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Volkstag Danzig — 1. Sitzung. Dienstag, den 9. Dezember 1930. 1 


1. Sitzung. 


Dienstag, den 9. Dezember 1930. 


genüber dem Staat und die Pflicht vor dem Ge- () 


wiſſen. (Bravo! rechts.) g 
Nach dieſen Worten, m. H. u. D. eröffne ich 
die erſte Sitzung des Volkstages der IV. Wahl- 
periode und rufe auf Grund der bisherigen Ge⸗ 
ſchäftsordnung des Volkstages nachſtehende Herren 
und Damen als Beiſitzer auf: Abg. Frau Mali⸗ 
kowſki, Herrn Abg. Wittenberg, Frau Abg. Dr. 
Semrau und Herrn Abg. Schwartz. Ich bitte Frau 


Ss; | Malifomjfi an ee 118 1 das 
P eite Protokoll und Herrn g. ittenberg an 

44, Alterspräſident Dr. Ziehm (Dat.) meiner linken Seite die Rednerliſte zu führen. 
Geſchäftliches e 


e Se 0) 
Wahl des Präſidenten und zweier Vizepräſidenten 
des Volks tages „ 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Dr. Thimm (Nat Soz.) zur Geſchäftsordnung : 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Or. Thimm (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung 
Kurowſti (Z.) zur Geſchäftsordnung. 
Annahme einer vorläufigen Geſchäftsordnung 
Wahl von acht Beiſitzeenn 
Bekanntgabe der Fraktionen des Volkstages 
Du Thimm (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung 
Plenikowſki (K. P.) zur Geihäftsordnung . 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Dr. Blavier (D. V. P.) zur Geſchäftsordnung 
Schwegmann (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Kloſſowſkti (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Friedrich, Heinz (Nat. Soz.) zur Geſchäfts⸗ 
DENT g ? e nae 
Plenikowſti (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Vertagung een 


do 


aan = Eee 
SOM SSO SSS SSO SSN 


3 ’ ’ 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch den 
Alterspräſidenten Dr. Ziehm eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Sawatzki, Dr. 
Wiercinſki; Oberregierungsrat Dr. Gallaſch. N 

Alterspräſident Dr. Ziehm (D. Nat.): M. H. u. 
D.! Gemäß $ 12 der Verfaſſung hat der Senat 
den neu gewählten Volkstag zu heute zu ſeiner 
erſten Sitzung einberufen. Nach der Geſchäftsord⸗ 
nung hat das älteſte Mitglied des Hauſes zunächſt 
den Vorſitz zu übernehmen. Nach der amtlichen 
Feſtſtellung bin ich das älteſte Mitglied des Hau⸗ 
ſes. Demnach liegt mir die Pflicht ob, Sie zu be⸗ 


grüßen. Ich will nicht viele Worte machen. Die 


heutige Zeit der Not erfordert Taten, auch vom 
Volkstag. Mir liegt nur eines am Herzen, dem 
Ausdruck zu geben, was uns heute alle bewegen 
muß (Zuruf des Abg. Plenikowſki), dem Gefühl 
der Verantwortung, die wir zu tragen haben. 
Unjer Amt legt uns Pflichten auf. Es wird heute 
zuviel von den Rechten geſprochen und zu wenig 
an die Pflichten gedacht. (Sehr gut! rechts). Die 
Pflichten des Abgeordneten ſind rechtlich nicht be⸗ 
ſtimmt und nach der Art des dem Abgeordneten 
obliegenden Amtes wohl auch rechtlich nicht be⸗ 
ſtimmbar. (Abg. Plenikowſki: Die Rechte der Ab⸗ 
geordneten ſehen Sie in Deutſchland!) Die dem 
Abgeordneten obliegende ſittliche Pflicht findet 
ihren Ausdruck in den Worten der Verfaſſung, daß 
die Abgeordneten ihrem Gewiſſen verantwortlich 
ind. 

Schwere Not liegt über unſerem Staate und 
über unſerem Volk. Der Volkstag wird ſehr bald 
vor dringende und eingreifende Entſcheidungen ge⸗ 
ſtellt werden. Denken wir immer daran, daß die 
Entſcheidungen des Volkstages ſo getroffen wer⸗ 


den, wie es uns die Pflicht gebietet, die Pflicht ge⸗ 


(Abg. Plenikowſki: Na alſo, Hakenkreuz und ſozial⸗ 
demokratiſche Nelke!) Ich habe dem hohen Hauſe 
ein Schreiben bekannt zu geben und bitte die Frau 
Schriftführerin, dies an den Herrn Präſidenten 
des Volkstages gerichtete Schreiben zu verleſen. 
Malikowfſki, Frau, Schriftführerin (S. P. D.): 

Durch das Ergebnis der Volkstagswahlen vom 
16 November d. Is. iſt die Baſis zerſtört worden, auf 
der die derzeitige Regierungskoalition ihre Exiſtenz 
begründete und von der aus ſie, geſtützt auf eine 
Mehrheit im Volkstag, eine erfolgreiche Politik für 
Volk und Staat betreiben konnte und betrieben hat. 

Nach parlamentariſchem Brauch hätten jetzt, der 
jeweiligen politiſchen Situation Rechnung tragend, 
alle Senatoren im Nebenamt dem Volkstag ihre 
Aemter zur Verfügung zu ſtellen. 

Wenn die parlamentariſchen Senatoren der So⸗ 
zialdemokratie bis heute im Amt geblieben ſind, ſo 
haben fie es aus dem Pflichtbewußtſein heraus ge- 
tan, die Arbeit ſolange weiter führen zu müſſen, wie 
es zur Bildung einer neuen Regierung notwendig iſt. 

Nachdem nunmehr rund drei Wochen ſeit der 
Volkstagswahl verfloſſen find, ohne daß die Parteien, 
die den Wahlkampf unter der Parole geführt haben 
„Fort mit der Sozialdemokratie aus der Regierung“ 
eine andere Regierung zuſtande gebracht haben, ſehen 
ſich die ſozialdemokratiſchen Senatoren im Nebenamt 
nicht mehr in der Lage, ihr Amt weiter zu führen, 
insbeſondere, da wichtige geſetzgeberiſche Maßnahmen 
unaufſchiebbar ſind und dieſe nach ſtändigem parla⸗ 
mentariſchem Brauch von einer Uebergangsregierung 
nicht erledigt werden können. 

Die Anterzeichneten erklären daher hierdurch 
ihren Austritt aus der Regierung und legen mit dem 
heutigen Tage ihre Aemter nieder. 
Danzig, den 4. Dezember 1930. 
Gehl, Behrend, Dr. Grünſpan, Klingenberg, Moritz, 
4 8 Müller, Plettner, Ramminger. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſfki.) 
Alterspräſident Dr. Ziehm: Gemäß einer 
Vereinbarung der Parteien ſchlage ich jetzt als 
Tagesordnung vor: 
1. Wahl des Präſidenten und zweier Vizepräſidenten 
des Volkstags. 
2. Annahme einer vorläufigen Geſchäftsordnung. 
5 3. Wahl von 8 Beiſitzern. a 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowfki. 5 
Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Wir erhe⸗ 
ben gegen die Faſſung dieſer Tagesordnung Ein⸗ 
ſpruch. Wir verlangen eine Erweiterung der Ta⸗ 
gesordnung, und zwar verlangen wir als letzten 
Punkt unſeren Antrag auf die Tagesordnung zu 
jegen — (Zuruf des Abg. Mau), aber entſchieden 
nicht ſo ſauber gebügelt, wie Ihr Anzug, — den 
Antrag der Kommuniſtiſchen Fraktion betr. Ge⸗ 
währung einer einmaligen Winterbeihilfe an die 
minderbemittelte Bevölkerung. Der Antrag iſt 
in Druckſache Nr. 5 enthalten. Wir haben bereits 
im Aelteſtenausſchuß beantragt, unſere Anträge 
auf die heutige Tagesordnung zu ſetzen. Es iſt 
durchaus ſtatthaft, daß auch in der erſten Sitzung 


(D) 


(A) 


(B) 
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über dieſe Anträge verhandelt wird. Wenn dem⸗ 
gegenüber heute eine bürgerliche Zeitung betont, 
daß dies nicht der Sinn der erſten Sitzung ſei, ſo 
erklären wir Kommuniſten, daß doch auch die 
bürgerlichen Parteien und die anderen Parteien 
immer wieder betont haben, daß hier die Rechte 
der Bevölkerung vertreten werden ſollen. Die Ar⸗ 
beiter, die Erwerbsloſen und Rentenempfänger 
leiden Not. Ein furchtbarer Winter ſteht vor der 
Tür, der ſo ungeheuerlich werden wird, wie noch 
niemals. Deshalb muß ſchnell geholfen werden. 
Wir können nicht warten, bis Herr Hitler ausge⸗ 
ſchlafen hat und Befehl gibt, daß hier eine Regie⸗ 
rung gebildet werden ſoll. Es muß ſchnell gehan⸗ 
delt werden. Es iſt zu erwarten, daß die Bildung 
der Regierung noch längere Zeit in Anſpruch neh⸗ 
men wird. Das heißt, man wird in nächſter Zeit 
keine Volkstagsſitzungen einberufen. Man wird 
nicht zu den wichtigſten Fragen für die Bevölke⸗ 
rung Stellung nehmen wollen. Weil heute der 
Volkstag zuſammengetreten iſt, hat er Gelegen⸗ 
heit, zu den Forderungen der Kommuniſtiſchen 
Partei Stellung zu nehmen. Aus dieſem Grunde 
beantragen wir, daß unſer Antrag in Druckſache 
Nr. 5 heute als letzter Punkt auf die Tagesord⸗ 
nung geſetzt wird. 

Alterspräſident Dr. Ziehm: Gegen die drei 
erſten Punkte iſt kein Widerſpruch erhoben; es iſt 
demgemäß beſchloſſen. Ueber den vierten Punkt 


wird der zu wählende Herr Präſident entſcheiden 


und eventuell einen Beſchluß des Hauſes herbei⸗ 


führen. Ich rufe den erſten Punkt der Tagesord⸗ 


nung auf: 
Wahl des Präſidenten und zweier Vize⸗ 
präſidenten des Volkstages. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Als Präſident 
des Volkstages bringe ich den Präſidenten Gehl 
in Vorſchlag. 

Alterspräfident Dr. Ziehm: Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe 
darauf hin, daß unſerem Antrage ſtattgegeben iſt, 
wenn ſich kein Widerſpruch erhebt. Nachdem die 
Punkte verhandelt worden find, können Sie nach⸗ 


her nicht das Haus befragen. Es iſt kein Wider⸗ 


ſpruch erfolgt, infolgedeſſen gilt unſer Antrag als 
auf die Tagesordnung geſetzt. 


Alterspräfident Dr. Ziehm: Herr Abg. Pie 
nikowſki, ich ſtelle feſt, daß Ihre Auffaſſung falſch 
iſt. Wir kommen jetzt zum erſten Punkt der Ta⸗ 
gesordnung. Es iſt der Herr Abg. Gehl vorge⸗ 
ſchlagen. Erhebt ſich dagegen Widerſpruch? (Ja! 
rechts) Da Widerſpruch erhoben wird, muß Zet⸗ 
telwahl erfolgen. (Zurufe bei den Kommuniſten 
und den Nationalſozialiſten.) Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Dr. Thimm. 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): In der 
erſten Sitzung der vorigen Wahlperiode hat der 
Herr Abg. Gehl betont, daß ſeine Fraktion als 
ſtärkſte die Pflicht habe, den Präſidenten des 
Volkstages zu ſtellen. Von einer ſolchen Pflicht 
kann keine Rede ſein. Davon ſteht nichts in der 
Geſchäftsordnung. Wohl aber ſteht im §8 7 der 
Geſchäftsordnung, daß die Mehrheit der abgege⸗ 
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benen Stimmen über die Wahl des Präſidenten (O) 


entſcheidet. Ihnen iſt bekannt, daß ſich die Bevöl⸗ 
kerung eine Rechtsregierung wünſcht und daß ſie 
aus den bisherigen Zuſtänden heraus will. Das 
empfindet ſie hier ebenſo wie in Deutſchland. Die 
Sozialdemokraten haben den Sozialismus in ein 
übles Licht gebracht. Daher werden wir einem 
Marxiſten unſere Stimme nicht geben. Die 
Stimmung in der Bevölkerung geht dahin, daß 
eine nationale Partei die Führung übernehmen 
ſoll. Infolgedeſſen ſchlagen wir als ſtärkſte natio⸗ 
nale Partei im Volkstag unſeren Abgeordneten 
von Wnuck zum Präſidenten vor. (Bravo!) 
Alterspräſident Dr. Ziehm: Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Volks⸗ 
tagsfraktion der Kommuniſtiſchen Partei Deutſch⸗ 


lands, Bezirk Danzig ſtellt bei der Wahl des 
Volkstagspräſidiums eigene Kandidaten auf. 
Die bürgerlichen Parteien haben im Aus⸗ 


ſchuß die Erklärung abgegeben, ſich dem bisheri⸗ 
gen Brauch zu fügen, nach dem das Präſidium ent⸗ 
ſprechend dem Stärkeverhältnis der Fraktionen 
beſetzt wird, wobei nur die Deutſchnationalen ſich 
die Entſcheidung vorbehielten. Im Auftrage der 
Sozialdemokratiſchen Partei verſicherte der Abg. 
Plettner wörtlich: „Ich brauche das für meine 
Fraktion wohl nicht beſonders zu betonen, wir 
handeln ſelbſtverſtändlich auch danach.“ (Hört, 
hört!) Trotz der Vorgänge bei der Wahl des Prä⸗ 
ſidiums im Reichstag haben mit dieſer Erklärung 
die Sozialdemokraten zum Ausdruck gebracht, daß 
ſie bereit ſeien, ihre Stimmen auch dem Kandida⸗ 
ten der Nationalſozialiſten zu geben, wenn dieſe 
ſich dem parlamentariſchen Brauch fügen würden. 
(Ausgeſchloſſen! bei den Nationalſozialiſten) So 
dokumentieren die Sozialdemokraten auch äußer⸗ 
lich ihre Bereitwilligkeit, mit dem Faſchismus ge⸗ 
meinſam zu marſchieren. 

[Wenn demgegenüber die Nationalſozialiſten 
| erklären, ihre Stimmen einem Kandidaten der 
Sozialdemokratie nicht zu geben, ſo drückt ſich in 
dieſer Stellungnahme nur der Streit um die Be⸗ 
ſetzung der Futterplätze in dieſem kapitaliſtiſchen 
Staatsapparat aus. (Zwiſchenrufe.) Zugleich ſu⸗ 
chen die Nationalſozialiſten damit ihre Scheingeg⸗ 
nerſchaft gegen die Sozialdemokratie, von der ſie 
ganz genau wiſſen, daß ſie den Marxismus längſt 
zum alten Eiſen geworfen hat, aufrechtzuerhal⸗ 
ten. (Iſt das Ableſen geſtattet? bei den Natio⸗ 
nalſozialiſten) Eine Erklärung abzuleſen iſt ge⸗ 
ſtattet. Wenn Sie länger hier ſind, werden Sie 
das erfahren. (Dann ſitzen Sie alſo ſchon länger 
an der Futterkrippe! bei den Nationalſozialiſten) 
— Daß die Nationalſozialiſten rückhaltlos auf 
ihre Grundſätze pfeifen, zeigt die Tatſache, daß 
ſie bei der Präſidentenwahl im Reichstag ihre 
Stimmen für einen Kandidaten gaben, deſſen 
Frau eine Jüdin iſt, der alſo nach nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Anträgen wegen Raſſeſchändung ins 
Zuchthaus gehörte. (Zwiſchenrufe) Daß die Stel⸗ 
lungnahme der Nationalſozialiſten zur Präſiden⸗ 
tenwahl nur vom Streit um die Futterplätze dik⸗ 
tiert wird, zeigt ihre Kuhhandelei mit den bür⸗ 
gerlichen Parteien. Sie ſind grundſätzlich bereit, 


den „verlumpten“ bürgerlichen Parteien zu Se⸗ 
natorenſeſſeln zu verhelfen, wenn dieſe 


einem 
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(A) Nationalſozialiſten ihre Stimme für den Präſi⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 


dentenſitz geben. (Zwiſchenrufe rechts und links). 
Genau ſo demagogiſch iſt die Stellungnahme der 
Deutſchnationalen. Auch ihr Handeln wird be⸗ 
ſtimmt durch den Streit um die Futterplätze. Sie 
haben bisher jedesmal bei der Wahl des Präſi⸗ 
diums ihre Stimmkarten für den Kandidaten der 
Sozialdemokratie abgegeben. Als der ſozialde⸗ 
mokratiſche Präſident Spill kommuniſtiſchen Ab⸗ 
geordneten wegen ihrer Angriffe auf den Völker⸗ 
bund und die faſchiſtiſche Pilſudſki⸗Regierung das 
Wort entzog und aus dem Saal werfen ließ, 
wurde dieſes Vorgehen bei der Abſtimmung aus⸗ 
drücklich von den Deutſchnationalen gebilligt und 
Unterſtützt. 

Trotz der ſcheinbaren Gegenſätze wird deshalb 
auch im neuen Volkstag die geſchloſſene Front 
von den Nationalſozialiſten bis zu den Sozialde⸗ 
mokraten gebildet werden, (Heiterkeit links.) 
— Lachen Sie nicht zu früh! Die zu früh lachen, 
werden nachher gewaltig weinen! — gegen die 
einzigen Vertreter der werktätigen Maſſen, gegen 
die Fraktion der Kommuniſtiſchen Partei. Die, 
Kommuniſtiſche Partei bringt deshalb durch die 
Aufſtellung eigener Kandidaten ihre unverſöhn⸗ 
liche Gegnerſchaft gegenüber dem Kapitalismus 
und ſeinen Lakaien zum Ausdruck. Nieder mit 
dem Faſchismus! Es lebe der Kommunismus! 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) | 

Alterspräſident Dr. Ziehm: Weitere Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Da gegen die Wahl 
durch Zuruf Widerſpruch erhoben iſt, muß die 
Wahl durch Abgabe von Stimmzetteln nach dem. 
Namensaufruf erfolgen. Ich bitte die Abgeordne⸗ 
ten, deren Name aufgerufen wird, einen verdeck⸗ 
ten Stimmzettel, der nur den Namen des Kandi⸗ 
daten, dagegen keine Anterſchrift tragen darf, in 
die Wahlurne zu legen. Die Wahlhandlung be⸗ 
ginnt. Ich bitte Frau Abg. Malikowſki, die Namen 
zu verleſen. (Geſchieht). Wünſcht noch jemand einen 
Stimmzettel abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
die Wahlhandlung iſt geſchloſſen. (Lebhafte Zwi⸗ 
ſchenrufe von der Zuhörertribüne) Ich bitte die 
Zwiſchenrufe zu unterlaſſen, ſonſt laſſe ich die Tri- 
büne räumen. (Zurufe der Abg. Langnau und 
Plenikowſti) M. D. u. H. Es find im ganzen 63 
Stimmzettel abgegeben. Davon haben bekommen 
der Abg. Gehl 34, der Abg. von Mnuck 21, der 
Abg. Plenikowſki 7. Außerdem iſt ein weißer Zet⸗ 
tel abgegeben. Die meiſten Stimmen hat demnach 
der Herr Abg. Gehl erhalten. Damit iſt Herr Abg. 
Gehl zum Präsidenten des Volkstages gewählt. 
Ich frage Sie, Herr Abg. Gehl, ob Sie die Wahl 
annehmen. (Abg. Gehl: Ich nehme die Wahl an!) 
Damit iſt mein Amt als Alterspräſident beendet. 
Ich lege das Amt in Ihre Hände, Herr Präſident 
und begrüße Sie im Namen des Volkstages. 


Präfident Gehl: Sehr geehrter Herr Alters⸗ 


präſident! Ich danke Ihnen für die freundlichen 
Worte, die Sie an mich gerichtet haben. Ich 


danke Ihnen aber auch im Namen des Volkstages 
dafür, daß Sie das Amt des Alterspräſidenten 
übernommen haben. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki) M. D. u. H. Die Mehrheit dieſes Hauſes 
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entgegengebrachte Vertrauen. — Ich habe die 
Wahl angenommen, obwohl es nach den bisheri⸗ 
gen Vorgängen hier im Hauſe wohl kein Vergnü⸗ 
gen ſein dürfte, Präſident des Volkstages zu ſein. 
(Abg. Plenikowſki: Wenn Sie ſo fortfahren wie 
Herr Spill, entſchieden nicht!) Ich werde aber die 
Geſchäfte des Volkstages in ſtrenger Objektivität 
führen und bitte, mich dabei möglichſt zu unter⸗ 
ſtützen. Es wird eine der erſten Aufgaben des 
Volkstages ſein, durch geeignete Beſchlüſſe dazu 
beizutragen, daß die Schwierigkeiten beſeitigt 
werden, (Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) in die 
der Freiſtaat durch die Weltwirtſchaftskriſe, die 
ſich hier beſonders kraß bemerkbar gemacht hat, 
hineingeraten iſt. Ueber die hierbei zu beſchlie— 
ßenden Maßnahmen werden die Meinungen der 
hier vertretenen politiſchen Parteien oft ſehr weit 
auseinander gehen. Ich bitte Sie aber, bei den 


Beratungen über die vielleicht ſchon in den näch⸗ 


ſten Tagen zu erwartenden Vorlagen den Boden 


der Sachlichkeit nicht zu verlaſſen und die Würde 


des Haus nicht zu untergraben. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Wir müſſen bei unſern Beratungen 
immer daran denken, daß wir hier in Danzig 
uns auf einem ſehr umſtrittenen heißen Boden be⸗ 
finden und berufen ſind, darüber zu wachen, daß 
unſere deutſche Kultur trotz der politiſchen Gren⸗ 
zen, die uns von unſerem Mutterlande trennen, 
keinen Schaden erleidet. (Abg. Plenikowſki: Das 
hat beſonders die Sozialdemokratie gezeigt!) 
Wenn wir uns alle in dieſem Sinne betätigen, 
wird es gelingen, und dann werden wir auch gute 
Arbeit für Volk und Staat leiſten. 

M. D. u. H.! Wir kommen nun zur Wahl eines 
Vizepräſidenten. Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Dr. Thimm. 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): Mit 
derſelben Begründung, daß die Mehrzahl der Be⸗ 
völkerung es erwartet, daß die ſtärkſte nationale 
Partei hier auch mitzureden hat, ſchlage ich den 
Abgeordneten von Wnuck als erſten Vizepräfiden⸗ 
ten vor. (Abg. Brill: Ich erhebe Widerſpruch!) 

Präſident: Es muß alſo Zettelwahl ſtattfin⸗ 
den. Ich bitte den Namensaufruf zu vollziehen. 
(Jetzt wählen die Bürgerlichen den Wnuck! — 
Abg. Plenikowſki: Natürlich! — Der Namensauf⸗ 
ruf wird vollzogen.) Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, der 
Wahlakt iſt geſchloſſen. Das Wahlergebnis iſt fol⸗ 


gendes: An der Wahl haben ſich 69 Damen und 


Herren beteiligt. Davon ſtimmten für den Abg. 
von Wnuck 44, für den Abg. Gaikowſki 16, für den 
Abg. Raſchke ſieben, für Frau Malikowſki ein Ab⸗ 


geordneter, außerdem iſt ein weißer Zettel abge⸗ 


geben worden. Demnach iſt Herr Abg. von Wnuck 
als erſter Vizepräſident des Volkstages gewählt. 


Ich frage den Herrn Abg. von Wnuck, ob er das 


Amt annimmt. (Abg. Plenikowſki: Natürlich! — 
Abg. von Wnuck: Ich nehme das Amt an!) Wir 
kommen nun zur Wahl eines zweiten Vizepräſi⸗ 
denten. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 
Abg. Kurowfki. 


Kurowfki, Abgeordneter (3.): Ich ſchlage 


hat mich ſoeben zum Präſidenten des Volkstages Herrn Abg. Gaikowſki vor! (Abg. Plenikowfki: 
die Wahl Wir widerſprechen!) 


gewählt. Ich danke für das mir durch 
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Präſident: Da Widerſpruch erhoben iſt, muß 
die Wahl durch Zettel erfolgen. Ich bitte den Na⸗ 
mensaufruf vorzunehmen. — (Geſchieht.) — Das 
Ergebnis iſt folgendes: An der Wahl haben ſich 
66 Damen und Herren beteiligt, davon entfallen 
auf Herrn Abg. Gaikowſki 56 Stimmen auf Herrn 
Abg. Kreft ſieben Stimmen. Außerdem ſind drei 
weiße Zettel abgegeben. Herr Abg. Gaikowſki iſt 
ſomit zum zweiten Vizepräſidenten dieſes Hauſes 
gewählt. Ich müßte nun Herrn Abg. Gaikowſki 
fragen, ob er die Wahl annimmt. Herr Abg. Ku⸗ 
rowſki hat an feiner Stelle mir vorhin mitgeteilt, 
daß Herr Abg. Gaikowſki krank iſt, daß er ſich aber 
bereit erklärt hat, die Wahl anzunehmen. Ich 
begrüße die beiden Herren Vizepräſidenten als 
meine Mitarbeiter. Wir kommen zum nächſten 
Punkt der Tagesordnung: 

Annahme einer vorläufigen Geſchäfts⸗ 
ordnung. n 

Gemäß einer Vereinbarung im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſchlage ich vor, daß der Volkstag nach der 
bisherigen Geſchäftsordnung bis auf weiteres ar⸗ 
beitet und dieſe Geſchäftsordnung einem ſofort zu 
bildenden Geſchäftsordnungsausſchuß überweiſt. 
Der Geſchäftsordnungsausſchuß ſoll nach der bis⸗ 
herigen Geſchäftsordnung zuſammengeſetzt und 
ſofort nach ſeiner Bildung vom Präſidenten 


zuſammenberufen werden. Er ſoll ſich zunächſt nur M 


mit den dringlichſten Aufgaben wie Stärke der 
Fraktionen und Ausſchüſſe und Unterſtützung bei 
Anträgen beſchäftigen. (Abg. Plenikowſki: Wir 
widerſprechen der Geſchäftsordnung!) Dann kom⸗ 
men wir zur Abſtimmung. Ich bitte diejenigen, die 
gemäß dem Beſchluß des Aelteſtenausſchuſſes ver⸗ 
fahren und die jetzige Geſchäftsordnung anwenden 
wollen, ſich von den Plätzen zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. 

Nach dem bisherigen Schlüſſel haben in den 
ſoeben eingeſetzten Geſchäftsordnungsausſchuß zu 
entſenden, die Sozialdemokratiſche Fraktion 5 
Mitglieder, die Nationalſozialiſten 3 Mitglieder, 
das Zentrum 3 Mitglieder, die Deutſchnationale 
Fraktion 2 Mitglieder, die Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion 2 Mitglieder und der Block der nationalen 
Sammlung 2 Mitglieder. Ich bitte, mir die Mit⸗ 
glieder möglichſt ſofort mitzuteilen. Ich werde 
dann den Ausſchuß gleichfalls ſofort einberufen, 
damit er die den veränderten Verhältniſſen an⸗ 
gepaßten brauchbaren Vorſchläge für die Abände⸗ 
rung der Geſchäftsordnung machen kann. Wir 
kommen nun zum dritten Punkt der Tagesord⸗ 


nung: 
Wahl von acht Beiſitzern. 


Nach der ſoeben angenommenen Geſchäftsord⸗ 
nung gehören zum Vorſtand des Volkstages 8 
Beiſitzer. Sie ſind nach dem Stärkeverhältnis von 
den einzelnen Fraktionen zu ſtellen, und zwar ent⸗ 
fallen auf die Sozialdemokratiſche Fraktion 3, auf 
die Nationalſozialiſten 1, die Zentrumsfraktion 1, 
die Deutſchnationalen 1, die Kommuniſten und 
Block der nationalen Sammlung je 1 Mitglied. 
Die betreffenden Fraktionen haben folgende Na⸗ 
men mitgeteilt: Von der Fraktion der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei die Herren Abg. Kruppke, 


Klingenberg, Frau Malikowſki, von der Fraktion 


der Nationalſozialiſten Herrn Abg. Wittenberg, 
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von der Fraktion der Zentrumspartei Frau Abg. 


Dr. Semrau, von der Fraktion der Deutſchnatio⸗ 
nalen Volkspartei Herrn Abg. Schwartz, von der 
Fraktion der Kommuniſtiſchen Partei Herrn Abg. 
Bartſch, von der Fraktion des Blocks der nationa⸗ 
len Sammlung Herrn Sukatus. Nach § 8 der 
Geſchäftsordnung gelten dieſe Abgeordneten da⸗ 
mit als gewählt. 

Wir kommen nun zu dem Geſchäftsordnungs⸗ 
antrag des Herrn Abg. Plenikowſki, den er zu 
Beginn unſerer heutigen Beratungen geſtellt hat 
und den ich zur Abſtimmung bringen will. Herr 
Abg. Plenikowſki will, daß die Druckſache Nr. 5 
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung kom⸗ 
men ſoll. Sie lautet folgendermaßen: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
In Anbetracht der ungeheuren Notlage wird der 

Senat aufgefordert, den Erwerbsloſen, Sozial- und 

Kleinrentnern, ſowie allen Fürſorgeberechtigten eine 

Winterbeihilfe auszuzahlen. Die Winterbeihilfe be⸗ 

trägt für die Hauptunterſtützungsempfänger 50 Gul⸗ 

den, für jeden Unterhaltungsberechtigten 15 Gulden. 

Empfänger von Waiſenrenten erhalten 15 Gulden. 


Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. 
Plenikowſki: Die große Koalition iſt fertig! Sie 
unterſtützen die große Koalition! Suchen Sie ſich 
den Stall, damit Sie in der Koalition unterkom⸗ 
men!) Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben nicht das 
ort. — 
Ich habe noch einige geſchäftliche Mitteilungen 
zu machen: Es haben ſich folgende Fraktionen ge⸗ 
bildet: Die Sozialdemokratiſche Fraktion mit 19 
Mitgliedern, die Fraktion der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Deutſchen Arbeiterpartei mit 12 Mitglie⸗ 
dern, die Zentrumsfraktion mit 11 Mitgliedern, 
die Deutſchnationale Fraktion mit 10 Mitglie⸗ 
dern, die Kommuniſtiſche Fraktion mit 7 Mit⸗ 
gliedern, die Fraktion des Blocks der nationalen 
Sammlung mit 7 Mitgliedern. Dieſer Fraktion 
hat ſich der Abg. Dr. Strunk als Gaſt angeſchloſſen. 
Der Gruppe der Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft 
iſt der Abg. Deutſch beigetreten, ſo daß die Gruppe 
jetzt 3 Mitglieder hat. Die drei ſtärkſten Fraktionen 
bitte ich, je einen Abgeordneten für den Bücherei⸗ 
Ausſchuß vorzuſchlagen. Das braucht nicht heute 
zu geſchehen, ſondern in den nächſten Tagen. 
Wir ſind am Schluß der Tagesordnung ange⸗ 
langt. Gemäß einer Vereinbarung im Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlage ich vor, daß der Präſident ermäch⸗ 
tigt wird, den Tag der nächſten Sitzung und die 
Tagesordnung feſtzuſetzen. (Abg. Plenikowſki: 
Wir widerſprechen!) Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Dr. Thimm. 
Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): Herr 
Spill, der vorige Präſident, hat die Plätze für die 
Fraktionen beſtimmt. Danach haben wir den rech⸗ 
ten Flügel. In der Sitzung des Aelteſtenaus⸗ 
ſchuſſes iſt unſer Vertreter dabei geweſen. Die 
Deutſchnationalen erhoben dagegen Einſpruch, ſie 
hätten den Platz liebgewonnen und wollten ihn 
daher behalten. (Abg. Schwegmann: Das haben 
wir nicht geſagt!) Sie begründeten ihren Wunſch 
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jedenfalls damit, daß ſie dieſen Platz früher gehabt 


haben. Wir erkennen eine Kontinuität zwiſchen 
den einzelnen Seſſionen nicht an. Zweitens ſpricht 
für uns, daß die Nationalſozialiſten im Reichstag 
unbeſtritten den rechten Flügel haben. Ebenſo 
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(Dr. Thimm, Abgeordneter) 


-(A) ſpricht die öffentliche Meinung dafür. Wenn wir nalen auf die Plätze auf der äußerſten Rechten iſt 


: {B 


gegenüber der Internationale, die die Straße für 
ſich gepachtet zu haben glaubt, die Straße für die 
nationalen Deutſchen verfechten müſſen, jo haben 
wir das Recht auf dem auf dem äußerſten rechten 
Flügel Ihnen (nach links] gegenüber zu ſtehen. 
Sie, Herr Abg. Plenikowſki, haben ſelbſt in dieſem 
Sinne zum Herrn Präſidenten Spill geſprochen. 

Präſident: Ich möchte zunächſt darauf aufmerk⸗ 


ſam machen, daß dieſer Punkt, den Sie eben ange⸗ 
ſchnitten haben, nicht zur Verhandlung ſtand. Ich 


hatte vorgeſchlagen, den Präſidenten zu ermäch⸗ 
tigen, die Tagesordnung und den nächſten Tag 
der Sitzung feſtzuſtellen. Zu dieſen Punkt hätten 
Sie reden dürfen. Das wollte ich Ihnen nur ſagen. 
Zur Geſchäftsordnung hat zunächſt das Wort Herr 
Abg. Plenikowſfti. 

Plenikawfki, Abgeordneter (K. P.): Die ſoge⸗ 
nannte Arbeiterpartei mit dem Hakenkreuz ſchlägt 
ſich hier mit den Deutſchnationalen um die Plätze 
herum und betrachtet das als ihre wichtigſte Auf⸗ 
gabe. (Der Präſident unterbricht den Redner. — 
Zurufe.) Wir ſehen deutlich, wie Sie (zum Präſi⸗ 
denten) gegen Kommuniſten und wie Sie gegen 
Hakenkreuzler arbeiten wollen. 


Präſident: Die Herren ſind zum erſtenmal im 
Volkstag und kennen die Geſchäftsordnung daher 


noch nicht. (Heiterkeit.) 


Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Das wird 


ſo bleiben. Sie (zu den Nationalſozialiſten) wer⸗ 
den immer vom Herrn Präſidenten rückſichtsvoll 


behandelt werden. Das zeigt allein ſchon, daß nur 


wir hier wirklich die Intereſſen der werktätigen 


Bevölkerung zum Ausdruck bringen. Wir bean⸗ 


tragen deshalb, daß der Volkstag bereits morgen 
1 mit folgender Tagesordnung zuſam⸗ 
mentritt: 


1. Antrag auf Gewährung einer Winterbeihilfe, 


Druckſache Nr. 5 


2. Antrag auf Kürzung der Rieſengehälter und Rie⸗ 
ſenpenſionen, Druckſache Nr. 4. 


Das iſt doch Ihre Forderung. (Abg. Dr. Blavier: 


Wir werden ſchon mithelfen, beſonders bei den 


Herren Lehrern! — Heiterkeit.) 

3. Antrag auf Erhebung einer Sonderſteuer für 
große Vermögen und hohe Einkommen. Druck⸗ 
ſache Nr. 3. + > 

Die Tantiemen der ſozialdemokratiſchen Aufſichts⸗ 
räte ſind auch darin enthalten. a 
4. Antrag auf Vorlage eines Geſetzes über die Be⸗ 
kämpfung der Erwerbsloſigkeit, Druckſache Nr. 2. 
Das iſt auch Ihr Antrag — Verkürzung der Ar⸗ 
beitszeit. 

5. Geſetz über die Gewährung von Straffreiheit, 

Druckſache Nr. 10. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Der 
Herr Präſident wird mir geſtatten, daß ich zu den 
geſchäftsordnungsmäßigen Ausführungen des 
Herrn Abg. Dr. Thimm etwas ſage, weil die Sache 
angeſchnitten worden iſt. Die Deutſchnationale 
Fraktion beanſprucht den Platz auf der äußerſten 
Rechten, weil ſie die äußerſte rechte Partei iſt. Die 
Nationalſozialiſten haben immer geſagt, daß ſie 
weder eine Rechtspartei noch eine Linkspartei ſind. 
Der frühere nationalſozialiſtiſche Abgeordnete hat 
in der Mitte geſeſſen. Das Recht der Deutſchnatio⸗ 


auch im Deutſchen Reichstag anerkannt. Wenn 
auch dort nachher durch eine freundliche Verſtän⸗ 
digung den Nationalſozialiſten die Plätze bis auf 
weiteres überlaſſen worden ſind, ſo wurde doch 
ausdrücklich geſagt, daß das Recht der Deutſch⸗ 
nationalen auf die Plätze auf der äußerſten Rech⸗ 
ten gewahrt bleibt. Sie wiſſen ja alle, wie ſchwie⸗ 
rig die Platzfrage im Reichstag iſt. Daher haben 
wir die Plätze mit Recht hier mit Zuſtimmung des 
Herrn Präſidenten erhalten, der allein darüber zu 
beſtimmen hat. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Herr Abg. Dr. Blavier. 


Dr. Blavier, Abgeordneter (D. V. P.): Der 
Streit zwiſchen den Nationalſozialiſten und der 
Deutſchnationalen Volkspartei geht uns im Hauſe 
nichts an. Aber, um der Gerechtigkeit die Ehre zu 
geben: Im Aelteſtenausſchuß ſtand man unter dem 
Eindruck, daß zweifellos die Nationalſozialiſten 
den äußerſten rechten Platz bekommen ſollten. Wir 
bekamen ein Blatt mit den Farben vorgelegt. Da 
waren die Nationalſozialiſten ganz rechts einge⸗ 
zeichnet. Ich habe unbedingt aus den Aeußerungen 
des Herrn Präſidenten Spill entnommen, daß die 
Sache in dieſem Sinne erledigt geweſen iſt. Inſo⸗ 


Präsident: M. D. u. H.! Nach der Aenderung 
der Verfaſſung hatte der bisherige Präſident des 
Volkstags die Geſchäfte des Hauſes bis zum Zu⸗ 
ſammentreten des neuen Volkstags zu führen. Die 
Entſcheidung über die Platzverteilung iſt von ihm 
erfolgt. Ich habe keine Veranlaſſung, dieſe Ent⸗ 
ſcheidung abzuändern; es ſei denn, daß die beiden 
Fraktionen ſich entſprechend ihren Wünſchen ver⸗ 
ſtändigen. Wenn das nicht geſchieht, ſo möchte ich 
Sie bitten, Ihre Plätze einzunehmen, die Ihnen 
der frühere Präſident des Hauſes angewieſen hat. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Schwegmann. 


Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Ich 
möchte nur zur Aufklärung folgendes bemerken: 
Die Platzverteilung iſt durch den Herrn Präſiden⸗ 
ten in folgender Weiſe erfolgt. Das Büro des Hau⸗ 
ſes hat zunächſt einen Entwurf angefertigt, der 
allen Parteien zugeſtellt worden iſt. Dann hat der 
Herr Präſident auf Grund eines begründeten Ein⸗ 
\pruches der Deutſchnationalen Fraktion in dem 
Sinne entſchieden, wie die Verteilung jetzt iſt. 
(Rachdem alle draußen waren! bei den National⸗ 
ſozialiſten.) Der Aelteſtenausſchuß hat keine Be⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen. 

8 Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kloſ⸗ 
owſki. 

Kloſſowſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Der frühere Präſident des Hauſes hat meiner 
Ueberzeugung nach das Richtige getroffen, als er 
die Nationalſozialiſten auf die rechte Seite ſetzen 
wollte. Ich will annehmen, daß Sie dadurch auch 
zur Kenntnis bekommen haben, daß die Sozialde⸗ 
mokraten immer recht haben. (Heiterkeit. — Dies⸗ 
mal ja! bei den Nationalſozialiſten.) In dieſem 
Hauſe wird Ihnen ſehr oft Gelegenheit zum Stu⸗ 
dium gegeben werden, daß die Sozialdemokraten 
auch in Zukunft ſehr oft recht haben werden. Wir 
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fern haben die Nationalſozialiſten zweifellos recht. 
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nehmen an, daß Sie die notwendigen Lehren aus 
dieſen Geſchehniſſen ziehen. 


Bei der Ideengemeinſchaft, die auf der rechten 
Seite herrſcht, kann man doch ſagen, daß hier nur 
ein kleiner Familienſtreit vorliegt. Wenn es ſich 
um den Streit einer Familie handelt, ſo geht es 
das Parlament nach meiner Meinung nichts an. 
Die Zeit der Abgeordneten iſt zu wichtig, um Fa⸗ 
milienſtreitigkeiten zu erledigen. Nichts liegt 


näher, als daß ſich die Familie auf der rechten 


Seite einigt. Ich mache Ihnen einen Vorſchlag zur 
Güte. Wenn der Volkstag Mittwoch tagt, ſitzen die 
Nationalſozialiſten rechts, und wenn der Volkstag 
Donnerstag tagt, wechſeln ſie die Plätze. (Heiter⸗ 
keit. — Abg. Dr. Blavier: Jeder Deutſchnationale 
nimmt einen Nationalſozialiſten auf den Schoß! 
— Erneute Heiterkeit.) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Heinz Friedrich. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es 
iſt in der Tat richtig, wenn mein Parteigenoſſe Dr. 
Thimm darauf hinwies, daß im Reichstag die 
Platzverteilung ſo iſt, daß die Nationalſozialiſtiſche 


Deutſche Arbeiterpartei den rechten Flügel bildet. 


Das kann nicht beſtritten werden, das iſt eine offen⸗ 
kundige Tatſache. Uns wurde geſagt, daß über die 
Platzfrage der Präſident entſcheidet. Die Entſchei⸗ 
dung iſt tatſächlich im Aelteſtenausſchuß gefallen. 
Die Entſcheidung des Aelteſtenausſchuſſes kann für 
uns um ſo weniger maßgeblich ſein, als wir als 
Fraktion in ihm nicht vertreten waren. Der Aelte⸗ 
ſtenausſchuß iſt aber zweifellos eine Vertretung der 
Fraktionen. Ich möchte die Herren von der Deutſch⸗ 
nationalen Fraktion fragen, ob ſie es wünſchen 
und als eine Errungenſchaft begrüßen, wenn dieſe 
Platzfrage zum Streitobjekt zwiſchen den beiden 
rechtsſtehenden Parteien gemacht wird, die im 


Volkstag und außerhalb des Volkstags zu ihrer 
Unterſtützung berufen find. Es kann aber nicht 
ſcharf genug darauf hingewieſen werden, daß die 
Platzfrage geeignet iſt, das wünſchenswerte Ver⸗ 
hältnis zu trüben. Es trifft auch zu, daß die Platz⸗ 
verteilung im früheren Volkstage in keiner Weiſe 
maßgeblich iſt. Es gibt rechtlich keine Kontinuität 
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zwiſchen zwei Seſſionen. Es beſteht auch kein 
Grund, von der Platzverteilung, wie ſie in dem 
ſonſt vorbildlichen Parlament, im Deutſchen 
Reichstag, üblich iſt, abzuweichen. Es wird nach 
meiner Meinung offenbar nur verſucht, die Brond⸗ 
fackel des Streits zwiſchen die beiden Fraktionen 
zu werfen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt wirk⸗ 
lich ein ſehr intereſſantes Schauſpiel, das der 
Volkstag bei ſeiner erſten Sitzung bietet. Das 
zeugt von der „Würde“ dieſes Hauſes, und am 
würdigſten“ betragen ſich diejenigen, die ſich dazu 
berufen fühlten, dieſen Stall auszumiſten. (Zuruf 
des Abg. Dr. Blavier.) Herr Dr. Blavier, Sie 
unterſtützen ja dieſe Leute drüben! Eins muß feſt⸗ 
genagelt werden. Herr Dr. Blavier, Sie gehören 
auch zu den Leuten, die den Antrag ablehnten, den 
wir ſtellten, daß heute noch über die Not der Er⸗ 
werbsloſen beraten werden ſollte. Da waren es 
alle Parteien von den Nationalſozialiſten bis zu 
den Sozialdemokraten, die erklärten, ſie hätten 
keine Zeit dazu; aber ſtundenlang über eine Dreck⸗ 
frage diskutieren, das können Sie. Wir werden 
alle unſere Kräfte einſetzen, daß bald ein Streit 
über dieſe Plätze hier nicht mehr entbrennen darf, 
weil dann nur Arbeiter auf dieſen Plätzen ſitzen 
werden. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten. — 
Zwiſchenrufe rechts.) 

Präſident: Dies Intermezzo mag jetzt erledigt 
ſein. Ich werde nun über den weiteſtgehenden An⸗ 
trag abſtimmen laſſen. Das ſcheint mir der Antrag 
des Herrn Abg. Plenikowſki zu fein, der morgen 
tagen will, mit der Tagesordnung, die er hier ver⸗ 
leſen hat und die 5 Punkte enthält. Ich werde über 
dieſen Antrag abſtimmen laſſen. Ich bitte diejeni⸗ 
gen, die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
darf annehmen, daß es bei meinen Vorſchlägen 
bleibt. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 17 Uhr 5 Minuten.) 
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Weſchäftlic hes rue 
e von der Amtsniederlegung der Sena⸗ 
toren im Nebenamt Jahr und Penner (B. A. G.) 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 
Plenikowſki (K. P) zur Geſchäftsordnung 
Bericht des Geſchäftsordnungsausſchuſſes über die 
Geſchäftsordnung. (Druckſache Nr. 23) 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
n uch, 8 
Plenikowſki (K. P.) 
Bildung der Ausſchüſſe. (S 15 der G. O.) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Rechtsverhältniſſe der Mitglieder des Senats. 
(Druckſache Nr. 26) r 
r 
Ordnungsruf für den Abg. Greifer (Nat. Soz.) 
Friedrich, G. (Nat. Soz.) . - 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) 
Ordnungsruf für den Abg. Mau (S. P. D.) 
e, e 
Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. betr. Zahlung 
einer Winterbeihilfe an Erwerbsloſe uſw. 
eie 8 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
ae, er: 
Antrag des Abg. Serotzki u. Fr. betr. Zahlung einer 
Winterbeihilfe an Hafenarbeiter. (Druckſache 


N ; 
Bartſch (K. P.) 
Serotzki (K. P.) 


Mie ct e 
„ für den Abg. Plenikowſki 


Dr. Wiercinſki⸗Keiſer, Senator 
Kloſſowſki (S P. D.) 
Plenikowſki (K. P.) 
Plenikowſki (K. 

6. Erſte Beratung folgender Geſetzentwürfe 

a) Geſetz über die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 

haltsplans der Freien Stadt Danzig für das 
Rechnungsjahr 1931. (Druckſache Nr. 13) 


b) Geſetz über Schuldentilgung (Drudiahe Nr. 14) 2 


e) Geſetz über die Aenderung der Dienſt⸗ und 
Verſorgungsbezüge der Beamten pp. (Druck⸗ 
ſache Nr. 15) . 


d) Geſetz zur Aenderung des Umſatzſteuergeſetzes 
Douche er , 8 
e) Geſetz zur Aenderung des Lohnſummenſteuer⸗ 
geſetzes. (Druckſache Nr. 17) 
4) Geſetz zur Aenderung des 
geſetzes (Druckſache Nr. 1559 
g) Geſetz zur Aenderung des Gewerbeſteuerge⸗ 
ſeze (Drucleme Site ß ee 
h) Gejeß zur Aenderung des Erbſchaftsſteuerge⸗ 
ſezes (Drucſache Nr ) 8 
i) Geſetz zur Aenderung des Geſetzes zur Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot vom 27. März 
daher 88 
k) Geſetz über Aenderungen in der Krankenver⸗ 
ſicherung (Druckſache Nr. 222: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über einen 
Notzuſchlag zur Vermögenssteuer nach dem 
Geſetz vom 12, März 1926. — Arantrag des 
Abg. Brill u. Fr. (Druckſache Nr. 34 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 
rung des Einkommenſteuergeſetzes. — Uran⸗ 
trag des Abg. Brill u. Fr. (Druckſache Nr. 35) 
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Vertagung 


Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 


den Präſidenten Gehl eröffnet. 


OR 
Scheunemann; Oberregierungs- 
Winter; Oberregierungsräte Dr. Gallaſch, Gren⸗ 


Am Regierungstiſch: 


Senatoren Dr. Althoff, 
Wiercinſki⸗Keiſer; 


Staatsräte Lademann, 
und Finanzrat 


tzenberg, Dr. Hemmen. 

Präſident: Ich eröffne die zweite Vollſitzung. 
Ich habe dem Hauſe zunächſt einige geſchäftliche 
Mitteilungen zu machen. Herr Abg. Sawatzki hat 
die Wahl zum Mitglied des Volkstags nicht ange⸗ 
nommen. Nach einer Mitteilung des Wahlleiters 
iſt Herr Johannes Günther, Prinzlaff, zum Mit⸗ 
glied des Volkstags berufen worden. Herr Gün⸗ 
ther hat die Berufung angenommen. Er war be⸗ 
reits in der erſten Sitzung des Volkstags anwe⸗ 
ſend. Die Herren Senatoren im Nebenamt Jahr 
und Penner haben ihr Amt niedergelegt. Ich bitte 
den Schriftführer, das diesbezügliche Schreiben zu 
verleſen. 


Kruppke, Schriftführer (S. P. D.): 


Danzig, den 18. Dezember 1930. 
Sehr geehrter Herr Präſident! 

In der Anlage geſtatten wir uns ergebenit, 
Ihnen die Abſchrift eines an den Herrn Präſidenten 
des Senats gerichteten Schreibens zu überreichen. 
Zugleich bitten wir Sie ergebenſt, von unſerm Aus⸗ 
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(Kruppte, Schriftführer) 
tritt aus der Regierung Kenntnis zu nehmen und 
dem Volkstag die entſprechende Mitteilung zu machen. 
Mit der Verſicherung unſerer vorzüglichſten 
Hochachtung 
Jahr, Penner. } 
Präſident: Dann habe ich zu der urſprünglich 
feſtgeſetzten Tagesordnung auf Wunſch des Senats 
noch einen Nachtrag herausgegeben. Ich bitte den 
Herrn Schriftführer, auch dies Schreiben zu ver- 
leſen. 
Kruppke, Schriftführer (S. P. D.): 
Rn Danzig, den 20. 12. 1930. 
An den 


Präſidenten des Volkstages . 
hier. 

Am 15. d. Mts. haben wir dem Volkstag Geſetz⸗ 
entwürfe über die Feſtſtellung des Staatshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1930 über Schuldentil⸗ 
gung ſowie über Aenderung der Dienſt⸗ und Ver⸗ 
ſorgungsbezüge der Beamten uſw., des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes, des Lohnſummenſteuergeſetzes, des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes, des Gewerbeſteuergeſetzes, des Erb⸗ 
ſchaftsſteuergeſetzes, des Geſetzes zur Bekämpfung der 
Wohnungsnot und der Krankenverſicherung überreicht. 

Mit Rückſicht auf die beſondere Dringlichkeit, auf 
die wir auch in der Begründung zu dem Geſetz über 
Schuldentilgung mit Nachdruck hingewieſen haben, 
bitten wir, die obigen Geſetzentwürfe noch auf die 
Tagesordnung des Volkstags vom 23. d. Mts. ſetzen 
zu wollen, und zwar alsbald nach dem Abſchnitt der 
Tagesordnung, der den Geſetzentwurf 
Rechtsverhältniſſe der Senatsmitglieder betrifft. 

% Sahm. Kamnitzer. 
Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
hinter Punkt 6 als Punkt 6a und b die Uranträge 
in den Drucksachen Nr. 34 und 35 zu ſetzen, damit 
dieſe beide heute noch beraten werden können. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, daß der jetzt auf der Tagesordnung ſtehen⸗ 
de Punkt 4 als Punkt 3 und der Punkt 5 als 
Punkt 4 behandelt wird, daß dementſprechend der 
jetzige Punkt 3 erſt als Punkt 5 behandelt wird, 
und zwar aus folgenden Gründen: Wir wollen, 
daß die Zahlung der 


und zu der Frage der Winterbeihilfe Stellung zu 
nehmen. Weiter beantragen wir, daß der Punkt 6 
von der Tagesordnung geſtrichen wird und daß 
ſtatt deſſen die Anträge in den Druckſachen 2, 3, 
4 und 10 auf die Tagesordnung geſetzt werden. 


Wenn Herr Brill hier beantragt hat, die Tages⸗ 
aus den 


ordnung umzuſtellen und die Anträge 
Druckſachen 34 und 35, ich glaube, dieſe Nummern 
ſind es, auf die Tagesordnung zu ſetzen, dann wei⸗ 
ſen wir darauf hin, daß unſere Anträge die älte⸗ 
ſten ſind und daß der Präſident es nicht für not⸗ 
wendig gehalten hat, dieſe Anträge auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Jedenfalls haben unſere An⸗ 
träge, wenn wir „parlamentariſch“ reden wollen, 
das Recht, als erſte behandelt zu werden. 
Präſident: Es iſt reichlich viel, was hier be⸗ 
antragt wird. Ich habe nicht mitſchreiben können 
und bitte, die Anträge ſchriftlich einzubringen. Ich 
habe folgendes verſtanden. Der Abg. Brill will 
eine Erweiterung der Tagesordnung, und zwar 
ſollen die Druckſachen Nr. 34 und 35 als Punkt 6a 
auf die Tagesordnung geſetzt werden, alſo hinter 


über die 


das 


Winterbeihilfe möglichſt 
ſchnell erfolgt. Wir wollen deshab dem Ausſchuß 
Gelegenheit geben, heute noch zuſammenzutreten 


der heutigen Tagesordnung verhandelt werden. 
Das darf nur geſchehen, wenn niemand wider⸗ 
ſpricht. (Abg. Schwegmann: Als letzter Punkt?) 
Jawohl! Widerſpruch höre ich nicht Es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. (Abg. Plenikowſki: Natürlich!) Ich habe 
eben die Anträge des Herrn Abg. Brill behandelt, 
und Widerſpruch war nicht geltend gemacht. Dieſe 
beiden Punkte ſind alſo noch auf die Tagesord⸗ 
nung geſetzt worden. Nun hat Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, wenn ich ihn richtig verſtanden habe, be= 
antragt. daß der Punkt 3 unſerer heutigen Tages⸗ 
ordnung als Punkt 5 behandelt werden ſoll. Habe 
ich es richtig verſtanden? (Abg. Plenikowſki: Ja!) 
Das kann geſchehen, wenn niemand widerſpricht. 
(Wir widerſprechen! rechts.) Wird der Wider— 
ſpruch unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. 
Eine Umſtellung der Tagesordnung iſt nicht mög⸗ 
lich. Iſt das der Antrag hier auf dem Zettel? 
(Abg. Plenikowſki: Ja! Die Senatspenſionen 
gehen vor!) Sie wollen auf die Tagesordnung die 
Druckſachen Nr. 2, 3, 4 und 10 geſetzt haben. Sie 
ſollen hinter Punkt 6a verhandelt werden. (Abg. 
Plenikowſki: Nein, wir hatten beantragt, Punkt 6 
von der Tagesordnung abzuſetzen und ſtatt deſſen 
die Anträge zu behandeln, die wir geſtellt haben. 
Wenn das nicht geſchieht, ſollen ſie hinter Punkt 
5 kommen!) Alſo Herr Plenikowſki beantragt, den 
Punkt 6 unſerer heutigen Tagesordnung zu ſtrei⸗ 
chen. Darüber muß das Haus entſcheiden. Wer die⸗ 
ſem Antrag zuſtimmt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Danke, (Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. (Abg. Plenikowſki: Die Nazis find für die 
Hungergeſetze!) Jetzt ſteht die Tagesordnung, wie 
ich ſie aufgeſtellt habe, feſt, dazu kommen die bei⸗ 
den Druckſachen des Abg. Brill. Sie haben weiter 
beantragt, die Druckſachen 2, 3, 4 und 10 als 
Punkt 5a auf die Tagesordnung zu ſetzen. (Abg. 
Heinz Friedrich: Was ſoll da hinkommen?) Die 
Druckſachen 2, 3, 4 und 10. Das kann nur geſchehen. 
wenn niemand widerſpricht. (Wir widerſprechen! 
links.) Damit iſt der Antrag abgelehnt. Wir kom⸗ 
men nun zu Punkt 1: 
Bericht des Geſchäftsordnungsausſchuf⸗ 
ſes über die Geſchäftsordnung. 
Druckſache Nr. 23. Zu dem Ausſchußantrag liegt 
ein ſchriftlicher Antrag vor, der noch nicht gedruckt 
werden konnte, weil er eben erſt eingegangen iſt. 
Ich werde ihn daher verleſen: 
Abänderungsantrag zur Druckſache Nr. 23, Bericht 
des Geſchäftsordnungsausſchuſſes. 
§ 77 iſt wie folgt zu ändern: 

Ziffer 1 Zeile 4 ſtatt „fünfzehn“ „fünf“ zu ſetzen. 

Es handelt ſich alſo darum, daß bei der Unter⸗ 
ſtützung für namentliche Abſtimmungen nicht zehn, 
wie der Geſchäftsordnungs⸗Ausſchuß beſchloſſen 
hat, ſondern nach dieſem Antrag nur fünf Abge⸗ 
ordnete in Frage kommen. (Wer beantragt das? 
beim Zentrum.) Der Herr Abg. Plenikowſki und 
Fraktion. Das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Ge⸗ 
ſchäftsordnung iſt ja auch nur ein Mittel, die For⸗ 
derungen zu unterdrücken, die hier eingereicht wer⸗ 
den, um die Intereſſen der werktätigen Bevölke⸗ 
rung wahrzunehmen. Das haben wir jetzt bei der 
Abſtimmung ganz klar und deutlich geſehen. Denn 
ſogar dieſe Geſchäftsordnung, die wir jetzt haben, 
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(Plenikowſki, Abgeordnter) 

ſieht vor, daß die Anträge jo zur Verhandlung 
kommen ſollen, wie ſie eingereicht werden, mög⸗ 
lichſt nach dieſen Geſichtspunkten Wir waren die 
erſten, die Anträge eingereicht haben, auch zum 
Sanierungsprogramm. Dieſe Anträge tragen die 
Nummern 2, 3, 4 uſw. Heute hat ſich der Volkstag 
dagegen ausgeſprochen. Aber Anträge der Regie⸗ 
rung, der Mordplan und andere Anträge, wurden 
widerſpruchslos auf die Tagesordnung geſetzt. An⸗ 
träge, die zuerſt eingereicht werden, aber wirklich 
den Mehrheitswillen der Bevölkerung zum Aus⸗ 
druck bringen, werden abgelehnt. Anträge, gegen 
die die geſamte Bevölkerung bereits lebhafteſten 
Proteſt erhoben hat, nämlich die Mordpläne des 
Senats, werden auf die Tagesordnung geſetzt, und 
man duldet das. Das zeigt ja auch den Wert der 
Geſchäftsordnung; denn nach ihrem Sinn wäre 
das nicht zuläſſig. Man müßte jedenfalls die zu⸗ 
erſt eingereichten Anträge zum mindeſten dann 
auch auf die Tagesordnung ſetzen. 


Nun ſind einige Abänderungen vorgenommen 
9 


worden, die die Geſchäftsordnung natürlich nicht 
irgend wie verbeſſern werden, ſondern ſie noch ver⸗ 
ſchlechtern. Was ſoll denn die Geſchäftsordnung? 
Sie iſt natürlich auch nur ein Mittel, um hier das 
Klaſſenintereſſe wahrzunehmen, das Intereſſe der 
Klaſſe, die herrſcht, das iſt die beſitzende Klaſſe, 
das Kapital. Das Intereſſe dieſer Klaſſe ſoll hier 
wahrgenommen werden und darum auch dieſe Ge⸗ 
ſchäftsordnung. Dagegen ſollen die Proteſte und 
Forderungen der Vertreter der werktätigen Kreiſe 
hier unterdrückt werden. Ganz beſonders kraß tritt 
die Geſchäftsordnung als ein Inſtrument einer 
Klaſſe in Erſcheinung, wenn ſich die Klaſſengegen⸗ 
läge zuſpitzen. Die Klaſſengegenſätze ind zweifel- 
los außerordentlich ſcharf geworden. Je mehr ſie 
ſich verſchärft haben, um ſo brutaler wurde die Ge⸗ 
ſchäftsordnung einſeitig für die Intereſſen der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe gegen das Intereſſe der werktäti⸗ 
gen Bevölkerung angewandt. Wir haben nur 
einen einzigen Abänderungsantrag geſtellt, und 
zwar handelt es ſich um die Frage, wieviel Abge⸗ 
ordnete notwendig ſind, um eine namentliche Ab⸗ 
ſtimmung herbeizuführen. Bisher waren 15 Abge⸗ 
ordnete notwendig, jetzt ſollen 10 dazu erforderlich 
ſein. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß auch 


dieſe Zahl viel zu hoch iſt. Der Volkstag ſteht in 


dieſer Beziehung ſogar noch gegenüber den Ge⸗ 
ſchäftsordnungsbeſtimmungen des Reichstages zu⸗ 
rück; denn die Geſchäftsordnungsbeſtimmungen 
des Reichstages ſehen nicht entfernt prozentual 
eine derartige Anzahl von Abgeordneten vor, d. h. 
es genügt eine weit geringere Zahl von Abgeord⸗ 
neten, um eine namentliche Abſtimmung herbei⸗ 
zuführen. Wir haben natürlich großes Intereſſe 
daran, bei ganz beſtimmten Fragen eine nament⸗ 
liche Abſtimmung herbeizuführen. Beſonders die 
Zentrumsleute geben ſich immer als Verteidiger 
des Parlaments und der bürgerlichen Demokratie 
aus. ( Abg. Weiß: Sie find es doch nicht!) Wir find 
es beſtimmt nicht, aber Sie erheben doch den An⸗ 
ſpruch darauf. Da müßten Sie doch wenigſtens auf 
dem Standpunkt ſtehen, daß bei Abſtimmungen, 
ob ſie in Ihren Augen wichtig ſind oder nicht, aber 
die doch von einer Fraktion, von Volksvertretern 
eingereicht werden, wenigſtens die Abgeordneten 


dabei ſein müßten. Sie werden aber ſelbſt als 
alter Parlamentarier zugeben müſſen, daß wir 
nicht einmal, ſondern wiederholt, ganz beſonders 
in den letzten Jahren das Schauſpiel erlebt haben, 
daß bei wichtigen Abſtimmungen im Volkstag von 
den 120 Abgeordneten vielleicht gerade 10 anwe⸗ 
ſend waren. Um wirklich immer eine Klarheit her⸗ 
beizuführen, wer für oder gegen einen Antrag 
iſt, muß es wenigſtens einer Fraktion möglich 
ſein, eine namentliche Abſtimmung herbeizufüh⸗ 
ren. Deshalb haben wir den Antrag geſtellt, daß 
die Zahl der Abgeordneten, die eine namentliche 
Abſtimmung herbeiführen können, auf fünf feſtge⸗ 
ſetzt wird. i 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Ich werde 
zunächſt über den Abänderungsantrag des Herrn 
Abg. Plenikowſki abſtimmen laſſen, alsdann über 
die Vorlage. Wer dem Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Plenikowſki, den ich vorhin verleſen 
habe, zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Danke, das iſt die Minderheit. (Abg. Plenikowſki: 
Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. — Es 
bleibt bei der Entſcheidung. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über die Druckſache Nr. 23. Wer die 
Ausſchußfaſſung annehmen will, den bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 
damit iſt dieſer Punkt erledigt. Ich rufe Punkt 2 
der Tagesordnung auf: 

Bildung der Ausſchüſſe. (§ 15 der G. O.) 

Nach der ſoeben abgeänderten Geſchäftsordnung 
hat der Volkstag 11 ſtändige Ausſchüſſe mit je 11 
Mitgliedrn einzuſetzen. In Gemäßheit der Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Vorſtand dieſe Sitze, ſowie 
die Stellen der Vorſitzenden und Stellvertreter 
des Vorſitzenden auf die einzelnen Fraktionen ver⸗ 
teilt. Ich bitte den Herrn Schriftführer, zu ver⸗ 
leſen, in welcher Weiſe die Fraktionen die Aus⸗ 
ſchüſſe beſetzt haben: 

Kruppke, (S. P. D.) Schriftführer: 

e IE Mau, Plettner, 
Brill, Nationalſozialiſten: Greiſer, Dr. Thimm, 
Zentrum: Kurowſki, Weiß, Deutſchnationale: 
Schwegmann, Philipſen, Block der nationalen 
Sammlung: Dr. Hoppenrath, Kommuniſten: Ple⸗ 
nikowſki, Vorſitzender Greiſer, ſtellv. Vorſitzender 
Plettner. 

Sozialer Ausſchuß: Sozialdemokraten: Moritz, Ma⸗ 
likowſki, Kloſſowſki, Nationalſozialiſten: Neu⸗ 
mann, Kalitzki, Zentrum: Gaikowſki, Poſack. 
Deutſchnationale: Bertling, Kalähne, Block der 
nationalen Sammlung: Dr. Anger, Kommuni⸗ 
ſten: Langnau, Vorſitzender Moritz, ſtellv. Vor⸗ 
ſitzender Neumann. 

Wirtſchaftsausſchuß: Sozialdemokraten: Joſeph. 
Kruppke, Rehberg, Nationalſozialiſten: Malſch, 
Ehrlichmann, Zentrum: Höhn, Doering, Deutſch⸗ 
nationale: Senftleben, Burandt, Block der natio⸗ 

Dr. Unger, Kommuniſten: 
Serotzki. Vorſitzender Höhn, ſtellv. Vorſitzender: 


Senftleben. 

Rechts⸗Ausſchuß: Sozialdemokraten: Weber Dr. 
Bing, Fiſcher, Nationalſozialiſten: Friedrich 
(Heinz), Reuter, Zentrum: Kurowſki, Dr. Sem: 
rau, Deutſchnationale: Philipſen, Schwegmann. 
Block der nationalen Sammlung: Dumont, Kom⸗ 
muniſten: Raſchke, Vorſitzender: Philipſen, ſtellv. 
Vorſitzender: Kurowſki. 

Gemeindeausſchuß: Sozialdemokraten: Abg. Klingen⸗ 
berg, Stukowſki, Brill, Nationalſozialiſten: Reu⸗ 
ter, Schenk, Zentrum: Lemke, Höhn, Deutſchna⸗ 
tionale: Burandt, Schwartz, Block der nationa⸗ 
len Sammlung: Müller, Kommuniſten: Kreft. 


nalen Sammlung: 
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(Kruppke, Schriftführer) 
(A) a Klingenberg, ſtellv. Vorſitzender Präſident: Hier hat nur der zu reden, der vom 
äſidenten das Wort erhalten hat, ſonſt niemand. 
e Sozialdemokraten: Klingenberg, Präſi i i ‚ ont n . 
Frau Müller, Weber, Nationalſozialiſten: Dr. (Abg. Mau: Aber Frick bekommt das Höchſtgehalt! 
Thimm. Kalitzke, Zentrum: Weiß. Frau Dr. — Abg. Greiſer: Wollt Ihr es darauf ankommen 
Semtau, Deutſchnationale: Dyck Il. Frau Ka⸗ laſſen, dann redet keiner von Euch!) Wollen Sie 


lähne, Block der nationalen Sammlung: Dr. 1. b e 5 
Unger. Kommuniſten: Plenikowfki. Vorſitzender mir bitte Ihren Namen jagen, Herr Abgeordne⸗ 


Dr. Unger, ſtellv. Vorſitzender Klingenberg. ter! (Abg. Greiſer: Greiſer!) Herr Abg. Greiſer, 
e h e tonalen Sie haben nicht das Wort. 
alikowſkt, Frau Müller, Nationalſozialiſten: ; 785 F 
Maaß, Neumann, Zentrum: Poſack, Günther, Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir werden 
Deutſchnationale: Schütz, Kalähne, Block der na⸗ das, was wir jagen wollen, jagen, unabhängig 
tionalen Sammlung: Meier, Kommuniſten: davon, ob es Herrn Greiſer gefällt oder nicht. 


1 Vorſitzender Raſchke, ſtellv. Vorſitzender Höchſtwahrſcheinlich wird Herr Abg. Greiſer im 
Geſchäftsordnungsausſchuß: Sozialdemokraten: Plett⸗ Laufe der Zeit den angeborenen Sauherdenton 


ner, Klingenberg, Moritz, Nationalſozialiſten: verlieren. Wenn er in einem Stall groß gewor⸗ | 


(©) 


Dr. Thimm, Friedrich, Zentrum Frau Dr. Sem⸗ den fi ſoſche Gerau toren in 1 
rau, Poſack, Deutſchnationale: Senftleben, Phi⸗ fee e BE 1 Geräuſche üblich ſind, wird er 
2 1 5 der e ee a fie ſich abgewöhnen müſſen. 
avier, Kommuniſten: Raſchke. Vorſitzender Sie haben während des Wahlkampfes der So⸗ 
lettner, ſtellv. Vorſitzender Raſchke. e 1 . . Ken 
Nee ö Ares, O sialbemofnasie die heftigſten Vorwürfe und die ges 
Plettner, Stukowſki, Frau Müller, Nationalſo⸗ meinſten Niederträchtigkeiten vorgeworfen, ſie 
zialiſten: Wittenberg, Neumann, Zentrum: Po⸗ habe Parteibuchpolitik betrieben. (Im höchſten 
trykus, Poſack, Deutſchnationale: Schütz, Schwartz, Grade! rechts.) Das werden Sie von der Sozial⸗ 
Block der Nationalen Sammlung: Dr. Donpen⸗ demokratie in kei Weiſe be 1 1 | 
rath, Kommuniſten: Bartſch. Vorſitzender Wit⸗ demokratie in keiner eiſe behaupten können. 
tenberg, ſtellv. Vorſitzender Potrykus. Meilen Sie nach, welche Beamten auf Grund ihres 
eee e ee a Parteibuches Beamte geworden find. (Abg. Grei- 
ehberg, Nationalſozialiſten: henk, euter, ſer : Ar EN Diefeni f 4 : a 
Zentrum: Formell, Potrykus, Deutſchnationale: wurde n 10 1 5 un ge | 
Senftleben, Bertling. Block der nationalen worden ind, waren Beamte, ehe ie Sozialdemo⸗ 
Sammlung: Dr. Blavier, Kommuniſten: Bartſch. kratie in die Regierung gegangen iſt. Wenn Ar⸗ 
Vorſitzender Formell, ſtellv. Vorſitzender Schenk. czynſki Beamter geworden iſt, ſo auf Grund der 


Steuerausſchuß: Sozialdemokraten: Schmidt, Moritz, bisheri en Geſetze, die wir bekämpft haben und die 
Kruppke. Nationalſozialiſten: Mali, Kalikte, | Oishertg 1 
Zentrum: Formell, Polen e wir endlich im letzten Volkstag abgeändert haben. 


es le 1 55 ee Hätten Sie die we. jo NR wie 
ammlung: Dr. Hoppenrath, Kommuniſten: wir es wollten, wäre Arczynſki nie Beamter ge⸗ 
(B) Ae Bertling, ſtellv. Vorſitzender worden. Aber Sie ge die Parteibuchpolitik zu (Dj 
RE e e 5 5 0 denn wir ſehen ja, was Sie jetzt mit 
Präſident: Die Ausſchüſſe, ihre Vorſitzenden betreiben 
und ſtellvertretenden Vorſitzenden ſind 1 0 ge⸗ 195 bisherigen Senatspräfidenten Sahm m. 
wählt. Damit ift dieſer Punkt der Tagesordnung wollen. (Abg. Senftleben Hätten Sie ihn wieder 
erledigt. Ich rufe Punkt 3 auf: gewählt?) Die Fähigkeiten des Senatspräſiden⸗ 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über ten Sahm find Ihnen doch bekannt. Sie wiſſen, 
die Nechtsverhältniſſe der Mitglieder des was er leiſten kann. Sie fordern von ihm, daß er 
Sen Mitglied einer Partei werden ſoll, daß er ſich für 
Druckſache Nr. 26. Ich eröffne die allgemeine Be⸗ die Zukunft parteipolitiſch binden ſoll. Er lehnt 


Ma das ab. Weil er nicht das richtige Parteibuch 
e e 005 We halber e e SE haben will, ſoll er nicht mehr gewählt werden, und 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H. deswegen ſoll das arme Dan ig in Zukunft weiter 
Nachdem der vorige Volkstag die Verfaſſungsän⸗ ase ködern Penſton 1 | Sie zei⸗ 


derung beſchloſſen hat, iſt dies Geſetz nur die Folge Hierbei am alferneſten St Aae ene cr 
davon. Durch die Verfaſſungsänderung wird der Sie ihr getr. And or 8 5 15 
beſoldete Senator ſeiner Beamteneigenſchaft ent⸗ Zukunft weiter en wollen 

kleidet und wird in Zukunft nur noch tätig ſein 
können, wenn er das Vertrauen des Volkstages Im 88 ſind die Beſoldungen für den Präſi⸗ 
genießt. Dadurch, daß hier Veränderungen einge⸗ denten und für die Senatoren feſtgelegt. Nach dem 
treten find, ändern ſich auch die Rechtsverhältniſſe § 8 ſoll der Präſident des Senats monatlich 3500 
für die Senatoren. Wäre die Verfaſſung ſeiner⸗ Gulden erhalten, (Allerhand! links) dann den je⸗ 
zeit gleich ſo gemacht worden wie ſie jetzt iſt, wären weiligen Wohnungsgeldzuſchuß und eine Dienſt⸗ 
dem Danziger Staat viele hunderttauſend Gulden aufwandsentſchädigung von 400 Gulden. Der 
erſpart geblieben, und zwar deshalb, weil die Se- Stellvertretende Präſident und die übrigen beſol⸗ 
natoren, die heute nicht mehr tätig ſind, Penſio⸗ deten Mitglieder des Senats ſollen monatlich 
nen erhalten, und die Senatoren, die in Zukunft 1750 Gulden und Wohnungsgeldzuſchuß erhalten. 
nicht mehr gewählt werden, ebenfalls nach den (Abg. Plenikowſki: Das ſind Ihre Beſtimmungen, 
bisherigen Rechtsverhältniſſen Penſionen erhal⸗ Herr Brill!) Im Abſatz 5 jagen Sie, daß, wenn 
ten müſſen. (Verzichten Sie doch auf Ihre Pen- das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staats⸗ 
ſionen! rechts.) Ich bekomme doch keine. (Aber beamten gekürzt wird, auch das Gehalt des Prä⸗ 
Ihre Freunde! rechts.) Sie hätten mit gutem Bei⸗ ſidenten und der Senatoren gekürzt werden joll. 
ſpiel vorangehen müſſen. (Zwiſchenrufe bei den Dieſe Beſtimmungen des 88 ſtehen in einem 
Kommuniſten — Frick hat doch verzichtet! bei den ſcharfen Widerſpruch zu den Verſprechungen, die 
Nationalſozialiſten.) während des Wahlkampfes dem Danziger Volke 


| 


(A 


— 


{B) 
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(Brill, Abgeordneter) 
gemacht worden ſind. Es muß hier ganz gehörig 
abgebaut werden. 

Wir haben zu dem Geſetz über Abänderung der 
Beamtengehälter einen Abänderungsantrag ge⸗ 
ſtellt, der bei der erſten Beratung leider noch nicht 
verteilt werden kann, der aber vorliegt, daß die 


Gehälter bis zu 350 Gulden in Zukunft ungekürzt 


bleiben ſollen. Dafür ſollen die Gehälter von 351 


Gulden ab von 6—40 Prozent gekürzt werden. 


(Abg. Greiſer: Das habt Ihr gut im „Völkiſchen 


Beobachter“ geleſen!) Von Ihnen werden wir be⸗ 


ſtimmt nichts abſchreiben. (Abg. Greifer: Nur!) 
Sie werden höchſtwahrſcheinlich viel von dem ab⸗ 
ſchreiben, was die „Volksſtimme“ bringt und wir 
Ihnen beibringen müſſen. (Abg. Mau: Ihr ſeid 
noch Säuglinge, von Euch kann man nichts ab⸗ 
ſchreiben!) Wahrſcheinlich werden Sie, Herr Grei⸗ 
ſer, noch einmal dorthin gehen, wo viele von 
Ihren Vorgängern hingegangen ſind. Ich wünſche, 
daß der Volkstag die Genehmigung zur Aufhebung 
der Immunität für den Abg. Weber gibt, damit 
vor Gericht feſtgeſtellt werden kann, wer Sie ſind. 
(Lebhafte Zwiſchenrufe.) Wir werden Ihnen zei⸗ 


gen, wo die Spitzbuben ſitzen. Sie treiben Vogel⸗ 


Strauß⸗Politik. 


8 Präſident: Haben Sie mit den Bemerkungen 
Verräter und Diebe einen Abgeordneten gemeint, 


Herr Abg. Greiſer? (Abg. Greiſer: Abſolut nicht! 
— Abg. Plenikowſki: Warum kneifen Sie? — 
Abg. Greifer: Ich meinte den Herrn, der den Ar⸗ 
tikel in der „Volksſtimme“ geſchrieben hat. Iſt das 
Herr Weber?) Ich bitte, den Redner nicht fortge⸗ 
ſetzt durch Zwiſchenrufe zu ſtören. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D): Selbſt wenn 
Herr Greiſer den Vorwurf auf mich bezogen hätte, 
ſo hätte ich ihm das nicht übel genommen; denn 
der Abg. Greiſer kann mich nicht beleidigen. (Da 
haben Sie es ihm gut gegeben! rechts.) 

Wir wollen, daß die Gehälter für die Senato⸗ 


ren und für den Präſidenten gleich in dieſem Ge⸗ 
ſetz feſtgelegt werden. Das bisherige Gehalt des 
Senatspräſidenten ſoll um 40 Prozent, gleichzeitig 


auch der Ausgleichszuſchlag und die Aufwandsent⸗ 


ſchädigung um 40 Prozent gekürzt werden. Für die 


Senatoren ſollen die hier feſtgeſetzten Sätze um 


35 Prozent gekürzt werden, ſo daß die Senatoren 


mit ihrem Einkommen vollkommen unabhängig 
von der Gehaltsregelung der Staatsbeamten ge⸗ 
macht werden. Wenn die Beſtimmungen in die⸗ 
ſer Form angenommen werden, dann iſt der Ab⸗ 
ſatz 5 im $ 8 überflüſſig. 


Im 8 10 iſt feſtgelegt, daß in Zukunft keine 


Penſion, ſondern Uebergangsgeld gezahlt werden 


ſoll. Dies Uebergangsgeld ſoll mindeſtens für 


ſechs Monate und höchſtens für fünf Jahre gezahlt 
werden. Wir ſagen, die Zeit von fünf Jahren iſt 
viel zu lang. Wer ſich für fähig hält, Senatspräſi⸗ 


dent oder Senator zu werden, der muß doch keine 


Angſt um ſeine Zukunft haben. (Arczynſki! rechts.) 
Er wird dann doch höchſtwahrſcheinlich anderweit 
eine Beſchäftigung bekommen. Herr Abg. Reuter, 


die Fähigkeiten, die Herr Arczynſki hat, haben ihm 


Plenikowfki: Da ſitzen doch Ihre Parteigenoſſen 
von Zoppot drin! — Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Wenn Sie ſo freundlich ſein wollen, Herr Abg. 
Reuter, einen ſolchen Brief zu verleſen, dann 
tun Sie es. Ich werde mich revanchieren und 
den Brief verleſen, worin ſteht, weshalb Sie aus 
dem Spielklub gegangen ſind. (Zuruf des Abg. 
Senftleben.) 
Präſident: 
brechen. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Vielleicht iſt es 
ſehr angenehm. Da klären ſich bald die Verhält⸗ 
niſſe und wir werden die geiſtigen Kräfte kennen⸗ 
lernen, die der Volkstag in Zukunft zur Verfü⸗ 
gung hat. (Zuruf rechts.) Wenn das eine Quaſſel⸗ 
bude ſein ſoll, dann wundere ich mich, daß Sie ſich 
jo angeſtrengt haben, hineinzukommen. Ich nehme 
nicht an, daß Sie bloß hierher gekommen ſind, um 
monatlich 150 Gulden Entſchädigung zu erhalten. 
Präſident: Herr Abg. Greiſer, wenn ich Sie 
richtig verſtanden habe, haben Sie das hohe Haus 
Quaſſelbude genannt. Ich rufe Sie wegen dieſes 
Ausdrucks zur Ordnung. (Abg. Greiſer: Heil!) 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Fünf Jahre 
ſind beſtimmt zu lange. Deswegen werden wir be⸗ 
antragen, daß dieſe fünf Jahre auf zwei Jahre re⸗ 
duziert werden. Derjenige, der das 50. Lebensjahr 
vollendet hat, ſoll nach der Vorlage für eine län⸗ 
gere Zeit Uebergangsgeld erhalten. Dies Alter iſt 
zu niedrig angeſetzt. Wir könnten ſehr leicht in die 
Verlegenheit kommen, an jemand, der mit 47 
Jahren zum Senator gewählt wird und drei 


Ich bitte, die Zwiegeſpräche abzu⸗ 


(C) 


Jahre im Amt iſt, für 10 Jahre Uebergangsgeld (o) 


zu zahlen. Deshalb wird hier ebenfalls eine 
Reduzierung vorgenommen werden müſſen. Der 
letzte Satz im Ubi. 4 des § 10 jagt: 

| Kommen Amtszeiten als Präſident des Senats 
| und als anderes beſoldetes Mitglied des Senats in 
ö Frage, ſo wird das Uebergangsgeld von den Amts⸗ 
| bezügen als Präſident des Senats oder Senators er⸗ 
rechnet. Für die erſten drei Monate jedoch von den 
| Amtsbezügen des letzten Amtes. 


Wir beantragen, daß dieſer letzte Satz geſtri⸗ 
chen wird. Wenn der Senatspräſident ein höheres 
Gehalt bekommt, dann doch nur während der Zeit 
ſeiner Amtstätigkeit als Senatspräſident; denn 
jeine Stelle wird doch aus anderen Gründen höher 
beſoldet. Deshalb, weil, er einmal Senatspräſi⸗ 
dent geweſen iſt und ſpäter einen Senatorenpoſten 
bekleidet hat, kann er nicht das Uebergangsgeld 
nach den Bezügen weiterbekommen, die er als 
Senatspräſident erhalten hat. N 

Der § 11 ſieht vor, daß ein beſoldetes Mitglied 
des Senats bei Ausübung ſeines Amtes oder in 
Zuſammenhang mit ſeiner Amtsführung ohne ei⸗ 
genes Verſchulden eine Geſundheitsbeſchädigung 
erlitten hat, eine Ruherente erhalten kann. Die 
Bezeichnung „Geſundheitsſchädigung“ iſt ſo ſtrit⸗ 
tig, daß dafür alles mögliche angeſetzt werden 
kann. Das will der Volkstag beſtimmt nicht. Wenn 
dem Betreffenden wirklich etwas zuteil werden 
ſoll, dann nur in dem Fall, wenn eine ſchwerwie⸗ 
gende Erwerbsbeſchränkung eintritt, andernfalls 


— na WE 


bisher geſtattet, daß er leben konnte und werden es nicht. Ebenſo werden wir beantragen zu jtreichen, 
ihm auch in Zukunft geſtatten. Herr Arczynſki daß eine ſolche Rente auf 50 Prozent erhöht wer⸗ 
brauchte noch nicht eine Beſchäftigung in einem den kann. Dieſe Beſtimmungen des $ 11 find doch 
Betrieb anzunehmen, der vom Danziger Oberge- nur reine Billigkeitsbeſtimmungen. Mir iſt nicht 
richt als unſittlich anerkannt worden iſt. (Abg. bekannt, daß jemand ſeine Anfallrente auf 100 


(A 


{B) 


— 
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(Brill, Abgeordneter) 
Prozent erhöht bekommt; und was dort nicht üb⸗ 
lich iſt, kann auch hier nicht für jemand angängig 
ſein, der einmal Senator geweſen iſt. 

In 812 heißt es, daß das Uebergangsgeld 


ruht, wenn der Empfänger wieder im Staatsdienſt 


oder einem ſonſtigen öffentlichen Dienſt verwendet 
wird. Wir ſagen, daß in dieſem Fall auch das 
Uebergangsgeld geſtrichen wird, wenn er eine ge⸗ 
winnbringende Tätigkeit ausübt. Es kann bei⸗ 
ſpielsweiſe jemand nach ſeiner Abdankung Bank⸗ 
direktor werden und ein hohes Gehalt beziehen. 
Wie ſoll dann der Freiſtaat dazu kommen, ihm 
noch weiter das Uebergangsgeld zu zahlen. Darum 
muß die Zahlung von Uebergangsgeld unter⸗ 
bleiben für die, die eine Stellung im Staat 
annehmen oder in den Kommunen bekleiden, 
die eine gewinnbringende Tätigkeit ausüben. 
Uns kann nicht recht klar werden, was der 
§ 16 an ſeinem Ende will, daß das Recht des 
Uebergangsgeldes wieder in Kraft tritt, wenn 
der Betreffende ſeine Danziger Staatsangehörig⸗ 
keit wieder erlangt. Hiermit gibt man doch der 


Spekulation freien Lauf. Darum wird man dieſen 
Zuſatz beſtimmt ſtreichen müſſen, um ſich in Zu⸗ 


kunft zu ſchützen. 


Im 8 20 heißt daß dem, der Beamter 


es, 


war, dann Senator wird, aber nicht wieder ge⸗ 


wählt wird, die Jahre der Senatorentätigkeit bei 
der Penſionsberechnung doppelt angerechnet wer⸗ 
den. Das können wir beim beſten Willen nicht ver⸗ 
ſtehen, warum in dieſem Fall die Jahre doppelt 
gerechnet werden ſollen. (Abg. Kloſſowſki: Kriegs⸗ 
zeit!) Das iſt unerhört. Ich nehme nicht an, daß 
ſich der Senat als im Kriegszuſtand befindlich be⸗ 
trachtet, oder daß ſeine Arbeiten und ſeine Tätig⸗ 
keit ſo ſchwer ſind, ſo geſundheitsſchädigend, daß er 
früher ſeine Kräfte aufbraucht und darum bei den 
Penſionsberechnungen entſchädigt werden ſoll. 
Wir werden auch in dieſem Fall die Streichung 
beantragen. Wir behalten uns vor, im Ausſchuß 
an der Vorlage mitzuarbeiten, um dieſen Geſetz⸗ 
entwurf zu einem Geſetz zu machen, wie es die 
Danziger Bevölkerung haben will. 
völkerung hat ſich jahrelang gegen den Zu⸗ 
ſtand, wie er bisher beſtand, gewehrt. 
hat es mit Freuden begrüßt, daß es der 
Sozialdemokratie möglich war, endlich einmal 


das Senatorenverhältnis ſo zu regeln, wie es im 


Intereſſe des Staates liegt, und die Sozialdemo⸗ 
kratie wird an dieſem Geſetz ſo mitarbeiten, daß 
es die Danziger Bevölkerung befriedigt. (Abg. 
Greiſer: Mit einem Mal!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. H. 
Friedrich. 

Friedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Als der Wahlkampf vorüber war und die 
Flugzeuge der ſozialdemokratiſchen Wahlpropa⸗ 
ganda ausgeſurrt hatten, hörte man mit einem 
Mal, daß die Sozialdemokratie der Bevölkerung 
ein Defizit von 18 Millionen hinterlaſſen hatte. 
Ich will Ihnen die Zahlen noch einmal kurz vor⸗ 


tragen, damit Sie das Bild von der traurigen 
Finanzlage, in die wir dank der dreijährigen 


Mißwirtſchaft der Sozialdemokratie gekommen 
ſind, vor Augen halten. (Abg. Brill: Wir ſind erſt 
bei Punkt 3 und nicht bei Punkt 61) Herr Dr. 


Die Be⸗ 
Sie | 
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Kamnitzer hat zugeben müſſen, daß er allein für 
das zu Ende gehende Etatsjahr ein Defizit von 9,5 
Millionen für den Staat hat. Das iſt, wohl ge⸗ 
merkt, noch lange nicht alles. 

Präſident: Ich möchte Sie bitten, dieſe Aus⸗ 


führungen bei Punkt 6 der Tagesordnung zu 
machen. 
TFPriedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 


benutze ſie nur als Einleitung zum Senatorenpen⸗ 
ſionsgeſetz. Es kommen noch hinzu 1,5 Millionen 
für die Stadt Danzig, ſo daß wir auf 11 Millionen 
kommen. Es kommen hinzu 7 Millionen ſchweben⸗ 
de Schulden, ſo daß es 17 oder 18 Millionen ſind. 
Es iſt gleichzeitig von Herrn Dr. Kamnitzer der 
ſtaunenden Preſſe eröffnet worden, daß für das 
Finanz⸗Jahr 1931 ein weiterer Bedarf von 12 
Millionen vorliegt, der bisher nicht gedeckt ſei. 
Wir ſtehen alſo vor der Tatſache, daß in den näch⸗ 
ſten drei und den Monaten des folgendes Etats⸗ 
jahres nicht weniger als 30 Millionen von der 
Danziger Bevölkerung aufzubringen ſind. (Warum 
ſagen Sie nicht 60 Millionen? links.) Ich glaube, 
Sie werden Adam Rieſe nicht bekehren. Nun 
platzt ausgerechnet von demſelben Senat, der das 
fertig gebracht hat, daß Senatorenpenſtonsgeſetz 
hinein. Man muß ſich fragen, wie das möglich iſt 
in dieſer finanziellen Situation, die die ungeheure 
Summe von 30 Millionen Fehlbeträge im Etat 
verzeichnet. Der vom Senat vorgelegte Staats⸗ 
haushaltsplan für 1931 ſchließt ab mit 138 Mil⸗ 
lionen Gulden, das ſind bei einer Summe von 
vielleicht 100 000 Erwerbstätigen für Danzig 1380 
Gulden Staatsausgaben pro Kopf, die durch 
Steuern aufgebracht werden müſſen. In dieſe Si⸗ 
tuation platzt dies Geſetz hinein. Wir National⸗ 
ſozialiſten verſtehen es nicht, wie es unter dieſen 
Umſtänden dem Volk zugemutet werden kann, Ge⸗ 
hälter von 50 000 und 30 000 Gulden für Senato⸗ 
ren und Senatspräſidenten zu zahlen, Gehälter, 
die in Preußen eventuell bei den Miniſterpräſi⸗ 
denten üblich ſind, Gehälter, die in Italien uſw. 
überhaupt nicht in Frage kommen. 

Wir Nationalſozialiſten werden ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, nachdem wir der bürgerlichen Regierung un⸗ 
ſere Unterſtützung zugeſagt haben, an dieſem Geſetz 
mitarbeiten. Wir bringen aber zum Ausdruck, daß 
dieſe Gehälter keineswegs im endgültigen Geſetz 
verankert ſein dürfen. Wir erleben es, daß in 
Thüringen, einem Lande, das zehnmal ſo groß 
wie Danzig iſt, das eine nationalſozialiſtiſche Re⸗ 
gierung hat und nicht unter ſozialdemokratiſcher 
Einwirkung ſteht, die Gehälter der Miniſter auf 
18 000 Mark abgebaut ſind und in Braunſchweig, 
das ſich einer auf ordentliche Finanzwirtſchaft be- 
dachten Regierung erfreut, erleben wir es, daß 
dieſe Gehälter auf 12 000 Mark abgebaut ſind. 
(Zwiſchenrufe.) M. D. u. H.! Sie mögen ruhig die 
etwas andern Verhältniſſe Danzigs betonen, es iſt 
aber ein Skandal, daß dieſe Gehälter in einem 
Geſetzentwurf vor das Parlament und das Volk 
gebracht werden. Das muß unter allen Umſtänden 
anders werden. (Abg. Plenikowſki: Sie haben ja 
Gelegenheit!) Sie haben bisher Gelegenheit ge— 
habt, dieſe hohen Gehälter nicht zu nehmen, und 


wenn Sie es ernſt meinen, haben Sie Gelegenheit, 
auf dieſe Penſionen zu verzichten. Tun Sie es, 
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kA) dann werden wir Ihren ehrlichen Willen aner⸗ me, von der geſamten Bevölkerung getragen. Dies 
kennen. Geſetz iſt das erſte, das der Volkstag zu beſchlie⸗ 
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Wir müſſen ferner unbedingtes Gewicht darauf 
legen, daß in dieſem Senatorenpenſionsgeſetz Bei 
ſtimmungen verankert werden, die ich als Lex 
Kunze bezeichnen muß. Es geht nicht an, daß hier 
lediglich die Beſtimmung enthalten iſt, daß die Se⸗ 
natoren nicht als Schiedsrichter tätig ſein dürfen. 
Wan kann ſich Fälle denken, wo fie das in ehr⸗ 
licher Weiſe tun können. Es geht aber nicht an, 
daß Senatoren nebenher als Aufſichtsräte tätig ſind 
und neben ihrem Gehalt aus dem Tabakmonopol 
3000 Gulden in die Taſche ſtecken. (Zwiſchenrufe 
links.) Das betrifft Sie, m. H., und Sie haben uns 
zu unſerm Antrag veranlaßt. (Zwiſchenrufe und 
Unruhe links. — Abg. Greifer: Ich möchte mit 
Ihnen einmal im Garten zuſammenkommen!) 

Präſident: Duelle wollen wir hier aber nicht 
ankündigen. (Zwiſchenrufe links. — Unruhe.) 
Friedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
denke, ich ſpreche. (Zwiſchenrufe.) Dann hat der 
Präsident das Wort. Ich ſtelle feſt, daß Bemerkun⸗ 
gen wie Laps und dergleichen von der linken Seite 
gemacht werden. (Abg. Plenikowſki: Erſt provo⸗ 
ziert er und dann denunziert er!) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie können 
nicht fortgeſetzt Zwiſchenrufe machen, ich rufe Sie 
letzt zur Ordnung. (Abg. Plenikowſki: Es iſt von 
einem Abgeordneten ein Skandal, zu provozieren 
and dann zu denunzieren! — Abg. Mau: Großer 
Lump!) Herr Abg. Mau, Sie haben den Zwiſchen⸗ 
a Lump gemacht, wen meinen Sie damit? (Abg. 
au: Den Redner!) Ich rufe Sie wegen dieſes 
Ausdrucks zur Ordnung. 
„. Friedrich, Heinz Abgeordneter (Nat. Soz.) Ich 
jühlte mich durch den Zwiſchenruf nicht getroffen. 
Ausnahmsweiſe kann ich meinem Herrn Vorred⸗ 
ner darin zuſtimmen, daß die Dauer des Ueber⸗ 
gangsgeldes untragbar iſt, wenn auch nur 50 Pro⸗ 
zent der Vergütung gewährt werden ſollen. Mit 
Entſchiedenheit müſſen wir Nationalſozialiſten 
uns dagegen wenden, daß in dieſem Geſetz die 
Höhe der Penſion, und zwar der bisherigen Pen⸗ 
ſion, der Senatoren und des Senatspräſidenten 
verankert werden ſoll. Es geht nicht an, daß aus 
der Tatſache, daß jemand, der zufällig drei oder 
vier Jahre an der Spitze des Staates geſtanden 
hat, daraus Forderungen an den Staat erhebt, 
(Abg. Plenikowſki: Ei Frick!) die ſich in die Zehn⸗ 
tauſende von Gulden belaufen und die durchaus 
arbeitsfähige und durchaus nicht penſionsbedürf⸗ 
tige Perſönlichkeiten bis zum Lebensabend ver⸗ 
ſorgen ſollen. (Plenikowſki: Das Frickſche Pen⸗ 
ſionsgeſetz!) 

Wir behalten uns vor, Anträge zu ſtellen, daß 
dieſe Beſtimmung aus dem Geſetz geſtrichen wird 
und ein beſonderes Penſionsgeſetz ähnlich wie be⸗ 
reits in Thüringen und Braunſchweig, die Ver⸗ 
hältniſſe der geweſenen Senatoren regelt. Da wer⸗ 
den die Herren, die eben an dieſer Stelle ihr Miß⸗ 
fallen über die hohen Gehälter ausgeſprochen 
haben, Gelegenheit haben, es nicht auf das Geſetz 
ankommen zu laſſen, ſondern von vornherein auf 
ſo hohe Bezüge, die mit ihrem ſozialiſtiſchen Ge⸗ 
wiſſen nicht vereinbar ſind, wie ich hoffe, zu ver⸗ 
zichten. Wir werden alſo an dieſem Geſetz mitar⸗ 
beiten. Dieſe Forderungen werden, wie ich anneh⸗ 


dern 


ßen haben wird. (Abg. Plenikowſki: O nein!) Es 
wird der Beweis dafür ſein, ob endlich geſpart 
werden ſoll oder ob die Reden von der Sparſam⸗ 


keit während des Wahlkampfes bloße Wahlmache 
waren. 


Wir werden Gelegenheit haben, uns noch mit 


dem Geſetz zu befaſſen und hoffen, daß dieſe Vor⸗ 
lage alsdann nicht wieder in dieſer Form vor Jas 


Plenum gelangt. (Abg. Plenikowſki: Rindvieh⸗ 
geſetze!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Das 
Geſetz, das heute dem hohen Hauſe in erſter Bera⸗ 
tung vorliegt, iſt ein Entwurf, der die Oeffentlich⸗ 
keit draußen jahrelang beſchäftigt hat. Jahrelang 
haben verſchiedene Parteien des hohen Hauſes es 


verſtanden, dabei mit dem Wilen der Bevölkerung 


Schindluder zu treiben. In den vergangenen Jah⸗ 
ren und Monaten erſcholl auf Grund der Wirt⸗ 


ſchaftskriſe und der rieſigen Erwerbsloſigkeit drau⸗ 


ßen immer wieder der Ruf: „Herunter mit den 
Rieſen⸗Beamtengehältern.“ Die Sozialdemokraten 


waren es, die in der Vergangenheit immer wieder 


mit dieſer Parole heraufkamen und darauf hin⸗ 
wieſen, daß der Senat, der durch die alte deutſch⸗ 
nationale Regierung dies Geſicht bekommen hat, 
ſchuld daran ſei, wenn die Penſionen und Gehälter 
nicht abgebaut werden können. Die Herren haben 
ſelbſtverſtändlich in der Vergangenheit nichts 


unternommen, um dieſe Maßnahmen zur Durch⸗ 


führung zu bringen. 

Wenn man ſich den Entwurf anſieht, muß man 
ohne weiteres feſtſtellen, daß die Zahlung der 
hohen Beamtengehälter beibehalten wird. Es 
werden alſo in Zukunft dieſelben rieſigen Gehälter 
an die Herren Senatoren gezahlt, wie früher. Für 


Uns iſt es natürlich, daß, ſolange der Kapitalismus 


erijtiert, alle Parteien, die den Kapitalismus be- 
jahen — und dazu gehören Sie in erſter Reihe (zu 
den Nationalſozialiſten), jetzt verſuchen, hinter ei- 
nem radikalen Geſchrei Ihren Verrat zu verber⸗ 


gen. 


Sie werden bei dieſem Geſetz nicht die Möglich⸗ 
keit haben, dieſen Verrat zu verſchleiern. Wir 


haben ein Geſetz eingebracht, worin das Höchſtge— 


halt auf 8 000 Gulden beſchränkt wird. (Abg. H. 
Friedrich: In Rußland?) Da gibt es nicht ſo viel. 
Wenn Sie es nicht für notwendig erachtet haben, 
die Vorlage durchzuleſen, tun Sie mir leid. Dar⸗ 
aus kann man auf Ihren beſonderen Geiſteszu⸗ 
ſtand ſchließen. Jedenfalls haben wir den Antrag 


eingebracht, rückſichtslos alle Gehälter über 8 000 
Gulden zu ſtreichen. Wir billigen den Herren Se⸗ 


natoren die 8 000 Gulden zu, mit der beſonderen 
Maßgabe, daß dieſe Herren ja der Inbegriff der 
Intelligenz ſein ſollen. Wenn dieſe Herren wegge⸗ 
jagt werden oder wegen Arbeitsüberlaſtung ſelbſt 
abdanken, muß ſich ja die Privatinduſtrie nach 
dieſen Herren beſonders reißen. Wenn kein Bedarf 
für dieſe Herren iſt, haben wir ja ein Arbeits⸗ 
amt. Die Herren können dann die Unterſtützung, 
von der ſich wunderbar leben läßt. auch für ſich in 
Anſpruch nehmen. Sie haben die Möglichkeit, nicht 
zu ſchimpfen, um Ihren Verrat zu verdecken, ſon⸗ 
unſerm Geſetzentwurf zuzuſtimmen. Die 
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(Kreft, Abgeordneter) 
Sparmaßnahmen, die unbedingt notwendig ſind, ſorgen, daß dies verräteriſche Spiel, das Sie in der 
werden den kapitaliſtiſchen Staat nicht für alle Vergangenheit getrieben haben, in ganz kurzer 
Ewigkeit aus dem Dreck herausziehen. Das iſt ein Zeit mit unſerer Hilfe hier und auch draußen ent⸗ 
Ding der Unmöglichkeit. Auch dieſe Maßnahmen larvt wird. In den nächſten Wochen werden wir 
werden in kurzer Zeit erledigt ſein. Darüber find ſchon feſtſtellen können, daß das radikale Phraſen⸗ 
wir uns klar. Wenn Sie es nicht verſtehen kön- geklüngel von Ihnen hohl und leer iſt und daß Sie 
nen, iſt es Ihre eigene Angelegenheit. dementſprechend Ihren Lohn bekommen werden in 
Die S. P. D. brachte durch ihren Abgeordneten der Form von guten Anſtellungen im Spielklub 
Brill zum Ausdruck, daß die Gehälter zu hoch und ſonſtwo. (Abg. Malſch: So wie man ſelbſt iſt, 
wären. Die S. P. D. in Deutſchland und Preußen beurteilt man die andern!) Es iſt ein offenes Ge⸗ 
war es ja, die beſonders für höhere Gehälter An- heimnis, daß einige Herren von den Nationalſozi⸗ 
träge ſtellte. Wenn man die Frickſche Politik in aliſten ihre Stellung als Abgeordnete benutzen, 
Thüringen betrachtet, muß man doch feſtſtellen, um gegen den Spielklub vorzugehen, weil ſie ein⸗ 


daß Sie auf dieſem Gebiete den anderen nichts mal vor längerer Zeit hinausgeflogen ſind. Das 


vorzuwerfen haben. Sie wiſſen alle, daß es ein iſt Ihre Politik, wie Sie ſie als Volksvertreter 
beſonderes Veranügen iſt, die Zeit, wo man an der verſtehen. 


Futterkrippe ſitzt, für ſich auszunutzen und wäh⸗ 
rend dieſer Zeit auch die notwendigen Verbindun⸗ 
gen aufzunehmen, um nachher ein ſorgenfreies 
Leben führen zu können. Ich ſagte ſchon, daß die 
gewaltigen Erſparniſſe nicht eintreten werden. Im 


Präſident: Herr Abg. Kreft, Sie dürfen einem 
Abgeordneten nicht unterſtellen, daß er ſeine Stel- 
lung als Abgeordneter zu perſönlichen Zwecken 
mißbraucht. Ich bitte Sie, in Zukunft davon abzu⸗ 
jeben. 


daß die Zahl der Senatoren durch Geje geändert 


Artikel 25 der neuangenommenen Verfaſſung ſteht, 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): Ich unterſtelle 
werden kann. Jedoch darf die Zahl zehn nicht es nicht, ſondern ich ſtelle es feſt. (Ich ſchlage vor, 
überſchritten werden. Vielleicht werden wir noch die Gehäter der Volkskommiſſare in Rußland zu 
einmal das Schauſpiel erleben, daß Sie, m. H., die kürzen! bei den Nationalſozialiſten). Sie ſind zu 
jetzt jo ſchreien, einem Ihrer Freunde vielleicht ſo- dumm, das zu verſtehen. So ſieht die Politik der 


gar mit Hilfe der Sozialdemokratie zu einer Fut⸗ 
terkrippe verhelfen wollen. Es iſt alſo möglich, 
die Zahl der beſoldeten Senatoren zu erhöhen. Der 
nächſte Abſatz lautet: 

Durch Geſetz kann beſtimmt werden, daß bei 
Herabſetzung der Senatorenzahl ſämtliche Senatoren 
beſoldet werden. 

Wenn man nach Verabſchiedung dieſes Geſetzes 
das Fazit zieht, wird man feſtſtellen, daß hinter 


dieſem Geſchrei abſolut nichts ſteckt. Dadurch ſoll 
der Oeffentlichkeit draußen lediglich vorgeſpiegelt 


werden, Sie hätten etwas geſchaffen. Nun ſei das 
wahr geworden, was Sie durch die Verfaſſungsän⸗ 
derung erſtrebt hätten, nun werden endlich Spar⸗ 


maßnahmen durchgeführt. Glauben Sie m. D. u. 
H., daß von den Senatoren, die in Penſion gehen 
werden, jemals einer ſein wird, der unter fünf 


Jahren abgefunden wird? Ich glaube es nicht. Ich 
rechne ſehr ſtark darauf, daß die Herren in einer 
ganz kurzen Zeit beweiſen werden, daß wegen 
ihrer angeſtrengten Tätigkeit fünf Jahre noch zu 
wenig ſind und daß ohne weiteres noch fünf Jahre 
zugelegt werden müſſen. So ſieht das Geſetz aus. 
Unſere Pflicht iſt es, der Arbeiterſchaft draußen 
zu ſagen, daß durch dies Geſetz Sparmaßnahmen 
nicht durchgeführt werden. Daß aber gerade durch 
dies Geſetz die Sozialdemokratie wieder verſucht, 
unter der Arbeiterſchaft für ſich Stimmung zu 
machen. Wenn ſie aber heute in der Regierung 
wäre, würde ſie nichts anderes machen und auch 
Sie Herr Friedrich würden genau daſſelbe tun. Sie 
wollen den Kampf gegen den Marxismus führen, 
mein lieber Herr Friedrich entweder ſind Sie ſo 
dumm, oder Sie haben vom Marxismus noch 
nichts verſtanden. Glauben Sie, daß die Leute 
Vertreter des Marxismus ſind? Das ſind ſie eben⸗ 
ſowenig wie wir glauben, daß Sie eine Arbeiter⸗ 
partei ſind. Sie ſind die letzte Reſerve des Kapita⸗ 
lismus. Die Leute genügen nicht mehr, da müſſen 
Sie herangezogen werden. Aber wir werden dafür 


Druckſache 


Nationalſozialiſten und der Sozialdemokraten 
aus. Wir werden im Laufe der Zeit Gelegenheit 
haben, uns mit Ihnen zu beſchäftigen. Wir haben 
in den wenigen Tagen ſchon Ihre geiſtige Größe 
feſtſtellen können, und es wird uns ein beſonderes 
Vregnügen ſein, mit Ihnen in Zukunft die Klin⸗ 
gen zu kreuzen, um feſtzuſtellen, wie weit Ihr Ver— 
ſtandskaſten reicht. 

Wir lehnen dies Geſetz ab, und die Herren, die 
Sparmaßnahmen durchführen wollen, haben Ge⸗ 
legenheit, ſie durch unſern eingereichten Geſetzent— 
wurf durchzuführen. Sie werden ihn ablehnen. 
Wir wiſſen, daß Sie draußen hinauspoſaunen 
werden, daß Sie jetzt praktiſch etwas gemacht 
haben. (Zwijchenrufe!) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Ich 
ſchlage gemäß Vereinbarung im Aelteſtenausſchuß 
vor, dieſe Vorlage dem Hauptausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt jo be— 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 


auf: 
Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
betr. Zahlung einer Winterbeihilfe an Er⸗ 
werbsloſe uſw. 


Nr. 5. Hierzu 


Abänderungsantrag 


(C) 


‚ Drudjache Nr. 30. Dann iſt noch ein weiterer Ab⸗ 


änderungsantrag des Herrn Abg. Plenikowſki ein- 
gegangen, der noch nicht gedruckt werden konnte, 
den ich alſo hier verleſen laſſen muß. Ich bitte den 
Herrn Schriftführer, ihn zu verleſen. 


Kruppke, Schriftführer (S. P. D.): 
Abänderungsantrag zu Druckſache Nr. 30 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Der Senat wird beauftragt, zur Unterſtützung (in 
Form einer einmaligen außerordentlichen Winterbei⸗ 
hilfe) der in außerordentlicher Notlage befindlichen 
hilfsbedürftigen Perſonen aus den Kreiſen der Er⸗ 
werbsloſen. Sozialrentner und Kriegsbeſchädigten 
f einen Betrag in Höhe von 600 000 Gulden ſofort zur 
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(Kruppfe, Schriftführer) 
Verfügung zu ſtellen. Die Auszahlung hat der Senat 
vorzunehmen, ſobald ihm der Beſchluß des Volkstages 


bekannt iſt. 

2085 Plenikowſki u. Fraktion. 

Präfident: Gemäß einer Vereinbarung im 
Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, Punkt 4 und 5 
in der allgemeinen Beſprechung zu verbinden. Ich 
rufe alſo auch Punkt 5 auf: 

Antrag des Abg. Serotzki und Fraktion 
betr. Zahlung einer Winterbeihilfe an 
Hafenarbeiter. 

Drucksache Nr. 24. Die allgemeine Ausſprache iſt 
verbunden und eröffnet. Zur Begründung des 
Punktes 4 hat das Wort der Herr Abg Bartſch. 


Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Wenn ich hier 
als Vertreter der Kommuniſtiſchen Partei Stel⸗ 
lung zu dem Antrag nehme, ſo bin ich mir darüber 
klar, daß das, was die Kommuniſtiſche Partei hier 
zum Antrag ſtellt, nicht Anklang finden wird. Es 
iſt ſo, als wenn man von einer Mauer verlangt, 
ſie ſolle ſprechen oder von einem Stein. Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei hat ſchon des öfteren derartige 
Anträge geſtellt. Wir wiſſen, daß es nur ganz mi⸗ 
nimale Forderungen ſind, daß aber trotzdem die 
Vertreter der kapitaliſtiſchen bürgerlichen Partei⸗ 
en nicht daran denken, dieſe wenigen Mittel zu be⸗ 
willigen, um nur die allergrößte Not der Bevöl⸗ 
kerung zu lindern. Wir ſehen, daß heute in Danzig 
20000 Erwerbsloſe vorhanden find und daß von 
dieſen über 4000 überhaupt nicht mehr unter⸗ 
ſtützt werden. Die Zahl der Erwerbsloſen ſteigt 
dauernd, und die Ausſicht auf eine Beſſerung der 
Lage der Erwerbsloſen wird immer geringer. 
Hunger und Not halten immer mehr Einzug bei 
den Werktätigen. Wir wiſſen aber auch, daß die 
Bourgeoiſie und beſonders die kapitaliſtiſchen Par⸗ 
teien, die ſich vor der Wahl hingeſtellt haben und 
den Proleten alle möglichen Verſprechungen ge⸗ 
macht haben, jetzt dazu übergehen, den Werktäti⸗ 
gen neue Laſten aufzuerlegen. Die Kommuniſtiſche 
Partei weiß, daß im Parlament das Schickſal der 
Arbeiterſchaft nicht entſchieden wird. Sie wird den 
Proleten das ſagen, was zu ſagen iſt, daß das 
Schickſal der Arbeiterſchaft nur im brutalſten Klaſ⸗ 
ſenkampf auf der Straße erfochten wird. Wir 
ſehen, daß die Not unter der werktätigen Bevölke⸗ 
rung immer größer wird, daß man aber nichts 
unternimmt, um ſie zu lindern. Trotzdem ſtellen 


wir feſt, daß es die bürgerlichen Parteien ſind, die 


die Not im eigenen Lande verſchweigen, immer 
auf die Sowjetunion hinweiſen und erklären, daß 
dort die Menſchheit hungert und Elend und Not 
vorhanden ſind. Wir wiſſen, daß beſonders die Na⸗ 
tionalſozialiſten es ſich zur Aufgabe geſtellt haben, 
gemeinſam mit der Bourgeoiſie den erſten Arbei⸗ 
terſtaat der Welt niederzuſchlagen. Die Kommuni⸗ 
ſtiſche Partei wird die Arbeiterſchaft aufrufen und 
mit dieſen Geſellen aufräumen. Sie wird dafür 
ſorgen, daß die Arbeiterklaſſe mit dem Kapitalis⸗ 
mus Schluß macht, genau ſo wie ſie es in Rußland 
getan hat. Heute zeigt ſich in der ganzen kapitali⸗ 
ſbiſchen Welt Niedergang, Hunger, Not und ſtändi⸗ 
ges Steigen der Erwerbsloſigkeit, Lohnabbau, 
Erhöhung der Mieten. Ein Sanierungsprogramm 
folgt dem andern, alles auf Koſten der Werktäti⸗ 
gen. Darüber helfen alle demagogiſchen Phraſen 


nicht hinweg. Die Parteien werden zeigen können, 
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ob ſie dem Antrag der Kommuniſtiſchen Partei 
zuſtimmen oder nicht. 

Wir Kommuniſten ſagen, daß dies nur ein 
Tropfen auf einen heißen Stein iſt. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei fordert noch viel mehr. Sie fordert 
die Befreiung der geſamten Arbeiterſchaft von der 
kapitaliſtiſchen Unterdrückung. (Abg. Mau: Ihr 
nehmt ſelbſt Geld vom Kapitalismus! — Zuruf 
des Abg. Plenikowſki.) Wir ſehen, daß in der gan⸗ 
zen kapitaliſtiſchen Welt die Arbeitszeit verlängert 
und die Löhne abgebaut werden. Was heute in der 
Sowjet-Union vorgeht, kann kein kapitaliſtiſcher 
Staat aufweiſen. Dort iſt die Arbeitsloſigkeit be⸗ 
reits verſchwunden. Die Löhne ſteigen und man 
muß ſelbſt qualifizierte Arbeiter aus den kapitali⸗ 
ſtiſchen Ländern in die Somjet-Union ziehen. Die 
Nazis haben die Aufgabe, die Arbeiter mit dema⸗ 
gogiſchen Phraſen vom Klaſſenkampf abzuhalten 
und ſie für die Kapitaliſten zu gewinnen, damit 
ſie Verräter an der eigenen Klaſſe werden ſollen. 
Es gelingt ihnen nicht. Einen revolutionären Ar⸗ 
beiter können die Nazis niemals gewinnen, höch⸗ 
ſtens korrumpierte Elemente. (Zurufe.) 


Die Kommuniſtiſche Partei hat ſchon des öfte⸗ 
ren derartige Anträge geſtellt, die die Sozialde⸗ 
mokratiſche Partei immer als Agitationsanträge 
bezeichnete. Das tut die Sozialdemokratie deshalb, 
um zu verbergen, daß ſie heute aufs engſte mit 
dem Kapitalismus verwachſen iſt. Das werden wir 
noch öfters ſehen. Die Herren vom Zentrum haben 
vor der Wahl ſoviel ſchöne Worte in die Welt hin⸗ 
auspoſaunt und den Wählern alles mögliche ver⸗ 
ſprochen. Jetzt können ſie beweiſen, ob ſie gewillt 
ſind, den Erwerbsloſen dieſe Kleinigkeit zu bewil⸗ 
ligen, die die Kommuniſtiſche Partei hier vor⸗ 
ſchlägt. Weihnachten, dies ſogenannte Feſt, iſt nur 
das Feſt der Reichen und Satten. In den Hütten 
iſt Elend und Not. Die Arbeiterſchaft ſpürt gerade 
an dieſem Weihnachtsfeſt, wie weit ſie von Jahr 
zu Jahr immer mehr ins Elend verſinkt. Die 
Kommuniſtiſche Partei wird dies ſogenannte Feſt 
dazu ausnutzen, um neue revolutionäre Kämpfer 
für die proletariſche Revolution zu gewinnen und 
ſie einzureihen, damit ſie mithelfen, dies kapitali⸗ 
ſtiſche Syſtem zu beſeitigen. 

Die Nazi⸗Partei verſucht wieder, an die Arbei⸗ 
ter heranzukommen, indem ſie einen Antrag ſtellt, 
600 000 Gulden zu bewilligen. (Zurufe bei den 
Nationalſozialiſten.) Wenn das Kapital belaſtet 
wird, ſo wird der Kapitaliſt jede neue Belaſtung 
immer wieder auf den Konſumenten abwälzen. 
Genau jo iſt es mit dieſem Geſetz. (Zuruf des Abg. 
Greiſer. — Abg. Langnau: Ein Jude gibt bei Euch 
Annoncen!) Es zeigt ſich heute in der ganzen 
Welt, daß der Kapitalismus dem Proletariat 
nichts mehr bringen kann, daß die Arbeiterſchaft 
durch Kapitalismus nur den Niedergang und die 
ſchlimmſte Not erwarten muß. Wir ſind in dem 
Stadium, von dem unſer großer Führer Karl 
Marx ſagte: „Entweder Untergang in Sklaverei 
und Barbarerei oder Sozialismus. Die Kommuni⸗ 
ſtiſche Partei hält das Banner des revolutionären 
Marxismus hoch und ſie wird für die Verwirk⸗ 
lichung des Sozialismus kämpfen. Wenn man ſagt, 
die Marxiſten haben die Arbeiterſchaft verraten, 
ſo wiſſen wir, daß die Sozialdemokratiſche Partei 
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das Banner des revolutionären Klaſſenkampfes in 
den Schmutz getreten hat. Sie iſt heute eine bür⸗ 
gerliche Partei und hat genau ſo wie die Nazi⸗ 
Partei die Aufgabe, die Arbeiterſchaft vom Klaj- 
ſenkampf abzuhalten und fie zu unterjochen. Natio⸗ 
nmal⸗ und Sozialfaſchismus laufen in einer Linie. 
Nur dadurch, daß das Proletariat die Betriebe in 
ſeine Hand nimmt und die Bedapfswirtſchaft ein⸗ 
geführt wird, können Not und Elend in der Arbei⸗ 
terſchaft ein Ende haben. Dann werden es die Ar⸗ 
beitsloſen nicht mehr nötig haben, wegen kleiner 
Beträge Anträge zu ſtellen. Es iſt alles in der 
Welt vorhanden. Es wird den Arbeitern nur von 
der Bourgeoiſie vorenthalten. Die Kommuniſtiſche 
Partei wird dafür ſorgen, daß die Arbeiter ſich das 
Recht erkämpfen und ſelbſt einen Staat errichten, 
wie es heute in der Somjet-Union 150 Millionen 
Arbeiter und Bauern tun. Im Kapitalismus 
ſehen wir Niedergang und Elend, dort Aufſtieg 
und Sozialismus. (Sehr richtig!) 

Präſident: Das Wort zur Begründung der 
Druckſache Nr. 24, alſo des Punktes 5 der Tages⸗ 
ordnung, hat der Herr Abg. Serotzki. 

Serotzti, Abgeordneter (K. P.): In Anbetracht 
des vorigen Tagesordnungspunktes Nr. 3 müßte 
man direkt das Licht ausmachen; denn da ſchacher⸗ 
te man um hohe Gehälter und hier geht es um die 
Not der Arbeiter, der Arbeitsloſen und Hafenar⸗ 
beiter. Wir ſagen, wenn jemand Penſion haben 
will, ſoll er ſich die Penſion durch redliche Arbeit 
erwerben. Wenn Sie behaupten, daß die Senato⸗ 
ren ſo und ſo viel haben müſſen, erwidern wir, 
daß ſie ſtempeln gehen mögen. Ich leſe viele Zei⸗ 
tungen, habe aber noch nichts darüber gefunden, 
daß ein Senator oder ein früherer Senator in Not 
geraten ſei. Aber ſelbſt die bürgerliche Preſſe be⸗ 
richtet über die Not der Hafenarbeiter. Ich muß 
feſtſtellen, daß mich der Vizepräſident Gehl als 
Lügner hingeſtellt hat. In voriger Woche erklärte 
er, er habe nicht das Recht, den Volkstag einzube⸗ 
rufen. Ich glaube ſicher, daß der Präſident ſelbſt 
derjenige war, als den er mich bezeichnete. Das 
Recht hatte er. Es waren noch neun Kollegen von 
der Hafenarbeiterdelegation dabei. Ich möchte die 
Volksvertreter, die darauf Anſpruch erheben, 
Volksvertreter zu ſein, bitten, unſerem Antrage 
zuzuſtimmen. Wir ſehen heute, daß die Hafenar⸗ 
beiter nur mit einem halben Tagesverdienſt nach 
Hauſe gehen und daß ſie davon noch Krankenkaſſen⸗ 
und Invalidenbeiträge zahlen müſſen. Wenn ſie 
noch 2,20 Gulden behalten, müſſen ſie zufrieden 
ſein. Gehen ſie zum Wohlfahrtsamt, ſo wird ihnen 
erklärt, es ſei nicht zuſtändig. Und wenn ein 
Hafenarbeiter etwas erreicht, iſt es ſicher einer, der 
3 bis A Kinder hat und dem man 10,— Gulden in 
die Hände drückt. Ich bitte dem Antrag, den wir 
geſtellt haben, zuzuſtimmen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Maaß. 

Maaß, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Ich ſtelle feſt, daß der Antrag des Herrn Abg. Ple⸗ 
nikowſki lediglich ein Agitationsantrag iſt, denn 
er glaubt ſelbſt nicht, daß dieſer Antrag ohne Dek⸗ 
kungsvorlage angenommen werden kann. (Abg. 
Plenikowſki: Sie haben unſere Vorlage gar nicht 
angejehen!) Der Staat hat heute eine Schuld von 
18 Millionen, deshalb kann der Antrag Pleni⸗ 
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kowſki nicht durchkommen. Es iſt bedauerlich, daß 
gerade der Abg. Plenikowſki mit dem Hunger der 
Erwerbsloſen Schindluder treibt. Wir National⸗ 
ſozialiſten kennen den Hunger, kennen die Qualen 
der Erwerbsloſen, die draußen frierend auf den 
Straßen herumliegen. (Abg. Plenikowſki: Soll 
ich Sie perſönlich anzapfen, Sie Schnodder?) 
Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich rufe Sie 
wegen dieſes Ausdrucks zur Ordnung! (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Glauben Sie, ich laſſe mich anpöbeln von 
ſolch einem . .. .) Ich habe Sie ſchon zweimal zur 


Ordnung gerufen und mache Sie auf die Folgen 5 


eines dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 

Maaß, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir Natio⸗ 
nalſozialiſten kennen die Not der Erwerbsloſen. 
Es wird ſich nachher bei der Abſtimmung ja zeigen, 
wo die Kapitaliſtenknechte ſitzen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sehr richtig!) Zwölf Jahre haben die 
Sozis mit den andern Parteien zuſammen ab⸗ 
wechſelnd in der Regierung geſeſſen. (Heiterkeit! 
links — Sie ſind wohl noch nicht lange in Danzig? 
— Abg. Kloſſowſki: Sie müſſen doch wiſſen, daß 
das nicht wahr iſt!) Auf der einen Seite haben 
die Sozis alſo geſeſſen, auf der andern die bür⸗ 
gerlichen Parteien. Sie haben es beide nicht fer⸗ 
tiggebracht, die Not zu lindern. Nach der Revo⸗ 
lution ſchrieben die Sozis auf ihre Fahne „Ar⸗ 
beit und Brot“. Nachdem ſie zuletzt 2 Jahre lang 
das Zepter mit Unterſtützung des Zentrums in der 
Hand gehabt haben, hätten ſie die Möglichkeit ge⸗ 
habt, wenn ſie die Not kannten, für die Erwerbs⸗ 
loſen einzutreten. Heute laufen insgeſamt 30 000 
Erwerbsloſe herum, die nichts zu knabbern haben. 
Dagegen haben Sie ſich ſelbſt (nach links) wie z. 
B. dem Herrn Präſidenten Gehl 2 000 Gulden pro 
Monat bewilligt. Da kannten Sie keine Not. Da 
kannten Sie nur eine Cliquenwirtſchaft, da woll⸗ 
ten Sie nur, daß Ihre Bonzen genügend Geld be⸗ 
kamen. (Abg. Kloſſowſki: Das hat Ziehm auch für 
ſeine Arbeit bekommen!) Es iſt bezeichnend, daß 
die Sozialdemokraten es fertig gebracht haben, 
ſolchen Gehältern zuzuſtimmen, trotzdem ſie wiſſen, 
daß das Geld aus den Arbeitergroſchen herausge⸗ 
zogen wird. An dieſem Gelde klebt Arbeiter⸗ 
ſchweiß, und gerade diejenigen, die Vertreter der 
Arbeiterſchaft ſein wollen, haben dieſes ſchweißbe⸗ 
klebte Geld für ſich in Anſpruch genommen. 

Weshalb haben wir Nationalſozialiſten einen 
Antrag auf 600 000 Gulden geſtellt? Weil wir ge⸗ 
nau wiſſen, daß dieſe 600 000 Gulden aus den 
Steuergeſetzen, die wir verlangen, erſtens Waren⸗ 
hausſteuergeſetz, zweitens Konſumſteuergeſetz und 
drittens Filialſteuergeſetz, herausgewirtſchaftet 
werden können, wenn die Geſetze entſprechend ge⸗ 
macht werden. Wir haben den Antrag ferner ge⸗ 
ſtellt, weil ſich unter den Erwerbsloſen nicht nur 
Arbeiter der Fauſt, ſondern auch der Stirn befin⸗ 
den, die gerade durch die Warenhäuſer, Konſum⸗ 
genoſſenſchaften uſw. brotlos geworden ſind. Die 
einzelnen Exiſtenzen ſind durch die Warenhäuſer 
zugrunde gerichtet worden. Der Mittelſtand, das 
ſelbſtändige Handwerk iſt vernichtet. (Abg. Brill: 
Wieviel Warenhäuſer haben wir denn in Dan⸗ 
zig?) Ueber den Begriff Warenhaus wird man 
noch ſehr zu ſprechen haben. Ein Warenhaus gilt 
hals Warenhaus, wenn z. B. zu Textilwaren noch 
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A) Geſchirr uſw. hinzukommt. (Abg. Plenikowſti: werkſchaften die finanzielle Hauptſtütze des Mar⸗ 


(B) 


Nachtgeſchirr!) Das können Sie brauchen, denn 
Sie ſind ein ziemlich dummer Laffe. Sie reden 
lauter dummes Zeug zuſammen. Sie haben die 
Not der Erwerbsloſen noch nicht gekannt, denn 
ſonſt würden Sie ſchon auf Ihr Gehalt als Lehrer 
verzichtet haben. (Zuruf des Abg. Plenikowſki). 
Die Warenhausſteuer iſt an ſich tragbar. Das 
beweiſt Thüringen, wo ſie bereits durchgeführt iſt. 
Sie hat dort nennenswerte Beträge eingebracht. 
In den Zeitungen wird man bald leſen, daß die 
Warenhäuſer gehalten werden müſſen, weil Tau⸗ 
ſende und Abertauſende Volksgenoſſen durch die 
evtl. Schließung erwerbslos werden. Gehen die 
Warenhäuſer vor die Hunde, ſo iſt es egal, denn in 
dem Augenblick, wo dieſe Inſtitute verſchwinden, 
kommen neue ſelbſtändige Exiſtenzen hervor, die 
die abgebauten Volksgenoſſen aufnehmen werden. 
(Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Deshalb wollen 
wir eine Warenhausſteuer haben, weil die Wa⸗ 
renhäuſer der Tod des Mittelſtandes ſind. Die 
Warenhäuſer ſind nicht dazu da, den tatſächlichen 
Bedarf der Bevölkerung zu decken, ſondern nur, 
um Schund und Ramſchwaren auf den Markt zu 
werfen. Durch dieſes Syſtem werden das kaufende 
Publikum und die kleinen Geſchäfte geſchädigt; 
denn die Qualitätswaren, die man in einem Wa⸗ 
renhaus kauft, bezahlt man dort höher als in 
einem kleinen Geſchäft. Wenn auch Sie Vertre⸗ 
ter der arbeitenden Klaſſe ſein wollen, müſſen auch 
Sie dafür eintreten, daß ferner Steuergleichheit 
eingeführt wird, daß alſo nicht auf der einen Seite 
den Warenhäuſern Tauſende an Steuern geſchenkt 
werden und auf der andern Seite dem kleinen Ge⸗ 
werbetreibenden der letzte Groſchen weggepfändet 
wird. Wenn der kleine Kaufmann keine Steuern 
zahlen kann, wird ihm einfach die Bude geſchloſ⸗ 
ſen. Mit den Warenhäuſern dagegen wird ein 
Kompromiß geſchloſſen, weil ſie ankommen und 
ſagen: „Wir ſchließen unſere Bude zu, wenn man 
uns nicht ein Drittel der Steuern erläßt.“ Die 
Warenhäuſer entwickeln außerdem eine recht 
eigenartige Licht⸗Reklame. Sie zeugt von der jü⸗ 
diſchen .. . (Abg. Plenikowſki: Ich denke, Sie 
ſprechen von der Not der Erwerbsloſen!) Reden 
Sie nicht! Sie ſcheinen das noch nicht begriffen zu 


haben. Der kleine Gewerbetreibende zahlt den 
Strompreis in voller Höhe, während auf der an⸗ 


deren Seite das Warenhaus Strompreis⸗Ermäßi⸗ 
gung bekommt; auch werden ihm noch andere 
Steuern ermäßigt. (Zwiſchenrufe des Abg. Ple⸗ 
nikowſki. — Abg. Greifer: Ihnen iſt es ja ſehr 
ernſt mit den Erwerbsloſen! Das ſind Arbeiter⸗ 
vertreter!) 

Präſident: Ich möchte Sie bitten, Herr Abg. 
Maaß, ſich an die Tagesordnung zu halten. 

Maaß, Abgeordneter (Nat. Soz.): Das iſt nur 
zur Begründung. 

Präſident: Ich habe Ihnen das Wort gelaſſen, 
als Sie von der Steuerfreiheit der Warenhäuſer 
ſprachen, da das mit dem Antrag in Zuſammen⸗ 
hang zu bringen war. Ich bitte Sie, ſich jetzt aber 
an die Tagesordnung zu halten. 

Maaß, Abgeordneter (Nat. Soz.): Dann komme 
ich zu der Konſumvereins⸗Steuer. Die Konſum⸗ 
vereine ſind neben den Ortskrankenkaſſen und Ge⸗ 


xismus, ber Sozitaldemokvatiſchen Partei. Die 
Konſumvereine wollen, ebenſo wie die Waren⸗ 
häuſer, jede Konkurrenz ausſchalten, alles auf⸗ 
freſſen und den kleinen Arbeitern, die auch einmal 
ſelbſtändig werden könnten, die Exiſtenz nehmen. 
Weiter komme ich zum Thema Filialen. Man 
nehme z. B. das Tabakmonopol. Werden hier Fili⸗ 
alen eingerichtet, ſo macht man damit wieder eine 
Anzahl kleiner ſelbſtändiger Gewerbetreibender 
brotlos. Ebenſo iſt es bei Kaiſers Kaffeegeſchäf⸗ 
ten. Aus den Filialen an ſich kommen nur Steuer⸗ 
groſchen, die von den Gehältern der Angeſtellten 
abgezogen oder einbehalten werden. Auf der an⸗ 
dern Seite fließt der Reingewinn der meiſten Fi⸗ 
lialen ins Ausland. Da anſcheinend kein Redner 
mehr das Wort ergreifen wird, um für die Er⸗ 
werbsloſen einzutreten, wird ſich ja bei der Ab⸗ 
ſtimmung zeigen, ob die einzelnen Parteien von 
rechts und links tatſächlich mit dem Kapitalismus 
verſchwägert ſind. (Auch mit Ihnen! bei den 
Kommuniſten). Die Kommuniſten auch, ſie neh⸗ 
men ebenfalls das Geld von Karſtadt zur Beſtrei⸗ 
(tung ihrer Propaganda. 

Was die Hafenarbeiter anlangt, ſo werden 
wir Nationalſozialiſten ſelbſtverſtändlich dieſem 
Antrag auf Winterbeihilfe für die Hafenarbeiter 
ebenſo wie unſerem Abänderungsantrage zuſtim⸗ 
men. Der Betrag, der den Hafenarbeitern zu⸗ 
fließen ſoll, kann ebenfalls aus dieſer Steuer ge⸗ 
zogen werden. Wir kennen die Not der Hafenar⸗ 
beiter und wiſſen ganz genau, daß die Polacken 
den Danziger Arbeiter 
(Abg. Plenikowſki: Wer iſt das, Kalitzki?) Das 
ſind diejenigen, die den deutſchen Volksgenoſſen, 
die im Hafen arbeiten, das Brot wegnehmen. 

Präſident: Herr Abg. Maaß, ich würde lieber 
ſehen, wenn Sie dieſe Herren mit dem richtigen 
Namen bezeichnen. 8 

Maaß, Abgeordneter (Nat. Soz.) Zum Schluß 
möchte ich noch eins bemerken: In dem Reich, das 
wir Nationalſozialiſten gründen werden, brauchen 
Unterſtützungsanträge dieſer Art nicht geſtellt zu 
werden. Der Staat wird ſo aufgebaut werden, 
daß es bei den arbeitenden, ſchaffenden Menſchen 
keine Not mehr gibt. Natürlich wird kein Platz 
für diejenigen ſein, die ſich Arbeitervertreter nen⸗ 
nen und Ausſauger der arbeitenden Maſſen ſind. 
(Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat Herr Senator Dr. 
Wiercinſki⸗Keiſer. 

Dr. Wiercinſti⸗Keiſer, Senator: M. ſehr ver⸗ 
ehrten D. u. H.! Alljährlich pflegt in dieſen Mo⸗ 
naten die Arbeit im Hafen geringer zu werden. 
Dadurch entwickelt ſich auch die Not der Hafenar⸗ 
beiter. Wir haben aber ſchon, bevor der Antrag 
der Kommuniſtiſchen Partei beim Volkstag und 
Senat einging, eingegriffen und in Verhandlun⸗ 
gen mit den zuſtändigen Gewerkſchaften der Hafen⸗ 
arbeiter eine Regelung getroffen, die die entſtan⸗ 
dene Not mindern ſoll. Wir werden auch weiter 
die Sache im Auge behalten und wie in früheren 
Jahren die erforderlichen Maßnahmen treffen, um 
dieſer Not zu ſteuern. Ich bitte daher, dieſen An⸗ 
trag abzulehnen. (Hört, hört! bei den Kommuni⸗ 
ſten). Auch den zweiten Antrag der Kommuniſti⸗ 
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ſchen Fraktion bitte ich, abzulehnen. Er erledigt 
ſich durch ſeine Uebertreibung ſelbſt, denn die Ko⸗ 
ſten würden etwa 4 Millionen betragen. (Hört, 
hört! rechts). Er erledigt ſich auch dadurch, daß er 
verfaſſungswidrig iſt, da er gar keine Angaben 
über die Deckungsfrage enthält. Dasſelbe muß 
ich zu ſeinem Abänderungsantrag ſagen, den die 
Kommuniſtiſche Fraktion vorlegt, obwohl er ſich 
in vernünftigeren Grenzen bewegt, da er nur 
600 000 Gulden fordert. Auch er enthält kein Wort 
über die Deckungsfrage. 

Bezüglich des Abänderungsantrages der Na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei gilt auch zwar, 
daß er ſich in vernünftigen Grenzen hält, indem er 
auch nur 600 000 Gulden verlangt, er ferner 
verſucht, auch die Deckungsfrage zu löſen. Dieſer 
Verſuch iſt jedoch mißglückt. Es muß zunächſt 
ſchon zweifelhaft ſein, ob es bei einem Defizit von 
9 Millionen überhaupt möglich iſt, eine neue 
Ausgabe und eine Sonderſteuer für dieſe neue 
Ausgabe zu beſchließen, ehe das Defizit beglichen 
iſt, Es würde immer bei dieſem Defizit bleiben. 
(Abg. Heinz Friedrich: Wollen Sie dieſe Steuern 


erledigen, dann ließe ſich darüber reden!) Hin⸗ 
ſichtlich der in Ihrem Antrag erwähnten Steuern 
muß ich ſagen, daß die Erwartungen, die Ihre 
Partei an ſie geknüpft hat, wahrſcheinlich nicht in 


Erfüllung gehen. Nach den Feſtſtellungen, die ich 
beim Landesſteueramt habe treffen können, iſt 
kaum anzunehmen, daß eine Steuer wie Sie ſie 
vorgeſchlagen haben, einen ſolchen Ertrag bringen 
könnte. Wenn der Ertrag durch die Höhe des zu 
erhebenden Prozentſatzes herausgeholt würde, ſo 
würden wahrſcheinlich erhebliche Teile des Wirt⸗ 
ſchaftslebens zum Erliegen gebracht werden. Dar⸗ 
über ſind vielleicht die Anſichten verſchieden. Dem 
Senat erſcheint das jedenfalls unmöglich. Dann 
muß ich darauf hinweiſen, daß ſelbſt, wenn dieſe 
Steuer erhoben würde und einkäme, ſie ja erſt im 
Laufe eines ganzen Jahres einkommen würde. 
Die Summe müßte aber noch in dieſem Etatsjahr 
verausgabt werden. Es kommt in dieſem Etats⸗ 
jahr aber hböchſtens einSechſtel der ganzen Summe 
ein, nämlich in den Monaten Februar⸗März. Auch 
dies iſt ein unmöglicher Zuſtand. Ich bitte auch 
dieſen Antrag abzulehnen, alſo ſämtliche Anträge. 
Wenn weitere Auskünfte insbeſondere über Steu⸗ 
erangelegenheiten gewünſcht werden, ſo ſtelle ich 
anheim, die Anträge einem Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki. 

Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
9! Als ich den Herrn Abg. Maaß zum erſten 
Mal hörte, habe ich mir wie wahrſcheinlich auch 
ein großer Teil der hier anweſenden Abgeord⸗ 
neten geſagt, daß ſich in dieſem Kopf die Welt 
anders malt als ſonſt in Menſchenköpfen. Wäre 
das nicht der Fall, ſo hätte er ſolche Ausführun⸗ 
gen hier nicht machen können. Nun liegen ja An⸗ 
träge vor, die bezwecken, die Not des erwerbs⸗ 
loſen Volkes, der Kleinrentner und Hafenarbeiter 
zu lindern. Die Anträge ſind gut gemeint. Aber 
alles das, was in Geſtalt dieſer Anträge vorliegt, 
kleine Summen zur Linderung momentaner Not 
zu gewähren, bildet hier in Danzig nur einen 
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Tropfen auf einen heißen Stein. Dieſen Stein 
werden wir immer haben, wenn das Danziger 
Arbeitgebertum und das Bürgertum nicht endlich 
Einkehr in ſich ſelbſt hält und ſoviel Anſtand auf⸗ 
bringt, daß es das den Arbeitern und Staatsbür⸗ 
gern Danzigs gibt, was in allen Nationen, in allen 
Staaten, dem arbeitenden Volk gegeben wird, 
nämlich das bevorzugte Recht auf Leben und Ar: 
beit im eigenen Staat. 

Sehen wir uns die eingegangenen Anträge 
an. Es iſt ein Schandſpiel wüſteſter Art, das hier 
mit dem Danziger Volk getrieben wird, das am 
16. November die Parteien in der Hoffnung ge: 
wählt hat, daß nun eine Beſſerung eintreten 
werde. Der Antrag Nr. 1 iſt für den Geiſt be⸗ 
zeichnend, der hier in den Volkstag eingezogen iſt 
und bezeichnend für das geſamte Bürgertum, die 
geſamten Arbeitgeber deutſcher Art in der Freien 
Stadt Danzig. (Das durch den Marxismus zu⸗ 
grunde gerichtet iſt! bei den Nationalſozialiſten.) 
Da heißt es 

Artikel 1. 


Das Geſetz über Arbeitsvermittlung 
Juni wird aufgehoben. 
2 


Artikel 2. 
Das Geſetz tritt am achten Tage nach der Ver⸗ 
kündung in Kraft. 
Schwegmann und Genoſſen. 

(Das paßt Ihnen nicht! rechts.) M. D. u. H.! 
Ich ſage, dies Geſetz trägt die Nr. 1. Das iſt der 
Geiſt, von dem das Bürgertum in Danzig beſeelt 
iſt, und an dem der Freiſtaat elend zu Grunde 
gehen muß. Denn wenn das Bürgertum dem 
eigenen arbeitenden Volk die Arbeitsmöglichkeit, 
das Brot nimmt, (Durch Ihre Bonzenwirtſchaft! 
Sie holten ſich die Arbeiter von außerhalb! rechts.) 
dann iſt der Untergang für die Freie Stadt gege⸗ 
ben. So lange die Freie Stadt beſteht , 
(Abg. Schütz: Es iſt niemals ſo viel Dummheit 
gemacht, als zur Zeit, als die Sozialdemokraten 
am Ruder waren! — Er iſt ſprachlos! bei den 
Nationalſozialiſten!) Ich weiß nicht, wo .... 
(Abg. Schütz: Die Gewerbetreibenden ſind alle 
Betrüger!) Wollen Sie es noch einmal hören? 
Alle Arbeitgeber, die den Danziger Arbeitern und 
Angeſtellten das Brot nehmen, (Aha! rechts. — 
Sie haben ſie ausgebeutet! rechts.) Ich wieder⸗ 
hole: Alle Arbeitgeber, auch Ihre Freunde, Herr 
Schütz, die den Danziger Arbeitern das Brot neh⸗ 
men und Ausländer beſchäftigen, ſind Betrüger! 
(Abg. Schütz: Dann ſind Sie es!) Daß es Ihnen 
m. H. Deutſchnationalen nicht gefällt, daß die Ar⸗ 
beiter einen Schutz in den Gewerkſchaften haben, 
das weiß die Arbeiterſchaft. (Abg. Greiſer: Deren 
Führer die größten Spitzbuben ſind! — Anruhe) 
Die Zeiten haben ſich geändert. (Abg. Greifer: 
Die Gewerkſchaftsſekretäre ſind dick geworden und 
die Arbeiter dünn!) Die Zeiten haben ſich geän⸗ 
dert, das mag Ihnen nicht gefallen. Sie haben 
die Arbeiter immer als die Leibeigenen ange⸗ 
ſehen, (Große Unruhe) und das möchten Sie auch 
im dritten Reich haben. Aber der geſunde Sinn 
der Danziger und deutſchen Arbeiterſchaft wird 
ſie davor bewahren. Bevor Sie das dritte Reich 
gründen, wird noch viel Waſſer die Mottlau hin⸗ 
unter laufen. Wir ſind der eherne Fels der Ar⸗ 
beiterſchaft, an dem alle Ihre Machinationen zer⸗ 
ſchellen werden. (Siehe die letzten Wahlen in 
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Gloſſowſki, Abgeordneter) 


Deutſchland! rechts.) Herr Schütz, ſeien Sie doch 


einmal beſcheiden! Sie ſind doch von vorn nach 
hinten gerutſcht. Seien Sie beſcheiden, das klei⸗ 
det Sie beſſer. Nun laſſen Sie ſich noch ein Stich⸗ 


wort von der Frau Kalähne geben, etwas Be⸗ 


e müſſen Sie haben, ſonſt ſchlafen Sie 
ein! 

Wir haben in Danzig das traurige Beiſpiel 
zu verzeichnen, daß über 30 000 ausländiſche er⸗ 
werbstätige Arbeitskräfte hier tätig ſind. (Warum 
haben Sie die in den drei Jahren nicht hinaus; 
getrieben? rechts.) Dafür haben Sie geſorgt, daß 
uns das nicht gelungen iſt und daß die Polen 
hier weiter beſchäftigt werden. Das iſt eine ſtreng 
deutſchnationale Charaktereigenſchaft, das eigene 
Volk kann zu Grunde gehen, wenn nur der Profit 
geſichert iſt. Was bedeutet es, wenn in einem 
Staatsweſen wie Danzig mit 400 000 Einwoh⸗ 


nern über 30 000 ausländiſche Arbeitskräfte be⸗ 
ſchäftigt werden? Das bedeutet eine Ueberfrem⸗ 


dung der Freien Stadt. (Abg. H. Friedrich: Soli⸗ 
darität der internationalen Arbeiter!) Sie ſchei⸗ 
nen nicht zu wiſſen, was ich rede. Das hat mit 
international nichts zu tun. Vielleicht muß man 


zum Ausdruck bringen, daß es in der ganzen Welt 
Leute gibt, die keine Haare haben aber auch kei⸗ 


nen Verſtand! (Abg. Schütz: Das Gewerkſchafts⸗ 
büro muß aber alles einheimſen!) Das iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Von Arbeitergroſchen lebt die ganze 
Welt, auch Sie Herr Schütz! Wenn die Arbeiter 
keine Steuern zahlen, können Sie nicht baggern. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) Leider bringen Sie 
nur Unvernunft aus dem Grunde hervor. Wes⸗ 


(5) halb Sie bei den Deutſchnationalen als ſogenann⸗ 


ter Arbeitervertreter ausgehalten werden, wiſſen 
Sie beſſer als ich. Sie haben es mir doch in einer 
feuchtfröhlichen Stunde erklärt. Soll ich noch 
deutlicher werden, Herr Schütz? 

Hier in Danzig werden über 30 000 Auslän⸗ 
der beſchäftigt. Das bedeutet, daß eine ſehr große 
Zahl der Danziger Staatsbürger dauernd zur Er⸗ 
werbsloſigkeit verurteilt iſt. Daran ſind nicht 
die Gewerkſchaften ſchuld, die das verhindern wol⸗ 
len. (Abg. H. Friedrich: Verſtändigen!) Das hat mit 
Verſtändigung nichts zu tun! In Deutſchland ſind 
dieſelben Gewerkſchaften, und man verfährt dort 
nach dem alten Satz: „Das Hemde iſt einem näher 
als die Jacke!“ Wenn ein Arbeiter von Tiegenhof 
nach Marienburg arbeiten geht, wird er vom dor⸗ 
tigen Arbeitsamt zurückgeſchickt. Das iſt auf der 
ganzen Welt ein ſelbſtverſtändlicher Grundſatz. 
Das Gebot der Klugheit muß es doch jedem Ne- 
gierenden einbläuen, daß er zuerſt das eigene 
Volk beſchäftigt. (Abg. H. Friedrich: Proletarier 
aller Länder vereinigt euch!) Das hat damit nichts 
zu tun. Die Proletarier müſſen ſich vereinigen, 
weil die Kapitaliſten ſich auch vereinigt haben. 
(Gehören Sie auch dazu? bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) Selbſtverſtändlich, denn ich ſpreche auch 
als Vertreter der Arbeiter. Schlagen Sie das 


Handbuch auf, dann wiſſen Sie, was ich bin. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Greiſer. — Große Unruhe, andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe.) Des Pudels Kern iſt hier, 
daß endlich mit dieſem Zuſtand aufgeräumt wer⸗ 
den muß, daß das Arbeitgebertum freie Bahn hat. 

Vizepräfident von Wnuck: Ich bitte, die Zwie⸗ 
geſpräche zu unterlaſſen. 


Kloſſowſki, Abgeordneter (S. P. D.): Ich 
glaube, es müßte Aufgabe der Nationalſozialiſten 
ſein, dafür zu ſorgen, daß die Danziger Arbeiter 
Arbeit haben. (Sie haben uns ja zu Grunde ge⸗ 
richtet! bei den Nationalſozialiſten.) Wir haben 
dieſen Antrag auf Sicherung der Arbeitsſtellen 
für Danziger von 1920 an geſtellt. Wir haben 
nichts erreicht, weil das Bürgertum, Ihre Bun⸗ 
desgenoſſen (nach rechts) verſagt hat. Ich hatte 
aber geglaubt, daß Sie das wußten. Vielleicht 
merken Sie ſich das jetzt. Man ſollte annehmen, 
daß ein Mann, der ſich in den Danziger Volkstag 
wählen läßt, das elementarſte Wiſſen beſitz!. Wie⸗ 
derholt wurde hier, und ich habe es ſelbſt von 
dieſer Stelle getan, auf die Ueberfremdung Dan⸗ 
zigs durch fremde 
Herr Schwegmann und Herr Dr. Ziehm haben da⸗ 
gegen geſtimmt, ſo daß daraus nichts geworden 
iſt. Die Gewerkſchaften wurden wiederholt beim 
Senat vorſtellig und haben mit ihm verhandelt. 
Die Laſten müſſen ins Uferloſe ſteigen, wenn nicht 
endlich das Loch zugeſtopft und der fremde Zu⸗ 
zug unterbunden wird. Alle dieſe Verhandlun⸗ 
gen wurden nicht ernſt genommen. Nicht weil 
man die Gefahr nicht witterte, ſondeen weil Ar⸗ 
beitgebertum und Bürgertum eine ſolche Macht 
hatten, daß ſie ihren Willen durchdrückten. So iſt 
es dazu gekommen, daß wir in Danzig etwas er⸗ 
leben, was man in keinem Staat der Welt erlebt, 
daß der einheimiſche Staatsbürger zum Almoſen⸗ 
empfänger geworden iſt und der Ausländer ſich 
in gut bezahlten Arbeitsſtellungen befindet. (Zu⸗ 
ruf recht.) 

Nun wollen wir auch einmal unterſuchen, 
warum das iſt. (Abg. Brill: Herr Friedrich, Sie 
haben den Verrat mit getrieben!) Wir haben von 
Anfang an die Anträge auf Einführung des Be⸗ 
triebsrätegeſetzes und Schutz der Arbeiterſchaft in 
den Betrieben gegen die Willkür der Unterneh⸗ 
mer geſtellt. Wir haben ſeit Jahrzehnten Anträge 
auf Schaffung der Arbeitsgerichtsbarkeit und des 
Schlichtungsweſens eingebracht. Das iſt in der 
Verfaſſung verſprochen, einzuführen. Als wir 
1927/28 in die Regierung kamen, iſt es uns nach 
Ueberwindung dieſer Schwierigkeiten gelungen, 
das Geſetz zur Durchführung zu bringen. Das war 
für die Arbeiterſchaft zum großen Segen. (Zwi: 
ſchenrufe bei den Deutſchnationalen.) Die deutſch⸗ 
nationalen Arbeitgeber haben das nicht ſehr be⸗ 
grüßt. (Ihre Bonzen, die Sie hineingeſetzt haben! 
rechts. — Abg. Plenikowſki: Herr Schütz ſagte 
geſtern, jeder Erwerbsloſe wäre faul!) Mit Ihrer 
Dummheit ja, aber nicht mit Ihrer Perſon kann 
man Mitleid haben. Die deutſchnationalen Ar⸗ 
beitgeber in Stadt und Land haben immer, was 
wir ihnen nicht verübeln können, den Grundſatz, 
daß die dümmſte Arbeitskraft ihnen die liebſte iſt. 
Weil der Danziger Staatsbürger Tarifverträge 
bekam, die die Arbeitgeber bekämpften, deshalb 
wurde die einheimiſche Arbeitskraft ausgeſchaltet 
und die Fremden eingeſtellt. (Abg. Bertling: Das 
haben Sie allein gemacht!) Sie ſind ein Engel. 
Ich habe oft genug mit Ihnen über dieſe Ange⸗ 
legenheit geſprochen. Sie ſind der Vertreter des 
Mittelſtandes und zogen von Stadt zu Stadt mit 


Bertling: Das ſage ich auch heute noch!) Das iſt 


Arbeitskräfte hingewieſen. 


dem Rufe: Nieder mit den Gewerkſchaften! (Abg. 
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ein ſchönes Parteikonglomerat: „Nieder mit den 
Rechten der Arbeiterſchaft!“ Sie werden das aber 
nicht exreichen. (Zuruf des Abg. Bertling.) Was 
ſoll man zu ſolcher geiſtigen Beſchränktheit ſagen? 
Man kann nur ſagen: Beſchränktheit, dein Name 
iſt Bertling und Du biſt Führer des Mittelſtan⸗ 
des! (Heiterkeit.) Ich habe ein anderes Gehirn 
als Sie. (Zuruf des Abg. Senftleben.) Herr 
Senftleben, faſſen Sie ſich mal an den Kopf, Sie 
haben zwei Hörner. Sie ſind Arbeitgeber und 
hatten Gelegenheit, Arbeiten nach Danzig zu brin⸗ 
gen. Warum laſſen Sie die Schiffe Ihrer Geſell⸗ 
ſchaft auswärts bauen? bei Ihnen iſt Theorie 
und Praxis zweierlei. Sie machen Ihr Geſchäft 
mit Ihrem Bapolin in Danzig und leben dabei 
herrlich und in Freuden und ärgern ſich obenein 
noch, wenn andere Leute auch leben. 

Wenn in Danzig nicht dazu übergegangen 
wird, die vorhandene Arbeit den Danziger Arbei⸗ 
tern zu ſichern, wird kein Sanierungswerk, welches 
es auch ſei, dazu führen, daß hier in Danzig geord⸗ 
nete Verhältniſſe Platz greifen. Wer ſich ſeiner 
Aufgabe als Volksvertreter mit Ernſt bewußt iſt 
und wer den Zuſammenhang der Dinge 


hen Sie nach draußen zur Theke und halten Sie 
mit dem Gaſtwirt Zwieſprache. Der Schnaps iſt 
auf Grund Ihres Antrages billiger geworden. 
Ueberall wird über die ungeheuren Steuerlaſten, 
die Abgaben, geklagt. Die Steuerlaſt wird zum 
größten Teil durch die Koſten für Wohlfahrts⸗ 
pflege und Erwerbsloſenfürſorge verurſacht. Wenn 
man nicht den Kopf in den Sand ſtecken will, muß 
man der Sache auf den Grund gehen, Sie mögen 
uns als Sozialdemokraten verläſtern, wie Sie 
wollen. Wir ſagen, Danzig gehört den Danzigern, 
der Danziger Arbeiterſchaft. Die Danziger Ar⸗ 
beitskraft muß vor Ueberfremdung geſchützt wer⸗ 
den. Dadurch erweiſen wir der deutſchen Kultur 
und dem deutſchen Volke in Danzig einen großen 
Dienſt. Wir wollen nicht, daß unſere Danziger 
Mitbürger nach Braſilien und Argentinien in die 
Wälder geſchickt werden. Es iſt hier Arbeit genug 
vorhanden, wenn man unſeren Arbeitern die vor⸗ 
handene Arbeit gibt. Hier mangelt es an dem gu⸗ 
ten Willen. Aber das erſte, was im neuen Volks⸗ 
tag in Erſcheinung tritt, iſt der Antrag der 


Deutſchnationalen auf Beſeitigung eines Geſetzes, 


das endlich nach langem Anrecht der Danziger 
Arbeiterſchaft die Möglichkeit geben ſoll, Arbeit 
zu erhalten. 

Nun muß man ſich die Frage vorlegen, wer 
gegen dies Geſetz den größten Widerſtand erho⸗ 
ben hat. (Sprechen Sie zur Sache? rechts.) Ja, 
zu der Erwerbsloſenſache. — Das waren die gan⸗ 
zen Arbeitgeber, die bürgerlichen Mittelſtands⸗ 
parteien. Wenn Sie ſich alle Proteſte der Mittel: 
ſtandsparteien vor Augen halten und ſich die fa⸗ 
denſcheinigen Gründe vor Augen führen, die ge⸗ 
gen dies Geſetz angeführt wurden, ſieht man wirk⸗ 
lich, daß das Bürgertum in ſeiner großen Maſſe 
die Zeit und Stunde verſchlafen hat und nichts 
von den ernſten Fragen wiſſen will, die an uns 
wegen Geſtaltung dieſes Problems herangetreten 
ſind. Es nützt uns nichts, daß wir wieder große 
Summen für die Erwerbsloſen ausgeben und neue 
Steuern einführen. Das iſt ein Faß, das wir nie 


kennt, 
muß das einſehen. (Zurufe des Abg. Schütz.) Ge⸗ 
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ganz gleich, welcher Partei wir 
ich glaube, daß das mit Ihrem Programm gar 
nicht in Widerſpruch ſteht, Herr Greiſer, wenn 
Sie den Danziger Arbeitern Arbeit verſchaffen. 
(Abg. Greiſer: Im Gegenteil!) Sie nennen ſich 
auch Arbeiterpartei. Sie wollen auch, daß die 
Danziger Arbeiter Brot und nicht Almoſen be⸗ 
kommen. Deshalb verſtehe ich nicht Ihren Wi⸗ 
derſpruch und Ihre Ausführungen. Sie müſſen 
die erſten ſein, die ſagen: Danzig den deutſchen 
Arbeitern. Vor den Ausländern ſollen die Dan⸗ 
ziger Arbeiter beſchäftigt werden. 

Wir haben wegen des Geſetzes, das jetzt be⸗ 
ſeitigt werden ſoll, den allerſchärfſten Kampf ge⸗ 
führt und den größten Widerſtand erfahren. Mit 
den gemeinſten Mitteln wurde gegen uns gear⸗ 
beitet. Wir legen an dieſer Stelle immer wieder 
den Finger in die Wunde und ſagen: Wenn das 
Danziger Bürgertum nicht fähig iſt, die Geſchicke 
des Staates ſelbſt in die Hand zu nehmen, dann 
wird und muß eine ſtärkere Hand hierher kom⸗ 
men. Das ſpreche ich hier in ernſter Zeit aus. 
(Abg. Bertling: Sie haben geſagt, Sie werden 
keine Steuergeſetze bringen! Jetzt bringen Sie ſie 
in Menge!) Herr Bertling, wenn ich noch eine 
halbe Stunde rede, werden Sie noch beſchränkter! 
Wenn die Erwerbsloſigkeit durch Sie und Ihre 
Standesgenoſſen immer größer wird, muß man 
doch die Erwerbsloſen unterſtützen. Gucken Sie 
doch in den Spiegel an der Wand, Sie haben ja 
vorn und hinten ein Geſicht und wollen Wirt⸗ 
ſchaftsführer ſein. Sie richten die Wirtſchaft zu 
Grunde, indem Sie die Ausländer hier beſchäfti⸗ 
gen. Die Erwerbsloſigkeit iſt in dieſem Jahr in 
einem Maße geſtiegen, die zu den ſchwerſten Be⸗ 
denken Anlaß geben muß, und die ernſteſte Sorge 
der kommenden Regierung und des Volkstages 
muß ſein, die Not des Volkes zu lindern, nicht in 
der Weiſe, daß ein paar Bettelpfennige gegeben 
werden, ſondern daß auf dem Boden des Arbeits⸗ 
vermittlungsgeſetzes Arbeit gegeben wird. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Nur ſo iſt es möglich, die Ar⸗ 
beitsplätze für die einheimiſche Arbeiterſchaft zu 
ſichern. 

Der Antrag der Kommuniſtiſchen Partei auf 
eine einmalige Beihilfe iſt gut gemeint. Er ſoll 
die momentane Not mildern. Wir glauben, daß 
gerade in den Kreiſen, die langfriſtig erwerbslos 
ſind, etwas geſchehen muß. Man muß auch der 
Kinder der Erwerbsloſen gedenken. Wir werden 
im Sozialen Ausſchuß zu den vorgelegten Anträ⸗ 
gen noch Abänderungsanträge ſtellen, wie wir 
das Los der Erwerbsloſen vielleicht noch verbeſſern 
können. 

Was den Antrag der Nationalſozialiſten in 
Nr. 30 anlangt, in dem als Deckung die Waren⸗ 
haus⸗ und die Konſumvereinsſteuer angegeben 
ſind, ſo iſt er bezeichnend für den Geiſt Ihrer 
Partei. Es ſind Ausnahmegeſetze, die Sie für 
das Warenhaus, für die Fortſchrittsunternehmen 
ſchaffen wollen. Es ſind Sonderſteuern für die 


Konſumgenoſſenſchaft, ein Unternehmen, das die 
Arbeiterſchaft ſeit 60 Jahren aufgebaut hat. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Malſch.) Wer ſind Sie Herr? Wer 
hat Sie hier hereingelaſſen? (Große Unruhe.) Ich 
bin an manches gewöhnt, aber an ſo etwas von 


füllen werden, wenn wir nicht dazu übergehen, 00 
angehören, 
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Dummheit doch nicht. (Abg. Malſch: Sie reden 
ja zu ganz anderen Punkten!) Nein, ich rede zu 
Ihrem Antrag. Ich muß feſtſtellen, Sie ſind eine 
Zierde der äußerſten rechten Ecke, Sie gehören 
dort hin! 

Sie wollen eine Ausgabe von 600 000 G mit 
einer Warenhaus⸗ und Konſumſteuer decken. Der 
Herr Senator hat Ihnen ja geſagt, wie es in be⸗ 
zug auf das Einkommen dieſer Steuer ausſieht. 
Sehen Sie einmal, eine ſolche Steuer, die ein 
Ausnahmegeſetz iſt, muß dazu führen, daß die 
Ausgaben des Warenhauſes vermehrt werden. 
And wer wird der Leidtragende ſein? Die Ange⸗ 
ſtellten, die Arbeiter! (Zwiſchenrufe bei den 
Nationalfozialiften.) Herr Frick macht das in 
Thüringen genau ſo. (Abg. Greiſer: Der marxi⸗ 
ſtiſche Senat hat Sternfeld 200 000 G Steuern ge⸗ 
ſchenkt!) Einen marxiſtiſchen Senat haben wir 
noch nicht gehabt. Mir ſcheint, Sie haben ein 
Märchenbuch geleſen, das Ihnen den Kopf ver⸗ 
dreht hat. Die letzte Regierung hat beſtanden 
aus dem Zentrum, der Beamtengruppe und den 
Liberalen ſowie Sozialdemokraten. Wenn Sie 


dies Trio Marxiſten nennen, dann guten Appetit! 
Das Zentrum hat offen erklärt, daß es als Brems⸗ 


block gewirkt hat. Es hat geſagt: „Wir, das Zen⸗ 
trum, haben geſorgt, daß die Bäume der Soziali⸗ 


ſten nicht in den Himmel wachſen.“ Von ſeinem 


Standpunkt aus mag es recht haben. Aber die 
Zentrumsleute werden ſich wohl dagegen wehren, 
als Marxiſten bezeichnet zu werden. (Schluß! 
Schluß! bei den Nationalſozialiſten.) 

Sie wollen eine Ausnahmeſteuer für die Kon⸗ 
ſumvereine, alſo ein Unternehmen der Arbeiter⸗ 
ſchaft. (Abg. Maaß: Der Bonzenſchaft! Die neh⸗ 
men dem Mittelſtand das Brot weg!) Die Kon⸗ 
ſumvereine ſind die größten Steuerzahler. Sie 
werden noch nie etwas davon geleſen haben, daß 
ein Konſumverein keine Steuer zahlt. Aber ſehen 
Sie einmal, beim lieben Mittelſtand iſt die Buch⸗ 
führung manchmal ſo, daß die linke Hand nicht 
weiß, was die rechte tut. (Abg. Greiſer: Beim 
Konſumverein in Breslau wußte die Linke auch 
nicht, was die Rechte tat! — Andauernde Zwi⸗ 


ee Te ine ls a ereenien Din ee 


werden eher ſterben als der deutſche Mittelſtand! 
Wenn die deutſche Revolution kommt, ſtehen La⸗ 
ternenpfähle für Sie da! Dafür wird S. A. ſor⸗ 
gen!) Mir ſcheint, Sie haben ſich die Aufgabe ge⸗ 
ſtellt, zu drohen! (Abg. Greiſer: Sie Oberbonze, 
Sie dicker!) Sie Dünner! (Abg. Greiſer: Jawohl, 
ausgemergelt!) 

Vizepräſident von Wnuck: Ich bitte, den Red⸗ 
ner ſprechen zu laſſen und die Zwiſchenrufe nur 
jo weit zu machen, als es unbedingt nötig ift, da⸗ 
mit mit ſolch einem ernſten Thema wie der Not 
der Erwerbsloſen nicht Schindluder getrieben 
wird und wir endlich weiter kommen. 

Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): Ja Ihre 
Zurufe ſind bezeichnend. Steht hier ein dünner 
Arbeitervertreter, dann werden Sie ebenſo ſchimp⸗ 
fen wie bei einem dicken. Weshalb Sie ſo dünn 
geblieben ſind, weiß ich nicht. Vielleicht haben Sie 
ſehr geliebt. Ich bin in dieſer Beziehung mäßig 
geweſen. (Das iſt bezeichnend für Ihren Geiſt! 
bei den Nationalſozialiſten. Abg. Greifer: 


Nehmen Sie Ihr Taſchentuch und gehen Sie hin⸗ 
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aus!) Sie werden vielleicht auch noch einmal dick 
werden, wenn Sie in das Alter kommen. Sie 
wollen, daß die Arbeiter die Laſten tragen ſollen, 
auch wenn ſie erwerbslos find. Warum wollen 
Sie nicht dieſe Laſten den Reichen auferlegen? 
Sie wollen doch die Kapitaliſten bekämpfen und 
nicht die Konſumvereine. Sie ſchreiben hier, Sie 
wollen die Konſumvereine beſteuern, alſo eine 
Einrichtung, die die Arbeiterſchaft geſchaffen hat. 
(Abg. Greiſer: Das hat mit der Arbeiterſchaft 
nichts zu tun!) Damit kennzeichnen Sie ſich nicht 
als Arbeiterpartei ſondern als eine Partei von 
Generälen. (Haben Sie einen Arbeiter in Ihrer 
Partei? bei den Nationalſozialiſten.) Wir ſind 
alle aus dem Arbeiterſtand hervorgegangen. 


Mit dem Antrag der Kommuniſtiſchen Partei 
in Druckſache Nr. 24 betr. einmalige Zuwendung 
an die Hafenarbeiter erklären wir uns einver⸗ 
ſtanden. Gerade im Hafen macht ſich bemerkbar, 
was ich anfangs meiner Rede beſonders betonte, 
daß den Danziger Hafenarbeitern die Arbeit im 
Hafen zu 90 Prozent genommen wird und pol⸗ 
niſche Arbeitskräfte und andere ausländiſche 
Kräfte dieſe Stellen beſetzen. Der Senat hat bis⸗ 
her nichts getan, um hier Remedur zu ſchaffen. 
Er hat die beſtehenden Verträge mit Polen in 
einer Weiſe ausgelegt und angewendet, daß es 
zu dieſer rieſigen Erwerbsloſigkeit und Bevorzu⸗ 


gung polniſcher Arbeitskräfte im Hafen gekommen 


iſt. Ich gebe zu, daß die Konkurrenz Gdingens 
mit ſeinen modernen Entladevorrichtungen dazu 
beigetragen hat, die Arbeit in Danzig zu vermin⸗ 
dern. Aber wenn die vorhandene Arbeit im Ha⸗ 
fen auf die Danziger Arbeitskräfte verteilt würde, 
würde Not und Elend der Danziger Hafenarbeiter 
nicht ſo ſtark ſein. Wir wollen annehmen, daß die 
Hafenarbeiter, ſoweit ſie durch die Arbeitsloſig⸗ 
keit in Not geraten ſind, vom Senat unterſtützt 
werden, wenn der Volkstag ein ſolches Geſetz an⸗ 
nimmt. Wir ſind aber nicht der Meinung, daß 
dadurch alle Not gelindert wird. Bevor das Dan⸗ 
ziger Bürgertum und Arbeitnehmertum nicht zur 
Einſicht kommt und das Loch verſtopft, aus dem 
alles Elend herkommt, wird in Danzig nie voll⸗ 


der Arbeitskraft des Danziger Volkes und Kampf 
allen jenen Kreiſen, die die Danziger Arbeits⸗ 


kraft durch Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter 


erwerbslos machen. (Wiederholtes Bravo! links.) 
Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat 
Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die über 
20 000 Erwerbsloſen, die draußen in Danzig hun⸗ 
gern, wiſſen ganz genau, daß ihnen auch die ſchön⸗ 
ſten und radikalſten Reden nicht Brot und Arbeit 
bringen werden, die Sie hier im Volkstag halten. 
Wenn die 20 000 Arbeitsloſen in der Lage wären, 
ſich das heutige Theater anzuſehen, würden ſie den 
ganzen Volkstag zum Teufel gejagt haben. Wir 
wiſſen ganz genau, daß den Arbeitsloſen nur auf 
dem Wege der Antragſtellung wirklich nicht gehol- 
fen werden kann. Sie haben unſeren Antrag als 
Agitationsantrag bezeichnet. Sie haben in ge⸗ 


wiſſer Beziehung recht. Wir leugnen das gar nicht, 
weil wir uns darüber klar ſind, daß dies Parla⸗ 
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ment und dieſer Hungerſenat nichts tun werden, hier den Antrag ſtellen, daß dieſe Leute, die hun⸗ 


um die Not der Erwerbsloſen zu lindern. 
kommt auf eine andere Tatſache an, hier zu zei⸗ 
gen, wer ernſtlich für die Erwerbsloſen etwas tun 
will. Wir rufen deshalb die Erwerbsloſen außer⸗ 
halb des Parlaments auf, für dieſe Forderungen 
in den Kampf zu treten. Wer hört hier die Schil⸗ 
derungen von der Not der Erwerbsloſen? Ein 
paar Herren, die ſich Volksvertreter nennen, die 
aber zu 95 Prozent keine Verbindung mit dem ſo⸗ 
genannten Volke mehr haben und ein paar Zu⸗ 
hörer. Wenn einige dieſer Zuhörer ſich gegen die 
Art und Weiſe empören, wie verhandelt wird, 
werden ſie hinausgeſchmiſſen. Damit ſind auch dieſe 
Arbeiter ausgeſchloſſen. Deshalb ſtehen wir auf dem 
Standpunkt, daß der Kampf für Arbeit und Brot 
draußen geführt werden muß. (Zuruf rechts.) Das 
tue ich genau ſo, wie Herr Dr. Thimm als Ober⸗ 
ſtudienrat ſich anmaßt, in Vertretung von Arbei⸗ 
tern zu ſprechen. Sie haben mich auch heute wie⸗ 
der perſönlich angezapft. Zu Ihrer Beruhigung 
ſage ich, daß ich aus Arbeiterkreiſen ſtamme. Mein 
Vater gehört zu denen, die bereits ſeit Jahren 
ſtempeln. Ich habe ſelbſt in meiner Jugend und 
nicht zu knapp, Kohldampf geſchoben. Aber ich 
habe nicht meine Klaſſe verraten, ſonſt hätte ich 
auch durch die S. P. D. oder eine andere Partei 
ein Bonze werden können. Ich verzichte darauf. 

Wir haben draußen die Erwerbsloſen zu De⸗ 
monſtrationen aufgerufen. Morgen ſoll eine De⸗ 
monſtration ſtattfinden. Der Senat hat das ver⸗ 
boten. Hier werden die Anträge abgelehnt und 
draußen werden die Demonſtrationen der Er⸗ 
werbsloſen verboten. Die Erwerbsloſen dürfen 
nicht ihren Hunger hinausſchreien. Wenn die 
Erwerbsloſen morgen trotzdem demonſtrieren ſoll⸗ 
ten, ſo wird Herr Arczynſki, der immer noch So⸗ 
zialdemokrat iſt und noch nicht aus der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei ausgeſchloſſen iſt, genau jo 
wie bisher die Schupo mit den nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Offizieren gegen die Erwerbsloſen einſetzen. 
Die nationalſozialiſtiſchen Offiziere werden genau 
jo, wie es Herr Arczunſki als Sozialdemokrat ha⸗ 
ben will, die Demonſtration der Erwerbsloſen zu 
verhindern ſuchen. Nur eins werden Sie wahr⸗ 
ſcheinlich nicht verhindern können, wenn die Er⸗ 
werbsloſen ſich am Heiligen Abend die Fülle in 
den Geſchäften anſehen, um zu erkennen, was ſie 
haben könnten, wenn ſie die Macht hätten. Der 
Herr Wohlfahrtsminiſter, Herr Senator Dr. Wier⸗ 
einſki, hat wirklich die Bezeichnung Wohlfahrts⸗ 
miniſter verdient, allerdings in Anführungsſtri⸗ 
chen. Herr Senator Dr. Wiercinſki erklärt, der 
Antrag ſei eine Uebertreibung. (Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki⸗Keiſer: 4 Millionen!) Sie hätten das bei 
Beratung der Senatorenpenſionen und Senatoren⸗ 
gehälter ſagen ſollen. Da hätten Sie ſagen können, 
Ihr Einkommen von 2 000 Gulden monatlich ſei 
eine Uebertreibung. (Sehr wahr! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Sie nennen die Summe von 4 Millio⸗ 
nen, vergeſſen aber ganz zu ſagen, daß auf den 


Kopf des einzelnen Erwerbsloſen nur 50 Gulden 


kommen und daß das ungefähr derſelbe Betrag iſt, 
den heute ein Erwerbsloſer mit ſeiner Frau für 
den ganzen Monat erhält. Das macht ungefähr 


60—70 Gulden aus, bei Wohlfahrtsempfängern 
iſt dieſer Betrag ſogar noch geringer. Wenn wir 


Es 


gern und frieren, die keine Kleider haben, eine 
Sonderbeihilfe in Höhe von 50 Gulden pro Per⸗ 
ſon erhalten, dann kommen ausgerechnet Sie hier⸗ 
her und erklären, der Antrag ſei eine Uebertrei⸗ 
bung. Sie hätten vielleicht ein wenig vorſichtiger 
in der Formulierung ſein müſſen, etwa ſo wie 
Herr Kloſſowſki, indem er erklärte, man könne we⸗ 
nigſtens ſagen, daß die Anträge gut gemeint ſind. 
Aber Sie haben klar und brutal gezeigt, auf wel⸗ 
chem Standpunkt Sie hinſichtlich der Not der Er⸗ 


werbsloſen ſtehen. Aber damit iſt natürlich nicht 


gejagt, daß Herr Kloſſowſki ehrlicher gewillt iſt, 
etwas für die Erwerbsloſen zu tun. Die Senats⸗ 
vertreter erklären, einem Erwerbsloſen oder einem 
Wohlfahrtsunterſtützungsempfänger 50 Gulden zu 
bewilligen, ſei eine Uebertreibung, aber nicht ein 
einziger dieſer Herren hat geſagt, der Antrag für 
einen einzelnen Menſchen 2000 und 4000 Gulden 
monatlich zu bewilligen, ſei übertrieben. Das iſt 
keine Aebertreibung, da waren die Herren ſtill, 
denn die Herren bekommen das ja ſelbſt. 

Teilweiſe iſt hier über die Rechte der Erwerbs⸗ 
loſen geſprochen worden. Die bürgerlichen Par⸗ 
teien haben es zum Teil vorgezogen, beſonders die 
Wohlfahrtschriſten, mit ganz wenigen Ausnahmen 
zu flüchten. Es iſt bekannt, daß ſie es bei dieſen 
Anträgen immer tun. Aber um das Geſicht dieſer 
Wohlfahrtschriſten zu zeigen, dieſer Volkstagsver⸗ 
treter, die es vorziehen, bei der Beratung dieſer 
Anträge draußen zu bleiben, nur einige Tatſachen 
aus der letzten Zeit, die ſo erſchütternd ſind, daß es 
eigentlich nur eine Auffaſſung geben dürfte. Bei 
dieſer ungeheuren Not und bei dieſem Elend müß⸗ 
ten Sie eigentlich unſeren Antrag ſofort anneh⸗ 
men: Weg mit allen Rieſengehältern über 8 000 
Gulden jährlich. Da haben Sie die Summe, die 
Sie verwenden können, um auf der andern Seite 
wirklich etwas Not und Elend zu mildern. Nur 
einige Tatſachen aus der letzten Zeit, Herr Dr. 
Wiercinſki, Ihnen außerdem zur Kenntnis. Herr 
Kloſſowſki ſprach davon, daß man ſich dagegen weh⸗ 
ren müſſe, daß Danziger Arbeiter nach Argentinien 
und Braſilien verſchickt werden. Herr Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki, Sie ſaßen drei Jahre in der Regierung. Die 
Regierung war keine marxiſtiſche, das ſtimmt, aber 
andererſeits haben Sie damit zugegeben, daß Sie 
in der Regierung eine bürgerliche Politik getrie⸗ 
ben haben und nicht eine marxiſtiſche. Es kommt 
hinzu, daß Sie unter dieſen Verhältniſſen in einer 
Regierung nie marxiſtiſche Politik treiben können. 
Sie verſuchen es aber, den Arbeitern weiß zu ma⸗ 
chen, daß es möglich wäre, nur um die Tatſache zu 
verdecken, daß Sie in die Regierung hineingegan⸗ 
gen ſind, um Maßnahmen gegen die Arbeiter für 
die Bourgeoiſie reibungsloſer durchzuführen. 

Nur eine Tatſache. Vor einigen Tagen kam 
ein Erwerbsloſer mit Frau und zwei Kindern zu 
uns. Die Frau erklärte: „Ich erwartete, daß mein 
Mann heute die paar Pfennige Unterſtützung nach 
Hauſe bringt. Er iſt morgens fortgegangen. Mit⸗ 
tags kommt er nicht, aber nachmittags kam er nach 
Haufe. Die Kinder haben ſchon zwei Tage nichts 
eſſen können. Der Bäcker iſt zu bezahlen. Ich 
warte auf die paar Pfennige um die Schulden zu 
bezahlen und neu borgen zu können. Der Mann 
kommt nach Hauſe und hat nicht einen einzigen 
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Pfennig mit.“ Das iſt nur ein Fall von vielen 
tauſenden. Der Erwerbsloſe gehörte zu den Ar⸗ 


gentinien⸗Fahrern, ein Zeichen dafür, daß er ver⸗ 


ſucht hat, ſich eine Exiſtenz zu gründen. Er hat 
im Sommer eine Stelle als Inſtmann in Oſt⸗ 
preußen angeboten bekommen. 
reit, die Stelle anzutreten. Aber ſeine Frau und 


die erwachſenen Kinder ſollten mitarbeiten. Der 
Antritt verzögerte ſich aber um ſechs Wochen. Un: | 


terdeſſen hat die Frau ſich eines anderen beſonnen. 
Sie wollte nicht mehr mit. Die beiden Jungen wa⸗ 
ren außer dem Hauſe, einer hatte Arbeit gefunden. 
Der Mann lehnte nun die Stelle ab, er konnte ſie 
gar nicht übernehmen. Man zahlte ihm auch die 
Anterſtützung weiter. Jetzt gerade vor Weihnach⸗ 
ten ſcheint wieder eine der famoſen Reviſionen ge⸗ 
weſen zu ſein. Man hat feſtgeſtellt, daß hier wie⸗ 
der eine Arbeitsverweigerung vorliegt. Die Un- 
terſtützung wurde geſperrt. (Senator Dr. Wier⸗ 
einſti⸗Keiſer: Wie heißt der Mann?) Ich habe den 
Fall bereits dem Senat mitgeteilt. Jedenfalls iſt 
der Mann nach einigen Tagen wiedergekommen. 
Sie kennen doch den Gang. Wenn man ſich an den 


Senat wendet, muß das doch erſt durch alle mögli⸗ 


chen Inſtanzen gehen. Jawohl, Herr Senator, ich 
weiß das ganz genau. 
haben wir auch eine derartige Debatte gehabt. 
Immer wieder kann ich Ihnen ſolche Fälle aus 
der Praxis namhaft machen. 


Weihnachten, und der Erwerbsloſe wollte ein 


paar Pfennige vorher haben, weil er die Wochen⸗ 


beihilfe nicht bekam. Das wurde rückſichtslos ab⸗ 
gelehnt. 
12 Uhr iſt Schluß.“ Das iſt genau derſelbe Fall. 
So könnte man viele Fälle anführen. Das iſt eine 
„Uebertreibung“, Herr Wohlfahrtsſenator, wenn 
wir für einen ſolchen Mann eine Sonderunter⸗ 
ſtützung fordern, damit er ſich wenigſtens während 
der „echriſtlichen“ Feiertage ſatteſſen und feine 


Stube für die Kinder heizen kann. Das iſt eine 


„Uebertreibung“, Herr Senator! (Zuruf des Se⸗ 
nators Dr. Wiercinſki⸗Keiſer.) Das zu beurteilen 
überlaſſe ich der Oeffentlichkeit. 

Hier iſt ein ſcheinbarer Gegensatz, und zwar 
zwiſchen der Rechten und der Sozialdemokratie, 


und dieſer Gegenſatz iſt gerade in dieſem Volkstag 
ſchärfer als bisher. Das iſt natürlich nicht zu⸗ 


fällig, ſondern hängt mit der Verſchärfung der 


Klaſſenkämpfe zuſammen. Die Bourgeoiſie braucht 


immer Leute, die Maßnahmen zur Sicherung ihrer 


Profite durchführen, ſei es parlamentariſch⸗demo⸗ 


kratiſch oder ſei es offen faſchiſtiſch. Natürlich 
müſſen diejenigen, die dieſe Aufgabe für die Un⸗ 
ternehmer durchführen, mit verteilten Rollen 
ſpielen. Sie müſſen ſich deshalb ſcheinbar bekämp⸗ 
fen. Dafür, daß dieſer Gegenſatz in Wirklichkeit 
nicht vorhanden iſt, könnte man hunderte von Be⸗ 
weiſen anführen. Ich will nur einen anführen, 
weil er mit der Erwerbsloſigkeit zuſammenhängt. 
Morgen wollen die Erwerbsloſen hier in Danzig 
demonſtrieren. Sie fordern eine Unterſtützung. 
Da wird von Herrn Arczynſki die Schupo gegen die 
Erwerbsloſen wie bisher eingeſetzt. Wenn die 


Erwerbsloſen in Thüringen demonſtrieren, wenn 


Er war auch be⸗ 


Im vergangenen Jahre 


de 5 Im vergangenen 
Jahre handelte es ſich um einen taubſtummen 
Schneider. Das fünfte oder ſechſte Kind kam vor 


Der betreffende Beamte erklärte: „Um 


ſie dort Kundgebungen abhalten, dann wird auch 
dort die Schupo gegen ſie eingeſetzt, aber nicht von 
einem Sozialdemokraten, ſondern von einem Na⸗ 
tionalſozialiſten. In Deutſchland, wo der Zen⸗ 
trumsmann Brüning regiert, wird fie von Zen⸗ 
trumsminiſtern eingeſetzt und in Preußen wieder 
von ſozialdemokratiſchen Miniſtern. (Und in Ruß⸗ 
land? links.) In Rußland haben wir keine Er⸗ 
werbsloſen mehr. Sie müſſen natürlich das glau⸗ 
ben, was auch ſozialdemokratiſche Zeitungen ſchrei⸗ 
ben. Das beweiſt aber nur Ihre Einheitsfront. 
Ich ſprach von dem ſcheinbaren Gegenſatz, aber in 
der Stellung gegen die Sowjetunion und gegen 
Rußland zeigt ſich Ihre Einheitsfront. Da ſpricht 
Hitler genau dasſelbe, was die ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Führer ſagen, in Rußland herrſchten Hunger 
und Not, (Abg. Malſch: Die ruſſiſchen Auswan⸗ 
derer beweiſen alles!) Hitler propagiert den 
Kreuzzug gegen Rußland, indem er erklärt, man 
müſſe mit dem Bolſchewismus brechen, auch mit ge⸗ 
waltſamen Mitteln. Das zeigt alſo Ihr Zuſammen⸗ 
gehen. Sie müſſen doch ſelbſt zugeben, daß Sie 
gegen Rußland zuſammenhalten. (Sogar feſte! bei 
den Nationalſozialiſten). Das zeigt, daß wirklich 
eine Einheitsfront von den Sozialiſten bis zu den 
Nazis beſteht. Sie erwähnten die paar tauſend 
Bauern, die ausgewandert ſind. Ich ſchlage vor, 
Sie beſuchen einmal die kläglichen Ueberreſte die⸗ 
ſer Leute, die noch in den Konzentrationslagern 
vorhanden ſind. (Schlimm genug!) Wenn ſich dort 
ein Kommuniſt ſehen läßt, werden ihm die Hände 
geküßt, und die Leute fragen, wann ſie wieder nach 
Rußland zurückkehren können. Sie haben doch auch 
erklärt, daß dort Tauſende ermordet find, (Millio⸗ 
nen! rechts.) und wenn dort Millionen ermordet 
wären, dann wird man doch nicht ausgerechnet ein 
paar Tauſend Bauern auswandern laſſen, damit 
ſie Propaganda gegen Rußland machen können. 
Da wäre es doch beſſer, dieſe auch zu erſchlagen. 
Sie müſſen deshalb doch ſelbſt ſagen, daß Ihre An⸗ 
gaben ſich widerſprechen und widerſinnig ſind. 
Aber die Tatſache kann niemand ableugnen, daß 
drüben die Erwerbsloſigkeit beſeitigt iſt. Wir 
ſchlagen vor, daß Sie ſich mit Danziger Arbeitern, 
die nach Rußland gegangen ſind, in Verbindung 
ſetzen. Einige Ihrer Herren ſind aus Zoppot, da 
werden ſie vielleicht den Arbeiter Endrigkeit ken⸗ 
nen. Ich bin mit ihm zur Schule gegangen. Der 
iſt nach Rußland gegangen und arbeitet dort ſeit 
Monaten als Bauarbeiter mit einem Einkommen 
von 200 Rubel. Bitte ſchön, Sie können nachprü⸗ 


fen, ob das eine Tatſache iſt. (Pro Jahr? beim 
Zentrum.) Nein monatlich. Auch dieſer Bauarbei⸗ 
ter wird beſtätigen, wie dort aufgebaut wird. 
Das können auch Senatoren nicht abſtreiten, die 
dort waren, was drüben geleiſtet wird. (Zuruf.) 
Das weiß ich, er kann ſich aber an ſeine Kollegen 
wenden, die drüben geweſen ſind. 

ITatſache iſt, daß die Erwerbsloſigkeit dort 
wirklich beſeitigt iſt. Heute ſtreiten es nicht ein⸗ 
mal die Bürgerlichen ab. Sie ſagen nur, das ſei 
durch Gewaltmaßnahmen geſchehen, durch den 
ſchärfſten Zwang. Wer dort nicht arbeitet, dem 
wird einfach die Arbeitskarte entzogen. (Aha! 
rechts.) Das wird von den Bürgerlichen erklärt. 
Es wird geſagt, die Erwerbsloſigkeit ſei infolge 
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der ſchärfſten Gewaltmaßnahmen verſchwunden. gen habe ich beſtimmt das Recht, hier für die Ar- (Cd 


Ich nehme zunächſt gar nicht Stellung zu dieſen 
blödſinnigen Angriffen der bürgerlichen Preſſe 
und der Bourgeoiſie in den kapitaliſtiſchen Länd⸗ 


dern. Nur eine Tatſache! Gebraucht nicht gerade 


die Bourgeoiſie in den kapitaliſtiſchen Landern 
Zwangsmaßnahmen für die Erwerbsloſen, um ſie 
zur Arbeit zu zwingen. (Zuruf des Abg. Schütz.) 
Faule werden beſtimmt dort an die Wand ge⸗ 
ſtellt. (Gibt es denn überhaupt faule Arbeiter? 
rechts.) Wir ſind überzeugt davon, daß Sie auch 
zu den faulen gehören würden, wenn die Arbei⸗ 
ter hier die Macht in Händen hätten. (Sie haben 
doch noch nicht gearbeitet! rechts.) Erkundigen Sie 
ſich bei meinen Eltern und bei andern Leuten, die 
wiſſen, daß ich genau wie die andern Arbeiterkin⸗ 
der vormitags in der Schule war und nachmittags 
ſchwer ſchuften mußte, um die paar Pfennige mei⸗ 
nes Vaters aufzubeſſern. Jawohl, Herr Schütz, 
wenn Sie perſönlich den Kampf führen wollen, 
bin ich dazu bereit. (Abg. Schütz: Sie können gar 


nicht über Arbeit ſprechen!) Das zu beurteilen, 


überlaſſe ich den Leuten, die mich kennen. Wenn 
Sie ſolche perſönlichen Anzapfungen belieben, ſo 
ſehen Sie ſich einmal Ihren Herrn Dr. Ziehm 
an und die andern deutſchnationalen Helden. Wie 
heißt Ihr Kollege dort hinten mit dem kurzen dik⸗ 
ken Hals? (Senftleben! links.) Glauben Sie, daß 
dieſe Herren überhaupt gearbeitet haben? Hören 
Sie alſo gefälligſt mit dieſen perſönlichen Anpöbe⸗ 
lungen auf. Sie wollen innerhalb der Deutſchna⸗ 
tionalen Partei den radikalſten Mann mimen und 
in dieſer Beziehung Anſchluß an die Nationalſo⸗ 
zialiſten ſuchen. Aber da kommt Herr Schweg⸗ 
mann und gibt Herrn Schütz auf den Deckel. Herr 
Schütz wird jetzt ſtill ſein. (Abg. Schütz: Ich habe 
nur gefragt, ob Sie gearbeitet haben!) Wenn Sie 


mir das Gegenteil nachweiſen können, kriegen Sie 


von mir 500,— G. Abgeſehen davon, daß Herr 


Schütz der Anſicht iſt, daß Kopfarbeit, die Arbeit 


eines Volksſchullehrers keine Arbeit iſt, ſoll ſich 
Herr Schütz dieſe 500 Gulden verdienen. Ich will 
nicht einmal meine Kopfarbeit heranziehen. Das 
werden die Leute beurteilen können, denen be⸗ 
kannt iſt, daß ich in meiner Jugend ſchwer habe 
ſchuften müſſen. (Abg. Schütz: Ich möchte Sie ein 
halbes Jahr beim Kran haben, dann würden Sie 


ſehen, wie Sie flink würden!) Ich ſchlage Ihnen 


vor, erſt mit den Abgeordneten der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei den Verſuch zu machen. (Abg. 
Schütz: Die arbeiten alle!) Sie ſollten ſehen, wie 
Herr Senftleben dabei ausſehen würde. Fragen 
Sie Herrn Bertling, der meine Familie genau 
kennt. Mein Bruder hat jahrelang bei Herrn 
Bertling im Betrieb gearbeitet. Herr Bertling, in⸗ 
formieren Sie einmal Herrn Schütz. (Abg. Bert⸗ 
ling: Ich werde ihn informieren, wenn Sie zu 
Ende ſind!) Hier kommt wieder die Tendenz zum 
Ausdruck, die bei dieſer Debatte immer wieder in 
den Vordergrund geſchoben wird, daß man von 
wirklichen Arſachen auf Nebenſächlichkeiten ab⸗ 


lenken will. (Abg. Schütz: Dann müſſen Sie nicht 
von Arbeit ſprechen! — Abg. Langnau: Du ſollſt 
die Freſſe halten!) Herr Schütz, Sie haben als 
Vertreter der Deutſchnationalen Partei (Abg. 
Schütz: Immer gearbeitet!) nicht die geringſte 
Urſache, als Arbeitervertreter zu ſprechen. Dage⸗ 


beiter zu ſprechen, weil ich von Arbeitern hier 
hineingewählt worden bin und nicht von Be⸗ 
ſitzern, wie Sie. (Abg. Schütz: Da haben die Ar⸗ 
beiter eine ſchöne Dummheit gemacht!) Das wer⸗ 
den die Arbeiter ja zeigen. Ich wünſchte nur, Herr 
Schütz, daß Sie den Mut beſäßen, uns in öffent⸗ 
lichen Arbeiterverſammlungen, die Sie abhalten, 
zu Wort kommen zu laſſen. (Abg. Schütz: Sie kom⸗ 
men gar nicht!) Das Gegenteil iſt der Fall. Sie 
werden durchaus nicht als vorgeſchobener Mann 
verſuchen können, meine Ausführungen hier abzu⸗ 
bremſen oder zu verhindern. Wenn Sie noch wei⸗ 
tere Zwiſchenrufe machen ſollten, gehe ich ſehr 
gern darauf ein. Wenn ich dagegen meine Aus⸗ 
führungen nicht vollenden kann, werde ich ſo lange 
warten, bis Sie ſtill geworden find. (Zurufe.) 

Vizepräſident von Wnuck: Ich bitte den Herrn 
Abg. Schütz nur Zwiſchenrufe zu machen, die zur 
Sache gehören, damit wir mit der Beratung fort⸗ 
fahren können. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sie ſpielen 
ſich als Arbeitervertreter auf, wollen aber gar 
nicht, daß die Materie beendet und erledigt wird. 
Sie verſuchen durch Ihre blödſinnigen Zwiſchen⸗ 
rufe zu verhindern, daß wir endlich mit dieſem 
Antrag der Erwerbsloſen fertig werden. Darum 
die perſönlichen Anrempelungen. Nun einige 
Worte zu den Ausführungen, die von Vertretern 
der einzelnen Parteien gemacht worden ſind. Die 
Nationalſozialiſten haben auch einen Antrag ein⸗ 
gebracht, der aber ſchon deshalb nicht geeignet iſt, 
eine wirkliche Linderung der Not der Erwerbslo⸗ 
ſen herbeizuführen, weil er mit anderen Anträgen 
verbunden iſt. Wenn die Verabſchiedung hier 
wirklich durchgeführt wird, kann es noch minde⸗ 
ſtens ein Jahr dauern. Das iſt auch von dem Se⸗ 
nator angekündigt worden. Sie haben ja erklärt, 
der Senat ſolle ſolche Geſetzesanträge vorlegen. 
Sie hätten einen andern Weg gehen müſſen und 
ſolche Geſetze vorlegen müſſen, die irgend welche 
Einnahmen herbeiführen, dann wäre es nur auf 
die Abſtimmung angekommen. Jetzt kommt es tat⸗ 
ſächlich nur darauf an, ob der Senat bereit ſein 
wird, derartige Geſetzentwürfe vorzulegen. (Zu⸗ 
rufe.) Wie lange wird das dauern? Sie ſagen das 
in genau derſelben Form, wie es die Sozialdemo⸗ 
kratie gemacht hat: „Der Senat werde auf Sie 
oder Ihre Forderungen Rückſicht nehmen, beſon⸗ 
ders in bezug auf die Erwerbsloſen oder die werk⸗ 
tätige Bevölkerung.“ Der Senat denkt nicht daran, 
ſolange das kapitaliſtiſche Syſtem beſteht und die 
Wirtſchaft in Händen des Kapitals iſt. Solange 
diktiert das Kapital, ganz gleichgültig, wer in der 
Regierung ſitzt. (Abg. Greiſer: Reden Sie nicht 
darum herum, die Sache iſt Euch peinlich!) Wir 
ſagen offen und ehrlich, daß ein Antrag in dieſer 
Form von uns abgelehnt wird. 

Deshalb komme ich auf die Warenhausſteuer 
zu ſprechen. Zunächſt muß einmal nachgewieſen 
werden, daß den Erwerbsloſen damit nicht gehol⸗ 
fen wird, auch wenn dieſer Antrag von dem unter 
Volldampf ſtehenden Senat unterſtützt wird. Ich 
möchte nicht einmal die Perſpektiven eröffnen, wie 
dieſe Herren Senatoren ausſehen, die unter anti⸗ 
nationalſozialiſtiſchem Volldampf arbeiten. Die 
würden entſchieden kein beſonders ſchönes Bild bie⸗ 
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ten. Aber angenommen, dieſer unter Volldampf ſte⸗ 
hende Senat kommt ſehr ſchnell in 4 bis 6 Wochen 
zuſtande. Dann muß er die Geſetze ausarbeiten. 
Zunächſt wird jeder Senat, auch der unter Voll⸗ 
dampf ſtehende ſagen, daß andere Geſetze wichti⸗ 
ger ſeien. Dann werden die Erwerbsloſen viel⸗ 


leicht im Februar oder März ſagen können: „Jetzt 


kommt der Antrag, der von den Nationalſoziali⸗ 


ſten geſtellt iſt, zur Abſtimmung.“ Es muß aber 


möglichſt ſchnell geholfen werden. Daher unſer 


Antrag. Nun erklärte der Senator, wir hätten 
5 8 5 zu 
decken ſind. Ich habe ſchon geſagt, daß wir ſolche 
Anträge geſtellt haben, und zwar Anträge, die, 


keine Angaben gemacht, wie die Ausgaben 


wenn ſie angenommen wären, bereits Einnahmen 
verſchafft hätten und zwar folgende Anträge: 
Einmal ſtellten wir den Antrag auf Sonderbeſteue⸗ 
rung aller Vermögen über 500 00 Gulden, fer⸗ 
ner auf Beſteuerung der Dividenden und der an⸗ 
dern Gewinne, auch der Bankgewinne. (Endlich 
auch die Banken! bei den Natitonalſozialiſten.) 
Dieſe Anträge haben wir ſeit Wochen geſtellt. Als 
wir in der erſten Volkstagsſitzung verlangten, daß 
dieſe Anträge zunächſt beraten werden ſollten, ha⸗ 
ben Sie es nicht unterſtützt. Und als wir verlang⸗ 
ten, daß ſofort nach der erſten Sitzung eine neue 
Sitzung mit dieſer Tagesordnung abgehalten wer⸗ 
den ſollte, ſtimmten wir allein dafür und Sie lie⸗ 
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Weiter zu Ihrem Warenhausantrag. Nun, der 
trifft nicht das, was er treffen ſoll. Sie wollen 
doch auch die jüdiſchen Einkommen treffen. Wir 
ſagen natürlich, Einkommen iſt Einkommen, wir 
werden nicht einen Chriſten ſchützen, der eine Mil⸗ 
lion Einkommen hat und dafür einen Juden be⸗ 
ſteuern, der meinetwegen nur 2 000 Gulden jähr⸗ 
lich Einkommen hat. (Zwiſchenrufe!) Wenn Sie 
ſagen, es gibt ſolche Juden nicht, ſo täuſchen Sie 
ih. Es hat Juden gegeben, die im Schützengraben 
gefallen ſind, und es hat Nationalſozialiſten ge⸗ 
geben, die in der Etappe dick geworden ſind. Es 
gibt auch heute noch Juden, die ſchwer ſchuften 
müſſen. Es gibt auch jüdiſche Handarbeiter, laſſen 
Sie es ſich geſagt ſein. Ich kenne ſolche, die ſelbſt 
im Dreck leben. Andererſeits gibt es Chriſten, die 
genau ſo ihre Kupons ſchneiden und dicke Zigarren 
rauchen. (Zugegeben! bei den Nationalſoziali⸗ 
ſten.) Dann muß man ſich gegen den Beſitz als 
ſolchen wenden, gegen den Beſitz, der dazu benutzt 
wird, um durch Ausbeutung anderer Volksgenoſ⸗ 
ſen ſich ein gutes Einkommen und ein gutes Leben 
zu verſchaffen. Sehen Sie, das iſt der Kapitalis⸗ 
mus überhaupt. Sehen Sie, wenn Mutzmann als 
Fabrikant Ueberſchüſſe macht, bringt er ſie auf 
eine Bank. (Er gibt ſie uns! bei den Nationalſo⸗ 
zialiſten.) Er wird 100 000 Gulden gegeben ha⸗ 
ben, aber nicht alles. Mutzmann und alle die 


= 


ßen ſich in die Kniebeuge herunter. Wenn Sie Leute, die ſonſt in Ihrer Partei und Fabrikan⸗ 
trotz ihrer radikalen Einſtellung dieſelbe Politik ten ſind, werden ſicher nicht wenig Geld in den 
betreiben wie die bürgerlichen Parteien, müſſen Bankſafes haben. Die werden die Zinſen, die die 
Sie ſich ſchon den parlamentariſchen Dreh aneig⸗ Banken zahlen, genau ſo gern in die Taſche ſtecken, 
nen, den ſich die Sozialdemokraten angeeignet wie die jüdiſchen Kapitaliſten. Andererſeits wer⸗ 
haben. Sie geben zu, daß die Anträge ſehr gut den Sie zugeben müſſen, daß wir Induſtrielle ha⸗ 
ſind. Sie tragen das Datum vom 21. November. ben, die ſogenannten ſchaffenden Kapitaliſten, die 
Dann fordern wir eine Sonderſteuer für die Ein⸗ Juden ſind. Es gibt heute keine Trennung zwiſchen 
kommen über 50 000 Gulden, es ſind alſo alles dem Bank- und dem Induſtrie⸗Kapital. Man muß 
Anträge, die nur den Beſitz treffen. Dann haben gegen die Wurzel kämpfen, das heißt gegen den 
wir weiser einen Antrag geſtellt, der klipp und Kapitalismus. f 

klar verlangt, daß von allen Gehältern der die Wenn Sie hier für die Erwerbsloſen Einnah⸗ 
Höhe von 8000 Gulden überſteigende Betrag ein⸗ men verſchaffen wollen, können Sie es nicht, in⸗ 
behalten wird, desgleichen von allen Penſionen dem Sie verlangen, daß von den Warenhäuſern 
der über 6000 Gulden hinausgehende Betrag. und den Konſumgeſchäften Steuern erhoben wer⸗ 
Wenn Sie in der erſten Sitzung dafür geſtimmt den ſollen. Wiſſen Sie, wer dieſe Steuern zu tra⸗ 
hätten, wäre es durchgegangen. Die Sozialdemo⸗ gen hat? Erheben Sie doch einmal eine Waren⸗ 
kraten ſind ja angeblich auch gegen die hohen Ge⸗ hausſteuer, die wird glatt auf die Käufer abge⸗ 
hälter. Sie, die Sozialdemokraten und wir bilden wälzt. Davon ſeien Sie überzeugt. Es kommt dar⸗ 
die Mehrheit. Der Antrag wäre dann angenom⸗ auf an, daß dieſe Steuer nicht abwälzbar iſt. Sie 


men. Sie müſſen zugeben, daß das ſo iſt, wie ich 
ſage. Sie haben aber dagegen geſtimmt, daß dar⸗ 
über verhandelt wurde. Wenn der Antrag ange⸗ 
nommen wäre, hätten wir ſchon Einnahmen. 


Heute beantragten wir, daß dieſe Anträge, die zu⸗ 


erſt eingereicht worden ſind, auf die Tagesordnung 
geſetzt werden ſollten. Das geſchah nicht, aber An⸗ 
träge, die ſpäter eingereicht ſind, werden behan⸗ 
delt. Anſere Anträge gehören eigentlich zu dem 
Sanierungsprogramm. Aebrigens ſtehen Sie nicht 
allein auf weiter Flur, wenn Sie über dieſe An⸗ 
träge erſtaunt ſind. Die Sozialdemokraten ſind 
ſchlauer. Wir wiſſen, daß die Volksſtimme, Herr 
Weber iſt ja nicht da, am Sonnabend geſchrieben 
hat, welche Vorſchläge wohl die Kommuniſten zur 
Sanierung machen würden. Sie tun alſo ſo, als 
ob ſie nichts davon wüßten. Das ſind unſere An⸗ 
träge, die Einnahmen verſchaffen und angenom⸗ 
men werden können. 


hätten einen Antrag einbringen ſollen, die Wa⸗ 
renhausbeſitzer haben ihr ganzes Einkommen ab⸗ 
zuliefern. (Die find im Ausland! — Holen Sie es 
aus dem Ausland? bei den Nationalſozialiſten.) 
Sie verſuchen, mit der Verkoppelung dieſer Steu⸗ 
erart mit dem Erwerbsloſenantrag überhaupt 
nicht etwas für die Erwerbsloſen zu tun oder je⸗ 
denfalls die Entſcheidung monatelang hinauszu⸗ 
ziehen. Damit iſt den Erwerbsloſen nicht gehol⸗ 
fen. Es muß ein Antrag auf Hilfe für die Er⸗ 
werbsloſen geſtellt und ein Weg gezeigt werden, 
um ſofort etwas zu ſparen und das den Erwerbs⸗ 
loſen zu geben. Beides haben wir getan. Wir ha⸗ 
ben einen Antrag für die Erwerbsloſen geſtellt 
und haben auch einen Weg gewieſen: Weg mit 


allen Gehältern über 8 000 Gulden fährlich. 
Nun noch ein Wort in bezug auf Ihre Angriffe 

gegen den Marxismus. Man mag Sie einſchätzen 

wie man will, aber eines ſteht feſt und daher bin 
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ich überzeugt, daß Sie ganz genau wiſſen, daß die 
Sozialdemokraten heute nichts mehr mit dem 
Marxismus zu tun haben. Sie betonen in Ihren 
Reden und haben ſelbſt zugegeben, auch die natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Redner haben das immer wieder 
erklärt, daß die Sozialdemokratie alle ihre Grund⸗ 
ſätze über Bord geworfen hat. (Abg. Brill: Sie 
kennen ja nicht die Grundſätze der Sozialdemokra⸗ 
tie und haben ſie nie gekannt!) Iſt es wirklich mit 
den ſozialdemokratiſchen Grundſätzen vereinbar, 
daß Ihr Senator eine Verſammlung der Er⸗ 
werbsloſen verbietet und Polizei einſetzt? (Abg. 


Weber: Sie wiſſen ja gar nicht, wer das gemacht 


hat!) Wenn Sie wiſſen wollen, ob Sie Ihre 
Grundſätze nicht verraten haben: Ich ſah, daß Sie 
den „Klaſſenkamnf“ geleſen haben, wiſſen Sie, daß 
dort die „linken“ Sozialdemokraten dasſelbe be⸗ 


haupten, was ich behauptet habe, daß Sie als So⸗ 


zialdemokratiſchen Partei alle Grundſätze über 
Bord geworfen haben. (Das hat nie im „Klaſſen⸗ 
kampf“ geſtanden! links.) Sie haben drüben in 
Deutſchland der Notverordnung zugeſtimmt, — 
übrigens, um auch die Nationalſozialiſten zu 
ſchützen. Sonſt hätten die Nationalſozialiſten zu 
allen dieſen Steuergeſetzen ja ſagen müſſen. Sie 
haben zu all den Schandgeſetzen, die Sie hier ab⸗ 
lehnen, die Zuſtimmung gegeben. Unter bezug 
darauf, ſchreibt der „Klaſſenkampf“: „An dieſer 
entſcheidenden Tatſache, an dieſem radikalen 
Bruch mit den Grundſätzen und der Praxis der 
Nachkriegs⸗Sozialpolitik überhaupt hat die De⸗ 
zember⸗Notverordnung nichts gebeſſert. Im Ge⸗ 
genteil, die Feſtlegung des Reichshaushaltes auf 
Ausgabenbeſchränkung und Senkung direkter 


Steuern hat dieſe ſozial-politiſche Neuorientierung 


noch verſchärft und im Rahmen der gejamten Fi⸗ 
nanzpolitik fejter verankert. Daß dieſer Verfaſ⸗ 
ſungsbruch der Regierung nicht abgewehrt wer⸗ 
den konnte, daß er vielmehr unter unſerer erpreß⸗ 
ten Billigung durchgeführt werden muß, iſt ein 
wahrer Sieg der Bürgerreaktion.“ Das heißt, daß 
die „Linken“ ſich entſchuldigen, der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei ſei Gewalt angetan worden wie 
einer Jungfer, die dann aber doch duldet, daß es 
geſchieht. Es wird aber zugegeben, daß tatſächlich 
dieſe Ihre Maßnahme einen Sieg der Bürgerreak⸗ 
tion darſtelle. Iſt das nicht eine Preisgabe Ihrer 
Grundſätze? Sie werden zuſtimmen. Iſt das wirk⸗ 
lich kein Bruch der ſozialdemokratiſchen Einſtel⸗ 
lung? (Abg. Weber: Das ſteht zum mindeſten 
nicht drin! — Abg. Brill: Daß wir mit unſern 
Grundſätzen gebrochen haben!) Dann könnte man 
ja hunderte von Beiſpielen anführen, die wirklich 
beweiſen, wie Sie mit Ihren Grundſätzen gebro- 
chen haben. Das wiſſen die Nationalſozialiſten 
ganz genau. (Abg. Brill: Die find zu dumm!) 
Alle nationalſozialiſtiſchen Redner fangen damit 
an: „Seht einmal die Politik der Sozialdemokra⸗ 
tie, ſeht einmal die Not und das Elend!“ (Abg. 
Brill: Das verlangt das Kapital von den Natio⸗ 
nalſozialiſten!) Die Sozialdemokraten ſitzen in 
der Regierung. Jetzt beziehen ſie ſelbſt die hohen 
Gehälter, jetzt verbieten ſie ſelbſt Arbeiterver⸗ 


ſammlungen und Arbeiterdemonſtrationen. Jetzt 
ſetzen ſie ſelbſt die Schupo gegen die Arbeiter ein.“ 
Das erklären die Nationalſozialiſten immer wie⸗ 
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mit ihrer Einſtellung ganz radikal gebrochen ha⸗ 
ben. Andererſeits ſagen ſie aber wieder, daß die 
Sozialdemokraten immer noch Marxiſten ſeien 
und ſie dieſen Marxismus bekämpften. 

Wenn Sie (zu den Nationalſozialiſten) wirk⸗ 
lich das bekämpfen, was die Sozialdemokratie der 
Nachkriegszeit getan hat, was die Sozialdemokra⸗ 
tie alſo tut, ſo müßten Sie damit nur den Kapita⸗ 
lismus bekämpfen. Die Sozialdemokraten, das 
haben wir immer wieder betont, und auch Sie, 
wenn Sie in eine Regierung gehen, ſind immer 
nur die ausführenden Organe des Kapitalismus. 
Das zeigt ſich in Thüringen, wo ſie dieſelben Ge⸗ 
ſchäfte in derſelben Art für die Bourgeoiſie füh⸗ 
ren, wie es die Sozialdemokraten gemacht haben 
und wie es in Preußen die Sozialdemokraten noch 
heute tun. (Iſt das Ihre ganze Weisheit! links.) 
Es iſt zwecklos, ſich hier darüber zu unterhalten. 
Wenn wir eine öffentliche Verſammlung abhal⸗ 
ten, verbieten Sie Ihren Leuten, daß ſie hinkom⸗ 
men oder ſchlagen die Verſammlung auseinander. 
Sie kennen die Verſammlung ganz genau, wo der 
Abg. Plettner drei Kraftwagen Reichsbanneran⸗ 
gehörige mitnahm, um die Leute zu provozieren. 
Sie gehen nicht nach Marienſee, ſondern nach 
Brunau, einem Arbeiterdorf, wo alles rot iſt. 
Dorthin ſchicken Sie Ihre Reichsbanner⸗Rollkom⸗ 
mandos, nicht nach Marienſee. Sie gegen die Na⸗ 
1 einzuſetzen, daran dachten Sie 
nicht. 

Nun einige Ausführungen zu dem, was Herr 
Abg. Kloßowſki ſagte. Herr Kloßowſki erklärte 
auch hier, es beſtehe die Möglichkeit, etwas für die 
Erwerbsloſen zu tun, ganz beſonders, indem man 
verhindere, daß das Arbeitsvermittlungsgeſetz be⸗ 
ſeitigt werde. Herr Kloßowſki, Sie wiſſen ganz ge⸗ 
nau und ſind nicht ſo dumm, um dies nicht zu er⸗ 
kennen, daß das Arbeitsvermittlungsgeſetz den Er— 
werbsloſen weder Arbeit noch Brot bringen wird. 
Sie tun ſo, (zum Abg. Schütz) als wenn Sie über 
dieſe unſere Feſtſtellung erſtaunt find. Herr Schütz, 
Sie wiſſen, daß wir den ſchärfſten Kampf gegen 
das Arbeitsvermittlungsgeſetz führten und erklär⸗ 
ten, es ſei nur eine Illuſion, den Arbeitern weis⸗ 
zumachen, daß dies Geſetz die Not der Erwerbslo⸗ 
ſen zu lindern imſtande ſei. (Sehr richtig!) Wir 
haben aber einen Antrag eingebracht, der wirklich 
eine Aenderung auf dieſem Gebiet verlangt. Wir 
forderten, daß alle Arbeitsſtellen dem Arbeitsamt 
anzumelden ſind und daß alle Stellen in Danzig 
der Reihe nach durch die Erwerbsloſen beſetzt wer⸗ 
den, wie fie ſich arbeitslos melden. Den Antrag 
haben wir hier geſtellt. (Abg. Brill: Im April 
vorigen Jahres haben Sie das bekämpft!) Bevor 
Sie, Herr Brill Ihren Antrag mit dem Arbeits⸗ 
kartengeſetz einbrachten, den famoſen Arczynſki⸗ 
Antrag, hatten wir ſchon unſeren Antrag für Ar⸗ 
beit und Brot eingereicht, worin wir den Sieben⸗ 
Stunden⸗Tag forderten. In dieſem Antrag leſen 
Sie wörtlich: Vermittlung der Arbeitsſtellen 
durch das Arbeitsamt der Reihe nach. Warum 
haben Sie damals dagegen geſtimmt? Das iſt 
nicht das Arbeitsvermittlungsgeſetz. Das Arbeits⸗ 
vermittlungsgeſetz beſagt etwas ganz anderes. 
Das zeigt Ihre Demagogie. Wenn es ſtimmt, daß 


der. Damit jagen ſie, daß die Sozialdemokraten (C; 


D) 


(A 


(B) 
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wir dieſe Anträge nicht eingebracht haben, bevor 
Sie Ihre Anträge einreichten, bin ich bereit, 
Ihnen 500 Gulden zu zahlen. (Sie ſind wohl 
Großkapitaliſt?) Nein, ich kann die 500 Gulden 
nicht geben, aber ich weiß, daß ich ſie verdienen 
kann. Man muß feſtſtellen, daß die Leute mit drei⸗ 
ſter Stirn etwas behaupten. Sie haben dieſe An⸗ 
träge abgelehnt. Womit gehen die Sozialdemo⸗ 
kraten hauſieren? Sie ſagen, man muß den Er⸗ 
werbsloſen Arbeit ſchaffen, und man kann es nur 
dadurch, daß man den Arbeitsſtellen in Danzig 
den Auftrag gibt, die Stellen mit Danzigern zu 
bejegen. Ihr Geſetz läßt aber doch zu, daß die 
Polen weiter beſchaftigt werden. Sie wiſſen, daß 
die polniſchen Arbeitskräfte nur beſchäftigt wer⸗ 
den, weil ſie billiger arbeiten. Wenn man den 
Antrag ſtellt „gleiche Arbeit — gleicher Lohn“ 
dann iſt das beſeitigt. Aber das haben Sie abge⸗ 
lehnt. 

Wir ſind der Anſicht, daß die Beſetzung der Ar⸗ 
beitsſtellen durch eine Zentralſtelle der Reihe 
nach zu erfolgen hat. Deshalb haben wir den An⸗ 
trag eingebracht, den Sie abgelehnt haben. Das 
ſtellen wir ſo in den Vordergrund, weil Sie jetzt 
in der Oeffentlichkeit damit hauſieren gehen, wir 
wollten das Arbeitsvermittlungsgeſetz ablehnen. 
Warum aber haben Sie unſere Anträge abge: | 
lehnt? Sie werden Gelegenheit haben, einem der⸗ 
artigen Antrag hier wieder zuzuſtimmen. Sehen 
Sie, hier iſt unſer Antrag Nr. 2, der als zweiter 
Antrag hier eingebracht iſt. Sehen Sie, was da 
ſteht, Sie werden es wohl noch nicht wiſſen oder 
es wenigſtens vorgeben: „Alle Unternehmungen, 
private wie ſolche des Staates und der Gemeinden, 
haben die vorhandenen offenen und freien Ar⸗ 
beitsplätze dem zuſtändigen Arbeitsamt anzuge⸗ 
ben. Offene Arbeitsplätze dürfen nur durch die 
Vermittlung des zuſtändigen Arbeitsamtes unter 
Kontrolle des von den Arbeitern gewählten Er⸗ 
werbsloſenausſchuſſes beſetzt werden.“ Iſt das der 
Antrag, den ich meinte oder nicht? Wir haben ihn 
zum zweiten Mal eingereicht. (Abg. Moritz: Der 
ſah ganz anders aus!) Nein, der ſah genau ſo 
aus. Jetzt haben Sie wieder Gelegenheit, denn 
dieſer Antrag iſt wirklich beſſer als der, den Sie 


verantwortlich. (Er hat die Diagnoſe als Arzt ge⸗ 
ſtellt, nicht als Volkswirtſchaftler! links.) Das be⸗ 
weiſt, was Sie für Aerzte haben. (Ihr Liſchnewſki 
läuft doch auch immer zu ihm hin!) Ich meine das 
anders. Aerzte, die wirklich die kapitaliſtiſche 
Wirtſchaft geſund machen wollen. Wir werden 


mehr eine Arbeiterpolitik führen, 
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aber nur durch die proletariſche Revolution eine 
geſunde Wirtſchaft aufbauen. 

Man kann die Not der Erxwerbsloſen auch 
noch anders lindern, vor allem durch die Verkür⸗ 
zung der Arbeitszeit, das heißt praktiſch durch die 
Einführung des Siebenſtundentages. Sie werden 


auch zugeben, Herr Brill, daß Sie vor der Wahl 


Propaganda für den Siebenſtundentag getrie⸗ 
ben haben. Sie leugnen es ab? (Abg. Brill: Das 
gehört zu meinem Programm!) Sie werden zu⸗ 
geben müſſen, daß wir gefordert haben, daß über 
unſere Anträge abgeſtimmt werden ſollte. Aber 
Sie waren in der erſten Sitzung auch dagegen, daß 
über dieſe Anträge verhandelt wurde, Herr Gehl 
iſt es auch noch. Er hatte es in der Hand, dieſe 
Anträge auf die Tagesordnung zu ſetzen. (Abg. 
Weber: Das hätten Sie beantragen müſſen!) Wir 
haben es nicht einmal beantragt, ſondern wieder⸗ 
holt. In unſern Anträgen ſtand auch die Schaffung 
des Siebenſtundentages. Aber Herr Kloßowſki, der 
ſo „warm“ für die Linderung der Not der Er⸗ 
werbsloſen eintrat, hat in dieſem Jahre wörtlich 
erklärt, daß die Einführung des Siebenſtunden⸗ 
tages das Elend der Danziger Arbeiterklaſſe nicht 
beſeitigen, ſondern noch vergrößern würde. (Abg. 
Kloßowſki: Wenn der Zuzug von auswärtigen Ar⸗ 
beitskräften nicht unterbunden wird!) Damals lag 
dieſer Antrag ungefähr in derſelben Form vor. Er 
hat zu dieſem Antrag geſprochen, aber er ſprach 
damals ganz anders. (Damals waren 20 Punkte!) 
Sie hätten punktweiſe abſtimmen laſſen ſollen. 
Aber damals waren Sie in der Regierung und 
jetzt ſind Sie nicht in der Regierung. Jetzt müſſen 
Sie eine andere Sprache führen, aber nicht um 
den Erwerbsloſen zu helfen, ſondern im Gegenteil 


durch Ihre radikale Sprache den Radikaliſierungs⸗ 


prozeß der Arbeiterklaſſe zu verhindern, um auch 
wieder für die Intereſſen der Unternehmen Dien⸗ 
ſte zu tun. (Haben Sie Angſt vor der Konkur⸗ 
renz?) Nein, wir ſtehen auf unſerm grundſätz⸗ 
lichen Standpunkt. Wir wiſſen ganz genau, daß 
Sie garnicht anders können. Sie können nicht 
e. ſondern Sie 
müſſen das tun, was die Unternehmer wollen. 
Seien Sie überzeugt, wenn eine bürgerliche Re⸗ 
gierung nicht zuſtande kommt, werden Sie die 
erſten ſein, die wieder in die Regierung hinein⸗ 
gehen. 

Nun wurde geſagt, daß unſer Antrag nicht 
durchzuführen ſei, weil dazu 4 Millionen notwen⸗ 
dig ſeien. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, wenn 
man noch Millionen hat, um Gehälter von 1000 
Gulden monatlich und mehr zu zahlen, wird man 
auch noch 4 Millionen für die notleidende Arbei⸗ 
terſchaft übrig haben. Daher werden wir uns nach 
wie vor für dieſe Anträge einſetzen. Wir werden 
dieſe Kämpfe nicht nur hier führen, ſondern auch 
draußen. Die Erwerbsloſen werden ſich im Kampf 
um ihre Unterſtützung, im Kampf um ihr Brot 
auch nicht durch die Verbote dieſes kapitaliſtiſchen 
Staates hindern laſſen. (Sehr wahr! Bravo! bei 
den Kommuniſten.) 


Vizepräſident v. Wnuck: Es liegen weiter keine 
Wortmeldungen vor. Die Beſprechung iſt geſchloſ⸗ 
ſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Plenikowſki: 


(©) 


(D) 
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(B) 
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Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich ſchlage 


vor, daß dieſe Anträge dem Sozialen Ausſchuß 
überwieſen werden und daß der Soziale Ausſchuß 
heute noch zuſammentritt. Wir werden am Schluß 
der Tagesordnung beantragen, daß die Sitzung 
vertagt wird, und zwar auf heute, damit in zwei⸗ 
ter Beratung zu dieſen Anträgen Stellung genom⸗ 
men werden kann. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt nicht Sache des 
Volkstages, die Ausſchüſſe einzuberufen. Das iſt 
Sache der Vorſitzenden der Ausſchüſſe. Es wird 
vorgeſchlagen, den Punkt 4, Zahlung einer Win⸗ 
terbeihilfe an Erwerbsloſe, an den Sozialen Aus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Weiter wird vorgeſchlagen, den Punkt 5, An⸗ 
trag auf Zahlung einer Winterbeihilfe an Hafen⸗ 
arbeiter, ebenfalls an den Sozialen Ausſchuß zu 
verweiſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo beſchloſſen. Be⸗ 
vor wir zum nächſten Punkt der Tagesordnung 
kommen, teile ich mit, daß folgender Antrag ein⸗ 
gegangen iſt: f 

j 

Ari u, b. übrig tet der S. P. D.⸗Frakt. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt dementſpre⸗ 
chend beſchloſſen. Ich rufe die Punkte 6, 6a und 6b 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung folgender Geſetzentwürfe: 

a) Geſetz über die Feſtſtellung des Staats⸗ 
haushaltsplans der Freien Stadt Dan⸗ 
zig für das Rechnungsjahr 1931 (Druck⸗ 
ſache Nr. 13); f 

b) Geſetz über Schuldentilgung (Druck⸗ 
ſache Nr. 14); 

c) Geſetz über Aenderung der Dienſt⸗ und 
Verſorgungsbezüge der Beamten pp. 
(Drucksache Nr. 15); 

d) Geſetz zur Aenderung des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes (Druckſache Nr. 16); 

e) Geſetz zur Aenderung des Lohnſummen⸗ 
ſteuergeſetzes (Druckſache Nr. 17); 

1) Geſetz zur Aenderung des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes (Druckſache Nr. 18); 

g) Geſetz zur Aenderung des Gewerbeſteu⸗ 
ergeſetzes (Druckſache Nr. 19); 

h) Geſetz zur Aenderung des Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetzes (Druckſache Nr. 20); 

i) Geſetz zur Aenderung des Geſetzes zur 
Bekämpfung der Wohnungsnot vom 27. 
März 1927 (Druckſache Nr. 21); 

4) Geſetz über Aenderung in der Kranken⸗ 
verſicherung (Druckſache Nr. 22); 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
einen Notzuſchlag zur Vermögensſteuer 
nach dem Geſetz vom 12. März 1926. — 
Urantrag des Abg. Brill u. Fr. 
(Druckſache Nr. 34). 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Einkommenſteuerge⸗ 
ſetzes. — Arantrag des Abg. Brill u. 
Fr. (Druckſache Nr. 35). 

Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Im Namen der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
habe ich folgende Erklärung abzugeben: Die So⸗ 
zialdemokratie lehnt die vom Rumpfſſenat vorge⸗ 


legten Geſetzentwürfe, ſoweit ſie eine Mieterhö⸗ 


hung, Einführung einer einhalbprozentigen Lohn⸗ 
ſummenſteuer für die Arbeitnehmer und einen 
durchgehenden ſechsprozentigen Abbau der Beam⸗ 
tengehälter vorſieht, ab. Sie wird der Verabſchie⸗ 
dung dieſer Geſetze den ſchärfſten Widerſtand ent⸗ 
gegenſetzen. Die Sozialdemokratie hat in den von 
ihr eingebrachten Anträgen die Wege für eine 
ſoziale Verteilung der Sanierungslaſten gewieſen. 
An Stelle einer Mieterhöhung und der vorge⸗ 
ſchlagenen einhalbprozentigen Lohnabgabe ſchlägt 
die Sozialdemokratie die ſtärkere Heranführung 
des Vermögens und der höheren Einkommen vor. 
Der Abbau der Beamtengehälter darf nur unter 
Schonung der unteren Gruppen und einer geſtei⸗ 
gerten Kürzung der höheren Gehälter erfolgen. 
Die Sozialdemokratie wird, nachdem dieſe ihre 
Vorſchläge von der Mehrheit des Rumpfſenats 
abgelehnt worden ſind, ſie nunmehr im Volkstag 
mit aller Entſchiedenheit verfechten. 

Da zur Zeit jedoch weder eine ordnungsmäßige 
Regierung beſteht und auch die Vorausſetzungen 
zur Verabſchiedung der Sanierungsvorlagen nicht 


gegeben ſind, hält die Sozialdemokratie eine Be⸗ 


ratung darüber für völlig zwecklos. Die Beratung 
der Sanierungsentwürfe kann im letzten Augen⸗ 
blick nur dazu beitragen, daß die dringende Neu⸗ 
bildung der Regierung noch weiter hinausgezögert 
wird. Da wir im Intereſſe des Staates die Ver⸗ 
ſchleppung der Regierungsfrage für unverant⸗ 
wortlich halten, müſſen wir eine Beratung der 
Sanierungsvorlagen ablehnen, ſolange nicht die 
Neubildung des Senats erfolgt iſt. 

Die Sozialdemokratie wird darüber hinaus 
jede Abwälzung der Regierungslaſten auf die 
minderbemittelten Volksſchichten auf das entſchie⸗ 
denſte bekämpfen und für den Fall, daß die bür⸗ 
gerlichen Parteien daran feſthalten, die Bevöl⸗ 
linke zur Abwehr aufrufen. (Lebhaftes Bravo! 
inks. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Aba. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Deutſche 
Männer und Frauen! (Hier iſt keine nationalſozi⸗ 
aliſtiſche Verſammlung! links.) Wenn Ihnen das 
nicht paßt, ſtelle ich Ihnen anheim, dieſen Saft⸗ 
laden zu verlaſſen. (Abg. Brill: Warum kommen 


Sie denn nach dem Saftladen her?) Damit Sie 


von uns erzogen werden, Herr! (Abg. Brill: Sie 
ſehen aus, wie jo ein Saftbruder!) Sind die Her- 
ren fertig? Ich ſtelle feſt, daß die Angehörigen der 
Sozialdemokratiſchen Partei ſich nicht als deutſche 
Männer bezeichnen. Wir haben damit geſehen, 
daß dieſe Volks⸗ und Landesverräter noch immer 
dieſelben Spitzbuben ſind wie 1918. (Abg. Brill: 
Sie haben den Polen Ihr Boot verkauft!) Sie 
Lügner, weiſen Sie mir das nach! (Abg Brill: 
Als Zollkreuzer haben Sie Ihr Boot verkauft! — 
Herr Präſident, ſchlafen Sie? bei den Sozialdemo⸗ 
kraten.) Wenn ein Nationalſozialiſt das Wort 
ergreift, geht den Brüdern die Luft weg, ſolche 
Angſt haben ſie vor uns, dieſe Spitzbuben, dieſe 
Landesverräter. (Zuruf des Abg. Brill.) Ich bin 
50 Prozent kriegsbeſchädigt, mein Lieber. (Lärm 
bei den Sozialdemokraten. — Glocke des Präſi⸗ 
denten. — Zwiſchenrufe.) Meinen Sie, ich habe 
Angſt. (Der Redner verläßt die Rednertribüne. 


O 
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(Greiſer, Abgeordneter) 


(A) — Erregte Zwiſchenrufe. — Der Präſident über- 


(B 


— 


nimmt den Vorſitz.) 

Präſident: Ich bitte die Herren, ihre Plätze 
einzunehmen. (Er darf nicht weiterreden! links.) 
Sie haben das Wort, Herr Abg. Greiſer. Ich bitte 
nun, zur Sache zu ſprechen. 

Ereiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nachdem 
die Herren uns das Schauspiel von dem geboten 
haben, was ſie zwölf Jahre mit uns taten, näm⸗ 
lich weiter nichts als ausgepreßt anſtatt für das 
Volk zu ſorgen, werde ich als Nationalſozialiſt jetzt 
den Weg weiſen, den wir uns gegenüber dem Ge⸗ 
ſetzentwurf des Rumpfſenats zu dem Abbau der 
Beamtengehälter denken. (Abg. Ed. Schmidt: Sie 
haben ſich hier verlaufen, Sie gehören gar nicht 
hier her!) Sie dürfen mit mir auch in den Gar⸗ 
ten hinauskommen, aber allein. 

8 Präſident: Ich habe bereits vorhin gejagt, daß 
wir hier keine Duelle austragen. Ich möchte Sie 
bitten, derartige Aufforderungen zu unterlaſſen. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
9.! Im alten kaiſerlichen Deutſchland war der 
Staatsbeamte ein Diener ſeines Staates. Und 
der erſte und größte Sozialiſt, nicht zu verwechſeln 
mit Marxiſt, der größte Sozialiſt aller Zeiten, 
Friedrich der Große (Lachen bei den Sozialdemo⸗ 
kraten) hat bereits erklärt, daß er der erſte Diener 
ſeines Staates ſei. Dieſe roten Bonzen haben 
zwölf Jahre gezeigt, daß ſie die größten Verdiener 
in dieſem Staat ſind. Der alte Beamte im kaiſer⸗ 
lichen Deutſchland war es gewohnt, zwar nicht 
Einkommen zu haben, dafür aber um jo ſparſamer 
und um ſo ehrenvoller ſein Daſein zu friſten. Der 
heutige Beamte in dieſem republikaniſch⸗marxi⸗ 
ſtiſchen Syſtem iſt es gewohnt, ſeine Anſprüche 
immer mehr in die Höhe zu ſchrauben und mit 
dem Steigen ſeiner Anſprüche, auch ſein Lebens⸗ 
element mehr in die Höhe zu bringen. Das wohl⸗ 
erworbene Recht, das heute jo viel in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird, das ſelbſt Parteibuchbeamte für 
ſich in Anſpruch nehmen, (So wie Frick! links.) 
liebe Volksgenoſſen, das wohlerworbene Recht hat 
heute jeder Staatsbürger in dieſem Staat, denn er 
arbeitet genau ſo wie der Beamte. Wenn die Be⸗ 
amten jedoch meinen, daß ſie Vorrechte in dieſem 
Staat haben, ſo müſſen wir Nationalſozialiſten 
dieſer Auffaſſung entgegentreten. 

Wenn uns nun dieſer Rumpfſenat ein Beſol⸗ 
dungsgeſetz vorlegt, in dem er zwar der allgemei⸗ 
nen Stimmung des Volkes — wir vertreten das 
Volk in ſeiner Geſamtheit und nicht einzelne 
Klaſſen in dieſem Volk — Rechnung trägt, dann 
meinen wir aber, daß dieſe Rechnung, die der bis⸗ 
herige Rumpfſenat uns vorlegt, falſch iſt; denn 
man kann nicht einen Staatshaushalt mit einem 
Abbau von ſage und ſchreibe 6 Prozent ausglei⸗ 
chen. Wir Nationalſozialiſten ſind ſelbſtverſtänd⸗ 
lich für einen Gehaltsabbau, aber dieſe 6 Prozent 
Innen nur bei einer Kategorie in Frage kommen, 
die ich jetzt nicht näher definieren will. Wir wol⸗ 
len es dem neuen Senat überlaſſen, welche Beam⸗ 
tengruppe mit 6 Prozent in Anſpruch genommen 
wird. In dem Geſetzentwurf heißt es, daß ein Ein⸗ 
kommen von ungefähr 153 Gulden, SB, Abf. 4, 
nicht von der Steuer erfaßt werden ſoll. Wir Na⸗ 
onalſozialiſten meinen, daß dies Einkommen 


noch zu gering iſt, daß man die Einkommengrenze 
etwas weiter nach oben verſchieben müßte, und 
daß man die kleineren Einkommen von 200 bis 
250 Gulden ſteuerfrei laſſen ſoll. Darüber hinaus 
meinen wir aber, daß ein 6⸗prozentiger Abzug für 
alle Beamtengruppen auch nicht tragbar iſt, daß 
man eine gewiſſe Staffelung wird finden müſſen, 
um dieſem Abbauverlangen der Geſamtbevölke⸗ 
rung Rechnung zu tragen. Die Staffelung wird 
ungefähr ſo ausſehen müſſen, daß die oberen 
Schichten der Beamtenſchaft mit einem Prozentſatz 
von 25 bis 30 Prozent rechnen müſſen. Wir Na⸗ 
tionalſozialiſten wollen uns auf Einzelheiten 
heute nicht feſtlegen, ſondern erſt die Neubildung 
der Regierung abwarten und die Vorſchläge 
hören, die der neue Senat uns zu machen haben 
wird. Auf jeden Fall werden wir unſere Zuſtim⸗ 
mung zu dieſem Geſetzentwurf nicht geben. Kleine 
Einkommen ſteuerfrei, große Einkommen ſteuerab⸗ 
zugsfähig mit einem möglichſt hohen Prozentſatz! 
11555 Mau: Abwarten bis der Kuhhandel fertig 
iſt! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es glaubt 
doch niemand von den alten Parlamentariern, daß 
eine Regierung mit Dr. Ziehm an der Spitze aus⸗ 
gerechnet das durchführen wird, was die Natio⸗ 
nalſozialiſten träumen. (Er hat doch die Mehr⸗ 
heit!) Nur daß die Nationalſozialiſten genau ſo 
weiter umkippen werden, wie ſie ſchon umgekippt 
ſind. Sehen Sie einmal, drüben in Deutſchland 
haben wir doch geſehen, daß ein Steuerprogramm 
durchgeführt wird, das zum Teil brutaler aus⸗ 
ſieht als das, was uns jetzt vom Senat vorgelegt 
wird. Das müſſen Sie doch ſelbſt zugeben. Herr 
Brill nickt mit dem Kopf. Sie müſſen aber zuge⸗ 
ben, daß das nur angenommen wurde mit Hilfe 
der ſozialdemokratiſchen Stimmen. Entſchuldigun⸗ 
gen haben Sie natürlich. Glauben Sie, die Na⸗ 
tionalſozialiſten werden keine Entſchuldigungen 
haben? Natürlich, Herrn Plettner iſt es unange⸗ 
nehm, dieſe Tatſachen zu hören. Oder Herr Plett⸗ 
1 ſo abgebrüht, daß ihn das alles ganz kalt 


aß 
Präfident: Ein Abgeordneter iſt überhaupt 


et (Abg. Plettner: Der Redner 
icher! 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr 


Plettner iſt bereits ſo bekannt bei den Arbeitern 
draußen, daß er, wenn er zu einer Verſammlung 
fährt, drei Wagen mit Reichsbannerleuten mit⸗ 
nehmen muß, damit er überhaupt ſprechen kann. 
Sie wiſſen doch, Herr Plettner, in Brunau. 

Uns iſt hier ein Steuerprogramm vorgelegt 
worden. Wir haben es immer als das bezeichnet, 
was es in Wirklichkeit iſt, als ein Mordplan ge⸗ 
gen die werktätigen Schichten. Wir ſehen, daß in 
Deutſchland, in Polen und den übrigen kapitali⸗ 
ſtiſchen Ländern überall Maßnahmen dieſer Art 
getroffen werden, die ſich wie ein Ei dem andern 
ähneln. And die Kriſis iſt nicht, wie die Herren 
von rechts es darzuſtellen belieben, nur durch eine 
ſogenannte Bonzenwirtſchaft verurſacht. Auch 
nicht, wie die Sozialdemokraten es hinzuſtellen 
belieben, durch irgendwelche äußeren Urſachen, 
ſondern die Arſache des Zuſammenbruchs der 
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Wirtſchaft iſt eben der Kapitalismus. (Das Ge⸗ 
genteil! bei der N. S. D. A. P.) D. h. alſo Ihrer An⸗ 
ſicht nach, daß der Kapitalismus durchaus zu un⸗ 
terſtützen wäre; denn wenn Sie ſagen, das Ge⸗ 
genteil iſt richtig, ſo haben Sie das damit nur 
geſagt. 

Nun ſteht die Frage aber ſo: Wie kommt man 
aus dieſer Kriſe heraus? Das iſt die große Frage. 
(Abg. Malſch: Nieder mit der Sozialdemokratie 
und dem Kommunismus!) Dann müßte in Ita⸗ 
lien bereits alles gerettet ſein. (Abg. Malſch: Iſt 
es auch!) Die Gehälter ſind abgebaut, die Löhne 
ſind abgebaut. Die Juden, die auch dort Banken 
haben, können genau ſo weiter wirtſchaften wie 
vorher. Aber von den Kaufleuten verlangt man, 
daß ſie 20 Prozent billiger verkaufen. Das be⸗ 
deutet Vernichtung aller dieſer Exiſtenzen. So 
ſaniert Muſſolini das dritte Reich. Aber was Sie 
für treudeutſche Männer ſind, zeigt das Eintreten 
für den italieniſchen Faſchismus. (Das verſtehen 
Sie nicht! bei den Nationalſozialiſten) Doch, ich 
verſtehe ſehr gut, warum Sie die Intereſſen der 
Südtiroler Deutſchen preisgeben. Man muß ſich 


doch dem italieniſchen Faſchismus, von dem man 
bezahlt wird, erkenntlich zeigen. Sie müſſen das 
können das nicht leugnen. 


doch zugeben. Sie 
Aber der Kapitalismus verſucht auch aus dieſer 
Kriſe herauszukommen, und zwar legen Vertreter 
der Kapitaliſten einen Maßſtab für die Geſun⸗ 
dung der Wirtſchaft an, der Profit heißt. Der 
Profit iſt immer Ihr Maßſtab für die Geſundung 
der Wirtſchaft. Wenn dieſe Profite bedroht wer⸗ 
den, erklären Sie, die Wirtſchaft iſt erſchlagen, 
die Wirtſchaft muß geſunden, d. h. in Ihrer Spra⸗ 
che, daß die Profite noch mehr für die Kapitaliſten 
geſteigert werden ſollen. Alſo die Frage der Ge⸗ 
ſundung der Wirtſchaft iſt für Sie gleichbedeu⸗ 
tend mit der Forderung: Rettung der Profite. So 
ſehen auch die Maßnahmen aus, die überall da 
getroffen werden, wo die Kapitaliſten noch die 
Macht in Händen haben. Das werde ich gleich 
nachweiſen. Weiter werden Sie auch ſelbſt zuge⸗ 
ben müſſen, daß deshalb die Verſuche, aus dieſer 
Kriſe herauszukommen, ſich überall ähneln, in 
Thüringen, in Preußen, in Deutſchland und auch 
hier in Danzig. Sehen wir uns nun einmal die 
Pläne an, die hier vorgelegt werden, um aus die⸗ 
ſer Kriſe herauszukommen. Schon im Frühjahr 
wurden Verſuche gemacht, ſich durch neue Steuern 
Einnahmen zu verſchaffen. Damals waren die 
Sozialdemokraten in der Regierung. Die Sozi⸗ 
aldemokraten lehnen jetzt dieſe Steuergeſetze ab. 
Ich ſagte ſchon, drüben in Deutſchland hat die So⸗ 
zialdemokratie Steuergeſetzen ihre Zuſtimmung 
gegeben, die ſich viel brutaler auswirken werden, 
als die Entwürfe, die hier zur Beratung ſtehen. 
Denn dort kam noch die Verſchlechterung der Er⸗ 
werbsloſenverſicherung, ebenſo die Bürgerſteuer. 
Sie ſcheinen ſehr ſchlecht orientiert zu ſein. Sie 
haben der Notverordnung Ihre Zuſtimmung gege⸗ 
ben. Das wiſſen Sie natürlich. Deshalb ſind die 
Argumente, die Sie hier anführen, nur ein Ma⸗ 
növer. Wenn Sie für die Bourgeoiſie die Maß⸗ 
nahmen durchführen, — nicht zur Rettung der 
Wirtſchaft im Intereſſe der Arbeiter, ſondern im 
Intereſſe des kapitaliſtiſchen Profits, — dann 
werden Sie natürlich dieſelben Maßnahmen wie 
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die Nazis durchführen. Das hat ſich jetzt im Früh⸗ 
jahr gezeigt. Da haben Sie auch Steuergeſetze 
durchgebracht. Vor der Wahl haben Sie in Ihren 
Wahlbroſchüren immer wieder betont, daß Sie in 
ſteuerlicher Beziehung die Maſſenbeſteuerung ab⸗ 
gewehrt und Beſitzſteuern eingeführt haben. (Abg. 
Weber: Soweit es in unſern Kräften ſtand!) Das 
haben Sie nicht geſchrieben. Ich kann Ihnen 
wörtlich die Stelle zeigen: „Wir haben durchge⸗ 
ſetzt: Abwehr der Maſſenſteuern, aber ſtärkere und 
ſtärkſte Beſteuerung des Beſitzes.“ Am 21. Juni 
ſchrieb die „Volksſtimme“, Herr Weber, Sie ſind 
ja Redakteur der „Volksſtimme“, demgegenüber 
wörtlich: 

Beſonders zyniſch ſtellt ſich dies Gebahren der 
ſogenannten Wirtſchaft dar, wenn man bedenkt, daß 
der weſentliche Teil des Steuerprogromms doch eine 
Belaſtung der breiten Maſſe, mit andern Worten der 
Minderbemittelten bringt, 


Da haben Sie ganz offen zugegeben, daß damals 
die Steuern faſt durchweg Maſſenſteuern waren. 
Wir haben das immer nachgewieſen. (Abg. Reh⸗ 
berg: Durchweg ſteht nicht drin!) Ich betone: faſt 
durchweg. 

. . . . die, wenn ſie als Werktätige noch in Arbeit 

ſtehen, von der Hand in den Mund leben und nicht 

einmal wiſſen, ob ſie am nächſten Tage ſoviel haben 
werden. Aber ſeltſam, nicht dieſe breiten Maſſen 
proteſtieren. Es wächſt die Erkenntnis, daß außer⸗ 
ordentliche Zeiten außerordentliche Mittel erfordern. 

Darum wiſſen die breiten Maſſen, daß es bei dieſen 

Steuererhöhungen um die Erhaltung der Erwerbs⸗ 

loſenfürſorge, der ſozialen Leiſtungen, der Wohl⸗ 

fahrtseinrichtungen geht, daß die wirtſchaftliche und 
kulturelle Lebenshaltung von Zehntauſenden von 

Volksgenoſſen davon abhängt. 

Da werden Sie „Sehr richtig“ ſagen. Dieſelben 
Gründe führen jetzt aber auch z. B. die Zentrums⸗ 
leute an, indem ſie darauf hinweiſen, daß „außer⸗ 
ordentliche Zeiten außerordentliche Mittel erfor⸗ 
dern. Und Sie müſſen doch zugeben, daß die Zahl 
der Erwerbsloſen gegenüber dem Frühjahr noch 
geſtiegen iſt. Die Maſſenſteuern ſind alſo not⸗ 
wendig, ſo wird das Zentrum argumentieren, um 
die ſoziale Fürſorge aufrecht zu erhalten. 

Mit dieſer Begründung haben Sie der Bour⸗ 
geoiſie die Möglichkeit gegeben, ſolche Steuerge⸗ 
ſetze durchzuführen. Wenn jetzt ſolche Steuerge- 
ſetze vorliegen, ſo iſt das nur eine Fortſetzung 
Ihrer Steuerpolitik, Herr Abg. Weber. Nun ſag⸗ 
ten Sie, ich könnte nicht zitieren, daß tatſächlich 
ein Sozialdemokrat an irgendeiner Stelle be⸗ 
hauptet hätte, die Sozialdemokratiſche Partei 
habe ihre Grundſätze über Bord geworfen. Sie 
kennen doch das Büchlein „Sünden der Demokra⸗ 
tie“ von Herrn Abg. Mau. Sie wiſſen doch, daß 
er an einer Stelle wörtlich jagt, — (Zuruf) er iſt 
noch heute Sozialdemokrat, alſo muß er ſelbſt ſeine 
Grundſätze verleugnet haben! (Zuruf des Abg. 
Brill.) Ich bin meinen Grundſätzen treu geblie⸗ 
ben, als ich klaſſenbewußt wurde. Man kann aber 
nicht klaſſenbewußt geboren werden, man muß 
verſuchen, ſich Klaſſenbewußtſein zu erringen. Als 
ich dies Klaſſenbewußtſein hatte, bin ich dieſen 
Grundſätzen treu geblieben, aber nicht der Abg. 
Mau. Der Abg. Mau hat alſo damals in dieſer 
Broſchüre wörtlich erklärt, die Sozialdemokratie 
habe alle ihre Grundſätze über Bord geworfen. 

Wenn Sie nun erklären, daß die jetzige Re⸗ 


gierung ein Programm vorgelegt hat, das Sie ab⸗ 
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lehnen, iſt das eine elende Demagogie. Sie ha⸗ 
ben denſelben Steuergeſetzen zugeſtimmt, als Sie 
in der Regierung waren, oder wollen Sie etwa 


angeben, daß eine Verteuerung der Streichhölzer, 


eine Verteuerung der Fahrpreiſe, eine Verteue⸗ 
rung des Gas⸗ und Waſſerzinſes, — das haben 


Sie in der Stadtbürgerſchaft durchgeführt, — daß 


alle dieſe Maßnahmen weniger ſchändlich ſind als 
die Maßnahmen, die jetzt auf Grund des vorlie⸗ 
genden Steuerprogramms durchgeführt werden 
ſollen? Die ſind genau ſo ſchändlich. Alſo iſt dieſe 
Steuerpolitik nur eine Fortſetzung der Steuerpo⸗ 
litik, die Sie getrieben haben. 
andere Tatſache kennzeichnet Sie als Helfershel⸗ 
fer der Faſchiſten, als Helfershelfer der 


was Sie durchgeführt haben, Erhöhung der Fahr⸗ 


preiſe, Erhöhung des Gas- und Waſſerzinſes, Er⸗ 
marxiſtiſche 


höhung der Streichholzpreiſe, als 
Maßnahmen hinzuſtellen. So geben Sie dieſen 


Leuten Gelegenheit, den Kampf gegen den Mar⸗ 
xismus zu führen, gegen einen „Marxismus“, der 
in Wirklichkeit nichts mit Marxismus zu tun hat. 
So unterſtützen Sie durch Ihre Politik für die 
Bourgeoiſie, für die Kapitaliſten den Kampf, den 


die Faſchiſten gegen den Marxismus führen. 

Die Stellungnahme der bürgerlichen Parteien 
zum Hungerprogramm iſt ja bekannt. Dazu wer⸗ 
den wir auch Stellung nehmen. Wir werden es 


in der breiteſten Oeffentlichkeit tun. Die National⸗ 


ſozialiſten bemühen ſich hier genau wie draußen, 
ſich als die Schützer und Verteidiger der kleinen 
Einkommen hinzuſtellen, der kleinen Einnahmen 
des Mittelſtandes und als die Kämpfer gegen die 
hohen Beſitzeinnahmen. Da muß man dieſe Leute 


doch auch entlarven und zeigen, wie ihre Maß⸗ 
nahmen ausſehen, wenn ſie die Regierung haben. 


Sie haben heute auf die Kürzung der Miniſter⸗ 
gehälter in Thüringen hingewieſen, und zwar 
machte das der Abg. Friedrich. In Thüringen 
hatten wir zwei Miniſter, die ein Jahresgehalt 
von 24000 Mark bekamen, 22 000 Mark und 
2000 Mark Aufwandsentſchädigung. Das machte 
zuſammen 48 000 Mark. Dann hatten wir dort 
auch einige Staatsräte, die auch eine beſondere 
Entſchädigung erhielten. Alles zuſammen machte 
ungefähr 50 000 Mark aus. Es ſtimmt, daß die 
Miniſtergehälter heruntergeſetzt wurden, aber 
nicht, wie Sie draußen agitiert haben, auf 12 000 
Mark. Ich erinnere an die große Verſammlung, 


Aber noch eine 


Regie⸗ 
rung, die jetzt die Steuergeſetze gegen die Werktä⸗ 
tigen vom Stapel laſſen will, nämlich die Tat⸗ 
ſache, daß jetzt dieſe Leute Gelegenheit haben, das, 
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den. Es kommen weiter die Gehälter für die 
Staatsräte hinzu. (Die Staatsräte find abgebaut! 
bei den Nationalſozialiſten.) Das iſt eine Tatſache, 
die Sie nicht leugnen können. Weiter waren auch 
Sie „gezwungen“, wie die Sozialdemokraten ſich 
immer ausdrücken, wenn ſie in der Regierung 
ſitzen, zu „ſanieren“ und mußten Steuern einfüh⸗ 
ren. Sie haben eine Gewerbeſteuer für die freien 
Berufe eingeführt, die bringt die „große“ Summe 
von 200 000 Mark. Wenn Sie die Aerzte und 
Rechtsanwälte beſteuern, fragen Sie Herrn 
Friedrich, dann tragen die das nicht von ihrem 
Einkommen, ſondern ſie werden dieſe Steuern ab⸗ 
wälzen. Will man die freien Berufe wirklich 
treffen, dann ſoll man eine ſtärkere Beſteuerung 
der hohen Einkommen herbeiführen. Sie müſſen 
zugeben, es gibt Aerzte, die viel verdienen und 
Aerzte, die wenig verdienen. Führt man die Ge⸗ 
werbeſteuer für die freien Berufe ein, dann zahlt 
der Arzt, der wenig verdient ſoviel wie der, der 
viel verdient. (Das iſt doch geſtaffelt! rechts.) Es 
gibt doch auch Aerzte, die keine Praxis haben. Sie 
wiſſen doch, daß auch da alles überfüllt iſt, auch 
bei andern geiſtigen Berufen. Sie müſſen aber 
alle eine Gewerbeſteuer bezahlen. Sie beſteuern 
alſo auch Leute, die nichts zum Leben haben. Dann 
iſt es doch viel beſſer, die hohen Einkommen zu be⸗ 
ſteuern. Man kann nicht ſagen, daß deshalb dieſe 
Steuer in Thüringen eine Steuer iſt, die wirklich 
nur die hohen Einkommen trifft. Dann haben 
Sie aber auch eine Warenhausſteuer eingeführt. 
Aber wie haben Sie die eingeführt? Vielleicht 
in der Form, indem Sie das Einkommen des Wa⸗ 
renhausbeſitzers ſteuerlich erfaſſen? Nein, ſondern 
in Form einer Lohnſummenabgabe. Die Waren⸗ 
häuſer haben 6 Prozent der Summe, die in den 
großen Betrieben an Gehältern gezahlt wird, als 
Sonderſteuer abzuführen, alſo im großen ganzen 
ungefähr das, was hier als Lohnſummenſteuer 
von allen Betrieben verlangt wird. Sie müſſen 
zugeben, daß die Lohnſummenſteuer abwälzbar iſt 
und auch beſtimmt abgewälzt wird, denn Sie ſehen 
doch den Angriff auf die Löhne und Gehälter. 
(Abg. Reuter: Zeigen Sie uns die Beſitzer!) — 
Zwiſchenrufe.) Karſtadt können Sie faſſen, Sie 
haben doch das Gebäude da. (Abg. Reuter: Da 
jind amerikaniſche Geldgeber!) Sie meinen, die 
Beſitzer kann man nicht faſſen, alſo faßt man die 
armen Angeſtellten. Deshalb muß man Ihrer An⸗ 
‚Nicht nach Steuern einführen, durch die die Ange⸗ 
ſtellten betroffen werden. 

Die Steuerpläne ſehen weiter eine Erhöhung 


die im Werftſpeiſehaus abgehalten wurde. Dort der Mieten um 10 Prozent vor. Die erſte Amts⸗ 
wurde ganz offen erklärt, die Nationalſozialiſten handlung Fricks begann damit, die Mieten um 
hätten die Gehälter auf 12 000 Mark herabgeſetzt. 6 Prozent zu erhöhen. Das können Sie nicht ab⸗ 
Damals meldete ich mich zum Wort und Sie fin- leugnen. (Abg. Reuter: Ueberall in Deutſchland!) 
gen an loszuſchlagen und führten auf dieſe Art Sie billigen das alſo? (Abg. Reuter: Abſolut 
und Weiſe die „Diskuſſion“. Es ſteht aber feſt, nicht!) Dann haben Sie noch die ſogenannte Kopf⸗ 
daß 16 000 Mark gezahlt werden, und zu dieſen oder Negerſteuer eingeführt. Sie wiſſen, daß 
16 000 Mark kommen noch 2000 Mark Aufwands⸗ Thüringen der erſte Staat im Reich war, der dieſe 


entſchädigung, das ſind 18 000 Mark. Sie wiſſen, 
zudem ganz genau, daß es jetzt drei Miniſter drü⸗ 
ben gibt. (Erſt gab es vier! bei den Nationalſozia⸗ 


Kopfſteuer eingeführt hat. Wir haben dieſe 
Steuer ja auch in Deutſchland, und die andern 
Länder werden bereitwilligſt In 


nachfolgen. 


liſten.) Nein, erſt gab es zwei, meine Herren, in- Deutſchland hat man wenigſtens noch verſucht fie 
formieren Sie ſich ein wenig beſſer darüber, und zu ſtaffeln, trotzdem die Staffelung auch ein Hohn 
mehrere Staatsräte, jo daß jetzt gegenüber 48 000 auf die Beſteuerung des Beſitzes iſt; denn wenn 
54000 Mark an Miniſtergehältern gezahlt wer⸗ man einem Erwerbslofen 


oder einem Arbeiter 
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von 150 G monatlichem Einkommen nur 3 Mark 
wegnimmt, dann leidet er viel mehr darunter, als 
wenn man einem Miniſter von ſeinen 2000 Mark 
meinetwegen 500 Mark fortnimmt. (Abg. Reuter: 
Die kleinen Einkommen ſind frei davon!) Ich 
werde dazu ſprechen. Aber Sie müſſen zugeben, 
daß die Regelung in Deutſchland ſo iſt. Wie iſt 
ſie in Thüringen? Dort müſſen ſogar die Erwerbs⸗ 
loſen die Kopfſteuer von 6 Mark zahlen. (Wider⸗ 
ſpruch bei den Nationalſozialiſten.) Sie wiſſen, 
daß die Frickſche Regierung ausdrücklich den Pfän⸗ 
dungsparagraphen aufgehoben hat, d. h. daß dieſe 
Kopfſteuer auch von dem geringſten Einkommen, 
das ſonſt nicht gepfändet werden kann, erhoben 
wird. (Abg. Reuter: Das iſt ja nicht wahr!) 
Wahrheiten ſind immer unangenehm! Das zeigt, 
daß Sie dieſelben Kapitalsknechte ſind, wie die 
Sozialdemokraten. Ueberall wo Sie ſich in die 
Futterkrippen hineinſetzen, machen Sie es genau 
ſo, wie es die Sozialdemokraten gemacht haben. 
(Abg. Reuter: Können Sie es leugnen, daß Frick 
auf eine 30-jährige penſionsfähige Tätigkeit in 
Bayern verzichtet hat?) Ich könnte der National: 
ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei, Sie nennen ſich ja 
Arbeiterpartei, hunderte von Generälen oder 
Fürſten nennen, die alles andere als das getan 
haben. Nennen Sie dieſe abgetakelten Generäle, 
die man 1918 vergeſſen hat zu beerdigen, nennen 
Sie dieſe vielleicht Kopfarbeiter? (Sie werden ja 
auch einmal beerdigt werden! rechts.) Wir hoffen 
aber, daß vorher das dritte Reich beerdigt und 
darüber die Sowjet⸗Anion errichtet wird. 

Die Sozialdemokraten begründen ihre Steuer: 
maßnahmen damit, man müßte doch die ſoziale 
Fürſorge ſicher ſtellen. Genau ſo wird der Rumpf⸗ 
ſenat die Begründung geben. (Das braucht er 
nicht, das haben Sie ſchon getan! links.) Das ha⸗ 
ben Sie ſchon getan mit Ihren Artikeln. Damit 
haben Sie aber auch ſchon gejagt, daß die Sozial⸗ 
demokraten einen Scheinkampf führen, daß ihr 
Kampf kein ernſthafter iſt, und daß der Zer⸗ 
ſetzungsprozeß der Sozialdemokraten nicht mehr 
aufzuhalten iſt, auch wenn ſie noch ſo radikale Ma⸗ 
növer durchführen. Schließlich wird es nicht von 
der Sozialdemokratie abhängen, wie lange ſie eine 
radikale Sprache führt; denn wenn die Bürger⸗ 
block⸗Regierung nicht zuſtande kommt, wird die 
S. P. D. wieder in die Regierung gehen, nicht 
weil ſie will, ſondern weil ſie hineingehen muß. 
Aber Sie (nach links) wiſſen, was Sie damals er⸗ 
klärt haben, daß die Millionen Steuern nötig wa⸗ 
ren für die ſoziale Fürſorge. Sie wiſſen ganz genau, 
daß im Gegenteil der Unterdrückungsapparat aus⸗ 
gebaut wurde. Sie wiſſen ganz genau, daß für die 
drei Einrichtungen, Senatsabteilung, Polizei und 
Juſtiz während der drei Jahre, als Sie in der Regie⸗ 
rung ſaßen, eine Mehrausgabe von 3 Millionen 
erfolgt iſt. Gegenüber 1927 wurden alſo 1930 für 
dieſe drei Verwaltungsapparate 3,3 Millionen 
Gulden mehr ausgegeben. Das werden Sie auch 
nicht beſtreiten können. Das zeigt, wofür die 
Mehrausgaben verwandt werden können. Das 
iſt ja auch der Plan des jetzigen Senats. Das 
wird der zukünftige Rechtsſenat, auch wenn er 
unter Hakenkreuzvolldampf ſteht, durchführen, 
nämlich Ausbau des Anterdrückungsapparates, 
aber Verſchlechterung der ſozialen Fürſorge, Ab⸗ 
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nalſozialiſten.) Wir werden dafür ſorgen, daß Sie 
mit Volldampf dahin kommen werden, wohin wir 
das dritte Reich hinbringen werden. Wir werden 
ſehen, wer mehr unter Volldampf ſtehen wird, und 
wer imſtande iſt, den größten Volldampf zu 
machen. (Abg. Moritz: Und bei welchem Ende er 
herauskommt! — Heiterkeit.) 

Genau wie bei der S. P. D. iſt es mit den 
Nationalſozialiſten. Sie gebrauchen die Steuern 
auch nicht zur Linderung der Not der Erwerbs⸗ 
loſen, der minderbemittelten Kreiſe. Auch die 
Nationalſozialiſten ſind Lakaien, Knechte des Ka⸗ 
pitals und plündern die Werktätigen für die be⸗ 
ſitzende Klaſſe und auch für das Fürſtengeſindel 
aus, das ſchon 1918 hätte längſt dahin geſchickt 
werden müſſen, wo die ruſſiſchen Arbeiter ihre 
Fürſten hingeſchickt haben. In dieſem Jahr hat 
Thüringen 800 000 Mark wie in jedem Jahr 
allein an Renten an die Fürſten des thüringiſchen 
Staates abgeführt. (Wer hat die Abfindung be⸗ 
ſchloſſen? Das iſt doch Geſetz! bei den National⸗ 
ſozialiſten.) Wie kommen Sie in der Regierung 
dazu, es zu zahlen? Sie ſagen doch, wie kommen 
die Sozialdemokraten, wenn ſie in der Regierung 
ſitzen, zu dieſer oder jener Maßnahme. Wenn die 
Sozialdemokraten in ihrer Koalitionsregierung 
ſolche faulen Ausreden gebrauchen, wenn ſie ſolche 
Maßnahmen treffen, müſſen Sie geſtatten, daß es 
die andern Parteien auch als faule Ausreden be: 
zeichnen, wenn Sie das Gleiche tun. Ebenſo müſ⸗ 
ſen Sie zugeben, daß in dieſem Jahr eine beſon⸗ 
dere Nachzahlung für die Schwarzburger Fürſten 
in Höhe von 1 214000 Mark bewilligt worden iſt. 
Alle dieſe Tatſachen, die wir vorbringen, müſſen 
Sie ſo geduldig anhören. Man kann verſtehen, 
daß Sie es nicht zulaſſen, daß wir in Ihren Ber: 
ſammlungen in der Diskuſſion das Wort nehmen, 
um Ihren Anhängern dieſe Tatſachen klar zu 
machen, ſonſt könnten Sie Ihren Schwindel nicht 
betreiben. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Ueberall, 
wo wir verſuchten zu diskutieren, haben Sie die 
Schupo geholt. Das iſt eine Tatſache. Auf der 
einen Seite ziehen Sie dem Arbeiter und dem 
Werktätigen des Mittelſtandes 6 Mark aus der 
Taſche, die er vielleicht geſpart hat, um am andern 
Tag ein Stück Brot zu kaufen und geben dies 
Geld dem Fürſtengeſindel. Das iſt Ihre Regie⸗ 
rungspolitik, die Sie kennzeichnet. Sie ſind nicht 
Vertreter der Arbeiter, ſondern Vertreter der Ka⸗ 
pitaliſten. 

Wir haben auch ein Programm vorgelegt. Da⸗ 
zu habe ich ſchon geſprochen. Wir haben nicht die 
Illuſion, als ob dieſe Anträge irgendwie ange⸗ 
nommen würden. Wenn irgend eine Mehrheit 
zuſtandekommen ſollte, wiſſen wir ganz genau, daß 
dann der Parlamentarismus auch hier in Danzig 
ausgeſchaltet wird, daß man dann genau dasſelbe 
macht, was man in Deutſchland getan hat: Man 
ſchickt das Parlament nach Hauſe, löſt es auf, oder 
der Senat erklärt einfach, wir pfeifen auf die Be⸗ 
ſchlüſſe des Volkstages. Deshalb wiſſen wir, daß 
der Kampf um Arbeit und Brot nur außerhalb 
des Parlaments geführt werden kann. Und die⸗ 
ſen außerparlamentariſchen Kampf werden wir 
ſtärker als bisher entfalten. Die Arbeiterklaſſe 
muß ihre Macht in die Wagſchale werfen. Das 
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bau der Kulturausgaben. (Zuruf bei den Natio- (O 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

ſind nicht einige Abgeordnete, die hier ſitzen. Die 
Macht der Arbeiterklaſſe kommt zum Ausdruck 
durch Streiks und Demonſtrationen. Nur auf dieſe 
Art und Weiſe kann der Kampf um Arbeit und 
Brot aufgenommen werden. Den Kampf in die⸗ 
ſem Sinne werden wir führen, auch wenn die So⸗ 
gialdemokraten erklären, dieſe Politik ſei eine 
Putſch⸗ und Hetzpolitik. Die Nationalſozialiſten 
drücken ſich feige vor einem Kampf. (Wo denn? 
bei den Nationalſozialiſten.) Im Auftrage der 
Kapitaliſten würgen ſie dieſen Kampf ſogar ab, 
indem ſie erklären, eine derartige Politik gebe 
nur den Polen die Handhabe, hier in Danzig ein⸗ 
zumarſchieren. Wenn die Arbeiter in den Streik 
treten werden, wenn die Hungernden demonſtrie⸗ 
ren, werden ſie erklären, das ſei ein Verbrechen, 
denn damit habe Polen die Gelegenheit, einzu⸗ 
rücken. So werden ſie mit dieſer ihrer Formu⸗ 
lierung auch nur das unterſtützen, was die übri⸗ 
gen bürgerlichen Parteien, 
Zentrumspartei und die Sozialdemokraten erklä⸗ 
ren. Den Arbeitern ſollen die Löhne abgebaut, 
den unteren Beamten und Angeſtellten ſollen die 
Gehälter gekürzt, den Erwerbsloſen ſollen ihre 
letzten Pfennig geraubt werden. Aber ſie dür⸗ 
fen nicht mucken, nicht proteſtieren, nicht demon⸗ 
ſtrieren und nicht ſtreiken. Sie müſſen es höchſtens 
zulaſſen, daß dieſer oder jener Abgeordnete hier 
zu dieſen Fragen Stellung nimmt. Wir haben 
demgegenüber eine andere Parole! Hunger in 
allen Gaſſen, Elend in jedem Haus, Schieber, die 
ſchlemmen und praſſen, 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
wicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Zur per⸗ 


ſönlichen Bemerkung 
von Wnuck. 

von Wnuck, Abgeordneter (Nat. Soz.): Als der 
Herr Abg. Greiſer in ſeinen Aa den mit 
Bezug auf dies hohe Haus von einem Saftladen 
ſprach, entſtand vorhin große Unruhe. 

noch zu kurze Zeit in dieſem Parlament. Ich ſtehe 
auch jetzt auf dem Standpunkt, daß ein Saftladen 
etwas ganz Ordentliches ſein kann. Wenn jemand 
gewagt hätte, das hohe Haus etwa als Dreckladen 
zu bezeichnen, wäre ich ſelbſtverſtändlich einge⸗ 
ſchritten. (Na alſo! links.) Ich werde mich im 
Aelteſtenausſchuß darüber belehren laſſen, ob 
meine Anſicht richtig iſt oder nicht und werde 
ee handeln. Weiter kann ich dazu 
Wille; Tinte)” (Das iſt doch wenigſtens der gute 


hat das Wort der Herr Abg. 


Präſident: Das Wart zur Geſchäftsordnung 
hat der Abg. Plenikowſki. | 3 i 
Plenilowfki, Abgeordneter (K. P.): Wir be⸗ 


antragen, daß ſich der Volkstag auf eine Stunde 
vertagt und dann wieder zuſammentritt, um über 
die Zahlung einer Winterbeihilfe an Erwerbs⸗ 
loſe ſowie über die 
an Hafenarbeiter zu beraten. Es iſt möglich, daß 
der Ausſchuß in dieſer Stunde bereits zu dieſen 
Anträgen Stellung nehmen kann, ſo daß dann 
die Erwerbslosen ſo ſchnell als möglich in den Be⸗ 
zug der Anterſtützung gelangen können, da ſich ja 
die meiſten Parteien für die Zahlung der Unter: 
ſtützung ausgeſprochen haben. Sie haben jetzt die 
Entſcheidung in der Hand, um ſchnell zu helfen. 


ganz beſonders die | 


Arbeiterwehren heraus! 


Ich bin 


Zahlung einer Winterbeihilfe 
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Präſident: Ich werde erſt dieſen Gegenſtand 
der Tagesordnung erledigen und dann zu Ihrem 
Antrag Stellung nehmen. Gemäß einer Verein⸗ 
barung im Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, die 
Punkte 6a, b, c der gedruckten Tagesordnung an 
den Hauptausſchuß, die Punkte 6d bis h an den 
Steuerausſchuß und die Punkte i und k an den 
Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
höre ich nicht, es iſt ſo beſchloſſen. Weiter ſchlage 
ich vor, daß die Punkte 6a und b, Druckſache 
Nr. 34 und Nr. 35, dem Steuerausſchuß überwie⸗ 
ſen werden. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt ſo 
beſchloſſen. Damit iſt dieſer Punkt erledigt und 
gleichzeitig auch die heutige Tagesordnung. Nun 
hat Herr Abg. Plenikowſki vorgeſchlagen, die 
Sitzung um 1 Stunde zu vertagen und alsdann 
eine neue Sitzung einzuberufen mit den beiden 
Punkten 4 und 5 der heutigen Tagesordnung. 
Habe ich Sie richtig verſtanden? (Abg. Pleni⸗ 
lowſki: Sa!) Die Friſtenkürzung iſt möglich, der 
Volkstag kann ſie beſchließen. Ich werde über 
den Antrag abſtimmen laſſen. Ich bitte die D. u. 
H., die ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — 
Bitte um die Gegenprobe. Es wird hier feſtge⸗ 
ſſtellt, daß das erſte die Mehrheit war. Der An⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki iſt angenommen. Ich 
berufe eine neue Sitzung auf heute 20.45 Uhr ein. 
Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 19 Uhr 50 Minuten.) 


3. Sitzung. 
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Die Sitzung wird 21 Uhr 10 Minuten durch 
den Präſidenten Gehl eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiercinſki⸗ 
Keiſer. N g 
Präſident: Ich eröffne die 3. Vollſitzung und 
rufe Punkt 1 auf: 
| Bericht des Ausſchuſſes für Soziale An⸗ 
gelegenheiten zum Antrag des Abg. Pleni⸗ 
| kowſki u. Fr. auf Zahlung einer Winter⸗ 
beihilfe an Erwerbsloſe uſw. 
Es iſt die Druckſache zu Nr. 5, fie iſt noch nicht 
feſtgeſtellt. Berichterſtatter iſt Herr Abg. Bert⸗ 
ling. Ich nehme an, daß das Haus damit einver⸗ 
ſtanden ſein wird, daß wir gleich den Bericht über 
beide Anträge hören. Dadurch wird vielleicht die 
Debatte abgekürzt. Ich möchte aber darauf auf⸗ 
merkſam machen, daß damit kein Präzedenzfall 
geſchaffen wird, mit andern Worten, daß ich eine 
allgemeine Ausſprache über dieſe Punkte jetzt 
nicht mehr zulaſſen kann. Ich rufe für den Be- 
richterſtatter auch noch den Punkt 2 auf: 
Bericht des Ausſchuſſes für Soziale An⸗ 
gelegenheiten zum Antrag des Abg. Serotzti 
u. Fr. betr. Zahlung einer Winterbeihilfe 
| an Hafenarbeiter. 
Den Fraktionsführern iſt die Tagesordnung zu⸗ 
gegangen. Ich nehme an, daß damit der Ge: 
ſchäftsordnung Genüge getan iſt. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſti. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage, daß wir beide Punkte der Tagesordnung 
verbinden und eine Ausſprache ſtattfindet. Wir 
werden ſowieſo dazu ſprechen und wahrſcheinlich 


(C) 


(D) 


(A) 


(B) 
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nicht lange. 
ſprache über beide Punkte gemeinſam herbeige⸗ 
führt wird. 

Präſident: Der Volkstag kann darüber be⸗ 
ſchließen, beide Punkte zu verbinden und eine all⸗ 
gemeine Ausſprache herbeizuführen. Ich bitte die 
D. u. H., die dafür ſind, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Mein 
Vorſchlag, daß der Herr Berichterſtatter über beide 
Punkte berichtet, iſt angenommen. Herr Abg. 
Bertling, Sie haben das Wort als Berichterſtatter. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): Der Soziale 
Ausſchuß hat getagt und hat die Anträge des 
Herrn Plenikowſki, einen Abänderungsantrag des 
Herrn Kloſſowſki und den Antrag der National- 
ſozialiſten mit Rückſicht auf die kataſtrophale Fi⸗ 
nanzlage, die ein Defizit von 16 bis 18 Millionen 
aufweiſt, abgelehnt. Man hat geglaubt, dieſen 
Anträgen nicht ſtattgeben zu können, weil di 
Deckungsfrage der 600 000 G nicht geklärt er⸗ 
ſcheine. Es wurde viel dafür und dagegen ge⸗ 
ſprochen. Letzten Endes wurden dieſe drei An⸗ 
träge abgelehnt. Es wurde eine Entſchließung 
des Abg. Kloſſowſti angenommen, die dahin geht, 
daß den Erwerbsloſen mit Rückſicht auf die Not, 
in der ſie ſich befinden, eine Erleichterung dadurch 
geſchaffen wird, daß ſie nicht täglich zu ſtempeln 
gehen brauchen, ſondern nur noch zweimal wöchent⸗ 
lich. Der Antrag Serotzki, der die Hafenarbeiter 
betrifft, iſt abgelehnt worden, weil 
durch den Herrn Senator bekanntgab, daß bereits 
Maßnahmen in die Wege geleitet ſind, und zwar 
im Einverſtändnis mit den beiden in Frage kom⸗ 
menden Gewerkſchaften, und daß Hilfe bereits ver⸗ 
fügt iſt. 

Präſident: Wir kommen zur Ausſprache. Das 
Wort zu Punkt 1 hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ja, Herr 
Friedrich, eine Ausſprache wird ja doch herbeige⸗ 
führt. Sie haben ſich alſo getäuſcht, wenn Sie 
glaubten, um Ihre Blamage herumkommen zu 
können. Was ſich im ſtillen Kämmerlein ereignet 
hat, werden wir enthüllen. Ihre Parteigenoſſen 
haben verhindert, daß ſogar die Hafenarbeiter 
ein paar Pfennige bekommen. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Zunächſt ſteht die zweite Bera⸗ 
tung unſeres Antrages bezüglich einer einmaligen 
Beihilfe an Erwerbsloſe zur Behandlung. Was 
hatten wir beantragt. Den Erwerbsloſen und 
zwar den Hauptunterſtützungsempfängern ſollten 
50 Gulden und jedem Unterhaltsberechtigten 15 
Gulden gegeben werden. Wenn ein verheirateter 
Erwerbsloſer 65 Gulden einmalige Beihilfe be⸗ 
kommen hätte, ſo hätte das kaum genügt, um die 
Schulden zu bezahlen, die er beim Kaufmann hat. 
Es wäre auch gerade für die Kreiſe des werktäti⸗ 
gen Mittelſtandes und für die Kaufleute ein Er⸗ 
folg geweſen, die heute noch auf all das warten 
müſſen, was die Erwerbsloſen noch zu bezahlen 
haben. 

Auch dieſen Antrag haben Ihre Vertreter im 
Ausſchuß abgelehnt. Sie haben verhindert, daß 
er angenommen wurde. Sie ſtellten einen Abän⸗ 
derungsantrag. Wenn Ihr Abänderungsantrag 
nicht angenommen wird, haben Sie immer noch 


die 


der Senat 


die Gelegenheit, den Antrag anzunehmen, den wir 
geſtellt haben. (Abg. Heinz Friedrich: Weshalb 
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habe bereits ausgeführt, daß Sie den Antrag in 
eine Form gegoſſen haben, die es nicht ermöglicht, 
den Erwerbsloſen zu helfen. Sie machten den Ein⸗ 
wand, Sie hätten Deckung gezeigt. Wir waren 
mit unſerer Deckung ſchon früher da. Wir haben 
unſeren Deckungsantrag bereits im November 
mit der Loſung: Für Arbeit und Brot! geſtellt. 
Sie haben dieſe Forderung heruntergeriſſen und 
mit Füßen getreten. (Weil der Sowjetſtern oben 
war! bei den Nationalſozialiſten.) Wenn ein 
Hakenkreuz oben geweſen wäre und die Forderung 
für Arbeit und Brot, ſo hätten wir das nicht her⸗ 
untergeriſſen. Die Erwerbsloſen hätten ſich da⸗ 
mit ſolidariſch erklärt. Wir kämpfen auch für den 
ſozialdemokratiſchen und nationalſozialiſtiſchen 
Arbeiter, um ihn in die revolutionäre Klaſſen⸗ 
front einzureihen. 

Sie haben die Annahme des Antrages verhin⸗ 
dert. Es kommt darauf an, den Erwerbsloſen zu 
helfen. Wenn es nicht möglich iſt, ihnen durch 
Ihren Antrag zu helfen, muß eine andere Form 
gefunden werden, den Erwerbsloſen etwas zu ge⸗ 
ben. Unſere Geſetze werden Gelegenheit geben, 
die notwendige Deckung auch für dieſe Vorlagen 
zu ſchaffen. Das wollen Sie aber nicht. Wir wer⸗ 
den verſuchen, noch mehr aufzudecken, ob Sie wirk⸗ 
lich gewillt ſind, etwas für die Erwerbsloſen zu 
tun oder nicht. Die bürgerlichen Vertreter, die 
Leute, die Sie immer als verlumpte bürgerliche 
Mitte bezeichnen, gegen die Sie ſo losziehen, ju⸗ 
belten, als Ihr Vertreter ſich einverſtanden er⸗ 
klärte, daß man Ihren Geſetzentwurf nicht teilte, 
das heißt über die beiden Abſchnitte geſondert ab⸗ 


ſtimmen ließ. Ihr Vertreter erklärte, die Anſicht 


dieſer Leute ſei richtig, eine Trennung der Frage 
werde nicht zugelaſſen. Damit wollten Sie nicht, 
daß der Antrag angenommen wird. Wir haben 
einen Abänderungsantrag, der, da er nicht weit⸗ 
gehender iſt, als Ihrer, danach zur Abſtimmung 
kommt. Wir verlangen 500 000 Gulden, aber ohne 
beſondere Vorbehalte. Jetzt wird es ſich entſchei⸗ 
den: Entweder 500 000 Gulden für die Erwerbs⸗ 
loſen oder nicht einen Pfennig. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung über Punkt 1 iſt geſchloſ⸗ 
ſen. Herr Abg. Plenikowſki hat mir ſoeben einen 
Abänderungsantrag zu Druckſache 5 übergeben. 
Er lautet: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 
der Senat wird beauftragt, zur Unterſtützung (in 
Form einer einmaligen Winterbeihilfe) der in außer⸗ 
ordentlicher Notlage befindlichen hilfsbedürftigen 
Perſonen aus den Kreiſen der Erwerbsloſen, Sozial⸗ 
und Kleinrentner und Kriegsbeſchädigten einen Be⸗ 
trag von 500 000 Gulden ſofort zur Verfügung zu 


ſtellen. 
5 Plenikowſki u. Fr. 

Dann iſt ein zweiter Antrag geſtellt worden: 

Wir beantragen, in Druckſache Nr. 30 in der letz⸗ 
ten Zeile die Worte „Konſumvereine und Filialen“ 
zu ſtreichen. 
Brill, Plettner, Weber und die übrigen Mitglieder 

der S. P. D. Fr. 


(Aha! rechts.) Ich werde jetzt in folgender 
Reihenfolge abſtimmen laſſen. Zunächſt über den 
Antrag des Abg. Plenikowſki, der im Ausſchuß 
war und dort abgelehnt worden iſt, der einen Be⸗ 
trag von 600 000 Gulden zur Verfügung ſtellen 


Aber es iſt beſſer, wenn eine Aus⸗ haben Sie gegen unſeren Antrag geſtimmt?) Ich (; 


{D} 


A 


(B 


— 


Du 
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(Präſident) 
will. 


Wird dieſer Antrag abgelehnt, ſo werde 
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Präſident: Wir wollen uns darüber nicht ſtrei⸗ 


ich über den ſoeben von mir verleſenen Antrag ten, wir wollen ſo verfahren. Ich laſſe zunächſt 


abſtimmen laſſen. Dieſer Antrag iſt neu einge⸗ 
gangen. Er müßte infolgedeſſen wieder an den 
Ausſchuß kommen. (Sehr richtig! rechts.) Wenn 
der Antrag nicht einem Ausſchuß überwieſen wird, 
dann iſt er eo ipso erledigt. Ich würde dann nur 
über die Druckſache Nr. 30 abſtimmen. Zu dieſem 


Antrag iſt ein Abänderungsantrag geſtellt, den 


ich vorhin verleſen habe, unterſchrieben von den 
Abg. Plettner und Weber. Ich würde erſt über 
dieſen Antrag, dann über die Druckſache und zu⸗ 
letzt über die Entſchließung abſtimmen laſſen. Zur 


Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 


Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ihre An⸗ 
ſicht ſcheint nicht ganz zutreffend zu ſein. Es iſt 
ein Abänderungsantrag und Abänderungsanträge 
können bei der zweiten und bei der dritten Leſung 
jederzeit geſtellt werden. Es iſt nicht richtig, daß 
Abänderungsanträge erſt in den Ausſchuß müſſen. 

Präſident: Sie rühren an einen Punkt, den 
Sie lieber nicht hätten anrühren ſollen. In Wirk⸗ 
lichkeit hätte eine Diskuſſion über den Bericht des 


mich geirrt und eine Diskuſſion zugelaſſen. Wir 
hätten nur über die Berichte des Ausſchuſſes ab: 
zuſtimmen gehabt. Etwas anderes nicht. 


Leſung abſtimmen will, habe ich nichts dagegen. 
Es wird ſich ja zeigen, wie das Haus darüber be⸗ 
findet. Ich werde Ihrem Vorſchlage entſprechend 
verfahren, weil ein Irrtum vorgekommen iſt. Zur 
e hat das Wort der Herr Abg. 
Spill. 

Spill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
So geht es nach meiner Auffaſſung nicht. Sie ha⸗ 
ben gehört, daß hier ein Antrag geſtellt wurde, 


den Erwerbsloſen 600 000 Gulden zu bewilligen. 


Welche Summe beantragt wird, ſpielt keine Rolle. 


Wenn 
das Haus, weil nun ein Irrtum vorgekommen iſt, 
über dieſen Abänderungsantrag jetzt in zweiter 


Dieſer Antrag iſt dem Ausſchuß zur Vorberatung 


überwieſen worden und dort abgelehnt. 
iſt noch gar nichts geſchehen. 
nichts endgültig abzulehnen. Er hat nur Bericht 


Damit 
Der Ausſchuß hat 


zu geben und das Haus hat endgültig zu entſchei⸗ 
den. Ehe das Haus entſchieden hat, kann natür⸗ 


lich zu dem Antrag Stellung genommen und jeder⸗ 


zeit Abänderungsanträge geſtellt werden. Ich 
glaube, die Geſchäftsordnung iſt in dieſer Bezie⸗ 
hung klar und deutlich. a 

Präfident: Geſetzentwürfe werden in drei Be⸗ 
ratungen, Anträge in einmaliger Beratung erle⸗ 
digt. Weil dieſer Antrag aber eine Finanzvor⸗ 
lage iſt und in den Ausſchuß mußte, kam er zu⸗ 
rück und wir hatten jetzt nur noch über den Bericht 
des Ausſchuſſes abzuſtimmen. Darüber beſteht gar 
kein Zweifel. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir ha: 
ben wiederholt Anträge geſtellt, die in den Aus⸗ 
ſchuß gingen. Dieſe Anträge wurden im Ausſchuß 
abgelehnt und kamen dann hier im Plenum er⸗ 
neut zur Abſtimmung. Um derartige Anträge 
handelt es ich hier wieder. Der Ausſchuß hat 
nichts endgültig abzulehnen. Das iſt 
Recht des Volkstages in der zweiten Leſung. 


erſt das 


| 


über den Antrag abſtimmen, der da will, daß 
600 000 Gulden bewilligt werden ſollen. (Abg. 
H. Friedrich: Iſt es möglich, zu dieſem Antrag 
einen Antrag auf Deckung zu ſtellen?) das können 
wir jetzt nicht machen. Wer dem Antrag des 
Abg. Plenikowſki zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
den zweiten Antrag des Abg. Plenikowſki, der da 
will, daß 500 000 Gulden zur Verfügung geſtellt 
werden ſollen. (Abg. Plenikowſki: Erſt muß doch 
über den Antrag der Nationalſozialiſten abge⸗ 


ſtimmt werden, der iſt doch weitergehend!) Wir 


ſtimmen jetzt über den zweiten Antrag des Abg. 
Plenikowſki ab. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wol⸗ 
len nicht abſtimmen, bevor die Sache klar iſt. Zu⸗ 
erſt muß abgeſtimmt werden über den Abände⸗ 
rungsantrag, den wir zu dem Abänderungsantrag 
der Nationalſozialiſten geſtellt haben, der ver⸗ 


langt, daß 600 000 Gulden bewilligt werden, ohne 
Ausſchuſſes gar nicht ſtattfinden dürfen. Ich habe 


jede Deckungsfrage. Dann muß abgeſtimmt wer⸗ 
den über den Antrag der Nationalſozialiſten auf 
600 000 Gulden mit Deckungsfrage. Dann kommt 
unſer Antrag mit 500 000 Gulden. 

Präſident: Das iſt auch nicht richtig. Da liegt 
noch ein Abänderungsantrag des Abg. Brill und 
Fraktion vor, die Worte „Konſumvereine und Fi⸗ 
lialen“ in dem Antrag der Nationalſozialiſten zu 
ſtreichen. (Abg. Plenikowſki: Das iſt richtig!) Wer 
dieſem Antrag zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 


heben. — Bitte um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht 


die Mehrheit, der Antrag des Abg. Brill iſt alſo 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über den Antrag der Abg. Thimm, Maaß, 600 000 
Gulden zur Verfügung zu ſtellen. 

ir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird beauftragt, zur Anterſtützung 
(in Form einer einmaligen außerordentlichen Win⸗ 
terbeihilfe) der in außerordentlicher Notlage befind⸗ 
lichen hilfsbedürftigen Perſonen aus den Kreiſen der 
Erwerbsloſen, Sozialrentner und Kriegsbeſchädigten 
einen Betrag in Höhe von 600 000 Gulden ſofort zur 
Verfügung zu ſtellen. 

Zur Deckung dieſes Betrages wird der Senat be⸗ 
auftragt, dem Volkstag unverzüglich ein Geſetz vor⸗ 
zulegen, das eine Beſteuerung der Warenhäuſer, Kon⸗ 
ſumvereine und Filialen vorſieht. 

Wer dieſem Antrag zuſtimmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Jetzt kommen wir zu dem 
zweiten Antrag des Abg. Plenikowſki, der 500 000 
Gulden zur Verfügung ſtellen will. Wer dieſem 
Antrag zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. (Abg. Plenikowſki: Gegenprobe! — Es iſt 
doch kein Geld da! rechts.) Wer dagegen iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — (Unruhe.) Er iſt abgelehnt. 
Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den An⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki u. Fr. der zuerſt vor⸗ 
lag, Druckſache Nr. 5. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über die vom Ausſchuß be⸗ 
ſchloſſene Entſchließung. Sie lautet: 

Angeſichts der ungeheuren Erwerbslosigkeit und 
der gegenwärtigen Unmöglichkeit, ſie durch Arbeits⸗ 


— 


0 


D 


(A) 


(B) 
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(Präſident) 
vermittlung wirkſam zu beheben, wird der Senat er⸗ 
ſucht, anzuordnen, daß für den Bezug der Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung bis auf weiteres die zweimalige 
Stempelkontrolle in der Woche genügt. N 
Kloſſowſki, und die übrigen Mitglieder der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion. 


Der Ausſchuß hat dieſer Entſchließung zuge⸗ 
ſtimmt. Ich bitte die D. u. H., die ihr ebenfalls 
zuſtimmen wollen, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das erſte war die Mehrheit, 
die Entſchließung iſt angenommen. Damit iſt die⸗ 
ſer Punkt der Tagesordnung erledigt. Wir kom⸗ 
men nun zum zweiten Punkt. Wir haben den Be⸗ 
richt bereits gehört. Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sehen Sie, 
ſo geht es allmählich mit der Entlarvung vor⸗ 
wärts, meine Herren von den Nazis. Hier heißt 
es offen Farbe zu bekennen. Sehen Sie ſich die 
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Geſichter der bürgerlichen Mitte an. Die freuen b 


ſich, daß ſie ſich auf die nationalſozialiſtiſchen 
Jünglinge ſo verlaſſen können. Nun ſteht wieder 
ein Antrag zur Debatte. An und für ſich war es 
ſchon lächerlich, daß Sie 600 000 Gulden verlan⸗ 
gen und nachher, als 500 000 verlangt werden, da⸗ 
gegenſtimmen. (Und die Deckung! rechts.) Wir 
haben ja beantragt, weg mit den Rieſengehältern. 
Als hier verlangt wurde, daß die Warenhäuſer 
beſteuert wurden, ſtanden die Sozialdemokraten 
auf, aber ſie blieben ſitzen. (Heiterkeit und Zwi⸗ 
ſchenrufe.) 

Präſident: M. H.] Es iſt bereits 1510 Uhr, ich 
bitte, die Sitzung nicht durch Zwiſchenrufe und 
Zwiegeſpräche zu verlängern. 

Plenikowfti, Abgeordneter (K. P.): Die Regie 
klappt entſchieden nicht. Nun haben wir einen 
Antrag vorgelegt, und da Sie parlamentariſch 
nicht ſo vertraut ſind, um ſo zu arbeiten, daß Sie 
wiſſen, um was es geht, will ich Ihnen ſagen, daß 
es ſich um den Antrag Nr. 24 handelt. Wenn 
Sie ihn nicht finden ſollten, ſtellt vielleicht Herr 
Dr. Thimm ein paar Hakenkreuzler⸗Gymnaſiaſten 
zur Verfügung, damit die ſuchen helfen. Sie ha⸗ 
ben für Ihre Ablehnung eine Begründung gege- 
ben, die allerdings ſehr fadenſcheinig iſt, und die 
niemand als Grund für Ihre Ablehnung aner⸗ 
kennen wird. Sie ſagen, Sie hätten den Antrag 
für die Erwerbsloſen abgelehnt, weil Sie ſoge⸗ 


nannte Abänderungsanträge geſtellt haben, es iſt 


ein Antrag für die Hafenarbeiter. (Abg. H. 
Friedrich: Er iſt verbunden mit Nr. 301) Sie 
haben in Nr. 30 nur Bezug genommen auf die 
Druckſache Nr. 5, aber nichts von den Hafenarbei⸗ 
tern erklärt. Alſo es handelt ſich jetzt um einen 
Antrag für die Hafenarbeiter. Die Sätze, die wir 
hier verlangen, ſind ſo minimal, daß man nicht 
ſagen kann, daß ſie übertrieben ſind. Jeder Hafen⸗ 
arbeiter ſoll 25 G bekommen und die Ehefrau und 
jedes unterhaltsberechtigte Kind 5 G. 

Sie kennen die Lage der Hafenarbeiter. Einer 
Ihrer Herren verſuchte, ſelbſt die Not der Hafen⸗ 
arbeiter zu ſchildern. Sie wiſſen, daß einem Ha⸗ 
fenarbeiter, der in 14 Tagen eine einzige Schicht 
hat, noch die Steuer abgezogen wird, wenn der 
Stundenlohn einen Steuerabzug erforderlich 
macht. Auch der ganze Krankenkaſſenbeitrag für 
1 oder 2 Wochen wird abgezogen. (Zwiſchenrufe.) 
Es kommen noch andere Abzüge hinzu, ſo daß ein 
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zu haben und Geld nach Hauſe zu bringen, ſich 
noch 2 bis 4 Gulden Abzüge gefallen laſſen muß. 
Herr Senator Dr. Wiercinſki hat zugegeben, daß 
die Hafenarbeiter jetzt im Winter beſonders zu 
leiden haben. Er hat auch erklärt, daß Maßnah⸗ 
men getroffen ſind, um die Not der Hafenarbeiter 
zu lindern. Er erklärte, er hätte ſich mit den Ge⸗ 
werkſchaften in Verbindung geſetzt. Sie hätten 
ſich über irgendwelche Maßnahmen geeinigt. Wel⸗ 
cher Art ſollen die Maßnahmen ſein? Wenn ſich 
ein Hafenarbeiter in beſonderer Notlage befindet, 
ſoll er ſich an das Wohlfahrtsamt wenden. Das iſt 
bisher ſo geweſen und wird auch weiter ſo ſein. 
Wenn der Hafenarbeiter ſo weit iſt, daß er ſagt, 
entweder geht ihr zum Teufel oder ich, dann be= 
willigt man ihm ein paar Pfennige Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung, ſonſt nicht. Das ſoll jo weiter blei- 
en. i 

Wenn Sie alles für die Erwerbslofen und 
Kleinrentner abgelehnt haben, jetzt haben Sie es 
wenigſtens in der Hand, den Hafenarbeitern eine 
kleine Weihnachtsfreude zu machen, trotzdem dieſe 
Weihnachtsfreude jo ausſehen wird, daß der Se⸗ 
nat alle Hebel in Bewegung ſetzt, um das zu ver⸗ 
hindern. Wird er es dem einmütigen Willen des 
Volkstages gegenüber trotzdem wagen, ſo haben 
Sie es bei der nächſten Beratung in der Hand, dem 
Senat ſofort das Vertrauen zu entziehen und ihn 
zum Teufel zu jagen, wenn er nicht dieſe Anträge 
zur Durchführung bringt. Es handelt ſich klipp 
und klar darum, jedem Hafenarbeiter eine ein⸗ 
malige Beihilfe von 25, — Gulden zu bewilligen 
und für jedes Kind und Ehefrau 5,— Gulden und 
zwar nur für die unſtändig beſchäftigten, alſo für 
Hafenarbeiter, die oft in ein oder zwei Wochen 
höchſtens eine Schicht arbeiten. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. H. 
Friedrich. 

Friedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir 
werden den Herren Antragſtellern ſofort Gelegen⸗ 
heit geben, den Ernſt ihrer Anträge auf Unter⸗ 
ſtützung der notleidenden Arbeiterſchaft zu bewei⸗ 
ſen. Bekanntlich kann man keine Unterſtützung 
zahlen, ſolange nicht die Mittel da ſind. Sie ha⸗ 
ben durch Ihre Wirtſchaft in den letzten 3 Jahren 
dafür geſorgt, daß dieſe Mittel der Staatskaſſe feh⸗ 
len und daß ſogar 16 Millionen Unterbilanz vor⸗ 
handen ſind. Wir werden dieſe Unterſtützung für 
die Hafenarbeiter bewilligen, ſtellen aber den An⸗ 
trag, daß die Deckung durch entſprechende Beſteu⸗ 
erung der Warenhäuſer, Konſumvereine und Fi⸗ 
lialen beſchafft wird. Ich darf den Antrag über⸗ 
reichen. 

Präſident: Ich will verſuchen, den Antrag vor⸗ 
zuleſen: 

Zum Antrag Serotzki beantragen wir, den Senat 
zu beauftragen, zur Deckung dem Volkstag ein Geſetz 
vorzulegen, das eine Beſteuerung der Warenhäuſer, 
Konſumvereine und Filialen vorſieht. 

Dr. Thimm, H. Friedrich u. Fr. 

Ich werde den Antrag nach Erledigung des 
erſten Antrages zur Abſtimmung bringen. (Abg. 
H. Friedrich: Ich habe den Antrag als Abände⸗ 
rungsantrag zum Antrag Plenikowſki geſtellt!) 
Die Faſſung iſt ſo, daß ich ſie als Abänderungs⸗ 
antrag zum Antrag des Abg. Plenikowſki nicht an⸗ 
'jehen kann. Sie können zufrieden fein, wenn er 


Hafenarbeiter, der glaubt, eine Schicht für 14 Tage (C) 


(D) 
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(Präſident) 
als Entſchließung angenommen wird. 
zunächſt den Antrag des Abg. Plenikowſki zur 
Druckſache Nr. 24 verleſen: 

Das Datum „23. Dezember“ wird umgeändert 

i i Tee 1931 

Plenikowſki u. Fr. 

Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſti. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Na⸗ 
tionalſozialiſten führen dasſelbe Manöver durch, 
wie beim anderen Antrag. Sie wollen mit aller 


Gewalt verhindern, daß etwas gezahlt wird. Wir 


werden nicht einer Steuer zuſtimmen, die abwälz⸗ 
bar iſt und die breiten Maſſen trifft. Wenn Sie 
einen Abänderungsantrag eingebracht hätten, daß 
als Deckung dafür alle Gehälter über 800 Gulden 
oder 1000 Gulden geſtrichen würden, hätten wir 
zugeſtimmt. (Abg. Dr. Blavier: Was wollen Sie 
hier Vormund ſein!) Das iſt kennzeichnend dafür, 
daß die Nationalſozialiſten Ihre Geſchäfte beſor⸗ 
gen, daß die Nationalſozialiſten gehorſam ſind 
und alle Anträge, die Sie ſtellen, ſelbſt verhin⸗ 
dern. Ueber dieſe Tatſache iſt nicht wegzukommen. 
Der Abänderungsantrag wird zeigen, ob Sie (zu 
den Nationalſozialiſten) etwas geben wollen oder 


nicht. Ihre Anträge find elende Demagogie. Sie ect. Wer den ac 5 
ſchneiden jetzt die Frage der Deckung an. Wiſſen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Sie nicht, daß ganz beſtimmt noch Millionen da Gegenprobe. — Das erſte war die Mehrheit, der 
ind i ü e A 5 
ſind, um die hohen Gehälter auszugahlen? (Wo Abſtimmung über den Antrag des Abg. Kloſſowſki. 


bei den Nationalſozialiſten.) Die Gehälter, auch 


Ich will 


der hohen Beamten ſind heute ſchon alle überwie⸗ 


ſen. Alſo war doch Geld vorhanden. Das wiſſen 
Sie ganz genau. 


Gulden⸗Auto zu bezahlen uſw. 


Unfer Antrag würde höchſtens 100 000 Gulden 


11 ni Sie den Hafenarbeitern weiß 
hen, daß der Senat in der Kaſſe ni i 

100 000 Gulden Hat. en 
den haben, aber nur um ſie in Geſtalt von hohen 
Penſionen Herrn Sahm und Genoſſen zu geben. 
Sie zeigen ſo ganz deutlich, was Sie ſind. Nichts 
anderes als diejenigen, die als Knechte den Wil⸗ 


len der bürgerlichen Parteien durchführen. (Abg. 


Langnau: Sehr wahr!) 
Präſident: Weitere Wortmeldungen 


. liegen 
nicht vor. 


Es iſt auch noch Geld da, um 


das Benzin für das von Ihnen bekämpfte 32 000⸗ dert haben will. Herr Plenikowſki will, daß an 


Er wird dieſe 100 000 Gul⸗ 


Der Antrag des Abg. H. Friedrich iſt 


als Abänderungsantrag oder Zuſatzantrag einge⸗ 


gangen. Wir können darüber abſtimmen. 


Zu 


dieſem Antrag des Herrn Abg. Friedrich iſt ein 
Abänderungsantrag der Herren Abg. Brill, Plett⸗ 


ner u. Fr. eingegangen: 
Wir 1 
streichen. 
(Sie ſabotieren Ihre eigenen Anträge! rechts.) Es 
iſt dann ein weiterer Zuſatzantrag eingegangen, 
der folgendermaßen lautet: 


Die Deckung dieſer Ausgaben erfolgt aus den 


Einnahmen der dem Volkstag vorgelegten Sanie⸗ 


rungsgeſetze. 
5 Kloſſowſki u. Fr. 
Der Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſti, 
der das Datum ändern will, iſt dem Hauſe bereits 
bekannt gegeben worden. Ich werde in folgender 
Reihenfolge abſtimen laſſen: Zuerſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Brill zum Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Dr. Thimm, alsdann über 
den Abänderungsantrag des Abg. Kloſſowſti, 
dann über den Abänderungsantrag des Abg. 


bec im Abänderungsantrag des 
Abg. Friedrich u. Fr. das Wort „Konſumvereine“ zu 


Tagesordnung ſetzt. 
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Plenikowſki und dann über die Vorlage ſelbſt. 
Wir ſtimmen über den Antrag des Abg. Brill ab, 
der das Wort „Konſumvereine“ geſtrichen haben 
will. Wer ihm zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ich 
bin nicht in der Lage, einwandfrei feſtzuſtellen, 
welches die Mehrheit war. Wir müſſen auszäh⸗ 
len. Ich bitte die D. u. H. den Saal zu verlaſſen 
und wer dem Antrag zuſtimmen will, durch die 
Ja⸗Türe, wer dagegen ſtimmen will, durch die 
Nein⸗Türe und wer ſich der Stimme enthalten 
will, durch die Tür mit der Aufſchrift „Enthalte 
mich“ wieder hereinzukommen. Ich bitte die Bei⸗ 
ſitzer, die Stimmen zu zählen. Die Auszählung 
beginnt. — Die Auszählung iſt beendet. Sie hat 
folgendes Ergebnis. An der Abſtimmung haben 
ſich 59 D. u. H. beteiligt. Für den Antrag des 
Abg. Brill ſtimmten 35, dagegen 24 Abgeordnete. 
Der Antrag iſt damit angenommen. Das Wort 
Konſumvereine iſt damit aus Ihrem Antrage ge⸗ 
ſtrichen. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
den Antrag des Herrn Dr. Thimm. Sie kennen 
ihn alle, ich brauche ihn nicht noch einmal zu ver⸗ 
leſen. Wer dem abgeänderten Antrag zuſtimmen 


Antrag iſt angenommen. Wir kommen nun zur 


(Abg. Kloſſowſki: Ich ziehe den Antrag zurück!) 
Dann kommen wir zur Abſtimmung über den An⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki, der das Datum geän⸗ 


Stelle von 23. Dezember der 1. Januar geſetzt 
wird. Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Das iſt jetzt die Mehrheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über die Druckſache Nr. 24, die inſofern geändert 
iſt, als der abgeänderte Antrag Thimm und Ge⸗ 
noſſen angenommen iſt. Wir kommen alſo zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Druckſache Nr. 24 mit dieſem 
Abänderungsantrag. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das erſte war die Mehrheit, der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. 

M. D. u. H.! Wir ſind jetzt am Schluß unſerer 
heutigen Tagesordnung angelangt. Ich ſchlage 
vor, dem Präſidenten die Ermächtigung zu geben, 
Zeit und Tagesordnung der nächſten Sitzung feſtzu⸗ 
ſetzen. Ich möchte ausdrücklich hervorheben, daß 
vorausſichtlich die nächſte Vollſitzung am 2. Ja⸗ 
nuar ſtattfinden wird. Falls der Hauptausſchuß 
das Senatorenpenſionsgeſetz fertig hat, ſoll dies 
Geſetz als erſter Punkt auf die Tagesordnung 
kommen. Wenn weitere Anträge vorliegen, die 
ich im Augenblick noch nicht vortragen kann, bitte 
ich um die Ermächtigung dieſe Anträge ebenfalls 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Widerſpruch höre 
ich nicht. (Abg. Plenikowſki: Doch, doch!) Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir ver⸗ 
langen natürlich, daß unſere Anträge auf die Ta⸗ 
gesordnung geſetzt werden. Es iſt überhaupt un⸗ 
erhört, daß das bisher verabſäumt iſt, daß man 
Anträge, die als erſte geſtellt waren, nicht auf die 
Wir beantragen, daß mor⸗ 


Fi 
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gen bereits eine neue Sitzung abgehalten wird nannte Initiativanträge, 


und unſere Druckſachen Nr. 2, 3, 4 und 10 auf die der Woche auf die Tagesordnung geſetzt werden 


Tagesordnung geſetzt werden. Sie 
ſchon auf der Tagesordnung ſtehen und 
Ausſchüſſe geſchickt werden können, beſonders der 


hätten heute können. Jetzt gingen andere Anträge, die Senats⸗ 
in die vorlagen uſw. vor. Ich habe Ihnen bezw. der De⸗ 
putation, die bei mir war, den Gefallen getan und 


Antrag Nr. 10 betr. Straffreiheit. Man wagt es die Anträge auf die Tagesordnung geſetzt. Damit 
in Danzig, vor den Feiertagen Landarbeiter, die müſſen Sie ſich zufrieden geben. Der Abg. Ple⸗ 
wegen Zwiſchenfällen bei Demonſtrationen verur- nikowſki hat weiter beantragt, morgen zu tagen. 
teilt worden ſind, zu verhaften und ins Gefäng⸗ Wer dieſem Antrag zuſtimmen will, bitte ich, ſich 
nis zu ſtecken. Gerade um dies rückſichtsloſe Vor⸗ zu erheben. — Der Antrag iſt abgelehnt. Haben 
gehen der Klaſſenjuſtiz zu bekämpfen, beantragen Sie ſonſt noch Wünſche? (Abg. Plenikowſki: Dann 
wir, daß ſo ſchnell wie möglich über unſern Geſetz⸗ beantragen wir, daß am 1. Feiertag getagt wird, 


entwurf betr. Straffreiheit verhandelt 


U 


wird. wenn Sie das Theater machen wollen!) Wir ma⸗ 


Wenn der Antrag, morgen zu tagen, abgelehnt chen hier kein Theater und ich brauche daher über 


wird, beantragen wir, daß auf die nächſte Tages⸗ dieſen Antrag wohl 
von Herr Plenikowſki hat beantragt, auf die Tages⸗ 


ordnung der Urantrag betr. Gewährung 
Straffreiheit geſetzt wird, dann der Antrag Nr. 4, 
Beſeitigung der Rieſengehälter und Penſionen, 
drittens der Antrag über die Beſteuerung der 
Millionäre, (Wo ſind die?) viertens unſer An⸗ 
trag betr. Linderung der Erwerbsloſennot. 
Präſident: Zunächſt möchte ich Ihnen, Herr 
Plenikowſki, jagen, daß es durchaus nicht merk: 
würdig iſt, daß Ihre Anträge bisher noch nicht auf 
die Tagesordnung gekommen ſind. Es ſind ſoge⸗ 


nicht abſtimmen zu laſſen. 


ordnung der nächſten Sitzung die Druckſache Nr. 2, 
3, 4 und 10 zu ſetzen. Wer dafür iſt, daß dieſem 
Antrag ſtattgegeben wird, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Minderheit. Ich darf wohl 
annehmen, daß meine Vorſchläge, die ich vorhin 


gemacht habe, das Einverſtändnis des Hauſes fin⸗ 
den. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt jo beſchloſ⸗ 


ſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 21 Uhr 55 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten Gehl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiercinſki⸗ 
Keiſer; Staatsrat Scheunemann; Oberregie⸗ 
rungsräte Dr. Gallaſch, Dr. Hemmen; Landge⸗ 
richtsrat Dr. Moebes; Amtsrat Voß. i 

Präſident: Ich eröffne die vierte Sitzung und 
rufe den Punkt 1 der Tagesordnung auf: 


Freitag, den 2. Januar 1931. 39 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Nechtsverhältniſſe der Mitglieder 
des Senats. (Senatorengeſetz). Bericht des 
Hauptausſchuſſes. 


Druckſache Nr. 36 zu Nr. 26. Das Wort zur Ge⸗ 


ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen die Erweiterung der Tagesordnung um 


einen Punkt, den wir als Punkt 8 zu behandeln 


wünſchen. Es handelt ſich um die Druckſache 


Nr. 38, Gewährung einer Beihilfe an die Fiſcher. 


Präſident: Die Erweiterung iſt nur möglich, 


wenn niemand widerſpricht. (Widerſpruch rechts.) 


Es iſt Widerſpruch erhoben, alſo kann der Punkt 


nicht auf die Tagesordnung geſetzt werden. (Abg. 
Plenikowſki: 30 000. — Gulden an Dr. Ziehm iſt 
wichtiger!) Ich eröffne die Beratung über $ 1 der 
Ausſchußvorlage. Ich kann mitteilen, daß der Ael⸗ 
teſtenausſchuß ſich darüber einig war, bei dieſem 


Paragraphen eine allgemeine Ausſprache zuzu⸗ 


laſſen. (Dieſe Kuhhändler! bei den Kommuniſten) 


Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben bei 


der erſten Beratung erklärt, daß wir im Ausſchuß 


Abänderungsanträge ſtellen werden und fleißig 
an dem Entwurf mitarbeiten würden, um da⸗ 
durch eine Vorlage zu ſchaffen, die den Intereſſen 
der Danziger Bevölkerung entſpricht. Zu unſerem 
Bedauern müſſen wir leider feſtſtellen, daß die 
Vorlage faſt genau ſo, wie ſie vom Senat dem 
Hauſe zugegangen iſt, aus dem Ausſchuß heraus⸗ 
kam. Als wir uns in der Wahl befanden, ver⸗ 


kündeten alle Parteien, daß in Zukunft Erſpar⸗ 


niſſe gemacht werden müſſen, um dadurch die Lage 
in Danzig zu erleichtern. Hauptſächlich wurde auf 


D die hohen Beamtengehälter bezug genommen, die 


abgebaut werden ſollten. Die Vorlage iſt ein 
Vorläufer des Abbaues der Beamtengehälter. 
Nach dem Abbau der Gehälter der Senatoren 
wird der Abbau der Bezüge der oberen Beamten 
bemeſſen werden. Werden die Gehälter der Sena⸗ 
toren nicht oder nur minimal abgebaut, dann iſt 
beſtimmt zu erwarten, daß die Gehälter der obe⸗ 
ren Beamten ebenfalls nicht abgebaut werden, 
Es wird dann mit ganz wenigen Ausnahmen ſo 


bleiben, wie es in der Vergangenheit war. Wenn 
es ſo bleiben ſollte, warum denn das große Ge⸗ 
ſchrei vorher. Warum ſo viele Rederei darüber, 


daß in Zukunft Erleichterungen für das Danziger 
Volk eintreten ſollen. f 

Wir hatten beantragt, daß das Gehalt des 
Senatspräſidenten in Zukunft von 3 500 auf 
2 200 Gulden abgebaut werden ſollte, und daß die 
Dienſtaufwandsentſchädigung von 400 auf 240 
Gulden gekürzt werden ſollte. Nach dem Antrag 
der bürgerlichen Parteien ſoll das Anfangsgehalt 
des Präſidenten auf 1 500 Gulden abgebaut wer⸗ 
den. Dazu ſoll der Präſident eine Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung von 1000 Gulden erhalten. 
Beim Präſidenten nähert ſich dieſer Vorſchlag dem 
Vorſchlag, den wir gemacht haben. Ich vermiſſe 
bei dieſem Vorſchlage aber, ob in Zukunft die 
6 Prozent Ausgleichszuſchlag auch gezahlt werden 
ſollen. Wir wollen, daß dies Geſetz vollſtändig 


vom Beamtenbeſoldungsgeſetz abgetrennt wird. 
Deshalb muß hier ſchon klipp und klar feſtgelegt 
werden, daß dies Geſetz auf keinen Fall mit dem 
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Beamtenbeſoldungsgeſetz verkoppelt wird. Wir 
nehmen alſo an, daß beim Präſidenten nur die 
1500 Gulden Gehalt und dazu die 1000 Gulden 
Dienſtaufwandsentſchädigung gezahlt werden ſol⸗ 
len und daß dabei die 6 Prozent Ausgleichs⸗ 
zuſchlag in Fortfall kommen, die bisher gezahlt 
wurden. Weiter wiſſen wir auch nicht, ob die 
1000 Gulden bei der zukünftigen Penſion ange⸗ 
rechnet werden oder ob die Penſionsberechnung 
anders erfolgen ſoll. (Abg. Dr. Blavier: Es gibt 
keine Penſion!) Das iſt nicht immer geſagt, Herr 
Dr. Blavier. Ich habe ſchon Verhältniſſe kennen 
gelernt, wo dies und jenes in die Penſionsberech⸗ 
nung hineingezogen wurde. (Zwiſchenrufe der 
Abg. Dr. Blavier und Plenikowſki.) Bei den Se⸗ 
natoren nimmt man nur einen Abbau von ſage 
und ſchreibe 250 Gulden vor. Bisher betrug das 
Gehalt eines Senators 1750 Gulden. (Zuruf des 
Abg. Dr. Blavier — Abg. Plenikowſki: Sie Se⸗ 
natorenjäger! — Heiterkeit) Nach der Vorlage 
der bürgerlichen Parteien ſoll das Senatorenge⸗ 
halt auf 1 500 Gulden feſtgeſetzt werden. Es er⸗ 
folgt alſo in Zukunft nur ein Abbau von 250 Gul⸗ 
den. Es war wirklich nicht notwendig, daß darüber 
vorher ein ſolch großes Geſchrei angeſtimmt 
wurde, wenn hinterher nur ein ganz miſerabler 
Abbau erfolgt. 

Wir werden dieſer Beſtimmung nicht zuſtim⸗ 
men, weil wir den Antrag für eine weitere Be⸗ 
laſtung der Danziger Bevölkerung halten. In den 
übrigen Beſtimmungen iſt im § 10 die Alters⸗ 
grenze, die von 50 Jahren doppelt angerechnet 
werden ſoll, weiter beſtehen geblieben. Der Aus⸗ 
ſchuß hat hierbei nicht eine Höherſtellung vorge⸗ 
nommen. Niemand wird ſagen, daß ein Senator 
von 50 Jahren ſchon ein alter Herr iſt, den man 
nur deshalb, weil er mit 47 Jahren zum Senator 
gewählt worden iſt, in Zukunft die doppelten 
Monate das Uebergangsgeld erhält. Wir hatten 
beantragt, hier ſtatt 50 Jahre 55 Jahre zu ſetzen, 
weil damit die Möglichkeit gegeben iſt, mit dem 
Uebergangsgeld kein Schindluder zu treiben. Es 
würde letzten Endes dann nur einigen wenigen 
zugute kommen. Ebenſo halten wir die Zahlung 
des Uebergangsgeldes bis zu 5 Jahren für zu lang. 
Wir ſagen, zwei Jahre iſt lang genug und der 
Betreffende, der einmal Senator geweſen iſt, 
braucht wirklich keine Angſt um eine andere Ber; 
ſchäftigung zu haben. Hat er die Fähigkeiten ge⸗ 
habt, hier Senator zu ſein, ſo wird er höchſtwahr⸗ 
ſcheinlich auch die Fähigkeiten beſitzen, ſich in ei⸗ 
nem andern Beruf zu ernähren und braucht des⸗ 
halb nicht, weil er einmal Senator war, für 
fünf Jahre ein Uebergangsgeld zu erhalten. 

Zu dem $ 12 hatten wir einen Zuſatzantrag 
geſtellt, nach dem die Zahlung des Uebergangs⸗ 
geldes nicht nur ruht, wenn der frühere Senator 
ein beſoldetes Amt bei einer Gemeinde oder beim 
Staat hat, ſondern ebenfalls, wenn er aus einer 
Tätigkeit eine Vergütung erhält. Wenn bei einem 
Beamten das Uebergangsgeld während ſeiner Tä⸗ 
tigkeit ruhen ſoll, warum dann nicht auch wenn 
der frühere Senator eine Stelle als Bankdirektor 
bekleidet und er dort ein angeſehenes hohes Ge⸗ 
halt erhält. Warum ſoll er noch für dieſe Zeit ein 
Uebergangsgeld von dieſem kleinen Danziger 


Staat erhalten? Darum muß das Uebergangsgeld 
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ruhen, nicht allein in der Zeit, wo der Senator (C) 


vom Staat oder der Gemeinde beſoldet wird, ſon⸗ 
dern überhaupt wenn er eine Vergütung erhält. 
Wir haben beſtimmt damit gerechnet, daß die üb⸗ 
rigen Parteien dieſem Zuſatzantrag zuſtimmen 


würden. Leider iſt das nicht der Fall geweſen. Er 


wurde im Ausſchuß abgelehnt. Man merkt, daß 
in Zukunft von den vielen Erſparniſſen, von de⸗ 
nen man vorher geſprochen hat, keine Rede ſein 
wird. 

Im $ 16 iſt der Nachſatz ſtehen geblieben, daß 
wenn jemand ſeine Danziger Staatsangehörigkeit 
verloren hat, während dieſer Zeit das Ueber: 
gangsgeld ruht. Sobald er aber die Danziger 
Staatsangehörigkeit wieder erlangt, ſoll das 
Uebergangsgeld wieder gezahlt werden. Mit 
dieſer Beſtimmung kann große Spekulation ge⸗ 
trieben werden. Bei Schaffung eines Geſetzes muß 
verhütet werden, daß jemand aus dem Geſetz be⸗ 
ſondere Vorteile für ſich herausholen kann. Der 
Nachſatz. der von der Wiedererlangung handelt, 
muß geſtrichen werden. 

Im 8 17, bisher § 18, war vorgeſehen, daß 
den Senatoren, die Volkstagsabgeordnete ſind, 
alſo den nebenamtlichen Senatoren, die Volks⸗ 
tagsdiäten auf ihre Aufwandsentſchädigung an⸗ 
gerechnet werden ſollen. Es iſt hier aber nicht die 
Rede davon, daß für die hauptamtlichen Senato⸗ 
ren dieſe Dienſtaufwandsentſchädigung, die ſie als 
Volkstagsabgeordnete erhalten, in Anrechnung ge⸗ 
bracht wird. Jetzt iſt es möglich, daß der hauptamt⸗ 
liche Senator auch gleichzeitig Volkstagsabgeord⸗ 
neter ſein kann. Rechnet man dem nebenamtlichen 
Senotar die Dienſtaufwandsentſchädigung, die er 
als Volkstagsabgeordneter erhält, an, ſo iſt es 
nicht mehr als recht und billig, daß das auch bei 
den hauptamtlichen Senatoren geſchieht. Ich 
hoffe daher, daß Sie unſerm Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 37 zuſtimmen werden. 

Genau fo iſt es bei dem 8 19, wo auch ſtehen 


geblieben iſt, daß dem Senator, der vorher Beam⸗ 


ter war, die Senatorenzeit bei ſeiner Penſionſbe⸗ 
rechnung doppelt angerechnet wird. Wir können 
es beim beſten Willen nicht verſtehen, warum hier 


eine doppelte Berechnung erfolgen ſoll. Das iſt 


eine beſondere Bevorzugung. Es iſt doch bei der 
Penſionsberechnung gleichgültig, ob jemand als 
Beamter dem Staat Dienſte leiſtete oder ob er 
als Senator tätig war und für den Staat Dienſte 
leiſtete. Weil er aber Senator war, deshalb ihm 
dieſe Zeit bei der Penſionsberechnung doppelt an⸗ 
zurechnen, iſt ungerecht. Wir haben erwartet, daß 
Sie dieſem Antrag Ihre Zuſtimmung geben wür⸗ 
den. Aber leider iſt auch dabei keine Aenderung 
vorgenommen, ſo daß das Geſetz ſo verabſchiedet 
werden ſoll, wie es dem Volkstag vom Senat zu⸗ 
gegangen iſt. Im allgemeinen wird an den Ver⸗ 
hältniſſen, wie wir ſie bisher gehabt haben, gegen 
die die Bevölkerung demonſtrierte, und gegen die 
auch die Nationalſozialiſten ihre ganze Agitation 
eingeſtellt hatten, nichts geändert. 

Wir wundern uns, daß unter dieſer Vorlage auch 
der Name der Fraktion der Nationalſozialiſten ſteht. 
Vor der Wahl haben dieſe der Danziger Bevölke⸗ 
rung etwas anderes erzählt, als jetzt, nachdem ſie 
im Volkstag ſind. Sie fühlen ſich hier als die 
Vertreter des Kapitalismus und verſuchen die In⸗ 
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tereſſen der beſitzenden Kreiſe gegen das Volk 
durchzuführen. Die Schichten, die die National⸗ 
ſozialiſten gewählt haben, haben beſtimmt unter 
den Verhältniſſen, wie wir ſie in Danzig haben, 
zu leiden und haben beſtimmt gehofft, daß nun 
Aenderungen vorgenommen würden. Hier paſſen 
ſie fi, den Verhältniſſen an und handeln hier ſo, 
wie es das Kapital verlangt, um auch in Zukunft 
das Danziger Volk weiter auszuplündern. (Abg. 
Greiſer: Soweit noch ein Volk da iſt, das auszu⸗ 
plündern ijt!) Sie, Herr Greifer, dürfen unter 
keinen Umſtänden zulaſſen, daß die Senatoren 
in Zukunft dieſe Gehälter bekommen. Das iſt be⸗ 
ſtimmt kein Abbau. Ihr ganzes Theater während 
der Wahl endet damit, daß bei den Senatoren 
eine Gehaltskürzung von nur 250 Gulden pro 
Monat erfogen wird. Ihre Wähler haben be⸗ 
ſtimmt mehr erwartet. Aber Sie zeigen, daß es 
Ihnen in keinem Fall darum geht, dem Volk zu 
helfen, ſondern nur einer kleinen Clique, die die 
Macht ausübt, und dieſe Macht mißbraucht, um 
für ſich beſondere Vorteile herauszuholen. An 
dieſem Syſtem wird nichts geändert. Aber die 
Danziger Wirtſchaft iſt es, die die Laſten tragen 


ſoll. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier. — Abg. Ple⸗ 


nikowſki: Sie können es jetzt ja ändern!) Herr 
Abg. Dr. Blavier, von Ihnen haben wir im vori⸗ 
gen Volkstag dauernd gehört, daß die hohen Be⸗ 
amtengehälter abgebaut werden müſſen. Sie ha⸗ 
ben von uns Vorſchläge verlangt. Stimmen Sie 
für unſern Antrag, dann wird das durchgeführt, 
was Sie vor der Wahl und während der Wahl 
Ihren Wählern verſprochen haben. Aber Sie zei⸗ 
gen, daß es ebenſo bei Ihnen ein Theaterdonner 
war wie bei den Deutſchnationalen und Nazis. 
(Zwiſchenrufe rechts und in der Mitte.) Herr Abg. 
Senftleben, unſere Kräfte reichten nur ſoweit, 
1 5 daß wir im bisherigen Senatorenverhältnis 
Aenderungen vorgenommen haben, und daß der⸗ 
jenige, der einmal Senator geworden iſt, nicht 
ſein Leben lang vom Danziger Staat verſorgt 
zu werden braucht, ſondern daß er ebenſo gut wie 
alle andern gehen muß. Wir wollen, daß er in 
Zukunft nicht fünf Jahre Uebergangsgeld erhält, 
ſondern nur zwei Jahre. (Zuruf des Abg. Senft⸗ 
leben.) Sie müſſen ſchon langſamer ſprechen, da⸗ 
mit man Ihre Zwiſchenrufe deutlich verſteht, 
und darauf antworten kann. (Abg. Greiſer: 
Reden Sie etwas lauter, damit man Sie über⸗ 


haupt verſteht!) I* rede laut genug und habe 


immer eine gute Stimme gehabt. Ich glaube, Sie 
werden dann ſchwerhörig und verſtehen ſchlecht, 
wenn Ihnen Ihre Sünden vorgehalten werden. 
Sie waren es doch, der hauptſächlich für einen Ab⸗ 
bau der Beamtengehälter zu Gunſten der notlei⸗ 
denden Landwirtſchaft eintreten wollte. Sie ha⸗ 
ben jetzt Gelegenheit dazu. Machen Sie alſo mit 
uns mit. Stimmen Sie für die von uns geſtellten 
Anträge, dann löſen Sie die Verſprechungen ein, 
die Sie dem Volke gegeben haben. (Wiederholtes 
Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei iſt die einzige Partei, die dies 
Geſetz grundsätzlich ablehnt. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt: Nicht einen Pfennig dieſen Sachwal⸗ 
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tern des Kapitals; denn die Senatoren ſind in die⸗ 
ſem Staat doch nichts anderes als Sachwalter ba⸗ 
pitaliſtiſcher Intereſſen. (Abg. Dr. Blavier: Legen 
Sie eine Grammophonwalze auf, die redet genau 
jo!) Ich habe ſchon einmal betont, daß die Feſt⸗ 
ſtellungen, die hier gemacht werden, Ihnen ganz 
beſonders unangenehm ſind. Sie wollen das nicht 
hören. Sie waren früher, als die Sozialdemo⸗ 
kraten in der Regierung ſaßen, derjenige, der am 
meiſten gegen die hohen Beamtengehälter los⸗ 
wetterte. Jetzt winkt die Futterkrippe für Herrn 
Dr. Blavier. Er hat die Hoffnung, Senator zu 
werden. Da muß man eine andere Walze auflegen. 
Es iſt viel beſſer, immer dieſelbe Walze zu ſpielen 
und auf dem gleichen Standpunkt zu ſtehen, als je 
nachdem der Wind weht, eine andere Walze lau⸗ 
fen zu laſſen und wie Herr Dr. Blavier mal ge⸗ 
gen die Deutſchnationalen und mal gegen die So⸗ 
zialdemokraten und mal mit den Sozialdemokra⸗ 
ten und mal mit den Deutſchnationalen zu gehen. 

Wenn wir trotzdem Abänderungsanträge ge⸗ 
ſtellt haben, dann aus taktiſchen Erwägungen, 
um gegen Agitationsmanöver anderer Parteien 
auftreten zu können. Wenn wir grundſätzlich das 
Geſetz ablehnten, ohne irgendeinen Betrag für die 
Senatorengehälter feſtzuſetzen, ſo würden insbe⸗ 
ſondere die Nationalſozialiſten und Sozialdemo⸗ 
kraten damit hauſieren gehen, daß wir mit den 
Rieſenbezügen einverſtanden ſeien. Deshalb haben 
wir erklärt, wir verlangen, daß ein monatlicher 
Betrag feſtgeſetzt wird. Darüber hinaus werden 
wir aber dem ſozialdemokratiſchen Antrag unſere 
Zuſtimmung geben, weil dadurch eine Herabmin⸗ 
derung der Bezüge gegenüber den vorgeſchlage⸗ 
nen Bezügen erfolgt, vor allen Dingen auch des⸗ 
halb, um den Sozialdemokraten nicht die Hand⸗ 
habe zu geben, zu erklären, wir hätten die Kür⸗ 
zung der Senatorengehälter verhindert. Die Stel⸗ 
lungnahme der übrigen Parteien iſt ja bekannt. 
Sie ſind für hohe Senatorenbezüge, auch die So⸗ 
zialdemokraten. Sie ſind fi) darin alle einig. Die 
Sozialdemokraten haben erklärt, an dieſem Geſetz 
mitarbeiten zu wollen, und zwar fleißig mitarbei⸗ 
ten zu wollen. Sie wagen es trotzdem immer noch, 
Gehälter von etwa 30 000 Gulden zu verlangen. 
Das werden ihre Arbeiterwähler ganz beſtimmt 
nicht verſtehen können; denn die paar Pfennige, 
die auch Sie kürzen wollen, fallen nicht ſehr 
ſchwer ins Gewicht. Wenn alle Parteien, Sozial⸗ 
demokraten, Nationalſozialiſten und Zentrums⸗ 
leute und alle die übrigen bürgerlichen Parteien 
der Meinung ſind, daß hohe Bezüge gewährt wer⸗ 
den müſſen, jo iſt das zu verſtehen. Sie alle reflek⸗ 
tieren darauf, Sachwalter des Kapitals zu ſein 
oder zu werden und dieſe Plätze einzunehmen. Auf 
der anderen Seite ſteht die Kommuniſtiſche Par⸗ 
tei, die es ablehnt, innerhalb dieſes Staates als 
Sachwalter kapitaliſtiſcher Intereſſen aufzutreten 
und nur den ſchonungsloſen Kampf gegen kapita⸗ 
liſtiſche Intereſſen kennt. Auf der andern Seite die 
übrigen Parteien von den Nationalſozialiſten bis 
zu den Sozialdemokraten, die bereit ſind, als Sach⸗ 


walter der kapitaliſtiſchen Intereſſen in den Senat 


hineinzugehen. Die bürgerlichen Parteien haben 
ja vorher ſogar wieder die alten Sätze verlangt. 
Wenn ſie jetzt einen anderen Antrag geſtellt ha⸗ 
ben, dann nur, um den Nationalſozialiſten eine 


— 
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Möglichkeit zu Manövern zu geben, um darauf Trotzdem wir die Verfaſſung hatten, Herr Dr. (0 
hinzuweiſen, daß die Nationalſozialiſten einen Ziehm, hatten wir doch Senatoren, die nicht nur 
Erfolg herausgeholt haben, ſie hätten nämlich die Aufſichtsratsgehälter bezogen, ſondern wie z. B. 
Bezüge der Senatoren gekürzt. Herr Rechtsanwalt Kurowſfki, auch noch ſehr ſchöne 
Aber auch dieſe Ausrede wird den Nationalſo⸗ Nebengeſchäfte machten und mit Staatsaktionen 
zialiſten wenig helfen, ſich draußen der Oeffent⸗ ſehr gut verdient haben, und zwar nicht Tauſende, 
lichkeit gegenüber zu verantworten. Das Geſetz ſondern Zehntauſende Gulden. (Abg. Senftleben: 
ſelbſt hat der Herr Abg. Brill bereits genügend Ganz reell!) Ja, ganz reell, was Sie und Herr 
gekennzeichnet. Ich will nur kurz zu unſeren Anz Schwegmann unter reell verſtehen. Aber man muß 
trägen Stellung nehmen. Wir verlangen ein der Bevölkerung draußen ſagen, weil Sie immer 
Höchſtgehalt von monatlich 700 Gulden. Wir ſte⸗ verkündet haben, daß hier eine ſtarke Barriere 
hen auf dem Standpunkt, daß wenn wir heute aufgerichtet werden muß, daß Sie auf das herein⸗ 
noch Arbeiter haben, die 100, 120 Gulden monat⸗ gefallen ſind, was Herr Dr. Ziehm geſagt hat. Es 
lich mit einer zahlreichen Familie erhalten, wenn ſteht alſo einwandfrei feſt, daß trotz der Verfaſ⸗ 
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man 10000 Exwerbslofe hat, die monatlich 60 


ſung ſolche Nebenkoſten mit ſehr guten Einnahmen 


Gulden mit ihrer Familie erhalten, kann man von den Senatoren ausgeübt werden. Deshalb 
nicht Gehälter von 1000 Gulden und darüber ge⸗ unſer Antrag. 
währen. 700 Gulden müſſen vollkommen genügen. Weiter verlangt unſer Abänderungsantrag, 


(Abg. Dr. Blavier: Dann darf ein Lehrer nur 150 
Gulden bekommen!) Beantragen Sie das doch. 
(Abg. Dr. Blavier: Das iſt nicht meine, ſondern 


Ihre Sache!) Sie ſitzen in der Regierung, Sie ha⸗ 
ben die Initiative, das zu beantragen. Wir ſtehen 


auf dem Standpunkt, ſolange noch Gehälter von 
2 000 und 3 000 Gulden gezahlt werden, werden 


wir nicht zulaſſen, daß an den Gehältern darunter 
auch nur ein Pfennig abgebaut wird. (Sehr gut! 
bei den Kommuniſten.) Bauen Sie erſt alle Ge⸗ 


hälter über 600 und 700 Gulden ab, dann können 


Sie beantragen, daß auch die Gehälter darunter 
abgebaut werden. Dieſen Standpunkt wird die 
Bevölkerung draußen ſehr gut verſtehen. Es wäre 
Unſinn, zu beantragen, daß ein Gehalt von 400 
Gulden auf 150 herabgeſetzt wird, wenn die Se⸗ 


natorengehälter mit 20 000 und 30 000 Gulden 
beſtehen bleiben. (Abg. Langnau: Trotzdem er 


zweimal Doktor iſt, kann er das nicht kapieren! — 
Heiterkeit.) Alſo beantragen wir als Höchſtgehalt 
700 Gulden monatlich, kein Zuſchuß, keine Auf⸗ 
genü⸗ 


wandsentſchädigung. Das iſt vollkommen 
gend. a 


Weiter beantragen wir, und damit bringen 


wir beſtimmt etwas, was die Nationalſozialiſten 


beantragen wollten, daß die Mitglieder des Se⸗ 


nats während ihrer Amtstätigkeit keinerlei andere 
Tätigkeit gegen Entgelt ausüben dürfen. Das iſt 


ja eigentlich Ihr Antrag, Herr Greiſer, Sie ſind 

Sie haben 
d. h. Ihrem 
aufge⸗ 
ſetzt werden. Wenn Sie jetzt erklären, „Sehr rich⸗ 


ja ſchon in den Hintergrund gerückt. 
einen anderen Platz eingenommen, 
Agitationsbedürfnis mußte ein Dämpfer 


tig“, Herr Greiſer, werden Sie zeigen können, ob 
Sie nachher dieſem unſerem Antrag zuſtimmen 
werden. Wenn erklärt wurde, das ſtände in der 
Verfaſſung, ſo haben Sie andererſeits immer wie⸗ 


der in der Preſſe dagegen agitiert. Die Senatoren 


haben demgegenüber immer wieder Aufſichtsämter 
inne gehabt, trotz der Verfaſſungsbeſtimmung. Sie 


ſehen, wie Sie ſich von Herrn Dr. Ziehm einwik⸗ 


keln laſſen, bloß weil Herr Dr. Ziehm erklärt, 
Sie hätten ſich von den Kommuniſten einwickeln 


laſſen. Wahrſcheinlich, weil Sie zuſtimmten, daß 


die Hafenarbeiter ein paar Pfennige erhalten 


ſollten. Herr Dr. Ziehm verlangt das Gegenteil. 
Herr Dr. Ziehm verſucht gegen unſern Antrag 
aufzutreten und führt dagegen die fadenſcheinige 
Begründung ins Feld, es ſtehe in der Verfaſſung. 


daß das Schweigegebot beſeitigt werden ſoll. Das 
Schweigegebot beſteht ja gar nicht, ſondern die 
Herren Senatoren werden den Wirtſchaftskreiſen, 
d. h. ihren Auftraggebern alles ſagen, was dort 
paſſiert, oder vielmehr das, was dort paſſiert, wird 
nur auf Geheiß der kapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
führer durchgeführt. Deshalb gibt es gar kein 
Schweigegebot. Deshalb wollen wir, daß es auch 
äußerlich in Erſcheinung tritt, alſo weg mit dieſem 
Schweigegebot, das gar nicht vorhanden iſt. 

Dann verlangen wir, daß keine Penſionen ge⸗ 
zahlt werden ſollen. Wenn jemand bereit iſt, als 
Sachwalter kapitaliſtiſcher Intereſſen in den Se⸗ 
nat hineinzugehen, ſoll er es tun. Wie kommt aber 
die Oeffentlichkeit dazu, dieſen Sachwaltern eine 
Penſion, ein Wartegeld zu zahlen? (Vielleicht 
ſtimmt das gar nicht! bei den Nationalſozialiſten.) 
Glauben Sie, wenn Herr Frick auch dafür iſt, daß 
den Fürſten in Thüringen jedes Jahr 800 000 
Mark Rente bezahlt werden, daß allein an zwei 
Fürſten 1 214 000 Mark nachgezahlt werden, daß er 
dann nicht ein Sachwalter jedenfalls von Fürſten⸗ 
intereſſen iſt? Oder wenn dort die Miete erhöht 
wird, die Kopfſteuer eingeführt wird, wenn die 
Erwerbsloſenunterſtützung abgebaut wird, glau⸗ 
ben Sie nicht, daß Herr Frick ein Sachwalter ka⸗ 
pitaliſtiſcher Intereſſen in Thüringen iſt? Ich be⸗ 
ſtimmt, und Sie werden auch hier zeigen, daß Sie 
in Danzig nichts anderes ſein werden als Sach⸗ 
walter kapitaliſtiſcher Intereſſen. Solchen Leuten 
nicht einen einzigen Pfennig Penſion]! Uebrigens 
noch aus andern Erwägungen heraus: Wer ſeine 
Amtszeit abgedient hat bezw. das Vertrauen des 
Volkstags verliert, kann ſeinen früheren Beruf 
wieder aufnehmen. Wenn er früher Schneider 
war, ſoll er wieder ſchneidern. Wenn er früher 
Schuſter war, kann er wieder ſchuſtern. Wenn er 
krank oder alt wird, warum ſoll er dann eine Vor⸗ 


Dann ſoll er gleichfalls die ſoziale Fürſorge ge= 
nießen, wie ſie heute Tauſende von Perſonen 
haben, aber nichts weiter. Nun, die Sozialdemo⸗ 
kraten haben Kürzungen beantragt, aber nicht 
etwa, um wirklich zu ſparen und die erſparten 
Summen der minderbemittelten Bevölkerung zu 
geben, ſondern aus dem gleichen Grunde, aus dem 
auch die Nationalſozialiſten die paar hundert 
Gulden ſparen. Wie hoch ſich dieſe Sparſamkeit 
beläuft, werde ich nachher noch zeigen. Alſo es ſoll 


zugsſtellung gegenüber den Arbeitern einnehmen? 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) 

etwas gepart werden. Wenn jetzt geſpart wird, 
können vielleicht nachher auch einige hohe Beam⸗ 
tenbezüge gekürzt werden, aber nicht etwa, um der 
minderbemittelten Bevölkerung zu helfen, ſon⸗ 
dern, weil die Wirtſchaftskriſe, die ja auch den 
Profit der Kapitaliſten angreift, es erforderlich 
macht, auch an den Staatsausgaben zu ſparen. Die 
erſparten Gelder werden aber nicht verwandt, um 
Not und Elend zu lindern, ſondern, um eine Um⸗ 
ſtellung innerhalb des Staatsapparats vorzuneh⸗ 
men. Vielleicht wird der Ziehm⸗Senat ihn faſchi⸗ 
wohne ted Vielleicht wird er die Ein⸗ 
wohnerwehr wieder einrichten. wiſchenrufe 
rechts.) Wir werden es nachher Be 
Sie ſparen hier nicht, um Not und Elend zu lin⸗ 
dern, ſondern um eine Umſtellung des Staatsap⸗ 
parats vorzunehmen und dabei nach außen hin 
Agitation treiben zu können: Wir haben geſpart. 
(Abg. Dr. Ziehm: Die Einwohnerwehr war die 
ſparſamſte Einrichtung! — Auch die überflüſſigſte! 
links.) Es wird ſich zeigen, daß Sie dieſe ſparſame 
Einrichtung wieder einführen werden. Sie nicken, 
d. h. daß ein paar Staatsfunktionäre nicht im In⸗ 


tereſſe der Bevölkerung, ſondern im Intereſſe der 


Kapitaliſten auf einen kleinen Teil ihres Gehalts 
verzichten, damit man die Einwohnerwehr wie⸗ 
der ins Leben rufen will. Man braucht neue Ein⸗ 
richtungen, um der ſtärker werdenden Erregung 
der Arbeiterſchaft Herr zu werden. Man will dieſe 
Oganiſationen gegen die Arbeiterſchaft aufhetzen. 
In demſelben Sinne iſt die Sparſamkeit der Sozi⸗ 
aldemokraten zu verſtehen. Grundſätzlich ſind ſie 
für dieſe hohen Gehälter, denn ſie haben unter ſich 
viele Leute, die dieſe Gehälter beziehen. Die Na⸗ 


tionalſozialiſten können ſagen: Ihr Sozialdemo⸗ 


kraten ſeid nicht beſſer als wir; denn wir ſetzen uns 
ee a 2 Riejengehälter und Ihr 

aten habt ſie j = 
00 Sade wie Soft ſie ja auch genommen. Al⸗ 

un zu den Nationalſozialiſten. Sie ke 

doch das Blättchen dieſer Heute. Sie frechen an 
mer vom jüdiſchen Nepp, aber ihre ganze Zeitung 
iſt ein einziger jüdiſcher Nepp. And in dieſem 
Neppblättchen ſchreiben ſie einen Artikel über das 
Senatorengeſetz. Sie fragen: Wird der Volkstag 
ſparen? Bevor ſie die drei Forderungen erheben, 
erklären ſie: „Das Geſetz iſt alles andere als mit 
klaſſiſcher Einfachheit abgefaßt. Es iſt ſchwülſtig, 
langatmig und dennoch unvollkommen in vieler 
Beziehung.“ Aber nun ſehen Sie ſich das abgeän⸗ 
derte Geſetz an. Das iſt noch ein wenig ſchwülſtiger, 
und noch ein wenig langatmiger, d. h. es iſt nicht 
ſo geblieben wie bisher, ſondern es iſt noch lang⸗ 
atmiger und ſchwülſtiger geworden. Das iſt Tat⸗ 
ſache. Heute werden Sie zeigen, daß Sie dieſem 
Geſetz, das noch langatmiger und unvollkommener 
geworden iſt, trotzdem Ihre Zuſtimmung geben 
werden, denn Sie haben in dem Artikel ausge⸗ 
führt: „Es handelt ſich nicht nur um die Höhe der 
Bezüge, ſondern um die Aenderung des Geſetzes 
und den übrigen Inhalt des Geſetzes.“ Dieſen In⸗ 
halt ſchlucken Sie wie er war, ja, trotzdem er noch 
ſchwülſtiger und langatmiger geworden iſt. Sie 
fordern dann drei Dinge, zunächſt ſchärfſte Spar⸗ 
ſamkeit angeſichts der außerordentlichen Armut 
des Staates. Nun aber der Entwurf. Es iſt ein 


Skandal, daß derartige Gehälter vorgeſchlagen 
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werden. Was ſoll der hungernde Proletarier dazu 
ſagen? Dieſe Herren haben nichts gelernt und 
nichts vergeſſen. Sie werden auch nichts lernen, 
alſo hinweg mit ihnen! Sie ſprechen immer von 
Kamnitzer, Arczynſki, Sahm, Strunk und Genoſſen. 
Sie ſagen, Sahm, Strunk ſind Senatoren, alſo 
hinweg mit ihnen. Wir werden aber ſehen, wie 
Sie die Zentrumsſenatoren, die die ganze Zeit im 
Senat ſaßen, wieder hineinwählen werden. Das 
iſt alſo ſchon wieder ein neuer Umfall. Sie wer⸗ 
den den Zentrumsſenatoren, die an der Sauwirt⸗ 
ſchaft mit Schuld ſind, genau ſo die Stimme ge⸗ 
ben wie den neuen Senatoren Ziehm und Genoſ⸗ 


ſen. 

Was ſoll der hungernde Proletarier ſagen, 
wenn derartige Rieſengehälter vorgeſchlagen 
werden? Was ſoll der hungernde nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Erwerbsloſe, Arbeiter und Angeſtellte ſa⸗ 
gen, wenn er hört, die Nationalſozialiſten ver⸗ 
langen jetzt auch noch für jeden Senator 20 000 
Gulden, genau 20 220 Gulden Gehalt und für den 
Herrn Dr. Ziehm als Senatspräſidenten ſogar 
32 220 Gulden? Hinzu kommt noch, daß Sie dem 
Präſidenten noch 12000 Gulden Aufwandsent⸗ 
ſchädigung geben, ihm alſo noch Sonderbezüge wer⸗ 
ſchafft haben. Ein Senator, der 20 000 G. Jahres⸗ 
gehalt bekommt, braucht alſo 12 000 Gulden über⸗ 
haupt nicht zu verſteuern; denn bekanntlich wer⸗ 
den die Aufwandsentſchädigungen nicht verſteuert. 
Es bleiben alſo 12 000 Gulden völlig ſteuerfrei. 
Das iſt auch ein Erfolg, eine Verbeſſerung des Ge⸗ 
ſetzes durch die Nationalſozialiſten. Das werden 
Ihre Angeſtellten, Ihre Erwerbsloſen wahrſchein⸗ 
lich Sparſamkeit nennen. Sie können nicht kommen 
und ſagen, es wäre unmöglich, etwas anderes feſt⸗ 
zuſetzen, Sie würden keine Mehrheit bekommen. 
Noch einmal ſei es von dieſer Stelle geſagt, daß 
für dies Geſetz keine Zweidrittel⸗Mehrheit, ſondern 
eine einfache Mehrheit notwendig iſt. Sie haben 
doch auch in dieſem Neppblättchen darauf hinge⸗ 
wieſen, daß in Braunſchweig die Gehälter auf 
12 000 Mark gekürzt worden ſind, und zwar gegen 
die bürgerlichen Stimmen mit Hilfe der Sozialde⸗ 
mokraten und Kommuniſten. Sie haben hier ge⸗ 
nau dieſelbe Situation, d. h. dieſe drei Fraktionen 
haben hier eine einfache Mehrheit und könnten 
endlich mit dieſen Rieſengehältern Schluß machen. 

Der Abg. Brill hat in dieſer Beziehung recht. 
Dies Geſetz iſt ein Auftakt für die Kürzung der 
übrigen Beamtenbezüge. Wenn Sie jetzt nur ei⸗ 
nige Pfennige kürzen und im übrigen Rieſenbe⸗ 
züge von 20 000 und 32 000 Gulden zulaſſen, wer⸗ 
den Sie genau ſo wenig bei den übrigen Beamten⸗ 
gehältern der hohen Beamten kürzen. Sie haben 
hier die Gelegenheit, aber Sie werden für dieſen 
von Ihnen eingereichten Antrag der bürgerlichen 
Mittelparteien ſtimmen und werden ſo eine wirk⸗ 
liche Kürzung der Beamtengehälter verhindern. 
Warum? Auch das wird die Oeffentlichkeit nicht 
nur erfahren, ſondern ſie weiß es ſchon. Sie haben 
Ihre Seſſel, die Sie hier vorn einnehmen, dem 
Herrn Dr. Ziehm ſehr gut mit 32 000 Gulden be⸗ 
zahlt. Das iſt eine Tatſache, die nicht abgeleugnet 
werden kann. Das wäre der eine Punkt, wo Sie 
demagogiſch auf die hungernden Proletarier hin⸗ 
wieſen. Wenn die Rieſengehälter gekürzt werden, 
wie es jetzt geſchieht, ſo bedeutet das in Wirklich⸗ 
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keit gar nichts. Wenn der Entwurf 1 750 Gulden 


pro Senator vorſieht und Sie 1500 Gulden ſagen, 
ſo iſt das nichts anderes, als ein Manöver, bringt 
aber keine Sparſamkeit, keine Erſparniſſe und 
keine Kürzung. Als zweiten und wichtigſten Punkt, 
der geändert werden muß, erklären Sie: 

„Im S3 beſtimmt der Entwurf, daß die bejolde- 
ten Senatoren während ihrer Amtszeit gegen 
Entgelt uſw. eine andere Tätigkeit übernehmen 
dürfen. Welches Froſchhirn hat dies ausgedacht?“ 


Sie gaben aber jetzt dieſem Paragraphen, der von 


einem Froſchhirn ausgedacht iſt, Ihre Zuſtim⸗ 
mung. Wenn Sie ſich damit herausreden, daß in 
der Verfaſſung ſchon unterſagt wird, daß die Sena⸗ 
toren Nebenbezüge haben und es doch nicht ver⸗ 
hindert wird, ſo zeigt das, daß Sie eigentlich dies 
Froſchhirn beſitzen. In Wirklichkeit, das habe ich 
vorhin ausgeführt, iſt es nicht ſo. Herr Greiſer, Sie 
waren weggegangen. Ich wies darauf hin, daß die 


Herren ſozialdemokratiſchen Senatoren 1 
Se⸗ 
nator Kurowſki hat nicht 1000 ſondern Zehntau⸗ 


und Kunze Aufſichtsräte geweſen ſind. Der 


ſende von Gulden bei Senatsgeſchäften verdient. 
(Eine halbe Million! beim Zentrum.) Das wollte 


er gern. Man weiß nicht, was die Senatoren und 
den übrigen hohen Beamten unter der Hand von 


Privatkapitaliſten gewährt worden iſt. Das müßte 


eigentlich der Oeffentlichkeit unterbreitet werden. 
Beſtreiten können Sie es nicht, daß der Senator 


Kurowſki ſehr gut bei dieſen Staatsaktionen und 
Anleihegeſchäften verdient hat. Sie wollen, daß 


das in Zukunft ſo bleibt, trotzdem Sie erklären, es 
müſſe eine ſtarke Barriere zwiſchen Amt und Pri⸗ 


ſchön, 


vatintereſſen aufgerichtet werden. Bitte 
richten Sie dieſe ſtarke Barriere auf, Sie ſind zu 


feige dazu. Sie haben nicht den Mut, das den Bür⸗ 
gerlichen, der Deutſchnationalen Fraktion, den 
Kapitaliſten und Auftraggebern entgegen zu hal⸗ 


ten. Sie kuſchen hier. Sie ſpielen hier die Rolle, 
die im Reich die Sozialdemokraten ſpielen. 


Bezüglich der Penſionen, die die bisherigen 
Senatoren bekommen haben, erklären Sie, das 
ſtehe heute nicht zur Verabſchiedung. Wir werden 


Ihnen aber auch in dieſer Beziehung Gelegenheit 


geben, Farbe zu bekennen, d. h. nicht nur in der 
Frage der Kürzung der Penſionen der bisherigen 
Senatoren, ſondern auch in der Frage der voll- 
ſtändigen Beſeitigung dieſer Penſionen. Da wer⸗ 
den auch Sie wieder Farbe bekennen müſſen. Aber 


dann gilt es nicht nur, die Penſionen der ſozial⸗ 
de mokratiſchen Senatoren zu beſeitigen, ſondern 
auch die Penſionen der bürgerlichen Senatoren 


und die Penſionen der Zentrums⸗Senatoren. Da 


werden Sie ſich wieder der bürgerlichen Mitte fü⸗ 
gen und ſich genau ſo wie früher die Sozialdemo⸗ 
kraten den ſchwarzen Zentrumsſtiefel ins Genick 


ſetzen laſſen. (Abg. Greiſer: Wenn er geputzt iſt, 


geht es noch!) Das zeigt, daß Sie auf Aeußerlich⸗ 
keiten Wert legen. Wenn der Stiefel geputzt iſt, 
wird man allen Schandtaten zuſtimmen. Die Zen⸗ 
tumsleute werden ſich tagelang hinſetzen und tage⸗ 
lang putzen. ( Heiterkeit.) Die Wichſe koſtet nur ein 
paar Pfennige, dafür ſtecken ſie aber Tauſende 
monatlich ein. 

Sie müſſen zugeben, daß die Vorlage finanziell 
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für die erſten drei Monate den vollen Betrag. 
Für die übrige Zeit ſollte es nur 50 v. H. betragen. 
Die Bürgerlichen haben noch ein Plus heraus⸗ 
geholt. Sie müſſen entſchädigt werden, weil ſie 
2500 Gulden verlieren. So haben ſie in den näch⸗ 
ſten drei Monaten 75 v. H. verlangt. Das iſt eine 
Verbeſſerung. Ebenſo ſind Verbeſſerungen durch 
die Abänderung im S 19 eingetreten. Die paar 
Pfennige Kürzung, die erſpart worden ſind, wur⸗ 
den auf der anderen Seite zugelegt. 

Dies vorliegende Geſetz kennzeichnet den bür⸗ 
gerlich⸗kapitaliſtiſchen Staat, kennzeichnet die 
Sparſamkeit der bürgerlichen Parteien, auch der 
Parteien, wie die des Herrn Dr. Blavier und auch 
die Sparſamkeit der Nationalſozialiſten. (Zuruf 
rechts.) In der Sowjet⸗Union bekommen die ruſſi⸗ 
ſchen Miniſter in einem Rieſenreich von 150 Mil⸗ 
lionen 250 Rubel monatlich. (Zuruf rechts 
Heiterkeit.) Wenn ihre Amtszeit vorbei iſt, bekom⸗ 
men ſie nicht einen einzigen Pfennig Penſion. 
Dann ſind ſie nicht beſſer geſtellt als jeder Arbei⸗ 
ter. Das kennzeichnet auch die Situation für die 
werktätigen Bevölkerungsſchichten. Dieſer Kapita⸗ 
lismus muß zerſchlagen und beſeitigt werden. Die 
proletariſche Diktatur muß aufgerichtet werden, 
um mit ſolchen irrſinnigen Geſetzen Schluß zu 
machen. (Abg. Dr. Blavier: Heil Moskau!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Ziehm. (Abg. Langnau: Der Retter! — Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Wollen Sie die Nazis beknutſchen, damit 
ſie nicht umfallen?) i 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H.! Ich habe mich nur zum Wort gemeldet, um 
die Unrichtigkeiten feſtzuſtellen, die vorgebracht 
worden ſind, um nicht nach außen hin Vorſtellun⸗ 
gen entſtehen zu laſſen, die ein vollſtändig falſches 
Bild von dem geben, was hier von ſeiten der 
Rechten beantragt worden iſt. 

Der Abg. Plenikowſki hat erklärt, daß eine 
Kürzung überhaupt nicht erfolgt ſei. Das iſt un⸗ 
richtig. Der Abg. Brill hat erklärt, daß an dem 
bisherigen Syſtem nichts geändert ſei. Ich möchte 
darauf hinweiſen, daß gegenüber dem bisherigen 
Syſtem erſtens die Penſionen überhaupt wegfallen. 
Das bedeutet entſprechend der neuen Verfaſſung 
eine ſehr weſentliche Erſparnis gegenüber dem 
bisherigen Zuſtand. Ich möchte weiter darauf hin⸗ 
weiſen, daß bei den Gehältern der Senatoren 
auch ziffernmäßig ſehr ſtarke Einſparungen erfolgt 
ſind, daß dieſe nach meiner Ueberzeugung ſoweit 
gegangen ſind, dab man vielleicht im Zweifel ſein 
kann, ob es mit den Intereſſen des Staates ver⸗ 
träglich iſt. (Zuruf links.) Herr Abg. Brill, Sie 
haben ſelbſt für den Präſidenten des Senats 2200 
Gulden vorgeſchlagen. Nach unſerer Vorlage ſind 
die Amtsbezüge des Präſidenten auf 1500 Gulden 
herabgeſetzt. Sie haben weiter 240 Gulden Auf⸗ 
wandsentſchädigung für den Präſidenten vorge⸗ 
ſchlagen. Nach unſerer Vorlage betragen die Amts⸗ 
bezüge und die Aufwandsentſchädigung für den 
Präſidenten zuſammen 2500 Gulden. Das ſind nur 
40 Gulden weniger als nach der Vorlage der So⸗ 
zialdemokratie. (Abg. Plenikowſki: Aber die 
Steuern vergeſſen Sie nicht!) Dem gegenüber ſteht 
die Erſparnis für den Staat, die dadurch eintritt, 


verſchlechtert worden iſt. Sehen Sie allein das daß bei einem Betrage von 1500 Gulden gegen⸗ 
Uebergangsgeld an. Das Uebergangsgeld beträgt über dem von Ihnen vorgeſchlagenen von 2200 
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Gulden die Uebergangsgelder erheblich geringer 
werden. Bei den Bezügen des Präſidenten iſt ge⸗ 
genüber den bisherigen, von den Sozialdemokra⸗ 
ten von drei Jahren beſchloſſenen Bezügen eine 
Herabſetzung von 45 Prozent erfolgt, wobei der 
Wegfall der Penſion gar nicht berückſichtigt iſt. 
Bei den Geſamtgehältern der vollbeſoldeten Sena⸗ 
toren iſt gegenüber den bisherigen Bezügen der 
hauptamtlichen Senatoren eine Erſparnis von 50 
Prozent feſtzuſtellen. Bisher haben die Gehälter 
der hauptamtlichen Senatoren zuſammen monat⸗ 
lich 20 000 Gulden betragen, während fie in Zu⸗ 
kunft nur 10 000 Gulden betragen werden Es iſt 
alſo eine erhebliche Erſparnis gegenüber den bis⸗ 
herigen Eeſamtbezügen wie gegenüber den Bezü⸗ 
gen der einzelnen feſtzuſtellen. 
5 Auf Ihre Frage, Herr Brill, ob nach unſeren 
Vorſchlägen der Ausgleichszuſchlag von 6 Prozent, 
der den Beamten gewährt werden ſoll, noch hin⸗ 
zuzurechnen iſt, iſt zu erwidern, daß genau wie in 
Ihrem Vorſchlag der 6⸗prozentige Ausgleichszu⸗ 
ſchlag für die Senatoren nicht hinzukommt. Ich 
glaube, daß jeder, der unſere Anträge unvorein⸗ 
genommen betrachtet, den Eindruck gewinnen wird, 
daß hier bei dem erſten Geſetz. das von der Rechten 
ve rabſchiedet wird, (Abg. Plenikowſki: Keinerlei 
Erſparniſſe gemacht werden!) eine der Not der 
Zeit entſprechende ſehr ſtarke Einſparung einge⸗ 
treten iſt. Ich hatte auch bei den Ausführungen 
des Redners der Sozialdemokratie die Empfin⸗ 
dung, trotz der Agitation, die Sie (nach links) be⸗ 
treiben, daß Sie im Innerſten ſelbſt einſehen, daß 
die Anträge, die von der Rechten geſtellt ſind, in 
bezug auf die Sparſamkeit bis an die äußerſte 
Grenze des Möglichen gegangen ſind. 


Präſident: D f 1 
kowfki. f as Wort hat Herr Abg. Pleni⸗ 
Pleuikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr Abg. 


Dr. Ziehm, ich will nicht jagen, Sie find ein Lüg⸗ 
ner, aber Ihre Ausführungen in an 1 R 
Rede ſind unwahr. Sie können nachher das Steno⸗ 
gramm durchleſen. Ich habe nicht erklärt, daß 
nichts geſtrichen iſt. Ich habe die Zahlen genannt, 
d. h. ein Senator ſoll jetzt 20 220 Gulden bekom⸗ 
men. Wer die bisherigen Gehälter kennt, weiß, 
daß es weniger iſt. Der Senatspräſident ſoll 32 220 
Gulden bekommen. Ich weiß nicht, ob Sie geiſtig 
ſo übermüdet ſind, daß Sie das nicht hören kön⸗ 
nen. (Zuruf des Abg. Dr. Ziehm.) Laut Vorlage 
ſollten 1750 Gulden gegeben werden und jetzt nach 
Ihrem Antrag 1500 Gulden. (Zuruf des Abg. Dr. 
Blavier.) Ich komme darauf zu ſprechen. Seien Sie 
nicht ſo ſtürmiſch mit Ihrer Sparſamkeit, die keine 
Sparſamkeit iſt. Ich habe objektiv zugegeben, was 
Sie hier abgeändert haben. Trotzdem erkläre ich, 
daß das keine Sparſamkeit iſt, und damit habe ich 
recht. Wenn noch Gehälter von 20 und 30 000 
Gulden gezahlt werden, wird niemand von den 
Werktätigen das als Sparſamkeit bezeichnen, auch 
nicht ein Nationalſozialiſt, wenn er Angeſtellter, 
Arbeiter oder erwerbslos iſt. 

Aber nun haben Sie noch andere Dinge ange⸗ 
ſchnitten. Sie erklären, Ihr Antrag über die Ge⸗ 
währung der Bezüge für den Senatspräſidenten 
ſei ſogar noch geringer als der der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei. [Widerſpruch des Abg. Dr. Ziehm.) 


Sie ſagten 40 Gulden weniger. (Abg. Dr. Ziehm: 
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Nein, mehr!) Die Sozialdemokraten beantragten 
2200 Gulden Gehalt. Das kennzeichnet auch die 
Sozialdemokraten. So tragen ſie der Notlage der 
Bevölkerung Rechnung. Außerdem wollten ſie 240 
Gulden Aufwandsentſchädigung geben, die ſteuer⸗ 
frei bleiben. Aber nach Ihrem Antrag bleiben 
von dem Rieſengehalt von 32 000 Gulden monat⸗ 
lich 1000 Gulden ſteuerfrei, ſo daß das wirkliche 
Einkommen nach Ihrem Antrag höher iſt als das, 
das nach dem Antrag der Sozildemokratiſchen Par⸗ 
tei herauskommen würde. Das muß hier feſtge⸗ 
ſtellt werden. 

Sie erllären außerdem, daß der 6-prozentige 
Ausgleichszuſchlag weggefallen ſei. Nun, Sie 
wiſſen doch, daß es bombenſicher iſt, daß eine Kür⸗ 
zung der Beamtengehälter kommen wird. Es iſt 
daher nur eine ganz armſelige Phraſe, wenn Sie 
damit operieren, Sie hätten den 6⸗prozentigen Zu⸗ 
ſchlag beſeitigt. Im Gegenteil wird ſich zeigen, daß 
durch dies Geſetz die Senatoren gegenüber der 
mittleren Beamtenſchaft viel beſſer abſchneiden; 
denn Sie haben ja, ſoweit ich es flüchtig überſehen 
konnte, eine Abänderung abgelehnt, daß die Ge⸗ 
hälter der Senatoren gekürzt werden können, 
wenn die Gehälter der übrigen Beamten abgeän⸗ 
dert werden. Sie wollen haben, daß das nur durch 
ein Geſetz abgeändert werden kann. Das bedeutet, 
daß, wenn jetzt der übrigen Beamtenſchaft mit 400 
und 500 Gulden die Gehälter um 18 Prozent ge⸗ 
kürzt werden, die Senatoren ihre Gehälter weiter 
bekommen. (Zuruf des Abg. G. Friedrich.) Herr 
Friedrich, es wird auf Ihre Stimme auch ankom⸗ 
men, ob dies Geſetz mit dieſen Gehältern ange⸗ 
nommen wird. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 
Ja, ſolche heterogenen Elemente müſſen ſich zu⸗ 
ſammenfinden, um kapitaliſtiſche Intereſſen 
durchzuführen. Herr Dr. Blavier, der erklärt hat, 
die Schulmeiſter müßten nur 150 Gulden bekom⸗ 
men, Herr Friedrich als Vertreter der Lehrerſchaft 
und Herr Abg. Dr. Thimm finden ſich zuſammen, 
um dieſe Maßnahmen für das Kapital durchzu⸗ 
führen. Auch das bezeichnet die Kriſe, in der ſich 
der Kapitalismus befindet. 

Alſo dieſe Kürzung von 6 Prozent iſt keine 
Sparſamkeitsmaßnahme. Denn, wenn die Beſtim⸗ 
mung geblieben wäre, daß auch die Gehälter der 
Senatoren um 15 bis 18 Prozent gekürzt werden 
könnten wie die der übrigen mittleren und unte⸗ 
ren Beamten, wäre eine größere Kürzung als nur 
um 6 Prozent erfolgt. Dann hätten die Senatoren 
beſtimmt weniger bekommen. Alſo Ihre Maßnah⸗ 
men dienen nur dazu, den Senatoren die Gehälter 
zu ſichern, dieſen wichtigſten Beauftragten des 
Kapitalismus. Unjer Kampfruf bleibt nach wie 
vor: Weg mit den Rieſengehältern und Rieſen⸗ 
penſionen! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich hätte mich nicht zum Wort gemeldet, wenn ich 
nicht durch Herrn Abg. Dr. Ziehm dazu veranlaßt 
worden wäre. Wenn wir hier eine Kürzung der 
Senatorengehälter verlangen, ſo entſpricht das 


dem Vorſchlag betr. die Kürzung der Beamtenge⸗ 
hälter, wie wir die Vorlage unterbreitet haben. 
Unſer Antrag betr. die Kürzung der Beamten⸗ 
gehälter iſt beſtimmt kein Agitationsantrag, ſon⸗ 
dern er entſpricht den notleidenden Danziger Ver⸗ 


— 
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hältniſſen. Er ſieht vor, daß die Gehälter unter 
350 Gulden keine Kürzung erfahren ſollen. Die⸗ 
jenigen, die im Staat tätig ſind, und nur bis 350 
Gulden monatlich verdienen, ſollen von dieſem ge⸗ 
ringen Verdienſt nichts abgeben. Da aber Erſpar⸗ 
niſſe gemacht werden müſſen, müſſen die Erſpar⸗ 
niſſe bei den Gehältern gemacht werden, bei de⸗ 
nen der einzelne Beamte den Abzug nicht zu Brot 
gebraucht, ſondern nur für ſich Erſparniſſe macht. 
Will das der Volkstag, dann muß auch ſo die 
Staffelung bei den Senatorengehältern erfolgen. 


Freitag, den 2. Januar 1931. 


bei den Senatorengehältern 35 Prozent abbauen 
wollen, während der Voranſchlag der bürgerlichen 
Parteien höchſtens 15 Prozent beſagt. Warum wir 
uns dagegen wehren? Weil die Staffelung, die 
Sie bei den Senatorengehältern einführen wol⸗ 
len, bei den anderen Gehältern ſo ähnlich ausfal⸗ 
len wird und Ihr Vorſchlag dann beſtimmt dahin 
geht, das, was Sie bei den oberen Gehältern 
einſparen, bei den unteren Gehältern wieder her⸗ 
einbekommen wollen. Sie werden die Kürzung 
ſchon bei den Gehältern über 150 Gulden eintre⸗ 


Wir haben einen Vorſchlag gemacht, nach dem ten laſſen. Nach unſerer Auffaſſung ſollen die Ge⸗ 


das Gehalt der Präſidenten um 40 Prozent ge⸗ 
kürzt werden ſollte. Wenn nun der Abg. Dr. 
Ziehm herauslieſt, daß ſich unſer Vorſchlag ſozu⸗ 
ſagen mit dem Vorſchlag der bürgerlichen Par⸗ 
teien trifft, ſo ſtimmt das nicht. Wir ſollten das 
Gehalt nicht weiter kürzen. Sie erklären ja ſchon 
unſeren jetzigen Vorſchlag als einen Agitationsan⸗ 
trag. Wenn wir eine weitere Kürzung vorgenom⸗ 
men hätten, hätten Sie die umſo mehr als Agi⸗ 
tationsanträge erklärt. Daß Sie unſeren Antrag 
nicht als Agitationsantrag behandelt haben, er⸗ 
gibt ſich daraus, daß Sie ihm nähergekommen 
ſind. (Abg. Plettner: Sehr richtig!) Hätten Sie 
ihn als Agitationsantrag behandelt, ſo hätten Sie 
ihn nicht zur Grundlage genommen. Nur Sie 
machen einen Unterſchied. Sie ſetzen für den Prä- 
ſidentenn 1500 Gulden ein und geben ihm 1000 
Gulden Dienſtaufwandsentſchädigung. Dieſe 1000 
Gulden Dienſtaufwandsentſchädigung ſind ſteuer⸗ 
frei. Der Arbeiter, der eine Ueberſtunde machen 
muß, muß ſie verſteuern. Jeder Pfennig Einkom⸗ 
men, das der Arbeiter erhält, wird verſteuert. 
Hier ſoll ein Gehalt von 1500 Gulden gezahlt 
werden und zu dieſen 1500 Gulden zahlt man 
1000 Gulden, die ſteuerfrei ſind. Das iſt ein 
Staatsbetrug im höchſten Maße. Herr Abg. 
Ziehm, Sie ſind weniger auf die Gehälter der 
Senatoren eingegangen. (Abg. Senftleben: Dann 
ſind auch Ihre Diäten Staatsbetrug!) Wenn wir 
mit Ihnen von Staatsbetrug reden wollten, 
müßten wir manches ſagen. (Zuruf des Abg. Dr. 
Blavier!) Fallen Sie auch unter die Gruppe der 
Gehaltsempfänger von 1500 Gulden? Bisher 
ſprachen Sie anders. Jetzt haben Sie ſich einen an⸗ 
deren Ton angewöhnt. War es bisher vielleicht 
der Neid, daß die andern mehr bekamen als Sie? 
(Abg. Dr. Blavier: Als Sie in der Regierung 
waren, haben Sie Gehl auch 2000 Gulden ge⸗ 


geben!) Sie haben noch nicht gehört, daß ich hier 
für Erhöhung oder die alten Gehälter geſprochen 
habe. Ich habe ſie immer für zu hoch gehalten. 
Deswegen ſtelle ich mich hierher und begründe es. 
(Abg. Dr. Blavier: Ihre Fraktion hat die Etats 
bewilligt!) 

Jetzt nachdem die Zahl der Senatoren ver⸗ 
mindert iſt und wir beim Abbau ſind, wollen wir 
auch einen Gehaltsabbau. Sie Herr Abg. Dr. 
Blavier haben bisher immer gegen die hohen 
Beamtengehälter gewettert. Da Sie nun aber 


einer derjenigen werden ſollen, die unter die Se⸗ 
natorengruppe fallen, iſt der Betrag nicht hoch ge⸗ 
nug, jetzt möchten Sie ihn noch höher haben. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Dr. Blavier.) Es zeugt nicht für die 
Stärke Ihrer eigenen Stellung, wenn Sie viele 
Zwiſchenrufe machen. Der Unterſchied iſt, daß wir 


hälter bis 350 Gulden vom Abbau befreit ſein. 
Das läßt ſich aber nur dann durchführen, wenn 
die höheren Gehälter höher abgebaut werden. Er⸗ 
folgt der höhere Abbau nicht bei den Senatoren⸗ 
gehältern, ſo erfolgt er beſtimmt auch nicht bei den 
Gehältern der übrigen höheren Beamten. 

Nun frage ich mich, was hat die ganze Hetze, 
die Sie alle zuſammen während der Wahlbewe⸗ 
gung gegen die hohen Gehälter führten, für einen 
Wert gehabt, wenn Sie jetzt die Rieſengehälter 
nur um 15 Prozent kürzen wollen! (Zuruf des 
Abg. Dr. Blavier.) Der Fortfall der Penſion iſt 
ein Vorſchlag, der bereits vom früheren Volkstag 
kam. Er mußte kommen, um überhaupt mit dem 
bisherigen Senatorenſyſtem aufzuräumen. Das iſt 
ein Verdienſt der Sozialdemokraten. Sie haben 
1928 den Vorſchlag, den Sie 1930 angenommen 
haben, abgelehnt. Wir haben die Ablehnung als 
ein Verbrechen erklärt. Wir freuten uns, daß Sie 
unter dem Druck der Verhältniſſe gezwungen 
waren, zuſammen mit uns 1930 das Senatoren⸗ 
ſyſtem umzubilden. Was jetzt kommt, Herr Abg. 
Dr. Blavier, iſt nur eine Folge der Abänderung 
der Verfaſſung vom vorigen Jahr. Gehen Sie 
weiter mit uns, bauen Sie die Senatorengehälter 
mehr ab, dann erſparen Sie einen Abbau der un⸗ 
teren Gehälter. Sie haben gehört, daß ſich der 
Vertreter der Lehrerſchaft dagegen wehrte, daß 
Sie dem Senatspräſidenten monatlich ein ſteuer⸗ 
freies Einkommen von 1000 Gulden gewähren. 
Wenn er mit bezug darauf ſagte, daß die Lehrer 
es in Zukunft ebenſo machen müßten, hat er recht. 
Sie wollen nicht weiter kürzen. Ihr Vorſchlag 
charakteriſiert ſich ſelbſt und die unteren Beam⸗ 
ten ſehen, wohin der Weg geht. Aber die Oeffent⸗ 
lichkeit weiß, daß ſie wiederum und erneut in der 
ſchlimmſten Weiſe von den bürgerlichen Parteien 
betrogen worden iſt. (Lebhafte Zuſtimmung bei 
den Sozialdemokraten.) 

Präſident: Die Beratung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Von den 
vorliegenden Abänderungsanträgen konnte der 
des Herrn Abg. Plenikowſki noch nicht gedruckt 
werden, die Herren Fraktionsführer beſitzen ihn 


ſchon: 


1. In § 3 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: 

(2) Die Mitglieder des Senats dürfen während 
ihrer Amtszeit gegen Entgelt außer ihrer Amts⸗ 
tätigkeit keinerlei andere Tätigkeit (3. B. als 
Schiedsrichter, Aufſichtsrat uſw. ausüben. 

2. § 4 iſt zu ſtreichen. 
3.8 5 iſt zu ſtreichen. . 
4. Hinter § 7 iſt neu ee 


8 8. 
(1) Die beſoldeten Mitglieder des Senats er⸗ 
halten von Beginn des Kalendermonats ab, in 


dem ſie die Wahl angenommen haben, bis zum 


(C) 


(D) 


ER 


— 


{A) 


(B) 


(Präſident) 


2 


In 8 9 (2) find die Worte 


10 iſt zu ſtreichen. 

§ 11 iſt zu ſtreichen. 

8 12 erhält folgende Faſſung: 
2 


.8 13 iſt zu best en. 
8 14 iſt zu ſtreichen. 
S 15 iſt zu ſtreichen. 
In 8 17 Abi. (2) iſt das Wort „unbeſoldeten“ zu 


13.8 18 iſt zu ſtreichen. 
.8 19 erhält folgende Faſſung: 
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Schluſſe des Kalendermonats, in dem das Amts⸗ 
verhältnis endigt, monatlich 700.— Gulden. 

(2) Die Amtsbezüge werden monatlich im vor⸗ 
aus gezahlt. 0 
(3) Hat ein beſoldetes Mitglied des Senats 
für einen Zeitraum, für den ihm Amtsbezüge zu 
zahlen ſind, aus einer Verwendung im Danziger 
Staats⸗ oder Gemeindedienſt Anſpruch auf Dienſt⸗ 
einkommen, Wartegeld oder ſonſtige Bezüge, To 
ruht für die Dauer des Zuſammentreffens der An⸗ 
ſpruch auf dieſe Bezüge bis zur Höhe des Betrages 
der Amtsbezüge. 

(4) Die Amtsbezüge können durch Geſetz geän⸗ 
dert werden. g 

(6) Wenn und ſolange das Dienſteinkommen der 
unmittelbaren Staatsbeamten einer prozentualen 
Kürzung unterliegt, gilt dieſelbe Kürzung auch für 


5 Amtsbezüge der beſoldeten Mitglieder des Se⸗ 
5. 


„erhalten fie keinen 
Wohnungsgeldzuſchuß⸗ zu ſtreichen und ie zu 
Rt „wird das Gehalt um den Mietsbetrag ge: 
ürzt“. 


In (5) iſt das Wort „Tagegelder“ zu ſtreichen. 


12 

„Bezieht ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des 
Senats für einen Zeitraum, für den ihm Ueber⸗ 
gangsgeld oder Ruherente zuſteht, aus einer Wie⸗ 
derverwendung im Staats- oder in einem ſonſtigen 
öffentlichen Dienſte des In⸗ oder Auslandes ein 
Dienſteinkommen, Wartegeld oder Ruhegehalt oder 
ein Einkommen aus einer Tätigkeit, für die eine 
Vergütung gewährt wird, die ganz oder überwie⸗ 
gend unmittelbar aus öffentlichen Mitteln des 
In⸗ oder Auslandes fließt, ſo ermäßigt ſich für die 
Dauer dieſes Zuſammentreffens das Uebergangs⸗ 
geld oder die Ruherente um den Betrag des 
Dienjteintommens, Wartegeldes, Ruhegehalts oder 
der Vergütung. Das gleiche gilt auch hinſichtlich des 
Einkommens aus anderer gewinnbringender Tä⸗ 


tigkeit. Die Sonderregelung des 8 20 bleibt dabei 
unberührt.“ 


ſtreichen. Hinter „nach Abi. 1“ ſind die Worte zu⸗ 


zufügen: „oder auf ihre Amtsbezüge“ 


8 19. 

(1) Wird ein unmittelbarer Staatsbeamter zum 
beſoldeten Mitglied des Senats gewählt, ſo ſchei⸗ 
det er mit dem Tage der Annahme der Wahl aus 
dem Beamtenverhältnis aus. 


(2) Innerhalb 3 Monaten nach ſeinem Ausſchei⸗ 


den aus der Stelle als beſoldetes Mitglied des 
Senats iſt er berechtigt und auf Verlangen des 
Senats verpflichtet, in die zuletzt von ihm verſehe⸗ 
ne Dienſtſtelle als Beamter wieder einzutreten. Iſt 
dieſe Dienſtſtelle dann nicht mehr frei, ſo iſt er in 
derſelben Zeit berechtigt und auf Verlangen des 


Senats verpflichtet, eine andere Dienſtſtelle im un⸗ 


mittelbaren Staats⸗ oder öffentlichen Schuldienſt 
zu übernehmen. Die Dienſtſtelle muß ſeiner frühe⸗ 
ren Stellung als Beamter entſprechen. Ueber 
Streitigkeiten, welche ſich aus dieſer Beſtimmung 
ergeben, entſcheidet auf Antrag des Senats oder 
des ehemaligen beſoldeten Mitglied des Senats 
unter Auſchluß des Rechtsweges das Oberverwal⸗ 
tungsgericht zu Danzig endgültig. 

(3) Wird ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des 
Senats, das vor ſeiner Wahl als Beamter im un⸗ 
mittelbaren Staatsdienſt geſtanden hat, nicht nach 
Maßgabe des Abſatzes (2) wieder verwendet, ſo 
tritt es kraft Geſetzes mit dem Zeitpunkt, in 


dem ſeine Dienſtbezüge als beſoldetes Mitglied des 
Senats aufhören, in den Beamtenruheſtand. Die 
Verſorgungsbezüge errechnen ſich nach der letzten, 
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gehabten Beamtenſtelle nach den jeweils für die (C) 


unmittelbaren Staatsbeamten geltenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften. 

Dabei wird die als beſoldetes Mitglied des Se⸗ 
nats zugebrachte Zeit mit dem einfachen Zeitmaß 
der nach den geſetzlichen Vorſchriften anzurechnen⸗ 
den ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit hinzugerechnet. 

(4) Für ehemalige unmittelbare Stgatsbeamte 
im Ruheſtande, die noch nicht das Höchſtruhege⸗ 
halt beziehen, wird das Ruhegehalt nach ihrem 
Ausſcheiden in entiprehender Anwendung des 
Abi. (3) neu berechnet. 

Weiter liegt der Abänderungsantrag des Abg. 
Moritz und der übrigen Mitglieder der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Fraktion in Druckſache Nr. 37 vor: 

Wir beantragen 5 

§ 8 der Senatsvorlage wieder herzuſtellen mit fol⸗ 
genden Aenderungen: 

Bei Ziffer (1) a) zu ſetzen „2 200“ ſtatt „3 500“ 
und „1 200“ ſtatt „1750“. Zeile 5 und 6 ſind zu 
ſtreichen. 

c) zu ſetzen „240“ ſtatt „400“. 

$ 10 Ziffer (2): Statt „5 Jahre“ find „2 Jahre“ und 
ſtatt „50“ iſt „55“ zu ſetzen. . 

$ 11 Ziffer (2): Die Worte „beſonderer Verhältniſſe“ 
zu erſetzen durch die Worte „beſonders ſchwerer 

Erwerbsbeſchränkung“. 

$ 12 wie folgt neu zu faſſen: 

„Bezieht ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des 

Senats für einen Zeitraum, für den ihm Ueber⸗ 

gangsgeld oder Ruherente zuſteht, aus einer Wie⸗ 

derverwendung im Staats⸗ oder in einem ſonſtigen 
öffentlichen Dienſte des In⸗ oder Auslandes ein 

Dienſteinkommen, Wartegeld oder Ruhegehalt oder 

ein Einkommen aus einer Tätigkeit, für die eine 

Vergütung gewährt wird, die ganz oder überwie⸗ 

gend unmittelbar aus öffentlichen Mitteln des 

In oder Auslandes fließt, ſo ermäßigt ſich für die 

Dauer dieſes Zuſammentreffens das Uebergangsgeld 

oder die Ruherente um den Betrag des Dienſtein⸗ 

kommens, Wartegeldes, Ruhegehalts oder der Ver⸗ 
gütung. Das gleiche gilt auch hinſichtlich des Ein⸗ 
kommens aus anderer gewinnbringender Tätig⸗ 


keit.“ 
§ 16 zu ſetzen ſtatt „ruht“ „erliſcht“. 
Hinter „verliert“ 5 ein Punkt zu ſetzen und der 
dahinter ſtehende Satzteil zu ſtreichen. 
§ 17 (bisher 18) Ziffer (2) wie folgt zu faſſen: 
„Sind die Mitglieder des Senats zugleich Volks⸗ 
tagsabgeordnete, ſo wird die ihnen als ſolche zu⸗ 
ſtehende Aufwandsentſchädigung auf ihre Amts⸗ 
bezüge reſp. Aufwandsentſchädigung angerechnet.“ 
5 19 (bisher 20) Ziffer (5) die Worte „mit dem dop⸗ 
ee zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 
= uch“. 
Sodann liegt noch ein Abänderungsantrag des 
Abg. Dr. Thimm, Weiß, Philipſen, Dr. Hoppen⸗ 
rath und Fraktionen in Druckſache Nr. 41 vor: 
Wir beantragen 
8 8 der Senatsvorlage wieder herzuſtellen mit fol⸗ 
gender Faſſung: 


8 8. 

(1) Die beſoldeten Mitglieder des Senats erhal⸗ 
ten vom Beginn des Kalendermonats ab, in dem 
ſie die Wahl angenommen haben, bis zum Schluſſe 
des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis 
endigt, folgende Amtsbezüge: 

a) ein Amtsgehalt von monatlich 1500 Gulden 

b) den jeweiligen Wohnungsgeldzuſchuß der un⸗ 

mittelbaren Staatsbeamten nach Tarifklaſſe I, 

e) der Präſident des Senats eine Dienſtauf⸗ 

wandtsentſchädigung von monatlich 1000 G. 

(2) Die Amtsbezüge werden monatlich im vor⸗ 
aus gezahlt. 

(3) Hat ein beſoldetes Mitglied des Senats für 
einen Zeitraum, für den ihm Amtsbezüge zu zahlen 
ſind, aus ſeiner Verwendung im Danziger Staats⸗ 
oder Gemeindedienſt Anſpruch auf Dienſteinkom⸗ 
men, Wartegeld oder ſonſtige Bezüge, ſo ruht für 
die Dauer des Zuſammentreffens der Anſpruch 
auf dieſe Bezüge bis zur Höhe des Betrages der 


vor Ausſcheiden aus dem Beamtenverhältnis inne 


Amtsbezüge. 


(D) 


(A) 


trag des Abg. Plenikowſfki 


{B) 
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(Präſident) 


(4) Die Amtsbezüge können durch Geſetz geän⸗ 
dert werden. 


N 8 10. 
(4) Die zwei letzten Sätze „kommen Amtszeiten 
uſw.“ bis „gezahlt“ werden geſtrichen. 


12. 
Im letzten Satz wird eat „ss 20, 21“ geſetzt 
„§§ 19 und 20% 
Wir kommen zur Abſtimmung über § 1. Abände⸗ 
rungsanträge liegen nicht vor, ich laſſe über die 
Ausſchußvorlage abſtimmen. Wer § 1 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das erſte war die Majorität, 8 1 
iſt angenommen. Ich rufe § 2 auf, Wortmeldun⸗ 
gen liegen nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. 
Wer $ 2 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, $ 2 iſt angenommen. Zu 
S 3 liegt der Abänderungsantrag des Herrn Abg. 
Plenikowſki vor. Wer dieſem Abänderungsantrag 
zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — (Heil! 
bei den Nationalſozialiſten.) Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: 
Sie ſtimmen für die Froſchhirngedanken!) Wir 
ſtimmen jetzt über $ 3 der Vorlage ab. Wer den 
§ 3 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. (Abg. 
Plenikowſki: Es lebe das Froſchgehirn des neuen 
Senats!) Wir kommen nun zu § 4 (Zwiſchenrufe. 
— Abg. Plenikowſki zum Abg. Greiſer: Sie haben 
überhaupt kein Gehirn, ſondern bloß zwei Ohren!) 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt der An⸗ 
vor, dieſen § 4 zu 
ſtreichen. Wir ſtimmen poſitiv ab. Wird § J ange- 
nommen iſt der Antrag abgelehnt. Wir kommen 
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des Abg. Plenikowſki zu § 8 ab. Wer ihn anneh⸗ ©) 


men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men nun zur Abſtimmung über den Antrag des 
Abg. Moritz in Druckſache Nr. 37. (Abg. Brill: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Es iſt 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
reicht aus. Ich bitte die Stimmkarten einzuſaw⸗ 
meln. — Wünſcht noch jemand eine Stimmfarie 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtin⸗ 
mung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 61 D. u. H. 
beteiligt.) Davon ſtimmten mit Ja 25, mit Nein 
36. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nun 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag zu 
88 in Druckſache Nr. 41. Es iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt worden. Wird dieſer Antrarr 


unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Wir 


kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Karten 
einzuſammeln. — Wir ſind bei der Abſtimmung. 
Herr Abg. Plenikowſfki, ich bitte, nicht zu ſtören. 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 


geſchloſſen. An ihr beteiligt?) haben ſich 62 D. u. 


H., davon ſtimmten mit Ja 37, mit Nein 25. Der 
Antrag iſt angenommen. (Abg. Plenikowſki: Noch 
einer mehr für hohe Gehälter!) Ich rufe § 9 auf, 
Dazu liegt der Abänderungsantrag des Abg. Ple⸗ 
nikowſki vor. Wer dieſem Antrag zuſtimmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe 89 der 
Vorlage auf. Wer ihn annehmen will, bitte ich 
ih zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, SI rl 


zur Abſtimmung über $ 4 der Vorlage. Ich bitte 
die D. u. H., die ihn annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenoni⸗ 
men. Damit iſt der Antrag des Abg. Plenikowfki 
erledigt. Ich rufe $ 5 der Vorlage auf. Ich eröffne 


die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Auch zu dieſem Paragraphen 


liegt der Antrag des Abg. Plenikowfki vor, 
8 5 zu ſtreichen. Wir ſtimmen pofitiv ab. Wer 8 5 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Danke, das iſt die Mehrheit, § 5 iſt angenommen 
und damit der Antrag des Abg. Plenikowfki er⸗ 
ledigt. Zu $ 6 liegt kein Abänderungsantrag vor. 
Ich darf wohl erklären, daß § 6 der Vorlage an⸗ 
genommen iſt, desgleichen 8 7. Es iſt nun ein Ab⸗ 
änderungsantrag des Abg. Plenikowſki zu § 8 ein⸗ 
gegangen. Es liegen weiter die Anträge des 
Herrn Abg. Moritz und Fraktion in Druckſache Nr. 


37 vor und der Antrag der Herren Abg. Dr. 


Thimm, Weiß, Friedrich, Dr. Hoppenrath in 
Druckſache Nr. 41. Der weitgehendſte Antrag iſt 
der des Abg. Plenikowſki. Sollte er abgelehnt 
werden, werde ich über den Antrag des Abg. 


Moritz abſtimmen laſſen und zuletzt über den An⸗ 


trag in Druckſache Nr. 41. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 


tragen, daß über den Abänderungsantrag in 
Druckſache 41, und zwar zu 8 8, namentlich abge⸗ 
ſtimmt wird. 

Präſident: Ich werde die Unterſtützungsfrage 


angenommen. Ich rufe § 10 auf. Dazu iſt der Ab⸗ 
änderungsantrag des Herrn Abg. Plenikowſki ein⸗ 
gegangen, 8 10 zu ſtreichen. Dann liegt ein Abän⸗ 


1) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 61, davon mit Ja 25. mit Nein 36. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch. Brill, Czarnecki, 
Fiſcher. Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft. 
Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Moritz, Frau Mül⸗ 
ler. Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, 


i Spill, Stukowſki. Frou Totzki, Weber, Werner. 


| Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier. 
Burandt, Doering, Dumont, Ebrlichmann, Formell, 
Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzki. Frau 
Kalähne, Lemke. Maaß. Malſch. Meier, Bruno Müller, 
Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, 
Schütz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau. Senftleben, Dr. 
Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wit⸗ 
tenberg, von Wnuck, Dr. Ziehm. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Deutſch, 
Dyck II. G. Friedrich, H. Friedrich, Gaikowſki, Jahr, Rus 
rowſki, Lendzion, Mau, Schwartz. 
| 2) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
‚ Stimmfarten 62, davon mit Ja 37, mit Nein 25. 

Es ſtimmten mit Ja: Ab. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, For⸗ 
mell, Greifer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kallitzti, 
Frau Kalöhne, Lemke, Maaß, Malſch, Meier, Bruno Mül⸗ 
ler, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, 
Schenk, Schütz, Schwegmann. Frau Dr. Semrau, Senft⸗ 
leben, Dr. Strunk, Sufatis, Dr. Unger, Dr, Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck, Dr. Ziehm. N 
Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bartſch. Brill, Czar⸗ 
necki, Fiſcher, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, Frau Malitomifi, 
Moritz. Frau Müller. Plenikowfki. Plettner, Ralchte, 
Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau Totzki, 
Werner. 
| Reine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Deutſch, 


ſtellen, wenn wir zur Abstimmung kommen. Zu⸗ G. Friedrich, 9. Friedrich. Gaitowſti. Jahr. Kurowitt, 


nächſt ſtimmen wir über den Abänderungsautrag Mau, Schwartz, Weber. 
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(Präfident) 
derungsantrag des Abg. Moritz u. Fr. in Druck⸗ 
ſache Nr. 37 por und ein Abänderungsantrag des 
Abg. Dr. Thimm in Druckſache Nr. 41. Ich laſſe 
zunächſt über den Abänderungsantrag des Abg 
Moritz in Druckſache Nr. 37 abſtimmen. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt 
Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 41. Wer die⸗ 
ſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Danke, das iſt die Mehrheit, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt angenommen. Wir ſtimmen nun 
poſitiv über den § 10 der Ausſchußvorlage an. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Mehrheit, § 10 iſt angenom⸗ 
men. Damit iſt der Antrag des Herrn Abg. Plent⸗ 
kowſti erledigt. Ich rufe § 11 auf. Dazu liegt ein 
Abänderungsantrag des Abg. Moritz in Druck⸗ 
ſache Nr. 37 vor und ein Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Plenikowſki, den § 11 zu ſtreichen. Ich 
werde zunächſt über den Antrag des Abg. Moritz 
auf Druckſache Nr. 37 abſtimmen laſſen. Wer die⸗ 
ſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir ſtimmen nun poßtiv über § 11 ab. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit. § 11 iſt angenommen und 
der Antrag des Abg. Plenikowfki ſomit erledigt. 
Ich rufe § 12 auf. Dazu liegen drei Abänderungs⸗ 
anträge vor: ein Antrag Moritz auf Druckſache 
Nr. 37, dann ein Antrag des Herrn Abg. Pleni⸗ 
kowſki, über den ich zuerſt abſtimmen laſſen werde. 
Wer den Abänderungsantrag des Abg. Plenikow⸗ 
ki annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt 
Wir ſtimmen jetzt über den Antrag des Abg. 
oritz in Druckſache Nr. 37 ab. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt di: 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 
men jetzt über den Abänderungsantrag des Abg 
Dr. Thimm in Druckſache Nr. 41 ab. Wer dieſen 
Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenon, 
men. Wir ſtimmen nun über $ 12 der Ausſcheß⸗ 
vorlage ab. Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, §12 iſt mi! 
der beſchloſſenen Abänderung angenommen. Ich 
rufe § 13 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es liegt 
ein Antrag des Abg. Plenikowſki auf Streichung 
dieſes Paragraphen vor. Wir ſtimmen poſitiv ab. 
Ich bitte die D. u. H., die § 13 der Vorlage an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. Das iſt die Mehr⸗ 
heit, $ 13 iſt angenommen. Ich rufe § 14 auf, er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie. Hier liegt 
ebenfalls ein Antrag des Abg. Plenikowſti auf 
Streichung dieſes Paragraphen vor. Wir ſtimmen 
über den § 14 der Vorlage ab. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Mehrheit, § 14 iſt angenommen. Ich rufe 
§ 15 auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Auch hier 
liegt ein Antrag des Abg. Plenikowſki vor, dieſen 
Paragraphen zu ſtreichen. Wir ſtimmen über 8 
15 der Ausſchußvorlage ab. Wer ihn annehmen 
mill. bitte ich ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 


Mehrheit, er iſt angenommen und damit der An⸗ 
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trag des Abg. Plenikowſki abgelehnt. Ich rufe (O) 


§ 16 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie. Hier liegt ein Abänderungsantrag des Abg. 
Moritz und Fraktion in Druckſache Nr. 37 vor. Ich 
laſſe über dieſen Antrag zuerſt abſtimmen. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über $ 16 der Ausſchußvorlage ab. 
Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wollen 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 17 auf, ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen.) Abg. Dr. Ziehm: Ich bitte, bei 
§ 17 über Abſatz 1 und 2 getrennt abſtimmen zu 
laſſen.) Da liegt zunächſt eine Wortmeldung vor. 
Dann liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Ple⸗ 
nikowſki und weiter ein Abänderungsantrag des 
Abg. Moritz u. Fr. in Druckſache Nr. 37 vor. Ich 
eröffne die Ausſprache, das Wort hat der Herr 
Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr Abg. 
Dr. Ziehm ſprach vorhin von den Abzügen, die bei 
den Senatorengehältern gemacht worden ſind. Er 
wies auch auf die Sparſamkeit hin. Auch wir wol⸗ 
len den § 17 zum Anlaß nehmen, um noch einmal 
auf dieſe „Sparſamkeit“ hinzuweiſen. Bisher war 
es in der Regel ſo, daß die beſoldeten Mitglieder 
des Senats nicht Abgeordnete des Volkstages 
waren. Jetzt iſt mit größter Wahrſcheinlichkeit da⸗ 
mit zu rechnen, daß die beſoldeten Mitglieder des 
Senats auch Volkstagsabgeordnete ſind, wie wir 
das auch in Deutſchland und ſonſt ſehen. Das be⸗ 
deutet, daß nach der Faſſung dieſes Paragraphen 
zu den Rieſenbezügen der Senatoren von 1 500 
Gulden plus 185 Gulden Wohnungsgeld — 1685 
Gulden noch 150 Gulden Aufwandsentſchädigung 
hinzukommen. (Abg. Dr. Blavier: Die müſſen ſie 
ja an die Parteikaſſe abgeben!) Sie bekommen 
alſo monatlich 1835 Gulden ausgezahlt. Nun 
das Typiſche: Die unbeſoldeten Mitglieder des 
Senats erhalten 250 Gulden monatlich Auf⸗ 
wandsentſchädigung. Auf dieſe 250 Gulden ſind 
aber die Volkstagsdiäten anzurechnen. Schön, 
einverſtanden. Aber bei den beſoldeten Mitglie⸗ 
dern des Senats, die nicht 250 Gulden monatlich 
bekommen, ſondern 1685 Gulden, der Senats⸗ 
präſident ſogar 2 685 Gulden, werden die Volks⸗ 
tagsdiäten nicht angerechnet. Deshalb beantragen 
wir, und das ſteht auch in dem Antrag der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei, daß dieſer Zuſtand abge⸗ 
ändert wird, und zwar in der Form, daß auch 
den beſoldeten Mitgliedern des Senats, die Volks⸗ 
tagsabgeordnete ſind, die Diäten auf die Amts⸗ 
bezüge anzurechnen ſind. 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Die Beratung iſt geſchloſſen. Es iſt ge⸗ 
trennte Abſtimmung beantragt worden. Das iſt 
zuläſſig. Zum Abſatz 1 des § 17 der Vorlage lie⸗ 
gen Abänderungsanträge nicht vor. Ich laſſe zu⸗ 
nächſt über den Abſatz 1 abſtimmen. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, Abſatz 1 des § 17 iſt angenommen. 
Zu Abſatz 2 liegt der Antrag des Abg. Pleni⸗ 
kowſki vor, über den ich zunächſt abſtimmen laſſen 
werde. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Danke, das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Kloſſowſki: Die 
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hauptamtlichen Senatoren bekommen alſo auch angenommen. Ich rufe $ 20 auf. Wortmeldungen 


noch Aufwandsentſchädigung! — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Nein, fie wollen ja ſparen, ſie wollen den 
unbeſoldeten auch noch etwas geben! Eine famoſe 
Sparſamkeit!) Ich laſſe jetzt über den Antrag des 
Abg. Moritz zu Abſatz 2 des $ 17 abſtimmen. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen nun über Abſatz 2 des § 17 
ab. Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wol⸗ 
len, ſich zu erheben. — Er iſt einſtimmig abge⸗ 
lehnt. Von $ 17 iſt alſo nur der Abſatz 1 übrig 
geblieben. Ich ſtelle das ausdrücklich feſt. (Abg. 
Plenikowſki: Die Gegenprobe wurde nicht ver⸗ 
langt, alſo abgelehnt! — Abg. Brill: Die be⸗ 
rühmte Sparſamkeit! — Abg. Plenikowſki: Man 
muß feſtſtellen, daß wirklich geſpart worden iſt!) 
Ich rufe § 18 auf, eröffne und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Herr Abg. Plenikowſki hat beantragt, daß dieſer 
Paragraph geſtrichen wird. Wir ſtimmen poſitiv 
über § 18 der Vorlage ab. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, $ 18 iſt angenommen und damit der 
Antrag des Abg. Plenikowſki erledigt. Ich rufe 
§ 19 auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Zu § 19 liegen 


zwei Abänderungsanträge vor, ein Antrag des 
Abg. Moritz in Druckſache Nr. 37 und ein Antrag 


des Abg. Plenikowſki. Das Wort zu § 19 hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Man muß 
doch immer wieder auf die vielgerühmte Sparſam⸗ 
keit des neuen Senats hinweiſen und den Natio⸗ 
nalſozialiſten dieſe Sparſamkeit unter die Naſe 
reiben. Sie haben vorhin gezeigt, wie die Spar⸗ 
ſamkeit ausſah. Wenn man nachrechnet, bringt 
die Vorlage, die Sie geſchaffen haben, mehr Aus⸗ 
gaben als die, die der alte von ihnen viel be⸗ 
ſchimpfte Rumpfſenat vorgelegt hat. Rechnen Sie 
nach! Auch in bezug auf Sparſamkeit haben Sie 
alſo nichts wahr gemacht von dem, was Sie in 
Ihrem Käſeblättchen geſchrieben haben. Nach der 
alten Vorlage ſollte der Senator aus dem Beam: | 
tenverhältnis ausſcheiden. Jetzt wird er penſioniert 
und bekommt ſein Ruhegehalt. Aber nicht nur 
das Ruhegehalt, ſondern es wird ſo heraufgeſetzt, 
daß er die höchſten Bezüge erhält, falls er aus 
dem Amt ausſcheidet. Dieſe Vorlage, wie ſie um⸗ 
gemodelt iſt, bringt nicht einen Pfennig Erſpar⸗ 
nis, ſondern nur bedeutende Mehrausgaben. 
Bitte ſchön, Herr zukünftiger Senator Dr. Ziehm, 
verſuchen Sie, das Gegenteil nachzuweiſen! Das 
iſt Ihre Sparſamkeit. 

Präſident: Ich ſchließe die Beratung, da wei⸗ 
tere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Antrag des Abg. 
Plenikowſki zu $ 19. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag des 
Abg. Moritz u. Fr. zu Druckſache Nr. 37. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über § 19 der Ausſchußvor⸗ 
lage. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 8 19 iſt 


liegen nicht vor, ich darf wohl annehmen, daß 
§ 20 mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. Das 
iſt der Fall. $ 21 angenommen. $ 22 angenommen, 
§ 23 angenommen. Ich rufe die Aeberſchrift auf. 
Dazu hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich wollte nur 
feſtſtellen, daß die Sparſamkeit der bürgerlichen 
Parteien folgendermaßen ausſieht. Wir wollten, 
daß den hauptamtlichen Senatoren ihre Volks⸗ 
tagsdiäten in Anrechnung gebracht werden. Das 
haben die bürgerlichen Parteien einſchl. der Nazis 
abgelehnt. Die bürgerlichen Parteien haben im 
Gegenteil eine 100⸗prozentige Erhöhung vorge⸗ 
nommen und zwar dadurch, daß in Zukunft auch 
die Volkstagsdiäten der nebenamtlichen Sena⸗ 
toren nicht in Anrechnung gebracht werden. 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. (Abg. Ed. Schmidt: 
Was ſagen die Nazis dazu?) Wer die Ueberſchrift 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt angenom⸗ 
men. Das Geſetz iſt damit in zweiter Beratung 
angenommen. Wir kommen jetzt zum zweiten 
Punkt der Tagesordnung: 

Anträge auf Genehmigung 
verfolgung gegen Abgeordnete. 

Druckſachen Nr. 25, 27, 28. Gemäß einer Ver⸗ 
einbarung im Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, 
dieſe Anträge ohne Beratung an den Rechtsaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 3 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Antrag des Abg. Plenikowfki u. Fr. betr. 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Maſſen⸗ 
arbeitsloſigkeit. 

Druckſache Nr. 2. Zur Begründung des An⸗ 
trages hat das Wort der Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Vor den 
Wahlen konnten wir feſtſtellen, daß alle Parteien 
zu der Bevölkerung, insbeſondere zu den Arbei⸗ 
tern, zu den Werktätigen traten, um zu erklären, 
daß ſie im neuen Volkstag die Intereſſen der 
Werktätigen vertreten würden. Gleichzeitig wa⸗ 
ren das die Deutſchnationalen, die Nazis und auch 
die ſogenannte Landliſte, die beſtochene Arbeiter 
auf den Wahlvorſchlag ſetzten, um zu zeigen, daß 
ſie gleichzeitig die Intereſſen der Werktätigen ver⸗ 
treten würden. Die Wahlen ſind vorbei und es 
zeigt ſich, daß die Parteien von den Sozialdemo⸗ 
kraten bis zu den Nationalſozialiſten vergeſſen ha⸗ 
ben, was ſie während des Wahlkampfes der Be⸗ 
völkerung verſprachen. Ihre Aufgabe beſteht jetzt 
nicht darin, ihre Verſprechen zu erfüllen, ſondern 
zu beraten, wie ſie am beſten den Werktätigen das 
Fell über die Ohren ziehen können. Wir ſehen, 
daß insbeſondere die Nationalſozialiſten, die wäh⸗ 
rend des Wahlkampfes verſuchten, auf dem Lande 
bei den Landarbeitern und Kleinbauern Stim⸗ 
men zu fangen, ſich inzwiſchen ſo entlarvt haben, 
daß ſie, wenn ſie jetzt auf das Land kommen, von 
den Kleinbauern, Fiſchern und Landarbeitern 
mit dem Knüppel davongejagt werden. (Zuruf 


zur Straf⸗ 


bei den Nationalſozialiſten.) Ihre Aufgabe beſtand 
bis jetzt darin, ſich über die Platzverteilung zu 
ſtreiten. Gleichzeitig war ihr erſter Antrag nicht 
die Intereſſen der Kleinbauern, der Landarbeiter 
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(Langnau, Abgeordneter) 


und Kleingewerbetreibenden zu vertreten, ſondern 
ihr erſter Antrag betraf die Betäubung der Tiere 
bei der Schlachtung. Wenn es aber heißt, Arbei⸗ 
ter zu ermorden, dann fragen Sie nicht nach der 
Betäubung, ſondern ſchlagen die Arbeiter rück⸗ 
ſichtslos nieder. Das iſt ein Beweis dafür, daß 
die Tiere für Sie mehr wert ſind als die Arbeiter. 
Ebenſo iſt es bei den Sozialdemokraten. Wir ha⸗ 
ben geſehen, daß die Sozialdemokraten bis jetzt 
auch noch nicht Anträge im Intereſſe der Werk⸗ 
tätigen eingebracht haben und zwar aus dem 
Grunde, weil ſie noch nicht wußten, ob die Natio⸗ 
u if Bürgerblockregierung unter⸗ 
ſtützen würden. Sie wußten noch nicht, ob Hitler 
den Befehl zur Unterſtützung einer Rechtsregie⸗ 
rung geben würde. Wenn die Sozialdemokraten 
gleich nach der Wahl Anträge im Intereſſe der 
Arbeiterſchaft eingebracht hätten, hätten ſie, wenn 


die Nationalſozialiſten die Bürgerblockregierung 


beſſere Arbeitsbedingungen kämpfen dürfen, wenn 
wir es ſo haben wollen wie in Amerika. Gleich⸗ 
zeitig zeigt es ſich, daß auch Frankreich von der 
Erwerbsloſigkeit heimgeſucht wird, auch das Land, 
welches die Nationalſozialiſten immer als ihr Vor⸗ 
bild hinſtellen, das faſchiſtiſche Italien hat eben⸗ 
falls Erwerbsloſe. (In Frankreich gibt es keine 
Erwerbsloſen! bei den Nationalſozialiſten.) Das 
zeigt, daß Sie ſich wenig um die Politik bekümmern. 
Aber Hitler wird es Ihnen noch nicht mitgeteilt 
haben. (Zwiſchenrufe.) Hören Sie, ich brauche das 
nicht auswendig zu lernen, was ich ſage, das ſpüre 
ich ſelbſt. Wir ſehen aber, daß ein Land, der erſte 
Arbeiter⸗ und Bauernſtaat, Sowjetrußland keine 
Erwerbsloſen hat. (Heiterkeit bei den National⸗ 
ſozialiſten.) Nun ſagen Sie, ob das nicht ſtimmt, 
oder fragen Sie, wie Sie es damals gegenüber 
dem Genoſſen Plenikowſki taten, ob ich ſchon dage⸗ 
weſen bin. Jawohl, ich bin zweimal dort geweſen 


nicht unterſtützt hätten, ſogleich gegen ihre eigenen und habe feſtgeſtellt, daß es wert iſt, für dies Ziel 
Anträge ſtimmen müſſen. Es zeigt ſich, daß nur zu kämpfen, daß es wert iſt, für dies Ziel ins 
allein die Kommuniſtiſche Partei die Intereſſen Zuchthaus oder ins Gefängnis zu gehen. Die Vor⸗ 
der Werktätigen vertritt, daß es die Kommuni- teile, die die Arbeiter und Kleinbauern dort ha⸗ 
ſtiſche Partei war, die als erſte im Intereſſe der ben, werden Sie nicht innerhalb des kapitaliſtiſchen 


Arbeiterſchaft, Kleinbauern, Fiſcher uſw. Schritte 
unternahm. 

Wenn wir hier unſere Anträge eingereicht ha⸗ 
ben, ſo nicht aus dem Grunde, daß wir glauben, 
daß dieſer Volkstag dieſe Anträge annimmt. Die 
Zeit hat uns gelehrt, daß das Schickſal der Arbei⸗ 


terſchaft, das Schickſal der Anterdrückten und Aus⸗ 


gebeuteten, aller derjenigen, die unter dieſem ka⸗ 
pitaliſtiſchen Syſtem ſeufzen und zu Grunde ge⸗ 


richtet werden, nicht hier entſchieden wird, ſondern 


draußen auf der Straße im revolutionären Klaſ⸗ 
ſenkampf. Die Kommuniſtiſche Partei reichte am 
21. November vergangenen Jahres den Antrag auf 
Beſeitigung der Maſſenarbeitsloſigteit ein. Leider 
ijt dieſer Antrag erſt heute auf die Tagesordnung 
geſetzt worden. Der Antrag liegt in Druckſache 
Nr. 2 vor. Wir verlangen 1. die ſiebenſtündige 
Arbeitszeit mit vollem Lohnausgleich, gleichzeitig 
die ſechsſtündige Arbeitszeit für Jugendliche und 
für Arbeiter in geſundheitlich ſchädigenden Be⸗ 
trieben. Ich glaube, jeder denkende Menſch muß 
einſehen, daß die Arbeitszeitverkürzung unbe⸗ 
dingt notwendig iſt. 

Wir ſehen, daß die Zahl der Erwerbsloſen von 
Tag zu Tag immer mehr zunimmt. Wir ſehen, 
daß daran auch nichts das Geſetz über die Arbeits⸗ 
vermittlung geändert hat. Man hat nur eins 
damit erreicht, daß mehr Beamte angeſtellt wor⸗ 
den ſind. Wir ſehen, daß nicht nur in Danzig, 
ſondern in allen kapitaliſtiſchen Ländern die Er⸗ 
werbsloſigkeit von Woche zu Woche immer mehr 
zunimmt. Es waren die bürgerlichen Parteien 
und auch die Sozialdemokraten, die immer wie⸗ 
der erklärten, wir haben ſoviel Erwerbsloſe, weil 
wir den Krieg verloren haben und deshalb müſſen 
wir als die ſogenannten Beſiegten⸗Staaten die ge⸗ 
ſamte Wirtſchaftskriſe tragen. Es zeigt ſich aber, 


daß auch Amerika von der Wirtſchaftskriſe heim⸗ 


geſucht iſt, welches immer von den Gewerkſchafts⸗ 
führern als das Land hingeſtellt wurde, wo es 
keine Erwerbsloſen gab, und es wurde von den 
Gewerkſchaftsführern erklärt, daß wir deshalb 
auch hier in Danzig nicht für höhere Löhne und 


Syſtems und innerhalb Ihres dritten Reiches er⸗ 
halten. (Schade, daß Sie nicht dageblieben ſind! 
bei den Nationalſozialiſten. — Hören Sie doch zu, 
wenn ein Arbeiter ſpricht! bei den Kommuniſten. 
— Abg. Kreft: Sie Lümmel, Sie! — Unruhe.) 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Kreft, 
Sie haben einen Abgeordneten Lümmel genannt, 
ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Plenikowſki: Ich 
ſtelle feſt, daß das hier ein Saftladen iſt!) Herr 
Abg. Plenikowſki, Sie wiſſen, daß ich eine Erklä⸗ 
rung abgeben werde, wenn dieſer Punkt zu Ende 
it. (Abg. Plenikowſki: Das hätten Sie ſchon 
machen ſollen!) Das ging vorher nicht. Jetzt hat 
der Redner das Wort. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Es iſt unſere 
Aufgabe, in allen Ländern für dies Ziel zu kämp⸗ 
fen. Wir ſtellen weiter feſt, daß trotz der großen 
Erwerbsloſigkeit heute noch 10 und 12 Stunden 
gearbeitet wird. Wenn die Sozialdemokraten er⸗ 
klären, daß der Achtſtundentag geſetzlich feſtgelegt 
iſt, dann will ich hier einmal fragen, wer behaup⸗ 
ten kann, daß der Achtſtundentag durchgeführt 
wird. Wir ſehen, daß es für die Landarbeiter 
keinen geſetzlichen Achtſtundentag gibt, daß auch 
viele der andern Arbeiter gezwungen ſind, länger 
als 8 Stunden zu arbeiten, weil ſie bei den heu⸗ 
tigen Löhnen nicht ihren Lebensunterhalt friſten 
können, und die Gewerkſchaftsführer nicht für 
höhere Löhne kämpfen. Wegen der kapitaliſtiſchen 
Rationaliſierung iſt es zunächſt notwendig, daß 
die Arbeitszeit verkürzt wird. Wir ſehen, daß 
der Arbeiter in den Betrieben und auf dem Lande 
heute viel mehr ausgepreßt wird, als vor mehre⸗ 
ren Jahren. Ich will dafür einen Beweis anfüh⸗ 
ren. Wenn ein Großagrarier vor dem Kriege 20 
Landarbeiter beſchäftigte, dann beſchäftigt er heute 
nur 7—8 Landarbeiter und dieſe 7 bis 8 Arbeiter 
müſſen dasſelbe leiſten, wie früher 20. Alſo hier 
ſehen wir, wie der einzelne ausgebeutet und aus⸗ 
gepowert wird. Das iſt ein Beweis dafür, daß 
die Großagrarier die Agrarkriſe auf die Schultern 
der Landarbeiter abwälzen und daß der Groß⸗ 
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agrarier trotzdem die Profite in die Taſche ſteckt 
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wie vorher. Als wir Kommuniſten gegen die 
kapitaliſtiſche Rationaliſierung Stellung nahmen, 
da waren es wiederum die Sozialdemokraten und 
die Gewerkſchaftsführer, die erklärten, daß dies 
falſch ſei. Man müſſe im Gegenteil die Rationa- 
liſierung unterſtützen. Hier zeigt es ſich, wie die 
Sozialdemokraten und die Gewerkſchaftsführer im 
Intereſſe des kapitaliſtiſchen Staates mit der 
Buorgeoiſie zuſammenarbeiten. Vor den Wahlen 
trat bekanntlich die Sozialdemokratie für den 
Siebenſtundentag ein, trotzdem kurz vorher, und 
zwar am 19. März 1930 der Abg. Kloſſowſki er⸗ 
klärte, daß der Siebenſtundentag das Elend nicht 
beſeitigen, ſondern nur noch vergrößern würde. 
Trotzdem traten die Sozialdemokraten vor den 
Wahlen für den Siebenſtundentag ein. Wir ſehen, 
daß die Sozialdemokraten es genau wie die Natio⸗ 
nalſozialiſten mit ihren Anträgen und Forderun⸗ 
gen nicht ehrlich meinen. Sie verſuchen nur, Stim⸗ 
men der Werktätigen einzufangen, damit ſie die⸗ 
ſelben dann im Intereſſe des kapitaliſtiſchen Staa⸗ 
tes mißbrauchen können. 

Unſere Aufgabe wird es ſein, der geſamten 
werktätigen Klaſſe zu zeigen, daß dies alles nur 
elende Heuchelei iſt. Vor allem iſt es notwendig, 
für die jugendlichen Arbeiter den Sechsſtunden⸗ 
tag geſetzlich feſtzulegen. Wir alle wiſſen, daß die 
jugendlichen Arbeiter und vor allem auch die Kin⸗ 
der zu Hauſe nicht ſatt zu eſſen haben und daß ſie, 
wenn ſie aus der Schule kommen, 8, 10 und 12 
Stunden täglich arbeiten müſſen. Sie werden 
alſo ſchon in den jungen Jahren vernichtet. Wir 
Kommuniſten wollen die proletariſche Jugend 
nicht von dieſem kapitaliſtiſchen Staat vernichten 
laſſen, ſondern wir wollen ſie erhalten, um mit 
ihr zuſammen für die proletariſche Revolution zu 
kämpfen. (Abg. Greiſer: Wenn wir ſolange war⸗ 
ten, dauert es zu lange!) Das wird ſchneller ge⸗ 
ſchehen, als wie Sie es erwarten. Die proletariſche 
Revolution wird bald kommen und Sie mitſamt 
Ihren Geldgebern hinwegnehmen. 

Wenn dieſer Antrag angenommen werden 
ſollte, ſo wiſſen wir, daß damit das Elend und die 
Erwerbsloſigkeit nicht beſeitigt wird. Wir wiſſen 
aber auch, daß Sie dieſem Antrag nicht zuſtimmen 
werden. Wir ſtellen ihn, um Sie alle hier von den 


Sozialdemokraten bis zu den Nationalſozialiſten 
bei der werktätigen Bevölkerung zu entlarven, 
damit dieſe immer mehr erkennen, daß nicht hier 
ihr Geſchick entſchieden wird, ſondern an anderer 
Stelle. a 

Gleichzeitig verlangen wir in unſerem Antrag, 
daß die Vermittlung der Erwerbsloſen auf andere 
Weiſe vorgenommen wird, als es jetzt der Fall iſt. 
Der Abg. Brill und der Abg. Moritz erklärten in 
der letzten Volkstagsſitzung, wir Kommuniſten 
hätten vorher keinen Antrag über die Arbeitsver⸗ 
mittlung dem Volkstag vorgelegt. Ich erſuche den 
Abg. Moritz die Druckſache Nr. 1058 vom 31. März 
1930 vorzunehmen. Darin haben wir Kommu⸗ 
niſten die Arbeitsvermittlung gefordert, aber nicht 
ſo, wie ſie jetzt mit den Stimmen der Sozialdemo⸗ 
kratie angenommen iſt, ſondern auf eine andere 
Weiſe. Es zeigt ſich ja auch, daß mit dem Arbeits⸗ 
vermittlungsgeſetz keine Erfolge erzielt worden 
find. Wir verlangen deshalb, daß die Erwerbs⸗ 
loſen durch das Arbeitsamt unter Kontrolle des 
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Erwerbsloſenausſchuſſes vermittelt werden. Gleich⸗ 
zeitig verlangen wir in unſerem Antrag daß für 
produktive Erwerbsloſenfürſorge 1 Million Gul⸗ 
den eingeſetzt werden. Die Nationalſozialiſten 
werden auch jetzt wieder erklären, ſie würden da⸗ 
für ſein, es ſei aber keine Deckung vorhanden. Bei 
Verabſchiedung des Senatorengeſetzes fragten ſie 
nicht, ob eine Deckung vorhanden ſei. Da ſtimm⸗ 
ten ſie mit den bürgerlichen Parteien zuſammen. 

Jeder muß zugeben, daß die Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung nicht zum Leben reicht und daß die 
Arbeiterſchaft infolge der niedrigen Unterſtützung 
zugrunde gerichtet wird. Es war auch die Forde⸗ 
rung der Arbeitsloſen am ſogenannten Heiligen 
Abend. Sie verlangten Arbeit und Brot. Die 
Erwerbsloſen verlangten Arbeit, damit ſie leben 
können. Aber dieſer kapitaliſtiſche Staat gibt 
ihnen keine Arbeit. Wenn Gemeinden, die die 
Not der Erwerbsloſen vor Augen haben, die ſehen, 
daß die Kinder der Erwerbsloſen nicht einmal ein 
Paar Schuhe oder Strümpfe auf den Füßen tra⸗ 
gen, eine Sonderbeihilfe gewähren, greift die vor⸗ 
geſetzte Behörde, der Kreisausſchuß ein, und er⸗ 
klärt: „Wenn Ihr das noch einmal macht, be⸗ 
kommt Ihr überhaupt keine Zuſchüſſe mehr.“ Wir 
haben ſoviel leiſtungsſchwache Gemeinden. Man 
will dieſe Gemeinden, die noch die Not und das 
Elend der Erwerbsloſen zu lindern verſuchen, zur 
Rechenſchaft ziehen. Hier zeigt ſich wieder die 
„Wahrheit“ der Erklärungen der Sozialdemokra⸗ 
ten: „Arbeiter, wählt Arbeiter in die Gemeinde⸗ 
vertretungen, dann könnt Ihr alles beſchließen.“ 
Die Zeit hat gelehrt, daß die Gemeinden nicht ihr 
Selbſtverwaltungsrecht ausüben können. Der kapi⸗ 
taliſtiſche Staat verhindert in den Gemeinden, wo 
die Arbeiter in der Mehrheit ſind, die Durchfüh⸗ 
rung der Beſchlüſſe. Insbeſondere iſt es in der 
Gemeinde Brunau Ihr werter Parteifreund Ro⸗ 
bert Henning, Mitglied der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei, der größte Beſitzer der 
drei Kleinbauern und einem Mittelbauern das 
Grundſtück abkaufte, ſie alſo aufgefreſſen hat, der 
der größte Scharfmacher iſt. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Der ſchreibt ſofort zur vorgeſetzten 
Behörde, das und das ſei wieder geſchehen, ſorgen 
Sie für Aufhebung der Beſchlüſſe. Dieſer Herr 
nennt ſich dann Vertreter der Arbeiter. In Bru⸗ 
nau hat Ihnen auf Grund der Erfahrungen kein 
Arbeiter ſeine Stimme gegeben. 

Gleichzeitig verlangen wir in unſerem Antrag, 
daß den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
Mittel zur Beſeitigung der Wohnungsnot zur 
Verfügung geſtellt werden. Wir ſehen es ja tag⸗ 
täglich, wenn wir zu den Maſſen hinausgehen, daß 
Tauſende von Arbeitern keine Wohnung haben. 
Tauſende von Familien leben in elenden Löchern. 
Wenn noch etwas gebaut wird, werden ſolche Woh⸗ 
nungen gebaut, die der Arbeiter, die der Erwerbs⸗ 
loſe nicht bezahlen kann. Das hat ja auch die 
letzte Kreistagsſitzung des Kreiſes Großes Werder 
feſtgeſtellt. Die Wohnungsbauabgabe wird nicht 
im Intereſſe der Werktätigen gebraucht, ſondern 
auch zu anderen Zwecken. Das Geld wird ver⸗ 
ſchleudert. Nur ein Beiſpiel dafür. Die Ge⸗ 


meinde Brunau hat allerhand Wohnungsbauab⸗ 
gabegeld zuſammengebracht. Zum erſten Mal hat 
der Kreisausſchuß im vergangenen Jahre eine Bei⸗ 
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hilfe von 6000 Gulden gewährt. Mehr Geld war 
nicht da. Auf einmal mußten wir feſtſtellen, daß 
doch noch Geld vorhanden war. Man baute noch 
eine Wohnung, und zwar eine Baracke — in der 
kein Arbeiter, kein Menſch wohnen kann — weil 
der Führer der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei Robert Henning aus Brunau eine 
Arbeiterfamilie mit ſechs Kindern aus ſeiner 
Inſtkate hinauswerfen will. Deshalb wird vom 
Landratsamt eine Baracke gebaut, trotzdem für 
dieſe Familie eine Wohnung vorhanden iſt. Wenn 
die Familie trotzdem in die Baracke hineinkommt, 
fr Man ſieht daraus, wie mit dem 
Geld herumgeworfen wird, das man den Werk⸗ 
tätigen wegnimmt. Deshalb verlangen wir, daß 
Mittel für Wohnungen zur Verfügung geſtellt 
werden, die menſchenwürdig ſind und die die 
Werktätigen auch bezahlen können. Wiederholt iſt 
von dieſer Stelle feſtgeſtellt worden, daß die bür⸗ 
gerlichen Parteien einſchließlich der Sozialdemo⸗ 
kraten kein Intereſſe an der Verbeſſerung der Le⸗ 
benslage der Arbeiter haben. Die Werktätigen 
werden von Woche zu Woche, ja von Tag zu Tag 
immer mehr erfahren, daß nur die Kommuniſtiſche 
Partei die Werktätigen vertritt. Die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei wird alle dieſe Werktätigen orga⸗ 
niſieren und ſie zum Kampf um Lohn und Brot 
und um die Macht führen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Joſeph. 
8 Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): Das Problem 
der Erwerbsloſigkeit iſt ein ſo wichtiges, daß wir 
alle Urſache hätten, uns damit recht eingehend zu 
befaſſen und alle ohne Ausnahme nach Mitteln 
und Wegen ſuchen müßten, um der nun ſeit Jah⸗ 
ren anhaltenden rieſigen Erwerbsloſigkeit Einhalt 
zu gebieten. Die Erwerbsloſigkeit trifft nicht nur 
den Erwerbslosen ſelbſt, ſondern iſt geeignet, die 
Grundlagen des Staates wie der gefamten Geſell⸗ 
ſchaft aufs Schwerſte zu erſchüttern. Sie macht 
aus einem bis dahin anſtändigen und vernünfti⸗ 
gen Menſchen leicht einen Menſchen, der dies Le⸗ 
ben, wenn es ſo fortdauert, verwünſcht und der 
manchmal, wie die Preſſe häufig ſchreibt, zu Mit⸗ 
teln greift, die er als letzte Rettung anſieht. 


Ueber die Urſachen der Erwerbsloſigkeit iſt in 


den letzten Jahren ſchon recht viel geſchrieben und 
gesprochen worden. Die Urſachen ſollten allen, die 
ſich mit dieſem Problem befaßt haben, bekannt 


ſein. Trotz alledem müſſen wir feſtſtellen, daß das 


nicht der Fall iſt. Der eine ſchreibt die Erwerbs⸗ 
loſigkeit dem einen und der andere einem anderen 


Umſtand zu. Es gibt weite Arbeitgeberkreiſe, die 


auf dem Standpunkt ſtehen, daß unſere gegenwär⸗ 
Dar Wirtſchaftslage nur durch Verlängerung der 
Arbeitszeit gebeſſert werden kann. Auf der an⸗ 
dern Seite ſteht eine Anzahl Arbeitgeber auf dem 
Standpunkt, daß die Erwerbslosigkeit und die 
Wirtſchaftskriſe, nur durch Senkung der Löhne be⸗ 
ſeitigt werden kann. Beide Anſichten gehen an der 
Tatſache vorüber, daß wir einen Krieg gehabt ha⸗ 
ben, an dem eine ſo große Anzahl Staaten beteiligt 
war, daß das ganze bisherige Wirtſchaftsgefüge 
zu krachen begann, daß viele Beziehungen zer⸗ 
riſſen wurden und daß ſich vollkommen neue Reiche 
mit eigenen Wirtſchaftsgebieten bildeten. 


gehen an der Tatſache vorüber, daß durch den 
Krieg weite Abſatzgebiete verloren gegangen ſind, 
und daß Völker, die von den früheren europäi⸗ 
ſchen Induſtrieſtaaten mit Waren beliefert wor⸗ 
den ſind, heute ihre eigenen Induſtrien aufgebaut 
haben und von uns keine Waren mehr beziehen, 
ſondern ſich ſelbſt verſorgen. Man geht auch daran 
vorüber oder will es vielmehr nicht ſehen, daß 
durch die techniſche Entwicklung, durch Rationali⸗ 
fierung und Typisierung eine ganz gewaltige Be⸗ 
ſchleunigung der Warenproduktion eingetreten iſt 
und daß man heute bei weitem nicht mehr jo viel 
Arbeitskräfte und ſo viel Arbeitsſtunden für die 
Herſtellung einer beſtimmten Produktionsmenge 
benötigt wie das früher einmal der Fall geweſen 
iſt. Weil man dies nicht ſehen will, kommt man 
auch nicht auf den Gedanken, daß man Wege be⸗ 
ſchreiten muß, die uns aus der Erwerbsloſigkeit 
herausführen. h 

Die Erwerbsloſigkeit iſt eine Erſcheinung, die 
wir nicht nur in Danzig zu verzeichnen haben. 
Alle Staaten der Welt, ganz gleich, ob Sieger 
oder Beſiegte, leiden in gleich hohem Maße unter 
der eingetretenen Wirtſchaftskriſe und werden in 
gleicher Weiſe von der Erwerbsloſigkeit betroffen. 
Das reichſte Land der Welt, die Vereinigten Staa⸗ 
ten von Nordamerika, die als die wirklichen Sie⸗ 
ger des Weltkrieges anzuſehen ſind, verzeichnen 
heute zwiſchen 5 und 6 Millionen Grwerbsloje: 
Das iſt ſicher nicht deshalb eingetreten, weil ſie 
die Sieger dieſes Weltkrieges ſind, ſondern weil 
dort die techniſche Entwicklung am allerweiteſten 
fortgeſchritten iſt und weil ſich nicht genügend 
Käufer finden, die dieſe Mengen von Waren, die 
dort erzeugt werden, abnehmen können. Wir ſehen 
aus dieſen wenigen Ausführungen, daß die Ars 
ſachen recht weitgehender Natur ſind, und daß wir 
als einzelne im Staat weniger die Macht haben, 
dieſe Urſachen zu beſeitigen ſondern daß dieſe 
Probleme, die durch den Krieg aufgerollt worden 
ſind, und die heute noch nicht ihre Erledigung ge⸗ 
funden haben, internationale Probleme ſind und 
nur auf internationalem Wege gelöſt werden 
können. 

Aber bis zu dieſem Augenblick kann die große 
Maſſe der Erwerbsloſen unmöglich warten. Die 
vielen Erwerbsloſen, die auf der einen Seite die 
Finanzen des Staates und damit auch die Ta⸗ 


ſchen jedes Einzelnen belaſten, die aber auf der 


andern Seite bei ihrem niedrigen Einkommen an 
Erwerbsloſenunterſtützung mit der Zeit gänzlich 
zugrunde gehen müſſen, verlangen gebieteriſch 
eine Aenderung der Verhältniſſe. Sie verlangen 
baldige und ſchnelle Hilfe. Als einziger Ausweg 
bleibt auf Grund der techniſchen Entwicklung an⸗ 
ſcheinend nur die Verkürzung der Arbeitszeit 
übrig. Das Problem der Verkürzung der Ar⸗ 
beitszeit wird heute in ſehr vielen Kreiſen disku⸗ 
tiert, nicht zuletzt auch in bürgerlichen; denn auch 
dort beginnt man allmählich einzuſehen, daß ſich 
die Arbeitsloſigkeit zu einer Gefahr auswachſen 
muß, und daß man dieſer Gefahr dadurch begeg⸗ 
nen muß. daß man ſie zu beſeitigen verſucht. 

Als ein Mittel wird, wie ich ſagte, die Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit angeſehen. Das wird auch 


iche in dem Antrag Druckſache Nr. 2 zum Ausdruck ge⸗ 
Viele bracht. 


Bevor dieſer Antrag eingebracht wurde, 
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hat der Allgemeine Deutſche Gewerkſchaftsbund 


zu dieſem Problem gleichfalls Stellung genom⸗ 


men. Er hat dabei unſere Danziger Verhältniſſe 


beſonders unter die Lupe genommen und hat ſich 


die Frage vorgelegt, welche Mittel wir in Dan⸗ 


zig in Anwendung zu bringen haben, um der 
ſtandig ſteigenden Erwerbsloſigkeit zu begegnen. 


Es wurden im Weſentlichen drei Mittel vorge⸗ 


ſchlagen, die wir auch hier in dieſem Antrag nie⸗ 
dergelegt finden, einmal die Verkürzung der Ar⸗ 
beitszeit auf 40 Stunden pro Woche, zum zweiten 


Beſchaffung von Arbeitsmöglichkeit und zum drit⸗ 
ten ſtrikte Durchführung des Arbeitsvermittlungs⸗ 
geſetzes, Fernhaltung jeden Zuzugs und Ausſchal⸗ 
tung aller überflüſſigen ausländiſchen 
kräfte im Danziger Wirtſchaftsgebiet. Dieſe For⸗ 
derungen wurden am 25. November der Regie- 
rung der Freien Stadt Danzig überreicht. Eine 
Entſcheidung darüber iſt bis heute noch nicht ge⸗ 
fallen. Eine richtige Regierung iſt 
nicht da, ſo daß wir wahrſcheinlich noch eine kleine 
Weile werden warten müſſen. Die Antragſteller 
fordern im Weſentlichen dasſelbe, allerdings nur 
Verkürzung der Arbeitszeit auf 7 Stunden. Sie 


iind alſo beſcheidener als die Wirtſchaftliche Ver⸗ 
Sie fordern weiter eine Verkürzung 
der Arbeitszeit für die Jugendlichen. Dieſer Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit auf ſechs Stunden für ju⸗ 
gendliche Arbeiter wird man ohne weiteres zu⸗ 
ſtimmen können. Darüber hinaus wird auch hier 
Beſchaffung von Arbeit gefordert, nur will es uns 


einigung. 


ſcheinen, als wenn die eingeſetzten Mittel viel zu 
gering ſind. (Abg. Plenikowſki: Sehr richtig!) 
Denn mit einer einzigen Million kann man kei⸗ 
neswegs den wachſenden Schwierigkeiten begeg⸗ 
nen. Das würde vielleicht für tauſend Erwerbs⸗ 
loſe zwanzig Wochen reichen. Damit kann man 
alſo noch nicht helfen. 

Die Sozialdemokratiſche Partei hat erkannt, 
daß der Erwerbsloſigkeit nur durch produktive Ar⸗ 
beit geſteuert werden kann. Sie verſuchte, für 
Zwecke des Wohnungsbaus eine Anleihe herein- 
zubringen. Dieſe Anleihe iſt geſcheitert. (Abg. 
Plenikowſki: Wie iſt es mit der Kreuger⸗An⸗ 
leihe?) Eine Koalitionspartei wollte den Bedin⸗ 


gungen dieſer Anleihe nicht zuſtimmen. Jetzt kön⸗ 


nen wir zwar nicht bauen, dafür müſſen wir aber 
aus laufenden Mitteln für die Erwerbsloſen ſor⸗ 


gen. Um dieſe Pflicht, für die Erhaltung der Er⸗ 


werbsloſen zu ſorgen, kommen wir nicht herum. 
Neuerdings ſcheint es aber ſo, als wenn ſich auch 
in den Reihen dieſer Koalitionsparteien, des Zen⸗ 
trums, ſich gewiſſe Leute ein Gewiſſen aus der da⸗ 
maligen Ablehnung machen; denn auch der Deut⸗ 
ſche Gewerkſchaftsbund hat im Dezember zu der 
Frage Stellung genommen und kommt im weſent⸗ 
lichen zum ſelben Schluß. Auch er fordert Verkür⸗ 
zung der Arbeitszeit ohne Lohnabzug, Hebung der 
Kaufkraft Beſchaffung von Arbeit. Weiter fordert 


er die ſtrikte Vermittlung nach dem Arbeitsver⸗ 


mittlungsgeſetz. Wir ſehen alſo, daß ſich bereits 
weite Kreiſe mit dieſer Frage befaſſen und die Er⸗ 
kenntnis, daß hier etwas geſchehen muß, ſich 
immer weiter und weiter Bahn bricht. Uebrig 


bleibt letzten Endes nur noch der Herr Syndikus 
Voigt, der die Wirtſchaftskriſe durch Abbau der 
Löhne beſeitigen will. Er kann es ja einmal ver⸗ 


Arbeits⸗ 


auch noch 
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ſuchen die Löhne um 20 oder 30 Prozent zu kür⸗ 
zen. Er wird hinterher gleich feſtſtellen können, 
daß um dieſen Betrag in Danzig weniger Waren 
gekauft werden, und daß er mit dieſem ſeinem 
Plan vom Regen in die Traufe geraten iſt. 

Meine Partei wird dem Antrag der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei zuſtimmen. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten) Sie wird aber darüber hinaus im 
Ausſchuß noch Zufatzanträge ſtellen, weil wir 
nicht, wie der Vertreter der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei ſagte, in dieſem Antrag ein Agitationsmittel 
erblicken, ſondern weil wir gewillt ſind, an Hand 
von praktiſchen Beiſpielen tatſächlich Mittel und 
Wege aufzuzeigen, wie der Erwerbsloſigkeit ge⸗ 
ſteuert werden kann. (Zuruf des Abg. Dr. 
Thimm.) Wenn ich von der Seite der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei immer wie⸗ 
der den Zwiſchenruf höre: „Jetzt wollen Sie, frü⸗ 
her nicht“, dann ſollte man doch mit ſolchen Zwi⸗ 
ſchenrufen recht ſparſam umgehen. (Zwiſchenrufe). 
Als wir in der Koalition waren, haben wir einer 
Vorlage zuſtimmen müſſen, weil wir die Koali⸗ 
tion aus beſtimmten Gründen nicht gefährden 
wollten. Aber Sie ſind ja noch gar nicht in der 
Koalition geweſen und haben heute durch die Zu— 
ſtimmung zu der Neuregelung des Senatoreit- 
Penſionsgeſetzes bewieſen, daß Sie, trotzdem Sie 
ſich nicht in der Koalition befinden und daher 
ohne Bindung ſind, Ihre Zuſtimmung für etwas 
gegeben haben, was Sie während der Wahl und 
vor der Wahl aufs ſchärfſte bekämpft haben. Sie 
haben daher keine Urſache zu ſagen, jetzt erſt, jon- 
dern wenn Sie eine Arbeiterpartei ſein wollen, 
haben Sie jetzt, wo ſich eine ſozialiſtiſche Mehrheit 
zeigt, die Möglichkeit, dieſen Anträgen zuzuſtim⸗ 
men und zum Siege zu verhelfen. (Abg. Greiſer: 
Sie werden doch nicht behaupten, daß Sie Sozia⸗ 
liſt find! — Abg. Plenikowſki: Aber Sie, Senato⸗ 
ren⸗Sozialiſt!) 

Ueber den Rahmen der geſtellten Anträge hin⸗ 
aus wird noch eine Reihe anderer Maßnahmen in 
Erwägung zu ziehen ſein. Noch immer werden 
in Danzig trotz rieſiger Erwerbsloſigkeit eine ganz 
erhebliche Anzahl Ueberſtunden gemacht. Es 
gibt noch Betriebe, und ſehr häufig Kleinbetriebe, 
wo 10 und 12 Stunden pro Tag und noch länger 
gearbeitet wird. (Abg. Plenikowſki: Arczynſki hat 
das verneint!) Man wird daher in Erwägung zu 
ziehen haben, ob diejenigen Arbeitgeber, die in 
gewiſſenloſeſter Weiſe bei der gegenwärtigen Not⸗ 
lage noch Ueberſtunden arbeiten laſſen, nicht mit 
der Entrichtung eines vollen Stundenlohnes an 
die Staatskaſſe herangezogen werden müſſen. Im 
Augenblick, wo ihnen die Geſchichte zu teuer wird, 
werden Sie ſich endlich dazu entſchließen, anſtatt 
der vielen Ueberſtunden, mehr Arbeitskräfte ein⸗ 
zuſtellen. (Sie werden den Laden zumachen! 
rechts!]. Sie ſchließen auch nicht, wenn wir die 
Ueberſtunden einklagen und der Betreffende 1000 
Gulden nachzuzahlen hat. Die holt er aus dem 
Strumpf heraus und wurſtelt dann wieder weiter. 
| Auch dieſe Maßnahmen wird man zu erwägen ha⸗ 
ben. Man wird ſich aber auch mit den Doppelver⸗ 
dienern beſchäftigen müſſen und überlegen, ob es 
nicht richtiger iſt, die Jugend noch ein Jahr in 
der Schule zu belaſſen und an deren Stelle ſchon 
reifere Menſchen dem Produktionsprozeß zuzufüh⸗ 
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(Joſeph, Abgeordneter) 


ren. (Abg. Raſchke: Die Familien hungern jetzt 


ſchon!) Auch da gibt es Auswege. Wenn man 


den ernſten Willen hat, an der Verbeſſerung der 
Verhältniſſe mitzuarbeiten, wird ſich ein Weg 


finden laſſen, der uns aus dieſem großen Elend 
der Erwerbsloſigkeit herausführt. Für meine Par⸗ 
tei kann ich erklären, daß wir in ernſthafteſter 
Weiſe an der Verbeſſerung des Urantrages mit⸗ 
arbeiten werden. (Bravo! bei den Sozialdemo⸗ 
kraten) — (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen, 
daß dieſer Antrag dem Wirtſchaftsausſchuß über⸗ 
wieſen wird!) 

Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Gemäß Vereinbarung im Aelteſten⸗ 
Ausſchuß wird vorgeſchlagen, dieſen Antrag dem 
Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
erhebt ſich nicht, es iſt jo beſchloſſen. Wir kommen 
zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 
Beſteuerung der großen Vermögen und 
Einkommen. 

Druckſache Nr. 3. M. D. u. H.! bevor ich Herrn 


Abg. Kreft das Wort gebe, ſtelle ich folgendes feſt: 


In der letzten Sitzung hat der Herr Abg. Greiſer 
inbezug auf das hohe Haus von einem Saftladen 
geſprochen. Nach Rückſprache im Aelteſtenausſchuß 
erteile ich dem Herrn Abg. Greiſer dafür einen 
Ordnungsruf. Das Wort hat der Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
haben am 21. November dieſen Antrag in der 
Druckſache Nr. 3 eingebracht, weil wir an Hand 
unſerer Erfahrungen aus der Vergangenheit wuß⸗ 
ten, daß bei allen Geſetzesanträgen, die wir ſtellen 
würden, uns immer die Frage der Deckung ent⸗ 
gegen gehalten würde. Wir haben ſchon einige 
Male von dieſer Stelle aus erklärt, daß man die⸗ 
ſen Antrag auf die lange Bank geſchoben hat, daß 
en ihn nicht zuerſt behandelt hat, weil mit der 
Annahme dieſes Antrages die Möglichkeit gegeben 
wäre, verſchiedene Anträge, die von uns hier ſchon 
geſtellt ſind, beſonders den Antrag auf Gewährung 
einer Wirtſchaftsbeihilfe an die Erwerbsloſen, an⸗ 
zunehmen. 

Uns iſt es ſelbſtverſtändlich klar, daß genau 
wie in der Vergangenheit, ja noch viel ſchärfer, 
der größte Wert auf Maſſenſteuern gelegt wird, 
daß man unter allen Umſtänden verſuchen wird, 
neben der Wirtſchaftskriſe, die auf den Schultern 
der Arbeiterſchaft laſtet, noch die Steuerlaſten in 


zwar als laufende Steuer. 


Zukunft gewaltig zu verſchärfen. Auf der andern 


Seite können wir feſtſtellen, daß unter der Parole 


„Rettung der Wirtſchaft“ unter der Parole „För⸗ 
derung der Wirtſchaft“ alle möglichen Maßnah⸗ 


men durchgeführt werden, um dem Unternehmer⸗ 


tum Erleichterungen, Stundungen und Steuer⸗ 


ſtreichungen zu gewähren. Beſonders in Danzig 
haben wir dies in den letzten Jahren feſtſtellen 
können. Auf dem Gebiet der Steuerhinterziehung 


und der Steuerſtundungen iſt ganz Gewaltiges ge⸗ 


leiſtet worden. 


Unſer Antrag geht dahin, daß ſo ſchnell wie 
wohnerwehr 


möglich Mittel bereit geſtellt werden ſollen, um 
die unbedingt notwendigen Maßnahmen zur Lin⸗ 
derung der brennendſten Not der Arbeiterſchaft 
vorzunehmen. Wir gehen davon aus, daß man 


bedingt notwendigen Ausgaben gedeckt 


Geld nur da holen kann, wo welches zu holen iſt, 


daß man von einem Erwerbsloſen, einem Klein⸗ 
rentner, einem kleinen Gewerbetreibenden oder 
den Angeſtellten auf Grund der Belaſtung, die 
heute ſchon auf dieſen Schultern ruht, nichts mehr 
holen kann. Deshalb verlangen wir eine Sonder⸗ 
beſteuerung für alle Vermögen über 500 000 Gul⸗ 
den und zwar eine einmalige Beſteuerung von 20 
Prozent. Wir glauben mit dieſem Antrag wirk⸗ 
lich niemand wehe zu tun. Diejenigen, die 500 000 
Gulden haben, können ſehr gut 20 Prozent auf 
den Altar ihres Vaterlandes opfern. Heute werden 
wirklich Mittel gebraucht, nicht nur um die not⸗ 
wendigen ſozialen Fragen zu löſen, ſondern auch, 
um die Bedürfniſſe des Staatsapparates zu be⸗ 
friedigen. M. H. Nationalſozialiſten, Sie Freſſer 
der großen raffenden Vermögen, haben die Mög⸗ 
lichkeit, 50 Prozent zu beantragen. (Zuruf des 
Abg. Senftleben) Sie Moſtrichmann werden bald 
aufplatzen. Freuen Sie ſich, daß Sie jetzt germa⸗ 
niſche Mannen vor ſich ſitzen haben. Wir freuen 
uns und glauben, daß Sie recht lange mit Ihren 
germaniſchen Mannen Politik treiben können. 
Wir glauben aber, daß der Volldampf, den die 
Herren dem Senat machen wollten, hinter ihnen 
ſelbſt gemacht werden wird, ſo daß ſie nicht mehr 
die Möglichkeit haben werden, dies verräteriſche 
Spiel an ihren Wählern und an allen denjenigen, 
die ſich in dem Wahn befunden haben, daß ſie eine 


Arbeiterpartei wären, zu treiben. 


Wir verlangen zweitens eine Beſteuerung der 
Dividenden und der ausgeſchütteten Gewinne der 
gewerblichen Unternehmungen in Höhe von 20 
Prozent. Wir wollen denjenigen, die ihre Haupt⸗ 
beſchäftigung darin haben, Kuponchen zu ſchnei⸗ 
den, nicht alles wegnehmen, ſondern ſie ſollen nur 
20 Prozent opfern. Es iſt alſo eine Forderung, 
die dahin geht, daß ihnen bei dieſer Abgabe noch 
ſo viel übrig bleibt, daß ſie in Zukunft ein ſorgen⸗ 
freies Leben führen können. Drittens verlangen 
wir eine Sonderſteuer für Tantiemen⸗Vergütun⸗ 
gen in Höhe von 20 Prozent. Es ſind alſo alles 
Steuern, die den Beſitz treffen. Alle die Raffer, 


die weiter nichts tun, ſondern von dem Blut der 


Arbeiterſchaft ein ſorgenfreies Leben führen, ſol⸗ 
len betroffen werden. 

In $ 4 verlangen wir eine Sonderſteuer, und 
Das iſt der Entwurf, 


den wir am 21. November eingebracht haben. 


Dieſer Antrag hätte, wenn auch nicht Millionen, 


aber jedenfalls ſoviel Mittel gebracht, daß die un⸗ 
werden 
konnten. Aus dieſem Grunde ſtellten wir den An⸗ 
trag. M. D. u. H. Wir haben heute geſehen, daß 
bei den Senatorengehältern die Deckungsfrage 
nicht geſtellt wird. Wir werden auch in Zukunft 
ſehen, daß bei andern Ausgaben niemals nach der 
Deckung gefragt wird, ſondern daß immer wieder 
betont wird, daß dieſe Ausgaben im Intereſſe des 
Staates notwendig ſind. (Abg. Plenikowſki: Ein⸗ 
wohnerwehr!) Wir haben heute auch gehört, daß 
Mittel eingeſpart werden ſollen, um ſie der Ein⸗ 
hintenherum zuzuſtecken. (Abg. 
Schütz: Vor der müſſen Sie doch rieſig Furcht ha- 
ben!) Wir haben ſo viel Reſpekt vor der Einwoh⸗ 


nerwehr, wie die Arbeiterſchaft vor einem korrup⸗ 


ten Arbeitervertreter Schütz hat. Die Arbeiter⸗ 


0 


(D) 


— > 


| 
4 


(A 


(B 


— 


— 


56 Volkstag Danzig — 4. Sitzung. 
(Kreft, Abgeordneter) 
ſchaft wird ſich vor der Einwohnerwehr ſchützen 
und auch vor einem korrupten Schütz. 

Das Schauſpiel, das hier aufgeführt wird, iſt 
wirklich zum Hundeheulen. Die Herren, die jahre⸗ 


lang in der Regierung jagen, und rücksichtslos alle 


Abbaumaßnahmen durchgeführt haben, ſtellen ſich 
jetzt hier als Radikalinskis hin und entdecken 
plötzlich ihr Herz für die Arbeiterſchaft. Sie m. H. 
Sozialdemokraten, haben gemeinſam mit dem 
Zentrum, ja Sie haben dem Zentrum erſt die 
Möglichkeit gegeben, den Stahlhandſchuh anzuzie⸗ 


hen, um für eine beſtimmte Zeit die ſcharfen Kan⸗ 


ten für die Leute abzuſchleifen. Wenn Sie ge⸗ 
nügend korrumpiert ſein werden, wenn der Ein⸗ 
fluß zu ſchwinden anfängt, werden die Herren von 
rechts hinausgeworfen und Sie werden wieder in 
die Regierung hineingehen. Dies Schauſpiel kennt 
die Arbeiterſchaft ſchon. Sie hat auf alle Geſetzes⸗ 
maßnahmen, die hier durchgeführt werden, ein 
wachſames Auge. Sie m. H. Nationalſozialiſten 
konnten ſich in einer der erſten Sitzungen nicht ra⸗ 
dikal genug gebärden. Sie haben in den ganzen 
Wochen und Monaten draußen einen Ton ange⸗ 


ſchlagen, der letzten Endes dazu führte, daß die 


Arbeiter ſagten: „Die Leute ſind ja radikaler als 
die Kommuniſten.“ Schon damals und heute ſagen 
wir den Arbeitern immer wieder: „Das ſind die 
treuſten und gemeinſten Knechte des Kapitalismus. 
Ihre Geſichtszüge, wie man ſie hier ſieht, bewei⸗ 
ſen das am allerbeſten. Sie ſind die gemeinſten 
und treueſten Knechte der Deutſchnationalen. Sie 
ſind diejenigen, für die der Ausſpruch gilt: Sie 
haben nichts mit Sozialismus zu tun. Wir glau⸗ 
ben mit Beſtimmtheit, daß Sie trotzdem eine hi- 
ſtoriſche Rolle zu erfüllen haben. Die Arbeiter⸗ 
und Angeſtelltenſchichten, die Sie radikaliſiert ha⸗ 
ben, werden nicht zu den Deutſchnationalen gehen, 
die werden zu uns kommen und mit uns gemein⸗ 
ſam kämpfen. Das iſt Ihre hiſtoriſche Rolle, die 
Sie zu erfüllen haben und nicht das ſagenhafte 
dritte Reich, das Sie den Arbeitern auf dem 
Präſentierteller vorſetzen. 

Wir ſind uns darüber klar, daß in Zukunft der 
Kampf gegen die Arbeiterſchaft noch viel ſchärfer 
und rückſichtsloſer durchgeführt wird. So wie man 
in Deutſchland von der Polizei die Arbeitermaſ⸗ 
ſen niederknütteln läßt, wird man auch in Danzig 
dieſelben Methoden durchführen. Dies iſt der ein⸗ 
zige Weg, der Ihnen übrig bleibt. Sie werden 
immer verſuchen, alle Leiden und Laſten auf die 
Schultern der Arbeiterſchaft abzuwälzen. Das 
wird nur ſo lange gehen, wie es ſich die Arbeiter⸗ 
ſchaft gefallen läßt. Der Weg des Gefallens wird 
nach unſerer Auffaſſung ein ſehr kurzer ſein. Wenn 
Sie noch etwas Ehrgefühl haben ſollten, nach un⸗ 
ſerer Auffaſſung haben Sie es nicht, ſo ſtimmen 
Sie unſerm Antrag zu. Wir wiſſen aber, daß Sie 
das als treueſte Fridoline von Dr. Ziehm und 
Konſorten nicht dürfen. Wir wiſſen auch weiter, 
daß die Gärung innerhalb Ihrer Reihen ſchon 
anfängt. (Abg. Greiſer: Schon ſüßer Moſt gewor⸗ 
den!) Ich glaube, Herr Greiſer, Sie beſtehen über- 
haupt nur aus Moſt. Ihr Gehirn iſt in Mün⸗ 
chen und der Hintern iſt in Danzig. Sie ſind er⸗ 
kannt. Wenn Sie ernſt genommen werden wol⸗ 


len, müſſen Sie verſuchen, wenigſtens zu einem 
Teil zu verwirklichen, was Sie während der Wahl 
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hinauspoſaunt haben. Das ſchreiben Sie ſich ge⸗ 
fälligſt hinter Ihre Löffel, damit Sie es in Zu⸗ 
kunft beſſer verſtehen. Stimmen Sie unſerem An⸗ 
trage zu, dann werden Sie das Vertrauen Ihrer 
Mahler vielleicht für eine beſtimmte Zeit aufrecht 
erhalten. Sie können es nicht, weil Dr. Ziehm, 
Schwegmann und Konſorten es nicht erlauben. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Reuter. 

Reuter, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir haben 
zu dieſem Antrag einiges zu ſagen, da er zum 
Teil unſeren Richtlinien entſpricht. Zunächſt die 
Sonderbeſteuerung für Millionäre und alle Ver⸗ 
mögen über 500 000 Gulden. Das wäre ſehr ſchön 
und gut, Herr Plenikowſki, wenn Sie uns die 
Millionäre zeigten, die dieſe 500 000 oder 1 Mil⸗ 
lion Gulden in bar liegen haben und uns den Weg 
wieſen, wie wir da herankommen. Bringen Sie 
meinetwegen ein Geſetz ein, die Millionäre ſolange 
bei Waſſer und Brot feſtzuſetzen, bis ſie freiwillig 
20 Prozent ausſpucken. Dann würden wir dafür 
ſtimmen. (Sie ſtimmen dagegen! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Tatſächlich iſt die Sache ſo, daß ein Be⸗ 
trieb zwar 500 000 Gulden Wert repräſentieren 
kann, die jedoch in Maſchinen, Liegenſchaften, Ge⸗ 
bäuden uſw. inveſtiert ſind. Wenn dieſen Betrie⸗ 
ben heute 20 Prozent, das ſind 100 000 Gulden 
abgeknöpft werden ſollen, iſt die Folge, daß der 
Betriebsinhaber zu irgend einer Bank gehen muß, 
um die 100 000 Gulden zu pumpen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Warenhäuſer werden auch betroffen!) 
Sie wiſſen ganz genau, daß, wenn heute einem 
Unternehmen, welches 500 000 Gulden Wert re⸗ 
präſentiert, 100 000 Gulden entzogen werden und 
der Inhaber dieſe 100 000 Gulden pumpen will, 
er das ganze Anternehmen verpfänden muß. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Plenikowſki.) So ſchlau waren wir 
immer. Wenn wir dieſem Antrag nicht zuſtimmen, 
ſchützen wir damit nicht das Kapital, ſondern den 
Angeſtellten, der darunter leiden würde. Der 
Unternehmer müßte ja die Bude zumachen und 
der Betrieb würde kaputt gehen. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Der Antrag mutet mich an, als 
wenn der kleine Fritz vorm Bäckerladen ſteht und 
denkt, was das für große Herrlichkeiten ſind und 
hinter dem Schaufenſter ſitzt der Meiſter und ſtu⸗ 
diert die Vorladung zum Offenbarungseid. Wei⸗ 
ſen Sie die Vermögen nach. Weiſen Sie uns die 
Leute nach, die 1 Million oder 500 000 Gulden in 
bar liegen haben, heute lieber als morgen. Nen⸗ 
nen Sie die Betreffenden und geben Sie den Weg 
an, ſie zu bekommen. Sie wiſſen genau, daß das 
Geld längſt überwieſen iſt und ſich im Auslande 
befindet. Keiner hat hier mehr ſein Vermögen 
liegen. Wenn es nicht in Deutſchland iſt, ſo iſt es 
in der Schweiz. (Zuruf rechts.) Das ſtimmt inſo⸗ 
fern nicht, als dieſe 800 000 Mark 1926 nicht an 
die Kommuniſtiſche Partei, ſondern an den „Vor⸗ 
wärts“ abgeführt worden ſind, damit er ſich ſa⸗ 
niere. Tatſache iſt, daß bei Jakob Goldſchmidt 
neben dem Konto des „Vorwärts“ das Konto der 
„Roten Fahne“ figuriert. Wenn der davon hört, 
daß Sie die Dividende beſteuern wollen, werden 
Ihnen die internationalen Israeliten auf den 
Kopf kommen. (Zuruf.) Die Angeſtellten werden 
dort gemeiner behandelt, als in irgend einem an⸗ 
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Meuter, Abgeordneter) 

deren Betrieb. Sie verkoppeln die Dividendenbe⸗ 
ſteuerung mit der Beſteuerung der ſonſtigen aus⸗ 
geſchütteten Gewinne. (Zuruf bei den Kommu⸗ 
niſten.) Darunter würde man den tatſächlichen Er⸗ 
werb aus dieſen Unternehmen verſtehen, der nun 


ſo beſteuert würde, daß ein Zuſammenbruch die 


Folge wäre. Die Dividenden ſtellen aber ein ar⸗ 
beitsloſes Einkommen dar, das wir wegſteuern 
wollen. (Abg. Plenikowſki: Ziehm verbietet das!) 
Das wird er nicht verbieten. Eine beſondere 
Steuer wünſchen wir auf die Aufſichtsratstan⸗ 


tiemen. Wir find dafür, daß fie in Höhe von 100 


Prozent weggeſteuert werden. Aber da ſollen Sie 
auch die Wege weiſen. Sie wiſſen genau, daß die 
Betriebe, die Dividenden zahlen, Filialbetriebe 
ind und daß diejenigen, welche die Tantiemen 
ſchlucken, das Geld auf deutſche Konten überwieſen 
bekommen. Dieſe Wege zu beſchreiten, ſind wir 
heute noch nicht in der Lage. Wenn wir am Ru⸗ 
der find, werden wir fie gehen. (Abg. Plenikowſki: 
Sie ſind ja am Ruder!) Das ſind wir nicht. Wenn 
wir in einem ſouveränen Staat am Ruder ſind, 
werden wir dieſe Wege beſchreiten. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: And Italien?) In Italien liegen die 


Verhältniſſe inſofern ganz anders, als dort das 


internationale Judentum nur 70 000 Seelen re⸗ 
präſentiert, die gar keine Rolle ſpielen. (Abg. 
Plenikowſki: Aber 
geht ihnen ſehr dreckig in dieſem Punkte. Nun 
kommt die Sonderſteuer auf das Einkommen über 
50 000 Gulden in Höhe von 20 Prozent. Auch 
ſehr ſchön, da ſagen wir auch ja. Aber bezüglich 
der Sache mit den 500 000 Gulden der Betriebe 
müſſen Sie uns noch Näheres mitteilen. Deshalb 
beantragen wir eine Ueberweiſung an den Steuer⸗ 
ausſchuß und werden uns dort ſehr gern mit Ihnen 
Unterhalten. 

Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Herr Abg. 
Reuter hat das bereits geſagt, was wir beantra⸗ 
gen wollten, nämlich den Antrag dem Steueraus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. 

Vizepräſident von Wnuck: Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſchlägt vor, dieſen Punkt 4 der Tagesordnung 
dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 


höre ich nicht; es iſt jo beſchloſſen. Wir kommen 


zu Punkt 5 der Tagesordnung: 
Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. betr. 
et, ee 
ache Nr. 4. D 98 
ag, Bali as Wort hat der Herr 
artſch, Abgeordneter (K. P.): Wenn ich hier 
als Arbeiter zu dem a 1 1 1 85 
en Antrag der Kommuniſtiſchen Partei Stel: 
a. nehme, jo bringe ich dadurch zum Ausdruck, 
1915 die Kommuniſtiſche Partei nicht nur die Par⸗ 
ei der Arbeiter iſt, ſondern daß ſie gleichfalls die 
unteren Beamten und Angeſtellten vertritt. (Wi⸗ 
derſpruch rechts.) Die Kommuniſtiſche Partei be⸗ 
weiſt dies und hat es dauernd bewieſen. Sie hat 
ſich nicht nur mit Worten für die unteren Beam⸗ 
ten und Angeſtellten eingeſetzt. (Abg. Greiſer: 
Das merkt man! Sie haben die Schupiſten am 
Heiligen Abend noch auf die Straße gehetzt!) Die 


deſto mehr verdienen!) Es 
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Kriſe des Kapitalismus wirkt ſich natürlich nicht 
nur bei der Arbeiterklaſſe aus, ſondern auch bei 
den unteren Beamten und Angeſtellten. 

Wenn die Kommuniſtiſche Partei hier einen 
Antrag eingebracht hat, daß die Gehälter und Pen⸗ 
ſionen der oberen Beamten auf 8 000 reſp. 6 000 
Gulden herabgeſetzt werden ſollen, dann zeigt ſie 
damit, daß ſie für die Werktätigen eintritt, die 
heute in dieſem Klaſſenſtaat in der größten Not 
leben müſſen. Die Lage der unteren Beamten 
hat ſich verſchlechtert. Wir wiſſen, daß alle bür⸗ 
gerlichen Parteien die werktätige Bevölkerung ab⸗ 
zulenken verſuchen, indem ſie Scheinmanöver vor⸗ 
nehmen, indem ſie ſagen, wir ſind ja auch gegen die 
hohen Gehälter, wir wollen ja auch damit auf⸗ 
räumen. In Wirklichkeit iſt das Gegenteil der 
Fall. Das hat ja auch der Gen. Plenikowſki hier 
zum Ausdruck gebracht. Ich möchte hier beſonders 
auf die Vertreter der Kapitaliſten hinweiſen, die 
heute in der Regierung ſind, und zwar nicht nur in 
Danzig ſondern auch in Deutſchland, und die Ge⸗ 
hälter beziehen, die ins Grenzenloſe gehen. Ein 
Brüning z. B. hat ein Jahresgehalt von 124000 
Mark, dann die Biſchöfe, der Erzbiſchof von Köln 
bezieht z. B. ein Gehalt von 194000 Mark jähr⸗ 
lich. So geht es weiter. Das ſind aber Leute, die 
ſich beſonders in der Wahlzeit immer hinſtellen 
und von Brüderlichkeit, Menſchlichkeit uſw. ſpre⸗ 
chen. Sie hängen ſich einen Schafspelz um, find 
aber in Wirklichkeit reißende Wölfe, die nur die 
Arbeiter betrügen. Dasſelbe tut die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei, die heute eine bürgerliche Partei 
iſt und die dadurch, daß ſie den Marxismus ver⸗ 
raten hat, immer mehr zu einer kapitaliſtiſchen 
Partei geworden iſt. Die beteiligt ſich natürlich 
mit an dieſem Manövern. Das haben wir ja 
auch ſchon geſehen. Wir wiſſen, daß ſich Leute 
wie Severing, Zörgiebel und wie ſie alle heißen, 
heute immer raffinierter für die Erhaltung des 
kapitaliſtiſchen Syſtems einſetzen und der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung immer mehr Not und Elend 
bringen. Was ſagte ein Severing in bezug auf die 
Erwerbsloſen? Gummiknüppel und harte Waffen 
dürfen nicht geſchont werden. In demſelben Sinne 
handelt ein Arczynſki. Das bewies der ſogenannte 
Heilige“ Abend, wo man mit Seitengewehren 
über die Arbeiter herfiel, die nur riefen: „Wir 
fordern Arbeit und Brot!“ Aber wir wiſſen, die 
Schläge, die die Bourgeoiſie heute an die Arbei⸗ 
terſchaft austeilt, wird dieſe hundertfach zurück⸗ 
zahlen. Aber auch die Beamten der Schupo, die 
über die Arbeiter herfallen wie die Beſtien, ſind 
unſere Klaſſengenoſſen und wir werden auch dieſe 
unteren Beamten für uns gewinnen und auch in 
ihre Reihen eindringen. Sie werden erfahren, daß 
die Kommuniſtiſche Partei berufen iſt, heute das 
Geſchick der Arbeiterſchaft umzuwandeln. 

Dann die Nationalſozialiſtiſche Arbeiter⸗-Par⸗ 
tei. Der Name iſt ſchon die größte Demagogie. 
Wir ſehen es in der Praxis, ſie hat es ſchon in der 
kurzen Zeit bewieſen, daß ſie keine Arbeiterpartei 
iſt. Ich möchte bloß wiſſen, wie ſich ein Arbeiter, 
wie z. B. der Abgeordnete Kalitzki, in der Partei 
vorkommt. Ich muß ſagen, daß er doch nur als 


ein Verräter ſeiner Klaſſe angeſehen werden kann, 
daß ihm von ſeiten der Arbeiterſchaft die größte 
Verachtung zuteil werden muß, weil er gegen die 


(C) 
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(Bartſch, Abgeordneter) 


Intereſſen der Arbeiterklaſſe wirkt. Wenn 


Frick die Negerſteuer eingeführt hat, die die werk⸗ 
tätige Bevölkerung belaſtet, um den Kapitalismus 
mit retten zu helfen. 
immer mehr als das, was ſie in Wirklichkeit iſt, 
die letzte Avant-Garde der Bourgeoiſie, um fie vor 
dem Zuſammenbruch zu retten. Wir Kommu⸗ 
niſten können mit Stolz auf Rußland hinweiſen. 
Dort iſt keine Korruption, dort gibt es keine Rie⸗ 
ſengehälter. (So ſeht Ihr aus! rechts. — Unruhe.) 
Die Nazi⸗Partei hat die Aufgabe, die Arbeiter von 
ihrem Befreiungskampf abzuhalten, die Arbeiter 
zu beſchwindeln, aber Ihr könnt es nicht. Die Ar⸗ 
beiter, die ihre Aufgabe erkannt haben, könnt Ihr 
niemals mit Euren demagogiſchen Phraſen ge— 
winnen. Die gehen den Weg des revolutionären 
Marxismus. Das hat die Wahl in Deutſchland 
bewieſen und auch die Wahl hier. (Zwiſchenrufe 
bei den Nationalſozialiſten.) Wir ſagen, daß ein 
großer Teil der Wähler der Nationalſozialiſtiſchen 
Partei, der Zentrumspartei und der Sozialdemo⸗ 


kratiſchen Partei die Reſerven der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei ſind. Sie werden da ſein, wenn ein⸗ 
mal der Tag der Aufrichtung der Herrſchaft des 


Proletariats kommen wird. Wir werden die re— 
volutionäre Einheitsfront nicht nur innerhalb der 
Arbeiterklaſſe herſtellen, ſondern gemeinſam mit 
den Angeſtellten und unteren Beamten. 

Hier können Sie beweiſen, ob es Ihnen mit 
der Korruption ernſt iſt, wenn Sie dieſen Antrag 
annehmen. Wir wiſſen, daß Sie ſich auch hierbei 
wieder als das entlarven werden, was Sie ſind, 
als Feinde der Arbeiterklaſſe. (Abg. Plenikowſfki: 
nn 9 9 Ueberweiſung an den Hauptaus⸗ 

uß! 

Vizepräſident von Wnuck: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlögt Ueberwei⸗ 
ſung an den Hauptausſchuß vor. Widerſpruch höre 
ich nicht. Es iſt demgemäß beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Gewährung von Straffreiheit. — 
Urantrag des Abg. Raſchke u. Fr. — 

Druckſache Nr. 10. Ich eröfne die Beſprechung, das 
Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir dem 
Hauſe einen Geſetzentwurf über die Gewährung 
von Straffreiheit vorlegen, ſo möchte ich von vorn⸗ 
herein bemerken, daß in der Gewährung keine 
Bitte unſererſeits zum Ausdruck kommen ſoll. Auf 
Grund der Geſchäftsordnung läßt ſich die Ueber⸗ 
ſchrift leider nicht anders faſſen. Wir ſtehen wiel⸗ 
mehr auf dem Standpunkt, daß es Aufgabe der 
Regierung iſt, das gut zu machen, was ſie an den 
Arbeitern in letzter Zeit verbrochen hat. Das Ver⸗ 
brechen beſteht darin, daß über 30 Arbeiter in den 
letzten dreiviertel Jahren zu 20 Jahren Gefängnis 
verurteilt wurden, ohne daß überhaupt ein Anlaß 
vorhanden war. Dieſe Urteile bringen lediglich 
die Rache des kapitaliſtiſchen Staates gegen die 
Arbeiterſchaft zum Ausdruck. Weil wir in einem 
Klaſſenſtaat leben, deshalb hat die eine Klaſſe 
die andere ganz brutal und rückſichtslos beſtraft. 


Sie glaubt, die Arbeiter ins Gefängnis werfen zu 


Dieſe Partei entlarvt ſich 


die 
Nazis von jüdiſcher Regierung und Korruption 
ſprechen, ſo ſehen wir doch andererſeits, daß ein 


| 
| 


müſſen. Die geführten Prozeſſe zeigen mit aller 
Deutlichkeit, daß der Kampf der Arbeiter um mehr 
Lohn und Brot rückſichtslos niedergeſchlagen wird, 
und ſie für den Kampf ſelbſt ins Gefängnis geſteckt 
werden. Es iſt Zeit, m. H. von der Nationalſo⸗ 
zialiſtiſchen Arbeiterpartei, daß Sie den Namen 
Arbeiter aus Ihrer Parteibezeichnung ſtreichen. 
(Das überlaſſen Sie uns! bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) Dann iſt es ſchon angebracht, daß ſie hin⸗ 
ter Arbeiter noch das Wort „Mörder“ ſchreiben; 
denn Arbeitermörderpartei ſind ſie ganz beſtimmt. 
(Unerhört! rechts. — Abg. Reuter: Solche Frech⸗ 
heit kann nur ein Kommuniſt ausſprechen!) Ich 
werde Ihnen dieſe Frechheit mit Tatſachen bele— 
gen. Hitler hat ganz klar zum Ausdruck gebracht, 
daß er ſeine Aufgabe darin ſieht, das revolutio⸗ 
näre Proletariat niederzumorden und niederzu⸗ 
ſchießen. Das iſt ſeine Aufgabe, die er erfüllt 
und die Sie als ſeine Lakaien dauernd vertreten. 
und auch dauernd durchführen. (Abg. Senftleben: 
Die Mörder ſitzen auf einer ganz anderen Seite! 
— Abg. Moritz: Jetzt nicht mehr!) 

Die Juſtiz nimmt einerſeits den kapitaliſti⸗ 
ſchen Staat immer wieder in Schutz, anderſeits 
aber auch die Partei, die, wie geſagt, die Aufgabe 
hat, die Arbeiter hinzuſchlachten und die revoluti- 
onären Arbeiter auszurotten. Dafür hat auch ein 
Prozeß in Danzig den Beweis gebracht. Das war 
der Prozeß, der gegen einen Teil revolutionärer 
Arbeiter aus Anlaß des Zuſammenſtoßes vor dem 
Werftſpeiſehaus geführt wurde. (Abg. Maaß: 
Richtiger Meuchelmord war das!) Da waren Sie 
es, m. H., die die Arbeiter nicht nur provozierten, 
ſondern ſogar überfallen haben. Die Juſtiz war 
es, die Sie in Schutz nahm und die Arbeiter be⸗ 
ſtrafte. (Wer hat die Steine in den Saal gewor⸗ 
fen? bei den Nationalſozialiſten.) Wir haben auf 
dieſem Gebiet tauſendfältige Belege, daß es immer 
jo war. Sie werden in Schutz genommen, die re⸗ 
volutionären Arbeiter werden vom Klaſſengericht 
abgeurteilt (Abg. Reuter: Daher die vielen Toten 
bei uns!) Bei Ihnen Tote? Sicher aus Selbſt⸗ 
mord, weil ſie Ihre Politik nicht mehr mitmachen 
wollen und nicht den Mut haben, ſich zu einer an⸗ 
deren Partei zu bekennen. Sonſt wüßte ich nicht, 
worauf Ihre Toten zurückzuführen ſind. Leſen 
Sie die heutige „Volksſtimme“. Auch ſie muß wie⸗ 
der melden, daß zwei Reichsbannerleute von der 
Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei hingemordet 
worden ſind. Neben dieſen beiden gibt es in 
Deutſchland nicht nur zehn, ſondern hundert Ar⸗ 
beiter, die Ihrem Terror zum Opfer gefallen ſind. 

Ich will aber allgemein zum Ausdruck brin⸗ 
gen, daß ſich dieſe Klaſſenjuſtiz beſonders zur Auf⸗ 
gabe gemacht hat, das revolutionäre Proletariat 
nicht nur durch die Polizei⸗Soldateska, nicht nur 
durch die Polizeikoſacken niederſchlagen zu laſſen, 
ſondern auch auf Monate und Jahre ins Gefäng⸗ 
nis zu ſchicken. Der Landarbeiterprozeß zeigte mit 
aller Deutlichkeit, wie man es von ſeiten des ka⸗ 
pitaliſtiſchen Staates verſteht, Rache an dieſen 
Arbeitern zu nehmen. Ein Bericht des Polizei⸗ 
bräſidiums ſchließt mit folgenden Worten: Im 


Falle einer ſofortigen Entlaſſung der hier feſtge⸗ 
nommenen Perſonen — die damals beim Landar⸗ 
beiterſtreik feſtgenommen wurden, — muß mit 
aller Wahrſcheinlichkeit mit neuen Anruhen ge⸗ 
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aſchke, Abgeordneter) 

rade in dieſer Gegend gerechnet werden, die dahin 
auslaufen könnten, daß der ganze Teil der Land⸗ 
arbeiter in den Streik treten würde.“ Alſo hier 
ſagt die Polizei, wenn die Arbeiter freigelaſſen 
werden, wird ſich der Streik ausdehnen. 

Damit kommt ganz klar und deutlich zum 
Ausdruck, daß es die Juſtiz ſowohl wie die Po⸗ 
lizei iſt, die lediglich den kapitaliſtiſchen Staat in 
Schutz nimmt und die Arbeiter dabei niederſchlägt 
beziehungsweiſe ins Gefängnis ſteckt. Wir haben 
ſchließlich auch erfahren müſſen, daß die Juſtiz in 
der Koalitionsregierung keine Aenderung erfah⸗ 
ren hat, daß man auch bei der Koalitionsregie⸗ 
rung die Maßnahmen anwandte, wie ſie bei der 
Deutſchnationalen Regierung üblich waren . Es 
war beſonders die verfloſſene Regierung, die bei 
dieſem Streik alles daran ſetzte, um den Streik 
niederzuſchlagen, um die Arbeiter dem Klaſſenrich⸗ 
ter auszuliefern. Die „Volksſtimme“ war es, ja 
ſeinerzeit, die den Staatsanwalt auf die Arbeiter 
hetzte. Die „Volksſtimme“ und mit ihr die Koa⸗ 
litionsregierung waren es weiter, die den Appa⸗ 
rat der deutſchnationalen Juſtiz unbeſchadet wir⸗ 
ten ließ. 

Wenn nun hier die Verfaſſung geändert, wenn 
der Volkstag neu gewählt worden iſt, ſo nehmen 
wir dies als Anlaß, um der Regierung unſere Ge⸗ 
ſetzesporlage vorzulegen und zu verlangen, daß ſie 
die Straffreiheit für die bis jetzt Beſtraften aner⸗ 
kennt und zur Durchführung bringt. Es iſt, wie 
geſagt, kein Grund vorhanden geweſen, die Arbei⸗ 
ter mit dieſen drakoniſchen Strafen zu belegen und 
es kann nur im Intereſſe der Regierung ſein, 
wenn das, was Ihre Juſtiz verſaut hat, was Ihre 
Juſtiz an Verbrechen vollbracht, wieder gut ge⸗ 
macht wird. Ich beantrage deshalb, daß dieſer 
Geſetzentwurf dem Rechtsausſchuß überwieſen 
wird, um ſo ſchnell wie möglich endgültig verab⸗ 
ſchiedet zu werden. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Reuter. 

Reuter, Abgeordneter (Nat. Soz.): Auch hier 
müſſen wir uns nach unſerm Grundſatz Gemein⸗ 
nutz geht vor Eigennutz dazu bekennen, daß Leute, 

ie wegen verhältnismäßig geringer Delikte ein⸗ 
geſperrt ſind, unnütz von der Oeffentlichkeit unter⸗ 


politiſche Geſinnung gegenüber dem Staat 


handelte ſich um andere Parteien. 


halten werden. Wir müſſen aber eine Grenze 
zwiſchen Perſonen ziehen, die wegen leichter De⸗ 
likte verurteilt ſind, die auf Grund politiſcher Ver⸗ 
hetzung geſchehen ſind, und Roheitsdelikten, wie 
Meſſerſtechereien uſw. Wir werden deshalb einen 
neuen Antrag einbringen, der das präziſiert. Ein 
Gerichtsverfahren muß da die Grenze ziehen. Es 
muß in einem geordneten Verfahren feſtgeſtellt 
werden, wo die Grenze zwiſchen Roheitsdelikten 
und anderen kleineren Vergehen liegt. Darum 
lehnen wir dieſen Antrag ab. Wir werden aber 
einen anderen einbringen, um nicht den Herren 
Wolga⸗Faſchiſten Gelegenheit zu geben, zu ſagen, 
ſie hätten den Antrag durchgebracht. 
. SR Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
en liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß 919 115 Diesen 
ntrag dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 


ſpruch erfolgt nicht; es iſt entſprechend beſchloſſen. 
ir kommen zu Punkt 7 der Tagesordnung: 


kann man wohl ſagen, inſzeniert. 
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Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. betr. 
das Muſizieren der Beamten. 
Druckſache Nr. 31. Das Wort hat der Herr 
Abg. Moritz. (Abg. Plenikowſki: Die Nazis be⸗ 
gründen nicht einmal ihren Antrag!) 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Das vermiſſe 
ich auch. Es berührt einen eigenartig, daß ausge⸗ 
rechnet die Nationalſozialiſten ſich als Verteidiger 
der Verfaſſung aufſpielen, einer Verfaſſung, die 
ie ſonſt wütend bekämpfen, und ausgerechnet das 
Verbot des Muſizierens der Zollbeamten hat An⸗ 
laß zu dieſem Antrag gegeben. Der Antrag beruft 
ſich auf Artikel 93 der Verfaſſung und ſagt, in ihm 
wäre die Geſinnung und deren Betätigung den 
Beamten garantiert. Das ſcheint mir ein kleiner 
Irrtum zu ſein, und ich weiß nicht, ob Sie auch 
chon darauf geſtoßen ſind. Nach der Verfaſſung 
iſt die Vereinigungs⸗ und Geſinnungs⸗Freiheit der 
Beamten garantiert, aber zwiſchen der Geſin⸗ 
nungsfreiheit und der Betätigung beſteht ein An⸗ 
terſchied, der auch Ihnen (nach rechts) ſogar ein⸗ 
leuchten ſollte. (Muſik iſt ſtaatsgefährlich! bei den 


— 


— 


Nationalſozialiſten.) 


Der Beamte nimmt gegenüber dem Staat eine 
andere Stellung ein als andere Staatsbürger, 
weil der Beamte zu dem Staat in einem Treue⸗ 
verhältnis ſteht. Seine Kritik muß gewiſſe For⸗ 
men des Anſtandes wahren. Ob die Beamten, 
die ſich bei Ihnen organiſieren, dieſe Anſtands⸗ 
formen verfeinern werden, wage ich zu bezweifeln. 
Das Anterordnungs⸗ und Treue-Verhältnis der 
Beamten zu den ausführenden Organen des Staa⸗ 
tes läßt es nicht zu, daß der Beamte in derſelben 
Form wie jeder andere Staatsbürger ſeine partei⸗ 
„bes 
tätigt“. 

Das Verbot des Mufizierens der Beamten: 
Kapelle hat eine gewiſſe Vorgeſchichte. Schon im 
Jahre 1929 wurde eine Verordnung erlaſſen, die 
Vereinigungen von Beamten und Angeſtellten das 
geſchloſſene Muſizieren, die Mitwirkung bei par⸗ 
teipolitiſchen Veranſtaltungen gänzlich unterſagte. 
Dabei haben Sie (nach rechts) anſcheinend nichts 
gefunden, auch keinen Verfaſſungsbruch; denn es 
ö Die Not der 
Muſiker hat zu verſchiedenen Eingaben an den 
Volkstag geführt und auch die Wirtſchaftspartei, 


— Herr Dr. Blavier iſt nicht da — hat ſich zum 


Einreicher einer Großen Anfrage gemacht. Sie 
hat erreicht, daß das Muſizier⸗Verbot verſchärft 
wurde. Und zwar wurde das Muſizieren gegen 
Entgelt verboten. Ein Beamter, der ſich irgend⸗ 


eine Verfügung nicht gefallen laſſen will, weil er 


glaubt, daß ſie in verfaſſungsmäßig garantierte 
Rechte eingreife, kann den vorgeſchriebenen In⸗ 
ſtanzenweg beſchreiten. Er kann ſich beſchweren. 
Den Beamten iſt dieſer Weg auch bekannt; denn 
er iſt wiederholt beſchritten worden, auch dann, 
als die Beamtenſchaft nach unſerer Ueberzeugung 
nicht im Recht, alſo von vornherein im Unrecht 
war. Aber dieſen Weg hat die Zollkapelle nicht 
gewählt. Als Proteſt gegen das Muſizierverbot 
im Auguſt vorigen Jahres, hat ſie ſich nicht in 
einer Beſchwerde Luft gemacht, ſondern ſie hat 


in der Sporthalle als Antwort eine Radaumuſik 
Eine ſo unver⸗ 
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ſchämte Kritik kann ſich keine Regierung gefallen meinſchaft, daß wir den Antrag unterſtützen wer⸗ (O) 


laſſen, ganz gleich, wie ſie zuſammengeſetzt iſt. 

Ich glaube auch nicht, daß es Ihnen darum zu 
tun iſt, verfaſſungsmäßige Rechte zu ſchützen, ſon⸗ 
dern Sie haben parteipolitiſches Intereſſe und aus⸗ 
ſchließlich parteipolitiſches Intereſſe daran. Sie 
glauben, während Ihrer Wahlagitation auf Blech 
in keiner Form verzichten zu können, ſei es nun 
geſprochen oder geblaſen. (Das haben die anderen 
auch gemacht! bei den Nationalſozialiſten.) Wie 
Sie die verfaſſungsmäßigen Rechte der Beamten 
dort, wo Sie einen Zipfel der Macht erreicht haben, 
wahren, haben wir genug aus Thüringen und 
ſonſtwoher gehört. (Kein Beamter wird gemaß⸗ 
regelt! bei den Nationalſozialiſten.) Ein Wort 
von Adolf Hitler lautet: „Eine Einrichtung, die 
nicht mehr entſchloſſen iſt, ſich ſelbſt mit allen Waf⸗ 
fen zu ſchützen, gibt ſich praktiſch auf.“ Dieſes Wort 
gilt auch für Republiken und nicht nur für das 
ſagenhafte dritte Reich. Wo Sie an die Macht ge 
kommen ſind, haben Sie ohne Rückſicht auf verfaſ⸗ 
ſungsmäßige Rechte der Beamten die Verwaltung 
„geſäubert“. Einer Ihrer Führer, Dr. Albrecht, 
hat geſagt, daß alle nationalſozialiſtiſche Beſtre⸗ 
bungen ablehnende Beamte rückſichtslos zu ent⸗ 
fernen ſind, möglichſt ohne Penſion. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Der Anſicht ſind Sie auch! Es iſt alſo Jacke 
wie Hoſe!) Ein Oberpräſident hat in ſeiner Privat⸗ 
wohnung am Verfaſſungstage ſchwarz⸗rot⸗gold ge⸗ 
flaggt und rot, und die Allgemeine Zeitung ſagt 
dazu: „Früher ſchmiß man ſolche Vertreter des 
Staates einfach auf die Straße.“ So werden von 
Ihnen verfaſſungsmäßige Rechte mit Füßen getre⸗ 
ten. In Thüringen war eine der erſten Handlun⸗ 
gen des Kultusminiſters Dr. Frantzen, ſieben 
Schulräte auf die Straße zu ſetzen. Mit Behagen 
hat das die Danziger Allgemeine Zeitung gebracht. 
(Die waren überflüſſig! bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) Sie müſſen daher ſchon entſchuldigen, daß 
bei uns wegen der Aneigennützigkeit Ihres An⸗ 
trages einige berechtigte Zweifel aufſteigen. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Schütz.) 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Schütz, 
ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Das Verbot 
des Muſizierens der Beamten hat ausſchließlich 
ſeine Urſache in der wirtſchaftlichen Not der Zivil⸗ 
muſiker. In dem Antrag, in dem Sie ſich gegen 
die Doppelverdiener wenden, haben Sie Ihre 
Stellungnahme gegenüber den Arbeitsloſen ge⸗ 
kennzeichnet. Sie müſſen ſich dieſen Leuten gegen⸗ 
über verantworten. Das iſt eine Aufgabe, um die 
wir Sie nicht beneiden werden. Da die Not der 
Zivilmuſiker ſo groß iſt, werden wir uns nicht ent⸗ 
ſchließen können, Ihrem Antrag zuzuſtimmen; denn 
noch in letzter Zeit, am 12. Dezember iſt in den 
„Neueſten Nachrichten“ ein Aufruf des Vorſitzen⸗ 
den des Deutſchen Muſiker⸗Verbandes erſchienen, 
der dringend darum bittet, ja nicht auf Dilletanten 
oder auf die Muſik nebenberuflich betreibende 
Perſonen zurückzugreifen, ſondern Muſiker einzu⸗ 
ſtellen. Mit Rückſicht auf die Not der Muſiker 
werden wir Ihren Antrag ablehnen. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Deutſch. 

Deutſch, Abgeordneter (B. A. G.): M. D. u. H.! 


Ich erkläre namens der Bürgerlichen Arbeitsge- 


den. Wir ſehen in dem Verbot einen Verſtoß ge⸗ 
gen die Verfaſſung und die Beamtenrechte. Er⸗ 
ſtens ſteht in Artikel 93 der Verfaſſung, daß den 
Beamten die Freiheit ihrer politiſchen Geſinnung 
garantiert iſt. (Abg. Moritz: Hängt das mit dem 
Muſizieren zuſammen?) Das hängt nicht mit dem 
Muſtzieren zuſammen, ſondern damit, daß Sie die 
Sache doch anders aufziehen wollen, als ſie in 
Wirklichkeit iſt. Weiter iſt auch Artikel 79 der 
Verfaſſung zu beachten, der beſagt, daß jeder das 
Recht hat, innerhalb der geſetzlichen Schranken 
ſeine Meinung durch Wort, Schrift oder in ſonſti⸗ 
ger Weiſe zu äußern. Bei dieſer klaren Rechtslage 
wundert es uns außerordentlich, daß der Senat 
den Mut gefunden hat, eine derartige Verfügung 
zu erlaſſen. Wir können es nicht verſtehen, daß 
der Senat, der doch zweifellos genug Juriſten zur 
Verfügung hat, um ſich juriſtiſch beraten zu laſſen, 
dieſe nach meiner Anſicht nach unbedingt nötige 
Hilfe bei dieſer Verfügung nicht in Anſpruch ge⸗ 


nommen hat. Er wäre ſonſt zu einem andern Er⸗ 


gebnis gekommen. Wir erklären das auch nur 
grundſätzlich zur Sache. Wir wollen uns gar 
nicht in den Streit einmiſchen, ob die Sache ſei⸗ 
tens der betreffenden Muſiker richtig gehandhabt 
wurde oder nicht. Das iſt Geſchmacksſache jedes 
einzelnen, muß aber auch dem einzelnen überlaſ⸗ 
ſen bleiben. Es handelt ſich auch nicht darum, daß 


hier die erwerbsloſen Muſiker geſchädigt werden 


ſollen, weil ohne Entgelt geſpielt wird. Das Mu⸗ 
ſizieren ohne Entgelt iſt aber ausdrücklich verbo⸗ 
ten worden. Wenn es ſich um Muſtzieren gegen 
Entgelt handelt, ſind wir ſelbſtverſtändlich der 
Meinung, daß die erwerbsloſen Muſiker unbedingt 


den Vorrang haben und auf die Beamtenmuſiker 


erſt dann zurückgegriffen werden darf, wenn 
Kräfte fehlen. (Abg. Kloſſowſki: Die arbeitsloſen 
Muſiker können verhungern!) Die Sache liegt doch 
ſo, daß zu ſolchen Verſammlungen nur Muſiker 
genommen werden, die unentgeltlich ſpielen. Ich 
nehme an, daß die Erwerbsloſen kein Intereſſe 
daran haben, unentgeltlich zu ſpielen. 

Jedenfalls ſteht die Bürgerliche Arbeitsge⸗ 
meinſchaft auf dem Standpunkt, daß es rechtlich 
nicht zu verantworten iſt, eine derartige Verfü⸗ 
gung zu erlaſſen und daß man ſich unbedingt auch 
dann, wenn es ſich um Beamte handelt, um das 
Recht kümmern muß. Wir werden deshalb den 
Antrag unterſtützen. 

Vizepräfident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Anläßlich 
der Debatte müſſen wir hier eins feſtſtellen. Es 
iſt hier ſcheinbar ſo, als ob die Nationalſozialiſten 
und Sozialdemokraten ſich hier wieder als Gegner 
gegenüberſtehen. Das ſtimmt nicht. Der Sozialde⸗ 
mokrat Moritz brachte zum Ausdruck, daß Hitler 
erklärt habe, er werde als Nationalſozialiſt rück⸗ 
ſichtslos gegen jeden Beamten vorgehen, der ge⸗ 
gen dieſen Staat kämpfe. Wir wiſſen, daß es die 
Sozialdemokraten auch tun. Die Nazis tun es in 
Thüringen, Braunſchweig uſw. Dann erklären ſie, 
wir kämpfen gegen jeden Beamten, der einer 
ſtaatsfeindlichen Partei angehört. Das erklären 


jeweils Sozialdemokraten und Nationalſoziali⸗ 
ſten. Das iſt nichts anderes als ein Kampf um 


D) 
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— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 


die Futterkrippe, nichts anderes als ein Anbie⸗ 
dern bei der Bourgeoiſie, die Geſchäfte der Bour⸗ 


geoiſie zu beſorgen. Wenn Sie, Herr Kloſſowfki, 
ſagen, wir täten es auch, dann vergeſſen Sie einen 
Unterſchied, nämlich den, daß Sie die Sachwalter 
in einer kapitaliſtiſchen Wirtſchaft in einem ka⸗ 
pitaliſtiſchen Staat ſind. (Abg. Kloſſowſki: Un⸗ 
ſinn!) Wir werden erſt in einem proletariſchen 
Staat Sachwalter werden. Dieſen Unterſchied 
müſſen Sie erkennen. (Zwiſchenrufe.) Glauben 
Sie, es iſt kein kapitaliſtiſcher Klaſſenſtaat, wenn 
Tauſende ein luxuriöſes Leben auf Koſten von 
Millionen führen, die hungern müſſen? Das ſind 
die beiden Klaſſen. (Zuruf des Abg. Schütz.) Hal⸗ 
ten Sie Ihre dreckige Schnauze, verſtehen Sie! 


Vizepräſident von Wnuck: Sie haben den Aus⸗ 
druck Schnauze in Bezug auf einen Volkstagsabge⸗ 
ordneten gebraucht, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. Plenikowſki: Ich werde dieſem Lümmel 
noch ganz etwas anderes ſagen!) Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki, ich erteile Ihnen einen zweiten Ord⸗ 
nungsruf und mache Sie auf die Folgen eines 
dritten aufmerkſam. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Stimmen 
Sie, Herr Kloſſowfki, zu, daß Preußen oder 
Deutſchland ein kapitaliſtiſches Land ſei? Wenn 
Sie auf dieſem Standpunkt ſtehen, dürfen Sie 
unmöglich den Standpunkt Severings und der 
Sozialdemokraten in Preußen verteidigen, daß 


beiden Richtungen, ſondern ein Scheinkampf. In 
Wirklichkeit richtet ſich der Kampf nur gegen die 
Kreiſe, die wirklich revolutionär wirken und wirk⸗ 
lich einen revolutionären Kampf gegen dies Sy⸗ 
ſtem führen. Deshalb iſt dies ganze Gerede der 
Sozialdemokraten auch nichts anderes als ein 
Scheinkampf. Dem gegenüber erklären wir zu die⸗ 
ſer Frage folgendes: Wir werden uns gegen jede 
Schmutzkonkurrenz wenden. Es iſt eine Schmutz⸗ 
konkurrenz, wenn man den Berufsmuſikern Ein⸗ 
nahmen wegnimmt, wenn man Veranſtaltungen 
macht mit Eintrittspreiſen von 6, 10 und 20 Gul⸗ 
den und dann erklärt, die Kapelle ſpielt unent⸗ 
geltlich, während ſie in Wirklichkeit eine Ent⸗ 
ſchädigung bekommen hat. (Erzählen Sie doch 
keine Sachen! bei den Nationalſozialiſten). 


Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Druckſache Nr. 31 dem Hauptausſchuß zu überwei⸗ 
ſen. Widerſpruch erfolgt nicht; es iſt dementſpre⸗ 
chend beſchloſſen. Die Tagesordnung iſt jetzt been⸗ 
det. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, als Ter⸗ 
min für die nächſte Sitzung Mittwoch, den 7. Ja⸗ 
19 5 1931 mit folgender Tagesordnung feſtzu⸗ 

etzen: 

| 1. Endgültige Wahl eines Präſidenten und zweier 
| Vizepräſidenten (8 6 der Geſch. Drdn.). 

i 2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betreffend 
; die Rechtsverhältniſſe der Mitglieder des Senats. 


alle Beamte entfernt werden müſſen, die gegen (Senatorengeſetz). N 
dieſen Staat Preußen im revolutionären Kampf 3. Antrag des Abo. Sananau und Fraktion Betr. Ban 
ſtehen. Aber Preußen iſt genau ſo kapitaliſtiſch lung einer Unterjtüsung an Kleinfiſcher,. Druckſache 


wie Danzig. Preußen iſt genau ſo kapitaliſtiſch 3 

Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt weiter vor, den 
Präſidenten zu ermächtigen, weitere Punkte auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Ich höre keinen Wi⸗ 
derſpruch. Es iſt dementſprechend beſchloſſen. Die 
Sitzung iſt geſchloſſen. 


wie Thüringen. Ueberall werden die Regierungen 


rückſichts los gegen die vorgehen, die es wagen, den 
Kampf gegen dieſe „heilige“, bürgerlich⸗kapitali⸗ 
ſtiſche Ordnung aufzunehmen. Wenn nun in 
Preußen auch teilweiſe Nationalſozialiſten kaltge⸗ 
ſtellt werden, in Thüringen Sozialdemokraten, ſo 
iſt das kein grundſätzlicher Kampf zwiſchen dieſen 


| (Schluß der Sitzung 7 Uhr 20 Minuten.) 
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Raſchke fünf, Abg. Gaitowſki 3, 


63 
Vizepräſident Gaikowſki: Ich eröffne die 
fünfte Vollſitzung des Danziger Volkstags und 


rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Endgültige Wahl eines Präſidenten und 
zweier Vizepräſidenten gemäß $ 6 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung. 925 

Wir kommen zunächſt zur Wahl des Präſidenten, 
und ich bitte um Vorſchläge. (Gehl! links). Es iſt 
der bisherige Präſident Gehl vorgeſchlagen (Abg. 
Plenikowſki: Wir widerſprechen!) Es iſt Wider⸗ 
ſpruch erhoben, wir kommen daher zur Zettel⸗ 
wahl. Ich bitte die D. u. H., ihre Plätze einzu⸗ 
nehmen und mit dem Namensaufruf zu beginnen. 
(Geſchieht — Abg. Schütz: Ich bin noch gar nicht 
aufgerufen worden! — Machen Sie Ihre Ohren 
beſſer auf! bei den Kommuniſten) Iſt von den 
D. u. H. jemand nicht aufgerufen worden? Das 
iſt nicht der Fall, ich bitte die Auszählung vorzu⸗ 
nehmen. An ihr beteiligten ſich 68 D. u. H. Es 
erhielten Stimmen: der Abg. Gehl 39, der Abg. 
Plenikowſki ſieben, der Abg. v. Wnuck 18. Außer⸗ 
dem wurden vier weiße Stimmzettel abgegeben. 
Herr Abg. Gehl iſt mithin zum erſten Präſidenten 
des Volkstages gewählt worden. Ich frage ihn, ob 
er die Wahl annimmt. (Abg. Gehl: Jawohl!) Ich 
danke, Herr Präſident und bitte Sie, Ihren Platz 
einzunehmen. (Abg. Greiſer: Schon ſchlechter ge⸗ 
worden!) 

Präſident: Wir kommen zur Wahl eines Vize⸗ 
präſidenten. Die Wahl kann durch Zuruf erfolgen, 
wenn kein Widerſpruch erfolgt. Widerſpruch höre 
ich nicht. (Abg. Plenikowſki: Wir widerſprechen!) 
Das war einen Augenblick zu ſpät. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Es muß doch ein Vorſchlag kommen!) Es 
war kein Vorſchlag, dann gilt der Widerſpruch. 
Ich eröffne den Wahlgang und bitte, die Namen 
aufzurufen. (Abg. Plenikowſki: Wer iſt vorge⸗ 
ſchlagen? — Abg. Kurowſfki: Plenikowſki!) Iſt 
jemand nicht aufgerufen worden? (Baggermei⸗ 
ſter Schütz! links. — Heiterkeit.) Der Wahlakt iſt 
geſchloſſen. An der Wahl beteiligten ſich 53 D. u. 
H. Davon bekam der Abg. von Wnuck 41, Abg. 
ke Abg. Pleni⸗ 
kowſki eine, Abg. Kreft eine Stimme, Abg. Dr. 
Blavier ‚eine Stimme. (Heiterkeit). Außerdem 
wurde ein weißer Zettel abgegeben, zuſammen 53 
Stimmen. Der Abg. von Wnuck iſt damit zum 
erſten Vizepräſidenten gewählt. Ich frage, ob Sie 
die Wahl annehmen. (Abg. von Wnuck: Jawohl!) 
Wir kommen zur Wahl eines zweiten Vizepräſi⸗ 
denten. (Abg. Weiß: Herr Gaikowſki wird vorge⸗ 
ſchlagen! — Abg. Plenikowſki: Wir widerſpre⸗ 
chen!) Es muß alſo Zettelwahl ſtattfinden. (Abg. 
Greiſer: Die berühmte Sparſamkeit!) Ich bitte, 
mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Geſchieht). 
Wünſcht ſich noch jemand an der Wahl zu betei⸗ 
ligen? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe den 
Wahlakt. Das Wahlergebnis iſt folgendes. An 
der Wahl beteiligten ſich 69 D. u. H. Davon hat 
Herr Gaikowſki 55 Stimmen erhalten, Herr Abg. 
Kreft ſieben, Herr Abg. Schütz eine, außerdem 
ſind vier weiße Zettel abgegeben worden und zwei 
Stimmen ſind ungültig. (Na ſiehſt Du, Schütz! 
links — Heiterkeit). Herr Abg. Gaikowſfki iſt zum 
zweiten Vizepräſidenten gewählt. Ich frage ihn, 
ob er die Wahl annimmt. (Abg. Gaikowſki: Ich 


nehme die Wahl an!) Damit iſt der erſte Punkt 


(©) 


(DJ 


(A) 


(B) 


ſetzes machen wir eine Lohnbewegung für 


die Bonzen ſitzen. 
die Geſchäftemacher in Ihrer 


dienen kann. 
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(Präſident) 
der Tagesordnung erledigt. 
zweiten Punkt: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betreffend die Rechtsverhältniſſe der Mit⸗ 

glieder des Senats. (Senatorengeſetz) 
Druckſache Nr. 42 zu Nr. 36. Ich eröffne die all⸗ 
gemeine Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn heute 
das Geſetz verabſchiedet wird, dann weiß die Dan⸗ 
ziger Bevölkerung, wohin der Weg geht. (Abg. 
Greiſer: Etwas lauter bitte! — Ihr habt wohl 
Dreck in den Ohren! links.) Mir wurde ſonſt im⸗ 
mer geſagt, ich ſollte nicht ſo laut ſprechen. Wenn 
es gewünſcht wird, daß ich laut ſpreche, werde ich 
dieſem Wunſche ſehr gern nachkommen. (Abg. 
Klingenberg: Die ſind das Brüllen ſo gewöhnt, 
die können keine normale Stimme vertragen!) 
Die Bevölkerung weiß nun, auf welchen Schul⸗ 
tern die Sanierung der Finanzen vorgenommen 
werden ſoll. Durch Verabſchiedung dieſes 18 
ie 
kommende Regierung Ziehm⸗Blavier. Eine ſolche 
Regierung kann dem Danziger Volk natürlich 
nichts anderes als Leiden und Opfer bringen. 
Man fragt ſich, wie es überhaupt möglich iſt, daß 
eine ſolche Regierung zuſtande kommen kann, ob⸗ 
gleich ſich gerade dieſe beiden Herren noch bis vor 
ganz kurzer Zeit nicht in einem politiſchen, ſon⸗ 
dern in einem perſönlichen Streit befanden. Ganz 
gleich, wie dem iſt, das Danziger Volk hat durch 
die Wahl aber entſchieden, daß es etwas anderes 
will, als jetzt endlich dieſe Mehrheit des Volks⸗ 
tages zu beſchließen beabſichtigt. Daß es etwas 
anderes will, geht ſchon daraus hervor, daß dieje⸗ 
nigen Parteien die Mehrheit im Volkstag bilden, 
die auf Grund des Sozialismus gewählt worden 
ſind. Zählen Sie die Mandate der Sozialdemo⸗ 
kraten und Kommuniſten zuſammen und die der 
Nationalſozialiſten, die 
Stimmen bekamen, weil ſie unter dem Namen 
Sozialismus in den Wahlkampf zogen. 

Dieſe Parteien haben die Mehrheit bekom⸗ 
men. Wenn jetzt anders beſchloſſen werden ſoll, 
ſo liegt es am Verrat (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Herr Abg. Greiſer, Sie belieben ſo gern von Bon⸗ 


Wir kommen zum 


zen, Schiebern und ähnlichen Dingen zu reden. 


Wir werden einmal gelegentlich unterſuchen, wo 
Wir werden dann beſtimmt 
Partei genügend 
photographieren. Glauben Sie vielleicht, daß der 
Herr Abg. Friedrich aus Ueberzeugung National⸗ 
ſozialiſt geworden iſt? Er weiß genau, daß er, 
wenn die Nationalſozialiſten hier in Danzig 
Streit anfangen, als Rechtsanwalt ganz gut ver⸗ 
Sonſt geht niemand zu ihm mit 
einem Prozeß, weil er beſtimmt damit rechnen 
muß, daß er den Prozeß verliert. (Er ſtammt aus 
dem Hauſe Kanaan! bei den Sozialdemokraten.) 
Die Nationalſozialiſten haben von den kleinen 
Bauern, Handwerksmeiſtern, Händlern, hungern⸗ 
den Angeſtellten und einem Teil Arbeiter ihre 
Stimmen deshalb bekommen, weil ſie den Ver⸗ 
lockungen der Nationalſozialiſten glaubten, daß 
dieſe Herren helfen würden. Sie glaubten, daß die 
Nationalſozialiſten helfen würden, eine andere 


doch nur deshalb ihre h 


Verteilung der Laſten 
Betrug, den die Nazis jetzt begehen, iſt der 
beſte Beweis dafür, wieweit noch der Be⸗ 
trug in Zukunft gehen wird. Während Sie 
vorher ankündigten, alles in öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen zu regeln, ſind Sie jetzt auf einmal 
ganz ſtill geworden. Gehen Sie jetzt hin und ſa⸗ 
gen Sie den Danziger Wählern, daß Sie es ſind, 
die die hohen Senatorengehälter für die Zukunft 
feſtlegten. Jetzt ſcheuen Sie ſich die Regelung mit 
Ihren Wählern vorzunehmen. Jetzt verkriechen 
Sie ſich hier ſtillſchweigend, ohne zu der Erhöhung 
der Senatorengehälter öffentlich im Volkstage 
Stellung zu ase Jetzt verſchachern Sie Ihre 
Wähler für perſönliche Verſprechungen, die Ihnen 
die bürgerlichen Parteien machten, wenn Sie 
ihnen helfen, die Danziger arbeitende Bevölke⸗ 
rung auszubeuten. Ich bin gern bereit, Herr 
Greiſer, mit Ihnen in einer öffentlichen Ver⸗ 
ſammlung zu diskutieren. (Abg. Greiſer: Zuge⸗ 
ſagt! Eine Stunde Redezeit. — Abg. Plenikowſfki: 
Warum waren Sie geſtern nicht da?) 
Diejenigen, die am 16. November die Liſte der 


vorzunehmen. 


Nationalſozialiſten wählten, wiſſen jetzt, wie ſie 


von den Nationalſozialiſten betrogen werden. Die 
Wähler werden leider erſt jetzt erkennen, daß die 
Nationalſozialiſten nur Landsknechte der wirt⸗ 
ſchaftlichen Reaktion ſind. Wer, Herr Abg. Grei⸗ 
ſer, hat hier zwölf Jahre die Regierung in Dan⸗ 
zig in Händen gehabt? Zu drei Viertel Zeit die⸗ 
jenigen Parteien, denen Sie jetzt zu einem neuen 
Siege verhelfen und in Zukunft auf Koſten der 
Danziger Arbeiterſchaft die Sanierung der Fi⸗ 
nanzen vornehmen werden. Dieſe Parteien ſind 
es geweſen. Wenn Sie dieſes nicht wiſſen, be⸗ 
dauere ich Sie, ſich berufen zu fühlen, Danziger 
Politik zu machen. (Abg. Greiſer: Die Regierung 
geht unter Volldampf beſſer als mit Ihrer roten 
Wirtſchaft!) Herr Abg. Greiſer, wie Ihr Voll⸗ 
dampf ausſieht, haben wir von der erſten Sitzung 
is heute zur Genüge kennen gelernt. Wir 
ſehen das aber nicht als Volldampf, ſondern mehr 


als Rückdampf an. Sie zeigen nun, nachdem Sie 


die Masken haben fallen laſſen, was Sie in Wirk⸗ 
lichkeit ſind, nichts anderes als die Kapitalknechte, 
deren Aufgaben Sie hier zu erfüllen haben. Wenn 
Danziger Wähler am 16. November noch für die 
Nazis Stimmen abgegeben haben, ſo wußten ſie 
nicht, daß die Nazis die Leute ſind, die zwar einen 
großen Kopf, aber ein kleines Hirn haben. Sie 
wußten auch noch nicht, was jetzt der Miniſter 
Franzen aus Braunſchweig ſagte. Der erklärte: 
„Unjer Programm, das Naziprogramm, hat nichts 
mit Vernunft und Logik zu tun.“ (Heiterkeit bei 
den Nationalſozialiſten.) Hätten die Wähler das 
am 16. November in Danzig und vorher bei der 
Wahl in Deutſchland gewußt, hätten die Nazis in 
Deutſchland und in Danzig nicht die Stimmen be⸗ 


kommen, die ſie erhalten haben. (Zwiſchenrufe 
bei den Natonalſozialiſten.) 4 
Das Gehalt des zukünftigen Präſidenten 


kommt unſerm Antrag, der es abbauen wollte, 
näher. (Abg. H. Friedrich: Aber nicht das für 
Arczynſki!) Herr Abg. Friedrich Sie wollen doch 
der Führer der Danziger Nationalſozialiſten ſein, 
haben wir nur den Senator Arczynſki? Es gibt 
noch eine Anzahl anderer Senatoren, aber den 


Der C) 
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(Brill, Abgeordneter) 8 
Namen eines anderen Senators rufen Sie nie. 
Warum? Das zeigt am allerbeſten Ihre Einſtel⸗ 
lung als Nationalſozialiſt zu den Arbeitern. Das 
iſt Ihr Neid, Ihr Haß, Ihre Einſtellung, daß ein 
Arbeiter auch Senator werden kann. Sie helfen 
auch in dieſem Kampf den bürgerlichen Parteien, 
die jeden Arbeiter als Knecht betrachten, ihm 
aber ſonſt keine Rechte einräumen wollen. 
Die Senatorengehälter ſollen nicht, wie wir 
wollten, um 35 Prozent gekürzt werden. (Mit 
einem Mal! bei den Nationalſozialiſten. — 
Warum haben Sie es nicht früher gemacht?) 
Zehn Jahre haben wir kämpfen müſſen, um die 
Verfaſſungsänderung durchzuführen. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Wo? Am Biertiſch!) Herr Abg. Greiſer, wir 
Sozialdemokraten haben uns nicht ſoviel am 
Biertiſch herumgetrieben als Sie. Hätten wir uns 
ſopiel am Biertiſch herumgetrieben, würde es uns 
wirtſchaftlich ſo gegangen ſein, wie es Ihnen geht. 
ann hätten auch wir, wie Sie, zu Juden ſchnur⸗ 
ren gehen müſſen, um uns etwas geben zu laſſen 
oder hätten an Polen ein Motorboot verkauft. 
(Abg. Greiſer: Wenn Sie nicht Abgeordneter 


wären, hätte ich Sie ſchon längſt für dieſe Lüge 


herangekriegt!) Sie haben Gelegenheit, Herr 
Abg. Greifer. Es kommt doch zur Verhandlung 
gegen den Redakteur Weber. Wir werden für die 
Aufhebung der Immunität Webers ſtimmen. 
Stimmen Sie auch dafür, dann können Sie und 
wir der Oeffentlichkeit zeigen, wer Sie ſind. Aber 
Sie glauben, daß ein ſolcher Prozeß nicht zuſtande 
kommen wird, und Sie ſich darum drücken werden. 
Den Gefallen werden wir Ihnen nicht tun, ſon⸗ 
dern wir werden Ihnen im Gegenteil Gelegen⸗ 
heit geben, das an Gerichtsſtelle unter Eid zu be⸗ 
ee rum geſchrieben hat 
.. Abg. Greiſer: Wir wer: 8 i 
ee 5 7 werden e wie die 
Bei den Senatorengehältern muß ein grö 
Abbau vorgenommen 85 en 1 
amtengehälter abgebaut werden müſſen. Die bür⸗ 


gerlichen Parteien und die Nazis wollen durch 


dieſes Geſetz verhindern, daß die höheren Beam⸗ 
tengehälter höher abgebaut werden. Sie wollen, 
daß die unteren Gehälter abgebaut werden. Alſo 
Sie wollen, daß auf Koſten der unteren Beamten 
die Erſparniſſe bei den Beamtengehältern ge⸗ 
macht werden, und daß die unteren Beamten 
die Laſtträger fein ſollen. Als die Parteien im 
Deabkrampf ſtanden, haben ſie alle über die hohen 
eamtengehälter geſchimpft. Sie haben ſie als 
Danzigs Anglück bezeichnet. Nun, wo Sie Gele⸗ 
genheit haben, dem Danziger Staat und der Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft zu helfen und Erſparniſſe zu 
machen, verſagen Sie. Wenn Sie hier beim Se⸗ 
natorengeſetz nicht anfangen, wird auch bei dem 
Abbau der hohen Beamtengehälter nicht das er⸗ 
reicht werden, was erreicht werden muß. Sie wer⸗ 
den bei den Gehältern von 150 Gulden monatlich 
anfangen abzubauen, um dadurch bei den obe⸗ 
ten Beamtengehältern ſo wenig als möglich ab⸗ 
zubauen. Diejenigen, die ſich für ihr kleines Ge⸗ 
halt Brot kaufen müſſen, jollen die Laſten tragen, 
Feten magen nicht Not leiden, ſondern noch 
arniſſe machen, f älter i = 
| ‚‚jollen ihre Gehälter in Zu⸗ 
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den. Darum müſſen wir bei dieſem Geſetz den Anz 
fang machen, um die richtige Staffelung bei den 
Beamtengehältern zu finden. Mit Hilfe der Na⸗ 
tionalſozialiſten ſollen die oberen Beamtengehäl⸗ 
ter geſchont und die unteren geſchröpft werden. 
Würden Sie (nach rechts) ſich Ihrer Aufgabe, die 
Ihre Wähler Ihnen gegeben haben, bewußt ſein, 
würden Sie Ihre Wähler nicht irreführen, dann 
müßten Sie für unſeren Vorſchlag ſtimmen. (Abg. 
Dr. Blavier: Was haben Sie eigentlich gemacht, 
als Sie in der Regierung waren? Da haben Sie 
alles geſchluckt! — Abg. Senftleben: Sie haben 
1928 dieſe hohen Gehälter beſchloſſen! — Un: 
ruhe) Herr Abg. Dr. Blavier, warum ſo aufge⸗ 
regt?) Sind Sie deshalb ſo aufgeregt, weil nun 
endlich nach zehn Jahren Ihr ſehnlichſter Wunſch, 
einmal Senator zu werden, erfüllt wird? Aber 
ſelbſt wenn Ihr Wunſch erfüllt wird, dürften Sie 
nicht Ihre Reden aus der Vergangenheit ver⸗ 
geſſen. Sie waren es, der von Anfang an über 
die hohen Beamtengehälter ſchimpfte. Sie taten 
es, weil Sie wußten, daß es doch nicht zum Abbau 
kommt. Machen Sie doch jetzt das wahr, was Sie 
ſolange hier im Volkstage von dieſer Stelle aus 
Ihren Wählern und in Ihren Verſammlungen 
verſprachen. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Iſt 
es heute anders? Ja für Sie iſt es heute etwas 
anderes, heute ſollen Sie Senator werden und un⸗ 
ter dieſe Gehaltsgruppe fallen. Jetzt, wo es ernſt 
wird, kneifen Sie genau ſo wie die Nazis. Sie ha⸗ 
ben doch von der letzten Sitzung bis heute überlegt, 
daß ſo doch nicht Geſetze gemacht werden können, 
wie Sie wollen. Sie haben in der vorigen Sitzung 
abgelehnt, die Dienſtaufwandsentſchädigung für 
beſoldete Senatoren in Anrechnung zu bringen. 
Jetzt haben Sie aber einen Antrag eingebracht, 
der doch die Dienſtaufwandsentſchädigung in An⸗ 
rechnung bringen ſoll. 
ſehen Sie!) Das taten Sie doch nicht freiwillig, 
ſondern das geſchah doch nur unter dem Druck, den 


wir über die bürgerlichen Parteien und die Nazis 
ſetzten. 


Die Verabſchiedung dieſes Senatorengeſetzes 
zeigt, daß die Danziger Arbeiterſchaft nun einen 
neuen Leidensweg wird gehen müſſen. Die Dan⸗ 
ziger Arbeiterſchaft ſoll mehr Pflichten erfüllen, 
aber weniger Rechte haben. Die beſitzende Klaſſe 
wird weniger Pflichten, dafür aber um ſo mehr 
Rechte haben. Ich frage, wie bekommen Sie es 
fertig, bei dieſer großen Arbeitsloſigkeit und der 
großen Notlage, in der ſich das Danziger Volk be⸗ 
findet, ein ſolches Geſetz zu verabſchieden. Sie 
wiſſen, daß in Danzig 75 000 Menſchen dem Hun⸗ 
gertode preisgegeben find. (Zuruf rechts.) Die 
Not, die in der Welt herrſcht, iſt durch den Kapi⸗ 
talismus verurſacht. (Abg. Greiſer: Durch Eure 
Bonzenwirtſchaft!) Durch die Gewaltakte, die be⸗ 
gangen worden ſind. Ueberall, wo Sie hinblicken, 
ſtellen Sie dasſelbe feſt. Schauen Sie nach Ita⸗ 
lien, wo der Faſchismus geboren iſt. Dort werden 
die niedrigſten Löhne gezahlt. Das, was Sie als 
Marxismus bekämpfen, will gerade die Beſſe⸗ 
rung. Der Kapitalismus, der ſich überrrannt hat, 
iſt an dem Elend, das heute die Menſchheit durch⸗ 
machen muß, ſchuld. Die 20 Millionen Menſchen, 


bekommen. Das muß verhindert wer⸗ die arbeitslos ſind, ſind deshalb arbeitslos, weil 


(Abg. Dr. Blavier: Na 
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kuf rechts.) Mit ſolchen Leuten, die dauernd vom Dieſe laufen ſchon davon, wenn fie nur die Aer⸗ 
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(Brill, Abgeordneter) . 
ſich der Kapitalismus überrannt hat und es nicht die Danziger Arbeiterſchaft mit Landsknechten 
zu meiſtern verſteht, was er angerichtet hat. (Zu⸗ und Mäuſejägern nicht viel zu kämpfen braucht. 


Biertiſch ſprechen, unterhalte ich mich grundſätzlich mel aufſtreift. Wir wollen als Sozialdemokraten 


nicht gern. Das überlaſſe ich ſolchen Leuten wie 
Sie, Herr Abg. Greiſer. Höchſtwahrſcheinlich find 


Sie in einer Kneipe Stammgaſt und finden dar⸗ 


um keine anderen Unterhaltungsgeiprähe. Wenn 
Sie keinen andern Geiſt beſitzen als dieſen Geiſt, 
dann verzichte ich darauf, mich mit Ihnen zu un⸗ 
1% (Weingeiſt iſt ſein einziger Geiſt! 
inks.) 

Bei dieſer Gelegenheit will ich den bürger⸗ 
lichen Parteien ſagen, daß ſie ſich hüten ſollen, bei 
der Sanierung den Bogen zu überſpannen. Die 
Geduld der Arbeiterſchaft hat beſtimmt ein Ende. 
Die Macht der Arbeiterklaſſe gründet ſich nicht al⸗ 
lein auf die parlamentariſche Vertretung. Wir 
werden den Kampf um die Ausbeutung und Uns 
terdrückung der Danziger Arbeiterſchaft führen. 
(Führen? rechts.) In weiteſten Kreiſen des Bür⸗ 
gertums fängt man jetzt ſchon an, einzuſehen, daß 
die Sozialdemokratiſche Partei nicht nur eine Or⸗ 
ganiſation, ſondern eine Kraft iſt. Sie, Herr Abg. 
Greiſer, und Ihre Partei wiſſen, daß es die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei iſt, die zum aktiven Ge⸗ 
genſtoß gegen den Faſchismus auf den Plan trat. 
Wenn Sie glauben, die Sozialdemokratie zu be⸗ 
ſeitigen, dann gehören Sie zu den Sonderlingen, 
(Abg. Greiſer: In dieſem Jahr noch!) die das 
Barometer zerſchlagen, um beſſeres Wetter zu 
ſchaffen. (Zurufe bei den Nationalſozialiſten.) 
Sie bekommen alles fertig. Ich weiß, daß Sie den 
Mut haben, dem Volke einzureden, es ſei der beſte 
Sonnenſchein, trotzdem es ſchneit. Sie haben alles 
mögliche verſprochen. Es gab überhaupt nichts, 
was Sie im Wahlkampf nicht verſprochen haben. 
Weiſen Sie an Hand unſerer Flugblätter nach, 
daß wir mehr verſprachen als wir halten konn⸗ 
ten. Wir konnten natürlich nicht mit Ihnen glei⸗ 
chen Schritt halten. (Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit! bei den Nationalſozialiſten.) Was 
wünſchen Sie? 

; Präſident: Ich bitte, nicht fortgeſetzt zu unter: 
5 


echen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Sie müſſen 
ſich darüber klar ſein, daß der ſozialdemokratiſche 
Gedanke und die ſozialdemokratiſche Organiſation 
zu tief in die Lebensform der Geſellſchaft einge⸗ 
drungen iſt. Sie werden unſeren Vormarſch nicht 
aufhalten. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Wa rum jo 
heimtückiſch gegen die Juden? Wenn die Juden 

hnen etwas geben, ſind es doch auch gute Leute. 
Warum gingen Sie bei den Juden ſchnurren, die 
Sie hier beſchimpfen? Geſchieht es deswegen, weil 
Sie den Offenbarungseid leiſten ſollten. (Abg. 
Greiſer: Sie müſſen die Zeiten auseinanderhal⸗ 
ten, das liegt ſechs Jahre zurück, das kapiert er 
nicht! Wenn Ihr beſſer regiert hättet, hätte ich 
dort nicht hinzulaufen brauchen!) Wenn wir uns 
noch lange mit dem Abg. Greiſer unterhalten, ſo 
wird er uns ſein Glaubensbekenntnis immer 
mehr und mehr offenbaren. Aber der heutige Tag 
iſt beſtimmt nicht dazu da. (Zwiſchenrufe der Abg. 
Greifer, Klingenberg und Maaß.) Herr Abg. 
Greiſer, Ihnen und Ihren Kollegen ſage ich, daß 


den Sozialismus, der das Volk aus Not und 
Elend befreien will. (Abg. Greiſer: Verwechſeln 
Sie nicht Sozialismus und Marxismus!) Sie 
verſtehen beſtimmt nicht, was Marxismus iſt. 
Hätten Sie einmal überlegt und nachzuprüfen 
verſucht, was Marxismus iſt, und würden Sie 
überhaupt denken können, dann würden Sie 
einen ſolchen Unfug nicht begehen. Sie haben ein⸗ 
mal ein Schlagwort gehört und ſich daran be⸗ 
rauſcht, daß Sie es nicht laſſen können. Der 
Marismus iſt viel zu groß, um ihn Ihnen gegen⸗ 
über zu verteidigen, er wird es ſein, der die 
Menſchheit aus dem Elend und aus den Klauen 
des Kapitalismus befreien wird. (Lebhaftes 


Bravo! links.) z 1 
Das Wort hat der Herr Adg. 


Präſident: 
Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die ganze 
Rede des ſozialdemokratiſchen Abg. Brill iſt nichts 
fanderes als eine widerliche, erbärmliche Komödie. 
(Heiterkeit). Sie werden gleich hören ob die beſ⸗ 
ſere Nummer kommt. Sie (zu den Nationalſozia⸗ 
liſten) und die Bürgerlichen haben alle Arſache 
dazu, daß Sie dem ſozialdemokratiſchen Abg. Brill 
das Gehalt eines Dr. Kamnitzer vorwerfen und 
darauf hinweiſen, daß die ſozialdemokratiſchen 
Wählermaſſen betrogen worden ſind. Wenn 
Herr Abg. Brill ſagte, die Danziger Arbeiterſchaft 
werde einen neuen Leidensweg antreten, ſo erklä⸗ 
ren wir, die Danziger Arbeiterklaſſe iſt bisher 
ſchon einen ſehr langen Leidensweg gegangen. Sie 
(zu den Sozialdemokraten) haben alles daran ge- 
ſetzt, um dieſen Leidensweg zu verſtärken. Dieſer 
Leidensweg wird jetzt weiter beſchritten, weil Sie 
(zu den Nationalſozialiſten) daran mitarbeiten. 
Jawohl, Sie (zu den Sozialdemokraten) haben 
den Betrug begonnen und Sie (zu den National⸗ 
ſozialiſten) ſind dabei, dieſen Betrug fortzuſetzen. 
Das iſt die Wahrheit. Wir werden den Beweis 
dafür liefern. Wir ſind übrigens der feſten 
Ueberzeugung, wenn wir jetzt eine Koalition hät⸗ 
ten, würde man den Sozialdemokraten die glei⸗ 
chen Gehälter zahlen. (Etwas mehr! rechts). Ich 
glaube ſogar, daß vielleicht der gleiche Satz her⸗ 
auskommen würde; denn ſo, wie Sie jetzt Herr 
Senftleben den Nationalſozialiſten geſtatten, 
durch eine kleine Kürzung Agitation zu treiben, 
hätten Sie Ihren anderen Lakaien geſtattet, durch 
eine kleine Kürzung Agitation gegenüber den 
Wählern zu treiben. Das ſind die beiden Pup⸗ 
pen, die Sie immer aufziehen. Aber wenn die 
Sozialdemokraten dieſe Vorlage verteidigt hät⸗ 
ten, hätten die Nazis nicht ſo ruhig dageſeſſen. 
Dann hätten ſie weiße Mäuſe und Blindſchleichen 
laufen laſſen. a 5 8 

Präſident: Das hätte ich nicht 8 
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glaube ich nicht, Herr Gehl! Ich glaube nicht, daß 
die Nazis Sie um Erlaubnis gefragt hätten; 
denn ſie haben auch Zörgiebel nicht danach ge⸗ 
fragt, als ſie in den Kinos die weißen Mäuſe lau⸗ 
[fen ließen. Alſo es wäre vielleicht noch ein wenig 
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mehr Theater gemacht worden, d. h. die Komödie 
i - on 5 weſentliche Erſparnis gegenüber dem Entwurf des 


wäre noch ein wenig erbärmlicher und widerlicher 
geworden, als heute durch die Sozialdemokraten. 
Ich muß auch einige Lügner feſtnageln, vor 
allen Dingen die „Danziger Allgemeine Zeitung“, 
Der Redakteur Buhle kann es zur Kenntnis neh⸗ 
men, wenn er der Verfaſſer des Artikels iſt. Ich 
werde einige Unwahrheiten nachweiſen, und dann 
werde ich vor allem auch die ſogenannte „Spar⸗ 


ſamkeit“ ein wenig beleuchten und den Weg zei⸗ 


gen, den wir Kommuniſten beſchreiten werden, um 


den Kampf für die Verbeſſerung der Lebenshal⸗ 
tung zu führen. In Rußland haben die Arbeiter 


den Kampf bereits ſo weit gefü rt, daß es dieſe 
Rieſengehälter nicht mehr lan daß die Für⸗ 
ſten keine Rente bekommen. Die verdienen ſich ihre 
„Rente“ in Berlin durch Tellerwaſchen. Außer⸗ 
dem werde ich Herrn Abg. Dr. Blavier einige 
Liebenswürdigkeiten ſagen, um nicht immer die 
„alte“ Platte aufzuziehen. : 

Die „Deutſche Wacht“ ſchrieb am 30. Oktober 
vorigen Jahres, und zwar war es das deutſch⸗ 
nationale Wahlflugblatt: „Für ſparſamſte Wirt⸗ 
ſchaft! Gegen das Parteibonzentum in den öffent⸗ 
lichen Aemtern.“ In die gleiche Kerbe ſchlug 
Herr Dr. Hoppenrath in einem Flugblatt, das ſich 
an die Landarbeiter wandte. Da hieß es wört⸗ 
lich: „Die Parteibonzen von rechts und links 
müſſen für ihr eigenes Portemonnaie ſorgen und 
für ihre Freunde an der Staatsfutterkrippe“ Nun, 
Herr Hoppenrath, Sie ſorgen nicht nur für die 
Parteibonzen von rechts, ſondern für Ihr eigenes 
Portemonnaie, indem Sie ſich das hohe Senatoren⸗ 
gehalt bewilligen werden. (Zuruf des Abg. Dr. 
Blavier.) Ja wiſſen Sie, Herr Dr. Blavier, wir 
hatten geſtern eine Verſammlung. Wir waren 
die einzige Partei, die das wahr machte, was ſie 
geſagt hat. Wir treiben keine Geheimpolitik, 
ſondern eine Politik, die in engſtem Kontakt mit 
der Bevölkerung ſteht. (Abg. Dr. Blavier: Genau 
wie in Rußland!) Die Nazis ſchweigen ſich aus. 
Geſtern war auch einer Ihrer Anhänger da, Herr 
Dr. Blavier. Der ſagte: „Ich habe bis jetzt immer 
Dr. Blavier gewählt, aber jetzt nicht mehr, der 
Kerl ſtinkt ja von hinten und vorne.“ (Abg. Dr. 
Blavier: Das war wohl Nolte!) Nein, nein! 

Die Danziger Allgemeine Zeitung ſchrieb am 
3. Januar 1931: N 

Es kann von keinem ehrlichen Beurteiler geleug⸗ 
net werden, daß dieſe Gehaltsneuregelung dem Staat 
ganz erhebliche Einſparungen bringt, (etwa 50 Pros 
zent der bisherigen Sätze) und beſonders die Bezüge 
des Präſidenten bis an die Grenzen des Möglichen 
reduziert Mit den weſentlich reduzierten Gehältern, 
die nicht nur gegenüber den bisherigen Senatoren⸗ 
gehältern erhebliche Einſparungen bedeuten, ſondern 
auch weiter hinter den Vorſchlägen des vom Senat 
vorgelegten neuen Entwurf zurückbleiben 


Was behaupten Sie in dieſem Artikel? Gegen⸗ 
über den bisherigen Gehältern ſei eine Einſpa⸗ 
rung von mehr als 50 Prozent erfolgt. (Abg. Dr. 
Thimm: Nur 40 Prozent!) Alſo Ihr Freund be⸗ 
zeichnet Sie als jemand, der die Unwahrheit in 
die Zeitung ſetzt. Ich will nicht Lügner ſagen, 
denn ich möchte die Herren von der Preſſe nicht 
mit dem Ausdruck belegen, mit dem ich die Abge⸗ 
ordneten auch nicht bezeichnen kann. Ich fürchte 
mich zwar nicht, zur Ordnung gerufen zu werden 
man kann es aber umſchreiben. . 
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Es heißt weiter hier in dem Artilel, daß eine 


Rumpfſenats feſtzuſtellen iſt. Ich werde nachwei⸗ 
ſen, daß das nicht der Fall iſt. Nach den bisherigen 
Sätzen betrug das Gehalt 1 750 Gulden, dazu 185 
Gulden Wohnungsgeldzuſchuß und 105 Gulden 
6⸗prozentiger Zuſchlag, das find 2040 Gulden. Der 
Präſident erhielt 3 500 Gulden, Aufwandsent⸗ 
ſchädigung 400 Gulden, 6⸗ßprozentiger Zuſchlag 
234 Gulden, Wohnungsgeld 185 Gulden und dann 
hat er durch den Steuerausfall noch ein Plus von 
90 Gulden, weil er von der Aufwandsentſchädi⸗ 
gung keine Steuern zu zahlen brauchte. Er hatte 
alſo ein Einkommen von 4 404 Gulden. Nun der 
Vorſchlag des Rumpfſenats. Dieſer Vorſchlag ſah 
folgende Sätze vor. Zunächſt eine notwendige 
Einfügung, um einige Gegenargumente gleich bei⸗ 
ſeite zu ſchieben. Sie werden nämlich darauf hin⸗ 
weiſen, daß Sie den 6⸗prozentigen Zuſchlag er⸗ 
ſpart haben. Das ſtimmt nicht, da die Beſeitigung 
des 6⸗prozentigen Zuſchlags bezw. eine Einbuße 
von 6 Prozent auch vom Rumpfſenat vorgeſehen 
war. Der Rumpfſenat hat nicht nur dies Geſetz 
vorgelegt, ſondern auch ein Geſetz betr. Kürzung 


(&: 


der Beamtengehälter, und dort iſt eine Kürzung 


in dieſer Höhe vorgeſehen. Dieſe Kürzung hätte 
auch die Senatorengehälter mitbetroffen. Deshalb 
hat der Rumpfſenat die Formulierung hineinge⸗ 
bracht, daß wenn die Einkommen der Staatsbe⸗ 
amten einer Kürzung unterliegen, gilt dieſe auch 
für die Mitglieder des Senats. Alſo Herr Buhle, 
wenn Sie es für ſich in Anſpruch nehmen, Politi⸗ 
ker zu ſein, dann werden Sie die Verhältniſſe ken⸗ 
nen. Dann ergeben ſich folgende Ziffern. Nach 
dem Vorſchlag des Rumpfſenats ſollte der Präſi⸗ 
dent erhalten 3500 Gulden Gehalt, 400 Gulden 
Aufwandsentſchädigung, 185 Gulden Wohnungs⸗ 
geld, und dann kämen noch die 90 Gulden Steuer⸗ 
erſparniſſe hinzu. Das wären 4175 Gulden. 
Nach dieſem Entwurf ſoll der Präſident 1500 Gul⸗ 
den bekommen, 185 Gulden Wohnungsgeld, 1000 
Gulden Aufwandsentſchädigung, 150 Gulden 
Volkstagsdiäten — ich werde nachher noch zu 
Ihrem Antrag ſprechen, den Sie eingebracht ha⸗ 
ben — dann ein Steuerausfall von 209 Gulden, 
ſo daß es im ganzen 3 044 Gulden ſind. (Und die 
weggefallene Penſion? rechts.) Die wäre ja auch 
weggefallen bei dem Vorſchlag des Rumpfſenats, 
übrigens iſt ſie nicht weggefallen, denn ob man 
es Wartegeld oder Penſion nennt, iſt doch gleich. 
Es kommt hinzu, daß der ganze Laden nach fünf; 
Jahren ja nicht mehr beſtehen wird. Bis dahin: 
a das beſeitigt werden, davon ſeien Sie über: 
zeugt. N 

Wenn wir hier reden und Tatſachen feſtſtellen, 
ſo tun wir es aus dem einfachen Grunde, um Ihre 
„Sparſamkeit“ feſtzunageln. Das muß man 
ſchwarz auf weiß beweiſen. Tatſächlich ſcheint hier 
eine Erſparnis von 1131 Gulden eingetreten zu 
ſein. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Sie ſagten ja 
ſelbſt, daß Sie nicht Fraktionsführer ſind. Des⸗ 
halb werde ich Sie auch nicht anrempeln, wie 
Herr Brill es tat. Da Sie immer wieder Zwi⸗ 
ſchenrufe machen, möchte ich Ihnen etwas ſagen, 
Herr Abg. Greiſer. Sie haben im Sommer mir 
gegenüber behauptet, Sie ſeien bei den Nazis 
Ihrer Geſchäfte wegen, ſonſt würden Sie Ihre 
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Exiſtenz verlieren. Wir werden das in aller 
Oeffentlichkeit wiederholen. Wir werden das 
auch vor dem Kadi nachweiſen, wenn Sie dahin 
laufen ſollten. Genau ſo wie vor einem halben 
Jahr, ſind Sie auch jetzt als Abgeordneter bei den 
Nazis nur der Geſchäfte wegen, nicht aus Idealis⸗ 
mus. Sie werden doch nicht leugnen, daß Sie 
mir erklärt haben, Sie ſympathiſierten durchaus 
mit dem Straſſer⸗Flügel. Heute zeigten Sie, daß 
Sie wieder treu zu Hitler ſtehen. Wir werden das 
noch in aller Oeffentlichkeit wiederholen und Zeu⸗ 
gen angeben. Es ſind Proleten dabei geweſen, 
die das beeidigen können. Die Sozialdemokraten 
haben immer wieder nachgewieſen, und das zeigt 
Ihre Verlegenheit, daß Sie ganz gern zu Juden 
hingelaufen ſind. Mir haben Sie erklärt, der 
Antiſemitismus ſei eine ganz blödſinnige Sache. 
(Abg. Langnau: So ein Lügner!) Das lag durch⸗ 
aus in ſeiner Natur. : 

Präſident: Herr Abg. Langnau, ich rufe Sie 
zur Ordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn man 
zu Juden läuft und Geſchäfte macht, kann man 
nicht Antiſemit ſein. Wenn Sie Zdwiſchenrufe 
machen wollen, kann ich auch weiter darauf ein⸗ 
gehen. (Abg. Greiſer: Herr Trotzki, Sie ſchwin⸗ 
deln!) Es muß alſo feſtgeſtellt werden, daß eine 
Erſparnis von 1 163 Gulden monatlich einkommt. 
Wie ſieht aber dieſe Erſparnis wirklich aus? Die 
Senatoren würden 1750 Gulden plus 185 Gulden 
Wohnungsgeld gleich 1935 Gulden erhalten. Nach 
dem Nazivorſchlag 1500 Gulden plus 185 Gulden, 
150 Gulden Abgeordnetendiäten und 26 Gulden 
Steuerausfall. Das wären 1861 Gulden Ein⸗ 
kommen, ſo daß gegenüber dem Senatsvorſchlag 
74 Gulden monatlich geſpart werden. (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Wenn man nun das alte 
Gehalt von 4404 Gulden beim Präſidenten ver⸗ 
gleicht, ſo ergibt ſich folgendes: Vorſchlag des 
Rumpfſenats 4175 Gulden, Nazigeſetz 3 044 Gul⸗ 
den, bei den Senatoren das alte Gehalt von 2040 
Gulden, Rumpfſenatsvorſchlag 1935 Gulden und 
Nazivorſchlag 1861 Gulden. Alſo Herr Buhle, Sie 
müſſen ſehr ſchlecht rechnen können. Sie können 
beim beſten Willen nicht feſtſtellen, daß 3044 Gul⸗ 
den 50 Prozent von 4404 ſeien und 1861 Gulden 
50 Prozent von 2040. Sie können genau ſo ſchlecht 
rechnen, Herr Dr. Thimm. Als Schulmann müß⸗ 
ten Sie wiſſen, daß das nicht einmal 40 Prozent 
ſind. Die Einſparungen ſind ganz minimal. (Es 
find nur 14 Senatoren, früher 22! rechts.) Auch 
dann, wenn Sie das zuſammenrechnen, werden Sie 
beſtimmt keine Erſparnis von 50 Prozent be⸗ 
kommen. 

Dazu kommt jetzt noch die Sache mit den un⸗ 
beſoldeten Senatoren. Wenn Sie darauf hin⸗ 
weiſen, daß jetzt die Anrechnung der Diäten er⸗ 
folgt, dann weiſe ich darauf hin, daß Herr Buhle 
den Artikel geſchrieben hat, als die Diäten noch 
nicht angerechnet wurden, ſondern den Senatoren, 
auch den unbeſoldeten, belaſſen waren. Darauf 
kommt es an, wenn man einen, der die Unwahr- 
heit ſchreibt, feſtnageln will. Nach dem Vorſchlag 
des Senats erhielten die unbeſoldeten Senatoren 
250 Gulden. Rechnet man hier nur 10 Prozent 
Steuerausfall, ſo iſt das ein Einkommen von 275 
Gulden, nach dem Nazivorſchlag in zweiter Leſung 
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250 Gulden. Nun muß man bei den unbeſoldeten 
Senatoren 150. Gulden für Aufwandsentſchädi⸗ 
gung rechnen. Es wird auch einige Abgeordnete 
geben, die auf dem Lande wohnen, die 200 Gul⸗ 
den bekommen, ſo daß der Durchſchnitt, 175 Gul⸗ 
den, gerechnet werden kann. Es wäre alſo bei je⸗ 
dem unbeſoldeten Senator ein Plus von 192,50 
Gulden hinzukommen. 

Wenn man jetzt die Rechnung aufmacht, ergibt 
ſich folgende Aufſtellung. Beim Rumpfſenat wäre 
eine monatliche Ausgabe von 15 500 Gulden er⸗ 
folgt. Nach dem Nazivorſchlag wäre eine Geſamt⸗ 
ausgabe von monatlich 15 154 Gulden herausge⸗ 
kommen, alſo eine monatliche Erſparnis von 346 
Gulden. Wenn jemand z. B. 1000. Gulden Gehalt 
bekommt und 346 Gulden werden davon einge⸗ 
ſpart, ſo iſt das eine ſehr gute Sache. Wenn man 
aber bei einem Objekt von 15 500 Gulden nur 346 
Gulden einſpart, ſo iſt das eine Lächerlichkeit. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Dr. Thimm.) 346 Gulden beträgt die 
Geſamterſparnis, wenn man den alten Vorſchlag 
mit Ihrem Vorſchlag vergleicht. 

Aber die Sache kommt noch ganz anders. Jähr⸗ 


lich würde die Erſparnis 4152 Gulden bei einem 


Objekt von 186 000 Gulden betragen haben. Ganz 
abgeſehen davon führen Sie immer Thüringen 
an, das eine Einwohnerzahl von Millionen be⸗ 
ſitzt. Danzig hat 400 000 Einwohner. Dort wer⸗ 
den ungefähr 60— 70 000 Gulden für die Regie⸗ 
rungsgeſchäfte gezahlt und hier waren Sie bereit, 
186 000 Gulden zu zahlen. In einem Ländchen 
von 400 000 Einwohnern! Zu dem Ruhmesblatt 
Thüringen und Braunſchweig wäre jetzt noch das 
Ruhmesblatt Danzig hinzugekommen. Herr Dr. 
Blavier, Sie Sparſamkeitsdiktator, Sie kleiner 
Hitler von Danzig: Für die erſten ſieben Monate 
wäre die Erſparnis aufgehoben, denn das haben 
Sie nicht beſeitigt! Für die weiteren drei Monate 
nach Ausſcheiden aus dem Amt werden 75 v. H. 
als Wartegeld gezahlt. Die erſten ſechs Monate 
werden die Herren Senatoren beſtimmt ausruhen. 
Dem haben Sie Rechnung getragen, indem Sie 
verlangen, erſt nach einem Ablauf von ſechs Mo⸗ 
naten können ſie gezwungen werden, ein Amt zu 
übernehmen. Herr Dr. Blavier, Sie werden ſich 
beſtimmt 6 Monate ausruhen. (Heiterfeit.) Des⸗ 
halb haben Sie die Faſſung geſchaffen, daß für die 
erſten drei Monate volles Gehalt gezahlt wird und 
dann drei Monate hindurch 75 v. Hundert. Der 
Senatsvorſchlag ſah 50 v. Hundert vor. Wiſſen 
Sie, was das heißt? Dieſe Ihre Erhöhung um 25 
v. Hundert würde pro Senator monatlich 421,25 
Gulden ausgemacht haben. Sie hätten alſo min⸗ 
deſtens acht Monate als Senator im Amt ſein 
müſſen. Dann wären im achten Monat endlich ein 
paar Gulden Erſparniſſe gegenüber dem Vorſchlag 
des Rumpfſenats gemacht worden. Jetzt ſehen 
Sie ſelbſt ein, wie lächerlich Ihr ganzer Geſetzent⸗ 
wurf in der zweiten Leſung war. Ich werde gleich 
nachweiſen, daß ſich nicht viel daran geändert hat. 
Sie werden nicht ein Jahr in der Regierung ſein, 
das iſt bei der Verſchärfung der Kriſe, die ganz 
beſtimmt kommen wird, bei der Verſchärfung der 
Klaſſengegenſätze, die eintreten werden, ſehr un⸗ 
wahrſcheinlich, da die Bourgeoiſie gezwungen ſein 
wird, öfter einen Kuliſſenwechſel vorzunehmen. 
Mal werden die Sozialdemokraten in die Koali⸗ 
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tion hineinkommen, um eine Regierung zu ſchaf⸗ 
fen und einmal die Nationlſozialiſten, um einen 
rechten Bürgerblock zu bilden. Dann hätten Sie 
bei einem Objekt von 186 000 Gulden ganze 1 625 
Gulden geſpart. Das wäre Ihre ganze Sparſam⸗ 
keit geweſen. 5 
Jetzt noch eine andere Sache. Ich wies ſchon 
darauf hin, daß wir damit rechnen müſſen, daß ein 
öfterer Kuliſſenwechſel eintritt. Sie haben das 
Syſtem nicht geändert, um Erſparniſſe zu machen, 
ſondern weil es notwendig war, jetzt den Kuliſſen⸗ 
wechſel reibungsloſer vorzunehmen. Im Frühjahr, 
als Sie (zum Abg. Dr. Blavier) ein paar Stun⸗ 
den Senator waren, machte ſich die Methode der 
hauptamtlichen Senatoren, der auf vier Jahre feſt 
gewählten Senatoren hemmend bemerkbar. Wir 
werden es alſo erleben, daß wir vielleicht drei 
Monate eine Regierung haben. Dann dankt ſie ab, 
und es kommt eine neue. Dann haben wir nicht 
wie bisher acht Senatoren, ſondern während einer 
Zeit von drei Monaten 12 Senatoren mit dieſem 
Rieſengehalt. Wenn die neue Regierung nur ein 


bis zwei Monate im Amt bleibt, was auch mög⸗ 


lich iſt, haben wir ſogar 18 Senatoren, die dieſe 


Rieſengehälter beziehen. (Zuruf des Abg. Dr. Bla⸗ 
vier.) Ich nehme an, daß Sie ſich das überlegt ha⸗ 
ben. Wenn Sie ſo dumm ſind und das nicht über⸗ 
legen, laſſen Sie die Finger von der Politik. Tat⸗ 
ſache iſt, daß wir dann ein ganzes Heer von Se⸗ 
natoren haben, die die vollen Bezüge bekommen, 
weil Sie mit für die Regelung geſtimmt haben, 
daß drei Monate das ganze Gehalt und drei Mo⸗ 
nate 75 Prozent gezahlt werden ſollen. Beim 
beſten Willen kann niemand ſagen, daß das Er⸗ 
ſparniſſe ſind. Wenn ein kleiner Gewerbetreiben⸗ 
der, der gleichzeitig ein Häuschen hat, erklärt hat: 
„Herr Dr. Blavier macht dieſe miſerable Geſchichte 
mit, das zeigt, daß der Mann von vorne und hin⸗ 
ten ſtinkt“, hat er recht. (Abg. Dr. Blavier: Wie 
heißt der?) Das wollen Sie wiſſen, damit Sie ihn 
zwiebeln können. Wir haben keine Arſache, jetzt 
den Namen preiszugeben. Sie hätten geſtern zu 
der Verſammlung kommen ſollen, da hätten Sie es 
wirklich hören können. 


Nun noch eine andere Tatſache. Wir hatten 
früher ſchon einmal eine Kürzung der Gehälter, 
auch der Senatorengehälter. Die Nazis werden 
letzt bei den paar Pfennigen Kürzung erklären, 
das ſei ſchon das erſte Zeichen dafür, daß der neue 
Senat unter ihrem Volldampf ſtehe. Aber wir 
hatten ſchon früher eine derartige Regelung ohne 
den Volldampf der Nazis. Wir hatten das Not⸗ 
opfer. Damals waren die Senatorengehälter 
höher. Sie betrugen 2140 Gulden. Alſo war die 
damalige Kürzung größer, trotzdem wir keine 
Nazis hatten, oder nur einen. Das Geſetz zeigt 
nicht nur die „Sparſamkeitspolitik“ der Deutſch⸗ 
nationalen und der übrigen bürgerlichen Par⸗ 
teien, ſondern auch die „Sparſamkeitspolitik“ des 
Herr Dr. Blavier. Die „Neue Zeit“ ſchrieb am 
29. Dezember vorigen Jahres: 


Das geradezu fanatiſche Steuerſyſtem bring 
mit ſich, daß der werktätige Bürger iR ee 
a muß, ſelbſt wenn er längſt kein Einkommen 
Systeme EN a ar des heutigen 
0 ort vor allem der Sta it ſei 
e gat mit ſeinem Troß 
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Jetzt auch der Staat mit Herr Dr. Blavier! Er 
gehört jetzt auch zu den Nutznießern. Sie werden 
das auch in Ihren Reihen zu hören bekommen. 
Wir werden nichts unverſucht laſſen, es Ihnen zu 
zeigen, damit Sie das ebenſo ſpüren, wie heute 
die Sozialdemokraten und die Nationalſozialiſten. 
Sie (zu den Nazis) kennen doch die Revolte, die 
in Ihrer Partei ausgebrochen iſt. Einer Ihrer 
Angehörigen, ich kann Ihnen unter vier Augen 
auch den Namen nennen, hat geſagt: „Es wird 
höchſte Zeit, daß wir unſere Abgeordneten ein⸗ 
mal verhauen.“ (Zwiſchenrufe.) Sie haben ein⸗ 
mal erklärt, Hohnfeldt ſei ein Parlamentsbonze 
geworden und verkalkt. Sie machen jetzt dieſe Ver⸗ 
kalkung auch durch. 

Das ſchrieb alſo Ihre Zeitung Herr Dr. Bla⸗ 
vier, und wahrſcheinlich haben Sie es ſelbſt ge⸗ 
ſchrieben. Dieſe Schreibweiſe und Ihr Verhalten 
find deshalb genau jo erbärmlich und widerlich 
wie die Rede des Abg. Brill. Sie erklären, einem 
kleinen Gewerbetreibenden werde rückſichtslos 
jeder Pfennig weggeſteuert. Herr Dr. Hoppenrath, 
auch Sie wiſſen das am beſten. Einem Hafenar⸗ 
beiter, der vielleicht in zwei bis drei Wochen eine 
einzige Schicht hat und zirka 10 bis 11 Gulden 
verdient, wird noch die Steuer abgezogen. Der 
Betrag wird auch noch um das Geld für die Kran⸗ 
kenkaſſe und die Invalidenverſicherung gekürzt. 
Jetzt zeigt ſich auch folgendes als Auswirkung des 
neuen, unter Volldampf der Nazis ſtehenden Se⸗ 
nats. Bisher wurden die Steuern vergütet, wenn 
ein beſtimmtes Einkommen nicht überſchritten 
wurde. Jetzt fängt man ſchon an, den Hafenarbei⸗ 
tern ſolche Zettel zu verweigern, die benutzt wer⸗ 
den, um die Steuern zurückzuerhalten. In einer 
Unterredung, die der Genoſſe Serotzki als Vertre⸗ 
ter der Hafenarbeiter mit Herrn Dr. Hemmen 
hatte, erklärte dieſer: „Es iſt wahrſcheinlich da⸗ 
mit zu rechnen, daß der neue Senat die Beſtim⸗ 
mungen des Deutſchen Reiches übernimmt, daß 
die einbehaltenen Steuern nicht mehr zurückge⸗ 
zahlt werden.“ Herr Dr. Hoppenrath wird über 
dieſe Geſchichte informiert ſein. Wahrſcheinlich ge⸗ 
hört das zu den Plänen, die Sie vorhaben. 

Mährend ſo rückſichtslos das geringſte Einkom⸗ 
men beſteuert wird, laſſen Sie es zu, daß von ei⸗ 
nem Rieſeneinkommen von 34000 Gulden 13 
bis 14000 Gulden unverſteuert bleiben. Jetzt iſt 
es etwas weniger geworden, weil Sie die Volks⸗ 
tagsdiäten abrechnen. Aber es bleiben noch 12 000 
Gulden, die nicht verſteuert werden. Herr Dr. 
Blavier ‚Sie erinnern ſich vielleicht im Zuſam⸗ 
menhang damit an die Sitzung vom 1. Auguſt 
1928. Sie hielten damals eine Rede zu dem Be⸗ 
amten⸗Beſoldungsgeſetz. Sie haben recht, wenn 
Sie der Sozialdemokratiſchen Partei heute zurie⸗ 
fen, ſie habe dies Geſetz geſchaffen und damit die 
hohen Senatorengehälter. Sie haben recht, wenn 
Sie das feſtſtellen, aber Sie haben kein Recht, da⸗ 
gegen den Kampf zu führen. Das iſt nichts ande⸗ 
res als Demagogie. Wir ſprechen hier nicht, um 
Sie zu überzeugen oder Herrn Greiſer, der ſelbſt 
erklärt hat, er laſſe ſich nicht überzeugen. Aber 
es kann doch ſein, daß unter den Nazis vielleicht 
der eine oder andere ſitzt, der noch nicht ganz die 
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leicht anderer Anſicht wird. In dieſer Sitzung er⸗ 
klärten Sie, Herr Dr. Blavier, wörtlich: „Herr 
Hennke hetzt den Grundbeſitz auf ſich, er hetzt die 
ganze Bevölkerung gegenüber der Beamtenſchaft 
auf. Das muß ich mir als Beamter verbitten. Ich 
will mein Gehalt nicht auf Koſten der Wirtſchaft 
erhöht haben.“ Herr Dr. Blavier, wenn Sie jetzt 
als Senator mehr Gehalt bekommen, dann tragen 
Sie doch nach Ihrer Anſicht auch zu der Mehrbe⸗ 
laſtung der Wirtſchaft bei. Alſo ſehen Sie einmal 
hier dieſen ungeheueren Widerſpruch. Sie wollen 
das doch nicht, alſo mußten Sie gegen dies Geſetz 
ſtimmen oder höchſtens einem Entwurf zuſtimmen, 
der Ihr jetziges Gehalt feſtſetzt; denn Sie wollen 
es ja nicht erhöht haben. Tun Sie es nicht, dann 
ſind Sie genau ſo ein Demagoge wie Herr Brill 
und die Nazis. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier) 
Wir haben ſchon einmal erklärt, daß wir es nicht 
zulaſſen werden, daß die Gehälter unter 500 
Gulden gekürzt werden, ſolange wir noch Rieſen⸗ 
gehälter haben. Bauen Sie die erſt ab! (Zuruf 
des Abg. Dr. Blavier.) Ich habe nicht 500 Gul⸗ 
den, ſondern weniger, ſelbſt mit meinem Kinder⸗ 
geldzuſchlag. Aber wenn Sie ſelbſt erklären, daß das 
Gehalt auf 150 Gulden herabgeſetzt werden ſoll, 
dann werden wir das ganz beſtimmt den Lehrern 
mitteilen, damit dieſe Sie kennenlernen. Darauf 
machte unſer Genoſſe einen Zwiſchenruf, der ſehr 
bezeichnend war: „Er wirft mit der Wurſt nach 
dem Schinken!“ Darauf erklärten Sie: „Wenn ich 
jemals aus der Beamtenlaufbahn etwas für mich 
haben wollte, hätten Sie recht, ſo aber war der 


zwar nicht direkt aus Ihrer Beamtenlaufbahn, 
(Abg. Dr. Blavier: Na alſo!) aber doch aus Ihrer 
Laufbahn heraus ſich den Senatorenpoſten ergat⸗ 
tert. Damit hat alſo unſer Genoſſe Liſchnewſfki 
damals Recht gehabt. (Abg. Dr. Blavier: Sie 
ſind ein Rechenkünſtler erſter Ordnung! Er 
rechnet aber falſch! rechts.) 

Die Stellungnahme der S. P. D. habe ich be⸗ 
reits gekennzeichnet. Die Sozialdemokraten, das 
it intereſſant. reichen zur dritten Leſung keinen 
Abänderungsantrag ein. Es iſt möglich, daß ſie 
ſich vielleicht in letzter Minute bemüßigt fühlen 
werden, ihn einzureichen. Das zeigt, daß ſie ſelbſt 
garnicht den Verſuch machen, wenigſtens die Nazis 
zu zwingen, in der dritten Leſung Farbe zu be⸗ 
kennen. (Das haben wir ſchon in der zweiten Le⸗ 
ſung beſorgt! links.) Aber die ganze Stellung⸗ 
nahme der S. P. D. zu dieſem Geſetz beweiſt, daß lie 
ſich von den übrigen bürgerlichen Parteien grund⸗ 
ſätzlich nicht unterſcheidet. Die S. P. D. kann es 
nicht, weil ſie immer wieder erklärt hat, genau 
wie Hitler und die übrigen Nazi⸗Führer, daß ſie 
zu dieſem Staat, zu dieſer Verfaſſung ſteht, ſie 
werde dieſen Staat und dieſe Verfaſſung verteidi⸗ 
gen. Darin ſind Sie ſich mit den Nazis einig, alſo 
gibt es keine grundſätzlichen Verſchiedenheiten. 
Das Verbrechen, das die Sozialdemokraten 1918 
begangen haben, indem ſie nämlich für die Bour⸗ 
geoiſie die proletariſche Revolution niederſchlu⸗ 
gen, haben ſie ſeitdem tauſendmal wiederholt. Sie 
haben es ganz beſonders jetzt unten beim Ruhr⸗ 
Kampf wiederholt. Es iſt doch wirklich widerlich, 
wenn man in der Preſſe des Schwerkapitals lieſt: 
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„Kommuniſtiſcher Putſch im Ruhrgebiet“ und 
wenn Sie genau dieſelben Töne bei den Nazis fin⸗ 
den: „Putſch und Moskaus Hand im Ruhrgebiet.“ 
Das zeigt die Einheitsfront, wenn die Nazis in 
bezug auf den Ruhrkampf erklären, ſie wären 
grundſätzlich dafür, daß ſich die Arbeiter gegen 
den Lohnabbau wehren und bisher grundſätzlich 
aufs ſchärfſte den Streik bekämpfen. Iſt das nicht 
eine zweideutige Haltung, erbärmlicher als die 
der Sozialdemokraten? Wie ſollen ſich die Arbei⸗ 
ter zur Wehr ſetzen? Sie ſelbſt haben geſagt, daß 
in dieſem Saftladen 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki: Sie dürfen 
den Volkstag nicht „Saftladen“ nennen, ich rufe 
Sie zur Ordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ob nun 
hier in dieſem „hohen Hauſe“ in Danzig (Heiter⸗ 
keit) oder in dem „Hauſe“ drüben in Deutſchland 
irgendwie geſprochen und agitiert wird, in dieſen 
„hohen Häuſern“ wird beſtimmt nichts in bezug 
auf die Hungeroffenſive des Kapitals geändert. 
Hier werden Sie den Lohnabbau uſw. nicht ab- 
wehren können. Das können die Arbeiter nur, 
wenn ſie ihre revolutionäre Kraft in die Wag⸗ 
ſchale werfen und in den Streik treten. (Abg. Dr. 
Thimm: Warum haben Sie das Volksbegehren 
bekämpft?) Warum haben Sie, als Sie Gelegen⸗ 
heit hatten, die PYoung⸗Zahlung abzuſchaffen, 
nicht dafür geſtimmt? Sie hätten wirklich Gele⸗ 
genheit gehabt. Damals war die Mehrheit vor⸗ 
handen. Nach dem Volksbegehren, das Sie durch⸗ 
geführt haben, ſind mehrere Monate verfloſſen 
und da iſt ſchon viel Waſſer in die Oſtſee gelau⸗ 
fen. Unterdeſſen haben die Nazis ſchon ihre Mei⸗ 
nung geändert. Sie haben eine neue Platte aufge⸗ 
zogen und erklärt: „Tributzahlungen nach Mög⸗ 
lichkeit.“ In dieſem famoſen Geſpräch des Herrn 
Feder mit Nölting hat ſich ja Herr Feder bereit 
erklärt, die Schulden zu bezahlen, die Deutſchland 
hat machen müſſen, und zwar beim Internationa⸗ 
len Finanzbapital. Wir werden nicht dieſe Er⸗ 
klärung abgeben. Wenn wir die Macht haben, 
kriegt kein Kapitaliſt, weder der Amerikaner noch 
der Engländer noch der Franzoſe einen einzigen 
Pfennig von uns. Anterdeſſen haben Sie bereits 
Ihre Stellungnahme zum Poung⸗Plan völlig ge⸗ 
ändert. Ich bin der Anſicht, daß ſich einige Ihrer 
Abgeordneten nicht mit Politik beſchäftigen, weil 
fie den Eindruck machen, als ob ſie in dieſer Be⸗ 
ziehung Waiſenkinder wären. Ich ſchließe das aus 
dem Zwiſchenruf: „12 Jahre hat die Sozialdemo⸗ 
kratie in der Regierung geſeſſen.“ Vielleicht ver⸗ 
ſucht der betr. Abgeordnete das nachzuweiſen. An⸗ 
dererſeits ſagte einer, Frankreich ſei von der Wirt⸗ 
ſchaftskriſe nicht betroffen. Nun bringt es aber die 
ganze Welt zum Aufhorchen, daß auch Frankreich 
nicht nur Tauſende, ſondern ſogar Zehntauſende 
Erwerbsloſe hat. Es gibt dort dieſelben Probleme 
wie in Danzig. Wenn Sie Zwiſchenrufe machen, 
ſo geben Sie wenigſtens nicht zu erkennen, daß 
Sie von Politik keine Ahnung haben. (Es werden 
mit allen Mitteln polniſche und italieniſche Ar⸗ 
fen) hereingezogen! bei den Nationalſoziali⸗ 
ten. 

Die Sozialdemokraten, die ſeit 1928 tauſend⸗ 
mal den Verrat wiederholt haben, haben, als ich 
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hier vor einigen Tagen die Feſtſtellung machte, 


daß ſogar Sozialdemokraten ihre Partei der Ver⸗ 


leugnung der bisherigen Grundſätze bezichtigen, 
durch den Abg. Weber erklärt, das ſei nicht wahr. 
Ich hatte damals nicht den Beweis zur Hand, 


habe ihn aber jetzt. Es iſt der Parteiſekretär der 


Sozialdemokratiſchen Partei, der im Jahre 1920 
in einer Rede wörtlich erklärt hat: „Erſt jetzt, wo 
die Scheinſozialiſten ſelbſt an der Regierungs⸗ 


krippe ſitzen, haben fie es fertig bekommen, alle 


Aozialiſtiſchen Grundsätze über Bord zu werfen.“ 
Sie ſollen nicht etwa ſagen, daß ſich dieſe Rede⸗ 


wendung auf etwas bezog, was Sie heute nicht 


) 


tun, ſondern nur damals getan haben; denn der 
Satz vorher lautet: „Damals war es bis zum 
Kriege Grundſatz bei allen Sozialiſten, alle Ver⸗ 
brauchsabgaben und Steuern als Kopfſteuern für 
die Arbeiterſchaft abzulehnen.“ Sie willen doch, 
daß Sie heute grundſätzlich auf dem Standpunkt 
ſtehen, es dürfen auch Maſſenſteuern erhoben wer⸗ 
den. Nicht nur grundſätzlich ſtehen Sie auf dieſem 
Standpunkt, ſondern haben es auch durch die 
Praxis bewieſen, ſo daß das, was damals Herr 
Mau ſagte, heute noch zutrifft, bloß, daß unter⸗ 


deſſen Herr Mau auch zu dieſen Scheinſozialiſten 


gehört, die alle Grundſätze über Bord geworfen 
haben. Nun, die Nationalſozialiſten haben zu er⸗ 
kennen gegeben, daß ſie ihre Stellungnahme nicht 
zu ändern gedenken. Anterdeſſen haben ſie und 
ebenſo die übrigen bürgerlichen Parteien einen 
Abänderungsantrag eingebracht. Dieſer Abände⸗ 
rungsantrag beantragt das, was wir bereits bei 
der zweiten Leſung und ſchon bei der Ausſchuß⸗ 
beratung verlangten, daß nämlich die Volkstags⸗ 
diäten auf die Bezüge ſowohl der beſoldeten als 
auch unbeſoldeten Senatoren angerechnet werden. 
Da werfen fie ji ſtolz in die Bruſt und erklären, 


daß iſt eine Tat, von der Kind und Kindeskinder 


ſprechen werden. 
155 He wollen die Urſachen dieſes Antrages klar⸗ 
ſtellen. Diesmal haben die bürgerlichen Parteien 


nicht unter dem Volldampf der Nazis geſtanden, 


ſondern die Nazis unter dem Volldampf der Oef⸗ 
fentlichkeit. Wir haben alles getan, 100 die Ser 
fentlichkeit den Nazianhängern dieſen Volldampf 


beibrachte. (Abg. Dr. Blavier: Ex oriente lux!) 


Wenn dieſer Antrag eingereicht worden iſt, jo 


war die Urſache dafür das Barometer der Oef⸗ licher. (Zurufe bei den Nationalſozialiſten.) Vor 


fentlichkeit. Sie mußten die ungeheure Empör 

bis in die Kreiſe der Bürgerlichen gegen 
dies Geſetz, das in zweiter Leſung verabſchiedet 
worden iſt, feſtſtellen. Da half keine Feſtſtellung 
des Herrn Buhle, daß 50 Prozent erſpart ſeien, 
ſogar gegenüber dem Rumpfſenat ſeien Erſparun⸗ 
gen gemacht. Es blieb die eine Tatſache, daß 
32 000 Gulden mit freier Wohnung für einen ein⸗ 
zigen Beamten bewilligt worden waren. Das 
lonnte nicht geleugnet werden und hat die Oef⸗ 
fentlichkeit in Empörung gebracht. Daran änder⸗ 
ten nichts die Manöver, die Sie bisher durchge⸗ 


führt haben, ſtatt 1750 Gulden würden in Ju⸗ 


kunft 1500 Gulden gezahlt. Dieſe Manöver ge⸗ 


nügten nicht, um der Empörung im eigenen Lager 


Herr zu werden. Man mußte einen Schritt wei⸗ 
tergehen und eine neue Möglichkeit zur Abwehr 
ſchaffen. Das iſt jetzt dieſer Antrag, der nicht et⸗ 


ſen Zuſtand nicht mehr haben wollen, 


wa durch Ihre Sparſamkeit verurſacht iſt, ſondern 
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um die Empörung beſonders im Lager der Natio⸗ 
nalſozialiſten einzudämmen. Daß es ſo iſt, bewies 
der Zwiſchenruf des Herrn Schwegmann, der bei 
den Ausführungen des Herrn Brill den Zwiſchen⸗ 
ruf machte — Herr Schwegmann, Sie müſſen ein 
wenig vorſichtig ſein mit Zwiſchenrufen, man er⸗ 
kennt, was hinter den Zwiſchenrufen ſteckt — Sie 
riefen: „Auf Wunſch der Nationalſozialiſten.“ 
Das zeigt, daß Sie den Nationalſozialiſten die 
Handhabe geben wollten zu ſagen: „Dieſer An⸗ 
trag iſt auf unſere Initiative hin erfolgt.“ (Abg. 
Schwegmann: Es iſt mir nicht eingefallen, das zu 
ſagen!) Ach nein, nicht Sie Herr Schwegmann, 
ſondern Herr Senftleben hat das geſagt, jeden⸗ 
falls ein Herr der Deutſchnationalen Fraktion. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe.) Sie haben recht, Herr 
Schwegmann, Sie waren es nicht. Sie ſind in der 
Beziehung ein ſchlauerer Politiker als Herr 
Senftleben. (Zwiſchenrufe.) 

Das iſt die Urſache dieſes Abänderungsan⸗ 
trags. Daß dieſer Antrag in Wirklichkeit nichts 
bedeutet, zeigt ſchon die ganze Summe der Aus⸗ 
gaben für die Regierungstätigkeit in dieſem klei⸗ 
nen Ländchen. Es ſind jetzt ungefähr 175 000 Gul⸗ 
den, die für die Regierungstätigkeit ausgegeben 
werden, ein „Erfolg“ Ihres politiſchen Kampfes. 
Daß Sie nicht gewillt waren, wirklich etwas zu 
ändern, zeigt, daß Sie die Gehälter nicht weſent⸗ 
lich herabſetzen, daß Sie vor allem nichts an dem 
§ 3 der Vorlage änderten. Sie legten doch ſonſt 
beſonderen Wert darauf, daß eine Barriere aufge⸗ 
richtet werden müßte zwiſchen den Sonderverdien⸗ 
ſten der Senatoren und ihren Einkommen, die ſie 
als Senatoren beziehen. Daran haben Sie nichts 
geändert. Sehen Sie, Herr Dr. Thimm, das zeigt, 
daß auch Sie das Froſchhirn beſitzen, das Sie denen 
zuſchreiben, die den § 3 geſchaffen haben. Die Ver⸗ 
faſſung ſetzt da keine Schranken. Sie haben doch 


immer auf die Nebenverdienſte der Herren Kunze 


und Behrend hingewieſen. Wir hatten doch die⸗ 
ſelbe Verfaſſung und trotzdem dieſe Nebenver⸗ 
dienſte. Sie wiſſen wahrſcheinlich noch nicht, daß 
Herr Kurowſki, der deutſchnationale Herr Schweg⸗ 
mann und Herr Dr. Neumann anläßlich der Ta⸗ 
bakmonopolanleihe jeder 30 000 Gulden durch 
einen Federſtrich verdient haben. Herr Kurowſki 
war damals auch Senator, allerdings nebenamt⸗ 


allem iſt es keine Entſchuldigung, wenn Sie die⸗ 
daß Sie 
jetzt ſagen, ein kommuniſtiſcher Rechtsanwalt hät⸗ 
te das auch gemacht. Zunächſt können Sie den Be⸗ 
weis nicht antreten und zweitens würde er es be⸗ 
ſtimmt nicht machen. Aber das beſagt doch nicht, 
daß Sie es nicht in der Hand haben, dieſen Zu⸗ 
ſtand zu ändern. Der deutſchnationale Herr 
Schwegmann, Ihr Blutsbruder, mit dem Sie in 
derſelben Fraktion, möchte ich ſagen, ſitzen, hat 
dies Geſchäft auch gemacht. Sie müſſen zugeben, 
das Geſchäft war mehr als ein echt jüdiſches Ge⸗ 
ſchäft, es war ein echt chriſtliches Geſchäft. 

Wenn Sie den § 3 in dieſer Faſſung ſtehen laſ⸗ 
ſen, zeigen Sie, wie Ihr Kampf gegen dieſe Kor⸗ 
ruption im Staatsapparat aufzufaſſen iſt. Sie 
haben ſelbſt darauf hingewieſen, daß die Er⸗ 
werbsloſen, die Angeſtellten Hungerbezüge be⸗ 


kommen. In Ihren Reihen ſitzen ſelbſt Leute, die 
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ſolche Hungerbezüge erhalten, die jetzt durch die 


Diäten ein wenig aufgebeſſert ſind. Es wird ſich 
zeigen, ob dieſe Leute ſich in derſelben Form kor⸗ 
rumpieren laſſen werden, wie die übrigen Abgeord⸗ 
neten der Nationalſozialiſtiſchen Partei, oder ob 
ſie Schluß machen werden, indem ſie erklären, wir 
wollen ehrlich bleiben, wenn wir einen Grund⸗ 
ſatz hatten, dann wollen wir auch zu ihm ſtehen, 
oder ob ſie jo charakterlos, jo feige ſein werden, 
daß ſie ſich dem Diktat der Bourgoiſie auch weiter 
beugen werden. 

Noch einmal unſere Forderungen: Wir lehnen 
grundſätzlich das ganze Geſetz ab, weil wir dieſem 
Staat, dieſem Syſtem und den Lakaien dieſes 
Syſtems nicht einen einzigen Pfennig bewilligen 
werden. Wenn wir nun Abänderungsanträge ge⸗ 


ſtellt haben, dann nur, um ſowohl den Sozialde⸗ 


mokraten wie den Nationalſozialiſten die Agi⸗ 


tationsmöglichkeit zu nehmen, als ob wir nicht 


verſucht hätten, wenigſtens geringere Sätze durch⸗ 
zuführen. Wir verlangen alſo, daß der § 3 abge⸗ 
ändert wird. Wir verlaſſen uns nicht auf die 
famoſe Verfaſſung. Die Verfaſſung iſt für die La⸗ 
kaien dieſes Syſtems ein Zwirnsfaden, wenn es 
darum geht, ihre Rechte oder die Rechte des Kapi⸗ 
tals ſicherzuſtellen. Sie (zu den Nationalſoziali⸗ 
ſten) haben auch oft auf die Weimarer Verfaſſung 
hingewieſen. Erſtens einmal iſt die Weimarer 
Verfaſſung ein Dreck, und zweitens kümmern ſich 
die Kapitaliſten um ſie gar nicht. Genau ſo iſt es 
mit der Danziger Verfaſſung, bloß, daß Sie (zu 
den Nationalſozialiſten) heute auf die Danziger 
Verfaſſung ſchwören, wenn Sie ein Amt über⸗ 
nehmen. Dieſe Verfaſſung wird keine Barriere 
zwiſchen dieſen Verdienern aufrichten. Es iſt klar, 
daß die Herren Kurowſki und Genoſſen die Ar⸗ 
beit nicht einmal ſelbſt gemacht haben, ſondern 
nur ihr Schriftzeichen darunter ſetzten. (Abg. 
Kurowſki: Sie wiſſen Beſcheid!) Natürlich weiß 
ich, wie es auf den Rechtsanwaltsbüros bei eini⸗ 
gen Herren, die Politiker ſind, zugeht, die ſich den 
Dreck darum kümmern, was dort gemacht wird. 


Aber es iſt bezeichnend, daß Sie (zum Abg. 


Kurowſfki) durch Ihr Stillſchweigen dieſe Tatſache 
zugeben müſſen, und daß Sie (zu den National⸗ 
ſozialiſten) immer wieder in Ihrer Preſſe von 
dem „widerlichen Moskaugezücht“ ſprechen. Dieſe 
Leute, die Staatsaktionen benutzen, und zwar 
Staatsaktionen, die die Bevölkerung aufs neue 
belaſten, wie z. B. das Tabakmonopol, um 30 000 
Gulden für ſich zu nehmen, ſind widerliche Sub⸗ 
jekte, und mit dieſen Subjekten ſitzen Sie zuſam⸗ 
men, und die werden Sie nachher als Senatoren 
wählen. 


Wir verlangen, daß das Gehalt auf 700 Gul⸗ 
den heruntergeſetzt wird. Wenn die Bürgerlichen 
und auch die Sozialdemokraten erklären, das ſei 
ein Agitationsantrag, ſo haben wir ſchon einmal 
geſagt, es iſt inſofern ein Agitationsantrag, als 
er uns die Möglichkeit gibt, der Bevölkerung 


draußen zu zeigen, ob die Parteien, die Sparſam⸗ 
keit üben wollen, auch wirklich dieſe Sparſamkeit 
durchführen. Es iſt aber inſofern kein Agitations⸗ 
antrag, als dieſer Antrag dem Mehrheitswillen 
der Bevölkerung entſpricht. Sie (nach rechts) ſind 
mit dem Volksbegehren ja ſo 


ſchnell bei 


der 
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Hand, führen Sie ein Volksbegehren durch und (O) 


verlangen Sie darin 500 oder wie wir wollen 700 


Gulden Gehalt für jeden Senator. Sie bekommen 
die Mehrheit aller Danziger Stimmen. Das zeigt, 
daß unſer Antrag kein Agitationsantrag iſt, ſon⸗ 
dern dem Mehrheitswillen der Bevölkerung ent⸗ 
ſpricht. 

Dann verlangen wir Beſeitigung der Penſio⸗ 
nen. Man hat erklärt, daß keine Penſion mehr ge⸗ 
zahlt wird. Wenn aber jemand die Möglichkeit 
hat, fünf Jahre lang ein Uebergangsgeld zu er⸗ 
halten, drei Monate das ganze Gehalt, dann drei 
Monate 75 Prozent und innerhalb fünf Jahre 
ein Gehalt zu beziehen, das zwiſchen 800 und 1000 
Gulden beträgt, iſt das keine Penſion? Es kommt 
nicht auf den Namen an, es kommt auf die Mate⸗ 
rie als ſolche an, auf die Tatſache, daß Geld aus⸗ 
gezahlt wird, daß die Exiſtenz dieſer Leute ſicher⸗ 
geſtellt wird, aber mit einer Bezahlung von 800 
bis 1000 Gulden. Anſeren Kampf gegen die Se⸗ 
natorengehälter führen wir nicht iſoliert, ſondern 
eng verbunden mit dem Kampf gegen die Hun⸗ 
germaßnahmen, die kommen werden. Herr Abg. 
Brill wies bereits darauf hin. In dieſer Bezie⸗ 
hung hat er recht. Nur daß bei den Sozialdemo⸗ 
kraten die Arbeiter in ihrem Kampf ebenſo ver⸗ 
raten werden, wie an der Ruhr. Sie werden den 
Kampf nicht organiſieren, ſondern ſagen genau 
wie Severing: „Ruhe und Ordnung in erſter Li⸗ 
nie.“ Die Sozialdemokratnn werden Ruhe, Be⸗ 
ſonnenheit und Ordnung predigen. 

Wir werden gegenüber dieſen Hungermaß⸗ 
nahmen des Senats nicht nur 
Kampf anſagen, ſondern alle organiſatoriſchen 
Maßnahmen treffen, um den Kampf auch außer⸗ 
halb dieſes Parlaments wirklich gegen die Hun⸗ 
gergeſetze zu führen. Dies Geſetz iſt der Auftakt zu 
neuen Kämpfen. Sie wollen bei dieſen neuen 
Kämpfen Ruhe und Ordnung. Wir wollen dieſe 
Ruhe und Ordnung auch. Wir wiſſen aber, daß 
ſie erſt dann ſein wird, wenn durch den revoluti⸗ 
onären Klaſſenkampf der werktätigen Bevölke⸗ 
rungsſchichten das Kapital und die Lakaien des 


Kapitals dort hinabbefördert werden, wo ſie hin⸗ 


gehören, nämlich ins Maſſengrab. f 
Präſident: Die Beratung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Es ſind 
eine Reihe von Abänderungsanträge geſtellt. Zu⸗ 
nächſt in Druckſache Nr. 45: 
1. In § 3 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: 
) Die Mitglieder des Senats dürfen während 
ihrer Amtszeit gegen Entgelt außer ihrer Amts⸗ 
tätigkeit keinerlei andere Tätigkeit (3. B. als 
Schiedsrichter, Aufſichtsrat uſw.) ausüben. 
2.8 4 iſt zu ſtreichen. 
3. § 5 iſt zu ſtreichen. 
4. § 8 iſt wie folgt zu en 


(1) Die beſoldeten Mitglieder des Senats er⸗ 
halten vom Beginn des Kalendermonats ab, in 
dem ſie die Wahl angenommen haben, bis zum 
Schluſſe des Kalendermonats, in dem das Amts⸗ 
verhältnis endigt, monatlich 700,— Gulden. 

(2) Die Amtsbezüge werden monatlich im Vor⸗ 
aus gezahlt. 

(3) Hat ein beſoldetes Mitglied des Senats für 
einen Zeitraum, für den ihm Amtsbezüge zu zahlen 
ſind, aus einer Verwendung im Danziger Staats⸗ 
oder Gemeindedienſt Anſpruch auf Dienſteinkom⸗ 
men, Wartegeld oder ſonſtige Bezüge, ſo ruht für 
die Dauer des Zuſammentreffens der Anſpruch aur 


den ſchärfſten (p) 


| 


{B) 


Volkstag Danzig — 5. Sitzung. Mittwoch, den 7. Januar 1931. 
DEREN . e ENER! 
(Präſident) 
A) 


dieſe Bezüge bis zur Höhe 
Amts bezüge. 2 

(4) Die Amtsbezüge können durch Geſetz geän⸗ 
dert werden. 

(5) Wenn und ſolange das Dienſteinkommen der 
unmittelbaren Staatsbeamten einer prozentualen 
Kürzung unterliegt, gilt dieſelbe Kürzung auch für 
die Amtsbezüge der beſoldeten Mitglieder des 
Senats. 

In 8 9 (2) ſind die Worte „erhalten ſie keinen 
Wohnungsgeldzuſchuß“ zu ſtreichen und dafür zu 
A „wird das Gehalt um den Mietsbetrag ge⸗ 
jürzt.“ 

In (5) iſt das Wort „Tagegelder“ zu ſtreichen. 

S 10 iſt zu . 5 

8 11 iſt zu ſtreichen. 

„S 12 erhält folgende an 


des Betrages der 


1 


90 


Bezieht ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des 
Senats für den Zeitraum, für den ihm Weber: 
gangsgeld oder Ruherente zuſteht, aus einer Wie⸗ 
derverwendung im Staats- oder in einem ſonſtigen 
öffentlichen Dienſte des In⸗ oder Auslandes ein 
Dienſteinkommen, Wartegeld oder Ruhegehalt oder 
ein Einkommen aus einer Tätigkeit, für die eine 
Vergütung gewährt wird, die ganz oder überwie⸗ 
gend unmittelbar aus öffentlichen Mitteln des In⸗ 
oder Auslandes fließt, ſo ermäßigt ſich für die 


Dauer dieſes Zuſammentreffens das Uebergangs⸗ 


geld oder die Ruherente um den Betrag des Dienſt⸗ 
einkommens, Wartegeldes, Ruhegehalts oder die 
Vergütung. Das gleiche gilt auch hinſichtlich des 

Einkommens aus anderer gewinnbringender Tätig⸗ 
10 Sonderregelung des 8 20 bleibt dabei un- 
erührt. 


9. § 13 iſt zu 1 
10.5 14 it zu ſtreichen. 
11. § 15 iſt zu ſtreichen. 
12. In § 17 iſt neu einzufügen Abi. (2): 

„Sind die Mitglieder des Senats zugleich Volks⸗ 
tagsabgeordnete, jo wird die ihnen als ſolche zu: 
ſtehende Aufwandsentſchädigung auf ihre Amtsbe⸗ 
züge reſp. Aufwandsentſchädigung angerechnet.“ 

13.8 18 iſt zu ſtreichen. 
14. § 19 erhält folgende Faſſung: 


Ba § 19. 

(1) Wird ein unmittelbarer Staatsbeamter zum 
beſoldeten Mitglied des Senats gewählt, ſo ſcheidet 
er mit dem Tage der Annahme der Wahl aus dem 
Beamtenverhältnis aus. 

(2) Innerhalb 3 Monaten nach ſeinem Ausſchei⸗ 
den aus der Stelle als beſoldetes Mitglied des Se⸗ 

nats iſt er berechtigt und auf Verlangen des Se⸗ 
nats verpflichtet, in die zuletzt von ihm werjehene 
Dienſtſtelle als Beamter wieder einzutreten. Iſt 
dieſe Dienſtſtelle dann nicht mehr frei, ſo iſt er in 
derſelben Zeit berechtigt und auf Verlangen des 
Senats verpflichtet, eine andere Dienſtſtelle im un⸗ 
mittelbaren Staats⸗ oder öffentlichen Schuldienſt 
zu übernehmen. Die Dienſtſtelle muß ſeiner frühe⸗ 
ren Stellung als Beamter entſprechen. Aeber Strei⸗ 
tigkeiten, welche ſich aus dieſer Beſtimmung erge⸗ 
ben, entſcheidet auf Antrag des Senats oder des 
ehemaligen beſoldeten Mitglieds des Senats unter 
Ausſchluß des Nechtsweges das Oberverwaltungs⸗ 
gericht zu Danzig endgültig. 

Er Plenikomiti 

u. die übr. Mitglied. der Kommuniſtiſchen Fraktion, 


Dann liegt ein Abänderungsantrag in Druckſache 
r. 46 vor: 


Im 8 12, vorletzter Satz, ſind hinter dem Wort 
um, die Worte: „oder mittelbar“ einzu⸗ 
ügen. 


et Dr Shin Te 
u. die übr. Mitglieder der Nationalſozial. Fraktion. 
5 e Philipſen 
u. die übr. Mitglieder der Deutſchnational. Fraktion. 
25 Dr. Hoppenrath 
u. d. übr. Mitgl. d. Frakt. d. Blocks d. national. Samml. 
= Kurowſki I 


und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
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Ein weiterer Abänderungsantrag iſt in Druckſache (O) 


Nr. 47 geſtellt: 


1. In § 13 Ziffer 5 iſt anſtelle „21“ zu ſetzen „20“. 
2. Hinter $ 17 iſt ag $ 17a einzufügen: 
\ 


7a. 

Sind die Mitglieder des Senats zugleich Volks⸗ 
tagsabgeordnete, ſo wird die ihnen als ſolchen zu⸗ 
ſtehende Aufwandsentſchädigung auf die Amtsbe⸗ 
züge der vollbeſoldeten Senatoren bezw. auf die 


Aufwandsentſchädigung der unbeſoldeten Sena⸗ 
toren angerechnet. 3 
Dr. Thim m 5 
u. die übr. Mitglieder der Nationalſozial. Fraktion. 
Kurowſki 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
Philipſen 


u, die übr. Mitglieder der Deutſchnational. Fraktion. 
Dr. Hoppenrath 
u. d. übr. Mitgl. d. Frakt. d. Blocks d. national. Samml. 


Schließlich iſt noch ein weiterer Abänderungsan⸗ 
trag des Abg. Brill und Fraktion eingegangen, 
den Sie in Druckſache Nr. 37, die zur zweiten Be⸗ 
ratung geſtellt war, finden. In dieſer Druckſache 
iſt nur der Antrag zu $ 17 geſtrichen, ſonſt ſind die 
Anträge dieſelben, wie zur zweiten Leſung. 

Wir beantragen 

§ 8 der Senatsvorlage wieder herzuſtellen mit fol⸗ 
genden Aenderungen: 

Bei Ziffer (1) a) zu ſetzen „2 200“ ſtatt „3 500“ 
und „1 200“ ſtatt „1750“ Zeile 5 und 6 find zu 
ſtreichen. 

c) zu ſetzen „240“ ſtatt „400“ 

§ 10 Ziffer (2): Statt „5 Jahre“ ſind „2 Jahre“ und 
ſtatt „50“ iſt „55“ zu ſetzen. 
§ 11 Ziffer (2): Die Worte „beſonderer Verhältniſſe“ 
zu erſetzen durch die Worte „beſonders ſchwerer Er⸗ 
werbsbeſchränkung“. 
§ 12 wie folgt neu zu faſſen: 
„Bezieht ein ehemaliges beſoldetes Mitglied des 

Senats für einen Zeitraum, für den ihm Ueber⸗ 

gangsgeld oder Ruherente zuſteht, aus einer Wie⸗ 

derverwendung im Staats⸗ oder in einem ſonſtigen 
öffentlichen Dienſte des In⸗ oder Auslandes ein 

Dienſteinkommen, Wartegeld oder Ruhegehalt oder 

ein Einkommen aus einer Tätigkeit, für die eine 

Vergütung gewährt wird, die ganz oder überwie⸗ 

gend unmittelbar aus öffentlichen Mitteln des In⸗ 

oder Auslandes fließt, ſo ermäßigt ſich für die 

Dauer dieſes Zuſammentreffens das Uebergangs⸗ 

geld oder die Ruherente um den Betrag des 

Dienſteinkommens, Wartegeldes, Rubegehalts oder 

der Vergütung. Das gleiche gilt auch hinſichtlich 

des Einkommens aus anderer gewinnbringender 

Tätigkeit.“ 

$ 16 zu ſetzen ſtatt „ruht“ „erliſcht“. 
Hinter verliert iſt ein Punkt zu ſetzen und der da⸗ 
hinter ſtehende Satzteil zu streichen. 

§ 19 (bisher 20) Ziffer (5) die Worte „mit dem dop⸗ 
pelten Zeitmaß“ zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

„wie auch“. - 

Ich rufe den $ 1 der Vorlage auf, wie ſie aus der 
zweiten Beratung herausgekommen iſt. Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer § 1 


annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 


iſt die Mehrheit, S 1 iſt angenommen. Ich rufe 
§ 2 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wer § 2 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 


Mehrheit, 8 2 iſt angenommen. Zu $ 3 liegt ein 
Abänderungsantrag des Herrn Abg. Plenikowſki 
auf Druckſache Nr. 45 vor. Wir ſtimmen darüber 
ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Zu § 4 und 8 5 liegt ein Antrag auf 


1 


(A 


— 


(B) 
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(Präfident) 

Druckſache Nr. 45 vor, dieſe beiden Paragraphen 
zu ſtreichen. Wir ſtimmen daher über § 4 und 
§ 5 poſitiv ab, vorerſt aber über § 3 der Vorlage. 
Wer 8 3 der Vorlage annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 8 3 iſt 
angenommen. Wer § 4 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben; — angenommen. Wer $ 5 anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, $ 5 iſt angenommen. Zu $ 6 liegen 
keine Anträge vor. Ich darf wohl ohne Abſtim⸗ 
mung die Annahme erklären. Es iſt ſo beſchloſſen. 
§ 7; angenommen. Zu $ 8 liegen einige Anträge 
vor und zwar der Abänderungsantrag des Abg. 
Plenikowſki in Druckſache Nr. 45. Wir ſtimmen 
zunächſt über dieſen Abänderungsantrag ab. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir ſtimmen jetzt über den Abänderungsantrag 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion ab. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Brll. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir ſtimmen alſo 
über den Antrag der Sozialdemokratiſchen Frak⸗ 
tion zu $ 8 namentlich ab. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. Ich bitte die Stimmkarten ein⸗ 
zuſammeln. — Wünſcht noch jemand eine Karte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die 
Abſtimmung. An ihr haben ſich 63 D. u. H. be⸗ 
teiligt.*) Davon ſtimmten 39 mit Nein, 24 mit 
Ja, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
über $ 8 der Vorlage ab. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. 
Der § 8 iſt angenommen. Ich rufe § 9 auf und 
ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Zu $ 9 liegt ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 45 vor. Wir ſtimmen über die⸗ 
ſen Antrag ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit; er iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen über $ 9 der Vorlage ab, 
wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. 
Ich rufe § 10 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe fie. Zu § 10 liegt ein Antrag des Abg. 
Plenikowſki auf Streichung, ferner der Antrag 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion vor. Wir ſtim⸗ 
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men poſitiv ab. Zuerſt laſſe ich über den ſozialde⸗ 


mokratiſchen Antrag abſtimmen. Wer ihn an⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmen 64, davon mit Ja 24, mit Nein 40. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Brill, Czarnecki, 
Fiſcher, Gehl, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, 
Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz. Plenikowſki, 
Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Stu⸗ 
kowkſi, Frau Totzki, Weber, Werner. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Dr. Blavier, Burandt, 
Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, H. Friedrich, 
Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hop⸗ 
penrath, Kalitzte, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, 
Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Neumann, Philip⸗ 
ſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, 
Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, 
Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, 
von Wnuck, Dr. Ziehm. N 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bertling, Dr. 

Joſeph, Lendzion, 


Abgegebene 


Bing, Deutſch, G. Friedrich, Jahr, 
Frau Müller. 
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nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
über $ 10 der Vorlage ab. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe § 11 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe da⸗ 
her die Beſprechung. Zu § 11 liegt wiederum ein 
Antrag der Sozialdemokratiſchen Fraktion vor. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Minderheit; er 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über $ 11 der 
Vorlage ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 8 11 
iſt angenommen und der kommuniſtiſche Antrag 
auf Streichung abgelehnt. Ich rufe § 12 auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Dazu liegt ein Abänderungsantrag 
des Abg. Plenikowſki in Druckſache Nr. 45 vor, 
dann ein Abänderungsantrag der Herren Dr. 
Thimm, Philipſen, Dr. Hoppenrath, Kurowſfki 
und Fraktionen, außerdem noch der Antrag des 
Abg. Brill und Fraktion. Wir ſtimmen zunächſt 
über den Abänderungsantrag des Abg. Pleni⸗ 
kowſki in Druckſache Nr. 45 ab. Wer dieſen anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ 
men jetzt über den ſozialdemokratiſchen Abände⸗ 
rungsantrag ab. Wer ihn annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit; er 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 46 ab. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Danke, das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. Wir ſtimmen jetzt über den § 12 der 
Vorlage mit dieſer Abänderung ab. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Mehrheit, § 12 iſt angenommen. Ich 
rufe § 13 auf. Hierzu liegt ein Antrag des Abg. 
Plenikowſki vor, den § 13 zu ſtreichen, dann ein 
Antrag der Abg. Dr. Thimm, Kurowfki Philipſen, 
Dr. Hoppenrath in Druckſache Nr. 47. Wir ſtim⸗ 
men zunächſt über dieſen Antrag ab, der eine re⸗ 
daktionelle Aenderung vornehmen will. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Danke, das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. 
Wir ſtimmen jetzt über § 13 der Vorlage mit die⸗ 
ſer Aenderung ab. Ich bitte die D. u. H., die ihn 
anehmen wollen, ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Mehrheit; $ 13 iſt angenommen und der 
kommuniſtiſche Antrag damit gefallen. Ich rufe 
§ 14 auf, dazu liegt ein Antrag des Abg. Plent⸗ 
kowſki auf Streichung vor. Wir ſtimmen poſitiv 
ab. Wer § 14 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Danke, § 14 iſt angenommen. Ich rufe 
§ 15 auf. Auch hier liegt ein Antrag des Abg. 
Plenikowſki auf Streichung vor. Wir ſtimmen 
über S 15 der Vorlage ab. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, $ 15 iſt 
angenommen. Zu $ 16 liegt der Antrag des Abg. 
Brill und Fraktion vor. Wer dieſen annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 


nun über $ 16 der Vorlage ab. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe 
§ 17 auf. Hierzu liegt ein Antrag des Abg. Ple⸗ 
nikowfki in Druckſache Nr. 45 vor, dann ein An⸗ 
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trag der Abg. Dr. Thimm, Kurowſki, Philipſen, 


Dr. Hoppenrath in Druckſache Nr. 47. Ich werde 
zunächſt über den Antrag des Abg. Plenikowfki 
abſtimmen laſſen. Wer dieſen Antrag annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt 
über § 17 der Vorlage ab. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Es iſt nun ein Ab⸗ 
änderungsantrag, den ich vorhin ſchon angekün⸗ 
digt habe, eingegangen, einen neuen $ 17a ein⸗ 


zufügen. Der Antrag iſt auf Drucksache Nr. 47 ent⸗ 


halten. Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. (Die große Koalition! links 
Abg. Plenikowſki: Solche Anträge können Sie 
mehr ſtellen, bloß Sie werden es nicht!) Ich rufe 
$ 18 auf. Dazu liegt ein Abänderungsantrag des 
Abg. Plenikowſki auf Streichung vor. Wir jtim- 
men pojitiv ab. Wer § 18 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit, $ 18 iſt angenommen. Ich rufe $ 19 auf. Da⸗ 
zu liegen zwei Abänderungsanträge vor, ein An⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki in Druckſache Nr. 45 
und ein Antrag des Herrn Abg. Brill und der 
übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Frakton. Ich werde zunächſt über den Antrag des 
Abg. Plenikowſki abſtimmen laſſen. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir 
ſtimmen jetzt über den Antrag des Abg. Brill ab. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Minderheit; er iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen nun über § 19 der Vorlage 
ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Danke, das iſt die Mehrheit, § 19 iſt 
angenommen. Zu den übrigen Paragraphen lie⸗ 
liegen keine Anträge vor. Ich darf ſie wohl ohne 
beſondere Abſtimmung als angenommen erklä⸗ 
ren. § 20; angenommen. § 21; angenommen. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Her Abg. Dr. 
Ziehm. 8 

Dr. Ziehm, Abgeordneter (D.Nat.): Ich bitte 
bei 8 22 um getrennte Abſtimmung, weil wir be⸗ 
abſichtigen, die Ziffer I (2) abzulehnen. 

Präſident: Eine Teilung der Frage iſt ohne 
weiteres möglich. Dann ſtimmen wir zuerſt über 
den Abſatz 1 des § 22 ab. (Abg. Dr. Ziehm: Zif⸗ 
fer I, Abſatz (1) und (2) find das vorige Mal ab⸗ 
gelehnt!) Ich werde über Ziffer I abjtimmen Taj- 
ſen. Um Klarheit zu ſchaffen, werde ich folgender⸗ 
maßen abſtimmen laſſen. Wer Ziffer 1 des 8 22 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ein⸗ 
ſtimmig abgelehnt. Wir ſtimmen nun über Zif⸗ 
fer U und den Reſt insgeſamt ab. Wer Ziffer 
II bis V annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, angenommen. Ich rufe 
$ 23 auf; angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift 
auf. Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
beweiſen, daß die Oeffentlichkeit dies ganze Geſetz 
beſtimmt verdammt und nicht dafür iſt, daß es 
angenommen wird. (Zurufe rechts.) Wenn Ste 
erklären, daß es Erſparniſſe bringt, ſo ſind das 
Faſtnachtsſcherze, die Sie ſich erlauben. Uns tt 


es damit ernſt, wenn wir jetzt beantragen, dieſem 
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* 
Geſetz die Ueberſchrift „Nazi⸗Froſchhirn⸗Geſetz“ 
zu geben. Wir verlangen, daß darüber abgeſtimmt 
wird. 

Präſident: Ich glaube, daß wir über dieſen 
Antrag gar nicht abſtimmen dürfen. (Zuruf des 
Abg. Plenikowſki.) Das geht denn doch wohl nicht. 
Ich habe die Ueberſchrift aufgerufen und werde 
über fie abſtimmen laſſen. Wer die Aeberſchrift 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, daß die Schlußabſtimmung nicht heute, 
ſondern erſt in der nächſten Sitzung vorgenommen 
wird. Das iſt durchaus zuläſſig, da Aenderungen 
vorgenommen worden find. Nach § 28 der Ge⸗ 
ſchäftsordnung muß die Schlußabſtimmung in die⸗ 
ſem Fall bis zur nächſten Sitzung vertagt werden, 
wenn ein dahingehender Antrag von 5 anweſen⸗ 
den Abgeordneten unterſtützt wird. Wenn die 
Schlußabſtimmung noch weiter vertagt werden 
ſoll, muß der Volkstag entſcheiden. Bis zur näch⸗ 
ſten Sitzung genügt es, wenn fünf Abgeordnete 
widerſprechen. Wir werden verſuchen, bis dahin 
ein wenig Volldampf zu machen, auch unter Ih⸗ 
ren Anhängern, Herr Abg. Schwegmann. 

Präſident: Der Herr Abg. Plenikowſki hat 
den 8 28 der Geſchäftsordnung richtig erklärt. Es 
heißt hier: 

Sind ſolche Aenderungen vorgenommen, ſo wird 
die Schlußabſtimmung ausgeſetzt, bis der Präſident 
mit den Beiſitzern die Beſchlüſſe zuſammengeſtellt hat. 

Das iſt geſchehen, die Zuſammenſtellung 
hier bereits vor. Es heißt aber weiter: 

Die Schlußabſtimmung muß in dieſem Fall bis zur 
nächſten Sitzung vertagt werden, wenn eindahin⸗ 
gehender Antrag von fünf anweſenden Abgeordneten 
unterſtützt wird; über eine weitergehende Vertagung 
beſchließt der Volkstag. 

Es genügt, wenn der Antrag des Herrn Abg. 
Plenikowſki von fünf Abgeordneten unterſtützt 
wird, um die Schlußabſtimmung heute auszuſetzen 
und ſie auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung 


zu bringen. (Abg. Schwegmann: Die kommt heute 


noch!) Wird der Antrag unterſtützt? — Die Un⸗ 
erſtützung reicht aus. Wir können die Schlußab⸗ 
ſtimmung alſo noch nicht vornehmen. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. betr. 
Zahlung einer Unterſtützung an Klein⸗ 
fiſcher. 

Druckſache Nr. 38. (Abg. Brill: Das verzagte Ge⸗ 
ſicht von Dr. Blavier!) Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung, das Wort zur Begründung hat der Herr 
Abg. Serotzki. 

Serotzki, Abgeordneter (K. P.): Die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaftsordnung und Wirtſchaftskriſe 
iſt an den Fiſchern auch nicht ſpurlos vorüber ge⸗ 
gangen. Hauptſächlich nicht an den Kleinfiſchern. 
Wenn man hier vom Antrag der Fiſcher ſpricht, 
will ich begründen, wie notwendig er iſt. Die 


Kleinfiſcher haben einen rapiden Rückgang ihrer 
Fänge längſt der Küſte zu verzeichnen, der durch 
die Oele und Fette der Dampfer verurſacht wird. 
Der Fiſchreichtum zieht ſich immer weiter hinaus. 
Die Kleinfiſcher ſind deshalb gezwungen, Strand⸗ 
oder Flußfiſcherei zu treiben. Die Fiſcher ſtehen 
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gerade in dieſem Winter miſerabel da, weil an 
der Oſtſeeküſte und auf der Weichſel viel Treib⸗ 
eis vorhanden iſt. 

Die Fiſcher ſind jetzt bereits wochenlang ohne 
Verdienſt. Nun ſpielt auch viel die Verteuerung 
der Netze und ſämtlicher Geräte infolge der hohen 
Zölle eine Rolle. Man ſieht, daß den Fiſchern 
nicht geholfen wird. Spontan laufen ſie zu den 
Gemeindevorſtehern, zu den Landräten uſw. 
Ueberall werden ſie abgewieſen. Ueberall wird er⸗ 
klärt, wir haben kein Geld und der Senat hat 
kein Geld. Heute hätten die Fiſcher ſehen können, 
wofür der Senat Geld hat. Anſtatt dieſen Leuten 
unter die Arme zu greifen, zahlt man hohe Sena⸗ 
torengehälter. 

Aus der geſtrigen Unterredung, die ich mit ei⸗ 
nem Vertreter des Senats hatte, konnte man ent⸗ 
nehmen, daß für die Fiſcher nichts getan werden 
wird. Zu Hunderten haben ſich dieſe Leute ver⸗ 
ſammelt, zum Beiſpiel in Nickelswalde, weil ſie 
wirklich in Not geraten ſind. Es wird hier immer 
erklärt, es ſei keine Deckung da. Ich möchte wiſſen, 
woher die Deckung für die hohen Senatorenge⸗ 
hälter genommen wird. Die Herren ſtellen es ſo 
da, als ob nur Geld für die Senatoren da iſt, aber 
nicht für die arme Bevölkerung. Wir ſagen, daß 
dieſe Leute das Geld doch nicht unberechtigt ver- 
langen; denn Sie ziehen es ihnen mit Ihren ge⸗ 
waltigen Maſſenſteuern aus der Taſche. Wir 
fordern, daß der Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion angenommen wird und daß die Unter⸗ 
ſtützung an die Fiſcher noch vor dem 15. Januar 
1931 zur Auszahlung kommt. 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir be⸗ 
antragen, daß unſer Antrag dem Sozialen Aus⸗ 
ſchuß überwieſen wird. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Klingenberg. 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.] Zu dem Antrag der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei habe ich namens der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion folgendes zu erklären: Die Sozialdemo⸗ 
kratie hat der Not der Fiſcher ſtets das größte In⸗ 
tereſſe entgegengebracht und nicht etwa nur ein 
formales äußeres Intereſſe, ſondern ſie hat ſich be⸗ 
müht, die Not der Fiſcher auch grundlegend zu 
ändern. Sie hat ſich bemüht, tatſächlich zu hel⸗ 
fen. Das geht einmal aus der Stobbendorfer An⸗ 
gelegenheit hervor, zum andern aus der Tatſache, 
daß es der Sozialdemokratie gelungen iſt, zur Lin⸗ 
derung der Not der Fiſcher beſonders in der Dan⸗ 
ziger Niederung 30000 Gulden bereitzuſtellen. Im 
Herbſt 1929 traten die Stobbendorfer Fiſcher an 
den Senat heran und ſtellten Entſchädigungsan⸗ 
ſprüche. Es wurden damals Anterſuchungen vor⸗ 
genommen. Dieſe ſollten im Frühjahr zum Ab⸗ 
ſchluß kommen. Als damals die Sozialdemokratie 
aus der Regierung austrat, war auch gleichzeitig 
die Hilfsaktion für die Fiſcher zum Erlöſchen ge⸗ 
bracht; denn der Rumpfſenat lehnte die Entſchä⸗ 
digungsanſprüche der Fiſcher glatt ab. (Hört, 


hört! links.) Als wir im Juni 1930 wieder in die 
Regierung eintraten, haben ſich die Fiſcher erneut 
an uns gewandt. Damals lebten dieſe Anträge 
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wieder auf, und wir haben es nach langen Kämp⸗ 
fen durchgeſetzt, daß die Stobbendorfer Fiſcher, die 
durch die Eindeichung des Holms ſchwer in ihrer 


ſchädigung erhielten, und das nur durch die Be⸗ 
mühungen der Sozialdemokratie. Zweifellos wird 
uns aus dieſer Eecke des Freiſtaats der größte 
Dank der Fiſcher entgegengebracht; denn wir ha⸗ 
ben uns bemüht, die Notlage der Fiſcher im Som⸗ 
mer und Herbſt durch Bereitſtellung größerer 
Mittel zu lindern. a 

Ich ſelbſt habe Gelegenheit gehabt, eine Fiſcher⸗ 
Delegation zu empfangen. Wer zwiſchen echter 
und ſcheinbarer Not entſcheiden kann, der mußte 
damals erkennen, daß aus den Augen dieſer ge⸗ 
hetzten Menſchen wirkliche und echte Not ſprach. 
Es wurde amtlich feſtgeſtellt, daß Strandfiſcher 
und Hilfsfiſcher in den beſten Fangmonaten des 
Jahres etwa 15—30 Gulden monatlich verdient 
haben und das bei Familien mit vier bis ſechs 
Kindern. Daraufhin hat die Sozialdemokratie 
erneut verſucht, gerade dieſen Aermſten der Ar⸗ 
men zu helfen. Es iſt uns trotz größter finanziel⸗ 
ler Schwierigkeiten gelungen, 30 000 Gulden für 
die Linderung der Not zur Verfügung zu ſtellen. 
Das iſt die größte Summe, die jemals zur Behe⸗ 
bung der Notlage der Fiſcher gegeben worden iſt. 
Dies Verdienſt hat ſich wiederum die Sozialdemo⸗ 
kratie zuzuſchreiben, und zwar in einer Zeit, wie 
es ſo ſchnell niemals gegangen iſt. Wir haben da⸗ 
mals den Amtsſchimmel nicht in Trab ſondern 
in Galopp geſetzt und, was eine Seltenheit in der 
bürokratiſchen Erledigung ſolcher Dinge iſt, in 
anderthalb Wochen nach jenem Erſuchen bereits 
die 30 000 Gulden zur Verfügung geſtellt. Nie⸗ 
mals iſt die Not der Fiſcher in ſo ſchneller Weiſe 
gelindert worden als damals durch das Eingrei⸗ 
fen der Sozialdemokratie. 

Wir wiſſen, daß die Notlage der Fiſcher ge⸗ 
genwärtig einen Umfang angenommen hat wie 
nie zuvor. Aber wir wiſſen auch, daß die Notlage 
nur dann behoben werden kann, wenn ſich die 
Fiſcher auf ihr proletariſches Klaſſenbewußtſein 
beſinnen und wenn ſie ſich auf Grund dieſes Klaj- 
ſenbewußtſeins auf produktions⸗ und konſumge⸗ 
noſſenſchaftlicher Grundlage zuſammenſchließen. 
Erſt dann kann ihnen geholfen werden. Solange 
ſie allerdings die Führer haben, wie jetzt, iſt 
ihnen ſchlechterdings nicht zu helfen. Solange ſte 
einen Seelenfiſcher zum wirtſchaftlichen Führer 
hatten, konnte ihnen nicht aus der Not geholfen 
werden. Dies Kreuz haben ſie ja nun verloren, 
aber ſie haben ſich dafür ein anderes Kreuz auf⸗ 
geladen. zu einem Teil das Hakenkreuz. Auf dies 
Hakenkreuz führe ich die Trübungen des Klaſſen⸗ 
bewußtſeins der Fiſcher zu einem großen Teil zu⸗ 
rück und auch auf den beſagten Nazivolldampf, 
der hier ſchon eine große Rolle geſpielt hat. So⸗ 
lange das Hakenkreuz nicht von den Fiſchern ge⸗ 
nommen wird, ſolange der Volldampf nicht aus 
ihren Gehirnen herauskommt, wird ihnen nicht 
geholfen werden. Von dieſer Regierung haben ſie 
nichts zu erwarten. Ich weiß, daß die National⸗ 
ſozialiſten nicht helfen werden, trotzdem viele 
Fiſcher in einer Verwirrung des Klaſſenbewußt⸗ 
[ſeins ihnen die Stimme gegeben haben. Der An⸗ 


Exiſtenz geſchädigt waren, 15 000 Gulden Ent⸗ 
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(A) trag, der von der Kommuniſtiſchen Partei geſtellt 


(B 
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iſt, kann den Fiſchern nicht grundlegend helfen, 
ſondern nur der Vorſchlag, den ich vorhin gemacht 
e. 
Wir wiſſen natürlich, daß dieſer Antrag nur 
einen Tropfen auf den heißen Stein darſtellt. Trotz⸗ 
alledem ſind wir der Meinung, daß in Anbetracht 
der ungeheuren Notlage der Fiſcher auch dieſer 
Tropfen auf den heißen Stein nicht verachtet wer⸗ 
den darf. Wir werden daher dem Kommuniſti⸗ 
ſchen Antrag unſere Zuſtimmung geben. (Bravo! 


links.) 


Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Man muß 

immer verſuchen, der Wahrheit die Ehre zu geben. 
Deshalb muß feſtgeſtellt werden, daß die Auf⸗ 
wendungen, die von der ſozialdemokratiſchen Re⸗ 
gierung für die Fiſcher gemacht worden ſind, nicht 
Sonderaufwendungen geweſen ſind, ſondern den 
Mitteln entnommen wurden, die für den Finanz⸗ 
ausgleich der Gemeinden eingeſetzt waren. Sie 
waren auch für die notleidenden ſchwachen Ge⸗ 
meinden eingeſetzt, und von dieſer Summe wurde 
ein Betrag abgezweigt. Es war alſo keine beſon⸗ 
dere Hilfe, ſondern eine Geldſumme, die ſchon für 
die hilfsbedürftige Bevölkerung zur Verfügung 
geſtellt war. Deshalb können Sie auf dieſe Ihre 
Sonderaktion nicht ſtolz ſein. 
Aber Sie haben recht, wenn Sie erklären, es 
iſt genau dasſelbe, wie damals. Der Fiſcher Böhm 
hatte bei der deutſchnationalen Regierung einige 
Mittel flüſſig gemacht, nicht etwa durch Sonder⸗ 
beſteuerung hoher Einkommen, ſondern Mittel, 
die an und für ſich auch ſchon für einen andern 
Zweck bereit lagen, abgezweigt. Es iſt für die 
Sozialdemokraten aljo eine billige Agitation, ge⸗ 
nau wie damals der Fiſcher Böhm die Agitation 
durchführte. 

Der Abg. Klingenberg hat recht, wenn er 
ſagt, unſer Antrag könne grundlegend nichts än⸗ 
dern. Sein Antrag auch nicht. Grundlegend kann 
nur durch die Beſeitigung des kapitaliſtiſchen 
Syſtems eine Aenderung herbeigeführt werden. 
Aber wir werden wenigſtens etwas mehr geben 
als nur einen Tropfen auf den heißen Stein. Des⸗ 
halb werden wir nachher noch einen Antrag ein⸗ 
bringen, daß die Fiſcher in die Erwerbsloſenfür⸗ 


ſorge eingereiht werden. (Sehr richtig! bei den 


Kommuniſten). Wenn wir jetzt für die Fiſcher 
30000 Gulden verlangen, jo iſt das eine lächer⸗ 
lich geringfügige Summe m. H. von den National⸗ 
ſozialiſten. Wenn Sie die Deckungsfrage anſchnei⸗ 
den, Sie werden das auch hier wieder verſuchen, 
weiſen wir darauf hin, daß Sie jetzt eben einem 
einzigen Beamten ein Gehalt in dieſer Höhe be⸗ 
willigt haben. Wir fordern alſo für Tauſende 
von Fiſchern dieſelbe Summe, die Sie einem ein⸗ 
zigen Beamten bewilligen. Wir verlangen noch 
einmal, daß dieſer Antrag dem Sozialen Ausſchuß 
überwieſen wird. Wir werden an den Vorſitzen⸗ 
den das Erſuchen richten, den Ausſchuß ſofort ein⸗ 
zuberufen. Wenn Sie planen, noch einmal zu ta⸗ 
gen, werden wir beantragen, daß dieſer Antrag 
auf die Tagesordnung geſetzt wird, damit der 
Amtsſchimmel wirklich in Galopp kommt. Die 
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Nationalſozialiſten haben es wieder in ihrer 
Hand, Volldampf hinter dem galoppierenden 
Amtsſchimmel zu machen. * 

Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Bevor wir zur Entſchließung über Punkt 
3 kommen, hat Herr Abg. Greiſer das Wort zu 
einer perſönlichen Bemerkung. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Es iſt nicht bloß heute, ſondern auch vorher 
vom Abg. Brill mehrfach der Vorwurf erhoben 
worden, ich hätte mein Motorſchnellboot Ingrid, 
das ich gezwungen war, den Sommer über zum 
Broterwerb in Zoppot zu fahren, an Polen ver⸗ 
kauft und dies Motorſchnellboot laufe in Edingen 
als Zollkreuzer. An ſich könnte es gleichgültig 
ſein, an wen ich mein Motorboot verkaufe. (Aber 
nicht für einen nationalen Mann! links) Aber 
ich ſtelle hiermit feſt, daß der Abg. Brill genau ſo, 
wie die „Volksſtimme“ gelogen hat und weiter 
lügt. Die Hartnäckigkeit des Lügens und der per⸗ 
ſönlichen Angriffe auf Grund von Lügen — 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Greiſer, 
Sie dürfen keinen Abgeordneten als Lügner be⸗ 
zeichnen. Ich rufe Sie zur Ordnung. f 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Danke 
ſchön! — Dieſe gewiſſe Hartnäckigkeit der UAn⸗ 
wahrheiten, die hier zutage tritt, erfordert meine 
perjönliche Stellungnahme. Herr Abg. Brill, Sie 
haben einen Freifahrtſchein zweiter Klaſſe, (Zu⸗ 
ruf) erſter Klaſſe ſogar. Sie können damit bis nach 
Marienburg fahren. (Kalthof! links) Ich bin 
gern bereit, Ihnen die weitere Fahrt von Kalthof 
bis Elbing aus meiner Taſche zu vergüten. (Troy 
des Offenbarungseides? links), um Ihnen die 
Möglichkeit zu geben, das Motorſchnellboot In⸗ 
grid auf ſeinem Winterlager bei der Firma Kom⸗ 
nick in Elbing zu beſichtigen. Ich ſtelle es Ihrem 
proletariſchem Ermeſſen anheim, auf dieſem Mo⸗ 
torſchnellboot Ingrid genau ſo oft zu übernachten, 
wie ich es in den Sommernächten getan habe. 
Dann werden Sie wahrſcheinlich eines beſſeren 
belehrt werden. Außerdem glaube, daß die Be⸗ 
völkerung des Freiſtaates Danzig allen Abgeord⸗ 
neten der Sozialdemokratiſchen Partei in Zukunft 
nicht nur einen Freifahrtſchein bis Kalthof, ſon⸗ 
dern am liebſten nach Lauenburg ausſtellen wird, 
wohin ſie gehören. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill zur perſönlichen Bemerkung. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Die letzte Emp⸗ 
fehlung, den Freifahrtſchein nach Lauenburg zu 
bekommen, hat Herr Abg. Greiſer an eine falſche 
Adreſſe gerichtet. Er hätte ſagen müſſen, daß dieſe 
Freifahrtſcheine für ihn und ſeine Kollegen aus⸗ 
geſtellt werden ſollen. Vielleicht war das als eine 
offizielle Bitte des Herrn Abg. Greiſer an die 
polniſche Eiſenbahndirektion aufzufaſſen. Ich 
ſtelle feſt, daß das Boot, auf dem zu übernachten, 
wie Herr Abg. Greiſer ſchilderte, es im Sommer 
ſo eine ſchwere Leiſtung ſein ſoll, als Zollkreuzer⸗ 
boot in Edingen fährt. (Abg. Greifer: Dann Tü- 
gen Sie! — Zuruf des Abg. Senftleben.) Herr 


— 


Abg. Senftleben, weshalb ſind Sie mit einem 
Mal der Vormund für Herrn Greiſer? Beſtätigen 
[Sie damit, daß dem Abg. Greiſer bald der 8 51 
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zugebilligt werden muß. Würde es nicht der Fall 
ſein, Herr Abg. Senftleben, dann müßten Sie ji) 
hier nicht für Herrn Abg. Greiſer als Vormund 


aufipielen. (Abg. Senftleben: Ich wende mich im⸗ 


mer dagegen, wenn ein Menſch unanſtändig iſt!) 
Herr Abg. Senftleben, ſchauen Sie einmal in den 
Spiegel und laſſen Sie ſich vom Spiegel ſagen, 
wieviel Mal Sie unanſtändig geweſen ſind und 
daß Sie ſich überhaupt noch wundern, wenn Sie 
nicht unanſtändig waren. (Zurufe.) 


Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen jetzt 
zur Abſtimmung über Punkt 3 der Tagesordnung. 
(Herr Brill iſt reingefallen! rechts.) Der Aelteſten 
ausſchuß ſchlägt vor, den Antrag des Abg. Lang⸗ 
nau an den Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. 
(Abg. Plenikowſti: Der Aelteſtenausſchuß hat 
nichts vorzuſchlagen, es war eine Anregung, der 
Aelteſtenausſchuß hat ſogar eine andere Stellung⸗ 
nahme eingenommen, es wurde dem Hauſe über⸗ 
laſſen, wir verlangen Sozialen Ausſchuß!) Es iſt 
von den Antragſtellern Ueberweiſung an den So⸗ 
zialen Ausſchuß vorgeſchlagen. Widerſpruch erfolgt 
nicht; es iſt dementſprechend beſchloſſen. (Abg. 
Kurowſki: Wir widerſprechen.) Ich habe das be⸗ 
teits- mehrere Male jo gemacht, es iſt nie Wider⸗ 
ſpruch erhoben worden. (Es war Widerſpruch! 
beim Zentrum.) Ich habe genau aufgepaßt, weil 
ich wußte, daß Widerſpruch kommen ſollte. Es iſt 
kein Widerſpruch erfolgt, infolgedeſſen iſt die 
Sache erledigt. (Die ſchlafen da bloß! bei den 
Kommuniſten.) Mit den drei Punkten ſind wir 
demnach fertig. (Abg. Schwegmann: Ich bean⸗ 
trage, jetzt eine neue Sitzung anzuberaumen, und 
zwar auf heute nachmittags 18 Uhr 45 Minuten 
mit der Tagesordnung: Schlußabſtimmung über 
das Geſetz betr. die Rechtsverhältniſſe der Mit⸗ 
glieder des Senats!) Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich ver⸗ 
lange, daß dieſe Tagesordnung erweitert wird, 
und zwar ſoll der Antrag betr. Zahlung einer 
Unterſtützung an Kleinfiſcher noch auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt werden. Der Soziale Ausſchuß 
kann jetzt einberufen werden, um dazu Stellung 
zu nehmen. 5 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage, 
daß das Haus ſich bis ½8 Uhr vertagt und daß 
dann die vorgeſchlagene Tagesordnung abge⸗ 


wickelt wird. Die nächſte Sitzung ſoll alſo 7.30 Uhr 


und nicht 6.45 Uhr ſtattfinden, wie Herr Abg. 
Schwegmann es verlangt. a N 
Vizepräſident von Wnuck: Ich laſſe jetzt ab⸗ 
ſtimmen. Wer dafür iſt, daß heute überhaupt 
noch eine Sitzung ſtattfindet, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt jo beſchloſ⸗ 
ſen. Für den weitgehendſten Antrag halte ich den 
Vertagungsantrag auf 18.45 Uhr. (Abg. Plent- 
kowſki: Ich bitte, über die Tagesordnung abzu⸗ 
ſtimmen!) Das wollte ich danach, Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki. Es iſt Vertagung auf 19 Uhr 30 bean⸗ 
tragt worden, wir können auch darüber zuerſt ab⸗ 
ſtimmen. Wer dafür iſt, daß um 19.30 Uhr eine 
neue Sitzung einberufen wird, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt 
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ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
(Abg. Kreft: Das war die Minderheit! — Abg. 
Raſchke: Ich beantrage nunmehr, daß die nächſte 


Sitzung um 19 Uhr abgehalten wird. — Zuruf des 


Abg. Schwegmann.) Wir ſtimmen über den Ans 
trag des Abg. Schwegmann ab, wonach die neue 
Sitzung um 18.45 Uhr beginnen ſoll. Ich bitte die 
D. u. H., die dafür ſind, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Wir kom⸗ 
men jetzt zur Tagesordnung. Es iſt zunächſt bean⸗ 
tragt, die Schlußabſtimmung des Geſetzes über 
die Rechtsverhältniſſe der Mitglieder des Senats 
vorzunehmen. Dagegen wird kein Widerſpruch 
laut. Dann wird beantragt, als zweiten Punkt 
auf die Tagesordnung die zweite Leſung über die 
Zahlung einer Wirtſchaftsbeihilfe an die Klein⸗ 
fiſcher zu ſetzen. (Widerſpruch rechts. — Unruhe).) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Brill. al 5 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich glaube be: 
ſtimmt, daß die Not der Fiſcher größer iſt als die 
der Senatoren. Hier handelt es ſich darum, Men⸗ 
ſchen zu helfen, die nichts zu beißen und zu nagen 
haben, während das andere Geſetz, das Sie ver⸗ 
abſchieden wollen, die Senatoren betrifft, die 
beſtimmt nicht hungern werden. (Blavier hun⸗ 
gert! links.) Dr. Blavier hat beſtimmt ſo viel, 
daß er nicht zu hungern braucht, wenn heute das 
Geſetz nicht angenommen wird. Seine Schokolade 
wird er dann auch beſtimmt trinken können, wenn 
das Geſetz noch nicht angenommen wird. Es iſt 
aber recht und billig, daß Sie auch an die Not 
der Fiſcher denken und heute über dieſen Antrag 
entſcheiden, damit die größte Not dieſer Leute 
gemindert wird. 8 8 3 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Es 
handelt ſich zunächſt darum, ein vollkommen er⸗ 
ledigtes Geſetz endgültig zu verabſchieden. Was 
hier von der Linken gemacht wird, iſt nichts wei⸗ 
ter als ein ganz kümmerlicher Obſtruktionsver⸗ 


ſuch. Die Not der Fiſcher iſt wahrhaftig groß ge⸗ 


nug, aber nicht dazu geeignet, um hier Agitation 
zu treiben. Sie machen die Fiſcher zum Objekt 
Ihrer Agitation. Wir wollen die Sache dem 
Ausſchuß überweiſen und dort weiter darüber 
beraten. (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 
Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenitowſti, Abgeordneter (K. P.): Der Herr 


Abg. Schwegmann ſpricht von der Not der Fiſcher. 
Er gehört aber mit zu den Parteien, die wider⸗ 


ſprochen haben, daß das Geſetz an den Ausſchuß 
gehen ſollte. (Widerſpruch des Abg. Schweg⸗ 
mann.) Es war doch Ihr Block mit Einſchluß der 
Deutſchnationalen. Wenn Sie erklären, daß wir 
hier Obſtruktion treiben, Herr Schwegmann, ſo 
haben wir wirklich keine Urſache zu helfen, daß 
das Senatoren⸗Penſionsgeſetz ſehr ſchnell zur Ver⸗ 
abſchiedung kommt. Wenn es parlamentariſch 


möglich wäre, das wiſſen Sie doch ganz genau, 
würden wir verhindern, daß es angenommen 
wird. Wenn Sie aber unſern Verſuch, zu verhin⸗ 
dern, daß dies Geſetz verabſchiedet wird, in Ver⸗ 
bindung mit unſern Antrag über die Fiſcher brin⸗ 
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( gen, dann iſt das erbärmlich. Sie haben ſelbſt 


(8 


zugegeben, daß die Not der Fiſcher groß iſt. Sie 
haben vorhin zu erkennen gegeben, daß Ihrer 
Anſicht nach auch die „Not“ der Senatoren ſehr 
groß iſt und dementsprechend auch Beſchlüſſe ge⸗ 
faßt. Wir werden alles verſuchen, damit ſich Ihre 
Wähler in dieſer Angelegenheit mit ihren Abge⸗ 
ordneten einmal auseinanderſetzen. Die Not der 
Fiſcher iſt aber eine andere Frage. Dieſe Not iſt 
entſchieden tauſendfach größer, als die „Not“ der 
Abgeordneten, die Senatoren werden ſollen. 


Wenn dieſes Geſetzes wegen heute noch eine 


Sitzung einberufen wird, dann werden Sie uns 
doch zubilligen, daß wir den Verſuch machen, 
jetzt auch für die Fiſcher etwas durchzubringen. 
Das iſt keine Verquickung aus agitatoriſchen 
Gründen, ſondern eine Sache, die jeder, der noch 
menſchliches Gefühl hat, verſtehen wird. Sie 
wiſſen auch ganz genau, daß die Behandlung die⸗ 
ſer Frage nicht lange dauern wird. Außerdem 
müſſen wir auf folgendes bezug nehmen: Wenn 
wir verſuchen ein Geſetz von einer derartigen 
Tragweite zu verabſchieden wie ich ſie vorhin ge⸗ 
ſchildert habe, daß wir beiſpielsweiſe den Zuftand 
haben können, daß wir vielleicht monatelang 18 
Senatoren mit der vollen Beſoldung haben, dann 
kann man die Geſchichte noch ruhig ein bis zwei 
Tage hinausſchieben. Aber warum wollen Sie ſich 
über die Bewilligung einer Summe von 30 000 
Gulden noch lange unterhalten? Sie haben ſelbſt 
geſagt, daß Sie nicht dagegen ſein werden. Die 
Nationalſozialiſten haben auch bereits zu erken⸗ 
nen gegeben, daß ſie eventuell geneigt ſind, der 
Sache zuzuſtimmen. Wenn wir den Fiſchern eine 
Summe bewilligen wollen, die nachher ein einzi⸗ 
ger Senator bekommt, kann das in zwei Minuten 


fertig ſein, beſonders, weil die Frage nicht mit der 
Deckungsfrage verknüpft iſt. Ich glaube nicht, daß 
die Nationalſozialiſten die Deckungsfrage an⸗ 
ſchneiden werden; denn 30 000 Gulden werden 
noch in dieſer „zerrütteten“ Staatskaſſe vorhanden 
ſein. Sperren Sie doch dem Senator Dr. Kam⸗ 
nitzer einmal das Gehalt, vergeſſen Sie auch nicht 
Herrn Dr. Althoff und Genoſſen, die ganze Be⸗ 
völkerung wird dann ſagen: „Das iſt endlich et⸗ 
was Gutes.“ Wenn Sie den Senatoren nur für 
einige Monate das Gehalt ſperren, haben Sie das 
Geld zuſammen. 


„Vizepräfident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D.Nat.): Der 
Not der Fiſcher trägt man am beſten dadurch 
Rechnung, daß man ſo ſchnell wie möglich eine 
Regierung bildet. Dies Senatorengeſetz iſt die 
Vorausſetzung für die Bildung eines Senats. 

zer es alſo verhindert, daß hier das Senatoren⸗ 
231 nn 5 alles, was viel⸗ 

geſchehen kann, um der Not der Fiſch 

entern. E e ae 


iſt alſo der richtige Weg, den wir ein⸗ 


ſchlagen. Nur ein verantwortlicher Senat kann 

d ach > geſchehen, wenn 
inge noch in der Schwebe find. (Zwiſchen⸗ 

rufe und An ruhe). N et l 
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Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Ausfüh: 
rungen des Herrn Schwegmann laſſen erkennen, 


was wir immer behauptet haben, daß die Herren 


die den kapitaliſtiſchen Staat retten, dies nur 
dann tun, wenn ſie ordentlich dafür bezahlt be: 
kommen. (Sehr gut! bei den Kommuniſten.) 
Wenn heute nicht das Geſetz verabſchiedet wird, ſo 
meint Herr Schwegmann, wird morgen keine Re⸗ 
gierung vorhanden ſein, weil Sie nicht genug Ge⸗ 
halt bekommen. (Sehr gut! links.) Was ſteht hier 
zur Tagesordnung? Es kommt darauf an, den 
Fiſchern zu helfen, Herr Schwegmann, ohne Re⸗ 
gierung können Sie überhaupt nicht regieren, das 
ſollte Ihnen doch bekannt ſein. Wenn der Volks⸗ 
tag in einer Viertelſtunde beſchließt, den Fiſchern 
30 000 Gulden zu bewilligen, dann muß auch der 
Rumpfſenat den Beſchluß durchführen. Wir haben 
es nicht nötig, auf eine neue Regierung zu war⸗ 
ten; denn wenn eine angeblich nicht vorhandene 
Regierung das Recht hat, 185 000 Gulden im 
Jahr für Senatorengehälter auszugeben, dann 
hat auch eine angeblich nicht vorhandene Regie⸗ 
rung das Recht und die Pflicht, für die Fiſcher 
30 000 Gulden zu bewilligen. Aber es iſt nicht 
ſo, wie Herr Schwegmann es hier zum Ausdruck 
bringt. Es kommt den Herren darauf an, ſo ſchnell 
wie möglich mit dem Geſetz in der Taſche nach 
Hauſe zu gehen. (Sehr gut! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Die Werktätigen ſind für ſie Nebenſache, 
für die haben die Herren von rechts nicht Zeit, 
noch eine Viertelſtunde zu tagen. Wir haben be⸗ 
antragt, daß außer der Verabſchiedung des Se⸗ 
natorengeſetzes noch die Bewilligung für die 
Fiſcher verabſchiedet wird. Das wollen Sie ver⸗ 
hindern und wir ſträuben uns dagegen. Wenn 
Sie den Willen haben, neben den Senatorenge⸗ 
hältern, die Sie heute bewilligt haben, auch etwas 
für die Fiſcher zu tun, dann ſtimmen Sie dafür, 
daß der Antrag für die Fiſcher heute noch verhan⸗ 
delt wird. Vertagen Sie jetzt bis 7,15 Uhr, dann 
wird der Ausſchuß beſtimmt fertig ſein. Dann 
wird die Frage der Fiſcher noch ſehr gut erledigt 
werden können. Die Fiſcher werden dann erken⸗ 
nen, daß Sie neben den unverſchämten Senato⸗ 
rengehältern auch noch eine Hungerentſchädigung 
für ſie übrig haben. 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. N 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Was muß nicht 
alles herhalten, um zu verdecken, daß den Fiſchern 
die 30 000 Gulden nicht bewilligt werden jollen. 
Sagen Sie doch frei und offen, Sie wollen den 
Fiſchern nicht die 30 000 Gulden geben damit ihre 
Not gelindert wird. (Abg. Dr. Blavier: Woher 
wiſſen Sie das?) Das weiß ich aus der heutigen 
Aelteſtenausſchußſitzung, denn dort erklärte der 
Abg. Dr. Hoppenrath, daß der Antrag auf Be⸗ 
willigung von 30 000 Gulden für die Fiſcher ab⸗ 
gelehnt werde. Alſo, Herr Abg. Dr. Bla⸗ 
vier, einer Ihrer Fraktionsgenoſſen, Ihr Ver⸗ 
treter im Aelteſtenausſchuß, hat bereits angekün⸗ 
digt, daß dieſer Antrag abgelehnt werden wird. 
Nun ſoll erſt eine verantwortliche Regierung ge⸗ 
bildet werden. Hatten Sie dazu nicht lange des. 
nug Zeit? Warum erzählen Sie hier dasGegen⸗ 
teil der Wahrheit? Erſt heute ſind Sie mit knap⸗ 
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per Not mit dem Kuhhandel fertig geworden. 
Schieben Sie nicht anderen etwas in die Schuhe, 


woran Sie ſelbſt ſchuld haben. Der Schacher dar⸗ 


über, wer Senator für Betriebe wird, iſt ſo groß, 
daß er die Bildung einer Regierung nicht zuließ. 
Mit Hangen und Bangen iſt es Ihnen erſt heute 
vormittags möglich geworden, die Regierung zu⸗ 
ſammenzuſchuſtern. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 
Bis in letzter Stunde war man ſich nicht darüber 
klar, was für ein Senatorenamt der Herr Abg. 
Dr. Blavier bekommen ſoll. Das Amt für Betrie⸗ 
be will gerne ein anderer Senator nebenamtlich 
verwalten, er glaubt, dieſe Tätigkeit in einer 
Viertelſtunde ausüben zu können, um ſpäter 
Herrn Runge als Generaldirektor hineinzubrin⸗ 
gen. Der Block der nationalen Sammlung wollte 
doch noch den zweiten nebenamtlichen Senator für 
fih haben, weil da Herr Abg. Deutſch dieſer 
Fraktion beitreten wollte. (Abg. Greiſer: Iſt das 
zur Geſchäftsordnung?) Das iſt deshalb zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung, weil Herr Schwegmann von der 
Wahl der verantwortlichen Regierung ſprach, die 
notwendiger wäre als die Linderung der Not der 
Fiſcher. Würden wir gegen das Senatorengeſetz 
Obſtruktion getrieben haben, ſo hätten wir ge⸗ 
nügend parlamentariſche Mittel anwenden kön⸗ 
nen. Dann hätten wir auch das Geſetz hinausge⸗ 
ſchoben. Wir haben nur einmal, um die National⸗ 
ſozialiſten feſtzunageln, namentliche Abſtimmung 
verlangt um ihren Wählern zu zeigen, wie ſie 
hier betrogen werden. Das iſt uns gelungen. 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Sie haben doch nicht 
mit uns für unſeren Antrag geſtimmt. Das ge⸗ 
nügt uns. Sie haben unſern Antrag zu Fall ge⸗ 
bracht. Daß den Fiſchern geholfen werden ſoll 
und deren Not ſo groß iſt, wollen Sie nicht, trotz⸗ 
dem Sie während der Wahl dieſen Hilfe verſpro⸗ 
chen haben. Denken Sie doch an dieſe Leute, die 
bittere Not leiden, dieſe ſind es doch, die in Dan⸗ 
zig mit am allermeiſten leiden. Wenn Sie nicht 
ein Herz aus Stein haben, müſſen Sie zulaſſen, 
daß noch heute über den Antrag der Fiſcher ent⸗ 
ſchieden wird. Ich weiß ja, daß ich hier nicht die 
Unterſtützung der Deutſchnationalen Fraktion 
finden werde. Aber ich wende mich an das Zen⸗ 
trum und glaube, daß es Nächſtenliebe übt. Hier 
tut Nächſtenliebe not. Weil auch die Nationalſo⸗ 


zialiſten betonen, die Not der Fiſcher lindern zu 


wollen, erwarte ich, daß Sie Farbe bekennen und 
mit uns dafür ſtimmen werden, daß der Antrag 
der Fiſcher auch auf die Tagesordnung der kom⸗ 
menden Sitzung kommt. Ich hoffe, daß Sie mit 
uns dafür ſtimmen, daß den Fiſchern die 30 000 
Gulden zur Verfügung geſtellt werden, um deren 
größte Not zu lindern. 

Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Abſtimmung. Es iſt beantragt worden, 
auf die Tagesordnung der nächſten heute ſtatt⸗ 
findenden Sitzung noch die zweite Beratung eines 
Antrages betr. die Zahlung einer Anterſtützung 
an Kleinfiſcher zu ſetzen. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. Jetzt ſteht die Mehrheit. (Unerhört bei 
den Kommuniſten.) Der Antrag iſt damit abge⸗ 
lehnt. Dieſe Sitzung iſt geſchloſſen. i 

[Schluß der Sitzung 6 Uhr 50 Minuten.) 


alſo nicht darüber informiert. 


Mittwoch, den 7. Januar 1931. 


6. Sitzung. 
Mittwoch, den 7. Januar 1931. 


Die Sitzung wird 19 Uhr durch den Vizeprä⸗ 
ſidenten von Wnuck eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Staatsrat Scheune⸗ 
mann; Amtsrat Voß. a 
Vizepräſident von Wnuck: Ich eröffne die 

6. Vollſitzung. Wir kommen zur 5 
Schlußabſtimmung über den Geſetzent⸗ 
wurf betr. die Nechtsverhältniſſe der Mit⸗ 

glieder des Senats. (Senatorengeſetz). 
Druckſache Nr. 42 zu Nr. 36. (Große Unruhe — 
Andauernde Zwiſchenrufe). Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe 
darauf hin, daß die Einberufung dieſer Sitzung 
zu dieſem Zeitpunkt ungeſetzlich erfolgt iſt. Es iſt 
beſchloſſen worden, daß die neue Sitzung um 
18,45 Uhr ſtattfinden ſoll. Das iſt den Abgeordne⸗ 
ten mitgeteilt worden. Es iſt ihnen aber nicht ge⸗ 
ſagt worden, daß jetzt um 19 Uhr und einigen Mi⸗ 
nuten getagt werden ſoll. Die Abgeordneten ſind 


rechtmäßig eine Einladung bekommen. Infolge⸗ 
deſſen können ſie nicht wiſſen, ob heute noch getagt 
wird. Faſſen Sie ruhig wichtige Beſchlüſſe, ſie 
werden ſehen, was dabei herauskommt. (Großer 
Lärm.) 

Vizepräſident von Wnuck: Ich ſtelle feſt, daß 
alle Sitzungen, die ich in dieſem Hauſe mitgemacht 
habe, regelmäßig eine Viertelſtunde ſpäter ange⸗ 
fangen haben. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Es waren vor⸗ 
hin drei Anträge geſtellt, einer, der dahin ging, 
um 19,30 eine neue Sitzung abzuhalten, einer um 
19 Uhr und einer 18,45 Uhr. Die beiden von mir 
zuerſt genannten Anträge wurden abgelehnt. Eine 
Sitzung, die um 18,45 Uhr einberufen wurde, hat 
nicht ſtattgefunden. Deshalb iſt die Einberufung 
zu 19 Uhr unzuläſſig. Meine Fraktionsmitglieder 
werden ſich an dieſer Sitzung nicht beteiligen. 
(Abg. H. Friedrich: Sie können ruhig hinaus⸗ 
gehen!) Herr Abg. Friedrich, vielleicht werden 
Sie bald hinausgehen. (Abg. Plenikowſki: Es iſt 
eine Gemeinheit, daß Sie überhaupt wagen, die 
Schnauze aufzumachen! 30 000 Gulden für die 
Fiſcher bewilligen Sie nicht, aber die Rieſenge⸗ 
hälter für die Senatoren! Wiſſen Sie, was Sie 
ſind? Ein ganz erbärmlicher Schuft!) 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Daß der Herr 


tion in Stärke von 19 Mitgliedern, wenn ſie von 
ihrem parlamentariſchen Recht Gebrauch macht, 
zu ſagen, ſie könne hinausgehen, beweiſt, wes 
Geiſtes Kind er iſt. Jemand, der ſolche Wandlun⸗ 
gen wie Sie, Herr Abg. Friedrich, durchgemacht 
hat, weiß am beſten Beſcheid wohin er gehört, dem 
iſt alles zuzutrauen. (Zwiſchenrufe und große Uns 
ruhe.) Mit einem Mann, wie dem Abg. Fried⸗ 
rich, lohnt es ſich nicht, zu beſchäftigen. Aber feſt 
ſteht, daß wir die Rechte des Hauſes wahrnehmen 
werden. Wenn durch einen Fehler des Präſidi⸗ 


(C) 


Sie haben nicht 


Abg. Friedrich die Frechheit beſitzt, einer Frak⸗ 


(A) 
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(Brill, Abgeordneter) 

ums die Abſtimmung heute nicht erfolgen kann, 
ſo wird dadurch dem Geſetz kein Schaden zugefügt 
werden. Sie wollen ſowieſo am Freitag eine 
Sitzung abhalten. Dann können Sie als erſten 
Punkt die Schlußabſtimmung über dieſes Geſetz 
vornehmen. Dies iſt beſſer für das Haus, als 
wenn Sie jetzt eine Verbiegung der Geſchäftsord⸗ 
nung vornehmen, die Konſequenzen nach ſich zie⸗ 
hen muß. Aber wenn Sie glauben, daß hier Macht 
vor Recht geht, ſo nutzen Sie dieſe Macht aus. 
Aber glauben Sie nicht, daß Sie ungeſtraft den 


Bogen überſpannen dürfen. Sie werden das groß⸗ 


ziehen, was Sie nicht haben wollen. Suchen Sie 
die Schuldigen dann nicht anderswo, ſondern ſa⸗ 
gen Sie: „Wir wollen vergewaltigen, wir wollen 
kein Recht walten laſſen.“ Ich bitte, daß Sie jetzt 
keine Sitzung abhalten, und erklären, daß die 
Sitzung als nicht einberufen gilt. (Große Unruhe 
und andauernde Zwiſchenrufe.) 

Vizepräſident von Wnuck: Ich ſtelle zunächſt 
feſt, daß hier kein Fehler des Präſidiums vorliegt, 
wie Herr Abg. Brill das annimmt. Es iſt darüber 
abgeſtimmt worden, daß eine neue Sitzung um 


18,45 Uhr ſtattfinden ſollte Da war es genau 


8 Minuten vor 18,45 Uhr. Wenn hinterher noch 
eine Geſchäftsordnungsdebatte von 12 Minuten 
Dauer ſtattfand, nachdem das hohe Haus beſchloſ⸗ 
jen hatte, daß die neue Sitzung um 18,45 ſtattfin⸗ 
den ſollte, kann ich darin keinen Fehler des Prä⸗ 
ſidiums finden. (Sehr richtig! rechts.) Die Sitzung 
iſt ordnungsgemäß beſchloſſen. Es hat jetzt die Ab⸗ 
ſtimmung zu erfolgen. (Abg. Plenikowſki: Zur 
Geſchäftsordnung!) Ich bin jetzt in der Abſtim⸗ 
mung. (Abg. Plenikowſki: Sie waren noch nicht 
in der Abſtimmung!) Jawohl, wir waren in der 
Abſtimmung. (Zuſtimmung rechts. — Große Un⸗ 
ruhe. Abg. Plenikowſki: Ich verlange das 
Wort zur Geſchäftsordnung! — Großer Lärm.) 
Ich laſſe das Haus darüber entſcheiden, ob das 
Wort zur Geſchäftsordnung gegeben werden ſoll. 
(Lebhafte Nein⸗Kufe. — Andauernde große Un⸗ 
ruhe.) Wir kommen jetzt zur Schlußabſtimmung 


über den Geſetzentwurf betr. die Rechtsverhält⸗ 


niſſe der Mitglieder des Senats. Wer das Geſetz 
in der Schlußabſtimmung annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt 
angenommen. (Andauernde Rufe bei den Kom⸗ 
muniſten: Zur Geſchäftsordnung. Großer 
Lärm.) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 


nach, daß die Abſtimmung ungültig iſt. Sie wer⸗ 
den ja erklären, daß ſie gültig iſt, aber Sie 


wollen bloß ſchnell ein hohes Gehalt haben, Herr 


Dr. Blavier. Sie werden noch mehr von Ihren 
Anhängern zu hören bekommen, als daß Sie von 
vorne und hinten ſtinken. Wenn Sie bei dieſem 
Theater noch erklären wollen, daß hier „gültige“ 
Abſtimmungen vorgenommen werden, kennzeich⸗ 
nen Sie den Parlamentarismus. Das Inter⸗ 
eſſante iſt dabei, daß die Nazis in dieſem Saft⸗ 
laden noch mithelfen. 


Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſti, Sie dürfen das hohe Haus nicht Saftladen 
nennen. Ich rufe Sie zur Ordnung. 


} 
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Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn ich 
hier Tatſachen feſtſtelle, dann müſſen Sie doch zu⸗ 
geben, daß dem ſo iſt. Uebrigens befinde ich mich 
bei dieſer Meinung in trauteſter „Gemeinſchaft“, 
wenigſtens in dieſer Hinſicht, mit Ihren Frakti⸗ 
onskollegen. Herr Greiſer wird zugeben, daß das 
eine ſeltene Bezeichnung für dies hohe Haus iſt. 
Er nickt. Für Nicken bekommt man keinen Ord⸗ 
nungsruf, Herr Greiſer. Ihr Benehmen, daß Sie 
die Bewilligung der 30 000 Gulden an die Fiſcher 
ablehnten, aber für einen einzigen Senator 34 000 
Gulden bewilligten, kennzeichnet Sie. Wenn wir 
die ſogenannte Obſtruktion durchführen, d. h. 
wenn wir verſuchen, die Abſtimmung über dies 
Nazifroſchhirngeſetz zu verhindern, befinden wir 
uns tatſächlich in engſter Gemeinſchaft mit der 
Mehrheit der werktätigen Bevölkerung. Wenn 
wir durch die Art und Weiſe, durch die Methode, 
wie wir jetzt hier arbeiten, außerdem dokumentie⸗ 
ren, welchen Wert dieſe Abſtimmungen haben, 
werden Sie umſomehr entlarvt. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Langnau. (Abg. 
Langnau: Verzichte!) Das Wort zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat dann Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Sie haben jetzt noch ganz kurze Zeit, dem Danzi⸗ 
ger Volke zu zeigen, wie Sie in Zukunft die Ar⸗ 
beiterſchaft ausbeuten wollen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Herr Abg. Dr. Blavier, Herr Abg. Dr. 
Ziehm hat noch kurz vor der Abſtimmung den Be⸗ 
fehl gegeben, daß abgeſtimmt werden muß. Iſt es 
wirklich notwendig, daß ein Geſetz mit einer ſol⸗ 
chen Kraftprobe beſchloſſen werden muß, und 
zwar ausſchlaggebend von den Abgeordneten, die 
in dieſe Gehaltsgruppe hinein wollen? Herr Abg. 
Dr. Ziehm, ich habe Sie ſtändig geachtet und ge⸗ 
ſchätzt, aber nachdem Sie dieſe Kraftprobe kom⸗ 
mandierten, um ſich ſelbſt in eine Gehaltsgruppe 
von 2 500 Gulden monatlich zu bringen, erlebe 
ich eine Enttäuſchung. (Zwiſchenrufe rechts.) 

Was ſteckt dahinter? Wo in aller Welt wer⸗ 
den unter ſolchen Terrormaßnahmen Lohnbewe⸗ 
gungen wie hier durchgeführt? Wenn die Arbei⸗ 
terſchaft ſolche Terrormaßnahmen in einem Lohn⸗ 
kampf angewandt hätte, wie hätten Sie dann ge⸗ 
ſchrieen und was hätten Sie angegeben. Aber Sie, 
die Sie eine beſſere Bildung haben wollen und 
die nicht hungern, benutzen einen Gewaltakt, um 


ſich ein höheres Gehalt zu verſchaffen. Nun, Herr 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe 


Präſident, ſolange die Abſtimmung noch nicht er⸗ 
folgt iſt, haben Sie das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung zu erteilen. Wenn Sie glauben, daß Sie 
einfach das Wort zur Geſchäftsordnung nicht zu 
geben brauchen, wird Ihnen die Geſchäftsführung 
durch Ihre eigene Schuld ſchwer gemacht werden. 

Vizepräſident von Wnuck: Ich habe bereits ge⸗ 
ſagt, daß das Verfahren nach meiner Meinung 
zuläſſig war. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, 
die nächſte Sitzung am Freitag, den 9. Januar 


1931, nachmittags 15 Uhr 30 Minuten mit der 
Tagesordnung: Neuwahl des Senats abzuhalten. 
Widerſpruch wird nicht laut, es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich ſchließe die heutige Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Staatsrat Kunſt. 
Vizepräſident Gaifomwifi Ich eröffne die 7. Voll⸗ 
ſitzung des Danziger Volkstages. Ich rufe den 
einzigen Punkt der Tagesordnung auf: 

8 Wahl des Senats. 
Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowfki. 5 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Im Auf 
trage der Kommuniſtiſchen Volkstagsfraktion 
habe ich folgende Erklärung abzugeben! 

Die Kommuniſtiſche Volkstagsfraktion bringt na⸗ 
mens der Kommuniſtiſchen Partei, der alleinigen 
Vertreterin der Intereſſen des werktätigen Volkes, 
erneut ihre unverſöhnliche Kampfſtellung gegen das 
herrſchende kapitaliſtiſche Syſtem und, wie gegen jede 
kapitaliſtiſche Regierung, ſo auch gegen den faſchi⸗ 
ſtiſchen Bürgerblock⸗Senat Ziehm und gegen deſſen 
Wegbereiter und Helfershelfer zum Ausdruck. 

Die Bildung des neuen Bürgerblock⸗Senats ge⸗ 
ſchieht in einer Situation der tiefgehenden Kriſe 
und wachſenden Erſchütterung der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft und Klaſſenherrſchaft auf der einen Seite, 
und des ſtürmiſchen Vormarſches des Sozialismus in 
der Sowjet⸗Union, der ſiegreichen Verwirklichung des 
Fünfiahresplanes in vier Jahren andererſeits. Sie 
vollzieht ſich auf einer faſchiſtiſchen Grundlage mit 
dem Ziele der ärgſten Maſſenausplünderung und der 
Aufrichtung der faſchiſtiſchen Diktatur. Siehe die 
Hungervorlagen, ſowie die Pläne zur Schaffung 
eines Ermächtigungsgeſetzes und zum Erlaß von 
Diktaturverordnungen bei gleichzeitiger Ausſchaltung 
des Volkstages. 

Der Ziehm⸗Senat, das ift die Regierung der Durch⸗ 

führung der faſchiſtiſchen Diktatur und der wirtſchaft⸗ 

lichen und ſozialen Verſklavung ſowie der politiſchen 

Knebelung aller werktätigen Volksſchichten. Dieſer 

Senat wird noch ſkrupelloſer im Intereſſe des in⸗ 

ternationalen Finanzkapitals, unter dem Schutze des 

imperialiſtiſchen Völkerbundes und als Handlanger 
des polniſchen Imperialismus und deſſen faſchiſtiſchen 

Pilſudſki⸗Kegimes den Staatsapparat und die fa⸗ 

ſchiſtiſchen Mordbanden gegen die hungernden Maſſen 

einſetzen, um dem bankrotten Kapitalismus auf dem 
gebeugten Rücken der verelendeten Arbeiter, Ange⸗ 
ſtellten, Beamten, Kleinbauern und Klein⸗Gewerbe⸗ 
treibenden eine weitere Galgenfriſt zu verſchaffen. 

Die Entwicklung, die zu dieſem Zustande führte iſt 
das Reſultat der ſozialdemokratiſchen Politik. Wir 
klagen von dieſer Stelle die Sozialdemokratie an, daß 
ſie durch ihre Koalitionspolitik mit der Bourgeoiſie, 


durch ihre wirtſchaftsfriedliche Streikbruch⸗ und Spal⸗ 
tungspolitik gegen die Arbeiterklaſſe, durch ihre offe⸗ 
ne und aktive Verteidigung der kapitaliſtiſchen Klaſ⸗ 
ſenherrſchaft und durch die brutale Niederſchlagung 
kämpfender Arbeiter mitſchuldig iſt an dem ungeheu⸗ 
ren Elend der werktätigen Maſſen und an der faſchi⸗ 
ſtiſchen Entwicklung. Der Gehl⸗Senat ebnete — 
ebenſo wie die Hermann Müller» Regierung in 
Deutſchland der Brüning - Regierung — dem 
Ziehm⸗ und Nazi⸗Senat den Boden. Um die 
weitere Abwanderung der Arbeitermaſſen von 
der Sozialdemokratie einzudämmen, und weiterhin 
der Bourgeoiſie als getreuer Lakai dienen zu kön⸗ 
nen, betreibt dieſe im Augenblick eine Scheinoppoſtti⸗ 
on gegen den Ziehm⸗Senat und ſeine volksfeindlichen 
Maßnahmen, unternimmt radikale Manöver zur 
Täuſchung der werktätigen Maſſen. Die Nollen der 
Nationalſozialiſten und Sozialdemokraten, die ſie als 
Kapitalsknechte ſpielen, ſind lediglich vertauſcht wor⸗ 
den. Die Nationalſozialiſten führen jetzt anſtelle der 
Sozialdemokratie als Koalitionspartei des Ziehm⸗ 
Senats entgegen ihren Verſprechungen die Hunger⸗ 
offenſive des Kapitals gegen die werktätigen Maſſen 
aktiv durch. Die Sozialdemokraten übernehmen die 
Funktion der Täuſchung der Volksmaſſen durch eine 
Scheinoppoſition, um dieſe vom revolutionären 
Maſſenkampf gegen den faſchiſtiſchen Ziehm⸗Senat zu⸗ 
rückzuhalten, um weiterhin die Arbeiterſchaft und die 
werktätigen Maſſen zu ſpalten, und einen Teil, den 
ſie unter ihrem Einfluß hält, vor den Karren des 
bankrotten Kapitalismus zu ſpannen. Die Sozialde⸗ 
mokratie erweiſt ſich gerade in ihrer ſcheinoppoſitio⸗ 
nellen Politik und in ihrer wirtſchaftsfriedlichen und 
faſchiſtiſchen Praxis mehr denn je als der gefähr⸗ 
lichſte Feind im Lager der Arbeiterbewegung. Sie iſt 
der Bundesgenoſſe der Nationalſozialiſten, dieſes 
ſkupelloſeſten Diktatur⸗ und kriegslüſternen Agenten 
des Kapitals. (Unruhe rechts.) Das haben Sie doch 
in dieſen paar Tagen zur Genüge bewieſen! 

Die Kommuniſtiſche Volkstagsfraktion erklärt vor 
der werktätigen Oeffentlichkeit, daß die Kommuniſti⸗ 
ſche Partei als die einzige Freiheitspartei des werk⸗ 
tätigen Volkes als die einzige antikapitaliſtiſche und 
antifaſchiſtiſche Kraft es übernehmen wird, den revo⸗ 
lutionären Maſſenſturm gegen die faſchiſtiſche Hun⸗ 
gerdiktatur des Ziehm⸗Senats zu entfalten, entgegen 
aller Verbots⸗ und Verfolgungsmaßnahmen. Sie for⸗ 
dert die Arbeiterſchaft auf, die Hungermaßnahmen 
durch einen Proteſtſtreik zu beantworten, jeden Pfen⸗ 
nig Lohnraub durch Streiks und den Kampf für 
höheren Lohn, um den Siebenſtundentag mit vollem 
Lohnausgleich entgegenzutreten, fie fordert alle werk 
tätigen Volksſchichten auf, durch die Verweigerung 
der Steuerzahlung und der Mietserhöhung den Raub: 
zug des Ziehm⸗Senats zu bekämpfen. Nieder mit dem 
faſchiſtiſchen Ziehm⸗Senat! Nieder mit den ſozialde⸗ 
mokratiſchen Betrugsmanövern! Zerſchlagt die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Demagogie! Es lebe die Einheits⸗ 
front aller Werktätigen im Kampfe gegen die fa⸗ 
ſchiſtiſche Hungerdiktatur! Es lebe der Kampf fur 
Arbeit und Brot und für den Sozialismus! 

(Bravo! bei den Kommuniſten.) Die Kommu⸗ 
niſtiſche Volkstagsfraktion dokumentiert ihre un⸗ 
verſöhnliche Gegnerſchaft gegen das kapitaliſtiſche 
Syſtem und gegen jede bürgerliche Regierung da⸗ 
mit, daß ſie der Senatswahl fern bleibt und da⸗ 
durch ihren Proteſt gegen den faſchiſtiſchen Ziehm⸗ 
Senat zum Ausdruck bringt. (Heil Hitler! bei den 
Nationalſozialiſten. — Abg. Plenikowſki: Nieder 
mit Hitler! — Heiterkeit.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen nunmehr zur Wahl des Prä⸗ 
ſidenten des Senats. Nach Artikel 25 unſerer Ver⸗ 
zaſſung iſt folgendes zu bemerken. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki. — Abg. Greifer: Ich denke, Sie find 


alle draußen! — Abg. Plenikowſki: Wir werden 
[Sie vorher rausſchmeißen!) Sie haben nicht das 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 
Wort, Herr Abg. Plenikowſki. (Abg. Ple nikon 
Augenblicklich ja! Das ſehen Sie ja! — Wir 
ſchmeißen Sie raus! bei den Nationalſozialiſten. 
— Abg. Plenikowſki: Erſt fliegen Sie einmal 
hinaus!) Herr Abg. Plenikowſki, vergeſſen Sie 
nicht, daß Sie im Volkstag ſind. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wenn der mich hinauswerfen will, fliegt 
er ae raus!) Artikel 25 letzter Abſatz ſagt: 
Wahl der Mitglieder des Senats iſt geheim 
1119 beſchiebt durch Abgabe von Stimmzetteln. Ge⸗ 
wählt iſt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stim⸗ 
men erhält. Wird die unbedingte Stimmenmehrheit 
bei der erſten Abſtimmung nicht erzielt, ſo iſt unter 
den beiden Perſonen, die die meiſten Stimmen er⸗ 
halten haben, abermals zu wählen. Erhalten bei der 
Stichwahl beide Bewerber die gleiche Stimmenzahl, 
ſo entſcheidet das vom Präſidenten des Volkstages zu 
ziehende Los. 

Wir treten nunmehr in den Wahlakt 
wählen zuerſt den Präſidenten des Senats. Ich 
bitte die D. u. H., ihre Plätze einzunehmen. Die 
Wahl erfolgt durch Namensaufruf und Abgabe 
eines Stimmzettels. Die beiden Schriftführer ſind 
bereits beſtellt. Ich bitte nunmehr die Wahl vor⸗ 
zunehmen. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand der 
D. u. H. eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall, der Wahlakt iſt geſchloſſen und ich bitte, die 
Auszählung vornehmen zu wollen. — An der 
Abſtimmung beteiligten ſich 53 D. u. H. Herr Abg. 

Dr. Ziehm erhielt 43 Stimmen. Er iſt mithin 
zum Präſidenten des Senats gewählt worden. 
(Bravo! rechts.) Ich frage Herrn Abg. Dr. Ziehm, 
ob er die Wahl annimmt? (Abg. Dr. Ziehm: Ich 
nehme die Wahl an!) Ich danke. 

Wir kommen nunmehr zur Wahl des ſtellver⸗ 
tretenden Präſidenten des Senats. Ich bitte die 
D. u. H., Ihre Plätze einzunehmen. Die Wahl 
erfolgt durch Namensaufruf und Abgabe der 
Stimmfarten. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Der Wahlakt iſt geſchloſſen. Ich bitte die Auszäh⸗ 
lung vorzunehmen. (Geſchieht.) An der Wahl be⸗ 
teiligten ſich 43 D. u. H. Herr Dr. Wiereinſki⸗ 
Keiſer erhielt 43 Stimmen. Er iſt mithin zum 
ſtellpertretenden Präſidenten des Senats gewählt. 
Herr Dr. Wiercinſki⸗Keiſer iſt im Haufe nicht an⸗ 
weſend. Wir werden die Zuſtimmungserklärung 
nachher einholen. 

Wir kommen nunmehr zur Wahl der beſolde⸗ 
ten Senatoren. Ich bitte die D. u. H. die Plätze 
einzunehmen und durch Aufruf der Namen und 
Stimmabgabe den Wahlakt vornehmen zu wollen. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Stimm⸗ 
karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Der 
Wahlgang iſt geſchloſſen. An der Abſtimmung be⸗ 
teiligten ſich 40 D. u. H. Davon erhielt Herr Dr. 
Althoff 40 Stimmkarten. Er iſt ſomit zum erſten 
beſoldeten Senator gewählt. Herr Senator Dr. 
Althoff hat bereits ſchriftlich die Erklärung nie⸗ 
dergelegt, die bei der nächſtfolgenden Sitzung zur 
Kenntnis gegeben wird. 

Wir kommen nunmehr zur Wahl des zweiten 
beſoldeten Senators. Ich bitte die Plätze einzu⸗ 
nehmen, der Wahlakt beginnt. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand von den D. u. H. eine 


ein und 


Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Der Wahlakt iſt geſchloſſen. Ich bitte, die Auszäh⸗ 
lung vorzunehmen. An der Abſtimmung beteilig⸗ 
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ten ſich 40 D. u. H. Davon erhielt Herr Dr. Bla⸗ (C}. 


vier 40 Stimmen. Herr Dr. Blavier iſt ſomit zum 
Senator gewählt. Ich frage Herrn Abg. Dr. Bla⸗ 
vier, ob er die Wahl annimmt. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Jawohl! — (Bravo! auf der Zuſchauertri⸗ 
büne. — Heiterkeit.) Damit iſt dieſer Wahlakt 
erledigt. 

Wir kommen zum nächſten Wahlakt. Ich bitte, 
die Plätze einzunehmen und den Namensaufruf 
vorzunehmen. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand 
von den D. u. H. eine Stimmkarte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Der Wahlalt iſt geſchloſſen. 
Ich bitte, die Auszählung vornehmen zu wollen. 
(Geſchieht.) An der Abſtimmung beteiligten ſich 
40 D. u. H. Herr Abg. Dr. Hoppenrath erhielt 39 
Stimmen, ein Zettel war unbeſchrieben, Herr 
Dr. Hoppenrath iſt mithin zum Senator gewählt. 
Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt? (Abg. 
Dr. Hoppenrath: Ja! 

Wir kommen nunmehr zur Wahl des vierten 
Senators. Ich bitte die Plätze einzunehmen. Der 
Namensaufruf beginnt. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand einen Stimmzettel abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, der Wahlakt iſt geſchloſſen. Ich 
bitte die Auszählung vorzunehmen. An der Wahl 
beteiligten ſich 40 D. u. H., davon erhielt Herr 
Dr. Winderlich 39 Stimmen, Herr Dr. Wiercinſki⸗ 
Keiſer 1 Stimme. Herr Dr. Winderlich iſt mithin 
zum Senator gewählt. Da er nicht im Hauſe an⸗ 
weſend iſt, wird ſeine Zuſtimmungserklärung ſpä⸗ 
ter eingeholt werden. Damit iſt die Wahl der be⸗ 
ſoldeten Senatoren erledigt. 

Wir kommen nunmehr zur Wahl der unbeſol⸗ 
deten Senatoren. Ich bitte die Plätze einzuneh⸗ 
men. Der Wahlakt beginnt. Ich bitte den Na⸗ 
mensaufruf vorzunehmen. (Geſchieht.) Wünſcht 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, der Wahlakt iſt geſchloſſen. An 
dieſer Wahl beteiligten ſich 40 D.u. H., 40 Stimm⸗ 
zettel wurden für Herrn Abg. Dumont abgegeben. 
Er iſt ſomit zum Senator gewählt. Ich frage 
Herrn Abg. Dumont, ob er die Wahl annimmt? 
(Abg. Dumont: Ja!) Danke ſchön. 


Wir kommen nunmehr zur Wahl des zweiten 
unbeſoldeten Senators. Ich bitte, die Plätze ein⸗ 
zunehmen und den Namensaufruf vorzunehmen. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Stimm⸗ 
karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, der 
Wahlakt iſt geſchloſſen. An der Abſtimmung betei⸗ 
ligten ſich 40 D. u. H. Der Herr Abg. Formell er⸗ 
hielt 40 Stimmen und iſt ſomit zum Senator ge⸗ 
wählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt? 
(Abg. Formell: Ja!) Ich danke. 


Wir kommen nunmehr zur Wahl des dritten 
unbeſoldeten Senators. Ich bitte die Plätze einzu⸗ 
nehmen und den Namensaufruf vorzunehmen. 
(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand einen Stimm⸗ 
zettel abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Der 
Wahlgang iſt geſchloſſen. Ich bitte die Auszählung 
vorzunehmen. — An der Abſtimmung beteiligten 
ic 40 D. u. H. Herr Landrat Hinz erhielt 40 
Stimmen. Er iſt mithin zum Senator gewählt. 
Herr Landrat Hinz iſt ebenfalls nicht im Hauſe 
anweſend. Wir werden ſeine Zuſtimmungserklä⸗ 
rung einholen. f 


(D) 


<B) 
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(Bizepräfident Gaikowfki) 

85 Wir kommen zur Wahl des nächſten Senators. 
Ich bitte, den Namensaufruf vorzunehmen. (Ge⸗ 
ſchieht.) Wünſcht noch jemand einen Stimmzettel 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, der Wahlakt 
iſt geſchloſſen. Ich bitte die Auszählung vorzu⸗ 
nehmen. — Es wurden 40 Stimmzettel abgege⸗ 
ben. Herr Kurowſti erhielt 39 Stimmen, außer⸗ 
dem iſt ein weißer Zettel abgegeben. Herr Abg. 
Kurowfki iſt mithin zum Senator gewählt. Ich 
frage Herrn Abg. Kurowſfki, ob er die Wahl an⸗ 


nimmt. (Abg. Kurowſki: Ja!) Ich danke. 


Wir kommen zur Wahl des folgenden unbeſol⸗ 
deten Senators. Ich bitte den Namensaufruf vor⸗ 


zunehmen. (Geſchieht.) Wünſcht noch jemand ei⸗ 
Das iſt nicht der 


nen Stimmzettel abzugeben? 
Fall. Der Wahlakt iſt geſchloſſen Es wurden 40 
Stimmzettel abgegeben. Herr Prälat Sawatzki 
erhielt 39, außerdem iſt ein weißer Zettel abge⸗ 
geben worden. Herr Prälat Sawatzki iſt ſomit 
zum Senator gewählt. Da er nicht im Hauſe an⸗ 
weſend iſt, wird ſeine Zuſtimmungserklärung 
eingeholt werden. 

Wir kommen nunmehr zur Wahl des letzten 
unbeſoldeten Senators. Ich bitte, die Plätze ein⸗ 
zunehmen und den Namensaufruf zu vollziehen. 


(Geſchieht.) Wünſcht noch jemand eine Stimm⸗ 


karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, der 
Wahlakt iſt geſchloſſen. An der Abſtimmung be⸗ 
teiligten ſich 40 D. u. H. Herr Abg. Schwegmann 
erhielt 40 Stimmen und iſt damit zum Senator 
gewählt. (Bravo! rechts.) Ich frage, ob Herr Abg. 
Schwegmann die Wahl annimmt. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Ich nehme die Wahl an!) Wir ſind damit 
am Schluß der heutigen Tagesordnung angelangt. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Philipſen. 
. Philipſen, Abgeordneter (D.Nat.): Ich bean⸗ 
aa nächſte Sitzung auf eine halbe Stunde 
bir >. Schluß dieſer Sitzung feſtzuſetzen und als 
= zigen Punkt auf die Tagesordnung zu ſetzen: 
Einführung der neu gewählten Mitglieder des 
Senats gemäß Artikel 28 der Verfaſſung. 
Vizepräſident Gaikowfki: 
worden, die nächſte Sitzung auf 17,30 Minuten 
mit der Tagesordnung: Einführung der Mitglie⸗ 
der des Senats anzuſetzen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch. Es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 17 Uhr.) 


8. Sitzung 
Freitag, den 9. Januar 1931. 


Die Sitzung wird 5 Uhr 40 Minuten durch den 
Präſidenten Gehl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; ſtellv. Präſident Dr. Wiercinſki⸗Kei⸗ 
ſer; Senatoren Dr. Althoff, Dr Blavier, Dr. Hop⸗ 
penrath, Dr. Winderlich, Dumont, Formell, Hinz, 
Kurowſti, Sawatzki, Schwegmann. 

Präſident: Ich eröffne die achte Vollſitzung. 

ls einziger Punkt ſteht auf der Tagesordnung: 
Einführung der neu gewählten Mitglieder 

des Senats. 
Bevor ich dazu übergehe, möchte ich dem Hauſe 


Es iſt beantragt 


mitteilen, daß die Herren ſtellv. Präſtdent des Se⸗ 
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nats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer und die Senatoren Dr. 
Althoff, Dr. Winderlich, Hinz und Sawatzki 
ſchriftlich erklärt haben, daß ſie die Wahl anneh⸗ 
men. 

M. H.! Der Volkstag hat Sie in ſeiner letzten 
Sitzung zu Mitgliedern des Senats gewählt. Es 
liegt mir ob, Sie in Ihre Aemter einzuführen. 
Ich werde die Einführungsformel vorleſen und 
Sie haben dann zu erklären: „Ich gelobe es.“ 
Dieſer Erklärung können Sie eine religiöſe Be⸗ 
teuerung hinzufügen. Das Gelöbnis iſt durch 
Handſchlag zu bekräftigen: g 

Ich werde die mir als Mitglied des Senats oblie⸗ 
genden Pflichten getreulich erfüllen, mein Amt ge⸗ 
wiſſenhaft führen, die Verfaſſung und die Geſetze be⸗ 
obachten, verſchwiegen ſein in allem, was geheimzu⸗ 
halten mir geboten wird, und das Wohl der Freien 

Stadt Danzig nach beſten Kräften fördern. 
(Präſident des Senats Dr. Ziehm: Ich gelobe es, 
ſo wahr mir Gott helfe! Stellv. Präſident des 
Senats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer: Ich gelobe es, jo 
wahr mir Gott helfe! Senator Dr. Althoff; Ich 
gelobe es, ſo wahr mir Gott helfe! Senator Dr. 
Blavier: Ich gelobe es, ſo wahr mir Gott helfe! 
Senator Dr. Hoppenrath: Ich gelobe es, ſo wahr 
mir Gott helfe! Senator Dumont: Ich gelobe es 
ſo wahr mir Gott helfe! Senator Formell: Ich ge⸗ 
lobe es, ſo wahr mir Gott helfe! Senator Hinz: 
Ich gelobe es, ſo wahr mir Gott helfe! Senator 
Kurowſki: Ich gelobe es, jo wahr mir Gott helfe! 
Senator Sawatzki: Ich gelobe es, ſo wahr mir 
Gott helfe! Senator Schwegmann: Ich gelobe es, 
ſo wahr mir Gott helfe!) 5 
M. H.! Durch die ſoeben erfolgte Einführung 
in Ihre Aemter haben Sie das Recht erlangt, als 
Regierung aufzutreten und die Regierung zu 
übernehmen. Ihre Aemter find mit die wichtigſten 
und höchſten im Staat, die der Volkstag zu verge⸗ 
ben hat. Mit der Uebernahme dieſer Aemter ha⸗ 
ben Sie eine große Verantwortung gegenüber der 
Bevölkerung und dem Staat übernommen Seien 
Sie ſich deſſen bei allen Ihren Handlungen be⸗ 
wußt, wo es auch immer ſein mag. Führen Sie 
die Regierungsgeſchäfte nach den Grundſätzen und 
dem Geiſt der Verfaſſung im Einvernehmen mit 
dem Volkstag zum Wohle der Bevölkerung und 
im Interſſe der Freien Stadt Danzig (Bravo!) 

M. D. u. H.! Damit iſt die heutige Tagesord⸗ 
nung erledigt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Her Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage, daß die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 
14. Janaur, 15,30 Uhr ſtattfindet und daß der 
Herr Präſident ermächtigt wird, die Tagesord⸗ 
nung feſtzeſetzen. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wi⸗ 
derſprechen nicht, daß am Mittwoch getagt wird, 
aber wir verlangen, daß die Anträge auf die Ta⸗ 
gesordnung geſetzt werden, die dem Volkstag ſeit 
Monaten vorliegen, auch bereits an die Ausſchüſſe 
gegangen ſind und zum Teil wahrſcheinlich ſchon 
am Mittwoch in den Ausſchüſſen beraten ſein 


werden. Außerdem noch die Anträge, die für uns 
wichtig ſind, die jetzt eingereicht wurden. Ich be⸗ 
antrage, auf die Tagesordnung zu 


ſetzen die 


— 


D} 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Druckſache Nr. 2, Linderung der Erwerbslofigfeit, 
die Druckſache Nr. 3, Antrag über die Erhebung 
von Millionärsſteuern, die Druckſache Nr. 4, Kür⸗ 
zung der Rieſengehälter, Druckſache Nr. 7, Große 
Anfrage wegen Nichtbeſtätigung von Gemeinde⸗ 
vorſtehern, die Druckſache Nr. 10, Geſetz über die 
Gewährung von Straffreiheit, Nr. 11, Große An⸗ 
frage wegen der polniſchen Willkürakte, Nr. 40 
Antrag der Kriegsbeſchädigten, Nr. 43 Antrag für 
die Kleinbauern, Nr. 44, Antrag für die Landar⸗ 
beiter. Bezüglich der Großen Anfragen weiſe ich 
darauf hin, daß nach der Geſchäftsordnung dieſe 
Anfragen unbedingt erledigt werden müſſen. Die 
Friſt iſt bereits verſtrichen. Wenn das Haus über 
unſere Anträge am Mittwoch nicht beraten wird, 
ſo können wir verlangen, das Recht haben wir 
nach der Geſchäftsordnung, daß ſie mindeſtens an 
einem andern Tag der nächſten Woche auf die Ta⸗ 
gesordnung geſetzt werden (Zuruf rechts. — Abg. 
e Der Maulwurf muß wieder dazwiſchen 
rufen! 


Präſident: Maulwürfe find hier nicht 
Haufe. — Herr Abg. Plenikowſki. hat den Antrag 


geitellt, eine ganze Reihe von Druckſachen auf die 


Tagesordnung der nächſten Sitzung zu ſetzen. Ich 
werde darüber abſtimmen laſſen. Wer dafür iſt, 
daß die Drucksachen, die Herr Abg. Plenikowſki ge⸗ 
nannt hat, auf die Tagesordnung der nächſten 


Sitzung kommen, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Es. 
kommt dann wohl der Antrag des Abg. Philipien. 


zur Abſtimmung, der da will, daß die nächſte 


Sitzung am Mittwoch der nächſten Woche ſtattfin⸗ 


det und die Tagesordnung von mir aufgeſtellt 


wird. Iſt das ſo richtig? (Jawohl! rechts.) Wird 
Pleni⸗ 


dagegen Widerſpruch erhoben? (Abg. 
kowſki: Natürlich!) Wir kommen zur Abſtimmung. 


Wer den Antrag des Herrn Abg. 8 an⸗ 
as iſt 
die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich ſchließe die 


nehmen will, bitte ich, ſich zu erheban. — 


Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 17 Uhr 50 Minuten.) 
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9. Sitzung. 


Mittwoch, den 14. Januar 1931. 


Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 

Greiſer (Nat. Soz.) 
Bekanntgabe der Mandatsniederlegung des Abg. 

Dir zehn i 9 


Mitteilung vom Eintritt des Abg. Paul Müller 


r a 87 D 
Gelchgſelch e ne 87 D 
Erſte Beratung eines Ermächtigungsgeſetzes (Druck⸗ 

ah r ee re Es 87D 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats 87 D 
Kücſſtt ) 8 90 C 
en r een 91 B 
Ordnungsruf für den Abg. Greiſer (Nat. Soz.) 97 A 
Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Greiſer (Nat. 
S 97 A 
Friedrich, Heinz (Nat. Soz.) 98 K 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſti (K. P.). . 98 B 


Plenikowſki (K. P.) 
Raſchke (K. P.) 

Antrag des Abg. Serotzki u. Fr. betr. Erleichterung 

in der Unterbringung der Schwerkriegsbeſchä⸗ 


digten (Druckſache Nr. 4)0ͥ) 107 C 
ee 107 C 
nn e een: 107 D 
ee eee, ee a 108 A 

Ordnungsruf für den Abg. Maaß (Nat. Soz.) . 108 P 


VV 108 P 
e u ae, 110 D 
Walt, s 8 111 C 
111 C 


Ordnungsruf für den Abg. Malie, (Raon 
e für den Ab 


e 


Greifer een; an 

u für 359 Abg. Brill (S. P. D.) 115 C 
re c 16 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 117 C 

Müller, Paul (D. Nat.))))) 117 C 

Dumont Bd s 8 117 C 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Präſidenten Gehl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; ſtellvertretender Präſident des Se⸗ 
nats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. Alt⸗ 
hoff, Dr. Blavier, Sawatzki, Schwegmann, Dr. 
Winderlich; Staatsräte Lademann, Kunſt; Ober⸗ 
regierungs⸗ und Finanzrat Winter; Oberregie⸗ 
rungsrat Dr. Gallaſch, 
meiſter. 

Präſident: Ich eröffne die 9. Vollſitzung. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowſki. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Vor meh⸗ 
reren Wochen hat der Volkstag einen Beſchluß 
gefaßt, den Hafenarbeitern eine Winterbeihilfe 


auszuzahlen. Es handelt ſich um die Winterbei⸗ 
hilfe, deren Beſchlußfaſſung ſich die Nazis in ih⸗ 
rem Flugblatt ſo ſehr rühmten. Nun ſind bereits 
Über zwei Wochen verfloſſen, ohne daß der Se⸗ 
nat dieſem Beſchluß des Volkstages nachgekom⸗ 


p erſten Punkt aufrufe, 


Regierungsrat Bur⸗ 


men iſt. Artikel 43 der Verfaſſung ſagt: „Stimmt 
der Senat einem vom Volkstag gefaßten Beſchluß 
binnen zwei Wochen nicht zu, ſo geht die Vorlage 
an den Volkstag zurück. Bleibt der Volkstag bei 
ſeinem Beſchluß uſw.“ Es ſind bereits über zwei 
Wochen verfloſſen, und der Senat hat den Be⸗ 
ſchluß nicht zur Ausführung gebracht, trotzdem 
doch der Volldampf der Nazis dahinter ſteht. In 
ihrem Flugblatt haben ſie ſich doch ſo in die Bruſt 
geworfen, daß ſie den Hafenarbeitern die Win⸗ 
terbeihilfe beſorgt haben. Wir beantragen, daß 
die Druckſache Nr. 24 heute noch einmal zur Be⸗ 
ſchlußfaſſung als Punkt 1 auf die Tagesordnung 
geſetzt wird. 

Präſident: Der Antrag kann nur auf die Ta⸗ 
gesordnung geſetzt werden, wenn niemand wi⸗ 
derſpricht. (Wir widerſprechen! rechts. — Abg. 
Plenikowſki: Schweinebande!) Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Greiſer. 


Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bean⸗ 
trage namens meiner Fraktion, daß die Druck⸗ 
ſache Nr. 52, der Antrag auf einmalige Auszah⸗ 
lung von 50 000 Gulden an die Kleinfiſcher, heute 
noch auf die Tagesordnung geſetzt wird. (Zuruf 
des Abg. Plenikowſki.) Wenn wir Anträge brin⸗ 
gen, bringen wir ſie allein, dazu brauchen wir 
Euch Rote nicht. 

Präfident: Wenn ich Sie richtig verſtanden 
habe, wollen Sie, daß die Druckſache Nr. 52 heute 
noch auf die Tagesordnung kommen ſoll. Das 
kann nur geſchehen, wenn niemand widerſpricht. 
Widerſpruch höre ich nicht, dann kommt dieſer 
Punkt noch auf die Tagesordnung. (Zwiſchenrufe 
des Abg. Plenikowſki. — Unruhe.) Bevor ich den 
habe ich noch einige ge⸗ 
ſchäftliche Mitteilungen zu machen. Herr Abg. 
Dr. Ziehm hat mir mitgeteilt, daß er ſein Man⸗ 
dat niederlegt. Nach einer Mitteilung des Wahl⸗ 
leiters iſt liſtenmäßiger Nachfolger Herr Stu⸗ 
dienrat Paul Müller. Iſt Herr Abg. Paul Mül⸗ 


= ler anweſend? (Abg. Müller: Jawohl!) Danke 


ſchön! Sie treten in den Volkstag ein, ich begrüße 
Sie als neues Mitglied. 
Dann hat mir der Senat unter dem 10. d. 
Mts. mitgeteilt, daß er folgende Vorlagen zurück⸗ 
zieht: 1. das Geſetz über Schuldentilgung, 2. das 
AUmſatzſteuergeſetz, 3. das Lohnſummenſteuergeſetz, 
4. das Einkommenſteuergeſetz, 5. das Gewerbeſteu⸗ 
ergeſetz, 6. das Erbſchaftsſteuergeſetz, 7. das Geſetz 
zur Bekämpfung der Wohnungsnot. Dieſe Geſetze 
waren bereits den zuſtändigen Ausſchüſſen über⸗ 
9 Sie ſind jetzt zurückgezogen und damit er⸗ 
ledigt. 
Ferner hat mir der Senat mitgeteilt, daß er 
das als Punkt 4 auf der heutigen Tagesordnung 
ſtehende Geſetz über die Aenderung des Danziger 
Verſorgungsgeſetzes uſw. zurückzieht. Dieſer 
Punkt der Tagesordnung iſt daher erledigt. 

Ich rufe Punkt 1 unſerer Tagesordnung auf: 

f 15 Beratung eines Ermächtigungsge⸗ 
etzes. 

Drucksache Nr. 50. Das Wort hat der Herr Prä⸗ 
ſident des Senats. 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: M. D. u. 
H.! In ſchwerſter Notzeit tritt die neugewählte 
Regierung vor den Volkstag (Abg. Plenikowſki: 
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Das ſagte die vorige Regierung auchl) 
nimmt zurzeit davon Abſtand, eine programma⸗ 
tiſche Regierungserklärung abzugeben. (Abg. 
Plenikowſki: Statt deſſen Ermächtigungsgeſetze!) 
Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich erſuche 
Sie, nicht fortgeſetzt zu unterbrechen. 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Das wird 
zu gegebener, mit dem Herrn Präſidenten des 
Volkstags zu vereinbarender Zeit nachgeholt 
werden. Dazu wird Gelegenheit ſein. Dann wird 
auch die übliche Ausſprache der Parteien über 
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die politiſche Lage erfolgen können. Augenblick 


lich iſt die wichtigſte und vordringlichſte Aufgabe 
der Regierung (Daß Sie Ihr Gehalt bekommen! 


bei den Kommuniſten. — Kopfſteuer für die Ar⸗ 


men!) die Ordnung der zerrütteten Finanzen 
des Staates und der Gemeinden wieder herzu⸗ 
ſtellen. (Abg. Plenikowſki: Auf Koſten der Aerm⸗ 
ſten der Armen, pfui Teufel!) Die Aufgabe iſt ſo 
wichtig, daß ohne ihre ſchnelle Löſung der Staat 
vor den ſchwerſten Erſchütterungen ſteht, welche 
(Das haben auch die Nazis geſagt! bei den Kom⸗ 
muniſten) alle Teile der Bevölkerung betrifft 
und, Herr Abg. Plenikowſki, am ſchwerſten die 
auf Unterſtützung des Staates angewieſenen Not⸗ 
leidenden. (Zwiſchenrufe des Abg. Raſchke.) 
Hauptſächlich würde das die Privatwirtſchaft 
treffen, da der Kredit der privaten Anterneh⸗ 
mungen weſentlich von einer geordneten Füh⸗ 
tung der Staatsfinanzen abhängt. (Sehr gut! 
rechts.) Auch unſere Währung hängt von der 
80 Sicherung der Staatsfinanzen ab. 


Die Lage, welche die neue Regierung vorge⸗ 


funden hat, iſt kurz folgende: Nach dem von der 
bisherigen Regierung dem Volkstag unter dem 
12. Dezember 1930 vorgelegten Geſetzentwurf 
über Schuldentilgung iſt es infolge des ungünſti⸗ 
gen Verlaufs des Rechnungsjahres 1930 und in⸗ 
folge des ungedeckten Fehlbetrages aus dem Jah⸗ 
re 1929 nötig geworden, für die Bedürfniſſe des 


Staates und der Stadtgemeinde Danzig zwecks 


Rückzahlung aufgenommener ſchwebender Schul⸗ 
den und zur Sicherung des laufenden Geldbe⸗ 


Sie 
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gramm aufzuſtellen, (Hört, hört! rechts.) von 
dem 9 Millionen zur Rückzahlung ſchwebender 
Schulden und 3 Millionen zur Deckung des neuen 
Finanzbedarfs beſtimmt find. M. D. u. H.] Am 
26. d. Mts. iſt ferner ein Darlehn der Stadtge⸗ 
meinde Danzig in Höhe von 1½ Millionen zur 
Rückzahlung fällig, und am 22. beträgt der Fehl⸗ 
betrag in dem laufenden Bedarf in Staat und 
Stadt 1½ Millionen. 

Stehen dieſe Beträge uns nicht bis zu dieſer 
Zeit zur Verfügung, ſind Stadt und Staat nicht 
in der Lage, ihre Verpflichtungen zu erfüllen, 
dann treten die Erſchütterungen ein, von denen 
ich ſchon geſprochen habe. (Abg. Plenikowfki: 
Marum haben Sie unſere Geſetze nicht verabſchie⸗ 
det? Die Reichen ſollen zahlen!) Die Beträge 
werden dem Senat nur dann zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt, wenn bis dahin die Geſetze verabſchiedet 
find. Aus dieſen harten Tatſachen, welche die neue 
Regierung vorgefunden hat und die unabänder⸗ 
lich ſind, ergibt ſich die Bedeutung und die Dring⸗ 
lichkeit der Vorlage. a 

Daraus ergibt ſich auch für den Volkstag die 
harte Notwendigkeit, ſchleunigſt die zur Sicher⸗ 
ſtellung des zugeſagten Ueberbrückungskredites 
erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Warum gerade die, Sie haben doch un⸗ 
ſere Vorſchläge!) Regierung und Volkstag ſtehen 
daher in einer unabwendbaren Zwangslage. 
Hieraus ergibt ſich, daß, wie in der Begründung 
des Ihnen von uns vorgelegten Ermächtigungs⸗ 
geſetzes geſagt worden iſt, die geforderten und 
erforderlichen geſetzlichen Maßnahmen rechtzeitig 
nur in Form eines Ermächtigungsgeſetzes durch⸗ 
geführt werden können, welches den Senat er⸗ 
mächtigt, die zur Wiederherſtellung des Gleichge⸗ 
wichts im Haushalt des Staates, der Gemeinden 
und der Gemeindeverbände ſowie zur Behebung 
finanzieller wirtſchaftlicher und ſozialer Not⸗ 
ſtände erforderlichen Maßnahmen unverzüglich 
5 treffen. Es handelt ſich nicht, m. D. u. H., wie 
Sie 


in der Oppoſitionspreſſe geleſen haben, um 
Vergewaltigung des Volkstages. Davon 
Die Volksvertretung ſoll 


eine 
kann keine Rede ſein. 


darfs einen kurzfriſtigen Ueberbrückungskredit inder van ihr verfaſſungsmäßig gewählten Regie⸗ 


Höhe von 16 Millionen aufzunehmen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Hört, hört! Von welchen jüdiſchen Ban⸗ 
ken?) 

Nach dem dem Volkstag von der vorigen Re⸗ 
gierung vorgelegten Geſetzentwurf über die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushalts für 1931 liegt die 
Haupturſache der finanziellen Zerrüttung in dem 
ſtarken Rückgang der Einnahmen aus Zöllen und 
Verbrauchsabgaben, die gegenüber dem Vorjahr 
auf 5½ Millionen angegeben ſind und in den 
Mehrausgaben für die Erwerbsloſen, die gegen⸗ 
über dem Vorjahr auf 3,5 Millionen zu veran⸗ 
ſchlagen find. Von dem Ueberbrückungskredit von 
16 Millionen ſollen nach der erwähnten Vorlage 
über die Schuldentilgung an die Stadtgemeinde 
Danzig 9,3 Millionen weitergegeben werden, jo 
daß auf den Staat 6,7 Millionen entfallen. Die 
Tilgungsbeträge müſſen durch den Etat aufge⸗ 
bracht werden. Um den Kredit zu erhalten, hat 
ſich der bisherige Senat der geldgebenden Bank 
gegenüber verpflichten müſſen, ein Steuerpro⸗ 


rung die Möglichkeit geben, Staat und Volk aus 
der Gefahr, in die ſie ohne Verſchulden der ge⸗ 
genwärtigen Regierung hineingeraten ſind, zu 
befreien. (Sehr gut! rechts.) i f 
Die auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes zu 
erlaſſenden Verordnungen ſind dem Volkstag ge⸗ 
mäß dem Ermächtigungsgeſetz unverzüglich zur 
Kenntnis zu bringen. Sie müſſen wieder aufge⸗ 
hoben werden, wenn der Volkstag es verlangt. 
Die Regierung leitet alſo ihr Verordnungsrecht 
von der ihr vom Volkstag zu gebenden Ermächti⸗ 
gung her. Der Volkstag behält die Entſcheidung, 
ob die auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes er⸗ 
laſſenen Verordnungen aufrecht zu erhalten oder 
aufzuheben ſind. Ein anderer Weg m. D. u. H. 
als der eines Ermächtigungsgeſetzes iſt bei der 
von mir näher dargelegten Dringlichkeit zur Zeit 
überhaupt nicht gangbar. (Deshalb pfeifen Sie 
auf Verfaſſung und Geſetze! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Die Einzelgebiete, auf welche ſich das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz erſtrecken ſoll, wird der Finanz⸗ 
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ſenator im Verlauf der Beratungen näher erläu⸗ daß ſie in der Notzeit des Staates Opfer bringen 


tern. 

Ich möchte nur betonen, daß der Ausgleich 
durch die von uns zu treffenden Maßnahmen in 
erſter Linie durch Senkung der Ausgaben herbei⸗ 
geführt werden ſoll. Ein wichtiges Stück der zu 
treffenden Maßnahmen iſt die Herabſetzung der 
Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten und 
der mit Ruhegehaltsberechtigung Angeſtellten im 
Amt und im Ruheſtand, ſowie der Hinterbliebe⸗ 
nen. Dieſer weſentliche Teil der Finanzordnung 


iſt nicht in das Ermächtigungsgeſetz aufgenom⸗ 


(B 
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men, weil dieſe Regelung eines verfaſſungsän⸗ 
dernden Geſetzes bedarf. Dies Geſetz bildet mit 
dem Ermächtigungsgeſetz eine Einheit. Die Ord⸗ 
nung der Finanzen gelingt nur, wenn beide Ge⸗ 
ſetze verabſchiedet werden. Wenn auch nur eins 


von beiden Geſetzen nicht durchgebracht werden 
lann, entfällt die geſamte Regelung. Die Grund⸗ 


lage für die Beratung des verfaſſungsändernden 
die Beamten betreffenden Geſetzes ſoll der dem 


Volkstag vorliegende Entwurf Druckſache Nr. 15 
bilden. \ 


M. D. u. H.]! Der Senat hat ſehr ernſtlich er⸗ 


wogen, ob ein anderer Weg als der eines verfaſ⸗ 
für die Einſparungen 


ſungsändernden Geſetzes 
bei den Beamtenbezügen gangbar iſt. Er hat die 
Frage nach reiflicher Prüfung verneint. So ſchwer 
die Bedenken ſind, die gegen einen verfaſſungsän⸗ 
dernden Eingriff in die beſtehenden Rechte zu er⸗ 
heben ſind jo müſſen die Bedenken angeſichts der 
Not des Staates zurücktreten. Die Aufhebung 
des ſogenannten Beſitzſtandes, (Zuruf des Abg. 
Blenitowjfi.) der durch 8 46 des Danziger Beſol⸗ 
dungsgeſetzes verbürgt ist, it angeſichts der Not 
des Staates aus beamtenpolitiſchen und finanz⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten nicht zu umgehen. 
Wenn man aber an eine Kürzung der Beamten⸗ 
gehälter herangehen muß, ſo müſſen in erſter Li⸗ 
nie die im Beſitzſtand befindlichen, alſo gegenüber 
den andern Beamten Bevorzugten, herangezogen 
werden. Ein Beſeitigen des Beſitzſtandes erfordert 
aber ebenſo wie die in dem Geſetzentwurf entſpre⸗ 


chend dem Vorgang des Reiches vorgeſehene all⸗ 


gemeine Kürzung der Gehälter nach dem bekann⸗ 
ten Urteil des Danziger Obergerichts ein ver⸗ 
faſſungsänderndes Geſetz. Bei dem von der Be⸗ 
amtenſchaft hierdurch geforderten Opfer muß die 
Allgemeinheit auch Verſtändnis für dieſe Opfer 
und für die im Intereſſe des Staates von den Be⸗ 
amten geleiſtete Arbeit aufbringen. Das Berufs⸗ 
beamtentum iſt eine wichtige Stütze des Staates. 
Der Beamte hat nicht die Möglichkeit, ſeine Be⸗ 
zlige der jeweiligen wirtſchaftlichen Lage entſpre⸗ 
chend zu erhöhen. Darin liegt für den Beamten 


zu Zeiten aufſteigender Konjunktur eine Benach⸗ 


teiligung und in den Zeiten ſinkender Konjunk⸗ 
tur ein Vorteil gegenüber anderen Berufsſchich⸗ 
ten. Dieſen Vorteil den Beamten mißgönnen 


heißt das Weſen der in guten und ſchlechten Zei⸗ 


ten gleichbleibenden Beamtenbeſoldung verken⸗ 
nen. Andererſeits erſcheint auch angeſichts der ge⸗ 
ſtiegenen Kaufkraft des Geldes und angeſichts der 
Notwendigkeit, die Staatsausgaben herabzu⸗ 
ſetzen, die Kürzung gerechtfertigt. Die Beamten⸗ 
ſchaft hat, wie ich weiß, auch ein Einſehen dafür, 


muß. Die Beamtenſchaft kann zu der Regierung 
das Vertrauen haben, daß ſie die Grundlage des 
Berufsbeamtentums entſprechend den Vorſchrif⸗ 
ten der Verfaſſung zu wahren feſt entſchloſſen iſt, 
(Bravo! rechts.) und darauf gerichtete Angriffe 
und jede Verhetzung der Beamtenſchaft mit Nach⸗ 
druck abwehren wird. 

Wie die Staatsbedienſteten ſo haben auch die 
übrigen Kreiſe der Bevölkerung ein Anrecht auf 
den Schutz des Staates. Die vorgeſehenen Maß⸗ 
nahmen ſollen die ſchweren Laſten und Opfer, die 
gefordert werden und gefordert werden müſſen, ſo 
verteilen, wie es die Rückſicht auf die Allgemein⸗ 
heit erfordert. Dieſe Rückſicht erfordert aber drin⸗ 
gend den Schutz und die Erhaltung der Privat⸗ 
wirtſchaft und aller für die Bevölkerung ſchaffen⸗ 
den Unternehmungen in Staat und Stadt. 


Eines beſonderen Schutzes bedarf die Land⸗ 
wirtſchaft, wie heute von niemand wird beſtritten 
werden können. (Sehr richtig! rechts.) Die Lage 
der Landwirtſchaft im Freiſtaat iſt beſonders be⸗ 
droht. Die arbeitsſchaffenden Unternehmungen 
bedürfen ſchon deshalb der beſonderen Fürſorge 
des Staates, weil nur ſie imſtande ſind, durch Be⸗ 
ſchaffung von Arbeit unſer Volk von der ſchweren 
Geißel der Erwerbsloſigkeit zu befreien. (Sehr 
richtig! rechts.) Die Privatinitiative lähmen 
heißt alſo die Beſchaffung von Arbeit erſchweren 
und bedeutet in letzter Linie die ſchwerſte Schä⸗ 
digung des arbeitenden Volkes. (Sehr gut! 
rechts.) Wenn leider der Privatwirtſchaft wieder 


andererſeits der Senat bemüht, dies nur in dem 
Umfange und in dem Zeitmaß zu tun, wie dies 
nach der vom Senat durchzuführenden Senkung 
ar Staatsfinanzen zum Ausgleich unabweisbar 
iſt. 

Es werden alſo von allen Teilen der Bevöl⸗ 
kerung Opfer gefordert. Dies muß geſchehen, 
(Abg. Langnau: Haben Sie ſchon ein Opfer ge⸗ 
bracht?) weil anders die dem Staat und der Be⸗ 
völkerung drohende Gefahr nicht abzuwenden iſt. 
(Sehr richtig! rechts.) Die Regierung verzichtet 
damit auf Popularität. Sie hat den Mut zur Un 
popularität. (Bravo! rechts.) Sie erfüllt damit 
die einer verantwortungsbewußten Regierung 

obliegenden Pflichten, 


gegenüber dem Staat 
(Abg. Plenikowſki: Dieſelben Töne, wie fie die 
Sozialdemokratie gebraucht hat!) Die Regierung 
hat den feſten Willen, ohne jede Rückſicht den von 
ihr beſchrittenen Weg zur Geſundung der Finan⸗ 
zen bis zu Ende zu gehen, weil es einen andern 
Weg überhaupt nicht gibt. (Zuſtimmung rechts.) 
Die Regierung iſt feſt entſchloſſen, alle ſich da⸗ 
gegen erhebenden Widerſtände zu überwinden. 
(Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) 

Noch nie hat eine Danziger Regierung vor 
einer ſo ſchweren und verantwortungsvollen Auf⸗ 
gabe geſtanden. Aber auch noch nie hat der Dan⸗ 
ziger Volkstag vor einer ſo ſchweren und großen 
Verantwortung geſtanden. (Sehr richtig! rechts.) 
Ich weiſe mit allem Nachdruck darauf hin, daß der 
Volkstag genau wie die Regierung die Verant⸗ 
wortung vor dem Staat und vor der Geſchichte zu 
tragen hat. Darum richte ich an die D. u. H. von 
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neue Laſten auferlegt werden müſſen, jo hat ſich D) 
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der Oppoſition die dringende und ernſte Bitte, 
ſich deſſen immer bewußt zu bleiben und auf das 
Ganze zu ſehen. Ich brauche das nicht näher zu 
begründen. M. D. u. H.! In der bisherigen Re⸗ 
gierung waren die Vertrauensmänner der jetzi⸗ 
gen Oppoſitionsparteien, darunter der maßge⸗ 
bende Prasident und der Finanzſenator. Die 
Oppoſition kennt daher die Lage und weiß, daß 
fie genau fo iſt, wie ich fie darſtelle. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie machen ja alles ohne Volkstag!) Sie 
können mich widerlegen, wenn das nicht zutrifft. 


Die Oppoſition hat in dem parlamentariſchen 


Staat die wichtige Aufgabe der Kontrolle. Sie 
kann dem Staat dienen und nützen, wenn ſie 
ſtaatserhaltend und fruchtbringend iſt. Sie kann 
den Staat zerſtören, wenn ſie die nötigen Rückſich⸗ 


ten auf das Allgemeinwohl vermiſſen läßt. M. D. 


u. H.! Es liegt mir fern, den Schulmeiſter ſpielen 
zu wollen, ich halte es aber in meiner verantwor⸗ 
tungsvollen Stellung für meine Pflicht, mich mit 
ganzer Kraft und mit allen Mitteln für das ein⸗ 
zuſetzen, was im Intereſſe des Staates nötig und 
unvermeidbar iſt. (Bravo! rechts. — Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Das zeigt das Ermächtigungsgeſetz!) 
Wenn wir nicht in unſerem Staatshaushalt Ord⸗ 
nung ſchaffen, ſo beſteht die Gefahr, daß das ein 


anderer tut. Dann werden aber ſicherlich die Ein⸗ 
Dann iſt die 


griffe ſchwerer und empfindlicher. 
Selbſtändigkeit unſeres Staatsweſens, die wir zu 
wahren die Pflicht haben, gefährdet. 


M. D. u. H.! Danzigs Finanzlage iſt immer 
ſchwierig geweſen. Die Schwierigkeiten liegen zum 
größten Teil außerhalb unſerer eigenen Macht. 
(Sehr richtig! rechts.) Sie liegen in letzter Linie 
in unſerm Verhältnis zu Polen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Früher ſagten Sie 
Mißwirtſchaft!) Ich habe das ſelbſt ausgeführt. 
Beſonders liegt in den Zöllen eine Gefahrenpolitik. 
Eine Aufgabe der neuen Regierung wird es ſe in 
müſſen, das finanzielle Verhältnis zu Polen neu 
zu regeln. Dazu iſt insbeſondere die Feſtlegung 
einer ausreichenden Mindeſtgrenze für das Zoll⸗ 


aufkommen nötig. Es iſt ferner erforderlich, daß 
der zwiſchen Danzig und Polen ſchwebende Streit 


über die Zollexportprämien den Anſprüchen Dan⸗ 
zigs entſprechend, ſchleunigſt durchgeführt wird. 


Ich habe bereits dieſerhalb mit dem Hohen Rome! 


miſſar des Völkerbundes und dem diplomatiſchen 
Vertreter der Republik Polen Unterredungen ges 
habt. Die Verhandlungen ſollen unmittelbar nach 
der Genfer Tagung wieder aufgenommen werden. 
Gelingt eine befriedigende Regelung des Ver⸗ 
hältniſſes zu Polen und gelingt die jetzt von dem 
Senat in Angriff genommene Regelung der Ord⸗ 
nung der Finanzen, ſo ſcheint mir die Grundlage 
für eine dauernde Geſundung unſerer Finanzen 
gegeben zu ſein. Es beſteht alſo kein Grund zu un⸗ 
begründetem Verzagen und Mutloſigkeit. (Abg. 
Plenikowſki: Auch das iſt ein alter Vers!) 

Die Regierung wird alles tun, was in ihren 
Kräften ſteht, die Geſundung der Finanzen wie⸗ 
der herbeizuführen und damit der arbeitſuchenden 
Bevölkerung wieder Arbeit zu ſchaffen. (Bravo! 
rechts.) Der Weg iſt ſteinig und mühſam, aber 
ſeien wir deſſen eingedenk, daß unſere Vorfahren 
den Boden, auf dem wir ſtehen, und unſere Hei⸗ 


ſozialdemokratiſche 
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mat, die wir lieben, durch harte Arbeit, durch 

Entbehrungen, durch Mühſal und Aufopferung 

für den Staat uns geſchaffen haben. Es iſt unſere 

Aufgabe, m. D. u. H., die wir vor unſeren Kin⸗ 

dern zu verantworten haben, uns die Heimat zu 

79 (Lebhaftes Bravo! rechts und in der 
litte. 


Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. Ku⸗ 
rowfki. (Abg. Plenikowſki: Sie brauchen auch nur 
die frühere Erklärung abzuleſen!) 

Kurowſti, Abgeordneter (Z.): M. D. u. H.! 
namens der drei Koalitionsparteien, nämlich 
er Zentrumsfraktion, der Deutſchnationalen 
Fraktion und der Fraktion des Blocks der natio⸗ 
nalen Sammlung habe ich folgende Erklärung ab⸗ 
zugeben: 

Die Koalitionsparteien haben, als ſie ge⸗ 
rängt durch die politiſche Entwicklung, die in 
dem Ergebnis der Wahlen zum Ausdruck kam, 
genötigt waren, die Regierung zu übernehmen, die 
Finanzen des Staates in einem ſo kataſtrophalen 
Zuſtande vorgefunden, (Abg. Plenikowſki: Wa⸗ 
ren Sie nicht ſelbſt in der Regierung drin?) der 
in der nun zehnjährigen Geſchichte unſeres Frei⸗ 
ſtaates, die wahrlich nicht eine glückliche genannt 
werden kann, keinen Vergleich findet. Eine 
Schuldfrage in dieſem Augenblick zu erörtern, in 
dem alle Kräfte des Staates angeſpannt werden 
müſſen, um die Lage zu meiſtern, wäre zwecklos 
und würde den Blick für die klare Erfaſſung der 
Verhältniſſe leicht trüben. Denn wir wiſſen, daß 
die finanzielle Lage unſeres Staates in erſter 
Linie abhängig iſt von der allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftslage Europas und der Welt und insbe⸗ 
ſonodere von der wirtſchaftlichen Verbindung mit 
er Republik Polen, und daß in dieſen Tatſachen, 
venigitens in der Hauptſache auch der Grund für 
die gegenwärtige Lage zu ſuchen iſt. 

Es liegt nicht in unſerer Macht, in dieſer 
Richtung in irgendeiner Weiſe einen entſcheiden⸗ 
den Einfluß auszuüben. Wir haben die Pflicht, 
die Kräfte unſeres Staatsweſens anzuſpannen, 
darüber hinaus aber in der Erkenntnis, daß dieſe 
Kräfte letzten Endes niemals ausreichen werden, 
unſeren wirtſchaftlichen Komparenten, die Re⸗ 
publik Polen, mit allen uns zu Gebote ſtehenden 
Mitteln dahin zu drängen, daß es die ihm durch 
die Verträge auferlegte Pflicht erfüllt, damit un⸗ 
ſer im Intereſſe der Republik Polen geſchaffe⸗ 
ner Staat auch wirtſchaftlich exiſtent bleibt. 

Der Umſtand, daß die erſte Vorlage des neu 
gebildeten Senats ein finanzielles Ermächti⸗ 
gungsgeſetz iſt, drückt die bedrohliche Lage, in der 
ſich der Staat, ſowie unſere geſamte Wirtſchaft 
befinden, beſonders ſcharf aus. Um den Staat 
vor den ſchwerſten Erſchütterungen zu bewahren. 

edarf es ſchleuniger Maßnahmen. (Zwiſchenruf 
des Abg. Plenikowſki.) Wie die Vorlage erkennen 


läßt, bewegen ſich dieſe Maßnahmen nach zwei 


ichtungen. Auf der einen Seite richtet ſich das 
Augenmerk des Senats darauf, durch Vereinfa⸗ 
chung der Verwaltung und Reformen auf verſchie⸗ 
denen Gebieten der Geſetzgebung Erſparniſſe zu 
machen, ſoweit dieſes im Augenblick möglich iſt. 
(Abg. Plenikowfki: Das Zentrum als Urheber 
der Kopfſteuer!) Wir begrüßen dieſe Beſtrebun⸗ 


00 
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(Ruromifi, Abgeordneter) 
gen und erwarten, daß ſie durchgreifend weiter⸗ 
geführt werden. 

Im Hinblick auf die Höhe des Fehlbetrages 
und die Eilbedürftigkeit der Sanierungsmaßnah⸗ 


men ſind weiterhin erhebliche Belaſtungen vorge⸗ 
& ſind ſich bewußt, 
daß gegen die Belaſtungen im einzelnen ſchwere 
Eingehende Verhandlungen 


ſehen. Die Koalitionsparteien 


Bedenken beſtehen. 
haben aber ergeben, daß zurzeit ein anderer Weg 
nicht gegeben iſt. (Die Bevölkerung denkt darüber 
anders! bei den Kommuniſten.) Die Verantwor⸗ 
tung gegenüber Staat und Volk iſt den Koaliti⸗ 
ons parteien Anlaß, der Regierung auch auf dieſer 
eu. zu folgen. Sie richten deshalb nicht nur an 
das Parlament, ſondern an die geſamte Bevölke⸗ 
zung in dieſer ſchweren Stunde die Aufforderung, 
ſie bei dieſem ſchweren Werke, Ordnung in die 
Finanzen des Staates und der Gemeinden zu 
bringen, tatkräftig zu unterſtützen. Es kann feſt⸗ 
geſtellt werden, daß in weiten Kreiſen Verſtänd⸗ 
nis für die beabſichtigten Maßnahmen beſteht, 
wenn auch im einzelnen die Meinungen ausein⸗ 
andergehen. 

3 Im Hinblick auf die ernſte Lage in Stadt und 
Sand muß mit allem Nachdruck hervorgehoben 
werden, daß es ſich um Notmaßnahmen und 
Schritte handelt, die der gegenwärtige Notſtand 
gebieteriſch erfordert. Aufgabe des Senats iſt es, 
unverzüglich auch ſolche Maßnahmen zu ergreifen, 
die erforderlich ſind, eine dauernde Ordnung in 


a 
die Finanzen von Staat und Gemeinden zu brin⸗ 


gen und die Wiederbelebung der Wirtſchaft in 


Stadt und Land anzubahnen. Wir begrüßen es 


deshalb beſonders, daß der Senat gewillt iſt, Po⸗ 
len mit allem Nachdruck an die Erfüllung ſeiner 
Pflichten zu erinnern. Erſt wenn Polen dieſen 
Verpflichtungen nachkommt, wird ſicher eine merk⸗ 
fein. Erleichterung der Lage Danzigs zu ſpüren 

Wir erwarten vom Senat, daß die ſchweren 
ſteuerlichen Maßnahmen ſofort en wer⸗ 
den, ſobald die Verhältniſſe es irgendwie zulaſ⸗ 
ſen. Die Koalitionsparteien begnügen ſich mit 
oiefer kurzen Erklärung. Die Not der Zeit erfor⸗ 
dert Handeln. (Bravo! rechts und in der Mitte. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 


— 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
der 


Am 16. November vorigen Jahres wurde 
Volkstag gewählt. Am 9. Dezember vorigen Jah⸗ 
res trat der Volkstag zuſammen und erſt am 


9. Januar, nachdem die Leute mit dem großen 


Ay und dem kleinen Gehirn erlaubten, daß eine 
legierung gebildet werden konnte, wurde dann 
am 9. Januar die Regierung gebildet. Acht Wo⸗ 
chen wurden gebraucht, um den Schacher zu be⸗ 
enden. Bekannt iſt uns, daß in der Wahlbewe⸗ 
j gung die Nazis dem Danziger Volk nicht genü⸗ 
gend vorreden konnten, wie ſie die Regierung füh⸗ 
‚ ten würden. Nachdem die Wahl beendet war, 
aing ihnen die Spucke aus und ſie holten ſich erſt 
Erkundigungen aus München, ob fie die Erlaub⸗ 
| a befümen, ſich an der Regierung zu beteiligen. 
a das Verſchulden der Nazis hat 
Tage lang wegen Bildung der Regierung über⸗ 
haupt nichts geſchehen können. Dann erſt, als ih⸗ 
nen verboten war, ſich an der Regierung zu be⸗ 
teiligen, geſtatteten ſie, daß die bürgerlichen Par⸗ 


dann 14 


teien die Regierung bilden konnten. Aber wenn 
die Regierung von den Nazis unterſtützt werden 
ſollte, dann nicht umſonſt, ſondern nur unter der 
Bedingung, daß die Nazis auf die Regierung 
Einfluß ausüben und mitbeſtimmen, welche Per⸗ 
ſonen in den Senat hineinkommen ſollten. Ohne 
Geſchäft ging es, als die Regierung gebildet 
wurde, auch diesmal nicht ab. Herr Dr. Winder⸗ 
lich iſt doch nicht ſeiner Fähigkeiten wegen zum 
Senator gewählt worden, ſondern nur deshalb, 
um den Platz, den er bis jetzt inne hatte, für 
Herrn Dr. Thimm von den Nazis freizumachen. 
(Lachen rechts.) Die Danziger Oeffentlichkeit 
wird in ganz kurzer Zeit ſehen, in wie weitgehen⸗ 
der Weiſe die Verſprechungen gegangen ſind, und 
daß das Parteibuch hierbei eine große Rolle 
ſpielt. Vorher wurde ſoviel vom Parteibuchbeam⸗ 
ten geſprochen. Sie hatten doch jetzt mehr zu tun, 
als nach dem richtigen Parteibuch zu ſehen, Ihnen 
lag doch ob, die Not des Staates zu lindern. Wir 
hatten doch ſchon früher eine deutſchnationale Re⸗ 
gierung und hatten auch deutſchnationale Sena⸗ 
toren, die ſind auf Penſion geſetzt. Dieſe hätte 
man in der Not des Staates jetzt zurückholen 
müſſen. Aber nein, die Nazis erlaubten dies nicht. 
Sie wollten nur eine Regierung unterſtützen, auf 
die ſie Einfluß haben, aber nicht nur auf die Re⸗ 
gierungsgeſchäfte, ſondern auch auf die einzelnen 
Perſonen. (Zuruf des Abg. Plenikowſti.) Alles 
dies geſchah in einer Zeit, als der Danziger 
Staat, wie eben auch der Herr Präſident verkün⸗ 
dete, in arger Bedrängnis war. 

Die erſte Handlung, die nun dieſe ſo gewählte 
Regierung tat, war, daß ſie ihren Regierungsan⸗ 
tritt mit einem Verfaſſungsbruch beging. Sie 
legt dem Volkstag ein Ermächtigungsgeſetz vor, 
um ihn von den wichtigſten Verhandlungen über 
die Sanierung Danzigs auszuſchalten. Ich frage 
mich: Warum will die Regierung nicht den ord⸗ 
nungsmäßigen Weg gehen? Warum will die Re⸗ 
gierung nicht den geſetzlichen Weg beſchreiten und 
warum will ſie an Stelle des ordnungsmäßigen und 
geſetzmäßigen Weges einen Gewaltakt begehen? 
Unſere grundſätzliche Ablehnung zum Ermächti⸗ 
gungsgeſetz will ich heute nicht wiederholen. Wir 
haben das zur Genüge in den Reden im Jahre 
1926 feſtgelegt. (Sehr richtig! links.) Die damals 
von uns verkündete Stellungnahme iſt genau die⸗ 
ſelbe geblieben, nichts hat ſich daran geändert. 
Alle die im Ermächtigungsgeſetz aufgeführten 
Fragen laſſen ſich über den Volkstag in ebenfalls 
ganz kurzer Zeit in ordnungsmäßiger, verfaſ⸗ 
ſungsmäßiger Geſetzgebung erledigen. Keine Par⸗ 
tei dieſes Volkstages wird in dieſer kritiſchen Si⸗ 
tuation Obſtruktion nur um der Obſtruktion wil⸗ 
len betreiben. Deshalb braucht der Weg der Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit nicht beſchritten zu werden. 
Wenn Sie m. D. u. H. der Verfaſſung ſo wenig 
Achtung und Beachtung ſchenken, dann können 
Sie vom gemeinen Mann auf der Straße, der die 
Verfaſſung nicht beſchworen hat wie Sie, nicht 


|} 
| 


verlangen, daß er die Verfaſſung achtet. Ich 
weiß, daß jemand, der einen Staatsſtreich be⸗ 
gehen will, beſtimmt nicht über Geſetzes⸗ und 


Verfaſſungsbeſtimmungen ſtolpern wird. Immer 
noch gilt das Wort von jenem Offizier von Crom⸗ 
well, der, als er einen Gewaltakt gegen das Par⸗ 


— 
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(Brill, Abgeordneter) 

rament unternahm und auf die Frage nach ſeiner 
Legitimation, auf ſeine Piſtole wies. Genau ſo 
wie damals werden Sie auch heute Ihren Ge⸗ 
waltsſtreich zur Durchführung des Ermächti⸗ 


gungsgeſetzes begehen. Ein Staatsſtreichler wird 


ſich beſtimmt nicht von Gewaltmaßnahmen ab⸗ 
halten laſſen. Er wird ſich immer darauf berufen, 
daß die Handlungen, die er begeht, durch das Ge⸗ 
ſetz gedeckt ſind. 

Wir Sozialdemokraten warnen die gewählte 


Regierung und auch die Parteien, die hinter die⸗ 


ſer Regierung ſtehen, das Ermächtigungsgeſetz 
deshalb zu fordern und den einſchneidenden Ein⸗ 
fluß des Volkstages zurückzudämmen, um dem 
Danziger arbeitenden Volke nur neue Leiden und 
Opfer zu bringen. Ueberſpannen Sie nicht den 
Bogen. Die Uhr ſteht 5 Minuten vor 12. (Abg. 
Plenikowſki: Das ſtellen Sie augenblicklich feſt!) 
Die Sozialdemokraten ſind zur friedlichen Mitar⸗ 
beit bereit, (Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) um 
den Staat aus der ſchweren Not herauszuführen, 
in die er durch die ſchwere Wirtſchaftskriſe geraten 
iſt. Aber wir ſind ebenſogut zum Kampfe entſchloſ⸗ 
ſen. Nie und nimmer werden wir von den Vertre⸗ 


tern einer in Fäulnis liegenden Wirtſchaft Recht 


und Ordnung rauben laſſen. M. H., Sie tragen 
die Verantwortung und müſſen wiſſen, daß, wenn 
das Chaos über die Danziger Wirtſchaft und den 


Staat hereinbricht, nicht allein die Danziger Ar⸗ 


beiterſchaft die Folgen zu tragen haben wird, 
ſondern Sie werden mit der Danziger Arbeiter⸗ 
ſchaft in den Abgrund ſtürzen. (Das haben Sie 
ſchon zur Genüge beſorgt! rechts.) 


men ſollen, iſt nur auf den Verrat der Nazis zu⸗ 
rückzuführen. Dieſe ſind die Schuldigen. Sie könn⸗ 
ten verhindern, daß der Volkstag ausgeſchaltet 
wird, aber ſie entſcheiden mit den bürgerlichen 
Parteien, daß die Sanierung durch Verordnungen 
und Verfügungen vorgenommen werden ſoll. Die 
Nazis müßten dafür eintreten, daß die Sanierung 
den geſetzmäßigen Weg geht. (Abg. H. Friedrich: 
Damit Sie tüchtig Knüppel dazwiſchen werfen 
können! — Abg. Plenikowſki: Sehen Sie einmal, 
was Sie drüben für Knüppel werfen! Sogar 
Blindſchleichen und weiße Mäuſe laſſen Sie lau⸗ 
fen, ſeien Sie ja ſtill!) Vor den Wahlen ſprachen 
Sie anders. (Wenn es für die Arbeiter nötig iſt, 
müßten Sie ſogar Steine werfen!) Es gibt Par⸗ 
teien, die durch eine Welle hochgetrieben werden, 
aber durch die Welle ſelbſt wieder verſchlungen 
werden. Es gibt ſtabile Parteien, die wohl ein⸗ 
mal eine Schlappe erleiden können, (Jawohl! 
rechts.) aber dieſe Parteien haben einen Organi⸗ 
ſationsapparat und einen durch Jahrzehnte ge⸗ 
ſchulten Stab von Wählern, in dem die Kraft 
liegt, daß ſie wieder zu einem Siege kommen. 
(Abg. H. Friedrich: Und Schwindler an der 
Spitze, beſonders bei Ihnen!) Wenn wir über 
Schwindler zu reden haben, werden Sie den Re⸗ 
kord ſchlagen. Die Nazis haben ihren Wahlſieg 
doch nur darauf zurückzuführen, daß ſie vor der 
Wahl denjenigen Schichten, die durch die gewal⸗ 
tige Not, in der ſich die Welt und damit auch Dan⸗ 
zig befindet, hineingeriſſen ſind, verſprachen, die 
Laſten abzunehmen, dieſen Schichten, deren ſoziale 
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und wirtſchaftliche Lage trotz aller ſonſtigen Ver⸗ 
ſchiedenheiten darin übereinſtimmt, daß ſie durch 
die Entwicklung des Kapitalismus immer mehr 
unter den Schlitten kommen, und daß ihre einſt 
geſicherte materielle Grundlage, ihre Exiſtenz ins 
Wanken geraten iſt. Dieſe Entwicklung hat den 
Arbeiter im Frühkapitalismus zum Proletarier 
gemacht. Die zu den Nazis geſtoßenen Schichten 
haben ihre Notlage nicht richtig erkannt. Sie 
glaubten, was ſie ihnen vor der Wahl ſagten. 
Die ganze Notlage, in der wir uns befinden, ſei 
nur auf die marxiſtiſche Mißwirtſchaft zurückzu⸗ 
führen. (Zuſtimmung rechts. Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wer hat nun recht? Sie bezichtigen den 
Stagatspräſidenten der Schwindeleil) 


Präſident: Ich bitte nicht fortgeſetzt zu ſtören. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ein Vertreter 
der Deutſchnationalen Partei hat hier wahrheits⸗ 
gemäß geſagt, wie es iſt, während die Danziger 
Allgemeine Zeitung Ihnen geſtern den Ton an⸗ 
gab, wie Sie heute Ihre Debatte zu führen haben, 
und zwar daß alle Schuld, in die der Staat gera⸗ 
marxiſtiſche Miß⸗ 
wirtſchaft trägt. Ich will Sie beruhigen, Herr 
Abg. Friedrich. Die Landeszeitung ſchrieb geſtern: 
„Daß die Urſachen unſerer finanziellen Notlage 
nicht bei der ſoeben abgetretenen Regierung lag, 
andern in den Verhältniſſen, vor allem in den 
Maßnahmen Polens, (Zoll, Gdingen, Poſt, Zu⸗ 
zug polniſcher Arbeitnehmer uſw.) haben wir be⸗ 
reits ſeinerzeit dargelegt.“ Dieſe Tatſachen dürfen 
niemals aus den Augen gelaſſen werden. Und 


neu in die Regierung eingetreten ſind, warnen, 
nun wieder mit dem Geſchrei von der Mißwirt⸗ 
ſchaft der verfloſſenen Regierung anzufangen. 
Damit kommen wir nicht weiter. Es iſt auch nicht 
wahr, und auch die Zentrumsfraktion ſollte ſich 
ſo etwas von vornherein als Koalitionspartei 
verbitten; denn dieſe Vorwürfe, obwohl ſie in agi⸗ 
tatoriſcher Weiſe gegen die Sozialdemokratie ge- 
münzt ſind, treffen ja das Zentrum in der glei⸗ 
chen oder doch ähnlichen Weiſe mit. Herr Fried⸗ 
rich der Sie vordem von Ehrlichkeit ſprachen, 
ſeien Sie jetzt jo anſtändig und tun Sie das, was 
Ihnen hier eine der Koalitionspartei, zu der Sie 
indirekt gehören, das Zentrumsorgan ſagt, und 
hören Sie mit dem Geſchrei von der Mißwirtſchaft 
auf. Es gibt Kranke, die nicht ihre Krankheit 
haſſen, ſondern den Arzt und darum zum Kur⸗ 
pfuſcher laufen. Genau ſo iſt es hier. Statt den 
Kapitalismus für die Not verantwortlich zu 
machen, hetzen Sie in blöder Weiſe gegen den 
Marxismus. Wir verſtehen, wenn alle jetzigen 
und früheren Nutznießer kapitaliſtiſcher Vorrechte 
ihren Haß gegen die Sozialdemokratie und gegen 
die freien Gewerkſchaften konzentrieren; denn der 
Kapitalismus ſieht in dieſen mächtigen Organi⸗ 
ſationen die Macht, die ihn doch im langen Rin⸗ 
gen überwinden werden. 

Wir Sozialdemokraten ſind für das Elend der 
Gegenwart, um deſſen Verbeſſerung wir Tag für 
Tag kämpfen, nicht verantwortlich. (Sehr richtig! 
links.) Unſer Reich iſt der Sozialismus. (Und 
die Mißwirtſchaft! rechts.) Wen der Kapitalis⸗ 


mus drückt, der komme zur Sozialdemokratie. Das 


| darum möchten wir auch heute jene Parteien, die (D) 
Daß wir zu einem Ermächtigungsgeſetz kom⸗ 
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) Jahr 1930 war für die Arbeiterſchaft aller Län⸗ 


(B 


— 


der außerordentlich reich an Entbehrungen, Enr⸗ 
täuſchungen und Bedrückung. Wir machen eine 
Wirtſchaftskriſe durch, wie wir ſie alle, die wir 
leben und auch andere Generationen, die vor uns 
lebten, nicht durchgemacht haben. (Sehr wahr! 
links.) Dieſe Kriſe nimmt auch vorläufig kein 
Ende. Dieſe Kriſe hat in der Welt 20 Millionen 
Menſchen erwerbslos gemacht, d. h. 75 Millionen 
Menſchen in der Welt ſind dem Hungertode preis⸗ 
gegeben. (Durch Ihre Schuld! rechts.) Auf ſolchen 


Blödſinn antwortet man letzten Endes nicht. 


Aber damit hat die Not noch nicht ihr Ende; 
denn Millionen von Menſchen 1 1 5 Kurz⸗ 
arbeit. Denen geht es nichts beſſer als den Er⸗ 
le Die Zahl der Arbeitsloſen ſteigt von 
Tag zu Tag. Tag um Tag werden immer mehr 
Fabriken geſchloſſen und immer mehr Menſchen 
auf die Straße geſetzt. Wir in Danzig haben zur 
Zeit 26000 Erwerbsloſe, eine 


Zahl, wie ſie 


Danzig überhaupt noch nicht gehabt hat. (Abg. 


9. Friedrich: Unter Ihrer Regierung!) Herr Abg. 
Friedrich, ich nahm an, daß Sie ein gebildeter 


Menſch ſein wollen, zeigen Sie doch der Oeffent⸗ 


lichkeit nicht ſo offen Ihre Geiſtesarmut. Sie 


müßten wiſſen, daß dieſe Wirtſchaftskriſe durch 


Verſagen des Kapitalismus verſchuldet iſt. 
Schauen Sie hin, wohin Sie wollen, ob es ein 
Land iſt, das im Krieg beſiegt wurde oder geſiegt 
hat, ein Land mit hohen oder niedrigen Löhnen, 


Ein Land wird mehr als das andere von dieſer 
Kriſe erfaßt. Das müßten auch Sie natürlich 
wiſſen. Sie müßten ebenſogut wiſſen, daß die 
frühere Danziger Regierung, die ſich um die Er⸗ 
werbsloſen und um ihre Verhältniſſe gekümmert 
Kae beſtimmt nicht ſchuld an der Zahl von 26 000 
Arbeitsloſen iſt, ſondern die Torheit, daß Danzig 
vom Reich abgetrennt und zu einem ſelbſtändigen 
Staat gemacht wurde. (Das iſt die Höhe der Ver⸗ 
drehung! rechts. — Abg. Plenikowſki: Warum 
die Deutſchnationalen waren ſo froh, daß ſie hier 
ihre Futterkrippe bekamen!) Wenn wir 26.000 
beim Arbeitsamt gemeldete Erwerbsloſe haben, 
ſo bedeutet das, daß 87 000 Menſchen in Danzig 
dem Hungertode preisgegeben ſind. In dieſer gro⸗ 
ßen Zahl von 87 000 in Danzig und 75 Millionen 
in der Welt drückt ſich ein Meer von Entbehrun⸗ 


9 


imſtande, die Kriſen, die ſich aus dem kapitaliſti⸗ (C) 


ſchen Wirtſchaftsſyſtem ergaben, zu verhindern. 


Damit ſteht feſt, daß der Kapitalismus endgültig 
verjagt hat, und endgültig in allen ſeinen Maß⸗ 
nahmen verſagen mußte, weil ſeine Wirtſchaft 
planlos iſt und infolge dieſer Planloſigkeit ver⸗ 
ſagen muß. Der Kapitalismus hat Kräfte entfeſ⸗ 
ſelt, die er nicht meiſtern konnte. 


In den Jahren 1924—1928 haben die Unter⸗ 
nehmer ihre Betriebe auf die Rationaliſierung 
geſtellt. Sie haben damals nicht nur ihre Betriebe 
techniſch umgeſtellt, ſie haben auch das ganze Syſ⸗ 


tem mit Maßregeln angewandt, um die Arbeiter 


zur ſtärkeren Arbeitsleiſtung zu zwingen. So ra⸗ 
tionaliſterten die Unternehmer darauf los. Die 
Maſchine verdrängte Tauſende von Arbeitern, 
Tauſende flogen auf die Straße. Die Maſchine 
wälzte nicht nur die Fabrik, ſondern auch das Bü⸗ 
ro um. Der Angeſtellte wurde zum Bediener der 
Rechen⸗ und Büromaſchine. Das laufende Band 
diktierte deſpotiſch das Arbeitstempo. Das ſind 
die Maßnahmen, die mit dazu beigetragen haben, 
daß die Arbeiter von ihren eiſernen Kollegen ver⸗ 
drängt wurden. Am die Akkordlöhne zu drücken 
und Mehrleiſtung zu erlangen, wurden wiſſen⸗ 
ſchaftliche Methoden eingeführt, die die nerven⸗ 
zerrüttende Arbeitshaſt vermehrten. Als die Ar⸗ 
beiter zu klagen begannen, da waren es die Kapi⸗ 


taliſten, die den Arbeitern ſagten, ſie ſollten nur 


{ ruhig jein, dieſe Zeit müßten ſie als Uebergangs- 
ein Land, das den Freihandel betreibt oder a : 
Schutz⸗Zoll hat. Ueberall finden Sie dieſe Kriſe. 


gen und Verzweiflung aus. Das Schlimmſte da⸗ 
bei iſt, daß niemand weiß, wann das Steigen die⸗ 
ſer Elendsflut aufhört. Sie werden müſſen zuge⸗ 
ben, daß der Kapitalismus verſagt hat. Er hat 
in ſeiner modernſten und rationellſten Form ver⸗ 


ſagt. Alle Wandlungen, die ſich durch die Struk⸗ 


tur und die Organiſationen der kapitaliſtiſchen 


Wirtſchaft in den letzten Jahren vollzogen haben, 


die raſche und über die Landesgrenze hinausgrei⸗ 


fende Zuſammenballung ganzer Wirtſchaftszweige 
zu Konzernen, die internationale Zuſammenſchlie⸗ 
ßung, die Verfilzung und Verflechtung des Ka⸗ 


pitals, alles das hat nicht verhindern können, daß 


die das eigentliche Ziel, daß dem Kapitalismus 


bei dieſer Revolution innerhalb der kapitaliſti⸗ 
3.5 Millionen, 1926: 3,8 Millionen, 1927: 4,9 


ſchen Wirtſchaft vorgeſchwebt hat, nicht erreichten. 


vorerſt in allen Ländern 


Zuſammenſchrumpfung des 


Auch der organiſierte Kapitalismus war nicht 


fähig, bringe 


zeit ertragen, Wenn erſt die Uebergangszeit vorbei 
wäre, und ſich die Erfolge aus der Rationaliſierung 
ergeben, würde es beſſer werden. Erſt dieſe Ra⸗ 
tionaliſierung mache den Unternehmer konkurrenz⸗ 
den Unternehmungen Aufträge, 
ſchaffe Arbeit und Abſatz. 

So wurde damals rationaliſiert. Dieſe Rati⸗ 
onaliſierung warf 20 Millionen Arbeiter auf die 
Straße. Durch die planloſe Rationaliſierung kam 
eine Ueberproduktion. 
Die weitere Folge war Warenſtauung und eine 
internationalen Wa⸗ 
renaustauſches. Noch verhängnisvoller wirkt ſich 
das Sinken des Arbeitseinkommens aus. Milli⸗ 
onen von Arbeitsloſen haben kein Einkommen, 
um die in der Welt vorhandenen und zu ihrem 
Leben und Haushalt notwendigen Sachen 
zu kaufen. Ueber dieſe Opfer, die der Kapita⸗ 
lismus ſo brutal auf die Straße warf, ſchreitet er 
eben kaltblütig hinweg. Ein einziges Land gebt es 
in Europa, das allein von der großen Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe verſchont iſt. Das iſt Dänemark, wo 
wir bekanntlich eine Arbeiterregierung haben. 
(Hört, hört! links. — Abg. Plenikowſki: Ei Ruß⸗ 
land!) Es iſt beſſer, Herr Abg. Plenikowſki, daß 
wir uns darüber hier nicht unterhalten. Ich 
möchte mich nicht mit Ihnen und Ihren Kollegen 
darüber in Gegenwart der Knechte des Kapitals 
unterhalten. (Abg. Plenikowſki: Wir fürchten 
keine Auseinanderſetzung!) Auf der einen Seite 
große Not, auf der anderen eine Warenanhäu⸗ 
fung, wie ſie noch nie geweſen iſt. Wir haben an 
Weizen folgende Weltvorräte gehabt, die ich mit 
Erlaubnis des Herrn Präſidenten verleſe. 1925: 


Millionen, 1928: 6,1 Millionen, 1929: 9,5 Milli⸗ 
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onen, 1930: 10,3 Millionen Tonnen Weizen, die 
nicht abgeſetzt werden können. (Hört, hört! links.) 
Wir haben auf der anderen Seite 20 Millionen 
Erwerbsloſe, 75 Millionen Menſchen, die Hungers 
ſterben, weil ſie kein Brot haben. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Und Sie ſtimmten in Deutſchland gegen 
die Verteilung!) Wir haben Zuckervorräte im 
Jahre 1925: 1 600 000 t, 1930 hatten wir bereits 
einen Warenvorrat an Zucker von 3 600 000 t. 
Kaffee hatten wir 1930: 15 500 000 t Vorrat. Der 
Baumwollvorrat iſt ebenfalls um 50 Prozent ge⸗ 
wachſen. So könnte ich Ihnen noch einige andere 
Zahlen vorleſen. Wir erleben es bei der gewalti⸗ 
gen Erwerbsloſigkeit und der Not, daß in Auſtra⸗ 
lien, in Argentinien das Jungvieh abgeſchlachtet 
wird, weil kein Abſatz vorhanden ſein ſoll. Wir 
ſehen, wie in Kanada die Maſchinen mit Mais 
geheizt werden, weil kein Abſatz vorhanden ſein 
ſoll. Hier ſehen Sie den großen Widerſinn der ka⸗ 


pitaliſtiſchen Wirtſchaftsweiſe, die einzig und al⸗ 


lein ſchuld iſt an der großen gewaltigen Not, 
wie ſie heute Millionen von Menſchen durch⸗ 
machen müſſen. (Zwiſchenrufe.) Sie haben eben⸗ 
ſo wie wir geleſen, daß eine große deutſche Zei⸗ 
tung führende Männer über die Ausſichten der 
Konjunktur befragt hat. Da antwortete der Prä⸗ 
ſident der Vereinigten Staaten: Wir leben in 


ähnlichen Zeiten, wie wir ſie 1922 durchgemacht 


haben.“ Das trifft nicht zu. 1922 hatten wir die 
Folgen des vorangegangenen Krieges zu ſpüren. 
Heute iſt es ſo, daß die Arbeitskräfte überflüſſig 
geworden ſind. Der Präſident der Wirtſchafts⸗ 
Ueberwachungskonferenz in Amerika Barnes ſagt: 
„Es kommt heute nicht auf das Problem an, 
Waren zu erzeugen, ſondern es kommt mehr auf 
das Problem an, Waren zu verkaufen.“ 


Alſo Sie ſehen, wo die Schwierigkeiten liegen, 
daß ſie wo anders zu ſuchen ſind. Es geht nicht, daß 
Sie als gebildete Menſchen in dieſer narrhaften 
Weiſe hierher kommen und in einem Staat von 
400 000 Menſchen einen Senat dafür verantwort⸗ 
lich machen wollen, daß er der Schuldige ſei, der 


die Not hervorgerufen habe. Das zeigt, daß bei 
Ihnen die Demagogie Trumpf iſt. In einer Zeit, 
wie ich jte ſchilderte, in einer Zeit des wirtſchaft⸗ 


lichen Niederganges, der Abnahme der Einnah⸗ 
men, der Zunahme der Ausgaben hatten wir eine 
Regierung, in der ein Sozialdemokrat Finanz⸗ 
ſenator war und dazu noch eine Koalition mit 
bürgerlichen Parteien. Früher wurde Danzig, als 
wir noch zum Deutſchen Reich gehörten, von die⸗ 
ſem finanziell unterſtützt. Mit der Abtrennung iſt 
Danzig auf eigene Füße geſtellt, die Verhältniſſe 
haben ſich ſeitdem zu unſeren Ungunſten ver⸗ 
ſchlechtert. Die Zahl der Arbeiter war während 
und nach dem Krieg ganz gewaltig gewachſen. Für 
den Hafen, der früher eine Einnahmequelle für 
Danzig war, wurde ein Konkurrenzhafen in 
Gdingen gebaut. Das müßten Sie doch wiſſen, 
wenn Sie hier politiſch mitreden wollen. Sie kön⸗ 
nen nicht in dieſer demagogiſchen Art und Weiſe 
behaupten, daß der Sozialdemokrat, der Finanz⸗ 
ſenator war, die 16 Millionen Defizit aus purer 
Luſt zum Schaden des Danziger Volkes gemacht 
hat. Wenn Sie das wirklich behaupten, dann be⸗ 
weiſen Sie, ich ſage das auch wenn ich einen Ord⸗ 


Mittwoch, den 14. Januar 1931. 


nungsruf bekomme, am beſten, wie dumm Sie 
ſind. 

Zu dieſer ſtrukturellen Kriſe, wie wir ſie in 
Danzig haben, kam noch eine Wirtſchaftskriſe. 
Wenn wir zwei Jahre weiterkommen, werden 
wir in Danzig, ſelbſt wenn die Weltwirtſchafts⸗ 
kriſe verſchwunden ſein ſollte, eine Sanierung vor⸗ 
nehmen müſſen. (Abg. Maaß: Das brauchen wir 
nicht mehr!) Jedenfalls werden Sie durch Ihr 
Verhalten nicht dazu beitragen, daß wir 
das nicht mehr brauchen, ſondern Sie wer⸗ 
den mithelfen, die Notwendigkeiten dazu zu ſchaf⸗ 
fen. Zu dieſer ſtrukturellen Kriſe, kommt noch die 


getrieben wird und das Danziger Staatsleben 
unterminiert. (Sehr wahr! links.) Das entſchei⸗ 
dende Mittel, der Kriſe ein Ende zu machen, kann 
nur die Beſeitigung der kapitaliſtiſchen Geſell⸗ 
ſchafts⸗ und Wirtſchaftsordnung ſein. 

Sie wollen ein Ermächtigungsgeſetz haben. 
Wenn ich es durchleſe, muß ich ſagen, dieſes iſt ſo 
kautſchukartig, daß Sie damit alles machen können 
und den Volkstag nach Hauſe ſchicken. Nach dieſem 


nichts mehr zu ſagen. Zwar werden Sie ihm noch 
geſtatten, daß er das Haushaltsgeſetz verabſchie⸗ 
det, aber dann iſt er erledigt. (Zuruf rechts.) Das 
iſt Ihr Wille Herr Abg. Dyck. Es freut mich, daß 


Sie das beſtätigen. Der Herr Präſident des Se⸗ 


nats ſagte vorhin aber etwas anderes. Er iſt auch 
nicht mehr der Parteimann. Er wird vielleicht 
innerlich das denken, was Sie beſtätigen. Was 
verſtehen Sie unter Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung und Rechtspflege mit dem Ziel Erſparniſſe 
zu machen? Die Verwaltung könnte man verein⸗ 
fachen, wenn man mit den übertriebenen Ueber⸗ 
organiſationen, die wir in Danzig haben, aufräu⸗ 
men würde. Was brauchen wir noch die drei Land⸗ 
kreiſe? (Abg. Plenikowſki: Drei Jahre hatten Sie 
Gelegenheit! Unſern Antrag haben Sie abgelehnt!) 
Das iſt ein Unſinn in unſerm kleinen Staat. Sie 
nehmen doch den Landrat des Kreiſes Danziger 
Höhe, machen ihm zum Senator und laſſen ihn 
nebenamtlich das Landratsamt Danziger Höhe 
verwalten. (Abg. Dr. Thimm: Das iſt ein fabel⸗ 
hafter Verwaltungsbeamter!) Ich ſpreche hier 
von der Zuſammenlegung von Organiſationen, 
und Sie ſagen, daß Sie einen fabelhaften Ver⸗ 
waltungsbeamten haben. (Abg. Friedrich: Sie 
paſſen da nicht hin!) Sie bekamen ſeinerzeit einen 
Fußtritt. Dann wurden Sie Rechtsanwalt und 
traten zu den Nazis über, um nicht Hungers 
ſterben zu müſſen. (Abg. H. Friedrich: Haben Sie 
das auch ſo gemacht?) Als Sie noch ein Röckchen 
trugen, habe ich ſchon ſchwer arbeiten müſſen. 
(Zuruf des Abg. H. Friedrich.) Von Ihnen will 
ich beſtimmt nichts lernen. (Abg. Kurowſki: Sit 
das die große Linie?) Das ſind Ihre Koalitions⸗ 
freunde, von denen Sie abhängig ſind. Die brin⸗ 
gen Sie auf dieſe Linie. 

Dann ſoll beim Steuergrundgeſetz eine Ver⸗ 
änderung und Vereinfachung eintreten. Die Un 
ſatzſteuer ſoll von 1 auf 11% Prozent erhöht wer⸗ 
den. Wer trägt die Umſatzſteuer? (Zuruf rechts.) 
Was wiſſen Sie, was wir wollen? Es kommt doch 
[darauf an, was wir getan haben. Dann ſoll die 


dauernde nationale Hetze, wie ſie hier in Danzig 


„Ermächtigungsgeſetz hat der Volkstag überhaupt 
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Miete um 10 Prozent erhöht werden. (Zuruf bei 
den Nationalſozialiſten.) Aus unſerer Regie⸗ 
rungsbeteiligung werden Sie nicht nachweiſen 
können, daß eine Mieterhöhung von 20 Prozent 
geplant war. (Zuruf des Abg. H. Friedrich.) Auch 
der Senatspräfivent wird nicht mitteilen können, 


daß das ein Vorſchlag des Geſamtſenats war, an 


dem unſere Genoſſen beteiligt geweſen ſind. Die 
Mieterhöhung von 10 Prozent ſtellt bei der heu⸗ 
tigen Erwerbsloſigkeit eine Belaſtung dar, die 
niemand tragen kann. Wenn Sie eine Neurege⸗ 
lung der Zwangswirtſchaft vornehmen wollen, 
warum nicht auf dem Geſetzesweg? Sie wollen 
der minderbemittelten Bevölkerung Danzig ſchwe⸗ 
re Laſten auferlegen. Jawohl, das wollen Sie, 
ſonſt würden Sie den parlamentariſchen Weg ge⸗ 
hen und hier darüber mit uns unterhandeln. Sie 
wiſſen, daß die große Wohnungsnot und das noch 
größere Wohnungselend in der Weiſe, wie Sie 
glauben, nicht beſeitigt werden kann. Sie können 
doch ſolange nicht an der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft rütteln, bis genügend Wohnungen ge⸗ 
vaut worden find. Durch die Privatwirtſchaft läßt 
aich der fehlende Wohnungsbedarf nicht decken. 
Der Privatmann baut keine Wohnungen, weil ſie 
fehlen, ſondern weil er an den Wohnungen Geld 
verdienen will. Wenn er nicht verdienen kann, 
wird er nicht bauen. Das kann nur die Allgemein⸗ 
heit. Würde der Privatmann bauen und dieſe 
Wohnungen vermieten, ſo würden die Mieten 
ganz gewaltig ſteigen. Sie würden letzten Endes 
Wohnungen haben, die von den Wohnungsloſen 
nicht bezogen werden können, weil fie nicht die 
Einnahmen haben, um die Wohnungsmiete zu 
zahlen. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Schon in 
den Siedlungswohnungen, die mit Zuſchuß erbaut 
ſind, ſind heute die Mieten ſo hoch, daß ſie die min⸗ 
derbemittelte Bevölkerung mit ihrem niedrigen 
Einkommen nicht bezahlen kann. Wie ſoll dann 
noch eine weitere Erhöhung getragen werden? 
(Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Herr Abg. Dr. 
Blavier, ich weiß nicht, ob ich dieſen Zwiſchenruf 
ernſt nehmen ſoll. (Abg. Dr. Blavier: Es haben 
ſich ſehr viele Leute dadurch geſund verdient, des⸗ 
wegen ſind die Wohnungen ſo teuer!) Nennen Sie 
ſie! Sind es diejenigen, die früher mit Ihnen ge⸗ 
meinſam in einer Fraktion waren und denen Sie 
mit zu dieſen Aemtern verhalfen, damit ſie jetzt 
an dem bezuſchußten Wohnungsbau weiter verdie⸗ 
nen konnten? (Abg. Dr. Blavier: Ihre Genoſſen⸗ 
ſchaften!) Genoſſenſchaften ſind gemeinnützige Un⸗ 
ternehmen. Wollen Sie behaupten, daß Herr Abg. 
Jahr, der Vorſitzender einer ſolchen Genoſſenſchaft 
iſt, auch für ſein eigenes Portemonnaie beim 
Wohnungsbau geſorgt hat? (Abg. Plenikowſfki: 
Natürlich!) Wollen Sie das von anderen behau⸗ 
ten, Herr Dr. Blavier? Sie ſind doch Senator und 
müßten bei ſolchen Beſchuldigungen, die Sie gegen 
die Genoſſenſchaften erheben, doch jetzt etwas vor⸗ 
ſichtiger ſein. (Abg. Dr. Blavier: Keine Angſt!) 


Präſident: Bitte die Privatunterhaltungen zu 
unterlaſſen, das geht zu weit. (Mehr als Vier 
dürfen nicht zuſammen ſprechen! — Abg. Pleni⸗ 
kowſti: Die Senatoren haben das Recht zu 
ſprechen!) 


‚ein Ermächtigungsgeſetz 
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Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. Dr. 
Blavier, Sie haben ja lange den Wunſch gehabt, 
an der Wohnungswirtſchaft Aenderungen vorzu⸗ 
nehmen. Ich betone nur, daß die Aenderungen, die 
vorgenommen werden ſollen, zum Schaden der 
Danziger Mieterſchaft und der minderbemittel⸗ 
ten Mieterſchaft einſchlagen werden. Sie wollen 
weiter nichts, als daß die Intereſſen einer kleinen 
Gruppe Danziger Hausbeſitzer wahrgenommen 
werden (Abg. Dr. Blavier: Sie täuſchen ih!) Sie 
fragen nicht, ob die große Maſſe der Benölferung 
die erhöhten Ausgaben tragen kann. Ich verſtehe 
auch nicht, wie Sie Aenderungen am Erwerbslo⸗ 


ſenfürſorgegeſetz vornehmen wollen. Sind denn 


dort ſolche großen Mißſtände zu beſeitigen, daß 
Sie dazu ein Ermächtigungsgeſetz brauchen? 
Ließen ſich dieſe Mißſtände, die bei der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge ſein ſollen, nicht durch Verwaltungs⸗ 
maßnahmen beſeitigen? Beabſichtigen Sie, den 
Erwerbsloſen Mittel zu entziehen und die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung zu kürzen? Etwas ande⸗ 
res kann doch nicht in Frage kommen, ſonſt 
brauchten Sie die Abänderung doch nicht durch 
vorzunehmen. (Abg. 
Plettner: Sehr richtig!) Das ganze Ermächti⸗ 
gungsgeſetz hat keinen andern Zweck, als allein 


die Arbeiterſchaft zu belaſten. Sie wiſſen, daß die 
Arbeiterſchaft die Opfer des Krieges getragen hat. 


Sie hat die Opfer der Nachkriegszeit getragen. 
Die Arbeiterſchaft mußte die Opfer der Inflation 
tragen. Sie trug die Opfer der Rationaliſierung, 
und nun wollen Sie, daß die Arbeiterſchaft auch 
noch die Opfer der Weltwirtſchaftskriſe tragen 
ſoll. Wir fragen alle Menſchen, die noch ein Herz 
im Leibe und keinen Stein haben, ob die Arbei⸗ 
terſchaft in der Lage iſt, noch weitere Laſten als 
bisher tragen zu können. Noch ſchlimmer, als mit 
denen, die in Arbeit ſtehen, ſieht es doch bei den 
Erwerbsloſen aus. Wie es bei unſern Erwerbslo⸗ 
ſen ausſieht, davon können Sie ſich überzeugen, 
wenn Sie in deren Wohnungen gehen. Wo gibt 
es prozentual eine ſo große Arbeitsloſigkeit, wie 


bei uns in Danzig? 


Wenn Sie keine Möglichkeit haben, Zehntau⸗ 
ſende von erwerbsloſen Arbeitern Beſchäftigung 
zu geben, dann iſt es ein Frevel, davon zu 
ſprechen, den Arbeitern noch weitere und größere 
Laſten aufzubürden. Diejenigen, denen Sie neue 
Opfer aufbürden, denen Sie neue Leiden aufhal⸗ 
ſen wollen, ſind keine Nummer, ſondern lebende 
Menſchen, die ein Recht zum Leben haben. Unter 
ihnen ſind Zehntauſende von Arbeitsloſen, die 
gern arbeiten wollen, denen Sie keine Arbeit ge⸗ 
ben. Wollen Sie die Danziger Wirtſchaft dadurch 
retten, daß Sie Tauſende und Abertauſende zur 
Verzweiflung, zum Verbrechen und dem 
Selbſtmord in die Arme treiben? Dadurch können 
Sie die Danziger Wirtſchaft beſtimmt nicht retten. 

Die Erwerbsloſigkeit iſt bei uns ſo groß, daß 
Sie ſich hüten müßten, ſie noch zu vergrößern. Die 
größte Tragik der Erwerbsloſen ſtellt ſich bei den 
Angeſtellten heraus. Die iſt ſo ergreifend, daß der 
Angeſtellte, der das 40. Jahr erreicht hat, und er 
aus ſeinem Beruf ausſcheidet, einfach dem Hun⸗ 


gertode preisgegeben iſt. Wenn es dem erwerbs⸗ 


los gewordenen Angeſtellten nicht mehr möglich 
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iſt, einen anſtändigen Kragen und Anzug zu 
haben, wird ihn kein Kapitaliſt mehr in Arbeit 
nehmen. Man läßt ihn auf der Straße liegen. Wir 
haben Ihnen auch Vorſchläge zur Sanierung un⸗ 
terbreitet. 

Wir haben vorgeſchlagen, daß ein Notopfer 
aus der Vermögensabgabe erhoben werden ſoll, 
das 5 Millionen einbringt. M. H., Sie behaupten 
doch immer von ſich, daß Sie ſtaatserhaltend ſind. 
Es iſt Ihr Staat. Sind Sie ſtaatserhaltend und 
iſt es Ihr Staat, warum drücken Sie ſich dann, 
dieſem Staat zu helfen? (Abg. Malſch: Weil Sie 
ihn zugrunde gerichtet haben!) Warum drücken 
Sie ſich, dieſem, Ihrem Staat das zu geben, was 
not tut? (Zwiſchenrufe rechts und bei den Kom⸗ 
muniſten.) Nein, er iſt nicht ausgebeutet. Wir 
haben in Danzig noch ein ſehr großes Vermögen, 
aus dem viel leichter die Beträge zu holen ſind, 
als von der Arbeiterſchaft, der Sie dieſe gewalti⸗ 
gen Opfer aufhalſen wollen. Wir haben einen 
Etatsanſatz der reinen Vermögensſteuer von 
2 300 000 Gulden. Ein Drittel dieſer Vermögens⸗ 
ſteuerpflichtigen ſind Landleute und Althausbe⸗ 
ſitzer. Nehmen Sie dieſes Drittel heraus und laſ⸗ 


ſen Sie die anderen zwei Drittel größere Laſten 
tragen. (Abg. Senftleben: Das iſt z. B. Klawit⸗ 


ter!) Sie waren früher Senator, Sie gehören dem 
Volkstag ſchon lange genug an, um zu wiſſen, wie 
groß das Vermögen in Danzig iſt. Warum laſſen 
Sie nicht das Opfer für den Staat dort herausho⸗ 
len? Sie brauchen nicht die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung abzubauen, die Miete zu erhöhen und die 
Negerſteuer einzuführen. Sie wollen die beſitzende 
Klaſſe ſchonen und den Nichtbeſitzenden das Letzte 
nehmen. Bei dieſem Notopfer würden die Kleinrent⸗ 
ner nicht betroffen werden, denn das Vermögen 
bis 25 000 Gulden iſt ja ſteuerfrei, wenn der Be⸗ 
ſitzende kein größeres Einkommen als jährlich 
2400 Gulden hat. Dieſe Kreiſe würden alſo frei 
ſein. Ebenſogut können Sie den Althausbeſitz und 
die Landwirtſchaft ſchützen, aber der übrige Teil 
könnte die 5 Millionen aufbringen. Das wollen 
Sie aber nicht machen. Sie glauben dem Staat auf 
Koſten der notleidenden Bevölkerung, der Er⸗ 
werbsloſen und der zu niedrig entlohnten Arbei⸗ 
terſchaft Danzigs zu helfen. (Abg. Malſch: Es 


find doch keine Einnahmen da! Was reden Sie 


für Unſinn!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Malſch, 
hier im Hauſe redet kein Abgeordneter außer dem 
Redner. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben 
weiter den Vorſchlag gemacht, um die Mittel auf⸗ 
zubringen, daß die Beamtengehälter gekürzt wer⸗ 
den ſollen,, und zwar fordern wir, daß der Beſitz⸗ 
ſtand in Fortfall kommen ſoll, und daß bei dem 
Abzug eine Staffelung von 6 bis 40 Prozent vor⸗ 
genommen wird. Das haben Sie bereits dadurch 
verhindert, daß Sie bei den Senatorengehältern 
nicht den Abbau vornahmen, wie es im Intereſſe 
der Durchführung der Kürzung der Gehälter und 
der Danziger Bevölkerung notwendig geweſen 
wäre. Sie haben das getan, um die höheren Ge⸗ 
haltsempfänger zu ſchützen und um alle Laſten, 
die der Staat zu tragen hat, auf die minderbe⸗ 


mittelte Bevölkerung abzuwälzen. Die Nazis ha⸗ 
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ben hierbei einen großen Verrat an der Danziger (C} 


Bevölkerung begangen, denn ihre Stellung zu den 
Senatorengehältern entſprach nicht ihren Ver⸗ 
ſprechungen in der Wahl. (Abg. H. Friedrich: 
Sind die Senatorengehälter nicht abgebaut?) 
Durch Sie doch nicht. Wir zwangen Sie zum Ab⸗ 
bau, wir haben Sie doch erſt zum Sprechen gebracht. 
Erſt haben Sie hier nicht geſprochen, im Haupt⸗ 
ausſchuß auch nicht. Sie ſpielten Komödie. Sie 
zeigen, daß Sie politiſche Kindsköpfe ſind. (Abg. 
Greiſer: Wir halten nicht demagogiſche Reden, 
ſondern wir arbeiten!) Genau ſo wie bei den 
Fiſchern, erſt lehnen Sie noch geſtern 30 000 Gul⸗ 
den, um die Not der Fiſcher zu lindern, ab und 
heute kommen Sie mit einem Antrag, 40 000 
Gulden für die Fiſcher zu bewilligen. So handeln 
nur politiſche Kindsköpfe. (Abg. Greiſer: Ihr De⸗ 
magogen, Ihr Roten, habt abgewirtſchaft! — Ihr 
ſeid die Betrüger und Arbeitermörder! Un⸗ 
ruhe.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich bitte, den Herrn 
Abg. Brill ſprechen zu laſſen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Die Frage des 
Beſitzſtandes iſt eine einſeitige Angelegenheit ein⸗ 
zelner Beamter. Der Beſitzſtand muß ſchwinden, 
er muß abgebaut werden. Aber wir verlangen, 
daß bei den ſchwer um ihre Exiſtenz ringenden 
Beamten keine Gehaltskürzung eintritt, daß die 
Gehälter bis 350 Gulden von dem Abzug befreit 
bleiben. 350 Gulden iſt das Exiſtenzminimum, 
das dieſe Kreiſe haben müſſen. Was hier zu we⸗ 
nig herauskommt, muß bei den übrigen Beam⸗ 
tengehältern in Abzug gebracht werden. Die höhe⸗ 
ren Gehälter ſollen aber jedenfalls mehr abgebaut 
werden, als Sie es beabſichtigen. Wenn Sie un⸗ 
ſere Vorſchläge annehmen, einmal das Notopfer 
von 5 Millionen nehmen und dann das Gehalt 
nach unſerm Vorſchlag abbauen, erhalten Sie von 
den fehlenden 9 Millionen 7 Millionen. 

Dann nehmen Sie unſeren Vorſchlag, eine 
Erhöhung der Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuer, an. Sie brauchen dabei nichts weiter zu 
machen, als die Sätze, die heute als Zuſchlag von 
den Einkommen von 10 000 Gulden erhoben wer⸗ 
den, bei den Einkommen von 5 000 Gulden jähr⸗ 
lich zu erheben. Die Kreiſe brauchen beſtimmt 
nicht wegen eines Stückchen Brots zu hungern, 
ſondern die haben noch genug zu Brot. Nehmen 
Sie dieſe Erhöhung, dann bekommen Sie wie⸗ 
derum 1200000 Gulden heraus. Ziehen Sie die 
Aerzte und Rechtsanwälte mit zur Gewerbeſteuer 
heran und Sie erhalten dann noch weitere 
250 000 Gulden. Erhöhen Sie die Erbſchafts⸗ 
ſteuer, dann bekommen Sie 200 000 Gulden. Er⸗ 
heben Sie 10 Prozent Dividendenſteuer, dann 
haben Sie wieder 200 000 Gulden, dann mag die 
Bank von Danzig aus dem angehäuften Reſerve⸗ 
fonds 350 000 Gulden abgeben und Sie haben, 
ohne die minderbemittelte Bevölkerung, ohne die 
Schichten, die auch Sie m. H. von den Nazis ver⸗ 
treten, zu belaſten, die 9 200 000 Gulden aus den 
Kreiſen der Beſitzenden, die dieſe Ausgaben ohne 
Not decken können. Würden die Nazis ſich hier 
nicht für die Vertreter der beſitzenden Klaſſe und 


deren Landsknechte halten, dann würden fie be⸗ 


ſtimmt ſo verfahren. (Abg. Greiſer: Sie lügen!) 


0 


{A) 


nen Abgeordneten der Lüge bezichtigen, ich rufe 


(B) 
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Präſident: Herr Abg. Greiſer, Sie dürfen kei⸗ 


Sie zur Ordnung. (Abg. H. Friedrich: Auch nicht, 
wenn es wirklich ſo iſt? — Abg. Greiſer: Alter 
Gauner!) Herr Abg. Greiſer, das iſt ebenfalls 
eine Beleidigung. Ich erteile Ihnen den zweiten 
Ordnungsruf und mache Sie auf die Folgen des 
dritten aufmerkſam. (Abg. Plenikowſki: Den wer⸗ 
den Sie nicht riskieren!) ? 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Sie werden 
hier das verwirklichen wollen, was die Nazis als 
ihre Theorie herausgegeben haben. Im Verlage 
von Martin Bierwald in Weimar iſt ein Buch 
erſchienen, das ein Nationalſozialiſt Ernſt Mann 
geſchrieben hat. In ihm hat der gewalttätige Na⸗ 
tionalſozialismus Hitlers ſeinen Religionsſtifter 
gefunden. Mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten 
werde ich einige Stellen aus dem Buch verleſen, 
wie die Nationalſozialiſten denken, die Not zu 
lindern. (Abg. H. Friedrich: Hat das etwas mit 
dem Srmägtigungsgejeß, zu tun?) Jawohl! 

Schwer iſt es, für Kranke und Schwache, ſich den 
Tod ſelbſt zu geben. Zum e gehört ein 
Grad von Furchtloſigkeit und Willenskraft, der den 

meiſten Kranken fehlt. Oft ſind dem Kranken die 
Mittel für einen ſchnellen, leichten Tod nicht erreich⸗ 
bar. Auch derjenige, der ſich infolge ſeiner Tapfer⸗ 
keit im Kampf für das Allgemeinwohl eine ſchwere 
Verletzung zugezogen hat, auch dieſer hat kein Recht, 
ſeinen Mitmenſchen als Krüppel oder Kranker zur 
Laſt zu fallen. War er tapfer genug, ſeine Geſund⸗ 
beit, ſein Leben im Kampf aufs Spiel zu ſetzen, jo 
ſoll er auch die letzte Tapferkeit beſitzen, den wertloſen 
Reſt ſeines Lebens ſelbſt zu enden. Es gehört grö⸗ 
ßeres Heldentum dazu, ſein geſchwächtes Leben ſelbſt 
zu Ende zu bringen, als ſich in Vollkraft des Daſeins 
durch ein verwegenes Unternehmen in Tod und Ver⸗ 
derben zu ſtürzen. Selbſtmord iſt die einzige Helden⸗ 
tat, die den Kränklingen und Schwächlingen übrig 
bleibt. Jeder, dem es zum Bewußtſein kommt, daß 
er an einer chroniſchen Krankheit leidet, daß er nie 
vollſte Kraft der Geſundheit, den freien Gebrauch 
ſeiner Glieder erreichen kann, ſoll ſeine letzte Wil⸗ 
lenskraft zuſammennehmen, um ſich von der Laſt ſei⸗ 
nes Lebens durch den freiwilligen Tod zu befreien, 
und wäre es durch konſtante Nahrungsverweigerung, 
wenn er ſonſt aller andern Mittel beraubt iſt. 

(Dann müſſen ſich die Nazis alle ſelbſt umbrin⸗ 

gen! links.) N j 

Für jeden Schwächling, jeden Kränkling, für ie 
den mit chroniſcher, vererbbarer Krankheit oder mit 
N Behafteten iſt Selbſtmord die heiligſte 


icht. 
(Abg. Mau: Arme Nazis!) Auf Seite 48 heißt es: 
Der Staat ſorge ſtreng für die Vernichtung aller 
Schwächlinge und Kränklinge. Auf jährlichen Kon⸗ 
trollverſammlungen iſt der Geſundheitszuſtand des 
ganzen Volkes durch die beſten Aerzte zu prüfen. Die 
Kranken und Schwachen ſind auszuſcheiden und zu 
vernichten. Auch außerhalb dieſer Kontrollverſamm⸗ 
lungen ſei es die Pflicht eines jeden, der ſich krank 
und elend fühlt, ſich den Kontrollärzten zu ſtellen, für 
jeden der einen kranken, einen elenden Menſchen an⸗ 
trifft, ihn der Geſundheitspolizei zu melden. Die 
Kontroll⸗ und Sektions⸗Aerzte ſollen materiell und 
geſellſchaftlich ſo hoch geſtellt werden, daß Beſtechung 
und Beeinflußung unmöglich iſt. Die Entſcheidung 
über jeden Krankheitsfall wird nicht einem einzelnen 
Arzt, ſondern einem Konſortium von Aerzten über⸗ 
laſſen. Den Sektionsärzten ſei genügend militäri⸗ 
ſche Gewalt beigegeben, ihr Amt auch gegen den Wil⸗ 
len der Kranken ſtreng durchzuführen, zum Beſten 
der Kraft und der Geſundheit der Menſchen. 
Dieſer Mann will auf dem Wege über eine orga⸗ 
niſterte Menſchenſchlächterei die Menſchen be⸗ 
glücken und den Staat glücklich machen. Der 
Mann, der dies geſchrieben hat, beſitzt eine ro⸗ 


doppelte, phyſiſche und ſeeliſche Not macht. 
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buſte Geſundheit bis auf den Furz, den er im 
Kopf hat. Er würde nicht durch Heldentum 
Selbſtmord zu begehen brauchen. Er begnügt ſich 
damit, daß er eine große Schnauze hat. Von den 
Leuten, die ſo handeln wollen, von dieſen Nazis 
iſt der jetzt gewählte Senat abhängig. Er iſt de⸗ 
ren Willen unterworfen. Er unterliegt dieſem na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Einfluß. Dieſer Einfluß iſt 
grundſätzlich gegen den Völkerbund, gegen jeden 
Friedensvertrag und auch gegen die Regelung 
der Verhältniſſe, wie ſie auf Grund des Friedens⸗ 
vertrages abgeſchloſſen ſind. 

Der Senat, wie er zuſammengeſetzt iſt, iſt re⸗ 
aktionär. Er iſt arbeiterfeindlich und menſchen⸗ 
feindlich. Dieſer Senat verlangt, daß ihm der 
Volkstag ein Ermächtigungsgeſetz geben ſoll, mit 
dem er die Sanierung der Finanzen, wie er ſie 
aufgezeichnet hat, durch Verordnungen ſelbſt vor⸗ 
nehmen will. Zu der antiſozialen Geſinnung des 
Senats kommt noch die politiſche Intrigue gegen 
die Sozialdemokratie und die Freien Gewerkſchaf⸗ 
ten. Ich ſage ganz klar und deutlich, wer die ſozi⸗ 
alen Errungenſchaften angreifen will, bringt nicht 
Frieden, ſondern heftige Kämpfe. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Sozialdemokratie iſt doch für Lohn⸗ 
abbau! — Abg. H. Friedrich: Richtig!) Wo haben 
Sie das von der Sozialdemokratie gehört? (Abg. 
Plenikowſki: Im Ruhrgebiet!) Der Profeſſor 
Sinsheimer hat doch nicht am Ruhrbergarbeiter⸗ 
ſtreik mitgewirkt. Er hat geſchildert, unter welchen 
Umſtänden er verhindern wollte, daß eine weitere 
Verſchlechterung der Lebensverhältniſſe der Ber⸗ 
liner Metallarbeiter eintritt. (Zuruf.) Wer in 
dieſem härteſten aller Winter die Leiden der Dan⸗ 
ziger Arbeiterſchaft zu Gunſten der Beſitzenden 
noch weiter verſchärft, fordert die gefährlichſte Er⸗ 
bitterung der geſamten Arbeiterſchaft heraus. Der 
Senat kann nicht verlangen, daß ihm die Sozial⸗ 
demokratie das Ermächtigungsgeſetz bewilligen 
wird Ich fordere, daß der Senat von der weite⸗ 
läßt Belaſtung der Arbeiterſchaft die Hände weg 
äßt. 

Weiter trägt dieſes Ermächtigungsgeſetz den 
Charakter und Klaſſenherrſchaft, und 3 5 zeigt 
ſich mehr und mehr das geringe Verſtändnis für 


die ſozialen und kulturellen Notwendigkeiten. 


Zu einer Regierung Ziehm⸗Schwegmann haben 
wir das höchſte Mißtrauen, aber nicht nur gegen 
die Regierung, ſondern auch gegen die Parteien 
die dieſe Regierung unterſtützen. (Sehr richtig! 
links.) Wir werden ſelbſtverſtändlich die größten 
Schwierigkeiten jedem Verſuch entgegenſetzen, die 
Arbeiterſchaft rechtlos und hilflos in der Kriſe 
zu laſſen. (Abg. Plenikowſki: Sie werden ſich hü⸗ 
ten!) Die Arbeiterklaſſe iſt heute nicht mehr ſo 
arm, daß ſie nicht ſchon ihren Beſitzſtand vertei⸗ 
digen müßte. Die Sozialdemokratie kämpft gegen 
die Geſellſchaftsordnung, die Millionen Arbeiter 
zu Parias macht. Sie kämpft gegen die Geſell⸗ 
ſchaftsordnung, die zurzeit einen Teil der Gejell- 
ſchaft freudig erhebt, dagegen der anderen Klaſſe 
Es 
iſt ein weiter Weg zu dieſem Ziel, und wir haben 
viele Feinde, die uns gegenüberſtehen. Alles, 
was reich und mächtig iſt, ſtellt ſich uns in den 
Weg. Aber unſer Ziel, das wir uns geſteckt ha⸗ 


(0) 


— 


D) 


(A) ben, iſt jo groß, und jeine ſtrahlende Größe gibt 


(B) 
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(Brill, Abgeordneter) 


Millionen in der Welt die Kraft, in unermüdlicher 
Anſtrengung Schritt für Schritt vorwärts zu drin⸗ 
gen. Der Tag wird kommen, (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) der Tag muß kommen, an dem das 
Ziel erreicht wird, das wir uns geſteckt haben. 
(Bravo! links. — Zwiſchenrufe bei den Kommu⸗ 
niſten.) N 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. H. Friedrich. (Abg. Plenikowſki: Jetzt 
kommen die Volksbetrüger zu Wort!) Haben Sie 
einen beſtimmten Abgeordneten gemeint? (Abg. 
Plenikowſki: Ich habe gejagt: „Jetzt kommen 
die Volksbetrüger zu Wort!“) Dafür kann ich Sie 
nicht zur Ordnung rufen. (Abg. Plenikowſki: Ich 
meine die ganze Nazipartei!) Ich kann Sie nicht 
zur Ordnung rufen, da Sie nicht den Mut haben, 
1 575 zu bekennen. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe. 

Friedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): Zum 


drittenmal iſt die Sozialdemokratie in der Lage, 


vor das Danziger Volk zu treten, um die unge⸗ 
heuren Laſten zur Deckung der Kredite abzuver⸗ 
langen, die ſie im Laufe ihrer Regierungsperi⸗ 
oden dem Danziger Volk aufgehalſt hat. Im 
Februar 1929 war es die Sozialdemokratie mit 
ihren Senatoren, die eine neue Belaſtung des 
Danziger Volkes, die ſogenannte Kreuger-An⸗ 
leihe von insgeſamt 6 Millionen Gulden brachte. 
Wo iſt dieſe Anleihe geblieben? Die geſamten 
Beträge ſind im Laufe des Finanzjahres 1929 
bis auf einen verſchwindenden Reſt verpulvert 
worden. Im Juni 1929 überraſchte die Sozialde- 
mokratie das Volk mit einem neuen Kredit zur 
Deckung eines Defizits. Millionenbeträge von 
Steuern wurden der Wirtſchaft und der Bevölke- 
rung aufgehalſt. Ich erinnere nur an die Verdop⸗ 
pelung der Spritſteuer, an die Wiedereinführung 
der arbeiterfeindlichen Lohnſummenſteuer, an die 
arbeiterfeindliche Verkehrsſteuer, (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie Demagoge, war die Zentrumspartei 
nicht auch dabei?) 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich rufe Sie wegen dieſes Ausdrucks zur 
Ordnung. 

Friedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): an 
die Erhöhung der Einkommen-, Körperſchafts⸗ 
und Vermögensſteuer. Das war im Juni. Wir 
wiſſen alle, wie wirtſchaftsfeindlich ſich dieſe 
Steuern ausgewirkt haben. Im Herbſt dieſes 
Jahres ſtand die Sozialdemokratie vor der Tat⸗ 
ſache, daß ein neues Defizit von 16 Millionen 
im Staatshaushalt vorhanden war, das die Be⸗ 
völkerung decken ſoll. (Abg. Plenikowſki: Aber 
die Zentrums⸗Partei war auch dabei! Warum 
greift Ihr nur einen an? Nennt Ihr das Recht?) 
Ich denke, wir greifen beide einen an. (Aha! und 
Heiterkeit bei den Sozialdemokraten.) M. D. u. 
H.! Sie erinnern ſich ſehr wohl der Situation, 
daß wir Nationalſozialiſten im Wahlkampf be⸗ 
haupteten, es würde der Bevölkerung verheim⸗ 
licht, daß Millionenbeträge im Staatshaushalt 
zum dritten Male fehlten, und daß die ſozial⸗ 
demokratiſche Regierung im Wahlkampf dem 
Volk die Tatſache verheimlichte, um nach der 


Wahl, wenn ſie durch dieſen Schwindel ihre Se- 


naorenplätze geſichert habe, dem Volk mit neuen 
Steuern gegenüber zu treten. 

Was wir prophezeit haben, iſt Tatſache ge⸗ 
worden, nur weit ſchlimmer, es fehlen nicht 13, 
ſondern 16 Millionen. Dieſe hat die Sozialdemo⸗ 
kratie zum drittenmal im Laufe eines Jahres 
dem Volk abgefordert. Was wir hier zu tun 
haben, d. h. was die neue Regierung zu tun hat 
und wir, ſoweit wir dieſe Regierung zwecks Er⸗ 
haltung Danzigs zu unterſtützen haben, iſt ledig⸗ 
lich die Aufgabe, dies Loch auszufüllen, das die 
Sozialdemokratie durch ihre Mißwirtſchaft im 
Laufe eines Jahres in den Staatshaushalt hin⸗ 
eingebracht hat. Es iſt Demagogie, wenn Sie ſich 
m. H. von der Linken gegen die Aufbürdung 
neuer Steuern wenden. Sie allein ſind ſchuld, daß 
dieſe Steuern heute diktiert werden müſſen. 
(Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Wenn ſich der 
Danziger Staat heute in der traurigen Lage be— 
findet . . . (Abg. Plenikowſki: Dr. Ziehm ſagte 
etwas anderes!) Herr Plenikowſki, ich unterhalte 
mich nicht mit Ihnen. (Abg. Plenikowſki: Ich 
ſtelle Tatſachen feſt!) 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat im⸗ 
mer noch Herr Abg. Friedrich. 

Friedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn 
die Danziger Regierung heute in der Lage iſt, 
das Loch von 16 Millionen decken zu müſſen, iſt 
das lediglich Schuld der Sozialdemokraten, die 
ſich hinſtellen und dem Volk weismachen wollen, 
daß dieſe neuen Steuern von einer Rechtsregie⸗ 
rung kämen. Wir ſind in der traurigen Lage durch 
Ihre Schuld m. H., daß heute der Danziger Staat 
bis zum Letzten von dem Diktat einer Bank und 
des Finanzkapitals abhängig iſt. Wenn nicht bis 
zum 25. Januar bezw. 1. Februar das Defizit 
gedeckt iſt, iſt nicht einmal das Geld vorhanden, 
um die Erwerbsloſenunterſtützung am Ende die— 
ſes Monats auszuzahlen. Wenn der Senat ein 
Ermächtigungsgeſetz fordert, um überhaupt dieſen 
Verpflichtungen gerecht werden zu können und 
den Staat in die Lage zu verſetzen, am 1. Febru⸗ 
ar die Erwerbsloſenunterſtützung auszahlen zu 
können, dann iſt das Ihre Schuld, m. H. Es iſt 
Demagogie, wenn Sie heute über das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz zetern. Sie ſelbſt haben den Staat in 
die Lage gebracht, daß eine Regierung bei den 
deutſchen Banken nach Geld betteln gehen muß 
und um Friſtverlängerung, daß die Danziger Re⸗ 
gierung gezwungen iſt, bis zum 25. Januar Be⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen, um dies Defizit zu decken. 

In Anbetracht dieſer Lage ſehen wir die Not⸗ 
wendigkeit ein, dem Staat die Mittel zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. (Kopfſteuer, Umſatzſteuer! bei 
den Kommuniſten.) Wir unterliegen leider dem 
Zwang, der uns von den Marxiſten auferlegt iſt, 
bis zum 25. Januar dieſe Mittel wenigſtens in 
einem Deckungsplan verabſchieden zu müſſen. 
Wir ſind demnach grundſätzlich bereit, dem 
Senat das Ermächtigungsgeſetz zu konzedieren, 
das ihn in die Lage verſetzen ſoll, Danzig aus der 
geſchaffenen Lage wieder herauszuführen, damit 
das zur Durchführung der Staatsgeſchäfte und 
zur Bezahlung der Erwerbsloſenunterſtützung er⸗ 
forderliche Geld am Erſten vorhanden iſt. Wir 
müſſen aber unbedingt fordern, daß dies Geſetz 
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Geſetz nicht verabſchiedet wird, ehe gleichzeitig die 
Beamtenbeſoldungsvorlage zum mindeſten in 
ihren Grundzügen ſichergeſtellt iſt, und zwar in 
einer Art, die uns Nationalſozialiſten die Zuſtim⸗ 
mung ermöglicht. Es würde ſonſt der Fall eintre⸗ 
ten, daß wir auf Grund der eben geſchilderten 
Sachlage der Regierung zwar etwa 8 bis 9 Mil⸗ 
lionen neue Steuern bewilligen, daß aber das, 
worauf das Danziger Volk das meiſte Gewicht 


legt, die Beſeitigung der hohen Gehälter, an der 


fehlenden Zuſtimmung einer Partei ſcheitert. 
Wir begrüßen es, daß der Senat von ſich aus 
Vorſorge treffen wird, daß die neuen Steuern 
außer Kraft treten, wenn nicht zu einem beſtimm⸗ 
ten Zeitpunkt auch dafür Sorge getragen wird, 
daß die 4 Millionen Erſparniſſe bei der Beamten⸗ 
beſoldung gemacht werden. M. D. u. H., wir bil⸗ 


den uns nicht ein, daß mit einem Abſtrich von 4 


Millionen eine weſentliche Erleichterung des 
Staates und der Stadt Danzig in der Richtung 
einer Entlaſtung von den ſchweren Beſoldungs⸗ 
laſten geſchaffen iſt. Die Laſten betragen jährlich 
für den Freiſtaat Danzig 48,2 Millionen und für 
die Stadt Danzig 15,8 Millionen. Es find alſo 
jührlich 64 Millionen an Beſoldungslaſten für 
Beamte und Angeſtellte des Staates und der 
Stadt Danzig auszuwerfen, wozu die weiteren 
Beſoldungslaſten hinzutreten. 

Wir müſſen alſo unter allen Umjtänden darauf 
beſtehen, daß die Vorlage über Erſparniſſe bei 
der Beamtenbeſoldung zum mindeſten in den 
Grundſätzen gleichzeitig mit dem Ermächtigungs⸗ 
geſetz ſichergeſtellt wird, und daß eine Verkoppe⸗ 
lung beider Geſetze derart geſchaffen wird, daß 
die neuen Entwürfe nicht ins Leben treten, bezw. 
außer Kraft geſetzt werden, wenn die Beſoldungs⸗ 
reform wider Erwarten nicht gelingen ſollte. Wir 
müſſen an dieſe Reform der Beamtenbeſoldung 
die Forderung anſchließen, daß erſtens die kleinen 
Gehälter von jeder Kürzung verſchont bleiben. 
Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 
ſteht auf dem Standpunkt, daß dort, wo ſchlechter⸗ 
dings die Bezüge nicht zur Lebenshaltung aus⸗ 
reichen, nichts gekürzt werden kann. Wir be⸗ 
grüßen es, daß der Senat zunächſt erklärt hat, daß 
er Gehälter bis 2 400 Gulden für Einzelperſonen 
und bis 2 700 Gulden für Verheiratete ungekürzt 
laſſen will. Wir begrüßen es ferner, daß der Se⸗ 
nat erklärt hat, daß die Kinderzulagen ungekürzt 
bleiben. Im übrigen müſſen wir an dieſe Vorlage 
die Forderung anſchließen, daß die Kürzungen 
nicht ſchematiſch erfolgen, ſondern in einer dem 
Volksempfinden Rechnung tragenden Staffelung. 
Sie von der Linken werden am allerwenigsten 
über einen ſchematiſchen Abzug zu zetern haben. 
Sie haben in Deutſchland der Brüningſchen Not⸗ 
verordnung zugeſtimmt. (Abg. Plenikowfki: Hier 
ſtimmen Sie zu!) Sie waren es, meine Herren 
Sozialdemokraten, die in Deutſchland einer ſche⸗ 
matiſchen Kürzung zuſtimmten. Es iſt Demago⸗ 
gie, wenn Sie ſich hier herſtellen und Anträge 
einbringen, an deren Durchführung Sie weder 
im Reich gedacht haben noch die Sie durchführen 
würden, wenn Sie hier in der Regierung wären. 
Alles das, was hier an Vorlagen vor den Volks⸗ 
tag kam, angefangen vom Senatorengeſetz bis zu 


den neuen Steuervorſchlägen, iſt heute in der Ver⸗ 
ſenkung verſchwunden und ſoll durch das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz erſetzt werden. Das Ermächtigungs⸗ 
geſetz iſt eine Erbſchaft, die die neue Regierung 
und der neue Volkstag von der Sozialdemokratie 
empfängt. 

Wenn die Sozialdemokratie in der Oeffent⸗ 
lichkeit erklärt, die Senatorengehälter ſeien nicht 
genug abgebaut worden, ſo trifft das zu und iſt 
auch unſere Meinung. Aber es iſt Heuchelei und 
Schwindel, wenn die Sozialdemokratie dieſen 
Vorwurf erhebt. Die Vorlage, bei der wir beim 
Senatspräſidenten 20 000 Gulden geſtrichen und 
das Senatorengehalt von 2 040 Gulden monatlich 
auf 1500 Gulden und 185 Gulden Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß gekürzt haben, dieſe Vorlage ſtammt 
vom früheren Senat und iſt von ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Senatoren mit beſchloſſen worden. (Abg. 
Moritz: Abgelehnt worden!) Die geſamten Steu⸗ 
ergeſetze, die in das Ermächtigungsgeſetz kommen, 
wie die Lohnſummenſteuer, die dem Arbeiter wei⸗ 
tere Mittel abzwacken ſoll, ſind im Senat mit den 
Stimmen der ſozialdemokratiſchen Senatoren be⸗ 
ſchloſſen worden. (Abg. Moritz: Das iſt alles 
Schwindel!) Was nun weiter unſere Stellung⸗ 
nahme zum Ermächtigungsgeſetz betrifft, jo müj- 
ſen wir dem Senat an dieſer Stelle dasſelbe ſa⸗ 
gen, was wir bereits in den Verhandlungen ge⸗ 
ſagt haben. Wir werden nicht einen einzigen 
Pfennig der neuen Steuern bewilligen, ehe nicht 
feſtſteht, daß aus dem Spielklub und dem Tabak⸗ 
monopol wenigſtens je eine Million herauszu⸗ 
holen ſind. Wir begrüßen es, daß ſich der Senat 
veranlaßt geſehen hat, auf unſere Forderung we⸗ 
nigſtens 500 000 Gulden aus dem Spielklub als 
Einnahme einzuſetzen. Wir begrüßen es auch, daß 
der Senat verſprochen hat, die Verträge mit dem 
Tabakmonopol zwecks Prüfung vorzulegen, in⸗ 
wieweit es möglich iſt, die hohen Gewinne, die 
das Tabakmonopol im letzten Jahre bei 8 Milli⸗ 
onen Kapital und reichlichen Abſchreibungen ge⸗ 
macht hat, ſo daß ein großer Teil des Vermögens 
mit einem Gulden zu Buche ſteht, zu erfaſſen. 
Wenn das Tabakmonopol 2,5 Millionen Reinge⸗ 
winn gehabt hat, muß es nach unjerer Auffaſſung 
möglich ſein, wenigſtens eine Million für den 
Staat zur Deckung ſeiner Finanzbedürfniſſe zu 
‚erhalten Sehr richtig! rechts.) 

Wir werden, wie erwähnt, nicht einen einzi⸗ 
gen Pfennig bewilligen, ehe wir nicht volle 
Sicherheit haben, daß die Mittel, die aus dieſen 
beiden Quellen möglich ſind, zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt werden. Wir müſſen drittens an den Senat 
die Forderung richten, und machen davon die end⸗ 
gültige Verabſchiedung des Ermächtigungsgeſetzes 
abhängig, daß die geſamten Verordnungen, die 
hier kommen ſollen, uns wenigſtens ihrem Inhalt 
nach vorgelegt werden, damit wir in der Lage 
find, fie zu prüfen. (Abg. Plenikowſki: Die ande⸗ 
ren Parteien brauchen das nicht zu wiſſen, nur 
die Nazis, damit ſie Volldampf machen können!) 
Wir wollen in jedem Fall in der Lage ſein, auf 
die zu verabſchiedenden Vorlagen einen Einfluß 
auszuüben, damit wenigſtens die ärgſten Härten 
und drückendſten Steuern vermieden werden. Wir 
begrüßen es, daß ſich der Senat auf Grund unje- 
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rer Stellungnahme veranlaßt geſehen hat, die 
Lohnſummenſteuer zu ſtreichen, die der Linksſe⸗ 
nat dem Volk aufgehalſt hatte. Wir begrüßen es 
weiter, daß es gelungen iſt, die Umſatzſteuer von 
2 auf 1,5 Prozent zu ſenken. Wir werden weiter 
erwägen, ob es nicht möglich iſt, dieſe volksfeind⸗ 
liche Steuer überhaupt aus dem Entwurf auszu⸗ 
merzen. 

Wenn der Senat dann eine Mietabgabe von 
10 Prozent verlangt, und zwar in Anbetracht der 
finanziellen Notlage, ſo machen wir die Bewilli⸗ 
gung dieſer Mietzulage abhängig davon, daß: 1. 


die Mittel für einen großzügigen Wohnungsbau 


aus einer Wohnungsbauanleihe bereitgeſtellt 
werden und nicht aus den 30 Prozent der Woh⸗ 
nungsbauabgabe, die nach den bisherigen Erfah⸗ 
rungen nicht ausreichen, um einen großzügigen 
Wohnungsbau zu gewährleiſten. Wir müſſen wei⸗ 
ter die Forderung ſtellen, daß die alsdann ver⸗ 
fügbaren Mittel zu zwei Dritteln der heutigen 
Wohnungsbauabgabe dem notleidenden Althaus⸗ 
beſitz wenigſtens in ſoweit zugeleitet werden, als 
damit der Danziger Wirtſchaft neue Mittel zuge⸗ 


führt werden ſollen, insbeſondere dem notleiden⸗ 


den Handwerk. Während der ganzen letzten Jah⸗ 
re, ſoweit man zurückblicken kann, iſt das Hand⸗ 
werk in der Geſetzgebung ſtiefmütterlich behandelt 
worden. Wir haben Vorlagen aller Art gehabt. 
Es iſt für alle möglichen Bevölkerungsklaſſen et⸗ 
was geſchehen. Für das Handwerk geſchah wäh⸗ 
rend der ganzen Zeit aber nichts. Es wurde fort⸗ 


geſetzt nur belaſtet. Wenn man bedenkt, daß im 


weſentlichen das Handwerk und das Gewerbe 
darunter leidet, daß zurzeit der geſamte Althaus⸗ 
beſitz der Altſtadt rettungslos verfällt, ſo daß bei 
den einzelnen Gebäuden Schäden von Zehntau— 
ſenden vorhanden ſind, halten wir es jetzt endlich 
für die Pflicht der Regierung, etwas ſowohl für 
den Hausbeſitz als das Gewerbe zu tun. Wir ſind 
der Meinung, daß die Mittel, die frei werden, 
dem Althausbeſitz in der Weiſe zugeführt werden 
müſſen, daß der Hausbeſitz verpflichtet iſt, durch 
Danziger Gewerbetreibende an die 
ſetzung des Althausbeſitzes heranzugehen. Nur auf 
dieſe Weiſe verhindern wir den völligen Verfall 
des Althausbeſitzes und es wird gelingen, dem 
Gewerbe daraus endlich wieder Mittel zuzufüh⸗ 
ren. Wenn wir berechnen, daß es auf dieſe Weiſe 
neben dem Neubau von Wohnungen möglich ſein 
wird, jährlich wenigſtens 4 Millionen dem Ge⸗ 
werbe und dem Althausbeſitz zuzuführen bei etwa 
2 000 kleinen Betrieben in Danzig, glauben wir 
wenigſtens den Anfang der Schritte getan zu ha⸗ 
ben, die erforderlich ſind, um die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft in dieſem Punkt zu ſanieren. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie werden Bauklötze ſtaunen!) 

Wir werden, wie ich namens der Fraktion 
zum Ausdruck gebracht habe, grundſätzlich dem Er⸗ 
mächtigungsgeſetz zuſtimmen, weil wir der Auf⸗ 
faſſung ſind, daß der Staat keinesfalls in die Lage 
gebracht werden darf, am 1. Februar die Einſtel⸗ 
lung ſeiner Zahlungen zu erklären und ſich dem 
Finanzdiktat auswärtiger Mächte unterwerfen 
zu müſſen. (Abg. Plenikowſki: Beſteht das nicht 
ſchon? Iſt das kein Diktat?) Das Diktat beſteht 
zurzeit von ſeiten des Finanzkapitals, das von 


Inſtand⸗ 


uns ſcharf bekämpft wird. Daß aber dieſe Lage 
beſteht, iſt das Verſchulden der Sozialdemokraten, 
die in Geſtalt ihrer Senatoren dem Danziger 
Staat die unerhörten Feſſeln auferlegt haben und 
uns in die Abhängigkeit des Finanzkapitals ge⸗ 
bracht haben, ſo ſehr, daß, wenn die Hochfinanz 
erklärt, wir geben euch nicht die nötigen Mittel, 
der Staat am Ende iſt. 

Wenn ferner von ſeiten des Herrn Vorredners 
erklärt worden iſt, daß wir und die Regierung ja 
die unerhörte 10prozentige Mietabgabe bewilli⸗ 
gen wollen, ſo habe ich bereits darauf hingewie⸗ 
ſen, an welche Bedingungen wir das knüpfen, und 
daß wir von unjerer Stellungnahme erwarten, 
daß eine weitgehende Befruchtung der Danziger 
Wirtſchaft und ein großzügiger Wohnungsbau 
zum Vorteil der Wohnungsſuchenden einſetzen 
wird. Es iſt aber Demagogie, wenn die Sozial⸗ 
demokratie hiergegen Vorwürfe erhebt; denn Sie 
m. H., haben bereits vor zwei Jahren mit der da⸗ 
maligen Koalitionsregierung mit dem Zentrum 
uſw. einen ſchriftlichen Vertrag geſchloſſen, wo⸗ 
nach Sie bereit waren, vor zwei Jahren eine 
Mietserhöhung von 20 Prozent zu bewilligen. 
Dieſe Mietserhöhungen haben Sie auch erneut 
vor den Wahlen bewilligt. Dann haben Sie 
fluchtartig den Saal verlaſſen, als Sie merkten, 
daß Sie nicht wiedergewählt wurden, als Sie ſich 
der Verantwortung entziehen wollten und ſich 
dem Danziger Volk als Oppoſitionspartei prä⸗ 
ſentieren wollten. Sie befinden ſich in der glück⸗ 
lichen Lage, die Verantwortung für die neuen 
Steuergeſetze angeblich auf die Regierung und die 
Nationalſozialiſten abwälzen zu können. Die Stel⸗ 
lungnahme der Fraktion habe ich damit angege- 
ben. Wir hoffen, daß es möglich ſein wird, bis 
zur dritten Leſung des Geſetzes die Bedingungen 
zu erfüllen, ſo daß der Staat in der Lage ſein 
wird, über den kritiſchen Zeitpunkt hinwegzu⸗ 
kommen (Bravo! rechts. — Abg. Plenikowſki: 
Zuſtimmung ohne Vorbehalt!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat Herr 
Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich will 
heute auf die Ausführungen der einzelnen Red⸗ 
ner der Parteien nicht näher eingehen, ſondern 
nur auf folgende Tatſachen hinweiſen. Der Abg. 
Greiſer von der Nazipartei warf dem Abg. Brill 
Demagogie vor und auch der Sozialdemokratiſchen 
Partei. (Abg. Greiſer: And das mit Recht!) Ich 
will demgegenüber folgendes feſtſtellen und über⸗ 
laſſe die Beurteilung darüber, wer Demagoge it, 
der breiten Oeffentlichkeit. 

Sie wiſſen, daß die Notverordnung drüben im 
Reich, und die Maßnahmen, die drüben zur Sa⸗ 
nierung getroffen werden, faſt haargenau mit 
den hier vorgeſehenen Maßnahmen in dem Er⸗ 
mächtigungsgeſetz übereinſtimmen. Drüben ſind es 
die Sozialdemokraten, die dieſen Sanierungsmaß⸗ 
nahmen ihre Zuſtimmung gegeben haben. Die 
Nationalſozialiſten treiben dort wütende Oppoſi⸗ 
tion und die Sozialdemokratie verteidigt ſich drü⸗ 
ben mit denſelben Worten, mit denen der Abg. 
Friedrich die Stellungnahme der Nazis hier ver⸗ 
teidigt hat. Das kann niemand leugnen. Drüben 
ſtimmt die Sozialdemokratie zu und hier ſteht fie 
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in Oppoſtition. Bei den Nazis iſt es umgekehrt. 
Dieſe eine Tatſache, dieſe doppelte Rolle, die die 
Sozialdemokraten und die Nazis hier und im 
Reich ſpielen, kennzeichnet, wo die Demagogen 
ſitzen. 

b Die Ausführungen über den Inhalt des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes und die dadurch herbeigeführ⸗ 
ten Maßnahmen wird ein anderer Kollege meiner 
Fraktion hier noch machen. Ich will nur auf eine 
andere Seite des Ermächtigungsgeſetzes hinwei⸗ 
ſen. Der Ziehm⸗Senat iſt gebildet, natürlich mit 
dem allgemeinen Stoßſeufzer „ſo wahr mir Gott 


helfe“. Er wird oft im ſtillen Kämmerlein Gott 


anrufen. Die erſte Tat dieſes auf Gott vertrau⸗ 
enden Ziehm⸗Senats beſteht darin, uns das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz vorzulegen. Dieſes Ermächti⸗ 
gungsgeſetz iſt nicht etwas beſonderes, ſondern 
nur ein Glied in der Kette der Enwicklung der 


augenblicklichen politiſchen Periode, der Periode, 


des Uebergangs von den „demokratiſchen“ 
Methoden der Klaſſenherrſchaft der Bourgeoiſie zu 
den faſchiſtiſchen Methoden. Die Bourgeoiſte 
ſchafft ſich ſelbſtverſtändlich zur Aufrechterhaltung 


ihrer Klaſſenherrſchaft Verfaſſungen und Geſetze. 


Sie führt die unerhörteſten Beſtrafungen durch, 
um eben dieſe Ausbeuterherrſchaft aufrechtzuer⸗ 


halten. Ich erinnere an den Fall Bullerjahn, ich 


erinnere an die Beſtrafung der Landarbeiter an⸗ 
lählich des Landarbeiterſtreiks. Aber für die 
Bourgeoiſie beſtehen die Geſetze und die Verfaſ⸗ 
lung nicht, wenn es ſich als notwendig erweiſt, für 
die Sicherung der Profitherrſchaft Geſetze und 
Verfaſſung beiſeite zu ſchieben. Dann ſind dieſe 
geſetzlichen und verfaſſungsmäßigen Beſtimmun⸗ 
gen nichts anderes als Zwirnsfäden. Das zeigt 
am deutlichſten jetzt das Ermächtigungsgeſetz. 


ZJaunächſt eine Tatſache, die noch einmal von 
dieſer Stelle aus erwähnt werden ſoll, daß heute 
für dieſes Ermächtigungsgeſetz Perſonen ſtimmen, 
ja, es ſogar geſchaffen haben, die noch 1926 in 
ſchärfſter Oppoſition zu einem Ermächtigungsge⸗ 
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ſetz ſtanden. Herr Dr. Blavier, ſtimmt das nicht? Angaben, die nicht im geringſten präziſiert worden 


(Abg. Dr. Blavier: Sie merken alles!) And auch 
die Nazipartei. Der Nazi⸗Abgeordnete Hohnfeldt 
hat am 18. November 1926 folgendes hier er⸗ 


klärt: „Eine Schiebung wird es von der Bevölke- 


rung genannt, daß man ein Ermächtigungsgeſetz 


haben will.“ Das erklärte damals ein Naziabge⸗ 
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wirklich ernſthaft das Staatswohl wollten, 
brauchten Sie keine Ermächtigung. Weshalb ſpra⸗ 
chen Ihre Vertreter nur unter Druck? Weil ſie die 
Oeffentlichkeit fürchten, weil ſie Angſt haben. Das 
iſt doch der Sinn des Ermächtigungsgeſetzes.“ Und 
auch der Sinn dieſes Ermächtigungsgeſetzes! 
(Abg. Dr. Blavier: Wir wollen es ſchneller durch⸗ 
haben!) Das wurde damals auch von der Regie⸗ 
rung erklärt. Es iſt genau dieſelbe Geſchichte. Da⸗ 
mals jollte der Staat „ſaniert“ werden und heute 
verſuchen Sie, den Staat ebenfalls zu „ſanieren“. 
Das können Sie nicht ableugnen. Weiter erklär⸗ 
ten Sie: „Eine wirklich gute wirtſchaftspolitiſche 
Maßnahme wird in der höchſten Not des Staates 
kein Abgeordneter des Staates abzulehnen wa⸗ 
gen.“ (Abg. Dr. Blavier: Sie aber ja!) Sie wiſſen 
unſere Stellungnahme zum Staat. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Was reden Sie denn?) Ich ſpreche nur, um 
zu zeigen, wie Sie zu dem ſtehen, was Sie früher 
geſagt haben. Sie find genau jo ein Geſinnungs. 
Das andere Wörtchen will ich nicht ausſprechen, 
da ich bereits zwei Ordnungsrufe habe und nicht 
durch den dritten am Sprechen verhindert werden 
will. Ich will zeigen, daß Sie das ſind. Sie mach⸗ 
ten genau ſo wie die Sozialdemokratie und alle 
bürgerlichen Parteien vor der Wahl Verſprechun⸗ 
gen und betrügen nach der Wahl Ihre Wähler, 
bloß um einen Senatorenpoſten zu bekommen. 
Wenn Ihnen nicht gefällt, was ich ſage, können 
Sie ja, wie Sie es ſonſt tun, hinausgehen. Jeden⸗ 
falls habe ich als Abgeordneter das Recht, dieſe 
Feſtſtellungen zu machen. Und dann heißt es wei⸗ 
ter: 

„Was wir aber als Beauftragte des Volkes 
ablehnen müſſen, iſt etwas, was wir nicht ken⸗ 
nen.“ Das erklärten Sie wörtlich. Glauben Sie, 
daß man bei dieſem Ermächtigungsgeſetz alles 
kennt? (Abg. Dr. Blavier: Es ſteht ja drin!) Wo 
ſteht, was bei der Erwerbsloſenfürſorge geändert 
werden ſoll, was in der Steuer, in der Verwal⸗ 
tung „vereinfacht“ werden ſoll? Was ſteht in be⸗ 
zug auf das Zuckerſteuergeſetz drin? Das ſind alles 


find. Gerade deshalb iſt es ein Verfaſſungsbruch. 
Darum dreht es ſich bei dem Ermächtigungsgeſetz, 
nicht nur die Zeit. Es iſt alles dunkel, das ganze 
Ermächtigungsgeſetz. Weiter ließen Sie ſich aus: 
„Sie bekommen alles, wenn es ehrlich iſt. Wes⸗ 
halb kommen Sie nicht her? Weil Sie unehrlich 


ordneter. Und wenn der Nazi⸗Abgeordnete Hohn⸗ handeln wollen. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) 


feldt auch verbonzt war, die eine Tatſache mag 
man feſtſtellen, daß er entſchieden in den vielen 
Jahren nicht ſo verbonzt geworden iſt, wie Sie in 
dieſen wenigen Wochen. (Abg. Greiſer: Wie müſ⸗ 
en Sie erſt verbonzt ſein, wenn Sie ſchon 10 
Jahre hier ſind?) Und wer wandte ſich ebenſo 
gegen das Ermächtigungsgeſetz ſeinerzeit? Das iſt 
unſer jetziger Senator Dr. Blavier mit 1500 
Gulden Gehalt und 185 Gulden Wohnungsgeld. 
Er erklärte damals wörtlich folgendes. (Abg. Dr. 
Blavier: Wollen Sie meine Memoiren ſchrei⸗ 
ben?) Ich erwähne das, um nachzuweiſen, daß 
Sie tatſächlich einmal dieſe, dann eine andere 
Walze aufziehen, einmal gegen das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz, einmal für das Ermächtigungsgeſetz. 
Aber damals ſprachen Sie als Abgeordneter, Herr 
Senator Dr. Blavier, nicht wahr? „Wenn Sie 


Alles nur um Ihre verfluchte deutſchnationale 
Parteipolitik.“ Glauben Sie, die Deutſchnationa⸗ 
len betreiben jetzt nicht ihre verfluchte deutſchna⸗ 


tionale Parteipolitik? Vielleicht deshalb nicht, 


weil Sie Volldampf machen? Wir erklären, daß 
Sie heute Ihre verfluchte Blavierpolitik zuſam⸗ 
men mit der verfluchten deutſchnationalen Par⸗ 
teipolitik betreiben. 
Etwas zur „rechtlichen“ Seite der ganzen An⸗ 
gelegenheit. Der Herr Abg. Rahn hat ſeinerzeit 
ſehr lange Referate gehalten. U. a. auch ein Re⸗ 
ferat über die Begriffe gut und recht. Wie wir zu 
dieſem Begriff ſtehen, iſt bekannt. Macht geht na⸗ 
türlich vor Recht. Wenn wir aber trotzdem die 
rechtliche Frage anſchneiden, dann nicht, weil wir 
uns auf dieſes Recht berufen, weil wir nachher, 
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wenn wir den Steuerſtreik und Mieterſtreik pro⸗ 


Mittwoch, den 14. Januar 1931. 


ſonderen Ausdruck, daß grundſätzlich neben dem 


klamieren, uns auch auf dieſes Recht berufen wer⸗ 
den, ſondern deshalb, um nachzuweiſen, daß Sie 
auf Ihr eigenes Recht pfeifen, wenn es zur Auf⸗ 
rechterhaltung Ihrer Klaſſenherrſchaft notwendig 
iſt. Deshalb dieſe Erörterungen. Wir wiſſen, was 
Artikel 43 Abſ. 1 der Verfaſſung beſagt. — Herr 
Dr. Ziehm als Präſident des Senats hält es nicht 
für notwendig, hier anweſend zu ſein. Das zeigt, 
daß er in die Fußtapfen des alten Senats tritt. 
Daher ſollen auch die Geſetze möglichſt ſchnell 
durchgepeitſcht werden. Artikel 43 ſagt, ein 
Geſetz kommt durch übereinſtimmenden Beſchluß 
von Volkstag und Senat zuſtande. Es iſt ſeiner⸗ 
zeit lang und breit über dieſe Frage diskutiert 
worden. Ich will eine neue Note in die damals 
gepflogene Diskuſſion hineintragen. Damals 
brachte Herr Kettlitz als Gegenargument vor, daß 
in der Verfaſſung nicht enthalten ſei, daß der 
Volkstag Rechte an den Senat delegieren könne. 
Ein ſehr nettes Argument, daß das alles zuläſſig 
iſt, was nicht in der Verfaſſung ſteht. Ich glaube 
beſtimmt, wenn ein Arbeiter oder Werktätiger o 
etwas erklären würde, würde man ihn ganz be⸗ 
ſtimmt beim Kanthaken nehmen. 

Natürlich iſt dieſe Auffaſſung damals und auch 
heute, wenn ſie jetzt wieder ausgeſprochen wird, 
von den Auftraggebern diktiert, und zwar von den 
Auftraggebern der Perſonen, die hier derartige 
Auffaſſungen vertreten. Aber eins muß bemerkt 
werden, daß z. B. der Senatspräſident Dr. Ziehm 
nicht mit einem Wort die geſetzliche Seite des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes angeſchnitten hat. Er betonte 
nur, es müſſe durchgeführt werden, wir müſſen das 
Ermächtigungsgeſetz ſchaffen, weil es uns an Zeit 
mangelt. Als Juriſt muß er wiſſen, daß ſich die 
Richter immer ſtreng an den Buchſtaben des Ge⸗ 
ſetzes halten, wenn ſich etwa ein Arbeiter mit ſol⸗ 
chen Argumenten verteidigt. Deshalb die Bloß⸗ 
ſtellung dieſer Herren Paragraphenritter, daß fie 
ſich in ſolchen Situationen, wenn es ſich um die 
Aufrechterhaltung der Klaſſenherrſchaft handelt, 
nicht an die Paragraphen halten. Aber auch die 
entgegengeſetzte Auffaſſung muß hier vertreten 
werden. Nur der Rechtsweg kann beſchritten wer⸗ 
den, um Geſetze zu ſchaffen. Das heißt, daß ein Ge⸗ 
ſetz nur durch übereinſtimmenden Beſchluß von 
Volkstag und Senat zuſtande kommen kann. Sei⸗ 
nerzeit haben Sie verſchiedene Sachverſtändige, 
Triepel und alle möglichen zitiert. Um Ihnen auch 
auf dieſem Gebiete entgegenzutreten, will ich et⸗ 
was zitieren, was 1928 geſchrieben worden iſt, 
alſo was 1926 nicht erwähnt wurde. Das iſt im 
Kommentar der Reichsverfaſſung von Pötſch⸗ 
Hefter enthalten. Dieſer Sachverſtändige erklärt 
in bezug auf die Reichsverfaſſung folgendes, — 
die beiden Verfaſſungsbeſtimmungen decken ſich ja 
faſt wörtlich, — und zwar in bezug auf Artikel 68 
Abſatz 2 der Verfaſſung: 

Artikel 68 Abſatz 2 der Verfaſſung beſagt, daß 


die Reichsgeſetze vom Reichstag beſchloſſen werden, 
alſo ſinngemäß das, was hier unſer Artikel 43 ſagt. 


In bezug darauf erklärt Pötſch: „Damit iſt aber 
die Bedeutung des Geſetzes, die Reichsgeſetze wer⸗ 
den vom Reichstag beſchloſſen, nicht erſchöpft. In 
dieſem Zuſammenhang bekommt auch der den gan⸗ 


zen fünften Abſchnitt beherrſchende Gedanke be⸗ 


in Artikel 73 geregelten Volksentſcheidsverfahren 
nur das Verfahren, das den Beſchluß des Reichs⸗ 
tages als weſentlichen Beſtandteil enthält, in der 
Lage iſt, Geſetze zu ſchaffen. Alles was die ver⸗ 
bindliche Wirkung haben ſoll, muß durch dies 


Verfahren des Reichstagsbeſchluſſes gegangen 
ſein oder ſein Werdegang muß eine beſondere 


verfaſſungsrechtliche Grundlage haben.“ Dann er⸗ 
klärt er weiter. „Die Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsſätzen, die allgemein an die Stelle von 
Reichsgeſetzen treten ſollen (vereinfachte Geſetzge⸗ 
bung), iſt dagegen nur auf Grund eines mit den 
Mehrheiten des Artikels 76 erlaſſenen Reichsge⸗ 
ſetzes zuläſſig.“ Dieſe Ausführungen treffen auch 
auf das Ermächtigungsgeſetz zu, das uns jetzt hier 
vorgelegt wird. Sie ſehen alſo, daß Sie, wenn Sie 
ſich an Ihre Verfaſſung und an Ihre geſetzlichen 
Beſtimmungen allein halten würden, dies Er⸗ 
mächtigungsgeſetz mit einfacher Mehrheit nicht 
verabſchieden können, ſondern daß Sie dazu eine 
verfaſſungsändernde Mehrheit brauchen. Seiner⸗ 
zeit war das Ermächtigungsgeſetz ein ſehr um⸗ 


kämpftes Geſetz. Damals erklärte die deutſchnatio⸗ 
nale Regierung, und zwar durch Herrn Kettlitz, 


auch, „das Ermächtigungsgeſetz,“ — das damals 
geſchaffen wurde, — „ſei rechtlich zuläſſig, ſei nicht 
verfaſſungsändernd. Es gehöre nur eine einfache 
Mehrheit dazu. Aber er führte zwei Ausnahmen 
an, „die beide auf derſelben Idee beruhen. Wenn 
nämlich die Materie, deren Regelung der Ermäch⸗ 
tigung überlaſſen wird, ſelbſt nur durch Eingriffe 
oder Aenderung der Verfaſſung geändert werden 
kann, dann iſt logiſcherweiſe auch die Verfaſſunas⸗ 
änderung für das Ermächtigungsgeſetz notwendig. 
Ebenſo iſt ſie notwendig in Verfolg des Satzes, 
daß in einem demokratiſchen Staat das Parlament 
als Repräſentant des Volkswillens nicht ausge⸗ 
ſchaltet werden darf. Der Fall aber, daß die Ma⸗ 
terie eines Ermächtigungsgeſetzes zu umfaſſend 
und allgemein gehalten iſt, würde eine Ausſchal⸗ 
tung des Parlaments bedeuten, die gegen die Ver⸗ 
faſſung verſtoßen würde. Solche umfangreichen 
Aenderungen könnten daher nur durch ein ver⸗ 
faſſungsänderndes Geſetz eingeführt werden.“ 
Nun iſt die Tatſache zu verzeichnen, daß Sie 
dieſes Ermächtigungsgeſetz in über ein Dutzend 
Punkte gegliedert haben. Das beweiſt, daß die 
Materie ſo allgemein gehalten iſt wie die Er⸗ 
mächtigungsgeſetze, die ſeinerzeit 1923 in Deutſch⸗ 
land geſchaffen, allerdings mit verfaſſungsändern⸗ 
der Mehrheit verabſchiedet wurden. Die völlige 
Ausſchaltung des Parlaments trifft tatſächlich auf 
dieſes Ermächtigungsgeſetz zu. Damit iſt es ver⸗ 
faſſungsändernd. Sie können das Gegenteil ab⸗ 
ſtreiten, Sie müſſen es abſtreiten, da Sie eine ver⸗ 
faſſungsändernde Mehrheit nicht zuſammenbe⸗ 
kommen. (Senator Dr. Hoppenrath: Die Juriſten 
haben das Gegenteil geſagt!) Sie werden doch zu⸗ 
geben, daß Pötſch⸗Heffter auch Juriſten ſind, Sie 
werden doch zugeben, daß die nicht weniger wiſſen 
als Herr Kettlitz und die Leute im Senat. Aber 
ich ſagte ſchon, Macht geht vor Recht. ö 
Ich mache dieſe Ausführungen nicht etwa, um 
hier zu ſagen, ſehen Sie einmal, das iſt ein Rechts⸗ 
bruch und deshalb darf das nicht gemacht werden. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Sie werden tauſend Rechtsbrüche machen, tauſend 
Verfaſſungsbrüche, wenn es notwendig iſt. Das 
wird ſich in der nächſten Zeit ſchon zeigen. (Sena⸗ 
tor Dr. Hoppenrath: Dann müſſen wir recht lange 
regieren!) Ich bin überzeugt, daß das eine Er⸗ 
mächtigungsgeſetz ſchon ein paar Dutzend Verfaſ⸗ 
ſungs⸗ und Rechtsbrüche enthält, und daß die üb⸗ 
rigen Maßnahmen noch ein paar Dutzend hinzu⸗ 
fügen werden. Was zeigt dieſe Entwicklung? Das 
zeigt, daß die parlamentariſch⸗demokratiſchen 
Methoden nicht mehr ausreichend ſind zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Klaſſenherrſchaft des Kapita⸗ 
lismus, und daß man deshalb zu offenen faſchiſti⸗ 
ſchen Methoden übergehen muß. Das iſt zugegeben 
worden. (Wha! rechts.) Dieſe faſchiſtiſchen Metho⸗ 
den beſtehen darin, daß man Kopfſteuern in einer 
Art und Weiſe einführt, in einer Erbärmlichkeit, 
wie ſie nicht einmal in Deutſchland durchgeführt 
werden. Perſonen mit monatlich 100 Gulden Ein⸗ 
kommen ſollen 1,50 Gulden Sonderſteuer bezah⸗ 
len. Aber die Rieſengehälter von 1500 Gulden 
werden weiter gewährt. Die Umſatzſteuer wird er⸗ 
höht, die Erwerbsloſenfürſorge abgebaut. Alle die⸗ 
le Maßnahmen werden mit faſchiſtiſchen Metho⸗ 
den durchgeführt. 

Wir haben nicht die Auffaſſung der Sozial⸗ 
demokratie, daß wir verſuchen werden, friedlich zu⸗ 
ſammenzuarbeiten. Dieſe friedliche Zuſammen⸗ 
arbeit mit dem Klaſſenfeind iſt eine Utopie. Wenn 
man dieſe Illuſion wachzurufen verſucht, betrügt 
man die Werktätigen. Darum erklären wir, es 
gibt keine friedliche Mitarbeit, ſondern wir erklä⸗ 
ren dieſen Mordplänen des Hungerſenats Ziehm 
den ſchärfſten Kampf. Wir werden dieſen Kampf 
nicht nur von dieſer Stelle aus führen, ſondern 
außerhalb des Parlaments. Heute bereits demon⸗ 
ſtrieren die Werktätigen gegen den Hungerſenat 
und gegen dieſe Mordpläne, genau jo, wie ſie ge⸗ 
gen die Bewilligung der Riejengehälter durch die 
Naziparteien demonſtriert haben. Wir werden zum 
Mieterſtreik aufrufen: Zahlt keinen Pfennig Mie⸗ 
te! Wir werden zum Steuerſtreik aufrufen: Zahlt 
nicht die Kopfſteuern und die andern Steuern! 
Herr Hoppenrath, Sie lächeln. Wiſſen Sie nicht, 
daß einmal Arbeiter angeklagt waren und daß 
reaktionäre deutſche Richter ſie freiſprechen muß⸗ 
ten, und zwar mit der Begründung, daß die Not⸗ 
verordnung der Brüning⸗Regierung keine Rechts⸗ 
grundlage habe? Es kommt natürlich auf die Ent⸗ 
wicklung an. Aber wir werden das vielleicht auch 
hier erleben. Aber natürlich iſt nicht das für uns 
maßgebend. Wir werden außerhalb des Parla⸗ 
ments alle Kräfte mobiliſieren, um den Kampf ge⸗ 
gen dieſe Mordpläne zu führen. (Bravo! bei den 
Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Bevor ich mich 
mit der eigentlichen Materie beſchäftige, möchte 
ich dem Wunſch Ausdruck geben, den wir ſchon 
lange hegen, nämlich daß die geſetzgebende Kör⸗ 
perſchaft in einem Saal tagen müßte, der min⸗ 
deſtens 4000 Zuhörer faßt. (Abg. Plenikowſki: 
Sehr gut!) Dann wird die breite Oeffentlichkeit 
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werden ſollen, zum andern aber, um die Verlogen⸗ 
heit, um die demagogiſchen Fineſſen der Volksver⸗ 
treter kennen zu lernen. Wenn man von dieſem 
Geſichtspunkt aus die Reden, die beſonders von 
der Sozialdemokratie und von den Nationaliſten 
zu dieſer Vorlage geſchwungen werden, hört, dann 
würde die breite Oeffentlichkeit dieſe Volksvertre⸗ 
ter mit ihrem geſamten Anhang beſtimmt zum 
Teufel jagen. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) 
Denn was iſt hier zum Ausdruck gekommen? Der 
Redner der Sozialdemokraten wendet ſich aufs 
ſchärfſte gegen dieſe Maßnahmen, die jetzt durch⸗ 
geführt werden ſollen. Mein Fraktionskollege 
Plenikowſki hat ſchon darauf hingewieſen, daß die 
Sozialdemokratie in Deutſchland dieſen Notver⸗ 
ordnungen die größte Anterſtützung gewährt hat. 
In Deutſchland ſind die Nationalſozialiſten gegen 
die Notverordnungen, hier mit allen Mitteln da⸗ 
für. Aber bei dieſen Herren kommt noch beſonders 
in Betracht, daß ſie immer wieder erklären, die 
Mißwirtſchaft beſeitigen zu wollen, die von der 
verfloſſenen Regierung geſchaffen worden iſt. Ich 
möchte die Herren fragen, worin denn die Miß⸗ 
wirtſchaft beſteht. Es iſt uns allen bekannt, daß 
die Sozialdemokraten in der verfloſſenen Regie⸗ 
rung tonangebend waren und Maßnahmen durch⸗ 
führten, die lediglich und allein die werktätige 
Bevölkerung betrafen und ihr die Lebensmöglich⸗ 
keit nahmen. Es iſt ſo, wie der Herr Abg. Friedrich 
von den Nationalſozialiſten erklärte, daß die S. 
P. D. die Streichholzſteuer, die Branntweinſteuer, 
die Erhöhung der Einkommenſteuer uſw. wie alle 
dieſe Steuern heißen, die zurzeit ja noch in Kraft 
ſind, durchgeführt hat. 

Das war nicht nur nach unſerem Dafürhalten 
eine Mißwirtſchaft, ſondern auch nach Meinung 
der Nationalſozialiſten. Die Nationalſozialiſten 
operierten bekanntlich im Wahlkampf mit der Pa⸗ 
role: „Wir werden alles anders machen, als es 
bis jetzt gemacht worden iſt. (Abg. Plenikowfki: 
Das Entgegengeſetzte!) Sie werden nicht genau 
wie die Sozialdemokraten verfahren, darin haben 
Sie ſchon recht, ſondern noch ſchlimmer. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Sehr gut!) Aber die Wähler im Wahl⸗ 
kampf waren der feſten Ueberzeugung, daß die 
Laſten, die zur Erhaltung des kapitaliſtiſchen 
Staates notwendig ſind, auf die tragfähigen 
Schultern gelegt werden ſollten. Die National⸗ 
ſozialiſten haben ihrem Wahlkampf allerdings 

icht offen Ausdruck gegeben. Für die Wähler 
ſtand das aber feſt. Leider haben die Wähler das 
Geſicht der Nationalſozialiſten nicht richtig er⸗ 
kannt. Hätten ſie das und wäre ihnen bekannt 


geweſen, daß beiſpielsweiſe Goebbels erklärt hat: 


„In Volksverſammlungen hält man keine große 
programmatiſchen und theoretiſchen Reden. Der 
Redner ſpricht ſo, wie ihm der Schnabel und den 
Zuhörern das Ohr gewachſen iſt“, dann wäre vie⸗ 
les anders geweſen. Das haben die Nationalſo⸗ 
zialiſten tadellos beherzt. Bei den Arbeitern er⸗ 
klärten fie: „Euch geht es ſchlecht, Euch muß ge- 
holfen werden, der Kapitalismus, die Zinsknecht⸗ 
ſchaft muß beſeitigt werden.“ Bei den Mittelſtänd⸗ 
lern wurde wieder etwas anderes geſagt, ebenſo 


für die Gemeinheiten intereſſiert werden, die ge⸗ 


bei den Induſtriellen. So gelang es dieſer Par⸗ 


genüber der werktätigen Bevölkerung durchgeführt tei, die Wähler zu verwirren, aber, wie geſagt, 
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Mittwoch, den 14. Januar 1931. 


(Raſchke, Abgeordneter) 
im allgemeinen ſtanden die Wähler der National⸗ 
ſozialiſten auf dem Standpunkt, daß, wenn Natio⸗ 


nalſozialiſten ausſchlaggebend im Volkstag ver⸗ 


treten ſind und eventuell noch in die Regierung 
hineingehen, daß dann die Lage der werktätigen 
Schichten ganz bedeutend verbeſſert werden ſollte. 
Was iſt nun dabei herausgekommen? 


Herr Abg. Friedrich hat hier Vergleiche gezo⸗ 


gen zwiſchen der von der Ziehm-Regierung vorge⸗ 
legten Kopfſteuer und der Lohnſummenſteuer. Ich 
möchte Herrn Friedrich einmal fragen, welche 
Steuer ſchlimmer iſt, die Lohnſummenſteuer oder 
die jetzt zur Beſchlußfaſſung vorliegende Kopf⸗ 
ſteuer. Die Lohnſummenſteuer, die von der So⸗ 
zialdemokratie vorgelegt wurde, ſollte 
Prozent des verdienten Lohnes bringen. Nehmen 
wir einen Arbeiter, der ſonſt keine Steuern zahlt, 
aber 100 Gulden den Monat verdient, dann hätte 
er nach der Vorlage der Sozialdemokratie den 
Monat 50 Pfennig Steuern zahlen müſſen, und 
zwar auf Grund dieſer einhalb prozentigen Lohn⸗ 
ſummenſteuer. Der Nationalſozialiſt Herr Fried⸗ 
rich hat erklärt, daß dies eine ungerechte Steuer 
ſei, die Kopfſteuer ſei viel beſſer. Die Kopfſteuer 
iſt inſofern beſſer, als der Arbeiter, der nach der 
Vorlage der Sozialdemokraten den Monat 50 
Pfennig zahlen ſollte, nunmehr monatlich 1,25 
G. zahlen muß. Das iſt der Unterſchied zwiſchen 
Kopfſteuer und Lohnſummenſteuer. Herr Abg. 
Friedrich, wenn Sie jetzt noch behaupten, daß die 
Lohnſummenſteuer ſchlimmer als die Kopfſteuer 
iſt, ſo liegt das natürlich in Ihrem Beruf; denn 
die Rechtsanwälte bzw. Richter ſtellen Tatſachen 
immer auf den Kopf. Aber die weiteren Maß⸗ 
nahmen, die von dieſer Regierung durchgeführt 
werden ſollen, zeigen mit aller Deutlichkeit, daß 
die Nationalſozialiſtiſche Partei nicht daran denkt, 
die Lage der werktätigen Schichten, der Mittel⸗ 
ſtändler, der ſelbſtändigen Handwerker, Gewerbe⸗ 
treibenden uſw. irgendwie zu verbeſſern und de⸗ 
nen das Leben leichter zu machen. Im Gegenteil, 
die ganzen Maßnahmen laufen darauf hinaus, 
alles, was zur Erhaltung des 
Staates notwendig iſt, aus den Knochen der 
werktätigen Schichten herauszuholen. Die Kopf⸗ 


ſteuer, die ich ſchon gekennzeichnet habe, ſoll nach 


einer oberflächlichen 
Gulden erbringen. 
Die Umſatzſteuer, die in dieſem Volkstag eine 


Rechnung 1½ Millionen 


einhalb 


kapitaliſtiſchen 


Abg. Greiſer.) Aus dem Handbuch geht hervor, 
daß Sie Kaufmann ſind. Sie werden alſo auch 
ſchon Brot eſſen müſſen, wie alle andern. Sie kau⸗ 
fen deshalb das Brot auch nur, um es ſelbſt zu 
verzehren, Ihnen müßte alſo bekannt ſein, daß 
dieſe Amſatzſteuer beſonders der Konſument, der 
als letzter die Ware kauft, bezahlen muß. Alle 
andern, die mit der Ware handeln, wälzen die 
Steuer ab. (Abg. Greiſer: Bei vielen iſt es nicht 
möglich!) Möglich iſt es nicht bei denen, die die 
Ware ſelbſt verbrauchen. (Abg. Greiſer: Dem 
Handwerk iſt es nicht möglich!) Ihre Theorie ver⸗ 
ſtehe ich nicht. Wenn ein Handwerker, beiſpiels⸗ 
weiſe ein Tiſchler — ich greife dies heraus, weil 
es mein Beruf iſt — einen Schrank herſtellt, der 
einen Wert von 200 Gulden hat, dann ſind be⸗ 
ſtimmt ſchon die 1½ Prozent hineinkalkuliert. 
Fragen Sie doch Herrn Bertling, ob er die Um⸗ 
ſatzſteuer für die Ware, die er herſtellt und wei⸗ 
terverkauft, ſelbſt bezahlt. Die Umſatzſteuer iſt 
in die Ankoſten hineinkalkuliert und der Käufer 
bezahlt ſie. (Abg. Plenikowſki: Sind Sie etwa für 
die Umſatzſteuer, Herr Greiſer?) Nur derjenige, 
der nicht weiter verkaufen kann, muß die einkal⸗ 
kulierte Amſatzſteuer bezahlen. Das iſt Ihnen be⸗ 
ſtimmt bekannt. And wenn Sie dennoch dieſe in⸗ 
direkte Steuer erhöhen, dann bringen Sie damit 
nur zum Ausdruck, daß die ganze Laſt von denen 
getragen werden ſoll, die heute nichts mehr ha⸗ 
ben, die abſolut nicht leben und nicht ſterben 
können. 

Ebenſo iſt es mit der Mietabgabe, die auch 10 
Prozent betragen ſoll. M. D. u. H.] Sie haben 
auch während des Wahlkampfs Stellung gegen 
die Mieterhöhung genommen. Sie haben erklärt, 
daß es eine Mieterhöhung in der jetzigen Situa⸗ 
tion nicht geben darf, daß die Hausbeſitzer mit 
dem Anteil, der ihnen jetzt zuſteht, auskommen 
müſſen, weil die Not der Arbeiter bis aufs Aeu⸗ 
ßerſte geſtiegen iſt und es dieſen Kreiſen nicht 
möglich iſt, die Mieterhöhung zu tragen. Auch 
hieraus geht hervor, daß Sie Ihre Wahlverſpre⸗ 
chungen abſolut nicht halten, ſondern genau ſo, 
wie alle Parteien, nur dazu benutzt haben, um die 
Wähler um ſich zu ſcharen, um, wie man ſagt, auf 
die Dummheit der Maſſen zu ſpekulieren. (Abg. 
H. Friedrich: Aber die dümmſten haben Siel) 
Nein, die haben wir Ihnen überlaſſen. Die Wäh⸗ 
ler, die uns gewählt haben, haben damit zum 


ganz beſondere Rolle geſpielt hat und von allen Ausdruck gebracht, daß ſie mit unſerer Politik ein⸗ 
Parteien aufs tiefſte verdammt und aufs ſchärfſte verſtanden ſind und den feſten Willen haben, dies 
bekämpft wurde, dieſe Umſatzſteuer wird von den Syſtem kaputtzuſchlagen. Unjer Kampf, den wir 
Nationalſozialiſten herangezogen. Sie ſoll für | bis jetzt geführt haben, legt Zeugnis davon ab, 
den Freiſtaat die kleine Summe von 21% Millio- daß wir nur allein ehrliche kampfbereite Vertre⸗ 
nen mehr als bisher erbringen. Den Nationalſo⸗ ter der werktätigen Schichten find. Aber m. D. 
zialiſten muß doch, ſo dumm ſie auch ſonſt ſind, u. H., warum haben Sie denn im Wahlkampf 
bekannt fein, daß die Umſatzſteuer die raffinier⸗ ſolche großen Kampftöne geſchwungen, daß Sie 
teſte Steuer iſt, die je ein Menſch ausgeheckt hat. alles kaputtſchlagen, alles niedertrampeln woll⸗ 
Durch dieſe Steuer wird bekanntlich das Produkt, ten, und warum tun Sie jetzt nicht das, was Sie 
wenn die Steuer 1½ Prozent beträgt, um 7'/, damals verſprochen hatten? (Das Kaputtſchla⸗ 
bis 10 Prozent verteuert; denn jeder Kaufmann, gen? bei den Nationalſozialiſten.) Sie haben er⸗ 
der die Ware weiterverkauft, wälzt die Steuer ab. klärt, daß Sie das kapitaliſtiſche Syſtem, minde⸗ 
Herr Greiſer, wenn Sie als Arbeiter ein Brot ſtens die Zinsknechtſchaft beſeitigen werden. (Abg. 
brauchen, das ſie ſelbſt aufeſſen, iſt es Ihnen nicht Greifer: Haben wir denn die Macht im Staat?) 
mehr möglich, all dieſe Steuern abzuwälzen. Sie Durch die Maßnahmen, die Sie hier durchführen, 
kaufen das Brot, um es zu verzehren, vorausge- beſtimmt nicht. (Abg. Greifer: Die Macht im 


ſetzt, daß Sie nicht Bäckermeiſter ſind. (Zuruf des Staat wird Deutſchland erobern. — Abg. Pleni⸗ 


(© 


(D} 


| 
| 


— 


* 


{A 


(B 


) 


— 


Volkstag Danzig — 9. Sitzung. 


(Raſchke, Abgeordneter) 
kowſki: Alſo deshalb müſſen die werktätigen blu⸗ 
ten! Nehmen Sie doch den Senatoren die Gehäl⸗ 
ter weg!) Alſo Sie wollen das Deutſchtum erhal⸗ 
ten. (Abg. Plenikowſki: Der Grund iſt nicht ſtich⸗ 
haltig!) Damit hungern Sie das Deutſchtum aus. 
Ich will Ihnen einmal etwas ſagen ... (Abg. 
Plenikowſki: Sie haben Südtirol preisgegeben! 
— Abg. Greiſer: Wir ſind die erſten geweſen, die 
Südtirol geholfen haben! — Zwiſchenrufe und 
Unruhe.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat im⸗ 
mer noch Herr Abg. Raſchke. 

RNaſchke, Abgeordneter (K. P.): Ihre Politik 
trägt den Stempel, daß Sie den Freiſtaat zu⸗ 
grunde richten wollen. (Abg. Greiſer: Kommt gar 
nicht in Frage!) Glauben Sie, daß die Bevölke⸗ 
tung alle dieſe Maßnahmen ſtillſchweigend über 
ſich ergehen laſſen wird? (Abg. Greiſer: Ja, um 
eutſch zu bleiben!) Nein, Sie werden erleben, 
daß die Arbeiter, daß große Kreiſe des Mittelſtan⸗ 
des dagegen rebellieren. Ich behaupte, Sie trei⸗ 
ben die Politik nur, um den Freiſtaat den Polen 
in die Hände zu ſpielen. (Abg. Ereiſer: Das iſt 
eine Gemeinheit!) Das iſt die Politik, die von 
allen Parteien getrieben worden iſt, und Sie wer⸗ 
den dem die Krone aufſetzen; denn ſolche Maß⸗ 
nahmen kann ſich die werktätige Bevölkerung 
nicht gefallen laſſen. Wenn es dann zu Ausein⸗ 
anderſetzungen und zu Unruhen kommt, dann 
kommen Sie und ſagen, das war nicht unſer Wille, 
wir wollten es nicht. Aber im Innern freuen Sie 
ſich, daß es ſo gekommen iſt. (Abg. Greiſer: Das 
glauben Sie doch ſelbſt nicht, Herr Raſchke!) Sie 
mit Ihrem Anhang wollen den Freiſtaat den Po⸗ 
len in die Hände treiben. (Abg. Greiſer: Sie 
müſſen es erzählen, damit die Schäfchen nicht weg⸗ 
laufen! — Abg. Plenikowſki: Sie hätten die Se⸗ 
natoren⸗Gehälter kürzen ſollen! — Abg. Greiſer: 
Sind die Gehälter nicht gekürzt worden? Können 
Sie als Schulmeiſter das nicht ausrechnen? Es iſt 
nur gut, daß meine Kinder nicht zu Ihnen in die 
Schule gehen. Da lernen ſie nicht einmal Rechnen! 
— Abg. Plenikowſki: Kommen Sie einmal zu mir 
in die Schule, dann werden Sie nicht mehr den 
Blödſinn ſchreiben wie in Ihrem Flugblatt!) Herr 
Greiſer, Sie behaupten im „Danziger Beobach⸗ 
ter“ daß das Gehalt des Senatspräſidenten 4 800 
Gulden betragen hat. Wollen Sie das vorrech⸗ 
nen? (Abg. Greiſer: 3 500 Gulden Gehalt, 400 
Gulden Wohnungsgeld und ſo und ſoviel Auf⸗ 
wandsentſchädigung! — Unruhe.) 


2 vr. | 
Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat im⸗ 
mer noch Herr Abg. Raſchke. | 

Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie die 
kepräſentationsgelder hinzuzählen, die im Etat 
für den Senat enthalten ſind, werden Sie auf 
4800 Gulden kommen. (Abg. Greiſer: Na alſo!) 
Hier handelt es ſich um das reine Gehalt des Se⸗ 
natspräſidenten, und das betrug 3500 Gulden 

bg. Greiſer: Was erzählen Sie auf Ihren ro⸗ 
ten Plakaten? Sie ſagen 2500 und das ſtimmt 
auch nicht! — Abg. Plenikowſki: Wenn Sie nach⸗ 
weiſen, daß auf dem Plakat eine Unwahrheit 
ſteht, bekommen Sie 100 Gulden! — Abg. Grei⸗ 
ſer: Auf dem Plakat ſteht 32 Gulden für den Se⸗ 
natspräſidenten.) f 


öfter korrigieren laſſen müſſen. 
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Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat im⸗ 
mer noch Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Sie bekamen 
es mit der Angſt zu tun. Sie werden ſich noch 
(Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Deshalb ließen Sie uns im Werftſpeiſe⸗ 
haus nicht ſprechen!) Sie haben keine Angſt, Herr 
Greiſer, wenn Sie 10 Mann auf Ihrer Seite ha⸗ 
ben und Ihnen einer gegenüberſteht. (Abg. Ple⸗ 


nikowſki: Sehr gut!) Mann gegen Mann laufen 


Sie, daß die Hunde Sie nicht mehr kriegen kön⸗ 


nen. (Abg. Greiſer: In der erſten Volkstagsſitzung 


habe ich gebeten, Sie möchten mit mir allein in 
den Garten kommen!) Wenn wir nicht in den Gar⸗ 
ten kommen, dann müſſen Sie nicht vergeſſen, daß 
wir nicht wie der alte Fritz homoſexuell ſind. Des⸗ 
halb kommen wir nicht in den Garten. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Das iſt eine Gemeinheit, den alten Fritz ſo zu 
beleidigen! — Zwiſchenrufe und Lärm bei den Na⸗ 
tionalſozialiſten.) Die Wahrheit iſt immer bitter. 
Die Zeiten des alten Fritz mit ſeinem Militär 
möchten Sie wiederhaben. Aber das Proletariat 
wird anders entſcheiden. Das wird die revolu⸗ 
tionäre Diktatur aufrichten und Sie dahinbrin⸗ 
gen, wo Sie hingehören. Das iſt die Aufgabe, die 
wir auch durchführen. 

Wir waren bei der Wohnungswirtſchaft und 
bei der Erhöhung der Mieten. Ich möchte den 


Herren über die Stimmung zu dieſem Geſetz in 


der Oeffentlichkeit eine Probe geben. Die größte 
Genoſſenſchaft des Freiſtaats, die Wohnungsge⸗ 
noſſenſchaſt Neuſchottland, hat bereits zu dieſer 


Maßnahme Stellung genommen und folgende 


Entſchließung in der Generalverſammlung die am 
12. Januar tagte, zur Abſtimmung gebracht und 
einſtimmig angenommen. Ich werde mir erlau⸗ 
ben, dieſe Entſchließung mit Genehmigung des 
Herrn Präſidenten zu verleſen, damit Sie erken⸗ 
nen, wie die werktätigen Schichten zu der Mieter⸗ 
höhung bzw. der Lockerung der Zwangswirtſchaft 
19 Die Entſchließung hat folgenden Wort⸗ 
aut: 

Die am 12. Januar 1931 tagende Generalver⸗ 
ſammlung der Wohnungsgenoſſenſchaft Neuſchottland 
ſtellt feſt, daß Senat und Volkstag auf Grund eines 
Ermächtigungsgeſetzes neben unerhörter Steuerer⸗ 
höhung, Abbau der Sozialleiſtungen, Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge etc. die Mieten um 10 Prozent erhöhen und 
die Zwangswirtſchaft auf dem Wohnungsmarkt be⸗ 
ſeitigen wollen. Die Generalverſammlung erklärt 
demgegenüber, daß die Not und das Elend der werk⸗ 
tätigen Schichten durch dieſe Maßnahmen nicht nur 
vergrößert, ſondern bis zur Unerträglichkeit geſteigert 
wird und verlangt auf das entſchiedenſte, daß die 
Mietſteigerung und die Lockerung der Zwangswirt⸗ 
ſchaft nicht zur Durchführung kommen. Die Anwe⸗ 
ſenden erklären weiter, daß ſie mit allen Mitteln den 
Kampf gegen dieſe Mieterhöhung und Lockerung der 
Zwangswirtſchaft, insbeſondere den Streit gegen die 
Erhöhung der Mieten durchführen werden. Die 
Mitglieder der Genoſſenſchaft als der größten Genoi- 
ſenſchaft des Freiſtaates wenden ſich an die breite 
Oeffentlichkeit und fordern ſämtliche Mieter des 
Freiſtaates auf, den Kampf gegen jede Mietserhö⸗ 
hung geſchloſſen durchzuführen und, wenn ſie dennoch 
in Kraft tritt, in den Mieterſtreik zu treten. 

Das iſt die Stimmung der werktätigen Bevölke⸗ 
rung zu der Mieterhöhung. Dieſe Entſchließung 
wurde auch mit den Stimmen der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Wähler angenommen. Denn Ihnen dürfte 
bekannt ſein, daß die Reichskolonie auch einen Teil 


nationalſozialiſtiſcher Wähler aufgebracht hat. 
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(Abg. Plenikowſki zu den Nationalſozialiſten: Laſ⸗ 


ſen Sie ſich da ja nicht mehr ſehen!) Herr von 
Wnuck iſt ſelbſt Mitglied dieſer Wohnungsgenoſ⸗ 
ſenſchaft. Ich glaube beſtimmt, daß er dieſer Ent⸗ 
ſchließung nicht zugeſtimmt hätte, wenn er anwe⸗ 
ſend geweſen wäre. (Abg. Plenikowſki: Auch, um 
nicht Haue zu bekommen!) Das hätte er beſtimmt 
nicht, dann hätten ihm ſeine Fraktionsfreunde 
noch das andere Bein lahm geſchlagen. Dieſe 
Mieterhöhung ſoll ſchätzungsweiſe 2 Millionen er⸗ 
bringen. 

Dann die Ermächtigung zur Abänderung der 
Erwerbsloſenfürſorge. Es wäre doch ſehr inter⸗ 
eſſant geweſen, zu erfahren, in welcher Beziehung 
die Erwerbsloſenfürſorge abgeändert werden ſoll. 
Wir wiſſen, daß der jetzige Präſident des Senats 
ſeinerzeit erklärt hat, jede Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung ſei eine Prämie auf die Faulheit. (Se⸗ 
nator Dr. Hoppenrath: Das hat er gar nicht ge⸗ 
ſagt!) Sie müſſen ihn in Schutz nehmen. Es iſt 
ſo, Herr Dr. Hoppenrath, daß Sie darüber gar 
nicht im Bilde ſein können, weil Sie nicht dabei 
geweſen ſind. Dieſer Ausſpruch des Herrn Abg. 
Dr. Ziehm iſt auf dem Lande gefallen, und ich 
glaube beſtimmt, Herr Dr. Hoppenrath, daß Sie 
in jener Wahlverſammlung nicht dabei waren. 
Wenn alſo der Präſident des Senats erklärt, daß 
die Unterftügung eine Prämie auf die Faulheit 
iſt, dann heißt das, daß die Erwerbsloſenfürſorge 
ſo reformiert werden ſoll, daß überhaupt niemand 
mehr Erwerbsloſenunterſtützung bekommt. Ich 
glaube nicht, daß der Ziehm⸗Senat mit Unter⸗ 
ſtützung der Nationalſozialiſten ſoweit gehen wird. 
Aber feſt ſteht, daß man den Erwerbsloſen die 
Unterſtützung noch mehr kürzen will, als bereits 
von der verfloſſenen Regierung geſchehen iſt. Die 
verfloſſene Regierung hat den Erwerbsloſen beim 
Bezug der Erwerbsloſenunterſtützung die größten 
Schwierigkeiten gemacht. Sie hat einzelne Er⸗ 
werbsloſe wochenlang ausgeſperrt. Sie hat auf 
dem Lande die Winterbeihilfe abgebaut und alle 
möglichen Maßnahmen durchgeführt, um auf die⸗ 
ſem Gebiet zu ſparen. Das ſoll weiter durchge⸗ 
führt, ja noch verſchärft werden. Eine Schätzung 
der Erſparniſſe, die hierbei gemacht werden ſollen, 
ergibt auch annähernd 2 Millionen. Es wird fo 
kommen, daß eine längere Karenzzeit eingeführt 
wird, man munkelt von vier Wochen. D. h., daß 
die Arbeiter, die erwerbslos werden, in den erſten 
vier Wochen keine Erwerbsloſenunterſtützung be- 
kommen ſollen. 

M. D. u. H. von den Nationalſozialiſten! Sie 
haben trotz meines Vorſchlags Ihren Namen noch 
nicht geändert, ſondern nennen ſich immer noch 
Arbeiterpartei. Ich möchte erneut die Frage an 
Sie richten, ob es Ihr Wille iſt, den Arbeitsloſen 
die Unterſtützung noch mehr zu kürzen. In wel⸗ 
cher Beziehung beſteht die Abſicht, dieſe Reformen 
durchzuführen? (Abg. H. Friedrich: Sie wiſſen ja 
alles, warum fragen Sie!) Nein, Herr Friedrich, 
ich würde das in aller Oeffentlichkeit klarlegen, 
aber das iſt die Gemeinheit Ihrerſeits, daß Sie 
Uns nicht klaren Wein einſchenken und Ihre Wäh⸗ 
ler betrügen. Wenn Sie Mut haben, erklären Sie 
doch hier, das und das ſoll durchgeführt werden 
und dann laſſen Sie nicht nur die Volksvertreter, 
ſondern die breite Oeffentlichkeit dazu Stellung 
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nehmen. Wenn Sie ehrliche Kerle ſind, berufen 
Sie öffentliche Verſammlungen ein und legen 
Sie Ihr Programm klar. (Abg. Greiſer: Jeden 
Abend ſind mehrere!) Davon iſt mir tatſächlich 
nichts bekannt. Ich weiß nur, daß Sie Ihre S. A. 
immer zuſammenrufen, um ſie zu inſtruieren, wie 
ſie die Arbeiter niederſchlagen ſoll. Von öffentli⸗ 
chen Verſammlungen weiß ich nichts. Wenn Sie 
in dieſer Beziehung den werktätigen Schichten 
reinen Wein einſchenken wollen, haben Sie jetzt 
die beſte Gelegenheit. Aber daran denken Sie 
nicht. Sie machen alles im ſtillen Kämmerlein ab. 
Sie tun dies, weil Ihnen ſonſt die wenigen Felle, 
über die Sie noch verfügen, wegſchwimmen wür⸗ 
den. Vorausgeſetzt Sie gewähren uns Redefrei⸗ 
heit. Das wird ſich ja in der nächſten Zeit zeigen; 
denn ſchließlich müſſen ja die Maßnahmen bekannt 
gegeben werden, die durchgeführt werden ſollen. 
Der nächſte Paragraph beſchäftigt ſich mit der 
Abänderung der Reichsverſicherungsordnung in 
bezug auf die Krankenverſicherung. Das heißt 
mit andern Worten, daß man genau ſo wie in 
Deutſchland auch hier das Bezahlen des Kranken⸗ 
ſcheins und das Bezahlen des Rezepts einführen 
will. M. D. u. H.! Ich möchte Ihnen hierbei et⸗ 
was vor Augen führen, das mit aller Deutlichkeit 
zeigt, was das Bezahlen des Krankenſcheins und 
des Rezepts mit ſich bringt. Es iſt Material auf 
Grund der Verordnung, wie ſie in Deutſchland 
durchgeführt worden iſt. Da hat ſich folgendes 
herausgeſtellt. Eine Warenhausangeſtellte, 16 
Jahre alt, hatte ſtarke Halsbeſchwerden, bekam 
aber von der Betriebskrankenkaſſe keinen Schein, 
weil ſie die geforderten 50 Pfennig nicht beſaß. 
(Abg. Greiſer: Das haben Sie erſt aus dem „An⸗ 
griff“ gelernt!) Es iſt ſehr intereſſant, Herr Grei⸗ 
ſer, daß das im „Angriff“ geſtanden haben ſoll, 
und dennoch beſitzen Sie den Mut, das hier noch 
anzuführen? Das iſt um ſo verwerflicher. (Abg. 
Greiſer: Das wiſſen Sie ja gar nicht!) Ich rede 
nicht für Sie, um Sie zu überzeugen, ſondern ich 
rede für die Oeffentlichkeit. Das Mädchen bekam 
erſt am nächſten Tage den Krankenſchein. Der 
Arzt ſtellte ſchwere Anterkieferentzündung feſt. 
Als ſie endlich in eine Klinik Aufnahme fand, 
wurde ſie ſofort operiert, aber nach fünf Stunden 
trat der Tod ein. Sie hätte gerettet werden kön⸗ 
nen, wenn ſie am erſten Tage ſofort in Behand⸗ 
lung gekommen wäre. Ein anderer Fall. Ein 
zehnjähriges Kind ſtirbt an Diphtherie. Vater 
Metallarbeiter, ausgeſteuerter Erwerbsloſer, den 
wir in nächſter Zeit hier auch haben werden auf 
Grund Ihrer Reformierung der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge. Dieſer Mann erhält vom Wohlfahrtsamt 
für ſeine fünfköpfige Familie 22 Mark pro Woche 
Unterſtützung. Die monatliche Miete für die Kel⸗ 
lerwohnung beträgt 25 Mark. Die 50 Pfennig für 
den Schein waren nicht vorhanden. Als das an⸗ 
dere fünfjährige Kind ebenfalls erkrankte, ver⸗ 
ſuchte der Vater Hilfe bei einem Arzt zu finden, 
der ihn abwies. Nachdem er mehrere Aerzte ver⸗ 
gebens aufgeſucht hatte, ging er zum Wohlfahrts⸗ 
amt, wo er ebenfalls abgewieſen wurde. Nach 


erregten Auseinanderſetzungen auf dem Wohl⸗ 
fahrtsamt, wo man ihn mit der Polizei bedrohte, 
gelang es ihm endlich, 2 Mark Vorſchuß zu erhal⸗ 
ten, um den Krankenſchein zu holen. Das Kind 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
mußte ſofort ins Krankenhaus gebracht werden. 
Der Arzt mußte ſelbſt zugeben, daß die Hilfe zu 
ſpät gekommen iſt. 

Dieſe beiden Fälle beweiſen mit aller Deut⸗ 
lichkeit, daß man auch hier in Danzig den Spruch 


wahrmachen will, den ſeinerzeit der verfloſſene 


Senatspräſident Sahm ausgeſprochen hat. Herr 
Dr. Hoppenrath, Sie werden das nicht widerlegen 
können. Seine Meinung ging nämlich dahin, in 
Danzig wären 13 000 Menſchen zuviel. Mit die⸗ 
ſen Mitteln will Herr Dr. Ziehm die 13 000 Men⸗ 
ſchen mit Hilfe der Nationalſozialiſten aus dem 
Freiſtaat herausbringen, das heißt mit andern 
Worten auf dem Friedhof unter die Erde beför⸗ 


dern. Alle dieſe Maßnahmen ſollen nur der werk⸗ 


tätigen Bevölkerung allein die Laſten auferlegen. 
Wenn man ſchätzungsweiſe die Einnahmen, die 
aus dieſen Maßnahmen erzielt werden ſollen, 
überprüft, ſo findet man, daß auf dem Gebiet des 
Abbaus der Beamtengehälter nur alles aus den 
Knochen der erwerbstätigen Schichten herausge⸗ 
holt werden ſoll. Wir haben Ihnen die Wege ge⸗ 


zeigt, die gegangen werden müſſen, um aus dem 


Schlamaſſel herauszukommen. Herr Hoppenrath, 
wenn Sie meinen, daß die nichts einbringen, ſo 


nur deshalb, weil Sie ſie nicht in Angriff neh⸗ 


men wollen. Denn wenn Sie dieſe Maßnahmen 
in Angriff nehmen, müſſen Sie auch bezahlen, und 
zwar ſehr ſchwer. Dann würden Sie mit dem hal⸗ 
ben Gehalt und noch weniger zufrieden ſein müſ⸗ 
ſen. Wenn Sie nicht mehr als 700 Gulden im 
Monat bekommen, bleibt eine Stange Geld übrig, 
um die Maßnahmen, die notwendig ſind, durchzu⸗ 
führen. Sie können ſehr gut die Vermögens⸗ 
ſteuer in dem Maße erheben, wie wir es gefordert 
haben. Sie können die Extraeinnahmen, die Tan⸗ 


tiemen, die unverdienterweiſe in die Taſchen die⸗ 


ſer Leute fließen, beſteuern. Das können Sie alles, 


Sie wollen es nur nicht, weil Sie die Vertreter 
dieſer Kreiſe ſind. Deshalb holen Sie alles aus 


den Arbeitern heraus. 

Soviel ſteht feſt, daß wir gegen dieſe Mord⸗ 
pläne den ſchärfſten Kampf führen werden. Dieſe 
Kämpfe der ungeheuren werktätigen Schichten. 
über die wir nicht nur in Danzig, ſondern in 
Deutſchland verfügen, in der breiten Oeffentlich⸗ 
keit werden dazu beitragen, dies Syſtem und mit 
ihm alle diejenigen, die dies Syſtem unterſtützen, 
zu beſeitigen. Dieſe Aufgabe ſteht vor uns und es 
iſt Tatſache, daß die Zeit nicht mehr allzu fern iſt, 
wo auch in dieſem Hauſe die Leute ſitzen, die In⸗ 
tereſſe für die werktätigen Schichten haben. Jawohl, 
in dieſem Hauſe, Herr Schwegmann. Die werden 
Sie hinausweiſen und werden nicht zulaſſen, daß 
Sie wieder in die Kellerlöcher verſchwinden, wie 
1918. Sie werden aus den Kellerlöchern dahin ge⸗ 
bracht werden, wo Sie hingehören. Dieſe Zeit iſt 
nicht mehr fern. Führen Sie dieſe Maßnahmen 
durch, und wir werden Ihnen zeigen, wer die 
Macht in den Händen hat. (Bravo! bei den Kom: 
muniſten. — Heil Hitler! bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Der 
Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dies Ermächtigungs⸗ 
geſetz an den Hauptausſchuß zu überweiſen. (Abg. 
Raſchke: Wir erheben Widerſpruch!) Es iſt Wi⸗ 
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derſpruch erhoben, wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer für die Ueberweiſung an den Hauptausſchuß 
iſt, bitte ich, aufzuſtehen. — Das iſt die Mehrheit, 
die Ueberweiſung iſt beſchloſſen. Ich rufe Punkt 2 
der Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. Serotzki u. Fr. betr. Er⸗ 
leichterung in der Unterbringung der 
Schwerkriegsbeſchädigten. 

Druckſache Nr. 40. Das Wort hat der Herr Abg. 
Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Während der Zeit 
des imperialiſtiſchen Krieges und in den Jahren 
der Nachkriegszeit hörte man immer wieder in al⸗ 
len Kreiſen den ſchönen Satz: „Der Dank des Va⸗ 
terlandes iſt Euch gewiß.“ In der Nachkriegszeit 
wurden Geſetze geſchaffen, die ausſahen, als wenn 
wirklich etwas im Intereſſe der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten und insbeſondere für die Schwerkriegsbeſchä⸗ 
digten geſchaffen werden ſollte. Es iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß infolge der Wirtſchaftskriſe, die in 
der Nachkriegszeit, beſonders in den Jahren von 
1926 ab in allen Ländern eingeſetzt hat, auch die 
Kriegsbeſchädigten auf Grund der beſtehenden 
Geſetze nur kleinere Vergünſtigungen hatten. Um 
dieſem Uebel abzuhelfen, haben wir einen Antrag 
eingebracht, der dahin geht, daß beſonders die Ar⸗ 
beitsſtätten, die nach dem beſtehenden Geſetz bis 
zu einem beſtimmten Prozentſatz den Kriegsbe⸗ 
ſchädigten freigeſtellt werden müſſen, vermehrt 
werden. Seit Jahren iſt beſonders eine große An⸗ 
zahl von Schwerkriegsbeſchädigten arbeitslos. Wir 
beantragen auch weiter in unſerm Geſetzentwurf, 
daß die Kriegsbeſchädigten, die auf Grund des al⸗ 
ten Geſetzes Anſpruch auf einen Beamtenſchein ha⸗ 
ben, bei Stellenbeſetzungen in erſter Linie berück⸗ 
ſichtigt werden ſollen. Nach dem alten Geſetz war 
nur jede vierte Stelle den Kriegsbeſchädigten vor⸗ 
behalten. 

Weiter haben wir einen ganz neuen Abſchnitt 
vorgelegt, der beſagt, daß bei Prüfungen von 
Kriegsbeſchädigten die Vertreter der Organiſation 
zugezogen werden. Mir perſönlich wurde mitge⸗ 
teilt, daß im letzten Jahr ein Schwerkriegsbeſchä⸗ 
digter Selbſtmord beging, weil er die Prüfung 
nicht beſtanden hat. Er war nicht mehr in der 
Lage, ſeine Exiſtenz einigermaßen ſicherzuſtellen. 
Wir erſuchen, daß dieſer Geſetzentwurf dem Aus⸗ 
ſchuß überwieſen wird, und daß der Ausſchuß auf 
Grund unſerer Vorlage zu den einzelnen Fragen 
Stellung nimmt und dieſe Maßnahmen ſofort 
durchführt. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Thimm. 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): Auf 
der heutigen Tagesordnung ſtehen zwei Punkte, 
die ſich mit den Kriegsbeſchädigten beſchäftigen. 
Außer dem Punkt 2 iſt es auch noch der Punkt 4, 
die erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aen⸗ 
derung verſchiedener Beſtimmungen des Verſor⸗ 
gungsgeſetzes. (Abg. Plenikowſki: Sie wiſſen doch, 
was das bedeutet, Verſchlechterung, und Sie ſtim⸗ 
men zu!) Dieſe Beſtimmungen habe ich mir genau 
angeſehen. Es ſind alles außerordentliche Ver⸗ 


ſchlechterungen. Daraufhin hat ſich meine Fraktion 
dahin entſchieden, daß wir dieſem Geſetzentwurf 
ſelbſtverſtändlich nicht zuſtimmen. Infolgedeſſen iſt 
dieſer Entwurf zurückgezogen. 
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Wir halten es für eine der erſten Pflichten der 
Nationalſozialiſten, jederzeit zu vertreten, daß ſie 
den Kriegsopfern helfen. Aus dem Kriegserleb⸗ 
nis heraus iſt der Nationalſozialismus erwachſen, 
aus jener Kameradſchaft im Felde. Wir werden 
keinen Kameraden im Stich laſſen. Die Summen, 
die gemäß dem Antrag zu Punkt 2 der Tagesord⸗ 
nung gemeint ſein können, ſind ſo gering, daß hier 
wirklich geholfen werden kann. Allerdings ſind die 
Vorſchläge des Abg. Serotzki ſehr anfechtbar. Dar⸗ 
über werden wir noch im Ausſchuß ſprechen. Wir 
treten ebenfalls für die Ausſchußberatung ein und 
werden uns dort weiter äußern. (Bravo! bei den 
Nationalſozialiſten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Regierung hat die Gelegenheit ihres erſten 
Auftretens benutzt, den Dank des Vaterlandes auf 
eine recht merkwürdige Art durchzuführen, näm⸗ 
lich, das, was in den 12 Jahren, nicht von den 
Parteien, die den Dank des Vaterlandes verſpra⸗ 
chen, ſondern von denen, die ſich verpflichtet fühl⸗ 


ten, den Dank zu verwirklichen, mühſam aufge⸗ 


baut war, jetzt abzubauen. Der Herr Abg. Dr. 
Thimm iſt im Irrtum, wenn er glaubt, daß die 
Zurückziehung der Vorlage in der Druckſache Nr. 
48 deswegen erfolgt wäre, weil die Nationalſozia⸗ 
liſten gegen eine Verſchlechterung der Verſorgung 
Einſpruch erhoben haben. Die Zurückziehung iſt 
erfolgt, weil die Angelegenheit bereits im $ 5 des 
Ermächtigungsgeſetzes enthalten iſt und Ihre Zu⸗ 
ſtimmung finden wird. 

Sehen Sie ſich den 8 5 an. Darin ſteht aus⸗ 
drücklich, daß der Senat ermächtigt wird, das 
Reichsverſorgungsgeſetz zu ändern. Das geſchieht 
wahrſcheinlich in dem Umfange, wie es die Druck⸗ 
ſache Nr. 48 bereits vorſah. Wenn Sie es nicht 
glauben, werden wir es in 14 Tagen ſehr genau 
wiſſen. (Abg. Plenikowſki: Sehr richtig!) Zu dem 
Antrag in Druckſache Nr. 40 ſagte Herr Abg. Dr. 
Thimm, daß die finanzielle Auswirkung wohl 


nicht allzu groß ſein wird. Das iſt ein Zeichen 


dafür, daß Sie ſich überhaupt mit der Vorlage 
nicht beſchäftigt haben. In dem ganzen Geſetzent⸗ 
wurf ſteht überhaupt nichts von Unkoſten. Das 
iſt eine Vorſchrift, deren Durchführung dem Staat 
auch nicht einen Pfennig koſten wird. Es iſt aber 
dringend notwendig, ſich endlich der Beamten⸗ 
ſcheininhaber anzunehmen. Es hat einer ſehr 
langen Zeit bedurft, nämlich acht Jahre, bis in 
Danzig die Anſtellungsgrundſätze für Beamten⸗ 
ſcheininhaber erlaſſen wurden. Das geſchah auf 
Grund einer Entſchließung, die von mir einge⸗ 
bracht und von den Koalitionsparteien 1928 un⸗ 
terſtützt wurde. Das war eine Tat, um den Dank 
des Vaterlandes zu verwirklichen. (Zuruf der 
Abg. H. Friedrich und Plenikowſti.) Der Senat, 
der 1928 regierte, hat die Anſtellungsgrundſätze 
erlaſſen. Es gibt natürlich kein Geſetz oder keine 
Verordnung, an denen keine Verbeſſerungen vor⸗ 
genommen werden könnten, wenn ſie erſt drei 
Jahre alt ſind. Es ſind in Danzig 170 Inhaber 
von Beamtenſcheinen vorhanden. Als die An⸗ 
ſtellungsgrundſätze erlaſſen wurden, und als in 
dieſem Jahre an die Einhaltung der Anſtellungs⸗ 


grundſätze erinnert wurde, waren es merkwürdi⸗ 
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gerweiſe die Beamten, die ſich den Beſtrebungen 
des Senats entgegenſetzten. In Nummer 33 der 
Beamtenzeitung des vorigen Jahres ſagen die Be⸗ 
amten: „Zwar iſt die Zahl der Inhaber der Be⸗ 
amtenſcheine ja keine allzu große, aber immerhin 
werden jetzt wieder die Unterbringungsmöglichkei⸗ 
ten der Schutzpolizei eingeſchränkt.“ Man witterte 
alſo eine Konkurrenz, und zwar eine unbeliebte. 
Gewiß haben die Schutzpolizeibeamten ebenfalls 
ein Recht auf Unterbringung in eine Zivilſtelle. 
Aber wenn man gegenſeitig abwägt, wer die grö⸗ 
ßeren und älteren Anſprüche hat, wird man dazu 
neigen, zu ſagen: „Der Beamtenſcheininhaber, der 


ſeinen Beamtenſchein für eine ſchwere Kriegsver⸗ 


letzung bekommen hat.“ 

Dieſen Grundſatz wollen wir befolgen. Meine 
Fraktion iſt dafür, daß der Antrag in den Aus⸗ 
ſchuß geht. Wir werden uns an der praktiſchen 
Mitarbeit beteiligen. Es ſind in der Vorlage 
einige Unklarkeiten enthalten, die unbedingt be⸗ 
richtigt werden müſſen. Aber zweifellos kann es 
ſo wie bisher nicht weitergehen. Die Kritiken in 
den Organiſationen der Kriegsbeſchädigten be⸗ 
ziehen ſich ja auch im großen und ganzen nicht dar⸗ 
auf, daß die Unterbringungsmöglichkeiten der 
Schwerbeſchädigten in den Privatbetrieben in 
Danzig ſo ſchlecht wären, ſondern dieſe Kritiken 
gehen darauf hinaus, die Unterbringung der Be⸗ 
amtenſcheininhaber zu kritiſieren und dann noch 
beſonders die Anterbringung bei den Großgrund⸗ 
beſitzern. Ich habe dieſe Kritiken im Laufe der 
letzten Jahre geſammelt. Es ſind ſogar Führer 


aus Ihren Kreiſen (nach rechts), die das in der 


allerletzten Zeit offen zum Ausdruck gebracht ha⸗ 
ben. Sonſt haben Sie aber offenbar kein großes 
Intereſſe an den Kriegsopfern. Als am 9. Sep⸗ 
tember alle Parteien zu einer Kundgebung der 
Kriegsopfer eingeladen waren, war nur ein Ver⸗ 
treter des Blocks der Nationalen Sammlung und 
ich erſchienen. Da haben Sie wahrſcheinlich keine 
Zeit gehabt. Sie finden den Weg zu den Kriegs⸗ 
beſchädigten nur, wenn Sie ſie zu neuen Kriegen 
brauchen oder bei der Wahl. (Zuruf des Abg. 
Maaß.) Sie ſollen Kritik bringen, aber ſachliche 
Kritik. Sie ſollen Namen nennen. Aber gerade 
Sie, Herr Maaß, ſollen den Beweis antreten, denn 
Sie haben als Vorſitzender des Angeſtelltenaus⸗ 
ſchuſſes zugeſtimmt, daß ein Schwerbeſchädigter, 
der 10 Jahre beim Zoll beſchäftigt war, der beide 
Beine verloren hat, entlaſſen werden könne. (Abg. 
Maaß: Sie ſind ein Lumpl) 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Maaß, 
ein Abgeordneter iſt kein Lump, ich rufe Sie zur 
Ordnung. Wortmeldungen liegen nicht mehr vor, 
die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es wird vorgeſchla⸗ 
gen, dieſen Punkt dem Hauptausſchuß zu überwei⸗ 
ſen. Widerſpruch erfolgt nicht, es iſt fo beſchloſ⸗ 
ſen. (Wir haben widerſprochen] rechts.) Ich habe 
keinen Widerſpruch gehört. Ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. betr. 
Linderung der Notlage der Kleinbauern. 
Druckſache Nr. 43. Das Wort hat Herr Abg. Ple⸗ 
nikowfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
jetzt eine Agrarkriſe, die am deutlichſten den Wi⸗ 
derſinn der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung 
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zeigt. Ich will auf dieſen Widerſinn nicht mehr Sie einmal den Anterſchied zwiſchen der „roten“ 


eingehen und nur darauf hinweiſen, daß der Abg. 
Brill bereits einiges Tatſachenmaterial hier vor⸗ 
gebracht hat. Unter dieſer furchtbaren Agrarkriſe 
leiden nicht etwa die Großgrundbeſitzer, und zwar 
deshalb nicht, weil ſie erſtens einmal billige Ar⸗ 
beitskräfte haben. Sie ſind es gerade, die die pol⸗ 
niſchen Arbeitskräfte beſchäftigen, während der 
kleine Bauer, der mit ſeiner Familie arbeiten 
muß oder im Sommer vielleicht ein bis zwei Leute 
beſchäftigt, Polen nicht zugewieſen erhält, ſondern 
einheimiſche Arbeiter beſchäftigen muß. Ich könnte 
noch andere Gründe anführen, um den Nachweis 
zu erbringen, daß gerade die Agrarkriſe nicht die 
Leiſtungsfähigen trifft, ſondern die Leiſtungs⸗ 
ſchwachen und daß darunter nur die werktätigen 


Bauern zu leiden haben. Wir Kommuniſten ha⸗ 


ben deshalb in Kreis und Gemeinden immer wie⸗ 
der Vorſtöße unternommen, immer wieder An⸗ 
träge eingebracht, ſind immer wieder tätig gewe⸗ 
ſen, um die Not der Kleinbauern zu lindern. Sie 


winken mit der Hand, wir haben aber nicht einen 
einzigen Nazi⸗Abgeordneten, weder in den Kreis⸗ 


tagen, noch in den Gemeindeausſchüſſen, die einen 
Antrag für die werktätigen Bauern eingebracht 
haben. (Abg. H. Friedrich: Da kommen wir hin⸗ 
ein!) Sie haben gerade in Danzig auf dem Lande 
eine Quittung bekommen, die nichts zu wünſchen 
übrig läßt. Sie werden hier auf dem Lande die 
Bevölkerung nicht umgarnen können, beſonders 


nicht nach Ihren Taten, die Sie jetzt wieder durch⸗ 


führen. (Zuruf des Abg. Reuter). Ihre Schwin⸗ 
deleien ſind zu bekannt, als daß man darauf ein⸗ 
gehen ſollte. 


Sie führen an, um eine Begründung für Ihre 
Zustimmung zu dieſen Mordplänen des Ziehm⸗ 


Senats zu geben, Sie müßten warten, bis Danzig 
wieder an Deutſchland fiele, bis wenigſtens drü⸗ 
ben im Reich eine Nazi⸗Regierung da ſein wird. 
Erſt dann könnten Sie vielleicht eine andere Po⸗ 
litik treiben. (Abg. Greiſer: Sie drehen es ſchon 
wieder um!) Sie haben erklärt, wir müſſen dieſe 
Politik betreiben, weil wir nicht die Macht haben 


und zweitens um zu verhindern, daß Danzig etwa 


an Polen fällt. Nicht wörtlich, aber inhaltlich 
wird das ſtimmen. Unter dieſer Vorausſetzung 
werden Sie alſo auch den gemeinſten Schandtaten 
Ihre Zuſtimmung geben. Oder iſt es nicht eine 
ganz erbärmliche Schandtat, 
daß die Kopfſteuer von den Aermſten erhoben 
wird, und die Bankfürſten noch ihr fürſtliches Ein⸗ 
kommen haben. (Die werden ſchon herankommen! 
bei den Nationalſozialiſten.) Das haben die So⸗ 
zialdemokraten auch immer geſagt. Iſt es nicht 
erbärmlich, wenn Sie auf der einen Seite die Am⸗ 
ſatzſteuer erhöhen, wenn Sie 10 Prozent Mieter⸗ 
höhung einführen und auf der andern Seite Se⸗ 
natoren mit einem Einkommen von 1 500 Gulden 
noch ein Wohnungsgeld von 185 Gulden monatlich 
zuſichern. Sind das nicht Schandmaßnahmen, die 
Sie decken? Als Begründung geben Sie dieſe lä⸗ 
cherlichen Gründe an, dieſelben, wie ſie die Sozial⸗ 
demokraten immer angeben. 

Sie haben den Hafenarbeitern gegenüber ge⸗ 
ſagt: „Wir müſſen um jeden Preis verhindern, 
daß die „rote“ Regierung wieder ans Ruder 
kommt.“ (Abg. Greiſer: Sehr richtig!) Erklären 


wenn Sie zugeben, 


Regierung und Ihrer. Die Sozialdemokraten ha⸗ 
ben die werktätigen Schichten geplündert und Sie 
führen dieſelben Steuermaßnahmen durch. Es be⸗ 


ſteht kein Unterſchied, nur daß Sie entſprechend 


der verſchärften Wirtſchaftskriſe die Ausbeutung 
noch um ein Bedeutendes ſteigern. Das iſt der 
einzige Unterſchied. Aber iſt das ein Anterſchied 
zu Gunſten der Sozialdemokratie? Wenn die So⸗ 
zialdemokraten noch in der Regierung ſäßen, wür⸗ 
den ſie genau ſo dieſen Steuergeſetzen ihre Zuſtim⸗ 
mung geben wie Sie. Gerade dieſe Tatſachen wer⸗ 
den ſie noch mehr entlarven. Wenn Sie erklären, 
Sie werden draußen von dem Beifall und der Be⸗ 
geiſterung der Landbevölkerung empfangen, ſo 
ſage ich Ihnen, kommen Sie einmal heraus und 
Sie werden dieſen Beifall zu ſpüren bekommen. 
(Abg. Greiſer: Ja, jeden Abend!) Jeden Tag wer⸗ 
den Sie ihn zu ſpüren bekommen, aber anders, als 
Ihnen lieb ſein dürfte. 

Wir haben beantragt, Freilaſſung der werktä⸗ 
tigen Bauern, der Bauern, die ſich durch ihrer 
Hände Arbeit ernähren müſſen, von der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer. (Zuruf rechts.) Das genügt 
nicht? Das ſtimmt! Für die Kleinbauern wird erſt 
der Zuſtand genügen, den wir drüben in der Sow⸗ 
jetunion haben. (Zuruf rechts.) Dieſer Proteſt 
eines Senftleben war zu erwarten, der Proteſt 
eines der ſchlimmſten Reaktionäre. Ihr Proteſt 
zeigt zur Genüge, daß wir drüben in der Sowjet⸗ 
union auf dem richtigen Wege find, auch in bezug 
auf die Verbeſſerung der Exiſtenz der werktätigen 
Bauernſchichten. Wenn die Kulaken zum Teufel 
gejagt werden, die Bauernſchichten mit 200, 300, 
500 Morgen und darüber, die wir hier auch ha⸗ 
ben, die hier vom Staat Subventionen und alle 
möglichen Erleichterungen erhalten und keine 
Steuern bezahlen, zum Teufel gejagt werden, ſo 
iſt das nur berechtigt. (Zuruf rechts.) Hören Sie 
mal, Sie Moſtrichmann, Sie Dachs! (Abg. Senft⸗ 
leben: Sehr geiſtreich!) Geiſtreich muß man ſein, 
wenn man derartige Zwiſchenrufe bekommt. Wenn 
mir ſo geiſtreiche Zurufe gemacht werden, muß ich 
in derſelben geiſtreichen Art zu antworten verſu⸗ 
chen. Ich wünſchte nur, daß Sie Gelegenheit 
hätten, die Lage der werktätigen Bauern an der 
Wolga zu unterſuchen. (Abg. Greiſer: Ich habe 
vor acht Tagen welche geſprochen.) Sehen Sie ſich 
die Kulaken an, die getürmt ſind. Die kläglichen 
Ueberreſte, die in den Konzentrationslagern zuſam⸗ 
mengeſtoppelt ſind. Wenn ſich dort ein Kommu⸗ 
niſt zeigt, küſſen ſie ihm die Hände, damit ſie ja 
wieder nach Rußland zurückkönnen. (Heiterkeit 
rechts.) Wollen Sie etwa behaupten, daß die Lage 
dieſer Bauern, die ausgewandert ſind, weil ihre 
Pfaffen Verſprechungen gemacht haben, jetzt eine 
beſſere geworden iſt? (Abg. Greiſer: Die waren 
froh, daß ſie aus dem Paradies hinauskamen, aus 
dieſer Hölle!) Wo die Hölle iſt, ſpüren die werktä⸗ 
tigen Schichten in Danzig. Das iſt die Hölle des 
Kapitals, die Sie mit ſolchen Steuergeſetzen an⸗ 
fachen, wie die Kopfſteuer, die Amſatzſteuer und 
all die andern Steuermaßnahmen, die getroffen 
worden ſind. 

Nun die Verſchlechterung der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge. Herr Thimm ſtellte ſich hierher und er⸗ 


klärte: „Wir werden keinen Kriegskameraden im 
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Stich laſſen!“ Herr Friedrich erklärte: „Wir ſtim⸗ ſagte, es ſei nicht zuläſſig, bei der zweiten Abſtim⸗ (O) 


men grundſätzlich dem Ermächtigungsgeſetz zu.“ 
Da iſt das wörtlich enthalten. Glauben Sie, daß 
die Bourgeoiſie, das Kapital ſich auf dieſe lächer⸗ 
lichen Bedingungen einlaſſen wird, die Sie ſtellen? 
Sie werden darauf pfeifen, Sie werden ſehen, daß 
nach einigen Tagen, wenn die Schlußabſtimmung 
über das Ermächtigungsgeſetz zuſtande kommen 
wird, dieſem Ermächtigungsgeſetz ohne Bedingun⸗ 
gen zugeſtimmt wird. Sie haben ſich ſchon ganz 
andere Dinge geleiſtet und in dieſen paar Wochen 
ſchon ganz andere Verſprechungen verraten, als 
daß Sie dies nicht durchführen würde. (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) Wenn ich nämlich hinausginge, 
wäre das feige Fahnenflucht. Sie müſſen doch zu⸗ 
geben, daß ich nicht verſuche, auf Grund meines 
Parteibuches höhere Stellungen in dieſem Staat 
einzunehmen, ſondern daß ich durch meinen rück⸗ 
ſichtsloſen Kampf eher riskiere, daß meine wirt⸗ 
ſchaftliche Lage zugrunde gerichtet wird. Davon 
können Sie überzeugt ſein. Wenn ich alſo nach 
Rußland zöge, würde ich vielleicht meine Lage in⸗ 
ſofern ſicherſtellen, als die Kapitaliſten an meiner 


Perſon nicht Revanche nehmen könnten, weil ich 
Wenn ich hierbleibe, 


den Kampf gegen ſie führe. 
können ſie das. Aber ich bin nicht fahnenflüchtig, 
wie es Wilhelm II. war, ein Sprößling der Fami⸗ 
lie, deſſen Ahnen Sie ſoeben verteidigt haben. Ich 
bleibe hier und führe hier den Kampf um die Be⸗ 
freiung der Arbeiterklaſſe. 

Ich wies darauf hin, daß in den Gemeinden 
und Kreiſen Vorſtöße gemacht werden. Wir haben 
in den Gemeinden beantragt, daß die werktätigen 
Bauern von der Grund- und Gebäudeſteuer befreit 
werden ſollen. Wir haben überall da, wo wir die 
Macht in der Gemeinde haben, ſogar durchgeſetzt, 
daß die werktätigen Bauernkreiſe von dieſer 
Steuer wirklich befreit werden, die die Gemeinde 
erhebt. Dafür haben wir die Leiſtungsſtarken be⸗ 
ſteuert. Aber es gibt auch Gemeinden, die unter 
der Naziherrſchaft ſtehen, nationalſozialiſtiſche Ge⸗ 
meindevorſteher, die nicht dieſen, ſondern den an⸗ 


dern Weg gegangen ſind, d. h. die Beſteuerung wie oh 


dieſer Staat ſie verlangt, in prozentual gleicher 
Höhe für alle Bauern feſtzuſetzen, ob ſie leiſtungs⸗ 
ſchwach oder leiſtungsſtark ſind. Das zeigt Ihren 
(zu den Nationalſozialiſten) und unſeren Weg zur 
Linderung der Not für die werktätigen Bauern. 
Nun hat dieſer Staat erklärt, Ausnahmen 
dürften nicht gemacht werden, alle Schichten müß⸗ 
ten gleichmäßig beſteuert werden, d. h. die Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer darf nicht nach der Leiſtungs⸗ 
ſtärke geſtaffelt, ſondern muß einheitlich zu einem 
gleichen Prozentſatz eingezogen werden. Auch da 
haben wir Mittel und Wege angewandt, um trotz⸗ 
dem die werktätigen Bauernſchichten vor dieſer 
Steuer zu bewahren, und zwar in Gemeinden, wo 
wir eine ſogenannte Mehrheit haben, wo wir eine 
kommuniſtiſche Gemeindeverwaltung beſitzen. Wir 
haben darüber hinaus in den Kreistagen für die 
werktätigen Bauern Anträge geſtellt. Ich erin⸗ 
nere an den Antrag im Kreistag Großes Werder, 
wo wir beantragten, 10 000 Gulden für die werk⸗ 
tätigen Bauern auszuſetzen, was auch bewilligt 
wurde. Nachher ſahen wir ausgerechnet die 
Deutſchnationale Partei, die zuerſt aus demago⸗ 
giſchen Gründen dafür ſtimmte, als der Senat 


mung auch in der Front gegen dieſe Beträge. 
Wir werden den Kampf für die Linderung der 

Notlage der werktätigen Bauern weiterführen. 

Deshalb haben wir dem Volkstag einen Antrag 

eingereicht, der folgendermaßen lautet: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Der Senat wird beauftragt, zur Linderung der 

Notlage der bäuerlichen Familien- und Zwergbetriebe 

umgehend eine Geſetzesvorlage einzubringen, die fol⸗ 

gende Maßnahmen enthält: 

Befreiung der bäuerlichen Familien⸗ und Zwergbe⸗ 
triebe bis zur Größe einer Ackernahrung von jeder 
Vermögens-, Erbſchafts⸗, Grund⸗, Umſatz⸗ und Gebäu⸗ 
deſteuer, ſowie von der Grundwechſelſteuer in allen 
jenen Fällen, in denen der Kauf zur Begründung 
oder Ergänzung eines eigenen landwirtſchaftlichen 
Klein⸗ oder Mittelbetriebes getätigt wird. Herauf⸗ 
ſetzung des ſteuerfreien Einkommenteils bei der Ein⸗ 
kommenſteuer auf 3000 Gulden jährlich und vollkom⸗ 
mene Freilaſſung der mitarbeitenden Familienmit⸗ 
glieder, Vereinheitlichung der Steuertermine, Offen⸗ 
legung der Steuerliſten. a 

(Zuruf des Senators Dr. Hoppenrath.) Jeder pri⸗ 

vate Mann, der zum Steueramt geht, das iſt die 

Offenlegung der Steuerliſten. 

2. Verbot jeder Pfändung und Zwangsenteignung aus 
Boden, Ernte und Inventar der bäuerlichen Fami⸗ 
lien⸗ und Zwergbetriebe. 

3. Gewährung von zinsloſen Beihilfen und Ergänzung 
von Inventar und Gebäuden ſowie Verwendung 
ſämtlicher durch den Volkstag bisher für die Hebung 
der Landwirtſchaft zur Verfügung geſtellten Summen 
ausſchließlich zu Gunſten der landwirtſchaftlichen Fa⸗ 
milien⸗ und Zwergbetriebe. 

4. Vereinheitlichung des geſamten landwirtſchaftlichen 
Verſicherungsweſens gegen Seuchen, Unwetter, Un⸗ 
glücksfälle, Feuersgefahr und dergleichen zwecks Sen⸗ 
kung der Verſicherungsprämie und Erhöhung der Lei⸗ 
ſtungen. : 

Gerade in bezug auf den letzten Paſſus haben Sie 

den entgegengeſetzten Weg beſchritten. Sie werden 

durch eine neue Beſteuerung die Verſicherungsprä⸗ 
mien erhöhen. Wir beantragen, daß dieſer Antrag 

dem Wirtſchaftsausſchuß überwieſen wird. Im 

Aelteſtenausſchuß wurde der Steuerausſchuß vor⸗ 

geſchlagen. Es handelt ſich jedoch um Maßnahmen 

wirtſchaftlicher Art, deswegen möchte ich beantra⸗ 
gen, daß die Vorlage an den Wirtſchaftsausſchuß 


— 


Vizepräſident von Wuuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Rehberg. 

Rehberg, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.] Wir werden ſelbſtverſtändlich an dem An⸗ 
trage mitarbeiten und verſuchen, etwas Gutes 
daraus zu machen. Ich glaube, auch den Deutſch⸗ 
nationalen, die bisher in der Oppoſition waren, 
kann es nur angenehm fein, für die Landwirt: 
ſchaft etwas zu tun. (Tun wir ganz allein! rechts.) 
Allerdings waren Sie immer ſo eingeſtellt, daß 
Sie für die Leute immer etwas taten, aber den 
kleinen Landwirt über den Löffel barbierten. Es 
iſt gar nicht lange her, als von Ihnen ein Antrag 
im vorigen Volkstag eingereicht wurde, und zwar 
am 3. Dezember vorigen Jahres betreffend die 
Not der Danziger Landwirtſchaft. Ich will Ihnen 
zeigen, wie ſchnell der damalige Senat gearbeitet 
hat, um wenigſtens den Verſuch zu unternehmen, 
zu helfen. Schon einen Tag ſpäter, am 4. Dezem⸗ 
ber, kam eine Verfügung vom Senat heraus, wo⸗ 
rin der Beſchluß gefaßt war, daß die Steuerbe⸗ 


hörde die Pfändungen, ſoweit wie möglich, unter⸗ 
laſſen ſollte. 


(Zwiſchenrufe rechts.) Ich weiß aus 
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(Rehberg, Abgeordneter) 

Erfahrung, daß ein Teil Pfändungen, die ſchon 
ausgeſprochen waren, zurückgenommen wurden, 
und daß eine bedeutende Erleichterung wenigſtens 
vorübergehend für die Landwirtſchaft dadurch 
eintrat, daß die Pfändungen nicht vorgenommen 
wurden. a 
weite Sicht gegeben. (Abg. H. Friedrich: Das war 


doch nicht Ihr Senat!) Damals war der Senat ſo 
zuſammengeſetzt, daß nach Ihrer Anſicht keine Fach⸗ 
leute drin waren. Jetzt iſt der Senat ſo gebildet, 


daß nur Fachleute in ihm ſitzen. Alſo werden Sie 


es jetzt auch beſſer machen können, als der vorige 


Senat, in dem keine Fachleute ſaßen. 

Zur Sache ſelbſt will ich noch einiges ſagen. 
Bei der Hilfe für die kleinen Landwirte müſſen 
wir ganz beſonders aufpaſſen, damit nicht etwa 
wieder etwas geſchaffen wird, wovon der Groß⸗ 


grundbeſitz den Nutzen hat und der kleine Beſitz 


leer ausgeht. Dazu iſt es auch notwendig, die 
Steuerausſchüſſe etwas anders zuſammenzuſetzen 
als bisher. Bis jetzt war der Großgrundbeſitz in 


überwiegender Mehrheit vertreten, und der Bau⸗ 


er, der ſelbſt arbeitet, überhaupt nicht. Da haben 
Sie ſelbſtverſtändlich aus purer Gutmütigkeit 
dem Kleinbauern das Fell über die Ohren gezo⸗ 
gen. Ich habe das praktiſch erfahren, weil ich 


ſelbſt in manchem Steuerausſchuß gearbeitet habe. 


Ich habe es erleben müſſen, daß man den Groß⸗ 
grundbeſitz mehr in Schutz genommen hat als 
den kleinſten Bauer. Es iſt weiter notwendig, daß 
eine neue Bonitierung erfolgt. Gerade der kleine 
Grundbeſitz iſt infolge ſeiner Unkenntnis in frühe⸗ 
ren Jahren dazu übergegangen, ſeinen Grundbe⸗ 
18 ei anzugeben, und zwar, um eine Höhe: 
re Beleihung mit Hypotheken erreichen zu kön⸗ 
nen. Bei der früheren Bonitierung der Grund⸗ 
ſtücke iſt es ganz fürchterlich überholt, daß nicht 
nach dieſem Maße gemeſſen werden kann. Da muß 
etwas geſchehen. Gerade der kleinſte Beſitz iſt am 
härteſten getroffen. 

Ferner will ich noch auf eins hinweiſen. Die 
Verteilung der Laſten in der Landwirtſchaft wird 
ſolange zu Unrecht des kleinen Beſitzes erfolgen, 
als die Kleinbauern ſich an die Rockſchöße der 
Deutſchnationalen oder Nazipartei hängen. Es iſt 
bedauerlich, daß man feſtſtellen muß, daß dieſe 
immer noch nicht wiſſen, daß ſie auch Arbeiter 
find und daß ihre Intereſſen dort vertreten wer⸗ 
den, wo die Arbeiterintereſſen vertreten werden. 
Hoffen wir, daß die kleinen Bauern zu der Er⸗ 
kenntnis kommen. Sie werden ſchneller dazu kom⸗ 
men, wenn die Deutſchnationalen auf ihrem Wege 
fortfahren. | 

Zu dem Antrag will ich nicht weiter Stellung 
nehmen. Es iſt einiges in ihm enthalten, was wir 
im Ausſchuß in eine andere Form bringen müſſen. 
Man darf nicht allgemein ein Verbot für Zwerg⸗ 
betriebe und bäuerliche Familien erlaſſen, denn 


das wird von der Rechtsregierung wieder ausge⸗ 


nutzt, ſolange ſie die Macht hat und nicht für den 
kleinen Beſitz. Da gibt es keine Grenze. Wir wer⸗ 
den genaue Arbeit leiſten müſſen, damit nicht 
Unfug getrieben wird. Genau ſo iſt es mit der 


Ackernahrung. Eine Ackernahrung kann im Land⸗ 


kreis Danzig verſchieden ſein. Auf der Höhe iſt es 
anders als in der Niederung. Da muß man ge⸗ 
nau feſtlegen, wie eine Ackernahrung ausſehen 


Es wurden auch Pfändungen bis auf 
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muß. Sonſt würde es vielleicht vorkommen, daß 
ein Gutsbeſitzer im Höhenkreis mit 3000 Morgen 
ſich hineinſchmuggeln wollte. (Abg. Plenikowſki: 
Das könnte nur in einem Senat geſchehen, in dem 
Rehberg ſitzt! — Heiterkeit rechts.) Ich habe nicht 
die Hoffnung, die mein Vorredner hat, daß wir 
mit den Kleinbauern ſchon eine Sowjetrepublik 
errichten könnten. Aber hoffen wir, daß ſie ſich 
mehr den arbeitenden Ständen nähern werden, 
damit wir in der Lage ſind, ihnen mehr zu helfen 
und mit ihnen zu ſympathiſieren. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Malſch. 

Malſch, Abgeordneter (Nat. Soz.): Danziger 
Volksvertreter! Zwölf Jahre lang haben wir nun 
getan, was alle die weiſen Männer gedacht ha⸗ 
ben. Wir haben es jo herrlich weit gebracht. Bis 
nach Amerika haben wir es gebracht. Wieviel 
Aerger, (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) halten 
Sie die Schnauze, Sie Idiot! 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Malſch, 
ich erteile Ihnen wegen des Ausdrucks einen Ord⸗ 
nungsruf. 

Malſch, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wieviel 
Aerger und Verdruß, wieviel Unheil, Verbitte⸗ 
rung und Verzweiflung wären erſpart geblieben, 
wenn man 1926 (1918! bei den Kommuniſten.) 
wenn man Sie damals verbannt hätte, wäre al⸗ 
les beſſer geweſen, — wenn man dieſes Schriftchen 
Denlſchrift und Notſchrei der Danziger Landwirt⸗ 
ſchaft ſeitens aller Fraktionen im Volkstag gele⸗ 
ſen hätte. Dann wäre alles erſpart geblieben, 
was heute die Landwirtſchaft erfährt. Da ſtellen 
ſich dieſe Bonzen — „iſt das auch eine Beleidi⸗ 
gung?“ hin, nach dem ſie die Landwirtſchaft 
zugrunde gerichtet haben,, . (Abg. Plenikowſki 
dringt auf die Rednertribüne vor: Wen meinen 
Sie mit Bonzen?) Gehen Sie weg! (Abg. Ple⸗ 
nikowkſi: Glauben Sie, wir werden uns Bonzen 
und Lumpen nennen laſſen?) Sagten Sie etwas? 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Malſch, 
wen haben Sie mit dieſem Wort gemeint? (Abg. 
Malſch: Den Abg. Plenikowſki!) Ich erteile 
Ihnen den zweiten Ordnungsruf und mache Sie 
auf die Folgen des dritten aufmerkſam. (Abg. 
Plenikowſki: Sagen Sie das nur noch einmal! — 


Zwischenrufe und große Unruhe. — Abg. Malſch: 


Scheren Sie ſich weg! — Abg. Plenikowſki: Dar⸗ 
über entſcheiden Sie nicht!) Ich bitte das Redner⸗ 
pult frei zu machen. (Abg. Plenikowſki: Eine un⸗ 
erhörte Provokation! Wagen Sie noch einmal die 
Beleidigung zu wiederholen! — Auf die Plätze! 
rechts. — Abg. Plenikowſki: Sie beſtimmen doch 
nicht darüber!) Herr Abg. Malſch hat das Wort. 
Malſch, Abgeordneter (Nat. Soz.): ... dan ih⸗ 
rer Spitze der Herr Rehberg und ausgerechnet der 
Herr Plenikowſki. (Abg. Plenikowſki: Sie werden 
bald die Schnauze halten, unerhörter Skandal!) 

Bizepräfident von Wnuck: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf. Da 
es der zweite Ordnungsruf in der heutigen 
Sitzung iſt, mache ich Sie auf die Folgen eines 
dritten Ordnungsrufes aufmerſam. 

Malſch, Abgeordneter (Nat. Soz.): Sie haben 
bloß Angſt, die Wahrheit zu hören. (Abg. Kreft: 
Mein lieber Mann, Sie können niemand die 


Wahrheit ſagen, dazu ſind Sie zu dumm!) Heute 
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(Malſch, Abgeordneter) 

wollen die Herren von der Linken, die die Land⸗ 
wirtſchaft buchſtäblich abgewürgt haben, helfen, 
daß hier Maßnahmen nach ruſſiſchem Muſter er⸗ 
griffen werden. In voriger Woche ſind wieder 16 
kleine Bauern zu Arbeitsdienſten von ihren 
Grundſtücken heruntergeholt worden. So hat man 
es genannt, es iſt aber Strafarbeit geweſen. Ich 
verbürge mich für die Wahrheit. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki!) Das iſt das Gegenteil von dem, was 
Herr Plenikowſki hier vorher erzählt hat. Es iſt 
ja Demagogie, was Sie hier bezwecken. Sie kom⸗ 
men heute hierher und wollen der Landwirtſchaft 


kleinen Bauern entdeckt, die Sie von Geſetzes we- 
gen bis auf den letzten Schnürſenkel ausgepowert 
haben. (Zwiſchenrufe.) Sie haben durch Streiks 
eine ſolche Ausbeutungstaktik gegen die Land⸗ 


wirtſchaft getrieben, daß ſie ſchon lange am Er⸗ 


liegen iſt. Sie haben die Leute auf dem Lande 
aufgehetzt, damit ſie alles andere als treu und 
tüchtig ſein ſollen. Sie haben ſich Eingriffe in die 
Gemeinden geleiſtet, ſiehe Langenau, daß ſie buch⸗ 
ſtäblich verarmen. (Unruhe.) Ich bitte den Herrn 


Vorſitzenden, keine Zwiſchengeſpräche zu dulden. 


(Heiterkeit.) Mehr als fünf Mann dürfen nicht 
auf einmal ſprechen. (Wer iſt denn Präſident? 
links. — Abg. Kreft: Malſch iſt Präſident!) Sie 
werden die letzten fein, die uns einſchüchtern. Alſo, 


Sie haben die ſchlechte. Lege der Landwirtſchaft ſo⸗ 


gar gefördert. Viele Leute möchten auf dem 
Lande arbeiten. Sie tun es nicht, weil Sie (nach 
links) dieſe Arbeitswilligen aufhetzen. (Zuruf bei 
den Kommuniſten.) Selbſtverſtändlich, wenn un⸗ 


ſere Leute aufgehetzt werden und nicht arbeiten 


wollen, müſſen wir Polen nehmen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wollen Sie mit 10 Gulden monatlich le⸗ 
ben?) Wollen Sie dafür ſorgen, daß wir unſere 
Produkte angemeſſen bezahlt bekommen? Sorgen 
Sie erſt für gedeihliche Verhältniſſe in der Land⸗ 
wirtſchaft und daß unſere Einnahmen geſichert 
ſind, dann können wir auch unſere Leute bezahlen. 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchlie⸗ 
zen, daß eine Umſchuldung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Werte, die nach der Inflationszeit zu aus⸗ 
beuteriſchen Zwecken künſtlich heruntergeſetzt wor⸗ 
den ſind, . . . (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Dann 
Herabſetzung des Zinsfußes. (Abg. Kreft: Rich⸗ 
tig!) zum Beweis, daß die Banken nicht Selbſt⸗ 


zwecke, ſondern Staatszwecke haben. (Zuruf des 


Abg. Plenikowifi.) 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, das find ſchon keine Zwiſchenrufe mehr. 
Das Wort hat der Herr Abg. Malſch. 


eine laute Sprache, daß Sie das hören. (Abg. 
Plenikowſki: Kerl!) Erlauben Sie mal! Vier⸗ 


tens Beſchaffung von Staatsmitteln. Sechſtens 
Einſtellung jeglicher Zwangsmaßnahmen gegen⸗ 
über der Landwirtſchaft, Aufhebung ſämtlicher 


Pfändungen, Stundung von Steuern und Laſten. 
Eine Stundung iſt ein Nonſens. Die Landwirt⸗ 
ſchaft ſteht heute ſo da zum Teil, daß dieſe Schul⸗ 
den von Fall zu Fall geſtrichen werden müſſen. 
(Abg. Plenikowſki: Sehr richtig!) 


Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich unterſage Ihnen das dauernde Zwi⸗ 


ſummenſteuer muß 
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ſchenrufen. (Abg. Plenikowſki: Augenblicklich war (O) 


das ſo, daß ich nicht allein die Zwiſchenrufe 
machte, Sie müſſen ſchon dem Herrn Malſch un⸗ 
terſagen, daß er weiter jpricht!) 

Malſch, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn Sie 
weiter Zwiſchenrufe machen wollen, höre ich ſo⸗ 
lange auf. Ich habe Zeit bis 12 Uhr. 

In dringenden Fällen, in denen Abgaben 
nur durch Subſtanzverpfändung möglich ſind, ſol⸗ 
len Deichabgaben und die Entwäſſerungslaſten 
der Staat übernehmen. Sie werden uns nicht er⸗ 


helfen. Auf einmal haben Sie Ihr Herz für die ‚sieben, Sie nicht Hüten Sie ſich nur! (Abg. Ple⸗ 


nikowſki: Wir hüten uns gar nicht!) Die Umſatz⸗ 
ſteuer müſſe fallen. Vermögensſteuer kann ohne 
ein Einkommen nicht gezahlt werden. Die Lohn⸗ 
fallen. (Abg. Plenikowſfkt: 
Ei das Ermächtigungsgeſetz?) Das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz wird ſteigen. (Große Heiterkeit! links.) 
Die Wohnungsbauabgabe muß fallen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Im Ermächtigungsgeſetz iſt ja die Um⸗ 
ſatzſteuer drin. — Abg. Klingenberg: Ihr Ver⸗ 
ſtand muß noch ſteigen! — Abg. Plenikowſki: Der 
muß mit Volldampf entweichen!) Herabſetzung 
der ſozialen Laſten, der Krankenkaſſenbeiträge zu 
erträglicher Bezahlung. (Abg. Plenikowſki: Am 
Freitag werden wir das beantragen!) Die Ren⸗ 
tabilitätsforſchungsſtelle muß geſchaffen werden. 
(Was iſt das für ein Ding? links.) Das iſt ſchon 
lange da, Sie wiſſen es nur nicht. (Abg. Brill: 
Wir wollen zuſtimmen!) Die Preisdifferenz zwi⸗ 
ſchen den Produktionskoſten und den Preiſen im 
Groß⸗ und Kleinhandel muß verſchwinden, Hilfe 
für die Pächter, (Abg. Plenikowfki: Alles ſehr 
nett!) Unterſuchung der Gründe für die Erhöhung 
der Deichbeiträge, (Sehr richtig! links.) Hilfs⸗ 
ſchutzkaſſen für Aerzte und Apothekerkoſten, (Sehr 
richtig! links.) Wenn die Landwirte krank wer⸗ 
den, ſind ſie heute noch nicht einmal in der Lage, 
ſich Medizin zu kaufen, geſchweige denn den Arzt 
holen zu laſſen. Im Gegenſatz zu dem Herrn Leh⸗ 
rer Klingenberg, der ſich das alles leiſten kann. 
(Abg. Plenikowſki: Man muß ihn wirklich aus- 
ſprechen laſſen!) Entbindung von allen Notari⸗ 
atskoſten bei Umſchreibungen. (Sehr richtig! 


links.) Aufhebung der mittelalterlichen Zuſtände 


bei Viehanlieferungen auf dem Schlachthof. (Sehr 
richtig! links.) Es iſt ein Hohn, daß wenn wir 
heute mit Vieh auf den Markt kommen, man das 
erſt hereingeſchüttelt und uns dann entgegen den 
Marktpreiſen Preiſe zum Ausſchlachten diktiert. 
(Alles ſehr richtig! links.) Beſeitigung der jüdi⸗ 


ſchen Finanzſklavenfeſſeln in der Landwirtſchaft. 
(Andauernde 
Malſch, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich habe ſo 


Zwiſchenrufe des Abg. Pleni⸗ 
kowſki.) Ihre (Abg. Plenikowſki: Was heißt Ihre? 
Wollen Sie ſich vorſtellen?) Anerkennung der 
Buchführung ſelbſt der kleinſten Landwirte in 
Steuerſachen. (Herr Hoppenrath, hören Sie, hö⸗ 
ren Sie auf Ihren Volldampfminiſter! links.) 
Wieder Selbſtverwaltung der Gemeinden, die ſo⸗ 


zialdemokratiſchen und kommuniſtiſchen Gemein⸗ 


devorſteher müſſen verſchwinden. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Oho! Das iſt ſelbſtverſtändlich!) Früher 
machte das ein Bauer für 80 Gulden und heute 
werden bis 4000 Gulden dafür ausgegeben. (Abg. 
Plenikowſki: Nun ärgert ſich der Großgrundbe⸗ 


ſſitzer, daß er nicht Nebeneinnahmen hat!) Bau 


(D} 
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von Landarbeiterwohnungen (Sehr richtig! aus einem chriſtlichen oder einem jüdiſchen Ge⸗ 
links.) Für die Wohnungsbauabgabe kriegen jetzt müt heraus lachen. Es iſt bloß ſchade, daß Herr 
ſogar die ſozialdemokratiſchen und kommuniſti⸗ Kloſſowſki nicht hier iſt, der Mann mit dem Geiſt, 


ſchen Bonzen große Villen gebaut (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Was? Die Kommuniſten?) Die Landar⸗ 
beiter wohnen in Blocks. Der Bauer hat kein 
Geld, weil er die Wohnungsbauabgabe zahlen 
muß, um von einem Maurer auch nur eine Klei⸗ 


nigkeit machen zu laſſen. Wenn früher ein Mau⸗ 


rer auf dem Lande arbeitete, bekam er dafür den 
Wert von 34 Zentnern Roggen bei 10 Stunden, 
heute bekommt er für acht Stunden den Wert von 
41% Zentnern. Wenn alſo auf einem Hof von drei 
Hufen 2 Maurer von April bis Auguſt beſchäftigt 
find, dann gehört das ganze Getreide dieſen bei⸗ 


den Maurern. (Widerspruch links.) Das werden 


Sie nicht ableugnen, das find Tatſachen. (Möch⸗ 
ten Sie dann nicht Maurer werden? links.) Das 
wäre wohl das Beſte! Beſteuerung der tatſäch⸗ 
lichen Einkommen. (Abg. Plenikowſki: Na end⸗ 
lich!) Ohne Einkommen iſt keine Vermögensſteuer 
zahlbar. Marxiſtiſche Gemeinde⸗Verſchwendungs⸗ 
ſucht muß verſchwinden. Statt der Lohnſummen⸗ 
ſteuer müßte der Staat Lohnprämien den Land⸗ 
wirten geben, wenn ſie hieſige Leute beſchäftigen. 
Verbilligung der Produktion Herr Hoppenrath 
iſt ausgeriſſen! links.) Verbilligung der Indu⸗ 
ſtrieartikel, (Sehr richtig! links.) Verbilligung 
der Staatsausgaben, (Abg. Plenikowſki: Beſeiti⸗ 
gung der Zölle!) Beſeitigung der gewinnſaugen⸗ 
den Zwiſchenhandels, Regelung der Indexver⸗ 
hältniſſe. Das iſt ſo eine Eigenart. Die Zeitun⸗ 


der nur dem Geiſt gleicht, den er begreift und kei⸗ 
nem andern Geiſt. Wenn der Wirtſchaftsengel, 
der Wirtſchaftsmephiſto, Herr Kloſſowſki — er hat 
ja immer etwas mit der Wirtſchaft zu tun — 
noch ein paar Hörner hätte und einen Spitzbart 
. . . . (Abg. Kloſſowſki erſcheint im Saal. 
Große Heiterkeit.) Man braucht bloß von jemand 
zu ſprechen, dann iſt er ſchon da. (Abg. Pleni⸗ 
towſki: Man malt den Teufel an die Wand, dann 
kommt er!) Sie ärgern ſich wohl, daß ich lauter 
ſpreche als Sie. Herr Abg. Kloſſowſki hat gejagt, 
alle Wirtſchaftler ſeien Betrüger. Er hat immer 
davon geredet, was andere alles für Geiſter ſind. 
An Ihrem Geiſt kann man Sie erkennen: Du 
gleichſt dem Geiſt, den Du begreifſt. Zwei Hörner 
und ein Spitzbart, dann vom Neptuns⸗Brunnen 
die Forke und der Wirtſchafts⸗Mephiſto iſt fertig. 
Wir bitten alle vernünftigen Leute in Danzig, 
einzuſehen, daß es der Landwirtſchaft miſerabel 
geht. Der Danziger Geſamtwirtſchaft und den 
Landarbeitern geht es ebenſo miſerabel. Dieſe 
Herren, die nach Rußland gehören oder wer weiß 
wohin, die irgendwo in der Welt vernünftige Zu⸗ 
ſtände ſchaffen können, bloß nicht im Freiſtaat 
und in Deutſchland, dieſe Herren mögen an Trotz⸗ 
kis Seite gehen, dort haben ſie ihr Paradies. Die 
Herren von der Sozialdemokratie, die jetzt ſo 
freundliche Geſichter machen, die bis jetzt die 
Wirtſchaft und auch die Landwirtſchaft ausgebeu⸗ 


gen veröffentlichen andauernd die Lebensunter⸗ tet haben, werden wir zum Begreifen bringen, 


haltsindexe mit 30 Prozent plus. Von dem Ver⸗ daß auch fie nicht ohne die Wirtſchaft exiſtieren i 


luſtindex der Landwirtſchaft ſpricht kein Menſch können. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Sie kön⸗ 


ein Wort. Man ſpricht bloß vom Luxusindex, man | 
ſpricht vom Bekleidungsindex, alles 150200 | 
Prozent plus. Vom Ernährungsindex in der 
Landwirtſchaft mit 50 Prozent minus auf Koſten 
der Subſtanz ſpricht kein Menſch. Der Herr Prä⸗ 
ſident Gehl hat vor einigen Jahren gejagt: „Ja⸗ 
wohl, ich weiß, (Abg. Plenikowſki: Jetzt iſt er Ab⸗ 
geordneter!) daß es der Landwirtſchaft ſchlecht 
geht.“ Sie ſollte ſich durch Selbſthilfe das Los ver⸗ 
beſſern. (Abg. Gehl: Waren Sie dabei? — Abg. 
Plenikowfki: Er iſt überall dabei geweſen!) Solch 
ſchönen Rat gibt Herr Gehl. Herr Rehberg, Pro⸗ 
feſſor Dr. Rehberg, redet ſchon ſeit Jahr und Tag 
vom Wirtſchaftsfrieden. Er ſitzt ja mit mir ſeit 10 

ahren im Schlichtungsausſchuß und hat die 
Lohnſchraube angedreht, ohne daß auf der andern 
Seite für Deckung geſorgt wäre. (Abg. Moritz: 
Paſſen Sie bloß auf, daß Sie nicht durchdrehen!) 
Sie ſind ſchon durchgedreht, das habe ich vorhin 
gehört. So redet Herr Rehberg, und die Land⸗ 
wirtſchaft geht buchſtäblich zum Teufel. Außerdem 
Auftreten gegen alle Bequemlichkeit und gegen 
die Neigungen der Maſſe, die wirtſchaftsverder⸗ 
bend ſind. Das iſt eine große Notwendigkeit. (Abg. 
Plenikowſki: Das iſt ſehr richtig! Wir werden es 
ſchon am Freitag auf die Tagesordnung fegen!) 
Beſeitigung der Herrſchaft der Minderwertigen. 
(Das iſt ſehr gut! links.) Danziger Volksvertreter, 
das iſt unſer Landwirtſchafts⸗Sofortprogramm. 
[ Heiterkeit.) Sie mögen darüber ſoviel lachen wie 
Sie wollen, beſonders Sie, Herr Brill. Sie lachen 


man von dem Geiſt abſieht, 
gramm hier zitiert hat, kann man ſagen, daß es 
ſehr viel Gutes hat. Wir werden deshalb das Ste⸗ 


nen ſoviel höhnen und ſpotten, wie Sie es in Ih⸗ 
rem Blättchen, Ihrer „Volksſtimme“ ſchon getan 
haben. Das kann uns nur ehren. Der Wahrheit 
wird eines Tages die Ehre werden, (hoffentlich! 
links.) und dann werden auch Sie alle zum Teu⸗ 
fel gejagt werden. Heil Hitler! (Lebhafte Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 


(K. P.): Wenn 
der dies Agrarpro⸗ 


Herr Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter 


nogramm dazu verwenden, um ſofort die dement⸗ 
sprechenden Anträge zu ſtellen. Wir werden dann 
ſehen, daß der Herr Abg. Malſch und die ganze 
Fraktion der Nationalſozialiſtiſchen Partei dage⸗ 


gen ſtimmen werden; denn das, was ſich eben ab⸗ 
ſpielte, kann in bezug auf Demagogie doch wirk⸗ 
lich nicht mehr übertroffen werden. Wir haben 
durchaus keine Urſache, dafür zu ſorgen, daß dies 
hohe Haus — ich muß mich ſehr gewählt aus⸗ 
drücken, um nicht den dritten Ordnungsruf zu be⸗ 
kommen (Heiterkeit.) — daß alſo dies hohe Haus 
in das umgewandelt wird, was es in Wirklichkeit 
iſt. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Wir haben keine 
Urſache, daß ich mir wegen dieſer Belangloſigkei⸗ 
ten einen dritten Ordnungsruf zuziehe. Ich würde 
beſtimmt nicht hinausgehen. Dann könnte ich 
aber beim Ermächtigungsgeſetz im Ausſchuß und 


. muunben ihn bat tar gar feht weiß h a der zweiten und dritten Leſung nicht mitwir⸗ 


ken. Das jedoch möchte ich aus beſtimmten Grün⸗ 


Cr 


{B) 
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den ganz gern. Deshalb bin ich ſo vorſichtig. 
Wenn Sie aber, da Sie doch jetzt Parlamentspar⸗ 
tei und Regierungspartei geworden find, im par⸗ 
lamentariſch⸗demokratiſchen Sinne „anſtändig“ ge⸗ 
worden ſind, wenn Sie zulaſſen, daß hier ein der⸗ 
artiges Theater aufgeführt wird, kennzeichnet Sie 


das tatſächlich als Nationalſozialiſtiſche „Arbeiter⸗ 


partei“. Es iſt nicht wegzuwaſchen, daß Sie als 
Partei und ſogar der Präſident, den Ihre Partei 
geſtellt hat, nicht einmal ſondern mehrmals ver⸗ 
ſucht haben, dieſen Herr am Weiterſprechen zu 
hindern. Aber das wäre ſchade geweſen, das Pro⸗ 
gramm iſt gut. (Heiterkeit rechts.) Wir werden 
es benutzen, um es hier wirklich einzubringen, und 
dann haben Sie ja Gelegenheit, den Volldampf 


hinter Herrn Hoppenrath zu machen, ob er und 


der Danziger Senat alles dranſetzt, um das, was 


hier Herr Malſch gewünſcht hat, in die Tat umzu⸗ 


ſetzen. 


Aber Ihr Herr Malſch ſcheint tatſächlich noch 


immer nicht zu begreifen, daß die Bourgeoiſie Sie 
jetzt mit einem andern Auftrag beehrt hat, nicht 
mehr mit dem Auftrag der Agitation, dem Auf⸗ 
trag des Einfangens der radikalen Strömungen, 
ſondern damit, tatſächlich die Sanierungsmaß⸗ 
nahmen dieſer Ausbeuter⸗Herrſchaft durchzufüh⸗ 
ren. Das ſcheint der Herr Abg. Malſch immer 
noch nicht kapiert zu haben. Paſſen Sie auf, wie 
ſchön Sie ſich entlarven werden, wenn die Zuhö⸗ 
rer auf der Tribüne, Ihre Anhänger, bei der 
Sitzung anweſend ſein werden, in der wir die An⸗ 
träge, die Herr Malſch hier formulierte, zur Ab⸗ 
ſtimmung bringen werden und Sie als Abgeord⸗ 
nete dagegen ſtimmen. Aber wir dürfen ja gar 
nicht erſt an die Zukunft denken, ſondern heute 
haben wir ſchon das Beiſpiel erlebt. Es iſt doch 
lübelſte Demagogie, wenn ſich der Herr Malſch 
hier hinſtellt und jagt, weg mit der Umſatzſteuer, 
in demſelben Moment, in dem Sie eine Erhöhung 
auf 1,5 Prozent verlangen. Wenn Herr Malſch 
jagt, daß es der Landwirtſchaft ſchlecht gehe, glau⸗ 
ben Sie, daß die kleinen Handwerker in der Stadt 
nicht genau ſo leiden und ſo große Not durchma⸗ 
chen, wie die Landwirte auf dem Lande? Wenn 
Sie die Umſatzſteuer auf dem Lande beſeitigen, 
ſo beſeitigen Sie ſie doch auch für leiſtungsfähige 
Wirtſchaften. Wir haben einen Teil leiſtungsfähi⸗ 
ger Wirtſchaften auf dem Lande. Das werden Sie 
auch zugeben müſſen. Die werden Sie auch von der 


Umſatzſteuer befreien. Dagegen werden Sie die 


kleinen Handwerker in der Stadt und die kleinen 
Haufleute und Gewerbetreibenden wieder mit der 
Erhöhung der Umſatzſteuer belaſten. Ich könnte 
noch andere Beweiſe aus dem Ermächtigungsge⸗ 
ſetz anführen, die in Widerſpruch zum Programm 
des Herrn Malſch ſtehen. 


Das Programm iſt nicht das geiſtige Kind von 
Herrn Malſch; denn für jo fähig hält Herrn 


Malſch kein Menſch. Das hat er ſich zuſammenge⸗ 


ſchrieben, das iſt ihm eingepaukt worden, um vor 
der Wahl in Wahlreden Agitation zu 
Aber er hat eben den Ort dazu verwechſelt. Ich 
betone noch einmal, daß wir die Gelegenheit 
wahrnehmen werden, die Programmpunkte, die 
Herr Malſch hier angeführt hat, in einen Antrag 
umzuarbeiten und ihn hier einzureichen. 


treiben. 


Mittwoch, den 14. Januar 1931. 


Präſident: Die Beratung iſt geſchloſſen, 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Herr 
Abg. Plenikowſki hat beantragt, die Druckſache 
Nr. 43 an den Wirtſchaftsausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. 
M. D. u. H.! Wir haben zwar noch einen Punkt 
auf der Tagesordnung, den Punkt, der nach dem 
Antrag des Herrn Greiſer noch auf die Tagesord⸗ 
nung geſetzt werden ſoll, das iſt der Antrag auf 
Zahlung einer Unterſtützung an Kleinfiſcher. Ich 
würde vorſchlagen, jetzt gleichzeitig auch noch den 
Bericht des Ausſchuſſes über dieſelbe Druckſache in 
Druckſache Nr. 53 mit auf die Tagesordnung zu 
ſetzen; denn es iſt ja dasſelbe. Wir können even⸗ 


haben dann beide Vorlagen erledigt. Ich weiß 
aber nicht, ob es heute noch einen großen Zweck 
hat, weiterzutagen. Es iſt bereits 8 Uhr. Ich 
möchte Ihnen den Vorſchlag machen, heute die 
Sitzung abzubrechen. Wir können dann am Frei⸗ 
tag weiter tagen und den Reſt der heutigen 
Sitzung mit auf die Tagesordnung ſetzen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Grei⸗ 
ſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir wider⸗ 
ſprechen dem Vorſchlag. Die Not der Fiſcher iſt 
zu groß, als daß ſie eine Vertagung zuläßt. 

Präſident: Ich habe mir nur einen Vorſchlag 
erlaubt. Wenn Sie widerſprechen, iſt die Sache 
ſowieſo erledigt. Ich möchte fragen, ob gegen mei⸗ 
nen Vorſchlag Widerſpruch erhoben wird, den Be⸗ 
richt des Ausſchuſſes über die Fiſcher gleich mitzu⸗ 
erledigen. (Abg. H. Friedrich: Wir widerſprechen! 
Das kompliziert, wenn gleichzeitig über den wei⸗ 
teren Antrag verhandelt wird!) Ich rufe nun 
Punkt 4 auf: 

Antrag der Abg. Dr. Thimm, Greiſer u. 
Fr. auf Bewilligung von 40 000 Gulden 
an die Kleinfiſcher. 
Druckſache Nr. 52. Das Wort hat der Herr Abg. 
Greiſer. 


Greiſer, Abgeordneter (Nat. Sooz.): M. D. u. 
H.! Ich bin leider gezwungen, mich jetzt in dieſem 
hohen Hauſe eines parlamentariſchen Tones zu 
befleißigen, weil ſonſt der dritte Ordnungsruf 
auf dem Spiele ſteht. (Abg. Plenikowſki: Iſt das 
jo ſchlimm?) Wir Nationalſozialiſten haben ſei⸗ 
nerzeit den Antrag der Kommuniſten auf Gewäh⸗ 
rung einer einmaligen Beihilfe an die Klein⸗ 
fiſcher in Höhe von 30 000 Gulden abgelehnt und 
zwar mit Recht; denn wir ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß die Kommuniſtiſche Partei, die hier 
bei dieſem Antrag durch die S. P. D. unterſtützt 
wurde, daß alſo die geſamte rote Linke nicht mehr 
das Recht für ſich in Anſpruch nehmen kann, Ver⸗ 
treter der Kleinfiſcher zu ſein; denn das Wahler⸗ 
gebnis insbeſondere in den Gebieten, in denen die 
Kleinfiſcher zu Hauſe ſind, Nickelswalde, Schie⸗ 
wenhorſt, die ganze Danziger ae (Abg. 
Plenikowſki: Stutthof!) — in Stutthof wohnen 
keine Fiſcher, Pleni! — bis hinauf nach Boden⸗ 
winkel hat gezeigt, daß die geſamte Fiſcherbevöl⸗ 
kerung es ſatt hat, dieſe rote Mißwirtſchaft weiter⸗ 
hin zu dulden. Sie haben deshalb zum größten Teil 
ihre Stimme der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
partei gegeben. Dieſe Fiſcher und insbeſondere auch 


tuell die Ausſprache miteinander verbinden und- 


da (C} 


(D} 


y 
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(Greiſer, Abgeordneter) 


0 die Kleinfiſcher haben ganz richtig erkannt, und 


(B) 


dieſe Erkenntnis iſt mir vor einigen Tagen in 
Bodenwinkel noch beſtätigt worden, (Große Un- 
ruhe.) — Hören Sie doch zu, Sie können daraus 
etwas lernen! 


Vizepräſident Gaikowſti: Ich bitte um mehr 
Ruhe für den Herrn Redner. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Sie ha⸗ 
ben ganz richtig erkannt, daß die Anträge dieſer 
roten Linken hier nicht etwa aus dem Bewußt⸗ 
fein heraus geſtellt werden, dieſen Kleinfiſchern 
zu helfen, ſondern, daß dieſe Anträge lediglich ge⸗ 
ſtellt werden, um Ihren parteipolitiſchen Kram 
weiter zu erhalten, um Ihre Wähler ſozuſagen 
bei der Stange zu halten, alſo aus reinem ego⸗ 
iſtiſchen parteipolitiſchen, demagogiſchen Inter⸗ 


eſſe. (Sehr richtig! rechts.) Da wir Nationalſozi⸗ 


aliſten das erkannt haben und weil auch das 
Volk auf dem Lande in Danzig es erkannt hat, 
daß der größte Volksbetrug aller Zeiten hinter 
dieſen demagogiſchen Anträgen ſteht, deshalb 
werden wir in Zukunft reſtlos alle demagogiſchen 

uträge der Linken ablehnen. (Bravo! rechts.) 
Wir Nationalſozialiſten ſtehen auf dem Stand⸗ 
punkt, daß wir heute die Fühlung mit dem ſchaf⸗ 
ſenden Volk, mit den erwerbstätigen Maſſen ha⸗ 
ben, (Große Unruhe und Heiterkeit!) daß wir es 


find, von denen man eine Beſſerung der Verhält⸗ 


niſſe erwartet, (Zuruf des Abg. Plenikowſfki.) auch 
der materiellen. Ich kann noch lauter ſchreien als 


Sie, Pleni. Deshalb erwartet unſere Wählerſchaft 


und das ganze Danziger Volk, 
Anträge bringen. 
Infolgedeſſen haben wir uns veranlaßt ge⸗ 
ſehen, weil wir die Not der Kleinfiſcher beſſer 
kennen als Sie, einen derartigen Antrag einzu⸗ 
bringen, dieſen Kleinfiſchern eine einmalige 
Winterbeihilfe zu zahlen, und zwar nicht in 
Höhe von 30 000 Gulden, wie die roten Dema⸗ 
gogen wollten, ſondern in Höhe von 40 000 Gul⸗ 
den. (Bravo! rechts.) Wenn wir mit dieſen An⸗ 
trägen m. D. u. H. nun gleichzeitig einen Paſſus 
verbinden, daß das Geld, das einmalig zur Aus⸗ 
zahlung notwendig iſt, aus einer 
der Konſumvereine herausgeholt wird, die in die⸗ 
ler treudeutſchen Republik dank der Tatſache, daß 
lauter rote Bonzen zwölf Jahre in der Regierung 
waren, immer abgelehnt iſt, ſo iſt das für uns 
eine Selbſtverſtändlichkeit. Wir tun es, weil wir 
ad eins keine Anträge ohne Deckungsvorlage ein⸗ 
bringen, ad zwei, weil wir auf dem Standpunkt 
ſtehen, daß der kleine Kaufmann durch dieſe ro⸗ 


daß wir derartige 


ten Konſumvereine in Grund und Boden gewirt⸗ 


ſchaftet wird. Dieje Vereine find nur dazu da, um 
den Bonzen bezahlte Poſten zu ſichern. Zweitens 


ſind ſie ſteuerfrei. 


Man wird den Einwand machen, daß das 
Aufkommen aus dieſer Beſteuerung der Konſum⸗ ch 


vereine nicht dazu ausreichen dürfte. Nach meinen 
Erkundigungen wird es wahrſcheinlich auch nicht 


dazu ausreichen, um dieſe 40 000 Gulden an die 


Fiſcher zu zahlen. Deshalb haben wir einen Zu⸗ 
ſatzantrag eingebracht, das haben wir in der Frak⸗ 
tion überlegt, der dahin geht, daß dieſe Hilfe von 
40 000 Gulden unbeſchadet des Aufkommens aus 
dieſer Beſteuerung erſt einmal an die Kleinfiſcher 
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zur Auszahlung kommt, und daß das Aufkommen 
aus der Steuer nachher einem Dispoſitionsfonds 
zugeführt wird. (Unruhe links.) Hören Sie ſchön 
zu, Pleni, Sie können etwas lernen. Wir wollen, 
daß das Aufkommen aus der Beſteuerung der 
Konſumvereine einem Dispoſitionsfonds zufließt, 
für deſſen Schaffung einzig und allein wir Natio⸗ 
nalſozialiſten beim neuen Senat ſorgen werden. 
Aus dieſem Dispoſitionsfonds werden derartige 
Beihilfen für kleine Leute in Zukunft geleiſtet 
werden, und wir brauchen keine Anträge mehr 
von den roten Parteien. (Große Unruhe.) Wenn 
Sie von roten Bonzen ſprechen, will ich etwas er⸗ 
zählen. Ich habe Ihren Namen noch nicht auf 
der Zunge, ich bin noch nicht ſo bewandert in die⸗ 
ſem hohen Haule . 


Präſident: Herr Abg. Greiſer, Sie dürfen dies 
hohe Haus nicht in Anführungszeichen nennen. 
(Abg. Greiſer: Bitte, Herr Präſident, es liegt mir 
vollkommen fern, den Volkstag zu verhöhnen! — 
Abg. Brill: Schaut euch dieſen feigen Burſchen 
an! Er ſchnurrt!) Herr Brill, haben Sie den 
Herrn Abg. Greiſer einen feigen Burſchen ge⸗ 
nannt? (Abg. Brill: Jawohl!) Ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn Sie 
von roten Bonzen ſprachen, jo haben Sie ſeit 
Jahrzehnten vor dem Krieg Zeit gehabt, im alten 
kaiſerlichen Deutſchland die Arbeiterſchaft zu or⸗ 
ganiſieren und hinter ſich zu bringen, daß Sie tat⸗ 
ſächlich in Form der Gewerkſchaften eine gewiſſe 
Macht darſtellen. (Abg. Plenikowſki: Sie Streik⸗ 
abwürger!) Daß die von Ihnen verführte Arbei⸗ 
terſchaft Ihnen im Jahre 1914 ſchon eine Teil⸗ 
quittung für dieſen Rieſenvolksbetrug gegeben 
hat, erſehen Sie daraus, daß Hunderttauſende 
von jungen deutſchen Arbeitern in ihrem Innern 
noch etwas entdeckten, und daß ſie ſich freiwillig 
den Fahnen, den Regimentern zur Verfügung 
ſtellten. Dieſe Leute wußten genau, daß te die 
Verführten von dieſen roten Bonzen ſind. (Abg. 
Plettner: Ein Oberleutnant ſchwindelt, ein 
Mann mit dem Hohenzollernorden!) Wenn Sie 
nicht mehr ſachlich weiter können, kommen Sie 
mit ſolchen perſönlichen Lügenmärchen, die ſchon 
längſt widerlegt ſind, die Ihnen kein Hund auf 
dem Lande mehr glaubt. (Abg. Brill: Das Eh⸗ 
rengericht hat entſchieden!) Legen Sie bitte das 
Ehrengerichtsurteil dem Haufe vor, ganz abge⸗ 
ſehen davon, daß das Ehrengerichtsurteil für mich 
Gültigkeit hat. aber nicht für Sie. (Zuruf links.) 
Das iſt das Neueſte, was ich höre. Es wird ih 
vielleicht noch manches Neue ergeben. Sachlich 
können Sie nicht mehr weiter, dann werden Sie 
en Ich komme auch auf dieſen Kampf zu⸗ 
rück. 


Präſident: Ich möchte darauf aufmerkſam ma⸗ 
en. daß das, was Sie ſagen, in keinem Zuſam⸗ 
menhang mit der Vorlage ſteht. (Abg. Greiſer: 
Durch die Zwiſchenrufe Ihrer Parteigenoſſen bin 
ich gezwungen, mich gegen dieſe persönlichen An⸗ 
rempelungen zu wehren! Bitte rufen Sie Ihre Par⸗ 
teigenoſſen zur Ordnung. die nicht ſachlich blei— 
ben können, ſondern perſönlich werden!) Wenn 
ich es für notwendig halte, werde ich Ordnungs⸗ 
rufe erteilen. (Abg. Greiſer: Das habe ich leider 


(C} 
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(A 
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(Präſident) 
vermißt) Ich verbitte mir jede Kritit meiner Ge⸗ 
ſchäftsführung. (Abg. Greiſer: Das tt keine Kri⸗ 
tik, ſondern eine Feſtſtellung!) f 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Am 9. 
November, bei der Bank⸗ und Börſenrevolte iſt 
gerade die Sozialdemokratie und ihre Führung 5 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, das hat mit 
dieſer Vorlage nichts zu tun. Ich rufe Sie zur 
Sache. (Zwiſchenrufe.) Ich bitte, nicht zu ſtören. 

Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir haben 
von den Konſumvereinen geſprochen. Gerade die 
Führerſchaft der Sozialdemokratie war es, die die 
Arbeiterſchaft in den zehn oder zwölf Jahren 
nach dem Kriege ausgenutzt und zuſammengefaßt 
hat, was man heute als Gewerkſchaft bezeichnet 
und was letzten Endes auch daraus hervorgegan⸗ 
gen iſt, die Konſumvereine. Wenn man dieſe Kon⸗ 
ſumvereine mit Steuern belegt, ſo iſt das unſeres 
Erachtens nicht mehr als recht und billig. Wenn 
dieſe Steuern nicht ſoviel ergeben ſollten, daß man 
die 40 000 Gulden für die Kleinfiſcher zahlen 
kann, werden wir die 40 000 Gulden zunächſt zah⸗ 
len laſſen, und werden das Aufkommen aus die⸗ 
ſer Beſteuerung der Konſumvpereine dem Dispoſi⸗ 
tionsfonds der beim neuen Volldampfſenat ge⸗ 
ſchaffen wird, überweiſen laſſen. (Bravo! bei den 
Nationalſozialiſten. — Abg. Brill: Herr Dr. Bla⸗ 
vier, Sie ſind jetzt Volldampfſenator!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Wir haben ja im 
vergangenen Jahre durch den Seelenfänger und 
Oberfiſcher Böhm genügend Gelegenheit gehabt, 
auf die Fragen der Fiſcher einzugehen. Wir haben 
auch genügend Gelgenheit gehabt, in kurzer Zeit 
die geiſtige Verfaſſung der nationalſozialiſtiſchen 
Abgeordneten feſtzuſtellen. Wir müſſen feſtſtellen, 
daß der größte Teil vielleicht an geiſtiger Verwir⸗ 
rung leidet. Ich will beſonders die gemeine De⸗ 
magogie feſtſtellen, die von Herrn Abg. Greiſer 
angewandt wird, um draußen den Anſchein zu er⸗ 
wecken, als wenn die Nationalſozialiſten diejeni⸗ 
gen wären, die die Intereſſen der Fiſcher und Not⸗ 
leidenden wahrnehmen. Sie haben wohl Ihre 
Sachkenntniſſe über die Fiſcher von dem Schlafen 
im Schnellboot, von wo anders nicht. In Hunder⸗ 
ten von Verſammlungen, wo ich mit Fiſchern ge⸗ 
ſprochen habe, haben die Fiſcher zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß ſie unter den jetzigen Lebensbedingun⸗ 
gen nicht mehr exiſtieren können und daß heute 
nur ein ganz geringer Teil, es ſind die Boden⸗ 
winkler, ganz oben, Ihnen nachläuft. Der Nach⸗ 
lauf iſt aber ganz verſchwindend klein. Wir hat⸗ 
ten vor acht Tagen eine Verſammlung in Nickels⸗ 
walde und Schiewenhorſt, überall dort unten. Die 
Fiſcher haben natürlich erkannt, daß mit den na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Verſprechungen nichts heraus⸗ 
zuholen iſt. 

Jetzt zu der Fiſcherfrage ſelbſt. Eins ſteht feſt, 
daß ſich die Lebensbedingungen der Fiſcher in den 
letzten Jahren koloſſal verſchlechtert haben. Die 
Fänge ſind rieſig zurückgegangen. Andererſeits iſt 
das Material, Netze und Garn im Preis außer⸗ 
ordentlich geſtiegen. Weiter muß man bei den 
Fiſchern verſchiedene Gruppen unterſcheiden. Wir 
haben zum Beiſpiel Strandfiſcher und Einzel⸗ 
fiſcher. Beſonders die Strandfiſcher können beim 
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nate hinwegzuhelfen verſucht. 
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geringſten Eisgang nicht fiſchen. Vielleicht wiſ⸗ 
ſen Sie, was Strandfiſcher ſind. In den früheren 


Jahren, beſonders in der Vorkriegszeit hat ſich 


ein großer Teil dieſer Strandfiſcher meiſt durch 
Bernſteinſammeln über die ſchlechten Wintermo⸗ 
In dieſem Jahr 
ſind die Einnahmen auf Grund der Strandfiſche⸗ 
rei ſehr gering geweſen, ſo daß ſchon im Sommer 
und Frühjahr von den Gemeinden Notbeihilfen 
gezahlt werden mußten. Weil viele Gemeinden 
keine Mittel beſaßen, ſind ſie in den letzten Wo⸗ 
chen dazu übergegangen, zum Beiſpiel in Junker⸗ 
acker, den Fiſchern Scheine auszuſtellen, damit lie 
von den kleinen Geſchäftsleuten Waren bekom⸗ 
men. Selbſtverſtändlich kann der kleine Geſchäfts⸗ 
mann nicht 14 Tage oder drei Wochen auf ſein 
Geld warten. Er kann beim beſten Willen nicht 
den Fiſchern mit Waren aushelfen. Weiter weiſe 
ich noch darauf hin, daß die geldlichen Beihilfen, 
die beſonders heute noch von den Sozialdemokra⸗ 
ten gerühmt werden, damals aus dem Ausgleichs⸗ 
fonds genommen und den Fiſchern gegeben wur⸗ 
den. Die Fiſcher führten eine ſehr große Klage 
darüber, daß die Verteilung ſehr ſchlecht durchge⸗ 
führt wurde, beſonders Großfiſcher, die ſich nicht ſo 
in der Notlage befanden, ſchnitten bei dieſer Ver⸗ 
teilung ganz gut ab, genau ſo, wie wir in den letz⸗ 
ten Jahren feſtſtellten, daß bei der Kreditgewäh⸗ 
rung meiſt die Großfiſcher ganz gut abgeſchnitten 
haben, und die Kleinfiſcher ſchlecht. 

Sie ſtimmen arundſätzlich dem Ermächtigungs⸗ 
geſetz zu. Weil Sie (zu den Nationalſozialiſten) 
das tun, erlaubt Ihnen der Ziehm⸗Senat, auch ein 
bißchen Manöver durchzuführen. Eins der Manö⸗ 
ver ſind dieſe 40 000 Gulden. Als die Beſoldungs⸗ 
frage auf die Tagesordnung kam, hörte man kein 
Wort von der Deckung. Beſonders Herr Greiſer 
muß wiſſen, daß wir niemals einer Beſteuerung 
der Konſumvereine zuſtimmen werden, weil wir 
grundſätzlich gegen jede Steuer ſind, die abwälz⸗ 
bar iſt. Hier dokumentiert ſich am allerbeſten 
Ihre arbeiterfeindliche Einſtellung. Sie ſind ein 
Neuling in der Arbeiterbewegung. Wenn Sie 
aber jahrzehntelang zum Aufbau einer Organi⸗ 
ſation Ihre Pfennige beitragen und dann Leute, 
die ſich auch Arbeitervertreter ſchimpfen, verſuch⸗ 
ten, den Konſumvereinen das Waſſer abzugraben, 
die auch ſchwer kämpfen müſſen, würden Sie ſich 
auch dagegen wehren. Sie haben die Möglichkeit, 
für die Landwirtſchaft 
durchzuführen. Dies Spiel wollen wir beſonders 
entlarven. Sie merken, daß Ihr Einfluß ins 
Wanken geraten iſt. Mit dieſen Manövern ver⸗ 
ſuchen Sie, Ihre Leute bei der Stange zu halten 
und mit dieſen Manövern werden Sie in einer 
ganz kurzen Zeit abgewirtſchaftet haben, mit Aus⸗ 
nahme von denfenigen, die vielleicht noch glau⸗ 
ben, in kurzer Zeit eine beſtimmte Stellung im 
Staatsdienſt zu erhalten. 


Mein lieber Herr Malſch, ich glaube, Sie ſind 
Arbeiter. Ich bin auch Arbeiter. Ich habe natür⸗ 
lich das größte Intereſſe, mit einem Arbeiter pro⸗ 
letariſch zu diskutieren. Man muß natürlich ver⸗ 
ſuchen, ſich näher zu kommen. Ich diskutiere auch 
mit jedem Naziarbeiter, weil der größte Teil von 
Ihnen irregeleitet worden iſt und zu uns kommt. 
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(Kreft, Abgeordneter) 

Sie haben das größte Intereſſe daran, durch eine 
andere Methode eine Mauer aufzurichten. So ſteht 
die Frage. Wenn Sie Ihr Programm verwirklicht 
haben, ſo haben Sie, wie mein Genoſſe Pleni⸗ 


towifi zum Ausdruck brachte, in ganz kurzer Zeit 
zu beweiſen, wie weit Sie hinter 
n ſind 
gündſätzlich dafür, den Fiſchern ſofort zu helfen. 
Wir werden aber niemals eine Beſteuerung der 


die Möglichkeit 


Ihrem eigenen Programm ſtehen. Wir 


Konſumvereine zulaſſen, wenn andere Möglichkei⸗ 


ten beſtehen. Wir werden das den Fiſchern ſagen. 
Die Not der Fiſcher wird in den nächſten Wo⸗ 


chen größer werden. Mit 40 000 Gulden iſt den Fi⸗ 
ſchern nicht geholfen. Wir haben jahrelang dafür 
gekämpft, daß die Fiſcher in die Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge übernommen werden. Mit dem Moment, 
wo feſtſteht, daß der Fiſcher keine Arbeit hat, ſoll 
er in die Erwerbsloſenfürſorge kommen. Dann 
hört dieſe Stellung von Anträgen grundſätzlich 
auf. Dann braucht nicht gebettelt werden. Der 
Fiſcher weiß dann, daß er ein paar Pfennige in 
Empfang nehmen kann, wenn er arbeitslos iſt. 
Ole haben dieſe Stellungnahme abgelehnt und ha⸗ 
ben ein Intereſſe daran, ein bißchen Manöver zu 


machen, um nach draußen den Anſchein zu er⸗ 
wecken, die verfluchten Kommuniſten und Sozial- 


demokraten hätten Ihre Anträge abgelehnt, dieſe 
roten Bonzen. Mit dieſen Märchen werden Sie 
eine kurze Zeit agitieren können. Rote Bonzen, 
rote Hunde, iſt ein ſehr gutes Schlagwort, von 
dem Ihre Erwerbsloſen aber nicht ſatt werden. Sie 
werden hungrig werden. Sie werden fragen, 
wenn Sie das Erwerbsloſenverſicherungsgeſetz re⸗ 
formieren werden: „Wie kommt es, daß wir jetzt 
Warker Anterſtützung bekommen, oder keine?“ 
; u Sie ab. An Hand unſerer Erfahrungen 
5 lie ar genügend kennen gelernt. An uns wird 
bei 1 Erfahrung in die Köpfe der Ar⸗ 
8 ſchnell wie möglich einzuhämmern. 

dent: Die Beratung iſt geſchloſſen, da 
Tui meldungen nicht mehr vorliegen. Herr Abg. 
Friedrich, Ihnen müßte bekannt ſein, daß dieſer 
Antrag eine Finanzvorlage iſt. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. von Wnuck das Wort. 

e 5 Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich be⸗ 

ge, Antrag dem Sozi 0 ich, 

Were e ag dem Sozialen Ausſchuß zu 
N Präſident: Es ift beantragt worden, dieſen 
Antrag dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 
(Zwiſchenrufe.) Widerſpruch höre ich nicht; es iſt 
ſo beſchloſſen. Damit iſt unſere Tagesordnung er- 
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ledigt. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung am 

Freitag, den 16. Januar, 15,30 Uhr abzuhalten 

mit folgender Tagesordnung: 

1. Bericht des ſozialen Ausſchuſſes über den Antrag des 
Abg. Langnau u. Fr. auf Anterſtützung der Klein⸗ 
fiſcher. Druckſache Nr. 53 zu Nr. 38. 

2. Große Anfrage Nr. 2 des Abg. Langnau u. Fr. betr. 
die Nichtbeſtätigung kommuniſtiſcher Gemeindevor⸗ 
ſteher. Druckſache Nr. 7 8 39 der Geſchäftsordnung. 

3. Große Anfrage Nr. 4 des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
betr. die Entſchädigung zweier in Polen verhafteter 
Kommuniſten. Druckſache Nr. 11. § 39 der Geſchäfts⸗ 


ordnung. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Müller, Paul. 
Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Ich ſtelle zur Tagesordnung den folgenden 
Abänderungsantrag: Wir bitten als Punkt 1 die 
zweite Beratung eines Ermächtigungsgeſetzes auf 
die Tagesordnung zu ſetzen und als Punkt 2 die 
zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge 
der Beamten pp., falls die Geſetze im Hauptaus⸗ 
ſchuß bis dahin in erſter Leſung verabſchiedet ſind. 
Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Dumont. 

Dumont, Abgeordneter (B.d.n. S.): Es iſt mir 

zweifelhaft, ob das in dieſer Form zuläſſig iſt. Ich 
ſtelle für alle Fälle den Antrag, den Herrn Präſi⸗ 
denten des Volkstages zu ermächtigen, die zweite 
Beratung des Ermächtigungsgeſetzes und des Ge⸗ 
ſetzentwurfs über die Aenderung der Dienſt⸗ und 
Verſorgungsbezüge der Beamten auf die Tages⸗ 
ordnung der nächſten Sitzung zu ſetzen für den 
Fall, daß der Bericht des Ausſchuſſes dem Hauſe 
rechtzeitig vorliegt, und zwar als Punkt 1 der 
Tagesordnung. 
Präſident: Wenn ich Herrn Abg. Müller rich⸗ 
tig verſtanden habe, will er einen Eventualantrag 
ſtellen, das heißt mit andern Worten, falls der 
Hauptausſchuß die beiden Geſetze morgen erledigt, 
ſollen ſie von mir Freitag auf die Tagesordnung 
geſetzt werden. Iſt jemand dagegen? (Abg. Ple⸗ 
nikowki: Wir widerſprechen!) Wir ſtimmen ab. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Der An⸗ 
trag iſt angenommen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Abg. Plenikowſki: Ich habe mich wiederholt zur 
Geſchäftsordnung gemeldet, das ganze Haus hat 
es gehört!) Wir haben hier nichts gehört! Das 
it jetzt nicht mehr möglich, da die Sitzung ge— 
ſchloſſen iſt. 


(Schluß der Sitzung 20 Uhr 35 Minuten.) 
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Die Sitzung wird um 4 Uhr dur den Vize⸗ 
vräſidenten von Wnuck eröffnet. 2 2: 
„Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr 
D. Stellvertretender Präſident des Senats 
r. Wiercinſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. Althoff, 


Dr. Ho 0 iki 5 
mann; Stoa oppenzatf, Kurowſti, Schweg 


2 ſt, Lademann, Scheune⸗ 
Voß. Oberregierungsrat Grentzenberg, Tr 


Vizepräſident von Wnuck: J 5 i 
Bollfigung des Volkstags. Seng eilen eh 
barung im Aelteſtenausſchuß iſt beſchloſſen wor⸗ 
den, die Punkte 2 und 3 der Tagesordnung: 

Große Anfrage Nr. 2 des Abg. Langnau 
u. Fr. betr. die Nichtbeſtätigung kommu⸗ 
niſtiſcher Gemeindevorſteher, 
Druckſache Nr. 7, 

Große Anfrage Nr. 4 des Ab . Pleni⸗ 

kowſki u. Fr. betr. die Entihädigung 1 5 

in Polen verhafteter Kommuniſten, 
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Drucksache Nr. 11 (8 39 der Geſch. Ordnung.) (0 
ohne Ausſprache an den Ausſchuß zu überweiſen. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, den Punkt 2, 
Druckſache Nr. 7 an den Gemeindeausſchuß zu über- 
weiſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Weiter ſchlägt der Aelteſtenausſchuß 
vor, den Punkt 3, Druckſache Nr. 11, an den Haupt⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch, es iſt dementſprechend beſchloſſen. Ich rufe 
nun Punkt 1a der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Ermächtigungs⸗ 

geſetzes. a 

Druckſache Nr. 55 zu Nr. 50. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, daß die Geſetzentwürfe Punkt 1a und 1b 
wieder an den Ausſchuß zurückverwieſen werden. 
Der Hauptausſchuß tagte geſtern bis 12 Uhr. Es 
iſt geſtern eine Fülle von Angaben gemacht wor⸗ 
den, die bisher den Parteien noch nicht bekannt 
waren, die dazu Stellung nehmen mußten. Außer⸗ 
dem ſind eine Reihe Abänderungsanträge geſtellt 
worden, ſogar eine Erweiterung von ſeiten der Ko⸗ 
alitionsparteien. Außerdem haben jetzt die So⸗ 
zialdemokraten auch Abänderungsanträge geſtellt, 
ſo daß die ganze Materie bedeutend umfangreicher 
geworden iſt und die Parteien nicht im geringſten 
Gelegenheit hatten, ſich jetzt wirklich mit dieſen 
neuen Fragen zu beſchäftigen. Außerdem ſind auch 
noch von der Nationalſozialiſtiſchen Partei Anre⸗ 
gungen und Wünſche geäußert worden, ſo daß es 
alle dieſe Dinge notwendig machen, daß die ganze 
Materie noch einmal im Hauptausſchuß beraten 
wird. Ich ſtelle alſo den Antrag, daß darüber 
abgeſtimmt wird. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, Punkt 1a und 1b der Tagesord⸗ 
nung für eine andere Sitzung zurückzuſtellen, (Zu⸗ 
rückzuverweiſen! links.) an den Ausſchuß zurück⸗ 
zuverweiſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Der 


(D} 


p Antrag iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat 


das Wort Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle 
den Antrag, daß der Herr Senator Dr. Althoff 
herbeigeholt wird. (Er kommt ſchon! beim Zen⸗ 
trum.) Er muß da ſein, jedenfalls ſtelle ich den An⸗ 
trag. Man kann ſich nicht darauf verlaſſen, daß 
er kommt. Wenn ein Senator nicht anweſend iſt, 
hat der Volkstag das Recht, zu verlangen, daß er 
herbeigeholt wird. Wir verlangen deshalb, daß 
das ſofort geſchieht und beantragen, daß über die⸗ 
ſen Punkt in eine Beſprechung eingetreten wird. 
Die Beſprechung muß eröffnet werden, wenn fünf 
Abgeordnete den Antrag unterſtützen. Seien Sie 
in dieſer wichtigen Frage pünktlich. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, in eine Beſprechung über Herbei⸗ 
holung des Senators Dr. Althoff einzutreten. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
genügt. Gemäß § 66 der Geſchäftsordnung muß 
der Antrag beſprochen werden, falls die Unter⸗ 


ſtützung ausreicht. Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die ganze 
Materie iſt ſo ungeheuer wichtig, daß es eine 


(A 
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Selbſtverſtändlichkeit wäre, daß die Herren Sena⸗ 
toren wenigſtens dabei ſind. Es iſt nur eine An⸗ 
zahl der Herren hier erſchienen, während einige 
es für notwendiger halten, nach dem Mittageſſen 
noch ein Mittagsſchläfchen abzuhalten. Wir haben 
natürlich dafür kein Verſtändnis, beſonders dann 
nicht, Herr Dr. Blavier, wenn Sie uns zwingen, 
dieſe Materie hier überhaupt nicht eingehend 
durchzugehen und dementſprechend dazu Stellung 
zu nehmen, ſondern uns einfach den ganzen Wuſt 
vorlegen und dann verlangen, daß die ganze Sache 
ohne jede Pauſe verabſchiedet werden ſoll. Wenn 
wir den Antrag ſtellen, daß gerade der Herr Se⸗ 
nator Dr. Althoff hier erſcheinen ſoll, ſo hat auch 
das einen ganz beſonderen Grund. Die Herren 
Senatoren und die Herren, die geſtern im Haupt⸗ 
ausſchuß waren, werden das auch verſtehen; denn 
es war gerade auch der Herr Senator Dr. Althoff, 
der ſich ziemlich konſequent weigerte, irgendwelche 
Auskünfte über die Geſtaltung zu geben. (Senator 
Dr. Althoff erſcheint.) Trotzdem iſt die Beſprechung 
ſchon eröffnet, alſo kann ſie auch fortgeſetzt wer⸗ 
den. Wenn Herr Senator Dr. Althoff da iſt 
werde ich ſo ſchnell wie möglich Schluß machen. 
Die Herren ſollen etwas früher hier ſein. Herr 
Senator Dr. Althoff gab keine Auskunft, wie ſie 
von anderen Herren gegeben worden iſt. Herr Dr. 
Althoff verwaltet das Reſſort der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft, die ja jetzt ziemlich eingehend zur Be⸗ 
ratung ſtehen wird. Es iſt bereits geſtern von 
ſozialdemokratiſcher Seite darauf hingewieſen 
worden, daß die anderen Herren bereitwilligſt 
Auskunft gaben, daß es aber nicht von ſeiten der 
Senatoren geſchah, die ſchon ſeit langem ihr 
Reſſort verwalten. Das geſchah aber von den Se⸗ 
natoren, die erſt einige Tage im Amt ſind. Dieſe 
leuchteten ziemlich eingehend in das Dunkel des 
Ermächtigungsgeſetzes hinein. Es geſchah aber 
nicht von ſeiten der Herren, die ſehr lange im Se⸗ 
nat ſitzen und die Materie eigentlich ſchon ſehr ein⸗ 
gehend kennen müßten. Deshalb werden Sie es 
natürlich verſtehen, daß wir alle Urſache hatten, 
zu verlangen, daß Herr Senator Dr. Althoff bei 
der Behandlung der Frage zugegen ſein ſoll. Es 
wurde außerdem noch darauf hingewieſen, daß die 
Fragen, die jetzt hier zur Verhandlung ſtehen, 
doch wirklich nicht erſt in dieſen Tagen erörtert 
wurden, ſondern bereits ſeit langem erörtert wor⸗ 
den ſind und daß dieſe Herren deshalb hätten Aus⸗ 
kunft geben müſſen und können. Ich erwähnte 
dann noch, daß es außerdem noch Herren einer de⸗ 
mokratiſchen Bürgerpartei ſeien, und daß es feſt⸗ 
genagelt zu werden verdient, daß ſogar Senatoren 
nicht⸗demokratiſch⸗bürgerlicher Parteien Auskunft 
erteilten. Die demokratiſchen Vertreter des Bür⸗ 
gertums wehrten ſich dagegen konſequent, Aus⸗ 
kunft zu erteilen. Sie waren alſo der Anſicht, daß 
jetzt diktatoriſch regiert werden muß, und Volkstag 
und Abgeordnete des Volkstags nicht einmal das 
Recht haben zu erfahren, was mit den Beſtimmun⸗ 
gen beabſichtigt iſt. Aus allen dieſen Gründen 
haben wir uns bemüßigt geſehen, zu fordern, daß 
Herr Senator Dr. Althoff anweſend ſein ſoll. Wir 
werden perlangen, daß auch die übrigen Herren, 
die nicht da ſind, herbeigeholt werden. 
Vizepräſident von Wnuck: Eine Abſtimmung 
über den Antrag, den Herrn Senator Dr. Althoff 


= 


wenig Volldampf gemacht wird, 
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herbeizurufen, iſt nicht mehr erforderlich, da Herr 
Senator Dr. Althoff bereits anweſend iſt. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki. a 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage natürlich, daß auch Herr Senator Dr. Win⸗ 
derlich herbeigerufen wird. (Heiterkeit.) Sie mö⸗ 
gen darüber lächeln, aber es iſt durchaus richtig, 


daß bei dieſer umfangreichen Materie wirklich alle, 


Senatoren da ſind. Ich ſtelle weiter den Antrag, 
bevor Herr Dr. Winderlich herbeigerufen wird, in 
eine Beſprechung über dieſen Antrag einzutreten. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, Herrn Senator Dr. Winderlich 
herbeizuholen und in eine Beſprechung darüber 
einzutreten. Wird der Antrag auf Beſprechung 
unterſtützt? Die Anterſtützung genügt. Zur Be⸗ 
ſprechung dieſes Antrages hat Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki das Wort. (Abg. Greifer: Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung!) 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Jetzt habe 


ich das Wort. Aber Herr Greiſer, wenn Sie uns 
darin unterſtützen wollen, daß dieſen Herren ein 
würde ich Sie 
natürlich jetzt ſprechen laſſen und gleich aufhören. 


Aber ich bin der Ueberzeugung, daß Sie uns in 


dieſer Beziehung nicht unterſtützen werden, ſon⸗ 
dern daß Sie im Gegenteil verhindern wollen, daß 
wir wenigſtens den Verſuch machen, 


ſchaffen wird. Sie haben ja ſelbſt geäußert, daß 
Sie danach trachten werden, und zwar haben Sie 
indirekt geſagt, daß heute nicht lange getagt wer⸗ 
den möchte, das heißt, daß das Ermächtigungsgeſetz 
möglichſt ſchnell verabſchiedet werden ſoll. Sie 


haben geſtern in der Verſammlung erklärt, daß ich 
Gelegenheit hätte, mich heute mit Ihnen ausein⸗ 


anderzuſetzen, wenn ich dafür ſorgen würde, daß 
wir heute möglichſt ſchnell die Sitzung beenden, 
d. h., daß Sie damit einverſtanden ſind, daß heute 
die Materie ſchnell erledigt wird. (Abg. Greifer: 


Das haben Sie verwechſelt mit gejtern!) Ja, aber 
wir haben heute eine Verſammlung und Sie wur⸗ 


den eingeladen, zu erſcheinen. Da ſagten Sie: 
„Nur, wenn Pleni dafür ſorgt, daß die Sitzung 
nicht zu lange dauert.“ (Gehört das zur Sache? 
rechts.) Sie werden beſtimmt nicht Volldampf 
machen. 5 

Aber wir nehmen Gelegenheit zu ſagen, daß 
wir dafür ſorgen, daß alle Senatoren zur Stelle 


ſind. Das kann der Volkstag verlangen. Wir wer⸗ 
den nachher noch beim Ermächtigungsgeſetz darauf 


eingehen, daß ſich der Volkstag mit dieſem Geſetz 


kaſtrieren läßt. Das iſt eine Tatſache, die nicht 
zu umgehen iſt. Der Volkstag läßt ſich vom Se⸗ 
nat völlig ausſchalten. Der Volkstag iſt einver⸗ 


ſtanden, daß bei dieſer ungeheuer wichtigen Ma⸗ 


terie nicht einmal der ganze Senat anweſend iſt. 
Der Volkstag ſoll ausgeſchaltet werden, der Senat 
ſoll allein regieren, und der Volkstag verlangt 
nicht einmal, daß der Senat bei der Behandlung 
dieſer Materie vollzählig anweſend iſt. Als wir 
nämlich den Antrag ſtellten, auch den Senator Dr. 
Winderlich herbeizuholen, da blieb der ganze 
Volkstag mit Ausnahme der Kommuniſtiſchen 
Partei ſitzen. Das zeigt erſtens, daß der Volkstag 


einverſtanden iſt, daß er ausgeſchaltet wird, zwei⸗ 


daß volle 
Klarheit über dies famoſe Ermächtigungsgeſetz ge⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

tens, daß er es durchaus für richtig befindet, daß 
und Herren Senatoren nicht vollzählig anweſend 
ind. 

Weshalb wir verlangten, daß Herr Dr. Alt⸗ 
hoff erſcheinen ſollte, habe ich ſchon geſagt. Die 
Gründe für die Herbeirufung des Senators Win⸗ 
derlich ſind die, daß er erſt ſeit einigen Tagen ſein 
Amt verwaltet, Herr Dr. Althoff dagegen ſchon 
mehrere Jahre. Es wäre alſo gerade für Herrn 
Dr. Winderlich ſehr angebracht, bei dieſer Bera⸗ 
tung hier zugegen zu ſein. Er muß doch die Stel⸗ 
lungnahme des Volkstags zu dieſer Materie ken⸗ 
nen lernen. Wenn Herr Dr. Winderlich es trotz⸗ 
dem nicht für nötig erachtet, ſo zeigt es, wie der 
neue Senat ſich zum Volkstag ſtellt. Wir werden 
jetzt bei der Abſtimmung ſehen, ob der Volkstag 
verlangt, daß dieſer Senator herbeigerufen wird. 
Bei Herrn Dr. Althoff erklärten wenigſtens die 
Zentrumsleute ſofort: „Herr Dr. Althoff wird er⸗ 
ſcheinen.“ Das heißt, Herrn Dr. Althoff iſt Nach⸗ 
richt zuteil geworden und er wird kommen. Er 
iſt ja auch gekommen. Aber als wir beantragten, 
daß Herr Dr. Winderlich herbeigerufen werden 
ſollte, wurde von ſeiten der Regierungsparteien 
leine Aeußerung getan, das heißt alſo, daß man 
Herrn Dr. Winderlich nicht einmal eine Nachricht 
hat zuteil werden laſſen. Herr Senator Schweg⸗ 
mann ſchüttelt mit dem Kopf. Wahrſcheinlich ha⸗ 
ben Sie Herrn Winderlich doch eingeladen. (Abg. 
Schwegmann: Das iſt nicht meine Aufgabe!) Das 
zeigt nur, was Herr Senator Winderlich auf dieſe 
Einladung gibt. Aber Sie werden jetzt Gelegen⸗ 
heit haben, endgültig feſtzuſtellen, ob Sie darauf 
halten, daß bei dieſer umfangreichen Materie alle 
Senatoren anweſend ſind. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, Herrn Senator Dr. Winderlich 
herbeizuholen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: Gegen⸗ 
5 on ehr 2 Gegenprobe. — Der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Das Wort zu Pi 
Herr Abg. Weber. 1 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich habe zunächſt im Auftrage meiner Fraktion zu 
erklären, daß ſich unſere grundſätzliche Ablehnung 
des Ermächtigungsgeſetzes auf Grund der Bera⸗ 
zung im Hauptausſchuß noch verſchärft hat. Die 
Ausſprache im Hauptausſchuß hat ergeben, welche 


weitreichenden Maßnahmen auf Grund dieſes Ge⸗ 


ſetzes zur Durchführung kommen ſollen. Wenn 
ſelbſt ſolche umfangreichen Gebiete wie die Neu⸗ 
regelung des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes und 
wenn ſelbſt ſo fernliegende Dinge wie ein neues 
Staatshaushaltsrecht damit verbunden werden 
ſollen, die direkt mit der Finanzſanierung nichts 
zu tun haben, ſo zeigt das im Grunde nur, daß der 
Senat nichts anderes erſtrebt, als die geſetzgebe⸗ 
riſche Mitwirkung des Volkstages für faſt alle Ge⸗ 
biete der Geſetzgebung für die nächſte Zeit völlig 
ee it oe dazu in ſchärfſter Oppo⸗ 

ton ſtehen, iſt ſelbſtverſtändlich. (Sehr richtig! 
we Scene 5 
Eines der Kernſtücke des Ermächtigungsgeſetzes 
ſind die ſteuerlichen Maßnahmen, 15 95 2) = 
nächſt meine Aufgabe, mich mit dieſen ſpeziell zu 
befaſſen. Wenn es richtig iſt, daß man eine Regie⸗ 
rung nach ihren Taten beurteilen ſoll, dann könnte 
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man das abwandeln, daß man dieſe Sanierung 
an ihren Steuern erkennen kann; denn wohl in 
keinem Punkte des Ermächtigungsgeſetzes tritt der 
antiſoziale Charakter dieſer Sanierung ſo ſcharf in 
die Erſcheinung wie auf dem Gebiete der Steuer⸗ 
politik. Es ſcheint der Grundſatz der Regierungs⸗ 
parteien geweſen zu ſein, das Geld nicht da zu neh⸗ 
men, wo es ohne Härten zu holen iſt, ſondern das 
Geld für die Sanierung von den Kreiſen aufbrin⸗ 
gen zu laſſen, die ſowieſo ſchon nicht wiſſen, wo ſie 
die Mittel zur notdürftigen Exiſtenz ihres Lebens 
hernehmen ſollen. Es iſt bezeichnend, daß unter 
dem ganzen reichhaltigen Steuerprogramm, das 
die Regierung im Ermächtigungsgeſetz vorſieht, 
keine Erhöhung der beſtehenden Steuern für die 
beſitzenden Kreiſe vorgeſehen iſt, ſondern daß man 
— von einigen ganz untergeordneten Ausnahmen 
abgeſehen — alle Steuermaßnahmen nur auf die 
werktätigen Schichten der Bevölkerung und insbe⸗ 
ſondere, was noch viel ſchwerer wiegt, auf die tat⸗ 
ſächlich notleidenden und ganz minderbemittelten 
Kreiſe abwälzen will. 

Bezeichnend dafür iſt zunächſt ſchon die Neu⸗ 


regelung, die für die ſozialen Ermäßigungen bei 


der Einkommenſteuer vorgeſehen iſt. Im Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz heißt es unter § 1, Punkt 4, unter 
der Bezeichnung b): „Neuregelung der ſozialen 
Ermäßigung.“ Auf Grund der Ausſprache und 
auf Grund der Diskuſſion, die in der Oeffentlich⸗ 
keit über das Sanierungsprogramm ſtattgefunden 
hat, mußte man erwarten, wenn noch ein Schim⸗ 
mer von ſozialem Verſtändnis bei dieſer Regie⸗ 
rung vorausgeſetzt werden konnte, daß die Regie⸗ 
rung mit dieſer Neuregelung der ſozialen Ermä⸗ 
ßigung die Ungerechtigkeiten beſeitigen will, die 
darin beſtehen, daß die ſoziale Ermäßigung, die 
an ſich den Charakter tragen ſoll, wirkliche ſoziale 
Härten auszugleichen und zu beſeitigen, auch bei 
den Einkommen Anwendung findet, wo von einer 
ſozialen Härte keine Rede ſein kann, nehmen wir 
an die Einkommen über 1500 Gulden uſw. Daß 
die ſoziale Ermäßigung bei der Einkommenſteuer 
nicht den Charakter haben ſoll, Leuten, die ein 
Einkommen wie z. B. ein Bankdirektor von 
80 000 Gulden jährlich haben, noch eine ſoziale 
Ermäßigung zu gewähren, dürfte eigentlich ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſein. Es iſt dies oft kritiſiert und vor⸗ 
geſchlagen worden, daß, falls an dieſen ſozialen 
Ermäßigungen für die Regierung Reformen bezw. 
Abänderungen ſich als notwendig erweiſen ſollten, 
man dann in erſter Linie dieſen unhaltbaren 
Zuſtand beſeitigen ſollte. Aber, anſtatt daß die 
Regierung dieſen Vorſchlag, der auch vom Finanz⸗ 
direktor Buſch gemacht worden iſt, aufgreift, macht 
ſie das Gegenteil und ſchafft nicht die Ermäßigung 
für die beſitzenden Kreiſe ab, ſondern im Gegen⸗ 
teil, ſie kürzt die Ermäßigung allgemein und trifft 
damit beſonders die ſozial notleidenden Kreiſe. 
Daß eine Kürzung der ſozialen Ermäßigung, wie 
ſie hier vorgeſehen iſt, für Frauen und Kinder, be⸗ 
ſonders bei den niedrigen Einkommen ſtark ins 
Gewicht fällt, iſt bei den ſchlechten Einkommens⸗ 
verhältniſſen doch nicht abzuſtreiten. Die Regie⸗ 


rung macht nun in dieſem Punkt für ſich geltend, 
Danzig ſtände auf dieſem Gebiete viel beſſer da 
als Deutſchland und es ſei eigentlich nicht zu recht⸗ 
fertigen, daß Danzig in dieſer Beziehung eine 
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(Weber, Abgeordneter) 
ſtärkere ſoziale Ermäßigung zuläßt als Deutſch⸗ 
land. Daß auf dem Gebiete der Beamtenbeſol⸗ 
dung lange Jahre — und auch jetzt noch — eine 
weſentliche Verbeſſerung gegenüber dem Reiche 
ſtattfindet, berührt anſcheinend die Regierung 
nicht. Aber es iſt bezeichnend, daß eine Regierung, 
die angeblich unter dem Volldampf einer ſozialen 
Partei ſteht, es als unerträglich empfindet, daß 
hier in dieſem Punkte eine ſoziale Verbeſſerung 
den breiten Volksſchichten zugute kommt gegenüber 
den Werktätigen im Reich. Es kennzeichnet das 
ſchon die Einſtellung, die auch die Nationalſozia⸗ 
liſten zu der Einkommenſteuer vom Standpunkt 
der minderbemittelten Volkskreiſe einnehmen. 
Aber noch ſchärfer tritt dieſer antiſoziale Cha⸗ 
rakter der Neuregelung der Steuer bei der Ein⸗ 
führung einer Mindeſtſteuer in Erſcheinung. Es 
iſt damit nicht mehr und nicht weniger in Ausſicht 
genommen als die Aufhebung der ſteuerfreien 
Grenze. Wenn bisher Einkommen bis zum Be⸗ 
trage von 130 Gulden monatlich ſteuerfrei waren, 
fo wird durch die Einführung dieſer Mindeſtſteuer 
erreicht, die ja nur eine Abwandlung und eigent⸗ 
lich eine ſehr ungerechte Abwandlung der im 
Reich eingeführten Kopfſteuer iſt, daß nun auch 
alle die notleidenden Kreiſe, die bisher durch die 
früheren Regierungen geſchont worden ſind, durch 
die jetzige Regierung und ausgerechnet unter der 
Mitwirkung der Nationalſozialiſten ſteuerlich be⸗ 
laſtet werden. Es iſt bekanntlich vorgeſehen, daß 
alle dieſe Kreiſe, die bisher ſteuerfrei waren, eine 
Abgabe von 5 Pfennigen pro Tag zahlen ſollen, 
ſo daß dieſe Abgabe für die Einkommen unter 130 
Gulden monatlich ſchwankend eine Belaſtung von 
1,10 bis 3,30 Gulden für den Steuerpflichtigen 
darſtellt. Daß derartige Abgaben neben den ande⸗ 
ren, die noch durch die Mietserhöhung, durch 
die ſchärfere Einkommenbeſteuerung und durch die 
anderen „ſchönen Dinge“, die ſonſt noch vorgeſehen 
ſind, für den Haushalt des kleinen Mannes ſehr 
ſtark ins Gewicht fallen, ſollten eigentlich auch die 
Nationalſozialiſten einſehen, ſelbſt dann, wenn ſie 
ſo wenig ſoziales Verſtändnis haben, wie ſie es 
bisher in allen Punkten bewieſen haben. Es iſt 
geradezu eine Ironie, die mit dieſem Punkte ver⸗ 
bunden iſt, daß die Regierung andererſeits her⸗ 
kommt und durch die Regierungsparteien einen 
Antrag ſtellen läßt, daß die Steuern für die Land⸗ 
wirtſchaft infolge der Notlage der Landwirtſchaft 
herabgeſetzt werden ſollen. Ja, m. D. u. H., muß 
Ihnen denn nicht die Schamröte ins Geſicht ſtei⸗ 
gen, wenn Sie in dieſem Zuſammenhang dieſe 
Ermäßigung für die Landwirtſchaft beantragen? 
Ich will nicht über die Not der Landwirtſchaft 
ſprechen, ob ſie berechtigt oder unberechtigt hier⸗ 
für angeführt wird, aber wenn Sie ſelbſt ſagen, 
daß bei der Landwirtſchaft dieſe Not vorhanden 
iſt, dann frage ich Sie: Beſteht denn dieſe Notlage 
nicht noch viel mehr bei Einkommenempfängern, 
die weniger als 120 Gulden monatlich verdienen? 
Ich möchte einmal den Landwirt ſehen, der nicht 
einmal 120 Gulden im Monat Einkommen hat. 
(Abg. Malſch: Sie haben keine Ahnung!) Ja, 


Herr Malſch, daß Sie ein ſchlechter Landwirt ſein 
müſſen, daß habe ich ſchon bemerkt, als Sie hier 
Ihre großen Kartoffeln produzierten. Ich glaube, 
nachdem Sie die ganze nationalſozialiſtiſche Heils⸗ 
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lehre unverdaut in Ihrem Kopfe gären laſſen, daß 
Sie ſehr viel Miſt produzieren. (Zuruf des Abg. 
Malſch). Ihr Kopf iſt erheblich größer, ſo daß 
wahrſcheinlich bei Ihnen dieſe Vorausſetzung in 
viel größerem Maße zutrifft. Aber es iſt doch 
merkwürdig, daß die Regierung eine Notlage an⸗ 
erkennt . .. (Zuruf von den Nationalſozialiſten). 
Ja, Herr Greiſer, da habe ich immer Ihr holdes 
Ponim vor mir. Ich muß Ihnen ſagen, wenn ich 
in Ihrer ariſchen Fraktion einen ſo ausgeſprochen 
ſemitiſchen Menſchen ſitzen ſehe, wie Herrn Fried⸗ 
rich .. . (Abg. Greiſer: Wenn Sie ſolche Lügen 
ſprechen, geht das viel flüſſiger als wenn Sie hier 
ſachlich reden ſollen. Das ſachliche Reden fällt 
Ihnen ſehr ſchwer!) Im Gegenteil, das iſt eine ſo 
ſachliche Feſtſtellung, daß man ſie ganz ohne jede 
Ueberlegung von ſich geben kann. (Abg. Greiſer: 
Dieſer jüdiſche Lügengeiſt liegt Ihnen als Re⸗ 
dakteur Ihrer Zeitung!) Es iſt vielleicht nur ein 
Zufall, daß nicht Herr Friedrich als Redakteur 
bei unſerr Zeitung tätig iſt. Beworben hat er ſich 
als Mitarbeiter genug und ich könnte Ihnen noch 
die Briefe herausſuchen. (Abg. Plenikowſki: Herr 
Greiſer, der Friedrich würde beſtimmt als Jude 
von Ihnen beſchimpft werden, wenn er noch bei 
der S. P. D. wäre!) Ich wundere mich, daß die Re⸗ 
gierung einerſeits mit dem Begriff der Notlage 
operiert und dieſe für beſtimmte Kreiſe gelten laſ⸗ 
ſen will, aber die Notlage für die kleinen Einkom⸗ 
mensempfänger, für die wirklich Notleidenden ver⸗ 
neint und ablehnt und dieſen noch weitere Laſten 
auferlegen will. 


Wir haben ja der Regierung gezeigt, daß die 
Beträge, die ſie für die Sanierung für erforderlich 
hält, auch ohne dieſe antiſozialen Steuermaßnah⸗ 
men aufzubringen ſind. Wir haben anſtelle der 
Neuregelung der ſozialen Ermäßigungen, alſo des 
Abbaues für die unteren Kreiſe beantragt, daß 
die ſozialen Ermäßigungen bei den Einkommen 
von 10 000 Gulden und darüber in Fortfall kom⸗ 
men ſollen. Wir haben weiter vorgeſchlagen, daß 
anſtelle der Einführung einer Mindeſtſteuer eine 


Erhöhung der höheren Einkommenſteuerſätze vor⸗ 


genommen werden ſoll. Das wäre ein Ausgleich, 
der gerecht wäre und der auch von der Bevölkerung 
als tragbar und notwendig anerkannt werden 
würde. Die Regierung meint nun, eine Steige⸗ 
rung der höheren Einkommenſteuerſätze ſei aus 
Gründen einer ſogenannten attraktiven Steuer⸗ 
politik nicht angebracht. Es iſt ſchon im Ausſchuß 
darauf hingewieſen worden, daß die Einkommen 
bis auf ganz wenige Ausnahmen örtlich gebunden 
ſind, die befürchtete Abwanderung von größeren 
Einkommen alſo nicht zu erwarten iſt. Aber trotz⸗ 
dem lehnt die Regierung die ſchärfere Erfaſſung 
der höheren Einkommen ab und macht ſich ſogar 
noch zum Fürſprecher der Schonung dieſer höheren 
Einkommen. Herr Abg. Plenikowſki hat bereits 
im Ausſchuß darauf hingewieſen, daß ausgerechnet 
die Nationalſozialiſten durch ihre Haltung dazu 
beitragen, daß die Bevölkerungsſchichten, die ſie 
angeblich am liebſten ausweiſen möchten und die 
hier vielfach nach ihrer Auffaſſung die Nutznießer 
der höheren Einkommen ſind, auf Grund dieſer 
Steuerpolitik beſonders geſchätzt werden. Die Na⸗ 
tionalſozialiſten tun jetzt alſo das Gegenteil von 
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(Weber, Abgeordneter) 
dem, was ſie öffentlich immer ſo großſpurig ver⸗ 
künden. 

Das Steuerprogramm ſieht außerdem auch 
noch unter den verſchiedenſten Maßnahmen die Er⸗ 
höhung der Umſatzſteuer vor, ausgerechnet von 
den Parteien, die bisher immer den Ruf: „Fort 
mit der Umſatzſteuer“ unter der Linksregierung 
haben ertönen laſſen. Anter der Linksregierung 
iſt eine Ermäßigung der Umſatzſteuer von 2 auf 1 

zrozent erfolgt. Die Parteien, die damals ſogar 
die völlige Beſeitigung der Umſatzſteuer forderten, 


nehmen jetzt eine Herauffegung der Amſatzſteuer 


don 1 auf 1% Prozent vor. Ja, es iſt ſogar eine 


beſondere Bonbonſteuer beantragt. (Abg. Pleni⸗ 
kowfki: Die Arbeiterkinder ſollen am Finger lut⸗ 
ſchen!) Die Ausdehnung des Zuckerſteuergeſetzes 
auf Stärkezucker ſoll 30 000 Gulden bringen. Nach 
den Angaben des Regierungsvertreters ſoll die 
Verarbeitung des Zuckers zu Sahnebonbons ſo ſtark 
beſteuert werden, daß der Staat davon einen 
Nutzen von 30 000 Gulden haben foll. Gegenüber 
der Einwendung, daß die Bonbons auch ſchon ein 
Gebrauchsmittel der breiten Maſſen ſeien, wurde 
von der Regierung darauf hingewieſen, daß Sah⸗ 


nebonbons 
zug der beſitzenden Kreiſe wären. Das dürfte 
Wenn ein Arbeiter heute 


nicht ganz 
ſeinen Kindern Bonbons kauft, wird er Sahne⸗ 
ſind. Dieſe Maßnah eil das nahrhafte Bonbons 


ahmen werden ſich alſo wieder⸗ 


b 0 
ber nicht nur das Leben, ſondern 

Sterben will die Regierung en inden he 
die Steuerſätze für die Lebensverſicherung ver⸗ 
doppelt. Wir haben immer wieder neue Vorſchäge 
gemacht, wie alle dieſe Maßnahmen durch beſſere 
und ſozialere zu erſetzen ſind. Wir haben vorge⸗ 
ſchlagen, daß die Aufſichtsratstantiemen ſteuerlich 
ſchärfer erfaßt werden. Es iſt in der Regierungs⸗ 
vorlage zwar vorgeſehen, daß die 
zu 10 Prozent beſteuert werden ſollen. Aber m. H. 
Nationalſozialiſten, Sie werden ſelbſt zugeben 
müſſen, daß Sie bisher immer gegen die Auffichts⸗ 
yotstantiemen ſcharf Stellung nahmen. Sie wer⸗ 
tan Nicht beſtreiten wollen, daß die Auffichtsrats⸗ 
‚antiemen zu den müheloſen Einkommen des ſoge⸗ 
die dels raffenden Kapitals gehören. Sie hätten 
Beſeit egenheit, die Aufſichtsratstantiemen, deren 
ſen 15 55 lie teilweiſe gefordert haben, wenig⸗ 
für 8 un dem Maße ſteuerlich zu erfaſſen, daß es 
en Staatsſäckel lohnt. Dazu iſt Ihnen Ge⸗ 
0 durch unſern Antrag geboten, in dem 
rn 50 en eine Steigerung der Tantiemenſteuer⸗ 
5 15 zu 50 Prozent vorſchlagen. Sie haben die 
5 öglichkeit, hier ebenſo ſehr wie bei der von uns 
eantragten Dividendenſteuer Ihr ſogenanntes 
antikapitaliſtiſches Gefühl gegen das raffende Ka⸗ 
pital auch ſichtbar zum Ausdruck zu bringen. Aber 
1 80 darf ſich wohl nicht der Hoffnung hingeben, 
aß ſie Ihre Worte wahrmachen wollen, ſondern 
im Gegenſatz dazu handeln werden. 

b Herr Abg. Malſch hat ein Programm entwik⸗ 
elt und die Streichung der Einkommenſteuer ge⸗ 


fordert. Während er das tat, geben Sie Ihr Ein⸗ 


Tantiemen bis 


123 


verſtändnis dazu, daß ſtatt der Abſchaffung der 
Einkommenſteuer gerade die Einkommenſteuer für 
die breiten Maſſen des Volkes weſentlich herauf⸗ 
geſetzt wird. Alſo ſtatt daß Sie, wie Sie ange⸗ 
kündigt haben, hier im Volkstag dazu beitragen, 
daß eine gerechte und ſoziale Laſtenverteilung vor 
ſich geht, tragen Sie dazu bei, daß dieſe Laſten den 
breiten Volksſchichten aufgewälzt werden. Ich 
habe hier noch einige Exemplare Ihres Vereins⸗ 
blättchen, des ſogenannten „Danziger Beobach⸗ 
ters.“ (Abg. Plenikowſki: Jüdiſches Neppblätt⸗ 
chen!) Vielleicht iſt das noch eine treffendere Be⸗ 
zeichnung. Da haben Sie die Mieterhöhung, Ab⸗ 
bau der Beamtengehälter uſw. erörtert und ſchrei⸗ 
ben dazu folgendes: „Der Nationalſozialismus 
wird die Aufgabe haben, das Volk vor dieſen irr⸗ 
ſinnigen Plänen zu ſchützen.“ (Hört, hört! links). 
Ich weiß nicht, ob das, was die neue Regierung 
unter Ihrer Aſſiſtenz vorſchlägt, nicht viel irrſinni⸗ 
ger iſt, als das, was der Rumpfſenat vorgeſchla⸗ 
gen hat. Ein Vergleich wird das ohne weiteres 
zeigen. Aber Sie haben dieſe Agitation noch ge⸗ 
ſteigert. Sie haben zum Ausdruck gebracht, daß 
„dieje ſtandalöſe Beſteuerung des gering entlohn⸗ 
ten ſchaffenden Menſchen von Ihnen mit aller 
Kraft verhindert werden wird.“ M. H., Sie tun 
das Gegenteil. Dieſe Beſteuerungen, wie ſie jetzt 
im Ermächtigungsgeſetz vorgeſehen ſind, hat der 
Rumpfſenat in ſeinen Vorlagen nicht gehabt. Er 
hat nicht den Abbau der fozialen Ermäßigungen 
und die Einführung einer Mindeſtſteuer vorge⸗ 
ſehen. Wenn die Pläne des Rumpfſenats ſchon 
irrſinnig waren, weiß man nicht, was man zu den 
Plänen Ihres Senats ſagen ſoll. Sie wollten be⸗ 
reits die geringere Beſteuerung der gering ent⸗ 
lohnten Menſchen nach den Vorſchlägen des 
Rumpfſenats verhindern. Im Gegenſatz dazu tra⸗ 
gen Sie jetzt dazu bei, daß der ſchaffende Menſch 
noch über die irrſinnigen Pläne des Rumpfſenats 
hinaus beſteuert wird. Sie hatten angekündigt, 
daß Sie in den Volkstag gehen, um den ſogenann⸗ 
ten marxiſtiſchen Volksbetrug zu entlarven. Was 
Sie hier tun, iſt im Grunde nichts anderes, als 
Ihre eigene Entlarvung. Sie wird dazu beitra⸗ 
gen, daß bei der erſten beſten Gelegenheit, die ſich 
zeigt, Ihnen das Volk für dieſen Volksbetrug, wie 
er bisher in dieſem Ausmaß nicht zu verzeichnen 
war, die Quittung geben wird. (Lebhaftes Bravo! 
links. — Abg. Malſch: Sie ſind am dranſten mit 
der Quittung!) 
Vizepräſident von Wnuck: 
Herr Abg. Plenikowſti. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir ſtehen 
ja nicht zum erſtenmal in Danzig vor der Ver⸗ 
abſchiedung eines Ermächtigungsgeſetzes. Dieſe 
Materie ſtand bereits zweimal zur Beratung, und 
zwar zur ziemlich ausgiebigen Beratung. Aber 
es beſteht doch ein weſentlicher Anterſchied zwi⸗ 
ſchen der Beratung der damaligen Ermächtigungs⸗ 
geſetze und der heutigen. Der Unterſchied liegt 


Das Wort hat der 


darin, daß ſich der Senat bei dem Ermächtigungs⸗ 
geſetz im Jahre 1926 krampfhaft bemühte, den 
Nachweis zu führen, daß juriſtiſch und rechtlich ge⸗ 
ſehen das Ermächtigungsgeſetz nur mit einer ein⸗ 
fachen Mehrheit zu verabſchieden ſei, während die 
Opposition das Gegenteil behauptete und erklärte, 
ein Ermächtigungsgeſetz ſei nur mit qualifizierter 
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Mehrheit zu verabſchieden. 
ſetzungen nahmen ſeinerzeit bei den Beratungen 
einen breiten Raum ein. Holen Sie nur alle zuſam⸗ 
men, damit ſie nicht herbeigerufen werden müſſen. 
Es freut mich ſehr, vielleicht ſteht noch jemand 
vom Mittagſchläfchen auf. (Abg. Greiſer: Lange 
Leitung!) Die haben Sie, ſchon weil Sie länger 
ſind. Es freut mich, daß Sie anfangen, mich durch 
Zwiſchenrufe noch mehr zu beſchäftigen. Hoffent⸗ 
lich machen Sie es ſehr ausgiebig. (Zuruf des Abg. 
Greiſer). Ich habe ſchon einmal geſagt, daß Sie 
den Abg. Hohnfeldt als verbonzt bezeichnet haben. 
Aber ich glaube, die alten Volkstagsabgeordneten 
werden zugeben müſſen, daß die jetzigen National⸗ 
ſozialiſten in dieſen Tagen mehr verbonzt ſind, als 


Hohnfeldt in Jahren. Wie das friſche Blut aus⸗ h 
ſieht, merkt die Bevölkerung draußen, und ſie wird 


es noch mehr merken. (Abg. Greiſer: Die Sorge 


überlaſſen Sie uns!) Sie müſſen doch zufrieden 


ſein, wenn man Ihnen die Sorgen abzunehmen 
verſucht. Wer werden Ihnen die Sorgen inſofern 
abnehmen, als wir Ihnen Ihre Wähler abneh⸗ 
men. Sie haben dann keine Sorge mehr, wie Sie 
Ihre Wähler an ſich ketten. Sehen Sie, Herr 
Greiſer, Sie haben ſich ſchon beruhigt. Einem an⸗ 


dern Herrn flüſtert Herr Bertling ins Ohr: „Seien 
Sie ruhig, und verſuchen Sie nicht, die Ausfüh⸗ 
rungen zu verlängern!“ Vielleicht werden ſich dieſe 
Herren im Laufe der Zeit nach draußen verfügen. 

Ich wies darauf hin, daß ein weſentlicher Un⸗ 


terſchied bei dieſen Ermächtigungsgeſetzen beſteht. 
Damals nahmen die Erörterungen über die ein⸗ 
fache oder qualifizierte Mehrheit einen 
Raum ein. Faſt alle Parteien bemühten ſich, zu 
dieſer Frage Stellung zu nehmen und den Nach⸗ 
weis zu führen, entweder das Ermächtigungsgeſetz 
iſt nicht verfaſſungsändernd, es genügt eine ein⸗ 
fache Mehrheit, oder Sie führten den Nachweis, 
das Ermächtigungsgeſetz iſt verfaſſungsändernd, 
es iſt dazu eine qualifizierte Mehrheit notwendig. 
Damals war ich noch nicht in dieſem hohen Hauſe, 
deshalb hatte ich keine Gelegenheit, dazu Stellung 
zu nehmen. Aber die Herren, die an den Bera- 


tungen damals teilgenommen haben, werden zu⸗ 


ſtimmen müſſen und werden den Unterſchied um 
ſo mehr merken. Heute ſchneidet man nämlich dieſe 
Frage ſo gut wie gar nicht mehr an, weil es für 
dieſe Herren eine Selbſtverſtändlichkeit iſt, nur auf 
Grund von Ermächtigungen zu regieren, und weil 
dieſe Regierung gerade von ſolchen Parteien ge⸗ 
ſtützt wird, die das nicht nur für eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit halten, ſondern deren Ziel es iſt, 
unter Ausſchluß des Volkes, unter Ausſchluß der 


Werktätigen zu regieren, ähnlich wie wir es in 


Italien, wie wir es jetzt in Polen ſehen, wie der 
Beginn dazu in Deutſchland gemacht worden iſt. 
Deshalb ſchneidet man dieſe Seite der Erörterung 
überhaupt nicht an. — Herr Lademann, vielleicht 


werden Sie bald Auskunft geben müſſen, bleiben 


Sie lieber hier. (Staatsrat Lademann: Ich habe 
Sie geſtern ſchon ausführlich gehört!) Aber Ihre 
Ausführungen waren wertvoll, wir werden ſie be⸗ 
nutzen, um dazu Stellung zu nehmen. 

Wenn man dieſe Seite des Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes gar nicht erörtert hat, ſo hat das ſeine 
Gründe. Dieſe Gründe hat auch Herr Präſident 
Ziehm in ſeinen Ausführungen bei der erſten Be⸗ 


Dieſe Auseinander⸗ 


breiten 
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gierung und Volkstag befinden ſich in einer unab⸗ 
wendbaren Zwangslage.“ Er erklärt alſo, die 
Zwangslage mache es notwendig. (Zuruf bei den 
Nationalſozialiſten.) Sehr liebenswürdig, daß Sie 
ſich als Schüler fühlen. Hoffentlich nehmen Sie 
auch von dem Lehrer nachher die Lehren an. Ich 
fürchte nur, daß Sie kein gelehriger Schüler ſein 
werden. Manche Schüler ſind nicht zu erziehen, 
ich glaube, Sie gehören auch zu dieſen. — Alſo Sie 
berufen ſich auf die Zwangslage, in der ſich der 
Senat befindet. M. H., laufen Sie nicht hinaus, 
es kann ſehr ſchnell eine Abſtimmung kommen, 
dann ſind Sie nicht dabei, und dann kann ein Pa⸗ 
ragraph anders ausfallen als Sie es ſich gedacht 
aben. 

Wie dieſe Zwangslage ausſieht, dafür nur 
einige Beweiſe. Als wichtigſte Zwangslage führt 
der Senat folgende Tatſachen an. Am 25. dieſes 
Monats haben wir einen Fehlbetrag von 1½ Mil⸗ 
lionen in dem laufenden Bedarf von Staat und 
Stadt. Noch am 26. dieſes Monats iſt ferner ein 
Darlehn der Stadtgemeinde von 1 225 000 Gulden 
zur Rückzahlung fällig. Steht dieſe Summe uns 
dann aus dem Ueberbrückungskredit nicht zur Ver⸗ 
fügung, dann ſind Stadt und Staat nicht in der 
Lage, ihre Verpflichtungen zu erfüllen. Sie neh⸗ 
men alſo eine Summe von 1,25 bis 1½ Millionen 
als Notwendigkeit, dieſes Ermächtigungsgeſetz hier 
zu verabſchieden. Finden Sie nicht, daß das eine 
ſehr törichte und unſinnige Begründung iſt? Wiſ⸗ 
ſen Sie nicht mehr, daß Sie ſelbſt als ſozialiſtiſche 
Arbeiterpartei erklärt haben, es ſeien ſofort eine 


Million beim Spielklub und eine Million bei der 


Bank von Danzig zu holen? Sie hätten alſo nur 
ein entſprechendes Geſetz einzubringen brauchen 
und von den Gewinnen dieſer beiden Inſtitute ſo⸗ 
fort 3 Millionen wegzuſteuern brauchen und dieſe 
ſogenannte „Zwangslage“ wäre beſeitigt worden. 
Das müſſen Sie zugeben! Aber daß es gar nicht um 
dieſe 2,5 Millionen geht, das zeigt ja das ganze 
Ermächtigungsgeſetz. Es iſt töricht, ſich auf dieſe 
2,5 Millionen jetzt zu berufen. Gewiß, Sie beru⸗ 
fen ſich nicht nur auf dieſe 2,5 Millionen, Sie be⸗ 
rufen ſich auch noch auf die 16 Millionen, die man 
als Kredit braucht, um weiterwirtſchaften zu kön⸗ 
nen. Sie berufen ſich auch auf das Defizit, das zu 
decken iſt. Aber das ſind ja alles Fragen, die nach 
Ihrer Anſicht noch gar nicht ſo brennend ſind, daß 
ſie ſofort erledigt werden müßten. Sie bringen 


dieſes Ihr Geſetz ein nicht nur in Hinſicht auf die 


Zwangslage, ſondern weil dieſer Zwangslage ein 
Termin am 25. und 26. Januar geſtellt iſt, wäh⸗ 
rend Sie im Hauptausſchuß — ich werde das noch 
ſpäter näher anführen — immer wieder erklärt 
haben, daß die anderen Dinge noch Zeit hätten, z. 
B. hätte die Regelung der Wohnungszwangswirt⸗ 
ſchaft Zeit bis 1932. 

Das beweiſt eben, es geht Ihnen hierbei nicht 
um die 2,5 oder 3 Millionen, ſondern um das, was 
wir hier immer wieder zum Ausdruck brachten: 
Der Volkstag ſoll ausgeſchaltet werden; der Senat 
ſoll die ganze Geſetzgebung jetzt allein in die Hand 
nehmen und auf allen Gebieten der Verwaltung 
jetzt diktatoriſch ſeine Maßnahmen treffen. Wie 
dieſe Maßnahmen ausſehen werden, zeigt doch 
dieſes Ermächtigungsgeſetz und das werden auch 


ratung hier angegeben, indem er erklärte: „Res (C! 
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die Einbringer dieſes Ermächtigungsgeſetzes wiſ⸗ 
ſen, nämlich alles wird abgewälzt auf die werktä⸗ 
tigen Maſſen, auf die Aermſten der Armen, auf 
die Erwerbsloſen, auf die Kriegsopfer, auf dieſe 
Schichten der Bevölkerung, während die wirklich 
leiſtungsfähigen Kreiſe gerade durch die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Ermächtigungsgeſetzes geſchont wer⸗ 
den. Wenn wir uns dann gegen ein derartiges 


Geſetz zur Wehr ſetzen, dann wird jeder Werktätige 


uns verſtehen, wenn wir hier zu verhindern ſuchen, 
daß ein derartiges Geſetz Annahme findet, wenn 
wir alle Hebel in Bewegung ſetzen, um die Oef⸗ 
fentlichkeit auf den Plünderungsfeldzug aufmerk⸗ 
ſam zu machen, der hier beſchloſſen werden ſoll. 
ann wird die Bevölkerung uns ſehr gut verſte⸗ 
hen. Man wird aber nicht den Nazimann Greijer 
verſtehen, der auf dem Standpunkt ſteht, die Be⸗ 
ratungen ſollen hier möglichſt ſchnell beendet wer⸗ 
den. (Abg. Greiſer: Weshalb müſſen Sie meinen 
Namen nennen? Ich leſe gerade jo ſchön den „Völ⸗ 
kiſchen Beobachter. Das iſt viel intereſſanter, ſtö⸗ 
ren Sie mich doch nicht!) Ich weiß ganz genau, daß 
Sie in dem „Völkiſchen Beobachter“ Ihre Anwei⸗ 
ſungen bekommen, wie Sie Politik betreiben ſol⸗ 
len, aber wie Sie dieſe Politik betreiben, zeigt die⸗ 
ſes Ermächtigungsgeſetz und Ihre Zuſtimmung zu 
dieſem Geſetz. Wenn Ihnen hier von Regierungs⸗ 
ſeite erklärt wird, man müſſe im Intereſſe des 
Staates ſchnell handeln und im Intereſſe der 
Wirtſchaft, dann ſind Sie ſofort dazu bereit. Das 
iſt nichts anderes als Demogogie. Aber weiter: 
„Im Intereſſe des Staates und im Intereſſe der 
Wirtſchaft.“ Ja, was verſtehen dieſe Herren und 
was verſtehen dieſe Parteien denn unter „Staat“ 
und unter „Wirtſchaft“? Darunter verſtehen ſie 
die Intereſſen der beſitzenden Kreiſe. And daß 
dem ſo iſt, das zeigen ja auch dieſe Beſtimmungen 
des Ermächtigungsgeſetzes. 
Wir werden nachher im einzelnen ſehen, wie 
ſaſt jede Beſtimmung dazu dient, die beſitzenden 
Kreiſe in Schutz zu nehmen und die werktätigen 
Schichten aufs ſtärkſte zu belaſten. Das verſtehen 
Sie eben unter „Schutz der Wirtſchaft“. Schutz den 
Brofiten! Schutz den Gewinnen! Schutz der Mög⸗ 
lichkeit, weitere Profite und weitere Gewinne zu 
erzielen! Schutz der Möglichkeit, die Werktätigen 
weiter auszubeuten! Dieſer Schutz, das iſt Ihr 
„Schutz der Wirtſchaft“. Demgegenüber kennen 
wir einen anderen Schutz und das iſt der Schutz 
des Lebens der werktätigen Bevölkerung, Schutz 
des Lebens der Erwerbsloſen, Schutz des Lebens 
der Kriegsopfer, Schutz allen jenen Schichten, die 
gerade durch die Maßnahmen dieſes Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes in ihrer Exiſtenz noch mehr gefähr⸗ 
det werden ſollen. So ſteht hier die Frage zur Ent⸗ 
ſcheidung. Wer ſich für dieſes Ermächtigungsgeſetz 
ausſpricht, der ſpricht ſich dafür aus, den Beſitz zu 
ſchützen, der ſpricht ſich dafür aus, die Profite und 
die Gewinne zu ſchützen, der ſpricht ſich dafür aus, 
daß das Leben der werktätigen Schichten, der 
Kriegsopfer, der Erwerbsloſen, der Mieter uſw. 
noch ſtärker durch den Hungertod bedroht wird als 
bisher. Das iſt eine Tatſache, die niemand weg⸗ 
leugnen können wird. Wer den Kampf gegen die⸗ 
ſes Ermächtigungsgeſetz führt, wer alle ſeine Kräfte 
einſetzt, nicht um Verſammlungen abzuhalten, um 


in ihnen das dritte Reich zu proklamieren, ſon⸗ 


haben ſie bis heute geändert. 
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dern wer Verſammlungen abhält, um die Bevöl⸗ 
kerung zu mobiliſieren gegen die Beſtimmungen 
dieſes Ermächtigungsgeſetzes, wer durch Maßnah⸗ 
men anderer Art, durch Demonſtrationen, durch 
offenen Kampf verſucht, zu verhindern, daß dieſes 
Ermächtigungsgeſetz überhaupt erſt Wirklichkeit 
wird, der ſchützt die Kriegsopfer, der ſchützt die 
werktätigen Bevölkerungsſchichten. 

So ſteht hier die Frage und nicht ſo, wie ſie 
hier geſtellt wird von der Regierung, vom Senat, 
von den Parteien, die jetzt hinter dem Senat ſte⸗ 


hen. Geſtern im Hauptausſchuß haben die Natio⸗ 
nalſozialiſten — nicht aus eigener Initiative her⸗ 


aus, ſondern auf den Druck der Oeffentlichkeit hin 
— ſich doch veranlaßt gefühlt, gewiſſe Zugeſtänd⸗ 
niſſe dieſem öffentlichen Druck zu machen. Sie ha⸗ 
ben dort die Erklärung abgegeben — allerdings 


gab ſie der Abg. von Wnuck perſönlich ab — daß 


ſie nicht zuſtimmen wollten dem Paragraphen des 
Ermächtigungsgeſetzes, der die Erhebung der 
Krankenſchein⸗ und Rezeptgebühr fordert. Nun, 
ſie haben ihre Stellungnahme heute bereits wie⸗ 
der gewechſelt. Weiter wurde geſtern darauf hin⸗ 


gewieſen, daß ſie aller Wahrſcheinlichkeit nach hier 


bei der zweiten Leſung noch darüber ſprechen und 
vielleicht noch Anträge ſtellen wollten, um wenig⸗ 
ſtens gewiſſe Härten, vielleicht ſogar die ganze 
Beſtimmung, die jetzt eingeführt werden ſoll in 
bezug auf die Aenderung des Reichsverſorgungs⸗ 
geſetzes, zu verhindern. Auch dieſe Stellungnahme 
Sie ändern jetzt 
jeden Tag ihre Stellungnahme. Nun, Herr Abg. 
Greiſer, als ich geſtern ſagte: „Die Zukunft wird 
ja zeigen, daß Sie nicht etwa das zu tun beabſich⸗ 
tigen, was Sie jetzt perſönlich fordern, ſondern 
daß Sie wieder dem Ziehm⸗Senat und den Forde⸗ 
rungen der reaktionären Parteien zuſtimmen wer⸗ 
den“, da wurde mir entgegengerufen: „Spielen 
Sie doch nicht immer den Propheten!“ Ich wurde 
gefragt, ob ich ein Prophet ſei. Da erklärte ich 
Ihnen ſchon geſtern: Man braucht gar kein Pro⸗ 
phet zu ſein, man braucht nur Marxiſt zu ſein, um 


klar zu ſehen, wie die Entwicklung ſich vollzieht. 


Ich erklärte ſchon geſtern, was kommen würde. 
Das iſt eingetreten. Was man der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei geſtattet, find einige Manöver, 
die durchgeführt werden müſſen, um die Anhänger 
bei der Stange zu halten. Wie durchſichtig dieſe 
Manöver ſind, zeigen folgende Tatſachen: Auf der 
einen Seite holen Sie allein durch die Kopfſteuer, 
durch die Mindeſtſteuer, ungefähr 1 Million her⸗ 
aus. Dann geben Sie den Fiſchern großzügig 
40 000 Gulden. (Sie wollten ſogar nur 30 000 
Gulden geben!) Wenn Sie es wollen, werden wir 
100 000 Gulden beantragen. Wir wiſſen aber, 
daß Sie dann ſagen würden, Sie hätten kein Geld. 
In dieſer Beziehung kann man aber nicht Prophet 
ſein. Man kann nicht wiſſen, wie es in einem 
Nazigehirn ausſieht. Man kann nur ahnen, was 
darin ſteckt. Ganz genau wiſſen, was es denkt, 
kann man nicht. Man kann nicht wiſſen, ob für 
30 000 oder 40 000 Gulden Bewilligungsfreudig⸗ 
keit vorhanden iſt. Deshalb haben wir 30 000 
Gulden beantragt. Wenn wir gewußt hätten, daß 
Sie, Herr Greiſer, 40 000 Gulden bewilligen woll⸗ 
ten oder 100 000 Gulden, ſo hätten wir einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag eingebracht. Wenn Sie aber 


— 


A) 40 000 Gulden bewilligen, jo werden dieſe von der 


(B 


— 


126 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 


einen Million genommen, die auch die Fiſcher be⸗ 
zahlen müſſen, wenn ſie arbeiten. Für jeden Ar⸗ 


beitstag werden ſie 5 Pfennig bezahlen und bald 


werden ſie die 40 000 Gulden und noch mehr durch 
die Kopfſteuer wieder zurückgezahlt haben. (Zuruf 
des Abg. Greifer). Sie müſſen ſelbſt zugeben, daß 
die Fiſcher doch eine Reihe von Monaten Arbeit 
haben. Das ſteht einwandfrei feſt. 
Abg. Greiſer) Das können Sie nicht mehr anfüh⸗ 
ren. Es iſt Ihnen zu unbequem, weil 
Wahrheit nicht hören will. Man kann natürlich 
großzügig 40 000 Gulden bewilligen, wenn dieſelbe 
Volksſchicht das in Form der Kopfſteuer doppelt 
und dreifach wieder zurückzahlen muß. Aber noch 
weiter. Man zahlt das nicht einmal aus Steuern, 
die man in Form von Kopfſteuern uſw. hereinholt, 
ſondern man verlangt da noch ſogar, um dieſe 
Summe auszahlen zu können, eine neue ſteuerliche 
Belaſtung nicht des Beſitzes, ſondern der Konſu⸗ 
menten durch Beſteuerung von Konſumvereinen. 
Das zeigt eben, wie durchſichtig Ihre Manöver 
ſind. Es iſt ſo, daß die Bourgeoiſte ihren Lakaien, 
ihren Dienern, die mit der 
nahmen zur Sicherung der Klaſſenherrſchaft be⸗ 
auftragt werden, nicht mehr Manöver auf einer 
ſo breiten Baſis geſtatten kann, wie es früher noch 
möglich war. Sehen Sie einmal, früher waren 
die Manöver auch vorhanden. 
ver ſahen nach außen ſogar ſozialer aus. 
damals vor drei oder vier Jahren bewilligte der 
Volkstag in einem Handumdrehen 3 bis 400 000 
Gulden Sonderbeihilfe für die Erwerbsloſen. 
Heute nicht mehr. D. h. die Baſis für die Lakaien 
der Bourgeoiſie zur Durchführung von Manövern 
iſt ſchmäler geworden. Aber dieſe Tatſache führt 
natürlich zu einer ſchnellen Entlarvung dieſer La⸗ 
kaienparteien der Bourgeoiſie. Deshalb wird ja 
auch gerade Ihre Partei viel ſchneller entlarpt 
werden, als die S. P. D. entlarvt worden iſt. Ich 
ſagte ſchon, wie die Frage ſteht. Entweder Schutz 
dem Leben und dem 
oder Schutz dem Leben der werktätigen Kreiſe. 
Das ſteht jetzt hier zur Verhandlung. Sie wol⸗ 
len doch Volksvertreter ſein. Sie wollen entſchei⸗ 
den, was recht, was gut und was billig iſt. Aber 
Sie laſſen ſich die Schein⸗Entſcheidung darüber 
ſogar völlig aus der Hand nehmen. Sie legen 


das in die Hände einer Körperſchaft, die nicht ent⸗ 


fernt die Garantie gibt, daß ſie auch nur gering⸗ 
fügige Erleichterungen durchführen wird. Es iſt 


ſelbſtverſtändlich, daß die Inſtanz und die Körper⸗ 
will, auf Grund dieſer 
Ermächtigungen Maßnahmen durchzuführen, die 
das Leben, den Luxus, Profite und Gewinne der 
Wir 


ſchaft, die das Recht haben 


beſitzenden Klaſſe ſchützen, erklären muß: 
wollen euch nichts nehmen, wir laſſen euch ja alle 
Rechte. Wenn der Präſident des Senats erklärte, 
es handle ſich nicht, wie in der Oppoſitionspreſſe 
geſagt worden iſt, um eine Vergewaltigung des 
Volkstages, die Volksvertretung ſoll der von ihr 
verfaſſungsmäßig gewählten Regierung nur die 
Möglichkeit geben, Staat und Volk aus der Ge⸗ 


fahr, in die ſie ohne Verſchulden der gegenwärti⸗ 


gen Regierung hineingeraten ſind, zu befreien, ſo 


habe ich ſchon nachgewieſen, daß es doch eine Aus⸗ 


ſchaltung des Volkstages iſt, die ſich der Volkstag 


man die 


Durchführung der Maß⸗ 


Aber dieſe Manö⸗ 
Denn 


Luxus der beſitzenden Klaſſe, 


(Zuruf des D 
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gefallen läßt. Der Volkstag braucht ſich dieſe Aus⸗ (O 
ſchaltung natürlich nicht gefallen zu laſſen. Aber 
wenn Sie ſagen, es ſei notwendig, um die Mög: 
lichkeit zu geben, Staat und Volk aus der Gefahr, 
in die ſie ohne Verſchulden der gegenwärtigen Re⸗ 
gierung hineingeraten ſind, zu befreien, dann iſt 
das doch auch nichts anderes als Demagogie. Sie 
ſagen, ohne Verſchulden der jetzigen Regierung. 
amit ſagen Sie alſo, die vorige Regierung hätte 
ſchuld. Wir wiſſen ja, daß gerade in den letzten 
Tagen die Frage auch vom jetzigen Senat anders 
behandelt wurde, indem erklärt worden iſt, auch 
die frühere Regierung hätte nicht ſchuld, das läge 
eben in der Situation, das ſei die Wirtſchaftskriſe, 
die augenblicklich alle Länder heimſuche. Sie er⸗ 
klären hier wieder etwas anderes, d.h. Sie betonen 
die Anſchuld der gegenwärtigen Regierung. Aber 
dann muß gleich hinzugefügt werden, daß in der 
gegenwärtigen Regierung Senatoren ſitzen, die ja 
auch in der alten Regierung waren, ſo daß Sie 
dann die Formulierung ſchon hätten anders faſſen 
müſſen, um nicht wirklich der Demagogie beſchul⸗ 
digt zu werden. Aber Staat und Volk ſtehen vor 
einer Gefahr. Was iſt denn das für eine Gefahr? 
Das iſt eine Wirkung des kapitaliſtiſchen Syſtems. 
Diejenigen, die dieſe ſogenannte Gefahr verur⸗ 
ſacht haben, ſollen auch die Folgen dieſer Gefahr 
tragen, d. h. um mit unſeren Loſungen zu ſprechen, 
die Reichen ſollen zahlen. 


Wenn ich hier zu der Frage der rechtlichen Seite 
der Ermächtigung Stellung nehme, — Herr Abg. 
Greiſer, es wäre beſſer, wenn Sie nach oben mit 
„Heil Hitler“ 
ein Stahlhelmmann!) Es gibt da alſo Unterſchiede 
in der Begrüßung. (Abg. Greiſer: Die kennen Sie 
noch nicht, trotzdem Sie Lehrer ſind!) Ein Lehrer 
kann nicht alles wiſſen. Wenn ein kommuniſtiſcher 
Lehrer nicht alles weiß, ſo weiß er doch immerhin 
etwas. Ich bin aber der Ueberzeugung, daß die 
Nazis nichts wiſſen. Wenn ich immer wieder auf 
die rechtliche Seite der Ermächtigung einging dann 
nicht etwa, um darauf zu pochen und zu erklären, 
dies oder das ſei unzuläſſig, man darf das nicht 
tun, das Geſetz läßt das nicht zu, ſondern um zu 
zeigen, wie Sie ſelbſt auf Recht und Verfaſſung 
pfeifen, wenn etwas im Widerſpruch zu Ihren 
Maßnahmen ſteht. 

enn wir uns nun das Ermächtigungsgeſetz 
von dieſer Seite aus einmal anſehen, dann müſſen 
wir fogendes feſtſtellen. Es heißt hier im erſten 
Abſatz des 8 1: 

Im Hinblick auf die Notlage der Freien Stadt 
und zur Wiederherſtellung des Gleichgewichts in den 
Haushalten des Staates der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände, ſowie zur Behebung finanzieller, 
wirtſchaftlicher und ſozialer Mißſtände wird der 


Senat ermächtigt, die folgenden Maßnahmen, denen 
der Volkstag hiermit zuſtimmt, zu treffen. 


Dann führen Sie die einzelnen Maßnahmen an. 
Aus den Maßnahmen, die Sie allein in § 1 an⸗ 
führen, kann man doch tatſächlich ſchon ſehen, wie 
umfangreich dieſe ſind. Sie ſtellen ſich außerdem 
auf den Standpunkt, bei der Delegation aller die⸗ 
ſer Maßnahmen genüge ſogar eine einfache Mehr⸗ 
heit. Deshalb muß man erſt einmal überhaupt 


erfaſſen, wie umfangreich dieſe Maßnahmen ſind, 
die Sie delegiert haben wollen. Es kommt hinzu, 
daß Sie ja auch noch Abänderungsanträge geſtellt 


grüßten! — Abg. Greiſer: Das iſt (D) 


(A 


— 


) 
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haben, aber nicht Abänderungen, die etwa eine 
Einſchränkung der Materie bedeuten, ſondern Ab⸗ 
änderungen, die im Gegenteil eine bedeutende Er⸗ 
weiterung der Materie mit ſich bringen. Sie ha⸗ 
ben allein hier im § 1 zwölf verſchiedene Maßnah⸗ 
men angeführt, zwölf verſchiedene Komplexe der 
Verwaltung, die Sie delegiert haben wollen. Da⸗ 
bei ſind die Formulierungen dieſer Delegation ſo 
gehalten, daß auf dem jeweiligen Gebiet ſo gut 
wie alles abgeändert werden kann. Es kommt wei⸗ 
ter hinzu, daß dieſe einzelnen Gebiete noch Unter⸗ 
gebiete haben. Es kommt noch hinzu, daß Sie zu 
den Punkten 11 und 12 noch eine Erweiterung be⸗ 
antragt haben durch die Punkte 13 und 14. Was 
wollen Sie alles ermächtigt haben? 

1. Vereinfachung der Verwaltung und Rechtspflege 

3 mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, 

2. Aenderung des Steuergrundgeſetzes zwecks Verein⸗ 

„ fachung und Verbilligung der Steuerverwaltung, 

3. Aenderung der Vorſchriften über den Finanzaus⸗ 

gleich in den einzelnen Steuergeſetzen, 
4. Aenderung des Einkommenſteuergeſetzes, und zwar 
a) Einführung einer beſonderen Steuer für Auf⸗ 
ſichtsratstantiemen, 
euregelung der ſozialen Ermäßigungen, 


e) Einführung einer Mindeſtſteuer für diejenigen 


Steuerpflichtigen, die auf Grund der ſozialen 
Vorſchriften des Geſetzes ſteuerfrei ſind, 
5. Aenderung des Gewerbeſteuergeſetzes, und zwar 
a) Vereinigung der II. und III. Kammer des Ver⸗ 
waltungsgerichts, 
b) Ausdehnung der Gewerbeſteuer auf die freien 
Berufe, 
6. Aenderung 
E 115 5 6 un 
Aenderung des U 
Su 88 8 und es, und zwar 
b) 1 a . auf 1% Prozent 
rozen it d 
der an mit Ausnahme der Umſätze 
8. a des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes, und 
a) Erhebung einer ſtaatlichen Notabgabe ; 5 
von 10 Prozent der Friedensmieten An den 
zwangsbewirtſchafteten Räumen und ihre Ver⸗ 
teilung auf Staat und Gemeinden, 
b) 1 Se Aiden richt mit dem 
tele eines planmäßigen Abbaus d = 
ee 5 der Zwangs 


957 Erbſchaftsſteuergeſetzes, und zwar 


9. Aenderung des Wechſelſtempelgeſetzes, und zwar 


Erhöhung der Steuerſätze, 

10. Aenderung des Verſicherungsſteuergeſetzes, 
zwar Erhöhung der Steuerſätze, 

11. Aenderung des Zuckerſteuergeſetzes, und zwar in 
1 auf den Kreis der ſteuerpflichtigen Gegen⸗ 


und 


und Provinzialabgabenge⸗ 


= 10 beantragen in § 

zunehmen: 14. Feſt 

ts i Feſtlegung des Staatshaushalts⸗ 
sit alſo ein derartig umfangreiches Gebiet, d 

85 beim beſten Willen nicht ſagen kann, = ee 
elt ſich um eine einfache Ermächtigung, es handelt 


hnung an die Regelung im Reich. 
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ſich nur um Maßnahmen zur Behebung einer 
augenblicklichen Notlage. In Wirklichkeit handelt 
es ſich um eine Ermächtigung, die den ganzen 
Volkstag ausſchaltet und die ganze bisherige Art 
der Geſetzgebung. Das muß immer wieder feſt⸗ 
gehalten werden. Es iſt alſo nicht eine einfache 
Ermächtigung, ſondern tatſächlich eine Ermächti⸗ 
gung, die nach Ihrer früheren Anſicht unbedingt 
eine qualifizierte Mehrheit erforderte. 2 
In bezug auf dem Umfang habe ich bereits 
den Nachweis geliefert, daß der Umfang tatſächlich 
ziemlich erheblich iſt. Nun wiſſen wir, daß nicht 
nur in bezug auf den Umfang, ſondern überhaupt 
die Frage ſtrittig iſt, ob Sie das fordern können: 
„Im Hinblick auf die Notlage der Freien Stadt, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände wird der 
Senat ermächtigt“, alſo, ob überhaupt nach der 
Geſetzgebung eine Ermächtigung tatſächlich mit 
einfacher Mehrheit möglich iſt. Ich habe be⸗ 
reits an einer anderen Stelle, ich habe im 
Hauptausſchuß darauf hingewieſen, daß dieſe Er⸗ 
mächtigung verfaſſungswidrig iſt, ohne daß wir 
uns dadurch irgendwie auf dieſe Verfaſſung feſt⸗ 
legen wollten. 
Anſere Stellungnahme zu dieſer Verfaſſung iſt 
bekannt. Unſer Kampf und unſer Ziel iſt, an die 
Stelle dieſer bürgerlichen Verfaſſung des Klaſſen⸗ 
ſtaates die Verfaſſung der proletariſchen Diktatur 
zu ſetzen. Aber vom Standpunkt der Bourgeoiſie 
aus geſehen wiſſen wir, daß breite bürgerliche 
Kreiſe erklärt haben, daß dieſe einfache Mehrheit 
für die Ermächtigung nicht gangbar ſei, ſondern 
daß zu jeder Ermächtigung eine qualifizierte 
Mehrheit erforderlich ſei. Wir wiſſen, daß ſogar 
prominente Mitglieder des jetzigen Senats dieſen 
Standpunkt eingenommen haben. So war es der 
jetzige Senator Blavier, der ſeinerzeit im Jahre 
1926 den Standpunkt eingenommen hat, daß die 
Ermächtigung nicht möglich ſei mit einer einfachen 
Mehrheit, und der damals darauf hinwies, daß die 
Ermächtigung eben nur durchgeführt werde, weil 
die verfluchte deutſchnationale Parteipolitik es 
verlange. Nun verlangt es eben nicht nur die 
„verfluchte deutſchnationale Parteipolitik,“ ſon⸗ 
dern es wird jetzt verlangt von der verfluchten 
Hausbeſitzer⸗Parteipolitik. Daß dem ſo iſt, wer⸗ 
den wir nachher noch ganz ausführlich ſehen bei 
dem $ 1, Ziffer 8. Wenn es auch beinahe jo aus⸗ 
ſieht, oder wenn es auch der Herr Blavier diesmal 
ſo hinzuſtellen verſucht, als ob er für die Durch⸗ 
führung dieſer Maßnahmen von ſeinen Hausbe⸗ 
ſitzern totgeſchlagen werden würde, nun, die dama⸗ 
ligen Gegner des Ermächtigungsgeſetzes, u. a. alſo 
auch der Herr Abgeordnete, jetzige Senator Bla⸗ 


vier, ſtellen ſich heute eben auf den Standpunkt: 


Ein Ermächtigungsgeſetz mit einfacher Mehrheit 
iſt verfaſſungsmäßig. Wir wiſſen, daß im Artikel 
43 der Verfaſſung ausdrücklich verankert iſt, daß 
ein Geſetz nur zuſtande kommt durch gemeinſamen 
Beſchluß von Senat und Volkstag. Der damalige 
Senat ſtellte ſich auf den Standpunkt: „Ja, aber 
dieſe Formulierung ſchließt nicht Delegationen aus⸗ 
drücklich aus. Wenn die Ermächtigung nicht aus⸗ 
drücklich von der Verfaſſung ausgeſchloſſen ſei, dann 
ſei die Ermächtigung eben gangbar.“ Nun, das iſt 
natürlich Auffaſſungsſache und in dieſer Bezie⸗ 


hung, das erklärten ja auch ſchon die Herren Se⸗ 


(D) 
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natoren, rede man aneinander vorbei. Wir er⸗ 
klärten damals ſchon, wir werden Euch nicht über⸗ 
zeugen, Ihr werdet uns nicht überzeugen und dar⸗ 
auf kommt es hier ja auch gar nicht an. Uns kommt 
es darauf an, der Oeffentlichkeit zu zeigen, welche 
Argumente für das Ermächtigungsgeſetz hier an⸗ 
geführt werden. Uns kommt es darauf an, der 
Oeffentlichkeit zu zeigen, was denn überhaupt ge⸗ 
macht wird, der Oeffentlichkeit zu zeigen, was das 
ganze Ermächtigungsgeſetz in Wirklichkeit iſt, der 
Oeffentlichkeit zu zeigen, daß man dieſe Maßnah⸗ 


men trifft unter Ausſchaltung des bisherigen Gan⸗ 
ges der Geſetzgebung. Darauf kommt es an. Wir 


wollen der Oeffentlichkeit das zeigen, was bereits 


der frühere Abgeordnete Hohnfeldt mit Bezug auf 
das damalige Ermächtigungsgeſetz ſagte, daß das 
ganze Ermächtigungsgeſetz nichts anderes als eine 


Schiebung ſei. Nur, daß die Kollegen des Herrn 
Hohnfeldt heute hier dieſe Schiebung mitmachen. 

Ich habe ſchon im Hauptausſchuß betont, daß 
nach neueren Kommentaren zur Verfaſſung ſogar 
erklärt wird, daß ſelbſt eine begrenzte Ermächti⸗ 


gung verfaſſungswidrig ſei, daß auch zu einer be⸗ 


grenzten Ermächtigung eine qualifizierte Mehr⸗ 
heit notwendig ſei. Ich habe auch den Kommentar 
hier zitiert, aber eine Antwort iſt mir vom Senat 


darauf noch nicht erteilt worden. Es iſt da aus⸗ 


drücklich darauf hingewieſen, daß die Verfaſſung 
eben genau vorſchreibt, in welchen Bahnen und auf 
welchem Wege ſich die Geſetzgebung zu vollziehen 
hat, alſo daß das nicht ſo aufzufaſſen iſt, alles, was 
nicht enthalten iſt, das kann durchgeführt werden, 


(8) ſondern daß die Auffaſſung nur folgende fein kann: 


Nur in der Form, wie die Verfaſſung es ausdrück⸗ 


lich vorſchreibt, kann gehandelt werden. Wenn 
dieſe Form überſchritten wird, dann iſt immer eine 
verfaſſungsändernde Mehrheit erforderlich, um die 
Sache durchzuführen. Nun, Sie werden ſich davon, 
wie ich bereits ſagte, nicht überzeugen laſſen und 
wir führen das ja nur deshalb hier an, um zu zei⸗ 
gen, wie die Beſtimmungen der Verfaſſung und 
der Geſetze für Sie nur Zwirnsfäden ſind, wenn es 


gilt, den Beſitz in Schutz zu nehmen, wie Sie dann 
rückſichtslos dieſe Zwirnsfäden zerreißen und be⸗ 


ſeitigen. Nun ſtellte ich ſchon einmal die Frage 
und nachdem wir geſehen haben, welchen Umfang 


allein ſchon der $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes hat, 
erweitert ſich die Erkenntnis, daß die Frage tat⸗ 


ſächlich ſo geſtellt werden muß, entweder Schutz 
den Reichen oder Schutz den Armen. So ſteht die 
Frage und nicht anders. 

Nun iſt es außer der Kommuniſtiſchen Partei 


noch eine andere Partei, die wenigſtens den Schein 


zu erwecken ſucht, als ob es ihr wirklich ernſt ſei 
mit dem Kampf gegen dieſes Ermächtigungsgeſetz. 
Vor allen Dingen beruft ſich dieſe Partei, nämlich 


die Sozialdemokratie, darauf, daß ſie ja bereits 


1926 den Kampf gegen dieſes Ermächtigungsgeſetz 
geführt habe. Nun, Sie wiſſen ganz genau, meine 
Herren von der Sozialdemokratie, der Kampf hier 


genügt nicht allein, man ſoll auch hier die Möglich⸗ 


keiten, die der Arbeiterklaſſe geboten ſind, aus⸗ 
nutzen um den Verſuch zu machen, daß ein derarti⸗ 
ges Geſetz hier nicht zur Annahme gelangt. Dieſe 
Möglichkeiten muß man ausſchöpfen, man muß alle 
Möglichkeiten ausſchöpfen, beſonders aber muß 


man das Schwergewicht dieſes Kampfes außerhalb 
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des Parlaments verlegen. Mit einer großen Ver⸗ 
ſammlung, wie Sie ſie am Sonnabend abhalten 
wollen, allein iſt es natürlich auch nicht getan, da 


muß man ſchon einen Schritt weitergehen und zum 


aktiven Kampf greifen. Sie wiſſen ganz genau, 
daß noch immer die ſchärfſte Kampfwaffe der Ar⸗ 
beiterklaſſe der Streik geblieben iſt und vor allen 
Dingen der politiſche Maſſenſtreik. Den politi⸗ 
ſchen Maſſenſtreik muß man proklamieren, wenn 
man wirklich ernſthaft den Kampf führen will 
gegen dieſesErmächtigungsgeſetz, und den muß man 
auch durchführen. Sie, die ſie im Beſitze des Ge⸗ 
werkſchaftsapparates ſind, haben doch wirklich die 
beſte Gelegenheit, dieſe Kampfwaffe zur Anwen⸗ 
dung zu bringen. Statt deſſen begnügen Sie ſich 
mit einigen Abänderungsanträgen. Die ſozialde⸗ 
molkratiſchen Abgeordneten verwahrten ſich dage⸗ 
gen, als ich erklärte, ſie hätten ſo indirekt zu ver⸗ 
ſtehen gegeben, mitzuarbeiten. Sie erklärten, dieſe 
Formulierung, ſie ſeien bereit zu friedlicher Mit⸗ 
arbeit, bezöge ſich nur auf das Sanierungswerk, 
nicht auf das Ermächtigungsgeſetz. 

Wenn man Anträge zu irgendeinem Geſetz 
ſtellt, m. H. von der Sozialdemokratie und dieſe 
Anträge dann angenommen werden, dann doku⸗ 
mentiert man doch damit, daß man eventuell ge⸗ 
neigt iſt, dem ganzen Geſetz zuzuſtimmen. Man 
will nur dieſe und jene Maßnahme beſeitigt wij- 
ſen. Sie haben ſolche Maßnahmen angeführt, die 
beſeitigt werden ſollen. Wenn man ſich die an⸗ 
ſieht, und damit das ganze übrige Ermächtigungs⸗ 
geſetz vergleicht, kann man wirklich feſtſtellen, 
daß im großen und ganzen alles natürlich beim 
alten bleibt. Die Delegation an den Senat bleibt 
und es bleiben auch noch allerhand Maßnahmen, 
deren Durchführung eine ungeheure Belaſtung 
für die werktätigen Maſſen darſtellt. Welche Ab⸗ 
änderungsanträge haben Sie nun geſtellt? Wir 
haben erklärt, daß wir zum Ermächtigungsgeſetz 
keine Anträge ſtellen werden. Dadurch, daß wir 
beim Ermächtigungsgeſetz keine Anträge ſtellen, 
dokumentierten wir bereits unſeren unverſöhn⸗ 
lichen Kampf gegen dies Ermächtigungsgeſetz. 
Nicht die geringſte Mitarbeit kommt hierbei in 
Frage. Nicht einmal das Stellen von Abände⸗ 
rungsanträgen. Wir haben darüber hinaus er⸗ 
klärt, daß wir aber ſelbſtändige Anträge ſtellen 
werden, die wir auch eingebracht haben, und zwar 
zu faſt allen Punkten, die hier im Ermächtigungs⸗ 
geſetz erwähnt werden. Als ich das Stellen von 


nanzausgleich erwähnte, glaubte der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Abgeordnete Mau die Gelegenheit ge⸗ 
funden zu haben, um mich feſtzunageln. Womit, 
das weiß ich nicht. Ich wäre ſehr gern bereit, ihm 
dazu ſogar die Nägel und den Hammer zu liefern. 
Er verſuchte, mich damit feſtzunageln, daß wir 
Anträge einreichten. Er war ſehr erſtaunt, daß 
wir erklärten, wir wollten am Sanierungswerk 
mitarbeiten, indem wir Anträge ſtellen. 

Wir ſtellen Anträge, aber nicht zur Sanie⸗ 
rung dieſer Wirtſchaft und dieſes Staates, ſon⸗ 
dern wir ſtellen Anträge, um die Notlage der 
minderbemittelten Bevölkerung zu lindern, um 
zu zeigen, woher tatſächlich die Beträge geholt 
werden können, um dieſe Notlage zu lindern. 
Wir führen den Kampf unter der Parole: 


Anträgen ganz beſonders in bezug auf den Fi⸗ 


5 
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„Schutz den Armen, Kampf den Reichen.“ Wir 
fordern Beſteuerung der Reichen. Die Reichen ſol⸗ 
len zahlen. Weg mit den Rieſengehältern, weg 
mit den Rieſenpenſionen, Verbeſſerung der Ren⸗ 
ten, der Anterſtützungen der Kriegsopfer und der 
Erwerbslosen. Dieſe Forderungen ſtellen wir. 
Wir müſſen natürlich dieſe Forderungen in Form 
von Anträgen zum Ausdruck bringen, die wir in 
der Gemeinde, in den Kreiſen und auch hier im 
Volkstag einbringen. Wenn man uns dadurch, 
daß wir derartige Anträge ſtellen, feſtnageln will, 
dann iſt das eine ſehr unverſtändliche Geſchichte; 
enn das haben wir immer gemacht und wir 
werden das auch weiter tun. Ich habe außerdem 
darauf hingewieſen, daß ſich die Sozialdemo⸗ 
kratie im großen und ganzen damit begnügt, Ab⸗ 
änderungsanträge zu ſtellen, ſogar zum Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz. Sie wird ein bißchen reden und 
dann wird ſie damit zufrieden ſein, daß das ganze 
Geſetz ſeine Annahme findet. 

u dieſer Annahme gelangt man, wenn man 
den Artikel lieſt, der heute in der „Volksſtimme“ 
enthalten iſt. Kein Wort von Kampf und Kampf⸗ 
lojungen, ſondern immer nur der Hinweis, die 


1 5 1 5 
Bevölkerung wird es zu ſpüren bekommen, wenn 


ſich das Ermächtigungsgeſetz auswirkt. Die Be⸗ 


völkerung wird es zu ſpüren bekommen, wie ſie 


bei der letzten Volkstagswahl gewählt hat. Das 
iſt Ihre berühmte Duldungspolitik Sie dulden 
es, daß der Senat ſolche Hungermaßnahmen 
durchführt. Sie führen einen Kampf, der aber 
nur ein Scheinkampf iſt. Aber ſonſt hoffen Sie, 
daß die Bevölkerung durch das Spüren ſchon ſelbſt 
aufwachen wird. Man ſoll aber nicht dulden, daß 
etwas durchgeführt wird, ſondern man ſoll dage⸗ 
gen kämpfen. Man muß alle Hebel in Bewegung 
ſetzen, um zu verhindern, daß ſolche Schandmaß⸗ 
nahmen durchgeführt werden. Hier zeigt es ſich 
ganz klar und deutlich, wie unrecht Sie haben, 
wenn Sie uns vorwerfen, wir ſeien Verelen⸗ 
dungspolitiker, wir jeien für die Verelendungs⸗ 
theorie. Sie mit Ihrer Duldungspolitik ſind für 
die Verelendung. Sie ſagen, ſchön, laß die Maß⸗ 
nahmen durchgeführt werden, die Verelendung 
wird ſteigen, die werktätigen Maſſen werden )e- 
hen, wer die Verelendung herbeiführt und dann 
haben wir alle Urſache, zu ſagen, jetzt gebt den 
Leuten die Quittung. Demgegenüber haben wir 
einen andern Weg. Sie werfen uns vor, wir war⸗ 
ten nur auf die kommende Weltrevolution. Wenn 
wir auf die kommende Weltrevolution warten 
wollten, dann würde ſie überhaupt nicht kommen, 
dann wären bis dahin die werktätigen Maſſen 
und Arbeiter totgehungert. Man muß die Maſ⸗ 
ſen in den Kampf führen, gegen jede Hunger⸗ 
maßnahme die gegen die werktätigen Maſſen 
durchgeführt wird. 


Nun liegen hier die Abänderungsanträge der 


Sozialdemokratiſchen Partei vor. Sie beantragt, 
N aß im 8 1 einige Abänderungen vorgenommen 
werden ſollen, und zwar ſoll der Abſ. 4 weſentlich 
geändert werden. Der Abſatz a) iſt zu ſtreichen 
und dafür iſt eine andere Beſtimmung hineinzu⸗ 


nehmen. Weiter iſt unter Ziffer 4 der Abſatz b) 


zu ſtreichen und dafür gleichfalls eine andere Re⸗ 
gelung hineinzuſetzen. Dann iſt weiter im 8 1 
Ziffer 4 auch der Abſatz e) zu ſtreichen und eine 


andere Formulierung dufür zu ſetzen. Weiter iſt 
in $ 1 die Ziffer 8 zu ſtreichen und eine andere 
Regelung hineinzuarbeiten. Dann noch etwas, 
was allerdings nicht zu dem 8 1 gehört und wor⸗ 
auf wir ſpäter zu ſprechen kommen werden. — 
Vielleicht ſind Sie ſo liebenswürdig, mir die Ab⸗ 
anderungsanträge hinaufzureichen, damit ich 
weiß, was unterdeſſen Neues geſchehen iſt. Ich 
werde bei den einzelnen Abſätzen auch noch zu 
den Abänderungsanträgen der Sotzialdemokrati⸗ 
ſchen Partei beſonders Stellung nehmen. Nun ſe⸗ 
hen wir unterdeſſen, daß, ſoweit ich es überſehen 
kann, die Nationalſozialiſten den Druck der Oef⸗ 
fentlichkeit noch ein wenig mehr zu ſpüren be⸗ 
kommen haben; denn ſie haben jetzt noch einige 
Abänderungsanträge geſtellt. Inwieweit ſie ſich 
auswirken werden, allerdings zum Beamtenbeſol⸗ 
dungsgeſetz, werden wir nachher noch hören. 

Sehen wir uns einmal die einzelnen Punkte 
dieſes $ 1 an. Von dem erſten Abſatz habe ich be⸗ 
reits geſprochen, nämlich zur Frage der Ermäch⸗ 
tigung. Nun heißt es hier in Punkt 1: „Verein⸗ 
fachung der Verwaltung und Rechtspflege mit 
dem Ziel, Erſparniſſe zu machen.“ Sie wollen 
alſo Erſparniſſe machen, und da möchte ich darauf 
hinweiſen, daß es dazu gar nicht erforderlich 
wäre, das Ermächtigungsgeſetz zur Verabſchie⸗ 
dung vorzulegen, ſondern daß Sie ſchon, wenn 
Sie die von uns vorgelegten Anträge verabſchie⸗ 
det hätten, Gelegenheit gehabt hätten, ſolche Er⸗ 
ſparniſſe zu machen, und zwar in dem Umfang, 
wie ich nachher bei den Steuergeſetzen nachweiſen 
werde, der genügt hätte, zu verhindern, daß eine 
neue Anleihe aufgenommen wird. 

Sie nehmen 16 Millionen auf, alſo begeben 
Sie ſich weiter in die „Zinsknechtſchaft“. Durch 
unſere Anträge hätten Sie das verhindern kön⸗ 
nen. Wir wiſſen natürlich, was unter Verein⸗ 
fachung der Verwaltung und Rechtspflege mit 
dem Ziel, Erſparniſſe zu machen, zu verſtehen iſt. 
Dieſe Formulierung in Abſatz 1 iſt außerdem ſo 
wenig konkret gehalten, daß man beim beſten Wil⸗ 
len nur ſagen kann, das jetzt alles auf dieſem 
Gebiet getan werden kann, daß Sie ganze Geſetze 
außer Kraft ſetzen können und daß Sie neue Ge⸗ 
ſetze ſchaffen können. Allein der erſte Abſatz zeigt 
ſchon die Notwendigkeit einer qualifizierten 
Mehrheit zur Verabſchiedung. Ich habe ſchon ein⸗ 
mal darauf hingewieſen, daß ſich ſogar der frühe⸗ 
re deutſchnationale Senat auf den Standpunkt 
stellte, daß es zwei Ausnahmen gäbe, die es not⸗ 
wendig machten, ein Ermächtigungsgeſetz mit qua⸗ 
lifizierter Mehrheit durchzubringen. Zu dieſen 
Ausnahmen gehörte, wie Sie damals betonten, 
der Umfang der Delegation. Wir ſind alſo der 
Ueberzeugung, wenn Sie ſich nichts anderes hät⸗ 
ten delegieren laſſen als den Abſatz 1, Vereinfa⸗ 
chung der Verwaltung und Rechtspflege mit dem 
Ziel, Erſparniſſe zu machen, daß das bereits jo 
umfangreich iſt, daß zu dieſer Delegation allein 
eine qualifizierte Mehrheit notwendig iſt. Sie 
ſtehen natürlich auf einem andern Standpunkt. 


Sie nehmen nicht den Standpunkt des Herrn Kett⸗ 
litz ein, ſondern den, der von der Bourgeoiſie vor⸗ 
geſchrieben iſt. 

Nun wurde im Hauptausſchuß die Frage ge⸗ 
ſtellt: „Was denken Sie ſich unter Vereinfachung 
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der Verwaltung und Rechtspflege und zweitens 
welche Erſparniſſe wollen Sie mit dieſen Maßnah⸗ 
men machen?“ Es wurde auch geantwortet, aber 
ſo, daß man nicht im entfernteſten weiß, was jetzt 
überhaupt getan werden ſoll. Die Erſparniſſe 
wurden auch nicht in Zahlen angegeben. Wir wiſ⸗ 
ſen auch, daß die Vereinfachung der Verwaltung 
ſo ausſieht, daß nicht Erſparniſſe herauskommen, 
ſondern noch mehr Ausgaben gemacht werden. Sie 
werden zugeben, eine Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung in Ihrem Sinne war die Herabſetzung der 
Zahl der Senatoren von 22 auf 12, aber Sie wer⸗ 
den bald zu ſpüren bekommen, daß durch dieſe 
Maßnahme nicht ein Pfennig geſpart wird, ſon⸗ 
dern daß Mehrausgaben notwendig ſein werden, 
trotzdem die Nazis das Gegenteil behaupten. Da⸗ 
mals hatten wir einen beamteten Senat und die 
Senatoren wurden auf vier Jahre gewählt. Die 
Senatoren wurden nach vier Jahren wiederge⸗ 
wählt, allerdings machte die ſozialdemokratiſche 
Regierung eine Ausnahme. Aber warten Sie noch 
zehn Jahre. Rechnen Sie die Ausgaben in den 
zehn Jahren, wo wir die „vereinfachte“ Verwal⸗ 
tung noch nicht hatten, zuſammen und die, die wir 
in den kommenden zehn Jahren haben werden. 
Dann werden Sie ſehen, daß wir Mehrausgaben 
haben. Wenn Sie die Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung herbeiführen wollen, dann nicht mit dem 
Ziel, Erſparniſſe zu machen, ſondern ungeſtörter 
regieren zu können, um freier von Hemmniſſen 
Maßnahmen zur Sicherung der Klaſſenherrſchaft 
der Kapitaliſten treffen zu können. Das iſt Ihre 
Auffaſſung von der Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung und der Rechtspflege. Deshalb werden wir 
gegen jede „Vereinfachung“ der Verwaltung 
kämpfen, die Sie herbeizuführen ſuchen. Wir 
wiſſen, daß Sie keine Erſparniſſe machen werden, 
wenn Sie es auch noch ſo viel betonen. Die Mög⸗ 
lichkeit, Erſparniſſe zu machen, beſteht nur dann, 
wenn man konkret weiß, was Sie durchführen wol⸗ 
len und wenn in bezug darauf unſere Abände⸗ 
rungsanträge angenommen werden. Dann wer⸗ 
den Sie auch mit der Vereinfachung der Verwal⸗ 
tung und Rechtspflege Erſparniſſe machen. Hätte 
man unſern Abänderungsantrag angenommen, 
der den Senatoren 700 Gulden monatlich und 
keine Penſion bewilligen wollte, dann hätte dieſe 
Vereinfachung der Verwaltung Sparmaßnahmen 
gebracht. Wie es ſich in dieſer Beziehung ausge⸗ 
wirkt hat, ſo wird es ſich auch bei den weiteren 
Maßnahmen auswirken, die Sie durchzuführen 
gedenken. 

Man muß eigentlich dem Senat, ich tue es 
nicht, weil ich bei dieſer Formulierung einen 
Ordnungsruf bekommen würde, aber ich ſage, man 
müßte eigentlich dem neuen Senat ſchon Wort⸗ 
bruch vorwerfen. Es hat nicht einer der Herren 
Senatoren, ſondern mehrere haben ausdrücklich 
geſtern verſichert, daß ſie vor der Beratung dieſes 
Ermächtigungsgeſetzes noch Erläuterungen geben 
wollten. Niemand der Herren hat ſich bemüßigt 
gefühlt, dieſe Erläuterungen hier zu geben. Es 
waren ja ganz beſonders die Nationalſozialiſten, 
die eine gewiſſe Klarſtellung in mancher Bezie⸗ 
hung forderten. Sie wurden damit vertröſtet, 
daß die Herren Senatoren dieſe Klarſtellung noch 


geben würden, und zwar vor der zweiten Leſung 


dieſes Geſetzes. Nicht einer der Herren hat ſich 
bemüßigt gefühlt, dieſe Erklärungen abzugeben. 
Die Herren erklärten, und zwar bei ſolchen For⸗ 
mulierungen wie unter 1), man wiſſe es nicht 
genau, man werde verſuchen, ſich zu informieren 
und dem Volkstag Aufklärung geben. Gerade zu 
ſolchen Formulierungen wie unter 1) Vereinfa⸗ 
chung der Verwaltung und Rechtspflege, mit dem 
Ziel, Erſparniſſe zu machen, wäre eine Aufklärung 
ſehr nötig. Sie haben dieſe Erklärung aber nicht 
abgegeben. Man muß alſo zu dem Ermächti⸗ 
gungsgeſetz ohne ihre Erklärung Stellung nehmen. 
Es wurde aber geſtern ſchon im Hauptausſchuß ge⸗ 
ſagt, wenn Sie nicht konkret ſagen, was Sie mit 
dieſer oder jener Formulierung bezwecken, kommt 
man zu allen möglichen Mutmaßungen, und nicht 
nur zu Mutmaßungen, ſondern auch zu dem aller⸗ 
größten Mißtrauen, und zwar deshalb, weil Sie, 
bevor Sie etwas ſchaffen, nicht mit der Wahrheit 
herauswollen. Nun erklärten Sie, beſonders auch 
zu der Ziffer 1), daß der Volkstag jederzeit die 
Gelegenheit habe, die Maßnahmen, die durch den 
Senat getroffen werden, wieder aufzuheben; denn 
ſobald irgendeine Maßnahme getroffen ſei, gehe 
dieſe Maßnahme dem Volkstag zu. Es hätten die 
Volkstagsabgeordneten wirklich genügend Gelegen⸗ 
heit, dazu Stellung zu nehmen. Sie hätten auch Ge⸗ 
legenheit, den Antrag zu ſtellen. Ich wies Sie dar⸗ 
auf hin — nun, ich vermeide den Ausdruck, Herr 
Senator Blavier, aber man müßte eigentlich ſagen, 
Sie ſeien wortbrüchig geworden; denn nicht nur 
Sie allein, ſondern auch andere Herren haben ge⸗ 
ſtern die Verſicherung abgegeben, vor der zwei⸗ 
ten Löſung hier noch gewiſſe Erläuterungen zu ge⸗ 
ben. Sie haben dieſe Erläuterungen nicht gege⸗ 
ben, trotzdem Sie das möchte ich ausdrücklich noch 
einmal von dieſer Stelle feſtſtellen — geſtern im 
Hauptausſchuß das ausdrücklich geſagt haben. 
(Abg. Dr. Blavier: Wie kann ich eine Erklärung 
abgeben, wo ich gar nicht der zuſtändige Senator 
bin! Sie müſſen ſich beſſere Ohren anſchaffen!) Ich 
ſprach zum § 1 und wies darauf hin, daß unter 


anderen Herren auch Sie die Verſicherung abgege- 


ben haben, dieſe und jene Maßnahme, die noch 
nicht klar genug ſei, hier aufzuklären. Alſo, das 
wird nicht geſchehen und auch Sie rücken jetzt da⸗ 
von ab. Das heißt, die früher von Ihnen ſo be⸗ 


kämpfte Dunkelkammerpolitik wird jetzt auch gel⸗ 


ten, nur daß in dieſer Dunkelkammer jetzt auch 
der Senator Blavier arbeiten wird und nicht, wie 
bisher, im hellen Licht der Oeffentlichkeit. Und 
ſo wies ich gerade in bezug hierauf auf den § 1 
hin, daß hier alle möglichen Maßnahmen getrof⸗ 
fen werden können. Man weiß nicht im entfernte⸗ 
ſten, was hier alles durchgeführt werden kann und 
dazu erklärt dann der Senat: Nun, aber die Ab⸗ 
geordneten bekommen das ja zu wiſſen und zwei⸗ 
tens hat es der Volkstag jederzeit in der Hand, 
dieſe Maßnahmen wieder rückgängig zu machen. 
Nun, erinnern wir uns doch an das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz von 1926. Damals ſind auch Geſetze 
geſchaffen worden auf Grund der Delegation und 
nicht eine dieſer geſetzlichen Maßnahmen iſt rück⸗ 
gängig gemacht worden. Genau ſo wird es auch 


ſein in bezug auf die Maßnahmen, die jetzt hier 
vom Senat auf Grund der Delegation getroffen 
werden ſollen. Allerdings künden wir ſchon von 
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dieſer Stelle an, daß wir ſofort den Antrag ſtel⸗ 
len werden, falls Sie Maßnahmen treffen, die 15 

a 
dieſe Maßnahmen ſofort aufgehoben werden. Nun, 
das zu dem Abſatz 1 dieſes famoſen § 1. 

Nun ſehen wir uns einmal die Ziffer 2 an. 
Hier in Ziffer 2 heißt es: „Aenderung des Steuer⸗ 
grundgeſetzes zwecks Vereinfachung und Verbilli⸗ 
gung der Steuerverwaltung.“ Nun, wir wiſſen ja, 
daß wir hier in Danzig auch ſo ein famoſes Steuer⸗ 
grundgeſetz haben. Ich möchte daher gerade in be⸗ 
zug auf dieſen Abſatz 2 noch etwas bemerken. Je⸗ 

er Abgeordnete weiß, wie umfangreich dieſe Ma⸗ 
terie iſt, die hier zur Behandlung ſteht, jeder Ab⸗ 
en weiß, daß er nicht im entfernteſten in 

er Lage iſt, ſich überhaupt mit dieſer Materie 
auch nur annähernd beſchäftigen zu können, jeder 
Abgeordnete weiß, daß das noch durch den Um: 
ſtand erſchwert wird, daß nur wenige Tage Friſt 
gegeben worden ſind, um ſich dieſe Materie an⸗ 
zuſehen. Im Vorteil ſind dabei natürlich Par⸗ 
teien, die ſtärker ſind, die mehr Abgeordnete ha⸗ 
ben, aber Parteien, die tatſächlich eine beſchränkte 


Anzahl von Abgeordneten haben, die ſind ſo gut 


wie überhaupt nicht in der Lage, auch nur annä⸗ 
hernd zu erfaſſen, um was es ſich hier handelt. 
Und das iſt auch kennzeichnend für dieſen Parla⸗ 
mentarismus und kennzeichnend für dieſe Demo⸗ 
kratie. Das Volk ſchickt Vertreter hier in den 
Volkstag, die ſollen zu allen Dingen Stellung neh⸗ 
men und die ſollen jetzt Stellung nehmen zu einer 
Aenderung des Steuergrundgeſetzes. Aber ver⸗ 
quickt iſt dieſe Aenderung des Steuergrundgeſetzes 
noch mit ein paar Dutzend anderer Maßnah⸗ 
men. Sie ſollen nun dazu Stellung nehmen und 
nicht nur zu der Aenderung des Steuergrundge⸗ 
ſetzes, ſondern auch zu all den anderen Maßnah⸗ 
men in wenigen Tagen. Ja, das kann kein Abge⸗ 
ordneter, das iſt ausgeſchloſſen. Das Volk ſchickt 


doch ſeine Vertreter hier hinein in der Erwartung, 


aß ſie genau prüfen und genau unterſuchen, was 
hier geſchieht, daß ſie, bevor ſie irgendwie Ja und 
Amen ſagen, bevor ſie irgend etwas annehmen 
oder ablehnen, genügend Zeit bekommen, ſich das 
auch wirklich anzuſehen. Aber wir ſehen, daß das 
nicht der Fall iſt. Ich bin der feſten Ueberzeugung' 
daß ganz beſonders von den Abgeordneten, die neu 
in dieſem Volkstag find, nicht ein einziger auch nur 
en weiß, was die Dinge hier alles behandeln, 
Arten verabſchiedet werden ſollen. Wie weit dieſe 

5 Dr geht, zeigt ja ſchon der Herr Abgeord⸗ 
= e 1 himm der ſich darüber freute, daß der Senat 
en orſchlag des Rumpfſenats in bezug auf die 

bänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes zurück⸗ 
gezogen hatte und dabei überſah, daß aber dieſe Re⸗ 
gelung bereits in das Ermächtigungsgeſetz hinein⸗ 
gearbeitet worden war. Das ſoll durchaus kein 
Vorwurf gegen Sie ſein, Herr Abg. Thimm, aber 
Sie müſſen doch ſelbſt zugeben, ſelbſt Sie — und 
Sie find Studienrat — ſind in keiner Weiſe im⸗ 
ſtande, dieſes umfangreiche Gebiet zu erfaſſen. Sie 
ſind Studienrat und außerdem gehören Sie einer 
Partei an, die monatelang mit den übrigen Par⸗ 
teien Verhandlungen über dieſe Materie gepflogen 
hat. Wenn ſogar nicht einmal Sie ſicher ſind auf 
auf dieſem Gebiet, was ſollen erſt Ihre übrigen 


| 


Abgeordneten wie Herr Kalitzke machen, die wer⸗ 


geſetz die Grundlage bildet für 
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den auch nicht entfernt ſich in die Materie hinein⸗ 
arbeiten können. Da haben wir Recht, wenn wir 
erklären, Sie ſind in dieſer Beziehung nur Stimm⸗ 
vieh, Sie werden von der Bourgeoiſie hier hinein 
geſchickt, um dann hier als Stimmvieh tätig zu ſein 
und Sie ſind tatſächlich in dieſem Sinne hier tätig. 
Etwas anderes braucht ja die Bourgeoiſie gar nicht, 
als nur Stimmvieh zu haben und wenn die Gefahr 
beſteht, daß hier nicht Stimmvieh iſt, ſondern daß 
die Volksvertreter tatſächlich die Mehrheit gewin⸗ 
nen, die nicht Stimmvieh ſind, ſondern die ganz ge⸗ 
nau wiſſen, um was es geht, dann ſchaltet man 
dieſe Inſtanz einfach aus. Man kann eben dieſe 
Inſtanz nur als Stimmvieh gebrauchen, ſonſt kann 
man dieſe Inſtanz nicht gebrauchen. Wir ſehen 
das nicht nur hier im Volkstag, ſondern wir ſehen 
das auch in den Gemeinden, in den Kreistagen. 
Ueberall da, wo nur Stimmvieh vorhanden iſt, 
werden dieſe Körperſchaften als Verwaltungskör⸗ 
perſchaften geduldet, aber das Verwaltungsrecht 
wird dieſen Körperſchaften ſofort entzogen, wenn 
einmal nicht Stimmvieh drinſitzt. 

Wenn wir uns nun dieſes Steuergrundgeſetz 
einmal allein anſehen, ſo finden wir, daß ſchon der 
8 1 ſehr umfangreich iſt. Dann aber der Abſatz 2. 
Dieſer zweite Abſatz hätte ſchon genügt, wenn 
er allein delegiert worden wäre, um eine Verab⸗ 
ſchiedung mit qualifizierter Mehrheit notwendig 
zu machen. Sie wiſſen, daß das Steuergrundgeſetz 
wirklich ſehr umfangreich iſt, daß das Steuergrund⸗ 
alle übrigen 
Steuergeſetze, daß auf dieſem Steuergeſetz ſich die 
ganze übrige Steuergeſetzgebung aufbaut. Sie 
wiſſen, daß die Steuergeſetzgebung das Rückgrat 
eines jeden Staates iſt, daß die Steuergeſetzge⸗ 
bung gerade das Rückgrat des kapitaliſtiſchen 
Staates iſt. Die Steuern ſollen ja die Möglich⸗ 
keit geben, daß der Staat aus⸗ und aufgebaut 
werden kann, dieſer Staat, der nichts anderes iſt 
als ein Inſtrument, als ein Apparat zur Unter⸗ 
drückung der werktätigen Klaſſen. Die herrſchende 
Klaſſe, die ſich ſo einen Apparat ſchafft, Staat ge⸗ 
nannt, um die anderen Klaſſen zu unterdrücken, 
muß dieſen Apparat auch finanzieren. Um dieſen 
Apparat zu bezahlen und ihn in Tätigkeit zu hal⸗ 
ten, deshalb die ganze Steuergeſetzgebung. Tri⸗ 
bute, etwas anderes ſind die Steuern nicht, die 


man von der werktätigen Bevölkerung erhebt. 


Alſo diejenigen, die geknechtet, die verſklavt wer⸗ 
den, müſſen den Apparat bezahlen, den der Skla⸗ 
venhalter benutzt, um ſie in Unterdrückung zu er⸗ 
halten. 

Dieſe Steuergeſetzgebung iſt ſehr umfangreich. 
Ich glaube nicht, daß ein einziger Abgeordneter 
hier anweſend iſt, ich ſchließe mich da gar nicht 
aus, der auch nur annähernd mit der geſamten 
Materie der Steuergeſetzgebung vertraut iſt; denn 
um damit wirklich vertraut zu ſein, gehört nicht 
nur die Kenntnis der Steuergeſetzgebung in Dan⸗ 
zig, ſondern der Steuergeſetzgebung als ſolcher 
überhaupt. Auch wenn Herr Senator Dr. Hoppen⸗ 
rath, der auch Abgeordneter iſt, nicht Laie ift, ſon⸗ 
dern in dieſer Beziehung Fachmann iſt, ſo glaube 
ich, daß er nicht nur hin und wieder ſondern viel⸗ 
leicht ziemlich oft einen Kommentar heranziehen 
muß, um ſich dieſe und jene Auslegung anzuſehen. 
Alſo nicht einmal Sie als Fachmann, Herr Se⸗ 
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nator Dr. Hoppenrath find mit der ganzen Steuer⸗ Ich könnte jetzt einfach das ganze Steuergrundge⸗ (0) 


geſetzgebung vertraut. Sie verlangen aber als Se⸗ 
nator, daß die Abgeordneten das wiſſen ſollen. 
Schauen Sie einmal Herrn Kalitzke an, ſchauen 
Sie ſich Herrn Malſch an. Ich weiß, daß er nicht im 
Saal iſt, aber Sie kennen ja die geiſtigen Quali⸗ 
fikationen dieſes Herrn Malſch. Glauben Sie, daß 
ihm auch nur annähernd zuzutrauen iſt, daß die 
beiden auch nur äußerlich mit der ganzen Steuer⸗ 
geſetzgebung vertraut ſind. (Zuruf des Senators 
Dr. Hoppenrath.) Ich weiß auch, weshalb Sie je⸗ 
dem Abgeordneten alles zutrauen müſſen, um zu 
ſagen: „Weil ich euch alles zutraue, deshalb kann 
ich erwarten, daß ihr euch ſofort entſcheidet, ja 
oder nein zu ſagen. Wenn Ihr dumm wäret, 
müßte man euch aufklären. Ihr ſeid nicht dumm, 
ihr ſeid klug, ihr wißt alles, ihr wißt ſogar noch 
mehr, als Fauſt ſeinerzeit wußte. Deshalb kann 
man euch heute ein Geſetz von dieſem Umfange 


vorlegen. Ihr könnt in der nächſten Minute ſofort 


ſagen, ob ihr es annehmt oder ablehnen wollt.“ 
Deshalb iſt Ihre Stellungnahme ſehr gut zu ver⸗ 
ſtehen. Es iſt aber keine Schmeichelei für die Ab⸗ 


geordneten. Sie müſſen zugeben, daß dies Steuer⸗ 


grundgeſetz für den ganzen Steueraufbau, den wir 
haben, die Grundlage bildet. Nun verlangen Sie 


unter 2) Aenderung des Steuergrundgeſetzes zwecks 


Vereinfachung und Verbilligung der Steuerver⸗ 
waltung. Herr Dr. Hoppenrath, Sie verſuchten ja 
jedenfalls Ausführungen zu machen, was unge⸗ 
fähr geplant iſt. Aber auch Sie mußten ſagen, Sie 
ſind einer von vielen Köpfen. Ich will nicht auf 
den Inhalt dieſer Köpfe eingehen. Aber einer 
von vielen Köpfen, der Inhalt, Herr Dr. Hoppen⸗ 
rath, ſteht ja hier auf dem Papier. (Zuruf) Wenn 
Sie ſagen, es iſt kein weißes Blatt, ſo müſſen Sie 
doch zugeben, daß es ein ſchmutziges Blatt iſt. 
Wenn ich dann von dieſem Inhalt auf den Inhalt 
der Köpfe des Senats ſchließe, können Sie das als 
Kompliment nehmen oder auch als etwas anderes 
auffaſſen. Aber wenn Sie hier zum Beiſpiel ſagen, 
Aenderung des Steuergrundgeſetzes zwecks Ver⸗ 
einfachung und Verbilligung der Steuerverwal⸗ 
tung, ſo müſſen Sie doch ſagen, Sie ſind einer von 
vielen, Sie wiſſen noch nicht, wie der Senat ſeine 
Beſchlüſſe faſſen wird und was überhaupt ge⸗ 
ſchieht. Sie müſſen alſo zugeben, daß die Möglich⸗ 
keit beſteht, gewiſſe Beſtimmungen des Steuer⸗ 
grundgeſetzes abzuändern. Dieſe Abänderungen 
können ſich auf die ganze übrige Steuergeſetzge⸗ 
bung auswirken. Sie müſſen doch ſagen, das Ge⸗ 
biet iſt ſo umfangreich, daß man nicht die Aus⸗ 
wirkungen kennt. Sie haben ja auch ein wenig 
verſucht, ſich zu demokratiſieren, indem Sie ein 
bißchen weiter nach links heruntergerutſcht ſind, 
Sie ſind jetzt ein bürgerlicher Demokrat 4 la 
Jungdo. Wo wollen Sie als bürgerlicher Demo⸗ 
krat die Begründung dafür hernehmen, daß zum 
Ermächtigungsgeſetz nur eine einfache Mehrheit 
notwendig ſei? Wenn allein dieſe einfache Be⸗ 
ſtimmung der Aenderung des Steuergrundgeſetzes 
zwecks Vereinfachung und Verbilligung der Steu⸗ 
erverwaltung alles zuläßt, eine Umänderung auf 
dem ganzen Gebiete der Steuergeſetzgebung, wie 
wollen Sie das begründen? 

Ich habe ſchon beim erſten Punkt darauf hin⸗ 
gewieſen, daß man alles Mögliche vermuten kann. 
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ſetz durchgehen und darauf hinweiſen, welche Ver⸗ 
mutungen tatſächlich möglich wären. Aber ich will 
natürlich nicht unnötig die Debatte verlängern, 
ich will nicht unnötig die Beratungen in die 
Länge ziehen. Aber es wäre doch durchaus mög⸗ 
lich, ſich jetzt in ſolchen Vermutungen zu ergehen. 
Ein Vertreter der Sozialdemokraten wies ſchon 
darauf hin. Es wurde geſagt, wenn Sie uns nicht 
einigermaßen im Hauptausſchuß ſagen, was Sie 
beabſichtigen und wollen, muß man eben alles 
Mögliche vermuten., da muß man auch werſuchen, 
all dieſe Vermutungen auszuſprechen. Aber wie 
geſagt, ich will das nicht. Nur eins will ich von 
dieſer Stelle betonen. In dieſem Steuergrundge⸗ 
ſetz ſind die Paragraphen für die Wertvermitt⸗ 
lung und Feſtſetzung der Steuer enthalten. Es 
ſind die Pflichten anderer Perſonen zu Auskunft, 
Einſichtsgewährung und Gutachten enthalten. Es 
iſt die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel enthalten, all⸗ 
gemeine Vorſchriften über das Verfahren, Beru⸗ 
fungsverfahren, Anfechtungsverfahren uſw. und 
zwar für alle Steuerarten. ! 
Wir ſprechen das hier offen aus: Sie wollen 
hier Maßnahmen hineinarbeiten, die daraufhin 
abzielen, dem Beſitz noch mehr Möglichkeiten als 
bisher zu geben, ſich vor jeder Steuer zu drücken. 
Wir wiſſen ja, und werden nachher bei den übri⸗ 
gen Punkten noch darauf zu ſprechen kommen, daß 
die Sache tatſächlich ſo liegt, daß die werktätigen 
Kreiſe gezwungen ſind, jede Steuer zu zahlen. Sie 
können ſich nicht vor der Steuer drücken. Das 


tätigen Kreiſen einfach unmöglich iſt, ſich vor 
einer Steuer zu drücken. Aber beſitzenden Kreiſen 
iſt dieſe Möglichkeit gegeben. Gerade dieſe nackten 
nüchternen Tatſachen, die wir jeden Tag ſehen, die 
jeder Handwerker, die jeder Arbeiter und jeder 
Berufstätige beſtätigen kann, ſind die Grundlagen 
für das, was wir behaupten, nämlich die Tatſache, 
daß ſich die Werktätigen nicht vor der Steuer 
drücken können. Sie werden bis aufs Hemd aus⸗ 
geplündert. Aber die beſitzenden Kreiſe können ſich 
drücken. Sie wiſſen, was allein an Kapital ins 
Ausland verſchoben wird. (Sie veranlaſſen das 
auch ſelbſt! links.) Sie ſprechen hier von einer 
Aenderung des Steuergrundgeſetzes. Herr Dr. 
Hoppenrath, Sie werden in nächſter Zeit Gelegen⸗ 
heit haben, Stellung zu allen möglichen Steuer⸗ 
geſetzen zu nehmen, die wir einbringen werden, 
Kapitalertragsſteuer, Wohnungsluxusſteuer, wir 
werden auch eine Beſtrafung der Kapitalflucht 
fordern, und zwar mit Zuchthaus. Hoffentlich 
helfen die Nationalſozialiſten dabei. Alſo wir 
werden ſchon tüchtig an der Aenderung des Steu⸗ 


Steueraufbau, allerdings im proletariſchen Sinne. 
Herr Abg. Dr. Thimm, Sie werden zugeben müj- 
ſen, wenn Sie heute mit Angeſtellten, mit Hand⸗ 
werkern geſprochen haben, der Beſitz kann ſich drük⸗ 
ken. Die Kapitalflucht geht in Deutſchland in die 
Milliarden. Es wäre intereſſant, feſtzuſtellen, 


wie hoch die Kapitalflucht in Danzig iſt. Die werk⸗ 
tätigen Kreiſe haben dieſe Möglichkeit nicht. Nun 
wollen die Nationalſozialiſten mithelfen, daß das 
noch zu Gunſten der beſitzenden Kreiſe erweitert 
wird, denn etwas anderes bezweckt die Aenderung 


Steuerſyſtem iſt ja jo aufgebaut, daß es den werk⸗ (D) 


ergrundgeſetzes mithelfen, überhaupt am ganzen 
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des Steuergrundgeſetzes nicht, ſondern nur, daß 
man dem Beſitz noch mehr Möglichkeit ſchaffen 
will, ſich vor der Steuer zu drücken. Den Werktä⸗ 
tigen iſt es andererſeits unmöglich, ſich auch nur 
vor einem einzigen Pfennig Steuer zu drücken. 
Das iſt ja auch der Sinn und Zweck der Steuer⸗ 
geſetzgebung. Sie weiſen immer wieder darauf 
hin, man möge doch die hohen Einkommen nicht 
zu ſtark anfaſſen, ſonſt würden die Träger dieſer 
hohen Einkommen verſchwinden, und dann hätte 
man überhaupt niemand, von dem man ſich Ein⸗ 
kommen verſchaffen könne. In dieſem Zuſammen⸗ 
ang iſt etwas ſehr intereſſant. Die Träger dieſer 
ohen Einkommen werden immer ſolange ver⸗ 
ſchwinden, ſolange ſie die Mittel haben, ſich dieſe 
ohen Einkommen zu verſchaffen. Wenn das Pro⸗ 
letariat dagegen den Trägern der hohen Einkom⸗ 
men die Möglichkeit genommen hat, können ſie 
ruhig verſchwinden. Wir werden dann helfen, daß 
ſie verſchwinden, nur will ich von dieſer Stelle 
nicht ſagen, wohin ſie verſchwinden werden. Man 
darf in dieſem Zuſammenhang nur daran denken, 
wo der Zar und die übrigen Leute geblieben find. 
Das zu der Aenderung des Steuergrundgeſetzes. 
Auch Herr Dr. Hoppenrath gehörte zu den 
Herten, die, ſoweit ich mich erinnere, im Haupt⸗ 
ausſchuß die Zusicherung gegeben haben, noch 
dieſe oder jene dunkle Stelle hier aufzuklären. Ge⸗ 
rade das Reſſort des Herrn Hoppenrath wird 
durch dieſe Ermächtigung am meiſten betroffen, ſo 
daß er uns auch am meilten Auskunft hätte ertei⸗ 
len müſſen. Im Hauptausſchuß iſt es wenigitens 
teilweiſe geſchehen, allerdings nicht in bezug auf 
Abſatz 1 und 2, ſondern bei andern Punkten. Aber 
jetzt zur zweiten Beratung ſchweigt man ſich voll⸗ 
kommen aus. Es iſt auch nicht unſchwer feſtzuſtel⸗ 
len, weshalb. Es gibt eine ganze Menge Gründe, 
aber einer dieſer Gründe muß bekanntgemacht 
werden, Je mehr man das Dunkel des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes aufhellte, je mehr man die Bevölke⸗ 
rung aufklärte, ich erinnere nur an die 5 Pfennig 
Steuer pro Arbeitstag, deſto rebelliſcher wurden 
die Nazis. Dieſer Druck ſetzte ſich fort bis auf die 
Abgeordneten. Sie wollten zwar mitarbeiten, 
aber ſie wollten immer neue Manöver durchfüh⸗ 
ten, bis der Senat ſagte, dazu haben wir nicht 
a eit. Wenn wir Manöver hätten durchführen wol⸗ 
en hätten wir die Sozialdemokraten in der Re- 
den ung behalten, weil wir nicht Zeit hatten, ha⸗ 
mehrer Sie genommen, um dieſe Sanierungs⸗ 
ſen Aichmen Aurhauführen, Alſo Schluß mit die⸗ 
195 anbvern! Das iſt es vor allem, was die Se⸗ 
‚oren veranlaßte, nicht mehr in das Dunkel hin⸗ 
einzuleuchten, denn daß die Maßnahmen bereits 
auf ſteuerlichem Gebiet klar formuliert find, liegt 
auf der Hand. 


Die Bourgeoiſie befindet ſich in einer Zwangs⸗ 
lage, aus der ſie verjuhen muß, ſchnell herauszu⸗ 
kommen. Alſo Ermächtigungsgeſetz. Da muß man 
ſchnell handeln. Glauben Sie, daß die Herren noch 
nicht wiſſen, was auf dieſem Gebiet durchgeführt 
werden ſoll, zum Beiſpiel in bezug auf das Steu⸗ 
ergeſetz? Das wiſſen die Herren ganz genau, ſie 
warten nur auf den Tag, wenn der Volkstag hier 
endgültig in letzter Schlußabſtimmung ſeinen 
Segen zu dieſem Geſetz gibt, ſeinen Segen zu 


ſeiner eigenen Kaſtrierung. Auf dieſen Augenblick 
wartet der Senat, um dann ſofort dazu überzu⸗ 
gehen, alle dieſe Maßnahmen Tatſache werden zu 
laſſen. Das iſt nicht nur eine Vermutung, ſondern 
eine feſte Gewißheit. Ich glaube ganz beſtimmt, 
daß der größte Teil der werktätigen Bevölkerung 
draußen auch ſagen wird, es iſt Gewißheit, daß 
man in dieſer Form handeln wird, es iſt gewiß, 
daß man ſich bereits völlig im klaren darüber iſt, 
was in bezug auf die Aenderung des Steuergrund⸗ 
geſetzes überhaupt gemacht werden ſoll. Aber Sie 
wollen nicht in das Dunkel des Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes hineinleuchten. Herr Lademann, Sie haben 
ja beſonders wertvolles Material gegeben. Wir 
werden noch den Sonnabend, Sonntag, Montag 
und Dienstag ausnutzen, um darauf hinzuweiſen. 
Sie wollen die Nazis nur nicht kopfſcheu machen. 
Wir wiſſen, daß Sie mit den Nationalſozialiſten 
lange verhandelt haben, um ſie nicht abſpringen 
zu ſehen. Wir werden unſern Kampf gerade in 
bezug auf die Nationalſozialiſten noch ſchärfer 
fortſetzen als bisher. 


Eine der wichtigſten Maßnahmen, die man 
treffen will, iſt der Punkt 3: Aenderung der Vor⸗ 
ſchriften über den Finanzausgleich in den einzel⸗ 
nen Steuergeſetzen, alſo Aenderung des Steuer⸗ 
grundgeſetzes, Aenderung auch noch anderer Steu⸗ 
ergeſetze. Wenn Sie ſich darauf berufen, man 
muß das durchführen, man iſt zu dieſer Aenderung 
aus der Notlage des Staates heraus gezwungen, 
dann werden wir jetzt ganz beſonders bei dieſem 
Punkt darauf hinweiſen, daß das nicht im ent⸗ 
fernteſten zutrifft. Aenderung der Vorſchrift über 
den Finanzausgleich, und zwar nicht nur in einem 
einzigen beſtimmten Geſetz, ſondern in den vielen 
Steuergeſetzen, alſo in allen Steuergeſetzen, die 
mit dem Finanzausgleich irgendetwas zu tun 
haben. Finanzausgleich! Was bedeutet das: „Fi⸗ 
nanzausgleich“? Nun, wir wiſſen, daß der Staats⸗ 
apparat, den die Bourgeoiſie ſich geſchaffen hat, um 
damit die Arbeiterklaſſe, die breiten Maſſen, in 
Schach zu halten, ſehr umfangreich iſt. Dieſer Ap⸗ 
parat iſt um ſo umfangreicher geworden, je kom⸗ 
plizierter das ganze geſellſchaftliche Leben wurde. 
Während früher ein paar Sklavenaufſeher genüg⸗ 
ten, um die Sklaven in Schach zu halten, braucht 
man heute nicht einen einfachen Slavenaufſeher⸗ 
Apparat, ſondern heute braucht man einen viel 
komplizierteren Apparat, einen Apparat, der eben 
vorhanden iſt in den Gemeinden, in den Kreiſen 
und dann auch im Staat überhaupt, und dieſer 
Apparat muß natürlich finanziert werden. Er 
wird finanziert in den Gemeinden, in den Krei⸗ 
ſen und er wird dann noch durch Staatsſteuern 
finanziert. Der Apparat iſt überall vorhanden 
und er muß bezahlt werden, damit er funktioniert. 
Da müſſen natürlich die einzelnen Inſtanzen ſich 
darüber einig werden, welche Bruchteile der erho⸗ 
benen Steuern ſie erhalten bezw. ſie müſſen eine 
Regelung in bezug auf die Erhebung der Tribute 
treffen, was erhebt die Gemeinde an Steuern, was 
erhebt der Kreis an Steuern und was erhebt der 
Staat an Steuern, oder falls für alle drei In⸗ 
ſtanzen gemeinſame Steuern erhoben werden, ſo 
müſſen ſie ſich darüber einig werden, wie ſich dieſe 
[Steuern anteilig auf die einzelnen Verwaltungs⸗ 
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gebiete verteilen. Alle dieſe Geſchichten regelt eben 
der Finanzausgleich. Man hat für die Regelung 
diſer Dinge den Begriff „Finanzausgleich“ ge⸗ 
ſchaffen. ; 1 i 

Ich ſagte ſchon, daß für die Regelung dieſes 
Finanzausgleiches eine ganze Menge von Steuer⸗ 
geſetzen in Frage kommt, und zwar von Steuerge⸗ 
ſetzen, die alle ſo gemacht ſind, daß meinetwegen 
eine beſtimmte Steuer nur vom Kreis erhoben 
wird oder eine beſtimmte Steuer nur von der Ge⸗ 
meinde erhoben werden kann oder darf und daß 
ganz beſtimmte Steuern nur für den Staat reſer⸗ 
viert ſind. Es gibt Steuern, die nur ausſchließlich 
von einem dieſer drei Verwaltungszweige erhoben 
werden und dann gibt es die andere Steuerart, die 
ſo beſchaffen iſt, daß ſich in den Ertrag dieſer 
Steuern dieſe drei Verwaltungszweige teilen müſ⸗ 
ſen, und welche Geſetze kommen nun dafür in 
Frage, und zwar jeweils in der Gemeinde, beim 
Kreis und beim Staat? 

Sehen wir uns einmal die Einnahmen an, 
die der Kreis hat, um ſeine Ausgaben zu decken. 
Nun, da ſehen wir dann folgendes: Die Einnah⸗ 
men, die alle auf Grund des Finanzausgleiches 
dem Kreiſe zuſtehen, die Einnahmen, die ſich die 
Kreiſe alſo auf Grund des Finanzausgleiches ver⸗ 
ſchaffen, ſind folgende — abgeſehen von unbeſtimm⸗ 
ten Einnahmen, von Einnahmen, die eben nicht 
weſentlich in die Wagſchale fallen — Gebühren 
und Steuern. Gebühren in Form von Jagdſchein⸗ 
gebühren, Verwaltungsgebühren uſw. Daneben 
haben wir dann die Steuern, die der Kreis erhe⸗ 
ben kann zu ſeiner Finanzierung, und zwar ſind 
das: die Kreishundeſteuer, die Schankerlaubnis⸗ 
ſteuer und dann die direkten Kreisabgaben. Das 
ſind die Abgaben, die von den Gemeinden an den 
Kreis gezahlt werden, damit die Kreisverwaltung 
durchgeführt werden kann, damit dieſer Apparat 
funktionieren kann. Außerdem haben wir dann 
Steuern, die teilweiſe geteilt werden, ſowohl mit 
dem Staat als auch mit der Gemeinde. Eine die⸗ 
ſer Steuern iſt die Grundwechſelſteuer, die teils 
an die Gemeinden fließt und teils an den Kreis, 
wobei der Kreis dann auch noch die Berechtigung 
hat, einen Zuſchlag zu dieſer Steuer zu erheben. 
Dann ſtehen dem Kreis aber noch Anteile aus 
der Umſatzſteuer zu und zum Woh⸗ 
nungsbau noch die Mittel, die aus 
der Wohnungsbauabgabe aufgebracht werden, fer⸗ 
ner die Umſatzſteuer, die entweder di⸗ 
rekt den Gemeinden zuſteht, wenn es ſich um größere 
Gemeinden handelt oder die zu einem beträcht⸗ 
lichen Teil an den Kreis abgeführt wird, wenn 
es ſich um kleinere Gemeinden handelt oder die 
auch von dem Kreis einbehalten wird, die dann 
der Kreis allerdings mit den kleineren Gemein⸗ 
den teilen muß. Das ſind alſo alles die Steuer⸗ 
arten, die es dem Kreis ermöglichen, ſeinen Ap⸗ 
parat funktionieren zu laſſen, alſo die ſogenannten 
Kreisſteuern oder Kreisgebühren oder aber, wie 
ich ſchon ſagte, Steuern, die geteilt werden, ſo daß 
ein Teil der Einnahmen an den Staat fließt und 
ein Teil der Einnahmen an die Gemeinde und ein 
Teil der Einnahmen an den Kreis kommt. Nun, 
genau ſo ſieht die Geſchichte auch bei den Gemein⸗ 
den aus. Der Gemeindeapparat muß ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch funktionieren und deshalb muß auch 
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er ſich die Mittel verſchaffen, um funktionieren zu ( 


können bezw. müſſen ihm die Mittel durch Steuer⸗ 
geſetze oder durch ſteuerliche Anordnungen ver⸗ 
ſchafft werden oder es muß den Gemeinden durch 
ſtaatliche Anordnungen oder durch geſetzliche An⸗ 
ordnungen anderer Art wenigſtens die Möglich⸗ 
keit gegeben werden, um ſich ſelbſt Einnahmen auf 
Grund einer eigenen Steuergeſetzgebung zu ver⸗ 
ſchaffen. Solche Einnahmen, die zu verſchaffen die 
Gemeinden die Möglichkeit haben, ſind folgende: 
— Ich weiſe hier deshalb ausführlich darauf hin, 
weil wir nachher ſehen werden, daß man hier 
wirklich gerade in bezug auf die Gemeindeeinnay⸗ 
men und Kreiseinnahmen eine ganz weſentliche 
Umgeſtaltung herbeizuführen gedenkt, ſo daß man 
alle Urſache hat, ſich mit dieſer Umitellung, die da 
vorgenommen werden ſoll, beim Finanzausgleich 
zu beſchäftigen. 


Auch hier beim Finanzausgleich ſteht die Frage 
wieder ſo, ob bei Maßnahmen, die man treffen 
will, das Leben der Werktätigen geſchützt werden 
ſoll oder der Beſitz. Will man dem Beſitz Maß⸗ 
nahmen an die Hand geben, um damit das Hun⸗ 


gerleben der werktätigen Kreiſe noch mehr zu ver⸗ 


ſchlechtern? Die Möglichkeiten, ſich Einnahmen zu 
werſchaffen, ſind ſchon bisher für die Gemeindever⸗ 
waltungen ſehr gering, das heißt die Baſis, auf 
der Gemeindeſteuern zu erheben ſind, iſt ſehr 
ſchmal. Sie war früher nicht ſo ſchmal, iſt aber von 
Jahr zu Jahr ſchmäler geworden. Jetzt geht man 
dazu über, das iſt auch der weſentliche Sinn des 
Finanzausgleichs, dieſe Baſis völlig verſchwinden 
zu laſſen, das heißt, das Recht, Steuern zu erhe⸗ 
ben, für die Gemeinden völlig zu bejeitigen. 
Wenn ich jetzt die Steuern anführe, aus denen ſich 
bisher die Einnahmen der Gemeinden zuſammen⸗ 
ſetzten, werden wir ſchon merken, wie geringfügig 
die Möglichkeiten waren, daß ſich die Gemeinden 
bisher überhaupt Einnahmen verſchaffen konnten. 
Außerdem werden wir ſehen, daß Einnahmen, 
die unter Staat und Gemeinden verteilt wurden, 
ſo geteilt wurden, daß der Staat dabei immer den 
Löwenanteil erhielt, auch aus einem beſtimmten 
Grunde, den ich nachher anführen werde. 


Die Gemeinden hatten zunächſt einmal Ein⸗ 
nahmen aus dem Grundeigentum der Gemeinde. 
Die meiſten Gemeinden haben ſo gut wie kein 


Grundeigentum. Es gibt allerdings Gemeinden, 


die ſich ſogar ſehr viel Grundeigentum angeſchafft 
haben. Aber dann nicht, um aus dieſem Grundei⸗ 
gentum Erträge herauszuwirtſchaften und ſie der 
werktätigen Bevölkerung nutzbar zu machen, ſon⸗ 
dern aus ganz andern Gründen. Wenn man ſich 
zum Beiſpiel Grundeigentum verſchafft und bei⸗ 
ſpielsweiſe ein Gas⸗ und Elektrizitätswerk auf⸗ 
baut, dann wird das für bürgerliche Verwaltun⸗ 
gen nur eine Geldquelle ſein, die nicht zur Ver⸗ 
beſſerung der Lage der Werktätigen dient, ſondern 
im Gegenteil dazu, um auch das zu benutzen, um 
die ſteuerliche Belaſtung der Werktätigen zu er⸗ 
höhen. In den kleineren Gemeinden, in den 
Landgemeinden, war früher zum Teil ſehr viel 
Grundeigentum vorhanden. Das iſt im Laufe der 
Jahre weggeſtohlen worden. Man kann 


geſtohlen; denn das läßt ſich heute noch in einigen 
Gemeinden feſtſtellen. Seitdem die Arbeiter in 


ſagen, 
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den letzten Jahren auf die Gemeindeverwaltung 
mehr und mehr Einfluß gewinnen, haben wir 


ſeſtſtellen müſſen, daß Großgrundbeſitzer einfach 
Land benutzten, das eigentlich der Gemeinde ge⸗ 


hörte, ohne daß der Großgrundbeſitzer der Ge⸗ 
meinde irgendeine Entſchadigung zahlte. 
Höhn lächelt ein bißchen darüber. Er wird nur be⸗ 
ſtätigen können, daß dem tatſächlich jo iſt und wir 
tatſachlich eine ganze Reihe von Gemeinden hat⸗ 


ten, wo eo ipso es üblich war, daß das Grund⸗ 


eigentum der Gemeinde eigentlich Grundeigentum 
der Hofbeſitzer⸗Genoſſenſchaft oder ſonſt irgendeiner 


enoſſenſchaft der Hofbeſitzer war, bis dann durch 


atrikel feſtgeſtellt wurde, daß es nicht Eigentum 
der Hoſbeſitzer ſondern im Gegenteil Eigentum 
der Gemeinde war. Aber allmahlich hat man in 
den Landgemeinden das Grundeigentum der Ge⸗ 
meinden beſeitigt. 

Wenn wir uns heute die Voranſchläge der Ge⸗ 
meinden anſehen, ſo finden wir in dieſer Rubrik 
ſo gut wie gar nichts. Wir haben einfach keine 
Einnahmen. Die weſentlichſten Einnahmen der 
Gemeinden ind die Steuerüberweiſungen vom 
Staat und die Gemeindeſteuern, die die Gemein⸗ 


baudeſteuer. Die Steuerüberweiſungen vom Staat 
waren bisher folgende: Die Gemeinde bekam 
einen gewiſſen Bruchteil. Ich ſpreche hier ſpeziell 


von den Landgemeinden. Es waren bei ihnen 48 


Prozent der Einkommenſteuer. Von der Körper⸗ 
ſchaftsſteuer erhielten ſie gleichfalls 48 Prozent, 
von Lohnſummenſteueranteilen ebenfalls 48 Pro⸗ 
zent. Von der Gewerbeſteuer erhielten ſie 90 Pro⸗ 
zent. Von der Umſatzſteuer erhielten die größeren 
Gemeinden auch 90 Prozent, die kleineren Landge⸗ 
meinden nur 45 Prozent, während der übrige Teil 
an die Kreisverwaltung floß. Dann erhielten ſie 
90 Prozent der Grundwechſelſteuer mit der Be⸗ 
ſtimmung, daß an Grundwechſelſteuer nur ſoviel 
ausgezahlt wurde, falls der Betrag ein höherer 
war, als die jährliche Kreisabgabe betrug. 


Das waren im weſentlichen die Einnahmen 
aus Steuern, die der Staat erhob. Selbſtverſtand⸗ 
lich waren dieſe Einnahmen nicht entfernt geeignet 
bezw. die Einnahmen liefen nicht entfernt in der 
Höhe ein, um die Ausgaben der Gemeinden zu 
decken. Deshalb waren die Gemeinden gezwungen, 
noch Grund⸗ und Gebäudeſteuern zu erheben. Ge⸗ 
rade in den letzten Jahren, als die Ausgaben der 
Gemeinde mit der allgemeinen Notlage ſtiegen 
und dementsprechend, da die Steuereingänge als 
ſolche, Einkommenſteuer, Lohnſummenſteuer, Um: 


ſatzſteuer uſw. ſogar noch zurückgingen, waren die h 


Gemeinden genötigt, immer mehr Zuſchläge zu den 
Grund ‚und Gebäudeſteuern zu erheben. Das 
waren im weſentlichen die Steuereinnahmen der 
Kreiſe und die Steuereinnahmen der Gemeinden 
und das war im weſentlichen der Finanzausgleich. 
Der Kreis bekommt dieſe und die Gemeinden jene 
Steuern, oder von den vom Staat erhobenen Steu⸗ 
ern bekommen die Kreiſe dieſen beſtimmten Bruch⸗ 
teil und die Gemeinden jenen beſtimmten Bruch⸗ 
teil. Die Folge dieſer Regelung war, daß der 
Staat den Löwenanteil der Steuer behielt. Es 
kommt noch hinzu, daß ſowohl Gemeinden als 
auch Kreiſe in bezug auf ihre Verwaltung die Auf⸗ 


Herr 
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gabe hatten, die Wohlfahrtspflege wie auch die 
Unterhaltung der Schulen uſw. durchzuführen. Um 
ſo mehr muß man betonen, daß trotz dieſer großen 
Aufgaben der Staat den Löwenanteil ſeiner Tri⸗ 
bute behielt, beziehungsweiſe durch die Steuerge⸗ 
ſetzgebung derartige Maßnahmen traf, daß ſowohl 
Kreiſe wie auch die Gemeinden nicht in der Lage 
waren, ſich wirklich Einnahmen zu verſchaffen. Das 
Steuerrecht war eben ſo begrenzt, daß es unmög⸗ 
lich war, ſich irgendwelche weſentlichen Einnahmen 
zu verſchaffen. Ich habe ſchon darauf hingewieſen, 
daß die Gemeinden weniger den Unterdrückungs⸗ 
charakter trugen, ſondern mehr den Wohlfahrts⸗ 
charakter, während der Staatsapparat als ſolcher 
mehr den Anterdrückungscharakter zeigt, dement⸗ 
ſprechend auch mehr Einrichtungen hat, die einen 
direkten Unterdrückungszweck haben, wie Polizei, 
Juſtiz uſw. Ich ſagte ſchon, daß der Finanzaus⸗ 
gleich in dieſer Form geregelt war: Der Staat faſt 
alles, Gemeinde und Kreiſe faſt gar nichts. Ich 
wies darauf hin, daß die Steuerfreiheit der Ge⸗ 
meinden und Verbände ſehr eingeſchränkt war, und 
daß dieſe Einſchränkung auch zeigt, daß man von 


it ur ‚einer Selbſtverwaltung gar nicht ſprechen konnte. 
den ſelbſt erheben, und zwar die Grund⸗ und Ge⸗ 


Die Steuerfreiheit der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände wird jetzt noch von Jahr zu Jahr 
immer mehr eingeſchränkt. Das bedeutet, daß man 
die Selbſtverwaltung immer mehr einſchränkt. Wir 
wiſſen, daß die beſten Befürworter dafür die Na⸗ 
tionalſozialiſten ſind. Der Abg. Malſch ſtellt ſich 
hin und erklärte allerdings in demagogiſcher Wei⸗ 
ſe: „Her mit dem Selbſtverwaltungsrecht der Ge⸗ 
meinden.“ Aber ich möchte fragen, wie dies Selbſt⸗ 
verwaltungsrecht ausſieht, wenn die Bevölkerung 
ſich einen Gemeindevorſteher wählt und er nicht 
anerkannt wird. Das verlangte nämlich Herr 
Malſch, indem er ſagte: „Keine Beſtätigung von 
ſozialdemokratiſchen und kommuniſtiſchen Ge⸗ 
meindevorſtehern.“ Dieſe Selbſtverwaltung wird 
ſo ausſehen, wie bisher die Selbſtverwaltung. Sie 
wird auch ſo ausgebaut werden, wie ſie bisher 


ausgebaut war, d. h. die wenigen Rechte, die bis⸗ 


her noch die Gemeinden und Gemeindeverbände 
hatten, werden noch mehr beſchnitten oder ſogar 
völlig beſeitigt werden. 

Wie eingeſchränkt die Steuerfreiheit der Ge⸗ 
meinden und der Gemeindeverbände iſt, dafür 
will ich einen einzigen Beweis liefern, der das 
ganz deutlich zeigt. Ein Beiſpiel dafür, wie die 
Steuergeſetzgebung eingeſchränkt iſt. In den Krei⸗ 
ſen und Gemeinden will man jetzt einen neuen 
Finanzausgleich ſchaffen. Man erklärt, der bis⸗ 
herige Finanzausgleich war unhaltbar. Das 
ſtimmt. Man will ihn jetzt ändern, aber nicht in 
bezug auf eine Verbeſſerung, ſondern in bezug auf 
eine Verſchlechterung. Das iſt es, was wir hier 
immer wieder hervorheben müſſen. Es kommt im⸗ 
mer wieder eine Verſchlechterung zum Ausdruck 
und nicht eine Verbeſſerung. Die beſitzende Klaſſe 
wird natürlich immer ſagen, es ſei eine Verbeſſe⸗ 
rung, und wir werden ſagen, es iſt eine Verſchlech⸗ 
terung. Aber dieſe Tatſachen zeigen, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft eben in Klaſſen geſpalten iſt. und daß 
dieſe Klaſſengegenſätze unüberbrückbar ſind. 


(Durchaus nicht! rechts.) Sie ſagen, durchaus 
nicht. Aber nehmen Sie z. B. den Finanzausgleich. 
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Wenn er jetzt ſo geändert wird, daß die Steuer⸗ 
freiheit der Gemeinden noch mehr eingeſchränkt 
wird und damit die Möglichkeit, ſich Einnahmen 
zur Linderung der Not der Werktätigen zu ſchaffen, 
dann werden die Hilfsbedürftigen, die Ortsarmen 
ſagen: „Es iſt eine Maßnahme, die gegen uns ge⸗ 
richtet iſt.“ Die beſitzenden Kreiſe der Gemeinde 
wie überhaupt die geſamte Bourgeoiſie wird ſagen: 
„Es iſt eine ſehr gute Regierung, es iſt eine Ver⸗ 
beſſerung.“ 

Die Tatſache, daß dieſe beiden entgegengeſetzten 
Meinungen ſo zum Ausdruck kommen, iſt mit der 
Beweis dafür, daß die Geſellſchaft in zwei ſich un⸗ 
verſöhnlich gegenüberſtehende Klaſſen geſpalten 
iſt. Ich will nicht auf die theoretiſchen Beweiſe ein⸗ 
gehen, warum das jo ft, ſondern nur darauf hin⸗ 
weiſen, daß jede Aeußerung wirtſchaftlicher oder 
ſozialer Art dieſe Klaſſenſcheidung immer wieder 
zeigt. Man wird dieſe Klaſſenſcheidung nicht be⸗ 
ſeitigen, indem man erklärt, ſie ſei nicht vorhan⸗ 
den. Sie wiſſen ganz genau, daß wir dieſen Klaſ⸗ 
ſenkampf nicht etwa hervorgezaubert haben, daß 
wir ihn nicht geſchaffen haben, ſondern er iſt da, 


weil er ökonomiſch wirtſchaftlich bedingt iſt. Dieſer 


Klaſſenkampf wird geführt werden, bis wir die 
klaſſenloſe Geſellſchaft haben. Man wird ihn nicht 
mit der Formulierung beſeitigen können: „Er iſt 
nicht vorhanden.“ Aber ich glaube, es lohnt nicht, 
heute ein Kolleg über dieſe Frage zu halten. Ich 
glaube nicht, daß Sie politiſch ſoweit fortgeſchrit⸗ 
ten ſind, um da folgen zu können. Wir können uns 
an einem andern Ort darüber unterhalten. Sie 
müſſen zugeben, daß Ihr prominenter Herr Feder 
ſich da im Rundfunk unſterblich blamiert hat, daß 
der Sozialdemokrat Nölting ihm bei weitem über⸗ 
legen war. Allerdings konnte Feder ſagen: „Sehen 
Sie ſich die Praxis an, Ihre Praxis zeigt Ihre 
Unfähigkeit.“ Als Marxiſt aber konnte Herr Nöl⸗ 
ting von Herrn Feder nicht geſchlagen werden. 


So zeigt es ſich gerade hier immer wieder, 
daß die Frage auch beim Finanzausgleich ſo ſteht, 
wie ich ſie anfangs geſtellt habe. Es werden Maß⸗ 
nahmen zur Sicherung der Kapitaliſten getrof⸗ 
fen und nicht zum Schutz der werktätigen Kreiſe. 
Ich ſagte ſchon, daß der Finanzausgleich bisher jo 
gehalten war, daß man bei beſtem Willen nicht 
von einer Steuerfreiheit der Gemeinden und der 
Kreisverbände ſprechen konnte. Das ſoll nun noch 
verſchlechtert werden. Gewiß es ſind uns hier ge⸗ 
rade in bezug auf den Finanzausgleich ganz be⸗ 
ſtimmte Angaben gemacht worden. Aber es if 
hinzugefügt worden, daß natürlich dieſe Angaben 
noch nicht erſchöpfend das bringen, was auch auf 
dieſem Gebiete gemacht werden ſoll und deshalb 
blieb auch die Formulierung unter 3 ſo allgemein, 
ſo wenig konkret, daß man auch hier ſagen muß, 
daß man hier alles mögliche vermuten kann. 
Man muß tatſächlich als Vertreter der Werktäti⸗ 
gen von einer Regierung eines kapitaliſtiſchen 
Staates immer nur das Allerſchlimmſte vermuten. 

Nun wies ich ſchon darauf hin, wenn bisher 
noch eine gewiſſe ſteuerliche Freiheit vorhanden 
war, ſo war die doch bereits ſehr eingeſchränkt. 
(Zum Präſidenten Gaikowſki gewendet, der ſoeben 
den Vorſitz abgegeben hat): Wollen Sie mich nicht 
auch ablöſen laſſen, Herr Gaikowſki? (Abg. Gai⸗ 


= 
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kowſki: Ich habe leider nicht dazu die Möglichkeit!) (C) 


Doch, Sie können ja einfach den Volkstag auf eine 
halbe Stunde vertagen. (Abg. Gaikowſki: Ich 
denke gar nicht daran!) Ich rechne ja auch gar 
nicht darauf, ich wünſche auch kein Entgegenkom⸗ 
men von Ihrer Seite. (Abg. Gaikowſki: Die Ge⸗ 
ſchäftsordnung läßt das ja auch gar nicht zu!) Es 
könnte doch aber zum Krach kommen, und dann 
wäre es doch möglich. (Abg. Gaikowſki: Dazu ha⸗ 
ben Sie es ja bis jetzt nicht kommen laſſen, außer⸗ 
dem bin ich ja nicht mehr als Präſident oben!) 
Ich habe auch gar keine Urſache, es zum Krach 
kommen zu laſſen, weil Sie ja alle meine Aus⸗ 
führungen ſo geduldig anhören. 


Wenn alſo in einer dieſer Verwaltungskörper⸗ 
ſchaften die Vertreter der Werktätigen ſo ſtark ver⸗ 
treten waren, daß man auch die Möglichkeiten 
einer Beſteuerung des Beſitzes voll ausſchöpfen 
konnte, ſo ging man ſofort dazu über, auch dieſe 
letzten Reſte der Selbſtverwaltung zu beſeitigen. 
Dann führte man alle möglichen Paragraphen an, 
dann änderte man alle möglichen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen, um eine Beſteuerung des Beſitzes zu 
verhindern. Dafür möchte ich Ihnen zwei eklatante 
Beiſpiele anführen, die ich bereits vorhin er⸗ 
wähnte und die ich hier jetzt bringen wollte. Nach 
dem bisherigen Finanzausgleich war es alſo den 
Kreiſen möglich, einen Zuſchlag zur Grundwechſel⸗ 
ſteuer zu erheben, ein Teil der Grundwechſelſteuer 
floß ja bereits an die Kreiſe. Ich ſagte ſchon, die 
Gemeinden erhielten 90 Prozent der Grundwech⸗ 
ſelſteuer. Wenn dadurch die Grundwechſelſteuer den 
Betrag der jährlichen Kreisabgaben der Gemein⸗ 


de überſtieg, dann fiel der überſchüſſige Betrag 


an den Kreis. Die Gemeinde erhielt alſo einen 
Betrag in der Höhe ihrer Kreisabgaben, in der 
Höhe der jährlichen Kreisſteuer der Gemeinde. 
Außer dieſer Einnahme aus der Grundwechſel⸗ 
ſteuer hatte dann der Kreis noch das Recht, zu die⸗ 
ſer Grundwechſelſteuer einen Zuſchlag zu erheben. 
Davon machte der Kreistag Großes Werder Ge⸗ 
brauch, und zwar auch aus dem einfachen Grunde, 
weil die Notlage der werktätigen Bevölkerung ge⸗ 
wachſen war, alſo Einnahmen nötig waren. Man 
mußte verſuchen, ſich dieſe Einnahmen zu verſchaf⸗ 
fen. Nun beſtand gerade dort die Möglichkeit, den 
Druck der werktätigen Kreiſe ſtärker in die Er⸗ 
ſcheinung treten zu laſſen bei der Abſtimmung, ſo 
daß alſo die Möglichkeit beſtand, dieſen Zuschlag zu 
erheben. Unter dem Druck der werktätigen Kreiſe 
iſt es dann auch gelungen, eine derartige Steuer 
bezw. einen Steuerzuſchlag zu erheben. Nun, es 
wurde dort beſchloſſen, wir erheben den Zuſchlag 
zur Grundwechſelſteuer. Die Deutſchnationalen 
wandten ſich ſehr ſcharf dagegen, und zwar mit der 
Begründung, daß dadurch verhindert würde, daß 
Perſonen ſich eine Exiſtenz verſchaffen könnten; 
denn ſie würden jetzt bereits bei Beginn der Grün⸗ 
dung ihrer Exiſtenz ſteuerlich ſo ſchwer belaſtet, 
daß die Gründung der Exiſtenz unmöglich würde. 
Es wurde dann aber won der linken Seite nachge⸗ 
wieſen, daß das Unlinn ſei; denn wenn man ſich 
eine Exiſtenz mit 200 000 Gulden gründe, dann 
könne man ruhig einige tauſend Gulden Abgaben 
zahlen. Denn die Gründung einer Exiſtenz mit 


200 000 Gulden geſchieht doch immer ſo, daß der 
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ſich die Exiſtenz Gründende auf Koſten der Werk⸗ 


tätigen ſich Profite verſchaffen will und deshalb 


kann man ruhig jagen: „Wenn Du die Abſicht 
halt, die Werktätigen auszubeuten, Du Halt die 
Möglichkeit dazu, denn Du haſt das Kapital da⸗ 
zu, dann kannſt Du aber auch eine Abgabe vor⸗ 
her dafür entrichten.“ 

Sie ſehen alſo, daß dieſe Steuer ſchon aus die⸗ 
ſem einfachen Grunde ſehr berechtigt war. Nun 
wurde alſo dieſe Steuer erhoben und es trat 
prompt das ein, was zu erwarten war; d. h. man 
fand irgendwie einen formalen Grund heraus, um 
dann feſtzuſtellen: Nein, dieſe Steuer darf nicht er⸗ 
. werden. Alſo, man ſoll ſich das einmal vor 
Aae halten. Die Notlage in den Gemeinden und 
Treiſen wächſt außerordentlich und vor allem in 
bezug auf die Wohlfahrt. Es iſt ſehr viel zu leiſten, 
mehr als bisher. Die bisherigen Einnahmen ver⸗ 
größern ſich aber nicht, nein im Gegenteil, fie ver⸗ 
ringern ſich, da die Steueranteile ja geringer wer⸗ 
den, Einkommensteuer, Körperſchaftsſteuer uſw. 
Der Kreis macht alſo von den letzten Möglichkeiten 
Gebrauch, ſich Einnahmen zu verſchaffen, um die 


Not der hilfsbedürftigen Bevölkerung zu lindern. 


Dann kommt die vorgeſetzte höhere Inſtanz und 
ſagt: „Nein, auf Grund dieſer und jener Verfü⸗ 
gung und auf Grund dieſes und jenes formalen 
Derſehens darf die Steuer nicht erhoben werden.“ 
Das zeigt doch auch wieder den Klaſſencharakter 
dieſes Staates, das zeigt doch auch wieder, daß der 
ganze Apparat nicht dazu dient, um für die Werk⸗ 
tätigen Linderung ihrer Not, ihres Elends herbei⸗ 
zuführen, ſondern daß dieſer ganze Apparat nur 
dazu dient, um zu verhindern, daß die Not und 
das Elend der werktätigen Bevölkerung tatſächlich 
gemildert werden. And ſo war es denn auch. Der 
Kreistag war berechtigt, gemäß § 30 des Grund⸗ 
wechſelſteuergeſetzes vom 26. Juni 1923, enthal⸗ 
ten im Geſetzblatt Seite 707 in der Faſſung der 
Abänderung dieſes Geſetzes vom 13. Oktober 1924, 
und zwar enthalten im Geſetzblatt Seite 462 und 
gemäß der Abänderung vom 12. Oktober 1928, 
enthalten im Geſetzblatt Seite 211 zu den Sätzen 
der Grundwechſelſteuer noch für die Dauer eines 
Rechnungsjahres Zuſchläge zu erheben, und zwar 
mußten aber dieſe Zuschläge im voraus durch die 
Steuerordnung feſtgeſetzt werden. Dieſe Zuſchläge 
mußten bemeſſen werden nach hundert Teilen der 
zu erhebenden Steuer und ſie durften 100 Prozent 
der bisher erhobenen Steuer nicht überſteigen. Die 
Befugnis des Kreiſes, dieſe Steuer zu erheben, be⸗ 
30g ſich außerdem nur auf das platte Land, da die 
Städte ſelbſt ein eigenes Zuſchlagsrecht beſitzen. 


So hatte denn der Kreis Werder für das Rech⸗ 


nungsjahr 1930 eine derartige Steuerordnung be⸗ 
ſchloſſen. Aber dieſe Steuerordnung trat dann nicht 
in Wirkſamkeit, weil das Verwaltungsgericht, und 
zwar die erſte Kammer, die Genehmigung dazu 
verſagte. 

Alle dieſe Vorgänge können von einer ganzen 
Reihe von Abgeordneten beſtätigt werden, die auch 
noch bei dieſer Tagung im hohen Hauſe vorhanden 
find; Herr Abg. Dyck iſt da, Herr Abg. Sukatus 
und noch eine Reihe ſozialdemokratiſcher Abgeord⸗ 
neter, die das beſtätigen können, was ich hier ſage. 
Das Verwaltungsgericht ſtellte ſich erſtens auf den 
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Standpunkt, daß die Steuerordnung ungültig ſei. (C) 


Alſo in dieſem Falle, ſagte es, könnt ihr nicht auf 
Grund des Finanzausgleichs eine neue Steuer⸗ 
quelle ſchaffen, denn ihr habt die Steuer während 
des Rechnungsjahres beſchloſſen. Es iſt notwendig, 
daß die Steuerverordnung ſchon vor dem Rech⸗ 
nungsjahr beſchloſſen wird. Deshalb hat die erſte 
Kammer des Verwaltungsgerichts die Genehmi⸗ 
gung verſagt. Im nächſten Jahr wurde dieſe Steuer⸗ 
verordnung verabſchiedet, bevor das Rechnungs⸗ 
jahr begann, alſo rechtzeitig. Aber es trat ein 
formaler Fehler in die Erſcheinung. Es wurde 
zweimal abgeſtimmt. Das erſtemal ſtimmten die 
Zentrumsleute nicht mit, weil ſie geſchlafen haben. 
Sie haben ausdrücklich betont, daß ſie geſchlafen 
haben, da ſie tatſächlich dem Zuſchlag zuſtim⸗ 
men wollten. Darauf wieſen wir darauf hin, daß 
wir im Volkstag ähnliche Sachen durchgemacht 
haben, indem jederzeit Beſchlüſſe wieder durch 
Mehrheitsbeſchlüſſe aufgehoben wurden. Wir ha⸗ 
ben ja ſolche Fälle hier gehabt. Wir ſagten, es 
ſei alſo durchaus zuläſſig, den einmal gefaßten Be⸗ 
ſchluß aufzuheben und ihn neu zu faſſen. Das ge⸗ 
ſchah auch und bei der zweiten Abſtimmung ergab 
ſich die Mehrheit für dieſe Steuerordnung. Aber 
dieſe Tatſache nahm das Verwaltungsgericht zur 
Begründung, um einfach der Steuerverordnung 
die Wirkſamkeit zu verſagen. Sowohl das vom 
Verwaltungsgericht wie das vom Kreisausſchuß 
als Beſchwerdeinſtanz angerufene Obergericht ha⸗ 
ben die, wenn auch auf beſonderen Beſchluß des 
Kreistages vorgenommene zweite Abſtimmung als 
unzuläſſig und rechtlich unwirkſam erklärt. Dann 
kommt noch eine ſehr intereſſante Geſchichte, die 
zeigt, in welcher Hinſicht man den Finanzausgleich 
verbeſſern wird. Das Verwaltungsgericht erklärte 
nunmehr, daß es Grundſatz bei Prüfung neuer 
Steuerordnungen ſei, daß unter den heutigen Ver⸗ 
hältniſſen eine Erhöhung der ſteuerlichen Be⸗ 
laſtung nur dann zu rechtfertigen ſei, wenn ſie zur 
Deckung unvermeidlicher und unaufſchiebbarer 
Aufgaben unbedingt erforderlich ſei. Was heißt 
das? Die Kreiſe haben nach dem bisherigen Fi⸗ 
nanzausgleich noch ein gewiſſes Steuerrecht und 
die Gemeinden ebenfalls. Wir wiſſen aber, daß 
dies Steuerrecht nach der bisherigen Regelung ein⸗ 
geengt iſt, da es bei jeder Steuer der Zuſtimmung 
der vorgeſetzten Behörde bedarf, wie in dieſem 
Falle des Verwaltungsgerichts und des Oberge⸗ 
richts. Wenn dieſe Behörden ſich nun auf den 
Standpunkt ſtellen, wir werden einer ſolchen Steu⸗ 
erordnung nur dann zuſtimmen, wenn auch tat⸗ 
ſächlich durch die Erhöhung dieſer ſteuerlichen Be⸗ 
laſtung nur unvermeidliche und unaufſchiebbare 
Ausgaben unbedingt erforderlich ſind, was wird 
dann eintreten? Was dieſe Körperſchaften bei den 
Gemeinden, die ja an und für ſich den Anſpruch 
auf Selbſtverwaltung haben, unter unaufſchieb⸗ 
baren und unvermeidlichen Ausgaben verſtehen, 
hat ſich in der weiteren Begründung der Ableh⸗ 
nung der Steuerordnung gezeigt. Denn ſie erklä⸗ 
ren, daß die Ausgaben, die der Kreistag beſchloſ⸗ 
ſen hat, Sonderbeihilfen für Erwerbsloſe, für 
Rentenempfänger, für Kleinrentner, nicht unver⸗ 
meidliche und unaufſchiebbare Ausgaben ſeien. In 
dieſer Beziehung wird man jetzt den Finanzaus⸗ 
gleich zu verbeſſern ſuchen und ihn weiter hand⸗ 
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Freitag, den 16. Januar 1931. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

haben. Man wird alſo als unvermeidliche Aus⸗ 
gaben keine Sonderbeihilfen für hilfsbedürftige 
Bevölkerungskreiſe anſehen; denn die haben ja 
ihre Einnahmen. Sie haben entweder ihre Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung oder ihre Wohlfahrtsun⸗ 
terſtützung oder als Landarbeiter mit zehn Kin⸗ 
dern bekommen ſie 120 Gulden monatlich. Alſo 
man hat doch Einnahmen, um leben zu können, 
wozu braucht man dann noch irgendwelche Son⸗ 
derunterſtützungen. Jede Sonderunterſtützung zu 
einer Einnahme, die man ſchon hat, iſt keine un⸗ 
vermeidliche Ausgabe. Deshalb werden wir — 
das iſt der Standpunkt des Verwaltungsgerichts, 
der vorgeſetzten Behörde — in dieſem Falle nie⸗ 
mals einer Steuerverordnung unſere Zuſtimmung 
geben, andererſeits ſehen wir hier eine ganze 
Reihe von Steuermaßnahmen, Kopfſteuer, Beſei⸗ 
tigung der ſozialen Ermäßigungen, Umſatzſteuer, 
Zuckerſteuer uſw. Die werden aber beſtimmt nicht 
beanſtandet werden, ſondern beim Finanzrat und 
allen andern Körperſchaften beſtimmt durchgehen; 
denn ſie ſind notwendig, um „unvermeidliche und 
unaufſchiebbare“ Ausgaben durchzuführen, wie 
z. B. als unvermeidlichſte Ausgabe die hohen Se⸗ 
natorengehälter. Alſo in dieſer Hinſicht wird man 
weiter arbeiten, wird man einen Finanzausgleich 
ſchaffen und ihn ändern. 

Genau ſo, wie man den Kreiſen gegenüber auf⸗ 
tritt und noch auftreten wird, wird man es den 
Gemeinden gegenüber machen. — Bekommen Sie 
nur nicht Genickſtarre, Herr Dyck! — Wir wiſſen, 
daß den Gemeinden als weſentlichſte Einnahme 
noch die Erhebung von Zuſchlägen vorbehalten iſt. 
Wir haben uns bisher auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, auch wir ſtimmen für die Erhebung des Zu⸗ 
ſchlags zur Grund und Gebäudeſteuer. Aber wir 
verlangen eine ſoziale Staffelung bezw. Befreiung 
dieſer Gemeindeſteuern für den Kleinbeſitz. Wir 
wiſſen, daß in Deutſchland eine andere Regelung 
beſteht, daß dort jede Erhöhung der Gebäudeſteuer 
eine Erhöhung der Mieten nach ſich zieht, und daß 
man in dieſem Fall nicht dafür eintreten darf. 
Aber wenn den Gemeinden die Möglichkeit gege⸗ 
ben iſt eine Steuer ſo anzuwenden, daß beſitzende 
Kreiſe damit belaſtet werden aber nicht beſitz⸗ 
ſchwache, alſo ärmere, dann kann man für die 
Steuer ſtimmen. Nach dem bisherigen Finanz⸗ 
ausgleich hatten die Gemeinden das Recht, ſolche 
Zuſchläge zur Grund- und Gebäudeſteuer zu erhe⸗ 
ben. Dieſe Steuer wurde früher vom Staat er⸗ 
hoben, allerdings iſt es einige Jahrzehnte her, und 
die Grundlage war der Nutzungswert der Gebäude 
bezw. der Ertragswert der Grundſtücke. Auf 
Grund des Nutzungswerts der Grundſtücke ſetzte 
man dann eine Steuer feſt, die damals der Staat 
erhob, die dann aber Jahrzehnte lang nicht erho⸗ 
ben wurde. Die Veranlagung war aber beſtehen 
geblieben. Um den Gemeinden die Möglichkeit 
zu geben, ihre Ausgaben zu decken, wurde ihnen 
das Recht eingeräumt, Zuſchläge zu dieſer Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer in der Höhe zu erheben, wie 
früher vom Staat, oder noch 200 oder 300 Pro⸗ 
zent Zuſchlag. Wir ſehen, daß gerade dieſe Rege⸗ 
lung eine ſolche war, die einerſeits den Gemeinden 
die Möglichkeit verſchaffte, ſich Einnahmen zu be⸗ 
ſorgen, aber andererſeits eine ſchwere Gefahr für 
Arbeitergemeinden bedeutete. Wenn gerade Ar⸗ 


beitergemeinden größere Ausgaben zu machen hat⸗ 
ten, beſonders jetzt für die Erwerbsloſen und die 
Armenfürſorge, waren ſie gezwungen, da in Ar⸗ 
beitergemeinden nur Kleinbeſitz vorhanden iſt, 
dieſen außerordentlich hoch zu veranlagen. Aber 
es war wirklich jahrelang nicht nur zuläſſig, ſon⸗ 
dern iſt auch ſo gehandhabt worden, daß eben bei 
der Erhebung der Zuſchläge eine Staffelung ein⸗ 
geführt wurde. Ich entſinne mich, daß in der Ge⸗ 
meinde, in der ich jahrelang Gemeindevorſteher 
war, das ſo gemacht wurde, daß man ſtaffelte, d. 
h. den Großgrundbeſitz ſtärker erfaßte, daß wir den 
kleinen Beſitz völlig von dieſer Steuer frei ließen. 
Je mehr Arbeiter eben Einfluß erhielten, nicht 
nur in wenigen Gemeinden, ſondern als die Zahl 
der Gemeinden mit Arbeitereinfluß ſich weſentlich 
vergrößerte, da ſetzten ſich die Unternehmer, die 
Beſitzer zur Wehr. Sie verlangten, daß der Zu⸗ 
ſchlag einheitlich erhoben werden ſollte. Sie woll⸗ 
ten dadurch einen Druck auf die Maßnahmen in 
dieſen Arbeitergemeinden ausüben. Sie wollten 
dadurch die Verwaltung in dieſen Gemeinden in 
eine gewiſſe Verlegenheit bringen; denn jede neue 
Ausgabe für die hilfebedürftigen Kreiſe hätte zur 
Folge gehabt, daß man auch die Aermeren mit 
einer Steuer belegen müßte, deshalb tobt ſeit 
Jahren dieſer Kampf um die Staffelung. 
Natürlich haben die vorgeſetzten Behörden wie 
ſtets, nicht im Intereſſe der werktätigen Kreiſe ent⸗ 
ſchieden, ſondern im Intereſſe des Großgrundbe⸗ 
ſitzes. Das iſt auch für die Nationalſozialiſten 
ſehr intereſſant. Wir wiſſen, daß in bezug auf das 
Beamtenbeſoldungsgeſetz die Nationalſozialiſten 
ſich ſcharf dagegen ausſprachen, daß die Beamten⸗ 
gehälter prozentual gleich gekürzt werden, und 
zwar mit dem richtigen Hinweis, ein Beamter mit 
monatlich 200 Gulden Einkommen empfinde den 
Verluſt von 12 Gulden ſtärker als ein Beamter, 
der monatlich 2000 Gulden hat und davon 120 
Gulden zahlen ſoll. Allerdings werden Sie wahr⸗ 
ſcheinlich die Staffelung nicht wahr machen, die 
Sie ſelbſt vorgeſchlagen haben. Genau ſo haben 
Sie geſagt, daß man den Kleinbeſitz vor allem 
ſchonen müßte. Sie verſuchten ja eine Warenhaus: 
ſteuer einzuführen, ſie ſagten, eine Warenhaus⸗ 
ſteuer, wie eine Konſumſteuer, ſei notwendig, um 
den kleinen Handwerker, den kleinen Kaufmann, 
den kleinen Gewerbetreibenden zu ſchützen. Genau 
jo müßte auch Ihre Stellungnahme hier fein, d. h., 
daß man es durchaus nicht zulaſſen darf, daß die 
Kreiſe in der Gemeinde prozentual gleich beſteuert 
werden, daß der kleine Beſitzer 500 Prozent Zu⸗ 
ſchlag zur Grundſteuer zahlen ſoll und der große 
Beſitzer mit ſeinen 1000 Morgen auch nur 500 Pro⸗ 
zent. Wir werden die Nationalſozialiſten dazu 
zwingen, Farbe zu bekennen, indem wir auch beim 
Finanzausgleich das Selbſtverwaltungsrecht der 
Gemeinden fordern werden. Wir tun das, damit 
Sie ſtaffeln können. Wenn man die Geſetzgebung 
in bezug darauf unterſucht, wird man vergebens 
nach einem Paragraphen ſuchen, der die Staffe⸗ 
lung unterſagt. Wir haben nicht eine einzige Be⸗ 
ſtimmung, nicht eine Anordnung, die beſaat. daß 
keine Staffelung eintreten darf. Aber trotzdem 
es bisher Praxis war zu ſtaffeln, erklärt die vor⸗ 
geſetzte Behörde etwas anderes. So erklärte der 


Landrat Poll im Werder einer Gemeinde, in der 


— 


D 


—— — ——— ͤ ö— — 


— . — 


(A) 


180 


Volkstag Danzig — 10. Sitzung. Freitag, den 16. Januar 1931. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

die Arbeiter die Mehrheit haben, daß nach dem 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes die Staffelung der 
Zuſchläge zur Grund⸗ und Gebäudeſteuer nicht zu⸗ 
läſſig ſei, daß eben dieſer Beſchluß des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes rechtskräftig und unabänderlich ſei. Damit 
hätte eben dieſer Beſchluß des Kreisausſchuſſes 
Rechtskraft und ſei unabänderlich. Und dann 
kommt eben der Pferdefuß, warum man die 
Staffelung nicht zuläßt, man fordert einheitliche 
Zuſchläge; denn der Landrat erklärt weiter: „Um 
die Zuſchläge möglichſt niedrig zu halten, kann ich 
nur dringend raten, daß die Gemeinde größte 
Sparſamkeit übt. Auf die Zuweisung größerer 
Staatsmittel zur Entlaſtung der Steuerzahler 
ann bei der ſtarken Kürzung, die dieſe für das 
laufende Rechnungsjahr erfahren haben, nicht ge⸗ 
rechnet werden.“ 

Alſo was kommt hier zum Ausdruck? Es kommt 
hier zum Ausdruck, daß Sparſamkeit geübt werden 
oll, und da es eben jetzt Gemeinden gibt, die un⸗ 
ter Sparſamkeit etwas anderes verſtehen als der 
Senat, da es Gemeinden gibt, die auf dem Stand⸗ 
punkt ſtehen, wo Not und Elend vorhanden iſt, 
muß geholfen werden, und zwar dadurch, daß man 
die beſitzenden Kreiſe beſteuert, deshalb muß hier 
dieſen Gemeinden geſagt werden: Wenn Ihr nicht 
Sparſamkeit in unſerem Sinne übt, dann werden 
wir Euch dazu zwingen. Auch da ſetzt man ſich 
dann willkürlich über alle Beſtimmungen, über die 
ganze bisherige Praxis hinweg und trifft die An⸗ 
ordnung: Die Staffelung der Zuſchläge zur Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer hat in gleicher Höhe für alle 
Beſitzer zu erfolgen. Es handelt ſich hier übrigens 
um die Gemeinde Brunau, um eine dieſer Gemein⸗ 
den, wo tatſächlich auch „rote Mißwirtſchaft“ ſein 
müßte, um eine der Gemeinden, wo alſo tatſächlich 
die Nationalſozialiſten alle Urſache zu ſagen hät⸗ 
ten: „Weg mit dieſer Gemeindeverwaltung!“, 
„Weg mit dieſem roten Bonzentum!“ Die Verhält⸗ 
niſſe beweiſen doch, daß gerade die „rote“ Bonze⸗ 
kratie ſich in der Gemeinde Brunau der 
notleidenden Kreiſe aufs tatkräftigſte angenom⸗ 


men hat und die Stellungnahme des Landrats be⸗ 


weiſt das doch auch, dadurch, daß der kleine Beſitz 
von der Grund⸗ und Gebäudeſteuer befreit werden 
ſollte dadurch, daß der mittlere Beſitz nur einen 
geringen Zuſchlag zahlen ſollte, aber der Groß⸗ 
beſitz ſollte zahlen. Und das iſt doch eigentlich auch 
Ihre Forderung. Es ſollen diejenigen zahlen, die 
zahlen können und es ſollen nicht diejenigen zah⸗ 
len, die nichts haben, und dieſer Grundſatz der iſt 
eben hier in dieſer Arbeitergemeinde durchgeführt 
worden, wogegen ſich der Landrat und wogegen 
ſich der Staatsapparat wehrt. And weil dieſer 
Grundſatz „Beſteuerung der Reichen“, „Beſteu⸗ 
erung des Beſitzes“, „Entlaſtung des Kleinbe⸗ 
ſitzes „„Hilfe den hilfsbedürftigen Kreiſen“ durch⸗ 
geführt worden iſt, deshalb der Kampf dagegen. 
Sehen Sie einmal, die Nationalſozialiſten ſagen 
immer, wir Kommuniſten und Marxiſten ſeien 
darauf aus, das Eigentum zu ſtehlen und es völlig 
zu beſeitigen. Aber unterſuchen Sie doch einmal 
unſere Praxis in den Gemeinden und beſonders 
in den Gemeinden, wo wir tatſächlich einen Ein⸗ 
fluß haben, da werden Sie feſtſtellen, wer denn 
eigentlich tatſächlich das Eigentum ſchützt. Nun 


kommt es darauf an, welches Eigentum zu ſchützen 
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ſei. Man kann nicht das Eigentum ſchützen und 
verteidigen, das angewandt wird, um andere aus⸗ 
zubeuten und auszuplündern. Und auf dieſem 
Standpunkt ſtehen Sie, denn Sie ſagen doch, die 
Warenhäuſer, das ſei ſo ein Eigentum, das dazu 
benutzt werde, andere auszuplündern, um kleine 
Exiſtenzen zu vernichten und deshalb müßte dieſes 
Eigentum beſeitigt werden. Aber für das kleine 
Eigentum müſſe man die Möglichkeit ſchaffen, daß 
das kleine Eigentum eine geſicherte Exiſtenz habe 
und daher muß das kleine Eigentum verteidigt 
werden. Und da beweiſt die Praxis, wer ſtiehlt 
denn gerade dieſen werktätigen Kreiſen das Eigen⸗ 
tum, wir Kommuniſten? Nein! Gerade der Staat 
und gerade die Inſtanzen, die Sie verteidigen, die 
ſtehlen dieſes Eigentum, die vernichten dieſes 
Kleineigentum, während wir alles daran ſetzen, 
um gerade dieſes Eigentum zu verteidigen, näm⸗ 
lich das Eigentum, das heute noch den Werktäti⸗ 
gen die Möglichkeit ſchafft, ſich ihre Exiſtenz zu 
ſichern, wie den Kleinbauern und den kleinen 
Handwerkern, den Kleinbeſitzern uſw., während 
wir aufs ſchärfſte das andere Eigentum bekämpfen, 
nämlich das Eigentum, das nur der Ausbeutung 
dient. Aber Ihre Praxis iſt eine entgegengeſetzte. 
Sie werden natürlich auch jetzt, wenn Sie im Se⸗ 
nat ſitzen, dieſelbe Politik in bezug auf die Ge⸗ 
meinden durchführen, wie es der vorige Senat ge⸗ 
macht hat, d. h. Sie werden das große Eigentum 
ſchützen und verteidigen und das kleine Eigentum 
vernichten. Das werden doch auch die Folgen die⸗ 
ſes Ermächtigungsgeſetzes ſein. Nun, ich ſagte 
ſchon, was ſich gezeigt hat: die Gemeindelaſten, die 
Finanznot der Gemeinden ſtieg, es zeigte ſich, daß 
der bisherige Finanzausgleich nicht im entfern⸗ 
:tejten geeignet war, hier Abhilfe zu ſchaffen, alſo 
die Forderungen der Gemeinden wurden immer 
ſtürmiſcher und der Wunſch nach einer Aenderung 
des Finanzausgleichs, immer ſtärker wurde die 
Forderung nach der Neuregelung des Finanzaus⸗ 
gleichs. 

Ich betonte ſchon einmal, auch wir fordern 
einen Finanzausgleich, aber natürlich nicht in der 
Form, in der Sie den Finanzausgleich, in der der 
Senat den Finanzausgleich ändern will. Wir ver: 
langen Selbſtverwaltung der Gemeinden, und 
zwar hauptſächlich Selbſtverwaltung in bezug dar⸗ 
auf, daß die Gemeinden und die Kreisverwaltun⸗ 
gen das Recht haben ſollen, den Beſitz zu belaſten, 
Steuern vom Beſitz zu erheben und daß ſie das 
Recht haben, wirklich Maßnahmen zur Linderung 
von Not und Elend hilfsbedürftiger Kreiſe durch⸗ 
zuführen. Das iſt unſer Standpunkt in bezug auf 
die Selbſtverwaltung der Gemeinden. Nun, wir 
wiſſen, daß die bisherige Regelung alles andere 
war als die, die wir fordern. Die Regelung, die 
Sie jetzt vornehmen, die verbeſſert nicht, ſondern 
die verſchlechtert den bisherigen Zuſtand. Da muß 
man einmal ſehen, was denn eigentlich das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz hier ändern will. Ich betonte 
ſchon einmal, man kann natürlich durchaus nicht 
alles wiſſen, was hier geändert werden ſoll, das iſt 
uns nicht gejagt worden, aber man weiß doch wer 
nigſtens einiges, was da geändert werden ſoll, was 
uns geſtern mitgeteilt worden iſt. Man wird aber 
natürlich bei dieſen Aenderungen nicht ſtehen blei⸗ 
ben. Aber ſchon dieſe Aenderungen, die man uns 
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mitgeteilt hat, laſſen erkennen, worauf die ganze 
Regelung hinausläuft. Ich werde auch darauf 
nachher noch eingehend zurückkommen. 

Alſo hier ſteht nur bei Ziffer 3: „Aenderung 


der Vorſchrift über den Finanzausgleich in den 


einzelnen Steuergeſetzen“. Das iſt nichts konkretes. 
Aber im Hauptausſchuß hat man uns ſchon eine 
konkrete Maßnahme geſagt und einen Hinweis ge⸗ 
geben, und zwar, daß man beabſichtigt, den Anteil 
der Gemeinden an der Einkommen-, Körperſchafts⸗ 
und Lohnſummenſteuer von 48 Prozent auf 44 
Prozent herabzuſetzen. Nun wird man ſagen, daß 
das nicht weſentlich ſein wird, zumal, ſoweit ich 
mich deſſen entſinne, noch erklärt wurde, daß dieſe 
Regelung nur in bezug auf den Finanzausgleich 
der Stadt Danzig gedacht worden iſt. Aber wir 
wollen uns einmal die Folgen dieſer Regelung 
vor Augen halten. 

Die ſelbſtverſtändliche, natürliche Folgerung 
iſt doch, daß man die Einnahmen der Gemeinden 
jetzt noch mehr verringert. Die Gemeinden ſol⸗ 
len nicht 48 Prozent, ſondern 44 Prozent von der 
Einkommenſteuer erhalten. Daß der Ausfall nicht 
unbeträchtlich iſt, zeigt folgender Beweis. 
Jahre 1930 hatte die Gemeinde Ließau, eine Ge⸗ 
meinde von ungefähr 1400 Einwohnern, ein 
Steuerſoll in Höhe von 10 500 Gulden (48 Pro⸗ 
zent) zu erwarten, ſo daß alſo 4 Prozent immerhin 
875 Gulden ausgemacht hätten beziehungsweiſe 
jetzt ausmachen werden. Dieſe Summe muß man 
natürlich auch relativ ſehen. Selbſtverſtändlich 
ſind 875 Gulden eine ſehr geringe Summe, wenn 
man bedenkt, daß man einem einzigen Beamten, 
dem Senatspräſidenten, jetzt 32 000 Gulden jähr⸗ 
lich gewährt. Aber die Gemeinde hat im Winter 
etwa hundert Erwerbsloſe und muß für die Koſten 
der Erwerbsloſenunterſtützung ein Sechſtel auf⸗ 
bringen. Dies eine Sechſtel entſpricht ungefähr 
dem Betrage von jährlich 875 Gulden. So geſehen, 
gewinnt alſo die Summe von 875 Gulden für eine 
Gemeinde eine ungeheure Bedeutung. Wenn dieſe 
Summe beſeitigt werden ſoll, zeigt das, wie ſtark 
der Einnahmeausfall bei den Gemeinden 
werden wird. Aber man erklärt, die Maßnahme, 
die man trifft, ſei ja nur ſozial gedacht; denn wir 
haben jetzt folgenden Zuſtand. Wir haben Ge⸗ 
meinden, die ſehr leiſtungsſtark ſind, das heißt 
alſo, die ziemlich großen Beſitz haben. Dann ha⸗ 
ben wir Gemeinden, die nur kleinen Beſitz haben. 
Gewöhnlich iſt es ſo, daß Gemeinden mit einem 
ſtarken Beſitz ſolche ſind, die die wenigſte Er⸗ 
werbsloſenfürſorge zu bezahlen haben, weil dort 
von den Großgrundbeſitzern ſo gut wie alle Ar⸗ 
beiter eingeſtellt werden. Gemeinden mit klei⸗ 
nem Beſitz dagegen weiſen meiſt eine außerordent⸗ 
lich ſtarke Anzahl von Erwerbsloſen und Orts⸗ 
armen auf. Das hat zur Folge, daß alſo gerade 
Gemeinden, die an und für ſich leiſtungsſtark ſind, 
die Großgrundbeſitz haben, die wenig Erwerbsloſe, 
wenig Ortsarme haben, ſteuerlich zu den Zuſchlä⸗ 
gen zur Grund⸗ und Gebäudeſteuer ſo gut wie gar 
nicht herangezogen werden. Ich erinnere an die 
Gemeinde Hohenſtein, die überhaupt keine Zu⸗ 
ſchläge erhebt. Es gibt auch einige andere Ge⸗ 
meinden, die 100 oder 200 Prozent Zuſchläge er⸗ 
heben, wie es andererſeits Gemeinden gibt, die 
Zuſchläge von 1500 bis 2000 Prozent erheben 
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müſſen. Dieſe Zuſchläge treffen gerade den klei⸗ 


nen Beſitz. Deshalb ſei es doch vom Senat ſehr 


richtig gedacht, wenn er jetzt durch den Finanz⸗ 


ausgleich folgendes durchzuführen gedenke: Wir 
verringern den Einkommenſteueranteil der Ge⸗ 
meinden von 48 auf 44 Prozent, alſo um 4 Pro⸗ 
zent. Dieſe 4 Prozent ſoll der Kreis erhalten, um 
gerade leiſtungsſchwache Gemeinden zu unter⸗ 
ſtützen. Das iſt wirklich ſehr „ſozial“ gedacht. 
Nur, wie ich ſchon ſagte, jede Maßnahme dieſes 
Senats, jede Maßnahme dieſes Apparats der 
Bourgeoiſie iſt nicht geeignet, wirklich die Inter⸗ 
eſſen der werktätigen Bevölkerung wahrzunehmen, 
ſondern um das Gegenteil herbeizuführen, und 
ſo auch dieſe Maßnahme. Wenn wir hörten, daß 
Gemeinden bisher gezwungen waren 1000, 1500 
bis 2000 Prozent Zuſchläge zur Grund⸗ und Ge⸗ 
bäudeſteuer zu erheben, ſo iſt das nicht wörtlich 
zu nehmen. Es war im großen ganzen ſo, daß die 
Kreiſe einen Ausgleichsfonds hatten, aus dem ge⸗ 
rade dieſe Gemeinden eine Beihilfe erhielten. Das 
ſteht feſt. Wir wiſſen aber andererſeits, daß die⸗ 
ſer Ausgleichsfonds von Jahr zu Jahr geringer 
wurde. Wenn früher vielleicht 2 Millionen im 
Jahr extra außer Mitteln, die an und für ſich in 
den Ausgleichsfonds floſſen, zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt wurden, ſo hat man dieſe Summe von Jahr 
zu Jahr im Etat mehr zuſammengeſtrichen. Im 
vergangenen Jahr wurden 2 Millionen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und nachher nur 400 000 Gulden. 
Davon wurde die Sonderausgabe für die Fiſcher 
abgezweigt, ſo daß ſich dieſer Ausgleichsfonds in 
den Gemeinden immer mehr verringerte. 

Nun hat man dieſe Regelung, das zeigt ſchon 
dieſe Tatſache, alſo nicht getroffen, um jetzt wirk⸗ 
lich leiſtungsſchwachen Gemeinden zu helfen, ſon⸗ 
dern man will jetzt eine Abgabe für dieſen Aus⸗ 
gleichsfonds ſchaffen. Bisher wurde dieſer Aus⸗ 
gleichsfonds durch den Staat aufgefüllt. Er ſtellte 
meinetwegen 2 Millionen zur Verfügung. Nun 
ſagte der Staat, er habe kein Geld, die Gemein⸗ 
den ſollten ſich ſelbſt helfen. Das machen wir am 
beſten dadurch, daß wir die Einnahmen der Ge⸗ 
meinden an Staatsſteuern noch mehr verkürzen 
und dann fließt das eben in den Ausgleichsfonds. 
Das iſt der Sinn der ganzen Regelung. Dann 
kommt der Staat und ſagt ſehr ſozial, er will 
einen Ausgleich für leiſtungsſchwache Gemeinden 
ſchaffen, damit ſie durch leiſtungsſtarke Gemein⸗ 
den Hilfe erhielten. Das zeigt, daß die ganze Sa⸗ 
che nicht ſozial gedacht iſt; denn man wird be⸗ 
ſtimmt nicht mehr Summen für dieſen Ausgleichs⸗ 
fonds zur Verfügung ſtellen, als man bisher ge⸗ 
tan hat. Man wird vielmehr ſagen, es ſind jetzt 
Einnahmen für dieſen Ausgleichsfonds da, der 
Staat braucht nicht mehr Sondermittel zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen; denn dieſe Mittel ſind vorhan⸗ 
den, die Gemeinden zahlen 4 Prozent der Einkom⸗ 
menſteuer an den Kreis beziehungsweiſe der 
Staat führt die 4 Prozent ſofort an den Kreis ab. 

Nun aber noch eine andere Sache. Es wurde 
ſchon darauf ausführlich im Hauptausſchuß hin⸗ 
gewieſen, nämlich, daß gerade Gemeinden, die ſich 
in großer Notlage befinden, finanzſchwache Ge⸗ 


meinden, die eine große Anzahl von Erwerbsloſen 
haben, gezwungen waren, Zuſchläge bis 1500 und 
2000 Prozent zu erheben, auf dieſen Ausgleichs⸗ 
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Die Gemeindevorſteher 
müſſen faſt jeden Tag zum Landrat laufen, um 
ihn anzubetteln, um Geld zu bekommen, um die 
Unterftügungen auszahlen zu können. Wer die 
Verhältniſſe kennt, weiß, daß der Landrat den 
Gemeindevorſtehern faſt immer die kalte Schulter 
zeigt und einfach erklärt, er habe kein Geld, trotz⸗ 
dem der Fonds dazu verwandt werden ſoll, lei⸗ 
ſtungsſchwachen Gemeinden zu helfen. Die Ge⸗ 
meindevorſteher müſſen ein Dutzend Mal laufen, 
bis ſie ein paar hundert Gulden erhalten. (Abg. 


Langnau: Und dann noch die Bücher mitbringen!) 


Jedesmal, wenn ſie ein paar Pfennige haben wol⸗ 
len, müſſen ſie ausführlich belegen, daß auch wirk⸗ 
lich vielleicht einer in der Gemeinde am Sterben 
iſt, dem ein paar Pfennige gewährt werden müſ⸗ 
ſen und daß die Gemeinde keinen Pfennig hat. 
Erſt dann wird Hilfe gewährt, wenn wirklich die 
Gefahr beſteht, daß es zu Verzweiflungsaktionen 
kommt. Früher gibt es nicht einen Pfennig. Be⸗ 
ſondere Hilfe wird nicht gewährt. Sie haben 
ſchon den Voranſchlag der Gemeinde, und in dem 
ſteht bereits, was notwendig iſt, um Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer zu erheben und die Ausgaben zu 
decken. So daß der Landrat genau weiß, die Ge⸗ 
meinde braucht wirklich Geld. Dann werden aus 
dem Ausgleichsfonds aber nicht Mittel zur Ver⸗ 
lugung geſtellt, nein, jeder Pfennig muß erſt zu⸗ 
ſammengebettelt werden. Das hat einen beſtimm⸗ 
ten Zweck, nämlich den, daß die Gemeindevor⸗ 
ſteher dem Herrn Landrat gefügig werden ſollen. 


Der Landrat bzw. der Kreisausſchuß ſollen es P 


eben in der Hand haben die ſogenannte Spar⸗ 
ſamkeit durchzuführen, der ſogenannten Ver⸗ 
ſchwendungsſucht der Arbeiter⸗Gemeindevertretun⸗ 
gen entgegenzutreten. Deshalb dieſe Regelung. 
Deshalb entzieht man allen Gemeinden die Mög⸗ 
lichkeit, ſelbſtändig über größere Einnahmen zu 
verfügen. Man verkürzt die Einnahmen, und jetzt 
hat der Landrat bzw. der Kreisausſchuß über dieſe 
Gelder zu beſtimmen und nicht mehr die Gemein⸗ 
devertretung. Während früher die Gemeindever⸗ 
tretung das Recht hatte, über eine Einnahme von 
48 Prozent aus der Gemeinde zu verfügen, kann 
ſie das jetzt nur über 44 Prozent. Es iſt eben eine 
Verſtärkung der Abhängigkeit vom Landratsamt, 
mit dem Ziel und Zweck, es dem Landrat möglich 
zu machen, die Ausgaben dieſer Arbeitergemein⸗ 
den noch ſtärker als bisher einzuſchränken. Das 
zeigt auch Ziel und Weg dieſer Politik. Man 
9 5 den Gemeinden die Selbstverwaltung laſſen, 
h. nur in ausführendem Sinne. Sie werden 
die Erwerbsloſenunterſtützung auszahlen. Sie 
werden eine Zählung vornehmen, wieviel Apfel⸗ 
bäume und wieviel Schweine in der Gemeinde 
ſind, aber die Verfügung über die Steuereinnah⸗ 
men wird man allmählich völlig der Selbſtverwal⸗ 
tung der Gemeinde entziehen. 

Das iſt das Ziel der Politik der Bourgeoiſie, 
Das iſt der Weg, den die Bourgeoiſie geht, um 
dies Ziel zu erreichen, der Weg, der hier im Er⸗ 
mächtigungsgeſetz beſchritten wird. Wie groß die 
Not der Gemeinden iſt, zeigen immer wieder Zu⸗ 
ſchriften, die der Volkstag und die Volksvertreter 
von den einzelnen Gemeinden erhalten. Ich gehe 
nicht fehl, wenn ich annehme, daß auch die ein⸗ 
zelnen Abgeordneten und Fraktionen jetzt wieder 
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von der Gemeindevertretung Prauſt ein Schreiben 
erhalten haben, in dem auf die furchtbare Not in 
der Gemeinde hingewieſen wird. Stellen Sie ſich 
vor, was die Gemeinde Prauſt dadurch wieder an 
Einnahmen verliert, was für eine derartige Ge⸗ 
meinde 4 Prozent ausmachen. (Zuruf des Abg. 
Malſch.) Ein bißchen lauter! Sie ſind ja im all⸗ 
gemeinen nicht ernſt zu nehmen, aber ich möchte 
es beweiſen, daß Sie nicht ernſt zu nehmen ſind. 
(Zuruf des Abg. Malſch.) Wenn Sie das anfüh⸗ 
ren, zeigt es nur, daß Sie wollen, daß dies Er⸗ 
mächtigungsgeſetz ſchnell verabſchiedet wird. Sie 
nicken mit dem Kopf, ich nehme es als eine Beſtä⸗ 
tigung. Ich ſtelle feſt, daß der Abg. Malſch er⸗ 
klärt hat, das Ermächtigungsgeſetz ſolle ſchnell 
verabſchiedet werden. Wiſſen Sie, was dahinter 
ſteht? Eine Verſchlechterung der Lage der Kriegs- 
opfer, der Erwerbsloſen, auch der kleinen Bauern. 
Wir werden darauf hinweiſen, mit welcher Ges 
nugtuung Sie erklärten, daß dies Geſetz ſchnell 
verabſchiedet werden müſſen. Ihre anderen Frak⸗ 
tionskollegen bemühten ſich, wenigſtens den An⸗ 
ſchein zu erwecken, als ob Sie nur aus einer 
Zwangslage, aus einer Not heraus dieſem Er: 
mächtigungsgeſetz Ihre Zuſtimmung geben. Sie 
führten an, daß Sie ſtarke Bedenken hätten und 
überlegten, ob nicht noch ein anderer Weg mög⸗ 
lich wäre. 

Die Gemeindevertretung Prauſt hat ſich an die 
Fraktionen gewandt und auf die furchtbare Not⸗ 
lage hingewieſen. Wenn Sie alſo mit ſolchen 
hraſen kommen wie bolſchewiſtiſche Mißwirt⸗ 
ſchaft, ſo zieht das nicht. Die können Sie brauchen, 
wenn Sie irgendwelche Nazileute vor ſich haben. 
Da kann das noch irgendwie wirken, aber hier 
nicht. Das zeigt nur, daß Sie wirklich politiſch 
durch und durch unreif ſind. Ich nehme Ihnen 
das nicht weiter übel. Es iſt ja auch teilweiſe 
auf Ihren körperlichen Zuſtand zurückzuführen, 
deshalb kann man Sie nicht angreifen. (Abg. 
Malſch: Verlieren Sie nur nicht den Faden!) Ich 
weiß, Sie hätten den Faden verloren, wenn Sie 
nicht abgeleſen hätten. (Abg. Langnau: Er hatte 
ih Mut angetrunken!) Eins weiß ich beſtimmt, 
daß Sie den Faden zum dritten Reich verlieren 
werden; denn vorher wird das Syſtem, das Sie 
ſtützen und das dafür ſorgte, daß Ihre Exiſtenz 


vernichtet wird, geſtürzt werden. 


Die Gemeinde Prauſt, eine der größten Ge⸗ 
meinden hier im Freiſtaat, wenn die ſchon auf 
die Finanznot hinweiſt, da muß man doch ſchon 
ſehen, wohin die Entwicklung jetzt mit der Rege⸗ 
lung des Finanzausgleiches durch den jetzigen Se⸗ 
nat führen wird. Jetzt wird auch dieſe Gemeinde, 
eine der größten Gemeinden des Freiſtaates in 
noch ſtärkere Abhängigkeit vom Landratsamt ge⸗ 
bracht und wir wiſſen natürlich, wer ganz beſon⸗ 
ders hinter der Regelung des Finanzausgleiches 
in dieſem Sinne ſteht. Wir haben jetzt einen Sena⸗ 
tor, der wahrſcheinlich auf dieſem Gebiete die Ini⸗ 
tiative ergriffen hat. Es wurde ja auch geſtern 
bereits im Hauptausſchuß ausdrücklich darauf 
hingewieſen, daß die Anregung, den Finanzaus⸗ 
gleich auf dieſe Art und Weiſe zu ändern, nicht von 
der Steuerverwaltung gekommen ſei, ſondern von 
einer anderen Senatsabteilung und wir gehen 
nicht fehl, wenn wir annehmen, daß der Betref⸗ 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
fende Fachmann iſt, der eben alles Intereſſe da⸗ 
ran hat, daß den Herren Landräten bezw. den 


Kreisausſchüſſen ihre Macht noch mehr erweitert 


wird. Das iſt beſonders erwähnenswert, wenn 


man dann noch folgendes feſtſtellen muß: Wenn 


die Gemeindevorſteher, die manchmal nicht ein 
paar Pfennige haben, um einer Frau ein paar 
Pfennige Wohlfahrtsunterſtützung zu gewähren, 
ſo daß man es tatſächlich bereits erleben mußte, 
daß Frauen und Männer — und nicht einmal, 
ſondern wiederholt! — ſtundenlang zu den Land⸗ 
ratsämtern gelaufen ſind, um nicht zu verhungern. 
Dann erklärte der Landrat einfach, es ſei kein 
Geld vorhanden, man könne nicht helfen, die Ge⸗ 


mit den Einnahmen auskommen, die ſie habe, 
während der Herr Landrat ſogar außer ſeinem 
Gehalt noch eine beſondere Aufwandsentſchädi⸗ 
gung erhält. Sie als Nationalſozialiſten ſind doch 
immer gegen derartige Aufwandsentſchädigungen, 
jedenfalls dann, wenn der Betreffende, der die 


Aufwandsentſchädigung erhält, ſchon ein ſehr 


gutes Gehalt bezieht. Sorgen Sie zunächſt einmal 
dafür, daß den Herren Landräten dieſe Auf⸗ 


wandsentſchädigung entzogen wird, die ganz be⸗ 
trächtlich iſt. Dieſe Herren, die ein ſehr ſchönes Ge⸗ 


halt haben, beziehen nicht nur vom Staat noch 


beſondere Aufwandsentſchädigungen, ſondern auch 


noch vom Kreis, und dieſe Aufwandsentſchädt⸗ 
gung iſt nicht gering, ſie beträgt immerhin mo⸗ 
natlich 400 bis 500 Gulden, d. h., daß die Herren 
Landräte zu ihrem Gehalt von monatlich weit 
über 1000 Gulden noch dieſe Aufwandsentſchädi⸗ 
gungen bekommen. Und dieſe Herren ſind Ange⸗ 
hörige der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei! 
Wahrſcheinlich iſt der Landrat Hinz ſolch ein 
„Arbeiter“! Sie werden natürlich ſagen, er ſei 
Kopfarbeiter. Sie können dann wirklich auf dieſe 
Errungenſchaft ſtolz ſein. Nun, das in bezug auf 
die Neuregelung des Finanzausgleichs. 


Nun ſieht Punkt 4 vor eine Aenderung des 


Einkommenſteuergeſetzes, und zwar 
a) Einführung einer beſonderen Steuer 
ſichtsratstantiemen, 
b) Neuregelung der ſozialen Ermäßigung, 
c) Einführung einer Mindeſtſteuer für diejenigen 
Steuerpflichtigen, die auf Grund der ſozialen Vor⸗ 
ſchrift des Geſetzes ſteuerfrei ſind. 


für 


Sie haben dieſen Punkt 4 dann noch ganz be⸗ 
noch hinzugefügt 


Aenderung der Vorſchriften über die Beſteuerung 


trächlich erweitert, indem Sie 
haben: 
des Einkommens aus der Landwirtſchaft. 


Dieſer Punkt 4 umfaßt demnach viererlei Maß⸗ 
nahmen. Die Sozialdemokraten haben zu dieſem 


Punkt 4 noch Abänderungsanträge geſtellt. Ich 


werde nachher auch noch zu dieſen Abänderungs⸗ 
anträgen Stellung nehmen. Zunächſt will ich aber 
zu den Maßnahmen Stellung nehmen, die hier 
unter Punkt 4 vorgeſehen ſind. Es ſoll zuerſt das 
Einkommenſteuergeſetz verändert werden. Auch 
hier wieder dasſelbe, wie bei allen anderen Maß⸗ 
nahmen: Nicht Schutz den werktätigen Kreiſen, 
ſondern verſtärkte Belaſtung der werktätigen 
Kreiſe. U. a. führen Sie an: „Einführung einer 
beſonderen Steuer für Auſſichtsratstantiemen“. 
Nun werden Sie ſagen: „Da ſeht Ihr doch, wie 


wir den Beſitz beſteuern, daß wir doch nicht nur 


Auf⸗ | 
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Steuern erheben, die die ſchaffende Bevölkerung 
belaſten, ſondern daß wir auch tatſächlich verſu⸗ 
chen, die beſitzenden Kreiſe oder jedenfalls Perſo⸗ 
nen, die an und für ſich ſchon höhere Einnahmen 
haben, ſteuerlich ſtärker zu belaſten.“ Falls Sie 
das erklären, muß man Ihnen folgendes erwi⸗ 
dern: Wenn das geſchieht, ſo iſt das nicht ein Ver⸗ 
dienſt der Nationalſozialiſten, da ja bereits der 
Rumpfſenat dieſe Regelung dem Volkstag in der 
Druckſache Nr. 18 vorgeſchlagen hatte. Alſo dieſe 
Steuer entſpringt gar nicht einmal dem Voll⸗ 
dampf der Nationalſozialiſten, ſondern ſie iſt ein 
Sprößling des Rumpfſenats. Das muß alſo zus 


nächſt einmal hier vorher feſtgeſtellt werden. 
meinde müßte ſparſamer wirtſchaften und müßte 


Aber weiter: Sie hätten ja jetzt gerade Gelegen⸗ 
heit gehabt, dieſe Steuer für die Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder noch zu erhöhen, d. h. alſo Sie hätten über 
dieſe Vorſchläge ja noch hinausgehen können. Das 
haben Sie nicht getan! Das zeigt, wie bedingungs⸗ 
los Sie ſich allem fügen, was Ihnen vorgelegt 
wird. Wenn Sie entſcheiden wollen, ob Sie in 
die Regierung hier hineingehen ſollen oder nicht, 
dann rufen Sie Herrn Hitler an und wenn Sie 
entſcheiden ſollen, ob dieſes oder jenes hier durch⸗ 
geführt werden ſoll beim Ermächtigungsgeſetz, 
dann gibt Herr Ziehm den Ton dafür an und Sie 


pfeifen ſo, wie es Herr Hitler will und Sie ſprin⸗ 


gen dann ſo, wie es Herr Ziehm will. Die Druck⸗ 
ſache Nr. 18 die enthält alſo ſchon die Regelung, 
die Sie hier durchführen wollen, Einführung ek⸗ 
ner beſonderen Steuer für Aufſichtsratstantiemen. 
Allerdings könnten Sie ja ſagen: „Ja, man be⸗ 
abſichtigt aber, die Steuer in höherer Form zu 
erheben“. Da kann man aber entgegenhalten, daß 
ja ausdrücklich erklärt worden iſt, es ſei dieſelbe 
Regelung gedacht, wie in der Druckſache Nr. 18, 
daß alſo gar nicht eine höhere Beſteuerung in 
Frage kommen ſoll. Dieſe Druckſache Nr. 18 beſagt 
eben: „Das Steuergeſetz vom 27. März 1926 in 
7 05 Zeit geltenden Faſſung wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 


Hinter § 49a wird folgende Vorſchrift 
ſchaltet: 


$ 49b) Neben der nach den Vorſchriften des § 49 und 
49a zu erhebenden Steuern find von den nach $ 2 und 
der Verordnung über die Angleichung der in⸗ und aus⸗ 
ländiſchen Beſteuerung vom 16. Mai 1930, Geſetzhlatt 
Seite 118, ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichts⸗ 
rates im Sinne des $ 31, Abſatz 1, Ziffer 2, zehn vom 
Hundert ihrer Bezüge aus dieſer Tätigkeit als Tan⸗ 
tiemenſteuer zu entrichten. Der Steuerbetrag iſt ge⸗ 
legentlich der endgültigen Einkommenſteuerveranla⸗ 
gung für ein Jahr feſtzuſetzen und wird gleichzeitig 
mit der für dieſes Jahr etwa zu leiſtenden Abſchluß⸗ 
zahlung fällig. 0 5 
Dann Artikel 2, daß dies Geſetz mit dieſen Beſtim⸗ 
mungen dann und dann in Kraft tritt. Das wäre 
die alte Druckſache Nr. 18. Sie haben daran gur 
nichts geändert und wollen es in dieſer Form 
durchführen. Sie wollen Leute, bei denen die Auf⸗ 
ſichtsratstantiemen nur ein Taſchengeld für Zi⸗ 
garren, Likör und Wein ſind, von dieſem Taſchen⸗ 
geld 10 Prozent abknöpfen. Weiter nichts. Ich er⸗ 
innere daran, daß Sie von dieſer Stelle erklärten, 
beſonders in einem Zwiſchenruf uns gegenüber, 
daß auch Sie dafür ſind, die ganzen Aufſichtsrats⸗ 
tantiemen wegzuſteuern. Wo machen Sie jetzt 
dieſe Angaben wahr? Sie verſuchen ja nicht ein⸗ 
mal, irgend eine Aenderung einzuführen und 


einge⸗ 


einen Abänderungsantrag zu ſtellen, ſondern fü⸗ 


* 


* 


“ 


— 


— 


Volkstag Danzig — 10. Sitzung. Freitag, den 16. Januar 1931. 


T 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 


143 


gen ſich dem, was Herr Dr. Ziehm jagt und was allen dieſen Maßnahmen Ihre Zuſtimmung gege- (O 


er befiehlt. Sie wiſſen, daß hinter Herrn Dr. 
Ziehm und hinter dieſem Senat der Beſitz ſteckt 
und nicht etwa werktätige, hilfsbedürftige, ſchaf⸗ 
ende Kreiſe. 


Demgegenüber haben die 


letzt vorgelegt würde, hatten wir nicht Gelegen⸗ 
heit, dazu Stellung zu nehmen. Man muß den 
Sozialdemokraten allerdings ſagen, wenn ſie 
jetzt ſolche Maßnahmen zum Antrag erheben, daß 
es natürlich von ihnen nicht ernſt gemeint iſt. 
Herr Abg. Brill hatte bei ſeinen Ausführungen, 
die er zu einem meiner Zwiſchenrufe 
durchaus recht, wenn er ſagte, es komme nicht dar⸗ 
auf an, was man tut, ſondern was man will. Er 
hat alſo ausdrücklich geſagt, es kommt nicht dar⸗ 
auf an, was man tut, ſondern was man will. 
(Umgekehrt! links.) Umgekehrt iſt es richtig. (So 
hat er es auch geſagt! links.) Er ſagte es in bezug 
auf meinen Zwiſchenruf über Profeſſor Sinzhei⸗ 
mer, der der Lohnkürzung zugeſtimmt habe. Da 
ſagte er, es kommt nicht darauf an, was man tut, 
ſondern was mau will. Das ſagen die Nazis ja 
auch: Wir wollen leinen Lohnabbau. Wenn wir 


dies und jenes wünſchen, wollen wir es ja gar 


nicht. Wenn wir es tun, gehorchen wir der Not⸗ 
gage, einer Zwangslage, aber es kommt nicht dar⸗ 
auf an, weil wir in dieſer Zwangslage handeln, 
was man tut, ſondern darauf, was man will. Das 
it eber das. was ja iſt. Falſch iſt natürlich 
auch ein ſehr relativer Begriff. Es kommt alfo 
darauf an, was man tut und nicht, was man will. 
Weil es darauf ankommt, deshalb haben Sie als 
Sozialdemokraten die Quittung bekommen, in⸗ 
dem Sie 10 000 Wähler weniger erhielten. Es 
kommt nicht darauf an, was Herr Malſch will, 
i 55 er tt. 
in ſeiner Rede zum Ausdruck gebracht. Nur daß 
ſein Tun mit dieſem Wollen ic liber 
men wird. Selen Sie davon überzeugt. Wenn Ihr 
Tun mit dieſem Wollen übereinſtimmte, müßten 
Sie gegen das Ermächtigungsgeſetz ſtimmen; denn 
gerade dieſe Maßnahmen werden noch zu einer 
größeren Verſchuldung der Landwirtſchaft führen. 
Aber natürlich der minderbemittelten Kreiſe der 
Landwirtſchaft, der kleineren Beſitzer. Sie werden 


dann nicht die Entſchuldung herbeiführen, ſon⸗ 


dern die ſtärkere Verſchuldung. Wenn Sie von 
Entſchuldigung ſprachen, dann ſtimmen Sie einer 
ſtärkeren Verſchuldung zu. Das iſt auch ein Wi⸗ 
derſpruch zu Ihrem Programm und Ihrem Wol⸗ 
len. Es kommt darauf an, was man tut, was 
man tut und nicht, was man will. Deshalb wer⸗ 
den Ihre Anhänger Ihrer Partei genau ſo Lebe⸗ 
wohl ſagen, wie die zehntauſend ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Wähler in Danzig der 
Partei den Abſchied gaben und zur Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei gegangen find. Daß es der S. P. D. 
nicht ernſt mit dieſen Anträgen iſt, könnte man 
ſofort feſtſtellen, wenn die S. P. D. ausſchlaggebend 
wäre. Dann würde ſie tatſächlich nicht all die 
Dinge, die fie hier beantragt, zur Durchführung 
bringen. Hinzu kommt noch, daß alle dieſe An⸗ 
träge und der ganze Kampf, den Sie führen, um 
ſo demagogiſcher wirkt, weil Sie drüben im Reich 


k Sozialdemokraten 
einen Abänderungsantrag eingebracht. Da er erst 


machte, 


Herr Malſch hat ſein Wollen 


Sozialdemokratiſchen 


ben haben und Sie ſich unmöglich darauf berufen 
können daß wir hier in Danzig ſeien und nicht im 
Deutſchen Reich. Sie berufen ſich immer wieder 
auf Ihre internationale Verbindung. Dieſe in⸗ 
ternationale Verbindung beweiſen Sie durch die 
Praxis. Wenn in Dänemark und Enaland etwas 
geſchieht, womit Sie Propaganda machen können, 
weiſen Sie auf die enge Verbundenheit hin. 
Wenn aber ſolche Maßnahmen wie in Deutſchlano 
durchgeführt werden, ſagen Sie, Sie ſeien eine 
beſondere Partei, die ihre eigene Taktik und Po⸗ 
litik verfolge. 

Sie verlangen im Abänderungsantrag zu 81 
Ziffer 4, daß der ganze Abſatz zu ſtreichen iſt. 
Richtig; denn das, was hier durchgeführt werden 
ſoll, dient nicht dazu, um wirklich den Beſitz zu be⸗ 
laſten, ſondern der Bevölkerung Sand in die Au⸗ 
gen zu ſtreuen, um auf Grund dieſer Blindheit 
um ſo ſchlimmere Ausplünderungsmethoden zur 
Durchführung zu bringen. Wenn meinetwegen 
Pfeffer manchmal ſehr nützlich ſein kann und ſehr 
angebracht iſt, um gebraucht zu werden, kann er 
doch manchmal auch ſehr ſchädlich wirken, ſo daß 
man einerſeits für einen Antrag ſein kann, ihn 
aber andererſeits ablehnen muß. Das iſt hier ſo 
ein Pfeffer, den Sie von Ihren Auftraggebern 
bekommen, damit Sie Ihre Anhänger mit Blind⸗ 
heit zu ſchlagen verſuchen damit Ihre Anhänger 
nicht die übrigen Maßnahmen ſehen, die dahinter 
ſtehen. Sie werden in Ihren Verſammlungen im⸗ 
mer nur dieſen Pfeffer gebrauchen. Sie werden 
niemals das anführen, was hier in Wirklichkeit 
zur Vergrößerung von Not und Elend durchge⸗ 
führt wird. 

Es iſt durchaus richtig, daß man ſich grundſätz⸗ 
lich auf den Standpunkt ſtellt: Weg mit allen 
Aufſichtsratstantiemen, mit allen Nebenbezügen! 
Im Zuſammenhang damit iſt auch etwas ſehr be⸗ 
merkenswert. Wenn ein Erwerbsloſer ſich auch 
nur 10 Pfennig nebenbei verdient, wenn vielleicht 
ein Arbeitsloſer einem Fiſcher hilft ein Netz aus 
Land ziehen, und er bekommt dafür ein paar 
Fiſche, dann wird ihm ſofort für Monate die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung entzogen. Alſo dieſe Krei⸗ 
ſe, die hungern müſſen, dürfen nicht einen Pfen⸗ 
nig nebenbei verdienen. Wenn ſie ſich einen Ne⸗ 
benerwerb verſchaffen, wird ihnen glatt die Un⸗ 
terſtützung entzogen. Aber hier können ſich Leute, 
die ſehr gute Einnahmen haben, Einnahmen über 
1000 Gulden, ruhig Nebenverdienſt verſchaffen. 
Es wird ſogar geſetzlich geſtattet, daß ſie ſteuerlich 
frei bleiben. Die Aufwandsentſchädigung ſolcher 
Perſonen, die 1000 Gulden monatlich und mehr 
bekommen, z. B. die 1000 Gulden Aufwandsent⸗ 
ſchädigung des Herrn Senatspräſidenten monat⸗ 
lich, ſind ſteuerfrei. Es wäre deshalb grundſätzlich 
richtig, alle dieſe Nebeneinnahmen vollſtändig zu 
beſeitigen. Sie denken nicht daran. Sie wollen 
dieſe Nebeneinnahmen, die Trinkgelder ſind. Al⸗ 
lerdings können die Trinkgelder eine beträchtliche 
Höhe haben, wie z. B. die 30 000 Gulden, die 
Herr Kurowſki für einen Federſtrich bekommen 
hat, die werden zwar auch beſteuert, aber nur 


ganz gering. Jetzt der Antrag der Sozialdemo⸗ 
kraten. Dieſer Abänderungsantrag jagt: 


* 


(A) 


(B) 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
a) Hinter § 49 a folgende an einzuſchalten: 
49 


Neben den nach den Vorſchriften des $ 49 und 
49 a zu erhebenden Steuern find von den nach § 2 


und der Verordnung über die Angleichung der in⸗ 


und ausländiſchen Beſteuerung vom 16. 5. 30 (G. Bl. 
S. 118) ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichts⸗ 
rates im Sinne des § 31 Abi. 1 Ziff. 2 = 10 v. 9. 
ihrer Bezüge aus dieſer Tätigkeit als Tantiemeſteuer 
zu entrichten, wenn die Jahrestantieme 2 000 Gul⸗ 
den nicht überſteigt. £ 5 

Sie ſind ziemlich großzügig in dieſer Beziehung, 

wahrſcheinlich, weil Sie ſelbſt einige Leutchen da 

ſitzen haben. 

Für je weitere 1000 Gulden ſind je weitere 5 p. 
H. mehr bis zum Höchſtſatze von 50 v. H. zu entrich⸗ 
ten. Der Steuerbetrag iſt gelegentlich der endgülti⸗ 
gen Einkommenſteuerveranlagung für ein Jahr feſt⸗ 
zuſetzen und wird gleichzeitig mit der für dies Jahr 
etwa zu leiſtenden Abſchlußzahlung fällig. 

Die Tantiemeſteuer (§ 49 b) wird erſtmalig ge⸗ 
legentlich der endgültigen Einkommenſteuerveranla⸗ 
gung für 1930 von den im Kalenderjahr 1930 erhal⸗ 
tenen Aufſichtsratsbezügen erhoben.“ 

Man muß folgendes ſagen, wenn man einen Na⸗ 
tionalſozialiſten ſieht 
Leutchen ſehr zahm geworden — wenn ſie ſich 
hier hinſtellen und auf die rote Bonzenwirtſchaft 


ſchimpfen und von den Lumpen ſprechen und von 


den Maßnahmen, die durch dieſe Lumpen getrof⸗ 
fen werden, dann muß man ſtaunen, was hier be⸗ 


antragt wird. Von den höchſten Aufſichtsratsein⸗ 


nahmen ſollen nur 10 Prozent abgegeben werden. 
Von den ſogenannten roten Bonzen und Lumpen 
dagegen werden Anträge geſtellt, die Sie (zu den 
Nationalſozialiſten) eigentlich ſtellen müßten. Je⸗ 
denfalls ſind Ihre Wähler der Ueberzeugung, daß 
Sie in bezug darauf die Initiative ergreifen. 
Wenn Sie dieſe Anträge geſtellt hätten, wäre die 
bürgerliche Regierung noch immer nicht geſtürzt. 
Dann wäre das Verbrechen, daß Sie begehen, 
nicht ſo groß, daß eine bürgerliche Regierung nicht 
mehr lebensfähig wäre, ſo daß Sie ſagen können, 
wenn wir das nicht tun, ſo aus dem einfachen 
Grunde, weil wir das Deutſchtum hier nicht ge⸗ 
fährden dürfen. Es werden beſtimmt die Namen 
chriſtlicher auch einiger jüdiſcher Herren dabei 
ſein, gegen die Sie immer ſo loswettern. Wenn 
Sie dieſen Herren ihre Taſchengelder in Form 
von Auſſichtsratstantiemen wegſteuern, wird das 
Deutſchtum nicht gefährdet. Sie dürfen das nicht, 
weil Ihre Auftraggeber das nicht zulaſſen. Wir 
brauchen auch nicht geſpannt zu ſein, ob Sie die⸗ 
ſen Anträgen Ihre Zuſtimmung geben werden; 
denn Ihre Stellungnahme iſt ja bekannt. Alſo 
das iſt die berühmte, berüchtigte Aufſichtsrats⸗ 
ſteuer, die Sie einführen wollen. Wenn man ſich 
außerdem die finanziellen Erträgniſſe anſieht, 
kann man nur ſagen, daß es nur Pfeffer iſt. Die 
Aufſichtsratstantiemen und die Gewerbeſteuer 
ſollten nämlich zuſammen einen Betrag von ca. 
300 000 Gulden ergeben. Rechnet man den Steuer⸗ 
ertrag der freien Berufe weg, d. h. der Einnah⸗ 
men, die ſich durch die Beſteuerung der freien Be⸗ 
rufe ergeben, bleibt für die ganze Tantiemen⸗ 
ſteuer der lächerliche Betrag von ca. 100 000 Gul⸗ 
den übrig. Dann wollen Sie von einer Beſteue⸗ 
rung des Beſitzes oder der Reichen ſprechen! Wenn 
Sie auf der einen Seite durch die Kopfſteuer, 
die Amſatzſteuer, die Erhöhung der Wohnungs⸗ 
mieten Millionen herauspreſſen und auf der an⸗ 


allerdings ſind dieſe 
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deren Seite eine Aufſichtsratsſteuer ſchaffen, die 
ganze 100 000 Gulden bringt, wie müſſen Sie ſich 
da als Helden vorkommen. 

Wir haben wiederholt darauf hingewieſen, 
daß durchaus die Möglichkeit beſteht, Einnahmen 
zu verſchaffen, um damit die Notlage der hilfsbe⸗ 
dürftigen Bevölkerung zu lindern, und um die 
Ausgaben für die Erwerbslojen zu beſtreiten. Wir 
haben wiederholt darauf hingewieſen, daß es ſo⸗ 
gar möglich iſt, keine neuen Schuldenlaſten auf⸗ 
zunehmen, höchſtens eine Anleihe um Wohnun⸗ 
gen zu bauen. Aber Sie haben ja nicht einmal 
dafür geſorgt, daß unſere Anträge zur Beratung, 
geſchweige denn zur Abſtimmung kommen. Unjere 
Anträge hätten bei weitem gereicht, um die Ein⸗ 
nahmen zu verſchaffen, die Sie auf einem anderen 
Wege einzuholen verſuchen. Sie wiſſen, daß wir 
in Drucksache Nr. 3 den Antrag geſtellt haben, die 
Millionäre beſonders zu beſteuern. Die Leute, die 
ein Vermögen über 500 000 Gulden haben, ſollen 
eine einmalige Steuer von 20 Prozent zahlen. 
Zweitens verlangen wir eine Beſteuerung der Di⸗ 
pidenden und ſonſtigen ausgeſchütteten Gewinne, 
drittens eine Sonderſteuer auf die Aufſichtsrats⸗ 
tantiemen und ähnliche Einnahmen. Ich glaube 
nicht, daß Sie ſich der Mühe unterzogen haben, 
einmal feſtzuſtellen, was da für ein Betrag her- 
ausgekommen wäre. Das werden natürlich auch 
die Herren von der Finanzabteilung nicht gemacht 
haben. Die haben andere Sorgen und Aufgaben. 
Wir werden es machen, und es der Oeffentlichkeit 
ſagen, um ihr zu zeigen, daß andere Wege durch⸗ 
aus gangbar ſind, um wirklich Geld zu bekommen, 
um die Erwerbsloſenunterſtützung auszahlen zu 
können und ſie ſogar noch zu erhöhen. 

Wenn wir da einige Berechnungen machen, 
ſo kommen wir zu anderen Ergebniſſen wie Sie 
bei Ihrer Beſteuerung der Aufſichtsratstantiemen. 
Wenn wir hier in Danzig ungefähr dieſelben Ver⸗ 
hältniſſe wie in Deutſchland annehmen, Sie ſa⸗ 
gen ja, wir ſeien ſogar noch ſchlechter geſtellt, als 
Deutſchland, aber ebenſogut könnte man doch 
vielleicht ſagen, daß dieſe Kreiſe, die Tantiemen 
beziehen, hier bei uns doch beſſer geſtellt ſind als 
in Deutſchland. Ich möchte auf folgendes hin⸗ 
weiſen: Das ſtatiſtiſche Landesamt hat in der letz⸗ 
ten Zeit an und für ſich ſehr gutes und wertvolles 
Material gegeben, wir vermiſſen aber ſehr jedes 
ſteuerliche Material, das in Deutſchland in aus⸗ 
reichendem Maße zur Verfügung ſteht. Wir wiſ⸗ 
ſen nicht, wieviel Perſonen ſind bei uns ſteuerfrei, 
wieviel ſind in der und wieviel ſind in jener Höhe 
beſteuert, alle dieſe Angaben fehlen uns. Es 
wäre Aufgabe der Steuerverwaltung, dem ſtati⸗ 
ſtiſchen Landesamt dieſe Anterlagen zu geben. 
Man müßte jetzt eigentlich ſchnell Schluß machen, 
um vor allen Dingen den Senat herbeizuzitieren, 


damit die Herren ein wenig darauf hören, wenn 


man hier Anregungen gibt. Wie geſagt, alles 
Steuermaterial fehlt uns, trotzdem es natürlich 
ſehr wertvoll iſt. Man verlangt aber von der 


Oppoſition, daß ſie ſelbſt Vorſchläge unterbreiten 
ſoll, und in der Verfaſſung heißt es ſogar, falls 
irgend ein Antrag geſtellt wird, der eine Deckung 
durch den Etat nicht vorſieht, daß dann in dieſem 
Antrag ſofort die Deckungsmöglichkeit gezeigt wer⸗ 
den muß, daß der Antrag einen Hinweis auf die 


» 


WA) 


(B 
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Deckung enthalten muß. Das ſchreibt die Verfaſ⸗ 
jung vor. Ja, wie ſoll man das aber machen, wenn 
man nicht einmal das notwendige Material zur 
Verfügung hat, um derartige Anträge zu ſtellen. 
Wenn wir alſo für Danzig ungefähr die gleichen 
Verhältniſſe annehmen wie in Deutſchland, ſo 
kommen wir zu folgenden Ergebniſſen: In Deutſch⸗ 
land ſind 7518 Perſonen mit einem Vermögen 
über 500 000 Mark, davon find 2 465 Perſonen 
mit einem Vermögen über 1 Million Mark. Dieſe 
7518 Perſonen haben ein gemeinſames Vermögen 
von ungefähr 9 Milliarden. 

Herr Lademann, wenn wir dieſes Material 
für Danzig auch hätten, dann könnten wir wirk⸗ 
lich viel beſſere Anträge ſtellen. Jetzt müſſen wir 
tatſächlich immer nur vermuten und wenn Sie 
dann einmal feſtſtellen, daß unſere Vermutungen 
jalſch find, dann iſt eben einzig und allein das 
Steueramt daran ſchuld, weil es uns das erfor⸗ 
derliche Material nicht mitteilt. Trotzdem haben 
ja unſere Vermutungen immer ſo ziemlich das 
Richtige getroffen, beſonders in bezug auf die ſo⸗ 
ziale Fürſorge, wie Erwerbsloſenfürſorge uſw. 
Wenn man alſo das Verhältnis bei uns in 
zig ungefähr dem deutſchen gleichſetzt, ſo ergäbe 
eine 2prozentige Abgabe in Danzig bei allen Ver⸗ 
mögen über 500 000 Gulden die Summe von 5 
bis 7 Millionen Gulden. Natürlich müſſen Sie mit 
dem Kopf ſchütteln, Herr Lademann! Sie können 
doch meine Ausführungen unmöglich bejahen. Ich 
kann Ihnen leider nicht im Augenblick das Gegen⸗ 
teil beweiſen, denn, wie geſagt, ich habe das nö⸗ 
tige Material nicht. (Staatsrat Lademann: Ich 
habe es auch nicht!) Und trotzdem ſchütteln Sie 
mit dem Kopf?! Seien Sie vorſichtig, ſchütteln 
Sie lieber nicht! Wenn ich das Material zur 
Hand hätte, dann könnte ich Ihnen das ja ſofort 
beweiſen, aber — wie geſagt — ich habe das Ma⸗ 
terial nicht, ich kann daher auch nicht mit völlig 
objektiver Wahrheit ſagen, daß dieſe Zahlen ſtim⸗ 
men. Wir werden uns das Material geben laſſen, 
wir werden, falls Sie uns das Material nic 
freiwillig herausgeben, eine große Anfrage ſtellen 
und Sie zwingen, uns das Material herauszuge⸗ 
ben. Dann werden wir genau feſtſtellen, wie hoch 
der Ertrag wäre und unſere heutige Feſtſtellung, 
daß bei einer Steuer von 20 Prozent etwa 5 bis 
? Millionen herauskämen, werden Sie dann be⸗ 
ſtätigt finden. 

Nun wird uns immer entgegengehalten, man 
kann doch unmöglich die Subſtanz angreifen und 
es wird auf die Kreditfähigkeit hingewieſen uſw., 
man kann doch unmöglich den Wirtſchaftskreiſen, 
die jetzt ohnehin ſchon ſo ſchwer um die Aufrecht⸗ 
erhaltung ihrer Exiſtenz zu ringen haben, noch 
eine 20 prozentige Abgabe auferlegen. Dann ge⸗ 
gen dieſe Betriebe ja zugrunde. Das iſt es ja, was 
Sie kennzeichnet, auch die Nationalſozialiſten. Sie 
werden nie dafür ſtimmen, daß einem Millionär 
von ſeiner Million 200 000 Gulden weggeſteuert 
werden. Es ſtimmt nicht, wenn hier verallge⸗ 
meinert wird, daß das ganz unmöglich gezahlt 
werden könnte, weil dann die Subſtanz angegrif⸗ 
fen wird. Sie ſelbſt haben in Ihren Kreiſen Leute, 
die ſehr gut dieſe Gelder abgeben könnten, Sie 


Dan⸗ 


haben einen Herrn Mutſchmann. Wir verlangen, 
daß dieſe Leute ihr Geld abliefern ſollen, aber 
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nicht in die nationalſozialiſtiſche Parteikaſſe, ſon⸗ 
dern dorthin, wo ſie es herausgeholt haben, näm⸗ 
lich an die werktätige Bevölkerung zur Linderung 
der Notlage der Werktätigen. Deshalb ſtehen wir 
auf dem Standpunkt, daß es durchaus möglich iſt, 
Aber Sie ſtellen ſich ſchützend vor dieſe Millionäre 
hin. Sie vertreten die Anſicht, die Millionäre 
können nicht beſteuert werden, man kann ihnen 
nicht 20 Prozent wegnehmen. Aber Sie ſind der 
Ueberzeugung, daß man einem Handwerker jetzt 
ruhig 10 Prozent Mietserhöhung aufhalſen kann. 
Sie ſind der Aeberzeugung, daß man einem Kopf⸗ 
arbeiter alle dieſe höheren Preiſe ruhig auferle⸗ 
gen kann, die durch die Erhöhung der Umſatzſteuer, 
durch die Verteuerung von Zuckerwaren uſw. her⸗ 
beigeführt werden. Sie ſind der Anſicht, das alles 
iſt durchaus möglich, aber man darf ja nicht die 
Millionäre antaſten. Und dann kommen Sie mit 
dieſen lächerlichen 10 Prozent Abgaben von der 
Aufſichtsratstantieme, die ein Ergebnis von 
100 000 Gulden haben ſoll. Aber das wäre ja 
nur die Einnahme aus der Millionärſteuer, alſo 
aus den Vermögen von über 500 000 Gulden. 
Unſer Antrag in Druckſache Nr. 3 iſt auch ein 
ſogenannter „Notſteuerantrag“. Sie begründen 
ja ſämtliche Anträge, die Sie hier ſtellen, mit der 
Notlage und erklären, es müßten alle Kreiſe der 
Bevölkerung jetzt notopfern, um den Staat aus 
dieſer Notlage herauszubringen. Jawohl, auch 
wir ſind für Notopfer, aber ſollen die doch das 
Notopfer tragen, die dazu fähig ſind und nicht die, 
die tatſächlich nicht einmal ſo viel haben, um ſich 
das Stückchen trockene Brot zu kaufen, geſchweige 
denn die Butter dazu. Den Syrup wollen Sie 
auch durch Ihre Zuckerſteuer verteuern. Da ſind 
wir der Anſicht, wenn genotopfert werden ſoll, 
dann ſollen die beſitzenden Kreiſe dieſes Notopfer 
tragen. Dabei kommt hinzu, daß es ja hier nicht 
geht um die Aufrechterhaltung eines Staatswe⸗ 
ſens und einer Wirtſchaft, die nur für die Arbeiter 
da ſind, ſondern um die Aufrechterhaltung der ka⸗ 
pitaliſtiſchen Wirtſchaft. Da ſollen denn auch die 
Nutznießer dieſer kapitaliſtiſchen Wirtſchaft das 
Opfer tragen und nicht diejenigen, die ſowieſo 
hungern und notleiden auf Grund dieſer kapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaftsweiſe und Geſellſchaftsord⸗ 
nung. Wenn wir uns dieſes Notopfer anſehen, 
dann werden wir feſtſtellen können, daß dieſes 


von uns vorgeſchlagene Notopfer ca. 16 bis 18 


Millionen ergibt! Eine Beſteuerung von 20 Pro⸗ 
zent der Dividenden und ſonſtigen Ausſchüttungen, 
ferner eine Steuer von 20 vom Hundert für Auf⸗ 
ſichtsratstantiemen und eine 20prozentige Son⸗ 
derſteuer für Einkommen über 500 000 Gulden 
und wenn man dieſen Vorſchlag dann noch ſo er⸗ 
weitert, wie es die Sozialdemokraten getan haben, 
daß die Aufſichtsratstantiemen vollſtändig beſei⸗ 
tigt werden ſollen, dann kommen wir auch zu 


(©) 


(D) 


einem Ertrag dieſes Notopfers in Höhe von 16 bis 


18 Millionen und dann brauchten wir gar nicht 
einmal eine Anleihe aufzunehmen. Dann brauch⸗ 
ten ſich auch die Nationalſozialiſten nicht aufs 
neue in eine „Zinsknechtſchaft“ zu begeben; denn 
Sie werden doch höchſtwahrſcheinlich dieſe 16 bis 
18 Millionen bei Banken aufnehmen und wahr⸗ 
ſcheinlich ſogar bei Banken, in denen Juden an 


maßgeblicher Stelle ſitzen. Wir wiſſen ja aus eige⸗ 


(A 


(B) 


— 
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ner Anſchauung, daß man ſogar Freundſchaften 


mit jüdiſchen Banken anknüpft, wenn man ſich nur 
am Bahnhofsplatz den Verkaufsſtand der nationa⸗ 


liſtiſchen Zeitungen anſieht. Da hat die . 


Bank den Nationalſozialiſten ein Plätzchen ein⸗ 
geräumt, damit 
nen. Das zeigt 
auch mit dem jüdiſchen Kapital ſtehen. Wir ha⸗ 
ben wirklich den Weg gezeigt, nicht einen lächerli⸗ 
chen Weg, wie Sie ihn gezeigt haben, zehnprozen⸗ 
tige Beſteuerung der Aufſichtsratstantiemen, ſon⸗ 
dern einen wirklichen Weg, um durch ein Notop⸗ 
fer die Notlage der Werktätigen zu lindern. Trotz⸗ 
dem wir dieſen Antrag bereits am 21. November 
eingereicht baben, liegt er in den Ausſchüſſen be⸗ 
graben. Aber Anträge wie das Ermächtigungs⸗ 
geſetz die viel ſpäter eingereicht wurden, müſſen 
äußerſt ſchnell zur Verhandlung gelangen. Das 
Ermächtigungsgeſetz iſt dem Volkstag erſt am 10. 
Januar vorgelegt worden. Anſere Anträge, die 


Millionäre zu beſteuern, die hier zu beſprechen 


und zu verhandeln, haben auch die Nationalſozia⸗ 
liſten abgelehnt. Wir werden alle dieſe ſchönen 
und netten Wahrheiten dazu benutzen, nicht um 
Sie, ſondern Ihre Anhänger zu bekehren. Seien 
Sie verſichert, Ihre Anhänger werden wirklich 
mit ein neues Reich ſchaffen. Aber dies neue 
Reich wird nicht ſo ausſehen, wie Sie es ſich den⸗ 
ken, und wie Sie es jetzt in einer Verſammlung 
in Danzig proklamieren wollen, ſondern dies Reich 
wird die proletariſche Diktatur ſein. 

Nun wollen Sie unter D eine Neuregelung der 
ſozialen Ermäßigungen. Wenn ſo ein Nazijün⸗ 
ger das Ermächtigungsgeſetz zur Hand nimmt und 
in eine Verſammlung geht, beiſpielsweiſe der 
Abg. Malſch, dann wette ich 1000 gegen 1, da 
ſich, wenn er keine Gegner, ſondern nur Nazileute 
da hat, folgendes abſpielt. 
„Teutſche Volksgenoſſen, was wollen wir, Neure⸗ 
gelung der ſozialen Ermäßigung. Das ſehen Sie, 
meine teutſchen Volksgenoſſen ſchwarz auf weiß. 
Die roten Bonzen haben dieſe ſozialen Ermäßi⸗ 
gungen bisher nicht ſozial 
zial gehandhabt. Das wollen wir jetzt durchfüh⸗ 
ren.“ Ich bin feſt überzeugt, daß die nationalſo⸗ 
zialiſtiſchen Abgeordneten das wirklich fertig be⸗ 
kommen, das heißt in dieſer Weiſe aus ſchwarz 
weiß und aus weiß ſchwarz machen. Die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Demagogie iſt bekannt und über⸗ 
trifft teilweiſe noch die S. P. D. Ich erinnere nur 
daran, was im: „Angriff“ geſtanden hat. Sie le⸗ 
ſen ihn wahrſcheinlich. Ich halte Sie nicht für ſo 
ſchulungsbereit, daß Sie unſere Zeitungen leſen 
oder von Ihrer Stellung aus gegneriſche Zeitun⸗ 
gen. Sie beſchäftigen ſich nur mit Hitler,geiſt“. 
In dieſem „Angriff“ wieſen Sie wörtlich darauf 
hin, daß nach dem Senatorenbeſoldungsgeſetz tat⸗ 
ſächlich eine weſentliche Kürzung der Gehälter 
für die Senatoren eintrete. Dann ſchreiben Sie 
weiter: „Es iſt überaus bezeichnend, daß die Mar: 
xiſtiſchen Parteien beider Schattierungen ſich der 
Kürzung der verhältnismäßig hohen Bezüge der 
oberſten Danziger Verwaltungsbeamten wider⸗ 
ſetzten, während die Nationalſozialiſten bei der 
Abſtimmung den Ausſchlag gaben und die Kür⸗ 


zung durchſetzten.“ Sie leiſten wirklich in dieſer 
Beziehung Außerordentliches. 


Wenn Sie in 


ſie ihre Zeitungen verkaufen kön⸗ 
wieder, wie Sie mit dem Kapital, 


Er erklärt folgendes: 


der feſten Ueberzeugung ſein könnten, 


geſtaffelt und nicht ſo⸗ 


Freitag, den 16. Januar 1931. 


Ihrem Käſeflugblättchen ſchreiben, der Jude iſt 
der große Meiſter im Lügen, dann hat er beſtimmt 
noch einen Meiſter gefunden, das iſt der National⸗ 
ſozialiſt. Ich will auf die anderen Lügen, die ſie 
in dem Dreckflugblatt bringen, gar nicht eingehen. 

Wenn hier die Formulierung ſo gehalten iſt 
„Neuregelung der ſozialen Ermäßigungen“, ſo iſt 
die Formulierung nur für die Naziabgeordneten 
berechnet; denn die Naziabgeordneten werden na⸗ 
türlich nicht einmal forſchen, was hinter dieſer 
Neuregelung ſteckt. Sie werden die Begriffe als 
ſolche auffaſſen und ſagen, daß ſie nichts weiter 
darüber wiſſen. Aber es kommt nicht auf das 
Wiſſen an, ſondern darauf, was man ſagt. Das 
haben wir bei Herrn Abg. Malſch geſehen. Es 
kommt nicht auf das Wiſſen an, ſondern, daß man 
überhaupt etwas ſagt. Herr Abg. Greiſer hat er⸗ 
klärt: „Unſere Politik beſteht darin, daß wir in 
der Regierung immer entgegengeſetzt das machen 


werden, was die ſozialdemokratiſche Regierung ge⸗ 


tan hat. Wenn bisher die ſozialdemokratiſche Re⸗ 
gierung die werktätigen Kreiſe ſtark beſteuert hat, 
werden wir ſie ſteuerlich entlaſten. Deshalb teut⸗ 
ſche Volksgenoſſen, die Neuregelung der ſozialen 
Ermäßigung. Aber ſo einfach iſt die Geſchichte 
denn doch nicht, da ja nun feſtſteht, was durch 
dieſe Neuregelung herbeigeführt werden ſoll. Herr 
Senator Dr. Hoppenrath bzw. Herr Lademann 
waren ſo „liebenswürdig“, uns zu informieren. 
Wir nehmen von dieſer Information dankend 
Kenntnis und werden dafür ſorgen, daß nicht nur 
wir die Information erhalten, ſondern auch jeder 
Danziger; denn Sie haben es ja verabſäumt, ſie 
zu geben und werden ſie nicht geben. Eigentlich 
müßte man im Volkstag einen Antrag einbrin⸗ 


ß gen: „Der Volkstag wolle beſchließen, daß die 


Maßnahmen, die tatſächlich getroffen werden, aus⸗ 
führlich in voller Klarheit gedruckt werden und 
jeder Danziger ein Exemplar davon erhält“. (Zu⸗ 
rufe rechts.) Sie wiſſen ganz genau, daß wir dann 
daß Sie 
dieſe Maßnahmen nicht jo leicht wie jetz durch⸗ 
führen könnten. Wenn tatſächlich jeder Werktä⸗ 
tige in der Lage wäre, auf Grund meiner Nede 
feſtzuſtellen, um was es ſich bei dieſer Sache han⸗ 
delt, wäre das ſehr gut. Wir wollen das feſtſtel⸗ 
len. Eigentlich hätten Sie als Senat nicht Neu⸗ 
regelung, ſondern Kürzung der ſozialen Ermäßi⸗ 
gung ſchreiben müſſen. Gewiß, Sie bleiben im⸗ 
mer bei der Wahrheit, Neuregelung ſtimmt na⸗ 
türlich auch, aber Kürzung ſtimmt noch mehr, denn 
in Wirklichkeit iſt es eine Kürzung der ſozialen 
Ermäßigungen. 

Wie war die Regelung in dieſer Beziehung 
bisher? Die ſozialen Ermäßigungen werden auf 
Grund des § 45 des Einkommenſteuergeſetzes ge⸗ 
regelt, der folgendes beſagt: „Von dem Einkom⸗ 
men ſind von der Berechnung der Einkommen⸗ 
ſteuer folgende Beträge im Jahre abzuſetzen: 
a) für den Steuerpflichtigen 240 Gulden, d) für 
die nichtſelbſtändige, zur Steuer heranzuziehende 
Ehefrau des Steuerpflichtigen 360 Gulden, c) für 
das erſte bis dritte zur Haushaltung des Steuer⸗ 
pflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht 
ſelbſtändig zur Einkommenſteuer herangezogen 
iſt, je 960 Gulden, für das vierte und jedes wei⸗ 
tere Kind des gleichen Steuerpflichtigen je 1 440 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Gulden.“ Das würde einem Monatsſatz von 20 
bzw. 30 bzw. 80 bzw. 120 Gulden entſprechen. 
Nun haben die Sozialdemokraten auch zu dieſem 
Ermächtigungsgeſetz einen Abänderungsantrag ge⸗ 
ſtellt. Ich werde nachher zu dieſem Antrag Stel⸗ 
lung nehmen, nachdem ich zuerſt einmal die Pläne 
der Regierung bekanntgegeben habe und dazu 
Stellung nehme. 

Wie denkt ſich nun der Senat die Neurege⸗ 
lung? Davon haben wir zunächſt einmal in der 
bürgerlichen Preſſe einen unklaren Begriff bekom⸗ 
men. Dann wurde dieſer unklare Begriff durch 
die Ausführungen im Hauptausſchuß etwas klo⸗ 
rer. Die Regelung ſoll jetzt in der Form erfol⸗ 
gen, die ich eben verleſen habe. Während früher 
die ſoziale Ermäßigung bei der Frau 30 Gulden 
betrug, ſoll ſie jetzt 20 Gulden betragen, beim 
erſten Kind früher 80, jetzt 50 Gulden, beim zwei⸗ 
ten Kind früher 80, jetzt 60 Gulden. Beim dritten 
Kind früher 80, jetzt 70 Gulden, beim vierten 
Kind uſw. früher 120, jetzt auch 120 Gulden, wo⸗ 
bei nicht geſagt iſt, daß Sie das vielleicht nicht 
auch noch beſeitigen. Wenn Sie es jetzt nicht ma⸗ 
chen, werden Sie es vielleicht in einem Monat 
tun. Herr Dr. Hoppenrath hat ſelbſt geſagt, daß 
man mit einer neuen Steigerung des Defizits 
rechnen müſſe. In Deutſchland haben wir ein 
neues Defizit zu verzeichnen. (Zuruf des Sena⸗ 
tors Dr. Hoppenrath). Das Dementi ſieht ſchon 
anders aus. Wir ſehen, daß das für Danzig ty⸗ 
piſch ſein wird. Wenn man in Deutſchland eine 
neue Sanierung durchführt, wird man es auch 
hier machen. Da wird man beim dritten Kind 
nicht ſtehen bleiben. Es ergibt ſich alſo folgendes: 
Der Geſamtabzug für einen Verheirateten, der 
kinderlos iſt, betrug früher 130 Gulden, jetzt 120, 
für einen Verheirateten mit einem Kind früher 
210 Gulden, jetzt 170 Gulden, für einen Verhei⸗ 
rateten mit drei Kindern früher 370, jetzt 300 
Gulden, und vom vierten Kind ab bleibt es ſo, 
früher 610 Gulden und jetzt auch 610 Gulden. 

Nun haben Sie, um zu begründen, daß Sie 
leine ſchlechteren Räuber ſind, als die in anderen 
Staaten, Vergleiche gezogen, und zwar ganz be⸗ 
ſonders mit Deutſchland. Sie haben darauf hin⸗ 
gewieſen, daß drüben in Deutſchland ein Verhei⸗ 
rateter mit einem Kind und einer monatlichen 
Einnahme von 200 Gulden, alſo von 160 Mark 
drüben in Deutſchland 3 Mark Steuer zahlen muß. 
Falls die Zahlen nicht ſtimmen, können Sie es ja 
gerichtigen, 5,20 Mark für die Erwerbsloſenver⸗ 
ſicherung und 35 Pfennig für die Bürgerſteuer. 
Das entſpricht einer Steuer von 8,55 Mark, gleich 
5%½% Prozent des Einkommens. Derſelbe Mann 
mit demſelben Gehalt iſt hier ſteuerfrei. (Senator 
Dr. Hoppenrath: Bis jetzt!) Ja bis jetzt. Drüben 
in Deutſchland werden bei einem Gehalt von 950 
Mark von einem verheirateten Mann mit zwei 
Kindern 4,50 Mark an Steuern einbehalten, 6,50 
Mark für die Erwerbsloſenverſicherung und 35 
Pfennig Bürgerſchaftsſteuer. Das entſpricht einer 
Steuer von 5,67 Prozent, während er bisher in 
Danzig ſteuerfrei war. Nun ſollen die Steuerer⸗ 
mäßigungen, die bisher in Danzig vorhanden wa⸗ 
ren, teilweiſe fallen, bzw. gekürzt werden. Es iſt 
natürlich ſehr intereſſant, daß der eine Räuber 
dur Gericht erklärt, ich habe nur 1000 Mark ge⸗ 
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ſtohlen, aber der andere hat 2 000 Mark geſtohlen, 
oder der eine erklärt, ich habe ihn nur halbtot ge⸗ 
ſchlagen, und der andere hat ihn ganz totgeſchla⸗ 
gen, das iſt doch ein Milderungsgrund. Wir er⸗ 
klären, daß das kein Milderungsgrund iſt. Die 
Kürze der Zeit erlaubte mir nicht feſtzuſtellen, ob 
das ſo ſtimmt. Ich konnte nicht von geſtern abend 
12 Uhr bis jetzt ermitteln, ob drüben die ſteuer⸗ 
liche Belaſtung ſtärker iſt als hier. Anläßlich der 
Steuerberatung im Frühjahr habe ich aber ſeſt⸗ 
geſtellt, daß eins feſtſteht, daß die ſteuerliche Maſ⸗ 
ſenbelaſtung hier ſtärker iſt als im Reich. Sie 
brauchen nur die Tabakſteuer zu nehmen. Wenn 
es vielleicht ſo erſcheint, als ob die minderbemit⸗ 
telten Kreiſe drüben bei den direkten Steuern 
ſtärker erfaßt werden, jo wird es dadurch wettge⸗ 
macht, daß hier die ſteuerliche Belaſtung durch 
Maſſenſteuern ſtärker iſt. Denken Sie an die Ta⸗ 
bakſteuer, die Umſatzſteuer, die Spritſteuer. Jetzt 
benutzen Sie dieſen Hinweis darauf, daß drüben 


die direkte Beſteuerung der Minderbemittelten 


ſtärker ſei, um das auch hier durchzuführen. Ge⸗ 
nau ſo wird man drüben und in anderen Ländern 
die Situation benutzen und ſagen, in Danzig iſt 
die Maſſenbeſteuerung ſtärker, hier iſt ſie geringer, 
alſo iſt es nichts Schlechtes, wenn wir die Ge⸗ 
ſchichte angleichen. Das iſt nicht als eine Ent⸗ 
ſchuldigung aufzufaſſen. Wir werden bei der drit⸗ 
ten Beratung Gelegenheit haben, ausführlicher zu 
ſprechen. Vielleicht wird es mir möglich ſein, mir 
dann die notwendigen Unterlagen zu beſchaffen. 

Es muß aber hinzugefügt werden, daß hier 
auch die Beſteuerung der hohen Einkommen nicht 
ſo hoch iſt, wie drüben in Deutſchland, d. h. alſo, 
wenn Sie ſich wirklich auf die Angleichung be⸗ 
rufen, dann gleichen Sie doch auch hier an. Aber 
davon ſteht nichts in dem Ermächtigungsgeſetz. 
Sie haben auch in dieſer Hinſicht nichts geäußert. 
Hier in Danzig beträgt z. B. die Steuer bei Ein⸗ 
kommen über 80 000 Gulden 35 Prozent, ſoweit 
ich informiert bin. (Zuruf des Senators Dr. Hop⸗ 
penrath.) Es kommt jetzt noch ein Zuſchlag hinzu. 
Aber in Deutſchland beträgt der Steuerabzug für 
dieſe Einkommen 40 Prozent. Alſo Sie ſehen, Sie 
haben hier eine Möglichkeit, ſich auch an Deutſch⸗ 
land anzugleichen. Vielleicht können Sie den An⸗ 
trag einbringen, daß die Steuerabteilung dem Se⸗ 


nat dieſen Weg der Angleichung vorſchlägt. 


Nun muß man die Frage ſtellen, ob hier eine 
andere Regelung in Danzig möglich wäre. Ich 
habe bereits in bezug auf die Beſteuerung der 
Tantiemen hingewieſen, daß die Möglichkeit einer 
anderen Regelung durchaus gegeben iſt. Man 
braucht nicht zu verſuchen, die „Notlage des Staa⸗ 
tes“ durch Steuern dieſer Art zu beſeitigen. Es 
iſt durchaus nicht notwendig, eine Anleihe von 16 
Millionen aufzunehmen. Man kann die 16 Mil⸗ 
lionen durch ein Notopfer der beſitzenden Kreiſe 
bekommen, ſo daß man die 16 Millionen Anleihe 
für Zwecke des Wohnungsbaus verwenden könnte. 

Das ſind Wege, von denen die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung ſagen wird, daß ſie 
dieſe Wege verſtehen und ihnen die Zuſtimmung 
geben werde, aber nicht den Wegen, die Sie gehen, 
auch nicht auf dem Gebiete der Aenderung des 
Einkommenſteuergeſetzes. Was bezwecken Sie mit 
dieſer Verkürzung der ſozialen Ermäßigung? Die 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Zentrumspartei wies ja in längeren Artikeln 
ihrer Zeitung hin, daß die kinderreichen Familien 
geſchützt bleiben. Sie würden nicht geſchädigt, nur 
Familien mit 1, 2 und 3 Kindern ſollen in ihrer 
Exiſtenz, in ihrer Lebenshaltung gegenüber dem 
bisherigen Zuſtand ein wenig verſchlechtert wer⸗ 
den. Das iſt gerade die Partei, die ſich gegen die 
Beſeitigung des $ 218 wendet. Das iſt die Partei, 
die ſich aufs ſchärfſte dagegen wendet, daß Mittel 


zur Verhütung von Empfängnis gebraucht werden 
und das einfach als „Sünde“ erklärt. Sie ver⸗ 
kürzt aber gerade bei den geringſten Einkommen 
die ſozialen Ermäßigungen. Es iſt durchaus ein 
anderer Weg gegeben, um auch hier zu Geld zu 
kommen, und zwar durch ſtärkere Erfaſſung der 
Einkommen. Aber da haben Sie ja geltend ge⸗ 
macht, daß dieſe ſtärkere Erfaſſung der hohen Ein⸗ 
kommen nur zur Folge haben würde, daß dieſe 
hohen Einkommen verſchwänden. Die hohen Ein⸗ 
kommen nicht ſelbſt, aber die Empfänger des Ein⸗ 
kommens würden ſich irgend wohin verziehen. Es 
iſt klar, daß jedes Land dies Argument gebraug 
Ueberall, wo die Vertreter der werktätigen Be⸗ 
völkerungsſchichten, die Vertreter der Arbeiter, 
überall, wo die Kommuniſten die Forderung auf⸗ 
ſtellen, eine ſtärkere Beſteuerung des Einkommens 
der beſitzenden Schichten durchzuführen, werden 
dieſe Gründe angeführt. (Zuruf des Staatsrats 
Lademann.) Vielleicht geben Sie die Unterlagen 
dazu. Das iſt ein relativer Begriff. Wenn man 
ſagt, wir haben meinetwegen nur 10 (Zuruf des 
Staatsrats Lademann.) — gut daß Sie die An⸗ 
gaben machen. Ich habe verſucht, die prozentuale 
Ziffer für Danzig feſtzuſtellen. Da hat ſich her⸗ 
ausgeſtellt, daß in Danzig dieſe Ziffer nicht viel 
ſchlechter als in Deutſchland ſein kann. Wenn wir 
19 Perſonen mit über 100 000 Gulden Jahresein⸗ 
kommen haben, was glauben Sie, daß dieſe 19 
Reichen es ſpürten, wenn man ihr Einkommen 
auf 50 000 Gulden herunterſetzt? Von einem ein⸗ 
zigen würden Sie im Jahr 50 000 Gulden ein⸗ 
nehmen, von 19 Reichen faſt 1 Million. Sie ſehen 
daß der Weg einer ſolchen Beſteuerung durchaus 
gegeben iſt. Wenn man einem, der 100 000 Gul⸗ 
den jährlich verdient oder Einnahmen hat, die 
Hälfte wegnimmt, kann er noch ſehr bequem leben. 
(Staatsrat Lademann: 30 nehmen wir doch ſchon 
weg!) 50 können Sie ihm noch nehmen. Da kann 
er auch noch ſehr gut auskommen. Sie müſ⸗ 
ſen zugeben, daß die Bevölkerung der An⸗ 
ſicht iſt, die Beſoldung der Senatoren mit 20 000 
Gulden jährlich ſei viel zu hoch. Allerdings kennt 
man die Stellungnahme dieſer Kreiſe. Als der 
Vertreter der Hafenarbeiter, der Kollege Serotzki, 
bei Herrn Dr. Ziehm vorſprach, wann die Hafen⸗ 
arbeiter endlich ihre Beihilfe von 30 000 Gulden 
bekämen, ſagte Herr Dr. Ziehm, und das iſt kenn⸗ 
zeichnend für dieſe Kreiſe: „Herr Sahm hat mir 
erklärt, Herr Dr. Ziehm, wie können Sie mit die⸗ 
ſem Gehalt auskommen“. Herr Dr. Ziehm hat das, 
als ich es geſtern im Ausſchuß erklärte, unwider⸗ 
ſprochen gelaſſen. Herr Serotzki wird das beſtä⸗ 
tigen können. Die Leute können ſich nicht vor⸗ 
ſtellen, wie man mit einem Einkommen von we⸗ 
niger als 50 000 Gulden auskommen ſoll. Wir 
werden alle unſere Kräfte einſetzen, damit ſie bald 
zu der Vorſtellung kommen, daß man mit einem 


zuſtellen. 


demann. 
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Einkommen, welches man ſich ſelbſt mit ſeinen 10 
Fingern erwirbt, auch auskommen kann. Sie ha⸗ 
ben mir eine Ziffer genannt. Ein Ausweg iſt 
alſo gegeben. Die Ziffer iſt für die Nationalſo⸗ 
zialiſten ſehr intereſſant. Sie hören, daß wir eine 
ganze Reihe von Leuten haben, die ein ſehr ſchö⸗ 
nes Einkommen beziehen. Man ſoll nicht immer 
das Argument anwenden, daß ſie verſchwinden 


würden. Bei jeder ſtärkeren Beſteuerung wurde 


immer wieder das Argument gebraucht. Trotzdem 
ſind die Leutchen geblieben. Sie müſſen aus dem 
einfachen Grunde bleiben, weil ſie weiter ausbeu⸗ 


ten müſſen und die Möglichkeiten dazu benutzen. 


Dieſe haben ſie jeweils immer in dem Land, wo 
ſie ihre ſogenannte Wirtſchaft haben. So einfach 
iſt die Umſtellung nicht. Außerdem gibt es noch 
andere Möglichkeiten, um zu verhindern, daß ſie 
ſich der Steuerflucht entziehen und irgendwohin 
türmen. 

Aber noch etwas anderes zu dieſer Angelegen⸗ 
heit. Ich wies darauf bereits geſtern im Haupt⸗ 
ausſchuß hin. Wenn hier 19 Leutchen ihr Ein⸗ 
kommen mit 100 000 Gulden und darüber abge⸗ 


ben, werden ſie, wenn ich hoch ſchätze, höchſtens die 


Hälfte oder zwei Drittel ihrer Einnahmen wirk⸗ 
lich angeben, das übrige nicht. Herr Lademann, 


Sie ſind Steuerfachmann genug, um das zu wiſſen. 


Die Praxis zeigt, daß Steuerhinterziehungen an 


der Tagesordnung ſind. Um zu zeigen, daß Sie 


gerecht arbeiten, ziehen Sie hier einen ganzen 
Apparat auf, um die „Steuerhinterziehung“ feſt⸗ 
5 Wenn man einen Apparat aufzieht, 
gibt man damit zu, daß die Möglichkeit der Steu⸗ 
erhinterziehung gegeben iſt. Die Möglichkeit die⸗ 
ſer Steuerhinterziehung haben gerade die beſitzen⸗ 
den Kreiſe, nicht etwa die Arbeiter, und nicht etwa 
die Angeſtellten, nicht die Handwerker und nich 
der Beamte. Wenn man deshalb den beſitzenden 
Kreiſen die Einnahmen erheblich kürzt, dann be⸗ 
halten ſie immer noch ſo viel, daß ſie ſehr gut und 
ſehr bequem leben können. Aber gerade in bezug 
darauf, ſtellen Sie ſich einmal die Situation vor, 
die dieſe Maßnahme zur Folge haben wird. 19 


Perſonen mit einem Einkommen von 100 000 Gul⸗ 


den und darüber jährlich müſſen ja auch eine 
Steuer zahlen. Die werden auch von dieſer Steuer 
betroffen. Natürlich nicken Sie eifrig, Herr La⸗ 
Auch dieſen Perſonen werden nämlich 
die ſozialen Ermäßigungen gekürzt. Nun ſtellen 
Sie ſich einmal vor, was das für dieſe Leute mit 
einem Einkommen von über 100 000 Gulden jähr⸗ 
lich ausmacht, wenn jetzt die ſoziale Ermäßigung 
für die Frau ſtatt 30 nur 20 Gulden beträgt. Der 
Kerl wird ſich hinſetzen und wird ein paar Tage 
weinen, weil er dieſen Steuerabzug tragen ſoll. 
Denn dieſe Kreiſe werden nicht einen einzigen 
Pfennig geben, ohne ſich dagegen zur Wehr zu 
ſetzen. Stellen Sie ſich aber auf der anderen 
Seite vor, was es für einen verheirateten Arbei⸗ 
ter ausmacht, der jetzt meinetwegen 150 Gulden 
verdient, bei dem, wenn er kinderlos war, die 
Steuergrenze 130 Gulden betrug, wenn nun die 
Grenze auf 120 Gulden herabgeſetzt wird. Ein 
Verheirateter, der zwei Kinder hatte und als Bau⸗ 
arbeiter 250 Gulden verdiente, zahlte für 40 
Gulden die Steuer. Nach dieſer Neuordnung un⸗ 
terliegen aber 80 Gulden der Beſteuerung, ſo daß 
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alſo für dieſen Arbeiter der Steuerſatz um das 
Doppelte geſteigert iſt. Alſo bei einer Einnahme 
von 250 Gulden tritt eine Steigerung der Steuer 
um 100 Prozent ein, und oben macht es beſtimmt 
nichts aus. 

Das zeigt das AUnſoziale dieſer geſetzlichen Re⸗ 
gelung auch hier unter 4b. Aber Sie wollen ja 
immer Geld haben, und da hat geſtern der ſozial⸗ 
demokratiſche Abg. Weber noch einen anderen 
Weg gewieſen. Man kann ſagen, daß dieſer Weg 
tatſächlich entſchieden ſozialer iſt, als der Weg, den 
Sie gehen, nur muß man auch hier wieder die 
Frage ſtellen, warum die Sozialdemokraten die 
drei Jahre in der Regierung ſaßen, nicht alles 
verſucht haben, dieſen Weg zu gehen. 

„Der Abg. Weber erklärte: „Weshalb brauchen 
wir bei einem Einkommen von beiſpielsweiſe 
10 000 Gulden noch die ſozialen Ermäßigungen?“ 
Wenn Sie hier ſagen, daß allein 19 Perſonen mit 
einem Einkommen von über 100 000 Gulden vor⸗ 
handen ſind, ſo wäre es ſehr intereſſant zu wiſſen, 
wieviel Perſonen hier in Danzig mit einem Ein⸗ 
kommen von über 10 000 Gulden ſind. Sie brau⸗ 
chen es nicht zu ſagen, aber rechnen Sie einmal 
aus, was es ausmachen würde, wenn man all die⸗ 
ſen Perſonen mit über 10 000 Gulden jährlichem 
Einkommen die ſozialen Ermäßigungen ſtreicht. 
Ich bin der feſten Ueberzeugung, daß dadurch 


eine größere Erſparnis erzielt würde, als hier bei 


dieſer Regelung. Das ſei beſonders den Natio⸗ 
nalſozialiſten geſagt; denn hier können ſie beim 
beſten Willen nicht ſagen, daß Ihr Hitler⸗Deutſch⸗ 
tum in Gefahr gerät. Sie haben es nicht nur 
unterlaſſen, dieſe ſoziale Regelung durchzuführen, 
ſondern jetzt kommt noch eine „ſozialere“ Rege⸗ 
um, die noch mehr von Ihrem „ſozialen“ Ver⸗ 
1 8 zeigt, von dem „ſozialen“ Verſtändnis 
ee, von dem „ſozialen“ Verſtändnis 
durch di 0 der werktätigen Bevölkerungskreiſe 
pate 1 t valfogieliitiige e 1 8 
inter 4e getroffen R ie hier im 8 ö 

evor ich dazu Stellung nehme, möchte ich 
noch etwas nachholen, was 10 überjehen habe, 
nämlich den Abänderungsantrag der Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei zu der Regelung unter 8 ib, 4b. 
Die Senden beantragen dazu folgendes: 


§ 1 Ziffer 4 den i 
5 Abi. 1 des Einf i 
5 egen es Einkommenſteuergeſetzes wie folgt 
om Einkommen bis zu 10 000 Gulden find vor 
Berechnung der Einkommenſte ü 
ie ſteuer folgende Beträge 
a) für den Steuerpflichtigen 
b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer her⸗ 
anzuziehende Ehefrau des Steuer⸗ 
ff ee 


240,— G 


{ nicht ſelbſtändig zur 
Einkommenſteuer herangezogen iſt, je. 960. 0 
d) für das 4. und jedes weitere Kind des 
gleichen Steuerpflichtigen je AAN 
5 Abzüge ermäßigen ſich auf die Hälfte, wenn das 
Einkommen 10.000 G, aber nicht 15 000 G überſteigt 
und kommen bei einem Einkommen über 15 000 6 
_ ganz in Fortfall. 
Soweit ich Sie verſtehe, bringen Sie da die alten 
Sätze 240 Gulden, 360 Gulden, 960 Gulden und 
1440 Gulden, nur daß Sie die alten Beſtimmun⸗ 
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gen dadurch erweitern, daß Sie verlangen, daß 
für die Einkommen von 10 000 bis 15 000 Gulden 
ſich dieſe ſozialen Ermäßigungen um die Hälfte 
verringern und bei einem Einkommen über 15 000 
Gulden ganz in Fortfall kommen. M. H. Natio⸗ 
nalſozialiſten, ſehen Sie ſich dieſe Geſchichte ſehr 
gut an und überlegen Sie ſich, ob Sie nicht dafür 
ſtimmen müſſen. Sie haben Gelegenheit Ihr ſo⸗ 
ziales Herz zu zeigen und ſolche Reformen durch⸗ 
zuführen. Das iſt es doch, was Sie unter dem Be⸗ 
griff Sozialismus verſtehen; denn von dem mar⸗ 
riſtiſchen Begriff des Sozialismus haben Sie 
keinen Schimmer. Sie haben alſo von Ihrem 
Standpunkt des Sozialismus Gelegenheit, ihn in 
weiteſtgehendem Maße zu verwirklichen. Aber 
auch hier brauche ich nur zu ſagen, das Wort des 
Herrn Ziehm und der Wille des Kapitaliſten ſind 
für die Nationalſozialiſten auch hier in Danzig 
heilig. Dann verlangen die Sozialdemokraten 
weiter, dem § 49 folgende Faſſung zu geben: 
(4) Die Einkommenſteuer beträgt jährlich 

für die erſten angefang. oder vollen 5 000 G 10 v. H. 


„ weftegen , 15 ir 5 000 G 12,5 „ 

” ” 5 ” ” ” 5 000 G 15 „ 
5 ” ” 7 ” 55 0 10 000 G 20 
| 2 0 1 1 „ 10 000 G 25 
1 „ 40 000 G 30 


5 7 Beträge 35 5 
D. h., Sie wagen es nicht einmal, bis zu der Grenze 
zu ſteigen, die in Deutſchland erklettert worden iſt. 
Auch dieſe Ihre Regelung verſucht nur ein wenig 
mehr die hohen Einkommen zu belaſten als ſie bis⸗ 
her belaſtet werden. Ich kann allerdings jetzt im 
Handumdrehen nicht ausrechnen, welche Auswir⸗ 
kungen ſich da zeigen, weil wir den Abänderungs⸗ 
antrag jetzt eben vorgelegt bekommen haben. Nur 
um den Anterſchied zu ſehen. Das Weſentlichſte iſt: 
das haben Sie immer wieder propagiert und dem⸗ 
entſprechend auch jetzt hier zur Tat werden laſſen, 
daß die 12,5prozentige Beſteuerung nicht erſt bei 
10 000 Gulden und darüber einſetzt, ſondern be⸗ 
reits bei über 5 000 Gulden. Dann ſchreitet die 
Staffelung dementſprechend viel ſchneller vor⸗ 
wärts. D. h. alſo, daß Sie bereits bei 15 000 Gul⸗ 
den 15 Prozent haben, während nach der alten 
Regelung dieſer Prozentſatz erſt bei 20 000 Gul⸗ 
den in Erſcheinung trat uſw. ſo daß Sie alſo die 
höheren Einkommen ſtärker erfaſſen. Das iſt der 
Sinn Ihres Antrages. Da muß man immer wie⸗ 
der die Frage aufwerfen, Sie hätten das längſt 
früher machen können, beſonders da der Volks⸗ 
tag früher anders zuſammengeſetzt war und die 
Linke ſtärker war als bisher und die damalige 
Regierung noch ſtärker auf die ſogenannte Linke 
angewieſen war. Sie hätten das alſo durch eine 
konſequente Oppoſitionspolitik durchführen kön⸗ 


; nen. Aber Sie durften das eben nicht. Nun heißt 


es weiter: 
(2) Die Einkommenſteuer iſt auf volle durch 40 P teil⸗ 
bare Beträge nach unten abzurunden. 
In den SS 69 bis 73 iſt jeweils an Stelle 
„10 000 G“ zu ſetzen: „5 000 G.“ 
Das iſt alſo Ihre Regelung zu § 1 Ziffer 4. 

1 Nun kommen wir zu 40. Da verlangt die Er⸗ 
mächtigung die Einführung einer Mindeſtſteuer 
für diejenigen Steuerpflichtigen, die auf Grund 
der ſozialen Vorſchriften des Geſetzes ſteuerfrei 


ſind. Da muß man ſchon von dieſer Stelle aus er⸗ 
klären: Dieſe Beſtimmung iſt die unſozialſte uno 
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die härteſte im ganzen Ermächtigungsgeſetz neben 
der Steigerung der Mieten um 10 Prozent. Aber 
während dieſe Steigerung der Mieten um 10 Pro⸗ 
zent ſchließlich alle Bevölkerungskreiſe trifft, trifft 
dieſe Steuer eben nur die Aermſten der Armen. Es 
iſt alſo die unſozialſte, reaktionärſte und ſchand⸗ 
barſte Maßnahme des ganzen Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes des ganzen Sanierungsprogramms des 
Ziehm⸗Senats. Dieſe Mindeſtſteuer hat natürlich 
ihre Vorläufer. Ich möchte darauf hinweiſen, daß 
die Partei, die dieſe Mindeſtſteuer am eifrigſten 
propagiert hat, ausgerechnet die chriſtlich-demo⸗ 
kratiſche Zentrumspartei iſt. Ich erinnere daran, 
daß auf dem Wege nach Steuerquellen ſich ganz 
beſonders die Preſſe der Zentrumspartei, die Lan⸗ 
deszeitung, ſehr warm für dieſe Mindeſtſteuer ein⸗ 
geſetzt hat. Die Begründungen, die damals die 
Landeszeitung gab, waren ja auch danach. Sie er⸗ 
klärte, die Mindeſtſteuer ſei die gerechteſte Steuer. 
Jeder Staatsbürger habe den Genuß der Rechte 
dieſes Staates. Er könne feine Kinder zur Schule 
ſchicken, er könne ſogar den Schupomann anläuten, 
wenn er überfallen wird, alſo er iſt der Nutznießer 


aller Staatseinrichtungen. Aber es gibt doch Tau⸗ 


ſende und Zehntauſende, die Nutznießer dieſer 
Staatseinrichtungen ſind, die aber nicht einen ein⸗ 
zigen Pfennig Steuer zahlen. In bezug auf De⸗ 
magogie übertreffen ſich da die Parteien gegen⸗ 
ſeitig. Die Demagogie der Zentrumspartei ſteht 
hier nicht hinter der Demagogie der Nationalſozi⸗ 
aliſten zurück. Die harmloſen, chriſtlichen Wohl⸗ 
fahrtshüter verſuchen es ſo hinzuſtellen, als ob 
ein Landarbeiter mit einem Einkommen von 120 
Gulden, wenn er verheiratet iſt und ein Kind hat, 
nicht einen Pfennig Steuer zahlt. Sie überſehen 
ganz, wie ſtark ſteuerlich auch er durch die Maſ⸗ 
ſenſteuern, Tabakſteuer, Spritſteuer, Streichholz⸗ 
monopol, Umſatzſteuer uſw. belaſtet iſt, daß er es 
iſt, der dieſe Steuern mit einbringen muß. Man 
muß einmal feſtſtellen, was auf einen Landarbei⸗ 
ter mit einer Familie pro Kopf an Steuern ent⸗ 
fällt, und was auf einen Junggeſellen entfällt, 
der 100 000 Gulden Einnahmen im Jahr hat. Da 
muß man ſagen, daß der Landarbeiter prozentual 
bedeutend mehr Steuern zu zahlen hat. Aber man 
muß es ſo harmlos hinſtellen, um eine Begrün⸗ 
dung für dieſe Mordſteuer zu finden. 

Ich wies ſchon darauf hin, daß dieſe Mindeſt⸗ 
ſteuer ihre Vorläufer hat, und zwar in der ſoge— 
nannten Kopfſteuer im Reich und ganz beſonders 
in Thüringen. Die Mindeſtſteuer, die in Danzig 
von uns als Kopfſteuer bezeichnet wird, iſt ja ei⸗ 
gentlich eine Kopfſteuer, die nicht in der Form 
erhoben wird, wie drüben im Reich, in Thürin⸗ 
gen, ſondern nur von einer beſtimmten Bevölke⸗ 
rungsſchicht. Sie wird nicht von der leiſtungsfä⸗ 
higſten Bevölkerungsſchicht erhoben, ſondern von 
der leiſtungsſchwächſten Bevölkerungsſchicht. Es 
iſt ja bekannt, woher der Ausdruck Kopfſteuer 
kommt. Die kapitaliſtiſchen, imperialiſtiſchen Län⸗ 
der, die Kolonialländer erhoben von den Negern 
eine derartige Kopfſteuer. Deshalb iſt Kopfſteuer 
die Bezeichnung für eine Steuer, die gleichmäßig 
jeden trifft. Zuerſt wurde dieſe Kopfſteuer ausge⸗ 
rechnet von einer Regierung eingeführt, in der die 


Nationalſozialiſten ſaßen, alſo nicht nur von einer 
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Regierung die von den Nationalſozialiſten geſtützt 


wurde wie hier, ſondern wo dieſe den Ton ange⸗ 
ben, in Thüringen. Gerade dieſe Negerſteuer, dieſe 
Kopfſteuer in Thüringen iſt tatſächlich das Glanz⸗ 
ſtück der Sanierung Fricks in Thüringen. Die Na⸗ 
zis weiſen in ihren Zeitungen, in ihrem jüdiſchen 
Neppblättchen ganz beſonders darauf hin, daß 
Thüringen als einziges deutſches Land kein Defi⸗ 
zit habe. Es iſt kein Kunſtſtück mit ſolchen Steu⸗ 
ern ein Defizit zu beſeitigen. Es kommt nicht dar⸗ 
auf an, daß das Defizit beſeitigt iſt, ſondern dar⸗ 
auf, auf welche Weiſe es beſeitigt wird. Drüben 
en Thüringen wird von allen über 20 Jahre alten 
Einwohnern eine Steuer erhoben, und zwar im 
Betrage von 6 Mark jährlich. Dieſe Summe muß 
auf einmal bezahlt werden. Höchſtens auf beſonde⸗ 
res Erſuchen iſt es in Notfällen ſtatthaft, daß die 
6 Mark in zwei Raten und zwar in zwei aufein⸗ 
anderfolgenden Monaten gezahlt werden. Wir 
ſehen, daß auch die Form, in der die Steuer ein⸗ 
getrieben wird, unſozial iſt. Wenn man jetzt in 
Danzig die Kopfſteuer einziehen will, dann wird 
die Eintreibung auch ſo erfolgen wie in Thürin⸗ 
gen, weil ja auch hier der Volldampf⸗Senat der 
Nazis dahinter ſteht. In Thüringen ſind von die⸗ 
ſer Kopfſteuer nur Perſonen befreit, die von der 
öffentlichen Wohlfahrtsfürſorge unterhalten wer⸗ 
den, alſo Kleinrentner, Sozialrentner uſw. außer⸗ 
dem Ehefrauen, die nicht arbeiten. Das iſt wirk⸗ 
lich ſehr „ſozial“. Wahrſcheinlich haben die Nazis 
ſogar beantragt, dieſe zu beſteuern, aber ſie ka⸗ 
men nicht durch. Weiter ſind befreit Perſonen, die 
ſich in der Berufsausbildung befinden und die Un⸗ 
teroffiziere und Mannſchaften der Reichswehr. 
Der Kreis der befreiten Perſonen iſt ſehr eng ge⸗ 
zogen. Erwerbsloſe und Kurzarbeiter müſſen in 
Thüringen dieſe Kopfſteuer zahlen m. H. Nazis, 
das muß hervorgehoben werden. Man kann ein 
draſtiſches Beiſpiel über die Auswirkung der 
Kopfſteuer bringen und ich werde das auch tun. 
Eine Mindeſtſteuer ſoll erhoben werden. In wel⸗ 
cher Form weiß man nicht, da beſtehen nur Mut⸗ 
maßungen. Es iſt geäußert worden, daß man nicht 
nur in der Form die Mindeſtſteuer einführen will, 
wie es hier vorgeſehen iſt, ſondern darüber hinaus 
noch andere Perſonen einbeziehen will. Es iſt 
vielleicht anzunehmen, daß man es in der Thürin⸗ 
geſchen Form machen wird. Wie ſich das dann aus⸗ 
wirken muß, zeigt folgendes Beiſpiel. Nehmen wir 
zum Beiſpiel einen Fabrikdirektor, der ein mo⸗ 
natliches Einkommen von 10 000 Mark hat. Wir 
haben ſolche Perſonen hier auch. Dieſer Herr Fa⸗ 
brikdirektor wird von Herrn Frick in Thüringen 
zu einer Kopfſteuer von 6 Mark herangezogen. 
Seine Frau natürlich nicht, da ſie nicht arbeitet; 
denn ſie ſpielt die feine Geſellſchaftsdame. Seine 
Söhne werden auch nicht herangezogen, denn ſie 
ſtudieren noch. Seine Töchter kommen auch nicht 
in Frage, denn die gehen höchſtens auf den Bum⸗ 
mels. Die ganze Familie zahlt alſo 6 Mark Kopf⸗ 
ſteuer im Jahr. Nun nehmen Sie eine Arbeiter⸗ 
familie. Wir haben Proletarierfamilien, bei de⸗ 
nen auch die Frau arbeitet. Sind erwachſene 


Söhne und Töchter da, die erwerbslos ſind, denn 
drüben müſſen auch Erwerbsloſe die Kopfſteuer zah⸗ 
len, ſo kann es vorkommen, daß eine Proletarier⸗ 
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(4) familie vielleicht mit einem Einkommen von 200 


(B) 


bis 250 Mark, wenn man die verſchiedenen Ein- 
kommen zuſammenzieht, nicht 6 ſondern 24 bis 
30 Mark zahlt. Das iſt das dritte Reich, das am 
Sonntag propagiert werden ſoll, bloß daß dre 
Herrſchaften ſich ſcheuen, zu zeigen ‚wie das dritte 
Reich ausſehen wird. 

Man wird hier dieſe Kopfſteuer, dieſe Neger⸗ 
ſteuer mit derſelben Brutalität eintreiben, wie 
drüben in Deutſchland. Intereſſant iſt zum Bei⸗ 
ſpiel folgendes Schreiben, das Herr Frick an die 
Gemeindeämter ſandte, daß in allen Fällen auch 
verſucht werden muß, die Steuer zwangsweiſe ein⸗ 
zuziehen und daß ſogar bei Perſonen, die ſonſt 
wegen der durch das Geſetz feſtgelegten Pfän⸗ 
dungsgrenze nicht gepfändet werden können, dieſe 
Grenze fallen ſoll. Es iſt ein Schreiben, das vom 
Thüringeſchen Rentamt an die Stadt⸗ und Ge⸗ 
meindevorſtände am 27. Mai 1930 gerichtet 
wurde. 

Dieſer Frick⸗Kopfſteuer in Thüringen folgte die 
Bürgerſteuer in Deutſchland, die nicht ganz ſo roh 
iſt, ſondern eine Staffelung zeigt. Zu dieſen bei⸗ 
den Arten der Kopfſteuer in Thüringen und 
Deutſchland ſoll eine neue Art der Kopfſteuer in 
Danzig ſteigen, und zwar die ſogenannte Mindeſt⸗ 
ſteuer. Da muß man die Frage aufwerfen, was 
dieſe Mindeſtſteuer eigentlich will. Bisher ſteht 
feſt, daß zunächſt einmal von jedem Werktätigen, 
der bisher nach den ſozialen Vorſchriften des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes ſteuerfrei war, pro Arbeits⸗ 
tag 5 Pfennig erhoben werden ſollen. Es iſt dann 
auch wieder als Pfeffer, alſo zur Beruhigung hin⸗ 
Ae worden, daß der § 57 Abf. 3 beſtehen 
99 nn ſoll, das heißt, die Verſicherung iſt abge⸗ 
Wieden Ob ſie gehalten werden wird, iſt 
fan ene andere Frage, da ja ſchließlich der Ge⸗ 
on eſchlüſſe fallen wird und nicht Herr 
Stelle 912 185 Honpenrath oder eine andere 
geſetzes Seit { es Abſ. 3 des Einkommenſteuer⸗ 

er euerabzu 3 i i 

ln Brutionergütungen den Beling von 100 G 

die Stunde nicht a, IND 
Was heißt das? Das heißt, daß jemand, der 110 
Gulden verdient, auch wenn es ein Landarbeiter 
it, der eine zahlreiche Familie hat, und wir wiſ⸗ 
ien, daß die Landarbeiter die niedrigſten Lohn⸗ 
se haben, daß der bereits dieſe Negerſteuer, dieſe 
topfiteuer zu zahlen hat. Es iſt alſo ſehr „groß⸗ 
545 und „jozial“ gedacht, daß die Beſtimmung 
er 8 55 Abs. 3 noch in Kraft bleiben ſoll, das 
ba „daß die Einkommen unter 100 Gulden nicht 
durch die Steuer erfaßt werden ſollen. Allerdings 
iſt das ja auch nur eine Zuſage, ob man ſie halten 
wird, das wird ja auch davon abhängen, ob man 
5 0 wieder eine Sanierung vornehmen muß oder 
ob man nicht wieder ein Defizit decken muß. Aber, 
wenn auch die Einkommen unter 100 Gulden frei⸗ 
bleiben von dieſer Negerſteuer, zeigt ſich doch fol⸗ 
gendes: Was ſoll alles beſteuert werden? Für 
dieſe Steuer kommen in Frage Verheiratete, die 
ein Einkommen von 100 bis 120 Gulden monat⸗ 
lich haben, es kommen in Frage Verheiratete mit 
einem Kind bei einem Einkommen von 100 bis 
170 Gulden monatlich, es kommen ferner für dieſe 
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Steuer in Frage Verheiratete mit 2 Kindern bei 
einem monatlichen Einkommen von 100 bis 230 
Gulden, und es kommen in Frage Verheiratete 
mit drei Kindern bei einem Einkommen von 100 
bis 300 Gulden. Wenn wir einmal die Anzahl der 
Perſonen feſtſtellen, dann fänden wir, daß es ge⸗ 
rade Tauſende bis Zehntauſende Perſonen wären, 
die die allerniedrigſten Einkommen beziehen. Es 
ergibt ſich alſo, daß beiſpielsweiſe eine Schicht, wie 
ich immer wieder hier erwähnte und die wirklich 
in bezug auf ihre Lohnſätze am niedrigſten daſteht, 
die Landarbeiter, jetzt noch zu der Mietserhöhung 
zu allen dieſen Steuern, noch dieſe Kopfſteuer zu 
tragen hat und ganz beſonders trifft dies auch auf 
die Schichauarbeiter, auf die Werftarbeiter zu, da 
ja bekanntlich die Werftarbeiterlöhne am nied⸗ 
rigſten in Danzig ſind. Das zeigt eben das ſoziale 
Geſicht dieſes unter Nazi⸗Volldampf ſtehenden Se⸗ 
nats. 


Aber noch etwas anderes: Ich habe bereits 
darauf hingewieſen, man muß immer wieder be⸗ 
denken, es iſt dies ein Ermächtigungsgeſetz und 
dieſes Ermächtigungsgeſetz hat Beſtimmungen, die 
dehnbar wie Kautſchuk ſind, ſo daß man eben al⸗ 
les durchführen kann, daß man außerdem auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen das ſtärkſte 
Mißtrauen zu dieſem Senat haben muß, daß nicht 
nur dieſe Maßnahmen zur Durchführung kommen 
werden, die hier aufgeführt worden ſind, ſondern 
daß durchaus die Möglichkeit beſteht — eben weil 
es ein Ermächtigungsgeſetz iſt — daß man 
auch andere Maßnahmen noch hineinarbeitet 
bezw. geſetzlich durchführt. Daß dem ſo iſt, dafur 
haben wir ja bereits durch die Regierung die Be⸗ 
ſtätigung erhalten. Ich machte im Ausſchuß einen 
entſprechenden Hinweis. Ich erklärte dort folgen⸗ 
des: Es beſteht doch durchaus die Möglichkeit, daß 
eben jemand Steuern zahlt, weil ihn die ſozialen 
Vorſchriften des bisherigen Steuergeſetzes nicht 
ſteuerfrei erklären. Ein anderer war dagegen auf 
Grund der bisherigen Steuergeſetze ſteuerfrei. 
Nach der neuen Steuer kann es ſich nun tatſächlich 
ergeben, daß der bisher Steuerfreie jetzt einen 
größeren Steuerbetrag zu zahlen hat, als derje⸗ 
nige, der bisher auch ſchon Steuern zahlte. Die 
Möglichkeit iſt durchaus gegeben bei dieſer Grenze 
von 120, 130 und 140 Gulden. Es iſt durchaus 
möglich, daß dieſe Ueberſchneidung vorkommen 
kann. Dann hätten wir die Regelung, daß jemand 
bei einem höheren Einkommen geringer beſteuert 
wird als der, der ein kleineres Einkommen hat. 
Auf Grund meiner Einwendungen erklärte als⸗ 
dann der Regierungsvertreter, das ſei nicht zu be⸗ 
fürchten, denn in ſolchen Fällen werde man dieſe 
Kopfſteuer, dieſe Negerſteuer, auch von Perſonen 
einziehen, die auch ſchon bisher Steuern zahlten. 
Sie erklärten alſo ganz offen, daß dieſer Senat 
ſich gar nicht an die Formulierung dieſes Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes halten werde. Genau ſo wenig, wie 
der Senat ſich mit Bezug auf das Ermächtigungs⸗ 
geſetz an die Verfaſſung und die beſtehenden Ge⸗ 
ſetze hält, indem er nicht einmal eine qualifizierte 
Mehrheit fordert, trotzdem ſie verfaſſungsmäßig 


notwendig iſt, genau ſo wenig wird er ſich an die 
Formulierung des Ermächtigungsgeſetzes halten. 
Diesmal iſt die Formulierung nämlich einiger⸗ 
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maßen konkret gehalten, wenn es heißt: „Einfüh⸗ 
rung einer Mindeſtſteuer für diejenigen Steuer⸗ 
pflichtigen, die auf Grund der ſozialen Vorſchrif⸗ 
ten des Geſetzes ſteuerfrei ſind.“ Trotzdem es hier 
ausdrücklich ſo heißt, wurde doch von der Regie⸗ 
rung erklärt, auch diejenigen, die heute bereits 
Steuern zahlen, werden nachher die Kopfſteuer zu 
zahlen haben. Nun muß man ſich dieſe Kopfſteuer, 
dieſe Mindeſtſteuer einmal anſehen. Ich erklärte 
ſchon, dies iſt die Steuer, die eigentlich am unſozi⸗ 
alſten in dem ganzen Ermächtigungsgeſetz iſt. Ge⸗ 
rade in bezug auf dieſe Steuer muß man ſagen: 


Der Ziehm⸗Senat hat kein Erbarmen mit den 


Aermſten unſerer Armen! Das iſt eine Loſung, die 
man ausgeben muß, die man der Bevölkerung 


einhämmern muß, damit die Bevölkerung Schluß 
macht mit einem Senat, der wirklich nicht einmal 


Erbarmen mit den Aermſten der Armen hat. Man 
darf ſich hier ja nur einmal ſo ein paar Gegen⸗ 
überſtellungen leiſten. Man wagt es nicht, die 
Einkommen von 10 000 Gulden und darüber ſtär⸗ 
ker zu beſteuern, man läßt hier die Beſteuerung in 


der bisherigen Form, aber Einkommen von 100 


und 110 Gulden, die zieht man jetzt ſtärker zur 
Einkommenſteuer heran. Das iſt wirklich eine fa⸗ 
moſe ſoziale Politik, die von dieſem unter Nazi⸗ 
volldampf ſtehenden nationalſozialiſtiſchen Hun⸗ 
ger⸗Senat Ziehm betrieben wird. 

Aber es ſind ja auch noch weitere Pläne beab⸗ 
ſichtigt. Man wird bei dieſen Maßnahmen nicht 
ſtehen bleiben, ſondern man wird andere Maßnah⸗ 
men durchführen. Auf eine dieſer Maßnahmen. 
wies ich bereits hin, aber noch eine andere Maß⸗ 
nahme wird man treffen. Es iſt ſo, daß rückſichts⸗ 
los die Steuer abgezogen wird von jedem ſteuer⸗ 
pflichtigen niedrigen Einkommen, wenn eben der 
beſtimmte Steuerſatz pro Stunde überſchritten 
wird. Nehmen wir einmal einen Hafenarbeiter. 
Bei den Hafenarbeitern ſind die Stundenlöhne 
natürlich bedeutend höher als beiſpielsweiſe bei 
der Landwirtſchaft und dieſe hohen Stundenlöhne 
bei den Hafenarbeitern nehmen deshalb die Bür⸗ 
gerlichen zum Anlaß, um auf die hohen Löhne 
der Arbeiterſchaft hinzuweiſen. Denn Sie rechnen 
nun einfach ſo: in einer Stunde verdient der Ha⸗ 


fenarbeiter — ich weiß nicht, was das ausmacht 


— (Zuruf: 1,35 6!) nun alſo, dann multiplizie⸗ 
ren Sie dieſen Stundenſatz mit 8 für den achtſtün⸗ 
digen Arbeitstag und dann rechnen Sie ſich weiter 
aus, was das bei 300 Arbeitstagen ausmacht. 
Sie vergeſſen dabei natürlich vollkommen, daß 
die Hafenarbeiter höchſtens 200 Tage im Jahr be⸗ 
ſchäftigt ſind, der überwiegende Teil iſt aber nur 
100 Tage und ein Teil noch weniger als 100 Tage 
im Jahre beſchäftigt, jo daß man auf dieſer Baſts 
eben die Einnahmen eines Hafenarbeiters berech⸗ 
nen muß. So muß man eben die Einnahmen be⸗ 
rechnen. Nun bekommt der Betreffende die Stunde 
1,35 und 50 Pfennig find ſteuerfrei. Wenn er ver⸗ 
heiratet iſt, kommen die ſozialen Ermäßigungen 
hinzu. Iſt er nicht verheiratet, kommen ſie nicht 
hinzu. Dann wird von dem Betrag über 50 Pfen⸗ 
nig die Steuer einbehalten. D. h. unter Berück⸗ 
ſichtigung der ſozialen Ermäßigungen, auch wenn 
ein Hafenarbeiter verheiratet iſt, muß er von ſei⸗ 
nem Stundenlohn noch Steuern zahlen, ſo daß wir 
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nach dieſem famoſen Steuergeſetz die Regelung 
haben, daß ganz beſonders tauſende Hafenarbeiter 
davon betroffen werden. Wenn ſie nur ein Ein⸗ 
kommen von jährlich 800 Gulden haben, kommt 
es vor, daß ſie im Jahr 30, 40 bis 70 Gulden 
Steuern zahlen müſſen. 

Nun wurde nach den bisherigen Beſtimmun⸗ 
gen nicht die ganze Steuerſumme bei einem Ein⸗ 
kommen von 800 Gulden aber doch ein beträcht⸗ 
licher Teil zurückgezahlt. Dieſe ganze Steuerrege⸗ 
lung erſcheint ſehr eigenartig. Das können die 
Herren Nationalſozialiſten ſich immer wieder 
merken. Es wäre gut, wenn die Herren National⸗ 
ſozialiſten alle anweſend wären, dann würden ſie 
in die Politik eingeführt werden, da das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz alle Gebiete ſtreift und ſie etwas zu⸗ 
lernen könnten. Aber ich glaube, daß das bei die⸗ 
ſen Abgeordneten nicht möglich iſt, da ſie nicht 
fähig ſind, das Geringſte in bezug darauf aufzu⸗ 
nehmen. Sie ſind eben ſchon verhitlert. Ein Ha⸗ 
fenarbeiter mit einem jährlichen Einkommen von 
800 Gulden und darunter muß Steuern bezahlen. 
Sie dulden aber, daß ein einziger Beamter bei ei⸗ 
nem Einkommen von 32 000 Gulden 12 000 Gul⸗ 
den ſteuerfrei hat. Das iſt das ſoziale Geſicht die⸗ 
ſer kapitaliſtiſchen Steuergeſetzgebung, an der jetzt 
die Nationalſozialiſten verſuchen tüchtig mitzu⸗ 
helfen. Nun will man ſogar jetzt die Regelung 
durchführen, die bereits in Deutſchland durchge⸗ 
führt iſt, nämlich man will die Steuerrückzahlun⸗ 
gen nicht mehr vornehmen. In Deutſchland iſt 
es bereits der Fall, d. h., eine Steuer, die gezahlt 
iſt, bleibt bezahlt. Da wird nichts zurückgezahlt. 
Wenn hier von der Regierung, beſonders durch 
den Senator Dr. Hoppenrath, die Erklärung ab⸗ 
gegeben wurde, noch denke man nicht daran, das 
zu tun, dann wird die nächſte Zukunft zeigen, 
daß man auch dazu greifen wird. Ich ſehe eben, 
daß die Sozialdemokraten zu $ 1, Ziffer dc auch 
einen Abänderungsantrag geſtellt haben. Es 
heißt darin: 

Im S 1 Ziffer 4 den Abſatz c) zu ſtreichen uno 
dafür zu ſetzen: 

c) S 33 Abſatz (1) Ziffer des Einkommenſteuergeſetzes 

wie folgt zu faſſen: 
(1) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen ge⸗ 

hören insbeſondere 0 

1. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Ge⸗ 

winne, welche entfallen auf Aktien, Kuxe, Ge⸗ 
nußſcheine ſowie auf Anteile an der Reichsbank, an 
Kolonialgeſellſchaften, an Bergbau betreibenden 
Vereinigungen, welche die Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon haben, an Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung und an Genoſſenſchaften. 


Soweit ich überſehe, iſt es alſo eine Steuer, die 
man teilweiſe als Kapitalertragsſteuer bezeichnen 
könnte, wie ſie in Deutſchland von dem „Juden“ 
Rathenau, — m. H. Nationalſozialiſten, alſo aus⸗ 
gerechnet Rathenau, ich glaube im Jahre 1920, 
als in Deutſchland die Kapitalertragsſteuer ge⸗ 
ſchaffen wurde, ſie iſt nachher allmählich beſeitigt 
worden, — eingeführt wurde. Aber es iſt doch 
eigentlich Ihre Forderung. Das heißt, Sie hätten 
eigentlich dieſen Antrag wieder einbringen müſ⸗ 
ſen, wenn Sie auch nur wenigſtens ſcheinbar den 
Verſuch machen wollten, Ihre Agitation in der 
Zeit vor der Wahl jetzt tatſächlich Wirklichkeit 
werden zu laſſen. Sie werden ja nachher Gelegen⸗ 
heit haben, hier zu dieſem Geſetz und zu dem Ab⸗ 
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änderungsantrag Stellung zu nehmen und dafür 
zu ſtimmen, d. h. alſo, wirklich dieſe Bankgewinne 
uſw. auch tatſächlich zu beſteuern. Hier ſteht die 
Frage tatſächlich jo, auch für Sie als Nationalſo⸗ 
zialiſten, auf der einen Seite Beſteuerung der ge⸗ 
ringſten Einkommen, Kopfſteuer, Mindeſtſteuer 
für die Aermſten der Armen, auf der andern Seite 
ſteht die Frage: Sollen nicht die Bankgewinne 
und Gewinne anderer Art beſteuert werden? Alſo 
wie bei jeder Formulierung, wie bei jedem dieſer 


Geſetze auch hier die Frage, wie geſtimmt und 


wie gehandelt werden ſoll. Schutz den werktätigen 
Kreiſen, Schutz den Hilfsbedürftigen oder Ver⸗ 
ſchlechterung ihrer Lage infolge verſtärkter Aus⸗ 
plünderung durch neue Steuern. 


Nun wies ich bereits darauf hin, daß Sie nicht 
bei der bisherigen Ermächtigung geblieben ſind, 


ſondern den Umfang der Delegation noch bedeu⸗ 
tend erweitert wiſſen wollen. Da haben Sie bean⸗ 
tragt, daß im 8 1 Ziffer 4 hinzugeſetzt wird: 
Als Abſatz d) Aenderung d 
Ich . des Einkommens aus der Landwirt⸗ 
aft 


Sie wollen alſo die Steuern aus dem Einkommen 
der Landwirtſchaft ändern. Je nachdem, ob Sie 


alſo Landarbeiter oder Großgrundbeſitzer vor ſich 
haben, werden Sie jeweils erklären, die Formu⸗ 
lierung bedeutet das und das. Haben Sie Groß⸗ 
agrarier in den Verſammlungen, dann werden 
Sie erklären, es ſei eine Neuregelung für die 
Großgrundbeſitzer. Den Landarbeitern werden Sie 
ſagen, daß Sie eine Neuregelung für die Landar⸗ 
beiter treffen wollen. Was wollen Sie in Wirk⸗ 
lichkeit damit erzielen? Sie ſprechen ſoviel von 
der Not der Landwirtſchaft. Wir wiſſen ja auch, 
daß die Regierung jetzt von Parteien geſtützt wird, 
IR immer am meiſten gerufen haben: Schützt die 
Sandwirtſchaft! Nur daß man hier wieder die 
Grage aufwerfen muß: Was verſteht man unter 
dieſem „Schutz der Landwirtſchaft? — Herr 
Abg. Dr. Blavier, ich bin erſt bei de, nehmen Sie 
das zur Kenntnis. — Berjteht man darunter den 
Schutz der hilfsbedürftigen Kreiſe der Landwirt⸗ 
ſchaft oder den Schutz der Großagrarier? 
die Frage auch hier zu ſtellen. Will man die Land⸗ 
arbeiter ſchützen, die Kleinbauern oder den Groß⸗ 


grundbeſitz? Wenn Sie hier erklären, Sie wollen 
eine Aenderung der Vorſchriften über die Beſteue⸗ 


rung des Einkommens aus der Landwirtſchaft, ſo 
werden Sie beſtimmt eine Aenderung der Vor⸗ 
ſchriften über die Beſteuerung der Großagrarier 
durchführen, und zwar in der Form von Steuer⸗ 
erleichterungen. Das verſtehen Sie unter Schutz 
der Landwirtſchaft. 

Sie ſprechen immer ſo viel von der Not der 
Landwirtſchaft. Gewiß, es beſteht eine Not der 
Landwirtſchaft. Kr habe bereits an anderer Stel⸗ 
le, darauf hingewieſen, daß die augenblickliche 
Weltwirtſchaftskriſe noch dadurch eine erhebliche 
Verſchärfung erfahren hat, daß wir faſt in allen 
kapitaliſtiſchen Ländern auch noch eine Agrarkriſe 
haben. Gerade die Tatſache des Vorhandenſeins 
einer außerordentlich ſtarken Agrarkriſe hat die 
augenblickliche Kriſe ja ſo ungeheuerlich verſchärft. 
Aber wir wiſſen, daß Sie die Agrarkriſe benutzen, 
um für den Großgrundbeſitz Geſchäfte zu machen 
auf Koſten der kleinen werktätigen Bauern. Sie 


er Vorſchriften über 


So iſt 


benutzen die Agrarkriſe, um den Großgrundbeſitz 
zu ſanieren. Deshalb alle Ihre Maßnahmen in 
bezug auf die Oſthilfe oder wie Sie dieſe Hilfe 
für die Landwirtſchaft nennen. In dieſem Sinne 
werden Sie auch Ihre Maßnahmen treffen, ge⸗ 
ſtützt auf den § 4 Abſchnitt d). Anſer Programm 
in bezug auf die Landwirtſchaft iſt bekannt. Wir 
ſagen auch, daß eine Not der Landwirtſchaft be⸗ 
ſteht. Man ſoll ſich dieſe Not einmal anſehen, ſoll 
einmal die Wohnungen der kleinen Bauern auf 
dem Lande betrachten, deren Häuſer zerfallen ſind. 
Die kleinen Bauern, die nicht nur allein ſchuften, 
ſondern mit ihrer ganzen Familie Tag und Nacht 
hindurch, die zerriſſen herumlaufen. Man muß die 
Landarbeiter ſehen mit ihren erbärmlichen Löh⸗ 
nen in ihrer erbärmlichen Behauſung, um zu wij- 
ſen, daß eine Not der Landwirtſchaft beſteht. Man 
merkt aber nichts von der Not der Landwirtſchaft, 
wenn man ſieht, daß Gutsbeſitzer Hochzeiten aus⸗ 
richten, die nicht Tauſende ſondern Zehntauſende 
koſten. (Das war einmal! rechts.) Das iſt auch 
jetzt noch ſo. Man hält Treibjagden ab mit Sauf⸗ 
gelagen, die die ganze Nacht dauern, wobei Dutzen⸗ 
de von Weinflaſchen verbraucht werden. Dann 
kann man, Herr Dr. Blavier, von keiner „Not“ der 
Landwirtſchaft reden. Sie verſtehen eben darun⸗ 
ter, daß dieſe Herren noch zu wenig haben. Sie 
wollen das eben beheben, indem Sie das elende 
Leben der werktätigen Bauern und der Landar⸗ 
beiter noch mehr verſchlechtern. 

Auch wir willen, daß es eine Not der Lano⸗ 
wirtſchaft gibt, die wir beſeitigen wollen. Wir 
ſind bereit dazu. (Abg. Malſch: Auf einmal”) 
Nicht auf einmal und auch nicht nur mit einem 
Programm, wie Sie es aufgeſtellt haben. Wenn 
wir ein Programm aufſtellen, werden wir auch 
alle Kräfte einſetzen, um es zur Durchführung zu 
bringen. Wenn wir ſagen, es beſteht eine Not der 
Landwirtſchaft, dann meinen wir die Kreiſe, die 
wirklich auf dem Lande Not leiden. Das find die 
Landarbeiter, das ſind die werktätigen Bauern, 
das ſind die Handwerker auf dem Lande. Dieſen 
Kreiſen muß geholfen werden. Wir haben bereits 
einen Antrag eingebracht und zur Beratung ge⸗ 
ſtellt. Dieſer Antrag iſt auch an den Wirtſchafts⸗ 
ausſchuß gegangen. Anläßlich der Beratung dieſes 
Antrags hat der Herr Abg. Malſch das Wort ge⸗ 
nommen und ſein Programm abgeleſen, ein Pro⸗ 
gramm, das er allerdings nicht verſteht. Er hat 
auch nicht die geringſte Ahnung von dieſen Din⸗ 
gen, trotzdem er ſelbſt angibt, er ſei Landwirt. 
Wenn er ſelbſt eine Ahnung von dieſen Dingen 
hätte, hätte er die Finger davon gelaſſen, dies 
Programm vorzuleſen. (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) Sie können bald in die Verlegen⸗ 
heit kommen, dieſem Ihrem Programm die Zu⸗ 
ſtimmung zu geben. Wenn Sie ſich nicht dem Ver⸗ 
dacht ausſetzen wollen, daß Ihr Programm nichts 
anderes iſt, als Wählerfang und Demagogie, 
dann müſſen Sie unſern Antrag benutzen, um 
Ihre Forderungen zum Ausdruck zu bringen. Sie 
können dann ſagen, unſer Antrag taugt nichts und 
Sie ſelbſt müſſen dieſe Forderungen einreichen. 
Daß Sie es nicht tun, zeigt, daß Ihre Ausfüh⸗ 
rungen nur als Demagogie und Wählerfang zu 
bewerten find. 
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Wie Sie gewillt ſind, die Notlage der Be⸗ 
völkerung auf dem Lande zu lindern, zeigte Ihre 
Einſtellung beim Landarbeiterſtreik. Sie ſagten, 
wir wären die Lumpen, die die Arbeiter in den 
Streik gehetzt haben. Nun ſtellen Sie ſich vor, 
Herr Malſch, es kommt jemand und will Sie von 
Haus und Hof vertreiben, und zwar mit der Be⸗ 
gründung: „Was brauchſt Du das? Du kannſt ja 
verrecken.“ Da würden Sie doch ſagen, es wäre 
richtig, wenn man dem Kerl den Schädel ein⸗ 
ſchlüge. Sehen Sie, ſo ungefähr ſieht es in bezug 
auf den Streik der Landarbeiter aus. Sie wollen 
doch nicht ſagen, daß die Löhne der Landarbeiter 
hoch ſind. Sie wollen doch nicht ſagen, daß ein 
Landarbeiter mit 3 bis 5 Kindern mit 120 Gul⸗ 
den monatlich auskommen kann. Sie wiſſen doch 
ganz genau, da Sie doch Kenntniſſe vom Lande 
haben wollen, daß darin alles enthalten iſt, daß 
nicht noch etwa das Deputat daneben gegeben 
wird. Wollen Sie nun etwa, Herr Malſch, ſagen, 
daß dieſe 120 Gulden zuviel für dieſen Landarbei⸗ 
ter ſind. Wenn man verſucht, dem Landarbeiter 
von ſeinen 120 Gulden noch einige Gulden weg⸗ 
zunehmen, wollen Sie dann ſagen, daß es ein Ver⸗ 
brechen iſt, wenn ſich dieſer Arbeiter zur Wehr 


ſetzt. Jede Kreatur hat das Recht, ſich zur Wehr 


zu ſetzen, wenn man ſie zu töten verſucht, und Sie 
wollen ausgerechnet als Nationalſozialiſt den 
Menſchen das Recht nehmen, ſich gegen den Hun⸗ 
gertod zur Wehr zu ſetzen! Ich könnte ja auf Ihre 
Anſicht noch näher eingehen. (Abg. Malſch: Ich 
auch! jtundenlang! — Zuruf des Abg. Langnau. 
== 19 5 Malſch: Seien Sie ganz ſtill, Sie Lüm⸗ 
mel! 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Malſch, 
ich nehme an, daß Sie nicht den Herren Abg. Lang⸗ 
nau gemeint haben. (Abg. Malſch: Nein, nein! — 
Abg. Langnau: Der kann uns nicht beleidigen, 
der hat 8 51 der Mann, Sie Kaffer! — Glocke des 
Präſidenten.) — Herr Abg. Langnau, Sie haben 
den Abgeordneten Malſch einen Kaffer genannt, 
das iſt zweifellos eine Beleidigung und ich rufe 
Sie zur Ordnung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt ſehr 
gut, daß Sie das feſtſtellen. Ich muß aber feſt⸗ 
ſtellen, daß der Abg. Malſch entſchieden auch wie 
ein Judenabkömmling ausſieht, daß ferner gerade 
der Abg. Friedrich wie ein Judenabkömmling 
ausſieht. Wenn der Abg. Friedrich noch heute So⸗ 
zialiſt wäre — Sie wiſſen ja alle, daß er es ein⸗ 
mal war — und hier als Sozialiſt in den Volks⸗ 
tag eingezogen wäre, dann hätten Sie den Fried⸗ 
rich ganz beſtimmt als Judenabkömmling bezeich⸗ 
net. Es iſt manchen Leuten eben unangenehm, 
wenn ſie die Wahrheit hören. (Abg. Dyck: Schö⸗ 
nes hohes Haus!) Der Herr Abgeordnete Malſch 
hat ja bereits in ſeiner Rede dargetan, wie Sie 
dieſes hohe Haus einſchätzen, dieſes hohe Haus, 
das es zuläßt, daß alle dieſe Hungermaßnahmen 
durchgeführt werden. Sie Herr Abg. Dyck geben 
von Ihrem Einkommen nicht einen Pfennig mehr 
ab, aber von Ihrem Landarbeiter mit einem Ein⸗ 


kommen von 120 Gulden verlangen Sie eine Kopf⸗ 
ſteuer von 5 Pfennigen pro Tag. Da wagt es hier 
ein Gutsbeſitzer, wie der Abg. Dyck, zu ſagen: 


„Schönes hohes Haus!“ Gewiß, Herr Abg. Dyck, 
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wir werden das nicht tun, was Sie hier machen, 0 


nämlich ſtillſchweigend dem Senat die Ermächti⸗ 
gung geben, derartige Mordgeſetze hier einfach 
durchzuführen. Wir werden uns dagegen wehren 
und werden alle Maßnahmen treffen, das zu ver⸗ 
hindern. Wenn Sie auf dem Standpunkt ſtehen, 
wir verhindern damit doch nicht viel, ſo wird da⸗ 
durch doch eines erreicht: dadurch, daß wir konſe⸗ 
quent auch hier immer wieder die Beratungen ver⸗ 
längern, daß wir hier immer wieder die Möglichkei⸗ 
ten ausnutzen, damit Sie nicht ſo ſchnell und heim⸗ 
lich dieſe Hungergeſetze verabſchieden können. Da⸗ 
durch haben wir eben den Druck der Oeffentlichkeit 
und ganz beſonders den Nazis gegenüber ganz er⸗ 
heblich verſtärkt und dieſen Druck der Oeffentlich⸗ 
keit wollen wir noch immer mehr verſtärken. 
Wenn Sie hier mit Ihren Worten „Schönes ho⸗ 
hes Haus“ eine Kritik an unſeren Maßnahmen 
üben wollen, ſo überlaſſe ich die Entſcheidung dar⸗ 
über wirklich den werktätigen Volkskreiſen, die 
entſcheiden werden, was ſozialer iſt, was der 
Würde des hohen Hauſes entſpricht, wenn man 
zuſtimmt, daß ein Landarbeiter mit 120 Gulden 
monatlichem Einkommen jeden Tag 5 Pfennige 
Steuer zahlen ſoll, oder ob es der Würde des ho⸗ 
hen Hauſes entſpricht, wenn man ſich demgegen⸗ 
über mit allen Mitteln zur Wehr ſetzt. Sie (zum 
Abg. Malſch) haben deshalb erklärt, ein Streik 
ſei ein Verbrechen. Allerdings ſagen andere Ihrer 
Parteigenoſſen etwas anderes. Ich bin der feſten 
Ueberzeugung, daß Sie nicht im entfernteſten in 
der Naziliteratur Beſcheid wiſſen, wie ich, ſonſt 
müßten Sie wiſſen, daß die Nationalſozialiſtiſche 
Arbeiterpartei in bezug auf ihre Zellen in den 
Betrieben erklärt hat, daß der Streik unterſtützt 
werden ſoll, gleichgültig, von wem aus der Streik 
organiſiert wird. Sie werden ſich natürlich über⸗ 
haupt nicht einmal die Mühe machen, zu erfaſſen, 
was Sie alles propagieren und predigen. 

Es iſt eben auch hier bei dieſen Maßnahmen 
jo: man hilft hier den Großen und die Kleinen 


läßt man verkommen. Wir haben doch ſchon in 
den Jahren vorher geſehen und das trifft auch für 


die Landwirtſchaft zu: Die kleinen Exiſtenzen 
werden vernichtet. Einen ganz kraſſen Fall hat⸗ 
ten wir ja bereits hier im Volkstag zu beraten, 
und zwar den Fall Leibner aus Montau, wo man 
rückſichtslos eine Exiſtenz vernichtete. Es han⸗ 
delte ſich um einen Kleinbauer, der zehn Kinder 
hat und deſſen Exiſtenz vollſtändig vernichtet 
wurde, weil der Staat ihm das letzte Pachtland 
entzog, der nun nicht mehr genügend Land hatte, 
um ſeine zahlreiche Familie zu ernähren. Der 
Staat, der Senat ſträubt ſich mit Händen und Fü⸗ 
ßen dagegen, dieſem Mann wenigſtens eine ent⸗ 
ſprechende Summe zur Verfügung zu ſtellen, da⸗ 
mit er ſich wenigſtens mit ſeiner Familie etwas 
über Waſſer halten könnte. Das zeigt eben, daß 
Sie da rückſichtslos dieſe Kreiſe verkommen laſſen, 
daß Sie gar nicht fragen, ob der betreffende werk⸗ 
tätige Bauer bereits Jahrzehnte hindurch auf 
ſeinem Eigentum ſitzt und daß er es ererbt hat 
von ſeinen Vätern. Sie werden ſich nicht darum 
kümmern, dieſes Eigentum zu ſchützen, aber Sie 
werden alles tun, damit dem Großgundbeſitz ſein 
Eigentum ungeſchmälert erhalten bleibt, damit er 
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durch Käufe bei Vernichtung dieſer kleinen Exi⸗ 
ſtenzen mühelos ſein großes Eigentum noch vergrö⸗ 
Bern kann. 
reits ſeit Jahrzehnten ſehen, nämlich Konzentra⸗ 
tion, das finden wir auch auf dem Lande. Das 
iſt ja auch die Entwicklung, nur daß wir erklären, 
man kann nicht rückwärts ſchreiten, man kann 
nicht zurückkehren zu den Zuſtänden des Mittel⸗ 
alters, ſondern man kann nur vorwärtsſchreiten. 
Deshalb weg mit dem Privat⸗Eigentum an Pro⸗ 
duktionsmitteln, weil das die Entwicklung der 
Menſchheit hemmt. Sie beſchreiten demgegenüber 
einen anderen Weg, den ich ſchon vorher bezeich⸗ 
nete, Sie laſſen den kleinen Mann verkommen, um 
nur den Großen zu helfen. 

Das alles wären die Maßnahmen, die Sie bei 
§ 1, Abſatz 4 zu treffen gedenken. Nun wollen Sie 
außer den anderen Steuergeſetzen auch das Ge— 
werbeſteuergeſetz einer Aenderung unterziehen. 
Jetzt werden Sie mir entgegenhalten: Ja, aber 
gerade das Gewerbeſteuergeſetz ſoll doch ſo geän⸗ 
dert werden, daß Sie doch ſelbſt von Ihrem Stand⸗ 
punkt aus nicht ſagen können, daß das eine Maſ⸗ 


ſenbelaſtung iſt. Nun, wir lehnen auch dieſe Steuer 
für die freien Berufe ab, und zwar aus ganz be⸗ 


ſtimmten Erwägungen heraus. Es heißt hier: 
„Aenderung des Gewerbeſteuergeſetzes“, und zwar 
a) Vereinigung der zweiten und dritten Kammer des 
Verwaltungsgerichts, 
b) an der Gewerbeſteuer auf die freien 
erufe.“ 
Was Sie da durchführen wollen, das lag ja be⸗ 
reits dem Volkstag als Vorlage des Rumpfſenats 
vor, und zwar in der Druckſache Nr. 19. Sie haben 
erklärt, daß Sie das in derſelben Form durchfüh⸗ 
ren wollen, wie es in dieſer Druckſache vorgeſehen 
1 Was ſoll alſo nach dieſer Druckſache geän⸗ 
ert werden? Da heißt es in Artikel 1. Das Ge⸗ 
Zeit oenergejeh vom 8. Mai 1923 in der zur 
e Faſſung wird wie folgt geändert: 
Als 155 1 erhält folgenden Zuſatz: 

1 ; ewerbe im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch 
1911 reie und eine ähnliche ſelbſtändige Berufstätig⸗ 
85 einſchl. der Tätigkeit der Notare.“ 

e 1 Ziff. 2 erhält folgende Faſſung: 

„e die Ausübung eines der reinen Kunſt oder der 
reinen Wiſſenſchaft gewidmeten freien Berufs oder 
Nebenberufs. Als der reinen Kunſt oder der reinen 
Wiſſenſchaft gewidmet ift ein künſtleriſcher oder wiſ⸗ 
ſenſchaftlicher Beruf dann anzusehen, wenn er ſich auf 
ſchöpferiſche oder forſchende Tätigkeit, Lehr⸗, Vor⸗ 
trags und Prüfungstätigkeit, ſowie auf ſchriftſtelle⸗ 
riſche Tätigkeit beſchränkt. Durch eine im geringen Um: 
fang nebenher ausgeübte Gutachtertätigkeit als Sach⸗ 
verſtändiger wird die Zurechnung zu einem der 
reinen Kunſt oder der reinen Wiſſenſchaft gewidme⸗ 
ten freien Berufe nicht ausgeſchloſſen; ebenſo wird bei 
Künſtlern die Zurechnung durch den Umſtand nicht 


to 


elle daß ſie ſelbſtgeſchaffene Kunſtwerke 
3. Dem $ 3 Abſ. 1 wi 
angefügt: wird als Ziffer 3 folgende Vorſchrift 


5285 Vermögens verwaltung, Vollſtreckung von Teſta⸗ 

menten ſowie die Tätigkeit als Aufſichtsratsmitglied 

(8 31 Abi. 1 Ziff. 2 des Einkommenſteuergeſetzes), es 

in ch EN. 626 ie oder Tätigkeit im 
erbebetri im Si 

A l g riebes im Sinne des $ 1 

4. In § 8 Satz 2 iſt das Wort 


10 t 4 40 1 
a Steuergericht“ durch die 


„Verwaltungsgericht Kammer II“ zu eı= 


ſetzen. 

5. § 8 erhält folgenden Abſatz 2: 
„(2) An der Feſtſetzung der Steuereinheit haben außer 
dem Vorſitzenden bezw. deſſen Stellvertreter 


Das, was wir in der Induſtrie be⸗ 


fangreichen Materie Erläuterungen 


ſämt⸗ 
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liche ehrenamtlichen Mitglieder des Verwaltungsge⸗ 
richts mitzuwirken.“ 
S 11 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 
„(2) Die Einreihung erfolgt nach Richtlinien, die 
nach Beginn des Kalenderjahres durch das Verwai⸗ 
tungsgerichts Kammer II für das geſamte Gebiet der 
Freien Stadt Danzig feſtgelegt und öffentlich be⸗ 
kanntgegeben werden. § 8 Abſ. 2 findet entſprechende 
Anwendung. 
S 17 wird geſtrichen. 

Artikel II. 

In der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der 
Verwaltung vom 7. Januar 1927 (G. Bl. S. 43) wird 
§ 6 geſtrichen. 

Artikel III. 


Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1931 
und folgenden Maßgaben in Kraft: 

„Soweit bei Verkündung des Geſetzes die Steuerein⸗ 
heit und die Veranlagungsrichtlinien für das Kalen⸗ 
derjahr 1931 bereits durch die Kammer III des Ver⸗ 
waltungsgerichts ordnungsgemäß feſtgeſetzt ſind, ve⸗ 
halten dieſe Beſchlüſſe Gültigkeit. 

2. Für die Bearbeitung von Rechtsſtreitigkeiten, die 
der Zuſtändigkeit der bisherigen Kammer III unter⸗ 
liegen, wird die Kammer II mit dem Tage der Ver⸗ 
kündung dieſes Geſetzes zuſtändig. j 

3. Bis zur endgültigen Feſtſtellung der Gewerbeſteuer 
für 1931 ſind die von den neu der Steuerpflicht un⸗ 
terworfenen freien Berufen zu leiſtenden Voraus⸗ 
zahlungen nach Maßgabe des von ihnen in der 
Steuererklärung für 1930 angegebenen Berufsein⸗ 
kommens vorläufig feſtzuſtellen. 

Sr Artikel IV. 

Die Beſtimmungen zur Durchführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes erläßt der Senat. 


Nun haben Sie erklärt, daß Sie dieſe Beſtimmun⸗ 
gen durchführen wollen, daß das Ermächtigungs⸗ 
geſetz in dieſem Sinne aufzufaſſen ſei. Sie haben 
ein derart umfangreiches Programm vorgelegt, ich 
muß es noch einmal wiederholen, daß man die 
Materie nicht entfernt überſehen kann. Die Ver⸗ 
treter des Volkes, die Abgeordneten, haben doch 
wenigſtens einen Anſpruch darauf, zu erfahren, 
um was es ſich handelt. Da es aber unmöglich 
iſt, daß man alles beherrſcht, weil man nicht auf 
jedem Gebiet Fachmann ſein kann, deshalb haben 
wir im Senat Fachleute. Da der Senat ſchein⸗ 
bar den Anſpruch darauf erhebt, objektiv zu han⸗ 
deln, muß man von ihm verlangen, bei dieſer um⸗ 
zu geben. 
Aber auch das haben Sie nicht einmal gemacht. 
Als im Hauptausſchuß beiſpielsweiſe § 1 Abi. 5 
zur Verhandlung ſtand und an Sie die Frage ge⸗ 
richtet wurde, welche Maßnahmen Sie zu ergreifen 
gedenken, wurde erwidert, das ſei alles in Druck⸗ 
ſache Nr. 19 enthalten und ſei uns ſchon bekannt. 
Ich glaube nicht, daß ſich von den 72 Abgeordne⸗ 
ten auch nur 12 der Mühe unterzogen haben, über⸗ 
haupt feſtzuſtellen, um was es bei den Vorlagen 
des Rumpfſenats überhaupt ging. Es iſt größ⸗ 
tenteils beſtimmt nicht Ihre Schuld. Sie haben ge⸗ 
arbeitet und ſtehen zum größten Teil noch im Be⸗ 
ruf. Sie haben Parteiarbeiten zu erledigen. Aber 
wenn Sie mir zuſtimmend zunicken, Herr Abg. 
Philipſen, müſſen Sie, der Sie dieſen Senat 
ſtützen, um ſo mehr dafür ſorgen, daß wenigſtens 
die Fachberater im Senat dem Volkstag die not⸗ 
wendigen Erläuterungen und Erklärungen geben. 
Sie müſſen erklären, es handele ſich um dieſe 
oder jene Geſchichte, dies oder jenes ſoll abgeän⸗ 
dert werden. Dann wäre man wenigſtens im 
Bilde. Sonſt kann man das nicht überſehen. Es 
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iſt auch in der Preſſe proteſtiert worden, daß die 
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freien Berufe eine Gewerbeſteuer zahlen müſſen. 
Es ſind eine ganze Menge von Beſtimmungen in 
das Geſetz hineingearbeitet worden, die auch an⸗ 
dere Dinge betreffen. Wenn wir in bezug darauf 
uns noch einmal das Gewerbeſteuergeſetz anſehen, 
dann müßten wir das durchaus feſtſtellen. Das 
Gewerbeſteuergeſetz vom 8. Mai 1923! Was wollen 
Sie daran ändern. Der § 1 Abſ. 1 ſoll einen Zus 
ſatz erhalten. Dieſer 8 1 beſagt jetzt folgendes: 

Der Beſteuerung nach dieſem Geſetz unterliegen 
die in der Freien Stadt Danzig betriebenen, ſtehen⸗ 
den Gewerbe, gleichgültig, ob ſich ihr Hauptſitz uſw. 
befindet. 

Dieſen erſten Abſatz wollen Sie durch den Zuſatz 
erweitert wiſſen: 

Als Gewerbe im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch 
eine freie und eine ähnliche ſelbſtändige Berufs⸗ 
tätigkeit einſchl. der Tätigkeit der Notare. 

Es werden alſo Rechtsanwälte und Aerzte davon 
betroffen. Weiter, wie Sie nachher anführen, auch 
Künſtler, beiſpielsweiſe Maler, wenn ſie ihre Bil⸗ 
der ſelbſt verkaufen, oder Bildhauer. Es ſollen 
alſo nicht nur Aerzte, Notare und Rechtsanwälte 
darunter fallen, ſondern auch andere Perſonen; 
denn Sie erklären, daß der § 3 Abſ. 1 Ziffer 2 eine 
andere Faſſung erhalten ſoll. 
Ziffer 2 hat bisher folgende Formulierung: 

Der Gewerbeſteuer unterliegen nicht: 

Die Ausübung eines amtlichen Berufs, der Kunſt, 
einer wiſſenſchaftlichen, ſchriftſtelleriſchen, unterrich⸗ 
tenden oder erziehenden Tätigkeit, insbeſondere auch 


des Berufes als Arzt, als Rechtsanwalt, als vereidig⸗ 


ter Land⸗ und Feldmeſſer, unterliegen nicht der 


Steuer. 
Alſo wir ſehen, daß jetzt Perſonen in die Gewer⸗ 
beſteuer hineingezogen werden ſollen, die wirklich 
nicht hineingezogen waren. Intereſſant iſt die 
ganze Umänderung deshalb, weil Sie ſogar jetzt 
Perſonen von der Gewerbeſteuer ausſchalten, die 
wirklich nicht auszuſchalten waren; denn es heißt: 
„Ss 3 Abſ. 1 wird folgende Vorſchrift angefügt:“ 
Dieſer § 3 hat als Ziffer 2 das, was ich verleſen 
habe. Jetzt wollen Sie hinzufügen: „Der Vermö⸗ 
gensſteuer unterliegen nicht uſw.“ Herr Hoppen⸗ 


rath, da müſſen Sie doch zuſtimmen, wenn ich ſage, 


hier iſt wieder eine Ausnahme für die beſitzenden 
Kreiſe gemacht. Wenn Sie die Herren mit den 
Aufſichtsratstantiemen belaſten, dann erklären 


Sie die Tätigkeit als Auffihtstatsmitglied oder 


die Tätigkeit in bezug auf die Vermögensverwal⸗ 
tung ſoll aber nicht beſteuert werden. Sie machen 


alſo ſchon Ausnahmen. Sie ſchaffen für beſtimmte 


Berufe eine neue Steuer, aber doch laſſen Sie 
manche Perſonen wieder davon frei. Wir ſehen, 
daß es durchaus nicht ſo iſt, wie man es draußen 
hinſtellt. Es wird eine Steuer für die freien Be⸗ 


rufe eingeführt. Da kommen meinetwegen 15 000 


Gulden ein. Das ſei die einzige Beſtimmung. 
Wir ſehen, daß die Beſtimmungen aber viel um⸗ 


fangreicher ſind. Außerdem kommt hinzu, daß 


das Geſetz nicht konkret vorliegt, ſondern in der 
Form einer Ermächtigung ſo gehalten iſt, daß 
außer Dingen, die in der Vorlage des Rumpfſe⸗ 
nats vorgeſehen ſind, noch andere Maßnahmen ge⸗ 
troffen werden können, auch in bezug auf Ihre fa⸗ 
moſe Beſteuerung der bisher freien Berufe. Sie 
wiſſen ja auch, wie ſich dieſe bisher freien Berufe 
zu dieſer Steuer ſtellen. Sie werden genau ſo, 


Dieſer 8 3 Abſ. 1 
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wie die einzelnen Fraktionen bzw. die Abgeordne⸗ 
ten das Schreiben von dem Danziger Anwaltsver⸗ 
ein und von dem Vorſtand der Anwaltskammer 
bekommen haben. Sie wiſſen, daß hier die Gründe 
angegeben werden, warum die Steuer nicht einge⸗ 
führt werden dürfe. Teilweiſe deckt ſich die Begrün⸗ 
dung mit unſerer Begründung für die Ablehnung 
der Steuer. Weſentlich iſt, daß hier politiſche Krei⸗ 
ſe, die Ihnen doch naheſtehen müſſen, Aerzte und 
Rechtsanwälte darauf hinweiſen, daß die neuen 
Steuervorlagen jetzt auch die freien Berufe unter 
das Gewerbeſteuergeſetz ſtellen. Sie erheben dage⸗ 
gen den ſchärfſten Proteſt und warnen davor. Sie 
geben an, daß die Ausübung der Anwaltſchaft die 
Betätigung in einem freien Beruf iſt und nimt vie 
Ausübung eines Gewerbebetriebes. Sie weiſen 
darauf hin, daß für den Gewerbebetrieb die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, alle Erwerbsmöglichkeiten auszu⸗ 
nutzen, während die freien Berufe das ablehnen, 
insbeſondere da ja auch beſtimmte geſetzlich feſtge⸗ 
ſetzte Anordnungen vorhanden ſind. Dann brin⸗ 
gen Sie noch einen anderen Einwand. Sie weiſen 
darauf hin, daß das eine Sonderſteuer ſei und 
damit auch verfaſſungswidrig. 

Danziger Rechtsanwälte erklären alſo, daß Be⸗ 


ſtimmungen dieſes Ermächtigungsgeſetzes verfaj- 
ſungsändernd ſind. Wenn Sie den Anſpruch dar⸗ 


| 


auf erheben, daß Ihre Anſicht die richtige iſt, 
dann werden Sie zugeben, daß die Anſicht der An⸗ 
waltskammer und des Danziger Anwaltsvereins 
genau dieſelbe Berechtigung hat, als richtig aufge⸗ 
faßt zu werden. Gerade im Zuſammenhang hier⸗ 
mit iſt es ſehr intereſſant, noch einmal darauf 


hinzuweiſen, daß ſeinerzeit der Senat als Ausnah⸗ 


men dafür, wann ein Ermächtigungsgeſetz einer 
qualifizierten Mehrheit bedarf, ausdrücklich ange⸗ 
geben hat, erſtens, wenn irgendwelche Maßnah⸗ 
men im Ermächtigungsgeſetz verankert ſind, die 
verfaſſungsändernd ſind und zweitens, der Um⸗ 
fang eines Ermächtigungsgeſetzes. Nun müſſen wir 
feſtſtellen, daß beide Ausnahmen in dieſem Er⸗ 
mächtigungsgeſetz vorhanden ſind. Ich wies ſchon 
immer wieder darauf hin, daß dieſe eine Aus⸗ 
nahme, daß der Umfang dieſes Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes tatſächlich derart iſt, daß man von einer ein⸗ 
fachen Delegation nicht ſprechen kann, ſondern 
daß man ſagen muß, daß der Volkstag für die Ge⸗ 
ſetzgebung für eine weſentliche Zeit völlig ausge⸗ 
ſchaltet werden ſoll. Dazu kommt noch, daß ſogar 
die Anwaltskammer feſtſtellt, daß eine Beſtim⸗ 
mung dieſes Ermächtigungsgeſetzes verfaſſungs⸗ 
ändernd iſt. Daher iſt es erforderlich, daß das Ge⸗ 
ſetz nur mit einer verfaſſungsändernden Mehrheit 
angenommen wird. 

Nun noch unſere Gründe für die Ablehnung 
dieſer Steuer. Wir lehnen an und für ſich die Ge⸗ 
werbeſteuern ab, weil dieſe Steuern nicht das Ein⸗ 
kommen an der Quelle erfaſſen, ſondern weil das 
eine Steuerart iſt, die abwälzbar iſt und von den 
werktätigen Maſſen getragen werden muß. Des⸗ 
halb lehnen wir jede abwälzbare Steuer ab. Nun, 
auch dieſe Gewerbeſteuer für die freien Berufe iſt 
deshalb unannehmbar, wenn ſie ſich auch nicht ſo 
antiſozial auswirkt, wie beiſpielsweiſe die Um⸗ 
ſatzſteuer, weil jetzt ja beiſpielsweiſe die Aerzte in 


der Lage ſind, jetzt höhere Gebühren zu verlangen, 
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is ab Ja!) Daß 
Sie beim Tabakmonopolabkommen tatſächlich die⸗ 
ſen Betrag erhalten haben? (Abg. Schwegmann: 

ö werden deshalb dafür die 
Beweiſe erbringen, daß bei der Tabakmonopol⸗ 
Herren Kurowſki und 
Geſchäft gemacht haben. Dort haben ede Mig. 
lichkeit, wirklich Steuern einzuziehen. (Finanzſe⸗ 
nator Dr. Hoppenrath: Die langen Reden auch 
noch!) Da können Sie beſtimmt ſteuerlich nichts 
erfaſſen. (Zuruf des Finanzſenators Dr. Hoppen⸗ 
rath!) Die brauchen gar nicht zu ſtenographieren, 
Sie ſind durchaus nicht dazu verpflichtet, zu ſteno⸗ 
graphieren. Glauben Sie etwa, ich rede hier, da⸗ 
mit ſtenographiert werden ſoll. Wenn Sie hier 
von Sparſamkeit ſprechen und erklären, daß unſere 
Reden auch Unkoſten verurſachen, glauben Sie 
denn, daß das Licht, daß bei allen dieſen langen 
Regierungsverhandlungen verbraucht worden iſt, 
nicht auch Geld gekoſtet hat? Sie haben, um mit 
dem Abgeordneten Schwegmann zu reden, mona⸗ 
telang allein mit den Nazis verhandelt und nun 
rechnen Sie ſich einmal aus, was da für Zeit ver⸗ 
tan wurde, und Sie wiſſen doch ganz genau, wie 
teuer ſolch eine Stunde iſt. Bei Ihrem ſchönen Ge⸗ 
halt macht dieſe eine Stunde viel mehr aus als 
wenn ich hier die ganze Zeit ſpreche. Alſo kommen 


Sie ja nicht in dieſer Beziehung hier mit Ihrer 
Sparſamkeit. 

Nun, Sie wollen durch dieſe Steuer ungefähr 
100 bis 150 000 Gulden aufbringen. An und für 
ſich kann man dieſe Summe als gering anſprechen, 
aber ein Juriſt, ein Arzt, der vielleicht einen ein⸗ 


den! (Finanzſenator Dr. Hoppenrath: 
gibt da auch eine ſechſte Klaſſe, die 
ſteuerfrei!) Ich ſagte aber ſchon an anderer Stelle: 
Auf Grund dieſes Ermächtigungsgeſetzes iſt die⸗ 
ſem Senat alles zuzutrauen. Sie haben doch auch 
Gelegenheit, dieſe 150 000 Gulden auf anderem 
Wege einzubekommen. Ich nehme an, Danzig hat 
100 Aerzte, die ein Einkommen von über 50 000 
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zige Patient noch ſeine eigene Frau (Finanzſena⸗ 
tor Dr. Hoppenrath: Der iſt dann gewerbeſteuer⸗ 
frei!) Wenn einer Patienten hat, dann muß er 
doch zu dieſer Gewerbeſteuer herangezogen wer⸗ 
Nein, es 
iſt gewerbe⸗ 


Gulden jährlich haben. (Zuruf.) Da ſagen Sie 
„Donnerwetter!“ Wollen Sie etwa 


lungnahme der Herren Nazis hierzu habe ich be— 


reits beleuchtet. Sie ſehen immer wieder: Jedes 
Geſetz, das bisher eingeführt worden iſt, iſt das 
Gegenteil von dem, was die Nationalſozialiſten 
vor der Wahl propagierten. Jedes Geſetz, dem 
jetzt die Nazis auf Grund dieſes Ermächtigungs⸗ 
geſetzes zuſtimmen werden, iſt eine Backpfeife auf 
ihre Agitation vor der Wahl. Sie ſtimmen jetzt 
gegen alles, was Sie vor der Wahl als durchzu⸗ 
führen unbedingt erforderlich propagiert haben. 
Nun führen Sie hier unter 6. an: „Aenderung des 
Erbſchaftsſteuergeſetzes“ und zwar der 8 6 und 7. 
Nun, ſehen Sie einmal, Herr Hoppenrath, da 
wäre es notwendig, daß Sie uns eigentlich hätten 
Auskunft geben müſſen, daß die Aenderung des 


Vermögensſteuergeſetzes nun wirklich Einnahmen 


bringen ſoll, dadurch, daß Sie alle Vermögen be⸗ 


ſteuern. Oder iſt es nicht ſo, daß die unteren Ver⸗ 


mögen ſtärker beſteuert werden ſollen als die obe⸗ 
ren, daß die oberen ſogar noch entlaſtet werden 
ſollen? Sechen Sie ſich doch einmal die Geſchichte 
an. Die Oeffentlichkeit hat davon nicht Notiz ge⸗ 


zigen Patienten hat und vielleicht iſt dieſer ein⸗ () 
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nommen. Es hieß wohl „Erbſchaftsſteuergeſetz“ 
und die Erbſchaften ſollen etwas ſtärker belaſtet 
werden. Wenn man ſich die Geſchichte aber ein we⸗ 
nig näher anſieht, muß man folgendes feſtſtellen: 
Nehmen wir einmal die alten Sätze des Erb⸗ 
ſhaftsſteuergeſetzes. Da finden wir im 87: 
Zur Berechnung der Erbſchaftsſteuer wird das 
Nachlaßvermögen auf volle 100 Gulden nach unten 
abgerundet. Steuerpflichtig iſt nur der den Betrag 
von 2500 Gulden überſteigende Teil des nach den Vor⸗ 
ſchriften des Abſatz 1 abgerundeten Nachlaßvermögens. 
Die Erbſchaftsſteuer beträgt: 
von den erſten angefangenen oder vollen 2500 Gulden 


des ſteuerpflichtigen Nachlaßvermögens N v. Hundert 
2 500 8 „ „ 
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de 
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für die 
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1000 000 BE 
und von den weiteren Beträgen 30,0 „ 5 
Steuerbeträge unter 10 Gulden bleiben unerhoben. 
Dann ſehen wir uns einmal Ihre Regelung an 
die folgendes beſagt: . 3 
Die Erbſchaftsſteuer beträgt für die erſten ange⸗ 
fangenen oder vollen 5000 Gulden des ſteuerbaren 
Nachlaßvermögens 1 v. H. 


D. h. alſo, es werden die geringen Erbſchaften bis 


zu einer Höhe bis zu 5000 Gulden doppelt ſo ſtark 
beſteuert wie bisher und ſo ſteigen denn auch die 
übrigen Sätze. Ich habe auch verſucht, ſoweit ich 
dazu Gelegenheit hatte, in bezug hierauf Klarheit 
zu ſchaffen. Es hat mir niemand der Herren die 
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Beſitz. Ich erinnere mich an die Rede, die einer 
Ihrer Parteigenoſſen, ich glaube es war im Werft⸗ 
ſpeiſehaus, hielt, der gerade auf dieſe Seite hin⸗ 
wies und wo die Nazianhänger in ein begeiſtertes 
Klatſchen ausbrachen: „Jawohl, nur das gehört 
einem, was man ſich erarbeitet hat, erarbeiteter 
Beſitz. Nun wollen Sie z. B., wenn ein jüdiſcher 
Bankkapitaliſt ſeinem Sohn 2 Millionen hinter⸗ 
läßt und bisher 30 v. H. der Erbſchaft als Steuer 
abführen mußte, in Zukunft nur 10 v. H. abney⸗ 
men. Aber ein kleiner werktätiger Bauer oder 
ein Handwerker, der vielleicht von ſeinem Vater 
ein kleines Häbschen von 10 000 Gulden Wert 
erbt oder Handwerkzeug, Maſchinen uſw. im 
Werte von 5000 Gulden, ſoll jetzt ſogar doppelt 
ſoviel Steuer zahlen, wie bisher. Das zeigt, wie 
ſozial Ihr Volldampf iſt, den Sie machen. Das 
gehört wahrſcheinlich auch zu dem Programm, das 
Sie hier entwickeln. Da werden Sie zugeben müj- 
ſen, daß keine weitere Entſchuldung eintritt, wenn 
hier nur die großen Rieſeneinkommen ſo entlaſtet 
werden. Durch ſolche Steuern, nicht allein durch 
die Erbſchaftsſteuer, ſondern auch durch andere 
Steuern wird der kleine Beſitz noch ſtärker bes 
laſtet. Dadurch wird nicht eine Entſchuldung, ſon⸗ 
dern noch eine weitere Verſchuldung eintreten. 
Sie helfen tüchtig dabei mit, Herr Malſch. Sie 
ſprachen davon, daß die Linksparteien der Regie⸗ 
rung Knüppel zwiſchen die Beine werfen wollen. 
Wir werden die Knüppel dazu benutzen, um der 
Nazipartei zu zeigen, was ſie verdient. 

Wir kommen jetzt zu einer Maßnahme, die auch 
in der Ermächtigung vorgeſehen iſt, und zwar zur 
Aenderung des Umſatzſteuergeſetzes. Sie wiſſen, 
daß gerade dieſe Frage von äußerſter Bedeutung 
iſt. Sie verlangen Aenderung des Umſatzſteuerge⸗ 
ſetzes, und zwar a) der SS 8 und 13, b) Erhöhung 


Klarheit geben können. Deshalb will ich es hier 
verſuchen. Sie haben noch den ganzen 87 abge⸗ 
ändert, d. h. ſtatt des 8 7 in der alten Faſſung, 
ſoll der § 7 in der Faſſung der Druckſache Nr. 20 
hineinkommen. Dort ſehen wir, daß die höchſten 
Erbſchaften nur mit 10 v. H. beſteuert werden, 
Herr Senator Dr. Hoppenrath, während z. B. nach 
der alten Regelung die höchſten Erbſchaften mit 
30 0. H. beſteuert werden. Das iſt Tatſache. Dar⸗ 
auf muß man hinweiſen. Sie beſteuern alſo die 
unteren Erbschaften doppelt jo ſtark als bisher. 
Für die Erbſchaften von 100 000, 200 000 und 
300 000 Gulden werden aber die Steuerſätze ganz 
bedeutend ermäßigt. Bisher wurden bei einer hal⸗ 
ben Million und darüber 12 v. H. erhoben. Bei 
800 000 Gulden und darüber ſogar 15 Prozent. 
Ueber 1 Million 20 Prozent. Ueber 1,5 Millionen 
und 2 Millionen ſtieg der Satz ſogar auf 30 v. H. 
der Erbſchaftsſteuer. Das iſt ſo geändert, daß die 
höchſten Erbſchaften in Zukunft nur mit 10 v. H. 
beſteuert werden. 

Das zeigt wirklich das ſoziale Geſicht dieſes Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes. Das ſollen ſich die Nazis im⸗ 
mer mehr hinter ihre Ohren ſchreiben. Sogar die 
großen Vermögen werden noch mehr entlaſtet als 
bisher. Sie ſtanden doch immer auf dem Stand⸗ 
punkt, daß man dann nur einen Anſpruch auf 


Einkommen hat, wenn man es ſich tatſächlich er⸗ 


der Umſatzſteuer auf 1,5 Prozent, (bisher 1 Pro⸗ 
zent) mit Ausnahme der Umſätze der Landwirt⸗ 
ſchaft. Die Umſatzſteuer hat in dieſem Volkstag 
bereits eine weſentliche Rolle geſpielt. Es gab faſt 
immer ein Für und Wider. Als weſentliches muß 
man folgendes feſtſtellen. Nach jedem Regierungs⸗ 
wechſel wurde immer der Antrag auf Aufhebung 
der Umſatzſteuer geſtellt. Hatten wir eine bürger⸗ 
liche Regierung, dann ſtellte die Sozialdemokratie 
den Antrag auf Aufhebung der Umſatzſteuer. 
Dann erklärte die bürgerliche Regierung, das ſei 
nicht möglich, gerade die Umſatzſteuer fließe doch 
den Gemeinden zu, woher ſollen die Gemeinden 
denn ihre Wohlfahrtsausgaben decken. Alſo ſie 
könnten das nicht. Dazu wurde noch erklärt, ſeht 
einmal die Mißwirtſchaft des früheren Senats, 
der alles in Grund und Boden verwirtſchaftet 
hat. In dieſer Situation kann man erſt recht nicht 
auf die Steuer verzichten. Wenn wir aus dieſem 
Dreck herausgekommen ſein werden, werden wir 
die Umſatzſteuer beſeitigen. Hatten wir umge⸗ 
kehrt eine ſozialdemokratiſche Regierung, ſo wa⸗ 
ren es die Deutſchnationalen, die flugs einen An⸗ 
trag auf Beſeitigung der Umſatzſteuer ſtellten. 


Soweit ich mich deſſen erinnere, liegt der Antrag 
der Deutſchnationalen auf Beſeitigung der Umſatz⸗ 
ſteuer immer noch im Ausſchuß begraben, d. h. 
im Ausſchuß des alten Volkstages. 


Drei Jahre 


arbeitet hat. Man hat Anſpruch auf erarbeiteten (C) 
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lang lag er dort und jetzt, wo die Deutſchnationalen 
wieder in der Regierung ſind, denken ſie nicht ein⸗ 
mal daran, dieſen, ihren Antrag zu verwirklichen, 
ſondern wollen ſogar die Amſatzſteuer erhöhen. Als 
Sie (nach rechts) damals den Antrag auf Beſei⸗ 
tigung der Umſatzſteuer ſtellten, mußten ſich die 
Sozialdemokraten zur Wehr ſetzen und haben die⸗ 
felben Argumente gebraucht, wie Sie, um den 
Nachweis zu führen, man könne die Umſatzſteuer 
nicht beſeitigen. Soweit ich mich beſinne, war es 
der Abg. Fooken mit der Begründung, daß die 
Gemeinden nicht in der Lage wären, ihre Ausga⸗ 
ben in bezug auf Schule und Wohlfahrt zu beſtrei⸗ 
ten, und daß ſich deshalb die Sozialdemokratie 
zſchweren Herzens“, genau jo wie ſeinerzeit die 
Deutſchnationalen gezwungen ſah, die Umſatzſteu⸗ 
er weiter zu erheben. Alſo die Umſatzſteuer hat 
hier eine Geſchichte. Man könnte zu der Umſazz⸗ 
ſteuerfrage noch ſtundenlang ſprechen. (Zuruf 
rechts.) Ich habe noch andere Dinge zu tun, als 
mich ſtundenlang nur mit der Umſatzſteuer zu be⸗ 
ſchäftigen. 


Zugeben müſſen Sie, daß das ein Kapitel fur 
ſich iſt, das hier bereits hunderte von Sitzungen 
beanſprucht hat. Wenn Sie darauf hinweiſen, 
Herr Dr. Hoppenrath und Herr Dr. Wiercinſki⸗ 
Keiſer, daß es keine Erſparnis ſei, wenn man ſo⸗ 
lange Reden hält — (Zurufe rechts.) Alſo Herr 
Dr. Wiercinſki⸗Keiſer hat erklärt, — (Abg. Grei- 
ſer bringt dem Redner einen Kognak.) Ich 
brauche einen ſolchen Geiſt nicht und glaube, daß 
die Nazis eher dieſes Geiſtes bedürfen. Sie ſollen 
Ihren Geiſt ruhig behalten. Ich brauche den Na⸗ 
zivolldampf ganz beſtimmt nicht. Aber die Nazis 
wollen wahrſcheinlich dadurch herbeizuführen ſu⸗ 
chen, daß mein Volldampf, den ich jetzt mache, ein 
wenig nachläßt. Sie wollen eine Beſtechung durch⸗ 
führen. Ich verzichte darauf. (Redner ſtellt das 
Glas auf den Präſidententiſch.) Ich verzichte des⸗ 
halb auf die Beſtechung. (Abg. Greifer: Damıt 
Sie den Achtſtundentag überſchreiten können!) 
Wenn man für die Arbeiter tätig iſt, kann man 
auch 20 und 24 Stunden arbeiten. Der Unterſchied 
iſt Ihnen wahrſcheinlich noch nicht klar und wird 
Ihnen auch nicht klar werden. Sie brauchen dazu 
vielleicht den Geiſt, den Sie gebracht haben. Herr 
Greiſer, Sie ſehen, daß ich geiſtig noch ganz friſch 
bin, und wenn ich vom Thema abgeſchwenkt bin, 
ſo werde ich wieder darauf zurückkommen. Sehen 
Sie, als kommuniſtiſcher Abgeordneter wäre ich 
vom Präſidenten ſchon längſt wegen groben Ver⸗ 
ſtoßes gegen die Ordnung für einen Sitzungstag 
ausgeſchloſſen. (Es iſt doch gemütlich!) Herr Dr. 

Siercinſki⸗Keiſer erklärte, daß das lange Reden 
nicht dazu diene, zu ſparen. Aber dann kann man 
ſagen, daß die langen Beratungen über das Um-, 
ſatzſteuergeſetz auch nicht der Sparſamkeit dienten, 
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zumal man ſagen muß, daß es von den Deutſch⸗ 
nationalen wie von den Sozialdemokraten nur 
Demagogie war. Ich erinnere daran, daß bei der 
Beratung des Umſatzſteuergeſetzes der Abg. Rahn 
ſeine berühmte Obſtruktionsrede hielt. Damals 
wurde eine Rede von 5—6 Stunden nur zu einem 
Geſetz gehalten. Sie müſſen doch zugeben, daß die 


heutige Materie viel umfangreicher iſt. Man ver⸗ 
langte immer die Beſeitigung der Umſatzſteuer, 
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wenn man nicht in der Regierung war. Ich habe 
das Material zur Hand, aber ich werde einige 
Ausführungen bei der dritten Leſung machen, ge⸗ 
rade in bezug auf Reden, die deutſchnationale 
Abgeordnete zum Umſatzſteuergeſetz gehalten ha⸗ 
ben. Wenn ich mich recht erinnere, war es der 
deutſchnationale Abgeordnete Böcker. (Abg. Lang⸗ 
nau: Wenn Schütz da oben geweſen wäre, hätte 
er 5 und 10 ausgetrunken!) Das macht die Bag⸗ 
gerarbeit. 

Wenn Sie hier im 8 1 unter Ziffer 7 darauf 
hinweiſen, daß die Regelung ſo gedacht iſt, wie 
es in der Druckſache Nr. 16 vorgeſehen iſt, dann 
wiſſen wir, daß Sie ſich nicht daran halten wer⸗ 
den, ſondern noch Aenderungen treffen werden. 
Es ſind ja ſchon verſchiedene Aenderungen getrof⸗ 
fen worden. Sie werden ſagen, es ſind Aenderun⸗ 
gen, die Verbeſſerungen darſtellen; denn der 
Rumpfſenat ſah eine Erhöhung der Umſatzſteuer 
auf auf 2 Prozent vor, während Sie nur eine Er⸗ 
höhung auf 1,5 Prozent vorſehen. Während in 
der Vorlage des Rumpfſennats die Landwirtſchaft 
nicht von der Erhöhung ausgeſchloſſen iſt, ſehen 
Sie das vor. Beſonders die Nationalſozialiſten 
wieſen darauf hin. Der Rumpfſenat hatte etwas 
derartiges auch ſchon vorgeſehen. Hier heißt es: 
„Der Senat wird ermächtigt, für die Inhaber von 
landwirtſchaftlichen Betrieben den Steuerſatz des 


Abſ. 1 für ein Kalenderjahr auf die Hälfte her⸗ 


abzuſetzen.“ Aber ſonſt wollen Sie alle anderen Ab⸗ 
änderungen laſſen. Welcher Art ſind dieſe? Das 
zeigt die Druckſache Nr. 16. Es heißt dort: 
Artikel I. 
Das Umſatzſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 in der zur 
Zeit geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abi. 2 erhält folgende Faſſung: 

„Die Steuerfreiheit nach Abſ. 1 findet nur Anwen⸗ 

dung auf Lieferungen, die im Großhandel erfolgen 

und bei denen die Beſtimmungen über den buchmäßi⸗ 
gen Nachweis dieſer Lieferungen innegehalten 
werden.“ 

§ 14 erhält als Abſatz 2 folgende Faſſung: 

„1) Vom 1. Februar 1931 beträgt die Steuer bei 
111 5 ſteuerpflichtigen Amſatz 2 v. H. des Ent⸗ 
gelts. 

2) Der Senat wird ermächtigt, für die Inhaber von 
landwirtſchaftlichen Betrieben den Steuerſatz des 
Abi. 1 jeweils für 1 Kalenderjahr bis auf die 
Hälfte herabzuſetzen.“ 

3. § 41 erhält folgende Faſſung: 

„0100 1 Steuereinnahmen aus der Umſatzſteuer 
erhä 

a) der Staat 55%, i 

b) die Städte und die Gemeinde Ohra erhalten 
von den in ihren Bezirken aufgekommenen 
Beträgen 45%, 

c) von dem Aufkommen in den übrigen Gemein: 
den erhalten dieſe ſelbſt 22% , die reſtlichen 
22% % fließen den Gemeindeverbänden zu, 
und zwar ſtets nach Maßgabe des örtlichen 
Aufkommens. 

2) Für die Dauer der Gewährung der im 8 14 
Abſ. 2 vorgeſehenen Vergünſtigung für die Land⸗ 
wirtſchaft hat der Staat aus dem ihm nach Abi. 
la verbleibenden Umſatzſteueranteil den Betrag 
von 200 000 Gulden jährlich zur Schadloshaltung 
der durch die Vergünſtigung in ihren Einnahmen 
beeinträchtigten Gemeindeverbände und Gemein⸗ 
den vorweg zur Verfügung zu ſtellen. 

Dann kommen noch Artikel II und III, die Beſtim⸗ 

mungen bringen über das Inkrafttreten des Ge⸗ 

ſetzes etc. Die Erhöhung der Umſatzſteuer um 


doe 


1 Prozent hätte eine Mehrbelaſtung für die werk⸗ 
tätigen Maſſen von ungefähr 5 Millionen ausge⸗ 
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macht, genau 4 Millionen. Sie wollen jetzt die 
Umſatzſteuer nur um ½ Prozent erhöhen, das 
heißt, wenn die Umſatzſteuererhöhung eine allge⸗ 
meine wäre, daß dann eine Einnahme von unge⸗ 
fähr 2½, genau 2,45 Millionen ſich ergeben 
würde. Aber Sie haben ja hinzugefügt, daß die 
Landwirtſchaft von der Umſatzſteuer befreit ſein 
ſoll, bezw. daß ſie mit dieſer Erhöhung nicht be⸗ 
laſtet werden ſoll. Man wird alſo annähernd mit 
einer Erhöhung um 2 Millionen rechnen können. 
Sie werden aber ſehen, daß es Ihnen hier ge⸗ 
nau ſo ergehen wird, wie bei der Spritſteuer. Da⸗ 
mals lief ja die Deutſchnationale Fraktion gegen 
die Erhöhung der Spritſteuerſätze Sturm, und zwar 
mit der Begründung, daß man damit nicht eine Er⸗ 
höhung der Steuer erzielen würde, ſondern eine 
Verminderung. Der Senat erklärt allerdings, das 
ſei darauf zurückzuführen, daß die Leute ſich einge⸗ 
deckt haben und die Steuer nicht ſo fließe, wie ſie 
fließen ſolle. Genau ſo werden wir es hier ſehen, 
daß die Einnahmen nicht mehr prozentual in der⸗ 
ſelben Höhe kommen werden, wie bisher. Bei der 
Umjakiteuer iſt es jo, daß alles beſteuert wird, 
was man zum Leben braucht. Man muß eben, um 
zu leben, Nahrung zu ſich nehmen. Alles wird 
durch die Umſatzſteuer belaſtet. Sie wird deshalb 
nicht wie die Spritſteuer Einnahmen bringen, ſon⸗ 
dern ſie wird in vermehrtem Maße einkommen. 
Wir ſehen, daß dieſe Erhöhung ungefähr 
2 Millionen ausmachen wird. Dann ſehen wir, daß 
die Maſſenbelaſtung allein durch die Umſatzſteuer 
von 4,9 auf 6,9 Millionen alſo rund auf 7 Milli⸗ 
onen heraufgeſetzt wird. Soweit ich es im Ge⸗ 
dächtnis habe, beträgt die geſamte Einkommen⸗ 
ſteuer, nicht die Lohnſteuer mit, ſondern nur die 
Einkommenſteuer hier ungefähr 10 bis 11 Milli⸗ 
onen Gulden und die Umſatzſteuer allein ſoll jetzt 
den Betrag von ca. 7 Millionen erbringen. Wir 
wiſſen doch, daß dieſes eine Steuer iſt, die faſt 
ausſchließlich nur die werktätigen Kreiſe belaſtet. 
Denn Sie können hier nicht etwa ſagen, daß die 
Kreiſe mit dem höheren Einkommen auch mehr 
verbrauchen, ſondern allgemein geſehen iſt es doch 
jo, daß tatſächlich der Konſument, der von uns 
als Werktätiger bezeichnet wird, prozentual viel 
viel mehr zu dieſer Steuer beiträgt, als der Kon⸗ 
ſument, der den beſitzenden Kreiſen angehört. Die 
Umſatzſteuer iſt ja immer die Steuer geweſen, die 
die arbeitenden, die werktätigen Kreiſe am här⸗ 
teſten trifft. 


Nun weiſen Sie darauf hin, daß Sie doch we⸗ 
nigſtens die Erhöhung der Lohnſummenſteuer be⸗ 
leitigt haben. Das iſt ja auch eine Maßnahme, die 
dieſes Ermächtigungsgeſetz nun etwas abgeändert 
von dem Sanierungsprogramm des Rumpfſenats 
übernommen hat. Eines der weſentlichen Unter⸗ 
ſchiede iſt ja, daß das Sanierungsprogramm des 
Rumpfſenats die Erhöhung der Lohnſummenſteu⸗ 
er auf 115 Prozent vorſah, und zwar in der Form, 
daß die Arbeiter ½ Prozent zahlen ſollten. Dieje 
Lohnſummenſteuer hat man jetzt fallen laſſen, 
aber ich habe bereits den Nachweis geführt, daß 
Sie ſtatt deſſen eine ganze Menge anderer Steuern 
gebracht haben, die noch weſentlich ſchlimmer ſind 
als die Lohnſummenſteuer. Nehmen wir allein 
nur die Erhöhung der Umſatzſteuer um ½ Pro⸗ 
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zent. Das bedeutet, daß der Arbeiterhaushalt jetzt (0) 


nicht nur mit dieſem ½ Prozent mehrbelaſtet 
wird, ſondern in Wirklichkeit in einem viel ſtär⸗ 
keren Umfange. Alle die Gebrauchsartikel, die die 
werktätigen Kreiſe, wie Arbeiter, Angeſtellte, 
Handwerker, Beamte gebrauchen, verkonſumieren, 
machen ja jetzt zwei⸗ bis dreimal die Umſatzbe⸗ 
ſteuerung durch. Auf jedem Gebrauchsartikel liegt 
die Umſatzſteuer drei- bis viermal, ja manchmal 
ſogar fünfmal, ſo daß in Wirklichkeit jetzt nicht eine 
Mehrbelaſtung um ½ Prozent erfolgt, ſondern 
daß man jetzt durchſchnittlich mit einer Mehrbe⸗ 
laſtung von 115 bis 2 Prozent rechnen muß. 

Dieſe Umſatzſteuer wollen Sie nun wieder er⸗ 
höhen. Das zeigt eben tatsächlich Ihre Demagogie. 
Sie haben jahrelang immer wieder erklärt, daß 
die Wirtſchaft ganz beſonders belaſtet ſei durch die 
Umſatzſteuer. Trotzdem ſind Sie die Erſten, die 
verſuchen, jetzt die Amſatzſteuer auch noch um 1% 
Prozent heraufzuſetzen. Gerade die Umſatzſteuer iſt 
mit eine der brutalſten Maßnahmen in dieſem Er⸗ 
mächtigungsgeſetz, ſo daß man eben alles dran⸗ 
ſetzen muß, um überhaupt dieſes ganze Ermächti⸗ 


gungsgeſetz zum Scheitern zu bringen. 


Nun finden wir unter Punkt Sim 81: „Aende⸗ 
rung des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes, und zwar 
a) Erhebung einer ſtaatlichen Notabgabe in Höhe 
von 10 Prozent der Friedensmiete von den 
zwangsbewirtſchafteten Räumen und ihre Vertei⸗ 
lung auf Staat und Gemeinden; b) Neuregelung 
der Wohnungswirtſchaft mit dem Ziel eines plan⸗ 
mäßigen Abbaus der Zwangswirtſchaft.“ Sie wı)- 
ſen, daß gerade dieſer Teil des Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes geſtern im Hauptausſchuß eine ſehr umfang⸗ 
reiche Ausſprache herbeigeführt hat. Natürlich 
war die Arſache eben die geplante Erhöhung der 
Mieten um zehn Prozent, alſo eine Maßnahme, 
die mit zu den ſchandbarſten des ganzen Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes gehört. (Zuruf: Nur weiter!) Sie 
können mich ja morgen ablöſen, wenn Sie wol⸗ 
len. Ich werde beſtimmt nicht ſo laut ſprechen, daß 
Sie etwas davon hören, Herr Malſch. Sie aller⸗ 
dings haben damals verſucht, meine Stimme zu 
übertönen. (Abg. Malſch: Das iſt mir auch ge⸗ 
lungen!) Sie glauben doch nicht etwa, ich hätte 
Urſache, Sie zu überſchreien? Dazu hätte ich gur 
keine Veranlaſſung, denn das Programm, das Sie 
hier zum Beſten gaben, war für mich ſo wertvoll, 
daß ich gern darauf verzichtete, Sie zu übertönen. 
Ich werde ſchon weiter finden, trotzdem ich mir 
nicht alles genau aufgeſchrieben habe, wie Sie es 
damals hatten. (Zuruf bei den Kommuniſten: Der 
iſt nicht imſtande, das kleinſte Programm auswen⸗ 
dig zu lernen! — Abg. Malſch: Ihren Rekord 
ſchlage ich noch, ohne etwas aufzuſchreiben!) Sie 
glauben immer, es handelt ſich hier um einen Re⸗ 
kord oder ſonſt irgend etwas. Man muß alſo auch 
einmal den Nazimännern zeigen, um was es hier 
geht. Es beſteht die Möglichkeit, dieſes Geſetz zu 
verhindern, nicht allein dadurch, daß man es nie⸗ 
derſtimmt, ſondern dak man es zum Scheitern 
bringt. Die Möglichkeit beſteht durchaus. Wir ha⸗ 
ben wiederholt gezeigt, daß man auch eine andere 
Sanierung durchführen könnte, eine Sanierung, 
die nicht allein die werktätigen Kreiſe trifft, die 
Sie auch gewählt haben, ich nenne nur die Kriegs⸗ 


|opfer, die Kriegsblinden uſw. Trotzdem wir Ihnen 
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das hier in aller Klarheit nachgewieſen haben, 
werden Sie immer wieder erklären: „Man muß 
dem Ermächtigungsgeſetz ſeine Zuſtimmung ge⸗ 
ben.“ Man darf aber dieſem Ermächtigungsgeſetz 
ſeine Zuſtimmung nicht geben und kann trotzdem 
eine Sanierung herbeiführen. 

Nun zu der ſogenannten Aenderung des Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetzes. Da will man zweierlei 
Maßnahmen treffen, und zwar will man 
zunächſt einmal die Mieten erhöhen und 
dann will man anfangen, den Mieterſchutz plan⸗ 
mäßig zu beſeitigen. Zweck auch dieſes Geſetzes iſt 
es, wie bei jeder anderen ſteuerlichen Maßnahme, 
auch hier eine neue Maſſenſteuer zu erheben. In be⸗ 
zug darauf halten Sie ſich ja auch an die Druck⸗ 
ſache des Rumpfſenats, und zwar an die Druckſache 
Nr. 21, nur daß Sie darüber hinaus noch den Mie⸗ 
terſchutz regeln wollen, aber nicht im Sinne eines 
erweiterten Schutzes, ſondern indem Sie verſuchen 
wollen, dieſen Mieterſchutz abzubauen. Das hat 
geſtern auch bereits Herr Althoff erklärt, das hat 
Herr Blavier erklärt, der ſogar ſagte, dieſes Ge⸗ 
ſetzes wegen werden ihn die Hausbeſitzer ſteinigen 
und totſchlagen. Wenn das einträte, daß die Haus⸗ 
beſitzer dieſes Geſetzes wegen Herrn Blavier tot⸗ 
ſchlügen, dann könnte man wirklich ſtaunen; aber 
das wird durchaus nicht eintreten, ſondern die 


Hausbeſitzer werden Herrn Dr. Blavier die Hände 


küſſen und dann kann man ſtaunen. Dann wer⸗ 
den nämlich die Mieter ſtaunen, wenn ſie noch 
ſtärker als bisher mit ihren Möbeln auf der 
Straße ſtehen werden. Sie haben die Druckſache 
Nr. 21 alſo gar nicht erweitert. Was ſah die 
Druckſache vor, was ſollte geändert werden? 
Artikel J. 
Das Wohnungsbaugeſetz wird wie folgt geändert: 
1. 8 1 Abi. 1 erhält folgende Faſſung: 
„() Für ſämtliche Gemeinden wird der Mietzins 
für Wohnräume für die Zeit vom 1. Februar 


1931 ab auf 110 v. H. 9 5 . 
Miete feftgeleat H. (vgl. § 2) als geſetzliche 


2. § 6 erhält folgenden Wortlaut: 
„Die Abgabe beträgt 1 P 
5 der BR iebensmiete (8 3) Februar 1931 ab 40 v. H. 
5 . 2—8 erhalten folgend : 
(2) 1 ben verbleibenden a Woh⸗ 
n ee zu verwenden und zwar erhal⸗ 
80 v. H. die Gemeinden zur direkt 5 
1 e dee 
b. H. verbleiben den einzelnen Gemei i 
der ausdrücklichen Bestimmung, Baß dle 
leiſtungsſchwachen Perſonen als Mietbei⸗ 
hilfe zu gewähren ſind. Werden dieſe 
10 v. H. für den angegebenen Zweck nicht 
aufgebraucht, ſo iſt der Reſt ebenfalls 
zu Wohnungsbauzwecken zu verwenden. 
Die reſtlichen 
ſind an den Senat abzuführen, der dieſe 
Beträge für Wohnungsbauzwecke oder 
Mietbeihilfen in beſonderen Fällen ent⸗ 
weder unmittelbar oder durch Vermitt⸗ 
lung der Gemeinden zu verwenden hat. 
Eine Verwendung zum Bau von Dienſt⸗ 
Alf wohnungen ſoll nicht ſtattfinden. 
a lſo das iſt es, was der Rumpfſenat hier dem 
Volkstag zur Regelung des Wohnungsbaugeſetzes 
vorlegte. Wir wiſſen ja, daß die weſentlichſte 
Maßnahme darin beſtand, daß die Mieten um 
10 Prozent erhöht werden ſollten und daß außer⸗ 
dem dann noch eine Regelung in bezug auf die 
ſteuerliche Verteilung dieſes Aufkommens herbei⸗ 
geführt werden ſollte, und zwar in der Form, daß 
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die Gemeinden 80 v. H. erhalten ſollten. 10 v. H. 
ſollten dann die einzelnen Gemeinden als 
Beihilfe erhalten und 10 v. H. an den 
Staat abgeführt werden. Und zwar wur⸗ 
den dieſe Beträge von drei Vierteln des Woh⸗ 
nungsbauabgabegeldes gerechnet. Das reſtliche 
Viertel ſollte an den Staat und die Gemeinden 
zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs flie⸗ 
Ben. Ein Teil ſollte beim Staat verbleiben, wäh⸗ 
191 der größere Teil an die Gemeinden fließen 
ſollte. 

Hierbei ſind einige Ausführungen, die geſtern 
im Hauptausſchuß gemacht wurden, von außeror⸗ 
dentlicher Bedeutung. Sie werden darauf hinwei⸗ 
ſen, daß drüben in Deutſchland und in Preußen 
die Mieten bereits ſeit längerer Zeit erhöht wor⸗ 
den ſind. Wir haben dort bereits Mieten von 
120 Prozent der Friedensmiete und darüber. 
Gerade Thüringen war es mit den Nazis, das 
auch die Mieten von 120 auf 126 Prozent erhöht 
hat. Wenn die Nazis hier auch die Zuſtimmung 
geben, daß die Mieten von 100 auf 110 Prozent 
erhöht werden, dann folgen ſie dem Beiſpiel der 
Nazimänner in Thüringen. Wir ſehen alſo, daß 
das Dritte Reich ſich überall in derſelben Form 
verwirklicht. Abgeſehen von der Erhebung der 
Kopfſteuer beſteht eine der erſten Maßnahmen 
der nationalſozialiſtiſchen Ziehm-Regierung da⸗ 
rin, die Mieten zu erhöhen. Das Dritte Reich 
wird überall auf die gleiche Art und Weiſe prokla⸗ 
miert und auf die gleiche Art und Weiſe einge⸗ 
führt. Man will ſich alſo eine neue Einnahme 
verſchaffen. Das iſt das Weſentliche. Wir haben 
bereits mehrere ſolcher Mieterhöhungen in den 
letzten Jahren durchgemacht. Wir wiſſen, wie 
augenblicklich die Verteilung des Mietaufkom⸗ 
mens iſt. Von den 100 Prozent werden 30 Pro⸗ 
zent als ſogenannte Wohnungsbauabgabe erho⸗ 
ben, während 70 Prozent dem Hausbeſitzer ver⸗ 
bleiben. Die Mittel, die durch die Wohnungsbau⸗ 
abgabe aufkommen, werden zum Hausbau ver⸗ 
wandt. Jetzt ſollen die Mieten erhöht werden, d. 
h., die Wohnungsbauabgabe, die drüben in 
Deutſchland Hauszinsſteuer heißt, ſoll erhöht wer⸗ 
den. Aber die mehraufkommenden Mittel 
ſollen nicht verwandt werden, um damit 
Wohnungen zu bauen, ſondern für reine 
Staatszwecke. Wenn die Mieten nun auf 110 
Prozent erhöht werden, beträgt die Wohnungs⸗ 
bauabgabe nicht 30, ſondern 40 Prozent. Sie wür⸗ 
den vielleicht erklären, beſonders die Nationalſo⸗ 
zialiſten, wir wollen damit Wohnungen ſchaffen, 
wir wollen damit eine Anleihe finanzieren. Dann 
hätten Sie wenigſtens verſuchen können, die Be⸗ 
völkerung für dieſe Mieterhöhung zu gewinnen. 
Aber das iſt eben nicht der Fall. Wir wiſſen, daß 
der Herr Abg. Malſch unter anderem auch betonte: 
Her mit gefunden Arbeiter-Wohnungen und dar⸗ 
um mit einer Anleihe. Wir brauchen eine An⸗ 
leihe für die Arbeiter⸗Wohnungen; denn Woh⸗ 
nungen müſſen geſchaffen werden, Wohnungen 
müſſen gebaut werden.“ Wir werden ja ſehen, wie 
Sie das durchführen. Sie werden eine Anleihe 
aufnehmen, darüber wird ja noch bei § 2 ver⸗ 


handelt. Aber Sie werden die Anleihe nicht auf⸗ 
nehmen, um damit Wohnungen zu bauen, ſondern 
um damit die Profite Ihrer jüdiſchen Freunde, 
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die als Bankinhaber uſw. ſehr gute Gewinne 
machen, zu erhöhen. Deshalb werden Sie die An⸗ 
leihe aufnehmen, aber nicht um Wohnungen zu 
bauen. Im Gegenteil, Sie werden ſogar auch die 
Kreiſe, für die Sie ſich ſo ſehr einſetzten, Hand⸗ 
werker, Werktätige und Bauern mit dieſer Miet⸗ 
erhöhung von 10 Prozent belaſten. Das iſt das 
Weſentlichſte. Sie wird in Form der Wohnungs⸗ 
bauabgabe erhoben. Das heißt alſo, daß die klei⸗ 
nen Handwerker, daß die kleinen werktätigen 
Bauern, die ihr eigenes Häuslein haben, ſtatt 30 
Prozent der Miete 40 Prozent abzuführen haben. 
Alſo auch für alle dieſe Kreiſe tritt eine bedeu⸗ 
tend ſtärkere ſteuerliche Belaſtung ein. Sie ha⸗ 
ben durchaus keine Maßnahme hineingearbeitet, 
daß gerade dieſe Kreiſe befreit ſein ſollen. 

Der Abg. Malſch hat in großen Umriſſen er⸗ 
klärt, daß man nicht nur eine Anleihe zum Woh⸗ 
nungsbau aufnehmen muß, ſondern auch Möglich⸗ 
keiten ſchaffen müßte, um Mittel zu Reparaturen 
und alle möglichen Dinge bereitzuſtellen. Nun wer⸗ 
den Sie nicht etwa verſuchen, auch das zu tun, was 
der Nazi⸗Abg. Friedrich in ſeiner Rede propagiert 
hat, dieſe kleinen Hausbeſitzerkreiſe zu 
wenn dieſe Abgabe erhoben wird. Sie nicken mit 
dem Kopf. Wir wiſſen, was wir von Ihrem Nik⸗ 
ken zu halten haben, Herr Dr. Hoppenrath. Die 
kleinen Kätner werden genau ſo wie die übrigen 
Mieter 30 oder 40 Prozent als Wohnungsbauab⸗ 
gabe abzuführen haben. Wenn Sie irgendeinen 
Schutz durchführen werden, ſo werden Sie das für 
die großen Hausbeſitzer tun. (Senator Dr. Hop⸗ 
penrath: Sagen Sie es nicht, es kommt anders!) 
Wenn es anders kommt, jo iſt das darauf zurück⸗ 
zuführen, daß wir ſolange ſprachen. Wenn nie⸗ 
mand von Ihren Maßnahmen Notiz nehmen 
würde, wenn man dulden würde, daß Sie Ihre 
Räubermaßnahmen durchführen können, dann 
würden Sie nicht das Geringſte daran ändern. 
Glauben Sie, daß die Nationalſozialiſten 40 000 
Gulden für die Fiſcher beantragt hätten? Unjern 
Antrag lehnten ſie ab, aber dann brachten ſie 
ſelbſt einen Antrag ein auf Bewilligung von 
40 000 Gulden. Ich bin feſt überzeugt, daß Sie 
bald dazu übergehen werden, die Zuſtände herbei⸗ 
zuführen, die wir in Finnland und Polen haben, 
weil Sie es nicht dulden können, daß ſich Hemm⸗ 


niſſe einſtellen, die Ihre Pläne nicht verhindern, 


aber hemmen können. Sie haben auch darauf 
hingewieſen, daß die Wohnungsbauabgabe zwar 
erhöht wird, daß aber dafür die Mietbeihilfen 
erhöht werden ſollen, und wenn ſie bisher gewährt 
wurden, dann ſollen ſie auch weiter gewährt 
werden. 

Das Kapital mit den Mietbeihilfen iſt aber 
auch ſo eine beſondere Sache. Wir wiſſen, daß in 
das Wohnungswirtſchaftsgeſetz hineingearbeitet 
wurde, daß ein beſtimmter Perſonenkreis — die 
Perſonen ſind aufgeführt, es handelt ſich um Leute, 
die ein geringes Einkommen haben, Erwerbslofe, 
Rentner, dann Leute mit einer gewiſſen Kinder⸗ 
zahl, mit einem geringen Einkommen von 125, 
175 Gulden, eine ſogenannte Mietbeihilfe 
bekommen ſollen. Ihnen ſoll die Wohnungsbau⸗ 
abgabe erſtattet werden. Das geſchieht aber nur 
in den wenigſten Fällen. 


ſchonen, 


Es iſt den Gemeinden 


von der Wohnungsbauabgabe ein Prozentſatz zur 
Verfügung geſtellt. Aber fragen Sie einmal her⸗ 
um, ſtellen Sie einmal feſt, in wieviel Gemein⸗ 
den dieſe Mietbeihilfe gezahlt wird. Die wenig⸗ 
ſten Gemeinden tun das. Nun werden Sie ſagen, 
es liege an den Leuten ſelbſt, ſie ſollen ſich bemü⸗ 
hen, ſie ſollen Anträge ſtellen. Wir haben Gemein⸗ 
den gehabt, in denen die Arbeiter faſt das Land⸗ 
ratsamt, das Gemeindeamt geſtürmt haben. Sie 
haben die Mietbeihilfen verlangt, aber nicht be⸗ 
kommen. Kein Senat wird ſich um dieſe Frage 
kümmern. (Zuruf des Abg. Langnau). 

Dann kommt noch etwas hinzu, was mein Kol⸗ 
lege Langnau ſagte. Wir haben bisher die Tat⸗ 
ſache zu verzeichnen, daß die Mietbeihilfen in 
vielen Gemeinden nicht gewährt werden, und daß 
die Erhöhung der Miete eine ſtärkere Belaſtung 
der Einkommen der minderbemittelten Bevölke- 
rung mit ſich bringen wird. Dann haben wir noch 
eine andere Tatſache zu verzeichnen, das iſt die, 
wenn ſich die Arbeiter in einer Gemeinde die 
Mietbeihilfe durch Druck erkämpft haben, dann 
wird nicht die volle Mietbeihilfe gegeben, ſon⸗ 
dern es wird erklärt: „Wir können euch nicht den 
vollen Betrag geben, obwohl einzelne Perſonen 
darauf Anſpruch haben, weil uns nur ein beſtimm⸗ 
ter Prozentſatz für die Mietbeihilfe zur Verfü⸗ 
gung ſteht.“ Im großen ganzen iſt es ſo, daß viele 
Arbeitergemeinden nicht imſtande ſind, Mietbei⸗ 
hilfen zu gewähren, trotzdem einzelne Perſonen 
nach dem Geſetz Anſpruch darauf haben. Es ſind 
gerade Gemeinden mit einer ſtarken Arbeiterbe⸗ 
völkerung und zahlreichen Erwerbsloſen. In den 
Landgemeinden fließt die Wohnungsbauabgabe 
an den Kreis. Dieſe Regelung iſt richtig, weil die 
kleinen Gemeinden ſelbſtändig nicht bauen kön⸗ 
nen. Eine Gemeinde, die vielleicht aus der Woh⸗ 
nungsbauabgabe jährlich eine Einnahme von 2 
bis 3 000 Gulden hat, erſt die größeren Gemein⸗ 
den wie Kalthof, Lieſſau, haben jährliche Einnah⸗ 
men aus der Wohnungsbauabgabe von ungefähr 
99 bis 15 000 Gulden und darüber, kann nicht 
auen. 


Da iſt es natürlich durchaus richtig, wenn 
dieſe Abgabe an den Kreis fließt und wenn der 
Kreis Häuſer bauen läßt. Es kommt hinzu, daß 
dann dort gebaut werden kann, wo die Bedürftig⸗ 
keit in bezug auf Wohnungen am größten iſt. An 
den Kreis fließt aber nicht der Prozentſatz der 
Wohnungsbauabgabe der für Mietsbeihilfen ver⸗ 
wandt werden ſoll. Er bleibt bei den Gemeinden. 
Nun haben wir folgenden Zuſtand und das zeigt 
die ganze Unhaltbarfeit nicht nur des Finanzaus⸗ 
gleichs ſondern überhaupt der ſteuerlichen Rege⸗ 
lung. Wir haben Gemeinden, in denen die Aus⸗ 
zahlung der Mietbeihilfen ſo gut wie gar nicht 
in Frage kommt oder wo der Kreis der Perſonen, 
der auf Gewährung von Mietbeihilfen Anſpruch 
hat, ſehr klein iſt, ſo daß die zehn Prozent bei wei⸗ 
tem nicht verbraucht werden, wenn auch alle, die 
Anſpruch auf Mietsbeihilfe haben, dieſe erhalten. 
Dagegen haben wir eine ganze Reihe von Ge⸗ 
meinden, wo das Umgekehrte der Fall iſt, das 
heißt, wo eine ganze Anzahl von Erwerbsloſen, 
von Ortsarmen, eine Anzahl von Landarbeitern 
mit geringem Einkommen und zahlreicher Familie 
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vorhanden ſind, ſo daß alſo der Prozentſatz der 
Wohnungsbauabgabe bei weitem nicht ausreicht. 
Das führt dazu, daß Perſonen, die eigentlich nach 
dem Geſetz einen Anſpruch auf die Gewährung der 
Mietbeihilfe haben, dieſe nicht erhalten. 

Wir werden eine Geſetzesvorlage einreichen, 
die Aenderung ſchafft, daß den Perſonen, die nach 
dem Geſetz Anſpruch auf die Gewährung von 
Mietbeihilfen haben, dieſe auch gewährt werden 
muß. Den Gemeinden muß zu dieſem Zweck ein 
größerer Teil der Wohnungsbauabgabe zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden. Alle dieſe Ausführungen 
widerlegen Ihren Einwurf, daß zwar die Miete 
um zehn Prozent erhöht werden ſoll, daß aber die 
wirklich minderbemittelten Volkskreiſe davon des⸗ 
halb nicht betroffen würden, weil ja die alte Re⸗ 
gelung bliebe, daß bei beſtimmten Bewohnerkrei⸗ 
ſen dieſe Wohnungsbauabgabe in Form der Miet⸗ 
beihilfe wieder erſtattet wird. Nun wollen Sie ja 
aber nicht nur die Mieten erhöhen, d. h. Sie wol⸗ 
len nicht nur eine neue Maſſenbeſteuerung ein⸗ 
führen, ſondern Sie wollen auch den Mieterſchutz 
beſeitigen. Das iſt allerdings von dem Senat leb⸗ 


haft dementiert worden, aber es iſt trotzdem ſo zum 


Ausdruck gekommen, daß man dieſe und jene Maß⸗ 
nahme doch werde durchführen. Die Durchführung 
dieſer Maßnahmen wird aber dann tatſächlich 
nichts anderes bedeuten als den Abbau des Mie⸗ 
terſchutzes. Wenn wir uns dieſe Tatſache vor 
Augen halten, der Mieterſchutz ſoll abgebaut wer⸗ 
den, und zwar in einer Stadt wie Danzig, dann 
muß man ſich natürlich auch einmal die Folgen 
einer ſolchen Maßnahme ausmalen. Wenn Sie 
wieder erklären, Sie wollen den Mieterſchutz nicht 
abbauen, weshalb ſagen Sie denn hier unter b: 
Neuregelung der Wohnungszwangswirtſchaft mit 
dem Ziel eines planmäßigen Abbaues der Zwangs⸗ 
wirtſchaft? Der weſentliche Inhalt der Zwangs⸗ 
wirtſchaft beſtand in einem Mieterſchutz, beſtand 
darin, daß der Hausbeſitzer nicht eben willkürlich 
die Mieter auf die Straße ſetzen konnte. (Zuruf: 
Soll er auch in Zukunft nicht!) Es waren eben dem 
Mieter gewiſſe Zuſicherungen gegeben. Wir wiſſen, 
daß dieſe Zusicherungen in den letzten Jahren ſtark 
durchlöchert worden ſind, ſo daß man gar nicht 
mehr von einem wirklichen Mieterſchutz ſprechen 
kann. Wir wiſſen, daß das Geld aus der Woh⸗ 
nungsbauabgabe zum größten Teil den Siedlungs⸗ 
genoſſenſchaften gegeben worden iſt. Wir wiſſen, 
daß die Stadtgemeinde gebaut hat und daß gerade 
in letzter Zeit die Stadtgemeinde Danzig den we⸗ 
ſentlichen Teil dieſer Häuſer an eine Siedlungs⸗ 
genoſſenſchaft verkauft hat. Es ſind Wohnungen, 
die aus öffentlichen Mitteln erbaut worden ſind 
und in dieſe Wohnungen wurden die Mieter vom 
Wohnungsamt hineingeſetzt. Wohlverſtanden, 
das Wohnungsamt übernahm die Zuweiſung der 
Mieter für dieſe Häuſer. 


And was ſtellt ſich jetzt heraus? Sie wiſſen, 
daß nicht eine, ſondern dutzende von Klagen augen⸗ 
blicklich durchgeführt werden. Wenn dieſe Mieter 
3. B. nicht pünktlich am 2. oder 3. ihre Miete be⸗ 
zahlt haben, ſo erhielten ſie bereits am 5. oder 6. 
eine Mahnung mit einem Zuſchlag von 2, — G und 
ſchon im Laufe des Monats wurde der Antrag 
geſtellt auf Räumung der Wohnung und nicht ein⸗ 


mal bei dem Mietseinigungsamt, ſondern ſofort 
beim ordentlichen Gericht. Das Gericht hat ſich 
dann auch auf den Standpunkt geſtellt: „Jawohl, 
es braucht nicht erſt zum Mietseinigungsamt ge⸗ 
gangen zu werden.“ Wir ſehen alſo ſchon hieran, 
wie ſtark bereits der Mieterſchutz durchlöchert iſt, 
ſo daß man eigentlich von einem Mieterſchutz gar 
nicht mehr ſprechen kann. Das will man eben in 
Zukunft noch weiter verſchlechtern. Wenn Sie 
ſagen, auch in Zukunft darf der Hausbeſitzer ſeinen 
Mieter nicht willkürlich auf die Straße ſetzen, ſo 
vergeſſen Sie etwas dabei. Dieſe Regelung wol⸗ 
len Sie eben treffen bei ſogenannten „böswilligen 
Mietern“, bei Mietern, die böswillig nicht zahlen 
wollen. Die ſollen hinausgeſetzt werden können. 
(Zuruf: Ohne Mietseinigungsamt!) Wir wiſſen, 
was das bedeutet! Das bedeutet nämlich daß Sie 
jeden Erwerbsloſen, jeden Werftarbeiter, jeden 
Kriegsbeſchädigten oder Kriegshinterbliebenen, je⸗ 
den Rentenempfänger, alſo alle hilfsbedürftigen 
Perſonen, die nicht in der Lage ſind, ſofort am 1. 
des Monats ihre Miete auf den Tiſch zu legen, die 
durch Krankheit oder Erwerbsloſigkeit auch dazu 
noch nicht am 2. oder 3. in der Lage ſind, als bös⸗ 
willig bezeichnen und ihn dann eben auf die 
Straße ſetzen werden. 


Alſo, man kann ſich durchaus nicht darauf ver⸗ 
laſſen, was Sie ſagen, ſondern man muß ſich fol⸗ 
gendes vor Augen halten: Hier in dieſem Senat 
ſitzt ja Herr Blavier. Herr Blavier iſt der Ver⸗ 
treter der Hausbeſitzer. (Zuruf von den Kommu⸗ 
niſten: Er iſt jetzt zu den Nazis gegangen!) Glau⸗ 
ben Sie, daß Herr Blavier jetzt nicht alle Anſtren⸗ 
gungen machen wird, um das auch durchzuführen, 
was er den Hausbeſitzerkreiſen zugeſichert hat? 
Noch andere Erwägungen kommen hinzu. Die 
ſtärkſte Partei im Senat iſt die Zentrumspartei. 
Sie wiſſen doch auch, welche Zuſicherungen gerade 
Senator Althoff dem Hausbeſitz gemacht hat in die⸗ 
ſer Beziehung. Meinen Sie vielleicht, daß nach 
all dieſen Erwägungen Ihnen irgend jemand 
glauben ſoll, wenn Sie hier erklären: „Der Mie⸗ 
terſchutz ſoll nicht abgebaut werden!“ Das glaubt 
Ihnen ſogar hier in Danzig nicht einmal ein Nazi. 
Der Mieterſchutz ſoll eben abgebaut werden. Was 
aber der Abbau des Mieterſchutzes bei dieſer 
furchtbaren Wohnungsnot hier in Danzig bedeu⸗ 
tet, das wird jeder Danziger wiſſen. Wir wiſſen 
alle, daß Danzig eine von den Städten iſt, die am 
ſtärkſten unter der Wohnungsnot zu leiden haben, 
Jetzt iſt man übrigens ſeltſamerweiſe dazu über⸗ 
gegangen, hier ein Manöver durchzuführen. Wer 
die ſtatiſtiſchen Mitteilungen in Danzig verfolgt, 
dieſe blauen Büchlein, der hat feſtſtellen müſſen, 
daß mit einemmal in Danzig die Zahl der Woh⸗ 
nungsſuchenden auf der Sofortliſte um 500 ge⸗ 
fallen iſt. Man ſtaunt, man glaubt, nicht richtig 
geleſen zu haben, man weiß ganz genau, das Bauen 
hat gerade in dem letzten Jahr ſtärker nachgelaſſen, 


es iſt nicht enfernt ſoviel gebaut worden wie noch 


1929, alſo weshalb ſind mit einemmal hier in 
Danzig 500 Wohnungsſuchende von der Bildfläche 
verſchwunden? Bisher hatte man immer eine an⸗ 
ſteigende Kurve zu verzeichnen, d. h. die Zahl der 
Wohnungsſuchenden nahm nicht im geringſten ab, 
ſondern im Gegenteil, ſie nahm immer zu. Jetzt 
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mit einemmal ſind aber 500 Wohnungsſuchende 


auf der Sofortliſte weniger! Aber Sie ſind hier 
ehrlich geweſen und haben da ein kleines Stern⸗ 
chen hintergeſetzt und darunter iſt angeführt, es 
ſei eine gründliche Reviſion vorgenommen worden 
und auf Grund dieſer Reviſion hat man eben dieſe 
500 Wohnungsſuchende von der Sofortliſte ge⸗ 
ſtrichen. Man hat alſo hier eben den Nachweis 
zu führen geſucht, es ſeien gar nicht ſoviel Woh⸗ 
nungsſuchende in Danzig vorhanden, deshalb ha⸗ 
ben Sie eben dieſe Reviſion vorgenommen. Es iſt 
dieſelbe Reviſion, wie Sie ſie gerade in der letzten 
Zeit bei der Erwerbsloſenfürſorge auch vorge⸗ 
nommen haben. ö ö 
Wenn man ſich wirklich die Auswirkungen 
eines Abbaues der Mieterſchutzbeſtimmungen vor 
Augen halten will, dann muß man doch auf die 
wirklichen Verhältniſſe, die hier in Danzig auf 
dieſem Gebiet herrſchen, hinweiſen. Danzig iſt tat⸗ 
ſächlich die Stadt mit der grauenhafteſten Woh⸗ 
nungsnot, das iſt nicht wegzuleugnen. Wir wiſſen, 
daß das ſchon in der Vorkriegszeit der Fall war. 
Schon in der Vorkriegszeit ſtand die Stadt Danzig 
ihres Wohnungselends wegen berüchtigt da, und 
die Lage auf dieſem Gebiet hat ſich durchaus nicht 
verbeſſert, ſondern im Gegenteil, noch verſchlech⸗ 
tert. Es iſt tatſächlich zutreffend, daß die Mehrzahl 
der Danziger Bevölkerung in Wohnungen von ein 
bis zwei Zimmern hauſt, denn wohnen kann man 
dieſen Zuſtand beim beſten Willen nicht nennen, 
ſondern nur hauſen, vegetieren. Da die Stadt uns 
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ſchrecklichſten Wohnungsnot iſt. Daß dem ſo iſt, 
zeigt uns das Material, das im ſtatiſtiſchen Dan⸗ 
ziger Taſchenbuch angegeben iſt. Wir ſehen hier 
beiſpielsweiſe, daß Danzig in bezug auf die Zahl 
der Einwohner auf einen Wohnraum an erſter 
Stelle von allen deutſchen Städten marſchiert. 
Alſo in Danzig entfallen auf einen Wohnraum 
1,2 Bewohner. Das iſt die höchſte Ziffer in ganz 
Deutſchland. Dann folgen Breslau, Königsberg 
uſw. In bezug auf die Anzahl der Bewohner auf 
eine Wohnung marſchiert Danzig auch faſt an der 
Spitze. Es wird nur von Eſſen übertroffen. Dort 
beträgt die Zahl der Bewohner einer Wohnung 
4,3 und in Danzig 4,1. 5 

Dieſe wenigen Ziffern zeigen ſchon, wohin es 
führen würde, wenn wir tatſächlich in Danzig den 
Verſuch machen wollten, den Mieterſchutz abzu⸗ 
bauen. Nun hat man noch einen anderen Grund 
angegeben, warum man gezwungen iſt, dieſe Woh⸗ 
nungsbauabgabe noch weiter zu erheben und ſie 
ſogar noch zu erhöhen. Man müßte dafür ſorgen, 
daß das Wohnungszwangswirtſchaftsgeſetz 1932 
nicht etwa ein Ende finde: denn wenn das Woh⸗ 
nungszwangswirtſchaftsgeſetz außer Kraft trete, 
dann habe man nicht die Möglichkeit, eine Anleihe 
aufzunehmen; denn eine Anleihe für den Woh⸗ 
nungsbau werde Danzig nur erhalten, wenn auch 
die Zahlung der Zinſen bezw. die Amortiſation 
dieſer Anleihe ſichergeſtellt ſei. Das könne man 
nur, indem man die Wohnungsbauabgabe nicht 
nur weiter aufrecht erhält, ſondern ſie ſogar er⸗ 


das erforderliche Material gegeben hat, wiſſen wir höht 


auch, daß beiſpielsweiſe in einem einzigen Zimmer 
zuſammengepfercht hauſen 3464 Perſonen, je vier 
Perſonen wohnen in 2513 Wohnungen, je fünf 
Perſonen in 1580 Wohnungen. Stellen Sie ſich 
dieſe eine Tatſache vor. Hier in Danzig wohnen 
in 1580 Fällen ſechs Perſonen in einem einzigen 
Zimmer. In 831 Wohnungen von einem Zimmer 
wohnen ſieben Perſonen. In 455 Wohnungen von 
einem Zimmer acht Perſonen. In 261 Wohnungen 
von einem Zimmer je neun Perſonen. In 128 
Wohnungen je 10 Perſonen. Darüber hinaus 
gibt es ſogar Wohnungen, wo in einem einzigen 
Zimmer zuſammengepfercht 15, 17 und 18 Per⸗ 
ſonen wohnen. Das ſind nicht Zahlen, die wir 
geſchaffen haben, ſondern die uns das Statiſtiſche 


Amt gegeben hat. Genau ſo iſt es natürlich auch 


mit Wohnungen von zwei Zimmern. Dieſelben 
Elendsziffern zeigen ſich in den übrigen größeren 
Orten der Freien Stadt Danzig und auch auf dem 
Lande. Beſonders furchtbar ſind die Zuſtände in 
Ohra und Bürgerwieſen, in Arbeitervororten. 
Wenn auch in Ohra in den letzten Jahren gebaut 
worden iſt, ſo iſt dort die Wohnungsnot und das 
Wohnungselend dadurch nicht im geringſten ge⸗ 
mildert worden. Wir haben z. B. in Ohra nach 
der letzten Statiſtik von 2856 Wohnungen nicht 
weniger als 1897, alſo weit über die Hälfte, Ein⸗ 
Zimmer⸗Wohnungen. In Bürgerwieſen ſind dieſe 
Juſtände noch furchtbarer. Dort haben wir nach 
der letzten Statiſtik bei 500 Wohnungen 400 Ein⸗ 
Zimmer⸗Wohnungen. Nun können Sie ſich unge⸗ 
fähr vorſtellen, wohin es führt, wenn man ver⸗ 
ſucht, irgendwie den Mieterſchutz abzubauen, zu 
welch grauenhaften Zuſtänden das führen muß. 
Ich erwähnte ſchon, daß Danzig die Stadt mit der 


öht. 

Ueber dieſe Anleihe kam es zu ſehr intereſſan⸗ 
ten Auseinanderſetzungen, ſogar innerhalb des 
Senats, d. h. die einzelnen Senatoren hatten 
einen entgegengeſetzten Standpunkt. Während ſich 
Herr Dr. Blavier in bezug darauf als Optimiſt 
ausgab und erklärte, er habe die feſte Ueberzeu⸗ 
gung, daß eine Anleihe zuſtande kommen werde 
und daß es durchaus möglich ſei, eine Anleihe für 


den Wohnungsbau zu bekommen, erklärte Herr 


Senator Dr. Althoff das Gegenteil. Alſo ſchon 
dieſe Widerſprüche der Senatoren zeigen, was man 
davon halten darf, was Senatoren etwa erklären. 
Wenn ein Senator erklärt, der Senat denke nicht 
daran, den Mieterſchutz abzubauen, kann man nicht 
wiſſen, ob man das für bare Münze zu nehmen 
hat. Denn wenn z. B. in einer ſo wichtigen An⸗ 
gelegenheit, wie die Aufnahme einer Wohnungs⸗ 
bauanleihe, ſich zwei Senatoren widerſprechen, 
kann man wirklich ſagen, man kann nichts auf das 
geben, was die Senatoren erklären. Hier kommt 
es nicht auf das an, was man will, ſondern was 
man tut. Was getan wird, werden wir ja ſehen. 
Das wird nicht das ſein, was ein Dr. Blavier zum 
Ausdruck brachte, oder ein Althoff, ſondern das, 
was wir vermutet haben. Ich habe ſchon darauf 
hingewieſen, daß ſich gerade dieſe beiden Herren 
durch Verſprechungen an den Hausbeſitz ſo gebun⸗ 
den haben, daß ſie auch ſchwer anders handeln 
können. Man muß ſchon folgendes dabei in Be⸗ 
tracht ziehen. Wenn ſich dieſe beiden Herren wi⸗ 
derſprechen, ſo geſchieht das nicht, weil ſie die Ma⸗ 
terie nicht beherrſchen. Im Gegenteil, ſie arbeiten 
in dieſem Reſſort und auf dieſem Gebiete bereits 


5. jahrelang. Deshalb mußten Sie wiſſen, ob die 


Möglichkeit einer Anleihe beſteht oder nicht. Da 
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widerſprechen ſie ſich. Das zeigt den Wert der 
Ausführungen, die ſie überhaupt machen. Wir 
haben bereits eine Anleihe für den Wohnungs⸗ 
bau gehabt. Das war die Kreugeranleihe. Wir 


Kommuniſten lehnten damals das Streichholzmo⸗ 


nopol ab. Damals beim Streichholzmonopol, das 
hier in Verbindung mit anderen Steuergeſetzen 
durchgepeitſcht wurde, führten wir als einzige 
Partei ebenfalls den ſchärfſten Kampf dagegen. 
Als aber trotz unſeres Kampfes das Zündholzmo⸗ 
nopol geſchaffen wurde, ſtellten wir den Antrag, 
daß die Anleihe ſelbſt zur Verbeſſerung der Not⸗ 
lage der werktätigen Bevölkerung verwandt wer⸗ 
den ſollte und verlangten, daß mit dieſer Anleihe 
Wohnungen gebaut werden ſollten. Es waren da⸗ 
mals auch die Deutſchnationalen, die gegen unſe⸗ 
ren Antrag ſtimmten. Heute ſchimpfen aber die 
Deutſchnationalen, daß die Kreuger⸗Anleihe ver⸗ 
pulvert worden iſt, daß ſie dazu benutzt wurde, um 
das Defizit des vergangenen Jahres zu decken. 
Auch Herr Dr. Blavier wandte ſich damals ſcharf 
dagegen, daß man die Kreuger⸗Anleihe verwen⸗ 
den wollte, um ein Defizit zu decken. 

Aber auch die Partei des Herrn Dr. Blavier 
hat durchaus nicht für unſeren Antrag geſtimmt, 
nämlich die Kreuger⸗Anleihe zu benutzen, um 
Wohnungen zu bauen. Das zeigt, daß man nicht 
gewillt iſt, Wohnungsnot und Wohnungselend 
irgendwie zu lindern. Wir haben ſchon wieder⸗ 
holt unſere Forderungen auf dieſem Gebiet be⸗ 
kanntgegeben. Wir werden eine ganze Reihe Ge⸗ 
ſetzesanträge hier einbringen. Wir werden Ihrem 
Antrag zum Wohnungswirtſchaftsgeſetz unſeren 
Abänderungsantrag entgegenſtellen. Sie kennen 
unſere Forderungen: Kein Pfennig Mietserhö⸗ 
hung, ſchärfſter Kampf gegen jeden Pfennig 
Mietserhöhung. Wir werden nicht nur bei dieſer 
Forderung ſtehen bleiben, ſondern den Mieterſtreik 
inſzenieren. Wir werden den Mietern ſagen, 
zahlt nicht einen Pfennig Mietserhöhung, ſondern 
ſetzt euch durch den Mieterſtreik zur Wehr. Wir 
werden außerdem den Kampf um eine Herab⸗ 
ſetzung der Neubaumieten führen. Es iſt von 
Herrn Senator Dr. Blavier darauf hingewieſen 
worden, daß der größte Teil der Wohnungsbau⸗ 
abgabe verwandt worden iſt, um einige Genoſſen⸗ 
ſchaften zu unterſtützen, um ihnen Gelegenheit zu 
geben, gute Geſchäfte zu machen. Wir wiſſen ja 
auch, wie dieſe gemeinnützigen Genoſſenſchaften 
gewirtſchaftet haben, wie die Gelder der Mieter 
verſchleudert worden ſind, daß beſonders Entſchä⸗ 
digungen an die Vorſitzenden, ja ſogar an den gan⸗ 
zen Vorſtand ſolcher Genoſſenſchaften gezahlt wor⸗ 
den ſind. Wir haben auch gehört, daß ſogar Gel⸗ 
der unterſchlagen wurden. Es ſind nicht nur Zehn⸗ 
tauſende, ſondern ganz beträchtliche Summen ge⸗ 
rade durch dieſe ſogenannten gemeinnützigen Ge⸗ 
noſſenſchaften verpulvert worden. Die Mieter 
ſpüren das an der hohen Miete in den Neubau⸗ 
wohnungen. Heute iſt es doch einem Arbeiter, ich 
ſchweige ganz von den Erwerbsloſen, und den un⸗ 
teren Beamten, unmöglich, die Neubauwohnungen 
zu beziehen, weil eine derartige Miete gezahlt 
werden muß, daß das Einkommen nicht ausreicht, 
ſich den Luxus einer derartigen Neubauwohnung 
zu leiſten. (Unruhe.) Ich glaube, wenn ich dort 
reden würde, Herr Schwegmann, würden Sie ener⸗ 


165 
giſch Ruhe verlangen. Daß ich länger ſpreche und 
Sie nur eine kurze Zeit, hat damit nichts zu tun. 
(Zwiſchenruf des Abg. Bertling.) Ich glaube, 
Herr Bertling, Sie fangen an, nervös zu werden. 
Wir werden nicht nur den Kampf führen gegen 
die Mietserhöhung, ſondern auch für eine Herab⸗ 
ſetzung der Neubaumieten. (Abg. Bertling: Wie 
ſoll das gemacht werden?) Wenn Sie das inter⸗ 
eſſiert, kann ich es ſagen. Zunächſt muß man durch 
Maßnahmen verhindern, daß die Wohnungsbau⸗ 
genoſſenſchaften, die ſogenannten gemeinnützigen, 
Zehntauſende von Geldern nutzlos verpulvern, in⸗ 
dem ſie beſondere Zuwendungen an den Vorſtand 
zahlen. Oder wiſſen Sie nicht, daß das der Fall 
iſt? (Abg. Bertling: Wie iſt das? Ich habe gar 
nicht aufgepaßt.) Wenn Sie von mir etwas wiſſen 
wollen, dann können Sie es hören. Es beſteht 
durchaus die Möglichkeit, mein lieber Herr Bert⸗ 
ling, die Neubaumieten herabzuſetzen. Wir wer⸗ 
den den Kampf darum auch weiterführen. Außer⸗ 
dem werden wir Vorſchläge machen, wie man tat⸗ 
ſächlich das Wohnungselend und die Wohnungs- 
not lindern kann, indem man Wohnräume be⸗ 


ſchlagnahmt. (Abg. Bertling: Sicher!) 


Daß Sie Zurufe in dieſer Art machen, zeigt, 
daß die ſogenannte Regierungskoalition anfängt 
nervös zu werden. Wenn das nicht der Fall wäre, 
würden Sie nicht ſo aufgeregt ſein. (Zuruf des 
Abg. Bertling.) Wenn Sie von dieſen beiden Woh⸗ 
nungen ſprechen, dann erkundigen Sie ſich doch 
bitte in Ließau, daß die eine Wohnung tatſächlich 
ſchon abgegeben iſt, weil dort ein Klaſſenzimmer 
eingerichtet wird. Ich laufe ſogar Gefahr, auf die 
Straße geſetzt zu werden. Aber weil ein Klaſſen⸗ 
raum notwendig iſt, habe ich geſagt: „Ihr könnt 
das Zimmer als Klaſſenraum benutzen.“ Sie wer⸗ 
den entſchieden mehr Wohnraum zur Verfügung 
haben, als ich. (Zuruf des Abg. Bertling.) Ob 
ich mehr arbeite als Sie, können wir nicht entſchei⸗ 
den. Aber wenn Sie in dieſer blödſinnigen Art 
und Weiſe noch weiter fortfahren, kann Ihnen 
vielleicht Ihr Mundwerk ein bißchen geſtopft wer⸗ 
den. (Abg. Bertling: Laſſen Sie ſich dadurch gar 
nicht ſtören!) Von ſolchen Hanswurſten wie Sie es 
ſind, beſtimmt nicht! (Abg. Bertling: So unſachlich 
kann niemand ſein wie Sie hier! — Abg. Lang⸗ 
nau: Halten Sie doch den Mund! — Abg. Bert⸗ 
ling: Ach nun kommt das Baby!) Babys find 
manchmal klüger als Großväter und wachſen, aber 
die Großväter kommen in das kindiſche Alter. Ich 
lege keinen Wert darauf geiſtreich zu ſein. Es it 
aber intereſſant, daß ein Abgeordneter, nachdem 
man ungefähr 6 Stunden ſpricht, noch verſucht, 
einem gegenüber ſeinen Geiſt glänzen zu laſſen. 
Sie können es aber tun. Sie werden beſtimmt nur 
zeigen, daß Sie bereits in das kindiſche Alter ge⸗ 
kommen ſind. i 8 

Wir werden die Beſchlagnahme aller Woh⸗ 
räume verlangen. Wir ſind allerdings der feſten 


Ueberzeugung, daß der Senat das nicht zur Durch⸗ 


führung bringen wird. (Abg. Langnau: Aber es 
wird die Zeit kommen, wo wir nicht danach fra⸗ 
gen!) Sie überſehen eben das Wetterleuchten der 
kommenden Revolution, Sie glauben eben, noch 
ſehr geborgen zu ſein. Das haben damals die Ka⸗ 
pitaliſten in Rußland und das hat die herrſchende 


Klaſſe in Rußland auch geglaubt, ſicher und gebor⸗ 
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gen zu ſein und ſie wurde doch weggefegt. Das 
kann ſo manchen Leuten auch hier in Danzig und 
in Deutſchland paſſieren, deshalb ſagen Sie nicht 
ſo ganz ſiegesbewußt, daß das niemals eintreten 
wird. Wir fordern alſo die Beſchlagnahme aller 
Wohnräume. Wenn Sie wirklich dazu übergin⸗ 
gen, ſämtliche Wohnräume zu beſchlagnahmen, 
dann wären Sie in der Lage, der Wohnungsnot 
und dem Wohnungselend wirkſam zu begegnen. 
Gerade die Nationalſozialiſten hätten alle Urſache, 
auf dieſem Wege mit tätig zu ſein. Allein in 
Zoppot gibt es Dutzende von Wohnungen, Herr 
Bertling weiß das genau, die den ganzen Winter 
hindurch leerſtehen und auch im Sommer höchſtens 
ein paar Wochen benutzt werden. 


Wir werden außerdem noch einen Geſetzent⸗ 
wurf einbringen in bezug auf die Erhebung einer 
Wohnungs⸗Luxusſteuer. Wenn man nun bei je⸗ 
der Maßnahme, die durch das Ermächtigungsgeſetz 
getroffen wird, die Frage aufwirft, warum denn 
gerade dieſe Maßnahme auf dem Wege eines Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes getroffen werden ſoll. dann 
muß man die Frage erſt recht aufwerfen bei dieſer 
Maßnahme. 
ſetz ſei eben eine Notwendigkeit, weil man ſchnell 
handeln müſſe. Die Notlage erfordere es und des⸗ 
halb das Ermächtigungsgeſetz. Man kann doch 
aber unmöglich ſagen, daß die Aenderung der 
Wohnungswirtſchaft tatſächlich nur noch eine 
Frage von Tagen iſt. Sie haben ja ſelbſt darauf 
hingewieſen, daß bis 1932 das Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz laufe, ſo daß man tatſächlich noch Zeit 
und Gelegenheit genug habe, um das Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz abzuändern, und nicht auf dem 
Wege der Ermächtigung. Aber gerade die Abän⸗ 
derungen, die Sie heute bei dem Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetz treffen wollen, zeigen eben den Sinn 
dieſes Ermächtigungsgeſetzes. Es ſollen eben für 
die nächſten Wochen und Monate alle Maßnahmen 
verabſchiedet werden unter Ausſchaltung des 
Volkstages. Sie wollen alſo in dieſer Dunkel⸗ 
kammer des Senats ohne die Kontrolle der Oef⸗ 
fentlichkeit dieſe Maßnahmen zur Durchführung 
bringen und daher dieſes Ermächtigungsgeſetz, 
darum auch die umfangreiche Materie, die hier 
hineingearbeitet worden iſt. Daß das wirklich ſo 
iſt, kam auch im Ausſchuß durch die Ausführungen 
eines Regierungsvertreters zum Ausdruck, der et⸗ 
wa wörtlich folgendes erklärte: „Ja, da haben wir 
eben die Gelegenheit benutzt, um eben noch dieſe 
Maßnahme hineinzunehmen.“ Das war nämlich 
bei der Beratung des Abänderungsantrages, den 
Sie dem Hauptausſchuß vorgelegt hatten und der 
eine neue Ziffer 14 für die Feſtlegung des Staats⸗ 
haushaltsrechts in Anlehnung an die Regelung 
im Reich verlangte. Da wiſſen Sie ganz genau, 
daß ein Vertreter der Regierung als Begründung, 
warum man derartige Geſchichten in das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz hineingearbeitet habe, die Erklärung 
abgab — nicht etwa, weil die Notlage herrſcht —, 
ſondern einfach deshalb, weil ſich hier die Gelegen⸗ 
heit bot, haben wir die Gelegenheit gleich benutzt, 
um auch dieſe Regelung zu treffen. 

Das beweiſt auch wieder, daß Sie dieſes Er⸗ 
mädtigunasgejeg nicht etwa brauchen und durch⸗ 
führen wollen, weil die Zeit drängt, weil die Not⸗ 


Sie erklären, ein Ermächtigungsge⸗ 
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lage ſo ungeheuer dringend iſt, ſondern Sie wollen 
eben das Ermächtigungsgeſetz als das anwenden, 
was es auch in Wirklichkeit ſein ſoll, Sie wollen 
auf allen Gebieten Ihre Maßnahmen eben nur auf 
Grund dieſes Ermächtigungsgeſetzes unter Aus⸗ 
ſchaltung der Kontrolle des Volkstages, unter 
Ausſchaltung der Kritik der Oeffentlichkeit zur 
Durchführung bringen. Wenn man deshalb ſich 
ſchon hier beim Wohnungswirtſchaftsgeſetz die 
Frage vorlegt, warum denn gerade Aenderung des 
Wohnungswirtſchaftsgeſetzes auf dem Wege eines 
Ermächtigungsgeſetzes, dann muß man die gleiche 
Frage auch bei den Punkten 9, 10, 11, 12 uſw. 
ſtellen. Wenn man hier z. B. findet: Aenderung 
des Wechſelſtempelſteuergeſetzes, Aenderung des 
Verſicherungsſteuergeſetzes, Aenderung des Zucker⸗ 
ſteuergeſetzes, Aenderung des Kreis- und Provin⸗ 
zialabgabengeſetzes, und dann noch die beiden 
Ziffern, die Sie hinzugeſetzt haben, nämlich 13 und 
14, dann muß man doch ſagen: Sie wollen auf ein⸗ 
mal an ein gründliches Aufräumen gehen. Sie 
wollen aufräumen, aber dieſes Aufräumen wird 
ſich nicht ſo auswirken, wie es die Nationalſozia⸗ 
liſten hier immer hinzuſtellen beliebten, daß Sie 
einmal in aller Oeffentlichkeit mit dem Zuſtand 
aufräumen, daß die Minderbemittelten hungern 
müſſen, daß die Arbeiter, daß die Erwerbsloſen 
hungern müſſen, während die Reichen an vollbe⸗ 
ſetzten Tiſchen ſitzen, ſondern dieſes Aufräumen 
wird anderer Art ſein. Sie werden dafür ſorgen, 
daß nach dieſem Aufräumen die Zahl der Selbſt⸗ 
morde, die Zahl derjenigen, die aus Verzweiflung, 
aus Hunger, Elend und Not heraus ſich das Leben 
nehmen, ſich noch ſteigern wird. So wird ſich Ihr 
Aufräumen auswirken. 

Nun bringen Sie unter 9. . . . (Zuruf rechts: 
Acht⸗Stundentag!) — Sie ſind doch ſo ſehr dafür, 
daß der Acht⸗Stundentag überſchritten wird. 
Freuen Sie ſich doch, daß nun der Acht⸗Stunden⸗ 
tag auch von mir überſchritten wird. Sie hätten 
doch am allerwenigſten Arſache, daran Kritik zu 
üben. Aber das beweiſt ja auch wieder, daß Sie 
wieder nicht verſtanden haben, um was es hier 
geht. Wir haben bereits wiederholt anläßlich ſol⸗ 
cher Debatten erklärt, in dieſer Beziehung kennen 
wir keinen Acht⸗Stundentag, wenn es im Intereſſe 
der Arbeiterſchaft zu handeln heißt. 


Sie verlangen unter 9 „Aenderung des Wech⸗ 
ſelſtempelgeſetzes und zwar Erhöhung der Steuer⸗ 
ſätze.“ Sie hoffen, hier einen Ertrag von unge⸗ 
fähr 400 000 Gulden zu haben. Sie wollen die 
Sätze von 1 auf 2 Prozent erhöhen. In dieſem 
Falle kann man ſagen, Sie machen aus der Not 
ein Geſchäft, denn gerade in ſolchen Kriſenzeiten 
ſteigert ſich die Zahl der Wechſelgeſchäfte und hier 
werden Sie dadurch, daß Sie hier die Steuererhö⸗ 
hung vornehmen, beſtimmt nicht weniger, ſondern 
mehr einnehmen. Man kann aber in bezug dar⸗ 
auf ſagen: Aus der Not machen Sie ein Geſchäft, 
auch auf dieſem Gebiet. Was aber bei weitem 
an unſozialer Handhabung die Regelung unter 9 
übertrifft, das iſt eben die Regelung, die Sie auf 
Grund des Abſatzes 10 treffen wollen. Sie wol⸗ 
len das Verſicherungsſteuergeſetz ändern, und zwar 
fordern Sie Erhöhung der Steuerſätze. Sie erhof- 
fen da einen Ertrag von 200 000 Gulden. Um 
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welche Erhöhung handelt es ſich hier? Sie wollen 
alſo alle die Steuerſätze, die bereits auf der Feuer⸗ 
verſicherung, der Lebensverſicherung, der Unfall⸗ 
und Haftpflichtverſicherung liegen, erhöhen. Bei 
der Feuerverſicherung beiſpielsweiſe von 10 auf 15, 
bei der Lebensverſicherung von 1 auf 2 Prozent, 
bei der Unfallverſicherung von 5 auf 8 uſw. Na⸗ 
türlich iſt das durchaus auch wieder keine Bela⸗ 
ſtung, die die leiſtungsfähigen Kreiſe trifft, ſon⸗ 
dern eine Belaſtung, die zum großen Teil wieder 
die Kreiſe der werktätigen Schichten trifft. Bei⸗ 
ſpielsweiſe bei der Feuerverſicherung, dann aber 
auch bei der Unfall- und Haftpflichtverſicherung. 
Da könnte man auch wieder dem Herrn Abg. 
Malſch ſagen: Sie haben hier ein ſehr ſchönes Pro⸗ 
gramm vorgelegt, aber ſie wiſſen ganz genau, daß 
auch die kleinen Bauern, die Handwerker, die ihr 
Häuschen haben, gezwungen ſind, dies Haus gegen 
Feuersgefahr zu verſichern. 


Dieſe Steuermaßnahmen entſprechen alſo nicht 
etwa dem Programm des Herrn Malſch, ſondern 
richten ſich gegen dies Programm. Wenn auch nur 
die Summe von 200 000 Gulden herauskommt, 
dann zeigt es ſich eben, wie man verſucht, auf allen 
Gebieten den werktätigen Kreiſen etwas von ihrem 
Einkommen abzuzwacken. Dann ſtellt man ſich 
hin und erklärt, es ſeien für jeden Arbeiter 5 Pfen⸗ 
nige. Wenn man die Kopfſteuer nimmt und er⸗ 
klärt, es ſeien für jeden Arbeiter 5 Pfennig, das 
iſt doch gar nichts, wird man auch bei der Feuer⸗ 
verſicherung und der Erhöhung der Unfallverſiche⸗ 
rung erklären, es handele ſich auch nur um ein 
paar Pfennige. Ich habe heute ſchon einmal dar. 
auf hingewieſen, wie gewiſſe Leute den Begriff 
Pfennig auffaſſen. Natürlich, für jemand, der 
monatlich 1000 Gulden verdient, ſind 10 Gulden 
nichts wert, geſchweige denn 1 Gulden, von einem 
Pfennig gar nicht zu ſprechen. Aber für einen 
Handwerker oder einen Kleinbauern, der nicht ein⸗ 
mal einen Groſchen hat, um ſeinen Kindern viel⸗ 
leicht ein paar Bonbons zu kaufen, bedeutet der 
eine Pfennig ſehr viel. Da kommt ein Pfennig 
zum andern, ſo daß dieſe Kreiſe die Belaſtung ſehr 
zu ſpüren bekommen werden. In bezug darauf 
haben wir ja bereits Anträge geſtellt. 

In unſerm Antrag zur Linderung der Notlage 


der werktätigen Bauern fordern wir eine Verein⸗ 
heitlichung des geſamten Verſicherungsweſens. Ge⸗ 
rade die Zerſplitterung des Verſicherungsweſens 
bringt es mit ſich, daß die Verſicherungsprämien 
derart hohe find. Bei der Feuerverſicherung, Un⸗ 
fallverſicherung und Haftpflichtverſicherung muß 
jeweils ein ganzer Apparat bezahlt werden. Wir 
haben auf dem Gebiete des Verſicherungsweſens 
genau dieſelbe Zerſplitterung, wie auf dem Ge⸗ 
biet der ſozialen Fürſorge. Aber dieſe Zerſplit⸗ 
terung koſtet eben mehr Ausgaben, die von Per⸗ 
ſonen getragen werden, die dieſer Verſicherung an⸗ 
geſchloſſen ſind. Deshalb haben wir das Entge⸗ 
gengeſetzte von dem beantragt, was jetzt der Se⸗ 
nat durch ein Ermächtigungsgeſetz abzuändern ge⸗ 
denkt. Sie verlangen alſo eine Erhöhung dieſer 
Sätze. Herr Malſch hat natürlich etwas anderes 
verlangt. Herr Malſch hat das verlangt, was wir 
als Antrag eingereicht haben. Erſtens einmal 


ſollen die Verſicherungsprämien heruntergeſetzt 
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werden, dann ſoll die ganze Verſicherung verein⸗ 
heitlicht werden. Wenn die Nationalſozialiſten 
ihre Propaganda, ihre Loſungen und Verſprechun⸗ 
gen Tat werden laſſen wollen, dann müßten ſie 
auch in dieſem Fall bei der Abänderung des Ver⸗ 
ſicherungsſteuergeſetzes nicht etwa dem Antrag der 
Regierung ihre Zuſtimmung geben, ſondern un⸗ 
ſerm Antrag, den wir eingereicht haben. 

Nun hat ja ſchon der ſozialdemokratiſche Abg. 
Weber als eine der brutalſten Maßnahmen, die 
am deutlichſten zeigt, wie man alle Möglichkeiten 
ausſchöpft und alle Gelegenheiten wahrnimmt, um 
die Bevölkerung auszuplündern, auch wenn da⸗ 
durch nur ein paar 1000 Gulden zuſammenkom⸗ 
men, die Abänderung des Zuckerſteuergeſetzes be⸗ 
zeichnet. Es iſt die Aenderung, die Sie hier im 
S 1 unter Abſ. 11 beantragen. Gerade über dieſe 
Maßnahmen ſetzte auch im Hauptausſchuß eine De⸗ 
batte ein. Es iſt klar, daß man wiſſen muß, welche 
Gegenſtände in den Kreis der Steuerpflicht ein⸗ 
bezogen werden ſollen. Da wurde zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß vor allen Dingen jetzt auch Stärkezucker 
beſteuert werden ſoll, alſo Bonbons und ähnliche 
Zuckerwaren, die Stärkezucker enthalten. Wir 
wieſen darauf hin, daß man hier beim allerbeſten 
Willen nicht von Luxusgegenſtänden ſprechen kann. 
Iſt es Luxus, wenn ein Arbeiter ſeinem Kinde für 
20 oder 30 Pfennig eine Tüte Bonbons kauft? Da 
wurde von ſeiten der Regierung entgegengehalten, 
es wären nicht dieſe Arbeiterbonbons, es wären 
vornehmlich Malzbonbons, die doch weniger von 
Arbeiterkreiſen, ſondern von Kreiſen konſumiert 
werden, die mehr dazu in der Lage ſeien, ſich dieſe 
Bonbons zu kaufen. Der Abg. Weber wies ſchon 
darauf hin, daß das doch nicht zutrifft, ſondern daß 
die Malzbonbons auch durchaus von Arbeiterkin⸗ 
dern gegeſſen werden. Dann hat er auch noch eine 
andere Seite berührt. Er hat darauf hingewieſen, 
daß man hier Waren beſteuert, die vom geſund⸗ 
heitlichen Standpunkt aus geſehen durchaus nicht 
ſtärker beſteuert werden dürften als bisher. Wir 
wiſſen ja, daß der Zucker in Danzig an und für ſich 
ſchon ziemlich hoch beſteuert iſt. Auf dem Welt⸗ 
markt iſt der Zuckerpreis ein viel niedriger. Wenn 
wir die Danziger mit den deutſchen Zuckerpreiſen 


vergleichen, dann müſſen wir feſtſtellen, daß der 
Zucker in Deutſchland bedeutend billiger iſt, daß 


man alſo in Danzig für Zucker bedeutend mehr 
zahlen muß, und zwar infolge ſteuerlicher Maß⸗ 
nahmen. Das Zuckerſteuergeſetz, das bei uns den 
Zucker jo hoch beſteuert, iſt vom Koalitionsſenat 


nicht aufgehoben worden und wird auch vom jetzi⸗ 


gen Senat nicht aufgehoben werden, ſelbſt wenn 
der Volldampf der Nazis dahinter ſteht. Arbeiter⸗ 


familien ſind nicht einmal in der Lage, ſich Zucker 


in einem Maße zu kaufen, daß die Ernährung ihrer 
Kinder ſichergeſtellt iſt. Nun will man in bezug 
darauf noch eine ſtärkere Beſteuerung durchführen, 
d. h. man will auch die letzten Gegenſtände, die der 
Steuer bisher noch nicht unterlagen, in den Kreis 


der Steuer einbeziehen. 


Dann haben Sie am Schluß noch einige andere 
Maßnahmen angeführt, die Sie auf Grund des 
Ermächtigungsgeſetzes jetzt regeln wollen, und 
zwar die Maßnahmen, die ſchon in der alten Form 
des Ermächtigungsgeſetzes vorgeſehen waren, näm⸗ 
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lich die Aenderung des Kreis- und Provinzialabga⸗ 
bengeſetzes. Es handelt ſich da um den 8 7. Dazu ha⸗ 
ben Sie dann noch zwei Abſätze zugefügt, und zwar 
als Abſ. 13 auch eine Aenderung betr. die Ergän⸗ 
zung des § 284 des Reichsſtrafgeſetzbuches. Sie 
wieſen darauf hin, daß es ſich hier um den Zop⸗ 
poter Spielklub handelt. Es wurde geſtern nur 
kurz geſtreift und ich habe nicht Gelegenheit ge⸗ 
habt, ganz genau feſtzuſtellen, um was es ſich han⸗ 
delt. Aber Sie wollen doch eine Maßnahme durch⸗ 
führen, daß der Spielklub bezw. die Inhaber nicht 
beſtraft werden. (Heiterkeit rechts.) Es iſt jeden⸗ 
falls eine Vergünſtigung dem Spielklub gegen⸗ 
über. Da haben Sie erklärt: „Herr Plenikowſki, 
Sie müſſen doch dafür ſein.“ Wir können bei der 
dritten Leſung feſtſtellen, was mit der Aenderung 
bezweckt werden ſoll. Es wird aber das zutreffen, 
was ich geſagt habe. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Sie 
werden den Leuten beſtimmt nichts nehmen. Sie 
Herr Abg. Greifer werden den Volldampf nicht 
machen, damit die Regierung und dieſer Senat da 
etwas herausholen. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Das machen wir aus dem einfachen Grunde, da⸗ 
mit Sie dies Schandgeſetz nicht zur Durchführung 
bringen, damit Sie andere Wege finden, und zwar 
die, die Sie ſelbſt propagiert haben. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Sie müſſen doch auch einmal eine Frühſtücks⸗ 
pauſe machen!) Das können Sie tun, Ihr Leben 
auf dem Motorboot hat vielleicht nur in Früh⸗ 
ſtückspauſen beſtanden. Sie führen außerdem noch 
eine andere Beſtimmung ein, und zwar die Feſt⸗ 
legung des Staatshaushaltsrechts in Anlehnung 
an das Reich. Bei dieſer Beſtimmung erklärte 
der Regierungsvertreter: „Wir haben die Gelegen⸗ 
heit benutzt, dieſe Geſchichte da hineinzubringen.“ 

Verſuchen Sie nur ruhig weiter, auf dieſem 
Wege zu arbeiten. Die Bevölkerung wird erken⸗ 
nen, daß Sie ſich mit hohnlächelnder Miene über 
ihre Forderungen hinwegſetzen. Die Mehrheit der 
Bevölkerung ſagt, hinweg mit dieſem Ermächti⸗ 
gungsgeſetz. Glauben Sie, daß die Bevölkerung 
mit der Kopfſteuer einverſtanden iſt, mit der Er⸗ 
höhung der Mieten, mit der Umſatzſteuer? Ganz 
entſchieden nicht. Den Nationalſozialiſten wird 
es unbequem, das zu hören. Sie fangen an, ner⸗ 
vös zu werden, weil ihnen ihre Schandtaten vor⸗ 
gehalten werden. Sie müſſen doch ſagen, daß es 
ganz erbärmlich iſt, wenn Sie hier einer Kopf⸗ 
ſteuer Ihre Zuſtimmung geben. Jetzt haben Sie 
auch noch ein Intereſſe daran, daß das ſchnell 
durchgeführt werden ſoll. Es war nichts anderes 
zu erwarten. Sie tun es im Intereſſe des Finanz⸗ 
kapitals, das Sie angeben zu bekämpfen. Wir 
wiſſen ja, Herr Greiſer, daß Sie Ihre Geſinnung 
völlig geändert haben. Wir wiſſen ja, daß Sie 
bei den Nazis nur der Geſchäfte wegen ſind. (Abg. 
Greiſer: Deshalb habe ich auch im letzten Jahr 
ſo viel verdient!) Sie haben ja noch Gelegenheit, 
vor Gericht das Gegenteil zu beweiſen. Jedenfalls 
wird Herr Abg. Weber Beweiſe führen. Das eine 
muß feſtgeſtellt werden, Sie ſind bereit dieſem Ge⸗ 
ſetz Ihre Zuſtimmung zu geben, während Sie 
geſtern noch erklärt haben, daß Sie dieſer oder 
jener Beſtimmung nicht zuſtimmen werden. (Abg. 
Greiſer: Wir haben ja noch gar nicht geſprochen, 
Sie haben uns noch nicht Gelegenheit gegeben!) Sie 
können ja morgen ſprechen, Sonntag oder Montag. 
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Sich noch perſönlich mit Ihnen auseinander 
ſetzen, bezw. mit Ihrer Partei, iſt heute überflüſſig; 
denn Sie haben ja darauf hingewieſen, daß wir 
ſehen werden, was geſchehen wird. Wir werden 
ſehen, daß die Nationalſozialiſten hier Steuer⸗ und 
Hungermaßnahmen ihre Zuſtimmung geben. Sie 
können aber überzeugt ſein, daß Sie die Quittung 
für dies Verhalten bekommen werden. Wir wer⸗ 
den alles daran ſetzen, daß Sie dieſe Quittung 
bald bekommen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): In Anbetracht 
der vorgeſchrittenen Zeit beantrage ich Vertagung. 
(Abg. Kurowſki: Es wird widerſprochen!) 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt Widerſpruch 
erhoben worden. (Abg. Raſchke: Abſtimmen]) Es 
iſt Vertagung beantragt. Wer für die Vertagung 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, die Ver⸗ 
tagung iſt abgelehnt. Das Wort hat der Herr 
Abg. Dr. Thimm. 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): So 
lange bisher geredet worden iſt, ſo kurz will ich 
mich faſſen. (Abg. Plenikowſki: In der Kürze liegt 
nicht immer die Würze!) Wir erkennen an, daß die 
Regierung ſich bei der Vorlage des Ermächtt⸗ 
gungsgeſetzes unter einem harten Zwang befunden 
hat. (Hört, hört! links.) Im Augenblick iſt die 
wichtigſte Aufgabe, den Freiſtaat Danzig aus die⸗ 
ſer furchtbaren Finanzlage herauszuführen, in die 
er durch die Mißwirtſchaft der früheren ſozialde⸗ 
mokratiſchen Regierung hineingekommen iſt. 
(Zwiſchenrufe und Anruhe.) Zu dieſer jetzt drin⸗ 
gendſten Aufgabe haben wir der Regierung unſere 
Anterſtützung zugeſagt. Was wir zugeſagt haben, 
ſind wir geſonnen zu halten. (Zwiſchenrufe des 
Abg. Plenikowſki.) Wir haben aber lebhafte Be⸗ 
denken dagegen, daß die Abänderung der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung hinſichtlich der Krankenver⸗ 
ſicherung ſowie die Abänderung des Reichsverſor⸗ 
gungsgeſetzes in das Ermächtigungsgeſetz aufge⸗ 
nommen wird. (Zwiſchenrufe des Abg. Plenikow⸗ 
ki.) Wir haben bisher gewünſcht, daß die Para⸗ 


graphen 4 und 5 aus dem Ermächtigungsgeſetz 


herausgenommen werden. Nachdem die Regie⸗ 
rung erklärt hat, daß die auf Grund dieſer Beſtim⸗ 
mungen zu erlaſſenden Verordnungen einen we⸗ 
ſentlichen Beſtandteil des Finanzprogramms bil⸗ 
den, (Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) wollen wir 
unſere Bedenken bis zur dritten Leſung zurückſtel⸗ 
len. Mit dieſem Vorbehalt werden wir dem Gr: 
mächtigungsgeſetz unſere Zuſtimmung geben. (Un⸗ 
ruhe bei den Kommunniſten..) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abgeord⸗ 
nete Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe ge⸗ 
glaubt, nachdem der Präſident des Senats, der 
Präſident der Regierung, der Sie das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz geben wollen, die Sie unterſtützen, 
Ihnen neulich ſagte, worauf hauptſächlich die heu⸗ 
tigen traurigen Verhältniſſe der Freien Stadt 
Danzig zurückzuführen ſind, Sie endlich einmal mit 
der verbohrten Lüge, daß der Zuſtand durch die 
Mißwirtſchaft der Sozialdemokraten entſtanden 
ſei, aufhören würden. Sie müſſen ſich doch klar 
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(A) fein, daß einer doch gelogen haben muß, entweder 
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hat der Präſident des Senats hier die Anwahr⸗ 


heit geſagt und dadurch die Danziger Bevölkerung 


belogen (Unerhört! rechts) oder der Abgeordnete 
Dr. Thimm, der jetzt erneut und bewußt wieder 
die Unwahrheit jagt. Aber in dem Augenblick, in 
dem der Abg. Dr. Thimm hier die Unwahrheit 
ſagt, geht er dazu über, einen Betrug an den 


Wählern vorzunehmen. Statt hier die Intereſſen 


8 


ſeiner Wähler wahrzunehmen, nimmt er die In⸗ 
tereſſen der beſitzenden Kreiſe wahr. Geſtern 
machte er noch einen Vorbehalt, der heute nicht 
mehr wahr iſt. Dafür kündigt er heute für die 
dritte Leſung des Ermächtigungsgeſetzes neue Vor⸗ 
behalte an. Aber auch, wenn am Dienstag die 
dritte Leſung erfolgt, werden wir erleben, daß die 
Nazis gar nicht beabſichtigen, irgendwelche Vor⸗ 
behalte zu machen, ſondern daß ſie dieſem Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz und dem Beamtengehaltskürzungs⸗ 
geſetz, der Regierungsvorlage, ihre Zuſtimmung 
geben werden. 

Wenn ich mich noch zum Worte gemeldet habe, 
ſo, um zu der Ziffer 8 Stellung zu nehmen, „Aen⸗ 
derung des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes“ und 
zwar gegen die Erhebung einer ſtaatlichen Notab⸗ 
gabe von 10 Prozent der Friedensmiete. Sie 
bringen durch dieſes Ermächtigungsgeſetz der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung und ganz beſonders der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung ganz gewaltig ſchwere 
Laſten. Sie ändern das Einkommenſteuergeſetz ab, 
und zwar dahin, daß die ſozialen Ermäßigungen 
in Fortfall kommen ſollen. Sie ändern das Kran⸗ 


kenkaſſengeſetz, trotzdem Sie wiſſen, daß der größte 


Teil der Danziger Arbeiterſchaft ohne jede Beſchäf⸗ 
tigung iſt, und daß vor der Hand auch gar keine 
Ausſicht beſteht, für dieſe Arbeiter Beſchäftigung 
zu beſchaffen. In demſelben Augenblick ſcheuen Sie 
ſich aber nicht, dieſer minderbemittelten Bevölke⸗ 


rung eine Mietserhöhung in Höhe von zehn Pro: | 


zent aufzubürden. Herr Senator Schwegmann: 
Die Sozialdemokratie iſt es bisher geweſen, die 
verhindert hat, daß der Mietswucher, wie ihn die 
Rechte dieſes Hauſes haben wollte, durchgeführt 
wurde. (Zuruf rechts: Die aber trotzdem einer 
Mietserhöhung von 20 Prozent zugeſtimmt hat!) 
Und wenn Sie das dauernd behaupten, wahr 
wird es deshalb doch nicht! Sie werden der Sozi⸗ 
aldemokratie nicht den Nachweis erbringen kön⸗ 
nen, daß ſie für eine Erhöhung der Miete einge⸗ 
treten fit. Sie wiſſen, daß es die Zentrumspartei 
war, die die Sozialdemokratie in der Oeffentlich⸗ 
keit und auch hier angeklagt hat, daß ſie ihr Wort 
gebrochen habe. Wir ließen nicht zu, daß eine 
Mietserhöhung vorgenommen wurde. (Zuruf 
rechts: Alſo, es lebe der Wortbruch!) Wäre es fo, 
wie Sie ſagen, dann wären wir ſtolz, dieſen Wort⸗ 
bruch begangen zu haben. Wenn es ſich darum 
handelt zu verhindern, daß der minderbemittelten 
Bevölkerung, die in größter Not lebt, noch weitere 
Laſten zugunſten der Hausbeſitzer, die an den 
Wohnungen ſowieſo nichts machen laſſen, aufgebür⸗ 
det werden, dann noch in dem Augenblick, wo die 
Not der Minderbemittelten immer größer und 
größer wird, ſo ſchrecken wir vor nichts zurück. 
Handelten wir anders, ſo wäre es Betrug an den 
Mietern. Seit Frühjahr vorigen Jahres ift über 
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die Wohnungsfrage nicht mehr verhandelt wor⸗ 
den, denn der vorige Volkstag hätte nie einer 
Mietserhöhung zugeſtimmt. Eine andere Haltung 
können Sie der Sozialdemokratiſchen Fraktion und 
auch der Sozialdemokratiſchen Partei nicht nach⸗ 
weiſen. Und wenn Sie und Ihre Zeitungen noch 
‚jo viel lügen und ſchwindeln, unſere Haltung bleibt 
dieſelbe, wie wir ſie immer eingenommen haben. 
Wir können nicht anerkennen, daß eine Mietser⸗ 
höhung notwendig iſt, und zwar noch eine Miets⸗ 
erhöhung, die nicht einmal dem allgemeinen Woh⸗ 
nungsbau zugute kommen ſoll, ſondern einzig und 
| allein dem Staat zur Deckung ſeiner allgemeinen 
Ausgaben. Der Betrag, der ſo aus der Wohnungs⸗ 
miete herausgeholt werden ſoll, läßt ſich ſehr leicht 
von den beſitzenden Kreiſen aufbringen. Sie brau⸗ 
chen dazu nur das Einkommen⸗ und Körper⸗ 
ſchaftsſteuergeſetz umzuändern; erhöhen Sie den 
Zuſchlag von 5000 Gulden und dann erhalten Sie 
mehr aus der Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 
ſteuer, als wenn Sie hier dieſe Mietserhöhung bei 
den Armen vornehmen. 

Deieſe Steuer trügen dann die Kreiſe, die nicht 
Not leiden, die geben können, die ſich nicht dar⸗ 
über Sorgen zu machen brauchen, wo ſie morgen 
das Stückchen Brot hernehmen. Bei der Mietser⸗ 
höhung aber werden rückſichtslos auch diejenigen 
betroffen, die beſtimmt nicht in der Lage ſind, auch 
nur einen Pfennig mehr auszugeben. Dieſe Miets⸗ 
erhöhung nimmt den Kindern das Brot und dies 
doch nur, um die beſitzenden Kreiſe zu ſchonen. Sie 
werden ſagen, daß dieſe Mietserhöhung nicht er⸗ 
hoben wird von ſolchen Mietern, die nicht ein 
monatliches Einkommen von 100 Gulden haben. 
Sie werden ſich dabei auf das Wohnungsbauab⸗ 
gabengeſetz berufen. Aber wie wird das Woh⸗ 
nungsbauabgabengeſetz angewandt? Wegen der 
Befreiung von der Wohnungsbauabgabe habe ich 
dauernd Beſchwerden bei dem Landrat des Kreiſes 
Danziger Höhe vorgebracht, und zwar weil die und 
die Gemeinde nicht ihre geſetzlichen Verpflichtun⸗ 
gen erfüllte, ſondern den Minderbemittelten, den 
Ortsarmen, den Erwerbsloſen, bei denen nach dem 
Geſetz die Wohnungsbauabgabe in Fortfall kom⸗ 
men ſoll, die vollen 100 Prozent Miete abgenom⸗ 
men werden und dieſe nur 70 Prozent zu zahlen 
brauchen. Trotz Beſchwerden hat ſich nichts geän⸗ 
dert. Glauben Sie, daß das in Zukunft beſſer wer⸗ 
den wird? Derſelbe Zuſtand wird bleiben, wie er 
bisher geweſen iſt. Weil alſo hier die Kreiſe, die 
ein jährliches Einkommen von 30 bis 40 000 Gul⸗ 
den haben, nicht einen Pfennig mehr an Steuern 
aufbringen wollen als bisher, deshalb muß die 
arme und ganz arme Bevölkerung zwei Millionen 
Gulden durch die Mietserhöhung aufbringen, da⸗ 
mit der Staat die Sanierung vornehmen kann. 
Das iſt ein Skandal! Ich wundere mich nur, wie 
ſich die Nationalſozialiſten hierzu bereit finden 
können, um dieſen Betrug an der minderbemittel⸗ 
ten Bevölkerung vornehmen zu laſſen. Hier liegt 
beſtimmt keine Staatsnotwendigkeit vor, es gibt 
andere Maßnahmen, dieſe Mittel auf dem ſchnell⸗ 
ſten Wege aufzubringen. Aber nicht allein die 
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Mieterhöhung kommt in Frage. Was hat es mit 
der Sanierung zu tun, wenn eine Neuregelung der 
Wohnungswirtſchaft mit dem Ziel eines plan⸗ 
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mäßigen Abbaues der Zwangswirtſchaft vorge⸗ 
nommen werden ſoll. Die Neuregelung des Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetzes zwecks Aufhebung der 
Zwangsbewirtſchaftung bringt doch zurzeit keinen 
Pfennig. Dadurch werden doch die Finanzen jetzt 
nicht aufgebeſſert, denn das jetzige Wohnungsbau⸗ 
abgabegeſetz beſteht doch bis zum 31. März 1932. 
Die Neuregelung des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes 
ließe ſich alſo in mehr als einem Jahr ſehr gut auf 
dem geſetzmäßigen Wege regeln. Die Regierungs⸗ 
parteien und die Nationalſozialiſten, die dieſe Re⸗ 
gierung ſtützen, wollen aber nicht, daß ein neues 
Wohnungswirtſchaftsgeſetz durch den Volkstag ges 
ſchaffen werden ſoll. Weshalb nicht? Sie wiſſen, 
daß wenn dieſer Volkstag ſich nicht vor ſich ſelbſt 


ſchämen müßte, er nicht zulaſſen kann, daß an der 


Jwangsbewirtſchaftung der Wohnungen eine Re⸗ 
gelung zu Ungunſten der Mieter vorgenommen 
werden wird. Die Steigerung der Mieten wird dem 
Vermieter keinen Nutzen einbringen. Sie könnten 
einwenden, daß in verſchiedenen deutſchen Städten 
heute bereits viel höhere Mieten erhoben würden. 
Aber Sie wiſſen ebenſo gut, daß es in der Vor⸗ 
kriegszeit Pflicht des Hausbeſitzers war, die Woh⸗ 
nung in einem wohnbaren Zuſtand zu erhalten. 
Welcher Hauswirt läßt heute noch Reparaturen 
vornehmen? Dieſe werden dem Mieter aufgehalſt. 
Er hat nicht nur die Friedensmiete zu zahlen, ſon⸗ 
dern er muß auch die Wohnung inſtand halten, 
weil der Hauswirt nichts machen läßt. Wenn der 
Mieter eine wohnbare Wohnung haben will, muß 
er ſie ſich auf eigene Koſten in Ordnung bringen 


laſſen. Dieſe Ankoſten ſind deshalb hoch, weil der 


Vermieter ſeit 1914 an Altwohnungen auf ſeine 
Koſten Reparaturen überhaupt nicht mehr hat vor⸗ 
nehmen laſſen. Dieſe Koſten hat einzig und allein 
der Mieter aufzubringen. Wenn ich einen Ver⸗ 
gleich zwiſchen der Miete in Deutſchland und den 
Pflichten des deutſchen Hausbeſitzers gegenüber 
ſeinen Mietern und den Danzigern ziehe, dann 
wohnt heute der Danziger Mieter viel teurer als 
der in Deutſchland. Er muß doch alle Mittel zur 
Unterhaltung der Wohnung aufbringen. Außer⸗ 
dem müßten Sie wiſſen, daß das Wohnungselend, 
wie wir es hier haben, ſelten noch wo anders zu 
finden iſt. Danzig leidet ſchon immer an einem 
Wohnungselend. Schon in der Vorkriegszeit ge⸗ 
hörte Danzig zu den wenigen Städten, in denen 
das Wohnungselend ſo kraß in die Erſcheinung 
trat. Das lag daran, daß die Danziger Stadtver⸗ 


ordnetenverſammlung in den Händen des Haus⸗ 
daß die Gemeinde 


beſitzes lag, der verhinderte, 
auch nur eine einzige Wohnung baute. Deshalb 


haben wir in Danzig auch einen viel größeren 
Mangel an Wohnungen als in anderen Städten. 


Ehe Sie das Wohnungszwangswirtſchaftsgeſetz 
aufheben, iſt es doch Ihre Pflicht, erſt einmal den 
Wohnungsmangel zu beſeitigen. Wollen Sie den 
Wohnungsmangel dadurch beſeitigen, daß Sie die 


Wirtſchaft ſoll den Wohnungsbedarf decken? Dann 
werden wir weiter nichts erleben, als daß die 


elenden Schwindſuchtsbuden, die wir haben, noch 
teurer werden und daß die Ausbeutung der Mieter 
noch größer wird. 


eine Arbeiterfamilie nicht in der 


beitern geſchaffen werden. 
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Erſt müſſen doch genügend Wohnungen ger ( 


ſchaffen werden. Nicht allein, daß alle die Fami⸗ 
lien, die heute ohne Wohnung ſind, eine Wohnung 
bekommen, ſondern daß auch Erſatz für die Woh⸗ 
nungen, die längſt polizeilich hätten geſchloſſen 
werden müſſen, beſchafft wird. Wenn Sie heute 
den Mangel an Wohnungen überprüfen, dann 
werden Sie feſtſtellen, daß in Danzig wenigſtens 
10 000 neue Wohnungen gebaut werden müßten, 
ohne daß damit das herrſchende Wohnungselend 
eingedämmt wird. In den letzten Jahren ging die 
Bautätigkeit etwas ſchneller vor ſich. Vorher 
wurden noch nicht einmal ſoviel neue Wohnungen 
gebaut, als Neuvermählungen ſtattfanden. Sie 
finden auf der Liſte der Wohnungsſuchenden heute 
Familien, die eigentlich ein Jubiläum feiern 
müßten. Iſt es nicht ein Skandal, daß der Polizei⸗ 
präsident von ſich aus dazu übergehen mußte, Ba: 
racken zu bauen, weil er nicht wußte, wo er mit den 
Obdachsloſen hin ſollte! Er ließ am Troyl Ba⸗ 
racken bauen, um die Wohnungsloſen unterzu⸗ 
bringen, weil er ihnen nicht dauernd im Polizei⸗ 
gefängnis Unterkunft geben konnte. Dieſer Zu⸗ 
ſtand muß doch beſeitigt werden. Er kann nur da⸗ 
durch beſeitigt werden, daß wenigſtens ſoviel Woh⸗ 
nungen in jedem Jahr neu gebaut werden, wie 
durch Neuvermählungen und als Erſatz der bau⸗ 
fälligen Wohnungen erforderlich werden. Außer⸗ 
dem muß noch für diejenigen Wohnungen gebaut 
werden, die wegen Mangel an Wohnungen keine 
Wohnung haben. Wenn wir dann den Fehlbedarf 
an Wohnungen auf 10 000 ſchätzen, iſt das gering. 
Erſt einmal muß der Bedarf an Wohnungen durch 
Neubauten gedeckt werden, ehe die Zwangswirt⸗ 
ſchaft abgebaut wird. Der Wohnungsneubau kann 
doch jetzt nicht auf das Privatkapital abgeſchoben 
werden. Ich habe ſchon mehrere Male hier aus⸗ 
geführt, daß der Privatkapitaliſt doch nicht des⸗ 
halb Wohnungen baut, weil Wohnungen fehlen 
und um Menſchen Unterkunft zu geben, ſondern 
er baut, weil er aus dem Vermieten der Woh⸗ 
nungen Geld verdienen will. Wenn heute ſoviel 
Miete gezahlt werden ſoll, um die Wohnungen für 
den Privatkapitaliſt rentabel zu machen, dann iſt 
Lage, dieſe 
Miete aufzubringen. Hier muß die Allgemeinheit 
einſetzen, um auch demjenigen, der keine 


Wohnung hat, die Möglichkeit zu geben, eine 


zu bekommen, und zwar zu einer Miete, unter der 
er nicht zu leiden hat. Sie wollen die Wohnungs⸗ 
zwangswirtſchaft aufheben, um die Altwohnungs⸗ 
mieten an die Mieten der Neubauwohnungen her⸗ 
anzubringen. Damit wollen Sie der minderbemit⸗ 
telten Bevölkerung das Fell ganz gewaltig über 
die Ohren ziehen. 

Aber wie ſoll in Danzig die Arbeitsloſigkeit 
eingedämmt werden? Wir haben heute 26 000 Er⸗ 
werbsloſe, das iſt noch nicht die höchſte Zahl. Dieſe 


Zahl ſteigt weiter und weiter. Es muß doch eine 
Möglichkeit geſucht werden, die Zahl der Erwerbs⸗ 
Zwangswirtſchaft aufheben und ſagen, die freie 


loſen zu verringern. Da liegt es doch nicht mehr 
als nahe, dem Baugewerbe Beſchäftigung zu ge⸗ 
ben, weil es das wichtigſte Schlüſſelgewerbe der 
Danziger Wirtſchaft iſt. Alle Arbeit, die notwen⸗ 
dig iſt, kann im eigenen Lande von Danziger Ar⸗ 
Wenn Sie die amt⸗ 
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lichen Statiſtiken verfolgen, dann finden Sie, daß 
die Danziger Bauinduſtrie ein Drittel der in Dan⸗ 
zig auf Erwerb Angewieſenen beſchäftigt. Ich ver⸗ 
ſtehe darunter nicht allein die Maurer, Zimmerer 
und Hilfsarbeiter, ſondern das eigentliche Bauge⸗ 
werbe, das Baunebengewerbe, die Bauſtoffindu⸗ 
ſtrie, die Fuhrunternehmen für das Baugewerbe 
und die Gewerbe, die für die Ausſtattung der 
Wohnungen arbeiten. Wenn Sie dem Baumarkt 
Beſchäftigung geben, iſt die Möglichkeit vorhan⸗ 
den, die Erwerbsloſigkeit in Danzig zu lindern. 
Mit Ihren Vorſchlägen erreichen Sie keine 
Linderung der Erwerbsloſigkeit, im Gegenteil, Sie 
werden ſie noch vergrößern; denn Sie entziehen ja 
dem Baugewerbe die Mittel, um die notwendige 
Beſchäftigung zu haben. Sie können ſich hierbei 
nicht auf das Privatkapital verlaſſen. Das Privar⸗ 
kapital wird, wie ich ſchon vorhin ſagte, nicht 
früher mit dem Bau von Wohnungen anfangen, 
bis ſich der Wohnungsbau rentabel geſtaltet. Das 
iſt vor der Hand beſtimmt nicht zu erwarten. 
Alſo auf dieſem Wege, wie Sie ihn gehen wollen, 
wird das Baugewerbe erdroſſelt und Sie haben 
nicht nur in dieſem harten Winter viele Erwerbs⸗ 
1 ſondern Sie ſchleppen ſie den Sommer über 
Ich frage, iſt es möglich, daß Danzigs Wirt⸗ 
ſchaft exiſtieren kann, wenn Sie auf der einen 
Seite die Beamtengehälter nicht ſo abbauen wol⸗ 
len, wie es im Intereſſe der Danziger Wirtſchaft 
liegt und auf der andern Seite nicht dafür Vor⸗ 
ſorge treffen, um die Erwerbsloſigkeit zu mildern? 
anzig muß dann immer mehr und mehr der 
Kataſtrophe zuſteuern. Darum können Sie gar 
nicht anders, als bei dem Beamtengehaltsabbau 
unſere Vorſchläge anzunehmen und die Aufhebung 
der Zwangswirtſchaft aus dem Sanierungsgeſetz 
herauszunehmen. Sie haben ein Jahr Zeit, ſehen 
Sie zu, wie Sie die Mittel bekommen, Im vorigen 
Jahr waren Verhandlungen eingeleitet, um eine 
Wohnungsbauanleihe zu bekommen und den feh⸗ 
lenden Bedarf an Wohnungen zu decken, anderer⸗ 
ſeits aber auch Beſchäftigung für die Danziger Ar⸗ 
beiterſchaft zu haben. Das iſt abgelehnt worden. 
Sie werden heute und in der nächſten Zeit ſo 
billig keine Wohnungsbauanleihe bekommen, wie 
Sie ſie im vorigen Jahr bekommen hätten. Der 
Heldmarkt hat angezogen. Wie wollen Sie dem 
Wohnungsmarkt Beſchäftigung geben, wenn Sie 
ar mit den reduzierten Mitteln den Wohnungs 
au glauben führen zu können. Sie ſind gezwun⸗ 
gen, eine Wohnungsbauanleihe aufzunehmen. Es 
iſt ja auch nicht notwendig, daß die augenblickliche 
Generation allein die Opfer trägt, die durch den 
Krieg eingetreten ſind. Die lebende Generation 
von Menſchen trägt ſchon ſoviele Opfer, wie ſie 
noch keine Generation getragen hat. Hier bietet 
ſich Gelegenheit, auch noch nachkommende Gene⸗ 
rationen an der heutigen Not zu beteiligen. Die 
Laſten abzunehmen, das kommt nicht allein bei 
der Arbeiterſchaft in Frage, ſondern auch den 
Kreiſen, von denen Sie (zu den Nationalſoziali⸗ 
ſten) gewählt worden ſind. Als in der Wahlbe⸗ 
wegung über die Mieten geſprochen wurde, haben 
alle Parteien, mit Ausnahme der Partei des 


Herrn Dr Blavier, ſich gegen eine Mietserhöhung 
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nicht in Frage. Jetzt will man nicht nur eine 
Mietserhöhung vornehmen, ſondern ſogar das 


Wohnungsgeſetz beſeitigen. Geſtern wurde im 


Hauptausſchuß geſagt, das komme gar nicht in 
Frage, es werden nur Härten beſeitigt. Der min⸗ 
derbemittelte Mieter ſei gar nicht der Laſtenträ⸗ 
ger. Ich kenne die beiden Herren, die die Woh⸗ 
nungswirtſchaft unter ſich haben. Ich kann nicht 
glauben, daß Herr Dr. Blavier, der ausgeſprochene 
Vermietervertreter, hier jetzt nicht ſein Programm, 


das er ſeinen Wählern immer verſprochen hat, 


durchführen will. Tut er es nicht, dann iſt er doch 
bei ſeinen Hausbeſitzern erledigt, darum hat er 
vielleicht auch heute ſchon Anſchluß bei den Nazis 
geſucht. (Heiterkeit!) Er hat ſchon Vorſorge getrof- 
fen, um als Spitzenkandidat auf der Nazi⸗Liſte zu 
erſcheinen. s 
Das andere iſt der Herr Bauſenator. Ich bin 
nun einmal mißtrauiſch und werde in dieſem Falle 
auch dem Herrn Bauſenator mißtrauen und rech⸗ 
ne nicht damit, daß er ſeine jo oft gegebenen Zu⸗ 


ſagen den Hausbeſitzern nun nicht erfüllen wird. 


Das wird er um ſo weniger machen, weil er jetzt 
ja als Handelsſenator nach architektoniſchen 
Grundſätzen das Handelsdezernat führen wird. Es 
iſt eigentlich ganz merkwürdig, daß Sie, m. H. von 


der Danziger Wirtſchaft, die bisher immer ſo laut 
nach den Fachſenatoren riefen, jetzt, als das Han⸗ 


delsdezernat beſetzt werden ſollte, nicht einen ein⸗ 
zigen Mann hatten, den Sie mit dem Handelsde⸗ 
zernat betrauen konnten, ſondern ſich ſelbſt preis⸗ 
gaben. Die Sozialdemokraten, dieſe Proleten, de⸗ 
nen Sie nichts zutrauen, die waren in der Lage, 
einen Handelsſenator zu ſtellen. Iſt das für Sie 
nicht beſchämend? Sie, die Sie die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft, die Danziger Kaufmannſchaft vertreten, 
mußten ſich einen Betoningenieur nehmen, der das 
Handelsdezernat führen wird. Das charakteriſiert 


den ernſthaften Willen der Danziger Regierung 


und zeigt auch am allerbeſten, wie Sie in Wirk⸗ 
lichkeit gar nicht die Abſicht haben, der Danziger 
Wirtſchaft zu helfen, ſonſt würden Sie einen an⸗ 
deren als den Bauſenator zum Handelsſenator 
erwählt haben. Nachdem Sie dem Bauſenator noch 


dieſe Tätigkeit als Handelsſenator auferlegten, 


wird er die Bauwirtſchaft doch nur jo nebenbei 
führen, denn er wird durch feine Reifen und Ver- 


handlungen mit Polen wenig Zeit haben. 


Bei dieſer Gelegenheit möchte ich noch folgen— 
des ſagen: Der Präſident des Senats ſagte, die 
Kataſtrophe, in der wir uns befinden, iſt nicht 
allein auf die Weltwirtſchaftskriſe zurückzuführen, 
ſondern mit auf die Verkoppelung mit Polen und 
daß nun in Zukunft viele Dinge zur Verhandlung 
ſtehen, wie die Edinger Frage, die Zollfrage, die 
Poſtfrage und einige andere Fragen mehr. 
Warum haben Sie für alle dieſe vielen Fragen, 
die mit Polen geregelt werden ſollen, dem viel⸗ 


beſchäftigten Bauſenator noch dieſes Amt aufge— 
bürdet? Das zeigt am allerbeſten, daß es, wenn 


Sie früher immer in die Welt hinauspoſaunten: 
„Wir wollen Fachſenatoren!“, „Wir brauchen 
Leute, die mit genügend Vorkenntniſſen ausgerü⸗ 
ſtet ſind!“, „Wir machen es nicht jo, wie die Sozi⸗ 
aldemokraten, denen es nur darum zu tun iſt, ihre 


— 


ausgeſprochen. Damals hieß es, das kommt gar (0 
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Parteigenoſſen, ihre Bonzen in dieſe Beſchäftigun⸗ 
gen hineinzubringen, ſondern wir machen das an⸗ 
ders, wir wollen unſere Fachleute bringen, wir 
haben ſoviel Fachleute, daß wir gar nicht wiſſen, 
wohin damit!“, ſo war das doch nur. Wenn es 
jetzt hier beim Handelsdezernat ſo kommen ſollte, 
wie in der Mohnungswirtſchaft, dann werden wir 
ſehr ſchlecht abſchneiden. In den Händen dieſes 
ausgeſprochenen Hausbeſitzervertreters werden die 
Beſtimmungen der Neuregelung der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft nichts anderes bedeuten, als die Auf⸗ 
hebung der Zwangswirtſchaft. Der Hausbeſitzer 
kann dann alle die Mieter, die nicht in der Lage 
ſind, die Wohnungsmiete zu zahlen, die der Haus⸗ 
beſitzer für ſeine alten Schwindſuchtsbuden ver⸗ 
langt, einfach auf die Straße ſetzen. Der Hausbe⸗ 
ſitzer will wie in der Vorkriegszeit, ein ſorgen⸗ 
freies Leben auf Koſten der Mieter leben. Das iſt 
das Ziel des Hausbeſitzers. 
Leute, die 40 bis 50 000 Mark beſaßen und nicht 
mehr Luſt zum Arbeiten hatten, kauften ſich eine 


Früher war es ſo, 


Mietskaſerne und führten dann von den Mieten 


ein ganz gutes Leben. Das iſt ihnen jetzt zu einem 


Teil genommen und das wollen die Hausbeſitzer 


eben wiederhaben, damit ſie ſo wie in der Vor⸗ 
kriegszeit leben können. Sie müſſen ſich doch dar⸗ 
über klar ſein, daß wie ſo manches der Geſchichte, 
der Vergangenheit angehört, ſo auch der Woh⸗ 
nungsmarkt, wie er vor dem Kriege beſtand, er 
iſt längſt überlebt. ; 

Das Ziel muß auch hier fein, ein ſoziales Woh⸗ 
nungsrecht zu ſchaffen, das eine andere Regelung 
trifft, als hier von Ihnen beabſichtigt iſt. Aber das 
wollen Sie nicht, denn ſonſt würden Sie nicht hier 
in das Ermächtigungsgeſetz dieſe Beſtimmung auf⸗ 
nehmen. Ich ſage Ihnen von dieſer Stelle aus: 
Wir werden mit allen uns zu Gebote ſtehenden 
Mitteln die Intereſſen der Mieter wahrnehmen. 
Wir werden alle parlamentariſchen Mittel ge⸗ 
brauchen, um nicht die Aufhebung der bisherigen 
Beſtimmungen über das Wohnungswirtſchaftsge⸗ 
ſetz und die Neuregelung durch dieſes Ermächti⸗ 
gungsgeſetz geſchehen zu laſſen. Wollen Sie die 
Neuregelung haben? Ein Jahr haben Sie Zeit. 
Wir haben jetzt Januar, Sie haben alſo dieſes 
ganze Jahr und vom nächſten Jahr noch drei Mo⸗ 
nate Zeit, während dieſer Zeit können Sie die 
Regelung vornehmen. Benutzen Sie die Geſetzge⸗ 
bung, benutzen Sie deren Einrichtung, um ein 
neues Wohnungswirtſchaftsgeſetz zu ſchaffen. 
Machen Sie aber kein neues Geſetz in der Dunkel⸗ 
kammer des Senats auf dem Wege der Verord⸗ 
nung. Dieſe Regelung hat beſtimmt nichts mit der 
Sanierung zu tun. Sie bringt im Augenblick nichts 
ein, Sie bringt Ihnen bis zum 31. März 1932 
auch nicht einen einzigen Pfennig ein. Sie kön⸗ 
nen hier nicht, wie bei den anderen Beſtimmungen 
kommen und ſagen: Jawohl, wir brauchen das 
Geld und wir haben jetzt keine Zeit zur Ueberle- 
gung, wir müſſen ſchnell handeln, ſonſt bekommen 
wir von unſern Geldmännern kein Geld. Mit 
dieſer Beſtimmung bekommen Sie keinen Pfennig 
vor dem 1. April 1932. 

Ich appelliere deshalb noch einmal an Ihre 
Vernunft und ich glaube, daß Sie ſich hier über⸗ 
zeugen laſſen werden, daß es tatſächlich nicht not⸗ 


Volkstag Danzig — 10. Sitzung. Freitag, den 16. Januar 1931. 


wendig iſt, daß die Neuregelung des Wohnungs⸗ (0 


wirtſchaftsgeſetzes, das noch bis zum 31. März 1932 
beſteht, jetzt auf dem Verordnungswege vorgenom⸗ 
men werden muß. Denken Sie an die vielen Ange⸗ 
ſtellten, (zu den Nazionalſozialiſten) won denen Sie 
gewählt worden ſind. Sie wiſſen, daß alle, ſoweit ſie 
noch nicht arbeitslos ſind, mit gewaltigen Lohnkür⸗ 
zungen zu rechnen haben werden, ſie arbeiten für 
ein geringeres Gehalt, weil ſie ſich ſagen, es iſt im⸗ 
mer noch beſſer, als arbeitslos zu ſein. Ein großer 
Teil der Arbeiter weiß nicht einmal, ob er jemals 
wieder Beſchäftigung bekommen wird und der 
Angeſtellte, der das vierzigſte Lebensjahr vollen⸗ 
det hat und dann aus ſeinem Beruf ſcheidet und 
der keinen anſtändigen Anzug mehr beſitzt, der 
bleibt auf der Straße, der wird nie mehr eine 
Beſchäftigung bekommen. Denken Sie an die vie⸗ 
len Witwen, an die Penſionäre, von denen Sie ge⸗ 
wählt worden ſind, tragen Sie nicht mit dazu bei, 
daß denen hier das Fell über die Ohren gezogen 
wird. Halten Sie darauf, daß dieſe Beſtimmung 
aus dem Ermächtigungsgeſetz verſchwindet. Die 


Neuregelung kann geſchaffen werden, da das Woh⸗ 


nungswirtſchaftsgeſetz erſt am 31. März 1932 ab⸗ 
läuft. Was bleibt für den Volkstag übrig? Mit 
dieſem Ermächtigungsgeſetz ſchalten Sie den Volks⸗ 
tag auf ein Jahr aus. Wenn das Haushaltsgeſetz 
angenommen wird, iſt der Volkstag erledigt. Sie 
haben darum Zeit und auch Gelegenheit genü⸗ 
gend und können in aller Ruhe die Neuregelung 
der Wohnungswirtſchaft vornehmen. Ich rechne 
noch immer mit der Vernunft und mit dem Ver⸗ 
ſtand der Nazis (Abg. Greiſer: Nach Ihrer Mer⸗ 
nung haben wir keinen Verſtand! — Abg. Moritz: 
Vielleicht kriegen Sie ihn!) Wenn Sie dieſen Be⸗ 
ſtimmungen zuſtimmen, zeigen Sie, daß es Ihnen 
an Verſtand mangelt. Hier können Sie ſich nicht 
damit ausreden, wie Sie vorher die Erklärung 
gaben, ſie müſſen zuſtimmen, um Schwierigkeiten 
zu verhindern. Hier ſind im Augenblick keine 
Schwierigkeiten zu beſeitigen. Das kommt hier 
nicht in Frage. Hier ſoll nur ein Wunſch der Haus⸗ 
beſitzer erfüllt werden. Hier ſoll die Exiſtenzbe⸗ 
rechtigung des Senators Dr. Blavier nachgewie⸗ 
ſen werden. Er weiß, daß ihn ſeine Wähler zurück⸗ 
rufen, wenn ihr Wunſch nicht erfüllt wird. Darum 
muß ihm die Regierung, die Neuregelung der 
Wohnungswirtſchaft auf dem Ermächtigungswege 
vorzunehmen, zuſtimmen. Die anderen Parteien 
haben nicht jo ſtreng ausgeſprochene Hausbeſitzer⸗ 
intereſſen wahrzunehmen. Sie brauchen alſo nicht 
ihre Zuſtimmung zu geben. Das Zentrum iſt ja 
neuerdings ſo zuſammengeſetzt, daß der Arbeiter 
ausgeſchaltet iſt. Im vorigen Zentrum waren noch 
Arbeiter. Sie ſind wegen der Wohnungswirtſchaft 
an die Luft geſetzt worden. Sie wollten nicht 
mitmachen, daß in einer Zeit der Not und der 
Erwerbsloſigkeit, die dauernd wächſt, noch eine 
Belaſtung durch erhöhte Mieten eintritt. Man hat 
ſie einfach beiſeite geſchoben und hat ſich Hausbe⸗ 
ſitzer geholt, die in Zukunft andere Wege zu gehen 
haben. Die Deutſchnationalen führen den Kon⸗ 
kurrenzkampf mit der Blavierpartei. Sie ringen 
um die Hausbeſitzer. Da iſt es natürlich verſtänd⸗ 
lich, daß ſie verſuchen wollen, ihren Hausbeſitzer⸗ 
intereſſen zu dienen. 


(D3 


— oe 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 10. Sitzung. 


(Brill, Abgeordneter) | 


Die anderen Parteien, Sozialdemokraten, 
Kommuniſten und Sie, m. H. von den National⸗ 
ſozialiſten, haben hier keine Rückſicht zu nehmen. 
Sie haben hier die Rückſicht und die Intereſſen der 
Mieter wahrzunehmen, indem Sie verhindern, 
daß die Zwangswirtſchaft auf dem Wege der Er⸗ 
mächtigung bejeitint und eine Neuregelung vor⸗ 
genommen wird. Laſſen Sie ſich in keinem Fall 
vom Senat irgendwie vorreden, daß gar keine 
Belaſtung der minderbemittelten Mieter eintreten 
ſoll. Es kann ſich doch nur gegen den minderbe⸗ 
mittelten Mieter richten. Gehen Sie einmal auf 
das Mietseinigungsamt in Danzig Stadt, ob dort, 
wenn Sie meinen, daß den Mietern viel Rechte 
eingeräumt ſeien, der Mieter Recht bekommt, 
wenn dort der Landgerichtsrat Witte ſttzt. 
Er hat nur grobe, ſchimpfende Worte für 
den Mieter übrig und entſcheidet gegen Recht 
und Geſetz. Der Mieter hat ſich dem ein⸗ 
fach zu fügen, weil die Urteile des Miets⸗ 
einigungsamts endgültig find. Der Hausbeſitz hat 
ſchon ſolche Fortſchritte gemacht, daß jetzt nur noch 
der letzte Reit der Wohnungszwangswirtſchaft zu 
fallen braucht. Ich könnte es noch verſtehen, wenn 
das in einer Zeit der guten Konjunktur und Ar⸗ 
beitsmöglichkeit vorgenommen würde. Aber ausge⸗ 
rechnet in einer Zeit der größten Not an nichts an⸗ 
deres als bloß zu denken, eine Mietserhöhung zu 
nehmen und gleichzeitig die Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft einzudämmen und den heutigen Schutz 
des Mieters abzubauen, iſt der größte Skandal und 
das größte Verbrechen, das an der Danziger 
Mieterſchaft vorgenommen werden ſoll. Wenn es 
ſo bleibt, wie bisher, iſt dadurch die Möglichkeit 
gegeben, daß wenigſtens noch einige Wohnungen 
in dieſem Jahr gebaut werden können und auch 
die Bauarbeiter Beſchäftigung erhalten, wodurch 
die Arbeitsloſigkeit gelindert wird. Helfen Sie 
hier, den Hausbeſitzerintereſſen zu dienen, dann 
verhindern Sie, daß neue Wohnungen gebaut 
werden. Sie tragen dazu bei, daß die Arbeitsloſig⸗ 
keit nicht verringert wird, ſondern ſich vermehrt. 

Wollen Sie, daß das Ermächtigungsgeſetz zu 
dem Zeitpunkt angenommen ſein ſoll, wo Sie es 
gebrauchen, dann nehmen Sie die Aenderung des 
Wohnungswirtſchaftsgeſetzes heraus. Streichen 
Sie die 10 Prozent Mieterhöhung, die Sie auf dem 
Wege der Steuererhöhung beim Einkommenſteuer⸗ 
geſetz und beim Körperſchaftsſteuergeſetz bekommen. 
Denken Sie auf jeden Fall daran, daß der Mie⸗ 
lerſchutz nicht über die Ermächtigung aufgehoben 
werden darf. Tun Sie es, dann tragen Sie die Ver⸗ 
antwortung für alles das, was kommt. Tun Sie 
es, dann begehen Sie ein Verbrechen an der Dan⸗ 
ziger Mieterſchaft. (Bravo! links.) 

Präſident: Es iſt folgender Antrag eingegan⸗ 
gen: „Wir beantragen Schluß der Debatte über 
$ 1. Philipſen, Dr. Thimm, Dr. Hoppenrath, Ku⸗ 
rowſki.“ Wird der Antrag unterſtützt? — Die 
Unterſtützung reicht aus. Zum Wort hat ſich noch 
der Abgeordnete Raſchke gemeldet. Weitere 
Wortmeldungen liegen zu $ 1 nicht vor. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte auf 
den § 69 Ziffer 3 der Geſchäftsordnung verweiſen. 
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Da heißt es: „Ein Schlußantrag iſt erſt zuläſſig, 


nachdem wenigſtens ein Abgeordneter, abgeſehen 
vom Antragſteller und Berichterſtatter, das Wort 
erhalten hat.“ Es liegt zu dieſem Paragraphen 
ein Abänderungsantrag von uns vor. Infolgedeſ⸗ 


ſen muß uns mindeſtens Gelegenheit gegeben 


werden, dieſen Antrag zu begründen. Dann kann 

nach der Geſchäftsordnung erſt ein Schlußantrag 

geſtellt, bzw. darüber abgeſtimmt werden. 
Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich möchte dar⸗ 


auf aufmerkſam machen, daß von Anfang an der 
8 1 zur Beſprechung aufgerufen wurde und daß 


darüber auch geſprochen worden iſt. Ihr Antrag 
kommt bei Punkt 4a zur Abſtimmung. Sie hätten 
ſich früher melden müſſen, jetzt iſt es zu ſpät. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Schlußantrag. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Mehrheit, der Schlußantrag 
iſt angenommen. Ich beabſichtige folgendermaßen 
zu verfahren. Erſt möchte ich über die Abände⸗ 
rungsanträge abſtimmen laſſen. Alsdann über 8 1. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen 
worden. Folgende Abänderungsanträge liegen vor. 
Zunächſt der Abänderungsantrag des Abg. Raſchte. 


(Abg. Raſchke: Ich ziehe ihn zurück!) Dann ſind 


noch folgende Abänderungsanträge geſtellt: 
Druckſache Nr. 57: 
Wir beantragen: 
1. Im $ 1 Ziffer 4 den Abſatz a) zu ſtreichen und dafür 
zu ſetzen: 
„a) Hinter § 49a n Vorſchrift einzuſchalten: 
49 


Neben den nach den Vorſchriften des § 49 und 
49a zu erhebenden Steuern find von den nach 8 2 
und der Verordnung über die Angleichung der in⸗ 
und ausländiſchen Beſteuerung vom 16. 5. 30 (G. Bl. 
S. 118) ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichts⸗ 
rates im Sinne des § 31 Abi. 1 Ziff. 2 = 10 v. H. 
ihrer Bezüge aus dieſer Tätigkeit als Tantieme⸗ 
ſteuer zu entrichten, wenn die Jahrestantieme 
2000 Gulden nicht überſteigt. Für jede weitere 
1000 Gulden ſind je weitere 5 v. H. mehr bis zum 
Höchſtſatze von 50 v. H. zu entrichten. Der Steuer⸗ 
betrag iſt gelegentlich der endgültigen Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung für ein Jahr feſtzuſetzen und 

wird gleichzeitig mit der für dies Jahr etwa zu 
leiſtenden Abſchlußzahlung fällig. 

Die Tantiemeſteuer (§ 49b) wird erſtmalig ge⸗ 
legentlich der endgültigen Einkommenſteuerveran⸗ 
lagung für 1930 von den im Kalenderjahr 1930 er- 
haltenen Auſſichtsratsbezügen erhoben.“ 

2; 1 Ziffer 4 den Abſatz b) zu ſtreichen und dafür 
zu ſetzen: 
„b) § 45 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes wie folgt 
zu ändern: 

Vom Einkommen bis zu 10 000 Gulden ſind vor 
Berechnung der Einkommenſteuer folgende Beträge 
im Jahr abzuſetzen: 

a) für den Steuer pflichtigen 240. G 
b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer 
heranzuziehende Ehefrau des Steuer⸗ 
de ee ee 
c) für das 1. bis 3. zur Haushaltung des 

Steuerpflichtigen zählende minderjäh⸗ 

rige Kind, das nicht ſelbſtändig zur 

Einkommenſteuer herangezogen iſt, je 960.6 
d) für das 4 und jedes weitere Kind des 

gleichen Steuerpflichtigen 1 440.— G 
Die Abzüge ermäßigen ſich auf die Hälfte, wenn das 
Einkommen 10 000 ©, aber nicht 15 000 G überſteigt 
und kommen bei einem Einkommen über 15 000 G 
ganz in Fortfall. 

§ 49 folgende Faſſung zu geben: 

(1) Die Einkommenſteuer beträgt jährlich 
für die erſten angefangenen oder vollen 
5 000 G 10 v. 5 


360.— G 


D 


; 
4 
u 
i 
| 


(A) 


(B) 
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(Präſident) 
für die weiteren angefangenen oder vollen 
5 000 12,5 v. H. 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
5 000 G 15 v. H. 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 G 20 v. 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
10 000 G 25 v. H. 

für die weiteren angefangenen oder vollen 
40 000 G 30 v. H. 

für die weiteren Beträge 35 v. H. 

(2) Die Einkommenſteuer iſt auf volle durch 40 P 
teilbare Beträge nach unten abzurunden. 

In den §s 69 bis 73 iſt jeweils an Stelle „10 000 6“ 
zu ſetzen „5 000 ©“. 

3. Im § 1 Ziffer 4 den Abſatz c) zu ſtreichen und dafür 
zu ſetzen: 

„e) 8 33 Abſatz (1) Ziffer 1 des Einkommenſteuer⸗ 

geſetzes wir folgt zu faſſen: 

(1) Zu den Einkünften aus 
hören insbeſondere: 

1. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Ge⸗ 
winne, welche entfallen auf Aktien, Kuxe, Ge⸗ 
nußſcheine ſowie auf Anteile an der Reichsbank, 
an Kolonialgeſellſchaften, an bergbaubetreibenden 
Vereinigungen, welche die Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon haben, an Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung und an Genoſſenſchaften.“ 

4. Im $ 1 die Ziffer 8 zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 

8.) Aenderung des Vermögensſteuergeſetzes vom 12. 
Märs 1926 (G. Bl. S. 70) mit folgendem Wort⸗ 
laut: 


Kapitalvermögen ge⸗ 


8 1. 

Zu der Vermögensſteuer, welche auf Grund des 
Vermögensſteuergeſetzes vom 12. 3. 26 (G. Bl. S. 70) 
in der zurzeit geltenden Faſſung erhoben wird, iſt 
ein Zuſchlag in Höhe von 250% zu entrichten. 


8 2. 

Der Zuſchlag wird nicht erhoben, wenn die Ver⸗ 
mögensſteuer ausſchließlich landwirtſchaftliches 
Grundvermögen erfaßt, ferner nicht von dem der 
Wohnungszwangswirtſchaft unterliegenden Grund⸗ 
vermögen, wenn der Steuerpflichtige ein Ein⸗ 
kommen im Sinne des geltenden Einkommenſteuer⸗ 
195 89 von nicht mehr als 3 000 Gulden nachzuwei⸗ 
ſen hat. 


8 3. 
Der Zuſchlag wird einmalig für das Kalender⸗ 
jahr 1931 von einem Jahresbetrage der Vermö⸗ 
gensſteuer, welche nach dem Vermögensſtande am 
31. 12. 30 oder dem gemäß § 20 Satz 2 des Geſetzes 
vom 12. 3. 26 geltenden und in das Kalenderjahr 
1931 fallenden Stichtage feſtgeſtellt wird, erhoben. 
Das Aufkommen iſt zur Abtragung der Staats⸗ 

ſchulden zu verwenden. 

5. Hinter § 6 als 8 6a einzufügen: 


Die Herabſetzung der Abzüge (8 45 Abi. 1 des Ein⸗ 
kommensſteuergeſetzes) iſt erſtmalig zu berückſichtigen: 


Im Steuerabzugsverfahren bei den Arbeitslöhnen, 
welche für die im Jahre 1931 geleiſteten Dienſte ge⸗ 
zahlt werden, auch wenn die Zahlung vor dem 1. 1. 
1931 erfolgte; im Veranlagungsverfahren bei den 


Vorauszahlungen und der endgültigen Veranlagung 


für 1931. 

Die neuen Steuerſätze (§ 49), zu denen die jeweils 
geltenden Zuſchläge treten, wirken ſich aus: 

Im Steuerabzugsverfahren nicht, da die Mehrbe⸗ 
träge bei der endgültigen Veranlagung erfaßt werden, 

im Veranlagungsverfahren erſtmalig bei den Vor⸗ 
auszahlungen und endgültigen Veranlagung für 1931. 

Die Aenderung des S 33 findet erſtmalig bei der 
endgültigen Veranlagung für das Kalenderjahr 1930 
Anwendung. 


Moritz 
u. die übr. Mitgl. der Soziald. Fr. 
Druckſache Nr. 62: 
Wir beantragen: 
den $ 1, Ziffer 5, Buchſtabe b) des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes wie folgt zu faſſen: 


bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
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rung einer Berufsſteuer für die freien Berufe. 
Dr. Unger 
und die übrig. Mitgl. d. Blocks d. Nat. Sammlung. 


hilipſen 
und die übrig. e der Deutſchnat. Fraktion. 


urowſki 

und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
e . 

und die übrigen Mitglied. der Nationalſoz. Fraktion. 


Wir kommen zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag des Abg. Moritz in Druckſache Nr. 57 
zu § 1, Ziffer da. Wer ihn annehmen will, bitte 
ich ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er 
iſt abgelehnt. Ich werde ſofort über Ziffer 4a der 
Vorlage abſtimmen laſſen. Wer ſie annehmen will 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, angenommen. 
Es liegt ein Abänderungsantrag des Abg. Moritz 
u. Fr. zu Ziffer 4 Abſatz b) ebenfalls in Druckſache 
Nr. 57 vor. Wer dieſen Antrag annehmen will, 
bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Es liegt weiter von dem⸗ 
ſelben Abgeordneten ein Abänderungsantrag zu 
8 1 Ziffer 4 Abſatz c) vor. Wer dieſen Abände⸗ 
rungsantrag annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Danke, das iſt die Minderheit; er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
die Ziffer 4b) der Vorlage. Wer ſie annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit; ſie iſt angenommen. Wir ſtimmen über 
die Ziffer Le) der Vorlage ab. Wer fie annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Dann lieat ein 


ſen, Kurowſki, Dr. Thimm in Druckſache Nr. 62 
vor. Danach ſoll § 1 Ziffer 5 anders gefaßt wer⸗ 
den. (Abg. Brill: Wir beantragen namentliche 
Abſtimmung über dieſen Antrag!) Es iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt. Wird der Antrag un⸗ 
terſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Ich eröffne 
die namentliche Abſtimmung und bitte, die Karten 
einzuſammeln. — Wünſcht noch jemand eine Karte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 37 D. u. 
H.“) beteiligt, alle 37 haben mit Ja geſtimmt. Der 
Antrag iſt angenommen. (Sehr knapp! links.) 
Wir ſtimmen nun über die Ziffer 5 der Vorlage 
mit der Abänderung ab. Wer ſie annehmen will, 
das iſt die 
Mehrheit; ſie iſt angenommen. Nun liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag zu § 1 Ziffer 8 in der Druck⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
Stimmkarten 37, davon 37 mit Ja. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bus 
randt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Formell, 


Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Ka⸗ 


litzke, Kurowski, Lemke, Malih, Maaß. Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Reuter, 
Schenk, Schütz, Schwartz,. Schwegmann, Frau Dr. Semrau, 
Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wit⸗ 
tenberg, von Wnuck. d 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 


Brill, Czarnecki, Deutſch, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Heinz 


Friedrich, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion. 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſki, Plettner, Potrykus, Raſchke, Rehberg, Schmidt, 


Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, 


Weber, Werner. 


Abänderungsantrag der Abg. Dr. Unger, Philip⸗ 


b) Ausdehnung der Gewerbeſteuer durch Einfüh⸗ (C) 


D 
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(Präſident) 


(A) jache Nr. 57 vor. (Abg. Weber: Ich beantrage 


(8) 


namentliche Abſtimmung!) Es iſt namentliche 
Abſtimmung beantragt worden, wird der Antrag 
unterſtützt? Die Unterjftügung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung. — 
Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
Es haben ſich an ihr 58 D. u. H.“) beteiligt. Da⸗ 
von ſtimmten mit Ja 21, mit Nein 37. Der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtim⸗ 
mung über Ziffer 8 der Vorlage. Wer dieſe Zif⸗ 
fer 8 annehmen will, bitte ich, ſich von ſeinem Platz 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; Ziffer 8 iſt 
angenommen. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Weber. (Abg. Weber: Vorbei! — Abg. 
Plenikowſki: Jedenfalls kommt es auf jede Nazr⸗ 
ſtimme an! —) Wir ſtimmen über den geſamten 
§ 1 einſchließlich der angenommenen Abänderun⸗ 
gen ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich ſich zu 
erheben. — Ich danke, das iſt die Mehrheit, der 
$ 1 iſt damit angenommen. Ich rufe § 2 auf. Ich 
eröffne die Beſprechung. — Das Wort hat der 
Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
9.! Der $ 2 behandelt die Abdeckung des Ueber- 
brückungskredites, der ſich auf eine Zeitdauer von 
vier Jahren verteilt. Dieſer Paragraph zeigt, wie 
notwendig es iſt, daß dieſes Geſetz möglichſt ſchnell 
verabſchiedet wird, damit der Staat vor ſchweren 
Erſchütterungen bewahrt bleibt. Ich bitte Sie, die⸗ 
ſem Geſetz Ihre Zuſtimmung zu geben. 
en, Es iſt folgender Antrag eingegau⸗ 

Wir beantragen Schluß der Ausſprache zu $ 2. 
Be Philipſen u. d. br Mital. d. et Sr. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Ich danke, die 
Unterſtützung reicht aus. Zum Wort hat ſich noch 
gemeldet der Abg. Raſchke. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag auf Schluß der Debat⸗ 
te. Ich bitte die D. u. H., die dafür ſind, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, der Schlußan⸗ 
trag iſt angenommen. (Abg. Plenikowſki: Ich be⸗ 
antrage namentliche Abſtimmung!) Es iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung über $ 2 beantragt worden. 
Wird der Antrag unterſtützt? — Die Anter⸗ 
ſtützung reicht aus. Ich eröffne die namentliche 
Abſtimmung und bitte die Stimmkarten einzu⸗ 
ſammeln. — Wünſcht noch jemand eine Karte ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung 


55 ) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
dtimmkarten 58, davon mit Ja 20, mit Nein 37, eine un⸗ 
es Stimmkarte. 
Mit Ja ſtimmten: Abg. Bartſch, Brill, Czarnecki, 
Gebt, Joſeph, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau. Mau, 
oritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Se⸗ 
rotzti. Spill, Stukowſki, Frau Totzki. Weber. 
1 Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu⸗ 
8 Doering, Dumont, Dock II. Ehrlichmann, Formell, 
liakoroſki. Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Ka⸗ 
isfe, Kurowſti, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, Bruno 


üller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Reuter, 


Schenk, Schütz. Schwartz Schwegmann, F Dr. © 
Senftleben. Sukatus, Dr. U Thimm. Weiß. Mit 
abe . r. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wit⸗ 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Deut 
Sicher, Gerhard Friedrich. Heinz Friedrich, Jahr, Senn 
Kalähne, Klingenberg, Lendzion, Frau Malikowſki, Po⸗ 
trykus, Rehberg, Schmidt, Dr. Strunk, Werner. 
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iſt geſchloſſen. An ihr beteiligt haben ſich 37 Ab⸗ 
geordnete“) davon ſtimten 37 mit Ja. Der 8 2 
iſt angenommen. Ich rufe 8 3 auf. Das Wort hat 
der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Dieſer Para⸗ 
graph ſieht vor, daß eine Abänderung des Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetzes zwecks Beſeitigung von 
Mißſtänden vorgenommen werden ſoll. Miß⸗ 
ſtände, die beim Erwerbsloſenfürſorgegeſetz vor⸗ 
handen ſind, die brauchen doch nicht auf dem Wege 
der Ermächtigung beſeitigt werden, ſondern die 
laſſen ſich doch ebenfalls auf dem Verwaltungs⸗ 
wege abſtellen. Soweit mir bekannt iſt, iſt auf 
dieſem Wege ja auch bereits genug geſchehen und 
getan. Ich las in der Zeitung, daß die Weber- 
ſpannungen, die hier vorhanden ſein ſollen, da⸗ 
durch beſeitigt werden ſollten. Ich glaube, daß 
hier etwas anderes beabſichtigt wird. Im Haupt⸗ 
ausſchuß erlaubte ich mir die Anfrage, welche Miß⸗ 
ſtände denn dies wären. Mir wurde darauf er⸗ 
widert, eines dieſer harmloſen Dinge ſoll ſein, daß 
nach dem jetzigen Erwerbsloſenfürſorgegeſetz jeder 
Erwerbsloſe gegen Krankheit verſichert ſein muß. 
Das ſoll aufgehoben werden. In Zukunft ſoll der 
Staat bezw. die Gemeinde, wenn der Erwerbsloſe 
krank wird, die Koſten übernehmen, dadurch wür⸗ 
den Erſparniſſe erzielt werden. Die meiſten Kran⸗ 
kenkaſſen, mit Ausnahme der Betriebskranken⸗ 
kaſſen, haben nicht nur das Mitglied gegen Krank⸗ 
heit verſichert, ſondern auch deſſen Familienange⸗ 
hörige. Wird die Frau oder ein Kind in der Fa⸗ 
milie krank, ſo hat der Verſicherte das Recht, bei 
der Krankenkaſſe die Erſtattung der Behandlungs⸗ 
koſten zu beanſpruchen. Ebenſo können die ver⸗ 
ordneten Medikamente auf Koſten der Kranken⸗ 
kaſſe bezogen werden, außerdem erhält der Ver⸗ 
ſicherte bei Todesfall ein Sterbegeld. 

Wenn der Erwerbsloſe nun durch dieſe Neu⸗ 
regelung ſeinen Anſpruch verliert, ſo iſt er einzig 
und allein auf das Wohlfahrtsamt angewieſen. 
Wir wiſſen, wenn heute Erwerbsloſe in Not ge⸗ 
raten und vom Wohlfahrtsamt eine Unterſtützung 
erhalten, ſie dieſe Unterſtützung ſofort zurückzahlen 
müſſen, ſobald ſie wieder in Beſchäftigung ſind. Das 
ſoll in Zukunft ganz und gar ſo geſchehen. Hier 
ſollen auf Koſten des erkrankten Arbeitsloſen Er⸗ 
ſparniſſe gemacht werden. Das iſt ein Skandal. 
Das ſoll eine der harmloſeſten Sachen ſein, die hier 
beſeitigt werden ſollen. Ich fragte weiter, ob be⸗ 
abſichtigt ſei, das Dienſtpflichtgeſetz einzuführen. 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
Stimmkarten 37, davon 37 mit Ja. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu⸗ 

randt, Doering, Dumont, Dyck II. Ehrlichmann, Formell, 
Gaikowfſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Ka⸗ 
litzke, Kurowski, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Reuter, 
Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, 
Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wit⸗ 
tenberg, von Wnuck. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Deutſch, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Heinz 
Friedrich, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion. 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſki, Plettner, Potrykus, Raſchke, Rehberg, Schmidt, 
Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, 
Weber, Werner. 


(©) 


(D) 


A 


189 


— 


176 Volkstag Danzig — 10. Stäung, 


(Brill, Abgeordneter) 

Dieſe Frage wurde verneint. Aber die Frage, ob 
Pflichtarbeit eingeführt wird, iſt unbeantwortet 
gelaſſen. (Abg. Plenikowſki: Zugeſtimmt worden!) 
Alſo wir haben beſtimmt damit zu rechnen, daß 
unter Beſeitigung von Mißſtänden über dem Weg 
der Ermächtigung die Pflichtarbeit eingeführt 
werden ſoll. (Abg. Kloſſowſki: Pflichtarbeit, wo 
keine Arbeit vorhanden iſt!) So werden auch noch 
einige andere wichtige Beſtimmungen beſeitigt 
werden. Würde man das nicht wollen, dann könnte 
man die vorhandenen Mißſtände auf dem Wege 
der Verwaltung beſeitigen. Sie wollen den Ver⸗ 
waltungen mehr Macht in die Hände geben. Sie 
haben ja einen Kontrolleur, der genügend nach⸗ 
ſchnüffelt und die Erwerbslosen ſchilaniert. Ich 
habe für einen meiner Kollegen, der Anfang No⸗ 
vember erwerbslos wurde, einen Antrag, damit 
er endlich ſeine Erwerbsloſenunterſtützung be⸗ 
kommt, eingebracht. Bis heute iſt über dieſen An⸗ 
trag beim Kreisfürſorgeausſchuß Danziger Höhe 
noch nicht entſchieden. In der nächſten Woche tritt 
der Kreisfürſorgeausſchuß zuſammen, 
entſchieden werden. Das iſt keine Seltenheit. Der 
Erwerbsloſe im Kreiſe Danziger Höhe erhält in 
den erſten 8 Wochen keine Unterſtützung, weil dort 
der Apparat ſo langſam arbeitet, daß die Anträge 
nicht erledigt werden. Das iſt nicht ohne jedwede 
Abſicht. Das iſt die feindliche Einſtellung, die dort 
gegen die Erwerbsloſenunterſtützung 
iſt. Dieſe Schikanen ſollen in Zukunft erweitert 
werden. Sie ſollen den Verwaltungsbeamten 
mehr Macht als bisher in die Hand geben, um dem 
Erwerbsloſen während ſeiner Erwerbsloſigkeit das 
Leben ſo ſauer wie irgend möglich zu machen. Er 
iſt nicht ſchuldig daran, daß er erwerbslos wurde, 
ſondern er wurde infolge der Verhältniſſe arbeits⸗ 
los. Sie haben kein Recht, den Erwerbsloſen mit 
ſeiner Familie, der hungert und darbt, noch zu 
ſchikanieren. 
Beamten, die genau wiſſen, daß der Erwerbsloſe 
mit feiner Unterſtützung nicht auskommt Wir ſe⸗ 
hen doch, wie emſig hier die Gehälter der höheren 
Beamten verteidigt werden. Denſelben Landräten, 
die fo ſkandalös gegen die Erwerbsloſen verfahren, 
genügt ihr Gehalt noch nicht, ſondern ſie laſſen ſich 


30 und 40 Prozent ihrer geſamten Gehaltsbezüge 


noch als Dienſtaufwandsentſchädigung geben. Als 


im Kreiſe Danziger Höhe dieſe Korruption nicht 


gelang, waren es die Deutſchnationalen und das 
Zentrum, die den anderen Weg der Korruption be⸗ 
ſchritten, indem man dieſe 30 Prozent aus Mitteln 
der Ueberlandzentrale mit dem Hinweis bewil⸗ 
ligte, der Landrat ſei Vorſitzender der Ueberland⸗ 
zentral⸗Kommiſſion. Für dieſe ſeine Tätigkeit müſſe 
er eine Entſchädigung erhalten. (Zuruf beim Zen⸗ 
trum.) Fangen Sie nicht an zu ſtottern, wenn ich 
Ihnen Ihre Sünden vorhalte. Sie loben doch 
den Bürgermeiſter von Ohra ſonſt über den grünen 
Klee. Iſt es Ihnen unangenehm, daß die Er⸗ 
werbsloſen in der erbärmlichſten Art und Weiſe 
ſchikaniert werden, während Sie diejenigen, die 
dieſe Handlungen gegen die unglücklichen Menſchen 
vornehmen, beſonders belohnen. (Sie haben immer 
über die Verhältniſſe geſchimpft und haben dann 
den Beamten das hohe Gehalt gegeben! rechts.) 
Was ſagen Sie, Herr Dyck? Regen Sie ſich nicht 


unnötig auf. Wenn Sie ſich aufregen, dann haben 


dann ſoll 


vorhanden 


Das dürfen beſonders doch nicht die 
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Sie etwas zu verbergen. Wenn Sie ſich über die 
Beamtengehälter unterhalten wollen, bin ich ſehr 
gern dazu bereit. Sie weichen doch im Kreisaus⸗ 
ſchuß der Entſcheidung aus. Sie wollen nicht das 
Diſziplinarverfahren gegen den Ihnen naheſtehen⸗ 
den Herrn Meeſke vornehmen. (Zurufe.) 

Präſident: Ich möchte darauf aufmerkſam 
machen, daß wir nicht beim Bürgermeiſter von 
Ohra ſind, ſondern bei $ 3 der Vorlage. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich weiß, daß 
dies dem Abg. Höhn höchſt unangenehm iſt. Denn 
er hat mitgeholfen, den Strompreis um 5 Pfennig 
zu erhöhen, um dann die 30 Prozent Dienſtauf⸗ 
wandsentſchädigung an den Landrat für die ſkan⸗ 
dalöſen Schikanierungen den Erwerbsloſen gegen⸗ 
über zu zahlen. (Abg. Höhn: Das iſt Schwindel!) 
Trifft es nicht zu, daß Sie im letzten Etat 30 Pro⸗ 
zent ſämtlicher Dienſtbezüge aus Mitteln der 
Ueberlandzentrale für den Landrat des Kreiſes 
Danziger Höhe bewilligt haben? (Abg. Greijer: 
Was hat das mit $ 3 zu tun?) Alſo ſehen Sie. 
Das hat wohl damit zu tun, ich weiſe Ihnen nach, 
daß Sie dies Geld zu viel haben und es Beamten 
geben, die willig Ihre Aufträge erfüllen und die 
Erwerbsloſen in ſkandalöſer Weiſe behandeln; 
denn erfüllt er nicht Ihren Willen, ſo wird ihm 
beim nächſten Etat die Aufwandsentſchädigung in 
Abzug gebracht. 

Aber nicht nur dort. Schauen Sie ſich die Be⸗ 
handlung der Erwerbsloſen auch in der Stadt 
Danzig an. Auch dort die Schikanen. Ebenſo in 
den übrigen Gebieten. Hier kommt es darauf an, 
daß Sie mit Abänderung dieſes Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetzes weitere Maßnahmen ergreifen wollen, 
die die Erwerbsloſen ſchädigen. Es handelt ſich 
nicht um einige Mißſtände; denn die könnten Sie 
auf dem Verwaltungswege beſeitigen. Sie wollen 
eine Sanierung vornehmen, bei der bei den Er⸗ 
werbsloſen Erſparniſſe von mindeſtens 2 bis 3 
Millionen gemacht werden ſollen. Sie haben die 
Möglichkeit, durch Beſteuerung der höheren Ein⸗ 
kommen die Sanierung vorzunehmen, ohne die 
Aermſten der Armen zu belaſten. Hier iſt eben 
der Erwerbsloſe derjenige, der am ſchlechteſten ge⸗ 
ſtellt. Den gilt es zu ſchützen. Sie wollen aber 
dieſe Ermächtigung dazu benutzen, um die Er⸗ 
werbsloſen zu ſchikanieren. 

Die Beſeitigung der Mißände trifft auch die 
Arbeiter des Zentrums. Sie müſſen ebenſo dar⸗ 
unter leiden. Verhindern Sie, daß Ihre Wähler, 
die Sie mitgewählt haben, denen Sie keine Be⸗ 
ſchäftigung geben können, nicht noch dadurch ſchi⸗ 
kaniert werden, daß das heutige Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetz weiter verſchlechtert wird. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat 
Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage, daß Herr Senator Dr. Winderlich herbei⸗ 
geholt wird. Ich beantrage weiter, daß über die⸗ 
ſen Antrag in eine Beſprechung eingetreten wird. 

Präſident: Wir wollen aber erſt den Para⸗ 
graphen erledigen. (Abg. Plenikowſki: Ich mache 
darauf aufmerkſam, daß ein Senator zu jeder Zeit 
herbeigerufen werden kann. Es muß auch auf An⸗ 
trag ſofort in eine Beſprechung eingetreten wer⸗ 
den. Es iſt nicht nötig, erſt einen Paragraphen zu 
erledigen.) Sie haben recht, ein Senator kann 


das 
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jederzeit herbeigerufen werden. (Abg. Kloſſowſki: 
Wir müſſen hier ſitzen und die Herren Senatoren 
ſchlafen!) Es iſt der Antrag geſtellt worden, Herrn 
Senator Dr. Winderlich herbeizuholen. Das Recht 
hat jeder Abgeordnete. Das Haus entſcheidet dar⸗ 
über. Wird das Verlangen auf Beſprechung un⸗ 
terſtützt? — Die Anterſtützung genügt. Die Be⸗ 
ſprechung über den geſchäftsordnungsmäßigen An⸗ 
trag iſt eröffnet. Es ſind dafür fünf Minuten Rede⸗ 
zeit vorgeſehen. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Zu dem Antrag, 
Herrn Senator Dr. Winderlich herbeizurufen, 
möchte ich bemerken, daß dieſe Materie den Herrn 
Senator für die Schulen ganz beſonders intereſ⸗ 
teren muß. Es iſt feine Aufgabe, dafür zu ſorgen, 
daß die Kinder in der Schule, die etwas lernen 
ſollen, nicht an Unterernährung zugrunde gehen. 
Hier ſind von ſeiten der Regierung Anträge vor⸗ 
gelegt, die dahin gehen, die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung abzubauen, eventuell ganz zu beſeitigen. 


Präſident: Herr Abg. Raſchke, Sie haben nur 
zu dem Antrag zu reden, den Herrn Senator her⸗ 
beizurufen. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Dazu rede ich 
auch nur. Sie werden doch geſtatten, daß ich mei⸗ 
nem Antrag eine Begründung gebe. Das tue ich, 
indem ich die Notwendigkeit des Erſcheinens des 
Herrn Dr. Winderlich nachweiſe. Die Notwendig⸗ 
keit liegt in der Beratung der Erwerbsloſenfrage 
begründet. Wenn ich erkläre, daß bei der Beratung 
die Erwerbsloſenfrage, die hier behandelt wird, 
auch die Kinder, die ihm als Senator unterſtellt 


ſind, von dieſem Abbau der Erwerbsloſenfürſorge 


betroffen werden, jo glaube ich mich auf dem richti⸗ 
gen Wege zu befinden, weil dieſe Materie unmit⸗ 
telbar mit der Schule zuſammenhängt. Deshalb tjt 
es notwendig, daß der Herr Senator auch an die⸗ 
ſen Beratungen teilnimmt. Es kommt hinzu, daß 
noch weitere Wortmeldungen vorliegen. Es iſt nor⸗ 
wendig, daß Herr Senator Dr. Winderlich ſich dieſe 
Begründung anhört. Er muß auch in dieſe Materie 
hineinſteigen und ſich mit dieſen Fragen vertraut 
machen. Es iſt nicht angängig, daß ſich der Senator 
für Schule, Wiſſenſchaft und Kirche lediglich mit 
der Kirche beſchäftigt, nur damit, wie man der 
Kirche recht viel Geld zubiegen kann. Es iſt auch 


ſeine Aufgabe, ſich mit der Ernährung der Kinder 


vertraut zu machen. Die Anträge des Senats gehen 


dahin, den Kindern die Ernährung zu rauben. Wir 


wollen den Nachweis führen, daß die Kinder, 


wenn ſie etwas lernen ſollen, gut ernährt werden 


müſſen. Das muß doch den Herrn Senator für 
Schulweſen beſonders intereſſieren. 

Wir beantragen deshalb, daß der Herr Sena⸗ 
tor Dr. Winderlich ſofort herbeigeholt wird. Sollte 
er ſchon ſchlafen, dann erbieten wir uns, 10 Minu⸗ 
ten zu warten und die Sitzung ſolange zu vertagen, 


damit der Herr ſchnell aus dem Bett von der Seite 


einer Gattin weggeholt werden kann. ( Heiterkeit.) 
Wenn das auch ſehr barbariſch klingt. aber einmal 
muß man auch ſein Veranügen im Intereſſe der 


Allgemeinheit opfern. Heiterkeit.) Alſo herbei mit 


dem Herrn, damit er hört, wie die Kinder von ſei⸗ 
ner Regierung ernährt werden ſollen. 
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Präſident: Das Wort zum geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Antrag hat der Abg. Schwegmann. 

Schwegmann, Abgeordneter (D. Nat.): Die 
Deutſchnationale Fraktion lehnt es ab, Herrn Se⸗ 
nator Dr. Winderlich herbeizurufen. 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Wer den Antrag annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit; er iſt abgelehnt. Es liegt folgender Antrag 
vor: „Wir beantragen Schluß der Debatte über 8 
3. Philipſen u. Fr.“ Wird der Antrag unterjtüßt? 
— Die Unterſtützung reicht aus. Zum Wort hat ſich 
noch der Abg. Plenikowſki gemeldet. Ich bitte die 
D. u. H., die den Antrag annehmen wollen, ſich zu 
erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, der 
Schlußantrag iſt angenommen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über $ 3. (Abg. Brill: Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung.) Es iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt. Wird der Antrag unterſtützt? 
— Die Anterſtützung reicht aus. Ich eröffne die 
namentliche Abſtimmung und bitte, die Stimmkar⸗ 
ten einzuſammeln. — Münſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. An Ihr haben ſich 57 D. 
u. H. beteiligt“), davon ſtimmten mit Ja 35, mit 
Nein 20 und zwei Abgeordnete haben ſich der 
Stimme enthalten. § 3 iſt angenommen. Ich rufe 
S 4 auf. Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort 
hat der Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abg. (S. P. D.): (Abg. Plenikowfki: 
Zwei Nazis haben Seelenſchmerzen bekommen!) 
M. D. u. H.] Das Verfahren, das eingeſchlagen 
wird, um dieſes Geſetz zu behandeln, gleicht mehr 
115 er dem Geſetz ſelber. (Unruhe, Zwiſchenrufe 
inks. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. 

Moritz, Abg. (S. P. D.): Ich habe Zeit, bis ſich 
die Privatgeſpräche gelegt haben. Das im 8 4 
Vorgeſchlagene hat in keiner Weiſe etwas mit der 
Sanierung der Staatsfinanzen zu tun, denn es 
behandelt die Einſchränkung und nahezu die Auf⸗ 
hebung des Selbſtbeſtimmungsrechts bei den All⸗ 
gemeinen Ortskrankenkaſſen zu dem Zweck, Er⸗ 
ſparniſſe zu erzielen, die der Wirtſchaft wieder zu 
gute kommen ſollen. Alle an der Krankenkaſſe be⸗ 
teiligten Verſicherten. Aerzte, Apotheker haben 
gegen die geplanten Maßnahmen proteſtiert und 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
Stimmfarten 37. Davon mit Ja 35, mit Nein 20, zwei 
Stimmenthaltungen, 

Mit Ja ſtimmten: Bertling, Dr. Blavier, Burandt, 
Doering. Dumont, Dyck II. Ehrlichmann, Gaikowſki, Greiſer, 
Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Kurowski. Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 
Philipſen, Poſack, Reuter, Schenk, Schütz, Schwarz, Schweg⸗ 
mann. Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck, 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bartſch, Brill. Czarnetzki, 
Gehl, Joſeph, Kloſſowſki, Kreft, Langnau. Mau, Moritz, 
Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Schmidt, 
Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau Totzki, Weber. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Formell, Günther. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Dr. Bing. Deutſch, Fi⸗ 
ſcher, Gerhard Friedrich, Heinz Friedrich, Jahr, Frau Ka⸗ 
lähne, Klingenberg, Kruppke, Lendzion. Frau Mali⸗ 


kowſki, Potrykus, Rehberg, Dr. Strunk, Werner. 
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noch heute, im letzten Augenblick, ſind an die Mit⸗ 
glieder des Sozialen Ausſchuſſes Eingaben des 
Danziger Apothekervereins gekommen, die noch 
zur Verteilung kamen. Die Begründung, die der 
Apothekerverein gab, iſt ſo durchſchlagend und ſo 
logiſch, daß auch die Verſicherten dieſe Gründe 
zu ihren eigenen machen können. 

Es wird verlangt, daß in Zukunft jeder ſich 
Krankmeldende 50 Pfennige für den Kranken⸗ 
ſchein und 50 Pfennig für jede ärztliche Verord⸗ 
nung bezahlen ſoll. Man will damit erreichen, 
daß angebliche Mißbräuche abgeſtellt werden. 
Man will damit verhindern, daß Simulanten die 
Krankenkaſſe auf Koſten der anderen Verſicherten 
ausnutzen. Man wird aber, glaube ich, gerade da⸗ 
mit nicht das erreichen, was man erreichen will; 
denn gerade die eventuell vorhandenen Simulan⸗ 
ten werden natürlich ſehr bereitwillig dieſe 50 
Pfennige übrig haben, wenn ſie dafür Vorteile er⸗ 
reichen, die dieſe 50 Pfennige bei weitem über⸗ 
ſchreiten. Wer will die Garantie übernehmen, daß 
die Simulanten auf dieſe Weiſe gehindert wer⸗ 
den? Dazu iſt wohl dieſe Frage zu kompliziert 
und da iſt wohl der Arzt der Berufene, der mit 
anderen Mitteln das Simulantentum bekämpfen 
kann als durch eine Gebühr von 50 Pfennigen für 
den Krankenſchein. Die Verordnung, die im Reich 
erlaſſen iſt, wird in einer derartigen Weiſe ausge⸗ 
übt, daß Proteſte über Proteſte ſich in der Oef⸗ 
fentlichkeit bemerkbar machen. Es waren dort be⸗ 
ſonders die Nationalſozialiſten, die nach dem Er⸗ 
laß der Notverordnung in der erſten Zeit in ihren 
Zeitungen mit großen fetten Schlagzeilen jeden 
Tag in Berlin Todesfälle anführten, die zurück⸗ 
zuführen ſeien auf die Krankenſcheingebühr der 
Notverordnung, die Sie hinwiederum den Sozial⸗ 
demokraten in die Schuhe ſchoben. Es iſt darum 
ſehr intereſſant, daß Sie hier, wo Sie die Mög⸗ 
lichkeit haben, das zu verhindern, es nicht tun. 
Sie haben zwar geſtern im Ausſchuß verſprochen, 
daß Sie dazu heute hier noch eine Erklärung ab⸗ 
geben wollten (rechts: Das iſt bereits geſchehen!) 
Sie wollten unter Amſtänden verhindern, daß 
die Neuregelung der Reichsverſicherungsordnung 


in das Ermächtigungsgeſetz aufgenommen würde. 


Die Erklärung, die Sie hier abgegeben haben, 
die war auch dementſprechend! In die jetzige Re⸗ 
gelung ſoll auch aufgenommen werden, was im 
Reich die zweite Notverordnung ſchon wieder gut⸗ 
machen ſoll, nämlich Zahlungsbefreiung für Ar⸗ 
beitsloſe uſw., Schutz der Rentenempfänger und 
verſchiedenes andere. 

Bei den Arbeitsloſen wird es im Reich ſo aus⸗ 
gelegt, daß der Arbeitsloſe zwar die 50 Pfennige 
Gebühr nicht zu zahlen braucht, wenn er aber für 
ſeine Frau oder jeine Kinder einen Krankenſchein 
holt, dann muß er dafür bezahlen, denn für ſeine 
Frau iſt er nach der Verordnung nicht von der 
Zahlung befreit. Wenn die Verordnung hier 
ebenſo durchgeführt werden ſoll, wie ſie in der 
Druckſache Nr. 22 bereits dem Hauſe vorlag, ſo 
iſt da auch nicht vorgeſehen, daß die Frau des Er⸗ 
werbsloſen vom Ankoſtenbeitrag befreit fein ſoll. 
Ich behaupte, daß die Verordnung dem Staat 
keine Vorteile und keine Einnahmen bringen 
wird, ſo daß ſie deshalb auch nicht zum Ermächti⸗ 
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gungsgeſetz und zur Finanzſanierung gehört. Ich (O) 


möchte unter Beweis ſtellen, daß ſie dem Staat 
ſogar noch Mehrausgaben verurſachen wird; denn 
bisher wurde bei den ſtaatlichen Angeſtellten im 
Krankheitsfalle das Gehalt weitergezahlt unter 
Abzug des Krankengeldes. Das fällt in Zukunft 
weg. In Zukunft hat der Angeſtellte ſein volles 
Gehalt zu beanſpruchen. Die Krankenkaſſe er⸗ 
ſpart hierdurch dann ja allerdings das Kranken⸗ 
geld, aber dafür hat der Staat nun eben die 
Mehrausgaben zu tragen. Das iſt jährlich auf rund 
100 000 Gulden zu ſchätzen, alſo eine Summe, die 
immerhin recht weſentlich iſt. (Abg. Plenikowſfki 
zu den Nationalſozialiſten: Sie ſind feige Bur⸗ 
ſchen, Sie bringen hier Revolver mit in den Volks⸗ 
tag! Fragen Sie Ihren Kollegen Wnuck!) 

Der Zweck des Geſetzes ſoll nun darin liegen, 
daß die Krankenkaſſe mehr Einnahmen hat und 
dadurch ihre Beiträge herabſetzen kann, ſo daß die 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber leichter in der 
Lage ſein ſollen, die durch das Ermächtigungsge⸗ 
ſetz der Bevölkerung auferlegten Laſten leichter zu 
tragen. Es iſt ſogar die Verpflichtung aufgenom⸗ 
men, daß die Krankenkaſſen binnen einer Friſt von 
drei Monaten die Beiträge neu feſtſetzen ſollen. 
Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe Danzig wird es 
ganz gut und ſehr leicht tun können. Sie wollte 
ſchon vor ſehr langer Zeit eine Herabſetzung von 
7% auf 7 Prozent durchführen. Ob ſich dieſe Her⸗ 
abſetzung im Wirtſchaftsleben und überhaupt bei 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern ſo deutlich be⸗ 
merkbar machen wird, daß ſie die ungeheuren Steu⸗ 
ern leichter bezahlen können, möchte ich ſehr in 
Zweifel ziehen. (Abg. Gaikowſki: Aber es kommt 
die Familienverſicherung dabei in Frage!) Das 
bedeutet dann keine Erleichterung ſür die Wirt⸗ 
ſchaft. Wenn der Krankenkaſſe neue Pflichten auf⸗ 
erlegt werden, kann ſie ihre Beiträge nicht herab⸗ 
ſetzen. Wenn fie bisher bei 7½ Prozent die Fa⸗ 
milienverſicherung nicht gewähren kann, wird ſie 
es bei einer Herabſetzung der Beiträge wahrſchein⸗ 
lich erſt recht nicht können. (Abg. Kreft: Das kann 
nur auf Koſten der Verſicherten durchgeführt wer⸗ 
den!) Wenn Erxſparniſſe bei der Krankenkaſſe ge⸗ 
macht werden können und gemacht werden ſollen, 
dann hat ſie ja ihre eigenen Organe dazu, die dar⸗ 
über zu beſtimmen haben. Der größte Teil dieſer 
Beſtimmungen, die hier geregelt werden ſollen, 
wurde bisher auf dem Wege der Selbſtverwaltung 
geregelt. Dies Selbſtverwaltungsrecht will man 
jetzt durch das Ermächtigungsgeſetz ausſchließen 
und beſeitigen. 

Das iſt auf die allgemeine Hetze zurückzuführen, 
die in den letzten Jahren gegen die Sozialverſiche⸗ 
rung getrieben wird, (Sehr richtig! links.) die der 
ähnelt, die gegen die Konſumvereine aus Ihren 
Reihen eingeleitet worden iſt. Leute aus Ihren 
Reihen, wie Herr Dr. Liek, der ja als Ihr Sena⸗ 
torenkandidat genannt wurde, iſt einer der heftig: 
ſten Kämpfer gegen die Sozialpolitik. Dieſer dau⸗ 
ernde Kampf und dieſe Aushöhlung des ſozialen 
Verſicherungsgedankens trägt natürlich ſeine Fol⸗ 
gen und findet ſeinen Niederſchlag in dem Vor⸗ 
ſchlag, wie er dem Hauſe vorliegt, bei dem aber 
das Haus keine Abänderungen beantragen kann; 
denn die eigentliche Vorlage iſt zurückgezogen. Die 


Aenderungen ſollen jetzt im Rahmen eines Er⸗ 
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mächtigungsgeſetzes geſchehen, bei dem wir nur zu 


allem unbeſehen ja und Amen zu ſagen hoben 
Wenn man ſchon gegen das Ermächtigungsgeſotz. 
als gegen die Demokratie verſtoßend, Widerſtand 
leiſtet, dann um ſo größeren gegen dieſen Punkt 
des Ermächtigungsgeſetzes, wenn überhaupt eine 
Steigerung des Widerſtandes noch möglich iſt. 
Wir werden jedenfalls der Ermächtigung wider⸗ 
ſprechen und werden auch die Oeffentlichkeit über 
das zwieſpältige Verhalten beſonders der Natio⸗ 
nalſozialiſten im Reich und in Danzig in gebüh⸗ 
render Weiſe hinweiſen. (Abg. Plenikowſki: Dort 
ſtimmen Sie dagegen!) 

Präſident Es liegt folgender Antrag vor: 
„Wir beantragen Schluß der Ausſprache zu § 4. 
Philipſen und Fraktion.“ Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Auf der 
Rednerliſte ſtehen noch die Abg. Langnau und 
Philipſen. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über den Schlußantrag. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 


Mehrheit, er iſt angenommen. (Abg. Weber: Ich 


beantrage namentliche Abſtimmung.) Wird der 
Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. 
Ich bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. Wünſcht 
noch jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Da 
das nicht der Fall iſt, ſchließe ich die namentliche 
Abſtimmung. An ihr haben ſich 36 D. u. H. be⸗ 
teiligt. Davon ſtimmten 35 mit ja, ein Abgeord⸗ 
neter hat ſich der Stimme enthalten,“) der § 4 iſt 
angenommen. (Abg. Plenikowſki: Es bröckelt all⸗ 
mählich ab!) Wir kommen zu § 5. Das Wort hat 


(B) der Herr Abg. Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Der Volkstag 
ſteht im Begriff, Rechte, die bereits über 60 Jahre 
beſtehen, und die wir durch Teilnahme am Krieg 
erworben haben, mit rauher Hand zu kürzen. (Abg. 
Plenikowſki: Die Kerle, die beſtimmt nicht drau⸗ 
ßen an der Hauptfront waren!) In den nächſten 
Tagen wird ein größerer Teil der Danziger Be⸗ 
völkerung die 60⸗jährige Geburtsſtunde des Deut⸗ 
ſchen Reiches begehen. Vielleicht denkt ſie bei die⸗ 
ſer Gelegenheit daran, daß die in jenem Jahr ge⸗ 
ſchaffenen Rechte für die Kriegsopfer jetzt abge⸗ 
würgt werden. (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr!) 
Der Dank des Vaterlandes wird jetzt auf eine 
merkwürdige Weiſe erfüllt. Das, was bisher als 
Selbſtverſtändlichkeit galt und was man als wohl⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
en 36, davon mit Ja 35 und eine Stimmenthal⸗ 
ung. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu⸗ 
randt, Doering, Dumont, Dyck II. Formell, Gaikowſki, 
Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Ku⸗ 
rowſki, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul 
Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Reuter. Schenk, 
Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senft⸗ 
Bam Sufatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Witten⸗ 

erg. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Deutſch, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard 
Friedrich, Heinz Friedrich, Gehl, Jahr, Joſeph. Frau Ka⸗ 
lähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke. Lang⸗ 
nau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz. Frau 
Müller, Plenikowſki, Plettner, Potrykus, Raſchke. Reh⸗ 
berg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau 
Totzki, Weber, Werner. 


nur ſehr teilweiſe zu. 


erworbenes Recht der Kriegsopfer anſehen konnte, 
wird mit einem Federſtrich und ohne das Parla⸗ 
ment darüber zu Wort kommen zu laſſen, beſeitigt. 
Aber nicht nur die Ausſprache im Parlament wird, 
wie man es ja jetzt ſieht, abgeſchnitten, ſondern 
auch die Ausſprache außerhalb dieſes hohen Hau⸗ 
ſes wird mit allen möglichen Mitteln unterdrückt. 
Ich habe es bereits geſtern im Hauptausſchuß 
ausgeführt und es hat heute ſchon in der Volks⸗ 
ſtimme geſtanden. Ich weiß nicht, ob Sie es alle 
geleſen haben. Es war beabſichtigt, am Sonntag 
anläßlich des Gautages der älteſten und größten 
Kriegsbeſchädigtenorganiſation in Danzig dar⸗ 
über einen Rundfunkvortrag zu halten, wie ſich 
die Notverordnung im Reiche auswirkt, die Sie 
hier einzuführen im Begriff ſind. Das wurde auf 
Anordnung des Senats durch folgenden Wortlaut 
nicht geſtattet: 

Es erſcheint uns unzweckmäßig, bevor der Volks⸗ 
tag hierüber entſchieden hat, die Bevölkerung über 
die Maßnahmen, die bezüglich der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten⸗Verſorgung beabſichtigt ſind, einſeitig durch den 
Danziger Rundfunk zu informieren. Die Abhaltung 


des Vortrages des Herrn Pfändner muß deshalb 
unterbleiben. 


(Hört, hört! links). Ob dadurch die Staatsfinan⸗ 
zen gerettet werden, möchte ich ſehr ſtark bezwei⸗ 
feln. Aber es wird dadurch eine Stimmung in 
der Bevölkerung erzeugt, die ſich, glaube ich, noch 
ſehr unheilvoll auswirken wird. (Abg. Brill: Wer 
hat das unterzeichnet?) Herr Senator Dr. Wier⸗ 
cinſki⸗Keiſer. (Unerhört! links. — Abg. Langnau: 
Schämen Sie ſich was!) So wie die Behandlung 
im Parlament war auch die Behandlung durch 
den Ausſchuß. Ich möchte feſtſtellen, daß es bisher 
immer üblich war, daß, wenn Kriegsbeſchädigten⸗ 
angelegenheiten verhandelt wurden, ſtets eine De⸗ 
legation irgendeiner Organiſation von dem Aus⸗ 
ſchuß angehört wurde. Dann erſt wurde in die 
Beratung eingetreten. Bei den jetzigen Mehrheits⸗ 
verhältniſſen im Ausſchuß konnte man eigentlich 
damit rechnen, daß dieſer Brauch beibehalten 
würde. Das geſchah aber nicht. Ich möchte dar⸗ 
auf hinweiſen, daß im Reichstag ein beſonderer 
Ausſchuß für die Kriegsbeſchädigten beſteht, und 
die Kriegsopfer können dort ihre Wünſche vor⸗ 
bringen. Sie haben ja auch ein Recht dazu. 

Genau ſo, wie man Angriffe auf die Sozial⸗ 
verſicherung unternimmt, wagt man auch An⸗ 
griffe gegen die Verſorgung der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten. Eine gewiſſe Reihe Jahre nach dem Kriege 
galt es gewiſſermaßen als unpatriotiſch, daß man 
den Kriegsbeſchädigten und den Witwen etwas 
kürzte. Aber jetzt iſt man etwas dreiſter gewor⸗ 
den. Je mehr wir uns vom Krieg entfernen, de⸗ 
ſto mehr verblaßt der Dank des Vaterlandes. Eine 
große Organiſation, der Hanſabund, verlangt den 
Abbau aller Kriegsrenten bei einem Einkommen 
von mehr als 2400 Mark. Es ſollen nur Renten 
für eine Erwerbsbeſchränktheit von mehr als 40 
Prozent berückſichtigt werden, Dieſer Hanſabund 
hat anſcheinend großen Einfluß, denn im Reich 
hat man ſchon durch Notverordnung die bisheri⸗ 
gen Rechte eingeſchränkt. 

Nun könnte man ſagen, wir haben die gleiche 
Geſetzgebung wie das Reich und wir ſind verpflich⸗ 
tek, das zu übernehmen. Dieſe Begründung trifft 
Wir haben durchaus nicht 


(C) 


(D) 


ä 


— 
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die Verpflichtung, die ganze Notverordnung, ſo⸗ 
weit ſie die Kriegsopfer betrifft, zu übernehmen. 
— Im vorigen Jahr hatten die Kriegsopfer eine 
große Kundgebung, zu der die politiſchen Parteien 
alle geladen waren, aber durch Abweſenheit glänz⸗ 
ten. Der Senat ſoll außerdem den unteren Dienſt⸗ 
ſtellen verboten haben, dieſe Kundgebung zu be⸗ 
ſuchen. In dieſer Verſammlung ſprach ein Füh⸗ 
rer, der in Ihren Reihen (nach rechts) ſteht und 
Ihr Parteigenoſſe iſt, darüber, daß ſich heute zwar 
ſehr viele Frontſoldaten nennen, er warnte aber 
vor einer übertriebenen Sparſamkeitspolitik und 
falſchem Ehrgeiz. Er ſagte, es ſei das Traurige 
zu verzeichnen, daß diejenigen, die zur Zeit des 
Krieges noch Kinder waren, heute die Kriegsbe⸗ 
ſchädigten aufhetzen. Er rief ſeinen Mitbürgern 
zu: „Verſorgt diejenigen, die das Beſte für Euch 
hingaben.“ Man könnte wohl einſehen, daß ein 
Staat wir Deutſchland zu Sparmaßnahmen greife, 
aber in einem Staat, der neu geſchaffen ſei, dem 
man die Kriegslaſten erlaſſen habe, ſeien Spar⸗ 
maßnahmen gegenüber den Kriegsopfern nicht zu 
verſtehen. Das iſt die Meinung von Leuten aus 
Ihren Reihen, und Sie wollen heute die Hand 
dazu hergeben, um dieſe Rechte abzubauen. Der 
Herr Abg. Dr. Thimm hat geſtern im Ausſchuß 
und heute eine Erklärung abgegeben, worin er 
ſagte, die Zuſtimmung der Nationalſozialiſten 
wäre ja nur bedingt; denn man hätte von Regie⸗ 
rungsſeite erklärt, daß die Härten, die jetzt ent⸗ 


ſetzungen vor dem 31. März 1930 erfüllt hat. Wer 
ſie bis März 1930 nicht erfüllt hat, kann für 
alle Zukunft keine Elternrente beanſpruchen. Es 
gibt Kriegereltern, die vielleicht, als ihr Sohn im 
Felde fiel, 46 oder 47 Jahre alt waren. Im vori⸗ 
gen Jahr waren ſie vielleicht 59 Jahre. In die⸗ 
ſem Jahr ſtellen ſie nun den Antrag und jetzt kom⸗ 
men ſie zu ſpät, obwohl ſie den Anſpruch ſchon frü⸗ 
her erhoben haben. Man hat das Geſetz allgemein 
dahin verſtanden, daß die Anmeldung des An⸗ 
ſpruchs genüge, der ſpäter realiſiert werden könnte. 
Alſo ſo werden jetzt Beſtimmungen ausgelegt. Ich 
kann Ihnen noch ſagen, wie man früher eine an⸗ 
dere Beſtimmung des Geſetzes ausgelegt hat, die 
zu einem Unfug ausartete, den man inzwiſchen 
glücklicherweiſe durch ein Geſetz geklärt hat. Sie 
ſehen, daß Auslegungen, auf die man ſich verläßt, 
nicht anders beſeitigt werden können, als nur 
durch ein Geſetz. Wenn jemand für ein beſtimmtes 
Leiden eine Kriegsrente bezog und dann an die⸗ 
ſem Leiden ſtarb, dann erhielt die Witwe nicht 
etwa ohne weiteres Witwenrente, ſondern man 
folgerte: Die Krankheit ſei zwar eine Kriegsbeſchä⸗ 
digung, daß er aber an dieſer Krankheit geſtorben 
ſei, das ſei keine Kriegsbeſchädigung, ſondern eine 
ſchickſalsmäßige Folge. Wer ſolche Krankheiten 
hat, der ſtirbt eben mal daran. Sie ſehen, zu 
welchen Auslegungskünſten man kommen kann, 
wenn man ſich auf die Auslegung der Geſetze durch 
andere verläßt. Wenn dieſe Auslegung dann 


ſtehen, gemildert werden könnten aus dem $ 113 noch in irgendeinem Spruchverfahren geklärt und 
des Verſorgungsgeſetzes, wonach der Senat Här⸗ entſchieden werden kann, dann geht es noch an. 


ten ausgleichen könne. Wenn Sie ſich auf dieſe Aber das iſt es ja gerade, was jetzt eingeſchränkt (o) 


Erklärung verlaſſen wollen, iſt es Ihre Sache. Ich wird. Alle Anträge, die nach dem 1. Auguſt vo⸗ 


e 
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kann natürlich nicht das Gegenteil behaupten. 
Aber bei der Art und Weiſe, wie die Angelegen⸗ 
heit unter dem Ausſchluß der Oeffentlichkeit ge⸗ 
regelt werden ſoll, iſt eine geſunde Skepſis durch⸗ 
aus angebracht. Wie die Geſetze ausgelegt wer⸗ 
den, auch der § 113, dafür möchte ich ein Beiſpiel 
anführen. Eine Vorſchrift, die bisher durchaus 
klar erſchien und auch durchaus eindeutig war, iſt 
der 8 49 des Verſorgungsgeſetzes, der die Friſten 
betrifft, die Kriegseltern einzuhalten haben, wenn 
ſie Rente beanſpruchen. Der § 49 heißt: 

Der Anſpruch auf Elternrente kann bis zum Ver⸗ 
lauf von drei Jahren nach dem Tode des Beſchädig⸗ 
ten erhoben werden. 

Dieſe Friſt iſt um, nachdem ſie zuletzt bis zum 31. 
März verlängert war. Man war der Meinung, 
daß bis zum März 1930 alle diejenigen, die je⸗ 
mals in ihrem Leben Elternrechte beanſpruchen 
wollten, nur ihre Anſprüche zu melden hätten. Der 
Bezug der Elternrente iſt an gewiſſe Vorausſetzun⸗ 
gen geknüpft, die erfüllt werden müſſen. Es iſt 
ein beſtimmtes Alter vorgeſchrieben und ein ge⸗ 
wiſſes Einkommen. Wenn die Vorausſetzungen 
nicht vorliegen, kann die Elternrente nicht ge⸗ 
währt werden. Nun glauben alle diejenigen, die 
noch nicht die Vorausſetzungen erfüllt hatten, ſie 
hätten dem Geſetz Genüge getan, wenn ſie ihren 
Anſpruch angemeldet hatten. Jetzt ſtellt ſich her⸗ 
aus, daß alle abgelehnt werden, weil der S 49 
ganz anders ausgelegt wird. Jetzt heißt es: „Der 
Anſpruch kann nur bis zum Ablauf des 31. März 


rigen Jahres kommen, können nicht mehr vors 
Verſorgungsgericht gebracht werden, ſoweit es ſich 
um neue Anträge handelt. Neue Anträge ſind 
aber gerade jetzt noch in ſehr erheblichem Maße 
zu erwarten. Für alle, die einen Einblick in die 
Materie haben, iſt dies auch weiter gar nicht ver⸗ 
wunderlich, daß jetzt noch Anträge geſtellt werden; 
denn ein großer Teil der ehemaligen Frontſolda⸗ 
ten verläßt ſich natürlich darauf, was ihm bei ſei⸗ 
ner Entlaſſung über die Regelung von Verſor⸗ 
gungsanſprüchen geſagt wurde. Ihnen iſt ja wohl 
allen bekannt, wer vom Militär entlaſſen wurde, 
hatte eine Stammrolle zu unterſchreiben und da 
ſtand drin, daß er entlaſſen und über ſeine Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche belehrt ſei. Dieſe Belehrung 
ging 1918 immer darauf hinaus, daß Verſor⸗ 
gungsanſprüche für Kriegsverletzungen äußerer 


Art an keine Friſt gebunden ſeien. Dieſe Möglich⸗ 
keit wird 


jetzt mit rückwirkender Kraft vom 1. 
Auguſt vorigen Jahres geſtrichen. Die Verant⸗ 
wortung dafür zu übernehmen, die neiden wir 
Ihnen wirklich nicht. Das mögen Sie mit ſich ſelbſt 
abmachen, wie Sie damit fertig werden. Sie 
ſprachen neulich von dem Fronterlebnis und vom 
Frontſoldatentum. Davon halten diejenigen, die 
Sie meinen, beſtimmt nicht allzuviel. Damit kann 
man niemanden verſorgen, und was die Leute aus 
Ihren Kreiſen dazu ſagen, das kann ich mir nicht 
verkneifen, Ihnen hier vorzuhalten. In Ihrer 
Zeitung, herausgegeben von Herrn Gregor Straſ⸗ 
ſer, meldet ſich ein Kriegsbeſchädigter zum Wort 


1930 erhoben werden.“ D. h. der Anſpruch kann 
nur erhoben werden von dem, der die Voraus⸗ 


und ſagt da folgendes; nachdem er über verſchie⸗ 
dene Mißſtände berichtet hat: 


(A) 
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„Nun könnten zwar die Vertreter des militari⸗ 


ſtiſchen Syſtems kommen und uns von de 
N rt suten 
alten Zeit etwas vorquatſchen. Bleibt bei Euren Ge⸗ 


ſchäften, Ihr Herren! Wir wiſſen was es heißt, wenn 


das abgeſchoſſene Bein oder der Arm nicht nach der 
Wunde beurteilt wird, ſondern danach, ei john Tee 
2 einfacher Muſchkote war, oder ob er Achſelſtücke 
eh wo bereits 10 Kilometer hinter dem Graben 
a azarette in zwei Klaſſen geteilt waren und dieſe 
5 aſſen ſich weiter von der Front vermehrten, ſo 
1 im Heimatlazarett erleben konnte, daß ein 
rainoffizier mich anſchnauzte, weil ich die Hand nicht 
r ne nübis am Stelzbein hatte. 5 
ei hatte ſchon recht, wenn er damals 
Gleiche Löhnung, Gleiches Eſſen, 
5 Dann wär der Krieg ſchon längſt vergeſſen 
nicht Herrſchaften! Kommt uns Kriegsbeſchädigten 
915 mit eurem alten Laden mit „ſchwarz⸗weiß⸗ 
10 15 Anſtrich. — Der Kriegsbeſchädigte, der ſeine 
x u x nicht als Laſt mit ſich ſchleppt, ſondern ſie be⸗ 
Ser tagt als ein gebrachtes Opfer für einen neuen 
5 übch wird ſich durch irgendwelche Kriegervereins⸗ 
Hs hen, „Heldendenkmäler“ mit Löwen, Kanonen⸗ 
5 und Pickelhauben nicht von ſeiner Forderung 
ach dem Staat der Gerechtigkeit abbringen laſſen.“ 


Im Gegenſatz zu dem Zuvorgeſagten kommt er 


dann zu dem völlig falſchen Schluß: 


„Der deutſche Krie ädigte k 5 

; gsbeſchädigte kann daher nur 

a Bill der heutigen Zeit angehören, er kann 
Kommuniſt oder Nationalſozialiſt ſein.“ 


, die Leute über das, was Sie Front⸗ 
den was Sie Fronterlebnis und was Sie Hel⸗ 
enverehrung nennen. Das überlaſſen wir Ihnen 
und wir müſſen es auch Ihnen zu verantworten 
überlaſſen, wenn Sie die wohlerworbenen Rechte 
der Kriegsbeſchädigten auf dieſe Weiſe abſchneiden 
wollen, nach einem zwölfjährigen Aufbau durch 


die Parteien, die ſich bemüht haben, den Dank des 
Vaterlandes in die Wirklichkeit umzuſetzen. 
Präſident: Es liegt folgender Antrag vor: 
Wir beantragen Schluß der Ausſprache zu 8 5 
Philipſen u. d. übr. Mitgl. d. deutſchnat. Fr. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. Auf der Rednerliſte ſtehen noch 
die Herren Burandt und Kreft. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Schlußantrag. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Der 
Antrag auf Schluß der Debatte zu 8 5 iſt ange⸗ 
nommen. (Abg. Plenikowſki: Ich beantrage na⸗ 
mentliche Abſtimmung über den § 510). Es iſt na⸗ 
mentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir kommen zur namentlichen Ab⸗ 
ſtimmung. Ich eröffne die Abſtimmung und bitte, 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. An ihr beteiligt 
haben ſich 35 D. u. H. Das Haus iſt ſomit beſchluß⸗ 
unfähig. (Zurufe links: Halloh! Wo ſeid Ihr? 
Schon wieder aufgeplatzt! — Abg. Plenikowſki! 
Was machen Sie für Geſchichten, Herr Dumont? 
Die Abſtimmung hätten Sie durchführen können, 
aber auf andere Art und Weiſe!) M. D. u. H., ich 
habe nur noch die nächſte Sitzung feſtzuſtellen. Je 
ſetze die nächſte Sitzung feſt für Montag, den 19. 
Januar 1931, nachmittags 3 Uhr 30 Minuten 
mit der Tagesordnung: Reſt von heute. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 2 Uhr 40 Minuten). 


{B) 


(A) 


(B) 
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Abſtimmung haben ſich 44 D. u. H.“) beteiligt. 
Alle 44 haben mit Ja geſtimmt. 8 5 iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe § 6 auf. (Abg. Plenikowſti: Ich be⸗ 
antrage namentliche Abſtimmung!) Ich eröffne 
zunächſt die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Der 8 6 
ſieht vor, daß die Verordnungen unverzüglich zur 
Kenntnis zu bringen ſind und daß ſie aufgehoben 
werden müſſen, wenn der Volkstag es verlangt. 
(Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Es iſt ſeyr 
wichtig, daß die ganzen Verfügungen die das 


Fortſetzung. (Drucksache Nr. 55 zu Nr. 50) 183 B : 2 x 
Namentliche Abstimmung Aber 8 5 der Druchache Letzte aus der Wirtſchaft herauspreſſen, aufgeho⸗ 
R .. 1583 B ben werden können. (Zwiſchenrufe bei den Kom⸗ 
Abünde Burandt (D. Natl.) „183 6 muniſten.) 
Drucſache Vr u 57 ur 1% Präſident: Es iſt ein Schlußantrag eingegau⸗ 
, lie Se Care 
ag Druckſache Nr. 75757 85 el 0 gen 5 Der Schlußan⸗ 
. 1 9900 ya. 164 K trag iſt überflüſſig. Wer für den 8 6 iſt, bitte ich, 
kowſki (K. P.) zur Ge 2 N 5 | en £ it di Hei 
Burandt (Dat.) 184 à ſich zu erheben. — Danke, es iſt die Mehrheit, er 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge 
der Beamten pp. (Drucksache Nr. 56 zu Nr. 15) 1 


iſt angenommen. (Abg. Raſchke: Wir hatten doch 
namentliche Abſtimmung beantragt!) Ich bitte 
um Entſchuldigung, ich habe es überſehen. Es 


Bei V 186 Fliegt ein Zuſatzantrag in Druckſache Nr. 57 vor, 
Greifer (Nat. Sog. )) 189 K Wir können die namentliche Abſtimmung jetzt 


Abänderungsantrag des Abg. Brill u. Fr. zu 


vornehmen. Wird der Antrag auf namentliche 


e Nr. 56 (Druckſache Nr. 59) . 190 B Abſtimmung unterſtützt? Die Anterſtützung reicht 
JJ oe Biba. Dr. hit, Weib, aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung 


Hop f ie Nr. 
(Druckſache Nr an zu Druckſache Nr. 56 


über den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 


Drönumestuf für den Abg. Plenikowſki (RB). 190 5 57. Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. — 
Burandt (Dea: 114 Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? 
Burandt (D Nat 19115 Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. 
Burandt (D. Nat.) 191 B; Es haben ſich an ihr 60 Abgeordnete beteiligt.“) 


BEER, e ee 
oſſowſki P. D.) zur Geſchä 1 111 
Burandt (D. Nat.) 5 5 1 
Abänderungsantrag der Abg. Dr. Thimm, Kurow⸗ 
ſki, Philipſen, Dr. Unger u. Fr. zu Druckſache 
Nr. 56 (Druckſache Nr. 61) „ 
Bericht des Sozialen Ausſchuſſes über den Antrag 
des Abg. Langnau u. Fr. auf Anterſtützung der 
Klein⸗Fiſcher. (Druckſache Nr. 53 zu Nr. 38) 
Aba Plenikowſki (K. P.) 
bänderungsantrag des Abg. 
Druckſache Nr. 38 (Drucksache Nr. 58) 


„„  LIDEN 
Moritz u. Fr. zu 


1 


195 K Philipſen, Poſack, Potrykus, 


Davon ſtimmten mit Ja 22, mit Nein 38. Der 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 40, ſämtlich mit Ja. d 
Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu: 
randt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath Kalitzke, Frau Kalähne, Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 
Reuter, Schenk, Schütz, 


Greifer 2803 zur Gef äftsordnung . 195 C Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, 
RN ehl er ne 195 C Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
14 ung und 


Feſtſetzung der nächſten Sitzung 195 C 


Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 


Präſidenten Gehl eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm: Stellvertretender Präſident des Se⸗ 
nats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer Senatoren Dr. Bla⸗ 
vier, Dr. Hoppenrath, Schwegmann; Staatsräte 
Kunſt, Scheunemann; Oberreg.⸗Rat Grentzen⸗ 
berg. Amtsrat Voß, Oberinſpektor Brockſch. 

Präſident: Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: . 

Zweite Beratung eines Ermächtigungs⸗ 
geſetzes. — Fortſetzung. 


Drucksache Nr. 55 zu Nr. 50. Dazu liegt der Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 57 vor. Wir 
ſind bei der namentlichen Abſtimmung über $ 5 
ſtehen geblieben. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung. Ich bitte, die Stimmkarten einzu⸗ 
ſammeln. — Wünſcht noch jemand eine Karte ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung 
Das Ergebnis iſt folgendes: An der 


iſt geſchloſſen. 


Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Deutſch, Fiſcher, Gerhard Friedrich, 
Gehl, Jahr, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, 
Kruppke, Kurowski, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſfki, 


Mau, Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, 
Raſchke, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Stukowſki, 
Frau Totzki, Weber, Werner. 

2) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 60, davon mit Ja 22, mit Nein 38. 

Mit Ja ſſtimmten: Abg. Bartſch, Dr. Bing, Brill, 
Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kreft, Kruppke, Langnau, 


Frau Malikowſki, Moritz, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, 
Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau Totzki. 
Weber, Werner. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Lemke, Malſch, 
Maaß, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potry⸗ 
kus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau 
Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. 
Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Czarnecki, Deutſch, 
Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, Kurowſki, Lendsion, 


Mau, Meier, Bruno Müller, Frau Müller, Kloſſowſki. 


(©) 
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„„ d d TTTT—T—TbTT——————— nnnnnnnnn nnnnnnen 


(Prüſident) 

Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe $ 7 auf. (Abg. 
Plenikowſki: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Es iſt na⸗ 
mentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung über § 7. Ich bitte die Stimmkarten einzu⸗ 
ſammeln. — Hat noch jemand eine Stimmfarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 40 D. u. 
H.“) beteiligt, alle haben mit Ja geſtimmt. 8 7 iſt 
damit angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf. 
Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen die Ueberſchrift zu ändern, und zwar nicht 
Ermächtigungsgeſetz, ſondern in „Diktaturverord⸗ 
nung zur Durchführung der faſchiſtiſchen Dikta⸗ 
tur“. (Heiterkeit. ) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Ueber: 
ſchrift zu dieſer Vorlage lautet: Ermächtigungs⸗ 
geſetz. Wir bitten, dieſe Ueberſchrift anzunehmen. 
(Abg. Langnau: Er hatte noch nicht eingereicht. 
— Zurufe des Abg. Plenikowſfki.) 

Präſident: Das wiſſen Sie doch nicht, wie kom⸗ 
men Sie dazu, das zu ſagen? — Es iſt jetzt ein 
Schlußantrag eingegangen: „Wir beantragen 
Schluß der Ausſprache zur Ueberſchrift.“ Wird der 
Schlußantrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht 
aus. Zum Wort hat ſich noch der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki gemeldet. (Aha! rechts.) Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Schlußantrag. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag des Herrn Abg. Plenikowſki. Wer ihn au⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über die 
Ueberſchrift nach der Vorlage. Wer ſie annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit. Die Ueberſchrift iſt angenommen und 
damit das Geſetz in zweiter Leſung erledigt. Ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Aenderung der Dienſt⸗ und Ver⸗ 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmen 40, ſämtlich mit Ja. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu⸗ 
randt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoypenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 
Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, 
Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, 
Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Anger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. 


Keine Stimm karte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Deutſch, Fiſcher, Gerhard Friedrich, 
Gehl, Jahr, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, 
Kruppke, Kurowſki, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, 
Mau, Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, 
Stukowfki, 


Abgegebene 


Raſchke, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, 
Frau Totzki, Weber, 


Berner. 


| ſorgungsbezüge der Beamten pp. Bericht 
des Hauptausſchuſſes. 

Druckſache Nr. 56 zu Nr. 15. Ich rufe § 1 auf. 

Das Wort hat der Herr Präſident des Senats. 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: M. H. u. 
D.! Die bedauerliche Beſchlußunfähigkeit des 
Volkstages am Freitag hat eine Verzögerung der 
Finanzſanierung zur Folge, die die Lage außer⸗ 
ordentlich bedrohlich erſcheinen läßt. (Hört, hört! 
rechts.) Ich habe bereits in der Sitzung am Mitt⸗ 
woch darauf hingewieſen, welche Gefahren ſich er⸗ 
geben, wenn die Finanzſanierungsgeſetze nicht 
rechtzeitig verabſchiedet werden. Ich halte es für 
meine Pflicht, auch heute mit allem Ernſt und 
allem Nachdruck auf die Folgen hinzuweiſen, die 
ſich daraus ergeben. Die Folgen ſind, daß, wenn 
die Finanzſanierung nicht rechtzeitig verabſchiedet 
wird, der Staat ſeine Verpflichtungen nicht er⸗ 
füllen kann und es unmöglich iſt, daß am 1. Fe⸗ 
bruar die Bezüge an die Gehaltsempfänger und 
[die Verſorgungsempfänger ausgezahlt werden. 

Nun, m. H. u. D., einige Worte zu der Vor⸗ 
lage über die Herabſetzung der Beamtengehälter. 
Dieſe Vorlage bildet, wie ich bereits am Mittwoch 
dargelegt habe, einen ſehr weſentlichen Beſtand⸗ 
teil des Finanzſanierungsprogramms. Aus den 
Bezügen der Beamten und Angeſtellten ſoll ein 
ſehr erheblicher Teil der Erſparniſſe herausgeholt 
werden, die im Intereſſe der Finanzſanierung er⸗ 
forderlich und zur Deckung des Fehlbetrages nötig 
ſind. Der Entwurf bringt die Angleichung der 
Danziger Gehälter an die Gehälter im Reich. Er 
beſeitigt die Beſſerſtellung der Danziger Beamten 
gegenüber den Beamten im Reich und Preußen. 
Er beſeitigt die günſtigere Einſtufung, die in 
Danzig beſtanden hat. Das Geſetz von 1928 war 
bereits der erſte Schritt auf dieſem Wege. Durch 
dies Geſetz wurde die Angleichung für die ſpäter 
angeſtellten Beamten herbeigeführt. Der gegen⸗ 
wärtige Geſetzentwurf geht weiter und beſeitigt 
auch die Beſſerſtellung für die vor 1928 angeſtell⸗ 
ten Beamten, indem er den Beſitzſtand angreift, 
wozu ein verfaſſungsänderndes Geſetz nötig iſt. Er 
bringt weiter wie im Reiche eine Kürzung der Be⸗ 
amtengehälter um 6 Prozent, wofür ebenfalls ein 
verfaſſungsänderndes Geſetz notwendig iſt. 

M. H. u. D.! Bei der Beratung im Hauptaus⸗ 
ſchuß ſind an ſich von keiner Seite Einwendungen 
gegen die Herabſetzung der Beamtengehälter erho⸗ 
ben worden. Es iſt auch keine Meinungsverſchie⸗ 


ſtand und damit die unterſchiedliche Behandlung 
der Beamten, die vor 1928 und nachher angeſtellt 
worden ſind, beſeitigt werden ſoll. Der Streit im 
Hauptausſchuß drehte ſich darum, ob die Kürzung 
der Beamtengehälter eine gleichmäßige ſein oder 
ob eine Staffelung eintreten ſoll. Im Reich iſt die 
Kürzung durch einen gleichmäßigen Prozentſatz 
herbeigeführt worden. Aus der Begründung des 
Reichsgeſetzes ergibt ſich, daß man im Reiche ſehr 
ernſt die Frage geprüft hat, ob man eine gleich⸗ 
mäßige Kürzung der Beamtengehälter vornehmen 
oder ob man eine Staffelung eintreten laſſen ſoll. 
Man hat von einer Staffelung Abſtand genom⸗ 
men, weil man davon ausging, daß durch eine 
ſolche Staffelung die aus wohlerwogenen Grün⸗ 


denheit darüber geäußert worden, daß der Beſitz⸗ 


(DI 


(A) 


{B) 
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(Dr. Ziehm, Präſident des Senats) 
den eingeführte und durchgeführte Beſoldungs⸗ 
ordnung in ihrem Aufbau und in ihrer Gliede⸗ 
rung über den Haufen geworfen werden würde, 
und weil man es für unmöglich hielt, daß man 
aus Anlaß einer Sparaktion, wie ſie dieſe Kür⸗ 
zung der Beamtengehälter enthält, eine vollſtän⸗ 
dige Aenderung der ganzen, unter großen Mühen 
und nach langwierigen Verhandlungen herbeige⸗ 
führten Beſoldungsordnung vornehmen kann. 
Im Reich hat man ſich auch auf den Stand⸗ 
punkt geſtellt, daß der finanzielle Effekt der not⸗ 
wendigen Erſparnis mit einer Staffelung nicht 
erzielt werden kann. (Zuruf des Abg. Plenikow⸗ 
ſki.) In der Begründung des Reichsgeſetzes iſt be⸗ 
tont, daß die nach 1920 fortgeſchrittene Nivellie⸗ 
rung der Beamtengehälter nicht weiter getrieben 
werden könne. Im Vergleich zu den Vorkriegsge⸗ 
hältern beträgt der Realwert der Dienſtbezüge 
bei den unteren Beamten 125 Prozent, bei den 
mittleren Beamten 100 Prozent und bei den 
höheren Beamten 80 Prozent. Es iſt alſo nicht 
richtig, daß die höheren Beamten ſich gegenüber 
der Vorkriegszeit beſſer ſtehen. Das Gegenteil iſt 


richtig. (Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſki.) Aus 


dieſem Grunde hält auch der Senat einen gleich⸗ 
mäßigen Prozentſatz der Kürzung für das Richtige. 
Er hält dies auch gegenüber den Wünſchen und 


Anträgen, die im Hauptausſchuß erörtert wurden 


und die dem Plenum wieder vorliegen, voll auf⸗ 
recht. (Abg. Plenikowſki: Die Nazis find zu Kreuz 
gekrochen!) Die Schonung der ſozialen Zulagen 
und die Freilaſſung der unteren Gruppen iſt von 
dem Senat zugeſtanden bis an die äußerſte Gren⸗ 
ze, die finanziell überhaupt tragbar iſt. (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abgeordneten Plenikowſti.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
ſich ja zum Wort gemeldet. Ich bitte Sie, jetzt 
nicht fortgeſetzt zu unterbrechen. 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Die weiter⸗ 
gehende Freilaſſung bis 350 Gulden, wie ſie der 
ſozialdemokratiſche Antrag vorſieht, würde die in 
dem Finanzierungsprogramm vorgeſehenen und 


zur Deckung unbedingt notwendigen Beträge nicht 


erbringen. A 

Die von der Sozialdemokratie vorgeſchlagene 
Regelung der Beamtenbeſoldung würde nach den 
im Senat aufgeſtellten Berechnungen gegenüber 
dem Vorſchlag des Senats einen Fehlbetrag von 
1,5 Millionen bringen. Wenn die Sozialdemokra⸗ 
tie vorſchlägt, dieſen Fehlbetrag durch eine Erhö⸗ 
hung der Einkommenſteuer aufzubringen, ſo be⸗ 
ruht dieſer Vorſchlag auf einem finanziellen und 
wirtſchaftlichen Irrtum. Zahlenmäßig auf dem 
Papier mag die Rechnung aufgehen, in der Wirk⸗ 
lichkeit würde eine Beſteuerung, wie ſie von der 
Sozialdemokratie vorgeſchlagen wird, wirtſchaft⸗ 
lich und finanziell völlig untragbar ſein. Sie 
würde die noch vorhandenen Betriebe völlig 
ruinieren und damit in kürzeſter Zeit zu einer 
wirtſchaftlichen Kataſtrophe führen. Es würden 
als Folge davon auch Steuerausfälle in unge⸗ 
ahntem Umfang eintreten. Die Arbeitsloſigkeit 
würde noch erheblich verſchärft werden. Dadurch 
würden erhöhte Mehrkoſten für die Erwerbsio- 
ſenfürſorge eintreten. Infolgedeſſen würde der 
Ausgleich des Etats wiederum in Frage geſtellt 
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ſein. (Abg. Plenikowſki: Und jetzt die Folgen? 
Die Arbeiter können bei der Kopfſteuer krepie⸗ 
ren! 

5 alles kann die Regierung nicht veranr⸗ 
worten. Dazu kommt, daß der Vorſchlag der Sozi⸗ 
aldemokraten einen erheblichen Betrag, der nach 
dem geſamten Deckungsprogramm von den Beam⸗ 
ten getragen werden ſollte, auf Wirtſchaftskreiſe 
abzuwälzen verſucht, die den Arbeitern Lohn und 
Brot geben. Es würde hierdurch das ſorgfältig ab⸗ 
gewogene Verhältnis der Laſtenverteilung in 
nicht zu rechtfertigender Weiſe zerſtört werden. 

Dazu kommt ein zweiter ausſchlaggebender 
Grund für den Senat, welcher eine von dem Reich 
abweichende Staffelung der Beamtengehälter un⸗ 
annehmbar erſcheinen läßt. Das iſt das Abkom⸗ 
men, welches zwiſchen dem damaligen Verwalter 
Danzigs, Sir Reginald Tower, und den Vertre⸗ 
tern des Deutſchen Reiches abgeſchloſſen worden 
iſt. Dieſes Abkommen beruht auf dem Gedanken, 
daß die Danziger Beamten nicht ſchlechter geſtellt 
werden dürfen als die deutſchen. (Zwiſchenrufe 
links.) Danzig iſt allein und jedenfalls zurzeit 
nicht imſtande, dieſes völkerrechtlich abgeſchloſſene 
Abkommen einſeitig zu ändern. Gegen dieſes Be⸗ 
amtenabkommen würde eine von der deutſchen 
Beſoldungsordnung abweichende Staffelung ver⸗ 
ſtoßen. (Zwiſchenruf des Abg. Plenikowſki). Sollte 
das Deutſche Reich eine Aenderung ſeiner Beſol⸗ 
dungsordnung vornehmen, ſo wird auch Danzig 
ſeinerſeits dem folgen müſſen. Sollte bei einer 
ſolchen Regelung den Wünſchen der Sozialdemo⸗ 
kratie entſprochen werden oder ihnen näher gekom⸗ 
0 werden, ſo wird auch dies in Danzig der Fall 
ein. 

Darum iſt der Senat nicht in der Lage, der 
von der Sozialdemokratie vorgeſchlagenen Staffe- 
lung ſeine Zuſtimmung zu geben, weil für eine 
große Zahl der Beamten darin eine erhebliche 
Schlechterſtellung gegüber den Beamten des 
Deutſchen Reiches liegen würde. Das wäre ein 
Verſtoß gegen das Deutſch⸗Danziger Beamtenab⸗ 
kommen, das, wie alle völkerrechtlich abgeſchloſſe⸗ 
nen Verträge, ſorgfältig zu beachten die Regie⸗ 
rung die unbedingte Pflicht hat. Die von der So⸗ 
zialdemokratie vorgeſchlagene Staffelung würde 
auch die Rechte der einzelnen Beamten verletzen, 
die aus dem Beamtenabkommen und aus der hier⸗ 
nach gegebenen ſchriftlichen Zuſicherung vertrag⸗ 
liche Rechte herleiten. Es iſt dies auch der Grund, 
der die Sozialdemokratie 1928, als ſie in der Re⸗ 
gierung war veranlaßte, ihre grundſätzliche Ein⸗ 
ſtellung zur Beamtenbeſoldung zurückzuſtellen und 
die von ihr geſchaffene Beſoldungsordnung genau 
der Beſoldungsordnung des Deutſchen Reiches an⸗ 
zupaſſen. 

M. D. u. H.! Durch die von der Sozialdemo⸗ 
kratie vorgeſchlagene Staffelung würde in das 
Sanierungsprogamm eine Anſicherheit hineinge⸗ 
bracht werden. (Abg. Plenikowfki: Haben Sie 


keine Angſt!), die mit der von den Geldgebern ge⸗ 
forderten unbedingten Sicherheit der Deckung 
nicht vereinbar wäre. Dies würde das ganze Sa⸗ 
nierungsprogramm gefährden und damit Gefay⸗ 
ren für Danzig heraufbeſchwören, die zu beheben 
der Zweck der vorgeſchlagenen Regelung iſt. 


(C) 


(D} 


A) 


{B 
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(Dr. Ziehm, Präſident des Senats) 


Ich wiederhole daher, daß der Senat nicht in Plenikowſki.) 


der Lage iſt, den von der Sozialdemokratie vor⸗ 
geſchlagenen Anträgen zuzuſtimmen. Ich muß da⸗ 


her im Namen des Senats die dringende Bitte an 


den Volkstag richten, dieſe Anträge abzulehnen. 
(Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.) M. D. u. H.! 
Wenn am Sonnabendmorgen die beiden Geſetze, 
über die heute noch beraten wird, durch Beſchluß⸗ 
unfähigkeit nicht verabſchiedet werden konnten, ſo 
liegt das doch beſtimmt nicht an der Oppoſition. 
Wenn die Mehrheit dieſes Hauſes, die Negie- 
rungsparteien und die Parteien, die die Regie⸗ 
rung unterſtützen, ſolche arbeiterfeindlichen Geſetze 


haben will, die die minderbemittelte Bevölkerung 


ſo ausbeuten, müſſen dieſe Parteien hierbleiben, 


(Abg. Plenikowſki: Ihre Sorge um das Durch⸗ 
kommen!) Wenn Sie das nicht können, dann 


machen Sie doch der Oppoſition keine Vorwürfe. 


Jetzt zur Vorlage ſelbſt. Ueber die Beamten⸗ 
gehälter, wie wir ſie hier in Danzig haben, ſpricht 


die ganze Danziger Bevölkerung ſeit mehreren 
Jahren. Das geſchieht deshalb, weil unſer kleiner 
Staat die Laſten, die ihm dadurch aufgebürdet 
werden, nicht auf die Dauer tragen kann. Die 
Einnahmen find zu gering. (Abg. Plenikowſki: 
Sie hätten drei Jahre lang ſparen können!) 
Deswegen wird der Danziger Staat immer Fi⸗ 
nanzſchwierigkeiten haben. Um den Verpflichtun⸗ 
gen gegenüber den Beamten nachzukommen, wird 
er in kultureller, hygieniſcher und ſozialer Hin⸗ 


ſicht Einſparungen machen. Letzten Endes iſt ja der 


Staat nicht nur dazu da, die Verpflichtungen ge⸗ 
genüber den Beamten zu erfüllen, ſondern das 
geſamte Volkswohl im Auge zu behalten. Darum 
iſt zu verſtehen, daß die Danziger Bevölkerung 
nun endlich hier einmal Ordnung haben will. 
Alle Parteien des Volkstages haben im Wahl⸗ 


kampf zu den Beamtengehältern Stellung ges 


nommen und der Danziger Bevölkerung verſpro⸗ 
chen, eine Aenderung zu Gunſten der Danziger 
Bevölkerung vorzunehmen und die Gehälter ab⸗ 
zubauen. (Abg. Plenikowſki: 
drei Jahre nichts getan!) Wenn wir drei Jahre 
lang nichts tun konnten, ſo werden Sie ſich entſin⸗ 
nen, daß das Obergericht 1928 ein einſeitiges Ur⸗ 
teil fällte, durch das der Danziger Staat über 
4 Millionen Gehälter mehr auszahlen mußte! 
(Hört, hört! links.) Wir haben dieſes Urteil da⸗ 
mals als einen Skandal bezeichnet und wurden 
in unſerer Anſicht dadurch beſtärkt, daß am Ende 
des vorigen Jahres dasſelbe Danziger Oberge⸗ 
richt in einer Arbeiterſache das Gegenteil von 
dem entſchied. Als das Obergericht zu dieſem letz⸗ 
ten Urteil kam, lagen mehr als 30 Reichsarbeits⸗ 
gerichtsurteile vor, die das Gegenteil von dem 
ſagten, was das Obergericht als Spruch verkün⸗ 
dete. Dort bei den Beamten, hat es in eigener 
Sache geurteilt, weil auch eine Kürzung der Ober⸗ 
gerichtsratsgehälter eintreten ſollte und zu Gun⸗ 
ſten der Beamten entſchieden. Bei der Arbeiter⸗ 
klage handelte es ſich um Arbeiter, da ſprach das 
Obergericht das Gegenteil aus, was das Reichs⸗ 


arbeitsgericht entſchieden hatte. (Zuruf des Abg. 


Sie haben auch 


kommen, das er heute bekleidet. 
um das Haus ſtändig beſchlußfähig zu halten. 
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Durch das 
mußten in den letzten Jahren höhere Gehälter 
als die Mehrheit des letzten Volkstages es wollte, 
gezahlt werden. Als 1924 aus den Zöllen hohe 
Erträgniſſe eingingen und auch die anderen Ein⸗ 
nahmen hoch waren, da richtete man ſich nicht nach 
den deutſchen Gehältern, ſondern erhöhte die 
Danziger Beamtengehälter ins Unerträglide. 


Aber damit nicht genug. (Abg. Plenikowſki: Aber 


welche Gehälter?) Es wurden außerdem die Be⸗ 
amten nicht nur eine Stufe höher eingruppiert, 


ſondern auch mit der Referentenzulage war man 


ſehr freigiebig. Ebenſo wurden Beförderungen 
vorgenommen. Ein großer Teil der Beamten 
wäre, würden wir nicht vom Deutſchen Reiche ab⸗ 
getrennt ſein, beſtimmt nicht in manches Amt ge⸗ 
(Sehr richtig! 
links.) Wir leiden in Danzig nicht nur an den 
Beamtengehältern, ſondern auch am Ueberbau 
der Organiſation. Auch bei der Organiſation 
muß ein Abbau erfolgen. i 

Der Voranſchlag der Regierungsparteien will, 
daß die Freigrenze bei unverheirateten Beamten 
200 Gulden und bei verheirateten 225 Gulden 
betragen ſoll. Dann ſoll eine ſechsprozentige ſche⸗ 
matiſche Kürzung vorgenommen werden, gleich⸗ 
gültig, ob die Gehälter hoch oder niedrig ſind. Un⸗ 


ſer Vorſchlag will, daß die ſchwer um ihre Exiſtenz 


ringenden Beamten bis 350 Gulden keine Kür- 
zung haben ſollen. Wir wollen hier ein Exiſtenz⸗ 
minimum feſtſetzen, für das wir als Grenze 350 
Gulden feſtſetzen. Was darunter liegt, liegt unter 
dem Exiſtenzminimum und muß der Betreffende, 
der weniger bekommt, von ſeiner notwendigen 
Lebenshaltung einſparen. Das kann doch nicht 
der Wille des Volkstages ſein. Dadurch, daß wir 
die Freigrenze höher ſetzten als die Regierungs⸗ 
parteien wollen, werden die Einnahmen aus der 
Kürzung der Beamtengehälter geringer. Wir 
wollen aber auch, daß aus der Kürzung der Be⸗ 
amtengehälter die Sanierung der Finanzen und 
ſpäter Erſparniſſe gemacht werden ſollen. Darum 
haben wir eine Staffelung von 6 bis 45 Prozent 
vorgeſehen. Bei der oberſten Stufe haben wir die 
Senatorengehälter im Auge gehabt. 

Wir wollen außerdem, daß der Beſitzſtand in 
Fortfall kommen ſoll, damit endlich einmal die 
unterſchiedliche Behandlung zwiſchen Beamten, 
die vor 1928 angeſtellt waren und die nach 1928 
angeſtellt wurden, verſchwindet. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Das wollen Sie alles jetzt!) Das wollten 
wir auch damals, aber das Obergericht ließ es 
nicht zu. (Abg. Plenikowſki: Auch die Senatoren⸗ 
gehälter mußten in derſelben Höhe bleiben!) 
Wenn der Herr Präſident das dennoch ſagt, daß 
eine Beſoldungskürzung mit der Staffelung die 
ſorgfältig abgewogene Beſoldungsordnung über 
den Haufen wirft, ſo trifft das beſtimmt nicht zu 
und iſt doch auch nicht die Haupturſache, um unſere 
Vorſchläge abzulehnen. Unjere Vorſchläge bringen 
aus der Beamtengehaltskürzung eine Einnahme 
von 3 800 000 Gulden. Ich glaube beſtimmt, daß 
wir dabei zu unſeren Gunſten gerechnet haben und 


daß in Wirklichkeit mehr aus der Kürzung her⸗ 
auskommen wird. Um die fehlenden Millionen 


einzubringen, haben wir den Vorſchlag gemacht, 


Obergerichtsurteil (0 


(D) 


(A 


(B 


— 


— 
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daß einmal von allen Einkommen von 10—15 000 
Gulden die Steuerermäßigung um 50 Prozent 
und bei den Einkommen über 15 000 Gulden die 
Steuerermäßigung völlig in Fortfall kommen ſoll. 
(Sehr richtig! links.) Die Steuerermäßigung iſt 
doch gedacht für den Minderbemittelten, für den 
wenig Verdienenden. Man kann doch aber nicht 
dabei Leute berückſichtigen, die mehr als ein Ein⸗ 
kommen von 15, 20 und 100 000 Gulden haben. 
Der Geſetzgeber will beſtimmt nicht haben, daß 
demjenigen, der ein Einkommen von 100 000 Gul⸗ 
den hat, auch noch die Steuerermäßigung zugute 
kommt uund zwar ebenſo wie ſie der Arbeiter hat, 
der ein paar Dittchen verdient. Der Fortfall der 
Steuermäßigung bei den höheren Einkommen 
bringt einen Teil deſſen, was wir bei den nied⸗ 
rigen Gehältern in Abzug bringen. Andererſeits 
wollen wir, daß der Zuſchlag bei der Einkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuer, der heute von 10 000 ab 
erhoben wird, bereits von 5 000 Gulden erhoben 
werden. Die Kreiſe, die dieſes Einkommen haben, 
ſind in der Lage, mehr zu zahlen. Deshalb brau⸗ 
chen ſie nicht ein Stückchen Brot weniger zu eſſen 
als ſonſt. Dadurch, daß die Mehrverdiener mehr 
herangezogen werden, höhere Steuern zu zahlen 
braucht dem ſchwer um ſeine Exiſtenz ringenden 
Beamten nicht das Gehalt gekürzt werden. 
Anſer Vorſchlag ſoll nach den Ausführungen 
des Herrn Senatspräſidenten ruinierend wirken. 
Wir find anderer Meinung. Das Umgekehrte iſt 
der Fall. Derjenige, der wenig hat und von dieſem 
wenigen Verdienſt noch abgeben ſoll, wird in ſei⸗ 
ner Kaufkraft geſchwächt. Die Danziger Wirt⸗ 
ſchaft kann aber eine weitere Schwächung der 
Kaufkraft nicht ertragen. Die unteren Beamten 
decken ihren geſamten Lebensbedarf in Danzig 
ein. Sie unterhalten alſo dadurch mit die Danzi⸗ 
ger Wirtſchaft und auch den Danziger Staat. Die 
Mehrheit der mittleren und höheren Beamten 
mit höheren Gehältern verbraucht einen großen 
Teil des Einkommens nicht in Danzig, ſondern im 
Ausland. Sie halten ſich jedes Jahr längere Zeit 
im Auslande auf und decken dabei einen großen 
Teil ihres Bedarfes an Kleidungsſtücken, Wäſche 


uſw. ein. Die Danziger Wirtſchaft wird, wenn die 


Gehälter der höheren Beamten gekürzt werden, 
keinen Schaden erleiden, ſondern im Gegenteil 
Nutzen haben, weil die Ausgaben des Staates da⸗ 
durch geringer werden. Darum iſt unſer Vorſchlag 
nicht wirtſchaftsruinierend ſondern wirtſchafts⸗ 
fördernd. 

Wenn unſer Vorſchlag, ſo führte der Herr 
Präſident des Senats aus, angenommen würde, 
würde er die ſorgfältig abgewogene Laſtenvertei⸗ 
lung, wie ſie nach dem Ermächtigungsgeſetz erfol⸗ 
gen ſoll, über den Haufen werfen. Nein, Herr 
Präſident, wenn unſer Vorſchlag angenommen 
wird, würden nicht nur allein die Arbeiter ſowie 
die minderbemittelten Schichten der Bevölkerung 
und die unteren Beamten die Laſten zu tragen 
haben, ſondern auch diejenigen Schichten, die ſehr 
wohl in der Lage ſind, dieſe kleine Mehrbelaſtung 
zu tragen. Es würde dann eine andere Verteilung 
vor ſich gehen, als jetzt. Wenn man das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz mit ſeinen Beſtimmungen durchlieſt, 
dann findet man, daß nur allein die minderbe⸗ 
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mittelten Schichten die Laſten tragen ſollen. 
Es kommt weiter in Frage, daß die Kürzung der 
Gehälter der unteren Beamten das Signal be⸗ 
deutet, nun in Danzig allgemein eine Kürzung 
der Löhne vorzunehmen. Kann die Danziger Ar⸗ 
beiterſchaft noch geringere Löhne tragen als ſie 
während der großen Arbeitsloſigkeit ſchon zu tra⸗ 
gen hat? Iſt es überhaupt möglich, daß auf die⸗ 
ſem Wege eine Preisermäßigung herbeigeführt 
werden kann? Dieſe Preisermäßigung müßte 
dann ſchon längſt eingetreten ſein. Wenn wir die 
Großhandelspreiſe mit den Kleinhandelspreiſen 
vergleichen, dann finden wir, daß die Spanne 
zwiſchen Großhandels⸗ und Kleinhandelspreis 
ganz gewaltig hoch iſt und daß ſich unter dieſen 
Umſtänden die Preiſe nicht ſenken laſſen. Das 
kommt daher, daß die Bevölkerungsſchicht, die 
Handel treibt, gegenüber der Vorkriegszeit ganz 
gewaltig gewachſen iſt. Dieſe gewachſene Schicht, 
die Handel treibt, wehrt ſich mit allen ihr zu Ge⸗ 
bote ſtehenden Mitteln, eine Preisſenkung ſtatt⸗ 


finden zu laſſen und findet auch bei der Mehrheit 


des Volkstages Unterſtützung. Das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz will, daß die Steuerermäßigung ver⸗ 
ſchlechtert werden ſoll, daß die Wohnungsmieten 
erhöht werden und andere Verteuerungen kom⸗ 
men ſollen. Und als Krone des Ganzen ſoll dann 
eine Reduzierung des tatſächlichen Einkommens 
eintreten. Daß wir das nicht zulaſſen, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, und brauchte von dieſer Stelle von 
uns Sozialdemokraten eigentlich nicht noch be— 
jonders gejagt zu werden. Wenn der Herr Präſi⸗ 


(C) 


dent jagt, daß nach dem Beamtenabkommen die (D) 


Danziger Beamten in ihrem Einkommen nicht 
ſchlechter geſtellt ſein ſollen als die deutſchen, ſo 
werden die oberen Beamten nach unſerem Vor⸗ 
ſchlag in keinem Falle ſchlechter geſtellt als die 
deutſchen Beamten. Rechnen wir einmal ab, daß 
ſie alle 1924 durchweg eine Stufe höher eingrup⸗ 
piert ſind, daß ſie eine Karriere gemacht haben, 
die ſie nie in Deutſchland gemacht hätten. Hier 
haben wir Poſten verteilt und Leute in Aemter 
gebracht, — (Wo ſie nicht hingehörten! rechts.) 
Sie haben recht. Wenn Sie das ſelbſt ſagen, 
brauche ich es nicht noch beſonders zu ſagen. Es 


freut mich, daß ſelbſt aus den Kreiſen der Regie- 


rungsparteien Bedenken gegen das, was vorge⸗ 
nommen werden ſoll, geäußert werden. (Wider⸗ 
ſpruch rechts.) Dann gibt es in Danzig Oberbe⸗ 
amte, die neben ihren etatsmäßigen Gehaltsbezü⸗ 
gen eine beſondere Referentenzulage bekommen. 
Wenn das alles berückſichtigt wird, ſtehen ſich die 
Danziger Beamten bei Annahme unſeres Vor⸗ 
ſchlages immer noch beſſer als die deutſchen Be⸗ 
amten. Wir brauchen daher auf das Beamtenab⸗ 
kommen keine Rückſicht zu nehmen. Wir finden 
uns bei unſeren Vorſchlägen in guter Geſellſchaft. 
Selbſt die Beamten erklären ja, daß es möglich iſt, 
dieſe Reduzierung vorzunehmen. In der Beam⸗ 
tenzeitung, die doch nicht von unteren, ſondern von 
oberen Beamten redigiert wird, heißt es, nachdem 
die Vorſchläge, wie ſie von der Regierung und von 
einigen anderen Parteien gemacht worden ſind, 
erörtert ſind: „So verdient er doch — nämlich 
der ſozialdemokratiſche Vorſchlag — aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Gründen den Vorzug.“ Wir brauchen 


kA) 


B 


— 
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alſo nicht zu befürchten, daß die Beamten, wenn 
unſer Vorſchlag angenommen würde, verſuchen 
werden, durch Gerichtsurteil dieſes Geſetz zunichte 
zu machen. Daran denken die Beamten beſtimmt 
nicht, ſonſt hätten fie unſeren Vorſchlag nicht für 
den beſten und günſtigſten gehalten. In einem 


Artikel in der Danziger Allgemeinen Zeitung 
von Kapitän Martini, der ſich betitelt 
„Opfer, nicht Anſprüche“ heißt es: „Man 


komme ferner nicht damit, daß wir in Danzig keine 
tüchtigen Beamten erhalten, wenn wir nicht hohe 
Gehälter und Penſionen zahlen. Sind ſolche rein 
materiellen Gründe für die opfervolle Arbeit in 
dem hartumſtrittenen Danzig maßgebend? Dann 
beweiſt der Bewerber ſchon damit ſeine ſeeliſche 
Ungeeignetheit.“ (Hört, hört! links.) 

Alſo auch im Lager der Deutſchnationalen iſt 
man beſtimmt nicht damit einverſtanden, daß die 
hier vorgeſehene Reduzierung vorgenommen wer⸗ 
den ſoll. Im Lager der Deutſchnationalen und ih⸗ 
rer Wähler rechnet man mit einer gewaltigen Re⸗ 
duzierung der höheren Beamtengehälter. Bevor 
wir dem Hauſe unſeren Vorſchlag unterbreiteten, 
haben wir genau abgewogen und erwogen, ob es 
möglich iſt, damit dem Staat zu dienen. Wir ſind 
zu der Ueberzeugung gekommen, daß er der rich⸗ 
tige iſt. Er allein dient dem Staat. Die National⸗ 
ſozialiſten haben ſich in der Hauptausſchußſitzung, 
als über die Abänderung der Beamtengehälter ge⸗ 
ſprochen wurde, ebenfalls für die Staffelung aus⸗ 
geſprochen. Sie wollten, daß eine Staffelung bis 
20 Prozent vorgenommen werden ſollte. Sie ſind 
davon abgekommen. Sie verſprachen im Haupt⸗ 
ausſchuß, daß ein ſolcher Antrag dem Volkstag 
am nächſten Tage zugehen ſollte. Es ſind bereits 
mehrere Tage vergangen und der Vorſchlag iſt 
dem Volkstag bis heute nicht unterbreitet. Die 
Nazis haben ſich von den Regierungsparteien 
breitſchlagen laſſen, daß die oberen Beamten nicht 
mehr an den Staat abzuführen haben, als die un⸗ 
teren und nur eine ſchematiſche 6⸗prozentige Kür⸗ 
zung vorgenommen werden ſoll. Dafür aber, daß 
der untere Beamte noch mehr Opfer und Laſten 
wird tragen müſſen, werden ſich die unteren Be⸗ 
amten ſpäter bitter rächen. Denen erzählten die 
Nazis vorher etwas anderes. Wir bedauern, daß 
der Präſident des Senats erklärte, der Senat wird 
unſerm Vorſchlag nicht zuſtimmen. Wir werden 
aber dem Regierungsvorſchlag nicht unſere Zu⸗ 
ſtimmung geben. Wenn ſich daraus Schwierigket⸗ 
ten ergeben ſollten, ſo iſt es auch weiter darauf 
zurückzuführen, daß das Ermächtigungsgeſetz mit 
dem Beamtengehaltskürzungsgeſetz verkoppelt iſt 
und nur beide zuſammen angenommen werden 
können. Wenn wir dem Beamtengehaltskürzungs⸗ 
geſetz, wie es die Regierung vorſchlägt, nicht un⸗ 
ſere Zuſtimmung geben, ſo tragen die Parteien 
für die Konſequenzen die daraus entſtehen, die 
Verantwortung, die dieſe Schwierigkeiten herauf⸗ 
beſchwören, weil ſie einige höhere Beamte vor ei⸗ 
ner höheren Gehaltskürzung ſchützen. (Sehr rich⸗ 
tig! links.) Wenn Ihre Verantwortung ſoweit 


ben, haben Sie einen falſchen 


geht, den Staat wegen einiger hohen Beamten in 
Schwierigkeiten zu bringen, dann muß das Dan⸗ 
ziger Volk es bedauern, daß es eine ſolche Vertre⸗ 
tung gewählt hat. Wir können mit reinem Ge⸗ 


Montag, den 19. Januar 1931. 


wiſſen vor das Danziger Volk treten. Ich habe (CO 


Ihnen ja bewieſen, daß die Danziger Bevölke⸗ 
rung, die Wirtſchaftskreiſe, ſelbſt die Beamten 
hinter unſern Vorſchlägen ſtehen. Wir können da⸗ 
her unſere Vorſchläge gegenüber den Wählern 
und der Danziger Bevölkerung verantworten. 
Wenn heute das Geſetz in zweiter Leſung verab⸗ 
ſchiedet wird, folgt am Donnerstag die dritte Le⸗ 
ſung und wir werden am Donnerstag, ſpäteſtens 
am Freitag die Entſcheidung haben, ob die Dan⸗ 
ziger Finanzen ſaniert werden oder ob ſie zum 
Schaden Danzigs einiger höheren Beamten wegen 
weiter hinausgezögert werden ſoll. (Abg. Greiſer: 
Ob die S. P. D. weiter verantwortungslos bleibt! 
— Abg. Plenikowſki: Was macht der koddrige 


Freiſtaat? Was macht die Kopfſteuer? 15 Gulden 


muß jetzt ein Landarbeiter zahlen! Das nennen 
Sie Verantwortungsbewußtſein!) 


Präſident: Das Wort hat immer noch Herr 
Abg. Brill. 5 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Sie (zu den 


Nationalſozialiſten) haben beſtimmt nicht die 
Maſſe Ihrer Stimmen von den oberen Beamten 
bekommen. (Abg. Plenikowſki: Da irren Sie fi!) 
Sie haben Ihre Stimmen von denen bekommen, 
die Sie heute mit belaſten wollen. Sie haben von 
denen, die in die Wirtſchaftskriſe hineingezogen 
werden, die Stimmen bekommen. (Abg. Greiſer: 
Wodurch iſt die Wirtſchaftskriſe entſtanden? 
Durch Ihre Regierungstätigkeit!) Mit Ihnen 
darüber zu ſtreiten, Herr Abg. Greiſer, iſt über⸗ 
flüſſig. Wenn Sie es auch immer wieder betonen, 
iſt es doch beſtimmt nicht wahr. Sie wollen doch 
Kaufmann ſein und wollen vom Wirtſchaftsle⸗ 
ben etwas verſtehen, dann wundere ich mich, daß 
Sie den Mut haben, das ſo offen zu behaupten. 
Ich empfehle Ihnen, leſen Sie den Bericht des 
Handelskammerpräſidenten durch, den er in der 
letzten Generalverſammlung gegeben hat. Der be⸗ 
kundet etwas anderes als Sie als Kaufmann 
von ſich aus behaupten. Ich glaube auch nicht, daß 
Sie als Kaufmann ernſthaft behaupten werden, 
daß dieſer heutige Zuſtand durch die frühere Re⸗ 
gierung heraufbeſchworen iſt. Wenn Sie das glau⸗ 
Beruf erwählt. 
(Abg. Greiſer: Sorgen Sie ſich nicht um meinen 
Beruf und meine Auffaſſung! Lügen Sie dem 
Volk weiter etwas vor!) Es hat ſich doch nach kur⸗ 
zer Zeit ſchon gezeigt, wie Sie das Volk belogen 


haben und nicht nur belogen, ſondern auch betro⸗ 


gen, einmal bei den Senatorengehältern, dann 
bei dem Ermächtigungsgeſetz und jetzt, wo Sie die 
unteren Beamten zu Gunſten der oberen belaſten 
wollen. Für uns iſt die Hauptſache, daß die ſchwer 
um ihre Exiſtenz Ringenden keine Kürzung er⸗ 
fahren und daß das, was dort zu wenig heraus⸗ 
kommt, die oberen Beamten aufbringen. Das 
kann nicht geſchehen durch eine ſchematiſche Staf⸗ 
felung, ſondern nur durch eine ſolche, wie wir ſie 
vorgeſchlagen haben. Die fehlenden Millionen, die 
dabei herauskommen, ſollen durch die Steuervor⸗ 
ſchläge, die wir gemacht haben, eingebracht wer⸗ 
den. Sie haben einige Tage Zeit. Sie tragen für 
das Kommende einzig und allein die Verantwor⸗ 
tung. (Bravo! links.) 


— 


DD 


(A) 


(B) 
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Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Grei⸗ 
ſer (Abg. Plenikowſti: Mönchlein, Mönchlein, Du 
gehſt einen ſchweren Gang!) 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei ändert 
an ihrer grundſätzlichen Einſtellung nichts. Unſere 
grundſätzliche Einſtellung geht dahin, daß eine 
Kürzung der Beamtengehälter auf dem Wege der 
Staffelung das Prinzip der N. D. A. P. bleibt. Die 
grundſätzliche Einſtellung der N. D. A. P. geht da⸗ 
hin, daß die Gehälter der unteren Beamten grund⸗ 
ſätzlich ganz geſchont werden müſſen, und daß die 


oberen Gehälter um ſo mehr beſchnitten werden 


müſſen. Sie haben im Hauptausſchuß bereits er⸗ 


klärt, (Zuruf des Abg. Plenikowſki) Pleni, ſeien 


Sie ſtill, ich kann noch lauter ſchreien als Sie! 

Präſident: Ich möchte mich aber der Bitte auch 
anſchließen. Seien Sie bitte ruhig. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Ich laſſe mir keine Vorſchriften machen, 
von niemand!) 

Greijer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir haben 
im Hauptausſchuß, nachdem die S. P. D. ihren 
Staffelungsantrag eingebracht hatte. erklärt, daß 
wir uns vorbehalten müſſen, gleichfalls einen 
Staffelungsantrag einzubringen. Wir haben re⸗ 
reits im Hauptausſchuß angedeutet, wie dieſer 
Staffelungsantrag ungefähr ausſehen würde. Er 
hat ſich in einem Rahmen bewegt, daß die höhe⸗ 
ren Gehälter um 20 Prozent gekürzt und die nied⸗ 
rigen geſchont werden ſollten. Wir haben an dieſer 
grundſätzlichen Einſtellung gegenüber der Regie⸗ 
rung bis vor wenigen Tagen feſtgehalten. (Abg. 
Plenikowſti: Aha, und dann umgefallen!) Wir 
haben aber aus den ernſten Erwägungen heraus, 
die der Herr Präſident des Senats uns gegenüber 
geäußert hat und die er vor wenigen Minuten 
noch hier im Plenum entwickelt hat, eingeſehen, 
daß, wenn wir einen derartigen Staffelungsan⸗ 
trag einbringen würden, das Werk der Finanzſa⸗ 
nierung in Danzig ſcheitern müßte. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Hört, hört!) Wir Nationalſozialiſten ſtel⸗ 
len in dieſer Stunde der Not unſer eigenes par⸗ 
teipolitiſches Intereſſe hinter das Intereſſe der 
geſamten Bevölkerung zurück. Auch die S. P. D. 
weiß ganz genau, daß ihr eigener Antrag nichts 
als Demagogie iſt (Unruhe) und daß es keiner 
Regierung in dieſem Freiſtaat möglich iſt, eine 
Staffelung der Gehälter durchzuführen, weil das 
deutſch⸗Danziger Beamtenabkommen Tatſache iſt. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe) Die Regierung hat 
im Hauptausſchuß dargelegt, daß das deutſch⸗Dan⸗ 


ziger Beamtenabkommen und die Rückſicht auf das 


Deutſche Reich eine von der Gehaltsſtaffelung der 
deutſchen Beamten abweichende Staffelung für 
uns in Danzig nicht zuläßt, und daß die Annahme 
einer derartigen abweichenden Staffelung das ge⸗ 
ſamte Sanierungswerk gefährden müſſe. Dieſel⸗ 
ben Darlegungen hat heute der Herr Präſident 
des Senats gemacht. (Abg. Plenikowſki: Das 
zeigt, daß Sie für das Sanierungswerk find!) 
Das veranlaßt uns, aus Rückſicht auf das 
Deutſche Reich und die vorliegenden Verträge die 
Staffelungsanträge als unannehmbar zurückzu⸗ 
nehmen (Abg. Plenikowſki: Iſt das dritte Reich 
noch nicht proklamiert?) Wir werden daher die 
Staffelungsanträge, die wir vorgeſehen hatten, 
nicht bringen. (Warum nicht? links) Andernfalls 
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würden, wie der Herr Präſident heute dargelegt 
hat, noch in dieſem Monat die nötigen Mittel feh⸗ 
len, um der geſamten Beamtenſchaft, den Ange⸗ 
ſtellten, den Erwerbsloſen und den geſamten An⸗ 
terſtützungsempfängern die Gelder auszahlen zu 
können. Denn auch Sie m. H. von der marxiſti⸗ 
ſchen Partei wiſſen ganz genau, daß dieſe Mittel 
in den nächſten Tagen in Danzig nur eintreffen 
können, wenn die Finanzſanierung, wie ſie im 
Ermächtigungsgeſetz feſtgelegt wurde, durchgeführt 
und ſichergeſtellt iſt. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki.) Wenn wir alſo unſere grundſätzliche Ein⸗ 
ſtellung in dieſer Stunde der Not zurückſtellen, ſo 
tun wir es auch im Intereſſe der notleidenden Un- 
terſtützungsempfänger, deren Anterſtützung wir 
für unſere beſondere und vornehmſte Pflicht hal⸗ 
ten. Wir werden auch die Abänderungsanträge 
der Sozialdemokratie ablehnen. Wir ſehen in 
ihren Anträgen weiter nichts als Agitation und 
Demagogie. (Ei, Ei! links.) Der Beweis dafür iſt 
dadurch erbracht, daß die Sozialdemokratie im 
Jahre 1928, als ſie in der Regierung ſaß (Abg. 
Plenikowſki: Dieſe Zinsknechte!) die heute von 
ihr gemachten Vorſchläge für die Staffelung auch 
nicht hat durchführen können. Sie hat damals 
vielmehr die Beſoldungsordnung der Beſoldungs⸗ 
ordnung des Deutſchen Reiches angepaßt. Sie 
hat alſo damals genau dasſelbe getan, was ſie 
heute hier bekämpft. Das zeigt den demagogiſchen 
und agitatoriſchen Charakter Ihrer jetzigen An⸗ 
träge. Es zeigt auch, wie unverantwortlich die 
marxiſtiſchen Parteien ſind, die erſt den Staat 
durch ihre Mißwirtſchaft finanziell vollkommen 
ruinieren, dann aber, wenn es ſich darum handelt, 
ihn zu retten, ſich nicht ſcheuen, das Rettungswerk 
zu ſtören. Das iſt im höchſten Maße arbeiterfeind⸗ 
lich. Darüber draußen Aufklärung zu ſchaffen, 
werden wir nicht ruhen. 

Ans Nationalſozialiſten iſt es zu verdanken, 
die Regierungsparteien dahin gebracht zu haben, 
daß ſie die kleinen Gehälter der unteren Beam⸗ 
ten, und zwar das Gehalt von 200 Gulden monat⸗ 
lich für Unverheiratete und das Gehalt von 225 
Gulden monatlich für Verheiratete abzugsfrei 
läßt und weiter die Kinderzulagen für die unteren 
Beamten läßt. (Sehr gut! rechts.) Wenn die Be⸗ 
amtenſchaft der Mitte nun ſchimpft, daß ihr 6 Pro⸗ 
zent abgezogen werden ſollen, werden wir, wie 
wir es in den Verſammlungen der letzten Tage 
bereits getan haben und es in unſeren großen 
Maſſenverſammlungen in den nächſten Tagen und 
Wochen immer wieder tun werden, dieſen Beamten 
ſagen: Wollt Ihr Euer Gehalt noch einen Monat 
wieder voll haben und dann nichts mehr oder 
wollt Ihr das Gehalt für die nächſten Monate und 
Jahre lieber ſicher, aber dafür mit einer kleinen 
Kürzung haben? Wir werden die Beamten auf⸗ 
klären, was auf dem Spiele ſteht und wer als 
lachender Dritter dahinterſteckt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: So aufklären wollten die Sozialdemokra⸗ 
ten die Bevölkerung auch!) Die Sozialdemokrati⸗ 
ſche Partei hat einen Staffelungsantrag einge⸗ 
bracht. Als wir im Hauptausſchuß den Vorbe⸗ 
halt machten, gleichfalls einen Staffelungsantrag 
einzubringen, konnte man die Witzigkeit der 
S. P. D.⸗Leute ſofort bemerken, als fie zu uns ka⸗ 
men und uns baten, wir möchten ihnen den Staf⸗ 
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(Greiſer, Abgeordneter) 

felungsantrag möglichſt ſchon am nächſten Tage 
einreichen. (Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) Sie 
haben mit der Liebe der Nullen und mit unſerer 
politiſchen Unklugheit gerechnet. Wir National⸗ 
ſozialiſten haben aber dies Manöver der S. P. D. 
ſofort durchſchaut. Denn durch die Verkoppelung 
des Ermächtigungsgeſetzes mit der Beamtenbeſol⸗ 
dungsreform werden wir jetzt die S. P. D. in die 
Zwangslage bringen, bei der dritten Leſung Farbe 
zu bekennen, ob ſie gewillt iſt, das Sanierungs⸗ 
werk zu ſtören, (Sehr gut! rechts.) oder ob fie ge⸗ 
willt iſt, auch ihre Arbeiter und Angeſtellten in 
Brot und Lohn zu laſſen und dieſe Bevölkerung 
des deutſchen Danzig weiterhin deutſch zu erhal⸗ 
ten. (Bravo! rechts. Sie werden in die Zwangs⸗ 
lage kommen! links.) Die S. P. D. hätte es gern 
geſehen, wenn wir unſeren Staffelungsantrag ge⸗ 
bracht hätten; denn ſie hat bereits zu erkennen ge⸗ 
geben, daß ſie für den Fall, wenn ihr Antrag ab⸗ 
gelehnt werde, — er wäre ja beſtimmt abgelehnt 
worden — unſerem Staffelungsantrag zugeſtimmt 
hätte. 
wären die roten Herren die Verantwortung für 
das Sanierungswerk los geworden. (Sehr richtig! 
rechts). Jetzt bei der dritten Leſung wird ſich ent⸗ 
ſcheiden, ob es ihnen lieber iſt, daß Danzig deutſch 
bleibt oder daß ein internationaler Finanzkom⸗ 
miſſar als Vertreter des internationalen Kapi⸗ 
tals hierher kommt, der auch über ihre Anhänger, 
über die deutſchen Arbeiter und Angeſtellten des 
Freiſtaates, die Hungerpeitſche ſchwingen wird 
und das Letzte aus ihnen zum Wohl des Young⸗ 
Kapitalismus herausholen wird. (Sehr 
rechts. — Zwiſchenrufe links). 

Weil wir Nationalſozialiſten in dieſer heroi⸗ 
ſchen Stunde unſere Parteipolitik im Intereſſe der 
Geſamtbevölkerung zurückſtellen, können wir 
Ihren Anträgen nicht zuſtimmen. Deshalb kön⸗ 
nen wir auch unſere Anträge nicht bringen. Da⸗ 
rum retten wir den Staat, indem wir der Regie⸗ 
rungsvorlage zuſtimmen. (Lebhafte Zwiſchenrufe). 

Präſident: Es iſt folgender Antrag eingegan⸗ 


gen: „Wir beantragen Schluß der Ausſprache. 
(Unerhörter Skandal! bei den Kommuniſten.) 
Wird der Antrag unterſtützt? — Die Unter: 


ſtützung reicht aus. (Gegenprobe! und Zwiſchen⸗ 


rufe bei den Kommuniſten.) Es genügen fünf Ab⸗ 
geordnete für die Unterſtützung. Auf der Redner⸗ 
liſte ſind noch die Herren Abg. Plenikowſki und 
Jahr eingezeichnet. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Schlußantrag. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit. (Abg. Plenikowſki: Das iſt ein Wort⸗ 
bruch, unerhörter Skandal!) Wir kommen zum 
§ 1. (Abg. Plenikowſki: Der Abg. Weiß gibt ſein 
Wort!) Es liegen eine Anzahl Abänderungsan⸗ 
träge vor, und zwar auf Druckſache Nr. 59 und 
Druckſache 60. 

Druckſache Nr. 59: 


Zu 8 1: 8 1 erhält folgende Faſſung: 


e 

Der § 46 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 
19. 10. 28 (G. Bl. S. 329) wird mit Wirkung vom 1. 
April 1931 dahin geändert, daß die Vorſchriften des 
§ 46 Abſatz 1—5 nur noch bei einem Bruttogehalt 
bis zu 350 Gulden Anwendung finden. Zum Brutto⸗ 
gehalt gehören: Grundgehalt, Ausgleichszuſchlag, 
Wohnungsgeld, ruhegehaltsfähige und perſönliche Zu⸗ 


(Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) Damit 


gut! 


lagen, Zuſchüſſe gem. S 46 a. a. o. und Aufwandsent⸗ 
ſchädigungen. 
Zu 8 3: 


§ 3. 

(4) Mit Wirkung vom 1. April 1931 an werden 
die nach den SS 1 und 2 zuſtändigen Dienſt⸗ und Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe der dort genannten Beamten und 
Angeſtellten im Amt, im Warteſtand und im Ruhe⸗ 
ſtand ſowie der Hinterbliebenen mit Ausnahme der 
Kinderbeihilfen und der Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung für die Dauer von 4 Jahren bei einem monat⸗ 
lichen Bruttogehalt von 

35 


351 — 450 G um 6 v. H. 
451 — 550 A 9 7 „ 
551 — 650 „ 8 „ „ 
e 750 „ 9 „ „ 
7 850 IT 10 2” 
Sl dal Re 
N 
st se 
1951 — 450 20, 
3 
1651 d 3005 
1851 — 2050 „ „ 35 „ „ 
Beträge über 205 40 „ „K gekürzt. 


0 1 „ ”. 2 

Ziffer (3) und (4) iſt in der Faſſung der Se⸗ 
natsvorlage wiederherzuſtellen und an Stelle von 
„153 Gulden“ zu ſetzen „350 Gulden“. 

Zu § 4: Abſatz 1 erhält folgende neue Faſſung: 

Bei einem Bruttogehalt bis zu 800 Gulden darf 
die Kürzung nach den SS 1-3 zuſammen a) bei ver⸗ 
heirateten, verwitweten und geſchiedenen Perſonen 
15 v. H., b) bei ledigen Perſonen 18 v. H. ihrer bis⸗ 
herigen Geſamtbeträge nicht überſteigen. 

Arthur Brill 
und die übrig. Mitgl. d. Sozialdem. Fr. 

Druckſache Nr. 60, geſtellt von den Abg. Dr. 
Thimm, Weiß, Philipſen, Dr. Hoppenrath u. 
Fraktionen: 

1. Im § 1 erhält der Abi. 2 des 8 46 folgende Faſſung: 

„) Abi. 1 gilt ſinngemäß auch für die am 1. No⸗ 
vember 1928 vorhandenen unter das Beamten⸗Ruhe⸗ 

ſtandsgeſetz, Anfallfürſorgegeſetz für Beamte und Be⸗ 
amten⸗Hinterbliebenengeſetz fallenden Verſorgungs⸗ 
berechtigten.“ 

2. § 3 Abi. 1 erhält folgende Faſſung: 

50(ʃ) Mit Wirkung vom 1. April 1931 an werden 
die unter Berückſichtigung der SS 1 und 2 zuſtändig 
bleibenden Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten im Amt, im Warteſtand 
und im Ruheſtand, der Hinterbliebenen von unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten und der im § 2 genannten 
Perſonen, mit Ausnahme der Kinderbeihilfen und der 
Dienſtaufwandsentſchädigung, für die Dauer von 3 
Jahren um 6 v. H. gekürzt.“ 

3. Im § 4 Abi. 2 iſt hinter „Wohnungsgeldzuſchuſſes“ 
einzufügen: 

„nach dem 31. Januar 1931“ und hinter „uſw.“ 
einzufügen: „entſprechend“. 

Wir kommen jetzt zum § 1. Ich werde zunächſt 
abſtimmen laſſen über den Abänderungsantrag 
des Herrn Abg. Brill u. Fr. in Druckſache Nr. 59. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. (Abg. Plenikowfki: Pfui Teufel! Ge⸗ 
meine Bande ſind Sie!) Wir kommen jetzt zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 60. (Zurufe des Abg. Plenikowſki.) Herr 
Abg. Plenikowſli, Sie haben die Ruhe bisher im⸗ 
mer geſtört und auch jetzt. Ich rufe Sie zur Ord⸗ 
nung. — Wir ſtimmen über den Abänderungsan⸗ 
trag der Abg. Dr. Thimm, Weiß, Philipſen, Dr. 
Hoppenrath und Fraktionen in Druckſache Nr. 60 
ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Danke, das iſt die Mehrheit, der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt angenommen. Wir kommen 


jetzt zur Abſtimmung über den 8 1 der Vorlage. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
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braucht nicht abgeſtimmt zu werden, da 
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(Präſident) 
— Danke, das iſt die Mehrheit, 8 1 iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe § 2 der Vorlage auf. Ich eröffne 


die Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 


Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. H.! 
Meine Fraktion ſchlägt vor, dieſen $ 2 der Vor⸗ 
lage unverändert anzunehmen. (Abg. Plenikowſki: 
Für ſo einen Großagrarier ſetzen ſich die Nazis 
ein! Ein Landarbeiter ſoll jetzt 15,— G zahlen!) 

Präſident: Es iſt ein Schlußantrag eingegan⸗ 


gen, der gegenſtandslos iſt, weil keine Wortmel⸗ 


dungen mehr vorliegen. Wer für den $ 2 der 
Vorlage iſt, bitte ich ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit, er iſt angenommen. Zu §3 liegen Ab⸗ 


änderungsanträge in den Druckſachen Nr. 59 und 


60 vor. Ich eröffne die Beſprechung über § 3, das 
Wort hat der Herr Abg. Burandt. (Abg. Langnau: 
Glauben Sie nicht, daß wir uns das bei der dritten 
Beratung gefallen laſſen!) 
Burandt. Abgeordneter (D. Nat.): 
Fraktion ſchlägt vor, den § 3 anzunehmen. 
Präſident: Es iſt folgender Antrag eingegan⸗ 
gen: „Wir beantragen Schluß der Ausſprache 


über § 3. Philipſen u. Fr.“ Wird der Antrag un⸗ 


terſtützt? Die Anterſtützung rei Auf d 

2 g reicht aus. Auf der 
Rednerliſte ſteht noch Herr Abg. Plenikowſki. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Schlußantrag. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 


— Danke, der Schlußantrag iſt angenommen. Wir 


kommen jetzt zur Abſtimmung über den Abände⸗ 


rungsantrag in Druckſache Nr. 59. Wer ihn an⸗ 


nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das ii 
die Minderheit. Der en abgelehnt Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 60. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den jo geänderten $ 3. 


Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, § 3 iſt angenommen. Ich 


rufe § 4 auf. Ich eröffne die Beſprechung, das 
Wort hat Herr Abg. Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion ſchlägt vor, auch den § 4 an⸗ 
zunehmen. (Abg. Plenikowſki: Dieſe feigen Ge⸗ 


ſellen! Früher haben fie das ſelbſt kritiſtert, als 
demokraten das taten, jetzt machen ſie 


die Sozial 


dasselbe mit einem höhniſchen Lächeln! 
Vizepräſident von Wnuck: Es liegt a. Antrag 
des Herrn Abg. Philipſen u. Fr. auf Schluß der 
Ausſprache über § 4 vor. Ueber den Schlußantrag 
keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 59. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Es liegt weiter ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 60 vor, wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt angenommen. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den abgeänderten § 4 der 
orlage. Wer dafür iſt, bitte ich, fich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, § 4 iſt angenommen. Ich 
rufe § 5 auf. 
Wort hat der Herr Abg. Burandt. 


Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Deutſch⸗ 


nationale Fraktion ſchlägt vor, auch den 8 5 anzu⸗ 


Meine 


Ich eröffne die Beſprechung, das 
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nehmen. (Bleiben Sie doch gleich oben! bei den 


Kommuniſten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über den § 5. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 
men. Ich eröffne die Ausſprache über $ 6 der Vor⸗ 
lage. Das Wort hat der Herr Abg. Burandt. 
(Abg. Plenikowſki: Der lernt wenigſtens laufen; 
das iſt beſſer als beim Militär!) 

Brurandt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion ſchlägt vor, auch dieſen Para⸗ 
graphen anzunehmen. (Große Unruhe.) 

Vizepräſident von Wnuck: Ich bitte die Plätze 
einzunehmen. Da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen, iſt die Ausſprache geſchloſſen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki. 

Kloſſowſki, Abgeordneter (S. P. D.): Ich ſtelle 
feſt, daß ſich der Herr Abg. Burandt einer Sprache 
bedient, die niemand verſteht. Nach unſerer Ver⸗ 
faſſung müſſen die Abgeordneten des Danziger 
Volkstags der deutſchen Sprache mächtig ſein, ſonſt 
können ſie ihr Mandat nicht ausüben. Ich möchte 
Herrn Abg. Burandt erſuchen, ſich der deutſchen 
Sprache zu bedienen. (Hat er denn polniſch ge⸗ 
ſprochen? rechts. — Nein, großagrariſch! links.) 


Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen zur 
Abſtimmung über den $ 6 der Vorlage. Ich bitte 
die D. u. H., die ihn annehmen wollen, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, § 6 iſt angenom⸗ 
men. Ich eröffne die Beſprechung über die Ueber⸗ 
ſchrift. Das Wort hat der Herr Abg. Burandt. 
Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion wird auch die Ueberſchrift an⸗ 
nehmen. (Große Unruhe.) 


Vizepräſident von Wnuck: Da weiter keine 
Wortmeldungen vorliegen, iſt die Beſprechung ge⸗ 
ſchloſſen. Ich bitte diejenigen, die die Ueberſchrift 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, ſie iſt angenommen. Ich rufe den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 61 auf: 

Wir beantragen, an die Spitze des Geſetzes fol⸗ 
genden Satz zu ſetzen: a 
„Volkstag und Senat haben in den in Artikel 49 
der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig für Ver⸗ 
| faſſungsänderungen vorgeſchriebenen Formen folgen⸗ 
des Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird.“ 
| Dr. Thimm u. d. übr. Mitgl. d. Nationalſoz. Fr. 
Kurowſki u. d. übr. Mitgl. d. Zentrumsfr. 
| Philipſen u. d. übr. Mitgl. d. Deutſchnat. Fr. 
Dr. Unger u. d. übr. Mitgl. d. Blocks d. nat. Samml. 


Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer den Abänderungsantrag 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Das nennt man Geſetzesmacherei]!) Die 
zweite Beratung des Geſetzentwurfs über die 
Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge 
der Beamten pp. iſt erledigt. Ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Bericht des Sozialen Ausſchuſſes über 
den Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Anterſtützung der Klein⸗Fiſcher. 

Druckſache Nr. 53 zu Nr. 38. Das Wort hat 
der Herr Abg. Plenikowſki. 2 


(D) 


(A) 


(B) 
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Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Jetzt haben 
Sie, was Sie haben wollen. Gehen Sie an die 
Theke und ſaufen Sie ſich voll! Nichts kennzeich⸗ 
net die Verlogenheit der nationalſozialiſtiſchen 
ſogenannten Deutſchen Arbeiterpartei beſſer, als 
hier gerade die Gegenüberſtellung. Auf der einen 
Seite haben Sie die Rieſengehälter bewilligt, auf 
der anderen Seite ſind Sie damit einverſtanden, 
daß von dem ärmſten Landarbeiter mit einem 
Einkommen von 100 Gulden im Jahr 15 Gulden 
neue Steuern eingezogen werden. Auf der ande⸗ 
ren Seite haben Sie den Antrag geſtellt, die Un- 
terſtützung für die Fiſcher in Höhe von 30 000 
Gulden nicht zu bewilligen. (Hört, hört! bei den 
Kommuniſten.) Dann brachten Sie Ihren Antrag 
ein, den Fiſchern 40 000 Gulden zu bewilligen. 
Ich habe ſchon einmal von dieſer Stelle darauf 
hingewieſen, daß das wirklich ein famoſes Ma⸗ 
növer war. Die Nazis glaubten, ſehr ſchlau zu 
ſein, dies Manöver durchgeführt zu haben. Nur 
täuſchen ſie ſich; denn ſie können davon überzeugt 
ſein, daß die Bevölkerung nicht das Froſchhirn hat, 
das ſie beſitzen. Deshalb läßt ſich die Bevölkerung 
von dieſer Art Manöver nicht einfangen. Es ſind 
dieſelben Manöver, wie ſie früher die Sozialde⸗ 
mokratiſche Partei durchführte. Genau ſo wie die 
werktätigen Maſſen der Sozialdemokratiſchen 
Partei bei der letzten Wahl eine Lektion erteilt 
haben, trotz der durchgeführten Manöver, genau 
ſo werden Sie dieſe Lektion bekommen, ſofern ſich 
die Gelegenheit dazu bietet. 

Sie haben 40 000 Gulden beantragt und dazu 
noch ſogar die Deckungsfrage angeſchnitten. Sie 
ſind ſehr ſtolz darauf, daß Sie 10 000 Gulden 
mehr beantragt haben als wir Kommuniſten. Sie 
gehen jetzt in Ihre Verſammlungen und propa⸗ 
gieren dieſe Heldentat. Bei der Propaganda dieſer 
Heldentat wird ſich der Herr Greifer noch hero⸗ 
iſcher vorkommen als er ſich heute vorkam, als er 
darauf hinwies, man müſſe in der Stunde der 
Not das Deutſchtum ſchützen. Sie ſchützen das 
Deutſchtum, indem Sie Einkommen von 100 000 
Gulden jährlich und darüber in Schutz nehmen. 
Schauen Sie ſich das ganze Sanierungsprogramm 
an, nicht um einen Pfennig ſind die Rieſenein⸗ 
kommen und Rieſenvermögen höher beſteuert. Im 
Gegenteil, bei den Erbſchaften hat man ſogar noch 
die Steuer für die großen Erbſchaften herabgeſetzt. 
Aber auf der anderen Seite wird aus den Arbei⸗ 
tern, den Angeſtellten, den unteren Beamten, den 
werktätigen Kreiſen des Mittelſtandes das Letzte 
herausgepreßt. Bei denen holen Sie noch 2 Milli⸗ 
onen Umſatzſteuer, 4 Millionen durch die Gehalts⸗ 
kürzung der unteren Beamtenſchaft und 2 Milli⸗ 
onen durch die Mieterhöhung heraus, jo und }o 
viele Millionen noch durch eine neue Kopfſteuer 
und durch Herabſetzung der ſozialen Ermäßigun⸗ 
gen. Dann berufen Sie ſich auf das Deutſchtum, 
das Sie hier wahren wollen, und das nicht mehr 
zu wahren iſt, wenn alle Arbeiter bereits krepiert 
und verhungert find. Sie beantragen 40 000 


Gulden für die Fiſcher und ſchneiden die Deckungs⸗ 
frage an. Sie erklären, wir könnten zeigen, ob wir 
ſozial geſinnt ſeien und dieſem Antrag unſere Zu⸗ 


ſtimmung geben. Dabei überſehen Sie nur eine 
Tatſache, die man hier näher beleuchten muß. 


Montag, den 19. Januar 1931. 


Sie ſtellen Anträge auf Steuervorlagen, wie z. 
B. Konſumſteuer, Warenhausſteuer, Beſteuerung 
der Filialen. Sie werden aber nicht erklären 
können, daß auch nur eine einzige dieſer Steuer⸗ 
arten von uns vor der Wahl propagiert worden 
iſt. Im Gegenteil, jede Beſteuerung des Konſums 
und der Filialen iſt von uns auch vor der Wahl 
abgelehnt worden. Alſo können Sie nicht kommen 
und verſuchen, uns als Leute hinzuſtellen, die ihre 
Verſprechungen nicht einlöſen wollen. Sie müſſen 
zugeben, daß wir keine Steuern beantragen, die 
Sie nicht vor der Wahl propagiert haben. Wir 
beantragen nur Steuervorlagen, die Sie auch vor 
der Wahl forderten indem Sie erklärten, der Be⸗ 
ſitz müſſe beſteuert werden. Die hohen Einkom⸗ 
men müſſen beſteuert werden, weg mit den Rie⸗ 
jengehältern, keine ſteuerliche Mehrbelaſtung, 
ſpart bei den Rieſengehältern! 

Alle die Anträge, die Sie propagiert haben 
und als Ihr Vorhaben bezeichneten, erheben wir 
zum Antrag. Es kommt nur auf die Nazis an, zu 
zeigen, ob die Steuern, die ſie vor der Wahl pro⸗ 
pagiert haben, tatſächlich durchgeführt werden 
ſollen. Ihre Stimmen ſind ausſchlaggebend. Aber 
Sie denken nicht daran. Wenn man die Steno⸗ 
gramme der früheren Reden der Sozialdemokra⸗ 
ten durchlieſt, Herr Abg. Dr. Thimm, als die So⸗ 
zialdemokraten noch in der Regierung waren, ſo 
ſtimmen dieſe Reden mit den Reden überein, die 
Sie jetzt halten. Es ſind dieſelben Begründungen. 
Das zeigt Ihre elende Demagogie. Das zeigt der 
Danziger werktätigen Bevölkerung klar und deut⸗ 
lich, daß Sie jetzt die Rolle des Lakaien des Ka⸗ 
pitals, des Lakaien der Bourgeoiſie übernommen 
haben, die ſolange die Sozialdemokratie einnahm. 
Sie ſind nicht um ein Haar beſſer, Sie haben keine 
Arſache, ſich hierher zu ſtellen und ſich ſittlich 
über das zu entrüſten, was die Sozialdemokratie 
getan hat; denn Sie tun jetzt dasſelbe. i 

Ich muß die Frage der Sparſamkeit anſchnei⸗ 
den, weil Sie dieſe Frage auch bei unſerm Antrag 
bezüglich der Gewährung von 30 000 Gulden an⸗ 
geſchnitten haben. Da erklärten Sie, wo iſt die 
Deckung? Die Verfaſſung verlangt für jede Aus⸗ 
gabe, die nicht etatsmäßig iſt, eine Deckung. Als 
Sie einer Beſprechung der Fiſchervorlage wider⸗ 
ſprachen, haben Sie in derſelben Sitzung einem 
einzigen Beamten ein Gehalt von 32 000 Gulden 
bewilligt. Hier handelt es ſich um einen Antrag 
von 30 000 Gulden nicht für eine Perſon, ſondern 
für Tauſende von Fiſcherſamilien. Sehen Sie ſich 
das Handbuch durch, die Fiſcherbevölkerung in 
Danzig beträgt tatſächlich mehrere tauſend Per⸗ 
ſonen. Nehmen Sie das zur Kenntnis. Wenn Sie 
ſittlich entrüſtet erklären, es ſei nicht für tauſende 
berechnet, dann müſſen Sie zugeben, daß die 
Summe von 30 000 Gulden, auch wenn ſie nur für 
10 arme Fiſcherfamilien beſtimmt wäre, eher be⸗ 
willigt werden müſſe, als die 32 000 Gulden für 
einen einzigen Beamten. Kommen Sie nicht mit 
dem Einwand, daß keine Tauſende von Fiſcher⸗ 
familien da ſeien, für die die Summe beſtimmt ſei. 

Nun zu den Ausführungen, die der Herr Abg. 
Greiſer früher in dieſem Zuſammenhang hier ge⸗ 
macht hat. Sie haben immer wieder erklärt: Keine 
neuen Steuerlaſten, ſondern Wegſteuerung des 


0) 
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Uebermaßes. Sie ſcheinen Ihre Zeitung nicht zu 
leſen oder nicht das zu behalten, was Sie dort 
ſchreiben. Bei Ihrem Nazifroſchgehirn iſt das nicht 
weiter verwunderlich. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Die Bevölkerung wird erkennen, daß Sie wirklich 
ein Froſchhirn haben. (Abg. Greiſer: Nach Ihrem 
Mundwerk weiß die Bevölkerung, daß Sie einen 
Krokodilskopf haben!) Sie ſind nicht etwa auf der 
Grundlage deſſen, was Sie tun, gewählt worden, 
ſondern was Sie verſprochen haben. Sie haben 
ſelbſt erklärt, daß Sie das Gegenteil von dem 
machen wollen, was der bisherige marxiſtiſche 
Senat getan hat. (Abg. Greiſer: Das tut er ſchon!) 
Die Sozialdemokraten haben die Beamtengehälter 
gekürzt, Sie kürzen ſie weiter. Die Sozialdemo⸗ 
kraten haben jeden Antrag für die Fiſcher, für die 
Erwerbsloſen niedergeſtimmt, Sie machen genuu 
das gleiche. Die Sozialdemokraten haben die 
Maſſen durch immer neue Steuern belaſtet. Ich er⸗ 
innere an die Erhöhung der Streichholzpreiſe, an 
die Erhöhung der Fahrpreiſe, der Spritpreiſe, 
alles Maſſenbelaſtungen. Und was machen Sie? 
Sie führen 
Steuern ein. Oder wollen Sie etwa leugnen, daß 
die Kopfſteuer eine der gemeinſten Steuern iſt? 
Schon wegen dieſer Steuer kann man der Vorlage 
nicht die Zuſtimmung geben. Ein Landarbeiter mit 
einer zahlreichen Familie mit 100 Gulden Ein⸗ 
kommen muß 15 Gulden Steuer zahlen. Nennen 
Sie das eine Wegſteuerung des Vermögens? Dem⸗ 


gegenüber wird Herrn Burandt nicht ein Pfennig 


mehr weggenommen. Das zeigt Ihre Politik. Daß 
Sie den Herrn Präſidenten darauf aufmerkſam 
machen, daß ich nicht zur Sache ſpreche, zeigt daß 
dieſe Wahrheiten Ihnen unangenehm ſind. Ihr 
Präſident iſt in der Beziehung jo „entgegenkom⸗ 
mend“ daß er das zuläßt, aber auch nur deshalb, 
weil Sie ſich ſelbſt auch niemals an die Vorlage 
gehalten haben. Zu Ihrer Beruhigung möchte ich 
lagen, daß das durchaus zu unſerm Antrag gehört, 
weil dabei die Deckungsfrage zu ſtellen iſt. Sie 
haben die Deckungsfrage auch in bezug auf die 
Konjumvereine und Filialen geſtellt. Da iſt es 
notwendig zu ſagen, daß Sie früher die Deckungs⸗ 
frage nicht geſtellt haben. Wenn man Ihre Zei- 
tung nimmt, kann man ſehen, welche elenden De⸗ 
magogen Sie ſind. Sie ſind genau ſo widerliche 
Heuchler wie es die Sozialdemokraten geweſen 
ind, als fie in der Regierung waren. Als Tatſache 
dient das, was wir eben geſehen haben. Tatſache 
iſt, daß die Beamtenbeſoldungskürzung jetzt verab⸗ 
ſchiedet iſt. Das iſt von den Herren Kamnitzer und 
Sahm ausgearbeitet worden. Ich kann prominente 


das auf ihren Eid nehmen. Das, was Kamnitzer 
und Sahm ausgeheckt haben, haben Sie jetzt ange⸗ 
nommen. Das zeigt wahrlich Ihre Erbärmlichkeit. 


Das zeigt, wie Sie zu dem ſtehen, was Sie ver: 
ſprochen haben. 


Nun ſollen hier 30 000 Gulden bewilligt wer⸗ 
den. Wir werden ſehen, wie ſich die Nazis dazu 
ſtellen werden. Als Sie ſich hinſtellten, Herr Grei⸗ 
ek und erklärten, wir werden aus grundſätzlichen 
Erwägungen heraus, der Notlage gehorchend, dem 
Ermächtigungsgeſetz unſere Zuſtimmung geben, 
alſo dieſe Schandmaßnahmen decken, da ſaßen die 


jetzt noch ſchädlichere, noch gemeinere 


| 


Perſönlichkeiten aus Beamtenkreiſen nennen, die als Finanzausgleich zu überweiſen. 
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Herren und warteten auf den Moment, wo ſie auf⸗ 
atmen konnten. Die Plünderung der Werktätigen, 
der Kreiſe, die auch Sie gewählt haben, kann jetzt 
beginnen. Jetzt, wo es um die Notlage der Fiſcher 
geht, ſitzen die Herren an der Theke. Das iſt wich⸗ 
tiger als dieſe Frage. Sie ſelbſt haben dieſe Her⸗ 
ren als die Mitte bezeichnet, die verlumpt iſt. Mit 
dieſer verlumpten Mitte ſtimmen Sie allen dieſen 
Geſetzen zu. Wenn es um die Fiſcher geht, denken 
Sie nicht daran, hier zu bleiben, und ein wenig 
Volldampf zu machen. 

Sie haben 40 000 Gulden für die Fiſcher be⸗ 
antragt, allerdings mit der Deckungsfrage. Sie 
haben erklärt, wenn die Deckung als ſolche nicht 
angenommen wird, werden Sie einen Fonds ſchaf⸗ 
fen, um die 40 000 Gulden zu bewilligen. Dann 
ſtellen Sie einmal die Rechnung auf. Sie werden 
ſie nicht aufſtellen. Aber wir werden den Fiſchern 
dieſe Rechnung präſentieren. Dann wird ſich her⸗ 
ausſtellen, daß die Fiſcher die paar Pfennige, die 
Sie jetzt bewilligen werden, im Laufe eines 
Jahres bereits durch die Kopfſteuer zurückzahlen 
müſſen. Sie wiſſen genau, daß die Kopfſteuer auch 
von den Fiſchern getragen werden ſoll. Dieſe ha⸗ 
ben, auch wenn ſie verheiratet ſind, noch nicht ein 
Einkommen von 120 Gulden. Alſo die Perſonen, 
die unter dieſe Einnahmeſätze fallen, müſſen pro 
Tag 5 Pfennig Kopfſteuer zahlen. Dann werden 
die Tauſende von Fiſchern, die wir haben, allein 
in einem Jahr 40 000 Gulden und noch mehr auf⸗ 
bringen müſſen. Ich erwähne noch gar nicht die 
andern Steuern, zum Beiſpiel die zehnprozentige 


erzielen. An die Seifenblaſen glaubt kein Menſch. 
Auch noch andere Steuern werden die Fiſcher be⸗ 
zahlen müſſen. Dieſe 40 000 Gulden werden nicht 
nur durch eine neue Beſteuerung von den Werk⸗ 
tätigen aufgebracht werden, ſondern die Fiſcher die 
dieſe paar Pfennige bekommen, werden ſie doppelt 


und dreifach durch die Steuern, die Sie jetzt ver⸗ 


abſchieden werden, an den Staat zurückzahlen. 
Wir haben den Antrag hier eingereicht, er ſteht 
in zweiter Leſung zur Verabſchiedung. Die Sozial⸗ 
demokraten, die jahrelang in der Regierung ſaßen, 
die ſich jetzt ſo ſehr entrüſteten, haben jahrelang 
auch nichts getan, um zu helfen. Wenn Sie immer 
darauf hinweiſen, daß Sie noch vor kurzer Zeit 
einige Summen für die Fiſcher zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt haben, dann beſtreiten Sie doch folgendes; 
daß dieſe Summe aus dem Finanzausgleich ge⸗ 
nommen iſt. (Abg. Moritz: Irgendwoher muß ſie 


ſprünglich beabſichtigt, den Gemeinden 2 Millionen 
0 Auch dieſe 
2 Millionen hätten nicht genügt, um die finanz⸗ 
ſchwachen Gemeinden zu unterſtützen. Nachher hat 
man dieſe Summe auf 400 000 gekürzt. Ihr Abg. 
Brill war es ja, der immer wieder auf die Not⸗ 
lage der Gemeinden hingewieſen hat und auf die 
Tatſache, daß Frauen und Männer Tag für Tag 


zum Gemeindevorſtand gelaufen find, um ein paar: 


Pfennige zu bekommen. Die Summe von 400 000 
Gulden war eben für dieſe Zwecke beſtimmt. Was 
machten Sie, um damit Manöver durchführen zu 
können, wie ſie jetzt die Nazis durchführen? Sie 
zweigten von dieſer Summe von 400 000 Gulden 


doch genommen werden!) Herr Moritz, es war ur⸗ 


— 


O 


Mieterhöhung. Verſuchen Sie nicht Illuſionen zu (o) 
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einige Zehntauſend Gulden ab, verſchwiegen aber wir auch die Anträge bringen, die Sie vorher (0) 

wohlweislich, daß dieſe Summe ſchon beſtimmt propagiert haben. Beshalb kommen Sie in eine 

war, um die Notlage der finanzſchwachen Gemein⸗ ſchlimme Zwickmühle. Was glauben Sie wohl, 

den zu lindern. Sie haben eben ein Manöver wenn wir nachher die Malſch⸗Propaganda⸗Rede 

durchgeführt. Warum haben Sie nicht ſchon damals in Form eines Antrages vorlegen werden, werden 

den Antrag eingereicht, den Sie jetzt geſtellt ha- Sie dann auch dagegen ſtimmen? Wir haben die 

ben, daß nämlich dieſe 30 000 Gulden oder da⸗ Anträge noch nicht gebracht, weil uns das Steno⸗ 

mals die Gelder, die Sie bewilligt haben, durch gramm noch nicht gedruckt vorliegt. (Abg. Malſch 

eine ſtärkere Beſteuerung der beſitzenden Kreiſe zeigt ſein Stenogramm.) Vielleicht ſind Sie ſo 

aufgebracht werden ſollten. Wenn wir ſolche An⸗ liebenswürdig und reichen es mir herüber, damit 

träge ſtellten, haben Sie die prompt mit der Zen⸗ ich morgen dieſe Anträge im Volkstag einreichen 

trumspartei zuſammen abgelehnt. Das zeigt, daß kann. Sie werden ſich davor hüten. Um die Tat⸗ 

Sie genau ſo viel taten, während Ihrer Regie⸗ lache, dafür oder dagegen zu ſtimmen, werden Sie 

rungszeit wie jetzt die Nazis zu tun gewillt ſind. nicht herumkommen. Dieſe Tatſachen zeigen, wo 

Wenn Sie ſich ſtolz irgendwelcher Erfolge rüh- die Demagogen ſitzen. Der Abg. Brill gebrauchte 0 

men, jo ſehen dieſe jo aus, wie die Erfolge der an dieſer Stelle ein Wort, das man ſich einprägen 

Nazis. und einhämmern muß, das man ſich genau ſo ein⸗ 

Wir haben hier den Antrag geſtellt, daß die hämmern muß und den Maſſen, wie ſeinerzeit das 
Fiſcher 30 000 Gulden erhalten ſollen. Dieſer Wort des Herrn Kloſſowſki, der ſeinerzeit erklärte, 
Antrag wird jetzt zur Abſtimmung kommen, das der Siebenſtundentag in Danzig würde nur das 
heißt, wenn heute darüber abgeſtimmt wird, kann Elend der werktätigen Bevölkerung vergrößern. 
der Senat morgen ſchon dieſe Summe auszahlen. Man muß ſich dieſe Worte genau ſo einhämmern, | 
Bejonders wenn der berüchtigte Volldampf der wie das Wort des Abg. Greiſer vom koddrigen 
Nazis dahinterſteht. Aber Sie denken nicht daran, Freiſtaat. (Zuruf rechts.) 
Herr Greiſer hat ſelbſt erklärt: „Wir werden kei⸗ Das ſind Folgerungen, die man wirklich den 
nem Antrag der Linksparteien unſere Zuſtimmung werktätigen Maſſen einhämmern kann. Wir wer⸗ 
geben.“ (Abg. Greiſer: Gott ſei dank, weil ſie alle den das beſorgen und den Volksbetrug aufdecken, 
demagogiſch ſind!) Herr Greiſer, dadurch unter⸗ den Sie an Ihren Wählern verübt haben. (Zuruf 
ſtützen Sie nur die bürgerlichen Parteien in der rechts.) Ich weiß nicht, was Sie mit dieſen 12 
Sicherung ihrer Profite oder glauben Sie, daß Jahren meinen. Wenn Sie damit den Zeitpunkt 
dieſe verlumpte bürgerliche Mitte Anträge für die meinen, ſeit dem Sie den 8 51 beſitzen, nehme ich 
werktätigen Kreiſe, für Erwerbsloſe, für Fiſcher, das dankend zur Kenntnis. Man muß feſtſtellen, 

(B) für Hafenarbeiter einbringen wird? Glauben Sie, daß der Abg. Brill von diefer Stelle aus das Wort D 
daß wenn Sie dieſe Anträge einbringen, die bür⸗ gebrauchte, „es kommt nicht darauf an, was man 
gerliche Mitte dieſen Anträgen ihre Zuſtimmung tut, ſondern was man will.“ Das iſt das, was z. B. 
geben wird? Wenn ſie ihre Zuſtimmung gibt, auch der Herr Greiſer zum Ausdruck brachte. Herr 
dann auch nur im Rahmen der Manöver, die Greiſer, Sie erklärten auch, es kommt auf das an, 
durchgeführt werden müſſen, damit Sie als Nazis was man will und nicht was man tut denn Ihre 
nicht ſämtliche Anhänger verlieren. Alſo bei diefer grundſätzliche Einſtellung bleibt ja die gleiche. Das 
Einſtellung helfen Sie mit, daß überhaupt nicht erklärt die S. P. D. auch. Bloß daß die werktätigen 
mehr die Möglichkeit beſteht, auch nur einen ein⸗ Maſſen nicht nach der grundſätzlichen Einſtellung 
zigen Pfennig für die Werktätigen herauszuholen. fragen, ſondern ſehen wollen, ob dieſe grundſätz⸗ 

Das wollen Sie ja, wenn Sie auf der einen Seite liche Einſtellung auch mit den Taten überein⸗ 
darauf hinweiſen, daß wir vielleicht dieſem und! ſtimmt. Wenn Sie zu den Erwerbsloſen, Fiſchern 
jenem Antrag unſere Zuſtimmung nicht gegeben und Kleinbauern erklären, unſere grundſätzliche 
haben und darüber herziehen. Dann haben Sie Einſtellung bleibt die gleiche, nur um das Deutſch⸗ 
keine Urſache, ſich darüber ſittlich zu entrüjten. tum zu retten, deshalb müßt Ihr verhungern, 
Wenn Sie erklären, daß Sie Anträgen, die von werden die Ihnen antworten: Dann pfeifen wir 
links kommen, nicht Ihre Zuſtimmung geben, ha⸗ auf dieſes Deutſchtum. (Lebhaftes Pfui! rechts.) 
ben Sie keine Arſache ſich zu entrüſten, wenn wir Dann pfeifen wir auf alle Grundſätzlichkeiten. 
Ihren Anträgen nicht zuſtimmen. Aber bringen (Abg. Greiſer: Schämen ſollt Ihr Euch etwas!) 
Sie Anträge, tauſend Anträge, bringen Sie jeden Ein Arbeiter, der weggeſchickt wurde, um für das 
Tag einen Antrag, aber nur Anträge, Herr Grei⸗ ſogenannte deutſche Vaterland, für den Profit der 
ſer, die wir ſelbſt vor der Wahl propagiert haben. Deutſchnationalen zu verrecken, hätte recht gehabt 
Nur ſolche Anträge, und wir werden nicht ſagen zu ſagen, er laſſe ſich nicht totſchießen. (Ihr laßt 

weil die Anträge von den Nazis kommen, ſtimmen Euch nicht totſchießen, Ihr ſeid Deſerteure! rechts.) 

wir nicht zu, trotzdem wir wirklich die felſenfeſte Meinen Sie Wilhem II.? Ich bin nicht deſertiert. 

Ueberzeugung haben, daß Ihre Anträge nur dema⸗ Wenn ich gewußt hätte, um was es in dieſem ver⸗ 

gogiſch gemeint ſind, daß fie nur eitel Schaum: | dammten Krieg ging, dann wäre ich deſertiert, 

ſchlägerei ſind. Dieſe Auffaſſung haben wir, weil davon ſeien Sie überzeugt. Dann hätte ich mir als 

Sie durch Ihre Taten dieſe unſere Ueberzeugung 17jähriger Junge nicht meine Knochen in Flan⸗ 

nur gefeſtigt haben. Bringen Sie Anträge, die dern kaputtſchießen laſſen. Dann kommt ſo ein | 

wir vor der Wahl propagierten und Sie ſollen Kerl her und ſpricht von Deſerteuren. Mag er ſich 

immer unſere Zuſtimmung dazu bekommen. an Wilhelm II. wenden. Das iſt Tatſache: Wenn 

Aber Sie müſſen dieſe Erklärung abgeben, weil vor einem Landarbeiter, einem kleinen Gewerbe⸗ { 


A 


— 


wir nicht die üblen Manöver durchführen, ſon⸗ treibenden die Frage ſteht, Deutſchtum oder ver⸗ 
dern in dieſer Beziehung ehrlich arbeiten, indem! hungern, jo hat er ein Recht zu jagen, dann 


N 
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— 
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(Plenikowfſki, Abgeordneter) 

pfeife ich auf dieſes Deutſchtum und wehre mich 
gegen den Hunger. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Greiſer. — Er iſt nicht anweſend. Da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen, ſchließe 
ich die Beſprechung. Wir kommen nunmehr zur 


Abſtimmung, und zwar zuerſt über den Abände⸗ 


rungsantrag auf Druckſache Nr. 58. 
Zum Antrage, enthaltend in der Druckſache Nr. 38 
beantragen wir: 
1. Den Antrag anzunehmen mit folgenden Aenderungen: 
An Stelle der Worte „15. Januar“ iſt zu ſetzen: 
„1. Februar“. 
An Stelle der Worte „30 000 Gulden“ iſt zu 
ſetzen: „40 000 Gulden“. 
2. Dem Antrag folgenden Satz anzufügen: 
Zur Deckung dieſer Ausgabe iſt Einnahme aus 
der Dividenden⸗ und Tantiemenſteuer (8 1 Ziffer 4 
des Ermächtigungsgeſetzes) zu verwenden.“ 
Moritz u. d. übr. Mitgl. d. Sozialdem. Fr. 
Wer 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — (Das ſind die 
Dividenden und Tantiemen!) Ich bitte um die 
Gegenprobe. Die Abſtimmung 
Wir kommen zur Auszählung. Ich bitte, den 
Saal zu verlaſſen und wer den Abänderungsan⸗ 
trag annehmen will, durch die „Ja“⸗Tür, wer ihn 
ablehnen will, durch die „Nein“⸗Tür und wer ſich 
der Stimme enthält, durch die „Enthalte mich“ 
Tür wieder hereinzukommen. Ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. Es ſind 56 Stimmen abgegeben wor⸗ 
den. Davon 20 mit Ja, 35 mit Nein und eine 
Stimmenthaltung. Der Antrag iſt damit abge⸗ 
lehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
den Antrag in Druckſache Nr. 38. Wer dieſen an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Damit iſt unſere Ta⸗ 
gesordnung erledigt. 
das Wort der Herr Abg. Greiſer. 


dieſen Abänderungsantrag annehmen 


iſt zweifelhaft. 


Zur Geſchäftsordnung hat 
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Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich ſtelle 
den Antrag, daß die Druckſache mit unſerm An⸗ 
trag auf Auszahlung von 40 000 Gulden an die 
Fiſcher mit der Beſteuerung der Konſumvereine 
auf die Tagesordnung geſetzt wird. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Das muß gleich zu Anfang auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt werden! Das iſt geſchäftsordnungs⸗ 
mäßig gar nicht möglich!) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. 
Greiſer, Sie haben eben den Antrag geſtellt, Ihren 
Antrag auf Bewilligung von 40 000 Gulden, der 
im Ausſchuß liegt, heute noch auf die Tagesord⸗ 
nung zu ſetzen. Das iſt unmöglich, weil der Aus⸗ 
ſchuß über den Antrag noch nicht entſchieden hat. 
Wir können alſo Ihren Antrag nicht annehmen. 
(Sie müſſen doch wiſſen, wo Ihr Antrag iſt! bei 
den Kommuniſten. — Abg. Greiſer: Dann ſtelle 
ich den Antrag, mir noch nachträglich das Wort zu 
geben, da ich vorhin draußen war!) 

Vizepräſident von Wnuck: Die Tagesordnung 
iſt ſchon erledigt, das geht nicht. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki. — Abg. Greifer: Sie Schuft! — 
Zwiſchenrufe links. — Abg. Greiſer: Wer mich als 
Deſerteur bezeichnet, iſt ein Schuft und ein Lump! 
— Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlägt vor, die nächſte Sitzung am Don⸗ 
nerstag, den 22. Januar, 15,30 Uhr, abzuhalten 
und zwar mit folgender Tagesordnung: 
nung: 

1. Dritte Beratung eines Ermächtigungsgeſetzes. 

2. Dritte Beratung des Geſetzentwurfs über die Aen⸗ 


derung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Be⸗ 
amten pp. 


Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich ſchließe die Sitzung. n 


(Schluß der Sitzung: 17 Uhr 55 Minuten.) 


(D) 
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198 Volkstag Danzig — 12. Sitzung. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
heute den 22. Januar 1931 erlaſſene Demonſtrations⸗ 
verbot ſofort aufzuheben. 


Die Möglichkeit dazu beſteht. Der Senat kann ſo⸗ 
fort die Anweiſung bekommen. Sie geſtatten es 
doch ſonſt, daß Bevölkerungskreiſe ihren Proteſt 
zum Ausdruck bringen. Geſtatten Sie es alſo den 
Erwerbsloſen, daß ſie ihren Proteſt durch eine 
Demonſtration zum Ausdruck bringen, wenn de⸗ 
nen jetzt der Brotkorb noch höher geſchnallt wer⸗ 
den ſoll. Ich hoffe, daß Sie nicht der Anſicht ſind, 
die Erwerbsloſen haben einfach zu verrecken, 
ohne einen Muck von ſich zu geben. Wir beantra⸗ 
gen noch einmal, daß dieſer Tagesordnungspunkt 
als erſter behandelt wird. Wir wollen keine 
Ausſprache darüber herbeiführen, ſondern nur 
eine kurze Begründung geben und dann verlan⸗ 
gen, daß die Vorlage ſofort verabſchiedet wird. 
Dieſer Antrag braucht durchaus nicht an einen 
Ausſchuß zu gehen, da es keine Finanzvorlage iſt. 
Er kann alſo ſofort erledigt werden. 


Vizepräſident von Wnuck: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, vor Punkt 1 eine Beſprechung 
über die Aufhebung des Demonſtrationsverbotes 
vorzunehmen. (Abg. Philipſen: 


ſprechen? Die Erwerbsloſen müſſen ſolchen Leuten 
zeigen, was eine Harke iſt! Kommen Sie heute 
mal raus zu den Erwerbsloſen!) Ich rufe Punkt 
1 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzes über 
die Aenderung der Dienſt⸗ 
gungsbezüge der Beamten. 

Druckſache Nr. 64. Das Wort hat der Herr Abg. 
Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 9 
Wohl noch nie hat die Oeffentlichkeit die Verhand⸗ 
lungen des Volkstages mit einem ſo großen In⸗ 
tereſſe verfolgt, wie den Punkt, der jetzt zur Be⸗ 
ratung ſteht. Die Preſſe der Regierungsparteien 
einſchließlich der Nazis hat den Verſuch unter⸗ 
nommen, ein Trommelfeuer für die Verantwort⸗ 
lichkeit der verpönten Marxiſten loszulaſſen. Frü⸗ 
her war es ſo, daß die Regierungsparteien, d. h. 
die Mehrheit des Volkstages, für die Handlungen 
des Volkstages verantwortlich waren. Ausgerech⸗ 
net jetzt, nachdem die Sozialdemokraten aus der 
Regierung ausgeſchieden ſind, nachdem die Volks⸗ 
tagswahlen ein Ergebnis gebracht haben, das den 
bürgerlichen Rechtsparteien mit Anterſtützung der 
Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei eine Regie⸗ 
rungsmehrheit gebracht hat, nunmehr ſollen auf 
einmal die Sozialdemokraten als Minderheit für 
die zu verabſchiedenden Vorlagen, die mit dem 
Ermächtigungsgeſetz zuſammenhängen, verant⸗ 
wortlich ſein. (Abg. Klingenberg: Beim Nazi⸗ 
Volldampf ſteht ja alles auf dem Kopf!) 

Wir Sozialdemokraten haben in der Frage 
der Beamtenbeſoldung, ſolange der Freiſtaat 
Danzig beſteht, den Standpunkt vertreten, daß die 
Spanne zwiſchen den Bezügen der oberen und un⸗ 


teren Beamten verringert werden muß. Wir ha⸗ 


ben ſtets den Standpunkt vertreten, daß das ge⸗ 
ſamte Beamtenbeſoldungsgeſetz, die Beamtenbe⸗ 
ſoldungsbezüge, ſozialer geſtaltet werden ſollen. 
Bisher hat ſich noch nicht Gelegenheit gegeben, 


Wir widerſpre⸗ 
chen! — Abg. Plenikowſki: Unerhörter Skandal 
iſt das, Sie wagen es noch, überhaupt zu wider⸗ 


und Verſor⸗ 


dieſes Exiſtenzminimum für die 


Donnerstag, den 22. Januar 1931. 


daß wir Sozialdemokraten als ausſchlaggebender (O 


Faktor bei der Entſcheidung in der Frage der Be⸗ 
amtengeſetze in Erſcheinung traten. (1928! 
rechts.) Solange der Volkstag beſteht, habe ich als 
Redner der Sozialdemokratiſchen Fraktion bei je⸗ 
der Beſoldungsvorlage, die hier in dieſem Hauſe 
beraten worden iſt, den Standpunkt vertreten, 
daß eine ſoziale Geſtaltung der Beamtenbeſoldung 
durch Abbau der höheren Beamtenbezüge zum 
Ausgleich der mittleren und unteren Beamtenbe⸗ 
züge herbeigeführt werden ſoll. (Abg. Dr. Bla⸗ 
bier: Aber Kunze und Arczynſki haben doch die 
lebenslängliche Penſion!) Selbſt dann, als wir 
1928 in der Regierung waren und das letzte Be⸗ 
ſoldungsgeſetz geſchaffen haben, haben wir dieſen 
Standpunkt ebenfalls hervorgehoben, konnten 
ins aber gegenüber den bürgerlichen Koalitions⸗ 
sarteien nicht durchſetzen, hatten alſo keine Mög⸗ 
ichkeit, eine Mehrheit für unſeren Standpunkt zu 
gewinnen. Jetzt fordert die Regierung nach An⸗ 
gabe des Senatspräſidenten Dr. Ziehm den Ab⸗ 
dau der Beamtenbezüge. An dieſem Vorſchlag 
haben wir bemängelt, daß die Bezüge der unteren 
und oberen ſowie mittleren Beamten durch die 
Regierungsvorlage gleichmäßig um 6 Prozent 
abgebaut werden ſollen. Das lehnen wir Sozial⸗ 
demokraten ab, weil dadurch die Spanne in den 
Bezügen der oberen und unteren Beamten noch 
mehr erhöht wird. Wir haben eine Gegenvorlage 
gemacht. In unſerm Vorſchlag haben wir gefor⸗ 
dert, daß zunächſt die Bruttobezüge der Beam⸗ 
ten bis 350 Gulden pro Monat von jeglichem Ge⸗ 
haltsabzug freigelaſſen werden. Warum? Wir be⸗ 
trachten das monatliche Einkommen bis 350 Gul⸗ 
den als ein Exiſtenzminimum, das jeder Arbeit⸗ 


nehmer in Anſpruch nehmen kann, gleichgültig, ob 


er ſich in ſtaatlicher oder privater Anſtellung be⸗ 
findet. Wenn ſchon die Finanznot des Staats ein⸗ 
greifende Maßnahmen erfordert, verlangen wir, 
daß dieſe Opfer von den Beamten getragen wer⸗ 
den, die bisher, gegenüber den Beamten Deutſch⸗ 
lands und Preußens in einer ganz außerordent⸗ 
lich begünſtigten Stellung geſtanden haben. Es 
iſt nicht bekannt und wird allgemein verſchwie⸗ 
gen, daß die Danziger höheren Beamten, wenn 
man ihr Lebensalter und ihr Anſtellungsalter zu 
Grunde legt, um ein bis zwei Gehaltsgruppen 
höher bezahlt ſind als die Beamten in Deutſch⸗ 
land. (Abg. Schmidt: Da ſitzt eine ganze Menge 
auf den Regierungsbänken, z. B. Herr Dr. Alt⸗ 
hoff!) Da ſich der Staat in einer Finanznot be⸗ 
findet, verlangen wir, daß dieſe leiſtungsfähigen 
Schichten der Beamten in entſprechender Weiſe 
zu dem Notopfer herangezogen werden. Wir ha⸗ 
ben darüber hinaus gefordert, daß alle Dinge, die 
mit dem Ermächtigungsgeſetz verbunden ſind, 
auf andere Weiſe gelöſt werden. Darüber wird 
ein anderer Fraktionskollege nach mir ſprechen. 
Die Regierung hat unſere Vorſchläge abge⸗ 
lehnt, weil ſie ſich auf das Beamtenabkommen mit 
Deutſchland beruft. Dieſen Standpunkt halten wir 
für falſch. Wir halten an der 350 Gulden⸗Grenze 
aus dem Grunde feſt, weil wir das Exiſtenzmini⸗ 
mum der Arbeitnehmer nicht angetaſtet haben 
wollen, und weil wir befürchten müſſen, wenn 
Beamten und 
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angetaſtet 
wird, der Weg für den Lohnabbau für Arbeiter 
und Angeſtellte auf der ganzen Linie freigemacht 
wird. Niemals wird die Sozialdemokratie dieſe 
Grenze des Exiſtenzminimums in dieſer entſchei⸗ 
denden Frage antaſten laſſen. Wir fordern dar⸗ 
über hinaus in unſerem Antrag, daß die Beamten 
mit höheren Bezügen als 350 Gulden monatlich 
in ca. 15 verſchiedenen Staffeln, beginnend mit 
1 Prozent, ſteigend bei den Höchſtgehältern einem 
vierzig⸗prozentiger Gehaltsabbau in Form eines 
Notopfers auf drei Jahre unterliegen ſollen. 
Wir machen ausdrücklich darauf aufmerkſam, daß 
auch unſer Antrag genau ſo, wie der Antrag der 


Regierung, eine Befriſtung des Abbaus der Ge⸗ 


haltsbezüge auf drei Jahre vorſieht. Wir ſind der 
Auffaſſung, daß gerade dieſe Schichten der Be⸗ 
amten, die wir mit der ſteigenden Skala von 6 
bis 40 Prozent in den höchſten Stellen treffen 
wollen, ohne weiteres auf Grund ihrer bevor⸗ 
rechteten Stellung aus den Gehaltsbezügen ge⸗ 
genüber den Beamten Deutſchlands und Preußens 
in der Lage ſind, dieſe Laſten zu tragen. 
1 8 u. H.! Wir haben dieſe Anträge geſtellt, 
50 ie Vertreter ſämtlicher bürgerlicher Par⸗ 
ba dieſes Volkstags im Wahlkampf die Frage 
m Gehaltsabbaus der hohen Beamten ſich als 
ahlparole zu eigen gemacht haben. (Blavier 
war der Erſte! links.) Wir wiſſen, daß ſie nicht 
nur in den Wahlverſammlungen ſo geſprochen 
haben, ſondern daß alle bürgerlichen Parteien 
einſchl. der Nazis in den Wahlfflugſchriften dieſe 
Forderung offiziell erhoben haben. Ja, man hat 
= ſo darzuſtellen gewußt, daß ausgerechnet wir 
| . für die Höhe der Beamtenbe⸗ 
8 En e gemacht wurden, daß uns die 
Geh ie geradezu unſozialen Aufbau des 
219 0 9 der Beamten zugeſchoben wurde. 
. 5 em das nicht zutrifft, trotzdem wir ſtets be⸗ 
müht waren, eine ſozialere Geſtaltung des Beam⸗ 
ten⸗Gehaltsſyſtems herbeizuführen, wurden wir 
noch im Wahlkampf von allen Seiten für die 
Höhe der Bezüge der Beamten verantwortlich ge⸗ 
macht. Da haben wir uns geſagt, wenn die Be⸗ 
völkerung in dieſer Weiſe in eine beamtenfeind⸗ 
a Stimmung verſetzt wird, iſt es ſelbſtverſtänd⸗ 
5 wenn tatſächlich ein Mißſtand beſteht, den 
En ſelbſt anerkennen, daß dieſer Mißſtand ſobald 
1 beſeitigt wird. (Sehr richtig! links.) 
n kommt die Regierung mit einer Vorlage 
w f 1 
ee 175 Bezügen der Beamten mit 1 10 
gleichmäß f 25 von 225 oder 250 Gulden aufwärts 
Dieſe Vo 0 Prozent abgezogen werden ſollen. 
ni rlage der Regierung ſchlägt doch gerade: 
Pa 11 Forderungen, die ſämtliche bürgerlichen 
b einſchließlich der Nazis im Wahlkampf 
= 5 110 haben, ins Geſicht. Da haben wir Sozial⸗ 
x okraten uns ‚gejagt, wir wollen keine Worte 
. hören; die Herrſchaften, die den 
8 ‚lo voll genommen haben, ſollen jo ſchnell 
ih moglich in die Verlegenheit gebracht werden, 
en Worten auch die Tat folgen zu laſſen. Aus 
ieſem Grunde haben wir dieſen Antrag formu⸗ 
1 5 um den Nazis, und den bürgerlichen Par⸗ 
17 3 die in Beamtenfeindlichkeit gemacht haben, 
te Sturm gelaufen find gegen die hohen Gehäl- 
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ter, Gelegenheit zu geben, nun endlich ihre Ver⸗ 
ſprechungen, die ſie ihren Wählern gegenüber 
gemacht haben, hier im Volkstag einzulöſen. 

Und was erleben wir jetzt? Die Vertreter der 
Nationalſozialiſten haben im Hauptausſchuß, als 
wir dieſe Vorlage beraten haben, durch ihren 
Vertreter, den Herrn Präſidenten von Wnuck die 
Erklärung abgegeben, daß ſie einen Antrag ein⸗ 
bringen werden, der einen geſteigerten Abzug in 
einer Skala von 2 bis 20 Prozent bei den Höchſt⸗ 
bezügen bringen werde. Am andern Tag waren 
die Volkstagsverhandlungen. Wir haben auf den 
angekündigten Antrag gewartet. Wir haben dann 
ſpäter dem Senatspräſidenten Dr. Ziehm gegen⸗ 
über zum Ausdruck gebracht, daß wir bereit 
wären, von unſerer geſteigerten Skala, die von 
6 bis 40 Prozent ſteigt, in den höchſten Bezügen 
bis auf 20 Prozent zurückzugehen. Wir glaubten, 
daß wir uns dadurch den von den Nazis geſtellten 
Anträgen nähern und nunmehr eine verfaſſungs⸗ 
ändernde Mehrheit für die Beſeitigung des Be⸗ 
ſitzſtandes und eines geſtaffelten Gehaltsabzuges, 
ſteigend bis 20 Prozent bei den höchſten Bezügen, 
finden würden. 5 

Was erlebten wir? Die Nationalſozialiſten 
haben es gar nicht gewagt, ihren angekündigten 
Antrag dem Volkstag zu unterbreiten. Sie ſind 
inzwiſchen von Dr. Ziehm bearbeitet worden. M. 
D. u. H.! Wenn Sie die Oeffentlichkeit in jo of⸗ 
fenſichtlicher Weiſe, wie es in dieſem Fall geſche⸗ 
hen ſoll, betrügen wollen, dann tragen Sie ge⸗ 
fälligſt die Verantwortung dafür und reden Sie 
nicht von der Verantwortlichkeit der Sozialdemo⸗ 
kratie. Sie ſind es geweſen, die dieſen Zuſtand 
herbeigeführt haben und die jetzt Farbe bekennen 
ſollen, ob Sie auch zu Ihren Worten ſtehen. Wie 
verhält es ſich mit dem Beamtenabkommen? Die⸗ 
ſer Zuſtand iſt auf die Dauer überhaupt nicht zu 
ertragen. Als unſere Genoſſen beim Beamtennot⸗ 
opfer, das gleichfalls 6 Prozent in Deutſchland 
und Preußen beträgt, im Reichstag und Preußi⸗ 
ſchen Landtag den Antrag ſtellten, für die höheren 
Beamten einen geſtaffelt ſteigenden Abzug in An⸗ 
wendung zu bringen, wurde ihnen dort erklärt: 
Mit Rückſicht auf das mit Danzig beſtehende Be⸗ 
amtenabkommen, das eine Gleichſtellung der 
deutſchen Beamten mit den Danziger und umge⸗ 
kehrt eine Gleichſtellung der Danziger Beamten 
mit den deutſchen bringt, wäre es nicht möglich, die 
Wünſche zu erfüllen. Hier hat man uns geſagt, daß 
die Geldgeber verlangen, daß entſprechend den in 
dem Beamtenabkommen feſtgelegten Richtlinien 
ein gleichmäßiger Abzug ſtattfinden muß, weil 
ſonſt ein Teil der Danziger Beamten ſchlechter 
geſtellt würde als die deutſchen Beamten und daß 
das ein Verſtoß gegen das Beamtenabkommen 
wäre. Wie man es braucht, wird es gemacht. In 
Deutſchland wird die ſoziale Geſtaltung des Be⸗ 
amtengehaltsabzuges mit dem Hinweis auf 
die Danziger höhere Beamtenſchaft verhindert. 
In Danzig wird die ſoziale Geſtaltung des Bes 
amtengehaltsabzuges mit dem Hinweis auf 
die Schlechterſtellung der Danziger höheren 
Beamten verhindert. Dies Schaukelſpiel kann 
ſich doch keine Regierung des Freiſtaates und 


[der Danziger Volkstag nicht gefallen laſſen. 
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Wir können es nicht ertragen, daß der Preu— 
ßiſche Landtag und der Deutſche Reichstag all⸗ 
jährlich über faſt 50 Prozent der laufenden 
Ausgaben des Freiſtaates beſchließen. (Sehr rich⸗ 
tig! links.) Der Danziger Volkstag wird dadurch 
in ſeiner Geſetzgebung für 50 Prozent der laufen⸗ 
den jährlichen Staatsausgaben ausgeſchaltet. 
(Sehr gut! links.) Das geht nicht mehr ſo weiter. 
Das iſt eine Beamten⸗Korruption in höchſtem 
Maßſtabe, die endlich beſeitigt werden muß. Des⸗ 
halb fort mit dem Beamten⸗-Abkommen. Es muß 
ein Beamten⸗Abkommen geſchaffen werden, wie 
wir Sozialdemokraten es bei der Gründung des 
Freiſtaates verlangt haben. Ich erinnere an die 
Worte, die ich damals geſagt habe, daß wir ein 
Beamten⸗Abkommen nur ſo auffaſſen können, daß 
die Grundrechte der Beamten in Danzig denen 
der deutſchen gleichgeſtellt werden, niemals aber, 


daß über die Bezüge der Beamten durch ein Be⸗ 


— 


amtenabkommen mit einem fremden Staat ent⸗ 
ſchieden wird. Das iſt ja geradezu ein Zuſtand, 
der himmelſchreiend iſt, den man tatſächlich als 
eine Beamtenkorruption auf Gegenſeitigkeit be⸗ 
zeichnen kann. (Abg. Schwegmann: Der 
laut ſpricht gegen Ihre Auffaſſung!) 

Sie wiſſen, daß die Verwaltungsausgaben, die 
Ausgaben für die Beamten und Angeſtellten im 
öffentlichen Dienſt, faſt 50 Prozent unſerer Etats⸗ 
ausgaben ausmachen. Wollen wir uns länger ge⸗ 
fallen laſſen, daß über dieſe höchſten Ausgabe⸗ 
poſten nunmehr die Parlamente anderer Länder 
entſcheiden? Wer dem Beamtenabkommen eine 
derartige Auslegung gibt, kann es nicht ehrlich 
und nicht offen mit dem Freiſtaat meinen. Auf 
dieſe Wunde muß jetzt der Finger gelegt werden. 
Hier muß der Krankheitskeim beſeitigt werden, 
daß dem Danziger Volkstag einfach das Hoheits⸗ 
recht über die Beſchlußfaſſung der Danziger Be⸗ 
amtengehälter genommen wird. Das laſſen wir 
uns nicht gefallen, das iſt ein Zuſtand, den wir 
ohne weiteres beſeitigen müſſen. Deswegen for⸗ 
dern wir Beſeitigung des Beamtenabkommens in 
dieſer Beziehung. Auch wir ſind der Anſicht, daß 
ein Beamtenabkommen zwiſchen Danzig und 
Deutſchland beſtehen kann und muß. Aber ein 
ſolches Abkommen ſoll die lebenslängliche An⸗ 
ſtellung gleich für alle Danziger wie deutſchen Be⸗ 
amten enthalten. Es ſoll dieſelben Penſionsrechte 
wie die deutſchen, außerdem das Rücktrittsrecht 
der Danziger Beamten nach Deutſchland enthal⸗ 
ten. Das ſind Grundrechte, die man in einem 
Beamtenabkommen zwiſchen zwei Staaten ab⸗ 
ſchließen kann. Aber daß in dieſem Abkommen 
über die Bezüge der Gehälter Feſtlegungen ge⸗ 
macht werden, iſt nicht der Wille des Beamtenab⸗ 
kommens geweſen. Das haben weder Herr Dr. 
Strunk noch die Herren der damaligen Regierung 
gewollt. Man müßte das Stenogramm nachſehen, 
daß der jetzige Senatspräſident als damaliger 
Leiter der Perſonalabteilung es geweſen iſt, der 
dem Beamtenabkommen damals dieſe Auslegung 
gegeben hat, wie ich ſie heute vortrage. . 

So kommen wir in dieſer Frage wirklich nicht 
weiter. In Deutſchland kann keine ſoziale Ge⸗ 


ſtaltung der Beamtenbezüge durchgeführt werden, 
weil man ſich auf die Beamtenverhältniſſe Dan⸗ 
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zigs beruft. And in Danzig kann keine ſoziale Ge⸗ 
ſtaltung der Beamtenbezüge herbeigeführt wer⸗ 
den, weil man ſich hier auf die Beamtenbezüge in 
Deutſchland beruft. (Da habt Ihr zugeſtimmt! 
rechts.) Wir haben nicht zugeſtimmt. Wir waren 
damals genau wie heute in der Minderheit und 
haben damals unſere warnende Stimme erhoben. 
Aus dieſem Grunde ſahen wir den Moment für 
gekommen, daß endlich mit dieſen Mißſtänden 
aufgeräumt wird. Wir ſagten uns, wenn die 
Rechtsregierung auf Grund irgend eines Diktats 
oder auf Grund freiwilliger Entſcheidung zu ei⸗ 
nem Junktim zwiſchen Beſoldungsabbau und Er⸗ 
mächtigungsgeſetz gekommen iſt, nun gut, wir So⸗ 
zialdemokraten wiſſen, welche hohe Bedeutung 
unſere Entſcheidung dann in dieſem Moment hat. 
Deswegen haben wir uns geſagt, jetzt werden wir 
den Moment benutzen, um eine ſoziale Geſtaltung 
der Beamtenbezüge herbeizuführen. Wir haben 
beſtimmt damit gerechnet, nachdem die Nazis im 
Wahlkampf in bezug auf die Korruptionsgehälter 
den Mund ſo voll genommen haben, daß ſie uns 
folgen würden, und wir dann die bürgerliche 
Mitte zwingen könnten, den Weg zu gehen, den 
Sie alle in der breiten Oeffentlichkeit gegenüber 
Ihren Wählern vertreten haben. Nichts iſt der 
Fall. Jetzt verkriecht ſich alles hinter dem Beam⸗ 
tenabkommen, trotzdem ſchon feſtſteht, daß ſchon 
unterſchiedliche Behandlungen der Danziger Be⸗ 
amtenſchaft gegenüber der deutſchen Beamten⸗ 
ſchaft vorgenommen ſind und Deutſchland niemals 
daran gedacht hat, daraus einen Verſtoß gegen 
das Beamtenabkommen zu konſtruieren. Wir ha⸗ 
ben auch dem Senatspräſidenten Dr. Ziehm ge⸗ 
ſagt, daß wir nicht annehmen können, daß etwa 
die Geldgeber in Deutſchland ihre endgültige Zu⸗ 
ſtimmung einfach fallen laſſen, wenn die aufge⸗ 
brachten Steuerbeträge in etwas anderer Form in 
der Frage des Gehaltsabbaus vor ſich gehen, als 
es der urſprüngliche Vorſchlag der Regierungs⸗ 
parteien vorſieht. Wir haben geſagt, wir möchten 
einmal die deutſche Regierung ſehen, die die 
endgültige Kreditgewährung von dieſem kleinen 
Unterſchied abhängig machen wollte. Das kann 
doch den Kreditgebern wirklich ganz gleich ſein, ob 
die genannten Bezüge von der Beamtenſchaft in 
Form von geſtaffelten Abzügen oder in Form von 
gleichmäßigen Abzügen geſchehen. Die Hauptſache 
iſt, daß Deckung für die Ausgabe da iſt. Wir 
glauben es einfach nicht mehr, daß etwa das ein 
Hindernis für das Zuſtandekommen des geſamten 
Kredites ſein ſoll. 

Wer ſind die Saboteure, die hier in Danzig 
und in Preußen und im Deutſchen Reich dieſe 
Schwierigkeiten bereitet haben? Dieſe Saboteure 
ſitzen im Reichsbund höherer Staatsbeamter. Die⸗ 
ſer Reichsbund höherer Staatsbeamter hat eben 
ſeine Vertreter in den höchſten Spitzen der Behör⸗ 
den im Reich, Preußen und auch hier ſitzen. Die 
jenigen, die ſich bei dieſen Verhandlungen dazwi⸗ 
ſchen ſchoben, ſind es, die ihre Verbandsintereſſen, 
ihre Berufsintereſſen dem Staatsintereſſe voran⸗ 
ſtellen. M. D. u. H.! Der Reichsbund der höheren 
Staatsbeamten, eine Berufsorganiſation aller 
höheren Beamten Deutſchlands, hat in der Frage 
der Beamtenbeſoldung ſchon ſehr oft eine unheim⸗ 
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liche Rolle geſpielt. Er hat ſehr oft verſtanden, 
die Anſichten der Parlamentarier durcheinander 
zu bringen. Die Herrſchaften haben den Einfluß, 
den ſie infolge ihrer hohen Staatsſtellungen inne 
haben, ſo anzuwenden verſtanden, daß die anti⸗ 
ſoziale Gliederung bei den Gehaltsregelungen 
zum Ausdruck gekommen iſt. Dieſelben Herren 
ſind es, die bei der Kreditgewährung und bei 


allem, was damit zuſammenhängt, ihre Hand im 


Spiele haben und ihre Bedingungen aufjtellen. 
Auch hier haben ſie Bedingungen geſtellt, die ab⸗ 
ſolut nicht dem Willen der Vertreter der Parla⸗ 
mente entſprechen. 


Aus dieſem Grunde liegt für uns abſolut kein 


Anlaß vor, von unſerm Antrag abzugehen. (Abg. 
Senftleben: Ganz gleich, was für Folgen es hat! 
— Abg. Plenikowfſki: Sie ſprechen noch von den 
Folgen? Vielleicht werden ſich die Folgen bald 
bemerkbar machen!) Die Danziger Allgemeine 
Zeitung hat geſchrieben, ob wir Sozialdemokraten 
Jertrümmerer des Freiſtaats ſein wollen. (Abg. 
Plenikowſki: Dazu iſt die S. P. D. viel zu ſtaats⸗ 
erhaltend!) Sie müſſen die Frage der Mehrheit 
des Volkstages vorlegen. Wenn Sie glauben, daß 
mit der Ablehnung unſerer Anträge der Freiſtaat 
in Trümmer geht, dann haben Sie gefälligſt un⸗ 
ſeren Anträgen zuzuſtimmen. (Unruhe rechts.) 
Wenn Sie noch einen Funken von Staatsbewußt⸗ 
ſein und Allgemeinempfinden haben, wäre es 
Ihre Pflicht, dieſe Zertrümmerung des Frei⸗ 
ſtaats zu verhindern, indem Sie uns endlich ent- 
gegenkommen. Meine Herrſchaften, ſeit wann iſt 
es denn Mode, daß die Oppoſition die Verant⸗ 
wortung für das Zuſtandekommen der Regie⸗ 
rungsvorlagen trägt? Das iſt neu, das ſoll wohl 
Erſchein gar Parlament zum erſtenmal in die 
ir 1 treten. O nein, die Verantwortung 
ne ie gefälligſt ſelbſt. Sorgen Sie mit uns 
ſet a daß ein Beamtenbeſoldungsge⸗ 
wird dus on unſeres Antrages geſchaffen 
N 8 er ganzen Welt und vor allen Din⸗ 
ir er großen Mehrheit der Danziger Be⸗ 
vb! e ohne weiteres als richtig anerkannt 
wird. Sie haben ja während des Wahlkampfes 
ſo großen Wert auf Volksſtimmung gelegt. Nun 
haben Sie eine Volksſtimmung entfacht, die direkt 
mit allem, was wir in unſerem Antrag verankert 
haben, übereinſtimmt. Wir haben das, was Sie 
gepredigt haben, lediglich zu Anträgen verdichtet, 
damit die den Mählern gemachten Verſprechungen 
auch in die Tat umgeſetzt werden können. Wir 
ſehen jetzt, daß Sie davor zurückſchrecken. Ich 
glaube, meine Herrſchaften, daß Ihnen ihre Ent⸗ 
ſcheidung und beſonders den Nationalſozialiſten 
noch ſehr oft recht unangenehm werden wird. Auch 
den Vertretern des Beamtenbundes wird das, 
falls Sie unſeren Antrag ablehnen, noch ſehr oft 
in unangenehme Erinnerung kommen. Die Ver⸗ 
treter des Danziger Beamtenbundes haben ſich 
nicht geſcheut, ſich im letzten Moment noch vor den 
Wagen der Regierungsparteien ſpannen zu laſſen. 
Sie haben den Mut gehabt, von ihrer Stellung⸗ 
nahme zu unſerm Antrag auf Verlangen des Se⸗ 
nats zurückzuweichen. Der Beamtenbund hatte 
in ſeiner Zeitung unſern Antrag als berechtigt 
und beachtenswert bezeichnet. Er hat geſagt, daß 
er am eheſten den Anſichten und Wünſchen der 
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Beamtenſchaft gerecht werde. Es war unangenehm, 
daß das durch uns an die Oeffentlichkeit gebracht 
wurde. Da wurde ſchnell noch durch einige Par⸗ 
teibuch⸗Beamten à la Studienrat Müller uſw. der 
Beamtenausſchuß zuſammenberufen um eine Ent⸗ 
ſchließung zuſtande zu bringen, die die Regie⸗ 
rungsparteien gegen die Anſichten der Sozialde⸗ 
mokratie unterſtützen ſollte. Dieſe Entſchließung 
kam auch in der betreffenden Sitzung des Beam⸗ 
tenausſchuſſes zuſtande, aber gegen den Willen 
der Beamten der unteren Gehaltsgruppen, der 
Vertreter des Zolls, der Poſt und Kriminalpoli⸗ 
zei, aller Reſſorts, die die Mehrzahl der unteren 
Beamten umfaßt. Die wenigen oberen Beamten, 
die in dieſer Ausſchuß⸗Sitzung zugegen waren, ha⸗ 
ben eine Entſchließung formuliert, die ſich gegen 
die Stellung der Sozialdemokratie wandte. Dieſe 
Entſchließung wurde am andern Tag dem Senat 
unterbreitet. Da wurde den Herrſchaften erklärt, 
auch das genüge noch nicht. Dann haben vier 
Herren ſich dazu hergegeben, eigenmächtig gegen 
den Willen der geſamten Beamtenſchaft im Se⸗ 
natsgebäude die Entſchließung ſo abzuändern, wie 
es der Senatspräſident wünſchte. (Hört, hört! 
links.) M. D. u. H.! Die Beamtenſchaft, die heute 
leider noch zum großen Teil im Danziger Beam⸗ 
tenbund organiſiert iſt, wird, wenn hier die Ab⸗ 
lehnung unſeres Antrages erfolgt, und eine ſteuer⸗ 
liche Belaſtung der Beamten auf andere Weiſe 
vorgenommen wird, dies nicht verſtehen können. 
Dann will ich die Vertreter des Beamtenbundes 
ſehen, wie ſie ihren Verrat gegen die breiten Maſ⸗ 
ſen des Beamtenbundes noch verteidigen und gut⸗ 
heißen wollen. 

Wir halten deshalb an unſerem Antrag feſt, 
der vorſieht, daß die Bezüge bis 350 Gulden ab⸗ 
zugsfrei ſind. Von 350 bis 450 Gulden ſollen 
6 Prozent abgezogen werden, dann bis 550 Gul⸗ 
den 7 Prozent, bis 650 Gulden 8 Prozent, bis 750 
Gulden 9 Prozent, bis 850 Gulden 10 Prozent, 
bis 950 Gulden 12 Prozent, bis 1050 Gulden 14 
Prozent, bis 1250 Gulden 17 Prozent und über 
1250 Gulden ſollen die monatlichen Bezüge um 
20 Prozent gekürzt werden. 

Wir haben beantragt, die Steigerung bis 40 
Prozent durchzuführen. Dieſen Antrag halten wir 
aufrecht. Wird er abgelehnt, dann ſtellen wir 
den ſoeben von mir verleſenen zweiten Eventual⸗ 
antrag. Wir ſind nämlich neugierig, ob die Nazis 
den von ihnen ſelbſt angekündigten Antrag nun 
auch ablehnen werden. Wir wollen ſie bis zur 
Neige entlarven. (Abg. Greiſer: Das haben Sie 
ausgerechnet nötig, uns zu entlarven, Ihr Volks⸗ 
betrüger!) Die Oeffentlichkeit ſoll erfahren, in 
welch frivoler Weiſe ein bewußter Volksbetrug 
nicht nur von den Nationalſozialiſten, ſondern auch 
von den Vertretern der übrigen bürgerlichen Koa⸗ 
litionsparteien durchgeführt wird. 

Wir haben den ſoeben von mir verleſenen Ver⸗ 
mittlungsvorſchlag auch dem Senatspräſidenten 
Dr. Ziehm unterbreitet. (Abg. Plenikowſki: Schon 
angebiedert? — Heiterkeit.) Er hat dann wohl 
wahrſcheinlich Rückſprache genommen. In einer 


ſpäteren Sitzung hat er uns dann erklärt, daß die 
Regierungsparteien oder die Regierung, das weiß 
ich nicht genau, jegliche Staffelung bei dem Ge⸗ 
haltsabbau der Beamten ablehnen. (Hört, hört! 
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links.) Jedes Entgegenkommen gegenüber der 
ſtärkſten Partei des Volkstages, die man braucht, 
um dies Geſetz mit verfaſſungsändernder Mehr⸗ 
heit zu verabſchieden, wurde ſchroff mit der Be⸗ 
gründung „Beamtenabkommen uſw.“ abgelehnt. 
(Abg. Plenikowſki: Jetzt bekommen Sie die Fuß⸗ 
tritte!) Glauben Sie denn, daß wir als Oppo⸗ 
ſition gewillt ſind, uns etwa der Diktatur der Re⸗ 
gierungsparteien zu beugen? (Abg. Plenikowſki: 
Das wird ſchon kommen!) O nein. Wenn Sie uns 
brauchen, ſoll man uns gefälligſt entgegenkommen, 
und die Dinge ſo geſtalten, wie wir ſie im Inter⸗ 
eſſe der geſamten Beamtenſchaft und auch im In⸗ 
tereſſe der großen Mehrheit des Volkstages haben 
wollen. Die Dinge liegen doch ſo, daß alle Schich⸗ 
ten der Bevölkerung, nicht nur die Arbeiterſchaft 
ſondern auch die Vertreter der Wirtſchaft, und alle 
ſonſtigen bürgerlichen Wirtſchaftsgruppen, alle 


Stände der Bevölkerung es einfach nicht verſtehen, 


(B) 


wenn bei dieſen ungeheuren Steuerlaſten, die der 
minderbemittelten Bevölkerung durch die Verab⸗ 
ſchiedung des Ermächtigungsgeſetzes aufgebürdet 
werden, nicht auch die Beamtenſchaft in einem 
entſprechenden Maße mit zur Belaſtung herange⸗ 
zogen wird. Das würde die Bevölkerung einfach 
nicht verſtehen und nicht begreifen. Sie würde es 
nicht begreifen, wenn nicht der Beſitzſtand, der im⸗ 
mer noch zu Unrecht beſteht, endlich beſeitigt wird. 
Alles das bringen Sie zu Fall, wenn Sie nicht 
unſeren Vermittlungsvorſchlag annehmen. Aus 
dieſem Grunde ſagen wir Sozialdemokraten: 
Nicht bei uns, ſondern bei Ihnen liegt die Verant⸗ 
wortung für die Rettung des Freiſtaates Danzig, 
wie es in Ihrer Zeitung zum Ausdruck kam. 
Ein paar Worte noch zu der Frage des Beſitz⸗ 
ſtandes. Auch wenn die ganze Sache jetzt zu Fall 
kommen ſollte, werden wir wieder Gelegenheit ha⸗ 
ben, auf die Frage des Beſitzſtandes zurückzukom⸗ 
men. Und zwar haben die Nazis den Antrag ge⸗ 
ſtellt, daß die Gehaltsbezüge für einen der vielen 
bisherigen Senatoren gekürzt werden ſollen. Um 
das durchzudrücken, brauchen ſie auch die ver⸗ 
faſſungsändernde Mehrheit. 
Auch für Schümmer!) Wir ſind bereit, zu helfen, 
wenn das auf ſämtliche bisherigen Senatoren aus⸗ 
gedehnt wird. (Abg. Kloſſowſki: Richtig! Das wol⸗ 
len ſie natürlich nicht!) Wenn dann zur Kürzung 
der Gehaltsbezüge der bisherigen Senatoren und 
ihrer Penſion die qualifizierte Mehrheit des 
Volkstages gebraucht wird, werden Sie wiederum 
Gelegenheit haben, den Beſitzſtand für die Beam⸗ 
ten zu beſeitigen. (Abg. Plenikowſki: Aber ohne 
Piſtole!) Typiſch iſt, daß die Nazis ausgerechnet 
für einen Senator, der aus dem Arbeiterſtande 
hervorgegangen iſt, die Bezüge ändern wollen. 
Für alle anderen Senatoren, die nicht aus dem 
Arbeiterſtande hervorgegangen ſind, ſollen die Be⸗ 
züge wie bisher beſtehen bleiben. Lächerlicher 
kann man ſich wohl nicht machen, wie es hier von 
den Nazis geſchehen iſt. Wir werden ja Gelegen⸗ 
heit haben, wenn dieſer Antrag zur Beratung ſteht, 
auch dieſen Unfinn der Nazis durch Abänderungs⸗ 
anträge in eine vernünftige Form zu bringen, wie 
wir das immer machen müſſen. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) Die Herren tun uns eben leid. (Abg. 


Greiſer: Wir ſind froh, daß wir nicht ſolche Par⸗ 
lamentsfatzken ſind wie Ihr! — Abg. Plenikowſfki: 
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Die ſeid Ihr ſchon geworden!) Jedenfalls werden (C) 


wir Gelegenheit nehmen, die Schulungsarbeit an 
den Nazis vorzunehmen. (Zwiſchenrufe links und 
rechts.) 

Ich bin damit am Schluß meiner Ausführun⸗ 
gen. Ich ſtelle nochmals feſt, daß die Einwände 
des Senatspräſidenten in bezug auf das Deutſch⸗ 
Danziger Beamtenabkommen hinfällig ſind, daß 
mit dieſer Bezugnahme ein Betrug, ſowohl an der 
Beamtenſchaft in Deutſchland, wie an der Beam⸗ 
tenſchaft in Danzig unter Berufung auf dieſes Ab⸗ 
kommen wechſelſeitig vorgenommen wird. Infolge⸗ 
deſſen fordern wir, daß dieſe Beſtimmung aus dem 
Beamtenabkommen beſeitigt wird, damit endlich 
die Souveränität des Danziger Volkstags in ſei⸗ 
ner Geſetzgebung hergeſtellt wird. M. D. u. H.! 
Lehnen Sie unſeren Antrag ab, dann haben Sie 
die Folg enund die Verantwortung dafür zu tra⸗ 
gen. (Bravo! links. — Zwiſchenrufe rechts.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.) Der Worte 
ſind genug gewechſelt, nun laßt uns endlich Taten 
ſehen. Ich wundere mich nur, daß der Abg. Mau 
jetzt, da die Situation geklärt iſt, noch eine lange 
Rede hält. Helfen Sie, daß die Herren ſchnell ihre 
Beruhigungspille durch die Ablehnung dieſes Ge⸗ 
ſetzes bekommen. Wenn Herr Abg. Mau im Na⸗ 
men der Sozialdemokratiſchen Partei längere 
Ausführungen machen muß, ſo zeigt das nur, daß 
die Sozialdemokratie Manöver durchzuführen 
verſucht. Wir Kommuniſten haben keine Urſache, 
die Sozialdemokratie irgendwie zu ſchonen. Sie 
verſuchen die Illuſion auch gegenüber den werk⸗ 
tätigen Beamtenſchichten zu erwecken, als ob Sie 
jetzt dieſe Schichten vertreten. Wollen die Arbei⸗ 
ter den Kampf gegen ſolche Schandmaßnahmen 
führen, dann muß der Kampf rückſichtslos nicht 
nur gegen die bürgerlichen Parteien geführt wer⸗ 
den, ſondern mit derſelben Schärfe auch gegen die 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Die ganzen Ausführungen des Abg. Mau wa⸗ 
ren nur ein Eiertanz. (Zuruf des Abg. Schmidt. ) 
Wenn man Wahrheiten ſagt, iſt es Ihnen unan⸗ 
genehm. Sie haben die ganzen drei Jahre hier 
nicht zu ſprechen gewagt, und als Sie einmal gegen 
die Herren Schupooffiziere auftraten, da mußten 
Sie zu Kreuz kriechen und Abbitte leiſten. (Wi⸗ 
derſpruch des Abg. Schmidt.) Jetzt riskieren Sie 
wieder die große Lippe. Um die Ausführungen 
der Sozialdemokratie zu kennzeichnen, möchte ich 
fragen, warum haben Sie dieſen grundſätzlichen 
Standpunkt nicht 1928 eingenommen? Warum 
haben Sie da einem Geſetz die Zuſtimmung gege⸗ 
ben, das auch von dem Allgemeinen Danziger Be⸗ 
amtenbund aufs ſchärfſte bekämpft worden iſt, vor 
dem Sie ſprechen ſollten, Herr Mau. Es ſprach 
aber Herr Schmidt, der dies Geſetz, dem Sie zu⸗ 
ſtimmten, als das unſozialſte Gebilde Danzigs be⸗ 
zeichnete. Wenn Sie erklärten, daß Sie ſich der 
Zwangslage beugen müßten, weil die Richter ſo 
entſchieden hatten, war denn die Entſcheidung der 
Richter ſo maßgebend, daß Sie Ihre Zuſtimmung 
geben mußten? Mit derſelben Zwangslage reden 
ſich jetzt die Nazis und die übrigen bürgerlichen 
Parteien aus. Den Schwindel mit den 40 Prozent 


haben Sie doch ſchon in der „Volksſtimme“ aufge⸗ 


(D) 


(A) 


. 


— 


Volkstag Danzig — 12. Sitzung. Donnerstag, den 22. Januar 1931. 


(Plenikowfki, Abgeordneter) 

klärt. Nachdem die Senatorengehälter gekürzt 
wurden, beträgt die Kürzung bei den oberen Ge⸗ 
hältern eben nur 20 Prozent. (Abg. Mau: Es han⸗ 
delt ſich um die Bezüge der bisherigen Senatoren! 
Sie werden nicht getroffen!) Sie haben die Bezüge 
der oberen Beamten gemeint, die werden Sie nicht 
um 40 Prozent abbauen. Sie haben ſelbſt zugege⸗ 
ben, es komme höchſtens eine Kürzung von 20 
Prozent in Frage. So müßte man immer wieder 
die Stellungnahme nachweiſen, die Sie früher 
eingenommen haben und heute. Ich will es jetzt 
5 tun, denn heute muß ſchnell gehandelt wer⸗ 
en. . 

Noch etwas in bezug auf unſoziales Verhalten. 
Damals haben Sie dem 6⸗prozentigen Zuſchlag 
für alle Beamten zugeſtimmt und dem geſtaffelten 
Wohnungsgeld. And wiſſen Sie, was Sie da er⸗ 
klärt haben? Herr Mau, Sie erwähnten, daß ſei⸗ 
nerzeit bei der Beamtenbeſoldung von ſeiten des 
Präſidenten Dr. Ziehm die und die Aeußerungen 
gemacht worden ſind. Es iſt aber ſehr intereſſant, 
im Anſchluß an Ihre Rede einige Ihrer Ausfüh⸗ 
rungen von 1928 zu zitieren. Sie ſollten vor den 
Vertretern des Allgemeinen Danziger Beamten⸗ 
bundes ſprechen. Der Allgemeine Danziger Be⸗ 
amtenbund hatte ſeinerzeit erklärt, daß das Be⸗ 
amtenbeſoldungsgeſetz von 1928 das unſozialſte 
Gebilde ſei. Sie haben am 2. Auguſt 1928 fol⸗ 
gendes erklärt: 

Wir begrüßen an der Vorlage, daß ſie gegenüber 
dem Beſitzſtand, der bisher nach Abzug des Notopfers 
gegeben war, eine erhebliche Verbeſſerung für die 

Beamtenſchaft bringt. 

Am 18. Oktober erklärten Sie: „Das preußiſche 
Geſetz iſt nicht ſo ſchlecht, wie es im allgemeinen 
gemacht wurde.“ Alſo damals haben Sie eine 
Formulierung gebraucht, die die Illuſion erwecken 
ſollte, Sie mögen ſagen, Sie haben ſachgemäß recht, 
aber es kommt auf die Illuſion an, die man er⸗ 
zeugt, und Sie haben die Illuſion bei der Beam⸗ 
tenſchaft erzeugt, als ob der Kampf nicht ſo be⸗ 
rechtigt ſei, wie er damals geführt wurde. Das 
zeigt die Wirkung Ihrer Worte und den Wert 


Ihrer Ausführungen, die Sie heute gemacht haben. 


Weiter! Es war vorauszuſehen, daß Sie ver⸗ 
ſuchen würden, zu einer Annäherung zu kommen, 
daß Sie ſich mit Herrn Dr. Ziehm in Verbindung 
geſetzt haben und den Vorſchlag der Nazis anneh⸗ 
men wollten. Sie bekamen einen Fußtritt nach 
in andern. Jetzt wird die Nazipartei von der 
et gebraucht. Sie hat gejagt, fie werde 
815 1 die Regierung hineingehen, wenn es für 
de Bourgeoiſie zweckmäßig fein wird, damit ſie 
9 finden. Dann mögen auch Sie, 
err Schmidt ſagen, das machen wir nicht mit. 
(Zuruf des Abg. Schmidt.) Man hat Sie die gan⸗ 
zen drei Jahre nicht gefragt und man wird Sie 
auch weiter nicht fragen. (Unruhe.) 
5 Wir Kommuniſten erklären gegenüber Ihrem 
Abänderungsantrag und gegenüber dem Antrag, 
den die Nazis eingebracht haben, wir werden alle 
Anträge niederſtimmen, die mit dem Ermächti⸗ 
gungsgeſetz im Zuſammenhang ſtehen. Sie müſſen 
zugeben, auch wenn der Naziantrag mit einer 
Zweidrittel⸗Mehrheit angenommen wird, daß Sie 
dem Ermächtigungsgeſetz Ihre Zuſtimmung gege⸗ 


ben haben. Oder denken Sie nicht an dieſe Tat⸗ 
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ſache? (Zwiſchenrufe.) Wenn Sie das ſelbſt er⸗ 
kannt haben, müſſen Sie zugeben, daß damit auch 
die Mitarbeit am Ermächtigungsgeſetz gegeben iſt. 
(Durchaus nicht! links.) Sie haben ja immer wie⸗ 
der Ihre Staatserhaltung kundgetan, allein die 
drei Jahre über in der Koalitionsregierung. Des⸗ 
halb haben wir keine Urſache, etwa die Manöver 
der Sozialdemokraten durchführen zu laſſen, Ma⸗ 
növer, die Sie im Auftrage der Bourgeoiſie durch⸗ 
führen wollen. (Zuruf des Abg. Schmidt.) Es hat 
wohl niemand ſo den Kampf gegen die Faſchiſten 
geführt, wie die Kommuniſten. Jetzt reden Sie 
dicke Töne, aber wo bleiben Sie bei dem Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz? Da zeigten Sie Ihre ſtaatserhal⸗ 
tende Geſinnung. Das mußte man ſagen, um das 
Manöver der Sozialdemokratie zu kennzeichnen. 

Daß die Nazis ſich gründlicher und ſchneller als 
es je die S. P. D.⸗Partei getan hat, entlarvt ha⸗ 
ben, iſt in Danzig eine Tatſache, die niemand weg⸗ 
leugnen kann. Um in wenigen Minuten dieſen 
Umfall und die Erbärmlichkeit der Nazis noch 
einmal klarzuſtellen, nur einige Ausführungen. 
(Abg. Moritz: Tun Sie ihnen nur nicht weh!) Sie 
glauben wohl, jetzt werden wir auf den Kampf ge⸗ 
gen die S. P. D. verzichten, jetzt werden wir die 
S. P. D. auch als Arbeiterpartei hinſtellen. (Wi⸗ 
derſpruch links.) Dann beruhigen Sie ſich und 
überlaſſen Sie uns, in welcher Form wir den 
Kampf gegen alle Arbeiterfeinde führen. Damals 
erklärte der Abg. Friedrich bei der erſten Leſung 
des Geſetzes bezüglich der Senatorenbeſoldung: 
„Wir Nationalſozialiſten verſtehen nicht, wie es 
unter dieſen Umjtänden dem Volke zugemutet 
werden kann, Gehälter von 50 000 und 30 000 
Gulden für Senatoren und Senatspräſidenten zu 
zahlen, Gehälter, die in Preußen eventuell bei 
den Miniſterpräſidenten üblich ſind, und die in 
Italien überhaupt nicht in Frage kommen.“ Das 
zeigt Ihre Erbärmlichkeit. Schon einige Tage 
ſpäter haben Sie dieſen Rieſengehältern zuge⸗ 
ſtimmt. (Abg. H. Friedrich: Wo?) Haben Sie nicht 
ſogar 32 000 Gulden bewilligt? Wollen Sie das 
Gegenteil beweiſen? Sie haben doch geſagt: „Wie 
kann man Gehältern von 50 000 und 30 000 Gul⸗ 
den zuſtimmen.“ Wenn Sie das abſtreiten wollen, 
ſo werden Sie doch nicht das nächſte abſtreiten 
können: 

Wir müſſen ferner unbedingtes Gewicht darauf 
legen, daß in dieſem Senatoren⸗Penſionsgeſetz Be⸗ 
ſtimmungen verankert werden, die ich als lex Kunze 
bezeichnen muß. Es geht nicht an, daß hier lediglich 
die Beſtimmung enthalten iſt, daß die Senatoren nicht 
als Schiedsrichter tätig ſein dürfen. Man kann ſich 
Fälle denken, wo ſie das in ehrlicher Weiſe tun kön⸗ 
nen. Es geht aber nicht an, daß Senatoren nebenher 
als Aufſichtsräte tätig ſind und neben ihrem Gehalt 
e Tabakmonopol 3 000 Gulden in die Taſche 

Sie haben dieſe Beſtimmung, die Sie als lex 
Kunze bezeichnet haben, ohne jede Veränderung 
ungenommen. Verſuchen Sie, das abzuleugnen. 
(Abg. H. Friedrich: Das haben wir nicht!) Das 
haben Sie! (Abg. H. Friedrich: Nein!) Sie ha⸗ 
ben dieſe Beſtimmung angenommen, als wir einen 
Abänderungsantrag ſtellten, der das wirklich ver⸗ 
hindern ſollte. Sie haben dagegen geſtimmt. Noch 
eine dritte Tatſache. Sie erklärten damals: 

Ausnahmsweiſe kann ich meinem Herrn Vor⸗ 
redner darin zuſtimmen, daß die Dauer des Ueber⸗ 
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gangsgeldes untragbar iſt, wenn auch nur 50 Prozent 
der Vergütung gewährt werden ſollen. 


Sie haben nicht nur den fünf Jahren zugeſtimmt, 
ſondern entgegengeſetzt der Vorlage des Rumpf⸗ 
ſenats für die erſten drei Monate die vollen Be⸗ 
züge zu gewähren. Die Rumpfſenatsvorlage ſah 
für die erſten drei Monate auch nur 50 Prozent 
vor. Sie haben 75 Prozent bewilligt. Verſuchen 
Sie, auch das abzuleugnen? 

Dieſe wenigen Tatſachen zeigen ſchon Ihre er⸗ 
bärmliche Rolle, die Sie ſpielen. Sie können 
heute nur Verſammlungen abhalten, wenn Sie 
ein paar Dutzend S. A.-Leute da haben. Wenn 
ſich ein Kommuniſt wie der Abg. Serotzki hinſtellt 
und ſprechen will, dann kommen Ihre Mordban⸗ 
diten, Ihre Zollbeamten und ziehen in Gegenwart 
der Schupo die Piſtole und erklären: „Sollen wir 
den Hund totſchießen?“ Das iſt geſtern in Lauen⸗ 


tal paſſiert. Dort iſt ein Zeuge, der das beeiden 


Sie haben ein Polizeikommando vorher 
und hinterher gehabt. Das iſt keine Störung der 
öffentlichen Ruhe und Sicherheit. Wenn heute 
die Erwerbsloſen gegen die Schandmaßnahmen, 
auch Anhänger der Nazis, Erwerbsloſe, demon⸗ 
ſtrieren wollen gegen dieſe Schandmaßnahmen, 
verbietet Ihr Volldampfſenat dieſe Kundgebung. 
Sie haben erklärt, in dieſer heroiſchen Stunde 
könne man nicht anders handeln. Sie ſind wirk⸗ 
lich heroiſch. Um Selbſtmord zu verüben, dazu ge⸗ 
hört natürlich auch ein gewiſſer Grad von Mut. 
Sie ſind auf dem beſten Wege dazu. Sie werden 
nicht von ſelbſt Selbſtmord verüben, da werden 
die Arbeiter ein wenig nachhelfen müſſen. Wir 
werden alles daran ſetzen, um Ihre Tätigkeit an 
die breite Oeffentlichkeit zu bringen. 

Wenn Sie hier von der Wahrung des Deutſch⸗ 
tums ſprechen: Wiſſen Sie, was Sie mit dieſem 
Schandgeſetz machen? Wiſſen Sie, weshalb die 
Danziger Arbeiter und Beamten ausgeplündert 
werden ſollen, nicht nur für das Danziger, ſon⸗ 
dern auch für das ausländiſche Kapital, beſonders 
für das polniſche. Sie werden jetzt nicht nur 


kann. 


Knechte des Kapitals, ſondern Knechte des Impe⸗ 
Völkerbundes, 


rialismus und zu Knechten des 
wenn Sie dieſe Beſtimmungen annehmen. Wir 
werden den Kampf, den wir bisher geführt haben, 
in der breiteſten Oeffentlichkeit weiterführen. 
Wir werden den Maſſenſturm weiter ſteigern und 
alle Kräfte einſetzen, damit dies Schandgeſetz 
nicht verwirklicht wird. Wir werden weiter kämp⸗ 
fen für die Parole: Nieder mit dieſem Ziehm⸗Se⸗ 
nat, nieder mit dieſem Volkstag, der nicht nur 
reif iſt, kaſtriert zu werden, ſondern zum Teufel 
gejagt zu werden. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Jahr. 

Jahr, Abgeordneter (B. A. G.): M. D.u. H.! 
Ich habe im Namen meiner Gruppe folgende Er- 
klärung abzugeben: 

Das in den Druckſachen Nr. 15 und 64 dem 
Volkstag vorliegende Geſetz über Aenderung der 
Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Beamten pp. 
lehnen wir ab, weil 

1.) der Geſetzentwurf verfaſſungsändernd iſt, 
und weil es nach dem Gutachten maßgebender 


Danziger Juriſten und dem Gutachten deutſcher 
Staatsrechtslehrer möglich iſt, denſelben geldlichen 


Donnerstag, den 22. Januar 1931. 


Erfolg ohne Verfaſſungsänderung auf dem Wege (C) 


einer Feſtbeſoldeten⸗Steuer zu erreichen. Die Not⸗ 

wendigkeit der Verfaſſungsänderung mit der Be⸗ 

ſeitigung des ſogenannten Beſitzſtandes zu be⸗ 
gründen, iſt nicht ſtichhaltig, da nach einwand⸗ 
freien Berechnungen der Beſitzſtand in zwei 

Jahren bis auf einen kleinen Reſt automatiſch 

verſchwunden ſein wird. 

2.) Weil es ein moraliſches Recht der Beam⸗ 
ten iſt, zu verlangen, daß alle anderen Perſonen, 
die ſich in ähnlich geſicherter Stellung befinden, 
wie die Beamten und zum Teil ein erheblich 
höheres Einkommen haben als dieſe, angeſichts 
der Notlage des Staates in gleicher Weiſe erfaßt 
werden. 

3.) Weil es widerſinnig iſt, das Gehalt um 6 
Prozent zu kürzen, und den Ausgleichszuſchlag von 
6 Prozent, der ohne Verfaſſungsänderung beſei⸗ 
tigt werden kann, beſtehen zu laſſen, woraus die 
Beamtenſchaft mit Recht die Befürchtung herlei⸗ 
tet, daß ihr der Ausgleichszuſchlag in nächſter 
Zeit auch noch genommen wird. 

4.) Weil wir eine mäßige Staffelung der Ge⸗ 
haltskürzungsſätze im Rahmen des deutſch⸗Dan⸗ 
ziger Beamtenabkommens für möglich und be⸗ 
rechtigt halten. (Hört, hört! links.) 

5.) Weil durch ein Feſtbeſoldeten⸗Steuergeſetz 
rund eine Million Gulden der Beamten und An⸗ 
geſtellten der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts der Bank von Danzig und der ſonſtigen im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtehenden nicht 
Danziger Verwaltungen der Danziger Staatskaſſe 
zugeführt werden könnten, während bei einer 
Verfaſſungsänderung dieſe Million nicht nur der 
Danziger Staatskaſſe, ſondern dem Danziger 
Wirtſchaftsleben überhaupt entzogen wird. 

Wir erwarten, daß bei einer Durchführung der 
Gehaltskürzung gleichgültig in welcher Form, 
zur Gleichſtellung mit dem Reich bezw. Preußen 
a) der Danziger Stellenplan in bezug auf Ein⸗ 

gruppierung und Aufſtiegsverhältnis voll⸗ 
kommen dem deutſch-preußiſchen Stellenplan 
angeglichen und mit Wirkung vom 1. Okto⸗ 
ber 1930 erfüllt wird, 

b) daß die Notſtandsbeihilfen, Unterſtützungs⸗ 
ſätze, Umzugskoſten und Tagegelderſätze den 
preußiſchen Sätzen gleichgeſtellt werden und 

c) daß die Beſetzung freier Stellen nicht wie 
bisher in großen Zeitabſtänden ſondern lau⸗ 
fend erfolgt. 

Mit den vorſtehenden Ausführungen befinden 
wir uns in Uebereinſtimmung mit der Auffaſſung 
der überwiegenden Mehrheit der Beamtenſchaft. 
Die in den geſtrigen Tageszeitungen veröffent⸗ 
lichte Erklärung des Danziger Beamtenbundes 
ſteht unſeres Wiſſens im Widerſpruch zu dem am 
Tage vorher von ſeinem Geſchäftsführenden Aus⸗ 
ſchuß gefaßten Beſchluß (Lebhaftes Hört, hört! 
links), der folgenden Wortlaut hatte: „Der Be⸗ 
amtenbund in der Freien Stadt Danzig lehnt 
grundſätzlich jeden Eingriff in die wohlerworbe⸗ 
nen Rechte der Beamten ab und verlangt, daß 
durch eine Feſtbeſoldeten⸗Steuer alle diejenigen 
Mittel aufgebracht werden, die von der Beamten⸗ 
ſchaft verlangt werden.“ Aus den angeführten 
Gründen lehnen wir den Geſetzentwurf ab. (Zu⸗ 
rufe links.) 


(D) 


N (A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 12. Sitzung. Donnerstag, den 22. Januar 1931. 


Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die allgemeine 
Beſprechung. In Druckſache Nr. 70 liegt ein Ab⸗ 
Anberungsanteng vor: 

‚Wir beantragen aus der Aeberſchrift die Worte 
zu ſtreichen: „ſowie der auf Tarifvertrag Angeſtellten.“ 

Zu $ 1: $ 1 erhält folgende neue Faſſung: 

1 


Der § 46 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 
19. 10. 28 (G. Bl. S. 329) wird mit Wirkung vom 1. 
April 1931 dahin abgeändert, daß die Vorſchriften des 
§ 46 Abſatz 1—5 nur noch bei einem Bruttogehalt 
bis zu 350 Gulden Anwendung finden. Zum Brutto⸗ 
gehalt gehören: Grundgehalt. Ausgleichszuſchlag. 
Wohnungsgeld, ruhegehaltsfähige und perſönliche Zu⸗ 
lagen, Zuſchüſſe gem. § 46 a. a. o. und Aufwandsent⸗ 
ſchädigungen. 
Zu 8 3: 


8 3. 

. © Mit Wirkung vom 1. April 1931 an werden 
die nach den 88 1 und 2 zuſtändigen Dienſt⸗ und Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe der dort genannten Beamten und 
Angeſtellten im Amt, im Warteſtand und im Ruhe⸗ 
ſtand ſowie der Hinterbliebenen mit Ausnahme der 
e A 15 Dienftaufwandsentihäbigung 

n ahr i ei i 

Bruttogehalt uon en bei einem monatlichen 
351— 450 G um 

451— 550 G um 7 

551 — 650 G um 8 

651— 750 G um 9 

0 

2 


5 
8 
* 


S g 


751 — 850 G um 10 v. 
851 — 950 G um 1 
9511050 G um 1 
10511250 G um 
1251—1450 G um 20 
14511650 G um 25 
16511850 G um 30 
1851-2050 6 um 35 5 2 

Beträge über 2051 G um 40 v. H. gekürzt. 

Ziffer (3) und (4) iſt in der Faſſung der Senats⸗ 
vorlage wiederherzuſtellen und an Stelle von „153 
Gulden“ zu ſetzen „350 Gulden.“ 

Zu 8 4: Abſatz 1 erhält folgende neue Faſſung: 
5 215 einem Bruttogehalt bis zu 800 Gulden darf 
5 e re nach den SS 1-3 zuſammen a) bei ver⸗ 
eten, verwitweten und geſchiedenen Perſonen 
v. H., b) bei ledigen Perſonen 18 v. H. ihrer bis⸗ 
herigen Geſamtbeträge nicht überſteigen. 
Arthur Brill u. d. übr. Mitgl. d. Sozialdem. Fr. 


Ich rufe 8 1 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über § 1. Es liegt 
ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 70 vor. 


Ha 
38888888888 


(Abg. Mau: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 


mung!) Es iſt namentliche Abſtimmung bean⸗ 
tragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Ich bitte die Stimmzet⸗ 
tel einzuſammeln. Wir ſtimmen über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 70 zu § 1 ab. 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Es find 61 Stimmfarten*) abgegeben 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 61. davon mit Ja 20 mit Nein 41. 
Mit Ja ſtimmten: Abg. Dr. Bing, Brill, Cgarnecki. 
Fiſcher, Gehl. Joſeph. Klingenberg, Kloſſowſki. Kruppke, 
Frau Malikowſki. Mau, Moritz. Frau Müller, Plettner, 
Rehberg, Schmidt. Spill, Stukowſki, Weber, Werner. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II. Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, 
Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neu⸗ 
mann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, 
Schwarz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senftleben. 
Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wit⸗ 
tenberg, von Wnuck. 


205 


| worden, davon 20 mit Ja und 41 mit Nein. Der 


Abänderungsantrag iſt ſomit abgelehnt. Wir kom⸗ 
men nun zu $ 1 der Vorlage. (Abg. Plenikowſki: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Unterjtügung reicht 
nicht aus. Wer für den $ 1 in Druckſache Nr. 64 
nach dem Ergebnis der zweiten Leſung iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit, 8 1 iſt angenommen. Ich rufe § 2 auf, eröff⸗ 
ne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Abänderungsanträge lie⸗ 
gen nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung über 
§ 2. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit. § 2 iſt angenommen. Ich 
rufe § 3 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. (Abg. 
Mau: Ich beantrage namentliche Abſtimmung 
über unſeren Abänderungsantrag zu §3 in Druck⸗ 
ſache Nr. 70!) Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung, und zwar zunächſt über 
den Abänderungsantrag zu $ 3 in Druckſache Nr. 
70. Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
reicht aus. Ich bitte, die Karten einzuſammeln. 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall, dann ſchließe ich die 
Abſtimmung. An ihr haben ſich 62 D. u. H. betei⸗ 
ligt.) Davon ſtimmten 21 mit „Ja“ und 41 mit 
„Nein“. Der Abänderungsantrag iſt ſomit abge⸗ 
lehnt. Es iſt nun ein Eventualantrag zu $ 3 ein- 
gegangen. Ich bitte um Verleſung desſelben. 
Malikowſki, Frau, Schriftführerin (S. P. D.): 
(1) Mit Wirkung vom 1. April 1931 werden die 
nach den SS 1 und 3 zuſtändigen Dienſt⸗ und Verſor⸗ 
gungsgebührniſſe der dort genannten Beamten und 
Angeſtellten im Amt, im Warteſtand und im Ruhe⸗ 
ſtand ſowie der Hinterbliebenen mit Ausnahme der 
Kinderbeihilfen und der Dienſtaufwandsentſchädigung 
für die Dauer von 3 Jahren bei einem monatlichen 
Bruttogehalt von 


351— 4506 um 6 v, H. 
451— 550 G um H. 
551 — 650 G um H. 
651 — 750 G um 9: 
751— 850 G um 9. 


951—1050 G um 

1051—1250 G um \ 

über 1250 G um 2 gekürzt. 
Arthur Brill u. d. übr. Mitgl. d. Sozialdem. Fr. 


5 
8 v 
9 v 
10 v 
851 — 950 G um 12 v. 
14 v 
117 5 
0 


9 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch. Deutich, 
Gerhard Friedrich, Jahr, Kreft, Langnau, Lendzion, Ple⸗ 
nikowſki, Raſchke, Serotzki, Frau Totzki. 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 62, davon mit Ja 21, mit Nein 41. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Dr. Bing, Brill, Czarnecki, 
Fiſcher, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppe, 
Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 
Plettner, Rehberg, Schmidt, Spill, Stufowifi, Weber, 
Werner. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell. Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn. 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, 
Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neu⸗ 
mann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. 
Schwarz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau. Genitleben, 


Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wit⸗ 
tenberg, von Wnuck. . 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartid, Deutſch,. 
Gerhard Friedrich, Jahr, Kreft, Langnau, 
Raſchke, Serotzki, Frau Totzki. 


Plenikowſki, 


0 


(D): 


(A) 
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Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ Da die Vorlage ein verfaſſungsänderndes Geſetz (CT) 


nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt namentliche 
Abſtimmung über dieſen Eventualantrag gefor⸗ 
dert worden. Wird der Antrag unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus. Ich bitte die Karten 
einzuſammeln. — Es find 62 Stimmkarten“) ab⸗ 
gegeben, davon 21 mit „Ja“ und 41 mit „Nein“. 
Der Eventualantrag iſt hiermit abgelehnt. Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über 8 3 der 
Vorlage, wie ſie in der zweiten Leſung beſchloſſen 
worden iſt. Wer dieſen $ 3 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 8 3 
iſt angenommen. Ich rufe nunmehr § 4 auf und 
eröffne die Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es liegt 
ein Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 70 vor. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über $ 4 in 
der in der zweiten Leſung beſchloſſenen Faſſung 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, § 4 iſt angenommen. Ich 
rufe $ 5 auf und eröffne die Beſprechung. Da 
Wortmeldungen nicht vorliegen, ſchließe ich die 
Beſprechung. Wir kommen nunmehr zur Abſtim⸗ 
mung. Wer für Annahme des § 5 iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, $ 5 iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe $ 6 auf und eröffne die Aus⸗ 
ſprache. Ich ſchließe ſie. Ich komme zur Abſtim⸗ 
mung. Wer den § 6 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, § 6 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf und er⸗ 
öffne die Beſprechung. Zur Ueberſchrift liegt ein 
Abänderungsantrag auf Druckſache Nr. 70 vor. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der Abänderungsan⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wer für die Ueberſchrift in der 
Faſſung der zweiten Leſung iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift 
iſt angenommen. Ich rufe nun die Einleitung auf] 
und eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen lie⸗ 
gen nicht vor, die Ausſprache wird geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für die Ein⸗ 
leitung in der in der zweiten Leſung beſchloſſenen 
Faſſung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, die Einleitung iſt angenommen. 
Wir kommen nunmehr zur Schlußabſtimmung. 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 62, davon mit Ja 21, mit Nein 39. Zwei 
ungültige Stimmen. 8 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Dr. Bing, Brill, Czarnecki. 
Fiſcher, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppke, 
Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 


ne Rehberg, Schmidt, Spill, Stukowſki, Weber, 
erner. 
Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 


Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, 
Malſch, Maaß, Meier, Paul Müller, Neumann, Philip⸗ 
ſen, Poſack, Reuter, Schenk, Schütz, Schwarz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. 
Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Deutſch, 


Freitag, den 23. Januar 1931. 


iſt, muß die Schlußabſtimmung namentlich erfol⸗ 
gen. Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. 
(Abg. Plenikowſki: Jetzt könnt Ihr einen Stoß⸗ 
ſeufzer ausſtoßen, Wotan ſtehe uns bei! — Abg. 
Greiſer: Was Du für Sorgen haſt! — Sind Sie 
wütend, daß hier Wotan genannt wird? — Abg. 
Greiſer: Wenn einem die Felle wegſchwimmen, 
bekümmert man ſich immer um andere!) Die Ab⸗ 
ſtimmung hat 69 Abgeordnete“) ergeben, die ſich 
beteiligt haben. Davon haben 41 mit Ja ge⸗ 
ſtimmt, 28 mit Nein. Die verfaſſungsändernde 
Mehrheit iſt mithin nicht erreicht worden. (Bravo! 
links und bei den Kommuniſten.) Ich rufe jetzt 
den zweiten Punkt der Tagesordnung auf: 
Dritte Beratung eines Ermächtigungs⸗ 
geſetzes. 
Druckſache Nr. 55 zu Nr. 50. (Abg. Plenikowſki: 
Weg mit dieſem Ziehm⸗Senat!) Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D.Nat.): Die durch 
die Ablehnung dieſes Geſetzes geſchaffene Lage er⸗ 
fordert eine Beratung der Regierungsparteien. 
Ich beantrage, die Sitzung auf eine Stunde zu 
vertagen. ö 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſkti, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage, daß dieſer Punkt von der Tagesordnung 
abgeſetzt wird. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt zuerſt bean⸗ 
tragt worden, die Sitzung auf eine Stunde zu ver⸗ 
tagen. Wird der Antrag unterſtützt? Die Unter- 
ſtützung reicht aus. Wer dafür iſt, daß dieſe 
Sitzung um eine Stunde vertagt wird, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt jo 
beſchloſſen. Ich vertage hiermit die Sitzung auf 
eine Stunde. 

(Vertagung der Sitzung 17 Uhr 20 Minuten.) 


Die Sitzung wird 18 Uhr 35 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki wieder eröffnet. 
Bizepräfident Gaikowſki: Die durch Beſchluß 
des Volkstages auf eine Stunde vertagte Sitzung 
iſt hiermit wieder eröffnet. Ich rufe Punkt 2 auf: 
Dritte Beratung eines Ermächtigungs⸗ 
geſetzes. 

Druckſache Nr. 63. Hierzu liegen Abänderungsan⸗ 
träge in den Druckſachen Nr. 66 und 68 vor. Ich 
eröffne die Ausſprache, das Wort hat der Herr 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 69, davon mit Ja 41, mit Nein 28. - 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bus 
tandt, Doering, Dumont, Dyck II. Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, 
Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neu⸗ 
mann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, 
Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senft⸗ 
leben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß 
Wittenberg, von MWnud. 


Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, Frau 
Mau, Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Raichke, 
Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau Totzki, 
Weber, Werner. f i 


Gerhard Friedrich, Jahr, Kreft, Langnau. Bruno Müller, 
Plenikowſki, Potrykus, Raſchke, Serotzki, Frau Totzki. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Deutſch. Gerhard Fried⸗ 
rich, Jahr. a 


(DJ 


Mit Nein ſtimmten: Abg. Bartſch, Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Fiſcher, Gehl, Joseph, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Malikowſki. 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 

Präſident des Senats. (Abg. Plenikowſki: Ihre 
Schupo ſchlägt draußen die Erwerbsloſen! — 
Abg. Greiſer zu den Kommuniſten: Ihre Leute 
ſtürmen unſer PBarteibüro!) 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Der Volkstag hat das Beamten⸗Gehaltskürzungs⸗ 
geſetz abgelehnt. Die Oppoſition hat damit bewußt 
und gewollt der Regierung die Zuſtimmung zu 
einer Vorlage verſagt. (Treten Sie ab! bei den 
Kommuniſten!) die einen weſentlichen Beſtandteil 
des Finanzſanierungswerkes bildete. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Treten Sie ab! — Große Unruhe.) Die 
Regierung hat erwogen, ob ſie darnach die parla⸗ 


mentariſchen Konſequenzen ziehen ſoll, (Nein, ſie 
klebt an den Seſſeln! bei den Kommuniſten.) ob 


ſie ihren Rücktritt erklären ſoll. Die Regierung 
hat zwar die Mehrheit in dem Hauſe hinter ſich, 
es iſt aber eine von der Regierung als für den 
Staat als außerordentlich wichtig bezeichnete Vor⸗ 
lage, zu der die verfaſſungsändernde Zweidrittel⸗ 
mehrheit gehört, abgelehnt worden. (Abg. Pleni⸗ 
kowſti: Das iſt natürlich ein Mißtrauensvotum!) 
Die Regierung glaubt, bei der gegenwärtigen ge⸗ 


ſpannten und für den Staat gefährlichen Lage die 


Verantwortung dafür nicht tragen zu können, daß 
ſie in dieſem Moment demiſſioniert. Ein ſolcher 
Entſchluß würde den Staat in die allerſchwerſte 
Gefahr bringen und, wie die Dinge liegen, über 
Danzig und ſein Volk das Chaos bringen. (Das 
bringen Sie ſchon jetzt! links.) Pflicht⸗ und Ver⸗ 
antwortungsgefühl gebieten es der Regierung, 
daß fie unter dieſen Umjtänden auf ihren Plätzen 
bleibt. (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 


Den Herren von der Oppoſition möchte ich ſa⸗ 


gen, daß ich es parteipolitiſch ihnen wohl wünſchen 
würde, daß ſie die Verantwortung, die ſie mit ih⸗ 
rer Ablehnung übernommen haben, nunmehr 
ſelbſt übernehmen, (Zwiſchenrufe und Lärm.) und 
daß ſie für ihr Verhalten die Verantwortung 
ſelbſt zu tragen haben. (Zwiſchenrufe der Abg. 
Kloſſowſki und Schmidt.) Nachdem das Beamten⸗ 
gehaltskürzungsgeſetz als ein weſentlicher Teil 
des Finanzſanjerungsprogramms gefallen iſt, 
würde der Staat in die höchſte Gefahr kommen, 
(Zwiſchenrufe.) wenn es nicht gelingt, den Betrag, 
der nach der Ablehnung des Geſetzes weggefallen 
iſt, (Große Unruhe.) anderweitig zu erſetzen. (Abg. 
Plenikowſki: 6 Prozent Abbau für die oberen und 
ebenſo für die unteren Beamten!) Der einzige 
Weg, das zu erreichen, der jetzt noch übrig bleibt, 
iſt, (Gehen Sie nach Pelonken! links.) daß durch 
eine Steuer der Feſtbeſoldeten der Betrag aufge⸗ 
bracht wird, der durch das Beamtenkürzungsge⸗ 
ſetz weggefallen iſt. 

Dieſer Weg iſt vom Senat von Anfang an 
ernſtlich erwogen. Der Senat hat aber dem von 


Senat kennt kein Erbarmen für die Aermſten un⸗ 
ſerer Armen!) Ferner iſt es nur durch ein verfaſ⸗ 
ſungsänderndes Geſetz möglich, den Beſitzſtand zu 


beſeitigen. Die Beſeitigung des Beſitzſtandes wird 


aber von den weiteſten Kreiſen der Bepölkerung 
gefordert. Gerade die Sozialdemokratie iſt es ge⸗ 
weſen, (Abg. Klingenberg: Das iſt eine Verdre⸗ 
hung!) welche dies gefordert hat. 
rechts.) Sie hat 1928, als ſie in der Regierung 
war, den Beſitzſtand beſeitigen wollen, damals 
freilich auf einem Wege, der als verfaſſungswid⸗ 
rig erklärt worden iſt. (Sehr wahr! rechts.) Als 
dieſer Verſuch mißlang, erklärte die Sozialdemo⸗ 
kratie hier in dieſem Hauſe, daß ſie nicht aufhören 
werde, die Beſeitigung des Beſitzſtandes zu for⸗ 
dern. (Sehr richtig! links. — Hört, hört! rechts.) 
Dieſe Erklärung hat auch heute hier der Redner 
der Sozialdemokratiſchen Partei abgegeben. Wir 
erleben nun das merkwürdige Schauſpiel m. D. 
u. H., (Große Unruhe.) daß die jetzige Regierung 
(Abg. Mau: Die hohen Bezüge nicht abbauen 
will!) die Beſſerſtellung der Beamten beſeitigen 
will, indem ſie den Beſitzſtand aufhebt, daß aber 
die Sozialdemokratie jetzt einem dahingehenden 
Geſetzentwurf ihre Zuſtimmung verſagt. M. D. u. 
H.! Damit ſetzt ſich die Sozialdemokratie mit ih⸗ 
rer eigenen Auffaſſung in Widerſpruch, der unver⸗ 
ſtändlich iſt. Die Haltung der Sozialdemokratie 
iſt um ſo unverſtändlicher, weil ſie ſich ſelbſt ſagen 
muß, und innerlich auch ſelbſt ſagt, daß ſie mit die⸗ 
ſem Verhalten die Finanzſanierung gefährdet. 
(Große Unruhe.) Die Sozialdemokratie mußte ſich 
ſagen, daß, wenn das verfaſſungsändernde Geſetz 
von ihr abgelehnt würde und wenn die Regierung 
die Konſequenzen daraus ziehen würde, der Staat 
in Gefahr kommt. (Es iſt ſchon eine große Gefahr, 
wenn Sie da ſind! links.) Die Sozialdemokratie 
hat das notwendige Verantwortungsgefühl gegen⸗ 
über Staat und Volk nicht aufgebracht. (Große 
Unruhe bei den Kommuniſten. — Abg. Greiſer: 
Drei Jahre habt Ihr gebraucht, um den Staat in 
Mißwirtſchaft zu bringen! — Zwiſchenrufe des 


Abg. Plenikowſfki.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Ich werde nicht da⸗ 
vor zurückſchrecken, auch unter Anwendung der 
ſtrengſten Maßnahmen, die Würde des Hauſes zu 
wahren. (Zuruf des Abg. Langnau.) Sie haben 
nicht das Wort, Herr Abg. Langnau. 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Herr Abg. 
Mau hat geſagt, die Verantwortung tragen im⸗ 
mer nur die Regierungsparteien, niemals die 
Oppoſition. Das iſt unrichtig. M. D. u. H.! Auch 
die Oppoſition hat . .. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Haben Sie mit die⸗ 
ſem Ausdruck einen Abgeordneten des Hauſes ge⸗ 


ihm zunächſt eingeſchlagenen Weg des Beamten⸗ 
gehaltskürzungsgeſetzes aus mehreren Gründen 
den Vorzug geben müſſen. Einmal ſieht der Senat 
es als eine Unbilligkeit an, (Warum danken Sie 
nicht ab? bei den Kommuniſten.) daß gegenüber 
den ſeit 1928 angeſtellten Beamten die ein gerin⸗ 
geres Gehalt gegenüber den früher angeſtellten 
Beamten beziehen, in gleicher Weiſe eine Kür⸗ 
zung eintritt wie bei den im Beſitzſtand befind⸗ 
lichen Beamten. (Abg. Plenikowſki: Der Ziehm⸗ 


meint? (Abg. Plenikowſki: Jedenfalls die ganze 
Oppoſition!) Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Auch die 
Oppoſition hat in einem parlamentariſchen Staat 
die Verantwortung, wenn ſie ein nützlicher Teil 
der parlamentariſchen Vertretung bleiben will. 
Die Oppoſition hat insbeſondere dann eine ſchwere 
Verantwortung, (Zurufe des Abg. Schmidt) wenn 
ihre Mitwirkung zu einem Geſetz notwendig iſt 
und wenn ſie dieſe Mitwirkung verſagt, obwohl 


©) 


u 
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ſie dadurch dem Staat unter Umſtänden die ſchwer⸗ 
ſten Gefahren zuträgt. Die Herren von der So⸗ 
zialdemokratie wiſſen es ganz genau, daß ihre An⸗ 
träge aus rechtlichen und finanziellen Gründen 
unannehmbar waren. Die von der Sozialdemo⸗ 
kratie geforderte Freilaſſung bis 350 Gulden iſt 
finanziell untragbar. Ferner iſt aus Gründen des 
Beamtenabkommens die von der Sozialdemokratie 
geforderte Staffelung rechtlich unmöglich. 

Wenn heute die Herren von der Beamtenpartei 
erklärt haben, daß die Auffaſſung der Regierung 
über das Beamtenabkommen unrichtig ſei, ſo bin 
ich ermächtigt worden, im Namen des Herrn Abg. 
Dr. Strunk, der ſeinerzeit als Kommiſſar des Ver⸗ 


walters Danzigs, Sir Reginald Tower, die Ver⸗ 


(B) 


handlungen geleitet hat, zu erklären, daß allein 
die Auffaſſung der Regierung die richtige (Hört, 
hört! rechts.) und die abweichende Erklärung, die 
im Volkstag abgegeben worden iſt, mit dem Sinn 
des Beamtenabkommens unvereinbar iſt. (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Plenikowſki.) 
Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, wenn Sie die Ruhe weiter ſtören, bin ich 
genötigt, Sie von der heutigen Sitzung auszuſchlie⸗ 
ßen. (Abg. Langnau: So leicht geht das nicht! — 
Abg. Plenikowſki: Das beſtimmen wir!) 8 
Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Der Herr 
Abg. Mau hat verlangt, daß die Regierungspar⸗ 
teien ſich den Anträgen der Oppoſition fügen ſoll⸗ 
ten. Wenn ſie das getan hätten, hätten ſie das 
Finanzprogramm völlig zerſchlagen und den Effekt, 
der notwendig iſt, um die Ordnung der Finanzen 
wieder herzuſtellen, nicht erreicht. (Unwahr! links.) 
Mit Annahme der Anträge der Sozialdemokraten 
würde der Ueberbrückungskredit, der für Danzig 
notwendig iſt, nicht zu erreichen ſein. Das wiſſen 
auch die Herren von der Sozialdemokratie genau. 
(Zuruf des Abg. Klingenberg.) Es iſt alſo unrich⸗ 
tig, wenn der Vertreter der Sozialdemokratie von 
einem mangelnden Entgegenkommen oder von 
Diktaturgelüſten der Regierungsparteien geſpro⸗ 
chen hat. (Abg. Mau: War es denn anders?) Die 
Annahme der Anträge der Sozialdemokratie war 
für die Regierungsparteien aus den wiederholt 
und eingehend dargelegten Gründen unannehm⸗ 
bar. Wenn nunmehr die Regierungsparteien 
empfehlen und den Antrag ſtellen, daß der Fehl⸗ 


betrag durch eine Steuer der Feſtbeſoldeten aufzu⸗ 


bringen iſt, je find ſich die Regierungsparteien 
und die Regierung darüber klar, daß dieſer Weg 
eine größere Härte für die betroffenen Teile des 
Volkes bedeutet. (Zurufe links.) Bei der Steuer 
der Feſtbeſoldeten wird es ſchwer möglich ſein, die 
ſozialen Zuſchläge hineinzuarbeiten, wie ſie in das 
Gehaltskürzungsgeſetz hineingearbeitet worden 
ſind. Es wird auch ſchwer ſein, die untere Grenze 
der Freilaſſung, wie ſie in dem Gehaltskürzungs⸗ 
geſetz enthalten war, in das Geſetz betr. die Steuer 
der Feſtbeſoldeten hineinzubringen. (Widerſpruch 
links.) Dazu kommt vor allem die Unbilligkeit, 
daß man diejenigen Beamten, die auf Grund des 
Beſitzſtandes die höheren Gehälter beziehen, im 
Gehaltskürzungsgeſetz nicht in dem Maße trifft, 
wie gerade die Beamten, die die niederen Gehälter 
beziehen. (Sehr wahr! rechts.) Es iſt alſo unſozia⸗ 
ler, (Sehr gut! rechts.) wenn ſtatt des Gehalts⸗ 
kürzungsgeſetzes das Geſetz betr. die Steuer der 
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Feſtbeſoldeten in Wirkſamkeit tritt. Das möchte 
ich insbeſondere den Herren Vertretern von der 
Beamtenpartei, aber auch den Herren von der So⸗ 
zialdemokratie nachdrücklich vorhalten. 

Die Regierung ſteht unter dem Zwang, jetzt 
dieſen unſozialeren Weg gehen zu müſſen, nachdem 
es ihr unmöglich gemacht worden war, den ſozia⸗ 
leren Weg zu beſchreiten. (Zurufe bei den Kom⸗ 
muniſten und Sozialdemokraten.) Dieſer Weg 
muß jetzt gegangen werden, da andernfalls die 
Mittel, die der Staat in den nächſten Tagen drin⸗ 
gend gebraucht, nicht flüſſig gemacht werden kön⸗ 
nen. Die Regierung und die Regierungsparteien 
ſind an den zerrütteten Finanzen nicht ſchuld. Sie 
haben dafür die Verantwortung nicht zu tragen. 
(Sehr gut! rechts.) Die Verantwortung dafür ob⸗ 
liegt der bisherigen Regierung. (Sehr wahr! 
rechts.) Die jetzige Regierung hat die Lage vorge⸗ 
funden, wie ich ſie in meiner ausführlichen Rede 
in der vorigen Woche dargelegt habe. Die Re⸗ 
gierung hat es als ihre wichtigſte Aufgabe über⸗ 
nommen, die Ordnung der Finanzen in Staat und 
Gemeinden wieder herzuſtellen und den Staat aus 
der großen Not und Gefahr zu befreien. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Nur, daß ſich die Arbeiter dieſe Ordnung 
nicht gefallen laſſen werden!) Gerade im Inter⸗ 
eſſe der Arbeiter, Herr Abg. Plenikowſki. Ich kann 
Sie verſichern, daß Sie es vielleicht an Ihrem eige⸗ 
nen Leibe zu verſpüren hätten, wenn es nicht mög⸗ 
lich wäre, die Beträge zur Auszahlung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung aufzubringen und flüſſig 
zu machen. (Lebhafte Zuſtimmung rechts.) Eine 
ſpätere Zeit, die ruhiger denken wird, wird es den 
Regierungsparteien danken, daß ſie dieſe ſchwere 
Aufgabe im Intereſſe von Staat und Volk auf ſich 
genommen haben. Sie wird erkennen, was heute 
die Opposition nicht erkannt hat, daß die Regie⸗ 
rung und die Regierungsparteien die Intereſſen 
des Staates über die Intereſſen der Partei geſtellt 
haben. (Lebhafter Beifall rechts. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Weg mit dem Ziehm⸗Senat! Weg mit dem 
Volkstag!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Nachdem der 
Volkstag es abgelehnt hat, das unſoziale Beam⸗ 
ten⸗Gehaltskürzungsgeſetz durchzuführen, ſcheint 
jetzt das Ballwerfen zu beginnen. Es ſoll der 
Schuldige an dieſem Zuſtand geſucht werden. (Abg. 
Greiſer: Da lachen die Hühner! Wer daran ſchuld 
iſt, weiß das ganze Volk!) Der Herr Präſident des 
Senats erklärte, durch Ablehnung des Gehalts⸗ 
kürzungsgeſetzes ſei ein wichtiger Beſtandteil des 
Sanierungsgeſetzes gefallen, und nach parlamen⸗ 
tariſchem Brauch müßte nun die Regierung zurück⸗ 
treten. Sie tritt nicht zurück, weil ſie Staat und 
Volk nicht in Not laſſen will. (Abg. Greiſer: Sehr 
richtig!) Wenn die Regierung dies vorher gewußt 
hatte, warum denn bis zum heutigen Tage dieſes 
Spiel? Warum dieſer Theaterdonner? Warum 


dieſe Komödie? Wiſſen Sie, was Sie damit für 
Schaden für Danzig angerichtet haben? (Sehr gut! 
links.) Iſt Ihnen nicht bekannt, daß Sie dadurch 
den Kredit Danzigs geſchädigt haben, (Sehr rich⸗ 
tig! links.) daß große Verluſte eintreten müſſen? 
Wenn Sie jetzt nach einer Stunde erklären, Sie 
werden dann einen andern Vorſchlag unterbreiten, 
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jo wußten Sie das früher (Den unſozialeren! 
rechts.) und hätten die Komödie nicht ſpielen 
und dadurch Danzig in eine ſchwere Schädi⸗ 
gung des Kredits bringen dürfen. (Abg. Greiſer: 
Das haben Sie drei Jahre gemacht!) Dadurch ha⸗ 
ben Sie gegenüber dem Staat verantwortungslos 
gehandelt. Sie taten dies alles, weil Sie dazu 
durch den Verrat der Nazis gebracht worden ſind. 
(Abg. Greiſer: Wer lacht da?) Sie müſſen ſo han⸗ 
deln, weil die Nazis dies verlangen und faſchiſti⸗ 
ſche Methoden einführen wollen. Wenn Sie ſich 
weiter nach den Nazis richten, werden Sie Danzig 
noch viel Schaden zufügen. Was ſchrieben doch die 
Danziger Zeitungen geſtern und vorgeſtern? Was 
ſollte alles entſtehen? Die Gehälter werden nicht 
gezahlt werden können, die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung wird nicht gezahlt werden können, die 
Wohlfahrtspflege wird nicht durchgeführt werden 
können. Dann wird der Völkerbund den Finanz⸗ 
diktator beſtimmen, Polen rückt in Danzig ein, und 
was Sie ſonſt noch alles für Unfinn in die Welt 
hineingeſetzt haben. Dadurch haben Sie Danzig 
einen unendlich ſchweren Schaden zugefügt, der 
jetzt in der großen Weltwirtſchaftskriſe Danzig um 
ſo härter trifft. (Zwiſchenrufe bei den National⸗ 
ſozialiſten.) 

Um was handelt es ſich bei uns? (Andauernde 
Zwiſchenrufe. — Abg. Reuter: Arczynſki lernt 
franzöſiſch, ich weiß es!) Sie wiſſen doch, da Sie 
für die Monarchie eintreten, daß es für gebildete 
Menſchen leider Sitte war, franzöſiſch zu ſprechen, 
und daß im Hohenzollernhaus bis 1870 nur fran⸗ 
zöſiſch geſprochen wurde. (Abg. Greifer: Arczynſki 
Na fi) mit den Hohenzollern, dies Wun⸗ 
der! — Abg. Plenikowſki: Das ſtimmt, das ſind 
beides Deſerteure! — Abg. Greifer: Einen Arc⸗ 
zynſki mit einem Hohenzollern in einem Atemzuge 
zu nennen!) Wer ſo verbrecheriſch an dem deut⸗ 
ſchen Volk gehandelt hat, wie das Hohenzollern⸗ 
haus. (Abg. Greiſer: Wer jo betrogen hat wie 
Sie! Ihr Volksbetrüger!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſti, Sie haben einen Abgeordneten Betrüger 
genannt, ich rufe Sie zum zweiten Male zur Ord⸗ 
nung und mache Sie auf die Folgen des dritten 
Ordnungsrufes aufmerkſam. (Widerſpruch des 
Abg. Plenikowſki.) Herr Abg. Greifer: Sie haben 
ebenfalls das Wort „Betrüger“ gebraucht. Haben 
Sie einen Abgeordneten damit gemeint? (Abg. 
Greiſer: Ich habe die Sozialdemokraten Volksbe⸗ 
1 genannt! Wenn die Abgeordneten ſich da⸗ 
Sie meinen, ſtelle ich felt, daß ſie es find!) Ich rufe 

Br zur Ordnung. (Große Unruhe.) 
= 1 Abgeordneter (S. P. D.): Ich halte Hit⸗ 
Wie 50 für ſo dumm, daß er ſeine Leute auf die 
iufe der ey ſchicken wird. (Andauernde Zwiſchen⸗ 
1105 . Abel nalſozialiſten und des Abg. Dr. Bla⸗ 
fein, 9 5 Ihr Greiſer: Wir werden nicht ſo dumm 
Bär ) en 19181 Habt keine Angſt! — Großer 

Ne len. was werden wir Sozialdemokraten das 
nachho en, was wir 1918 vergeſſen haben. (Abg. 
Greiſer: Jawohl, wir werden es nachholen, was 
Ihr Gewerkſchaftsbonzen vergeſſen habt!) Unfer 
Entwurf, den wir einbrachten, ſah vor, daß die 
ſchwer um ihre Exiſtenz Ringenden zu den Laſten 
mehr herangezogen werden ſollten, und daß die 
Kreiſe, die ein Gehalt bis 350 Gulden erhalten, 


als bisher. 


209 


frei von jedem Abzug ſein ſollen, daß dafür aber 
die anderen Gruppen den Betrag aufzubringen 
hätten. Der Vorſchlag der Regierungsparteien 
wollte, daß von dem Beſitzſtand nach meiner Be⸗ 
rechnung 1 490 000 Gulden aufgebracht werden 
ſollten, daß die 6 Prozent Abzüge 3 280 000 Gul⸗ 
den einbringen ſollten. Das ſind insgeſamt 
4770 000 Gulden. Der Vorſchlag der Sozialdemo⸗ 
kraten wollte, daß das Gehalt bis 350 Gulden frei 
blieb. Dadurch kam weniger 1 120 000 Gulden 
ein. Da wir nicht allen den Beſitzſtand nehmen 
wollten, kamen weniger ein 404 000 Gulden, ins⸗ 
geſamt ein Weniger von 1 656 000 Gulden. Dafür, 
daß von den unteren Schichten weniger einkommen 
ſollte, ſollten die oberen Beamten durch die Staf⸗ 
felung den Reſtbetrag aufbringen. Das wären 
800 000 Gulden, ſo daß nach unſerem Vorſchlag 
3 900 000 Gulden einkämen. Der Reſt von 800 000 
Gulden ſollte dadurch einkommen, daß die höheren 
Einkommen über 10 000 Gulden keine ſozialen Er⸗ 
mäßigungen bei der Steuer erhalten und daß die 
Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer von 5000 
Gulden an einen höheren Zuſchlag erhalten ſollte 
Dieſe Summe bringt mehr ein, als 
die reſtlichen 800 000 Gulden. Selbſt die Regie⸗ 
rung geſtand ein, daß dadurch 1 500 000 Gulden 
einkommen würden. Wir wollten alſo, daß die 
Laſten von den unteren Schichten auf die beſitzen⸗ 
den Schichten gelegt werden ſollten, auf ſolche, die 
die Laſten tragen können, (Sehr richtig! links.) 
und zwar einmal auf die höheren Beamten, die 
ein höheres Gehalt bekommen und dann auf die 
Kreiſe, die ein höheres Einkommen haben. Das 
war der Unterſchied, der zwiſchen unſerm und dem 
Regierungsantrag beſtand. Wir wollten den ſozia⸗ 
len Antrag durchbringen. Sie wollten ihn nicht, 
Sie lehnten ihn ab. Intereſſant iſt es, daß auch 
die Nationalſozialiſten dieſen ſozialen Antrag ab⸗ 
lehnten. Ich kann von den Deutſchnationalen, 
von der Wirtſchaftspartei, von den Nationallibe⸗ 
ralen nicht verlangen, daß ſie hier im Volkstag an 
ſozialen Angelegenheiten mitarbeiten und ſie res 
geln. Das widerſpricht ihrer geſamten Tendenz. 
(Ganz falſch! rechts.) Aber man muß verlangen, 
daß die Leute, die ſich von den beſitzloſen Schichten 
haben wählen laſſen, für ſie eintreten. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Unſere Pflicht kennen wir genau, die brauchen 
Sie uns nicht zu ſagen!) Die Nationalſozialiſten 
ſchämen ſich jetzt über den elenden Betrug und Ver⸗ 
rat, den ſie an der Bevölkerung verübt Haben, 
(Abg. Greiſer: Verraten haben Sie 10 Jahre lang 
das Volk!) Unter den Kreiſen, die am 9. Novem⸗ 
ber aktiv wurden, befanden ſich auch andere. (Abg. 
Greiſer: Wir befanden uns leider im Felde, ſonſt 
0 wir Ihnen das Leder ſchon ſtramm gezo⸗ 
gen! 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Greifer, 
Sie haben nicht das Wort. (Abg. Greiſer: Ich 
möchte feſtſtellen, daß. ... — Abg. Plettner: 
Politiſcher Hochſtapler! — Abg. Greiſer verläßt 
ſeinen Platz und geht auf den Abg. Plettner zu. 
Abg. Greiſer: Meinen Sie mich damit?) Herr 
Abg. Greiſer, ich erſuche Sie, auf den Platz zu ge⸗ 
hen. (Erregte Zwiſchenrufe links. — Abg. Greiſer: 
Ich leiſte dieſem Erſuchen Folge, hoffe aber, daß 
mich das Präſidium gegen die Beleidigungen in 


Schutz nimmt, wenn nicht, werde ich mir meinen 


— 
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D) 


(A 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 

Schutz ſelber ſuchen!) Herr Abg. Plettner, Sie ha⸗ 
ben, wie mir mitgeteilt wurde, den Abg. Greiſer 
bereits einmal beleidigt. Leider habe ich das 
nicht gehört. Jetzt haben Sie den Abg. Greiſer er⸗ 
neut beleidigt, ich rufe Sie zur Ordnung. (Zurufe 
der Abg. Raſchke und Schmidt.) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Intereſſant iſt 
es, daß ein Nationalſozialiſt, der draußen nicht ge⸗ 
nügend auf das Parlament ſchimpfen kann, im 
Volkstag um Schutz des Parlaments bittet. (La⸗ 
chen links.) Das zeigt, wie charakterlos dieſe Leute 
ſind. (Gucken Sie mal in den Spiegel! bei den Na⸗ 
tionalſozialiſten.) Wenn Sie ein bißchen Schamge⸗ 
fühl beſäßen, müßten Sie ſich doch ſelbſt fragen, 
was iſt an unſerem Handeln wahr, was wir hier 
tun oder das, was wir draußen tun. Aber hier 
zeigen Sie Ihr wahres Geſicht. Draußen treiben 
Sie Agitation und hier verraten Sie das Volk im 
Intereſſe des Kapitals. (Hier lügen Sie und da 
ſchwindeln Sie! bei den Nationalſozialiſten.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Malſch, 
Sie haben den Abg. Brill Lügner genannt, ich rufe 
Sie zur Ordnung. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Der Mann iſt 


krank, dem kann ich das nicht verargen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Wollten Sie damit 
eine Beleidigung ausſprechen? 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich wollte nur 
damit das beſtätigen wie ſich der Abg. Malſch hier 
gezeigt hat. Und für die Wahrheit kann ich nicht 
zur Ordnung gerufen werden. (Der hat zu große 
Kartoffeln, Herr Präſident, dem können Sie nichts 


übel nehmen! links.) Wir Sozialdemokraten haben 


(8) bisher unſer Frontſoldatentum nicht beſonders be⸗ 


tont und haben darüber nicht geredet. Sie haben 
nach Ihren Reden das Frontſoldatentum für ſich 
allein in Erbpacht und erwecken damit den An⸗ 
ſchein, als wenn diejenigen, die um Hitler und 
Ludendorff ſtehen, als einzige im Felde waren, 
während alle anderen in der Etappe lagen. Wir 
laſſen uns in Zukunft nicht von jedem ſchnoddrigen 
Bengel unſer Frontſoldatentum abſprechen. Wir 


haben draußen unſere Geſundheit gelaſſen. Wenn 


ein ſolcher Lümmel uns noch einmal einen Vor⸗ 
wurf machen ſollte, werden wir ihm die gebührende 
Antwort erteilen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Brill, Sie 
haben doch damit kein Mitglied des hohen Hauſes 
gemeint? (Abg. Brill: Wenn ſich welche getroffen 
fühlen, dann ja!) Eine ſolche Ausrede kann ich 
nicht unter einen Ordnungsruf ſtellen. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Geſtehen Sie es doch ein, wenn Sie jemand 
gemeint haben!) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. 
Greiſer! Am Sonntag waren Sie in Lauental ſo 
ſtark, warum kniffen Sie am Mittwoch. Sie taten 
dies, weil es hier um eine Kraftprobe ging, dar⸗ 
um gingen Sie nach Lauental und zwar unter dem 
Schutz der Schupo. (Abg. Greiſer: Ich bin gar nicht 
da geweſen, das zeigt, wie die „Volksſtimme“ lügt! 
— Zuruf des Abg. Klingenberg. — Abg. Greiſer: 
Sie als Oberpauker müßten ſich ſchämen, das Wort 
zu ergreifen! — Abg. Klingenberg: Setzen Sie ſich 
auf Ihre Erziehungsfläche]!) Dieſe Attacke die fie 

wird ja nur deshalb geritten, weil die 
Nazis ihren Betrug und ihren Verrat, den ſie an 


den unteren Beamten heute begangen haben, nicht 
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bekannt geben wollen. Sie ſelbſt waren es, die 
bis vor wenigen Tagen ebenfalls eine Staffelung 
der Gehälter haben wollten; weil man ihnen an⸗ 
dere, perſönliche Verſprechungen gemacht hat, ha⸗ 
ben Sie zu Gunſten der höheren Beamten die un⸗ 
teren fallen laſſen und verraten. Herr Präſident 
Dr. Ziehm ſagte, es wäre nicht möglich, ſo zu ver⸗ 
fahren wie es die Sozialdemokraten wollten. Die 
Sozialdemokratie habe bisher für den Abbau des 
Beſitzſtandes gekämpft. Sie habe 1928 von dieſer 
Stelle aus im Volkstag ebenfalls erklärt, ſie würde 
nicht ruhen, bis der Beſitzſtand beſeitigt ſei. Dieſe 
unſere Stellungnahme haben wir beibehalten und 
dafür kämpfen wir. Bei dieſem Abbau des Beſitz⸗ 
ſtandes wollten wir auch gleichzeitig das früher ge⸗ 
ſchehene Unrecht beſeitigen. 

Angeblich ſoll das deutſch⸗Danziger Abkommen 
es nicht zulaſſen. Wir ſagen, jawohl, auch das Ab⸗ 
kommen läßt es zu; denn in dem Abkommen ſind 
doch nur die Gehälter geſichert, die die Beamten 
erhielten, als das Abkommen geſchloſſen wurde; 
denn in dem Abkommen heißt es: „Die bisherigen 
Gehälter“. Sie wiſſen wie wir, daß Beförderun⸗ 
gen, die hier nachträglich in Danzig vollzogen ſind, 
in Deutſchland nicht anerkannt wurden. Derje⸗ 
nige Beamte, der nach Deutſchland zurücktritt, kann 
nicht immer damit rechnen, daß er in dieſelbe Stel⸗ 
lung, in der er ſich hier befand, übernommen wird. 
Damit iſt klipp und klar geſagt, daß man beim 
deutſch⸗Danziger Beamtenabkommen nur mit dem 
Stande zu rechnen hat, den der Beamte 1920 beim 
Abſchluß des Abkommens beſaß. 

Iſt es denn nicht möglich, daß ein ſolches Ab⸗ 
kommen wieder aufgehoben wird? Soll ſich das 
Danziger Volk auch in Zukunft gefallen laſſen, daß 
der Deutſche Reichstag oder der Preußiſche Land⸗ 
tag beſtimmt, wie hoch der größte Ausgabepoſten 
im Danziger Etat ſein ſoll. Die Gehälter betragen 
59 Prozent der geſamten Ausgaben. Aeber dieſe 
Höhe ſollen nicht wir, ſondern der Reichstag oder 
der Preußiſche Landtag beſtimmen. Das kann es 
doch nicht geben, damit würde man doch dem Dan⸗ 
ziger Volkstage das Beſchlußrecht ſowie Beratungs⸗ 
recht nehmen. Es wäre längſt an der Zeit, dies 
Beamtenabkommen zu ändern, es zu reformieren 
und es auf eine Baſis zu bringen, wie es im Rah⸗ 
men beider Staaten notwendig iſt. Aber jetzt wird 
alles mögliche bei den Haaren herbeigezogen und 
aufgewandt und angewandt, um einzig und allein 
die höheren Beamten vor einem größeren Abbau 
zu ſchützen. 

Der Vertreter der Beamten hier im Volkstag 


erklärte das Gegenteil von dem, was der Herr 


Präſident im Namen der Regierung dem Volkstag 
mitteilte. Wenn die Beamten ſelbſt damit einver⸗ 
ſtanden ſind, daß ihr Gehalt anders geregelt wer⸗ 
den ſoll, dann ſollte ſich die Regierung beſtimmt 
dem nicht widerſetzen, ſondern dann hätte ſie die 
Einladung annehmen müſſen und unſeren Antrag 
nicht zu Fall bringen ſollen. Das Verantwortungs⸗ 
gefühl iſt es, ſagt der Herr Präſident, das die Re⸗ 
gierung auf ihrem Poſten hält. Wir als Oppo⸗ 
ſition werden erſucht, uns unſerer Verantwortung 
bewußt zu ſein. Wir Sozialdemokraten ſind uns 
unſerer Verantwortung voll bewußt. Wir ſind 
mit dem Danziger Staat verbunden. Weil wir in 
Danzig die Schichten vertreten, die weder prak⸗ 
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Verantwortung übernahmen. (Sehr richtig! links.) 


(B) 


Ermäßigungen wird man auch nicht eintreten laſ⸗ 
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(Brill, Abgeordneter) 
tiſch noch theoretiſch aus Danzig auswandern kön⸗ 
nen, die mit dieſer Scholle feſt verbunden ſind. In 
ihrem Intereſſe haben wir die Pflicht, alles zu tun, 
um ſie zu ſchützen. Daraus werden wir unſere Ver⸗ 
antwortung immer ſtärken und ihre Intereſſen ver⸗ 
treten. Aber ich frage die Regierungsparteien, 
vor allem die Deutſchnationale Partei, ob ſie ſich 
ihrer Verantwortung als Regierungspartei immer 
bewußt geweſen iſt. Ich erinnere an das Frühjahr 
des vorigen Jahres, als der Staat in Gefahr kam, 
als er zum erſtenmale von der Kriſe erfaßt wurde 
und die Einnahmen gewaltig zurückgingen. Was 
tat da die Deutſchnationale Partei? Sie fiel der 
Regierung in den Rücken. Sie ſchrieb in ihren 
Flugblättern, in ihren Zeitungen: „Nieder mit 
dem Senat! Er iſt ſchuld an der Kataſtrophe, die 
heraufbeſchworen iſt!“ Sie ſtürzte die Regierung, 
und als ſie das getan hatte, hatte ſie nach acht 
Wochen Angſt vor ihrer eigenen Courage. Sie 
hatten den Zuſtand noch weiter verſchlechtert und 
waren froh, als die Sozialdemokraten weiter die 


Da war die Deutſchnationale Fraktion nicht ver⸗ 
antwortungsbewußt, ſie tat das Gegenteil von 
em, was man erwarten konnte und vor allem 
von einer Partei, die ſoviel Wert darauf legt, ſich 
deutſch zu nennen und das deutſche Danzig ſchützen 
zu wollen. Das war nicht deutſch gehandelt, das 
war das Gegenteil davon. So verantwortungs⸗ 
los wie im Frühjahr vorigen Jahres die Deutſch⸗ 
nationale Partei gehandelt hat, hat die Sozial⸗ 
demokratie noch in keinem Fall gehandelt. 

Die Sozialdemokratie hat erklärt, daß ſie an 
der Sanierung der Finanzen Danzigs mitarbeiten 
d (Sehr richtig! links.) Sie hat das nicht nur 
55 0 ſondern ſie hat Vorſchläge unterbreitet, die 

910 ar ſind, wenn nicht eine Eigenſinnigkeit vor⸗ 
fut e Die oberen Beamten legten aber 
ee ert darauf, daß ihre Gehälter nicht ge⸗ 

rt werden ſollten. Sie haben damit die Kata⸗ 
ſtrophe heraufbeſchworen, wie ſie die Danziger 
Zeitungen, die ſo verantwortungsbewußt ſein wol⸗ 
len, an die Wand gemalt haben. 

Nun ſagt der Präſident des Senats, weil die 
Vorlage der Regierung abgelehnt iſt, müſſe eine 
neue kommen, die unſozialer als die abgelehnte 
Vorlage iſt. Man kann doch nicht deshalb, weil 
die Oppoſition eine unſoziale Vorlage ablehnt 
nun noch eine viel unſozialere bringen. Wenn man 
der Opposition Rechnung tragen will, wenn man 
1 ihr Verantwortungsbewußtſein verlangt, muß 

be Regierung der Oppoſition eine Vorlage brin- 

genteil ihren Münſchen Rechnung trägt. Im Ge⸗ 
ler ist! etzt kommt eine Vorlage, die noch unſozia⸗ 
ſei ſchulds die frühere. Man jagt, die Oppolition 
geführt w daß dieſe unſoziale Vorlage jetzt durch⸗ 
die Gehälter n ſoll. Man will in Zukunft nicht 
er nn unter 200 Gulden, die von dem Ab⸗ 
auch diese Gru freilaſſen, ſondern jetzt will man 
ruppen mitheranziehen. Die ſozialen 


ſen, ſondern man wird ſie auch heranzi 

g 8 ziehen. Das 
muß geſchehen, ſonſt würden die Beamten kein Ge⸗ 
halt bekommen und die Erwerbsloſen keine Unter⸗ 
ſtützung. Wenn ich von der heutigen Regierung 


abgenommen. 


höre, daß man der Erwerbsloſen, der Wohlfahrts⸗ 


rentenempfänger wegen alles das macht, dann 
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macht mich das immer mißtrauiſch. Wenn ich aus (0) 


dem Munde des Präſidenten des Senats, der ge⸗ 
ſagt hat, die Erwerbsloſenunterſtützung ſei eine 
Prämie auf die Faulheit, höre, daß er ſich darauf 
beruft, man müſſe dieſe Steuer der Exwerbsloſen 
wegen einführen, dann iſt das eine Politik, die 
man mit dem Wort bezeichnen muß: „Haltet den 
Dieb.“ Man ſucht eine Handlung, die für die 
oberen Beamten zu ſchwer war und die unteren 
Schichten belaſtet, zu verbergen. Zu uns ſtehen 
nicht nur die unteren Schichten der Bevölkerung, 
ſondern auch die unteren Beamten, weil ſie er⸗ 
kannt haben, daß nun endlich einmal die gewaltige 


Spanne, die zwiſchen den oberen und unteren Ge⸗ 


hältern beſteht, etwas geſchmälert wird. Das iſt 
nicht möglich geworden durch die Handlung der 
Regierungsparteien und durch den Verrat, den die 
Nazis in bewußter Weiſe gegenüber den unteren 
Beamten verübt haben. (Abg. Plettner: Sehr rich⸗ 
tig!) Die unteren Beamten werden ſich nun bei 
den Nazis bedanken müſſen. (Bei Euch! rechts.) 


Vielleicht werden die Nazis mit Hilfe der Zoll⸗ 


kapelle den unteren Beamten klarmachen, daß ſie 
die Laſten tragen müſſen. Einen größeren Verrat 
hat ſich bisher keine Partei, die auf Anſtändigkeit, 
auf Achtung Anſpruch erhebt, erlaubt. Aber was 
ſoll man von dieſen wildgewordenen Spießbürgern 
wie den Nazis verlangen. Man kann ſie nur für 
Landsknechte des Kapitals halten, und Lands⸗ 
knechte können eben nicht anders handeln, als ſie 
es in dieſer Zeit getan haben. Wegen unſerer Hal⸗ 
tung kann die Regierung und der Präſident ruhig 


ſchlafen. Die Verſammlungen, die wir abhalten, (0) 


geben uns den beſten Beweis, daß wir das Richtige 
getan haben. (Zwiſchenrufe des Abg. Greiſer. — 
Sie ſind leer! rechts.) Sie haben von Trommeln 
gerufen, Herr Greifer. (Abg. Greifer: Unfere Vers 
ſammlungen werden polizeilich geſchloſſen! — Abg. 
Plenikowſki: Siehe Lauental! — Abg. Greiſer: 
Alle ſind überfüllt!) Herr Abg. Greiſer, Sie woll⸗ 
ten die Danziger Bevölkerung zuſammentrom⸗ 
meln. Wir haben Ihnen ſchnell das Trommeln 
Wir werden ſo trommeln, daß 
Ihre Anhänger weggetrommelt werden und zu uns 
kommen. Gemeinſam mit Ihren Anhängern wer⸗ 
den wir Sie dorthin trommeln, wo Sie hingehören. 
(Abg. Greiſer: Seit wann ſeid Ihr die Rechtsan⸗ 
wälte für die S. P. Diſten? Kommune verteidigt 
die S. P. D.] Fabelhaft!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Perſönliche Unterhal- 
tungen bitte ich draußen zu führen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Warum, Herr 
Präſident? Es iſt doch gut, wenn ſich ſolche Ge⸗ 
ſinnungsgemeinſchaften hier offen zeigen. Des⸗ 
wegen, was hier geſchehen iſt, können wir ganz ru⸗ 
hig in die Zukunft ſchauen. Die unteren Beamten 
haben kennen gelernt, daß die oberen Beamten 
wieder geſiegt haben und daß der Zuſtand, wie er 
einmal 1924 eingeführt wurde, auch in Zukunft 
beſtehen bleiben ſoll, ja daß er möglichſt verewigt 
werden ſoll. Das können Sie nur auf Grund Ihrer 
Macht, die Sie gegenwärtig mit den Nazis haben, 
durchführen. Aber es wird hier eine Aenderung 


eintreten. Wir haben von vornherein erklärt, daß 


wir das Ermächtigungsgeſetz ablehnen. Außer dem 
Ermächtigungsgeſetz ſoll jetzt der weitere Raubzug 
an den Beamten vorgenommen werden. Dieſen 


(A) 


(B) 
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Raubzug an den Beamten will man nicht auf dem 
normalen Wege vornehmen, ſondern mit Hilfe des 
Ermächtigungsgeſetzes. Das zeigt am allerbeſten, 
wie diktatoriſch hier gehandelt werden ſoll, wie in 
ſolchen tief einſchneidenden Fragen dem Volkstag 
nicht nur das Beſchluß⸗ ſondern auch das Bera⸗ 
tungsrecht genommen wird, hier im Volkstag ſoll 
Gewalt vor Recht gehen, der Volkstag wird verge⸗ 
waltigt. Wir haben Ihnen Vorſchläge zur Sanie⸗ 
rung gemacht. Schauen Sie ſich heute die Kreiſe 
der Arbeiterſchaft an. Die Arbeitsloſigkeit nimmt 
zu, ſie ſteigt von Tag zu Tag. Auch diejenigen, 
die in Arbeit ſtehen, müſſen fürchten, daß ſie mor⸗ 
gen das Schickſal ihrer arbeitsloſen Kollegen 
Wenn N 

In einer ſolchen Zeit verſuchen Sie, dieſen 
Schichten neue Opfer und Laſten aufzuerlegen. 
Dabei ſind die Einkommensmöglichkeiten dieſer 
Schichten beſchränkt; denn 26 000 Erwerbsloſe mit 
ihren Familien leben heute nur noch von 18 Gul⸗ 
den im Durchſchnitt. Es iſt unmöglich, daß eine 
Familie mit 18 Gulden pro Woche leben kann. 
Wäre das möglich, dann iſt es ein um ſo größeres 
Unrecht, hier alles aufzubieten, um bei den oberen 
Beamten nicht eine Staffelung eintreten zu laſſen, 
um nur die Gehälter der höheren Beamten zu 
ſchonen. Einzig und allein die Arbeiterſchichten 
ſollen die großen und gewaltigen Laſten tragen. 
Wir haben Ihnen einen Weg gezeigt, der gangbar 


it. Einmal durch Erhöhung der Einkommenſteuer. 


Andererſeits müſſen Sie daran denken, daß der 
größte Teil der zur Sanierung nötigen Einnahmen 


doch nur von den beſitzloſen Kreiſen erhoben wird. 


Deshalb ſchlugen wir Ihnen vor, ein Notopfer 
vom Vermögen zu erheben. Wir haben einen Vor⸗ 
ſchlag gemacht. Durch das Notopfer der Vermö⸗ 
gensabgabe könnten 5 Millionen herausgeholt 
werden. Sie ſagen ſich aber, Sie ſind hier Ver⸗ 
treter der beſitzenden Kreiſe und haben hier deren 
Intereſſen wahrzunehmen. Sie laſſen es unter 
keinen Umſtänden zu, daß dieſen Kreiſen Opfer 
auferlegt werden. Sie erklären, daß es unmög⸗ 
lich iſt, eine Vermögensabgabe zu erheben. In 
demſelben Atemzug bürden Sie den Arbeitsloſen 
eine Mieterhöhung auf, erhöhen Sie die Umſatz⸗ 
ſteuer und verſchlechtern die Steuerermäßigungen. 
Sie halten es aber für recht, daß der Arbeiter von 
ſeinen 28 Gulden Verdienſt 9 Millionen Laſten 
aufbringt. Bei den beſitzenden Kreiſen halten Sie 
es für ein Verbrechen daß ſie Vermögensabgabe 
zahlen, obgleich dieſe Kreiſe dazu in der Lage 
wären. a 

Unſer Vorſchlag ging doch dahin, daß der Land⸗ 
wirtſchaft und dem Althausbeſitz nicht große La⸗ 
ſten auferlegt werden ſollen. Das eine Drittel, das 
darin zuſammengefaßt iſt, ſoll mit einem kleineren 
Zuſchlag belegt werden. Der andere Beſitz ſoll je⸗ 
doch die fehlenden zwei Drittel aufbringen. Dieſer 
Vorſchlag iſt für Sie und die Nationalſozialiſten 
undiskutabel; denn hier kommen ja die Geldgeber 
der Nationalſozialiſten in Frage, die den Wahl⸗ 
kampf mit finanziert haben. Nun ſollen die, die 
den Wahlkampf finanziert haben, mit herangezo⸗ 
gen werden, um die Laſten zu tragen. Das darf 


nach Anſicht der Nazis nicht geſchehen. Dafür muß 
der Arbeiter, der Arbeitsloſe herhalten, er ſoll dieſe 
Laſten tragen. Er ſoll in Zukunft 10 Prozent mehr 
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Mieten aufbringen. Die Arbeiter, die minderbe⸗ (0) 


mittelten Schichten, ſollen in Zukunft zwei Milli⸗ 
onen mehr Wohnungsmiete aufbringen, um dem 
Staat die Finanzierung zu ermöglichen. Dagegen 


kann der Beſitz die 5 Millionen von der Vermö⸗ 


gensabgabe nicht einbringen. Das zeigt am aller⸗ 
beſten, wie arbeiterfeindlich und reaktionär, wie 
menſchenfeindlich dieſer Volkstag eingeſtellt iſt. 
Obgleich die Geſetze in aller Oeffentlichkeit gemacht 


werden müſſen, mißbrauchen die Regierungspar⸗ 


teien ihre Macht, den Raubzug auf die Taſchen der 
Danziger Arbeiter in der Dunkelkammer des Se⸗ 
nats vorzunehmen. a 2 

M. D. u. H.! Sie alle haben Stimmen von 
den Notleidenden, von den Hungernden bekommen. 
Haben Sie ſich in Ihrer ruhigen Stunde nicht ein⸗ 
mal überlegt, ob dieſe Schichten dieſe Laſten tragen 
können? Gibt es denn nur die Arbeiterſchicht, die 
immer und immer wieder die Laſten zu tragen 
hat? Die andern Schichten, die wohl dazu in der 
Lage ſind, die Laſten zu tragen, werden geſchont. 
Wäre es jetzt nicht an der Zeit, daran zu gehen, die 
Sanierung von den beſitzenden Kreiſen zu tragen 
und dieſen Kreiſen zu ſagen? „Ihr, die Ihr immer 
ſo viel von Eurem deutſchen Danzig ſchreit, habt 
jetzt die Pflicht, nicht nur in Eurer beſoffenen Ka⸗ 
terſtimmung das Deutſchtum zu preiſen, ſondern 
Ihr müßt jetzt etwas tiefer in die Taſchen hinein⸗ 
faſſen, um dem Staat das zu geben, was er drin⸗ 
gend für ſeine Erhaltung braucht.“ Aber ſoweit 
geht Ihr Deutſchtum nicht, ſondern nur ſoweit, 
wie es Ihnen nichts koſtet. Das ſind wir von den 
beſitzenden Kreiſen immer gewohnt geweſen und 
ſo handeln Sie auch hier. Sie können dieſe Hand⸗ 
lungen nur begehen und durchführen, weil Sie bei 
der Durchführung Ihres Raubzuges von der Nazi⸗ 
partei unterſtützt werden. Wir werden für die 
notwendige Aufklärung der Danziger Bevölkerung 
ſorgen. Wir werden nicht ruhen und nicht raſten, 
um der Arbeiterſchaft, der minderbemittelten Be⸗ 
völkerung, der ſchaffenden Bevölkerung klarzu⸗ 
machen, in welch brutaler grauſamer Weiſe die 
bürgerlichen Parteien einſchließlich der Nazis den 
Raubzug an der Danziger Bevölkerung vornehmen 
und welcher Mißbrauch mit dem Willen der Dan⸗ 
ziger Bevölkerung gegen die Danziger Arbeiter⸗ 
ſchaft getrieben wird. (Lebhafte Zuſtimmung und 


Bravo! links.) . hat 5 
as Wort hat der 


Vizepräſident Gaikowfki: 
Herr Abg. Greiſer. 

Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.] Wir haben in der vorigen Volkstagsſitzung, 


als das Beamtenbeſoldungsgeſetz zur zweiten Le⸗ 


jung ſtand, bereits betont, daß wir Nationalſo⸗ 
zialiſten uns des Ernſtes der Stunde bewußt ſind, 
und daß es jetzt nicht mehr darauf ankomme, von 
wohlerworbenen Rechten der Beamten zu ſpre⸗ 
chen, daß es letzten Endes auch nicht mehr darauf 
ankomme, von einem Gehaltsabbau der Beamten 
überhaupt zu ſprechen, ſondern daß es jetzt darauf 
ankomme, dieſe Stadt Danzig ſolange deutſch zu 
erhalten, bis die Stunde gekommen iſt, und die 
Vorbedingungen dafür geſchaffen find dieſe deut⸗ 
ſche Stadt wieder zum Reiche heimzuholen. (Abg. 
Plenikowſki: Die liefern Sie ja aus!) Wenn wir 
Nationalſozialiſten es durch eine politiſche Klug⸗ 
heit fertig gebracht haben der Sozialdemokrati⸗ 


— 


D) 


(A) 


keine Regierung 
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(Greiſer, Abgeordneter) 
ſchen Fraktion die Verantwortung zuzuſchieben 


um heute bei der dritten Leſung zu bekennen, ob 


ſie tatſächlich eine verantwortungsbewußte Partei 


iſt oder das, was fie 10 oder 12 Jahre geweſen iſt, 
eine verantwortungsloſe Partei, dann haben wir 


heute erkannt, daß die Sozialdemokratie ſeit je⸗ 
nem Novemberverrat 1918 noch nichts dazugelernt 
hat. (Bravo! rechts.) Sie hat am 9. November das 
deutſche Volk verraten. Sie hat heute hier die 
deutſche Stadt Danzig verraten. (Sehr wahr! 


rechts. — Und ihr Wilhelm ging nach Holland! 


links!) Die Sozialdemokratie verſucht nun, dem 
Terror und dem Druck der Straße nachzugeben 


und die letzten Felle, die ihr draußen wegſchwim⸗ 


men, noch zu retten. Indem ſie ihren Agitations⸗ 


antrag noch verteidigt, iſt ſie ſich wohl bewußt, daß 
Danzig anders handeln 


in 
konnte, weil am Ende des Monats nicht die Geld⸗ 
mittel nach Danzig fließen, die da ſein müſſen, 
um ihren Anhängern ihren Erwerbsloſen, den 
unteren Beamten uſw. das zu geben, was ihnen 
zukommt. s 


M. D. u. H.! Die Sozialdemokratie hat weiter 
bewieſen, daß ſie das Wort ihres Vorkämpfers 
Crispien, der einſt ſagte, er kenne kein Vaterland, 
das Deutſchland heißt, immer noch beherzigt. Diele 
85 „D.⸗Bonzen kennen keine deutſche Stadt, die 
Danzig heißt. (Zwiſchenrufe bei den National⸗ 
ſozialiſten.] Die Nationalſozialiſten haben beim 
Beamtenbeſoldungsgeſetz durchgeſetzt, daß die un⸗ 
teren Beamtenſchichten eine gewiſſe Schonung er⸗ 
halten haben, daß insbeſondere die Gehaltsſätze 
für Ledige bis 2 400 Gulden und für Verheiratete 
bis zu 2700 Gulden keiner Kürzung unterwor⸗ 
fen ſein ſollten. Außerdem ſollten dieſe Beamten⸗ 
kreiſe die Kinderzulagen behalten. Ich ſtelle feſt, 
daß durch die Verantwortungsloſigkeit der S. P. D. 
dieſe unteren Beamtenſchichten jetzt auch eine Ge⸗ 


haltskürzung erfahren ſollen. (Abg. Brill: Vorige 
Mode ſagten Sie etwas anderes!) Gerade die 


2400 und 2700 Gulden⸗Grenze kann jetzt nicht 
mehr geſchont werden, und daran ſind die Herren 
von der Linken ſchuld. (Zwiſchenrufe und große 
Unruhe.) a | 

Wenn jetzt in das Ermächtigungsgeſetz ein 
neuer Antrag aufgenommen werden ſoll, der eine 
Beſteuerung der Beamten vorſieht, ſo erklären 
wir Nationalſozialiſten, genau ſo wie vordem, daß 


unſere grundſätzliche Einſtellung bezüglich einer 


Staffelung bei den Beamtengehältern nach wie 
vor dieſelbe bleibt. (Große Heiterkeit! links.) 
Wir erklären aber auch heute wieder, daß wir die⸗ 
ſer bürgerlichen Regierung ein größeres Ver⸗ 
trauen entgegenbringen, als wenn jetzt ein re⸗ 
gierungsloſer Zuſtand eintreten würde, der Dan⸗ 
zig an den Rand des Abgrundes bringt und der 
den Beamten, Angeſtellten, Unterſtützungsemp⸗ 
fängern und den Erwerbsloſen ihre Beträge nicht 
zukommen laſſen würde. Wir werden verſuchen, 
bei den Verordnungen, die demnächſt erlaſſen wer⸗ 
den müſſen, eine Grenze für die unteren Beamten 
feſtzuſetzen. In welcher Höhe, können wir infolge 
der Schnelligkeit der Zeit nicht ermeſſen. Ich 
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telt!) Wir Nationalſozialiſten werden deshalb 
verantwortungsbewußt vor der geſamten Bevölke⸗ 
rung und unter Zurückſtellung unſerer parteipoli⸗ 
tiſchen Intereſſen dieſem Abänderungsantrag 
(Gut gelernt! links) der Regierungskoalition 
unſere Zuſtimmung geben. Wir ſind uns bewußt, 
daß die Bevölkerung der deutſchen Stadt Danzig, 
wenn auch nicht ſofort, ſo in Zukunft unſer Ver⸗ 
antwortungsbewußtſein erkennen wird. Wir 
wiſſen, daß die Bevölkerung die Verantwortungs⸗ 
loſigkeit dieſer roten Bonzen heute ſchon erkennt. 
Das beweiſen die leeren Verſammlungen der 
Sozialdemokratie und die überfüllten Säle, die 
wir bei unſeren Verſammlungen haben. 
richtig! bei den Nationalſozialiſten). Auch die Be⸗ 
amtenſchaft hat es ſatt, ſich mit leeren Ver⸗ 
ſprechungen von Ihnen den Magen füllen zu 
laſſen. (Lärm links.) 8 5 


Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt folgender An⸗ 
trag eingegangen: „Wir beantragen Schluß der 
Debatte. Philipſen und die übrigen Mitglieder 
der Deutſchnationalen Fraktion.“ Zur allgemei⸗ 
nen Beſprechung haben ſich noch die Abg. Pleni⸗ 
kowſki und Friedrich gemeldet. Wird der Antrag 
des Abg. Philipſen unterſtützt? — Die Unter- 
ſtützung reicht aus. Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Plenikowſki. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung ſind nur fünf Minuten Redezeit 
vorgeſehen. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, daß dieſer Antrag zurückgewieſen wird. 
Sie werden zugeben, daß wir dagegen ſprechen und 
unſere Gründe angeben können. Es iſt ein An⸗ 
trag über die Beamtenbeſoldung in das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz hineingearbeitet worden. Ueber dieſe 
Materie hat noch keine allgemeine Ausſprache 
ſtattgefunden. Jetzt bei der dritten Beratung ar⸗ 
beitet man in das Ermächtigungsgeſetz noch dieſe 
ſchwerwiegende Materie hinein und will über⸗ 
haupt keine allgemeine Ausſprache zulaſſen. (Wir 
können nicht! rechts.) Ich weiſe darauf hin, daß 
die Zentrumsleute erklärt haben, daß eine allge⸗ 
meine Ausſprache ſtattfinden ſoll, auch wenn Ob⸗ 
ſtruktion getrieben wird. Eine allgemeine Aus⸗ 
ſprache hat über dieſe Materie noch nicht ſtattge⸗ 
unden. Wir verlangen es und werden alles daran 
ſetzen, dieſe Ausſprache zu erzwingen. Wenn Sie 
das nicht zulaſſen, zeigen Sie, daß Sie als erſte 
rückſichtslos einfach die Geſchäftsordnung beiſeite 
ſtellen. Ich erinnere daran, als wir Kommuniſten 
gegen die Sozialdemokratiſche Regierung im 
Frühjahr Obſtruktion trieben, daß Sie dem bei⸗ 
gepflichtet haben und daß Herr Abg. Senftleben 
erklärte: „Nach dieſer achtſtündigen Rede wollen 
wir die Sitzung vertagen. Herr Plenikowſki hat 
ausgiebiges Material geliefert, das ſehr wertvoll 
iſt. Deshalb müſſen wir die Sitzung jetzt vertagen.“ 
Das ſagten Sie damals. Damals waren es die 
Sozialdemokraten, die abwürgten. Jetzt wollen 
Sie genau dasſelbe Manöver durchführen. Das 
zeigt nur, daß Sie genau dieſelbe Politik treiben, 


glaube aber, daß man eine ähnliche Grenze finden 
wird, wie die von uns im Beamtenbeſoldungs⸗ 
geſetz vorgeſchlagene. (Hört, hört! links. — Abg. 


wie es früher der bisherige Senat getan hat. 
Wir werden verlangen, daß die allgemeine Aus⸗ 
ſprache durchgeführt wird. Wenn Sie ſich dem ent⸗ 


(Seh 15 


Plenikowſki: Wie er die Zentrumsleute anbet⸗ (C) 


D 


(A 


— 


(8) 
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gegenſetzen, werden Sie die Folgen zu ſpüren 


haben. 

Vizepräſident Gaikowſki: Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Abſtimmung über den Schlußantrag. 
Wer für ſeine Annahme iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, der Schlußantrag 
iſt angenommen. (Abg. Plenikowſki: Unerhörter 
Skandal! — Abg. Serotzki betritt die Redner⸗ 
tribüne und macht Ausführungen, ohne das Wort 
erhalten zu haben. — Erregte Zwiſchenrufe der 
Kommuniſten.) Herr Abg. Serotzki, ich ſchließe Sie 
wegen grober Verletzung der Ordnung von der 
heutigen Sitzung aus und erſuche Sie, den Saal 
zu verlaſſen. (Abg. Serotzki ſpricht weiter.) Sie 
ſind von der heutigen Sitzung ausgeſchloſſen. (Der 
Präſident verläßt ſeinen Platz.) 

(Unterbrechung der Sitzung 7 Uhr 48 Minuten.) 


Die Sitzung wird 8 Uhr 15 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki wieder eröffnet. 

Vizepräſident Gaikowſki: M D. u. H.! Die 
durch Platzverlaſſen des Präſidenten unterbroche⸗ 
ne Sitzung gilt wieder als eröffnet. Ich erſuche zu⸗ 


nächſt, die Tribünen oben und unten zu räumen. 


(Abg. Plenikowſki: Die Volksvertreter haben 
Angſt!) Von dieſer Räumung der Tribünen ſind 
die diplomatiſchen Vertreter ausgeſchloſſen, die 
Preſſe jedoch nicht. § 57 unſerer Geſchäftsordnung 
Abſatz 2 beſagt folgendes: 

Verletzt ein Abgeordneter in grober Weiſe die 
Ordnung, ſo iſt der Präſident berechtigt, ihn von der 
weiteren Teilnahme an der Sitzung unter Verluſt der 
Aufwandsentſchädigung auszuſchließen. Der Abgeord⸗ 
nete hat auf Aufforderung des Präſidenten den Saal 
zu verlaſſen. Leiſtet der Abgeordnete der Aufforde⸗ 
rung des Präſidenten, den Saal zu verlaſſen, keine 
Folge, ſo wird die Sitzung unterbrochen oder aufge⸗ 
hoben. In dieſem Falle zieht ſich der Abgeordnete 
ohne weiteres den Ausſchluß für die folgenden acht 
Sitzungstage zu. 

(Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Der Herr Abg. 
Serotzki iſt wegen grober Verletzung der Ordnung 
von der heutigen Sitzung ausgeſchloſſen worden. 
Da er den Saal nicht verließ, mußte gemäß dem 
letzten Satz des § 57 Ziffer 2 der Geſchäftsordnung 
die Sitzung unterbrochen werden. Der Herr 
Abg. Serotzki hat ſich auf Grund der Geſchäfts⸗ 
ordnung, die ſich der Volkstag gegeben hat, von 
ſelbſt für weitere acht Sitzungstage ausgeſchloſſen. 


Ich ſehe, daß der Herr Abg. Serotzki auch jetzt noch! 
im Saal iſt. Ich vertage die Sitzung auf 20.30 


Uhr. 
(Vertagung der Sitzung 20 Uhr 23 Minuten.) 


Die Sitzung wird 20 Uhr 35 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki wieder eröffnet. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die unterbrochene 
Sitzung iſt eröffnet. Die Oeffentlichkeit iſt wieder 
hergeſtellt. Wir waren bei der Abſtimmung über 
den Schlußantrag ſtehen geblieben. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich glaube, unter den Umſtänden, wie die Würde 
des Hauſes jetzt verletzt worden iſt, iſt es doch 
wirklich nicht möglich, daß heute das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz verabſchiedet werden kann. (Abg. Dr. 
Blavier: Wo iſt Ihr Präſident Gehl? Er hat hier 
zu ſein! — Sind Sie der Hausknecht? bei den 


Kommuniſten. — Große Unruhe.) Als die Sitzung 


Donnerstag, den 22. Januar 1931. 


geſchloſſen wurde, wurde die Preſſe ebenfalls auf⸗ C) 


gefordert, den Saal zu verlaſſen. Es iſt wohl noch 
nie vorgekommen, daß die Preſſe einen direkten 
Auftrag bekam, den Saal zu verlaſſen. Hier im 
Hauſe, wo allein der Präſident das Hausrecht 
hat, drang ein Polizeikommando mit Gummi⸗ 
knüppeln ein, um (Abg. Dr. Blavier: Wo iſt er?) 
die Abgeordneten mit Gummiknüppeln zu über⸗ 
fallen. Das war der größte Skandal, den ſich der 
Volkstag gefallen ließ und es gibt kein Parla⸗ 
ment, das auf Grund des allgemeinen, gleichen, 


geheimen Wahlrechts gewählt worden iſt, wo die 


Polizei eindringt, um das Parlament auseinan⸗ 
derzutreiben. Ich glaube, daß die Regierung jetzt 
unter dieſen Umſtänden keinen Wert darauf legen 
kann, am heutigen Tage das Ermächtigungsgeſetz 
noch zu verabſchieden. (Lebhafte Zwiſchenrufe.) 
Als das Licht ausgemacht wurde, dachte ich: So 
ſieht die Dunkelkammer aus, in der die Verord⸗ 
nungen gemacht werden, durch die das Danziger 
Volk ausgebeutet werden ſoll. Wollen Sie, daß 
unter Polizeigewalt das Geſetz verabſchiedet wer⸗ 
den ſoll? Ich glaube, daß morgen zu dem Ermäch⸗ 


tigungsgeſetz in ganz kurzer Zeit Stellung genom⸗ 


men werden kann, und daß es dann verabſchiedet 
wird. Die Regierung verliert nichts, ob es nun 
heute oder morgen verabſchiedet wird. Sie be⸗ 
kommt die Gelder um ihre Verpflichtungen zu er⸗ 
füllen. (Abg. Dr. Blavier: Die bekommen wir 
eben nicht!) Sie bekommen ſie, Sie reden etwas 
hin, was Sie ſelbſt nicht verantworten können 
Sie ſollten ſich ſchämen, daß Sie in dieſem Zu⸗ 


ſtand jetzt antworten. Denken Sie daran zurück, 


was für einen Ton Sie früher riskiert haben. 
Jetzt, ſeitdem Sie das Senatorengehalt bekommen, 
laſſen Sie ſich durch das Gehalt beſtechen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe) Sie ſind der ungeeignetſte. Sie haben 
alle Urſache, ruhig zu ſein. Aber Sie bekommen 
das Geld beſtimmt, ob Sie nun das Geſetz heute 
oder morgen verabſchieden. Sie bekommen das 
Geld zur Zeit und können Ihre Pflichten erfüllen. 
Ich beantrage Vertagung und morgen bann über 
dies Geſetz weiter beraten werden. Ich glaube, 
Herr Präſident Ziehm, es liegt auch in Ihrem 
Intereſſe, daß Sie heute unter dieſen Umſtänden 
keinen Wert darauf legen, das Geſetz zu verab⸗ 
ſchieden. 

Vinzepräſident Gaikowſki: Ich muß zunächſt 
über den Antrag des Herrn Abg. Brill abſtim⸗ 
men laſſen. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
bemerken, daß wir zur Geſchäftsordnung jederzeit 
das Wort bekommen müſſen, auch wenn ein An⸗ 
trag geſtellt iſt. Wir haben das Recht, uns zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung zu melden. Wir werden dieſen An⸗ 
trag unterſtützen. Ich habe bereits einmal darauf 
hingewieſen, daß ſeinerzeit die Deutſchnationalen 
die jetzt erklären, daß ſie den Staat retten wollen, 
eine andere Stellung eingenommen haben. Der 
Abg. Senftleben erklärte, als er ſich damals zur 
Geſchäftsordnung meldete, wörtlich: „Wir haben 
eine ſehr lange und ausführliche Rede gehört 
Ich nehme an, daß Sie ſich dazu äußern müſſen.“ 
Sie haben durchaus erklärt, daß man zu den da⸗ 
maligen Sachen Stellung nehmen müßte. Dabei 
waren die nicht entfernt ſo ſchandbar, wie die 


— 


D) 
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— 


Volkstag Danzig — 12. Sitzung. 


(Plenikomſki, Abgeordneter) 
Dinge, die Sie jetzt machen wollen. Herr Dr. Bla⸗ 
vier, Sie erklärten, daß es gilt, den Staat zu ret⸗ 


ten. Als Pilſudſki die Abgeordneten nach Breſt⸗ 


— 


Litowſf ſchickte und dort brutal behandeln ließ, hat 
er auch erklärt, es gelte, den Staat zu retten. Sie 
retten den Staat genau wie Pilſudſki zu Gunſten 
der Reichen auf Koſten der Armen. Wir werden 
genau wie die Arbeiter in Polen und in Deutſch⸗ 
land den Kampf gegen die Diktatur führen! Ge⸗ 
hört das auch zur Rettung des Staates, wenn der 
Abg. Serogfi nicht nur durch Polizei hinausge⸗ 
führt wurde, ſondern draußen erbärmlich zer⸗ 
ſchlagen worden iſt? Das iſt ein Skandal, das 
laſſen wir uns nicht gefallen! (Abg. Langnau: 
Durch die Maßnahmen dieſes Präſidenten! Uner⸗ 
hört ſo etwas!) 

Vizepräſident Gaikowſkti: Sie haben den An⸗ 
trag des Herrn Abg. Brill gehört. Wird er un⸗ 
terſtützt? — Die Unterjtügung genügt. Wir kom⸗ 


men nunmehr zur Abſtimmung über dieſen An⸗ 


trag auf Vertagung. Wer ihn annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich danke und bitte 
um die Gegenprobe. — Letzteres war die Majori⸗ 
tät. (Pfui! bei den Kommuniſten.) Der Antrag 
iſt abgelehnt. Wir fahren in unſerer Tagesord⸗ 
nung fort. Der Schlußantrag war bereits ange⸗ 
nommen. Damit iſt die allgemeine Ausſprache 
geſchloſſen. Wir kommen nunmehr zur Beratung 
des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort zu § 1 hat der Herr Abg. 
Schmidt. | 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Es iſt ſchwer, bei der Erregung, die ſich ſchließlich 
eines jeden verantwortungsbewußten Menſchen 
angeſichts dieſer Vorfälle bemächtigt hat, zu die⸗ 
ſem Ermächtigungsgeſetz Stellung zu nehmen. 
Trotzdem will ich verſuchen, mich meiner Aufgabe 
zu unterziehen. Wir haben ſchon einmal in dieſem 
hohen Hauſe eine ähnliche Situation gehabt. Auch 
damals war es ein Vertreter der Zentrumspartei, 
der dieſelben Maßnahmen wie heute angeordnet 
hatte. Ich kann mich darauf noch ſehr gut beſin⸗ 
nen, weil ich damals mit der Leidtragende war. 

Nun zu dem Ermächtigungsgeſetz ſelbſt. Ich 
kann es verſtehen, daß hier ſeitens der Oppoſi⸗ 
tionsparteien am meiſten auf der Partei getrom⸗ 
melt wird, die eigentlich heute als nationalſoziali⸗ 
ſtiſche „Arbeiterpartei“ die Partei ſein müßte, um 
die Intereſſen der breiten Maſſen, der werktätigen 
Bevölkerung mit den Oppoſitionsparteien gegen die 
Uebergriffe der beſitzenden Klaſſe zu ſchützen. Das 
ſcheinen aber die Nationalſozialiſten ſelbſt nicht 
zu begreifen. Es erſcheint ſonderbar, daß ſie ſich 
in ſo verhältnismäßig kurzer Zeit nach dem Wahl⸗ 
kampf derart umſtellen konnten. Es iſt aber gar 
nicht ſo ſonderbar, wenn man ſchließlich die poli⸗ 
tiſchen Verhältniſſe etwas näher betrachtet. Da 
komme ich zu dem Schluß, daß letzten Endes doch 
die Kalkulation der bürgerlichen Rechtsparteien 
insbeſondere der Deutſchnationalen, durchaus 
richtig war, wenn ſie zunächſt die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Partei bei ihrer Gründung unterſtützten. 
Sie kalkulierten ganz richtig, daß die neueren 


Mandate nach einigen Volkstagsſitzungen voll⸗ 
kommen zur Deutſchnationalen Fraktion zählen 


würden. Schneller als irgend jemand das wohl 


erwartet hat, iſt dieſe Kalkulation der Deutſch⸗ 
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nationalen in Erfüllung gegangen. Ich will 


trotzdem den Herren Nationalſozialiſten einige 


Wahrheiten ſagen, die ſie nicht als Lüge hin⸗ 


ſtellen können. M. D. u. H.! Jahrelang hat der 


Kampf um eine einigermaßen ſoziale Geſetzge⸗ 
bung getobt. Schon bei der Verfaſſunggebung 
waren die linken Parteien beſtrebt, die Verfaſſung 
ſo zu geſtalten, daß ſie einigermaßen die Rechte 
der übergroßen Mehrheit der ſchaffenden Be⸗ 
völkerung wahrte. Auch nachher bei der Steuer⸗ 
geſetzgebung wurde immer wieder von ſeiten der 
Linksparteien, der Mehrheitsſozialdemokraten, der 
früheren unabhängigen Sozialdemokratie, der 
Kommuniſten, das Beſtreben gezeigt, eine Steuer⸗ 
geſetzgebung zu erzielen, die die unteren Einkom⸗ 
men von der Belaſtung durch die Einkommenſteuer 
entweder ganz befreite oder ſie doch nicht zu hart 
werden ließ. 

Der Kampf um ein ſoziales Einkommenſteuer⸗ 
geſetz hat ſich immer wieder auf derſelben Linie 
bewegt. Auf der einen Seite ſtanden die Vertre⸗ 
ter der arbeitenden Bevölkerung, die Linkspar⸗ 
teien als Schützer der kleinen Einkommen, auf der 
andern Seite die Vertreter der beſitzenden Klaſſe 
und zwar der Klaſſe, der die Nationalſozialiſten 
im Wahlkampf angeblich den ſchärfſten Kampf an⸗ 
geſagt haben. So war es uns gelungen, teils als 
Oppoſition, teils als Regierungspartei das Steu⸗ 
ergeſetz ſo zu geſtalten, daß wir in Danzig von 
einem ſozialen Einkommenſteuergeſetz, ſoweit es 
die unteren Einkommen betraf, ſprechen konnten. 
Wir hatten es ſoweit gebracht, daß durch die Höhe 
der Ermäßigungen für die unterhaltsberechtigten 
Familienangehörigen der Zenſiten immerhin ein 
Einkommen freiblieh. das den Verhältniſſen ange⸗ 
paßt war. Im Laufe der Jahre iſt dann die ein⸗ 
kommenſteuerfreie Grenze etwas verändert wor⸗ 
den. Man hat die Ledigen ſchärfer erfaßt, man hat 
ſie mehr zu der Steuer herangezogen. Aber bisher 
hat niemand, nicht einmal die Rechtsparteien, es 
gewagt, die durch ſo lange Kämpfe errungenen 
Ermäßigungen für die kinderreichen Familien an⸗ 
zutaſten. Erſt einer Regierung, die durch die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche „Arbeiter⸗Partei“ geſtützt wird, 
it es vorbehalten, an dieſen alten eroberten Rech⸗ 
ten zu rütteln und ſie abzubauen. Ich weiß nicht, 
ob die Herren Nationalſozialiſten die Auswirkun⸗ 
gen der vom Senat beabſichtigten Verordnung, die 
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes in der 
Frage des Einkommenſteuergeſetzes erlaſſen wer⸗ 
den, richtig kennen. Vielleicht ſind Sie, meine 
Herren, nicht in der Lage, ſich die Auswirkungen 
zu errechnen. Ich kann mir nicht denken, daß Sie 
bewußt eine Schädigung der kleinen Einkommen 
beabſichtigen. Ich will Ihnen daher an einigen 
Beiſpielen zeigen, wie ſich die beabſichtigten 
Steuererhöhungen für den Haushalt eines Fa⸗ 
milienvaters auswirken müſſen. 

Bisher waren die Ermäßigungen derart, daß 
ein Einkommen bis zu 130 Gulden bei einem 
Verheirateten ohne Kinder ſteuerfrei blieb. In 
Zukunft müſſen bereits 120 Gulden verſteuert 
werden. Bei einem Verheirateten mit einem Kind, 
der bisher ein ſteuerfreies Einkommen von 210 
Gulden hatte, wird durch die neue beabſichtigte 
Verordnung das einkommenſteuerfreie Einkommen 
auf 170 Gulden monatlich herabgeſetzt, ſo daß in 


3 


0 
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— 


(Schmidt, Abgeordneter) 


dieſem Fall alſo 4. — Gulden monatlich mehr zu 


zahlen wären. Beim zweiten Kind wird die Er⸗ 


mäßigung ebenfalls von 80 auf 60 Gulden herab⸗ 


geſetzt, ſo daß in dieſem Falle das ſteuerfreie Ein⸗ 


kommen anſtatt früher 290 nunmehr 230 Gulden 


betragen ſoll. Bei einem Verheirateten mit drei 


Kindern wird das ſteuerfreie Einkommen in Zu⸗ 


kunft ſtatt 370 nur 300 Gulden betragen. 


Wir haben vorhin in der Frage der Beamten⸗ 
beſoldung Rede und Gegenrede gehört. Es ſcheint 
vergeſſen zu ſein, daß auch der untere Beamte 
ſchon durch das Plus an Einkommenſteuer ſchwer 
belajtet wird. Schön, derjenige, der ein monat⸗ 
liches Einkommen von 1500 Gulden hat, wird es 
nicht bemerken nach der Veränderung der Ermäßi⸗ 
gungsſätze, wenn er an Einkommenſteuer 8 oder 


10 Gulden monatlich mehr zu zahlen hat. Aber 
derjenige, der ein Einkommen von 200 bis 300 


Gulden monatlich hat, wird dieſen Ausfall mehr 


merken. Es kommen die weiteren Belaſtungen hin⸗ 


zu, die durch die beabſichtigte Steuergeſetzgebung 
eintreten müſſen. Die Mieterhöhung wird ſich 
ebenfalls auswirken, die Umſatzſteuer wird von 
den Kaufleuten benutzt werden, um eine Preisſtei⸗ 


gerung herbeizuführen uſw. Ich habe einwand⸗ 


frei errechnet, daß ein Verheirateter mit drei 


Kindern, bei dem ich ein monatliches Einkommen 


von 300 Gulden zu Grunde lege, an Einkommen⸗ 
ſteuer 6,60 Gulden mehr zu zahlen hat, an Miet⸗ 


erhöhung 4,40 Gulden, an Umſatzſteuer uſw. 1.— 


Gulden. Allein aus dieſen Noßtionen entſteht eine 


Mehrbelaſtung von 12 Gulden. M. H. National⸗ 


% 


ſozialiſten, wenn Sie das wirklich noch nicht ge⸗ 


wußt haben, müſſen dieſe Zahlen Ihnen das Ge⸗ 


wiſſen ſchärfen. ich glaube aber nicht, daß Sie 
durch die genaue Aufklärung über die von Ihnen 
beabſichtigten Folgen in Farem Entſchluß wankend 
werden. Ich muß nämlich annehmen, daß Sie ſich 


ſchon Ihrer Auftellur- bewußt waren, daß Sie 
den größten Volksbetrug der Geſchichte vollbrin⸗ 


Nolksbetrügern, 


gen wollten. 
Ich kann meine Ausführungen nur damit 


Ihlieken, daß ich jars: Ein altes Wahlſprichwort 


lautet: „Nur die allergrößten Kälber wählen ihre 
Metzger jelber.“ Aber die Wähler, die dieſen 
den Nationalſozialiſten, ihre 
Stimme gegeben haben, müſſen ſchon ausgewach⸗ 


ſene Rindviecher geweſen ſein. 


Vizepräſident Gaikowſki: Es 


Antrag eingelaufen: „Wir beantragen Schluß der 
„Debatte über § 1. Philipſen und die übrigen Mit: 
alieder der Deuf'Anationalen Fraktion.“ (Unruhe 
bei den Kommuniſten.) Ich führe nur das durch, 
was ſich die Abgeordneten durch die Geſchäftsord⸗ 


nung ſelbſt gegeben haben. 


(Abg. Plenikowſki: 


And mir geben Sie den zweiten Ordnungsruf!) 


Wenn es ſich herausſtellt, daß er zu Unrecht er⸗ 
teilt war bin ich mutig genug, ihn zurückzuneh⸗ 


men. (Abg. Plenikowſki: Sie find mutig genug, 
die Schupo zu holen!) Ich frage, wird der Antrag 
‚auf Schluß der Debatte über § 1 unterſtützt? — 
Die Anterſtützung reicht aus. Zum Wort haben ſich 


noch gemeldet die Aba. Burandt und Plenikowſki. 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
„Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Auch hier 
zeigt es ſich wieder, daß Sie fo fortfahren wollen 
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fortſetzen, was Sie begonnen haben. Wir machen 
darauf aufmerkſam, daß wir bereits ſeit Wochen 
darauf hinwieſen, daß eine ganze Menge unſerer 
Anträge eingereicht ſind, Anträge, die viel früher 
an den Volkstag gingen. Sie haben es niemals 
geſtattet, daß dieſe Anträge hier zur Verhandlung 
kommen ſollen. Eine ganze Reihe von Anträgen 
haben Sie einfach niedergeſtimmt. Sie laſſen ja 
gar nicht der Minderheit das Recht, auch die 
Kreiſe zu vertreten, die ſie in den Volkstag hin⸗ 
eingewählt haben. Sie wollen es ja eben, daß 
wir alles tun, damit Sie uns das Recht zum 
Sprechen rauben können. Wir werden trotzdem das 
durchführen, was wir wollen. Fahren Sie nur 
auf dieſem Wege weiter fort, dann wird die Be⸗ 
völkerung wenigſtens ſehen, daß Sie tatſächlich 
ſchon zu rein faſchiſtiſchen Methoden übergegan⸗ 
gen ſind. Das iſt ſehr wertvoll. Das zeigt, daß 
Sie als bürgerliche Parteien vollſtändig auf De⸗ 
mokratie und Parlamentarismus pfeifen. Sonſt 
haben Sie wenigſtens nach außen hin darauf ge⸗ 
halten. Wir haben niemals ein Hehl daraus ge⸗ 
macht, was wir in bezug auf die Nazis feſtgeſtellt 
haben. Die Nazis ſollen Anträge einreichen, die 
wir vor der Wahl propagiert haben, dann werden 
wir zuſtimmen. Wir haben niemals geſagt, daß 
wir für die bürgerliche Demokratie und den Par⸗ 
lamentarismus eintreten. Alſo können Sie uns 
das nicht zum Vorwurf machen. Aber Sie ſind 
dafür eingetreten. Sie haben ſich immer auf dem 
Boden der bürgerlichen Demokratie und des Par⸗ 
lamentarismus geſtellt, wenn von einer früheren 
Regierung verſucht wurde, die Oppoſition auszu⸗ 
ſchalten. Das zeigt, daß Sie auf Demokratie und 
Parlamentarismus pfeifen, wenn es um die In⸗ 
tereſſen der beſitzenden Klaſſe geht. Wollen Sie 
etwa den Vertretern der Arbeiter das Recht rau⸗ 
ben, zu dieſen Schandmaßnahmen zu ſprechen? 
Das wollen Sie! Wir wollen hier ſprechen und 
Sie wollen das verhindern. Deshalb werden wir 
1 9 erzwingen. (Bravo! bei den Kommuni⸗ 
ſten). f b 
Vizepräſident Gaikowſti: Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Abſtimmung über den Antrag auf Schluß 
der Debatte. Wer für den Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. 
Der Antrag iſt angenommen. (Frau Abg. Totzki: 
betritt die Rednertribüne, ohne das Wort erhal⸗ 
ten zu haben und macht Ausführungen. — Glocke 
des Präsidenten.) Frau Abg. Totzki, wegen grober 
Verletzung der Ordnung ſchließe ich Sie von der 
heutigen Sitzung aus und bitte Sie, den Saal zu 
verlaſſen. (Frau Abg. Totzki: Ich verlaſſe das 
Haus nicht! — Frau Abg. Totzki ſpricht weiter. — 
Lärm. — Der Präſident verläßt ſeinen Platz.) 
(Unterbrechung der Sitzung 21 Uhr.) 


Die Sitzung wird durch den Vizepräſidenten 
Gaikowſki um 22 Uhr 45 Minuten wieder eröffnet. 
Vizepräsident Gaikowſti: Die unterbrochene 
Sitzung gilt wieder als eröffnet. Auf Grund des 


5 57 der Geſchäftsordnung iſt Frau Abg. Totzki 
von der heutigen Sitzung ausgeſchloſſen. Da ſie 
nicht den Saal verließ, hat ſie ſich ſelbſt den Aus⸗ 
ſchluß für die folgenden acht Sitzungstage zuge⸗ 
zogen. Sie befindet ſich jetzt nicht mehr im Saal. 


d. h. keine Ausſprache zulaſſen. Sie wollen das O 


(D) 


m 


(A 
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— 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 

Gegen ihren Ausſchluß kann ſie Einſpruch einle⸗ 
gen. Ich habe noch folgendes zu erklären: Infolge 
der allgemeinen Erregung iſt es überſehen wor⸗ 
den, daß Herr Abg. Greiſer in aufgeregter Weiſe 


gegen einen Abgeordneten des Hauſes vorgehen 


wollte. Auf Grund des Stenogramms iſt das 
feſtgeſtellt worden. Herr Abg. Greiſer hat für dieſe 
Tat keinen Ordnungsruf bekommen. Ich rufe ihn 
nachträglich zur Ordnung. (Zwiſchenrufe). Ferner 
iſt auf Grund des Stenogramms feſtgeſtellt wor⸗ 
den, daß der Herr Abg. Plenikowſki einen Ord⸗ 
nungsruf erhalten hat, der ihn nicht betraf. Ich 
nehme dieſen Ordnungsruf zurück. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Vielleicht können Sie ihn noch verwenden! 
— Heiterkeit). Ich hoffe, daß es nicht geſchieht. — 
Wir waren bei der Abſtimmung über den Schluß⸗ 
Antrag zu § 1 ſtehen geblieben, der angenommen 
war. Es liegen Abänderungsanträge vor, zu⸗ 
nächſt in der Druckſache Nr. 688 f i 
Wir beantragen: ae BT 
1. Im § 1 Ziffer 4 den Abſatz a) zu ſtreichen und dafür 
zu ſetzen: 


a) Hinter $ 49a . Vorſchrift einzuſchalten: 


Neben den nach den Vorſchriften des § 49 und 


49a zu erhebenden Steuern find von den nach 8 2 
und der Verordnung über die Angleichung der in⸗ 
und ausländiſchen Beſteuerung vom 16. 5. 30 (G. Bl. 
S. 118) ſteuerpflichtigen Mitgliedern eines Aufſichts⸗ 
rates im Sinne des § 31 Ab. 1 Ziff. 2 10 v. 9 
ißbrer Bezüge aus dieſer Tätigkeit als Tantieme⸗ 
ſteuer zu entrichten, wenn die Jahrestantieme 
2000 Gulden nicht überſteigt. Für je weitere 
1000 Gulden find je weitere 5 v. H. mehr bis zum 
72 Feat von 50 v. H. zu entrichten. Der Steuer⸗ 
100 benen gelegentlich der endgültigen Einkommen⸗ 
ſteüerveranlagung für ein Jahr feſtzuſetzen und 
wird gleichzeitig mit der für dies Jahr etwa zu 
leiſtenden Abſchlußzahlung fällig. 


„Die Tantiemeſteuer (§ 495) wird erſtmalig ge⸗ 


legentlich der endgültigen Einkommenſteuerveran⸗ 
lagung für 1930 von den im ee 1930 er⸗ 
haltenen Aufſichtsratsbezugen erhoben“ 
2. Im 8 1 Ziffer 4 den Abſatz b) zu ſtreichen und dafür 
zu ſetzen %%% 
Einkommenſteuergeſetzes wie folgt 


5b) 8 45 Abs. 1 des 
zu ändern: 
Vom Einkommen bis zu 10 000 Gulden find vor 


Berechnung der Einkommenſteuer folgende Beträge 


im Jahr abszuſetzen: 


a) für den Steuer pflichtigen 240. 6 

b) für die nicht ſelbſtändig zur Steuer a 
heranzuziehende Ehefrau des Steuer⸗ 
pflichtigen : IE 360. 6 


e) für das 1. bis 3. zur Haushaltung des 
Steuerpflichtigen zählende minderjäh⸗ 
tige Kind, das nicht ſelbſtändig zur 
EEeinkommenſteuer herangezogen iſt, je 960.—6 
ch für das 4. und jedes weitere Kind des 
Iazleichen Steuerpflichtigen 1440. — 6 
Die Abzüge ermäßigen ſich auf die Hälfte, wenn das 
FCEeinktommen 10 000 G. aber nicht 15 000 G überſteigt 
und kommen bei einem Einkommen über 15 000 G 
ii er 8 0 . 
„ g folgende Faſſung zu geben: 
() Die Einkommensteuer belrägf jährlich 
f für die erſten angefangenen oder vollen 
BEIN 0 n 


Wee 


die weiteren angefangenen oder vollen. 

5 000 6 - 129 b. . ger sollen 

die weiteren angefangenen oder vollen 
für die weiteren angefangenen oder vollen 


Ba %%%%%%Cé» ( 
für die weiteren angefangenen oder vollen 


DO e 
ür die weiteren angefangenen o 
450 000 G 30 v. 5. 


für die weiteren Beträge 35 v. 9 


„„ 
(2) Die Einkommenſteuer iſt auf volle durch 40 P 


teilbare Beträge nach unten abzurunden. 
In den 88 69 bis 73 iſt jeweils an Stelle „10 000 
0 G“ zu ſetzen „5 000 G“. 5 5 
3. Im § 1 Ziffer 4 den Abſatz e) zu streichen und dafur 
zu ſetzen: i . en 
„c) § 33 Abſatz (1) Ziffer 1 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes wir folgt zu faſſen: 1 
(1) Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen ge⸗ 
hören insbeſondere: f 8 
1. Dividenden, Zinſen, Ausbeuten und ſonſtige Ge⸗ 
winne, welche entfallen auf Aktien, Kuxe, Ge⸗ 
nußſcheine ſowie auf Anteile an der Reichsbank, 
an Kolonialgeſellſchaften, an bergbaubetreibenden 
Vereinigungen, welche die Rechte einer juriſtiſchen 
Perſon haben, an Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung und an Genoſſenſchaften.“ i 
4. Im 8 1 die Ziffer 8 zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: 
8.) Aenderung des Vermögensſteuergeſetzes vom 12. 
März 1926 (G. Bl. S. 70) mit folgendem Wort⸗ 
= laut? = 
. 8 1. 5 N 
Zu der Vermögensſteuer, welche auf Grund des 
Vermögensſteuergeſetzes vom 12. 3. 26 (G. Bl. S. 70) 
in der zurzeit geltenden Faſſung erhoben wird, iſt 
ein Zuſchlag in Höhe von 250% zu entrichten. 


; Sa = 

Der Zuſchlag wird nicht erhoben, wenn die Ver⸗ 
mögensſteuer ausſchließlich landwirtſchaftliches 
Grundvermögen erfaßt, ferner nicht von dem der 
Wohnungszwangswirtſchaft unterliegenden Grund⸗ 
vermögen, wenn der Steuerpflichtige ein Ein⸗ 
kommen im Sinne des geltenden Einkommenſteuer⸗ 
9 9 von nicht mehr als 3 000 Gulden nachzuwei⸗ 
en hat. en 


Der Zuſchlag wird einmalig für das Kalender⸗ 
jahr 1931 von einem Jahresbetrage der Vermö⸗ 
gensſteuer, welche nach dem Vermögensſtande am 
31. 12. 30 oder dem gemäß § 20 Satz 2 des Geſetzes 
vom 12. 3. 26 geltenden und in das Kalenderjahr 
1931 fallenden Stichtage feſtgeſtellt wird, erhoben. 
Das Aufkommen iſt zur Abtragung der Staats⸗ 
ſchulden zu verwenden. 9 - 
5. Hinter § 6 als $ ba einzufügen N 
Die Herabſetzung der Abzüge (8 45 Abſ. 1 des Ein⸗ 
kommensſteuergeſetzes) iſt erſtmalig zu berückſichtigen: 
Im Steuerabzugsverfahren bei den Arbeitslöhnen, 
welche für die im Jahre 1931 geleiſteten Dienſte ge⸗ 
zahlt werden, auch wenn die Zahlung vor dem 1. 1. 
1931 erfolgte; im Veranlagungsverfahren bei den 
Vorauszahlungen und der endgültigen Veranlagung 
für 1931. N 
Die neuen Steuerſätze ($ 49), zu denen die jeweils 
geltenden Zuſchläge treten, wirken ſich aus: AL 
Im Steuerabzugsverfahren nicht, da die Mehrbe⸗ 
träge bei der endgültigen Veranlagung erfaßt werden, 
im Veranlagungsverfahren erſtmalig bei den Vor⸗ 
auszahlungen und endgültigen Veranlagung für 1931. 
Die Aenderung des $ 33 findet erſtmalig bei der 
endgültigen Veranlagung für das Kalenderjahr 1930 
Anwendung. ri 
Den ? wie folgt zu faſſen ae, 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1931. außer Kraft. 


2 ois . 1 5 

5 u. die übr. Mitgl. der Soziald. r. 

Außerdem liegt ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 71 vor: een e eee 2 

Wir beantragen, in 8 1 Ziffer 9 hinter die Worte 

„und zwar Erhöhung der Steuerſätze“ hinzuzufügen: 

„und Aufhebung der Nachſ teuer“ 

%% Nee 

und die übrig. Mitgl. d. Deutſchnationalen Fraktion. 


ei 
und. die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
i Dr. Hoppenrat „ 


u. d. . d. Blocks d. Nation. Samml. 


i BI RD h em an 58 
und die übrig. Mitgl. der Nationalſozfaliſtiſchen Fr. 


{D} 


(A 


{B} 


— 
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denjenigen Staaten verderben, die in dieſer Be⸗ 
ziehung auf Gegenſeitigkeit eingegangen ſind. 
Dann käme noch der § 11 in Frage, die Warte⸗ 
zeit. Im § 11 iſt feſtgeſetzt, wie lange man Ar⸗ 
beit haben muß, um überhaupt Anſpruch auf Un- 
terſtützung zu haben. Will man etwa dieſen Pa⸗ 
ragraphen ändern, will man dort eine längere 
Wartezeit einſetzen? Das iſt die große Frage, die 
uns bewegt und zu der wir nicht ohne weiteres 
ſtill ſein können, weil wir wiſſen, daß es in der 
heutigen Zeit als großes Los zu werten iſt, wenn 
einer das Glück hat, wenigſtens ſechs Wochen zu 
arbeiten. Sehr viele müſſen auf dieſes Glück ver⸗ 
zichten und ſich ſehr häufig mit einer kürzeren Ar⸗ 
beitszeit begnügen. Sie würden dann nicht in den 
Genuß einer Unterſtützung kommen. Ich denke 
hierbei ganz beſonders an Leute, die aus Ihren 
Kreiſen kommen. Es gibt in der heutigen Zeit 


eine ganze Menge zertrümmerter Exiſtenzen. Es 


gibt viele Leute, die den Verſuch unternommen 
haben, ſelbſtändig zu werden, irgend einen Ge⸗ 
werbebetrieb zu eröffnen. Sie ſehen dann ein, daß 
ſie damit nicht vorwärts kommen, brechen wirt⸗ 
ſchaftlich zuſammen und ſind dann von neuem auf 
irbeit angewieſen. Es iſt für dieſe außerordent⸗ 
lich ſchwer, die jetzt beſtehende Wartezeit durchzu⸗ 
machen. Wollen Sie die Wartezeit verlängern 
und das Elend dieſer Schichten weiter vergrößern 
oder wollen Sie es nicht? Wenn Sie es nicht wol⸗ 
len, dann benötigen Sie auch keine Ermächtigung. 

Nun iſt im öffentlichen Leben von gewiſſen 
Kreiſen ſehr oft die Behauptung aufgeſtellt wor⸗ 
den, daß viele Erwerbsloſe unberechtigterweiſe 
Unterſtützung beziehen. Man weiſt dabei auf ar⸗ 
beitsunwillige, arbeitsſcheue Elemente hin. Man 
ſagt, es wäre ein Skandal, daß Leute, die nicht 
arbeiten wollen, Unterjtügung bekommen. Viel⸗ 
fach hörte ich Anſichten, die dahin gingen, daß hier 
unbedingt eine Aenderung eintreten müßte. Das 
iſt gar nicht nötig. M. D. u. H.! Leſen Sie ſich 
den § 12 nur recht eingehend durch. Wer angebo⸗ 
tene Arbeit unbegründet ablehnt, bekommt keine 
Unterſtützung mehr. Wollen Sie noch eine ſchär⸗ 
ſere Beſtimmung haben? Sie iſt doch wohl nicht 
nötig. Es wird hier ganz klar und eindeutig ge⸗ 
ſagt, nimmſt Du unter den vorgeſchriebenen Be⸗ 
dingungen eine Arbeit nicht an, bekommſt Du 
eben keine Anterſtützung. Wie oft iſt der Fall ein⸗ 
getreten, daß Arbeitnehmer begründeterweiſe in 
dieſem oder jenem Betrieb Arbeit nicht annehmen 
wollten, weil ihnen bekannt war, daß ſie in die⸗ 
ſem Betrieb ausgebeutet werden, weil ihnen wei⸗ 
ter bekannt war, daß die Löhne nicht ordnungs⸗ 
mäßig gezahlt werden, und weil ihnen andere 
Nachteile bekannt waren, Brutalität des Unter- 
nehmers oder wenn ſie in Koſt und Logis waren, 
ein ſehr ſchlechtes Eſſen. Wenn ſie in ſolch einem 
Fall eine ihnen unpaſſend erſcheinende Arbeit ab⸗ 
gelehnt hatten, ſo erhielten ſie ſofort einen Ver⸗ 
merk, die Stempelkarte und gleichzeitig die An⸗ 
terſtützung wurde ihnen entzogen. Diejenigen, die 
ſchärfere Maßnahmen fordern, wiſſen nicht, in wie 
drakoniſcher Weiſe gegen die armen Opfer der ka⸗ 
pitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung vorgegangen 
wird. Wüßten fie es, jo könnten fie ſchärfere Maß⸗ 


nahmen nicht fordern und würden auch der Er⸗ 
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mächtigung, wie ſie in dieſem Geſetz vorgeſehen 
iſt, nicht zuſtimmen. 

§ 13 handelt von den Reiſebeihilfen. Das it 
etwas, was ſich auf $ 2 gründet: „Ziel der Für⸗ 
ſorge iſt, den Erwerbsloſen wieder der Arbeit zu⸗ 
zuleiten. Die Reiſebeihilfen ſind für den Fall vor⸗ 
geſehen, falls es dem Arbeitsamt oder dem Be⸗ 
treffenden perſönlich gelingt, ſich außerhalb des 
Freiſtaats irgendwo eine Arbeit zu beſchaffen. 
Daß Sie das unterbinden wollen, iſt auch wohl 
kaum anzunehmen. § 14 behandelt die Höhe der 
Anterſtützung. Nun liegt zwar ein Antrag der 
Kommuniſtiſchen Fraktion vor, die Anter⸗ 
ſtützungsſätze zu erhöhen. Der Senat hat ſich dazu 
nicht geäußert. Vielleicht hat er die Abſicht. Aber 
es will mir nicht ganz wahrſcheinlich erſcheinen, 
da ſich der Staat in Finanzſchwierigkeiten befin⸗ 
det, wird er dieſe Abſicht wohl nicht gehabt haben. 
Wir fürchten, daß ſich der Senat auf Grund ſeines 
Sparſamkeitsprogramms möglicherweiſe zu dem 
Entſchluß durchringt, daß die Anterſtützung im 
Freiſtaat Danzig zu hoch ſei und daß er ſie ab⸗ 
bauen will. Da er das Parlament und die be⸗ 
rufenen Vertreter der Arbeiterſchaft fürchtet, 
weil ſie ihm die troſtloſe Lage der Arbeiterſchaft 
vor Augen führen könnten, deshalb hält er es für 
geraten, eine Aenderung der Sätze auf dem Ver⸗ 
ordnungswege vorzunehmen. Dann ſucht er hin⸗ 
terher eine Begründung, daß es eben nicht anders 
ging, weil ſonſt der Staat zuſammengebrochen 
wäre. Es iſt ja möglich, daß ich der Regierung 
hierin unrecht tue, vielleicht will ſie es nicht, aber 
dann mag uns die Regierung ſagen, wo die Miß⸗ 
ſtände worhanden find und was ſie beſeitigen will. 

§ 15 Familienzuſchläge „ 8 17 Höchſtunter⸗ 
ſtützung. Wenn mehrere Mitglieder der Familie 
zugleich Unterſtützung beziehen, kommt 8 17 in 
Frage. Oder betrachten Sie den § 18. Sind dort 
Mißſtände vorhanden, weil eine Winterbeihilfe 
geſetzlich zugeſichert iſt? Sie können beruhigt ſein. 
Würden die Erwerbsloſen dieſe Winterbeihilfe 
nicht erhalten, ſo würde die Kriminalität in den 


Wintermonaten ganz gewaltig zunehmen und die 


Ausgaben des Staates würden im gleichen Maße 
wachſen. § 19 betrifft die Lohngrenze, § 20 den 
Anlernzuſchuß, falls ſich herausſtellt, daß in einem 
Beruf zu wenig, in einem anderen aber zuviel Ar⸗ 
beitskräfte vorhanden ſind. Wir in Danzig haben 
darüber nicht zu klagen. Es gibt keinen Beruf, in 
dem wir zu wenig Arbeitskräfte haben. Der An⸗ 
lernzuſchuß wird daher auch ſehr ſelten in Anſpruch 
genommen. 8 21 behandelt die Kurzarbeiterunter⸗ 
ſtützung. Auch da können wir beruhigt fein. Der 
Senat hat in den ſeltenſten Fällen Kurzarbeiter⸗ 
unterſtützung gewährt. § 22 behandelt die Kran⸗ 
kenverſicherung. Nun iſt ja durchgedrungen, daß die 
Regierung die Abſicht hat, die Erwerbsloſen von 
den Krankenkaſſen abzumelden, um das Geſchäft 
auf eigenes Riſiko zu machen. Ob ſie dabei beſſer 
fahren wird, das muß man noch bezweifeln. 


8 23 behandelt die Umverſicherung, § 24 regelt 
die Rechte der Umverſicherten, § 25 behandelt die 
Unpfändbarkeit der Erwerbsloſenunterſtützung. 
Na, ob das gerade ein Mißſtand iſt, ob Sie in Zu⸗ 
kunft vielleicht die Pfändbarkeit der Anter⸗ 


ſtützung herſtellen wollen? Das traue ich Ihnen 


(©) 


— 
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(Joſeph, Abgeordneter) 

auch nicht zu. Dann weiter: § 26 Vorſchlag der 
Unterſtützung; § 27 Ausſchluß und dann § 28: 
Auskunftspflicht der Arbeitgeber. Hierbei hat ſich 
allerdings ein ſehr großer Mißſtand herausge⸗ 
ſtellt. Wir haben immer wieder vor den Arbeits⸗ 
gerichten Prozeſſe zu führen, wo die Arbeitgeber 
in böswilliger Weiſe falſche Arbeitsbeſcheinigun⸗ 
gen ausſtellen und wo fie, um Arbeiter zu ſchädi⸗ 
gen, auch falſche Auskünfte erteilen. Es jind hier⸗ 
für recht erhebliche Ordnungsſtrafen feſtgeſetzt. Ich 
weiß nicht, ob die Regierung endlich Remedur 
ſchaffen will, ob ſie dieſe Ordnungsſtrafen viel⸗ 
leicht erhöhen will und hier eine Beſtimmung ein⸗ 
fügen will, daß jeder, der gegen dieſen Para⸗ 
graphen verſtoßen hat, auch tatſächlich beſtraft 
wird, denn bis heute iſt das ja wohl kaum in Er⸗ 
ſcheinung getreten. $ 29 behandelt gleichfalls die 
unrichtigen Auskünfte, 8 30 die Fürſorgeaus⸗ 
ſchüſſe. Ich glaube kaum, daß da etwas geändert 
werden ſoll. § 31 regelt die Arbeitsverteilung, 
$ 32 behandelt ſäumige Gemeinden, § 33 die Auf- 
ſicht, $ 34 die Kostentragung. Vielleicht faſſen Sie 
dieſe Beſtimmung als großen Mißſtand auf, daß 


Sie nur ¼ der Koſten zu zahlen haben und find 


endlich dahinter gekommen, daß viele Gemeinden 
ſo verarmt find, daß fie beim beiten Willen das 
eine Sechſtel nicht aufbringen können. Vielleicht 
haben Sie jetzt die Abſicht, dem Staat die ganze 
Fürſorge zu übertragen. Nun bitte, dann kommen 
Sie an den Volkstag, wir werden Ihnen in dieſem 
Falle unſere Zuſtimmung nicht versagen. § 35 
regelt das Erſtattungsverfahren, 834 die produk⸗ 
tive Erwerbsloſenfürſorge, 8 37 die Aufhebung 
der bisherigen Beſtimmungen und $ 38 das In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes. Bis zum 8 37 habe ich 
große Mißſtände nicht entdecken können, auch nicht 
kleine. In dem 8 38 erblicke ich allerdings einen 
Mißſtand, denn das Geſetz hätte ruhig vor zehn 
Jahren in Kraft treten können, aber das können 
Sie jetzt nachträglich ja auch nicht mehr ändern. 

Wenn die Dinge ſo liegen, dann beſteht wirk⸗ 
lich kein Anlaß, eine Ermächtigung vom Volks⸗ 
tag zu fordern, um Mißſtände zu beſeitigen. 
Einen einzigen Mißſtand haben wir, und das iſt 
der große Mißſtand, daß wir zu wenig Arbeit 
haben. Die Regierung wird ſich daher bemühen 
müſſen, Mittel und Wege zu ſuchen, wie fie dieſen 
Mißſtand beſeitigen kann. Das wird fie einmal da⸗ 
urch tun können, daß ſie alle Aktionen, die auf 
eine Stärkung der Kaufkraft der breiten Maſſen 
1 ſind, unterſtützt. Das wird ſie weiter da⸗ 
8 tun können, daß ſie das immer noch zu einem 
: eb Ueberſtundenunweſen auf das 
entſchiedenſte bekämpft und eine Geſetzesvorlage 
einbringt, wonach die Unternehmer, die in der 
heutigen ſchweren Zeit noch Ueberſtunden arbei⸗ 
ten laſſen⸗ in ſcharfer Weiſe beſtraft werden. Dann 
wird fie ſich mit dem im Wirtſchaftsausſchuß lie⸗ 
genden Antrag auf Kürzung der Arbeitszeit zu 
beſchäftigen haben, um durch Kürzung der Ar⸗ 
beitszeit Stunden freizumachen und neue Arbeits⸗ 
kräfte dem Produktionsprozeß zuzuführen. Im 
übrigen wird ſie ihre ganzen Bemühungen daran 
ſetzen müſſen, den weiteren Zuzug ausländiſcher 
Arbeitnehmer von Danzig fernzuhalten, und ſie 
wird Verhandlungen in der Richtung führen 


221 


müſſen, daß die vorhandenen Arbeitsſtellen in 
der Freien Stadt Danzig vor allen Dingen den 
Danziger Arbeitskräften reſerviert werden. Wenn 
ſie ſich in dieſer Richtung bemüht, dann ſind die 
Mißſtände, die wir bei der Erwerbsloſenfürſorge 
beobachten müſſen, die außerordentlich lange 
Dauer der Erwerbsloſigkeit des einzelnen und die 
große Zahl der Erwerbsloſen, auch ſo abzuſtellen. 
Dann hat ſie es aber auch nicht nötig, vom Volks⸗ 
tag eine Ermächtigung zur Beſeitigung dieſer 
Mißſtände zu fordern. Wenn ſie glaubt, daß die 
Kontrolle nicht zureicht, wenn ſie glaubt, daß 
Schwarzarbeit vorkommt oder daß ähnliche Dinge 
paſſieren, ſo hat ſie ſoviel Macht, auf dem Ver⸗ 
waltungswege derartige Vorkommniſſe und Miß⸗ 
ſtände von ſich aus nachdrücklichſt zu bekämpfen 
und zu beſeitigen. Dazu bedarf es einer Aenderung 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes nicht. Ich möchte 
hier noch in letzter Stunde dringend davor war⸗ 
nen, die Dinge auf die Spitze zu treiben. Jeder 
einzige Antrag, jede einzige Abſtimmung, die 
nach außen dringt und die darauf gerichtet iſt, das 
wirklich ſchon ſo überaus traurige Daſein der Er⸗ 
werbsloſen noch weiter zu verſchlechtern, wird nur 
unnötig böſes Blut erzeugen und eine Stimmung 
verurſachen, die ſchließlich auch dem Staate gefähr⸗ 
lich werden kann. Ich brauche Ihnen nicht zu ſa⸗ 
gen, wie exponiert die Stellung Danzigs iſt, ich 
brauche auch nicht auf die Gefahren hinzuweisen 
die durch Unbeſonnenheiten entſtehen können. 
Aber wenn ich das nicht tue, ſo möchte ich die Re⸗ 
gierung und die Regierungsparteien noch vor 
Unbeſonnenheiten warnen. (Bravo! bei den So⸗ 
zialdemokraten.) 


Vizepräſident Gaikowfki: Es iſt folgender An⸗ 
trag eingelaufen: Wir beantragen Schluß der De⸗ 
batte über § 3. (Hört, hört! links.) Philipſen und 
die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion.“ Zum Wort hatte ſich noch gemeldet 
Herr Abg. Plenikowſki. (Hört, hört! rechts.) Ich 
frage zunächſt: Wird dieſer Antrag unterſtützt? 
— Die Unterſtützung reicht aus. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki 


Plenikowſki, Abgeordneter: Alſo Sie wollen 
eben in dieſer Art hier weiter verhandeln. Es iſt 
klar, daß man zu einer ſo umgrenzten Materie 
nicht ſtundenlang, zwölf oder zwanzig Stunden 
ſprechen kann. Trotzdem wollen Sie die einzelnen 
Parteien zu einer ſo wichtigen Frage hier nicht 
ſprechen laſſen. Ich möchte darauf hinweiſen, daß 
gerade zu der Erwerbsloſenfrage hier überhaupt 
noch nicht eine allgemeine Ausſprache ſtattgefun⸗ 
den hat, da ja die allgemeine Ausſprache des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes hier überhaupt nicht ſtattfand. 
Bei der Rede, die ich gehalten habe, war tatſäch⸗ 
lich nur der erſte Paragraph des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes zur Debatte geſtellt. Darauf möchte ich hin⸗ 
weiſen. Zu der Materie, die jetzt verhandelt wird, 
die alſo doch begrenzt iſt, iſt überhaupt noch keine 
allgemeine Ausſprache herbeigeführt worden. Da⸗ 
zu hat man überhaupt noch nicht Stellung genom⸗ 
men. Sie wollen trotzdem ſo fortfahren. Wir be⸗ 
antragen deshalb zunächſt, daß der Senator Dr. 
in 


Althoff herbeigerufen wird und beantragen, 
eine Beſprechung darüber einzutreten. 


— 


C) 


D 
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Vizepräſident Gaikowfki: Es iſt beantragt, daß 
Herr Senator Dr. Althoff herbeigeholt wird. Dar⸗ 
über iſt eine Beſprechung beantragt worden: 

Jeder Abgeordnete kann die Herbeirufung eines 

Senators jederzeit, auch außerhalb der Tagesord⸗ 

nung, beantragen. Der Volkstag entſcheidet darüber. 


Wird der Antrag auf Beſprechung unterſtützt? — 
Die Unterſtützung reicht aus, das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. (5 Minuten! rechts.) 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Das tt 
geſchäftsordnungswidrig, um das klarzuſtellen. 
Es kann eine Beſprechung herbeigeführt werden, 
wenn es fünf Abgeordnete verlangen. Eine Friſt 
iſt nicht feſtgeſetzt, Herr Dr. Blavier, merken Sie 
ſich das einmal. Wenn nicht, dann ſchauen Sie ſich 
die Geschäftsordnung an. Sie vergewaltigen im⸗ 
mer wieder die Geſchäftsordnung. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Das iſt nach der Geſchäftsordnung!) Da ſteht 


nichts von fünf Minuten drin. (Abg. Dr. Blavier: 


Das muß Ihnen der Verſtand ſagen!) Das iſt 
nicht zur Geſchäftsordnung. Wir können nachher 
beantragen und werden es wahrſcheinlich auch 
machen, daß, wenn eine Maßnahme des Präſiden⸗ 
ten getroffen wird, dazu noch einmal eine Be⸗ 
ſprechung herbeizuführen iſt. Zunächſt müſſen Sie 
uns zu unſerem Antrag Stellung nehmen laſſen. 
Das iſt aber nicht eine Geſchäftsordnungsdebatte, 
das iſt ein richtiggehender Antrag. Für dieſen An⸗ 


trag tritt man in eine Beſprechung ein. Wir wol⸗ 


len das natürlich begründen. 

Die meiſten Abgeordneten werden ſagen 
warum ſoll gerade der Senator, der die Woh⸗ 
nungsſache unter ſich hat, bei dem Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetz anweſend fein. Das möchte ich noch 
ein wenig begründen. Es iſt ganz klar, daß mit 
dem Erwerbsloſenfürſorgegeſetz die Ausgaben für 
die Erwerbslosen zuſammenhängen. Dieſe Aus⸗ 
gaben ſind ſehr beträchtlich. Um ſie herabzuſetzen, 
iſt vor allen Dingen notwendig, Arbeit zu ſchaf⸗ 
fen. Vor allen Dingen muß auf dem Baumarkt 
eine Belebung der Arbeitsmöglichkeit eintreten. 


Dafür iſt gerade der Herr Senator Dr. Althoff zu⸗ 


ſtändig. Wenn man uns nicht zum Erwerbsloſen⸗ 
fürſorgegeſetz Stellung nehmen läßt, dann müſſen 
wir doch wenigſtens hier in einer Beſprechung 
dem Herrn Senator Dr. Althoff einmal ſagen, 
welche Wege für den Senat, Erſparniſſe zu machen 
durchaus möglich ſind. (Abg. Brill: Dann iſt er 
auch Handelsſenator!) Die Erſparniſſe können 
durch eine Belebung der Bautätigkeit gemacht 
werden, alſo dadurch. daß man die Erwerbsloſen 
beſchäftigt. Da Sie es nicht für nötig halten, den 
Herrn Senator Dr. Althoff herbeizurufen, muß 
man es den Herren Senatoren ſagen, wie ſich das 
auswirkt, damit es die Herren Senatoren dem 


Herrn Senator Dr. Althoff weiter mitteilen 


können. 

Nun zur Begründung, wie wichtig es iſt, daß 
der Senator Dr. Althoff bei der Beſprechung des 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes hätte anweſend ſein 
müſſen. Sie müſſen doch tatſächlich folgendes zu⸗ 
geben: Wir wollen einmal ſehen, wieviel Er⸗ 
werbstätige hier vorhanden find. Allerdings 


ſtehen uns da nur die Zahlen von 1923 zur Ver⸗ 
fügung. 1923 waren es in Danzig ca. 173 319 Er⸗ 
werbstätige, aber bei einer Bevölkerungszahl von 
ungefähr 366 000 Menſchen. Nun iſt die Bevölke⸗ 
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rungszahl gewachſen, ſelbſtverſtändlich auch der 
Perſonenkreis der Erwerbstätigen. Wenn wir 
den Perſonenkreis der Erwerbstätigen prozentual 
heraufſetzen, ſo kommen wir hierbei auf eine 
Summe von ca. 185 000 bis 190 000 Menſchen. 
Nun haben wir augenblicklich 26 000 Erwerbs⸗ 
loſe. Um nur einmal zu zeigen, wie es ſich aus⸗ 
wirkt, wenn man dieſen Erwerbsloſen keine Ar⸗ 
beit gibt, muß man folgende Berechnungen auf⸗ 
ſtellen. Wir haben hier in Danzig bei 185 000 bis 
190 000 Erwerbstätigen 26000 bis 28 000 Er⸗ 
werbsloſe. Die z. Zt. genauen Zahlen weiß ich 
nicht. Nun ſtellen Sie ſich einmal vor, was das für 
einen Lohnausfall bedeutet, was das an Verrin⸗ 
gerung vom Arbeitseinkommen darſtellt. Sie 
wollen eine Anleihe von 16 Millionen aufneh⸗ 
men. In bezug auf dieſe Anleihe hätte der Herr 
Senator Dr. Althoff hier auch anweſend ſein 
müſſen. (Er kommt ſchon! rechts.) Die Herren 
verſuchen, ihn herbeizuholen. Gerade in bezug auf 
dieſe Anleihe hätte ſich Herr Senator Dr. Althoff 
dafür einſetzen ſollen, um mit Hilfe dieſer An⸗ 
leihe Arbeit zu ſchaffen. Wir wollen den Beweis 


erbringen, wer ſich bei dieſen 16 Millionen in die 


Zinsknechtſchaft des „jüdiſchen“ Bankkapitals hin⸗ 
einbegibt. Sie, m. H. Nazis werden ſich ſogar be⸗ 
ſchneiden laſſen, wenn es notwendig iſt, (Heiter⸗ 
keit) und wenn Herr Dr. Ziehm das verlangt. 
Einer von Ihnen braucht ſich nicht mehr beſchnei⸗ 
den zu laſſen, der Herr Friedrich. Deshalb bege⸗ 
ben Sie ſich auch erneut in die Zinsknechtſchaft. 
Das kommt nicht darauf an. Aber dieſe 16 Mil⸗ 
lionen ſollen gar nicht einmal verwandt werden 
um jetzt wirklich den Erwerbsloſen Arbeit zu 
ſchaffen, ſondern im Gegenteil, um ſie in die 
Staatsausgaben hineinzupulvern, damit die 
hohen Gehälter weiter gezahlt werden können 
und damit die Schupo mit brutaler Gewalt Ab⸗ 
geordnete aus dem Volkstag herausholt, damit 
weiter dieſer Anterdrückungsapparat bezahlt wird. 
Deshalb die 16 Millionen⸗Anleihe, aber nicht zu 
anderen Zwecken. Die 16 Millionen hätten wirk⸗ 
lich ſchon Arbeit ſchaffen können. Da hätten ſchon 
ein paar Tauſend Arbeiter Arbeit und Beſchäfti⸗ 
gung beim Wohnungsbau gehabt. Wenn Herr 
Senator Dr. Althoff aber einige zehntauſend 
oder hunderttauſend Gulden zuſammen hat, denkt 
er an Projekte, von denen die Arbeiterſchaft nicht 
das geringſte hat. Ich könnte noch andere Dinge 
aufzählen, aber vielleicht würde ich dann zu weit⸗ 
ſchweifig werden. Das will ich ja nicht. Ich will 
nur meinen Antrag begründen, warum der Sena⸗ 
tor Dr. Althoff durchaus hier ſein muß. 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Plenikow⸗ 
ſki, es iſt eigentlich ein Geſchäftsordnungsantrag. 
x Plenitowifi, Abgeordneter (K. P.): Leſen Sie 
ſich die Paragraphen genau durch. Ich nehme das 
dem Präſidenten nicht übel, er hat wiederholt ge⸗ 
zeigt, daß er nicht mehr den Verhandlungen fol⸗ 
gen kann. Ich will das auch gar nicht kritiſieren, 
aber man muß ihn darauf aufmerkſam machen. 
Er hat ſich wiederholt belehren laſſen. Er hat ſich 
darüber belehren laſſen müſſen, daß es wirklich 
in der Geſchäftsordnung heißt: „Jeder Abgeord⸗ 
nete hat das Recht, zu verlangen, daß ein Senator 
herbeigeholt wird.“ Wenn ſolch ein Antrag ge⸗ 
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(Blenitowiti, Abgeordneter) 

ſtellt wird, ſo iſt es ein Antrag wie jeder andere 
Es iſt nicht eine Geſchäftsordnungsdebatte, wie 
Es iſt nicht eine Geſchäftsordnungsdebatte wie 
und wenn er von fünf Abgeordneten unterſtützt 
wird, dann muß in eine Beſprechung über dieſen 
Antrag eingetreten werden. Nun zeigen Sie mir 
einmal aus der Geſchäftsordnung etwas anderes. 
Sie legen ſie in einem andern Sinne aus, Herr 
Präſident. N 

Vizepräſident Gaikowſti: Dann leſen Sie aus 
der Geſchäftsordnung etwas anderes heraus. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sie wer⸗ 
den natürlich etwas anderes herausleſen. Es iſt 
ein Antrag und da kann die Beſprechung wie zu 
jedem andern Antrag eröffnet werden. Sie haben 
aus der Geſchäftsordnung ja ſogar herausgeleſen 
daß die Abgeordneten mit brutaler Gewalt mit 
dem Gummiknüppel, und wenn es weiter gegan⸗ 
gen wäre, vielleicht mit dem Schießeiſen herausge⸗ 
bracht werden. Das kann man nicht übel nehmen, 
Sie müſſen dem Staat helfen. Herr Dr. Blavier, 
als Sie damals der wild gewordene Spießbürger 
waren, haben Sie ganz anders getobt. Wie haben 
Sie auf den Tiſch geklopft und geſagt, ich werde 
mein Recht erkämpfen, und wenn ich mit dem 
Kopf durch die Mauer laufe. Damals waren Sie 
auch ein Ziehm ... das andere Wort will ich 
nicht ausſprechen. Sie werden durchaus nicht 
ſagen können, daß ich von meinem Thema abge⸗ 
wichen bin. Ich will eben nur begründen, warum 
Herr Dr. Althoff herbeigerufen werden muß. 

Vizepräſident Gaikowſti: Es kommt auf die 
Geſchäftsordnung an, und danach haben Sie fünf 
Minuten Redezeit. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 
es wollen, werde ich den Antrag ſtellen, daß in 
eine Erörterung über Ihre Maßnahmen einge⸗ 
treten wird. Dabei möchte ich auf die Nationalſo⸗ 

8 i 8 auf 
zialiſten hinweiſen, die im Geſchäftsordnungsaus⸗ 
ſchuß betonten, wenn der Präſident etwas nicht 
55 Si „man es ihm ſofort beweiſen, 
aß er es nicht richtig gemacht habe. Ich glaube 
nicht, daß die Nationalfosie a 
mal umfallen. Da fie erklärt haben, daß ſolche Ge- 


liſten hier wieder ein⸗ 
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ſchäftsordnung einzuhalten, andernfalls werde 
ich das Haus befragen. (Abg. Plenikowſki: Man 
muß den Antrag begründen und hat dabei eine 
unbeſchränkte Redezeit. Sie nehmen Partei! Sie 
wollen den bürgerlichen Parteien helfen, ihre 
Schandgeſetze durchzubringen!) Herr Abg. Pleni⸗ 
fowifi, das liegt mir fern. (Abg. Plenikowſki: 
Dann weiſen Sie es nach!) Es gibt keine andere 
Auslegung dafür. (Abg. Plenikowſki: Es kommt 
darauf an, was die Geſchäftsordnung ſagt!) Ich 
werde das Haus befragen, ob Sie weiter reden 
können. Wer dafür iſt, daß der Abg. Plenikowſki 
weiter redet, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
ich bitte um die Gegenprobe. Der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Plenikowſki. (Zwiſchenrufe.) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich habe 
mich zuerſt gemeldet. Sie, Herr Friedrich, brau⸗ 
chen nicht erſt beſchnitten zu werden, Sie ſind ſchon 
beſchnitten. (Unruhe.) 0 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich werde nicht 
dulden, daß ein Abgeordneter irgendwie beſchnit⸗ 
ten wird. (Heiterkeit.) 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle 
den Antrag, daß zunächſt einmal in eine Be⸗ 
ſprechung der jetzt vom Präſidenten getroffenen 
Maßnahmen eingetreten wird. (Zuruf des Abg. 
Schwegmann.) Sie müſſen geſtatten, daß ich fünf 
Minuten zur Geſchäftsordnung ſpreche. Wir ſehen 
ja ſchon die Parteilichkeit des Präsidenten, er läßt 
ſich von den Senatoren Befehle geben. Die Sena⸗ 
toren geben Befehle und erklären, ſie ſeien zu⸗ 
gleich Abgeordnete. Aber von dieſer Stelle aus 
haben Sie als Senator geſprochen. Da Sie das ge= 
tan haben, haben Sie kein Recht, von dieſer Stelle 
aus in die Geſchäftsordnung einzugreifen. Der 
§ 51 beſagt folgendes: 

Der Präſident eröffnet, leitet und ſchließt die 
Sitzung. Eine Erörterung über Recht und Zweckmä⸗ 
ßigkeit ſeiner Anordnungen kann er entweder ſofort 
zulaſſen oder auf die nächſte Sitzung verſchieben. 

Es it natürlich jo, daß Sie jagen, es iſt eine Kann⸗ 
vorſchrift, aber auch die Nationalſozialiſten haben 
erklärt, ſie ſeien der Anſicht, daß es eine Mußvor⸗ 
ſchrift it. (Zwiſchenrufe.) Herr Friedrich, Sie ſind 


waltakte den Abgeordneten gegenüber nicht ange⸗ 


Rechtsanwalt, Sie mögen etwas anderes feſtſtel⸗ 


wandt werden ſollen, werden fie ſicher in eine De⸗ len als der Laie Wnuck. Aber der Laie Wnuck 
batte darüber eintreten, daß der Präſident nicht wird hier wahrſcheinlich mehr Verſtand beſitzen als 
berechtigt iſt, mich abzuwürgen. Jedenfalls kann der Rechtsanwalt und Nazimann Friedrich. Er 
der Präſident nicht ſchwarz auf weiß beweiſen, daß hat erklärt, daß es ih um eine Mußyvorſchrift 
ich nur fünf Minuten ſprechen darf. Aber ich habe handelt, daß den Abgeordneten das Recht zustehen 
demgegenüber erklärt, daß ich das Gegenteil muß, zu irgendeiner Maßnahme des Präſidenten, 
nachweiſen kann, daß ich recht habe, daß ich zu die von ſchwerwiegender Bedeutung ſein kann, 
einem Antrag x-beliebige Zeit ſprechen kann, ſo⸗ ſofort Stellung zu nehmen. Deshalb beantragen 
weit es ſachlich iſt. Ich muß ſagen, daß ich ſachlich wir, daß ſofort in eine Beſprechung eingetreten 
geblieben bin, daß aber andere Abgeordnete, z. B. wird, denn Sie und auch die Zentrumsleute ha⸗ 
die Nationalſozialiſten viel unſachlicher geweſen ben ſich im Aelteſtenausſchuß immer wieder auf 
ſind; denn „rote Bonzen“ ufw. gehören nicht zur die Geſchäftsordnung berufen. Es dürfe nicht zu⸗ 
Sache. Alſo ich ſpreche zu dieſem Antrag rein ſach⸗ gelaſſen werden, daß die Geſchäftsordnung miß⸗ 
lich. . ö braucht und vergewaltigt wird. . 5 
Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Plenikow⸗ M. D. u. H.! Sie find es, die immer wieder 
ki, Sie haben bereits zehn Minuten geſprochen. aufs neue nicht nur die Verfaſſung rüchſichtslos 
Ich habe das abſichtlich überſehen. (Abg. Pleni⸗ brechen, ſondern ſich auch über alle Geſetze hinweg⸗ 
kowſki: Das iſt ein falſcher Standpunkt!) Sie ſetzen und auf die Verfaſſung pfeifen, um Ihren 


haben das Recht, gegen meine Maßnahmen Ein⸗ Willen durchzuſetzen, der durchaus nicht dem 
ſpruch einzulegen. (Abg. Plenikowſki! Aber auch Mehrheitswillen entſpricht. Ich weiſe noch ein⸗ 
das Recht, zu ſprechen!) Ich erſuche Sie, die Ge- mal darauf hin, daß Sie es find, die immer wie⸗ 


— 


D 
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der die Geſchäftsordnung brechen. Der Präſident 
muß, wenn er eine Maßnahme durchführt, wenig⸗ 
ſtens die Begründung angeben. Er muß wenigſtens 
begründen, weshalb ich nur fünf Minuten ſprechen 
ſoll. Das hat ſogar unſer „allverehrter“ Herr 
Präſident Spill getan. Er hat wenigſtens die 
Paragraphen zitiert. Herr Vizepräſident Gaikow⸗ 
ſki hält das nicht einmal für notwendig. Er 
ſagt, ich kann das nicht beweiſen, aber meiner 
Ueberzeugung, meiner ſubjektiven Einſtellung 
nach entſpricht das eben dem Sinn, daß nur fünf 
Minuten geſprochen werden ſoll, alſo darf nur fünf 
Minuten geſprochen werden und ſo entſcheidet er 
eben und deshalb wehren wir uns dagegen. 
Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt, den Herrn Senator Dr. Althoff herbeizuru⸗ 
fen. Die Beſprechung darüber iſt geſchloſſen. Wer 


dieſem Antrag ſeine Zuſtimmung geben will, bitte 


ich, ſich zu erheben. — Danke. Bitte die Gegen⸗ 
probe. — Das iſt die Minderheit; der Antrag iſt 
abgelehnt. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich 
möchte darauf hinweiſen, daß natürlich nun noch 
darüber abgeſtimmt werden muß, ob in eine Be⸗ 
ſprechung der Maßnahme (Schlußantrag! rechts.) 
des Präſidenten eingetreten werden ſoll. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ueber dieſen Antrag 
werde ich heute keine Besprechung zulaſſen. Sollte 
der Abg. Plenikowſki meinen, daß der amtierende 
Präſident ſeine Pflicht nicht erfüllt hat, dann 
kann er ſich darüber beſchweren, dann kann in der 
nächſten Sitzung darüber verhandelt werden 
(Abg. Plenikowſki: Sie laſſen das jetzt nicht zu?) 
Nein! Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich be⸗ 
antrage, daß der Senator Dr. Ziehm herbeigerufen 
wird und daß eine Beſprechung über dieſen Antrag 
ſtattfindet. (Zuruf rechts: Es gibt keinen Senator 
Dr. Ziehm!) Ich meine den Herrn Senatspräſiden⸗ 
ten Dr. Ziehm! 

Vizepräſident Gaikowfſki: Es iſt beantragt wor⸗ 
den, den Herrn Präſidenten Dr. Ziehm herbeizu⸗ 
holen. Wird der Antrag auf Beſprechung unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Das Wort 
zu dieſem geſchäftsordnungsmäßigen Antrag hat 
der Herr Abg. Plenikowſki, (Abg. Plettner: Das 
iſt doch kein Geſchäftsordnungsantrag!) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sie haben 
das ja nicht widerlegen können, immer noch nicht 
widerlegen können, daß das eben kein Geſchäfts⸗ 
ordnungsantrag iſt. Es iſt ein Antrag, wie jeder 
andere Antrag auch, und dieſer Antrag muß eben 
beſprochen werden. Wenn Sie nun in dieſem Falle 
die Geſchäftsordnung vergewaltigen wollen, nun 
ſchön, dann machen Sie es! 

Nun wir ſehen ja, die Herren Senatoren, die 
halten es bei dieſen wichtigen Fragen für notwen⸗ 
dig, überhaupt ganz zu verſchwinden. Ja, natür⸗ 
lich! Und ausgerechnet der Herr Senatspräſident 
iſt hier mit gutem Beiſpiel vorangegangen. Sehen 
Sie einmal, dieſes Grinſen der bürgerlichen Ver⸗ 
treter zeigt, daß ſie es gar nicht ernſt damit mei⸗ 
nen, als ſie erklärten, man müßte doch Einſehen 
haben mit der Not des Staates uſw., ſondern daß 
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ſie eben mit Grinſen, mit Lachen, mit Hohngeläch⸗ (O) 
ter über alles hinweggehen, was von der Gegen⸗ 
ſeite gefordert wird. (Abg. Dr. Blavier: Ueber 
Ihre Quatſchereien!) Sehen Sie einmal, Herr Dr. 
Blavier, ich habe noch niemals von dieſer Stelle 
aus in eigener Sache geſprochen. Herr Dr. Blavier 
dagegen hat ſehr oft hier in eigener Sache geſpro⸗ 
chen, wie er das hohe Haus anbettelte, ſeine Im⸗ 
munität nicht aufzuheben, als er das hohe Haus 
anbettelte, dem Diſziplinarverfahren gegen Herrn 
Dr. Blavier nicht beizutreten. Herr Dr. Blavier, 
da haben Sie tatſächlich in eigener Sache geſpro⸗ 
chen und da hatte jeder Gelegenheit zu ſagen: 
„Nun, das iſt ein ſchöner Quatſch!“ Wenn wir hier 
beantragen, daß die Senatoren bei einer derart 
wichtigen Entſcheidung anweſend ſind, dann tun 
wir das vor allen Dingen, weil dieſe Herren auch 
offen dokumentieren ſollen, daß ſie mit dieſen Dik⸗ 
taturmaßnahmen, mit dieſen Diktaturmethoden, 
die hier durchgeführt werden, voll und ganz ein⸗ 
verſtanden ſind. Die Herren ſollen hier dabei ſitzen 


und deshalb ſtellen wir eben unſern Antrag, daß 


dieſe Herren kommen ſollen. Wir haben natürlich 
auch noch eine ganze Menge anderer Gründe, 
warum dieſe Herren Senatoren anweſend ſein ſol⸗ 
len. Die Herren Senatoren ſind der Anſicht und 
damit auch der Herr Präſident des Senats, der 
Volkstag iſt nur dazu da, um ſich ſelbſt zu kaſtrie⸗ 
ren, ſich auszuſchalten und dann können ja die 
Herren Senatoren ſchalten und walten, wie ſie 
wollen. Und dabei halten ſie es nicht einmal für 
notwendig, dem Kaſtrierungsakt hier beizuwoh⸗ 


nen. Da ſollen die Herren doch wirklich wenigſtens (DI 


jetzt dabei ſein und hören, was die Oppoſition 
noch dazu zu jagen hat. Ja, Herr Dr. Blawier, Sie 
mögen noch ſo mit dem Kopf ſchütteln, das eine 
ſteht feſt und das beweiſt ja das Bild, auf dem Sie 
mit den Nazis an einem Tiſch ſitzen, daß Sie ein 
Hans Dampf in allen Gaſſen ſind. Es wird nicht 
mehr allzu lange dauern, da werden die Nazis 
auch noch den Dr. Blavier aufnehmen, d. h. wenn 
deſſen Perſon nicht doch zu ſtinkend iſt, aber da ſie 
einen Opitz aufgenommen haben (Gehört das zur 
Geſchäftsordnung? rechts.) Der Herr Abgeordnete 
unterbricht mich dauernd, und wenn er Zwiſchen⸗ 
rufe macht, dann muß ich auf dieſe Zwiſchenrufe 
eingehen oder wollen Sie mir das auch hier ab⸗ 
ſtreiten? (Unruhe, Zwiſchenrufe links und rechts. 


locke des Präſidenten.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Ich erinnere nur da⸗ 
ran, daß vier Minuten um find! 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich bin 
unterbrochen worden und kann deshalb auch noch 
etwas länger ſprechen. Der Herr Präſident Dr. 
Ziehm verſuchte hier warme Worte zu finden und 
einen Appell an die Abgeordneten zu richten. Er 
berief ſich dabei auch auf die Pflichten der Abge⸗ 
ordneten dem Staat gegenüber. Es gibt eine 
Pflicht, die höher ſteht und dieſe Pflicht iſt die 
Pflicht dem Volke gegenüber. Ich ſagte ſchon ein⸗ 
mal von dieſer Stelle aus: Fragt durch Volksent⸗ 
ſcheid die Bevölkerung — und vielleicht wird es 
noch dazu kommen, dann werden aber nicht Sie es 
jein, die dieſen Volksentſcheid herbeiführen, um 
wirklich das Volk zu befragen über die hohen Ge⸗ 
hälter und über die Beſteuerung der hohen Ein⸗ 


"(A 


— 


®) 


Volkstag Danzig — 12. Sitzung. Donnerstag, den 22. Januar 1931. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 
kommen, ſondern dann wird das Volk ſprechen 
und durchaus nicht in Ihrem Sinne. Die Mehr⸗ 
heit, die Sie hier haben, iſt eine zuſammengeſcho⸗ 
bene Mehrheit, iſt eine Mehrheit, wie ſie Herr Dr. 
Zint charakteriſierte, indem er erklärte, es ſei eine 
Zuſammenſetzung von Minderheiten, um eine 
Mehrheit zu vergewaltigen. Dieſe Mehrheit iſt das 
werktätige Volk Danzigs und dieſes werktätige 
Volk Danzigs wird den Kampf gegen dieſe Schand⸗ 
geſetze weiterführen. Davon ſeien Sie überzeugt. 
Mögen Sie heute hier entſcheiden, wie Sie wol⸗ 
len, mögen Sie über die Verſuche, die wir unter⸗ 
nehmen, um dieſes Schandgeſetz hier wenigſtens zu 
verhindern, noch jo lächeln, wir werden ſehen, wer 
zuletzt lacht! 

Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt folgender An⸗ 
trag eingelaufen 

ir beantragen Schluß der Ausſprache über den 


Antrag Plenik i i 
den nikowſki betreffend Herbeiholung von 


und die übri e b den Frakti 

Abg. Plentt 9 5 ital. d. deutſchnat. Fraktion. 
(Abg. Plenikowſki. Von Senatoren?) Wird dieſer 
Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. 
(Abg. Plenikowſki: Zur Geſchäftsordnung!) Wir 


ſind doch in der Abſtimmung, Herr Abg. Plenikow⸗ 
Nein, der Antrag iſt erſt 


ſki. (Abg. Plenikowſfki: 
unterſtützt! Wollen Sie überhaupt die Geſchäfts⸗ 
ordnung beiſeite ſchieben!) Wer für dieſen Antrag 
iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. (Abg. Plenikow⸗ 
ki: Zur Geſchäftsordnung!) Es ist ein zweiter An⸗ 
trag eingelaufen: 

Wir beantragen Schluß der 


debatte zu Punkt 3. Geſchäftsordnungs⸗ 


ER hilipje 

und die übrigen aka or sin Fraktion. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützun 
reicht aus. Wer dieſen Arg annehmen 1 5 
bitte ich, ſich zu erheben. Der Antrag iſt angenom⸗ 
men. (Zuruf links.) Es iſt der Schlußantrag über 
§ 3 angenommen. (Abg. Plenikowſki: Wir bean⸗ 
tragen namentliche Abſtimmung! Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung muß man doch das Wort bekommen, um 
namentliche Abſtimmung zu beantragen!) Seien 
Sie zufrieden, Herr Abg. Plenikowſki, Sie bekom⸗ 
men das Wort dazu. (Abg. Plenikowſki: Jawohl 
Sie geben es!) Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 
= Plenikowſti, Abgeordneter (R.B.): Sie müſſen 
orbnungeben, daß man unmöglich die Geſchäfts⸗ 
Möglz A unterbinden kann. Man muß doch die 
ei: 11 chkeit haben, namentliche Abſtimmung zu be⸗ 
8 5 können ſich unmöglich auf den 
505 ate pin ſtellen, daß die Geſchäftsordnungs⸗ 

einem Punkte niedergeſtimmt werden 


kann. Das kann niemals ; 9 0 
wie es beantragt 12 = der Form geſchehen, 


i 1 1 Gaikowſti: 
ann abgeſtimmt werden, dann können Sie den 
eig benen be be age rar. gi 
1 1 mung hat das Ka N a 

Raschke. Wort der Herr Abg. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Au: g 
Antrages der Heulen zona e af de Genet 
ordnungsdebatte geſchloſſen werden ſoll, iſt es nicht 
mehr möglich, einen Antrag auf namentliche Ab⸗ 
ſtimmung zu ſtellen. (Doch! links.) Wenn die Ge⸗ 
ſchäftsordnungsdebatte überhaupt geſchloſſen 


Ueber den Antrag 
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werden ſoll, iſt das nicht angängig. Nebenbei ge⸗ 
ſagt befinden wir uns nicht bei Punkt 3, ſondern 
bei Punkt 2 der Geſchäftsordnung. (Zurufe) Ja⸗ 
wohl, dann müſſen Sie ſich mit Ihrem Präſidenten 
etwas deutlicher ausſprechen. Es iſt zu 8 3 
Schluß der Debatte beantragt worden. Daraus er⸗ 
gibt ſich, daß man auch nicht mehr einen Antrag 
auf namentliche Abſtimmung ſtellen kann. Dar⸗ 
über ſind Sie ſich klar. Damit wollen Sie die 
namentliche Abſtimmung verhindern. Damit wol⸗ 
len Sie der Geſchäftsordnung überhaupt das Ge⸗ 
nick abdrehen. Mit allen möglichen diktatoriſchen 
Mitteln wollen Sie Ihre Mordpläne durchbrin⸗ 
gen. Das zeigt, wie Sie die Geſchäftsordnung 
handhaben. Nach dem menſchlichen Verſtand iſt es 
unzuläſſig, ſolche Anträge zu ſtellen. 
amtierende Präſident müßte jo etwas zurückwei⸗ 
ſen. Mit ſeiner Objektivität tut der Herr amtie⸗ 
rende Präſident nur das, was die Herren Deutſch⸗ 
nationalen und Regierungsparteien verlangen. 
Er ſelbſt hat hier zum Ausdruck gebracht, daß er 
in dieſer Beziehung keine Meinung mehr hat und 
auch nicht in der Lage iſt, die Geſchäftsordnung zu 
(wahren. Das wollte ich hier nur feſtgeſtellt haben. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Kritik, die Sie 
hier geübt haben, laſſe ich mir gefallen, weil ich 
mir das halt angehört habe. Ich mache Sie aber 
darauf aufmerkſam, Herr Abg. Raſchke, daß Sie 
mit Ihrer Begründung daneben treffen. In § 77 
der Geſchäftsordnung heißt es nur, daß keine An⸗ 
träge auf namentliche Abſtimmung über Schluß⸗ 
anträge uſw. geſtellt werden können. Nachdem die 
Debatte über die Schlußabſtimmung zu $ 3 be⸗ 
treffs der Geſchäftsordnung geſchloſſen war, hatten 
Sie noch die Möglichleit, zur Geſchäftsordnung das 
Wort zu nehmen und namentliche Abſtimmung zu⸗ 
beantragen. (Abg. Raſchke: Die haben Schluß der 
Debatte beantragt!) Da verlangten Sie nament⸗ 
liche Abſtimmung. Das war auf Grund des 8 77 
der Geſchäftsordnung nicht möglich. Sie können 
jetzt aber zur Geſchäftsordnung noch das Wort 
nehmen und namentliche Abſtimmung beantragen. 
Sie ſehen, daß ich Sie unterſtütze. Das Wort zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn ich 
namentliche Abſtimmung beantragt habe und das 
Wort zur Geſchäftsordnung haben wollte, dann 
nur deshalb, um uns überhaupt die Möglichkeit 
zu geben, einen derartigen Antrag zu ſtellen. 
Wenn ich erklärt hätte, ich melde mich zum Wort, 
um namentliche Abſtimmung zu beantragen, ſo 
wäre einfach von dieſem Präſidium erklärt wor⸗ 
den, die Geſchäftsordnungsdebatte ſei geſchloſſen. 
Wie ſoll man dieſen Herren klarmachen, daß man 
nur die Geſchäftsordnungsdebatte haben will, um 
einen Antrag auf namentliche Abſtimmung zu 
ſtellen. Ihr Antrag lautete: Schluß der Geſchäfts⸗ 
ordnungsdebatte zu dieſem Paragraphen, d. h. 
Sie ſagten zu Punkt 2. Es wurde der Antrag auf 
Schluß der Geſchäftsordnungsdebatte geſtellt, und 
zwar bei dieſem zu behandelnden Punkt. Wenn 
ich dann einfach erklärt hätte, ich melde mich zur 
Geſchäftsordnung, dann hätten Sie erklärt, die 
Geſchäftsordnungsdebatte geht nicht weiter. Da⸗ 
mit zeigen Sie, daß Sie uns ſogar die Möglichkeit 
nehmen wollen, namentliche Abſtimmungen zu 


beantragen. Geſchäftsordnungswidrig iſt es auch, 
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beim Antrag, Senatoren herbeizurufen, einen 
Schlußantrag einzubringen. Sie können nur bean⸗ 
tragen, daß Schluß der Debatte in bezug auf die 
Beſprechung eintreten ſoll. Sie verallgemeinern 
die Sache. Sie brechen heute eine Geſchäftsord⸗ 
nungsbeſtimmung nach der anderen. Ich habe den 
Antrag auf namentliche Abſtimmung nicht in be⸗ 
zug auf den Antrag geſtellt, der vorliegt, weil das 
eine Unmöglichkeit iſt. So ſchlau ſind wir auch, 
Herr Präſident. Im Gegenteil, wir haben gezeigt, 
daß wir die Geſchäftsordnung beſſer beherrſchen, 
als Sie, Herr Präſident. Wir haben die nament⸗ 
liche Abſtimmung in bezug auf den § 3 beantragt. 
Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt namentliche 
Abſtimmung zu § 3 des Ermächtigungsgeſetzes 
beantragt worden. Wird der Antrag unterſtützt? 
Die Unterſtützung reicht aus. Ich bitte die D. u. 


„H., ihre Plätze einzunehmen und die Stimmkar⸗ 


tenzähler, die Karten einzuſammeln. Die nament⸗ 
liche Abſtimmung über § 3 beginnt. — Wünſcht 
noch jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
An der namentlichen Abſtimmung beteiligten ſich 
40 D. u. H., davon ſtimmten 39 mit Ja“) bei einer 
Stimmenthaltung. 8 3 iſt damit angenommen. J. 
rufe § 4 mit den Abänderungsanträgen auf, die 
hier in den Druckſachen Nr. 76 und Nr. 77 nieder⸗ 
gelegt ſind. Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort 
hat der Herr Abg. Mau. h 
Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H., 
der Senatspräſident Dr. Ziehm hat bei Beginn 
dieſes Tagesordnungspunktes den Eindruck meiner 
Rede in bezug auf das Geſetz über die Gehaltskür⸗ 
zung abzuſchwächen verſucht. Er hat zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß wir Sozialdemokraten ſchuld 
daran wären, wenn nunmehr ein antiſoziales 
Steuergeſetz für die Feſtangeſtellten eingeführt 
werden müßte. Wer zwingt den Senatspräſiden⸗ 
ten, den Senat oder die Regierungsparteien, ein 
antiſoziales Steuergeſetz für die Feſtangeſtellten 
zu verabſchieden? Niemand. Was Sie hier geſagt 
haben, entſpricht nicht den Tatſachen und kann in 


keiner Weiſe mit den beſtehenden Beſtimmungen 


unſerer Verfaſſung irgendwie begründet werden. 
Sie haben bei der Beratung des Gehaltskürzungs⸗ 
geſetzes die Staffelung, die wir für die höheren 
Beamten beantragt haben, mit der Begründung 
abgelehnt, daß wegen des beſtehenden Beamten: 
abkommens mit Deutſchland eine derartige Staf⸗ 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 40, davon mit Ja 39 und eine Stimment⸗ 
haltung. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu⸗ 
randt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Gaikowſki, Günther, Höhn, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neu⸗ 
mann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, 
Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senft⸗ 
leben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Formell. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 


Brill, Czarnecki, Deutſch, Fiſcher. G. Friedrich, Gehl, 
Greiſer, Jahr, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, 
Kruppke, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau. 


Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Reh⸗ 
berg, Schmidt, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau Totzki, 
Weber, Werner. 


Donnerstag, den 22. Januar 1931. 


felung nicht durchführbar ſei. Was zwingt Sie 
jetzt bei der Verabſchiedung eines Steuergeſetzes 
für die Feſtbeſoldeten, nunmehr die von uns be⸗ 
antragte Staffelung abzulehnen? Wer zwingt Sie, 
ein antiſoziales Steuergeſetz für die Beamten zur 
Durchführung zu bringen? Niemand. Sie ſind 
nicht in der Lage, ſich bei Ihrer Stellungnahme, 
die Sie vorhin eingenommen haben, auf ein be⸗ 
ſtehendes Abkommen mit einem fremden Staat, 
auch nicht auf irgendeine Beſtimmung der Ver⸗ 
faſſung zu berufen. Ich mache darauf aufmerkſam, 
daß jedes Steuergeſetz nach den beſtehenden Be- 
ſtimmungen unſerer Verfaſſung mit einfacher 
Mehrheit durch den Volkstag verabſchiedet werden 
kann. Wer zwingt Sie nunmehr, da Sie doch 
einſchließlich der Nazis die Mehrheit haben, ein 
antiſoziales Steuergeſetz zur Durchführung zu brin⸗ 
gen? Niemand. Sie wollten uns die Schuld für 
die antiſoziale Geſtaltung des Steuergeſetzes für 
die Feſtangeſtellten zuſchieben. Das iſt hinfällig 
und trifft nicht zu. Sie jagen in Ihrem Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 76: „Der Senat wird 
ermächtigt, eine Feſtbeſoldetenſteuer bis zum Satz 
von 8 Prozent der Bezüge einzuführen.“ Sie ha⸗ 
ben bedauert, daß es nicht möglich ſei, etwas an⸗ 
deres zu machen, weil die böſen Sozialdemokraten 
das Gehaltskürzungsgeſetz zu Fall gebracht haben. 
Wir haben Ihre Ausführungen nicht ernſt genom⸗ 
men; denn wir können nicht annehmen, daß Sie 
mit einem Mal ein ſoziales Herz für die unteren 
Beamten haben, nachdem Sie unſere Staffelungs⸗ 
anträge zu Fall gebracht haben. 
Ich ſtelle feſt, daß Ihre Vorlage, die Sie jetzt 
in der Frage der Feſtbeſoldetenſteuer dem Volks⸗ 
tag unterbreitet haben, genau denſelben antiſozia⸗ 
len Charakter trägt wie Ihr Beamtenbeſoldungs⸗ 
abbaugeſetz. Wenn Sie bedauerten, daß die un⸗ 
teren Beamten und Angeſtellten nunmehr ebenſo 
wie die höheren Beamten belaſtet werden, dann 
werden wir Sozialdemokraten, da wir jeden Un⸗ 
inn der Nazis reparieren müſſen, auch den Re⸗ 
gierungsparteien und Ihnen, Herr Präſident Dr. 
Ziehm, den Weg zeigen, wie man ein ſoziales 
Steuergeſetz ſchafft. Wir haben zu dem § 4 des 
Ermächtigungsgeſetzes einen Abänderungsantrag 
geſtellt, der in Druckſache Nr. 77 enthalten iſt: 
Wir beantragen, den $ 4 wie folgt zu faſſen: 
Der Senat wird ermächtigt, eine Beſteuerung der Feſt⸗ 
beſoldeten in jtaatlihen und kommunalen Dienſten 
einzuführen mit folgender Maßgabe: 
| Von den Brutto-Monatsgehältern 
über 350 Gulden werden 6% 
über 450 Gulden werden 7% 
über 550 Gulden werden 8% 
über 650 Gulden werden 10 % 
über 850 Gulden werden 12% 
über 1050 Gulden werden 15 % 
über 1250 Gulden werden 20% 
Feſtbeſoldetenſteuer erhoben. 
Wir haben uns Mühe gegeben, das Geſetz betr. die 
Kürzung der Beamtenbezüge ſozial zu geſtalten. 
Das haben Sie zu Fall gebracht. Da ſie die ver⸗ 
faſſungsmäßige Mehrheit für die Kürzung der 
Beamtengehälter in Ihrem reaktionären Sinne 
nicht erhalten haben, glauben Sie nun mit ein⸗ 
facher Mehrheit in derſelben Weiſe in ganz un⸗ 
ſozialer und ungerechter Weiſe den Feſtbeſoldeten 


— 


eine Steuer aufzuerlegen, die gleichmäßig von 
allen Beamten, den oberen wie den unteren erho⸗ 
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ben werden ſoll. Gegenüber dieſen reaktionären 
Maßnahmen der Regierung und der Regierungs⸗ 
parteien, auch der Nationalſozialiſten wenden wir 
uns in unſerm Antrag Nr. 77. Wir zeigen den 
Weg, wie es ſehr wohl möglich iſt, auf dem Wege 
der Steuergeſetzgebung nunmehr die bei dem Be⸗ 
amtenbeſoldungsgeſetz abgelehnte Staffelung hier 
bei der Steuer der Feſtbeſoldeten zur Durchfüh⸗ 
rung zu bringen. Hier können Sie nicht den Ein⸗ 
wand machen, daß die Beſtimmungen des Beam⸗ 
tenabkommens oder die Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung dem entgegenſtehen. Wenn Sie auf der 
Belaſtung der unteren und mittleren Beamten be⸗ 
ſtehen, dann beweiſen Sie den reaktionären Cha⸗ 
rakter Ihrer Regierung und Ihres Antrags. 


Ihr Antrag lautet: „Der Senat wird ermäch⸗ 
tigt, eine Feſtbeſoldetenſteuer bis zum Satz uſw.“ 
einzuführen. Haben Sie ſich überhaupt überlegt, 
daß dieſe Beſtimmung unmöglich iſt? Wer ſind 
Feſtbeſoldete? Was verſtehen Sie unter Feſtbe⸗ 
ſoldeten? Sind die Angeſtellten und Beamten 
in den öffentlichen Körperſchaften, wie Kranken⸗ 
kaſſen nicht auch Feſtbeſoldete? Die Beamten und 
Angeſtellten an den Verſicherungsanſtalten, die 
ebenfalls öffentlich-rechtliche Körperſchaften find, 
ſind das nicht Feſtbeſoldete? Sollen dieſe unter 
dieſe Steuer fallen nach Ihrem Antrag? M. D. u. 
H.! Soeben wird durch den Staatsrat Scheune⸗ 
mann meine Frage bejaht. Das iſt ja ganz neu, 
daß jetzt aus der beabſichtigten Kürzung der Be⸗ 
amtenbezüge ein Steuergeſetz gemacht wird, das 
die Feſtbeſoldeten durchweg betrifft, die abſolut 
nicht dieſe Sicherheiten und dieſe Penſionsrechte 
und dieſe Gehaltsbezüge haben, wie die Feſtbeſol⸗ 
deten im öffentlichen Dienſt. Und aus dieſem 
Grunde ſchränken wir dieſen Antrag ein auf die 
Feſtbeſoldeten im ſtaatlichen und kommunalen 
Dienſt, und ich glaube, daß auch die Nazis doch 
wohl einſehen müſſen, daß hier die Regierung und 
mit ihr die Regierungsparteien einen Blödſinn 
verzapft haben, deſſen ſie ſich gar nicht bewußt ge⸗ 
worden ſind. Da wir infolge unſerer parlamen⸗ 
tariſchen Erfahrung die Aufgabe 
Unſinn dauernd zu reformieren, haben wir uns 
auch dieſes Mal dieſer Aufgabe unterzogen. 

Ich bin ſehr begierig, überhaupt die Stellung⸗ 
nahme der Nazis zu unſerem Antrage zu erfah⸗ 
den. „Jetzt gibt es kein Ausweichen mehr! Bei 
Bea neamtenabbaugeſetz konnten ſie ſich auf das 
Beamtenabkommen ausreden, hier aber bei dieſem 
immun teuergeich können ſie ſich auf dieſe Be⸗ 
den fie a nicht berufen und infolgedeſſen wer- 
ſtimmen, ihre 8 ſie unſerem Antrag nicht zu⸗ 
ie 710 oe ähler weiter betrügen. Sie ha⸗ 
den derſprochen, gegen den Gehaltskapitalismus 
im öffentlichen Leben jederzeit Stellung zu neh⸗ 
men und die Bezüge der höheren Beamten zu kür⸗ 
gage feen ang de ee 

uch bei ; 
ſoziale Staffelung ablehnen. 8 Stenergeleg 55 

Die Verhandlungen des Volkstages in der 
heutigen Sitzung haben derartig ſkandalöſe Vor⸗ 
gänge gegeitigt, wie wir fie faſt noch nicht erlebt 
haben und alles nur wegen der höheren Beamten. 
Es war typiſch, daß ſelbſt der Abgeordnete und Se⸗ 
nator Dr. Blavier ſich nicht ſchämte, den Präſiden⸗ 


haben, Ihren 
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ten des Hauſes, unſeren Genoſſen Gehl, in einer 
Meiſe hier anzurempeln, daß wir ſehr energiſch 
eingreifen mußten. Dr. Blavier war der Mann, 
der gemeinſam mit den linken Parteien eine Ob⸗ 
ſtruktionspolitik gegen die Deutſchnationalen und 
die rechten Parteien getrieben hat, er aus perſön⸗ 
lichen Gründen, wir aus grundſätzlicher Gegner⸗ 
ſchaft. (Zuruf links: Blavier ſtand damals noch in 
ſeiner Sünden⸗Maienblüte!) Ich ſtelle feſt, daß 
der Senator Dr. Blavier ſeit Jahren das Gehalt 
als Oberregierungsrat bezieht und durchſchnittlich 
täglich ein bis zwei Stunden Dienſt leiſtet. Ich 
ſtelle feſt, daß dieſer Mann hier nicht berechtigt 
war, eine Kritik an dem Verhalten des Volkstags⸗ 
präſidenten zu üben. Das hätte den Herrſchaften 
von rechts einſchließlich der Nazis wohl gepaßt, 
daß der ſozialdemokratiſche Volkstagspräſident 
hier als Hausknecht für ihre Diktaturgelüſte ge⸗ 
waltet hätte. 

Präſident: Herr Abgeordneter Mau, ich bitte 
zum § 4 zu ſprechen! R 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe darauf 
hingewieſen, daß die Erregung im Hauſe lediglich 
darauf zurückzuführen iſt, daß keine unterſchied⸗ 
liche Behandlung, weder in den Gehaltsabzügen 
noch in den Steuerbelaſtungen für die Beamten 
durchgeführt worden ijt und dieſe Erregung iſt 
verſtändlich! Dieſe Erregung ſtützt ſich auf die 
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung des 
Freiſtaates. (Sehr richtig! links.) Alle Parteien 
haben im Wahlkampf den Wählern verſprochen, 
die Bezüge der höheren Beamten zu kürzen. Wir 
haben ihnen Gelegenheit dazu gegeben durch un⸗ 
ſere Anträge, dieſes zur Durchführung zu bringen. 
Das wurde abgelehnt. Jetzt ſchlagen Sie eine 
Steuer für die Feſtbeſoldeten vor mit einer gleich⸗ 
mäßigen achtprozentigen Velaſtung für die Feſt⸗ 
angeſtellten der unteren wie der oberen Gehalts⸗ 
gruppen, Dieſelben Ungerechtigkeiten, deren Be⸗ 
ſeitigung die Vertreter ſämtlicher bürgerlichen 
Parteien einſchließlich der Nazis im Wahlkampf 
verlangt haben, die wollen Sie hier wieder ohne 
zwingenden Grund, ohne außenpolitiſchen Anlaß 
zur Durchführung bringen. 

Wir ſtellen alſo feſt, daß die Nazis, falls ſie 
unſeren Abänderungsantrag ablehnen ſollten, ſich 
wieder einmal als die Schützlinge der Gehaltska⸗ 
pitaliſten entlarven. Wir ſtellen weiter feſt, daß 
der Abg. Dr. Blavier, der ſeit Jahren in der Be⸗ 
amtenbeſoldungsfrage ſeine perſönlichen Inter⸗ 
eſſen wahrgenommen hat, nicht der Mann iſt, der 
dazu berechtigt iſt, hier eine Beamtenvorlage zu 
vertreten, zumal er ſeit Jahren durch ſein Verhal⸗ 
ten im öffentlichen Leben den Staat und die All⸗ 
gemeinheit ſtändig betrogen hat. 

Herr Dr. Ziehm hat bei der Begründung dieſer 
Vorlage hier ſein Bedauern zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß dieſer Weg nunmehr zwangsläufig be⸗ 
ſchritten werden mußte. Wir wieſen Ihnen durch 
unſeren Antrag die Möglichkeit, eine ſoziale Staf⸗ 
felung in dieſem Steuergeſetz für die Feſtbeſoldeten 
durchzuführen. Sind Sie denn Sklaven der deut⸗ 
ſchen Reichsregierung, daß Sie ſich einbilden, etwa 
auch in dieſer Beziehung unter Berufung auf das 
Beamtenabkommen mit Deutſchland einfach jeg⸗ 
liche ſoziale Geſtaltung des Steuergeſetzes ableh⸗ 
nen zu müſſen? Herr Senatspräſident Dr. Ziehm, 
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treiben Sie die Sache nicht zu weit! Begeben Sie 
ſich nicht zu weit in die Abhängigkeit eines aus⸗ 
ländiſchen Staates; dann ſind Sie kein Vertreter 
des Freiſtaates, ſondern der Vertreter einer aus⸗ 
wärtigen Macht. (Zurufe.) Es iſt doch geradezu 
ſkandalös, wie man hören muß, daß die Spitze 
einer Regierung die Intereſſen der Regierung 
eines Auslandes wahrnimmt. Es iſt ſkandalös, 
wenn man hören muß, daß aus Anlaß der Einfüh⸗ 
rung eines einfachen Steuergeſetzes die Begrün⸗ 
dung vom Senatspräſidenten gegeben wird, weil 
die Sozialdemokraten das Gehaltskürzungsgeſetz 
zu Fall gebracht haben, deswegen müſſe dies anti⸗ 
ſoziale Steuergeſetz durchgeführt werden. Es iſt 
unwahr, was Sie hier behauptet haben. (Wider⸗ 
ſpruch des Abg. Schwegmann.) Dieſe Lügen laſſen 
wir uns nicht gefallen. Kein Menſch kann den 


Danziger Volkstag zwingen, daß er ein Steuerge⸗ 


(B) 


fe antiſozial geſtaltet. Wenn das Ihrem Willen 
entſpricht, werden wir Sie in der Oeffentlichkeit 
entlarven. Ich habe feſtgeſtellt, daß die Vertreter 
des Beamtenbundes, die beim Senat zugegen 
waren, nicht berechtigt waren, dieſe Erklärung ge⸗ 
gen unſere Stellungnahme in bezug auf die Ge⸗ 
haltskürzung der Beamten einzunehmen. Das 
wurde beſtritten, und hinterher kam der Vertreter 
der Beamtenpartei und hat ſofort beſtätigt, daß 
ich recht hatte und daß dieſe vier Beamten nicht 
das Recht hatten, im Auftrage des Danziger Be⸗ 
amtenbundes zu ſprechen. Meine Herrſchaften, 
ſind wir ſchon ſo weit, daß wir aus dem Munde 
eines Senatspräſidenten dauernd Dinge hören 
müſſen, die fünf Minuten ſpäter nicht ſtichhaltig 
ſind? Weil wir es zur Wahrung der Achtung und 


Würde des Volkstags für notwendig hielten. 
Hausknechtsmanieren eines Vizepräſidenten zu 


unterbinden, ſtellten wir den Antrag auf Verta⸗ 
gung. Auch das haben Sie abgelehnt. Alſo Dik⸗ 
tatur auf der ganzen Linie. Ich kann Ihnen er⸗ 
klären, daß die Sozialdemokratie auch mit einer 
Rechtsregierung und ihren Diktaturgelüſten fertig 
wird. Wir haben bewieſen, daß wir ſeit Beſtehen 
des Freiſtaates unſeren politiſchen Machtbeſtand 
im Volkstag ſtändig behauptet haben, daß wir in 
der Lage geweſen ſind, alle Diktaturgelüſte gewe⸗ 
ſener Rechtsregierungen hier zu Fall zu bringen 
und wir werden Ihnen den Beweis liefern, daß 
wir es auch in Zukunft können. Wir haben bei 
der ganzen Beratung der mit dem Ermächtigungs⸗ 
geſetz zuſammenhängenden Dinge in jeder Bezie⸗ 
hung ſachlich beraten und unſeren Standpunkt ſach⸗ 
lich vertreten. Wir müſſen erleben, daß die Würde 
des Hauſes in dieſer ſchamloſen Weiſe verletzt wor⸗ 
den iſt, daß Frauen und Männer durch Schupo 
verprügelt werden. Ein Antrag der ſtärkſten Par⸗ 
tei des Volkstages auf Vertagung wird abgelehnt. 
Dieſe Methoden führen Sie nicht weiter! Beſon⸗ 
ders den Herren Nationalſozialiſten möchte ich ſa⸗ 
gen: Lehnen Sie unſern Antrag ab, dann bewei⸗ 
ſen Sie nochmals und wiederum, daß Sie nichts 
anders ſind als Kettenhunde des Kapitals. 
Präfident: Es iſt ein Antrag auf Schluß der 
Debatte zu § 4 eingegangen. Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. Auf 
der Rednerliſte ſind noch die Abg. Dr. Thimm, 
Burandt und Raſchke eingezeichnet. Wer den An⸗ 
trag annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 


Freitag, den 23. Januar 1931. 


Ich bitte um die Gegenprobe. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt angenommen. Zu § 4iſt der 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 66, wie mir 
eben geſagt wird, zurückgezogen. Es liegt noch ein 
Abänderungsantrag, den Herr Abg. Mau begrün⸗ 
det hat, in Druckſache Nr. 77 vor und ein Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 77. 
Wir beantragen, den $ 4 wie folgt zu faſſen: 
„Der Senat wird ermächtigt, eine Beſteuerung der 
Feſtbeſoldeten in ſtaatlichen und kommunalen Dienſt 
einzuführen mit folgender Maßgabe: 
Von den Brutto⸗Monatsgehältern 
über 350 Gulden werden 6% 
über 450 Gulden werden 7% 
über 550 Gulden werden 8% 
über 650 Gulden werden 10 77 
über 850 Gulden werden 12 % 
über 1050 Guldenwerden 15% 
über 1250 Gulden werden 20 % 
Feſtbeſoldetenſteuer erhoben.“ 


Mau 

und die übrigen Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Fr. 
(Abg. Mau: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung.) Es iſt namentliche Abſtimmung über den 
Antrag in Druckſache Nr. 77 beantragt worden. 
Wird der Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir kommen zur Abſtimmung über 
den Antrag in Druckſache Nr. 77. Ich bitte die 
Stimmkarten einzuſammeln. Hat noch jemand 
eine Stimmkarte abzugeben. Das iſt nicht der 
Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An der Ab⸗ 
ſtimmung haben ſich 59 D. u. H. beteiligt.“) Da⸗ 
von ſtimmten mit Ja 19, mit Nein 40. Der Antrag 
auf Druckſache Nr. 77 iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 76: 

Wir beantragen, § 4 wie folgt zu faſſen: 

„Der Senat wird ermächtigt, eine Feſtbeſoldetenſteuer 

1 Satz von 8 vom Hundert der Bezüge einzu⸗ 

u N 


Philipſen 
und die übrigen Mitgl. der Deutſchnationalen Frakt. 
ei 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
r. Unger 
u. d. übr. Mitgl. d. Fr. d. Blocks d. National. Samml. 


r. Thimm 
und die übr. Mitgl. der Nationalſozialiſtiſchen Frakt. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Da⸗ 


O 


(D) 


mit iſt $ 4 erledigt. (Abg. Plenikowſki: Ich bean: 


trage namentliche Abſtimmung!) Dieſer Antrag 
kommt zu ſpät. — Ich muß dem Hauſe die Mit⸗ 
teilung machen, daß die Frau Abg. Totzki im 
Saale anweſend iſt. Ich vertage die Sitzung auf 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 59, davon mit Ja 19, mit Nein 39, eine 
ungültige Stimme. i 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Dr. Bing. Brill, Fiſcher. 
Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſti. Kruppke, Frau 
Malikowſki, Mau. Moritz Frau Müller, Plettner. Reh⸗ 
berg, Schmidt, Spill, Stukowſki, Weber, Werner. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Günther, Höhn. Dr. Hop⸗ 
penrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, Mali, 
Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philiypſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwarz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, Sa⸗ 
a, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von 

nuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. . Czarnecki, 
Deutſch, Gerhard Friedrich, Greiſer, Jahr, Kreft, Lang⸗ 
1095 5353 Maaß, Plenikowſki, Raſchke, Serotzki, Frau 

otzki. 
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(Präſident) 


(A) 10 Minuten und fordere die Frau Abg. Totzki auf, 


(B) 


den Saal zu verlaſſen und ihn nicht mehr zu be⸗ 
treten. (Abg. Plenikowſti: Glauben Sie, wir wer⸗ 
den uns von den Leuten vergewaltigen laſſen, die 
nicht einmal Raſchke reden laſſen?) 

(Vertagung der Sitzung 1 Uhr.) 


Die Sitzung wird 1 Uhr 15 Minuten durch den 
Präſidenten Gehl wieder eröffnet. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die ver⸗ 
tagte Sitzung wieder. Frau Abg. Totzki hat meiner 
Aufforderung, den Sitzungsſaal zu verlaſſen, nicht 
entſprochen. Ich lehne es ab, eine Frau mit der 
Polizei aus dieſem Saale bringen zu laſſen. (Sehr 
gut! Mitte.) Ich betrachte Frau Abg. Totzki als 
nicht anweſend. Wir werden daher weiter tagen. 
Ich rufe den § 5 des Ermächtigungsgeſetzes auf 
und eröffne die Beſprechung. (Unruhe. Glocke des 
Präſidenten.) Das Wort hat der Herr Abg. Mo⸗ 
ritz. Ich bitte, jetzt nicht zu ſtören. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Mit einer geſchäftigen Eile und Gefliſſentlichkei 


wird in der letzten Zeit in der Preſſe die Verant⸗ 


wortlichkeit für alle dieſe unangenehmen Geſetze, 
beſonders auch für den § 5 dieſes Ermächtigungs⸗ 
geſetzes, auf die Sozialdemokratie geſchoben. Es 
wird alles mögliche herangeholt, was nicht ſachlich 
iſt, und man ſchreckt ſogar vor perſönlichen Verun⸗ 
glimpfungen nicht zurück. So ſchrieb beiſpiels⸗ 
weiſe vor einigen Tagen eine Danziger Zeitung, 
daß ich Verdrehungen wahrer Tatſachen in die 
Welt geſetzt hätte in bezug auf die Stellungnahme 
der Deutſchnationalen zur Kriegsopferfrage. Ich 
bin in der angenehmen Lage, einwandfrei nach⸗ 


weiſen zu können, daß die Deutſchnationale Partei 


vor der Wahl tatſächlich eine andere Stellung ein⸗ 
genommen hat als wie ſie ſie ſonſt in Kriegerver⸗ 
einsverſammlungen oder bei ſonſtigen Gelegenhei⸗ 
ten, wie Denkmalsenthüllungen uſw. den Kriegs⸗ 
opfern gegenüber auf den Lippen führt. In einer 
Nummer aus dem November 1927 ſchreibt die 


deutſchnationale Zeitung ausdrücklich, nachdem ſie 


das Reichsverſorgungsgeſetz nach Strich und Faden 
madig macht, weil es nicht von ihr geſchaffen iſt, 
ſondern von der Koalition, an der die Sozialdemo⸗ 
kratie beteiligt war, in völlig unmotiviertem Ge⸗ 
genſatz zu dem Vorhergeſagten dann wörtlich: 
Ba urch dieſes Geſetz wurde die Arbeitsunluſt und 
1 die innere Unzufriedenheit der Kriegsbeſchä⸗ 
igken dadurch gefördert, daß fie bei Nichtarbeit ſich 


zum Teil beſſer 3 5 
nachgehen * als wenn ſie ihrem Berufe 


Die onfequeng zu dieſer Anſicht die beweiſen Sie 
ja jetzt, indem Sie die Rechte der Kriegsbe⸗ 
ſchädigten kürzen, wahrſcheinlich in der Zuverſicht, 
daß ja dadurch die Arbeitsluſt der Kriegsopfer 
5 1 werden wird. In der Zei⸗ 
ung heißt es dann ein paar Zei ler 

Die Intereſſen der r in 


der Regel Kap ein intenſtves und fi iten 
kraft A Bester eee were 
ratie tut. 


Und dieſes intenſive und ſtille Arbeiten beweiſen 
Sie jetzt dadurch, daß Sie dieſe wichtigen Beſtim⸗ 
mungen im ſtillen Kämmerlein, in der Dunkel⸗ 
kammer, ſtill und intenjiv dahin ändern werden, 
daß Sie — was ich Ihnen bereits bei der erſten 
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und zweiten Leſung dieſes Geſetzes klarlegte — 
weſentliche und Jahrzehnte alte Rechte mit einem 


Federſtrich abtun. Diskuſſion in der Oeffentlich⸗ 


keit iſt Ihnen zu unangenehm, ſogar die Aus⸗ 
ſprache in dieſem Hauſe würgen Sie ab. Wenn 
wir nicht die größte Partei wären, dann ließen 
Sie ſelbſt uns nicht einmal hier zu Worte kom⸗ 
men, ſoviel ſteht jedenfalls feſt. Nach der Ge⸗ 
ſchäftsordnung iſt es aber nun einmal nicht mög⸗ 
lich, von vornherein die Ausſprache abzuwürgen, 
weil zum mindeſten ein Redner geſprochen haben 
muß. Wenn es die Möglichkeit gäbe, auch noch 
dieſem erſten Redner auf die Hacken zu treten, ihn 
gar nicht zu Worte kommen zu laſſen, dann wür⸗ 
den Sie das mit Freuden tun. 

Wenn ich es, trotz dieſer Methode, die Sie 
anwenden, für richtig halte, hier bei der dritten 
Leſung noch einmal das Wort zu ergreifen, ſo ge⸗ 
ſchieht das, um die Herren Nationalſozialiſten 
noch einmal an ihre Stellungnahme, die ſie vor 
der erſten Leſung vertraten, zu erinnern. Vor der 
erſten Leſung erklärte Ihr Redner, der Herr 1 
Dr. Thimm, daß er es unter allen Umjtänden ab⸗ 
lehnen würde, die Rechte der Kriegsbeſchädigten 
zu verſchlechtern, aber im Hauptausſchuß erklärte 
er dann, er wolle zwar die Vorlage nicht ablehn⸗ 
nen, ſondern ihr zunächſt einmal zuſtimmen, er 
behalte ſich aber jede weitere Stellungnahme vor 
und würde noch eine Erklärung darüber abgeben. 
Am nächſten Tage kam dann dieſe Erklärung, die 
dahin lautete, daß eine Verſchlechterung der Rechte 
der Kriegsopfer nun einmal unbedingt zum Sa⸗ 
nierungsprogramm gehöre und daß Sie aus die⸗ 
ſem Grunde nun grundſätzlich dafür ſtimmen 
müßten, ſo leid es Ihnen auch täte. Wenn Sie 
nun aber inzwiſchen den Paragraphen 4 über die 
Aenderung der Krankenkaſſenverſicherung zurück⸗ 
gezogen haben, dann beſteht vielleicht doch noch ein 
kleiner Hoffnungsſchimmer, daß Sie ſich noch im 
letzten Augenblick beſinnen und vielleicht auch dem 
Paragraphen 5 Ihre Zuſtimmung verſagen. Bei 
der Konſequenz, mit der Sie — ich möchte das 
Wort umfallen hier nicht gebrauchen — aber mit 
der Sie ſtets neue Entſchließungen zu gleichen Tat⸗ 
ſachen faſſen, möchte ich Sie daran erinnern, daß 
Sie den Führern der Kriegsbeſchädigtenorgani⸗ 
ſationen verſprochen haben, unbedingt dafür einzu⸗ 
treten, daß dieſe Verordnung hier nicht in Kraft 
tritt. Ich habe zwar nicht allzugroße Hoffnung, 
daß mein letzter Appell noch irgendwelche Wir⸗ 
kung haben wird. Verſucht ſoll er aber auf jeden 
Fall noch werden. Wie Sie darauf reagieren wer⸗ 
den, das werden wir auf jeden Fall in einer uns 
angebracht erſcheinenden Weiſe der größten Oef⸗ 
fentlichkeit bekanntgeben. (Bravo! links.) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Thimm. 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
habe im Namen meiner Fraktion eine Erklärung 
abzugeben. (Schon wieder eine! links.) 

Die Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei hat 
die lebhafteſten Bedenken gegen die verſchiedenen 
Pläne der Regierung hinſichtlich des § 5 des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes gehabt. 


Verhandlungen mit dem Senat erreicht, daß dieſen 
[Bedenken Rechnung getragen iſt. Der § A iſt in 


Wir haben durch. 


0 


D 


{A 


B 


— 


terſtützung reicht aus. 


— 
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(Dr. Thimm, Abgeordneter) 

ſeiner bisherigen Form aus dem Geſetz zurückge⸗ 
zogen. (Glauben Sie denn, daß er nicht doch 
kommt? links.) Bezüglich des § 5 iſt uns zuge⸗ 
ſichert worden, daß da, wo es möglich iſt (Zuge⸗ 
ſichert worden! links.) über die Beſtimmungen, die 
wir im Reich haben, die uns alſo binden, hinaus⸗ 
zugehen, wo es menſchenmöglich iſt, (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie treten ein für die Kriegsopfer!) der 
Senat bei der Abänderung des Verſorgungsgeſetzes 
diejenigen Beſtimmungen erlaſſen wird, die im 
Wege des S 213 des Verſorgungsgeſetzes einen 
derartigen Ausgleich ermöglichen. (Zwiſchenrufe, 
Unruhe, Glocke des Präſidenten.) 

Präſident: Es iſt folgender Antrag eingegan⸗ 
gen: „Wir beantragen Schluß der Debatte zu 8 5. 
Burandt u. d. übr. Mitgl. der deutſchnat. Frak⸗ 
tion.“ Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Die Un⸗ 
Auf der Rednerliſte iſt 
noch der Abg. Kreft verzeichnet. Wir kommen zur 
Abſtimmung über dieſen Schlußantrag. Wer ihn 
annehmen will, bite ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. (Abg. 
Plenikowſki: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
müng über 8 5.) Es iſt namentliche Abſtimmung 
über § 5 beantragt worden. Wird dieſer Antrag 
unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte, 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Wünſcht noch 
jemand ſeine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. (Zuruf des 
Abg. Mau.) An der Abſtimmung haben ſich 39 D. 
u. H. beteiligt,“) alle mit Ja. Der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 6 auf. Dazu liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 68 vor. Zu 
§ 6 liegen keine Wortmeldungen vor, die Bera⸗ 
tung iſt geſchloſſen. Wer § 6 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, $ 6 
iſt angenommen. Nun iſt beantragt, hinter 8 6 
einen neuen $ 6a einzufügen, und zwar in Druck⸗ 
ſache Nr. 68. Wer dieſen Abänderungsantrag an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe 
§ 7 auf. Dazu liegen Abänderungsanträge in 
Druckſache Nr. 75 und 68 vor. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beratung. Wir 
kommen zunächſt zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 68. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 75. 

*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmkarten 40, davon mit Ja 40. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu⸗ 
randt, Doering, Dumont, Dyck II. Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich. Formell, Gaikowſki, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne Kurowſki, Lemke, 
Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neu⸗ 
mann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, 
Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senft⸗ 
leben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Czarnecki, Deutſch, 
Brill, Czarnecki, Deutſch, Fiſcher, G. Friedrich, Gehl, 
Greiſer, Jahr, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, 
Kruppke, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau. 
Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Reh⸗ 
berg, Schmidt, Serotzki, Spill, Stufowifi, Frau Totzki, 
Weber, Werner. 


Abgegebene 


Wir beantragen, im 8 7 des Ermächtigungsge⸗ (C) 


ſetzes zu ſtreichen: 
1. Den zweiten Abſatz. 
2. im dritten Abſatz die Worte: 
„in jedem Falle.“ 


u mont 
u. d. übr. Mitgl. d. Fr. d. Blocks d. National. Samml. 
Philipſen 
und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Frakt. 


25 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums⸗Fraktion. 
Dr. Thi m m 

und die übrig. Mitgl. der Nationalſozialiſtiſchen Fr. 

Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Danke, das iſt die Mehrheit, angenom⸗ 
men. Wer den jo veränderten $ 7 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
8 7 iſt angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beratung iſt 
geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Ueberſchrift. Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, die Ueber⸗ 
ſchrift iſt angenommen. Wir kämen jetzt zur 
Schlußabſtimmung. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 


daß die Schlußabſtimmung ausgeſetzt wird, weil 


ein ganz neuer § 4 in das Ermächtigungsgeſetz 
hineingekommen iſt. Nach der Geſchäftsordnung 
darf, wenn weſentliche Aenderungen in der drit⸗ 
ten Beratung an einer Vorlage erfolgt ſind, an 
demſelben Tag die Schlußabſtimmung nicht vor⸗ 
genommen werden, wenn Widerſpruch erfolgt. 
Wir beantragen, die Schlußabſtimmung in der 
nächſten Sitzung vorzunehmen. 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung (D) 


hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Die Ge⸗ 
ſchäftsordnung beſagt nur, daß die Schlußabſtim⸗ 
mung, wenn fünf Abgeordnete widerſprechen, in 
der nächſten Sitzung vorzunehmen iſt. Ich bean⸗ 
trage deshalb, die nächſte Sitzung in zehn Minu⸗ 
ten feſtzuſetzen und auf die Tagesordnung die 
Schlußabſtimmung zu ſetzen. (Abg. Brill: Wir 
widerſprechen!) 

Präſident: Der Antrag des Abg. Philipſen iſt 


nach der Geſchäftsordnung zuläſſig. — Es iſt alſo 


beantragt worden, die Schlußabſtimmung auf die 
nächſte Sitzung zu vertagen. Herr Abg. Philipſen 
hat beantragt, jetzt die Sitzung zu ſchließen und 
eine neue Sitzung anzuberaumen. (Abg. Philip⸗ 
ſen: 10 Minuten ſpäter, nach Schluß!) Sie wollen 
10 Minuten nach Schluß dieſer Sitzung eine neue 
Sitzung haben. Tagesordnung: Schlußabſtim⸗ 
mung über das Ermächtigungsgeſetz. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich mache 
außerdem darauf aufmerkſam, daß natürlich alles 
gedruckt werden muß. Ich glaube nicht, daß die 
Drucker da fein werden. Es heißt hier in $ 28 
Abſatz 3: 

Vor der Schlußabſtimmung dürfen kurze Bemer⸗ 
kungen über Fehler in dem Abdruck der Beſchlüſſe ge⸗ 
macht werden. Die Schlußabſtimmung muß in der 
Tagesordnung zurückgeſtellt oder auf eine ſpätere 
Sitzung verſchoben werden, wenn die Fehler ſo er⸗ 
schen 9 daß der Druck der Verbeſſerung geboten 
erſcheint. 

Es muß alſo gedruckt werden. Ich glaube jedoch 


nicht, daß die Drucker anweſend find. (Abg. Heinz 


A 


— 


(B) 


Volkstag Danzig — 12.13. Sitzung. 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 


Friedrich: Stimmt nicht, leſen Sie weiter!) Wei⸗ 
ter heißt es: 


Der Volkstag entſcheidet, ob dieſe Vorausſetzung 
vorliegt und wann die Schlußabſtimmung vorgenom⸗ 
men werden joll. 


Sie mögen das ſagen, aber das Weſentliche iſt, daß 
der Druck der Verbeſſerungen geboten erſcheint. 
(Abg. Heinz Friedrich: Das ſteht auch nicht da!) 
Es ſind viel weſentliche Abänderungen getroffen 
worden. Sie berufen ſich immer darauf, daß die 
Geſchäftsordnung ſinngemäß auszulegen ſei. Das 
Sinngemäße iſt tatſächlich das Weſentliche. Es 
handelt ſich hier immer nur um Verbeſſerungen. 
Wenn aber Umſtellungen von einer derartigen 
Tragweite erfolgen, muß die Vorlage wieder ge⸗ 
druckt werden, und da glaube ich ganz beſtimmt 
nicht, daß Sie jemand haben, der jetzt drucken kann. 

Präſident: In dem Abſatz handelt es ſich um 
Fehler im Druck und nichts anderes. Wir kom⸗ 
men alſo zur Abſtimmung über den Antrag des 
Abg. Philipſen, die Sitzung zu ſchließen und eine 
neue nach 10 Minuten abzuhalten mit der Tages⸗ 
ordnung: Schlußabſtimmung über das Ermächti⸗ 


gungsgeſetz. Wer dieſem Antrage zuſtimmen will, 


bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
es iſt fo beſchloſſen. Bevor ich dieſe Sitzung ſchließe, 
mache ich noch einmal darauf aufmerkſam, daß die 
nächſte Sitzung um 1,40 Uhr mit der Tagesord⸗ 
nung ſtattfindet: Schlußabſtimmung über das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 1 Uhr 35 Minuten.) 


13. Sitzung. 
Freitag, den 23. Januar 1931. 

Die Sitzung wird 1 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten Gehl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Hinz, Dr. 
Wiercinſti⸗ Keiser. 5 . 
(Abg. Brill: Zur Geſchäftsordnung!) 

Präſident: Ich eröffne die 13. Vollſitzung. (Au! 
links.) Auf der Tagesordnung ſteht: 

Schlußabſtimmung über das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz. 

Druckſache Nr. 63. (Ausgerechnet die 13. 
Sitzung! links. — Abg. Brill: Wir beantragen 
namentliche Abſtimmung!) Es iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt. Wird dieſer Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Wir kom⸗ 
men zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte, die 
Stimmkarten einzuſammeln. (Abg. Schmidt: In 
der 13. Sitzung muß dieſes Schandgeſetz zur Ab⸗ 
ſtimmung kommen, das iſt ſo richtig bezeichnend!) 
— Glocke des Präſidenten. — Abg. Schmidt: Sie 
werden keine 13 Wochen mehr Senatspräſident 
ſein!) Ich möchte bitten, die Plätze einzunehmen. 
Wir ſind in der Abſtimmung. Ich bitte, jetzt nicht 
zu ſtören! (Abg. Plenikowſki: Dazu kann man doch 
eine Erklärung abgeben? — Zwiſchenrufe links 
und beim Zentrum. — Abg. Plenikowſki: Fragen 
Sie mal Herrn Cierocki, was der für radikale Töne 
bei den Hafenarbeitern angeſchlagen hat, der 
wollte ſogar demonſtrieren mit ſeinen Hafenarbei⸗ 
tern!) Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die 
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geſſen Sie nicht: in der 13. Sitzung, das iſt eine 
Anglückszahl!) An der Abſtimmung beteiligt ha⸗ 
ben ſich 64 D. v. H.“) Davon ſtimmten mit Ja 40, 
mit Nein 24. Das Geſetz iſt in der Schlußabſtim⸗ 
mung angenommen. (Unerhört! links.) M. D. u. 
H., wir ſind damit am Schluß unſerer Sitzung an⸗ 
gelangt. Bevor ich die Sitzung ſchließe, habe ich 
dem Hauſe noch einen Vorſchlag zu machen, und 
zwar ſoll gemäß einer Vereinbarung im Aelteſten⸗ 
ausſchuß in der nächſten Woche keine Sitzung ſtatt⸗ 
finden und mir ſoll die Ermächtigung erteilt wer⸗ 
den, Tagesordnung und Datum der Sitzung für die 
übernächſte Woche ſelbſt feſtzuſetzen. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir ver⸗ 
langen, daß bereits in der nächſten Woche wieder 
getagt wird, und zwar am kommenden Mittwoch. 
Wir und auch die Nationalſozialiſten haben eine 
Reihe von Großen Anfragen geſtellt, z. B. in be⸗ 
zug auf die Aufſichtsratstantiemen. Ich wundere 
mich überhaupt, daß die Herren Nationalſozialiſten 
ſich das ſo ſtillſchweigend gefallen laſſen. Es ſind 
bereits Monate vergangen, ohne daß ſie Auskunft 
bekommen haben, und ſie ſollten doch am aller⸗ 
meiſten das Beſtreben haben, hier feſtzuſtellen, wer 
da verdient. Vor allen Dingen haben wir aber eine 
Menge Anträge geſtellt, die zum Teil bereits Mo⸗ 
nate zurückdatieren und wir haben alle Arſache, 
daß die jetzt zur Verhandlung kommen. Ich mache 
vor allen Dingen darauf aufmerkſam, daß wir in 
den letzten Tagen einen Antrag zur Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge eingebracht haben. Wir beantragen, daß 
die nächſte Sitzung am kommenden Mittwoch ab⸗ 
gehalten wird und daß auf die Tagesordnung un⸗ 
ſer Antrag bezüglich der Abänderung des Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetzes, daß ferner auf die Tagesord⸗ 
nung unſere Große Anfrage bezüglich der Kriegs⸗ 
opfer geſetzt wird. Da können die Nationalſozia⸗ 
liſten dann gleich zu dieſer Großen Anfrage Stel⸗ 
lung nehmen. Allein dieſe beiden Punkte ſind für 
uns von ungeheurer Wichtigkeit und die Minder⸗ 
heiten haben das Recht, zu verlangen, daß getagt 
wird, zumal wenn ihre Anfragen ſeit Wochen ein⸗ 
gebracht ſind und der Senat ſie nicht beantwortet 
hat. Der Senat hat auch die Große Anfrage be⸗ 
züglich der Kriegsopfer noch nicht beantwortet, 
und deshalb verlangen wir, daß dieſe Anfrage auch 
N Tagesordnung der Mittwochſitzung geſetzt 
wird. 


*) Endgülriges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 64, davon mit Ja 40, mit Nein 24. 


Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, Bu⸗ 


randt, Doering, Dumont, Dyck II. Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke. 


Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neu: 
mann, Philipſen, Poſack, Potrykus. Reuter, Schenk. 
Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senft⸗ 
leben, Dr. Strunk, Sufatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß. 
Wittenberg, von Wnuck. 


Mit Nein ſtimmten: Abg. Bartſch, Dr. Bing, Brill, 
Fiſcher, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, 
Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau 
Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, 
Spill, Stukowſki, Weber, Werner. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Charnetzki, Deutſch, 
Gerhard Friedrich, Greifer, Jahr, Lendzion, Serotzki, Frau 


Abſtimmung. (Abg. Schmidt: Herr Ziehm: Ver⸗ Totzki. 


— 


0) 


D) 


(A) 


232 Volkstag Danzig — 13. Sitzung. 


Präſident: Ich möchte zunächſt folgendes ſa⸗ 


gen: Mein Vorſchlag iſt diktiert aus der Sorge, 
nun endlich einmal die Ausſchüſſe tagen zu laſſen. 
Die Ausſchüſſe haben eine ganze Menge von An⸗ 
trägen überwieſen erhalten, die ſie bearbeiten 


müſſen. Das iſt bis jetzt nur ſehr mangelhaft der 


Fall geweſen, und ich glaube, wenn wir die nächſte 


Woche benutzen, um in den Ausſchüſſen fleißig zu 


arbeiten, dann haben wir für die übernächſte 
Woche genügend Material. Aber Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſki hat den Antrag geſtellt, bereits am kom⸗ 
menden Mittwoch eine Sitzung abzuhalten. Ich 


Freitag, den 23. Januar 1931. 


zur Abſtimmung bringen und bitte die D. u. H., die 
dafür ſind, daß die nächſte Vollſitzung am kommen⸗ 
den Mittwoch ſtattfindet, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
laſſe nun über meinen Vorſchlag abſtimmen. Wer 
dafür iſt, den bitte ich, ſich zu erheben. — (Der 
Polkstag begibt ſich in die Ferien! links.) Ich 
danke, das iſt die Mehrheit, mein Vorſchlag iſt an⸗ 
genommen. Ich ſchließe die Sitzung. 


f (Schluß der Sitzung 1 Uhr 55 Minuten.) 


werde dieſen Antrag als den weitergehenden zuerſt (B) 


{A) 


(B) 


* 
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14. Sitzung. 


Mittwoch, den 4. Februar 1931. 
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Zweiter Bericht des Geſchäftsordnungsausſchuſſes 
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ten (Druckſache Nr. 73 zu Nr. 40) 233 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abände⸗ 

rung des Geſetzes über die Aufwandsentſchädi⸗ 

\ 1 55 e manineien — Urantrag 

es Kreſt u. Fr. — (Druckſache Nr. 54) 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Abänd 
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antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. — (Druck⸗ 
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Große Anfrage Nr. 7 des Abg. Serotzki u. Fr. betr. 
Anwendung der deutſchen Notverordnung bei 
den Danziger Kriegsopfern. (Druckſache Nr. 39) 245 B 
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Dr. Hemmen, Oberregierungs rat. 245 B 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten dur 
den Präſidenten Gehl N N 


Am Regierungstiſch: Senatoren Dumont, 
Hinz, Dr. Hoppenrath; Oberregierungsrat Dr. 


Hemmen. 
H.! Ich eröffne die 14. 


Präſident: M. D. u. 
. und rufe Punkt 1 der Tagesordnung 


Wahl von drei Vertretern für die Prä⸗ 
ſidenten im Richterwahlaus 92 

a Ziff. 3 der G. O.) e 
Die Wahl kann durch Zuruf erfolgen, wenn nie⸗ 
mand widerſpricht. (Abg. Plenikowſki: Wir wi⸗ 
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derſprechen der Wahl durch Zuruf!) Dann müſſen 
wir durch Zettel abſtimmen laſſen. (Abg. Brill: 
Ich ſchlage den Abg. Plettner vor!) Als Vertreter 
des Präſidenten im Richterwahlausſchuß iſt der 
Abg. Plettner vorgeſchlagen. (Abg. Dr. Thimm: 
Wir ſchlagen den Abg. Greiſer vor! — Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Der zukünftige Femerichter!) Von den 
Nationalſozialiſten iſt der Abg. Greiſer vorge⸗ 
ſchlagen und vom Zentrum der Abg. Kurowſki. 
Wir müſſen jede Wahl einzeln vornehmen. Ich 
bitte, mit dem Namensaufruf zu beginnen. (Ge⸗ 
ſchieht). Wünſcht ſich noch jemand an der Wahl 
zu beteiligen? — Das ſcheint nicht der Fall zu 
ſein. Dann ſchließe ich den Wahlakt. An der 
Wahl haben ſich 50 D. u. H. beteiligt. Der Herr 
Abg. Plettner hat 30 Stimmen erhalten, der Abg. 
Greiſer neun, außerdem ſind 11 weiße Zettel ab⸗ 


p | gegeben worden. Der Herr Abg. Plettner iſt ſomit 


zum Vertreter des Präſidenten im Richterwahl⸗ 
ausſchuß gewählt. Wir kommen zum zweiten 
Wahlgang. Ich bitte, die Namen aufzurufen. 
(Geſchieht). Wünſcht ſich noch jemand an der Wahl 
zu beteiligen? Das ſcheint nicht mehr der Fall zu 


ſein, ich ſchließe die Wahl. — An der Wahl haben 


ſich 39 D. u. H. beteiligt. Davon ſtimmten 38 für 
den Herrn Abg. Greiſer, ein Zettel war weiß. Der 
Herr Abg. Greiſer iſt ſomit gewählt. Wir kommen 
zum dritten Wahlgang. Ich bitte, die Namen auf⸗ 
zurufen. (Geſchieht.) Wünſcht ſich noch jemand an 
der Wahl zu beteiligen? Das iſt nicht der Fall, 
ich ſchließe die Wahl. — Es haben ſich daran 40 
D. u. H. beteiligt, ſämtliche haben für den Herrn 
Abg. Kurowſfti geſtimmt, der damit gewählt iſt. 
Ich frage Herrn Abg. Plettner, ob er die Wahl 
annimmt. (Abg. Plettner: Ja!) Ich frage Herrn 
Abg. Greiſer, ob er die Wahl annimmt. (Abg. 
Greiſer: Ja!) Ich frage Herrn Abg. Kurowfki, ob 
er die Wahl annimmt. (Abg. Kurowſki: Jawohl!) 
Damit iſt dieſer Punkt der Tagesordnung erledigt. 
Ich rufe Punkt 2 auf: i 
Zweiter Bericht des Geſchäftsordnungs⸗ 
ausſchuſſes über die Geſchäftsordnung. 


Druckſache Nr. 79. Ich eröffne die Beſprechung und 


ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Ausſchuß⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 79. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich möchte mit⸗ 
teilen, daß ſich dadurch auch die Zeit verlängert, 
während der eine evtl. Liſtenverbindung ange⸗ 
zeigt werden muß, und zwar bis Sonnabend nach⸗ 
mittag 5 Uhr. Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 


auf: 
Dritter Bericht des Geſchäftsordnungs⸗ 
ausſchuſſes über die Geſchäftsordnung. 
Druckſache Nr. 80. Gemäß einer Vereinbarung des 


Aelteſtenausſchuſſes ſoll dieſer Punkt noch einmal 
an den Geſchäftsordnungsausſchuß verwieſen wer⸗ 
den. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 4 auf: 

Bericht des Sozialen Ausſchuſſes über 
den Antrag des Abg. Serotzki u. Fr. betr. 
Erleichterung in der Unterbringung der 
Schwerkriegsbeſchädigten. 

Druckſache Nr. 73 zu Nr. 40. Ich eröffne die Bes 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.) M. D. u. H.! Wir 
haben anläßlich der erſten Beratung dieſes An⸗ 


(©) 


(D) 


— 
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(A) 


(B) 


234 Volkstag Danzig — 14. Sitzung. 
(Kreft, Abgeordneter) 

trages ausführlich zu ihm Stellung genommen. 
Wir haben darauf hingewieſen, daß es die mora⸗ 
liſche Pflicht der jetzt beſtehenden Geſellſchaftsord⸗ 
nung iſt, daß man die Opfer des imperialiſtiſchen 
Krieges wenigſtens ſo unterſtützen und ſo mit Ar⸗ 
beit verſehen ſollte, daß ſie die paar Jahre oder 
Monate, die ſie noch zu leben haben, einigermaßen 
über die wirtſchaftliche Not hinweg kommen kön⸗ 
nen. Bei der erſten Beratung waren es beſon⸗ 
ders die Nazis, die den Anſchein zu erwecken ſuch⸗ 
ten, als ob es ihnen wirklich damit ernſt wäre, 
den Kriegsopfern zu helfen. Ja, es gab einige 
Stimmen, die zum Ausdruck brachten, als ob ein 
beſtimmter Druck ausgeübt werden ſollte. Da in 
ihren Reihen auch einige Kriegsopfer ſind, konnte 
man annehmen, daß dieſem Geſetz ein anderes Ge⸗ 
ſicht gegeben werden ſollte. Es wurde auch zum 
Ausdruck gebracht, daß von dieſen Leuten ein Ab⸗ 
änderungsantrag eingebracht werden ſollte, der be⸗ 
ſondere Erleichterungen an Hand der jetzt beſte⸗ 
henden Beſtimmungen ſchaffen ſollte. Es hat ſich 
im Ausſchuß, der ſich mit dieſer Frage beſchäftigt 
hat, herausgeſtellt, daß das alles nur ſchöne Worte 
waren, ebenſo wie die ſchönen Worte in der Ver⸗ 
gangenheit, wo es hieß: „Der Dank des Vater⸗ 
landes iſt Euch gewiß.“ 

Trotzdem will ich kurz auf die wichtigſten Fra⸗ 
gen eingehen. Ich glaube nicht, daß in dieſem ho⸗ 
hen Hauſe eine andere Auffaſſung Platz greifen 
wird. Die Nationalſozialiſten haben bei der erſten 
Beratung zum Ausdruck gebracht, daß ſie Abän⸗ 
derungsanträge bringen wollten, es aber im Aus⸗ 
ſchuß nicht getan haben. Es wurde nur ein Even⸗ 
tualantrag von dem Abg. Moritz eingebracht. Die 
Schwerkriegsbeſchädigten, die Beamtenſcheine ha⸗ 
ben, haben Anſpruch auf dieſe Stellen. Wenn Be⸗ 
amtenſtellen frei werden, müſſen ſie in erſter Linie 
von Kriegsbeſchädigten beſetzt werden. Das iſt 
alſo eine Forderung, deren Berechtigung man 
ohne weiteres einſehen wird, beſonders wenn man 
in Betracht zieht, daß man nicht einen x-beliebi⸗ 
gen Beamten auf die Stelle ſetzt, ſondern daß der 


Betreffende, der den Beamtenſchein hat, eine Prüs | 


fung ablegen muß und an Hand ſeiner Befähigung 
erſt die Stelle bekommt. Dies könnte alſo durch⸗ 
geführt werden, ohne daß für den Staat eine Be⸗ 
laſtung eintritt. 

Die zweite Forderung geht dahin, daß in dem 
Geſetzentwurf vorgeſehen iſt, daß alle die Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigten, die 10 Jahre auf eine Beam⸗ 
tenſtelle warten, aber keine bekommen haben, kein 
Recht mehr haben, eine Stelle zu fordern. In die⸗ 
ſer Beſtimmung iſt wohl ein kleiner Irrtum ent⸗ 
halten. In Wirklichkeit iſt ſie im Jahre 1922 in 
Kraft getreten. Daher iſt das Datum von 1930 
hinfällig. Das muß bis 1932 ausgedehnt werden. 
Der Eventualantrag des Abg. Moritz geht dahin, 
daß die Zahl 1932 dafür geſetzt wird. Aber wenn 
wir auch dieſe Zahl zur Grundlage nehmen, iſt 
feſtzuſtellen, daß die Kriegsbeſchädigten, die An⸗ 
ſpruch auf eine Beamtenſtelle haben, aber keine 


bekommen haben, nach zehn Jahren keinen An⸗ 


ſpruch mehr haben, eine Beamtenſtelle zu fordern. 
Da ſehen wir auch wieder das ſoziale Herz der 
Nazis und der Deutſchnationalen. Hier macht 


ſich bemerkbar, je weiter wir uns vom Krieg ent⸗ 
fernen, deſto weniger gibt man den Kriegsbeſchä⸗ 
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darauf konzentrieren, einen neuen Krieg zu inſze⸗ 
nieren und die Forderungen der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten mit dieſen Geſetzesmaßnahmen vollſtändig zu 
liquidieren. 

Der dritte Paſſus ſieht vor, daß wenn ein 
Kriegsbeſchädigter ein Examen macht, man ihm 
wenigſtens zur Unterſtützung einen Vertrauens⸗ 
mann zur Verfügung ſtellt. Es iſt gang und gäbe, 
daß man einem Kriegsbeſchädigten, der vielleicht 
körperlich oder ſonſt behindert iſt, den Vertrauens⸗ 
mann der betreffenden Organiſation zur Seite 
ſtellt, der dem Kriegsbeſchädigten behilflich iſt, 
das Examen durchzuführen. Wir glauben nicht, 
daß dadurch ein beſonders günſtiges Urteil für die 
Kriegsbeſchädigten gefällt wird, aber wir glau⸗ 
ben, daß dadurch doch beſtimmte Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen durch den Vertrauensmann im Intereſſe 
des Kriegsbeſchädigten durchgeführt werden 
können. N 

Es hat ſich herausgeſtellt, daß in Danzig eine 
große Anzahl Kriegsbeſchädigte, über 60, keine 
Arbeit hat. Weiter hat die Danziger Werft in 
den letzten Tagen einigen Kriegsbeſchädigten ge⸗ 
kündigt, ſo daß wieder eine große Zahl von ihnen 
aufs Straßenpflaſter fliegt. Um dieſen neue Ar⸗ 
beitsſtätten zu ſchaffen, fordern wir in Abſ. 4, daß 
der Prozentſatz von 21% auf 5 Prozent erhöht 
wird. Jeder Arbeitgeber, der 100 Arbeiter beſchäf⸗ 
tigt, ſoll gezwungen werden, fünf Kriegsbeſchä⸗ 
digte einzuſtellen. Das iſt eine Forderung, die 
unſeres Erachtens durchgeführt werden kann. Ge⸗ 
rade jetzt ſind große Maſſenentlaſſungen erfolgt. 
Auf der Danziger Werft ſind allein 15 Kriegsbe⸗ 
ſchädigte entlaſſen. In kurzer Zeit wird ſich die 
Zahl der arbeitsloſen Kriegsbeſchädigten vielleicht 
auf 10 Prozent erhöhen. Deshalb iſt es nötig, 
daß der Prozentſatz von 2½ auf 5 erhöht wird. 
Ich perſönlich habe keine Hoffnung, daß dieſer Ge⸗ 
ſetzentwurf angenommen wird. Ich bin bloß neu⸗ 
gierig, wie die Nationalſozialiſten verſuchen wer⸗ 
den, ſich aus der Schlinge zu ziehen. (Zuruf des 
Abg. Bertling). Sie ſind nicht kriegsbeſchädigt 
und haben kein Intereſſe daran. Ich glaube aber, 
daß die Nationalſozialiſten noch nicht ſo weit ge⸗ 
ſunken ſind, daß ſie Sie als Vormund auserkoren 
haben. Ich bin neugierig, wie die Nationalſozia⸗ 
liſten jetzt verſuchen werden, — (Zuruf des Abg. 
Senftleben) Sie Moſtrichmann, Sie platzen ja 
beinahe auf. Sie haben natürlich kein Intereſſe 
an der Frage der Kriegsbeſchädigten. Sie werden 
es natürlich mit ihren demagogiſchen Mitteln, mit 
denen Sie in der Vergangenheit immer operiert 
haben, beſonders in den letzten öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen, ſo darzuſtellen verſuchen, als hätten 
Sie ein warmes Herz für die Kriegsbeſchädigten, 
aber das Unternehmertum ließe es nicht zu. Mit 
dieſen Argumenten wird den Kriegsbeſchädigten 
nicht geholfen. Die Kriegsbeſchädigten werden 
nur viel ſchneller erkennen, wes Geiſtes Kind die 
Nationalſozialiſten ſind. N 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Thimm. ö 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Ich fühle bereits deutlich die Schlinge an 
meinem Hals und wie ſie zugezogen wird, aber ich 


habe noch ein paar Worte dazu zu ſagen. Wir 


digten. Wir können es verſtehen, weil Sie alles (O 


— 


(A 


(B) 


— 


mer damit zu rechnen, 
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(Dr. Thimm, Abgeordneter) 
haben uns mit dem Kartell der Kriegsbeſchädig⸗ 
tenverbände in Verbindung geſetzt. In gemein⸗ 
ſamer Arbeit ſind wir dabei, einen Antrag aus⸗ 
zuarbeiten, den wir einbringen werden. (Abg. 
Plenikowſki: Wann wird das ſein?) Baldigſt. 
(Abg. Plenikowſki: Dann werden die Kriegsopfer 
ſchon verhungert ſein!) Diesmal nicht. — Zunächſt 
lehnen wir dieſen Antrag ab. Wer legen auch 
Wert darauf, daß die einzelnen Punkte auf ihre 
Durchführbarkeit geprüft werden. Wenn es auch 
ein klein wenig mehr Zeit beanſprucht, ſo kommt 
es aber jedenfalls der Sache zu gut. Das wollte 
ich nur dazu bemerken. (Abg. Plenikowſki: Falls 
Sie es wieder vergeſſen ſollten, werden wir es 
nach einem Monat einbringen!) . 

Präfſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. 5 8 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Nach der 
ſoeben gehörten Erklärung des Herrn Vertreters 
der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei werden 
wir wohl noch einige Wochen, wenn nicht gar 
Monate warten müſſen, bis Sie (zu den National⸗ 
Wätaliften) ſich beſinnen. Es ift feitzuftellen, daß 


er Antrag, der jetzt zur Ausſprache ſteht, am 14. 


Januar die erſte Beratung durchgemacht hat. Da⸗ 
mals ſagte derſelbe Herr Abg. Dr. Thimm, er 
werde ſich dafür einſetzen, daß die Lage der Kriegs⸗ 
beſchädigten unter keinen Umſtänden verſchlechtert 
wird. Allerdings ſeien die Vorſchläge, die im 
Urantrag der Kommuniſtiſchen Fraktion vorlägen, 
ſehr anfechtbar. Darüber wollte man noch im 
Ausſchuß ſprechen. Er trete ebenfalls für die 
Ausſchußberatung ein, und werde ſich dort weiter 
außern. Wir haben erleben müſſen, daß im So⸗ 
zialen Ausſchuß nicht nur die Nationalſozialiſten, 
ſondern auch die Vertreter der anderen Regie⸗ 
rungsparteien ſich vollkommen in allen Sprachen 
ausgeſchwiegen haben. Niemand hat ſich die Mühe 
genommen, die Anträge auf ihre Durchführbarkeit 
zu prüfen oder zu erklären, ob man ihnen zu⸗ 
ſtimme oder ſie ablehne. Stur und ſtupid hat 
man ſie abgelehnt und niedergeſtimmt. Heute ſol⸗ 
len wir uns mit der E 
daß die Nationalſozialiſtiſche Fraktion noch An⸗ 
träge bringen werde. Das wird, wie geſagt, noch 
einige Zeit dauern. Da wohl nicht anzunehmen 
iſt, daß der Antrag, der im Ausſchuß gefallen iſt, 
heute noch eine Mehrheit finden wird, wir Ihnen 
aber Gelegenheit geben wollen, die Anträge an⸗ 
zunehmen, die ohne irgendwelche Schwierigkeiten 
e ſind, haben wir uns erlaubt, einen 
8 alan f mö i = 
gründen, rag zu ſtellen. Ich möchte ihn be 
Nach den Anſtellungsgrundſätzen für Beamten⸗ 
Meininhuber iſt in Danzig jede vierte freiwer⸗ 
ende Beamtenſtelle mit einem Beamtenſcheinin⸗ 
haber zu beſetzen. Im Reiche iſt die Vorſchrift ſo 
Jefaßt, daß es heißt: Jede erſte und jede fünfte 
Stelle iſt mit einem Beamtenſcheininhaber zu be⸗ 
ſetzen. Das iſt ganz unverkennbar ein Vorzug; 
denn wenn jede erſte 805 zu beſetzen iſt, iſt im⸗ 
echt aß. eine grö Anzahl 

von Beamtenſcheininhabern recht en 
bracht wird. Bei den Verhältniſſen, die hier herr⸗ 
ſchen, kann der Beamtenſcheininhaber aber jetzt 
unter dem Zeichen des Abbaues ſehr lange war⸗ 


ten, bis er bei jeder vierten Stelle herankommt. terſtützung reicht aus. 


rklärung zufrieden geben, 
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Es können unter Umjtänden Jahre vergehen, ehe 
ein Bewerber von der Bewerberliſte genommen 
und eingeſtellt wird. Deshalb iſt es auch hier ein 
dringendes Erfordernis, die Vorſchriften dahin zu 
ändern, daß nicht jede vierte, ſondern jede erſte 
und jede fünfte freiwerdende Beamtenſtelle mit 
einm Beamtenſcheininhaber beſetzt wird. Das iſt 
in Ziffer 1 des Eventualantrages Druckſache Nr. 92 
enthalten. Dem zuzuſtimmen, dürfte Ihnen doch 
wahrhaftig keine Schwierigkeiten bereiten, da Sie 
ja bei jeder Gelegenheit das Wohlwollen gegen⸗ 
über den Kriegsopfern auf den Lippen führen. 

Zweitens beantragen wir die Abänderung der 
Jahreszahl 1930 in die Jahreszahl 1933. Damit 
hat es folgende Bewandnis. In den Anſtellungs⸗ 
grundſätzen iſt vorgeſehen, daß nach dem 1. April 
1930 keine Bewerbungen von denjenigen ange⸗ 
nommen werden, deren Beamtſchein älter als 10 
Jahre iſt. Dieſe Vorſchrift rennt offene Türen ein; 
Sie iſt einfach eine Unmöglichkeit; denn 1930 gab 
es in Danzig noch keine Beamtenſcheine, die 10 
Jahre alt waren, da die erſten Beamtenſcheine 
gegen Ende 1922 ausgeſtellt wurden. Es kann alſo 
früheſtens im Frühjahr 1932 oder Anfang 1933 
Beamtenſcheine geben, die älter als 10 Jahre ſind. 
Um dieſe Vorſchrift zu korrigieren, beantragen wir 
eine entſprechende Aenderung. 5 

Drittens beantragen wir, daß zu den Vorprü⸗ 
fungen, das ſind keine Prüfungen, wie man ſie 
unter Aſſiſtenten⸗ oder Sekretär⸗Prüfungen ver⸗ 
ſteht, ſondern die Vorprüfungen, denen der Be⸗ 
werber unterworfen wird, um feſtzuſtellen, ob er 
die notwendigen Qualitäten zum Beamten hat, 
der Vertrauensmann zugezogen wird, der auf 
Grund des § 8a des Schwerbeſchädigtengeſetzes in 
jedem Betrieb zu wählen iſt, in dem mehr als 
fünf Schwerbeſchädigte beſchäftigt werden. Wir 
werden für den Antrag in Druckſache Nr. 40 ſtim⸗ 
men und bitten Sie, das Gleiche zu tun. Falls Sie 
ſich dazu nicht entſchließen können, bitten wir, zum 
mindeſten für den Eventualantrag in der Druck⸗ 
ſache Nr. 92 zu ſtimmen und ihn anzunehmen. 

Präſident: Die Beratung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Der Aus⸗ 
ſchuß beantragt Ablehnung. Wir haben über die 
Druckſache Nr. 40 abzuſtimmen. Wer für den An⸗ 
trag in Druckſache Nr. 40 iſt und ihn annehmen 
will, bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den Eventualantrag 
des Herrn Abg. Moritz in Druckſache Nr. 92: 

Für den Fall der Ablehnung des Antrages, ent⸗ 
halten in der Druckſache Nr. 40, beantragen wir, der 
Volkstag möge beſchließen, den Senat zu erſuchen, die 
Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber des Be⸗ 
amtenſcheins vom 22. 12. 1928 (G. Bl. 29, S. 1) dahin 
abzuändern, daß 5 5 

1. im $ 2 die Worte „mindeſtens jede vierte neuzu⸗ 
beſetzende Beamtenſtelle“ geſtrichen und dafür ge⸗ 
ſetzt werden „die erſte und danach mindeſtens jede 
vierte neuzubeſetzende Beamtenſtelle“ 

2. im $ 4 an Stelle „1930“ geſetzt wird „1933“ 

3. zu den Vorprüfungen im Sinne des $ 14 der Ver⸗ 
trauensmann der Schwerbeſchädigten (S 8 a des 

Schwerbeſchädigtengeſetzes) hinzugezogen wird. 


oritz 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Frakt. 
(Abg. Moritz: Ich beantrage namentliche Abſtim⸗ 
mung.) Wird der Antrag unterſtützt? — Die Un⸗ 
Die namentliche Abſtim⸗ 


‘C) N 


(D): 


(A) 


{B) 
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(Bröfident) Reh i 
mung beginnt. Ich bitte die Stimmkarten einzu⸗ daß der kommuniſtiſche Antrag zuerſt im Ausſchuß (0) 


ſammeln. — Wünſcht noch jemand eine Karte ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Dann ſchließe 
ich die Abſtimmung. An ihr haben ſich 59 D. u. H. 
beteiligt,) davon ſtimmten mit „Ja“ 22 mit 
„Nein“ 37. Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Mo⸗ 
ritz: Der Dank des Vaterlandes!) Ich rufe Punkt 5 
der Tagesordnung auf: 

Bericht des Sozialen Ausſchuſſes über 
den Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. 
betr. Zahlung einer Unterſtützung an Klein⸗ 
fiſcher. 

Druckſache Nr. 74 zu Nr. 52. Dazu liegt ein 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 91 vor. Das 
Wort hat der Herr Abg. Klingenberg. 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Zu der vorliegenden Druckſache, dem An⸗ 
trag der Nationalſozialiſten, habe ich namens 
meiner Fraktion folgendes zu erklären: Solch ein 
Affentheater, wie es ſich die Nazis hier im Volks⸗ 
tag geleiſtet haben, — 

Präſident: Im Volkstag findet kein Affenthe⸗ 
ater ſtatt! Ich bitte derartige Bemerkungen zu 
unterlaſſen. 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Herr 
Präſident, ich wünſchte, daß Ihre Anſicht richtig 
wäre. Die Nazis haben zunächſt einen kommuni⸗ 
ſtiſchen Antrag entgegennehmen müſſen, der den 
Fiſchern 30 000 Gulden verſprach. Die Nazis ha⸗ 
ben dieſen Antrag abgelehnt, weil er eben von 
links kam. (Abg. Greiſer: Sehr richtig!) Es kommt 
ja nicht darauf an, von welcher Richtung ein An⸗ 
trag kommt, ſondern darauf, daß man einer not⸗ 
leidenden Klaſſe hilft. Das iſt Ihnen aber ganz 
gleich. Wenn Sie damals die Kommuniſten be: 
ſchuldigten, daß ſie einen Agitationsantrag ein⸗ 
brachten, dann haben Sie damit bewieſen, daß 
Sie die Geſchichte als reine Agitation anſehen, 
indem Sie einen Antrag, der einer notleidenden 
Klaſſe helfen wollte, ablehnten, weil er aus einer 
Richtung kam, die Ihnen nicht genehm war. (Abg. 
Greiſer: Sehr richtig!) Daraufhin haben Sie ſelbſt 
einen Antrag eingebracht, der den Fiſchern 40 000 


Gulden verſprach, allerdings mit dem Hinweis 


darauf, daß Sie die notwendige Summe aus einer 
Beſteuerung der Konſumläden nehmen wollten. 
(Abg. Greiſer: Das iſt Euch peinlich!) Wir haben 
den Stier bei den Hörnern gepackt und haben ge⸗ 
ſagt, wir wollen die Nazis entlarven. (Zuruf bei 
den Nationalſozialiſten.) Ihr Pech liegt darin, 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 59, davon mit Ja 22, mit Nein 37. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bartſch, Czarnecki, Gehl, Jo⸗ 
ſeph, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, 
Frau Malikowſki, Mau. Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 


kowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Spill, Stu⸗ 0 


kowſki, Weber, Werner. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Doering, Dumont. Dyck II, Ehrlichmann, Gaikowſki, Grei⸗ 
ſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Frau Ka⸗ 
lähne, Kurowſki, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potry⸗ 
kus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Frau Dr. Semrau, 
Senftleben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, 
Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Burandt, Deutih, Bilder, Gerhard Friedrich, Heinz 
Friedrich, Formell, Jahr, Lendzion, Schwegmann, Serotzki, 
Frau Totzki. 


behandelt wurde, dann ins Plenum kam und daß 
Sie nun nachhinken. Wir haben einen Abände⸗ 
rungsantrag eingebracht und eine Summe von 
40 000 Gulden eingeſetzt. Daraufhin leiſteten Sie 
ſich das Vergnügen, auch das abzulehnen. Das 
habe ich mit der Bezeichnung belegt, die der Herr 
Präſident leider gerügt hat, die aber ſtimmt. 

Wie will die Nazipartei nun den Fiſchern 
helfen? Einerſeits, indem ſie ihnen Sand in die 
Augen ſtreut, denn man weiß doch ganz genau, 
daß ſich aus der Kaufkraft der Aermſten der Ar⸗ 
men nicht 40 000 Gulden herauspreſſen laſſen. 
Das dürfte wohl auch denjenigen bekannt ſein, 
deren Gehirn mit dem Hakenkreuz geſegnet iſt. 
Aber es zeigt auch noch die ganze Kenntnisloſig⸗ 
keit volkswirtſchaftlicher und einfachſter wirtſchaft⸗ 
licher und politiſcher Vorgänge. (Abg. Greiſer: 
Dazu muß erſt ein Lehrer kommen, der vier Jahre 
lang keinen Dienſt gemacht hat!) Ich glaube, es 
könnte nicht ſchaden, wenn ich hier ein kleines 
volkswirtſchaftliches Kolleg halten würde, denn 
Ihre Kenntnis dieſer Dinge ſcheint ſehr nachhilfe⸗ 
bedürftig zu ſein. Wir wiſſen, daß heute die Maſ⸗ 
ſenerzeugung von Waren ins Ungemeſſene ſteigt. 
Man weiß, daß ſich die Waren in den verſchie⸗ 
denſten Speichern anhäufen. Auf der einen Seite 
ſieht man, daß die Kaufkraft immer geringer wird 
und eine Stockung des Abſatzes überall eintritt. 
Deren Folge iſt natürlich Arbeitsloſigkeit. Sie 
wollen nun die Kaufkraft ſteigern, indem Sie 
einerſeits die Löhne abbauen und andererſeits 
noch die Kaufkraft der Maſſen mit einer Konſum⸗ 
ſteuer belegen. Das zeigt die ganze Sinnloſigkeit, 
die Sie in den Antrag hineingelegt haben. Das 
nenne ich Kenntnisloſigkeit der einfachſten volks⸗ 
wirtſchaftlichen Vorgänge. Solange Sie Ihre 
Narrenhände in Politik und Wirtſchaft haben, 
wird die Wirtſchaft nie belebt werden. (So wie 
jetzt! bei den Nationalſozialiſten). 

Den Fiſchern muß natürlich geholfen werden. 
Wie das geſchehen kann, hat die Sozialdemokratie 
in der vergangenen Legislaturperiode zur Genüge 
gezeigt, indem ſie trotz der ſchwierigſten Finanz⸗ 
lage im letzten Vierteljahr 45 000 Gulden aus⸗ 
geworfen hat, um die Not der Fiſcher zu lindern. 
Wenn Sie ſich zu ähnlichen Dingen aufraffen 
könnten, wäre es gut. Fürchten Sie nicht die Kri⸗ 
tik der Oeffentlichkeit, daß die Maſſen das erfah⸗ 
ren? Ich habe auch gezeigt, wie den Fiſchern in 
Zukunft geholfen werden kann, nicht etwa durch 
ſolche Tropfen auf den heißen Stein, wie ſie die 
Beihilfen darſtellen, ſondern nur dadurch, daß 
man den Fiſchern klarmacht, daß ſie Proletarier 
ſind, und daß fie ji) als ſolche konſum⸗ und pro⸗ 
duktionsgenoſſenſchaftlich zuſammenſchließen müſ⸗ 
en. 


Weil wir aber der augenblicklichen Notlage 
der Fiſcher ebenfalls abhelfen wollen, haben wir 
einen Abänderungsantrag eingebracht, dergeſtalt, 
daß wir ebenfalls wünſchen, daß die Fiſcher 40 000 
Gulden erhalten, daß aber nicht ein Teil der Pro⸗ 
letarier gegen den andern gehetzt werden darf, 
indem man den einen Teil, der ſchon arm iſt, noch 
ärmer macht, um dem andern Teil der Armen zu 
helfen. Wir wollen Ihrer ſogenannten antika⸗ 
(pitaliſtiſchen Einſtellung entgegenkommen und be⸗ 


D) 


(A 


— 
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(Klingenberg, Abgeordneter) 
antragen deshalb eine Erhöhung der Tantiemen⸗ 
ſteuer um den Betrag von 40 000 Gulden. Sie 
werden wiederum zeigen, daß Sie Kettenhunde 
des Kapitals ſind, indem Sie dieſen Antrag ab⸗ 
lehnen, den Reichen 40 000 Gulden ſchenken und 
den Aermſten der Armen 40 000 Gulden aufhol⸗ 
zen. (Abg. Greiſer: Es ſind ausgerechnet die 
Aermſten der Armen in Ihren Konſumvereinen! 
— Abg. Moritz: Es gibt auch Beamtenkonſumver⸗ 
eine, Dr. Bogdan, iſt Vorſitzender! — Abg. Senft⸗ 
leben: Die zahlen aber Steuern!) Ich hätte ge⸗ 
wünſcht, daß die Fiſcher hier alles mitangehört 
hätten. Die Fiſcher ſind Proletarier, und nur eine 
ſtarke Arbeitermehrheit kann Proletarier aus Not 
und Elend retten. 

Präſident: Das Wort hat Herr Abg. 
Greiſer. 
Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Der Abg. 
Klingenberg hat namens ſeiner Fraktion erklärt, 
daß ſie die Gelegenheit benutzt hätte, den Stier 
bei den Hörnern zu packen. Ich freue mich, daß 
unſere neue ſatyriſche Wochenſchrift, die „Brenn⸗ 
neſſel“, auf die Linke bereits Eindruck gemacht 


der 


und dort treue Leſer gefunden hat. (Abg. Pleni⸗ 


kowſki: Wir hören ſehr gern Witze!) Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei hat am 30. Dezember, ich weiß 
nicht mehr, welche Druckſache es iſt, einen Antrag 
eingebracht, wonach den Kleinfiſchern 30 000 
Gulden gezahlt werden ſollten. Wir haben darauf⸗ 
hin erklärt, daß wir dieſen Antrag ablehnen, wie 
wir jeden Antrag, der von der roten Linken 
kommt, ablehnen werden, weil er aus demagogi⸗ 
ſchen Gründen geſtellt iſt. Wir haben daraufhin 
nicht ſo lange gewartet, wie bei den Kriegsbeſchä⸗ 
digten, ſondern haben bereits am 12. Januar 
u neuen Antrag eingebracht, der dahin geht, 
1 Kleinfiſchern 40 000 Gulden zu zahlen und 
hi} Geld, das hierfür aufgebracht werden muß, 
5 einer Beſteuerung der roten Konſumvereine 
Herr men, (Zuruf des Abg. Plenikowſti). Wenn 
eh * klingenberg heute behauptet, daß wir damit 
ie Aa Der Aermſten der Armen noch weiter aus⸗ 


nutzen, ſtelle ich feſt, daß ich und die meiſten Volks⸗ 


genoſſen in Danzig bisher nicht gewußt haben, daß 
die Gewerkſchaftsſekretäre und die Bonzen, die in 
den Konſumvereinen beſchäftigt ſind, zu den Aerm⸗ 
ſten der Armen gehören. Wenn man dieſen Brü⸗ 
dern endlich ihre Exiſtenzberechtigung nimmt, 
hilft man nämlich wirklich den Aermſten der Ar⸗ 
men, die von dieſen Brüdern gerade nun ſchon 
zehn Jahre ausgenutzt worden find. 

Zu dieſem Antrag haben wir bisher nicht viele 
Worte gemacht. Wir haben nur einmal dazu ge⸗ 
ſprochen und heute das zweite Mal. Ich ſtelle feſt, 
daß zwiſchen dieſen beiden Ausſprachen bereits 
Auszahlungen an die Kleinfiſcher zum großen 
Teil erfolgt find. Das iſt ein größerer Erfolg, als 
ſich hier herſtellen und darüber zu quaſſeln. Die 
Fiſcher haben bereits zum größten Teil das Geld 
erhalten. Daß ich es weiß, zeugt davon, daß die 
Verbindung zwiſchen uns und den Kleinfiſchern 
eine weitaus größere iſt, als zwiſchen Ihnen und 
den Kleinfiſchern. Wenn Sie heute zu den Klein⸗ 
fiſchern kommen, jo kann ich mir die Worte des 
Abg. Langnau, die er vor einigen Wochen 
brauchte, zu eigen machen: „Sie werden mit ſchwe⸗ 


ren Knüppeln aus den Gaſthäuſern herausge⸗ 
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hauen werden.“ (Abg. Plenikowſki: Aber nicht mit (C) 


den Fiſcherknüppeln!) Vielleicht mit Stauerhaken, 
die Ihre Leute in der Altſtadt immer nehmen, 
wenn es gegen uns geht. Ich ſchlage Ihnen vor, 
unſerem Antrag zuzuſtimmen, Der größte Teil 
des Geldes iſt bereits gezahlt. Ein Teil wird ja 
durch die Beſteuerung der Konſumvereine auf⸗ 
kommen. (Bravo! rechts. Zurufe links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Schütz. 
(Gehören die Bagger auch zur Fiſcherei? links.) 
Schütz, Abgeordneter (D. Nat.): Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Deutſchnationale Fraktion 


dem Antrag zuſtimmt, daß 40 000 Gulden für die 


notleidenden Fiſcher ausgezahlt werden. Wir 
freuen uns ganz beſonders, daß die Regierung 
ſchon die Not der Fiſcher eingeſehen hat und ein 
Teil des Geldes zur Auszahlung gelangt iſt. Das 
muß ſelbſtverſtändlich für die Herren Sozialdemo⸗ 
kraten ſehr peinlich ſein. Sie hätten lieber geſehen, 
wenn die jetzige Regierung die Not der Fiſcher 
nicht anerkennen und ſie nicht unterſtützen würde. 
Aber dieſe Regierung hat Verſtändnis nicht nur 
für die Not der einzelnen Fiſcher, ſondern auch für 
die Not des geſamten Danziger Volkes. (Abg. 
Kloſſowſki: Das ſieht man!) Jawohl! Wenn Sie 
die Beſteuerung anführen, ſo muß ich Ihnen ſa⸗ 
gen, daß Sie es mit Ihrer Mißwirtſchaft ſoweit 
gebracht haben, daß die Danziger Bevölkerung in 
Not und Elend ſteckt, und wir jetzt ſehen müſſen, 
wie wir wieder herauskommen. Sie, m. H. von 
der Sozialdemokratie und von den Kommuniſten, 
ſpielen ſich auf, als ob Sie die Vertreter der Fi⸗ 
ſcher ſeien. (Zurufe der Abg. Kloſſowſki und Ple⸗ 
nikowſki.) Ich habe in den letzten 14 Tagen nicht 
weniger als 13 Verſammlungen in Fiſcherorten 
abgehalten. Ich kann Ihnen die Namen nennen, 
wo ich geweſen bin. Da iſt mir nur geſagt wor⸗ 
den, daß die Fiſcher die Not und das Elend allein 
der Sozialdemokratie zu verdanken haben. (Wi⸗ 
derſpruch links.) 


Wenn dieſer Antrag zur Annahme kommen 


ſoll, wiſſen wir, was damit bezweckt iſt. Die Re⸗ 


gierung iſt ſchon dazu übergegangen, das Geld im 
voraus zu zahlen. Ich kann ſogar die Zahlen an⸗ 
geben, wieviel in den einzelnen Ortſchaften aus⸗ 
gezahlt worden iſt. (Zuruf des Abg. Kloſſowſfki). 
Herr Abg. Kloſſowſki, Sie find doch im ganzen 
Freiſtaat bekannt! (Abg. Kloſſowſki: Das freut 
mich!) Sie wiſſen, daß jeder Schuljunge weiß, 
wer Sie ſind. Die Gewerbetreibenden ſind nach 
Ihrer Meinung alle Betrüger. (Abg. Kloſſowſki: 
Ein großer Teil ja!) Dieſe Auszahlungen an die 
einzelnen Fiſcher ſind noch nicht die endgültigen. 
Mir iſt geſagt worden, daß einzelne Orte nicht ſo 
bedacht ſind, wie es der Not entſpricht. Die Re⸗ 
gierung hat erſt einen Teil des Geldes bewilligt. 
Ich hoffe, daß unſere Regierung dafür ſorgen wird, 
daß keine Ungerechtigkeiten vorkommen. Dem 
Wunſche der Fiſcher Rechnung tragend, die zu mir 
gekommen ſind und mich gebeten haben, ſie im 
Plenum ſowie im Senat zu vertreten, bin ich mit 
der Regierung in Verbindung getreten, damit eine 
gerechte Verteilung vorgenommen wird. (Abg. 
Kloſſowſki: Ausgerechnet Sie!) Wenn wir jetzt 


nicht mehr geben und die Not nicht ſo verringern 
können, wie es eigentlich ſein ſollte, ſo müſſen ſich 
die Fiſcher an die Herrſchaften halten, die die Not, 


(D) 


(A 


— 


(B) 
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(Schütz, Abgeordneter) 
wie ich ſchon ſagte, herbeigeführt haben. Das ver⸗ 
ſtehen die Fiſcher ganz genau. (Sehr gut! rechts). 
Der Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 91, 
der hier vorgelegt worden iſt und der die Deckung 
des Geldes herbeiführen ſoll, iſt von Ihrem 
Standpunkt vielleicht richtig, von unſerem aber 
nicht. Sie bekämpfen es, daß wir eine Beſteue⸗ 
rung der Konſumvereine vornehmen wollen. Aber 
wir Deutſchnationalen ſagen, daß die Beſteuerung 
der Konſumvereine ein Gebot ſteuerlicher Gerech⸗ 
tigkeit iſt, die eine alte Forderung der Deutſchna⸗ 
tionalen darſtellt. Sie haben natürlich Angſt, über 
dieſe Deckungsfrage zu ſprechen. Daraus iſt zu 
erſehen, wie die Scozialiſten in dieſer Frage 
arbeiten. Wir werden nicht nur die Not der Fi⸗ 
ſcher im Auge behalten, ſondern uns die Not des 
geſamten Volkes vor Augen führen und verſuchen, 
jie zu lindern, wo es möglich iſt. Wir werden aber 
auch verſuchen, die Mittel zu bekommen, damit 
wir die Not und das Elend lindern können, auch 
wenn es zum größten Aerger der Sozialdemokra⸗ 
ten und Kommuniſten iſt. (Zwiſchenrufe der Abg. 
Kloſſowſki, Plenikowſki und Schütz). 


Präſident: Das Wort hat der 
Langnau. 115 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wie für alle 
werktätigen Maſſen, ſo iſt es auch hier die 
Kommuniſtiſche Partei, die zu jeder Zeit und 
Stunde für die Fiſcher eingetreten iſt. Wir wiſſen, 
daß der Fiſcherberuf ein ſchwerer Beruf iſt, und 
daß die Fiſcher trotz ihrer ſchweren Arbeit nicht in 
der Lage ſind, ihre Familie zu ernähren. Sehr 
oft muß man feſtſtellen, daß ſie ſich ſtundenlang, 
ja tagelang auf See herumtreiben und nicht einen 
Pfennig verdienen. Wenn dann die Fiſcher noch 
ihre Netze verlieren, ſtehen ſie gänzlich mittellos 
da. Wir Kommuniſten haben nicht einmal, ſon⸗ 
dern immer wieder von dieſer Stelle die Not der 
Fiſcher feſtgeſtellt. Aber unſere Feſtſtellungen 
blieben zwecklos. Die bürgerlichen Parteien hat⸗ 
ten für die Not der Fiſcher kein Ohr. Vor den 
Wahlen mußten wir hier auch wiederum feſtſtel⸗ 
len, daß alle Parteien, auch die Nationalſoziali⸗ 
ſten und die Deutſchnationalen mit ihrem Ober⸗ 


Herr Abg. 


fiſcher Pfarrer Böhm zu den Fiſchern gingen, um 


ihnen wiederum die größten Verſprechungen zu 
machen. Aber die Zeit nach den Wahlen hat uns 
bewieſen, daß man nicht gewillt iſt, die Verſpre⸗ 
chungen gegenüber den Aermſten der Armen auch 
durchzuführen. Man hat ihnen vielmehr neue La⸗ 
ſten aufgebürdet. aM 

Wie es immer der Fall iſt, war es auch jetzt 
wieder die Kommuniſtiſche Partei, die als erſte 
hier einen Antrag ſtellte, trotzdem ſie den Fiſchern 
und der werktätigen Klaſſe keine Verſpre⸗ 
chungen gemacht hatte. (Zuruf des Abg. 
Greiſer). Am 30. Dezember reichten wir im Volks⸗ 
tag einen Antrag ein, und zwar wollten wir, daß 
bis zum 15. Januar für die Fiſcher 30 000 Gulden 
zur Verfügung geſtellt werden ſollten. An dieſem 
Tage ſollten ſie dann ausgezahlt werden. Wir 


erklärten damals ſchon, daß 30 000 Gulden ſehr 
wenig find, daß das für die 1000 Fiſcher nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein ſei. Aber für uns 


galt es die größte Not zu lindern, damit die Fi⸗ 
ſcher imſtande waren, ihre Schulden zu bezahlen. 
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Aber der Volkstag lehnte unſern Antrag ab. Es (©) 


waren insbeſondere die Nationalſozialiſten, die er⸗ 
klärten, daß ſie jeden Antrag der Roten ablehnen. 
Wenn Sie m. H. Nationalſozialiſten einen ver⸗ 


nünftigen Antrag im Intereſſe der Arbeiterſchaft 


ſtellen würden, würden wir Ihrem Antrag zu⸗ 
ſtimmen. Aber wir wiſſen ja, daß Sie niemals 
einen Antrag für die werktätigen Klaſſen ſtellen 
werden, weil dies die Bourgeoiſie nicht erlaubt. 
Sie dürfen nur Anträge ſtellen, die Ziehm und 
die ſogenannte kapitaliſtiſche Klaſſe Ihnen geſtat⸗ 
ten. Man erklärte damals, die Kommuniſten ha⸗ 
ben für dieſen Antrag keine Deckung. Aber am 
ſelben Tage wurde das Senatorengeſetz verabſchie⸗ 
det. Da fragten die Nationalſozialiſten und die 
andern bürgerlichen Parteien nicht, wo die Dek⸗ 
kung war, ſondern ſie bewilligten für den Senats⸗ 
präſidenten Ziehm denſelben Betrag im Jahr, 
wie er an Tauſende von Fiſchern ausgezahlt wer⸗ 
den ſollte. (Abg. Greiſer: Tauſend Fiſcher gibt 
es gar nicht!) Sie haben ſchon einmal erklärt, daß 
wir nicht tauſend Fiſcher haben. Der Abg. Kalitzke 
kann Ihnen aber beſtätigen, daß wir tauſend Fi⸗ 
ſcher im Freiſtaat haben. Sie haben das abge⸗ 
lehnt, Sie haben lieber einem einzigen, der der 
Bourgeoiſie angehört, 30 000 Gulden bewilligt. 
Jetzt haben Sie einen eigenen Antrag in 
Druckſache Nr. 52 eingereicht, um Ihren Verrat 
an den Fiſchern zu verkleiſtern. Sie verlangen 
jetzt für die Fiſcher 40 000 Gulden, und zwar ſoll 
dieſer Betrag durch die Beſteuerung der Konſum⸗ 
vereine gedeckt werden. Ihnen genügt es noch 
nicht, daß die Arbeiterſchaft durch das Sanie⸗ 
rungsgeſetz unerhört belaſtet wird. Nach Ihrer 
Auffaſſung ſind die neuen Geſetze, Mieterhöhung, 
Umſatzſteuer, Kopfſteuer uſw., noch viel zu wenig 
für die werktätigen Klaſſen, ſo daß Sie hier noch 
mit der Beſteuerung der Konſumvereine kommen, 
um das Elend der Arbeiterſchaft zu vergrößern. 
Wenn der Abg. Greiſer und auch der Abg. Schütz 
erklärten, (Abg. Schütz: Sie haben doch keine Ah⸗ 
nung von den Fiſchern! Sie haben ſoviel Ahnung 
davon, wie der Ochſe vom Geſangbuch!) Ich muß 
ſchon mehr Ahnung haben, weil ich den Alkohol 
meide und darum über alles beſſer nachdenken 
kann. Aber Sie ſind ja in jeder Sitzung beſoffen 
und von einem Beſoffenen kann man nichts ver⸗ 
langen f f 
Präfident: Herr Abg. Langnau, ein Abgeord⸗ 
neter iſt nicht beſoffen! (Zwiſchenrufe). 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 
jetzt verlangen, daß dieſer Betrag durch die Be⸗ 
ſteuerung der Konſumvereine gedeckt werden ſoll, 
zeigt es ſich, daß Sie keine Verbindung mit den 
Fiſchern haben. Ich habe mehr als eine Verſamm⸗ 
lung mit den Fiſchern gehabt. (Abg. Greiſer: 
Sind Sie ſchon draußen auf See mit den Fiſchern 
geweſen?) Da hat man erklärt, daß die Fiſcher es 
ablehnen, daß die Aermſten der Armen ihre Bei⸗ 
hilfe bezahlen ſollen. (Zwiſchenrufe rechts). Die 
Loſung der Fiſcher iſt: Nicht die Armen ſollen zah⸗ 
len ſondern die Reichen. Deshalb werden wir die 
Beſteuerung der Konſumvereine ablehnen. Aber 
die Fiſcher werden erkennen, daß Sie es mit die⸗ 


ſem Antrag nicht ehrlich meinen, daß Sie denſel⸗ 
ben Weg gehen, wie der frühere Oberfiſcher der 


D 


A 


5 


— 


= 
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(Langnau, Abgeordneter) 

Deutſchnationalen, der Pfarrer Böhm. Pfarrer 
Böhm verſtand es auch, den Fiſchern das Fell über 
die Ohren zu ziehen. Aber die Fiſcher haben er⸗ 
kannt, daß Böhm nicht ihre Intereſſen vertrat, 
und ſie haben ihm bei der letzten Wahl die Quit⸗ 
tung gegeben. So wie ein Böhm die Quittung 
erhalten hat, werden Sie auch die Quittung be⸗ 
kommen, denn die Fiſcher haben es jetzt ſchon ein⸗ 
geſehen. 5 e 

Jetzt zu den Sozialdemokraten. Allen iſt ia 
bekannt, daß die Fiſcher nicht eine einmalige Bei⸗ 
hilfe verlangen, ſondern ſie wollen in die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge eingereiht werden. (Abg. Grei⸗ 
fer: Das ſtimmt ja gar nicht! Sie wollen keine 
Erwerbsloſenfürſorge !) Ich weiß es beſſer als Sie. 
(Abg. Greiſer: Sie wollen Arbeit haben und keine 
Fürſorge!) Aber wenn fie keine Arbeit haben, 
wollen ſie eine Unterſtützung. Dies kapitaliſtiſche 
Syſtem, das Sie ſtützen, iſt nicht in der Lage, den 
Fiſchern Arbeit und Brot zu geben. Wir haben ſo 
oft Anträge im Auftrage der Fiſcher geſtellt, muß⸗ 
ten aber feſtſtellen, daß die Sozialdemokratie und 
die anderen bürgerlichen Parteien dieſe Anträge 
ablehnten. Wir haben auch gleichzeitig feſtgeſtellt, 
daß die Sozialdemokratie, als ſie in der Regie⸗ 
rung war, es ablehnte, den Fiſchern Beihilfen zu 
geben. Wenn man ſich hier immer mit der Bei⸗ 


hilfe prahlt, die die Stobbendorfer Fiſcher er⸗ 


halten haben, ſo hat man dieſe aus dem Aus⸗ 
gleichsfonds für leiſtungsſchwache Gemeinden ge⸗ 
nommen, ſo daß die leiſtungsſchwachen Gemeinden 
nicht ſoviel Beihilfe erhalten haben, wie es vorher 
der Fall geweſen war. Deshalb werden wir Kom⸗ 
muniſten immer wieder den Fiſchern zurufen, 
daß die bürgerlichen Parteien einſchließlich der 
Nationalſozialiſten und der Sozialdemokratie 
nicht gewillt find, den Fiſchern zu helfen. Die Fi⸗ 
ſcher werden immer mehr uns folgen. Das ha⸗ 
ben die letzten Monate und Wochen gezeigt. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts). Wir Kommuniſten werden die 
Fiſcher gemeinſam mit den Arbeitern den Klein⸗ 
bauern und Angeſtellten zu einer eiſernen Front 
zuſammenſchließen, um gemeinſam mit allen, die 
innerhalb dieſes kapitaliſtiſchen Syſtems, trotz⸗ 
dem ſie 10 und 12 Stunden arbeiten, nicht in der 
Lage ſind, ihren Lebensunterhalt zu beſtreiten, 
dieſes kapitaliſtiſche Syſtem zu zerſchlagen und die 
Kommuniſtiſche Geſellſchaftsordnung aufzubauen. 


8 Präſivent: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Der Aus⸗ 
ſchuß beantragt Annahme 
Zur Druckſache Nr. 52 liegt ein Abänderungsan⸗ 
trag 91 % Nr. 91 vor: 5 

ir beantragen d ö reicht 5 
. fir zn feen 5 en Abſatz 2 zu ſtreichen und da 
a „Zur Deckung dieſer Ausgabe iſt die Einnahme 
aus der Tantiemeſteuer (8 49 b des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes) zu e n 
3 Moritz 


und die übrig. Mitgl. der Sozfaldemoktatiſchen Fratt. 


Dazu iſt folgender Eventualantrag eingegangen: 


Im Falle der Ablehnung unſeres Antrages, ent⸗ 
halten in Druckſache Nr. 91 beantragen wir 20 Druck 
ſache Nr. 52 die Worte „Konſumvereine und deren 
und andere“ zu ſtreiche mn. 
ne ae Beten nennen von 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Frakt. 
(Abg. Greiſer: Das könnte Euch ſo paſſen!) Ich 
werde zunächſt über den Abänderungsantrag in 


der Druckſache Nr. 52. 
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Druckſache Nr. 91 abſtimmen laſſen. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den ſoeben von mir 
verleſenen Eventualantrag. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Min⸗ 
derheit; er iſt gleichfalls abgelehnt. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über die Druckſache Nr. 52. 
Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Damit iſt dieſer Gegenſtand der Ta⸗ 
gesordnung erledigt. (Abg. Moritz: Das wiegt die 
30prozentige Mieterhöhung nicht auf!) Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: e 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Abänderung des Geſetzes über die 
Aufwandsentſchädigung der Volkstagsab⸗ 
geordneten. — Urantrag des Abg. Kreft 
u. Fr. 5 ö 
Druckſache Nr. 54. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 
Raſchke. ö 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Dieſen Antrag 
einzubringen, war eigentlich Aufgabe derjenigen 
Parteien, die nach außen hin das Maul ſo voller 
Sparmaßnahmen genommen haben und jetzt ja 
auch nach ihrer Meinung Sparmaßnahmen durch⸗ 
führen, indem ſie Steuern auflegen, die die All⸗ 
gemeinheit treffen. Wie es aber in Wirklichkeit 
mit den Sparmaßnahmen ausſieht und ſich die 
Steuern gegen die werktätigen Schichten auswir⸗ 
ken, das erlauben ſich die Herren, die dieſe Geſetze 
beſchloſſen haben, in aller Oeffentlichkeit nicht zu 
vertreten. Da ziehen ſie es vor, (Abg. Greiſer: Da 
ziehen Sie es vor, wegzubleiben!) der Oeffentlich⸗ 
keit Sand in die Augen zu ſtreuen. Herr Abg. 
Greiſer, wenn Ihr Vertreter in der Sporthalle er⸗ 
klärte, Sie ſeien noch ſo jung im Parlamentaris⸗ 
mus in Danzig und wüßten noch nicht ſo Beſcheid, 
dann ſoll das eine Entſchuldigung ſein. (Abg. 
Greiſer: Gott ſei Dank!) Glauben Sie, daß die Be⸗ 
völkerung dumm genug iſt, dieſe Entſchuldigung 


hinzunehmen? Ihre letzte Sporthallenverſamm⸗ 


lung war übrigens von Ihren unentwegten An⸗ 
hängern beſucht, insbeſondere von den treudeut⸗ 
ſchen Frauen (Abg. Greiſer: Von den unentweg⸗ 
ten Kommuniſten, die haben eiſern zugehört!) 
Sonſt iſt niemand vorhanden, der Ihren Schwin⸗ 
deleien noch irgendwie Bedeutung beilegt. Dieſe 
beiden Kategorien, Ihre Unentwegten und das 
Dutzend Frauen, ſind in Ihren Verſammlungen 
noch immer zu verzeichnen, aber jeder vernünftig 
denkende Menſch lehnt es ab, ſich Ihre Phraſen 
noch weiter anzuhören. (Abg. Greiſer: Laden Sie 


doch Ihre Maſſen in die Sporthalle ein!) Dies 
Geſetz iſt alſo lediglich von dem Gedanken getra⸗ 


gen, Sparmaßnahmen durchzuführen und als 
zweites eine gerechte Zahlung der Aufwandsent⸗ 
ſchädigungen für die Abgeordneten zu ſchaffen. 

Wenn unſer Antrag verlangt, daß an diejeni⸗ 
gen, die mehr als 8000 Gulden Gehalt im Jahr 
haben, keine Aufwandsentſchädigungen gezahlt 
werden ſollen, ſo wird ſich zeigen, wenn dies 
durchgeführt wird, daß auch auf dieſem Gebiet 
eine beſtimmte Menge Geld erſpart werden kann. 
Sie tragen immer ſo Ihr Deutſchtum auf den Lip⸗ 


pen. Nicht nur die Nationalſozialiſten, ſondern 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
auch das Zentrum, die deutſchnationale und die 
bürgerliche Mitte erklären, daß ſie als Abgeord⸗ 
nete das Deutſchtum vertreten. (Abg. Greiſer: 
Und Sie verraten es! — Abg. Plenikowſki: Im 
Gegenteil, Sie plündern die Danziger Deutſchen 
für die polniſchen Kriegsrüſtungen!) Ich habe 
Ihnen ſchon geſagt, wer das Deutſchtum in Dan⸗ 
zig verrät. (Abg. Greiſer: Das ſind Sie!) Sie 


werden es beſtimmt noch erleben, daß Sie dieje⸗ 


nigen ſind, die die Veranlaſſung gegeben haben, 
daß Polen hier in Danzig einmarſchiert und Dan⸗ 
zig in die Taſche ſteckt. Wenn es ſoweit iſt, Herr 
Greiſer, dann werden Sie und Ihre Partei die⸗ 
jenigen ſein, die zuerſt jenſeits der Grenzen ſind 
und ſich als erſte in Sicherheit bringen. Sie wer⸗ 


den es der Arbeiterſchaft überlaſſen, das auszu⸗ 


5) 


freſſen, was Sie eingebrockt haben. So iſt die Si⸗ 
tuation und nicht anders. (Abg. Greiſer: Gehören 
Sie auch zu dieſer Arbeiterſchaft?) Jawohl, dazu 
gehöre ich auch, und ich werde es mir zur Ehre 
anrechnen, den Polen entgegenzutreten, wenn ſie 
Danzig in ihre Klauen nehmen wollen. Was den 
Verrat anbetrifft, können Sie beruhigt ſein. Wir 
machen mit den polniſchen Arbeitern gemeinſame 
Sache. (Abg. Greiſer: Wenn die hierherkommen, 
werden Sie fie doch hinaushauen!) Wenn die 
polniſchen Imperialiſten es wagen, in Danzig ein⸗ 
zumarſchieren werden es nur die Danziger deut⸗ 
ſchen und polniſchen Arbeiter ſein, die dieſen Her⸗ 
ren auf die Finger klopfen und ihnen ſo ſchnell 
wie möglich das Leder gerben. Aber, wie geſagt, 
Sie werden diejenigen ſein, die ſo ſchnell als mög⸗ 
lich aus Danzig verſchwinden und Hilfe und Bei⸗ 
ſtand bei Herrn Hitler ſuchen. (Abg. Greiſer: Auf 
dem Motorſchnellboot!) So ſteht die Sache, das iſt 
mit 100prozentiger Wahrſcheinlichkeit zu erwarten. 
Wir haben alſo verlangt, daß diejenigen, die 
mehr als 8000 Gulden im Jahr Einkommen ha⸗ 
ben, keine Diäten erhalten, weil ſie ſehr gut in der 
Lage ſind, dieſe Arbeiten im Volkstag durchzu⸗ 
führen. Das Beſte wäre es ja, wenn alle dieſe 
Herren ſo ſchnell als möglich verſchwänden; denn 
es ſteht feſt, daß ſie mit den hohen Gehältern in 
erſter Linie die Intereſſen der Ausbeuter vertre⸗ 
ten, weil damit gleichzeitig auch ihre Intereſſen 
vertreten werden. Aber niemals denken dieſe 
Herren daran, die Intereſſen der Werktätigen, der 
Ausgebeuteten zu vertreten. Das hat am aller⸗ 
beſten die letzte Zeit im Volkstag bewieſen. 
Weiter ſoll eine Entſchädigung an die Abge⸗ 
ordneten gezahlt werden, die weniger als 8 000 
Gulden jährliches Gehalt bekommen. Aber dabei 
dürfen die gezahlten Entſchädigungen einſchließ⸗ 
lich der Gehälter 8 000 Gulden im Jahr nicht 
überſteigen. Schließlich verlangen wir, daß alle 
diejenigen, die weniger als 3 600 Gulden jährlich 
verdienen, eine Aufwandsentſchädigung erhalten, 
die die jetzige um 50 Prozent überſteigt. (Hört, 
hört! in der Mitte). Es iſt wunderbar, daß Sie 
dazu „Hört, hört“ ſagen. Anſcheinend ſind Sie der 
Meinung, daß dieſe Abgeordneten nicht mehr oder 
überhaupt keine Entſchädigung erhalten dürfen. 
Der Punſch iſt ja ſchon ſehr oft hier zum Aus⸗ 
druck gekommen. In dem Wunſch liegt begraben, 
daß alle diejenigen, die über kein Einkommen ver⸗ 
fügen, hier im Volkstag nichts zu ſuchen haben, 
daß die Arbeitervertreter, insbeſondere diejeni⸗ 
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tätigen Schichten Arbeit und Verdienſt verloren 
haben, auch hier in dieſer Körperſchaft nichts zu 
ſuchen haben. Deshalb auch der Zwiſchenruf 
„Hört, hört“. Aber es kommt nicht darauf an, was 
die Herren Abgeordneten mit einem Gehalt über 
8 000 Gulden denken und wie ihre Stellungnahme 
zu dieſem Geſetz iſt, ſondern es kommt darauf an, 
was die Oeffentlichkeit von dieſem Geſetz hält. 
Die Oeffentlichkeit iſt der Meinung, daß die Re⸗ 
gelung der Diätenzahlung ſo, wie wir ſie vor⸗ 
ſchlagen, die einzig richtige iſt. (Abg. Greiſer: 
Daß wieder einige Bonzen mehr verſorgt wer⸗ 
den!) Ich kann nicht verſtehen, daß Sie ſich dage⸗ 
gen wehren, daß ein Arbeiter hier eine angemeſ⸗ 
ſene Entſchädigung bekommt. Ob Herr Kalitzke 
damit einverſtanden iſt, entzieht ſich meiner 
Kenntnis. Es iſt nicht ausgeſchloſſen. Aber wenn 
Sie dieſen Antrag ablehnen, ſo doch nur deshalb, 
weil Sie vom Kapital genug bekommen. Sie 
brauchen keine Entſchädigung hier im Volkstag. 
Wenn die Mehrheit beſchließen ſollte, daß keine 
Entſchädigung mehr gezahlt wird, dann kommen 
die Herren Kapitaliſten zu Ihnen und zahlen ſo⸗ 
viel wie ſie haben wollen, weil Sie ja deren In⸗ 
tereſſen hier zu vertreten haben. Alſo Sie brau⸗ 
chen ja keine Angſt zu haben, daß die Diäten voll⸗ 
ſtändig beſeitigt werden oder keine Angſt vor dem 
Verhungern, wenn die Diäten verſchwinden. 
Wenn die Diäten beſeitigt werden, werden wir 
trotzdem hier im Hauſe tätig ſein und die Inter⸗ 
eſſen der Werktätigen hier vertreten. Aber wir 
ſind der Meinung, und das iſt, wie geſagt, auch 
die Auffaſſung der Oeffentlichkeit, daß die Rege⸗ 
lung der Diätenzahlung in dieſem Sinne die rich⸗ 


wir es vorſchlagen. Die Herren, die ein gutes 
Einkommen haben, die das Deutſchtum immer auf 
der Zunge herumtragen und angeben, die Inter⸗ 
eſſen der Werktätigen zu vertreten, die müſſen 
das tatſächlich im wahren Sinne des Wortes 
ehrenamtlich durchführen. Auf Grund unſeres 
Geſetzes könnte eine erhebliche Menge Geld ge⸗ 
ſpart werden. Wenn man das Handbuch durch⸗ 
ſieht, kann man feſtſtellen, daß 50 Prozent der 
Abgeordneten ein Gehalt über 8 000 Gulden ha⸗ 
ben, alſo für eine Diätenzahlung nicht in Frage 
kommen. Dadurch wird die Hälfte der Diäten 
erſpart. Wenn wir weiter feſtſtellen, daß von den 
übrigen 50 Prozent 35 Prozent nur einen Teil 
Diäten beanſpruchen würden, weil dieſe 35 Pro⸗ 
zent nicht ganz 8 000 Gulden Gehalt aufzuweiſen 
haben, würden nur 15 Prozent in Frage kommen, 
denen man die Diäten um 50 Prozent erhöhen 
müßte. Auf Grund dieſer Tatſachen iſt es mög⸗ 
lich, im Jahre 5 bis 6 000 Gulden zu erſparen, die 
für wohltätige Zwecke verwandt werden können. 
Es kommt alſo nicht darauf an, wie Ihre Mei⸗ 
nung betreffend Aenderung der Diätenzahlung iſt, 
ſondern darauf, wie ſich die Oeffentlichkeit dazu 
ſtellt. Die Oeffentlichkeit iſt der Meinung, daß 


dort geſpart werden muß, wo eine Möglichkeit 
dazu beſteht. Das iſt einmal der Fall bei den ho⸗ 
hen Beamtengehältern, dann bei den Senatoren⸗ 
gehältern, weiter bei denen, die unverdiente Ge⸗ 
winne in die Taſche ſtecken, bei den Kuponſchnei⸗ 
dern uſw., die die Nationalſozialiſten ganz ber 
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legen Sie auf das Urteil der Oeffentlichkeit wenig 


hätten doch wirklich dieſe ganzen 10 Jahre hindurch 
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(Raſchke, Abgeordneter) 


ſonders „bekämpfen“. Sie haben aber doch nicht 
die. Courage, die Tantiemenſteuer zu erhöhen, 
weil Sie natürlich dann auch inſofern davon be⸗ 
troffen werden, als Sie nicht mehr die nötigen 
Zuſchüſſe erhalten. Aber alle dieſe Maßnahmen 
werden ſehr gut von der Oeffentlichkeit verſtan⸗ 
den. Wir verlangen deshalb, daß einmal unſer 
Antrag in Druckſache Nr. 54 dem Hauptausſchuß 
überwieſen wird und daß er ſo ſchnell wie möglich 
verabſchiedet wird, damit auch hier Sparmaßnah⸗ 
men durchgeführt werden können. (Bravo! bei den 
Kommuniſten). 

Bizepräfident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
2. Der Herr Abg. Raſchke hat in hervorragender 
Weiſe das Urteil der Oeffentlichkeit zu dieſem An⸗ 
trag in Druckſache Nr. 54 angerufen. Das be⸗ 
fremdet mich, Herr Raſchke; denn im allgemeinen 


Wert. (Zuruf des Abg. Raſchke). Sie legen immer 
nur Wert darauf, hier feſtzuſtellen, daß lediglich 
eine Diktatur des roten Proletariats in Frage 
käme. Was die Oeffentlichkeit dazu ſagt, war 
Ihnen bisher Wurſt. Aber wenn es ſich darum 
handelt, die Diäten zu erhöhen, iſt Ihnen auch die 
Oeffentlichkeit gut dazu. In einem ſind wir uns 
einig, daß nämlich die Lebensdauer dieſes wun⸗ 
derbaren parlamentariſchen Syſtems nur eine 
kurze ſein wird. Der Anterſchied zwiſchen Ihnen 
und uns iſt aber der, daß Sie die Lebensdauer 
ausnutzen wollen, um während dieſer Zeit noch 
viel Pfründe herauszuholen. (Sehr gut! rechts). 
Wir ſtehen jetzt ſchon auf dem Standpunkt, daß 
im Rahmen des Möglichen innerhalb dieſes Sy: 
18 dem Staat geholfen werden muß. (Zuruf 
Sie Abg. Plenikowſki). Herr Plenikowſki, leſen 
. e ruhig Ihre Zeitung weiter. Das iſt viel wich⸗ 
iger, als wenn Sie Zwiſchenrufe machen, die zu 
nichts taugen. Sie, Herr Plenitowſki, haben mit 
Ihren Leuten ſchon 10 Jahre in dieſem hohen 
Haufe geſeſſen und während dieſer Zeit, wie ich 
mir habe jagen laſſen, zuerſt 250 Gulden pro Mo- 
nat Aufwandsentſchädigung bezogen, nachher 180 
und erſt in den letzten Jahren 150 Gulden. Sie 


ſchon Zeit gehabt, die Aufwandsentſchädigung 
auch für die Einkommen über 8 000 Gulden her⸗ 
abzuſetzen. (Abg. Plenikowſki: Wir haben ſolche 
Anträge geſtellt, beruhigen Sie ſich!) Wenn Sie 
heute den Antrag ſtellen und nicht ſelbſt unter⸗ 
chreiben, ſondern ihn mit Paul Kreft unterſchrei⸗ 
ji laſſen und darin verlangen, daß die Auf⸗ 
andsentſchädigung nicht gezahlt werden ſoll, 
nn das Einkommen des Abgeordneten den Be⸗ 
rag von 8 000 Gulden überſteigt, fo iſt das ſehr 
ein ausgeſonnen; denn ich bin überzeugt, wenn 
ein Lehrer Plenikowſki nicht in Ihrer Fraktion 
wäre, hätten Sie beſtimmt 4 oder 5000 Gulden 
geſchrieben und nicht 8 000 Gulden. (Sehr gut! 
1 5 Aber man will Ihr Einkommen, Ihr 
ehrergehalt in Schutz nehmen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Da wird auch abgezogen!) f 
Man muß ſich überlegen, ob tatſächlich eine Er⸗ 


ſparnis herauskommt. Das iſt ein R 

5 nt. echenexem⸗ 
pel und ich habe mich noch nicht der Mühe unter- 
ziehen können, das nachzurechnen. Wenn Sie auf 
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dem Standpunkt ſtehen, daß die Diäten der Ab⸗ 
geordneten, die ein Einkommen unter 3 600 Gul⸗ 
den haben, erhöht werden müßten, will ich Ihnen 
etwas ſagen. In unſerer Fraktion ſind dreiviertel 


der Abgeordneten, die dann unter diefen Paſſus 


fielen und in den Genuß höherer Diäten kämen. 
Wenn wir trotzdem den Antrag ablehnen, ſo iſt 
das der beſte Beweis dafür, daß in unſeren Rei⸗ 
hen der Opfermut, der Wille zu opfern und die 
Pflicht, im Staatsintereſſe zu opfern, ſchon ſo weit 
Fuß gefaßt hat, daß auch bei den Dreivierteln der 
Abgeordneten tatſächlich der Wille vorhanden iſt, 
ſich der Staatsnotwendigkeit zu beugen und lieber 
auf höhere Diäten im Intereſſe des Staates zu 
verzichten. (Sehr gut! rechts). 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plettner. 

Plettner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Für eine ſoziale Geſtaltung der Aufwands⸗ 
entſchädigung ſind wir durchaus zu haben. Wir 
begrüßen es daher, daß beantragt worden iſt, die⸗ 
ſen Antrag dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Wir werden im Hauptausſchuß an der Beſſer⸗ und 
Neugeſtaltung des Geſetzentwurfs regen Anteil 
nehmen. (Bravo! links). 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich will 
nur ganz kurz auf die paar Angriffe des Abg. 
Greiſer eingehen, der es allerdings vorgezogen 
hat, zu verſchwinden. Es iſt lächerlich, hier die 
Erklärung abzugeben, daß wir Kommuniſten die 
Grenze bei 8000 Gulden gezogen hätten, um 
meine Bezüge in Schutz zu nehmen. Ich weiſe 
darauf hin, daß wir in Deutſchland den gleichen 
Antrag eingebracht haben. Aber um dieſe Her⸗ 
ren zu beruhigen, ſind wir gern dazu bereit, 
Ihnen zu zeigen, daß ich durchaus nicht unter dieſe 
Grenze falle, weil ich ſchon Beträge, die weit dar⸗ 
unter liegen, der Partei abgebe. 

Wenn hier der Abg. Greifer darauf hinweiſt, 
daß dreiviertel der Abgeordneten der Nazipartei 
hier jetzt auch einen Vorteil davon hätten, aber 
darauf verzichteten, und daß das beweiſe, welchen 
Mut, welche Pflichterfüllung ſie beſäßen, daß ſie 
erkannt haben, man müſſe für den Staat in ſeiner 
Notlage opfern, ſo iſt das natürlich eine Ausrede, 
um die höheren Einkommen in Schutz zu nehmen. 
Es iſt eine Tatſache, die nicht beſtritten werden 
kann, daß Sie Ihre Vorteile vom jetzigen Syſtem 
haben, das Sie ſchützen. Sie verteidigen dies Sy⸗ 
ſtem und ziehen auch die Vorteile aus dieſem Sy⸗ 
ſtem. Deshalb können Sie dieſe Stellung einneh⸗ 
men. Andererſeits verlangen es Ihre Auftrag⸗ 
geber, die Unternehmer, die Vertretung ihrer In⸗ 
tereſſen. Wir haben alle dieſe Leute in den bür⸗ 
gerlichen, verlumpten Parteien ſitzen, von denen 
Sie geſprochen haben. Die Bezüge und Einkom⸗ 
men dieſer Leute nehmen Sie in Schutz, wenn Sie 
dieſen Antrag ablehnen. 

Ich will noch auf eine andere Seite dieſer An⸗ 
gelegenheit hinweiſen, weil die Oeffentlichkeit 


immer wieder darauf hinwies, daß unſere langen 
Reden beſtimmt nicht der Sparſamkeit dienten. 
Da müßte ich darauf hinweiſen, daß die Obſtruk⸗ 
tionsrede, die ich hielt und die acht Stunden dau⸗ 
erte, dem Staat auf der andern Seite 270 Gul⸗ 
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den erſpart hat, weil zwei kommuniſtiſche Abge⸗ 
ordnete hinausgeworfen wurden. Die Ausgaben 
dieſer Achtſtundenrede erreichen lange nicht die 
Summe von 270 Gulden. Wenn kommuniſtiſche 
Abgeordnete den Mut beſitzen, auch auf die Ge⸗ 
fahr hin, hinausgeworfen zu werden und für neun 
Sitzungen ihre Diäten zu verlieren, um gegen das 
Ermächtigungsgeſetz zu kämpfen, ſo zeigt das die 
Opferbereitſchaft der kommuniſtiſchen Abgeordne⸗ 
ten, aber nicht Ihre Bereitſchaft. (Zurufe des Abg. 
Schütz.) Ne | i 
Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Der Aelteſtengusſchuß ſchlägt vor, da dies 
eine Finanzvorlage iſt, den Punkt dem Haupt⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich 
nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 7 der 
Tagesordnung auf: 1 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Abänderung des Erwerbsloſenfürſorgege⸗ 
ſetzes. — Urantrag des Abg. Plenikowſfki 


u. Fr. 
Druclſache Nr. 65. Das Wort hat der Herr Abg. 
Bartſch. 


Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Bereits des 
öfteren hat die Kommuniſtiſche Partei von dieſer 
Stelle auf die Not der Erwerbsloſen hingewieſen. 
Wir wiſſen, daß die Not der Erwerbsloſen na⸗ 
türlich von der herrſchenden Klaſſe in keiner Weiſe 
berückſichtigt wird, ebenſo wenig von den bürger⸗ 
lichen Parteien, die für das Weiterbeſtehen der 


heutigen Geſellſchaftsordnung eintreten. Die Not 


der Erwerbsloſen genügt dem Kapitalismus heute 
nicht mehr. Man geht ſogar dazu über, das 
Elend, das unter den Exwerbsloſen herrſcht, noch 
mehr zu vergrößern. Ein Beiſpiel hierfür iſt dies 
ſogenannte Ermächtigungsgeſetz. Auch hier hat 
man wieder die Erwerbsloſen bedacht, man will 
ihnen wieder die minimale Unterſtützung noch 
weiter kürzen. Die bürgerlichen Parteien haben 
allen Bevölkerungsſchichten und beſonders den Ar⸗ 
beitern vor den Wahlen alle möglichen Verſpre⸗ 
chungen gemacht. Sie denken jetzt natürlich nicht 
daran, dieſe Verſprechungen einzuhalten. Wir 
ſehen, daß beſonders jetzt nach der Wahl und bei 
der Bildung der neuen Regierung die Schikanen 
gegen die Erwerbsloſen in verſtärktem Maße ein⸗ 
geſetzt haben. Man fragt nicht danach, ob die 


Frauen und Kinder der Erwerbsloſen, die ſchon 


ein, zwei oder drei Jahre keine Arbeit haben, 
langſam dahinſiechen oder krank werden. Man 
kürzt, man entzieht und läßt dieſe Familien zu⸗ 
grunde gehen. Ich möchte ein Beiſpiel anführen, 
wie man gegen die Erwerbsloſen vorgeht. Ein 
Arbeiter war einen Tag lang mit Schneeſchau⸗ 
feln beſchäftigt. Dieſe Arbeit hat er vorſchrifts⸗ 
mäßig angemeldet, um nicht die Unterſtützung zu 
verlieren. Drei Tage ſpäter bekommt er einen 
Beſcheid, daß ihm die Anterſtützung geſperrt ſei, 
weil die Arbeit, die er ausführt, unkontrollierbar 
iſt. Hier ſieht man ganz deutlich die brutale 
Fratze der heutigen Geſellſchaftsordnung. Dieſe 
Fälle könnte man zu Hunderten anführen. Na⸗ 
türlich haben die bürgerlichen Parteien kein In⸗ 
tereſſe, das zu hören; denn ihnen geht es nur dar⸗ 
um, dies faulende kapitaliſtiſche Syſtem mit allen 


Mitteln auf Koſten der werttätigen Arb 


densarten ſind, daß keiner dieſer Vertreter 
Ernſt daran denkt, das durchzuführen, was hier 


Mittwoch, den 4. Februar 1931. 
zu erhalten. e . eee e einer N 
Nun zum Exmächtigungsgeſetz. Die Mieter⸗ 
höhung iſt gleichfalls für die Erwerbsloſen eine 
Belaſtung. Man kann ſagen, daß die Erwerbs⸗ 
loſen ein Leben noch unter dem Vieh führen müſ⸗ 
ſen. Denn ein Tier wird verpflegt. Tierſchutzver⸗ 
eine rufen es in die Oeffentlichkeit, daß die Vögel 
hungern und die Tiere gefüttert werden müſſen. 
Aber um den Menſchen bekümmert ſich niemand; 
Wir Kommuniſten wiſſen, daß dies kapitaliſtiſche 
Syſtem der Arbeiterklaſſe, der werktätigen Klaſſe 
niemals das geben wird, was ſie braucht. Wir 
werden es allen Werktätigen, die das noch nicht 
einſehen, klarmachen, daß dieſe Not nur durch die 
Beſeitigung der Arſachen gebeſſert werden kann. 


Wenn die Kommuniſtiſche Fraktion dieſe 


Aenderung beantragt, ſo iſt dabei auch die Lage 
der Jugendlichen in Betracht zu ziehen. Wir wiſ⸗ 
ſen, daß die proletariſche Jugend noch mehr als die 
Erwachſenen unter der Erwerbsloſigkeit zu leiden 


hat. Der Jugendliche, der heute aus der Schule 


kommt und ins Leben tritt, weiß nicht, was er 
anfangen ſoll. Er bekommt keine Unterſtützung, 
erhält nirgends Hilfe und wird ſomit auf die 
Bahn des Verbrechens gebracht. Dann ſchxreit 


aber die bürgerliche Preſſe, dann ſchreien die bür⸗ 


gerlichen Parteien über die Verwahrloſung der 
Jugend. In Wirklichkeit ſind ſie ſchuld daran, 
wenn die jungen Proleten ſo aufwachſen und in 
dieſe Lage hineinkommen. Es iſt eine Angerech⸗ 
tigkeit, ich ſpreche von Ungerechtigkeit, es wird ja 
allerdings niemals anerkannt, denn wir verſtehen 


darunter zweierlei. Wenn ein Arbeiter heute im 


Betrieb ſteht, ſo iſt er meiſtens vorher längere 


Zeit arbeitslos geweſen. Während der Zeit, wo 


er arbeitet, kann er nicht die fehlenden Mittel auf⸗ 
bringen, die zum Unterhalt der Familie notwen⸗ 
dig ſind. Wenn dann vielleicht dieſer Arbeiter 
nach ganz kurzer Zeit wieder erwerbslos wird, 
muß er eine beſtimmte Karenzzeit durchmachen, 
ehe er wieder in den Genuß der Exwerbsloſenun⸗ 
terſtützung kommt. Aus dieſem Grunde ſoll die 
Karenzzeit beſeitigt und die Unterſtützung von 
dem Tage an gezahlt werden, wo der Arbeiter er⸗ 


werbslos wird. Ein Erwerbsloſer, der jahrelang 


nur dieſe ganz minimale Summe als Unter- 
ſtützung bezieht, kann auf die Dauer feine Familie 


nicht unterhalten. Deshalb iſt es unbedingt not⸗ 
wendig, daß die Unterſtützungsſätze der Erwerbs⸗ 


loſen erhöht werden müſſen. 

Hier erklärten vorhin mehrere Vertreter 
bürgerlichen Parteien, daß ſie ſich dafür einſetzen 
werden, die Intereſſen der Werktätigen wahrzu⸗ 
nehmen. Wir wiſſen, daß das alles nur leere Re⸗ 
im 


geſprochen wird. Ich möchte zum Beiſpiel die 


Nationalſozialiſtiſche Partei anführen. Wir ſe⸗ 


hen, daß dieſe Partei gerade die Aufgabe hat, die 


Erwerbsloſen, die Werktätigen noch weiter irre zu 


führen, weil es der Sozialdemokratie heute nicht 
mehr ſo gelingt, die Arbeiterſchaft mit Verſpre⸗ 
chungen an der Naſe herumzuführen. Die revolu⸗ 


tionäre Arbeiterbewegung wächſt, und da benutzt 
der Kapitalismus die Nazipartei, um die Arbeiter 
abzulenken. Dieſe Partei ſagt, der Marxismus 
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hat euch verraten. Wir wiſſen aber, daß die So⸗ 
zialdemokratie ſchon längſt nicht mehr den revolu⸗ 
tionären Klaſſenkampf führt, ſondern heute zu 
einer Stütze des Kapitalismus geworden iſt, und 
daß nur die Kommuniſtiſche Partei allein das 
Banner des revolutionären Marxismus hochhält 
und weiter bis zum Siege der Arbeiterklaſſe füh⸗ 
ren wird. 

Die Nazi⸗Partei treibt dasſelbe Spiel wie hier 
auch in Deutſchland. Als die Kommuniſtiſche 
Partei 1930 in Preußen einen Antrag für die Er⸗ 
werbsloſen einbrachte, der lautete: „In Anbe⸗ 
tracht der ungeheuren Notlage, wird die Regie⸗ 
rung aufgefordert, allen Fürſorgeberechtigten eine 
Winterbeihilfe auszuhändigen. Die Winterbei⸗ 
hilfe beträgt für die Hauptunterſtützungsempfän⸗ 
ger 40 Mark und für jedes Familienmitglied 12 
Mark „da ſchrieben die Nazis folgendes: „Selbſt⸗ 
verſtändlich konnten es ſich die Kommuniſten nicht 
verſagen, zu Beginn der Sitzung mit dem Agita⸗ 
tionsantrag zu kommen, den Hauptunterſtützungs⸗ 


empfängern eine Winterbeihilfe von 40 Mark zu 


gewähren. Woher dieſe Summe zu nehmen ſei, 
verrieten ſie ge nicht.“ Die ale 
ſche Partei hat bewieſen, wo die Mittel zu nehmen 
waren, indem ſie die Millionärſteuer beantragte. 
In einem andern Fall wieder ſtimmten die Nazis 
für den Antrag der Kommuniſtiſchen Partei, we⸗ 
nigſtens einer ihrer Abgeordneten. Als es dann 
aber darauf ankam, endgültig dieſen Antrag an⸗ 
zunehmen, wurde er ebenfalls abgelehnt. 

Hier in Danzig ſehen wir dasſelbe Spiel. Man 
hat den Erwerbsloſen alle möglichen Verſprechun⸗ 
gen gemacht. Jetzt aber, wo den Erwerbslofen 
wen durch eine kleine Beihilfe geholfen wer⸗ 
19 455 „ſtimmen die Nationalſozialiſten wieder 
5 9 55 n. (ier ſeben wir auch die Rolle des Zen⸗ 
1928 5 15 wird die Aufgabe der Kommuniſti⸗ 

gartei ſein, den Werktätigen, die an die 
Zentrumspartei glauben, und an das. was ſi 
ihnen verſpricht, klarzumachen, daß dies ebenfalls 
eine Partei iſt, die nichts mit den Werktätigen zu 
tun hat, ſondern daß es eine ausgeſprochen arbei⸗ 
terfeindliche kapitaliſtiſche Partei iſt. 
Wahl hieß es in dem Zentrumsflugblatt: „Der 
einzige Hort für den Arbeiter und ſeine Familie 
iſt das Zentrum. Nur durch ein ſtarkes Zentrum 
im neuen Volkstag kann eine Beſſerung wirtſchaft⸗ 
licher und politiſcher Art eintreten. Die Zentrums⸗ 
Partei iſt eine politiſche Partei. Sie orientiert 
va an den Ideen des Chriſtentums.“ Ich möchte 
f. 13 fragen, ob das die Ideen des Chriſtentums 
eo man den Erwerbsloſen die Unter- 
in 8 9 5 mehr entzieht, wenn man ſie ſchika⸗ 
be 9 5 ſie aus der Krankenverſicherung 
es Ei will. Dann hieß es weiter in dem 
1 18 t: „Die Familie zu ſchützen und ihr die 
2 5 rliche geſunde Grundlage zu geben iſt die 
tite Forderung der Kulturpolitik des Zentrums.“ 
„Jeder Familie eine geſunde Wohnung. Zuerſt 


ſollen die Sozialbedürftigſten herankommen, die 


en mit Kindern, die Kranken und Obdach⸗ 


Jetzt hat man das Ermächtigungsgeſetz ange⸗ 


nommen. Die Mieten find erhöht. Tauſende 


von Erwerbsloſen werden nicht in der La in, 
= 55 5 = ; 5 2 E ein, 
die erhöhten Mieten aufzubringen. Das e 
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iſt aber in der Regierung. Hier ſieht man den 
Betrug, der an den werktätigen Wählern verübt 
worden iſt. Es iſt gleichfalls notwendig, darauf 
hinzuweiſen, welche Rolle auch in dieſem Fall die 
Sozialdemokratiſche Partei ſpielt. Wir wiſſen, daß 
dieſe Partei mitgearbeitet hat an der Ausarbei⸗ 
tung dieſes Schandgeſetzes, durch das die Arbei⸗ 
terſchaft, die werktätige Bevölkerung, aufs ſchwerſte 
belaſtet wird. Die Sozialdemokratiſche Partei 
wird jetzt wohl dieſem Antrag zuſtimmen, aber 
wir wiſſen, daß es nur ein Scheinkampf iſt, daß die 
Sozialdemokratie im Ernſt nicht daran denkt, da⸗ 
für einzutreten, daß dies Geſetz angenommen 
wird. Heute können Sie ſich dieſe Scheinoppoſition 
erlauben. Jahrelang hat man die Erwerbsloſen 
mit allen möglichen Illuſionen irre geführt. Auch 
heute wurde von ſozialdemokratiſchen Abgeordne⸗ 
ten von der Ueberwindung der Erwerbsloſigkeit 
geſprochen. Wir wiſſen als Revolutionäre, daß 
der Kapitalismus, die kapitaliſtiſche Profitwirt⸗ 
ſchaft die Urſache des Elends der Menſchheit iſt 
und daß nur mit der Beſeitigung dieſes Uebels, 
mit der Beſeitigung der Profitwirtſchaft und Ein⸗ 
führung der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft die Erwerbs⸗ 
loſigkeit verſchwinden wird. Wenn man jagt, daß 
der Kapitalismus die Erwerbsloſigkeit überwin⸗ 
den wird, ſo iſt das eine Illuſion, die man den 
Werktätigen beibringt. Ich möchte noch darauf 
hinweiſen, daß während der Regierungstätigkeit 
der Sozialdemokraten dieſe genau ſo wie das Zen⸗ 
trum und die Nazipartei alle Arbeiteranträge ab⸗ 
gelehnt haben, alle Anträge, die dazu beitragen 
ſollten, ein klein wenig die Not der Werktätigen 
zu lindern. a u 
Wenn hier der Herr Abg. Greifer erklärte, daß 
die Anträge der Kommuniſtiſchen Partei nur aus 
Demagogie geſtellt ſeien, ſo weiſen wir das ganz 
entſchieden zurück. Wir wiſſen auch, daß dies ge⸗ 
rade eine demagogiſche Redensart iſt. Wir Kom⸗ 
muniſten ſind aufs engſte mit der werktätigen Be⸗ 
völkerung verbunden, und wir haben kein Intereſſe 
daran, Anträge zu ſtellen, die nicht im Einklang 
mit den Intereſſen der Arbeiterſchaft ſtehen. Die 
Kommuniſtiſche Partei beweiſt immer wieder, 
daß ſie nicht nur in Worten, ſondern auch mit der 
Tat dieſe Anträge unterſtützt und ſich für die Ver⸗ 
beſſerung der Lage der Arbeiterſchaft einſetzt. 
Wie hat die Nazipartei den Erwerbsloſen und 
beſonders den Jugendlichen den Ausweg gezeigt“ 
Wir wiſſen, daß die Kriſe, die heute der Kapita⸗ 
lismus durchmacht, die Parteien zwingt, immer 
offener gegen das Proletariat aufzutreten. 0 
Man führt überall den faſchiſtiſchen Kurs 
durch. Auch hier ſoll ja die Redezeit beſchränkt 
werden, ſo daß es den Vertretern der Arbeiter⸗ 
ſchaft nicht möglich iſt, über die Notlage der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung zu ſprechen. Man will die 
Hungermaßnahmen im Stillen durchführen. Das 
Beſtreben aller bürgerlichen Parteien iſt ja, den 
heutigen Hungerſtaat in einen faſchiſtiſchen Zucht⸗ 
hausſtaat umzuwandeln, in dem das Proletariat 
vollſtändig rechtlos ſein ſoll. Genau, wie in an⸗ 
deren Fragen, können wir auch hier wieder auf 
die Sowjet⸗Union hinweiſen, die immer verleum⸗ 
det und belogen wird. Dort gibt es keine Er⸗ 
werbsloſen mehr, dort braucht die Arbeiterſchaft 


nicht ſolche Anträge zu ſtellen. (Abg. Greifer: Sind 
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Sie dageweſen?) Dort hat die Arbeiterſchaft ſelbſt 
die Betriebe in ihrer Hand. (Abg. Reuter: Glaubt 
das doch nicht! — Zurufe der Abg. Plenikowſki, 
Raſchke und Greifer.) Mögen die bürgerlichen 
Parteien, mögen die Vertreter der Kapitaliſten 
über die Sowjet⸗UAnion ſchwindeln und lügen. 
Wir wiſſen aber, und das zeigt ſich immer deut⸗ 
licher in der ganzen Welt, daß der Kapitalismus 
abgewirtſchaftet hat, daß er immer mehr in die 
Sackgaſſe hineingerät. Das werktätige Volk kann 
nur durch die proletariſche Revolution, durch den 
Sozialismus von dem Elend befreit werden, in 
dem es ſich heute befindet. Es iſt nicht abzuleug⸗ 
nen und eine feſtſtehende Tatſache, daß es in der 
Sowjet⸗Union keine Erwerbsloſen mehr gibt. 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Da iſt nichts auswendig 
zu lernen. Wir wiſſen als revolutionäre Arbeiter, 
wenn das Proletariat herrſcht, wenn es ſelbſt die 
Macht in Händen hat, iſt für ſolche Phraſen kein 
Platz mehr. Die Komuniſtiſche Partei weiß, daß 
die Anträge, die ſie ſtellt, keinen Anklang bei den 
bürgerlichen Parteien finden. Aber ſie wird die 
Maſſen mobiliſieren und gegen das Hungerſyſtem 
in den Kampf ziehen. (Abg. Greiſer: Wo ſind die 
Maſſen? — Abg. Plenikowſki: Die Maſſen, die Sie 
auf der Altſtadt begrüßt haben!) Das waren die 
Maſſen. Sie werden immer mehr werden. Am 
25. Februar werden die Millionen Erwerbsloſe 
Ihnen und den herrſchenden Klaſſen ihren Hunger 
in die Ohren ſchreien. Wir werden den Kampf der 
Erwerbsloſen mit dem der Betriebsarbeiter ver⸗ 
binden. 

Durch dieſen Maſſenkampf wird die Kommu— 
niſtiſche Partei alle Lakaien des Kapitals hinweg⸗ 
fegen und für ein Sowjet⸗Deutſchland, für ein 
Sowjet⸗Polen und für die Befreiung der inter⸗ 
nationalen Arbeiterſchaft kämpfen. Dieſer Tag 
rückt immer näher. Wir können mit Siegeszuver⸗ 
ſicht ſehen, daß der Kapitalismus bankerott macht. 
Durch den Sozialismus, durch die proletariſche 


Revolution werden die Maſſen der Arbeiterſchaft 


befreit werden. Dann braucht die werktätige Be⸗ 
völkerung nicht mehr mit ſolchen Anträgen zu kom⸗ 
men. Dann braucht ſie nicht mehr darauf zu hö⸗ 
ren, wenn ein deutſchnationaler Abgeordneter er⸗ 
klärt: „Wir werden dort helfen, wo es zu helfen 
gilt!“ Es gilt, bei den Erwerbsloſen zu helfen. 
Tauſende von Familien ſind dem Hungertode 
preisgegeben. Millionen von Erwerbsloſen ſehen 
in der ganzen Welt keinen Ausweg. Da könnten 
die bürgerlichen Parteien helfen. Natürlich denken 
ſie nicht daran. Aber wir wiſſen das und werden 
alles daran ſetzen, damit der Tag der Befreiung 
und der Tag der proletariſchen Weltrevolution 
näher kommt, damit dieſe Zuſtände, wie ſie heute 
ſind, beſeitigt werden. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Joſeph. 

Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Es dürfte wohl niemand geben, der bei objektiver 
Nachprüfung nicht zu dem Reſultat käme, daß die 
zurzeit bezahlten Sätze für die Erwerbsloſen außer⸗ 
ordentlich niedrig ſind und daß es nicht möglich iſt, 
auf längere Zeit mit dieſen Unterſtützungsſätzen 
auszukommen. Das Erwerbgloſenfürſorgegeſetz 


hatte ja auch die Abſicht, die Erwerbsloſen zu un⸗ 
terſtützen in der Hoffnung, daß es ſehr ſchnell mög⸗ 


lich ſein würde, ſie nach einer gewiſſen Zeit wieder 
in Arbeit zu bringen, damit ſie ihren früheren 
auskömmlichen Verdienſt zurückerhalten. Durch 
die gegenwärtige Wirtſchaftskriſe wird die Er⸗ 
werbsloſigkeit aber bis ins Unendliche ausgedehnt. 
Ich glaube, daß niemand hier in dieſem hohen 
Hauſe vorhanden iſt, der es einmal auf ſich neh⸗ 
men wollte, ſich drei oder vier Jahre mit der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung über Waſſer zu halten. 
(Sehr gut! links.) Wer es müßte, würde natür⸗ 
lich zu einem ganz anderen Ergebnis kommen und 
höchſtwahrſcheinlich viel ſchärfere Worte gefunden 
haben, als der Abg. Bartſch ſie eben gefunden 
hat. Wenn man aber auf der einen Seite zu der 
Ueberzeugung kommt, daß mit den gegenwärtigen 
Sätzen infolge der langen Erwerbsloſigkeit nicht 
auszukommen iſt, ſo müſſen wir uns auch auf der 
anderen Seite die Frage vorlegen, ob es nicht doch 
möglich iſt, Mittel und Wege zu finden, um das 
traurige Los der Erwerbsloſen zu verbeſſern. Die 
neue Regierung ſcheint für die Notlage gewiſſer 
Schichten beſonderes Intereſſe zu haben. Aus der 
heutigen Erklärung habe ich angenommen, daß der 
Notruf für die Fiſcher nicht ungehört verhallt iſt. 
Der Herr Abg. Schütz hat verkündet, daß man den 
Fiſchern, die in der allergrößten Not waren, be⸗ 
reits eine Unterſtützung gezahlt hat. Die neue 
Regierung hat ſich auch eine Ermächtigung geben 
laſſen, um die Not der Landwirtſchaft zu lindern, 
und zwar in der Weiſe, daß dort Steuererleichte⸗ 
rungen eintreten ſollen. 

Nun könnte man wohl ſagen, was dem einen 
recht iſt, iſt dem anderen billig. Die Not der Land⸗ 
wirtſchaft dürfte nicht größer ſein, als die Not der 
Erwerbsloſen. Eher könnte das Gegenteil zutref⸗ 
fen. Die Erwerbslosen, die ſchon jahrelang unter 
dem wirtſchaftlichen Druck ſeufzen, befinden ſich in 
einer noch viel ſchlechteren Lage, als das bei der 
Landwirtſchaft der Fall iſt. Ich nehme daher an, 
daß ſich die Regierung eine Ermächtigung zur, Ber 
ſeitigung der Mißſtände in dem Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetz auch nur deshalb hat geben laſſen, um 
da, wo die Not augenſcheinlich geworden iſt, mehr 
und beſſer helfen zu können als bisher und höchſt⸗ 
wahrſcheinlich den langjährigen Erwerbsloſen er⸗ 


höhte Beihilfen zu gewähren. 


Wenn man bedenkt, daß dieſe Regierung 
ſchließlich doch von einer Arbeiterpartei unterſtützt 
wird, ich meine die Nationalſozialiſtiſche Deutſche 
Arbeiterpartei, (Abg. Klingenberg: Aber in An⸗ 
führungsſtrichen!) wenn dieſe Partei die gegen⸗ 
wärtige Regierung ſtützt, bin ich überzeugt, daß 
ſie es ſertig bringen wird, die Regierung in der 
Richtung zu beeinfluſſen, daß hier, wo eine tatſäch⸗ 
liche Notlage vorliegt, geholfen wird. Denn auch 
bei der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗ 
partei gibt es Erwerbsloſe, die gleichfalls dieſem 
Rotzuſtand verfallen ſind. Sollten Sie es nich 
tun, dann ſtehen Sie vielleicht auf dem Stand⸗ 
punkt, auf dem ja der Gauleiter dieſer Partei, der 
Parteigenoſſe Forſter, ſteht, der ſagt, dieſe Bela⸗ 
ſtungen find eben noch erträglich. Aber wenn frü⸗ 
her noch darüber geſprochen werden konnte, ob der 
Staat über die notwendigen Mittel verfügt, ſo 
kann hiervon in der heutigen Zeit keine Rede ſein. 
Jeder einzelne wird zugeben müſſen, daß nach den 
neuen Belaſtungen, die durch das Ermächtigungs⸗ 
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geſetz auf die Schultern der Arbeiterſchaft gelegt 
worden ſind, die Lage der Arbeiterſchaft weiter 
verſchlechtert iſt, daß nicht mehr daran zu denken 
iſt, einen Notgroſchen zu ſparen, den man bei län⸗ 
gerer Erwerbsloſigkeit zuſetzen kann. Gerade weil 
man aus der Arbeiterſchaft mehr herauspreßt als 
früher, iſt es auf der anderen Seite notwendig, 
auch mehr zu helfen. 

Die Sozialdemokratiſche Fraktion ſteht auf dem 
Standpunkt, daß die Vorlage durchaus einer ernſt⸗ 


haften Beratung und Prüfung unterzogen werden 


muß und daß ſoweit möglich geholfen werden muß. 
Wir machen uns den Standpunkt der National⸗ 
ſozialiſten nicht zu eigen; denn dann könnte ja nie 
etwas geändert werden, es ſei denn, daß die Nati⸗ 
onalſozialiſten den Antrag einbringen. Aber das 
tun ſie ja meiſtens erſt dann, wenn andere Par⸗ 
teien einen Antrag gebracht haben. 
möglicherweiſe zu lange dauern. Alſo unbeſchadet 
deſſen, daß dieſer Antrag von der Kommuniſtiſchen 
Partei herſtammt, wird die Sozialdemolratiſche 


Fraktion für die Verbeſſerung der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung eintreten, wird mitarbeiten und da⸗ 


her für Ausſchußüberweiſung ſtimmen. 
Vizepräſident von Wnuck: 


weiſen. Widerſpruch höre ich nicht, es iſt dement⸗ 
ſprechend beſchloſſen. Ich rufe Punkt 8 der Tages⸗ 
ordnung auf. Soeben wird mir mitgeteilt, daß die⸗ 


a 
Große Anfrage Nr. 7 des Abg. Serotzli 
. pen ne der deutſchen Not⸗ 

g bei den Danzige i . 

a Nr. 39. Das Wort — 


1 Kreft, Abgeordneter (K. P.): Wir 5 
längerer Zeit die Anfrage getel es er 
bis heute noch keine ſchriftliche Erklärung des Se⸗ 
nats zugegangen. Wir erſuchen den Senat endlich 
in dieſer Angelegenheit eine Erklärung abzugeben. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 


Regierungsvertreter, Herr Oberregierungsrat Dr. 


Hemmen. 
en Dr. Hemmen, Oberregierungsrat: M. D. u. H. 


ie Große Anfrage meint mit der Bezei 
1 # zeichnung 
„Fürſorgeamt anſcheinend das Staatl. Verſor⸗ 
9 und Penſionsamt und mit der Bezeichnung 
„Kriegsopfer die nach dem Geſetz über die Ver⸗ 


ſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterblie⸗ 


benen bei Dienſtbeſchädigun 2 3 
ſetz) zu betreuenden Personen. ( di a 
daß das Staatl. Verſorgungs⸗ und Penſionsamt 
hinſichtlich der genannten Perſonen die in Deutſch⸗ 
land gültigen Notverordnungen angewandt hat 
Inzwiſchen iſt durch den Volkstag der Senat er⸗ 
mächtigt worden, das Verſorgungsgeſetz abzuän⸗ 
dern. Der Senat hat von dieſer Ermächtigung 
Gebrauch gemacht und durch eine heute erſchienene 
Verordnung die Beſtimmungen der deutſchen Not⸗ 


verordnung ſoweit fie ſich auf „Reichsverſorgung“ 


bezieht, gleichfalls in Danzig übernommen und da⸗ 


Das könnte 


Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſe 

imanzvorlage dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 


5 1 zurückgezogen iſt. Ich rufe daher Punkt 


habe im Namen des Senats folgende Erklä⸗ 
zung zu dieſer Großen Anfrage Nr. 7 abzugeben: 


trifft nicht zu, 
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durch wieder die notwendige Angleichung an die 
deutſche Geſetzgebung vollzogen. 
Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, die Große Anfrage dem Sozialen Ausſchuß 
zu überweiſen. 


Vizepräſident von Wnuck: Widerſpruch höre ich 
nicht. Die Ueberweiſung an den Sozialen Aus⸗ 
ſchuß iſt ſomit beſchloſſen worden. (Widerſpruch 
rechts) Es iſt ſchon ſo beſchloſſen. Wir kommen nun 
zur Feſtſetzung des Zeitpunkts und der Tagesord⸗ 
nung der nächſten Sitzung. Es wird vorgeſchla— 
gen, die nächſte Sitzung am Mittwoch, den 11. Fe⸗ 
bruar 15,30 Uhr abzuhalten mit der folgenden 
Tagesordnung: 


1. Antrag auf Genehmigung zur Erhebung einer Pri⸗ 
vatklage gegen zwei Abgeordnete. Druckſache Nr. 90. 

2. Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. Druck⸗ 
ſache Nr. 81 zu Nr. 25. 

„Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. Druck⸗ 
ſache Nr. 82 zu Nr. 27. 

Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. Druck⸗ 
ſache Nr. 83 zu Nr. 28. 

Wahl der Mitglieder der Stadtbürgerſchaft. Druck⸗ 
ſache Nr. 87. (§ 92, Abſchnitt 4 der Geſchäftsordnung). 

. Bericht des Wirtſchaftsausſchuſſes über den Antrag 
des Abg. Plenikowſki u. Fr. betr. wirtſchaftliche Maß⸗ 
nahmen zur Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit. Druck⸗ 
ſache Nr. 84 zu Nr. 2. 

Bericht des Wirtſchaftsausſchuſſes über den Antrag 
des Abg. Langnau u. Fr. betr. Vorlage eines Geſetzes 
zur Linderung der Not der Landwirtſchaftlichen 
Kleinbetriebe. Druckſache Nr. 85 zu Nr. 43. 

Bericht des Hauptausſchuſſes über den Antrag des 
Abg. Plenikowſki u. Fr. betr. Kürzung der Beamten⸗ 
gehälter. Druckſache Nr. 88 zu Nr. 4. 

9. Antrag des Abg. Langnau u. Fr. betr. die Landar⸗ 

beiter. Druckſache Nr. 44. 

10. a) Antrag auf Aufhebung der Verordnung vom 27. 

1. 31 (G. Bl. S. 10) betr. Einkommenſteuergeſetz. 

b) Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Einkommenſteuergeſetzes. — Uranträge 
des Abg. Moritz u. Fr. — Druckſache Nr. 95. 

11. a) Antrag auf Aufhebung der Verordnung vom 30. 
1. 31 (G. Bl. S. 16) betr. Aenderung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes. 

b) Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über einen 
Notzuſchlag zur Vermögensſteuer pp. — Uran⸗ 

träge des Abg. Moritz u. Fr. — Druckſache Nr. 96. 

12. Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf Aufhebung 

a) der Anordnung betr. Maßnahmen gegen den 

1 pp. vom 30. 1. 31 (St. A. T. 


— 


7 * 


D 


V1 


2 


b) der Verordnung zum Schutze der Mieter pp. vom 
30. 1. 31 (St. A. T. I, S. 33). Druckſache Nr. 94. 
13. Antrag des Abg. Moritz u. Fr. betr. Aufhebung der 
Verordnung zum Schutze der Mieter vom 30. 1. 31. 
(G. Bl. S. 17). Druckſache Nr. 93. 
14. Eingaben. Druckſache Nr. 86. 
Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Philipſen. 
Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage, den Herrn Präſidenten zu ermächtigen, falls 
die Geſchäftsordnung rechtzeitig im Geſchäftsord⸗ 
nungsausſchuß verabſchiedet wird, dieſen Punkt 
als erſten auf die Tagesordnung der nächſten 
Sitzung zu ſetzen. 
Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wider⸗ 
ſprechen dieſem Antrag. 
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Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Plettner das Wort. 

Plettner, Abgeordneter (S. P. D.): Nach der 
Geſchäftsordnung iſt es nicht möglich, den Bericht 
über die Aenderung der Geſchäftsordnung als 
Punkt 1 zu behandeln, denn die Strafverfolgun⸗ 
gen gehen den anderen Punkten voran. (Wo ſteht 
das? rechts. — Abg. Plenikowſki: Leſen Sie die 
Geſchäftsordnung durch!) 


Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich ändere 
den Antrag dahin um, obgleich ich dieſen Einwän⸗ 
den nicht zuſtimmen kann, daß der Punkt als zwei⸗ 
ter auf die Tagesordnung kommt. Die Geſchäfts⸗ 
ordnung ſagt darüber „in der Regel.“ Es können 
alſo Ausnahmen gemacht werden. 

Vizepräſident von Wnuck: Da die Punkte 2, 3 
und 4 der Tagesordnung Strafverfolgungen ſind, 
faſſe ich Ihren Antrag ſo auf, daß Sie die Behand⸗ 
lung der von Ihnen gewünſchten Vorlage als 
Punkt 5 oder Punkt 4a beantragen. Sie wollen 
alſo für Punkt 4 a oder 5 die Ermächtigung des 
Präsidenten, einen etwa noch eingehenden Bericht 
des Geſchäftsordnungsausſchuſſes über die Ge⸗ 
ſchäftsordnung auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
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Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. GB) 


Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt ſon⸗ 
derbar, daß die Deutſchnationalen es ſo eilig ha⸗ 
ben, beſonders, weil außerordentlich wichtige 
Punkte auf der Tagesordnung ſtehen, ſo die An⸗ 


träge der Sozialdemokratiſchen Fraktion auf Not⸗ 


verordnungen. Man hat bisher bereits die Aus⸗ 
ſprache abgewürgt und nun ſoll es ſo weitergehen. 
Sie haben es eilig damit, beſonders die National⸗ 
ſozialiſten, gerade die Partei, die ſich im preußi⸗ 
ſchen Landtag dagegen wehrte, daß man nur einige 
Minuten Redezeit zulaſſen will. Dieſe Partei hat 
alſo dagegen proteſtiert, was man hier einführen 
will. Wir proteſtieren gegen dieſen Antrag. 
Vizepräſident von Wnuck: Gegen die von mir 
vorgeleſenen Punkte ſind keine Einwendungen er⸗ 
hoben worden. Es iſt nur ein Zuſatzantrag geſtellt. 
Wer für die Ermächtigung des Präſidenten iſt, 


einen noch eingehenden Bericht des Geſchäftsord⸗ 


nungsausſchuſſes über die Geſchäftsordnung als 
Punkt 4a auf die Tagesordnung zu ſetzen, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der 
Antrag iſt angenommen. — Die Tagesordnung iſt 
hiermit erledigt. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 18 Uhr 5 Minuten). 


! 
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A) Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 15. 0 
Vollſitzung. Bevor ich den erſten Punkt der Ta⸗ 
gesordnung aufrufe, habe ich einige geſchäftliche 
Mitteilungen zu machen. Der Aelteſtenausſchuß 
15 Si ſchlägt vor, den Punkt 15, Eingaben, als Punkt 
. tzung. 6 a zu behandeln 5 0 a0 neu 1 
; fügen: Bericht des Hauptausſchuſſes über die 
Meet INT, Große Anfrage Nr. 4 des Abg. Plenikowfki u. Fr. 
Seite betr. die Entſchädigung zweier in Polen verhaf⸗ 
e ae en: 947 c | teter Kommuniſten. Druckſache Nr. 103 zu Nr. 11. 
Antrag auf Genehmigung zur Erhebung einer Pri⸗ Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. 
vatklage gegen zwei Abgeordnete. Druckſache Dann möchte ich darauf aufmerkſam machen, daß 
247 C einige Ausſchüſſe ſehr magere Berichte anfertigen. 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. Das iſt in der letzten Sitzung des Aelteſtenaus⸗ 
247 C ſchuſſes gerügt worden. Ich möchte auf die Zif⸗ 
Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf fer 5 der Mitteilungen aufmerkſam machen, die 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. verlangt, daß kurze Angaben der von den ein⸗ 
Dr. Bing (S. P. D.) 5 REN En zelnen Rednern entwickelten Gedanken zu machen 
Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag auf ſind. Dieſer Punkt kommt bei der Berichterſtat⸗ 
Strafverfolgung gegen einen Abgeordneten. tung ſehr kurz weg. Ich wollte das nur in Er⸗ 
(Druckſache Nr. 83 zu Nr. 28) 247 P innerung bringen. Ich rufe Punkt 1 der Tages⸗ 
ordnung auf: 
ausſchuſſes über die Geſchäftsordnung. (Druck⸗ Antrag auf Genehmigung zur Erhebung 
Abäſache „5777 0 re ne 248B einer Privatklage gegen zwei Abgeordnete. 
änderungsantrag des Abg. Brill u. 15 (Druck⸗ 5 Druckſache Nr. 90. Der Aelteſtenausſchuß 
Raschke (K. B.) zur Geſchäftsordnung. . 248 C ſchlägt vor, dieſen Punkt ohne Ausſprache an den 
e Gal Ss, i Get ft endes 248 C Rechtsausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre 
Raſchke (K. P) zur Geschäftsordnung . . 248D ich nicht; es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe den Punkt 2 
Müller, P., (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 248 D der Tagesordnung auf: 


Noſchte 1 — 0 Keen Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 


Ordnungsruf für den Abg. Naſchte (K. P) 251 K Antrag auf Strafverfolgung gegen einen 
e et der Stadtbürgerſchaft. (Druck⸗ Abgeordneten. 
. e Nr. ) ee 251D Druck Nr. 81 Nr. 25. Der Ausſchuß 
Eingad ruckſache Nr. au N 29, er ) 
en ſchlägt Genehmigung der Strafverfolgung vor. (D) 
frage des Abg. Plenikowſki u. Fr. betr. die Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen Antrag. 
Entſchädigung zweier in Polen verhafteter Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Der Antrag iſt angenommen und damit dieſer 
Bericht dase Ken) . 252 D Punkt erledigt. Ich rufe Punkt 3 der Tagesord⸗ 
erde daß Wireſchaftsgusſchuſſes über den Antrag nung auf: 
liche Maßnahmen wit u. Fr. betr. wirtſchaft⸗ Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
werbsloſigkeit. zur Bekämpfung der Er⸗ Antrag auf Strafverfolgung gegen einen 
Barti Kay ß 2⁵³ K Abgeordneten. 
8 N 255 Druckſache Nr. 82 zu Nr. 27. Ich eröffne die 
Kreft 55 en „ 257 C Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Bing. 
Bericht des Wirtſchaftsausſchuſſes über den Antrag . Dr. Bing, Abgeordneter (S. PP. D.): M. D. u. 
des Abg. Langnau u. Fr. betr. Vorlage eines H.! Es handelt ſich hier um die Strafverfolgung 
Geſetzes zur Linderung der Not der Landwirt⸗ gegen den Chefredakteur der Volksſtimme, den 
en Kleinbetriebe. (Druckſache Nr. 85 Herrn Abg. Weber. (Abg. Gaikowſki: Das iſt erſt 
Nebberg (S P) 258 8 Punkt A!) Verzeihung, dann habe ich die Druck⸗ 
Dr 259 B ſachen verwechſelt 
260 B ; 


2620 „Präfident: Weitere Wortmeldungen zu Punkt 


n 


AB 


Bericht des Hauptausſchuſſes über den Antrag des 3 liegen nicht vor. Der Ausſchuß ſchlägt Ableh⸗ 
en u. Fr. betr. Kürzung der Be⸗ nung vor. Wir müſſen über den urſprünglichen 
Kreft (K. 9 . — 5 Nr. 88 zu Nr. 4). 5 Antrag auf Genehmigung zur Strafverfolgung 
Antrag des Abg. Langnau u. Fr. betr. die Land⸗ abſtimmen. Wer dieſen Antrag annehmen will, 
5 110 Nr. 4) 2230 bitte ich, ſich zu erheben. — Einſtimmig abgelehnt. 
0 ee .:, . . 264 A Dann rufe ich Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
Ordnungsruf für den Abg. ü A 2 
ern Alle den Ain 1 5 Bericht des Rechtsausſchuſſes über den 
Rehberg (S P. D)) 80 Antrag auf Strafverfolgung gegen einen 
Weiß (Z.) zur Geſchäftsordnung 265 D Abgeordneten. 


Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung. 265 5 Druckſache Nr. 83 zu Nr. 28. Ich eröffne die 
2 e Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den Bing. > 5 > n 


Präſidenten Gehl eröffnet. Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): Es handelt 


Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, ſich bei dieſer Druckſache um die Strafverfol 
85 5 5 a gung 
5 Hoppenrath; Staatsrat Lademann, Oberregie⸗ gegen den Abg. Weber in ſeiner Perſon als ver⸗ 
gsräte Dr. Ferber, Dr. Hemmen. lantwortlicher Redakteur der „Volksſtimme“. Nun 


a ee ee 


ae) 


A 


(B) 


— 
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(Dr. Bing, Abgeordneter) 

liegt von unſerer Seite und von ſeiten des Herrn 
Abg. Weber nicht die geringſte Veranlaſſung vor, 
ſich von der Verantwortung als verantwortlicher 
Redakteur zu drücken. Die Stellungnahme, die un⸗ 
ſere Partei in Deutſchland eingenommen hat, iſt 
Ihnen ja allen bekannt. Was der Sache den Son⸗ 
derfall gibt, iſt nicht die Anerkennung, daß es ſich 
ſachlich um eine Bagatelle handelt, die von juriſti⸗ 
ſcher Seite weder als ehrenrührig noch als poli⸗ 
tiſche Beleidigung zu gelten hat, ſondern daß der 
Schreiber des Artikels bekannt iſt und ſchon von 
der Staatsanwaltſchaft geſtellt wurde. Die Be⸗ 
hörde hat alſo die Möglichkeit, Klarheit über die 


Er 


materiellen Grundlagen des Angriffs zu ſchaffen, 


ohne den verantwortlichen Redakteur der „Volks⸗ 
ſtimme“ durch eine derartige Rachejuſtiz, möchte 


ich ſagen, zu beläſtigen und ihn an der Ausübung 


ſeines Mandats zu hindern. Man kann über die⸗ 
ſen Punkt außerordentlich viel ſprechen. Dazu iſt 
aber die Gelegenheit im Plenum nicht gegeben. 
Wir ſind dafür, daß bei dieſen Bagatellgeſchichten 
die Immunität überhaupt nicht aufgehoben wird. 


Dazu ſoll nur Gelegenheit ſein, wenn ehrenrüh⸗ 
rige Beleidigungen vorliegen, nicht, wenn poli⸗ 


tiſche vorhanden ſind. In dieſem Fall halten wir 
aber, wie auch das Preſſegeſetz dafür ſpricht, die 
Aufhebung der Immunität für ſachlich gänzlich 
ungerechtfertigt und für überflüſſig. Wir bitten 
Sie deshalb, dem Antrag des Senats nicht zuzu⸗ 
ſtimmen. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Ausſchußantrag 
auf Genehmigung der Strafverfolgung. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. Das Ergebnis iſt zwei⸗ 
felhaft, wir müſſen auszählen. Ich bitte den Saal 
zu verlaſſen und die Herren Schriftführer, die 
Auszählung an den Türen laut vorzunehmen. Die 
Auszählung beginnt. — Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Das Ergebnis der Auszählung iſt fol⸗ 
gendes: Ausgezählt ſind 49 D. u. H., davon ſtimm⸗ 
ten mit Ja 23, mit Nein 26. Der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Nochmaliger dritter Bericht des Geſchäfts⸗ 
ordnungsausſchuſſes über die Geſchäftsord⸗ 
nung. 

Druckſache Nr. 100 zu Nr. 80. Es liegt ſchrift⸗ 
licher Bericht vor. Es iſt noch im letzten Augen⸗ 
blick ein Abänderungsantrag zu dieſem Gegen⸗ 
ſtand der Tagesordnung eingegangen. Ich bitte, 
ihn zu verleſen. 

Klingenberg, Schriftführer (S. P. D.): 

Wir beantragen: 

zu § 69: Im 1. Abſatz die Worte „oder ſchließen“ zu 

ſtreichen. Im 2. Abſatz die Worte „oder Schluß“ und 

den zweiten Satz zu ſtreichen. Abſatz 3 zu ſtreichen. 

Abſatz 4 wird Abſatz 3. Abſatz 5 zu ſtreichen. 

ſtreichen Im 2. Abſatz die Worte „§ 69 Abi. 3“ zu 

zu § 77: Im Abſatz 3h die Worte „oder Schluß“ zu 


ſtreichen. 
Arthur Brill 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokrat. Fraktion. 


Präſident: Der Antrag wird ſofort verviel⸗ 
fältigt und den Mitgliedern des Hauſes überreicht 
werden. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Raſchke. 


Volkstag Danzig — 15. Sitzung. Mittwoch, den 11. Februar 1931. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Jetzt iſt noch 
ein wichtiger Abänderungsantrag eingegangen, 
den man aus dem Stegreif nicht verfolgen kann. 
Man iſt ſich nicht darüber klar, was er will. Es iſt 
daher angebracht, dieſe Sache noch einmal dem 
Geſchäftsordnungsausſchuß zu überweiſen, damit 
man dort darüber ſprechen kann. Ich beantrage 
deshalb, daß dieſe Vorlage noch einmal an den 
Geſchäftsordnungsausſchuß zurückverwieſen wird. 
Das iſt auch notwendig, weil noch zwei weitere 
Anträge zur Geſchäftsordnung vorliegen, einer 
von dem Herrn Abg. von Wnuck und einer von 
dem Abg. Plenikowſki. Der Geſchäftsordnungs⸗ 
ausſchuß muß alſo noch einmal zuſammentreten, 
um dieſe Anträge zu beraten. Es iſt daher ange⸗ 
bracht, dieſe ganze Materie noch einmal dem Ge⸗ 
ſchäftsordnungsausſchuß zu überweiſen. 


Präsident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. von Wnuck. 

von Wnuck, Abgeordneter (Nat. Soz.): Im 
Aelteſtenausſchuß und vorher im Geſchäftsord⸗ 


nungsausſchuß ſind wir uns darüber einig gewor⸗ 


den, daß die Punkte, die der Ausſchuß erledigt hat, 
heute im Plenum zur Sprache kommen und er⸗ 
ledigt werden ſollten. Mein Antrag und ſämtliche 
Anträge, die noch kommen würden, ſollten dann 
ſofort in der nächſten Ausſchußſitzung neu beraten 
werden. Der Volkstag ſollte aber heute über die 
Beſchlüſſe, die der Geſchäftsordnungsausſchuß fer⸗ 
lig bearbeitete, abſtimmen und ſie erledigen. Ich 
ſtelle den Antrag, dieſe Beſchlüſſe, die der Ge⸗ 
ſchäftsordnungsausſchuß erledigt hat, zu beraten 
und die anderen Punkte, darunter auch meinen 
Antrag, dem Geſchäftsordnungsausſchuß zur Be⸗ 
arbeitung zu übergeben. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Raſchke. 


Herr Abg. von Wnuck hier vorgetragen hat, ſteht 
doch in kraſſem Widerſpruch zu den Sparmaßnah⸗ 
men, die beſonders die Nationalſozialiſten durch⸗ 
führen wollen. Wenn heute eine Vorlage zur 


Aenderung der Geſchäftsordnung beraten wird 


und in der nächſten Sitzung erneut zu dieſen Fra⸗ 
gen Stellung genommen werden muß, dann iſt 
das keine Sparmaßnahme, ſondern es wird ſchließ⸗ 
lich ſo kommen, daß wir uns in jeder Sitzung mit 
der Geſchäftsordnung beſchäftigen müſſen. Deshalb 
iſt es angebracht, daß man die ganze Sache ſolange 
zurückſtellt, bis die Geſchäftsordnung von Grund 
aus durchberaten iſt und hier endgültig zur Ab⸗ 
ſtimmung kommen kann. Daher beantrage ich, 
daß dieſe Materie dem Geſchäftsordnungsausſchuß 
noch einmal überwieſen wird, damit alle die Fra⸗ 
gen, die heute erneut aufgetaucht ſind, beſonders 
der Abänderungsantrag der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion, im Zuſammenhang mit der jetzt vor⸗ 
liegenden Beratung erledigt werden und hier zur 
Verabſchiedung kommen können. Dann ſparen 
Sie. Wenn Sie aber alle Tage die Geſchäftsord⸗ 
nung beraten, ſparen Sie nicht. 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. P. Müller. . 
Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): Es 


liegt gerade im Intereſſe der Erſparniſſe, daß wir 
die ſehr wichtigen Aenderungen der Geſchäftsord⸗ 
nung, die auf eine Kürzung der Redezeit hinzielen, 


Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Das, was der 
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heute annehmen. Gerade bei den Punkten, die 

heute auf der Tagesordnung ſtehen, iſt es möglich, 

daß mit den Mitteln des Staates Verſchleuderung 

getrieben wird. Deshalb wünſchen wir, daß die 

den ſoweit ſie beſchloſſen iſt, erledigt 
ird. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, wir kommen zur Abſtimmung über den 
Geſchäftsordnungsantrag des Herrn Abg. Naſchke. 
Ich brauche ihn nicht zu wiederholen, er hat ihn 
ſelbſt zweimal bekanntgegeben. Wer für die Zu⸗ 
rückverweiſung des Antrags auf Aenderung der 
Geſchäftsordnung an den Ausſchuß iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt 
abgelehnt. Wenn ich nun Herrn Abg. von Wnuck 
richtig verſtanden habe, will er, daß auch die An⸗ 
träge der Sozialdemokratiſchen Fraktion dem Aus⸗ 
ſchuß überwieſen werden und heute nicht zur Ver⸗ 
An tung kommen. (Zuſtimmung des Abg. von 
. Das iſt nur möglich in bezug auf die Ab⸗ 
fährt hier ankräge zu den §8 69 und 70. 8 77 er⸗ 
59111 hier ſowieſo ſchon eine Aenderung durch den 
e e Antrag. Wir werden nicht umhin 
1 985 en Antrag jetzt zu beraten. Ob Sie nach⸗ 
= ie beiden anderen Abſätze zu den 88 69 und 

noch abſetzen wollen, ſtelle ich in Ihr Ermeſſen. 
en Sie ſpäter noch einen Antrag ſtellen. 
en 970 8 in 1 Tagesordnung eintreten. 
der u Mori ung. Das Wort hat der 
orig, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 

5 war leider nicht möglich, in der letzten Sitzung 

5 Geſchäftsordnungsausſchuſſes dieſen Abände⸗ 
rungsantrag, der heute hier vorliegt, einzubrin⸗ 
gen, weil gleich zu Anfang der Ausſchuß⸗Sitzung 
beſchloſſen wurde, daß ſich der Ausſchuß nur mit 
dem vom Plenum zurückverwieſenen Bericht be⸗ 
ſchäftigen wollte. Es war nicht möglich, gegen die 

einſchränkung der Beratung anzukämpfen. Des⸗ 
halb haben wir erſt heute die Möglichkeit, unſeren 
Antrag einzubringen, der im engſten Zuſammen⸗ 
den mit der Verkürzung der Redezeit, die Sie 
bialblichtigen, ſteht. Die Geſchäftsordnung hat ja 

isher durchaus genügt, um die einzelnen Geſetze 
zu verabſchieden, und es iſt immer in gewiſſem 
e bedenklich, ſo einſchneidende Aenderungen 
arüznmachen. Wenn man es vielleicht damit be⸗ 
en wird, daß die deutſchen Parlamente ähn⸗ 
d Zeſtimmungen angenommen haben, fo iſt da 


e großer Anterſchied. Es iſt natürlich etwas 
ten regiert men Parlament von 600 Abgeordne⸗ 


N werden ſoll oder ein fol 0 
as iſt der ſolches von 72. 
f anne und leichen mit einer Sporthallenver⸗ 
auf dem Lande einer kleinen Bezirksverſammlung 
Wundt werden ao ganz andere Mittel ange⸗ 
ad 6 oder überhaupt nichts ange⸗ 
rechtzu 5 1 0 5 braucht, um die Ordnung auf⸗ 
de Wenn Sie nun aber dazu über⸗ 
ſich hie as g eſchäftsordnung zu verſchlechtern, die 
5 1 5 durchaus bewährt hat und die Redezeit 
Era ATgEN, fie auf eine Stunde zu beſchränken 
See ee n e 
Feri hunkt ſeſtlegen und ie ein⸗ 
1 Fraktionen aufteilen wellen Pong Ai 1 
aer s eine Garantie, daß jeder zu Wort 
15 debe daß auch die Oppoſition von ihrem Recht 
en, Gebrauch machen kann. Sie wird dann, 
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wenn ihr durch die Feſtſetzung der Redezeit dieſe 
Garantie gegeben iſt, auch wirklich zu Wort kom⸗ 
men. Wenn das richtig iſt, iſt es auf der anderen 
Seite aber notwendig, daß nun nicht mehr Schluß 
der Debatte beantragt werden kann. Es würde ja 
eine Ungeheuerlichkeit bedeuten, wenn man erſt 
einmal einer Fraktion eine Redezeit won viel⸗ 
leicht nur 10 oder 15 Minuten zubilligt und die 
Zuſage hinterher dadurch illuſoriſch macht, daß 
man, nachdem der erſte Redner geſprochen hat, 
Schluß der Debatte beantragt. Infolgedeſſen iſt 
es notwendig, wenn man nun einmal die Redezeit 
einteilt und rationiert, daß dann aus der Ge⸗ 
ſchäftsordnung der Antrag auf Schluß der Debat⸗ 
te verſchwindet. Darauf beziehen ſich unſere An⸗ 
träge. Der $ 77 wird ohnehin geändert. Es iſt 
alſo durchaus angebracht, heute darüber zu bera⸗ 
ten. Die anderen von uns vorgeſchlagenen Aende⸗ 
rungen beziehen ſich ſinngemäß immer auf den 
Antrag auf Schluß der Debatte. Wir hatten ur⸗ 
ſprünglich die Abſicht, auch die Streichung des Ab⸗ 
ſatzes 4 des 8 69 zu beantragen. Da Sie aber 
Ihren Antrag bezüglich der Geſchäftsordnungsde⸗ 
batte zurückgezogen haben und es hier beim alten 
bleibt, ſo daß die Geſchäftsordnungsdebatte nur 
durch Mehrheitsbeſchluß beendet wird, haben wir 
davon abgeſehen, eine Aenderung des Abſatzes 4 
des 8 69 zu beantragen. e 
Die Angelegenheit iſt vollkommen klar. Ich 
glaube, durch meine Begründung ſind die letzten 
Zweifel behoben, daß es notwendig iſt, die Ge⸗ 
ſchäftsordnung nach dieſer Richtung hin zu än⸗ 
dern um tatſächlich den Minderheitsparteien die 
Gewähr zu geben, daß die Geſchäftsordnung nun⸗ 
mehr ſinngemäß und richtig Ihren Anträgen ent⸗ 
ſprechend angewandt wird, und daß jeder, der zu 
der Sache zu reden hat, auch wirklich zu Wort 
kommt. Ich bitte Sie deshalb, dieſen Antrag nicht 
unnötigerweiſe an den Geſchäftsordnungsausſchuß 
zurückzuverweiſen, ſondern ihn mit der heutigen 
Aenderung der Geſchäftsordnung ebenfalls anzu⸗ 


nehmen. 
Das Wort hat der Herr Abg. 


Präſident: 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Nachdem man 
in dieſem Haus Dazu übergeht, den Staatsap⸗ 
parat zu faſchiſieren, darf man natürlich auch nicht 
an der Faſchiſierung der Geſchäftsordnung vor⸗ 
übergehen. Die bürgerlichen Parteien, die Natio⸗ 
nalſozialiſten und Sozialdemokraten ſind bemüht, 
bei der Geſchäftsordnung das durchzuführen, was 
die Regierung in bezug auf den Staatsapparat 
bereits durchgeführt hat. (Abg. Kloſſowſki: J 
wol) Herr Kloſſowſki, wenn Sie „J wo!“ ſagen, 
dann iſt dieſer Zuruf dort gut angebracht, wo 
naive Gemüter vorhanden ſind. (Abg. Kloſſowſki: 
Hier find doch genügend! — Heiterkeit.) Viel⸗ 
leicht für Sie, aber nicht für uns. Ihnen iſt doch 
bekannt, daß es Ihre Partei war, die den Vor⸗ 
ſtoß in bezug auf Redebeſchränkung gemacht hat. 
Es war tief traurig, wenn man ſo ſagen ſoll, im 
Ausſchuß feſtſtellen zu müſſen, daß ſich die Herren 
Deutſchnationalen bei der Begründung ihrer An⸗ 
träge immer auf die Sozialdemokratie berufen 
konnten. Wenn Sie eine kleine Wendung nach 
links oder rechts machen und ſich nach hinten 
drehen, finden Sie Ihren Fraktionskollegen, der 
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dies veranlaßt hat, Herrn Spill. Er war es, der 
im verfloſſenen Volkstag des öfteren im Geſchäfts⸗ 
ordnungsausſchuß die Beſchneidung der Redezeit 
angeſchnitten hat. Die Sozialdemokraten, die 
heute die Redezeit beſchränkt haben wollen, die 
fie bejeitigen wollen (Abg. Kloſſowſki: J wol) 
waren es, die in der Vorkriegszeit gemeinſam mit 
der Arbeiterſchaft dieſe Beſtimmung bekämpft 
haben. (Abg. Kloſſowſki: Richtig!) Sie waren es, 
die erklärten, die Demokratie ſei die Garantie für 
die Minderheiten. (Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) 
Heute ſind Sie ſchofel genug, das Gegenteil durch⸗ 
zuführen. (Widerſpruch des Abg. Kloſſowſki.) 
Das, Herr Abg. Kloſſowſki, ſchreiben Sie ſich 
in Ihr Tagebuch. (Zuruf des Abg. Mau. — Abg. 
Kloſſowſki: So etwas behalten wir im Gedächt⸗ 
nis!) Es iſt auch intereſſant, feſtzuſtellen, daß die 
Sozialdemokraten in Danzig jetzt angeblich das 
bekämpfen, was ſie im Reichstag verlangt und 
dort auch durchgeführt haben. 


Die letzten Sitzungen im Reichstag haben mit 


aller Deutlichkeit gezeigt, daß die Sozialdemokra⸗ 
ten immer wieder diejenigen ſind, die die Ge⸗ 
Geſchäftsordnung verſchärfen und damit der Min⸗ 
derheit das Recht nehmen, die Intereſſen der 
werktätigen Bevölkerung zu vertreten, ebenſo die 
Deutſchnationalen und die Nationalſozialiſten, 
die in den letzten Sitzungen des Reichstages den 
gegenteiligen Standpunkt eingenommen haben. 
Als im Reichstag die Geſchäftsordnung verſchärft 
werden ſollte, waren es die Nationalſozialiſten 
und Deutſchnationalen, die den ſchärfſten Kampf 


(B) dagegen führten. Wenn im Reichstag won unſerer 


Seite den Nationalſozialiſten Demagogie vorge⸗ 
worfen worden iſt, ſo trifft das vollkommen zu. 
(Vorbei! bei den Nationalſozialiſten.) Ihr Ver⸗ 
halten hier beweiſt doch mit aller Deutlichkeit, 
daß Sie in Deutſchland nur die gemeinſte Dema⸗ 
gogie treiben. Wer iſt nun im Recht, Herr Greijer, 
Ihre Parteigenoſſen in Deutſchland oder Sie? 
(Abg. Greiſer: Sie beſtimmt nicht!) Sie werden 
behaupten, daß Sie im Recht ſeien und es richtig 
machten. (Abg. Greiſer: Alle beide!) In Deutſch⸗ 
land erklären Ihre Parteigenoſſen, ſie ſeien im 
Recht, ſie ließen die Minderheit nicht vergewal⸗ 
tigen. In Danzig laſſen Sie zu, daß die Minder⸗ 
heiten vergewaltigt werden und nicht zu ihrem 
Recht kommen. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Herr 
Abg. Greiſer, das iſt doch nur der Neid! (Heiter⸗ 
keit.) Die weitere Frage iſt doch die, daß Sie be⸗ 
kanntlich den Parlamentarismus bekämpfen. (Abg. 
Greiſer: Ganz richtig!) Sie erklären, in dieſem 
Saftladen wird das Schickſal der Bevölkerung 
nicht entſchieden. (Abg. Greiſer: Sehr richtig! — 
Heiterkeit.) Trotzdem geben Sie den Leuten Ge⸗ 
legenheit, hier den Parlamentarismus auf der 
einen Seite ſehr ſchön nach außen in Erſcheinung 
treten zu laſſen, damit alles in Ordnung vor ſich 
geht und keine Anrempelungen geſchehen, damit 
nicht etwa ſabotiert werden kann. Dazu bieten Sie 
die Hand. Nach außen hin erklären Sie in Ihren 
Verſammlungen, der Parlamentarismus muß be⸗ 
ſeitigt werden, er muß ſo ſchnell als möglich ver⸗ 
ſchwinden. (Abg. Greifer: Und was erklären 


Sie?) Wir erklären das auch, wir ſind aber keine 
Demagogen, Herr Greifer wie Sie, die außerhalb! 


Mittwoch, den 11. Februar 1931. 


des „Hauſes“ jo reden und hier anders handeln. (0 


Darin unterſcheiden wir uns. Wenn wir den 
Parlamentarismus bekämpfen, benutzen wir alle 
Mittel dazu und werden unſere Hand niemals da⸗ 
zu bieten, den Parlamentarismus in Schutz zu 
nehmen. Alſo in dieſer Beziehung ſind wir ſehr 
konſequent und handeln draußen ſo, wie wir hier 
handeln. Aber Sie, m. H., nehmen draußen das 
Maul ſehr voll und vertreten hier das Gegenteil. 

M. D. u. H.! Wenn die Geſchäftsordnung hier 
verſchärft werden ſoll, wenn man die Redezeit 
beſchränken und noch andere Beſtimmungen in die 
Geſchäftsordnung hineinnehmen will, die die 
Minderheiten vergewaltigen, ſo hat das natürlich 
ſeine Urſache, und die liegt darin, daß ſich die 
Wirtſchaft immer mehr dem Abgrund nähert, daß 
das kapitaliſtiſche Syſtem dem Zuſammenbruch 


nahe iſt. Es kann nur noch eine Atempauſe durch 


die unerhörte rückſichtsloſe Ausbeutung der Werk⸗ 
tätigen gewonnen werden. Um das bewerkſtelligen 
zu können, muß man hier verſchärfte Maßnahmen 
durchführen. Wir ſind uns darüber im klaren, daß 
das, was jetzt von der Regierung auf Grund des 
Ermächtigungsgeſetzes durchgeführt worden iſt, 
noch nicht das Letzte iſt, daß man mit verſchärften 
Maßnahmen an die Geſetzgebungsmaſchine her⸗ 
antreten wird und daß man ſo ſchnell wie möglich 
alle Maßnahmen gegen das Proletariat, gegen 
die ausgebeuteten Schichten, durchpeitſchen will. 
Deshalb die Verſchärfung der Geſchäftsordnung. 
Wir Kommuniſten haben von jeher von der Ge⸗ 
ſchäftsordnung nichts gehalten, denn die Geſchäfts⸗ 
ordnung iſt für Sie genau ſo ein Fetzen Papier wie 
die Verfaſſung. Beides wird von der jeweiligen 
Regierung bezw. Mehrheit des Hauſes, wenn ſie 
es für nötig befindet, in die Ecke geſtellt. Dar⸗ 
über wird hinweggegangen und kein Hahn kräht 
danach. (Abg. Greiſer: Sie krähen doch heute 
ion!) 

Präſident: Bitte doch ſolche Ausdrücke zu ver: 
meiden. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.) So iſt es mit 
der Geſchäftsordnung. Die Vergangenheit hat be⸗ 
wieſen, daß ſich das Präſidium immer wieder über 
die Geſchäftsordnung hinweggeſetzt hat, wenn es 
im Intereſſe der herrſchenden Klaſſe notwendig 
war. Ob Sie nun die Geſchäftsordnung noch ver⸗ 
ſchärfen oder nicht, wird an dem Zuſtand, wie er 
bisher war, nichts ändern. Wir werden uns, 
wenn wir es für nötig halten, über fie hinweg⸗ 
ſetzen, (Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) wenn es 
im Intereſſe der ausgebeuteten Schichten notwen⸗ 
dig iſt. Wir haben Ihnen oft den Beweis er⸗ 
bracht, daß wir uns nicht an die Geſchäftsordnung 
halten. Im verfloſſenen Volkstag und auch im 
jetzigen ſind es immer nur die Abgeordneten der 
Kommuniſtiſchen Fraktion geweſen, die aus dem 
Volkstag hinausgeworfen wurden, weil ſie nach 
Meinung des amtierenden Präſidenten gegen die 
Geſchäftsordnung verſtoßen haben. Wir werden 
rückſichtslos über die Geſchäftsordnung hinweg⸗ 
gehen, wenn auch noch ſoviele Abgeordnete aus 
dieſem Hauſe hinausgeworfen werden, wenn es 
im Intereſſe der notleidenden Schichten liegt. Ihre 
Beſchränkung der Redezeit und Ihre Verſchärfung 
der Geſchäftsordnung berührt uns nicht. Wir wer⸗ 
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den nach wie vor außerhalb und innerhalb des 
Hauſes die Intereſſen der Werktätigen wahrneh⸗ 
men und dahin ſtreben, daß dieſe Quaſſelbude ſo 
ſchnell wie möglich 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, wegen dieſes 
Ausdrucks rufe ich Sie zur Ordnung. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Der ſtammt gar nicht von ihm!) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.) .. . ſo ſchnell 
wie möglich von der Bildfläche verſchwindet, und 
daß die Arbeiterſchaft die geſetzgeberiſche Körper⸗ 
ſchaft iſt, die die Geſetze in ihrem Intereſſe macht, 


und daß Sie diejenigen ſein werden, die das 


Gelach zu bezahlen haben. (Abg. Greiſer: Den 
Ordnungsruf hat er nicht verdient!) 

Präfident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Ich rufe 
8 21 auf. Ich ſchließe die Beſprechung, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. Wer den § 21 in der Ausſchußvorlage 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 


Danke, das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 


Ich rufe § 27 auf. Ich eröffne und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe 8 51 
auf. Ich eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 

ortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Wer S 51 annehmen will, bitte ich, 
lich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. 
das 1 S 56a auf. Ich ſchließe die Beſprechung, 

a Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer § 56a 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
2 Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe 
3 auf. Ich ſchließe die Beſprechung, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Mehrheit, er it angenommen. (Abg. Raſchke: 
Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das iſt die Minderheit. Ich rufe § 66 auf. Ich er⸗ 
öffne und ſchließe die Beſprechung, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 


ſtimmung. Wer $ 66 anehmen will, bitte ich, ſich 


zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Ich rufe § 67 auf. Ich ſchließe die 
eſprechung, weil keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 8 67 an⸗ 
ahnen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
. die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe 
keine W. eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
ragraph 85 eldungen vorliegen. Wer dieſen Pa⸗ 
ben N annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
nommen. Jule, das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
sprechung En rufe § 77 auf. Ich eröffne die Be⸗ 
nicht unit ind ſchließe fie, da Wortmeldungen 
sortegen. Dazu liegt ein Abänderungsan⸗ 


trag in Druckſache Nr. 100 vor, die ſoeben verteilt 


ne it. Es iſt der Antrag, der vorhin verleſen 
len di SS 77 Abſ. 3 der Geſchäftsordnung ſol⸗ 
Wir k orte „oder Schluß“ geſtrichen werden. 


lehnt. Wir ſtimmen nun ih n N 

i über den § 77 ab. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich y a 
Danke, das ift die 2 be — 


Ich rufe § 79 auf. Ich ſchließe die Beſprechung, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer § 79 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Ich rufe § 81 Ziffer 2 
auf. Ich ſchließe die Beſprechung, da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wer dieſe Ziffer anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, ſie iſt angenommen. Ich rufe § 85 auf. 
Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Wer dieſen Paragraphen an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, § 85 iſt angenommen. Damit iſt 
dieſe Drucksache erledigt. Wir würden nun zur Er⸗ 
örterung bezw. Abſtimmung über die Druckſache 
Nr. 106 kommen. Darauf befinden ſich weitere 
Abänderungsanträge des Herrn Abg. Brill zu 
S 69 und zu 8 70. Die Abänderungsanträge find 
ſehr leicht zu finden. Sie wollen überall dort 
Streichungen vornehmen, wo es heißt „oder 
ſchließen“ „oder Schluß“ uſw. Ich darf wohl über 
die Anträge zu § 69 im ganzen abſtimmen. Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Minderheit! (Abg. Kloſſowſki: Gegen⸗ 
probe!) Dann bitte ich um die Gegenprobe. — 
Das letztere war die Mehrheit. Der Antrag iſt 
abgelehnt. Nun kommt ein ähnlicher Antrag zu 
§ 70. Wer dieſen annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Minderheit. 
Der Antrag zu § 70 iſt ebenfalls abgelehnt. Da⸗ 
mit ſind dieſe Anträge erledigt und gleichfalls 
dieſer Punkt der Tagesordnung. Ich rufe nun 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

in N der Mitglieder der Stadtbürger⸗ 

aft. 
Drucksache Nr. 87. 8 92 Abſchn. 4 der G. O. Ich 
bitte den Herrn Schriftführer, die Namen der 
Kandidaten vorzuleſen. 
Klingenberg, Schriftführer (S. P. D.): 
Wahlvorſchlag J. N 
Sozialdemokratiſche Partei. 

Lehmann, Arthur, Rektor 
Marquardt, Friedrich, Angeſtellter 
Bluhm, Gujtan, Geſchäftsführer 
Behrend, Max, Angeſtellter 
Kunze, Willy, Senator a. D. 
Klawikowſki, Margarete, Ehefrau 
„Omankowſti, Willibald, Lehrer und Schriftſteller 
Helmſtedt, Karl, Stadtbauführer 
. Töpfer, Karl, Angeſtellter 
10. Falk, Martha, Ehefrau 
11. Dobronſki, Erich. Redakteur 
12. Artus, Arthur, Steindrucker 
13. Penk, Alfons, Oberſtadtſekretär 
14. Uſszpelkat, Otto, Maſchiniſt 


Wahlvorſchlag II. 5 

Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei. 
Eggert, Heinz, Dipl.-Ing. 
Manteuffel, Eugen, Kaufm. Angeſtellter 
Klatt, Fritz. Sparkaſſen⸗Angeſtellter 
Matſchkewitz, Franz, Rektor 
Alter, Herbert, Prokuriſt 
Arndt, Bruno, Landwirt 
Schubert, Paul, Kaufmann 
Zarſte, Adolf, Architekt 
. Stangneth, Karl, Kaufm. Angeſtellter 
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Wahlvorſchlag III. 
Zentrumspartei. 
Thun, Dr., Max, Arzt 
Bergmann, Adolf, Baugewerksmeiſter 
. Cierocki, Joſef, Gewerkſchaftsſekretär 
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(Klingenberg, Abgeordneter) 
4. Krick, Martha, Hausfrau 
5. Hoppe, Bernhard, Rektor 
6. Fabian, Guſtav, Kaufmann 
7. Wawer, Georg, Schloſſermeiſter 
8. Wiſchnewſki, Johann, Friedhofsgärtner 
9. Krüger, Richard, Zimmerer 


Wahlvorſchlag IV. 
Deutſchnationale Volkspartei. 

Brunzen, Ernſt, Kaufm. Direktor 
. v. Kortzfleiſch, Hedwig, Handelsoberlehrerin 
. Guttzeit, Leopold, Kaufmann 
Beuſter, Emil, Kalkulator 
Meinke, Gotthardt, Finanzamtsrat 
Falk, Albert, Maurer⸗ und Zimmermeiſter 
Brodowſfki, Adolf, Hausmeiſter 
„Steinhoff, Albrecht, Steuerinſpektor 


Wahlvorſchlag V. 
Block der nationalen Sammlung. 

. Drenfer, Wilhelm, Fabrilbeſitzer 
Prehn, Bruno, Oberingenieur 
. Nothhaft, Georg, Kaufmann 
Preukſchat, Franz, Reeder 
. Brenner, Otto, Kaufmann 
Funk, Dr., Martin, Direktor des Statiſt. Amts 


Wahlvorſchlag VI. 

8 Kommuniſtiſche Partei. 
Bretzing, Erich, Maler 
„Dombrowſki, Eliſabeth, Hausfrau 
„Briſchke, Max, Hafenarbeiter 
. Schneider, John, Arbeiter 


Wahlvorſchlag VII. 
Bürgerliche Arbeitsgemeinſchaft, 
Schwieger, Harry, Oberſtadtinſpektor 
. Grönke, Arthur, Staatsbahnoberſekretär 


Wah e VIII. 


olen. 
. Malilzewifi, Teodor, Angeſtellter 
Budzynſki, Bronislaw, Kaufmann 


Präſident: Ich teile mit, daß der Vorſtand des 
Volkstages die Sitze der Stadtbürger⸗ 
ſchaft und die einzelnen in Frage kommenden 
Wahlvorſchläge geprüft und verteilt hat. Das iſt 
nach den Beſtimmungen der Geſchäftsordnung ge⸗ 
ſchehen. Die Namen der Perſonen, die zu Stadt⸗ 
bürgern gewählt werden, ſind hier bekannt gege⸗ 
ben. Sie gelten dadurch als gewählt. Damit iſt 
dieſer Punkt der Tagesordnung erledigt. Wir 
kommen nun zu Punkt Ga: 

Eingaben laut Druckſache Nr. 86. 
Der hierzu geſtellte Abänderungsantrag iſt zu⸗ 
rückgezogen, ſo daß alſo nur die Vorlage übrig 
bleibt. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir 
können ſofort zur Abſtimmung ſchreiten. Wer 
dieſe Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, die Anträge der 
Ausſchüſſe ſind angenommen. Ich rufe Punkt 6b 
der Tagesordnung auf: 
Bericht des Hauptausſchuſſes über die 
Große Anfrage des Abg. Plenikowſti u. Fr. 
betr. die Entſchädigung zweier in Polen 
verhafteter Kommuniſten. 
Druckſache Nr. 103 zu Nr. 11. Es iſt möglich, zu 
dieſer Großen Anfrage einen Antrag zu ſtellen. 
Der Antrag iſt in Druckſache Nr. 105 eingebracht 
und eben verteilt worden. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Die Große 

Anfrage der Kommuniſtiſchen Fraktion wurde 
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dem Hauptausſchuß überwieſen. Man konnte dort 
die ſeltſame Tatſache feſtſtellen, daß eine Einmü⸗ 
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tigkeit darüber herrſchte, daß den beiden kommu⸗ (O 


niſtiſchen Arbeitern geholfen werden müßte. Wir 
Nationalſozialiſten haben erklärt, daß wir 
die politiſche Einſtellung jedes Danzigers dabei 
abſolut in den Hintergrund treten laſſen und 
die Danziger Staatsangehörigkeit in den Vorder⸗ 
grund ſchieben müſſen. Es geht nicht an, daß Dan⸗ 
ziger Staatsbürger, ganz egal welcher politiſchen 
Richtung, in Dirſchau aus dem Zuge herausgeholt 
werden, wenn ſie von Ließau nach Hohenſtein oder 
Danzig fahren. 

Ich habe dem Herrn Abg. Plenikowſki im 
Hauptausſchuß nahegelegt, uns einmal die Sum⸗ 
me zu nennen, die nach ſeiner Meinung oder nach 
Meinung der beiden zu Unrecht verhafteten Ar⸗ 
beiter als Entſchädigung in Frage kommen müßte. 
Wenn ſich dieſe Summe in den Grenzen bewegt, 
die aus einem beſonderen Fonds für ſolche Zwecke 
zur Verfügung ſteht, dann glaube ich ſagen zu 
können, daß die Regierung dieſe Summe ſehr 
ſchnell auszahlen wird. Ich glaube auch bei den 
bürgerlichen Parteien und bei der Sozialdemo⸗ 
kratie Zuſtimmung zu dieſem Vorſchlag zu finden. 
Wenn der kommuniſtiſche Antrag abgelehnt worden 
iſt und dafür ein deutſchnationaler angenommen 
wurde, ſo liegt das in der Sache begründet. An 
ſich ſtehen wir auf dem Standpunkt, daß auch die⸗ 
ſer Senat die Summe, die er auszahlen muß, von 
der Republik Polen zurückfordern muß. Der Se⸗ 
nat kann nicht energiſch genug dagegen proteſtie⸗ 
ren, ebenſo gegen die ſchamloſe Behandlung wäh⸗ 
rend der Verhaftung und gegen die Verhaftung 
ſelbſt. Es geht nicht an, daß Danziger Staatsbür⸗ 
ger einfach aus dem Zuge heraus verhaftet wer⸗ 
den. Was im Mai vorigen Jahres kommuniſti⸗ 
ſchen Arbeitern paſſiert iſt, kann heute, morgen 
oder in den nächſten Tagen jedem anderen Dan⸗ 
ziger Staatsbürger genau ſo paſſieren. Da Herr 
Abg. Plenikowſki nicht anweſend iſt, bitte ich Sie, 
Herr Raſchke, uns die Summe zu nennen, damit 
wir möglichſt bald einen Anhaltspunkt bekommen. 
Sie werden dann unſere Unterſtützung in dieſer 
Angelegenheit finden. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchle, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Ich bin nicht in der Lage, dieſe Vorlage näher zu 
begründen, weil der Abg. Plenikowſki, unſer Kol⸗ 
lege, heute erkrankt iſt. Ich möchte deshalb nur 
auf die Frage der Summe der Unterſtützung ein⸗ 
gehen. Wenn wir dazu keinen poſitiven Antrag 
geſtellt haben, ſo deshalb nicht, weil bei der Re⸗ 
gierung in dieſer Beziehung Richtlinien vorhan⸗ 
den ſind. Es iſt doch beim Gericht ein beſtimmter 
Satz für zu Unrecht erlittene Unterſuchungshaft 
ausgeworfen. Wenn die Regierung gewillt iſt, 
nach dieſem Richtſatz die Entſchädigung zu zahlen, 
dann wird man prüfen müſſen, ob es für dieſe 
beiden Leute, die die Unterſuchung unſchuldig über 
ſich haben ergehen laſſen müſſen, genügen wird. 
Wir wiſſen beſtimmt, daß wenn wir einen Antrag 
ſtellen würden, ſehr viel darüber geredet würde. 
Der Betrag würde dem einen zu hoch, dem ande⸗ 
ren zu niedrig ſein. Wir halten uns hier erſt ein⸗ 
mal an die Richtlinien, die vorliegen und hoffen, 
daß der Senat nach dieſen Richtlinien verfahren 
und die Entſchädigung entſprechend zahlen wird. 
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Präfident: Wortmeldungen liegen weiter nicht 
vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Der Ausſchuß 
hat einen Antrag in Druckſache Nr. 103 Ziffer 1 
angenommen. Zu dieſem Antrag hat der Herr 
Abg. Langnau einen Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 105 geſtellt. Ich laſſe zunächſt über 
dieſen Abänderungsantrag abſtimmen. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Ausſchußantrag. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Danke, er iſt einſtimmig angenommen worden. 
Damit iſt dieſer Punkt erledigt. Ich rufe Punkt 7 
der Tagesordnung auf: 

Bericht des Wirtſchaftsausſchuſſes über 
den Antrag des Abg. Plenikowfki u. Fr. 
betr. wirtſchaftliche Maßnahmen zur Be⸗ 
kämpfung der Erwerbsloſigkeit. 

Druckſache Nr. 84 zu Nr. 2. Es liegt ein 
ſchriftlicher Bericht vor. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung, das Wort hat der Herr Abg. Bartſch. 

Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Jedesmal 
wenn die Kommuniſtiſche Partei einen Antrag 
ſtellte, der die Not der Werktätigen lindern ſollte, 
W er abgelehnt, ganz gleich, ob wir eine ſozial⸗ 
. eine deutſchnationale oder wie jetzt 
die Ziehm⸗Regierung hatten. Die Kommuniſtiſche 
Partei hat ſchon im vorigen Jahr dieſen Antrag 
eingereicht, der dazu beitragen ſollte, daß ein Teil 
der Erwerbsloſen in den Produktionsprozeß einge⸗ 
reiht werden ſollte, daß die Löhne erhöht werden 
ſollten uſw. Wir als Kommuniſten willen, daß 
dies kapitaliſtiſche Syſtem niemals in der Lage 
3 10 wird, dies Problem endgültig zu löſen. Die 
1 werden nur dann zu ihrem Recht kom⸗ 
Di a dieſe Geſellſchaftsordnung beſeitigt iſt. 

er Antrag iſt abgelehnt worden. Man hat 
alſo, trotzdem man große Verſprechungen macht 
kein Intereſſe daran, irgendwie die Erwerbsloſig⸗ 
re die kleinſten Maßnahmen 
; eſſen, um die Lebenshaltu ite 
5 8 zu ſtellen. r 
: s heißt hier in dem Antrag: „Für Arbei 
in geſundheitsſchädlichen Wer nn 
liche ufw. iſt die Arbeitszeit auf 6 Stunden herab⸗ 
zuſetzen.“ 
für den größten Teil der Jugendlichen, die noch 
155 Beſchäftigung haben, der Achtſtundentag 
1 or haupt nicht exiſtiert, daß die Kapitaliſten ge⸗ 
915 ? dieſe Jugendlichen benutzen, um ſie von früh 
ale te Joch einzuſpannen, um ſie als Gold⸗ 
hier ie ihren Profit zu benutzen. Aber auch 
Bi Re feine Einſicht. Wir appellieren auch 
15 0 daran. Wir wollen nur beweiſen, daß 
erlitt el kite Syſtem mit den Intereſſen der 
995 ätigen nichts gemein hat. Dann heißt es 
5 er: „Alle offenen Arbeitsplätze dürfen nur mit 
Kenehmigung des zuſtändigen Arbeitsamtes unter 
9 des von den Erwerbsloſen gewählten 
lusſchuſſes beſetzt werden.“ Auch darüber iſt man 
weggegangen. Auch über die Bewilligung 
an Million Gulden für die produktive Erwerbs⸗ 
deſenfürſorge iſt man hinweggegangen. Wir ſehen, 
a * der kurzen Zeit, ſeit der Antrag geſtellt 
: r e, das Heer der Erwerbsloſen in der ganzen 
apitaliſtiſchen Welt ſchon wieder gewaltig geſtie⸗ 
gen iſt, man kann ſagen, um Millionen. Dieſe 


Wir haben heute zu verzeichnen, daß 


Reſervearmee der Kapitaliſten, dieſes Heer der 
Erwerbsloſen wird immer gewaltiger. Unſere Auf⸗ 
gabe wird es ſein, dafür zu ſorgen, daß es dem 
Kapitalismus nicht gelingt, dies Millionenheer 
der Erwerbsloſen gegen den Teil der Arbeiterſchaft 
auszunutzen, der noch in Arbeit ſteht. Wir werden 
nicht dulden, daß dieſe Millionen Erwerbsloſe in 
dieſer kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung elend 
zugrunde gehen. Die Kommuniſtiſche Partei wird 
dieſe Millionen Erwerbsloſe mit den Betriebs⸗ 
arbeitern zuſammenſchließen und ſie gegen alle 
Hungermaßnahmen der Bourgeoiſie führen. Trotz 
dieſer Zahl der Erwerbsloſen, trotzdem ſie ſo we⸗ 
nig Anterſtützung erhalten, begnügt man ſich nicht 
damit, ſondern geht weiter dazu über, ihre Lage 
noch weiter zu verſchlechtern. Wir ſehen, daß heute 
Leute jahrelang erwerbslos ſind. Sie müſſen im 
Winter in kalten Wohnungen hauſen. Viele Er⸗ 


werbsloſe haben keine Sohlen mehr an den Schu⸗ 


hen. Ihre Kinder ſind unterernährt, der Hunger 
ſpricht ihnen aus den Augen. Familien verfallen 
der Krankheit uſw. Sie geraten immer mehr in 
Schulden. Sie wiſſen nicht, wo ſie die Mittel auf⸗ 
bringen ſollen, um ihre Familien zu unterhalten. 
Die Miete bleibt immer mehr im Rückſtand. Na⸗ 
türlich intereſſiert ſich die herrſchende Klaſſe nicht 
dafür. Für ſie kommt es nur darauf an, das fau⸗ 
lende Syſtem zu halten. Wir haben heute in 
Deutſchland ſchon faſt eine Million Erwerbsloſe, 
die überhaupt keine Unterſtützung mehr bekom⸗ 
men. Hier bei uns werden es beſtimmt auch ſchon 
über 6 000 fein. Dieſe Erwerbsloſen find gerade⸗ 
zu zum langſamen Hungertode verurteilt. 

Wenn die Kommuniſtiſche Partei kleine Maß⸗ 
nahmen zur Linderung dieſer Not vorſchlägt, 
lehnt die Regierung ſie ab, ganz gleich, welche 
Partei am Ruder iſt. Ich möchte hier noch dar⸗ 
auf hinweiſen, was man mir von ſeiten der So⸗ 
zialdemokratie unterſchieben wollte. Ich bin mir 
darüber klar, daß es nur ein Ablenkungsmanöver 
iſt, wenn die Bourgeoiſie die Sozialdemokratie in 
die Regierung nimmt, daß die Sozialdemokratie 
genau ſo die Maßnahmen der Kapitaliſten durch⸗ 
führt, wie die deutſchnationale Regierung. Wir 
wiſſen, daß in der vorherigen ſozialdemokratiſchen 
Regierung ebenfalls alle Anträge der Erwerbs⸗ 
loſen abgelehnt wurden, indem man erklärte, dieſe 
Anträge wären nur Agitationsanträge. Jetzt macht 
die Sozialdemokratie Schein⸗Oppoſition gegen die 
heutige Hungerregierung. Wenn der Kapitalis⸗ 
mus die Sozialdemokratie wieder braucht, wird 
ſie wieder in die Regierung hineingehen, den Kar⸗ 
ren noch weiter in den Dreck fahren und der Ar⸗ 
beiterſchaft noch mehr Laſten aufholzen. Dieſes 
Spiel iſt der Arbeiterſchaft ſchon bekannt. Immer 
weitere Kreiſe der Arbeiterſchaft erkennen die De⸗ 
magogie der Sozialdemokratie. Dieſe Geſell⸗ 
ſchaftsordnung ſucht natürlich einen Ausweg. Man 
ſagt den Erwerbsloſen, insbeſondere von ſeiten 
der Deutſchnationalen Partei: „Wenn ihr länger 
arbeitet, wenn Ihr nicht ſo viel Lohn fordert, 
wird Arbeit genug ſein.“ Die Zentrumspartei 
ſagt den Arbeitern, ſie müßten beten und auf das 
Jenſeits hoffen. Die Nazipartei verſucht natür⸗ 


lich zu erklären, und den Arbeitern weiszumachen, 
daß die Arbeitsloſigkeit durch ein Arbeitsdienſt⸗ 
pflichtgeſetz beſeitigt werden kann. 


Durch dies 
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Arbeitsdienſtpflichtgeſetz will man die werktätige 
Bevölkerung noch weiter ins Joch und beſonders 
die proletariſche Jugend unter die Zwangsjacke 
der Kapitaliſten bringen. Wenn die Jugendlichen 
in dieſe Zwangsmaßnahmen hineingebracht wer⸗ 
den, dienen ſie heute dem Gutsbeſitzer, Krautjun⸗ 
ker oder Fabrikbeſitzer. Morgen wird man ſie ver⸗ 
wenden, um ſie gegen die Sowjetunion, gegen das 
Vaterland der Werktätigen zu führen. Das iſt 
das Ziel aller Parteien des Kapitals. Wir ſehen, 
daß die Erwerbsloſigkeit nicht nur in Danzig, ſon⸗ 
dern auch in den anderen lapitaliſtiſchen Ländern 
ungeheuer iſt. Hier möchte ich auf die Zahl der 
Erwerbsloſen hinweiſen, die in dem Vorbild für 
das dritte Reich, in Italien, vorhanden iſt. Sie 
beträgt bereits über 1 Million. Wir ſehen, daß 
auch hier die Zahl der Erwerbsloſen ungeheuer 
groß iſt. Gerade hier iſt es ja auch wieder die 
Nazipartei, die durch dies Ermächtigungsgeſetz mit 
dazu beiträgt, daß den Arbeitsloſen noch mehr ge⸗ 
nommen wird. 


Die Arbeitsloſen können ſich ungefähr einen 


Begriff machen, wie das dritte Reich ausſehen ſoll. 
Das dritte Reich der Nazipartei würde ein Reich 
der Sklaverei ſein, ein Reich der ſchlimmſten Un⸗ 
terdrückung für das Proletariat. (Abg. Greiſer: 
Sklaverei iſt in Rußland!) In Rußland herrſcht 
das Proletariat, da gibt es keine Erwerbsloſen 


mehr. Auf dieſem Teil der Erde weht das Banner 


8) 


der proletariſchen Revolution. Beim Kapitalismus 
ſehen wir, daß das Proletariat immer tiefer ins 
Elend ſinkt. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Natürlich 
iſt es Ihre Aufgabe, die Arbeiterklaſſe abzu⸗ 
halten, fie zu belügen. Wir wiſſen, daß Sie die 
Aufgabe haben, wenn der Kapitalismus es ein⸗ 
mal wagen ſollte, gegen die Sowjetunion vorzu⸗ 
gehen, die Aktivgruppe, den Kern der imperialiſti⸗ 
ſchen Räubertruppe zu ſtellen. (Abg. Greiſer: Es 
paßt gar nicht zu Ihnen, daß Sie ſo revolutionär 
reden!) Die Bourgeoiſie verſucht natürlich mit 
allen Mätzchen, die Arbeitsloſen über ihre Lage 
hinwegzutäuſchen. Muſſolini ſagt in Italien, ſie 
müßten auswandern, er läßt Päſſe ausſtellen, da⸗ 
mit die Arbeitsloſen verſchwinden. Natürlich ſind 
das nur Experimente. Wir ſehen, daß hier kein 


Ausweg iſt. In Danzig ſagte man den Erwerbs⸗ 


loſen, ſie müßten nach Argentinien auswandern, 
dort könnten ſie es zu etwas bringen. Dort würde 
es ihnen beſſer gehen. Das genügt nicht mehr. 
Heute führt man ſchärfere Hungergeſetze durch. 
Wenn die Arbeiter trotzdem ihre Not in die Oef⸗ 
fentlichkeit ſchreien, wenn ſie demonſtrieren, geht 
man gegen ſie mit dem Gummiknüppel vor. Wenn 
das nicht genügt, ſo macht man es mit Seitenge⸗ 
wehren und blauen Bohnen. 

Damit es uns nicht mehr möglich ſein ſoll, von 
dieſer Tribüne zum werktätigen Volke zu ſprechen 
und ihm das zu ſagen, was hier vorgeht, verſucht 
man, auch hier die Geſchäftsordnung zu verſchär⸗ 
fen. Wir werden uns das Wort nicht verbieten 
laſſen. Wir werden zu den Maſſen ſprechen, auch 
wenn man verſucht, uns hier das Wort zu ver⸗ 
bieten. Wir werden, wie der Genoſſe Raſchke er⸗ 
klärte, darüber weggehen, wenn es gilt, gegen die 
Maßnahmen der Bourgeoiſie vorzugehen. Wir 
ſehen, daß heute in Deutſchland insgeſamt ſchon 
13 und eine halbe Million Werktätige ſind, die 


Mittwoch, den 11. Februar 1931. 


durch die öffentliche Fürſorge verſorgt 
müſſen. Dieſer Zuſtand iſt für das kapitaliſtiſche 
Syſtem kennzeichnend. Wir ſehen hieraus, daß 
der Kapitalismus der werktätigen Bevölkerung 
nicht mehr Brot und Arbeit geben kann. Der Wi⸗ 
derſpruch zwiſchen Arbeit und Kapital wird im⸗ 
mer größer. 

Unſere Aufgabe wird es ſein, die Millionen 
Erwerbsloſer, die als Opfer dieſes Syſtems in die 
ſchlimmſte Not hineingetrieben werden, zu organi⸗ 
ſieren und in den Kampf zu führen, damit die 
heutige Geſellſchaftsordnung geſtürzt wird. Die 
Erwerbsloſen in der ganzen Welt werden be— 
ſonders jetzt am 25. Februar aufmarſchieren und 
der herrſchenden Klaſſe ihre Not in die Ohren 
ſchreien. Es wird ſich zeigen, was die Bourgeoiſie 
für die Arbeitsloſen übrig hat. Sie werden mit 
Gummiknüppeln und Kugeln gegen die Arbeits⸗ 
loſen vorgehen, anſtatt ihnen Brot zu geben. Die 
bürgerlichen Zeitungen ſchrieben dieſer Tage, daß 
die Diebſtähle immer mehr zunehmen. Sie ent⸗ 
rüſten ſich dann über dieſe Vorgänge. Man ſagt 
aber nicht, daß die Urſache für dieſe Diebſtähle in 
der Erwerbsloſigkeit und Not begründet iſt, man. 
ſagt nicht, daß die Schuld daran an der fauligen 
Geſellſchaftsordnung liegt. Man verurteilt die 
armen Menſchen, die ſo zu Verbrechern werden, 
zu ſchweren Strafen und kümmert ſich nicht darum, 
wie es ihnen weiter geht, weil man ihnen auch 
keinen Ausweg zeigen kann. Die erwerbsloſen 
Maſſen fühlen immer mehr, daß es für ſie keinen 
Ausweg aus dieſer kapitaliſtiſchen Kriſe geben 
kann, wenn ſie nicht den revolutionären Klaſſen⸗ 
kampf unter Leitung der Kommuniſtiſchen Partei 
führen. Sie müſſen ſich mit den Betriebsarbeitern 
zuſammenſchließen und den ſchärfſten Proteſt, den 
ſchärfſten Maſſenſturm organiſieren. Wie in allen 
andern Fragen, ſo werden wir auch im Zuſam⸗ 
menhang mit dem 25. Februar, der der Welt⸗ 
kampftag aller Erwerbsloſen iſt, gleichfalls der 
Betriebsarbeiter, der Bourgeoiſie zeigen, daß die 
Werktätigen und Arbeitsloſen nicht mehr gewillt 
ſind, dieſe Zuſtände länger zu dulden. 

Wir wiſſen, daß ein zäher Kampf notwendig 
iſt, und wir werden uns davon nicht durch ſolche 
demagogiſchen Redensarten einzelner bürgerlicher 
Vertreter abbringen laſſen. Hier zeigt es ſich auch, 
daß die Nazipartei ebenfalls die Aufgabe hat, die 
Erwerbsloſen vom Kampf abzuhalten. Die Dan⸗ 
ziger Bourgeoiſie hat am ſogenannten Heiligen 
Abend ſchon einmal ihr wahres Geſicht gezeigt. 
Alle Anträge, die von der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei eingereicht wurden, find abgelehnt worden. 
Dies werden wir den Erwerbsloſen zur Kenntnis 
bringen, und noch weitere tauſend Erwerbsloſe 
werden ſich in die Front gegen den Kapitalismus, 
gegen die kapitaliſtiſchen Unterdrücker einreihen. 
Wir rufen von dieſer Stelle allen Erwerbsloſen 
zu, daß ſie am 25. Februar geſchloſſen aufmarſchie⸗ 
ren, daß gleichfalls die Betriebsarbeiter gemein⸗ 
ſam gegen die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung 


kämpfen. Wir werden den ſchärfſten Kampf gegen 


jeden Lohnabbau führen. Wir werden darum 
kämpfen, daß genau wie in der Sowjetunion, in 
Deutſchland, Polen und Danzig der Siebenſtun⸗ 
dentag verwirklicht wird, daß das Proletariat die 


Wirtſchaft ſelbſt in die Hand nimmt und die ſozia⸗ 


— 


werden 0 
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liſtiſche Bedarfswirtſchaft einführt. Nur dann wird 
die Not der Erwerbsloſen ein Ende haben. (Abg. 
Greiſer: Dann geht Ihr wieder im Ausland 
pumpen!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Joſeph. 

Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Man kann zu dem Antrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion ſtehen wie man will, das eine wird man 
zugeben müſſen, daß durch dieſen Antrag Wege 
gezeigt worden ſind, die man beſchreiten könnte, 
wenn man ernſtlich gewillt wäre, die Not der Er⸗ 
werbsloſen zu lindern. Als der Antrag im Wirt⸗ 
ſchaftsausſchuß behandelt wurde, waren wir der 
Auffaſſung, daß der Regierungsvertreter lange ge⸗ 
nug Zeit gehabt hat, um darüber nachzudenken, 
welche Maßnahmen zur Verminderung der Ar⸗ 
beitsloſigkeit ergriffen werden können. Herr Sena⸗ 
tor Dr. Blavier, der die Regierung im Ausſchuß 
vertrat, wußte aber zu dieſem Antrag weiter nichts 
zu ſagen, als daß eine Verkürzung der Arbeitszeit 
15 er internationalem Boden möglich ſei, und 
955 nn von Danzig aus nichts unternommen 
8 en konne. Ich weiß nicht, wie das in den 

hren der Nationalſozialiſten geklungen haben 
mag, als ein Vertreter der jetzigen Regierung, die 
I zunterſtützen, ihnen klipp und klar fagte, daß 
er Frage nur international geregelt werden 
e e Dr. Blavier: Wenigſtens nicht in 

anzig!) Die Nationalſozialiſten ſtehen ja auf 
dem Standpunkt, daß international gleichbedeu⸗ 
tend mit Unfinn ſei und daß fie ſtark genug find, 
wenn fie erſt an der Macht ſind, um ohne auf 
as Internationale zurückzugreifen, im Staat ge⸗ 
ordnete Verhältniſſe herzuſtellen. (Abg. Greiſer: 
Sie verdrehen die Tatſachen!) Ich weiß nicht, ob 
Sie mit den Ausführungen des Herrn Dr. Blavier 
einverſtanden ſind und in der kurzen Zeit nach 
der Wahl vom 16. November bis jetzt ſchon ſo viel 
zugelernt haben, um zu wiſſen, daß es Dinge in 
der Welt gibt, die nicht national ſondern nur 
international geregelt werden können. (Zuruf des 
Abg. Greifer.) Welche Solidarität meinen Sie? 
Die Solidarität mit Muſſolini und den Verkauf 
von Süd⸗Tirol? Sie wiſſen doch, daß Ihr Führer 
geſagt hat, ſie müßten ihm das deutſche Tirol] 
überlaſſen. (Abg. Greiſer: Das iſt gelogen!) Bei 
Ihnen iſt alles gelogen, weil Sie nicht gut leſen 
können und wahrſcheinlich eben ſo ſchlecht hören. 

„Wenn die Regierung auf dem Standpunkt 
ſteht, daß die Frage der Arbeitszeitverkürzung ſich 
nicht örtlich ſondern international regeln läßt, ſo 
wäre es Ihre Pflicht geweſen, ſich einmal zu über⸗ 
legen, ob nicht trotz alledem eine Verkürzung der 
Arbeitszeit in gewiſſen Betrieben eingeführt wer⸗ 
den kann. Der Regierung kann es nicht unbekannt 
ſein, daß beiſpielsweiſe Hamburg für ſeine Ge⸗ 
meinde- und Staatsarbeiter eine Verkürzung der 
Arbeitszeit vorgenommen und dadurch 1500 Cr 
werbsloſen erneut Arbeit gegeben hat. Der Regie- 
rung kann es weiter nicht unbekannt fein, daß auch 
in Deutſchland eine Reihe von Unternehmungen 
darunter eine große Oelfirma die Arbeitszeit von 
ſich aus gekürzt hat und in ihrem Bericht jetzt 
ſagt, daß dieſe Kürzung der Arbeitszeit ſehr zum 
Vorteil des Anternehmens ausgefallen ſei. Gleich⸗ 
zeitig gibt die Firma auch zu, daß ſie wegen die⸗ 
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ſer Kürzung der Arbeitszeit von allen übrigen 
kapitaliſtiſchen Unternehmungen auf das allerhef⸗ 
tigſte angegriffen ſei. (Abg. Greifer: Welche Oel⸗ 
firma iſt das?) Leſen Sie die Zeitungen, dann 
wiſſen Sie viel mehr. (Abg. Greiſer: In der 
Volksſtimme ſteht es nicht, die leſe ich jeden Tag!) 
Vielleicht leſen Sie einmal ein Judenblatt. (Abg. 
Greiſer: Alſo wird es nicht ſtimmen!) 

Der Antrag fordert nicht nur eine Verkürzung 
der Arbeitszeit, ſondern verſucht auch auf anderen 
Gebieten etwas zu erreichen, um neue Arbeits⸗ 
plätze zu ſchaffen. Die Ziffer 2 des Antrags ent⸗ 
ſpricht dem vollen Wortlaut der Abſicht und der 
Forderungen, die ſeit Jahren von den freien Ge⸗ 
werkſchaften und auch von der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei vertreten worden ſind. Durch die 
Einführung dieſer Beſtimmung würden wir in 
Danzig zu einer Zwangsarbeitsvermittlung kom⸗ 
men. Ich glaube, daß die Anweſenden intelligent 
genug ſind, als daß ich ihnen noch darlegen müß⸗ 
te, welche großen Vorteile durch eine ſolche Ar⸗ 
beitsvermittlung entſtehen würden. Auf alle 
Fälle würden dadurch ſehr viel mehr Danziger Ar⸗ 
beitskräfte in Arbeit gebracht werden, als es bis⸗ 
her möglich geweſen iſt. Aber hier ſcheint, wie 
man ſo ſagt, der Hund begraben zu liegen. Weder 
die Rechtsparteien noch die Nationalſozialiſtiſche 
Deutſche Arbeiterpartei ſind beſtrebt, Danziger 
Arbeitskräfte in Arbeit zu bringen. Das ging 
recht nett aus den Ausführungen des Vertreters 
der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter⸗ 
partei, des Abg. Malſch, im Ausſchuß hervor. 
Herr Malſch hat ſich dort entrüſtet, daß man ihm 
zum Vorwurf machte, daß er ausländiſche Ar⸗ 
beitskräfte beſchäftige. Er bezeichnete das als 
Lüge, gab aber in demſelben Atemzuge zu, daß die 
Danziger Arbeitskräfte minderwertig, arbeitsun⸗ 
willig ſeien und daß er aus dieſem Grunde auf 
eine Anzahl polniſcher Arbeitskräfte habe zurück⸗ 
greifen müſſen. Seine Arbeiterfreundlichkeit do⸗ 
kumentierte er auch durch den Satz, daß die Dan- 
ziger Arbeiterſchaft darauf eingeſtellt ſei, Geld 
für's Nichtstun zu nehmen, alſo ſomit gar nicht 
arbeiten wolle. (Abg. Greiſer: Das haben Sie 
wieder falſch verſtanden!) Wenn nun ſchon die 
Regierungsparteien — (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
beruhigen Sie ſich, Herr Greiſer. Dieſer Satz 
wurde ſtenographiert. (Abg. Greiſer: Im Aus⸗ 
ſchuß wird auch ſtenographiert, ſeit wann denn?) 
Zufällig. Wenn Sie ſolche netten Sätze ſprechen, 
muß man ſie feſthalten, damit man weiß, woher 
ſie kommen und wes Geiſtes Kind Sie ſind. Wenn 
die Regierungsparteien der Aenderung des Ar⸗ 
beitsvermittlungsgeſetzes aus ganz beſtimmten 
Erwägungen ihre Zuſtimmung nicht geben wol⸗ 
len, ſo iſt das aber kaum zu verſtehen, aus 
welchen Gründen ſich nun auch die Nationalſozi⸗ 
aliſtiſche Deutſche Arbeiterpartei, die doch eine 
Arbeiterpartei ſein will, und deren Spitzenkandi⸗ 
dat nach mir ſprechen wird, um wahrſcheinlich 
den Standpunkt der Nationalſozialiſtiſchen Deut⸗ 
ſchen Arbeiterpartei darzulegen, nicht dazu be⸗ 
quemt, irgendeinen Ausweg zur Linderung der 
Erwerbsloſigkeit zu finden. Das hat Ihr Vertre⸗ 
ter nicht getan, ſondern er hat in denſelben 


Tönen, wie wir fie ſeit Jahren von der rechten 
Seite des Hauſes gewöhnt find, den Standpunkt 


(C) 


— 


DJ 


(A) 


(B) 


256 Volkstag Danzig — 15. Sitzung. 


(Joſeph, Abgeordneter) 

einer Arbeiterpartei ſo vertreten, daß man im 
Zweifel darüber ſein konnte, ob es nicht tatſäch⸗ 
lich ein Vertreter der Landwirtſchaft oder der 
Deutſchnationalen iſt, der dort den alten Stand⸗ 
punkt der Deutſchnationalen Partei von neuem 
aufwärmt. Darüber hinaus zeigt der kommuni⸗ 
ſtiſche Antrag, daß es auch noch andere Möglich⸗ 
keiten gibt, um die Erwerbsloſigkeit zu vermin⸗ 
dern. In Ziffer 3 leſen wir, daß der Senat außer 
den vorhandenen Mitteln eine weitere Million 
Gulden zur Verfügung ſtellen ſoll. 

Ich habe bereits bei der erſten Beratung die⸗ 
ſes Antrages geſagt, daß eine Million ein viel zu 
niedriger Betrag iſt. (Sicher! rechts.) Es müßte 
ganz ſicher ein viel höherer Betrag ſein, wenn 
man ernſthaft helfen wollte. Aber man hört ja 
auch bei ſonſtigen Gelegenheiten von der rechten 
Seite des Hauſes ſo häufig die Aeußerung, daß es 
unſinnig ſei, den Erwerbsloſen für das Nichtstun 
Geld zu geben und daß es richtiger wäre, irgend⸗ 
welche Beſchäftigungsmöglichkeiten zu ſchaffen 
und ſo den Erwerbsloſen Arbeit zu verſchaffen. 
Damit wäre das Geld, das ohnehin gezahlt wer⸗ 
den muß, beſſer verwandt. Gegen dieſe Anſicht, 
wenn ſie richtig durchgeführt wird und den Er⸗ 
werbsloſen eine ausreichende Einnahmequelle 
verſchafft, könnte man nichts einzuwenden haben. 
Durch die Ziffer 3 wird der Weg gewieſen, wie 
man es machen könnte. Es könnten im Freiſtaat 
Danzig ganz ſicher eine Reihe von Arbeiten aus⸗ 
geführt werden, bei denen allzu hohe Material- 
unkoſten nicht herauskämen. Wenn man ſich die 
Wege und Straßen hauptſächlich in der Nie⸗ 
derung und im Großen Werder anſieht, ſo wird 
jeder, der dort geweſen iſt, zu der Auffaſſung 
kommen müſſen, daß dort ſchon längſt irgend 
etwas hätte getan werden müſſen. Würde man 
nun einen beſtimmten Betrag aus Anleihemit⸗ 
teln entnehmen oder eine diesbezügliche Anleihe 
aufnehmen, ſo hätte man die Möglichkeit, vor der 
Hand einige tauſend Erwerbsloſe zu beſchäftigen. 
Dadurch würde dem Staat eine Erleichterung 
verſchafft werden. Aber die Regierung will dieſen 
Weg anſcheinend nicht gehen. Sie verſpricht ſich 
vielmehr etwas von der Vornahme von Haus⸗ 
reparaturen. Ich habe letztens einen Artikel ge⸗ 
leſen, daß die Regierung hofft, daß nach der Er⸗ 
höhung der Mieten in Danzig umfangreiche 
Hausreparaturen vorgenommen werden und da⸗ 
durch viel Arbeit geſchaffen wird. Ich wünſche 
der Regierung zu dieſer Anſicht recht viel Erfolg. 
Ich möchte aber nur bitten, an eine Zeit zurück⸗ 
zudenken, wo der Hausbeſitzer unbeſchränkter Herr 
und Gebieter in ſeinem Hauſe war, an die Zeit 
vor dem Kriege. Da konnten die Hausbeſitzer 
Mieten nehmen ſo hoch ſie wollten, eine Beſchrän⸗ 
kung gab es nicht. Aber man bilde ſich nicht ein, 
daß in der früheren Zeit viel Hausreparaturen 
gemacht worden ſind. Die Häuſer im Arbeiter⸗ 
viertel, die kleinen Wohnungen, wurden ebenſo⸗ 
wenig inſtand geſetzt, wie ſie nach meinem Dafür⸗ 
halten auch in der kommenden Zeit nicht inſtand 
geſetzt werden. Wenn die Hausbeſitzer dasſelbe 
tun, wie vor dem Kriege, dann ſehe ich nicht, daß 
durch eine Erhöhung der Mieten irgendwelche 
Mehrarbeit geſchaffen werden wird. Es wäre da⸗ 
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her richtiger geweſen, von Staats wegen Mittel (0) 


zur Verfügung zu ſtellen und Arbeiten ausführen 
zu laſſen, die dem Wohl der Allgemeinheit 
dienen. 

In Artikel 4 iſt noch darauf hingewieſen, daß 
durch Bezuſchuſſung in den Gemeinden Siedlungs⸗ 
bauten, Gemeindehäuſer errichtet werden ſollen. 
Wer die Verhältniſſe auf dem Lande kennt, wird 
auch dieſe Forderung unterſtreichen können; denn 
es ſieht manchmal auf dem Lande wirklich ſehr arg 
aus. Die Schweine im Schweineſtall haben häu⸗ 
fig ein beſſeres Unterfommen als manch ein Ar⸗ 
beiter in der Landarbeiterwohnung. Ich habe 
Arbeiterwohnungen geſehen, wo der durchbrochene 
Balken mit drei und vier Baumſtämmen geſtützt 
wurde und Arbeiterwohnungen, wo die ausgefal⸗ 
lene Wand durch Strohmatten abgeſteift und mit 
Torfmull ausgeſchüttet war. Es fiel dem Beſitzer 
nicht ein, in all den Jahren irgendwelche Repa⸗ 
ratur vornehmen zu laſſen. Es wäre daher nur 
recht und billig, wenn Mittel beſchafft worden 


wären, durch die auf dem Lande beſſere Wohnun⸗ 


gen errichtet werden können und zugleich mehr Ar⸗ 
beit geſchaffen wird. Aber wenn ſchon die Regie⸗ 
rung dieſen Vorſchlägen ihre Zuſtimmung nicht 
geben wollte, ſo hätte ſie ſich zum mindeſten dar⸗ 
über äußern müſſen, wie fie nun glaubt, das Pro⸗ 
blem der Erwerbsloſigkeit zu meiſtern, welche 
Maßnahmen ſie im Auge hat und ob ſie etwa ge⸗ 
willt iſt, das Schulalter von 14 auf 15 Jahre her⸗ 
se oder ob fie etwas anderes im Schilde 
ührt. 

_ Zwar ließ Herr Senator Dr. Blavier durch⸗ 
blicken, daß man endlich daran denkt, durch Auf⸗ 
nahme einer Anleihe für Wohnungsbauzwecke 
Arbeitsmöglichkeiten zu ſchaffen. Das war an und 
für ſich erfreulich. Ob es durchgeführt wird, wiſſen 
wir noch nicht. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier.) Ich 
muß mich wundern, wie ſchnell Sie umgelernt ha⸗ 
ben. Als Sie dasſelbe im Monat Oktober des ver⸗ 
gangenen Jahres tun ſollten, lehnten Sie die Auf⸗ 
nahme einer Anleihe ab. Das iſt ein Beweis da⸗ 
für, wie ſchnell ſich die Anſichten ändern, und wie 
oft man immer wieder zu ſpät einſieht, daß der 
von der Sozialdemokratie vorgeſchlagene Weg der 
einzig richtige iſt. Die Regierung hat auf dieſem 
Gebiete vollkommen verſagt. Nach der Einſtellung 
ihrer Vertreter und nach der Einſtellung, die auch 
diejenigen Vertreter im Ausſchuß hatten, die die 
Regierung ſtützen, iſt kaum zu erwarten, daß dieſe 
Regierung fähig ſein wird, die große Frage der 
Erwerbsloſigkeit zu löſen. (Abg. Dr. Blavier: Sie 
haben es auch nicht gekonnt!) Sie kommen jetzt mit 
dem Einwurf, daß auch wir die Frage der Er⸗ 
werbsloſigkeit nicht zu löſen vermochten. Sie dek⸗ 
ken ſich mit Ihrem Einwurf, mit der Anſchuldi⸗ 
gung des Abg. Bartſch, der ja auch ſagte, die So⸗ 
zialdemokratie tue in der Regierung genau das⸗ 
ſelbe, was jetzt die andern tun. Aber geſtatten 
Sie ſchon, daß ich doch an einiges erinnere, was 
Ihrem Gedächtnis noch nicht entſchwunden ſein 
dürfte. Während die Sozialdemokrtie in der Re⸗ 
gierung war, hat ſie es fertig gebracht, aus der 
Sowjetunion eine ganze Reihe von Schiffbauauf⸗ 
trägen hereinzubringen. Eine ganze Anzahl von 
Arbeitern hat längere Zeit Beſchäftigungsmöglich⸗ 
keit gehabt. (Abg. Langnau: Es lebe Sowjet⸗Ruß⸗ 


— 
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Goſeph, Abgeordneter) 


land!) Die Sozialdemokratie hat weiter darauf 
hingewieſen, daß es ein Unding iſt, daß ein fo 
kleines Staatsweſen wie Danzig ſich den Luxus 
leifte, in ſeinen engen Grenzen zirka 30 000 aus⸗ 
ländiſche Arbeitskräfte zu beſchäftigen. Die So⸗ 
zialdemokratie war es, die die Zwangsarbeitsver⸗ 
mittlung ſchaffen wollte, um durch dieſe Zwangs⸗ 
arbeitsvermittlung den Zustrom ausländiſcher Ar⸗ 
beitskräfte abzudämmen und möglicherweiſe auch 
noch einen Teil derjenigen, die hier anweſend ſind, 
aus Danzig abzuſchieben. (Zuruf des Abg. Meier.) 
Herr Meier, davon haben Sie keine Ahnung, Sie 
intereſſieren ſich zu wenig für dieſe Dinge. Es war 
reichlich naiv, denn Sie ſind nicht eingeweiht. Der 
Antrag der Sozialdemokratie iſt nicht durchge⸗ 
kommen. Es ift das Zentrum geweſen, welches 
verhindert hat, daß die Zwangsarbeitsvermitt⸗ 
lung durchgeführt wurde. Das Zentrum hat er⸗ 
klärt. daß es eigentlich die Geſchäfte der Redhts- 
parteien mit zu verſorgen habe und daß es Sturm⸗ 
bock gegen die Sozialdemokratie ſei. Das Zentrum 
at alſo in ihrem Sinne gehandelt, indem es die 
wangsarbeitsvermittlung nicht eingeführt hat. 
„ann iſt ein zweites Geſetz gekommen, das jetzige 
rbeitsvermittlungsgeſetz. Es entſpricht nicht un⸗ 
eren Wünſchen und iſt nicht vollkommen. Aber 
wenn dies Geſetz reſtlos durchgeführt würde, 
ohne nach rechts oder links zu ſehen, würde es 
ſchon ganz gewaltige Erleichterungen 
ber die Herren von 
len dies Geſetz ja ſog 
Partei es beſeitigen 
teien recht zaghaft 
ſetzes herangehen, 
fragen, wieviel Erwerbsloſ 
den ſind. Wir müſſen Ihnen ſagen, führen Sie 
Be Erf 5 8 werden 
J olg jehen 
dies Geſetz entſtehen wird. en 1 = 
Wiercinſti⸗Keiſer hat ja bei den verſchiedenſten 
Besprechungen auch Ihren Vertretern gegenüber 
geſagt, daß durch dies Geſetz zuerſt einmal der wei⸗ 
tere Zuſtrom abgeſtoppt wird, daß es ſchwieriger 
wird, in Danzig Arbeit zu finden. Er hat auch 
weiter zugeben müſſen, daß durch die Einführung 
85 Geſetzes bereits eine ganze Anzahl Erleichte⸗ 
ungen eingetreten ſind, weil manch einer dem 
reiſtaat den Rücken gekehrt hat. Wenn nun 
Ang Senator Dr. Wiercinſki⸗Keiſer in den An⸗ 
8 — des Geſetzes zu der Auffaſſung kam, daß 
wohl einige Wirkung ausgeübt hat, werden Sie 
ne er widerſprechen können; denn Herr Se⸗ 
Ihrigen r. Wiercinſki⸗Keiſer iſt doch einer der 
85 mit ihm regieren Sie jetzt ja zuſam⸗ 
danken eine Gedanken müſſen ja auch Ihre Ge⸗ 
wurf ſein. Ich nehme daher an, daß dieſer Ent⸗ 
au trifft un das Geſetz bis jetzt eingebracht hat, nicht 
921 und nicht am Platze war. Man ſollte es 
5 Gerchführen. dann wird man ſchon ſehen, daß 
5 eſetz ſehr geeignet ift. (Auf Grund des Ar- 
sgeſetzes ſchickt man noch Polen zur Arbeit!) 
err Senator Dr. Wiercinfki⸗Keiſer, (Herr Zie⸗ 
gert iſt doch der Oberſte! rechts.) Herr Ziegert hat 
8 zu ſagen, er iſt nur der junge Mann. (Wi⸗ 
erſpruch rechts.) Was Herr Dr. Wiercinſki⸗Keiſer 
will, hat Ziegert durchzuführen. (Abg. Greiſer: 
Herr Joſeph hat recht, Ziegert wird bald ver⸗ 
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ſchwinden!) Na ſehen Sie! Wir haben uns wäh⸗ 


rend der Regierungstätigkeit bemüht, Mittel und 
Wege zu ſuchen, die Arbeitsloſigkeit zu beſeitigen. 
Wir ſagen aber, daß die gegenwärtige Regierung 
auf dieſem Gebiet noch nichts geleiſtet hat. (War⸗ 
ten Sie ab! rechts.) Sie hat keine Pläne, und 
nachdem ſie ſechs Wochen im Sattel ſitzt, weiß ſie 
noch nicht, was ſie tun will. Die Erwerbsloſen 
werden daraus ihre Schlüſſe ziehen. Sie werden 
erkennen müſſen, daß gerade die gegenwärtige Re⸗ 
gierung durch ihr Nichtstun und weil ſie nicht 
weiß, wie ſie die Dinge meiſtern ſoll, ihren Ban⸗ 
kerott erklärt hat, und daß bald die Zeit gekommen 
iſt, wo ſie abzutreten und zu verſchwinden hat. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kalitzke. 


Kalitzte, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. 
H.! Dieſer Antrag ſoll dazu dienen, den Arbeits⸗ 
markt zu entlaſten. Wenn er Tatſache würde, wenn 
er durchginge, würde ſich nicht eine Entlaſtung des 
Arbeitsmarktes herausſtellen, ſondern im Gegen⸗ 
teil eine noch ſchärfere Belaſtung. Ich will das 
ſofort beweiſen. Nehmen wir an, ein Fleiſcher⸗ 
meiſter beſchäftigt heute noch vier Geſellen. Wenn 
die Arbeitszeit nun auf ſieben Stunden beſchränkt 
wird, wird er doch irgendwo die Einnahmen, die 
ihm fehlen, herausſchlagen. Er wird alſo die Wa⸗ 
renpreiſe erhöhen, oder er wird Arbeiter entlaſſen. 
Es tritt alſo der Fall ein, daß ſtatt zwei Erwerbs⸗ 
loſen weniger vier mehr da ſind. (Heiterkeit! links.) 
Weiter heißt es in dem Antrag, in geſundheits⸗ 
ſchädigenden Betrieben iſt die Arbeitszeit auf ſechs 
Stunden feſtzulegen. M. D. u. H. Sie haben frü⸗ 
her gerade immer das internationale Kapital ge⸗ 
fördert. Wenn heute ſo etwas nicht durchzuführen 
geht, können Sie ſich bei dieſen internationalen 
Kapitaliſten bedanken. Wenn zum Beiſpiel in der 
Chemiſchen Fabrik nur ſechs Stunden gearbeitet 
werden ſoll, dann würde die Chemiſche Fabrik 
wahrſcheinlich dicht machen und die Fabrik ſchlie⸗ 
ßen. Dafür würde dann in Stettin mehr produ⸗ 
ziert werden. 

Weiter die ſiebenſtündige Arbeitszeit. M. H. 
Kommuniſten, Sie wiſſen gar nicht, was ſieben 
Stunden auf ſich haben. Wenn zum Beiſpiel auf 
dem Schlachthof Vieh in der Nacht ankommt, und 
niemand da iſt, ſo iſt das Vieh am anderen Mor⸗ 
gen ſeuchenkrank. (Zwiſchenrufe. — Unruhe.) 
Dann kommen Sie mit der einen Million Gulden. 
M. H. Kommuniſten, ich möchte Ihnen einmal 
etwas ſagen. Die Sowjetunion iſt der ſozial beſt⸗ 
geſtellte Staat der Welt, das Arbeiterparadies. 
Ich möchte ſagen, ſtellen Sie dort den Antrag, den 
Danziger Erwerbsloſen Mittel zur Verfügung zu 
ſtellen. Was meinen Sie, wie ſich das auswirken 
würde, wenn Rußland den Danziger Arbeitern 
Geld zur Verfügung ſtellen würde. (Große Heiter⸗ 
keit bei den Kommuniſten. — Das war der Liſten⸗ 
führer! links. — Abg. Greiſer: Jetzt lachen die 
Gewerkſchaftsführer über einen wirklichen Ar⸗ 
beiter!) N 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Ich glaube, wir 
haben eben wieder eine neue Theorie der Natio⸗ 
nalſozialiſten zur Kenntnis genommen. Ich habe 
ein beſonderes Intereſſe, wenn ein Arbeiter der 
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Nationalſozialiſten ſpricht. Aber es ſtimmt ſchon, 
was Ihr Adolf Hitler Ihnen immer wieder ein⸗ 
paukt, nichts Grundſätzliches, ſondern bloß Schlag⸗ 
worte. Die große Maſſe will nur Schlagworte, 
die will Brot und Spiele haben. ö 

Das Problem der Erwerbsloſigkeit iſt das Zen⸗ 
tralproblem, das alle kapitaliſtiſchen und imperia⸗ 
liſtiſchen Länder beſchäftigt. Es ſteht weiter feſt, 
daß auch bei dieſem Problem der Erwerbsloſigkeit 
die ſozialdemokratiſche Theorie Schiffbruch gelitten 
hat. Es ſteht weiter feſt, daß, als die Sozialdemo⸗ 
kraten in der Regierung waren, ſie dieſe radikalen 
Töne, die ſie heute finden, nicht gefunden haben 
und auch nicht finden können, weil alle Parteien, 
die innerhalb dieſer kapitaliſtiſchen Regierung das 
Problem der Erwerbsloſigkeit beſeitigen wollen, 
elend Schiffbruch erleiden werden. So ſteht die 
Frage und nicht anders. Wenn wir dieſen An⸗ 
trag eingebracht haben, ſo haben wir es getan, 
weil wir uns völlig darüber klar ſind, daß er noch 
nicht dem Kapitalismus den Todesſtoß verſetzen 


würde, ſondern dieſer Antrag würde die Möglich: 


keit ſchaffen, Teilentlaſtungen für die Arbeits⸗ 
loſen zu bringen. Durch die Verkürzung der Ar⸗ 
beitszeit würde ein größerer Teil der Erwerbs⸗ 
loſen Beſchäftigung bekommen, aber grundlegend 
kann unſer Antrag das Problem der Erwerbs⸗ 
loſigkeit nicht beſeitigen. Das wird der Kapitalis⸗ 
mus niemals können. Ja, wenn wir es verſuchen 
würden, innerhalb des kapitaliſtiſchen Staates die 
Erwerbsloſigkeit zu beſeitigen, würden wir auch 
elend Schiffbruch erleiden. Das iſt der Gegenſatz, 
den wir Ihnen gegenüber einnehmen. Wir erzäh⸗ 
len den Arbeitern nicht, daß innerhalb dieſer Wirt⸗ 
ſchaftsform die Erwerbsloſigkeit beſeitigt werden 
kann, ſondern wir ſagen, erſt durch den Sturz der 
heute beſtehenden Wirtſchaftsordnung kann die 
Erwerbsloſigkeit beſeitigt werden. 

M. H.! Intereſſant waren die Ausführungen 


des ſozialdemokratiſchen Redners über die Verkür⸗ 


zung der Arbeitszeit. Bei der Verkürzung der Ar⸗ 
beitszeit darf man niemals den Ausgleich der 
Löhne vergeſſen. Eine Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit ohne Ausgleichung der Löhne bedeutet eine 
Entlaſtung des kapitaliſtiſchen Staates, bedeutet 
auf der anderen Seite 1000 Erwerbsloſe, die Ar⸗ 
beit erhalten und Tauſende von Arbeitern, die zu 
einem geringen Lohnſatz eine verkürzte Arbeits⸗ 
zeit durchführen müſſen. Das iſt das beſte Bei⸗ 
ſpiel dafür, wie intenſiv und geſchickt gerade Sie 
daran gehen, dem Kapitalismus Entlaſtungen zu 
verſchaffen, während wir mit unſeren Anträgen 
rückſichtslos die Intereſſen der Arbeiter vertreten 


und nicht danach fragen, ob der Kapitalismus noch 


weiter Lebensmöglichkeit oder Lebensfähigkeit hat. 

Weiter die Arbeitsvermittlung. Bei der Be⸗ 
ratung dieſes Geſetzes hat die Sozialdemokratie 
einen beſonders harten Kampf geführt. Aber ſie 
glaubte, mit dem Geſetz etwas Weſentliches zu er⸗ 
reichen. Nichts iſt erreicht worden, ſondern es iſt 
das eingetreten, was wir damals geſagt haben. 
Jetzt die produktive Fürſorge. Es ſteht feſt, wenn 
dieſer Staat einigermaßen ein Intereſſe hätte, 


durch produktive Fürſorge der Erwerbsloſigkeit zu 
ſteuern, ſo könnte er bei Zahlung der tarifmäßigen 
Löhne, wenn er Mittel dazu zur Verfügung ſtellt, 
Wohnungen über Wohnungen herſtellen. Es be⸗ 
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ſtände dann wenigſtens für die Arbeiterſchaft die 
Möglichkeit, die Mieten zu bezahlen. Sie könnten 
ja 50 Prozent der Löhne ſparen, wenn Sie eine 
produktive Erwerbsloſenfürſorge durchführten und 
vor allen Dingen die Mittel auf den Baumarkt 
werfen, weil ein großer Teil der Erwerbsloſen da⸗ 
bei Beſchäftigung fände. Rechnen Sie nach. Ein 
verheirateter Erwerbsloſer bekommt 25 Gulden. 
Eine beſtimmte Summe dazu und Sie haben eine 
tarifmäßig bezahlte Arbeitskraft. Hier hätten 
Sie eine Möglichkeit, nicht bloß das Wohnungs⸗ 
problem zu beſeitigen, ſondern auch das andere 
Problem, das dahin geht, auch wirklich Wohnun⸗ 
gen zu ſchaffen, die dem Arbeiter die Möglichkeit 
geben, einzuziehen. Kein Arbeiter oder Erwerbs⸗ 
loſer kann 40 oder 50 Gulden Miete aufbringen. 
Herr Kalitzke entwarf die Theorie, daß wenn der 
Arbeiter billiger arbeitete, Arbeit genug vorhan⸗ 
den wäre. Die Nazis wollen mit verlängerter 
Arbeitszeit und Kürzung der Löhne die Arbeits⸗ 
loſigkeit beſeitigen. 

Wenn man die Frage ſo löſen will, kann man 
wieder mit der ſozialdemokratiſchen Theorie kom⸗ 
men, die da beſagt: Ihr lieben Unternehmer, ſeid 
nicht ſo dumm, zahlt dem Arbeiter einen hohen 
Lohn, ſeht den ſchlauen Ford, was der macht. Je 
höhere Löhne der Arbeiter erhält, deſto eher wird 
er die Möglichkeit haben, mehr zu konſumieren 
und ſich ein Auto anzuſchaffen. Die Arbeitgeber 
ſagen aber, ſie wollen gleich von vornherein den 
Profit haben, als ihn durch 10 Hände gehen zu 
laſſen. Die Theorie von Ford hat auch Schiff⸗ 
bruch erlitten. Er weiß auch nicht, wo er mit 
ſeinen Wagen hin ſoll. Er hat keine Abſatzmög⸗ 
lichkeit. Das Erwerbsloſenproblem iſt ein Pro⸗ 
blem der Abſatzmöglichkeit. Sie können herſtellen 
ſoviel Sie wollen. Wenn Sie umſonſt produzieren, 
werden ſich die anderen Länder durch hohe Zoll⸗ 
ſchranken vor der Einfuhr wehren. Sie werden 
entweder in Waren erſticken oder ſie verſchenken 
müſſen. Hier zeigt ſich der grundlegende Wider⸗ 
ſpruch der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung. Die 
kann man nicht mit Methoden, wie ſie Herr Ka⸗ 
litzte zum Ausdruck brachte, bekämpfen, ſondern 
nur grundlegend, indem man ein anderes Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem an die Stelle ſetzt. Ich glaube aber 
mit Beſtimmtheit, daß die Herren Nationalſozia⸗ 
liſten nichts weiter leſen, als den neuen „Völki⸗ 
ſchen Beobachter“. Es ſteht ſehr wenig drin. (Zu⸗ 
ruf bei den Nationalſozialiſten.) Beruhigen Sie 
ji, lieber Freund. Wenn Sie heute die bürger⸗ 
lichen Blätter und beſonders die Blätter, die für 
ſich den Anſpruch erheben, in der Wirtſchaftspolitit 
führend zu ſein, leſen, werden Sie feſtſtellen müſ⸗ 
ſen, daß das Geſpenſt der Sowjetunion heute neben 
der Erwerbsloſigkeit eins der drohendſten Geſpen⸗ 
ſter aller kapitaliſtiſchen Länder iſt, und daß der 
Wahn der Vorjahre, der in all dieſen Köpfen her: 
umſpukt, das Experiment des Kommunismus, das 
Experiment der Gemeinwirtſchaft habe Schiffbruch 
erlitten, endgültig vorbei iſt. Jetzt ſtellen die 
Wirtſchaftstheoretiker feſt und ſchlackern mit den 
Ohren: „Wenn es dem verfluchten Bolſchewiki 
noch gelingt, dies Jahr durchzuführen, dann Gnade 
unſerer kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Soweit haben 
Sie ſich durchgerungen. Schauen Sie hin, in Som⸗ 
jet⸗Rußland iſt die Erwerbsloſigkeit liquidiert. In 
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Kreft, Abgeordneter) 


den entſcheidenden Induſtrien iſt der Siebenſtun⸗ 
dentag durchgeführt, in den lebensgefährlichen In⸗ 
duſtrien gilt der Sechsſtundentag. 

Dies ſind Maßnahmen, die im ſchärfſten Kampf 
gegen das imperialiſtiſche Kapital durchgeführt 
worden ſind. Wenn Sie heute ſo nach den Auf⸗ 
trägen ſchreien, — danach ſchreien noch andere ka⸗ 
pitaliſtiſche Länder, trotzdem ſie ganz genau 
wiſſen, daß mit jedem Millionenauftrag, den ſie 
durchführen, ſie ſich das Grab ſchneller ſchaufeln. 
Aber die Widerſprüche innerhalb des Kapitalis⸗ 
mus ſind ſo ſtark, daß Sie Ihrem Todfeind helfen 
müſſen, ſie ſo ſchnell wie möglich zu beſeitigen. 

nter dieſem Geſichtspunkt muß man auch die 
Aufträge in Danzig betrachten. Wenn Herr Ka⸗ 
litzke vorſchlägt, die ruſſiſchen Arbeiter ſollen den 

anziger Arbeitern Millionen zur Verfügung ſtel⸗ 
len, um mit dieſen Mitteln die Sympathie zum 

usdruck zu bringen, das iſt dieſelbe Frage, die 
Herr Abg. Greiſer anſchnitt: „Gehen Sie nach 
Rußland und machen Sie da, was Sie wollen!“ 
1 us 
und der polniſchen Arbeiterſchaft das verfaulte 
kapitaliſtiſche Syſtem zum Teufel jagen. Das iſt 
unſere Miſſion, nicht die Miſſion, die Sie auszu⸗ 
führen haben, als die letzte und gemeinſte Avant⸗ 
garde des internationalen Finanzkapitals. 

Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
ungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung Der Antrag auf Drucksache Nr. 2 iſt im 
Ausſchuß abgelehnt worden. Wir ſtimmen deshalb 
über den Antrag in Druckſache Nr. 2 ab. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das iſt die Mehrheit, 
er iſt abgelehnt. Ich rufe jetzt Punkt 8 der Tages⸗ 
ordnung auf: 
Bericht des Wirtſchaftsausſchuſſes üh * 
den Antrag des Abg. a be 

Vorlage eines Geſetzes zur Linderung der 

Not der landwirtſchaftlichen Kleinbetriebe. 
9 Druckſache Nr. 85 zu Nr. 43 Das Wort hat der 
Herr Abg. Rehberg. 

E Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
A uns erlaubt, einen Abänderungs⸗ 

trag ellen und zwar in d ezie 
= Kargefteiit wird, welche Ben e 
en werden ſollen. Selbſt im Ausſchuß hat die 

artei der Antragſteller es nn 
wiſſen wollen, daß nur die Betriebe, die mit 
ihren eigenen Familien ihre Wirtſchaft aufrecht⸗ 
. von dieſer Erleichterung betroffen wer⸗ 
en ſollen. Falls unſer Abänderungsantrag abge⸗ 

An, d es uns allerdings nicht mögli 
ſein, dem vorliegenden Antrag in 1 5 Fassung 
zuzuſtimmen, weil die mittleren Betriebe mit 
einbezogen ſind. Mittlere Betriebe haben wir 
zum größten Teil im Freiſtaat, und wir würden 
letzten Endes den Gemeinden ihre Steuerquellen 
verſchließen. Es iſt aber ſehr gut möglich, den An⸗ 
trag durchzuführen, wenn der Abänderungsan⸗ 
trag en wird. 

Ich möchte bei dieſer Gelegenheit noch einige 
mas die Landwirtſchaft betrifft, 1 5 065 
gibt noch andere Mittel und Wege, die Landwirt⸗ 
chaft im allgemeinen vor allzu großer Not zu 
ſchützen, indem ſie mehr den Zwiſchenhandel aus⸗ 
ſchaltet. Der große Zwiſchenhandel verſchlingt un⸗ 


hier, wir werden mit der Danziger 


welche Betriebe hier ergrif⸗ 


heimliche Summen, wovon die Landwirtſchaft 
nichts hat, und der Verbraucher muß die hohen 
Preiſe bezahlen. Vergleichen Sie einmal den 
Roggenpreis mit dem Brotpreis, dann werden 
Sie ein kraſſes Bild vor Augen haben. Verglei⸗ 
chen Sie den Milchpreis der Erzeuger und den 
Kleinverkaufspreis, dann haben Sie dasſelbe vor 
Augen. Der Zwiſchenhandelspreis beträgt genau 
ſoviel wie der Erzeugerpreis, alſo 50 Prozent des 
Kleinhandelspreiſes bekommt der Erzeuger. In 
Friedenszeiten betrug der Zwiſchenpreis nur ein 
Drittel des Preiſes für die Milch. Woran liegt 
das? Weil die Landwirtſchaft ſich nicht zutraut, 
ihre Organiſationen ſo auszubauen, um den 
Zwiſchenhandel zu beſeitigen. (Abg. Schwartz: 
Geld!) Es liegt nicht am Geld, ſondern an dem 
guten Willen. Ich weiß aber, daß die Landwirte 


unter ſich einer dem andern nicht trauen, daß ſie 


ſich in der Beziehung nicht einig ſind. Ich will nur 
an einen Fall erinnern, wie man ſolche Leute 
aus Ihren Reihen noch bekämpft, wenn ſie den 
Verſuch machen, für ſich mehr herauszuſchlagen 
und billige Preiſe für den Verbraucher herzu⸗ 
ſtellen. Unſere Konſumgenoſſenſchaft, die hier von 
den Herren von rechts beſteuert werden ſoll, hat 
verſucht, ſich mit zwei Landwirten über die Milch⸗ 
lieferung zu einigen. Man hat dieſen Landwirten 
3 Pfennig für den Liter mehr gezahlt als es die 
Molkereien tun und die Milch für zwei Pfennige 
billiger an die Verbraucher abgegeben. Was 
laſen wir nach einigen Tagen im Landbund? Als 
Verräter wurden dieſe Landwirte hingeſtellt, und 
ſie wurden von ihren eigenen Kollegen ſabotiert. 
Das geſchah nur aus purem Neid, weil es nicht 
alle gleich haben konnten. Deshalb wurden dieſe 
beiden Landwirte an den Pranger geſtellt. 

Wenn Sie den guten Willen haben, auf die⸗ 
ſem Gebiet für ſich Beſſerungen zu ſchaffen, wer⸗ 
den Sie ſtets den vernünftigen Teil der Arbeiter⸗ 
ſchaft auf Ihrer Seite haben. Dazu gehören wir 
ganz beſtimmt. Aber Sie ſtellen Ihre Organiſa⸗ 
tionen ja ganz anders ein, meiſtens nur gegen die 
Arbeiter. Sie vergeſſen, vernünftige Wirtſchafts⸗ 
organiſationen einzurichten, die Ihre Waren gut 
auf den Markt bringen könnten. Ihre Methoden 
ſind leider darauf eingeſtellt, den Arbeitern viel 
vom Lohn abzuknöpfen und die ſozialen Einrich⸗ 
tungen kaputt zu machen. Es war einer Ihrer Be⸗ 
rufsfreunde, der im vorigen Jahr am 27. Novem⸗ 
ber in der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ 
offenbart hat, wie Sie ſich die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft vom Halſe halten wollen. Es war ein lan⸗ 
ger Artikel und zwar findet man zunächſt darin, 
das Betriebsrätegeſetz iſt ein großes Verbrechen, 
das muß verſchwinden. Das Saiſonarbeitergeſetz 
muß verſchwinden, das Landesarbeitsamt muß 
verſchwinden. Das Tarifweſen, das Schlichtungs⸗ 
weſen müſſen verſchwinden. Die Landkrankenkaſ⸗ 
ſen müſſen verſchlechtert werden. Es müſſen 
weniger Beiträge zu leiſten ſein. Auf dieſem Wege 
verſuchen Sie ſich Erleichterungen zu ſchaffen. Sie 
vergeſſen dabei, daß Sie ſich nur Laſten aufhalſen, 
wenn all dies durchgeführt wird. Das Betriebs⸗ 
rätegeſetz iſt, wenn Sie es richtig verſtehen, für 
die Geſamtwirtſchaft nur von Vorteil, auch wenn 
der Arbeiter im Betrieb mitzureden hat, und das 
Saiſonarbeitergeſetz iſt ſelbſtverſtändlich eine 
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(A) große Erleichterung, wenn es richtig durchgeführt 


(B) 


wird. Dann würde die Zahl der Erwerbsloſen 
hier nicht ſo hoch geſtiegen ſein. So ſehen alle 
Einrichtungen aus. Man ſollte eigentlich von 
Ihrem Standpunkt aus geſehen wohl wünſchen, 
daß die Arbeiterlöhne niedriger ſein ſollten. Aber 
die Löhne, der Arbeiter, die Sie beſchäftigen, ſind 
wirklich niedrig genug. Der Artikelſchreiber hat 
aber auch ſchon in die Zukunft geſchaut. Er be⸗ 
merkt zum Schluß: „Die Regierung, das war die 
vorige Regierung, müßte erſt einmal aus der 
Zeit Friedrich des Großen die Regierungsmetho⸗ 
den unter den Weihnachtsbaum gelegt bekommen, 
damit ſie daran ſtudieren kann.“ Er ſagt zum 
Schluß: „Sie werden es alle nicht ſchaffen, nicht 
Hinz und nicht Kunz.“ Damit war wahrſchein⸗ 
lich unſer Parteifreund Kunze gemeint. Aber der 
Artikelſchreiber wußte anſcheinend ſchon, daß in 
der nächſten Regierung ein Hinz ſein würde. 
(Heiterkeit) Er hat alſo auch Mißtrauen gegen 
den Hinz, der in die Regierung kommen würde. 
Alſo auch Hinz wird es nach Meinung 
Freundes nicht ſchaffen, ſo daß es wohl nicht ge⸗ 
lingen wird, dem Artikelſchreiber zu helfen, ſeine 
Wünſche durchzuführen. 

Ich will Ihnen aber auch zeigen, wie Sie mit 
allen Mitteln verſuchen, Ihre Not und die Not 
der Landarbeiter zu vertiefen. Es ſind ungefähr 
8 bis 10 Tage her, da haben Sie es verſtanden, in 
den bürgerlichen Zeitungen ſchon den Abbau der 
Landarbeiterlöhne zu veröffentlichen. Das war 
allerdings ein grober Schwindel, denn die Tarife 
der Landarbeiter laufen bis zum 31. März dieſes 
Jahres. Damals ſollte aber ſchon gewiſſermaßen 
in der Oeffentlichkeit mobil gemacht werden. In 
den Schreiben der Kreiswirtſchaftsverbände, die 
Sie uns jetzt zuſchicken, wird bis 20 Prozent 
Lohnabbau gefordert, dann aber bemerkt, daß 
den Landarbeitern ſoweit ſie Deputanten find, 
auch ſchon 40 Prozent von ihrem Lohn abgebaut 
ſind. Wenn das auch nicht alles ſtimmt, rechne⸗ 
riſch ſieht es etwas anders aus, aber das alles 
in einem Atemzug zu nehmen und dann gegen die 
Landarbeiter vorzugehen, halte ich für verkehrt. 
Sie wollen die Landarbeiterlöhne noch um 40 
Pfennig abbauen, Sie werden ſelbſtverſtändlich 
den ſchärfſten Widerſtand finden. Dieſe Methode, 
die ich eine verkehrte nenne, die ſozialen Verſiche⸗ 
rungen abzubauen und die Landarbeiter zu be⸗ 
drängen, müſſen Sie mit der andern wertauſchen, 
die ich Ihnen vorhin nannte, indem Sie Hand in 
Hand mit uns den Zwiſchenhandel ausſchalten. 
Dann werden wir der Landwirtſchaft im allge⸗ 
meinen helfen können. Auf anderem Wege mit 
Staatsunterſtützung werden wir ihr nicht helfen 
können, ſondern nur auf dem Wege der Organi⸗ 
ſation können wir die Arbeit leiſten. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Seit Jahren 
werden innerhalb und außerhalb des Volkstages 
große Reden über die Not der Landwirtſchaft ge⸗ 
halten. Beſonders ſind es die Großagrarier, die 
den Mund nicht voll genug nehmen können, wenn 
ſie über die Not der Landwirtſchaft ſprechen. Da⸗ 
mit meinen ſie nicht die Not der kleinen Bauern, 


denen es wirklich ſchlecht geht, ſondern ſich perſön⸗ 


Ihres 
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lich. Es iſt jo oft feſtgeſtellt worden, daß es die (O) 


Vertreter der Großagrarier ſind, die immer erklä⸗ 
ren den Großagrarien geht es ſchlechter als den 
Kleinbauern. Sie haben als Großagrarier genug. 
Sie können noch ein Luxusleben führen, aber der 
Kleinbauer geht zugrunde. Man hat bis heute 
für die Kleinbauern noch keine Hilfe geſchaffen. 
Wenn im Etat Mittel für die Landwirtſchaft ein⸗ 
geſtellt ſind, ſo wird jeder Kleinbauer, den man 
fragt, beſtätigen, daß die Kleinbauern nichts er⸗ 
halten haben. Alſo erhalten das Geld nur die 
ſogenannten berufenen Vertreter der Landwirt⸗ 
ſchaft, und es find die Großagrarier, die ſich da⸗ 
mit ihren Geldſack füllen. 


Wir Kommuniſten haben im Volkstag ſo oft 
Anträge für die Kleinbauern geſtellt. Wir Kom⸗ 
muniſten ſind es geweſen, die im Kreistag Großes 
Werder Anträge für die Kleinbauern geſtellt haben, 
die damals auch angenommen wurden. Sie wur⸗ 
den aber vom Kreisausſchuß und Senat nicht durch⸗ 
geführt. (Zuruf des Abg. Schwartz.) Wenn alle 
Gemeindevorſteher die Kleinbauern in den Ge⸗ 
meinden ſo verträten wie ich, würde es ganz 
anders ausſehen. Daß die Kleinbauern mit der 
Kommuniſtiſchen Partei in Brunau ſind, haben 
die Wahlen am 16. November bewieſen. Die Klein⸗ 
bauern haben nicht den Deutſchnationalen und 
nicht den Nationalſozialiſten ihre Stimme in Bru⸗ 
nau gegeben, ſondern der Kommuniſtiſchen Partei. 
Das zeigt, daß die Kleinbauern erkannt haben, 
daß nur die Kommuniſten ihre Intereſſen vertre⸗ 
ten. Trotzdem aber die Deutſchnationale Fraktion 
am 3. Dezember hier im Volkstag eine Große An⸗ 
frage betr. die Not der Landwirtſchaft eingereicht 
hat, trotzdem der Abg. Malſch hier ſeine wein⸗ 
geiſtige Rede hielt, haben die Deutſchnationalen 
von den Nationalſozialiſten und auch die Vertreter 
der Landvolkliſte im Wirtſchaftsausſchuß unſere 
Anträge abgelehnt. Dadurch haben ſie ſich erneut 
entlarvt. Unſer Antrag war nicht nur der Antrag 
der Kommuniſten allein, ſondern hinter unſerm 
Antrag haben ſich die Kleinbauern geſtellt, die ihn 
begrüßt haben. Nicht in einem, ſondern in meh⸗ 
reren Schreiben haben die Kleinbauern erklärt, 


daß ſie es einſehen, daß nur die Kommuniſten die 


Intereſſen der Kleinbauern vertreten. Aber der 
Landwirtſchaft kann nicht geholfen werden, wenn 
ſich die Deutſchnationalen damit brüſten, daß Herr 
Senatspräſident Dr. Ziehm das Reſſort für Land⸗ 
wirtſchaft übernommen hat. (Wird ſchon werden! 
bei den Deutſchnationalen.) Herr Dr. Ziehm kann 
hundertmal Senator für Landwirtſchaft fein. 
Wenn er den Kleinbauern nicht hilft, haben ſie 
ſowieſo nichts davon. Den Kleinbauern iſt nicht 


geholfen, wenn Herr Abg. Malſch eine Rede hält 


und erklärt, das ſei ein Sofort⸗Programm, wenn 
das nicht durchgeführt wird, geht die Landwirt⸗ 
ſchaft zugrunde. (Abg. Bertling: Wichtiger iſt die 
Rede, die Sie halten!) Die iſt auch wichtiger. Sie 
ſprechen ſonſt ſehr viel Unfinn. Aber was Sie 
jetzt geſagt haben, iſt Tatſache, daß dieſe Rede wich⸗ 
tiger iſt als das, was Sie ſprechen. 

In der Sitzung vom 14. Januar ſprach der 
Abg. Malſch auch zu unſerem Antrag. Er verlangte 


u. d. als Vertreter der Nationalſozialiſten Beſchaf⸗ 
fung von Staatsmitteln für die Landwirtſchaft. 


In unſerm Antrag heißt es in Abſatz 3: Gewäh⸗ 


D 


(A) 
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rung von zinsloſen Beihilfen und Ergänzung von 
Inventar und Gebäuden ſowie Verwendung ſämt⸗ 
licher von dem Volkstag für die Hebung der Land⸗ 
wirtſchaft zur Verfügung geſtellten Summen aus⸗ 
ſchließlich zu Gunſten der landwirtſchaftlichen Fa⸗ 
milien⸗ und Zwergbetriebe. Abg. Malſch verlangt 
Staatsbeihilfen. Aber im Ausſchuß lehnt er un⸗ 
ſern Antrag ab. Die Deutſchnationalen, die Land⸗ 
volkliſte und das Zentrum können draußen nicht 
genug über die Not der Landwirtſchaft ſprechen. 
Aber im Volkstag werden die kommuniſtiſchen An⸗ 
träge abgelehnt, trotzdem man wenige Tage vor⸗ 
her erklärt hat, man ſei auch dafür, daß der Land⸗ 
wirtſchaft geholfen wird. Gleichzeitig verlangt der 
Abg. Malſch die Aufhebung sämtlicher Pfändun⸗ 
gen. Es iſt bekannt, daß man insbeſondere den 
Kleinbauern die letzte Kuh aus dem Stall holt 
und daß man die Großagrarier nicht pfändet. Wir 
verlangten in unſerem Antrag in Abſatz 2: „Ver⸗ 
bot jeder Pfändung und Zwangsenteignung aus 
Boden, Ernte und Inventar der bäuerlichen Fa⸗ 
milien und Zwergbetriebe. 
11 das auch verlangt, ſtimmt er ein paar Tage 
ſpã = gegen jeine eigenen Forderungen, erneut 
die eweis, daß es die Nationalſozialiſten, daß es 
ie geſamten bürgerlichen Parteien nicht ehrlich 
u Herr Abg. Malſch verlangte in jeiner be⸗ 
gen weingeijtigen Rede die Aufhebung oder 
5 eſeitigung der Umſatzſteuer. Im Ausſchuß lehnte 
er Abg. Malſch die Beſeitigung der Umſatzſteuer 
ab. Hier im Volkstag ſtimmt er für die Erhöhung 
er Amſatzſteuer von 1 auf 115 Prozent. Sie 
können vielleicht ſagen, die Landwirtſchaft darf, 
wie vorher, nur 1 Prozent Umſatzſteuer zahlen. 
Wenn der Kleinbauer aber zum Kaufmann geht 
105 Ware kauft, muß er auch die Umſatzſteuer zah⸗ 
8 und zwar nicht 1 Prozent, ſondern 1½ Pro⸗ 
999 „ Alſo hat man hier auch wieder den Klein⸗ 
na neue Laſten auferlegt. (Abg. Senftleben: 
a Umſatzſteuer zahlt der Kaufmann!) Die zahlt 
er Kaufmann? (Abg. Senftleben: Selbſtverſtänd⸗ 
lich!) Ich habe Sie bisher noch ein klein wenig 
als denkenden Menſchen eingeſchätzt. Ich muß aber 
zugeben, daß Sie von Politik keine Ahnung haben 
oder nicht den Mut beſitzen, dies ehrlich zu erklä⸗ 


— 


ren. (Abg. Senftleben: Sie haben von ſolchen Din⸗ 


gen gar keine Ahnung!) Wenn Sie ſolche 
hätten wie ich, könnten Sie ſtolz ſein. its 
Gleichzeitig verlangt der Abg. Malſch die Be⸗ 
leitigung der Vermögensſteuer, indem er erklärt, 
En Vorne keine Vermögensſteuer zahlen, wenn 
Stimme mögen da ſei. Gleichzeitig gibt er ſeine 
moon afür, daß die Kleinbauern mehr Ver: 
0 85 zahlen ſollen und lehnt unſern An⸗ 
teuer fü di wir die Beſeitigung der Vermögens⸗ 
Be ür die Kleinbetriebe verlangen, ab. Dann 
an „ mit der Wohnungsbauabgabe 
5 dest, fe müſſe verſchwinden. Die Forderung 
in einbauern, die Forderung der geſamten Ar⸗ 
+ er auf dem Lande iſt, daß die Wohnungsbau⸗ 
8 1 verſchwinden ſoll. Aber er ſtimmt im 
5 olkstag dem Ermächtigungsgeſetz zu und gibt 
eshalb ſeine Stimme dafür, daß anſtatt 30 Prozent 
8 u Heeg ⸗bauabgabe jetzt 40 Prozent gezahlt wer⸗ 
8 ſollen. (Zuruf des Abg. Senftleben.) Herr 
Senftleben, Sie werden mir doch nicht ſagen, was 
ich ſprechen ſoll. Dazu ſind Sie mir offen geſagt, 


Trotzdem der Abg. 


zu dämlich. Weiter ſchneidet der Abg. Malſch die 
Selbſtverwaltung der Gemeinden an und erklärt, 
wir als Nationalſozialiſten verlangen die Selbſt⸗ 
verwaltung der Gemeinden. Aber gleichzeitig ſagt 
er, die kommuniſtiſchen und ſozialdemokratiſchen 
Gemeindevorſteher müſſen beſeitigt werden. Alſo 
die Gemeindevorſteher, die von der Mehrheit der 
Einwohnerſchaft gewählt ſind, die auf Grund des 
Selbſtverwaltungsrechts der Gemeinden gewählt 
ſind, ſollen verſchwinden. Wir haben ja auch ge⸗ 
nügend Beiſpiele, daß die ſozialdemokratiſche Koa⸗ 
litionsregierung und auch dieſe Regierung Ge⸗ 
meindevorſteher, die von der Mehrheit der Ge⸗ 
meindevertretung gewählt worden ſind, einfach 
vom Landrat nicht hat beſtätigen laſſen. Dann 
ſpricht man noch vom Selbſtverwaltungsrecht der 
Gemeinden. Beſtimmen tut die Bourgeoiſie. 
Gleichzeitig verlangt er, daß endlich eine Aen⸗ 
derung in der Frage der Grund- und Gebäude⸗ 
ſteuer durchgeführt wird. Wir haben in unſerm 
Antrag auch die Forderung auf Beſeitigung der 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer für die kleinen Be⸗ 
triebe geſtellt. Wir Kommuniſten haben auch ge⸗ 
zeigt, daß wir nicht nur Worte ſprechen, ſondern 
auch Taten zeigen. Die einzigen Gemeinden, die 
eine Staffelung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
eingeführt hat, ſind Stobbendorf und Brunau. 
(Abg. Schwartz: Das ſtimmt nicht!) Vielleicht iſt 
das dem Abg. Schwartz ſo auf die Nerven gefallen, 
daß er damals, als ich nicht hier in Danzig war, 
die Frage angeſchnitten hat, in Brunau ſolle es mit 
der Kaſſe nicht ſtimmen. Der kommuniſtiſche Ge⸗ 
meindevorſteher werde wohl Unterſchlagungen ge⸗ 
macht haben. Vielleicht hat ihm der Senat ſchon 
Bericht über die Kaſſenprüfung, die in Brunau 
ſtattgefunden hat, erſtattet. Ich rechne es mir als 
Kommuniſt als eine Ehre an, daß ich die Kaſſe 
beſſer führe, als 70 bis 80 Prozent der Großagra⸗ 
rier, die nicht einmal rechnen und ſchreiben können. 
(Donnerwetter! rechts.) Die kommuniſtiſche Mehr⸗ 
heit hat damals beſchloſſen, nach folgenden Grund⸗ 
ſätzen eine Staffelung einzuführen: Für die Klein⸗ 
bauern 100 Prozent, für die mittleren Bauern 300 
Prozent und für die Großagrarier 950 Prozent Zu⸗ 
ſchlag für die Grund⸗ und Gebäudeſteuer. Das war 
nach der Landgemeindeordnung zuläſſig. Aber der 
Kreisausſchuß des Kreiſes Danziger Werder, in 
dem der bekannte Landrat Poll ſitzt und der Abg. 
Vollerthun ſowie Penner⸗Neukirch, Wronski⸗Tie⸗ 
genhagen und neun Sozialdemokraten erklärten 
einfach: „Was Ihr mit Eurer Mehrheit von 10 Ge⸗ 
meindemitgliedern gegen 2 beſchloſſen habt, iſt 
nicht maßgebend.“ Im Geſetz heißt es: „Der 
Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes darf 
Einnahmen und Ausgaben innerhalb des Etats 
nicht verhindern.“ Wir in Brunau haben es abge⸗ 
lehnt, den Amtsvorſtehern Mittel zur Verfügung 
zu ſtellen. Wir als Arbeiter ſagen, wenn der Senat 
einen Amtsvorſteher haben will, mag er dieſen auch 
bezahlen. Da haben der Kreisausſchuß und der 
Landrat auch nicht danach gefragt und einfach er⸗ 
klärt, ihr müßt dem Amtsvorſteher das Geld ge⸗ 
ben. Wir Kommuniſten haben gleichzeitig eine 
Große Anfrage an den Senat gerichtet, und zwar 
war es damals der Sozialdemokrat Arczynſki, der 
unſere Anfrage beantwortete. Wenn Sie heute 
unſere Große Anfrage durchleſen, und die Antwort 
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des Senators Arczynſki, dann müſſen Sie zugeben, 
daß der Senator Arczynſki gar nicht auf das ein⸗ 
ging, was wir von ihm wollten, ſondern einfach 
erklärte, dem Kreisausſchuß ſteht es zu, die Etats 
der Gemeinden zu prüfen. Das wiſſen wir auch, 
das braucht uns nicht der Senator Arczynſki zu 
ſagen. Aber wir wollten wiſſen, ob der Kreisaus⸗ 
ſchuß berechtigt iſt, Beſchlüſſe der Gemeinden außer 
Kraft zu ſetzen. Herr Arczynſki iſt aber wie eine 
Katze um den heißen Brei gegangen. 

Wer lief beſonders gegen die Staffelung Sturm? 
Es war der jetzige Nazihäuptling von Brunau, Ro⸗ 
bert Henning und der Führer der Deutſchnationa⸗ 
len Hermann Thießen. Die kamen zuſammen und 
ſetzten eine Beſchwerde an den Landrat auf, in der 
ſie ſagten: „Es iſt unmöglich, daß die Kleinbauern 
weniger Steuern zahlen als wir.“ Sie ſind von 
Haus zu Haus gelaufen und haben Unterſchriften 
geſammelt. Dieſe beiden ſind die größten Beſitzer 
in Brunau. Sie wollten es nicht zulaſſen, daß die 
Kommuniſten den Kleinbauern Erleichterungen 
verſchafften. Wir ſehen, wie Sie die Not der 
Kleinbauern beſeitigen wollen. Sie denken nur 
an ſich. Ich ſagte ſchon vorhin, daß die Klein⸗ 
bauern das eingeſehen haben. Die Kleinbauern 
in Brunau und Umgegend ſtehen heute zur Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei. Wir werden es auch den an⸗ 
dern Kleinbauern zeigen, daß ſie mit uns gemein⸗ 
ſam kämpfen müſſen. (Abg. Greiſer: Ich glaube, das 
bilden Sie ſich nur ein!) Das zeigen ja die Wah⸗ 
len, das brauche ich mir nicht einzubilden. Ich 
leide nicht an Einbildung, wie Sie ſo oft. Die 
Kleinbauern haben erkannt, daß dies kapitaliſtiſche 
Syſtem ſie zugrunde richtet und daß es nicht ſo iſt, 
wie Sie ſo oft ſagen, daß die Kommuniſten den 
Kleinbauern die letzte Kuh wegnehmen. Die Kom⸗ 
muniſten wollen alles teilen. Das machen Sie ja 
ſchon. Der Kapitalismus treibt den Kleinbauern 
von ſeiner Scholle. Wenn er bleiben will, muß 
er gemeinſam mit den Arbeitern den Kampf gegen 
die Deutſchnationalen, gegen die Kapitaliſten, 
gegen das geſamte bürgerliche Syſtem führen. 
(Abg. Senftleben: Siehe Sowjet⸗Rußland!) 

Den Kleinbauern werden wir immer das Bei⸗ 
ſpiel Sowjet⸗Rußlands vor Augen halten. In 
allen unſeren Verſammlungen werden wir den 


Kleinbauern beweiſen, daß in der Sowjetunion 


der Bauer ein freier Bauer iſt, daß der Kleinbauer 
dort nicht zugrunde gerichtet wird. Ich bin, wie 
ich ſchon einmal ſagte, zweimal in der Sowjet⸗ 
union geweſen. Ich habe mit eigenen Augen ge⸗ 
ſehen, daß in der Sowjetunion der Kleinbauer 
Maſchinen und Traktoren unentgeltlich vom Staat 
zur Verfügung geſtellt bekommt. Der Kleinbauer 
verbeſſert Tag für Tag ſeine Lebenslage. Deshalb 
ſteht der Kleinbauer in der Sowjetunion auch zur 
proletariſchen Regierung. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Sie haben ja ſehr oft in Ihren Zeitungen geſchrie⸗ 
ben, daß die Bauern aus der Sowjetunion heraus⸗ 
wandern. Leſen Sie das Buch von dem Bauern 
Gieſebrecht, der wieder nach der Sowjetunion zu⸗ 
rückgefahren iſt, nach dieſer „Hölle“. Täglich lau⸗ 
fen ſoviel Anträge ein, daß Bauern, die vor ca. 
einem Jahr aus der Union aus wanderten, 
jetzt wieder zurückwollen. Das zeigt, daß 
die Kleinbauern ſehen, daß fie in der Sow⸗ 
jetunion viel beſſer leben als im kapitaliſti⸗ 


ſchen Staat. Die Kleinbauern arbeiten mit der 
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größten Anſtrengung an der Durchführung des (© 


Fünfjahresplans. Die Kleinbauern wiſſen, drü⸗ 
ben in der Sowjetunion iſt Aufſtieg und hier in 
den kapitaliſtiſchen Ländern iſt Untergang. Das 
können Sie auch nicht ableugnen. Sie ſehen es 
doch tagtäglich, daß ſich hier die Erwerbsloſigkeit 
immer mehr vergrößert und daß Sie nicht mehr 
imſtande ſind, dem Arbeiter Lohn und Brot zu 
geben. Wir ſehen es tagtäglich, daß Ihr Syſtem 
abgewirtſchaftet hat. Die Bürgerlichen, die Natio⸗ 
nalſozialiſten, wollen den Kleinbauern nur als 
Stimmvieh benutzen. Aber der Bauer läßt ſich 
nicht mehr länger als Stimmvieh benutzen, ſon⸗ 
dern er wird zuſammen mit den Arbeitern den 
Kampf aufnehmen. 


Als dieſer Antrag zur Begründung auf der 
Tagesordnung ſtand, erklärte der Abg. Rehberg, 
die Sozialdemokratie würde im Ausſchuß mitar⸗ 
beiten und aus unſerem Antrag etwas Gutes 
machen. Er hat dann nur ein paar Formfehler 
gefunden und im Ausſchuß einſehen müſſen, daß 
unſere Anträge immer im Intereſſe der Arbeiter- 
ſchaft ſind, daß all die Anträge, die wir ſtellen, 
nur das eine Ziel haben, den Kleinbauern, den 
Arbeitern, den Erwerbsloſen zu helfen. Aber es 
war auch die ſozialdemokratiſche Regierung und 
die Koalitionsregierung, die unſere Anträge auch 
abgelehnt hat. Das beweiſt aufs neue, daß alle 
bürgerlichen Parteien mit Einſchluß der Nazis und 
Sozialdemokraten nicht gewillt ſind, die Inter⸗ 
eſſen der Werktätigen zu vertreten und daß dies 
allein die Kommuniſtiſche Partei tut. Die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei wird die Ausgebeuteten, ſi 
wird die unterdrückten Maſſen unter den Fahnen 
Lenins ſammeln. Lenin war es, der die ruſſiſchen 
Bauern aus der Knechtſchaft befreit hat, Wir als 
die Anhänger Lenins werden auch die Danziger, 
die polniſchen und die deutſchen Arbeiter aus die⸗ 
ſem Elend befreien. Alle unſere Anträge werden 
wir für die werktätigen Kreiſe ſtellen. Wir werden 
nicht fragen, ob das zu dem Schaden des Kapita⸗ 
lismus iſt. Der Kapitalismus, die Bourgeoiſie, 
geht uns überhaupt nichts an, wir laſſen uns nur 
von dem Wohl und Weh der Arbeiterſchaft und 
der werktätigen Klaſſen leiten. Wir Kommuniſten 
ſind die Freunde und Helfer der Werktätigen und 
die Feinde und Gegner aller Unterdrücker und Aus⸗ 
beuter. (Abg. Senftleben: Mit dem großen Mund!) 


Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. Der Antrag auf Druckſache Nr. 43 iſt im 
Ausſchuß abgelehnt worden. Wir kommen zur 
Abſtimmung. Ich werde zunächſt über den Abän⸗ 
Kae in Druckſache Nr. 104 abſtimmen 
aſſen: 

Wir beantragen: 

1. An Stelle der Worte „bäuerliche Klein⸗ und Zwerg⸗ 
betriebe“ jeweilig zu ſetzen: „derjenigen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe, die keine fremden Arbeitskräfte 
beſchäftigen“. 

2. Im Abſatz 1 an Stelle der Worte „Klein⸗ oder Mit⸗ 
telbetriebes“ zu ſetzen: „Kleinbetriebes“. 

5 Rehberg 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokr. Fraktion. 
Wer dafür iſt — ich glaube, ich kann die bei⸗ 


den Punkte zuſammennehmen, — wer für dieſen 


Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zur Abſtimmung über den Antrag 


(D) 


(B 


(A) 


= 


| Sraatshaushait von Danzig ein ziemlich großes 
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auf Druckſache Nr. 43. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag 
iſt abgelehnt. Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung 
auf: 


Bericht des Hauptausſchuſſes über den 
Antrag des Abg. Plenikowſti u. Fr. betr. 
Kürzung der Beamtengehälter. 
Druckſache Nr. 88 zu Nr. 4. Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. H., beeilen 
ie ſich ein bißchen mit dem Hinausgehen, ſonſt 
wind der Kaffee draußen kalt. — Eine jede Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung hat und ſchafft beſtimmte 
Moralbegriffe. Die Moralbegriffe dieſer Geſell⸗ 
ſchaftsordnung kann man in eine beſtimmte For⸗ 
mel bringen, die dahin geht, was der jeweilig 
herrſchenden Geſellſchaftsordnung dienlich und 
nützlich iſt, iſt moraliſch gut, und was ihr nicht 
dienlich und nützlich iſt, iſt moraliſch ſchlecht. 
Wenn man die Zwischenrufe bei der Rede des 
Genoſſen Langnau hörte, die von dem kleinen 
Kugelmann und dem Tiſchlermeiſter gemacht 
wurden, ſo muß man feſtſtellen, daß die Klein⸗ 
auern genau wiſſen, was die Kommuniſten 
ſagen. Sie ſind, m. H. von rechts, bei Strafe Ihres 
eigenen Anterganges gezwungen, um dieſen Pro⸗ 
geß ſo lange wie möglich hinauszuſchieben, alles 
umzudrehen. Es kommt nicht darauf an, was man 
ſagt, ſondern was man tut. (Richtig! rechts.) Als 
wir am 21. November unſern Antrag ſtellten, der 
dahin ging, die Beamtengehälter über 8 000 Gul⸗ 
zen zu kürzen, der weiter dahin geht, alle Pen⸗ 
ſionen über 6000 Gulden abzubauen, wußten wir, 
aß vom vorigen Jahre her im kapitaliſtiſchen 


ch vorhanden war 


ie d ck 
lautete, ein Defizit oder wie der Fachausdru 


in Nach Ihren Moralbegriffen 
wußten wir, daß Sie 255 hen würden, um 
auch hier wieder die Minderbemittelten, die 
Schwachen, zu belaſten. Sie haben in der Vergan⸗ 
genheit immer geſagt, wir bringen Anträge ein, 
machen uns aber wegen der Deckung keine Sor⸗ 
gen. Die Annahme dieſer Anträge auf Kürzung 
der Gehälter wäre möglich geweſen ohne Ermächti⸗ 
gungsgeſetz, ohne alle die Maſſenbelaſtungen für 


die Arbeiterſchaft. Wir haben uns damals keine 


Illuſionen gemacht. Aber in den letzten Monaten 


\ t von allen Parteien des Volkstages in der brei⸗ 
= Oeffentlichkeit immer wieder zum Ausdruck 
8 Be worden, daß die Gehälter zu hoch ſeien. 
. der Herr Dr. Blavier, der wieder Durſt 
zu! 10 ſcheint und nicht anweſend iſt, war der⸗ 
Ba dimmer auf den Senat geſchimpft hat, 
ned über die hohen Gehälter der Beamten. Er 
begründete, daß dieſe rieſigen Gehälter ſchuld an 
aller Not und allem Elend ſeien. Er machte den 
Sozialdemokraten und beſonders den Deutſchna⸗ 


nonalen den Vorwurf, daß ſie die Situation aus⸗ 
9 5 und den aufgeblähten Beamtenapparat in 
anzig geſchaffen hätten. Alſo waren ſich alle 


darüber klar, daß dieſem allgemeinen Uebel zu⸗ f 


leibe gegangen werden ſollte und daß di i 

ſten Giftzähne in der Fra ar 

ge der B E 

dung zu ne ſeien. . 
ir mußten aber feſtſtellen, daß alle Ver⸗ 

ſprechungen und alles Gerede der ER nur 
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den Zweck hatte, die Stimmung der Mehrheit der 
Bevölkerung, die ſich beſonders auf dies Gebiet 
konzentriert hatte, zu beſänftigen. Die Bevölke⸗ 
rung konnte nicht verſtehen, warum ein großer 
Teil von Beamten Tauſende von Gulden monat⸗ 
lich erhält und große Schichten von Arbeitern, 
Kleingewerbetreibenden uſw. nicht wiſſen, woher 
ſie die notwendigſten Mittel zum Lebensunterhalt 
nehmen ſollen. Aus dieſem Grunde ſtellten wir 
damals unſere Anträge. Was iſt daraus gewor⸗ 
den? Daraus iſt eine Feſtbeſoldetenſteuer geſchaf⸗ 
fen worden. Mit dieſer Steuer hat man auch die 
Empfänger geringer Löhne belegt. Man hat es 
verſtanden, die oberen Klaſſen mit den hohen Ge⸗ 
hältern möglichſt zu ſchonen, und die unteren Be⸗ 
amtengruppen deſto rückſichtsloſer und brutaler 
anzufaſſen. Man hat ſogar die Staats⸗ und Ge⸗ 
meindearbeiter zu dieſer Steuer veranlagt. 
Manch einer wird ſagen, daß unſer Antrag ſchon 
überholt ſei. Wer die Wirtſchaftsentwicklung 
kennt und die Wirtſchaftspolitik Pilſudskis 
Polens gegenüber Danzig, weiß, daß dies Defizit, 
das jetzt ſcheinbar mit den vorgenommenen Maß⸗ 
nahmen beſeitigt iſt, über kurz oder lang in eini⸗ 
gen Wochen oder Monaten das hohe Haus wieder 
beſchäftigen wird. Wenn unſer Antrag heute ab⸗ 
gelehnt wird, ſo wird er doch in der nächſten Zeit 
wieder einmal auf der Tagesordnung ſtehen. Und 
in dieſer Zwiſchenzeit wird es unſere Aufgabe 
ſein, der Arbeiterſchaft, den Angeſtellten, den 
Kleinbauern, den Kleingewerbetreibenden klar 
zu machen, daß man die rieſigen Beamtengehälter 
nicht abgebaut hat, trotzdem die wirtſchaftliche 
Lage von Tag zu Tag ſchlechter wird, ſondern 
daß man dieſe Kreiſe nur wenig belaſtet hat. Auch 
in Zukunft wird wieder ein Defizit entſtehen, und 
dann wird auch die jetzige Regierungsmehrheit 
verſuchen, dieſe Mittel wieder aus den Kreiſen 
der Minderbemittelten herauszuholen. Sie haben 
ja auch Ihre beſondere Theorie in dieſer Angele⸗ 
genheit. Sie ſagen, wir müſſen dafür ſorgen, daß 
die Kapitalbildung nicht geſtört wird, daß die 
zahlungsfähigen Kreiſe ihr Geld der Induſtrie zu⸗ 
führen. Wir wiſſen, daß der größte Teil dieſer 
Kreiſe ſein Geld im Ausland anlegt oder in aus⸗ 
ländiſchen Badeorten uſw. verpulvert. 

Dieſer Antrag wird in den nächſten Wochen 
und Monaten den Volkstag immer wieder beſchäf⸗ 
tigen. Anſere Aufgabe wird es ſein, der Arbeiter⸗ 
‘haft zu zeigen, daß ihr Wille, der dahin geht, 
die Rieſengehälter abzubauen, umgangen iſt. Wir 
werden es dem Volkstag und dem Senat klar⸗ 
machen, daß die Mehrheit der Bevölkerung nicht 
mehr dulden wird, daß ſo wie in der Vergangen⸗ 
heit weiter regiert wird. 

Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Mortmel- 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Der Hauptausſchuß hat ſich mit dieſem 
Antrag beſchäftigt und ihn abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Antrag in Druck⸗ 
ache Nr. 4. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe Punkt 10 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 

Antrag des Abg. Langnau 
Landarbeiter. 


betr. die 
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Druckſache Nr. 44. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat der Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Unjer Antrag 
in Druckſache Nr. 44 verlangt den Achtſtundentag 
für die Landarbeiter. (Fünf Stunden! rechts.) 
Wenn Sie acht Stunden Tag für Tag arbeiten 
würden, würden Sie anders ſprechen. Aber Sie 
leben ja nur auf Koſten der Landarbeiter. Ich 
habe 11 und 12 Stunden als Landarbeiter ge⸗ 
arbeitet und werde Ihnen in der nächſten Woche 
die Beweiſe bringen. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Tauſende von Landarbeitera ſind erwerbslos, 
und in der nächſten Zeit werden noch mehr Land⸗ 
arbeiter auf die Straße geworfen werden. Trotz 
der großen Erwerbsloſigkeit müſſen die Landar⸗ 
beiter 9 bis 12 Stunden arbeiten. (Im Sommer 
11] rechts.) Auch 12 und 13 Stunden verlangen 
Sie von den Landarbeitern. Wenn ſie es nicht 
machen, werden ſie ſchikaniert. (Abg. Schwartz: 
Nein, dann verfault die Ernte!) Aber die lange 
Arbeitszeit iſt nur durch den Verrat der Sozial⸗ 
demokratie möglich geweſen. Als im Jahre 1918 
das Kaiſerreich zuſammenbrach, glaubten die 
Landarbeiter, daß endlich die Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen für ſie beſeitigt würden. (Zuruf des Abg. 
Schwartz.) Sie möchten ja gern wieder die Zu⸗ 
ſtände haben wie vor 1918. Sie ſprechen jetzt von 
der Not der Landwirtſchaft und ſprachen auch 
ſchon vor dem Krieg von der Not der Landwirt⸗ 
ſchaft. Sie haben immer Not gelitten, trotzdem die 
Landarbeiter die größte Not litten. Die Landar⸗ 
beiter wurden ſehr enttäuſcht, als die Ausnahme⸗ 
beſtimmungen damals nicht beſeitigt wurden. 
Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Georg 
Schmidt, Vorſitzender des Deutſchen Landarbeiter⸗ 
Verbandes, hat ſich ſofort mit den Großagrariern 
in Verbindung geſetzt und an der Schaffung der 
Landarbeitsordnung mitgearbeitet. Es war Georg 
Schmidt, der ſich heute noch damit brüſtet, daß er 
es war, daß er dafür ſeine Stimme gegeben hat, 
daß in der Landwirtſchaft 11 und 12 Stunden ge⸗ 
arbeitet wird. 

Im S3 der vorläufigen Landarbeitsordnung 
heißt es, daß die Arbeitszeit 10 bis 12 Stunden 
beträgt. Hierzu kommt noch die Frühſtunde. Hier⸗ 
durch hat die Sozialdemokratie erneut ein Aus⸗ 
nahmegeſetz geſchaffen. Wir Kommuniſten ſind es 
geweſen, die hier in Danzig und auch in Deutſch⸗ 
land immer wieder die Beſeitigung der vorläufi⸗ 
gen Landarbeitsordnung verlangt haben. Die 
Landarbeiter ſollten mit unter die Gewerbeord⸗ 
nung geſtellt werden, aber die Sozialdemokraten, 
die ſich ſo oft die Führer der Landarbeiter nennen, 
haben gegen unſern Antrag geſtimmt. Herr 
Schwartz, Sie müſſen ſelbſt zugeben, daß der Land- 
arbeiter mit dem Lohn, den er erhält, nicht ein 
menſchenwürdiges Leben friſten kann. Haben Sie 
einmal darüber nachgedacht, wie eine Familie mit 
dieſen paar Pfennigen leben kann? (Zuruf des 
Abg. Schwartz.) Sie machen ſich überhaupt keine 
Gedanken, Sie denken nur an ſich, doch das Los der 
Landarbeiter iſt Ihnen ganz ſchnuppe. Sie ſind 
nicht in der Lage, mit ihrem Lohn auszukommen, 
und jetzt beſitzt der Kreiswirtſchaftsverband die 
Organiſation der Groß⸗Agrarier, die gemeine 


Frechheit, noch einen Lohnabbau zu fordern. Es 
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wird Ihnen ja bekannt ſein, daß man ſchon vor (0) 


drei Wochen in den Zeitungen ſchrieb: „Es iſt 
ein Lohnabbau durchgeführt worden.“ Derjenige, 
der für den Abbau des Lohnes der Landarbeiter 
eintrat, iſt Herr Sukatus. Er hat kein Recht da⸗ 
zu, denn hinter ihn ſteht kein Landarbeiter. (Hin⸗ 
ter Ihnen auch nicht! rechts.) Er iſt ja ſelbſt Vor⸗ 
ſitzender, Kaſſierer und Schriftführer. Ueber ſi 

ſelbſt kann er wohl beſtimmen, aber nicht über die 
Landarbeiter. Der Landarbeitertarif ſoll jetzt um 
40 Prozent abgebaut werden, der Melkertarif um 
43 Pozent. Ich ſagte ſchon vorhin, Sie denken 
überhaupt nicht nach und wenn Sie nachdenken, iſt 
Ihnen alles gleich. Wie ſoll der Landarbeiter, 
der jetzt ſchon nicht imſtande iſt, mit ſeinem Lohn 
auszukommen, anfangen, wenn er noch 40 bis 45 
Prozent weniger erhält? (Und woher nimmt der 
Landwirt das Geld? rechts.) Auf der andern Seite 
beſitz an die Großagrarier die Frechheit, die Ar⸗ 
beitszeit zu verlängern. Sie fordern, daß der Land⸗ 
arbeiter noch 200 Stunden mehr im Jahre arbeiten 
ſoll. Das geſchieht trotz der großen Arbeitsloſigkeit. 
Sie gehen aber über die Leichen der Arbeiter hin⸗ 


weg. Der Landarbeiter hat nur ein paar Tage 


Urlaub, es find im ganzen Jahr 6 Tage. Dieſer Ur⸗ 
laub ſoll nun noch um 3 Tage verringert werden. 
Sie gönnen alſo demjenigen, der Tag für Tag 11 
und 12 Stunden arbeitet, nicht einmal im Jahr 
6 Tage Erholung. Das zeigt Ihre Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft. Sie iſt nur dazu angetan, die Arbeiter bis 
auf den letzten Blutstropfen auszuſaugen. Aber 
Sie find noch ſchlauer, Sie wollen den Tarif ganz 
abſchaffen. Es ſoll in Zukunft nur Richtlinien 
geben, damit Sie noch weniger zahlen können, als 
die Richtlinien feſtſetzen. Die Nationalſozialiſten 
haben erklärt, daß das Elend der Landarbeiter 
groß ſei. Aber ſie unterſtützen dieſe Regierung, die 
erſtens einmal vom Landarbeiter eine Kopfſteuer 
von 17,50 Gulden nimmt. (Zuruf des Abg. Grei⸗ 
ſer: Man merkt, daß Plenikowſki nicht da iſt! Sie 
können nicht rechnen! — Abg. Schütz: Alle Ochſen 
im Freiſtaat würden brüllen, wenn Sie Landwirt⸗ 
ſchaftsſenator würden!) Sie ſind nicht ein Ochſe, 
ſondern ein Rindvieh. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich bitte, ſolche 
Aeußerungen zu unterlaſſen. Ich rufe den Herrn 
Abg. Schütz und den Herrn Abg. Langnau zur 
Ordnung. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Herr Sukatus 
kann ſtolz auf ſeine Freunde ſein, mit denen er 


die Arbeitsgemeinſchaft bildet. Er wird von den 


Arbeitgebern bezahlt und kann daher nicht über 
ſich ſelbſt beſtimmen. Er wird von ſeinem Auftrag⸗ 
geber, dem Herrn Friedrich bezahlt, der der 
Deutſchnationalen Partei angehörte. Als Herr 
Friedrich aus der Deutſchnationalen Partei aus⸗ 
trat. gingen Sie auch zu der Landvolkliſte, weil 
Herr Friedrich das von Ihnen verlangte, da Sie 
von ihm bezahlt werden, müſſen Sie die Landar⸗ 
beiter verraten. Aber Sie haben ſowieſo keine 
Landarbeiter hinter ſich. Das haben die Kranken⸗ 
kaſſenwahlen gezeigt, wo Sie gemeinſam mit den 
Chriſtlichen nur ein Mandat erhielten. Das zeigt 
am beſten, wie die Landarbeiter hinter Ihnen 
ſtehen. 

Ich hoffe, daß ſich der Herr Abg. Rehberg auch 
zum Wort meldet. Die Sozialdemokratie iſt mit 
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(Langnau, Abgeordneter) 

für den Lohnabbau verantwortlich. Wenn ſie ſich 
in der „Volksſtimme“ entrüſtet, daß die Groß⸗ 
agrarier jo gemein ſeien, jo find es doch die Sozial⸗ 
demokraten geweſen, die den Weg zum Lohnabbau 
geebnet haben. Wir Kommuniſten haben im vori⸗ 
gen Jahr erklärt, daß wir uns nicht einen Pfennig 
abbauen laſſen. Als die Landarbeiter in den 
Streik traten, war es der Abg. Rehberg und mit 
ihm die Sozialdemakratie, die offen zum Streil⸗ 
bruch aufrief und gemeinſam mit der Polizei die 


ſtreikenden Arbeiter niederknüppelte. Wenn Sie 


heute erklären, wir werden es nicht zulaſſen, daß 


man den Lohn abbaut, erkläre ich, Sie werden es 


zulaſſen, wenn es die Bourgeoiſie verlangt. Der 
Ruhrkampf in Deutſchland zeigt uns, daß Sie mil 
jeder Maßnahme der Bourgeoifte einverſtanden 
ſind. Wir Kommuniſten und mit uns die Land⸗ 
un werden uns nicht den Lohnabbau gefallen 
1 85 Wir werden uns auch nicht durch die 

ede des Herrn Schütz zurückſchrecken laſſen, die 
Sn Friedrich⸗Wilhelm⸗Schützenhaus gehalten 
Gr en erklärt wurde, diejenigen, die zum 
5 9 aufhetzen, müſſen nach Numero Sicher ge⸗ 
Sucht werden. (Zuruf des Abg. Schütz) Bringen 


Die uns nach Numero Sicher oder ins Zuchthaus 


oder Gefüngnis, Wir werden trotzdem den Kampf 
uf 855 Intereſſen der Landarbeiter führen. (Zu⸗ 
x es Abg. Schütz.) Wir find nicht ſolche Feig⸗ 
unge wie Sie, Sie laſſen ſich von den Unterneh⸗ 
mern bezahlen. Wir gehen auch ins Zuchthaus 
d Gefängnis. Sie ſehen, daß die Kommuniſten 
für die Arbeiter in den Tod gehen und nicht vor 
uchthaus und Gefängnis zurückſchrecken. (Zuruf 
des Abg. Schütz.) Unſere Genoſſen ſind ſchon bei 
den Landarbeitern, um nach Ihrer Meinung die 
Landarbeiter aufzuhetzen. Jawohl, wir werden 
hetzen, wir werden den Landarbeitern ſagen: 
Laßt Euch nicht den Lohnabbau gefallen“. Unſere 
Loſung iſt Streik gegen jeden Pfennig Lohnabbau. 
Dieſer Streik, der im April kommen wird, wird 
ein ganz anderer Streik als im vergangenen Jahr. 
Da können Sie mit Ihrer Schupo kommen, da kön⸗ 
nen Sie mit Ihrem Geſchrei wegen Zuchthaus und 
Gefängnis kommen. Die Landarbeiterſchaft wird 
ſich dadurch nicht abhalten laſſen. Die Landarbei⸗ 


ter und die geſamte Arbeiterſchaft wiſſen, daß ſie 


1 ſtarken und großen Feind haben. 
5 Staatsapparat, das iſt das Unternehmertum. 
er dritte Feind 
\ gaftsbürokratie. 
mi 115 darbeiterſ 
itſamt dem kapitaliſtiſch 
gel. Landriſchafksdemotratie zum Teufel ja⸗ 
8 an Be werden ſich nicht auf das 
3 N imme“ verlaſſen. Sie = 
fen 9 ae 929 Weg f betreten mis 
SL SAND] der Landerhezer zu organiſtere 
1 führen, iſt nur Aufgabe dee 
and⸗ und Forſtarbeiterverbandes. Er allein 
unter Führung der Kommuniſtiſchen Partei iſt da⸗ 
zu imſtande. Wenn Sie hier im Volkstag un⸗ 
1 ablehnen, werden wir deshalb nicht 
weinen, ſondern werden ur ieſe ü = 
Ben erkämpfen. en 


Vizepräſident Gaikowfki: 5s Mor . 
Herr A Rehberg fi: Das Wort hat der 


265 


Rehberg, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Im Ausſchuß wurde ganz beſonders bezweifelt, daß 
es überhaupt möglich wäre, die Arbeitszeit in der 
Landwirtſchaft zu verkürzen. Dem iſt allerdings 
nicht ſo. Es iſt ſehr gut in der Landwirtſchaft mög⸗ 
lich, eine kürzere Arbeitszeit einzuführen. Man 
kann darüber ſtreiten, ob man von einer elfſtündi⸗ 
gen Arbeitszeit, die noch beſteht, ſofort auf eine 


achtſtündige übergehen kann, aber eine allmähliche 


Verkürzung iſt ſehr gut möglich, wo die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe Zeit haben, ſich infolge ihrer 
techniſchen Entwicklung umzuſtellen. Das ſehen 
wir auch daraus, daß in einigen Gebieten Deutſch⸗ 
lands bereits eine kürzere Arbeitszeit durchgeführt 


wird. And zwar haben wir ſchon in Deutſchland 
Arbeitszeiten von 2700 Jahresarbeitsſtunden ge⸗ 


genüber der unſrigen von 2905. Aber wenn wir 
die Anträge nicht im Parlament einbringen, ſo 
deswegen, weil wir nicht unnütz Anträge einbrin⸗ 
gen wollen. Wir willen ſehr gut, daß ſolange 
eine direkte Arbeitermehrheit im Parlament nicht 
vorhanden iſt, wir ſolche Anträge nicht durchbe⸗ 
kommen. Wir würden nur ſolche Anträge ſtellen, 
deren Durchführung auch möglich if. Ich will 
nicht darüber ſtreiten, ob die Oppoſition oder der 
deutſche Landarbeiterverband beſſer iſt. Ich über⸗ 
laſſe es gern dem Antragſteller, der beſte zu ſein. 


Aber die Landarbeiter werden ſelbſt entſcheiden 


und nicht von ihren Führern entſcheiden laſſen, 
wenn geſtreikt wird. Ich werde auch hier zum 
April keinen Streik ankündigen. Das werden die 
Landarbeiter machen. Wenn ſie wiſſen, daß ſie es 
aus ſich heraus tun müſſen, dann wird der Streik 
durchgeführt. Ich bin nicht berechtigt, Vormund 
der Landarbeiter zu ſein und von mir aus einen 
Streik anzukündigen. 

Wir werden dem Antrag auf Ueberweiſung an 
den Ausſchuß zuſtimmen. Wenn es möglich iſt, 
etwas herauszuholen, ſo werden wir in dieſem 
Sinne mitarbeiten. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Der Aelteſtenausſchuß hat vorgeſchlagen, 
dieſe Druckſache dem Wirtſchaftsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Wir widerſprechen! rechts.) Es iſt Wider⸗ 
ſpruch erhoben worden. Dann kommen wir zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Urantrag in Druckſache Nr. 44. 
Wer den Antrag des Abg. Langnau u. Fr. anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das Letztere iſt die 
Majorität. Die Druckſache Nr. 44 iſt abgelehnt 
und damit erledigt. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Weiß. 

Weiß, Abgeordneter (Z.): Ich ſtelle den An⸗ 
trag, die Sitzung jetzt auf Mittwoch nächſter Woche 
mit dem Reſt der Tagesordnung von heute zu ver⸗ 
tagen und zugleich mit der Ermächtigung für den 
Herrn Präſidenten in der üblichen Form, evtl. wei⸗ 
tere Vorlagen auf die Tagesordnung zu ſetzen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt, die Sitzung auf Mittwoch, den 18. Febeuar 
1931, 15,30 Uhr, zu vertagen mit der Tagesord⸗ 
nung: Reſt von heute und der Ermächtigung für 
den Herrn Präſidenten, noch weitere Punkte auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 18 Uhr 45 Minuten.) 
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* Antrag auf Aufhebung der Verordnung über die 
Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten 

vom 30. 1. 31 (G. Bl. S. 23 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über Aende⸗ 
zung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der 
Beamten pp. — Uranträge des Abg. Schmidt 

” u. Fr. (Druckſache Nr. 98). 5 
Antrag auf Aufhebung der Verordnung vom 27. 1. 

31 (G. Bl. S. 10) betr. Einkommenſteuergeſetz. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aenderung 

des Einkommenſteuergeſetzes.— Aranträge 

a des Abg. Moritz u. Fr. — (Druckſache Nr. 95) 

7 utrag auf Aufhebung der Verordnung vom 30. 1. 
31 (G. Bl. S. 16) betr. Aenderung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes. PPA 

eines Geſetzentwurfs über einen 
otzuſchlag zur Vermögenssteuer pp. — Uran- 
Abg. Moritz u. Fr. (Druckſache 


Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf Aufhebung 5 
rduung betr. Maßnahmen gegen den 
bnungsmangel pp. vom 30. 1. 31 (St. A. T. 1, 


b) der Verordnung zum Schutze der Mieter vp. 
vom 30. 1. 31 (St. A. T. J. S. 33.) (Druckſache 
RR a ee 
8) Antrag des Abg. Moritz u. Fr. betr. Auſhebung der 
Verordnung zum Schutze der Mieter vom 30. 

1. 31. (G. Bl. S. 17) (Druckſache Nr. 93 
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den Präſidenten Gehl eröffnet. 

267 Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Dumont, Dr. Hoppenrath, Schwegmann; Staats⸗ 
rat Scheunemann; Regierungsamtsrat Voß; 

207 C Oberinſpektor Brockſch; ſpäter: Präſident des 

Senats Dr. Ziehm; Senatoren Dr. Blavier, 

267 Hinz, Kurowſki, Sawatzki. — Mitglied des Fi⸗ 

nanzrats Riefenſkahl. 

267 Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 16. 

Vollſitzung. Gemäß einer Vereinbarung im Aelte⸗ 

2670 ſtenausſchuß ſchlage ich vor, Punkt 5 als Punkt 1 

der heutigen Tagesordnung zu behandeln. Wider⸗ 
spruch höre ich nicht; es iſt jo beſchloſſen. Weiter 


ſchlage ich gemäß einer Vereinbarung im Aelte⸗ 
267 ſtenausſchuß vor, die Punkte 1 bis 5 in der allge⸗ 


meinen Ausſprache zu verbinden. „Widerſpruch 
höre ich nicht; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe alſo 


267 D die Punkte 1, 2, 3, 4, 5 der Tagesordnung auf: 


I. a) Antrag auf Aufhebung der Verordnung über die 
| Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten 


ai vom 30 1. 31 (G. Bl. S. 23). R 
| b) Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über Aende⸗ 
1 rung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Be⸗ 
2670 amten pp. — Uranträge des Abg. Schmidt u. Fr. 
267 — Druckſache Nr. 98. 
270 B 2. a) Antrag auf Aufhebung der Verordnung vom 27. 
1. 31 (G. Bl. S. 10) betr. Einkommenſteuergeſetz. 
70 C b) Erſte Beratung eines Geſetzentwurſs zur Aen⸗ 
27A derung des Einkommenſteuergeſetzes. Uran⸗ 
25 träge des Abg. Moritz u. Fr. — Druckſache Nr. 95. 
2715 . a) Antrag auf Aufhebung der Verordnung vom 30. 
271 B 1. 31 (G. Bl. S. 16) betr. Aenderung des Woh⸗ 
nungsbaugeſetzes. 
271 b) Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über einen 
2 Notzuſchlag zur Vermögensſteuer vv. Aran⸗ 
ae träge des Abg. Moritz u. Fr. — Druckſache Nr. 96. 
2710 4. Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf Aufhebung 
a a) der Verordnung betr. Maßnahmen gegen den 
2719 Wohnungsmangel pp. vom 30. 1. 31 (St. A. T. J. 
aD S. 33) 
1 b) der Verordnung zum Schutze der Mieter pp. vom 
27⁰ A 30. 1. 31 (St. A. T. I, S. 33). Druckſache Nr. 94. 
242 B 5. Antrag des Abg. Moritz u. Fr. betr. Aufhebung der 
2072 B Verordnung zum Schutze der Mieter vom 30. 1. 
270 31. (G. Bl. S. 17.) Druckſache Nr. 9. 


281 5 Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 


2815 Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Nachdem das 


- 28 Ermächtigungsgeſetz verabſchiedet worden iſt, hat 


287 A der Senat verſchiedene Verordnungen erlaſſen, um 
. ne ; 5 A 
287 C die Sanierung durchzuführen. Die Danziger arbei- 


287D tende Bevölkerung hat dadurch am allerbeſten 


. 288 K kennen gelernt, daß ſie es iſt, die die Laſten 


der Sanierung tragen ſoll. Die geſamten Verord⸗ 
nungen ſchützen das Danziger Kapital. Es iſt 
auch nicht der geringſte Verſuch gemacht worden, 
288 8 das Kapital, das wohl in der Lage wäre, bei der 
88 3 Sanierung mit tätig zu ſein, und dem Lande zu 
88 B helfen, nicht heranzuziehen. Einzig und allein die 


. 288 D arbeitende Bevölkerung iſt es, die dieſe Laſten zu 


(O) 


(D) 


IA) 


(B) 
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(Brill, Abgeordneter) 

tragen hat. Nachdem der Volkstag nicht mit Zwei⸗ 
drittelmehrheit den unſozialen Abzug bei den Be⸗ 
amten vorgenommen hat, hat der Senat eine Ver— 
ordnung erlaſſen, nach der 7½ Prozent als beſon⸗ 
dere Steuer von den Feſtbeſoldeten bezahlt wer— 
den ſollen. Zu dieſer Steuer werden auch die unte— 
ren Beamten mit herangezogen, um zu helfen, die 
Laſten zu tragen. Dabei iſt nicht Rückſicht darauf 
genommen worden, ob dieſe unteren Beamten auch 
in der Lage ſind, die Opfer und Laſten tragen zu 
können, ohne in ihrer ſonſtigen Lebenshaltung ge— 
ſchädigt zu werden. Der Senat tat es in der be— 
ſtimmten Abſicht, nun gleichzeitig damit das Sig⸗ 
nal zu geben, daß der Abzug nicht allein bei den 
Beamtengehältern zu erfolgen hat, ſondern daß 
das auch die Grundlage bieten ſoll, um in Zu— 
kunft einen ganz gewaltigen Lohnraub und Lohn- 
abzug bei der Danziger Arbeiterſchaft vorzuneh— 
men. Auf der einen Seite findet eine Belaſtung 
ſtatt und auf der andern Seite ſollen die Ein— 
nahmen gekürzt werden. Wie dadurch die Danzi— 


| 


ger Wirtſchaft wieder auf die Beine gebracht 
werden ſoll, iſt für mich ein Rätſel. : 
Die Maßnahmen wirken ſich immer ſchärfer 


und ſchärfer in Danzig aus. Wir haben bereits 
30 000 Erwerbsloſe, d. h. faſt jeder dritte Danzi-⸗ 
ger, der gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigt wird, 
iſt erwerbslos. Dies iſt noch nicht die Höchſtzahl, 
ſondern dieſer Zahl werden noch andere folgen. 
Es iſt nicht daran gedacht, daß nun auch Maß⸗ 
nahmen in irgendeiner Weiſe getroffen werden, 
um der Erwerbsloſigkeit zu ſteuern, um Maß— 
nahmen zu treffen, durch die Arbeitsmöglichkeiten 
geſchaffen werden. Mit verringerten Löhnen iſt es 
natürlich gar nicht möglich, daß die Danziger 
Wirtſchaft in Gang geſetzt werden kann; denn die 
heutige Kriſe iſt ja eine Abſatzkriſe. Waren ſind 
genügend vorhanden, ſie können nicht abgeſetzt 
werden, weil die große Maſſe der Bevölkerung 
nicht das Geld hat, um Gegenſtände für den not— 


wendigen Lebensunterhalt kaufen zu können. 
Wenn Sie nun weitere Verteuerungen vorneh— 


men, und auf der andern Seite bei denjenigen, die 
heute noch in Beſchäftigung ſtehen, Kürzungen an 
Lohn und Gehalt vornehmen, dann iſt gar nicht 
daran zu denken, daß die Zahl der Erwerbsloſen 
ſinkt, ſondern daß ſie ſteigen wird. Dann werden 
wir nicht nur im Winter weit über 30 000 Er⸗ 
werbsloſe haben, ſondern dieſe Zahl wird auch 
während der Sommermonate ſtabil bleiben. Dar⸗ 
an wird auch nichts geändert werden, wenn Sie, 
wie ja in allernächſter Zeit zu erwarten iſt, in der 
Erwerbsloſenfürſorge Kürzungen in der Form 
vornehmen wollen, daß einige Berufe einfach für 
eine beſtimmte Zeit aus der Erwerbsloſenfürſorge 
ausgeſchaltet werden ſollen, daß ſie nichts bekom— 
men und von der Wohlfahrtsfürſorge unterhalten 
werden ſollen. Ich weiß nicht, ob die Gemeinden 
in der Lage ſind, noch größere Laſten auf ſich zu 
nehmen, nachdem ihnen ſelbſt- noch nicht einmal 
aus den Steuereinnahmen die 48 Prozent zuteil 
werden, ſondern daß ſie in Zukunft nur 44 Prozent 
der Steuer erhalten ſollen. (Sie können ſie jetzt 
noch nicht einmal tragen! links.) Da die Gemein⸗ 
den infolge der allgemeinen Not heute ſchon am 
Ende ihres Lateins find, werden ſie in Zukunft 
keine neuen Laſten auf'ſich nehmen können. Sie wiſ⸗ 


indem wir uns das 


Mittwoch, den 18. Februar 1931. 


ſen genau, daß die Gemeinden das nicht können, 


aber Sie wollen dieſe Maßnahmen treffen, damit 
diejenigen, die am meiſten unter der Not leiden, 
noch größere Opfer bringen ſollen. Dieſe Kreiſe 
werden dann ebenfalls der Wohlfahrtspflege 
übe rantwortet. ! 25 

Das iſt die Maßnahme, mit der Sie die Dan- 
ziger Finanzen zu ſanieren glauben. Aber dieſe 


Sanierung trägt ſofort den Keim in ſich, daß in 


nicht allzu langer Zeit eine neue Sanierung an 
der Danziger Bevölkerung vorgenommen werden 
ſoll. Wenn Sie den Etat aufſtellen, wird ſich 
wieder ein Loch finden. Das Loch wird da ſein, 
ehe der Etat verabſchiedet wird und gleich hinter— 
her werden neue Sanierungen vorgenommen 
werden müſſen, natürlich wieder auf Koſten der 
breiten Maſſen der Bevölkerung. Deshalb haben 
Sie auch nicht die unteren Beamtengehälter ges 
ſchont, ſondern bringen rückſichtslos von unten bis 
oben denſelben Prozentſatz zum Abzug, um damit 
zum Ausdruck zu bringen, die ſchaffende, notlei— 
dende Bevölkerung hat die Pflicht, die Danziger 
Finanzen zu ſanieren. Sie ſoll dazu beitragen, 
während die oberen Schichten geſchont werden 
ſollen. Das iſt die Grundlage, das Weſen und die 
Art, wie die Danziger Sanierung vorgenommen 
werden ſoll. So wie Sie bei den Beamten abge— 
baut haben, ſo haben Sie ebenfalls Ihre Maß— 
nahmen bei dem Einkommenſteuergeſetz getroffen. 
Wir haben bei dem Ermächtigungsgeſetz bereits 
ausführlich dazu Stellung genommen. Trotz aller 
Warnungen, die wir ausſprachen, haben Sie ſich 
nicht daran gekehrt, ſondern haben rückſichtslos 
dieſen Steuerraub an der Danziger Bevölkerung 
vorgenommen. 

Genau ſo iſt es bei der Wohnungsbauabgabe. 
Auch dort haben Sie ſo verfahren, wie es einigen 
wenigen Hausbeſitzerkreiſen angenehm iſt. Sie 
haben hierbei nicht das allgemeine Wohl im 


Auge gehabt, ſondern einzig und allein daran ge— 


dacht, wie den Intereſſen der Hausbeſitzer gedient 
werden kann. Sie haben hier bei der Wohnungs⸗ 
frage Maßnahmen getroffen, zu denen Sie auf 
keinen Fall berechtigt waren. Sie haben hier durch 
Ihre Mehrheit eine Ermächtigung bekommen, daß 
Sie 10 Prozent Steuern von der Miete erheben 


können. Sie gehen aber weit darüber hinaus. Sie 


benutzen dieſes Ermächtigungsgeſetz, und zwar auf 
Grund der Ziffer b, die doch nur die Regelung 
haben wollte, daß eine Aenderung am Wohnungs⸗ 
wirtſchaftsgeſetz vorgenommen werden ſollte mit 
dem Ziel eines allmählichen Abbaues der Woh— 
nungszwangswirtſchaft, um die Mieten zum 30 
Prozent zu erhöhen. Sie haben aber dort in der 
Verordnung feſtgelegt, daß die Mieten bis auf 30 
Prozent erhöht werden ſollen. Sie haben weiter 
feſtgelegt, daß der Hausbeſitzer mehr als bisher 
von der Miete als Anteil zu bekommen hat. Dazu 


hatten Sie beſtimmt nicht das geringſte Recht. Sie 


haben gejagt, einen Verfaſſungsbruch taten wir, 
Ermächtigungsgeſetz geben 
ließen. Wenn wir ſchon einen Vorfaſſungsbruch be⸗ 
gangen haben, können wir natürlich weitere durch— 
führen. Wir haben die Mehrheit. Damit verſuchen 
wir alles das durchzuführen, was wir im Inter⸗ 


eſſe der beſitzenden Klaſſe für notwendig erachten. 


Durch die Maßnahmen, die Sie beim Wohnungs⸗ 
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wirtſchaftsgeſetz vorgenommen haben, haben Sie 
große, ſchwere Belaſtungen in einer Zeit der größ⸗ 
ten Not der Bevölkerung vorgenommen. Die 
Mietserhöhung belaſtet jeden Haushalt im Durch⸗ 
ſchnitt mit monatlich 5 Gulden. In derſelben Zeit, 
wo Sie dieje, Belaſtung an Mieten vornehmen, 
kürzen Sie die Bezüge, kürzen Sie die Löhne, um 
o dem Arbeiter den Schmachtriemen ebenſo wie 
ſeinen Kindern immer enger und enger zuzuſchnü⸗ 
ren, um ihn einzig und allein die Opfer tragen zu 
laſſen. Damit erſticken Sie auch noch das letzte 
bißchen Arbeit, das im Wohnungsbau übrig ge⸗ 
blieben wäre. (Zuruf rechts.) Damit wollen Sie 
die Arbeitsloſigkeit verewigen. 


Als wir in der Wahlbewegung darauf auf- 


merkſam machten, daß die Abſicht beſteht, nach der 
Volkstagswahl die Mieten zu naar 5 die 
Partei des Herrn Abg. Dr. Blavier, die unſere 
Behauptung als Lüge hinſtellte. Der Danziger 
Wirtſchaftspartei liege es nicht daran, die Mieten 
zu erhöhen. Sie denke gar nicht daran, daß die 
Mieten erhöht werden ſollten. Nach ganz kurzer 
Zeit ſtellte ſich heraus, daß nicht die Behauptung 
an Sozialdemokraten eine Lüge war, jondern daß 
es ein offener Betrug und eine Lüge der Blavier⸗ 
partei war, die den Wählern vorredete, daß keine 
Mieterhöhung vorgenommen werden ſollte. Kurz 
nachdem die bürgerlichen Parteien zur Regierung 
kamen, haben ſie nicht eine geringe, ſondern eine 
30 prozentige Mieterhöhung vorgenommen und 
mithin die Danziger Bevölkerung belaſtet, ohne 
daß zu einer Mieterhöhung in Danzig der gering⸗ 
ſte Grund vorlag. (20 Prozent wollten Sie doch 
ſchon erhöhen! rechts.) Das iſt ein Märchen, das 
habe ich ſchon mehrere Male geſagt und bleibt 
trotzdem ein Märchen, wenn Sie es wieder be⸗ 
haupten. Sie haben es durch die Tat bewieſen, was 
Sie für eine Abſicht hatten. Aber nicht allein daß 
Sie in dieſer bitteren Zeit und Notzeit Steigerun⸗ 
gen vornehmen, haben Sie auch gleichzeitig Ver⸗ 
ſchlechterungen des bisherigen Mieterſchutzes vor⸗ 
genommen. Bisher hatte der notleidende Mieter 
ernigitens noch die Garantie, daß er nicht auf die 
1 geſetzt werden konnte. Damit haben Sie 
gebrochen und haben Aenderungen an dem Woh⸗ 


nungsbaugeſetz vorgenommen, durch die Sie in 


ganz brutaler, rückſichtsloſer Weiſe gegen den ein⸗ 
ckſichtsloſer Weiſe gegen de waren einige Leute dumm genug, Ihnen die Stim⸗ 


zelnen Mieter vorgehen könne 
gungsamt hat 15 een. 
Mieter dazu in der L 


Das Mieteini⸗ 


age iſt, ſondern, wenn die 


Tatſache feſtſteht, ihn einfach auf die Straße zu 


ſetzen. Derjenige Mieter, der i 
jeiner Mietrate im Rückſtand lieben ic. mu 
vor dem Mieteinigungsamt ſofort erklären daß er 
die rückſtändige Miete und die Rechtsanwaltsge⸗ 
bühren ſofort bezahlen will. Iſt er dazu nicht in 
der Lage, ſo wird er einfach auf die Straße geſetzt. 
Dann kommt das Amtsgericht und ſpricht die 
äumung aus. Hinterher kommt die Räumung 

Daß das in einer Zeit der Lohnkürzung der 

Not, der großen gewaltigen Arbeitsloſigkeit eine 


doppelt ſchwere Belaſtung iſt, zeigt am allerheii 

wie rückſichtslos Sie Ihre en 
von den Deutſchnationalen, von den Nationalli⸗ 
beralen, von der Blavierpartei und dem Zentrum. 
Zur Ihnen kann man beſtimmt nichts erwarten. 
Das iſt alles nur auf Grund des Volksbetruges 


nicht mehr zu prüfen, ob der 
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möglich geworden, den die Nationalſozialiſten hier 
beim Ermächtigungsgeſetz vorgenommen haben. 
(Sehr richtig! links.) Sie ſind die Schuldigen, ſie 
find die Verantwortlichen, die hier in dieſer Weiſe 
dem Senat und den bürgerlichen Parteien die 
Macht gegeben haben, dieſen Raubzug an der 
Danziger minderbemittelten Bevölkerung vorzu— 
nehmen. Sie haben die meiſten Stimmen von den⸗ 
jenigen bekommen, die am allermeiſten unter der 
Not zu leiden haben. Rückſichtslos wird mit dieſen 
Stimmen, die ſie ſchützen wollten, die Not noch 
vergrößert. Rückſichtslos werden dieſe Kreiſe be⸗ 
laſtet, ohne danach zu fragen, woher ſie die Mittel 
nehmen können, um das große Maul, das aufge⸗ 
riſſen worden iſt, zu ſtopfen, um alles das zu 
geben, was verlangt wird. Hier hätte man be- 
ſtimmt erwarten müſſen, daß die Nationalſoziali⸗ 
ſten etwas Gefühl gegenüber den Kreiſen hätten, 
von denen ſie die. Stimmen bekommen haben. Aber 
die Nationalſozialiſten haben nicht nur früher, 
ſondern erneut zu erkennen gegeben, daß fie Lands— 
knechte ſind, daß ſie für das Geld, das ihnen die 
Kapitaliſten geben, um Propaganda zu treiben, 
die Pflicht haben, die arbeitende Bevölkerung in 
der ſchwerſten Notlage auszunutzen, ihr in der 
ſchwerſten Notlage große gewaltige Opfer aufzu⸗ 
erlegen. (Abg. Greiſer: Werden Sie bloß nicht zu 
frech beim Lügen!) Ich werde nicht frech, ſondern 
ſage Ihnen das, was wahr iſt und ſtelle beſtimmte 
Tatſachen feſt. Ich kann es verſtehen, daß es Ihnen 
unangenehm iſt. Es iſt nur ſchade, daß Ihnen die⸗ 
ſer Betrug nicht noch öfter um die Ohren gehauen 
wird. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Sie können nicht 
mehr das Maul ſtopfen. Sie haben an der arbei⸗ 
tenden Bevölkerung einen Betrug vorgenommen. 
Dazu hatten Sie das große Maul und auch die 
rückſichtsloſe Frechheit. (Abg. Greiſer: Zehn Jahre 
haben Sie das Volk ausgebeutet und angelogen, 
jetzt tun Sie jo, als ob Sie ſein Vertreter ſind!) 
Sie find wirklich kein Arbeitervertreter und wer— 
den es auch nicht werden. Sie haben nur eine Not⸗ 
lage ausgenutzt, in der Sie der Arbeiterſchaft und 
der notleidenden Bevölkerung vorredeten, daß 
Sie es anders machen wollten. Sie haben es be— 
ſtimmt anders gemacht als wir. 


In dieſer Verzweiflung, in dieſer Entmutigung 


me zu geben, um jetzt am eigenen Leibe zu erfah- 
ren, wie rückſichtslos, wie brutal Sie dieſen 
Stimmraub mißbrauchen, um für ſich einige Stel⸗ 
len zu beſorgen. Sie zeigen ja dem Senat Ihre 
Macht. Sie geben ja nichts umſonſt. (Zuruf des 
Abg. Greifer.) Herr Abg. Greiſer, Sie haben ge⸗ 
ſagt, wir ließen uns aus dem Auslande bezahlen. 
Ich fordere Sie von dieſer Stelle auf, dafür den 
Wahrheitsbeweis zu geben. (Abg. Greiſer: Den 
könnt Ihr gern haben!) Sie ſollen dafür einſtehen. 
(Abg. Greifer: Leſen Sie das Buch von dem fran— 
zöſiſchen Spion, der Euch das Geld gegeben hat!) 
Ihre Behauptung haben Ihre Freunde in Deutſch⸗ 
land aufgeſtellt. Wenn die Immunität aufgehoben 
wurde, kniffen Sie. (Abg. Klingenberg: Sie küſſen 


jeden Stiefel! — Zurufe und Unruhe.) Sie be⸗ 


haupten dieſes nur ſolange, wie Sie durch die Im⸗ 
munität geſchützt ſind. Wenn Sie die Immunität 


verlieren, kneifen Sie genau ſo feige, wie es in 
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Deutſchland der Fall geweſen iſt. (Sehr gut! ſam dafür einzutreten, daß dieſe Verordnungen 


links.) Sie wiſſen doch, daß es die Nationalſoziali⸗ 
ſten waren, die das deutſche Tirol an Italien ver⸗ 
ſchachert haben. (Großer Lärm bei den National- 
ſozialiſten. — Abg. Greifer: Unerhört jo etwas! 
Unglaublich! — Andauernde Zwiſchenrufe.) 


Präſident: Ich muß um Ruhe bitten. (Abg. 
Greiſer: Unerhört, Ihr Landesverräter, Ihr!) 


Ich muß doch ganz entſchieden um Ruhe bitten. 
Das Wort hat der Herr Abg. Brill. Ich bitte, ihn 
nicht zu unterbrechen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. Grei⸗ 
ſer, Sie riefen eben Landesverräter. Wir haben zu 
prüfen, wo die Landesverräter ſitzen. Die Sozial⸗ 
demokraten blieben im Deutſchen Reich auch in der 
ſchlimmſten Zeit auf ihrem Poſten. Sie waren die⸗ 
jenigen, die damals ins Mauſeloch krochen. (Leb⸗ 


hafte Zwiſchenrufe des Abg. Greiſer.) Der Sozial⸗ 


®) 


demokrat und Jude Frank war es, der 1914. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Greiſer.) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, ich muß Sie 
darauf aufmerkſam machen ... (Abg. ae 
Dann ſoll er uns nicht dauernd in der unflätigſten 
Weiſe angreifen! — Abg. Mau: Was iſt denn los? | 


mit Volksbetrügern 


Mittwoch, den 18. Februar 1931. 


aufgehoben werden. (Abg. Greiſer: Mit Euch 
Volksbetrügern gemeinſam! Das iſt eine Beleidi⸗ 
gung!) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, wen haben Sie 
gemeint? (Abg. Greiſer: 
Sämtliche Vertreter der Sozialdemokratie!) Ich 
rufe Sie wegen dieſes Ausdrucks zum zweiten 
Male zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen 


eines dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. Wenn 


Sie weiter ſo verfahren, werde ich die verſchärfte 
Geſchäftsordnung anwenden. (Abg. Plenikowſki: 
Wie wäre es mit dem Auszug der Kinder 
Israels?) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn das eine 
Beleidigung ſein ſoll, daß die Nationalſozialiſten 
für die Aufhebung dieſer das arbeitende Volk be⸗ 
laſtenden Verordnungen nicht ſtimmen, ... (Abg. 
Greiſer: Das iſt ein Affentheater!) Es iſt richtig, 
daß Sie ein Affentheater mit den Arbeitern und 
den Angeſtellten Danzigs aufgeführt haben, indem 
Sie dieſen bei der großen Erwerbsloſigkeit dieſe 
Laſten auferlegen. Wir erwarten, daß Sie das 
Unrecht, das dem Danziger Volk geſchehen iſt, da= 


Wer hat denn hier für Ordnung zu ſorgen? Dieſeſ durch gut machen, daß Sie die Verordnungen, die 


Behandlung laſſen wir uns nicht gefallen!) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Der Sozialde⸗ 
mokrat und Jude Frank war es, der, als die 
Kriegserklärung erfolgte, ſich ſofort freiwillig ins 
Feld meldete und acht Tage danach gefallen it. | 
Wo find Ihre Parteigenoſſen Frick und Goebbels 
geweſen? Damals haben Sie und andere, die, 
heute das große Maul riskieren, ſich in Sicherheit 
begeben. (Abg. Greifer: So ein Lügner!) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, wen haben Sie 
als Lügner bezeichnet? (Abg. Greiſer: Diejenigen, 
die das von Frick ſagen! Wenn Brill das getan 
hat, dann iſt er es!) Ich rufe Sie zur Ordnung! 
Herr Abg. Brill, ich bitte Sie aber auch, ſich mehr 
an die Tagesordnung zu halten. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſident, 
ich will nur dem Abg. Greifer ſagen .. (Fortge⸗ 
ſetzte Zwiſchenrufe und große Anruhe.) daß der 
nationalſozialiſtiſche Abg. Frick nicht im Felde ge⸗ 
weſen iſt und zu feige war, (Große Unruhe bei den 
Nationalſozialiſten.) mit ſeinem Leben und ſeiner 
Geſundheit das Vaterland zu ſchützen. (Andauern⸗ 
de Zwiſchenrufe. (Abg. Greiſer: Wir wollen Ihr 
Gewäſch gar nicht hören! — Abg. Mau: Geht doch 
los, wenn Euch das nicht paßt!) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe. Herr Abg. Brill 
hat das Wort. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt Ihnen 
unangenehm, daß Ihnen die Schandtaten, die Sie 
früher und heute an dem arbeitenden Volk be⸗ 
gehen, vorgehalten werden, daß Ihnen die Maske, 
mit der Sie ſich dem ſchaffenden Volk zeigen, her⸗ 
untergeriſſen wird, und Ihr brutales kapitaliſti⸗ 
ſches Geſicht zeigen müſſen. (Sehr richtig! links.) 
Nicht die andern ſind es geweſen, die daran ſchuld 
haben, ſondern die Schuld tragen Sie. Sie waren 
nicht in der Lage zu verhindern, daß das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz angenommen wurde. Sie waren auch 
nicht in der Lage, zu verhindern, daß dieſe Ver⸗ 
ordnungen, wie ſie jetzt gegen das Danziger arbei⸗ 
tende Volk erlaſſen worden find, durchgeführt wer- 
den können. Sie find in der Lage, mit uns gemein— 


zuerlegen. (Abg. Friedrich: 


ſſitzenden Kreiſe geſchont 


jo belaſtend auf das Danziger Volk wirken, auf⸗ 
heben werden. (Zuruf des Abg. H. Friedrich!) 


Herr Abg. Friedrich, ich habe Ihnen ſchon früher 


geſagt, was ich von Ihnen halte. Aber ein bißchen 
mehr Vernunft hätte ich Ihnen zugetraut. Sie 
wollen doch Rechtsanwalt ſein und ſollen doch an⸗ 
dere Leute vor Gericht vertreten. Iſt Ihnen un⸗ 
bekannt, daß dieſe gewaltige Arbeitsloſigkeit be⸗ 


ſteht? Iſt Ihnen unbekannt, daß die große Not da 


iſt und daß dadurch der Staat in die Verlegenheit 
kam? Aber die Sozialdemokraten waren es, die bis 
zum letzten Augenblick dieſe Schichten geſchont 
haben, um den beſitzenden Kreiſen die Laſten auf— 
Die den Staat im 
Stich gelaſſen haben!) Sie haben nun aber die be— 
und den arbeitenden 
die Laſten auferlegt. Sie müſſen das machen, denn 
onſt würden Sie die finanzielle und geiſtige Hilfe 


der kapitaliſtiſchen Kreiſe verlieren. Sie würden 


dadurch ſinken und nicht in dieſem Hauſe ſein. 
(Welche finanzielle Hilfe meinen Sie? bei den 
Nationalſozialiſten.) Sie bringen wohl aus eige— 
nen Kräften die Mittel auf, um die Propaganda 
während des Wahlkampfes und auch jetzt zu be⸗ 
treiben? (Abg. H. Friedrich: Die iſt nicht von 


Sklarek!) Sie wiſſen doch, daß Ihr Führer Hitler 
großen Amgang mit den Induſtriellen hat, daß er 
in letzter Zeit häufig in dieſen Kreiſen verkehrt, 


und daß aus dieſem Grunde manche Aenderungen 
vorgenommen worden ſind, weil dieſe kapitaliſti⸗ 
ſchen Kreiſe beſtimmen, was Sie zu tun und zu 
laſſen haben. (Heiterkeit bei den Nationalſoziali⸗ 
ſten.) Sie geſtatten es Ihnen, Ihre Tätigkeit wie- 
der aufzunehmen. (Zwiſchenrufe.) Das hilft nichts, 
wenn Sie es auch in Abrede ſtellen. Aber hier 


liegen Tatſachen vor, und dieſe Tatſachen ſind 
nicht wegzuleugnen. i 


Wir bringen gegenüber dieſen Verordnungen 
Vorſchläge, einmal durch die Aenderung, daß ein 


Zuſchlag zur Vermögenſteuer erhoben werden ſoll, 


um die beſitzenden Kreiſe mit dazu beitragen zu 
laſſen, um die Finanzen in Danzig zu ſanieren. 
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Wir bringen weitere Vorſchläge, durch die es un- Lärm rechts.) 


möglich gemacht wird, daß der Mieterſchutz aufge⸗ 
hoben wird. Sie haben es alſo in der Hand, mit 
uns gemeinſam dafür einzutreten, daß dieſe Laſten 
vom Danziger Volk genommen werden. (Abg. 
Maaß: Wir verzichten auf Eure Gemeinſamkeit!) 
55 brauchen nicht mit uns gemeinſam zu gehen. 
Wir würden es ablehnen, mit Ihnen gemeinſam zu 
gehen, Aber Sie haben es zu tun für die Leute, 
die Sie gewählt haben, die haben Sie zu ſchützen. 
Ste haben doch auch den Arbeitern, Handwerkern 
und Angeſtellten verſprochen, Linderungen 
bringen. Denen ſollen Sie helfen, uns nicht. Wir 
verzichten auf Ihre Hilfe. Sie ſollen nur denen 
helfen, denen Sie Hilfe verſprochen haben. Sie 
nm und dürfen das nicht, weil Ihnen das 
die Kapitaliſten verbieten. Sie müſſen hier in 
Danzig kapitaliſtiſche Kreiſe vertreten, ſonſt kann 
Ihnen der Senat nicht die Pöſtchen geben, die 
er Ihnen verſprochen hat. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Kloſſowfki. 


Abg. Greiſer hat hier in den Saal hineingerufen, 
daß wir, die Sozialdemokraten, die Partei des 
organiſierten Landesverrats ſeien. Ich frage den 
amtierenden Präſidenten des Volkstages, ob er 
gewillt iſt, die ſtarke Sozialdemokratiſche Frak⸗ 
lion, die immer die Intereſſen der arbeitenden 
Bevölkerung gegen den Kapitalismus vertreten 
hat, vor dieſen ganz gemeinen Anwürfen eines 
ſolchen Menſchen zu ſchützen. (Zurufe bei den Na⸗ 
tionalſozialiſten.) 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnun 
hat der Herr Abg. H. Friedrich 22 a 
Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 


Die ganze Nationalſozialiſti i 
u Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbei⸗ 
Abg. Greſſer olle 10 dem e Herrn 
g. e idariſch. är inks. — 
Mau: Idioten!) 1 = 
Präſident: Es iſt hier mitgeteilt w 
1 \ 0 orden, da 
der Herr Abg. Greiſer die dee 
Fraktion oder die Partei als Landesverräter be⸗ 


zeichnet hat. (Abg. Heinz Friedrich: Wir erklären 


es alle, Herr Präſident!) 


l Herr Abg. Greiſer: 
Sie dürfen einer Partei 8 0 


oder einer Fraktion 


einen derartigen Vorwurf hier nicht machen. Ich 


habe Ihnen bereits zwei Ordnungsrufe erteilt 
m will daher von dem dritten Ordnungsrufe 
abſehen. Wenn Sie aber im Laufe dieſer De⸗ 
batte noch 


gen der Geſchäftsordnung Gebrauch machen. Ge⸗ 
en 2 dende ich gegen die nk Selte verfah⸗ 
8 0 ha rechts.) Es, wird nichts anderes übrig 
5 eiben. Wenn wir hier verhandeln, wollen wir 
das in Ruhe tun. Ich bitte, dieſe ſchrecklichen Vor⸗ 
1 15 an Fr = en der anderen Seite 
8 n. Zur Geſchäftsor 

5 1 15 . Abg. Brill 8 
„Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Der Herr 

en hat erklärt, daß fi bie 1 1 
dien alſozialiſtiſche Fraktion mit dem Vorwurf 
15 Sozialdemokratiſche Partei ſei eine organi⸗ 
erte Landesverräterbande, einverſtanden erklärt. 
> erkläre, die geſamte Nationalſozialiſtiſche 
Fraktion ſind gemeine Lumpen (Pfuirufe und 


zu 


a das Ermächti etz e 
Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): Der Herr e ae 


Präſident: Herr Abg. Heinz Friedrich, ich rufe 


Sie wegen Ihrer Bemerkung zur Ordnung. Den 
Herrn Abg. Brill rufe ich ebenfalls zur Ordnung. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir be⸗ 
antragen, daß der Präſident des Senats, Herr 
Dr. Ziehm, herbeigerufen wird. Wir ſtellen 
gleichzeitig den Antrag, daß darüber in eine Be⸗ 
ſprechung eingetreten wird. 

Präſident: Wird der Antrag auf Beſprechung 
unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. Ich 


eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Provo⸗ 


zierender kann dieſer Senat dem Volkstag gegen⸗ 
über, nicht auftreten als durch das Fernbleiben 
des Herrn Präsidenten des Senats von dieſer 
Volkstagsſitzung. Der Präſident des Senats hat 
von dieſer Stelle aus perſönlich erklärt, daß durch 
des Volkstages 
nicht angetaſtet werden ſollen. Die Notlage, die 
Zwangslage mache ein derartiges Vorgehen er⸗ 
forderlich. Aber der Volkstag habe es in der 
Hand, nachträglich eingehend zu allen dieſen Fra⸗ 
gen Stellung zu nehmen. Das geſchieht heute 
durch die Anträge, die die Sozialdemokratiſche 
Fraktion hier eingereicht hat. Deshalb iſt es pro⸗ 
vozierend, daß der Präſident des Senats nach der 
Erklärung, die er abgegeben hat, dieſen Erörte⸗ 
rungen fernbleibt. Deshalb haben wir den An⸗ 
trag geſtellt, daß der Präſident des Senats her⸗ 
beigeholt wird. 

Präſident: Wir kommen zur Abſtimmung über 
dieſen Antrag. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Das Büro iſt ſich 
darüber einig, daß zuerſt die Mehrheit ſtand. Der 
Antrag iſt angenommen. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Dr. Thimm. 

Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
bin der Meinung, daß der Präſident ſelbſt die Ge⸗ 
genprobe aufrufen muß und ſich das nicht vom 
Herrn Abg. Plenikowſki ſagen laſſen darf. 

Präſident: Sie find im Irrtum. Jeder Abge> 
ordneter kann nach unſerer Geſchäftsordnung die 
Gegenprobe verlangen. — Im übrigen iſt es ſo 
laut, daß ich hier überhaupt nichts verſtehen kann. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr 


einmal eine ſolche Bemerkung machen, Abg. Plenikowſki. 
dann werde ich von den verſchärften Beſtimmun⸗ 1 0 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Da nun 
feſtſteht, daß die Mehrheit ſich dafür ausgeſprochen 
hat, den Präſidenten des Senats herbeizuholen, 
(Abg. Schwegmann: Das war eine Täuſchung!) 
wenn Sie von einer Täuſchung ſprechen, Herr 
Senator, ich ſage nicht Abg. Schwegmann, wenn 
Sie es wagen, den Präſidenten des Volkstages 
und die beiden Beiſitzer der Lüge zu bezichtigen, 
jo iſt es Sache des Präsidenten, ſich dieſen Vorwurf 


gefallen zu laſſen. (Ihnen ſteht die moraliſche Ent⸗ 


rüſtung nicht! rechts.) 

Präſident: Herr Abg. Schwegmann, ich mache 
Sie darauf aufmerkſam, daß das Büro in der Be⸗ 
urteilung der Abſtimmung einig war. (Abg. 
Heinz Friedrich: Da liegt ein Irrtum vor!) Ich 


verbitte mir jede Kritik der Handlungen des Bü⸗ 
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ros. (Abg. Schwegmann: Es iſt unrichtig gewe⸗ Verhandlungen im Reichstag und hier im Volfs- 


ſen!) Das können Sie nicht beurteilen. (Zuruf des 
Abg. Kloſſowſki.) Ich muß ganz entſchieden dieſen 
Vorwurf der Parteilichkeit ablehnen. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Das habe ich gar nicht behauptet!) Das 
ging aber klar aus Ihrem Zwiſchenruf hervor. 
Ich werde die Sitzung jetzt um eine halbe Stunde 
vertagen, um den Herrn Präſidenten des Senats 
herbeiholen zu laſſen. Ich vertage die Sitzung. 
(Vertagung der Sitzung 16 Uhr 25 Minuten.) 


Die Sitzung wird 5 Uhr durch den Präſidenten 
Gehl wieder eröffnet. . a 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die ver⸗ 
tagte Sitzung. Ich möchte, bevor ich dem nächſten 
Redner das Wort erteile, folgendes ſagen: Es war 
im Hauſe eine ſo große Unruhe, daß hier oben die 
einzelnen Zurufe nicht zu verſtehen waren. Es 
mag mir vielleicht dieſer oder jener Zuruf ent⸗ 
gangen ſein, außerdem iſt es auch nicht meine Art, 
mit Ordnungsrufen umherzuwerfen. Ich möchte 
alſo die D. u. H. bitten, die größtmöglichſte Ruhe 
zu bewahren. Ich glaube, das liegt auch im In⸗ 
tereſſe unſerer Verhandlungen. Dann hat Herr 


Abg. Schwegmann vorhin das Reſultat der Ab⸗ 


ſtimmung angezweifelt. Er hat aber geſagt, daß 


er mir perſönlich und den Beiſitzern keinen Vor⸗ 
Ich erkläre, daß ich 


wurf habe machen wollen. 
der Meinung war, daß zuerſt die Mehrheit ſtand. 
Ich habe mich aber bei meinen beiden Herren Bei⸗ 
ſitzern vergewiſſert, ob ſie derſelben Meinung 
waren. Sie haben mir die gleiche Erklärung ab⸗ 
gegeben. Damit iſt alſo das Reſultat der Ab⸗ 
ſtimmung richtig bekanntgegeben. (Zuruf des Abg. 


Schwegmann.) Es iſt kein Irrtum geweſen. Ich 


glaube, Sie kamen etwas ſpäter hinein und einige 
Ihrer Herren auch. (Zuruf des Abg. Schwegmann.) 


Ich bitte um die größtmöglichſte Ruhe. Das Wort 


hat der Herr Abg. Dr. Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Bl. d. Nat. Sa.): Ich 
habe folgende Erklärung abzugeben: Die vorlie— 
genden Geſetzentwürfe ſind aus dem Wunſch der 
ppoſition entſtanden, die Maßnahmen der Re⸗ 
ierungskoalition einer Kritik zu unterziehen und 
dabei zu verſuchen, das Sanierungswerk in ihrem 
Sinne umzugeſtalten. Die Zwangslage, in der 
ſich der Staat augenblicklich befindet und die nicht 
durch die Schuld der jetzigen Regierung hervorge— 
rufen iſt, (Durch wen denn ſonſt? links.) iſt auch 
der Sozialdemokratie bekannt. In langen Ver⸗ 
handlungen iſt endlich ein Weg gefunden, um aus 
dem finanziellen Chaos herauszukommen. Es 
kann unter den obwaltenden Verhältniſſen nicht 
in neue Erwägungen eingetreten werden, da da⸗ 
durch das ganze Sanierungswerk und letzten En⸗ 
des der Staat in Gefahr gerät. Die Koalitions⸗ 
parteien werden ſich unter dieſen Umjtänden an 
der Erörterung nicht beteiligen und die Anträge 
ablehnen. (Abg. Plenikowſki: Gummiknüppel und 
Belagerungszuſtand!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowfki. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Zen⸗ 


trumspreſſe brachte vor einiger Zeit einen Artikel 


mit der Ueberſchrift „Rechter Hand, linker Hand, 


alles vertauſcht“. Das, was dort geſagt wurde, 
ſtimmt tatſächlich. Wer Gelegenheit hat, den 


tag beizuwohnen, muß zu dieſem Ausſpruch kom⸗ 
men. Drüben wie hier ſehen wir die gleichen 
Maßnahmen, dieſes bankerotte, zerrüttete kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem auf Koſten der werk⸗ 


— tätigen Maſſen zu ſanieren, nur daß das drüben 


mit Unterſtützung der Sozialdemokratiſchen Par⸗ 
tei durchgeführt wird, ſelbſtverſtändlich darf die 
Zentrumspartei dabei nicht fehlen, und hier wird 
es mit Hilfe der Nationalſozialiſten durchgeführt. 
Drüben ſtehen die Nazis und die Deutſchnationa⸗ 
len in ſchärfſter Oppoſition zu allen Fragen, die 
hier auf der Tagesordnung ſtehen. (Abg. Kalitzke: 
Zu ganz anderm Zweck!) Lieber Herr Kaligk, 
(Abg. Kalitzke: Kalitzke!) Herr Kalitzki, ich betone 
es ausdrücklich, Sie können doch dieſe Tatſachen 
nicht abſtreiten, daß Sie hier allen Maßnahmen 
zuſtimmen, die Sie drüben ablehnen. Die Sozial- 
demokraten haben dort dieſelbe Begründung zu 
ihren Maßnahmen gegeben, wie Sie ſie hier geben. 
Wir haben bereits ausführlich zu den Maß⸗ 
nahmen, die durch das Ermächtigungsgeſetz durch— 
geführt werden, Stellung genommen. Wir haben 
anläßlich der Beratung des Ermächtigungsgeſetzes 
auf die grauenhafte Not der Danziger Bevölke— 
rung hingewieſen und darauf, daß dieſe grauen- 
hafte Not durch die Maßnahmen, die auf Grund 
des Ermächtigungsgeſetzes durchgeführt werden 
ſollen, noch ungeheuer geſteigert werden wird. 
Das iſt eingetreten. Wenn wir heute noch einmal 
zu dieſen Maßnahmen Stellung nehmen, und zwar 
anläßlich der von den Sozialdemokraten einge- 
brachten Anträge, die weſentlichen Beſtimmungen 
des Ermächtigungsgeſetzes aufzuheben, dann tun 
wir es, um einmal grundſätzlich mit dieſem Sy⸗ 
ſtem abzurechnen. Es iſt hier zwiſchen den Nazis 
und Sozis ein Streit entſtanden, der es nach 
außen ſo hinſtellen ſoll, als ob ein weſentlicher 
Kampf zwiſchen den Parteien geführt werde. 
Jede Partei ſucht die andere für die grauenhafte 
Not, unter der die werktätigen Maſſen ſeufzen, 
verantwortlich zu machen. In Deutſchland er- 
klären die Sozialdemokraten, wir dürfen um 
keinen Preis eine Naziregierung ans Ruder fom- 
men laſſen, denn der Gummiknüppel der Nazis 
könnte ein wenig ſchärfer ſchmecken als der Gum— 
miknüppel, der von Brüning geſchwungen wird. 
Ebenſo wollen Sie hier den Werktätigen weis— 
machen, daß der Gummiknüppel, der von einer 
ſozialdemokratiſchen Regierung geſchwungen 
wird, ſchärfer ſein würde als der, den jetzt der 
Ziehm⸗Senat ſchwingt. Da kommt es darauf an, 
nachzuweiſen, daß ſie beide in dieſelbe Kerbe 
hauen. Sie beide verteidigen gemeinſam dieſe 
bürgerliche kapitaliſtiſche Ordnung und dieſes ka⸗ 
pitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Sie wollen damit ſagen, daß Sie dieſes 
Wirtſchaftsſyſtem und dieſe Ordnung nicht vertei⸗ 


digen, Herr Kalitzte? (Abg. Kalitzle: Nein!) 
Wenn man die Ausführungen Ihrer Redner 
durchlieſt, auch Ihrer Führer Goebbels, Hitler, 


Feder, die immer erklärt haben, es kann kein an⸗ 
deres Syſtem geben als dieſes Wirtſchaftsſyſtem 
und wenn Sie kommen und erklären, daß es ni 

wahr ſei, daß Sie für dies Syſtem eintreten, und 
dafür den Kampf führen, dann zeigt das nur Ihre 
grenzenloſe Demagogie. 


In Wirklichkeit ſteht es 


0 


(D) 


A 


(B) 


— 


ſtand der ungeheuren Not, der grauenhaften Not 


Volkstag Danzig — 16. Sitzung. 


(Plenikowſti, Abgeordneter) 

ſeſt, daß ſowohl die Nationalſozialiſten als auch 
die Sozialdemokraten für dies Wirtſchaftsſyſtem 
eintreten, d. h. ſie treten dafür ein, daß dieſer Zu⸗ 


für die werktätige Bevölkerung beſtehen bleiben 
ſoll. (Zwiſchenrufe der Abg. Dr. Thimm und Ka⸗ 
litzke.) Wir werden das nachher nachweiſen, lieber 
derr Thimm. Um das Syſtem aufrechtzuerhal⸗ 
ten und damit die grauenhafte Not für die Werk⸗ 
tätigen, nur um den Profit einiger Kapitaliſten 
u Hüten, deshalb das Ermächtigungsgeſetz und 
die Sanierung, die dadurch vorgenommen werden 
115 Wir haben in den bisherigen Jahrzehnten 
b daß noch jede Sanierungsmaßnahme der 
ee Schiffbruch gelitten hat, daß nach je⸗ 
1 anierungsmaßnahme nur eine um fo tiefere 
i on, die eine neue Sanierung notwen⸗ 
Dan nachte. Die Zentrumspartei, die ſowohl in 
auh ae im Reich an allen Sanierungsmaß⸗ 
lichen 5 75 Wirtſchaftsſyſtems und der bürger⸗ 
Sie 3 nung beteiligt iſt, ſchreibt in dem Flug⸗ 
de as ſie jetzt herausgegeben hat: „Partei⸗ 
5 etzt gilt es auszuharren und durchzu⸗ 
5 1 . Wie nach düſteren Regentagen die Sonne 
0 ſcheint, ſo hoffen wir, daß nach den ſchwe⸗ 
Ri pfern beſſere Tage kommen werden und wir 
in, Be Sorgen uns des Lebens erfreuen kön⸗ 
5 ie Zentrumspartei hat es ſtets verſtan⸗ 
je 1 er die Wirklichkeit hinwegzutäuſchen und 
mer auf die Zukunft, möglichſt im Jenſeits hin⸗ 
jumeilen. Dadurch verſucht fie die werktätigen 
Maſſen zu ködern. Allerdings wird ihr das vor⸗ 
übergehend noch immer gelingen. Aber die werk⸗ 
tätigen Volksmaſſen werden genau ſo wie ſie der 
8 11 = und jetzt den Nazis die Quittung geben, 
1 5 Zentrumspartei die Quittung geben. 
1 uſion, daß es beſſer werden wird, iſt aber 
ar wirkliche Illuſion; denn Sie wiſſen genau, 
daß bereits ein neues Defizit im Staatsſäckel ent⸗ 
. Een 1 Millionen beträgt und Sie 
erde azu überge üſſe e 
Ser 8 1 gehen müſſen, das neue 
ine Ihrer Maßnahmen, um bereits je N 
verſuchen, das Defizit einzuſchränken, iſt a 
Schreiben, das Sie den Volkstagsabgeordneten 
vorgelegt haben und worin Sie auf alle möglichen 
emen hinweiſen, bloß wenn Sie ſie 
en wollen, wäre es angebracht, die elek⸗ 
ee Imen hier auszudrehen. Die Herren 
a en nichts zu arbeiten, ſondern nur 
hier auch 5 geſprochen wird. Alſo können Sie 
17 den den, Sie haben darauf hingewieſen, 
geſpart 0 e is 
En Voll, Führen Sie das jetzt hier 
Sie werden nicht nur dies Defizi 

werden noch ein weiteres Defizit a 
Abg. Brill hat bereits auf dieſe Tatſache hinge⸗ 
wieſen. Wenn die Zentrumspartei die Illuſion 
. erwecken verſucht, als ob die Zukunft auf Grund 
5 Maßnahmen der jetzigen Sanierung und des 
rmächtigungsgeſetzes für den Freiſtaat roſig ſein 
. ſolche Töne ſind wir gewohnt. Die hat 
er frühere Finanzſenator Dr. Volkmann immer 
. Jeder ernſthafte Menſch weiß 
er, daß Danzig in dieſer furchtbaren Weltwirt⸗ 
chaftskriſe nicht als eine Inſel der Seligen aus 
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dem Chaos heraus ragen wird. Solange dieſe 
Weltwirtſchaftskriſe beſteht, wird auch die Kriſe 
in Danzig beſtehen. Das bedeutet auch für das 
Jahr 1931 nicht entfernt eine Beſſerung, ſondern 
im Gegenteil noch eine Verſchlechterung. Denn 
ſogar Ihre Größen, Ihre Wiſſenſchaftler, ebenſo 
die Kapitaliſten, müſſen ja ſelbſt zugeben, daß die 
Grenze der Kriſe noch nicht erreicht ſei, daß das 
Ende der Kriſe immer noch nicht abzuſehen iſt. 
Ich erinnere da nur an ein Zitat aus der Schrift 
des Inſtituts für Konjunkturforſchung. Sie wer⸗ 
den dieſem Inſtitut jedenfalls doch Objektivität 
zubilligen müſſen, da es eine rein bürgerliche Ein⸗ 
richtung iſt, die ſich mit dieſen Fragen beſchäftigt. 
Dies Inſtitut erklärt in ſeiner letzten Schrift: 
Der weltwirtſchaftliche Konjunkturrückſchlag hat 
eine Ausdehnung und Intenſität angenommen, wie 
dies in der modernen Wirtſchaftsentwicklung noch 
niemals zuvor beobachtet werden konnte. 
Das Ende iſt noch nicht abzuſehen, d. h. man wird 
mit einer ungeheuren Verſchärfung der Kriſe noch 


für das Jahr 1931 rechnen müſſen. Dann kommt 


noch etwas dazu. Die Kapitaliſten, die Bour⸗ 
geoifie ſtehen den Urſachen der Kriſe verſtändnis⸗ 
los gegenüber und müſſen es auch, da ſie nicht 
Marxiſten ſind. Wenn ſie zugeben wollen, was 
die wirkliche Arſache dieſer Kriſe iſt, dann müßten 
die Kapitaliſten und die Bourgeoiſie ja zugeben, 
daß ſie ihre hiſtoriſche Rolle ausgeſpielt haben 


und verſchwinden müſſen, daß ſie den Weg für den 


ſozialiſtiſchen Wirtſchaftsaufbau frei machen 
müſſen; denn ihre Argumente, die ſie als Nazis 
anbringen, um dieſe Kriſe zu begründen, ich er⸗ 
innere an die Rede des Abg. Malſch, ſind un⸗ 
ſinnig. (Zuruf rechts.) Wir klauen nicht, wir 
ſtehlen nicht, ſeien Sie davon überzeugt. Ich werde 
im Gegenteil nachweiſen, wer in Wirklichkeit 
ſtiehlt. Der Abg. Malſch iſt nicht anweſend. Solche 
er fie für die Urſache der 
Kriſe gegeben hat, wirken nur lächerlich. Herr 
Malſch ſtellte ſich hierher und erklärte, an der 
Kriſe, an der Erwerbsloſigkeit ſei der Kulturbol⸗ 
ſchewismus ſchuld. In Italien, wo wir jetzt 


742 000 Erwerbsloſe haben, ſei daran auch nur 


der Kulturbolſchewismus ſchuld. Mit derartigen 
lächerlichen Erklärungen kann man keine Begrün⸗ 
dung für die Wirtſchaftskriſe geben. Ich wies 
darauf hin, wie verſtändnislos die bürgerlichen 
Parteien und bürgerlichen Wirtſchaftler der Kriſe 
gegenüber ſtehen. Keynes, eine der Leuchten der 
heutigen bürgerlichen Nationalökonomie, erklärte 
im „Wirtſchaftsdienſt“ vom 19. November 1930: 
Wir haben uns heute in einen heilloſen Wirr⸗ 
warr hineinmanövriert; denn wir haben uns bei der 
Handhabung einer empfindlichen Maſchine, der kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaftsmaſchine, deren Geſetze wir 
nicht verſtehen, gröblich geirrt. 
Ein anderer Führer der Kapitaliſten und zwar 
Herr Lamont, einer der größten Führer des Fi⸗ 
nanzkapitals in den Vereinigten Staaten, erklärte 
in der „New York Times“ am 15. November 1930: 
Alle unſere wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen ha⸗ 
ben bisher in dem Beſtreben, der Welt zu zeigen, 
wie ſie dieſe übertriebenen Schwingungen des indu⸗ 
ſtriellen Zyklos verhindern könnten, fehlgeſchlagen. 


Sie werden doch zugeben müſſen, daß das ganz 
andere Leute ſind, als die armen Nazis in Danzig 
mit ihrem Froſchhirn. (Zuruf des Abg. Dr. 


Thimm.) Vielleicht ſtellen Sie ſich hierher und 
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zeigen Sie, daß Ihre Leuchten größer als die 
Leuchten dieſer beiden Wiſſenſchaftler ſind. (Abg. 
Heinz Friedrich: Sie haben den Stein der Weiſen 


gefunden!) Wir ſtehen nicht der Wirtſchaftskata⸗ 


ſtrophe verſtändnislos gegenüber. Wir erklären 
nicht, daß wir die jetzt geltenden Geſetze nicht ver⸗ 
ſtänden. Wir haben ſeit Jahrzehnten auf dieſe 


Geſetze hingewieſen und erklärt, daß der Kapita-⸗ 


lismus verſchwinden und dem ſozialiſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsaufbau Platz machen muß, und daß der Weg 
dazu die proletariſche Revolution ſei. Das haben 
wir erklärt, als die Nazis noch nicht einmal als 
Embryo vorhanden waren. (Bravo! bei den Kom⸗ 
munijten!) 

Wir ſehen deshalb 


kapitaliſtiſchen Länder ſteht vor der Kataſtrophe. 
Das werden Sie doch nicht leugnen können. 
iſt doch fo in Deutſchland und Preußen, wo an⸗ 
geblich noch die Sozialdemokraten regieren. Das 
iſt genau ſo wie in England, wo die Sozialdemo⸗ 


kraten regieren. Das iſt auch in Amerika, dem fa⸗ 


ſchiſtiſchen Italien und dem faſchiſtiſchen Polen 
der Fall. 
ſchen Wirtſchaft. 
ſpeicherte Warenmengen. Trotz dieſer ungeheuren 
Warenmengen gibt es Millionen von Darbenden 
und Hungernden, und dieſe Zahlen ſteigern ſich 
noch von Tag zu Tag. Ebenſo die ungeheure 
Steigerung der Erwerbsloſenziffer in allen kapi⸗ 
taliſtiſchen Ländern. Ueberall verſuchen Sie mit 
den gleichen Methoden dieſen Bankerott aufrecht⸗ 
zuerhalten. Wer dieſe Verſuche unternimmt, 
und zwar im Auftrage der Bourgeoiſie, iſt nur 
eine Frage der Taktik. Ob die Bourgeoiſie dazu 
die Nazis benutzt, wie in Danzig, Thüringen oder 
Braunſchweig oder den Faſchismus in Polen und 
Italien oder ob dazu die Sozialdemokraten benutzt 
werden, wie z. B. in England, Preußen oder 
Deutſchland, das iſt für die Bourgeoiſie eine Frage 
der Taktik. Aber die realen Tatſachen müſſen 
ſprechen und ſie zeigen es, daß der Kapitalismus 
bankrott gemacht und abgewirtſchaftet hat. Ueber⸗ 
all trifft die Bourgeoiſie Hungermaßnahmen ge⸗ 
gen die werktätige Bevölkerung, um die Kata⸗ 
ſtrophe wenigſtens noch für einige Monate, für 


einige Jahre hinauszuſchieben. Dieſe ehernen Tat⸗ 


ſachen zeigen gleichzeitig die Lächerlichkeit Ihrer 
Argumente, die Sie als Nazis gebrauchen und 
gleichzeitig die Lächerlichkeit der Argumente, die 
auch die Sozialdemokraten gebrauchen, überall 
dort, wo ſie im Auftrage der Bourgeoiſie verſuchen, 
dies kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem aufrechtzu⸗ 
erhalten. 


Nur ein einziges Land, (Rußland! rechts) die 


Sowjetunion, ein Rieſengebiet mit 150 Millionen 
Einwohnern gibt es, wo keine Erwerbsloſigkeit 


vorhanden iſt. (Zwiſchenrufe bei den National⸗ 
ſozialiſten.) Dort gibt es keine unverkäuflichen 
Warenvorräte. Ich möchte doch einmal die Frage 


an die Nazis richten, ob es ſo ſehr wirkt, wenn 


man Sowjetrußland anführt, daß Sie da immer 


gleich fo auffahren. Beruhigen Sie ſich, Sie kön⸗ 
nen nachher antworten. Aber vielleicht ſtellen 
Sie wie in Zella-Mehlis den Antrag, daß drei 
von Ihren Erwerbsloſen auf Staatskoſten, Herr 
Dr. Ziehm wird ja zuſtimmen, nach Rußland 


in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern dasſelbe Bild, d. h. die Wirtſchaft aller 


Das 


Ueberall der Bankerott der kapitaliſti⸗ 
Ueberall ungeheuerlich aufge- 


hältniſſe irrezuführen, 


Mittwoch, den 18. Februar 1931. 


hinüberfahren und ſich die Verhältniſſe dort an⸗ 
ſehen. Stellen Sie den Antrag, dann brauchen 
Sie keinen Krakeel zu machen, dann können Sie 
ſich von den Arbeitern überzeugen laſſen. In 
Rußland gibt es keine unverkäuflichen Warenvor⸗ 
räte. Stellen Sie nur die eine Tatſache feſt. Sie 
werden auch tauſende Anhänger haben, die Hun⸗ 
ger leiden, die ſich zu dem Stückchen Brot nichts 
leiſten können. Aber in den Läden iſt alles vor⸗ 
handen. Was tun Sie? Sie ſchützen den Reich⸗ 
tum, der die Vorräte behält oder zu hohen Prei⸗ 
ſen losſchlägt. Aber den Hunger derjenigen, die 
nicht einmal ein Stückchen Brot haben, ſteigern 
Sie. Warum haben Sie Warenvorräte, die un⸗ 
verkäuflich ſind? (Zwiſchenrufe bei den National⸗ 
ſozialiſten.) Drüben find trotz geſteigerter Pro⸗ 
duktion immer noch zu wenig Warenvorräte, und 
die Werktätigen ſetzen ihre ganze Kraft ein, um 
ſoviel Vorräte zu ſchaffen, daß wirklich die Be⸗ 


dürfniſſe voll und ganz befriedigt werden können. 


Natürlich müſſen die bürgerlichen Parteien wie 
die Sozialdemokraten dies Bild in der ſcham⸗ 
loſeſten Weiſe verwiſchen, d. h. ſie müſſen leugnen, 
(Zuruf des Abg. Kalitzke.) Sie ſind doch kein 
Marxiſt und Sie werden nicht beweiſen können, 
daß die Sozialdemokraten heute noch Marxxiſten 
ſind. Sie betonen doch immer wieder das Gegen⸗ 
teil. Sie erklären, die Sozialdemokraten haben 
alle ihre Grundſätze über Bord geworfen und das 
verraten, was ſie früher propagiert haben. Alſo 
können fie nicht mehr Marxiſten fein. Aber es 
könnte den Nazis ſo paſſen, wenn wir Kommu⸗ 
niſten erklären würden, die Sozialdemokraten 
ſeien unſere Bundesgenoſſen, ſie ſeien Marxiſten. 
Dann erſt könnten Sie den politiſchen Kampf 
gegen die Kommuniſtiſche Partei führen, aber 
das wird den Nationalſozialiſten nicht gelingen. 
Deshalb verſuchen die bürgerlichen Parteien, die 
Nationalſozialiſten, die Sozialfaſchiſten, in der 
ſchamloſeſten Weiſe die Tatſache zu verwiſchen, 
daß es ein Rieſenland gibt, das in dieſe Wirt⸗ 
ſchaftskriſe nicht hineingeriſſen iſt, das eine Aus⸗ 
nahme macht. 

In welch ſchamloſer Art und Weiſe verſucht 
wird, die Oeffentlichkeit über die wirklichen Ver⸗ 
mi dafür will ich nur zwei 
Beiſpiele bringen. Ein Beiſpiel in welcher Weiſe 
die Sozialdemokratie dies Bild zu verwiſchen ſucht, 
und ein Beiſpiel, in welcher Weiſe die bürgerliche 
Preſſe das Bild zu verwiſchen ſucht. Sie kennen 
ja alle den Sozialdemokraten Loebe, den Reichs⸗ 
tagspräſidenten, dieſen „Freund“ Sowjetrußlands. 
Dieſer Herr Loebe erklärte wörtlich folgendes: 
| Vergeblich mühten ſich Kapitaliſten in Amerika, 

— und zwar ſchrieb er das in ſeinem Weihnachts⸗ 

artikel — Sozialiſten in England, Faſchiſten in 

Italien, Bolſchewiſten in Rußland, bemühte ſich die 

republikaniſche Regierung bei uns und die monar⸗ 

chiſtiſche in Spanien, ihre (der Kriſe) verheerende 

Wirkung einzuſchränken. Nirgends hat dies Bemü⸗ 

hen ſichtbare Erfolge gezeitigt. Es handelt ich, 

worauf wir immer wieder hingewieſen haben, eben 
um keine Kriſe eines politiſchen Syſtems, ſondern um 
eine Kriſe des Kapitalismus, der herrſchenden Wirt⸗ 
ſchaftsform. 
Loebe will bei dem Leſer den Eindruck erzeugen, 
als ob in der Sowjetunion ebenfalls noch der Ka⸗ 
pitalismus herrſcht und daß deshalb die Sowjet⸗ 
union den gleichen Kriſengeſetzen unterworfen ſei 


— 
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wie die kapitaliſtiſchen Staaten. Das iſt eben eine 


ſchamloſe Art und Weiſe, Tatſachen zu verwiſchen. 
Genau ſo die bürgerliche Preſſe. Das internatio⸗ 
nale Arbeitsamt gibt für die Sowjetunion die 
Zahl der Erwerbsloſen noch für November 1930 
mit 1 150 000 an, (Hört, hört! links.) während 
ſogar die Preſſe, die genau ſo ſchamlos gegen die 
Sowjetunion hetzt, beiſpielsweiſe in Danzig die 
„Danziger Landeszeitung“, zugeben mußte, daß 
in der Sowjetunion keine Erwerbsloſigkeit beſteht. 
Im Gegenteil, es mangelt noch an Arbeitskräften. 
(Abg. H. Friedrich: Zwangsarbeit!) Mögen Sie 
auch auf dem Standpunkt ſtehen, dort ſei Zwangs⸗ 
arbeit, dann geben Sie aber zu, daß keine Arbeits⸗ 
Lofigteit herrſcht, dann geben Sie zu, daß dieſe 
Angaben elende Lügen ſind. Selbſt die grimmig⸗ 
ſten Feinde der Sowjetunion müſſen fo dieſe Lü⸗ 
gen ſelbſt widerlegen 


den Sozialdemokraten. Leſen Sie doch einmal den 
„Völkiſchen Beobachter“, Faſt glich bringt der 
„Völkiſche Beobachter“ die größten Schauermär⸗ 


chen in bezug auf die Sowjetunion. (Zwiſchenrufe 


rechts.) Sie wollen doch angeblich i i 
en . do geblich immer eine 
Scheidung zwiſchen ſich und den Sozialdemokraten 
machen. Leſen Sie doch einmal den „Vorwärts“. 
Ich glaube, Sie werden ſich nicht der Mühe unter⸗ 
ziehen, denn Ihr Froſchgehirn kann höchſtens das 
verdauen, was Hitler ſagt. Aber leſen Sie ein⸗ 
15 den „Vorwärts“, dann werden Sie finden, 
aß er genau ſo hetzt, wie der „Völkiſche Beobach⸗ 
ter Ich könnte hier ein paar Koſtproben brin⸗ 
gen, aber ich verzichte darauf und ſtelle lediglich 
die Tatſache feſt. Dieſe Tatſache beweiſt Ihre 
Einheitsfront gegen das revolutionäre Proleta⸗ 
riat, den Bolſchewismus und die Sowjetunion. 
Das zeigt, daß der Kampf, den Sie gegeneinan⸗ 
der führen, nichts anderes iſt als ein ſcheinbarer 
Kampf. (Abg. Reuter: Ich möchte einmal ſehen 
wie es in Ihrem Kopf ausſieht!) Wie ſieht es 
aber bei Ihnen aus? Ihren Schädel bepacken Sie 
mit einer Stahleinlage, einer Filzeinlage und 
dann kommt eine Stroheinlage. Das iſt der In⸗ 
halt Ihres Schädels. 

Um die Lügen über die Sowjetunion zu ent⸗ 
larven, will ich einen Artikel zitieren, der durch⸗ 
aus nicht von einem Kommuniſten verfaßt iſt, 
ſondern im „Klaſſenkampf“ enthalten iſt und in 
der „Wiener Arbeiterzeitung“ veröffentlicht war. 


Das iſt geſchrieben von Sozialdemokraten. Es 


find Sozialdemokraten, die mit dem Marxismus 
nichts zu tun haben, aber manchmal müſſen ſie 
doch der Wahrheit die Ehre geben. So heißt es 
in dieſem Artikel: 


Es iſt wirklich das entſcheidende Jahr, dieſes 
dritte Jahr des Fünfjahresplanes. Es iſt das Jahr 
der ſchwerſten Gefahren. Wie groß dieſe Gefahren 
ſind, zeigt die Tatſache, daß ſich alle die Männer, die 
die Oktoberrevolution organiſtert, den Bürgerkrieg 
geführt, die Sowjetmacht aufgebaut haben, gegen 
das Unerhörte, Ungeheure, das Stalin verſucht, auf⸗ 
gelehnt haben; aber ſo groß der Einſatz iſt, ſo hoch 
der mögliche Gewinn. 

Wenn es Stalin gelingt, ſo wird es in wenigen 
Jahren mitten in der kapitaliſtiſchen Welt, einen 
großen Induſtrieſtaat von 150 Millionen Menſchen 
geben, in dem ein rieſenhafter, moderner Produk⸗ 
tionsapparat nicht mehr den Kapitaliſten, ſondern der 
Geſamtheit der Arbeitenden gehören wird. 


. . Das zeigt eben Ihre ges 
meinſame Front, die Front von den Nazis bis zu 
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Wir wiſſen ja, daß Sie ſolche Prophezeiungen ſeit 
1917 immer wieder vom Stapel laſſen, wenn 
uns das gelänge, dann wird es etwas Hervor⸗ 
ragendes ſein, dann wird die Arbeiterklaſſe geſiegt 
haben. So machen Sie das immer wieder. Aber 
die bisherigen 13 Jahre des Beſtehens der Sow⸗ 
jetunion haben gezeigt, daß der Sozialismus in 
der Sowjetunion nicht mehr zu beſiegen iſt, daß 
der Sozialismus geſiegt hat und nicht nur in der 
Sowjetunion ſondern im Weltmaßſtab, indem die 
werktätige Bevölkerung in den kapitaliſtiſchen 
Ländern erkennt, daß es nur einen Weg gibt, um 
mit dieſem grauenhaften Elend Schluß zu machen. 
Das iſt der Weg der proletariſchen Revolution 
und der Diktatur des Proletariats. 

Die Sozialdemokratie werſucht hier eine andere 
Rolle zu ſpielen, wie drüben im Reich. Das 
geſchieht auch nicht aus eigenem Entſchluß her⸗ 
aus, ſondern weil ſie dazu von der Bourgeoiſie, 
von den Kapitaliſten abkommandiert iſt. Sie 
müſſen verſuchen, durch eine Oppoſition die Maſ⸗ 
ſen aufzuhalten, die zur revolutionären Arbeiter⸗ 
partei ſtoßen wollen, um ſo dieſe andere Stütze 
der Kapitaliſten, den Sozialfaſchismus, intakt zu 
halten. Es iſt wirklich lächerlich, wenn Sie ſich 
herſtellen und gegen Maßnahmen wettern, die 
von den Nazis durchgeführt werden und die Sie 
drüben im Reich durchgeführt haben. Es liegt auf 
der Hand, wenn Sie gegen die Maßnahmen 
wettern, die Sie ſelbſt drei Jahre durchgeführt 
haben, daß dann das, was Sie hier ſagen, und in 
Ihrer Preſſe ſchreiben, keine Durchſchlagskraft be⸗ 
ſitzt um etwa Maſſen, die außerhalb der revolu⸗ 
tionären Arbeiterſchaft ſtehen, von der Richtigkeit 
Ihres Weges zu überzeugen. Die Maſſen ſind hier 
in Danzig durch die Sozialdemokratie jahrelang 
betrogen worden und drei Jahre lang durch die 
Koalitionsregierung. Sie werden daher die Maſ⸗ 
ſen nicht mehr für die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei gewinnen. 


Ergänzung des Kampfes, den die Faſchiſten, den 
die Nationalſozialiſten gegen die werktätige Be⸗ 
völkerung führen. Sie ergänzen ſich eben gegen⸗ 
ſeitig. Sie haben ja überhaupt erſt den Faſchiſten 
die Möglichkeit geboten, gegen den Marxismus zu 
Felde zu ziehen, indem dieſe nur auf das hinzu⸗ 
weiſen brauchten, was Sie während Ihrer Regie⸗ 
rungszeit geſchaffen haben und das als Marxis⸗ 
mus zu bezeichnen. Sie mögen noch ſo oft in Ihrer 
Preſſe und von dieſer Stelle aus betonen, daß 
das, was Sie in der Koalition getan haben, nichts 
mit Marxismus zu tun habe. Die Nazis werden 
nach wie vor das Argument benutzen, um damit 
die werktätigen Maſſen für ſich einzufangen. Des⸗ 
halb wollen dieſe Leute haben, daß wir Kommu⸗ 
niſten erklären, die Sozialdemokraten ſeien auch 
Marxiſten. Aber Sie werden ſich ſchwer täuſchen. 
Uns trennt von der Sozialdemokratiſchen Partei 
genau dieſelbe Scheidewand, die uns von den Fa⸗ 
ſchiſten, von den Nationalſozialiſten und den 
übrigen bürgerlichen Parteien trennt. Tatſache iſt, 
daß in Danzig z. B. die Nazis, die Nationalſozia⸗ 
liſten die Hauptſtütze der Danziger Bourgeoiſie 


ſind. Genau jo wie wir find die werktätigen Maſ⸗ 
ſen von dem Verrat der Sozialdemokraten über- 


Dieſer Kampf, den Sie führen, iſt ja nur eine 
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zeugt. Wir wieſen auf den gewaltigen Anterſchied 
zwiſchen Wort und Tat hin, und das tun wir auch 
den Nationalſozialiſten gegenüber. 

Genau ſo wie wir den Kampf gegen die Sozi⸗ 
aldemokratie geführt haben und noch führen und 
gegenüber den übrigen Parteien, genau ſo werden 
wir den politiſchen Kampf gegen die Nationalſo⸗ 
zialiſten führen, um die Anhänger der National⸗ 
ſozialiſten auf den erbärmlichen Verrat hinzuwei⸗ 
ſen, den die Nationalſozialiſten gegen ihre Grund⸗ 
ſätze begangen haben, wenn ſie überhaupt welche 
hatten. 


Nun einige Worte zu der widerlichen Demaz | 


gogie, die Sie (zu den Nazis) aufführen. Sie ha⸗ 
ben allen Hungermaßnahmen zugeſtimmt. Sie 
haben für die Mieterhöhung geſtimmt, Sie haben 
für die Beſteuerung der unteren Beamtengehälter 
geſtimmt, für die Kopfſteuer, für die Verſchlechte⸗ 
rung der Lage der Kriegsopfer. Sie haben und 
werden für die Verſchlechterung der Lage der Er— 
werbsloſen ſtimmen. Sie haben allen, auch den 
brutalſten Maßnahmen der Bourgeoiſie, des Ka⸗ 
pitals, Ihre Zuſtimmung gegeben. Wenn wir für 
die Erwerbsloſen Anträge ſtellten, für die Rent⸗ 
ner, haben Sie dieſe Anträge niedergeſtimmt, 


Sie mußten eine Begründung dafür finden und 


erklärten, Sie ſtimmten den kommuniſtiſchen An⸗ 
trägen deshalb nicht zu, weil ſie auf Agitation be⸗ 
ruhen. Das iſt ein billiges Mittel, nur daß Sie 


ſich an dieſe Ihre Einſtellung nicht überall halten, 


ſondern ſich jeweils der Situation entſprechend 
unſeren Anträgen gegenüber verhalten. Im Reich 


und in Preußen haben Sie unſeren Anträgen zus | 


geſtimmt. Das zeigt die Demagogie Ihrer Be— 


gründung. Dort haben Sie nicht die Mehrheit, 


alſo können Sie es ſich leiſten, mit uns zuſammen⸗ 
zuſtimmen. Aber wenn Sie die Mehrheit haben, 
F 5 1 7 7 82 7 77 1 7 * 

ſtimmen Sie nicht mit. Dafür müſſen Sie eine Ber | 


gründung finden. Die erbärmlichſte Komödie, die 
in Deutſchland durchgeführt wurde, war Ihre 
Stellungnahme zum Voungplan. Sie wiſſen, daß 
Sie die nationalen Retter und Befreier des deut⸗ 
ſchen Volkes ſein wollen. Sie wiſſen, daß Sie des⸗ 
halb im Jahre 1928 ein Volksbegehren (Zuruf 
rechts), einen Volksentſcheid durchgeführt haben. 
Sie haben den Antrag im Reichstag geſtellt, der 
Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung 
zu erſuchen, mit Rückſicht auf die außerordentliche 
Not des deutſchen Volkes die Zahlungen aus dem 
Dawes⸗Plan einzuſtellen. Sie wiſſen, 
Kommuniſten im vergangenen Jahre den gleichen 
Antrag ſtellten. Im Ausſchuß haben Sie ſich der 
Stimme enthalten, weil die Möglichkeit beſtand, 
daß der Antrag angenommen werden konnte. Als 
dieſer Antrag jetzt vor einigen Tagen im Reichs⸗ 
tag zur Verhandlung kommen ſollte, veranitalte- 
ten dieſe Kinder Israels, Nazis genannt, am 
Tage vorher den Auszug aus dem Reichstag, nicht 
etwa mit der Begründung, die ſie damals gaben, 
ſondern weil ſie ſich vor der Abſtimmung über die 


Einſtellung der Poung⸗Zahlungen am nächſten 
Tage drücken wollten. (Zwiſchenrufe des Abg. 


Reuter.) 

Dann werden Sie auch ſagen, es ſtimme nicht, 
daß Sie den Antrag geſtellt haben, daß die Diä⸗ 
ten für Februar den Erwerbsloſen überwieſen 


werden ſollten. Ich weiß genau, daß Sie das be= 


daß die 
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antragt haben. Sie haben doch damals im „Völki⸗ 
ſchen Beobachter“ erklärt: „Nationalſozialiſtiſche 
Ohrfeige für die Diätenpolitiker. Die Nationalſo⸗ 
zialiſten fordern die Aeberweiſung ihrer Tage⸗ 
gelder an die Erwerbsloſen. Sie lehnen das un⸗ 
würdige Diäten⸗Kaſſieren der parlamentariſchen 
Nichtstuer unter ſchwarz⸗roter Aufſicht ab.“ Das 
hinderte ſie aber nicht, bisher jeden Monat ihre 
Diäten abzuheben. Das hinderte ſie nicht am 
1. Februar, ob geſund oder krank, im voraus ihre 
Diäten abzuheben. (Zuruf des Abg. Reuter.) Na⸗ 
türlich tut das jeder, das beſtreitet niemand. Sie 
finden doch aber das Diätenabheben ſo unwürdig. 
Sie lehnen es ab, unter ſchwarz⸗roter Aufſicht die 
Diäten abzuheben. Jetzt verſuchten Sie es mit 
einemmal anders zu drehen. Nämlich die ausfal⸗ 
lenden Tagegelder ſollen den Erwerbsloſen über⸗ 
wieſen werden. Wenn Sie im Volkstag unent⸗ 
ſchuldigt fehlen, jo gehören die 15,— Gulden nicht 
Ihnen als Abgeordneter, ſondern der Staatskaſſe. 
Alſo können Sie nicht über etwas verfügen, was 
Ihnen gar nicht gehört. Dieſe wenigen Tatſachen 
zeigen, wie erbärmlich Ihre Komödie iſt, die Sie 
aufführen, wie geriſſen Ihre Demagogie iſt, nur, 
daß auch die geriſſenſte einmal entlarvt wird. 
Abgeſehen von dieſen Tatſachen erklärten Sie, 
Sie müßten jetzt allen dieſen Maßnahmen zu: 
ſtimmen, weil ſonſt die Polen einrücken würden, 
weil wir ſonſt eine polnische Invaſion zu befürch— 
ten hätten. Bemerkenswert iſt ja ſchon die Tat- 
ſache, daß Sie, wenn Sie all dieſen Maßnahmen, 
die jetzt durchgeführt werden, Ihre Zuſtimmung 
geben, dabei nicht wenigſtens verſucht haben, die— 
ſen Maßnahmen ein anderes Geſicht zu geben. 
Aber ich will nur zeigen, daß Sie genau ſo ge— 
handelt haben wie die ſogenannte „rote“ Regie⸗ 
rung gehandelt hätte. Da muß man Ihnen Tat- 
ſachen bringen. Anders kann man die Nazis nicht 
ſchlagen, da ſie zu geriſſen in der Lüge und Dema— 
gogie ſind. Da muß man mit Tatſachen aufwarten. 
Am 25. Oktober erklärten Sie, Sie wollten gegen 
den landesverräteriſchen Marxismus kämpfen 
und gegen das Zentrum. Jetzt ſitzen Sie mit dieſen 
Zentrumsleuten in derſelben Regierung. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Nationalſozialiſten.) Nun Sie 
ſitzen nicht drin, ſondern Sie unterſtützen dieſe 
Leute. Damit zeigen Sie, daß Sie nur Knechte 
ſind. Tatſache iſt, daß Sie dieſe Zentrumsgenoſſen 
gewählt haben, und Sie werden doch zugeben, daß 
Sie dieſe Zentrumsgenoſſen als Senatoren ge— 
wählt haben. Die Zentrumsſenatoren haben ſich 
nicht gewandelt. Das werden Sie nicht ſagen 
können. (Abg. Langnau: Einerſeits, anderer- 
ſeits!) Die gehen ihren Weg geradeaus, die än⸗ 
dern ihre Anſichten nicht. Jetzt ſtimmen Sie allen 
Maßnahmen zu, die dieſe Zentrumsleute beſchlie— 
Ben. (Abg. H. Friedrich: Wir wollen Sie nicht be— 
kehren!) Damit geben Sie zu, daß Sie dieſelbe 
Politik treiben, indem Sie als Landcknechte 
Ihre Zuſtimmung geben. 5 
Am 31. Oktober erklärten Sie: „Gegen die 
roten Staatsparaſiten, aber auch gegen die ſchwar⸗ 
zen Phariſäer, Schluß mit den Zeiten der Politik 
der Schwäche.“ Sie haben dann aber dieſen 
ſchwarzen Phariſäern Ihre Zuſtimmung gegeben, 
ſie als Senatoren gewählt. Können Sie ſich noch 
beſſer entlarven? Aber es kommt noch ſchöner. Es 
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iſt gut, wenn man eine Zeitung herausgibt. Da dern Sie hätten die Maßnahmen unternommen, 


kann man gewiſſen Parteien ſagen, wie ſchnell ſie 


ich ändern können. Am 14. November erklärten 
Sie: „13 Millionen neue Steuern bereitet die 
rote Finanzverwaltung vor.“ 
hinzufügen: „Wir treiben jetzt dieſe 13 Millionen 
ein.“ (Abg. H. Friedrich: Wir müſſen die Schul⸗ 
den bezahlen, die die rote Regierung gemacht hat!) 
Die Begründung müſſen Sie ja machen, denn Sie 
erklären, daß 13 Millionen Schulden da find. 
Wenn die „Roten“ die Regierung übernommen 
hätten, hätten ſie dieſelbe Maßnahme getroffen. 


Man ſieht es doch an Ihrer Einſtellung im Reich. 


a. ſind auch Fehlbeträge vorhanden. Aber 
Nie wettern Sie dagegen, daß eine Sanierung 
. Fehlbeträge vorgenommen wird. Hier er⸗ 
klärten Sie: „Wähler, warum ſchweigt die So⸗ 
zialdemokratie? Um Euch nach der Wahl die Rech⸗ 
nung zu präſentieren! Macht einen Strich durch!“ 
S einen dicken Strich gezogen, und dieſer 
Strich Wird jetzt der werktätigen Bevölkerung prä⸗ 
entiert. Sie willen doch, als die Feſtbeſoldeten⸗ 


ten, auch die unterſten, geſchröpft haben. Früher 
ſchrieben Sie aber: „Beamte, 1 5 e 
unſere Frage: Sind Eure Vertreter gehört? Wird 
die Beamtenpartei oder eine bürgerliche Partei 
Euch ſchützen? Die geſamten bürgerlichen Parteien 
und ihre Zeitungen haben bis heute noch keine 
Notiz genommen. Die roten Gewerkſchaftsſekre⸗ 
täre, Gehl und Kamnitzer, ſprechen täglich in 
öffentlichen Verſammlungen, während man Euch 
die politiſche Betätigung verbietet. Darum hin⸗ 
ein in die N. S. D. A. P.“ Eine Ihrer erſten Maß⸗ 
nahmen war, einen ſozialdemokratiſchen Lehrer zu 
maßregeln. Sie haben nicht gegen den Antrag ge⸗ 
f immt, Der von den Beamten, auch von den un⸗ 
Ersten, 7% Prozent des Gehalts einzieht. Wiſſen 
1 wie drüben einer Ihrer Abgeordneten dieſen 
8 zug nannte? Verabſcheuungswürdig! Aber 
ame haben Sie Ihre Maßnahme ſelbſt als eine 
verabſcheuungswürdige gekennzeichnet. So könnte 
man noch weiter fortfahren. Hier z. B. am 28. 
November genau dasſelbe: „Nicht 13, ſondern 17 
Millionen Fehlbetrag.“ Und dann: Irrſinnige 
Pläne beſtehen bei dem Reſt der Bankerotteure 
dieſen Fehlbetrag durch neue Steuern für das 
ſchaffende Volk zu decken.“ Jetzt erklären Sie, wir 
können nicht anders, wir müſſen dieſe Sanierung 
durchführen. Wir müſſen das Defizit decken. Das 
wollte der alte Rumpfſenat auch, aber Sie be⸗ 
825 neten ſeine Pläne als irrſinnig. Anterſchei⸗ 
Sie ſich Ihre Pläne von denen des alten Senats? 
05 8. recht, Herr Finanzſenator, Sie unter⸗ 
5 en ſich von den geplanten Maßnahmen. Da 
un erdeſſen von Woche zu Woche das Defizit immer 
Er wurde und die Notlage immer brenzlicher, 
eshalb haben Sie noch brutalere Geſetze durch⸗ 
a Das iſt eine Tatſache, die aber nicht ein 
ob für die Sozialdemokratie ſein ſoll, damit 
nicht wieder Herr Weber in der „Volksstimme“ 
erklärt, ich hätte der früheren Regierung ein Lob 
ausſtellen wollen. Tatſache iſt, daß Sie, wenn Sie 
5 der Regierung geblieben wären, dieſelben bru⸗ 
alen Maßnahmen durchgeführt hätten. Sie 
waren nicht ſtehen geblieben bei den geplanten 
irrſinnigen Maßnahmen des Rumpfjenats, ſon⸗ 


Jetzt müſſen Sie 


die jetzt von dem Ziehm⸗Senat vorgenommen ſind. 
Am 23. November und 5. Dezember führen Sie 
alle dieſe Pläne aus. Sie wiſſen genau, daß ein 
Defizit von 17. Millionen da iſt. Sie ſagen aber, 
nicht das werktätige Volk ſoll das Defizit tragen, 
ſondern die wirklich beſitzenden Kreiſe. Sie wand⸗ 
ten ſich damals gegen die Abgabe vom Lohn, gegen 
die Erhöhung der Mieten, gegen die Erhöhung der 
Umſatzſteuer. Sie wandten ſich auch gegen die 
Rieſengehälter der Senatoren. und gegen den Ab⸗ 
bau der kleinen Beamtengehälter um 6 Prozent. 
Und wie ſah dann die Wirklichkeit aus? Sie haben 
die kleinen Gehälter nicht um 6 Prozent abgebaut, 
ſondern um 7 Prozent. Sie haben ſogar die 


Angeſtellten und Arbeiter in das Feſtbeſoldeten⸗ 


opfer einbezogen. Sie gehen weiter dazu über, 
allen werktätigen Volksſchichten durch Lohnabbau 
die geringen Einnahmen herunterzuſetzen. Sie 
haben eine ganze Fülle anderer Geſetze nur für 
die werktätigen Kreiſe durchgeführt, abgeſehen da⸗ 


7 . 8 von, daß Sie die Miete nicht um 20, ſondern um 
ſteuer zur Beratung ſtand, wie Sie da die Beam⸗ 30 9 . 


30 Prozent geſteigert haben. Wollen Sie das auch 
abſtreiten? Sie werden erklären, die letzte Steige⸗ 
rung tritt erſt 1934 ein. Das ſieht ſo aus, als 
wenn einer kommt und gleich die ganze Gurgel 
durchſchneidet und der andere ſagt, wir wollen es 
nur allmählich tun. (Schächten! links.) Meinet⸗ 
wegen auch ſchächten, alſo ihn vorher betäuben 
und ihm dann die Gurgel durch'chneiden. Dies 
alles zeigt, wie Sie ſozialen Verrat geübt haben, 
wie Sie alle Ihre Verſprechungen über Bord ge⸗ 
worfen haben. 

Aber noch ſchärfer, noch großer iſt Ihr nationa⸗ 
ler Verrat. Jetzt kneifen Sie, weil Sie Ihren eige⸗ 
nen nationalen Verrat nichr anhören wollen. Sie 
haben erklärt, dieſen Schandmaßnahmen, dieſen 
Yungergejegen haben Sie Ihre Zuſtimmung gege— 
ben, um Danzig deutſch zu erhalten, um Danzig 
vor der polniſchen Invaſion zu retten. Glauben 
Sie, daß in Danzig irgendwie Danzig zu beſtim⸗ 
men hat? Glauben Sie an eine Selbſtändigkeit 
Danzigs? Glauben Sie, daß dieſe in wirtſchaftti⸗ 
cher oder politiſcher Beziehung beſteht? Wenn Sie 
das behaupten, täuſchen Sie die werktätige Dan⸗ 
ziger Bevölkerung über eine Tatſache hinweg, die 
niemand leugnen kann, daß hier Polen und der 
Völkerbund regieren. Oder wollen Sie etwas an⸗ 
deres behaupten? Jede Danziger Regierung wird 
ein Knecht und Lakai des Völkerbundes und des 
polniſchen Imperialismus ſein. 

Aber noch einige Tatſachen. Wir haben 19 
Menſchen in Danzig, die jeder mehr als 100 000 
Gulden jährlich verdienen. Aber wenn Sie nun 
den Leuten mit einem Einkommen über 15 000 
Gulden jährlich die ſozialen Ermäßigungen ge⸗ 
nommen hätten, hätten Sie nicht die ſozialen Er⸗ 
mäßigungen für die Aermſten der Armen herun⸗ 
terſetzen dürfen. Wenn Sie das nicht getan hätten, 
wäre ja, ſo behaupten Sie, der Pole eingerückt. 
Sehen Sie einmal, wenn Sie die Steuer, die Sie 


hier haben wollen, gerade Sie Herr Abg. Friedrich, 


vom Spielklub und der Bank von Danzig genom⸗ 
men hätten, und nicht die Kopfſteuer, die den 
Aermſten mit 17,60 Gulden pro Jahr belaſtet, 
wäre, ſo behaupten Sie, der Pole eingerückt. Wer 


liſt jo irrſinnig, das zu glauben? Vielleicht die Un⸗ 
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entwegten Ihrer Anhänger. Ich habe einem Sie deshalb daran erinnern. (Abg. Heinz Frie⸗ 0 
Ihrer Anhänger, einem Apotheker, die Malſch- drich: Was hat das mit der Tagesordnung zu 
Rede vorgelegt. Er hat ſich jo entſetzt, daß er er- tun? — Abg. Kreft: Jetzt fällt es Ihnen auf die 


(A 


— 


mand ernſt nehmen kann. (Wenn Sie den Mund 


klärte, Schluß mit der Partei, wir können un⸗ 
möglich von Irrſinnigen beherrſcht werden. Wir 
haben leider nicht das Geld, ſonſt würden wir tat⸗ 
ſächlich die Malſch⸗-Rede gedruckt und verteilt 
haben. Das wäre die beſte Propaganda geweſen, 
aber nicht für, ſondern gegen die Nationalſoziali⸗ 
ſten. 

Sie erklären, Sie ſeien die berufenen Vertreter 
der deutſchen Belange in Danzig. Wiſſen Sie, daß 
Sie die engſten Verbündeten des polniſchen Fa- 
ſchismus ſind? (Abg. Maaß: Reden Sie nicht 
ſolch einen Quatſch zuſammen!) Wir gebrauchen 
keine Phraſen, wie Sie m. H. Nazis, wir gebrau⸗ 
chen keine Lügen wie Sie m. H. Nazis, die nie. 


Nerven!) Dieſe Enthüllungen ſind Ihnen peinlich. 
Wir ſetzen uns auseinander mit den Argumenten, 
die Sie gebraucht haben, um dem Ermächtigungs⸗ 
geſetz zuzuſtimmen. Sie haben erklärt, Sie ſeien 
die Hüter des Deutſchtums. Sie haben dem Er⸗ 
mächtigungsgeſetz aus ganz anderen Motiven zu⸗ 
geſtimmt. Entſinnen Sie ſich, was Herr Hitler am 
7. November in ſeinem Schlußwort an Herrn 
Hervé geſchrieben hat? Wörtlich erklärte er: 
Ohne Zweifel iſt der Schutz der europaiſchen 
Staaten, ja der geſamten en Kultur vor dem 
Bolſchewismus die wichtigſte Aufgabe alle einſichts⸗ 
vollen und verantwortungsbewußten Staatsmänner 
der Gegenwart. A 
Dann erklärte Herr Hitler weiter: 
Ich halte gerade wegen dieſer Gefahr eine Einbe—⸗ 
ziehung von England, Italien und Japan in die 


aufmachen, Lügen Sie! bei den Nationalſoziali⸗ Front des antibolſchewiſtiſchen Widerſtandes von 
ſten.) Das beurteilen nicht Sie, ſondern ganz an⸗ vornherein als abſolut unerläßlich. 1 
dere Leute. Aber was ſollen ſich draußen die werk⸗- Was propagiert Herr Hitler? Zuſammenſchluß 
tätigen Leute denken, wenn ſich Herr Malſch hier- aller kapitaliſtiſchen Mächte gegen die Sowjet⸗ 
her ſtellt und jagt: „Was hat man die ganzen union, oder wollen Sie das beſtreiten? Wollen 
Jahre hindurch getan? Die Wohnungsbauabgabe Sie vielleicht jetzt noch ſagen, daß Ihre angebliche 
den kommuniſtiſchen Bonzen gegeben, damit ſie ſich Kampfſtellung gegen Polen eine echte iſt? Hitler 
Villen bauen laſſen konnten. Die Umſatzſteuer muß und der Faſchismus brauchen nicht nur Italien, 
fallen.“ Im ſelben Moment erklärt Herr Malſch, ſie brauchen auch England und Amerika und Ja⸗ 
das Ermächtigungsgeſetz werde ſteigen, alſo die pan. Japan, welch famoſe, ariſche Volksgenoſſen. | 
Umſatzſteuer muß auf 11% Prozent feſtgeſetzt wer⸗ die mit Ihnen gegen die Sowjetunion marſchieren ö 
den. Ich überlaſſe es der Oeffentlichkeit, feſtzuſtel- werden. Weil Hitler das faſchiſtiſche Polen braucht, 
len, wer lügt und wer draußen Demagogie be- deshalb iſt die Nazi-Politik in Deutſchland und | 
treibt. Wir willen ganz genau, wie das wirkt, Polen beſtrebt, Gegenſätze zwiſchen Deutſchland | 


(B) wenn Sie es in Ihren Kreiſen vom Stapel laſſen. und Polen zu vermeiden und Schwierigkeiten nicht (D) 


Wir wiſſen auch, weshalb Sie mit rückſichtsloſe⸗ 
ſtem brutalſtem Terror jeder Diskuſſion aus dem 
Wege gehen und keine politiſche Diskuſſion zulaſ— 
ſen, um von Ihren eigenen Anhängern nicht ent⸗ 
larvt zu werden. Sie verſuchen, eine Diskuſſion 
herbeizuführen, aber nur, um die Disluſſionsredner 
zu Krüppeln zu ſchlagen und zu erledigen. Fragen 
Sie, was die S. A.⸗Leute in den Verſammlungen 
für Beſchlüſſe faſſen. Wir haben einwandfreies 
Material. (Zuruf des Abg. Maaß.) Die Meuchel⸗ 
mörder ſitzen da. Ihr Herr Skibbe, ſtellvertreten⸗ 
der Standartenträger, hat wegen einer Revolver 
ſchießerei, weil er einen Arbeiter angeſchoſſen hat, 
ein Jahr und einen Monat bekommen. 
Sie das auch als Lüge bezeichnen? Der Mann iſt 
17 mal vorbeſtraft, nicht wegen politiſcher ſonden 
krimineller Verbrechen. Dann wollen Sie von 
roter Mörderzentrale ſprechen? (Abg. Heinz Frie⸗ 
dich: Die größten Verbrecher ſind Sie!) Wenn Sie 
erklären, es ſei ein Verbrechen, gegen den Faſchis⸗ 
mus, gegen Hungergeſetze den Kampf zu führen, 
gegen den kapitaliſtiſchen Machtapparat, gegen 
dies Syſtem, und Arbeiter deshalb vor Gericht ge- 
ſchleppt werden, dann ſind wir auf ſolche Ver⸗ 
brechen ſtolz. Wir begehen nicht derartige Ver⸗ 
brechen, wie Sie ſie begehen, wie Herr Skibbe und 
andere Ihrer Leute. Leſen Sie unſere nächſten 
Arbeiter⸗Zeitungen, da werden wir das Material 
bringen. Es iſt beſtimmt ein elendes Verbrechen, 
einen Arbeiter anzuſchießen, ſo daß ſogar das bür⸗ 
gerliche Gericht einen Nazi⸗Mann mit einem Jahr 
und einem Monat Gefängnis beſtrafen muß. Es iſt 
nicht ein politiſches, ſondern ein kriminelles Ver⸗ 
gehen. Sie wollten Beweiſe haben. Ich werde 


Wollen M 


entſtehen zu laſſen. Es wäre eine Schwierigkeit 
entſtanden, wenn ſich die werktätigen Volksmaſſen 
dieſer kapitaliſtiſchen Sanierung entgegengeſetzt 
hätten. Dieſe Schwierigkeiten, die für den Völker⸗ 
bund und für das imperialiſtiſche Polen vorhan- 
den geweſen wären, haben Sie durch Ihre Zuſtim⸗ 
mung zu dem Ermächtigungsgeſetz zu beſeitigen 
verſucht. Das iſt der wirkliche Grund Ihrer Zu— 
ſtimmung. Da zeigen Sie Ihren erbärmlichen na— 
tionalen Verrat. Da zeigen Sie, daß Sie nicht nur 
Knechte und Lakaien des Finanzkapitals ſind, 
ſondern auch des Völkerbundes und des imperiali- 
ſtiſchen faſchiſtiſchen Polens. (Zuruf des Abg. 
Maaß.) Das ſind Tatſachen. Ob das jemand 
glaubt, das zu beurteilen überlaſſe ich nicht den 
Nazis. Sie müſſen je erklären und brüllen: „Das 
glaubt niemand.“ 

Vor einigen Tagen hat die ſozialdemokratiſche 
„Volksſtimme“ eine Zeitungsente vom Stapel ge⸗ 
laſſen. Die Nazis ſammelten 30 000 Mann und 
wollten den Freiſtaat erobern. Als wir die Ente 
laſen, wußten wir, daß kein wahres Wort daran 
iſt. Die Nazis haben alles Intereſſe daran, um zu 
einer Verſtändigung zwiſchen Polen und Deutſch⸗ 
land zu gelangen, um den Kampf gegen die Sow⸗ 
jetunion führen zu können. Das iſt die Politik 
Hitlers. Wenn Sie das als Lüge bezeichnen, müj- 
ſen Sie Ihren Hitler der Lüge bezichtigen. Das, 
was wir ſagten, trat auch ein. Die Nazis beeilten 
ſich möglichſt ſchnell zu erklären, ſie dächten gar 
nicht daran, es beſtänden gar nicht derartige Ab⸗ 
ſichten. Wenn die Sozialdemokraten eine derartige 
Zeitungsente vom Stapel laſſen, dann natürlich 
nur, um ſich bei der deutſchen Bourgeoiſie einzu⸗ 


(A) 


(B 
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ſchmeicheln: „Seht mal, die Nazis könnt Ihr nicht 
als Lakaien verwenden, die Nazis wollen euch 
Schwierigkeiten in Danzig machen, ſie wollen Ge⸗ 
genſätze zwiſchen Danzig und Polen ſchaffen.“ 


Gleichzeitig haben die Sozis den Nazis damit ei⸗ 


nen Dienſt erwieſen; denn wenn die Nazis auch 
ſagten, es kommt gar nicht in Frage, zieht es doch 


ein bißchen bei den Volksmaſſen, die noch bei den 
Nazis ſtehen und die glauben, vielleicht wollen 
die Nazis wirklich Danzig erobern. Die denken 
nicht dran, auch wenn Polen hier einmarſchieren 


wird. Das wird geſchehen, denn in dem Augenblick, 
wo die Kapitaliſten gegen die Sowjetunion los⸗ 
ſchlagen werden, wird Polen ohne Rüchſicht darauf, 
ob die Nazis ihre Zuſtimmung zu Ermächtigungs⸗ 
geſetzen gegeben haben oder nicht, einrücken und 
VBanzig militäriſch beſetzen. 


zig preisgeben. wie Südtirol preisgegeben iſt. 
ana iſt kein Marxiſt! bei den Nationalſoziali⸗ 
ſten. 


Seien Sie überzeugt, daß es ſo kommen wird, 


und weil es ſo iſt, werden die Nazis die erſten 
ein, die mit den polniſchen Faſchiſten gegen die 
Sowjetunion losſchlagen, genau ſo, wie ſie gegen 
das werktätige Volk losſchlagen; und die einzigen, 


Nia ch Don 5 2 z ! 
ar 0 dagegen zur Wehr ſetzen werden, werden 
die Kommuniſten ſein, nicht nur hier, ſondern auch 


drüben in Deutſchland und in Polen. (Abg. Reu⸗ 
ter: Mit dem Mund, wie immer!) Sehen Sie, 


wie fi die Faſchiſten gegenüber den nationalen 


Minderheiten in Polen und in Italien betragen! 
Im faſchiſtiſchen Deutſchland werden die nationa⸗ 
len Minderheiten ebenſo wergewaltigt. Im faſchi⸗ 
ſtiſchen Polen wird niemand den nationalen Min⸗ 
derheiten die Befreiung bringen. Nur ein Sowjet⸗ 
polen wird das tun. Die einzige Partei, die das 
ohne Rückſicht darauf, als Hoch⸗ und Landesver⸗ 
räter gebrandmarkt zu werden, erklärt hat, iſt die 
Kommuniſtiſche Partei in Polen. Die werktätigen 
Polen ſind die Kräfte, auf die die Danziger werk⸗ 
tätige Bevölkerung ſich ſtützen muß gegen den Hun⸗ 


gerſenat Ziehm und gegen die Willkür der polni⸗ 


ſchen Regierung. Die Kommuniſtiſche Partei in 
Polen ſchrieb: Unſere Partei iſt in Polen die ein⸗ 
zige politiſche Partei, die in ihrem Kampf für ein 
Sowfetpolen, in ihrem Kampf für den Schutz der 
Herde lion gleichzeitig den Kampf gegen die 
1 Danzigs in einen befeſtigten Kriegs⸗ 
re des Weltimperialismus gegen die Sow⸗ 
ieh e Sie wollen Danzig zu einem 
19291 . zpunkt umwandeln, daher die Hunger⸗ 
eu ahmen. „So wie unſere Partei für das 
Selbſtveſtimmungsrecht der Weſtukraine und 
Weſtweißrußland und ihren Anſchluß an die Sow⸗ 
jetukraine und an Sowjetweißrußland kämpft, ſo 
kämpft unſere Partei gleichzeitig für die Freiheit 
Oberſchleſiens und Pommerellens, für das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht aller nationalen Minderheiten 
55 zur Lostrennung. Jetzt ſchreiben Sie ſich dieſe 
Worte hinter die Ohren. Wo iſt eine faſchiſtiſche 
Kraft in Polen, die der Danziger werktätigen Be⸗ 
völkerung Schutz gegen die polniſchen Willkürakte 
verſpricht? Nur die Kommuniſtiſche polniſche Par⸗ 
tei tut BP: en erklärt: 
nſere Partei führt einen ergiſchen 
gegen alle Machenſchaften, die Dang a de 
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anzig mili⸗ (Abg. Reuter: Das 
möchten Sie?) Das möchten Sie! Hitler wird Dan⸗ 


unter das Joch des polniſchen Imperialismus ſpan⸗ 

nen 

Vizepräfident von Wnuck: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, Sie haben nur noch drei Minuten Redezeit. 

Plenikowfti, Abgeordneter (K. P.): 

Und es zum imperialiſtiſchen Werkzeug gegen die Sow⸗ 

jetunſon machen. Die Kommuniſtiſche Partei Polens 

bekämpft alle Maßnahmen, die die werktätigen Maſ⸗ 

ſen Danzigs niederdrücken und ausbeuten ſowohl von 

ſeiten der polniſchen als der eigenen Bourgeoiſie, ſie 

bekämpft alle Beſtimmungen und Einrichtungen, die 
| dem faſchiſtiſchen Polen die Handhabe für eine Polo⸗ 
niſterung Danzigs geben. (Verſtärkter Druck und Ent⸗ 
laſſungen gegen deutſche Arbeiter in polniſchen Be⸗ 
trieben insbeſondere im Eiſenbahnbetrieb, Aufdrän⸗ 
gung der polniſchen Sprache.) 

Das polniſche Proletariat wird am Tage nach der 
ſiegreichen Revolution die Verſailler und Pariſer Ab⸗ 


in das Joch des internationalen und polniſchen Im⸗ 
perialismus ſchmiedeten, zunichte machen. Ste wird 
dieſe Ketten, die der Danziger Bourgeoiſie die Mög⸗ 
lichkeit geben, unter der Aufſicht des Völkerbundes die 
Freiheit und das Leben des Danziger Parlaments 
| zu verſchachern und zu verkaufen, zerreißen. 
(Zwiſchenrufe.) Wenn Sie ſagen, Hanswurſte kön⸗ 
nen alles verſprechen, ſo iſt die polniſche Kommu⸗ 
niſtiſche Partei eine Kraft, mit der der polniſche 
Faſchismus rechnen muß. (Zwiſchenrufe lechts.) 
Das ſind nicht Hanswurſte wie Sie, das ſind über⸗ 
zeugte Leute, die nicht Gefängnis und Zuchthaus 
ſcheuen, um für ihre Ideen zu kämpfen. In dieſem 
Sinne, vereint mit dem polniſchen und deutſchen 
Proletariat werden wir den Kampf führen für ein 
Sowjet⸗Deutſchland und für ein Sowjet⸗ Polen; 
denn wir wiſſen ganz genau, daß nur ein Sowjet⸗ 
Deutſchland und Sowjet⸗Polen der Danziger werk⸗ 
tätigen Bevölkerung die nationale und ſoziale Be⸗ 
freiung bringen wird; denn nur die dritte Inter⸗ 
nationale erkämpft das Menſchenrecht. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Gerhard Friedrich. 

Friedrich, Gerhard, Abgeordneter (B. A. G.): 
M. D. u. H.] Meine Aufgabe iſt es, mich beſon⸗ 
ders mit dem Punkt 5 unſerer Tagesordnung zu 
befaſſen, mit der Abänderung der Dienſtbezüge 
der Beamten und mit dem Teil des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes, der den Beamten und Feſtbeſoldeten 
eine Sonderſteuer auferlegt. Wir lehnen von un⸗ 
ſerem Standpunkt aus nach wie vor jeden Ein⸗ 
griff in die verfaſſungsmäßigen Rechte der Be⸗ 
amten ab. Deshalb können wir auch der Vorlage 
der Sozialdemokratiſchen Partei in dieſer Faſſung 
unſere Zuſtimmung nicht geben, ebenſowenig, wie 
wir ſie vor kurzer Zeit der entſprechenden Vor⸗ 
lage des Senats geben konnten. Dieſe Ablehnung 
erfolgte weniger aus beſoldungstechniſchen Erwä⸗ 
gungen heraus, ſondern aus beamtenrechtlichen 
Gründen. Sie erfolgte aber auch aus allgemeinen 
ſtaatsrechtlichen Gründen; denn was heute der 
Beamtenſchaft geſchieht, kann und wird voraus⸗ 
ſichtlich anderen Exrwerbszweigen bei einer ande⸗ 
ren Zuſammenſetzung des Volkstages auch geſche⸗ 
hen. (Abg. Greiſer: Ohne die wohlerworbenen 
Rechte!) Ohne die wohlerworbenen Rechte, die 
ohne weiteres für uns feſtſtehen, und die Sie als 
nationalſozialiſtiſche Vertreter doch wohl auch 


ſchützen ſollten, die Sie verſucht haben, die Beam⸗ 
ten mit nationalen Phraſen zu ködern und ſich 
heute nicht ſcheuen, den unteren Beamten die Be⸗ 


machungen, welche die werktätigen Maſſen Danzigs 


(DJ 


[A 


5 


— 


280 Volkstag Danzig — 16. Sitzung. 
(Friedrich, Gerhard, Abgeordneter) 


Mittwoch, den 18. Februar 1951. 


züge zu kürzen. Sie haben den wenigſten Grund, ſagen zu können: Seht einmal, wir hätten euch 


ſich aufzuregen. Sie ſollten an Ihre eigene Naſe 
faſſen. Was heute der Beamtenſchaft geſchieht, 
kann und wird auch anderen Kreiſen geſchehen. 
In Ihrem Programm ſteht ja, ſie wollen das Ka⸗ 
pital angreifen. Jetzt ſagen Sie, wir müſſen der 
Wirtſchaft und anderen Kreiſen des Kapitals die 
Möglichkeit zum Beſtehen geben. Wenn Sie jetzt 
umfallen und Ihr Programm verleugnen, ſo mö⸗ 
gen Sie das Ihren Wählern gegenüber verant⸗ 
worten. Vor der Wahl ſprachen Sie anders. 
(Zwiſchenrufe der Nationalſozialiſten.) Was ſind 
die Leute in Ihrer Fraktion? Zum größten Teil 
ſind es geſcheiterte Exiſtenzen. Sehen Sie ſi 

Herrn Malſch an, den Plenikowſki ſchon gekenn⸗ 
zeichnet hat. (Abg. H. Friedrich: Werden Sie doch 
nicht perſönlich!) Er iſt doch Mitglied Ihrer Bar: 


tei. Ihr Parteigenoſſe Malſch hat ja einen gro⸗ 


— 


ßen Magen. Er wollte ja alle Beamten auffreſſen. 
Das wird ihm ſchlecht bekommen, denn einzelne 
Beamte ſind ſehr ſchwer verdaulich. Woher kommt 
dieſer Beamtenhaß? Ein Berufsgenoſſe von 
Malſch ſagte von ihm: „Er iſt ein verpfuſchter 
Brauer und ein mißratener Bauer! (Heiterfeit.) 
Seine eigenen Berufsgenoſſen ſagen, den Kohl, 
den Malſch baut, frißt kein Schwein. (Heiterkeit.) 
Das trifft auch für Ihre Tätigkeit im Volkstag 
zu. (Abg. Plenikowſki: An Malſch iſt Hopfen und 
Malz verloren! — Abg. Greiſer: Den Kohl, den 
Sie verzapfen, kapiert auch keiner von Ihren 
Lehrern!) 

Nun iſt vom Senat geſagt worden, das ver⸗ 
faſſungsändernde Geſetz ſei der allein richtige Weg. 
Wir haben behauptet, es ginge auch anders. Der 
Senat hat dafür den Beweis geliefert. Während 
ſich der Präſident des Senats hier herſtellte und 
ſagte, das verfaſſungsändernde Geſetz ſei der ein⸗ 
zige Weg, ſonſt ginge der Staat zugrunde, war be⸗ 
reits in den Akten der betr. Herren die andere Vor⸗ 
lage vorhanden. Dreiviertel Stunden ſpäter ging 
es auch anders. Allerdings in welcher Form? Man 
ſchafft nun eine Verordnung, durch die man die 
Beamtenſchaft beſteuern will und ſagt, daß dieſe 
Verordnung ſo ungünſtig ausſieht, ſei die Folge 
der Ablehnung des verfaſſungsändernden Geſetzes 
durch die Oppoſitionsparteien. Der Beamtenbund 
und auch wir verlangten ein geſtaffeltes Steuer⸗ 
geſetz. (Zuruf bei den Nationalſozialiſten: „Das 
wollen wir ja auch!) Sie wollen alles, bloß was 
ſie geſchaffen haben, ſieht anders aus. 

Der Präſident des Senats erklärte, eine Staf⸗ 
felung ſei unmöglich, ſie verſtoße gegen das deutſch⸗ 
Danziger Beamtenabkommen. Er erklärte, alles 
andere ſei falſch, nur das, was die Regierung 
mache, ſei richtig. Als Zeugen dafür rief er den 
Abg. Dr. Strunk an. Mich können weder die Aus⸗ 
führungen des Herrn Senatspräſidenten noch die 
Zeugenſchaft des Abg. Dr. Strunk überzeugen. Ich 
behaupte, daß eine Staffelung ſich ſehr wohl mit 
dem Beamtenabkommen vereinbaren läßt; denn 
ſolange die Beſteuerung, unter der Vorausſetzung 
einer Freigrenze für alle, nicht mehr als 12 Pro⸗ 
zent beträgt, iſt das Beamtenabkommen in keiner 
Weiſe berührt. Ich kann Ihnen jederzeit dafür 
den rechnungsmäßigen Beleg bringen. Es war 
durchaus nicht nötig, die untere Beamtenſchaft 
mit einer Steuer von 7½ Prozent zu belegen um 


ein ſchönes Geſetz gebracht, wenn die Verfaſſungs⸗ 
änderung angenommen wäre, jetzt müßt ihr dafür 
bluten, daß die anderen das Geſetz abgelehnt 
haben.“ 

Wenn man heute in der Bevölkerung und der 
Beamtenſchaft durch Zeitungsnotizen uſw. einen 
ſolchen Glauben zu erwecken verſucht, ſo iſt das 
weiter nichts als Demagogie. Die Freigrenze 
würde ohne weiteres eine Staffelung bringen. 
Inſofern kann ich auch nicht mit der Sozialdemo⸗ 
kratie übereinſtimmen, wenn ſie ſagt, wir halten 
die Freigrenze von 350 Gulden nur ſoweit für 
richtig, als dieſe Bezüge tatſächlich vorliegen. 
Alles was darüber hinausgeht, muß voll erfaßt 
werden. Das Exiſtenzminimum hat doch auch 
ſein Bedenken. Es kommt darauf an, wer dieſes 
Einkommen beſitzt. Es iſt ein Unterſchied, ob ein 
alleinſtehender Menſch ein Einkommen von 350 
Gulden hat, oder ein Familienvater, der eine 
ganze Anzahl von Kindern, und zwar nicht ſolche, 
die die Kinderzulage bekommen, ſondern Kinder, 
die heute ohne Erwerb daſtehen, mitunterhalten 
muß. Da dürfte die Freigrenze von 350 Gulden 
nicht zulangen. Wir fordern deshalb, um eine 
Staffelung hineinzubringen, daß eine Freigrenze 
für alle geſchaffen wird. Denn bei Ihrem jetzigen 
Vorſchlag muß z. B. ein Beamter, der mehr als 
350 Gulden hat, ſchon bei einem Einkommen von 
379 Gulden dieſe 29 Gulden voll und ganz als 
Steuer hingeben. Das iſt für ihn eine Härte. 
Anſer Vorſchlag iſt ſozialer, ſelbſt wenn wir die 
Freigrenze niedriger ſetzen. Nehmen wir einmal 
an, die Freigrenze betrage 250 Gulden, dann zahlt 
derſelbe Beamte, der 372 Gulden oder rund 380 
Gulden Einkommen hat, nur die Steuer von 130 
Gulden, alſo nur die Hälfte von dem, was er 
nach Ihrem Vorſchlag zahlen muß. Sie ſehen 
alſo, daß Ihr Vorſchlag auch ſoziale Härten ent⸗ 
hält, und daß die Vorſchläge, die wir gemacht ha⸗ 
ben, ſozialer und für die Allgemeinheit eher er⸗ 
träglich ſind als Ihre Vorſchläge. (Abg. Greiſer: 
Trotz der wohlerworbenen Rechte!) Meiner An⸗ 
ſicht nach wäre es, nachdem das Geſetz gefallen iſt, 
auch dem Senat möglich geweſen, dieſer anderen 
Vorlage eine Form zu geben, die den Wünſchen 
der Beamten nach Gerechtigkeit mehr entſprochen 
hätte, als die jetzige Form. Nach meiner Ueber⸗ 
zeugung fehlt der gute Wille, um dieſe Vorlage 
ſozial auszugeſtalten. Man verzichtet ohne wei⸗ 
teres auf Einnahmequellen, die vorhanden ſind. 

Wir haben darauf hingewieſen, daß in den 
Rahmen der Feſtbeſoldeten auch diejenigen hin⸗ 
eingehören, die in Privatbetrieben ein Einkom⸗ 
men von mehr als 875 Gulden haben. Die Kran⸗ 
kenkaſſen⸗Verſicherungsgeſetze und andere Verfiche- 
rungsgeſetze ſehen dieſe Grenze auch ſchon als 
Grenze und Beweis für eine geſicherte Lebens⸗ 
ſtellung an. Man hätte hier zufaſſen können. Der 
Herr Vorredner ſagte, im Freiſtaat gäbe es eine 
größere Zahl von Perſonen, die recht hohe Ein⸗ 
kommen haben. Unter ihnen befinden ſich auch 
Angeſtellte in höheren, leitenden Stellen, die 
Einkommen haben, die man ſehr wohl erfaſſen 
könnte. Man will es aber nicht. Die Zeitungen 
haben geſagt, weshalb man es nicht will. Dieſe 


Einkommen möchte die Privatwirtſchaft ſelbſt er⸗ 
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faſſen. Auch die Leute in mittlerer Lebensſtellung 
werden das Geld nicht behalten. Man wird es 
aber, vielleicht mit Ausnahme der ganz hohen Be⸗ 


züge in die Privattaſche ſtecken und dem Staat 


entziehen. Jede Kürzung der Beamtengehälter 
wirkt ſich auf das Wirtſchaftsleben aus, auf die 
Arbeitnehmer und die geſamte Angeſtelltenſchaft. 

Wenn wir heute das verfaſſungsändernde Ge⸗ 
ſetz ablehnen, ſo geſchieht es aus derſelben Erwä⸗ 
gung und derſelben Haltung heraus, wie wir es 
1928 getan haben. (Juruf des Abg. Greiſer.) Da 


waren Sie noch gar nicht hier. Wir haben mit 


den Deutſchnationalen Schulter an Schulter das 
verfaſſungsändernde Geſetz bekämpft. Der Herr 


Abg. Paul Müller iſt augenblicklich nicht im Saal. 
Wir haben in Zuſammenarbeit mit ihm und dem 


Abg. Manthei, der heute infolge des koloſſalen 
Stimmenrückganges der Deutſchnationalen nicht 
mehr dem Hauſe angehört, im Ausſchuß abwech⸗ 
ſelnd Obſtruktionsreden von einer Stunde gehal⸗ 
ten. Damals gingen die Deutſchnationalen mit 
uns zuſammen und vertraten dieſelbe Auffaſſung. 
Heute, wo ſie in der Regierung ſitzen und die 


führende Partei in der Regierung ſind, können 


ſie mit einemmal ganz anders. Da gibt es nicht 


mehr ein Schützen der Beamtenrechte in dieſer 
Form. 


Koſten parteipolitiſche Kämpfe durchzuführen. 
Das iſt der Fall; denn wenn heute die Deutſch⸗ 
nationale Fraktion und die andern bürgerlichen 
Parteien das verfaſſungsändernde Geſetz brachten, 
lag es ihnen doch gar nicht ſo ſehr daran, nament⸗ 
lich den Rechtsſtehenden nicht, unter allen Am⸗ 
ſtänden die Verfaſſungsänderung durchzubringen. 
Sie wollten den Sozialdemokraten Knüppel zwi⸗ 
ſchen die Beine werfen und ſie gewiſſermaßen dazu 
zwingen, ein Geſetz, das ſie in ähnlicher Form 
früher ſelbſt beabſichtigten, anzunehmen. Sie ha⸗ 
ben vergeſſen, daß man über den eigenen Knüppel 
nicht ſo leicht fällt. Infolgedeſſen fielen die So⸗ 
zialdemokraten auch nicht. 

Nach dem Wahlkampf verſucht man wie in 


dem Wahlkampf die parteipolitiſchen Kämpfe auf 


dem Rücken der Beamtenſchaft auszutragen. Was 
machten Sie? Wenige Wochen vor der Wahl 
meldeten die deutſchnationalen Zeitungen, daß 
0 neue Beamte ernannt werden ſollten, alles 
zahle der Staat. Die S. P. D. wollte 260 untere 


Zeamte eſt A & 0 0 
lichkeit nen und befördern. In Wirk 


keinen Pfennig 
155 durch die Beförderung entſtanden wären, be⸗ 
Denic gende 8000 Gulden. Da ſchrien die 
f en nein das geht nicht, darunter 
1 et der Staat. Die Sozialdemokraten fielen 
arauf hinein. Sie wagten nicht, vor der Wahl 
noch dieſe Beamtenſtellen zu beſetzen. Das wäre 
wahrlich keine Korruption geweſen ſondern man 
wäre nur den unteren Beamten gerecht geworden 
die ſchon lange auf ihre feſte Anſtellung ein An⸗ 
recht haben. Das nenne ich auf dem Rücken der 
Beamtenſchaft Parteipolitik treiben. Dagegen 
muß ſich die Beamtenſchaft wehren, und das wird 
8 tun, ſolange ſie Kraft dazu hat. (Zwiſchenrufe.) 
te wird fie noch eine ganze Weile behalten. 

Wir lehnen deshalb ein verfaſſungsänderndes 


Wir lehnen es ab, daß man die Beamten⸗ 
ſchaft dazu benutzt, auf ihrem Rücken und auf ihre 


das in den allermeiſten Fällen 
Die geſamten Anforderungen, 
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Geſetz nach wie vor ab und hoffen, daß die Zeit 
kommen wird, wo die Regierung einſehen wird, 
daß parteitaktiſche Momente zurückzuſtellen ſind. 
Man ſoll daran denken, daß die Beamtenſchaft 
nicht nur durch dieſes Steuergeſetz getroffen wird, 
ſondern auch von allen anderen Steuergeſetzen. 
Sie werden ſich überlegen müſſen, ob nicht die Be⸗ 
amten, beſonders die unteren Gruppen, zu hart 
erfaßt ſind. Wir hoffen, daß im Ausſchuß noch 
eine Einigung zuſtande kommen wird, die die 
größten Härten beſeitigt. Wir werden der Ueber- 
weiſung an den Ausſchuß zuſtimmen. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt folgender An⸗ 
trag eingegangen: Wir beantragen Schluß der 
Beſprechung. Friedrich und die übrigen Mitglie⸗ 
der der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht 
aus. Auf der Rednerliſte ſteht noch der Herr Abg. 
Schmidt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Es iſt mir unverſtändlich, daß im Stadium 
dieſer Beſprechung bereits ein Schlußantrag ein⸗ 
gebracht wird Ich glaube, daß man doch wenig⸗ 
ſtens der Partei, die mehrere Anträge eingebracht 
hat, die Möglichkeit geben muß, mindeſtens zwei 
Redner zu dieſen Anträgen ſprechen zu laſſen. Es 
ſind fünf Anträge, die in der Debatte zuſammen⸗ 
gezogen ſind. Es wäre jedenfalls eine Maßnahme, 
die beſtimmt unverſtändlich wirken würde, wenn 
Sie jetzt Schluß der Debatte beſchließen würden. 
Ich bitte, den Antrag abzulehnen. 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß hat beſchloſſen, daß die fünf Punkte in 
der allgemeinen Ausſprache zuſammengezogen 
werden ſollen. Aber der Aelteſtenausſchuß hat 
beſtimmt nicht daran gedacht, daß durch die allge⸗ 
meine Ausſprache nun die Spezialberatung ver⸗ 
hindert werden ſoll. (Abg. Plenikowſki: Im Ge⸗ 
genteil!) Im Gegenteil, es wurde beſchloſſen, um 
nicht bei jedem einzelnen Punkt auf das Allge- 
meingebiet zurückzukommen, eine allgemeine Aus⸗ 
ſprache ſtattfinden zu laſſen, und dann ſollte in 
die Spezialberatung eingetreten werden. Das iſt 
ja jo gang und gäbe. Deswegen muß hier jo ver- 
handelt werden, wenn der Aelteſtenausſchuß es 
beſchloſſen hat. 

Vizepräfident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſti. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich kann 
dem nur beipflichten, was Herr Brill geſagt hat. 
Die Herren, die im Aelteſtenausſchuß waren, wer⸗ 
den dem zuſtimmen müſſen. Auf meinen Antrag 
wurde beſchloſſen, eine allgemeine Ausſprache her⸗ 
beizuführen. Ich wies darauf hin, daß es ja 
alles ſelbſtändige Anträge wären, und zwar in 
erſter Beratung, und daß es möglich iſt, bei der 
erſten Beratung eine allgemeine Ausſprache über 
die Grundſätze der betreffenden Anträge zuzulaſſen, 
um eben die allgemeine Ausſprache nicht bei je⸗ 
dem neuen Punkt aufs neue zu eröffnen. Des⸗ 
halb ſollte die allgemeine Ausſprache zuſammen⸗ 
gefaßt, aber ſachlich inhaltlich zu jedem Tages⸗ 
ordnungspunkt geſprochen werden. Das iſt eine 


Selbſtverſtändlichkeit, über die man gar nicht zu 
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reden braucht. Aber das Vorgehen der jetzigen 
Volkstagsmehrheit kennzeichnet doch wirklich, wie 
Sie hier arbeiten wollen. Sie betonen nach außen 
hin immer wieder, Sie wollen nicht Vergewalti⸗ 
gungsmethoden anwenden und Sie wollen nicht 
die Demokratie ausſchalten uw. Nun haben Sie 
ſchon die Redezeit auf eine Stunde feſtgeſetzt. Nie⸗ 
mand hat heute dieſe eine Stunde überſchritten. 
Trotzdem gehen Sie noch dazu über, noch ſchärfere 
Beſtimmungen anzuwenden. Daß es ausgerech⸗ 
net von den Nazis ausgeht, die drüben im Reich 
gerade der Verſchärfung der Geſchäftsordnung 
wegen den Auszug der Kinder Israels aus dem 
Reichstag arrangieren, iſt doppelt kennzeichnend. 
Zu verſtehen iſt es, weil es die Nazis ſind, die 
am meiſten die Entlarvung wegen ihrer Stellung⸗ 
nahme zu dieſen Schandgeſetzen fürchten müſſen. 

Vizepräſident von Wuuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. H. Friedrich. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es 
iſt mir nicht bekannt geweſen, daß im Aelteſten⸗ 
ausſchuß eine grundſätzliche Vereinbarung getrof⸗ 
fen iſt, daß eine zweite Rednergarnitur zuzulaſſen 
ſei. Mir war die Tatſache nicht bekannt. Ich 
würde ſonſt nicht den Antrag geſtellt haben. Ich 
ziehe ihn hiermit zurück. 

Vizepräſident von Wnuck: Der Antrag iſt zu⸗ 
rückgezogen. Das Wort hat der Herr Abg. 
Schmidt. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Die Feſtbeſoldetenſteuer, zu der mein Vor⸗ 
redner ſchon Stellung genommen hat, iſt die 


Frage, zu der auch ich hier das Wort ergreifen 
will. Junächſt einige grundſätzliche Ausführun⸗ 


gen zu der Stellungnahme meiner Fraktion zur 
Beamtenbeſoldung ſelbſt. Wir haben den Geſetz⸗ 
entwurf, der ſeitens der Regierungsparteien ver⸗ 
treten wurde, abgelehnt und die Gründe der Ab⸗ 
lehnung bei der Beratung ſehr eingehend darge⸗ 
legt. Wir halten das heutige Syſtem der Beam⸗ 
tenbeſoldung grundſätzlich nicht für richtig, wei! 
die Spanne zwiſchen den einzelnen Gehältern zu 
groß iſt. Das ſieht heute jeder ein, der den 
gen praktiſch naheſteht. Es tft ein Unfug, daß 
ſich dieſe Spanne jo auswirkt, daß in den meiſten 
Fällen das Ruhegeld eines Beamten weit höher 
iſt, als das Gehalt, das er nach zehnjähriger 
Dienſtzeit bekommt, wenn er gewiſſermaßen im 
Pollbeſitz feiner ganzen geiſtigen und körperlichen 
Kräfte iſt, und wenn er obendrein eine größere 
Familie zu unterhalten hat. Die Spanne zwiſchen 
den Anfangs⸗ und Endgehältern in den einzelnen 
Gruppen it an und für ſich ſchon viel zu groß. 
Wenn man weiter bedenkt, daß eine Unzahl von 
einzelnen Beſoldungsgruppen vorgeſehen iſt, die 
an ſich einen weiteren Unterſchied in der Gehalts⸗ 
höhe bezwecken, dann muß man ſich wundern, daß 
nicht längſt mit dieſem Syſtem gebrochen worden 
iſt. Schuld daran, daß dies Syſtem beibehalten 
iſt, iſt natürlich, Herr Abg. Friedrich, der Deutſche 
Beamtenbund und der Danziger Beamtenbund. 
Dieſem Umſtande iſt zuzuſchreiben, daß die Beam⸗ 
ten mit den höheren und höchſten Gehältern in 
allen Fragen der Beſoldung immer diejenigen ge⸗ 
weſen ſind, die am beſten abgeſchnitten haben. 
In dieſem Fall haben wir noch andere Gründe 
gehabt, das vorliegende Geſetz abzulehnen. Wenn 


Din⸗ 


Volkstag Danzig — 16. Sitzung. Mittwoch, den 18. Februar 1931. 


Beamtenbund, ganz abgeſehen davon, daß 


DDD Eee RC 


7 


nun einmal eine ſolche Notlage des Staates be⸗ 
ſteht, wie wir ſie haben, dann iſt es unverſtänd⸗ 
lich, daß man dieſe Notlage mit einer Verſchär⸗ 
fung der Not derjenigen Kreiſe lindern will, die 
ſchon an und für ſich ein geringes Einkommen ha⸗ 
ben. Wenn wir verlangten, daß die höheren Ge⸗ 
hälter bei dieſem „Notopfer“, will ich es einmal 
nennen, ſchärfer herangezogen werden, ſo iſt das 
ein Standpunkt, den wir durchaus einnehmen 
konnten und mußten. Wir ſtehen dabei nicht 
allein auf dieſem Standpunkt, ſondern wir können 
uns auf Organiſationen berufen, die die Inter⸗ 
eſſen der Beamten beruflich zu vertreten haben 
und ebenfalls dieſen Standpunkt eingenommen 
haben. Ich werde an Hand einiger Zitate nach⸗ 
weiſen, daß tatſächlich bereits in Deutſchland der 
Deutſche Beamtenbund und auch der ne 
elbſt⸗ 
verſtändlich auch der Allgemeine Deutſche und der 
Allgemeine Danziger Beamtenbund von jeher 
dieſe Forderung vertreten haben, ſich nunmehr 
auch zu dem Standpunkt durchgerungen haben, 
daß eine Staffelung der Beträge unbedingt not⸗ 
wendig iſt. Aus den Ausführungen der Vertre⸗ 
ter der Beamtengruppe im Volkstag geht hervor, 
daß auch ſie ebenfalls zu dieſem Ziele gelangen 
wollen. 

Bevor ich dazu übergehe, dieſe Beweiſe zu lie⸗ 
fern, möchte ich noch auf einen Umſtand hinwei⸗ 
ſen, der kennzeichnend für die ganze gegenwärtige 
politiſche Atmoſphäre in Danzig iſt. Es iſt vor⸗ 
hin in ſehr hitziger Debatte hin und her geredet 
worden. Ich glaube, die Wahrheit ſoll unter allen 
Umſtänden immer wieder ins Gegenteil verkehrt 
werden. Wir haben gerade in dieſer Frage, und 
zwar ohne Zweifel, Herr Senatspräſident, auf 
Anregung der Regierung eine Verleumdungs⸗ 
und Hetzkampagne erlebt, wie ſie ſchlimmer nicht 
gedacht werden kann. Es iſt ſicherlich, wie Herr 
Abg. Gerhard Friedrich bereits die Vermutung 
ausſprach, ſo, daß die Regierung Ziehm, unter⸗ 
ſtützt von den Nazis, nunmehr dieſe Maßnahmen 
ergriffen hat, um ſich zu rächen, weil die Beſol⸗ 
dungskürzung nicht durchgeführt wurde, wie ſie 
dieſe Regierung verlangte. Aus Nache dafür hat 
ſie die Steuer auf Tarifangeſtellte und Arbeiter 
ausgedehnt. Das iſt ſicherlich ein Racheakt, aber 
damit, m. H., werden Sie das Ziel nicht erreichen, 
das Sie erreichen wollten. Die gange Regie⸗ 
rungspreſſe handelte ſicherlich auf Befehl der be⸗ 
rühmten Nazi⸗Ziehm⸗Regierung, wenn fie es ſo 
darzuſtellen verſucht, als ob die Sozialdemokratie 
daran ſchuld ſei, daß die Beamtengehälter nicht 
gekürzt worden find. Ja, es hat ſich ſogar eine 
bürgerliche Preſſe, die Wert darauf legt, als ge⸗ 
achtet angeſehen zu werden, herausgenommen, zu 
ſchreiben, daß ſich die „S. P. D ſchützend vor die 
hohen Beamtengehälter geſtellt hat. Auch die 
Zentrumspreſſe hat in dieſer Kampagne natürlich 
mitgemacht. Die geſamte bürgerliche Preſſe hat 
auch weiter darauf verwieſen, daß die Sozialde⸗ 
mokratie an der geſamten ſchlechten Finanzlage 
ſchuld ſei. Dabei ſchlagen ſich die Schreiber dieſer 
Artikel und Zeitungen ſelbſt ins Geſicht Sogar 
die Zentrumspreſſe müßte wiſſen, daß die Zen⸗ 
trumspartei auf die Feſtſtellung Wert legt, daß 
die frühere Regierung an der Finanzkalamität 
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keine Schuld hat. In einem Flugblatt „Die neue 
Regierung und ihre Taten“, das in dieſen Tagen 
von der Zentrumspartei herausgegeben worden 
iſt, heißt es: 


Nicht die Schuld der alten Regierung iſt es, wenn 
die Schwierigkeiten in den Staatsfinanzen entſtan⸗ 
den ſind. Es wäre niemand möglich geweſen, ſie zu 
verhindern. 


So ſteht es in Fettdruck, unterzeichnet „Der Vor⸗ 


ſtand der Danziger Zentrumsparte⸗ 
kommt die bürgerliche 
anderes feſt. 
rungserklärung ebenfalls die Feſtſtellung gemacht, 
N die Schuld an der Fınanzfalamität in der 
irtſchaftskriſe und am Rückgang der Zollein⸗ 
nahmen und den größeren Ausgaben für die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge liege. Trotzdem wird aber 
mer wieder der Verſuch unternommen, eine 
Vernebelungspolitik zu betreiben, als ob alle 
dieſe Dinge auf das Schuldkonto der Sozraldemo⸗ 
kratie zu ſchreiben ſeien. Wir können dieſen Lügen 
gegenüber nichts anderes tun, als die Wahrheit 
tagen. Letzten Endes ſehen es die Beamten, An⸗ 
geſtellten und Arbeite 
e anders liegen, als es die bürgerliche 
reſſe darzuſtellen beliebt. 
15 nn wir die Schonung der unteren Gehälter 
= 2. ſtärkere Erfaſſung der höheren durch die 
oe lung der Abzüge verlangten, ſtanden wir 
55 5 und ſtehen wir auch heute nicht mehr 
Geſet auf dieſem Standpunkt. Bereits als das 
N ng vorlag und in der Zeit, als 
gehäkler : 2 Frage der Kürzung der Beamten⸗ 
= 1 5 wurde, haben ſich die verſchiedenen 
N onen mit dieſen Dingen beſchäftigt. 
ſeſt Be Hand der Danziger Beamtenzeitung 
diefer Fr auch der Danziger Beamtenbund mit 
eine ee b püftigt hatte und in der Zeitung 
Sr 9 uslaſſung erſchien, welche folgen⸗ 
Die Sozialdemokratie gegenüber die Kii 
der We e Wen 950 Gulden dnn 
lich abgelehnt. Sie hält dafür eine weſentlich Mär 
kere Kürzung der oberen Gehälter für dringend 85 
boten. Ihr Vorſchlag ging dahin, die Gehälter über 
350 Gulden in geſtaffelter Steigerung von 6 bis 40 


Trotzdem 
Preſſe und ſtellt 


Prozent bei den Spitzengehältern zu kürzen. Wenn 


auch das finanzielle Ergebnis dieſes Vorſchlages ni 
1 der erſtgenannten Regelung ee, 5 25 
5 aus den verſchiedenſten Gründen den 
rung der erg inderertrag läßt ſich durch eine Aende⸗ 
5 ein örperſchafts⸗ und Einkommenſteuer aus⸗ 
i i 3 
rs 85 Vorſchläge gemacht und haben 
dommenſtener ieſelben Aenderungen in der Ein⸗ 
auch Bee vorgenommen würden, wie wir fie 
72 ieder beantragen, um den Minderer⸗ 
g. auszugleichen. Dann haben wir ſogar zu die⸗ 
ſer Frage eine Auslaſſu i re 
in 5 ung eines rechtsſtehenden 
5 t ſchaftspolitikers, des Herrn Dr Podzech, zu 
en Der iſt jedoch ſicherlich er Den 
Jordacht erhaben, daß er auch Sozialdemokrat ſei 
In der „Danziger Allgemeinen Zeitung“ ſchreibt 
enn dem Thema „Iſt die Finanzſanierun durch⸗ 
führbar“ u. a. folgendes: 5 0 
Es muß doch offen ausgeſprochen w 


hälter bei geſicherter Zukunft, Pe e 

geſiche 5 5 nlton it⸗ 
e in dieſen Notzeiten, ra 800 bie 
000 Gulden augenblicklich liegen, einfach auf 4 Jahre 
zuſammengeſtrichen werden müſſen. Allerdings dürfte 


etwas 
Herr Dr. Ziehm hat in der Regie⸗ 


r ſelbſt ein, daß die Dinge 
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| man mit der Gehaltskürzung nicht ſchon bei 150 Gul⸗ 
den, ſondern früheſtens bei 250 Gulden beginnen und 
die Einkünfte über 500 Gulden ſtärker belaſten und 
über 1000 Gulden überhaupt nicht hinausgehen. 
Das iſt eine Stimme aus dem bürgerlichen Lager, 
eine Stimme alſo, auf die Sie immerhin etwas 
Wert legen dürften. . 
| Aber alle dieſe Stimmen aus dem bürgerlichen 
Lager ſelbſt haben nichts genützt. Der Volkstag 
iſt mit Mehrheit über die Anträge der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei hinweggegangen und hat in 
das Ermächtigungsgeſetz einen § 4 hineingebracht, 
der den Senat ermächtigt, eine Steuer für Feſt⸗ 
beſoldete einzuführen. Damit haben, im Grunde 
genommen, die höheren Beamten wieder einmal 
geſiegt. Es iſt gewiß kein Zufall, ſondern be⸗ 


ſtimmte Abſicht geweſen. Und gerade der jetzige 


Senat, m. H. von der Nationalſozialiſtiſchen „Ar⸗ 
beiterpartei“, beſteht ja in ſeiner überwiegenden 
Mehrheit aus höchſten und höheren Beamten, die 
ſicherlich in dieſer Frage ihren Einfluß geltend ge⸗ 
macht haben. Es beſtand von vornherein nicht die 
Abſicht, im Senat überhaupt eine ſtärkere Kür⸗ 
zung der höheren Beamtengehälter zuzulaſſen. Ob⸗ 
gleich ſeitens der Nationalſozialiſten der Verſuch 
gemacht worden ſein ſoll, iſt ihnen in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit klar gemacht worden, daß das 
nicht ginge. Es ſind alle möglichen Scheingründe 
angeführt worden, die es verhindern ſollten, daß 
die oberen Beamtengehälter bei der Kürzung 
ſtärker erfaßt wurden. Da wurde vor allen Din⸗ 
gen das Beamtenabkommen mit Deutſchland er⸗ 
wähnt. Herr Abg. Friedrich hat auch in der heu— 
tigen Sitzung dasſelbe feſtgeſtellt, was ich früher 
ſchon einmal feſtgeſtellt habe, daß die ganzen Kür⸗ 
zungen, auch der höchſten Gehälter bis zu 12 Pro⸗ 
zent durchaus noch nicht über den Rahmen des 
Beamtenabkommens hinausgehen. Doch iſt da⸗ 
bei noch eine weitere Frage zu unterſuchen. Das 
Beamtenabkommen wurde zu dem Zweck abge— 
ſchloſſen, daß die Beamten, die hier blieben und 


damals deutſche und preußiſche Beamte waren, 
ihre damaligen Bezüge weiter behalten ſollten. 


Das wurde auch erfüllt. Aber ich kann mir nicht 
denken, daß diejenigen, die das Abkommen abge⸗ 
ſchloſſen haben, daran gedacht haben, dieſen Be— 
amten dauernd ein beſtimmtes Gehalt zu garan⸗ 
tieren. Wie iſt es mit der Karriere gerade der 
höheren Beamten? Die große Maſſe der unteren 
Beamten kommt über ihre Laufbahn nicht hinaus. 
Es wird ſchon dafür geſorgt, daß niemals ein un⸗ 
terer Beamter einen höheren Poſten bekleiden 
kann. Aber die höheren Beamten, die wir heute 
in Danzig haben, die vielen Dberregierungs- und 
Staatsräte, die normalerweiſe in Deutſchland 
beſtimmt nicht Oberregierungs⸗ oder Staatsrat 
geworden wären, ſondern es höchſtens zum Ober: 
inſpektor gebracht hätten, ſitzen in ihren Stellun⸗ 
gen, und gerade dieſe Leute pochen auf das Be⸗ 
amtenabkommen. Intereſſant iſt, daß einer der 
jetzigen Senatoren, Herr Dr. Blavier, im Jahre 
1925 in der „Neuen Zeit“ die Forderung erhoben 
hat: „Sofortige Aufhebung des Beamtenabkom⸗ 
mens mit Deutſchland und damit Schaffung eines 
mit Deutſchland und Danzig auf Gedeih und Ver⸗ 
derb verbundenen Beamtenkörpers. Damals 


hat Herr Dr. Blavier ſchon erkannt, daß ſich das 
ſchädigend 


Beamtenabkommen 


auswirkt. Da⸗ 
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mals wurde von unſerem Redner ſchon betont, Beamten ins Auge faſſe, ſo iſt letzten Endes die (ch 


daß es ein Unding iſt, wenn wir über annähernd 


50 Prozent der geſamten Staatsausgaben (Ber 


amten⸗Gehälter) nicht ſelbſt verfügen können, 
ſondern ſie der preußiſchen und deutſchen Geſetz⸗ 
gebung unterworfen ſind. Vielleicht wird die 
fortſchreitende Not in dieſe Burg hineinbrechen, 
die ſich die oberen Beamten geſchaffen haben. Herr 
Staatsrat Scheunemann, Sie ſind ja ſo zu ſagen 
Perſonalchef in Zeiten der Links- und Rechtsre⸗ 
gierung tätig, auch jetzt wieder. Die Danziger 
höhere Beamtenſchaft hat ſich ſelbſt durch einen 
Beamten ein Zeugnis ausſtellen laſſen, das wir 
mit unterſchreiben können. Der Kapitän zur See, 
Herr Martini, ſchrieb in der „Danziger Allge— 
meinen Zeitung“ vom 20. Dezember 1930 fol⸗ 
gendes: 
Es kommt heute bei den Beamten und gerade bei den 
höchſten darauf an, daß ſie das Opfer durch die Tat 
und nicht Anſprüche in den Vordergrund ſtellen. Man 
komme ferner nicht damit, daß wir in Danzig keine 
tüchtigen Beamten erhalten, wenn wir nicht hohe Ge⸗ 
hälter und Penſionen zahlen. Sind ſolche rein mate⸗ 
riellen Gründe für die opfervolle Arbeit in dem hart⸗ 
umſtrittenen deutſchen Danzig maßgebend, dann be⸗ 
weiſt der Bewerber ſchon damit, ſeine ſeeliſche Un- 
geeignetheit. 
Nun, Herr Staatsrat Scheunemann, da das Ar⸗ 
teil, das einer der rechtsſtehenden Leute ausſpricht, 
voll und ganz zutrifft, ſo haben auch Sie ſich da⸗ 
mit das Urteil geſprochen, wenn Sie ſich ſchützend 
vor Ihr hohes Amt geſtellt haben, aber ſich nicht 
ſcheuen, den unteren Beamten die Hungerpfennige 
abzuzwacken. Das iſt die gemeinſte Handlungs⸗ 
weiſe, die man ſich denken kann. Man muß an 
ſich halten, um nicht erregt zu werden, wenn man 
dieſe Zuſammenhänge erkennt. 
mächtigungsgeſetzes kam bei der dritten Leſung in 
das Geſetz hinein. Eine ſo wichtige Finanzvorlage 
hätte ordnungsmaßig wieder an den Aus ge⸗ 
hen müſſen. Es iſt auch beantragt worden, dieſe 
Vorlage an den Ausſchuß zurückzuverweiſen. Das 
iſt von der Mehrheit aber abgelehnt worden. Hier 
hat man eine ungeheuer wichtige Finanzvorlage 
in wenigen Minuten angenommen und zum Ge⸗ 
ſetz erhoben. 


Intereſſant war nun feſtzuſtellen, was nach 


dem Beſchluß des Volkstages in dieſer Frage ge⸗ 


ſchehen iſt. Zunächſt einmal habe ich feſtſtellen 
können, daß der Vater dieſes Gedankens bis heute 
noch nicht gefunden worden iſt. Es will ſich nie⸗ 
mand von der Regierung oder den maßgebenden 
Perſonen als geiſtiger Urheber dieſer Idee her⸗ 
ausſtellen. Intereſſant war, daß ſelbſt der Fi⸗ 
nanzſenator bis wenige Tage bevor die Verord⸗ 
nung im Druck erſchien, ſozuſagen gar nicht wußte, 
wie die Verordnung ausſehen würde. Einzig und 
allein Herr Staatsrat Scheunemann war es, der 
dieſe Dinge zu bearbeiten hatte. Weder die 
Steuerverwaltung noch irgendeine andere Stelle, 
die ſich ſonſt mit derartigen Steuergeſetzen zu be⸗ 
faſſen hat, noch die Finanzverwaltung haben von 
dieſer Vorlage Kenntnis gehabt. Sie wurde im 
Schoß der Perſonalkommiſſion fertiggeſtellt und 
dem Senat in ſeiner Geſamtheit zur Beſchlußfaſ⸗ 
ſung unterbreitet. M. D. u. H.! Es drängt ſich 
hier unwillkürlich die Frage auf, ob nicht dieſe 
ganze Feſtbeſoldetenſteuer von vornherein verfaſ⸗ 
ſungswidrig ſein dürfte. 


Der $ 4 des Er⸗ 


Wenn ich hier nur die! 


Frage noch nicht geklärt, Herr Abg. Friedrich, ob 
dasſelbe, was durch eine qualifizierte Mehrheit 
erreicht werden müßte, mit einfacher Mehrheit ge⸗ 
ſchehen konnte. Das iſt nicht ſo leicht mit Ja oder 
Nein zu entſcheiden. Stellen wir uns einmal vor: 
Die Regierung hat die Abſicht, die Beamtenge⸗ 
hälter zu kürzen und zwar auch über den Rahmen 
des ſechsprozentigen Ausgleichszuſchlags hinaus. 
Nunmehr hatte die Regierung das von vornherein 
als ein verfaſſungsänderndes Geſetz betrachtet und 
dementſprechend im Volkstag zur Entſcheidung ge⸗ 
ſtellt. Das Geſetz fiel. Damit war alſo eigentlich 
die Möglichkeit des Abbaues der Beamtengehäl⸗ 
ter nicht mehr gegeben; denn es fand ſich nicht die 
verfaſſungsändernde Mehrheit. Wenn nun an 
Stelle deſſen mit einfacher Mehrheit eine Verord⸗ 
nung getreten iſt, um dasſelbe Ziel zu erreichen, 
und darüber hinausgehend noch ſchärfere Kürzun⸗ 
gen vorzunehmen, dann iſt das zum mindeſten doch 
dem Geiſt nach verfaſſungswidrig; denn was mit 
qualifizierter Mehrheit nicht erreicht werden 
konnte, kann man doch mit einer ganz ſchwachen 
einfachen Mehrheit nicht durchdrücken. Das iſt 
ſicherlich eine Frage, die noch zur Klärung kom⸗ 
men wird. Wenn nicht der Beamtenbund als ſol⸗ 
cher, ſo werden ſich ſicherlich andere Organiſationen 
finden, die dieſe Frage klären laſſen werden. Aber 
noch unſinniger als in der Frage der Beamten— 
beſoldungskürzung iſt der Senat vorgegangen, als 
er auch die Tarifangeſtellten und die Gemeinde- 
und Staatsarbeiter als Feſtbeſoldete erklärte. Es 
iſt einfach unlogiſch. Dieſe Maßnahme des Se⸗ 
nats wird ſicherlich noch nicht endgültig beſtehen 
bleiben. 

Wir haben die Aushebung der Steuer für die 
Tarifangeſtellten und für die Arbeiter und dar⸗ 
über hinaus auch für diejenigen Beamten bean⸗ 


tragt, die ein Gehalt von 350 Gulden haben. Wir 


ſtehen auf dem Standpunkt, daß die Steuer für 
die Tarifangeſtellten und für die Gemeinde- und 
Staatsarbeiter verfaſſungswidrig iſt, da ſie ein 


Ausnahmegeſetz gegen eine beſtimmte Arbeiter⸗ 
bzw. Angeſtelltengruppe darſtellt. Der Begriff 
Feſtbeſoldeter iſt zwar noch nicht ganz geklärt. 


Wir haben einen ähnlichen Vorgang bereits ein⸗ 
mal in Deutſchland bei dem „Geſetzentwurf über 
eine Reichshilfe der Feſtbeſoldeten“ gehabt, der 
damals, wenn ich nicht irre, durch den ſeinerzeiti⸗ 
gen Reichsfinanzminiſter Moldenhauer einge⸗ 
bracht worden iſt. Dieſer Geſetzentwurf hatte 
aber eine ganz andere Tendenz als die hier jetzt 
vorgelegte Verordnung über die Steuer der Feſt⸗ 
beſoldeten. Er nannte ſich Geſetzentwurf über 
eine Reichshilfe der Feſtbeſoldeten. Es heißt dort 
im betreffenden Teil des § 2 Abſ. 1 wie folgt: 

Beitragspflichtig ſind ſonſtige Perſonen, deren 
Einnahmen im Sinne des $ 36 Abſatz a) dem Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz zufließen. 

Es handelt ſich hier um Einnahmen, die den Be⸗ 
trag von 8 400 Reichsmark überſteigen, wenn es 
ſich nicht um Perſonen handelt, die nach § 69 des 
Geſetzes für den Fall der Arbeitsloſigkeit pflicht⸗ 
verſichert ſind. Es heißt dann weiter: 

Auch dieſem Vorſchlag liegt der Gedanke zugrunde, 
daß es ſich hierbei um Kreiſe handelt, die weit weni⸗ 
ger als die Arbeiter von der Gefahr eines Entlaſſen⸗ 
werdens bedroht find. 
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Es werden alſo nur die Beamten oder die mit 
Ruhegehalt beſchäftigten Angeſtellten der Staats⸗ 
und Kommunalbehörden erfaßt. Als Feſtbeſoldete 
werden weiter höhere Angeſtellte in der privaten 
Induſtrie angeſehen. Aber niemals iſt dort der 
Gedanke aufgetaucht, oder hat irgendwie greifbare 
Formen annehmen können, daß man auch Tarif⸗ 
angeſtellte und Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter als 
Feſtbeſoldete anſehen könnte. Die Angeſtellten⸗ 
wie auch die Arbeiter⸗Gewerkſchaften haben ſich, 
nachdem die Sache bekannt wurde, ſehr eingehend 
mit der Frage beſchäftigt und mit dem Senat ver⸗ 
handelt. Die am Tarifvertrag für die Arbeiter 
beteiligten Gewerkſchaften haben dem Senat einen 
längeren Schriftſatz unterbreitet, in dem Gründe, 
Die gegen die Hereinbeziehung der Gemeinde- und 


ie R 24 2 N 9 8 
nrantsarbeiter in die Beſteuerung ſprechen, vorge⸗ 
ragen werden. Der Senat hat aber dieſe Ein⸗ 


wände und Proteſte gar nicht berückſichtigt, ſon⸗ 


dern iſt von ſeinem Machtſtandpunkt nicht abge⸗ 
gangen. aM N 5 9 


Mi en ei 9 12 
10 Mit Erlaubnis des Herrn Präſidenten möchte 
en einige Stellen aus dieſem Schriftſatz 
Bild nen, damit auch der 
115 5 arüber bekommt, daß es unſinnig iſt, die Ge⸗ 
. und Staatsarbeiter mit in die Feſtbeſol⸗ 
Hai aufzunehmen. Es wird dort ausge 
1 1 
2 Der Manteltarifvertrag für Gemeinde⸗ und 
Staatsarbeiter ſieht für die in den Gemeinde- und 
Staatsbetrieben beſchäftigten Arbeiter verſchiedene 
Kündigungsfriſten vor. Im allgemeinen gilt für alle 
Arbeiter für die erſten 6 Wochen ihrer Beſchäfti⸗ 
sungszeit eine eintägige Kündigungsfriſt, nach ſechs⸗ 
wöchentlicher 


Falle vorgeſehen. Einzelne Arbeiterkategorien können 
bis zu einer Beſchäftigungszeit von zwei Jahren mit 
eintägiger Kündigungsfriſt entlaſſen werden. 

1 Arbeiter iſt gemäß Nuhelohnordnung ver⸗ 
„lichtet, bei ſeinem Dienſtantritt ein amtsärztliches 
Geſundheitszeugnis beizubringen, um in die Ruhe⸗ 
lohnordnung aufgenommen zu werden. Auf Grund 
dieſer Ruhelohnordnung werden von den Arbeitern 
Beiträge in Höhe von 2 Prozent des Arbeitsverdien⸗ 
ſtes erhoben. Eine Anwartſchaft auf Ruhelohn haben 
die Arbeiter erſt nach einer ununterbrochenen Be⸗ 
ſchäftigungszeit von 10 Jahren. Der Arbeiter verliert 


aber bei ſeiner etwaigen Entlaſſung, auch nach mehr 
wie zehnjähriger Beſchäftigung den Ruhelohnanſpruch. 


Mithin iſt der Begriff „Mit Anwartſchaft auf Ruhe⸗ 
lohn beſchäftigte Arbeiter“ ſchlecht zu erfaſſen. Gie 
als Feſtbeſoldete mit den Beamten gleichwertig an⸗ 
zuſehen, iſt rechtlich unmöglich. Tarifvertraglich und 
arbeitsrechtlich unterſcheiden ſich die Arbeiter der Ge⸗ 
meinde und des Staates durchaus nicht von den Ar⸗ 
beitern der privaten Induſtrie. Die Steuer würde 
ſomit ein Ausnahmegeſetz gegen eine einzelne Arbei⸗ 
tergruppe und gemäß $ 73, Abſ. 1 der Verfaſſung der 
Freien Stadt Danzig unſtatthaft ſein. 

Neben dieſen formalrechtlichen Bedenken dürfte 
der Senat micht außer acht laſſen, daß auch erhebliche 
Unterſchiede in wirtſchaftlicher Beziehung zwiſchen 
dem Vertragsverhältnis der Arbeiter und der Beam⸗ 
ten. ſowie auch der Angeſtellten beſtehen. Der Arbei⸗ 
ter zahlt Beiträge zur Ruhelohnordnung in Höhe von 
2 Prozent, Beiträge zur Krankenverſicherung in Höhe 
von zirka 5 Prozent ſeines Einkommens. Ferner die 
Beiträge zur Invalidenverſicherung, welche ebenfalls 
eine Altersverſorgung darſtellen. Der Beamte trägt 
zu ſeiner Altersverſorgung nichts bei. Die Mehrlei⸗ 
ſtungen durch die Auswirkungen des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes: Erhöhung der zu zahlenden Einkommen⸗ 
ſteuer durch Herabſetzung der ſozialen Ermäßigungen, 
durch Einführung einer Mindeſtſteuer und durch die 
zu erwartende Preisſteigerung infolge der Erhöhung 


Volkstag ein klares 


er Beſchäftigung eine Kündigungsfriſt von 
11 Tagen. Eine längere Kündigungsfriſt iſt in keinem 
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der Amſatzſteuer, find gerade für den kinderreichen 
Arbeiter mit ſeinem an ſich geringen Einkommen 


ſchwer tragbar. Die Senkung des Reallohnes durch 

dieſe Mehrbelaſtung dürfte mit ca. 4 Prozent nicht zu 

hoch geſchätzt ſein. Der Beamte erhält für die nach 

Inkrafttreten des neuen Beſoldungsgeſetzes gebore⸗ 

nen Kinder ein Kindergeld von 25 Gulden, für alle 

bis dahin ſchon vorhandenen Kinder ein ſolches bis 
zu 40 Gulden. Der Arbeiter dagegen nur ein Kinder⸗ 
geld von 12,48 Gulden monatlich. Da die ſozialen Zu⸗ 
lagen von der Beſteuerung ausgenommen bleiben 
ſollen, würde auch in dieſem Falle der Arbeiter ge⸗ 
genüber dem Beamten weit ſchlechter geſtellt ſein. 
Es würde tatſächlich ein weit höherer Prozentſatz 
ſeines geſamten Einkommens beſteuert werden. Die 
alte Forderung der Gemeinde- und Staatsarbeiter, 
ihnen dieſelben ſozialen Zulagen wie den Beamten 
zu gewähren, müßte dann aus Billigkeitsgründen 
vom Senat anerkannt werden. Die zehnprozentige 
Mieterhöhung wird den Beamten auf Grund des Be⸗ 
ſoldungsgeſetzes durch die Erhöhung des Wohnungs⸗ 
geldes um 10 Prozent erſtattet. Der Arbeitertarif 
kennt den Begriff des Wohnungsgeldes nicht. Die 
zehnprozentige Mieterhöhung muß alſo der Arbeiter 
zu den übrigen Laſten mit auf ſich nehmen. Auch das 
kann doch vom Senat nicht außer acht gelaſſen 
werden.“ 
Hierbei iſt zu bemerken, daß die Mieterhöhung 
nicht 10 Prozent, ſondern ab 1. Juli 15 Prozent 
uſw. beträgt. Wir haben weiter in der Begründung 
ausgeführt, daß letzten Endes der Senat ſeine 
Macht als Geſetzgeber in ſeiner Eigenſchaft als 
Arbeitgeber dazu benutzt hat, um den Lohntarif, 
der bis zum 30. September dieſes Jahres läuft, 
außer Kraft zu ſetzen. Die Gewerkſchaften be— 
trachten dieſe Maßnahme als eine Kampfhand⸗ 
lung ſeitens des Senats und ſtellen ſich dement— 
ſprechend ein. 

M. D. u. H. Die Regierungsparteien einſchl. 
der Nazis haben ja ſchon zu unjern Anträgen 
Stellung genommen. Aus der kurzen Erklärung, 
die Herr Abg. Dr. Unger für die Parteien abge⸗ 
geben hat, geht hervor, daß ſie gewillt ſind, auch 
die jetzt geſtellten Anträge auf Aufhebung der 
Verordnungen wieder abzulehnen. Wir möchten 
unſererſeits noch einmal unſere warnende Stimme 
gegen dieſe beabſichtigten Gewaltmaßnahmen er- 
heben und Ihnen den guten Rat geben, ſich die 
Dinge doch noch zu überlegen. 

Wir wollen, daß die geſamten Anträge an den 
Ausſchuß gelangen und geben die Erklärung ab, 
daß wir auch bereit ſind, über die Frage der Staf⸗ 
felung, wie fie hier z. B. der Abg. Friedrich vor⸗ 
ſchlug, mit uns reden zu laſſen, ſo daß wir die 
Staffelung auch in der Form erreichen, daß wir 
eine Freigrenze für alle Beamten ſchaffen, die 
allerdings nicht 150 Gulden oder 200 Gulden be⸗ 
tragen dürfte, ſondern weit darüber hinaus ge⸗ 
hen müßte, um tatſächlich die Hungereinkommen 
zu ſchonen, die eine Kürzung wirklich nicht ver— 
tragen können. Ich kann mich auch in dieſer Frage 
auf weitere Beſtimmungen und Preſſeauslaſſun⸗ 
gen berufen, die ebenfalls mehr und mehr auf⸗ 
tauchen, in denen zum Ausdruck gebracht wird, daß 
dieſe Feſtbeſoldetenſteuer rechtlich auf ſehr ſchwa⸗ 
chen Füßen ſteht. Die Liberale Gruppe hat auch 
eine entſprechende Entſchließung gefaßt. Einzelne 
Beamtenorganiſationen, die dem Allgemeinen 
Danziger Beamtenbund, dem deutſchnationalen, 
wie man zu ſagen pflegt, angehören, haben ſchon 
Entſchließungen in dieſem Sinne angenommen. 


Sie verlangen eine ſtärkere Staffelung der Steuer 


{C) 


(D) 


{A 


men rückſichtslos hinwegzugehen. 


glieder des Volkstages in Frage kommen. 


(B 


) 


— 


ſchaft. 
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(Schmidt, Abgeordneter) 
und Schonung der unteren Einkommen. 


lichen Parteien ſo ſtark fühlen, über dieſe Stim⸗ 
Ich möchte be⸗ 
tonen, daß auch die chriſtlichen Gewerkſchaften, 
die dem Zentrum naheſtehen, 
einer Meinung ſind. Sie haben in der Frage der 
Feſtbeſoldetenſteuer eine Eingabe an den Senat 
gemeinſam mit uns unterzeichnet, ebenſo auch die 
Hirſch⸗Dunckerſche Gewerkſchaft. Aber es ſcheint 
ſo, als ob die Vermutung richtig iſt, daß die 
chriſtlichen Gewerkſchaftler ein ſehr fragwürdiges 
Spiel mit den Intereſſen ihrer Mitglieder trei⸗ 
ben. Ich meine die chriſtlichen Gewerkſchaftler, 
ſoweit ſie im Senat vertreten ſind und als Mit⸗ 
Ich 
habe feſtgeſtellt, daß ſelbſt in den Reihen der Na⸗ 
lionalſozialiſten Mitglieder der chriſtlichen Ge⸗ 
werkſchaften ſitzen. Der Spitzenkandidat der Na⸗ 
tionalſozialiſten, Kalitzke, iſt ſelbſt Mitglied der 
chriſtlichen Gewerkſchaft. Wenn man nun die Ab⸗ 
ſicht hat, unſere Anträge abzulehnen, bringen Sie 
m. H. vom Zentrum und den Nationalſozialiſten 
damit den Beweis, daß Sie in dieſer Frage den 
Arbeitern Sand in die Augen ſtreuen. Es wer⸗ 
den in Ihren Gewerkſchaftsverſammlungen Ent⸗ 
ſchließungen angenommen, und dieſelben Leute, 
die dieſe Entſchließungen fabrizieren und den Ar⸗ 
beitern zur Annahme empfehlen, ſind es, die im 
Volkstag und Senat allen Maßnahmen der Re⸗ 
gierung zuſtimmen. Das liegt in der Linie Ihrer 
ſonſtigen Maßnahmen. Sie dürfen aber nicht da⸗ 
mit rechnen, daß in dieſer Frage der alte fromme 
Kinderglaube, den Sie den Mitgliedern der chriſt⸗ 
lichen Gewerkſchaften predigen, helfen wird, denn 
letzten Endes hungert der chriſtlich organiſierte 
Kollege ebenſo wie der von der andern Gewerk⸗ 
Wenn man ihnen 18 bis 20 Gulden von 
dem kargen Einkommen wegnimmt, werden ſie es 
merken. Dann werden alle Ihre Reden nichts 


nützen und auch nicht die Vertröſtungen auf ein 
haben Sie Angſt 
davor, daß die Mitglieder der chriſtlichen Gewerk⸗ 

ſchaften einmal etwas anderes hören. So hatten 
wir damals, als dieſe Frage akut wurde, eine ge⸗ 


beſſeres Jenſeits. Scheinbar 


meinſame Verſammlung einberufen, wo wir die 
Maßnahmen des Senats erläuterten. Das iſt 


den Führern der Zentrumspartei, die ja in den 
große 


katholiſchen Arbeitervereinen eine ſehr 
Rolle ſpielen, ſchwer auf die Nerven gefallen. Wir 
finden in der Landeszeitung vom 12. Februar 
1931 einen Bericht über eine Generalverſammlung 
des katholiſchen Arbeitervereins St. Brigitten. 
Dort heißt es: 
Proteſt gegen gemeinſame Verſammlungen der Mit⸗ 
glieder chriſtlicher und ſozialdemokratiſcher Gewerk⸗ 
ſchaften. 
Weiter heißt es dort: 
Im zweiten Teil des Abends beſchäftigte ſich die Ge⸗ 
neralverſammlung mit der gemeinſamen Verſamm⸗ 
lung der chriſtlichen und freien Gewerkſchaft im 
Werftſpeiſehaus. Es entſpann ſich darüber eine ſehr 
lebhafte Ausſprache. Zum Schluß nahm die General⸗ 
verſammlung bei 3 Gegenſtimmen folgende Ent⸗ 


ſchließung an: „Die Generalverſammlung nimmt mit 
großem Befremden davon Kenntnis, daß am 2. Fe⸗ 
bruar die chriſtlichen Gewerkſchaften der Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter in einer gemeinſamen Verſamm⸗ 


Es ill - 
eine ganze Reihe ſolcher Entſchließungen vorhan⸗ 
den. Man muß ſich wundern, daß ſich die bürger⸗ 


offiziell mit uns 


Mittwoch, den 18. Februar 1931. 


von 


lung mit der freien (ſozialdemokratiſchen, Gewerk⸗ 
ſchaft, in welcher der ſozialdemokratiſche Abg. Schmidt 
der Wortführer war, gegen die Feſtbeſoldetenſteuer 
Stellung genommen hat. 5 

Die chriſtlichen Gewerkſchaften fordern die An⸗ 
terſtützung der katholiſchen Arbeitervereine, aber da⸗ 
für müſſen die katholiſchen Arbeitervereine von den 
chriſtlichen Gewerkſchaften in Gemäßheit der Satzun⸗ 
gen der katholiſchen Arbeitervereine verlangen, daß 
fie ihre Mitglieder nicht in Verſammlungen führen, 
wo ſie gezwungen ſind, ſozialdemokratiſche Reden zu 
hören. . 

Die Generalverſammlung ſieht in der gemein⸗ 
ſamen Verſammlung — und es ſollen auch ſchon an⸗ 
dere gemeinſame Verſammlungen ſtattgefunden ha⸗ 
ben — eine Gefahr für die Weltanſchaung ihrer 
katholiſchen Mitglieder und beſchließt, die Angelegen⸗ 
heit auf dem nächſten Delegiertentag zur Sprache zu 
bringen.“ n 
M. D. u. H.! Ich frage, was hat die Weltan⸗ 
ſchauungsfrage mit dieſer Steuerfrage, dieſem 
Lohnabbau zu tun. Der Senat kürzt durch eine 
durch nichts berechtigte Beſteuerung den Gemein⸗ 
de⸗ und Staatsarbeitern die Löhne um ca. 8 Pfen⸗ 
nig pro Stunde. Nun haben die Arbeiter gemein⸗ 
ſam, ganz gleich, auf welchem Weltanſchauungs⸗ 
ſtandpunkt ſie ſtehen, dagegen Stellung genommen, 
Schon kommt eine Organiſation der Zentrums⸗ 
partei und. ſagt, ihr dürft unter keinen Umſtänden 
mit den anderen zuſammenkommen, denn ihr 
könnt dadurch in eurer Weltanſchaung gefährdet 
werden. Das iſt charakteriſtiſch für den Geiſt, der 
im Zentrum herrſcht. M. H. Sie können verſichert 
ſein, daß wir dieſe Haltung der chriſtlichen Ge⸗ 
werkſchaften den davon betroffenen Arbeitern und 
Angeſtellten klarlegen werden. Die Auswirkungen 
ſich noch mehr zeigen. Ans könnten dieſe Maßnah⸗ 
men vom agitatoriſchen Geſichtspunkt nur recht 
ſein, aber wir haben es beſtimmt nicht nötig, dieſe 
Frage agitatoriſch zu behandeln. Wir werden den 
Nachweis führen, daß die Feſtbeſoldetenſteuer für 
die Gemeinde- und Staatsarbeiter und für die auf 
Tarifvertrag Angeſtellten nicht in Frage kommen 
kann. Wir werden alle Wege beſchreiten, und alle 
Mittel anwenden, um dieſe Ungerechtigkeit aus 


ſtimmen, daß die Steuer für Feſtbeſoldete auch 
auf die Gemeinde- und Staatsarbeiter und ⸗ange⸗ 


(C) 


dieſer Maßnahme zeigen ſich bereits und werden O) 


(A) 
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ſtellten ausgedehnt wird, ſo bringen Sie ſich um 
den wenigen Kredit in dieſen Kreiſen, den Sie 
heute noch finden. Deshalb liegt es in Ihrem ei⸗ 
genen Intereſſe, ſich die Sache zu überlegen. Je⸗ 
denfalls werden wir von der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion alle Maßnahmen der Gewerkſchaften, die 
in dieſer Frage ergriffen werden, unterſtützen und 
werden mit aller Macht gegen die Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer für die Gemeinde⸗ und Staatsarbeiter 
kämpfen, um dieſe Ungerechtigkeit aus der Welt 
zu ſchaffen. (Bravo! links.) 

Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 

dungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung. Wir kommen nunmehr zur Abſtim⸗ 
mung. Wird Wert darauf gelegt, daß abſatzweiſe 
über die einzelnen Punkte abgeſtimmt wird? 
(Abg. Plenikowfki: Alle Vorlagen in den Aus⸗ 
ſchuß!) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Schmidt. 
Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Wir bean⸗ 
tagen, die geſamten Vorlagen dem Hauptaus⸗ 
ſchuß zu überweiſen. (Widerſpruch rechts.) Finanz⸗ 
vorlagen müſſen einem Ausſchuß überwieſen 
werden 

„Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen nun⸗ 
oo zur Abſtimmung über die Ueberweiſung an 
den Ausſchuß. Wer dafür iſt, daß der frühere 
Punkt 5 der Tagesordnung, Antrag auf Aufhe⸗ 
bung der Verordnung über die Erhebung einer 
Steuer von den Feſtbeſoldeten, an den Hauptaus⸗ 
ſchuß überwieſen wird, bitte ich, ſich zu erheben. 
T Ich bitte um die Gegenprobe. — Letzteres iſt 

t 


die Mehrheit, die Ueberweiſung 1 h 
Zum früheren Punkt 5d iſt ebenfalls Ueberwei⸗ 
jung an den Hauptausſchuß beantragt. Es iſt die 
Druckſache Nr. 98. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt 
ſteht die Mehrheit, die Weberwei iſt abge⸗ 
lehnt. Dann kommen wir zum Punkt 2, dem frü⸗ 
heren Punkt 1a der Tagesordnung, Aufhebung 
der Verordnung vom 27. Januar 1931 betr. Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz. Wer für Ueberweiſung an 
den Hauptausſchuß iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 


(Abg. Plenikowſki: Die Gegenprobe!) Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das letztere war die Mehrheit, 
die Weberweijung iſt abgelehnt. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den früheren Punkt 1b der 
Tagesordnung. (Zuruf des Abg. Brill.) Es iſt 
der Geſetzentwurf über die Aenderung des Ein⸗ 
tammenſteuergeſetzes Wer für Ueberweiſung an 
(Ab 5 Plena iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
55 = enikowfki: Gegenprobe!) Ich bitte um 
I Ame Das letztere iſt die Mehrheit, 
Beer g ijt abgelehnt. (Zwiſchenrufe der Abg. 
PleniTowfti und Bremer.) Wir kommen zu Punkt 
3, dem früheren Punkt 2 der Tagesordnung, Auf⸗ 
hebung der Verordnung vom 30. Januar 1931 
betr. Aufhebung des Wohnungsbaugeſetzes. Wer 
für die Ueberweiſung dieſes Punktes an den 
n iſt, bitte ich, | 
Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) — Je Ste) 

die Mehrheit, der A Dann 
ſtimmen wir über den früheren Punkt 2b ah: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über einen 
Notzuſchlag zur Vermögensſteuer. Wer für Ueber⸗ 
weiſung dieſes Punktes an den Hauptausſchuß 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: 
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ſich zu erheben. — 
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Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das 15 12 iſt 5 a 935 oo. iſt ab⸗ 

elehnt. bg. enikowſki: auben Sie, wir 
werben allein aufſtehen?) Wir kommen zum näch⸗ 
ſten Punkt: Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf 
Aufhebung der Anordnung betr. Maßnahmen 
gegen den Wohnungsmangel und der Verordnung 
zum Schutze der Mieter. Wer dafür iſt, daß dieſer 
Antrag dem Hauptausſchuß überwieſen wird, bitte 
ich, ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: Gegen⸗ 
probe!) Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt 
ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. Ich 
laſſe über den Antrag ſelbſt abjtmmen Wer da⸗ 
für iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Abgelehnt. 
Wir ſtimmen jetzt über den Punkt 5, den früheren 
Punkt 4 der Tagesordnung ab, Antrag des Abg. 
Moritz u. Fr. betr. Aufhebung der Verordnung 
zum Schutze der Mieter, Druckſache Nr. 93. Wer 


für die Ausſchußüberweiſung iſt, bitte ich, ſich zu 


erheben. — Das iſt die Minderheit, die Ueberwei⸗ 
jung iſt abgelehnt. Ich laſſe jetzt über den Ankrag 
ſelbſt abſtimmen. Wer ihn annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen 
probe. Jetzt ſteht die Mehrheit, damit iſt der An⸗ 
trag abgelehnt. Ich rufe jetzt Punkt 6 der Tages⸗ 
ordnung auf: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Prä⸗ 
ſident, ich glaube, wir müſſen erſt über die einzel⸗ 
nen Vorlagen ſelbſt abſtimmen. Es iſt abgelehnt 
worden, die Vorlagen an den Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Jetzt müſſen die Vorlagen ſelbſt durch 
Abſtimmung erledigt werden. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich glaube, 
Herr Abg. Schmidt irrt ſich. Jetzt kommt erſt die 
zweite Leſung der Geſetzentwürfe. Jedenfalls ſind 
ſie doch in Form von Uranträgen eingebracht. Ur⸗ 
anträge ſind immer Geſetzesvorlagen, die noch in 


zweiter Leſung behandelt werden müſſen, (Wider⸗ 
ſpruch rechts.) auch Finanzvorlagen. (Abg. Raſchke: 
Geſetzesvorlagen müſſen immer zwei Leſungen ha- 


ben.) Die Vorlagen gelten mit der Ablehnung der 
Ausſchußüberweiſung nur als in erſter Leſung 
abgelehnt. (Sehr richtig! rechts. — Abg. Naſchke: 
Jedes Geſetz muß zwei Leſungen haben!) 
Vizepräſident von Wnuck: Ich verbitte mir 
dieſe Kritik, Herr Abg. Raſchke. (Bravo! rechts.) — 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Schmidt. . 
Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Ich muß auf 
meinem Standpunkt beſtehen bleiben. Unſer An⸗ 
trag in Druckſache Nr. 98 lautet beiſpielsweiſe 
folgendermaßen: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
1. Die Verordnung über die Erhebung einer Steuer 
von den Feſtbeſoldeten vom 30. 1. 1931 (G. Bl. ©: 
x 28) wird inſoweit aufgehoben, als davon Beamte 
und Angeſtellte mit einer Einnahme von weniger 
als 250 G monatlich und ſoweit Arbeiter mit An⸗ 
wartſchaft auf Ruhelohn betroffen werden. 
Dieſer Teil iſt ein Urantrag, über den natürlich 
abgeſtimmt werden muß, gleichgültig, ob er an 
den Ausſchuß überwieſen wird oder nicht. Der 
Volkstag muß doch darüber entſcheiden, ob er die⸗ 
ſem Antrag zuſtimmt oder nicht. Es iſt die Auf⸗ 
hebung einer Verordnung, die auf Grund unſerer 
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Geſchäftsordnung jederzeit beantragt werden kann. 
Der Volkstag muß darüber entſcheiden, ob die 
Verordnung aufgehoben wird oder nicht. Durch 
die Ablehnung der Ueberweiſung an den Ausſchuß 
iſt die Frage nicht ſachlich entſchieden worden. Das 
muß noch geſchehen. 

Vizepräſident von Wnuck: Ich darf mir die 
Bemerkung erlauben, daß dies nicht ganz ſtimmt. 
Im 8 34 Ziffer 4 unſerer Geſchäftsordnung heißt 
es, daß über Finanzvorlagen nur abgeſtimmt wer⸗ 
den darf, wenn ein Ausſchuß ſie durchberaten und 
einen Antrag dazu geſtellt hat. Die Ausſchuß⸗ 
überweiſung iſt abgelehnt. Infolgedeſſen darf 
über einen Finanzantrag nicht abgeſtimmt wer⸗ 
den. (Abg. Plenikowſki: Aber er kann in zweiter 
Leſung beraten werden!) Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Geſchäfts⸗ 
ordnung ſieht auch vor, daß man derartige Vor⸗ 
lagen noch bei der zweiten Beratung dem zuſtän⸗ 
digen Ausſchuß überweiſen kann. Bis dahin kann 
ſich ja noch die Stimmung der Mehrheit ändern. 
In jedem Fall muß eine zweite Leſung einer Ge⸗ 
ſetzesvorlage ſtattfinden. Es iſt heute nur dar⸗ 
über zu entſcheiden, ob ſie dem Ausſchuß überwie⸗ 
ſen wird. Wenn das abgelehnt wird, bleibt trotz⸗ 
dem die zweite Leſung beſtehen und muß nach der 
Geſchäftsordnung durchgeführt werden. Bei der 
zweiten Leſung können Sie ja erneut die Anträge 
ablehnen. Aber die zweite Leſung muß ſtattfin⸗ 
den. Wenn Sie die Geſchäftsordnung vollſtändig 
verbiegen wollen, weiß man überhaupt nicht mehr, 
wie man mit Ihnen fertig werden ſoll, mit Ihnen 
beſonders, Herr von Wnuck. 

Vizepräſident von Wnuck: Die Ausſchußüber⸗ 
weiſung iſt abgelehnt. Infolgedeſſen ſind die 
Punkte heute erledigt. Ich rufe Punkt 6 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 

Antrag des Abg. Plenikowſti u. Fr. auf 
Aufhebung des Demonſtrations⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsverbots für den 22. Februar 


1931. 

Druckſache Nr. 109. Dazu iſt ein Abänderungs⸗ 
antrag eingegangen, den ich zu verleſen bitte. 
(Große Unruhe.) 

Wittenberg, Schriftführer (Nat. Soz.): Abän⸗ 
derungsantrag zur en Nr. 109: 

Der Antrag erhält folgenden Zuſatz: Desgleichen 
wird der Senat erſucht, das von ihm erlaſſene De⸗ 
monſtrations⸗ und Verſammlungsverbot für die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei und den Roten⸗Front⸗Kämpfer⸗ 
bund mit ſofortiger Wirkung aufzuheben. 

Plenikowſki u. Fr. 


Vizepräſident von Wnuck: Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung, das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Der Hun⸗ 
gerſenat Ziehm beginnt, die Geſetze durchzuführen, 
die zur Sanierung dieſer bankerotten Wirtſchaft 
notwendig ſind. Millionen ſollen aufs neue aus 
den werktätigen Volksmaſſen herausgepreßt wer⸗ 
den. Die Maſſen, die ſich dagegen zur Wehr 


ſetzen, ſollen mit brutalem Terror daran gehindert 
werden. Die Kommuniſtiſche Partei, die als ein⸗ 
zige Kraft die Maſſen in dieſem Kampf gegen den 
Hungerſenat Ziehm führt, wird auf das brutalſte 
verfolgt, die Preſſe beſchlagnahmt, Verſammlun⸗ 
gen und Demonſtrationen verboten. 


Die Kom⸗ 
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tag eine Kundgebung auf dem Hakelwerk mit an⸗ 
ſchließender Demonſtration. Die werktätigen 
Volksmaſſen wollten durch dieſe Kundgebung, 
durch dieſe Demonſtration ihren Kampfeswillen 
gegen die Hungermaßnahmen des Ziehm-Senats 
zum Ausdruck bringen. Weil der Ziehm-Genat 
die Kraft der werktätigen Volksmaſſen fürchtet, 
weil der Ziehm⸗Senat annimmt, daß es der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei, den revolutionären Organi⸗ 
ſationen gelingt, den Hungergeſetzen einen feſten 
Wall entgegenzuſetzen, deshalb ſchreitet er jetzt zu 
der Verhängung des Belagerungszuſtandes über 
Danzig, des Belagerungszuſtandes in der Form, 
daß alle Demonſtrationen und Kundgebungen 
verboten werden, die von der Kommuniſtiſchen 
Partei oder dem Roten-Front⸗Kämpferbund aus⸗ 
gehen. Auf die von uns getätigte Anmeldung 
zur Kundgebung und Demonſtration am Sonn⸗ 
tag, den 22. Februar erhielten wir vom Polizei⸗ 
präſidenten folgendes Schreiben. Sie ſehen, mein 
„lieber“ Herr Greiſer und meine „lieben“ Na⸗ 
tionalſozialiſten, daß Sie genau mit denſelben 
Methoden arbeiten, wie drüben die „lieben“ So⸗ 
zialdemokraten, auch den Nationalſozialiſten ge⸗ 
genüber zu kämpfen angeben, in Wirklichkeit aber 
nicht kämpfen; denn ſie haben trotz des ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Präſidenten dort die vollſte Bewegungs⸗ 
freiheit. (Zwiſchenrufe bei den Nationalſozia⸗ 
liſten. Beruhigen Sie ſich, das Wörtchen „lieben“ 
habe ich hervorgehoben, denken Sie es ſich in An⸗ 
führungsſtrichen. Wenn man etwas anderes 
ſagt, bekommt man leicht einen Ordnungsruf. 
Wir erhielten alſo folgendes Schreiben: 
Auf die Anmeldung eines Umzugs zum 22. Fe⸗ 
bruar, datiert vom 4. Februar und den Antrag vom 
4. Februar bezüglich der Veranſtaltung vom 22. Fe⸗ 
bruar. Die „Danziger Arbeiterzeitung“ vom 13. Fe⸗ 
bruar fordert in mehreren Artikeln zum Ungehorſam 
gegen rechtsgültige Verordnungen und zur Schaffung 
einer Truppe in der Form einer roten Armee zum 
gewaltſamen Kampf gegen die Staatsgewalt auf. 
Dem Spießbürger läuft es kalt über den Rücken, 
Er denkt am nächſten Sonntag wird die rote Ar⸗ 
mee aufmarſchieren. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Wenn Sie das nicht fürchten, warum verbieten 
Sie dann die Kundgebung? Es wird ja zur Ab⸗ 
ſtimmung kommen und Sie können dann für Auf⸗ 
hebung ſtimmen. i 
Bei dieſer Sachlage ſtellt die für den 22. Fe⸗ 
bruar beantragte Demonſtration, die ein Teil der ſo⸗ 
genannten roten Armee⸗Kundgebung iſt, ſowie die 
Propaganda für dieſe Veranſtaltung eine unmittel⸗ 
bare Gefahr für die öffentliche Sicherheit dar. 
Wiſſen Sie, wer eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit darſtellt? Sie und das ganze Polizei⸗ 
präſidium und der ganze Polizeiapparat! (Sehr 
richtig! bei den Kommuniſten. — Heiterkeit bei 
den Nationalſozialiſten. — Abg. Raſchke: Ein 
ſehr dummer Lümmel ſcheint das zu ſein! Dar⸗ 
über lacht er noch! 
Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich rufe Sie 
zur Ordnung. i 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Unter der 
Führung und Duldung dieſer Leute werden täg⸗ 
lich Arbeiter kaputt geſchlagen. (Lebhafte Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Nationalſozialiſten.) > 
Präſident: Herr Abg. Reuter, ich rufe Sie 
ebenfalls zur Ordnung. 


muniſtiſche Partei plante am kommenden Sonn- (0 
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Plenikowſli, Abgeordneter (K. P.): 

Ich verbiete deshalb ſowohl die für den 22. Fe⸗ 
bruar angemeldeten Umzüge als auch die Verſamm⸗ 
lung unter freiem Himmel, ſowie die angemeldete 
Propaganda für dieſe Veranſtaltung. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Greiſer.) 

natürlich keine andern Ausdrücke. 


Präſident: Herr Abg. Greifer, Sie haben in 


bezug auf den Beiſitzer zu meiner Linken das Wort 
„Kreth“ gebraucht. (Nein, in bezug auf den Prä⸗ 
ſidenten! links. — Abg. Greiſer: Nein, der Präſi⸗ 
dent iſt viel zu nett, der hetzt nicht, aber der ande⸗ 
re, der neben ihm ſitzt!) Ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. Plenikowſki: Sie ſehen ja, wie ſanft der 
Präſident gegenüber einem Nazi iſt!) Herr Abg. 


terſtützung der Polizei Waffenſchein und Revolver 


bekommen, nicht ſtellt? Es iſt feige, wenn Sie 


dann in der Oeffentlichkeit die Illuſion zu erzeu⸗ 


Sie haben 


gen verſuchen, als ob es Feigheit wäre, daß man 
ſich dieſen Mordbanditen nicht ſtellt. Wir Kom⸗ 


muniſten und die kommuniſtiſchen Führer weichen 


Plenikowſki, ich will nicht annehmen, daß Sie mir 


Parteilichkei werten. (Abg. Plenikowſki: Ich 

eilichkeit vorwerfen. (bg. F a werden, deshalb dulden Sie keine Diskuſſion. Des⸗ 
etwas feſtzuſtellen iſt, tue ich es. (Abg. Greiſer: halb gehen Sie mit dem Mordterror gegen die 
Arbeiter vor. 


ſtelle jejt!) Sie haben nichts feſtzuſtellen. Wenn 


Ich gehe und kläre das Volk auf! — Abg. Greiſer 
verläßt den Saal.) 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sie drücken 
ſich vor der Abſtimmung. Nachdem man die Ver⸗ 
ſammlung am Sonntag unter Gründen, die man 


an den Haaren herbeigezogen hat, verboten hat, 
hat man die Verbotsaktion erweitert. Wahrſchein⸗ 
lich wollte Froböß ſein Verbot noch durch den Se⸗ 
nat decken laſſen. Der Senat faßte Beſchluß, der 
heute der Kommuniſtiſchen Partei zugeſtellt wurde. 
Dieſer lautet: 
Die „Danziger Arbeiterzeitung“, das Organ der 
Kommuniſtiſchen Partei und des Roten-Front⸗Kämp⸗ 
ferbundes in Danzig vom 13. Februar 1931 fordert in 


keinem Kampf aus, am wenigſten dem Kampf ge⸗ 
gen die Nazis, aber Sie weichen dem politiſchen 
Kampf aus. Sie dulden keine Diskuſſionen. Sie 
hetzten Ihre Mordbanditen auf jeden Diskuſſions⸗ 
redner, weil Sie die politiſche Abrechnung zu fürch⸗ 
ten haben. Wenn Ihre Anhänger in Ihren Ver⸗ 
ſammlungen nur einmal die Malſchrede vorgeleſen 
erhielten, würden ſie alle hinauslaufen. Dann 
wären alle kuriert. Sie haben Angſt, daß dieſe 
Tatſachen in Ihren Verſammlungen feſtgenagelt 


In Ließau haben ſich 300 Mord— 
banditen auf die Arbeiter geſtürzt. Eine Frau, 
die einen Zwiſchenruf machte, wurde von einem 
Dutzend Ihrer Leute zuſammengehauen. Der 
Mann, der ſich dagegen wehrte, auch. (Abg. Maaß: 
Sie ſtinken ja vor Lügen!) 

Präſident: Herr Abg. Maaß, ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Der Arbei⸗ 
ter, der einem Nazimann den Stock entriß und ſich 


zur Wehr ſetzte, bekam von einem Schupobeamten 


> ge Artikeln offen zum Ungeboriam gegen die 
ſetze. zum Steuerſtreik, zur Zerſchlagung des bür⸗ 


gerlichen Verwaltungsapparats r Erri r 

. ugsappe „ zur Errichtung der 
Sowjetmacht, zur Errichtung einer roten Armee ſo⸗ 
wie 55 Organiſation der Volksrevolution auf. Auch 
. Maſſenſtreit mit dem Ziel, dieſe Forderungen 
gewaltſam durchzuſetzen, wird aufgefordert. 

Deshalb werden Umzüge und Verſammlungen 
unter freiem Himmel, die von der Kommuniſtiſchen 
Partei und dem Rotfrontkämpferbund veranſtaltet 
werden, wegen unmittelbarer Gefahr für die öffent⸗ 
liche Sicherheit bis auf weiteres verboten. 

(Bravo! rechts.) Natürlich, Sie müſſen ja zu 
dieſen Maßnahmen Bravo ſchreien. 
ben Sie ja nicht, daß Sie mit dieſen Maßnahmen 
die werktätigen Maſſen auch nur auf einen Schritt 
abhalten werden, den Kampf in derſelben und 
noch verſtärkten Form gegen die Hungergeſetze, 
gegen Ihre Maßnahmen zu führen. (Zuruf rechts.) 


wie Ihre Mordbanditen vorgehen? Heute vormit⸗ 
Dean Wie dationalſozialiſt auf dem Are 
die verdiente Tracht Prügel. In Ließau — (Abg. 
Heinz Friedrich: Wo ich da war?) Sie ſind ganz 
feige Kreaturen. Sie kündigen nicht einmal an 
wenn Sie demonſtrieren Vielleicht find Sie jo 
liebenswürdig und teilen der Bevölke 
mit, und zwar ein paar Tage vorhe 
irgendwo demonſtrieren, damit ſich 

rung wenigſtens darauf vorbereiten 
würdig zu empfangen. Wenn Sie mit 
ſieben Laſtautos 300 Mordbanditen in 
werfen, 30 Arbeitern gegenüber, dann 
keine Tapferkeit. Oder glauben Sie, Sie können 
einen als feige bezeichnen, wenn er ſich 300 Mord⸗ 
banditen, die ſchwer bewaffnet find, und mit Un- 


r, wenn Sie 
die Bevölke⸗ 
kann, Sie 
ſechs oder 
ein Dorf 


eſſer zu ziehen und bezog dafür 


rung einmal 


mit einem Seitengewehr über den Arm, ſo daß 
er dadurch kampfunfähig wurde. Aktive Zuſam⸗ 
menarbeit der Schutzpolizei mit den Nazibanditen. 
(Hört, hört!) 

Genau ſo war es auf dem Hakelwerk. Sie wiſſen 
ganz genau, daß die Demonſtration der Nazis in 
Arbeitervierteln und den roten Dörfern nichts an— 
deres ſind, als die gemeinſten Provokationen. Sie 
wollen ſolche Provokationen herbeiführen, um den 
Anlaß zu haben, den Kampf abzuwürgen, um 
Verbote zu erlaſſen. Sie können ſtolz auf Ihre 
Feigheit ſein, ſich hinter der Staatsgewalt zu ver⸗ 
kriechen, hinter der Schupo. Alle Ihre Demon— 


ſtrationen werden vorn und hinten von der Schupo 
Aber glau⸗ 


bewacht. Ohne ein Schupokommando wagen ſich 
die Herren gar nicht in ein Arbeiterviertel hinein. 
Ohne ein Schupoaufgebot wagen ſich die Herren 
nicht in die Arbeiterdörfer. Wagen Sie es in 
einem einzigen Arbeiterviertel, ohne den Schutz 


8 Ener 5.) der Polizei aufzumarſchieren? Dazu ſind Sie zu 
Wollen Sie ein paar Tatſachen aus der Praxis, ! 3 ſch au 3 


feige. Wenn Sie nach Lauental und Neufahr— 
waſſer marſchieren, ſo ſtützen Sie ſich angeblich auf 
die breiten Volksmaſſen. Vorn und hinten fährt 
aber dann ein Laſtauto mit Schupo Dann ſind 
gewöhnlich mehr Schupobeamte vorhanden als 
Nazijüngelchen vorhanden ſind. Dann ſich hinzu⸗ 
ſtellen und zu ſagen „Wir werden den Mordterror 


der Kommuniſten brechen“, iſt wirklich Tapferkeit. 


ganz andere Organiſationen 


iſt das 


Auf dieſe Tapferkeit können Sie ſtolz ſein. 

Aber täuſchen Sie ſich nicht. Es haben ſich ſchon 
und ganz andere 
Parteien die Zähne am revolutionären Proleta— 
riat ausgebiſſen, ganz abgeſehen von ſolchen Leu— 
ten, die ein Froſchhirn und derartige politiſch aus⸗ 
gefallene Zähne beſitzen wie die Nazipartei. Sie 
werden ſich ganz beſtimmt die Zähne ausbeißen. 
Sie werden auf Granit beißen. Es iſt ver⸗ 


ſtändlich, daß Sie mit dem Verbot vorgegangen 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) 
ſind. Sie ſind immer ſo ſtolz auf Ihre Tapferkeit. 


Sie ſind ſo ſtolz, ſich auf das Volk zu ſtützen. Das 


zeigt dieſer kleine Belagerungszuſtand. Inter⸗ 
eſſant iſt es, daß Sie, um tatſächlich Ihren Mord⸗ 


terror ausüben zu können, am Sonntag planen, 
neue Demonſtrationen in den roten Dörfern zu 


veranſtalten, um aufs neue zu provozieren. 

Das duldet der Senat. Da iſt die Ruhe und 
Ordnung nicht gefährdet. Nur, daß Sie, um die⸗ 
ſen Terror auszuüben, auch die Hilfe der ſchwar⸗ 
zen Phariſäer herbeiholen; denn nur mit der Zu⸗ 
ſtimmung der Zentrumsſenatoren konnte über⸗ 
haupt ein derartiges Verbor ausgeſprochen werden. 
Sie ſelbſt find nicht imſtande, die Kraſt ver Arbei⸗ 
ter zu brechen. Sie werden zum Teufel gejagt, daß 
die Fetzen fliegen, wenn Sie Arbeitern gegenüber 
treten. Weil Sie zu ſchwach ſind, weil Sie zu er⸗ 
bärmlich ſind, um allein den Kampf zu führen, 
deshalb verkriechen Ste ſich hinter der Schutzpoli⸗ 
zei. Der Schutz muß Ihnen den Arbeitern gegen⸗ 
über gewährt werden durch Verbot von Demon⸗ 
ſtrationen, Verbot von Kundgebungen durch die 
ſchwarzen Phariſäer. Sie wiſſen ganz genau, daß 
von den zwölf Senatoren fünf Zentrumsſenatoren 
ſind. Wenn die nicht mitmachen, iſt es unmöglich, 
daß ein derartiges Verbot zuſtande kommt. Das 
iſt Tapferkeit. Erſt die ſchwarzen Phariſäer be⸗ 
ſchimpfen, beſudeln und verleumden, dann aber 
den Schutz der ſchwarzen Phariſäer anzurufen. Das 
iſt wirklich Tapferkeit. Das kennzeichnet Sie als 
deutſche Helden. b 

Wenn hier in der Begründung angegeben 
wird, daß die Urſache zum Verbot ausgerechnet 
ein Artikel in der Danziger Arbeiterzeitung iſt, 
wie erbärmlich müſſen Sie ſich vorkommen, daß 
Sie zu derartigen Methoden Ihre Zuflucht nehmen 
müſſen. Aber das iſt nicht übel zu nehmen. Sie 
ſind Landrat, haben aber von der Politik keine 
Ahnung. Leſen Sie einmal das kommuniſtiſche 
Manifeſt durch, leſen Sie die grundſätzliche Ein⸗ 
ſtellung der Sozialdemokratiſchen Partei in der 
Vorkriegszeit, ſtudieren Sie den Marxismus. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Reuter.) Der Marxismus hat nie 
ein Hehl daraus gemacht, daß der Sozialismus 
nur auf dem Wege der proletariſchen Revolution 
zu verwirklichen iſt und daß dazu notwendig iſt, 
dieſen Staatsapparat zu zerſchlagen. Alſo hätten 
Sie ſchon immer eine Kundgebung oder Demon⸗ 
ſtration einer revolutionären Arbeiterpartei ver⸗ 
bieten müſſen. Ausgerechnet jetzt verſuchen Sie 
feſtzuſtellen: „Halt, das ſind Hochverräter, Lan⸗ 
desverräter, die wagen ſo etwas zu betreiben!“ 
(Zuruf rechts.) Im Hitlerputſch waren Sie ſelbſt 
„Verbrecher“ am Staat und ſagten, der Staat kann 
nur durch eine gewaltſame Revolution beſeitigt 
werden. Wenn Sie das allerdings erklären, 
nimmt das niemand ernſt. Die Bourgeoiſie weiß 
ganz genau, daß Sie an eine Revolution nicht den⸗ 
ken, es ſei denn eine Revolution, die Sie in Ihrem 
Bauch durchmachen und dann auf den Lokus hin⸗ 
auslaufen müſſen. Aber ſonſt machen Sie keine 
Revolution, Sie Jüngelchen, es ſei höchſtens eine 
Revolution wie Hitler ſie in München machte, als 
er im Hofbräuhaus mit der Piſtole in die Decke 
knallte. Am andern Tag verkrochen ſich die ganzen 
Führer. (Abg. Maaß: Sie feiger Lump! — Abg. 


Plenikowſki verläßt die Rednertribüne und geht, 
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gefolgt von ſeinen Fraktionskollegen, auf den Abg. 
Maaß zu. — Großer Tumult und Lärm. — Der 
Präſident verläßt den Platz.) 

(Vertagung der Sitzung 19 Uhr 40 Minuten.) 

Die Sitzung wird 20 Uhr 15 Minuten durch 
den Präſidenten Gehl wieder eröffnet. 

Präſident: Ich eröffne die vertagte Sitzung. 
Herr Abg. Maaß, Sie haben während der Rede 
des Abg. Plenikowſki dieſen einen feigen Lumpen 
genannt. Ich rufe Sie deshalb zur Ordnung. Sie 
haben alſo den zweiten Ordnungsruf erhalten und 
ich mache Sie auf die Folgen des dritten aufmerk⸗ 
ſam. Wir fahren in der Beratung fort, das Wort 
hat Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Man muß 
die Frage aufwerfen: Warum das Verbot von 
Verſammlungen, von Kundgebungen und von 
Demonſtrationen? Ich habe die Frage bereits ge⸗ 
klärt. Man muß den Hungerfeldzug rückſichtslos 
gegen die werktätigen Maſſen führen. Man muß 
jede Empörung, jeden Widerſtand der Maſſen ge⸗ 
gen das Verhungern im Keim erſticken. Darum 
muß man dieſen Maſſen die Führung rauben. Jede 
Kreatur krümmt ſich, wenn ſie verrecken ſoll, wenn 
ſie zu Tode gequält wird. Sie quälen jetzt die 
Maſſen der Werktätigen zu Tode mit Ihren Hun⸗ 
germaßnahmen. Sie ſelbſt m. H. von den Nazis 
haben in dem „Danziger Beobachter“ dieſe Geſetze, 
die erlaſſen ſind, als die ſchändlichſten Steuermaß⸗ 
nahmen bezeichnet. Sie haben erklärt, Sie wer⸗ 
den es nicht zulaſſen, daß die Werktätigen ſo aus⸗ 
geplündert werden, wie es der Rumpfſenat beab⸗ 
ſichtigte. Jetzt machen Sie es ſelbſt und wundern 
ſich, wenn ſich die Maſſen zur Wehr ſetzen. Aber 
noch aus einem anderen Grunde erfolgt das Ver⸗ 
ſammlungsverbot, den ich auch bereits anführte. 
Man muß die Nationalſozialiſten in ihrem Terror 
gegen die Werktätigen unterſtützen. Wir haben ge⸗ 
ſehen, daß ſich die werktätige Bevölkerung dem fa⸗ 
ſchiſtiſchen Terror gegenüber zur Wehr ſetzte. Das 
haben wir bei den Aufmärſchen der Nationalſozia⸗ 
liſten in den Arbeitervierteln und auf dem Lande 
draußen geſehen. Dieſe Kraft ſoll gebrochen wer⸗ 
den. Man ſoll den Faſchiſten nicht entgegentreten. 
Man hat Herrn Senator Hinz geſagt: Herr Sena⸗ 
tor, Sie werden doch nicht daran denken, auf 
Grund dieſes Einſpruchs irgendwie eine national⸗ 
ſozialiſtiſche Demonſtration zu verbieten.“ Herr 
Senator Hinz, fragen Sie Ihren früheren Amts⸗ 
kollegen Arczynſki, ob es bei einer einzigen kommu⸗ 
niſtiſchen Demonſtration zu irgendwelchen Zuſam⸗ 
menſtößen gekommen iſt. Noch jede kommuniſtiſche 
Demonſtration, die wir gehabt haben, iſt friedlich 
verlaufen. Glauben Sie, wir Kommuniſten wer⸗ 
den uns von der Bourgeoiſie oder dem Senat vor⸗ 
ſchreiben laſſen, wann wir die Revolution machen! 
Glauben Sie, wir Kommuniſten ſind ſo naiv, daß 
wir erklären werden, am kommenden Sonntag 
werden wir die Volksrevolution machen. Sie er⸗ 
klären, die Demonſtration iſt verboten, weil die 
öffentliche Ruhe geſtört iſt. Sie haben noch nicht 
feſtgeſtellt, daß bei einer kommuniſtiſchen Demon⸗ 
ſtration die Ruhe gefährdet iſt. Das können Sie 
aber bei den Nazi⸗Demonſtrationen feſtſtellen. 


Als die Nationalſozialiſten nach Lauental mar⸗ 
ſchierten und ein Arbeiter aufs Dach ſtieg und 
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(Blenitowiti, Abgeordneter) 
ſagte: „Wir gehen nicht in die 


Naziverſammlung“, 
da war das doch keine 


Gefährdung der öffentlichen 


Sicherheit. Sie werden aber das nicht abſtreiten, 


was ein Zollbeamter machte, der mit den Nazis 
marſchierte, der den Revolver zog und erklärte: 


„Ich ſchieße den roten Hund nieder!“ Das iſt keine 


„Gefährdung der Ruhe und Sicherheit“. Weiſen 
Sie nach, daß bei einer Demonſtration von uns 
die Ruhe und Sicherheit jo geſtört gewelen iſt. 
Aber Ihr Auftreten (zu den Nationalſozialiſten) 


wirkt provozierend. Das haben wir bei der De⸗ 


monſtration auf dem Hakelwerk geſehen. Die Po⸗ 


ligei ſchreibt, daß die Nazis, dieſe „braven Jungen“ 
mit Eis und Kohle beworfen ſind. Wiſſen Sie, 


was geſchehen iſt? Wenn Umſtehende aus ihrer 
Einſtellung kein Hehl machen, dann hat bisher 
noch niemand etwas dabei gefunden. Es hat auch 
niemand etwas dabei gefunden, als Herr Dr. Bla⸗ 
vier ſeinerzeit im Auto durch die Straßen fuhr 
und begeiſtert gefeiert wurde. Da war das keine 
5 der Ruhe und Sicherheit. Das ſoll aber 
der Fall ſein, wenn Arbeiter aus ihrer Einftel- 
lung gegenüber den Nationalſozialiſten lein Hehl 
machen. 
Jaugt, daß auch chriſtlich⸗katholiſche Arbeiter in 
Hröſen und Neufahrwaſſer bei dem Aufmarſch der 
Nationalſozialiſten dabei waren und den Natio⸗ 
nalſozialiſten dieſelben Zwiſchenrufe 
ſchleuderten, wie ſozialdemokratiſche und kommu⸗ 
niſtiſche Arbeiter. Auf dieſe Zwiſchenrufe hin 
ind dann die Arbeiter überfallen worden. 
Polizei ſtand dabei, ſie hat nicht den Ueberfallenen 
beigeſtanden, ſondern die Arbeiter verhaftet und 
05 Sie ging noch zu weiteren Maß⸗ 
nahmen über. Die Nationalſozialiſten 
Steine und Eisklumpen geſammelt. 
Fenſter eingeworfen wurden, gingen die Schupo⸗ 
beamten hin und erkundigten ſich wer da wohnt. 
Die Polizei gibt ſich als aktive Unterſtützungs⸗ 
truppe der Nationalſozialiſten hin. Bei jedem 
Aufmarſch der Nationalſozialiſten hat es noch 
Zwiſchenfälle gegeben, hat es eine Störung der 
Ruhe und Sicherheit gegeben. Den Fall Ließau, 
wo es mehrere Schwerverletzte gegeben hat, er⸗ 
wähnte ich ſchon. Da können Sie nicht kommen 
und ſagen, das läge an den Arbeitern. Die Arbei⸗ 


ter, die Jwiſchenrufe gemacht haben, können Sie 


nicht für dieſe Störung der öffentlichen Ruhe und 


Sicherheit verantwortlich machen. Sehr oft iſt auch 


geſchoſſen worden. Machen Sie nur ben Verſuch 
und laſſen Sie ein einziges Mal unvorbereitet 
eine Nazidemonſtration nach Waffen unterſuchen. 
Sie werden ſtaunen, was : 
In einem Falle war es der ſtellvertretende Stan: 
dartenträger, dem ſogar von der Polkzef die Waffe 
abgenommen wurde. (Zuruf des Abg. Kloſſowſti.) 
Run ſoll man die Behandlung gegenüberſtellen 
die Sie den Nationalſozialiſten und den Kommu⸗ 
niſten zuteil werden laſſen. Wie ich hörte, wollen 
die Nationalſozialiſten in Tiegenhof demonſtrie⸗ 
ren. Sie werden dort genau jo provozierend vor- 
gehen, nicht nur gegen die kommuniſtiſchen Arbei⸗ 
ter, ſondern auch gegen die chriſtlichen Arbeiter. 
Denn die katholiſchen Arbeiter drückt auch der 
Hunger, drücken auch die verſchärften Beſtimmun⸗ 
gen der Erwerbsloſenfürſorge. Die werden auch 
dagegen rebellieren. Sie werden ſogar demonſtrie⸗ 


H. vom Zentrum, ſeien Sie über⸗ 


entgegen⸗ 


Die 


0 hatten 
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ren und in den Streik treten, wie es Die Hrijtlichen 
Hafenarbeiter getan haben. 

Auf dieſe werktätigen Volksmaſſen, die Arbei⸗ 
ter der Kommuniſtiſchen, Sozialdemokratiſchen 
und Zentrumspartei laſſen Sie die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Arbeiterpartei los, damit dieſe die Arbei⸗ 
ter terroriſiert und den Kampf der Arbeiter um 
ihr Brot blutig niederſchlägt. Das zeigt, daß wir 
wirklich einen Staat haben, der ſich auf die „De- 
mokratie“ gründet: Gleiches Recht für alle! Was 
Sie ſonſt als Begründung für das Verbot anfüh⸗ 
ren, iſt wirklich lächerlich, wie ich ſchon einmal 
ſagte: Leſen Sie das kommuniſtiſche Manifeſt, das 
vor Jahrzehnten erſchienen iſt, 1847. Da werden 
Sie genau dasſelbe finden. Studieren Sie den 
Marxismus. Die revolutionären Arbeiterparteien 
haben noch niemals ein Hehl daraus gemacht, 
das zu ſagen, was im Artikel der Danziger Ar⸗ 
beiterzeitung verkündet iſt, ſo daß Sie keine Urſache 
haben, zu ſagen, auf Grund dieſes Artikels werden 
jetzt alle Demonſtrationen uſw. verboten. Es 
kommt noch etwas anderes hinzu. Das iſt unſer 
grundſätzliches Programm, das iſt unſere Beant⸗ 
wortung der Frage, wo der Ausweg iſt. Die Na⸗ 
tionalſozialiſten predigen den Ausweg durch das 
dritte Reich. Es gibt eine ganze Menge Natio⸗ 
nalſozialiſten, die ehrlich glauben, daß das dritte 
Reich nur durch einen revolutionären, gewaltſa⸗ 
men Umſturz möglich iſt. Wir wiſſen, daß das die 
Nationalſozialiſten teilweiſe in ihrer Preſſe pro- 
pagieren. Denen geſchieht nichts, weil die Bour⸗ 
geoiſie weiß, daß kein revolutionärer Umſturz ge⸗ 
macht wird. Sie weiß, daß das dritte Reich die fa⸗ 
ſchiſtiſche Diktatur iſt, ihre Herrſchaft, die Herr⸗ 
ſchaft des Finanzkapitals zur Sicherung der Pro⸗ 
fite. Aber wenn revolutionäre Arbeiterorgani⸗ 
ſationen den Ausweg zeigen, durch einen revoluti⸗ 
onären Sturz des Kapitals, müſſen Sie natürlich 
dagegen auftreten; denn Sie wiſſen, das ſind nicht 
Sätze, die nur zum Vergnügen, nur zum Schein 
propagiert werden, ſondern dahinter ſteckt die re⸗ 
volutionäre Kraft der werktätigen Maſſen. Wenn. 
geſagt wurde, Sie fürchten das nicht, jo zeigen un⸗ 
ſere Demonſtrationen und Kundgebungen, daß die 
revolutionäre Kraft vorhanden iſt, die Kraft, die 
Sie fürchten. Klar und deutlich wird in dem Ar⸗ 
tikel geſagt: So iſt die Lage. Dann folgt die 
Frage: Wo iſt der Ausweg für die Maſſen. Die 
Frage iſt ſowohl in bezug auf Danzig als auch im 
internationalen Maßſtab geſtellt. Und dann iſt da 
nur das gejagt worden, was der Marxismus Jahr⸗ 
zehnt für Jahrzehnt immer wieder propagiert hat 
als einzigen Ausweg aus der kapitaliſtiſchen Ka⸗ 
taſtrophe, aus dem kapitaliſtiſchen Bankrott: Der 
Weg zur ſozialen und nationalen Befreiung der 
werktätigen Maſſen Deutſchlands und Danzigs 
aus der Sklaverei, aus dem Joch des Völkerbundes 
und des polniſchen Imperialismus, das iſt der 
Weg des Bolſchewismus, der Volksrevolution, der 
Enteignung der Kapitaliſten und Großagrarier, 
in deren Händen die Wirtſchaft verfällt, der plan⸗ 
mäßigen ſozialiſtiſchen Regelung der Produzierung, 
der Zerſchlagung des bürgerlichen Machtapparates, 
der Errichtung der Sowjetmacht und der Schaf- 
fung der roten Armee zum Schutz des ſozialiſtiſchen 
Aufbaues. Wollen Sie ſagen, daß wir am Sonn⸗ 
tag die Volksrevolution durchführen wollen? Das 
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mit machen Sie ſich lächerlich. Wir haben nie 
ein Hehl daraus gemacht, daß wir die Revolution 
wollen, nie ein Hehl gemacht, daß nur die ſozia⸗ 
liſtiſche Wirtſchaft den Maſſen Brot, Arbeit und 
Freiheit bringt. Der Weg zur ſozialiſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft, zur proletariſchen Diktatur geht nur über 
die proletariſche Revolution. Aber wir haben 
nicht erklärt, daß die proletariſche Revolution am 
nächſten Sonntag oder in der nächſten Woche oder 
im nächſten Monat gemacht wird. Das hängt von 
der politiſchen Situation ab. (Abg. Gerhard Fried— 
rich: Sie bereiten ſie vor!) Sie haben doch einmal 
ſelbſt die „gewaltſame Revolution“ vorbereitet. 
Sie hätten alſo keine Urſache, gegen eine Partei 
zu kämpfen, die gewillt iſt, auf revolutionärem 
Wege eine Verbeſſerung der Verhältniſſe herbei 
zuführen. Sie ſtellen ſich auf die Seite der bür⸗ 
gerlichen Parteien, wenn Sie jagen, wir bereiten 
die proletariſche Revolution vor, dann heißt das, 
wir organiſieren jeden Kampf der werktätigen 
Maſſen gegen jede Hungermaßnahme. Wir erklä⸗ 
ren, daß der Weg zur Befreiung des Proletariats, 
der Weg zu Arbeit, zu Brot und zur Freiheit nur 
über die proletariſche Revolution geht. 


Das werden wir propagieren, das werden wir 
den Maſſen einhämmern. Wir werden die Maſ— 
ſen um die Kommuniſtiſche Partei unter den roten 
Fahnen Lenins ſammeln, trotz der Verbote, die 
Sie herausgeben und trotzdem Sie den Belage— 
rungszuſtand einführen. Die werktätigen Maſſen 
haben ſich ſeinerzeit 1918 in Deutſchland auch nicht 
an den Belagerungszuſtand gehalten, ſondern ha— 
ben trotz des Belagerungszuſtandes mit dem grau⸗ 
enhaften Morden der 4 Kriegsjahre Schluß ge— 
macht. Genau ſo haben ſich 1917 die werktätigen 
Maſſen in Rußland auch nicht durch den Belage- 
rungszuſtand abhalten laſſen. Durch ſolche Ver⸗ 
botsmätzchen werden Sie nicht die proletariſche 
Revolution aufhalten. Aber, was das Wichtigſte 
iſt, wir propagieren, daß ſich die Maſſen ſammeln 
ſollen, daß ſie den Kampf gegen dieſe Hungerge— 
ſetze aufnehmen. Das fällt dem Hungerſenat 
Ziehm auf die Nerven. Der Hungerſenat Ziehm 
fürchtet, daß die Maſſen in den Streik treten, daß 
die Maſſen in den Mieterſtreik treten. Ihr Dikta⸗ 
tor, Herr Froböß, erklärt, das ſei ein Aufruf zu 
Ungeſetzlichkeiten. Wollen Sie etwa mit Ihren 
fadenſcheinigen Begründungen ſagen, das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz ſei geſetzlich? Gewiß, geſetzlich iſt alles, 
was die Bourgeoiſie will und durchführt. Dazu 
hat ſie die Klaſſenherrſchaft, das iſt ganz klar. Aber 
ſogar auf der Grundlage der Geſetze, die Sie ge⸗ 
ſchaffen haben, werden Sie nicht nachweiſen kön⸗ 
nen, daß das Ermächtigungsgeſetz geſetzlich ſei, 
weil dazu ſogar nach Ihren Geſetzen eine Zweidrit⸗ 
telmehrheit im Volkstag notwendig wäre. Sie 
können ja einmal die Probe auf das Exempel 


machen. Es wird ja wahrſcheinlich auf der Grund⸗ 


lage des Steuer- und Mieterſtreiks zu Gerichts⸗ 
verhandlungen kommen. Trotzdem wir wiſſen, 


daß die Juſtiz nichts anderes als eine Klaſſen⸗ 
juſtiz iſt und das tun wird, was die Bourgeoiſie 
will. Aber man kann die Frage auch dort prüfen. 
Auch dort findet ſich vielleicht ein weißes Huhn. 
Wir haben es in Deutſchland erlebt, daß ſich dort 
ſogar ein Klaſſenrichter gleichfalls auf den Stand⸗ 
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punkt ſtellte, ein Steuerſtreik gegen ein Geſetz, das 
nicht den geſetzlichen Maßnahmen entſpricht, ſei 
geſetzlich. 

Wir ſtützen uns bei der Proklamierung des 
Steuerſtreiks und Mieterſtreiks nicht auf die 
Machtmittel des Staates. Wir propagieren den 
Steuerſtreik, den Mieterſtreik, weil wir den Maſ⸗ 
ſen jagen, fie ſollen nicht ſtillſchweigend verhun⸗ 
gern, ſie ſollen ſich nicht das Fell über die Ohren 
ziehen laſſen. Sehen Sie einmal im „Danziger 
Beobachter“ nach, ich weiß nicht an welchem Tage 
es war, da erklärten Sie: „Der ſozialdemokratiſche 
Rumpfſenat will euch Werktätigen das Fell über 
die Ohren ziehen. Macht es umgekehrt, zieht ihr 
dieſen Leuten das Fell über die Ohren!“ Das war 
auch eine Aufforderung zum gewalſſamen Mord, 
aber da wurde die Demonſtration dieſer Leute 
nicht verboten. Wir ſagen den Werktätigen jetzt 
genau dasſelbe: „Laßt euch nicht das Fell über die 
Ohren ziehen, ſondern ſetzt euch dagegen zur 
Wehr!“ Deshalb wird aber jetzt das Verbot er⸗ 
laſſen. Dem Ziehm-Senat ſollen ja die Schwie— 
rigkeiten aus dem Weg geräumt werden, nur daß 
er die Schwierigkeiten durch Verbotsaktionen 
nicht aus dem Wege räumen wird. Sie wiſſen 
doch, Herr Dr. Blavier, daß Sie früher eine „de⸗ 
mokratiſche“ Einſtellung hatten. Haben Sie die 
Ueberzeugung, daß Sie mit derartigen Verbots⸗ 
aktionen den Kampf der empörten Volksmaſſen, 
der unteren Beamten, der Arbeiter, der Ange— 
ſtellten, der Mieter gegen die Maßnahmen des 
Hungerſenats Ziehm einſchränken werden? 

Aber noch etwas anderes. Dieſe Hungermaß— 
nahmen müſſen durchgeführt werden, damit die 
Ruhe und Ordnung in Danzig im Intereſſe des 
Völkerbundes und der faſchiſtiſchen polniſchen Re⸗ 
gierung aufrechterhalten wird. In Polen iſt die 
Kommuniſtiſche Partei verboten. Das Zier der 
Regierung iſt es, die Kommuniſtiſche Partei auch 
hier in Danzig zu verbieten. Sie geben jetzt als 
deutſcher Senat den Polen die erſte Handhabe 
dazu, d. h. Sie ſind hier der Vollſtrecker des Wil⸗ 
lens der polniſchen faſchiſtiſchen Regierung. Das 
kennzeichnet die Nationalſozialiſten am beſten: 
denn die einzige Kraft, die die polniſche faſchiſtiſche 
Regierung fürchtet. iſt die Kommuniſtiſche Partei. 
Das iſt die revolutionäre Arbeiterſchaft, nicht nur 
im eigenen Lande, ſondern auch in Danzig. Polen 
und der Völkerbund ſind beſtrebt, Danzig zu einem 
Stützpunkt im Kriege gegen die Sowjetunion aus⸗ 
zubauen. Deshalb alle die Hungermaßnahmen 
hier. Eine ſtarke revolutionäre Kraft könnte die⸗ 
ſen Kriegsplänen des Völkerbundes und der pol⸗ 
niſchen Regierung Schwierigkeiten bereiten. Des⸗ 
halb muß dieſe revolutionäre Kraft gebrochen 
werden. Deshalb jetzt der Beginn mit der Ver⸗ 
hängung des Belagerungszuſtandes, der Beginn 
mit dem Verſammlungs⸗ und Demonſtrationsver⸗ 
bot. 

Ich betonte ſchon einmal, daß das revolutio⸗ 
näre Proletariat und die Partei des Proletariats 
ſich nicht vorſchreiben laſſen werden, welche Wege, 
welche Methoden, welche Maßnahmen in dem 
Kampf gegen den Hunger, gegen die Kricgspolitik 
der Bourgeoiſie ſie anwenden werden, ſondern 
dieſe Maßnahmen, dieſe Methoden des Kampfes 
beſtimmt einzig und allein das Proletariat. Deſſen 
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ſeien Sie verſichert, deshalb wird das Proletariat 
und die Partei des Proletariats den Kampf wei⸗ 
ter führen trotz aller Verbote. Wir Kommuniſten 
lind die einzige Kraft im Kampf gegen den Fa⸗ 
ſchismus und gegen den Kapitalismus, und wir 
werden ſiegen. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Reuter. 

Reuter, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn man 
den Abg. Plenikowſki, der zweifellos über eine 
hervorragende Suada verfügt, die einer beſſeren 
Sache würdig wäre, hier reden hört, ſo tauchen 


Zweifel auf: Sit das ehrliche revolutionäre Ge: | 


innung oder ein Theater für die Tribüne und 
Straße? Im erſten Fall wäre es Wahnſinn; denn 
Herr Plenikowſki hat eben noch die polniſche Ge⸗ 
fahr ſchwarz in ſchwarz an die Wand gemalt, alſo 
muß er ſich ſagen, wenn er Danzig bolſchewiſiert, 
würde das gleichfalls dieſelben Folgen haben. 
Oder aber es iſt Theater, und er redet nur, und 
dieſe verſuchte tätliche Auseinanderſetzung war 
auch nur ein Theater für die Straße reſp. für die 
Tribüne. Eins kann nur ſtimmen. Tatſache iſt, 
fen wir dies Verſammlungsverbot begrüßen müſ⸗ 
en, 
wir den Arbeiter gegen die Kommuniſten und ge⸗ 
gen die Gummiknüppel ſchützen müſſen. Die Leute 
wollen nicht auf die Straße gehen, aber ſie be= 
kommen dafür bezahlt, das iſt uns bekannt. (Sei⸗ 
terkeit bei den Kommuniſten.) Uns iſt auch be⸗ 
8 daß, wenn ſich ein Demonſtrationszug in 
Bewegung ſetzt, er unterwegs abbröckelt. Die Leute 
wollen nicht mit. (Abg. Plenikowſki: Alſo laſſen 
Sie es zu!) Wir laſſen es aus dem Grunde nicht 
zu, weil es nur wieder auf die Arbeiter Rückwir⸗ 
kungen hat, weil wieder Arbeiter von der Schupo 
zuſammen gehauen werden, da wir verſprochen 
haben, wir treten nicht aus dem Glied heraus. Es 
vergeht kein Tag, wo nicht Parteigenoſſen zer⸗ 
ſtochen oder niedergeſchlagen werden. Es iſt kein 
Kampf Mann gegen Mann, ſondern ein feiger 
Ueberfall in Torbogen uſw. Anders riskieren Sie 
es nicht. (Große Unruhe.) Ich weiß ganz genau, 
wo die Front ſteht. Die rote Front wird eines Ta⸗ 
ges ein Herz und eine Seele ſein. (Andauernde 
Zwiſchenrufe.) Es wird der 
(nach links) an den Buſen dieſer Leute flüchten 
Neden wo Sie ſich hineinretten werden in die 
Reihen der Bolſchewiſten. 
01 1 wiſſen wir ganz genau. Die radi⸗ 
5 ehr ichen Richtungen gruppieren ſich in 
die Fronten hier Bolſchewismus, da National⸗ 
ſofialismus. Das willen heute alle Parteien. 
(Abg. Plenikowſki: Deshalb wird der Belage⸗ 
rungszujtand verhängt!) Es iſt kein Belagerungs⸗ 
zuſtand, ſondern ein Schutz für das ganze Volk. 
Um auf die Redensart zurückzukommen, wir 
dulden keine Diskuſſion, jo möchte ich ſagen, Sie 
kommen ja nicht. Eines Tages wird gejagt, 400 
Kommuniſten werden in die Sporthalle kommen 
17 8 Suiöhlagen uſw., es iſt aber niemand 
ageweſen. Kommen Sie d Si 6 TE 
piertelſtunde deze, ir er 1 
0 2 2 5 8 
an Berlin geſchützt, wir haben ihn hinausbegleitet. 
Bes wären ja hirnverbrannt, wenn wir dieſes 
Verbot nicht begrüßen würden; denn wir beſchützen 


la damit den ehrlichen Arbeiter, der von Euch 


und zwar aus dem einfachen Grunde, weil 


Tag kommen, wo Sie 


Der Tag wird kommen, 
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verhetzt und auf der Straße kaputt geſchlagen 
wird. Heil! (Zwiſchenrufe und Unruhe.) 
Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Ich habe die Abſicht, 
zunächſt über den Antrag in Druckſache Nr. 109 
abſtimmen zu laſſen und alsdann über den Ergän⸗ 
zungsantrag. Wird der Antrag in Druckſache Nr. 
109 abgelehnt, dann erübrigt ſich auch eine Ab⸗ 
ſtimmung über den Ergänzungsantrag; denn er 
nimmt Bezug auf die Druckſache Nr. 109. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Kloſſowſki. 
Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): Ich weiß 
nicht recht, es iſt doch üblich im Volkstag, daß bei 
ſolchen Anfragen oder Anträgen die Regierung 
eine Erklärung abgibt. Mir iſt bekannt geworden, 
daß im Januar oder wann es war, ein Herr Hinz 
als Senator des Innern gewählt worden iſt. Ich 
habe aber nicht vernommen, daß dieſer Herr hier 
den Mut gefunden hat, dies Demonſtrationsver⸗ 
bot zu begründen. Ich habe herausgefunden, daß 
er ſich von dem Abg. Reuter hat bevormunden 
laſſen. Das Anſehen der jetzigen Regierung ſteht 


wahrlich nicht hoch bei der Danziger Bevölkerung, 


rung ſchweigt und ſich von einem Abgeordneten 
bevormunden läßt, überſteigt wirklich alles dage⸗ 
weſene. Angeſichts der Situation, die ſich in Dan— 
zig entwickelt, hat die Regierung doch wohl die 
Pflicht, ſich zu dieſem Verbot zu äußern. Das iſt 
ſie der Volksvertretung ſchuldig. 

Präſident: Das können wir nicht beſchließen, 
das iſt Sache der Regierung, ob ſie antworten 
will oder nicht. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
natürlich nicht erwartet, daß der Senat antworten 
wird. Wir haben es auch nicht verlangt, das wiſ⸗ 
ſen Sie auch ganz genau. Trotzdem kann man aber 
dieſe Tatſache feſtſtellen. Es iſt, ſoweit ich mich 
deſſen entſinne, in der ganzen Geſchichte der 
„Freien“ Stadt Danzig noch nicht der Fall gewe- 
ſen, daß tatſächlich der Belagerungszuſtand nur 
über eine Partei und eine beſondere Organiſation 
verhängt worden iſt. Es iſt der Belagerungszu⸗ 
ſtand, Herr Schwegmann. Wenn Sie das beſtrei⸗ 
ten, haben Sie keine Ahnung, was Belagerungs⸗ 
zuſtand iſt. Jedenfalls iſt es der erſte Schritt auf 
dem Wege zum Verbot der Kommuniſtiſchen 
Partei. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie ſprechen 
wieder zur Sache, das iſt nicht angängig. Ich bitte 
zu dem Vorſchlag zu reden, den ich gemacht habe. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich habe 
zur Geſchäftsordnungsdebatte des Abg. Kloſſowſki 
Stellung genommen, alſo habe ich durchaus nicht 
zur Sache geſprochen. Das Vorgehen der Regie— 
rung kennzeichnet die Regierung ſelbſt. Sie wer— 
den, wie ich ſagte, nicht das erreichen, was Sie ſich 
wünſchen, die Nazis zu beſchützen und den Terror 
gegen die Arbeiter groß zu ziehen. Die Arbeiter 
werden erſt recht den Kampf führen gegen die Hun- 
germaßnahmen des Ziehm-Senats. 

Was Sie zu dieſen Anträgen ſagen, ſtimmt 
nicht ſo ganz. Der erſte Antrag behandelt die 


0 


Aufhebung einer polizeilichen Verfügung; denn 
die Anordnung des Herrn Froböß iſt eine gewöhn⸗ 


(O) 


aber das, was ſich hier abſpielt, daß die Regie- 


(D) 


(A 


— 
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liche polizeiliche Verfügung. Unſer Antrag will, 
daß dieſe polizeiliche Verfügung aufgehoben wer⸗ 
den ſoll. Der zweite Antrag iſt weitgehender; 
denn er will die Aufhebung eines Senatszuſchuſſes, 
ſo daß, wenn z. B. der erſte Antrag angenommen 
würde, der zweite Antrag dieſe Annahme illuſo⸗ 
riſch macht, wenn er abgelehnt wird. Alſo es iſt 
umgekehrt, wie Sie ſagen. Wenn der zweite An⸗ 
trag, der Ergänzungsantrag, abgelehnt wird, dann 


lehnt wird, würde auch der erſte Antrag erledigt (8) 


iſt damit auch der andere Antrag abgelehnt, ſo 


daß zuerſt über den Zuſatzantrag abgeſtimmt wer— 
den müßte. 

Präſident: Man kann es auch ſo machen, ich 
habe nichts dagegen. Ich habe nur erklärt, daß 
ich die Abſicht hätte, ſo zu verfahren, wie ich ſagte. 
Wenn Sie den Wortlaut beider Anträge betrach- 
ten, werden Sie zugeben, daß man beide Anträge 


als einen anſehen kann. Darüber wollen wir uns 


aber nicht ſtreiten. Ich will ſehr gern Ihrem 


Wunſche folgen und werde zuerſt über den ſchrift⸗ 
lich vorliegenden Antrag abſtimmen laſſen, 
hier verleſen wurde. 


der 
Wenn dieſer Antrag abge- 


Mittwoch, den 18. Februar 1931. 


ſein. Das iſt auch Ihre Meinung. Wir kommen 
zur Abſtimmung über folgenden Antrag: 
Desgleichen wird der Senat erſucht, das von ihm 
erlaſſene allgemeine Demonjtrations- und Verſamm⸗ 
lungsverbot für die Kommuniſtiſche Partei und den 

Roten⸗Frontkämpfer⸗Bund mit ſofortiger Wirkung 

aufzuheben. 

Plenikowſki und Fraktion. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich 
ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: Gegen⸗ 
probe!) Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
Letztere iſt die Majorität. Der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt und damit auch der Antrag in Druckſache 
Nr. 109 erledigt. Wir ſind am Schluß der Tages⸗ 
ordnung angelangt. Ich ſchlage Ihnen vor, es 
mir zu überlaſſen, Zeit und Tagesordnung der 
nächſten Sitzung feſtzuſtellen. Ich möchte darauf 
aufmerkſam machen, daß in der nächſten Woche 
wahrſcheinlich keine Sitzung ſtattfinden wird. Ich 
ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 20 Uhr 45 Minuten.) 


K 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 


den Präſidenten Gehl eröffnet. 

„Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Ziehm, ſtellbertretender Präſident des Senats Dr. 
Wiereinſti⸗Keiſer, Senatoren Dr. Althoff, Hinz, 
Dr. Blavier, Schwegmann, Dr. Hoppenrath, Dr. 
Winderlich; Oberregierungsrat Dr. Gallaſch, 
Oberregierungs⸗ und Finanzrat Winter, Regie⸗ 


rungs⸗ und Kaſſenrat Stunz, Regierungsrat Bur⸗ 
meiſter, Regierungsoberinſpektor Brockſch, Regie⸗ 


rungsinſpektor 


Welz, 
Seidel. . 


Regierungsoberſekretär 


Präfident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 17. 


N und rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
4 Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1931. 

Druckſache Nr. 129 zu Nr. 13. Der Aelteſtenaus⸗ 

ſchuß ſchlägt vor, eine allgemeine Ausſprache ſtatt⸗ 

finden zu laſſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich eröffne die allgemeine Aus⸗ 
ſprache. Das Wort hat der Herr Finanzſenator 

Dr. Happenrath. (Abg. Plenikowſki: Der Hunger⸗ 

diktator! — Senator Dr. Hoppenrath: So ſieht er 

aus! — Zuruf des Abg. Plenikowſti.) Sie haben 
nicht das Wort, Herr Abg. Plenikowſki. Ich bitte 
die Iwiſchenrufe einzuſchränken! (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Ich will ihm Helfen, den Faden zu finden!) 

Dr. Hoppenrath, Senator: M. D. u. H.! Wohl 
zum erſten Male ſeit dem Beſtehen des Freiſtaats 
wird es möglich ſein, den Etat rechtzeitig, d. h. vor 

Ablauf des Etatsjahres, alſo vor dem 31. März 

1931 zu verabſchieden. (Abg. Plenfkowfki: Weil 

die Finanzkapitaliſten das wollen!) Das konnte 

nur erreicht werden durch die Mitarbeit der Mit⸗ 
glieder dieſes hohen Hauſes im Hauptausſchuß, die 
in verantwortungsbewußter, unermüdlicher Ar⸗ 
beit unter den ſchwierigſten Verhältniſſen die 

Durchberatung des Etats in ſo kurzer Zeit ermög⸗ 

lichte. Dies war nur möglich durch die intenſipſte 

Mitarbeit aller Senatsabteilungen, Dienſtſtellen 


und Beamten, die an die Arbeitskraft einzelner 


Beamten, beſonders der Finanzabteilung, unge⸗ 
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heure Anforderungen ſtellte. Allen denjenigen, 
die uns und damit dem Staat bei dieſer Arbeit 
mitgeholfen haben, meinen herzlichſten Dank auch 
von dieſer Stelle zu ſagen, iſt mir ein Herzensbe⸗ 
dürfnis. 

Als die neue Regierung am 9. Januar 1931 
die Leitung der Staatsgeſchäfte übernahm, war 
der noch von der alten Regierung fertiggeſtellte 
Etat bereits dem Volkstag zugegangen. Die neue 
Regierung fand deshalb dieſen Etat vor. Sie fand 
aber auch den Fehlbetrag vor, der nach den An⸗ 
fang November 1930 vor der alten Regierung ge⸗ 
machten Feſtſtellungen bei dem Etat 1930 auf 8 
bis 9 Millionen geſchätzt wurde. Dieſer Fehl⸗ 
betrag ſollte nach dem Plan der alten Regierung 
zum größten Teil durch einen Ueberbrückungs⸗ 
kredit von insgeſamt 16 Millionen Gulden ausge⸗ 
glichen werden, wovon 6,7 Millionen Gulden auf 
den Staat entfielen, während die letzte Abdeckung 
des Fehlbetrages im Haushalt der Stadtgemeinde 
Danzig verrechnet werden ſollte. 

Diejenigen Tatſachen, die für das Rechnungs⸗ 
jahr 1930 dieſen Fehlbetrag verurſacht hatten, 
mußten ſich naturgemäß auf den Etat 1931 ver⸗ 
hängnisvoll auswirken. Demgemäß erſchien der 
alten Regierung zum Ausgleich des Etats 1931 
ein Betrag von 8,9 Millionen erforderlich. Mit 
dieſen Berechnungen legte der alte Senat dem 
Volkstag den in Ihren Händen befindlichen ge⸗ 
druckten Etat vor. Deshalb finden Sie in dem 
Haupthaushaltsplan auf Seite 2 unter Stelle XI 
unter dem Titel „Deckung durch ſteuerliche Maß⸗ 


von 8 910 000 Gulden erwähnt. 

Dieſer Fehlbetrag ſetzte ſich nach den Angaben 
des alten Senats im weſentlichen aus folgenden 
Poſten zuſammen: a) Erhöhte Dotierung des Er⸗ 
werbsloſenunterſtützungsfonds wegen des dauern⸗ 
den und ſtärkeren Anſteigens der Erwerbsloſigkeit 
rund 1500 000 Gulden; b) Geringerer Anſatz bei 
den Zöllen — eine Folge der polniſchen Ausfuhr⸗ 
maßnahmen, bei denen erhebliche Exportprämien⸗ 
beträge gewährt werden, die Polen aus dem ge⸗ 
meinſchaftlichen Zollaufkommen leiſtet, rund 
3 500 000 Gulden; c) Geringerer Anſatz bei der 
Branntweinſteuer rd. 2 200 000 Gulden; d) Schul⸗ 
dendienſtmehrbedarf rund 1600 000 Gulden. 

Der Zins⸗ und Tilgungsdienſt des Staatsan⸗ 
teils des Ueberbrückungskredits für das erſte Jahr 
beträgt rund 1,6 Millionen Gulden. 

Der alte Senat machte zur Deckung des vorher 
erwähnten Defizits von zuſammen 8,9 Millionen 
Gulden die Sanierungsvorſchläge, die Sie im 
Haupthaushaltsplan in der Spalte „Erläuterun⸗ 
gen“ ſowie in der Druckſache Nr. 13 des näheren 
erläutert finden, und auf die ich, da Sie ja allge⸗ 
mein bekannt ſind, wohl nicht weiter im einzelnen 
einzugehen brauche. 

Nach dieſen Vorſchlägen ſollte die Gehaltskür⸗ 
zung 3 Millionen Gulden, die Erhöhung der Am⸗ 
ſatzſteuer von 1 Prozent auf 2 Prozent 4,9 Millio⸗ 
nen, die Erhöhung der Lohnſummenſteuer 750 000 
Gulden und die Erhöhung der Mieten um 10 
Prozent bei einem Geſamtbetrag von 2 Millionen 
Gulden für den Staat 400 000 Gulden bringen. 
Die alte Regierung erachtete durch dieſe Sanie⸗ 


(©) 


nahmen bzw. Ausgabenminderung“ den Poſten (D) 


(A 


(B) 


— 
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rungsvorſchläge den Haushaltsplan 1931 mit rund den mußte, ging der Senat noch einmal an eine 
138,3 Millionen Gulden Brutto-Einnahme und Nachprüfung ſämtlicher Etats heran, die zu weite 
Ausgabe als ausgeglichen. ren Streichungen von 1,7 Millionen Gulden 

Der neue Senat ſah ſich bei dem von ihm führte, die ſich zum größten Teil auf die ſächlichen 
übernommenen Fehlbetrag von 8,9 Millionen Ausgaben erſtreckten. Bei dieſer Nachprüfung 
Gulden, für den er natürlich in keiner Weiſe ver⸗ wurden zunächſt grundsätzlich alle laufenden Aus⸗ 
antwortlich gemacht werden kann, veranlaßt, einen gaben, ſoweit ſie nicht auf geſetzlicher Verpflich⸗ 
neuen Sanierungsplan aufzuſtellen, weil er den tung Zuruf des Abg. Gerhard Friedrich. — 
von der alten Regierung vorgelegten Sanierungs⸗ Abg. Plenikowſki: Machen Sie keine Zwiſchenrufe 
plan als für die Wirtſchaft und für den Staat Herr Friedrich!) oder vertraglicher Bindung be⸗ 
untragbar anſah. (Abg. Plenikowſki: Die Zen⸗ ruhten, auf die Höhe der vorjährigen Sätze zurück⸗ 
trumsſenatoren ſind doch auch drin, der Rumpf geſchraubt. Darüber hinaus wurden noch weitere 
iſt derſelbe geblieben!) Aus dem Sanierungspro⸗ Abſtriche von einſchneidender Bedeutung gemacht. 
gramm der alten Regierung übernahm die neue Abweichungen von dieſer generell durchgeführten 
Regierung außer der geplanten Erhöhung der Erb: Maßnahme wurden nur zugelaſſen, wenn der 
ſchaftsſteuer und der geplanten Mieterhöhung überzeugende Nachweis der tatſächlichen Unab- 
von 10 Prozent, wobei noch erwähnt werden ſoll, weisbarkeit der Forderung durch die in Frage 
daß in früheren Erörterungen ſogar von 20 Pro- kommenden Verwaltungen erbracht werden konnte. 
zent Mieterhöhung die Rede war, die Gehalts- (Bei den Senatorengehältern! bei den Kommu⸗ 
kürzung. Er ermäßigte den geplanten Zu⸗ niſten) Ausgabenanforderungen einmaliger Na⸗ 
ſchlag der Umſatzſteuer auf 1% Prozent, jo daß tur wurden bei dieſen erneuten Beratungen bei⸗ 
nur 115 Prozent erhoben werden ſollten und er nahe reſtlos geſtrichen. Bei den perſonellen Aus⸗ 
brachte ſchließlich noch diejenigen Geſetzesvor⸗ gaben konnten ſchon im Rahmen der Etatsbera⸗ 
ſchläge, die als weſentliche Beſtandteile des Sa- Nan L ö \ 
nierungsprogramms der neuen Regierung allge⸗ werden drei höhere Beamte, bier mittlere Beamte 
mein bekannt ſind und über die ſowohl wir in und elf Angeſtellte. (Abg. Plenikowſki: Und Ar⸗ 
dieſem hohen Hauſe als auch in der Preſſe und in beiter?) Weitere Einſparungen ſollen dadurch er⸗ 
der Oeffentlichkeit ſoviel Erörterungen ſtattgefun⸗ zielt werden, daß bei künftigen Neubeſetzungen 
den kaben, daß eine Wiederholung aller dieſer jede dritte freiwerdende Beamten: und Angeſtell⸗ 
Vorgänge im Rahmen dieſer Etatsrede nur er⸗ tenſtelle nicht mehr beſetzt wird. Durch dieſe Maß⸗ 
müden würde. (Abg. Plenikowſki: So daß Sie nahmen ſollen aber die Aufrückungsmöglichkeiten 
ſogar Demonſtrationen verbieten und den Bela⸗ und das Verhältnis der einzelnen Beamtenſtellen 
gerungszuſtand verhängen mußten!) zueinander ebenſo wenig geändert werden, wie 

Je weiter wir im Verlaufe dieſer politiſchen die vom Senat als berechtigt anerkannten ur 
und parlamentariſchen Kämpfe an den Schluß des gleichungen bei einer Anzahl von Beamten an die 
Etatsjahres 1930 herankamen, deſto ſicherer konnte deutſchen Verhältniſſe. Geſpart werden ſoll bei den 
auch die ungünſtige Entwicklung der Finanzlage Eingangsſtellen, (Abg. e „Die Anglei⸗ 
feſtgeſtellt werden. Eingehende erneute Nach- chung mit 8 Prozent Abzug!) jo daß ſich hierdurch 
prüfungen ergaben, daß die Feſtſtellungen, die allmählich antoſsatiſch ebenſo wie in Preußen und 
im Oktober bis November gemacht waren, bei im Reiche ein Abbau von Beamten und Angeſtell⸗ 
einer Reihe von Etatsanſätzen nicht mehr zutref⸗ ten gte laſſen wird eb Plenikowſti: Be⸗ 
fend erſchienen. Dieſe neue Beurteilung auf Grund ſonders Dr De Schule!) Ein weiterer Abbau wird 
der Ergebniſſe der Monate Januar bis Februar nur im Wege einer Verwaltungsreform durch 
führte dazu, daß bei verſchiedenen Einnahmen aus Verminderung der Aufgaben des Staates möglich 
Steuern, Verbrauchsausgaben uſw. mit teilweiſe en, deren Inangriffnahme und Durchführung 
erheblich geringeren Beträgen für das kommende eite der vornehmſten Aufgaben der Regierung 
Etatsjahr gerechnet werden mußte, als fie früher eln muß, und für die zum Teil ſchon das Ermäch⸗ 
angenommen werden konnten. (Abg. Plenikowfki: agungsgeſetz die geſetzliche Grundlage bietet. M. 
Ei die Urſache, der Kulturbolſchewismus, darauf D. u. H.! Ihnen liegt vor eine Geſamtquerſchnitts⸗ 
kommen Sie nicht!) | 

gaben auf die einzelnen Etats aufgeſpalten ſind, 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich erſuche 3a 5 
Sie ven zum ea, die fortgeſetzten Zwi- nen m 5 et den Gejamtausga- 
ſchenrufe zu unterlaſſen. (Abg. Plenikowſki: Es ijt 118 1 10 8 5 5 une befänden. a 
üblich, Zwiſchenrufe zu machen!) Aber nicht fort: e 1 1 0 1 e 8 
geſetzt! (Abg. Plenikowſki: Sind Sie zum Diktatorf 5 . 1931 enüb in er sm 
geworden?) Wenn ich Diktator wäre, würden Sie 15 Jahres 1930. Dieſe ind all =) 1 
etwas anderes erleben, bis jetzt bin ich es nicht. 9 nur nicht i 5 Pat a N a 41 
(Abg. Plenikowſki: Sie treten nur in die Fuß⸗ = e en ee, 185 übegehäl- 
apſen des Hertz Spil!) Ich rufe Sie jetzt zur tere un Hinterbliebenenbezüge, die ſich naturges 
Ordnung, Herr Abg. Plenikowſti. (Abg. Pleni⸗ mäß Bot, den au Jahr ee a een 
kowſki: Herr Spill macht Schule!) | 


. 


Spalte 13 aus, wo ſie im Jahre 1931 5 


Dr. Hoppenrath, Senator: Der Senat mußte 8 0 
zu neuen Einnahmen kommen, um den Ausfall für 1930 über 100 Prozent betragen. 
den Etat 1931 zu finden. In der Erkenntnis, daß. Nachdem alle Möglichkeiten, neue Einnahme⸗ 
der Ausgleich unter allen Umſtänden zunächſt durch quellen zu ſchaffen und an den Ausgaben zu ſpa⸗ 
Erſparniſſe auf der Ausgabenſette geſchaffen wer- ren, erſchöpft waren, blieb der Regierung nichts 


tungen an planmäßigen Beamtenſtellen eingeſpart 


überſicht, aus der Sie erſehen können, wie die Aus⸗ 
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anderes übrig, als den Ausgleich bezüglich des 
Reſtbetrages durch Erhöhung der Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer für Beamte von 7½ Prozent auf 8 Pro⸗ 
zent im Rahmen des Ermächtigungsgeſetzes und 
durch einen Notzuſchlag von 4 Prozent des Steuer⸗ 
ſatzes zur Einkommenſteuer bei höheren Einkom⸗ 
men herbeizuführen. Nach dieſen Maßnahmen 
kann die Regierung den Etat 1931 mit gutem Ge⸗ 
wiſſen als ausgeglichen bezeichnen, wobei auch noch 
bemerkt werden ſoll, daß auch der Etat der Stadt 
Danzig ausgeglichen iſt. (Abg. Plenikowſki: Sie 


werden Ihr blaues Wunder erleben!) Die Re⸗ 


gierung will weder ſich noch der Bevölkerung et⸗ 
was vormachen, 


Ausgabenmiriſchar 5 
Ausgabenwirtſchaft des kommenden Rechnungs⸗ 


jahres 1931. (Abg. Plenikowſki: Was Sie vor⸗ 
machen, it mehr als ein Gauklerſtück!) Dieſer 


Ausgleich 


iſt nur mögli er den größ = 
fern, die ] öglich unter den größten Op 


wir von allen Kreiſen der Bevölkerung 


ſchweren Herzens fordern mußten, (Abg. Pleni⸗ 


Fer. Beſonders der Senatoren!) und durch ri⸗ 
ey vielfach bedauerliche Abſtriche bei Etats⸗ 
185 8 8 ſelbſt der beſcheidenſten Art. (Abg. Ple⸗ 
8 laſſen keinen Kameraden im Stich 
N zen Ste gejagt und trotzdem kürzten Sie den 
Kriegsopfern die Bezüge!) Wir haben die Ueber⸗ 
Eruft Ber die Bevölkerung gegenüber dem 
8 0 er Lage, gegenüber dem feſten Willen, die 
: 1 7 zu meiſtern, das Verſtändnis für dieſe har⸗ 
ten Notwendigkeiten haben wird. Die Regierung 
verzichtet ganz bewußt auf den Willen zum Fort⸗ 
wurſteln, zum Sichtreibenlaſſen, der vielfach der 
Angit entſpricht, unter keinen AUmſtänden eine 
wenn auch noch ſo billige Popularität zu verlie⸗ 
ven. (Abg. Plenikowſti: Demonſtrationsverbote! 
Angſt vor der werktätigen Bevölkerung!) 
„Die Regierung wird mit aller Kr i 5 
Energie durch weitere Maßnahmen = alen Ge. 
bieten der Geſetzgebung und Verwaltung die Ge⸗ 
ſundung unſerer Finanzen durchzuführen beſtrebt 
lein. Sie iſt ſich mit den weiteſten Kreiſen unſe⸗ 
rer Bevölkerung darüber klar, daß nur die Ge⸗ 
ſundung unſerer Finanzen, die nur durch äußerſte 
ee erzielt werden kann, (Abg. Pleni⸗ 
N Mit dem Gummiknüppel!) die Möglich⸗ 
ir 2 5 Erhaltung unſerer ſtaatlichen und wirt⸗ 
oe Selbſtändigkeit gibt. Die Regierung 
N nn Dub auch von allen Verwaltungen, 
derſelben . und Kommunen, daß dort mit 
Bes parſamkeit gewirtſchaftet wird, und fie 
1 nicht davor zurückſchrecken, dieſe notwen⸗ 
dige Sparſamkeit mit allen ihr zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln durchzuſetzen. ! Zuruf des Abg 
dn Auch in Brunau! (Abg. Plenikowſki: 
in Skandal, daß Sie es wagen, einer Gemeinde 
zu drohen! Ein Skandal iſt das!) Die Regierung 
richtet dieſen Appell zur Sparſamkeit aber nicht 
nur an die Verwaltungen, ſondern auch an die 
ganze Bevölkerung. Nur in verſtändnisvollem 
N uſammenarbeiten, in Erkenntnis der Notwen⸗ 
digkeit der Sparmaßnahmen, in der klaren Ein⸗ 


ſicht der Gefahren, die uns bevorſtehen, (Abg. Ple⸗ 


nikowſki: Kommen Sie nur nach Brunau!) wenn 
wir nicht mehr in der Lage ſind, unſere Finanzen 


N und fie hält einen vollkommen 
ausgeglichenen, innerlich wahren Etat für das 
erſte Erfordernis für eine glatte Abwicklung der 
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in Ordnung zu halten, kann der Erfolg liegen. 
Von dieſem klar vorgezeichneten Wege wird ſich 
die Regierung auch nicht durch die Angriffe der 
Oppoſition abbringen laſſen. Die Oppoſition 
| möge bedenken, welches gefährliche Spiel ſie ſpielt. 
Sie wird das Gefühl dafür wohl haben. (Abg. 
Plenikowſki: Was ſpielen Sie denn?) daß gegen⸗ 
über den nackten Feſtſtellungen und mitgeteilten 
Zahlen die Behauptung vollkommen unrichtig iſt, 
daß die jetzige Regierung ein neues Millionen⸗ 
defizit wie man es neulich las, und wie es der 
Abg. Plenikowſki hier auch erwähnte, herbeige⸗ 
führt haben ſoll. (Abg. Plenikowſki: Den Beweis 
werden Sie nachher bekommen!) 

Demgegenüber ſtelle ich mit allem Nachdruck 
und unwiderlegbar feſt, daß die Finanzlage, wie 
ſie jetzt zum Gegenſtand der Erörterungen ge⸗ 
macht worden iſt, von der neuen Regierung vor⸗ 
gefunden worden iſt. Ich nehme an, daß auch die 
Oppoſition ganz genau weiß, welche unabwend⸗ 
baren Einflüſſe an der ungünſtigen Finanzlage 
mitgewirkt haben. (Abg. Plenikowſki: Sagen Sie 
endlich einmal die Urſache!) Ich komme ſpäter 
noch auf dieſe Dinge zurück. (Abg. Mau: Warum 
nicht in dieſem Zuſammenhang?) Ich nehme auch 
an, daß die Oppoſition weiß, daß die Sanierung 
bzw. der Ausgleich des Etats nur möglich ſind 
durch Maßnahmen von einſchneidendſter Bedeu⸗ 
tung, die ſich naturgemäß auf alle Berufe und 
Stände auswirken muß. (Abg. Plenikowfki: Die 
Bevölkerung weiß, wie ſaniert werden kann!) 
Wenn es jetzt hier und dort ſo dargeſtellt wird, als 
wenn die neue Regierung mit Abſicht die Maſſen 
verelenden will, und wenn es heißt, daß die Sa⸗ 
nierungsvorſchläge der Oppoſition ſozuſagen das 
Danziger Volk herrlichen Zeiten entgegenführen 
wollen, ſo können dieſe Behauptungen einer wirk⸗ 
lich ernſten Kritik nicht ſtandhalten. Sie entpup⸗ 
pen ſich ſofort als das, was ſie ſind und vielleicht 
auch bewußt ſein wollen, nämlich als Agitations⸗ 
anträge und können als ſolche auch wohl bewertet 
werden. (Sehr richtig! rechts. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Bevölkerung iſt anderer Meinung!) 

Ich möchte die Herren von der Oppoſition bit⸗ 
ten, ſich einmal die Rede des ſozialiſtiſchen eng⸗ 
liſchen Schatzkanzlers Snowden durchzuleſen (Abg. 
Plenikowfki: Da zitieren Sie Ihren Bufenfreund!) 
Herr Snowden, der doch vollkommen auf dem 
Boden der Weltanſchauung der jetzigen Oppoſition 
ſteht, ſchreibt folgendes: (Abg. Plenikowfki: Kein 
Marxiſt, das iſt Schwindel!) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, meine Ge⸗ 
duld iſt bald zu Ende. Wenn Sie nicht mit den 
fortgeſetzten Zwiſchenrufen aufhören, werde ich 
Ihnen den zweiten Ordnungsruf erteilen und dar⸗ 
auf aufmerkſam machen, was dann folgt. (Abg. 
Plenikowſki: Sie wiſſen wohl nicht, daß Zwiſchen⸗ 
rufe erlaubt ſind!) Aber nicht dauernde Zwiſchen⸗ 
rufe. Ich laſſe Zwiſchenrufe zu, aber keine Rede 
in einer andern Rede. 

Dr. Hoppenrath, Senator: Snowden ſchreibt 
folgendes: 


| 


Mit allem Ernſt, deſſen ich fähig bin, ſage ich, 
daß die Lage der Nation ſo ſchwer iſt, daß es draſti⸗ 
ſcher und unangenehmer Maßnahmen bedürfen wird, 
wenn das Budget⸗Gleichgewicht erhalten und ein 
wirtſchaftlicher Fortſchritt gemacht werden ſoll. 
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Bedingungen auf die Induſtrie gelegt würde, müßte 
ihren Untergang beſiegeln. Keine Klaſſe wird am 
Ende mehr Vorteile von Sparſamkeit in der Gegen⸗ 
wart haben als die Lohnarbeiter. Ich bin 40 Jahre 
lang im politiſchen Leben tätig geweſen, und mein 
einziges Ziel war es, das Los der werktätigen Mil⸗ 
lionen zu beſſern. 


Herr Snowden ſagt dann weiter: „Die äußerſte 
Probe für die Demokratie iſt es, ob ihre Führer 
den Mut haben, ihrer Gefolgſchaft die Wahrheit 
zu ſagen.“ Es ſcheint leider ſo, als wenn dieſe Er⸗ 


kenntnis des ſozialiſtiſchen engliſchen Schatzkanz⸗ 
lers in Danzig einſtweilen noch nicht befolgt wer⸗ 


den ſoll. Würde man auch hier denſelben Mut 


zur Wahrheit haben, wie es Snowden getan hat, 
dann müßten die Herren der Oppoſition erklären, 


daß ſie, wenn ſie in der Regierung wären, andere 
Maßnahmen zur Bejeitigung des Defizits 


könnten. Daß dieſe meine Behauptung richtig iſt, 
geht ja auch ſchon daraus hervor, daß das Sa⸗ 
nierungsprogramm der früheren Regierung min⸗ 
deſtens eine ebenſo ſtarke Belaſtung des werktäti⸗ 
gen Volkes darſtellt, wie das 
gramm der jetzigen Regierung. (Abg. Mau: Füh⸗ 
ren Sie die engliſchen Steuern ein, Sie Schwind⸗ 
ler! — Unerhört! rechts.) 


Präſident: Herr Abg. Mau, ich rufe Sie we⸗ 
gen dieſes Ausdrucks zur Ordnung. (Abg. Mau: 


Eine Gemeinheit!) Ich rufe Sie zum zweitenmal 
zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. (Abg. Mau: 
Das iſt wirklich die Höhe, er ſoll mal die Steuern 
einführen, die in England ſind!) 

Dr. Hoppenrath, Senator: Das geht auch 
ſchon daraus hervor, daß ſich zum Unterſchiede 
in dem Programm der alten Regierung Bela⸗ 
ſtungen befanden, die die 
Unternehmungen in ihrer Exiſtenz zu vernichten 
drohten und wobei wiederum die Arbeitnehmer- 


ſchaft brotlos gemacht worden wäre. (Abg. Pleni- 
towjfi: Gleiche Brüder, gleiche Kappen! ). 


Wenn ich nun im Folgenden kurz auf die 


Hauptgründe zurückkomme, die jeder Regierung 


den Ausgleich des Etats ſo außerordentlich er⸗ 
ſchweren, ſo genügt es, wenn ich nur einige Stich⸗ 
worte gebe: Weltwirtſchaftskriſis, insbeſondere 


der Landwirtſchaft, Arbeitsloſigkeit, Wirtſchafts⸗ 


kriſis in Polen und im Deutſchen Reiche, polniſche 
Wirtſchaftspolitik und polniſches Zollſyſtem, 


Edingen. Dieſe Urſachen und noch manches andere 
haben auf die Danziger Wirtſchaft in der ungün⸗ 
ſtigſten Weiſe eingewirkt, ſo daß weite Kreiſe der 


Bevölkerung ſich in nie gekannter wirtſchaftlicher 
Not befinden. (Zuruf des Abg. Plenikowfki.) Die 
ungeheuer kataſtrophale Lage der Landwirtſchaft 
wird auch von Nichtfreunden der Landwirtſchaft 
nicht mehr beſtritten. Die Not und die Sorge um 
den kommenden Tag laſten auf Tauſenden unſerer 
Volksgenoſſen, auf Arbeitnehmern und Arbeit⸗ 


gebern. (Zuruf des Abg. Langnau.) Der Kreis 


derjenigen, die die Laſten des Staates mit ſeinen 
unabwendbaren Ausgaben und Aufgaben tragen, 
wird immer kleiner, ſo daß die Laſten jeden mehr 
drücken als früher. Wenn man ſich dieſe Dinge 
ganz ungeſchminkt vor Augen hält, dann muß ſich 
jeder ſagen, (Abg. Plenikowſki: Bankerott des 


und 
zum Ausgleich des Etats auch nicht unternehmen 


Sanierungspro⸗ 


privatwirtſchaftlichen 
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aus dieſer ſchwierigen Lage herauszukommen, als 
Abdroſſelung der Ausgaben und Aufgaben des 
Staates, wo und wie es immer nur möglich iſt. 
Dieſen unabwendbaren Tatſachen gegenüber iſt 
es um ſo weniger zu verſtehen, wenn immer wie⸗ 
der von der Oppoſition Forderungen und Anträge 
geſtellt werden, deren Erfüllung auch bei einer 
viel günſtigeren Wirtſchafts⸗ und Finanzlage nicht 
möglich wäre. Ich kann mir nicht denken, daß 
nicht ſchließlich jeder Anhänger der Oppoſitions⸗ 
parteien die Dinge in kürzerer oder längerer Zeit 
ſo erkennen muß, daß er die Undurchführbarkeit 
der Forderungen einſieht. (Abg. Plenikowſki: Ha⸗ 
ben Sie die Naziblätter vor der Wahl geleſen?) 
Ich habe nur Ihre Anträge geleſen. — Wer die⸗ 
ſen Staat bejaht, muß auch die Notwendigkeit der 
Staatserhaltung, das ſind nämlich die harten 
Maßnahmen der Sanierung, bejahen und kann 
ſie nicht ablehnen oder bekämpfen. Eine einge⸗ 
hende Erörterung aller der oben angeführten 
Gründe würde weit über den Rahmen dieſer 
Ausführungen hinausgehen müſſen. Ich will des⸗ 
halb mich nur mit denjenigen Sachen etwas näher 
befaſſen, die ſozuſagen direkt zum Reſſort der Fi⸗ 
nanzen gehören und die für unſere Etatsgeſtaltung 
von weitgehendſter Bedeutung ſind. 


Es müſſen Mittel und Wege gefunden werden, 
um Danzig einen beſtimmten garantierten Min⸗ 
deſtbetrag aus dem Zollaufkommen zuzuführen. 
Die Regierung iſt der Anſicht, daß ſowohl Polen 
als auch eventuell der Völkerbund ſich den berech⸗ 
tigten Wünſchen Danzigs auf dieſem Gebiete nicht 
verſchließen kann. In der polniſchen Preſſe und 
Literatur wird mit auffälligem verdächtigem 
Eifer in bezug auf Danzig die Behauptung auf⸗ 
geſtellt, daß Polen bei den Danziger Zöllen wäh⸗ 
rend der verfloſſenen acht Jahre, vor allem aber 
in den letzten Jahren bedeutende materielle Ver— 
luſte erlitten hat. Jeder, der die Dinge kennt 
und ſich bemüht, auch nur einigermaßen objektiv 
hierüber zu urteilen, wird ſagen müſſen, daß ge⸗ 
rade das Gegenteil dieſer Behauptungen richtig 
iſt, (Sehr wahr! rechts) und daß das jetzige Sy⸗ 
ſtem der Zollverbundenheit mit Polen eine un⸗ 
geheure Belaſtung der Danziger Bevölkerung, 
und zwar gerade der Danziger Arbeitnehmerſchaft 
bedeutet. (Abg. Plenikowſki: Ziehm macht Ko⸗ 
tau in Warſchau!) Es kommt hierbei nicht nur 
die Höhe der Zölle in Frage, ſondern vielmehr 
kommen noch in Frage die indirekten Auswirkun⸗ 
gen der Zölle, die ſich in Preisſteigerungen und 
wirtſchaftlichen Nachteilen aller Art noch viel 
mehr bemerkbar machen. Wenn Polen ſich die 
Förderung der Danziger Wirtſchaft und der Dan⸗ 
ziger Intereſſen angelegen laſſen ſein will, wie 
es wiederholt und in erfreulicher Weiſe von maß⸗ 
gebender polniſcher Seite zum Ausdruck gekommen 
iſt, dann muß in der Frage der Zölle eine grund⸗ 
legende Aenderung eintreten. 

Voor allen Dingen muß aber dieſe Aenderung 
eintreten in der Frage der Exportprämien; denn 
gerade hier iſt der Danziger Rechtsſtandpunkt 
vollkommen eindeutig und klar. Es iſt ja bekannt, 
daß zur Zeit vor dem Hohen Kommiſſar ein 
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Streitverfahren in der Angelegenheit der Export⸗ 
prämien ſchwebt, in dem der ſchweizeriſche Ober _ 


zuſätzliche Steuerlaſt, die unter den gegenwärtigen Kapitalismus!) daß es keinen anderen Weg gibt 0 


(D) 


14) 


(B 


— 


— — — 


Volkstag Danzig — 17. Sitzung. Mittwoch, den 11. März 1931. 


(Dr. Hoppenrath, Senator) 

gutachter ein Gutachten abgeben ſoll, deſſen In⸗ 
halt dem Senat noch nicht bekannt iſt. In die⸗ 
ſem Verfahren hat Polen behauptet, daß die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft von den Exportprämien einen 
nennenswerten Vorteil habe. Wenn eine Be⸗ 
hauptung überhaupt unrichtig iſt, dann iſt es dieſe. 
Denn ſowohl wir, als auch Polen wiſſen genau, 
daß diejenigen Beträge, die der Danziger Kauf⸗ 
mann aus den ihm zufließenden Exportprämien 
zahlt, nicht den Danziger Produzenten ſondern 
den polniſchen Produzenten, nicht dem Danziger 
Zwiſchenhandel, ſondern dem polniſchen Zwiſchen⸗ 
handel zugute kommen. (Abg. Plenikowſki: And 


Sie erfüllen die polniſchen Wünſche! Siehe Ein⸗ 


wohnerwehr!) Den wenigen Danziger Expor⸗ 
teuren verbleibt lediglich eine kleine Verdienſt⸗ 
ſpanne, die gegenüber den großen Schäden, die die 
Entnahme der Exportprämie aus dem gemein⸗ 
ſamen Zollaufkommen aus Danzig bedeuten, gar 
nicht nennenswert ins Gewicht fällt. Es muß 
darauf hingewieſen werden, daß auch in Polen 
ſelbſt dies Syſtem der Exportprämien, das keine 
Zollmaßnahme, ſondern eine reine Wirtſchafts⸗ 
maßnahme iſt, ſehr ſtark angegriffen wird. Trotz⸗ 
dem hat es den Anſchein, als wenn Polen dies 
Exportprämienſyſtem zum Nachteil Danzigs in 
noch höherem Maße anwenden will. So lieſt man, 
daß vom 1. April die Ausfuhrprämie für Manu⸗ 
fakturwaren und Konfektion in recht erheblichem 
Ausmaß zur Anwendung kommen ſoll. Wenn 
Polen durch dies Syſtem ſeine eigene Wirtſchaft 
fördern will, ſo wird Danzig nichts dagegen ein⸗ 
zuwenden haben, denn Danzig hat Intereſſe an 
einer geſunden und ſtarken polniſchen Wirtſchaft. 
(Abg. Plenikowſti: Dann werden Sie eben neue 
Steuern in Danzig einführen!) Dies Syſtem darf 
aber nicht, wie es bisher geſchehen iſt, ſehr ſtark 
auf Koſten der Danziger Zolleinnahmen gehen 
und darf nicht ganze Zweige der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft entweder ſchwer ſchädigen oder ſogar rui⸗ 
nieren. (Zwiſchenrufe.) Gegen ein ſolches Syſtem 
muß ſich Danzig mit allen ihm zur Verfügung 
ſtehenden Mitteln in der nachhaltigſten Weiſe 
zur Wehr ſetzen; denn es widerſpricht den beſte⸗ 
henden Verträgen und Abmachungen. Die Re⸗ 
gierung iſt der Ueberzeugung, daß in allen ſolchen 
Fragen, die von lebenswichtiger Bedeutung für 
Danzig find, trotz der beſtehenden Gegenſätze unter 
den politiſchen Parteien ſich immer mehr eine 
ſtarke Einheitsfront der Abwehr bilden wird, die 
= > feſter fein wird, je mehr es um die Lebens⸗ 
rechte und um die Lebensnotwendigkeiten eines 
deutſchen Danzigs geht. 
sr ſchwierigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
ie hier mit aller Offenheit und mit allem Frei⸗ 
mut beſprochen ſind, haben naturgemäß nicht nur 
den Ausgleich des Etats ſchwierig gemacht, ſie 
haben ſich vielmehr auch ungünſtig auf die Kaſſen⸗ 
lage ausgewirkt. Gelingt es, den Etat im Laufe 
der nächſten Woche zu verabſchieden, ſo beſteht auch 
bezüglich der Kaſſenlage keine Gefahr. Nur eine 
Verzögerung und Verſchleppung der Beratungen 
1 uns in eine ſchwierige Kaſſenlage bringen. 
us dem bisherigen Verhalten der Oppoſition 
5 die Regierung aber den Schluß ziehen zu 
neh, daß auch die Oppoſition ſich des Ernſtes 
er Lage voll bewußt iſt und daß ſie im Intereſſe 
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des Staates die Verabſchiedung des Etats nicht 
verzögern wird. (Abg. Plenikowſki: In bezug auf 
die S. P. D. mögen Sie recht haben, das zeigt heute 
Herr Gehl!) Wenn die Auseinanderſetzungen 
zwiſchen der Regierung und der Oppoſition kom⸗ 
men ſollen, dann iſt Zeit und Gelegenheit genug, 
dies in aller Ausführlichkeit nach der Verabſchie⸗ 
dung des Etats zu tun. (Abg. Plenikowſti: Wie 
nach dem Ermächtigungsgeſetz! Es wird alles ab- 
gewürgt!) 

Ich habe Ihnen die Dinge ſo geſchildert, wie 
ſie ſind, ohne jede Beſchönigung und ohne den 
gewiſſen Optimismus, den nach der Anſicht vieler 
Menſchen gerade ein Finanzſenator haben muß. 
Und trotzdem habe ich einen ſolchen Optimismus, 
der allerdings nicht in der wagen Hoffnung auf 
das Eintreten irgend welcher zukünftiger Ereig⸗ 
niſſe liegt, ſondern der allein die Hoffnung auf 
das ſetzt, was im Leben der Völker immer letzten 
Endes den Ausſchlag gegeben hat, nämlich auf 


den feſten Willen zur Tat, Anſer Wille zur Tat 


muß liegen in dem Willen zur unbedingten Ein⸗ 
ſchränkung und Sparſamkeit, in dem Willen zum 
Durchhalten, in dem Willen, mit allen Mitteln 
und — wie einmal ein Dichter ſagte mit 
Klauen und Zähnen uns durch dieſe Zeit der Not 
hindurchzubringen und hindurchzubeißen. Dieſe 
Kraft muß in uns allein liegen, und ſie muß 
ſtärker ſein als alles, was uns an Gegenſätzen in 
der politiſchen Auffaſſung, in der Weltanſchauung, 
in Ständen und Berufen trennt. (Zwiſchenrufe.) 
Wir können immer noch aus der Geſchichte ler⸗ 
nen, immer dann, wenn ſich ein Volk nicht aufge⸗ 
geben hat, wurde es auch nicht vom Schickſal und 
von der Geſchichte aufgegeben. And wir alle hier 
in dieſem hohen Hauſe und außerhalb desſelben 
wollen unſere Selbſtändigkeit (Abg. Plenikowſki: 
Sie ſprechen noch von Selbſtändigkeit!) unſere 
deutſche Wirtſchaft und unſer deutſches Volkstum 
nicht aufgeben, ſondern den Weg gehen, den uns 
Ehre und Pflicht vorſchrieben. Danzig geht nicht 
unter, wenn es nicht ſelbſt untergehen will! (Leb⸗ 


haftes Bravo!) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Zunächſt habe ich einige Richtigſtellungen zu ma⸗ 
chen. Der Herr Finanzſenator führte aus, daß 
dieſer Etat, der jetzt zur Verabſchiedung ſteht, von 
der früheren alten Regierung eingebracht worden 
ſei. Das trifft nicht zu. Die alte Regierung iſt 
am 3. Dezember 1930 zurückgetreten. Sie hat am 
kommenden Etat überhaupt nicht gearbeitet, ſie 
hat auch dieſen Etat dem Volkstag nicht überreicht. 
Infolgedeſſen kann der Etat, wie er hier zur Be⸗ 
ratung ſteht, nicht ein Etat des alten Senats ſein. 
Es iſt ja ſelbſt gar nicht einmal mehr der Etat des 
Rumpfſenats, den er herübergeſandt hat; denn der 
Etat iſt durch Abänderungsanträge und andere 
Anträge ganz anders geſtaltet und gilt als Etat 
der Regierung, die jetzt im Amte iſt. Es trifft 
auch zu, wie eine Zeitung ſchrieb, daß wiederum 
Millionen fehlen; denn während der Etatsbera⸗ 
tungen ſind neue Abänderungsanträge geſtellt 


worden, um weitere Erſparniſſe zu machen und 
den inzwiſchen eingetretenen Fehlbetrag wieder 
abzudecken. 
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Der Fehlbetrag, der eingetreten iſt, war ein 
Betrag von über 5 Millionen Gulden. Es trifft 
auch nicht zu, daß die Oppoſition den Etat, den ſie 
geſtern bewilligt hätte, heute abzulehnen verſucht. 
Die Oppoſition hat klar und frei das geſagt, was 
ſie zum Ermächtigungsgeſetz und ebenſo zu dem 
zur Beratung ſtehenden Etat zu ſagen hatte. Die 
Regierung hat ihr Programm nicht bekannt ge⸗ 
geben. Sie hat auch nicht, wie es ſonſt üblich 
war, dem Danziger Volkstag und über den Volks⸗ 
tag dem Danziger Volk eine Etatsrede gehalten. 
Sie begnügt ſich vielmehr damit, daß der Finanz⸗ 
ſenator eine Einführungsrede hält, und erklärt, 
ſpäter, wenn der Etat verabſchiedet iſt, bietet ſich 
genügend Gelegenheit, ſich mit der Oppoſition 
auseinanderzuſetzen. (Abg. Plenikowſki: Das iſt 
der alte Kurs!) Das iſt eine Flucht, um Farbe zu 
bekennen. 

Es trifft auch nicht zu, was die Danziger Neue⸗ 
ſten Nachrichten ſchreiben, daß der Treuhänder 
verlangt, die Etats müßten bis zum 20. März ver⸗ 
abſchiedet werden. Der Treuhänder verlangt, 
daß der Etat bis Ende März verabſchiedet ſein 
ſoll. Aber die Neueſten Nachrichten ſagen auch 
gleich, warum jetzt keine politiſche Rede gehalten 
wird wie ſonſt, und zwar, weil man ſie jetzt im 
Augenblick nicht halten will, weil man nicht ſpie⸗ 
lend die Zeit verbrauchen möchte. Wenn die Re⸗ 
gierung ſelbſt ihre politiſche Rede, die zu halten 
ſie verpflichtet iſt, für ſo minderwertig hält, daß 
ſie die ihr naheſtehende Zeitung als ſpielend be⸗ 
trachtet, ſo iſt es beſſer, daß ſie eine ſolche Rede 
vor dem Danziger Volke nicht halten läßt. 

Der Finanzſenator ſagte, was uns auch bei 
früheren Unterhandlungen mitgeteilt wurde, daß 
die Regierung alles tun würde, was in ihrer 
Macht liegt, um die wirtſchaftliche Kriſe in Dan⸗ 
zig zu mildern, und die Arbeitsloſigkeit einzu⸗ 
dämmen. Wo in aller Welt gibt es eine Regie⸗ 
rung, die dies nicht ebenfalls verſprechen würde! 
Aber die Regierung wird nicht nachweiſen kön⸗ 
nen, daß ſie auch nur eine einzige Verwaltungs⸗ 
maßregel oder einen einzigen Geſetzentwurf hat 
ergehen laſſen, durch den ein paar Hundert Ar⸗ 
beitsloje Beſchäftigung hätten erhalten können. 
Dazu hatte die Regierung beſtimmt Zeit genug, 
um die Aufgabe in Angriff zu nehmen, Arbeit zu 
beſchaffen. War die Zahl der Erwerbsloſen ſchon 
groß, ſo iſt ſie ſeit dem Eintritt der neuen Regie⸗ 
rung noch ganz gewaltig gewachſen. Vorher hör⸗ 
ten wir von den Vertretern der jetzigen Regierung 
immer, daß dieſe große Erwerbsloſigkeit die 
Schuld des Marxismus ſei, nein, wir haben 
immer und immer wieder geſagt, daß nicht der 
Marxismus ſchuld ſei, ſondern der Kapitalismus. 
Er hat auch in ſeiner modernſten und rationell⸗ 
ſten Form verſagt. Alle Wandlungen und die 
Struktur der Organiſationen, die der Kapitalis⸗ 
mus im letzten Jahrzehnt durchgemacht hat, ſelbſt 
die Zuſammenballung der Unternehmungen und 
die Bildung großer Konzerne haben nicht ver⸗ 
hindern können, daß die Kriſe eintritt und immer 
mehr wächſt. Selbſt die Verflechtung und Ver⸗ 
filzung haben nicht dies Ziel erfüllen können, das 
ſich der Kapitalismus geſetzt hat. 

Solange es einen Kapitalismus gibt, gab es 
Kriſen und ſolange er beſtehen wird, werden die 
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nicht in der Lage, die Kriſen zu beſeitigen. Die 
große Wirtſchaftskriſe, wie wir ſie jetzt durchma⸗ 
chen, hat vielen die Augen geöffnet, die bisher noch 
an die Unfehlbarkeit des Kapitalismus glaubten 
und annahmen, daß er die Not und das Elend 
meiſtern könnte. Die Haupturſache der Kriſe liegt 
in der falſchen Verteilung des Einkommens. Die 
Maſſe des Einkommens fließt nicht in die Taſchen 
der breiten Bevölkerungsſchichten, ſondern das 
Einkommen fließt über die Taſchen der Kapitali⸗ 
ſten in die Produktion zurück. Es werden Waren 
erzeugt, die niemand mehr kaufen kann. Ich er⸗ 
laube mir, einen Ausſchnitt aus einer engliſchen 
Zeitung zu verleſen: 

Allgemeine Ueberproduktion, erklären die Natio⸗ 
nalökonomen, iſt unmöglich. Aber die Vorausſetzung, 
daß ein befriedigendes Syſtem des Austauſches, der 
Verteilung und der Anpaſſung beſteht, wird gegen⸗ 
wärtig nicht erfüllt. 5 

Dieſe Sätze, die das Todesurteil des Kapitalis⸗ 
mus bedeuten, finden ſich nicht in einer ſozialiſti⸗ 


ſchen Broſchüre, ſondern in einem Artikel, den Sir 


Arthur Salter, der Leiter der Wirtſchaftsſektion 
des Völkerbundes, einer der bedeutendſten Ken⸗ 
ner der Weltwirtſchaft, veröffentlicht hat. Das 
Blatt, das dieſen Artikel veröffentlicht, iſt kein 
ſozialiſtiſches Blatt, ſondern die „Times“ das 
Blatt der Londoner City, das Sprachrohr der äl⸗ 
teſten und vornehmſten Hochburg der kapitaliſti⸗ 
ſchen Welt. Selbſt dies Blatt und ſelbſt dieſer 
Kenner des Kapitalismus verſetzt dem Kapitalis⸗ 
mus den Todesſtoß, wenn er ſagt, daß der Kapi⸗ 
talismus nicht mehr in der Lage iſt, der Menſch⸗ 
heit zu helfen, ſondern ſie immer tiefer und tiefer 
ins Elend hineinbringt. Die Nazis haben eine 
leichte Ausrede, wie aus der Not und dem Elend 
herauszukommen iſt. Sie ſagen, wir können aus 
der Not und dem Elend herauskommen, wenn wir 
das fabelhafte dritte Reich ſchaffen. Fragt man 
aber die Nazis, wie das dritte Reich 
dann ſagen ſie: „Gebt uns die Macht, dann wer⸗ 
den wir es ſchaffen und dann werdet Ihr ſehen, 
wie es darin ausſieht.“ 

Man fragt ſich: Was will nun eigentlich die 
Danziger Regierung tun, um die Kataſtrophe der 
Erwerbsloſigkeit zu bekämpfen? Sie hat etwas 
getan, und das iſt, daß die geſamte Sanierung 
von über 17 Millionen auf Koſten der Danziger 
Arbeiterſchaft durchgeführt wird. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit will ich dem Herrn Finanzſenator gleich 
antworten, daß wir kein gefährliches Spiel als 
Oppoſition treiben. Daß wir eine verantwor⸗ 
tungsvolle Oppoſition treiben, geht daraus her⸗ 
vor, daß die Partei, zu der Sie gehören, und die 
Zeitung, in der Sie Aufſichtsratsmitglied ſind, 
am 5. Februar 1931 ſchrieb, daß die Steueran⸗ 
träge, die die Sozialdemokratie geſtellt hat, un⸗ 
möglich durchzuführen ſeien, denn man könne die 
Einkommen über 10 000 G nicht höher beſteuern 
als ſie ſchon beſteuert ſind. Kurze Zeit darauf 
haben Sie dieſe nach Ihrer Anſicht unmögliche 
Beſteuerung zur Möglichkeit gemacht, Sie haben 
dieſe höheren Steuerſätze eingeführt. Alſo Sie 


ſehen wohl, daß es möglich iſt. Nur wollen Sie 
nicht zu der Sanierung auch die beſitzenden Kreiſe 
heranziehen. Sie wollen, daß die Sanierung ein⸗ 
zig und allein auf Koſten der Arbeiterſchaft durch⸗ 


ausſieht, 
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geführt wird. Um das zu tun, bauten Sie die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung ab. Sie taten das in 
einer Zeit der furchtbarſten Wirtſchaftskriſe, in 
der tauſende Danziger Arbeiter und Angeſtellte 
in das Lumpenproletariat ſinken mußten, zu einer 
Zeit wo die Verelendung der Arbeiterſchaft ſolche 
Formen angenommen hat, daß die Leute nicht 
wiſſen, wo ſie ein Stückchen Brot für ihre Kinder 
hernehmen. Die Sanierung durch die Kürzung 
der Unterſtützung iſt doch weiter nichts als ein 
Raub an dieſer Anterſtützung. Man fragt ſich: 
Warum müſſen gerade die Arbeiter dieſe Opfer 
bringen, warum nicht die Beſitzenden? Hat nicht 
jeder, der zu leben hat, die Pflicht, beizutragen, 
damit die Erwerbsloſen leben können. Haupt⸗ 
ſächlich müßte doch das Zentrum, das ſich immer 
rühmt, 70 Prozent ſeiner Wähler ſeien Arbeiter, 
im Intereſſe dieſer Arbeiter erkennen, daß es 
nicht immer geht, daß wenn Sanierungen vorge⸗ 
nommen werden müſſen, dieſe auf Koſten der Ar⸗ 
beiterſchaft geſchehen. Hier müßten doch die Be⸗ 


ſitzenden für den notleidenden Staat Opfer brin⸗ 


gen. Die Regierung müßte doch einſehen, daß 
wenn ein Volk hungert, es alle Diſziplin vergißt 
und alles zerreißt. Erwerbsloſigkeit bedeutet 
doch nicht allein Sorge um das Notwendigſte, um 
das tägliche Leben. Erwerbsloſigkeit bedeutet 
doch die Sorge um die Ernährung der Familie. 
Erwerbslosigkeit bedeutet doch Kampf gegen die 
Verelendung des Haushalts, der Kleidung uſw. 

u den von der Erwerbsloſigkeit Betroffenen 
kommen doch weite Kreiſe der Bevölkerung mit 
hinzu. Stellen Sie ſich doch vor, alle die kleinen 
Gewerbetreibenden, die Geſchäftsleute uſw., die 
hinzukommen, die beſtimmt mit darunter zu lei⸗ 
den haben, wenn die Erwerbslosigkeit in dieſem 
Maße vor ſich geht. Aber mit der materiellen 
Not iſt noch nicht das Schickſal der Erwerbsloſen 
erfaßt. Erwerbsloſigkeit bedeutet nicht nur Hun⸗ 
ger und Durſt, Mangel an Kleidung, ſondern be⸗ 
deutet z. B. in ſehr großem Maße ſeeliſche Not. 
Am ſchärfſten wird von dieſer Erwerbsloſigkeit 
die ſchulentlaſſene Jugend betroffen. Was hat 
denn die kapitaliſtiſche Welt in der Nachkriegs⸗ 
zeit dieſer Jugend überhaupt gebracht? Erwerbs⸗ 
loſigkeit haben dieſe jungen Menſchen ſchon durch⸗ 
gemacht, ehe ſie überhaupt mit der Arbeit be⸗ 
gonnen haben. Erwerbsloſigkeit trifft fie ſofort 
nach ihrer Schulentlaſſung. Von dieſer zermür⸗ 
benden, würgenden Erwerbslosigkeit wurden fie 
überfallen. Dieſe jungen Menſchen waren ſchon 
erwerbslos, ehe ſie überhaupt einen Handgriff 
für die Geſellſchaft leiſten konnten. Dieſe Jugend 
waren Kinder, als wir den Krieg durchmachten. 
Dieſe Jugend hat als Kind mit Andenken aus 
Granatſplittern geſpielt. Dieſe Jugend hat Va⸗ 
ter und Brüder ins Feld ziehen ſehen und hat 
Vater und Brüder aus dem Feld nicht mehr zu⸗ 
rückkommen ſehen. Daher iſt der Ernſt, der dieſe 
Jugend betroffen hat, um ſo härter. Aber was 
kümmert ſich der ſatte Bürger darum, wie es die⸗ 
ſen jungen Proletariern geht. Was kümmert ſich 
der ſatte Bürger darum, ob den Erwerbsloſen die 
Anterſtützung entzogen wird oder ob ſie ihm ge⸗ 
kürzt wird. Er kümmert ſich den Teufel darum, ob 
an der Arbeiterſchaft ein Lohnraub vorgenommen 
wird oder ein Raub an ihren ſozialen Einrichtun⸗ 
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gen. Laſſen Sie es ſich geſagt ſein, wenn wir hier 
für die Erwerbsloſen kämpfen, kämpfen wir be⸗ 
ſtimmt nicht allein, um ihnen ein Stückchen Fleiſch 
auf den Sonntagstiſch zu bringen, ſondern wir 
verteidigen das Recht der Jugend auf Freude, 
Schönheit, Selbſtvertrauen und Mut. Das iſt es, 
was wir hier in dieſem Fall am meiſten bei der 
Erwerbsloſigkeit tun. 

Die Erwerbsloſigkeit ſoll nun dadurch be⸗ 
kämpft werden, daß Sie den Erwerbsloſen die 
Unterſtützung ziehen. Jeder Angriff auf die Er⸗ 
wersloſenunterſtützung, darüber müſſen Sie ſich 
doch klar ſein, ſtößt auf den zäheſten, leidenſchaft⸗ 
lichſten und unüberwindlichſten Widerſtand. Wer 
das Parlament und das Volk in die ſchwerſten 
Kämpfe treiben will, wer das Parlament und das 
Volk vergiften will, braucht nur ſolche Handlun⸗ 
gen zu begehen, wie ſie durch das Ermächtigungs⸗ 
geſetz bei der Erwerbsloſenunterſtützung gemacht 
werden. Die Erwerbsloſigkeit, die zu einer Welt⸗ 
kataſtrophe geworden iſt, hat ſolche Dimenſionen 
angenommen, die furchtbare Gefahren in ſich 
ſchließen. Da kommt man beſtimmt mit ſolchen 
kleinen Mittelchen, wie Sie ſie angewandt haben, 
nicht aus. Es bedarf darum eines großzügigen, 
auf weite Sicht ausgearbeiteten Planes des Ume 
und Ausbaues unſerer Wirtſchaft. Eine Regie⸗ 
rung, die ſich der Größe dieſer Aufgabe bewußt 
wäre, müßte die Vertreter aller Kreiſe, aller 
Parteien zuſammenrufen, ihnen Vorſchläge zur 
Amgeſtaltung unſerer Handelspolitit, unſerer 
Induſtriepolitik, unſerer Gewerbe⸗ und Agrarpo⸗ 
litik vorlegen, ſie zur Verſtändigung über ein 
großzügiges gemeinſames Programm führen und 
dann mit aller Tatkraft für die Durchführung 
dieſes Programms ſorgen. Das wären die Auf⸗ 
gaben, die eine Regierung zu erfüllen hätte, wenn 
ſie dieſe Weltkataſtrophe nicht ſo läſſig, ſo plan⸗ 
los, ſo kleinlich behandelt, wie es unſere Regie⸗ 
rung tut. 

Sie nehmen dieſe große Erwerbsloſigkeit aber 
als Vorwand zu Angriffen auf die ſozialen Rechte 
der Arbeiter und Angeſtellten. Dadurch, daß Sie 
das tun, nehmen Sie eine große Verantwortung 
auf ſich. Wir warnen Sie heute nicht zum erſten⸗ 
mal. Wir haben das ſchon häufig getan und wer⸗ 
den immer weiter ermahnen und verwarnen, 
dieſe kleinlichen Dinge, mit denen Sie die Dan⸗ 
ziger Wirtſchaft zu retten glauben, zufrieden zu 
laſſen. Der von Ihnen beſchrittene Weg jenes 
brutalen einſeitigen gegenüber dem Schickſal von 
30 000 erwerbsloſen Arbeitern und Angeſtellten 
gleichgültigen Klaſſendiktats iſt ein Weg, der uns 
zum ſchärfſten Widerſtand herausfordert. Wir 
haben heute auf 3½ Danziger, die gegen Lohn 
und Gehalt beſchäftigt find, einen Erwerbslosen. 
Man kann doch dieſen Zehntauſenden von Er⸗ 
werbsloſen, denen man keine Arbeit zuweiſen 
kann, nicht einfach die Anterſtützung entziehen. 
Man kann denen, die ſelbſt nicht in der Lage ſind, 
ihren Kindern das Stück Brot zu geben, nicht die 
Unterſtützung kürzen. Das find doch keine Mittel, 
die man heute im 20. Jahrhundert anwenden 
kann. Man kann doch nicht durch phyſiſche Aus⸗ 
rottung der Menſchen, deren, Erhaltung einem 
zu ſchwer fällt, das Problem löſen. Die Arbeits⸗ 
loſigkeit iſt die große Sorge des Volkes, und der 
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Volkstag wird ſich in dieſem Fall vom Volk ent⸗ 
fremden, wenn er ſeine Arbeit nicht auf die Lin⸗ 
derung der Not und der großen Arbeitsloſigkeit 
einſtellt. 

Die ungeheure Maſſennot ſteigert immer mehr 
die Erregung der Arbeiterſchaft. Gehen Sie in 
Verſammlungen, ganz gleich, ob es wirtſchaftliche, 
politiſche, Vereinsverſammlungen oder öffentliche 
Verſammlungen find. Überall hören Sie von der 
großen Not und der Erregung, die in den Kreiſen 
der Arbeiter und Angeſtellten vorhanden iſt. Die 
Arbeiter wiſſen, daß dieſe furchtbare Kriſe die 
ganze kapitaliſtiſche Welt erſchüttert hat. Die Ar⸗ 
beiter wiſſen auch ganz gut, daß die Danziger Re⸗ 
gierung nicht imſtande iſt, von heute auf morgen 
allen Arbeitsloſen Arbeit zu geben, allen Kurzar⸗ 


beitern volle Beſchäftigung zu verſchaffen. Aber 
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die Erwerbsloſen, die Arbeiter fordern, daß 
wenigſtens das geſchehe, was möglich iſt, um die 
große, gewaltige Not zu lindern. Regieren heißt 
doch vorausſehen. Nun frage ich, ob es in unſerer 
Regierung überhaupt noch einen Mann gibt, der 
unter Regieren etwas anderes verſteht als Akten 
erledigen oder Tagespolitikaſterei zu treiben. 
Es muß doch endlich begriffen werden, daß man 
dieſer tauſendköpfigen Erwerbsloſenmaſſe zeigen 
muß, daß man den Willen hat, die große Maſſen⸗ 
not zu lindern, die vorhanden iſt. (Sehr richtig! 
links.) Die Lebenshaltungskoſten werden von der 
Regierung erhöht. In demſelben Augenblick, wo 
man die Lebenshaltungskoſten der Arbeiterſchaft 
und damit auch der Erwerbsloſen erhöht, reduziert 
man die Unterſtützung, oder man baut ſie in der 
ſchärfſten Weiſe ab. Das iſt der empfindlichſte 
Punkt unſerer Danziger Politik. Dieſe Handlun⸗ 
gen empfinden die Danziger Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten als eine Verhöhnung. Jeder Angeſtellte 
und Arbeiter verſteht es, daß es um das nackte 
Leben, um die phyſiſche Exiſtenz von Zehntauſen⸗ 
den von Menſchen geht. Er ſieht Abbau des Mie⸗ 
terſchutzes, Abbau der Steuerermäßigung, Abbau 
der Erwerbsloſenunterſtützung, Abbau der Gehäl⸗ 
ter der unteren Beamten und Löhne der ſtädtiſchen 
und ſtaatlichen Arbeiter, Abbau der Wohlfahrts⸗ 
pflege, Erhöhung der Mieten, Erhöhung der Ein⸗ 
kommenſteuer. Ein Eingriff nach dem andern folgt 
und es iſt lange noch nicht Schluß. Soll ſich die 
ganze Politik des Danziger Volldampf⸗Senats 
immer nur in den Angriffen auf die Danziger Ar⸗ 
beiterſchaft erſchöpfen? Das muß beſtimmt ein 
Ende haben. 

Neben all dieſen Handlungen ſehen wir, wie 
eine politiſche Maßregelung nach der andern 
an Männern vorgenommen wird, die dieſen konſer⸗ 
vativ⸗nationalſozialiſtiſch⸗zentrümlichen Kapitali⸗ 
ſten als Sozialdemokraten bekannt ſind. Sie 
bauen dieſe ab mit der Deviſe, Sparſamkeit zu 
üben. Sie wollen den politiſchen Gegner nicht in 
ihrer Stellung haben. Sie rächen ſich an ihm, 
weil er Anhänger der Partei der Oppoſition iſt 
und darum wollen ſie ihn durch Hunger zwingen, 
ſeine Ueberzeugung zu verkaufen. Sie wollen ihn 
durch Hunger zur Kreatur erziehen. Das zeigt 
am beſten, weſſen Charakters ſie ſind. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Was macht Ihr denn in Preußen?) Die Re⸗ 
gierung und die bürgerlichen Parteien mögen ſich 
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darüber nicht täuſchen. Die Maſſen, die erregt 0 


ſind, ſind keine Maulhelden, ſind keine Radikalen, 
das ſind Männer und Frauen, die der Not und 
dem Elend immer mehr und mehr ausgeliefert 
werden und die von den Brutalitäten des Senats 
und der bürgerlichen Parteien erfaßt werden. 
Wer mit der Sozialdemokratie arbeiten will, der 
muß die ernſte Mahnung und Warnung viejer 
Männer und Frauen hören und verſtehen. (Zuruf 
des Abg. Greiſer). Der Herr Finanzſenator hat 
Sie doch höchſtwahrſcheinlich heute zur Genüge be⸗ 
lehrt, daß das, was Sie bisher behauptet haben, 
eine große Albernheit war und daß Sie ſich doch 
nicht immer weiter lächerlich machen ſollen. (Abg. 
Greiſer: Sie ſtellen ſich unter den Schutz des Fi⸗ 
nanzſenators, den Sie jetzt bekämpfen, weil Sie 
es ſelbſt nicht zurückweiſen können!) Ich habe das 
ſchon mehrere Male verſucht, aber ich ſehe, daß Sie 
unbelehrbar ſind. Ich glaube, daß vielleicht der 
Finanzſenator, bei dem Sie ja ſehr häufig anderer 
Dinge wegen Schutz ſuchen, mehr Einfluß auf Sie 
hat und Sie letzten Endes belehren wird. 

Die Unternehmer nützen die Kriſe zu Angrif⸗ 
fen in den Betrieben und auch im Staat aus. Das 
nützt aber alles nichts. Die Erſchütterungen, die 
der Kapitalismus durchmacht, geben dem Sozia⸗ 
lismus die Möglichkeit, immer neue Kampfge⸗ 
biete zu erobern. Die große Kriſe zerſtört den 
Glauben an den Kapitalismus und erzwingt den 
Vormarſch der ſozialiſtiſchen Idee. Dieſe Idee 
wird zur Gewalt, wenn ſie von der Maſſe erfaßt 
wird. Aber nicht allein, daß Sie im Staat ſo 
wirtſchaften, die Wirtſchaftskriſe hat auch die Ge⸗ 
meinden erfaßt. Geht es den Arbeitern ſchlecht, 
ſo geht es auch den Gemeinden ſchlecht. Jedes 
Wachstum der Arbeitsloſigkeit, jede Kurzarbeit 
und jeder Lohnabbau ſchmälert die Einnahmen 
der Gemeinden. Ebenſo gehen die Einnahmen 
der anderen Gemeindeſteuern durch die Wirt⸗ 
ſchaftskriſe zurück. Alle Gemeinden, gleichgültig, 
von welchen Parteien ſie verwaltet werden, be⸗ 
finden ſich in einer finanziellen Notlage. Die In⸗ 
duſtriegemeinden ſind ja die unmittelbaren Opfer 
der Wirtſchaftskriſe. Wird ein Betrieb ſtillge⸗ 
legt, jo wendet ſich der arbeitslos Gewordene zu⸗ 


erſt an die Gemeinde. Dazu kommt, daß man in 


letzter Zeit immer mehr dazu übergegangen iſt, 
den Gemeinden neue große Laſten aufzubürden. 
Jetzt werden durch die vorgenomene Sanierung 
die Einnahmen der Gemeinden gekürzt und ihnen 
neue große Laſten aufgebürdet. 

Die Haushaltsberatungen in den Gemeinden 
werden ſehr ſchwierig vor ſich gehen. Selbſt der 
mühſam balancierte Plan wird durch die Er⸗ 
ſchütterungen, die er jetzt erfährt, umgeworfen 
werden. Die größte Gefahr in den Gemeinden 
droht dem Wohlfahrtsetat; denn von Woche zu 
Woche wird die Zahl derjenigen ſteigen, die in⸗ 
folge Ihrer Verordnung aus der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge herausgeworfen werden. Dieſe werden ſich 
natürlich an die Gemeinden wenden, ſo daß da⸗ 
durch eine Kataſtrophen⸗Defizitwirtſchaft in den 
Gemeinden eintreten wird. Die Belaſtung des 
Wohlfahrtsetats wird in ganz kurzer Zeit zum 
Zentralproblem der Gemeinde⸗Finanzwirtſchaft 


werden; denn es iſt doch nicht möglich, daß Sie den 
Aermſten der Armen, den Wohlfahrtsempfängern 
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einen Gulden von ihrer bisherigen Unterjtügung 
abziehen können. Heute ſchon, fragen Sie eine 
ganze Anzahl Gemeindevorſteher, ſind dieſe nicht 
in der Lage, die paar Dittchen, die man den Wohl⸗ 
fahrtsempfängern gibt, auf einmal auszuzahlen. 
Iſt es nicht ein Skandal, daß die Wohlfahrtsun⸗ 
terſtützung in Raten gezahlt werden muß, weil die 
emeindevorſteher keine Mittel haben, um die 
Unterftügung zu zahlen! Das wird in Zukunft 
noch ſchwerer werden. Da müſſen die Gemeinden 
fordern, daß ſie von den Laſten, die ihnen aufae- 
bürdet ſind, befreit werden. Wir Sozialdemokra⸗ 
en machen uns die Forderungen der Gemeinden 
zu eigen. Wir ſind beſtimmt dafür, daß in den 
Gemeinden geſpart wird. Wir ſind dafür, daß 
Mittel erübrigt werden, um die furchtbare Not im 
Lande zu mildern. Wir müſſen es aber ablehnen, 
daß dieſe Erſparnis an produktiven ſozialen und 
kulturellen Aufgaben gemacht wird. 


Wenn der Herr Finanzſenator den engliſchen 
Gechatzkanzler hier anführte und darauf hinwies, 
aß er einer andern Meinung ſei, bitte Herr Fi⸗ 
nanzienator, Sie haben die Möglichkeit, die Be⸗ 


— 


ſicſteuer einzuführen, die wir heute in England 


haben. Aber der Finanzſenator Englands iſt nie 
avon ausgegangen, daß er die Finanzen auf 
Koſten der Aermſten der Armen ſanieren wollte, 
1 9 5 er brachte im Gegenteil den Mut auf, daß 
dieienigen die neuen Mittel aufzubringen haben, 
„e genug zum Leben haben. Er lehnte es ab, daß 
der Staat durch unſoziale Steuern gerettet werde. 
en hier keine Beſitzſteuer eingeführt. Sie 
1 die 17 Millionen allein aus den Taſchen 
as en der Armen. Rückſichtsloſer und bru⸗ 
: 2 8 keine Regierung vorgehen als die Dan⸗ 
1 9 1 hat die Danziger Regierung auch kein 

5 „den engliſchen Finanzminiſter zu zitieren. 

ir vermiſſen, daß außenpolitiſch dasjenig, 

Etat geſagt worden iſt, 505 Hülle un a 
müſſen. Der Auftakt zur außenpolitiſchen Erörte⸗ 
rung der Lage Danzigs ſind wohl die Erklärungen 
die der Herr Präſident, Dr. Ziehm, in Genf abge⸗ 
geben Hat. Nach den Preſſeberichten hat Herr Dr. 
Ziehm erklärt, daß Danzig außenpolitiſch auf dem 
Boden der Verträge ſtehe und insbeſondere die 
zwiſchen Danzig und Polen beſtehenden Verträge 
beachten werde. Er hat daran eine Erklärung 
5 den ernſthaften Willen Danzigs geknüpft, 
daß nämlich Danzig zur wirtſchaftlichen Zuſam⸗ 
menarbeit mit Polen und zur Förderung der ge⸗ 
meinſamen Intereſſen bereit ſei. M. H. Nazis, 
1115 ſagen Sie dazu? Ihr Regierungschef wird 
5 einemmal Verſtändigungspolitiker. (Abg. 
Freiſer: Was lagen Sie, daß Ihr Oberbonze Karl⸗ 
chen Severing ſogar einen Preis für die Schupo 
Sbiftet hat, die Sie ſo bekämpfen!) Karlchen 
Severing hat noch nie die Schupo bekämpft, ſon⸗ 
ern er war der wärmſte Förderer der Schupo. Er 
war es, der die preußiſche Polizei aufbaute, vor 
er Sie immer Angſt hatten. (Abg. Greifer: Die 

olizei in Preußen wird die längſte Zeit gedauert 
haben!) Sie haben doch genügend erlebt und 
15 8 noch mehr erleben! Der Herr Präſident 
975 Senats hat früher eine andere Sprache ge⸗ 
führt. Wir haben dieſelben Worte, die der Herr 

räſident Dr. Ziehm in Genf ſprach, früher ſchon 
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aus dem Munde des Herrn Präſidenten Sahm 
als Vertreter der ſogenannten Linksregierung ge⸗ 
hört. Das war richtig, denn Zwietracht führt doch 
zu nichts. Wer an die furchtbaren Greuel, des 
Krieges denkt und ſich die Frage vorlegt, ob denn 
die Völker wirklich dazu verdammt ſind, ſich ein⸗ 
ander zu zerfleiſchen, wird keine Gelegenheit ver⸗ 
ſäumen und nichts unverſucht laſſen, die Völker ein⸗ 
ander näher zu bringen. Wer nicht verrückt oder 
verantwortungslos iſt, der kann und muß ſo han⸗ 
deln, um die Völker zuſammenzubringen. Der ge⸗ 
ſunde Menſchenverſtand gebietet es, daß eine Ver⸗ 
ſtändigung zur Zuſammenarbeit zwiſchen Danzig 
und Polen ſein muß. Eine vernünftige, friedliche 
Verſtändigung mit Polen iſt die nächſte Voraus⸗ 
ſetzung zur Belebung der Danziger Wirtſchaft. 
(Abg. Greifer: Mit dem Untergang Danzigs!) 
Wenn Danzig ſtatt ſein Kapital ins Ausland zu 
verſchieben, lieber das Vertrauen des Auslandes 
und deſſen Kredit zu gewinnen verſtände, könnte 
es bald durch Maßnahmen die Wirtſchaftskriſis 
überwinden und durch die Schaffung neuer Kauf⸗ 
kraft die Wirtſchaft wieder ankurbeln. (Abg. H. 
Friedrich: Warum haben Sie es nicht getan? Sie 
waren doch drei Jahre in der Regierung!) Sie 
haben ja bewieſen, daß Sie in der kurzen Zeit, 
wo Sie die Macht in der Hand haben, noch viel 
größeren Schiffbruch erlitten haben. Wir werden 
uns im Oktober dieſes Jahres weiter ſprechen. 
Dann werden Sie noch mehr erleben, dann werden 
Sie einen noch größeren Schiffbruch erlitten ha⸗ 
ben. (Abg. H. Friedrich: Wir können doch bloß 
noch die Trümmer retten!) 

Herr Präſident Dr. Ziehm hat genau ſo wie 
Herr Präſident Sahm geſprochen. Herr Präſident 
Ziehm hat hinzugefügt, daß Danzig aber auch ent⸗ 
ſchloſſen ſei, unter Ausnutzung aller zur Verfü⸗ 
gung ſtehenden Rechtsmittel die Rechte Danzigs 
zu wahren und zu dieſem Zweck auch die Anrufung 
des Völkerbundes nicht zu ſcheuen. (Abg. Greiſer: 
Er fährt aber nicht ſo oft nach Genf!) Herr Präſi⸗ 
dent Ziehm wollte ſchon einmal fahren. Durch das 
damalige Ermächtigungsgeſetz wurde er davon 
abgehalten. Aber kurze Zeit danach iſt er bereits 
gefahren. Wir nehmen an, daß Herr Präſident 
Dr. Ziehm jetzt, wo er wieder praktiſche Arbeit lei⸗ 
ſten muß, nicht nur höfliche Phraſen in Genf ge⸗ 
macht hat, ſondern der Meinung beitrat, die in 
außenpolitiſcher Hinſicht auch die frühere Regie⸗ 
rung vertreten hat. Früher hat der Herr Dr. 
Ziehm und ſein Anhang etwas anderes behauptet. 
Er ſagte, wie eben Herr Friedrich, die Linksregie⸗ 
rung habe Mißwirtſchaft nach innen und außen 
getrieben. Nach der Genfer Erklärung des Herrn 
Dr. Ziehm dürfte das Gerede über die Mikwirt- 
ſchaft in der Außenpolitik erledigt ſein. 

Aber auch innenpolitiſch hat ſich die neue Re⸗ 
gierung ſehr raſch davon überzeugen müſſen, daß 
nicht Mißwirtſchaft, ſondern die Wucht eherner 
wirtſchaftlicher Tatſachen die ſchlechte Finanzlage 
Danzigs verſchuldet haben. Wir haben immer be⸗ 
tont, daß das die Arſachen der Finanznot find. 
Wir haben immer betont, daß Urfachen der Fi⸗ 
nanznot ſind der Rückgang der Zolleinnahmen, die 
Vorenthaltung der Exportprämien, die Steige⸗ 
rung der Zahl der Arbeitsloſen, der Rückgang der 
Steuereinnahmen und die Ueberſteigerung der 
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Beamtengehälter. Man braucht nur die Berichte 
der Bank von Danzig, den Bericht der Danziger 
Hypothekenbank und die Berichte der Danziger 
Sparkaſſen zu ſehen, um die wahren Arſachen zu 
erkennen. Die neue Regierung hat Gelegenheit 
gehabt, ** ſehr raſch zu überzeugen, daß die von 
uns genannten Gründe weiter wirkſam ſind. Nur 
die Vorwürfe des früheren Parteipolitikers und 
jetzigen Senatspräſidenten Dr. Ziehm haben dazu 
beigetragen, daß dem außenpolitiſchen Gegenſpie⸗ 


ler außerordentlich gutes Material ausgeliefert 


wurde. (Hört, hört! links.) Der Außenhandel 


Polens iſt leider ſtark rückwirkend. Die geſamte 


039 


1 


Einfuhr des Danzig⸗polniſchen Zollgebietes be⸗ 


trug 1928 5,16 Millionen Tonnen, 1929 5,09 Mil⸗ 
lionen Tonnen und 1930 nur noch 3,57 Millionen 
Tonnen. Das iſt alſo ein Rückgang von über 1½ 
Millionen Tonnen, d. h. um faſt ein Drittel. Die 
Handels⸗ und Zollpolitik Polens iſt ja auf Ver⸗ 
ringerung der Einfuhr gerichtet und muß ſchon 
aus dieſem Grunde die Zolleinnahmen kürzen. 
Hinzu kommt die Vorenthaltung der Exportprä⸗ 
mien. Ich unterſtütze das, was der Herr Finanzſe⸗ 
nator ausführte. Wenn Polen behauptet, daß die 
Danziger Kaufmannſchaft einen Anteil daran hat, 
und daß allein an den Danziger Getreidehandel 
9 Millionen Zloty gezahlt ſeien, ſo wird dabei 
verſchwiegen, daß die Kaufmannſchaft von dieſen 
Exportprämien keinen Pfennig behalten hat, ſon⸗ 
dern den Betrag längſt im Preiſe des Produktes 
oder im Preiſe des Exportſcheines an die polni⸗ 
ſche Wirtſchaft zurückgezahlt hat. Natürlich führt 
die Bildung der Syndikate und das Syſtem der 
Exportprämien immer mehr zur Ausſchaltung der 
Danziger Kaufmannſchaft. Ich rechne, daß wir bei 


den jetzt vom Senat getroffenen Maßnahmen nicht 


nur die Zahl von 30 000 Erwerbsloſen haben 
werden, ſondern damit rechnen müſſen, daß dieſe 
Zahl im Sommer nicht unter 20 000 herunterge⸗ 
hen wird. Im ſelben Augenblick, wo das feſtge⸗ 
ſtellt wird, muß man gebieteriſch fordern, daß die 
Wenigerarbeit, die noch in Danzig auszuführen 


iſt, nicht mit ausländiſchen, ſondern mit Danziger 


Arbeitern ausgeführt wird. Das iſt das Haupt⸗ 
problem, weil hier keine Beſſerung zu ſehen iſt 
und ſich die Steuereinnahmen immer weiter ver⸗ 
ringern werden. 

Ich behaupte, daß wir in dieſem Jahr noch 
eine weitere Finanzſanierung bekommen, und daß 
der Etat nicht ausgeglichen, ſondern friſiert iſt. 


Mit großen Sorgen erfüllt uns der wirtſchaft⸗ 


liche Rückgang in Polen. Wir Danziger Soziali⸗ 
ſten wünſchen mit einem wirtſchaftlich geſunden 
und ſtarken Polen zuſammen zu arbeiten. Mit be⸗ 
ſonderer Sorge erfüllt uns auch die ſchwierige 
Lage der arbeitenden Klaſſe in Polen. Nur, wenn 
dort die Konſumkraft ſteigt, iſt eine wirtſchaftliche 
Beſſerung der Verhältniſſe zu erhoffen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki! Das wird Pilſudſki ſchon beſorgen!“ Wir 
haben für die Abwehr der Belaſtung der arbeiten⸗ 
den Klaſſe zu ſorgen. In Warſchau iſt die Grün⸗ 
dung eines polniſchen Friedenskomitees vorge⸗ 


nommen worden. Wir müſſen aber feſtſtellen, — 
(Abg. Plenikowſki: Glauben Sie an dieſe Illuſi⸗ 
onen? — Zuruf des Abg. Greiſer.) Jabbern Sie 
nich mang von Dingen, die Sie nicht verſtehen. 
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(Abg. Greiſer: Schiebergeſellſchaft genau ſo wie in 
Danzig!) Soll ich Ihnen eine Anzahl Schieber 
aufzählen, wie ſie täglich in Ihren Kreiſen vor⸗ 
kommen? Sie wiſſen doch, daß Sie ſich nicht der 
vielen Zerſetzungen erwehren können, die in Ihrer 
Partei eingeriſſen ſind. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Ich wünſchte, daß unſere Pleite immer ſo gut vor⸗ 
wärts ginge, wie ſie zur Zeit geht. Dann bekommt 
der Junge ein paar richtige, ſtarke rote Backen, 
um recht bald gründlich mit den Nazis aufzuräu⸗ 
men. (Bravo! links.) Wir werden ſehen, wo der 
Leichnam zu finden iſt und wir werden helfen, 
ihn zu Grabe zu tragen. Ich werde beſtimmt dabei 
ſein. Wir verſichern, daß wir ihm ein Begräbnis 
erſter Klaſſe bereiten werden. 

Wir müſſen feſtſtellen, daß wir den guten Wil⸗ 
len der polniſchen Regierung in vielen Maßnah⸗ 
men Danzig gegenüber vermiſſen. Der Danziger 
Wirtſchaft wird immer weiter die Betätigungs⸗ 
möglichkeit in Polen abgegraben. Gegenſeitiges 
Beteuern der Loyalität kann hier nicht helfen. Es 
muß endlich einmal zur Generalreinigung des 
Verhältniſſes zu Polen kommen. (Abg. Plenikow⸗ 
ki: Wie oft wird das hier ſchon-geſagt!) Vielleicht 
bietet die wohl unvermeidliche Neugeſtaltung des 
Warſchauer Abkommens Anlaß hierzu. 

Mit Dank haben wir das Intereſſe der aus⸗ 
ländiſchen, insbeſondere der franzöſiſchen Journa⸗ 
liſten an Danzig empfunden. Wir erkennen auch 
das Intereſſe Rußlands an Danzig an, das ſich in 
Aufträgen an Danzig dokumentiert. Hoffentlich 
wird es nicht erlahmen und weitere Arbeit nach 
Danzig bringen. Wir wünſchen, daß der Senat 
dieſe Beziehungen hegt und pflegt und dafür ſorgt, 
daß neue Aufträge nach Danzig kommen. (Abg. 
Plenikowſki: Das beſorgen die Nazis!) Wir ver⸗ 


langen, daß der neue Senat und beſonders der 


neue Handelsſenator dem bevorſtehenden Inkraft⸗ 
treten des deutſch⸗polniſchen Handelsvertrages 
beſondere Aufmerkſamkeit widmen. Hier muß al⸗ 
les daran geſetzt werden, Danzig als Mittler zwi⸗ 


ſchen Deutſchland und Polen einzuſchalten. Es 


müſſen in Danzig Maßnahmen zur Erleichterung 
des Arbeitsmarktes mit Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit ohne Abzug vom Lohn getroffen werden. 
Nun einige Worte zur Gdinger Frage. Wir 
hoffen, daß der Hohe Kommiſſar, gegebenenfalls 
auch der Völkerbund, in erſter Linie aber das be⸗ 
fragte juriſtiſche Sachverſtändigen⸗Kollegium den 
verbrieften Rechten Danzigs gerecht werden. Dan⸗ 
zig iſt in erſter Linie Hafenſtadt, und es iſt Pflicht 
einer jeden Regierung, die Zukunfts möglichkeiten 
Danzigs als Hafenſtadt zu wahren. Iſt ſchon die 
gegenwärtige Konkurrenz durch Gdingen bedroh⸗ 
lich, ſo muß ſie ſich in Zukunft noch ganz anders 
auswirken als bisher. Polen ſchafft in Gdingen 
unter großen finanziellen Opfern die modernſten 
Einrichtungen, die Polen zum Teil bei gutem 
Willen längſt in Danzig hätte haben können und 
die tauſenden Danzigern Arbeit und Brot ge⸗ 
geben hätten. Ich denke dabei nicht allein an die 
Reismühle und an die Oelmühle, ſondern an die 
unmittelbaren Einrichtungen des Hafens wie das 
große Kühl⸗ und Gefrierhaus, die großen neuen 
Zuckerſpeicher, die Danzig bereits im letzten Jahr 
80 000 Tonnen Zuckerumſchlag entzogen haben. 
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Ich denke an den geplanten neuen Getreideeleva⸗ 
tor und Getreideſpeicher, der Danzig die Hälfte 
des bisherigen Umſchlags entziehen ſoll. Ich denke 
an den geplanten Exportſchlachthof und vieles an⸗ 
dere mehr. Es iſt uns bekannt, daß die polniſche 
Regierung den Antrag Danzigs auf Feſtſtellung 
ſeines verbrieften Rechts ſchwer empfunden hat 
und daß es Danzig ſeitdem unmöglich geweſen iſt, 
ſich ſelbſt über verhältnismäßig einfache Fragen 
mit Polen zu verſtändigen, ſondern daß die polni⸗ 
ſche Regierung direkt und indirekt zu erkennen ge⸗ 
geben hat, daß ſie, ſolange die Gdinger Frage nicht 
beigelegt ſei, Danzig gegenüber auf keinem Gebiet 
zur gütlichen Verſtändigung bereit ſei. Ich muß 
von dieſer Stelle aus den Appell an die polniſche 
Regierung richten, Danzig ſein Recht werden zu 
laſſen. Der Buchſtabe tötet, und auch der Frie⸗ 
densvertrag und die ſich daran ſchließenden Ver⸗ 
träge und Geſetze zwiſchen Danzig und Polen wer⸗ 
den erſt lebendig durch den Geiſt, der ſie auslegt. 


Dieſen Appell muß ich aber auch an den Hohen 


Kommiſſar des Völkerbundes richten. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Kennen Sie den Geiſt noch nicht?) Die 
Blütezeit, die der Stadt Danzig in der bekannten 
Elemenceauſſchen Mantelnote verſprochen wurde, 
iſt nicht eingetreten. und wenn wir Sozialdemo⸗ 
kraten auch zuerſt die Weltwirtſchaftskriſe in Rech⸗ 
nung ſtellen, ſo müſſen wir doch als Danziger feſt⸗ 
ſtellen, daß der aute Wille, das kleine Danzig zu 
fördern, beim großen Polen mit ſeinen ganz ande⸗ 
ren wirtſchaftlichen Machtmitteln ſooft vermißt 
wird. Ich habe ſchon darauf hingewieſen, daß wir 


‚uns für die Lebenshaltung der Maſſen verant⸗ 


wortlich fühlen. 


Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Brill, ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, daß Sie nur noch 
10 Minuten Redezeit haben. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Der geſamte 
polniſche Außenhandel hat 1931 2215 Millionen 
Tonnen betragen, während heute ſchon das Am⸗ 
ſchlagsverhältnis der beiden Häfen Danzig und 
Gdingen zuſammen um mehrere Millionen Ton⸗ 
nen über dieſe Ziffer hinausgeht. Hinzu kommt 


noch, daß die dauernden maſchinellen Verbeſſe⸗ 


rungen in den Häfen immer weniger Arbeits⸗ 
kräfte nötig machen. Die Schiffe werden mit we⸗ 
niger Arbeitern in viel kürzerer Zeit beladen. Der 
Anteil Gdingens an dem geſamten ſeewärtigen 
Verkehr Polens iſt von 1928 bis 1930 von 181% 
auf 30,6 Prozent geſtiegen. Während gleichzeitig 
der Anteil Danzigs von 81½ auf 69,4 Prozent 
zurückgegangen iſt. Dieſe Ziffern zeigen, was wir 
von der zukünftigen Entwicklung zu erwarten 
haben. Wie kann Polen es Danzig verargen, 
wenn es pflichtgemäß ſeine Rechte in dieſer Sache 
verteidigt. Einzelne Artikel ſind jetzt ſchon in 

olen Dansig verloren gegangen. In Aukunft 
werden noch mehr verloren gehen. Ich nenne den 
Schrottumſchlag, den Umſchlag mit Bacon, den 
Amſchlag mit Düngemitteln und Zucker. Ich habe 
Danzig als Hafenſtadt bezeichnet und damit etwas 
Selbſtverſtändliches ausgeſprochen. Aber an dieſen 
Hafen knüpft ſich der Handel, und auch hier müſ⸗ 
ſen wir feſtſtellen, daß die Erſchwerungen, die 
uns bereitet werden, immer größer werden. (Abg. 
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Greifer: Der Hafen iſt doch aber kapitaliſtiſch!) 
Die Einfuhr Danziger Produkte nach Polen wird 
dauernd erſchwert. In erſter Linie denke ich an 
die Boykottbewegung, die ſich in Polen gegen 
Danziger Waren zeigt. Danzig iſt darauf angewie⸗ 
ſen, neben dem Hafenverkehr und dem Handel 
auch eine Induſtrie lebensfähig zu erhalten, um 
Beſchäftigung und Brot für ſeine Arbeiterſchaft 
zu ſuchen. Die Leiſtungen der Danziger Arbeiter 
ſind durchaus qualifiziert und können auf dem 
polniſchen Markt mit Ehren beſtehen. Aber von 
wirtſchaftlichen und politiſchen Verbänden wird 
dort ein Boykott propagiert, der ſoweit gegangen 
iſt, daß gegen Produkte einer Danziger Induſtrie⸗ 
firma ſogar durch den Radioſender Propaganda 
gegen den Kauf dieſer Waren gegangen iſt. (Abg. 
Plenikowſki: Es lebe die polniſche Verſtändi⸗ 
gung!) Dem Vorgänger des gegenwärtigen Han⸗ 
delsſenators, den wir aus unſeren eigenen Reihen 
geſtellt haben, iſt es gelungen, mit der polniſchen 
Regierung eine proviſoriſche Verſtändigung über 
die Kontrolle ſogenannter Danziger Kontingent⸗ 
ware herbeizuführen, und über Induſtrieerzeug⸗ 


— 


C) 


niſſe Danzigs, die als Danziger Waren anzujehen 


ſind. Wir hoffen, daß dieſe Vereinbarungen zur 
endgültigen Verſtändigung führen; denn die 
Beſchlagnahme Danziger Waren, die in Polen 
ſtattgefunden hat, hat zu einer ſchweren und durch⸗ 
aus berechtigten Beunruhigung in Danzig ge⸗ 
führt. Dem Willen, den Danzig und Polen ge⸗ 
meinſam haben müſſen, wirtſchaftlich zuſammen⸗ 
zuarbeiten, würde es entſprechen, wenn die polni⸗ 
ſche Regierung den ſcharfen wirtſchaftlichen Aus⸗ 
führungen einer gewiſſen polniſchen Preſſe und ge⸗ 
wiſſer polniſcher Verbände entgegentreten würde; 


denn durch dieſe Atmoſphäre wird nur das Ver⸗ 


hältnis zwiſchen Danzig und Polen vergiftet. Die 
Regierung in Danzig hat Anlaß, nicht ihre Kräfte 
in Einzelfragen zu verzetteln, ſondern ihr Augen⸗ 
merk auf die Regelung des geſamten Fragenkom⸗ 
plexes zu konzentrieren, um zu verſuchen, daß es 
hier endlich zu einer Verſtändigung kommt. Wir 
in Danzig und vor allem wir Sozialdemokraten 
müſſen es ablehnen, eine Korridorpolitik zu 
machen. Wir haben auf dem Boden der Tatſachen 
zu ſtehen und wir warnen, auf dem Wege weiter 
zu ſchreiten, der von gewiſſer Seite beſchritten 
worden iſt und der einen Vorwand dazu geben 
kann, an der Loyalität Danzigs irgendwie zu 
zweifeln. 

Wir warnen aber auch die andere Seite, Dan⸗ 
zig zum Opfer kapitaliſtiſcher oder ſtaatskapitali⸗ 
ſtiſcher, zum Kriege rüſtender Tendenzen zu 
machen und appellieren in dieſem Sinne insbe⸗ 
ſondere an die Solidarität der Arbeiterſchaft 
Danzigs und an die arbeitende Bevölkerung Po⸗ 
lens. Wir richten aber auch einen Appell an den 
Hohen Kommiſſar und an den Völkerbund, der 
angeſichts der großen Zahl der Erwerbsloſen 
gleichzeitig ein Appell aus tiefſter Not iſt. Mögen 
dieſe Inſtanzen nicht nur die geſchriebenen, ſon⸗ 
dern auch die ungeſchriebenen Rechte und den 
Geiſt der Verträge ſchützen, die ſolche des Friedens 
ſein ſollten. (Abg. Plenikowſki: Samuel, hilf!) 


und mögen dieſe Inſtanzen nicht durch Treibe⸗ 
reien von hüben und drüben aus Danzig ein ge⸗ 


— 


D) 


(A) 


Polens iſt leider ſtark rückwirkend. Die geſamte 
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Mit großen Sorgen erfüllt uns der wirtſchaft⸗ 


Einfuhr 
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(Brill, Abgeordneter) 
Beamtengehälter. Man braucht nur die Berichte 
der Bank von Danzig, den Bericht der Danziger 
Hypothekenbank und die Berichte der Danziger 
Sparkaſſen zu ſehen, um die wahren Arſachen zu 
erkennen. Die neue Regierung hat Gelegenheit 
gehabt, * ſehr raſch zu überzeugen, daß die von 
uns genannten Gründe weiter wirkſam ſind. Nur 
die Vorwürfe des früheren Parteipolitikers und 
jetzigen Senatspräſidenten Dr. Ziehm haben dazu 
beigetragen, daß dem außenpolitiſchen Gegenſpie⸗ 
ler außerordentlich gutes Material ausgeliefert 
wurde. (Hört, hört! links.) Der Außenhandel 
des Danzig⸗polniſchen Zollgebietes be⸗ 
trug 1928 5,16 Millionen Tonnen, 1929 5,09 Mil⸗ 
lionen Tonnen und 1930 nur noch 3,57 Millionen 
Tonnen. Das iſt alſo ein Rückgang von über 11% 
Millionen Tonnen, d. h. um faſt ein Drittel. Die 
Handels⸗ und Zollpolitik Polens iſt ja auf Ver⸗ 
ringerung der Einfuhr gerichtet und muß ſchon 
aus dieſem Grunde die Zolleinnahmen kürzen. 
Hinzu kommt die Vorenthaltung der Exportprä⸗ 
mien. Ich unterſtütze das, was der Herr Finanzſe⸗ 
nator ausführte. Wenn Polen behauptet, daß die 
Danziger Kaufmannſchaft einen Anteil daran hat, 
und daß allein an den Danziger Getreidehandel 
9 Millionen Zloty gezahlt ſeien, ſo wird dabei 
verſchwiegen, daß die Kaufmannſchaft von dieſen 
Exportprämien keinen Pfennig behalten hat, ſon⸗ 
dern den Betrag längſt im Preiſe des Produktes 
oder im Preiſe des Exportſcheines an die polni⸗ 
ſche Wirtſchaft zurückgezahlt hat. Natürlich führt 
die Bildung der Syndikate und das Syſtem der 
Exportprämien immer mehr zur Ausſchaltung der 
Danziger Kaufmannſchaft. Ich rechne, daß wir bei 
den jetzt vom Senat getroffenen Maßnahmen nicht 
nur die Zahl von 30 000 Erwerbsloſen haben 
werden, ſondern damit rechnen müſſen, daß dieſe 
Zahl im Sommer nicht unter 20 000 herunterge⸗ 
hen wird. Im ſelben Augenblick, wo das feſtge⸗ 
ſtellt wird, muß man gebieteriſch fordern, daß die 
Wenigerarbeit, die noch in Danzig auszuführen 
iſt, nicht mit ausländiſchen, ſondern mit Danziger 
Arbeitern ausgeführt wird. Das iſt das Haupt⸗ 
problem, weil hier keine Beſſerung zu ſehen iſt 
und ſich die Steuereinnahmen immer weiter ver⸗ 
ringern werden. 

Ich behaupte, daß wir in dieſem Jahr noch 
eine weitere Finanzſanierung bekommen, und daß 
der Etat nicht ausgeglichen, ſondern friſtert iſt. 


liche Rückgang in Polen. Wir Danziger Soziali⸗ 
ſten wünſchen mit einem wirtſchaftlich geſunden 
und ſtarken Polen zuſammen zu arbeiten. Mit be⸗ 
ſonderer Sorge erfüllt uns auch die ſchwierige 
Lage der arbeitenden Klaſſe in Polen. Nur, wenn 
dort die Konſumkraft ſteigt, iſt eine wirtſchaftliche 
Beſſerung der Verhältniſſe zu erhoffen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki! Das wird Pilſudſki ſchon bejorgen! Wir 
haben für die Abwehr der Belaſtung der arbeiten⸗ 
den Klaſſe zu ſorgen. In Warſchau iſt die Grün⸗ 
dung eines polniſchen Friedenskomitees vorge⸗ 


nommen worden. Wir müſſen aber feſtſtellen, — 
(Abg. Plenikowſki: Glauben Sie an dieſe Illuſi⸗ 


onen? — Zuruf des Abg. Greiſer.) Jabbern Sie 
nich mang von Dingen, die Sie nicht verſtehen. 


Mittwoch, den 11. März 1931. 


(Abg. Greiſer: Schiebergeſellſchaft genau ſo wie in 
Danzig!) Soll ich Ihnen eine Anzahl Schieber 
aufzählen, wie ſie täglich in Ihren Kreiſen vor⸗ 
kommen? Sie wiſſen doch, daß Sie ſich nicht der 
vielen Zerſetzungen erwehren können, die in Ihrer 
Partei eingeriſſen ſind. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Ich wünſchte, daß unſere Pleite immer ſo gut vor⸗ 
wärts ginge, wie ſie zur Zeit geht. Dann bekommt 
der Junge ein paar richtige, ſtarke rote Backen, 
um recht bald gründlich mit den Nazis aufzuräu⸗ 
men. (Bravo! links.) Wir werden ſehen, wo der 
Leichnam zu finden iſt und wir werden helfen, 
ihn zu Grabe zu tragen. Ich werde beſtimmt dabei 
ſein. Wir verſichern, daß wir ihm ein Begräbnis 
erſter Klaſſe bereiten werden. 

Wir müſſen feſtſtellen, daß wir den guten Wil⸗ 
len der polniſchen Regierung in vielen Maßnah⸗ 
men Danzig gegenüber vermiſſen. Der Danziger 
Wirtſchaft wird immer weiter die Betätigungs⸗ 
möglichkeit in Polen abgegraben. Gegenſeitiges 
Beteuern der Loyalität kann hier nicht helfen. Es 
muß endlich einmal zur Generalreinigung des 
Verhältniſſes zu Polen kommen. (Abg. Plenikow⸗ 
ſki: Wie oft wird das hier ſchon-geſagt!) Vielleicht 
bietet die wohl unvermeidliche Neugeſtaltung des 
Warſchauer Abkommens Anlaß hierzu. 

Mit Dank haben wir das Intereſſe der aus⸗ 
ländiſchen, insbeſondere der franzöſiſchen Journa⸗ 
liſten an Danzig empfunden. Wir erkennen auch 
das Intereſſe Rußlands an Danzig an, das ſich in 
Aufträgen an Danzig dokumentiert. Hoffentlich 
wird es nicht erlahmen und weitere Arbeit nach 
Danzig bringen. Wir wünſchen, daß der Senat 
dieſe Beziebungen hegt und pflegt und dafür ſorgt, 
daß neue Aufträge nach Danzig kommen. (Abg. 
Plenikowſki: Das beſorgen die Nazis!) Wir ver⸗ 


langen, daß der neue Senat und beſonders der 


neue Handelsſenator dem bevorſtehenden Inkraft⸗ 
treten des deutſch⸗polniſchen Handelsvertrages 
beſondere Aufmerkſamkeit widmen. Hier muß al⸗ 
les daran geſetzt werden, Danzig als Mittler zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Polen einzuſchalten. Es 


müſſen in Danzig Maßnahmen zur Erleichterung 


des Arbeitsmarktes mit Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit ohne Abzug vom Lohn getroffen werden. 
Nun einige Worte zur Gdinger Frage. Wir 
hoffen, daß der Hohe Kommiſſar, gegebenenfalls 
auch der Völkerbund, in erſter Linie aber das be⸗ 
fragte juriſtiſche Sachverſtändigen⸗Kollegium den 
verbrieften Rechten Danzigs gerecht werden. Dan⸗ 
zig iſt in erſter Linie Hafenſtadt, und es iſt Pflicht 
einer jeden Regierung, die Zukunftsmöglichkeiten 
Danzigs als Hafenſtadt zu wahren. Iſt ſchon die 
gegenwärtige Konkurrenz durch Gdingen bedroh⸗ 
lich, ſo muß ſie ſich in Zukunft noch ganz anders 
auswirken als bisher. Polen ſchafft in Gdingen 
unter großen finanziellen Opfern die modernſten 
Einrichtungen, die Polen zum Teil bei gutem 
Willen längſt in Danzig hätte haben können und 
die tauſenden Danzigern Arbeit und Brot ge⸗ 
geben hätten. Ich denke dabei nicht allein an die 
Reismühle und an die Oelmühle, ſondern an die 
unmittelbaren Einrichtungen des Hafens wie das 
große Kühl⸗ und Gefrierhaus, die großen neuen 
Zuckerſpeicher, die Danzig bereits im letzten Jahr 
80 000 Tonnen Zuckerumſchlag entzogen haben. 


(C) 
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(Brill, Abgeordneter) 

Ich denke an den geplanten neuen Getreideeleva⸗ 
tor und Getreideſpeicher, der Danzig die Hälfte 
des bisherigen Umſchlags entziehen ſoll. Ich denke 
an den geplanten Exportſchlachthof und vieles an⸗ 
dere mehr. Es iſt uns bekannt, daß die polniſche 
Regierung den Antrag Danzigs auf Feſtſtellung 
ſeines verbrieften Rechts ſchwer empfunden hat 
und daß es Danzig ſeitdem unmöglich geweſen iſt, 
ſich ſelbſt über verhältnismäßig einfache Fragen 
mit Polen zu verſtändigen, ſondern daß die polni⸗ 
ſche Regierung direkt und indirekt zu erkennen ge⸗ 
geben hat, daß ſie, ſolange die Gdinger Frage nicht 
beigelegt ſei, Danzig gegenüber auf keinem Gebiet 
zur gütlichen Verſtändigung bereit ſei. Ich muß 
von dieſer Stelle aus den Appell an die polniſche 
Regierung richten, Danzig ſein Recht werden zu 
laſſen. Der Buchſtabe tötet, und auch der Frie⸗ 
densvertrag und die ſich daran ſchließenden Ver⸗ 
träge und Geſetze zwiſchen Danzig und Polen wer⸗ 
den erſt lebendig durch den Geiſt, der ſie auslegt. 


Dieſen Appell muß ich aber auch an den Hohen 


Kommiſſar des Völkerbundes richten. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Kennen Sie den Geiſt noch nicht?) Die 
Blütezeit, die der Stadt Danzig in der bekannten 
Elemenceau ſchen Mantelnote verſprochen wurde, 
iſt nicht eingetreten. Und wenn wir Sozialdemo⸗ 
kraten auch zuerſt die Weltwirtſchaftskriſe in Rech⸗ 
nung ſtellen, ſo müſſen wir doch als Danziger feſt⸗ 
ſtellen, daß der aute Wille, das kleine Danzig zu 
fördern, beim großen Polen mit ſeinen ganz ande⸗ 
ren wirtſchaftlichen Machtmitteln ſooft vermißt 
wird. Ich habe ſchon darauf hingewieſen, daß wir 
uns für die Lebenshaltung der Maſſen verant⸗ 
wortlich fühlen. 


Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Brill, ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, daß Sie nur noch 
10 Minuten Redezeit haben. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Der geſamte 
polniſche Außenhandel hat 1931 22½ Millionen 
Tonnen betragen, während heute ſchon das Um: 
ſchlagsverhältnis der beiden Häfen Danzig und 
Gdingen zuſammen um mehrere Millionen Ton⸗ 
nen über dieſe Ziffer hinausgeht. Hinzu kommt 


noch, daß die dauernden maſchinellen Verbeſſe⸗ 


rungen in den Häfen immer weniger Arbeits⸗ 
kräfte nötig machen. Die Schiffe werden mit we⸗ 
niger Arbeitern in viel kürzerer Zeit beladen. Der 
Anteil Gdingens an dem geſamten ſeewärtigen 
Verkehr Polens it von 1928 bis 1930 von 18½ 


auf 30,6 Prozent geſtiegen. Während gleichzeitig 


der Anteil Danzigs von 8114 auf 69,4 Prozent 
zurückgegangen it. Dieſe Ziffern zeigen, was wir 
von der zukünftigen Entwicklung zu erwarten 
haben. Wie kann Polen es Danzig verargen, 
wenn es pflichtgemäß ſeine Rechte in dieſer Sache 
verteidigt. Einzelne Artikel ſind jetzt ſchon in 

olen Dansig verloren gegangen. In Zukunft 
werden noch mehr verloren gehen. Ich nenne den 
Schrottumſchlag, den Umſchlag mit Bacon, den 

mſchlag mit Düngemitteln und Zucker. Ich habe 

anzig als Hafenſtadt bezeichnet und damit etwas 
Selbſtverſtändliches ausgeſprochen. Aber an dieſen 
Hafen knüpft ſich der Handel, und auch hier müſ⸗ 
ſen wir feſtſtellen, daß die Erſchwerungen, die 
uns bereitet werden, immer größer werden. (Abg. 
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Greiſer: Der Hafen iſt doch aber kapitaliſtiſch!) 
Die Einfuhr Danziger Produkte nach Polen wird 
dauernd erſchwert. In erſter Linie denke ich an 
die Boykottbewegung, die ſich in Polen gegen 
Danziger Waren zeigt. Danzig iſt darauf angewie⸗ 
ſen, neben dem Hafenverkehr und dem Handel 
auch eine Induſtrie lebensfähig zu erhalten, um 
Beſchäftigung und Brot für ſeine Arbeiterſchaft 
zu ſuchen. Die Leiſtungen der Danziger Arbeiter 
ſind durchaus qualifiziert und können auf dem 
polniſchen Markt mit Ehren beſtehen. Aber von 
wirtſchaftlichen und politiſchen Verbänden wird 
dort ein Boykott propagiert, der ſoweit gegangen 
iſt, daß gegen Produkte einer Danziger Induſtrie⸗ 
firma ſogar durch den Radioſender Propaganda 
gegen den Kauf dieſer Waren gegangen iſt. (Abg. 
Plenikowſki: Es lebe die polniſche Verſtändi⸗ 
gung!) Dem Vorgänger des gegenwärtigen Han⸗ 
delsſenators, den wir aus unſeren eigenen Reihen 
geſtellt haben, iſt es gelungen, mit der polniſchen 
Regierung eine proviſoriſche Verſtändigung über 
die Kontrolle ſogenannter Danziger Kontingent⸗ 
ware herbeizuführen, und über Induſtrieerzeug⸗ 


— 


©) 


niſſe Danzigs, die als Danziger Waren anzuſehen 


nd. Wir hoffen, daß dieſe Vereinbarungen zur 
endgültigen Verſtändigung führen; denn die 
Beſchlagnahme Danziger Waren, die in Polen 
ſtattgefunden hat, hat zu einer ſchweren und durch⸗ 
aus berechtigten Beunruhigung in Danzig ge⸗ 
führt. Dem Willen, den Danzig und Polen ge⸗ 
meinſam haben müfſſen, wirtſchaftlich zuſammen⸗ 
zuarbeiten, würde es entſprechen, wenn die polni⸗ 
ſche Regierung den ſcharfen wirtſchaftlichen Aus⸗ 


führungen einer gewiſſen polniſchen Preſſe und ge⸗ 


wiſſer polniſcher Verbände entgegentreten würde; 


denn durch dieſe Atmoſphäre wird nur das Ver⸗ 


hältnis zwiſchen Danzig und Polen vergiftet. Die 
Regierung in Danzig hat Anlaß, nicht ihre Kräfte 
in Einzelfragen zu verzetteln, ſondern ihr Augen⸗ 
merk auf die Regelung des geſamten Fragenkom⸗ 
plexes zu konzentrieren, um zu verſuchen, daß es 
hier endlich zu einer Verſtändigung kommt. Wir 
in Danzig und vor allem wir Sozialdemokraten 
müſſen es ablehnen, eine Korridorpolitik zu 
machen. Wir haben auf dem Boden der Tatſachen 
zu ſtehen und wir warnen, auf dem Wege weiter 
zu ſchreiten, der von gewiſſer Seite beſchritten 
worden iſt und der einen Vorwand dazu geben 
kann, an der Loyalität Danzigs irgendwie zu 
zweifeln. 

Wir warnen aber auch die andere Seite, Dan⸗ 
zig zum Opfer kapitaliſtiſcher oder ſtaatskapitali⸗ 
ſtiſcher, zum Kriege rüſtender Tendenzen zu 
machen und appellieren in dieſem Sinne insbe⸗ 
ſondere an die Solidarität der Arbeiterſchaft 
Danzigs und an die arbeitende Bevölkerung Po⸗ 
lens. Wir richten aber auch einen Appell an den 
Hohen Kommiſſar und an den Völkerbund, der 
angeſichts der großen Zahl der Erwerbsloſen 


gleichzeitig ein Appell aus tiefſter Not iſt. Mögen 
dieſe Inſtanzen nicht nur die geſchriebenen, ſon⸗ 
dern auch die ungeſchriebenen Rechte und den 
Geiſt der Verträge ſchützen, die ſolche des Friedens 
ſein ſollten. (Abg. Plenikowſki: Samuel, hilf!) 
und mögen dieſe Inſtanzen nicht durch Treibe⸗ 
reien von hüben und drüben aus Danzig ein ge⸗ 


en 
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fährliches, internationales Problem werden laſſen. 


(Wiederholtes Bravo! links.) 
Vizepräſident Gaikowſfki: 
Herr Abg. Philipſen. 
Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Im Namen der Regierungsparteien habe ich 
folgende Erklärung abzugeben: 0 
Die Regierungsparteien begrüßen es, daß die 
rechtzeitige Verabſchiedung des Haushaltsgeſetzes 
für das kommende Rechnungsjahr ſichergeſtellt 
iſt. (Abg. Plenikowſti: Sind Sie Senatspräſi⸗ 
dent?) Es muß dies um ſo mehr anerkannt wer⸗ 


Das Wort hat der 


den, als die im Amt befindliche Regierung erſt 


8 


— 


vor zwei Monaten gewählt wurde und durch das 
ſchwere Werk der Sanierung der Finanzen in 
Staat und Stadt vor große und ſchwierige Auf⸗ 
gaben geſtellt war. Mehr als andere Staaten 
ſind für Danzig geordnete Finanzen in Staat 
und Gemeinden unbedingtes Erfordernis für un⸗ 
ſere ſtaatliche Unabhängigkeit. Aus dieſer Er⸗ 
kenntnis ergibt ſich die hohe Bedeutung eines 
nicht nur auf dem Papier, ſondern tatſächlich aus⸗ 
geglichenen Staatshaushaltes. Der uns vorliegen⸗ 
de Haushaltsplan wurde dem Volkstag von der 
alten Regierung vorgelegt. Zum Ausgleich ſah 
die alte Regierung durch beſondere Sanierungs⸗ 
maßnahmen die Aufbringung von 8,9 Millionen 
Gulden vor. Von dieſer Summe ging man bei den 
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes durchgeführ⸗ 
ten Maßnahmen aus. Bald zeigte ſich aber, daß die 
Etatsanſätze auf der Einnahmeſeite zu hoch ge⸗ 
ſchätzt waren. Die Regierung und mit ihr die Ne⸗ 
gierungsparteien ſetzten deshalb die Einnahmen 
herab, um ein Defizit im kommenden Rechnungs⸗ 
jahr möglichſt auszuſchließen. (Abg. Plenikowſki: 
Was haben Sie herabgeſetzt?) 

Das machte weitere Einſchränkungen auf der 
Ausgabenſeite notwendig. Die Finanzlage eines 
jeden Staates iſt in hohem Maße von der Steuer⸗ 
kraft ſeiner Bevölkerung und dieſe wiederum von 
der Wirtſchaftslage abhängig. Die Erfahrung 
aus früheren Jahren lehrt, daß der Staatshaus⸗ 
haltsplan nicht durch überſpannte Steuern auszu⸗ 
gleichen iſt. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Dieſem 
Umſtande mußte Rechnung getragen werden. Die 


Regierungsparteien legten deshalb das Schwer⸗ 


gewicht auf eine Verminderung der Ausgaben 
und ſuchten ſteuerliche Neubelaſtungen nach Mög⸗ 
lichkeit zu vermeiden. So wurden durch umfang⸗ 
reiche Abſtriche Erſparniſſe von mehreren Millio⸗ 
nen Gulden erzielt. (Abg. Plenikowſki: Auf weſſen 
Koſten?) Sparſamkeit und pflegliche Behandlung 
der Wirtſchaft müſſen auch in Zukunft oberſtes Ge⸗ 
bot fein. (Zuruf des Abg. Plenikowſfi.) 

Vizepräſident Gaikowfti: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, Sie haben die Möglichkeit, ſich nachher zum 
Wort zu melden. (Abg. Plenikowſki: Das werde 
ich auch noch beſorgen!) Ich bitte, jetzt die Zwi⸗ 
ſchenrufe zu unterlaſſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Sparſam⸗ 
keit und pflegliche Behandlung der Wirtſchaft 
müſſen auch in Zukunft oberſtes Gebot ſein. Nur 
dadurch wird es möglich, dauernd zu geordneten 
Finanzverhältniſſen zu kommen, was im Intereſſe 
des Staates und unſerer geſamten Wirtſchaft not⸗ 
wendig iſt. 


Mittwoch, den 11. März 1931. 


Die Regierungsparteien ſind hierzu feſt ent⸗ 
ſchloſſen und von der Bedeutung dieſer hohen 
Aufgabe erfüllt. In hieſigen Tageszeitungen 
wurde von einem neuen Defizit geſprochen. Mit 
aller Deutlichkeit muß erklärt werden, daß ein 
ſolches nicht vorhanden iſt. Lediglich durch eine 
vorſichtige Schätzung der Einnahmen für das kom⸗ 
mende Rechnungsjahr waren neue Maßnahmen 
notwendig. Die Regierungsparteien glauben, daß 
der vorliegende Haushaltsplan in der Faſſung, 


wie er im Ausſchuß verabſchiedet wurde, die Siche⸗ 


rung der Staatsfinanzen gewährleiſtet (Lebhaftes 
Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Die Tatſache, 
daß der Senatspräſident Dr. Ziehm keine Regie⸗ 
rungserklärung abgibt, zeigt insbeſondere, daß der 
Senat nicht nur ausführendes Organ, ſondern be⸗ 
ſchließendes Organ iſt, daß ſich der Senat hier 
nur hinſtellt und verlangt, daß der Volkstag zu 
allen Maßnahmen Ja und Amen ſagen ſoll. Man 
will alle Geſetze, die ſich zum Schaden der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung auswirken, hier auf dem 
ſchnellſten Wege durchpeitſchen. Als vor den 
Volkstagswahlen bekannt wurde, daß im Haus⸗ 
haltsplan ein Defizit vorhanden war, erhob ſich 
ein großes Geſchrei. Insbeſondere waren es die 
Nationalſozialiſten, die mit dieſem ſogenannten 
16 Millionen⸗Defizit ihren Wahlkampf führten, 
indem ſie erklärten, daß ſie als Nationalſozialiſten 
endgültig mit dieſer Wirtſchaft ein Ende machen 
würden. Trotzdem nur ein paar Wochen vergan⸗ 
gen ſind, als der Senat auf Grund des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes die Sanierung vornahm, eine Sa⸗ 
nierung auf Koſten der werktätigen Bevölkerung, 
muß jetzt feſtgeſtellt werden, daß wiederum ein 
Defizit vorhanden iſt. Man kann jetzt verſuchen, 
es mit allen Mitteln abzuſtreiten, indem man er⸗ 
klärt, daß man zu hoch geſchätzt hat, ſo iſt trotzdem 
ein Defizit vorhanden. Nur daß der Senat heute 
noch nicht den Mut beſitzt, dies in aller Oeffent⸗ 


lichkeit bekanntzugeben. Schon vor mehreren Wo⸗ 


chen hat der Abg. Plenikowſki erklärt, daß dies 
Defizit vorhanden iſt. Auch Herr Dr. Hoppen⸗ 
rath erklärte im Ausſchuß, jawohl es iſt etwas 
nicht in Ordnung in unſerem Haushaltsplan aber 
es iſt kein Defizit. Wir haben es verſtanden, dies 
auf eine andere Art und Weiſe auszugleichen. 
Wir Kommuniſten wundern uns nicht, daß ein 
Defizit vorhanden iſt. Wir werden nach ein paar 
Monaten feſtſtellen müſſen, daß nicht 5 Millionen 
im Staatshaushaltsplan fehlen werden, ſondern 
10 bis 15 Millionen. Dies iſt eine der Erſchei⸗ 
nungen in allen kapitaliſtiſchen Ländern. Die 
Erwerbsloſigkeit in allen kapitaliſtiſchen Ländern 
wird von Tag zu Tag größer. Niemand kann es 
heute ableugnen, daß über 25 Millionen Erwerbs⸗ 
loſe in den kapitaliſtiſchen Ländern vorhanden 
ſind. Wenn wir die Familienangehörigen zuſam⸗ 
menrechnen, ſo kann man feſtſtellen, daß zirka 80 
Millionen Menſchen bittere Not und Elend leiden, 
daß dieſe 80 Millionen dem Hungertode preisge⸗ 
geben ſind. Hier zeigt es ſich, wie recht wir Kom⸗ 
muniſten haben, wenn wir erklären, daß dies ka⸗ 
pitaliſtiſche Syſtem nicht imſtande iſt, den Arbei⸗ 
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tern Lohn und Brot zu geben. 25 Millionen Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte können innerhalb dieſes 
kapitaliſtiſchen Syſtems nicht mehr Arbeit erhal⸗ 
ten. Das zeigt, wie morſch und verfault dies ka⸗ 
pitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem iſt. Aber wie ſchnell 
ſich die Wirtſchaftskriſe verſchärft, wie ſchnell ſich 
das Heer der Erwerbslosen vergrößert hat, zeigt 
eine Bekanntmachung des internationalen Ar⸗ 
beitsamts in Genf. Die Zahl der Erwerbsloſen 
in Europa hat ſich vom vergangenen Jahr bis jetzt 
auf das Doppelte erhöht. Es ſind alſo 100 Pro- 
zent mehr Erwerbsloſe in dieſem Jahr gegenüber 
dem vergangenen vorhanden. Das zeigt ſich ins⸗ 
beſondere auch hier in Danzig, wo zur Zeit über 
30 000 Erwerbsloſe vorhanden ſind. Wenn in der 
heutigen Zeitung bekanntgegeben wird, daß zirka 
29 000 Erwerbslose gemeldet find, fo haben wir 
Tauſende und Abertauſende Erwerbsloſe, die 
überhaupt nicht von der Erwerbsloſenfürſorge er⸗ 
faßt werden. So daß wir hier in Danzig auch 
rechnen können, daß zirka 100 000 Menſchen nicht 
mehr Arbeit und Brot erhalten. Das ſind 25 
Prozent der geſamten Bevölkerung. Zu dieſen 
Erwerbsloſen kommen in Danzig ſowie in allen 
kapitaliſtiſchen Ländern noch die Kurzarbeiter. 
Gerade ſo, wie die Erwerbsloſen, leiden auch die 
Kurzarbeiter unter dieſem kapitaliſtiſchen Syſtem. 
Weil ſie mit dem Lohn, den ſie erhalten, nicht im⸗ 
ſtande ſind, ihr Leben zu friſten. Die Bourgeoiſie 
macht ſich die Erwerbsloſigkeit der Arbeiterſchaft 
zunutze, indem ſie durch Angriffe auf die Löhne 
der Arbeiterſchaft noch ihre Exiſtenz ſichern will. 
Auf der einen Seite ſehen wir neue Belaſtungen, 
neue Steuern, auf der anderen Seite will man 
gleichzeitig den Lohn der Arbeiter abbauen. Aber 
der Bourgeoiſie wäre es nicht möglich, den Lohn 
der Arbeiter abzubauen, wenn ſie nicht in der re⸗ 
formiſtiſchen Gewerkſchaftsbürokratie eine Hilfe 
hätte. Ob es in Danzig, Deutſchland, England 
oder Frankreich iſt, überall geht die reformiſtiſche 
Gewerkſchaftsbürokratie gemeinſam mit den Un⸗ 
ternehmern dazu über, den Lohn der Arbeiterſchaft 
zu kürzen. Wir haben genügend Beiſpiele dafür. 
Ich erinnere an Berlin, das Ruhrgebiet, Mittel⸗ 
deutſchland, wo man mit Hilfe der reformiſtiſchen 
Gewerkſchaftsbürokratie gemeinſam dazu übergeht, 
den Lohn der Arbeiterſchaft um 8 bis 10 Prozent 
zu kürzen. Auch hier in Danzig verſucht man, mit 
Hilfe der reformiſtiſchen Gewerkſchaftsbürokratie 
das Gleiche zu tun. Vor allem iſt bekannt, daß die 
Großagrarier auf dem Lande einen Lohnabbau in 
Höhe von 40 bis 43 Prozent bei den Landarbei⸗ 
tern und Melkern planen. Bis heute hat die re⸗ 
formiſtiſche Gewerkſchaftsbürokratie noch nichts 
unternommen, um die Arbeiterſchaft zum Streik 
vorzubereiten. Nur allein der Danziger Land⸗ 
und Forſtarbeiterverband hat alle Vorbereitun⸗ 
gen getroffen und weil wir Kommuniſten zum 
Streik aufrufen, will man jetzt den Staatsanwalt 
gegen uns mobil machen. Nach der Auffaſſung 
er Regierung iſt es ſogar ein Verbrechen, wenn 
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Landarbeiter hinter ſich hat. 
halb die Auffaſſung, daß es ihnen gelingen wird, 
den Lohn abzubauen, insbeſondere jetzt, wo ſie die 
Ausführungen eines prominenten Führers der 
Sozialdemokratie, und zwar des früheren Abg. 
Wierſchowſki gehört haben, der erklärt hat, der 
Deutſche Landarbeiterverband kann keinen Streik 
führen. Er ſagte: „Nur wenn wir 8000 Mit- 
glieder haben, werden wir die Landarbeiter auf⸗ 
fordern, in den Streik zu treten.“ (Hört, hört! bei 
den Kommuniſten) Uns allen iſt bekannt, daß der 
„V. unter Führung von Rehberg und Wier⸗ 


Rehberg und Wierſchowſki iſt das auch bekannt. 
Damit dokumentieren ſie, daß ſie mit dem Lohn⸗ 
abbau einverſtanden ſind. Aber die Landarbeiter 
ſind nicht mit den Maßnahmen der Großagrarier 
und der reformiſtiſchen Gewerkſchaftsbürokratie 
einverſtanden. Sie werden in den Streik treten. 
Aber nicht nur bei den Landarbeitern iſt es ſo. 
Es iſt unbedingt notwendig, auch auf die Bau⸗ 
arbeiter einzugehen. Der Herr Abg. Brill ſtellte 
ſich hier vorhin als derjenige hin, der die Inter⸗ 
eſſen der werktätigen Bevölkerung vertritt. Trotz⸗ 
dem es dem Abg. Brill auch bekannt iſt, daß man 
den Bauarbeitern die Löhne kürzen will, hat man 
nichts unternommen, um die Bauarbeiter für den 
Streik vorzubereiten. Der Abg. Brill hat andere 
Sorgen. Kein Arbeiter, auch nicht die Deutſch⸗ 
nationalen und nicht die anderen bürgerlichen 
Parteien, nehmen den Abg. Brill ernſt. Wenn 


er hier auch radikale Töne angeſchlagen hat, ſo 


wiſſen die Deutſchnationalen und mit ihnen die 
bürgerlichen Parteien, daß er das nur der Ar⸗ 
beiter wegen macht, innerlich aber mit der Bour⸗ 
geoiſie verwachſen iſt. Das zeigt ſich ſchon dadurch, 
daß man keine Schritte unternimmt, ſondern daß 
der Abg. Brill und mit ihm die Sozialdemokvatie 


andere Sorgen hat, und zwar die, daß ſie immer 


mehr erkennen, daß die Arbeiterſchaft nicht mehr 
der reformiſtiſchen Gewerkſchaftsbürokratie nach⸗ 
läuft, ſei es nun in Danzig oder in anderen Län⸗ 
dern. Sie ſehen überall daß die R. G. O. von 
Tag zu Tag ſtärker wird, und die Gewerkſchafts⸗ 
bürokratie erkennt, daß dies eine Gefahr für die 


Bourgeoiſie aber gleichzeitig auch für die Sozial⸗ 


demokratie iſt. Anſtatt den Kampf gegen die 
Bourgeoiſie zu führen, führt man jetzt den Kampf 
gegen die Arbeiter in den Gewerkſchaften. Der 


Abg. Brill ging auch auf die Faſchiſierungsmetho⸗ 


den ein, die Sozialdemokratie treibt innerhalb 
der freien Gewerkſchaften dieſelbe Faſchiſierungs⸗ 
methode, wie es die Nationaliſten machen. Sie 
greifen zu Maßnahmen, die jeder Beſchreibung 
ſpotten. Im Intereſſe der Bourgeoiſie werden 
Arbeiter, die jahrelang Mitglied des Baugewerks⸗ 
ausge⸗ 
ſchloſſen. Man teilt ihnen den Ausſchluß aber nicht 
mit, ſondern den Arbeitern wird, wenn ſie 
ahnungslos zu den Verſammlungen kommen, ein⸗ 
weggenommen. Wenn 


Sie vertritt des⸗ 
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man die Arbeiterſchaft aufruft ſich gegen den Ah⸗ ich die Arbeiter dagegen wehren, werden ſie von 
b 11 85 e e Raus, „„ bezahlten Subjekten mit Gewalt hinausgeworfen. 
au des Lohns zu wehren. N a i a ee e 

Hier ſehen wir, daß die Sozialdemokratie und mit 
ihr die geſamte reformiſtiſche Gewerkſchaftsbüro⸗ 
kratie nicht den Kampf gegen die Bourgeoiſie 
führt, ſondern gegen die Arbeiterſchaft. 


Aber die Unternehmer und mit ihnen die Groß⸗ 
agrarier glauben noch immer, daß die reformiſti⸗ 
ſche Gewerkſchaftsbürokratie auf dem Lande die 


“ 


Auf der einen Seite ſehen wir wachſenden Profit, 
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Frauen und Kinder der Erwerbsloſen ſehen, ob es 


ſten Sachen ſind, daß ſich die Arbeiter in den ka⸗ 


land. Alle gehen gemeinſam mit Hilfe der Schutz⸗ 


Agrarkriſe in allen kapitaliſtiſchen Ländern im⸗ 
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Wenn man durch die Straßen Danzigs geht lismus zugrunde gerichtet. Dieſe Millionen Bau⸗ (0) 


und die Zeitungen lieſt, muß man überall feſtſtel⸗ 
len, daß die Arbeiterviertel von hungernden Ar⸗ 
beitsloſen überfüllt ſind. Die Arbeiter, die 


in Deutſchland, Danzig oder anderen kapitaliſti⸗ 
ſchen Ländern iſt, daß die Läden voll von den be⸗ 


pitaliſtiſchen Ländern aber nichts kaufen können, 
weil ſie nicht imſtande ſind, die Waren zu be⸗ 
zahlen. Die Bourgeoiſie führt trotzdem auf Koſten 
der werktätigen Klaſſe weiter ihr Freudenleben. 


unerhörte Verſchwendung der Bourgeoiſie und auf 
der andern Seite die Qualen des Hungers, denen 
Tauſende Arbeitsloſe ausgeliefert ſind. Wo blei⸗ 
ben diejenigen, die angeben, Arbeiterintereſſen 
zu vertreten. Die Nationalſozialiſten gehen mit 
den Sozialdemokraten und der Bourgeoiſie Hand 
in Hand, um dies kapitaliſtiſche Syſtem zu ſtützen, 
das die Arbeiter, das die werktätigen Kreiſe ver⸗ 
hungern läßt. Der Abg. Brill erklärte vom Po⸗ 
lizeipräſidenten Severing, daß er die Schupobe⸗ 
amten ſehr gut leiden könne. Stimmt, gleichgültig, 
ob es ſozialdemokratiſche Polizeipräſidenten oder 
der nationalſozialiſtiſche Innenminiſter Frick iſt 
oder die ſogenannte Arbeiterregierung in Eng⸗ 


polizei und der Staatsgewalt gegen die Arbeiter⸗ 
ſchaft vor. In allen kapitaliſtiſchen Ländern wird 
der Schrei der Arbeiter nach Arbeit und Brot 
brutal und rückſichtslos niedergeſchlagen. 

Die Arbeiter werden deshalb erkennen, daß es 
ihnen innerhalb dieſes kapitaliſtiſchen Syſtems 
nicht möglich ſein wird, ihre Lage zu verbeſſern. 
Die Sozialdemokraten und die Nationalſozialiſten 
wollen nur, indem ſie nach außen hin einen Schein⸗ 
kampf führen, beweiſen, daß ſie alle beide im In⸗ 
tereſſe der Bourgeoiſie arbeiten, daß ſie alle einen 
Ausweg ſuchen, in Danzig wie in Deutſchland. 
Nur mit den brutalſten Mitteln iſt es ihnen heute 
noch möglich, dies Syſtem zu erhalten. Aber trotz 
aller dieſer Maßnahmen geht dieſes vermorſchte 
Wirtſchaftsſnſtem dem Abgrund entgegen. Wir 
Kommuniſten erklären daß dieſe Kriſe einen all⸗ 
gemeinen, weltumfaſſenden Charakter trägt. Kein 
Teil der kapitaliſtiſchen Welt iſt mehr von der 
Kriſe verſchont. Dies kann niemand mehr ab⸗ 
leugnen. Vor einem oder zwei Jahren hat man 
immer erklärt, es gehe uns deshalb ſo ſchlecht, 
und in Danzig und Deutſchland ſeien Wirtſchafts⸗ 
kriſen, weil wir den Krieg verloren haben. Heute 
muß man feſtſtellen, daß Amerika, England und 
Frankreich, alle dieſe Staaten von Kriſen heim⸗ 
geſucht werden. Auch die Staaten, die überhaupt 
nicht am Krieg beteiligt waren, wie Holland und 
die Schweiz, ſind von der Kriſe mitgeriſſen wor⸗ 
den. Gleichzeitig zeigt es ſich, daß ſich auch die 


mer mehr verſchärft, ſowohl in den Ländern, die 
den Krieg gewonnen haben als auch in denen, die 
ihn verloren. Auch in den Ländern, wo der Fa⸗ 
ſchismus regiert, in den kapitaliſtiſchen Ländern, 
wie Italien, zeigt es ſich von Tag zu Tag, daß ſich 


ern werden von ihrer Scholle vertrieben und dem 
Elend preisgegeben. Dann verſucht man, den Bau⸗ 
ern vor Augen zu führen, daß es die Kommuniſten 
ſeien, die ihm das letzte Stückchen Land, die letzte 
Kuh wegnehmen wollen. 

Hier haben wir Beiſpiele, daß es der Ka⸗ 
pitalismus iſt, der den Bauern von ſeiner 
Scholle treibt. Weiter müſſen wir feſtſtellen, daß 
auch in Zeiten der Hochkonjunktur Erwerbsloſig⸗ 
keit vorhanden iſt. Wir ſehen, daß in allen ka⸗ 


pitaliſtiſchen Ländern in den letzten Jahren eine 


Dauererwerbsloſigkeit zu verzeichnen war, im 
Winter und im Sommer. Gleichzeitig wird der 
Preis der Ware Arbeitskraft in der letzten Zeit 
ſtändig unter ihren Wert herabgedrückt, ſo daß ſo⸗ 
mit eine abſolute Verelendung der Arbeiterſchaft 
eintritt. Aber nicht nur bei den Erwerbsloſen, ſon⸗ 
dern wir ſehen die abſolute Verelendung der 


Werktätigen auch bei den Kurzarbeitern und den 


Vollbeſchäftigten. Hierdurch entſteht eine dauernde 
Herabſetzung der Konſumkraft der Maſſen und 
Verringerung des Abſatzmarktes. Das beweiſt, daß 


ſich die kapitaliſtiſche Weltwirtſchaftskriſe in der 


nächſten Zeit immer mehr verſchärfen wird. Dem⸗ 
gegenüber gibt es in der Sowjetunion als dem ein⸗ 
zigen Lande in der ganzen Welt keine Arbeits⸗ 
loſen. In den letzten Wochen haben die bürger⸗ 
lichen Zeitungen insbeſondere über den Fünfjah⸗ 
resplan geſchrieben. Hier müſſen ſie zugeben, daß 
in der Sowjetunion ein Mangel an Arbeitern vor⸗ 
handen iſt. In dieſem Jahr allein ſollen zwei 
Millionen Arbeiter eingeſtellt werden. Aber die 
Sowjetunion hat dieſe Spezialarbeiter augenblick⸗ 
lich nicht. In den kapitaliſtiſchen Ländern Arbeits⸗ 
loſigkeit und Lohnabbau. In der Sowjetunion 
wird der Lohn nicht herabgeſetzt, ſondern ſteigt von 
Jahr zu Jahr. (Abg. Plenikowſkti: Sehr wahr!) 
In den letzten zwei Jahren iſt der Lohn der Ar⸗ 
beiter um 12 Prozent geſtiegen und in dieſem Jahr 
ſoll der Lohn um weitere 6 Prozent ſteigen. (Abg. 
Plenikowſki: Hört, hört!) Hier ſehen wir inner⸗ 
halb dreier Jahre eine Erhöhung des Lohnes um 
18 Prozent. In den kapitaliſtiſchen Ländern wird 
der Lohn abgebaut. In der Sowjetunion beträgt 
die Arbeitszeit nur ſieben Stunden. Daß der 
Fünfjahresplan in der Sowjetunion durchgeführt 
wird, das leugnen heute auch die Kapitaliſten 
nicht mehr. Ich erklärte ſchon vordem, daß die bür⸗ 
gerlichen Zeitungen gerade in der letzten Zeit vom 
Fünfjahresplan ſchreiben, weil fie ihren Unter⸗ 
gang ſehen. Die Landeszeitung ſchrieb in der ver⸗ 
gangenen Woche: „Jawohl, der Fünfjahresplan 
wird in vier Jahren durchgeführt werden. Insbe⸗ 
ſondere iſt es der uns allen bekannte Pater Muk⸗ 
kermann, der in einem Artikel in der Landeszei⸗ 
tung ſchimufte, daß deutſche Induſtrielle nach der 
Sowjetunion fahren, um ſelbſt an ihrem Unter- 
gang mitzuarbeiten. Weiter erklärte Muckermann, 
die deutſchen Induſtriellen dürfen nicht die Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß ſie nach Moskau als die 
Herren kämen, ſondern Moskau würde ſie nur als 
ſeine Diener betrachten. Jawohl, die Sowjetunion 
iſt ſchon ſoweit vorgeſchritten. Sie ſteht ſchon ſo 


die Kriſe immer mehr verſchärft. Millionen von 
kleinen Bauernwirtſchaften werden vom Kapita⸗ 


feſt, daß ſie die Kapitaliſten der geſamten Welt als 
ihre Diener betrachtet. Uns Kommuniſten freut 
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es, daß die Induſtriellen nach der S. U. fahren ſtrument des Friedens iſt. Sie jagen, unſere Auf⸗ 
müſſen, um an dem Aufbau des Sozialismus gabe iſt es jetzt, mit dem Völkerbund gemeinſam 
mitzuhelfen. Trotzdem die Landeszeitung mehre⸗ zu arbeiten. Die Nationalſozialiſten, die vor den 
re Artikel geſchrieben hat, ſehen wir wieder, daß Wahlen in der Oeffentlichkeit nicht laut genug 
ſich auch die chriſtlichen Anternehmer nicht darum ſchreien konnten, ſind jetzt treue Anhänger des 
kümmern, was dieſe Zeitung ſchreibt. Auch ihre 
Parteigenoſſen ſagen ſich, wenn wir als Deutſche wahr!) Sie bewilligen für ein Haus für den Ober⸗ 
mit der Sowjetunion nicht dies Geſchäft machen, kommiſſar, der doch der Vertreter des Völkerbun⸗ 
machen es andere Kapitaliſten, dann machen es des iſt, den Betrag von 100 000 Gulden. (Abg. 
die engliſchen oder die amerikaniſchen. Aber wo Plenikowſki: Sehr wahr!) 100 000 Gulden muß 
jetzt alle Welt weiß und die Bougeoiſie es nicht der kleine Freiſtaat für den Völkerbund geben. 
mehr ableugnen kann, daß der Fünffjahresplan Die Nationalſozialiſten ſtimmen dem anſtands⸗ 
Tatſache wird, ſehen wir, daß jetzt eine Hetze ge- los zu. Aber auch die Deutſchnationalen hauten 
gen die Sowjetunion durchgeführt wird, um die im vergangenen Jahr in dieſelbe Kerbe, wie die 


Völkerbundes geworden. (Abg. Plenikowſki: Sehr 


Arbeiter in den kapitaliſtiſchen Ländern von dem 


abzulenken, was die Bourgeoiſie mit den Arbei⸗ 


tern im eigenen Land vorhat. Auch der Danziger 
Senat hat ein Intereſſe daran, von der Sowjet⸗ 
union Aufträge zu erhalten. Durch den erſten 
Arbeiter⸗ und Bauernſtaat haben die Danziger 
Arbeiter Arbeit und Brot bekommen. Wenn die 


Sowjetunion hier nicht die Schiffe hätte bauen 


laſſen, wäre jetzt ſchon ein viel größeres Defizit im 
Staatsſäckel vorhanden. (Abg. Plenikowſki: 
Sehr wahr!) Aber nach außen verſucht ja auch 


die jetzige Regierung ein freundſchaftliches Ver⸗ 


hältnis mit der Sowjetunion zu betreiben. Aber 
hier paßt das Sprichtwort „Vorne die Fratze und 
hinten der Dolchſtoß“, insbeſondere, weil der Se⸗ 
nat die Hetze gegen die Sowjetunion unterſtützt. 
Anſere Aufgabe muß es fein, dies der breiten Oef⸗ 
fentlichkeit zu unterbreiten. 
war es der Vorſitzende, der Abg. Greiſer, der in 
ganz gemeiner, niederträchtiger Weiſe die ruſſi⸗ 
ſchen Volkskommiſſare verleumdet hat. Es iſt ja 
Tatſache, daß ſich die ruſſiſchen Volkskommiſſare 
dadurch nicht beleidigt fühlen; denn unſere ruſſi⸗ 
ſchen Genoſſen ſtehen himmelhoch über dem Abg. 


Greiſer. Aber kennzeichnend iſt es, daß die Senu- und die Nationalſozialiſten, die auf Geheiß Po⸗ 


toren Schwegmann und Hinz an der Sitzung teil⸗ 
nahmen und zugelaſſen haben, daß die ruſſiſchen 


Volkskommiſſare in dieſer gemeinen Weiſe ver⸗ 


leumdet wurden. Das zeigt, daß vorne die Fratze 
und hinten der Dolchſtoß iſt. 

Die Sowjetunion braucht in der jetzigen Zeit 
nicht mehr die Kapitaliſten. Aber die Kapitaliſten 
und auch der Danziger Staat brauchen die Sow⸗ 


Im Hauptausſchuß 


den Völkerbund verteidigten, waren die 
Deutſchnationalen, die gegen den 
Stellung nahmen. Heute haben auch die Deutſch⸗ 
nationalen ihre Anſicht revidiert. Unſer Staats⸗ 
oberhaupt Dr. Ziehm fährt nach Genf und iſt hoch⸗ 
beglückt, daß er vom Völkerbund als der unge⸗ 
krönte König von Danzig empfangen wird. Die 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ ſchrieben: „Ja⸗ 
wohl, auch Präſident Ziehm iſt der Auffaſſung, 
daß man mit dem Völkerbund zuſammen arbeiten 
kann.“ Hier zeigt es ſich, daß dieſe Verſtändigungs⸗ 
politik nur durchgeführt wird, um den Kampf ge⸗ 
gen die Union zu führen. Alle Parteien, die vor⸗ 
her nach außen hin gegen den Völkerbund Stel⸗ 
lung nahmen, verbinden ſich jetzt, um den Kampf 
gegen Sowjetrußland zu führen. 


Ebenſo wie gegen den Völkerbund hat man 


es 


ſind auch heute noch die Nationalſozialiſten, die 
draußen in den Verſammlungen nicht genug auf 


langt, daß Danzig die 

einführen ſolle, ſind es die Deutſchnationalen 
lens hier in Danzig die Einwohnerwehr einfüh⸗ 
ren, welche für den Freiſtaat doch Koſten bringt. 
Als damals die Einwohnerwehr von der Koali⸗ 


donsregierung unter Führung der Sozialdemo⸗ 


kratie aufgelöſt wurde, haben die Deutſchnationa⸗ 


len erklärt, die Einwohnerwehr ſei auf Geheiß 


Polens aufgelöſt worden. Die Deutſchnationalen 
glaubten es damals ſelbſt nicht, aber ſie wollten 


Nationalſozialiſten. Wenn die Sozialdemokraten 


Völkerbund 


auch gegen Polen oft derbe Worte gebraucht. Es 


Polen ſchimpfen können. Aber wenn Polen ver⸗ 
Einwohnerwehr wieder. 


letunion, d. h., daß der Sozialismus in der Sow⸗ ein Märchen in die Welt ſetzen. Heute wird aber 
letunion geſiegt hat. Das zeigt erneut, daß nur der feſtgeſtellt, daß Polen ſogar verlangt, daß die 
Sozialismus imſtande iſt, den Arbeitern Lohn Einwohnerwehr hier in Danzig wieder eingeführt 
und Brot zu geben. Deshalb wird die geſamte werden ſoll. Der Senatspräſident Dr. Ziehm 
werktätige Klaſſe dem Beiſpiel unſerer ruſſiſchen wird in der nächſten Zeit nach Warſchau fahren, 


rüder folgen. Wir haben in den letzten Tagen um dort ſeinen Antrittsbeſuch zu machen. Da 


geſehen, daß nicht nur die Kapitaliſten verſuchen, wird er gemeinſam mit den polniſchen Faſchiſten 
die Anion zu vernichten, ſondern daß Hand in beſprechen, wie ſie am beſten im Intereſſe der 
Hand mit der Bourgeoiſie die zweite Internatio⸗ Danziger und der polniſchen Bourgeoiſie die Werk⸗ 
0 daran iſt, im Intereſſe des Kapitalismus tätigen Danzigs ausbeuten können. In dieſer 
1 erſten Arbeiter⸗ und Bauernſtaat zu vernich⸗ Hinſicht find ſich die polniſchen und die Danziger 
ten. Aber alle dieſe Maßnahmen werden nicht die Regierungsleute einig. Man muß nun fragen, 


ion zerſtören, weil die Arbeiter und Bauern wo bleibt der Kampf der Nationalſozialiſten, wo 


enter der Regierung ſtehen. Aber kennzeichnend bleibt der Kampf der Deutſchnationalen gegen die 
5 dieſe Regierung und insbeſondere für die polniſche Willkür? Jetzt iſt alles ruhig geworden, 
ls bis zu den Sozialdemokraten iſt jetzt die wie die Regierung ruhig geworden iſt gegen das 


Kur ®).. u = 7 2 £ 1 2 . 7. 
terrheitsfront dieſer Parteien zur Frage des Völ⸗ Landesarbeitsamt, trotzdem das der erſte Antrag. 
Bi undes. Die Nazis bis zu den Sozialdemokraten war, den die Deutſchnationalen mit der Unter⸗ 


aben alle erkannt, daß der Völkerbund ein In⸗ ſchrift des Senators Schwegmann einbrachten. 
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Sie halten es nicht für nötig, ihn auf die Tages⸗ 


ordnung zu bringen. Dasſelbe iſt der Fall bei den 
Nationalſozialiſten, die über das Schächtverbot ſo 
ſchreien. Bis heute haben ſie es auch nicht für 
nötig befunden, dieſen Antrag hier im Volkstag 
zu verhandeln. Das zeigt, daß wie dieſe Anträge 
auch Ihr ſogenannter Kampf gegen Polen nur 
eine elende Phraſe iſt. Hierdurch verſuchen Sie 
nur, die Werktätigen auszunutzen und zu 


den Völkerbund appellierte, obwohl 
ſchon ſo oft feſtſtellen mußte, daß der Völkerbund 
nur dazu da it. Illuſionen in den Köpfen der 
Arbeiter zu erwecken. Herr Brill weiß ganz genau, 


daß Polen, der Völkerbund und die geſamte ka⸗ 
pitaliſtiſche Klaſſe kein Intereſſe an den Werktä⸗ 
tigen Danzigs hat. Gerade ſo, wie mit dem Wirt⸗ 


ſchaftsfrieden, ſo will man auch hier in dieſer Hin⸗ 
ſicht der werktätigen Klaſſe Sand in die Augen 
ſtreuen, damit ſie ganz geduldig iſt und alle Maß⸗ 
nahmen der Bourgeoiſie ertragen ſoll. Wir Kom⸗ 
muniſten werden aber die Demagogie der Natio⸗ 
nalſozialiſten ſowie der Sozialdemokratie gegen⸗ 
über der Arbeiterſchaft entlarven. 

Es zeigt ſich, daß nur wir Kommuniſten allein 
gegen den Völkerbund und die polniſche Willkür 
kämpfen. Die andern Parteien haben kein Inter⸗ 
eſſe daran. Aber deshalb, weil wir als Kommuni⸗ 
ſten allein den Kampf gegen die Hungermaßnah⸗ 
men führen, für die Befreiung der Arbeiterſchaft, 
deshalb will man die Kommuniſtiſche Partei 
unterdrücken, deshalb verbietet man die Demon⸗ 
ſtrationen und Kundgebungen der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei. (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr!) Wir 
erklären von dieſer Stelle, daß die Kommuniſtiſche 
Partei trotz Ihrer Unterdrückungsmaßnahmen, trotz 
11 5 Terrors, von Tag zu Tag ſtärker wird. Das 
zeig 
ſchweig hat die Arbeiterſchaft erkannt, daß nicht die 
Nationalſozialiſten und nicht die Sozialdemokra⸗ 
ten, ſondern nur die Kommuniſten die einzigen 
Vertreter der werktätigen Klaſſe ſind. Wir wer⸗ 
den mehr denn je zu den Arbeitern gehen. Wir 
werden den Arbeitern zeigen, wieviel neue Laſten, 
wieviel neue Steuern man ihnen wieder aufwälzt. 
Wir werden uns auch nicht dadurch zurückſchrecken 
laſſen, daß man unſere Zeitungen beſchlagnahmt 
und unſere Redakteure dem Staatsanwalt auslie⸗ 
fert. Wir werden trotzdem weiter zum Maſſen⸗ 
ſtreik aufrufen. Wir werden weiter zur Maſſen⸗ 
verweigerung der Kopf und Mietſteuern auffor⸗ 
dern. Wir werden mehr denn je den Kampf gegen 
den National⸗ und Sozial⸗Faſchismus führen. 
Die Sozialdemokraten verſuchen jetzt nur, die re⸗ 
bellierenden Arbeitermaſſen abzuhalten, den Weg 
zur Kommuniſtiſchen Partei zu finden. Wir wer⸗ 
den den ſozialdemokratiſchen Arbeitern an Hand 
von Beiſpielen beweiſen, daß die „Oppoſition“ 
der Sozialdemokratiſchen Führer nur ein elendes 
Manöver iſt. Wie in Danzig, ſo werden wir unter 
Führung der Kommuniſtiſchen Internationale in 
allen kapitaliſtiſchen Ländern darauf hinarbeiten, 
Sturz des kapitaliſtiſchen Syſtems und Aufrichtung 
der proletariſchen Diktatur. Eins iſt klar, nur die 
Kommuniſtiſche Internationale wird imſtande 


miß⸗ 
brauchen. Gleichzeitig zeigt es ſich auch insbeſon⸗ 
dere, daß es der Abo. Brill war, der wieder an 


1 doch D. u. H.! Nach den Ausführungen des Herrn Fir 


insbeſondere Braunſchweig. In Braun⸗ 


ſein, den Arbeitern Lohn und Brot zu geben. 
Wenn ſich auch in der geſamten Welt jetzt alle 
Feinde der Arbeiterſchaft verbündet haben, ſo wird 
es den Kapitaliſten und den Lakaien der Kapita⸗ 
liſten nicht gelingen, die Arbeiterſchaft vom Kampf 
abzuhalten, ſondern trotz Brutalität, trotz Terror, 
wird die Arbeiterſchaft in der ganzen Welt ſiegen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Gerhard Friedrich. 

Friedrich, Gerhard, Abgeordneter (B. A. G.) M. 


nanzſenators betrachtet der Senat den Etat mit 
gutem Gewiſſen als ausgeglichen. Es iſt kein be⸗ 
ſonderes Verdienſt, für kurze Zeit Einnahmen und 
Ausgaben durch rückſichtsloſe Abſtriche ins Gleich⸗ 
gewicht zu bringen und ſich eines guten Gewiſſens 
zu rühmen, wenn man ſich nicht die geringſten Ge⸗ 
wiſſensbiſſe darüber macht, welche Folgen derart 
rückſichtsloſe Maßnahmen für die Betroffenen ha⸗ 
ben müſſen. Jeder, der die Wirtſchaftsverhältniſſe 
im Freiſtaat kennt, muß wiſſen, daß die Notlage, 
in der ſich der Staat befindet, eine Schnur ohne 
Ende iſt und es erſt recht durch die Maßnahmen 
ſein wird, die der Senat ergriffen hat. (Sehr 
wahr!) Wenn der Senat aus der Beamtenſchaft 
allein mehr als 4 Millionen Gulden herauszieht, 
muß ſich das zweifellos im Wirtſchaftsleben aus⸗ 
wirken; denn dieſe 4 Millionen würden nicht im 
Strumpf der Beamtenſchaft ſtecken bleiben, ſondern 
würden im Wirtſchaftsleben rollen. Wenn ſie 
fehlen, ſo werden ſie in den Einnahmen der Ge⸗ 
werbetreibenden fehlen und daher Steuerrückgänge 
zur Folge haben. Das Loch wird dann wieder da 
ſein. Wer wird dann von neuem herangezogen 
werden? Nachdem, was wir in den letzten Wo⸗ 
chen und Tagen erfahren haben, zweifellos wie⸗ 
der die Beamtenſchaft. 


(0 


(DI 


Vor wenigen Tagen hat man das Bruttoein⸗ 


kommen um 7½ Prozent gekürzt. Jetzt hält man 
es bei neuauftretenden Fehlbeträgen für ange⸗ 
bracht, die Kürzung auf 8 Prozent zu erhöhen. 
Abgeſehen von dieſer Steuererhöhung nimmt man 
rückſichtsloſe Streichungen der Notſtandsbeihilfen 
und der Unterſtützungsſätze für die Beamten vor. 
Dieſe Notſtandsbeihilfen ſind keine Almoſen für 
die Beamtenſchaft, ſondern ſtellen einen Rechtsan⸗ 
ſpruch für ſämtliche Beamten im Reich und in 
Preußen und ſomit auch bei uns dar. Dieſer Se⸗ 
nat hat es angeblich als eine ſeiner vornehmſten 
Pflichten betrachtet, die Gleichſtellung mit Preu⸗ 
ßen herzuſtellen und den Beamten auch den Rechts⸗ 
anſpruch auf Notſtandsbeihilfen zu gewährleiſten. 
Was hat er aber getan? In der erſten Klemme, 
in der er ſich befindet, ſtreicht er dieſen Rechtsan⸗ 
ſpruch der Beamtenſchaft. Das iſt ein Wortbruch 
des Senats gegenüber der Beamtenſchaft. Es 
handelt ſich hier um eine Maßnahme, über die und 
die dadurch in der Beamtenſchaft entſtehende Not 
ſich die Regierung nicht die geringſten Gewiſſens⸗ 
biſſe macht. Man ſoll ſich doch über die Folgen 
der achtprozentigen Kürzung der Beamtengehäl⸗ 
ter klar ſein. Wenn der Beamte ein Jahr oder 


länger eine achtprozentige Kürzung erfährt, iſt es 
klar, daß er im Falle der Not erſt recht nicht ein 
und aus weiß. Für dieſen Fall, den der Geſetz⸗ 
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geber ihm einen rechtlichen Anſpruch auf Hilfe zu⸗ 


geſichert hat, ſtreicht man die Notſtandsbeihilfen 
fort und ſteigert außerdem die Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer auf 8 Prozent. Iſt die Feſtbeſoldeten⸗ 


ſteuer in der uns vorliegenden Faſſung denn über⸗ 


haupt eine Steuer, die ſich auf die Dauer vor dem 
Richter wird verantworten laſſen? Sie iſt weiter 
nichts, als eine verſchleierte Gehaltskürzung oder 
eine verſchleierte Erhöhung der Einkommenſteuer. 
Wir werden vielleicht noch Gelegenheit haben, dar⸗ 
über zu ſprechen und feſtzuſtellen, ob dieſe Steuer 
in der Form, wie ſie jetzt vom Senat in der Ver⸗ 
ordnung verabſchiedet wird, überhaupt Rechtskraft 
beſitzt und rechtskräftig zu halten iſt. Denn der 
Kreis der Beteiligten iſt entweder zu eng gefaßt 
oder zu weit. Das erſcheint im erſten Augenblick als 
ein Widerſpruch. Er iſt aber zu eng gefaßt, denn 
wenn man von Feſtbeſoldeten ſpricht und dabei die 
Angeſtellten, Arbeiter uſw. hineinzieht, dann muß 
man ohne weiteres auch die Feſtbeſoldeten der 
freien Berufe in geſicherter Lebensſtellung mither— 
anziehen. Wenn man aber ſagt, daß ſich dieſe Feſt⸗ 
beſoldeten der freien Berufe nicht in geſicherter 
Stellung befinden, muß man fragen: Befinden ſich 
dann die Arbeiter und Angeſtellten in geſicherter 
Lebensſtellung? Befanden ſich die Lehrer, die man 
jetzt auf die Straße geſetzt hat, in geſicherter Le— 
bensſtellung? Die Stabilität des Einkommens zu 
beſteuern iſt unmöglich. In dem Augenblick, indem 
man ſie mit 8 Prozent beſteuert, beſeitigt man 8 
Prozent dieſer Stabilität. Wie wirkt ſich die 
Steuer aus? Ich ſagte ſchon, es iſt weiter nichts 
als eine Verſchleierung der Beſteuerung des Ein⸗ 
kommens, und zwar in brutalſter Form. 


men über 10 000 Gulden ſeien jetzt auch erfaßt, 
man habe die Steuer erhöht. Alſo derjenige, der 
bisher vielleicht 100 Gulden bezahlt hat, zahlt jetzt 


104 Gulden. Was macht man aber mit der Steuer 


für die Beamtenſchaft? Man verdreifacht ſie. Ich 
greife nur das Beiſpiel eines Beamten heraus, der 
vier Kinder zu verſorgen hat. Nach dem bisheri⸗ 
gen Satz hatte er ungefähr 35 Gulden zu zahlen. 


Jetzt nach Einführung der Feſtbeſoldetenſteuer 


wird er außer dieſen 35 Gulden noch 70 Gulden 
Sonderſteuer zahlen unter Hinzurechnung des 
Ausfalls der Ermäßigungen. Das iſt alſo eine 
Verdreifachung ſeiner Einkommenſteuer, und das 
nennt man ſozial. 

Wir lehnen dieſe Art der Feſtbeſoldetenſteuer 
ab und lehnen jede Verantwortung dafür ab. 
Man hat uns nachgeſagt, wir hätten eine Feſtbe⸗ 
ſoldetenſteuer gefordert, aber nicht dieſes Unikum 
von Feſtbeſoldetenſteuer wie ſie jetzt vom Senat 


gemacht worden iſt. Wir haben eine gerechte Feſt⸗ 


beſoldetenſteuer gefordert, die die unteren Grup⸗ 
pen ſchont und die höheren mehr erfaßt. Wir ha⸗ 
ben eine Feſtbeſoldetenſteuer gefordert, die alle 
Kreiſe, die in der Lage ſind, zu zahlen, erfaßt. 

as, was hier geſchaffen iſt, iſt ein Unding. Man 
mag mich hier gern als einſeitigen Intereſſenver— 
treter hinſtellen, wie das ein Teil der Preſſe zu 
tun beliebt. Solange ich das Recht und die Ehre 
habe, in dieſem Hauſe zu ſitzen, werde ich mir auch 
nicht das Recht nehmen laſſen, die Wahrheit zu 


ſagen, wenn das auch einem Teil der Preſſe nicht 


gefällt. Mag ſie ſich damit abfinden. Ich erkenne 


Der Fi⸗ 
nanzſenator ſtellte ſich hin und ſagte, die Einkom- 


aber dankbar an, daß die Preſſe, von der ich an⸗ 
nahm, daß ſie gegen mich eingeſtellt ſein würde, 
anläßlich meiner letzten Rede durchaus ſachlich be⸗ 
richtet hat. 

Wir erheben Einſpruch gegen die Steigerung 
der Feſtbeſoldetenſteuer von 71% auf 8 Prozent. 
Wir erheben ſchärfſten Einſpruch gegen den Fort⸗ 
fall der vom Senat zugeſagten Angleichung an die 
Notſtandsbeihilfen und Unterſtützungen, in der 
Höhe, wie ſie im Reich Geſetzeskraft erreicht haben. 

Wir fragen den Finanzſenator, der infolge ſei⸗ 
nes guten Gewiſſens zur Zeit ohne Gewiſſensbiſſe 
durch Abweſenheit glänzt, wie er ſich die Anglei⸗ 
chung des Stellenplans an die Verhältniſſe im 
Reich denkt. Auch das iſt den Beamten von den 
Parteien, die jetzt am Ruder find, verſprochen wor⸗ 
den. Heute hat der Finanzſenator geſagt, wir wer⸗ 
den gelegentlich darüber ſprechen. Wo iſt der Stel⸗ 
lenplan für 19312 Nachher, wenn die Haushalts⸗ 
pläne verabſchiedet ſind, können die Beamten lange 
auf Erfüllung des Stellenplans warten. Aber beim 
nächſten Loch im Staatsſäckel wird man wieder 
auf die Beamtenſchaft zurückgreifen. 

Der Herr Finanzſenator ſprach mit einem ge— 
wiſſen Stolz von ſeinem guten Gewiſſen, mit dem 
er den Etat ausgeglichen hat. Ein gutes Gewiſſen 
iſt ein ſanftes Ruhekiſſen. Beide ſind aber erkauft 
durch die ſchlafloſen Nächte der in Krankheit und 
Not geratenen Beamten und Beamtenfrauen. Sie 
ſind erkauft durch das Elend von Beamtenkindern. 

Ich erlaube mir zur 2. Leſung folgenden Abän⸗ 
derungsantrag zu ſtellen: 
Wir beantragen, in ſämtliche Haushaltspläne die 

Beträge für Anterſtützungen und Notſtandsbeihilfen 

der Beamten wieder in gleicher Höhe einzuſetzen, wie 


ſie nach der 1. Leſung der Etats im Hauptausſchuß 
vorgeſehen war. 


(Abg. Plenikowſki: Aber nicht für die höheren 
Beamten! Wir werden den Antrag ergänzen!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Rednerliſte iſt 
erſchöpft und damit die allgemeine Ausſprache zu 
Ende. (Abg. Plenikowſki: Ich beantrage Verta⸗ 
gung.) Das wollte ich dem Hauſe gemäß der Ver⸗ 
abredung im Aelteſtenausſchuß vorſchlagen. Wir 
ſind zu der Ueberzeugung gekommen, daß heute 
die allgemeine Ausſprache beendet werden ſollte. 
Sie iſt zu Ende. Damit haben wir das erfüllt, was 
wir im Aelteſtenausſchuß vereinbart haben. Ich 
ſchlage vor, die nächſte Sitzung morgen, Donners⸗ 
tag, den 12. März, 15 Uhr 30 Minuten abzuhal⸗ 
ten und in die Beratung der einzelnen Haushalts⸗ 
pläne einzutreten. und zwar in der Reihenfolge, 
wie ſie allen Abgeordneten auf der heutigen Ta⸗ 
gesordnung vorliegt. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, daß morgen als 1. Punkt der von uns ein⸗ 
gereichte Antrag betr. Aufhebung des Demonſtra⸗ 
tionsverbots geſetzt wird. (Widerſpruch rechts). 
Dann werden Sie ein paar Tage länger bei ihren 
Etatsberatungen ſitzen müſſen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt gegen den An⸗ 
trag Widerſpruch erhoben worden. Ich verleſe ihn: 

Der Volkstag wolle beſchließen, der Senat wird 
erſucht, das für die Kommuniſtiſche Partei erlaſſene 

Demonſtrationsverbot ſowie das Verbot von Ver⸗ 


ſammlungen unter freiem Himmel mit ſofortiger Wir⸗ 
kung aufzuheben. 
Langnau und Fraktion. 


— 


312 Volkstag Danzig — 17. Sitzung. Mittwoch, den 11. März 1931. 


(Vizepräſident Gaikowfki) f 

Es iſt Widerſpruch erhoben worden, daß dieſer An⸗ die Gegenprobe. — Der Antrag iſt abgelehnt. (3) 
trag morgen als erſter Punkt auf die Tagesord⸗ (Abg. Plenikowſti: Dann werden Sie ein paar 
nung kommt. Wird der Widerſpruch unterſtützt? Tage länger ſitzen müſſen!) Die nächſte Sitzung 
Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur findet alſo morgen 15.30 Uhr mit der Tagesord⸗ 
Abſtimmung. Wer dafür iſt, daß die Tagesord⸗ nung ſtatt, wie ich ſie bekanntgegeben habe. Ich 
nung geändert werden ſoll, bitte ich, ſich zu erhe⸗ ſchließe die Sitzung. b 

ben. (Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Bitte um (Schluß der Sitzung 18 Uhr 25 Minuten.) 


ka 


— 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch den 
Vizepräſidenten von Wnuck eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats Dr. 
Ziehm; Stellvertretender Präſident des Senats 
Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. Althoff, Dr. 
Blavier, Dumont, Hinz, Dr. Hoppenrath, Schweg⸗ 
mann, Dr. Winderlich; Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen; Landgerichtsrat Dr. Moebes, Regie⸗ 
rungs⸗ und Kaſſenrat Stunz, Regierungsoberin⸗ 
ſpektor Brockſch, Regierungsinſpektor Welz, Regie⸗ 
rungsoberſekretär Seidel. 


Vizepräſident von Wnuck: Ich eröffne die 18. 
Vollſitzung. Wir kommen zum erſten Punkt der 
Tagesordnung: 

Zweite Beratung 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1931. — 
Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 129 zu Nr. 13. (Abg. Plenikowſki: 

Wir beantragen, daß unſer Antrag in Druckſache 
Nr. 165 als erſter Punkt auf die Tagesordnung 
geſetzt wird! — Wir erheben Widerſpruch! rechts.) 
Dem Antrag iſt widerſprochen worden, er kann 
alſo nicht auf die Tagesordnung geſetzt werden. 
Ich rufe die Anlage Nr. 1 auf: 

Haushaltsplan des Volkstags. 

Druckſache Nr. 115. Hierzu Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 144. 


Wir beantragen folgende Aenderungen: 


Ausgabe. 

In Abſchnitt I Stelle 1 iſt zu ſetzen ſtatt „1 Aſſiſtent“ 
„4 Aſſiſtenten“. 

In Abſchnitt I Stelle 1 iſt zu ſetzen ſtatt „3 Amts⸗ 
gehilfen (A 11)“ „3 Oberamtsmeiſter (A 10 a)“. Die 
Summen ſind entſprechend zu ändern. 

Abſchnitt III Stelle 42 iſt zu ſtreichen. 

Plenikowſki 
u. d. übrig. Mitglieder d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ein ges 
wiſſer Dr. Joſeph Goebbels hat unter anderm auch 
ein kleines Büchlein herausgegeben „Der Nazi⸗ 
Sozi“. In dieſem Büchlein heißt es: 

Wir glauben nicht an den Schwindel von Parla⸗ 
ment und Parteien. Das iſt ja doch nur eine große 
Geſchäftsgemeinſchaft zur Ausbeutung der Kraft und 
der Arbeit des deutſchen Volkes. Ein Parlament iſt 
eine Drohne am deutſchen Volkskörper. Es wird mit 
Geld und Wohl des Volkes Schindluder getrieben. 


eines Geſetzentwurfs 
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Hinter all dem ſteht der Jude und ſetzt ſeine Schach⸗ 
figuren, läßt reden, wählen und Diäten auszahlen. 
Er regiert. 


5 (Abg. Greiſer: Stimmt das nicht? Haben Sie et⸗ 


was daran auszuſetzen?) Das ſtimmt, nur daß das, 
was der Herr Joſeph hier ſagt, ganz beſonders auf 
die Naziabgeordneten im Volksparlament hier in 


B Danzig zutrifft. (Abg. Greiſer: Ihr ſeid ſchon 10 


Jahre drin!) Anſere Stellungnahme haben wir 
nicht geändert. Unjere Stellungnahme iſt die, alle 
Kräfte zu ſammeln und dies Syſtem zum Teufel zu 
jagen. Wir haben nicht aktiv an der Aufrechterhal⸗ 
tung dieſes parlamentariſchen Syſtems mitge⸗ 
arbeitet, wie Sie es tun, indem Sie poſitiv Ihre 
Zuſtimmung zu allen möglichen parlamentariſchen 
Maßnahmen geben, zum Ausbau des parlamenta⸗ 
riſchen Syſtems. Wenn Sie die Frage anſchneiden, 
daß man die Diäten erhöhen ſoll, (Abg. Greiſer: 
Allerdings!) dann liegt das auf der gleichen Linie, 
wenn wir beantragen, daß alle jene Maßnahmen 
durchgeführt werden ſollen, die der werktätigen 
Bevölkerung ermöglichen, den Kampf gegen dies 


Syſtem zu führen. Sie werden doch zugeben, daß 


ein Erwerbsloſer, und in unſerer Fraktion haben 
wir faſt nur Erwerbsloſe, mit den paar Pfennigen 
Diäten nicht entfernt ein nur annähernd gutes Le⸗ 
ben führen kann. (Abg. Greiſer: Alſo doch eine 
Drohne des Parlamentarismus!) Dieſe paar 
Pfennige werden ausgegeben, wenn ſich der Abge⸗ 
ordnete mit der werktätigen Bevölkerung in Ver⸗ 
bindung ſetzt. (Abg. Greiſer: Alſo lebt er doch von 
dieſem Parlament!) Das ſtimmt nicht, denn nicht 
dieſes Parlament iſt es, das die Mittel aufbringt, 
um die Diäten auszuzahlen, ſondern das ſind Mit⸗ 
tel, die aus der werktätigen Bevölkerung ausge⸗ 
preßt werden. Das laſſen Sie ſich ſagen. Tat⸗ 
ſache iſt, daß, wenn wir beantragt haben, daß die 
Diäten erhöht werden ſollen, ſo verlangen wir, 
daß die kommuniſtiſchen Abgeordneten zum min⸗ 


(©) 


(D) 


deſten in die gleiche Lage verſetzt werden, in der 


ſich faſt alle bürgerlichen und ſozialdemokratiſchen 
Abgeordneten befinden, die nämlich ein auskömm⸗ 
liches Gehalt und die Möglichkeit haben, wirklich 
für ihre Partei zu arbeiten. Das iſt gerade den 
kommuniſtiſchen Abgeordneten nicht möglich. Ge⸗ 


rade deshalb haben wir den Antrag geſtellt. Wir 
wiſſen ganz genau, daß dieſer Antrag nichts mit 


der grundſätzlichen Stellung zum Parlament über⸗ 
haupt zu tun hat. 

Daß Sie aber Ihre grundſätzliche Stellung⸗ 
nahme zum Parlament geändert haben, braucht 
hier wirklich nicht lang und breit ausgeführt zu 
werden. Das wird man jetzt bei den Abſtimmun⸗ 
gen am deutlichſten ſehen. (Zuruf des Abg. Grei⸗ 
ſer.) Herr Greiſer, Sie werden doch ſelbſt zugeben 
müſſen, daß Sie Ihre Arbeit für den Auf⸗ und 
Ausbau des Parlamentarismus dadurch bekunden, 
daß Sie bereit ſind, auch den Ausgaben für die 
Interparlamentariſche Union zuzuſtimmen. Sie 
wiſſen, daß Sie ſich da im Ausſchuß getrennt haben 
und daß Sie aus demagogiſchen Gründen dagegen 
ſtimmten, während Ihr Fraktionskollege dafür 
ſtimmte. Aber Sie willen ganz genau, daß Sie 
ſich den Luxus leiſten konnten, dagegen zu ſtimmen, 
weil hier die Sozialdemokraten mitjtimmten. 
Wenn es auf Ihre Stimme angekommen wäre, 


Herr Greiſer, würden Sie genau ſo dafür geſtimmt 
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haben wie für alle andern Maßnahmen des Staa⸗ 
tes. Die Tatſache aber, Herr Abg. Greiſer, daß ein 
Vertreter Ihrer Fraktion für dieſe Ausgaben ge⸗ 
ſtimmt hat, beweiſt doch, daß die Nationalſozia⸗ 
liſten für den Ausbau des Parlamentarismus 
lind. Sie wiſſen doch, daß es ſchließlich nicht auf 
Greiſer ankommt, ſondern Sie haben doch die Füh⸗ 
rerwirtſchaft in Ihrer Partei, und es kommt darauf 
an, was Herr Hitler ſagt, (Abg. Greiſer: Gott ſei 
Dank!) und was diejenigen ſagen, die Hitler als 
Kommandierende in den einzelnen Ländern einge⸗ 
ſetzt hat. Das iſt nicht maßgebend, was Sie tun, 
ſondern was der Führer tut, und der Führer Ihrer 
Fraktion, Herr Dr. Thimm, hat für die Ausgaben 
für die Interparlamentariſche Union geſtimmt. 


Die Stellungnahme zum Volkstagsetat über⸗ 
haupt beweiſt die Stellungnahme zum Parlamen⸗ 
tarismus. Wir werden heute bei der zweiten Le⸗ 
ſung nur Stellung zu der ſachlichen Seite dieſes 
Etats nehmen, d. h. zu den Ausgaben bezw. zu dem 
von uns geſtellten Abänderungsantrag. Wir wer⸗ 
den aber, Herr Abg. Greiſer, bei der dritten Leſung, 
wo bekanntlich eine allgemeine Ausſprache zu den 
einzelnen Etats geſtattet iſt, unſere grundſätzliche 
Stellungnahme zum Parlamentarismus über⸗ 
haupt noch einmal zum Ausdruck bringen. Zunächſt 
muß eine Feſtſtellung gemacht werden. Wenn man 
ich die Ausgaben für die einzelnen Etats anſieht, 
kann man feſtſtellen, daß zu den Etats, bei denen 
die Ausgaben am meiſten zuſammengeſtrichen wer⸗ 
den, auch der Volkstagsetat gehört. Wir willen, 
daß dieſe Kürzungsmaßnahmen beim Volkstags⸗ 
etat nicht etwa getroffen worden ſind, um wirkliche 
Sparſamkeit durchzuführen, ſondern im Gegenteil, 
um die Maßnahmen abzubauen, die es den Ver⸗ 
tretern der Werktätigen ermöglichen, den Kampf 
gegen die Räuberpläne und Hungermaßnahmen 
des Senats zu führen, deshalb Kürzungen, deshalb 
Verſchlechterung der Geſchäftsordnung. 

Sie haben die Verſchlechterung der Geſchäfts⸗ 
ordnung auch mit Sparmaßnahmen begründet, 
nur, daß die Verſchärfung der Geſchäftsordnung 
mit Unterſtützung der Nationalſozialiſten durchge⸗ 


führt wurde, während drüben im Reich die Na⸗ 


tionalſozialiſten in angeblich ſchärfſter Oppoſition, 
in ſchärfſtem Kampf zu der Verſchlechterung der 
Geſchäftsordnung ſtanden. Deshalb alſo hier die 
parmaßnahmen, deshalb die Verſchärfung der 
Geſchäftsordnung. Wenn wir Kommuniſten hier 
auch durch unſer Auftreten im Parlament zum 
Ausdruck brachten, daß wir unverſöhnliche Gegner 
dieſes Syſtems ſind, wenn wir alle Möglichkeiten 
ausnutzten, die uns die Geſchäftsordnung gibt, um 
zu verhindern, daß dieſe Käubermaßnahmen von 
Schandgeſetzen verabſchiedet werden, dann begrün⸗ 
ete man die Abwürgemethoden gegenüber der 
Kommuniſtiſchen Partei beſonders mit Sparmaß⸗ 
nahmen. Als man die Zahl der Volkstagsabge⸗ 
ordneten verringerte, ſie von 120 auf 72 herab⸗ 
legte, gebrauchte man dieſelbe Begründung. Die 
Kommuniſtiſche Partei ſtand als einzige Partei im 
chärfſten Kampf gegen die Herabſetzung der Zahl 
der Abgeordneten. Wir wußten, daß dieſe Maß⸗ 
nahmen nur dazu dienen ſollten, um wirkliche Ver⸗ 
reter der werktätigen Bevölkerung auf dieſem 

ege aus dem Volkstag zu entfernen. 
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Aber auch die Herabſetzung der Zahl der Ab⸗ 
geordneten wurde mit Sparmaßnahmen begrün⸗ 
det. Nun ſoll man einmal die Ausgaben gegen⸗ 
über halten, die für dieſen geſamten Etat gemacht 
werden und die Ausgaben, die für den Senatoren⸗ 
apparat gemacht werden. Die geſamten Ausgaben 
für einen Apparat von 72 Abgeordneten betragen 
rund 320 000 Gulden. Vergleichen Sie einmal 
dieſe 320 000 Gulden mit den Ausgaben, die dieſer 
Staat für die Senatoren macht. Sie wiſſen ja, 
und werden dafür ſtimmen, daß die Freie Stadt 
Danzig allein für die im Amt befindlichen und be⸗ 
reits ausgeſchiedenen Senatoren jährlich ungefähr 
350 000 bis 400 000 Gulden zur Verfügung ſtellt. 
(Die werden nächſtens freiwillig verzichten! 
rechts.) Haben Sie ſchon irgendwie Herrn Dr. Alt⸗ 
hoff oder Herrn Dr. Wiercinſki⸗Keiſer veranlaßt, 
auf das zu verzichten, was ſie heute mehr als die 
übrigen Senatoren bekommen? Haben Sie die 
irgendwie veranlaßt, nur darauf zu verzichten? 
Die denken nicht daran. Gerade Herr Senator Dr. 


Althoff war es ja, der geſtern in der Stadtbürger⸗ 


ſchaft begründete, warum dieſe Kreiſe mehr Ge⸗ 
halt haben müßten. Sie hätten mehr Aufwendun⸗ 
gen für ihre Kinder, die höhere Schulen beſuchen. 
Sie hätten auch ſelbſt in der Jugend mehr Auf⸗ 
wendungen gemacht und hätten deshalb ein höhe⸗ 
res Gehalt zu beanſpruchen. Glauben Sie, daß 
dieſe Herren, die ſolche Ausführungen machen und 
eine derartige Einſtellung haben, freiwillig ver⸗ 
zichten werden? Wenn Sie etwa ſagen wollen, 
falls die Herren nicht freiwillig verzichten, werden 
wir ſie dazu zwingen, ſo haben Sie das bisher in 
Danzig noch nicht gezeigt. In Danzig waren ge⸗ 
rade Sie es, die ſich dagegen wandten, daß die Se⸗ 
natorengehälter heruntergeſetzt werden ſollen. Sie 
waren es, die ſich gegen den Antrag der Kommuni⸗ 


ſten wandten, der Herabſetzung auf 700 Gulden 


forderte. Sie wandten ſich auch gegen den ſozial⸗ 
demokratiſchen Antrag, Herabſetzung auf 1200 
Gulden. Sie waren es ja, die den Antrag gemein⸗ 
ſam mit den Bürgerlichen einbrachten, daß das Ge⸗ 
halt 1700 bis 1800 Gulden betragen ſolle. Sie 
werden ja in der nächſten Zeit Gelegenheit haben, 
wirkliche Sparſamkeit auf dieſem Gebiete zu doku⸗ 
mentieren. Sie wiſſen, daß ein Geſetzentwurf der 
Kommuniſtiſchen Fraktion vorliegt, daß alle Pen⸗ 
ſionen, Gehälter und ſonſtigen Bezüge von aus dem 
Amt geſchiedenen Senatoren oder ſolchen, die jetzt 
aus dem Amte ausſcheiden, geſtrichen werden. 
Wenn Sie unſeren Geſetzentwurf, der ganz kon⸗ 
krete Formulierungen hat, mit Ihrem Antrag 
vergleichen, den Sie eingebracht haben, ſo werden 
Sie zugeben müſſen, daß Ihr Antrag nichts als 
eine Demagogie iſt. Das iſt doch kennzeichnend. 
Wir werden das heute noch beim Etat der Allge⸗ 
meinen Verwaltung erleben, daß Sie für die Ge⸗ 
hälter der Senatoren, ſogar der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen ſogenannten marxiſtiſchen Senatoren ſtim⸗ 
men werden. Sie werden für die übrigen Sena⸗ 
torengehälter genau ſo ſtimmen. Das ſind 350 000 
bis 400 000 Gulden, die einige wenige Leute be⸗ 
kommen. Das iſt dasſelbe, was der parlamen⸗ 
tariſch⸗demokratiſche Staat für den parlamenta⸗ 
riſchen Apparat ausgibt. Dieſer Tatſache gegen⸗ 


über verſuchen Ste einmal zu erklären, daß man 
hier noch mehr ſparen müſſe. Denken wir daran, 
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wie Sie vor der Volkstagswahl damit hauſieren 
gingen, welche Rieſenſummen für die Volkstags⸗ 
abgeordneten ausgezahlt werden, und welche Rie⸗ 


ſenaufwendungen für die Reden der Abgeordne⸗ 


ten gemacht würden. Bei jedem Kampf, den wir 
Kommuniſten von dieſer Stelle aus führen, wei⸗ 
ſen Sie immer auf dieſe Rieſenausgaben hin. 
Vergleicht man damit die Ausgaben für einige 
wenige Senatoren, dann zeigt ſich die Lächerlich⸗ 
keit dieſer Ihrer Argumente. 

In Ausgabe Abſchnitt IA, Stelle 1, iſt der 
Betrag für die Beſoldungen eingeſetzt. Bekannt⸗ 
lich haben Sie ja auch hier geſpart. Wir hatten 
durchaus nichts dagegen, daß eine hohe Beamten⸗ 
ſtelle eingeſpart wurde. Aber wir verlangen auf 
der andern Seite, daß auch für die unteren Be⸗ 
amten des Volkstages etwas getan wird. Inter⸗ 
eſſant iſt es, daß gerade die Parteien, die ſich 
immer als die berufenen Vertreter des Berufsbe⸗ 
amtentums hinſtellen, diejenigen ſind, die das 
Berufsbeamtentum abbauen, 
immer wieder zum Ausdruck bringen, daß ſie lie⸗ 
ber das Angeſtelltenſyſtem haben wollen. Das iſt 
von den Vertretern der einzelnen bürgerlichen 
Parteien wiederholt zum Ausdruck gebracht wor⸗ 
den. beſonders aber in den Kreistagen und Ge⸗ 
meindevertretungen. Sie haben ja auch die Be⸗ 
gründung dafür gegeben, daß Angeſtellte „willi⸗ 
ger und arbeitsfähiger“ ſind. Aber der wirkliche 
Zweck iſt der, daß man auf dieſe Perſonen einen 
Druck politiſcher Art ausüben will, d. h. ſie müſſen 
ſich bedingungslos dem jeweiligen politiſchen 
Kurs beugen. Wenn ſie gegen Gehaltskürzungen 
rebellieren, wenn ſie gegen die Verſchlechterung 
ihrer Lebenshaltung rebellieren, dann fliegen ſie 
unbarmherzig auf die Straße. Wenn ſie eine an⸗ 
dere politiſche Einſtellung haben, werden ſie un⸗ 
barmherzig hinausgeworfen. Deshalb wollen Sie 
das Angeſtelltenſyſtem. Sie wollen hier denſelben 
Zuſtand, den wir in den Privatbetrieben haben, 
wo jeder mißliebige Arbeiter oder Angeſtellte ein⸗ 
fach vom Unternehmer auf die Straße geſetzt wird. 


Deshalb iſt es heute eine Tatſache, daß einzig und 


die im Gegenteil 


allein die Kommuniſtiſche Partei für das Berufs⸗ 
beamtentum eintritt, und zwar deshalb, weil wir 
im Berufsbeamtentum die Sicherung der Lebens⸗ 


haltung der unteren und mittleren Beamten 
ſehen. Deshalb treten wir dafür ein, weil wir 
für alle Bevölkerungskreiſe dieſe Sicherung der 
Lebenshaltung erkämpfen. 

Dieſe Frage ſpielt bei dieſer Ausgabeſtelle eine 
weſentliche Rolle. — Wir ſind immer noch beim 
Volkstag, Herr Senator Dr. Hoppenrath, oder 
glaubten Sie, wir ſeien ſchon mit dem Etat zu 
Ende? — Bei dieſer Ausgabenſtelle ſträuben ſich 
die bürgerlichen Koalitionsparteien und auch die 
Nazis dagegen, daß einige untere Angeſtellten⸗ 
kräfte eine Verbeſſerung erfahren, und zwar nicht 
einmal finanzieller Art, ſondern in bezug auf die 
Sicherung ihrer Lebenshaltung. Urſprünglich 
war vorgeſehen, daß eine Anzahl von Kräften in 
die Aſſiſtentenſtellung übergeführt werden ſollte. 
Es handelt ſich um drei Kräfte. Nun wird nie⸗ 
mand leugnen können, daß die Arbeit der hier im 
Volkstag beſchäftigten Kräfte nicht etwa genau ſo 
umfangreich ſei wie bei andern Behörden. Aber 


gerade bei andern Behörden ſehen wir, daß dort 
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immer wieder Beförderungen vorgenommen wer⸗ 
den trotz der Verſicherungen des Senats, daß das 
nicht geſchehe. Man macht das nicht bei den un⸗ 
teren und mittleren Beamten, wohl aber bei der 
oberen Beamtenſchaft. Dort handhabt man im⸗ 
mer rückſichtsloſer, immer ſtärker das Syſtem der 
Gewährung von Zulagen, aber hier wollen Sie 
davon nichts wiſſen. An und für ſich ſollte man 
eigentlich auf dem Standpunkt ſtehen, daß gerade 
beim Volkstag der aufgeſtellte Etat eigentlich von 
allen Parteien angenommen werden ſollte, min⸗ 
deſtens in bezug auf die Kräfte. Der Volkstags⸗ 
etat wird ja bekanntlich von dem Büro des Volks⸗ 
tags aufgeſtellt, und da ſollte man doch zum min⸗ 
deſten in bezug auf die Einſtufung der Kräfte, 
ganz beſonders der unteren Beamten, das akzep⸗ 
tieren, was vorgeſchlagen wird. Sie haben es 
nicht akzeptiert. Sie haben einem Oberſekretär 
die Zulage von 52,— Gulden geſtrichen, aber vor 
allem haben Sie drei Aſſiſtentenſtellen geſtrichen 
und es bei einer Stelle gelaſſen. Das nennen 
Sie wahrſcheinlich Eintreten für das Berufsbe⸗ 
amtentum und Eintreten für die unteren Beam⸗ 
ten. Es muß immer wieder darauf hingewieſen 
werden, daß keine finanzielle Mehrbelaſtung ent⸗ 
ſteht. Es muß darauf hingewieſen werden, daß 
die Schaffung von vier Aſſiſtentenſtellen durchaus 
eintreten ſollte, auch auf Wunſch des Volkstags⸗ 
präſidenten. Sie akzeptieren doch ſonſt ſo bereit⸗ 
willig Wünſche, wenn ſie vom Volkstagspräſiden⸗ 
ten geſtellt werden. In dieſem Fall haben Sie 
das nicht getan. Sie dokumentieren damit Ihre 
Einſtellung gegen die untere Beamtenſchaft; denn 
Aſſiſtenten, die ja auch nach dieſer Ausgabepoſi⸗ 


tion eingeſtuft ſind in 8 A, gehören ganz entſchie⸗ 


den noch zu der unteren Beamtenſchaft. Wir 
wiſſen, daß die Kräfte des Volkstags ganz beſon⸗ 
ders ſtark herangezogen werden und einen Dienſt 
zu leiſten haben, der nicht entfernt regelmäßig zu 
nennen iſt. Es iſt deshalb faſt bei allen Parla⸗ 
menten ſo, daß man wenigſtens für dieſe Kräfte 
und deren ungeregelte Tätigkeit einen Ausgleich 
dafür ſchafft, daß ihre Arbeitskraft mehr in An⸗ 
ſpruch genommen wird als bei einigen anderen 
Behörden. Sie ſind aber dafür nicht zu haben. 

Ganz beſonders verlangen wir aber, daß die 
Amtsgehilfen eine beſſere Einſtufung erfahren. 
Die Herren Nationalſozialiſten ſollten ſich einmal 
tagelang in den Raum da vorne ſetzen. Der Zu⸗ 
ſtand, der dort herrſcht, iſt wirklich ein Sauzuſtand. 
Nehmen Sie allein dies Wetter. Und dabei wird 
die Tür dauernd geöffnet. Sie werden ſelbſt zu⸗ 
geben müſſen, daß dort keine Vorrichtungen ſind, 
die das ungünſtige Wetter irgend wie abhalten. 
Wenn man dort längere Zeit ſitzt, muß man krank 
werden. Sie denken nicht daran, an dieſem Zu⸗ 
ſtand etwas zu ändern. Sie denken im Gegenteil 
noch nicht einmal daran, den Leuten, die dort be⸗ 
ſchäftigt ſind, für dieſen Saudienſt eine finanzielle 
Beſſerung zu geben. Hinzu kommt noch, daß ſie 
hier bei der Poſition auch wieder von Amtsgehil⸗ 
fen ſprechen. Es ſind keine Amtsgehilfen im üb⸗ 
lichen Sinne. Sie wiſſen ganz genau, daß die 
Amtsgehilfen dort noch den Fernſprechapparat zu 
bedienen haben. Sehen Sie ſich einmal die Ver⸗ 


hältniſſe bei anderen Behörden an. Da ſind Sie 
manchmal, wenn es ſich um gute Bekannte han⸗ 
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delt, ſehr ſchnell dabei, Beförderungen zu Bes 
triebsaſſiſtenten vorzunehmen. Manchmal bekom⸗ 
men die Vorzimmer⸗Damen das Doppelte an Ge⸗ 
halt wie hier die Amtsgehilfen. Da werden die 
Ausgaben gemacht, beſonders, wenn die Freund⸗ 
ſchaft eine große Rolle ſpielt. (Abg. Greiſer: Be⸗ 
ſtimmt?) Sie werden doch dieſe Tatſache nur be⸗ 
ſtätigen können. Sie haben doch erklärt, daß Sie 
gut informiert ſind. (Abg. Greiſer: Ueber die Ver⸗ 
hältniſſe der Behördenvertreter bin ich nicht in⸗ 
formiert!) Ich ſpreche von den Verhältniſſen, die 
dort herrſchen. Daß Sie ſo ſchwerfällig von Be⸗ 
griff find, iſt ja bekannt. Sie wußten ja nicht ein⸗ 
mal, Herr Abg. Greiſer, was der Ausdruck Cadre 
zu bedeuten hätte. Sie erklärten, daß man den 
Ausdruck Cadre nicht auf die deutſche Armee an⸗ 
wenden könne. Daß Sie aber nicht unterſcheiden 
können zwiſchen den Verhältniſſen der Behörden⸗ 
vertreter und den Verhältniſſen die auf den Be⸗ 
hördenſtellen herrſchen, kennzeichnet um ſo mehr, 
daß Sie wirklich ſehr gedankenarm und geiſtes⸗ 
ſchwach ſind. Politiſche Babys ſollten ſich eben 
um Politik nicht bekümmern. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) 

Während man Zulagen für alle möglichen 
Leute bewilligt, unternimmt man nichts, um für 
Perſonen eine Beſſerſtellung herbeizuführen, die 
es wirklich notwendig haben. Es wird jeder zu⸗ 
geben müſſen, wenn die Leute noch ein paar Jahre 
dort ſitzen, werden fie verbraucht fein. Dann wer⸗ 
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ten: Für die gleiche Arbeit den gleichen Lohn. 
Deshalb verlangen wir es auch in bezug auf dieſe 
Kräfte. Wenn ſie die Tätigkeit eines Aſſiſtenten 
auszuüben haben, dann ſollen ſie auch das ent⸗ 
ſprechende Gehalt bekommen. Da ſie dieſe Tätig⸗ 
keit nicht dauernd ausüben, ſondern daneben noch 
eine andere, deshalb begnügten wir uns damit, 
hier den Antrag zu ſtellen, daß die Amtsgehilfen 
in Oberamtsmeiſterſtellen umzuwandeln ſind. Sie 
werden ja auch bei der Abſtimmung Gelegenheit 
haben, zu bekunden, ob Sie gewillt ſind, für die 
untere Beamtenſchaft einzutreten. 

Die Frage der Aufwandsentſchädigungen 
wurde ſchon eingangs meiner Ausführungen an⸗ 
geſchnitten. Vor einiger Zeit hatten wir bei der 
Schaffung des Senatorenbeſoldungsgeſetzes die 
Beſtimmung gefordert, daß die Senatoren, ſoweit 
ſie Volkstagsabgeordnete ſind, keine Diäten erhal⸗ 
ten ſollten. Dieſe Beſtimmung war durchaus ge⸗ 
rechtfertigt. Sie entſprach der Meinung der Be⸗ 
völkerung. Sie hatten ja urſprünglich eine andere 
Beſtimmung hineingearbeitet, daß die Senatoren, 
wenn ſie Volkstagsabgeordnete ſind, Diäten be⸗ 
kommen. Unter dem Druck der Oeffentlichkeit ha⸗ 
ben Sie dann dieſe Beſtimmung wieder fallen 
laſſen, ſo daß heute hauptamtliche Senatoren, ſo⸗ 
weit ſie Abgeordnete ſind, ihre Diäten nicht be⸗ 
kommen. Damit müßten Sie doch zugleich auf dem 
Standpunkt ſtehen, daß Perſonen, die finanziell 
genau ſo geſtellt ſind wie die Senatoren gleichfalls 


den fie in ihrem Gejundheitszujtand jo herunter keine Diäten zu beanſpruchen hätten. Anſere Ab⸗ 
ſein, daß ſie ſich penſtonieren laſſen müſſen. Aus änderungsanträge wurden von den Nationalſozi⸗ 
dieſem Grunde ſchon müßten Sie eigentlich für aliſten vor allen Dingen deshalb abgelehnt, weil 


eine Verbeſſerung ſorgen, ganz abgeſehen von der 
Verbeſſerung finanzieller Art. Weshalb brau⸗ 
chen die Herren Senatoren ihr Zimmer? Es kann 
da durchaus eine Aenderung getroffen werden und 
der kleine Mausbau dort endlich einmal beſeitigt 
werden. Man kann ein anſtändiges Vorzimmer 


ſich die Nationalſozialiſten gegen eine Erhöhung 
der Diäten wandten. Wir werden unſern Geſetz⸗ 
entwurf abändern, wenn er hier zur Beratung 
kommt und nur verlangen, daß die Diäten der 
Perſonen geſtrichen werden, die ein Jahresgehalt 
von 8 000 Gulden und darüber haben. Wenn die 


für die Amtsgehilfen ſchaffen. Das iſt entſchieden bürgerliche Preſſe, ganz beſonders die „Danziger 


nicht finanziell eine derartige Belaſtung, daß 
man es nicht durchführen könnte. Dieſe Kritik 
trifft nicht nur dieſen Senat, ſondern auch den 
früheren; denn der frühere Senat hat auch Jahre 
lang an dieſem Zuſtand nichts geändert, ſondern 
auch die unteren Beamten in dieſem Sauſtall ar⸗ 
beiten laſſen. Aber es waren gerade die Natio⸗ 
nalſozialiſten, die immer wieder erklärten, daß 
ſie alles anders machen würden, als es bisher ge⸗ 
tan worden iſt. 

Wir haben nun Jahr für Jahr hier immer 
eine Abänderung verlangt. Wir haben Jahr für 
Jahr den Antrag geſtellt, daß der Zuſtand, der 
ter vorne herrſcht, beſeitigt werden ſoll. Er iſt 
bis heute noch nicht beſeitigt. Aber nun wollten 
Sie doch alles anders machen. Vielleicht ſind Sie 
jetzt bereit, dieſen Zuſtand abzuändern. Wenn 
wir für die drei Amtsgehilfen, die in dieſem 
Afbſchnitt angeführt ſind, eine Amwandlung in 
beramtsmeiſter verlangen, dann iſt das nur 
ein ganz geringfügiger Ausgleich, der allein durch 
ihre Tätigkeit notwendig wird. Eigentlich müßten 
ie, da ſie doch den ganzen Fernſprech⸗Apparat be⸗ 
dienen, jo eingeſtuft werden, wie es bei derpoſt 
üblich iſt. Sie müſſen alſo eigentlich zum minde⸗ 
ſtens Betriebsaſſiſtenten werden. Wir Kommuni⸗ 
ten haben immer wieder den Standpunkt vertre⸗ 


Neueſte Nachrichten darauf hinweiſt, daß wir dieſe 
Grenze nur gezogen haben, um mein Gehalt dabei 
zu berückſichtigen, ſo iſt das nichts anderes als ein 
ganz erbärmlicher Schwindel; denn dieſe Kreiſe 
müßten genau wiſſen, daß mein augenblickliches 
Gehalt ungefähr 450 Gulden ohne Steuerabzug 
mit Kindergeld uſw. beträgt, ſo daß dieſe Grenze 
nicht im geringſten gezogen wurde, um mein Ge⸗ 
halt zu berückſichtigen. 

Aber wenn Sie damit nicht zufrieden ſind, 
wenn Sie der Anſicht ſind, die Grenze ſei nur ge⸗ 
zogen, um mein Gehalt irgendwie in Schutz zu 
nehmen, dann können wir ja dieſe Grenze noch 
tiefer ſetzen, dann können wir ja beantragen, daß 
meinetwegen die Diäten ſchon bei einem Einkom⸗ 
men über 6 000 Gulden jährlich geſtrichen werden. 
Stellen Sie nur den Antrag. Wir werden ihm 
jederzeit unſere Zuſtimmung geben. Sie können 
dann ja dadurch Erſparniſſe erreichen. (Abg. Heinz 
Friedrich: Dann ſind Sie ja immer noch nicht da⸗ 
bei!) Sie können meinetwegen noch weiter herun⸗ 
tergehen. Sie wollen ein noch tieferes Herunter⸗ 
ſetzen verlangen, weil Sie ja bei 8 000 Gulden ſo⸗ 
wieſo herankommen und auf dem Standpunkt 
ſtehen, wenn Ihnen die Diäten genommen wer⸗ 
den, kann es auch bei den andern der Fall ſein. 
(Zuruf des Abg. Raſchke.) 
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Ihre Stellungnahme zur Diätenfrage iſt eine 
erbärmliche, wenn Sie an Ihre Stellungnahme 
im Reiche denken. Drüben im Reiche haben Sie 
keinen einzigen Pfennig abgegeben. Die ganzen 
Diäten haben Sie bei der letzten Auszahlung ab⸗ 
geholt, trotz Ihres Geſchreis, das Sie gemacht 
haben. Erſparniſſe ſind nicht gemacht worden. Da⸗ 
durch, daß Sie einfach nicht zu den Sitzungen er⸗ 
ſcheinen, machen Sie doch keine Erſparniſſe, über 
die Sie verfügen können. Wenn Sie hier der 
Sitzung freiwillig fernbleiben, gehören die ſoge⸗ 
nannten Erſparniſſe, die dadurch verurſacht wer⸗ 
den, nicht Ihnen. (Abg. Heinz Friedrich: Alſo, ſie 
ſind doch da, die ſollten den Erwerbsloſen über⸗ 
wieſen werden!) Wenn Sie der Anſicht ſind, auf 
dieſem Wege Erſparniſſe herbeizuführen, warum 
kommen Sie dann überhaupt noch ins Parlament. 
Dann verſuchen Sie doch auch hier, dieſe Erſpar⸗ 
niſſe durchzuführen, und ſchlucken Sie nicht die 
Diäten. Intereſſant iſt, daß man hier die Reiſe⸗ 
koſten erhöht hat, und zwar von 8 380 Gulden 
auf 10 380 Gulden. Wir haben immer wieder be⸗ 
tont, daß wir die Möglichkeiten dieſes Syſtems 
im Kampf gegen die Hungermaßnahmen aus⸗ 
nützen. Wir werden deshalb auch die parlamen⸗ 
tariſchen Möglichkeiten ausnutzen, um den Kampf 
gegen dies Syſtem in der ſchärfſten Form zu füh⸗ 
ren. Dazu gehören auch die Möglichkeiten, die es 
den Vertretern der werktätigen Bevölkerung er⸗ 
möglichen, mit den Wählern, mit der werktätigen 
Bevölkerung ohne Fahrkoſten in Verbindung zu 
treten. Daher traten auch wir dafür ein, daß dieſe 


(3) Möglichkeiten ausgebaut werden ſollten. Die Ab⸗ 


geordneten ſollen ſich mit ihren Wählern in Ver⸗ 
bindung ſetzen können ohne Fahrkoſten zu be⸗ 
zahlen. Wir haben es ja erleben müſſen, daß die 
Freikarten von Kalthof nach Marienburg ge⸗ 
ſtrichen wurden. In früheren Jahren iſt bei 120 
Abgeordneten der Betrag von 8000 Gulden für 
Reiſekoſten eingeſetzt worden. Eine Erhöhung der 
Fahrgelder iſt nicht eingetreten. Erhöhungen ſind 
für die Straßenbahn eingetreten, die aber gar 
nicht für uns in Frage kommen. Die Erhöhung für 
Autobuſſe macht dieſen hohen Betrag nicht aus. 
Tatſache iſt aber, daß für 120 Abgeordnete Jahr 
für Jahr der Betrag von 8 000 Gulden eingeſetzt 
wurde. Wir haben nun 72 Abgeordnete, und für 
72 Abgeordnete ſetzen Sie den Betrag von 10 380 
Gulden ein. Wir haben nichts dagegen, wenn Sie 
gerade dieſen Betrag erhöhen. Aber wir wiſſen, 
daß die Abgeordneten ſelbſt von dieſer Erhöhung 
nichts haben; denn die Vergünſtigungen die ſie 
bisher hatten, ſind nicht entfernt verbeſſert wor⸗ 
den. Sie können durchaus den Etat daraufhin 
nachprüfen, wir haben in jedem Jahr bei 120 Ab⸗ 
geordneten 8 000 Gulden gehabt. Jetzt haben wir 
10 000 Gulden. Es iſt alſo dabei geblieben. Aber 
wir verlangen, daß dann wenigſtens Verbeſſerun⸗ 
gen eingeführt werden, daß es den Abgeordneten 
zum mindeſten möglich gemacht werden muß, mit 
der Straßenbahn nach Heubude zu fahren, daß ſie 
alſo ſolche Fahrmöglichkeiten zur freien Benutzung 
erhalten, die eine beſſere Verbindung mit der Be⸗ 
völkerung ermöglichen. 

Dann haben Sie demgegenüber die bauliche 
Unterhaltung der Dienſtgebäude zuſammenge⸗ 
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men. Sonſt treten Sie dafür ein, daß die Hand⸗ 
werker Beſchäftigung haben ſollen, und zwar ge⸗ 
rade durch die Inſtandſetzung von Häuſern. Sie 
haben ja damit das Geſchenk der Mieterhöhung 
an die Großagrarier begründet, daß dieſe Leute 
die Möglichkeit haben ſollen, Bauten inſtandzu⸗ 
ſetzen. Die werden natürlich keine Handwerker be⸗ 
ſchäftigen, die werden die Häuſer wie bisher ver⸗ 
fallen laſſen. Wenn wir dieſen Poſten hier kriti⸗ 
ſieren, ſo aus dem Grunde, den ich bereits beim 
Abſchnitt J anführte, daß unbedingt für die Tele⸗ 
phonzentrale eine bauliche Veränderung nötig iſt. 
Der Zuſtand kann nicht ſo bleiben, da muß eine 
Abänderung getroffen werden. Um dies Telephon⸗ 
zimmer des Amtsgehilfen abzuändern, iſt ein 
größerer Betrag notwendig. Nun die Poſition Ge⸗ 
ſchäftsbedürfniſſe. Sie haben hier wie in jedem 
Jahre für die Druckſachen die Summe von 14 000 
Gulden eingeſetzt. Wir wiſſen, daß dieſe Summe 
zu hoch gegriffen iſt. Wenn Sie dieſe Summe 
ſtehen laſſen, ſo wollen Sie bei der Bevölkerung 
den Eindruck erwecken, als ob die Druckherſtellung 
der Berichte ungeheuer viel Geld koſtet, um dann 
damit hauſieren zu gehen, die Kommuniſten ver⸗ 
urſachen eben durch ihre Reden im Volkstag ſo 
vermehrte Ausgaben. Deshalb ſei man gezwun⸗ 
gen, aus Sparſamkeitsrückſichten, nicht um irgend 
wie die „Demokratie“ abzubauen, bisherige par⸗ 
lamentariſche Freiheiten abzubauen. Man müſſe 
aus Erſparnisgründen gegen die Kommuniſten 
auftreten, man müſſe ihnen die Redemöglichkeit 
rauben, die Geſchäftsordnung verſchärfen. Daß die 
Poſition von 14000 Gulden zu hoch eingeſetzt iſt, 
wenn Sie nicht vielleicht irgend wie einen guten 
Freund haben, dem Sie durch Druckaufträge ein 
beſonderes Geſchäft zuſchanzen wollen, beweiſt, 
daß Sie in früheren Jahren genau dieſelbe Sum⸗ 
me eingeſetzt haben, alſo für einen Volkstag von 
120 Abgeordneten, für einen Volkstag mit unbe⸗ 
ſchränkter Redezeit hatten Sie dieſelbe Summe 
eingeſetzt wie jetzt, bei einem Volkstag von 72 
Abgeordneten und verkürzter Redezeit. Ich kenne 
nicht die Rechnungen, man müßte ſie ſich vorlegen 
laſſen, ich glaube aber, daß für die Stenogramme 
höchſtens 8000 Gulden ausgegeben werden. Wir 
haben jährlich durchſchnittlich 50 Sitzungen, ſo 
daß höchſtens ein Betrag von 200 Gulden für den 
gedruckten Bericht einer jeden Sitzung bezahlt 
wird. Das zeigt ſchon die Lächerlichkeit Ihres Ar⸗ 
guments, daß die Reden der Kommuniſten ſo un⸗ 
geheuer viel Geld koſten. Sie benutzen dieſen Ein⸗ 
wand nur, um die Redezeit abzukürzen, um hier 
nicht Stellung nehmen zu laſſen zu den Räuber⸗ 
plänen des Senats, zu dieſen Räuberetats und zu 
den Schandmaßnahmen, die hier durch das Par⸗ 
lament getroffen werden. Kennzeichnend war es 
geſtern bei der allgemeinen Ausſprache, daß ſich 
von den bürgerlichen Parteien nicht ein Vertreter 
zum Wort meldete, mit Ausnahme des Beamten⸗ 
vertreters. Weshalb führen Sie eigentlich die par⸗ 
lamentariſche Komödie durch? Aus dem einfachen 
Grunde, weil Sie nicht von heute auf morgen das 
parlamentariſche Syſtem beſeitigen können. Dazu 
gehört eine gewiſſe Entwicklung. Sie waren es 
ſelbſt, die dies Parlament geſchaffen haben. Sie 
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ſtrichen. Hier ſtreichen Sie Jahr für Jahr zuſam⸗ (0) 
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(Plenitowfti, Abgeordneter) 


A) waren es ſelbſt, die dieſe ſogenannte Demokratie 
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ſchufen, im ſchärfſten Kampf gegen uns. Jetzt müſ⸗ 
ſen Sie ſelbſt dazu übergehen, dies Parlament ab⸗ 
zubauen. Warum? Weil die Werktätigen einge⸗ 
ſehen haben, daß die Demokratie und der Parla⸗ 
mentarismus nichts anderes ſind wie ein Deck⸗ 
mantel, eine Hülle für die Diktatur des Finanz⸗ 
kapitals. Das erkennen die Werktätigen. And 
weil zugleich dieſe Maßnahmen, die Sie ſchufen, 
der werktätigen Bevölkerung die Möglichkeit ga⸗ 
ben, Sie noch mehr zu entlarven, aufs neue zu 
zeigen, daß nichts anderes beſteht als die Diktatur 
des Finanzkapitals, deshalb müſſen Sie dieſen 
Deckmantel beſeitigen, um den Vertretern der 
Werktätigen die Möglichkeit zu nehmen, Sie hier 
zu entlarven. Heute iſt es ſchon ſo, daß nicht der 
Volkstag, nicht das Parlament über irgend 
welche Maßnahmen beſchließt, ſondern das ge⸗ 
ſchieht im Senat, dann legt der Senat die Be⸗ 
ſchlüſſe hier vor, dann ſagt das Stimmvieh hier 
ja, und damit iſt die ganze Geſchichte erledigt. 

Dann iſt hier wie in jedem Jahr eine Poſition 
von 3000 Gulden eingeſetzt zur Verfügung des 
Präſidenten. Wir haben bei der zweiten Leſung 
noch nicht den Antrag geſtellt, dieſe Position zu 
beſeitigen. Wir werden bei der dritten Leſung 
das Verſäumte nachholen. Wir find dagegen, daß 
einer Perſon Gelder zur Verfügung geſtellt wer⸗ 
den, über die die Perſon nach Gutdünken verfügen 
kann. Ganz beſonders ſind wir dagegen, wenn es 
ſich um Vertreter bürgerlicher Parteien oder um 
einen ſozialdemokratiſchen Vertreter handelt. Wir 
werden deshalb bei der dritten Leſung die Strei⸗ 
chung dieſer Poſition beantragen. 

Weiter die Poſition für die Interparlamenta⸗ 
riſche Union. Es find jetzt 2 000 Gulden eingeſetzt. 
2 000 Gulden ſollen auch hier vom Danziger 
Volkstag für den „Ausbau“ des Parlamentaris⸗ 
mus bewilligt werden. Ein Naziabgeordneter hat 
dafür geſtimmt. Intereſſant war die Begründung, 
die für dieſe Poſition gegeben wurde. Man ge⸗ 
höre doch einem Verband an, der es möglich mache, 
die Aufmerkſamkeit der Welt auf Danzig zu len⸗ 
ken. Man könne dadurch für Danzig doch etwas 
weſentliches herausholen uſw. Ich möchte aber 
einmal fragen, wo iſt ein einziger Beweis dafür, 
daß die Danziger werktätige Bevölkerung durch 
die Teilnahme des Danziger Parlaments an der 
Interparlamentariſchen Union auch nur um einen 

fennig eine Verbeſſerung ihrer Lebenshaltung 
erlangt hat. Im Gegenteil, wir haben geſehen, 
alle Länder, die ihre Vertreter in dieſer Parla⸗ 
mentariſchen Union ſitzen haben, haben ſich den 
Teufel um Danzig gekümmert. Auch Polen hat 
leinen Vertreter in der Interparlamentariſchen 

nion ſitzen, und wir wiſſen, daß das faſchiſtiſche 
Polen alles daran ſetzt, um die Einnahmen Dan⸗ 
zigs zu ſenken, um die Einnahmequellen für Dan⸗ 
zig zu verſtopfen. Das einzige Land, das nicht in 
ieſer Interparlamentariſchen Union vertreten iſt, 
die Sowjetunion, hat ſich um Danzig gekümmert. 
Jawohl, Herr Abg. Malſch, Sie werden das nicht 
beſtreiten können, was geſtern an dieſer Stelle be⸗ 
tells der Abg. Langnau ſagte: Wenn der wirt- 
ſchaftliche Aufbau in der Sowjetunion nicht wäre 
und die Schiffsaufträge der Sowjetunion nicht 
nach Danzig gekommen wären, hätten wir hier 
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nicht 28 000 ſondern 32 000 oder 33 000 Erwerbs⸗ 
loſe. Das zeigt, daß die Teilnahme des Danziger 
Parlaments an der Interparlamentariſchen 
Union der werktätigen Bevölkerung nicht helfen 
kann. Deshalb haben wir beantragt, auch dieſe 
Poſition zu ſtreichen. 

Ich erwähnte ſchon zu Anfang den Ausſpruch 
des Herrn Goebbels, der erklärte, ein Parlament 
ſei eine Drohne am Volkskörper. Er hat recht, nur 
daß die Nazis helfen, dies parlamentariſche Sy⸗ 
ſtem aufzubauen und auszubauen. Das heißt, daß 
die Nazis helfen, dieſe Drohne zu ernähren und zu 
pflegen. Wenn der Herr Goebbels außerdem er⸗ 
klärte, daß hinter all dem, was im Parlament ge⸗ 
tan wird, der Jude ſteht und regiert, dann erklä⸗ 
ren wir: Hinter dem Danziger Parlament ſteht 
der Völkerbund, ſteht die faſchiſtiſche Pilſudſki⸗ 
Regierung und das Finanzkapital. Der Finanz⸗ 
ſenator erklärte hier ganz offen, daß wir an Fri⸗ 
ſten gebunden ſind. Das Finanzkapital komman⸗ 
diert, das Danziger Parlament hat bis zu dem 
und dem Tage das Ermächtigungsgeſetz durchzu⸗ 
peitſchen und die bürgerlichen Abgeordneten, die 
Naziabgeordneten gehorchen dem Diktat des Fi⸗ 
nanzkapitals. Das Finanzkapital und der Völker⸗ 
bund diktieren, daß bis zu einem beſtimmten Tage 
die Etats durchgepeitſcht werden ſollen und Sie 
gehorchen. Das zeigt, wo die Vertreter dieſes par⸗ 
lamentariſch⸗bankerotten Syſtems ſitzen. Die ein⸗ 
zige Partei, die unverſöhnlich den Kampf gegen 
dies bankerotte parlamentariſche Syſtem führt, 
iſt die Kommuniſtiſche Partei, und wir werden 
dieſen unverſöhnlichen Kampf weiter führen. 
(Bravo!) 

Vizepräſident von Wnuck: Da weitere Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen, ſchließe ich die Be⸗ 
ſprechung. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage zunächſt, daß bei der Abſtimmung über die 
einzelnen Abſchnitte und Stellen die Frage ſtets 
vorzuleſen iſt. Das iſt nach der Geſchäftsordnung 
nicht nur zuläſſig, ſondern das Verleſen der Frage, 
über die abzuſtimmen iſt, muß erfolgen, wenn ein 
Abgeordneter das beantragt. Wir verlangen das 
deshalb, weil die Abgeordneten bei jeder Poſition 
wiſſen ſollen, um was es dabei geht. Außerdem 
verlangen wir ſelbſtverſtändlich, daß über unſere 
Abänderungsanträge ſtets getrennt abgeſtimmt 
wird. Es handelt ſich nicht um einen einzigen Ab⸗ 
änderungsantrag, ſondern es ſind Abänderungs⸗ 
anträge. 

Vizepräfident von Wnuck: Es iſt beantragt, 
über die einzelnen Stellen des Haushaltsplans 
abzuſtimmen. Die Geſchäftsordnung ſagt in § 73: 
„Unmittelbar vor der Abſtimmung iſt auf Antrag 
die Frage vorzuleſen.“ Im 8 72 ſteht: „Jeder Ab⸗ 
geordnete kann die Teilung der Frage beantragen. 
Wenn über die Zuläſſigkeit der Teilung Zweifel 
entſtehen, entſcheidet bei Ar⸗ und Aenderungsan⸗ 
trägen der Antragſteller, ſonſt der Volkstag.“ Im 
Aelteſtenausſchuß iſt vereinbart worden, daß die 
geſamte Haushaltsberatung als ein Punkt der 
Tagesordnung gilt. 
pläne ſind Abſchnitte. Ich werde darüber abſtim⸗ 
men laſſen, ob der Volkstag meiner Meinung iſt, 
daß die Unterteilung darin beſteht, daß über jeden 


Die einzelnen Haushalts⸗ 
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Haushaltsplan im ganzen abgeſtimmt wird. Zur 


Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abge⸗ 
ordnete Plenikowſki. 2 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
darauf hinweiſen, daß die Auffaſſung, wie ſie hier 
vertreten wird, nicht richtig iſt. Es heißt hier im 
§ 25 der Geſchäftsordnung ausdrücklich: 

Ueber die ſelbſtändigen Einzelbeſtimmungen, Ar⸗ 
tikel, Paragraphen, Titel, Nummern und die Ab⸗ 
ſchnittsüberſchriften wird der Reihenfolge nach zu⸗ 
letzt über Einleitung und Veberſchrift die Beſpre⸗ 
chung eröffnet und geſchloſſen und hierauf abgeſtimmt. 


Ich möchte darauf hinweiſen, daß wir bei der 
zweiten Beratung ſind und daß bei der zweiten 
Beratung deshalb über jede ſelbſtändige Einzel⸗ 
beſtimmung abzuſtimmen iſt. (Abg. Heinz Frie⸗ 
drich: Das ſind die einzelnen Haushaltspläne!) 
Es ſind Artikel, Paragraphen, Titel und Num⸗ 
mern. Das ſind umgewandelt die Haushaltspläne, 
Abſchnitte und Stellen. (Abg. Gaikowſki: Das 
haben wir nie gemacht!) Es kommt nicht darauf 
an, ob wir es niemals gemacht haben. Es kommt 
darauf an, ob es nach der Geſchäftsordnung ge⸗ 
macht werden muß. Sie haben die Geſchäftsord⸗ 
nung noch nicht ſo faſchiſiert, 
vielleicht wünſchten. Weiter ſteht in der Geſchäfts⸗ 
ordnung: „Der Volkstag kann beſchließen, die 
Reihenfolge zu ändern und weiter die Beſprechung 
über mehrere Einzelbeſtimmungen verbinden.“ 
Sie können beſchließen, daß die Beſprechung über 
einzelne Beſtimmungen verbunden wird. Es kann 
alſo beſchloſſen werden, daß die Beſprechung ge⸗ 
meinſam für mehrere Abſchnitte, Teile, Para⸗ 
graphen uſw. geſchieht. Aber Sie können nicht be⸗ 
ſtimmen, daß die Abſtimmung insgeſamt vorge⸗ 
nommen wird. (Widerſpruch rechts.) Die Ab⸗ 
ſtimmung muß, wenn es verlangt wird, für jeden 
einzelnen Abſchnitt durchgeführt werden. Wenn 
der Antrag geſtellt wird, über einen Abſchnitt 
namentlich abzuſtimmen, ſo zeigt dieſe Tatſache, 
daß Sie über jede einzelne Stelle abſtimmen 
müſſen, weil man eben bei jedem Abſchnitt und 
bei jeder Stelle namentliche Abſtimmung bean⸗ 
tragen kann. Wenn Sie die 
haben wollen, werden wir beantragen, daß 
bei jeder einzelnen Stelle namentlich abge⸗ 
ſtimmt wird. Dadurch werden Sie gezwungen, 
zu jedem einzelnen Punkt Stellung zu nehmen 
und darüber abzuſtimmen. Sie hätten das beque⸗ 
mer, wenn Sie der Reihe nach über jeden Ab⸗ 
ſchnitt abſtimmen würden. Es wird allerdings 
von den Sozialdemokraten abhängen. Es wird ſich 
zeigen, ob die Sozialdemokraten gewillt ſind, 
einen unverſöhnlichen Kampf gegen dieſe Schand⸗ 
etats zu führen. Es wird davon abhängen, ob fie 
bereit ſind, dieſen Kampf wirklich durchzuführen, 
wie er geführt werden muß. Es heißt, gemeinſame 
Abſtimmung iſt zuläſſig, En bloc⸗Abſtimmung iſt 
zuläſſig, wenn kein Abgeordneter widerſpricht. 
Das iſt auch ſo in bezug auf einen Haushaltsplan. 
Eine En bloc⸗Abſtimmung darf nicht fein, wenn 
ein Abgeordneter widerſpricht. Das, was Sie 
machen wollen, über alle Stellen gemeinſam ab⸗ 
zuſtimmen, iſt eine En bloc-Abſtimmung, und die 
darf nicht vorgenommen werden, wenn ein Abge⸗ 
ordneter widerſpricht. Es kommt auf etwas ande⸗ 
res an. Jede Stelle iſt inhaltlich etwas anderes, 
und bei jeder Stelle kann dieſer oder jene Abge⸗ 


wie Sie es heute 


Faſchiſierung 
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ordnete eine andere Meinung haben. Sie nehmen 
ihm die Möglichkeit, bei dieſem Abſchnitt eine an⸗ 
dere Stellung einzunehmen, wenn Sie En bloc⸗ 
Abſtimmung beſchließen. Das iſt nach der Ge⸗ 
ſchäftsordnung nicht durchzuführen; denn dort 
heißt es, daß unmittelbar vor der Abſtimmung auf 
Antrag die Frage vorzuleſen iſt. Die Frage iſt 
hier das ganze Geſetz. (Zuruf des Abg. Gehl). 
Es heißt im $ 71: „Der Präſident muß die Fragen 
ſo ſtellen, daß ſie ſich mit „Ja“ oder „Nein“ be⸗ 
antworten laſſen. Die Frageſtellung im vernei⸗ 
neinenden Sinne iſt nur bei der Gegenprobe zu⸗ 
läſſig.“ Die ganze Frage iſt das Geſetz, d. h. das 
Geſetz muß vorgeleſen werden, weil jemand für die 
Frage, die im Geſetz geſtellt wird, ſtimmt oder 
nicht. So iſt das nur zu handhaben. Wenn Sie 
das nicht durchführen, verſtoßen Sie gegen die 
Geſchäftsordnung. Es iſt nicht das erſte Mal. 


Sie ſetzen ſich rückſichtslos über die Geſchäftsord⸗ 


nung hinweg. Das zeigt deutlich, wie Sie die 
Demokratie handhaben, die Sie ſelbſt geſchaffen 


haben. 


Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Heinz Friedrich. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
Die Auffaſſung des Herrn Abg. Plenikowſki iſt 
ganz offenſichtlich falſch, und zwar beſagt § 25, 
daß bei der zweiten Beratung über die einzelnen 
Artikel bezw. Paragraphen der Vorlage abzu⸗ 
ſtimmen iſt. Die Vorlage, die heute hier zur Be⸗ 
ratung ſteht, iſt das Geſetz über die Feſtſtellung 
des Staatshaushalts, Druckſache Nr. 13. Die ein⸗ 
zelnen Unterbeſtimmungen im Sinne des 8 25 
ſind die einzelnen Teile der Vorlage. Der Volks⸗ 
tag kann alſo über die einzelnen Haushaltspläne 
als Teile abſtimmen. Es beſteht keine Möglich⸗ 
keit zur Unterteilung innerhalb einer einzelnen 
Anlage. 


Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß hat ſich dahin verſtändigt, daß erſtens 
alle Haushaltspläne als Anlage zu dem Geſetz zu 
gelten haben, zweitens, daß die zu einem Haus⸗ 
haltsplan geſtellten Anträge zuerſt zur Abſtim⸗ 
mung kommen ſollen. Alsdann ſoll über den 
Haushaltsplan insgeſamt abgeſtimmt werden. 
(Abg. Gaikowſki: Sehr richtig!) Das iſt ein Be⸗ 
ſchluß, den wir auch ſonſt immer gefaßt haben und 
nach dem wir uns gerichtet haben. Herr Plenikowfki 
hat inſofern recht, wenn er beantragen würde, daß 
3. B. die Druckſache Nr. 144 zu teilen iſt, daß alſo 
über Abſchnitt 1 beſonders abzuſtimmen iſt uſw. 
Aber er hat nicht recht, wenn er ſagt, daß nun 
jeder Haushaltsplan extra vorgeleſen werden ſoll. 
Wozu haben wir ihn denn gedruckt bekommen? 
(Abg. Plenikowſki: Das iſt kein Argument!) Sie 
haben hier den $ 71 Abſ. 2 richtig zitiert. Der 
Präſident muß die Frage ſo ſtellen, daß ſie ſich bei 
der Abſtimmung mit Ja oder Nein beantworten 
läßt. Er hat alſo nur zu fragen, wer dieſen Ab⸗ 
ſchnitt oder dieſen Antrag annehmen will uſw. 
Dann können Sie, wenn ein Antrag mehrere 
Teile hat, die Teilung der Frage beantragen, und 
das Haus kann dieſe Teilung beſchließen. Bei 


Uranträgen und Aenderungsanträgen beſtimmt 
So iſt bisher verfahren wor⸗ 


der Antragſteller. 


(O) 


D 


(A) 


(B) 
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(Gehl, Abgeordneter) 

den. Ich muß Herrn Abg. Friedrich recht geben, 
ich bin ſonſt ſelten ſeiner Meinung, wenn er ſagt, 
daß über die einzelnen Paragraphen des Geſetzes 
abgeſtimmt werden muß. 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Sie haben 
ja eine ſonderbare Einſtellung zu den Etatsbera⸗ 
tungen. Die einzelnen Etats ſind entſchieden wich⸗ 
tiger als ſonſtige Paragraphen. Die Etats ſollen 
die wichtigſte Arbeit des Parlaments ſein. Wenn 
Sie nach der Geſchäftsordnung dieſe Stellung ein⸗ 
nehmen, dann zeigen Sie nur, daß Sie darauf 
pfeifen, irgend welchen Wert auf die Etatsbera⸗ 
tungen zu legen. Die Etats ſind ſelbſtändige 
Nummern eines Geſetzes, und gerade bei der zwei⸗ 
ten Beratung muß abgeſtimmt werden. Das, was 
Sie wollen, über den ganzen Etat gemeinſam ab⸗ 
zuſtimmen, iſt eine Blockabſtimmung und eine 
Blockabſtimmung in dieſer Form darf nicht erfol⸗ 
gen, wenn Abgeordnete widerſprechen. Das We⸗ 
ſentlichſte iſt, daß der Volkstag dokumentieren 
ſoll, daß er mit jeder einzigen Stelle einverſtanden 


iſt. Sie haben Ihre Geſchäftsordnung ſinngemäß 


der Geſchäftsordnung im Reich angegliedert. Im 
Reich iſt es ſo, daß die einzelnen Stellen vorge⸗ 
leſen werden. (Abg. Gaikowſki: Das war einmal!) 
Sie haben es jetzt gegen die Stimmen der Natio⸗ 
nalſozialiſten abgeändert. (Abg. Gaikowſki: Vor 
Jahren!) Nein, erſt jetzt. Aber in dieſer Bezie⸗ 
hung haben Sie die Geſchäftsordnung hier noch 
nicht abgeändert. Sie wollen dem Ganzen einen 
anderen Sinn geben, das iſt klar. Sie machen es, 
damit Sie das Diktat des Bankkapitals ſchnell er⸗ 
füllen. Es iſt die Tatſache zu verzeichnen, daß 
über unſere Abänderungsanträge getrennt abzu⸗ 
ſtimmen iſt. 


Ich möchte das Büro von dieſer Stelle aus ein⸗ 
mal darauf aufmerkſam machen, daß es in den 
Druckſachen immer wieder heißt „Abänderungs⸗ 
antrag“ — meinetwegen ſoll es ganz dunkel wer⸗ 
den, wir arbeiten, auch ohne Licht zu haben. (Abg. 
Greiſer: Im Trüben fiſchen!) Wir haben auch 
jetzt bei der zweiten Beratung das gedruckte Wort 
abgeändert in „Abänderungsanträge“. Aber es 
wird immer wieder geſchrieben „Abänderungsan⸗ 
trag“. Ich möchte darauf aufmerkſam machen, daß 
das eine Fälſchung iſt. Wenn wir „Abänderungs⸗ 
anträge“ einreichen, muß „Abänderungsanträge“ 
gedruckt werden. Es ſind Abänderungsanträge, 
und Sie werden ſelbſt zugeben, daß es auf die 

einung des Antragſtellers ankommt. 


Wir haben immer zum Ausdruck gebracht, daß 
es ein Zuſammenziehen von Anträgen iſt, deshalb 
iſt über dieſe Anträge getrennt abzuſtimmen. 
(Abg. Greiſer: Wie gut Ihr die parlamentariſchen 
Gebräuche kennt!) Wir werden uns die Bräuche 
aneignen, die notwendig ſind, dies Syſtem zu be⸗ 
kämpfen. Wenn Sie das nicht wiſſen, zeigt das, 


wie dämlich Sie ſind. Meinen Sie, wir werden 
mithelfen, dies Schandgeſetz durchzuführen, weil 
as Finanzkapital es verlangt? (Abg. Greiſer: 
as iſt ja alles Schwindel, was Sie ſagen!) Wir 
beantragen, daß über die Poſition Abſchnitt II 
telle 40 namentlich abgeſtimmt wird. Hoffentlich 
haben Sie alle Abgeordneten zuſammen. 
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Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen zu⸗ (O) 


nächſt zur Abſtimmung darüber, ob die Auf⸗ 
faſſung, die Herr Präſident Gehl und ich vertreten 
haben, daß zuerſt über die Abänderungsanträge 
— evtl. geteilt — und dann über den Haushalts⸗ 
plan insgeſamt, abzuſtimmen iſt, richtig iſt. Wer 
für dieſe Art der Abſtimmung iſt, bitte ich, ſich 
vom Platz zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. 
Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag des Herrn Abg. Plenikowſki 
u. Fr. auf Druckſache Nr. 144. „In Abſchnitt I 
Stelle 1 iſt zu ſetzen ſtatt „1 Aſſiſtent“ „4 Aſſiſten⸗ 
ten“. Wer dafür iſt, bitte ich ſich zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Letzteres war die 
Mehrheit, der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. 
Dann kommt der zweite Abänderungsantrag: 
In Abſchnitt I Stelle 1 iſt zu ſetzen: ſtatt „3 
Amtsgehilfen (A 11)“ „3 Oberamtsmeiſter (A 
10a)“. Die Summen find entſprechend zu ändern. 

Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Letzteres iſt die Mehrheit, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. Nun kämen wir zum 
dritten Abänderungsantrag auf Druckſache Nr. 
144. (Abg. Plenikowſki: Ich habe beantragt, daß 
über Stelle 40 namentlich abgeſtimmt wird, Sie 
haben nicht erfaßt, worum es geht, aber jetzt iſt 
über den Antrag zur Stelle 42 namentlich abzu⸗ 
ſtimmen!) Eine namentliche Abſtimmung über 
Stelle 40 iſt nicht möglich, weil über den Haus⸗ 
haltsplan im ganzen abgeſtimmt werden ſoll, wie 
der Volkstag eben beſchloſſen hat. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowfkti, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 
das akzeptieren, ſo bedeutet das, daß Sie über⸗ 
haupt die Möglichkeit nehmen, über irgendeine 
Stelle, die für eine Fraktion wichtig iſt, nament⸗ 
lich abſtimmen zu laſſen. Das iſt ein unerhörter 
Zuſtand. Deshalb heißt es eben, daß bloc⸗Ab⸗ 
ſtimmung bei der zweiten Leſung möglich iſt. 
Jedenfalls werden wir beantragen, daß über den 
Etat überhaupt namentlich abgeſtimmt wird. 
(Abg. Gaikowſki: Das können Sie machen!) 

Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Abſtimmung über den letzten Abände⸗ 
rungsantrag auf Druckſache Nr. 144: „Abſchnitt 
III Stelle 42 iſt zu ſtreichen.“ Wer für dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
(Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Das iſt die Min⸗ 
derheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über 
den Haushaltsplan des Volkstages in der vom 
Hauptausſchuß beſchloſſenen Faſſung auf Druck⸗ 
ſache Nr. 115. (Abg. Plenikowſki: Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag auf 
namentliche Abſtimmung unterſtützt? — Die Un⸗ 
terſtützung reicht nicht aus. Wer für die Annahme 
des Haushaltsplanes des Volkstags in der Faſ⸗ 
ſung auf Druckſache Nr. 115 iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit: angenommen. 
Ich rufe Anlage 2 auf: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Ver⸗ 
waltung. 

Druckſache Nr. 116 A. Hierzu liegt ein Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 145 vor: 

Wir beantragen folgende Aenderungen. 

Zu Abſchnitt A I Stelle 6: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt A I Stelle 14: Iſt zu ſtreichen. 


— 


D) 


(A) 


(B) 
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(Vizepräſident von Wnuck) 

Zu Abſchnitt A II Stelle 21: Der Betrag iſt um 
20 000 G zu kürzen. 

Zu Abſchnitt A II Stelle 22: Der Betrag iſt um 
4000 © zu kürzen. 

Zu Abſchnitt A II Stelle 25: Der Betrag iſt um 
16 250 G zu kürzen. 
Unter Erläuterungen in A II. 25 ſind in d) zu 
ſetzen: 42 750 © in k) 16 000 ©. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 43: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 44: Iſt zu Streichen. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 45: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 47: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 48: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 49: Iſt zu ſtreichen. 

Plenikowſki 8 

u. de übrig. Mitglieder d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 

Weiter liegt in Druckſache Nr. 173 ein Abän⸗ 
derungsantrag vor: 

Wir beantragen, in ſämtliche Haushaltspläne 
die Beträge für Unterſtützungen und Notſtandsbei⸗ 
hilfen der Beamten wieder in gleicher Höhe einzu⸗ 
ſetzen, wie ſie nach der 1. Leſung der Etats im Haupt⸗ 
ausſchuß vorgeſehen war. 

Friedrich 

u. d. übrig. Mitgl. der Gruppe d. Bürgl. Arbeitsgem. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage auf Grund der Geſchäftsordnung für jeden 
Haushaltsplan eine geſamte Rededauer von zwei 
Stunden für ſämtliche Fraktionen und eine ent⸗ 
ſprechende Unterverteilung für die einzelnen 
Fraktionen. 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Herr Abg. 
Philipſen, dieſen Antrag jetzt zu ſtellen, iſt der 
Höhepunkt deſſen, was Sie ſich bisher geleiſtet 
haben. Sie brechen damit ſelbſt Ihr Wort, das 
Sie im Aelteſtenausſchuß gegeben haben. Was 
wurde im Aelteſtenausſchuß vereinbart? Zunächſt 
einmal eine allgemeine Ausſprache, und zwar ſo⸗ 
gar in zwei Rednergarnituren. Wir haben nicht 
einmal davon Gebrauch gemacht. Sie haben 
ſelbſt damit gerechnet, daß Sie geſtern bis 10 oder 
11 Ahr tagen müßten. Sie haben die Redezeit 
auf eine Stunde eingeſchränkt. Außer der allge⸗ 
meinen Ausſprache muß den Abgeordneten Gele⸗ 
genheit gegeben werden, zu jedem Haushaltsplan 
Stellung zu nehmen. Wir haben erklärt, daß wir 
nicht zu jedem Abſchnitt und jeder Stelle ſprechen 
wollen, daß wir aber, da wir in der erſten Leſung 
nicht Gelegenheit hatten, zu dem Etat ſachlich 
Stellung zu nehmen, jetzt bei der zweiten Bera⸗ 
tung in einer Stunde unmöglich außenpolitiſch 
und innenpolitiſch zu den Etats Stellung nehmen 
können. Da haben Sie zugeſagt, daß deshalb 
auch zu jedem Haushaltsplan geſprochen werden 
darf. Darauf erklärte ich, dann werden Sie die 
Redezeit beſchränken wollen. Da erklärten Sie, 
Sie dächten nicht daran. (Abg. Gaikowſki: Das 
iſt nicht wahr!) Entweder ſind Sie nicht dage⸗ 
weſen, oder, wenn Sie dageweſen ſind und das be⸗ 
haupten, ſind Sie ein Schwindler. 

Vizepräſident von Wnuck: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, Sie haben einen Abgeordneten als 
Schwindler bezeichnet, ich rufe Sie zur Ordnung. 


— 


(Abg. Langnau: Wenn er ſchwindelt, iſt er ein 
Schwindler!) 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Vielleicht 
werden das objektive Abgeordnete beſtätigen, die 
dabei geweſen ſind. Ich wies darauf hin, daß Sie 
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bei der Ausſprache der einzelnen Etats die Rede⸗ (0) 


zeit beſchränken wollen, ſo daß die Kommuniſten 
vielleicht nur ein paar Minuten ſprechen könnten. 
Da erklärten Sie, daran ſei nicht gedacht worden. 
(Abg. Philipſen: Vorläufig! — Abg. Gaikowſki: 
Zur Zeit ſei nicht daran gedacht worden!) Jetzt 
wollen Sie ſchon einſchränken. Sie haben erklärt, 
daß Sie die Redezeit nicht beſchränken wollten. 
(Abg. Philipſen: Wenn Sie ſich entſprechend ver⸗ 
halten!) Sie müſſen doch ſelbſt zugeben, daß Sie 
dann dieſen Antrag im Aelteſtenausſchuß hätten 
ſtellen müſſen. Das iſt doch in jedem Falle ſo ge⸗ 
weſen, daß man ſich im Aelteſtenausſchuß darüber 
klar wird, wieviel Minuten Redezeit jede Frak⸗ 
tion bekommt. Wenn Sie jetzt mit dem Antrag 
hereinplatzen, daß nur 2 Stunden geredet werden 
dürfte, wie ſoll da die Verteilung vorgenommen 
werden? Das iſt techniſch unmöglich. (Abg. Phi⸗ 
lipſen: Es iſt alles fertig!) Glauben Sie, wir 
ſollen das glauben, was Sie uns ausgerechnet 
hier vorlegen? Das muß feſtgeſtellt werden. 
Wenn Sie dieſen Antrag bringen, könnten Sie 
ihn zum mindeſten erſt für morgen bringen. Sie 
können unmöglich heute ſchon damit beginnen. 

Vizepräſident von Wnuck: § 56 der Geſchäfts⸗ 
ordnung ſagt, daß die Zeit für die Beſprechung 
eines Gegenſtandes insgeſamt, ſowie die Redezeit 
für die einzelnen Fraktionen und fraktionsloſen 
Abgeordneten durch Beſchluß des Volkstages ohne 
Ausſprache feſtgeſetzt werden kann. Es iſt bean⸗ 
tragt, für jeden Haushaltsplan die Geſamtrede⸗ 
zeit auf zwei Stunden feſtzuſetzen. Danach wür⸗ 
den nach der vom Büro des Volkstags ausgear⸗ 
beiteten Aufſtellung auf die Sozialdemokratiſche 
Partei 32 Minuten (Hört, hört! links), auf die 
Nationalſozialiſten 20 Minuten, auf das Zentrum 
19 Minuten, auf die Deutſchnationalen 17 Minu⸗ 
ten, auf den Block der Nationalen Sammlung 14 
Minuten, auf die Kommuniſtiſche Partei 12 Mi⸗ 
nuten entfallen. (Abg. Plenikowſki: Ein Skandal 
iſt das, ein Hohn auf den Parlamentarismus, 
ausgerechnet ein Nazi verlieſt das, die im Reichs⸗ 
tag Krach gemacht haben!) Auf die fraktionsloſen 
Abgeordneten entfallen neun Minuten. (Abg. 
Plenikowſki: Legen Sie dieſen Leuten den Zaum 
an!) Herr Abg. Plenikowſki, ich fordere Sie auf, 
mich nicht zu unterbrechen. (Abg. Plenikowſki: 
Zur Geſchäftsordnung! Ohne Ausſprache! 
rechts. — Abg. Raſchke: Zur Geſchäftsordnung iſt 
keine Ausſprache, Sie Herr, das ſollten Sie wiſſen, 
wenn Sie das nicht beherrſchen, ſcheren Sie ſich 
runter!) Wer dafür iſt, daß die Redezeit auf zwei 
Stunden beſchränkt wird, bitte ich ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt ange⸗ 
nommen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir weh⸗ 
ren uns dagegen, daß jetzt auch der Nazipräſident 
die Methoden anwendet, die ſeinerzeit Herr Prä⸗ 
ſident Spill immer angewandt hat. Das doku⸗ 
mentiert, daß Sie genau in dieſelbe Kerbe hauen. 
Im 8 53 ſteht: „Zur Geſchäftsordnung muß das 
Wort jederzeit gegeben werden.“ Wir befanden 
uns noch nicht in der Abſtimmung. (Widerſpruch 
rechts.) Ich habe mich bereits zur Geſchäftsord⸗ 
nung gemeldet, bevor Herr von Wnuck erklärte: 
„Ich werde jetzt abſtimmen laſſen“. Sie ebe 

i 


dadurch Ihre erbärmliche Geſinnung, wenn 


(D) 
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(A) (Plenikowſki, Abgeordneter) 


{B) 


nicht wagen, zu dem zu ſtehen, was Sie hier durch⸗ 
führen wollen, d. h. die Oppoſition abzuwürgen. 
Bei der Beſchränkung der Redezeit ſteht ausdrück⸗ 
lich eine Kannvorſchrift. Die Redezeit kann feſt⸗ 
geſetzt werden. Ausgerechnet die Nazis helfen, 
aus dieſer Kannvorſchrift eine Mußvorſchrift zu 
machen. Wiſſen Sie, daß Sie aus Preußen aus⸗ 
marſchiert ſind aus dem Parlament, weil Sie nur 
eine Redezeit von 10 Minuten zudiktiert beka⸗ 
men? (Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Heute 
helfen Sie dasſelbe durchzuführen. (Abg. Greiſer: 
Ihr ſeid ja drin geblieben im Parlament, Ihr 
Streikbrecher!) Wiſſen Sie, weshalb Sie im 
Reich ausgezogen ſind? Damit Sie nicht Ihre Zu⸗ 
ſtimmung geben wollten zur Beſeitigung der 
Young⸗Laſten. Deshalb find Sie ausgezogen. 
(Heiterkeit bei den Nationalſozialiſten.) Wiſſen 
Sie, warum Sie hier die Oppoſition abwürgen? 
Damit die Verſailler Erfüllungspolitik durchge⸗ 
führt wird, damit die Poſitionen für den Völker⸗ 
bund bewilligt werden. Sie ſelbſt Herr Greiſer, 
haben erklärt, daß Sie nicht Ihre Zuſtimmung für 
die Ausgaben des Völkerbundkommiſſars geben. 


Jetzt haben Sie mitgeſtimmt, daß en bloc abge⸗ 


ſtimmt wird, d. h. Sie werden allen dieſen Maß⸗ 
nahmen Ihre Zuſtimmung geben. 5 

Wir wehren uns dagegen, daß in dieſer Art 
und Weiſe die Oppoſition mundtot gemacht wer⸗ 
den ſoll. (Zwiſchenrufe. — Unruhe.) Nennen Sie 
es nicht mundtot machen, wenn man zu einem der⸗ 
art umfangreichen Etat wie der für Soziales oder 
der für Kunſt und Wiſſenſchaft, zu dem überhaupt 
noch nicht geſprochen iſt, 10 Minuten reden ſoll. 
Ihre Schandtaten wollen Sie verdecken, weiter 
nichts. Natürlich iſt es unmöglich, in dieſer kur⸗ 
zen Zeit eine Umſtellung vorzunehmen. Das iſt 
völlig ausgeſchloſſen. Ich beantrage deshalb, daß 
ſich der Volkstag um eine halbe Stunde vertagt, 
damit die einzelnen Fraktionen zu der neuen Si⸗ 
tuation Stellung nehmen können, damit der Ael⸗ 
teſtenausſchuß zuſammentritt und ebenfalls zu 
dieſen neuen Methoden Stellung nimmt. Im 
vergangenen Jahr waren es die Deutſchnationa⸗ 
len, die ſich gegen die Methoden der Sozialdemo⸗ 
kraten zur Wehr ſetzten und die damals erklärten, 
es ſei berechtigt, wenn ſich die Kommuniſten gegen 
die Abwürgemethoden des ſozialdemokratiſchen 
Koalitionsſenats wehrten. Heute 
(nach rechts) dieſelben Methoden an, nur daß die 
Sozialdemokraten das unterſtützen, denn ſonſt 
müßten ſie ganz andere Töne anſchlagen und an⸗ 
dere Methoden anwenden. Schade, daß wir nicht 
die 10 Abgeordneten haben, die notwendig ſind, 
hier die Verabſchiedung dieſes Schandetats hin⸗ 
auszuſchieben. 
Vrizepräſident von Wnuck: Wer dafür iſt, daß 
die Sitzung eine halbe Stunde vertagt wird, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. 
— Der Antrag iſt abgelehnt. Das Wort zu dem 
bereits aufgerufenen Punkt hat der Herr Abg. 
Raſchke. (Abg. Raſchke: Ich verzichte auf Grund 
der gemeinen Methoden, die hier angewandt wer⸗ 
den! — Abg. Plenikowſki: Ich beantrage nament⸗ 
liche Abſtimmung über den Etat!) Ich werde die 
Unterſtützungsfrage ſtellen, wenn wir bei der be⸗ 
treffenden Abſtimmung angelangt ſind. Zuerſt 
ſtimmen wir über den Abänderungsantrag des 


wenden Sie 
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Abg. Friedrich und der Gruppe der Bürgerlichen 
Arbeitsgemeinſchaft auf Druckſache Nr. 173 ab. 
(Abg. Naſchke: Ich beantrage über dieſen Antrag 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag un⸗ 
terſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Wir kom⸗ 
men zur namentlichen Abſtimmung über den An⸗ 
trag in Druckſache Nr. 173. Ich bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſameln. — Es haben ſich 38 D. u. H. 
an der Abſtimmung beteiligt. Davon ſtimmten 
36 mit Nein und zwei mit Ja.“) Der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich nehme an, daß nun über dieſen An⸗ 
trag bei den andern Haushaltsplänen nicht mehr 
abgeſtimmt zu werden braucht. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenitowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir be⸗ 
antragen, daß in dieſem Haushaltsplan über die 
Poſition A III 49 abgeſtimmt wird, da wir dazu 
einen Abänderungsantrag geſtellt haben. (Die 
gibt es nicht im Etat! bei den Nationalſozialiſten). 
Sie glauben, die iſt verſchwunden, weil Ihnen 
dieſe Stelle unbequem iſt. Sie iſt aber drin. Wir 
haben auf Druckſache Nr. 145 Abänderungsan⸗ 
träge geſtellt. Wir beantragen, daß über dieſe 
Abänderungsanträge geſondert abzuſtimmen iſt 
und daß über den Abänderungsantrag zu A III 49 
namentlich abgeſtimmt wird. 

Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen zur 
Abſtimmung über die Abänderungsanträge auf 
Druckſache Nr. 145, zuerſt über den Antrag zu 
„Abſchnitt A I Stelle 6: Iſt zu ſtreichen.“ Wer 
dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Bitte um 
die Gegenprobe. — Der Antrag iſt abgelehnt. 


„Abſchnitt A I Stelle 14: Iſt zu ſtreichen.“ Wer 


den Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Bitte um die Gegenprobe. Jetzt ſteht die 
Mehrheit. Der Antrag iſt abgelehnt. „Abſchnitt 
A II Stelle 21: Der Betrag iſt um 20 000 © zu 
kürzen.“ Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — Er 
iſt abgelehnt. „Abſchnitt A II Stelle 22: Der Be⸗ 
trag iſt um 4000 © zu kürzen.“ Wer für dieſen 
Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Bitte um 
die Gegenprobe. — Der Antrag iſt abgelehnt. „Zu 
Abſchnitt A II Stelle 25: Der Betrag iſt um 
16 250 G zu kürzen. Unter Erläuterungen in 
A II, 25 find in d) zu ſetzen: 42 750 G, in f) 
16 000 G.“ — Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Nach der Geſchäftsordnung iſt jetzt poſitiv 
abzuſtimmen, wer für den Etatstitel iſt!) Das 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, davon 2 mit Ja, 36 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Deutſch, Gerhard Friedrich. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Friedrich. 
Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn Dr. Hoppen⸗ 
rath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Thimm, Dr. 
Unger, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, 
Kurowſki, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Naſchke, Reh⸗ 


berg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſfki, 
Totzki, Weber, Weiß, Werner. 8 eee 


rn 


— 


©) 


D) 


(A 


— 
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träge in Druckſache Nr. 143: 
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(Vizepräſident von Wnuck) 
iſt nicht möglich. Es wird über den geſamten 
Haushaltsplan poſitiv abgeſtimmt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie tanzen auf Eiern! — Zuruf des Abg. 
Raſchke.) Wir kommen zum nächſten Abänderungs⸗ 
antrag: „Zu Abſchnitt A III Stelle 43: Iſt zu 
ſtreichen.“ Wer für dieſen Abänderungsantrag iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit; er iſt abgelehnt. „Zu Abſchnitt A III Stelle 
44: Iſt zu ſtreichen.“ Wer für dieſen Abände⸗ 
rungsantrag iſt, bitte ich ſich zu erheben. — (Ge⸗ 
genprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe, — jetzt 
ſteht die Mehrheit. Der Antrag iſt abgelehnt. „Zu 
Abſchnitt A III Stelle 45: Iſt zu ſtreichen.“ Wer 
für dieſen Abänderungsantrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, abgelehnt. 
„Zu Abſchnitt A III Stelle 47: Iſt zu ſtreichen.“ 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. „Zu Abſchnitt A III Stelle 
48: Iſt zu ſtreichen.“ Wer dieſen Abänderungsan⸗ 
trag annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. „Zu 
Abſchnitt A III Stelle 49: Iſt zu ſtreichen.“ Zu 
dieſem Antrag iſt namentliche Abſtimmung bean⸗ 
tragt. Wird der Antrag unterſtützt? Die Unter⸗ 
ſtützung reicht nicht arus. (Abg. Plenikowſki: Es 
lebe der Völkerbund!) Wer für Streichung der 
Stelle 49 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, abgelehnt. | 
Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über 
den Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung. 
Dazu iſt namentliche Abſtimmung beantragt. 
Wird der Antrag unterſtützt? Die Unterjtügung 
reicht aus. Wir kommen nunmehr zur namentli⸗ 
chen Abſtimmung, ich bitte die Plätze einzunehmen 
und die Stimmkarten einzuſammeln. — Die na⸗ 
mentliche Abſtimmung iſt geſchloſſen. Die Abſtim⸗ 
mung hat 37 Ja⸗Karten ergeben, der Haushalts⸗ 
plan iſt hiermit angenommen.“) Ich rufe jetzt 
Anlage 3 auf: | 
Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 
heitsweſen. 

Druckſache Nr. 117. Hierzu die Abänderungsan⸗ 


Ausgabe. | 
Abſchnitt A III Stelle 42: Der Betrag iſt auf 30 000 G 
zu erhöhen. 
Abſchnitt A III Stelle 44: Der Betrag iſt auf 15 Mil⸗ 
lionen zu erhöhen. | 
Abſchnitt A III Stelle 46: Der it auf 
1142 000 © zu erhöhen. | 
Abſchnitt A III Stelle 48: Der Betrag iſt auf 100 000 
G zu erhöhen. In der Erläuterung zu A III 48 iſt 
ſtatt „31 15“ zu ſetzen „46 30“. 


Betrag 


Abgegebene | 


3 ) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: | 
Stimmkarten 37, ſämtlich mit Ja. 1 
Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling. Dr. Blavier, 


Burandt, Deutſch, Doering. Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller. Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 8 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch. Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, 
Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Kreft, Kruppke, Kurowski, Langnau, Lendzion, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz. Frau Müller, Pleni⸗ 


kowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, 
Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß. Werner. 


Abſchnitt 
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Abſchnitt A III Stelle 52: Der Betrag iſt auf 2 Mil⸗ 
lionen zu erhöhen. 

Abſchnitt B II Stelle 27: Der Betrag it auf 40 550 G 
zu erhöhen. Unter Erläuterung iſt in B II. 27 
unter a) einzuſetzen: „30 058 G“. 

Abſchnitt B II Stelle 28: Der Betrag in Erläuterung 
unter 28 iſt zu ſtreichen. 

Abſchnitt C III Stelle 42: Der Betrag ik auf 139 360 
6 su erhöhen. Unter Erläuterungen iſt in C III, 42 
unter a) einzuſetzen „96 360 G“. 

Abſchnitt C III Stelle 43: Der Betrag in Erläuterung 
unter 43 a und b iſt zu ſtreichen. 

Abſchnitt D III Stelle 42: Der Betrag iſt auf 79 000 G 
zu erhöhen. Anter Erläuterung in D III. 42 iſt in 
a) einzuſetzen „48 000 ©“. 

Abſchnitt D III Stelle 43: Der Betrag iſt um die 
Ausgaben für Gottesdienſt zu kürzen. 

Abſchnitt E III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 6 000 000 
G zu erhöhen. 


Eventualantrag. 
Bei Ablehnung wird beantragt: 
Abſchnitt E III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 
5 580 000 G zu erhöhen. 
Abſchnitt E III Stelle 46: Der Betrag iſt auf 500 000 
G zu erhöhen. 
Eventualantrag. 
Bei Ablehnung wird beantragt: 
Abſchnitt E III Stelle 46: Der Betrag iſt auf 280 000 
G zu erhöhen. 
Abſchnitt K III Stelle 42: Der Betrag iſt auf 50 000 G 
zu erhöhen. 
Abſchnitt K III Stelle 43: Der Betrag iſt auf 25 000 G 


zu erhöhen. 
III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 10 000 G 
zu erhöhen. 
Abſchnitt K III Stelle 46: Der Betrag iſt auf 75 000 G 
zu erhöhen. 
Abſchnitt K III Stelle 47: Der Betrag iſt auf 25 000 G 
zu erhöhen. 
Abſchnitt A III Stelle 49: Der Betrag iſt zu erhöhen 
auf 150 000 G. 
Abſchnitt E III Stelle 42: Der Betrag iſt auf 250 000 


zu erhöhen. 
Abſchnitt F III Stelle 44: Der Betrag iſt auf 120 000 
G zu erhöhen. 
Eventualantrag. 
Bei Ablehnung wird beantragt: 
Abſchnitt F III Stelle 44: Der Betrag iſt auf 60 000 G 
zu erhöhen. 
Abſchnitt F III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 2 Mil⸗ 
lionen zu erhöhen. 
Abſchnitt G III Stelle 44: Der Betrag iſt auf 2 Mil- 


lionen zu erhöhen. 

Abſchnitt G IM Stelle 45: Der. Betrag iſt auf 
1250 000 G zu erhöhen. 

Abſchnitt K III Stelle 48: Der Betrag iſt auf 5 000 G 
zu belaſſen. 

Abſchnitt L I Stelle 3: Unter Erläuterungen zu 
I. I. 3 iſt zu ſetzen ſtatt: „4 Aſſ.⸗Aerzte“ „5 Aſſ.⸗ 
Aerzte“ ſtatt „62 Schweſtern“ „65 Schweſtern“. Der 
Betrag in Spalte 4 iſt dementſprechend zu ändern. 

Abſchnitt I. III Stelle 42: Der Betrag iſt zu erhöhen 
auf 227 000 G. 

Abſchnitt L III Stelle 43: Der Betrag iſt auf 80 000 G 
zu erhöhen. In der Erläuterung in L III, 43 iſt zu 
legen in a) 35.000 G. in b) 22 000 G. in e) 21 000 G. 

BE Plenikowſki 
u. d. übrig. Mitglieder d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Weiter liegt ein Abänderungsantrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 148 vor: 


Wir beantragen, 


1. bei den nachfolgenden Etatspoſitionen in der Aus⸗ 


gabe die Senatsvorlage wiederherzuſtellen und in den 
Haushaltsplan einzuſetzen: 
es III 42 Außerordentliche Wohlfahrtspflege mit 
Bei A III 46 

1 142 000 G. 
Bei A III 52 Landarmenverwaltung mit 1652500 G. 
Bei B II 27 Unterhalt der Blinden mit 40 550 G. 
Bei C III 42 Unterhalt der Häuslinge mit 139 360 G. 
Bei D III 42 Unterhalt der Häuslinge mit 79 000 G. 


Kleinrentnerunterſtützung mit 


(©) 


(8) 


Volkstag Danzig — 18. Sitzung. Donnerstag, den 12. März 1931. 


(Vizepräſident von Wnuck) 

Bei E III 46 Heilbehandlung, orthop. Verſorgung mit 
280 000 G. 

Bei F III 43 Unterſtützungen, Beihilfen mit 250 000 ©. 

Bei K III 46 Lungenheilſtätte Jenkau mit 75 000 G. 

Bei K III 47 Tuberkuloſebekämpfung mit 8 000 G. 

a 48 Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs mit 
5 N 

Bei O III 43 Erweiterungsbau d. Schlachthofes mit 
60 000 G. 

2. bei den nachfolgenden Etatspoſitionen die einzuſetzen⸗ 
den Beträge zu erhöhen und zwar: 

Bei E III 45 Rentenbezüge der Kriegsbeſchädigten pp. 
auf 5 600 000 G. 

Bei F III 44 Darlehen auf 40 000 G und in die Er⸗ 
läuterung (Spalte 12) zu ſetzen: 
Darlehen für Heimſtätten 30 000 G 
Sonſtige Darlehen 10 000 G 

Bei F III 45 Zuſatzrenten auf 1 700 000 G. 

Bei K III 43 n Aufklärung auf 10 000 G. 


or itz 

u. die übrig. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Frakt. 
Das Wort hat der Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
In Anbetracht des Eilzugstempos wird man ja 
wohl die Zunge etwas ſchneller bewegen müſſen, 
um mit dem Thema zu Rande zu kommen. 
möchte meinen Ausführungen vorausſchicken, daß 
Sie (nach rechts) tatſächlich im Aelteſtenausſchuß 
die Zuſicherung gemacht haben, daß Sie die Rede⸗ 
zeit nicht beſchränken werden. Aber es iſt ja 
ſchließlich nicht das erſte Mal, daß von Ihrer Seite 
aus ein Wort gebrochen wurde. (Zuruf des Abg. 
Raſchke!) Sind Sie fertig? (Zum Präſidenten) 


Das rechnen Sie hoffentlich von den 32 Minuten 


Redezeit ab. 

Vizepräſident von Wnuck: Ich bitte, den Red⸗ 
ner nicht zu unterbrechen. (Fünf Minuten abrech⸗ 
nen! links. — Heiterkeit.) 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Neben dem Kultusetat iſt der Etat für Soziales in 
jedem Staat der Gradmeſſer für die Kulturhöhe 
des Staates. Der damalige Abgeordnete und 
jetzige Senatspräſident Dr. Ziehm führte am 4. 
September von dieſer Stelle aus, daß in Danzig 
der Etat für Soziales 38 Prozent der geſamten Zu⸗ 
ſchüſſe umfaſſe und daß daher dieſer Etat bedeu⸗ 
tend überſpannt ſei. Durch dieſe Argumentierung 
wird der Glaube erweckt, als wenn Danzig ge⸗ 
wiſſermaßen ein Muſterländle wäre. Das iſt aber 
durchaus nicht der Fall. Denn zieht man von dem 
Etat für Soziales alles das ab, was eigentlich nicht 
in den Sozialen Etat gehört, das ſind Beamten⸗ 
penſionen, Offizierspenſionen, Kriegslaſten in 
Form geſetzlicher Renten und verſchiedenes andere 
und bringt dann die verbleibende Endſumme in 
ein Verhältnis zu den tatſächlichen Ausgaben, 
nicht zu den Zuſchüſſen, dann findet man heraus, 
daß es nicht 38, ſondern nur 17 Prozent ſind, die 
für Soziales gebraucht werden. Wir können uns 
daher den Stolz, daß wir einen überſpannten oder 
auch nur ausreichenden Sozialetat hätten, durch⸗ 
aus verkneifen. 

Trotz dieſer fehlerhaften, ja man kann ſagen, 
ungenauen und unrichtigen Argumentierung durch 
Herrn Dr. Ziehm iſt ſeine Anſicht aber für die 
jetzigen Regierungsparteien bei der Etatsbehand⸗ 
lung richtunggebend geweſen. Trotzdem ſcheint 
dieſen Parteien bei der Behandlung des Etats 
nicht ganz ſo wohl zu ſein, wie ſie nach außen hin 
den Anſchein erwecken möchten. Sie wittern Unrat 
und fürchten den Zorn der erregten Bevölkerung 
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über die ſonſtigen Maßnahmen. Daher verſuchen 
ſie den zu finden, den ſie kreuzigen könnten und 
haben ſich dabei auf die Sozialdemokraten geeinigt. 
Zuerſt zaghaft, dann etwas dreiſter ſchreit man 
jetzt in alle Welt den immer wiederholten Kehr⸗ 
reim: die Sozialdemokraten hätten dieſe Etats 
aufgeſtellt, beraten und eingebracht. Zuerſt war 
es bloß der Finanzſenator allein, den man als das 
Karnickel hinſtellte. Aber nach wenigen Tagen 
übertrumpfte ſchon eine Zeitung die andere und 
behauptete, nicht nur der Finanzſenator, ſondern 
die drei Sozialdemokraten, die den Rumpfſenat be⸗ 
herrſchten“ — drei unter vierzehn, ein ſonderbares 
Verhältnis — hätten am Etat mitgearbeitet. Am 
geſtrigen Tage erfuhren wir aber durch die Lan⸗ 
deszeitung die Schauermär, daß dieſer Haushalts⸗ 
plan, wie er vorliegt, nicht erſt vom Rumpfſenat 
aufgeſtellt und beraten wurde, ſondern von der da⸗ 
maligen Geſamtregierung, in der die Sozialdemo⸗ 
kraten genau die Hälfte hatten. Wie groß muß 
doch eigentlich die innere Unſicherheit der Regie⸗ 


ch rungsparteien ſein, wenn ſie zu derart fauſtdicken 


Lügen greifen müſſen, die nicht einmal in der Wahl⸗ 
zeit erlaubt ſind, um das chriſtliche Gewiſſen zu be⸗ 
ſchwichtigen. Die Unwahrheit dieſer Zeitungsente 
liegt ſo klar auf der Hand, daß man ſich weitere 
Ausführungen ſparen kann. Es muß aber darauf 
hingewieſen werden, daß allein die Zeitfolge der 
Ereigniſſe es ja gar nicht zuließ, daß dieſe Behaup⸗ 
tungen, die Sozialdemokratie hätte dieſen Etat 
aufgeſtellt und wäre überhaupt für die ganze Fi⸗ 
nanzgebarung zuſtändig, Wahrheit ſein kann. 
Denn vor den Wahlen waren die Etats noch nicht 
ſo weit, daß ſie hätten beraten werden können, und 
nach den Wahlen hat die Sozialdemokratie die 
Konſequenz aus dem Wahlergebnis gezogen und 
hat die dazwiſchen liegende Zeit nicht benutzen kön⸗ 
nen, die Etats zu beraten, weil in der kurzen Zeit 
gar nicht die Möglichkeit vorlag, umfangreiche und 
zeitraubende Etatberatungen durchzuführen. 

Die Sozialdemokratie hat ſich der Verantwor⸗ 
tung bisher noch nicht entzogen. Wenn wir genau 
ſolche Demagogen wären, wie die Regierungspreſſe 
behauptet, dann könnten wir, nachdem die Etats, 
beſonders der Etat für Soziales, ſo verſchandelt 
ſind, mit gewiſſem Stolz auf die Senatsvorlage 
hinweiſen, und unter Berufung auf Ihre eigenen 
Zeitungsartikel die Verantwortung für den Etat 
Soziales übernehmen; denn in dem Senatsent- 
wurf war noch etwas davon zu ſpüren, daß es ſich 
um einen Etat für Soziales handelte. Aber wir 
lehnen es ab, uns vielleicht dieſe Methoden zu 
eigen zu machen. Wir lehnen es aber auch aus 
grundſätzlichen Erwägungen ab, mit der Volks⸗ 
verelendung Propaganda zu machen. 


Nun möchte ich zum Etat ſelbſt kommen. Ueber 
den Begriff Soziales und Soziale Fürſorge gehen 
ja die Meinungen auseinander. In der Danziger 
Wirtſchaftszeitung, die bekanntlich das Organ 
der Danziger Handelskammer und wirtſchaftlicher 
Kreiſe iſt, ergriff Ende vorigen Jahres ein ſtuben⸗ 
gelehrter Profeſſor zu der Frage „Was iſt ſozial“ 
das Wort und erläuterte es dahin: „Sozial ſein 
heißt nicht immer nur die Schwachen zu ſchützen 
und mitzuſchleppen, ſondern ſozial kann es auch 
ſein, wenn man die Schwachen und Kranken zu⸗ 
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rückläßt und nur die geſunden Elemente und die 
Führer ſtützt, die Starken.“ Das iſt ſo richtig die 
Anſicht der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung. 
(Der Nazis! links) Das iſt auch die Anſicht der 
Nazis. Der Herr Ernſt Mann, der ſchon einmal 
von dieſer Stelle zitiert wurde, vertritt auch den 
Standpunkt, alles was nicht geſund iſt, iſt jedes 
Jahr auf der Kontrollverſammlung auszumerzen 
und hat ſich abzugurgeln. Das iſt das Gegenteil 
von dem, was wir als ſozial betrachten. Das 
höchſte Gut des Volkes, ſeine Arbeitskraft, muß 
gehegt und gepflegt werden, und zur Erhaltung 
dieſes Gutes müſſen die größten Anſtrengungen 
gemacht werden. In bezug auf Opfer ſtanden 
einige ſehr nette Zeilen eigenartigerweiſe in den 
Neueſten Nachrichten. Sie ſchrieben: 

Opfern iſt nicht leicht, doch liegt der Wert des 
Opfers in dem freiwilligen Entſchluß: Den viel be⸗ 
quemeren Egoismus zu überwinden, dazu gehört ſchon 
ein ſittlicher Imperativ von einer Stärke, wie wir 
ihn unter uns ſelten finden, ein Beweis dafür, wie 
weit wir Chriſten vom Chriſtentum und der Wahr⸗ 
a entfernt find. Bleibt alſo in der Praxis nur der 

wang. 

Denken wir an ein Beiſpiel: Wenn man jene ruſſi⸗ 
ſchen Emigranten, die nach Verluſt ihres früheren 
Vermögens irgendwo in Europa ein kümmerliches 
Leben zu friſten genötigt ſind, wenn man jene noch 
einmal vor die Wahl ſtellen könnte, auf einen erheb⸗ 
lichen Teil ihres Vermögens und ihrer Vorrechte zu 
verzichten, um im Wege einer wirklich großzügigen 
Sozialreform den nicht ausſichtsloſen Verſuch zu un⸗ 
ternehmen, den Bolſchewismus zu verhindern, wie 
gern würden ſie jetzt, — nachdem ſie wiſſend ge⸗ 
worden ſind durch die geſchichtliche Entwicklung, — 
zu dieſem Opfer bereit ſein. Ohne dieſes Wiſſen aber 
würden ſie genau ſo wenig wie damals zu opfern ge⸗ 
willt ſein; denn damals glaubte ja niemand, daß es 
ſo ſchlimm kommen könnte.“ 

Ich glaube nun nicht, daß dieſe Zeilen geſchrieben 
ſind, um den Wirtſchaftskreiſen ins Gewiſſen zu 
reden, eine ſozialere Einſtellung gegenüber der 
notleidenden Bevölkerung zu haben, ſondern ich 
nehme vielmehr an, daß dieſe Zeilen, die um die 
Weihnachtszeit geſchrieben ſind, nur einem gewiſ⸗ 
ſen Bedürfnis nach Feſttagsſtimmung entſprechen. 


Inzwiſchen iſt auch durch die Bildung dieſer Re⸗ 


gierung und Gründung der Einwohnerwehr wohl 
dafür geſorgt, daß nach dieſer Richtung hin keine 
„Befürchtungen“ gehegt zu werden brauchen. Die 
Zeitung fährt auch ſelbſt weiter fort: 


Wir glauben uns ſicher vor einer Kataſtrophe, 
ähnlich wie der ruſſiſchen. Hoffen wir, daß wir nicht 
enttäuſcht werden. Soviel dürfte aber wohl jedem 
klar ſein, der nicht die Augen vor den Zeiten der 
Zeit verſchließt: So wie bisher geht es lange nicht 
mehr weiter, weil die Arbeitsloſigkeit bereits jetzt zu 
einem Prüfſtein für die weitere Exiſtenzberechtigung 
und Exiſtenzmöglichkeit unſerer „bürgerlichen“ Welt 
geworden iſt. 
Anknüpfend an dieſe letzte Warnung möchte ich 
bemerken: Jawohl, die Arbeitsloſigkeit iſt ſchon zu 
einem Prüfſtein für die Exiſtenzberechtigung der 
bürgerlichen und damit der kapitaliſtiſchen Welt 
geworden. Ein Syſtem, das es nicht fertig be⸗ 
kommt, die Vervollkommnung der Technik in der 
Produktion mit dem Amfang der zur Verfügung 
ſtehenden menſchlichen Arbeitskräfte in ein erträg⸗ 
liches Verhältnis zueinander zu bringen, hat keine 
Exiſtenzberechtigung. An dieſem Unvermögen 


muß es und wird es auch zugrunde gehen. Der 


Donnerstag, den 12. März 1931. 


Staat aber hat die Pflicht, die von der Wirtſchaft 
ausgeſchloſſenen Arbeitskräfte, für die die Wirt⸗ 
ſchaft ſich weigert zu ſorgen, zu unterhalten. Tut 
er es nicht, dann gleicht er jenem Mann, der ſeine 
Maſchine ohne Betriebsſtoff läßt und ſich dann 
wundert, daß ſie ſtehen bleibt. 


Nun hat die jetzige Regierung in letzterer Hin⸗ 
ſicht, nämlich der Kürzung des Betriebsſtoffes, 
alles mögliche getan, und mit dieſem Etat tut ſie 
leider ein Uebriges. Wenn man es im Ausſchuß 
nicht ſelbſt miterlebt hätte, könnte man es kaum 
für möglich halten, daß es überhaupt geht, auf ge⸗ 
duldigem Papier ſolche Abſtriche zu machen. Es 
geſchah aber und mit eifriger Hilfe der National⸗ 
ſozialiſten, die hierbei wieder den ſchlüſſigſten Be⸗ 
weis erbracht haben, daß ſie aus ihrer Firma den 
Ausdruck „ſozialiſtiſch“ ſtreichen müſſen. Sie, die 
Sie immer Agitationsanträge ſtellen, ohne ſich 
darum zu bekümmern, was mit dieſen geſchieht — 
es liegen 15 Druckſachen von Ihnen vor — haben 
jetzt endlich Farbe bekennen müſſen, und da iſt ein 
ſchmutzig gelbes Braun übriggeblieben. Ein Teil 
der Preſſe greift uns noch in den letzten Tagen 
an und ſagt: Alles, was die Sozialdemokratie zu 
den Etats machte, wäre weiter nichts, als öde De⸗ 
magogie und Agitation. Wir hätten vollkommen 
ausſichtsloſe Anträge geſtellt. Diejenigen, die das 
ſchreiben, ſcheinen wieder einmal eine Viſion ge⸗ 
habt zu haben, und in die Zukunft blicken zu kön⸗ 
nen; denn bisher liegt von der Sozialdemokratie 
nur ein einziger Abänderungsantrag zu den Etats 
vor und der ſieht im großen und ganzen die Wie⸗ 
derherſtellung der Regierungsvorlage vor. Ich 
weiß nicht, was Sie mit einer ſolchen Verbreitung 
falſcher Meinungen in der Oeffentlichkeit bezwek⸗ 
ken. Es ſcheint ſo, als wären Sie Ihrer Anhän⸗ 
gerſchaft nicht ganz ſicher und als könnten Sie ſich 
nicht mehr auf ſie verlaſſen. Wir glauben zwar 
nicht, daß dieſe Ihre Zweifel berechtigt ſind, ma⸗ 
chen natürlich trotzdem den Verſuch, Verbeſſerun⸗ 
gen in den Etat hineinzubringen und werden uns 
über einen reuigen Sünder aus Ihren Reihen 
genau ſo freuen, wie über 99 Gerechte. 


Damit komme ich zu unſerem Abänderungsan⸗ 
trag im einzelnen. Bei der Poſition A III Stelle 
42, außerordentliche Wohlfahrtspflege, beantra⸗ 
gen wir die Wiederherſtellung der urſprünglichen 
Vorlage, die von 9 000 auf 5 000 Gulden gekürzt 
wurde. Zu der Erſtattung der Gemeinden für 
Erwerbsloſenunterſtützungen haben wir zum Etat 
nichts zu ſagen. Ueber das Problem zu ſprechen, 
werden wir ja ausreichend Gelegenheit haben, 
wenn unſer Urantrag, der die Aufhebung der 
Verſchlechterung der Erwerbsloſenfürſorge zur Be⸗ 
ratung fordert, vorliegt. Es war im Ausſchuß 
nicht möglich, von der Regierung eine Auskunft 
darüber zu erhalten, wie ſie ſich die Verſorgung 
der am 1. April aus der Erwerbsloſenfürſorge 
hinausfliegenden Erwerbsloſen denkt. Sie ver⸗ 
weigerte darüber die Auskunft mit der Bemer⸗ 
kung, der Senat hätte darüber Beſchlüſſe nicht 
gefaßt. Die Regierungsparteien, die ja informiert 
ſein müßten, haben ſich ebenfalls nicht dazu ge⸗ 
äußert, ſondern ſich nur darüber beſchwert gefühlt, 
daß die Frage von unſerer Seite nicht in dem be⸗ 
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ſcheidenen Ton gehalten war, den man jetzt an⸗ 
ſcheinend vorſchreiben möchte. 

Zum Titel der Kleinrentnerunterſtützung ha⸗ 
ben wir die Wiederherſtellung der Summe von 
1142000 Gulden beantragt. Der Rumpfſenat 
hatte gegenüber der jetzigen eine um 32 000 G 
höhere Summe mit Rückſicht darauf eingeſetzt, daß 
ein entſprechender Bedarf vorliegt. Die Fürſorge 
um die Kleinrentner haben ja auch die Deutſch⸗ 
nationalen ſeit jeher als ihre ureigenſte Domäne 
betrachtet. Man hat den Kleinrentnern ſogar vor⸗ 
geredet, die geſetzliche Verſorgung der Kleinrent⸗ 
ner wäre ſchon längſt erledigt, wenn nicht die 
Sozialdemokraten in der Regierung ſäßen. Dies 
Hindernis iſt nun beſeitigt, und man darf ſehr be⸗ 
gierig ſein, wann nun die geſetzliche Verſorgung 
der Kleinrentner kommen wird. Ich habe nach 
dieſer Richtung hin keine große Hoffnung; denn 


es hat ſich ja auch im Reich herausgeſtellt, daß die 


Deutſchnationalen nur dann mit dem Mundwerk 
für die Kleinrentner vorneweg ſind, wenn ſie ſich 
in der Oppoſition befinden. In demſelben Mo⸗ 
ment, wo ſie gezwungen ſind, die Regierung zu 
übernehmen, müſſen ſie durch Mehrheitsbeſchlüſſe 
gezwungen werden, ihre eigenen Anträge beraten 
zu laſſen. Es war bezeichnend, was ich im vori⸗ 
gen Jahr in einer Kleinrentnerverſammlung 
hörte, in der eine Frau Abg. Laſſen von der Wirt⸗ 
ſchaftspartei, wenn ich nicht irre, ſprach. Sie 
zeichnete das Problem der Kleinrentner in gro⸗ 
ben Zügen und ſagte ungefähr folgendes. Den 
Kleinrentnern ſei ſchon jo oft die geſetzliche Ver⸗ 
(B) ſorgung verſprochen worden. Die Kleinrentner ha⸗ 
ben es im Reiche begrüßt, daß eine Rechtsregie⸗ 
rung ans Ruder kam. Die Referentin ſchloß aber 
dann ihre Ausführungen mit den recht wehmüti⸗ 
gen, aber trotzdem treffenden Worten: „Jetzt ha⸗ 
ben wir eine Rechtsregierung, aber wir haben 
noch nie ſo wenig von einer geſetzlichen Verſor⸗ 
gung der Kleinrentner gehört als bei der jetzigen 
Rechtsregierung.“ Das wird wahrſcheinlich auch 
in Danzig leider wahr werden. Auf dieſe Wider⸗ 


ſprüche muß hingewieſen werden. Im Ausſchuß⸗ 


bericht in der Allgemeinen Zeitung vom 3. 3. 31 
taten ſich die Deutſchnationalen viel darauf zu 
gut, daß ſie in der Oeffentlichkeit verkündeten, bei 
den Kleinrentnern ſei alles dasſelbe geblieben, 
abgeſtrichen ſei nichts, das habt Ihr Kleinrentner 
wieder nur uns zu verdanken. Verſchwiegen wurde 
dabei aber, daß die Regierungsparteien von der 
eingeſetzten Summe 32 000 Gulden abgeſtrichen 
hatten, von einer Summe, die der angeblich von 
den „Marxiſten beherrſchte Rumpfſenat“ einge⸗ 
ſetzt hatte. N 
Von den Koſten der Landarmenverwaltung 
ſind ebenfalls im Etat Abſtriche gemacht worden. 
Wir beantragen die Wiederherſtellung der alten 
Summe. Der Staat wird es nötig haben, um 
wenigſtens die Spur einer Kriſenfürſorge zu er⸗ 
möglichen. Der Senat hat uns ja keine Auskunft 
darüber gegeben, wie die Entwicklung bei den Er⸗ 
werbsloſen ſein wird, ob eventuell noch mehr Geld 
gebraucht, oder ob da Summen erſpart werden. 
Ganz beſonders einſchneidend und unſozial ſind die 
Abſtriche, die bei den öffentlichen Pflegeanſtalten 
gemacht worden ſind. Die Sätze für die Beköſti⸗ 
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gung der Häuslinge und Pfleglinge, die bisher pro 
Kopf und Tag 1,10 G betrugen, find auf 90 P her⸗ 
untergeſetzt. Man hat geglaubt, daß wir dieſen 
Umſtand zu einer Agitation benützen würden und 
daher ſchon im voraus in der Oeffentlichkeit ver⸗ 
ſucht, unſere berechtigten Vorwürfe zu entkräften, 
allerdings mit ſehr negativem Erfolg. Die Herab⸗ 
ſetzung des Pflegegeldes wurde im Ausſchuß damit 
begründet, durch die angebliche Verbilligung der 
Lebenshaltung und das Sinken der Indexziffer 
wäre das möglich und die Kürzung von 1,10 G auf 
90 P ſtelle das richtige Verhältnis dar. Mit der⸗ 
ſelben Konſequenz könnte man dann aber auch 
ſämtliche Gehälter von 1 100 G auf 900 G kürzen. 
Man hat es aber weiter damit begründet, daß man 
ſagte, es ſei pro Kopf nie mehr als 90 P gebraucht 
worden. Bei den Pflegeſätzen wären Erſparniſſe 
gemacht worden, die man für andere Zwecke ver⸗ 
wandt hätte. Im Intereſſe der Reinheit der Etats 
müſſe das endlich einmal berichtigt werden. Das 
leuchtet uns durchaus nicht ein. Wäre das rich⸗ 
tig, dann müßten ja die übrigen Bedürfniſſe der 
einzelnen Anſtalten erhöht worden ſein, das iſt 
aber nicht geſchehen. Weil aber nun einmal die 
Leiter der Anſtalten ſich dieſe liebe Gewohnheit 
in jahrelanger Uebung zu eigen gemacht haben, 
werden ſie es in dieſem Jahr beſtimmt nicht un⸗ 
terlaſſen. Sie werden in dieſem Jahr, wenn ſie 
für irgendwelche Geſchäftsbedürfniſſe Geld brau⸗ 
chen, wieder bei der Beköſtigung einzuſparen ſu⸗ 
chen. Das iſt der allergrößte Mißſtand, den man 
nicht ſtillſchweigend hinnehmen kann. Es iſt hier 


ein Perſonenkreis ausgeſucht worden, der ſich nicht 


dagegen wehren kann, der nicht einmal mit dem 
Stimmzettel in der Hand darüber ſeine Meinung 
zum Ausdruck bringen kann, wie er über dieſe 
Einſparungen denkt. Aus dieſem Grunde iſt der 
Vorwurf hinfällig, daß wir gerade mit dieſer 
Maßnahme des Senats Agitation treiben wollten. 
Hier handelt es ſich um einen Perſonenkreis, bei 
dem dieſe Agitation vergeblich wäre, weil ſie ja 
keinen Erfolg haben kann. Es handelt ſich bei 
der Kürzung und bei der Verſchlechterung der Koſt 
um die Zöglinge in Königstal, Silberhammer 
und Tempelburg. 

Bei den Ausgaben des 
„Rentenbezüge für Kriegsbeſchädigte und Hinter⸗ 
bliebene“ fällt der gewaltige Abſtrich auf, der ge⸗ 
macht worden iſt. Während im vorigen Jahr noch 
eine Summe von 6 Millionen eingeſetzt war, iſt 
jetzt für denſelben Zweck die Summe von 
5 2 88 000 Gulden vorgeſehen, alſo eine Kürzung 
von faſt 800 000 Gulden zu verzeichnen. Wenn 
auch zuzugeben iſt, daß die Summen für Kriegs⸗ 
renten im Laufe der Jahre eine gewiſſe Vermin⸗ 
derung durch den Amſtand erfahren, daß die 
Kriegswaiſen heranwachſen, ſo iſt dieſe Verminde⸗ 
rung doch nicht ſo gewaltig, daß ein Abſtrich von 
800 000 Gulden gerechtfertigt wäre. An ſich iſt ja 
überhaupt merkwürdig, daß nach zwei verſchiede⸗ 
nen Berechnungen, die nur wenige Wochen aus⸗ 
einander liegen, 


kommen können. Hier wird man nicht allein da⸗ 
durch helfen können, daß man die Einſetzung 
irgendeiner beliebig hoch gegriffenen Summe be⸗ 
antragt, ſondern hier kann nur ſo geholfen wer⸗ 


Verſorgungsamtes 


derartige Differenzen heraus⸗ 
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. (A) den, daß annähernd die Summe eingeſetzt wird, 
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die im vorigen Jahre nachweislich verbraucht 
wurde. Jeder Abſtrich führt dazu, daß bei den 
Nachunterſuchungen auch fiskaliſche Intereſſen 
nicht lediglich geſundheitliche ausſchlaggebend ſind. 
Das haben die Kriegsopfer nicht verdient. Sie 
müſſen ſich dagegen wehren, denn ſie haben kein 
Vertrauen zu der Haltung der Nationalſozialiſten, 


die ſich ſchon wiederholt hingeſtellt haben, (Abg. 


Plenikowſki: Herr Thimm, Sie laſſen keinen Ka⸗ 
meraden im Stich! Jetzt ſtreichen Sie 800 000 Gul⸗ 
den!) die gelegentlich ihre heroiſche Stunde haben 
und hier erklären: „Wir werden es nicht dulden, 
daß einem Kameraden etwas geſtrichen wird.“ 
Wir beantragen, daß weiter bei der Hauptfür⸗ 
ſorgeſtelle die alte Summe der Anterſätze wieder 
herzuſtellen iſt. Es werden Ihnen auch die ent⸗ 
ſprechenden Anträge des Kartells zugegangen ſein. 


Es iſt zwar im Ausſchuß ein Abſtrich begründet 


worden, der angeblich dringend notwendig wäre. 
Ich bitte, dieſe Bedenken zurückzuſtellen. Wenn 
wirklich eine Streichung erforderlich iſt, ſo wäre 
dieſe nur vorzunehmen bei der Poſition für Dar⸗ 
lehen. 


Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Moritz, ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, daß Sie nur noch 
fünf Minuten ſprechen können. (Abg. Plenikowſti: 
Die richtigen Finanzjuden ſind das! Das iſt kenn⸗ 
zeichnend für dieſen Senat!) 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Beſonders 
fällt dann noch auf die Streichung bei der Abtei⸗ 
lung Geſundheitsweſen. Wir beantragen, bei der 
Stelle K III, 43 geſundheitliche Aufklärung der Be⸗ 
völkerung die Summe von 10 000 Gulden einzu⸗ 
ſetzen. Es ſtand urſprünglich die Summe von 
6 700 Gulden. Sie haben davon noch 1000 Gul⸗ 
den geſtrichen. Damit iſt natürlich nichts anzufan⸗ 
gen. Die Summe von 10 000 Gulden wird nach 
meinem Dafürhalten unter allen Umſtänden drin⸗ 
gend notwendig ſein, und die Einſetzung wird ſich 
auch ermöglichen laſſen; denn wenn ich Sie darauf 
hinweiſe, daß bei der Stelle O III, 42 Viehſeuchen⸗ 
bekämpfung ebenfalls 10 000 Gulden 
ſind, dann werden Sie es wohl verſtändlich finden, 
daß zum mindeſten für die Bekämpfung von Krank⸗ 
heiten von Menſchen dieſelbe Summe notwendig 
iſt. (Abg. Plenikowſki: Das Vieh iſt wertvoller!) 
Hier iſt die Summe auf 10 000 Gulden durch den 
Rumpfſenat erhöht worden, Sie haben das ſo ge⸗ 
laſſen. Es iſt ſicher berechtigt, daß dieſer Betrag 
ſtehen bleibt. Die Viehſeuchenbekämpfung dient 
auch dem Wohle der Menſchen, Sie ſollten dann 
aber auch einſehen, daß für die Aufklärung der Be⸗ 
völkerung in bezug auf geſundheitliche Maßnah⸗ 
men dieſelbe Summe notwendig iſt. 

Des weiteren beantragen wir, daß bei der Po⸗ 
ſition 45 Geſchlechtskrankheiten dieſelbe Summe 
eingeſetzt wird und bei der Heilſtätte Jenkau die 
Summe wieder auf 75 000 Gulden erhöht wird. 
Zur Unterjtügung der Tuberkuloſebekämpfung und 
ſonſtigen Einrichtungen ſoll die Summe von 5 auf 
8 000 Gulden erhöht werden und bei der Bekämp⸗ 
fung des Alkoholmißbrauchs ſoll die alte Summe 
von 5000 Gulden wieder eingeſetzt werden. Ich 
wende mich beſonders an den Herrn Abg. Dr. 
Thimm als einen bekannten Führer im Kampfe 


eingeſetzt 
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doch wahrhaftig nicht ſchwerfallen, hier die abge⸗ 
ſtrichenen 4000 Gulden wieder einzuſetzen und es 
auf die Summe von 5000 Gulden zu bringen. 
[Mit dieſer Summe kann man auch noch nichts Ge⸗ 
waltiges unternehmen. An ſich iſt ja der Alkohol⸗ 
konſum zurückgegangen und auch das Verbrechen, 
wie der Bericht der Danziger Kriminalpolizei be⸗ 
weiſt. Eigenartig iſt dabei, daß zwei bürgerliche 
Zeitungen dieſen Satz des Polizeiberichts glatt 
unterſchlagen haben, der den Rückgang der Ver⸗ 
brechen mit dem Rückgang des Alkoholkonſums in 
Verbindung bringt. Wenn wir uns aber ſchon in 
der Situation befinden, daß der Alkoholverbrauch 
zurückgegangen iſt, dann ſollte der Kampf auch von 
der anderen Seite her durch die Bereitſtellung aus⸗ 
reichender Mittel unterſtützt werden. Wir bitten 
Sie, unſere Abänderungsanträge, die in der Vor⸗ 
ausſetzung geſtellt ſind, daß ſie auch wirklich durch⸗ 
führbar ſind, anzunehmen. Nur dann kann man 
wirklich von einem ſozialen Etat ſprechen. 
Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es 
wird beſonders darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Redezeit nur 12 Minuten beträgt. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß man mit dem ſozialen Etat, 
der beſonders die Lebensintereſſen der Arbeiter⸗ 
ſchaft berührt, nicht in 12 Minuten fertig werden 
kann. Ich will nur wünſchen und ich ſehe den Zeit⸗ 
punkt nicht mehr fern, wo die Nationalſozialiſten 


die Methoden, mit denen ſie die Oppoſition behan⸗ 
deln, ſelbſt am eigenen Leibe ſpüren werden. Die 
Nationalſozialiſten ſind, wie ich ſchon einmal ſagte, 
heute ein Ball in den Händen des Finanzkapitals. 
Morgen werden es wieder die Sozialdemokraten 
ſein. Dann werden wir wieder dasſelbe Schau⸗ 
ſpiel erleben, wie wir es im letzten Volkstag ſo oft 
erlebt haben. Man könnte dafür nur den einen 
Ausdruck prägen, meine Herren, es iſt zum Kotzen, 
wenn man die ganze Geſchichte hier ſieht. 

Die Frage der ſozialen Laſten hat beſonders in 
den letzten Jahren und Monaten die ganze Oeffent⸗ 
lichkeit und beſonders das geſamte Unternehmer⸗ 
tum äußerſt ſtark beſchäftigt. Durch die ganze 
Preſſe, beſonders durch die deutſchnationale Un⸗ 
ternehmerpreſſe wurde ſyſtematiſch der Boden be⸗ 
reitet, ebenſo mit der Begründung, wie ſie der Se⸗ 
nat zu ſeinem Ermächtigungsgeſetz gegeben hat: 
Die Auswüchſe auf ſozialpolitiſchem Gebiet müſſen 
beſeitigt werden. Die betreffenden Unternehmer⸗ 
zeitungen haben immer zum Ausdruck gebracht, 
wir ſind für eine ſoziale Fürſorge, aber wir ſind 
nicht dafür, daß eben letzten Endes der Staat die 
Mutter iſt, die jeden zu betreuen hat. Wir wiſſen 
ſelbſtverſtändlich, daß jede ſoziale Fürſorge inner⸗ 
halb des Kapitalismus vom Kapitalismus nur ſo⸗ 
weit geübt und ausgebaut wird, wie er die Ar⸗ 
beitskräfte braucht, um ſie in den Produktionspro⸗ 
zeß einzuſpannen. Wir wiſſen, daß es in Deutſch⸗ 
land wie in der übrigen Welt und in Danzig Hun⸗ 
derte, Tauſende, Millionen von Arbeitern gibt, die 
heute nicht mehr im Produktionsprozeß gebraucht 
werden. Mein Vorredner hat ja ſchon die Gedan⸗ 
kengänge zum Ausdruck gebracht, die in Danzig 


von einigen Stellen betont werden. Die Menſchen 


gegen den Alkoholmißbrauch. Es dürfte Ihnen (0 


und vielleicht auch ein Teil der Deutſchnationalen (0) 
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werden nicht mehr unterſtützt, um am Leben 


erhalten zu werden, ſondern man führt eine Po⸗ 
litik durch, ihnen gar nichts zu geben, damit ſie ſo 
ſchnell wie möglich verhungern. Dies iſt der Zug, 
der nicht bloß in Danzig und in Deutſchland, ſon⸗ 
dern in der ganzen Welt durchgeführt wird, Ab⸗ 
bau der Soziallaſten, damit die Wirtſchaft, damit 
die Konkurrenzfähigkeit der einzelnen Unterneh: 
mergruppen beſteht, damit die einzelnen Unter: 
nehmergruppen und Finanzgruppen auf dem 
Weltmarkt konkurrieren und ihren Profit ſicher⸗ 
ſtellen können. Selbſtverſtändlich ift in der jetzigen 
Zeit dieſer Weg ein äußerſt kurzer, weil ja alle 
Maßnahmen und Methoden, die eine Kapital⸗ 
gruppe anwendet, ſofort von der anderen nachge⸗ 
ahmt werden. Damit werden alle dieſe Erfolge 
illuſoriſch gemacht. Ich wundere mich natürlich 
nicht mehr über die radikalen Phraſen der Sozial⸗ 
demokraten. 
es heute ganz geſchickt, dem Finanzkapital klar zu 
machen, daß ſie es viel beſſer als die Nationalſo⸗ 
zialiſten verſtehe. Sie haben es in der Vergan⸗ 
genheit noch viel geſchickter gemacht. Beweis dafür 
ſei die Politik, die in Deutſchland durchgeführt 
worden iſt. 


Herr Abg. Moritz ſchnitt die Frage der Kriegs⸗ 
beſchädigten an. Waren es nicht Ihre Partei⸗ 
freunde in Deutſchland, die den Kriegsbeſchädigten 
die Renten gekürzt haben? Waren es nicht dieſel⸗ 
ben Leute, mit denen Sie heute noch verbunden 
ſind? (Zuruf links.) So machen Sie es heute, weil 
Sie in Deutſchland in der Regierung ſitzen. Wenn 
die Nationalſozialiſten hier nicht in der Regierung 
wären, hätten Sie es durchgeführt. (Zwiſchenrufe 
der Abg. Greiſer und Plenikowſki.) Das geht von 
meiner Redezeit ab, Herr Präſident! — Wenn die 
Sozialdemokraten in der Regierung wären, hätten 
fie die Maßnahmen geſchickter durchgeführt und be⸗ 
ſondere Methoden angewandt, weil ſie die Arbeit 
beſſer kennen. Sie haben keine Ahnung von dem 
Denken und Fühlen der Arbeiterſchaft, weil Sie 
(nach rechts) keine Verbindung mit ihr haben. Es 
wird nicht lange dauern, dann bekommen die Leute 
den Fußtritt, weil ſie nicht die ſichere Garantie für 
den Senat und das Finanzkapital in ſich bergen. 
Sie können keinen Einfluß in den Arbeiterkreiſen 
bekommen. Solange Sie den nicht haben, ſind Sie 


keine ſichere Garantie. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 


Herr Greiſer, Sie müſſen aufpaſſen. Ich weiß, daß 
Ihr Verſtandskaſten ſehr beſchränkt iſt. Ich will 
es noch einmal wiederholen. Solange Sie nicht 
ausſchlaggebenden Einfluß auf die organiſierte, 
klaſſenbewußte Arbeiterſchaft bekommen haben, 
ſind Sie dem Finanzkapital nicht ſicher genug und 
dieſen Einfluß werden Sie nie bekommen. (Abg. 
Greiſer: Den haben wir ſchon!) Sie haben ein 
paar Arbeiter bei ſich, die Sie mit allen Mitteln 
hochzüchten, aber dieſe paar Mann werden Ihnen 
bald weglaufen, weil Sie ihnen nicht die gering⸗ 
ſten Verſprechungen erfüllen können. Ihre paar 
Anhänger werden genau ſo wie wir ſelbſt unter 
dem Abbau der Erwerbsloſenfürſorge leiden. Die 
Kriegsbeſchädigten, Ihre Anhänger, werden genau 
ſo betroffen werden, es ſei denn, daß ſie beſonders 
gute Verbindungen haben, daß ſie vielleicht eine 
beſondere Methode anwenden, die dahin geht 


Auch die Sozialdemokratie verſucht 
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„Wenn Du mit uns biſt, wird es möglich fein, für 
Dich eine beſondere Wurſt braten zu laſſen“. 

Die Frage der Veteranen und die Frage der 
Kriegsbeſchädigten. Ihre Anhänger, werden genau 
feſt, daß dies in Deutſchland von der Sozialdemo⸗ 
kratie durchgeführt wurde und daß alle Verſpre⸗ 
chungen in den letzten Wochen und Monaten nur 
Schwindel geweſen ſind. Sie haben Ihre Kame⸗ 
raden verraten und verlaſſen und denken gar nicht 
daran, den Kriegsopfern zu helfen. Die Geſetzes⸗ 
maßnahmen, die jetzt beſchloſſen worden ſind, wer⸗ 
den ſich ja erſt in den nächſten Wochen und Mona⸗ 
ten auswirken. Man wird dazu übergehen, bei 
einem ſehr großen Teil von Rentenempfängern die 
Renten noch ganz gewaltig zu kürzen. Man wird 
bei den Hinterbliebenen, Waiſen und Witwen 
Sparmaßnahmen durchführen, weil es ja in der 
Linie liegt. Dieſe Leute ſind für das Finanzkapital 
zwecklos, ſie mögen ſo ſchnell als möglich verſchwin⸗ 
den. Dieſelbe Politik bei den Pflegeanſtalten. In 
der letzten Zeit iſt hin und wieder durchgeſickert, 
daß die Verpflegung in den Pflegeanſtalten viel zu 
wünſchen übrig läßt und aus dieſen Gründen Un⸗ 
ruhen in den Anſtalten vorgekommen ſind. Trotz 
alledem ſollen noch auf Koſten der Ernährung 
Sparmaßnahmen durchgeführt werden. Wenn in 
dieſen Etatspoſitionen die betreffenden Beträge 
herabgeſetzt werden, ſo wird ſich ein großer Teil 
der Verwaltungsbeamten es angelegen fein laſſen 
dem Senat zu zeigen, daß ſie tüchtige Kerle ſind 
und ſie werden auch hier noch beſonders große 
Sparaktionen durchführen. ü 

Nun zur Frage der Lungenfürſorge. Was wir 
vermiſſen, iſt, daß man die Mittel für die Krank⸗ 
heitsbekämpfung, die ſchon in der Vergangenheit 
gering waren, ganz gewaltig reduziert hat. Es iſt 
ein offenes Geheimnis, daß ſich Krankheiten viel 
leichter verhüten laſſen, als beſtehende Krankhei⸗ 
ten beſeitigen. Deshalb muß man auch bei der 
Tuberkuloſe ſchon frühzeitig beginnen, die Krank⸗ 
heit feſtzuſtellen, damit der Kampf dagegen ſo 
ſchnell wie möglich mit Behandlungsmethoden ge⸗ 
führt wird. Trotzdem in der Vergangenheit nur 
wenige Mittel dafür zur Verfügung geſtellt wor⸗ 
den ſind, hat man hier noch Abſtriche gemacht. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Kreft, Sie 
haben noch drei Minuten. (Abg. Plenikowſki: Stö⸗ 
ren Sie doch nicht dauernd!) 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Das liegt in der 
Linie, daß dieſe alten Arbeiter und alle Kranken 
ſo ſchnell wie möglich ſterben ſollen, weil ſie für 
den Staat und die Allgemeinheit nach Ihrer Auf⸗ 
faſſung nur hemmender Ballaſt ſind. g 

Nun die Frage des Alkoholmißbrauchs. Ich 
weiß, daß in dieſem hohen Hauſe viele Abgeordnete 
ſehr große Freunde des Alkohols ſind, beſonders 
der Herr Abg. Dr. Blavier, der jetzt wieder wie 
ein Froſch im Sack herumtanzt. Der enge Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen Alkohol und Verbrechen, zwi⸗ 
ſchen Alkohol und Straftaten iſt bekannt. Der Vor⸗ 
redner hat im Ausſchuß geſagt, daß es in der Linie 
der Senatspolitik liegt, das zu verheimlichen, weil 
der Senat und die Intereſſenten des Spiritusver⸗ 
triebes ein Intereſſe haben, nachzuweiſen, daß der 
Alkohol eine vollſtändig harmloſe Angelegenheit 


lift und daß kein Zuſammenhang zwiſchen Alkohol 
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und Straftat überhaupt exiſtiert. 
feſſoren, bezahlte Subjekte der Spiritusinduſtrie, 
die herausfinden, daß der Alkohol ein äußerſt wich⸗ 
tiges Nahrungsmittel bedeutet. Das haben ſie na⸗ 
türlich nur für die Fabrikanten und Verkäufer des 
Alkohols feſtgeſtellt. Es iſt ein Hohn, wenn man 
bedenkt, daß für die Bekämpfung des Alkohols die 
paar tauſend Gulden jetzt auch noch reduziert wer⸗ 
den. Ich glaube, der Senat verfolgt die Linie, 
weil ſich herausgeſtellt hat, daß der Anſatz der 
Spritſteuer geſunken iſt, daß man den Alkoholmiß⸗ 
brauch, der jetzt vielleicht beſteht, überhaupt nicht 
bekämpfen ſoll. Wir dürfen uns nicht wundern, 
wenn der Senat durch ſeine berufenen Vertreter 
letzten Endes bei den Alkoholfabrikanten und bei 
den Leuten, die ein beſonderes Intereſſe an dem 


Vertrieb haben, dafür ſorgt, daß recht viel Sprit 
verkauft wird. In der Frage ſind ſich alle Leute 
darüber einig, daß der Alkohol mit dazu beiträgt, 


daß Verbrechen begangen werden, daß dem Staat 
dadurch gewaltige Laſten aufgebürdet werden. In 
dieſer Angelegenheit beſtehen wirklich keine Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten. Den paar Vereinen, die 
heute beſtehen und die ehrenamtlich arbeiten, ſollte 
man Mittel zur Verfügung ſtellen. Aber darüber 
hinaus ſollte der Staat die klare Linie verfolgen, 
daß die Budiken, die heute an jeder Straßenecke 
ſtehen, verſchwinden. Der Staat gibt einen Anreiz 
zum Fuſelvertrieb in Danzig. Danzig war von 
jeher eine naſſe Stadt. Der Fuſelvertrieb muß 
eingeſchränkt werden. Aber das wollen Sie nicht. 

Ich kann nicht auf die einzelnen Etatspoſitio⸗ 
nen eingehen, weil der Präſident gleich ſagen wird, 
daß ich Schluß machen muß. Es iſt bezeichnend, 
daß man uns gerade zu dieſem Etat nicht eine 
Stunde Redezeit gibt, weil er die Fragen der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge und die andern Fragen behan⸗ 
delt. Aber Sie haben kein Intereſſe daran, daß 
wir Ihnen ſagen, wie rückſichtslos Sie hier die Ab⸗ 
ſtriche durchgeführt haben. Sie wiſſen, daß die all⸗ 
gemeine Not gegenüber den letzten Jahren geſtie⸗ 
gen iſt und daß alle Poſitionen erhöht werden 


müßten. Wir wiſſen, daß nicht einmal im Aus⸗ 


ſchuß der Senatsvertreter in der Lage war, mitzu⸗ 
teilen, was mit den Tauſenden Erwerbsloſen wer⸗ 
den ſoll, die am erſten April ausgeſteuert werden. 
Wir wiſſen, daß ſie durch die Wohlfahrtsämter 
ganz minimal unterſtützt werden. Sie ſind aber 
jahrelang ohne Arbeit, haben keine Kleider, keine 
Schuhe. Jetzt wird man dieſen Leuten vielleicht 
20 bis 30 Prozent der früheren Unterjtügung ge⸗ 
ben. Mit dieſen Maßnahmen hat ſich der Senat 
noch nicht beſchäftigt, trotzdem er, wie der frühere, 
in dem auch das Zentrum drin war, und gerade 
der Zentrumsſenator Dr. Wiercinſki⸗Keiſer für ſich 
in Anſpruch nimmt, diejenige Richtung zu vertre⸗ 
ten, die alle Bevölkerungskreiſe liebevoll vertritt. 
und einer Religionsrichtung angehört, die als 
oberſtes Prinzip für ſich in Anſpruch nimmt: 
„Liebe deinen Nächſten wie dich ſelbſt“. Das ſind 
die Arſachen, die Sie dazu bringen, uns nicht die 
Möglichkeit zu geben, ausführlich auf Ihre Schand⸗ 
taten hinzuweiſen und daß wir der Bevölkerung 
draußen die Augen öffnen. Sie verſuchen rückſichts⸗ 
los unſere Agitation draußen zu hemmen, aber Sie 
ſind nicht in der Lage, den Hunger der Maſſen zu 
ſtillen. Den werden Sie nicht ſtillen können, ſon⸗ 


Es gibt Pro- 
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dern Sie wollen, daß jo ſchnell wie möglich Hun⸗ (O) 


derte und Tauſende von Arbeitern verhungern. 
Weil Sie dieſes machen, werden Sie niemals die 
Arbeiterſchaft beruhigen. Der Abg. Brill brachte 
geſtern zum Ausdruck, die Idee werde zur Gewalt, 
wenn ſie die Maſſen ergreife. Das iſt ein Satz von 
Marx, mit dem Sie nichts mehr zu tun haben, m. 
H. Sozialdemokraten. Sie haben die Maſſen in 
Feſſeln geſchlagen, als Sie von der Idee des So⸗ 
zialismus erfaßt waren. Aber Ihre Zeit iſt vor⸗ 
bei, und die Maſſen werden die S. P. D. und das 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem beſeitigen trotz 
aller Maßnahmen des Senats und ihrer Lakaien. 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht mehr vorlie⸗ 
gen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage, daß über die Abänderungsanträge in Druck⸗ 
ſache Nr. 143 und 148 über jede Poſition geſondert 
abgeſtimmt wird, desgleichen über jede Poſition 
namentliche Abſtimmung erfolgt. Es wird ja 
wahrſcheinlich auch für die Sozialdemokraten von 
Intereſſe ſein feſtzunageln, gegen welche Poſitionen 
die Nazis geſtimmt haben. (Zuruf des Abg. Grei⸗ 
ſer.) Man muß hier feſtnageln, wer gegen die 
Kriegsopfer ſtimmt. 

Vizepräſident Gaikowſtki: Es iſt namentliche 
Abſtimmung beantragt worden. Wird dieſer An⸗ 
trag unterſtützt? — Die Unterjtügung reicht aus. 
Ich bitte, die Plätze einzunehmen. Sie haben be⸗ 
antragt, über jede Poſition namentlich abzuſtim⸗ 
men. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung über 
die Druckſache Nr. 143, und zwar poſitiv. Es wird 
alſo zunächſt namentlich über Druckſache Nr. 143 
Abſchnitt A III Stelle 42 abgeſtimmt. Der Betrag 
iſt auf 30 000,— G zu erhöhen, und zwar nament⸗ 
lich. Wer den Antrag annehmen will, bitte ich, 
eine Ja⸗Karte abzugeben, wer ihn ablehnen will, 
eine Nein⸗Karte. — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr beteiligten!) ſich 
42 D. u. H. Davon ſtimmten 37 mit Nein, fünf 
mit Ja. Der Antrag zu Abſchnitt A III Stelle 42 
in Druckſache Nr. 143 iſt abgelehnt. Wir kommen 
nunmehr zuerſt zur Abſtimmung über Druckſache 
Nr. 148 und die darin enthaltenen Abänderungs⸗ 
anträge. „Bei A III 42 außerordentliche Wohl⸗ 
fahrtspflege mit 9 000, — G.“ Wer dafür iſt, daß 
dieſer Antrag angenommen wird bitte ich, ſich zu 


— 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abg. N 
Se — Er 5 mit Ja, 37 mit „ 
s ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, „Lan 
Benitomiti, Ratte 9 ſch, Kreft, Langnau, 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr, Blavier, 
Burandt, Deutih, Doering, Dumont, Dyck Il, Heinz Frie⸗ 
drich, Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, 
Schwegmann Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, 
Dr. Unger, Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Ezarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſfki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotz⸗ 
ki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, 
Weiß. Werner. 


(D) 


(A) 


(B 


— 
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(Vizepräſident Gaikowfki)) 


erheben. — Das iſt die Minderheit, abgelehnt. 


(Abg. Plenikowſki: Ich hatte namentliche Ab⸗ 
ſtimmung für die Abänderungsanträge Nr. 143 
und Nr. 148 beantragt. Darauf iſt dieſer Antrag 
für alle Anträge unterſtützt worden! — Abg. Phi⸗ 
lipſen: Das gibt es nicht! — Abg. Plenikowſki: 
Darüber haben Sie nicht zu beſtimmen, ſondern die 
Geſchäftsordnung! — Abg. Philipſen: Bei jeder 
namentlichen Abſtimmung muß die Frage geſtellt 
werden! — Zuruf des Abg. Langnau.) Herr Abg. 
Langnau, ich hoffe, daß Sie ſich bewußt ſind, daß 
Sie ſich in einem Abgeordnetenhaus befinden. Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über den fol⸗ 
genden Antrag in Druckſache Nr. 143: „Abſchnitt 
A III, Stelle 44: Der Betrag iſt auf 15 Millionen 
zu erhöhen.“ Es iſt namentliche Abſtimmung bean⸗ 
tragt worden. — Ich bitte die Plätze einzunehmen. 
(Zurufe rechts.) Der Antrag iſt für die Geſamtheit 
angenommen worden. — Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben ſich 43 D. u. 
H. an der Abſtimmung beteiligt'), davon 38 mit 
Nein und fünf mit Ja. Damit iſt der Antrag ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über den Abſchnitt A III Stelle 46: „Der Betrag 
iſt auf 1 142 000, — G zu erhöhen.“ Ich bitte die 
Plätze einzunehmen. Die namentliche Abſtimmung 
beginnt. — (Abg. Plenikowſki: Jetzt können die 
Herren Deutſchnationalen zeigen, was ſie für die 
Kleinrentner zu tun gewillt ſind!) Die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. Es haben ſich daran 53 D. u. 
H. beteiligt’), 37 mit Nein, 16 mit Ja. Der An⸗ 


2) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 43, davon 5 mit Ja, 38 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz 
Friedrich, Gerhard Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, 
Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 
Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, 
Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senfleben, 
Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau 
Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, 
Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 
Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Stukowſki, Frau Totzti, Weber, Weiß, Werner. 


3) Endgültige 
Stimmkarten 53, davon mit Ja 16, 
Stimmkarte ungültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Czarnetzki Gehl, 
Joſeph, Klingenberg, Kreft, Langnau, Lendzion, Frau 
Malikowſki, Mau, Moritz, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, 
Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Friedrich, 
Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Kalitzke, Lemke Malſch, Maaß, Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Phüilipſen a Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Weiß, Werner. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Deutſch, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, 
Frau Kalähne, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowski, Frau 


Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
mit Nein 36, 1 


Müller, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Frau Totzki, Weiß, Werner. 
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trag iſt ſomit abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Es iſt 
eine ſchwankende Geſtalt dabei, einmal 38, einmal 
371) Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung 
über den Antrag des Herrn Abg. Plenikowſki u. 
Fr. in Druckſache Nr. 143: „Abſchnitt A III, Stelle 
48: Der Betrag iſt auf 100 000, — G zu erhöhen. 
In der Erläuterung zu A III 48 iſt ſtatt „3 115 G“ 
zu ſetzen „4630 G.“ Ich bitte die Plätze einzuneh⸗ 
men. Die namentliche Abſtimmung beginnt. — 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es beteiligten“) 
ſich 54 Damen und Herren daran. Davon ſtimm⸗ 
ten 36 mit Nein, 18 mit Ja. Die Poſition iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über Ab⸗ 
ſchnitt A III Stelle 52. „Der Betrag iſt auf 2 Mil⸗ 
lionen zu erhöhen.“ Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich frage 
an, ob Sie zuerſt über alle Anträge in Druckſache 
Nr. 143 abſtimmen laſſen wollen und dann über 
die andern. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ja, ich will zuerſt 
über alle Anträge in Druckſache Nr. 143 abſtim⸗ 
men laſſen, damit ſie erledigt ſind. — Die nament⸗ 


liche Abſtimmung beginnt. Ich bitte, die Stimm⸗ 


karten einzuſammeln. Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es haben ſich an ihr 43 D. u. H. betei⸗ 
ligt.) Davon ſtimmten 38 mit Nein, 5 mit Ja. 
Der Antrag zu Poſition A III Stelle 52 iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung über Abſchnitt B II Stelle 27. Ich bitte, die 
Stimmkarten einzuſammeln. — (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sogar das Eſſen für die Blinden will man 
kürzen! Die Blinden ſehen das Eſſen ja nicht, da 
kann man ihnen alles vorſetzen! — Abg. Greiſer: 
Die ſind ſchon ſehend geworden, ſie fühlen erſt, ob 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 54, davon 18 mit Ja, 36 mit Nein. : 

Esſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Czarnecki, G. 
Friedrich, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kreft, Kruppke, 
Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Ple⸗ 
nikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Wit⸗ 
tenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Ehrlichmann, Fiſcher, Jahr, Frau Kalähne, Kloſſowfki, 
Kurowſki, Frau Müller, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, 
Dr. Strunk, Dr. Thimm, Frau Totzki, Weiß, Werner. 


5) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 43, davon 5 mit Ja, 38 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Gerhand Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, 
Günther Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 
Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. 
Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, 
Sukatus, Di. Unger, Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau 
Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, 
Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 
Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzti, Spill, Dr. Strunk, 


Stukowſki, Frau Totzki. Weber Weiß, Werner. 


(O) 


iD) 
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(Vizepräſident Gaikowſki)) 

Hakenkreuz oder Sowjetſtern! — Abg. G. Frie⸗ 
drich:: Ein Skandal iſt das! Haben Sie ſchon ein⸗ 
mal in eine Blindenanſtalt hineingeſehen? — 
Abg. Plenikowſki: Auf Befehl des Finanzkapitals 


kürzen Sie den Blinden die Bezüge! — Große An⸗ 
ruhe.) Ich bitte, die Abſtimmung nicht zu ſtören. 
(Abg. Greiſer: Ihr müßt doch ganz ſtill ſein, nach⸗ 


dem Eure Leute im Reich dem Panzerkreuzer zu⸗ 
geſtimmt haben! Stimmt das eigentlich, daß Ihr 
alle zu den Nationalſozialiſten übertreten werdet! 
— Abg. Plenikowſki: Ihr zieht los und überlaßt 
Deutſchland ſeinen Feinden! — Abg. Greiſer: Mo⸗ 
ritz mit der Hakennaſe auf dem Vorderdeck! — Abg. 
Plenikowſki: Haben Sie ſchon Ihren Abgeordneten 
Friedrich unterſuchen laſſen? — Abg. Greiſer: Das 
tun wir erſt, wenn Sie Leuchterhalter geworden 
ſind!) — Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben 
ſich daran 56 Abgeordnete‘) beteiligt. Mit Nein 
ſtimmten 37 mit Ja 19. Der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung über „Abſchnitt B II Stelle 28: „Der Betrag 
in Erläuterung unter 28 iſt zu ſtreichen.“ Ich 
bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. (Zuruf des 


Abg. Greiſer. — Abg. Plenikowſki: Was glauben 


Sie, was Hitler alles ſoll, fahren Sie einmal nach 
Berchtesgaden! — Abg. Greiſer: Wir wiſſen ganz 
genau, daß dieſe Flotte aufgeſchluckt wird! — Abg. 
Plenikowſki: Hier ſchlucken Sie alles, was vorge⸗ 


ſetzt wird, z. B. den Abbau der Kriegsopferfür⸗ 


ſorge! — Abg. Weber: Die Nazis ſchlucken ſogar 
Kriegsdienſtverweigerer! Abg. Plenikowſfki: 
Hier werden Sie ſogar gegen den Panzerkreuzer 
ſtimmen, wenn Polen es verbietet! Sie ſind doch 
für die Einwohnerwehr nur, weil Pilſudſki es will, 
damit die polniſchen Gebäude hier beſchützt wer⸗ 
den! — Abg. Greiſer: Hier marſchieren ſie mit der 
roten Fahne und im Reichstag bewilligen ſie die 
Panzerkreuzer: — Abg. Plenikowſki: Ausgerechnet 
die Nazis müſſen ſolche Vorwürfe machen! — Abg. 
Greiſer: Die Sozis find ja jo froh, daß Plenikowfki 
ihnen die Arbeit abnimmt!) Die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. An ihr beteiligten“) ſich 42 D. u. H. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 56, davon 18 mit Ja, 37 mit Nein, eine 
Karte ungültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Czarnecki, G. 
Friedrich, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kreft, Kruppke, 
Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Ple⸗ 
nikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deulſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sutatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Ehrlichmann, Fiſcher, Jahr, Frau Kalähne, Kloſſowſki, 
Kurowſki, Frau Müller, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, 
Dr. Strunk, Frau Totzki, Weiß, Werner. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 


Abgegebene 


Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowfki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein; Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, 


Maaß,. Meier, 


mit Nein, fünf mit Ja. Der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen zur namentlichen Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag zu Abſchnitt C III 
Stelle 42: 

Der Betrag iſt auf 139360.— G zu erhöhen. Unter 
Erläuterung iſt in C III. 42 unter a) einzuſetzen: 
„96 360.— G.“ 

(Zwiſchenrufe der Abg. Klingenberg, Plenikowſki, 
Gerhard Friedrich, Greiſer und Moritz.) Es ſind 54 
Stimmkarten abgegeben?) worden. Davon 37 mit 
Nein und 17 mit Ja. Die Poſition Abſchnitt C III, 
Stelle 42 nach dem Abänderungsantrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
nächſten Antrag: Abſchnitt C III, Stelle 43: „Der 
Betrag in Erläuterung unter 43 a und b iſt zu 


— Ich ſchließe die Abſtimmung. An der Abſtim⸗ 
mung haben ſich 41 D. u. H. beteiligt,“) davon 36 
mit Nein, fünf mit Ja. Der Abänderungsantrag 
iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung 
über den folgenden Antrag in Druckſache Nr. 143: 
Abſchnitt D III, Stelle 42 „Der Betrag iſt auf 
79 000 G zu erhöhen.“ Unter Erläuterung in A III, 


Bruno Müller. Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill. 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr. Joſeph. Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowöſki. 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
| Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner. 


8) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 54, davon 17 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch. Czarnecki, Gehl, 
Joſeph, Klingenberg Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion. 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz. Plenikowſki, Raichte, Reh: 
berg, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller. Paul Müller, Neumann, Phllipſen. 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, Frau Ka⸗ 
lähne, Kloſſowſki, Kurowſki, Frau üller, Plettner. 
de Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Frau Totzki, Weiß, 

erner. 


9) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 4 mit Ja, 37 mit Nein, 1 Karte 
ungültig. 2 
Es ſtimmten mit Ja: Abg. Kreft, Langnau, Pleni⸗ 
kowſki, Raſchke. 0 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz. Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Ungültig: eine Karte. 

Keine Stimme gaben ab: Abg. Bartih, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, 
Gehl, Jahr. Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Kruppke, Kurowſki, Lendzion. Frau Malikowſki, 
Mau, Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, 
Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, 
Weiß, Werner. 


(©) 


ſtreichen.“ Die namentliche Abſtimmung beginnt. 


D 


A 


— 
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(Vizepräſident Gaikowfſki)) 


42 iſt in a) einzuſetzen: 48 000.— G.“ Wir kommen 


zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte, die Plätze 
einzunehmen. Die Abſtimmung beginnt. (Zwi⸗ 
ſchenrufe der Abg. Greiſer, Joſeph, Werner. — 
Abg. Greiſer: Wollt Ihr nicht Hörſing nach Danzig 
einladen, damit der Spritkonſum gehoben wird? 
— Abg. Moritz: Das iſt ja Ihre Sorge, Ihre Be⸗ 
geiſterung läßt ſchon nach!) Die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Es ſind 53 Stimmkarten abgegeben,“) 
davon 37 mit Nein, 16 mit Ja. Der Abänderungs⸗ 
antrag iſt ſomit abgelehnt. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über: „Abſchnitt D III, Stelle 43: Der 
Betrag iſt um die Ausgaben für Gottes dienſt zu 
kürzen.“ Die namentliche Abſtimmung beginnt. 
Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. — Die 
namentliche Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben 
ſich 42 D. u. H. beteiligt,!) davon 37 mit Nein 
und fünf mit Ja. Der Antrag iſt ſomit abgelehnt. 


Wir kommen zum folgenden Antrag: „Abſchnitt 


E III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 6 000 000,— G 
zu erhöhen.“ Wir kommen zur namentlichen Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln. — (Abg. Plenikowſki: Sie haben für die 
Kriegsopfer noch weniger eingeſetzt als der frühere 
Hungerſenat und das noch gekürzt!) Die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. Es ſind 51 Stimmkarten!) 


10) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 53, davon 16 mit Ja, 37 mit Nein. 
Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Fiſcher, Gehl, 


Joſeph, Klingenberg, Kreft, Kruppke, Langnau, Frau Ma⸗ 
Rehberg, 


likowſki, Mau, Moritz. Plenikowſki, Raſchke, 
Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering. Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Phllipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, Frau 
Kalähne, Kloſſowſki, Kurowski, Lendsion, Frau Müller, 
en Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Frau Tosfi, 

eiß, Werner. 


11) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. . 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering. Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 

runo Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz. Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
. Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner. 


12) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 51, davon 14 mit Ja, 37 mit Nein. 
Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Gehl, Kreft, 


Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz Frau 
Müller, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
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abgegeben worden, davon 37 mit Nein, 14 mit Ja. (©) 


Der Abänderungsantrag zu Abſchnitt E III Stelle 
45 iſt abgelehnt. Herr Abg. Plenikowſki beantragt 
bei Ablehnung dieſer Stelle durch einen Eventual⸗ 
antrag eine beſondere Stelle, und zwar „Abſchnitt 
E IN Stelle 45: Der Betrag iſt auf 5 580 000,— G 
zu erhöhen.“ Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Moritz. f 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Zwiſchen dem 
Antrag, über den eben abgeſtimmt iſt und dem 
Eventualantrag liegt noch unſer Abänderungsan⸗ 
trag in Druckſache Nr. 148 vor. N 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich wollte zuerſt über 
dieſen Eventualantrag abſtimmen laſſen und nach⸗ 
her über die Druckſache Nr. 148. Wir ſtimmen jetzt 
über den Eventualantrag, Abſchnitt E III Stelle 45 
ab. Die namentliche Abſtimmung beginnt. — 
(Abg. Plenikowfki: Es handelt ſich um den Betrag, 
den der rote Senat eingeſetzt hat, auch der ſoll ge⸗ 
kürzt werden!) Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es 
find 42 Stimmkarten!) abgegeben worden. 37 mit 
Nein, fünf mit Ja. Der Eventualantrag iſt eben⸗ 
falls abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Pfui!) Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag „Abſchnitt E III Stelle 46: 
Der Betrag iſt auf 500 000, — G zu erhöhen.“ — 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 50 Stimm⸗ 
karten“) abgegeben worden. Davon 37 mit Nein, 


Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, (D) 


Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kurowſki. 
Lendzion, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 


Frau Totzki, Weiß, Werner. 


13) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
5 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner. 


14) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 50, davon 13 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimten mit Ja: Abg. Bartſch, Fiſcher, Gehl, Klin⸗ 
genberg, Kreft, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz. 
Plenikowſti, Raſchke, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Anger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Charnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, Lendzion, 
Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, 
Dr. Strunk, Frau Totzki, Weiß, Werner. 


(B) Dr. Thimm, Wittenberg, von 
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(A) 13 mit Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 


men zur namentlichen Abſtimmung über den 
Eventualantrag Abſchnitt E III Stelle 46: Der Be⸗ 
trag iſt auf 280 000, — G zu erhöhen.“ Ich bitte 
die Karten einzuſammeln. — (Zwiſchenrufe.) Die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 42 
D. u. H.“) beteiligt. Davon ſtimmten mit Nein 
37, mit Ja fünf. Dieſer Eventualantrag iſt eben⸗ 
falls gefallen. Wir ſtimmen über den nächſten 
Abänderungsantrag ab: „Abſchnitt K III Stelle 
42: Der Betrag iſt auf 50 000, — G zu erhöhen.“ 
Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich 
bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. — Ich 
ſchließe die Abſtimmung. Beteiligt!) haben ſich 
42 D. u. H., davon 37 mit Nein, fünf mit Ja. Der 
Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den 
folgenden Abänderungsantrag ab: „Abſchnitt 
K III Stelle 43: Der Betrag iſt auf 25 000, — G zu 
erhöhen.“ Ich bite die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln. Die namentliche Abſtimmung beginnt. — 
Ich ſchließe die namentliche Abſtimmung. Abgege⸗ 
ben“) ſind 41 Stimmkarten, davon 36 mit Nein, 


Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, 
Bruno Müller, Paul Müller, 


Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph. Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſfki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki. Mau, 
Moritz Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki. 
51105 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner. 


16) Rudgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. M 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 5 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl. 
Jahr, Joſeph. Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſti, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz. Frau Müller, Plettner. Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 
Werner. 


7) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 41. davon 5 mit Ja, 36 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch. Kreft. Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 8 5 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich. Formell, Gaikowſki. Greiſer, Günther. Höhn, Dr. 


Hoppenrath. Kalitzke, Lemke, Maaß. Malſch. Meier, Bruno 

Müller, Paul Müller, Neumann, Poſack, Potrykus, Reuter, 

Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, 

nor Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Wittenberg, 
nuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 

Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 


von 


Meier, 


Donnerstag, den 12. März 1931. 


men jetzt über den folgenden Abänderungsantrag 
ab: „Abſchnitt K III, Stelle 45: Der Betrag iſt auf 
10 000, — 6 zu erhöhen.“ Ich bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. — Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
Es ſind 42 Stimmkarten abgegeben,) davon 37 
mit Nein, fünf mit Ja, der Antrag iſt abgelehnt. 
e hat das Wort der Herr Abg. 
aſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich habe bei 
dieſer Abſtimmung feſtgeſtellt, daß der Abg. Dr. 
Blavier zwei Stimmkarten abgegeben hat. (Hört, 
hört! links.) Ich möchte bitten, daß das ſofort un⸗ 
terſucht wird. Wie kommt der Abg. Dr. Blavier 
dazu, zwei Karten abzugeben? (Abg. Dr. Blavier: 
Eine für den Abg. Hoppenrath, der ſie mir her⸗ 
überreichte, und eine für mich!) Ich ſtelle feſt, daß 
der Abg. Dr. Blavier von ſeinem Platz mit zwei 
Stimmkarten zur Regierungsbank gegangen iſt. 
Alſo kann Herr Dr. Hoppenrath ihm die Karte 
nicht gegeben haben. Sie ſind ein Schwindler! 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Raſchke, 
wegen dieſes Ausdrucks rufe ich Sie zur Ordnung. 
Wenn der Herr Abg. Dr. Blavier angibt, daß er 
die zweite Stimmkarte im Auftrage des Abg. Dr. 
Hoppenrath entgegengenommen hat, ſo iſt das nicht 
zu beanſtanden. — Wir kommen zur Abſtimmung 
über den nächſten Abänderungsantrag: „Abſchnitt 


. K III, Stelle 46: Der Betrag iſt auf 75 000,— G 


zu erhöhen.“ Ich bitte die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln, die namentliche Abſtimmung beginnt. — 
(Abg. Greiſer: Euer Kampf gegen dieſes Syſtem 
macht ſich hier bemerkbar, die Diäten wollt Ihr 
erhöht haben und dann paßt Ihr auf, daß abge⸗ 
ſtimmt wird, richtige Parlamentarier ſeid Ihr! — 
Abg. Plenikowſki: Ihr fühlt Euch furchtbar unbe⸗ 
haglich! — Abg. Greiſer: Unbehaglich fühlt ſich 
die S. P. D. ſeitdem ſie Beſitzer eines Panzerkreu⸗ 
zers iſt! — Abg. Greiſer: Mau in ſeiner Poſition 
als Obermaat macht ſich blendend! — Heiter⸗ 
keit. — Abg. Greiſer: — nach links —: Wenn ich 
Euch als Rekruten hätte, würde ich Euch die Ham⸗ 
melbeine lang ziehen! — Abg. Moritz: Das ſind 
Ihre ganzen Kriegserlebniſſe, Rekruten ſchleifen, 


Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Mo⸗ 
ritz, Frau Müller, 1 Plettner, Rehberg, Schmidt, 
Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, 
Weiß, Werner. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſti, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſfki, Greiſer, Günther, Höhn. Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus. Reuter, Schenk, Schütz. Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph. Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſfki, 
Kruppke, Kurowſti, Lendsion, Frau Malikowſki. Mau. 
Moritz Frau Müller, Plettner. Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß. 


Werner. 


— 


fünf mit Ja, der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtim⸗ (C) 


D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 18. Sitzung. Donnerstag, den 12. März 1931. 


(Vizepräſident Gaikowfki)) 

möglichſt weit vom Schuß! — Abg. Heinz Frie⸗ 
drich: Wie ſchmeckt der Panzerkreuzer? — Abg. 
Rehberg: Sie haben als Rechtsanwalt einen koloſ⸗ 
ſalen geiſtigen Aufwand!) Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es find im ganzen 51 Stimmkarten ab⸗ 
gegeben,“ davon 37 mit Nein und 14 mit Ja. Der 
Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
nun zum nächſten Abänderungsantrag: „Abſchnitt 
K III Stelle 47: Der Betrag iſt auf 25 000, — G zu 
erhöhen.“ Ich bitte die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln, die namentliche Abſtimmung beginnt. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 42 Stimm⸗ 
karten abgegeben?“) worden, davon 36 mit Nein, 
ſechs mit Ja. Die Poſition K III Stelle 47 iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen nun zur Abſtimmung über 
den Antrag zu Abſchnitt A III Stelle 49: Der Be⸗ 
trag iſt zu erhöhen auf 150 000, — G. Die nament⸗ 
liche Abſtimmung beginnt. — Die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Es find 41 Stimmkarten abgegeben?!) 
worden. Davon 36 mit Nein, fünf mit Ja. Die 
Poſition iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur 


19) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 51, davon 14 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Gehl, Kreft, 
Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau 
Müller, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kurowſki, 
Lendsion, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Frau Totzki, Weiß, Werner. 


20) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 6 mit Ja, 36 mit Nein. 


Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Fiſcher, Kreft, 
Langnau, Plenikowſki, Raſchke. 
Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Burandt, 


Deutſch, Doering, Dumont, Duck II, Heinz Friedrich, For⸗ 
mell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, 
Kalitzte, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, 
Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, 
Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. 
Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, 
Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Dr. Bla⸗ 
vier, Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Fried⸗ 
rich, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Ma⸗ 
likowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, 
Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau 
Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


21) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 41, davon 5 mit Ja, 36 mit Nein. f 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Burandt, 
Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Friedrich, For⸗ 
mell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, 
Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, 
Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, 
Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. 
Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, 
Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Dr. Bla⸗ 


vier, Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard 


Friedrich, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowski, Lendzion, Frau Ma: 
likowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, 
Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau 
Totzki, Weber, Weiß, Werner. 
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namentlichen Abſtimmung über den Antrag zu 
Abſchnitt F III Stelle 42: „Der Betrag iſt auf 
250 000, — G zu erhöhen.“ (Abg. Plenikowſki: Das 
iſt für die Kriegsopfer, Herr Thimm! Se kennen 
doch die Forderungen des Kartells!) Ich ſchließe 
die Abſtimmung. Es ſind 39 Stimmfarten abge: 
geben??) worden. Davon 34 mit Nein, fünf mit 
Ja. Die Poſition iſt abgelehnt. Nun kommen wir 
zur namentlichen Abſtimmung über den Antrag zu 
Abſchnitt F III Stelle 44: „Der Betrag iſt auf 
120 000, — G zu erhöhen.“ Ich bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es find 37 Karten abgegeben?) worden, 
alle 37 mit Nein. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen zum Eventualantrag des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. auf Druckſache Nr. 143: „Abſchnitt F III 
Stelle 44: Der Betrag iſt auf 60 000, — G zu er⸗ 
höhen.“ — Die namentliche Abſtimmung beginnt. 
(Zurufe der Abg. Plenikowſki und Moritz. — Abg. 
Abg. Greiſer: Ihr Demagogen! Schämen Sie ſich, 
keinen Ton können Sie dazu jagen!) Die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. Es ſind 42 Stimmzettel?) 


22) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 39, davon mit Ja 5, mit Nein 34. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Dumont,, Dyck II, Heinz Friedrich, For⸗ 
mell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, 
Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, 
Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reu⸗ 
ter, Schenk, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, 
Senftleben, Sukatus, Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Doering, Ehrlichmann, Fiſcher, G. Friedrich, 
Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, 
Mau, Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, 
Schütz, Serotzki, Spill Dr. Strunk, Stukowſki, Dr. Unger, 
Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


23) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmkarten 37, ſämtlich mit Nein. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck IL, Heinz Fried» 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Anger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, 
Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Kreft, Kruppke, Kurowſki, Langnau, Lendzion, 
Frau Malikowſki, Mau. Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, 
Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


21) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 5 h 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Csarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſfki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
5 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner. f 


Abgegebene 


(©) 


(D) 


(A 


(B) 


— 
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(Vizepräſident Gaikowſki)) 

abgegeben, 37 mit Nein, fünf mit Ja. Der Even⸗ 
tualantrag iſt ebenfalls abgelehnt. Wir kommen 
zum nächſten Antrag zu F III, Stelle 45: Der Be⸗ 
trag iſt auf 2 Millionen zu erhöhen.“ (Zurufe der 
Abg. Moritz, Greifer und Plenikowſki.) Die na⸗ 
mentliche Abſtimmung beginnt. — Die Unterhal- 
tung bitte ich außerhalb des hohen Hauſes zu füh⸗ 
ren. — Die namentliche Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
Es ſind 42 Stimmkarten?) abgegeben, davon 37 
mit Nein und fünf mit Ja. Der Antrag iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir ſtimmen über den nächſten Antrag 
ab: „Abſchnitt G III, Stelle 44: Der Betrag iſt auf 
2 Millionen zu erhöhen.“ Ich bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. — Ich ſchließe die Abſtimmung. Es 
ſind 42 Stimmkarten abgegeben”), davon 37 mit 
Nein und fünf mit Ja. Der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wir ſtimmen über den nächſten Antrag ab: 
„Abſchnitt G III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 
1 250 000,— G zu erhöhen.“ — Die namentliche 
Abſtimmung beginnt. — Ich ſchließe die Abſtim⸗ 
mung. Es ſind 42 Stimmkarten abgegeben”, da⸗ 


25) Endgültiges Abſtimmungsergebnis 


e ö Abgegebene 
Siimmfarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 


Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. f 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzkte, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Phillipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
1 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner. 


26) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch. Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowfki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
0 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner. 


27) Endgültiges Abltimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Barlſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowfki, Raſchke. 5 5 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering. Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn. Dr. 
Hoppenrath. Kalitzkle, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 


Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Anger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. ; . 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
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von 37 mit Nein, fünf mit Ja. Damit iſt der An⸗ 
trag abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den nächſten Antrag: „Abſchnitt K III, Stel⸗ 
le 48: Der Betrag iſt auf 5 000, — G zu belaſſen.“ 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. — Es find 
50 Karten abgegeben?) worden, davon 14 mit Ja, 
36 mit Nein. Der Antrag zu Poſition K III 48 iſt 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zur namentlichen 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag Ab⸗ 
ſchnitt L I Stelle 3: 

Unter Erläuterungen zu L I Stelle 3 iſt zu ſetzen 
ſtatt „4 Aſſ.⸗Aerzte“ „5 Aſſ.⸗Aerzte“, ſtatt „62 Schwe⸗ 
ſtern“ „65 Schweſtern“. Der Betrag in Spalte 4 iſt 
dementſprechend zu ändern. 

(Zwiſchenrufe der Abg. Plenikowſki, Raſchke und 
Greiſer — Abg. Plenikowſki: — zu den Nationalſo⸗ 
zialiſten — Aus Wut darüber, daß Sie mitmachen 
müſſen, was die Bürgerlichen Ihnen vorſchreiben, 
ſpielen Sie hier den wilden Mann!) Die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. Es haben ſich daran 42 D. u. 


H.“) beteiligt. 37 ſtimmten mit Nein fünf mit Ja. 


(Abg. H. Friedrich: nach links — Sie ſtimmen ſelbſt 
nicht mehr für Ihre Anträge! — Abg. Plenikowſfki: 
Sie wiſſen wohl nicht, daß zwei von uns mit dem 
Gummiknüppel rausgeworfen ſind!) Wir kommen 
nun zur namentlichen Abſtimmung über „Abſchnitt 
L III Stelle 42: Der Betrag iſt zu erhöhen auf 
227 000, — G“ (Große Unruhe — Zwiſchenrufe der 
Abg. Plenikowſki und Greifer) die Abſtimmung 
it geſchloſſen. Es ſind 42 Stimmkarten abgege⸗ 


Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſti, 

Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 

Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 

5 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 
erner. 


28) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 50,davon 14 mit Ja, 36 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Fiſcher, Gehl, 
Kreft, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Pleni⸗ 
kowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki, Dr. Thimm, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II. Heinz 


Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 


Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Wit.⸗ 
tenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kurowſfki, 
Kruppke, Lendzion, Frau Müller, Plettner, Schmidt, 
Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Frau Totzki, Weiß, Werner. 


20) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowͤſti, Raſchke. f 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowfki. 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 


Werner. 


(C) 


(D) 


{A 
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(Vizepräſident Gaikowſki)) 

ben'e) worden, davon 37 mit Nein fünf mit Ja. 
Der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen nun zur 
Abſtimmung über den Antrag zu Abſchnitt L III 
Stelle 43: 


Der Betrag iſt auf 80 000, — G zu erhöhen.“ In 
der Erläuterung in L III, 43 iſt zu ſetzen in a) 
35 000,— G in b) 22 000. — G in c) 21 000,— G. 


(Abg. Plenikowſki: Was brauchen die Kranken 
Arznei, die können Waſſer trinken! Die ſozialde⸗ 
mokratiſchen Senatoren müſſen Penſion bekom⸗ 
men!) Ich ſchließe die Abſtimmung. An ihr haben 
ſich 42 D. u. H.“ beteiligt. 37 ſtimmten mit Nein, 
fünf mit Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. Damit 
ſind die Abänderungsanträge auf Druckſache Nr. 
143 erledigt. Herr Abg. Moritz, durch dieſe Ab⸗ 
ſeimmung iſt eine Reihe von Anträgen auf Druck⸗ 
ſache Nr. 148 mit erledigt. Es bleiben noch übrig 
Ihre Abänderungsanträge zu A III, 42, A III 52, 
F III, 43, K III, 47, O III, 43 und dann die unter 
Ziffer 2 wiedergegebenen Abänderungsanträge. 
Es ſtimmt doch? (Abg. Moritz: Jawohl!) Wir find 
uns alſo darüber einig, Herr Abg. Moritz, daß die 
andern Anträge durch die vorherigen Abſtimmun⸗ 
gen erledigt ſind. (Abg. Moritz: Ich beantrage 
aber namentliche Abſtimmung!) Wird dieſer An⸗ 
trag unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. 
Wir kommen zunächſt zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung über den Antrag zu A III 42 „Außerordent⸗ 
liche Wohlfahrtspflege mit 9 000, — G.“ Ich bitte 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Ich ſchließe die 
Abſtimmung. Es haben ſich an ihr 51 D. u. H. be⸗ 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 


Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 


Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſfki, 
tuppfe, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 

Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 

u Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 
erner. 


1) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutich, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 

rund Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
Mann, Frau Dr. Semrau, Genftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Or. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, 
Kruppke. Kurowfki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
n Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

rner. 
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teiligt?). Davon ſtimmten 37 mit Nein 14 mit Ja. 
Der Abänderungsantrag zu A III 42 iſt abgelehnt. 
Wir ſtimmen jetzt ab über den nächſten Antrag: 
„Bei A III 52 Landarmenverwaltung mit 
1 652 000,— G.“ — Der vorhergehende Antrag iſt 
ja bereits erledigt. — Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. — Ich ſchließe die Abſtimmung. Es 
iind 53 Stimmkarten ) abgegeben, davon 37 mit 
Nein und 16 mit Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über den An⸗ 
trag: „Bei F III 43 Unterſtützungen, Beihilfen mit 
250 000,— G.“ Die namentliche Abſtimmung be⸗ 
ginnt. — Ich ſchließe die Abſtimmung. Abgegeben 
iind 52 Stimmkarten““, davon 37 mit Nein und 15 
mit Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir ſtimmen 
jetzt über den Antrag ab: „Bei K III 47 Tuberku⸗ 
loſebekämpfung mit 8 000, — G.“ Die namentliche 
Abſtimmung beginnt. — Ich ſchließe die Abſtim⸗ 


32) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 51, davon 14 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Gehl, 
Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau 
Müller, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kurowſki, 
Lendzion, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Frau Totzki, Weiß, Werner. 


33) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 52, davon 14 mit Ja, 37 mit Nein, eine 
Karte ungültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Fiſcher, Gehl, 
Klingenberg, Kreft, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, 

Raſchke, Stukowſki, 


Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, 
Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Ungültig: Eine Stimmkarte. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, Lendzion, 
Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Frau Totzki, Weiß, Werner. 


1) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 52, davon 15 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Ab. Bartſch, Fiſcher, Gehl, 
Klingenberg, Kreft, Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, 
Mau, Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Raſchke, Stu: 
kowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill. 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Kloſſowſki, Kurowſki, Lendzion, Plettner, 
Rehberg. Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Frau Totzki 
Weiß, Werner. 


Kreft, 
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(Vizepräſident Gaikowfki)) 

mung. Es find 51 Stimmkarten abgegeben“, da⸗ 
von 37 mit Nein und 14 mit Ja. Der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt ab über den Antrag: 
„Bei O III 43 Erweiterungsbau des Schlachthofes 
mit 60 000, — G.“ Die namentliche Abſtimmung 
beginnt. — Ich ſchließe die namentliche Abſtim⸗ 
mung. Es ſind 51 Stimmkarten!“) abgegeben, 
davon 37 mit Nein 14 mit Ja. Der Antrag iſt 
abgelehnt. Wir ſtimmen jetzt über den Antrag ab: 
„Bei E III 45 Rentenbezüge der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten pp. auf 5 600 000 G.“ Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. — Ich ſchließe die Abſtimmung. 
Es wurden 49 Stimmkarten“) abgegeben, davon 
36 mit Nein, 13 mit Ja. Der Antrag zu E III 45 


iſt abgelehnt. Wir ſtimmen nun ab über den Ab⸗ 


änderungsantrag zu der Poſition F III 44. Ich 
bitte die Stimmkarten einzuſammeln. — Die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 48 D. 
u. H.“ beteiligt. Davon ſtimmten 37 mit Nein 11 


36) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 51, davon 14 mit Ja, 37 mit Nein. 
Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartih, Gehl, Kreft, 


Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau 


Müller, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, Stufowifi, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. - 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kuxowſki, 
Lendzion, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Frau Totzki. Weiß, Werner. 


30) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 51, davon 14 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Gehl, Kreft, 
Kruppke, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Maris, Frau 
Müller, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz. Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kurowſki, 
Lendzion, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Frau Totzki, Weiß, Werner. 


37) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 49, davon 13 mit Ja, 36 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Gehl, Klingenberg, 
Kreft, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau 
Müller, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſki 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dyck II. Heinz Friedrich, 
Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hop⸗ 
penrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 5 \ 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cözarnecki, Dumont, Chrlihmann, Fiſcher, Gerhard 
Friedrich, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Kloſſowſki, 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Plettner, Schmidt, Serotzki, 
Spill, Dr. Strunk, Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


8) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 


Stimmkarten 48, davon 11 mit Ja, 37 mit Nein. 


Donnerstag, den 12. März 1931. 


mit Ja. Der Antrag zu F III 44 iſt abgelehnt. 
Wir kommen nun zur Abſtimmung über den Ab⸗ 
änderungsantrag zu Poſition F III 45. (Abg. 9. 
Friedrich: Nur 11 Stimmen mit „Ja“! Wo ſind 
denn die übrigen Sozialdemokraten? Abg. 
Greiſer: Wiſſen Sie, Plenikowſki, wenn ich ſchon 
ſo viele Abfuhren bekommen hätte, wie Sie in den 
zehn Jahren, wäre ich ſchon längſt verſchwunden! 
— Abg. Plenikowſki: Sie ſprechen doch nur im 
Auftrage der Bourgeoiſie. Schütz ſagt es ja offen 
im Schützenhaus! — Zuruf des Abg. Schütz. — 
Heiterkeit. — Abg. Langnau: Sie ſind doch der 
§ 51, Sie nimmt man doch nicht ernſt!) Ich ſchließe 
die Abſtimmung. An ihr haben ſich 50 D. u. H. 
beteiligt“). Davon ſtimmten 37 mit Nein 13 mit 
Ja. Der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen nun zur namentlichen Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag zu der Poſition K III 43. 
Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. (Große 
Unruhe — Abg. Plenikowſki: Malſch, der Kultur⸗ 
bolſchewiſt!) Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es 
ſind 53 Stimmkarten abgegeben‘) worden, davon 


Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartih, Gehl, Kreft, 
Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 
Plenikowſki, Raſchke, Stukowſki. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath. Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 6 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich. Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, ee Kruppke, 
Kurowſki, Lendzion, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
Spill, Dr. Strunk, Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


30) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 50, davon 13 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Gehl, Klingen⸗ 
berg, Kreft, Langnau, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, 
Frau Müller, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, Stukowſfki. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 


Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 


mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, 
Lendzion, Plettner, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
Frau Totzki, Weiß, Weber, Werner. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 53, davon 16 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Fiſcher, Gehl, 
Klingenberg, Kreft. Kruppke. Langnau, Frau Malikowſki, 
Mau, Frau Müller, Moritz, Plenikowſki, Raſchke, Rehberg, 
Stukowſki, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavpier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich. Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Kloſſowſki. Kurowſki, Lendzion, Plettner, 
Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Frau Totzki, Weiß, 


Werner. 
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(Vizepräſident Gaikowfki)) 
37 mit Nein, 16 mit Ja. Der Antrag zu K III 43 
iſt abgelehnt. Damit ſind die Abänderungsan⸗ 
träge auf Druckſache Nr. 148 auch erledigt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Haushaltsplan 
ſelbſt. (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen na⸗ 
mentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag auf 
namentliche Abſtimmung unterſtützt? Die Unter- 
ſtützung reicht aus. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung über den Haushaltsplan für Sozia⸗ 
les und Geſundheitsweſen 1931. (Abg. Moritz: 
Dieſe Geſellſchaft iſt ſo dumm, da können Sie auf 
alles gefaßt ſein! — Abg. Greiſer: Der Panzer⸗ 
kreuzer unter ſozialiſtiſcher Herrſchaft! Abg. 
Weber: Das muß Euch furchtbar die Tour ver⸗ 
maſſelt haben!) Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
Es haben ſich daran 43 D. u. H. beteiligt“), davon 
38 mit Ja und fünf mit Nein. Der Haushalts⸗ 
plan für Soziales und Geſundheitsweſen iſt ſomit 
in zweiter Leſung angenommen. Ich rufe jetzt An⸗ 
lage 4 auf: 

Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt, 


Volksbildung, Kirchenweſen einſchließlich 


Staatsarchiv. 


Druckſache Nr. 118. Hierzu Abänderungsantrag 


Druckſache Nr. 142. 


Ausgaben. | 
Zu Abſchnitt A III Stelle 44: Der Betrag if auf 


55 000 G zu erhöhen. In der Erläuterung ſind zu 
ſetzen bei A III 44 c ſtatt 27 000 G 37 750 G. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 48: Der Betrag iſt auf 
50 000 G zu erhöhen. Unter Erläuterungen iſt zu 
ſetzen in A III 48 a) 10000 G. b) 27 000 ©, 
c) 7 000 G. 

Zu Abſchnitt A III Stelle 56 neu: Unentgeltliche 
Theatervorſtellungen für Erwerbsloſe 10 000 G. 

Zu Abſchnitt B I Stelle 6: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt B I Stelle 11: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt B II Stelle 21: Der Betrag iſt um 
6500 G zu kürzen. Unter Erläuterungen iſt zu 
B II, 21 a zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt B II Stelle 25: Der Betrag iſt um 
21250 G zu kürzen. Unter Erläuterungen iſt in 
B II. 25 zu ſetzen: für a) 73 000 G, b) 33 000 G. 
c) 4000 G, e) 15 900 G, f) 1800 G. g) 6 800 G. 

Zu Abſchnitt B III Stelle 42: Der Betrag iſt um 
50 000 G zu erhöhen. Unter Erläuterungen in B III 
42 c iſt hinter „Staatsangehörigkeit“ hinzuzufügen 
„in einem ſolchen Ausmaße, daß allen minderbemit⸗ 
telten Studenten ein Jahreseinkommen von 1800 G 
geſichert iſt.“ Der Betrag iſt um 50 000 G zu erhöhen. 

Zu Abſchnitt C I Stelle 12: Der Betrag 
24 512 G zu kürzen. Unter Erläuterungen C I 12 
ſind b) und c) zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt D I Stelle 1: Der Betrag iſt auf 30 600 G 
zu erhöhen. 

Zu Abſchnitt D I Stelle 11: Der Betrag iſt auf 6 200 G 
zu erhöhen. 


1) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 43, davon 38 mit Ja, 5 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bartſch. Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Gerhard 
Friedrich, Heinz Friedrich. Formell. Gaikowſki. Greiſer, 
Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 

hilipſen. Poſack, Potrykus. Reuter, Schenk, Schütz, 
chwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau., Senftleben, 
Sufatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cözarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau 
Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſfki, 


Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 
&letiner, Rehberg Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
tukowſki. Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


iſt auf 
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Zu Abſchnitt D III Stelle 44: Der Betrag iſt auf 
6000 G zu erhöhen. 5 

Zu Abſchnitt D III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 
5 000 G zu erhöhen. 

Zu Abſchnitt E I Ueberſchrift: Die Bezeichnung „Kron⸗ 
prinz⸗Wilhelm⸗Realgymnaſium“ iſt zu ſtreichen und 
dafür zu ſetzen: „Danziger Realgymnaſium.“ 

Zu Abſchnitt E I Stelle 3: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt E 1 Stelle 12: Der Betrag iſt herabzu⸗ 
ſetzen auf 10 512 G. Unter Erläuterungen ſind in 
E I, 12 b) und c) zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt F I Stelle 11: Der Betrag iſt um 548 G 
zu kürzen. Unter Erläuterungen find in FI 11 
die Poſitionen b) und c) zu ſtreichen. 


Zu Abſchnitt J I Stelle 2: Der Betrag iſt auf 
750 000 G zu erhöhen. 

Zu Abſchnitt J 1 Stelle 6: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt J III Stelle 43: Der Betrag iſt auf 
350 000 G zu erhöhen. J 

Zu Abſchnitt J III Stelle 44: Der Betrag iſt auf 
10 000 G zu erhöhen. 

Zu Abſchnitt J III Stelle 45: Der Betrag iſt auf 
500 000 G zu erhöhen. Der Wortlaut der Poſition 


iſt zu ſtreichen und dafür zu ſetzen, „Für unent⸗ 
geltliche Hergabe von Lernmitteln an alle Schüler 
und Schülerinnen der Volksſchulen.“ 

Zu Abſchnitt J III Stelle 46: Iſt zu ſtreichen. 3 

Zu Abſchnitt L III Stelle 42: Zu 1: Der Betrag ilt 
auf 182 830 G zu erhöhen. 

Zu Abſchnitt L III Stelle 43: Der Betrag iſt auf 
41000 G zu erhöhen. 

Zu Abſchnitt O I Stelle 6: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt Q: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt R: Iſt zu ſtreichen. 


8 Eventualantrag _ 
Im Falle der Ablehnung der Anträge zu Ab⸗ 
ſchnitt A III 48 J I 2, J III 44 beantragen wir: 
Zu Abſchnitt A III Stelle 48: Der Betrag iſt auf 
30 000 G zu erhöhen. Unter Exläuterungen iſt 
in A III 48 b) der Betrag von 15 000 G zu ſetzen. 


Zu Abſchnitt J I Stelle 2: Der Betrag iſt auf 
700 000 G zu erhöhen. 
Zu Abſchnitt J III Stelle 44: Der Betrag iſt auf 


5 000 G zu erhöhen. 
Plenikowſki 
und die übrig. Mitgl. d. Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der 
Herr Abg. Klingenberg. 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Ich will 
erſt warten, bis die Atmosphäre völlig gereinigt 
iſt. — Ueber die geſamten Haushaltspläne, wie 
ſie in der gegenwärtigen Geſtalt vorliegen, könnte 
man wohl eine Ueberſchrift ſetzen, nämlich: „Volks⸗ 
verelendung mit Volldampf“ (Zuruf des Abg. 
Malſch). Sie ſind durch Ihre großen Kartoffeln 
hinreichend entſchuldigt. — Die Reaktion mar⸗ 
ſchiert, und insbeſondere im Etat für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung. Faſt in den geſamten 
Etats tobt ſich die Reaktion aus, wie ein Elefant 
im Porzellanladen und gibt ſich die größte Mühe, 
Volksbildungsintereſſen kurz und klein zu ſchla⸗ 
gen. Im Hauptausſchuß hat die geſamte Regie⸗ 
rungsmehrheit anläßlich der Beratung dieſes 
Haushaltsplans geſchwiegen und hat auch nicht 
ein einziges Mal das Organ aufgemacht, das zum 
Reden gebraucht werden muß. Alle Anträge wur⸗ 
den mit einer ſtumpfen Brutalität und einer Hu⸗ 
genbergſchen Sturheit abgelehnt, ſo daß ſicherlich 
jeder unbeeinflußte, objektive Beobachter davon 
aufs tiefſte erſchüttert ſein mußte. Kein Wort für 
oder gegen alle Anträge der Linken. Weil ſie eben 
von der Linken kamen, hat man ſie abgelehnt und 
auch dann abgelehnt, wenn keine finanzielle 
Mehrbelaſtung mit den Anträgen verbunden war. 


Es wurde alles von dieſem ſeltſamen Geſpann ab⸗ 
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(Klingenberg, Abgeordneter) 
gelehnt, das ſich jetzt in der Regierung zuſammen⸗ 
gefunden hat. Wenn man dies ſeltſame Geſpann 
richtig betrachtet, findet man auf der einen Seite 
eine Machtgruppe, deren Einfluß ſtirbt und auf 
der andern Seite eine jung entſtehende Macht⸗ 
gruppe, die die alte gänzlich auffreſſen will. Das 
geht aus den lieblichen Redensarten hervor, mit 
denen z. B. die Nazis in ihren Organen die bür⸗ 
gerlichen Parteien anreden. Als Sozialiſt kann 
ich natürlich derartige unanſtändige Redensarten 
nicht gebrauchen. Ich möchte aber darauf hin⸗ 
weiſen, daß die bürgerlichen Parteien z. B. im 
Goebbelſchen „Angriff“ ſehr nett als „ſtinkender 
Miſthaufen der verweſenden bürgerlichen Klaſ⸗ 
ſenparteien“ bezeichnet wurden. Mit dieſen ſo 
apoſtrophierten bürgerlichen Parteien haben ſich 
die Nationalſozialiſten in einer Regierung zu⸗ 
ſammengefunden und fühlen ſich in ihrem Geruchs⸗ 
organ nicht im mindeſten beläſtigt. (Abg. Greiſer: 
Die ſind noch Kölniſch Waſſer gegen den Miſthau⸗ 
fen der S. P. D., bei Euch ſtinkt es ſchon ſeit zehn 
Jahren! — Zurufe links) Der Volkstag hat ja 
ſchon ſehr viel Elend geſehen, aber ſo viel Geiſtes⸗ 
elend auf einem Haufen, wie es ſich bei dem Zwi⸗ 
ſchenrufer zuſammengefunden hat, hat man hier 
im Volkstag noch nicht gehabt. Wir werden uns 
auch an dieſe Bitternis gewöhnen, ſolange, bis 
das Volk dieſer Schweinerei ein Ende macht. Wenn 
ſich die bürgerliche Regierungskoalition trotz des 
ſeltſamen Geſpanns einig iſt, das ſich in der Re⸗ 
gierung zuſammengefunden hat, ſo iſt der einigende 
Kitt die kapitaliſtiſche Einſtellung, die Angſt vor 
dem wahren Sozialismus, die Angſt vor den an⸗ 
drängenden Volksmaſſen, die eine beſſere Geſell⸗ 
ſchaftsordnung erſtreben. (Sehr richtig! links). 
Wenn es dem politiſch Ungeſchulten zurzeit 
ganz unbegreiflich erſcheint, daß neben die politi⸗ 
ſche wirtſchaftliche und ſoziale Verelendung nun 
auch noch die kulturelle Entrechtung tritt, ſo liegt 
die Erklärung einfach darin, daß die jetzigen Re⸗ 
gierungsparteien den Boden unter den Füßen 
ſchon in dieſen drei Monaten verſchwinden füh⸗ 
len und ihre Poſition mit aller Macht behaupten 
wollen, gegen die andrängenden, leidenden und 
verarmten Volksmaſſen, die ein Reich des Frie⸗ 
dens und der ſozialen Gerechtigkeit erſtreben, ein 
wahrhaftes Reich des Rechts, gegründet auf 
Gleichheit alles deſſen, was Menſchenantlitz trägt. 
In dieſem Kampf um die Erhaltung der Macht iſt 
ein jedes Mittel recht, wenn es auch noch ſo brutal 
iſt. Wenn man ſich den Etat für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung nach dieſer Richtung hin an⸗ 
ſieht, ſo findet man, daß das Kulturrecht des ſchaf⸗ 
fenden Volkes in einer Weiſe angetaſtet worden 
iſt, die geradezu fürchterlich erſchütternd iſt. — 
Wenn ich mir die bisherige Geſtaltung der Etats 
und die bisherigen Maßnahmen der Regierung 
auf allen dieſen Gebieten anſehe, auf wirtſchaft⸗ 
lichem, ſozialem und kulturellem Gebiete, und mir 
vorſtelle, was biher gekommen iſt und was noch 
geſchehen kann, ſo denke ich in der Tat an ein 
Wort eines der letzten Hohenzollern. Ich möchte 
in dieſem Zuſammenhang gleich fragen, ob das 
vielleicht der letzte Sozialiſt auf dem Hohenzollern⸗ 
ſchen Thron geweſen ſein ſoll. Von dem erſten 
Sozialiſten wurde uns ſchon etwas erzählt. Aber 
dieſer ſogenannte letzte Sozialiſt hat uns ja ge⸗ 
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ſagt: „Herrlichen Zeiten führe ich euch entgegen“, 
und ſo möchte ich angeſichts der bisherigen Maß⸗ 
nahmen des Senats und angeſichts der Behand⸗ 
lung des Etats dieſen Ausſpruch auch auf den ge⸗ 
genwärtigen Senat angewandt wiſſen. Er führt 
uns in der Tat herrlichen Zeiten entgegen, aller⸗ 
dings herrlichen in Anführungsſtrichen. Der Se⸗ 
nat hat zu einem ſehr ſchweren Schlag gegen die 
Volksſchule ausgeholt durch Droſſelung des Be⸗ 
gabten⸗Aufſtiegs, durch Abbau der Aufbauſchule, 
durch die Entlaſſung ſozialiſtiſcher Lehrer. Ich 
weiß nicht, wie weit ich in 32 Minuten kommen 
werde, aber ſollte ich meinen Vortrag heute nicht 
zu Ende führen, werde ich bei der 3. Leſung die 
Fortſetzung anknüpfen. Entſchlüpfen werden Sie 
uns nicht. Wir werden Ihnen alles ſagen, was 
zu ſagen notwendig iſt. Was bedeutet der Abbau 
der Aufbauſchule für die Volksſchule? Die Dinge 
liegen ſo, daß die Sozialdemokratie ſeit der Zeit 
ihres Beſtehens einen ſcharfen Kampf gegen das 
Bildungsprivileg geführt hat, d. h. gegen das 
Vorrecht der beſitzenden Klaſſe auf Bildung. Ge⸗ 
rade auf dem Gebiet des Unterichts und der Er⸗ 
ziehung treten die Klaſſengegenſätze recht ſcharf 
und deutlich in die Erſcheinung. Man hat nach 
1918 ein wunderbares Wort geprägt: „Freie Bahn 
allen Tüchtigen.“ Ich möchte doch angeſichts der 
heutigen Verhältniſſe, angeſichts unſerer Erfah⸗ 
rungen auf dem Gebiet des Unterrichts und des 
Erziehungsweſens ſagen, daß es eine ganze Menge 
von Tüchtigen auch in den breiten Volksmaſſen 
gibt, Tüchtige genug, aber die Bahn iſt nicht frei. 
Heute müßte man ſagen: „Freie Bahn allen ge⸗ 
ſinnungstüchtigen Reaktionären“; denn die Geſin⸗ 
nungstüchtigkeit tobt ſich in einer Weiſe aus, daß 
es wohl kaum noch zu übertreffen iſt. Die So⸗ 
zialdemokratie iſt ſich völlig im klaren darüber, 
daß das Bildungsprivileg der beſitzenden Klaſſe 
nicht mit einem Schlag beſeitigt werden kann. 
Aber ſie war unabläſſig bemüht, eine Breſche in 
das Bildungsprivileg hineinzuſchlagen. Und eine 
ſolche Breſche in dem Bildungsprivileg war zwei⸗ 
fellos, das wird auch der Herr Abg. Plenikowſfki 
nicht bezweifeln können, die Einrichtung der Auf⸗ 
bauſchule im Jahre 1928 auf Betreiben der So⸗ 


zialdemokratie. 


Was bedeutet nun dieſe Aufbauſchule gerade 
für das arbeitende Volk? Erſtens einmal iſt die 
Aufbauſchule eine höhere Schule. Sie nimmt be⸗ 
gabte Volksſchüler auf, Knaben und Mädchen, die 
einen ſiebenjährigen Volksſchulbeſuch nachweiſen 
können und führt ſie in einem ununterbrochenen 
ſiebenjährigen Bildungsgang bis zur Aniverſitäts⸗ 
reife. Die ſogenannten Förderklaſſen, die den 
Uebergang zu den höheren Schulen vermittelten, 
fallen bei der Aufbauſchule fort. Die Förderklaſ⸗ 
ſen verbittern das Leben vieler Arbeiterfinder. 
Ich hatte mir eigentlich vorgenommen, auf die ſo⸗ 
genannten Förderklaſſen einzugehen. Da mir aber 
nur 32 Minuten zur Verfügung ſtehen, beſchränke 
ich mich darauf, zu ſagen, daß dieſe ſogenannten 
Förderklaſſen geradezu unpädagogiſch ſind und dem 
Volksbildungsintereſſe in keiner Weiſe dienen. Im 
Laufe meiner etwa zweijährigen ſogenannten Se⸗ 
natorenherrlichkeit habe ich eine Anzahl von Be⸗ 
ſuchen erhalten, die das Leid vieler Eltern gera⸗ 
dezu erſchütternd zum Ausdruck brachten und ge⸗ 
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rade auf Grund des ſogenannten Förderſyſtems. 
Sie wiſſen, daß durch dieſe Bildungshetze, durch die 
pädagogiſche Dreſſur ſeeliſche Spannungen ſowohl 
bei den Kindern als auch bei den Eltern erzeugt 
werden. Wenn dann etwa noch durch den Eintritt 
des Kindes in das Pubertätsalter die ſeeliſchen 
Spannungen vergrößert werden, dann kann es 
leicht zu dem kommen, was wir ab und zu in den 
Zeitungen leſen, zu Schülerſelbſtmorden. Sie kön⸗ 
nen nur beſeitigt werden durch Beſeitigung dieſes 
unpädagogiſchen Förderſyſtems und durch die Ein⸗ 
richtung eines geſunden natürlichen, einheitlichen 
Bildungsganges. al eee e, e 

Die Aufbauſchule gewährt völlige Schulgeld⸗ 
und Lernmittelfreiheit, was bekanntlich in den 


höheren Schulen nicht der Fall iſt. Auch nach die⸗ 


ſer Richtung hin habe ich eine ganze Reihe von 
Beſuchen erhalten. Wir ſehen alſo, daß die Auf⸗ 
bauſchule durch dieſe Lehr- und Lernmittelfreiheit 
ein ſehr wichtiger Faktor iſt für den Aufſtieg der 
arbeitenden Klaſſe. Wir haben ja in unſerer Ver⸗ 
faſſung einen wunderſchönen Artikel, der da be⸗ 
ſagt, daß Lern⸗ und Lehrmittelfreiheit in den 


Schulen vorhanden ſein muß. Als wir den frühe⸗ 


ren Kultusſenator Dr. Strunk darauf aufmerkſam 
machten, ſagte er: „Ja, einzelne Teile der Ver⸗ 
faſſung ſind nur Programm und dies Programm 
ſoll erſt in die Wirklichkeit verwandelt werden.“ 
Bei der Aufbauſchule war dieſe Forderung der 
Verfaſſung bereits verwirklicht. Der jetzige Se⸗ 
nat bietet nun die Hand dazu, daß aus der Wirk⸗ 
lichkeit durch Abbau der Aufbauſchule wieder nur 
Programm wird. a 


dung begabter Schüler des flachen Landes, bei de⸗ 
nen die Fortbildungsmöglichkeiten bisher ſehr im 
argen lagen. Es wird der ländlichen Arbeiterſchaft 
durch die Aufbauſchule mehr als bisher erleichtert, 
ihren Kindern eine beſſere Bildung angedeihen zu 
laſſen. Glauben Sie, daß es den Eltern nach dem 
vierten Grundſchuljahr in den Landſchulen mög⸗ 
lich iſt, in nennenswertem Umfang ihre Kinder 
höheren Schulen in der Stadt zuzuführen? Wer 
das glaubt, hat von den ländlichen Erziehungs⸗ 
und Anterrichtsdingen nicht die mindeſte Ahnung. 
Jetzt ſtoppen Sie brutal jeden Zuzug vom Lande 
ab und nehmen den begabten Kindern des Landes 
die Möglichkeit, ſich auch im Intereſſe des Volks⸗ 
ganzen fortzubilden. Daß bei der Aufbauſchule 
die ſogenannte Koedukation eingeführt war, d. h. 
die gemeinſame Erziehung beider Geſchlechter, war 
auch ein Vorteil, der bei den anderen höheren 
Schulen nur ſehr knapp vorhanden war. Auch das 
aben wir getan unter dem Grundſatz der Gleich⸗ 
berechtigung der beiden Geſchlechter. Es iſt ferner 
das Verdienſt der Sozialdemokratie geweſen, daß 
ſie bemüht war, Erleichterungen zu ſchaffen inbe⸗ 
zug auf die Errichtung eines Internats. Wir hat⸗ 
ten uns bereit gefunden, ein Internat einzurich⸗ 
ten, um auch die Unterkunft und Verpflegung 
ſolcher Landſchulkinder herbeizuführen. Das iſt 
alles durch die jetzigen Maßnahmen des Senats 
brutal abgeſchnitten. 8 
Wenn man ſich das heutige Unterrichtsweſen 
anſieht, findet man eine Buntſcheckigkeit auf dem 
ebiet, worin nicht einmal der Fachmann Klar⸗ 
heit zu ſchaffen vermag, geſchweige denn der Laie. 


fallen. 


eigentlich? 
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Wir waren bemüht, die Einheitsſchule durchzufüh⸗ 
ren und ein wichtiger Faktor in der Erreichung 
der Einheitsſchule war uns die Aufbauſchule. 
Wenn Sie ſich das vergegenwärtigen, ſieben Jahre 
Volksſchulbildung, ſechs Jahre Aufbauſchule und 
dann Hochſchulbildung, ſo hatten Sie einen ein⸗ 
heitlichen geſunden Bildungsgang. Er iſt durch 
die Maßnahmen des Senats wiederum brutal ab⸗ 
geſchnitten worden. Was hat der Senat für Gründe 
angegeben, um die Aufbauſchule abzubauen? War⸗ 
um iſt dieſe Aufbauſchule ein Opfer des Voll⸗ 
dampfs geworden? Der Senat hat erklärt, das ge⸗ 
ſchehe aus Raumnot. Als man ihm darauf ent⸗ 
gegenhielt, daß doch noch Raum genug wäre, da 
hat er klein beigeben müſſen und geſagt, jawohl 
bis zum 1. April 1932 reichte die Oberrealſchule 
in der Weidengaſſe noch aus. Warum hat man 
dann ſchon zum 1. April 1931 dieſe Schule abge⸗ 
baut? Das iſt doch ein ganz lächerlicher Grund. 
Wenn ein Landwirt etwa einen Jährling in eine 
Box ſtellt, die für das wachſende Vieh zu klein 
wird, dann ſchneidet er doch nicht dem Pferd ein 
Stück ab, ſondern erweitert die Box. So lächer⸗ 
lich hat ſich der Senat benommen. Die Aufbau⸗ 
ſchule entwickelt ſich mehr und mehr. Eine neue 
Klaſſe mußte errichtet werden, neue Räumlichkei⸗ 
ten mußten geſucht werden. Anſtatt dieſe Räum⸗ 
lichkeiten zu beſorgen, baut er die Aufbauſchule ab. 
Ein ganz und gar lächerlicher Grund. Zweitens 
hat der Senat Erſparniſſe angegeben. Auf unſere 
Anträge, die Rieſengehälter abzubauen und den 
Gehaltskapitalismus zu beſeitigen, hat der Senat 


t mit Hilfe des Nazivolldampfes nicht geantwortet. 
Die Aufbauſchule dient beſonders der Fortbil- a 


Dafür belaſtet er die kleinen Beamten. Erſpar⸗ 
niſſe macht er vielleicht an anderer Stelle, d. h. im 
umgekehrten Sinne. Nämlich auf einen Antrag 
der Nazis ſollten die Jagdſcheingebühren abge⸗ 
baut werden. Erſparniſſe macht der Senat wahr⸗ 
ſcheinlich durch die Einrichtung der Einwohner⸗ 
wehr. Erſparniſſe macht der Senat wahrſcheinlich 
dadurch, daß er die Polizeiſchule beibehält. Wenn 
man in dieſem Rahmen die Aufbauſchule auf der 
einen Seite und Einwohnerwehr und Polizeiſchule 
auf der andern gegenſeitig abwägt, kann doch die, 
Wahl für einen wahren Volksfreund nicht ſchwer 


Was koſten uns eigentlich die verſchiedenſten 
Schülergattungen? Ich habe mir einmal die Saugt 
gemacht, das anläßlich der Beratungen im Haupt⸗ 
ausſchuß zu berechnen. Ein Volksſchüler koſtet un⸗ 
gefähr 120 Gulden pro Kopf jährlich. Ein höherer 
Schüler 700 bis 800 Gulden und ein Student an 
der Techniſchen Hochſchule rund 1500 Gulden jähr⸗ 
lich. Getragen werden dieſe Koſten von, allen 
Steuerzahlern, ein Beweis dafür, daß die Schule 
der beſitzenden Klaſſen auch von den ärmſten Klaſ⸗ 
ſen bezahlt werden muß. (Hört, hört! links). Nun 
bauen Sie dieſe einzige höhere Schule, die auch 
für ärmere Volksſchichten in Betracht kam, brutal 
ab. Die Koſten für die übrigen höheren Schüler 
darf das ſchafsgeduldige Volk aber ruhig weiter 
tragen. Wie lange es das noch ertragen wird, iſt 
eine andere Frage. Worum handelt es ſich denn 
Bei der Beibehaltung der Aufbau⸗ 


ſchule handelt es ſich um die Rieſenſumme von 
11000 Gulden. Um dieſer Summe willen ſchnei⸗ 
den Sie brutal eine Volksbildungsmöglichkeit ab 
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und gründen anſtelle deſſen die Einwohnerwehr, 
behalten die Polizeiſchule bei, erhöhen die Miete, 
erhöhen die Umſatzſteuer, erhöhen die übrigen 
ſteuerlichen Maßnahmen. Anſtatt auf der andern 
Seite dem Volk wenigſtens in geringerer Weiſe 
entgegenzukommen, verſchlechtern Sie auch noch 
die Volksbildungsmöglichkeit. Es iſt alſo auch die⸗ 
ſer Grund unzutreffend, Herr Senator Dr. Win⸗ 
derlich. Sie werden ihn nicht mehr anführen kön⸗ 
nen. Drittens wurde uns mangelnde Beteiligung 
geſagt. Erſtens hatte ſich die Raumnot als Schwin⸗ 
del entpuppt und zweitens erwies ſich die Frage 
der Erſparniſſe als ganz fadenſcheiniger Grund. 
Woran liegt die mangelnde Beteiligung? Be⸗ 
hördlicherſeits wurden die amtlichen Bekanntma⸗ 
chungen ſo ſpät erlaſſen, daß wir Sozialdemokraten 
mit aller Macht darauf drückten und die Bevölke⸗ 
rung von Parteiwegen aufgeklärt haben. Wenn 
die Beteiligung im erſten Jahr nicht ſo groß war, 
dann nicht, weil nicht genügend Schüler hinzu⸗ 
ſtrömen wollten, ſondern weil es infolge der man⸗ 
gelnden amtlichen Bekanntmachungen nicht genü⸗ 
gend bekannt war. Das Intereſſe der Bevölkerung 
an dieſer Schule nahm zweifellos zu. In dieſem 
Jahr ſind wir recht oft angefragt worden, wie es 
mit der Aufbauſchule wäre und wann man ſich zu 
melden hätte. Vor zwei Jahren haben wir über⸗ 
all in den Verſammlungen, wo wir Bildungsre⸗ 
ferate hielten, geſagt: „Ihr braucht nach dem vier⸗ 
ten Schuljahr Eure Kinder nicht in die höhere 
Schule zu ſchicken. Ihr könnt ſie bis zum 17. Jahr 
in der Volksſchule laſſen und dann in die Aufbau⸗ 
ſchule ſchicken. Darauf hat ſich die Bevölkerung 
verlaſſen. Nun ſollen die Kinder zur Aufbauſchule 
angemeldet werden. Nun ſtreicht der Senat ganz 
brutal die neue Untertertia. Damit ſind die Bil⸗ 
dungsmöglichkeiten für das Volk einfach erledigt. 
Ich weiß nicht, ob es nicht ein klagbares Recht der 
Bevölkerung iſt, ob ſich die Bevölkerung nicht 
auch nach der kulturellen Seite ein wohlerworbe⸗ 
nes Recht durch die damaligen Maßnahmen des 
Senats geſichert hat. 


Man hat uns geſagt, Danzig ſei für die Aufbau⸗ 
ſchule ein zu kleiner Staat. Ja, wenn Braunsberg 
und Dt. Eylau eine Aufbauſchule haben, dann 
glaube ich, daß der geſamte Danziger Freiſtaat 
ebenfalls genügend Kinder in dieſe Aufbauſchule 
hätte ſchicken können. Das ſind alles Gründe, die 
ſich bei näherem Zuſehen als fadenſcheinig erwei⸗ 
ſen. Die Geſtalt des neuen Kultusſenators er⸗ 
ſcheint gerade in dieſer Frage in einem höchſt 
eigenartigen Licht. Man möchte faſt ſagen, er iſt 
nicht ein Senator für, ſondern ein Senator gegen 
die Volksbildung (Sehr richtig! links). Vor Ein⸗ 
richtung der Aufbauſchule hat er ſich im öſtlichen 
Deutſchland umgeſehen, hat eine Studienreiſe ge⸗ 
macht und die verſchiedenſten Aufbauſchulen beſich⸗ 
tigt. (Abg. Joſeph: Die Reiſe hat wohl mehr ge⸗ 
koſtet als die geſtrichenen Etatsmittel!) Er war 
des Lobes voll über die neue Schule, die in Preu⸗ 
ßen ſeit 1922 beſteht, bei uns aber erſt ſechs oder 
ſieben Jahre ſpäter eingerichtet wurde. Er äußerte 
ſich über dieſe Einrichtung freundlich und aner⸗ 
kennend und nannte ſie eine begrüßenswerte Ein⸗ 
richtung. Späterhin noch als die Aufbauſchule 
etwa eineinhalb Jahre beſtand, war er ebenfalls 


Donnerstag, den 12. März 1931. 


derſelben Meinung. (Zuruf links.) Damals wurde 
aus dem Saulus ein Paulus. Heute hat ſich aus 
dem Paulus wieder ein Saulus zurückentwickelt. 
Was hat man nicht alles in Danzig über die ſo⸗ 
genannte kulturelle Verbundenheit mit Preußen 
und Deutſchland geredet! Ich will mir die vielen 
Reden nicht anſehen. Aber es iſt eigentlich mehr 
als genug von der kulturellen Verbundenheit mit 
dem Reiche und mit Preußen geredet worden. Nun 
wird dieſe kulturelle Verbundenheit mit Preußen 
völlig zerriſſen. Der Senator Dr. Winderlich führt 
das aus, ob gewollt oder ungewollt, ſoll an dieſer 
Stelle nicht unterſucht werden. Wenn er in dieſer 
Beziehung nur ausführendes Organ des Senats 
iſt und ſelber keine Meinung dabei hat, mag er 
als bemitleidenswert angeſehen werden. Wenn es 
er nicht der Fall fein ſollte, fo will ich das häß⸗ 
liche Wort, das man ihm dann von dieſer Stelle 
entgegenrufen müßte, unterdrücken. Er iſt in der 
Tat ein Senator gegen Volksbildung geworden. 
Er iſt in der Tat ein Senator gegen Volksbildung 
geworden. Ich habe gerade die Beſeitigung der 
Aufbauſchule für Danzig eine Kulturſchmach ge⸗ 
nannt. Dafür iſt Herr Senator Dr. Winderlich 
verantwortlich. Dieſe Kulturſchmach wird mit ſei⸗ 
nem Namen in Danzig verknüpft ſein, ſolange er 
Senator iſt und vielleicht noch etwas länger. (Abg. 
Weber: Vielleicht empfindet er das gar nicht!) 
Dann iſt es noch ſchlimmer. Wir haben den Se⸗ 
nator auf alle dieſe Dinge hingewieſen. Er wurde 
immer verlegener, es kam eine große Stotterei 
zuſtande. Schließlich hat man uns geſagt, die frü⸗ 
here Regierung ſei ſchuld. Ich brauche nicht dar⸗ 
auf hinzuweiſen, daß mein Kollege Moritz das 
ſchon zurückgewieſen hat. Das ſind keine Gründe, 
ſondern ſehr durchſichtige Bemäntelungen. Die 
Aufbauſchule mußte fallen, weil man ſie dem Haß 
der Oppoſition zum Opfer bringen mußte. Viel⸗ 
leicht ſind die Philologen nicht ganz unſchuldig 
daran. Ich weiß, daß man in dieſen Kreiſen dieſe 
Schule abwürgen wollte, indem man ſie nach 
Prauſt oder Hohenſtein verpflanzen wollte. Dan⸗ 
zigs zentrale Lage erfordert es, daß die Aufbau⸗ 
ſchule hier in Danzig ſein muß. Das ſind alſo alles 
keine Gründe. Heute reiben ſich die Herren Philo⸗ 
logen die Hände, weil ſie eine unliebſame Konkur⸗ 
renz beſeitigt haben. Aber ſehr eigenartig kommt 
mir doch vor, was das Zentrum in dieſem Fall tut. 
Das Zentrum hat doch in einer Notiz vom 5. Juni 
1929 die Aufbauſchule über den grünen Klee ge⸗ 
lobt. Genau ſo, wie Herr Dr. Winderlich. Es hat 
nach den inneren Motiven dieſer neuen Schule ge⸗ 
fragt und iſt zu der Auffaſſung gekommen, daß 
man aus ſozialen Gründen dieſen Aufitieg fördern 
müſſe, weil ſich in Preußen der Verſuch mit der 
Aufbauſchule durchaus bewährt habe. Es kann von 
einem vollen Erfolg geſprochen werden, ſchreiben 
Sie in der Notiz vom 5. Juni 1929. Die Schaffung 
der Aufbauſchule iſt vor allem in kulturpolitiſchen 
Geſichtspunkten begründet. Dieſe kulturpolitiſchen 
Geſichtspunkte ſcheinen heute für Sie nicht mehr 
maßgebend zu ſein. Sie ſagen, es ſprechen auch 
wirtſchaftliche und erzieheriſche Gründe für die 
Aufbauſchule. Dann ſagen Sie weiter: „Am die 
beſonderen Härten für die Dorf⸗ und Kleinſtadt⸗ 
kinder... (Glocke des Präſidenten). Die Rede⸗ 


peitſche iſt geſchwungen. Ich habe nicht die Abſicht, 
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Klingenberg, Abgeordneter) 
Be mit dem Herrn Präſidenten auseinanderzu⸗ 
etzen. 

Präſident: Sie haben noch zwei Minuten Zeit. 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Sie 
ſchreiben hier, daß beſondere Härten für die Dorf⸗ 
und Kleinſtadtkinder ausgeglichen werden auf 
Grund der Errichtung dieſer neuen Schule. Wun⸗ 
derbar! „Die Notwendigkeit ergibt ſich aus dem 
Intereſſe des Volksganzen. In der Land» und 
Kleinſtadtbevölkerung ruhen unverbrauchte Kräfte 
in ihrer natürlichen reinen Urſprünglichkeit. Sie 
müſſen zu ihrem Recht kommen. Sie können heute 
weniger denn je entbehrt werden. Sie dürfen nicht 
ungenützt bleiben. Ihnen muß die Möglichkeit ge⸗ 
geben werden, ſich zu entwickeln und auszuwirken 
in der Aufbauſchule.“ Das ſchrieben Sie damals. 
Jetzt ſcheinen Sie die unverbrauchten Kräfte nicht 
mehr zu brauchen. Durch Ihre Maßnahmen auf 
allen andern Gebieten ſtoßen Sie ſie ab, auch auf 
dem Gebiet der Aufbauſchule. Sie ſchreiben von 
den unſchätzbaren Vorteilen, daß die Kinder nicht 
ſo früh der Familie und dem kindlichen Gemein⸗ 
ſchaftsleben entriſſen werden. Haben Sie jetzt allem 
Familien⸗ und Gemeinſchaftsſinn Valet geſagt? 
Es muß aus Ihrem jetzigen Verhalten geſchloſſen 
werden. „Es iſt ſehr zu begrüßen, daß auch Dan⸗ 
zig nunmehr, nachdem in Preußen die Verſuche ab⸗ 
geſchloſſen ſind, und neue Schulformen eingeführt 
ſind, dieſe neue Schulform einführt.“ Dann geht 
es weiter: „Mit einer Ausnahme kommen ſämt⸗ 
liche Schüler aus der Volksſchule. Sie ſtammen 
ausſchließlich vom Lande.“ Sie beſtätigen damit, 
daß bei Ihnen die jetzige Bildung vollkommen ab⸗ 
geſchloſſen wird. Dann reden Sie von dieſer Schule 
als dem beſonderen Träger deutſcher Kultur. (Hei⸗ 
terkeit links.) Ich wollte eigentlich auf dieſe Dinge 
weiter eingehen. Aber wenn es einer Wider⸗ 
legung der jetzigen geradezu dämlichen Maßnahme 
des Senats bedurft hätte, dann haben Sie ſie durch 
Ihren Artikel geliefert. Ich möchte in Anbetracht 
der vorgerückten Redezeit mich nicht mit dem Prä⸗ 
ſidenten auseinanderſetzen. Aber ich ſage: Fort⸗ 
ſetzung folgt. Das Volk hat erfahren, daß in wirt⸗ 
ſchaftlicher, ſozialer und kultureller Beziehung das 
Volksintereſſe nicht in den beſten Händen iſt. Die 
Augen ſind geöffnet. Noch einmal werden Sie nicht 
in die Verlegenheit kommen, ſolche Maßnahmen zu 
treffen, wenn das Volk wiederum geſprochen hat. 
In Ihre Hände iſt der Menſchheit Würde nicht ge⸗ 
geben. Es iſt höchſte Zeit, daß das geſamte Volks⸗ 
intereſſe und das Bildungsintereſſe in beſſere und 
würdigere Hände kommt! (Bravo! links.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, daß Herr Senatspräſident Dr. Ziehm her⸗ 
beigerufen wird. 

Präſident: Es iſt beantragt worden, den Se⸗ 
natspräſidenten Herrn Dr. Ziehm herbeizurufen. 
Ein Antrag auf Beſprechung iſt nicht geſtellt. (Er 
iſt bei Düſterberg! links.) Wer dieſen Antrag auf 
Herbeirufung des Präſidenten des Senats anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Gegenprobe!) — Bitte um die Gegenprobe. 
— Der Antrag iſt abgelehnt. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 
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Etat iſt ein Klaſſenetat und mit am deutlichſten 
kommt das gerade bei dem Haushaltsplan für 
Wiſſenſchaft, Kunſt, Volksbildung und Kirchen⸗ 
weſen zum Ausdruck. Ich möchte mir einmal die 
Frage erlauben, wie ſich die Herren von der Schul⸗ 
abteilung vorkommen, jedenfalls nicht als die Hü⸗ 
ter von Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. Ne⸗ 
ben den Abſtrichen und den Kürzungen beim 
Wohlfahrts⸗ und Geſundheitsweſen hat man die 
ſtärkſten Abſtriche beim Volksſchuletat durchge⸗ 
führt. Deshalb wird neben dem Sozialen Etat 
durch die brutalen Sparmaßnahmen des jetzigen 
Senats der Volksſchuletat am ſchwerſten betroffen. 
Die Ausgaben für das Volksſchulweſen ſinken jetzt 
nicht nur relativ, das heißt prozentual zu den Ge⸗ 
ſamtausgaben, ſondern fangen an abſolut zu ſin⸗ 
ken. Wenn wir uns demgegenüber die Ausgaben 
für einige andere Etats anſehen, dann kennzeichnet 
dieſe Tatſache um ſo deutlicher den Klaſſenſtand⸗ 
punkt, der jetzt hier vom Ziehm⸗Senat eingenom⸗ 
men wird. Der Etat der Allgemeinen Verwal⸗ 
tung, der auch in dieſem Jahr wieder eine Erhö⸗ 
hung der Ausgaben erfahren hat, der Etat der 
Allgemeinen Verwaltung, der in den letzten Jah⸗ 
ren um rund 100 Prozent erhöht worden iſt, trotz 
des Abbaues der Senatoren und daneben der 
Schuletat, der Jahr für Jahr, relativ zu den Ge⸗ 
ſamtausgaben geſehen gekürzt wurde. Er wird jetzt 
nicht nur relativ gekürzt, ſondern die verausgabten 
Summen nehmen abſolut ab. Das heißt, wir ha⸗ 
ben, abſolut geſehen, in dieſem Jahre weniger 
Ausgaben für die Volksſchule als im vergangenen 
Jahre. (Unruhe.) Die Herren ſollen wenigſtens in 
den paar Minuten, die ich zur Verfügung habe, 
nicht ſtören und lachen. 


Präſident: Es iſt richtig, wenn Sie das monie⸗ 
ren. Sie haben das Wort. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir ſtehen 
aber erſt am Anfang dieſer auf lange Sicht einge⸗ 
ſtellten Maßnahmen. Wir werden im nächſten 
Jahre ſehen, daß dieſe Politik in verſchärfter Form 
durchgeführt wird. Das Ziel iſt die Faſchiſierung 
des geſamten Schulweſens. Nicht Wiſſen ſoll den 
Kindern des Volkes beigebracht werden, ſondern 
nur ein wenig Leſen, Schreiben und Rechnen. Auch 
in der Schule ſollen der Gummiknüppel und der 
Tſchako herrſchen. Die Wiſſenſchaft wird ja famos 
gepflegt, beſonders durch dieſen Senat. Sie wird 
direkt unterdrückt. Wie können Sie die Maßnah⸗ 
men, die Sie in bezug auf den Abbau von Lehr⸗ 
kräften getroffen haben, mit Ihrer Verfaſſung in 
Uebereinſtimmung bringen? In Artikel 101 heißt 
es: 

Die Kunſt, die Wiſſenſchaft und ihre Lehre find 
frei. Der Staat gewährleiſtet den Schutz und iſt ver⸗ 
pflichtet, ihre Pflege weitgehend zu fördern. 

Nun haben Sie einige Lehrkräfte entlaſſen und als 
Grund dafür Sparſamkeitsmaßnahmen angeführt. 
In Danzig werden mehr Kinder eingeſchult. In 
dieſem Jahr allein 2000. Sie erhöhen aber nicht 
die Zahl der Lehrkräfte. Sie bauen Lehrkräfte ab, 
in der Stadt Danzig 24. Darunter einige, die dem 
Senat wegen ihrer politiſchen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Einſtellung unbequem ſind. Gerade in be⸗ 
zug auf eine dieſer abgebauten Lehrkräfte haben 
Sie nicht Sparmaßnahmen angegeben, ſondern 


— 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Der ganze (O) 
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— 
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Volksſchule gemacht werden. 
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offen und brutal geſagt, der Mann paßt uns nicht, 
er muß entlaſſen werden, weil er es gewagt hat, 
einen wiſſenſchaftlichen Vortrag zu halten und 
ſeine Einſtellung zum Gottesbegriff zur Entſtehung 


der Erde uſw. zum Ausdruck zu bringen. Deshalb 


iſt der Mann uns gefährlich. Das nennen Sie die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſchützen. Sie entſinnen 
ſich doch des Prozeſſes, der ſich vor einiger Zeit in 
Amerika abſpielte. In Dayton wurde ein Lehrer 
entlaſſen, weil er es wagte, in der Schule zu ſagen, 
der Menſch ſtamme vom Affen ab. Wir ſehen in 
Danzig dasſelbe Schauſpiel: die Wiſſenſchaft wird 
unterdrückt. Es iſt ein Unterdrücken der Wiſſen⸗ 
ſchaft, wenn man es einem Lehrer verwehrt, das 
zum Ausdruck zu bringen, was er für ſeine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Ueberzeugung hält. Das, was der Leh⸗ 
rer Michael zum Ausdruck gebracht hat, iſt wiſſen⸗ 
ſchaftlich einwandfrei. Dieſer Standpunkt wird 
nicht nur von uns, ſondern auch von hervorragen⸗ 
den bürgerlichen Wiſſenſchaftlern in bezug auf 
Kirche, Religion und die Kant⸗La⸗Place'ſche Ent⸗ 
ſtehungstheorie der Erde vertreten. Der Lehrer 
wagt es, gegen den Stachel zu löken und offen 
ſeiner wiſſenſchaftlichen Weltanſchauung Ausdruck 
zu geben. Darum haben Sie ihn entlaſſen. Dann 
ſchreiben Sie in der Verfaſſung: „Die Wiſſenſchaft 
und ihre Lehre ſind frei.“ Ihre Verfaſſung dürfte 
nicht gedruckt, ſie muß ins Feuer geſteckt werden. 
Wir haben eine ganze Reihe von Anträgen ge⸗ 
ſtellt. Ich kann leider nicht in eine allgemeine 
Beſprechung des Etats eintreten, ſondern muß ganz 
kurz zu den Abänderungsanträgen Stellung neh— 
men. Dieſe Abänderungsanträge beleuchten die 
Maßnahmen, die Sie gerade auf dem Gebiete des 
Volksſchulweſens getroffen haben. Ich wies dar⸗ 
auf hin, daß der Etat ein Klaſſenetat auch in bezug 
auf den Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung iſt. 
werden Sie nicht abſtreiten können. Vergleichen 
wir die Ausgaben, die für die höheren Bildungs⸗ 
inſtitute gemacht werden, mit denen, die für die 
Gerade der Unter— 
ſchied in dieſen Ausgaben zeigt aufs deutlichſte, daß 
die höheren Bildungsinſtitute in dieſem Klaſſen⸗ 


ſtaat nur dazu dienen, um Funktionäre heranzu⸗ 


bilden für den kapitaliſtiſchen Staat und die kapi⸗ 
taliſtiſche Wirtſchaft. Und nur ſolche Funktionäre, 
die für die Aufrechterhaltung dieſer Wirtſchaft und 


dieſes bankerotten Syſtems eintreten, kann man 


gebrauchen. Deshalb gibt man doch die Rieſen⸗ 
ſummen aus. Aber bei der Volksſchule ſpart man 
Rieſenſummen ein. Sie werden zugeben müſſen, 
daß die Summen gegenüber dem Vorjahr nicht ge- 
ringer geworden ſind, ſoweit die Hochſchule in 
Frage kommt. Sie ſind aber weſentlich bei den 
Ausgaben für die Volksſchule verringert. 

Wenn wir uns die Gegenüberſtellung vor Au⸗ 
gen halten, daß für jeden Hochſchüler in Danzig 
pro Kopf 1640 Gulden ausgegeben werden, und 
für jeden Volksſchüler pro Kopf und Jahr nur 212 
Gulden, dann dokumentiert das doch den Klaſſen⸗ 
charakter der Bildung in dieſem Staat. Unſere 
Anträge zielen darauf hin, wenigſtens einige Ab⸗ 
änderungen, einige Verbeſſerungen zu ſchaffen. 
Vor allen Dingen beantragen wir in einer Reihe 
von Anträgen eine Erhöhung der Unterjtügungen 
für alle minderbemittelten Schüler auch bei den 


Daß dem wirklich ſo iſt, 
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höheren Schulen und bei der Hochſchule. Werden 
unſere Abänderungsanträge abgelehnt, dann wer⸗ 
den wir bei der dritten Leſung beantragen, daß 
auch jede Poſition bei der Hochſchule und den höhe⸗ 
ren Schulen geſtrichen wird. 

Weiter beantragen wir den Ausbau der Volks⸗ 
ſchule. Wir ſehen, daß der Senat, der unter dem 
Volldampf der Nationalſozialiſten ſteht, dazu über⸗ 
gegangen iſt, die Anzahl der Lehrkräfte ganz ge- 
waltig herunterzuſetzen. Sie find ſogar dazu über⸗ 
gegangen, 184000 Gulden allein bei den Lehrkräf⸗ 
ten zu ſparen. Schauen Sie einmal die Klaſſen 
an, wie überfüllt die ſchon heute ſind. Denken Sie 
an die Tatſache, daß allein in Danzig 2000 Volks⸗ 
ſchüler neu eingeſchult werden. Trotzdem werden 
184000 Gulden eingeſpart, d. h., man ſetzt min⸗ 
deſtens 100 Lehrer auf die Straße. Die Klaſſen 
werden noch überfüllter. Nun haben Sie hier er⸗ 
klärt, daß Sie nicht daran denken, die Klajjenfre- 
quenz zu ſteigern, ſondern Sie wollen die Zahl der 
Stunden herabſetzen. Was bedeutet das? Sehen 
wir uns heute einmal die Volksſchulbildung an. 
Dann entrüſten ſich die bürgerlichen Vertreter über 
die Rückſichtsloſigkeit und Unwiſſenheit des Volkes. 
Jetzt gehen Sie dazu über, die Stundenzahl für die 
Volksſchüler noch ſtärker herunterzuſetzen. Aber die 
Betſtunden, die Religionsſtunden, ſollen nicht ver⸗ 
kürzt werden. Die ſollen in der alten Form weiter 
beſtehen bleiben. Wenn Sie überhaupt beten 
laſſen, glauben Sie, daß Sie dadurch eine Ber: 
beſſerung der Lage der Volksſchichten herbeifüh⸗ 
ren? Sie werden dadurch nur das Gegenteil er— 
reichen. Die Folgeerſcheinungen werden ſich zei⸗ 
gen, ſowohl bei den Lehrern als auch bei den 
Schülern. Die Lehrer, die überfüllte Klaſſen ha⸗ 
ben, denen weniger Stunden für die einzelnen 
Klaſſen zur Verfügung ſtehen, werden mehr denn 
je zum Stock greifen, damit ſie ihr Ziel erreichen. 
Es wird eine Prügelei einſetzen und Konflikte mit 
den Eltern werden eintreten. Dieſe werden die 
Folgen zu tragen haben. Wir werden alles daran 
ſetzen, um in der Schule den Kampf für die Forde⸗ 
rungen fortzuſetzen, die wir immer aufgeſtellt 
haben. 

Ebenſo der Abſtrich bei den Baubeihilfen für den 
Bau von Volksſchulen. Schauen Sie ſich heute ſchon 
die Schulen auf dem Lande an! Wie verfault ſind 
manche. Was Sie eingeſetzt haben, reicht nicht ein⸗ 
mal aus, um die Schulen inſtand zu halten, ge⸗ 
ſchweige denn einen Neubau durchzuführen. Sie 
denken ja an andere Maßnahmen. Sie ſetzen die 
Politik des früheren Senats fort, daß für ein 
Luxusauto für einen Senator 32 000 Gulden aus⸗ 
gegeben werden. Aber für Schulbauten iſt nichts 
da. Es iſt ſchon faſt zum Sprichwort geworden, 
Wenn eine neue Schule gebaut werden ſoll, muß 
die alte abbrennen. Auch dann wartet man Mo⸗ 
nate. Die weſentlichſten Fragen muß man doch 
hier anſchneiden. Es iſt ein Skandal, daß man 20 
wichtige Abänderungsanträge geſtellt hat und ſie 
nicht einmal begründen kann. Ein Antrag, der 
äußerſt wichtig iſt, verlangt die Lehrmittelfreiheit 
für die Kinder der Volksſchule. Sie geben den 


Kindern ja jedes Jahr die Verfaſſung. Da ſteht 
drin, daß der Unterricht und die Lernmittel an der 
Volksſchule unentgeltlich ſind. Sie werden ſagen, 
es iſt ungeſetzlich, aber wir werden trotzdem von 
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morgen ab die Eltern zum Bücherſtreik aufrufen. 
(Das ſagt ein Lehrer? rechts.) Ich befinde mich in 
Uebereinſtimmung mit einem gewiſſen Lande, das 


iſt ein Miniſterialdirektor im preußiſchen Kultus⸗ 


miniſterium, der erklärt hat: „Es beſteht kein 
rechtlicher Grund dafür, die Durchführung einer 


der Schulbeſtimmungen der Reichsverfaſſung aus⸗ 


zuſetzen, weil ein Geſetz noch nicht geſchaffen iſt.“ 


Hier iſt die Verfaſſung. Und auf der Grundlage 


der Verfaſſung werden wir die Eltern auffordern: 
„Kauft nicht ein Buch, denn Ihr befindet Euch in 
Uebereinſtimmung mit der Verfaſſung.“ Das iſt 
der Bücherſtreik, den wir propagieren wollen, und 


den Sie als ungeſetzlich hinſtellen werden. Die 
Ihre Kul- 


Sparſamkeit, die Sie treiben, zeigt 
tur, die Kultur des Zentrums, die es zuläßt, daß 


ein Senator Althoff, ein Senator Wiercinſki die 


rieſigen Gehälter beziehen, daß aber die Kinder 
des Volkes verhungern können. Schluß mit dieſem 
Syſtem! 

hat 


Präſident: 
Czarnecki. 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): In allen Par⸗ 
lamenten der Welt gibt man auch den kleinen 
Parteien die Möglichkeit, zu dem Etat zu ſprechen. 
Man gibt auch der Oppoſition Gelegenheit, ihre 
Wünſche darzubringen. 
dieſes hohen Hauſes haben in einer geradezu un⸗ 


Das Wort der Herr Abg. 


würdigen Art die Redefreiheit der Abgeordneten 


beſchränkt. Es iſt ſelbſtverſtändlich eine praktiſche 
Unmöglichkeit für einen Abgeordneten, in 41% 


Minuten (Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) die An⸗ 


gelegenheit zu ſtreifen. 
In dieſem Falle ſind z. B. bei dem zur Rede 


ſtehenden Haushaltsplan die kulturellen lebens⸗ | 


wichtigen Fragen der polniſchen Bevölkerung der 
Freien Stadt zu erwähnen. Da wir ſie nicht zur 
Sprache bringen können, verbleibt mir nichts an⸗ 
deres, als einen ſchärfſten Proteſt gegen dieſe 
Maßnahmen der Regierungsparteien einzulegen. 
Ich erkläre, die polniſche Gruppe des Volkstages 
hat gemäß den Beſtimmungen der Geſchäftsord⸗ 
nung keine Möglichkeit, im Hauptausſchuß ihre 
Wünſche darzulegen. Sie iſt nur auf die Aus⸗ 
ſprache im Plenum angewieſen. Die heute durch 
die Regierungsparteien beſchloſſene Verkürzung 
der Redezeit für die Abgeordneten der Polniſchen 
Gruppe auf 4½ Minuten (Abg. Senftleben: Sie 
ätten ja geſtern ſprechen können!) ſchließt auch 
dieſe Möglichkeit aus. Ich erhebe gegen die Be— 
ſchränkung der Redefreiheit im Namen der polni⸗ 
ſchen Bevölkerung ſchärfſten Proteſt. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. G. 
Friedrich. i 

Friedrich, Gerhard, Abgeordneter (B. A. G.): 
M. D. u. H.! Ich habe dem Herrn Abg. Czarnecki 
den Vortritt gelaſſen, um damit vor der Oeffent⸗ 
lichkeit zu beweiſen, daß dem Vertreter der über- 
wiegenden Zahl der deutſchen Lehrerſchaft in 
angig nur noch 4½ Minuten Zeit bleiben, um zu 
dem Etat für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbil⸗ 
dung Stellung zu nehmen. (Weshalb haben Sie 
ihn vorgelaſſen, Sie hätten doch zuerſt ſprechen 
können!) 

Für die Aufſtellung 


ſämtlicher Haushalts⸗ 


pläne iſt der Grundſatz rückſichtsloſer Sparſam⸗ 


Die Regierungsparteien 
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keit maßgebend geweſen. Wenn man aber die Ab⸗ 
ſtriche an den an ſich ſchon äußerſt ſparſam be⸗ 
meſſenen Ausgabepoſten auf ihre Berechtigung 
nachprüft, kann man nicht mehr von rückſichtsloſer 
Sparſamkeit ſprechen. Sie ſind an einzelnen Stel⸗ 
len geradezu unverantwortlich. Das gilt auch für 
die einzelnen Poſten des Etats für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung. Ich ſtelle hier ausdrück⸗ 
lich feſt, daß meine Kritik (Abg. Greiſer: Unan⸗ 
gebracht iſt!) Herr Greiſer, Ihr Niveau iſt ein der⸗ 
art niedriges 

Präſident: Ich bitte den Redner nicht zu un⸗ 
terbrechen, weil er nur wenige Minuten Zeit hat. 

Friedrich, Gerhard, Abgeordneter (B. A. G.): 
Sie (zum Abg. Greiſer) haben heute bewieſen, daß 
Sie nicht davor zurückſchrecken, das Elend der 
Blinden zum Geſpött Ihrer dreckigen Witze zu ma⸗ 
chen. Das ſtelle ich vor der Oeffentlichkeit feſt. In 
dem Geiſt der Nationalſozialiſten ſteckt mancher 
gute Gedanke. Dieſe Gedanken ſind aber nicht neu, 
es ſind alte Ewigkeitswerte, die Sie nicht erfunden 
haben, die aber durch ſolche Lümmel wie Sie in 
den Schmutz gezogen werden. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) Meine Kritik richtet ſich nicht gegen die 
leitenden Perſonen; denn ich kann mir nicht den⸗ 
ken, daß ſie dieſen weitgehenden Abſtrichen zuge⸗ 
ſtimmt haben. (Große Unruhe.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe. (Abg. Raſchke: 
nach rechts! Erbärmlicher Lump!) Herr Abg. 
Raſchke, ich rufe Sie zur Ordnung. Ich bitte jetzt 
den Redner nicht mehr zu ſtören. 

Friedrich, Gerhard, Abgeordneter (B. A. G.): 
Die Oeffentlichkeit, und beſonders die Elternſchaft 
ſei auf folgende Tatſachen aufmerkſam gemacht. 


Während die Schülerzahl ſchon im vorigen Jahr 
um 1000 Kinder geſtiegen war, fand keine Er⸗ 
höhung der Klaſſen ſtatt. Es wurde eingeſpart. In 
dieſem Jahre ſteigt die Schülerzahl wieder um 
2000. Es finden Abſtriche ſtatt, was eine Einſpa⸗ 
rung von 80 Lehrkräften bedingt. Das geht nicht 
nur auf Koſten der Lehrkräfte, das geht auf Koſten 
der Kinder in erſter Linie. Grundſchulklaſſen mit 
50 und mehr Kindern ſind ein Anding. Es ſind 
Verhältniſſe, bei denen der friſche, frohe Geiſt der 
Gemeinſchaftsarbeit nicht gedeihen kann. (Na, na! 
rechts.) Da ich nur ein paar Minuten zur Verfü⸗ 
gung habe, muß ich mir ausſuchen, worüber ich rede 
Der Ausgleich ſoll dadurch geſchaffen werden, daß 
man in den jetzt ſchon überfüllten Klaſſen die 
Stundenzahl herabdrückt. Was ſoll das für einen 
Erfolg bei der Schularbeit haben. Hier iſt der Au⸗ 
genblick gekommen, wo der Wille der Erziehungs- 
berechtigten gegen die Maßnahmen nicht allein des 
Senats, ſondern auch derjenigen Kreiſe mobil zu 
machen und aufzurufen iſt, die dafür die Verant⸗ 
wortung tragen wollen. (Die wollen lieber weni⸗ 
ger Steuern bezahlen! rechts.) 

Ebenſo liegt es bei dem Abbau der Berufsſchule. 
Man macht an dem Etat der Berufsſchule, der bis⸗ 
her 182 000 G betrug, 147 000 G Abſtriche. Es 
bleiben nur noch 35 000 G, es bleibt nur alſo noch 
ein Fünftel. Zu derſelben Zeit, wo man in Eng⸗ 
land uſw. herangeht, die Berufsſchule zu erwei⸗ 
tern, ſchränkt man ſie hier ein. Laufburſchen und 


andere werden aus der Schule herausmüſſen und 
auf die Straße geſetzt. Sie gerade von der Wirt⸗ 
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ſchaft werden die Folgen tragen. M. H., unter 
Ihnen iſt auch ein Bauernvertreter. Die Ausga⸗ 
ben für die ländliche Berufsſchule ſetzt man auf die 
Hälfte herab. Das iſt keine Berückſichtigung der 
ländlichen Intereſſen. In Dänemark hieß es nach 
verlorenem Kriege: Der Volksbildung des 
Bauernſtandes muß geholfen werden. Es hieß 
„Richtet Volkshochſchulen für den Bauernſtand 
ein.“ Was machen Sie nach einem verlore⸗ 
nen Krieg? Sie ſtreichen die Bildungsmöglichkei⸗ 
ten für Ihre Bauernſöhne glatt fort. Das iſt 
Ihre Politik, womit Sie dem Bauernſtand helfen 
wollen. Nach dem alten Grundſatz, „zwei Ochſen 
vor dem Pfluge und einen dahinter, dies Dreige⸗ 
ſpann gibt den beiten Untertan“ wird hier die 
Entwicklung betrieben. 

Nun zur Aufbauſchule, die mir ganz beſonders 
am Herzen liegt. Im Etat erſcheint ſie als Auf⸗ 
bauſchule im Entſtehen. Sie müßten ſchreiben, 
Aufbauſchule im Vergehen. Sie begründen 
den Abbau der Aufbauſchule mit dem Raum⸗ 
mangel. Die kurze Zeit läßt mir nicht die Mög⸗ 
lichkeit, darauf näher einzugehen. Es iſt aber auch 
nicht notwendig, 120 000 Gulden für das Gebäude 
einzuſetzen. Das Gebäude der Polizeiſchule iſt da. 
Bauen Sie es nach und nach, Jahr für Jahr aus. 
Die Kinder der Aufbauſchule ſind an Entbehrun⸗ 
gen gewöhnt. Sie ſind nicht ſo anſpruchsvoll, daß 
ſie einen herrlichen Umbau für 120 000 Gulden 
haben wollen. Sie ſind zufrieden, wenn man ihnen 
Lebensmöalichkeit gibt. Ich bin auch anderer 
Meinung, als der Kollege Klingenberg. Die Auf⸗ 
bauſchule iſt nicht nur eine Arbeiterſchule, ſie ſoll 
es auch ſein, ſie iſt aber in erſter Linie eine Schule 
für Kinder der ländlichen Bevölkerung. Da ap⸗ 
velliere ich wieder an das gute Gewiſſen. Es han⸗ 
delt ſich hier nicht bloß um die Kinder der Land⸗ 
arbeiter, ſondern auch um Kinder von Beſitzern, 
Kleingewerbetreibenden uſw. Sie nehmen ji 
nicht die Zeit, darüber nachzudenken. 

Man jagt, die Koſten von 14000 Gulden find 
nicht zu erſchwingen. Das iſt der zehntauſendſte 
Teil der Ausgaben des Geſamtetats. Trotzdem 
ſtellt man ſich hin und ſagt, die Koſten ſeien nicht 
zu erſchwingen. Nein, ein anderer Grund liegt vor. 
Der Abbau der Aufbauſchule iſt eine rein politi⸗ 
ſche Maßnahme. In eingeweihten Kreiſen weiß 
man darüber genau Beſcheid und gibt das auch 
offen und ehrlich zu. Wenn die Aufbauſchule heute 
nicht in vollem Umfange die Entwicklung ge⸗ 
nommen hat, die ſie nehmen ſollte, ſo iſt das dar⸗ 
auf zurückzuführen, daß die Kinder, die in den er⸗ 
ſten Jahren für die Aufbauſchule in Frage kommen 
ſollten, ſich ſchon in den höheren Schulen befanden. 
Man ſoll einer jungen Pflanze Zeit zum Wachſen 
laſſen. Was man hier macht, heißt die Axt an die 
Wurzel legen. Sie nehmen der Aufbauſchule den 
Grund und Boden und zwingen auch die beiden 
vorhandenen Klaſſen zum Verdorren. Wenn ein 
dummer Lümmel die Axt an die Wurzel eines 
Baumes legt, dann nennen Sie das Baumfrevel. 
Was Sie an der Jugend unſeres Volkes tun, iſt in 
übertragenem Sinne genau dasſelbe. 

Meine Zeit iſt abgelaufen. Ich werde auch bei 
der dritten Leſung Gelegenheit nehmen, näher 
darauf einzugehen. Ich bemerke nur noch, daß 
auch beim allgemeinen Volksbildungsweſen Ab⸗ 
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ſtriche gemacht werden. Für Turnen und Sport 
iſt kein Geld vorhanden. Die Bettelpfennige für 
das Lehrerinnen⸗Feierabendhaus werden weiter 
beſchnitten. Der Ausbau des Volksſchulweſens 
liegt im Intereſſe unſerer Jugend. Er müßte lie⸗ 
gen und liegt auch im Intereſſe der Wirtſchaft; 
denn nur auf Grund einer wohlerzogenen, wohl⸗ 
unterrichteten Jugend kann die Wirtſchaft gedei⸗ 
hen. Behaupten Sie nicht, daß Sie nur damit vor⸗ 
wärts kommen, daß Sie Ihren Säckel füllen und 
über die Not der Kinder in Zeiten der Not hin⸗ 
wegſehen. — In Zeiten der Not hat das Kind zu⸗ 
erſt Anſpruch auf Hilfe, ſo lautet ein Satz in der 
Genfer Konvention! 

Präſident: Die Beſprechung iſt geſchloſſen, da 
weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. Herr 
Abg. Greiſer: Sie haben vorhin den Redner „Po⸗ 
panz“ genannt, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Plenikowſki: Wir beantragen Vertagung. — Abg. 
Gaikowſki: Wir widerſprechen! — Abg. Greifer: 
Ich weiß nichts von dem Zuruf!) Wir kommen zur 
Abſtimmung. Wer für Vertagung iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
Der Vertagungsantrag iſt abgelehnt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wir beantragen, daß bei unſerem Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 142 über jeden Ab⸗ 
ſchnitt und jede Stelle extra abgeſtimmt wird, 
ebenſo bei den nachträglich eingereichten Anträgen. 
Wir beantragen dazu namentliche Abſtimmung.) 
Herr Abg. Plenikowſti, Sie können nur zu dem 
erſten Abſchnitt namentliche Abſtimmung bean⸗ 
tragen. Wenn Sie die namentliche Abſtimmung 
bei den andern Punkten haben wollen, müſſen Sie 
ſchon ſo freundlich ſein, dieſen Antrag zu wieder⸗ 
holen. Es iſt nach der Geſchäftsordnung gar nicht 
anders möglich. (Zuruf des Abgeordneten Pleni⸗ 
kowſki.) Ich weiß, was Sie ſagen wollen. Ich 
nehme das wenigſtens an. Es iſt vorhin vom 
Herrn Präſidenten Gaikowſki anders verfahren 
worden. Aber er wird mir zugeben, daß das nicht 
ganz richtig war und das zutrifft, was ich eben 
geſagt habe. Sie müſſen alſo jedesmal namentliche 
Abſtimmung beantragen, anders kann ich es nicht 
zulaſſen. (Abg. Plenikowſki: So werde ich es 
machen!) Ich nehme an, daß Sie nur zu Ihren An⸗ 
trägen namentliche Abſtimmung beantragt haben. 
Ich werde zunächſt über die Abänderungsanträge 
des Herrn Abg. Gerhard Friedrich in Druckſache 


Nr. 174 abſtimmen laſſen: 
Ausgaben. 
Die Beträge ſind zu erhöhen: 
bei Abſchnitt D J. 1 
D 


auf 30 600,— G 


55 57 9 » 6 200,— ”» 
„ „ „ DU „. e 
„ „ „ 5 
2 1 D III. 45 „ 4 000.— „ 


Friedrich 
und die übrigen Mitglieder der Gruppe der 
Bürgerlichen Arbeitsgemeinſchaft. 

Dazu möchte ich bemerken, daß ſich die beiden 
erſten Anträge zu Abſchnitt D I, Stelle 1 und D I, 
Stelle 11 mit den gleichen Abſchnitten auf Druck⸗ 
ſache Nr. 142, Antrag des Herrn Abg. Plenikowſfki, 
decken. (Abg. Plenikowſki! Wir beantragen des⸗ 
halb auch zu Druckſache Nr. 174 bei Abſchnitt D I, 
Stelle 1 namentliche Abſtimmung!) Es iſt zum Ab⸗ 
änderungsantrag zu Abſchnitt D I, Stelle 1 


namentliche Abſtimmung beantragt. Wird der An⸗ 
trag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Wir 
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karten einzuſammeln. — Münſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich 
ſchließe die Abſtimmung. An ihr beteiligten ſich 50 
D. u. H.,“) davon ſtimmten mit Ja 15, mit Nein 
35. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag zu Ab⸗ 
ſchnitt D IJ, Stelle 11: „Der Betrag iſt auf 6 200,— 
Gulden zu erhöhen.“ Wer dieſen Antrag anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Antrag zu Abſchnitt 
D III, 42. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Er iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowffi: 
Wir beantragen bei Abſchnitt D III, Stelle 44 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag un⸗ 
terſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus, ich bitte 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben. — Das iſt nicht der 
Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben 
ſich 39 D. u. H. beteiligt.“) Mit Nein ſtimmten 36, 
mit Ja 3. Der Antrag zu Abſchnitt D III, Stelle 
44 iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir beantra⸗ 
gen über Abſchnitt D III, 45 namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? — Die Un⸗ 
terſtützung reicht aus. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung über den Abänderungsantrag zu Abſchnitt 
D III Stelle 45. Die Abſtimmung beginnt. Wünſcht 
noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Dann ſchließe ich die Abſtimmung. Es 
ſind 38 Stimmkarten“) abgegeben worden, davon 


2) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 50, davon 14 mit Ja, 34 mit Nein, 2 un⸗ 
gültige Karten. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Deutſch, Gerhard 
Friedrich, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kreft, Langnau, 
ne Malikowſki, Mau. Moritz, Plenikowſki, Rehberg, 

eber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Heinz Friedrich, Formell, 
Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Ka⸗ 
lisfe, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul 
Müller. Neumann, Philipſen, Poſack, Reuter, Schenk, 
Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senft⸗ 
nn Sufatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Wittenberg, von 

nuck. 

Ungültig: Zwei Stimmkarten. \ 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Dyck II. Ehrlichmann, Fiſcher, Jahr, Frau Ka⸗ 
lähne, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau 
Müller, Plettner. Potrykus. Raſchke, Schmidt, Serotzki, 
Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weiß, Werner. 


s) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, davon 2 mit Ja, 36 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Deutſch, Gerhard Friedrich. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont. Dyck II. Heinz Friedrich, 
Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Kalitzke, Lemke, Maaß. Malſch, Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, 
Kurowski, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz. Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Reh⸗ 
berg, Schmidt, Serotzki. Spill, Dr. Strunk, Stukowſfki, 
Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 43. 
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(A) kommen zur Abſtimmung. Ich bitte die Stimm⸗ zwei mit Ja, 36 mit Nein. Der Antrag iſt abge⸗ 


lehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen über 
Abſchnitt A III Stelle 44 namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? — Die Un⸗ 


en 


0 


terſtützung reicht aus. Wir kommen zur nament⸗ 


lichen Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
zu Abſchnitt A III Stelle 44. — (Zwiſchenrufe.) Ich 
bitte die Unterhaltungen zu unterlaſſen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Blavier iſt ſtill geworden, er hat ſeinen 
Poſten, er hat Geld von denſelben Leuten bekom⸗ 
men, die ihn damals diſziplinariſch verfolgten, er 
iſt zufriedengeſtellt!) Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? — Das iſt nicht der Fall. Die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben ſich an ihr 
38 D. u. 9. beteiligt.“) Davon ſtimmten 37 mit 
Nein, ein Abgeordneter mit Ja. Der Antrag iſt 
abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen zu 
Abſchnitt A III Stelle 48 namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. Wir kommen zur namentlichen 
Abſtimmung über 


zu erhöhen. Anter Erläuterungen iſt zu ſetzen in 
A III 48 a) 10 000, —6, b) 27 000,—6, c) 7 000, 
Gulden.“ Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? — Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung 
it geſchloſen. An ihr haben ſich 37 D. u. H. be⸗ 
teiligt,“) alle haben mit „Nein“ geſtimmt. Der 
Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir be⸗ 
antragen zu Abſchnitt A III Stelle 56 namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? — 
Die Unterjtügung reicht aus. Wir kommen zur 
namentlichen Abſtimmung über den Abänderungs⸗ 


antrag zu Abſchnitt A III Stelle 56 neu: „Anent⸗ (D) 


geltliche Theatervorſtellungen für Erwerbsloſe 
10 000, — G.“ Wir kommen zur Abſtimmung. 
(Abg. Plenikowſki: Seinerzeit hat Herr Abg. Grei⸗ 
ſer im Ausſchuß auch dafür geſtimmt, er gibt eine 
weiße Karte ab, er macht das Theater mit. Sie 
ſtimmen hier für einen Antrag der Linken, damit 
haben Sie wieder Ihr Wort gebrochen! — Abg. 
Greiſer: Ueberlaſſen Sie die Abſtimmung ruhig 
mir!) Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte ab⸗ 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung 
iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 51 D. u. H. betei⸗ 
ligt,“) davon ſtimmten mit Ja 15, mit Nein 36, 


5) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 23. 


46) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 23. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 51, davon mit Ja 15, mit Nein 36. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Fiſcher, Gehl, 
Greifer, Joſeph, Klingenberg, Kreft, Langnau, Frau Ma⸗ 
Denen Mau, Moritz, Plenikowſki, Raſchke, Nehberg. 

eber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont. Dyck II. Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Günther, Höhn, Dr. Hop⸗ 
penrath, Kalitzke, Lemke. Malſch. Maaß. Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, Frau 
Kalähne, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau 
Müller, Plettner, Schmidt. Serotzki, Spill, Stukowſti, Dr. 
Strunk, Frau Totzki, Weiß, Werner. 


den Abänderungsantrag zu 
A III Stelle 48: „Der Betrag iſt auf 50 000,— G 
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der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir 
beantragen zu Abſchnitt B I Stelle 6 die Strei⸗ 
chung, auch hier haben nicht nur einer, ſondern 
ſämtliche Nazis, die im Ausſchuß waren, erklärt, 
daß ſie gegen die Aufwandsentſchädigung ſind!) 
Wir werden poſitiv abſtimmen, und zwar über die 
betreffende Stelle des Etats. (Abg. Plenikowſki: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmungl) Ich rufe 
Abſchnitt B I Stelle 6 des Etats auf. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Namentliche Abſtimmung!) Wird der Anz 
trag auf namentliche Abſtimmung unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Wir ſtimmen alſo über 
die betr. Stelle des Haushaltsplans ab. Ich bitte 
die Karten einzuſammeln. — Ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. Es haben ſich 38 D. u. H. beteiligt,“) 
alle mit Ja. (Abg. Plenikowſki: Ich beantrage zu 
Abſchnitt B II, Stelle 21 namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? — Die Un⸗ 
terftügung reicht aus. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. — (Abg. Gaikowſki: Wir ſtimmen 
über den Antrag ab!) Jawohl, wir ſtimmen jetzt 
über den Antrag ab. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? — Das iſt nicht der Fall. 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben ſich an 
ihr 38 D. u. H. beteiligt“), ein Abgeordneter mit 
Ja und 37 mit Nein. Der Antrag auf Druckſache 
Nr. 142 iſt alfo abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: 
Wir beantragen zu Abſchnitt B II Stelle 25 na⸗ 
mentliche Abſtimmung! — Zurufe rechts) Zur Ge⸗ 
aa hat das Wort der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung kann man fünf Minuten zur Sa che 
ſprechen. Wenn ich alſo fünf Minuten rede, können 


1) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, ſämtlich mit Ja. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, G. Friedrich, 
Heinz Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, 
Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch. Maaß, 
Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen. 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, 
Kurowſki, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plenikowſti, Plettner, Raſchke, Reh⸗ 
berg, Schmidt, Serosti, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, 
Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner 


4) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, davon 1 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling. Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, G. Friedrich, Heinz 
Friedrich. Formell, Gaikowſti, Greifer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Magß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Es ſtimmte mit Ja: Abg. Deutſch. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartich, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, 
Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, 
Kurowfki, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, 
Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Reh⸗ 
berg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowfki, 


Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 
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Sie gar nichts dagegen haben. (Quatſchen Sie ſich 
Zwi⸗ 
ſchenrufe machen. Da ich ſachlich zu unſerm Antrag 
ſprechen kann, will ich auch die ſachlichen Gründe 


ruhig aus! rechts.) Ich freue mich, wenn Sie 


dafür angeben. Man muß das jetzt machen, da ich 
in den 12 Minuten keine Gelegenheit gehabt habe, 
unſeren Abänderungsantrag zu verleſen. Das 
konnte ich nicht. Alſo müſſen Sie ſchon zugeſtehen, 
daß ich es jetzt mache, damit jeder weiß, um was 
es geht. 

Zu Abſchnitt B II Stelle 25: Der Betrag iſt um 

21 250.— G zu kürzen. Unter Erläuterungen iſt in 

B II. 25 zu ſetzen: Für a) 73 000, — G, b) 33 000. — G. 

c) 4000. — 6, e) 15900. — 6, f) 1 800. — 6, g) 6 800,— 

Gulden. 

Dazu beantragen wir namentliche 
(Abg. Schütz: Punkt!) Die Feſtſtellung überlaſſe 
ich Ihnen. 

Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur na⸗ 
mentlichen Abſtimmung. Ich bitte die Stimmkar⸗ 
ten einzuſammeln. (Zwiſchenrufe der Abg. Grei⸗ 
jer, Klingenberg, Fiſcher, H. Friedrich und We⸗ 
ber.) Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt 


geſchloſſen. An der Abſtimmung haben ſich 37 4 8 
u. H. beteiligt,“) alle mit Nein. Der Antrag iſt 


abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Zu Ab⸗ 


ſchnitt B III, Stelle 42 beantragen wir folgendes: 
Der Betrag iſt um 50 000. — G zu erhöhen. Unter 
Erläuterungen in B III, 42 iſt hinter „Staatsange⸗ 
hörigkeit“ hinzuzufügen: „In einem ſolchen Ausmaße, 
daß allen minderbemittelten Studenten ein Jahresein⸗ 
kommen von 1800,— G geſichert iſt.“ Der Betrag iſt 

um 50 000,— G zu erhöhen. 


Ich beantrage darüber namentliche Abſtimmung. 


Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur na⸗ 
mentlichen Abſtimmung. Ich bitte die Stimmkar⸗ 
ten einzuſammeln. — (Abg. Greiſer: Wenn der 
Student nun Nationalſozialiſt iſt, was macht Ihr 
dann? — Heiterkeit.) Es ſind 37 Stimmkarten ab⸗ 
gegeben“) worden. Alle mit Nein. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Ich beantrage zu Abſchnitt C Stelle 12 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die AUnterſtützung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag zu Abſchnitt C I Stelle 12. 
(Abg. Greifer: Vergeſſen Sie nicht Plenikowſki, 
daß wir jetzt für den jüdiſchen Religionsunter⸗ 
richt ſtimmen. — Abg. Plenikowſki: Das iſt doch 
ſelbſtverſtändlich, Sie müſſen doch für den Unter- 
richt Ihrer Genoſſen ſtimmen! Das widerliche 
Zeug da drüben! — Abg. Raſchke: Die Oeffent⸗ 
lichkeit ſtellt feit, was für Kälber da drüben ſind!) 
Es ſind hier nur Abgeordnete. Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Karte abzugeben? — Das iſt nicht der 
Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 42 


30) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 23. 5 : 


51) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 


mung 23. 


Abſtimmung. 


(© 


iD) 


IR 


(A) 


(B 


Plenikowfki: Wir beantragen zu Abſchnitt D III 


abzugeben? 


mit Ja fünf. 


Frau Dr. Semrau. Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. g 


Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau. Moritz Frau 
Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. 
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(Präſident) 
Stimmkarten abgegeben“), 37 mit Nein, fünf mit 
Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. Abſchnitt D Stelle 
1 und Stelle 11 ſind erledigt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Abſchnitt D III, Stelle 44. (Abg. 


Stelle 44: „Der Betrag iſt auf 6000 G zu er⸗ 
höhen“, namentliche Abſtimmung!) Wird der 
Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht 
aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. — (Zwi⸗ 
ſchenrufe des Abg. Plenikowſki.) Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Karte abzugeben? — Das iſt nicht der 
Fall. An der Abſtimmung haben ſich 42 D. u. H. 
beteiligt“), davon ſtimmten fünf mit Ja, 37 mit 
Nein. Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikow⸗ 
ji: Wir beantragen zu Abſchnitt D III, Stelle 45 
namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag zu Abſchnitt D III Stelle 45: 
„Der Betrag iſt auf 5000 G zu erhöhen“. Wünſcht 
noch jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. An der Abſtimmung haben ſich 42 D. u. 
H. beteiligt“), davon ſtimmten mit Nein 37, mit 
Ja fünf. Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wir beantragen zu Abſchnitt E I Ueber⸗ 
ſchrift: Die Bezeichnung „Kronprinz⸗Wilhelm⸗ 
Realgymnaſium“ iſt zu ſtreichen und dafür zu 
ſetzen: „Danziger Realgymnaſium“ namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Anterſtützung reicht aus. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung beginnt. — Münſcht noch jemand eine Karte 
Das iſt nicht der Fall, die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 42 D. 
u. H. beteiligt”). Davon ſtimmten mit Nein 37, 
Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. 
Plenikowſki: Wir ſtellen den Antrag, den Volks⸗ 
tag um eine halbe Stunde zu vertagen, damit Ab⸗ 
ſtimmungskarten beſorgt werden!) Es iſt der An⸗ 
trag geſtellt, die Beratungen auf eine halbe 
Stunde zu vertagen. (Abg. Philipſen: Wir wider⸗ 
ſprechen!) Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. 
(Abg. Plenikowſki: Wir beantragen zu Abſchnitt 


52) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. . 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont. Dyck II. Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiler, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath. Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz. Schwegmann. 


Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch. Kreft, Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, G. Friedrich, Gehl, Jahr, 
Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppke, 


Strunk, Stukowſki, Frau Totzki. Weber, Weiß, Werner. 


53) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 1. 


54) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 1. 


55) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 1. : | 
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E I, Stelle 3, die geſtrichen werden ſoll, nament⸗ 
liche Abſtimmung!) Wir ſtimmen poſitiv über die 
entſprechende Stelle des Haushaltsplans ab. Wird 
der Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung ge⸗ 
nügt. Die namentliche Abſtimmung beginnt. 
WMünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. An ihr haben ſich 37 D. u. H. betei⸗ 
ligt“), alle mit Ja. Die Poſition E I Stelle 3 des 
Haushaltsplans iſt angenommen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Zu Abſchnitt E I Stelle 12 beantragen 
wir namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung. Wir 
ſtimmen über den Antrag ab. Ich bitte die 
Stimmlarten einzuſammeln. — Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. An ihr 
haben ſich 42 D. u. H. beteiligt“. 5 mit Ja, 37 
mit Nein, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wir beantragen zu Abſchnitt F I, Stelle 
11: „Der Betrag iſt um 548.— G zu kürzen. 
Unter Erläuterungen find in F I, 11 die Poſi⸗ 
tionen b) und c) zu ſtreichen, namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? — Das iſt nicht der Fall, die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 42 Stimm⸗ 
karten abgegeben“) worden, davon 37 mit Nein 
und fünf mit Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. 
Plenikowſki: Zu Abſchnitt ] I, Stelle 2: Der Be⸗ 
trag iſt auf 750 000 G zu erhöhen, 
wir namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag 


56) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: 
Stimmkarten 37, ſämtlich mit Ja. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyd II. Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 


Abgegebene 


Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier. 


Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack. 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz. Schwegmann. 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Anger, Dr: 
Thimm. Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich. 
Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Kreft, Kruppke, Kurowſki. Langnau, Lendzion. 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Plenikowſfki. 
Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. 
Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


57) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Sa, 37 mit Nein. 
Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 


Plenikowſki, Raſchke. 


Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering. Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn. Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke. Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen. 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. Schwartz. Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck, 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl. 
Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſti. 
Kruppke, Kurowſki, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau. 
Moritz. Frau Müller, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, 
5 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß. 

erner. 


58) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 1. RR er \ 


AC) 


beantragen (D} 


“A 


— 


(B) 
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(Präſident) 
unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Die Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 42 
D. u. H.“) beteiligt, fünf ſtimmten mit Ja, 37 
mit Nein. Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Es iſt hierzu ein Eventualantrag ge⸗ 
ſtellt. Ich weiſe darauf hin, daß der Herr Präſi⸗ 
dent bei der Abſtimmung einen andern Eventu⸗ 
alantrag überſehen hat. Es hätte darüber auch 
abgeſtimmt werden müſſen, in Anbetracht der 
vorgerückten Zeit will ich nicht in eine weitere 


Volkstag Danzig — 18. Sitzung. 


Polemik eintreten! Es iſt ein Eventualantrag 


zu Abſchnitt J I, Stelle 2 geſtellt: „Der Betrag 
iſt auf 700 000 G zu erhöhen“, wir beantragen 
dazu namentliche Abſtimmung!) Wir ſtimmen zu⸗ 
erſt über die anderen Anträge ab. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Zu „Abſchnitt J I, Stelle 6: Sit zu ſtrei⸗ 
chen“, beantragen wir namentliche Abſtimmungl!) 
Wir ſtimmen poſitiv über die betreffende Stelle 
des Etats ab. Die namentliche Abſtimmung be⸗ 
ginnt. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) M. H. wir 
ſind nicht in Brunau, wir ſind im Volkstag. 


(Abg. Plenikowſki: Der Unterſchied it auch zu 


merken!) Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung 
it geſchloſſen. Es find 37 Stimmen abgegeben“) 
worden, alle 37 mit Ja. Die betreffende Stelle 
des Etats iſt angenommen. (Abg. Plenikowſki: 
Zu „Abſchnitt J III, Stelle 43: Der Betrag iſt auf 
350 000 G zu erhöhen“, beantragen wir nament⸗ 
liche Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? 
— Die Anterſtützung reicht aus. Die namentliche 
Abſtimmung über den Antrag zu Abſchnitt J III, 
Stelle 43 beginnt? — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben. Das iſt nicht der Fall. Die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 42 
D. u. H. beteiligt“), davon ſtimmten mit Ja 
fünf, mit Nein 37. Der Antrag iſt abgelehnt. 
(Abg. Plenikowſki: Zu Abſchnitt J III, Stelle 44: 
„Der Betrag iſt auf 10 000 G zu erhöhen“, be⸗ 
antragen wir namentliche Abſtimmung! — Abg. 
G. Friedrich: Da liegt noch mein Antrag vor! — 
Abg. Greiſer: Der wird ein bißchen ſpäter abge⸗ 


lehnt! — Abg. Plenikowſki: Ein Skandal, daß 


Sie das kürzen! Sie als Schulmann billigen das? 
Sie haben Ihre Beförderung in der Taſchel) 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzuge⸗ 
ben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. An ihr haben ſich 43 D. u. H. betei⸗ 
ligt“), davon fünf mit Ja und 38 mit Nein, der 


; 50) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 1. 


60) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 56. 


61) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 1. 


6) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 43, davon 5 mit Ja, 38 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft. Langnau, 
Plenikowſki, Raſchke. ö 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Gerhard 


Friedrich, Heinz Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, 
Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch. 


Die 


Donnerstag, den 12. März 1931. 


Antrag iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat (0 


das Wort der Herr Abg. Plenikowfki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Unſer An⸗ 
trag lautet: 
Zu Abſchnitt J III Stelle 45: Der Betrag ift auf 
500 000, — G zu erhöhen. Der Wortlaut der Poſition iſt 
zu ſtreichen und dafür zu ſetzen: „Für unentgeltliche 
Hergabe von Lernmitteln an alle Schüler und Schüle⸗ 
rinnen der Volksſchulen.“ 
Jetzt können Sie gegen Ihre eigene Verfaſſung 
ſtimmen! Ich beantrage namentliche Abſtimmung. 
Präſident: Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Ich bitte die Stimmkar⸗ 
ten einzuſammeln. — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich 
ſchließe die Abſtimmung. An ihr haben ſich 43 
D. u. H. beteiligt“, davon 38 mit Nein und 5 
mit Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſkti: Ich beantrage zu J III Stelle 46: „Iſt zu 
ſtreichen“, namentliche Abſtimmung!) Wird der 
Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht 
aus. Wir ſtimmen pojitiv über die betr. Stelle des 
Etats ab. Ich bitte die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln. Die namentliche Abſtimmung beginnt. — 
Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. 
An ihr beteiligten“) ſich 38 D. u. H., alle ſtimmten 
mit Ja. Die betr. Stelle des Haushaltsplans iſt 
angenommen. (Abg. Plenikowſki: Wir beantra⸗ 
gen zu Abſchnitt L III, Stelle 42: „Zu 1: Der Be⸗ 
trag iſt auf 182 830,— G zu erhöhen.“, nament⸗ 
liche Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? 
— Die Anterſtützung reicht aus. Ich bitte die 
Stimmkarten einzuſammeln. Die namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich 
ſchließe die Abſtimmung. Beteiligt haben ſich 37 
D. u. H.“) alle mit Nein. Der Antrag iſt abgelehnt. 
(Abg. Plenikowſki: Zu Abſchnitt L III, Stelle 43: 


Maaß. Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 
hilipſen, Poſack, Potrykus. Reuter, Schenk, Schütz. 
chwartz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senftleben. 

Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 

Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau 

Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſfki, 

Lendsion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 

Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 


6s) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 62. 


64) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, davon 37 mit Ja, 1 Karte ungültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt. Deutſch, Doering. Dumont, Dyck II. Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſti, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß. Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz. Schwartz, Schwegmann. 
Frau Dr. Semrau, Genftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch. Dr. Bing. 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich. 
Gehl, Jahr. Joſeph, Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſki, Kreft, Kruppke, Kurowski, Langnau, Lendsion, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz. Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg. Schmidt. Serotzki, 
9 Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki. Weber, Weiß, 

erner. 


66) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 23. 


(4) 


8) 
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(Präfident) 


351 


„Der Betrag iſt auf 41 000,— G zu erhöhen“, be⸗ der Antrag ijt abgelehnt. (Abg. Plenikowſti: Zu 


antragen wir namentliche Abſtimmung.) Wird der 
Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. 
Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich 
bitte die Karten einzuſammeln. — Wünſcht noch 
jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. An ihr ha⸗ 
ben ſich 37 D. u. H. beteiligt“), alle mit Nein, der 
Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir be⸗ 
antragen zu Abſchnitt O I, Stelle 6: „Iſt zu ſtrei⸗ 
chen“, namentliche Abſtimmung!) Wird der An⸗ 
trag unterſtützt? — Die Unterjtügung reicht aus. 
Wir ſtimmen über die entſprechenden Poſitionen 
des Haushaltsplans ab. Ich bitte die Stimmkarten 
einzuſammeln. Die namentliche Abſtimmung be⸗ 
ginnt. — Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Es haben ſich 37 D. u. H. beteiligt“), 
alle haben mit Ja geſtimmt. Die betreffende Po⸗ 
ſition des Haushaltsplans iſt angenommen. Die 
beiden nächſten Anträge zu Abſchnitt Q und R 
ſind zurückgezogen. Es ſind nun noch Eventualan⸗ 
träge geſtellt, und zwar zu Abſchnitt A III, Stelle 
48. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
den Antrag ſtellen, jetzt die Sitzung zu vertagen. 
Weiter beantrage ich, daß morgen der Aelteſten⸗ 
ausſchuß zuſammentritt, um noch einmal zur Rede⸗ 
zeit Stellung zu nehmen. (Wir widerſprechen! 
rechts.) Weiter beantrage ich, daß zu unſerm An⸗ 
trag Q I, Stelle 1, Evangeliſche Kirchenverwaltung 
Präſident: Wenn ich Sie unterbrechen darf, ich 
möchte zunächſt über die Eventualanträge abſtim⸗ 
men laſſen und dann zu den andern Anträgen kom⸗ 
men. Wir ſtimmen jetzt ab über den Eventualan⸗ 
trag zu A III Stelle 48: „Der Betrag iſt auf 30000 G 
zu erhöhen. Unter Erläuterungen iſt in A III 48 b 
der Betrag von 15 000 G zu ſetzen.“ (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Wir beantragen dazu namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die Anter⸗ 
ſtützung reicht aus. Ich bitte die Stimmkarten ein⸗ 
zuſammeln. Wünſcht noch jemand eine Karte ab⸗ 


zugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung 


iſt geſchloſen. Es ſind 42 Stimmkarten abgege⸗ 
ben“) worden, davon 37 mit Nein, fünf mit Ja, 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 23. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
mung 56. 

is) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 42, davon 5 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, Kreft, Langnau, 

Plenikowſki, Raſchke. 
B Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
zurandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 


Well Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 
mu 


erner. 


r. Bruno Müller, 


Abſchnitt ) I, Stelle 2 beantragen wir namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Unterſtützung reicht aus. Wir kommen zur na⸗ 
mentlichen Abſtimmung über den Eventualantrag 
zu Abſchnitt J I, Stelle 2: Der Betrag iſt auf 
700 000, — G zu erhöhen. — Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich 
ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 43 Karten ab⸗ 
gegeben“) worden, davon 37 mit Nein, ſechs mit 
Ja. Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: 
Zu Abſchnitt ] III, Stelle 44, beantragen wir na⸗ 
mentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung über den Eventual⸗ 
antrag zu J III, Stelle 44: Der Betrag iſt auf 
5 000, — G zu erhöhen.“ — Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich 
ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 42 Stimmkarten 
abgegeben“), davon 37 mit Nein, 5 mit Ja. Der 
Antrag iſt abgelehnt. Damit ſind alle Anträge 
auf Druckſache Nr. 142 erledigt. Die beiden An⸗ 
träge zu Abſchnitt Q und K ſind zurückgezogen. 
Dafür find vom Abg. Plenikowſki eine ganze Reihe 
anderer Anträge geſtellt worden, und zwar Ab⸗ 
änderungsanträge zum Haushaltsplan Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt, Volksbildung 
Zu Abſchnitt Q J. Stelle 1 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q IL, Stelle 3 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Ol, Stelle 5 iſt zu Ken 
Zu Abſchnitt Q I, Stelle 6 iR zu Streichen. 
Zu Abſchnitt Q I, Stelle 7 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q l. Stelle 9 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q I, Stelle 11 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q I, Stelle 12 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q II. Stelle 21 iſt zu 1 
Zu Abſchnitt Q II. Stelle 24 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q II. Stelle 25 iſt zu ſtreichen. 
Zu A Q IN, Stelle 42 iſt zu ſtrichen. 
Zu Abſchnitt Q IN, Stelle 43 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q III. Stelle 44 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt Q IV, Stelle 45 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R 1, Stelle 1 it zu are 
Zu Abſchnitt R J. Stelle 6 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R 1, Stelle 7 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R 1, Stelle 11 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R J. Stelle 12 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R I, Stelle 21 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R II. Stelle 24 iſt zu streichen. 
Zu Abſchnitt R II, Stelle 25 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R III, Stelle 42 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt K III. Stelle 43 i zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt R III. Stelle 44 iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt K III. Stelle 45 iſt zu bat 


en. 
Zu Abſchnitt R IV, Stelle 46 it zu ſtrei 


en. 


oo) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 43, davon 6 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bartſch, G. Friedrich, 
Kreft, Langnau, Plenikowſki, Raſchke. . 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch. Doering, Dumont, Dock II. Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn. 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch. Maaß, Meier, 
Paul Müller, Neumann. Philipſen. Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann. 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Cöarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau 
Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kruppke, Kurowſki, 


Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 


lettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Spill, Dr. Strunk, 
tukowſti, Frau Totzki, Weber, Weiß, Werner. 


. Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
ng 1. 


{D) 


(A 


— 


(B) 


352 Volkstag Danzig — 18. Sitzung. 
(Präſident) 
(Abg. Philipſen: Es iſt das letzte Mal, daß Sie 


den Unſinn machen! — Abg. Plenikowſki: Sie ha⸗ 
ben Ihr Wort gebrochen!) Stören Sie nicht, Herr 
Plenikowſti! — Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Abg. Plenikowſki⸗ 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe 
noch einmal darauf hin, daß im Aelteſtenausſchuß 
tatſächlich Uebereinſtimmung darüber herrſchte, 
daß wenigſtens zu den Etats vorher Ausführungen 
gemacht werden dürften. Ich erinnere daran, daß 
wir eine Reihe Abänderungsanträge zu wichtigen 
Etatspoſten geſtellt haben. Wenn man daran 
denkt, daß wir beim Sozialen Etat zu den Abän⸗ 
derungsanträgen 12 Minuten ſprechen ſollten, in 
erſter Leſung fand eine Ausſprache nicht ſtatt, — 
ſo kann man in dieſer Zeit die Anträge nicht be⸗ 
gründen. Sie hätten beſſer getan, wenn Sie uns 
hätten ſprechen laſſen. Das werden Sie wohl ſchon 
einſehen. Wir beantragen jetzt, daß der Volkstag 
auf morgen vertagt wird. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich wider⸗ 
ſpreche der Vertagung. Zu den Ausführungen des 
Herrn Abg. Plenikowſki möchte ich jagen: Es iſt 
richtig, daß wir im Ausſchuß nicht von einer Kür⸗ 
zung oder von der Feſtſetzung einer beſtimmten 
Redezeit geſprochen haben. Wir wollten ſachliche 
Arbeit leiſten, und jedem die Möglichkeit geben, 
die Ausführungen zu machen, die er zu machen 
wünſcht. Herr Abg. Plenikowſki hat geſtern in 
einem Zwiſchenruf erklärt: „Sie werden Ihre 
Haushaltspläne nicht verabſchieden.“ (Abg. Gai⸗ 
kowſki: Sehr richtig!) Heute hat er eine ähnliche 
Bemerkung gemacht. Beim erſten Haushaltsplan 
des Volkstages hat er eine Obſtruktionsrede ge⸗ 
halten und kam dann mit den namentlichen Ab⸗ 
ſtimmungen. Wir ſind nicht gewillt, uns von 
einem einzigen Menſchen unſere Zeit ſtehlen zu 
laſſen. (Sehr gut! rechts) Die Abgeordneten denken 
nicht daran, mit ihrer Zeit Schindluder treiben zu 
laſſen. Sie, Herr Plenikowſki, werden bei der 
3. Leſung einen ſolchen Unfug nicht mehr treiben 
können und werden die Quittung für Ihre Ob⸗ 
2 bekommen. (Zurufe bei den Kommuni⸗ 
ten). 5 8 

Präſident: Es iſt zur Geſchäftsordnung der An⸗ 
trag geſtellt worden, jetzt zu vertagen und morgen 
weiter zu beraten. Wer dieſem Antrag zuſtim⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. 
Plenikowſki: Wir beantragen zu unſerem Abän⸗ 
derungsantrag zu Abſchnitt QI, Stelle 1 Staat⸗ 
liche Verwaltung, Ausgaben, namentliche Abſtim⸗ 
mung). Wird der Antrag unterſtützt? — Die Un- 
terſtützung reicht aus. (Abg. Senftleben: Poſitive 
Arbeit der Sozialdemokratie!) Wir werden über 
die betreffende Stelle des Haushaltsplans abſtim⸗ 
men. (Abg. Schwegmann: Da müßte einheitlich 
abgeſtimmt werden! — Abg. Bertling: Es iſt ein 
einziger Antrag! — Abg. Plenikowſki: Darüber 
beſtimmt der Antragſteller!) Verzeihen Sie, Herr 
Abg. Plenikowſki. Ich bitte, mich zu berichtigen, 


wenn ich etwas Falſches ſagen ſollte. Sie wünſchen 
hier im einzelnen, daß ſämtliche Stellen des Etats 
geſtrichen werden. Wenn das richtig iſt, werden 
wir nicht im einzelnen abſtimmen, ſondern Ihre 


derungsanträge geſtellt:? 


Donnerstag, den 12. März 1931. 


Anträge zurückſtellen, bis wir mit den andern Ab⸗ (0) 


änderungsanträgen fertig ſind und über den Etat 
ſelbſt abſtimmen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Die Ge⸗ 
ſchäftsordnung wird hier immer wieder gebrochen. 
(Zurufe rechts). Wir freuen uns ſogar darüber, 
daß ein ſozialdemokratiſcher Präſident der bür⸗ 
gerlichen Koalition zu Hilfe eilt. i 

Präſident: Ich muß mir verbitten, daß Sie an 
meiner Haltung irgendwelche Kritik üben. Ich 
habe feſtgeſtellt, daß Sie jede einzelne Stelle ge⸗ 
ſtrichen haben wollen. Wenn das der Fall iſt, und 
ich nicht irgendetwas überſehen habe, ſo können 
wir uns doch nicht durch die Abſtimmung lächer⸗ 
lich machen. Dann ſtimmen wir einfach über den 
Etat ab und es wird ſich zeigen, ob Ihre Anträge 
angenommen oder abgelehnt werden. N 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es kommt 
nicht darauf an, ob Sie oder irgendwer ſich lächer⸗ 
lich macht, ſondern es kommt auf die Geſchäfts⸗ 
ordnung an. Weiſen Sie mir einmal auf Grund 
der Geſchäftsordnung nach, welcher Paragraph 
Ihre Meinung als die richtige hinſtellt. Es iſt 
ein Abänderungsantrag geſtellt. (Widerſpruch 
rechts) Abänderungsanträge ſind es auch, wenn 
man beantragt, eine Poſition zu ſtreichen. Das 
können Sie nicht ableugnen. Wenn wir beantra⸗ 
gen, daß alle Etatspoſitionen geſtrichen werden, 
ſind das auch Abänderungsanträge zu jeder Poſi⸗ 
tion und gelten als Anträge, wie ſie auch ſonſt ein⸗ 
gereicht werden. Deshalb iſt genau ſo weiter dar⸗ 
über abzuſtimmen. Wenn Sie erklären, daß alle 
Poſitionen geſtrichen werden ſollen, ſo werden Sie 
ſehen, daß zur Einnahme keine Streihungsanträge 
geſtellt ſind, ſo daß Sie alſo doch darüber abſtim⸗ 
men laſſen müſſen. Es ſoll doch nicht einheitlich 
alles zuſammengeſtrichen werden, aber weil Sie ſo 
liebenswürdig ſind, und hier die Geſchäftsordnung 
vergewaltigen, werden wir beim nächſten Etat ein 
anderes Verfahren einſchlagen. Weiſen Sie auf 
Grund der Geſchäftsordnung nach, daß Sie ein 
Recht haben, ſo zu verfahren. Lächerlich machen 
ſich die Leute, die zu einem wichtigen Etat nur 
12 Minuten ſprechen laſſen. 

Präſident: Die Geſchäftsordnung wird nicht 
vergewaltigt. Sie haben einen Antrag geſtellt, der 
nichts anderes will, als daß jede einzelne Poſition 
des Etats geſtrichen wird. (Zuruf des Abg. Ple⸗ 
nikowſki) Ich ſehe das ſelbſt. Mich braucht niemand 
in der Geſchäftsordnung zu unterſtützen. Aber 
wenn das ſo iſt, könnten Sie auch beantragen, den 
ganzen Etat abzulehnen. Das iſt genau dasſelbe. 
Da ſtimmen wir poſitiv ab, und es wird ſich zeigen, 
ob Ihr Antrag angenommen wird. Infolgedeſſen 
kann ich nicht über die Anträge abſtimmen laſſen. 
Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Abg. 


Gerhard Friedrich u. Gen. Er hat folgende Abän⸗ 


. Ausgabe. N 5 5 
Zu Abſchnitt J I. 2: Der Betrag iſt auf 560 000. © 
zu erhöhen. een e 
Zu Abſchnitt J II. 43: Der Betrag iſt auf 220 000.— © 

zu erhöhen. f . i 
Zu Abſchnitt I. III. 42 (1): Der Betrag iſt auf 

178 000. — Gizu erhöhen 0 
Zu Abſchnitt L II. 43: Der Betrag iſt auf 41.000. ©) 

zu erhöhen. ere 


D 


A 


B 


— 


— 


Volkstag Danzig — 18. Sitzung. Donnerstag, den 12. März 1931. 


(Bräfident) 
Der letzte Antrag iſt durch die Abſtimmung über 
den Antrag des Herrn Abg. Plenikowſti u. Fr. 
in Druckſache Nr. 142 bereits erledigt. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Ple⸗ 
nikowſti. 

Plenitowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich wollte 


nur ſagen, daß, wenn Sie das Ganze als einen 
Antrag anſehen, wir dazu auch namentliche Ab⸗ 


ſtimmung beantragen. 


Präſident: Das können Sie tun, das iſt Ihr 
gutes Recht. Wir kommen zur Abſtimmung über 


die Abänderungsanträge des Abg. Friedrich, die 
ich verleſen habe. Wer den Antrag zu Abſchnitt 
JI, 2 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit; er iſt abgelehnt. 
kommen zu dem Antrag zu Abſchnitt J III, 43. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 


gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Antrag des Herrn Abg. Friedrich zu Abſchnitt L III, 
42 (1). Wer dieſem Antrag zuſtimmt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Der Antrag iſt abgelehnt. Damit 


ſind auch die Anträge des Herrn Abg. Friedrich er⸗ 


ledigt. Andere Anträge liegen zu dieſem Haus⸗ 


haltsplan nicht vor. Ich will dem Herrn Abg. 
Plenikowſki gern den Gefallen tun und über ſeinen 
Antrag in poſitiver Form abſtimmen laſſen. Wird 
der Antrag auf namentliche Abſtimmung unter⸗ 
ſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Es iſt kein Gefallen tun, es iſt ein Antrag!) 
Wir ſtimmen poſitiv über die Haushaltspoſition 
ab, d. h. über die Ausgaben des Etats. Wer ſie 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, die Ausgaben ſind angenommen. 
Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über die Ein⸗ 
nahmeſeite. Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, angenommen. 
Damit iſt dieſer Haushaltsplan in zweiter Bera⸗ 
tung erledigt. (Abg. Plenikowſki: Ich weiſe dar⸗ 
auf hin, daß Sie etwas überſehen haben, das kann 
vorkommen, wenn man in dieſer vorgerückten Zeit 
dort oben ſitzt. Wir beantragen jetzt Vertagung!) 
Es iſt Vertagung der Sitzung beantragt worden. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Vertagungsantrag iſt abge⸗ 
lehnt. Ich rufe die Anlage 5 auf: 
Haushaltsplan für die Verwaltung des 
Innern. 
Druckſache Nr. 119. Dazu liegt ein Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 152 vor: 


Wir beantragen folgende Aenderungen: 
ee Ausgabe. = 
Zu Abſchnitt E 1 Stelle 1: Es find zu ſtreichen die 
Ausgaben für das Oberverwaltungsgericht. 
Abſchnitt FI Stelle 6 iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt G 1 Stelle 6 iſt zu reite 
Abſchnitt II I Stelle 6 iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt J I Stelle 1e iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt J 1 Stelle 3: Die in dieſem Betrag einge⸗ 
ſetzte Summe für die Einwohnerwehr iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt J I Stelle 6 iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt 1 1 Stelle 11 iſt zu freie 
Abſchnitt J I Stelle 13 it zu ſtreichen. 
Abſchnitt J II Stelle 21 ift zu ſtreichen. | 
Abſchnitt J II Stelle 25 I: Die in dieſem Betrag ein- 
Race Summe für die Einwohnerwehr iſt zu 
reichen. \ 
Abſchnitt J II Stelle 27: Der Betrag iſt um 7 200,— 6 
zu kürzen. In Erläuterungen find J II. 27e und f 
bu ſtreichen. 5 N 2 
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Abſchnitt J II Stelle 31: Die in dieſem Betrag ein⸗ 
geſetzte Summe für die Einwohnerwehr iſt zu 


ſtreichen. 
Abſchnitt J II Stelle 32: iſt zu ſtreichen. y 
Abſchnitt J II Stelle 40: Der Betrag iſt um 38 600 G 
zu kürzen. In Erläuterungen find J II. 40 a, c. f, 
g und h zu ſtreichen. 


Wir 


In Abſchnitt ] IV ift die Stelle 43 zu ſchaffen: „Ka⸗ 
naliſation des Polizeigefängniſſes 8 000.— G.“ 
Abſchnitt ] IV Stelle 44 iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt K iſt zu ſtreichen. 
Plenikowſki ; 
und d. übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


Weiter liegt der Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 164 vor: 
Wir beantragen zum Haushaltsplan folgende 
Aenderungen: 


Ausgaben. 
Zu Abſchnitt E I Stelle 1 iſt im Etatstext (Spalte 3) 
zu ſetzen: 2 Reg.⸗Ob.⸗Inſp. (A 4c m. ruheg. Zul. 
v. 72,.— 6 mtl.) ſtatt bisher 3; neu einzufügen 
1 Reg.⸗Ob.⸗Sekr. (A 4c). Der Voranſchlag 1931 
(Spalte 4) iſt zu kürzen um 1400,— G und zu 
ſetzen 77 700,— G ſtatt bisher 79 100,— G. 
Zu Abſchnitt J I Stelle 6 iſt der Voranſchlag 1931 
(Spalte 4) zu kürzen um 500.— G und zu ſetze 
107 820,— G jtatt bisher 108 320.— G. 3 
Philipſen. Sufatus. Weiß. 
Ich eröffne die Ausſprache, das Wort hat der Herr 
Abg. Mau. 


Wir vermiſſen beim Etat des Innern, daß der Se⸗ 
nator des Innern bei der Beratung dieſes Etats 
im Hauptausſchuß auf unſere Frage der lebens⸗ 
länglichen Anſtellung der Schupobeamten eine 
genügende Auskunft gegeben hat. Ich hatte be⸗ 
antragt, daß die lebenslängliche Anſtellung der 
Beamten der Schutzpolizei erfolgen ſollte, weil ſie 
notwendig iſt. Der Senator gab zur Antwort, daß 
man hier das preußiſche Polizeibeamtengeſetz ein⸗ 
führen wolle. Ich mache darauf aufmerkſam, daß 
bei den eigenartigen Verhältniſſen, wie ſie in Dan⸗ 
zig beſtehen, auch nach Einführung des preußiſchen 
Polizeibeamtengeſetzes die Frage, die ich geſtellt 
habe, nicht genügend geklärt ſei. Wir fordern die 
lebenslängliche Anſtellung der Beamten der Schutz⸗ 
polizei, weil die jetzige Rechtsgrundlage vorſieht, 
daß die Schupobeamten nach zwölfjähriger Dienſt⸗ 


zeit nach Anweiſungen mehrerer Dienſtſtellen ent⸗ 


laſſen werden können. Wir vermögen nicht ein⸗ 
zuſehen, daß Beamte, die zwölf Jahre lang ſchwe⸗ 
ren Dienſt geleiſtet haben, nunmehr für ihre Zu⸗ 
kunft jeglicher Exiſtenz beraubt werden. Wir ver⸗ 
mögen auch nicht einzuſehen, daß die Ueberführung 
der Beamten der Schutzpolizei nach zwölfjähriger 
Dienſtzeit in andere Verwaltungszweige im In⸗ 
tereſſe des Ordnungsdienſtes überhaupt liegt. 
Wir haben gerade bei den letzten Vorgängen, die 
ſich in Danzig bei Demonſtrationen abgeſpielt ha⸗ 
ben, feſtgeſtellt, daß die Schupobeamten, die län⸗ 
gere Dienſtjahre hinter ſich hatten, weit nachſich⸗ 
tiger und ruhiger ihren Dienſt verſehen als. die 
jüngeren Beamten. 

Wir verlangen aus dem Grunde, daß dieje⸗ 
nigen Beamten der Schutzpolizei, die nach 


zwölfjähriger Dienſtzeit ohne weiteres noch die 
Vorausſetzungen für die Erfüllung des Straßen⸗ 
dienſtes geben, weiter in dieſem Dienſt beſchäftigt 
werden. Wir ſind entgegen der Einſtellung des 
Senators der Auffaſſung, daß es nicht darauf an⸗ 
kommt, eine Verjüngung des Polizeibeamtenkör⸗ 
pers herbeizuführen, ſondern bei dem Danziger 
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Polizeibeamtenkörper wäre eher das Gegenteil 
angebracht. Man bann ſich nicht auf die Einfüh⸗ 
rung des preußiſchen Polizeibeamtengeſetzes be⸗ 
rufen, weil die Verhältniſſe in Danzig ſo liegen, 
daß auch bei einem guten Willen ſämtlicher Be⸗ 
hörden des Freiſtaates eine Ueberführung der 
Polizeibeamten nach zwölfjähriger Dienſtzeit in 
andere Verwaltungszweige einfach unmöglich iſt. 
Ich mache darauf aufmerkſam, daß im nächſten 
oder übernächſten Jahre nach ſcharfer Anwendung 
der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 500 
Schutzpolizeibeamte in den Verwaltungsdienſt 
überführt werden müßten. Daß es dem Senat bei 
der ſo oft beſtehenden Einſtellungs⸗ und Beförde⸗ 
rungsſperre unmöglich iſt, 500 Schutzpolizeibe⸗ 
amte nach Erfüllung ihrer zwölfjährigen Dienſt⸗ 
zeit in anderem Behördendienſt unterzubringen, 
muß jeder einſehen. Aus dieſem Grunde würde 
auch nach Einführung des preußiſchen Polizeibe⸗ 
amtengeſetzes in Danzig eine Ueberführung der 
Polizeibeamten nicht möglich ſein. Da muß doch 
irgendetwas geſchehen, um dieſen Mißſtand abzu⸗ 
bauen, oder ihm vorzubeugen, der entſtehen muß. 
Die Polizeibeamten ſtellen ſich ſelbſt auf den 


Standpunkt, wenigſtens ein erheblicher Prozent⸗ 


(® 
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ſatz der Schutzpolizeibeamten, daß fie ſehr wohl 
länger als zwölf Jahre zu dem Polizeidienſt 
verwandt werden könnten und haben auch ihre 
Bereitwilligkeit für die weitere Ausübung des 
Dienſtes zum Ausdruck gebracht. 

Wir erheben deshalb nach wie vor die Forde⸗ 
rung auf lebenslängliche Anſtellung der Schutz⸗ 
polizeibeamten, weil das eine einfache Pflichter⸗ 
füllung des Senats und einer jeden Regierung 
gegenüber dieſen Beamten bedeutet, die immer⸗ 
hin doch eine ſehr ſchwere Dienſtzeit nach zwölf 
langen Jahren hinter ſich haben. Wir befürchten, 
daß, wenn die lebenslängliche Anſtellung nicht 
kommt, den Schupobeamten dann nach ihrer 
zwölfjährigen Dienſtzeit Stellen angeboten wer⸗ 
den, die ihren bisherigen Verdienſten nicht ent⸗ 
ſprechen und daß fie, wenn fie die entſprechende 
Anzahl von Stellen abgelehnt haben, ohne weite⸗ 
res auf die Straße fliegen, wozu nach dem be⸗ 
ſtehenden Recht der Senat tatſächlich eine Hand⸗ 
habe findet. Aus dieſem Grunde erwarten wir, 
da auch die lebenslängliche Anſtellung finanziell 
keine Belaſtung für den Staatshaushaltsplan 
bringt, daß endlich nunmehr eine Beruhigung 
unter dieſen Beamtenſchichten über ihre endgül⸗ 
tige Verſorgung durch die lebenslängliche Anſtel⸗ 
lung eintritt. 

Im Etat iſt weiter in dieſem Jahre eine neue 
Poſition für die Einwohnerwehr aufgenommen 
worden. Ich ſtelle feſt, daß die vorige Regierung 
die Einwohnerwehr aus dem Grunde abgebaut 
hatte, weil der damalige Senator des Innern im 
Volkstag die Erklärung abgab, daß die Schutzpoli⸗ 
zei und die ſonſtigen Polizeiorgane im Freiſtaat 
Danzig völlig ausreichen, um dem Schutz der Be⸗ 
völkerung nach jeder Richtung hin Rechnung zu 
tragen. Erſpart wurden damals, wenn ich nicht 
irre, jährlich 150 000 G durch den Abbau der 
Einwohnerwehr. Der jetzige Senat und die jetzi⸗ 
gen Regierungsparteien haben nunmehr wieder⸗ 
um die Einwohnerwehr eingeführt und haben 
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nun trotz wirtſchaftlicher und finanzieller Nöte 
den Staatshaushaltsplan mit einer Summe be⸗ 
laſtet, die einfach nicht in Erſcheinung treten 
durfte. Der Senat wird nicht ſagen können, daß 
die gegenwärtigen Verhältniſſe als ruhig zu be⸗ 
zeichnen ſind. Die wirtſchaftliche Kriſe mit allen 
ihren politiſchen und ſozialen Erſcheinungen hat 
immerhin eine Aufregung verurſacht, die auch im 
öffentlichen Leben ſehr ſtark zum Ausdruck kommt. 
Trotz alledem wird der Senat niemals in die 
Verlegenheit kommen, bei der Erfüllung des Po⸗ 
lizeidienſtes auf die Einwohnerwehr zurückzu⸗ 
greifen. 8 

Aus dieſem Grunde bezeichnen wir die Ein⸗ 
führung der Einwohnerwehr bei der gegenwärti⸗ 
gen Finanznot als einen Luxus, der nur deshalb 
wieder eingeführt wurde, weil die Regierungs⸗ 
parteien die Einführung der Einwohnerwehr aus 
politiſchen Gründen beſchloſſen haben, weil der 
frühere Linksſenat die Einwohnerwehr abgebaut 
hat. Mit ſeinen Argumenten, daß die Einwohner⸗ 
wehr ohne Gefährdung der öffentlichen Ordnung 
und Ruhe abgebaut werden könnte, hat der 
frühere Senat recht behalten, im Gegenſatz zu der 
Anſicht der bürgerlichen Rechtsparteien, die da⸗ 
mals die Auflöſung der Einwohnerwehr be⸗ 
kämpften. Nun hat man aus dieſem Meinungs⸗ 
ſtreit eine politiſche Machtfrage gemacht. Die 
Herren Nationalſozialiſten und Deutſchnationa⸗ 
len haben die Wiedereinführung der Einwoh⸗ 
nerwehr verlangt. Die übrigen Parteien der 
jetzigen Regierungskoalition, die damals aus 
ſachlichen Gründen die Auflöſung der Einwohner⸗ 
wehr beſchloſſen, haben ſich leider dieſem poli⸗ 
tiſchem Druck ihrer Regierungsfreunde gefügt. 
Wir bedauern es um ſo mehr, weil für die Auflö⸗ 
ſung der Einwohnerwehr als Grund auch ange⸗ 
führt wurde, daß durch die Einwohnerwehr, durch 
ihre Uebungen, Ausmärſche und Schießereien in 
der Bevölkerung der Freien Stadt unnötiger⸗ 
weiſe Unruhen entſtanden wären. Wir weiſen 
darauf hin, daß wir Sozialdemokraten damals 
Fälle nachweiſen konnten, daß im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig durch die Mitglieder der 
Einwohnerwehr Schießübungen ſtattgefunden ha⸗ 
ben, die zu einer Gefährdung der Einwohner in 
der betreffenden Gegend des Freiſtaates geführt 
haben. Wir haben damals nachgewieſen, daß mit 
den Waffen der Einwohnerwehr durch ihre Mit⸗ 
glieder Unfug getrieben worden iſt uſw. Alle 
dieſe Gründe führten dazu, daß die Einwohner⸗ 
wehr aufgelöſt wurde. Trotzdem die jetzige Regie⸗ 
rung eine ungeheure Belaſtung durch ſteuerliche 
Maßnahmen beſonders für die werktätige Bevöl⸗ 
kerung durchgeführt hat, um den Etat auszuglei⸗ 
chen, führt man jetzt die Einwohnerwehr wieder 
ein, leiſtet ſich alſo dieſen Luxus, der damals un⸗ 
ter der Bevölkerung die größte Beunruhigung 
hervorgerufen hat. =: 1 

Der Senator des Innern erklärte im Haupt⸗ 
ausſchuß bei der Beratung dieſes Etats, daß für 
die Einwohnerwehr insgeſamt nur 40 000 Gul⸗ 
den eingeſetzt wären. Ich habe im Hauptausſchuß 
die Befürchtung ausgeſprochen, daß der Senat 
mit dieſen 40 000 Gulden nicht auskommen würde, 
und daß hier ganz ſicher andere Etatspoſitionen 
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(Mau, Abgeordneter) 
bereitgeſtellt würden, um die Mehrausgaben für 
die Einwohnerwehr beſtreiten zu können. Das 
wurde zwar beſtritten, aber wir waren ja ſelbſt 
einmal in der Regierung und haben ja bei ver⸗ 
ſchiedenen Etatsabteilungen feſtgeſtellt, daß die 
Herrſchaften die verſchiedenen Etatspoſitionen als 
ausgleichbar betrachtet haben und Gelder, die 
nicht verausgabt wurden, an andern Stellen des 
Etats verwandt haben. Herr Senator Hinz hat 
das zwar im Hauptausſchuß beſtritten, aber ich 
glaube, daß er ſelbſt in dieſe Manöver ſeiner Ver⸗ 
waltung noch nicht genug Einblick bekommen hat. 
Herr Senator, Sie waren früher Landrat im 
Kreis Danziger Höhe. Ich ſtelle hier feſt, daß Sie 
und auch ich wiſſen, daß der Etat des Landkreiſes 
Danziger Höhe ſeit Jahren friſiert war. So, wie 
es dort gemacht wurde, wird es auch in verſchie⸗ 
denen Abteilungen des Senats gemacht. Aus 
dieſem Grunde beſteht unſere Befürchtung, daß 
weit mehr Mittel für die Einwohnerwehr ver⸗ 
braucht werden, als hier angeſetzt ſind. Man hat 
ſich gefürchtet, bei dieſer Notlage eine höhere 
Summe einzuſetzen, um nicht zu große Erregung 
unter der Bevölkerung entſtehen zu laſſen. 

Ich habe im Hauptausſchuß einige Ausfüh⸗ 
rungen über die Eingemeindung der Vorortge⸗ 
meinden nach Danzig gemacht und habe damals 
vom Senat keine genügende Aufklärung über den 
Standpunkt des jetzigen Senats zu dieſer Frage 
erhalten. Die Frage der Eingemeindung der Vor⸗ 
orte nach Danzig iſt deshalb akut und eine zwin⸗ 
gende geworden, weil durch die Maßnahmen des 
jetzigen Senats die Mehrzahl der Vorortgemein⸗ 
den überhaupt nicht mehr lebensfähig iſt. Ich 
ſtelle feſt, daß die Vorortgemeinde Bürgerwieſen 
ihren Etat nicht ausgleichen kann, trotzdem ſie 
2700 Gulden Grundſteuer von der Stadt als dem 
größten Grundbeſitzer erhebt, mit einem Zuſchuß 
von 80 000 Gulden pro Jahr. Das iſt der Zuſchuß, 
den die Gemeinde braucht, wenn ſie ihre Pflichten 
genau ſo wie im Vorjahre erfüllen will. Ich ſtelle 
feſt, daß der Kreis Danziger Niederung, wenn ich 
nicht irre, vom Senat 81000 Gulden Zuſchuß er⸗ 
halten hat für die notleidenden Gemeinden. 
Eine Vorortgemeinde braucht alſo eigentlich den 
geſamten Zuſchuß, der dem Kreis für dieſe Zwecke 
für ſämtliche Gemeinden zur Verfügung ſteht. 
Dieſen Zuſchuß benötigte die Gemeinde Bürger⸗ 
wieſen ſchon vor der Verabſchiedung des neuen 
Erwerbslofenfürſorgegeſetzes. Wenn nunmehr ab 
1. April ein erheblicher Prozentſatz der Erwerbs⸗ 
loſen durch die Gemeinden verſorgt werden ſoll, 
ſtatt wie bisher durch den Staat, dann wird der 
Zuſchuß, den die Gemeinden brauchen, noch höher 
werden. Aehnlich liegen die Verhältniſſe in 
Emaus, in Brentau und einigen anderen Vor⸗ 
ortgemeinden. 

Warum ſind dieſe Gemeinden finanziell nicht 
leiſtungsfähig? Weil einmal ein großer Prozent⸗ 
ſatz der Bevölkerung ſich aus arbeitenden Schich⸗ 
ten zuſammenſetzt und nur ein ganz kleiner Pro⸗ 
zentſatz von ſteuerkräftigen Bevölkerungsſchichten 
in dieſen Gemeinden ſeinen Wohnſitz hat. Hinzu 
kommt noch, daß auch die Einnahmen aus andern 
Steuern in dieſen Vorortgemeinden umgerechnet 
nach ihrer Bevölkerungszahl weit geringer 
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als in Danzig, weil Die Umſätze in den Geſchäf⸗ 
ten der Vorortgemeinden gleich Null ſind, da faſt 
die geſamte Bevölkerung der Vorortgemeinden 
ihre Einkäufe in Danzig beſorgt. Aus dieſem 
Grunde erhalten die Vorortgemeinden einmal in 
ihrer Einnahme aus Einkommenſteuern pro Kopf 
der Bevölkerung und auch in ihrer Einnahme aus 
indirekten Steuern pro Kopf der Bevölkerung 
weit weniger, als die Stadtgemeinde Danzig an 
Steuern pro Kopf der Bevölberung erhält. Aus 
dieſem Grunde muß ſich dieſe Finanznot, dieſe 
wirtſchaftliche Kriſe, die wir jetzt durchmachen, 
bei den Finanzen der Vorortgemeinden ganz ba⸗ 
taſtrophal auswirken. Ich ſtelle feſt, daß die Ge⸗ 
meinde Bürgerwieſen wieder einen Antrag auf 
Eingemeindung nach Danzig geſtellt hat. Der 
frühere Senat hat ſich mit dieſer Eingemein⸗ 
dungsfvage beſchäftigt und die Abteilung Inneres 
beauftragt, Unterlagen zu beſchaffen. 

Wir Sozialdemokraten wollten damals bei der 
Schaffung des Geſetzes für die Auflöſung der 
Gutsbezirke eine Beſtimmung in das Geſetz auf⸗ 
nehmen, die den Senat ermächtigte, bei überein⸗ 


ſtimmenden Beſchlüſſen Gemeinden nach Danzig 


einzugemeinden. Leider hat das Zentrum damals 
unſern Antrag abgelehnt, ſo daß wir ihn nicht 
durchbekamen Ich glaube, daß eine derartige Be⸗ 
ſtimmung für die Zukunft unbedingt geſchaffen 
werden muß, nicht nur, um die Finanzen der Vor⸗ 
ortgemeinden in Ordnung zu bringen, ſondern 
auch um die anderen Mißſtände in den Vorort⸗ 
gemeinden allmählich zu beſeitigen. Wir alle 
wiſſen, daß teilweiſe die Verkehrsſtraßen, die von 
Danzig durch die Vorortgemeinden hinausführen, 
nicht mehr den jetzigen Verhältniſſen entſprechen. 
Nach Einführung des Autoomnibus⸗Kraftwagen⸗ 
rerkehrs iſt der Verkehr ſo gewaltig geſtiegen, daß 
die Frage der Schaffung eines einheitlichen Be⸗ 
be uungsplanes für Danzig und Umgebung eine 
der brennendſten Fragen für die Zukunft ge⸗ 
worden iſt. Der Senat muß ſich mit dieſer Frage 
beſchäftigen, wenn nicht in näherer Zukunft die 
Verkehrsſchwierigkeiten geradezu unüberwindliche 
werden ſollen. Schaffung eines einheitlichen Be⸗ 
bauungsplanes gewährleiſtet erſt die Schaffung 
ſolcher Verkehrsſtraßen in den Vorortgemeinden, 
die dem Danziger und dem Freiſtgatverkehr über⸗ 
haupt gerecht werden können. Wir haben in den 
Vororten um Danzig herum teilweiſe noch Ver⸗ 
hältniſſe, die vorſintflutlich wirken. Vororte ohne 
Kanaliſation, ohne Waſſerleitung gefährden nicht 
nur die Geſundheit der einheimiſchen, ſondern 
auch die Geſundheit der Danziger Bevölkerung. 
Jede Seuche, die in einem Vorort ausbricht, ge⸗ 
fährdet auch die Geſundheit der Danziger Bevöl⸗ 
kerung. Wir wiſſen, daß teilweiſe in den Voror⸗ 
ten die Kloaken in die Radaune und ſonſtwie 
entleert werden und daß durch ſolche Zuſtände 
tatſächlich eine eminente Gefahr für die geſamte 
Bevölkerung beſteht. 

Aus dieſen Gründen fordern wir, daß endlich 
die Frage der Eingemeindung in einem fort⸗ 
ſchvittlichen Sinne gelöſt wind. Aus demſelben 


Grunde fordern wir aber auch die Zuſammenle⸗ 
gung der Kreiſe Höhe und Niederung, weil es ja 
gerade die Landratsämter ſind, die dieſen Einge⸗ 
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meindungsbeſtrebungen der Vororte den größten 
Widerſtand entgegenſetzen. Ich ſtelle feſt, daß der 
Kreis Teltow⸗Beeskow eine achtmal größere Ein⸗ 
wohnerzahl als der Freiſtaat hat. Dieſer Kreis 
wird durch ein Landratsamt mit einem Landrat 


verwaltet, und wir leiſten uns den Luxus, trotz 


der großen finanziellen Nöte, in dem kleinen 
Freiſtaatgebiet drei Landratsämter zu unterhal⸗ 
ten. Deswegen müſſen dieſe geographiſch ſowieſo 
zuſammengehörenden Kreiſe Niederung und Höhe 
zu einem Kreis zuſammengelegt werden, nicht 
allein um Geld zu ſparen, ſondern auch um einer 
fortſchrittlichen Eingemeindungspolitik freie Bahn 
zu ſchaffen. Die bisherige Regierung hat im vori⸗ 
gen Jahr die Polizeiſchule ganz erheblich einge⸗ 
ſchränkt. Wir wünſchen, daß beim Abbau der Po⸗ 
lizeiſchule fortgefahren wird, weil wir damals 
durch Umfrage feſtgeſtellt haben, daß die Ausbil⸗ 
dung der Polizeianwärter in den preußiſchen Po⸗ 
lizeiſchulen weit beſſer durchgeführt werden kann 
und für den Freiſtaat billiger, als bei Unterhal⸗ 
tung einer beſonderen Polizeiſchule mit dem gan⸗ 
zen Verwaltungsapparat für dies kleine Gebiet. 
Deshalb verlangen wir, daß endlich einmal auch 
in den Landratsämtern eine Verwaltungsreform 
dergeſtalt durchgeführt wird, daß Sorge getragen 
wird, daß Beſchwerden, die an die Landratsämter 
gerichtet werden, auch in einer beſtimmten Friſt 
erledigt werden, nicht daß es ſo iſt, wie im Land⸗ 
kreis Höhe, wo die Beſchwerden der Erwerbsloſen 
zwei bis drei Monate auf eine Entſcheidune war⸗ 
ten laſſen, um dann abgelehnt zu werden. Dann 
kann der halbverhungerte Erwerbsloſe ſeine Be⸗ 
ſchwerde beim Senat anbringen. Nachdem die 
letzte Beſchwerdeinſtanz, der Senat, bei der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge geſtrichen iſt und die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgeausſchüſſe des Kreiſes in allen Be⸗ 
ſchwerden endgültig entſcheiden, muß es möglich 
gemacht werden, daß auch im Landkreis Höhe, 
wie im Landkreis Großes Werder bisher, in ſpä⸗ 
teſtens fünf Wochen die Entſcheidung über einge⸗ 
gangene Beſchwerden gefällt wird. Ich habe feſt⸗ 


— 


geſtellt und kann es dutzendfach belegen, daß der 


Beſchwerdegang beim Landratsamt Höhe zwei 
bis drei Monate in Anſpruch nimmt. Das iſt ein 
Zuſtand, der himmelſchreiend iſt, weil damit eine 
ungeheure materielle Schädigung für die Be⸗ 
ſchwerdeführer verbunden iſt. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Der Etat des 
Innern zeigt klar und offen das brutale Geſicht 
des kapitaliſtiſchen Staates. Man muß hier wie⸗ 
derum feſtſtellen, ob die Regierung unter Füh⸗ 
rung der Sozis oder unter dem Volldampf der 
Nazis ſteht, alle Regierungen benutzen den Etat 
des Innern zur Unterdrückung der Arbeiterſchaft. 
Uns Kommuniſten wundert es nicht, daß man für 
dieſen Etat Geld zur Verfügung hat. Die Regie⸗ 
rung weiß, daß die Arbeiterſchaft und die ge⸗ 
ſamte werktätige Klaſſe gegen die vom Senat er⸗ 
laſſenen Verordnungen den ſchärfſten Kampf füh⸗ 
ren werden. Die Regierung weiß, daß die Arbei⸗ 
ter gegen den geplanten Lohnabbau in den Streik 
treten werden, daß die Avbeiter es nicht dulden 


werden, daß man ihnen ihre niedrigen Löhne 


noch mehr kürzt. Aus dieſem Grunde baut man (O) 


den Machtapparat immer mehr aus, um die Ar⸗ 
beiterſchaft brutal niederſchlagen zu können. Es 
war geſtern der Finanzſenator Dr. Hoppenrath, 
der nicht genug von Sparſamkeit ſprechen konnte. 
Auch die Regierungsparteien ſind es, die immer 
das Wort Sparſamkeit im Munde führen. Sie 
haben deshalb Abſtriche beim Sozialen Etat ge⸗ 
macht, die den Erwerbsloſen die Hungerunter⸗ 
ſtützung entziehen. Auch beim Etat für Kunſt und 
Wiſſenſchaft hat man unerhörte Abſtriche durch⸗ 
geführt. Aber beim Etat des Innern können wir 
das nicht finden. Da fragt man nicht nach Spar⸗ 
jamfeit. Hier kann man Geld genug zur Verfü⸗ 
gung ſtellen. Von Jahr zu Jahr ſteigen die Aus⸗ 
gaben für dieſen Etat. b 

Wir müſſen feſtſtellen, daß der Etat für Inne⸗ 
res in dieſem Jahr ca. 9,5 Millionen beträgt. 
9,5 Millionen hat dieſer kapitaliſtiſtſche Staat 
dafür zur Verfügung, der für den Arbeitsloſen, 
für den Arbeiter nicht einen Pfennig übrig hat. 
Das zeigt, daß die Bourgeoiſie, daß die Kapita⸗ 
liſten den Sturm der Volksmaſſen fürchten. Die 
dauernde Erhöhung zeigt, wie morſch und ver⸗ 
fault dies kapitaliſtiſche Syſtem iſt, und von 
Jahr zu Jahr immer morſcher wird. Um es auf⸗ 


rechtzuerhalten, iſt die Bourgeoiſie verpflichtet, 
den Staatsapparat immer mehr auszubauen. 
Nach ihren Angaben genügt die Schutzpolizei 


nicht, ſondern man führt jetzt die Einwohnerwehr 
ein, aber nicht nur im Intereſſe der Danziger 
Bourgeoiſie ſondern auf Verlangen des faſchi⸗ 
ſtiſchen Pilſudski⸗Polen, auf Verlangen dieſer 
Mörderregierung, die Tauſende von polniſchen 
Arbeitern hinter Zuchthaus⸗ und Gefängnismau⸗ 
ern bringt. Weil das blutbefleckte Pilſudski⸗Po⸗ 
len es vom Danziger Senat und der Bourgeoiſie 
verlangt, deshalb führt man die Einwohnerwehr 
ein. (Sehr wahr! bei den Kommuniſten.) Gerade 
ſo, wie die jetzige Regierung alles durchführt, was 
der Räuberbund von Danzig verlangt, ſo führt 
man auch durch, was Polen verlangt. Aber auch 
der Ausbau des Machtapparats wird die Dan⸗ 
ziger wie die polniſche und deutſche Bourgeoiſie 
nicht vor dem Zuſammenbruch retten. Wir haben 
geſehen, daß der Zarismus in Rußland auch ver⸗ 
ſuchte, durch die brutale Unterdrückung die Ar⸗ 
beiterſchaft vom Befreiungskampf abzuhalten, und 
es iſt ihm auch nicht gelungen. Es wird auch hier 
nicht gelingen durch das Verbot der Demonſtrati⸗ 
onen, auch nicht dadurch, daß man uns oder Kafe⸗ 
mann verbietet, an den Litfaßſäulen Plakate an⸗ 
zukleben, worin ſteht: „Wieder ein 5 Millionen⸗ 
Kredit! Schärfſter Kampf gegen den Senat.“ Ka⸗ 
jemann erklärt, auf Befehl der Regierung dürfen 
wir ſo etwas, was gegen den Senat gerichtet iſt, 
nicht an den Litfaßſäulen veröffentlichen. Die Re⸗ 
gierung erklärt immer, daß ſie die Maßnahmen, 
die ſie durchführt, auch gegenüber der Bevölkerung 
verantworten kann, dann muß ſie auch die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei das machen laſſen, was ſie für 
nötig befindet. Es wird dem Senat aber nicht ge⸗ 


lingen, den Schrei der Arbeiter nach Arbeit und 


Brot mit dem Gummiknüppel zu unterdrücken, 
wie die Demonſtrationen in den letzten Tagen be⸗ 
wieſen haben. Trotz Gummiknüppel und blauen 


(D) 


(A 


— 


(B) 
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(Langnau, Abgeordneter) 
Bohnen wird die Arbeiterſchaft ſich das Recht auf 
die Straße erkämpfen. 

Wir haben zu dieſem Etat Abänderungsan⸗ 
träge geſtellt, um auch hier die bürgerlichen Par⸗ 
teien zu entlarven. Unter anderm haben wir den 
Antrag geſtellt, daß bei Abſchnitt E eine Stelle 
geſtrichen wird, und zwar für das Oberverwal⸗ 
tungsgericht. Jedem einzelnen iſt es klar, daß das 

berverwaltungsgeriht in dieſem kleinen Staat 
nicht notwendig iſt. Wenn man von Sparmaßnah⸗ 
men ſpricht, ſo muß man feſtſtellen, daß das Ober⸗ 
verwaltungsgericht oder die ſechs Beamten, die 
dort beſchäftigt find, den Staat jährlich ca. 
78 000 G koſten. Dieſe 78 000 G könnten für an⸗ 
dere Zwecke verwendet werden. Man ſieht, daß 
man hier kein Intereſſe hat, zu ſparen. Man läßt 
das Oberverwaltungsgericht weiter beſtehen, um 
den Freunden gut bezahlte Stellungen zu geben. 


Gleichzeitig will ich auf die drei Landratsäm⸗ 
ter eingehen. Hier zeigt es ſich, daß man auf der 
einen Seite bei den Erwerbslosen abbaut und bei 
den Wohlfahrtsempfängern. Hier im Landkreis 
Danziger Höhe erhalten drei Beamte den Betrag 
von 32 000 Gulden jährlich. Aber das iſt noch 
nicht alles. Von dieſen 32 000 Gulden bekommt ja 
der Landrat den Löwenanteil. Aber ob es der 
Landkreis Danziger Niederung, Danziger Höhe 
oder Werder iſt, der Landrat begnügt ſich nicht 
mit dieſen Mitteln, ſondern er bekommt vom 
Kreis noch eine Aufwandsentſchädigung. Der 
Kreis Großes Werder und der Kreis Danziger 
Niederung haben beſchloſſen, dem Landrat nicht 
mehr die Aufwandsentſchädigung zu geben. Die 
Landräte ſchreiben an die Gemeinden, insbeſon⸗ 
dere an die, wo kommuniſtiſche Gemeindevor⸗ 
ſteher ſind, Woche für Woche, daß auf allen Ecken 
und Kanten geſpart werden ſoll. Dort aber, wo 
der Kreistag beſchloſſen hat, die Aufwandsentſchä⸗ 
digung nicht mehr zu zahlen, wird gegen dieſen 
Beſchluß mit dem Verlangen Beſchwerde erhoben, 
die Aufwandsentſchädigung wieder zu gewähren. 
Das Gericht jagt, jawohl, ihr armen Landräte, 
euch geht es ja ſo ſchlecht, wir müſſen euch wieder 
dieſe Aufwandsentſchädigung geben. (Schluß! 
rechts.) Außer dieſer Aufwandsentſchädigung er⸗ 
halten die Landräte noch vom Kreis eine Auf⸗ 
wandsentſchädigung in Höhe von jährlich 750 G. 
Es wäre unſere Aufgabe, ſo ſchnell als möglich 
aus den drei Landkreiſen zwei herzuſtellen. Daß 
dies möglich iſt, wird jeder einzige einſehen. 


Dann haben wir gleichzeitig noch beantragt, 
daß alle Ausgaben, die neu eingeſtellt ſind bezüg⸗ 
lich der Einwohnerwehr, zu ſtreichen ſind. Ich 
führte ſchon vorhin an, daß die Einwohnerwehr 
nur deshalb geſchaffen iſt. weil die polniſche Mör⸗ 
derregierung verlangt hat, daß man hier in Dan⸗ 
zig die werktätige Klaſſe unterdrückt. Man ſpricht 
bei allen Fragen von der Sparſamkleit. Aber hier, 
wo man Geld für die Einwohnerwehr hinaus⸗ 
wirft, fragen die bürgerlichen Parteien, fragt der 


Senat nicht, wo das Geld herkommen ſoll. Der 
Senat hat auch noch für andere Zwecke Mittel. 


(Abg. Dyck II: Wie lange ſpricht der eigentlich?) 
Das geht Sie mit Ihrem dreckigen Hals nichts an, 
unterbrechen Sie mich nicht. (Zurufe rechts.) Da⸗ 
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zu ſind Sie mir viel zu dämlich. Im Abſchnitt l, 
Stelle 13 ſteht die Unterhaltung der Muſikkapelle 
der Schutzpolizei. Dieſer Sparſamkeitsſenat hat 
für die Schutzpolizeikapelle den Betrag von 
75 000 Gulden übrig. Für die Aufbauſchulen iſt 
kein Geld da. Da ſpart man ein paar Tauſend 
Gulden. Aber hier für die Muſikkapelle ſind 
75 000 Gulden vorhanden. (Zuruf des Abg. Grei⸗ 
ſer.) Die werktätige Klaſſe hat von der Muſik⸗ 
kapelle nichts. Wenn die Spießer Muſik hören 
wollen, mögen ſie dieſelbe auch bezahlen. (Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Greiſer.) Sie ſind nicht im⸗ 
ſtande, ſich eine Kapelle anzuſchaffen. Sie ſollen 
nicht ſo dämlich quatſchen, Sie Hornochſe. (Hei⸗ 
terkeit.) Trotzdem Sie die Demonſtration der Ar⸗ 
beiterſchaft verbieten, trotzdem Sie die Redezeit 
hier beſchränken, wird die Arbeiterſchaft und mit 
ihr die unterdrückten und geknechteten Maſſen, 
trotz Ihres Etats des Innern dieſen kapitaliſti⸗ 
ſchen Staat zertrümmern und die kommuniſtiſche 
Geſellſchaftsordnung aufbauen. 
Kommuniſten.) 


Vizepräſident von Wnuck: Der Herr Abg. 
Langnau hat in ſeinen Ausführungen die Regie⸗ 
rung Polens eine polniſche Mörderregierung ge⸗ 
nannt. (Abg. Langnau: Das iſt ſie auch!) Ich 
halte es für meine Pflicht als Vizepräſident und 
amtierender Präſident dieſes Volkstages (Zurufe 
bei den Kommuniſten.), den Herrn Abg. Langnau 
deswegen zur Ordnung zu rufen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Hört, hört!) Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung it geſchloſſen. 
Ich werde zunächſt über die poſitiven Abände⸗ 


(Bravo! bei den 


0 


D 


rungsanträge auf Druckſache Nr. 164 abſtimmen 


laſſen. Wer die Anträge auf Druckſache Nr. 164 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
it die Mehrheit, die Abänderungsanträge ſind 
angenommen. (Abg. Plenikowſki: Wir beantra⸗ 
gen zum Antrag, enthalten in Druckſache Nr. 152, 
und zwar zu Abſchnitt E I, Stelle 1, die Ausga⸗ 
ben für das Oberverwaltungsgericht zu ſtreichen, 
namentliche Abſtimmung!) Das geht nicht mehr, 
weil der Poſten durch die Annahme der Druckſache 
Nr. 164 bereits angenommen iſt. Deshalb fällt bei 
Druckſache Nr. 152 die erſte Poſition fort. (Sehr 
richtig! rechts. — Abg. Plenikowſki: Ich bean⸗ 
trage zu Abſchnitt FI, Stelle 6, die geſtrichen wer⸗ 
den ſoll, namentliche Abſtimmung!) Wird dieſer 
Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. 
Ich bitte die Plätze einzunehmen und die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. — (Abg. Plenikowſki: Das 


iſt eine Antwort, die Sie für Ihren Wortbruch 


im Aelteſtenausſchuß bekommen!) Es wird über 
die betreffende Poſition des Haushaltsplans po⸗ 
ſitiv abgeſtimmt. — Will ſich noch jemand an der 
Abſtimmung beteiligen? Das iſt nicht der Fall, 


die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 35 
Stimmkarten abgegeben worden. Das Haus iſt 
ſomit beſchlußunfähig. Ich berufe eine neue 


Sitzung ein auf eine Viertelſtunde ſpäter mit der 
Tagesordnung: Fortſetzung der zweiten Beratung 
der Staatshaushaltspläne. 


(Schluß der Sitzung 23 Uhr 25 Minuten.) 


(A) 


(B 


— 
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19. Sitzung. 
Donnerstag, den 12. März 1931. 


Die Sitzung wird 23 Uhr 40 Minuten durch 
den Vizepräſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Althoff, 
Dr. Blavier, Dumont, Hinz. 

Vizepräſident von Wnuck: Ich eröffne die 19. 
Vollſitzung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Lemke. 

Lemke, Abgeordneter (3.): Es iſt eben feſtge⸗ 
ſtellt worden, daß die Abſtimmungskarten von 
dem Abg. Doering und mir bei der letzten Abſtim⸗ 
mung gefehlt haben. Ich erkläre in meinem Na⸗ 
men und dem des Herrn Doering, daß wir die 
Karten abgegeben haben. Zeugen ſind die Abg. 
Potrykus und Senator Dr. Blavier. (Lebhaftes 
Hört, hört! rechts). 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt hier 
von dem Abg. Senftleben in der Zwiſchenpauſe die 
Aeußerung getan worden: „Man muß ja aufpaſ⸗ 
ſen, damit die Kommuniſten keine Schiebung ma⸗ 
chen.“ So etwa war es, ungefähr in der Form, wir 
trauen den Kommuniſten alles zu. Es wurde da⸗ 
bei auf den erſten Vorfall angeſpielt. Ich will 
nun feſtſtellen, daß ein Kommuniſt gar nicht bei 
dem Einſammeln beteiligt war. Deshalb war 
die Formulierung, die der Herr Abg. Senftleben 
gebrauchte, um ſo erbärmlicher. Er hätte ſich erſt 
erkundigen müſſen, ob ein Kommuniſt dabei ge⸗ 
weſen iſt. Sie hätten aber alle Urſache, die Sitzung 
jetzt zu vertagen, um aufzuklären, woran das ge⸗ 
legen hat. Es iſt erklärt worden, daß die Kar⸗ 
ten abgegeben ſind. Ich will die Abgeordneten 
nicht der Lüge zeihen. Aber wie man ihren Wor⸗ 
ten Glauben ſchenken ſoll, muß man auch den Ab⸗ 
geordneten beziehungsweiſe den Amtsgehilfen 
glauben, die die Karten einſammeln. Das ſind 
genau ſo ehrenwerte Perſonen, mindeſtens ſo 
ehrenwerte wie die Abgeordneten der Zentrums⸗ 
partei. Auf wem bleibt der Vorwurf haften? Sie 
haben alſo alle Arſache, die Sitzung jetzt zu ver⸗ 
tagen, um die Angelegenheit zu klären. Daran ſind 
die Abgeordneten intereſſiert, die Karten einſam⸗ 
meln, weil auf dieſen Abgeordneten der Vorwurf 
haften bleibt, daß ſie es getan haben. Wir bean⸗ 
tragen, die Sitzung zu vertagen. (Wir widerſpre⸗ 
chen. rechts). 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Senftleben. 

Senftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Ich habe 
tatſächlich meiner Verwunderung Ausdruck gege⸗ 
ben, daß ſchon das vorige Mal Karten verſchwun⸗ 
den waren, trotzdem von durchaus ehrenwerten 
Abgeordneten erklärt worden iſt, daß ſie ihre Kar⸗ 
ten abgegeben haben. Heute paſſiert dasſelbe. Das 
iſt ein merkwürdiger Vorfall. Es entſpricht nicht 
der Würde des Hauſes, daß ſo etwas vorkommt. 
Es ſteht feſt, daß das vorige Mal ein kommuni⸗ 
ſtiſcher Abgeordneter die Karten eingeſammelt hat. 
Wenn ſich die Fraktion durch meine Aeußerung be⸗ 
leidigt fühlt, ſage ich: man ſucht niemand hinter 
dem Ofen, wenn man nicht ſchon ſelbſt einmal da⸗ 
hinter geſteckt hat.“ Mir kommt der Eifer von 


der Seite etwas merkwürdig vor. 


mung 56. 
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Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort die Frau Abg. Malikowſfki. 

Malikowſki, Frau Abgeordnete (S. P. D.): Es 
hat jetzt faſt den Anſchein, als ob ich als Einſamm⸗ 
lerin bei der Abſtimmung verſucht hätte, die Kar⸗ 
ten verſchwinden zu laſſen. Ich finde es unerhört, 
daß man die Einſammler oder mich im Verdacht 
hat. Ich habe jedenfalls während der Debatte 
und ebenſo meine Fraktionskollegen den Eindruck 
gehabt. Ich lehne mit aller Entſchiedenheit ab, 
daß man mir ſo etwas zutraut. (Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, die Sitzung zu vertagen. (Wir wi⸗ 
derſprechen! rechts). Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir haben 
außer den Anträgen in Druckſache Nr. 152 eine 
ganze Reihe anderer Anträge eingebracht. Wir er⸗ 
ſuchen das Präſidium, da dieſe Anträge nicht ver⸗ 
teilt ſind, ſondern nur in einfacher Ausfertigung 
vorliegen, jedesmal zu ſagen, über welchen Ab⸗ 
ſchnitt abgeſtimmt wird. 

Vizepräſident von Wnuck: Wir kommen nun⸗ 
mehr zu der namentlichen Abſtimmung, bei der in 
der vorigen Sitzung Beſchlußunfähigkeit entſtand. 
Es war bei Abſchnitt F I, Stelle 6 des Haushalts⸗ 
plans. Wir ſtimmen poſitiv darüber ab. Wer da⸗ 
für iſt, gibt eine weiße Karte ab und wer dage⸗ 
gen iſt, daß dieſer Haushaltsplan angenommen 
wird, eine rote Karte. Ich bitte die Plätze einzu⸗ 
nehmen und die Karten einzuſammeln. Wünſcht 
noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt 
nicht der Fall. Ich ſchließe die Abſtimmung. Es 
ſind 37 Ja⸗Karten“) abgegeben worden. Der Ab: 
änderungsantrag iſt ſomit abgelehnt. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Ich wiederhole das, was ich vorhin ge⸗ 
ſagt habe, daß vom Präſidium mitgeteilt werden 
muß, welche Stelle zur Abſtimmung ſteht!) Zur 
Abſtimmung kommen zuerſt hintereinander die 
Anträge in Druckſache 152 und dann die andern. 
(Abg. Plenikowſki: Wir beantragen, über Ab⸗ 
ſchnitt G I, Stelle 6 namentliche Abſtimmungl) 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung 
reicht aus, ich bitte, die Plätze einzunehmen und 
die Stimmkarten einzuſammeln. Es wird wie⸗ 
der poſitiv über die betreffende Stelle im Etat ab⸗ 
geſtimmt. (Zuruf des Abg. Plenikowſki. — Abg. 
Greiſer: Allmählich wacht er wieder auf! — Zwi⸗ 
ſchenrufe.) Da keine weiteren Stimmkarten abge⸗ 
geben werden, ſchließe ich die Abſtimmung. Abge⸗ 
geben“) ſind 37 Karten, alle mit Ja. Der Abän⸗ 
derungsantrag zu Abſchnitt G I Stelle 6 iſt ſomit 
abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen zu 
H I Stelle 6 namentliche Abſtimmung!) Wird der 
Antrag unterſtützt? Die Unterftügung reicht aus. 
Ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. Die Ab⸗ 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich 
ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 37 Ja⸗ 
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karten abgegeben“) worden, der Abänderungsan⸗ 
trag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Zu Ab⸗ 
ſchnitt J I Stelle 1e beantragen wir namentliche 
Abſtimmung!) Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Heinz Friedrich. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es 
liegt meines Erachtens bei Druckſache Nr. 152 der⸗ 
ſelbe Fall vor, wie wir ihn bereits vorher hatten. 
Es handelt ſich auch hier lediglich um Anträge auf 
Streichungen mit Ausnahme einer Poſition zu 
Abſchnitt 1 Stelle 43. Da iſt ein poſitiver Antrag 


geſtellt, es ſollen 8 000 Gulden für die Kanaliſa⸗ 


tion des Polizeigefängniſſes eingeſtellt werden. 
Es iſt meines Erachtens ebenſo wie im vorigen 
Jahr über die Geſamtabſchnitte des Etats, zu de⸗ 
nen Streichungsanträge geſtellt werden, poſitiv 
abzuſtimmen. Ergibt ſich die poſitive Annahme des 
Etats, ſo ſind die einzelnen Anträge abgelehnt. 

Vizepräſident von Wnuck: Ich bitte, mir die 
Abſtimmungen zu überlaſſen. Es ſind 58 Abände⸗ 
rungsanträge geſtellt. Im Etat ſind 80 Ausgabe⸗ 
poſitionen vorhanden. Es werden alſo 22 Poſi⸗ 
tionen von den Streichungsanträgen nicht erfaßt. 
Infolgedeſſen geht es nicht ſo wie beim vorigen 
Mal, wo die Streichung aller Poſitionen beantragt 
war. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Die Anträge auf Streichung ſind überhaupt 


keine Abänderungsanträge. (Widerſpruch links.) 


Es wird poſitiv abgeſtimmt, und das geſchieht, in⸗ 
dem über den Haushaltsplan im ganzen abge⸗ 
ſtimmt wird. Abänderungsanträge ſind ſolche, die 
Poſitionen des Haushaltsplans abändern wollen. 
„Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat Herr Abg. Plenikowſti. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 


auch tauſendmal ſehr richtig ſagen, Sie werden ſo⸗ 
wieſo brutal ohne Rückſicht auf die Geſchäftsord⸗ 


nung Ihre Maßnahmen treffen. Sie pfeifen auf 


die Verfaſſung, die Sie geſchaffen haben, um das 
urchzubringen, was für Sie notwendig iſt. Ich 
ſtelle folgendes feſt: Sie haben die Richtigkeit deſ⸗ 
ſen, was geſchehen iſt, akzeptiert. Sie haben es 
isher als richtig anerkannt, daß zu den Etats der⸗ 
artige Streichungsanträge zu recht geſtellt wurden 
und desgleichen der Antrag auf namentliche Ab⸗ 
timmung zu recht geſtellt war. 
ſelbſt, daß Sie mit allen Gewaltmitteln verſuchen 
wollen, die Minderheit zum Schweigen zu bringen. 
Sie geben damit ſelbſt zu, daß die Maßnahmen, 


denen Sie ſelbſt Ihre Billigung gegeben haben, 


jetzt als nichtig erklärt werden. Sie haben doch 
isher die Streichungsanträge als recht anerkannt. 

> wurde ausdrücklich vom Präſidium erklärt, daß 
nur in ſolchen Fällen, wo der geſamte Etat geſtri⸗ 
gen werden ſoll, ein Einheitsantrag vorliegt. 

enn Anträge auf Erhöhungen dazwiſchen kom⸗ 
men, muß bei jeder Stelle abgeſtimmt werden. Die 
Abſicht des Präſidenten iſt in dieſem Falle durch⸗ 
aus richtig. 


Vizepräſident von Wnuck: Es iſt der Antrag 
auf namentliche Abſtimmung über Abſchnitt J I 
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Stelle 1e geſtellt. Wird dieſer Antrag unterſtützt? 
— Die Unterjtügung reicht aus. Ich bitte die Plätze 
einzunehmen und die Karten einzuſammeln. Wir 
ſtimmen wieder poſitiv über dieſe Etatspoſition 
ab. — Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 37 
Karten mit Ja abgegeben“), die Etatspoſition iſt 
angenommen. Damit iſt dieſer Abänderungsantrag 
abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen zu 
Abſchnitt J I Stelle 3 namentliche Abſtimmung!) 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
reicht aus. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Philipſen. 

P hilipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Herr Prä⸗ 
ſident, ich vertrete nach wie vor den Standpunkt, 
den ich vorher eingenommen habe. Ich bitte, dar⸗ 
über das Haus entſcheiden zu laſſen. 
Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe 
darauf hin, daß es eine Kritik an der Geſchäfts⸗ 
führung des Präſidenten iſt. Der Präſident hat 
bereits entſchieden. Und wie das Präſidium ent⸗ 
ſcheidet, ſo haben Sie bisher gehandelt, iſt zu ver⸗ 
fahren. Sie können nicht das Haus beſchließen laſ⸗ 
ſen, ſondern in dieſem Fall beſchließt nach Ihrer 
eigenen Anſicht einzig und allein der Präſident 
und ſonſt niemand. (Widerſpruch rechts. — Abg. 
Klingenberg: Das iſt ein Mißtrauensantrag ge⸗ 
gen den Präſidenten!) 

Vinzepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Es iſt abſo⸗ 
lut kein Mißtrauen gegen den Herrn Präfidenten. 
Der Herr Präſident hat nur ſo wie wir bis dahin 
weitgehendſte Nachſicht geübt, und dieſe laſſen 
wir nunmehr fallen. 

Vizepräſident von Wnuck: Ich will meine Stel⸗ 
lungnahme wie ich fortzufahren gedachte, erklären. 
Ich wollte über ſämtliche Punkte der Druckſache 
Nr. 152 abſtimmen laſſen, wenn es gewünſcht 
wird, namentlich. Dann beabſichtigte ich, über die 
weiteren 55 Anträge, die nur auf Streichung lau⸗ 
ten, während auf der Druckſache Nr. 152 teilweiſe 
auch andere Anträge ſtehen, das Haus entſcheiden 
laſſen, ob es meiner Meinung iſt, daß über die 55 
Anträge die jetzt zuletzt gekommen ſind, dadurch 
abgeſtimmt werden kann, daß wir einmal pofitiv 
über die Ausgaben abſtimmen, eventuell auch na⸗ 
mentlich. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
Herrn Abg. Philipſen nur auf den 8 96 der Ge⸗ 


R hinweiſen. Da heißt es: 

Zweifel über Auslegung der Geſchäftsordnung 
! entſcheidet der Präſident. Er kann aber auch einen Be⸗ 
ſchluß des Volkstages herbeiführen. 


Der Präſident hat dahin entſchieden, daß nament⸗ 
lich abgeſtimmt werden ſoll. Wenn Sie jetzt et⸗ 
was anderes verlangen, dann heißt das, dem Prä⸗ 
ſidenten das Mißtrauen ausſprechen. (Abg. H. 
Friedrich: Abſatz 2 des § 96 der Geſchäftsordnung 
ſagt etwas anders!) Da iſt die Rede von einer 
grundſätzlichen Auslegung. Hier handelt es ſich 
aber nicht um eine ſolche. Es ſteht einwandfrei feſt, 
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daß auch zu dieſen Abänderungsanträgen nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt werden kann. Wenn 
ſie beantragt und unterſtützt wird, hat ſie ſtattzu⸗ 
finden. (Zuruf des Abg. Dr. Blavier). Das ſind 


Abänderungsanträge, das ſollten Sie als zwei⸗ 


maliger Doktor beſtimmt wiſſen. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es handelt 
ſich hier nicht um einen Streichungsantrag, ſon⸗ 
dern um einen richtiggehenden Abänderungsan⸗ 
trag zu J I, Stelle 3. (Abg. H. Friedrich: Es ſind 
hauptſächlich Streihungsanträge!) Es find Strei⸗ 
chungsanträge, d. h. das Haus ſtimmt darüber po⸗ 
ſitiv ab, aber man kann demgegenüber auch durch 
Abänderungsanträge verlangen, daß über irgend⸗ 
eine Stelle poſitiv namentlich abgeſtimmt wird, 
darauf kommt es an. Sie mögen recht haben, trotz⸗ 
dem ich auch das beſtreite. Wenn zu einem Etat 
beantragt wird, daß alle Poſitionen geſtrichen wer⸗ 
den ſollen, kann man der Auffaſſung ſein, wie es 
auch die Anſicht des Präſidenten Gehl iſt, das ſei 
ein einheitlicher Antrag. Aber wenn nicht alle Po⸗ 
ſitionen geſtrichen werden ſollen, eine Reihe von 
Poſitionen ſoll nur abgeändert werden, ſo ſind das 
ſelbſtändige Anträge. Bisher haben Sie das als 
richtig anerkannt, jetzt ändern Sie es um. Daß der 
Präſident als „teutſcher“ Mann umfällt, iſt nicht 
weiter verwunderlich. 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich würde der 
Anregung des Herrn Abg. Dr. Blavier und des 
Herrn Friedrich folgen, und zwar heißt es im Ab⸗ 
fat 2 des § 96, auf den Sie ſich berufen: 

Eine grundſätzliche, über den Einzelfall hinaus⸗ 
gehende Auslegung einer Vorſchrift der Geſchäftsord⸗ 
nung kann nur der Volkstag beſchließen, und zwar 
nur auf einen Arantrag und nach Prüfung durch den 
Geſchäftsordnungsausſchuß. 

(Abg. Plenikowſti: Sehr richtig!) Wir find damit 
einverſtanden, bringen Sie einen Antrag ein, ver⸗ 
tagen Sie ſich, der Geſchäftsordnungsausſchuß kann 


dazu Stellung nehmen und dann wird die Frage 


a geklärt. (Das könnte Ihnen paſſen! 
rechts). 5 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
trage, über die ganzen unnützen Streitigkeiten über 
die Geſchäftsordnung zur Tagesordnung überzu⸗ 
gehen, ſämtliche Abänderungsanträge der roten 
Oppoſition in Bauſch und Bogen abzulehnen und 
die Haushaltspläne der Regierungsparteien in 
Bauſch und Bogen anzunehmen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Das iſt doch einmal ein deutſches Wort! 
Sie haben keine Ahnung, warum das gemacht 
wird! Das könnte Ihnen ſo paſſen, das durchzu⸗ 
peitſchen !) 


Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 


nung hat das Wort der Abg. H. Friedrich. 


Friedrich, Heinz. Abgeorneter (Nat. Soz.): Mei⸗ 
nes Erachtens iſt die Sachlage ſehr einfach. Selbſt 
wenn man ſich auf den Standpunkt der Herren 
Kommuniſten ſtellt, beſagt der § 96 „Zweifel über 
Auslegung der Geſchäftsordnung entſcheidet der 
Präſident; er kann aber auch einen Beſchluß des 


Ich bean- 
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einen Antrag auf Schluß der Debatte geſtellt!) 
Vrizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nun hat das Wort der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Solange wie der 
Volkstag beſteht, beſteht dieſe Geſchäftsordnungs⸗ 
beſtimmung, die dieſe Frage regelt. Zu allen Etats 
ſind Abänderungsanträge auf Streichung beſtimm⸗ 
ter Poſitionen geſtellt worden. Ich erinnere dar⸗ 
an, daß wir im erſten Volkstag einen Streit dar⸗ 
über bekamen, ob über dieſe Frage, die im Abän⸗ 
derungsantrag geſtellt wird, poſitiv oder negativ 
entſchieden werden muß. Damals hat der Geſchäfts⸗ 
ordnungsausſchuß entſchieden, daß bei ſolchen An⸗ 
trägen die poſitive Abſtimmungsform gewählt 
werden muß. Worauf kommt es hier an? Es lie⸗ 
gen Anträge vor, verſchiedene Etatspoſitionen zu 
ändern. Dann liegen Anträge vor, andere Etats⸗ 
poſitionen zu ſtreichen. Insgeſamt ſoll alſo eine 
Aenderung des Etats herbeigeführt werden. Aus 
dieſem Grunde kommt es nicht darauf an, Herr 
Präſident, ob Sie jetzt für die gedruckt vorliegen⸗ 
den Abänderungsanträge namentliche Abſtim⸗ 
mung zulaſſen wollen und für die anderen hand⸗ 
schriftlichen Anträge nicht, ſondern wir müſſen vom 
Präſidium des Hauſes verlangen, daß ein einheit⸗ 
liches Prinzip bei der Handhabung der Geſchäfte 
durchgeführt wird. Bisher ſind bei allen Abän⸗ 
derungsanträgen namentliche Abſtimmungen 
laſſen worden. Die Ankündigung des Präſidenten, 
daß er für alle weiteren Abänderungsanträge keine 
namentliche Abſtimmung zulaſſen will, iſt nach 
der Geſchäftsordnung unzuläſſig. Er kann doch 
gar nicht kontrollieren, ob es nur Streichungsan⸗ 
träge ſind. Da aber der gegenwärtige Etat durch 
Erhöhungsanträge poſitiv geändert iſt. haben alle 
anderen Anträge, die jetzt negativ auf Streichung 
geſtellt werden, die Abſicht auf Herbeiführung 
einer Aenderung des Etats. Es ſind mehrere Poſi⸗ 
tionen vorhanden. Die Abänderungsanträge der 
Regierungspartei ſind angenommen worden. Ein 
poſitiver Abänderungsantrag des Herrn Ab Mle⸗ 
nikowſti war abgelehnt. Dadurch iſt alſo ſchon eine 
Veränderung des uns vorliegenden Etats vor ſich 
gegangen Offenſichtlich bedeuten alle nachfolgen⸗ 
den Abänderungsanträge, die Streichung der ein⸗ 
zelnen Poſitionen vorſehen, eine Aenderung des 
vorliegenden Etats. M. H.! Wenn Sie ſich auf das 
Gebiet begeben, daß ein Präſident die Geſchäfts⸗ 
ordnung anders als der andere auslegt, kommen 
wir auf ein Gebiet, das wirklich nicht mehr der 
Würde des Hauſes entſpricht. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort zur Ger 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Dr. Blavier. 
Dr. Blavier, Abgeordneter (Bl.d. n. S.): Der 
8 72 unſerer Geſchäftsordnuna ſagt: 

Jeder Abgeordnete kann die Teilung der Frage 
beantragen. Wenn über die Zuläſſigkeit der Teilung 
Zweifel entſtehen, entſcheidet bei Ar⸗ und Aenderungs⸗ 
| anträgen der Antragſteller, ſonſt der Volkstag. 
Daraus geht logiſch hervor, daß eine Teilung nur 
dann erfolgen ſoll, wenn es im Intereſſe des lo⸗ 
giſchen Aufbaues des Antrages notwendig iſt, aber 
nicht, wenn hier 20 Anträge auf Streichung gene! 
werden. Dann ſind das natürlich nicht Anträge, 
die geteilt werden können. Das wäre unlogiſch 
und eraibt keinen Sinn. Dann würde der zweite 


— 


Volkstages herbeiführen.“ (Abg. Greifer: Ich habe (CO) 


D 


(A 


— 


Volks tag Danzig — 19. Sitzung. Donnerstag, den 12. März 1931. 


(Dr. Blavier, Abgeordneter) 

Satz vollkommen überflüſſig ſein, der ſagt, wenn 
über die Zuläſſigkeit Zweifel entſtehen, entſcheidet 
bei Ur- und Aenderungsanträgen der Antragſtel⸗ 
ler, ſonſt der Volkstag. Es handelt ſich alſo um 
Anträge, die wirklich etwas verändern, nicht um 
reine Negationen. In dieſem Falle — ſonſt — ent⸗ 
ſcheidet der Volkstag. Alſo entſcheiden wir dar⸗ 
über, was hier zu geſchehen hat. 5 

Vizepräſident von Wnuck: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Ich warne Sie, 
der Deduktion des Abg. Dr. Blavier zu folgen. 
Wenn die Minderheit infolge der Vergewalti⸗ 
gung, die durch die Regierungsparteien in der 
Frage der Redezeit vorgenommen worden iſt, Op⸗ 
poſition und Obstruktion treiben will und das mit 
Mitteln geſchieht, die nach der Geſchäftsordnung 
angewandt werden können, dann mache ich Sie 
darauf aufmerkſam, daß Sie uns zuerſt vergewal⸗ 
tigt haben. (Abg. Dr. Blavier: Sie vergewaltigen 
uns und die Geſchäftsordnung!) So anſtändig 
ſollten Sie auch fein, wenigſtens das zuzugeben. 
Wenn Sie einzelnen Abgeordneten die Redezeit 
auf neun Minuten beſchränken, 
links.) wie es heute geſchehen iſt, kann man wohl 
mit Recht ſagen, daß das eine Vergewaltigung iſt. 
(Abg. Gaikowfki: Iſt das nicht im Reichstage auch 
geſchehen?) Wenn die Anſicht des Herrn Dr. Bla⸗ 
vier, daß der Volkstag in dieſer Frage entſcheiden 
könne, richtig wäre, würde die Oppoſition ohne 
weiteres in der Lage ſein, ſofort alle bisherigen 
negativen Anträge in positive Anträge umzuwan⸗ 
deln. Dann müßten Sie ſo oft abſtimmen, wie es 
die Opposition will. Aus dieſem Grunde ſage ich, 
daß es gar nicht notwendig iſt, mit Ihrer jetzigen 
Mehrheit die Geſchäftsordnung zu verbiegen und 
eine andere Praxis einzuführen, als fie bisher 
von ſämtlichen Präſidenten des Volkstages ge⸗ 
handhabt worden iſt. Es iſt doch wohl nicht an 
der Zeit, jetzt um die Mitternachtsſtunde eine 
prinzipielle Frage durch eine einfache Abſtim⸗ 
mung zu entſcheiden. Solange der Volkstag be⸗ 
ſteht, haben ſämtliche Präſidenten negative Ab⸗ 


(4½ Minuten! 
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änderungsanträge zur Abſtimmung gebracht. So⸗ 


bald ſie zur Abſtimmung geſtellt werden, hat jeder 
Abgeordnete das Recht, dann auch die namentliche 
Abſtimmung zu beantragen. Nachdem dieſe Praxis 
ſeit Beſtehen des Hauſes durchgeführt worden iſt, 
iſt das doch einfach eine Vergewaltigung, wenn 
Sie jetzt das Präſidium zu einer anderen Stel⸗ 
lungnahme durch einfache Mehrheitsabſtimmung 
zwingen würden, zumal Sie dann doch unter 
Amſtänden nicht das erreichen, was Sie wollen. 
Wir brauchten dann nur bei jeder Poſition zu 
ſchreiben, 1000 Gulden oder irgend ein anderer 
Betrag find abzuſetzen. Sofort müßten Sie dann 
wieder zur Abſtimmung ſchreiten. (Abg. Dr. Bla⸗ 
vier: Dann geben Sie uns ja Recht!) Sind Sie 
eigentlich taub, daß Sie uns nicht verſtehen wol⸗ 
len? Wenn ſämtliche Präſidenten bisher negative 
Abänderungsanträge zur Abſtimmung gebracht 
haben, dann kann man doch nicht dieſe Praxis, die 
beſtimmt mit der Geſchäftsordnung unſeres Hau⸗ 
ſes vereinbar war, durch eine einfache Abſtim⸗ 
mung beſeitigen. Sie können nicht eine Abände⸗ 
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beſchluß vornehmen. Das iſt doch nicht möglich. 
Das liefe doch darauf hinaus, das müſſen Sie 
einſehen, daß Sie allen Ihren bisherigen Präſi⸗ 
denten in ihrer Geſchäftsführung Anrecht geben. 
Vizepräſident von Wnuck: Es iſt ein Antrag 
eingegangen: 
Wir beantragen Schluß der Debatte 
ſchäftsordnung. 


zur Ge⸗ 


Philipſen : 

und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Fraktion. 
Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
Wir kommen nunmehr zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung über Abſchnitt J I, Stelle 3. Wir ſtimmen 
poſitiv ab. Ich bitte die Plätze einzunehmen und 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 36 
Ja⸗Karten abgegeben!). Ich möchte noch darauf 
aufmerkſam machen, daß Abſchnitt J I, Stelle 6, 
durch die Abſtimmung über Druckſache Nr. 164 
erledigt iſt. (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen 
zu der nächſten Position namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Un⸗ 
terſtützung reicht aus. Wir ſtimmen poſitiv über 
Abſchnitt ] I, Stelle 11, ab. Ich bitte die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. — Wünſcht noch jemand 
eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 37 
Stimmkarten abgegeben“) worden, alle mit Ja. 
Der Abänderungsantrag iſt ſomit abgelehnt. 
(Abg. Plenikowſki: Ich beantrage über Abſchnitt 
J I, Stelle 13, namentliche Abſtimmung!) Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Unterftügung reicht 
aus. Wir ſtimmen wieder poſitiv ab. Ich bitte die 
Stimmlbarten einzuſammeln. — Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 37 
Karten abgegeben“), alle mit Ja. Der Antrag 
iſt ſomit abgelehnt. Wir kommen nun zu dem Ab⸗ 
änderungsantrag zu Abſchnitt J II, Stelle 21. 
(Abg. Plenikowſki: Wir beantragen namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die 


Anterſtützung reicht nicht aus. Wer für Annahme 


dieſes Titels des Haushaltsplans iſt, bitte ich ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen. (Abg. Plenikowſi: Ich beantrage zu Ab⸗ 
ſchnitt J II, Stelle 25,1: Die in dieſem Betrag ein⸗ 
geſetzte Summe für die Einwohnerwehr iſt zu ſtrei⸗ 
chen“, namentliche Abſtimmung.) Wird der An⸗ 
trag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Es 
wird auch hierbei poſitiv über dieſe Stelle des 
Etats abgeſtimmt. Ich bitte, die Stimmkarten ein⸗ 
zuſammeln. — Wünſcht ſich noch jemand an der 
Abſtimmung zu beteiligen? Das iſt nicht der Fall, 
die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 37 Ja⸗Kar⸗ 
ten abgegeben“) worden, dieſe Position des Haus⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Abſtim⸗ 
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(Vizepräſident von Wnuck) 

haltsplans iſt angenommen. (Abg. Plenikowſki: 
Ich beantrage, zu Abſchnitt J II, Stelle 27: „Der 
Betrag iſt um 7 200,— G zu kürzen, in Erläute⸗ 
rungen find J II, 27 e und k zu ſtreichen, nament⸗ 
liche Abſtimmung!) Wird dieſer Antrag unter⸗ 
ſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Wir ſtimmen 
über den Abänderungsantrag ab. Ich bitte, die 
Stimmkarten einzuſammeln. — Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 
37 Nein⸗Karten abgegeben“) worden. Der Antrag 
iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Zu Abſchnitt J II 
Stelle 31 beantragen wir namentliche Abſtim⸗ 
mung!) Wird der Antrag unterſtützt? Die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. — Wir ſtimmen poſitiv über 
die betreffenden Stellen des Haushaltsplans ab. 
Ich bitte, die Plätze einzunehmen. Die namentliche 


Abſtimmung beginnt. — Ich ſchließe die Abſtim⸗ 


mung. Es ſind 37 Ja-Stimmen abgegeben“) wor⸗ 
den. Dieſe Poſition des Etats iſt ſomit angenom⸗ 
men. (Abg. Plenikowſki: Wir beantragen zu Ab⸗ 


ſchnitt J II Stelle 32 namentliche Abſtimmung!) 


Wird der Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir ſtimmen poſitiv ab. Ich bitte, 
die Stimmkarten einzuſammeln. Es ſind 37 Ja⸗ 
Stimmen abgegeben“) worden. Damit iſt die ent⸗ 
ſprechende Poſition des Haushaltsplans angenom⸗ 
men. (Abg. Plenikowſki: Zu Abſchnitt ] II Stelle 


40: „Der Betrag iſt um 38 600, — G zu kürzen. In 


Erläuterungen find J II 40 a, c, f, g und h zu 
ſtreichen“, beantragen wir namentliche Abſtim⸗ 


mung!) Wird der Antrag unterſtützt? — Die Unz | 


terſtützung reicht aus. Wir ſtimmen über den An⸗ 
trag ab. Ich bitte, die Karten einzuſammeln. Die 
namentliche Abſtimmung beginnt. — Es ſind 37 
Nein⸗Stimmen abgegeben“) worden, der Abände⸗ 
rungsantrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Zu 
Abſchnitt ] IV iſt die Stelle 43 zu ſchaffen „Kana⸗ 
liſation des Polizeigefängniſſes 8 000, — G.“ Dazu 
beantragen wir namentliche Abſtimmung, damit 
die Sauerei dort einmal aufhört!) Wird der An⸗ 
trag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich bitte, die Karten einzuſammeln. Die nament⸗ 
liche Abſtimmung beginnt. — Ich ſchließe die Ab⸗ 
ſtimmung. Es find 37 Nein⸗Karten abgegeben“) 
worden, der Antrag iſt abgelehnt. Bevor ich das 
Wort zur Geſchäftsordnung gebe, möchte ich mit⸗ 
teilen, wie ich weiter abſtimmen laſſen wollte. Es 
liegen jetzt nur noch 36 Punkte vor, bei denen eine 
Streichung erfolgen ſoll. Es ſind keine Aenderun⸗ 
gen, ſondern nur Streichungen. Wenn man ebenſo 
verfährt, wie vorher und über die Ausgabenſeite 
namentlich abſtimmen läßt, iſt dem Willen der 
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Volkstag Danzig — 19. Sitzung. Donnerstag, den 12. März 1931. 


Antragſteller Genüge getan. 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ja Herr 
Präſident, es kommt nicht darauf an, ob Sie der 
Anſicht ſind, daß dem Willen der Antragſteller Ge⸗ 
nüge getan iſt. Wir haben noch die alte Geſchäfts⸗ 
ordnung. Herr Abg. Dr. Blavier kann drehen 
und deuteln, wie er will, er wird die Geſchäftsord⸗ 
nung nicht durch ſeine Worte aus der Welt ſchaf⸗ 
fen. (Zuruf rechts.) Wir wollen Sie nur immer 
mehr bloßſtellen, darauf kommt es uns an, damit 
darüber die Oeffentlichkeit urteilen kann. Daß 
Sie die Oeffentlichkeit fürchten, wird damit bewie⸗ 
ſen, daß Sie keine Ausſprache zulaſſen. Sie dulden 
nicht einmal, an die Plakatſäulen anzuſchlagen, 
daß der Senat die Ausgaben für die Opfer des 
Krieges kürzt. Herr Dr. Ziehm ſchickt einen Brief 
an die Firma Kafemann, wonach ihr verboten 
wird, derartige Plakate anſchlagen zu laſſen. Der 
Rechtsanwalt muß wieder dozieren. Sehr inter⸗ 


eſſant, daß Sie Ihrem Präſidenten immer wieder 


Vorſchriften machen müſſen. $ 72 beſagt: 

Jeder Abgeordnete kann die Teilung der Frage 
beantragen. Wenn über die Zuläſſigkeit der Teilung 
Zweifel entſtehen, entſcheidet bei Ur⸗ und Aende⸗ 
rungsanträgen der Antragſteller, ſonſt der Volkstag. 


Herr Dr. Blavier, es ſind Abänderungsanträge. 
(Abg. Dr. Blavier: Es find Ablehnungsanträge!l) 
Sie werden in der ganzen Geſchäftsordnung für 
Streichungsanträge keine andere Bezeichnung fin⸗ 
den. Zeigen Sie mir, daß bei den Abänderungs⸗ 
anträgen in der Geſchäftsordnung noch eine Tei⸗ 
lung vorgenommen worden iſt in Ablehnungsan⸗ 
träge oder in Annahmeanträge. Alſo es ſind nach 
der Geſchäftsordnung nur Abänderungsanträge 
möglich, und über die Teilung der Frage entſchei⸗ 
det bei dieſen Anträgen der Antragſteller. Die 
Frage iſt ſo zu ſtellen, daß man den Anträgen zu⸗ 
ſtimmen kann oder ſie ablehnt. Aber weiter, 
wenn wir Streichungen beantragen, bei einem 
Etat beantragen wir 24 Poſitionen zu ſtreichen, 
wenn Sie dann beantragen, darüber auf einmal 
abzuſtimmen, dann nehmen Sie den Abgeord⸗ 
neten die Möglichkeit, bei dieſem oder jenem An⸗ 
trag anderer Meinung zu ſein. Man beantragt 
nämlich die Teilung, um feſtzuſtellen, ob dieſer 
oder jener Abgeordnete eine derartige Stellung 
eingenommen hat. Was Sie verſuchen, iſt deshalb 


ſinnwidrig. Es iſt ſchon einmal betont worden, 


daß über eine derart wichtige Frage jetzt nicht ent⸗ 
ſchieden werden kann, zumal, weil nicht der Prä⸗ 
ſident oben ſitzt, ſondern ein Vizepräſident. Min⸗ 
deſtens muß das geſamte Präſidium dazu Stellung 
nehmen. Herr Abg. Mau hat ſchon darauf hinge⸗ 
wieſen, daß durch die Praxis etwas anderes erhär⸗ 
tet worden iſt. Dieſe Praxis ſoll nun durch einen 
Vizepräſidenten einfach im Handumdrehen geän⸗ 
dert werden. Ueberlegen Sie es ſich, bevor Sie 
dieſen Weg beſchreiten. Es kann ſehr bald die 
Zeit kommen, wo die Nazis hier herumhopſen wer⸗ 
den mit Blindſchleichen ufw. Dann werden Sie 
als 1 daſtehen, die niemand ernſt 
nimmt. 


Vizepräſident von Wnuck: Es iſt Schluß der 
Geſchäftsordnungsdebatte beantragt worden. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Plenikowſki.) Ich will das Haus be⸗ 
fragen, ob es meine Stellungnahme billigt. Wer 
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(Vizepräſident von Wnuck) 
fie billigt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Plenikowſti. (Schluß rechts!) 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Jetzt iſt 
eine neue Geſchäftsordnungsdebatte da. Wir be⸗ 
antragen, das muß doch jedem Abgeordneten ge⸗ 
ſtattet ſein, namentliche Abſtimmung zu den Ab⸗ 
änderungsanträgen, die Sie zuſammengefaßt ha⸗ 
ben. (Zwiſchenrufe.) 


Vizepräſident von Wnuck: Ich werde dieſe Ab⸗ 
ſchnitte verleſen und werde zuſammen darüber ab⸗ 
ſtimmen laſſen, ob dieſe Anträge geſtrichen werden 
ſollen, d. h. ich werde über dieſe Poſitionen na⸗ 
mentlich poſitiv abſtimmen laſſen: 

Abſchnitt A II Stelle 25, 27, 28, 40 

1 E I Stelle 1. 2, 3, 7 

5 E II Stelle 21. 25 

5 F I Stelle 1. 2. 3, 6, 7 

1 F II Stelle 21, 22, 25 

5 G 1 Stelle 1. 2, 3, 6, 7, 21, 22, 25 
1 H I Stelle 1. 3, 6, 7 

7 H II Stelle 21, 22. 25 

J1 Stelle 1. 3, 4 


Da ſind noch mehrere Poſitionen, die ſich durch 
ie vorigen Abſtimmungen erledigen. (Zuruf des 
Abg. Gaikowſki). Ich habe noch die beiden letzten 
Anträge auf Druckſache Nr. 152 ausgelaſſen. Das 
iſt Abſchnitt J IV Stelle 44 und Abſchnitt K. Bei⸗ 
des ſind ebenfalls lediglich Streichungen. (Zuruf 
links.) Es iſt namentliche Abſtimmung beantragt. 
Wird der Antrag unterſtützt? — Die Anter⸗ 
ſtützung reicht aus. Wir kommen zur namentli⸗ 
chen Abſtimmung über ſämtliche noch vorliegenden 
Streichungsanträge und ſtimmen poſitiv über die 
betreffenden Haushaltspoſitionen ab. — 
ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 37 Ja⸗Karten 
abgegeben“) worden. Die verleſenen Stellen des 
Etats ſind alſo angenommen. Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Abſtimmung über den Haushaltsplan 
der Verwaltung des Innern. Wer den Haushalts⸗ 
plan annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen, Ich rufe 
Ziffer 6 auf: 
Haushaltsplan der Handels⸗ und Gewer⸗ 
beverwaltung. | 
Druckſache Nr. 120. Dazu Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 155: 


Ausgabe. 
Abſchnitt A IV Stelle 44 iſt zu ſtreichen 
a Abſchnitt G II Stelle 30 iſt zu ſtreichen. 
Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der Herr 
Abg. Kreft. 


Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.] Ge⸗ 
rade dieſer Etat müßte von den einzelnen Abge⸗ 
ordneten benutzt werden, um auf die Wirtſchafts⸗ 
kriſe aufmerkſam zu machen, die ſich ja auch in 
Danzig breit macht. Die Ausführungen, die ge⸗ 
ſtern der Finanzſenator gemacht hat, der beſonders 
auf die Danziger Handelskriſe eingegangen iſt und 
das Verhältnis, das der Gdinger Hafen dabei 
ſpielt, müßte an Hand dieſes Etats beſonders 
grundſätzlich erörtert werden. (Unruhe — Abg. 


angnau: Herr Präſident ſorgen Sie für Ord⸗ 
nung!) ; g 
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Vizepräſident Gaikowſti: Wenn Sie das noch 
einmal jagen, werde ich Sie von der Sitzung aus⸗ 
ſchließen. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Man kann dies 
Problem ſelbſtverſtändlich nicht in zehn Minuten 
einigermaßen ausführlich behandeln. Wir wiſſen 
alle, daß die kapitaliſtiſchen Länder aus der kapi⸗ 
taliſtiſchen Kriſe herauskommen wollen, indem ſie 
rückſichtslos eine Sanierung ihrer kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft auf Koſten der ſchaffenden Bevölkerung 
durchführen. Sie wollen es nicht bloß beim Wil⸗ 
len laſſen, ſondern Sie wälzen rückſichtslos alle La⸗ 
ſten auf die kleinen Gewerbetreibenden und Hand⸗ 
werker ab, um dies verfaulte Wirtſchaftsſyſtem 
aufrechtzuerhalten. 1 

Wir haben zu dieſem Etat einige Abände⸗ 
rungsanträge geſtellt und zwar in Abſchnitt A 
Stelle 4. Hier iſt eine Poſition, in der es heißt: 
Inanſpruchnahme des Fiskus aus den Staatsga⸗ 
rantien zur Förderung der Wirtſchaft. Gerade in 
den letzten Monaten iſt hier in Danzig immer wie⸗ 
der der Ruf laut geworden, daß der Staat ſeine 
Hände von der Wirtſchaft laſſen ſoll, und daß über⸗ 
all Kräfte im Gange ſind, um noch das Wenige, 
das heute noch im Beſitz des kapitaliſtiſchen Staa⸗ 
tes iſt, der Privatwirtſchaft auszuliefern. Das 
hindert natürlich dieſe Herren nicht, recht viel 
Mittel vom kapitaliſtiſchen Staat in Empfang zu 
nehmen, um dieſe recht gewinnbringend für ihre 
eigenen Taſchen anzulegen. Wir haben hier den 
Antrag geſtellt, daß dieſe Poſition von 75 044,— 
Gulden geſtrichen werden ſoll. Wir haben ſchon 
in den letzten Jahren noch auf eine andere Poſi⸗ 
tion hingewieſen, und das iſt die Frage der 


Ich Eichungsgebühren. Wir wiſſen alle, daß dies eine 


äußerſt wichtige Frage für den kleinen Kaufmann 
iſt. Die Eichung iſt natürlich notwendig, aber die 
Wirtſchaftskreiſe, die jetzt äußerſt ſchwer zu leiden 


haben, dürfen für die Eichung keine Gebühren 


bezahlen. Wir haben zu dieſer Etatspoſition einen 
Antrag geſtellt und eine Entſchließung eingebracht, 
die lautet: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Für Gewerbetreibende, Bauern, Handwerker uſw. mit 
einem Einkommen unter 6 000.— G jährlich werden 
die Eichungen gebührenfrei vorgenommen. 
Alle diejenigen, die den Mund nicht voll genug 
nehmen können, und dieſen Kreiſen unter die 


Arme greifen wollen, haben hier die Möglichkeit, 


wenn auch nicht viel, ſo doch etwas zu geben. Für 
den kleinen Gewerbetreibenden ſpielt es eine 
11 915 ob er 10 bis 20 Gulden ſparen kann oder 
nicht. 

Wir haben auch in den letzten Jahren immer 
wieder beantragt, daß die private Seemaſchini⸗ 
ſtenſchule Möller in eine ſtaatliche umgewandelt 
werden ſoll. Wir wiſſen, daß gerade für dieſen Be⸗ 
ruf eine ausgezeichnete Ausbildung unbedingt 
notwendig iſt, und daß gerade Danzig als Han⸗ 
delshafen ein beſonderes Intereſſe haben muß, gut 
qualifizierte Seemaſchiniſten ſein eigen zu nennen. 
Die Seemaſchiniſten ſind nicht nur in Danzig, ſon⸗ 
dern in der ganzen Welt zu Haufe. Sie können 
den Ruf einer tüchtigen Fachſchule, die ſich in Dan⸗ 
zig befindet, verbreiten. Aus dieſem Grunde ha⸗ 
ben wir immer wieder beantragt, daß dieſe private 
Seemaſchiniſtenſchule, zu der der Staat jedes Jahr 
einen Zuſchuß zahlt, in eine ſtaatliche umgewan⸗ 
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Kreft, Abgeordneter) 
delt werden ſoll, um damit die Möglichkeit zu ha⸗ 
ben, die Ausbildung der Seemaſchiniſten zu för⸗ 
dern. Wir haben auch eine Entſchließung einge⸗ 
bracht, die dahin geht: 

Die private Seemaſchiniſtenſchule Möller iſt in 

eine ſtaatliche umzuwandeln. 

Die Etatspoſition, die zur Unterſtützung des pri⸗ 
vaten Unternehmers, der heute noch die Schule be⸗ 
treibt, dienen ſoll, muß geſtrichen werden. 

Es ſind nur ganz wenige Poſitionen, die wir 
beantragt haben. Es ſind keine Belaſtungen, ſon⸗ 
dern bei Annahme dieſer Poſitionen können kleine 
Verbeſſerungen für die Danziger Arbeiter, insbe⸗ 
ſondere die Seemaſchiniſten durchgeführt werden. 
Wir erſuchen Sie, dieſe wenigen Poſitionen anzu⸗ 
nehmen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Die Ausſprache iſt 
geſchloſſen, da Wortmeldungen nicht mehr vorlie⸗ 
gen. Die Anträge in Druckſache Nr. 155 werden 
zurückgezogen. Es ſind aber andere Anträge zur 
zweiten Leſung eingereicht worden, die allerdings 
noch nicht gedruckt werden konnten, weil ſie mir 
eben erſt zugegangen ſind: 

Ausgaben. 
Wir beantragen folgende Abänderungen: 

e A Stelle 44 iſt zu ſetzen ſtatt „57 440,— 


Abſcnitc B Ir Stelle 25 iſt zu ſetzen ftatt „310. — 6“ 
Alfehnitc CH Stelle 21 iſt zu ſetzen ftatt „6 920. — 6" 
ubſchntte F n Stelle 24 it zu geben ftatt . 160. — ©" 
Abſehni Gn Stelle 25 ift zu ſetzen ſtatt „6 500.— G 
ihne D I Stelle 21 iſt zu ſetzen ſtatt „500. — 6“ 
Abichnitt D I Stelle 24 ift zu ſetzen ſtatt „1 800.— G. 
Alfie D I Stelle 25 ift zu ſetzen ſtatt „9 000,— 6“ 
ubicnitt E II Stelle 21 ift zu ſetzen ſtatt „200,— 6" 
Abschnitt F II Stelle 25 ift zu ſetzen jtatt „1 300,— 6“ 
bene FI Stelle 21 ift zu ſetzen ſtatt „270. — 6" 
Abschnitt F II Stelle 25 ift zu ſetzen ſtatt 1500. — 6“ 
uöignitt G l Stelle 25 ift zu ſetzen ſtatt „40. — G- 
Ahn G II Stelle 27 iſt zu ſetzen ſtatt „400.— 6“ 
ubſhnieh i un Stelle 25 iſt zu ſetzen ftatt „2 300,— 6° 
FR : Kreft und Fraktion. 
Ich habe die Abänderungsanträge verleſen und 
damit bekanntgegeben. (Sind die ernſt gemeint? 
rechts). Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 
fragen, ob die Anträge ernſt gemeint ſind, ſo iſt 
das ſelbſtverſtändlich zu bejahen. Schauen Sie 
ſich dieſe Poſitivnen an. Sie haben uns aber die 
Möglichkeit genommen, und zwar unter Bruch der 
Geſchäftsordnung, darüber namentlich abzuſtim⸗ 
men, um ſchriftlich zu fixieren, wer iſt für dieſe Po⸗ 
ſition und wer nicht. Selbſtverſtändlich ſind die 
Anträge ernſt gemeint. Wir wollen als Fraktion 
die Möglichkeit haben, feſtzuſtellen, wer dafür iſt 
und wer dagegen. Wir ſtellen den Antrag, daß 
geſondert über jeden Antrag abgeſtimmt wird und 


beantragen für den erſten dieſer Anträge nament⸗ 
liche Abſtimmung. 
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Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort zur Ge: 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Dieſe An⸗ 
träge ſind weiter nichts als eine Verhöhnung des 
Parlaments. (Abg. Plenikowſki: Unerhört!) Sie 
ſind nichts anderes als die anderen Streichungs⸗ 
anträge. Wir ſind nicht gewillt, uns eine ſolche 
Ahe) gefallen zu laſſen. (Zwiſchenrufe und Un⸗ 
ruhe 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſti. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sie können 
natürlich dieſe Erklärung abgeben, daß es eine 
Verhöhnung des Parlaments ſei. Glauben Sie, 
wir hätten ein Intereſſe daran, dieſen Parlamen⸗ 
tarismus nicht zu verhöhnen? Wir haben alles 
Intereſſe daran, dieſen Parlamentarismus nach 
Strich und Faden zu verhöhnen, laſſen Sie ſich das 
geſagt ſein. 

Intereſſant ſind folgende Feſtſtellungen. Herr 
Dr. Blavier, Sie haben ſelbſt Abgeordneten ge⸗ 
genüber erklärt, wenn die Anträge poſitiv wären, 
ſei es eine andere Frage. Darauf erklärte ich, wir 
wollen einmal ſehen, welchen Eiertanz die Her⸗ 
ren von den bürgerlichen Parteien und beſonders 
Herr Dr. Blavier aufführen werden, wenn wir 
jetzt die Anträge dementſprechend einreichen. Die 
Art und Weiſe, wie Sie arbeiten, zeigt, daß Sie 
dabei ſind, die parlamentariſchen Rechte der Abge⸗ 
ordneten mit Füßen zu treten. Wir haben kein 
Intereſſe daran, den Kampf um die Aufrechter⸗ 
haltung dieſes Parlamentarismus zu führen. 
Aber wenn wir dieſe Methoden zur Anwendung 
bringen, dann nur, um Sie zu zwingen, ganz offen 
und ehrlich zu zeigen, daß Sie auf den Parlamen⸗ 
tarismus und die Demokratie pfeifen, daß Sie die 
letzten Hüllen dieſer Schwindelgeſchichte fallen laſ⸗ 
ſen. Das ſoll die werktätige Bevölkerung er⸗ 
kennen. 

„Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Herr Abg. 
Plenikowſki hat ſelbſt eben offen erklärt, daß er 
mit ſeinen Anträgen weiter nichts will, als das 
Parlament verhöhnen. Die Anträge ſind alſo 
nicht ernſt gemeint. Ich beantrage deshalb, über 
dieſe Abänderungsanträge zur Tagesordnung 


überzugehen und über den Haushaltsplan im gan⸗ 


zen abzuſtimmen. 
„Vizepräſident Gaikowſki: § 72 unſerer Ge: 
ſchäftsordnung ſagt ausdrücklich: 

Jeder Abgeordnete kann die Teilung der Frage 
beantragen. Wenn über die Zuläſſigkeit der Teilung 
Zweifel entſtehen, entſcheidet bei Ur⸗ und Aende⸗ 
rungsanträgen der Antragſteller, f 


das ſind Aenderungsanträge, 
ſonſt der Volkstag. N 

In dieſem Fall ſind es Abänderungsanträge ge⸗ 
mäß den Erklärungen, die auch der Herr Abg. Dr. 
Blavier abgegeben hat. Es iſt jetzt ein Antrag 
eingelaufen: „Wir beantragen Schluß der Ge⸗ 
ſchäftsordnungsdebatte, Burandt und Fraktion. 
Zur Geſchäftsordnung liegen keine Wortmeldun⸗ 
gen mehr vor. Wir brauchen alſo nicht über den 
Antrag abzuſtimmen. Gemäß $ 72 unferer Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat Herr Abg. Plenikowſki eine 
Teilung ſeines Antrages gewünſcht. Dieſe Tei⸗ 


lung iſt zuläſſig. Hierüber entſcheidet nicht mehr 


0 


D 
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(Vizepräſident Gaikowfli) 


O) das Haus, ſondern der Antragſteller. Wenn es 


(D 


beantragt wird, müſſen wir alſo zur namentlichen 
Abſtimmung ſchreiten. Der Antrag auf nament⸗ 
liche Abſtimmung iſt geſtellt worden. Wird er 
unterſtützt? Die Unterſtützung reicht nicht aus. 
Jetzt reicht die Unterſtützung aus. Wir kommen 
zur namentlichen Abſtimmung über Abſchnitt A 
IV, Stelle 44, Antrag des Abg. Kreft u. Fr. Wir 
ſtimmen jetzt antragsgemäß ab, damit kein Irr⸗ 
tum entſteht! Wird dieſer Abänderungsantrag an⸗ 
genommen, ſo gilt die Poſition im Haushaltsplan 
als geändert. Wird ſie abgelehnt, ſo iſt damit die 
betreffende Poſition des Etats angenommen. Wir 
ſtimmen demnach über den Antrag des Herrn Abg. 
Kreft zu Abſchnitt A IV, Stelle 44 ab. (Zwiſchen⸗ 
rufe). Ich ſchließe die namentliche Abſtimmung. 
Es ſind 38 Stimmkarten mit Nein abgegeben“). 
Der Antrag zu Abſchnitt A IV, Stelle 44 iſt abge⸗ 
lehnt. Wir kommen zum Abänderungsankrag zu 
Abſchnitt B II, Stelle 25. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich laſſe abſtimmen. Wer den Antrag an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
danke, ich bitte um die Gegenprobe. — Das letztere 
war die M 
Stelle 25 iſt abgelehnt. Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über C II, Stelle 21. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sie können 
wirklich ſtolz darauf ſein, daß Sie den Etat mit 
Hilfe der Sozialdemokraten durchgepeitſcht bekom⸗ 
men, denn ſonſt hätten Sie das nicht erreicht. Aber 
ich möchte weiter etwas erklären. Ich hatte ge- 
ſagt, daß unſere Abänderungsanträge durchaus 


— 


ernſt gemeint ſind, nur daß wir keine Urſache ha⸗ 


ben, dieſen Parlamentarismus 
Schutz zu nehmen, wenn Sie ihn verhöhnen und 
hier Theater aufführen. Wir haben kein Intereſſe 
am Parlamentarismus, aber Anträge zu ſtellen, 
um Sie zu entlarven, das iſt uns ſehr ernſt. 
Vizepräſident Gaikowſki: Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Antrag zu Abſchnitt C II, 
Stelle 21. Wer den Antrag des Herrn Abg. Kreft 


irgendwie in 


annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 


bitte um die Gegenprobe. — Letzteres war die 
Majorität, der Antrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Abänderungsan⸗ 
trag zu Abſchnitt C II, Stelle 24. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wer den Abänderungsantrag 
des Herrn Abg. Plenikowſki annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Letzteres war die Majorität, der Antrag 


88) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, davon 37 mit Nein, 1 Karte ungültig. 
Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſti, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, 

r. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. 

„Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch. Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard Friedrich, 
Gehl. Jahr. Joſeph. Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſ⸗ 
ſowſti, Kreft, Kruppke, Kurowſki, Langnau, Lendzion, 
Frau Malikowſti. Mau, Moritz. Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſki. Plettner. Raſchke. Nehberg, Schmidt, Serotzti, 
Spill. Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Weiß, 

erner, 


ehrheit, der Antrag zu Abſchnitt B II, 
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iſt abgelehnt. Wir kommen zum Abänderungsan⸗ 


trag zu Abſchnitt C II Stelle 25. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, abgelehnt. Wer den Abänderungsan⸗ 
trag des Herrn Abg. Kreft u. Fr. zu Abſchnitt D I 
Stelle 21 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, abgelehnt. Wer den 
Abänderungsantrag zu Abſchnitt D I Stelle 24 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Er iſt 
mit der gleichen Minderheit abgelehnt. Wer dem 
Abänderungsantrag zu Abſchnitt D I Stelle 25 zu⸗ 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, abgelehnt. Wer den Abänderungs⸗ 
antrag zu Abſchnitt E II Stelle 21 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wer den Abänderungsan⸗ 
trag zu E II Stelle 25 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: Gegen⸗ 
probe!) Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht 
die Mehrheit, der Abänderungsantrag iſt abge⸗ 
lehnt. Wer den Abänderungsantrag des Herrn 
Abg. Kreft u. Fr. zu Abſchnitt F II Stelle 21 an⸗ 
nehmen will, bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, abgelehnt. — Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Herr Prä⸗ 
ſident, Sie mögen ja noch ſo ſchnell verſuchen, jetzt 
geſtützt auf die Hilfe der Panzerkreuzer⸗Sozial⸗ 
demokraten den Etat durchzupeitſchen. Aber wenn 
wir die Gegenprobe verlangen, müſſen Sie die 
Gegenprobe machen. Das ſchenken wir dem Herrn 
Präſidenten und den bürgerlichen Parteien nicht. 


— 


A) 


Vizepräfidt Gaikowſti: Das müſſen Sie mir (8) 


ſchon überlaſſen. Ihre Kritik können Sie morgen 
anbringen, nicht heute. — Wir kommen jetzt zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag zu F II, 
25. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Wir kommen zum Abände⸗ 
rungsantrag zu Abſchnitt G II Stelle 25. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. 
Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. Das iſt die Mehrheit, abgelehnt. Wer 
den Abänderungsantrag zu Abſchnitt G II Stelle 27 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben — abge⸗ 
lehnt. Wer den Abänderungsantrag zu Abſchnitt 
H N Stelle 25 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. (Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Bitte um 
die Gegenprobe. — Der Antrag iſt abgelehnt. Da⸗ 


„mit jind ſämtliche Abänderungsanträge erledigt. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſki). Sie haben 


nicht das Wort, Herr Abg. Plenikowſki. Sie kön⸗ 
nen verſichert ſein, daß ich auch noch zur vorge⸗ 
rückten Nachtſtunde friſch genug bin, um die Ge⸗ 
ſchäfte des Präſidenten wahrnehmen zu können. 
Wir kommen zur Abſtimmung über den Etat ſelbſt. 
Wer den Haushaltsplan der Handels⸗ und Ge⸗ 
werbeverwaltung annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt 
in der zweiten Leſung angenommen. Wir kommen 
zu Anlage 7: 


Haushaltsplan für Arbeit. 


Druckſache Nr. 121. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Greiſer. 


(A 


(B 


— 


— 
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Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Da zu die⸗ 


ſem Etat keine Abänderungsanträge vorliegen, 
ſchlage ich vor, den Etat insgeſamt anzunehmen. 

Bizepräfident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Joſeph. (Abg. Greiſer: Joſeph liegt 
ſchon in der Hängematte!) Er iſt nicht anweſend. 
Das Wort hat der Herr Abg. Bartſch. i 

Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Genau wie alle 
anderen iſt auch dieſer Etat für Arbeit nur im In⸗ 
tereſſe der Kapitaliſten aufgeſtellt. Das fällt ſo⸗ 
fort ins Auge, wenn man die Zahlen für den 
Schutz der Arbeiterſchaft ſieht. Hier ſtellt man ſo⸗ 
fort feſt, daß auch bei dieſem Etat nur gegen die 
Arbeiterklaſſe gehandelt wird. Alle Ausgaben, 
die hier für Arbeitsgerichte, Schlichtungsinſtanzen 
uſw. gemacht werden, richten ſich gegen die Arbei⸗ 
ter. Da muß man die Frage ſtellen: Was iſt 
überhaupt das Arbeitsgericht und die Schlichtungs⸗ 
inſtanz im kapitaliſtiſchen Syſtem. Wir wiſſen 
daß genau wie der Volkstag auch das Arbeitsge⸗ 
richt und das Schlichtungsweſen nur Mittel ſind, 
um die Arbeiterklaſſe über die wahre Lage hin⸗ 
wegzutäuſchen, um ſie nur zu benutzen, die Ar⸗ 
beiterſchaft beſſer auszubeuten. 

Wenn man hier für den Schutz der Bauarbei⸗ 
ter weniger Mittel ausgibt, ſo beweiſt das, daß 
man abſolut nicht den Bedingungen Rechnung 
trägt, unter denen beſonders die Bauarbeiter ihre 
Arbeit verrichten müſſen. Den Bauarbeitern, die 
eine ſchwere ungeſunde Arbeit leiſten müſſen, die 
ſtändig großen Gefahren ausgeſetzt ſind, kürzt man 
die Löhne, während den hohen Beamten nichts ge⸗ 
kürzt wird. Wenn hier Ausgaben für das Ar⸗ 
beitsgericht feſtgelegt ſind, ſo wiſſen wir, daß dieſe 
Mittel nur gegeben werden, um das Arbeitsge⸗ 
richt gegen die Arbeiterklaſſe zu benutzen. Das 
macht ſich heute ganz beſonders bemerkbar. Bei 
allen Klagen, die Arbeiter führen, die von den 
Kapitaliſten betrogen ſind, tritt das Arbeitsge⸗ 
richt in vielen Fällen ganz offen auf die Seite der 
Kapitaliſten und weiſt die Arbeiter mit ihren 
Klagen ab. Es iſt klar bewieſen, daß das Ar⸗ 
beitsgericht nicht für die Arbeiter da iſt. Man 
will eben im Zuſammenhang mit dem Lohnab⸗ 
bau⸗Feldzug, der jetzt auf der ganzen Linie durch⸗ 
geführt wird, das Arbeitsgericht benutzen, um die⸗ 
ſen Lohnabbau zu unterſtützen. Hier muß man 
auch wieder darauf hinweiſen, daß in der Frage 
des Schlichtungsweſens ganz beſonders die Ge⸗ 
werkſchaftsbürokraten es waren, die das ſtändig 
befürwortet haben. Genau ſo, wie alle anderen 
Theorien der Sozialdemokraten vom organiſier⸗ 
ten Sozialismus (Abg. Fiſcher: Davon haſt Du 
keine Ahnung!) bankrott gemacht haben, hat das 
Schlichtungsweſen heute auch bankrott gemacht. 
Wir ſehen daß dies beſonders die Gewerkſchafts⸗ 
bürokraten trifft. Kennzeichnend iſt, daß die Her⸗ 
ren vom Arbeitsgericht heute die Gewerkſchafts⸗ 
bürokraten um Rat fragen: Wie handeln wir in 
dieſem oder jenem Fall, wie können wir gegen die 


Oppoſition vorgehen? (Abg. Fiſcher: Davon haſt 


Du keine Ahnung!) Ich bin 12 Jahre organiſiert. 
(Abg. Fiſcher: Nausgeworfen!) Darauf bin ich 
ſtolz, daß ich von Euch Lakaien rausgeworfen bin. 
Jedenfalls erkennt die Arbeiterklaſſe auch beim 
Schlichtungsweſen, daß dasſelbe nur ein Mittel 


iſt, ſie vom Kampfe abzuhalten. Wir ſehen heute, 
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daß ſich die Gewerkſchaftsführer gerade auf die⸗ 
ſem Gebiet vor der breiten Arbeiterklaſſe immer 
mehr als Lakaien der Bourgeoiſie entlarven müſ⸗ 
ſen. In der nächſten Zeit wird ſich noch mehr als 
bisher Gelegenheit bieten, feſtzuſtellen, welche 
Rolle heute die Gewerkſchaftsführer in der Frage 
des Schlichtungsweſens, des Arbeitsgerichts und 
anderen Dingen ſpielen. Man handelt beim Ar⸗ 
beitsgericht nicht nach menſchlichem Ermeſſen, ſon⸗ 
dern nur nach Paragraphen. Die Gewerkſchafts⸗ 
führer verſuchen ſtändig, das Schlichtungsweſen als 
einen Erfolg für die Arbeiterſchaft hinzuſtellen. 
Heute iſt auf dieſem Gebiete das Gegenteil offen⸗ 
ſichtlich geworden. Es wird die Aufgabe der re⸗ 
volutionären Gewerkſchaftsoppoſition fein, gerade 
in der nächſten Zeit das Schlichtungsweſen, die 
Arbeitsgerichte, dieſe Inſtanzen als das hinzuſtel⸗ 
len, was ſie wirklich ſind, und zwar nur Mittel, 
die Arbeiterklaſſe vom Kampf um Lohn und Brot 
abzuhalten. 

Natürlich iſt es den Herren Gewerkſchaftsbü⸗ 
rokraten nicht recht, wenn wir dies feſtſtellen und 
die Arbeiter aufrufen, ſich gegen jeden Lohnraub 
durch den Streik zu wehren. Es geht heute um 
Sein oder Nichtſein der Gewerkſchaftsbürokraten 
Daraus erklärt ſich auch ihre Angſt vor der RGO, 
die jetzt in dieſen Kreiſen Platz greift. (Abg. Fi⸗ 
ſcher: Ich habe keine Angſt.) Es wird weder den 
Kapitaliſten noch ihren Lakaien, den Gewerk⸗ 
ſchaftsbürokraten, in der nächſten Zeit gelingen, 
ſo wie bisher alle Lohnkämpfe der Arbeiterſchaft 
abzuwürgen. Die Arbeiterklaſſe wird erſt dann 
ein Arbeitsrecht haben, wie es das Proletariat 
haben muß, wenn dieſe kapitaliſtiſche Geſellſchafts⸗ 
ordnung beſeitigt ſein wird. Die Gewerkſchafts⸗ 
bürokraten ſchwingen radikale Töne 
gegen den Lohnabbau, tun aber abſolut nichts. 
Es iſt nicht möglich, 
Fragen eingehend zu ſprechen. Für uns ſind aber 
die Proleten im Betrieb und in den Gewerkſchaf⸗ 
ten maßgebend. 
ſitzen die Vertreter der Kapitaliſten. Ob ſie uns 


verſtehen oder nicht, darauf kommt es nicht an. 


Unter Führung der revolutionären Gewerkſchafts⸗ 
oppoſition und der 


wie ſie jahrelang an⸗ 
gewandt wurde, durchſchauen heute die Arbeiter. 
Kampf um ein Stückchen mehr Brot, der von 

der Arbeiterſchaft geführt wird, beweiſt, daß die 
Herren Gewerkſchaftsführer in einer Front mit 
den Kapitaliſten und dem Staatsapparat ſtehen. 
Wir werden in der nächſten Zeit ſehen, daß die 
Arbeiterklaſſe den Illuſionen und Verſprechungen 
nicht mehr folgt, die von ſeiten der Gewerkſchafts⸗ 
bürokratie und der Kapitaliſten geweckt wurden. 
Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Joſeph. 
Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Namens der Sozialdemokratiſchen Fraktion habe 
ich zunächſt folgende Erklärung abzugeben: Wir 
fühlen uns durch das Verhalten der Regierungs⸗ 
parteien, durch ihren Wortbruch gegenüber der 
Vereinbarung im Aelteſtenausſchuß auf das tiefſte 
verletzt und haben dieſen Wortbruch dadurch be⸗ 
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antwortet, daß wir die Anträge auf namentliche 
Abſtimmung, die ſeitens der Kommuniſtiſchen 
Fraktion geſtellt worden ſind, unterſtützten. Wir ha⸗ 
ben Ihnen damit gezeigt, daß ſich die Dinge nicht 
ſo geſtalten laſſen. Auf der anderen Seite haben 
wir uns bei den weitergeſtellten Anträgen ſeitens 
der Kommuniſtiſchen Fraktion nicht mehr beteiligt, 
weil der Vertreter der Kommuniſtiſchen Fraktion 
die Erklärung abgab, daß die von ſeiner Fraktion 
geſtellten Anträge nur zur Verhöhnung des Par⸗ 
laments geſtellt ſind. (Abg. Naſchke: Das hat er 
nicht erklärt!) Wir verzichteten daher darauf, wei⸗ 
terhin derartige Anträge zu unterſtützen. 


Ich komme nunmehr zu dem vorliegenden 
Haushaltsplan für die Abteilung Arbeit. Dieſer 
Haushaltsplan hat Veranlaſſung gegeben, daß ſich 
die verſchiedenſten Parteirichtungen in ihren 
Preſſeorganen hierzu geäußert haben. Als die 
Volksſtimme die erſte Meldung davon brachte, daß 
die Regierungsparteien die Abſicht haben, die Ab⸗ 
teilung Arbeit aufzulöſen, ſchrieb die Danziger 
Allgemeine Zeitung am 18. Februar 1931 unter 
der Veberſchrift „Agitationsmätzchen der Volks⸗ 
ſtimme“ wörtlich folgendes. Mit Genehmigung 
des Herrn Präſidenten möchte ich es verleſen. 

Die Sozialdemokratiſche Volksſtimme glaubt ihren 


Leſern eine beſondere Senſation bieten zu können mit 
der Mitteilung, daß der Naziſenat die Senatsabtei⸗ 


lung Arbeit aufzulöſen beſchloſſen hat. Schade nur, 


daß es ſich dabei wieder einmal um eine Lügenmel⸗ 
dung des ſozialiſtiſchen Blattes handelt. Wahr iſt 
lediglich daran, daß der Senat erwogen hat, aus 
Sparſamkeitsgründen die Abteilung Arbeit dem De⸗ 
zernat Betriebe anzugliedern. Es handelt ſich alſo 
nicht um eine Auflöſung, ſondern um eine anderweite 
Verteilung der Verwaltungsgebiete, die mit einer 
Auflöſung nichts zu tun hat. Jede andere Auslegung 
beruht nur auf der ſattſam bekannten Schwindelei 
der Volksſtimme. Ein Senatsbeſchluß liegt im übri⸗ 
gen zu dieſer Angelegenheit noch nicht vor. 


Alſo die Allgemeine Zeitung beſtritt am 18. Fe⸗ 
bruar 1931, daß überhaupt die Abſicht vorlag, 
die Senatsabteilung Arbeit aufzulöſen. Allem 

nſchein nach muß in der Redaktion dieſes Blat⸗ 
tes an dieſem Tage noch die Meinung vorhanden 
geweſen fein, daß die Abteilung Arbeit eine fo 
wichtige Abteilung iſt, daß eigentlich keine Regie⸗ 
rung, wie ſie auch zuſammengeſetzt ſein mag, es 
12 N könne, eine ſo wichtige Abteilung aufzulö⸗ 
en. 
deren 
lich diejenigen Stimmen mehr und mehr zu Gehör 
gekommen und haben den Vorrang gewonnen, die 
ſchon ſeit Jahren ſeit der Gründung der Abteilung 
Arbeit gegen dieſe Abteilung angekämpft haben. 
Ich erinnere an viele kleinere und längere Noti⸗ 
zen, die in den Neueſten Nachrichten erſchienen 
ind, ich erinnere an die Artikel, die das Blatt der 
Jaus⸗ und Grundbeſitzer, das Organ des Herrn 
hr. Blavier gebracht hat, und ich erinnere an die 
vielen Artikel, die in der Zoppoter Zeitung er⸗ 
chienen ſind. Ich ſehe gerade Herrn Bertling vor 
mir, der ſich in verſchiedenen Volkstagsſitzungen 
über das rigoroſe Vorgehen der Gewerbekontrol⸗ 
leure beklagt hat. Dieſe Stimmen, ſagte ich, ſchei⸗ 
nen den Vorrang gewonnen zu haben und haben 
es durchgedrückt, daß im Senat ein Beſchluß ge⸗ 
aßt worden iſt, dieſe Abteilung aufzulöſen. 


Späterhin ſcheint man ſich jedoch eines an⸗ 
beſonnen zu haben, und es ſind wahrſchein⸗ 
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Ich möchte zunächſt einmal auf die Wichtigkeit 
und Bedeutung gerade dieſer Abteilung eingehen. 
Es iſt nicht ſo, wie man nach außen die Dinge dar⸗ 
zuſtellen verſucht. Nach außen tut man ſo, als ob 
dieſe Abteilung keine wichtigen Funktionen zu 
verrichten hat. Wenn wir uns aber den Haus⸗ 
haltsplan etwas näher anſehen, ſo finden wir, 
daß dieſer Abteilung ſehr wichtige Dinge unter⸗ 
ſtellt waren. Der Abteilung Arbeit unterſtand 
der Bauarbeiterſchutz. Ich glaube, daß es niemand 
in dieſem hohen Hauſe geben kann, der der Mei⸗ 
nung iſt, daß die Bauarbeiter, die auf wer weiß 
wie hohen und lebensgefährlichen Bauſtellen ar⸗ 
beiten müſſen, hinreichend geſchützt ſind. Sie wer⸗ 
den ſagen, es beſtehen doch einſchlägige Geſetzes⸗ 
beſtimmungen und es iſt nicht notwendig, daß die 
Bauunternehmer ſtändig kontrolliert werden. Wie 
es aber mit der Erfüllung von Geſetzen iſt, haben 
wir in den letzten Jahren ſehr häufig erleben 
können. Ich habe nicht die Zeit, um auf alle dieſe 
Dinge beſonders einzugehen. Das eine dürfte aber 
Tatſache ſein, daß Geſetze, die erlaſſen werden, noch 
längſt nicht reſtlos durchgeführt werden, ſondern 
daß es Stellen geben muß, die für die Einhaltung 
der Geſetze ſorgen und ſie überwachen. 


der Meinung ſind, daß für einen genügenden Bau⸗ 
arbeiterſchutz geſorgt werden muß, dann denken 
Sie daran, was vor zwei Jahren in Königsberg 
paſſierte, wo ein Dutzend Menſchen unter den 
Trümmern eines Baues begraben wurde. Den⸗ 
ken Sie an die Anfälle, die faſt täglich auf den 
Bauplätzen in den verſchiedenſten Städten vor⸗ 
kommen. Wenn ſolche Dinge vermieden werden 
ſollen, wird man für den notwendigen Schutz der 
Bauarbeiter ſorgen müſſen. Nicht jeder iſt geeig⸗ 
net, dieſen Schutz richtig zu überwachen, nicht je⸗ 
dem iſt es gegeben, die notwendigen Maßnahmen 
zu treffen. Das brauche ich wohl hier nicht beſon⸗ 
ders auszuführen. Dieſer Bauarbeiterſchutz iſt von 
außerordentlicher Wichtigkeit. Wenn wir zeitweiſe 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig bis zu 1 500 
Bauſtellen haben, ſo werden auch Sie zugeben müſ⸗ 
ſen. daß man hier nicht ohne weiteres aus ſoge⸗ 
nannten Sparſamkeitsgründen heraus den Blei⸗ 
ſtift nehmen kann und kurzerhand die Perſonen, 
die zur Ueberwachung dieſes Bauarbeiterſchutzes 
vorhanden ſind, ſtreichen und entlaſſen kann. Ge⸗ 
nau ſo wichtig, wie der Bauarbeiterſchutz iſt na⸗ 
türlich die Gewerbeaufſicht. Auch hier haben wir 
erleben müſſen, daß ſich in den letzten Jahren eine 
gewiſſe Reaktion bemerkbar machte, die unter 
allen Umſtänden die Beſeitigung der Kontrolle in 
den Gewerbebetrieben herbeiführen wollte. Es 
ſind da ſehr viele, oft nicht ganz wahre Artikel ge⸗ 
ſchrieben worden, um das Gewerbeaufſichtsamt 
und insbeſondere die beim Gewerbeaufſichtsamt 
beſchäftigten Kontrolleure vor der Oeffentlichkeit 
bloßzuſtellen. Wenn wir uns aber überlegen, daß 
wir im Gebiete der Freien Stadt Danzig weit über 
1000 Betriebe in der Nahrungs- und Genußmit⸗ 
telinduſtrie haben, wenn wir weiter überlegen, 
daß über 3000 andere Gewerbebetriebe vorhan⸗ 
den ſind, ſo kann man ſchon an dieſer Tatſache, daß 
ca. 4000 Betriebe des Gewerbes ſtändig einer 
Kontrolle unterworfen ſein müſſen, ermeſſen, wie 


Wenn nun möglicherweiſe auch Sie mit mir 
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wichtig die Gewerbeaufſicht für die in dieſen Be⸗ 
trieben beſchäftigten Arbeiter iſt. 

Der Abteilung Arbeit unterſteht weiterhin das 
Arbeitsgericht. Ueber die Bedeutung des Arbeits⸗ 
gerichtes brauche ich hier nicht einen Vortrag zu 
halten. Daß die Herren Arbeitgeber dieſem Ar⸗ 
beitsgericht nicht beſonders freundlich geſonnen 
find, bedarf wohl keiner beſonderen Betonung. 
Dann unterſteht der Abteilung Arbeit das Lohn⸗ 
amt und ſchließlich noch das Schlichtungsweſen. 
Auch auf die Bedeutung des Schlichtungsweſens 
möchte ich im Augenblick nicht beſonders eingehen, 
weil mir nicht genügend Zeit zur Verfügung ſteht. 
Trotz der großen Bedeutung, die die Abteilung Ar⸗ 
beit durch die Bearbeitung dieſer Gebiete erlangt 
hat, bringen es die Regierungsparteien fertig, 
dieſe Abteilung aufzulöſen und ſie andern ſtaatli⸗ 
chen Stellen unterzuordnen. Man ſagt in den ver⸗ 
ſchiedenſten Zeitungsartikeln und das ſagt ja auch 
Dr. Blavier im Ausſchuß, daß an dem bisherigen 
Syſtem in bezug auf den Schutz der Arbeiterſchaft 
und in bezug auf das weitere Funktionieren der 
einzelnen Abteilungen nichts geändert werden ſoll. 
Man nehme lediglich eine Umſtellung vor, um die 
Dinge zu vereinfachen. Aus dieſen Gründen läge 
gar keine Urſache vor, daß wir uns wegen der 
Auflöſung der Abteilung „Arbeit“ beſonders er⸗ 
eiferten. Das ſcheint mir tatſächlich aber nur ein 
vorgeſchobener Grund zu ſein. Man tut nur ſo, 
als wenn alles beim alten bliebe. Man wollte in 
Wirklichkeit etwas, das im Werden begriffen iſt 
und noch weiter hätte ausgebaut werden müſſen, 
was in anderen Staaten bereits durchgeführt iſt 
und zu den internationalen Gepflogenheiten ge⸗ 
hört, beſeitigen. Damit wollte man denjenigen 
Rechnung tragen, die mit ihrem kleinbürgerlichen 
und kurzſichtigen Geiſt die Beſeitigung dieſer 
überaus wichtigen Dinge forderten. Halten wir 
uns doch einmal vor Augen, daß die menſchliche 
Arbeitskraft, die menſchliche Geſundheit und das 
Wohlergehen ſchließlich auch der Arbeiter mit zu 
den höchſten Aufgaben eines Staates gehören 
ſollte, der ſich Kulturſtaat nennt. Dieſe Erkennt⸗ 
nis iſt heute in ſo weite Kreiſe gedrungen, daß 
wir in Genf ein Arbeitsamt haben, welches in 
einem viel weiteren Umfange als dem hier ange⸗ 
führten die Belange der geſamten Arbeiterwelt 
einer Sichtung unterzieht, ſie beobachtet und von 
dort aus an die einzelnen Staaten Direktiven gibt, 
wie in dieſer oder jener Beziehung die Intereſſen 
der Arbeiterſchaft, der Arbeiterſchutz, weiter aus⸗ 
gebaut werden könne. Wenn wir uns weiter vor 
Augen halten, daß auch das Deutſche Reich gerade 
für dieſe Dinge ein eigenes Reichsarbeitsmini⸗ 
ſterium unterhält und von dieſer Stelle aus die 


wichtigſten Poſitionen des Arbeitsrechtes beobach⸗ 


tet und verfolgt werden, Zeitſchriften, Anweiſun⸗ 
gen und Anordnungen von dieſer Stelle heraus⸗ 
kommen, damit die unterſtellten Behörden Richtli⸗ 
nien für ihre Tätigkeit haben, dann kann man 
aus dieſen beiden Tatſachen erſehen, wie wichtig 
die Zuſammenfaſſung all der Funktionen iſt, die 
ſich mit dem Arbeiterſchutz und dem Arbeiterrecht 
befaſſen. Sie ſind hier einen anderen Weg gegan⸗ 
gen und glauben, die Abteilung „Arbeit“ unter 
allen Umftänden beſeitigen zu müſſen. Sie tun das 
unter dem Deckmantel, Erſparniſſe machen zu wol⸗ 
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len. An dieſe Darlegung, die ſo häufig vertreten 
worden iſt, glaube ich einfach nicht, weil ich mi 

nicht zu dem Glauben durchringen kann, daß 
28 800 Gulden Erſparniſſe im Etat Abteilung 
„Arbeit“ dem Staat irgendwelchen Nutzen brin⸗ 
gen können. Es iſt einfach nicht zu glauben, daß 
dieſes der einzige Grund iſt. Aber bei etwas näher 
rem Hinſehen kommt man zu dem Ergebnis, daß 
andere ſehr gewichtige Gründe mitgeſpielt haben. 
Die Abteilung Arbeit iſt aufgelöſt, Herr Dr. Bla⸗ 
vier ſagte, es ſeien dabei Erſparniſſe perſoneller 
Art gemacht worden. Er hat einige Regierungs⸗ 
räte und Angeſtellte erſpart. Er und auch die ge⸗ 
ſamte bürgerliche Preſſe tut ſo, als wenn die Re⸗ 
gierung tatſächlich das Gehalt der bisher dort an⸗ 
geſtellten Regierungsräte einſpart. Man ver⸗ 
ſchweigt der Oeffentlichkeit, daß die Regierungs⸗ 
räte, die dort tätig waren, keineswegs entlaſſen 
worden ſind, ſondern daß man ſie nur anderen 
Reſſorts zugeteilt hat und daß fie ihr Gehalt nach 
wie vor weiter beziehen. Durch die Abſchaffung 
dieſer Abteilung wollte man ganz ſicher etwas an⸗ 
deres erzielen. Man hatte herausbekommen, daß 


in dieſer Abteilung einige ſozialiſtiſche untere An⸗ 


geſtellte tätig ſind. Nachdem nun die Nationalſo⸗ 
zialiſten in die Regierung hineingekommen ſind, 
nachdem auch aus dem Mittelſtand ein Bäckermei⸗ 
ſter den Einzug ins Parlament gehalten hat 
(Aergert Sie das! rechts), dachte man daran, daß 
ſchließlich auch das Bäckergewerbe von einem ſo⸗ 
zialiſtiſch eingeſtellten Gewerbekontrolleur des öf⸗ 
teren kontrolliert worden iſt. Ihr ganzer Haß, 
Ihre ganze Wut darüber, daß bei den Verwaltun⸗ 
gen des Staates auch einige Sozialdemokraten be⸗ 
ſchäftigt ſind, kam mit elementarer Gewalt zum 
Durchbruch, und ſo mußte irgend ein Deckmantel 
gefunden werden, um dieſe Leute los zu werden. 
Wenn das beſtritten worden iſt, und wenn in ein⸗ 
zelnen Artikeln geſagt worden iſt, auch Mitglie⸗ 
der der Koalitionsparteien ſeien von der Entlaſ⸗ 
ſung betroffen worden, ſo kann man das wohl der 
Oeffentlichkeit ſagen, wir aber, die wir die Dinge 


beſſer kennen, wiſſen, daß von den Koalitions⸗ 


parteien niemand betroffen worden iſt. Der eine 
der chriſtlichen Gewerkſchaft angehörende Gewer⸗ 
bekontrolleur iſt zwar gekündigt worden, man hat 
ihn aber ſchnell beim Arbeitsamt untergebracht, 
ſo daß zum Schluß nur noch ein paar Sozialde⸗ 
mokraten übrig bleiben, die bei dieſer Umſtellung 
der Abteilung Arbeit betroffen worden ſind. 
Heute ſind Sie dran. Es kann auch einmal 
anders werden, dann wundern Sie ſich nicht, wenn 
Ihnen Gleiches mit Gleichem vergolten wird. Sie 
haben ſich ſchon einmal aufgeregt, als es einen ſo⸗ 
genannten Fall Sturm gab. Als ein Sozialdemo⸗ 
krat eine Stelle bekam, die ein anderer gern ge⸗ 


habt hätte. Von uns haben Sie noch nicht gehört, 


daß wir uns mit ſolcher Verve, wie Sie es getan 


haben, gegen die Einſtellung von Beamten, die 


Ihrer Richtung angehören, gewehrt hätten. Auf 
der anderen Seite ſind Sie natürlich ängſtlich be⸗ 
müht, Perſonen, die der ſozialiſtiſchen Weltan⸗ 
ſchauung verdächtig ſind, aus den verſchiedenen 
Verwaltungskörpern zu entfernen. Sie können 


ſagen, was Sie wollen, Sie können noch ſo viele 
Berichtigungen erſcheinen laſſen, kein Menſch wird 
es Ihnen glauben, daß Sie hier nach ſachlichen 
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Momenten gehandelt haben, ſondern jeder ein⸗ 
zelne wird klar erkennen, daß hier parteipolitiſche 
Beweggründe eine Rolle geſpielt haben. Sie ha⸗ 
ben hier eine Politik getrieben, die Sie vor kurzer 
Zeit noch auf das ſchärfſte bekämpft haben. 


Vom Bauarbeiterſchutz habe ich bereits ge⸗ 
ſprochen. Bei der Gewerbeaufſicht kommt es in der 
Hauptſache darauf an, daß das Gewerbeaufſichts⸗ 
amt durch ſeine Kontrolleure in den einzelnen 
Gewerbebetrieben die Dauer der Arbeitszeit und 
die übrigen polizeilichen Vorſchriften wie Nacht⸗ 
backverbot uſw. kontrollieren läßt. Durch den Ab⸗ 
bau dieſer Kontrollorgane iſt jetzt die große Ge⸗ 
fahr entſtanden, daß in der kommenden Zeit die 
Gewerbebetriebe nicht mehr in demſelben Maße 
einer Kontrolle unterworfen ſein werden wie bis⸗ 
her. Ich weiß wohl, daß Sie ſagen werden, daß 
dieſe Kontrolle in Zukunft von der Gewerbepolizei 
ausgeübt werden wird. Die Gewerbepolizei hat 
auch ſchon vor drei Jahren die Kontrolle in den 
verſchiedenſten Gewerbebetrieben durchgeführt, nur 
daß man von einer richtigen Kontrolle nicht reden 
konnte. Es iſt wohl dann und wann einmal ein 
von der Gewerbepolizei Ausgeſandter aufgetaucht 
und hat ſich die Betriebe angeſehen. Es iſt uns 
aber auch häufig von den dort Beſchäftigten be⸗ 
richtet worden, daß er vorne im Laden einen Cog⸗ 
nac getrunken hat und daß er eine dicke Zigarre 
in die Hand gedrückt bekommen hat. Dann war 
die Kontrolle beendet. Wenn Sie der Anſicht 
waren, daß die Kontrolle in dieſer Art weiter 
durchgeführt werden ſoll, ſo iſt das ein Zeichen 
dafür, daß Sie nicht gewillt ſind, die Errungen⸗ 
ſchaften der Arbeiter auf dieſem Gebiet zu achten. 
Es ſind Abgeordnete hier, die angeben, die Inter⸗ 
eſſen der Arbeiter zu vertreten. Ich denke an die 
Nationalſozialiſten, die eine Arbeiterpartei ſein 
wollen und die durch den Mund des Abg. Greiſer 
verkündeten, daß der Zuſtrom der Arbeiter bei 
inen noch zugenommen habe. (Abg. Greiſer: Jeden 
Tag!) Ich muß an den Abg. Schütz denken, der in 
den verſchiedenſten Sitzungen des Volkstages im⸗ 
mer wieder zu erkennen gegeben hat, daß er ein 
Vertreter der Arbeiter iſt, ich weiß nicht, ob nur 
der Baggerleute oder auch anderer. Ich denke 
ſchließlich noch an das Zentrum, das ja tatſächlich 
in ganz erheblichem Umfang Arbeiter in ſeinen 

eihen organiſiert hat. Es hätte daher alle Ver⸗ 
anlaſſung, für geordnete Zuſtände in den einzel⸗ 
nen Betrieben zu ſorgen. 

Wie ſchlimm die Dinge in den verſchiedenen Ge⸗ 
werbebetrieben noch ſind, erſieht man aus dem 
Umſtand, daß die verſchiedenſten Gewerkſchaften 
im verfloſſenen Jahr vor dem Arbeitsgericht 20 
bis 30 000 rückſtändige Ueberſtunden erſtritten ha⸗ 
ben, in summa summarum vielleicht 200 000. Ich 
ann nur von meiner Gewerkſchaft reden, die viel⸗ 
leicht ein Siebentel der freien Gewerkſchaft beträgt. 

ei dieſen Klagen haben wir feſtſtellen müſſen, 
daß es eine ſo große Anzahl verſteckter Betriebe 
gibt, die auf Grund der wunderſchönen Bauart, 
die wir in Danzig haben, vor der Kontrolle ge⸗ 
ſchützt waren. Dieſe haben jeden Tag ſechs bis 
acht Ueberſtunden machen laſſen. Gegen dieſe Be⸗ 
treffenden konnte, ſobald es uns bekannt wurde, 
daß ſie in ſo erheblichem Maße gegen die Geſetze 
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verſtießen, die Gewerbekontrolle eingeſetzt werden. 
Es iſt den Gewerbekontrolleuren nicht immer leicht 
geweſen, an ſolche Betriebe heranzukommen. Sie 
haben häufig Nächte opfern müſſen und haben oft 
bei Wind und Wetter draußen ſtehen müſſen, um 
im gegebenen Moment den Unternehmer bei der 
Uebertretung der Geſetze anzutreffen. 


Daß die Kontrolle wichtig iſt und daß wir be⸗ 
ſonders in der heutigen Zeit auf die Einhaltung 
der geſetzlichen Beſtimmungen achten müſſen, geht 
aus der Tatſache hervor, daß wir heute über ein 
Erwerbsloſenheer von 28 000 verfügen. Wir kön⸗ 
nen es nicht zulaſſen, daß die Staatsfinanzen im⸗ 
mer ſtärker durch die Auszahlung von Erwerbslo⸗ 
ſenunterſtützung belaſtet werden und auf der an⸗ 
deren Seite durch Schiebereien Hunderte und Tau⸗ 
ſende Arbeiter, von den Arbeitsſtellen, die ihnen 
zuſtehen abgehalten werden. Das ſind triftige 
Gründe, die Sie veranlaſſen müſſen, unter allen 


Umſtänden die bisherige Kontrolle aufrechtzuer⸗ 


halten. 

Ich komme insbeſondere auf das Bäckergewerbe 
zu ſprechen. Sie wiſſen, daß das Bäckergewerbe 
das Verbot der Nachtarbeit hat. Ich weiß, daß 
viele das nicht wiſſen und einfach fragen, wie 
kommt es denn, daß im Bäckergewerbe die Leute 
nur bei Tage arbeiten wollen und nicht des Nachts. 
Es iſt mir nicht mehr möglich, infolge der kurzen 
Zeit eingehend auf dieſe Dinge einzugehen. Das 
Eine möchte ich aber ſagen, daß durch die frühere 
Nachtarbeit ſich bei den dort Beſchäftigten die ver⸗ 
ſchiedenſten Geſundheitsſtörungen einſtellten. Sie 
können das ſelbſt ermeſſen. Heute ſind Sie die 
halbe Nacht hier. Stellen Sie ſich vor, wenn Sie 
365 Nächte Nacht für Nacht auf ſein müſſen, wie 
Ihre Körperkonſtitution davon beeinflußt werden 
müßte. Auch Sie würden höchſtwahrſcheinlich die 
Granuloſe bekommen, die Schwindſucht. Sie wür⸗ 
den Krankheiten bekommen, die Sie alle nicht gern 
haben wollen. Alle dieſe Krankheiten ſind früher 
durch ſtändige Nachtarbeit im Bäckergewerbe ent⸗ 
ſtanden. Das iſt einer der Gründe, die dafür ſpre⸗ 
chen, daß wir uns gegen die Nachtarbeit wenden 
müſſen. Aber es ſind auch noch andere Gründe 
vorhanden. Auch das rein Menſchliche muß hier 
zum Durchbruch kommen. Sie können von keinem 
Menſchen, ganz beſonders von keinem jungen Men⸗ 
ſchen verlangen, daß er, wenn er eine Stelle hat, 
jahrelang jede Nacht arbeitet; denn Nachtarbeit 
bringt ohne weiteres die ſiebentägige Arbeitswoche 
mit ſich. Ich möchte den ſehen, der darauf ver⸗ 
zichtet, in ſeiner Jugendzeit das zu tun, was Sie 
getan haben. Die Wichtigkeit dieſer Frage ſteht 
zweifellos feſt. Es muß wunder nehmen, daß Sie 
all dieſe Momente nicht in Betracht gezogen haben, 
ſondern darüber einfach zur Tagesordnung über⸗ 
gegangen find. Wegen 28 500 Gulden wollen Sie 
eine Einrichtung ſtreichen und anderen Reſſorts 
unterſtellen, damit fie nicht in vollem Umfange 


wirken kann und die Ungelegenheiten, die ſie den 


einzelnen Gewerbetreibenden bereitet hat, nicht 
mehr entſtehen. 

Dieſe Auffaſſung, als wenn hier eine Erleichte⸗ 
rung für die Gewerbetreibenden geſchaffen werden 
müßte, iſt nach meinem Dafürhalten eine durch⸗ 
aus verkehrte. Die reellen Unternehmer werden 
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ſammlungen kann man ſchon haben. Wer wieder 
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Joſeph, Abgeordneter) 

in Zukunft darunter leiden, daß eine Anzahl un⸗ 
reeller Arbeitgeber, unreeller Gewerbetreibender 
ſich auf Koſten der reell arbeitenden Gewerbetei⸗ 
benden bereichern kann. Diejenigen, die wie Sie 
früher aufgepaßt haben, Herr Abg. Meier, waren 
froh, daß ſie ſelbſt ein bißchen früher anfingen. 
Wenn es draußen kalt war, dachten Sie nicht 
daran, kontrollieren zu gehen, das überließen Sie 
den anderen. Einen großen Mund in den Ver⸗ 


haben will, daß Verhältniſſe einreißen, die dem 
Staat durch Fürſorge für Erkrankte und frühzeitig 
invalide Gewordene viel mehr Mittel abnehmen, 
der kann ſich vielleicht abſichtlich gegen jede Er⸗ 
rungenſchaft der Arbeiterſchaft wenden und auch 
für dieſen Etat ſtimmen. Wer die Dinge aber nicht 
in dieſem reaktionären Sinne umgeſtalten will, 
wer auch die Arbeiter zu ihrem Recht kommen laſ⸗ 
ſen will und ſie ſchützen will vor Krankheit, Unfall 
und anderen Dingen, wen auch die Geſundheit 
des Arbeiters etwas angeht, wird der Aenderung 
des Haushaltsplans für die Abteilung Arbeit nicht 
zuſtimmen können, ſondern unſerm Antrag zuſtim⸗ 
men müſſen, daß im Haushaltsplan der Abteilung 
Arbeit die Poſitionen Abſchnitt A II, Stelle 25 
und Abſchnitt B I, Stelle 3 und Abſchnitt C I, 
Stelle 3 wieder hergeſtellt werden. 

Ich bitte, ſich die Dinge noch einmal zu über⸗ 
legen, obwohl ich nur ſehr geringe Hoffnung habe, 
daß Sie ſich zu einer anderen und beſſeren Anſicht 
bekehren werden. Sie ſind hierbei viel zu viel 
unter den Volldampf der Nationalſozialiſten ge⸗ 
raten und vielleicht auch zuviel unter den Voll⸗ 
dampf der kleinen Gewerbetreibenden gekommen, 
die ſich gern auf Koſten der Allgemeinheit berei⸗ 


chern möchten. g 


Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. In Druckſache Nr. 175 iſt folgender Abän⸗ 
derungsantrag geſtellt: 

Ausgabe. 
Wir beantragen: 

Abſchnitt II Stelle 25 in der urſprünglichen Faſſung 
wiederherzuſtellen und den Betrag von 4 920,— G 
einzuſetzen. 5 

Abſchnitt B I Stelle 3 in der unſprünglichen Faſſung 
wiederherzuſtellen und 9 190,— G einzulegen. 

Abſchnitt C I Stelle 3 iſt in der alten Faſſung herzu⸗ 
ſtellen und 39 840.— G einzulegen. 

(Abg. Plenikowſki: Wir beantragen zu Abſchnitt 
A II, Stelle 25 namentliche Abſtimmung!) Es iſt 
der Antrag geſtellt worden, über den Abände⸗ 
rungsantrag Druckſache Nr. 175 Abſchnitt A II, 
Stelle 25 namentlich abſtimmen zu laſſen. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? — Jetzt reicht die Un⸗ 
terſtützung aus. Ich bitte die Plätze einzunehmen. 

ir kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich 
bitte, die Karten einzuſammeln. — (Zwiſchenrufe 
der Abg. Greiſer und Plenikowſki.) Abgegeben“) 


8) Endgültiges Abſtimmungsrgebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 43, davon 6 mit Ja, 37 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Fiſcher, Gehl, Joſeph. Mau, 
Moritz, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. 
Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 


Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 


Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 


Donnerstag, den 12. März 1931. 


ſind 42 Stimmkarten, 36 mit Nein und ſechs mit 00 


Ja. Der Antrag zu Abſchnitt A II Stelle 25 iſt 
mithin abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung über Druckſache Nr. 175, Abſchnitt B I, 
Stelle 3. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, er iſt ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Antrag zu Abſchnitt C I, Stelle 3 in Druckſache 
175. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt ebenfalls 
abgelehnt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung 
über den Haushaltsplan für Arbeit. Wer ihn an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Mehrheit, damit iſt dieſer Haushalts⸗ 
plan in zweiter Leſung angenommen. Ich rufe jetzt 
die Anlage 8 auf: 

Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Druckſache Nr. 122. Abänderungsantrag Druckſache 
Nr. 157. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich 
ſchließe die Beſprechung. Ich laſſe zuerſt über den 
Abänderungsantrag des Herrn Abg. Plenikowſfki 
u. Fr. in Druckſache Nr. 157 abſtimmen. 

Ausgabe. 

In Abſchnitt A Stelle 6 iſt die Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigung für den Gerichtspräſidenten in Höhe 
von 1340,— G zu ſtreichen. 

In Abſchnitt A II Stelle 25 iſt der 
14 500,— G auf 90 000,— G zu kürzen. 

In Abſchnitt A II Stelle 27 iſt der Betrag um 
26 000, — G auf 120 000,— G zu kürzen. 

In Abſchnitt B II Stelle 24 iſt der Betrag um 
20 000.— G zu erhöhen auf 29720,— G. In Er: 
läuterungen iſt in B II. 2a der Betrag auf 
26 100,— G zu erhöhen. 

In Abſchnitt B II Stelle 29 iſt der Text in Spalte 3 
wie folgt zu ſetzen: Entſchädigung der Gefangenen 
und deren Angehörige im Falle der Verletzung, Tö⸗ 
tung oder eines ſonſtigen Unfalles. Der Betrag 
in Spalte 4 iſt auf 10 000. — G zu erhöhen. 

In Abſchnitt B III Stelle 42 iſt der Betrag auf 
50 000,— G zu erhöhen. 

In Abſchnitt B III Stelle 43 
230 000,— G zu erhöhen. 


Betrag um 


iſt der Betrag auf 
In Erläuterungen ſind 


zu ſetzen in 

1. 160 000,— G 

2. 51 000.— „ 

3 500,— „ Die Worte „Seelſorge u.“ find zu 

ſtreichen. 
4. 1900 „ 
5 17 500,— „ 
230 000,— { 


In Abſchnitt B III Stelle 45 ift im Textteil 3 zu ſetzen: 
Bewilligungen an die Gefangenen und deren An⸗ 
gehörige aus dem Arbeitsverdienſt (Tariflöhne). 
Der Betrag in Spalte 4 iſt von 20 000, G auf 
260 000. — G zu erhöhen. 

Wir ſtimmen über die geſamten Abänderungsan⸗ 
träge in dieſer Druckſache ab. Wer ſie annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, die Ab⸗ 
änderungsanträge in Druckſache Nr. 157 ſind abge⸗ 
lehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über den Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 


mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sufatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Wittenberg, von Wnuck. : 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 


Brill, Czarnecki, Ehrlichmann, Gerhard Friedrich, Jahr, 


Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, 

Kurowſki, Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Frau 

Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, 

e Spill, Dr. Strunk, Stufomwifi, Frau Totzki. Weiß, 
erner. 
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(Bizepräfident Gaikowfki) 
— Danke, das iſt die Mehrheit. Damit iſt auch die⸗ 
ſer Haushaltsplan angenommen. Ich rufe An⸗ 
lage 9 auf: 
Haushaltsplan für Oeffentliche Arbeiten 
und Verkehr. 
Druckſache Nr. 123. Der Antrag des Herrn Abg. 
Friedrich dazu iſt bereits erledigt. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Wir 
haben auch zu dieſem Etat einige Abänderungs⸗ 
anträge geſtellt. Uns allen iſt klar, daß die Frage 
der Oeffentlichen Arbeiten, die früher eine große 
Rolle geſpielt hat, in Zukunft völlig verſchwinden 
wird, weil die wenigen Arbeitsmöglichkeiten nicht 
auf ſtaatlicher Grundlage, ſondern meiſtens vom 
Privatkapital durchgeführt werden. Wir haben 
trotzdem einige Abänderungsanträge geſtellt, die 
nach unſerer Auffaſſung dringend erledigt wer⸗ 
den müſſen. Da iſt erſtens einmal ein Abände⸗ 
rungsantrag, der vorſieht, den Gemeinden höhere 
Beihilfen für den Wegebau zu geben. Wenn man 
ſo durch das Freiſtaatgebiet pilgert, und wenn es 
beſonders noch ein bißchen geregnet hat, (Abg. 


Greiſer: Erſter Klaſſe!) es gibt viele Strecken, wo 


man zu Fuß gehen muß. Wir haben nicht ſo viel 
Geld wie Sie, daß wir uns Laſtautos annehmen 
können und gehen viel zu Fuß. Es ſchadet auch 
nichts. Aber es gibt auch ältere Leute, die nicht 
ſo gut auf den Beinen ſind und oft auch ſchlechtes 
Schuhwerk haben. Wenn ſie dann bis an die 
Knöchel im Dreck verſinken, ſo kann neben dem 
Verluſt des Schuhzeugs noch Krankheit entſtehen. 
Wir haben hier einen Abänderungsantrag 
eingebracht, daß der Zuſchuß für die Gemeinden er⸗ 
höht werden ſoll, damit ſie die unbedingt not⸗ 
wendigen Arbeiten für den Wegebau durchführen 
können. Wir wiſſen, daß in Zukunft durch den 
Ausſchluß der Erwerbsloſen von der Fürſorge die 
Gemeinden die Mittel für die Wohlfahrtspflege 
aufbringen ſollen. Dann wird es ihnen nicht mög⸗ 
lich ſein, für andere Ausgaben noch Mittel zur 

erfügung zu ſtellen. Hier wird der Senat, wenn 
er nur etwas leiſten will, den Gemeinden Mittel 
zur Verfügung ſtellen müſſen. 

Ein anderer Abänderungsantrag, den wir ge⸗ 
ſtellt haben, geht dahin, daß die Poſition zur Ver⸗ 
fügung des Senats zur Förderung von Verkehrs⸗ 
unternehmen geſtrichen werden ſoll. Wir ſehen in 
dieſer Poſition eine Möglichkeit, durch beſtimmte 

erbindungen an Unternehmungen Zuſchüſſe zu 
leiſten. Wir wiſſen an Hand unſerer Erfahrun⸗ 
gen, daß der mit den Zuſchüſſen bedacht wird, der 
as Drähtchen im Feuer hat. Ferner wollen wir, 
daß die letzte Rate für den Ausbau des Flugha⸗ 
fens verſchwinden ſoll. Im Ausſchuß iſt ſchon dar⸗ 
über geredet worden. Das iſt für uns nicht maß⸗ 
gebend, ſondern wir wiſſen, daß alle Länder, auch 
Deutſchland durch Rieſenſubventionen den Flug⸗ 
verkehr fördern, nicht unter dem Geſichtswinkel des 

erkehrs, ſondern aus militäriſchen Gründen. Für 
ſolche militäriſchen Mittel bewilligen wir nichts. 
Abg. Greiſer: In Rußland könnt Ihr ſie bewil⸗ 
ligen!) Es iſt ein Unterjchied, ob ein Krieg geführt 
wird im Intereſſe einer Minderheit oder einer 
Mehrheit. Wenn Sie das noch nicht begriffen 
haben, tun Sie mir leid. (Abg. Greiſer: Da bin 


ich wohl mehr Fachmann!) Sie haben ja auch auf 
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dem Motorboot übernachtet. Aber es gibt ſo viele 
Fragen, die Sie nur unter dem begrenzten Ge⸗ 
ſichtswinkel der Nationalſozialiſten überſehen. Es iſt 
heute ſchon geſagt worden, das Wilhelm, der Aus⸗ 
reißer, die deutſche Nation auf eine ungeahnte 
Höhe führen wollte. Ich glaube, Sie ſelbſt ſpüren 
die ungeahnte Höhe auf die Sie Wilhelm der 
Ausreißer durch einen imperialiſtiſchen Krieg ge⸗ 
führt hat. Durch einen ſolchen Krieg werden wir 
heute nicht mehr vorwärts kommen, ſondern die 
Laſten eines imperialiſtiſchen Krieges wird immer 
die Mehrheit der Bevölkerung tragen müſſen. Bei 
der heutigen Aufteilung der Welt wird ein Krieg 
ſich immer zu einer Kataſtrophe für die Menſchen 
auswirken müſſen. (Abg. H. Friedrich: Ihre 
Freunde bewilligen ſchon die Kriegsſchiffe!) Von 
Ihnen müßte man doch annehmen, daß Sie den 
Gegenſatz zwiſchen Sozialdemokraten und Kom⸗ 
muniſten kennen. Sie haben das größte Intereſſe, 
der Arbeiterſchaft einzureden, daß der Marxismus 
abgewirtſchaftet hat. Sie verſuchen in dieſer Li⸗ 
nie immer wieder unter dem Begriff „Rote“ uns 
und die Sozialdemokraten zu nennen. Sie ſind der 
Sozialdemokratie rieſigen Dank ſchuldig. Wenn die 
Sozialdemokraten nicht den Verrat an der Arbei⸗ 
terklaſſe bis zum heutigen Tag durchgeführt hätte, 
ſäßen Sie heute nicht hier. (Zwiſchenrufe). Sie 
müſſen aber Ihren Auftrag ausführen. Ob Sie 
exiſtieren oder nicht, iſt egal. Politiſche Ideen 
werden letzten Endes vom Finanzkapital hochge⸗ 
züchtet, deren es ſich bedient, um ihre Macht zu 
behaupten. Mit Ihren Argumenten, mit Ihren 
Gedankengängen lange zu diskutieren iſt ja zweck⸗ 
los, weil Sie das größte Intereſſe haben, mit Dreck 
und Schwindel zu operieren und in eine ſachliche 
Auseinanderſetzung politiſcher Natur nicht ein⸗ 
treten können. Wir können ſagen, daß unſere Idee 
auf einem Sechſtel der Erdoberfläche geſiegt hat. 
Aber Sie können ſagen, daß in dem dritten Reich 
Italien die Arbeiterſchaft noch weiter zu Boden 
getreten wird, und auch in Polen. Die letzten Zu⸗ 
ſtände in Deutſchland ſind mit ein Beweis für die 
Wirtſchaftskriſe. Wenn Sie das nicht verſtehen, 
iſt Ihnen nicht zu helfen. Darum iſt der Vorwurf, 
den wir Ihnen, als den gemeinſten Knechten des 
Finanzkapitals machen, berechtigt. 

M. D. u. H.] Wir haben auch in dieſer Angele⸗ 
genheit einige Worte zu ſagen (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) Wir verzichten auf Lob und ähnliches. 
Wir wiſſen, daß die Vertreter der Arbeiterklaſſe 
niemals auf Lob und Dank zu rechnen haben. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Greiſer). Das überlaſſen Sie ihm 
ſelbſt, er braucht keinen Vormund. Wir haben in 
dieſer Angelegenheit zwei Entſchließungen einge⸗ 
bracht, bei denen es ſich um den Fährbetrieb han⸗ 
delt. Soviel ich weiß, Herr Abg. Greiſer, ſind Sie 
recht oft auf dem Lande. Sie wiſſen alſo, daß der 
Fährbetrieb für die Arbeiterſchaft ziemlich große 
Belaſtungen mit ſich bringt. (Zuruf des Abg. Grei⸗ 
ſer.) Sie wagen ſich nicht allein hinaus, Sie müſ⸗ 
ſen eine ſtarke Begleitung haben, das iſt der An⸗ 
terſchied zwiſchen uns und Ihnen. Gerade der 
Fährbetrieb bedeutet eine ſtarke Belaſtung für die 
minderbemittelten Kreiſe. Die Arbeiterſchaft, die 
ſich auf dem Lande meiſt zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad fortbewegt, muß für ſich und das Fahrrad 
Fährgeld zahlen. Was für die minderbemittelten 


0 


D) 


(A) 


(B) 


372 Volkstag Danzig — 19. Sitzung. 


(Kreft, Abgeordneter) 

Kreiſe, für die Kleinbauern uſw. eine große Bela⸗ 
ſtung darſtellt. Unſere Entſchließung hat folgen 
den Wortlaut: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Von Perſonen, die im Gebiet der Freien Stadt 
Danzig wohnhaft ſind, iſt Fährgeld nicht zu erheben. 
Als Ausweis genügt eine Beſcheinigung der Polizei⸗ 
behörde, die unentgeltlich auszuſtellen iſt. 

Die zweite Entſchließung hat folgenden Wortlaut: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Sämtliche private Fähren ſind in ſtaatliche umzu⸗ 
wandeln. Die Fährleute ſind in den Staatsdienſt ein⸗ 
zuſtellen. ; 

Hier haben Sie alſo wieder keine Agitationsan⸗ 
träge, ſondern ſolche Anträge, die wirklich den In⸗ 
tereſſen beſonders der Landbevölkerung entſpre⸗ 
chen. Natürlich ſind wir uns darüber klar, daß Sie 
dieſe Anträge genau ſo wie die übrigen ablehnen 
werden. In der Vergangenheit haben ſich die Her⸗ 
ren Nationalſozialiſten auf dem Lande ja auch der 
Stimmung der Landbevölkerung angepaßt und 
verſprochen, dafür einzutreten, daß das Fährgeld 
abgeſchafft werden ſoll. Wir haben die Anträge 
geſtellt, um auch hier wieder feſtzuſtellen, wie Sie 
ſich in dieſer Angelegenheit verhalten werden. 


Vizepräſident Gaikowſki: Die Ausſprache it, 


geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Abänderungsanträge in Druckſache Nr. 156: 
Ausgaben. 
Abſchnitt D iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt F III Stelle 42: Der Betrag iſt von 25 000.— 
G auf 100 000. — G zu erhöhen. 
Abſchnitt K III Stelle 46 iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt K IV Stelle 47 iſt zu ſtreichen. 
Einnahmen. 

Abſchnitt D iſt zu ſtreichen. 
Die Entſchließungen in derſelben Druckſache kön⸗ 
nen erſt bei der dritten Leſung zur Abſtimmung 
gebracht werden. Wer die Abänderungsanträge 
in Druckſache Nr. 156 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Ich danke und bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Letzteres iſt die Majorität, die Anträge 
ſind abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur Abſtim⸗ 
mung über den Haushaltsplan für öffentliche Ar⸗ 
beiten und Verkehr für 1931 ſelbſt. Wer ihn in 


Einnahme und Ausgabe annehmen will, bitte ich, 


ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. 
Damit iſt dieſer Etat in zweiter Leſung angenom⸗ 
men. Ich rufe die Anlage 10 auf: 
Haushaltsplan der Staatlichen Grundbe⸗ 
ſitzberwaltung. 
Druckſache Nr. 124. Dazu Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 167. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wer⸗ 
den den Kampf gegen dieſen Klaſſenetat des na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Ziehm⸗Senats in derſelben 
Form wie bisher weiterführen. Wir haben kein 
Hehl daraus gemacht, daß wir nicht daran inter⸗ 
eſſiert find, den Parlamentarismus zu verteidigen. 
Intereſſant iſt nur, daß die Deutſchnationalen 
jetzt wie die Wieſel herumrannten, um die So⸗ 
zialdemokraten zu beſchwören, daß es darum gehe, 
den Parlamentarismus zu ſchützen und ihn nicht 
zu verhöhnen. Wenn wir Abänderungsanträge 


ſtellen, das haben wir ſchon einmal von dieſer 
Stelle aus betont, dann iſt es uns um dieſe An⸗ 
träge ernſt gemeint. (Abg. Philipſen: Vorhin ha⸗ 
ben Sie das Gegenteil behauptet!) Wir wollen für 
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die Poſitionen, die Sie beſchließen, keinen Pfennig (O 


bewilligen. Daran denken wir nicht. Genau ſo 
haben wir betont, daß wir keine Urſache haben, 
den Parlamentarismus zu verteidigen, ſondern im 
Gegenteil zu zeigen, welche Komödie Sie hier auf⸗ 
führen. Die Sozialdemokraten ſuchten ja nur 
einen Anlaß, um ſich auch der Rolle, die ſie bisher 
ſpielten, zu entziehen und ſich wieder in Ihre 
Einheitsfront einzureihen. Deshalb ſuchten ſie 
krampfhaft nach dieſem Anlaß. (Zuruf des Abg. 
Weber). Sie wußten ganz genau, daß es nicht nur 
um dieſe jetzt von uns eingereichten Anträge als 
ſolche ging, ſondern darum, Obſtruktion zu treiben, 
um dieſen Schandetat zu verhindern oder wollen 
Sie das nicht wiſſen? Glauben Sie, daß wir die 
Maßnahmen nur getroffen haben, um dieſe An⸗ 
träge zu ſtellen? Wir wollten vor allem auch Ob⸗ 
ſtruktion gegen die Verabſchiedung dieſes Hunger⸗ 
etats treiben. Dann ſollte vor allen Dingen auch 
der bürgerlichen Clique für ihre Abwürgermethode 
eine Quittung gegeben werden. Herr Abg. Phi⸗ 
lipſen, wenn Sie glauben, aus meinen Worten 
etwas Wertvolles herausgehört zu haben, ſo ſage 
ich, daß wir heute eine große öffentliche Verſamm⸗ 
lung haben, in der wir der geſamten Oeffentlich⸗ 
keit gegenüber dieſelben Worte gebrauchen werden. 
Glauben Sie, daß wir uns ſcheuen, das zu vertre⸗ 
ten, was wir geſagt haben? 

Unjere Stellungnahme iſt von Anfang an klar 
geweſen und wird klar bleiben. Wir haben nicht 
in Preußen unſere Zuſtimmung gegeben zu irgend⸗ 
welchen Schandmaßnahmen und führen keinen 
Scheinkampf. Wir führen überall grundſätzlichen 
Kampf für die Intereſſen der werktätigen Bevöl⸗ 
kerung, in Deutſchland, Polen und andern Län⸗ 
dern. Der Etat der Staatlichen Grundbeſitzver⸗ 
waltung, der uns hier vorliegt, (Abg. Greiſer: 
Brauchen Sie nicht Herrn Berent dazu?) Sie 
können dieſen Herrn holen, wenn Sie Wert dar⸗ 
auf legen, ich brauche ihn nicht. Es genügt, wenn 
Herr Dr. Althoff da iſt. Der iſt der Verantwort⸗ 
liche. Sie ſind politiſch ein derartiges Baby, daß 
Sie nicht wiſſen, wer für dieſen Etat verantwort⸗ 
lich iſt. Das iſt Ihnen nicht übel zu nehmen. Wir 


haben ſchon im Ausſchuß die Frage angeſchnitten, 


warum man in dieſem Etat die Komödie aufführt, 
daß man ſowohl in Ausgabe wie Einnahme die 
Poſition Außerordentliches für den Erwerb und 
die Verbeſſerung von Grundſtücken einſetzt. Es 
ſind 2 440 480 Gulden in Ausgabe und Einnahme. 
Die Erklärung, die Sie abgegeben haben, iſt der⸗ 
art lendenlahm, daß ſie niemals befriedigt. Einer 
will ein Geſchäft machen, entweder die Stadt oder 
der Staat. Jedenfalls werden beide verſuchen, ſich 
gegenſeitig zu begaunern. (Zurufe). Das iſt eine 
Begaunerei, Sie ſind Geſchäftsleute und müſſen 
das beurteilen können. Es kommt darauf an, wo 
die geriſſeneren Gauner ſitzen. Tatſache iſt, daß der 
Staat Beſitz veräußert. Iſt das Beſitz, der Ein⸗ 
nahmen gebracht hat oder nicht? Es iſt Tatſache, 
daß es ſich größtenteils um Beſitz handelt, der bis⸗ 
her Einnahmen gebracht hat, während die Stadt 
Beſitz veräußert, der bisher keine Einnahmen er⸗ 
brachte. Das iſt im Ausſchuß geſagt worden. Sie 
werden das nicht abſtreiten können. 1 
In dieſem Etat iſt eine Position über den Völ⸗ 
Die Nationalſo⸗ 
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zialiſten erklärten, ſie ſtimmten für die Ausgabe, 
weil es ſich um einen Faſchiſten handele. Die Polen 
ſind Faſchiſten und haben eine faſchiſtiſche Regie⸗ 
rung. Infolgedeſſen müßten die Nationalſoziali⸗ 
ſten auch für die Poſition aller polniſchen Aus⸗ 
gaben ſtimmen, weil es ſich um Faſchiſten handelt. 
Intereſſant iſt es, daß ſie hier eine Liebe für ita⸗ 
lieniſche Beamte zum Ausdruck brachten. Ich 
hatte vor kurzer Zeit eine Verſammlung in 
Stuhm. Da trat ein Nationalſozialiſt als Diskuſ⸗ 
ſionsredner auf. Es waren ungefähr 30 bis 40 
Nationalſozialiſten anweſend. Er erklärte: „Wir 
ſolidariſieren uns nicht mit den Maßnahmen, die 
in Italien vom Faſchismus getroffen werden. Wir 
rücken vom italieniſchen Faſchismus ab, denn das 
iſt eine Diktatur von oben, während wir deutſchen 
Faſchiſten eine Diktatur von unten haben wollen.“ 
(Abg. Greiſer: Da haben ſie recht geſprochen!) Bei 
Ihnen iſt doch nur Hitler maßgebend. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Da haben fie recht geſprochen]) Sie haben uns 
ſchon oft Recht geben müſſen. Sie haben ſchon oft 
erklärt, daß Sie nicht für die oder die Poſition 
ſtimmen würden, und dann zeigte es ſich, daß Sie 
dann doch für dieſe Ausgaben ſtimmten, die z. B. 
Mittel für den Sachwalter des Völkerbundes be⸗ 
willigten. Sie erklärten doch, daß Sie für die 
Aufrechterhaltung der Summen nicht eintreten 
wollten. Wenn wir bedenken, daß 40 000 Gulden 
für ein einziges Gebäude ausgegeben werden, daß 
Sie aber für alle Volksſchulen in der Freien Stadt 
die lächerliche Summe von 180 000 G einſetzen, 
(Abg. Dyck: Daran find Sie ſchuld!) das zeigt nur 
Ihr böſes Gewiſſen, Herr Abg. Dyck. Damit geben 
Sie ſelbſt zu, daß die Geſchichte auch für Sie et⸗ 
was eigenartig iſt, daß Sie als Deutſchnationale, 
die Sie ſelbſt beantragt haben, daß Deutſchland 
aus dem Völkerbund austreten ſolle, für die In⸗ 
ſtandſetzung eines Grundſtücks, das von einem 
ommiſſar des Völkerbundes bewohnt wird, 
40 000 Gulden bewilligen und für die Schulen der 
Kinder des Danziger Volkes nur 180 000 Gulden. 
as kennzeichnet die Deutſchnationalen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts) Dieſe wütenden Zwiſchenrufe 
müſſen Sie auch mit lächelnder Miene vortragen. 
as zeugt von Ihrem böſen Gewiſſen. Sie pfeifen 
auf Ihre deutſchen Belange, Sie pfeifen auf Ihre 
inſtellung zum Völkerbund, wenn das Finanz⸗ 
kapital diktiert. Herr Präſident, Sie müſſen die 
eit anrechnen, die gebraucht wird, um auf Zwi⸗ 
chenrufe zu antworten. Sie (zu den Nationalſo⸗ 
zialiſten) find eigentlich nur zuſtändig, um beur⸗ 
eilen zu können, ob man des Nachts in einem 
Boot ſchlafen kann, da Sie das als Heldentat hin⸗ 
geſtellt haben. Wir haben draußen Tag für Tag 
im Dreck ſchlafen müſſen. Sie aber ſtellen das 
chlafen in einem Boot im Sommer als Helden⸗ 
tat hin. Ich habe nicht nötig, mir das Eiſerne 
Kreuz hier anzuſtecken. Das überlaſſe ich anderen 
en. Ich habe nicht nötig, mir die Verwunde⸗ 
enabzeichen anzuſtecken. Das überlaſſe ich andern 
euten. Aber wenn Sie daran zweifeln, können 
Sie den Beweis von mir geliefert bekommen. 
ommen Sie alſo nicht mit ſolchen Mätzchen. 
a Es it noch eine andere Poſition, die ſehr eigen⸗ 
ns wirkt, und zwar find das die Ausgaben, die 
er Danziger Staat für die Danziger Werft und 
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die Eiſenbahnhauptwerkſtätte Troyl macht, und 
zwar in Höhe von 74 700 Gulden. Dieſe Aktien⸗ 
geſellſchaft, die in dieſem Jahr höhere Gewinn⸗ 
anteile herausgibt, dieſe zuſammengelaufene Räu⸗ 
bergeſellſchaft, in der ſich die Kapitaliſten von 
England, Frankreich und Polen die Hand reichen, 
um die Danziger Bevölkerung, die Werftarbeiter⸗ 
ſchaft, ausplündern zu laſſen, erhält noch dieſen 
Betrag. (Rußland läßt doch da arbeiten! rechts) 
Das hat an und für ſich mit der Angelegenheit 
nichts zu tun. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich glaube, Sie haben doch noch andere 
Ausdrücke für dieſe Geſellſchaft. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es ſind 
Finanzhyänen, etwas anderes ſind ſie nicht. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts) Fällt das den Nazis auf die Ner⸗ 
ven? Für dieſe werden noch 74 700 Gulden bewil⸗ 
ligt. Wenn die Sowjetunion herkommt und die 
Schiffe bauen läßt, dann tut ſie es nicht der ſchö⸗ 
nen Augen der Finanzhyänen wegen. Aber Sie 
ſind es, die noch betteln, daß dieſe Aufträge hier⸗ 
herkommen. Die Finanzhyänen preſſen höchſtens 
das Geld aus den Danziger Arbeitern heraus, 
aber die Sowjetunion ſchafft Arbeit, die holt kein 
Geld heraus. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ihre Zeit iſt abgelau⸗ 
fen, Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſkti, Abgeordneter (K. P.): Ich weiſe 
nur darauf hin, daß Sie einzelnen anderen Ab⸗ 
geordneten gegenüber viel zuvorkommender wa⸗ 
ren. Wir legen durchaus keinen Wert darauf, daß 
Sie uns gegenüber zuvorkommender ſein ſollen. 
Das erwarten wir vom Präſidium nicht. Andere 
Abgeordnete haben Sie die Zeit weſentlich über⸗ 
ſchreiten laſſen. Wir werden nicht um mehr Zeit 
bitten. Wir werden aber die Möglichkeit, im 
Rahmen dieſes Syſtems zu kämpfen, ausnutzen 
und werden über dieſe Möglichkeit hinaus den 
Kampf gegen dies Syſtem zu führen wiſſen. 

Vizepräſident Gaikowfki: Die Ausſprache iſt 
geſchloſſen, da Wortmeldungen nicht mehr vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wir ſtimmen 
zunächſt über die Abänderungsanträge des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. in Druckſache Nr. 167 ab: 

Ausgabe. 

Abſchnitt III Stelle 43: Der Betrag iſt zu ſtreichen. 
| A Stelle 44: Der Betrag iſt um 74 700,— G 
Wer dieſe Anträge annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, ſie ſind ab⸗ 
gelehnt. Ueber den Abänderungsantrag des Abg. 
Friedrich in Druckſache Nr. 173 iſt bereits abge⸗ 
ſtimmt worden. Wir kommen nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Haushaltsplan der Staatlichen 
Grundbeſitzverwaltung ſelbſt. Wer ihn annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit. Damit iſt auch dieſer Haushaltsplan 
in zweiter Leſung angenommen. Ich rufe die An⸗ 
lage 11 auf: 

Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen⸗, 

Fiſcherei⸗, Domänen⸗ und Forſtverwaltung. 

Druckſache Nr. 125. Die Ausſprache iſt eröffnet, 
das Wort hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Unter der all⸗ 
gemeinen Weltwirtſchaftskriſe hat insbeſondere die 
Landwirtſchaft zu leiden, und zwar nicht die gro⸗ 
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ßen Betriebe ſondern die kleinen. Immer mehr 
Bauern werden von ihrer Scholle vertrieben. 
Wenn man ſich den Etat für Landwirtſchaft durch⸗ 
lieſt, und gleichzeitig ſich die Rede des Herrn Abg. 
Malſch anſieht, muß man doch fragen: Wo iſt das 
Sofortprogramm der Nazis für die Landwirtſchaft 
geblieben? Auch unter dem Volldampf der Nazis 
iſt der Etat für die Landwirtſchaft derſelbe geblie⸗ 
ben. Man hat die Verſprechungen, die man den 
kleinen Bauern vor der Wahl gemacht hat, nicht 
erfüllt. Auf Grund der beſchränkten Redezeit iſt es 
nicht möglich, auf alle Einzelheiten einzugehen. 
Wir haben in unſerem Abänderungsantrag bean⸗ 
tragt, in Einnahme Abſchnitt B Stelle 41 zu ſtrei⸗ 
chen, und zwar ſind das die an die Fiſcher gegebe⸗ 
nen Darlehen. Nicht nur wir Kommuniſten ſind 
dafür, ſondern es waren im vergangenen Jahr 
auch die Deutſchnationalen, insbeſondere der frü⸗ 
here Herr Abg. Böhm, der beantragt hat, daß die⸗ 
ſes Darlehn geſtrichen wird, weil die Fiſcher nicht 
imſtande ſind, es zurückzuzahlen. Uns allen iſt 
klar, daß die Fiſcher auf Grund der ſchlechten Lage 
dies Geld auch nicht zahlen können, ſo daß es ſomit 
geſtrichen werden muß. Gleichzeitig verlangen wir 
zu Stelle 43, daß die Fiſchereiſcheingebühren, die 
hier mit einem Betrag in Höhe von 3 100 Gulden 
eingeſetzt ſind, auch geſtrichen werden. Die Fiſcher 
müſſen ſchon die Pacht zahlen, ſo daß ſie genügend 
Unkoſten haben. 

Wir haben beantragt, in Ausgabe Abſchnitt A 


Stelle 42 a eine neue Poſition einzuführen, und 
zwar Beihilfen für Kleinbauern bis zu einer 


(8) Ackernahrung 100 000 Gulden. Sie haben vorhin 


beſchloſſen, für den Etat des Innern circa 10 Mil⸗ 
lionen auszugeben. Wenn wir fordern, für die ge⸗ 
ſamten Kleinbauern einen Betrag von 100 000 
Gulden einzuſetzen, ſo iſt das nicht zuviel, ſondern 
zu wenig. Aber Sie haben ja im Ausſchuß unſe⸗ 
ren Antrag abgelehnt und Sie werden hier das⸗ 
ſelbe machen. Sie haben hier ja wie in jedem 
Jahre zur Förderung der Landwirtſchaft 219 100 
Gulden eingeſetzt. Wir müſſen uns als Kommu⸗ 
niſten die Frage ſtellen, wo dies Geld geblieben 
iſt. Das Geld, das im Etat in den letzten Jahren 
eingeſetzt wurde, haben nicht die Kleinbauern er⸗ 
halten, ſondern es iſt in die Taſchen der Groß⸗ 
agrarier gefloſſen, und die Kleinbauern haben das 
Nachſehen gehabt. Man hat hier unter anderm 
für Pferdezucht 13000 Gulden, Rindviehzucht 
1100 Gulden, Molkereiweſen 4000 G uſw. ein⸗ 
geſetzt. Man kann den Kleinbauern fragen, wel⸗ 
chen man will, ob im Großen Werder oder im 
Höhenkreis, alle geben uns die Antwort, ſie hät⸗ 
ten kein Geld erhalten und wüßten überhaupt 
nicht, ob der Volkstag etwas beſchloſſen hat. Das 
zeigt, daß die Kleinbauern nicht das Geld erhal⸗ 
ten, ſondern man gibt es gleich dem Landbund. 
Es iſt doch Tatſache, daß die Kleinbauern nicht im 
Landbund organiſiert ſind, ſondern nur die Groß⸗ 
agrarier. (Zuruf rechts). Selbſtverſtändlich habe 
ich eine Ahnung davon, wo die Kleinbauern or⸗ 
ganiſiert ſind, weil ich vielleicht mehr mit den 
Kleinbauern in Verbindung ſtehe als Sie. Sie 
ſtehen nur mit den Großagrariern in Verbindung. 
Wir wiſſen ganz genau, daß für die Kleinbauern 


nichts gemacht wird. Ich habe ja Gelegenheit, in 
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Brunau ſehr oft mit den Kleinbauern zu ſprechen. (O) 


— Der Kreistag Großes Werder hat auf Antrag 
der Kommuniſtiſchen Partei beſchloſſen, für die 
Kleinbauern eine Beihilfe zu bewilligen. Die 
Kleinbauern aus Brunau haben Anträge beim 
Kreisausſchuß eingebracht, aber nichts erhalten. 
Sie haben auch verſucht, von dieſem Geld etwas 
zu bekommen, aber kein Kleinbauer hat auch nicht 
einen roten Pfennig erhalten. 

Hier zeigt es ſich, daß die Kleinbauern nicht 
berückſichtigt werden, ſondern nur die Großagra⸗ 
rier. Es iſt unſere Aufgabe, hier die Forderun⸗ 
gen der Kleinbauern zu vertreten. Deshalb ver⸗ 
langen wir die Einſetzung von 100 000 Gulden 
für die Kleinbauern in den Etat. Gleichzeitig 
haben wir den Antrag geſtellt, für die Fiſcher eine 
neue Stelle zu ſchaffen, und zwar 42 a, eine Bei⸗ 
hilfe von 60 000 Gulden. Sie ſehen, daß wir hier 
auch nicht ſo hoch gegangen ſind. Die 60 000 Gul⸗ 
den werden auch nicht ausreichen, die Not und das 
Elend der Fiſcher zu beſeitigen. Wenn wir jetzt 
verlangen, daß dieſer Betrag ſofort in den Etat 
eingeſetzt wird, dann aus dem Grunde, damit Sie 
nicht ſpäter die Möglichkeit haben, zu erklären, 
daß Sie auch die Not der Fiſcher anerkennen, 
augenblicklich ſei aber kein Geld da. 

Wir haben Ihnen heute mehr als einmal Ge⸗ 
legenheit gegeben, andere Ausgaben zu ſtreichen. 
Wir haben beantragt, im Etat des Innern Aus⸗ 
gaben zu ſtreichen. Alſo es iſt Ihnen möglich, dieſe 
60 000 Gulden für die Fiſcher zu beſchließen, damit, 
wenn ſich die Not der Fiſcher bemerkbar macht, 
ihnen gleich das Geld ausgehändigt werden kann. 
Gleichzeitig verlangen wir, daß die Aufwandsent⸗ 
ſchädigungen, die in verſchiedenen Poſitionen ent⸗ 
halten ſind, geſtrichen werden. Bei der Forſtver⸗ 
waltung iſt unter Abſchnitt D VI der Betrag von 
24 600 Gulden eingeſetzt. Wir Kommuniſten ver⸗ 
langen, daß dieſer Betrag, der nur eine Aufwands⸗ 
entſchädigung darſtellt, geſtrichen wird. Dann ha⸗ 
ben wir noch andere Poſitionen, die geſtrichen 
werden können, ſo daß die 60 000 Gulden bald zu⸗ 
ſammen kommen. Sie haben alſo nicht die Mög⸗ 
lichkeit, zu erklären, daß wir Kommuniſten nicht 
die Deckungsfrage angeſchnitten, und wir haben 
Ihnen mehr als einmal gezeigt, woher Sie das 
Geld nehmen ſollen. Aber Sie werden auch hier 
alle unſere Anträge ablehnen, nicht deshalb, weil 
Sie nicht den Anträgen der Roten Ihre Zuſtim⸗ 
mung geben wollen, ſondern weil unſere Anträge 
im Intereſſe der kleinen Bauern, der geſamten 
werktätigen Klaſſe ſind. Deshalb lehnen Sie un⸗ 
ſere Anträge ab. Die Nationalſozialiſtiſche Frak⸗ 
tion hat in Druckſache 172 einen Urantrag einge: 
bracht, worin ſie verlangt, daß in der Landwirt⸗ 
ſchaft keine Zwangsvollſtreckungen vorgenommen 
werden ſollen. Ich hatte die Auffaſſung, daß auf 
Grund der Rede des Abg. Malſch die National- 
ſozialiſten mit einem ganz andern Antrag kommen 
würden. Ich hatte auch die Auffaſſung, daß die 
Deutſchnationalen, weil fie ja jo oft auf die Not 
der Landwirtſchaft hingewieſen haben, mit ganz 
andern Anträgen kommen würden. Wir ſehen, daß 
die Nationalſozialiſten das, was ſie vor cirka vier 
Wochen im Volkstag erklärten, heute ganz vergel 
ſen haben und nur beantragen, daß keine Zwangs⸗ 
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vollſtreckungen durchgeführt werden ſollen. Inzwi⸗ 
ſchen verlangen aber nationalſozialiſtiſche Groß⸗ 
agrarier, daß bei den Kleinbauern gepfändet 
werden ſoll. Ich habe ja ſchon mehr als einmal 
von dieſer Stelle darauf hingewieſen, daß es in 
Brunau der Führer der Nationalſozialiſten Ro⸗ 
bert Henning iſt, der größte Agrarier, der an den 
Kreisausſchuß geſchrieben hat, der kommuniſtiſche 
Gemeindevorſteher ließe nur bei den großen 
Bauern pfänden, aber bei den kleinen nicht, wenn 
ſchon gepfändet wird, ſo verlange er, daß auch bei 
allen gepfändet werde. Das zeigt, daß Sie, wenn 
Sie hier dieſen Antrag einreichen, nicht die Pfän⸗ 
dungen bei den Kleinbauern beſeitigen wollen, 
ſondern nur die Großbauern im Auge haben. Des⸗ 
halb wird es unſere Aufgabe als Kommuniſten 
ſein, die geſamten Bauern, die Kleinbauern, auf⸗ 
zuklären, daß innerhalb dieſes kapitaliſtiſchen 
Staates für ſie keine Hilfe kommen wird, wenn 
dieſer kapitaliſtiſche Staat nicht zugrunde gerichtet 
wird. Sie werden nur dann einen Schutz erhalten, 
wenn ſie gemeinſam mit der Arbeiterſchaft kämp⸗ 
fen, um dies kapitaliſtiſche Syſtem zu beſeitigen. 
Dasſelbe iſt bei den Fiſchern der Fall. Bei 
den beſchloſſenen Summen hat man auch nicht alle 
Fiſcher berückſichtigt, man hat Ausnahmen ge⸗ 
macht, und zwar bei den kleinen Fiſchern, indem 
man erklärte, Ihr habt in den letzten Tagen oder 
chen noch etwas verdient, infolgedeſſen ſteht 
Euch keine Beihilfe zu. Um Ihnen gleichzeitig 
noch Gelegenheit zu geben, wenn Sie dieſen An⸗ 
trag ablehnen, wenigſtens die andern Beihilfen 
für die Kleinbauern zu bewilligen, haben wir in 
derſelben Druckſache Nr. 153 beantragt, im Falle 
der Ablehnung des Antrags zu Abſchnitt A III neu 
Stelle 42 à beantragen wir: Zu Abſchnitt A III 
neu Stelle 42a: Beihilfen für Kleinbauern bis 
zu einer Ackernahrung (kleinbäuerliche Betriebe) 
35 170,— G. Sie können beſtimmt nicht jagen, daß 
dieſer Betrag nicht aufzubringen iſt. Wenn wir 
dieſen Eventualantrag noch geſtellt haben, ſo nicht 
in der Hoffnung, daß Sie ihm zuſtimmen werden. 
ir wiſſen, Sie gehen rückſichtslos über die Klein⸗ 
auern hinweg und auch über die Fiſcher. Sie 
enken nur an Ihre Freunde, an die Großagrarier. 
eshalb werden die Kleinbauern, die Fiſcher ein⸗ 
beben, daß ſie mit uns kämpfen müſſen. Den Klein⸗ 
zauern iſt ſchon zu einem großen Teil bekannt, daß 
lie durch den Sturz dieſes kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsſoſtem⸗ nichts zu verlieren haben, ſondern 
adurch können nur die Großagrarier und die Ka⸗ 
pitaliſten verlieren. Und die ſollen auch verlieren, 
as iſt unſere Aufgabe als Kommuniſten. (Bravo! 
ei den Kommuniſten.) 
0 Vizepräſident Gaikowſti: Weitere Wortmel⸗ 
ungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
Aeſſen. Wir kommen zur Abſtimmung über die 
i änderungsanträge des Abg. Plenikowſki u. Fr. 
n Druckſache Nr. 153: 
Wir beantragen folgende Aenderungen: 


8 Ausgaben. 
Zu Abſchnitt A II Stelle 21: Der Betrag iſt um 
G zu kürzen. 
Zu Abſchnitt A III neu Stelle 42 a: Beihilfen für 
Zub Jeinbauern bis zu einer Ackernahrung 100 000 G. 
Zu Abſchnitt BI Stelle 6: Die Ausgabe iſt zu ſtreichen. 
u Abſchnitt B II Stelle 22: Der Betrag iſt um 
2 000. — G zu kürzen. 
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Zu 
400,— G zu kürzen. 
Zu Abſchnitt B III neu Stelle 42 a: Beihilfen zur Be⸗ 
hebung der Not der Fiſcher 60 000,— G. 
Zu Abſchnitt C I Stelle 6: Iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt C II Stelle 21: Der Betrag 
1000,— G zu kürzen. 

Zu Abſchnitt C II Stelle 25: Der Betrag 
200,— G zu kürzen. 1 

Zu Abſchnitt D I Stelle 6: Iſt zu ſtreichen. 

Zu Abſchnitt D II Stelle 21: Der Betrag iſt 
1000, — G zu kürzen. 

Zu Abſchnitt D II Stelle 25: Der Betrag 
1 100.— G zu kürzen. 


iſt um 


iſt um 
um 
iſt um 
Einnahmen. 
Zu Abſchnitt B III. Stelle 41: Iſt zu ſtreichen. 
Zu Abſchnitt B III Stelle 43: Iſt zu ſtreichen. 
Wer dieſe Anträge annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, ſie ſind ab⸗ 
gelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Eventualantrag in Druckſache Nr. 153: 
Im Falle der Ablehnung des Antrags zu Ab⸗ 
ſchnitt A III, neu Stelle 42 a beantragen wir: 

Zu Abſchnitt A III, neu Stelle 42 a: Beihilfen für 
Kleinbauern bis zu einer Ackernahrung (klein⸗ 
bäuerliche Betriebe) 35 170.— G. 

Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit. Er iſt eben⸗ 
falls abgelehnt. (Zwiſchenrufe bei den Kommuni⸗ 
ſten) Stören Sie uns nicht in der Abſtimmung. 
(Abg. Raſchke: Das UeberdenSchnabelfahren ge⸗ 
fällt uns nicht!) Wenn Sie Kritik üben wollen, ſo 
kommen Sie damit morgen, ſonſt können Sie heute 
noch aus dem Saal gewieſen werden. — Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Haushaltsplan 
ſelbſt, und zwar in Einnahmen und Ausgaben. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, der Etat iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe Anlage 12 auf: 

Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegra⸗ 

phenverwaltung. 

Druckſache Nr. 126. Die Ausſprache iſt eröffnet, das 
Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P): Zu dem Poſt⸗ 
etat müſſen wir feſtſtellen, daß es ein Etat iſt, der 
einen beſtimmten Ueberſchuß für den Staat ab⸗ 
wirft, aber gleichzeitig muß man hierbei auch die 
Frage ſtellen, wer dieſen Ueberſchuß herbeiführt, 
und wie diejenigen, die dieſen Ueberſchuß für den 
Staat erzielen, behandelt werden. Es ſind insbe⸗ 
ſondere die unteren Beamten der Poſtverwaltung, 
die dieſen Ueberſchuß herausholen, die ihre Ar⸗ 
beitskraft voll und ganz in den Dienſt des Staa⸗ 
tes ſtellen. Aber dieſer Staat hält es nicht für 
nötig, den unteren Beamten das zu geben, was 
ihnen zukommt. Abgeſehen von der Gehaltsfrage 
ſteht immer noch feſt, daß die Beamten bei der 
Poſt, die unteren und mittleren Beamten neun 
Stunden Dienſt machen müſſen. Jedes Mal iſt 
beim Etat über dieſe Frage geſprochen worden. 
Es iſt doch tatſächlich auch dieſer Regierung be⸗ 
kannt, daß die unteren Beamten bei der Poſtver⸗ 
waltung nach wie vor neun Stunden Dienſt 
machen müſſen. Wäre es Büroarbeit, die hier 


allein in Frage kommt, dann könnte man eventuell 
ſagen, wenigſtens werden Sie es tun, der Dienſt 
iſt nicht allzu ſchwer, neun Stunden Bürodienſt 
können in dieſer ſchweren Zeit abgewickelt werden. 
Aber hier ſind es gerade Beamte, die körperlich 
ſchwer arbeiten müſſen, die Poſtboten, die trepp⸗ 
auf treppab laufen müſſen, und immer mit einer 


Abſchnitt B II Stelle 25: Der Betrag iſt um 


(©) 


— 


D) 


376 
(Raſchke, Abgeordneter) 


(A) ſchweren Laſt auf dem Rücken, bezw. vor dem 


4B) 


Bauch. Alſo die Poſtbeſteller, die den Ueberſchuß 


hereinbringen, werden am ſchlechteſten behandelt. 


Sie müſſen nach wie vor neun Stunden Dienſt 
machen und müſſen ſich wie man ſo ſagt, die 
Lunge aus dem Hals laufen. Von der Verwal⸗ 
tung haben ſie abſolut nichts zu erwarten. Die 
Zuftände auf dem Poſtamt I, beſonders dort wo 
die unteren Beamten ihren Dienſt verrichten 
müſſen, wenn ſie nicht auf der Straße liegen, kann 
man mit Worten nicht beſchreiben, ſie ſpotten jeder 
Beſchreibung. Die Herren Abgeordneten und be⸗ 
ſonders die Nazis ſollten einmal Gelegenheit neh⸗ 
men, ſich den Raum oben im Poſtamt! anzuſehen, 
der für die Poſtbeſteller eingerichtet iſt. Ein 
Schweineſtall iſt beſſer als dieſer Raum, in dem 
ſich etwa 80 bis 100 Beſteller aufhalten müſſen. 
Wenn dort des Morgens früh die unteren Beam⸗ 
ten, die Poſtbeſteller zuſammenſtrömen, und ihre 
Poſt ſortieren, dann iſt dort eine Luft, daß man 
hinauslaufen möchte. Alle diejenigen, die nicht 
dringend notwendig darin etwas zu tun haben, 
verſuchen ſo ſchnell wie möglich an die friſche Luft 
zu kommen. 

Nicht allein die ſchwer arbeitenden unteren 


Beamten, ſondern auch die, die den Schalterdienſt 


verſehen, müſſen ſich oft in Räumen bewegen, die 
direkt geſundheitsſchädlich ſind. Alles das hat 
aber die jetzige Regierung nicht gehindert, das 
Wenige, was notwendig war, um dieſe Verhält⸗ 
niſſe beſſern zu können, noch abzubauen. So fin⸗ 
den wir, daß bei den Löhnen für die Aushelfer 


ufw. 50 000 Gulden abgebaut find. Die Arbeit für f 


die unteren Beamten wird immer ſchwerer, die 
Taſche mit den Briefſachen und den Paketen 
nimmt immer größeren Umfang an. Schließlich 
ſind dieſe unteren Beamten gezwungen, trotzdem 
fie ſchon neun Stunden Dienſt machen, dieſe ihnen 
neu aufgebürdete Arbeit auch noch zu verrichten. 
Wollen ſie etwas Freizeit haben, dann genügt es 
nicht mehr, im gewöhnlichen Schritt zu gehen, ſon⸗ 
dern dann heißt es immer Laufſchritt, die Treppe 
mit drei, vier Stufen auf einmal hinauf und her⸗ 
unter, damit die Arbeit geſchafft wird. 

Die Poſitionen Neubauten und Umbauten uſw. 
iſt von dieſer Regierung auch um etwa 50 000 
Gulden gekürzt. Hier zeigt ſich, daß dieſe Regie⸗ 
rung auf das Wohl und Wehe und insbeſondere 
die Geſundheit der Beamten abſolut keinen Wert 
legt. Die Poſtämter ſehen ſchofel genug aus, und 
die Räume, in denen die unteren Beamten arbei⸗ 
ten müſſen, ſind nicht einwandfrei. Es müßte des⸗ 
halb Aufgabe dieſer Regierung ſein, Abhilfe zu 
ſchaffen. Wir haben deshalb auch in dieſem Sinne 
Anträge eingebracht, und zwar verlangen wir, daß 
für die Aushilfen wiederum 800 000 Gulden ein⸗ 
geſetzt werden. Weiter ſollen für Um- und Neu⸗ 
bauten nicht, wie es in der Etatspoſition heißt, 
695 000 Gulden, ſondern 750 000 Gulden einge⸗ 
ſetzt werden. Dann die Frage der Perſonenbeför⸗ 
derung durch die Kraftpoſt im Freiſtaatgebiet. Es 
iſt ein unhaltbarer Zuſtand, daß der Wagenführer 
auch gleichzeitig Kaſſierer iſt. (Er fährt noch zu 
ſchnell! rechts.) Das habe ich bis jetzt noch nicht be⸗ 
obachten können. Im Gegenteil, wir haben feſtge⸗ 
ſtellt, daß durch dies Kaſſieren die Poſtautos bis 
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zu einer halben Stunde Verſpätung haben und daß 
die Paſſanten bei Sturm und Wetter ſolange auf 
der Straße ſtehen müſſen. (Abg. Plenikowſki: Sehr 
richtig!) Abgeſehen von dem Warten iſt es aber 
ein unhaltbarer Zuſtand, daß eine Perſon zwei 
Funktionen ausübt. Wenn bis jetzt noch kein Un: 
glück geſchehen iſt, ſo iſt das zum größten Teil auf 
die Beſonnenheit des Fahrers zurückzuführen und 
darauf, daß er auf Grund der Verhältniſſe nicht 
pünktlich an ſeinem Beſtimmungsort ſein kann. Es 
iſt alſo die höchſte Zeit, daß auch auf dieſem Gebiet 
von der Regierung Schritte unternommen werden, 
die dieſem Mißſtand abhelfen und daß die Autos 
auch Kaſſierer erhalten. a re 
Der Rundfunk ſpielt ja auch in Danzig eine 
große Rolle. Ich bin nicht ſelbſt Rundfunkhörer. 
Wenn man aber zu einem Bekannten auf Beſuch 
kommt, der einen Anſchluß hat, kann man feſt⸗ 
ſtellen, daß mit Hilfe des Rundfunks eine chauvi⸗ 
niſtiſche Politik getrieben wird. Auf der andern 
Seite werden religiöſe Phraſen gemacht. Das ſind 
die beiden Hauptargumente, die im Rundfunk eine 
Rolle ſpielen. Der heutigen Zeit entſprechend 
darf nicht nur der Chauvinismus und die Kirche 
im Rundfunk zu Worte kommen. Wenn hier in 
Danzig der Rundfunk noch nicht ſo ausgebaut iſt 
und ſich noch wenig Teilnehmer gefunden haben, 
ſo deshalb, weil der größte Teil der Bevölkerung 
erklärt, es habe keinen Zweck, ſich dieſen Quatſch 
anzuhören und dafür das Geld wegzuwerfen. 
Wenn Sie alſo wirtſchaftlich und geſchäftlich etwas 
erreichen wollen, iſt es notwendig, daß der Rund⸗ 
funk allen Parteien zur Verfügung geſtellt wird. 
Zuſammenfaſſend erklären wir, daß dieſer Etat 
in erſter Linie derjenige iſt, bei dem die Regierung 
und beſonders die Nazipartei Gelegenheit hat, zu 
zeigen, daß ſie das Los der unteren Beamten er⸗ 
leichtern will. Wenn Sie das wollen, müſſen Sie 
unſeren Anträgen nicht nur zuſtimmen, ſondern 
darüber hinaus Mittel zur Verfügung ſtellen, die 
den unteren Beamten zugute kommen und deren 
Lage bedeutend erleichtern. Aber wie bei allen 
Etatspoſitionen zeigt ſich auch hier, daß man ledig⸗ 
lich die Intereſſen der oberen Beamten vertritt. 
Auch dieſe Regierung hält es nicht für nötig, dort 
einzuhaken, wo die Mißſtände vorhanden ſind. Die 
oberen Beamten haben immer noch das Privileg, 
bei der Poſt wie bei allen andern Staatseinrich⸗ 
tungen ihren Dienſt in fünf, vier, ja oft auch nur 
in drei Stunden abzuwickeln. (Abg. Plenikowſfki: 
Hören Sie, Herr Blavier?) Dann gehen die Herren 
nach Hauſe und laſſen die andere Arbeit von den 
unteren Beamten durchführen. Wenn ſie am näch⸗ 
ſten Tage kommen und der untere oder mittlere 
Beamte nicht genug geleiſtet hat, bekommt er einen 
Anſchnauzer und muß ſtrammſtehen. Bei der näch⸗ 
ſten Gelegenheit wird gegen ihn ein Diſziplinar⸗ 
verfahren eingeleitet. So iſt die Situation bei 
allen Poſitionen. Dieſe Zuſtände zu beſeitigen, 
wird die Aufgabe der Kommuniſtiſchen Partei ge 
meinſam mit den unteren Beamten und der übri⸗ 
gen werktätigen Bevölkerung ſein. 
Vizepräſident Gaikowſti: Ich ſchließe die Aus⸗ 
ſprache. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion in Druckſache Nr. 154 2 


0 


D) 


(A) 


(B) 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 
i Ausgaben. 

Abſchnitt I Stelle 4: Der Betrag iſt auf 800 000. G 

zu erhöhen. 


In Erläuterungen ſind unter J. 4 in b die Beträge 


von 

400 000,— G auf 420 000,— © 

110 000,— G auf 130 000,— G 

80 000,— G auf 90 000.— G zu erhöhen. 
Abſchnitt II Stelle 28 iſt zu ſtreichen. 


Abſchnitt III Stelle 48: Der Betrag iſt auf 750 000, G 


zu erhöhen. 
Wer dieſe Abänderungsanträge annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
die Anträge ſind abgelehnt. Wir kommen nur zur 


Abſtimmung über den Haushaltsplan der Poſt⸗ 


und Telegraphenverwaltung ſelbſt. Wer dieſen 
Etat in Einnahme und Ausgabe annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
ehrheit, auch dieſer Etat iſt angenommen. Ich 
rufe die Anlage 13 auf: 
Haushaltsplan der Allgemeinen Finanz⸗ 
verwaltung. 


Druckſache Nr. 127. Hierzu Abänderungsantrag 


Druckſache Nr. 166. Ich eröffne die Ausſprache. Das 
Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Gerade der 
Etat der Allgemeinen Finanzverwaltung zeigt am 
deutlichſten den Grad der Ausplünderung der werk⸗ 
tätigen Volksmaſſen. Ich kann allerdings die Zah⸗ 
len, die ich jetzt hier bringen werde, nicht eingehend 
belegen, da mir die Zeit dafür nicht zur Verfügung 
ſteht. Aber Sie können ſich auf die Richtigkeit die⸗ 
ſer Zahlen verlaſſen. Die Beſitzſteuern ſind gefal⸗ 
len, dagegen die Maſſenſteuern geſtiegen, und zwar 
prozentual am Geſamtaufkommen gerechnet. Die 
Beſitzſteuern ſteigerten ſich ſeit 1928 wie folgt: 
1928: 15 914016 Gulden, 1929: 17 377 305 Gul⸗ 
den. 1930: 20 472 000 Gulden, 1931: 20 473 000 
Gulden. Nun muß man in den letzten beiden Jah⸗ 
ten die Lohnſummenſteuer abrechnen, da es nicht 
eine direkte Beſitzſteuer iſt, jo daß ſich der Umfang 
der Beſitzſteuer um dieſe Summe erniedrigt. Da⸗ 
gegen ſteigen die Maſſenſteuern, — ich rechne nicht 


einmal die Lohnſummenſteuer hinzu, ſondern ich 


laſſe fie außer acht, ebenſo auch den polniſchen Zoll⸗ 


anteil, weil ich den Grad der Ausplünderung der 


werktätigen Bevölkerung durch den Danziger Se⸗ 
nat nachweiſen will, wie folgt: 1928: 37 659 772 
Gulden, 1929: 41 489 739 Gulden, 1930: 
44 135 000 Gulden, 1931: 
Es zeigt ſich folgendes Bild. 1928 verteilten ſich 
Maſſenſteuern und Beſitzſteuern: Die Maſſenſteu⸗ 
ern betrugen 70,3 Prozent des ſteuerlichen Ge⸗ 
ſamtaufkommens. Die Beſitzſteuern 29,7 Prozent. 
1931 verſchob ſich dieſes Bild ſchon wie folgt: 73,2 


Prozent Maſſenſteuern und nur 26,8 Prozent Be⸗ 
ſitzhteuern. Das iſt die Politik, die die Nazis trei⸗ 
en. Das iſt die Fortſetzung der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Koalitionspolitik. Die Maſſen werden im⸗ 
und die Beſitzenden 
Beobachter. 


mer ſtärker ausgeplündert 
entlaſtet. Leſen Sie den Danziger 


or der Wahl erklärten Sie, Sie würden nicht 
zulaſſen, daß die werktätigen Maſſen ſtärker aus⸗ 
geplündert werden, die Beſitzenden ſollen zahlen. 
Hier haben Sie den Beweis. Die Beſitzſteuern ha⸗ 
ben ſich von 1928 von 15914016 Gulden auf 
20 473 000 Gulden im Jahre 1931 erhöht, d. h. die 
Beſitzſteuern erhöhten ſich um 19,7 Prozent. Da⸗ 


51 612 500 Gulden. 
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gegen erhöhten ſich die Maſſenſteuern von 
37 652 700 Gulden im Jahre 1928 auf 51 612 500 
Gulden im Jahre 1931. Das heißt, ſie haben ſich 
in dieſen wenigen Jahren um 13 952 728 Gulden 
erhöht oder um 36,9 Prozent. Nehmen wir die 
Steigerung gegenüber 1930, dann ergibt ſich fol⸗ 
gendes Bild. Die Steigerung für die Beſitzſteuern. 
beträgt ganze 121000 Gulden gegenüber 1930. 
Dagegen erhöhten ſich die Maſſenſteuern gegen⸗ 
über 1930 um 7477 500 Gulden, alſo die Beſitz⸗ 
ſteuern um 0,6 Prozent, die Maſſenſteuern aber 
um 16,9 Prozent. 

Die Maſſen werden ausgeplündert, die be⸗ 
ſitzenden Kreiſe werden geſchont. Die wenigen 
Pfennige, die mehr an Beſitzſteuern herausgeholt 
werden, werden doppelt und dreifach wieder erſtat⸗ 
tet durch Steuergeſchenke. Wir werden nun eine 
Anfrage an den Senat richten, wieviel Steuerrück⸗ 
ſtände beſtehen, und zwar in bezug auf die einzel⸗ 
nen Steuerarten. Wir ſehen ja, welche Geſchenke 
Sie ſogar der Werft machen. Dagegen ſehen wir 
daß Sie rückſichtslos bei den kleinen Handwerkern 
und kleinen Gewerbetreibenden die letzte Kuh 
pfänden und das letzte Hemd. Das iſt Ihre Steu⸗ 
erpolitik. Die Geſamtausgaben haben ſich erhöht. 
Die Wirtſchaft iſt bankerott. Es wird nicht mehr 
Arbeit geſchaffen ſondern weniger. Das iſt der 
Unterſchied zwiſchen hier und der Sowjetunion. 
Dort werden neue Betriebe geſchaffen, neue Arbeit. 
Die Produktion ſteigt. Allein die Tatſache, daß 
die Sowjetunion den kapitaliſtiſchen Ländern Be⸗ 
ſchäftigung gibt, daß an Deutſchland jetzt für 


(C) 


300 Millionen Mark Beſchäftigung gegeben wird, (o) 


zeigt, daß die ſozialiſtiſche Wirtſchaft im Aufbau 
beariffen iſt, daß von Jahr zu Jahr die Produk⸗ 
tion erweitert wird. Wenn irgendein Lügenblatt 
eine andere Meldung bringt, ſo iſt das zu ver⸗ 
ſtehen. Wenn hier bei uns von Jahr zu Jahr 
mehr Ausgaben in Erſcheinung treten, dann nur, 
um der beſitzenden Klaſſe höhere Subventionen 
zahlen zu können, dann nur, um von Jahr zu 
Jahr mehr Zinſen für das internationale Finanz⸗ 
kapital zu zahlen. Die Zinſenlaſt hat ſich um faſt 
100 Prozent erhöht. Das zeigt, daß Sie von Jahr 
Zu Jahr die Maſſen mehr ausplündern, um dem 
internationalen Finanzkapital mehr Zinſen zah⸗ 
len zu können. 

Ich will nur einige Tatſachen anführen und 
die Zahlen von Deutſchland nennen und dann 
an von Vanzig. In der Danziger Beamtenzei⸗ 
tung Nr. 50 heißt es über das Verhältnis der Ge⸗ 
hälter der leitenden Direktoren zu den Arbeiter⸗ 
und Angeſtelltenbezügen: 

Wenn man dieſe Einkommen als Anhaltspunkte 
nimmt, ſo darf man annehmen, daß die 25 Direktoren, 
die im Siemens⸗Konzern ein ſtrenges Regiment füh⸗ 
ren zuſammen im Jahre ungefähr 12% Millionen 
Mark verdienen. Dem ſtehen die rund 10 000 Ange 
ſtellten gegenüber, die durchſchnittlich im Monat viel⸗ 
leicht ein Gehalt von etwas über 200 Mark haben. 
alſo ſetzen wir ein Jahresgehalt von 2 500 Mark. 
10 000 Leute verdienen nur doppelt jo viel wie 25 
Leute. Das iſt die Situation. . 

Das iſt ein Bericht aus der Danziger Beamtenzei⸗ 
tung. Glauben Sie, daß es bei unſern Banken an⸗ 
ders iſt? Glauben Sie, daß es auf der Werft an⸗ 
ders iſt? Dort beziehen die Direktoren in den Be⸗ 
trieben ebenſo viel wie tauſende Arbeiter und 


(A 


— 


U 
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(Plenifowifi, Abgeordneter) 
Angeſtellte. Und dies Syſtem unterſtützen Sie. Bei 
den Arbeitern und Angeſtellten preſſen Sie den 
letzten Pfennig heraus. Herr Greiſer oder ein an⸗ 
derer Naziabgeordneter war es, der erklärte, Sie 
ſeien gegen die Streikbewegung der Kommuniſten, 
weil ſich der Streik gegen die Direktoren richte. 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Ich werde feſtſtellen, 
wer das geſagt hat, beruhigen Sie ſich nur. Wenn 
Sie davon abrücken, ſoll uns das recht ſein, dann 
werden wir Sie beim Wort nehmen. Eine andere 
Zeitung, „Der Deutſche“, bekanntlich das Organ 
der Chriſtlichen Gewerkſchaften ſchrieb am 19. Feb⸗ 
ruar 1930: 
In einem Augsburger Betrieb beziehen 24 Ange⸗ 
ſtellte insgeſamt ein Jahresgehalt von 57 000 Reichs⸗ 
mark, das Gehalt des Direktors beträgt aber 60 000 
Reichsmark. 
Alſo ein Mann bekommt mehr als 24 Angeſtellte. 
Dann führen Sie noch ganz andere Beweiſe an, 
die ähnlicher Art ſind. Ich habe nicht die Zeit, um 
noch darauf einzugehen. Wenn Sie ſagen, das ſei 
nicht in Danzig der Fall, ſo wies ich bereits darauf 
hin, daß mir die Zahlen von Danzig nicht zur 
Verfügung ſtehen, weil es dieſe Regierung ſo fa⸗ 
mos verſteht, uns das ſtatiſtiſche Material nicht 
zu geben. Wenn wir verlangen, daß dies ſtatiſtiſche 
Material gegeben wird, dann gibt man es uns 
nicht. (Senator Dr. Hoppenrath: Die Steuerliſten 
liegen doch offen!) Daß es ſolche Einkommensver⸗ 
hältniſſe gibt, werden Sie nicht ableugnen. Wir 
haben in Danzig 19 Perſonen, die nicht nur 
60 000 ſondern über 100 000 Gulden verdienen. 
Wir haben alſo die Tatſache zu verzeichnen, daß 
Hunderte von Angeſtellten und Arbeiter genau 
fo viel bekommen, wie ein Mann der beſitzenden 
Kreiſe. Die belaſten Sie nicht durch höhere Steu⸗ 
ern, die werden entlaſtet, ſie bekommen Subven⸗ 
tionen und Anterſtützungen, damit ihr Betrieb 
nicht pleite geht und damit ſie ihre Rieſengehäl⸗ 
ter weiter beziehen können. Das iſt ein erbärm⸗ 
liches Syſtem. 8 

Auf dieſem Gebiet iſt unter dem Koalitionsſe⸗ 
nat Mißwirtſchaft betrieben worden und dieſe 


Mißwirtſchaft wird jetzt weiter betrieben. (Zu⸗ 


rufe rechts.) Durch den Koalitionsſenat wurden 
die Werktätioen ausgeplündert, damit man Autos 
für 32 000 Gulden kaufen und hohe Senatorenge⸗ 
hälter bewilligen konnte. Die Sauerei ſetzen die 
Nazis mit ihrer Politik fort. Es iſt ein Skandal, 
daß man die Rentenbezüge zuſammenſtreicht und 
die Herren mit der chriſtlichen Kultur, die ſich über 


alles moraliſch entrüſten, es für richtig halten, 
auf Gehälter Anſpruch zu erheben, die ihnen gar 


nicht zuſtehen. Sie wiſſen doch, was die Zentrums⸗ 
leute ſagten, als das Gehalt des Senators Dr. 
Althoff bewilligt wurde. Dieſem Gehalt iſt von 
der S. P. D aktiv zugeſtimmt worden. Seinerzeit 
wurde von der S. P. D. erklärt, wenn es am Ge⸗ 
halt des Herrn Dr. Althoff liegt, ſoll das kein 
Hindernis ſein, ihn nach Danzig zu berufen. Herr 
Schmidt mimte damals im Ausſchuß den Radika⸗ 
len. Herr Sahmidt, Sie haben ſogar dieſe Bewilli⸗ 
gung für den Senator Dr. Althoff unterſchrieben. 
Das zeigt den Scheinkampf der Sozialdemokraten. 
Jawohl, es hat eine Mißwirtſchaft beſtanden, die 
auch noch beſteht. Wir werden aber nicht nur 


Worte gebrauchen, um aufzuräumen, ſondern wir 
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werden dieſe Worte dereinſt in die Tat umſetzen. (O 


(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowſtki: Wir kommen zur 
Abſtimmung über die Druckſache Nr. 166, Abän⸗ 
derungsantrag des Herrn Abg. Plenikowſki und 
der übrigen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion: 

Ausgaben. 

Abſchnitt B I Stelle 6 iſt zu ſtreichen. 

Abſchnitt C I Stelle 1: Es find zu ſetzen: 

182 Zollſekretäre (A 6b) ſtatt 158 
420 Zollaſſiſtenten (A 8 a) ſtatt 379 
131 Zollwachtmeiſter (A 11) ſtatt 196 

25 Betrag in Spalte 4 iſt dementſprechend zu er⸗ 

hohen. 

Unter Erläuterungen iſt zu ſetzen: 

Es ſind umgewandelt worden: 


65 Zollwachtmeiſter in 24 Zollſekretäre, 41 Zoll⸗ 


e 
Abſchnitt C I Stelle 6 iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt C I Stelle 11: Der Betrag iſt auf 30 000,— 
Gulden zu erhöhen. 
Abſchnitt C II Stelle 32 iſt zu ſtreichen. 
Abſchnitt C II Stelle 40 iſt zu ſtreichen. y 
Abſchnitt G III Stelle 43: Der Betrag iſt auf 2 Mil- 
lionen zu erhöhen. ; 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen will, 


bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Minderheit, 


der Abänderungsantrag iſt abgelehnt. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung über den Haushaltsplan 
der Allgemeinen Finanzverwaltung. Wer dieſen 
Haushaltsplan in Einnahmen und Ausgaben an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, damit iſt dieſer Haushaltsplan in 
1 Leſung angenommen. Ich rufe die Anlage 
auf: 
Haupthaushaltsplan. 


Druckſache Nr. 128. Hierzu eine Berichtigung. Ich | 


eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der Herr 
Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Herr 
Hilferding nannte einmal den Etat „das Schick⸗ 
ſalsbuch des deutſchen Volkes“. Er hatte damit 
nicht ſo unrecht; denn in den nackten Zahlen des 
Etats ſpiegelt ſich das ganze Elend der werktätigen 
Volksmaſſen in den kapitaliſtiſchen Staaten wi⸗ 
der. Der Etat iſt das Hauptgeſchäftsbuch, das 
Kaſſabuch des Finanzkapitals. Wir ſehen, daß die 
Geſamtausgaben Jahr für Jahr ſteigen, nicht, 
weil ſie das Wachſen des Volksvermögens anzei⸗ 
gen, weil ſie dem Aufbau und der Entwicklung 
entſprechen, ſondern nur den Bankrott des kapi⸗ 
taliſtiſchen Syſtems widerſpiegeln. Nicht zur För⸗ 
derung der Produktion, nicht etwa, um die Pro⸗ 
duktion zu entwickeln und den Erwerbsloſen Ar⸗ 
beit zu geben, erhöhen Sie Ihren Etat, ſondern 
im Gegenteil, Ihr Etat wird erhöht, um Zinſen 
zu zahlen, um die verkrachten Betriebe zu ſubven⸗ 
tionieren, damit die Direktoren ihre hohen Gehäl⸗ 
ter weiter bekommen und zum Ausbau des ſtaat⸗ 
lichen Anterdrückungsapparates. Demgegenüber 
kürzen Sie die Mittel, die für die ſoziale und Ge⸗ 
ſundheitsfürſorge und für die kulturellen Zwecke 
eingeſetzt werden. Am deutlichſten zeigen und ſpie⸗ 
geln das ja die Zahlen wider. Wir ſehen, daß die 
geſamten Ausgaben für die Allgemeine Verwal⸗ 
tung, für den Etat des Innern und den Etat der 
Juſtizverwaltung fi von Jahr zu Jahr in einem 
ganz beträchtlichen Umfange ſteigern. Wenn Sie 
nun im letzten Jahr auch bei dieſen Etats Spar⸗ 


MA) maßnahmen durchgeführt haben, jo muß man fiel 


(B) 


— ͤ — 
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[Plenikowſki, Abgeordneter) 


mit den Sparmaßnahmen vergleichen, die Sie bei 
der ſozialen Fürſorge und bei dem ſozialen Etat 
getroffen haben. Während der Anteil dieſer Ver⸗ 
waltungszweige Allgemeine Verwaltung, Inne⸗ 
res, Juſtiz, der Prozentſatz an den Geſamtausga⸗ 
ben der gleiche geblieben iſt, ſank der Prozentſatz 
für die ſoziale Fürſorge ganz beträchtlich herab. 
Allein die Ausgaben für die Allgemeine Verwal⸗ 
tung ſtiegen von 1928 bis 1931 um 1597 640 Gul⸗ 
den oder 106,9 Prozent. Gerade Herr Dr. Blavier 


war es, der ſtets gegen die Allgemeine Verwal⸗ 


tung loszog. Sie gingen damals damit hauſieren, 
daß durch den Abbau der Senatoren Sparmaß⸗ 
nahmen getroffen würden. Das zeigt der Etat 
der Allgemeinen Verwaltung, der in dieſen Jah⸗ 


ren eine Steigerung von 106,9 Prozent aufweiſt. 


Wenn Sie ſagen, daß Sie Beamte aus anderen 
Etats nämlich des Innern und der Juſtiz über⸗ 
nommen haben, dann müßten doch dort die Er⸗ 
ſparniſſe in Erſcheinung treten. Aber auch dort iſt 
der Prozentſatz der Ausgaben verglichen mit den 
Geſamtausgaben der gleiche geblieben. Alſo Aus⸗ 
bau des Verwaltungsapparates, aber nur der 
oberen Beamtenſchaft und der oberen Bürokratie. 
Wenn Sie ein paar Regierungsräte uſw. zur 
Dispoſition ſtellen, dann werden die weiter durch⸗ 
gefüttert. Aber die Angeſtellten und Arbeiter, die 
auf die Straße geworfen werden, bekommen kei⸗ 
nen Pfennig Gehalt. Die können ſich nicht zur 
Ruhe ſetzen, die können ſtempeln gehen. Nach 
kurzer Zeit werden Sie die ja auch aus der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge herauswerfen. Das kenn⸗ 
zeichnet dieſen Staat. Wir können feſtſtellen, daß 
die Ausgaben für den Sozialen Etat, gemeſſen 
an den Geſamtausgaben, von 29,3 Prozent im 
Jahre 1928 auf 27,3 Prozent im Jahre 1931 zu⸗ 
rückgegangen ſind. Genau ſo ſind die Ausgaben 
beim Schuletat von 11,8 Prozent auf 10,7 Prozent 
zurückgegangen. Wenn man in den vergangenen 
Jahren noch ein Anwachſen feſtſtellen konnte, ſo iſt 
das nur relativ geweſen, d. h. gemeſſen an den 
Geſamtausgaben fand nicht eine Steigerung ſtatt. 

er Etat ‚ur Soziales iſt nun in dieſem Jahre 
um über eine viertel Million niedriger. Demge⸗ 
genüber muß man ſich die Ziffern vor Augen hal⸗ 
ten ‚die die Entwicklung der Erwerbsloſigkeit dar⸗ 


ſtellt. Wir hatten nach Ihren eigenen Statiſtiken 


1928 durchſchnittlich 10 044 Erwerbsloſe, 1929: 
12 905, 1930, alſo im vergangenen Jahr, 18 290 
und in dieſem Jahre werden es mindeſtens 22 000 
ſein. Die Zahl der Erwerbsloſen ſteigerte ſich im 
letzten Jahre um 68 Prozent, die Ausgaben für 
ſoziale Fürſorge nahmen aber ab. Weiter muß 
man ſich den Lohnausfall für die werktätige Be⸗ 
völkerung vor Augen halten. Die Ausgaben von 
11 Millionen, die in den Etat eingeſetzt ſind, mö⸗ 
gen vielleicht ſtattlich erſcheinen. Aber man muß 
ehen, was der einzelne Familienvater bekommt. 
Es ſind nur ein paar Pfennige pro Tag. Aber 
was geht an Geſamteinkommen der Arbeiterklaſ⸗ 
je verloren? Rechnen wir nur 22 000 Erwerbsloſe. 
Rechnen wir einen jährlichen Arbeitsverdienſt von 
2400 Gulden, das iſt nicht hoch gemeſſen, ſo müſſen 
wir feſtſtellen, daß das ein Ausfall an Löhnen in 
Höhe von 53 Millionen bedeutet. 
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Wenn man auf der einen Seite ein paar Pfen⸗ 
nige Wohlfahrtsunterſtützung und Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung gibt, rechnen wir die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung, die Sie eingeſetzt haben, mit 11 
Millionen, rechnen wir die Wohlfahrtsfürſorge in 
den Gemeinden mit 5 Millionen, dann ſind es 16 
Millionen Ausgaben. Rechnen Sie dieſe von 53 
Millionen ab, dann haben Sie noch 37 Milli⸗ 
onen, die der werktätigen Bevölkerung und damit 
auch der Wirtſchaft verloren gehen. Das zeigt, daß 
dieſe Wirtſchaft nicht geſunden kann. Sie rauben 
der Arbeiterklaſſe das Einkommen, indem Sie die 
Arbeiter auf die Straße werfen. Dieſen ausge⸗ 
plünderten Arbeitern rauben Sie noch die letzten 
Unterſtützungspfennige, und aus den paar Arbei⸗ 
tern, die noch im Betrieb ſind, holt man das letzte 
an Arbeitskraft heraus, und dann verkürzt man 
noch die Löhne. Das iſt Ihr Syſtem, das kapita⸗ 
liſtiſche Syſtem. Dieſe nackten Zahlen zeigen nur 
die Notwendigkeit des unverſöhnlichen Klaſſen⸗ 
kampfes. Dieſen Kampf werden wir führen bis 
zur Beſeitigung dieſes Syſtems. 


Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung tt 


geſchloſſen, da Wortmeldungen nicht mehr vorlie⸗ 


gen. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Haupthaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1931 
nebſt der Berichtigung in der Poſition Landwirt⸗ 
ſchaft, wo die Einnahmen um 1000 Gulden höher 
ſind. Es bleibt aber bei der Schlußſumme. Wer 
den Haupthaushaltsplan annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, auch die⸗ 
ſer Haushaltsplan iſt in zweiter Leſung ange⸗ 
nommen. 


Ich rufe jetzt das Geſetz über die Feſtſtellung 
des Staatshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1931 auf. Ich rufe $ 1 auf, eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wer § 1 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Danke, das iſt die Mehrheit, er iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 2 auf. Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
darf wohl feſtſtellen, daß S2 mit der gleichen 
Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe § 3 auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer § 3 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Er iſt ebenfalls 
mit der gleichen Mehrheit angenommen. Ich rufe 
die Ueberſchrift auf, eröffne und ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich! 
zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. Da⸗ 
mit iſt auch das Geſetz über die Feſtſtellung des 
Staatshaushaltsplans in zweiter Leſung erledigt. 
Die Tagesordnung iſt damit erſchöpft. Ich habe 
nur noch die Pflicht, den Tag der nächſten Sitzung 
und die Tagesordnung bekanntzugeben. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Philipſen. 


Philivpſen, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. u. 
H.! Ich beantrage, die nächſte Sikuna auf Mitt⸗ 
woch, den 18. März, 15,30 Ahr feſtzuſetzen. Ich be⸗ 
antrage weiter, als erſten Punkt ar? die Tages⸗ 
ordnung die Druckſache Nr. 176 zu ſetzen, Abän⸗ 
derungsantrag zur Geſchäftsordnung, und zwar zu 
den 88 72 und 77 und als zweiten Punkt die dritte 


8 


(D) 


(A) 
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Beratung des Haushaltsgeſetzes. (Abg. Plenikow⸗niſten.) Es iſt Widerſpruch erhoben worden. Wir 50 


ſki: Wir widerſprechen!) 


müſſen darüber abſtimmen. Wer für den Antrag 


Bizepräfident Gaikowfki: Es it der Antrag ge⸗ des Herrn Abg. Philipſen iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
ſtellt worden, die nächſte Sitzung am Mittwoch, heben. — Bitte die Gegenvrobe. Das erſte war 


den 18. März abzuhalten, und zwar ſoll als Nunkt 
1 die Druckſache Nr. 176 beraten werden und dann 
die dritte Beratung über die Feſtſtellung des 
Staatshaushalts nebſt den einzelnen Haushalts⸗ 
plänen. (Wir widerſprechen! bei den Kommu⸗ 


die Majorität. Es bleibt alſo bei der Tagesord⸗ 
nung, wie ſie der Herr Abg. Philiyſen vorgeſchla⸗ 
gen hat. Ich ſchließe die heutige Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 3 Uhr 35 Minuten.) 


A) 


(B) 
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20. Sitzung. 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


Geſchäftliches 
Erſte Beratung eines Gesetzentwurfs zum Melt: 
funkvertrag (Druckſache Nr. 169) 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zum Welt⸗ 
poitvereinsvertrag (Druckſache Nr. 168) . 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Abkom⸗ 
men zur Erleichterung des Korridorverkehrs 
(Druckſache Nr. 140) 
ER Beratung eines Amneſtiegeſetzes (Druckſache 
r. 162) 1 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs auf Steuer⸗ 
ermäßigung für Kapitalgeſellſchaften (Druck⸗ 
ſache Nr. 181) ; 
Antrag auf Genehmigung einer Privattklage gegen 
einen Abgeordneten (Druckſache Nr. 111) 
Antrag auf Genehmigung zur Strafverfolgung ge⸗ 
gen einen Abgeordneten (Druckſache Nr. 150) 
Eingaben (Druckſache Nr. 108 und Nr. 163) 
Antrag der Abg. „Philipſen, Dr. Unger, Lemke, Dr. 
Thimm u. Fr. auf Aenderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung (Druckſache Nr. 176) 
Philipſen (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung 
Plenikowſki 3 zur Geſchäftsordnung 
5 Kruppke (S. P. D.) 
Ausſchluß des Abg. Greiſer (Nat. Soz.) von der 
weiteren Teilnahme an der Sitzung 
Ordnungsruf für den Abg. Brill (S. P. D.) 
Raſchke (K. P.) 
Philipſen (D. Nat.) zur Geschäftsordnung 
Vertagung und l der nächſten Sitzung 
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Einſpruch des Abg. . e 
Bung (§ 58, 1. O.) > 
Brill (680) zur Geſchäftsordnung ; 
Namentliche Abſtimmung über den Einſpruch des 
Abg. Greiſer (Nat. Soz.) 
Gehl (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. — 
Amtsniederlegung des Präſidenten 
des Volkstages . 5 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung X 
Antrag der Abg. Philipſen, Dr. Unger, Lemke, Dr. 
Thimm u. Fr. auf Aenderung der Geſchäfts⸗ 
ordnung. (Druckſache Nr. 176.) 
Abänderungsantrag des Abg. Brill u. Fr. zu Druck⸗ 
ſache Nr. 176. (Druckſache Nr. 182) 
Abänderungsantrag des Abg. Philipſen, Dr. Unger, 
Weiß, Dr. Thimm u. Fr. zu Druckſache Nr. 176 
(Druckſache Nr. 180) 
Rane iche Abstimmung Druckſache Nr. 
82, e 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Feſtſtellung des Staatshaushaltsplans für das 
e 1931 (Druckſache Nr. 129 zu 
N13 
Philipſen (D. Nat.) zur Geigättsordnung 
Plenikowſki (K. P.) 5 8 
Friedrich. Gerhard (B. A. G.) 
Cöarnecki (P.) 
Haushaltsplan des (Srucuache 
Nr. 115) 
Abbe ngunheg des Abg. Friedrich u. Gen 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten Gehl eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des 
Senats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. 
Hoppenrath, Schwegmann; 
Dr. Hemmen, Winter; Brockſch, 
Oberſekretär Seidel. 

Präſident: Ich eröffne die 20. Vollſitzung. Be⸗ 
vor ich den erſten Punkt der Tagesordnung auf⸗ 
rufe, möchte ich dem Hauſe die Mitteilung machen, 
daß ſich die zwei verlorengegangenen Abſtim⸗ 
mungskarten nachträglich eingefunden haben. 
(Hört, hört! — Alſo doch nicht geſtohlen! links.) 


Oberinſpektor 


Damit ſind alſo die Vorwürfe, die außerhalb des 


Hauſes gegen einzelne Fraktionen gemacht worden 
ſind, gegenſtandslos. (Abg. Plenikowſki: Was 
ſagt Herr Senftleben jetzt? — Abg. Senftleben: 
Die Sache wird ja noch geheimnisvoller!) Gemäß 
einer Vereinbarung im Aelteſtenausſchuß ſchlage 
ich vor, die heutige Tagesordnung um acht Punkte 
zu erweitern. Widerſpruch höre ich nicht, es iſt ſo 
beſchloſſen. Es kommen folgende Punkte in Frage: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

zum Weltfunkvertrag 
Druckſache Nr. 169. 

Erſte Beratung eines 

zum Weltpoſtvereinsvertrag. 
Druckſache Nr. 168. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abkommen zur Erleichterung des Kor⸗ 
vidorverkehrs. 

Druckſache Nr. 140. N 

Erſte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. 

Druckſache Nr. 162. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
auf Steuerermäßigung für Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften. 

Druckſache Nr. 181. 

Antrag auf Genehmigung einer Privat⸗ 

klage gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 111. 

Antrag auf Genehmigung zur Strafver⸗ 

folgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 150. 

Eingaben laut Druckſachen Nr. 108 und 

163. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt weiter vor, die erſten 
drei Punkte an den Hauptausſchuß, den vierten an 
den Rechtsausſchuß, den fünften an den Steuer⸗ 
ausſchuß, den ſechſten und ſiebenten an den Rechts⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich nicht; 
es iſt ſo beſchloſſen. Dann ſchlägt der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß vor, die Eingaben laut Druckſachen Nr. 108 
und Nr. 163 ſofort zu erledigen. Abänderungsan⸗ 
träge ſind nicht geſtellt. Ich darf alſo feſtſtellen, 
daß die Ausſchußbeſchlüſſe in bezug auf die Ein⸗ 


Geſetzentwurfs 


Oberregierungsräte 
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gaben hiermit angenommen ſind. Ich rufe nun 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Antrag der Abg. Philipſen, Dr. Unger, 
Lemke, Dr. Thimm u. Fr. auf Aenderung 
der Geſchäftsordnung. 
Druckſache Nr. 176. Dazu ſind einige Abände⸗ 
rungsanträge geſtellt, und zwar in Druckſache Nr. 
180 und 182. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Philipſen. 
Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage, die Redezeit für dieſen Punkt der Tagesord⸗ 
nung auf zwei Stunden feſtzuſetzen und eine ent⸗ 
ſprechende Zeit nach der Stärke der Fraktionen für 
die einzelnen Fraktionen feſtzulegen. 
Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir wider⸗ 
ſprechen dem Antrag. Sie wollen jetzt hier derart 
einſchneidende Maßnahmen einführen und eine 
derartige Verſchärfung der Geſchäftsordnung her⸗ 
beiführen, daß man das als eine Verhöhnung des 
Parlamentarismus gerade durch die bürgerlichen 
Parteien bezeichnen muß. Die Fraktion der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei hat gerade zwölf Minuten 
Zeit, um zu dieſen einſchneidenden Maßnahmen 
Stellung zu nehmen. Gerade deshalb proteſtieren 
wir dagegen. Sie mögen noch ſo höhniſch lächeln, 
m. H., es kommt einmal der Tag, wo den bürger⸗ 
lichen Abgeordneten das Grinſen vergehen wird. 
(Darauf freuen wir uns! rechts.) 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, 
zum erſten Punkt der Tagesordnung die Redezeit 
auf zwei Stunden feſtzuſetzen. Wir haben ohne 
Ausſprache nach der Geſchäftsordnung darüber ab⸗ 
zuſtimmen. Wer dieſem Antrag zuſtimmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. Danke, es iſt die Mehr⸗ 
heit, es iſt ſo beſchloſſen. Es kämen alſo in Betracht: 
Für die S. P. D. 32 Minuten, für die Nationalſo⸗ 
zialiſten 20 Minuten, für das Zentrum 19 Minus 
ten, für die Deutſchnationalen 17 Minuten, für 
den Block der Nationalen Sammlung 14 Minu⸗ 
nuten, für die Kommuniſtiſche Fraktion 12 Mi⸗ 
nuten und für die fraktionsloſen Abgeordneten 
neun Minuten. Ich eröffne die Ausſprache. Das 
Wort hat der Herr Abg. Kruppke. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die jetzige Regierungsmehrheit hat uns ja von 
vornherein keinen Zweifel über ihre volksfeind⸗ 
liche Einſtellung gelaſſen, und ihre Tätigkeit hat 
von Anfang an unter dem Zeichen der Gewalt und 
der Rechtlosmachung der arbeitenden Klaſſe ge⸗ 
ſtanden. Das, was Sie jetzt in einem Abände⸗ 
rungsantrag zur Geſchäftsordnung vorlegen, 
liegt durchaus auf derſelben Linie, auf der Linie 
der Gewalt, die dieſe Regierung immer gezeigt 
hat. Rohe und brutale Gewaltmaßnahmen waren 
es, die Sie gleich zu Beginn Ihrer Tätigkeit 
durchführten, um den Finanzausgleich mit Voll⸗ 
dampf herbeizuführen, und zwar auf Koſten der 
arbeitenden Bevölkerung. Alle dieſe Maßnahmen, 
die unter Mißachtung der Verfaſſung in Form des 
Ermächtigungsgeſetzes durchgeführt wurden, tra⸗ 
gen dieſen Stempel und richten ſich einzig und al⸗ 
lein gegen die große Maſſe der werktätigen Bevöl⸗ 
kerung. Es hat Ihnen nicht genügt, daß Sie auf 
der Einnahmeſeite durch die Einführung aller 
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ten zählen und ſie auf dieſe Art und Weiſe um ei⸗ 
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möglichen Steuerverſchlechterungen die Arbeiter⸗ 
ſchaft ſchwer belaſten. Ich erinnere nur an die Her⸗ 
abſetzung der Ermäßigungen, eine höhere Ein⸗ 
kommenſteuer, an die Mindeſtſteuer. Ich erinnere 
an Ihre brutale Anwendung der Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer, bei der Sie die Arbeiter zu den Feſtbeſolde⸗ 


nen großen Teil ihres an fi ſchon minimalen Ein⸗ 
kommens bringen, und das einzig und allein zu 
dem Zweck, um die großen Einkommen zu ſchützen. 
Sie haben brutal Ihre augenblickliche Macht be⸗ 
nutzt und haben die hohen Einkommen geſchützt 
3 alle Laſten allein auf die Arbeiterklaſſe ge— 
enkt. 

Es genügte Ihnen aber nicht, daß Sie auf der 
Einnahmeſeite die Mittel aus der Arbeiterſchaft 
herauspreßten, Sie haben auch durch das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz auf dem geſamten Gebiet der 
ſozialen Geſetzgebung Verſchlechterungen durchge— 
führt, die man nur verſtehen kann, wenn man 
weiß, daß ſie von einer Mehrheit durchgeführt 
werden, die allein aus kapitaliſtiſchen Kreiſen be⸗ 
ſteht, die das nur mit Hilfe der ſogenannten Ar⸗ 
beiterpartei, der Nationalſozialiſten, durchführen 
kann. Es iſt wohl verſtändlich, daß alle Maßnah⸗ 
men, die Sie durchgeführt haben, nicht den Bei⸗ 
fall der Bevölkerung finden konnten. Ueberall 
macht ſich ſtarker Unwille, ja man kann wohl 
ſagen, hellſte Empörung gegenüber dieſen Maß⸗ 
nahmen Luft. Es iſt zu verſtehen, daß es Ihnen 
unangenehm iſt, wenn jetzt Anträge geſtellt wer- 
den, dieſe Maßnahmen aufzuheben, wenn hier 
Anträge beraten werden und Ihnen dabei immer 
wieder Ihr Schuldregiſter vorgehalten wird. 

Man kann auch verſtehen, daß das ganz bejon- 
ders den Nationalſozialiſten unangenehm iſt. 
Aber das rechtfertigt trotz alledem nicht die Tat⸗ 
ſache, daß der Senat jedes Mittel benutzen kann 
und jedes Mittel benutzt, um die Oeffentlichkeit 
mundtot zu machen, um zu verhindern, daß die 
Oeffentlichkeit aufgeklärt wird über die Tatſachen, 
die Sie hier alle auf dem Wege des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes durchgeführt haben. Ich erinnere bei 
dieſer Gelegenheit daran, daß der Senat es ſogar 
für ſtaatsgefährlich hielt, daß die Organiſation der 
Kriegsbeſchädigten eine Rede, die ſich mit den 
neuen Belaſtungen, mit der Verſchlechterung der 
Bezüge der Kriegsbeſchädigten beſchäftigte, durch 
den Rundfunk übertragen ließ. Es wurde ein 
Redeverbot erlaſſen, um zu verhindern, daß die 
breite Oeffentlichkeit über dieſe neue Verſchlechte— 
rung unterrichtet wurde. Es wurde weiter in den 
letzten Tagen vom Senat ein Redeverbot erlaſſen, 
das dahin ging, daß in der letzten ſtattgefundenen 
Beſprechung der Beiſitzer beim Mieteinigungsamt 
nur über die bisher durchgeführten neuen Verord— 
nungen des Senats geſprochen werden durfte. 
(Abg. Plenikowſki: Maulkorb⸗Senat!) Es heißt 
weiter, daß eine Diskuſſion über eventuell weiter— 
gehende Verſchlechterungen auf dem Gebiet des 
Mieterſchutzes unter allen Umſtänden verhindert 
werden ſollte. Man benutzt alſo alle erlaubten 


kittel, um denjenigen, die die Bevölkerung aufs, 
klären wollen, einen Maulkorb umzuhängen. 

Sie haben hier vor kurzem eine Aenderung der 

Geſchäftsordnung durchgeführt. Dieſe Aenderung 
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geht dahin, daß ſie Ihnen die Möglichkeit gibt, für 
einen beſtimmten Gegenſtand der Verhandlungen 
eine Zeit feſtzuſetzen. Wir haben damals bei der 
Beratung dieſes Antrages geſagt, daß dann zum 
mindeſten die nun an ſich ſchon beſchränkte Rede⸗ 
zeit auch ſichergeſtellt werden müßte. Wir haben 
verlangt, daß die Möglichkeit, Schlußanträge zu 
ſtellen, aus der Geſchäftsordnung zu verſchwinden 
hätte. Sie haben natürlich in Ihrer bekannten 
Ueberheblichkeit ſich über dieſe Anträge hinweg⸗ 
geſetzt und haben ſie einfach nicht beachtet. Wie 
recht wir hatten, als wir damals forderten, dieſe 
Schlußanträge müßten jetzt wenigſtens unmöglich 


gemacht werden, haben wir geſehen. Wenn man 


z. B. den fraktionsloſen Abgeordneten 4% Minus 
ten Redezeit bewilligt, dann müſſen ſie auch die 
Sicherheit haben, dieſe 4% Minuten ſprechen zu 
können. In der letzten Sitzung des Volkstages 
haben wir feſtſtellen können, daß es ſehr notwen⸗ 
dig geweſen wäre, dieſe Schlußbeſtimmungen her⸗ 
auszubringen. Im Aelteſtenausſchuß wurde da= 
mals auf wiederholtes Befragen von dem Abg. 
Philipſen erklärt, daß an einen Schlußantrag nicht 
gedacht würde und daß man die Redezeit gewäh⸗ 
ren wolle. Wir haben nachher feſtſtellen müſſen, 
daß derſelbe Abg. Philipſen dann hier im Ple⸗ 
num Schluß der Debatte beantragt hat und das 
auch rückſichtslos durchgeführt wurde. Das zeigt, 
daß wahrſcheinlich der Ruhm der Nationalſoziali⸗ 
ſten, die bisher den Rekord im Wortbrechen hat⸗ 
ten, den Herrn Philipſen nicht ſchlafen ließ. (Abg. 
Philipſen: Das glauben Sie ja ſelbſt nicht! — Zus 


ruf des Abg. Greiſer.) Sie ſcheinen doch bei den 
Ereigniſſen in Tiegenhof etwas gelitten zu haben. 


(Abg. Greiſer: Das war Ihnen unangenehm! — 
Dem haben Sie das Gehirn eingedrückt! bei den 
Kommuniſten. — Zwiſchenrufe.) Wenn die Nas 
tionalſozialiſten und die Jungdeutſchen ſich in den 
Haaren liegen, dann haben die S. P. Diſten am 
wenigſten Arſache, ſich etwa vermittelnd einzu⸗ 
miſchen. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Wir ſchützen 
nicht die Jungdeutſchen, aber wir haben feſtge⸗ 
ſtellt, daß es ein nur der Nazis würdiges Bild 
war, daß ausgerechnet ein Abgeordneter ſich als 
Anführer einer Räuberbande betätigte. (Große 
Unruhe.) 

Präſident: Wir wollen doch die Tiegenhöfer 
Angelegenheit heute nicht erörtern. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn 
Herr Abg. Greiſer derartige unangebrachte Zwi— 
ſchenrufe macht, muß man das erwähnen. (Abg. 
Greiſer: Es iſt Euch unangenehm, daß die 
S. P. D.-Bonzen als feige Lumpen entlarvt wer— 
den!) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, wen haben Sie 
damit gemeint? (Abg. Greifer: Sämtliche S. P. D.⸗ 
Bonzen, die ſich dadurch getroffen fühlen]) Das 
iſt keine Antwort. (Große Unruhe. — Abg. Grei⸗ 
fer: Ich habe ſämtliche S. P. D. Bonzen gemeint, 
die ſich 10 Jahre lang durch Feigheit den Dienit- 
grad erworben haben!) Herr Abg. Greiſer, Sie 
haben ſoeben die Ordnung des Hauſes in grober 
Weiſe verletzt. Ich fordere Sie auf, den Saal zu 
verlaſſen und ſchließe Sie von der weiteren 
Sitzung heute aus. (Abg. Greiſer: Ich proteſtiere 
dagegen!) Ich mache Sie auf die Folgen aufmerf- 
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ſam. (Große Unruhe. — Abg. H. 


beantrage, die Sitzung auf eine Viertelſtunde zu 
vertagen! — Abg. Greiſer: Ich ſtelle feſt, daß Ihre 
Geſchäftsführung im Intereſſe der S. P. D. Bon⸗ 
zen ausgeübt wird!) Herr Abg. Greiſer, Sie ha⸗ 
ben die Ordnung wieder in grober Weiſe verletzt, 
ich fordere Sie auf, den Saal zu verlaſſen. (Abg. 
Greiſer: Ich packe bloß meine Sachen zuſammen, 
ich gehe ja ſchon! — Abg. Greiſer verläßt den 
Saal. Andauernde Zwiſchenrufe und große 


Unruhe.) Ich bitte, doch die Ruhe zu bewahren. 


Wer hat hier Diätenſchieber gerufen? (Abg. 
Brill meldet ſich.) Herr Abg. Brill, ich rufe Sie 
zur Ordnung. (Die nationalſozialiſtiſchen Abge⸗ 
ordneten verlaſſen den Saal.) 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Ohne mich 
der Anordnung des Präſidenten widerſetzen zu 
wollen, auf die Tiegenhöfer Vorgänge nicht ein⸗ 
zugehen, (Große Unruhe) will ich doch ſagen, daß 
in derſelben Weiſe, wie Herr Greiſer ſich hier in 
diejem Haufe benimmt . . . (Andauernde Zwiſchen⸗ 
rufe und großer Lärm.) 

Präſident: Ich bitte um Ruhe für den Redner. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Bei der 
zweiten Leſung des Etats haben wir feſtgeſtellt 
und in der Praxis erprobt, wie es ſich auswirkt, 
wenn man die Redezeit auf eine Stunde be⸗ 
ſchränkt. Wir haben für jeden Etat bei der zwei⸗ 
ten Leſung eine Redezeit von einer Stunde. Dabei 
entfallen dann beiſpielsweiſe auf die fraktionslo⸗ 
ſen Abgeordneten 4½ Minuten. Wenn ſich nun die 
drei fraktionsloſen Gruppen, die wir haben, in 
dieſe 4½ Minuten teilen, d. h., wenn ſie alle drei 
ſprechen wollen, dann hat z. B. der Herr Abg. Dr. 
Strunk, der zehn Jahre Kultusſenator war und 
der vielleicht dem Hauſe einmal ſeine Erfahrun⸗ 
gen aus zehnjähriger Tätigkeit als Senator vor⸗ 
führen wollte, ſage und ſchreibe 1½ Minuten Zeit, 
um hier über ſeine 10jährigen Erfahrungen als 
Danziger Kultusſenator zu ſprechen. An dieſem 
Beiſpiel müſſen Sie doch ſchon erkennen, daß das, 
was Sie hier durchführen wollen und zum Teil 
ſchon durchgeführt haben, jeder Vernunft Hohn 
ſpricht und daß es geradezu eine Verhöhnung des 


Parlaments bedeutet. 


Wir haben einen weiteren Abänderungsan⸗ 
trag eingebracht, der dahin geht, daß die Kürzung 
der Redezeit nur möglich ſein ſoll, wenn der Aelte⸗ 
ſtenausſchuß mit Dreiviertelmehrheit dieſe Kür⸗ 
zung beantragt. Wir wollen alſo nicht, daß ſi 
wieder ein Fall ereignet, wie der mit Herrn Phi⸗ 
lipſen, daß erſt im Aelteſtenausſchuß eine einſtün⸗ 
dige Redezeit feſtgeſetzt wird, und daß dann wäh⸗ 
rend der Vollſitzung einfach, weil ein Abgeordne⸗ 
ter ſchlecht gelaunt iſt, die Debatte abgewürgt 
wird. Deshalb ſoll der Schlußantrag im Plenum 
nur möglich ſein, wenn es der Aelteſtenausſchuß 
mit Dreiviertelmehrheit verlangt hat. Es kann 
nicht angehen, daß die ſchlechte Laune eines Abge⸗ 
ordneten dazu genügt, um hier alle Abmachungen, 
die im Aelteſtenausſchuß getroffen ſind, einfach 
über den Haufen zu werfen. Für die Deutſchnatio⸗ 
nalen dürfte es ja nicht ſchwer ſein, dieſer Anre⸗ 


gung zuzuſtimmen, denn der Herr Abg. Müller, 
genannt Müller der Tüchtige, hat ja (Abg. Klin⸗ 
genberg: Der Geſinnungstüchtige!) in einer 


Sitzung im Jahre 1929 ebenfalls bei den Etats⸗ 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


Friedrich: Ich beratungen erklärt: „Von deutſchnationaler Seite 


ſind wir gegen jede Abwürgung im Plenum. Wir 
ſind durchaus der Anſicht, daß hier im Plenum 
zur Sache geredet werden kann.“ Nun, Herr Mül⸗ 
ler, das ſagten Sie damals, als Ihre Freunde be⸗ 
ſtimmt nicht zur Sache geredet haben. Aber nie⸗ 
mand von den bürgerlichen Herren Abgeordneten 
wird behaupten können, daß von den jetzigen Op⸗ 


poſitionsparteien unſachliche Reden vorgetragen 


worden ſind. Trotzdem haben Sie Ihre Anſicht in 
den zwei Jahren ſo grundlegend geändert, Herr 
Müller, und ſind heute ganz anderer Anſicht. 
Heute würgen Sie rückſichtslos jede Debatte bei 
der Etatsberatung ab. 

Die Abänderungsanträge, die nun teilweiſe in 
der Druckſache Nr. 176 und teils in der Druckſache 
180 zur Geſchäftsordnung eingebracht worden ſind, 
müßten auch die Nationalſozialiſten intereſſieren; 
denn wenn ein § 71 a eingefügt werden ſoll, 
welcher lautet; vor der Abſtimmung kann der An⸗ 
trag geſtellt werden, über den Beratungsgegen⸗ 
ſtand oder über einzelne zu dem Beratungsgegen⸗ 
ſtand geſtellte Abänderungsanträge zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen, könnten die Herren Natio⸗ 
nalſozialiſten ſehr leicht davon betroffen werden. 
Es iſt nur ſchade, daß dieſe Herren jetzt hier den 
Auszug der Kinder Israels vollzogen haben. 
Wir haben ſchon einmal erlebt, daß ſie auch An⸗ 
träge ſtellen, und zwar recht viele und wahlloſe. 
Die Landeszeitung hat damals darüber geſchrie⸗ 
ben. Als es ſich um die Gewährung einer Beihilfe 
für die Fiſcher handelte, ſchrieb die Landeszeitung: 
„Bekanntlich lag während der vorigen Sitzung ein 
dementſprechender Antrag der Kommuniſten vor, 
der abgelehnt wurde, weil er lediglich der kom⸗ 
muniſtiſchen Agitation dienen ſollte, und weil die 
neuen Regierungsparteien aus ſich heraus willens 
waren, den Fiſchern eine Notbeihilfe zu gewähren. 
So geſtatteten die Regierungsparteien den Nazis, 
einen Antrag einzubringen auf Gewährung einer 
einmaligen Unterſtützung von 40 000 Gulden, 
welcher Antrag dem Sozialen Ausſchuß überwieſen 
wurde.“ Die Landeszeitung ſchreibt dann aber 
auch weiter, daß die Nationalſozialiſten die Dek⸗ 
kung dafür durch eine Steuer auf Konſumvereine 
uſw. bringen wollten, obwohl ſie ganz genau wiſ⸗ 
ſen, daß ſie es ohne Einverſtändnis mit den Re⸗ 
gierungsparteien nicht tun dürfen. Alſo was nun? 
Wenn die Regierungsparteien den Herren Natio⸗ 
nalſozialiſten nicht die Erlaubnis geben, Anträge 
zu ſtellen, dann ſind ſie nach der neuen Geſchäfts⸗ 
ordnung ebenfalls in die Lage verſetzt, daß man 
hier einfach über ihre Anträge zur Tagesordnung 
übergehen wird. Wenn die Nationalſozialiſten 
heute dieſen Anträgen ihre Zuſtimmung geben, 
dann mögen die Gründe die ſie dazu führen, ein 
Rätſel bleiben. Wenn nun ſchon in der Geſchäfts⸗ 
ordnung derartige Verſchlechterungen durchgeführt 
worden ſind, die dem einzelnen Abgeordneten die 
Möglichkeiten rauben, infolge der Beſchränkung 
der Redezeit hier ſeine Meinung frei zu äußern, 
muß ihm hier doch zum mindeſten die Gelegenheit 
gegeben werden, bei den Abſtimmungen ſeine 
Stellungnahme feſtzulegen. So, wie Sie durch 
Ihre frühere Aenderung der Geſchäftsordnung die 
freie Meinungsäußerung der Abgeordneten ver⸗ 
hindert haben, ſo verhindern Sie ja auch das 
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Kruppke, Abgeordneter) 

Recht, bei einer namentlichen Abſtimmung die 
Stellungnahme zu den einzelnen Poſitionen feſt⸗ 
zulegen. Sie verhindern das. Aber Sie machen es 
wahrſcheinlich auch mit Rückſicht auf ſich ſelbſt und 
Ihre Buſenfreunde, die Nazis. Sie hindern näm⸗ 
lich auch andere Abgeordnete dadurch, ihre eigene 
Stellungnahme feſtlegen zu laſſen. Das iſt wahr⸗ 
ſcheinlich das, was Sie mit dieſer Aenderung der 
G. O. erreichen wollen. f 

Wenn es die Nationalſozialiſten mitmachen, 
dann kann man es ja verſtehen. Ich habe nämlich 
Verſtändnis dafür, daß die Nationalſozialiſten 
hier nicht durch eine namentliche Abſtimmung feſt⸗ 
legen laſſen wollen, daß ſie für die Erteilung des 
jüdiſchen Religionsunterrichtes ſtimmen. (Abg. 
Mau: Angſt vor der Verantwortung!) Ich kann es 
auch weiter verſtehen, daß die Nazis es nicht als 
beſonderen Genuß betrachten, wenn hier durch eine 
namentliche Abſtimmung feſtgelegt wird, daß ſie 
auf Befehl Polens ausgerechnet die Errichtung 
und Neueinrichtung der Einwohnerwehr durchge⸗ 
führt haben. (Sehr gut! links.) Von dieſem Stand⸗ 
punkt der Nazis aus geſehen, iſt das ja durchaus 
zu verſtehen. Letzten Endes aber müßten auch Sie, 
m. H. alle die Ueberzeugung haben, daß es, wenn 
es Ihnen auch gelingt, durch einen Mehrheitsbe⸗ 
ſchluß dieſe Möglichkeit zu verhindern, es Ihnen 
doch nicht möglich ſein wird, uns daran zu hindern, 
in der Oeffentlichkeit das alles zu ſagen, was man 
hier nicht ſagen und nicht tun darf. Wenn die 
bürgerlichen Parteien jetzt dieſe Maßnahmen 
durchführen, dann beweiſen ſie damit, daß ſie 
Angſt um den Beſtand der Nationalſozialiſten 
haben und fürchten, daß die radikalen Phraſen 
dieſer Partei nicht genügen könnten, um das alles, 
was Sie hier an der Arbeiterſchaft verbrechen, ins 
Gegenteil umzukehren. 

Wenn die Regierungsparteien dieſe Maßnah⸗ 
men hier aber durchführen, dann beweiſen ſie da⸗ 
mit auch weiter die ganze Schwäche der jetzigen 
Regierungskoalition und daß alles das, was von 
den Oppoſitionsparteien als rohe, nackte und bru⸗ 
tale Gewaltmaßnahmen gegen die arbeitende Be⸗ 
völkerung gebrandmarkt worden iſt, alles zutrifft. 
Denn m. H., wenn Sie ſich ſo als ſtaatserhaltend 
fühlen, wie Sie es immer hinſtellen und der An⸗ 
ſicht ſind, daß alle dieſe Maßnahmen unbedingt 
notwendig ſind, um den Staat aufrechtzuerhal⸗ 
ten, wenn Sie ſogar behaupten, daß dieſe Maß⸗ 
nahmen zum Wohle der Arbeiterſchaft geſchehen 
ſind, wenn Sie dieſer Anſicht ſind, dürften Sie doch 
eine Feſtlegung der Abſtimmungsergebniſſe nicht 
ſcheuen. Dann dürften Sie auch nicht fürchten, 
daß hier in einer etwas längeren Redezeit alle 
dieſe Maßnahmen klar zum Ausdruck gebracht 
werden. Wenn man ſich vor Augen führt, daß die 
jetzige Mehrheit in dieſem Volkstag ausdrücklich 
zur Verabſchiedung des Staatshaushaltsgeſetzes 
einen beſonderen Paſſus in der Geſchäftsordnung 
ſchafft, dann beweiſen Sie doch damit, m. H., wie 
ſchlecht, wie miſerabel dieſer Haushaltsplan ſein 
muß. (Sehr gut! links.) In all den Jahren iſt es 
möglich geweſen, die Haushaltspläne mit der alten 
Geſchäftsordnung durchzubringen. Als Sie in der 
Oppoſition waren, waren andere Amſtände? Ganz 
richtig, Sie haben nämlich die Oppoſition viel un⸗ 
ſachlicher getrieben, als wir es heute tun. Wir 
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beſchränken uns darauf, rein ſachliche Oppoſition 
zu treiben, während Sie das genaue Gegenteil ge⸗ 
macht haben. Inſofern ſind die Umſtände heute 
freilich ein wenig anders geartet. Es beweiſt am 
beſten wie viele und ſchwerwiegende Attentate 
auf die Taſchen und den Magen der arbeitenden 
Bevölkerung durchgeführt werden, wenn Sie ſich 
dazu entſchließen, nun vor der dritten Beratung 
noch eine Aenderung der Geſchäftsordnung durch⸗ 
zuſetzen, die jede Abſtimmung unmöglich macht. 

Wenn Sie das noch in der letzten Minute vor 
der dritten Leſung des Etats machen, dann beweiſt 
das ihr außerordentlich ſchlechtes Gewiſſen gegen⸗ 
über der arbeitenden Bevölkerung. (Sehr richtig! 
links.) Sie würden ſich, wo es ſich nur noch um 
eine Leſung der Etats handelt, beſtimmt nicht 
mehr zu dieſer Maßnahme hinreißen laſſen, wenn 
Sie nicht ſelbſt davon überzeugt wären, daß Sie 
einen Verrat an Ihrer Wählerſchaft begehen, ſo⸗ 
weit Sie von arbeitenden Menſchen gewählt wor⸗ 
den ſind, wie er ſchlimmer nicht denkbar iſt. Aber 
der einmütige Wille zur Abwehr aller dieſer Maß⸗ 
nahmen zeigt Ihnen wahrſcheinlich ſchon, daß die 
Macht, die Sie am 16. November auf Grund unge⸗ 
heurer Verleumdungen und Lügen errungen ha⸗ 
ben, ſtark ins Wanken gekommen iſt. Die Natio⸗ 
nalſozialiſten ſcheinen trotz aller Begriffsſtutzigkeit 
doch ſchon erkannt zu haben, daß bei der jetzigen 
Geſchäftsordnung, doch noch allzu viel über ihre 
Taten geſprochen wird, die Sie hier durchführen. 
(Abg. Kloſſowſki: So iſt es!) Dieſe „Arbeiterpar⸗ 
tei“ ſcheint jetzt doch allmählich begriffen zu haben, 
daß es immer mehr Gemeingut der Oeffentlichkeit 
wird, daß ſie ſich zwar den Namen Arbeiterpartei 
fälſchlicherweiſe angeeignet hat, daß ihre Tätig⸗ 
keit aber immer und auch heute Arbeiterverrat ge⸗ 
weſen iſt. (Abg. Mau: Sehr gut!) Sie haben nun 
einmal das Glück gehabt, daß der Zufall Ihnen 
mit Hilfe dieſer braunen Mordpeſt hier eine 
Mehrheit verſchafft hat. Nun klammern Sie ſich 
wie der Ertrinkende an den Strohhalm, an dieſe 
Sturmtruppe, die den Kapitalismus retten ſoll. 
M. H., Sie können hier die Geſchäftsordnung ver⸗ 
ſchlechtern, wie Sie wollen, es wird Ihnen nicht 
gelingen, zu verhindern, daß die Oeffentlichkeit 
über den wahren Charakter der Nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Partei aufgeklärt wird. Das iſt zum aller⸗ 
größten Teil heute ſchon eine vollzogene Tatſache 
und wir werden unſer Möglichſtes tun, um dieſe 
Tatſache noch zu verſtärken und noch mehr Wirk⸗ 
lichkeit werden zu laſſen. Die Mittelparteien, die 
ja immer noch für ſich in Anſpruch genommen ha⸗ 
ben, daß ſie demokratiſch ſind, werden es nicht mit 
ihrer demokratiſchen Vergangenheit vereinbaren 
können, wenn ſie hier einem oder beſſer geſagt vier 
bis fünf Abgeordneten zuſammen 4% Minuten 
Redezeit zubilligen. Wie wollen Sie das noch mit 
1 in Einklang bringen? (Zwiſchenrufe 
inks. 

Nun wollen Sie bei dieſer Redezeit, bei der 
Sie jede Meinungsäußerung verhindern, in Zu⸗ 
kunft auch das Abſtimmungsergebnis feſtzulegen 
verhindern. Damit beweiſen Sie, m. H. von den 
bürgerlichen Parteien, die Sie jetzt behaupten. 
nicht Diktatoren zu ſein, mit aller Deutlichkeit, daß 
die ſtupide Stumpffinnigkeit der Nationalſoziali⸗ 
ſten, die ohne ein Wort zu reden alle unſere An⸗ 
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träge abgelehnt haben, eine anſteckende Seuche 
iſt, die ſchon auf Sie übergegriffen hat. Die kurze 
Zeit, die Sie mit dieſer braunen Peſt in einer 
Koalition ſitzen, hat Sie davon wahrſcheinlich 
überzeugt, daß Gewaltmaßnahmen ſchneller zum 
Ziel führen. 

Aber Sie dürfen ſich darauf verlaſſen, daß das 
beſtimmt ein Irrglaube iſt. Sie dürfen ſich darauf 
verlaſſen, daß die Danziger Arbeiterſchaft von der 
Demokratie mehr verſteht als die ganzen bürger⸗ 
lichen Parteien zuſammen. Die Arbeiterſchaft ver⸗ 
ſteht unter Demokratie niemals eine Beſchränkung 
der Tätigkeit der Abgeordneten, wie Sie ſie durch⸗ 
führen wollen, ſondern ſie wird ſtärker als bis⸗ 
her den Kampf gegen dieſe ungeheueren Maßnah⸗ 
men aufnehmen, die Sie hier durchführen. Ich ſehe 
eben Herrn Dr. Blavier. Vor einigen Tagen habe 
ich zufällig in einer Nummer der „Neuen Zeit“, 
die vor den Wahlen erſchienen iſt, geleſen, daß 
Herr Dr. Blavier ſich ganz ungeheuer darüber auf⸗ 
regte, daß die Nationalſozialiſten das Bürgertum, 
das faule ſatte Bürgertum an die Wand ſtellen 
wollten. Da geißelte er mit ſcharfen Worten dieſe 
Maßnahmen, die die Nationalſozialiſten in ihrer 
Verſammlungstätigkeit und Agitation anwenden. 
Wenn man den Nationalſozialiſten noch die 
Dummheit zugute halten kann, wenn ſie mit die⸗ 
ſen Methoden vor der Wahl hauſieren gingen, von 
Ihnen, Herr Dr. Blavier, kann man das nicht an⸗ 
nehmen. Bei Ihnen iſt umgekehrt der Beweis er⸗ 
bracht, daß Sie nun, nachdem Sie endlich Ihr Ziel 
erreicht haben, beamteter Senator zu ſein, genau 
ſo rückſichtslos die Maſſen niederknüppeln möch⸗ 
ten wie Sie vorher laut gegen die Gewalt ſchrien, 
die man Ihnen antun wollten. (Wie haſt Du Dich 
verwandelt! links.) Man kann hier in ganz kurzer 
Zeit wahre Verwandlungskünſtler unter den bür⸗ 
gerlichen Abgeordneten beobachten. (Abg. Mau: 
Ganz beſonders unter den Senatoren!) Ganz be⸗ 
ſonders unter den Senatoren, da das von mir an⸗ 
geführte Beiſpiel des Herrn Dr. Blavier der beſte 
Beweis dafür iſt, wie ſchnell aus einem radikalen 
Oppoſitionsmann ein ebenſo radikaler Gewaltpo⸗ 
litiker werden kann. 


Wenn Sie trotzdem unſere Anträge, die dahin 
gehen, daß alle dieſe Anträge zur Geſchäftsord⸗ 
nung dem Ausſchuß überwieſen werden, ablehnen 
ſollten, beweiſen Sie nur, daß Sie allzuſehr in das 
Fahrwaſſer der Nationalſozialiſten geraten ſind. 
Dann beweiſen Sie dadurch nur allzuſehr, daß 
dieſe Leute, die bisher immer angaben, nicht nur 
den Beſitz, ſondern auch die Bildung gepachtet zu 
haben, nun ebenfalls an Stelle der Diskuſion 
brutale Gewaltmaßnahmen ſetzen wollen; denn 
von Diskuſſion kann unter dieſen Verhältniſſen 
kaum mehr die Rede ſein. Die Beratung von Ge⸗ 
ſetzentwürfen iſt doch nur möglich, wenn man zum 
mindeſten jedem Abgeordneten das Recht gibt, 
ſeiner Meinung Ausdruck zu geben. Rauben Sie 
dem Abgeordneten ſchon das Recht, ſeiner Meinung 
Ausdruck zu geben, ſo müſſen Sie ihm das Recht 
der Meinungsäußerung durch die Abſtimmung 


laſſen. Wenn Sie das alles ablehnen, beweiſen 
Sie, daß auch bei Ihnen Stumpfſinn Trumpf iſt. 
In dieſem Zeichen des Stumpfſinns werden Sie 
untergehen! 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. O 


Raſchke. (Abg. Philipſen: Zur Geſchäftsordnung!) 
10 habe ſchon Herrn Abg. Raſchke das Wort ge⸗ 
geben. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn die 
Kommuniſtiſche Fraktion von dieſer Stelle aus 
des öfteren darauf hingewieſen hat, daß der kapi⸗ 
taliſtiſche Staat korrupt, verfault und am Zuſam⸗ 
menbrechen iſt, dann wird dieſe Tatſache durch die 
Abänderung zur Geſchäftsordnung nur erhärtet. 
Eine Regierung, die ſich ſtark fühlt, eine Regierung 
die ſich auf die Mehrheit des Volkes ſtützt, hat es 
nicht nötig, ſolche Terrormaßnahmen gegen eine 
beſtimmte Klaſſe anzuwenden. Wenn ſie es den⸗ 
noch tut, bringt ſie dadurch nur zum Ausdruck, daß 
ſie dem Zuſammenbrechen nahe iſt, daß ſie über 
kurz oder lang von der Bildfläche verſchwinden 
muß. Sie m. H. von der Regierungskoalition mö⸗ 
gen hier noch ſo verſchärfte Maßnahmen durchfüh⸗ 
ren. Sie werden und müſſen über kurz oder lang 
verſchwinden, weil es Ihnen nicht möglich iſt, mit 
dieſem Syſtem der großen Maſſe der Werktätigen, 
Arbeit und Verdienſt zu geben. Ihr Syſtem zeigt 
immer mehr, daß nur noch der Hunger auf der Ta⸗ 
gesordnung ſteht. Dieſer Hunger, dem die werk⸗ 
tätigen Schichten jetzt unterworfen ſind, wird ſich 
nicht nur über Ihre Geſchäftsordnung hinweg⸗ 
ſetzen, ſondern dieſer Hunger wird ſich genau ſo 
über die Mordpeſt der Nationalſozialiſten, über 
die Terrormaßnahmen der Polizei und der Klaſ⸗ 
ſenjuſtiz hinwegſetzen. Heute können Sie es ſich 
noch erlauben, die Erwerbsloſen mit dem Gummi⸗ 
knüppel zur Arbeit zu zwingen. Heute können Sie 
es ſich noch erlauben, Ihre Schutzpolizeibeamten 
auf die ausgemergelten, hungernden, barfuß her⸗ 
umlaufenden Arbeitsloſen loszulaſſen. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Feigheit!) Heute können Sie ſich das noch 
erlauben, weil dieſe Mordbanditen in ihren brau⸗ 
nen und gelben Hemden Sie ſchützen. Aber m. H. 
nicht lange mehr und Sie werden verſchwinden, 
wie alle die anderen, die ſich mit ſolchen drakoni⸗ 
ſchen Maßnahmen behaupten zu können glauben, 
verſchwunden ſind. (Abg. Malſch: Sie haben dieſe 
Zuſtände herbeigeführt!) Ich habe es ihnen ſchon 
einmal geſagt: Stellen Sie ſich Mann gegen 
Mann, und wir wollen ſehen, wer der Stärkere 
iſt. Aber Ihre Feigheit macht ſich doch darin be⸗ 
merkbar, daß hinter jedem von Ihnen ein Schutz⸗ 
polizeibeamter ſteht. 


Präſident: Herr Abg. Raſchke, haben Sie mit 
dem Ausdruck „Feigheit“ einen Abgeordneten be⸗ 
zeichnet? 


Naſchke, Abgeordneter (K. P.): Nein, die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Partei als ſolche. (Das ſind 
Herausforderungen! bei den Nationalſozialiſten!) 
Feſt ſteht, daß dieſe Partei nur exiſtieren kann, 
weil ihr der Staatsapparat zur Verfügung ſteht. 
Schutzpolizei, Juſtiz und alle die Einrichtungen, 
deren ſich der bürgerliche Staat bedient, ſchützen 
dieſe Banditen. Mit Hilfe dieſer Banditen wer⸗ 
den wiederum die Arbeiter niedergeſchlagen, feig, 
hinterhältig und auch im offenen Terror hinge⸗ 
mordet. Das zeigt, wie es im kapitaliſtiſchen 
Syſtem ausſieht. Die große Schicht der 
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Giaſchke, Abgeordneter) 

werktätigen Bevölkerung wird rückſichtslos und 
brutal niedergeknüppelt. Sie wird in Zuchthäuſer 
geſteckt. 

Genau ſo ſieht Ihre Geſchäftsordnung aus. Ge⸗ 
nau ſo ſind Ihre Maßnahmen, die Sie in dieſem 
Hauſe durchführen wollen. Niemand ſoll mehr das 
Recht haben, Abänderungsanträge zu ſtellen, An⸗ 
träge überhaupt zu ſtellen. Das alles ſoll beſeitigt 
werden. Die Nationalſozialiſten ſind die Väter 
dieſer Gedanken. Sie wollen nicht, daß hier die 
Anträge der Kommuniſten beraten werden, weil 
ſie ſich dann entlarven müſſen. (Abg. Malſch: Weil 
es Schwindel iſt!) Inſofern ſtimmen ihnen die 
Deutſchnationalen bei und haben dieſe Anträge 
zur Geſchäftsordnung mit unterſchrieben und ein⸗ 
gereicht. Es iſt nicht ſo, wie Herr Kruppke ſagte, 
daß hier die Nationalſozialiſten damit getroffen 
werden ſollen, indem ihnen die Möglichkeit ge⸗ 
nommen wird, Anträge einzureichen. Nein, das 
Gegenteil trifft zu. Die Nationalſozialiſten denken 
nicht daran, Anträge im Intereſſe der werktätigen 
Bevölkerung einzureichen. Sie wollen nur mit die⸗ 
ſer Maßnahme die Anträge verhindern, die die 
Kommuniſtiſche Partei einbringt, 
entlarven zu müſſen. Selbſtverſtändlich muß das 
Bürgertum den Nationalſozialiſten in dieſer Be⸗ 
ziehung entgegenkommen. 


Es ſieht doch ſo aus, daß man heute den Natio⸗ 
nalſozialiſten keinen Zuſpruch von ſeiten des Pro⸗ 
letariats anerkennen kann. Die Nationalſozialiſten 
laufen wie die Hammelherde auf der Straße her⸗ 
um. Sie werden von jedem rechtſchaffenen Arbei⸗ 
ter angeekelt. Bis weit in die Kreiſe des Mittel⸗ 
ſtandes hinein werden dieſe Leute verachtet. (Abg. 
Malſch: Darauf ſind wir ſtolz!) Daß die Arbeiter⸗ 
ſchaft Sie verachtet? Wenn Sie ſtolz darauf ſind, 
werden wir Gelegenheit nehmen, das den Arbei⸗ 
tern noch plauſibler zu machen. Wenn Sie hier ſa⸗ 
gen, daß Sie ſtolz darauf waren, dann ſagen Sie 
gleichzeitig damit, daß Sie nur die Knechte des 
Kapitals ſind. Die Kapitaliſten und beſonders die 
Großkapitaliſten ſind ſtolz darauf, daß Sie ihre 
Politik machen und ſind ſtolz darauf, mit dieſen 
Leuten engſte Fühlung zu beſitzen. (Zuruf des Abg. 
Malſch.) Wenn Sie ſtolz darauf ſind, daß die Ar⸗ 
beiterſchaft Sie verachtet, dann haben Sie ganz 
offen zum Ausdruck gebracht, wie Sie in Wirklich⸗ 
keit denken. (Zuruf rechts.) Wenn Moskau nicht 
Aufträge nach Danzig gäbe, wäre Ihre Regierung 
ſchon lange zum Teufel gejagt. Die Abänderungs⸗ 
anträge, die hier vorliegen, ſind von unſerem 
Standpunkt aus unannehmbar. Aber wir wiſſen, 
daß Sie ſich über dieſe unſere Anſicht hinwegſetzen, 
daß Sie rückſichtslos Ihre Anträge annehmen 
werden, die die Geſchäftsordnung verſchlechtern. 

Ich habe ſchon eingangs geſagt und kann es 
nur wiederholen: Das Recht, das Sie uns in die⸗ 
ſem Hauſe nehmen, wenn Sie nicht zulaſſen, daß 
wir hier unſerer Meinung frei Ausdruck geben 
können, werden wir in aller Oeffentlichkeit durch⸗ 
ſetzen. Wir werden uns rückſichtslos in der Oeffent⸗ 
lichkeit unſer Recht erkämpfen. Wir werden die 


werktätige Bevölkerung rückſichtslos über dieſe 
Schandmaßnahmen aufklären, die nicht nur in die⸗ 
ſem Hauſe, ſondern auch außerhalb des Hauſes von 
ſeiten der jetzigen Regierung durchgeführt werden. 


um ſich nicht 


387 


Wir werden zeigen, welchen Weg die werktätige 
Bevölkerung gehen muß, wenn endlich die Stunde 
der Befreiung ſchlagen ſoll. Die Stunde iſt nicht 
fern, wo ſich die werktätige Bevölkerung über die 
Nationalſozialiſten (Abg. Malſch: Und die Kom⸗ 
munijten!) ſowohl wie über die Deutſchnationa⸗ 
len, die Mittelparteien und ſogar über die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei hinwegſetzen wird, um den 
wahren Kommunismus aufzurichten. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Phi⸗ 
lipſen zur Geſchäftsordnung. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage, die Sitzung zu ſchließen, und die nächſte 
Sitzung auf 5,15 Uhr feſtzuſetzen, damit der Ael⸗ 
teſtenausſchuß in der Zwiſchenzeit Gelegenheit hat, 
ſich mit dem Ausſchluß des Abg. Greiſer zu beſchäf⸗ 
tigen. Auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung 
beantrage ich zu ſetzen: 

1. Abſtimmung über den Ausſchluß des Abg. Greiſer. 

2. Fortſetzung der Beratung über den Antrag zur Aen⸗ 
derung der Geſchäftsordnung. 

3. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die Feſt⸗ 
ſtellung der Staatshaushaltspläne für das Rech⸗ 
nungsjahr 1931. 

(Abg. Plenikowſki: Die betteln bei den bürger⸗ 
lichen Abgeordneten um Schuß!) 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, 
die Sitzung zu ſchließen. (Abg. Plenikowſki: Wie 
kommen wir dazu!) Auf der Rednerliſte iſt noch 
der Abg. Czarnecki eingezeichnet. Weiter iſt bean⸗ 
tragt worden, falls der Antrag auf Schluß der 
Sitzung angenommen wird, eine neue Sitzung 
um 5,15 Uhr abzuhalten. Auf die Tagesordnung 
dieſer Sitzung ſoll als erſter Punkt geſetzt werden: 
Einſpruch des Abg. Greiſer gegen ſeinen Ausſchluß. 
Dann die Fortſetzung der heutigen Tagesordnung. 
Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen Antrag. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenom⸗ 
men. Die Sitzung iſt geſchloſſen, die nächſte Sitzung 
findet um 5,15 Uhr mit der verkündeten Tages⸗ 
ordnung ſtatt. 

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 40 Minuten.) 


— 


21. Sitzung. 


Mittwoch, den 18. März 1931. 

Die Sitzung wird 10 Uhr 30 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; Stellvertretender Präſident des Se⸗ 
nats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. Bla⸗ 
vier, Dumont, Hinz, Dr. Hoppenrath, Kurowſki, 
Schwegmann, Dr. Winderlich; Staatsrat Lade⸗ 
mann; Oberregierungs⸗ und Finanzrat Winter; 
Regierungsrat Burmeiſter; Landgerichtsrat Dr. 
Moebes; Oberinſpektor Brockſch; Oberſekretär 
Seidel. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich eröffne die 21. 
Vollſitzung. Wir kommen zunächſt zur Erledigung 
der Tagesordnung, und zwar zu dem 

Einſpruch des Abg. Greiſer gegen die 
Ausſchließung. 
Der Wortlaut iſt folgendermaßen: 

An den Volkstag, Danzig. 

Ich erhebe gegen meinen Ausſchluß aus der heu⸗ 
tigen Sitzung Einſpruch, da derſelbe ungerechtfertigt 


Greiſer, Mitglied des Volkstages. 


(C) 


(D) 


(A) 


(B 
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388 Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 
(Brill, Abgeordneter) 

(Abg. Brill: Zur Geſchäftsordnung!) Das Wort 
zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
über dieſen Einſpruch namentliche Abſtimmung. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ueber dieſen Ein⸗ 
ſpruch muß ohne Ausſprache ſofort abgeſtimmt 
werden. (Abg. Brill: Aber namentlich!) Es iſt 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung 
reicht aus. Ich bitte die D. u. H., die Plätze einzu⸗ 
nehmen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich bitte, 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Wir ſtimmen 
poſitiv ab. Wer für den Einſpruch iſt, gibt eine 
„Ja“⸗Karte, wer gegen den Einſpruch iſt, eine 
„Nein“⸗Karte und wer ſich der Stimme enthalten 
will, eine „Enthalte mich“⸗Karte ab. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Noch einmal! — Abg. Mau: Der ſchärft 
ſeine Leute richtig ein!) Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, dann 
ſchließe ich die Abſtimmung. An der Abſtimmung 
beteiligten“) ſich 54 D. u. H.; davon ſtimmten mit 
Ja 31, mit Nein 17 und ſechs enthielten ſich der 
Stimme. Damit iſt der Ausſchluß des Abg. Greiſer 
als ungerechtfertigt angeſehen worden. (Pfuirufe 
bei den Sozialdemokraten!) Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Gehl. (Abg. 
Mau: Dieſe Rowdys!) 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Nachdem die Mehrheit dieſes Hauſes ſoeben den 
Einſpruch gegen den Ausſchluß des Abgeordneten 
Greiſer als gerechtfertigt anerkannt hat, (zum 
Präſidenten gewandt: Stören Sie mich doch nicht!) 
bin ich nicht mehr in der Lage, länger Präſident 
dieſes Hauſes zu bleiben. (Bravo! bei den Sozial⸗ 
demokraten.) Ich lege hiermit im Einverſtändnis 
mit meinen politiſche- Freunden mein Amt als 
Präſident dieſes Hauſes nieder. (Bravo! bei den 
Sozialdemokraten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Brill, Sie 
wünſchen das Wort zu Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung? (Abg. Brill: Zur Geſchäftsordnungſ) Das 
i zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. 

rill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Sie haben bisher die Ordnungsmaßnahmen, die 
von dem Präſidenten dieſes Hauſes erfolgt find; 
als richtig anerkannt. Sie müſſen ebenfalls heute 
ſagen, daß die Maßnahmen, die der Präſident ge⸗ 
gen den Abg. Greiſer traf, richtig waren. (Sehr 
richtig! bei den Sozialdemokraten.) Wenn Sie 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 54, davon 31 mit Ja, 17 mit Nein, 6 Stimm⸗ 
enthaltungen. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Höhn, Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Lemke, Malſch, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 

hilipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, 

chwartz, Schwegmann, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, 
Wittenberg, von Wnuck. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Dr. Bing, Brill, Czarnecki, 
Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, Joſeph, Klingenberg, 
Kloſſowſki, Kruppke, Frau Malikowſki, Mau, Moritz. Frau 
Müller, Nehberg, Spill, Weber. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Formell, Gai⸗ 
kowfki, Günther, Kurowſki, Frau Dr. Semrau, Weiß. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Deutſch, 
Greiſer. Jahr, Frau Kalähne. Kreft, Langnau, Lendzion, 
Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Schmidt, Senftleben, Se⸗ 
rotzki, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Werner. 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


durch Ihre Abſtimmung den Einſpruch des Abg. (0 


Greiſer als berechtigt anerkannten, ſo iſt das ein 
neuer Rechtsbruch, den Sie zu den vielen fügen, 
die Sie bisher ſchon begangen haben. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Sehr gut!) Sie unterſtützen dieſes unparla⸗ 
mentariſche Verhalten des Abg. Greiſer. Sie füh⸗ 
ren dadurch hier im Hauſe Lumpereien ein, die 
gutzuheißen Sie bisher abgelehnt haben. Sie tun 
das aus dem Grunde, weil Sie die Nazis an der 
Stange halten wollen, um die arbeiterfeindliche 
Politik, die Sie bisher betrieben haben, weiter zu 
betreiben. (Sehr richtig! links.) Würden Sie die⸗ 
ſen Rechtsbruch nicht begehen, dann würden die 
Nazis Sie im Stich laſſen, und Sie könnten den 
Raubzug an der Arbeiterſchaft nicht weiter fort⸗ 
ſetzen. Sie beugen ſich der Erpreſſung, die die 
Nazis gegen Sie ausüben, dieſer Erpreſſung fol⸗ 
gen Sie und laſſen den Präſidenten fallen. Wir 
ziehen deshalb unſere Vorſtandsmitglieder zu⸗ 
rück. Wir halten es für unwürdig, unſere Genoſ⸗ 
ſen in einem Vorſtand zu belaſſen, der ſo von den 
Bürgerlichen behandelt wird, wie Sie es ſoeben 
getan haben. Erpreſſern opfern wir unſere Ge⸗ 
noſſen nicht! (Abg. Klingenberg: Das hohe Haus 
ſanktioniert Flegeleien!) 5 
ir 


Vizepräſident Gaikowſfti: 
Punkt 2 der Tagesordnung: 
Antrag der Abg. Philipſen, Dr. Unger, 
Lemke, Dr. Thimm u. Fr. auf Aenderung 
der Geſchäftsordnung. 
Druckſache Nr. 176. Ich eröffne die Ausſprache. 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit iſt die 
Ausſprache geſchloſſen. Es liegen dazu Abände⸗ 
rungsanträge in der Druckſache Nr. 182 vor: 


Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
A, 6 5 § 56a den erſten Abſatz zu ſtreichen und dafür zu 
etzen: 

„Die Rededauer darf für den einzelnen Abge⸗ 
ordneten eine Stunde nicht überſchreiten. Für be⸗ 
ſtimmte Beratungen kann der Volkstag durch Be⸗ 
ſchluß ohne Beſprechung eine längere oder kürzere 
Redezeit feſtſetzen, wenn es der Aelteſtenausſchuß mit 
Dreiviertelmehrheit beantragt.“ 

. Bei 8 56b iſt hinter den erſten Satz ein Komma zu 
ſetzen und folgender Nachſatz anzufügen: ii 

„wenn es der Aelteſtenausſchuß mit Dreiviertel⸗ 

mehrheit beantragt.“ 

Arthur Brill 

und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Frakt. 
(Abg. Plenikowſki: Zur Geſchäftsordnung!) Dann 
ſind die Abänderungsanträge in der Druckſache 
Nr. 180 geſtellt: 

1. § 77 Ziffer 4 erhält ſtatt der in Druckſache Nr. 176 

vorgeſchlagenen Faſſung folgenden Wortlaut: 

„Bei Beratungen über den Staatshaushaltsplan 
iſt namentliche Abſtimmung nur bei der Abſtimmung 
über die einzelnen Haushaltspläne im ganzen und 
bei der Schlußabſtimmung über das Feſtſtellungsgeſetz 


zuläſſig. 
Hinter 8 71 iſt folgender 8 71 a einzufügen: 

„Vor der Abſtimmung kann der Antrag geſtellt 
werden, über den Beratungsgegenſtand oder über 
einzelne zu dem Beratungsgegenſtand geſtellte Ab⸗ 
änderungsanträge zur Tagesordnung überzugehen. 


kommen zu 


D 


N 


Ueber den Antrag iſt ſofort ohne Ausſprache abzu⸗ 
ſtimmen.“ 


Philipſen 
und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Frakt. 
Dir. Unger 
u. d. übr. Mitgl. d Frakt. d. Blocks der nat. Sammlg. 
ei | 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 


F 
und die übrig. Mitgl. d. Nationalſozialiſtiſchen Frakt. 


m 


D) 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 21. Sitzung. Mittwoch, den 18. März 1931. 


(Vizepräſident Gaikowſki) 
Ferner liegen noch die urſprünglichen Abände⸗ 
rungsanträge in Druckſache Nr. 176 vor: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 

§ 72 erhält folgende Faſſung: 

„Jeder Abgeordnete kann die Teilung der Frage 
beantragen. Ueber die Zuläſſigkeit der Teilung ent⸗ 
ſcheidet der Volkstag.“ 
§ 77. Neu einzuſchalten iſt 

Ziffer 4. Bei Beratungen über den Staatshaus⸗ 
haltsplan iſt namentliche Abſtimmung nur bei der 
Schlußabſtimmung über die einzelnen Haushalts- 
pläne, den Haupthaushaltsplan und das Feſtſtel⸗ 
lungsgeſetz zuläſſig. 

Philipſen 
und die übrig. Mitgl. der Deutſchnationalen Frakt. 


r. Unger 
u. d. übr. Mitgl. d N d. 1 der nat. Sammlg. 
eme 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
Dr. Thimm 

und die übrig. Mitgl. d. Nationalſozialiſtiſchen Frakt. 
(Abg. Plenikowſki: Wir beantragen zu der erſten 
Abſtimmung namentliche Abſtimmung!) Das iſt 
die Druckſache Nr. 182, Abſ. 1. Es iſt namentliche 
Abſtimmung beantragt worden. Wird dieſer An⸗ 
trag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. 
Ich bitte Sie, die Plätze einzunehmen. Ich bitte, 
die Stimmkarten einzuſammeln. Wer für die Aen⸗ 
derung iſt, gibt eine „Ja“⸗Karte, wer dagegen 
iſt, eine „Nein“⸗Karte ab, wer ſich der Stimme 
enthalten will eine Karte mit „Enthalte mich“. 
— Wünſcht noch jemand eine Karte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es haben ſich an ihr 53 D. u. H. betei⸗ 
ligt.“) 38 ſtimmten mit Nein, 15 mit Ja. Ziffer 
1 der Druckſache Nr. 182 iſt gefallen. Ich rufe die 
Ziffer 2 auf. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer dieſe Ziffer 2 annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — Danke, 
das Letztere war die Mehrheit, die Ziffer iſt ab⸗ 
gelehnt. Damit iſt die Druckſache Nr. 182 abge⸗ 
lehnt. Wir kommen nunmehr zu Druckſache Nr. 
176, erſter Abſatz. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer dieſe Aenderung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — 
Die Abänderung iſt angenommen. Der zweite Ab⸗ 
ſatz iſt durch Druckſache Nr. 180 erledigt. Wir kom⸗ 
men nunmehr zum erſten Antrag auf Druckſache 
Nr. 180. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe 
ſie. Wer die Ziffer 1 der Druckſache Nr. 180 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 53, davon 15 mit Ja, 37 mit Nein, eine 
Karte ungültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Dr. Bing, Brill, Czar⸗ 
nedi, Fiſcher. Gerhard Friedrich. Joſeph, Kloſſowſki, 
Kruppke, Frau Malikowſki, Mau, Moritz. Frau Müller, 
Rehberg, Spill, Weber. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Kurowski, Lemke, Mali, 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, 
Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Sufatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Ungültig: 1 Stimmkarte. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Deutſch, 
Gehl, Jahr, Frau Kalähne, Klingenberg, Kreft, Lang⸗ 
nau, Lendzion, Philipſen, Plenikowſki Plettner, Raſchke, 
Schmidt, Senftleben, Serosfi, Dr. Strunk. Stukowſki. 
Frau Totzki, Werner. 
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das iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Wir 
kommen nunmehr zu Ziffer 2 auf Druckſache 
Nr. 180. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer dieſe 
Aenderung annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. 
(Abg. Plenikowſki: Pfui die Maulkorbhelden!) 
Damit iſt dieſer Punkt erledigt. Ich rufe Punkt 3 
der Tagesordnung auf: 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
plans für das Rechnungsjahr 1931. 
Druckſache Nr. 129 zu Nr. 13. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Philipſen. 
Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 
trage zu dieſem Punkt der Tagesordnung eine 
Geſamtrededauer von 12 Stunden für alle Frak⸗ 
tionen. Die Redezeit ſoll auf die einzelnen Frak⸗ 
tionen entſprechend ihrer Stärke verteilt werden. 
(Abg. Plenikowſki: Haben Sie keinen Maulkorb 
als Abzeichen, Herr Philipſen?) 
Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt beantragt, für 
die Erledigung des Punktes 3 eine Geſamtrede⸗ 
dauer von 12 Stunden feſtzuſetzen. Demnach wür⸗ 


den auf die Sozialdemokratiſche Fraktion 192 Mi⸗ 


nuten entfallen, auf die Nationalſozialiſten 120 
Minuten, das Zentrum 112 Minuten, die Deutſch⸗ 
nationalen 100 Minuten, Block der nationalen 
Sammlung 80 Minuten, die Kommuniſtiſche Frak⸗ 
tion 72 Minuten und die fraktionsloſen Abgeord⸗ 
neten 52 Minuten. Das ſind zuſammen zwölf 
Stunden. (Wir widerſprechen! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Es iſt Widerſpruch erhoben worden, wir 
müſſen abſtimmen. Wer den Antrag des Abg. Phi⸗ 
lipſen annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Abg. Plenikowſki: Pfui!) Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. — Das Erſtere war die Majorität. Es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich habe Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung bereits aufgerufen. Ich eröffne die allge⸗ 
meine Ausſprache, das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Sie haben 
in der letzten Sitzung mit moraliſcher Entrüſtung 
darauf hingewieſen, daß wir Kommuniſten ſelbſt 
erklärt hätten, den Parlamentarismus zu verhöh⸗ 
nen. Jetzt hängen Sie den Abgeordneten einen 
Maulkorb um. Aber ſechs Stunden ſaßen Sie hier, 
fen einem Abgeordneten Genugtuung zu verſchaf⸗ 
en. 
Die Nationalſozialiſten fragen auch ſchon er⸗ 
ſtaunt an, wie lange Herr Dr. Hoppenrath noch 
herrſchen will, denn das iſt doch entſchieden Ihr 
Konterfei! (Zu Senator Dr. Hoppenrath) (Sena⸗ 
tor Dr. Hoppenrath: Ich kann ſo weit nicht ſehen!) 
Alſo ſogar die Nationalſozialiſten fragen in dem 
Flugblatt: „Wie lange ſoll er noch herrſchen?“ 
Das kann nur auf jemand gemünzt ſein, der an⸗ 
dere ausplündert. Sie ſind derjenige, der das 
durchführen läßt, was der Ziehm⸗Senat haben 
will. Das Wutgeheul und gleichzeitig das Verle⸗ 
genheitsgeſtammel der bürgerlichen Preſſe zur 
kommuniſtiſchen Obſtruktion bewies am deut⸗ 


lichſten, daß wir mit unſerer Obſtruktion das Rich⸗ 
tige trafen, als wir mit dieſer Obſtruktion den 
Kampfeswillen der revolutionären Arbeiter und 
der Danziger Werktätigen gegen dieſen Hungerſe⸗ 
nat, gegen dies Hungerparlament und gegen dieſe 


— 


(©) 


D) 


(A 


(B 


— 


— 


390 Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Schandmaßnahmen zum Ausdruck bringen woll⸗ 
ten. Unjere Stellungnahme zum Parlamentaris⸗ 
mus iſt klar. Da die Sozialdemokraten die Ob⸗ 
ſtruktion in der letzten Sitzung mit dem Hinweis 
erdolchten, wir Kommuniſten hätten das Parla⸗ 
ment verhöhnt und deshalb könnten ſie die Ob⸗ 
ſtruktion nicht mehr mitmachen, — nun gerade 
den Sozialdemokraten iſt unſere Stellungnahme 
zum Parlamentarismus bekannt. Sie wiſſen ganz 
genau, daß wir keine Urſache haben, für dieſen 
Parlamentarismus einzutreten. Aber auf der an⸗ 
dern Seite müſſen Sie zugeben, daß der Parla⸗ 
mentarismus von den bürgerlichen Parteien und 
von den Nationalſozialiſten verhöhnt wird. Ge⸗ 
rade deshalb hätten Sie die Obſtruktion weiter⸗ 
führen müſſen. Daß Sie den bürgerlichen Partei⸗ 
en ſeinerzeit den Gefallen taten und die kommu- 
niſtiſche Obſtruktion erdolchten, dafür haben Sie 
heute von dieſen ſelben Parteien die Quittung 
bekommen. 


Wenn wir Kommuniſten uns an den Wahlen 
und an der Tätigkeit in den Parlamenten betei⸗ 
ligten, ſo in erſter Linie, um die Tribünen der 
Parlamente zur revolutionären Aufklärung der 
Arbeiter, zur Demaskierung der bürgerlichen Par⸗ 
teien, ſowie der Sozialdemokraten und der Natio⸗ 
nalſozialiſten und des kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaa⸗ 
tes auszunützen. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir 
auch hier die Intereſſen aller Werktätigen gegen 
die Ausbeutung vertreten. Aber mit Karl Marx 
ſagen wir immer wieder, daß die Befreiung der 
Arbeiterklaſſe nur ihr eigenes Werk ſein kann, im 
Rahmen des heutigen kapitaliſtiſchen Syſtems, der 
heutigen kapitaliſtiſchen Geſellſchaft proletariſche 
Forderungen im Parlament nur durchzuſetzen ſind, 
wenn dahinter der Druck demonſtrierender und 
kämpfender Arbeitermaſſen ſteht. Dieſen Druck 
fürchtet die Bourgeoiſie. Deshalb haben Sie das 
Ueberfallkommando alarmiert und den Volkstag 
durch Schupoketten abgeſperrt, damit die Werktä⸗ 
tigen den Volkstagsabgeordneten nicht perſönlich 
den Dank für dieſe Hungermaßnahmen abſtatten. 
So wichtig für uns auch der parlamentariſche 
Kampf für die Aufklärung der proletariſchen 
Schichten der Bevölkerung iſt, entſcheidend und 
a isſchlaggebend ſind die außerparlamentariſchen 
Kämpfe des Proletariats. 


Unſere Arbeit dient auch im Parlament dem 
großen Ziele der Gewinnung der werktätigen Maſ⸗ 
ſen für die revolutionäre Erhebung, für die Dik⸗ 
tatur des Proletariats. Um die Maſſen der 
Werktätigen zu gewinnen, darum ſtellen wir auch 
hier unſere Anträge. Unſere Anträge ſind ſchon dar⸗ 
um ernſt gemeint. Das habe ich auch in der letzten 
Sitzung zum Ausdruck gebracht. Daß dieſe An⸗ 
träge ernſt gemeint ſind, erhärtet noch eine andere 
Tatſache. Wenn wir die Macht haben werden, 
dann werden wir dieſe Anträge verwirklichen. 
Nicht einen Pfennig werden wir für den kapita⸗ 
liſtiſchen Staatsapparat, für den Anterdrückungs⸗ 
apparat bewilligen, nicht einen einzigen Pfennig 
für die Schmarotzer und Ausbeuter der heutigen 
Geſellſchaft. Die Landeszeitung verſuchte ja 
krampfhaft den Nachweis zu führen, als ob unſere 
Anträge lächerlich und kindiſch wären, als ob un⸗ 
ſere ganze Obſtruktion nur einen kindiſchen Cha⸗ 
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rakter getragen habe. Sie verſuchte, nur das feſt⸗ (C) 


zuſtellen, den Beweis dafür erbrachte ſie aber nicht. 
Die Landeszeitung ſchrieb wörtlich: „Die Kommu⸗ 
niſten ſtellten Abänderungsanträge, welche in⸗ 
folge ihrer völligen Sinn⸗ und Zweckloſigkeit na⸗ 
türlich ſtets der gebührenden Ablehnung verfie⸗ 
len. Die Kommuniſten beantragten, rieſige Gelder 
zu bewilligen, ohne jedoch den geringſten Verſuch 
zu machen, über das Woher ein Wort zu verlie⸗ 
ren.“ Wir werden unſere Fragen nicht nur von 
dieſer Stelle an die werktätigen Maſſen richten, 
ſondern auch in Verſammlungen die chriſtliche Ar⸗ 
beiterſchaft fragen, ob auch die chriſtlich⸗katholi⸗ 
ſchen Arbeiter der Anſicht ſind, daß die Anträge, 
die wir geſtellt haben, unſinnig ſeien und die ge⸗ 
bührende Ablehnung erleiden mußten. Darüber 
wird dann aber nicht die Preſſe der Zentrumspar⸗ 
tei, ſondern die katholiſchen Arbeiter entſcheiden. 
Gerade weil hier nicht gezeigt werden ſoll, wo die 
Gelder genommen werden können, um hier nicht 
die Notwendigkeit der von uns geſtellten Anträge 
nachzuweiſen, deshalb wird uns ja auch ein Maul⸗ 
korb umgehängt. Das geſchieht auch im Intereſſe 
der Nazis, damit die Nazis nicht allzuſehr in Ver⸗ 
legenheit gebracht werden, damit ihre Demagogie 
nicht zu offenkundig gebrandmarkt wird. Deshalb 
ſoll uns hier der Maulkorb angelegt werden. 


Trotz der wenigen Minuten, die uns bei der 
zweiten Leſung zur Verfügung ſtanden, haben wir 
den Klaſſencharakter des Ziehm⸗Etats genügend 
gekennzeichnet. Die Maſſen der Danziger Bevölke⸗ 
rung werden für den Profit der Unternehmer aus⸗ 
geplündert. Die Hungerlöhne der Werftarbeiter 
werden noch gekürzt, damit die Rieſengehälter für 
die Werftdirektoren weiter gezahlt werden können. 
Auch bei der Werft gibt es ſteigende Dividenden. 
Das kann nicht einmal der Herr Finanzſenator 
ableugnen. Aber demgegenüber helfen die Natio⸗ 
nalſozialiſten gemeinſam mit der bürgerlichen 
Mitte, die Kopfſteuer auch von den Werftarbeitern 
zu erheben und die Hungerlöhne zu kürzen. Die 
Werftarbeiter müſſen die Kopfſteuer zahlen, damit 
dieſer Staat die Zinſen für die internationalen 
Finanzhyänen bezahlen kann, die heute Beſitzer 
der Danziger Werft ſind. 74000 Gulden muß die⸗ 
ſer Staat allein an Steuern für die Danziger 
Werft bezahlen. 

Rund 30 000 Erwerbsloſe haben wir heute in 
Danzig. Die Einnahmen fließen von Monat zu 
Monat ſpärlicher. In wenigen Wochen mußte man 
ein neues Defizit errechnen, allerdings ein kom⸗ 
mendes Defizit von 5 Millionen. Das haben Sie 
auf der Grundlage der Entwicklung weniger Wo⸗ 
chen errechnet. Sie haben erklärt, Sie würden ei⸗ 
nigermaßen auskommen. Dieſe Entwicklung geht 
aber weiter. Sie werden noch ein größeres Defizit 
bekommen, als es ſeinerzeit der Gehl⸗Senat hatte. 
Schon jetzt iſt allein durch die Erwerbsloſigkeit, 
wie ich bereits bei der zweiten Leſung nachwies, 
die Kaufkraft der Bevölkerung um rund 40 Milli⸗ 
onen geſunken. 


»Wer glaubt heute noch an das Entgegenkom⸗ 
men der faſchiſtiſchen Pilſudſki⸗Kegierung? Der 


Finanzſenator Dr. Hoppenrath erklärte, daß Dan⸗ 
zig ein Intereſſe an der Geſundung der polniſchen 
Wirtſchaft hätte. Sie nicken mit dem Kopf. Herr 


(D) 
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(A) Abg. Gaikowſki machte den Zwiſchenruf „Danziger 


Wirtſchaft“. Sie meinten Geſundung der polni⸗ 
ſchen Wirtſchaft. Glauben Sie, daß die polniſche 
Wirtſchaft funden wird? Die polniſche Wirtſchaft 
wird erſt dann geſunden, wenn die Arbeiter und 
Bauern die Macht in der Hand haben. Nur von 
einem Polen der Arbeiter und Bauern wird dann 
auch Danzig eine Beſſerung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe zu erhoffen haben. Dieſe polniſche 
faſchiſtiſche Regierung wird aber niemals irgend⸗ 
wie die Illuſion erwecken können, daß von ihr ein 
Entgegenkommen zu erwarten iſt. Im Gegenteil, 
der Danziger Bevölkerung wird immer mehr Ar⸗ 
beit genommen werden, auch durch Edingen, ganz 
abgeſeben von dem Verfall der polniſchen Wirt⸗ 
ſchaft überhaupt. Immer ſtärker wird man von 
den Zolleinnahmen Abſtriche machen, um ſie den 
polniſchen Großagrariern in Form von Export⸗ 
prämien in den Rachen zu werfen. 

Wenn wir das alles in Betracht ziehen, dann 
können wir ſagen: wir ſtehen in Danzig eigent⸗ 
lich erſt am Anfang der Kriſe, die in einzelnen 
Ländern, in Deutſchland und Polen ſich bereits 
voll auszuwirken anfängt. Wir hatten hier in 
Danzig noch Einnahmen, wie wir ſie drüben in 
Deutſchland und in Polen nicht mehr hatten. In 
Polen werden ſeit Jahren die Erwerbsloſen pro 
Woche mit einem Brot und einem Schmalztopf ge⸗ 
füttert. Das wird ja jetzt hier auch bereits in Dan⸗ 
zia durchoeführt. Sie haben damit durch die neuen 
Maßnahmen bei der Erwerbsloſenfürſorge den 
Anfang gemacht. 


Alles das, was ich ausführte, zeigt, daß wir 
hier in Danzig die volle Wucht der Weltwirt⸗ 
ſchaftskriſe erſt in dieſem und im nächſten Jahr zu 
ſpüren bekommen werden. Angeſichts dieſer Tat⸗ 
ſachen wagt es der Finanzſenator noch, vom Opti⸗ 
mismus zu reden! Sie werden ſich mit Ihrem Op⸗ 
timismus wahrſcheinlich auch bald begraben laſſen 
können, Ihr Optimismus wird auch bald durch 
dieſes Wirtſchaftsſyſtem ſelbſt zerſtört werden. (Es 
iſt ſchwer, ihn zu begraben, das wird ein großes 
Loch! links.) Nun, das Holz für die Särge iſt ja 
auch billiger geworden. Daher iſt dieſer Senat 
und find die Kapitaliſten der Anſicht, daß man 
durch dieſe Hungermaßnahmen mehr Arbeiter ver⸗ 


recken laſſen ſoll, denn die Begräbniskoſten ſind 


heute billiger als wenn man einen Proleten 
durchfüttern muß. Ich brauche Ihnen nicht den Be⸗ 
weis zu erbringen, daß die Arbeiter hungern. 
Viel ſchändlicher aber iſt, daß heute auch die Kin⸗ 
der hungern müſſen. Ein namhafter franzöſiſcher 
Dichter hat einmal geſagt: „Ein einziges Kind, 
das hungern muß, das brandmarkt jeden Ueber⸗ 
fluß!“ Oder wollen Sie etwa leugnen, daß auch 
die Kinder heute am Verhungern ſind? Schauen 
Sie ſich dann auf der anderen Seite einmal den 
Ueberfluß an. Alles iſt in Hülle und Fülle vor⸗ 
handen. Sie wiſſen ganz genau, daß an allen Pro⸗ 
dukten, an Getreide, an Gebrauchsgegenſtänden al⸗ 
ler Art Ueberproduktion herrſcht, und daß auf der 
anderen Seite das Maſſenelend ſo ſchlimm ge⸗ 
worden iſt, daß ein Heidelberger Profeſſor auf eine 
Rückfrage über die Wirkung der Arbeitsloſigkeit 
auf die Volksgeſundheit ſchreiben mußte: 


wohlgemerkt, ein bürgerlicher Profeſſor! — 
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Die Geſundheitslage erinnert. in 

Weiſe an die äußerſte Not der Kriegsjahre. Ver⸗ 

ſchmutzung und Verlauſung, die ſeit Jahren ge⸗ 

ſchwunden waren, beginnen wiederum häufiger zu 
werden. Die Kinder werden nicht gebadet, weil 
keine Kohlen zum Heizen da find. Atrophie (Unter⸗ 
ernährung) und engliſche Krankheit ſieht man wie⸗ 
derum in dieſem Winter. Was aber am ſchlimm⸗ 
ſten iſt und ſeit dem Kriege nicht mehr beobachtet iſt, 
ältere Kinder leiden an Kopfſchmerzen und Ohn⸗ 
machtsanfällen. Schwindelanfälle tauchen neuerdings 
wieder auf. Es gehört kein großer Scharſſinn dazu, 
dieſe Zuſtände als Folgeerſcheinung des Hungers zu 
finden. 

Das ſind die Feſtſtellungen 

Profeſſors! 

Aber was machen hier die Herren von der 
Schulbehörde? Sie gehen zwar auch in die Schu⸗ 
len, aber nicht etwa um feſtzuſtellen, ob hier die⸗ 
ſe Folgeerſcheinungen des Hungerns auch bereits 
eingetreten ſind und um Maßnahmen dagegen zu 
treffen, ſondern die ſchnüffeln herum, ob irgendwo 
ein Lehrer diſſidentiſchen Kindern geſagt hat: 
„Religiöſe Gedichte dürft ihr nicht lernen, wenn 
Eure Eltern es nicht haben wollen.“ Dann wird 
ein Protokoll angefertigt und dann verſucht man, 
[dieſen Lehrer auf die Straße zu werfen. Dann 
kommen die Herren von der bürgerlichen Seite 
und faſeln vom gemeinſamen Intereſſe aller Volks⸗ 
genoſſen. Nun, die Vertreter der bürgerlichen 
Seite, beſonders die Herren Dumont und Hoppen⸗ 
rath, die haben von dieſem „gemeinſamen Inter⸗ 
eſſe aller Volksgenoſſen“ in Tiegenhof genügend 
zu ſpüren bekommen. (Sehr wahr! links.) Aber 
wir wiſſen, daß ſie trotzdem mit den Nazis die 


lebhafteſter 


eines bürgerlichen 


und ſchlägt den Jungdeutſchen die Schädel ein und 
hier drückt er ſich mit den Führern der Jungdeut⸗ 
ſchen freundſchaftlichſt die Hände. (Senator Dr. 
Hoppenrath: Ich bin gar nicht der Führer der 
Jungdeutſchen! Ich bin nicht Mitglied!) Sie 
ſtehen doch aber der jungdeutſchen Bewegung ſehr 
nahe, das werden Sie doch nicht beſtreiten kön⸗ 
nen. Hier kommen dann dieſe Herren, die mit der 
jungdeutſchen Bewegung immerhin ſehr ſtark ſym⸗ 
pathiſieren und ſpendieren Herrn Greiſer Schnaps, 
um ihm dadurch kundzutun, daß alle ſeinen Raus⸗ 
wurf bedauern. 


Sie faſeln von einem „gemeinſamen Intereſſe“. 
Aber hungern denn etwa die Kapitaliſten, hun⸗ 
gern denn etwa die Beamten in den Gehaltsſtu⸗ 
fen 3, 2 und 12 Die leiden keinen Hunger, und 
deshalb haben ſie auch kein gemeinſames Inter⸗ 
eſſe mit der ausgepowerten, hungernden Volks⸗ 
maſſe. Wenn wir uns das ſtatiſtiſche Material an⸗ 
ſehen, das uns die Regierung gegeben hat, dann 
können wir feſtſtellen, daß trotz der bitterſten Not, 
trotz des immer deutlicher in die Erſcheinung tre⸗ 
tenden Bankerotts dieſer Wirtſchaft, trotz der Fa⸗ 
ſeleien der bürgerlichen Parteivertreter von der 
Notlage der „Wirtſchaft“, die Spareinlagen ſo⸗ 
wohl bei den Privatbanken als auch bei den Spar⸗ 
kaſſen nicht gefallen ſind. Die Spareinlagen bei 
den Privatbanken ſind die gleichen geblieben ſeit 
den Jahren 1928, 1929 und 1930. Die Sparein⸗ 
lagen bei den Sparkaſſen ſind in den Jahren 1928 
bis 1930 von 78,5 Millionen auf 95,4 Millionen 
geſtiegen. Glauben Sie etwa, daß die Erwerbslo⸗ 
ſen oder die werktätigen Arbeiter oder die Land⸗ 


(O) 


beſten Freunde ſind. Greiſer fährt nach Tiegenhof (D) 


(A 


(B 


— 


— 


der unteren und mittleren Beamten und Angeſtell⸗ 
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arbeiter oder die unteren Beamten und Angeſtell⸗ 
ten dort Spareinlagen machen? Nein, das beſor⸗ 
gen die Leute, die Sie immer wieder mit Ihren 
Steuermaßnahmen in Schutz nehmen. 

Angeſichts dieſer furchtbaren Lage, angeſichts 
dieſes furchtbaren Elends, angeſichts der Tatſache, 
daß an Geſamteinkommen den Werktätigen allein 
durch die Erwerbsloſigkeit in Danzig rund 40 
Millionen geſtohlen ſind, zeigt der Ziehm⸗Senat 
den Ausweg durch neue Maſſenſteuern und durch 
Senkung der Löhne und Gehälter. Um rund 5 
Millionen Gulden ſoll allein das Einkommen 


ten hier in Danzig gekürzt werden. Durch Lohnab⸗ 

en Sie mindeſtens weitere 10 Millionen 
dem werktätigen Volke wegnehmen. Allein durch 
Lohn⸗ und Gehaltsabbau verringern Sie die 
Kaufkraft der werktätigen Maſſen um 15 bis 20 
Millionen Gulden und dazu kommen dann noch 
die neuen Maſſenſteuern. Das nennen Sie dann 
einen Ausweg! Dann erklären Sie, das ſeien 
Maßnahmen, um der Wirtſchaft auf die Beine zu 
helfen. Nun, der ökonomiſche Unſinn, den das Sen⸗ 
ken der Löhne und Gehälter auch zur Folge haben 
ſoll, der Preisabbau, dieſer Unſinn offenbart 
ſich von Tag zu Tag deutlicher. Es zeigt ſich jetzt, 
was der Marxismus jahrzehntelang als wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis propagiert hat, daß näm⸗ 
lich die ſinkende Kaufkraft der Maſſen nur neue 
Kriſen zur Folge hat, daß die Wirtſchaft dadurch 
nicht irgendwie aufgebaut, ſondern im Gegenteil, 
immer mehr der Kataſtrophe entgegengetrieben 
wird. Die ſinkende Kaufkraft der Maſſen zerſtört 
aber außerdem noch die Exiſtenz der Gewerbetrei⸗ 
benden, zerſtört die Exiſtenz der Kleinbauern. Ge⸗ 
rade die Nationalſozialiſten ſtellen ſich immer wie⸗ 
der als die Verteidiger des Mittelſtandes hin, als 
Verteidiger der Gewerbetreibenden, als Verteidi⸗ 
ger der werktätigen Bauern. Durch die Maßnah⸗ 
men des Lohn⸗ und Gehaltsabbaus, durch neue 
Maſſenſteuern ſenken ſie die Kaufkraft der Maſſen. 
Dadurch zerſtören Sie dieſe Exiſtenzen und ebenſo 
durch die Steuern, die Sie aus der Bevölkerung 
herauspreſſen. Die Erſparniſſe, die Sie dadurch 
machen, die werfen Sie den Kapitaliſten in den 
Rachen. Immer mehr und mehr höhere Direkti⸗ 
onsgehälter werden gezahlt. Wir ſehen, daß die 
Dividenden der Truſts und der Banken trotz der 
grauenhafteſten Not breiteſter Bevölkerungsſchich⸗ 
ten immer mehr ſteigen. (Abg. Dumont: Das 
ſtimmt nicht! Die Dividenden fallen!) Herr Du⸗ 
mont ſtimmt es, daß die Gewinnauszahlungen der 
Danziger Werft in dieſem Jahr höher ſind? (Abg. 
Dumont: Sie ſprachen von den Banken!) Ich habe 
kein Zahlenmaterial, aber ich werde nachweiſen, 
daß bei einer ganzen Reihe von Banken die Di⸗ 
widenden geſtiegen find, trotz der Abſchreibungen, 
die man vornimmt. Angeſichts dieſer ganzen Ent⸗ 
wicklung wagt es unſer Finanzſenator von Opti⸗ 
mismus zu ſprechen. 

Sie geben vor, das Hungerprogramm im In⸗ 
tereſſe der Geſamtheit der Bevölkerung durchzu⸗ 
führen. Sie tun es nicht, weil es das Volk will, 
Sie führen dieſe Hungermaßnahmen nicht im In⸗ 
tereſſe des Volkes durch, ſonſt würden Sie das 
Volk ſprechen laſſen, ſonſt würden Sie nicht mit 
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Verbotsaktionen arbeiten, ſonſt würden Sie es 
nicht einmal den kommuniſtiſchen Abgeordneten 
verbieten, öffentliche Verſammlungen abzuhalten. 
Das zeigt, daß ſie fürchten, daß das Volk ſprechen 
könnte. Die Erwerbsloſen haben ſchon gegen die 
Zwangsarbeit geſprochen und ſie werden weiter 
ſprechen. 

Sie führen alle dieſe Maßnahmen nicht im In⸗ 
tereſſe der Geſamtheit der Bevölkerung durch, 
ſondern Sie befolgen einzig und allein die An⸗ 
weiſungen des internationalen Finanzkapitals, 
des Völkerbundes und der faſchiſtiſchen polni⸗ 
ſchen Regierung. Sie begeben ſich in eine immer 
verſtärktere Zinsknechtſchaft. Sie nehmen An⸗ 
leihen auf vom internationalen Finanzkapital, 
und die werktätigen Maſſen werden erneut ausge⸗ 
plündert, um die Zinſen zu bezahlen. Das Finanz⸗ 
lapital verlangte, daß das Ermächtigungsgeſetz 
bis zu einem beſtimmten Termin durchgepeitſcht 
werden ſollte. Sie befolgen das. Das Finanzkapi⸗ 
tal verlangt, daß die Etats bis zu einem beſtimm⸗ 
ten Termin durchgepeitſcht werden. Sie befolgen 
das. Weil ein Abgeordneter Schwierigkeiten macht, 
ſitzen Sie ſogar untätig ſechs Stunden. Das Fi⸗ 
nanzkapital diktiert und Sie müſſen gehorchen. 
Ich ſagte, daß Sie ſich immer mehr in die Zins⸗ 
knechtſchaft begeben. Leſen Sie einmal den „An⸗ 
griff“, er teilt mit, daß drüben im Reich eine 
Verſicherungsanſtalt einen neuen Kredit von 16 
Millionen aufgenommen hat. Da macht der „An⸗ 
griff“ Vorſchläge, wie man dieſe 16 Millionen 
aufbringen könne. Warum führen Sie dieſe Vor⸗ 
ſchläge nicht durch? Weil dieſe auch nichts ande⸗ 
res ſind als Schaum. Weil dieſe Vorſchläge nur 
dazu dienen ſollen, die werktätigen Maſſen zu 
täuſchen, ſie vor den Karren der Nationalſozialiſten 
zu ſpannen, um dann für die Pläne des interna⸗ 
nonalen Finanzkapitals benutzt zu werden. Herr 
Finanzſenator, Sie zitierten neulich den engliſchen 
ſozlaldemokratiſchen Finanzminiſter Snowden. 
Dieſer gute Snowden treibt drüben in England 
Hoppenrath'ſche Finanzpolitik. Das zeigt nur, daß 
in allen kapitaliſtiſchen Ländern die gleiche Fi- 
nanzpolitik getrieben wird, die darin beſteht, daß 
man die werktätigen Maſſen für das Finanzkapi⸗ 
tal ausplündert, weil wir in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern nur die Politik der Truſte und des Agrar⸗ 
kapitals haben. Allein in dieſem Jahre werden 
4 Millionen mehr zur Bezahlung von Zinſen und 
Amortiſationen angefordert. Die Werktätigen ha⸗ 
ben von den Krediten die aufgenommen find, 
nichts, es ſei denn, daß ein paar Wohnungen ge⸗ 
baut wurden, Wohnungen, in die kein Erwerbs⸗ 
loſer, kein Werftarbeiter, kein unterer Beamter 
oder Angeſtellter einziehen konnte, weil die Mie⸗ 
ten zu hoch ſind. Wir können alſo mit Recht ſagen, 
von den Krediten hat die werktätige Bevölkerung 
nicht einen Pfennig bekommen. Statt deſſen müſ⸗ 
ſen ſie aber in dieſem Jahr über 6,5 Millionen an 
Zinſen zahlen. Das iſt die Zinsknechtſchaft, gegen 
die angeblich die Nationalſozialiſten den Kampf 
führen. Millionen und aber Millionen ſetzen Sie 
weniger ein für den Straßen⸗ und Wohnungsbau. 
Empörend ſind einzelne Tatſachen, wenn man die 
Einſparungen ſieht, die Sie bei der ſozialen und 
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Dann reden Sie von der bürgerlichen Kultur, 
dann fühlen Sie ſich erhaben über die Kultur des 
Bolſchewismus. Wir ſind ſtolz auf den Kultur⸗ 
bolſchewismus, auf die Kultur, die drüben in der 
Sowjet⸗Union beſteht; denn drüben werden die 
Summen für die ſoziale und kulturelle Fürſorge 
jährlich erhöht. Hier bei uns in Danzig können 
wir feſtſtellen, daß allein bei den Kleinrentnern 
gegenüber dem früheren Etat 32 000 Gulden ge⸗ 
ſtrichen werden. Das machen die Deutſchnationa⸗ 
len mit. Den Kleinrentnern, denen in der Infla⸗ 
tionszeit das Geld von den Finanzhyänen geſtoh⸗ 
len worden iſt und die ſich durch das Leben hun⸗ 
gern müſſen, kürzt man die Bezüge. Wir kennen 
ja die Anſichten der Bourgeoiſie. Dieſe Leute ſind 
gut genug, um bei den Wahlen als Stimmvieh zu 
dienen, aber ſonſt können ſie verrecken. Allein 
32 000 Gulden ſind bei den Kleinrentnern in 
Danzig zuſammengeſtrichen! Sie ſtellen ſich immer 
als die Vertreter der Frontſoldaten hin. Allein 
bei den alten Kriegern von 1870/71, die ſo bedürf⸗ 
tig ſind, daß ſie vom Staat unterhalten werden 
müſſen, kürzen Sie 8 700 Gulden. Allein für den 
Unterhalt der Blinden — und die Zahl der Blin⸗ 
den hat nicht abgenommen — ſetzen Sie 4500 
Gulden weniger im Etat ein. Als wir auf dieſe 
Scheußlichkeit bei der letzten Sitzung hinwieſen, 
wagte ein nationalſozialiſtiſcher Abgeordneter dar⸗ 
über zu grinſen und zu höhnen. 876 000 Gulden 
werden allein beim Fürſorgeetat für die Kriegs⸗ 
opfer zuſammengeſtrichen. Die Nationalſozialiſten 
machen das mit. Gerade dieſe Tatſache zeigt die 
Demagogie der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
partei. Bevor die Nationalſozialiſten im Reichstag 
den Auszug veranſtalteten, brachten ſie eine Ent⸗ 
ſchließung ein. Dieſe Entſchließung lautet wört⸗ 
lich: „Der Reichstag wolle beſchließen, jeder wei⸗ 
tere Abbau der Kriegsopferverſorgung auch in 
der Höhe der Etatsmittel wird eingeſtellt. Frei⸗ 
werdende Mittel werden zur Verbeſſerung der 
Verſorgung verwandt.“ Nun wir ſehen ja, wie Sie 
dieſe Entſchließung hier verwirklichen. Ich habe 
die Zahlen bereits genannt. 
weſen allein ſparen Sie 18 500, für die Lungen⸗ 
kranken in Jenkau haben Sie 5 000 Gulden ge⸗ 
ſtrichen. Das iſt etwas, was noch kein Senat ge⸗ 
tan hat. Bei der Frauenklinik werden 14000 
Gulden geſtrichen. Was brauchen denn die Frauen 
der Arbeiter, was brauchen denn die Arbeiterkin⸗ 
der eine beſſere Ernährung. Da kann man an Arz⸗ 
neimitteln ſparen, daher werden 14000 Gulden 
weniger eingeſetzt. Bei der Volksſchule wird rund 
eine Viertelmillion weniger eingeſetzt. In der 
Form, daß man die Stundenzahl für die Lehr⸗ 
kräfte erhöht und die Stundenzahl für die Schüler 
herunterſetzt, werden 184000 Gulden allein bei 
den Lehrkräften der Volksſchule eingeſpart. Das 
wird eine erneute zermürbende Tätigkeit der 
Volksſchullehrer zur Folge haben. Neue Diffe⸗ 
renzen und Zuſammenſtöße mit Schülern und den 
Eltern der Schüler werden kommen. Nennen Sie 
das gemeinſame Zuſammenarbeit von Elternhaus 
und Schule? Der Prügelſtock wird jetzt ſtärker in 
den Schulen Einkehr halten. Die Vorgeſetzten 
werden ſtreng darauf achten, daß das Ziel erreicht 


wird. Einzelne Schulen werden geſchloſſen. 28 
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Kinder werden aus der Schule von Klein Wald⸗ 
dorf hinausgetrieben und nach Danzig eingeſchult. 
Die Schulkinder haben jetzt einen Schulweg von 
ein bis eineinhalb Stunden. Was heißt das bei 
dieſem Dreckwetter? Es ſind Kinder, deren Eltern 
erwerbslos ſind, die keine Schuhe haben, die keine 
warme Kleidung haben, die bei dieſem Dreckwetter 
über eine Stunde zu Fuß laufen müſſen, um in 
die Schule zu gelangen. Kommen die Kinder 
nicht zur Schule, dann gibt es Schulſtrafen. Das iſt 
die bürgerliche Kultur. 

Wenn wir verlangen, daß dieſe Ausgaben nicht 
geſtrichen werden, ſondern wieder in den Etat ein⸗ 
zuſetzen find, erklärt man: Woher das Geld? Dann 
ſtellen ſich die chriſtlichen Wohlfahrtsmoraliſten 
hin und ſagen, daß die Kommuniſten rieſige Sum⸗ 
men verlangen, aber nicht mitteilen, woher das 
Geld genommen werden ſoll. Wir haben immer 
wieder erklärt, wo Geld zu holen iſt. Es war nicht 
lange her, da erklärte Herr Dr. Blavier, von die⸗ 
ſer Stelle das gleiche und ſagte, wo das Geld zu 
holen ſei. Jetzt ſchweigt Herr Dr. Blavier, weil 
er von der Bourgeoiſie Geld bekommen hat, um 
den Mund zu halten. Der chriſtliche Arbeiter und 
auch der nationalſozialiſtiſche Angeſtellte und Ar⸗ 
beiter werden uns zuſtimmen, wenn wir erklären, 
daß hier geſpart werden und die Mittel geſtrichen 
werden können. Rund 700 000 Gulden gibt die⸗ 
ſer Freiſtaat jährlich für Aufwandsentſchädigun⸗ 
gen aus. Davon mindeſtens 500 000 Gulden nur 
an höhere Beamte, an Beamte der Gruppen über 
IVa. Aber es iſt kein Geld vorhanden. 100 000 
Gulden bewilligt dieſer Volkstag allein für einen 
Völkerbundskommiſſar mit Zuſtimmung der Na⸗ 
tionalſozialiſten. Rund 40 000 Gulden ſetzen Sie 
für die Einwohnerwehr ein. Wen ſoll die Ein⸗ 
wohnerwehr denn ſchützen? Herr Senator Hinz, 
der den Nationalſozialiſten ſehr nahe ſteht, hat 
das klar und deutlich zum Ausdruck gebracht. Die 
polniſche Regierung wünſchte, daß das polniſche 
Eigentum und polniſche Perſonen hier geſchützt 
werden ſollen. Deshalb die Schaffung der Einwoh⸗ 
nerwehr. Um die polniſchen Proletarier in Dan⸗ 
zig wird ſich keine polniſche faſchiſtiſche Regierung 
kümmern. 

40 000 Gulden ſetzt dieſer Staat allein für die 
Pferde: und Hundehaltung der Schupo ein. Rund 
200 000 Gulden ſetzen Sie allein für die verab⸗ 
ſchiedeten Senatoren ein. Sie erklären, daß die 
Zwangsarbeit notwendig ſei. Sie finden ſogar 
Gründe, um auf den moraliſchen und ſittlichen 
Wert der Zwangsarbeit aufmerkſam zu machen. 
Warum laſſen Sie die Senatoren mit dieſer 
Pflichtarbeit, die die Erwerbsloſen leiſten müſſen, 
nicht auch ihr Geld verdienen. Geben Sie den 
Senatoren Stempelgeld, das genügt vollkommen. 
Dann können ſie für das Stempelgeld auch noch 
die Pflichtarbeit leiſten. Die Nationalſozialiſten, 
die ſonſt ſehr empört taten, und auf die Rieſenge⸗ 
hälter ſchimpften, die den roten Bonzen zuge⸗ 
ſchuſtert werden, ſetzen ſich hier hin und bewilligen 
Hunderttauſende von Gulden gerade den ſozial⸗ 
demokratiſchen Senatoren, die heute nicht mehr im 
Senat ſitzen. Dann fragen Sie, wo Gelder zu ho⸗ 
len ſind. Sie haben auch die Gehälter der unteren 
und mittleren Beamten gekürzt. Wir haben in 
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Danzig rund 400 Beamte, ſogar etwas mehr, die 
Gehälter in den Stufen über IV a hinaus bekom⸗ 
men, die man alſo zur oberen Beamtenſchaft rech⸗ 
nen kann. Wenn Sie die Gehälter dieſer oberen 
Beamten auf die der Gehaltsgruppe IVa herun⸗ 
terſetzen, können dieſe 400 Leute auch immer noch 
ſatt werden und Sie ſparen allein durch dieſe 
Kürzung 2% bis 3 Millionen, abgeſehen von all 
den anderen Maßnahmen, die wir beantragt ha⸗ 
ben: Beſeitigung der Aufſichtsratstantiemen, Be⸗ 
ſteuerung der hohen Einkommen. Hier ſind Mil⸗ 
lionen zu holen, hier kann man wirklich ſparen, 
ohne die Not und das Elend zu verſchärfen. 


Alles das zeigt das wahre Geſicht dieſer Etats 
der Ziehm⸗Regierung und zeigt, daß dieſer Etat 
ein Klaſſenetat im wahrſten Sinne des Wortes iſt. 
Das Opfer dieſes Etats iſt das Proletariat. Der 
Kampf der werktätigen Maſſen, der Kampf der 
Arbeiter in den Betrieben und der Erwerbsloſen 
gegen dieſen Hungeretat ſoll erwürgt, ſoll unter⸗ 
drückt werden durch Verbotsmaßnahmen, Gummi⸗ 
knüppel und noch „härtere Waffen“, durch die Ver⸗ 
ſchärfung der Geſchäftsordnung und durch den 
Maulkorb, den man der kommuniſtiſchen Partei 
auch hier umhängt. Noch niemals hat ſich das 
Proletariat vor dieſen Auseinanderſetzungen ge⸗ 
fürchtet. Sie haben das Proletariat noch niemals 
durch ſolche Maßnahmen einſchüchtern können, und 
Sie können es auch jetzt nicht. Dann müßten Sie 
ja erſt den Hunger beſeitigen. Den Hunger beſei⸗ 
tigen Sie nicht, ſondern den ſchaffen Sie in ver⸗ 
ſchärfter Form täglich aufs neue. Immer neue 
Maſſen werden gegen dies Syſtem und gegen dieſe 
Ordnung marſchieren. Daran wird auch keine 
Nazipolitik irgend etwas ändern. 

Allein die Tatſachen, die ich angeführt habe, 
die Bewilligung der Mittel an die ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Senatoren, für den Völkerbundkommiſſar, 
all der Mittel, die notwendig find, um den Unter: 
drückungsapparat gegen die erwerbstätige Volks⸗ 
maſſe aufrechtzuhalten, die ſkrupelloſe, brutale 
Kürzung der Ausgaben für die Kriegsopfer, all 
dieſe Tatſachen zeigen die gewiſſenloſe Politik der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei. 
Was erklärten die Nationalſozialiſten vor der 
Wahl? Sie würden es nicht dulden, daß die 
Armen zahlen ſollten. Die Reichen ſollten zahlen. 
Heute ſpüren es die Reichen, wer zahlen ſoll und 
die Armen ſpüren es auch. Die Armen geben ja 
auch heute der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
partei dafür die Quittung. Wenn dieſe enttäuſch⸗ 
ten Maſſen, die der Nationalſozialiſtiſchen Partei 
bei der letzten Wahl den Stimmzettel gaben, jetzt 
derſelben Partei die Verachtung ausſprechen, ſtellt 
ſich ein Malſch hin und erklärt, er ſei ſtolz darauf. 

Wenn ſich die Erwerbsloſen, wenn ſich die werk⸗ 
tätigen Maſſen empören, wird der Meuchelmord 
organiſiert. Drüben in Deutſchland und in Preu⸗ 
ßen werden dieſelben Maßnahmen mit Anter⸗ 
ſtützung der S. P. D. durchgeführt, der Sozialde⸗ 
mokratiſchen Partei, die immer wieder noch ſo ſehr 
betonen mag, daß wir ſogenannte Arbeiterzerſplit⸗ 
terung betreiben. Wir erklären immer wieder: 
Auch die Abrechnung mit der Sozialdemokratie iſt 
eine Notwendigkeit, weil man den werktätigen 
Maſſen die Illuſion nehmen muß, als ob die So⸗ 
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zialdemokratiſche Partei imſtande wäre, die Maj- (O) 


ſen in den Kampf um Arbeit und Brot zu führen. 

Das iſt es ja, was die Nationalſozialiſten ha⸗ 
ben wollen, daß ſie uns Kommuniſten das auch 
anhängen könnten, den Verrat der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Mitglieder, Senatoren, Partei⸗ und Ge⸗ 
werkſchaftsführer. Deshalb verſuchen ſie krampf⸗ 
haft, wie Herr Forſter im „Vorpoſten“, den Nach⸗ 
weis zu führen, daß Sozialdemokraten und Kom⸗ 
muniſten nur Brüder ſeien. Jawohl, die ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter und die kommuniſtiſchen 
Arbeiter ſind Brüder! Sie haben gemeinſame In⸗ 
tereſſen, ſie leiden denſelben Hunger, ſie kämpfen 
gemeinſam, ſie ſtreiken gemeinſam, aber die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei und die Kommuniſtiſche 
Partei ſind Gegner, die derſelbe Graben trennt, 
der uns von den übrigen bürgerlichen Parteien 
und von den Nationalſozialiſten trennt. (Abg. 
Weber: Gut gebrüllt, Löwe!) 

Ja, Herr Weber, Ihr Herr Mierendorff er⸗ 
klärte wörtlich: „Und was wäre aus Deutſchland 
ſeit 1918 geworden ohne den zielbewußten Kampf 


der deutſchen Arbeiter im Rheinland, im Ruhrge⸗ 


biet, im Oſten und beſonders in Danzig?“ Was 
iſt denn heute aus Danzig geworden? Was iſt 
denn heute aus Deutſchland geworden? Die Maſ⸗ 
ſen hungern und es herrſcht der Faſchismus! (Noch 
nicht! links.) Jawohl! Dort haben die faſchiſtiſchen 
Horden das Kommando, das werden Sie nicht 
leugnen können. Aber eins iſt Tatſache: Sie ha⸗ 
ben damals, als die Arbeiterſchaft gewillt war, 
den revolutionären Kampf zu führen in Deutſch⸗ 
land unter der Führung von Roſa Luxemburg und 
Karl Liebknecht, da haben Sie einen Noske mobi⸗ 
liſiert. Sogar der alte Januſchauer erklärte, daß 
Noske da die alte Garde fand, um ſie gegen die 
Arbeiterſchaft einzuſetzen. Das eine wiſſen wir, 
wenn 1918 die ſozialdemokratiſchen Führer ſich als 
Marxiſten gezeigt hätten, dann wäre aus Deutſch⸗ 
land und dann wäre aus Danzig ein Deutſchland 
und ein Danzig der Arbeiter und werktätigen 
Bauern geworden, und dann hätten wir heute 


ein Deutſchland und ein Danzig, wo die Faſchiſten 


nicht ihr Maul aufreißen könnten. Seien Sie über⸗ 
zeugt davon! Wenn außerdem Herr Mierendorff 
dann weiter wörtlich ſagte: „Wenn ſich die Nazis 
anſtändig benehmen, dann mögen ſie übevall 
agitieren; denn die deutſche Republik iſt eine De⸗ 
mokratie!“, iſt das dann Marxismus, iſt das die 
Lehre von Marx von der Diktatur des Proletari⸗ 
ats, daß man den Kampf zu führen habe Klaſſe ge⸗ 
gen Klaſſe? Glauben Sie denn an eine „Anſtän⸗ 
digkeit“ der Bourgeoiſie, ihrer Parteien und Or⸗ 
ganiſationen? Die pfeifen auf die Anſtändigkeit! 
Deutſchland iſt eine „Demokratie“ und deshalb 
hat ja Severing den Roten Frontkämpferbund ver⸗ 
boten! Deutſchland iſt eine Demokratie und Preu⸗ 
ßen iſt ebenfalls eine Demokratie, und deshalb ver⸗ 
bietet Grimme die Anſtellung von diſſidentiſchen 
Lehrern in Preußen, deshalb der Terror gegen die 
Kommuniſten. Aber Deutſchland iſt doch eine De⸗ 
mokratie. Der Herr Mierendorff hat hier ſehr 


nette Worte gegenüber den Nationalſozialiſten ge⸗ 
funden: „Wenn ſie ſich anſtändig benehmen, kön⸗ 
nen ſie überall agitieren!“ Kennen Sie die ſchönen 
Worte, die Severing im Reichstag den Kommu⸗ 


(D) 


(A 


— 


— 


Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 
(Plenitowfki, Abgeordneter) 
niſten gegenüber anwandte? Er ſagte dort: „Der 
Bolſchewismus im eigenen Lande muß vernichtet 
werden, die Kommuniſten müſſen dezimiert wer⸗ 
den!“ Nur hat Herr Severing dadurch die S. P. D. 
ſelbſt ſtark dezimiert, genau wie hier in Danzig 
ein Arczynſki die Reihen der S. P. D. dezimierte. 
Sie wiſſen ganz genau, daß ja auch Herr Schöpf⸗ 
lin vor kurzem im Reichstag erklärt hat: „Lieber 
zehnmal mit Herrn Gröner als einmal mit den 
Kommuniſten!“ Sie wiſſen doch alle, wer Gröner 
iſt, Sie kennen doch den General Gröner, der 1918 
erklärte, „Wer ſtreikt, iſt ein Hundsfott!“ Und 
mit dieſem Hundsfott Gröner gehen Sie lieber 
zehnmal als einmal mit den Kommuniſten. Man 
organisiert feige Ueberfälle, meuchelt einen Kom⸗ 
muniſten in Hamburg. Was macht der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Polizeipräſident? Er verbietet jede kom⸗ 
muniſtiſche Demonſtration und verbietet kommu⸗ 
niſtiſche Verſammlungen und als die Kommu⸗ 
niſten dann im Reichstag den Antrag ſtellten, das 
Verbot des Roten Frontkämpferbundes aufzuhe⸗ 
ben, da ſtimmten die Sozialdemokraten gegen die⸗ 
ſen Antrag. Das iſt Ihr Kampf gegen den Fa⸗ 
ſchismus! 

Nun, der S. P. D.⸗Senat hat ja überhaupt erſt 
die Vorausſetzung für die Nazidemagogie geſchaf⸗ 
fen. Weshalb haben die Nazis denn gerade in den 
Maſſen des Mittelſtandes ſoviele Anhänger wer⸗ 
ben können? Weil ſie hinweiſen konnten auf die 
Taten der ſozialdemokratiſchen Regierung, auf die 
Taten der ſozialdemokratiſchen Regierungsmit⸗ 
glieder. Es wurde hier ſehr oft von der „Roten 
Mißwirtſchaft“ geſprochen. Nun, die Mißwirtſchaft 
iſt zurückzuführen auf das kapitaliſtiſche Syſtem, 
aber demgegenüber ſteht feſt, daß Sie, wie auch 
heute die Nationalſozialiſten, alle Kräfte einge⸗ 
ſetzt haben, um für die Aufrechterhaltung dieſes 
kapitaliſtiſchen Syſtems den Kampf zu führen, was 
Sie mit den Worten ausdrücken, Sie führen den 
Kampf für die Demokratie. In dieſer Beziehung 
halten wir unſere Behauptung aufrecht, daß eine 
Mißwirtſchaft betrieben worden iſt und daß dieſe 
Mißwirtſchaft jetzt weiter betrieben wird. Jawohl, 
es iſt eine Mißwirtſchaft getrieben worden, das 
wird jeder ſozialdemokratiſche Arbeiter zugeben. 
Es iſt eine Mißwirtſchaft, wenn man einem Se⸗ 
nator ein Auto für 32 000 Gulden bewilligt, wenn 
man zu den acht ſchwerbeſoldeten Senatorenpoſten 
noch eine neunte ſchwerbeſoldete Senatorenſtelle 
geſchaffen hat. Das ſind alles Mißſtände und mit 
dieſen Mißſtänden haben Sie erſt den Nationalſo⸗ 
zialiſten die Handhabe gegeben für ihre unerhörte 
Demagogie, nur daß Sie, m. H. Nationalſoziali⸗ 
ſten jetzt denſelben Mißſtand weiter fortführen. 
Sie zahlen ½ Million Aufwandsentſchädigungen 
an höhere Beamte und nehmen auf der anderen 
Seite über 3 Millionen allein den Opfern des 
Krieges weg. Nun, es wird den Nationalſoziali⸗ 
ſten nicht gelingen, etwa uns Kommuniſten dieſen 
S. P. D.⸗Verrat und dieſe S. P. D. Wirtſchaft an⸗ 
hängen zu können. Das, was die S. P. D. getan 
hat, hat nichts mit dem Marxismus zu tun. Das 
geben ja auch die Sozialdemokraten immer wie⸗ 
der zu. Aber ſie verſuchen den Nachweis zu führen, 
daß immer noch die Möglichkeit beſteht, marxiſti⸗ 
ſche Politik im Rahmen dieſes Staates und dieſer 
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bürgerlichen Geſellſchaftsordnung zu treiben. Am 
dieſe Illuſionen zu erzeugen, erklärte Herr Mieren⸗ 
dorff: „Es gilt dieſe Republik zu verteidigen gegen 
jeden Angriff. Wer dieſe Republik angreift, iſt ihr 
Feind und er muß vernichtet werden.“ Aber die 
ſozialdemokratiſchen Arbeiter ſind mit den kommu⸗ 
niſtiſchen Arbeitern der Anſicht, daß dieſer Repu⸗ 
blik und dieſer Demokratie der ſchärfſte Kampf 
angeſagt werden muß. Es wird den Nationalſo⸗ 
zialiſten um ſo weniger gelingen, uns den ſozial⸗ 
demokratiſchen Verrat anzuhängen, weil unterdes 
in einem 150 Millionen⸗Lande gezeigt worden iſt, 
was der Marxismus zu leiſten imſtande iſt. Mö⸗ 
gen ſich auch alle Gegner des Kommunismus zu⸗ 
ſammentun und durch eine wüſte Hetze das Gegen⸗ 
teil nachzuweiſen verſuchen, das charakteriſiert nur 
die Einheitsfront gegen den Kommunismus, die 
Einheitsfront gegen die Sowjet⸗Anion, daß alle 
hier in dieſelbe Kerbe hauen, ſeien es Imperiali⸗ 
ſten, ſeien es Kapitaliſten, ſei es der Papſt, ſei es 
der Proteſtantismus, ſeien es die proteſtantiſchen 
Biſchöfe. Und das kennzeichnet auch die National⸗ 
ſozialiſten, daß fie zuſammen mit den jüdiſchen 


Rabbinern zum Kampf gegen die Sowjet⸗Union 


aufrufen. Da marſchieren ſie ſogar mit jüdiſchen 
Rabbinern zuſammen, aber gegen das jüdiſche 
Proletariat hetzen ſie. Kautzky ſtellt heute noch ge⸗ 
meinſam mit der zweiten Internationale Nachfor⸗ 
ſchungen über den Zuſammenbruch der Wirtſchaft 
in Rußland an. Die Zuſtände des Jahres 1922 
in der Sowjet⸗Anion dienen heute Kautzky, dem 
Theoretiker der zweiten Internationale, um das 
Verſagen der Wirtſchaft drüben in der Sowjet⸗ 
Union nachzuweiſen. Laſſen wir dem ſeligen 
Kautzty ſeine Wahnvorſtellungen, die er haben 
muß, weil er weiß, daß mit der Beſeitigung die⸗ 
ſes Syſtems auch die Exiſtenzmöglichkeit für ihn 
und ſeinesgleichen beſeitigt wird. Aber ſelbſt die 
bürgerlichen Wirtſchaftler müſſen heute den wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufbau in der Sowjet-Union aner⸗ 
kennen. Erſt in dieſen Tagen hat der amerikani⸗ 
ſche Wirtſchaftler Chamberlain erklärt: „Die Li⸗ 
quidation der Arbeitsloſigkeit ſchafft in der Sow⸗ 
jet⸗Anion eine Lage, die ſich ſcharf unterſcheidet 
von der Lage in England, Amerika und Deutſch⸗ 
land, wo ſich Millionen Erwerbsloſe befinden. 
Die Epoche des Fünfjahrplans iſt für die einen 
etwas Begeiſterndes und für die andern etwas 
Schreckliches.“ Jawohl, etwas Begeiſterndes iſt es 
für die Maſſen in der Sowjet⸗Anion. Wenn Sie 
es ſo hinſtellen, als ob dort drüben Zwangsarbeit 
herrſcht, ſo ſtimmt das nicht. Haben Sie jemals er⸗ 
lebt, daß ein Sklavenheer freudig, bereitwillig 
Arbeit leiſtet? Aber auf der anderen Seite iſt es 
etwas Schreckliches für dies verfaulte korrumpierte 
Syſtem und für alle diejenigen, die dies Syſtem 
aufrechtzuerhalten verſuchen. Ebenſo ſchrieb in 
der „Deutſchen Wirtſchaftszeitung“ der Reichs⸗ 
tagsabgeordnete Winſchuh wörtlich: 

Soviel iſt auch klar, daß eine ausgebaute ruſſi⸗ 
ſche Wirtſchaft für den kommuniſtiſchen Endkampf 
um die Weltrevolution eingeſetzt werden wird. Der 
Fünfjahresplan iſt das zweite Programm des Bol⸗ 
ſchewismus, die Weltrevolution wird das dritte ſein, 
wenn das zweite Programm gelungen iſt. 

Das zweite Programm iſt ſchon gelungen, und das 
dritte wird gelingen. Das find die nackten Tatſa⸗ 
chen. Wenn Sie, Herr Dr. Hoppenrath und der 
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Ziehm⸗Senat mit Klauen und Zähnen erklären 
ſich durchbeißen zu wollen, dann werden wir dafür 
ſorgen, daß Sie auf dieſem Wege die proletariſche 
Fauſt zu ſpüren bekommen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 8 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. G. Friedrich. 

Friedrich, Gerhard, Abgeordneter (B. A. G.): 
Wir haben bei der zweiten Leſung des Haushalts⸗ 
plans beantragt, in ſämtlichen Plänen die Be⸗ 
träge für Unterjtügungen und Notſtandsbeihilfen 
der Beamten wieder in gleicher Höhe einzuſetzen, 
wie es nach der erſten Leſung der Etats im Haupt⸗ 
ausſchuß vorgeſehen war. Das iſt hier natürlich 
abgelehnt worden. Die Regierung ſieht in der 
Streichung anſcheinend keinen Nachteil und kein 
Unrecht für die Beamtenſchaft, weil die Beträge 
angeblich im preußiſchen Etat auch gekürzt ſind. 


Ich frage den Herrn Finanzſenator, ob ihm mit 


Sicherheit bekannt iſt, daß im preußiſchen Staats⸗ 
haushalt derartige Abſtriche an den Unter⸗ 
ſtützungsſätzen und Notſtandsbeihilfen gemacht 
worden find. Wenn das wirklich der Fall ſein 
ſollte, wäre zum mindeſten die ſtarke Beſchleuni⸗ 
gung hier in Danzig erſtaunlich, mit der man in 
dieſem Fall die Angleichung an die preußiſchen Ge⸗ 
hälter und Sätze vollzogen hat. Sonſt dauern 
derartige Angleichungen an die preußiſchen Ver⸗ 
hältniſſe viel länger, meiſtens jahrelang. Nach 
unſeren Informationen ſind aber an den Not⸗ 
ſtandsbeihilfen und Unterſtützungsſätzen in Preu⸗ 
ßen keine Abſtriche vorgenommen worden. Die 
Unterſtützungsſätze betragen in Preußen monat⸗ 
lich 25 Reichsmark und in Danzig 15 Gulden pro 
Kopf. Die Notſtandsbeihilfen betragen in Preu⸗ 
Ben 40 Reichsmark oder 50 Gulden und in Dan⸗ 
zig noch keine 10 Gulden pro Kopf. 

Bei den preußiſchen Kabinettsberatungen ſind 
ſtarke Bedenken gegen eine weitere Schmälerung 
der Bezüge der Beamtenſchaft zum Ausdruck ge⸗ 
kommen. Bei uns ſcheint bis jetzt dieſe Einſicht 
noch zu fehlen, weil man die Folgen von derarti⸗ 


gen Maßnahmen anſcheinend noch nicht überblickt. 


Die Danziger Beamtenſchaft bekommt alſo entge⸗ 
gen der urſprünglichen Zuſage des jetzigen Senats 
pro Kopf 40 Gulden Notſtandsbeihilfen und 15 
Gulden Anterſtützung weniger als in Preußen. 
Außerdem iſt der Gehaltsabzug 2 Prozent höher 
als in Preußen. Der Herr Präſident des Senats 
erklärte in ſeiner Rede am 21. Januar, daß eine 
Steigerung der Abzüge über 6 Prozent nicht mög⸗ 
lich ſei, weil fie dem deutſch⸗Danziger Beamten⸗ 
abkommen zuwiderlaufe. Heute haben wir eine 
Steigerung auf 8 Prozent. Läuft dieſes Mehr von 
2 Prozent nicht dem deutſch⸗Danziger Beamten⸗ 
abkommen zuwider? Läuft der Fehlbetrag an Not⸗ 
ſtandsbeihilfen und Anterſtützungsſätzen dem 
deutſch⸗Danziger Beamtenabkommen nicht zu⸗ 
wider? Wo iſt der Präſident des Senats, der heute 
das deutſch⸗Danziger Beamtenabkommen vertei⸗ 
digt? Iſt das aus den Akten des Senats ver⸗ 
ſchwunden? (Zuruf des Abg. H. Friedrich). Die 
Nazis ſollten heute mit den Zwiſchenrufen ausge⸗ 
lernt haben. Aber wenn ich zu Ende bin, werde 


ich Ihnen antworten. Wir haben unſern Antrag 
wiederholt und ſtellen ihn zur dritten Leſung. 


Zur Schulfrage habe ich ſchon bei der zweiten 
Leſung erklärt, daß die im Etat vorgeſehenen Ab⸗ 
ſtriche weit über das hinausgehen, was durch die 
Not der Zeit geboten iſt. Ich weiſe nochmals auf 
den Abbau der Aufbauſchule hin. Es handelt ſich 
um eine im Verhältnis zum Geſamtetat ganz ge⸗ 
ringe Summe. Wenn bei den Mittelparteien des 
Hauſes überhaupt noch ein Funke von Liberalis⸗ 
mus vorhanden iſt, dann können fie dieſe 14000 
Gulden den Kindern des Volkes nicht fortnehmen. 
Die ſcharfen Abſtriche bei ſämtlichen Kulturauf⸗ 
wendungen haben aber nicht nur eine kulturelle 
Bedeutung, ſondern auch eine nationale. Die 
Schule hat ſeither in den Kämpfen der Nationali⸗ 
täten eine ganz bedeutende Rolle geſpielt. Ich er⸗ 
innere nur daran, daß Preußen immer ſeine 
Grenzſchulen ganz beſonders bevorzugt hat. Oſt⸗ 
preußen wird heute im preußiſchen Schuletat be⸗ 
ſonders bedacht, weil es ein Grenzland iſt. M. H. 
vom Senat! Iſt Danzig kein Grenzland mehr? 
Hat die Danziger Schule nicht eine ganz beſondere 
Hilfe und Unterſtützung nötig? Liegen die Ver⸗ 
hältniſſe bei uns ſo ſicher, daß wir weitgehende Ab⸗ 
ſtriche an Schule und Volksbildung machen kön⸗ 
nen? In demſelben Augenblick, in dem ſich unſere 
polniſchen Mitbürger anſchicken, alles, was ſie nur 
aufbringen können, für die Schule hinzugeben, um 
hier die polniſche Schule im deutſchen Danzig zu 
fördern, ſtreicht der deutſche Senat der Freien 
Stadt in weitgehendem Maße die Lebensbedin⸗ 
gungen weg. 

Herr Präſident Dr. Ziehm ſchloß ſeine bedeu⸗ 
tende Rede in der neunten Vollſitzung des Volks⸗ 
tages mit folgenden Worten: „Es iſt unſere Auf⸗ 
gabe, die wir gegenüber unſeren Kindern haben, 
uns die Heimat zu erhalten.“ Das wird jeder 
deutſche Bürger Danzigs voll und ganz unter⸗ 
ſchreiben. Aber wir haben noch eine andere Auf⸗ 
gabe, nämlich die, unſern Kindern die Jugend ſo 
zu geſtalten, daß ſie gern an ihre Jugendzeit zu⸗ 
rückdenken und ſtolz auf ihre Heimat ſind. Der 
Tag wird kommen, an dem die heutige Jugend 
Rechenſchaft fordern wird für das, was man ihr 
heute vorenthält. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Czarnecki. 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): Die Kürze der 
mir zur Verfügung geſtellten Zeit erlaubt es na⸗ 
türlich nicht, daß man die wirtſchaftlichen und die 
finanziellen Fragen, die der Herr Finanzſenator 
Dr. Hoppenrath hier vorbrachte, erörtern kann. 
Ich muß mich daher darauf beſchränken, diejenigen 
kulturellen Fragen vorzubringen, welche die polni⸗ 
ſche Minderheit angehen. 

Elf Jahre des Beſtehens der Freien Stadt 
Danzig können wohl Gelegenheit geben, zu prü⸗ 
fen, ob auch die Verfaſſungsrechte verwirklicht 
worden ſind und ob die Bevölkerung mit der Ver⸗ 
wirklichung der Verfaſſungsrechte zufrieden ſein 
kann. Wenn man nämlich unſere Verfaſſung 
einem aufmerkſamen Studium unterwirft, ſo fin⸗ 
det man, daß viele Artikel in einer klaren Sprache 
die Rechte der polniſchen Minderheit in der Freien 
Stadt Danzig präziſieren. Es werden vor allen 
Dingen die kulturellen Belange hervorgehoben. 
Man müßte nun hieraus folgern, daß faſt jedem 
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Bürger der Freien Stadt Danzig dieſe Rechte, die 
in der Verfaſſung enthalten ſind, geläufig wären, 
und daß vor allen Dingen die Beſtimmungen der 
Verfaſſung durch die Geſetzgebung realiſiert wor⸗ 
den ſind. Es muß leider von vornherein geſagt 
werden, daß die Rechte, die in der Verfaſſung in 
bezug auf die polniſche Minderheit verankert ſind, 
nicht vollſtändig verwirklicht worden ſind. 
mand wird behaupten können, daß während der 


vielen Jahre in dieſem hohen Hauſe die polniſchen 


Abgeordneten in einer, ich möchte ſagen, rigoroſen, 
das gegenſeitige Einvernehmen ausſchließenden 
Art, ihre Forderungen vorgebracht hätten. Stets 
haben ſich die polniſchen Abgeordneten im Glau— 
ben an den Gerechtigkeitsſinn der Regierungskreiſe 
einer Zurückhaltung in der öffentlichen Debatte 
befleißigt. Einer der polniſchen Abgeordneten 
hat ſchließlich von dieſer Stelle ſagen müſſen, daß 
ſeine jahrelange Zurückhaltung nichts genützt hat. 
Im Gegenteil, die Hand, die er damals zur loya= 
len Mitarbeit mit den Regierungskreiſen und den 
regierenden Schichten der Danziger Bevölkerung 
ausſtreckte, iſt zurückgeſtoßen worden. 


Die begründeten Forderungen der polniſchen 


Minderheit werden in der Oeffentlichkeit als et⸗ 
was unterbreitet, was mit den Intereſſen 
Freien Stadt Danzig unvereinbar ſei. Der ehe- 
malige Kultusſenator Herr Dr. Strunk darf wohl 


den zweifelhaften Ruhm in Anſpruch nehmen, daß 


er das Höchſtmaß deſſen erreicht hat, was an Un⸗ 
ſachlichkeit und Tatſachenverdrehungen 
Proteſt⸗ und Wahlverſammlungen des vorigen 
Jahres zum Ausdruck gebracht wurde. Danzig iſt 
in Würdigung ſeiner großen Vergangenheit zu 
einer Freien Stadt erklärt worden. Es müßte 
doch ein Gebot der politiſchen Einſicht ſein, die 
Verpflichtungen zu erfüllen, die der Freiſtaat auf 
ſich genommen hat. Wir können nicht dagegen an⸗ 
kämpfen, daß beide Nationen im Freiſtaat neben⸗ 
einander leben müſſen. 

Der Zweck meiner Ausführungen iſt eigent⸗ 
lich nicht, die politiſche Bedeutung eines guten 
Einvernehmens und Zuſammenlebens beider Na⸗ 
tionen in Danzig hervorzuheben, ſondern an das 
hohe Haus als die berufenen neu gewählten Ver⸗ 
treter des Volkes zu appellieren, ſich doch einmal 
den Sachverhalt im Ernſt anzuſehen, und ſich von 
der bisherigen öffentlichen falſchen Darſtellung der 
Verhältniſſe mit Bezug auf die polniſche Minder⸗ 
heit abzuwenden. Es muß ein ruhmvolles Symp⸗ 
tom des Begriffes „Freie Stadt Danzig“ ſein, daß 
der polniſchen Minderheit auch das Recht und die 
Möglichkeit der freien kulturellen Entwicklung 
nicht eingeſchränkt wird. Die Mehrheit der deut: 
ſchen Bevölkerung in Danzig iſt ja unbeſtritten. 
Es kann aber daraus keine Monopolſtellung für 
die Unbeirrbarkeit der Intereſſenverteidigung der 
Freien Stadt Danzig hergeleitet werden. Ich 
glaube, jo wie Ihnen iſt auch der polniſchen Bevöl— 
kerung die Freie Stadt Danzig lieb und jeder Be⸗ 


völkerungsteil trachtet danach, ſeine beſten Kräfte 


im Intereſſe der Stadt zu opfern. 

Der Artikel 4 unſerer Verfaſſung ſagt klar und 
deutlich, „Die Amtsſprache iſt deutſch.“ Abſatz 2 
des Artikels jagt: Be 

Dem polniſch ſprechenden Volksteil wird durch 

die Geſetzgebung und Verwaltung ſeine freie volks⸗ 


Nie⸗ 


der 


in den 


tümliche Entwicklung, beſonders der Gebrauch ſeiner 
Mutterſprache beim Unterricht, ſowie bei der inneren 
Verwaltung und der Rechtspflege gewährleiſtet. Das 
| Nähere wird durch Geſetz beſtimmt. 

Es iſt wiſſenswert, zu erfahren, daß dieſe beiden 
Abſätze urſprünglich in dem Entwurf der Verfaſ⸗ 
ſung, der dem Völkerbund zur Genehmigung vor⸗ 
gelegt wurde, zwei beſondere Artikel bildeten. Der 
Völkerbund hat damals beide Artikel vereinigt, 
und zwar aus dem Grunde, um die Beſtimmung 
des zweiten Abſatzes hervorzuheben, daß die Ans 
wendung der Mutterſprache durch die polniſche 
Minderheit als gleichwertig mit der Amtsſprache 
zu betrachten iſt. Das hat auch damals der Be— 
richterſtatter des Völkerbundes, Graf Iſhii, in 
ſeinem Rapport zum Ausdruck gebracht. Der Ar- 
tikel 73 der Verfaſſung beſagt, daß alle Staatsan- 
gehörigen der Freien Stadt vor dem Geſetz gleich 
ſind, daß Ausnahmegeſetze unſtatthaft ſeien und 
daß öffentlich-rechtliche Vorrechte oder Nachteile 
der Geburt, des Standes oder Glaubens nicht be⸗ 
ſtehen. Ich erwähne noch den Artikel 101, der die 
Freiheit der Lehre für Kunſt und Wiſſenſchaft und 
Artikel 103, der den unentgeltlichen Unterricht in 
der Volks- und Fortbildungsſchule garantiert, den 
Artikel 104, der den befähigten Kindern unbemit⸗ 
telter Eltern unentgeltlichen Unterricht an höhe— 
ren Anſtalten bietet und ſchließlich Artikel 107, 
der behandelt, daß beim Unterricht in den öffent⸗ 
lichen Schulen darauf Bedacht zu nehmen iſt, die 
Empfindungen Andersdenkender nicht zu verletzen. 
Es iſt verſtändlich, daß unſer ganzes Augen⸗ 
merk auf die Volksſchulen gerichtet iſt. Von der 
Bildung und von der Prägung der Charafterei- 
genſchaften der Kinder hängt die Zufriedenheit 
und das Glück der ſpäteren Bürger der Freien 
Stadt Danzig ab. Es offenbart ſich da dem Lehrer 
eine dankbare Aufgabe, dem Kinde die Grundlage 
für ſein ſpäteres Leben, die Liebe zu Gott, die 
Liebe zu ſeinem Nächſten, die Liebe zu ſeiner Hei⸗ 
mat einzuprägen, damit aus ihm ein vernünftiger 
Menſch wird. Darum verfolgt die polniſche Be— 
völkerung mit Beſorgnis die mangelhafte Ent- 
wicklung des Schulweſens mit polniſchem Sprach⸗ 
unterricht. Das ſeinerzeit erlaſſene Schulgeſetz 
vom 20. Dezember 1921, entgegen dem Proteſt der 
polniſchen Abgeordneten beſchloſſen, bietet keine 
praktiſche Brauchbarkeit. Auf Grund jahrelanger 
Erfahrungen kann zu dieſem Geſetz folgendes ge— 
ſagt werden. Hauptſächlich handelt es ſich um die 
Anmeldung der Kinder zur polniſchen Schule. Der 
Vater muß perſönlich beim Rektor erſcheinen und 
das Kind anmelden. Wenn aber eine Anmeldung 
rückgängig gemacht werden ſoll, dann iſt merkwür⸗ 
digerweiſe die Mutter oder ein anderer Familien— 
angehöriger dazu befugt. Wie zahlreich ſind die 
Eigenmächtigkeiten und Beeinflußungen der Rek⸗ 
toren bei der Anmeldung zur polniſchen Schule. 
Ich will hier nicht in Einzelheiten verfallen, aber 
ein paar Beiſpiele möchte ich doch kurz anführen, 
weil ſonſt wieder geſagt wird, man operiere nur 
mit Schlagworten und könne keine Tatſachen dafür 
beibringen. 

Am 30. Januar 1931 erſchienen 24 Väter beim 
ſtellvertretenden Rektor der Schule in Brentau 


| 
| 


und wollten ihre Kinder zum polniſchen Sprad- 
unterricht anmelden. 


Der ſtellvertretende Rektor 
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erklärte darauf, er ſei nicht genügend informiert, 


er müſſe darüber noch Rückſprache mit dem Senat 
halten und die Väter möchten zu einer anderen 
Zeit noch einmal wiederkommen. Dieſe 24 Väter 


haben Zeit und Lohn opfern müſſen, um der An⸗ 


meldepflicht zu genügen und mußten unverrichteter 
Sache wieder umkehren. 
ging am 23. Januar 1931 in der Zeit von 11 bis 
13 Uhr, wie es der Senat vorgeſchrieben hat, zur 
Schule, um ſein Kind für den polniſchen Unterricht 
anzumelden. Der Rektor erklärte ihm, er hätte 


Ein Bürger in Ohra 
zu bewirken, ſo wäre es an der Zeit, dieſe Beſtim⸗ 


keine Verpflichtung, ſich an die vom Senat feſtge⸗ 
legte Zeit zu halten, und der betreffende Vater 


möchte am nächſten Tage in der Zeit von 9 bis 10 
Uhr noch einmal vorſprechen. Der Bürger mußte 
unverrichteter Sache umkehren und am nächſten 
Tage in der Zeit von 9 bis 10 Uhr noch einmal 
das Kind zur polniſchen Schule anmelden. Am 26. 
Januar 1931 meldeten ſich mehrere Bürger beim 


Rektor der Schule Schwarzenfelde, um ihre Kin⸗ 


der zum polniſchen Unterricht anzumelden; er hat 


die Väter glatt abgewieſen und auf den 31. Ja- 
nuar, alſo auf den letztmöglichſten Anmeldungs⸗ 


termin um 6 Uhr abends beſtellt. Der Zweck einer 
ſolchen Anordnung iſt wohl klar und eindeutig. 

Ein Bürger beantragte die Ummeldung ſeiner 
Kinder, welche die Schule in Schönfeld beſuchen, 
nach der polniſchen Schule in Ohra. In Schön⸗ 
feld iſt keine polniſche Schule vorhanden. Die Fa⸗ 
milie wohnt in Ernſttal, zur Gemeinde Ohra ge⸗ 
hörig. Die Kinder mußten nach Schönfeld zur 
Schule gehen. Der Weg von Ernſttal nach Schön⸗ 
feld über Matzkau beträgt 34 Stunde, der Weg 
nach Ohra nur ½ Stunde. Der Antrag auf Um⸗ 
ſchulung wurde abgelehnt, obwohl der Schönfelder 
Rektor die Ummeldung befürwortet hatte. Ein 
eigenmächtiges und ſkrupelloſes Vorgehen eines 
Rektors mag hier auch noch angeführt werden. Er 
hat die Anmeldung eines Vaters glatt abgelehnt 
mit der Begründung, nach ſeiner Meinung wäre 
die Abſtammung der Familie deutſch. Nun, der 
Vater wird wohl am Beſten wiſſen, ob er Deutſcher 
oder Pole iſt. Jedenfalls war die Eigenmächtigkeit 
dieſes Rektors ſo ſtark, daß der Senat ſie korrigie⸗ 
ren mußte, der dann am 3. November 1930 die 
Anmeldung entgegennahm und die Kinder der 
polniſchen Schule zuteilte. 

Ein geradezu unerhörtes Beiſpiel von falſcher 
Pflichtauffaſſung hat ſich der Rektor der polniſchen 
Schule in der Reiterkaſerne geleiſtet. Er erklärte 
einem Vater, der zu ihm kam, um ſeine Kinder 
anzumelden: „Es iſt das nicht ſo einfach, wie Sie 
es ſich denken. Die Kinder lernen hier ſehr ſchlecht 
polniſch, weil hier im allgemeinen deutſch geſpro⸗ 
chen wird. Die Kinder verdummen hier nur, und 
gewöhnlich kommen ſie nicht weiter, als bis zur 
vierten Klaſſe. In unſerer Schule lernen die 
Kinder nicht polniſch und nicht deutſch.“ Außerdem 
hat dieſer Rektor es für nötig befunden, den Vater 
über ſeine privaten und gewerkſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten auszufragen. Ich frage den Herrn Se⸗ 
nator Dr. Winderlich, ob dieſe Handlungsweiſe 
eines Rektors, deſſen Obhut Hunderte von polni⸗ 
ſchen Kindern anvertraut ſind, gutgeheißen wird. 
Dieſe Handlungsweiſe muß auf das ſchärfſte zu⸗ 
rückgewieſen werden. Wir verlangen von dem 
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Rektor keine Sympathie, ſeine perſönliche Einſtel⸗ (O) 


lung zur polniſchen Schulanmeldung iſt uns gleich⸗ 
gültig. Wir verlangen nur, daß ſich dieſe Herren 
einer Sachlichkeit befleißigen und die Anträge der 
Väter in ſachlicher Form erledigen. Wenn man 
bedenkt, daß der Vater ſeine koſtbare Arbeitszeit 
vergeuden muß, um die Anmeldung ſeiner Kinder 


mung ſo zu ändern, daß es auch genügt, wenn der 
Vater die Anmeldung ſchriftlich bei dem betreffen⸗ 
den Rektor vornimmt. 

Das, was der Rektor der Schule Reiterkaſerne 
als abſchreckendes Beiſpiel anführte, trifft leider 
teilweiſe zu. Für die polniſchen Schulen im geſam⸗ 
ten Freiſtaat beſteht kein einheitlicher Lehrplan. 
Es muß endlich einmal vor dem hohen Hauſe dieſe 
Nachläſſigkeit gerügt werden, denn die Oeffentlich⸗ 
keit wird entweder gar nicht oder falſch unterrich- 
tet über die Zuſtände, die in den polniſchen Se— 
natsſchulen herrſchen. Wir verlangen nichts, was 
gegen die Intereſſen der Freien Stadt Danzig 
wäre. Wir verlangen, daß für die polniſchen 
Schulen ein Lehrplan aufgeſtellt wird, der nach 
denſelben Grundſätzen feſtgelegt wird, die auch für 
die deutſchen Schulen zur Anwendung gelangen. 

Ich führe hier ein paar Beiſpiele an. Der Re⸗ 
chenunterricht an den polniſchen Schulen wird zwar 
in polniſcher Sprache aber an Hand deutſcher Re— 
chenhefte mit deutſchem Texte gelehrt. Iſt das nicht 
eine Qual, ſowohl für die Lehrer als auch für die 
Schüler? Im Geographieunterricht herrſcht weiter 
ein außerordentlicher Mangel an Kartenmaterial 
mit polniſcher Beſchriftung. Im Geſchichtsun— 
terricht werden den Kindern brandenburgiſche und 
hohenzollernſche Ereigniſſe beigebracht. (Bravo! 
Gut ſo! bei den Nationalſozialiſten) Aber dann 
muß auch verlangt werden, daß in den polniſchen 
Schulen neben der deutſchen, die Danziger Ge— 
ſchichte und auch die polniſche Geſchichte gelehrt 
wird. Dieſes Verlangen wird man beſtimmt nicht 
als zu weitgehend ablehnen können. (Abgeordne⸗ 
ter Greiſer: Gibt es überhaupt eine polniſche Ge— 


ſchichte?) Es iſt zu verlangen, daß in den polni⸗ 


ſchen Schulen geeignete polniſche Geſchichtsbücher 
eingeführt werden, damit der Unterricht auf ſyſte⸗ 
matiſche Baſis geſtellt wird. Der Unterricht in 
polniſcher Sprache wird von vielen Lehrern als 
eine üble Notwendigkeit betrachtet und die Lehrer 
machen daraus auch den Kindern gegenüber keinen 
Hehl. Sie unterhalten ſich mit den Kindern vor⸗ 
wiegend in deutſcher Sprache ſowohl während des 
Unterrichts als auch während der Pauſe. (Iſt auch 
richtig! bei den Nationalſozialiſten). Das dürfte 
auf die Dauer nicht zu dulden ſein. 


Die Hauptfrage iſt aber die Unterbringung der 
polniſchen Schulen. Es iſt darüber bereits ſehr 
viel geklagt worden. Ich möchte mich daher hier 
nur darauf beſchränken, in Anbetracht der vorge⸗ 
rückten Zeit, der „Volldampfminuten“, die mir 
nur zur Verfügung ſtehen, die Hauptmotive her⸗ 
auszugreifen. Es iſt eine der vielen Ausreden des 
bisherigen Senats geweſen, daß der Mangel an 
Geldmitteln und vor allem auch der Zweifel dar⸗ 
an, ob künftig die Anzahl der polniſchen Kinder 
in gleicher Höhe vorhanden ſein wird, es unmög⸗ 
lich machten, ein neues oder wenigſtens ein men⸗ 
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ſchenwürdiges Schulgebäude für die polniſche 
Schule zur Verfügung zu ſtellen. Aber die Luxus⸗ 
bauten in Ohra, Zoppot und vor allen Dingen in 
Langfuhr beweiſen das Gegenteil dieſer finanzi⸗ 
ellen Gründe. Was die lobenswerte Beſorgnis 
des Senats anbelangt, daß die Zahl der polniſchen 
Kinder zurückgehen werde, jo möchte ich dem Ges 
nat nur zurufen: Die Zahl der polniſchen Kinder 
ſteigt weiter! Ich bin überzeugt, wenn eine fach⸗ 
männiſche, vorurteilsloſe Kommiſſion ſich die Ge⸗ 
bäude, in denen polniſche Schulen untergebracht 
ſind, in Zoppot, in Langfuhr, in der Reiterkaſerne 
anſehen würde, daß ſie dieſe Zuſtände auf die 
Dauer im Intereſſe des Anſehens der Freien Stadt 
Danzig nicht dulden würde. Dieſe Schul-Gebäude 
ſind beſtimmt der Freien Stadt nicht würdig (Ab⸗ 
geordneter Greiſer: Es iſt auch beſſer, wenn die 


Grenadiere da wieder hineinkommen!) Bei gu- 


tem Willen müſſen ſich geeignete Baulichkeiten 
finden. Ich erinnere nur an das prachtvolle Ge— 
bäude an der Großen Mühle, das gut für die pol⸗ 
niſche Schule eingerichtet werden könnte. Aber 
natürlich wollte man andere Schüler dort hinein- 
haben. 

Das größte Leidweſen ſind die polniſchen Schu⸗ 
len auf dem Lande. Dort herrſchen geradezu une 
tröſtliche Zuſtände. In Poſtelau erſtreckt ſich der 
polniſche Unterricht darauf, daß der Lehrer den 
Primus der Klaſſe hervorruft und ihm den Un⸗ 
terricht der polniſchen Kinder überträgt. In La⸗ 
menſtein, in Trampken, in Poſtelau müſſen die 
polniſchen Kinder von 2—4 Uhr nachmittags zwei⸗ 
mal in der Woche in der Schule verbleiben. (Zwi⸗ 
ſchenrufe bei den Nationalſozialiſten.) Sie können 
ja Ihre Bemerkungen machen. Man iſt ja nichts 
anderes gewöhnt als von Ihnen Schnoddrigkeit 
zu hören, wie Sie auch den Freiſtaat ein ſchnodd⸗ 
riges Gebilde nannten. Ich ſpreche im Intereſſe 
eines Volksteils, begreifen Sie das endlich. Ich 
ſpreche im Intereſſe eines großen Teiles von Bür— 
gern der Freien Stadt. Wenn die Kinder von 
morgens 8 Uhr bis abends 4 Uhr in der Schule 
ſitzen müſſen, ſo bitte ich zu berückſichtigen, ob ſie 


ſpäter mit Freude an ihre Schulzeit denken wer⸗ 


den. Es kommt darauf an, daß den Kindern der 


Schulbeſuch nicht verleidet werden ſoll. 

> An den polniſchen Schulen ſind zahlreiche 
deutſche Lehrer angeſtellt. Man wird von ihnen 
keine beſonders zu vorkommende Geſinnung erwar- 
len. Das tut man auch nicht; aber es mag mir ge⸗ 
ſtattet ſein, an die Herren Lehrer zu appellieren, 


doch während des Unterrichts in Anbetracht des 


Artikels 107 der Verfaſſung, Rückſicht auf die Ge⸗ 


fühle der polniſchen Kinder zu nehmen und ſich 


nicht, wie es in der letzten Zeit gang und gäbe 
war, über die polniſche Nation, die polniſche Ge⸗ 
ſchichte und das Volk herabwürdigend zu äußern, 
luſtig zu machen. | 

Wichtig iſt die Fortbildung der Lehrerſchaft 
an den polniſchen Volksſchulen. Ich bitte den neu⸗ 
en Herrn Kultusſenator, doch dieſer Angelegenheit 
ſeine Aufmerkſamkeit zu widmen. Die Lehrer ha- 
ben im allgemeinen einen ſehr ſchweren Stand. 
Sie haben eine ſehr verantwortungsvolle Auf⸗ 
gabe. Es geht nicht an, daß während im Haus- 
haltsplan beträchtliche Summen für die Fortbil⸗ 
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dung der Lehrer vorhanden find, die polniſchen 
Lehrer keine Beihilfen bekommen. Es iſt ſoweit 
gekommen, daß polniſche Lehrer ſogar ihre Ver⸗ 
tretung während der Dauer eines Fortbildungs⸗ 
kurſus ſelbſt bezahlen mußten. Der Senat hat doch 
die Möglichkeit, die Mängel, die ich anführte, ohne 
weiteres zu beheben. 

Vizepräſident von Wnuck: Sie haben nur noch 
zwei Minuten Zeit, Herr Abgeordneter. 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Ich appelliere 
an Herrn Senator Dr. Winderlich, dem vernach— 
läſſigten polniſchen Schulweſen ſeine Aufmerkſam⸗ 
keit zu widmen. Die Eröffnung einer Fortbil⸗ 
dungsſchule mit polniſcher Unterrichtsſprache iſt 
notwendig. Eine Ernennung des polniſchen Schul⸗ 
inſpektors iſt dringend nötig. Vor allen Dingen 
ſind die polniſchen Schulen z. B. in Langfuhr im 
Intereſſe ihrer Entwicklung als ſelbſtändige Ein⸗ 
heiten auszubilden. Zwei Minuten habe ich noch 
Zeit. Ich muß mich alſo darauf beſchränken, die 
weiteren Mängel nur zu skizzieren. Der Senat bil⸗ 
ligt dem polniſchen Gymnaſium die ihm geſatzlich 
zuſtehende finanzielle Beihilfe nicht zu. Der Se⸗ 
nat verſucht ſich vor dieſer Verpflichtung zu 
drücken indem er dieſe Beihilfe dem polniſchen 
Gymnaſium worenthält. Es iſt bedauerlich, daß die 
Verpflichtung des Senats, die Reifezeugniſſe des 
polniſchen Gymnaſiums anzuerkennen, bis heute 
nicht erfüllt iſt. Weiter möchte ich ſagen, daß die 
polniſchen Kinderhorte keinen Pfennig Beihilfe 
von ſeiten des Senats bekommen, obwohl die pol⸗ 
niſche Bevölkerung auch Mittel hierfür anteilig 
durch Steuern aufbringt. 


möchte ich die zahlloſen Schikanen erwähnen, die 
die polniſche Minderheit zu erleiden hat. Ich er⸗ 
innere nur an die Nichtbeſtätigung der polnischen 
Gemeindevorſteher, ich erinnere daran, daß jetzt 
in dem überwiegend polniſchen Dorfe Lamenſtein 
oerboten wurde. Ich frage den Senat, mit wel⸗ 


der auf Wunſch der Eltern errichtet wird, verbie— 


tet. Die uns durch die Verfaſſung gewährleiſtete 
freie volkstümliche Entwicklung wird durch den 
Senat auf Schritt und Tritt gehemmt. (Zuruf des 


Abg. Greiſer.) Für Objekte, die für die kulturellen 


Bedürfniſſe der polniſchen Minderheit gekauft 
wurden, wurde uns die Auflaſſung verweigert. 
Ich meine, es wäre an der Zeit, daß der Senat 


der polniſchen Minderheit den Beweis ſeines gu⸗ 


ten Willens gibt. Wir fordern nichts Außerge— 


wöhnliches. Wir fordern nur die Erfüllung der 


uns durch die Verfaſſung gewährleiſteten Rechte. 


Ich wende mich an Ihren Gerechtigkeitsſinn und 
bitte Sie, das Problem der polniſchen Minderheit 


in der Freien Stadt Danzig im Sinne der Ge— 
rechtigkeit zu prüfen und es im Sinne der Gerech— 
tigkeit einer günſtigen Wendung zuzuführen. 
(Und die deutſche Minderheit in Polen! rechts.) 
Ich habe leider nicht mehr die Zeit, ſonſt würde 
ich Ihnen darauf mit Tatſachenmaterial antwor⸗ 
ten. Die deutſche Minderheit in Polen hat es beſ⸗ 
ſer als die polniſche Minderheit in Danzig. Für 
dieſe muß endlich die Zeit kommen, daß ihren For⸗ 
derungen Gehör geſchenkt wird. 


Zu der Verwaltung des Innern übergehend, 
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Vizepräſident von Wnuck: 
Ausſprache iſt beendet, da Wortmeldungen nicht 
mehr vorliegen. Ich rufe nunmehr Anlage 1 auf: 

Haushaltsplan des Volkstags. 
ſache Nr. 115. 


Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 


Wortmeldungen nicht vorliegen. Bevor wir zur 


Abſtimmung über den Haushaltsplan des Volks⸗ 


tags kommen, möchte ich den Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 173 zu ſämtlichen Haushaltsplänen 


bekanntgegeben, der von der Gruppe der Bürger⸗ 


lichen Arbeitsgemeinſchaft eingebracht iſt: 
Wir beantragen, in ſämtliche Haushaltspläne 
die Beträge für Unterſtützungen und Notſtandsbei⸗ 
hilfen der Beamten wieder in gleicher Höhe einzu⸗ 
ſetzen, wie ſie nach der erſten Leſung der Etats im 
Hauptausſchuß vorgeſehen war. 
Wer für die Annahme dieſes Antrages iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Brill: 
Ich bitte, über den Haushaltsplan des Volkstags 
namentlich abzuſtimmen!) Es iſt namentliche Ab⸗ 
ſtimmung beantragt. Wird dieſer Antrag unter⸗ 
fügt? — Die Anterſtützung reicht aus. Ich bitte 
die Plätze einzunehmen und die Karten einzuſam⸗ 
meln. — Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte 


abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Abſtim⸗ 


mung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 37 Abgeord⸗ 
nete beteiligt,“) ſie ſtimmen ſämtlich mit Ja. Der 
Haushaltsplan des Volkstags iſt ſomit angenom⸗ 
men. Ich rufe Ziffer 2 auf: 
a Haushaltsplan der Allgemeinen Verwal⸗ 
ung. 
Druckſache Nr. 116 A. Ich eröffne die Ausſprache. 


Das Wort hat der Herr Abg. Schmidt. 


Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte 
bei dieſer Gelegenheit an den Senat die Frage 
richten, wann er gedenkt, eine Gleichſtellung der 
Senatorengehälter herbeizuführen. Bekanntlich iſt 
die jetzige Sachlage die, daß die bisherigen Sena⸗ 
loren den Beſitzſtand aus den früheren Beſol⸗ 
dungsordnungen haben. Die jetzigen Senatoren 
bekommen aber die geringeren Sätze des neuen 
Geſetzes. Wir haben auch im Hauptausſchuß die 
Frage geſtellt. Uns wurde geantwortet, daß ſich 
der Senat damit beſchäftigt hat. Scheinbar kommt 
man aber nicht über die Erwägungen hinaus, und 
es ſoll der alte Zuſtand beſtehen bleiben, daß ei⸗ 
nige Senatoren, die gerade am allerwenigſten für 
den Staat leiſten, ein ganz beſonders hohes Ge⸗ 
halt bekommen. Ich erinnere vor allem an den 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 37, davon 36 mit Ja, 1 Karte ungültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II, Heinz Friedrich, 
Formell, Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Kalitzke, Kurowski. Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Po⸗ 
ſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Sukatus, Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Weiß, von Wnuck. 

Ungültig: 1 Stimmkarte. 5 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki, Deutſch, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard 
Friedrich, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 
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Senator Dr. Althoff, der dem Staat 50 Prozent 
mehr koſtet als die anderen früheren Senatoren. 
Ich erinnere an den Senator Dr. Volkmann, deſ⸗ 
ſen Penſion bekanntlich weit höher iſt, als die Be⸗ 
züge der jetzt im Amt befindlichen Senatoren. Wir 
glauben, daß es an der Zeit iſt, mit dieſen Dingen 
aufzuräumen, um ſo mehr, als letzten Endes die 
Sparſamkeit auch in dieſer Frage durchgeführt 
werden muß. — In der heutigen Zeit, wo auf al⸗ 
len Gebieten geſpart wird, wo den Erwerbsloſen 
die allernotwendigſten Mittel zum Lebensunter⸗ 
halt gekürzt werden, wo in allen Etats die Aus⸗ 
gaben für produktive Arbeit zuſammengeſtrichen 
ſind, jo daß die Zahl der Erwerbsloſen ſich noch 
vergrößert, in einer Zeit, in der die Wohlfahrts⸗ 
mittel beſchränkt werden, daß der Not nicht geſteu⸗ 
ert werden kann, wo den Kriegsbeſchädigten die 
kargen Bezüge geſchmälert werden, müßte die Re⸗ 
gierung daran denken, die unnötig hohen Sena⸗ 
torengehälter auf das richtige Maß zu reduzieren. 
Wir haben ja ſeitens der Regierungsparteien und 
ſeitens der Partei, von der die Regierung heute 
mehr denn je abhängig iſt, von der gelben Nazi⸗ 
partei, im Wahlkampf gerade in dieſer Frage die 
wüſteſten Agitationsmanöver erlebt. Aber wir 
können heute feſtſtellen, daß mit Hilfe der Nazi⸗ 
partei an dem bisherigen Zuſtand feſtgehalten 
wird. (Zuruf des Abg. Heinz Friedrich.) Faſſen 
Sie ſich an Ihre jüdiſche Naſe, dann wiſſen Sie ge⸗ 
nau, wer das gemacht hat. Sie ſollten mit Ihren 
Zwiſchenrufen etwas vorſichtiger ſein, Sie „ari⸗ 
cher: — (Lachen links.) Ich will nicht unparla⸗ 
mentariſch werden. Ich weiß nicht, wie Sie in die 
Nazifraktion hineingelangt ſind. Das kann nur 
ein Verſehen ſein, ebenſo wie die Nazifraktion aus 
Verſehen in den Volkstag gekommen iſt. Sie ſoll⸗ 
ten Ihre Wahlverſprechungen wahr machen, aber 
Sie denken nicht daran. 


Nun zur Frage der Notſtandsbeihilfen und der 
Unterſtützung der Beamten. Herr Abg. Friedrich 
hat bereits über dieſe Frage geſprochen und die 
Beamtengruppe hat einen Antrag geſtellt, die 
alten Sätze wieder in die Etats einzuſtellen. Ich 
muß hierbei etwas auf die Organiſationsverhält⸗ 
niſſe innerhalb der Beamtenſchaft zurückkommen. 
Die Beamtenſchaft hat ja bekanntlich eine ſoge⸗ 
nannte Organiſation. Das iſt der Danziger Beam⸗ 
tenbund, ein Ableger des Deutſchen Beamtenbun⸗ 
des, der in Danzig tonangebend iſt. Wir haben 
gerade bei der Frage des Gehaltsabbaues der Be⸗ 
amten von dieſem Beamtenbund die verſchieden⸗ 
ſten Dinge erlebt und konnten feſtſtellen, daß ſich 
dort vier oder fünf obere Beamte anmaßten, ſich 
im Namen des Beamtenbundes mit den ganzen 
Maßnahmen des Senats einverſtanden zu erklä⸗ 
ren. Dasſelbe Spiel iſt auch hier in der Frage der 
Notſtandsbeihilfe und Unterſtützungen der Beam⸗ 
ten wieder getrieben worden. Als ſeinerzeit die 


— 


Regierung bei der zweiten Leſung der Etats im 
Hauptausſchuß die höheren Summen in die Etats 
einſetzte, haben wir Sozialdemokraten uns mit 
Recht dagegen gewehrt, daß dieſe Summen in die 
Einzeletats eingeſetzt wurden, und zwar aus dem 
einfachen Grunde, — nicht, daß wir den unteren 
Beamten nicht die Summen gönnten, — ſondern 


Die allgemeine Kepräſentanten der Zentrumspartei, den Herrn G0 


D 
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weil wir uns ſagten, wenn dieſe Summen in den 
Einzeletats erſcheinen, wird logiſcherweiſe bei der 
Verteilung der Notſtandsbeihilfen aus Anter⸗ 


ſtützungen nicht ſo gewirtſchaftet, wie es im Inter⸗ 


eſſe der Geſamtheit und der tatſächlich notleidenden 
Beamtenſchaft notwendig iſt; denn wir haben in 


den Vorjahren die Erfahrung gemacht, daß bei 


Feſtlegung der Unterſtützungsſummen im Etat ſich 


die einzelnen Verwaltungen die größte Mühe ge⸗ 
ben, die Unterſtützungsſummen zu verbrauchen, um 


ja nicht für das nächſte Jahr einen Ueberſchuß zu 
erzielen, damit nicht eventuell weniger in Anſatz 
gebracht würde. Deshalb iſt man beſtrebt, dieſe 
Summen auszuſchütten. Es kann und wird ſicher⸗ 
lich immer wieder einmal vorkommen, daß in einer 
Verwaltung die Notlage der Beamten nicht jo 
groß iſt wie in einer andern Verwaltung. Es iſt 
doch nicht ſo, daß die Beamten gleichmäßig von 
Krankheit und ſonſtigen Unglücksfällen in der Fa⸗ 
milie betroffen werden. Wenn nun die Summen 
in den einzelnen Etats feſtgelegt ſind, wird ſich 
ergeben, daß die Verteilung nicht richtig erfolgen 
kann. In einer Verwaltung, wo tatſächlich große 
Not in der Beamtenſchaft herrſcht, wird man mit 
den Mitteln nicht ausreichen. Bei anderen Ver⸗ 
waltungen dagegen ergibt ſich der Zuſtand, daß am 
Ende des Etatsjahres eine Aufforderung an ein⸗ 
zelne Beamte ergeht, Anträge auf Unterſtützung 
zu ſtellen, da noch genügend Mittel aus den Not⸗ 
ſtandsbeihilfen und Anterſtützungen vorhanden 
find. Dann werden eben den höheren Beamten 
Notſtandsbeihilfen gezahlt, die alles andere als 
Not leiden. Deshalb treten wir dafür ein, daß 


dieſe Notſtandsbeihilfen im Etat für Allgemeines 
untergebracht werden und daß auch die ganze Sum⸗ 


me auf alle Beamten gleichmäßig verteilt wird, 
ſoweit die Staatsetats hier in Frage kommen. Das 
iſt ein durchaus geſunder Gedanke, der beſtimmt 
nicht ſo ohne weiteres von der Hand zu weiſen iſt. 
Als nun dieſer Antrag von uns im Hauptausſchuß 
vertreten wurde, da ſtürzte ſich natürlich wieder 
einmal die geſamte bürgerliche Preſſe auf die So⸗ 
zialdemokratie, die beamtenfeindlich ſei und den 
Beamten nicht dieſe erhöhten Sätze gönne. Die 
bürgerlichen Zeitungen und auch dieſe Schmierfin⸗ 
ken von Abgeordneten, die den bürgerlichen Re⸗ 


dakteuren dieſe Berichte aus dem Hauptausſchuß 


gegeben haben, hätten ſich die Sache doch wirklich 
ſchon etwas beſſer überlegen können; denn einige 
Tage danach kamen natürlich wieder bei der näch⸗ 
ſten Leſung die Abänderungsanträge der Regie⸗ 
rungsparteien im Hauptausſchuß, und die Summe 
wurde wieder auf die vorherigen Sätze reduziert 
und ſogar noch weiter herabgeſetzt. Da war näm⸗ 
lich mit einemmal ein neues Defizit entſtanden, 
das zwar von den Herren Philipſen und Genoſſen 
beſtritten wird und aus dieſem Grunde wurden 
dann dieſe Unterſtützungsſätze wieder reduziert. 
Die ganze Aufregung war alſo tatſächlich über⸗ 
flüſſig geweſen, aber es hat wieder einmal dazu 
herhalten müſſen, die Sozialdemokratie als beam⸗ 
tenfeindlich hinzuſtellen. 

Wir machen keinen Hehl daraus, daß wir inſo⸗ 
fern beamtenfeindlich ſind, daß wir dieſen Unſinn, 
wie er heute in der Beamtenbeſoldung beſteht, 
nicht mitmachen. Wir können es nicht verſtehen, 
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daß die höheren Beamten, angefangen von 
den Oberregierungsräten, den Staatsräten, von 
den Senatsräten bis hinauf zu den Senatoren, es 
mitanſehen können, wenn den unteren Beamten 
von ihrem außerordentlich geringen Einkommen 
dieſelben Abzüge gemacht werden wie ihnen. Wir 
können es ferner nicht verſtehen, wenn dieſelbe 
höhere Beamtenſchaft, die doch heute in der Regie⸗ 
rung tonangebend iſt, es fertig bekommt, die Sätze 
der Erwerbsloſenfürſorge und die Sätze der ſon⸗ 
ſtigen Wohlfahrtsunterſtützung ſoweit herabzu⸗ 
drücken, daß eine Exiſtenz der davon Betroffenen 
überhaupt nicht mehr möglich iſt. Wir können es 
nicht verſtehen, wenn dieſe Beamten von allen an⸗ 
deren Volkskreiſen Opfer verlangen, aber ſelbſt gar 
nicht daran denken, in dieſer Beziehung voranzu⸗ 
gehen. Wir können es nicht verſtehen, wie dieſe 
Beamten es wagen können, den Gemeinde— und 
Staatsarbeitern zu ſagen, daß ſie wöchentlich auf 
einen Tagelohn verzichten ſollen zugunſten der Er⸗ 
werbsloſen, es ſei denn, daß ſie ſelbſt mit einem 
leuchtenden Beiſpiel vorangingen. Meine Herren 
Senatoren, Herr Dr. Wiercinſki uſw. — Herr Sena⸗ 
tor Althoff iſt leider nicht hier — Ihnen möchte 
ich einmal ſagen, gehen Sie doch einmal mit einem 
leuchtenden Beiſpiel voran. Von Senatoren, die 
2000 und 3000 Gulden monatlich Gehalt beziehen, 
könnte man doch beſtimmt Opfer verlangen. Ich 
glaube ganz beſtimmt, dann würde man über 
manche Fragen ganz anders reden. Aber dieſer 
Egoismus, der in Ihren Kreiſen herrſcht, der 
durchaus nichts mehr mit chriſtlicher Nächſtenliebe 
zu tun hat, der verhindert das. (Zuruf bei den 
Nationalſozialiſten.) Herr Friedrich, halten Sie 
Ihre jüdiſche Schnauze! 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abgeordneter, 
eine Schnauze hat kein Abgeordneter! 
Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Sie haben 
doch geſehen, was alles aus Zurufen herauskom⸗ 
men kann. Da kommen ſogar Regierungskriſen 
heraus. Das wollen Sie doch nicht, das hat doch 
keinen Sinn, alſo laſſen Sie mich in Ruhe. (Abg. 
Plenikowſki: Die haben eine Abreibung bekom⸗ 
men!) Dieſe außerordentlichen Maßnahmen zur 
Linderung der Not, die heute bei allen denen ver⸗ 
ſucht werden, die nichts haben, die ſollten erſt ein⸗ 
mal bei denjenigen begonnen werden, die über 
einen großen Beſitzſtand verfügen. Deshalb 
möchte ich hier noch einmal an Herrn Finanzſena⸗ 
tor Dr. Hoppenrath als dem zuſtändigen Fachſena⸗ 
tor die Frage richten, wann gedenkt der Senat end⸗ 
lich den Beſitzſtand der oberen Beamten abzu⸗ 
bauen. Wir ſind bereit, dabei mitzuarbeiten, Herr 
Senator. Wir haben nicht einmal, ſondern drei⸗ 
mal Anträge in dieſer Richtung geſtellt, den Be⸗ 
ſitzttand der höheren Beamten abzubauen. (Zuruf 
vom Regierungstiſch: Von allen!) Sie verlangen 
alſo, es ſoll darunter auch der Beſitzſtand derjeni⸗ 
gen Beamten fallen, denen gerade damals dieſer 
Beſitzſtand gegeben wurde, weil ſie ſonſt nicht exi⸗ 
ſtieren konnten. Wenn Sie hier wieder ſofort dieſe 
Bedingung ſtellen, dann zeigt das wieder deutlich, 
daß Sie gar nicht gewillt ſind, den Beſitzſtand der 
höheren Beamten abzubauen. Das iſt ſehr be- 
dauerlich! Ich glaube, Herr Finanzſenator Dr. 


Hoppenrath, es muß Ihnen doch ſelber komiſch vor- 
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kommen, wenn Sie heute die ſchwere Laſt als Fi⸗ 
nanzſenator auf Ihre Schultern geladen haben 
und dann anſehen müſſen, daß ein ſo arroganter 
Herr wie Herr Senator Dr. Althoff monatlich 1500 
Gulden mehr an Gehalt erhält als Sie, der mit 
der ſchweren Bürde der Verwaltung der Finanzen 
betraute Senator. (Senator Dr. Hoppenrath: Ich 
bin nicht neidiſch!) Dann ſeien Sie glücklich. Aber 
das iſt doch ein Beiſpiel für die Unhaltbarkeit der 
Beamtenbeſoldung. Es trifft ſchon zu, daß ſehr 
viele höhere Beamte auf Grund ihres Beſitzſtan⸗ 
des ein Gehalt beziehen, das ſie beſtimmt nicht 
verdienen und andererſeits jüngere Beamte, die 
eine weit beſſere Arbeit leiſten können und auch 
leiſten müſſen, viel weniger bekommen. 


Mit dieſem Unſinn des Beſitzſtandes ſollte man 
tatſächlich aufräumen, aber m. H. von der Regie- 
rung, wenn Sie dabei gleichzeitig wieder die For⸗ 
derung aufjtellen, auch gleichzeitig den Beſitzſtand 
der unteren Beamtenſchaft zu beſeitigen, dann be⸗ 
weiſen Sie damit nur, daß Sie nicht gewillt ſind, 
Ernſt zu machen. Es kommt in dieſer Frage nicht 
ſo ſehr auf die finanzielle Auswirkung an, ſondern 
nur auf eine beſtimmte logiſche Löſung. Die Wah⸗ 
rung des Beſitzſtandes wurde ſeinerzeit vom Be⸗ 
amtenbund gerade deswegen verlangt und vom 
Volkstag beſchloſſen, weil die Not der unteren Be⸗ 
amtenſchaft es erforderte. Der Beſitzſtand wurde 
aus dem Grunde beibehalten, weil eben die Ge⸗ 
hälter unten ſo niedrig waren. (Zuruf bei den 
Nationalſozialiſten: Die Gehälter haben mit dem 
Beſitzſtand gar nichts zu tun! Man kann den Be⸗ 
ſitzſtand aufheben und braucht das Gehalt nicht ab⸗ 
zubauen!) Das Gehalt haben Sie ja bereits allge⸗ 
mein abgebaut auf der ganzen Linie, darüber iſt 
gar nicht mehr zu reden. 

M. D. u. H.! Zu der ganzen Frage möchte ich 
hier noch bemerken, daß wir auch in der Frage der 
Notſtandsbeihilfen wieder einmal Recht behalten 
haben. Heute zeigt ſich immer mehr und mehr, 
daß dieſe Notſtandsbeihilfen nicht ausreichen, um 
in den Fällen, wo Beamte von einem Notſtand be- 
troffen werden, zu helfen. Deshalb wäre es ge⸗ 
boten, dieſe Notſtandsbeihilfen zu konzentrieren. 
Die Beamtenorganiſationen waren auch vom Se⸗ 
nat geladen und es war intereſſant feſtzuſtellen, 
daß auch der Danziger Beamtenbund damit ein⸗ 
verſtanden war, daß dieſe Notſtandsbei⸗ 
hilfen in den einzelnen Etats erſcheinen und ver⸗ 
waltet würden. Die Folge iſt natürlich, daß die 
ſo ſehr beſchränkten Mittel teilweiſe ſolchen Leuten 
zugute kommen, die die Beihilfen durchaus nicht 
nötig haben und daß in andern Fällen Hilfe nicht 
gewährt werden kann, weil die Mittel erſchöpft 
ſind. Wir glauben aber, daß ſchließlich mit den 
Jahren die Beamtenſchaft ſelbſt die Unſinnigkeit 
dieſer ganzen Notſtandsbeihilfen in der Form, wie 
ſie heute gewährt werden, einſehen und durch ihre 
Organiſationen ſelbſt auf eine beſſere und gerech⸗ 
tere Verteilung drängen wird. Wir werden es uns 
angelegen ſein laſſen, Material darüber zuſam⸗ 
menzuſtellen, in welcher Form die Notſtandsbei⸗ 
hilfen verteilt werden. Es wird ſich herausſtellen, 
daß die Verteilung nicht ſo erfolgt, wie es not⸗ 


wendig iſt. Es ſteht ohne weiteres feſt, daß wenn 
ein höherer Beamter einen Antrag auf Unter⸗ 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


ſtützung einreicht, daß dann die Not als weit grö⸗ 
ßer angeſehen wird und eine weit höhere Unter⸗ 
ſtützung in Frage kommt. (Abg. Plenikowſki: Reiſe 
nach Rom!) Nicht nach Rom, da fahren bloß die 
Katholiken hin. Es gibt aber eine ganze Menge 
andere Beamte, die zwar nicht nach Rom fahren, 
wohl aber nach Afrika, wenn der Arzt es aus ge⸗ 
ſundheitlichen Gründen verordnet. Andere fahren 
nach Paläſtina. — Da müſſen Sie hinfahren, Herr 
Abg. Friedrich! — Tatſache iſt, daß höhere Beamte 
Unterſtützungen für derartige Reiſen erhalten ha⸗ 
ben. Das wird auch in Zukunft geſchehen. Man 
kann die Mittel nicht ausgleichen, weil ſie in den 
einzelnen Etats ſtecken. Bei einzelnen Verwaltun⸗ 
gen wird mit dieſen Mitteln Schindluder getrie— 
ben und es bleibt dann eben für andere Verwal⸗ 
tungen nichts übrig, wenn dort untere Beamte in 
Not geraten. Wenn man aber die Aeußerungen 
der Regierungsvertreter in der bürgerlichen Preſſe 
lieſt, dann klingt immer wieder daraus hervor, 
daß dieſe ganzen Notſtandsbeihilfen nur für die 
unteren Beamten in Frage kommen, und daß die 
böſe Sozialdemokratie den Beamten die Notſtands⸗ 
beihilfen nicht gönnt. Ich ſage, dieſe Schreibereien 
ſollten ſich dieſe Kreiſe ſparen, denn mit derartigen 
Mätzchen werden ſie die Tatſache nicht verwiſchen 
können, daß die Sozialdemokratiſche Partei in die⸗ 
ſer Frage einen Standpunkt vertreten hat, der in 
kurzer Zeit allgemeine Anſicht der Kreiſe werden 
wird, die noch einigermaßen wirtſchaftlich und po— 
litiſch denken können. 

Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. (Abg. Plenikowſki: Herr 
Dr. Blavier hat ſich doch gemeldet!) Ich ſchließe 
daher die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung (Abg. Plenikowſki: Das iſt doch Ihr Stecken⸗ 
pferd, Herr Dr. Blavier!) über den Haushaltsplan 
der Allgemeinen Verwaltung. (Abg. Brill: Ich be⸗ 
antrage namentliche Abſtimmung!) Wird dieſer 
Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht 
aus, ich bitte die Stimmkarten einzuſammeln. 
Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall. Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es ſind 38 Stimmkarten abgegeben“) 
worden, alle mit Ja. Der Haushaltsplan iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe die Anlage 3 auf: 

Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 
heitsweſen. 

Druckſache Nr. 117. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat die Frau Abg. Malikowſki. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, davon 37 mit Ja, 1 Karte ungültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Friedrich, 
Formell. Gaikowſkti. Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hov- 
venrath Kalitzke, Kurowſki, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, 
Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Ungültig: 1 Stimmkarte. 

„Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Ezarnecki, Deutſch, Ehrlichmann, Fiſcher, Gerhard 
Friedrich, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſti, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Senftleben. 
Serotzki, Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, We⸗ 
ber, Werner. 
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Malikowſti, Frau, Abgeordnete (S. P. D.): 
Zum Etat Soziales wäre natürlich ſehr viel zu 
ſagen. Der Haushaltsplan für Soziales umfaßt 
alle die Gebiete, die für die ſoziale Fürſorge in 
Frage kommen, und es iſt bedauerlich, daß man 
feſtſtellen muß, daß gerade für die Fürſorgebedürf⸗ 
ligen kein Ohr im Volkstag vorhanden iſt. Es wird 
natürlich auf die Fürſorgebedürftigen ſehr ſchlecht 
wirken, wenn ſie erfahren, daß hier im Volkstag 
nur wenige Minuten für ſie in Frage kommen; 
denn zweifellos wird es auch in der Oeffentlichkeit 
bekannt werden, daß man für alle die Hilfsbedürf⸗ 
tigen hier nur ganz wenig oder ſozuſagen gar nicht 
ſprechen darf. (Sie haben doch drei Stunden Zeit! 
rechts.) Für dieſen Etat nur 15 Minuten. 

Vizepräſident von Wnuck: Ich bitte doch die 
Rednerin nicht zu unterbrechen. 


Malikowſki, Frau, Abgeordnete (S. P. D.): Ich 


möchte das aktuellſte Gebiet der ſozialen Fürſorge 
hier beſprechen, und zwar das Gebiet der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. Vor allen Dingen erwarten wir, 
daß den Gemeinden genügend Mittel zur Verfü⸗ 
gung geſtellt werden; denn in abſehbarer Zeit 
werden ſoundſoviele Erwerbsloſe der Wohlfahrts⸗ 
pflege anheim fallen. Es iſt dann unbedingt nötig, 
daß die Gemeinden die Erwerbsloſen ausreichend 
durch die Wohlfahrtspflege unterſtützen können. 
Es wird wahrſcheinlich anders kommen. Man kann 
bei der Zuſammenſetzung der Regierung nichts 
anderes erwarten, aber wir bringen zum Ausdruck, 
daß wir verlangen, daß die Gemeinden genügend 
Mittel zur Verfügung haben. 

In den letzten Tagen hat ſich etwas Ungeheuer⸗ 
liches abgeſpielt. Die Erwerbsloſen wurden zur 


Pflichtarbeit verpflichtet. Dazu ſchrieb die deutſch⸗ 


nationale Zeitung, es wäre jetzt ein Schritt unter⸗ 
nommen zur Reform der Erwerbsloſenfürſorge. 
Wenn die Erwerbsloſen ſolche Worte leſen, müſſen 
ſie es als Hohn auffaſſen; denn wenn den Erwerbs⸗ 


loſen keine andere Arbeit zugemutet werden kann, 
als daß man ſie täglich vier Stunden Schnee ſchau⸗ 


feln läßt, dann iſt das mehr als Hohn. Die Er⸗ 
werbsloſen haben wirklich etwas anderes verdient. 


Man ſoll verſuchen, ihnen auf eine andere Art und 
Weiſe eine Beſchäftigung zukommen zu laſſen, aber 
ſie nicht Schnee ſchaufeln laſſen, für die Erwerbs⸗ 


loſenunterſtützung. (Abg. Plenikowſki: Etwas tun 


die Erwerbsloſen ſehr gern, die Senatoren weg⸗ 
ſchaufeln!) Die Erwerbsloſen wollen Schnee ſchau⸗ 


feln, wenn fie dafür bezahlt bekommen. Es war in 


keiner Regierung üblich, daß die Erwerbsloſen für Z 


ihre Unterſtützung dieſe Arbeit machen mußten. In 


welcher Art geht man bei dieſer Anordnung vor? 
Die Erwerbsloſen bekommen bei der Kontrolle, 


der ſie ſich täglich unterziehen müſſen, einfach den 


Auftrag, vier Stunden lang Schnee zu ſchaufeln, 


unbekümmert darum, ob der Erxwerbsloſe ſchon, 
wenn er früh morgens zum Stempeln geht, ein 
Frühſtück gegeſſen hat. Meiſtens iſt es ſo, daß die 

rwerbsloſenunterſtützung nicht zum Frühſtück 
ausreicht. 

Es wird ſogar ſo vorgegangen, daß nicht nur 
die Arbeitskräfte der Erwerbsloſen, die noch voll 
im Beſitz ihrer Arbeitskraft ſind, zu dieſer Arbeit 
verwendet werden. Heute wurde ein etwa 60⸗jäh⸗ 
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riger Mann beim Schneeſchaufeln beobachtet. Das 
iſt nicht ein Einzelfall. Dieſer Mann iſt uns be⸗ 
kannt. Mir iſt aus ſicherer Quelle mitgeteilt wor⸗ 
den, daß er in ſeinem Leben Glück hatte und als 
Bauhandwerker gearbeitet hat. Er wurde ſeiner⸗ 
zeit einmal bei der Gasanſtalt als Arbeiter aufge⸗ 
nommen, konnte hier die Gaſe nicht vertragen und 
mußte aufhören, in der Gasanſtalt zu arbeiten. 
Nun iſt er erwerbslos. Niemand wird glauben, 
daß dieſer 60-jährige Mann irgendwo in den Ar⸗ 
beitsprozeß eingereiht wird. Auch er iſt zum 
Schneeſchaufeln verurteilt. Das iſt nicht ein Ein⸗ 
zelfall, ſondern ſolche Fälle ſind in den letzten Jah⸗ 
ren und Stunden mehrfach bekannt geworden. Ich 
weiß nicht, wie die Regierung ſich das denkt, wenn 
Erwerbsloſe nur ganz notdürftig gekleidet ſind. 
Die Kleidung der Erwerbsloſen, ganz beſonders 
die Schuhe, eignen ſich für dieſe Arbeit im Schnee 
ganz beſtimmt nicht. Niemand wird ſich denken 
können, das ſollte man wenigſtens annehmen, daß 
ein Erwerbsloſer, der zwei oder drei Jahre oder 
auch nur ein Jahr erwerbslos iſt, noch über ſolch 
ein gutes Fußzeug verfügt, daß es bei dieſem 
Schneewetter ſo ſtabil iſt, die Näſſe nicht durchzu⸗ 
laſſen. Darauf wird natürlich bei den Anordnun⸗ 
gen über Schneeſchaufeln nicht geachtet. Es iſt z. B. 
in den Straßen der Stadt empörend aufgefallen, 
daß Arbeiter in Sportſchuhen beim Schneeſchaufeln 
beteiligt waren, nicht Sportſchuhe in ſtabiler Art, 
ſondern ganz dünne, einfache Zeugſchuhe. Darunter 
muß die Geſundheit der Erwerbslofen leiden, wenn 
auch die deutſchnationale Zeitung ſchreibt, daß 
„nur“ vier Stunden Schneeſchaufeln keine große 
Zumutung für die Erwerbsloſen ſei. Die Danziger 
Allgemeine 4 3. B. ſchreibt: 

Wer in der letzten Zeit die Schneeverwehungen 
auf dem Lande geſehen hat, die den Verkehr teilweiſe 
lahm legten und wie mit gänzlich unzureichenden Ar⸗ 
beitskräften verſucht wird, dem Uebel abzuhelfen, 
während in den umliegenden Gemeinden große Scha⸗ 
ren von Erwerbsloſen täglich zum Stempeln ſich ein⸗ 
finden, für die es eine Kleinigkeit geweſen wäre, die 
Chauſſeen für den Verkehr frei zu machen, wer dieſe 
offenbaren Uebelſtände beobachtet hat, für den konnte 
es keine Frage mehr ſein, daß ſich der Staat das 
| Recht, im Notfall dieſe Arbeit von den Erwerbsloſen 
| zu verlangen, ſichern mußte. Dabei hat der Senat 
dieſe Arbeitsleiſtung ſo bemeſſen, daß kein Bu zu 
nehmender Menſch dagegen etwas einwenden kann. 
Wenn die Arbeitszeit auf vier Stunden im Höchſt⸗ 
fall feſtgeſetzt wird, ſo haben die Gemeinden Arbeits⸗ 
kräfte gnug zur Verfügung, um die Straßen von den 
Schneebergen zu ſäubern. 
Erwerbsloſen damit ſicher nichts Abſonderliches zu⸗ 
| gemutet. 

In dieſer Art ſchreibt die „Danziger Allgemeine 
eitung“ einen längeren Artikel über die Arbeit 
des Schneeſchaufelns. Mir iſt bekannt, daß nicht 
nur das Schneeſchaufeln als Pflichtarbeit gelten 
ſoll. Der Schnee wird ja bald verſchwinden. Es 
ſind auch andere Arbeiten als Pflichtarbeit ge⸗ 
plant, Straßenbau und ähnliches mehr. Ich will 
nicht weiter darauf eingehen. Das werden die 
Führer der Gewerkſchaften und Berufsorganiſa⸗ 
tionen in der nächſten Zeit zur Genüge tun. Es iſt 
eine Zumutung, wie es keine zweite geben kann, 
wenn auch die Danziger Neueſten Nachrichten in 
der heutigen Ausgabe ebenfalls ganz abfällig und 
hohnlächelnd über dies Schneeſchaufeln ſchreiben. 
Mit Genehmigung des Herrn Präſidenten möchte 
lich mir erlauben, einige Sätze zum beſten zu geben. 


Andererſeits wird den 


D) 
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Das Recht der Allgemeinheit iſt in dieſem Fall, 


daß die Verkehrswege freigehalten werden. Da kein 
Geld für die tarifmäßige Bezahlung der Arbeit vor⸗ 
handen iſt, müſſen diejenigen Arbeitskräfte herange⸗ 
zogen werden, die von der Allgemeinheit Unter⸗ 
ſtützung empfangen und die dafür verpflichtet ſein 
ſollen, der Allgemeinheit auch eine Gegenleiſtung zu 
geben. Wenn dabei in Einzelfällen Härten vermie⸗ 
den werden können, mag das wünſchenswert ſein, 


aber an der grundſätzlichen Auffaſſung wird man 


ſchwer etwas tadeln können. 
Dieſe Art, wie die Danziger Neueſten Nachrichten 
ſchreiben, kommt ebenfalls nicht erwerbsloſen Ar⸗ 
beitern zu. Man ſollte ſich in dieſem Fall doch 
etwas anders ausdrücken. Verwunderlich iſt, daß 
in der Landeszeitung gar nichts darüber geſchrie⸗ 
ben ſteht, wie man über dieſe Schneeſchaufelei der 
Erwerbsloſen denkt. Ich glaube aber, daß die Zen⸗ 
trumsarbeiter, und es ſind noch eine ganze Menge, 
mit dieſer Anordnung der Regierungskoalition 
auch nicht ſo ganz zufrieden ſein werden. Wenn 
man für die Erwerbsloſen etwas tun will und 
wenn man ganz beſonders für die jugendlichen Er⸗ 
werbsloſen, die ja für dieſe Arbeit in Frage kom⸗ 
men, ebenfalls etwas tun will. ſo müßte ſolche 
Arbeit für die Erwerbsloſen ſchon etwas anders 
ausſehen. Mir iſt bekannt, daß im letzten Winter 
im Reiche andere Verſuche gemacht wurden, um 
moraliſch auf die Jugendlichen einzuwirken, wenn 
man ſich hier in den verſchiedenſten Artikeln über 
die moraliſch wirkende Arbeit der Erwerbsloſen 
ausſpricht. Im Reiche hat man für die Jugend 
Kurſe abgehalten. 30 bis 40 Erwerbsloſe werden 
in Jugendheimen untergebracht und dort auch voll- 
ſtändig verpflegt. Es wird alſo im Reiche verhin⸗ 
dert, ſoweit es möglich iſt, daß die jugendlichen 
Erwerbsloſen bei den Kurſen hungern müſſen; 
denn ein Menſch, der etwas lernen will, wird na⸗ 
türlich nur dann aufnahmefähig, wenn er in einem 
warmen Raum iſt und eine gute Verpflegung hat. 
Ein diesbezüglicher Antrag wurde von der Arbei⸗ 
terwohlfahrt Danzigs an den Senat geleitet. Das 
war Anfang Januar. Bis heute hat ſich der Se⸗ 
nat noch nicht hören laſſen, wie er auf dieſem Ge⸗ 
biete Erleichterungen für die jugendlichen Er⸗ 
werbsloſen zu ſchaffen gedenkt. Gerade für die 
Jugendlichen käme doch ſolch eine Kulturarbeit 
ganz beſtimmt in Frage. Man muß ſich natürlich 
wundern, aber man darf ſich vielleicht hier gar 
nicht mehr wundern, wie die Nationalſozialiſtiſche 
Arbeiterpartei ſich zu dieſem Schneeſchaufeln ſtellt. 
Wahrſcheinlich hält ſie es für richtig. Ich weiß 
nicht, wenn man bedenkt, was da früher alles ge— 
ſprochen worden iſt, wie es den Arbeitern viel 
beſſer ergehen ſollte, wenn erſt einmal die marxi⸗ 
ſtiſche Mißwirtſchaft nicht mehr beſtände. Jetzt 
beſteht ſie nicht mehr. Ich nehme aber an, daß 
trotz dieſer vielen Verſprechungen und Ankündi⸗ 
gungen das Schneeſchaufeln im dritten Reich etwas 
ganz Hervorragendes ſein wird. Man denkt na⸗ 
türlich in dieſen Kreiſen nicht daran, daß die Fa⸗ 
milien der Erwerbsloſen ſchon an und für ſich in 
bitterſte Not geraten ſind, daß ſie durch die große 
Erwerbsloſigkeit der Verzweiflung nahe ſind und 
daß man ihnen nun dieſes auch noch aufhalſt, daß 
ſie nun auch noch durch die Pflichtarbeit gezwun⸗ 
gen werden, Schnee zu ſchaufeln. Man wollte 
ihnen noch etwas Neues zufügen, man wollte ihren 


Kummer noch vermehren; denn Viele ſind tatſäch⸗ 


und die Wohnung 
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lich ſehr in Sorge und beſonders die Frauen der 
Erwerbsloſen und die Mütter, die ganz genau 
wiſſen, welche Anannehmlichkeiten ſolche Erkran⸗ 
kungen, die ſich ihre Angehörigen beim Schnee⸗ 
ſchaufeln holen können, mit ſich bringen. 


(©) 


Die Unterernährung iſt bei den Erwerbsloſen ’ 


bereits ſehr weit vorgeſchritten und es beſteht in 
der nächſten Zeit gar keine Ausſicht auf irgend eine 
Beſſerung. Ich ſpreche hier ja nichts Neues aus, 
wenn ich darauf hinweiſe, daß in allen Etats auf 
dem Gebiete der ſozialen Fürſorge, im Etat des 
Wohlfahrtsweſens, im Etat des Jugendamtes 
überall Abſtriche gemacht worden ſind. Abſtriche 
auf den Gebieten, wo es gerade darum geht, ge⸗ 
ſundheitlich etwas für die Bevölkerung von Stadt 
und Gemeinden zu tun. Es iſt nicht zu leugnen, 
daß ſich in den Schulen die Unterernährung immer 
mehr und mehr bemerkbar macht. Die Kinder 
kommen nicht nur mit hungrigem Magen zur 
Schule, von unſerer Schulbeſpeiſung kann man 
natürlich nicht viele Worte machen — ſondern auch 
mit ganz notdürftiger Kleidung zur Schule. Es 
iſt mir bekannt, daß in einer Klaſſe die Lehrerin 
bei den Kindern Umfrage gehalten hat, ob nicht 
die eine oder andere Mutter etwas abgelegte Sa⸗ 
chen für ganz beſonders bedürftige Kinder her⸗ 
geben könnte, wo die Wohlfahrtspflege vollſtändig 
verſagt hatte. Dieſe Arbeiterkinder mußten alſo 
in ihrem Elternhaus noch nachfragen, ob nicht 
etwa noch ein abgelegtes Kleidungsſtück für ihre 
notleidenden Mitſchülerinnen vorhanden ſei. Der 
Staat iſt nicht in der Lage, auch hier das Allernot⸗ 
wendigſte zu tun. Deshalb wird natürlich die Er⸗ 
bitterung in den Kreiſen der Erwerbsloſen noch 
immer mehr um ſich greifen. 

Was ſoll eigentlich mit den weiblichen Er⸗ 
werbsloſen geſchehen? Sollen die auch zu irgend 
einer Pflichtarbeit herangezogen werden, die auch 
der Würde der weiblichen Erwerbsloſen nicht ent⸗ 
ſpricht? Mir iſt aufgefallen, daß manchmal weib- 
lichen Erwerbsloſen, die keine Unterſtützung erhiel⸗ 
ten, auf ihre Anträge von der Regierung mitge- 
teilt wurde, wir können Ihnen leider keine Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung bewilligen, weil genügend 
Arbeit vorhanden iſt. Wer im Leben ſteht, der 
weiß natürlich, daß das ein großer Unſinn 
Wir wiſſen doch alle, daß auch unter den weiblichen 
Erwerbsloſen großes Angebot für alle Berufe vor— 
liegt. Wenn man aber, wie es in einem Falle ge⸗ 
ſchehen iſt, einer Erwerbsloſen ſchnell eine Arbeit 
nachweiſt, dann ſieht es aber mit der Bezahlung 
geradezu erbärmlich aus. Mir iſt bekannt, und 
durchaus nicht nur in einem Falle, daß weibliche 
Erwerbsloſe für Stellen vermittelt wurden, wo ſie 
jeden zweiten Tag Beſchäftigung hatten, wofür ſie 
dann den ganzen Monat ſage und ſchreibe zehn 


Gulden erhielten. Es war durchaus nicht etwa 


Verpflegung dabei, ſondern dieſe 10 Gulden mo⸗ 
natlich ſtellten die ganze Vergütung dar. Die 
jungen Mädchen waren natürlich aus Not gezwun⸗ 
gen, dieſe Arbeit anzunehmen. Man wundert ſich 
dann aber nachher, wenn dieſe jungen Mädchen 
dann auf dieſe Arbeit verzichten. Eine andere Er⸗ 
werbsloſe, die ich kenne, verdient im Monat ganze 
20 Gulden, aber auch ohne Eſſen und Schlafen. 
Die Eltern ſind gezwungen, für die Beköſtigung 
ihres Kindes aufzukommen. 


iſt. 
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Hätte das junge Mädchen nicht noch Eltern, ſo 


könnte ſie von dieſen 20 G monatlich natürlich 
nicht leben und ich weiß nicht, was zu tun ihr dann 
nur übrig bliebe. 
ſehr abfällig von ſolchen Mädchen, die dann bei 
irgend einer Gelegenheit ſtraucheln. 

Ich möchte daher noch einmal von dieſer Stelle 
davor warnen, den Bogen nicht zu ſtraff zu ſpan⸗ 
nen. Es iſt ja ſchon ſo oft und viel von dieſer 
Stelle aus dazu geſprochen worden; denn die Er⸗ 
werbsloſen könnten vielleicht doch einmal ihre Ge⸗ 
duld verlieren. Der Danziger Arbeiter iſt ja ſehr 
beſcheiden, aber mir ſcheint, als ob ſich da doch in 
der letzten Zeit eine gewiſſe Wandlung vollzieht. 
Es ſind doch in den letzten Tagen und auch heute 
in den Vororten Erwerbsloſe zuſammengekommen, 
die ſich empört haben über die Behandlung, die 
ihnen der Senat widerfahren läßt und über die 
Behandlung, die ſie vom Senat Abteilung für So⸗ 
ziales erdulden müſſen. (Abg. Plenikowſki: Sie 
werden einmal Herrn Wiercinſki beſuchen!) Es iſt 
den Erwerbsloſen nicht zu verdenken, wenn ſie den 
letzten Schritt unternehmen. 

Ich bitte Sie in dieſer vorgerückten Stunde noch 
einmal, daran zu denken, daß man den Erxwerbs⸗ 
loſen nicht zuviel zumuten darf, denn die Erbitte⸗ 
rung iſt durch die große Not bereits ſoweit geſtie⸗ 
gen, daß man ſich gar nicht zu wundern braucht, 
wenn die Erwerbsloſen den letzten Schritt tun. 
Wenn man beim Senat wirklich etwas unter⸗ 
nimmt, um Mißſtände in der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge zu beſeitigen, dann müſſen dieſe Maßnahmen 
doch zum mindeſten ſo ſein, daß ſie der Notlage und 
der Menſchenwürde der Erwerbsloſen gerecht wer- 
den. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung 
iſt geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. (Abg. Brill: Ich beantrage nament⸗ 
liche Abſtimmung!) Wir ſtimmen erſt über die 
Abänderungsanträge ab. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über den Abänderungsantrag in Druck⸗ 
in Druckſache Nr. 185: 
Wir beantragen, 0 
1. bei den nachfolgenden Etatspoſitionen in der Aus⸗ 


gabe die Senatsvorlage wiederherzuſtellen und in 
den Haushaltsplänen einzuſetzen: 


Bei A III 42 Außerordentliche Wohlfahrtspflege mit 


9 000.— G 
Bei A III 46 Kleinrentnerunterſtützung mit 
1142 000,— G 


Bei A III 52 Landarmenverwaltung mit 1 652 500,— G 
Bei B II 27 Unterhalt der Blinden mit 40 550,— G 
Bei C IH 42 Unterhalt der Häuslinge mit 139 360,— G 
Bei D III 42 Unterhalt der Häuslinge mit 79 000,— G 
Bei E III 46 Heilbehandlung orthop. Verſorgung mit 


280 000,— G 
885 Beihilfen mit 
Bei K III 46 Lungenheilſtätte Jenkau mit 75 000.— G 
Bei K III 47 Tuberkuloſebekämpfung mit 8 000. — G. 
ee 16 Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs mit 
Bei O III 43 Erweiterungsbau des Schlachthofes mit 
60 00 G 


n die 


Unterſtützungen, 


1 


bei den nachfolgenden Etatspoſitionen einzu⸗ 


ſetzenden Beträge zu erhöhen, und zwar: 

Bei E III 45 Rentenbezüge der Kriegsbeſchädigten pp. 
auf 5 600 000. — G 

Bei F III 44 Darlehen auf 40 000. G 
und in die Erläuterung zu ſetzen: 

Darlehen für Heimſtätten 
Sonſtige Darlehen 


30 000. G 
10 000,— „ 


Aber man ſpricht dann immer 
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Bei F III 45 Zuſatzrenten auß 1700.000,— 6 
Bei K Ir 43 Geſundheitliche Aufklärung auf 
10 000,— G. 


Moritz 

und die übrig. Mitgl. der Sozialdemokratiſchen Frakt. 
Wer dieſe Anträge annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — Das 
letztere war die Majorität, die Abänderungsan⸗ 
träge find abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Sie 
haben ja gar nicht hingeſehen, die ganze Mitte 
blieb ſitzen! Iſt das Objektivität?) Wir kommen 
zur Abſtimmung über den Haushaltsplan. Es 
iſt namentliche Abſtimmung beantragt worden. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. Ich bitte die D. u. H., ihre 
Plätze einzunehmen, die namentliche Abſtimmung 
über den Haushaltsplan für Soziales und Geſund⸗ 
heitsweſen beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. Es beteiligten“) ſich an 


mit iſt dieſer Haushaltsplan angenommen. Wir 

kommen zur Abſtimmung über die Entſchließungen 

in Druckſache Nr. 146, die von dem Abg. Pleni⸗ 

kowſki und den übrigen Mitgliedern der Roms 
muniſtiſchen Fraktion beantragt werden: 

1. Der Senat wird erſucht, auf den Oberſtufen ſämt⸗ 
licher Schulen einen regelmäßigen Geſundheitsun⸗ 
terricht durch praktiſche Aerzte ausführen zu laſſen. 


2. Der Senat wird erſucht, ſämtliche privaten Fürſorge⸗ 
und Erziehungsanſtalten zu verſtaatlichen. 

Wer dieſe Entſchließungen annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. 
— Die Entſchließungen find abgelehnt. Damit iſt 
die Anlage 3, Haushaltsplan für Soziales und 
Geſundheitsweſen erledigt. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Herr Präſident, 
Sie haben ſoeben bekanntgegeben, daß auf der 
Druckſache Nr. 146 zwei Entſchließungen enthalten 
ſind. Es iſt doch üblich, über jede Entſchließung 
einzeln abſtimmen zu laſſen. Man kann bei einer 
Abſtimmung nicht feſtſtellen, daß beide Entſchlie⸗ 
ßungen abgelehnt ſind. Ich bitte, daß über jede 
Entſchließung der Geſchäftsordnung gemäß abge⸗ 
ſtimmt und nicht in einem Zuge erklärt wird, daß 
beide Entſchließungen abgelehnt ſind. 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Raſchbe 
Sie haben wahrſcheinlich gehört, daß ich geſagt 
habe, Entſchließungen. Sie hätten vor der Abſtim⸗ 
mung dieſen Antrag ſtellen müſſen. 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 37 mit Ja. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dumont, Dyck II. Heinz Friedrich, 
Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. Hoppen⸗ 
rath, Kalitzke, Kurowski, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Po⸗ 
ſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Sukatus. Dr. Unger, Dr. 
Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartih, Dr. Bing. 
Brill, Czarnecki, Deutſch, Ehrlichmann, Fiſcher. Gerhard 
Friedrich, Gehl, Jahr, Joſeph, Frau Kalähne, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Senftleben, 
A Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, 
Werner. 


ihr 37 D. u. H., die alle mit Ja ſtimmten. Da⸗ 
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Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Auf Grund deſ⸗ 
ſen, daß ich feſtgeſtellt habe, daß dieſe Entſchlie⸗ 
zungen in der Druckſache enthalten ſind, habe ich 
mich nicht zur Geſchäftsordnung gemeldet. Erſt 
jetzt bei der Abſtimmung, wo Sie feſtgeſtellt ha⸗ 
ben, daß mit einer Abſtimmung die Entſchließun⸗ 
gen, Herr Präſident, abgelehnt ſind, halte ich es 
für nötig, Sie darauf aufmerkſam zu machen, daß 
über zwei Entſchließungen zweimal abgeſtimmt 
werden muß. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Raſchke, 
beide Entſchließungen waren in einer Druckſache 
vereinigt. Sie hätten vor der Abſtimmung Ihren 
Antrag auf getrennte Abſtimmung ſtellen ſollen. 
— Ich rufe nunmehr die Anlage Nr. 4 auf: 

Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt, 
Volksbildung, Kirchenweſen einſchl. Staats⸗ 
archiv. 
Druckſache Nr. 118. Ich eröffne die Ausſprache, das 
Wort hat der Herr Abg. Klingenberg. (Unruhe.) 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Ich kann 
ja ſolange warten, bis die Herren ihre Entſchlie⸗ 
Bungen gefaßt haben, ob ſie rausgehen oder drin 
bleiben wollen. Von hinten können Sie ſo ſchlecht 
zuhören, Herr Dr. Hoppenrath! 

Ich habe anläßlich der zweiten Beratung des 
Haushaltsplanes für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung die Bildungsfeindlichkeit des Se⸗ 
nats gekennzeichnet, wie ſie ſich in dem Abbau der 
Aufbauſchule darbietet. Ich möchte heute eben⸗ 
falls die Bildungsfeindlichkeit der Regierungs⸗ 
mehrheit und des Senats bei der Entlaſſung 
zweier ſozialdemokratiſcher Lehrer dokumentieren. 
Das ist der ungerechteſte, kraſſeſte politiſche Rache⸗ 
akt, der ſeit Beſtehen des Freiſtaates an zwei 
Staatsbeamten verübt worden iſt und bloß aus 
dem einen Grunde, weil es ſich um Sozialdemo⸗ 
kraten handelt. (Abg. Mau: So iſt es!) Das hat 


man in dieſer Regierung für deutſche Art und 
Sitte als ein Verbrechen angeſehen. Die Ent⸗ 


laſſung dieſer beiden ſozialdemokratiſchen Lehrer 
it angeblich aus Erſparnisrückſichten erfolgt. Um 
was für Erſparnisrückſichten es ſich handelt, will 
ich an kurzen Beiſpielen zeigen. 

Als kürzlich im Februar ein Kreisſchulrat 
einige Schulen revidierte, ſtellte ihm ein Haupt⸗ 
lehrer vor, daß an Stelle einer Lehrerin, die ge⸗ 


ſtorben war, noch nicht eine neue Lehrkraft einge- 


ſtellt worden wäre. Darauf antwortete der Kreis⸗ 
ſchulrat, daß ſich die Behörden die Finger wund 
geſchrieben hätten, um neue Lehrer aus Preußen 
herzubekommen. Es wäre aber bisher noch keiner 
zu bekommen geweſen. Das war kurz vor der Ent⸗ 
laſſung der beiden Lehrer, als ſich die Regierung 
bemühte, Lehrer hereinzubekommen, um Stellen 
zu beſetzen. Nach ungefähr 14 Tagen entläßt man 
zwei ſozialdemokratiſche Lehrer, angeblich, weil 
man ſparen will. Man hat hier im Januar 1931 
in der ganzen Stadt Danzig die ſogenannten hal⸗ 
ben Vertretungen der Lehrer und Lehrerinnen in 
völlige Vertretungen umgewandelt, d. h. diejeni⸗ 
gen Lehrkräfte an den Danziger Schulen, die bis⸗ 
her nur halb beſchäftigt worden ſind, ſind im Ja⸗ 
nuar voll beſchäftiat worden, ein Zeichen dafür, 
daß man Lehrkräfte gebraucht hat; denn die Zahl 
der Schüler hat in dieſem Jahr etwas über 2 000, 
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rund 2 400, zugenommen. Das bedeutet doch, daß 
man auch die Zahl der Lehrkräfte vermehren muß. 
Statt nun aber mit den Lehrkräften ſparſam um⸗ 
zugehen, entläßt man noch zwei ſozialdemokrati⸗ 
ſche Lehrer. 

Man hat weiter zwei Tage nach der Entlaſſung 
des Lehrers Ruſchig eine Lehrerehefrau, die bisher 
nicht beſchäftigt war, weil ja der Mann im Schul⸗ 
dienſt ſteht, voll beſchäftigt. (Hört, hört! links.) 
Man hat alſo das Syſtem der Doppelverdiener 
eingeführt. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Eine 
Rektorehefrau gibt ſchon ſeit Monaten an einer 
Schule Vertretungsſtunden. (Hört, hört! links.) 
Ein Rektor bezieht doch ein ganz ſchönes Gehalt. 
Man entläßt an Stelle deſſen zwei Lehrer, die 
verheiratet ſind, die doch mit wirtſchaftlichen 
Sorgen ſchwer zu kämpfen haben. Man wirft ſie 
auf die Straße, und ſie wiſſen nicht, wie ſie nach 
Preußen kommen. Sie wiſſen nicht, wie ſie das 
Umzugsgeld aufbringen ſollen. Man ſchafft Dop⸗ 
pelverdiener und ſetzt Familienväter auf die 
Straße. (Zwiſchenrufe links.) Das nennt man Er⸗ 
ſparniſſe. Das find nicht Erſparniſſe, ſondern le⸗ 


diglich Bemäntelungen für den kraſſen politiſchen 


Racheakt, den man an zwei Lehrern verübt hat. 
(Abg. Schmidt: Auf Befehl von Greiſer!) 

Es ergibt ſich doch wohl die Frage: Iſt gegen 
die beiden Lehrer, die entlaſſen wurden, wirklich 
etwas einzuwenden? Es iſt von Senatsſeite auch 
nicht ein einziger Einwand gemacht worden. Es 
iſt von Senats wegen auch nicht ein einziger 
dienſtlicher Verfehlungsgrund angegeben worden. 
(Abg. Heinz Friedrich: Man wollte die beiden 
Herren erſparen. Sparſamkeitsrückſichten!) Ich 
hatte Ihrer orientaliſchen Intelligenz etwas mehr 
zugetraut. (Abg. Heinz Friedrich: Ich Ihnen 
nichts!) Es ſcheint, als wenn Ihr wertes Gehirn 
etwas eingetrocknet iſt. 

Vizepräſident Gaikowfki: ich möchte bitten, 
ſich an die Tagesordnung zu halten. (Abg. Moritz: 
Er iſt doch Rechtsanwalt, was verſteht er von der 
Schule!) Ich möchte nicht, daß durch Zwiſchenrufe 


erneut eine ſolche Situation geſchaffen wird, wie 


wir ſie gerade hinter uns haben. (Abg. Plenikow⸗ 
ſki: Hoffentlich find Sie auch jo entgegenkommend, 
es wäre doch nett, Ihre Objektivität feſtzuſtellen!) 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Darf ich 
mir die Frage erlauben, ob Sie die Zeit für dieſe 
Ihre Zwiegeſpräche mit dem hohen Hauſe von 
meiner Redezeit in Abzug bringen? — Iſt bisher 
etwas gegen dieſe beiden Lehrer einzuwenden? 
Nein. Es iſt beiden beſtätigt worden, daß fie aus⸗ 
gezeichnete Zeuaniſſe haben. Der eine, der Lehrer 
Ruſchig, wurde wohl an die ſchlechteſte Schulſtelle 
im Freiſtaat verſchickt, die ſchlechteſte Stelle ſo⸗ 
wohl, was die Kinder als auch das Schulhaus an⸗ 
langt. Sie wiſſen, daß das Woſſitzer Schulhaus ein 
ſogenannter Brühl'ſcher Schulpalaſt geweſen iſt. 
Ich habe ja mit dem Herrn Oberſchulrat Behrend 
dieſe Schule ſelbſt ſeinerzeit beſichtigt. Alſo vom 
dienſtlichen Standpunkt iſt nichts gegen den Lehr⸗ 
rer zu ſagen. Seine zweite Prüfung macht er mit 
dem Prädikat „Sehr gut“. Ein beſſeres Prädikat 
gibt es bei der zweiten Prüfung nicht. (Zuruf 
links.) Als er nach Danzig kam, hat man ihm ver⸗ 


ſprochen, daß er bei dienſtlicher und ſonſtiger Be⸗ 
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währung angeſtellt würde. Nun frage ich, hat ſich 
ein Lehrer, der ſeine Kinder unterrichtlich und er⸗ 
ziehlich ſo in Schuß bringt, daß ihm die Beſitzer 
ihre Kinder wieder anvertrauen und der ſeine 
zweite Prüfung an einer der ſchlechteſten Schul⸗ 
ſtellen mit „Sehr gut“ ablegt, bewährt oder nicht? 
Weil er in Preußen noch nicht geſtrichen war, 
wurde dieſem Lehrer Ruſchig dort eine Stelle an⸗ 
geboten. Darauf wandte er ſich an den Senat und 
fragte, was er machen ſolle, da ihm von Preußen 
eine Stelle angeboten ſei. Er wollte hier bleiben, 
wenn der Senat ihm erklärte, daß er hier ange⸗ 
ſtellt würde. Darauf bekommt er ſchriftlich das 
Verſprechen, daß er in Danzig angeſtellt wird. 
(Abg. Kloſſowſki: Wohlerworbene Recht! — Zus) 
ruf des Senators Dr. Winderlich.) Herr Senator 
Dr. Winderlich, Sie haben das Recht verwirkt, daß 
man Ihnen noch etwas glaubt. (Aba. Mau: Sehr 
gut!) 

Zweifellos hat ſich alſo der Lehrer bewährt. 
Man hat ihm ſchriftlich und mündlich verſprochen, 
daß er hier angeſtellt wird. Er war einer der 
tüchtigſten Lehrer, die wir auf dem Lande haben. 
Aber das ſchriftliche und mündliche Wort des Se⸗ 
nats gilt nichts mehr, ſondern er wird auf die 
Straße geſetzt. Der erſte Sozialiſt auf dem preußi⸗ 
ſchen Königsthron ſoll doch einmal geſagt haben, 
ein Richterkollegium, das Ungerechtigkeit verübt, 
iſt ſchlimmer als eine Diebesbande. Was gilt für 
einen Senat, der Ungerechtigkeit verübt, die Ver⸗ 
faſſung bricht und ſein ſchriftlich und mündlich ge⸗ 
gebenes Wort ebenfalls bricht? (Bravo! links.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Klingen⸗ 
berg, ich glaube, daß Sie in Ihren Ausführungen 
zu weit gehen. (Widerſpruch links.) Ich hoffe daß 
Sie Ihre Ausführungen nicht in einem beleidi⸗ 
genden Sinne gemeint haben. Ich frage Sie, ob 
Sie beabſichtigten, den Herrn Senator Dr. Win⸗ 
derlich zu beleidigen. (Abg. Klingenberg: Ich 
habe die Frage an das Haus gerichtet, was man 
von einem Senat hält, der die Verfaſſung, und 
ſein mündlich und ſchriftlich gegebenes Wort 
bricht!) Da Sie nicht den Mut haben, ſich dazu zu 
bekennen, will ich von einem Ordnungsruf ab⸗ 
ſehen. (Lebhafte Zwiſchenrufe links. Abg. 
Joſeph: Sie bekommen wohl moraliſche Anwand⸗ 
lungen?) 


Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Ich muß 
Ihnen ſagen, Herr Präſident, daß ich niemand ge⸗ 
ſtatte, meinen Mut in Zweifel zu ziehen, auch 
Ihnen nicht. (Abg. Kloſſowſki: Unter dieſen Ver⸗ 

ältniſſen tun Sie uns leid, Herr Präſident!) Der 

ehrer Ruſchig war früher der erſte Anwärter auf 
der Liſte der Lehrer, die zur feſten Anſtellung kom⸗ 
men ſollten. Das alles hat den Senat nicht abge⸗ 
halten, ihn auf die Straße zu ſetzen, brutal und 
ohne Rückſicht auf die ſozialen Verhältniſſe, in de⸗ 
nen der Mann lebt. Der Lehrer Ruſchig erfreut ſich 
größter Beliebtheit und größten Anſehens bei al⸗ 
len Eltern, deren Kinder er unterrichtet hat. Die 
Kinder ſelber hängen an ihm wie die Kletten. Die 
( lternverſammlung hat ſich zu 93 Prozent ent- 
ſchloſſen, eine Petition an den Senat zu unter⸗ 
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ſchreiben, wonach ſein Verbleiben an dieſer Stelle 
gewünſcht wird. Der Schulvorſtand hat eine Pe⸗ 
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tition im gleichen Sinne an den Senat gerichtet. 
Die Gemeindevertretung hat beſchloſſen, den Senat 
zu erſuchen, den Lehrer Ruſchig an ſeiner Stelle 
zu belaſſen. Alles nützt natürlich nichts, er muß 
auf die Straße, weil er dem Senat nicht paßt. 
Dienſtlich und außerdienſtlich kann man dieſem 
Mann nichts nachſagen. Seine Vorgeſetzten haben 
ſich in Tönen höchſten Lobes über ihn geäußert. 
Ich habe über ihn früher auch nur das Beſte von 
vorgeſetzter Stelle gehört. 

Außerdienſtlich lag ebenfalls gegen dieſen 
Mann nichts vor. Man müßte dann wohl fragen: 


Verletzte er das religiöfe Empfinden anderer etwa 


dadurch, daß er in eine Verſammlung wie ein 
Flegel hineinkam, wie es ein katholiſcher Lehrer 
einmal in einer Verſammlung, die ſich mit den 
hohen idealen Zielen des Sozialismus beſchäftigte, 
getan hat? Das fiel dieſem Manne nicht ein. Er 
hat niemals das veligiöje oder ſonſtige Feinemp⸗ 
finden anderer Leute verletzt. Rief er vielleicht 
auf zu Mord und Brand, wollte er Köpfe in den 
Sand rollen laſſen, wollte er lebende Menſchen 
als Chriſtbaumſchmuck an die Laternen hängen? 


Niemals hatte er derartiges geäußert, er war ein 


beſcheidener, liebenswürdiger Menſch. Worin be⸗ 
ſtand eigentlich ſein Verbrechen? Sein Verbrechen 
beſtand darin, daß er dem hohen Menſchheitsideal 
des Sozialismus huldigte, der hohen Idee, die 
Menſchheit einer beſſeren Zukunft entgegenzufüh⸗ 
ren. Er kümmerte ſich um die heranwachſende Ju⸗ 
gend, er kümmerte ſich auch um die ſchulentlaſſene 
Jugend, er wollte ſie zu wahren ſozialiſtiſchen 
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edlen Menſchen erziehen. Er erwarb ſich Achtung (my 


und Liebe bei den Arbeitereltern, bei der geſam⸗ 
ten werktätigen Bevölkerung, er war eben ein So⸗ 
zialiſt, er war ein Sozialdemokrat! Und das war 
ſein Verbrechen nach Anſicht dieſer Regierung, und 
dafür iſt er eben auf die Straße geſetzt worden. 
Wenn man dieſe Gründe menſchlich und rechtlich 
denkenden Menſchen, auch Beamten und ſelbſt Vor⸗ 
geſetzten darlegt, ſo können ſie natürlich nichts dar⸗ 
auf ſagen. So war es auch, daß der Senat im Aus⸗ 
ſchuß ſtumm wie das Grab blieb, nachdem die Fa⸗ 
denſcheinigkeit ſeiner angeblichen Gründe zu Tage 
getreten war. Die Herren wurden dann etwas ner⸗ 
vös und verbaten ſich die Kritik an Senatsmaß⸗ 
nahmen. 

Man bedenke, ein Volksvertreter übt Kritik an 
den Verwaltungsmaßnahmen des Senats! Das 
verbitten ſich die Herren, und das verbat ſich (Abg. 
Mau: Dieſe Idioten!) ſogar ein Demokrat, wie 
Herr Weiß, ein Zeichen dafür, daß die Herren eine 
ganze Menge gelernt haben. Schließlich verlor 
dann der Senator Dr. Winderlich die Ruhe, und 
dann kam die Wahrheit an den Tag indem er er⸗ 
klärte, die Regierung ſtelle nur Lehrer an, deren 
Tätigkeit ihr erwünſcht ſei. Ob dieſe Tätigkeit dem 
ganzen Volk erwünſcht ſei, ſpielt keine Rolle, es 
handelt ſich nur darum, ob ſie den gegenwärti⸗ 
gen Machthabern erwünſcht ſei. Das iſt der wahre 
Grund. Dieſe Regierung kann nur noch reaktionäre 
Lehrer in ihren Dienſten dulden, die ſich in Fle⸗ 
geleien ergehen, wie es unter den Nationalſozia⸗ 
liſten geſchah. 

Beide Lehrer ſind verheiratet, beide Lehrer ge⸗ 
raten in die größte Verlegenheit. Von dem einen 


(A 


— 


(B) 


408 Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


(Klingenberg, Abgeordneter) 

Lehrer wußte man wohl, daß ſeine Frau bereits 
in Hamburg ſei, man hat hier ſehr genaue Kennt⸗ 
niſſe der persönlichen Verhältniſſe. Bei dem an⸗ 
deten Lehrer wußte man aber nicht, daß feine 
Frau hochſchwanger iſt und er nicht weiß, wo er 
ſeine Frau hinbringen ſoll. Der nicht weiß, wo er 
die 500 oder 600 Gulden hernehmen ſoll, die er 
zum Umzug braucht. Glauben Sie, daß ein junger 
Lehrer ſoviel an Gehalt erhält, daß er ſich ohne 
weiteres einen Umzug geſtatten kann. Wo bleiben 
hier die ſozialen Gefühle dieſer Regierung? Alle 
die, deren Tätigkeit dieſer Regierung unerwünſcht 
iſt, werden auf die Straße geworfen, möge jeder 
zuſehen, wo er bleibt. Iſt es denn nicht mehr als 
Hohn, wenn man am Ende der ſchriftlich ausge⸗ 
ſprochenen Entlaſſung dieſen beiden Lehrern noch 
den Dank ausſpricht für die geleiſteten Dienſte? 
(Heiterkeit links. — Abgeordneter Mau: Charak⸗ 
terloſe Geſellſchaft!) Dem einen Lehrer macht man 


zum Vorwurf, daß er ſich redneriſch in Freidenker⸗ 


kreiſen betätigt habe. (Abgeordneter Kloſſowſki: 
Die Verfaſſung!) Wohlgemerkt, nicht etwa im 
Unterricht iſt er dafür eingetreten. 

Nun möchte ich Ihnen einmal die betreffen⸗ 
den Stellen der Verfaſſung vorleſen, ohne Hoff⸗ 
nung allerdings, daß Sie ſich zu dieſem Grundge— 
ſetz der Freien Stadt Danzig bekennen werden. 
Was gilt Ihnen eine Verfaſſung, wenn nur die 
Macht in Ihrer Hand iſt! Hier ſteht in Artikel 29: 

Jeder hat das Recht innerhalb der geſetzlichen 

Schranken ſeine Meinung durch Wort, Schrift oder 

in ſonſtiger Weiſe zu äußern. An dieſem Recht darf 

ihn kein Arbeits- oder Angeſtelltenverhältnis hin⸗ 

dern, und er darf wegen der Ausübung dieſes Rechtes 

in keiner Weiſe benachteiligt werden. 
Herr Senator Dr. Winderlich, ich glaube, daß man 
ganz ohne eine Verfaſſung einen Staat nicht ve: 
gieren kann, ſelbſt dann nicht, wenn man mit 
Nazivolldampf regiert. Irgendwelche Richtlinien 
müſſen doch immer noch vorhanden ſein. Die Ver— 
faſſung iſt beſchworen worden, aber wahrſcheinlich 
hat man ſtillſchweigend die betreffenden Artikel 
außerkraftgeſetzt. Im übrigen iſt da ſo ein kleiner 


Dreh dabei. Das hat ſchon früher einmal der Se⸗ 


nator Dr. Strunk zum Ausdruck gebracht, indem 
er ſagte: „Einzelne Teile der Verfaſſung ſind 
Programme.“ Alſo die ſollen erſt 
werden. Was in dem Artikel 79 der Verfaſſung 
ſteht, iſt wohl nach Anſicht des jetzigen Volldampf⸗ 
ſenats auch nur Programm? Dann ſteht weiter in 
Artikel 93: 
Die Beamten ſind Diener der Geſamtheit, nicht 
einer Partei. Ihnen ſteht die Freiheit ihrer politi⸗ 
ſchen Geſinnung und Vereinigungsfreiheit zu. 
dürfen hierbei nicht beeinträchtigt werden. 
Ich weiß nicht, ob es nicht als eine Beeinträchti— 
gung angeſehen werden muß, wenn man Lehrer 
auf die Straße ſetzt und dort einfach dem Hunger 
preisgibt. i 

Ich möchte dann aber noch auf Artikel 96 hin- 
weiſen, wo folgendes ſteht: „Es beſteht volle 


Glaubens- und Gewiſſensfreiheit.“ Und dann ein 
Satz, den Sie ſich mit Flammenſchrift in Ihr Se⸗ 
natorenhirn hineinſchreiben ſollten, denn der iſt 
klar und eindeutig: 

Der Genuß bürgerlicher und ſtaatsbürgerlicher 


Rechte, ſowie die Zulaſſung zu öffentlichen Aemtern 
find unabhängig von dem religiöſen Bekenntnis. 


verwirklicht 


Sie 


von einem Senat halten, der die Verfaſſung, die 
eindeutig und klar die Rechte auch der Beamten 
regelt, glatt bricht, der zweimal ſein Wort bricht, 
einmal ſchriftlich und einmal mündlich ausgeſpro⸗ 
chen? Wenn mir dann der Präſident dieſes Hauſes 
Feigheit in anderem Sinne vorwirft, wenn er 
mir mangelnden Mut vorwirft, dann beneide ich 
den Herrn Präſidenten dieſes Hauſes nicht um den 
Mut zu dieſer Frage. 

Alſo, was gilt dieſem Senat die Verfaſſung, 
wenn es heißt, unerwünſchte Lehrer auf die Straße 
zu ſetzen! Wer ſpricht da heute noch von Erſpar⸗ 
niſſen, nachdem das Ganze ſo klar zutage getreten 
iſt. Die Fadenſcheinigkeit dieſer Gründe kann doch 
nicht mehr heller beleuchtet werden. Hier liegen 
die Dinge doch ſo, Lehrer, die ſich um die Volks⸗ 
bildung verdient gemacht haben, werden abgebaut, 
weil ſie Fühlung mit der werktätigen Bevölkerung 
haben, weil ſie Sozialdemokraten ſind. Es iſt ganz 
klar, daß man Herrn Kollegen Müller von der 
deutſchnationalen Fraktion zum Oberſtudienrat 
befördern mußte, um das Unrecht, daß man dieſen 
beiden Lehrern zugefügt hat. auf dieſe Weiſe wie⸗ 
der gutzumachen. M. H. Sie werden doch einſehen, 
daß das eine ſehr glückliche Löſung iſt: zwei Volks⸗ 
ſchullehrer entläßt man und einen, der noch im 
Amt iſt und ſehr wenig Gehalt bekommt, wie z. B. 
Herr Müller, den befördert man raſch zum Ober— 
ſtudienrat. Das iſt doch wirklich wahrhaft ſoziales 
Gefühl. (Sparſamkeit! links.) Ich hoffe, daß mich 
der Präſident deswegen nicht zur Ordnung rufen 
wird. (Abg. Kloſſowſki: Wir wollen das Beſte hof⸗ 
fen! — Abg. Plenikowſki: Der iſt die Objektivität 
ſelbſt!) Wenn man ſich die Dinge überlegt, wird 
man zu der Ueberzeugung kommen, daß in die 
Hände dieſes Senats, in die Hände dieſer Regie⸗ 
rungsmehrheit der Menſchheit Würde nicht gelegt 
iſt. (Bravo! links) Das iſt nicht edel, nicht gerecht, 
auch nicht deutſche Art und Sitte, höchſtens viel⸗ 
leicht ſo, wie es die Nazis auffaſſen. 

Im übrigen möchte ich an das Zentrum einige 
Fragen ſtellen. Das Zentrum hat ſich doch immer 
ſo ſehr als Vertreterin des Rechts der Erziehungs⸗ 
berechtigten aufgeſpielt. Dieſes Recht iſt ja ſchließ⸗ 
lich auch in der Verfaſſung verankert. Sagen Sie 
einmal meine D. u. H., wie denken Sie ſich die 
Vertretung des Rechts der Erziehungsberechtigten, 
wenn Sie es ablehnen, auf die Petition der El⸗ 
ternvertreter und des Schulvorſtandes und der 
Gemeindevertretung einzugehen, dreier wichtiger 
Körperſchaften, die das Verbleiben eines Lehrers 
forderten. Sie gehen glatt darüber hinweg. Man 
wird Ihnen in Zukunft ſagen, daß Sie dem Recht 
der Erziehungsberechtigten, verankert in der Ver⸗ 
faſſung, einen ſchweren Schlag verſetzt haben. 
Wenn es noch einmal dazu kommt, daß Sie das 
Recht der Erziehungsberechtigten in dieſem Hauſe 
betonen, werden wir Ihnen dieſe ſchmähliche und 
blamable Feſtſtellung vorhalten. (Abg. Kloſſow⸗ 
ſki: Verfaſſungsbruch!) Sie haben immer betont, 
daß Sie im früheren Deutſchland wegen Ihrer kon⸗ 
feſſionellen Zugehörigkeit unterdrückt worden ſind. 
Hier bieten Sie die Hand, Lehrer zu unterdrücken, 
die kein weiteres Verbrechen begingen, als daß ſie 
Sozialiſten, Sozialdemokraten waren. Sie haben 
kein Recht, ſich in der Vergangenheit oder in der 
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Klingenberg, Abgeordneter) 
Zukunft über Unrecht zu beſchweren, das an Ka⸗ 
tholiken begangen ſein ſoll. 


Ich möchte zum Schluß kommen. Ich glaube, 


meine 30 Minuten ſind um, und ich habe keine 
Luft, mich weiter in dieſem hohen Hauſe über die 
Etatsgeſtaltung auszuſprechen. Außerdem bin ich 
der Meinung, daß ich Sie nicht mehr überzeugen 
werde. Ich will mir den geſchmackvollen Vergleich 
erjparen, um nicht einen Ordnungsruf zu bekom⸗ 


men, ich will nicht ſagen, warum Sie ſo zuſammen⸗ 
ethiſchen 


halten wie Pech und Schwefel. Aus 
Gründen halten Sie nicht zuſammen. Deshalb er⸗ 
ſpare ich es mir, Ihnen vor Augen zu halten, wie 
ſehr Sie die Volksbildungsrechte verachten und 
ſchädigen. Sie geben uns nur Gelegenheit, dem 
Volk draußen zu ſagen, wie es um Ihr ſoziales 
Empfinden, um Ihre Volksbildungsintereſſen in 
Wirklichkeit beſtellt iſt. Ich nenne den Herrn Se⸗ 
nator der Kultusabteilung den Senator gegen 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. (Sehr 
gut! links.) Man müßte auch den jetzigen Senat, 
wenn man die ganze Etatsgeſtaltung überſieht, 
den Senat für die Kunſt und die Wiſſenſchaft, das 
Volk um ſeine Bildung zu betrügen, nennen. 
Wenn man ſich die einzelnen Parteien anſieht, 
die Nazis z. B., dann braucht man ſich nicht zu 


wundern, daß Volksbildungsintereſſen geſchädigt 


werden. Die Herren haben ſich ja in einer ſo 


wüſten brutalen Weiſe ſelbſt entlarvt, daß ſie uns 
der Mühe enthoben haben, ihnen die Maske vom 


Geſicht zu reißen. Das haben ſie ſelbſt getan. Wir 
brauchen draußen nicht mehr von der Volksfeind⸗ 
lichkeit der Nazis zu ſprechen. Das Volk weiß das 
ganz allein. Als Sie durch die Elendsviertel der 
Proletarier auf Hakelwerk uſw. zogen, 
Ihnen doch wohl die Blumen und die Eisſtücke, 
die man Ihnen aus dem Fenſter entgegenwarf, be⸗ 
wieſen, wie ſehr ſich das Volk über Ihre Volks⸗ 
freundlichkeit freut. Ueber Sie braucht man ſich 
nicht zu wundern. Ueber die Deutſchnationalen als 


Nachfolger der früheren Konſervativen braucht 


man ſich auch nicht zu wundern. Der Kollege Frie⸗ 


drich hat ja das alte ſchöne Sprichwort angeführt: 


daß der Ochs vor dem Pflug nicht ſchlauer zu ſein 
braucht als der Ochs hinter dem Pflug. So wollen 
es die Herren Konſervativen haben. Das Zentrum 


habe ich in dieſer Frage nicht verſtanden. Sie 
haben ſich einmal ein wenig demaskiert. Die 


Gründe möchte ich nicht weiter unterſuchen, aber 
mit Ruhm haben Sie ſich bei dieſer Angelegenheit 


nicht bekleckert. Was können Sie wohl in einer Ge⸗ 


meinſchaft mit den Nazis viel gewinnen, in einer 
Gemeinſchaft, die Sie als den ſtinkenden Miſt⸗ 
haufen der verweſenden bürgerlichen Klaſſe be⸗ 
zeichnet. Was ſoll ich von der liberalen Mitte 
ſagen? Da kann ich nur ſagen, daß ſie einen unge⸗ 
heuren Traditionsbruch vollzogen hat. Sie hat 
ſich in die faſchiſtiſche Diktaturfront eingereiht. Sie 
wiſſen ja gar nicht, wie ſehr Sie die Tradition von 
1848 gebrochen haben. Daß Sie ſich deſſen nicht 
bewußt ſind, beweiſt, wie ſehr Sie ſich geſinnungs⸗ 
verwandt mit dieſer Sippſchaft fühlen, die die 
Diktatur über das Proletariat ausüben will. 
Heute ſchmachten tauſende proletariſcher Kol⸗ 
legen und Genoſſen in Stadt und Land nach Er⸗ 
löſung aus wirtſchaftlicher und politiſcher Pein. 


haben 
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Wer draußen oder in der Stadt einmal eine Ver⸗ 
ſammlung abhält, wird erſchüttert ſein über das 
Elend, das dieſe gegenwärtige Regierung über 
Zehntauſende von Arbeitern im Freiſtaat gebracht 
hat. Alle befinden ſich in wirtſchaftlicher und politi⸗ 
ſcher Bedrängnis und verlangen aus dieſem Elend 
herausgeführt zu werden. Man fühlt und weiß es, 
daß ſie alle auf die Sozialdemokratie warten, die 
ſie wieder herausbringen ſoll. (Heiterkeit rechts.) 
Lieber Herr Baggermeiſter Schütz, Sie wiſſen doch 
ganz genau, daß Sie mit fliegenden Rockſchößen 
aus manchen Dörfern gegangen ſind. Wenn wir 
Sie ſo behandeln wollten, wie Sie es verdienen, 
dann müßten Sie ungefähr ſo ausſehen, wie der 
deutſche Jüngling Greiſer. (Abg. Schütz: Das 
kommt bei uns nicht vor! Da können Sie ſo etwas 
abkriegen!) Wir reden nicht ſo viel darüber, wir 
werden handeln. Wir wünſchen nicht, daß wir das 
auf dieſe Art und Weiſe ausprobieren. Der Staat 
kann nur geſunden, wenn aus dieſer Welt eines 
aufreizenden Luxus auf der einen Seite und der 
grenzenloſen Not und des ſchreienden Elends auf 
der andern Seite eine Welt des Allgemeinwohls 
geſchaffen wird. Dieſe Welt des Allgemeinwohls 
kann nur durch den Sozialismus zuſtande kom⸗ 
men, (Abg. Schütz: Das haben wir geſehen!) und 
wenn das Volk die volksfeindlichen Vertreter zum 
Teufel jagt, dorthin wo fie hingehören. (Abg. 
Schütz: Das hat das Volk im vergangenen Jahr 
gemacht!) Aber ich wünſche nicht, in eine natio⸗ 
naliſtiſche Ideologie und Phraſeologie zu ver⸗ 


fallen. 
Das Wort hat der 


Vizeprüſident Gaikowſfki: 
Herr Abg. Plenikowſki. 3 
Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Leider ſte⸗ 
hen uns nur wenige Minuten zur Verfügung, um 
zum Schuletat Stellung zu nehmen. Wir werden 
uns daher darauf beſchränken, die von uns ein⸗ 
gereichten Entſchließungen zu verleſen. Sie zeigen 
grundſätzlich unſeren Standpunkt zur Schule. 
| Der Senat wird erſucht, zwecks Hebung der Volks⸗ 
ſchulbildung einen Geſetzentwurf vorzulegen, nach 
welchem in geeigneten Orten des flachen Landes 
Hilfsſchulen einzurichten ſind. 
Allerdings wären auch Hilfsſchulen für Senatoren 
ſehr angebracht. 

Der Senat wird erſucht, die Einrichtung von 
Fortbildungsſchulen in allen Landgemeinden be⸗ 
ſchleunigt durchzuführen und dem Volkstag bis zum 
1. Oktober darüber Bericht zu erſtatten. 

Statt deſſen haben Sie die Mittel für die Fortbil⸗ 
dungsſchulen zuſammengeſtrichen. 

Der Senat wird erſucht, das Erforderliche zu ver⸗ 
anlaſſen, um den Nüchternheitsunterricht in den 
Schulen wieder einzuführen. Fr 

Das wäre auch für einzelne Volkstagspräſidenten 
ſehr angebracht. 

Der Senat wird erſucht, durch eine Verfügung 
die Störung des planmäßigen Schulunterrichtes durch 
den von den Religionsgeſellſchaften erteilten Unter- 
richt zu beſeitigen. Der in den Schulen planmäßig 
erteilte Religionsunterricht darf nur am Schluß des 
übrigen Unterrichts erteilt werden. 

Statt deſſen gehen Sie jetzt daran, in den Schulen 
feſtzuſtellen, welche Kinder ſich weigern, religiöſe 
Gedichte zu lernen. Sie gaben ja überhaupt erſt 
die Anweiſung, daß auch Diſſidentenkinder gezwun⸗ 
gen werden ſollen, im Deutſch⸗Anterricht bezw. 
in den übrigen Unterrichtsſtunden — Jawohl, Herr 
Senator Dr. Winderlich, ſtreiten Sie das nicht ab, 


15 
hi 


0 


D 


AA 


— 


410 Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 


(Blenitomiti, Abgeordneter) 

ſonſt werden Sie poſitive Beweiſe bekommen —, 
religiöſe Gedichte zu lernen. Sie kennen die Ver⸗ 
faſſung. Nach dem, was Herr Abg. Klingenberg 
geſagt hat, muß man ſagen: Sie brechen entweder 
bewußt die Verfaſſung oder kennen ſie nicht. Sie 
wiſſen, daß es in Artikel 107 der Verfaſſung wört⸗ 
lich heißt: 

Beim Unterricht in öffentlichen Schulen iſt Be⸗ 
dacht zu nehmen, daß die Empfindungen Anders⸗ 
Denkender nicht verletzt werden. 5 

Sie haben nur ein Empfinden übrig für das, was 
feſtgeſtellt wird. Das kennzeichnet Ihre Geſinnung 
und Ihren Charakter. 

An allen Volks⸗, mittleren und höheren Schulen 
wird ein hygieniſcher Untericht als ordentliches Lehr⸗ 
fach eingeführt, der bereits in der Anfangsklaſſe be⸗ 
ginnt und auch regelmäßig die ſexuelle Belehrung 
umfaßt. 

Der Senat wird erſucht, zu veranlaſſen, daß kör⸗ 
perliche Züchtigung in den Schulen unterſagt wird. 

Der Senat wird erſucht, auf die Umwandlung 
der im Etat für 1931 vorhandenen Hilfslehrerſtellen 
in ordentliche Lehrſtellen hinzuwirken. 

Zur Ermöglichung der Durchführung arbeits⸗ 
unterrichtlicher Methoden und einer engeren Ver⸗ 
bindung des Unterrichts und der Erziehung mit dem 
Leben außerhalb der Schule und der Berückſichtigung 
des geſundheitlichen Zuſtandes der Schüler und Leh⸗ 
rer, namentlich des Raubbaues an der Nervenkraft 
der Lehrer und Schüler iſt die Herabſetzung der Klaſ⸗ 
ſenfrequenzen eine dringende Notwendigkeit. 

Die Beſetzung der Klaſſen ſämtlicher Schulgat⸗ 
tungen darf folgende Ziffern nicht überſteigen: 30 
Schüler der Grundſchulklaſſe. 24 Schüler der Mittel⸗ 
und Oberſtufe. 

Bei den höheren Schulen iſt das bereits der Fall. 
Da haben Sie nicht einmal 15 oder 16 Schüler in 
einer Klaſſe. Dazu werden die Herren Studien⸗ 


(B) räte noch in höhere Gruppen eingeſtuft. 


Der Senat wird erſucht, die Umwandlung der 
Privatſchulen in ſtaatliche und die Uebernahme der 
Privatlehrperſonen in den Staatsdienſt ſofort in die 
Wege zu leiten. f 

Der Senat wird erſucht, die beſtehenden Mittel- 
ſchulen ſind abzubauen. Neuaufnahmen finden nicht 
mehr ſtatt. Neue Schulen in Form von Mittelſchu⸗ 
len werden nicht mehr eingerichtet. 

Der Senat wird erſucht, unverzüglich einen Ge⸗ 
ſetzentwurf vorzulegen, nach welchem die Ausbildung 
von Lehrern und Lehrerinnen in Verbindung mit 


der Techniſchen Hochſchule in die Wege zu leiten iſt. 
Der Senat wird erſucht, zu verfügen, daß die 


Wahl der Profeſſoren durch den Volkstag auf Vor⸗ 
ſchlag des Unterrichtsausſchuſſes erfolgt. 

Der Senat wird erſucht, dafür Sorge zu tragen, 
daß allen minderbemittelten Studierenden ohne 
Rückſicht auf Religion, Nationalität oder Staatsan⸗ 
gehörigkeit freie Wohnung und freier Mittagstiſch 
geſichert iſt. 

Der Senat wird erſucht, allen Studierenden mit 
einem ſelbſterarbeiteten Einkommen von weniger als 
2500 G oder einem ſolchen der Eltern von weniger 
als 4200 G ohne Rückſicht auf Religion, Nationali⸗ 
tät oder Staatsangehörigkeit volle Gebührenfreiheit 
zu gewähren. Die Gebühren für die übrigen Stu⸗ 


dierenden der Hochſchule ſind ſo zu ſtaffeln, daß die 


Mindereinnahmen dadurch gedeckt werden. 

Der Senat wird erſucht, ein Studentenrecht auf 
der Grundlage der Selbſtverwaltung zu ſchaffen und 
mit tunlichſter Beſchleunigung einen entſprechenden 
Geſetzesvorſchlag dem Volkstag vorzulegen. 


Sehr intereſſant für die Herren Nationalſozia⸗ 


liſten. Es iſt eine alte Forderung der National⸗ 
ſozialiſten und wir ſind geſpannt, wie ſie ſich dazu 
ſtellen werden. 
Bis zu einer geſetzlichen Regelung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe an der Hochſchule wird der Senat erſucht, 
durch eine unverzüglich zu erlaſſende Verordnung 
für alle Fürſorgeeinrichtungen, die an der Hochſchule 
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beftehen, den Studierenden die Mitwirkung an der (Gy 


Verwaltung durch eine von ihnen gewählte Ver⸗ 

tretung zu ermöglichen. 

Der Senat wird erſucht, 

1. In den höheren Lehranſtalten des Staates die Er⸗ 
hebung eines nach dem Einkommen der Eltern und 
der Kinderzahl geſtaffelten Schulgeldes nach folgen⸗ 
den Grundſätzen durchzuführen: 2 
a) von Eltern, deren Einkommen jährlich weniger 

205 4200 6 beträgt, wird kein Schulgeld er⸗ 

oben, 

Eltern, deren Einkommen 6 000 G jährlich über⸗ 

ſteigt, zahlen das volle Schulgeld, das errechnet 

wird durch Teilung der Geſamtkoſten des in An⸗ 
ſpruch genommenen Schulſyſtems durch die Zahl 

der Schüler, i 

das Schulgeld beträgt das Doppelte des unter 

Ziffer 2 feſtgeſetzten Satzes, wenn die Eltern ein 

Einkommen von mehr als 12 000 G haben, 

Eltern mit einem jährlichen Einkommen von 

mindeſtens 4200 G und weniger als 6000 G 

zahlen die Hälfte des Schulgeldes nach Ziffer 2. 

Beſuchen zwei Kinder zugleich die höhere Schule, 

io beträgt das Schulgeld für jedes Kind % des 

Schulgeldſatzes nach Ziffer 2. 

Beſuchen zwei Kinder zugleich die höhere 
Schule, ſo beträgt das Schulgeld für jedes Kind 
des Schulgeldes nach Ziffer 2, bei drei und 
mehr Kindern für jedes Kind N. 

Das iſt eine Forderung, die ſeinerzeit ſogar von 

den Deutſchnationalen erhoben worden iſt. 

e) Die Aufnahme in die höheren Lehranſtalten iſt 
lediglich von der Leiſtungsfähigkeit des Kindes 
in der Grundſchule abhängig zu machen, 

N auf Antrag der Eltern find den nach Ziffer 1 
ſchulgeldbefreiten Schülern die Lernmittel zur 
Verfügung zu ſtellen. 

2. Die Gemeinden zu verpflichten, die Erhebung des 
Schulgeldes in ihren höheren Lehranſtalten nach den⸗ 
ſelben Grundſätzen durchzuführen. 

Der Senat wird erſucht, Schlußprüfungen finden 

im Geſamtbereich des öffentlichen Schul⸗ und Anter⸗ 

richtsweſens nicht mehr ſtatt, weder beim Uebergang 

von einer Schulgattung zur andern noch als Ab⸗ 
gangsprüfung. An ihre Stelle tritt die Beurteilung 
auf Grund der bisherigen Leiſtungen, gegebenen- 
falls die probeweiſe Aufnahme für mindeſtens ein 
halbes Jahr. 

Der Senat wird beauftragt, bis ſpäteſtens zum 

1. Oktober 1931 einen Geſetzentwurf vorzulegen, wo⸗ 

nach die perſönlichen und ſächlichen Volksſchullaſten 

von den Schulverbänden und Gemeinden reſtlos auf 
den Staat übernommen werden, wobei jedoch aus⸗ 
drücklich im Geſetz feſtzulegen iſt, daß dadurch die 

Selbſtverwaltungsrechte der Gemeinden, insbeſon⸗ 

dere das Recht der Wahl der Lehrperſonen und der 

freien Verfügung über die Schulräume nicht berührt 
werden und die Gemeinden die überwieſenen Schul⸗ 
gelder etatsmäßig bewirtſchaften. 

Leider kann man das nicht begründen. Man muß 

ſich in Anbetracht der wenigen Minuten, die einem 

zur Verfügung ſtehen, damit begnügen, die Ent— 
ſchließung vorzuleſen. Auf eine Tatſache werden 
wir eingehen, aus der hervorgeht, daß der Senat 
die Verfaſſung gebrochen hat. Daß es bei der 

Schulverwaltung der Fall war, kennzeichnet nur 

um ſo deutlicher dieſen Staat. Sogar der bürger⸗ 

liche Dichter Otto Ernſt hat in dem Werk „Flachs— 
mann als Erzieher zum Ausdruck gebracht, daß 
dies Syſtem wohl Geld für das Vieh übrig hat, 

aber nicht für die Kinder des Volkes. 3 000 G 

ſetzen Sie in dieſen Etat als Unterſtützung für 

50 000 Volksſchulkinder ein. Für die Pferde- und 

Hundehaltung der Schutzpolizei werden 40 000 G 

eingeſetzt. Dieſe Tatſache kennzeichnet dieſen Senat. 

und dieſen Staat. Die bürgerliche Kultur iſt eine 

Ankultur. Eine wirkliche Kultur wird nur die 

Diktatur des Proletariats bringen. (Zuruf des 
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Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 
(Plenikowſki, Abgeordneter) 


Abg. Dr. Thimm. — Abg. Plenikowſki: Hören Sie 


doch zu!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Die Ausſprache iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wortmeldungen liegen nicht vor. Zur 
Geſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſki 
das Wort. 

Plenikowſkti, Abgeordneter (K. P.): Wir bean⸗ 
tragen, daß über unſere Entſchließungen einzeln 
abgeſtimmt wird. Im übrigen Herr Dr. Thimm, 
für einen Hochſchüler werden 1700 Gulden jährlich 
ausgegeben und für einen Volksſchüler 212 Gulden 
oder wollen Sie das beſtreiten? (Abg. Kloſſowſki: 
Woher bekommt er ſein Gehalt, wenn er das nicht 
einmal weiß?) 

Vizepräſident Gaikowſki: Nach Druckſache Nr. 
176, die die Aenderung der Geſchäftsordnung ent⸗ 
hält, kann gemäß § 72 jeder Abgeordnete die Tei⸗ 
lung der Frage beantragen, über die Zulaſſung 
der Teilung entſcheidet der Volkstag. Der Volks⸗ 
tag hat demnach zu entſcheiden, ob er dieſem An⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki ſtattgeben will. Zuerſt 
werde ich jedoch über den Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Gerhard Friedrich abſtimmen laſſen: 

Die Beträge ſind zu erhöhen: 

bei Abſchnitt D J. 1 auf 30 600.— G 

bei Abſchnitt D I, 11 auf 6 200.— G 

bei Abſchnitt D III. 42 auf 800,— G 

bei Abſchnitt D III, 44 auf 5 000. — G 

bei Abſchnitt D III. 45 auf 4 000,— G 

Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen Ab⸗ 
änderungsantrag. Ich bitte die D. u. H., die ihn 
annehmen wollen, ſich zu erheben. — Ich danke. 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Das letztere war 
die Mehrheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Antrag des 
Herrn Abg. Plenikowſki. (Abg. Plenikowſki: Zur 
Geſchäftsordnung!) Ich gebe Ihnen das Wort zur 
Geſchäftsordnung. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Der Fall 


liegt hier doch ſo: hier gibt es gar keine Teilung 


der Frage. Es handelt ſich hier einzig und allein 
um Entſchließungen. Eine Teilung der Frage 
könnte nur in Frage kommen bei Abänderungsan⸗ 
trägen zum Etat. Ich mache darauf aufmerkſam, 
daß hier nicht ſteht „Entſchließung“, ſondern „Ent⸗ 
ſchließungen“, Herr Präſident! Deswegen müſſen 
Sie über jede Entſchließung einzeln abſtimmen 
laſſen, das iſt hier keine Frage. 


Vizepräſident Gaikowſti: Ich werde das Haus 


entſcheiden laſſen, ob meine Anſicht die richtige iſt. 
(Abg. Raſchke: Das gibt es ja gar nicht! — Abg. 
Plenikowſki: Zur Geſchäftsordnung!) Seien Sie 
ohne Sorge, Sie bekommen das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung! Der § 72 der Geſchäftsordnung 
lautet folgendermaßen: 

Jeder Abgeordnete kann die Teilung der Frage 
beantragen. Ueber die Zulaſſung der Teilung ent⸗ 
ſcheidet der Volkstag. 

(Abg. Kloſſowſki: Hier wird gar nichts geteilt!) 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowſki. 

Plenikowfki, Abgeordneter (K. P.): Sie können 
natürlich den Volkstag entſcheiden laſſen, wenn die 
Geſchäftsordnung es verlangt. Aber hier beſagt die 
Geſchäftsordnung etwas ganz anderes. Die Ge⸗ 
ſchäftsordnung beſagt, daß über jeden ſelbſtändigen 

ntrag geſondert abzuſtimmen iſt, ſelbſtverſtänd⸗ 


lich nur dann, wenn ein Abänderungsantrag vor⸗ 
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liegt und zu dieſem Abänderungsantrag eine Tei⸗ 
lung der Frage beantragt wird. Dann hat der 
Volkstag darüber zu entſcheiden. Aber wenn hier 
Entſchließungen vorliegen, dann iſt es hier keine 
Teilung der Frage, dann iſt es eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit, daß jede Entſchließung eine ſelbſtändige 
Frage iſt. Wir müßten dann beiſpielsweiſe bean⸗ 
tragen, daß bei der Entſchließung Nr. 16, wo wir 
zwei Abſchnitte haben, im erſten Abſchnitt noch 
Unterteilungen a, b, c, d, e, k, daß dort geteilt 
wird. Dann könnten Sie den Volkstag darüber 
entſcheiden laſſen, aber ſonſt nicht. Und wenn Sie 
das trotzdem tun, dann brechen Sie erneut die Ge⸗ 
ſchäftsordnung und das zeigt erneut Ihre Objek⸗ 
tivität. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Pleni⸗ 
fowjfi, Sie ſind geſtern im Aelteſtenausſchuß an 
einem praktiſchen Beiſpiel anders belehrt worden. 
(Abg. Plenikowſki: Aber nicht bei Entſchließun⸗ 
gen!) Ich laſſe nachher über Ihren Antrag ab⸗ 
ſtimmen, das Haus wird jedoch entſcheiden, wie 
über dieſe Druckſache abzuſtimmen iſt. (Abg. Brill: 
Zur Geſchäftsordnung!) (Abg. Brill: Ich bean⸗ 


trage, über den Etat namentlich abzuſtimmen!) 


Es iſt namentliche Abſtimmung über den Etat für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung beantragt. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unter⸗ 
ſtützung reicht aus. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. 
Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. An ihr haben ſich 37 D. u. H. betei⸗ 
ligt,“) ſämtlich mit Sa. Der Haushaltsplan iſt 
damit angenommen. Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. u. 
H.! Ich beantrage, über die Entſchließungen in 
Druckſache Nr. 147 zur Tagesordnung überzugehen. 
(Abg. Plenikowſki: Zur Geſchäftsordnung!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Das iſt ja 
ſehr intereſſant, Herr Philipſen, daß Sie ſich ſo 
warm für die Nazis einſetzen; denn Sie wollen 
dadurch doch verhindern, daß die Nazis ganz offen 
gegen dieſe Entſchließungen ſtimmen, die ſie z. T. 
ſelbſt aber früher propagiert haben, beſonders in 
bezug auf das Selbſtverwaltungsrecht der Studen⸗ 
ten. Mögen Sie das nur ruhig tun, wir werden 
dafür ſorgen, daß die Studenten von dieſer Maß⸗ 
nahme hier Kenntnis erhalten und auch von der 
Stellungnahme der Nationalſozialiſten zu dieſer 
Frage. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, zur Tagesordnung überzugehen. 
Ich berufe mich dabei auf den § 71a der Geſchäfts⸗ 
ordnung auf Druckſache Nr. 180. Wird der Antrag 
angenommen, ſo iſt damit die Druckſache Nr. 147 
erledigt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
doch den Herrn Präſidenten bitten, ein wenig ob⸗ 
jektiver zu ſein oder etwas Unterricht in der Ge⸗ 
ſchäftsordnung zu nehmen. Wir verlangen, Herr 
Gaikowſki, daß Sie abſtimmen laſſen. (Das kommt 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis fiehe Seite 405 (D). 


(O 


D 


(A) 


(B 


— 


gleichfonds Zuſchüſſe erhalten müſſen, 
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ja noch! rechts.) Das kommt nicht; denn Herr 
Vizepräſident Gaikowſki hat erklärt! „Damit iſt 
die Druckſache Nr. 147 erledigt.“ Die iſt noch lange 
nicht erledigt. 

Vizepräſident Gaikowſki: Seien Sie ohne 
Sorge. Ich wollte nur wiſſen, ob zu Druckſache Nr. 
178 ein weiterer Antrag geſtellt wird. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Schwindeln Sie ſich doch nicht heraus!) 
Es wäre ganz gut, wenn Sie ſich darauf beſännen, 
daß Sie im Volkstag ſind und nicht in einer kom⸗ 
muniſtiſchen Verſammlung. (Zuruf des Abg. Ple⸗ 
nikowſki.) Wir kommen zur Abſtimmung über die 
Entſchließung auf Druckſache Nr. 178: f 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen. 
den Senat zu erſuchen, die wider Recht und Geſetz 
erfolgte Kündigung der Lehrer Ruſchig und Michael 
zurückzunehmen. 


Klingenberg l 
und die übrig. Mitgl. der Sozialdem. Fraktion. 


Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, abgelehnt. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Entſchließungen in Druckſache 
Nr. 147. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Danke, das iſt die Minderheit, ſie ſind abge- 
lehnt. — Der Haushaltsplan iſt in ſeiner Geſamt⸗ 
heit in dritter Leſung angenommen. (Wir ſollten 
doch zur Tagesordnung übergehen! links.) Wir 
kommen zur Anlage 5: 


Haushaltsplan der Verwaltung des In⸗ 


nern. 
Druckſache Nr. 119. Das Wort hat Herr Abg. 
Brill. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): ... (Andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Die Not 


in den Gemeinden iſt ſehr groß und das iſt erklär 
lich; denn die Wirtſchaftskriſe iſt an den Gemein- 


den nicht ſtillſchweigend vorübergegangen. Die 


Einnahmen ſind gewaltig zurückgegangen und die 
Ausgaben gleichzeitig geſtiegen. Viele Gemeinden 


können heute den Etat nicht mehr ausgleichen, 
weil die Ausgaben höher ſind als die Einnahmen. 
Es werden bereits Grund- und Gemeindeſteuern 
von 800 und über 1000 Prozent erhoben. Das iſt 
auf die Dauer eine glatte Unmöglichkeit. Haupt⸗ 
ſächlich werden die Gemeinden am härteſten be⸗ 
troffen, in denen kleine Beſitzer und Arbeiter woh⸗ 
nen. Aber gleichzeitig wird dadurch die Steuer- 
hoheit der Gemeinden immer mehr und mehr ein— 
geſchränkt. Früher ſtellte die Gemeinde ihren Etat 
ſo auf, daß erſt die Ausgabenſeite erledigt wurde. 
Nachdem die Ausgaben feſtgeſtellt waren, wurden 
die Einnahmen feſtgeſtellt und zwar in der Weiſe, 
daß zur Staatsſteuer noch ein Steuerzuſchlag er— 
hoben wurde und der Prozentſatz ſich immer dar- 
nach richtete, wie hoch die Ausgaben waren. Das 
kommt heute in Fortfall. Heute müſſen ſich die 
Ausgaben nach den Einnahmen richten, und zwar 
deshalb, weil die Gemeinden nicht mehr von ſich 
aus die Einkommenſteuer durch beſondere Zus 
ſchläge vergrößern können, ſondern an den Staats⸗ 
ſteuerſatz gebunden ſind. Vom 1. April ab erhalten 
die Gemeinden zugunſten des Staates 4 Prozem 
weniger. Statt 48 nur noch 44 Prozent. Dadurch 
wird die Not der Gemeinden in Zukunft noch grö⸗ 
ßer. Sie werden völlige Koſtgänger des Kreiſes 
und des Staates werden und aus dem Steueraus⸗ 
um die 
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allernotwendigſten Ausgaben zu decken. Dadurch 
wird das Verwaltungsrecht der Gemeinden immer 
mehr und mehr beſchnitten. Den Gemeinden wer⸗ 
den ſoviel Mittel gegeben werden müſſen, um die 
Ausgaben zu decken. Aber jetzt wird der Streit be⸗ 
ginnen, ob die Gemeinde nicht doch leiſtungsfähig 
iſt und man wird nur im äußerſten Falle die Leis 
ſtungsſchwäche anerkennen. Man will auf dieſem 
Wege gleichzeitig die Gemeindevorſteher, die noch 
Rückgrat hatten und ihr Recht vertraten, zu Krea⸗ 
turen machen. Nur der Gemeindevorſteher, der ei— 
nen krummen Buckel machen kann, wird in Zukunft 
aus dem Steuerausgleichfonds etwas bekommen. 
Dem, der das nicht macht, wird man keine Mittel 
geben, oder ihn ſolange darauf warten laſſen, daß 
er letzten Endes nicht ein und aus weiß. 

Wenn bisher ſchon die Not groß war, ſo wird 
ſie jetzt durch die neue Steuerveranlagung, durch 
die neue Steuergeſetzgebung noch mehr und mehr 
vergrößert, und das iſt unerhört. Sie, Herr Sena⸗ 
tor, der Sie ſolange in der Kommunalverwaltung 
tätig waren, kennen doch am beſten die Not der 
Gemeinden. Sie hätten ſich im Senat für die Ge= 
meinden einſetzen müſſen, um ihre Rechte nicht 
noch weiter zu beſchneiden. Um ſo mehr, da wir 
ſolche kleine Gemeindeeinheiten haben, die unter 
den jetzigen Umſtänden doch ſchon an und für ſich 
nicht mehr lebensfähig find. Wenn dieſen jo ſchwa⸗ 
chen Gemeinden nun noch weiter die Mittel gezo⸗ 
gen werden, dann wird es ihnen in Zukunft noch 
ſchlechter gehen. Während den Gemeinden auf der 
einen Seite ganz gehörig die Einnahmen gekürzt 
und entzogen werden, haben Sie aber anderer⸗ 
ſeits denſelben Gemeinden neue gewaltige Laſten 
aufgehalſt. Die Erwerbsloſenunterſtützung iſt für 
die Erwerbsloſen in den Landgemeinden ganz ge: 
waltig gekürzt worden. Einerſeits iſt man dazu 
übergegangen, eine einheitliche Unterſtützung feſt— 
zulegen, andererſeits aber auch dazu, diejenigen, 
die Renten empfangen, aus der Erwerbsloſenun⸗ 
terſtützung auszuſchalten und diejenigen, die in 
den letzten drei Jahren nicht neun Monate in Be- 
ſchäftigung geſtanden haben, aus der Erwerbslo⸗ 
ſenunterſtützung abzuſchieben und ſie ihrem Schick— 
ſal zu überlaſſen. Das wird natürlich nicht möglich 
ſein. Die Erwerbsloſen werden ſich ganz beſtimmt 
un die Gemeinden wenden und dieſe werden hel- 
fen müſſen, ob ſie wollen oder nicht. Dieſe Hilſe, 
die nun den Unterſtützungsempfängern, die bis⸗ 
her Erwerbsloſenunterſtützung bekamen, zuteil 
wird, wird ſich auch bei den viel Schwächeren, den 
Wohlfahrtsunterſtützungsempfängern und Armen⸗ 
unterſtützungsempfängern in Form von Kürzun⸗ 
gen auswirken. 

Sie glauben alſo, die Sanierung des Staates 
auf Koſten der Aermſten der Armen durchzufüh⸗ 
ren. Sie mußten wiſſen, daß Sie durch dieſe Steu- 
ergeſetzgebung den Staat ſcheinbar entlaſten, aber 
dadurch haben Sie die Ausbalancierung der Etats 
in den Gemeinden in eine viel größere Gefahr ge⸗ 
bracht. Bisher fiel es ſchon ſchwer, daß die Ge 
meinden ihren Ausgleich fanden. Viele Gemein⸗ 
den können ſchon heute ihren Verpflichtungen nicht 
mehr nachkommen. Jetzt fängt die Sorge der Ge⸗ 
meinden um den Ausgleich des Gemeindeetats an. 
Niemand weiß recht, wie in den Gemeinden der 
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(Brill, Abgeordneter) 
Etat ausgeglichen werden ſoll. Man entzieht den 
Gemeinden Einnahmen, ſchafft ihnen aber gleich⸗ 
zeitig neue Ausgaben. 

Woher ſollen die Gemeinden die Mittel neh⸗ 
men? Man wird verſuchen, Erſparniſſe zu machen. 
Die Erſparniſſe werden in kultureller und am 
meiſten in ſozialer Weiſe vor ſich gehen. Der 
Wohlfahrtsetat wird in den Gemeinden zum 
Hauptproblem werden. Dort wird am allermeiſten 
geſtrichen werden, und dort wird man verſuchen, 
einen Ausgleich nach dem andern zu erzielen. 
Ebenſo wie der Staat nicht an der Wirtſchaftskriſe 
vorübergehen konnte, können es auch die Gemein⸗ 
den nicht. Im Gemeindeetat ſpiegelt ſich einmal 
die Wirtſchaftskriſe, zum anderen die politiſche Si⸗ 
tuation des Staates wider. Ich frage Sie, Herr 
Senator, wie Sie ſo unverantwortlich arbeiten 
konnten, zuzulaſſen, daß dieſe größeren Laſten den 
Gemeinden aufgebürdet und ihnen die Mittel 
entzogen werden ſollen. Dieſe Art der Geſetzge⸗ 
bung, wie Sie ſie hier geſchaffen haben, muß doch 
unbedingt zum Zuſammenbruch der Gemeinden 
führen. Etwas anderes iſt doch gar nicht möglich. 
Woher ſollen die Einnahmen in den Landgemein⸗ 
den kommen? Das kann doch nur die Hundeſteuer 
ſein. Luſtbarkeitsſteuern kommen in den Gemein⸗ 
den gar nicht in Frage. Die Gemeinden ſtützen ſich 
doch nur auf den Zuſchlag, auf die Einkommen⸗ 
ſteuer, auf den Teil, den ſie vom Staat belommen, 
der gekürzt iſt. Dann kommt die Grund- und Ge⸗ 
bäudeſteuer. Die Umſatzſteuer beträgt 1 Prozenr. 
Fragen Sie in den Landgemeinden, ob dort über⸗ 
haupt noch von der Umſatzſteuer geredet werden 
kann. Das iſt nur in ganz wenigen Gemeinden 
der Fall. Der größte Teil der Gemeinden hat keine 
Einnahmen daraus und kann damit nicht rechnen. 
Ich frage Sie, ob es überhaupt noch möglich iſt, 
daß man einem kleinen Beſitzer mehr als 1200 
Prozent Grund und Gebäudeſteuer aufhalſen 
kann? (2000 Prozent! links.) Ich höre, daß be⸗ 
reits 2000 Prozent erhoben werden. Die 2000 
Prozent werden zwar feſtgeſetzt, aber der Gemein⸗ 
devorſteher bekommt fie in keinem Fall. (Zuruf .) 
Zu pfänden iſt bei den Betreffenden nichts. Alſo 
was wird ſein? 

Heute bekommen bereits die Armenunter⸗ 
ſtützungsempfänger die paar Pfennige nicht auf 
einmal ausgezahlt. Die Armenunterſtützung wird 
bereits heute ratenweiſe gezahlt. Das iſt der 
größte Skandal, der eintreten kann. Sie entſinnen 
ſich, daß man der Sozialdemokratie den Vorwurf 
machte, wenn nicht die vorgeſchlagene Beſoldungs⸗ 
ordnung angenommen würde, bekämen die Be⸗ 
amten am 1. Februar nicht ihr volles Gehalt. Da⸗ 
vor hatten Sie Angſt. Aber daß heute ſchon Hun⸗ 
derte und Tauſende von Ortsarmen ihre 20 Gul⸗ 
den im Monat nicht am Erſten ausgezahlt bekom⸗ 
men, ſondern daß dieſe 20 Gulden in drei bis vier 

aten abgezahlt werden, das halten Sie für 
ſelbſtverſtändlich. Darüber wundert ſich keiner. 


Dieſe Ratenzahlung wird in Zukunft in einem 
weit größeren Umfange vor ſich gehen, weil ja die 
Einnahmen geringer geworden ſind und dieſelben 
Gemeinden noch größere Laſten aufgebürdet be⸗ 
kommen. Ich habe beſtimmt angenommen, daß der 
Senator des Innern, der aus der Gemeindever⸗ 
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waltung hervorgegangen iſt und die Verhältniſſe 
kennt, ſich mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mit⸗ 
teln dagegen wenden würde, daß dieſer Zuſtand 
eintritt. (Abg. Plenikowſki: Das Gegenteil!) 

Die Finanzpolitik iſt eine politiſche Frage 
erſten Ranges. Verſchieben Sie nicht Erregungen, 
die ſich naturgemäß gegen den Staat, gegen die 
Geſetzgebung und gegen dies Syſtem wenden müj- 
ſen, auf die Gemeinden. Ich kenne die Schlauheit 
Ihrer Politik. Sie wollen die Verärgerung gegen 
den Raubzug, den Sie auf die arme Bevölkerung 
unternommen haben, abwenden. Die Erregung 
und der Aerger ſoll auf die Gemeinden abgewälzt 
werden. Glauben Sie nicht daran, daß die Er⸗ 
werbsloſen auf die Dauer ruhig fein werden, 
wenn man ſie aus der Anterſtützung ausſchaltet, 
wenn man ihnen ſagt, ſie könnten nichts mehr be⸗ 
kommen, es ſei nicht mehr übrig. Glauben Sie 
nicht, daß es auf die Dauer möglich iſt, daß der 
Gemeindevorſteher den Wohlfahrtsempfängern, 
wenn ſie am Erſten nach der Armenunterſtützung 
kommen, jagen kann, er habe kein Geld und könne 
nichts geben. Treiben Sie das Spiel ſo weiter, 
dann werden Sie erleben, daß letzten Endes der 
Sturm auf die Gemeindehäuſer vor ſich gehen 
muß. Der Gemeindevorſteher kann nicht dafür. 
Schuld iſt dies Haus, ſchuld iſt die Brutalität, die 
hier vorhanden iſt. Rückſichtslos wird gegen die 
Arbeiterſchaft vorgegangen, rückſichtslos wird die 
Armut gepeinigt. rückſichtslos will man alle ſo⸗ 
ziale Fürſorge abbauen, um die beſitzenden Kreiſe 
zu ſchützen. So glauben Sie die ganze Schuld letz⸗ 
ten Endes auf die Kommunalverwaltungen abzu⸗ 
ſchieben. Das läßt ſich beſtimmt nicht auf die Dau⸗ 
er durchführen. Spielen Sie nicht allzulange mit 
der Geduld der arbeitenden Bevölkerung. Rech⸗ 
nen Sie damit, wenn der Wurm getreten wird, 
daß er ſich krümmt und daß letzten Endes der hun⸗ 
gernde, darbende Menſch auf die Dauer es nicht 
ruhig anſehen wird und kann, wie er nur allein 
der Laſtenträger ſein ſoll, während auf anderen 
Gebieten Geld genügend vorhanden iſt für dieje⸗ 


nigen Kreiſe, die mehr als zuviel vom Leben ha⸗ 


ben. Das kann auf die Dauer eben nicht ſo gehen, 
und deshalb hätte ich beſtimmt erwartet, daß Sie, 
Herr Senator, dieſem Rechnung getragen hätten, 
der Sie dieſes Reſſort vertreten und der Sie ge⸗ 
rade aus Ihrer früheren Tätigkeit Kenntnis ha⸗ 
ben müſſen, daß eine Anzahl Gemeinden vorhan⸗ 
den ſind, ich denke dabei an Pietzkendorf, Brentau, 
Emaus, Roſenberg, Langenau und eine ganze An⸗ 
zahl anderer Gemeinden, die heute ſchon aus dem 
Ausgleichfonds leben. 

Was ſoll in Zukunft werden, wenn denſelben 
Gemeinden noch 4 Prozent in Abzug gebracht 
werden und dieſen Gemeinden dazu noch neue 
Laſten aufgebürdet werden ſollen? Dann müſſen 
Sie ja in den Gemeinden Kreaturen erziehen, 
Leute, die ſich die paar Pfennige beim Landrat 
erbetteln müſſen, um den Ortsarmen wenigſtens 
noch ein paar Pfennige zu geben. Das iſt ein 
Spiel, das hier getrieben wird, das ſo feuergefähr⸗ 
lich iſt, daß es nur eines Funken bedarf. Deshalb 
möchte ich wiſſen, wie Sie in Zukunft die Notlage 
der Gemeinden zu mildern gedenken, ob der Staat 
nun aus ſeinen allgemeinen Mitteln den Gemein⸗ 


(0) 


(D) 
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(A) den Zuſchüſſe gewähren wird, damit die Gemein⸗ 


den ihre Pflichten ihren einheimiſchen Armen ge⸗ 
genüber erfüllen können oder ob die Sanierung 
in den Gemeinden auf Koſten des Wohlfahrts⸗ 
etats vor ſich gehen ſoll, d. h., daß die Armenun⸗ 
terſtützung noch weiter herabgedrückt werden ſoll, 
wie es bisher bereits geſchehen iſt, daß man mo⸗ 
natelang den Ortsarmen die Armenunterſtützung 
ſchuldig bleibt. Ich möchte gern von Ihnen wiſſen, 
ob dieſer Zuſtand ſo weiterbeſtehen bleiben ſoll, 
oder ob Sie ſo handeln wollen, wie der Staat zu 
handeln verpflichtet iſt. Sie gehen aber immer 
mehr und mehr dazu über, das Selbſtverwal⸗ 
tungsrecht der Gemeinden einzuſchränken. Sie ſa⸗ 
gen, wir wollen an den Gemeinden nicht rütteln, 
wir wollen die Gemeinden ſo laſſen, wie ſie ſind, 
aber Sie erlauben ſich vom Senat aus, zentrali⸗ 
ſtiſch auf die Gemeinden einzuwirken, auch durch 
die Etatsbeſtimmungen. Jede Gemeinde, die mehr 
als 500 Prozent Grund⸗ und Gebäudeſteuer er⸗ 
hebt, iſt ſchon heute verpflichtet, ſich die Genehmi⸗ 
gung ihres Etats vom Kreisausſchuß einzuholen, 
dadurch hat dann der Kreisausſchuß das Recht, 
Kürzungen und Streichungen an dem Etat vor⸗ 
zunehmen. 


Nach der neuen Geſetzgebung, nach der neuen 
Verordnung, die jetzt geſchaffen wurde, wird es 
nur wenige Gemeinden geben, die ihren Etat al⸗ 
lein aufſtellen können. Die meiſten Gemeinden 
werden es ſich gefallen laſſen müſſen, daß ihr Etat 
der Genebmigung des Kreisausſchuſſes unterliegt 
und der Kreisausſchuß von ſich aus Streichungen 


(B) an dem Etat vornimmt. Was bleibt dann über- 


haupt noch von der Selbſtverwaltung übrig? 
Nichts bleibt davon übrig, denn jetzt ſchon iſt dieſe 
Selbſtverwaltung doch nur noch ſcheinbar. Aber 
Sie wollen die Selbſtverwaltung vollſtändig auf⸗ 
heben. Ich freue mich, daß Sie das jetzt ſo öffent⸗ 
lich beſtätigt haben. Dann iſt es auch nur Lug 
und Trug geweſen, was Sie immer gegen unſere 
Anträge auf Eingemeindungen und auf Zuſam⸗ 


menlegung von Kreiſen vorgebracht haben. (Zu⸗ 


ruf.) Jawohl, er ſitzt auch dicht dran! Dieſe guten 
Verwandten und Freunde, dieſe Krummenbuckel⸗ 
macher, die werden das ſchon vom Landrat be⸗ 
kommen, dagegen Leute, die nicht ſo ſchmeicheln 
können, wie Herr Dyck und Genoſſen, die werden 
abgewieſen. Aber für die Leute vom Schlage des 
Herrn Dyck haben wir hier nicht zu reden, wir 
haben für diejenigen zu reden, die einen aufrich⸗ 
tigen Charakter haben und die im Intereſſe ihrer 
Gemeinden die Pflicht haben, dafür zu ſorgen, daß 
ſie das vom Staate bekommen, wozu der Staat 
verpflichtet iſt. Für dieſe Gemeinden ſetze ich mich 
hier ein und halte es für meine Pflicht, den zu⸗ 
ſtändigen Senator zu fragen, wie er denkt, in Zu⸗ 
kunft den Gemeinden zu helfen, damit ſie ihre ge⸗ 
ſetzlichen Verpflichtungen den Ortsarmen gegen⸗ 
über erfüllen können. (Bravo! bei den Sozialde⸗ 
mokraten.) 

Vizepräſident von Wnuck: Da weitere Wort⸗ 
meldungen nicht mehr vorliegen, ſchließe ich die 
Beſprechung. (Abg. Plenikowſki: Ich beantrage, 
daß der Senator Schwegmann herbeigeholt wird!) 
Ich habe Sie nicht verſtanden, Herr Abg. Pleni⸗ 
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kowſki. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung (O) 


über den Haushaltsplan der Verwaltung des In⸗ 
nern. Zur Geſchäftsordnung hat der Herr Abge⸗ 
ordnete Brill das Wort. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich hatte doch 
beſtimmt erwartet, daß der Herr Senator auf 
meine Fragen antworten würde. Glaubt denn 
der Senat wirklich, daß er ſich hier einfach, nach⸗ 
dem das Etatsrecht in dieſer Weiſe beſchnitten iſt, 
ſo in Schweigen hüllen kann? Man mußte er⸗ 
warten, daß auch bei dieſem Senat wenigſtens ſo⸗ 
viel Anſtand vorhanden iſt, auf unſere Anfragen 
uns eine Antwort zu geben, die dann doch nicht 
nur uns, ſondern auch gleichzeitig den Gemeinden 
gegeben wird, damit die Gemeinden, die jetzt auch 
zu dem Etat Stellung nehmen, wenigſtens wiſſen, 
wie ſie in Zukunft ihren Etat aufzuſtellen haben. 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung über den 
Haushaltsplan für die Verwaltung des Innern. 

Vizepräſident von Wnuck: Es iſt namentliche 
Abſtimmung beantragt worden. Wird dieſer An⸗ 
trag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. 
— Ich bitte, die namentliche Abſtimmung vorzu⸗ 
nehmen. — (Abg. Plenikowſki: Nachher wollen 
Sie wieder gern nach Hauſe und laſſen wieder 
zwei Abſtimmungskarten verſchwinden, wie das 
letzte Mal. Und wir wurden verdächtigt. Frau Dr. 
Semrau, ſtecken Sie keine Karte weg!) Die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 37 Ja⸗Karten ab⸗ 
gegeben“) worden. Der Haushaltsplan iſt damit 
angenommen. Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle 
den Antrag, über unſere Entſchließungen geſondert 
abzuſtimmen. Ich möchte gleich Herrn Philippſen 
ſagen, daß er nicht etwa wieder beantragen ſoll, 
darüber zur Tagesordnung überzugehen, weil er 
ſich nur lächerlich macht. Der Präſident kümmert 
ſich doch nicht darum. 


Vizepräſident von Wnuck: Es hätte des An⸗ 
trages nicht bedurft. Es iſt der Antrag des Herrn 
Abg. G. Friedrich eingegangen, über die Entſchlie⸗ 
Bungen in Druckſache Nr. 152 zur Tagesordnung 
überzugehen. — Wer für dieſen Antrag iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es 
iſt jo beſchloſſen. (Abg. Plenikowſki: Ich ſtehe auf 
dem Standpunkt, daß noch einmal darüber abge⸗ 
ſtimmt werden muß. Herr Vizepräſident Gaikowſfki 
hat darüber abſtimmen laſſen. Die Praxis gilt 
doch!) Ich rufe die Anlage 6 auf: 

Haushaltsplan der Handels⸗ und Ge⸗ 

werbeverwaltung. (Druckſache Nr. 120.) 

Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Abſtimmung. (Abg. Plenikowſki: Ich beantrage 
namentliche Abſtimmung.) Wird der Antrag auf 
namentliche Abſtimmung unterſtützt? — Die Un⸗ 
terſtützung reicht aus. Ich bitte die Stimmkarten 
einzuſammeln. — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Ab⸗ 
ſtimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 37 Stimmkarten 
abgegeben“) worden, ſämtlich mit Ja. Der Haus⸗ 
haltsplan der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Seite 405 (D). 
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iſt angenommen. Wir kommen nunmehr zu den 
Entſchließungen auf Drucksache Nr. 155. 
1. Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Die private Seemaſchiniſtenſchule Möller iſt in 
eine ſtaatliche umzuwandeln. 
2. Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
Für Gewerbetreibende, Bauern, Handwerker uſw. 
mit einem Einkommen unter 6 000,.— G jährlich 
werden die Eichungen gebührenfrei vorgenommen. 


Wer die erſte Entſchließung auf dieſer Druckſache 
betr. die Seemaſchiniſtenſchule annehmen will, 
bitte ich ſich zu erheben. — Bitte um die Gegen⸗ 
probe. Zuerſt ſtand die Minderheit. Die Entſchlie⸗ 
zung it abgelehnt. Wir kommen zur Abſtimmung 
über die zweite Entſchließung betr. die Eichungen. 
Ich bitte die D. u. H., die dieſe Entſchließung an⸗ 
nehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, ſie iſt abgelehnt. Ich rufe die Anlage 


7 auf: 
Haushaltsplan für Arbeit. (Drucksache 
x Nr. 121.) 
Ich eröffne und ſchließe die Beſprechung, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung. (Abg. Brill: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung!) Es iſt namentliche Abſtimmung be⸗ 
antragt worden. Wird dieſer Antrag unterſtützt? 
— Die Anterſtützung reicht aus. (Abg. Plenikow⸗ 
If: Gegenprobe!) Wir müſſen erſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 183 abſtim⸗ 
men, der von dem Abg. Joſeph und den übrigen 
Mitgliedern der Sozialdemokratiſchen Fraktion 
eingebracht iſt: 
Ausgabe. 
Wir beantragen: 
Abſchnitt II Stelle 25 in der urſprünglichen Faſſung 
wiederherzuſtellen und den Betrag von 4 920,— 
Gulden einzuſetzen. 
Abſchnitt B I Stelle 3 in der urſprünglichen Faſſung 
wiederherzuſtellen und 9190,— G einzuſetzen. 
Abſchnitt C Stelle 3 iſt in der alten Faſſung herzu⸗ 
tellen und 39 840,— G einzuſetzen. 
Wer für die Annahme dieſes Abänderungsantra⸗ 
ges iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit. Der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen nunmehr zur namentlichen Abſtimmung 


über den Haushaltsplan. Ich bitte die Stimmkar⸗ 


ten einzuſammeln. (Abg. Greifer: Friedrich ſucht 
Anſchluß bei links und Plenikowſki ſucht Anſchluß 
bei der Mitte! — Abg. Plenikowſki: Der geht be⸗ 
ſtimmt nicht ſo ſchnurren wie Sie, damit Sie Ihre 
Diäten bekommen!) Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben — Das iſt nicht der Fall, die 
Abstimmung iſt geſchloſſen. Es ſind 37 Stimmkar⸗ 
ten abgegeben) worden, alle mit Ja. Der Haus⸗ 
haltsplan für Arbeit iſt angenommen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich vermiſſe, 
daß die Herren Präsidenten, wenn die Abſtim⸗ 
mung getätigt iſt, an das Haus die Frage richten, 
ob noch jemand eine Karte abzugeben wünſcht. 
Wenn wir eine Geſchäftsordnung haben, muß ſie 
eingehalten werden. Wir verlangen, daß jeder 
Präſident die Frage an das Haus richtet und 
nicht einfach erklärt, daß fo und ſoviel Stimmen 
abgegeben ſind. Schlafen könnt Ihr im Warteſaal! 


m — 
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ders zu zitieren erlauben werde 
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x 1 von Wnuck: Ich rufe die Anlage 
auf: 


Haushaltsplan der Juſtizverwaltung. 
(Druckſache Nr. 122.) 
Ich eröffne die Beſprechung, das Wort hat der 
Herr Abg. Weber. (Zuruf des Abg. Mau.) 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Es muß ja 
verwegen erſcheinen, daß man, nachdem hier im 
Hauſe die Willkür zum Geſetz erhoben iſt, noch den 
Geiſt des Rechts heraufbeſchwört. (Zuruf des Abg. 
H. Friedrich.) Der Juſtizetat umfaßt ein Fragen⸗ 
gebiet von ſchickſalsſchwerer Bedeutung. Obwohl 
im allgemeinen der ſatte Bürger für Fragen 


des Rechts nicht viel übrig hat — mit Ausnahme 


des Abg. Blavier, den ich mir nachher noch beſon⸗ 
— müſſen wir 
uns doch etwas eingehender mit der Danziger 
Rechtspflege beſchäftigen. 

Ein führender Rechtswiſſenſchaftler hat vor 


einiger Zeit den Richter als den höchſten Sozial⸗ 


beamten des Staates bezeichnet. Leider iſt man 
von dieſer Erkenntnis nicht nur im allgemeinen 
noch ſehr weit entfernt, ſondern auch ſelbſt noch in 
unſeren Richterkreiſen. (Abg. Greiſer: In Preu⸗ 
ßen meinen Sie doch! — Abg. Brill: Laſſen Sie 
ihn zufrieden, ſonſt muß Greiſer wieder um die 
Diäten bitten!) 

Vizepräſident von Wnuck: Ich bitte, den Red⸗ 
ner nicht zu unterbrechen. 

Weber, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt zwar 
ſo, daß die Urteile im Namen des Volkes erlaſſen 
werden, aber, daß diejenigen, die ſie ſprechen oder 
entſcheidend beeinfluſſen, (Abg. Schwegmann: Im 
Namen der Freien Stadt!) das Volk am wenigſten 
kennen. Sie kennen es weder in ſeinen Lebensbe⸗ 
dingungen, noch in ſeinen Nöten und Leiden. Sie 
ſtehen ihm meiſtens ablehnend oder ſogar feind⸗ 
lich gegenüber. (Abg. Greiſer: Dafür wird jetzt 
der Jude Abraham Richter!) Dann wird er 
wahrſcheinlich Ihrer Partei beigetreten ſein. 
(Abg. Greiſer: Nein, bei Ihnen iſt er!) Wenn 
Sie einen Herrn, wie den Abg. Friedrich als 
Ehrenmitglied beſitzen, wird auch ein Herr Abra⸗ 
ham bei Ihnen einen Platz finden. (Zuruf des 
Abg. H. Friedrich.) Sie, Herr Friedrich, waren ja 
auf dem Arbeitsamt nicht zu gebrauchen. Darum 
ſind Sie Rechtsanwalt geworden, und zwar einer, 
von dem die Kollegen behaupten, daß es eigent⸗ 
lich eine Schande iſt, daß Sie zum Rechtsanwalts⸗ 
ſtand gehören. (Abg. Heinz Friedrich: Sie haben 
dabei den Kürzeren gezogen!) Ich bin gern bereit, 
darauf einzugehen. Wenn ich perſönlich einen 
Herrn Dr. Draeger als Richter habe, dann weiß 
ich von vornherein, daß ich bei dieſem Herrn jeden 
Prozeß verliere. Ich kann aber trotzdem ſoviel 
Objektivität aufbringen, um zu erklären, daß die 
überwiegende Mehrzahl unſerer Danziger Richter 
von ernſtem Streben nach Gerechtigkeit und Ob⸗ 
jektivität erfüllt iſt. (Oho! links.) Wenn ich dieſe 
Aeußerung tue, habe ich ſie mir wohl überlegt und 
werde noch die Ausnahmen, die gegen dieſe Regel 
ſprechen, genügend charakteriſieren. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Die Ausnahme iſt die Regel!) Mit der 
buchſtabenmäßigen Erfüllung des Richteramtes 
wird die hohe ſoziale Funktion der Rechtspflege 


[nicht erfüllt. Es iſt mir infolge der kurzen Rede⸗ 
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(Weber, Abgeordneter) 

zeit nicht möglich, dieſe Probleme, ſo bedeutungs⸗ 
voll ſie ſind, eingehender zu erörtern. Aber eins 
muß feſtgeſtellt werden, daß in der hohen ethiſchen, 
ſozialen Aufgabe, die der Richter zu erfüllen hat 
und um die man ihn eigentlich beneiden könnte, 
er durch ein veraltetes Strafrecht gehindert wird. 
Die Vorausſetzung für eine möglichſt vollkommene 
Rechtspflege iſt eine grundlegende Reform des 
Strafrechts. Wir haben nicht die Illuſion der 
Kommuniſten, die in den beantragten Entſchlie⸗ 
Bungen zum Ausdruck kommt, daß dieſer Senat ge⸗ 
eignet wäre, eine fortſchrittliche Strafrechtsform 
durchzuführen. (Sehr gut! links.) Im Gegenteil, 
bei der bisherigen volksfeindlichen Einſtellung des 
Senats, die auf allen Gebieten zum Ausdruck ge⸗ 
kommen iſt, würde auch auf dem Gebiete der Juſtiz 
ein ähnliches Schandgeſetz herauskommen, wie 
auf anderen Gebieten. Von Ihnen, m. D. u. 9 
von rechts, kann man nur eine Strafgeſetz-Reak⸗ 
tion, aber keine Strafgeſetz⸗Reform erwarten. Es 
bleibt nur der Wunſch, daß in Deutſchland endlich 
die Arbeiten zur Strafgeſetzreform zum Abſchluß 
kommen. Zu bedauern bleibt, daß auch die Fertig⸗ 
stellung des dort in Arbeit befindlichen Entwurfs 
noch keine neuzeitliche Geſtaltung des Strafrechts 
verbürgt. Es iſt ja leider ſo, daß die Forderung, 
die einmal ein Dichter aufgeſtellt hat, von „dem 
Recht, das mit uns geboren wird“ in Deutſchland 
zur Zeit nicht erfüllt iſt. Wenn man berückſichtigt, 
daß das Strafgeſetz, das wir heute haben, ſchon 
drei Generationen alt iſt, ſo kennzeichnet das, wie 
ſehr es weraltet iſt. 

Eine weitere Vorausſetzung für die Beſſerung 
unſerer Rechtsverhältniſſe wäre eine Neugeſtal⸗ 
tung der Ausbildung des Richternachwuchſes. Die 
Vertrauenskriſe, die die Juſtiz durchzumachen hat 
und von der durchaus zu recht geſprochen wird, hat 
ihre tiefſten Urſachen zweifellos darin, daß nicht 
das Volk der entſcheidende Faktor der Rechtspflege 
iſt, ſondern faſt ausſchließlich der gelehrte Richter. 
(Abg. Heinz Friedrich: Und die Schwur⸗ und die 
Schöffengerichte, Ihre Kenntniſſe ſcheinen nicht 
weit her zu fein!) Das iſt ein Kapitel, das Ihnen 
als Rechtsanwalt ſo geläufig ſein müßte, daß es 
ſich erübrigen müßte, Ihnen dieſe Dinge ausein⸗ 
anderſetzen. Es wäre beſſer, wenn Sie ſich über 
Juſtiz und Recht ausſchwiegen, damit Sie Ihren 
Stand nicht blamieren. (Zwiſchenruf der Abg. 
Greiſer und Brill.) Mit der jetzigen Handhabung 
der Auswahl der Schöffen und Geſchworenen wird 
der Mangel der unzulänglichen Vertretung des 
Volkes in der Rechtſprechung nicht behoben. Die 
Auswahl der Schöffen und Geſchworenen bringt 
zu einem erheblichen Teil auch nur Angehörige der 
beſitzenden Schichten zur Mitwirkung in der 
Rechtspflege. An ſich iſt das Uebergewicht der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe bereits geſichert, weil ſie die be⸗ 
rufsmäßigen Richter ſtellt, ſo daß die Schöffen und 
Geſchworenen eigentlich nur aus den minderbe⸗ 
mittelten Schichten gewählt werden dürften, um 
den berechtigten Ausgleich zu ſchaffen. Der berufs⸗ 
mäßige Richter hat bei dieſen Gerichtsformen noch 
immer das intellektuelle Uebergewicht. Das hat 
ſich auch in der Praxis immer wieder gezeigt, und 
ſo kommen die Urteile zuſtande, die gegen das 
Volksempfinden ſtehen und als KLaſſenurteile 
empfunden werden müſſen. 


Gerichtsſälen herumgeſprochen. 
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Verſchärft wird dieſer Zuſtand noch dadurch, (O 


daß manche Richter aus einem Klaſſendünkel eine 
ſo rigoroſe und feindſelige Einſtellung gegen An⸗ 
gehörige der minderbemittelten Schichten ein⸗ 
nehmen, daß man, wenn man es auf Neugarten 
erlebt hat, darüber empört ſein muß. Wenn es üb⸗ 
lich iſt, daß Leute wegen geringfügiger Delikte 
vor Gericht wie Schwerverbrecher behandelt wer— 
den, daß ſie wie Rekruten auf dem Kaſernenhof 
angeſchrien werden, (Unruhe links) ſo muß das das 
Anſehen des Gerichts und der Rechtſprechung her— 
abſetzen. 


Es iſt ein von der Rechtswiſſenſchaft ſchon ſeit 
Jahren anerkannter Grundſatz, daß das Strafrecht 
heute nicht mehr auf Vergeltung und Rache einge⸗ 
ſtellt werden darf, ſondern daß es der Erziehung 


und Beſſerung dienen ſollte. Allerdings hat ſich 


dieſer Standpunkt noch nicht ſehr in den Danziger 
In einem der 
letzten größeren Schwurgerichtsprozeſſe hat ein 
Staatsanwalt die durchaus lobenswerte Forde⸗ 
rung aufgeſtellt, daß die Gerechtigkeit über den 
Parteien ſtehen muß. Man muß aber doch den ſehr 


merkwürdigen Unterſchied in der Behandlung der 


verſchiedenen Bevölkerungsſchichten vor Gericht 
feſtſtellen. (Siehe Preußen! die „Gefeſſelte Juſtiz“! 
rechts.) Vielleicht erkundigen Sie ſich bei den 
Herren vom Zentrum, dem die maßgebenden Her⸗ 


ren für die Führung der preußiſchen Juſtiz ange⸗ 


hörten, wie die über die famoſe Broſchüre des 
Herrn Moritz Zarnow urteilen. Ein derartiges 
Pamphlet richtet ſich von ſelbſt und hat keine ſach⸗ 
liche Bedeutung. Im übrigen iſt es nicht unſere 
Aufgabe, den bürgerlichen Richterſtand zu vertei⸗ 
digen. Wenn die Nationalſozialiſten glauben, bei 
den bürgerlichen Parteien damit Lorbeeren zu ern⸗ 
ten, wenn ſie das ganze bürgerliche Richtertum als 
beſtechlich und untauglich hinſtellen, ſoll es uns 
gleich ſein. (Abg. Schwegmann: Das ſteht gar 
nicht im Buch!) Sie haben doch wahrſcheinlich die 
Auffaſſung Ihres früheren preußiſchen Abgeord⸗ 
neten Dernburg über dies Pamphlet geleſen. Daß 
Ihre Partei nicht die Wahrheit vertragen hat und 
den Herrn kaltſtellte, iſt Ihre beſondere Blamage. 
(Abg. Schwegmann: Er hat infolge Krankheit 
ſein Mandat niedergelegt.) Menſchen, die in 
Ihren Reihen die Wahrheit vertreten, ſind an⸗ 
ſcheinend krank, ſo daß bei Ihnen die Unwahrheit 
der Normalzuſtand iſt. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Wiſſen Sie, ich kann mich nicht über alle Perſonen, 
die in Ihrer Partei eine Rolle ſpielen, mit Ihnen 
unterhalten. Das würde zu lange Zeit in Anſpruch 
nehmen. Ich bin aber gern bereit, Ihnen einige 
der Perſönlichkeiten, die in der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Partei als beſondere Charaktergrößen her⸗ 
ausgeſtellt werden, vorzuführen, damit Sie einmal 
einen Einblick bekommen, was für Gelichter ſich 
in Ihren Reihen bemerkbar macht. Selbſt Ihr 
Herr Hitler hat doch erklärt, daß ſich üble Elemente 
in die Partei hineindrängen und ſich unliebſam 
bemerkbar machen. Aber ich kann bei dieſer kur⸗ 
zen Redezeit nicht darauf eingehen. 

Ich möchte vielmehr hier, wenn man zu der 
Danziger Juſtiz ſpricht, einen ſehr bekannten 


Danziger Namen anführen. Herr Blavier hat mit 
der Juſtiz ſo tolle Erfahrungen gemacht, daß er 
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(Weber, Abgeordneter) 

ſeinerzeit erklärte: „Dieſes Gericht iſt eine Schwei⸗ 
nerei!“ Das iſt die Anſicht eines bürgerlichen Se⸗ 
nators über unſere Gerichte. Ich nehme aber an, 
daß Herr Blavier jetzt ſeine Autorität als Senator 
dafür einſetzen wird, daß dieſe Schweinerei, die 
nach ſeiner Auffaſſung beſtand, endlich beſeitigt 
wird, damit wir eine Juſtiz bekommen, die nicht 
mehr dieſen Vorwurf verdient, daß ſie eine Schwei⸗ 
nerei ſei. (Abg. Greiſer: Sie war das nur unter 
der roten Aegide, heute nicht mehr!) Es war ja 


gerade die Zeit, wo wir nicht in der Regierung 


waren, es waren die Jahre 1927/28. Aber das 
können Sie nicht wiſſen, denn Sie waren damals 
ja politiſch noch vollſtändig unbekannt. (Zuruf: 
Kapitänleutnant! Abg. Greiſer: Wenn die 
Wahlen noch länger gedauert hätten, wäre ich noch 
Admiral geworden!) Die Auffaſſung des Herrn 
Dr. Blavier iſt ſicherlich ſehr intereſſant. Es iſt 
für jeden rechtlich empfindenden Menſchen ſicher⸗ 
lich untragbar, wenn ein Richter ſich erlaubt, an 
Stelle des Rechtes die Willkür zu ſetzen. Zur Ehre 
der Richterſchaft kann immerhin geſagt werden, 
daß es nur immer die gleichen Richter ſind, die 
wegen ihrer Amtshandhabung die öffentliche Kri⸗ 


die Fälle, die ſich im Laufe der Zeit ereignet ha⸗ 
ben, näher eingehen oder ſie gegenüberſtellen, ſon⸗ 
dern ich kann mich nur auf einige typiſche Dinge 
beſchränken. 

So iſt es z. B. bezeichnend, daß Richter entge⸗ 
gen Recht und Geſetz einen ihnen nicht genehmen 
Preſſevertreter von den Verhandlungen ausge⸗ 
ſchloſſen haben, obwohl die für derartige öffentliche 
Verhandlungen beſtehenden Vorſchriften von dieſem 
eingehalten worden ſind. Es gibt aber Richter, die 
ſich ſolche Eigenmächtigkeiten erlauben können und 
die trotzdem von ihrer vorgeſetzten Behörde noch 
gedeckt werden. Dieſe Herren machen natürlich die 
Rechtspflege zu einer Farce. Es iſt merkwürdig, 
daß ſich dieſe Dinge monatelang hinziehen können, 
ohne daß die Juſtizverwaltung überhaupt den 
Verſuch macht, die Selbſtherrlichkeit beſtimmter 
Herren zu unterbinden. g 

Ich will nur noch einen Fall herausgreifen, 
der auch im Hauptausſchuß behandelt worden iſt. 
Danach hat es z. B. ein Richter fertigbekommen, 
den Antrag des Staatsanwalts auf ſofortige 
Strafvollſtreckung gegen einen wegen rohen 
Ueberfalls zu 114 Jahren Gefängnis Verurteil⸗ 
ten, der bereits 17 mal vorbeſtraft worden iſt, 
entgegen allen Gepflogenheiten völlig außer acht 
zu laſſen. Es iſt weiter merkwürdig, daß er in 
ſeinem Urteil überhaupt gar nicht erwähnt hat, 
welche Stellungnahme das Gericht zu dieſem An⸗ 
trag der Staatsanwaltſchaft eingenommen hat. 
Die Juſtizverwaltung meinte zwar im Ausſchuß, 
der Richter. hätte wahrſcheinlich vergeſſen, in 
ſeinem Urteil ſeine Entſcheidung niederzulegen. 

us welchem Grunde er das aber vergeſſen hat, 
weiß man, wenn man erfährt, daß es ſich hierbei 
um den nationalſozialiſtiſchen Helden Skibbe ge⸗ 
handelt hat. (Der Richter kann dabei nach eigenem 
Ermeſſen verfahren! rechts.) Der Herr von der 
Juſtizverwaltung, der im Hauptausſchuß dazu 
ſprach, hat allerdings erklärt, daß auch er es für 
unerfindlich hält, daß der Richter über den Antrag 
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des Staatsanwalts völlig hinweggegangen iſt, 
wahrſcheinlich habe das der Richter vergeſſen. 
Merkwürdig, daß es ſich hierbei gerade um einen 
Nationalſozialiſten handelt. Skibbe wurde auch 
weiterhin, obwohl er unter dem ſchwerſten Tat⸗ 
verdacht ſtand, einen Arbeiter erſchoſſen zu haben, 
auf freiem Fuß gelaſſen. (Zuruf des Abgeordne⸗ 
Greiſer: Die „Volksſtimme“ hat verſucht, die 
Richter zu beeinflußen!) Einmal haben Sie ein 
ſehr großes Vertrauen zu der Danziger Juſtiz 
und auf der anderen Seite behaupten Sie wieder, 
daß ſich die Richter ausgerechnet durch die „Volks⸗ 
ſtimme“ beeinflußen laſſen. Das iſt ja ſehr lobens⸗ 
wert, aber ob Sie damit bei den Richtern Anklang 
finden werden, wage ich zu bezweifeln. (Zurufe 
des Abg. H. Friedrich.) Sie geben zu, daß die Aus⸗ 
führungen des Herrn Greiſer Unſinn geweſen ſind, 
das haben Sie doch damit beſtätigt! (Abg. H. 
Friedrich: Merken Sie denn gar nicht, daß Sie 
ſchon die ganze Zeit über veräppelt werden?) Ja, 
bei Ihnen kann man es tatſächlich nicht wiſſen, ob 
man Sie ernſt nehmen ſoll. Ich habe Sie von vorn⸗ 
herein nie ernſt genommen, und daß Sie zu dieſem 


wichtigen Gebiet der Rechtspflege nichts anderes 
tik herausfordern. Ich kann hier nicht auf alle 


als Aeppeleien vorzubringen haben, ehrt Ihre 
Auffaſſung von der Juſtiz als Rechtsanwalt. (Zu⸗ 
rufe links und rechts.) 

Wenn man ſich mit der Handhabung der 
Strafverfolgung etwas beſchäftigt, dann kann 
man an den ſonderbaren Praktiken der Staatsan⸗ 
waltſchaft nicht vorbeigehen. Wenn man von der 
„gefeſſelten Juſtiz“ ſpricht, dann kann man hier 
gleich eine Parallele ziehen. Die 
Herr Schwegmann iſt da ja ſehr genau orientiert. 
(Abg. Schwegmann: Weshalb haben Sie ſich der 
Strafverfolgung entzogen?) Ich, wieſo denn? Wir 
haben immer wieder erklärt, daß wir dieſer Straf⸗ 
verfolgung gern entgegenſehen, aber von Ihren 
Herren hat keiner einen Strafantrag geſtellt. 
(Abg. Schwegmann: Selbſtverſtändlich!) Wo ijt 
denn die Juſtiz, die ihn durchgeführt hat? Wir 


haben ſelbſt gewünſcht, daß die Immunität aufge⸗ 


hoben wird. Die Juſtiz iſt doch ſonſt nicht ſo klein⸗ 
lich, die beantragt Aufhebung der Immunität, 
wenn ein Abgeordneter einmal ſein Fahrrad un⸗ 
beleuchtet durch die Straßen fährt und warum be⸗ 
antragt ſie dann hier nicht die Aufhebung der 
Immunität, wenn es extra öffentlich gewünſcht 
wird? Aber, meine Damen und Herren, das iſt 
eben ein fauler Zauber, den Sie machen. Oeffent⸗ 
lich haben Sie ein großes Trara angeſtellt, Sie 
werden die Strafverfolgung beantragen ... (Abg. 
Schwegmann: Der Antrag iſt ja geſtellt worden!) 
Bitte ſchön, dann weiſen Sie mir aus den Akten 
nach ‚wo hier die Genehmigung zu dieſer Straf⸗ 
verfolgung beantragt worden iſt. (Zuruf rechts: 
Das war zu einer Zeit, als Sie im Senat waren!) 
Das iſt viel ſpäter geweſen. M. H.! Der Raiff⸗ 
eiſen⸗Skandal ſtinkt zum Himmel und Sie haben 
alle Urſache gehabt, dieſe Sache verſchwinden zu 
laſſen. Anderfalls hätten Sie dafür geſorgt, daß 
in irgend einer Richtung die Sache zur gericht⸗ 
lichen Klärung gekommen wäre. Ihnen war ja 
auch unſer Gewährsmann bekannt. Sie haben 
aber nicht den Mut gehabt, gegen ihn vorzugehen. 
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(Weber, Abgeordneter) 

(Abg. Schwegmann: Sie haben alles abgeſtritten! 
— Zwiſchenrufe links.) Es iſt Ihnen unangenehm, 
daß man etwas in die Sache hineinleuchtet. 


Es gibt ja auch noch andere Fälle. Denken 
ſie an die verſchiedenen Preſſeſkandale, bei denen 
die eigenartigen Prozeßmethoden unſerer Juſtiz 
in Erſcheinung traten. Wir könnten ja einige 
Fälle aus dem Hauptausſchuß anführen, deren 
Erörterung Ihnen wenig angenehm ſein wird, 
in denen die Staatsanwaltſchaft eine eigenartige 
Rückſichtnahme auf ſehr hoch geſtellte Perſönlich⸗ 
keiten walten ließ. Sie ſollten ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung nicht allzuweit vorwagen; denn die Dinge 
ſtinken wirklich zum Himmel. (Zwiſchenrufe — 
Unruhe.) Der beſte Gewährsmann müßte Ihnen 
doch der von Ihnen gewählte Senator Dr. Bla⸗ 
vier ſein. Jedenfalls kann von einer unpolitiſchen 
objektiven Einſtellung der Staatsanwaltſchaft 
keine Rede ſein. Ich will dafür ein Beiſpiel an⸗ 
führen. Ein ſozialdemokratiſcher Stadtverordneter 
war wegen ſeiner Tätigkeit im Wohnungsausſchuß 
öffentlich einer Beſtechung verdächtigt worden. 
Als die Staatsanwaltſchaft erſucht wurde, ein of⸗ 
fizielles Verfahren gegen den Beleidiger einzulei⸗ 
ten, hat ſie ſich auf den Standpunkt geſtellt, es 
läge kein öffentliches Intereſſe vor. Als ein links⸗ 
ſtehender Journaliſt einmal von einem bekannten 
bürgerlichen Kaufmann überfallen wurde, er⸗ 
klärte die Staatsanwaltſchaft, es läge kein öffent⸗ 
liches Intereſſe vor. Als aber während des Wahl- 
kampfes gegen den Abg. Greiſer, obwohl er noch 
nicht Abgeordneter war, einige Behauptungen er⸗ 
hoben wurden, war die Staatsanwaltſchaft mit 
der Einleitung des Offizialverfahrens ſchnell bei 
der Hand. (Zuruf des Abg. Greiſer: Weil das 


ſchwere Verleumdungen waren!) Wir werden Ge⸗S 


legenheit haben, uns in abſehbarer Zeit darüber 
vor Gericht zu unterhalten. (Abg. H. Friedrich: 
> weichen dem ja aus!) Das Gegenteil iſt der 
Fall. 


Es iſt mir leider nicht möglich, infolge der 


Kürze der Zeit auf die Probleme des Strafvoll⸗ 


zugs noch näher einzugehen. Es iſt zu bedauern, 
daß durch den reaktionären Kurs, der ſich auch auf 
dieſem Gebiet bemerkbar macht, der ganze Sinn 
des modernen Strafvollzugs aufgehoben wird. 
Es war früher üblich, daß für diejenigen, die eine 


längere Freiheitsſtrafe zu verbüßen hatten, bei 


Erfüllung gewiſſer Vorausſetzungen nach einiger 
Zeit Strafurlaub oder Strafausſetzung gewährt 
wurde. Das war eine klar überlegte im Rahmen 
der Beſſerungsabſicht liegende Maßregel, um die 
Betreffenden ſozial zu binden, durch Strafaus⸗ 
ſetzung ſollten ſie die Möglichkeit haben, ſich wie⸗ 
der im bürgerlichen Leben zurecht zu finden und 
auch wieder die Anteilnahme der Geſellſchaft zu 
empfinden. Wenn ſie die langen Freiheitsſtrafen 
bis zu Ende abſitzen müſſen, gehen ſie natürlich 
mit einem Gefühl der Rache, der Vergeltung, der 
Verbitterung aus dem Gefängnis hinaus und ſind 
gegen die Geſellſchaft eingeſtellt. (Abg. H. Frie⸗ 
drich: Sklarek!) In Preußen hat man auch ver⸗ 
nünftige Vorſchriften, und es wäre nur zu wün⸗ 


ſchen, daß die Danziger Rechtspflege die Vorſchrif⸗ 


ten übernehmen würde. 


ſchaft und insbeſondere auch des 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


Ich kann natürlich unmöglich auf alle Ihre (0 


dummen Zwiſchenrufe hier eingehen, und werde 
mich auf die Danziger Juſtiz beſchränken. Es 
kann jedenfalls nicht Aufgabe des Strafvollzugs 
ſein, die Leute zum Haß gegen die Geſellſchaft zu 
erziehen. (Zwiſchenrufe.) Wenn Sie die Erörte⸗ 
rungen nicht nur durch Beſchränkung der Rede⸗ 
zeit unterbinden, ſondern noch durch alle möglichen 
Unterbrechungsverſuche unmöglich machen wollen, 
ſo beweiſt das, daß Sie für den Ernſt der Dinge 
. . . (Abg. H. Friedrich: Sie nimmt keiner ernit!) 
Ich lege auch gar keinen Wert darauf, von einem 
derartigen Fatzke ernſt genommen zu werden. 
(Zwiſchenrufe.) Jedenfalls ſind mir die Dinge viel 
zu ernſt, um mich auf Ihre läppiſchen Methoden 
einzulaſſen. Dieſe zeugen von einem derartigen 
ſittlichen Tiefſtand, daß ſie nur menſchliches 
Mitleid herausfordern. Wir werden jedenfalls 
den Kampf um die ſoziale Geſtaltung der Geſell⸗ 
Rechtsweſens 
weiterführen. Denn es ſtehen dabei Dinge zur 
Entſcheidung, die neben der ſozialen Pflege und 
der Kultur zu den wichtiaſten Aufgaben des 
Staates gehören. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Elf Minu⸗ 
ten ſtehen uns noch zur Verfügung. Davon werden 
wir drei Minuten für den Juſtizetat verwenden. 
Vor einiger Zeit ſtand in der „Arbeiterzeitung“ 
ein Artikel: „Stimmt es Herr Polizeipräſident?“ 

Der Fall Neumann iſt ja bekannt. Neumann 
war der Leiter der Zollbehörde, und als die Sache 


nicht mehr ging, ging er. Der Staatsanwalt findet 
Dutzende von Paragraphen, wenn es gegen Arbeiter 


geht, 
(Zuruf des Abg. H. Friedrich.) Halten Sie die 
ſchnauze! 
im Fall Neumann findet er aber weder den „ver⸗ 
teilten“ Staatsrat noch „Anhaltspunkte“. Der Po⸗ 
lizeipräſident ſoll noch am Abend, als Neumann ver⸗ 
ſchwand, bei ihm geweſen ſein. Ob er auch eine Pro⸗ 
letarierfrau mit dem Dienſtauto aufſucht, wenn An⸗ 
zeige wegen des § 218 einläuft? 

Daß wir übrigens für die Beſeitigung des $ 175 
genau jo eintreten, wie für Aufhebung des 8 218, iſt 
ja bekannt. Nun, uns kanns gleich ſein, ob einer 
den Marſchall Vorwärts oder Hindenburg verehrt. 
Aber der Polizeipräſident iſt für Beibehaltung des 
$ 218, wenigſtens hat noch niemand davon gehört, 
daß er für das Gegenteil Propaganda macht. 

Man erzählt ſich aber im e e e noch 
andere Dinge. Vor einigen Jahren ſchon wurde ein 
ganzes Neſt ſolcher Herren ausgehoben. Ausgerechnet 
Geburtstag. Und zwiſchen ihnen ſaß der Kriminal⸗ 
beamte, der feierte auch. Alles nur zum Schein, wie 
er ja auch ſcheinbar nur als Gaſt in proletariſche 
Verſammlungen geht. Damals jedenfalls wurde die 


Maſſenverſammlung durch beſagten Herrn geſprengt. 


62 Mann hoch mußten ins Polizeipräſidium. Alles 
Leute mit viel Geld oder hohen Aemtern. Peinlich 
für ein Polizeipräſidium mit katechismusfeſten Zen⸗ 


trumsdienern. 


Man mußte aber Anklage erheben von wegen 


der Gerechtigkeit und Demokratie. Gummiknüppel 
traten ſelbſtverſtändlich nicht in Tätigkeit, weil doch 
vor Gott alle gleich find. Jedoch — die Akten — — 
gingen — — verloren! Und wenn die Akten einmal 


weg ſind, dann iſt auch der Tatbeſtand weg. Auf dem 
Wege vom Polizeipräſidium zum Gericht find Diele 
Seiten und Tatbeſtände verloren gegangen. Komiſch. 
daß andere Akten nicht ebenfalls bei dieſer großen 
Entfernung in den Juniſchnee fallen, wenn es ſich 
beiſpielsweiſe um eine geſtohlene Henne oder einen 
Landarbeiterprozeß handelt. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Die Beamten im Polizeipräſidium 
allerdings, daß die Akten längere Zeit im Arbeits⸗ 
zimmer des Polizeipräſidenten gelegen haben lollen, 
nachdem ſie „verloren“ gegangen waren. Aber ſchließ⸗ 
lich erzählen „dieſe Leute“ bald was. Ein Polizei⸗ 
präſident, der über Zucht und Sitte zu wachen hat. 
läßt ſolche Akten nicht liegen. In Amerika vielleicht 
— in Danzig ausgeſchloſſen! Stimmt's nicht, Herr 
Polizeipräſident? 

Die Tatſachen wurden zugegeben. Gegen ſieben 
Angeklagte wurde das Hauptverfahren eröffnet. 
Gegen die übrigen vier Angeklagten mußte das 
Verfahren eingeſtellt werden. Ebenſo wurde zu⸗ 
gegeben, daß die Akten eine Zeitlang verloren ge⸗ 
gangen waren. Dem Angeklagten Langnau wur⸗ 
den die Akten wieder gezeigt. Das iſt jedenfalls 
der Preſſe geſtattet, ſolche Sachen zu erörtern. 
Nach der Verfaſſung haben wir keine Zenſur, 
leſen Sie die Verfaſſung durch. Es wurde Straf⸗ 
antrag geſtellt. In andern Zeitungen wurden noch 
andere Vorwürfe erhoben. Im Artikel 62 der 
Danziger Verfaſſung heißt es: „Niemand darf 
ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden.“ In 
mehreren Blättern iſt behauptet worden, daß der 
olizeipräſident Froböß am Abend vor Neumanns 
Verſchwinden bei ihm geweſen ſei. Es iſt aber 
kein Strafantrag deswegen geſtellt worden. Das 
iſt Ihr Staatsanwalt, das iſt Ihre Juſtiz. 
Vizepräſident Gaikowſki: Ich ſchließe die Be⸗ 
ſprechung, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Zu dieſem Haushaltsplan lag in der Druck⸗ 
ſache Nr. 157 eine Entſchließung vor, die durch 
Herrn Abg. Plenikowſki u. Fr. zurückgezogen wor⸗ 
den iſt. (Abg. Brill: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung]) Es iſt namentliche Abstimmung 
über den Etat der Juſtizverwaltung beantragt wor⸗ 
den. Wird der Antrag unterſtützt? — Die Unter⸗ 


ſtützung reicht aus. Wir kommen zur namentlichen 


Abstimmung. Ich bitte, die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln. — Münſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. Es ſind 37 Ja⸗Karten abgegeben“) 
worden. Der Haushaltsplan der Juſtizverwaltung 
iſt ſomit in dritter Leſung angenommen. Ich rufe 
jetzt die Anlage Nr. 9 auf: 
Haushaltsplan für Oeffentliche Arbei⸗ 
ten und Verkehr. (Druckſache Nr. 123.) 
(Abg. Brill: Ich beantrage, daß der zuſtändige 
Senator Dr. Althoff herbeigerufen wird!) Es iſt 
beantragt worden, daß der zuſtändige Senator 
herbeigerufen werden ſoll. Vor der Abſtimmung 
über dieſen Antrag iſt die Beſprechung zu eröff⸗ 
nen, wenn ein dahingehendes Verlangen von 
unf anweſenden Abgeordneten unterſtützt wird. 
Wird der Antragt unterſtützt? — Danke, die Un- 
terſtützung reicht aus. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort zur Geſchäftsordnung hat der Herr 
Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn auch die 
einzelnen Senatoren ein Redeverbot haben, ſo iſt 
doch ſelbſtverſtändlich, daß ſie bei dieſen wichtigen 
ats wenigſtens anweſend ſind, um die Ausfüh⸗ 
rungen zu hören. (Zurufe rechts.) Das iſt nicht der 
zuſtändige Senator. Der zuſtändige Senator iſt 
Herr Dr. Althoff. Er hat uns im Hauptausſchuß 
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etwas erzählt, was heute nicht wahr ijt. Aus die⸗ 
ſem Grunde wäre es ſehr gut, wenn er anweſend 
wäre, um von dieſer Stelle zu erklären, ob er das, 
was er im Hauptausſchuß mitgeteilt hat, durch⸗ 
führen will, oder ob ſich dieſe Sache ſchon wieder 
überholt hat. Es iſt etwas Selbſtverſtändliches, 
daß der zuſtändige Senator bei der Beratung ſei⸗ 
ner Etats anweſend iſt. In welchem Parlament 
finden Sie es, daß der zuſtändige Miniſter bei den 
Etatsberatungen nicht dabei iſt? Das iſt überall 
einfache Pflicht und muß bei uns ebenfalls 
zur Selbſtverſtändlichkeit werden. Deshalb bean⸗ 
tragen wir die Herbeiholung des Herrn Senators 
Dr. Althoff. 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
noch auf eine andere Tatſache hinweiſen. Im 
Aelteſtenausſchuß wurde heute erklärt: (Abg. 
Kloſſowſki: Geſtern!) bezw. geſtern, daß die Etats 
unbedingt in der dritten Leſung beendet werden 
müßten, und zwar deshalb, weil die Senatoren 
heute nachmittag in der Stadtbürgerſchaft er⸗ 
ſcheinen müßten. Man hat alſo darauf hingewie⸗ 
ſen, daß die Senatoren den Beratungen folgen und 
dabei ſein müßten. Deshalb könne man unmög⸗ 
lich die Sitzung vertagen, weil die Senatoren 
am anderen Tage eben nicht da wären. Damit hat 
man zugegeben, daß man ſelbſt der Anſicht war, 
daß die Senatoren bei der Etatsberatung hierher 
gehören. Jetzt denken Sie anders darüber. Die 
Herren ſchlafen ſich aus, weil Sie dem Herrn Abg. 
Greiſer ſeiner Diäten wegen den Gefallen 
mußten, die Verhandlungen ſechs Stunden hin⸗ 
auszuzögern. Es iſt Tatſache, und die bürgerlichen 
Abgeordneten werden es nicht leugnen können, 
daß wir ſechs Stunden geſeſſen haben und eigent— 
lich lange mit den Etatsberatungen fertig ſein 
könnten. Laſſen Sie daher jetzt Ihre Senatoren 
herbeiholen, damit fie den Beratungen folgen kön⸗ 
nen. Sie ſelbſt haben es im Aelteſtenausſchuß zu— 
geſtanden. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich ſchließe die Be— 
ſprechung. Wer den Antrag des Herrn Abg. Brill 
auf Herbeirufung eines Senators annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſfki: 


Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. Letz⸗ 


teres war die Majorität, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich eröffne die Ausſprache zur Anlage 9. Das 
Wort hat Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Man iſt ja von Ihnen bereits alles Mögliche ge— 
wöhnt und warum ſoll auch dieſer Skandal ſich 
nicht noch weiter auswachſen? Sie verlangen, daß 
wir Abgeordneten einer Spielerei wegen, die Sie 
hier machen, bis zum Morgen hier ſitzen, am näch⸗ 
ſten Tage aber unſerer Arbeit nachgehen ſollen. 
Gleichzeitig aber entſchuldigen Sie es, daß der zu⸗ 
ſtändige Senator bei Beratung ſeines Etats, ſei⸗ 
ner Hauptbeſchäftigung, hier abweſend ſein kann. 
Was Sie hier den einzelnen Abgeordneten zur 
Pflicht machen, müßte doch zum mindeſten erſt 
recht für den zuſtändigen Senator gelten. Der 
müßte unbedingt hier anweſend ſein. Herr Abg. 
Plenikowſki hat recht; Sie haben im Aelteſten⸗ 


Ausſchuß erklärt, wir müßten unbedingt von Mitt⸗ 
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woch zu Donnerstag tagen, damit wir den Etat wie das jetzt gang und gäbe iſt. 


durchbekommen, weil die zuſtändigen Senatoren 
doch anweſend ſein müßten. Am Donnerstag nach⸗ 
mittag könnte man aber nicht tagen, weil dann 
die Sitzung der Stadtbürgerſchaft ſtattfindet, zu 
der die zuſtändigen Senatoren ebenfalls anweſend 
fein müßten. Wir müſſen hier unſere Zeit opfern, 
während die Herren Senatoren ſchlafen. 


Nun, in dieſem Etat kommt ja die geſamte 
Wohnungsfrage zur Sprache. Einmal haben Sie 
da eine Mietserhöhung vorgenommen, zweitens 
eine Verſchlechterung des Mieterſchutzes. Sie ha⸗ 
ben doch damals verſprochen, daß Sie in ganz 
kurzer Zeit die fehlenden Wohnungen für Danzig 
ſchaffen werden. 

Wir haben im Ausſchuß den zuſtändigen Se⸗ 
nator gefragt, ob für dieſes Jahr ſchon ein Bebau⸗ 
ungsplan feſtgelegt ſei. Er ſagte, daß in dieſem 
Jahre Staatsbauten nicht ausgeführt werden, ſon⸗ 
dern daß nur der Bau des Städtiſchen Lazaretts 
zu Ende geführt werden ſoll. Neue Arbeiten wer⸗ 
den nicht mehr angefangen. Sie müßten wegen 


Mangel an Mitteln unterbleiben, ſo daß nur ein⸗ 


zig und allein der Wohnungsbau übrig bleibt. 


Uns wurde zugeſagt, daß in den nächſten vier⸗ 
zehn Tagen mit dem Bau von einigen hundert 
Wohnungen begonnen werden ſollte. Ich habe 
geſtern noch nachgefragt, inwieweit das noch zu⸗ 
trifft. Mir wurde nun geſagt, daß man ſich bis 
geſtern mit den Bauämtern noch nicht darüber klar 
war, wie man überhaupt bauen will. Man hatte 
doch reichlich Gelegenheit, nachdem vom Oktober 
vorigen Jahres bereits die Bautätigkeit ruht, 
Baupläne aufzuſtellen. Wir haben jetzt Mitte 
März, wenn man das bis jetzt noch nicht getan hat, 
dann wird wahrſcheinlich noch ſehr lange Zeit für 
die Beratungen gebraucht werden, bis überhaupt 
mit dem Neubau von Wohnungen begonnen wer⸗ 
den wird. Man müßte vom Senat ſich doch end⸗ 
lich einmal daran gewöhnen, uns auf unſere An⸗ 
fragen die Wahrheit zu ſagen. Man ſoll nicht 
Wert darauf legen, Märchenerzähler zu werden, 
ſondern man muß bei ſolchen tiefeinſchneidenden 
und ernſten Fragen zu den Dingen, die man 
ſpricht, auch ſtehen. Der Wohnungsbau iſt doch 


durchaus nicht ein Gebiet, das nur einige angeht, 


ſondern die Bauinduſtrie iſt nun einmal das wich⸗ 
tigſte Schlüſſelgewerbe für das Danziger Wirt⸗ 
ſchaftsleben. Aus dieſem Grunde iſt doch ernſthaft 
zu erwägen, was hier werden ſoll. Wieviel Mittel 
ſtehen eigentlich dem Wohnungsbau in dieſem 
Jahre zur Verfügung? Das kann doch nicht ein ſo 
tiefes Geheimnis ſein? Sie müſſen doch dafür ſor⸗ 
gen, daß die Arbeitsloſigkeit beſeitigt wird. Haben 
Sie beſtimmt die Abſicht, dieſe große Zahl von 
Erwerbsloſen den Sommer hindurchzuſchleppen 
oder ſoll etwa, wie das in Danzig üblich zu werden 
ſcheint, das Bauprogramm erſt in den Monaten 
Mai und Juni herauskommen, ſo daß dann nach 
zwei bis drei Monaten Bauzeit wieder alles neun 
Monate ruht? Das kann das Baugewerbe auf die 
Dauer nicht ertragen. Man muß endlich einmal 
dazu kommen, ſich in den Wintermonaten darüber 
klar zu werden, was im Sommer gebaut werden 
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Gewerbe nicht ertragen! 


Uns wurde im Hauptausſchuß mitgeteilt, daß 
1,5 Millionen Geld zurzeit zur Verfügung ſtehen. 
Außerdem beabſichtige man eine kurzfriſtige An⸗ 
leihe von 3 Milionen aufzunehmen, um dann mit 
den 4,5 Millionen tauſend Wohnungen zu bauen. 

Nun iſt es ſchon an und für ſich riskant, zu 
ſagen, daß mit 4,5 Millionen Gulden tauſend 
Wohnungen gebaut werden ſollen. Die Beantwor⸗ 
tung iſt wohl nicht reiflich genug überlegt worden. 
Man glaubt damit vielleicht den Frageſteller los 
zu werden, ſpäter kann ja kommen, was da will. 
Mir iſt geſtern als beſtimmt mitgeteilt worden, 
daß die Anleihe von 3 Millionen Gulden über⸗ 
haupt nicht in Frage kommt, ſo daß im ganzen nur 
1,5 Millionen dem Baumarkt zur Verfügung ſte⸗ 
hen ſollen. Warum baut man dann aber den Mie⸗ 
terſchutz ab und warum erhöhte man dann die 
Mieten, wenn Sie doch mit einer erhöhten Miete 
und mit dem Abbau des Mieterſchutzes für den 
Wohnungsbau nicht ſorgen und nichts ſchaffen 
wollen? 


Ich weiß, Sie ſagten ſich, der Abbau des Mie⸗ 
terſchutzes hat nur dann einen Zweck, wenn man 
auch gleichzeitig unterbindet, daß aus öffentlichen 
Mitteln neue Wohnungen geſchaffen werden. Es 
ſcheint ſo, als wenn Sie dieſe Theſe nun auch in 
die Wirklichkeit umſetzen wollen, indem Sie ſagen, 
wir erhöhen erſt einmal die Miete um 30 Pro⸗ 
zent, bauen den Mieterſchutz ab und unterbinden 
noch den weiteren Wohnungsbau, dann werden 
wir in ganz kurzer Zeit auf dem Wohnungsmarkt 
Verhältniſſe haben, wo das freie Spiel der Kräfte 
ſich auswirken ſoll und kann. Dann gehen die 
Wohnungsmieten von allein in die Höhe, wie es 
die Hausbeſitzer haben wollen, alſo die Kreiſe, die 
hinter uns ſtehen, und denen wir ihre Wünſche zu 
erfüllen haben. Wenn Sie einigen wenigen be⸗ 
ſitzenden Kreiſen Rechnung tragen wollen, dann 
wäre das richtig; aber der Senat iſt nicht nur der 
Vertreter einer kleinen Intereſſentengruppe, 
ſondern der Senat muß ſich ſchon daran gewöhnen, 
daß er die Vertretung der Allgemeinheit zu ſein 
hat. Aus dieſem Grunde hat er ſich, ſo ſchwer es 
ihm auch fällt, wenigſtens den Anſchein zu geben, 
als ob er die Allgemeinheit vertritt und nicht nur 
eine kleine Clique. Darum haben Sie in erſter 
Linie dafür Sorge zu tragen, daß die Erwerbs⸗ 
loſigkeit eingeſchränkt wird. Sie können die Er⸗ 
werbsloſigkeit nicht dadurch abbauen, daß Sie 
nur die Anterſtützungen kürzen oder ganz ent⸗ 
ziehen. Tun Sie das doch, dann bringen Sie die 
Kreiſe, die zu Ihnen gehören, in eine große Vorle⸗ 
genheit. Glauben Sie nur nicht, daß nur allein 
der Erwerbsloſe von der Unterſtützung lebt. Durch 
die Erwerbslo,enunterſtützung wird eine aroße 
Anzahl kleiner Gewerbetreibender mit unterhal⸗ 
ten. Wenn der Erwerbslose nicht mehr die Mittel 
hat, um die allernotwendigſten Waren zu kaufen, 
die er zum Lehen braucht, dann wird auch derfe⸗ 
nige, von dem der Erwerbsloſe bisher die Waren 
kaufte, mit in das Elend hineingeriſſen. So kam⸗ 


men immer neue und neue Perſonen hinzu Sie 


ſoll und nicht ſolche Arbeitsmethoden einſchlagen, ſchaffen nicht Not und Elend ab, wenn Sie die 
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Erwerbsloſenunterſtützung entziehen ſondern Sie 
vergrößern den Kreis der Notleidenden weiter. 

Ihre Hauptaufgabe muß es ſein, daß Sie Ar⸗ 
beit ſchaffen. Produktive Arbeit ſchaffen Sie nicht 
dadurch, daß der einzelne Erwerbsloſe für die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung Pflichtarbeit zu leiſten 
hat. Damit iſt ihm nicht gedient. Damit iſt der 
Allgemeinheit nicht geholfen, ſondern produktive 
Arbeit muß geleiſtet werden. Auf welchem Gebiet 
können Sie zur Zeit produktive Arbeit ſchaffen? 
Nur auf dem Wohnungsmarkt. Für den Außen⸗ 
markt können Sie zur Zeit keine Waren erzeu⸗ 
gen, weil der Weltmarkt leider infolge des Kapi⸗ 
talismus mit Waren überhäuft iſt und keinen Ab⸗ 
ſatz findet. Alſo iſt die Hauptaufgabe, für den In⸗ 
nenmarkt zu arbeiten. Auf dem Baumarkt bietet 
ſich Gelegenheit, für den Innenmarkt arbeiten zu 
können, Werte im Innern zu ſchaffen, keine über⸗ 
flüſſige Ware, ſondern ſolche, die unendlich viel 
verlangt wird. Auch dies unterbinden Sie und 
wollen hier keine Hilfe leiſten. Dadurch halten 
Sie die große Zahl der Erwerbsloſen aufrecht. 
Sie vergrößern Not und Elend. Letzten Endes 
müſſen Sie doch ſelbſt an der Not, an dem Elend 
zugrunde gehen. Ich habe Ihnen ſchon voriges 
Mal geſagt, daß dieſer Etat nur friſiert iſt, daß 
er nicht ausgeglichen iſt. Wir werden nach kurzer 
Zeit erfahren, daß ſich ein großes Defizit heraus⸗ 
ſtellt. Wollen Sie in Zukunft die Sanierung, die 
notwendig iſt, wieder von den Aermſten der Ar⸗ 
men nehmen? Wollen Sie weiter die Unter- 
ſtützungen reduzieren? Letzten Endes bleibt doch 
auf dieſem Gebiet nichts mehr übrig. Sie können 
doch nur der Erwerbsloſigkeit, der Not entgegen⸗ 
ſteuern, wenn Sie möglichſt für Arbeit ſorgen. 
Hier iſt das nächſtliegende Gebiet, um Arbeit zu 
ſchaffen. Hier können einige Tauſende aus der 
Erwerbslosigkeit in Arbeit kommen. Hier iſt das 
Gebiet, wo der einzelne nicht mehr derjenige iſt, 
der vom Staat nimmt, ſondern durch Schaffung 
ſeiner Arbeit zum Geber geſtaltet wird und Not 
und Elend gelindert wird. Das Wirtſchaftsleben 
kann wieder in Gang gebracht werden. 

Ich wundere mich, daß bei einer ſo wichtigen 
Frage, einer der Hauptfragen, der zuſtändige Se⸗ 
nator nicht Gelegenheit nimmt, um von hier end⸗ 
lich einmal in aller Oeffentlichkeit zu ſagen, wie 
der Senat zum Wohnungsbau ſteht und wie er 
die Erwerbslosigkeit abbauen will. Dann wird 
auch eine Sicherung der zukünftigen Finanzie⸗ 
rung des Etats möglich ſein. Ich bin davon feſt 
überzeugt und habe Ihnen geſagt, als Sie die 
12 Millionen ſanierten, daß wir in ganz kurzer 

eit eine zweite Sanierung haben würden. An⸗ 
derthalb Monate ſpäter mußten Sie wieder ſa⸗ 
nieren, und wir wollen zwei Monate warten, 
dann wird der Etat, den wir heute verabſchieden, 
ein neues Millionendefizit aufweiſen. 

Wo ſoll es hin? Die Zahl der Notleidenden 
wird größer. Letzten Endes muß, wenn wir keine 
innahmen haben und die Ausgaben größer wer⸗ 
en, ein Defizit eintreten. Nun frage ich, welche 
artei, welche Fraktion ſoll kein Intereſſe haben, 
rbeit zu ſchaffen? In allen Kreiſen ſind 
Leute vorhanden, die darauf warten, daß endlich 


den Beamten die Gehälter zu zahlen. 
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einmal die Not gelindert wird. Eine Anzahl 


Fraktionen hat Arbeiter als Wähler hinter ſich, 
die lieber heute wie morgen Arbeit annehmen. Sie 
m. D. u. H. von den bürgerlichen Parteien vertre⸗ 
ten ja auch außerdem das kleine Unternehmertum, 
und das leidet unter dieſer Wirtſchaftskriſe eben⸗ 
falls. Sie haben die Pflicht, dieſen Leuten zu hel⸗ 
fen, aber Ihnen iſt das gleichgültig, das haben Sie 
am beſten durch Ihre Ablehnung des Antrags, den 
Senator Dr. Althoff herbeizurufen, bewieſen. Sie 
wollen über Arbeit nichts reden, weil Sie ſich ge⸗ 
nau ſo wie ich darüber klar ſind, daß der Etat nicht 
ausgeglichen, ſondern nur friſiert iſt. Sie wollen 
dem Treuhänder zeigen, daß Sie Ihre Pflicht er⸗ 
füllt haben und Geld bekommen, um am 1. April 
Wie die 
übrigen Schichten durchkommen, kümmert Sie 
nicht. Sie haben keine Not, Sie halten es nicht 
für notwendig, hier zu reden. Sie haben aber die 
beſtimmte Pflicht, der Bevölkerung wenigſtens et⸗ 
was Hoffnung dadurch zu geben, daß Sie ihr ſa⸗ 
gen, wir haben die Abſicht, das und das zu tun, 
wir verſuchen, die Erwerbsloſigkeit durch den Bau 
von ſo und ſo viel Wohnungen zu lindern. (Zuruf 
des Senators Dr. Blavier.) Herr Dr. Blavier, 
erzählen Sie doch nichts vom Bauausſchuß. Der 
Bauausſchuß tagt ſchon bereits lange nicht. Heute 
ſollte er tagen, er wurde aber abbeſtellt, weil die 
3 Millionen Anleihe zu Waſſer geworden ſind. 
Der Senator, der hier zuſtändig iſt und die Leute, 
die im Bauausſchuß ſitzen, ſind doch nicht hier. (Se⸗ 
nator Dr. Blavier: Ich bin doch hier!) Zuſtändig 
iſt doch Herr Senator Dr. Althoff, und der hat ſo⸗ 
viel Intereſſe für das Bauweſen, daß er es nicht 
für nötig hält, hier hereinzuſehen. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſki: Er arbeitet jetzt an Projekten!) Er arbeitet 
an den großen Bauprojekten. Wenn wir uns auf 
ſeine Arbeit verlaſſen, wird nichts gebaut werden. 
Wir haben lange Zeit, er wird dann aber wieder 
erzählen, daß er die und die Häuſer bauen wird. 
Alles ſind aber nur Luftſchlöſſer. Aber ſoviel In⸗ 
tereſſe muß doch ein Senator haben, daß er wenig⸗ 
ſtens hier iſt, wenn ſein Etat zur Debatte ſteht. Er 
müßte um ſo mehr Intereſſe haben, weil er für 
ſeine beſonders „aufopfernde“ Tätigkeit auch be⸗ 
ſonders bezahlt wird, weil er eine Ausnahmeſtel⸗ 
lung hat. Das Senatorengeſetz ſieht vor, daß die 
Senatoren ein Monatsgehalt von 1500 Gulden ha⸗ 
ben. Das gilt für alle anderen Senatoren, aber 
nicht für Herrn Dr. Althoff, der bekommt mehr 
als die andern. Dafür erſcheint er hier nicht. Er 
iſt alſo auch beſſer geſtellt, er braucht hier nicht zu 
erſcheinen. Jedes Volk verdient die Regierung, die 
es haben muß. Darum muß es ſich der Volkstag 
ſchon gefallen laſſen, daß er von einem Senator ſo 
behandelt wird. 


Im Etat ſind Beihilfen an die Landgemeinden 
zur Unterſtützung des Gemeindewegebaues vorge⸗ 
ſehen, und zwar 25 000 Gulden. Mit dieſen Zu⸗ 
ſchlägen ſollen die Gemeinden ihre Wege aufrecht 
erhalten. Eine Anzahl Gemeinden hat Wege zu 
unterhalten, die dem heutigen Straßenverkehr 
dienen. Die Gemeinden müſſen ihre Mittel ganz 
gewaltig einſchränken, ſie ſollen Wege unterhalten, 
damit die modernen Verkehrsmittel darauf fahren 
können. Iſt das mit einem Zuſchuß von 25 000 
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Gulden an alle Gemeinden möglich? Haben Sie 
nicht die Pflicht, hier den Gemeinden größere Zu⸗ 
ſchüſſe zu geben? Haben die Leute, die die Ver⸗ 
kehrsſteuer zahlen, nicht das Recht, zu verlangen, 
daß ordnungsmäßige Wege geſchaffen werden? 
Damals iſt doch die Verkehrsſteuer eingeführt, um 
ordnungsmäßige Wege zu ſchaffen, damit die 
Autos ſicherer fahren und Erſparniſſe an Repara⸗ 
turkoſten haben. Daran denkt der Senat nicht; 
mit den 25 000 Gulden kann dieſen Wünſchen in 
keinem Falle Rechnung getragen werden. Mit die⸗ 
ſen Mitteln iſt das auch nicht möglich. Schauen 
Sie ſich doch einmal die Wege auf dem Lande an. 
Sie wiſſen, daß eine große Anzahl von Kindern 
weite Wege zur Schule zu gehen hat. Solange der 
trockene Froſt beſteht oder es Hochſommer iſt, iſt 
es nicht ſchlimm. Aber ſobald das Frühjahr oder 
der Herbſt kommt, müſſen dieſe Kinder der Ar⸗ 
beitsloſen und der ſo miſerabel entlohnten Land⸗ 
arbeiter weite Wege durch Schmutz und Dreck und 
Näſſe mit ihrem ſchlechten Fußzeug durchwaten. 
Die Kinder haben dann die ganze Schulzeit über 
mit naſſen Füßen den Unterricht wahrzunehmen. 
Wenn ein ſolches Kind dann nicht dem Schulun⸗ 
terricht mit der nötigen Aufmerkſamkeit folgt, jo 
iſt nicht das Kind, ſondern ſind die ſchlechten Wege 
daran ſchuld. Wenn es die Gemeinden nicht allein 
fertig bringen, ſo wäre es doch die Pflicht des 
Staates, den Gemeinden Mittel zur Verfügung zu 
ſtellen, um die Wege auszubauen. Aber für die 
Kinder der Armen haben Sie nichts übrig. Die 
Einwohnerwehr iſt natürlich wichtiger. Dafür 
waren ſofort Mittel da. Aber für die Arbeiter 
haben Sie in keinem Falle etwas übrig. 

Nun ſagte Herr Senator Dr. Blavier, daß er 
den Herrn Senator Dr. Althoff vertrete. Ich er⸗ 
warte nun, daß an Stelle des Herrn Senator Dr. 
Althoff Herr Senator Dr. Blavier uns ſagen wird, 
was der Staat von ſich aus in dieſem Jahr zu 
bauen beabſichtigt, (Abg. Dr. Blavier: Das ge⸗ 
hört in die Stadtbürgerſchaft und nicht hierher!) 


wie er die Arbeitsloſigkeit abbauen will, welche 


Abſichten er hat, um endlich einmal die Zahl der 
Erwerbsloſen von 30 000 herabzumindern. Nicht 
nur wir verlangen dieſe Auskunft, ſondern die 
Danziger Bevölkerung. Sie will wiſſen, ob ſie 
nur dazu da iſt, Opfer für Opfer zu tragen, oder 
ob auch der Senat daran denkt, ihr Opfer abzu⸗ 
nehmen oder in Zukunft zu erſparen. Wann ſoll 
die Bevölkerung dieſe Antwort bekommen? Jede 
Regierung, die darauf Wert legt, auch von der 
Bevölkerung als Regierung geachtet zu werden, 
benutzt die Etatsberatungen, um der Bevölkerung 
zu ſagen, was ſie zu tun beabſichtigt. Sie haben 
ſich ein Spiel nach dem andern erlaubt. Sie ſind 
in die Regierung hineingegangen und dachten 
nicht daran, zu ſagen, was Sie wollten. Sie ha⸗ 
ben einen Etat vorgelegt, und der Finanzſenator 
hat ſeine Einführungsrede gehalten. Alle ande⸗ 
ren Senatoren ſchweigen ſich aus. Sie wollen nicht 
dem Volke ſagen, was zu ſagen iſt. Darum muß⸗ 
len Sie ſich heute von dieſen politiſchen Kinds⸗ 
köpfen, von den Nazis, diktieren laſſen, was Sie 
zu tun haben. Ich graturiere der Partei des Herrn 
Dr. Hoppenrath. Am Sonnabend werden ſeine 
Leute zerſchlagen, ſo daß einige im Krankenhaus 
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Herr Hoppenrath, den Abgeordneten ſchützen, da⸗ 
mit ihm hier im Hauſe nicht 15 Gulden verloren 
gehen. Die politiſchen Kindsköpfe werden Ihnen 
manche harte Nuß zu knacken geben. Sie werden 
alles für den Verrat ſchlucken müſſen, den Sie be⸗ 
gehen. Die Nazis üben bezahlten Verrat. Sie ja- 
gen, die Oppoſition ſei es, die die Zeit verlänge⸗ 
re. Rechnen Sie einmal, was die 15 Gulden Di⸗ 
äten für den Abg. Greiſer heute dem Danziger 
Volk gekoſtet haben. 15 Gulden Diäten für je⸗ 
mand, der das Deutſchtum nicht genug betonen 
kann. Eine gemeinere Erpreſſerpolitik gibt es 
doch nicht. M. H., wir ſind von den Leuten nichts 
anderes gewöhnt. Ein ähnlicher Fall: Ein Arzt 
will ſich in Meiſterswalde niederlaſſen. Der Arzt 
aus Marienſee, ein Nazimann, mit dem ſich die 
Krankenkaſſe ſchon des öfteren zu beſchäftigen 
hatte, der 12 Gänge anrechnete, wenn er nur vier 
gemacht hat, ſchrieb an Leute in Meiſterswalde, 
daß er es unter allen Umſtänden verbiete, daß ſie 
ſich nach Meiſterswalde einen Arzt holen, der 
Jude iſt. Das ſind Frechheiten, die ſich dieſe Leute 
herausnehmen, wie ſie ſich kein Menſch denken 
kann. Herr Dr. Blavier, Sie haben es ja ſelbſt er⸗ 
fahren müſſen. Haben dieſe Leute Ihnen nicht ei⸗ 
nen Brief geſchrieben in dem ſie verlangen, daß 
die und die Leute entlaſſen und dafür Nazileute 
eingeſtellt werden“ 

Sie ſehen, Sie bekommen einen Fußtritt nach 
dem andern verſetzt, weil Sie auf die Hilfe dieſer 
Volksverräter angewieſen ſind, um den Volksbe⸗ 
trug durchführen zu können. Weil Sie Ihre Sa⸗ 
nierung und die Ordnung der Finanzen auf 
Koſten der Arbeiterſchaft durchführen wollen, 
müſſen Sie die Hilfe dieſer Volksbetrüger für ſich 
in Anſpruch nehmen. (Zuruf rechts.) Dieſe Volks⸗ 
betrüger verſetzen Ihnen einen Fußtritt nach dem 
andern. Wie dieſe Leute pfeifen, müſſen Sie tan⸗ 
zen. Eine Regierung, die ſich ſo behandeln läßt, 
achten wir nicht. Sie denken nicht daran, auch 
nur im geringſten dafür zu ſorgen, daß die Not 
unter der Danziger Bevölkerung gelindert wird. 
Wir haben Sie bereits oft gewarnt und wir war⸗ 
nen Sie weiter! Treiben Sie das Spiel nicht auf 
die Spitze, Sie werden ernten, was Sie geſät ha⸗ 
ben. Aber dieſe Ernte wird für Sie böſe ausfal⸗ 
len, daß manch einer von Ihnen perſönlich noch 
einen Denkzettel davontragen wird. Treiben Sie 
die Erregung in der Bevölkerung nicht zur Sie⸗ 
dehitze. Werfen Sie nicht unnötigerweiſe einen 
Funken hinein, denn wenn der Funke Feuer faßt, 
kommt es zur Exploſion, dann retten Sie, was zu 
retten iſt. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen. Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wer den Haushalts⸗ 
plan für Oeffentliche Arbeiten und Verkehr an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
danke, das iſt die Mehrheit. Damit iſt dieſer Etat 
angenommen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
die Entſchließungen in Druckſache Nr. 156. 


1. Der Volkstag wolle beſchließen: 
Von Perſonen, die im Gebiet der Freien Stadt 


Danzig wohnhaft ſind, iſt Fährgeld nicht zu erheben. 
Als Ausweis genügt eine Beſcheinigung der Polizei⸗ 
behörde, die unentgeltlich auszuſtellen iſt. 


liegen. Heute muß der Führer dieſer Partei, 0 


D) 


(8) 


(8) 


Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 


(Vizepräſident Gaikowfki)) 
2. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Sämtliche private Fähren ſind in ſtaatliche um⸗ 
zuwandeln. Die Fährleute ſind in den Staatsdienſt 
einzuſtellen. 

Plenikowfki 
und die übrig. Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 
Wer für dieſe Entſchließungen iſt, den bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, die 
Entſchließungen ſind abgelehnt. Damit iſt der 
Haushaltsplan in der dritten Leſung angenom⸗ 

men. Ich rufe Anlage 10 auf: 
Haushaltsplan der Staatlichen Grund⸗ 

bejigverwaltung. (Druckſache Nr. 124.) 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe die 
Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
dieſen Haushaltsplan annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erhebeen. — Ich danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Haushaltsplan iſt angenommen. Dazu 
liegt eine Entſchließung in der Druckſache Nr. 167 
vor, eingebracht von dem Abg. Plenikowſki und 
den übrigen Mitgliedern der Kommuniſtiſchen 
Partei: 

Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, die notwendigen Maß⸗ 
nahmen zu treffen, um eine Steigerung der Mieten 
für Neubauwohnungen, die aus allgemeinen Mitteln 
ganz oder teilweiſe hergeſtellt ſind, zu verhindern 
1 57 unter Vorlage eines entſprechenden Geſetzent⸗ 
Wurfes. 


Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — (Zuruf: Gegenprobe!) Ich 
bitte um die Gegenprobe. Das Letztere war die 
Majorität, die Entſchließung iſt abgelehnt. Ich 
rufe Anlage 11 auf: 
Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen⸗, 
Fiſcherei⸗, Domänen⸗ und Forſtverwal⸗ 
. tung. Druckſache Nr. 125. 
Ich eröffne die Ausſprache. Das Wort hat der 
Herr Abg. Rehberg. 

Rehberg, Abgeordneter (S. P. D.): Der Etat, 
der Ihnen jetzt vorliegt, iſt gemeſſen an den an⸗ 
deren Etats, die ihm vorangegangen ſind, im all⸗ 
gemeinen von geringerer Bedeutung. Deshalb 
iſt auch bei der Minutenaufteilung für dieſen 
Etat nur ſehr wenig Zeit zugeteilt worden. Dieſe 
Etats brauchten eigentlich alle drei nicht zu fein, 
ſie erfüllen lediglich den Zweck, einige Beamte un⸗ 
terzubringen. Im Etat für Fiſchereiweſen finden 
wir unter Ausgaben auch nichts weiter als Be⸗ 
amtengehälter und dann noch einen ganz kleinen 
Betrag für Unterftügung. (Abg. Plenikowſki: Der 
iſt mit der Lupe zu ſuchen!) Die Anterſtützung it 
aber ſo gering, daß die Fiſcher dabei betteln gehen 
müſſen, wenn ſie in Not ſind. 

Der Etat der Forſtverwaltung iſt im allge⸗ 
meinen immer ein Etat des Aeberſchuſſes gewe⸗ 
ſen, aus dem die anderen Etats, die hier zufam⸗ 
mengefaßt worden ſind, gedeckt werden mußten. 
Aber auch in dieſem Etat finden wir, daß der 

owenanteil an Ausgaben den Beamten zufällt, 
trotzdem auch in dieſen Ausgaben Poſten für 
Serbung des Holzes enthalten ſind. Man müßte 
eigentlich annehmen, daß für das Werben des 
Holzes der größte Teil der Ausgaben auf Arbeits⸗ 
löhne entfallen müßte, aber auch hier iſt der Be⸗ 
trag für Lohn wiederum der kleinſte Teil. 

Zu dieſem Etat haben wir uns erlaubt, einen 

bänderungsantrag zu ſtellen, und zwar hat der 
nach unſerer Meinung eine große Bedeutung. Es 
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handelt ſich um die Poſition „Neubau von Wegen 
und Verbeſſerung von Wegen bei der Forſtver⸗ 
waltung.“ Erſtens wollen wir damit erreichen, 
daß die Wege in den Forſten ausgebeſſert werden, 
die ja miſerabel ſind, ſo daß man das Holz aus 
manchen Revieren gar nicht herausbekommt, es 
wird dann bei Auktionen zu ganz billigen Preiſen 
verſchleudert, und der Staat hat alſo dabei den 
Schaden. Es könnten bedeutend höhere Preiſe er- 
zielt werden, wenn die Wege in manchen Revie⸗ 
ren beſſere wären. Dies hat auch der Regierungs⸗ 
vertreter im Ausſchuß zugeben müſſen. Er ſelbſt 
hat auch den Wunſch geäußert, daß für die Wege⸗ 
verbeſſerung und für den Neubau von Wegen viel 
mehr Mittel bereitgeſtellt werden müßten, um 
dem Senat dann durch den Holzverkauf mehr 
Nutzen zu bringen. Wir verfolgen dadurch weiter 
das Ziel, wenn auch noch ſo wenig Arbeit dadurch 
geſchaffen wird, Erwerbsloſe zu beſchäftigen, ſo 
daß ein doppelter Nutzen dabei herauskommen 
würde. Ich erinnere dabei auch an den Weg von 
dem ſtaatlichen Forſt bei Stutthof nach Boden⸗ 
winkel, der auch vollkommen unpaſſierbar iſt. Ge⸗ 
rade wenn wir hierbei den Fiſchereietat mit der 
Not der Fiſcher hinzuziehen, ſo werden wir durch 
Verbeſſerung dieſes Weges auch den Fiſchern hel⸗ 
fen, denn dann ſchaffen wir ihnen einen vernünf⸗ 
tigen Zufuhrweg, die dadurch in der Lage ſind, 
ihre Ware mit wenig Aufwendungen bis an den 
Markt nach Danzig zu bringen, wo ſie die Ware 
beſſer bezahlt bekommen. Es ſteht feſt, daß gerade 
in Bodenwinkel die kleinen Fiſcher am ſchlimm⸗ 
ſten dran ſind. In der letzten Zeit haben die 
Breitlinge 1,50 bis 1,— Gulden pro Zentner ge⸗ 
bracht, und hier in Danzig konnte man feſtſtellen, 
daß Sprotten, geräucherte Breitlinge, 35 P pro 
Pfund koſten, alſo 35 Gulden der Zentner. Sie 
ſehen ſchon hieran, wie die kleinen Fiſcher in Bo⸗ 
denwinkel dadurch im Nachteil ſind, daß ſie ihre 
Ware ſo billig verkaufen müſſen. Man ſollte auch 
auf dieſem Gebiet durch Unterhaltungen und 
Verbeſſerung der Wege mehr Wert darauf zu le⸗ 
gen, den Beruf der Fiſcher zu heben und ſollte 
auch nicht andere Berufe, die nicht mehr lebens⸗ 
fähig ſind, durch tropfenweiſe Unterſtützung am 
Leben zu erhalten verſuchen. Man muß vorerſt 
verſuchen, den Beruf zu heben, indem man ihm 
alle Vorbedingungen dafür ſchafft, dazu gehört 
auch die Verbeſſerung der Wege. Dazu iſt ferner 
erforderlich, daß man bei den Fiſchern mit Hilfe 
des Staates eine andere Wirtſchaftsmethode ein⸗ 
zuführen verſucht. Ich bin ganz ſicher, daß es den 
Fiſchern bedeutend beſſer ginge, wenn ſie nicht 
nur mit Hilfe des Staates, ſondern wenn ſie 
durch den Staat gezwungen wären, auf dem Ge⸗ 
noſſenſchaftswege ihre Waren an den Markt zu 
bringen. Sie haben bereits gehört, daß z. B. bei 
den Breitlingen zwiſchen dem Preis des Erzeu⸗ 
gers und des Verbrauchers eine Spanne von 34 
Gulden beſteht. Der Fiſcher bekommt für die Roh⸗ 
ware 1.— Gulden pro Zentner und die Fertig⸗ 
ware koſtet hier 35.— Gulden pro Zentner. Wenn 
man hier das Genoſſenſchaftsweſen ſo aufziehen 


wollte, wie es bereits in Deuſchland an der pom⸗ 
merſchen Küſte beſteht und auch in Pillau vorhan⸗ 
den iſt, dann ginge es den Fiſchern nicht ſo ſchlecht 
wie es ihnen jetzt geht. Sie würden dann nämlich 
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(Rehberg, Abgeordneter) 
nicht von den einzelnen Großhändlern derartig 
betrogen werden, wie ſie es jetzt werden. 

Der Etat für die Landwirtſchaft iſt eigentlich 
ein Etat, der nur in den Ausgaben Beamtenge⸗ 
hälter vorſieht und noch einige Poſitionen für 
Herdbuchbullen und Pferdezucht. (Meliorationen! 
rechts.) Das iſt nett, daß ich darauf aufmerkſam 
gemacht werde. Das iſt aber eigentlich das ein⸗ 
zige, was an produktiven Leiſtungen ins Auge 
fällt. Aber leider iſt das angefangene Werk der 
Eindeichung am Haff nicht mehr ſo durchgeführt, 
wie es angefangen wurde. Die letzte Arbeit, die in 
Angriff genommen wurde, war, dort eine Gefan⸗ 
genenſtation einzurichten, die nach neuerem Syſtem 
dort geſchaffen werden ſollte, um eine moderne 
Gefangenenanſtalt mit vielen Erleichterungen zu 
erbauen. Das iſt dann aber unterblieben, die Mit⸗ 
tel ſtehen noch zur Verfügung, aber wie ſie ver⸗ 
wandt werden, iſt eine andere Frage. Man kann 
nachweiſen, daß ſie im letzten Jahr nicht mehr ſo 
zweckmäßig verwandt worden find, und im näch⸗ 
ſten Jahr wird nicht mehr rauskommen. Beam⸗ 
tengehälter iſt ein Teil zu viel in dem Etat, au⸗ 
ßerdem ſind viele kleine Spenden für Herdbuch⸗ 
bullen, Pferdezucht uſw. darin enthalten. Das 
find auch jo kleine Uebel. Wenn man erſt anfängt, 
Berufe mit derartigen Anterſtützungen zu züch⸗ 
ten, dann kommt der Appetit beim Eſſen. Sie 
werden immer aus eigenem Antrieb verſuchen, 
mehr zu fordern. 

Ich will Sie gerade beim Etat der Landwirt⸗ 
ſchaft auf die Lehre der Bodenreform hinweiſen. 
Wir haben in Deutſchland und darüber hinaus in 
der Schweiz mit der Bodenreform ſehr gute Fort⸗ 
ſchritte gemacht. Wenn wir die Ergebniſſe der Bo⸗ 
denreform ſtatiſtiſch erfaſſen, müſſen wir feſtſtel⸗ 
len, daß der kleine und mittlere Betrieb beſſer 
wirtſchaftet als der große Betrieb. Es werden 
nicht die vielen Miteſſer bezahlt wie in einem 
großen Betrieb. Der kleinſte Landwirt wirtſchaf⸗ 
tet am rationellſten. Das iſt aus der Statiſtik er⸗ 
wieſen. Ich empfehle Ihnen allen, einmal die Bü⸗ 
cher, die über die Bodenreform geſchrieben ſind, zu 
leſen. Ich kann es nicht von den Herren verlangen, 
die rechts ſitzen, die aber als Beamte auf die Land⸗ 
wirtſchaft pfeifen. Wir haben einen Reinertrag 
der großen Betriebe pro Hektar von 9,18 Gulden, 
der mittleren Betriebe 12,53 Gulden und der 
kleinſten Betriebe, das ſind aber Mark, von 
13,05. Sehen Sie einmal den Unterſchied zwiſchen 
den großen, den mittleren und den kleinen Be⸗ 
trieben. Je kleiner der Betrieb iſt, deſto rationel⸗ 
ler wirtſchaftet er. (In der Schweiz! rechts.) Das 
iſt aus Deutſchland, in der Schweiz ſind andere 
Statiſtiken. Da ſieht es beſſer aus. (Abg. Malſch: 
Sprechen Sie nicht von dem ausgebeuteten Dan⸗ 
zig!) Wo eine gewiſſe Frechheit iſt, muß die Dumm⸗ 
heit erſt vorweg gehen. Bei den großen Betrieben 
ſpielt das Leben der Gutsbeſitzer uſw. eine große 
Rolle. Die Inhaber der mittleren Betriebe füh⸗ 
ren ſchon ein weniger luxuriöſes Leben. Aber die 
Inhaber der großen Betriebe, wir haben hier ja 
nicht die größten, ſondern in Deutſchland, in Oſt⸗ 
preußen gibt es größere, fahren jedes Jahr ein⸗ 
mal nach Italien zu Muſſolini. Wir haben hier 
ſogar Landwirte mittlerer Güte, die alljährlich 
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eine Badereiſe machen und viel mehr Geld ver⸗ (O) 


brauchen, als ihre Arbeiter an Lohn erhalten. 
Das fällt bei den kleinen Betrieben fort und zum 
Teil auch bei den mittleren. Aber das ſollen die 
Leute mit ſich abmachen. Ich habe Ihnen nur in 
den wenigen Minuten, die uns zur Verfügung 
ſtehen, ſagen wollen, woran es liegt. Sie müſſen 
allein zur Beſinnung kommen. Wenn es noch nicht 
geſchehen iſt, wird es kommen. 

Vizepräſident von Wnuck: Das Wort hat der 
Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): In der heu⸗ 
tigen Ausgabe der Neueſten Nachrichten iſt unter 
der Rubrik „Oeffentliche Stimme“ ein Artikel 
enthalten mit der Ueberſchrift „Die Not der Bo⸗ 
denwinkler Breitlingsfiſcher.“ Da ſchreiben zwei 
Fiſcher aus Bodenwinkel: 

Wir betreiben hier in Bodenwinkel die Breit⸗ 
lingsfiſcherei mit zirka 30 Segelbooten. Jedes Boot 
iſt beſetzt mit vier Mann. Meiſtenteils ſind es Fami⸗ 
lienväter. Bis Weihnachten ging die Fiſcherei ſchon 
ſehr flau bei ſehr geringem Fange. Es reichte ſo zur 
Not zum nötigſten Lebensunterhalt. Rücklagen oder 


Erſparniſſe konnten bei beſtem Willen nicht gemacht 
werden. 


heißt dann weiter: 

Seit Wochen iſt uns vom Senat eine Beihilfe 
verſprochen worden, doch bis jetzt iſt noch keine Aus⸗ 
icht vorhanden. Familien, die mit Kindern geſegnet 
ind, haben den ſchwerſten Stand. Es ſteht zu be⸗ 
ürchten, daß die Kleinen an Unterernährung ein⸗ 
gehen. Iſt dem Senat dieſe ſchwere Not bekannt? 
Da wir hier hauptſächlich national und ſtaatserhal⸗ 
tend geſonnen jind, fragen wir hiermit die betreffen⸗ 
den Parteien: Haben wir nicht Recht auf unſer Da⸗ 
ſein oder ſollen wir zugrunde gehen? Dringende 
Hilfe iſt geboten! 

. | Zwei Fiſcher aus Bodenwinkel. 

Dieſe Fiſcher ſchreiben, daß ſie national geſonnen 
ſind, und wir ſehen, daß der nationale Senat 
dieſe Fiſcher mit ihren Kindern elend zugrunde 
gehen läßt, ihnen nicht eine Beihilfe gibt. Als 
im Volkstag die Beihilfen bewilligt wurden, 
haben wir gleich nachher feſtgeſtellt, daß man 
Ausnahmen gemacht hat, daß man nicht allen 
Fiſchern eine Beihilfe gegeben hat, ſondern nur 
denjenigen, die mit Herrn Pfarrer Böhm be⸗ 
kannt waren, alſo die Herrn Pfarrer Böhm die 
größten Fiſche und Aale brachten. Wir beantrag⸗ 
ten zur zweiten Beratung, daß in dieſen Etat für 
die Fiſcher 40 000 Gulden eingeſetzt wurden. 
Dieſer Antrag wurde mit der Begründung abge⸗ 
lehnt, daß man ſchon den Fiſchern aus ihrer Not 
helfen würde. Die Fiſcher haben aber ſolche 
große Not, daß ſogar die bürgerlichen Zeitungen 
darüber ſchreiben. Aber an Hilfe denkt man nicht. 
2 Dasſelbe iſt bei den Kleinbauern der Fall. 
Ich habe ſchon bei der zweiten Beratung erklärt, 
daß man den Kleinbauern das Blaue vom Him⸗ 
mel verſprochen hat. Die Vertreter der Land⸗ 
volkliſte gingen mit der Parole in den Wahl⸗ 
kampf, im Volkstag die Intereſſen der Klein⸗ 
bauern zu vertreten, haben aber ihr Verſprechen 
nicht gehalten. Die Kleinbauern haben heute 
ſchon erkannt, daß ſie gemeinſam mit uns kämpfen 
müſſen. Als am Sonntag ſogar vom Landkreis 
Höhe die Kleinbauern zur Konferenz der Land⸗ 
arbeiter kamen, erklärten ſie, daß ſie Hand in 
Hand mit den Landarbeitern kämpfen würden. 
Wir haben eine Entſchließung eingebracht, die 
folgendermaßen lautet: 
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ſchließung nicht zuſtimmen werden, weil 


Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 
(Langnau, Abgeordneter) 


Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ einzuſammeln. — Wünſcht 


ſuchen, die im Haushaltsplan eingeſetzten Summen 
zur Förderung und Unterſtützung der Landwirtſchaft 
nur für kleinbäuerliche Betriebe zu verwenden. 


Die Nationalſozialiſten erklären immer, daß ſie 
Vertreter der Kleinbauern ſind. Es würde alſo 
Aufgabe der Nationalſozialiſten ſein, dieſer Ent⸗ 
ſchließung zuzuſtimmen. Wir wiſſen aus Erfah⸗ 
rung, daß die Nationalſozialiſten 1 Ent⸗ 
ie 
nicht die Vertreter der Kleinbauern ſind, ſondern 
Vertreter des Finanzkapitals und der Großagra⸗ 
rier. Deshalb haben die Kleinbauern erkannt 
und werden es immer mehr erkennen, daß in die⸗ 
ſem kapitaliſtiſchen Staat für die Kleinbauern 
keine Rettung vorhanden iſt. (Zuruf des Abg. 
Malſch.) Als ich den Kleinbauern Ihre Rede vor⸗ 
geleſen habe erklärte man: „Wir haben von dem 
Malſch immer nicht viel gehalten, aber daß er ſo 
beſchränkt iſt, haben wir nicht geglaubt.“ 


zu entlarven. Gleichzeitig haben wir einen Even⸗ 
tualantrag mit folgendem Wortlaut eingebracht: 
Im Falle der Ablehnung des Antrags zu Abſchnitt 
A III, neu Stelle 42 a beantragen wir: Zu Abſchnitt 
A III, neu Stelle 42 a: Beihilfen für Kleinbauern bis 
zu einer Ackernahrung (kleinbäuerliche Betriebe) 

35 170 Gulden. 


Ich frage Sie, ob es nicht möglich iſt, dieſen Be⸗ 
trag für die Kleinbauern zur Verfügung zu ſtel⸗ 
len. Ich ſage ja, weil ja für andere Sachen ge⸗ 
nügend Geld da iſt. Wie die erſte Entſchließung, 
werden Sie auch dieſen Antrag ablehnen. Wir 
vertreten auch nicht die Auffaſſung, daß den Klein⸗ 
bauern innerhalb dieſes Parlaments geholfen 
werden wird. 

Die Kleinbauern werden gemeinſam mit den 
Arbeitern und allen Werktätigen mit dem kapi⸗ 
taliſtiſchen Syſtem und auch mit den National» 
ſozialiſten aufräumen, wie ſie es ſchon in den 
letzten Wochen gezeigt haben. Wir Kommuni⸗ 
ſten werden die Kleinbauern im Kampf um ihre 

riſtenz führen und die Kleinbauern werden 
unter den Fahnen Lenins kämpfen. 


Vizepräſident von Wnuck: Weitere Wortmel⸗ 


dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung. (Abg. Brill: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? — 
ie Anterſtützung reicht aus. Wir werden über 
en Haushaltsplan namentlich abſtimmen. — 
ir kommen zuerſt zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag auf Druckſache Nr. 184, ge⸗ 
ſtellt vom Abg. Rehberg und den übrigen Mit⸗ 
gliedern der Sozialdemokratiſchen Fraktion: 
Wir beantragen: a 
Bei Abſchnitt D III Stelle 44 den eingeſetzten Betrag 
um 25 000,— G zu erhöhen auf 235 000. — G und 
in die Erläuterung (Sp. 12) zu ſetzen: „Unter⸗ 
haltung und Neubau öffentlicher Wege 33 000,— 
Gulden.“ 
a für die Annahme dieſes Abänderungsan- 
tages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
9 die Gegenprobe. Zuerſt ſtand die Minderheit, 
225 Abänderungsantrag iſt abgelehnt. (Abg. Ple⸗ 
owſki: Ueber die Entſchließung bitte ich beſon⸗ 
ers abzuſtimmen!) Wir kommen jetzt zur na⸗ 
mentlichen Abſtimmung über den Haushaltsplan 
er Landwirtſchaftlichen, Fiſcherei⸗„Domänen⸗ und 
Forſtverwaltung. 


ja 


Ihre 
Rede haben wir dazu ausgenutzt, Sie noch mehr 


Ich bitte, die Stimmkarten 
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noch jemand eine 
Stimmkarte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
ich ſchließe die Abſtimmung. Es haben ſich 37 D. 
u. H. beteiligt. Es ſind 37 Ja⸗Karten abgegeben“) 
worden. Damit iſt dieſer Haushaltsplan ange⸗ 
nommen worden. Wir kommen nunmehr zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Entſchließungen in Druckſache 
Nr. 153. Die erſte Entſchließung lautet: 
Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, die fiskaliſchen Güter in Ackernahrungen auf- 
zuteilen und für die erſten 10 Jahre pachtfrei abzu⸗ 


geben. 
Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte ich, 


ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 


— Zuerſt ſtand die Minderheit, die Entſchließung 
iſt abgelehnt. Wir ſtimmen über die zweite Ent⸗ 
ſchließung des Abg. Plenikowſki u. Fr. in Druck⸗ 
ſache 153 ab: 

Der Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, die im Haushaltsplan eingeſetzten Summen 
zur Förderung und Unterſtützung der Landwirtſchaft 
nur für kleinbäuerliche Betriebe zu verwenden. 

Wer für Annahme dieſer Entſchließung iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, die Entſchlie⸗ 
ßung iſt abgelehnt. Ich rufe die Anlage 12 auf: 
Haushaltsplan der Poſt⸗ und Telegra⸗ 
phen verwaltung. 5 
Druckſache Nr. 126. Ich eröffne die Beſprechung. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. (Abg. Brill: Ich beantrage über den 
Haushaltsplan namentliche Abſtimmung!) Wird 
der Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
reicht aus. Wir kommen zur namentlichen Ab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte, die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln. — Wünſcht noch jemand eine Stimmkarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die 
Abſtimmung. Es haben ſich daran 37 D. u. H. be⸗ 
teiligt.*) Damit iſt der Haushaltsplan der Poſt⸗ 
verwaltung angenommen. Es liegen nun auf der 
Druckſache Nr. 154 zwei Entſchließungen vor: 
1. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Bei allen Poſtkraftwagen, die der Perſonenbe⸗ 
förderung dienen, Deere Kraftwagenführer die 
Schaffnerdienſte (Einkaſſieren des Fahrgeldes uſw.) 
nicht mit übernehmen. Dafür iſt eine beſondere Per⸗ 
ſon einzuſtellen. 

. Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, allen politiſchen Par⸗ 
teien auf ihren Antrag hin, die Genehmigung für 
Reden im Rundfunk ohne Zenſur zu geſtatten. 

(Abg. Plenikowſki: Ich beantrage getrennte Ab⸗ 
jtimmung!) Die erſte Entſchließung betrifft Poſt⸗ 
kraftwagen. Wer für dieſe Entſchließung iſt, bitte 
ich, ich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: Gegen⸗ 
probe!) Gegenprobe bitte. Zuerſt ſtand die Min⸗ 
derheit, die Entſchließung iſt abgelehnt. Wer für 
die Annahme der zweiten Entſchließung it, den 
bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: 
Gegenprobe! Aufſtehen!) Die Gegenprobe bitte. 
— Das iſt die Mehrheit, die Entſchließung iſt ab⸗ 
gelehnt. Ich rufe auf: 

Haushaltsplan der Allgemeinen Fi⸗ 

nanzverwaltung. Druckſache Nr. 127. 

Ich eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der 
Herr Abg. Moritz. 


1 


4) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Seite 405 (D). 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Seite 405 (D). 
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Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Bei einer der Etatsreden der letzten Jahre ſprach 
der Finanzſenator von der Tragik ſeines Amtes, 
die es nicht zulaſſe, daß er ſeine perſönliche Anſicht 
in der Regierung mit aller Konſequenz durchſetzen 
könne. Durch das Fehlen eines beſonderen Veto⸗ 
rechtes für den Finanzſenator wäre er zuweilen 
genötigt, einen Etat zu vertreten, deſſen Decke nur 
äußerſt vorſichtig bemeſſen ſei. 

Es iſt uns ja nun beſonders in Danzig be⸗ 
kannt, welche Gefahr ein allzu ſparſamer und 
vorſichtig aufgeſtellter Etat gerade für umjer 
Staatswejen hat, das über einen weſentlichen Teil 


ſeiner Einnahmen nicht aus eigener Machtvoll⸗ 
kommenheit verfügen kann. Bei der Aufſtellung 


des vorjährigen Etats, der ja mit dem bekannten 
Defizit endete, dünkten gewiſſe Kreiſe ſich be— 
ſonders klug, wenn ſie auf eine knappe Aufitel- 
lung des Etats drängten. Da war es beſonders 
der Herr Sachverſtändige der Zentrumspartei, der 


dafür ſorgte und auf deſſen Rat die Ausgaben 
möglichſt niedrig gehalten und die Einnahmen 


möglichſt hoch angeſetzt wurden. Der Herr befindet 


ſich ja nun nicht mehr unter uns, er probiert ſeine 


Finanzkünſte jetzt in Zoppot. Auch da hat man 
ihn bereits gebührend behandelt und eingeſchätzt. 
Wie ſich ſeine Tätigkeit beſonders unheilvoll für 
unſeren Etat ausgewirkt hat, das haben wir er- 
lebt. 

Die Stellung des Finanzſenators iſt in der 
Zwiſchenzeit mit unſerer Hilfe eine andere gewor— 
den. Er kann jetzt verlangen, daß man ſeiner An⸗ 
ſicht folgt. Er kann unter Umſtänden die Nieder- 
legung ſeines Amtes in Ausſicht ſtellen und hinter 
ſeine Ausführungen eine größere Durchſchlagskraft 
ſetzen. Aber trotz dieſes Umſtandes, daß der Fi— 
nanzſenator jetzt eine ganz andere Stellung hat, 
um ſeine ſachliche Anſicht durchzudrücken, haben 
wir in keiner Weiſe das Vertrauen dazu, daß die— 
ſer uns jetzt vorgelegte und zuſammengeſtrichene 
Etat halten wird. Unſere Prophezeiung, daß er 
nicht halten werde, iſt ja zum größten Teil be— 
reits eingetroffen. 

Am 16. Februar erklärte mein Fraktionskol— 
lege Brill wörtlich: „Dieſe Sanierung trägt den 
Keim in ſich, daß in nicht allzulanger Zeit eine 
neue Sanierung vorgenommen werden muß; denn 
in den Etatsaufſtellungen wird ſich wieder ein 
Loch finden, und das Loch wird da ſein, ehe der 
dann natürlich wieder auf Koſten der breiten 
Maſſe der Bevölkerung erfolgen.“ 


Bereits 15 Tage danach mußte der Finanzſe⸗ 


nator im Hauptausſchuß erklären und beſtätigen, 
daß am Etat tatſächlich bereits wieder 5 Millio- 
nen Gulden fehlten. Wieviel in dieſem Jahre noch 
fehlen werden, läßt ſich jetzt natürlich nicht über— 


ſehen. Die Verteilung der Laſten auf nichttrag⸗ 


fähige Schultern muß aber den Zuſammenbruch 
dieſes Etats nach ſich ziehen. Rund 200 Gulden 
pro Jahr und Kopf, Säuglinge und Greiſe mit⸗ 
eingerechnet, darunter 30 Gulden neueingeführte 
Laſten, dazu noch deren unſoziale und ungerechte 
Verteilung muß beim Vorhandenſein von 30 000 
Arbeitsloſen unbedingt zu einer Kataſtrophe 
führen. Aber von einer Koalition, die aus Gegnern 


Nazis ihre Exiſtenzberechtigung 


heit und Brot! 
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der Arbeiterſchaft zuſammengeſetzt iſt, da kann man 00 


natürlich auch nur arbeiterfeindliche Maßnahmen 
erwarten. Dieſe arbeiterfeindlichen Maßnahmen 
ſind dann Schlag auf Schlag auf die Bevölkerung 
niedergepraſſelt. Zunächſt die Kopfſteuer, die be⸗ 
reits den Laufburſchen ſteuerpflichtig macht, die 
aber aus „ſittlichen“ Gründen eingeführt worden 
iſt, wie die „Landeszeitung“ ſo ſchön ſagte. Dann 
die Senkung der ſteuerfreien Einkommenſteuer— 
grenze, die gerade die Arbeiterſchaft beſonders 
hart trifft, aber bei den großen Einkommen nichts 
bedeutet. Hinzu kommt die Steigerung der Woh— 
nungsmieten und gleichzeitig der gewaltſame Ab- 
bau der Renten der Erwerbsloſen und der Wohl: 
fahrtsempfänger. Ich weiß nicht Herr Weiß, was 
Sie ſoeben dazu ſagten. Ich würde aber gern dazu 
Stellung nehmen. (Abg. Weiß: Das war nicht auf 
Sie gemünzt!) Schließlich kam noch die Feſtbeſol— 
detenſteuer, die auch den letzten gläubigen Staats- 
arbeitern die Augen darüber geöffnet hat, was 
ſie von dieſem Naziſenat zu halten haben. Im 
Augenblick ſchweben noch Erwägungen darüber, 
ob nicht auch die Reinmachefrauen zur Feſtbeſol⸗ 
detenſteuer mit heranzuziehen ſind. Die Erwägun⸗ 
gen darüber ſind jedenfalls noch nicht abgeſchloſſen. 

Wir ſind uns natürlich bewußt, daß es ohne 
ſteuerliche Belaſtung nicht möglich iſt, das einge— 
tretene Defizit zu decken. (Unruhe, Zurufe rechts 
und links.) Die Störungen gehen hoffentlich von 
meiner Redezeit ab, Herr Präſident, ſonſt möchte 
ich Sie doch bitten, für Ruhe zu ſorgen. Ich bin 
nicht gewillt, mir die paar Minuten, die mir noch 
zur Verfügung ſtehen, durch Zurufe nehmen zu 
laſſen, die mit meiner Rede nichts zu tun haben. 
— Wir haben es an brauchbaren Vorſchlägen 
durchaus nicht fehlen laſſen, wenn auch noch 
vor ganz kurzer Zeit die Preſſe darüber ſchrieb, 
unſere Vorſchläge wären nicht durchführbar, wie 
z. B. die „Danziger Allgemeine Zeitung“ am 
5. Februar: 

Was die Sozialdemokratie an Gegenvorſchlägen 
bringt, iſt nicht diskutabel, denn eine erhöhte Ver⸗ 
mögensſteuer aus einem Vermögen ohne Einnahmen 
bedeutet Raub an der Subſtanz. Zerſchlagung der 
letzten Reſte der Wirtſchaft und damit neue Arbeits⸗ 
loſigkeit und höhere Heranziehung der Einkommen 
über 10 000 Gulden, iſt aus Gründen einer attrat- 
tiven Steuerpolitik nicht möglich. 

Heute müſſen wir ſchon erleben, daß Sie auf dieſe 
Steuern zurückgekommen ſind, und daß heute 


I ( g 0 der wahrſcheinlich eine Mehrbelaſtung der Einkom— 
Etat verabſchiedet iſt. Die neue Sanierung wird 0 


men möglich ſein wird. Vor die großen Vermögen 
haben ſich liebenswürdigerweiſe die Nationalſo⸗ 
zialiſten geſtellt, indem ſie ſagten, es wäre kein 
Vermögen in Danzig vorhanden. Damit haben die 
verloren. (Zu 
den Nationalſozialiſten gewandt): Sie ſind bloß 
in den Kampf gezogen, um das raffende Kapital 
zu erfaſſen. Sie werden ſich alſo gewaltig umſtel— 
len und auf Ihre Wahlverſprechungen beſinnen 
müſſen, mit denen Sie vor einigen Monaten auf 
Stimmenfang ausgezogen ſind. Ich möchte Ihnen 
einige dieſer Wahlverſprechungen vor Augen hal— 
ten. In den Flugblättern der Deutſchnationalen 
(einige vorzeigend), fand man die Schlagworte: 
„Millionen⸗Defizit“], „Neue Steuern “], Rette ſich 
wer kann“], Wählt deutſchnational“!, „Für Frei⸗ 
Wählt Deutſchnational“! Die 
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Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 
(Moritz, Abgeordneter) N 
Freiheit, die Sie meinen, liegt ja jetzt zu jeder⸗ 
manns Anſchauung in der Geſchäftsordnung feſt, 
die Sie ſoeben eingeführt haben, und das Brot 
haben Sie durch Ihre Maßnahmen zu einer Rari⸗ 
tät gemacht, die für die Arbeiterſchaft immer un⸗ 
erreichbarer wird. Ueber die Mieterhöhung ſchrieb 
Herr Dr. Blavier in ſeiner Zeitung: „Es iſt eine 
grobe Lüge der Sozialdemokraten, daß die Wirt⸗ 
ſchaftspartei und Dr. Blavier die Mieten erhöhen 
wollen. Die Wirtſchaftspartei iſt Gegner einer 
Mieterhöhung.“ Vielleicht ſehen Sie ſich dies (eine 
Zeitung vorzeigend) einmal an, Herr Dr. Bla⸗ 
vier! So haben Sie Ihre Wahlverſprechungen ge— 
halten. 
Die Bevölkerung hat natürlich noch viel grö⸗ 
ßere Hoffnungen auf die Nationalſozialiſtiſche Ar⸗ 
beiterpartei geſetzt, weil fie vor der Wahl das 
größte Maul hatte. Sie haben bisher allerdings 
zum Teil das getan, was Sie vor der Wahl ver⸗ 
ſprochen haben, nämlich „von allem das Gegen⸗ 
teil“ zu machen. Sie wollten das Kapital treffen, 
Sie bemühen ſich jetzt um eine Schonung und 
Pflege des raffenden Kapitals und um den radi⸗ 
kalen Abbau der ſozialen Fürſorge. Das ſind die 
Meilenſteine an Ihrem Weg des Arbeiterverrats. 
(Abg. Mau: Sehr gut!) Aber ohne parlamentari⸗ 
ſche Erfahrung, ohne jedes wirtſchaftliche Wiſſen 
und ohne jedes ſoziale Gefühl iſt es Ihnen gelun⸗ 
gen, die Führung in der Koalition zu übernehmen. 
Die Koalitionsparteien haben ſich Ihnen um ſo 
williger untergeordnet, weil ſie genau ſo arbeiter⸗ 
feindlich ſind wie die Nationalſozialiſten. Für die⸗ 
ſen Verrat an den Wählern aber ſind Sie allein 
verantwortlich, und durch noch ſo dicke Knüppel 
und Stuhlbeine wie in Tiegenhof werden Sie 
dieſe Verantwortung nicht von ſich abhalten kön⸗ 
nen. Durch Ihr Gebrüll „Danzig erwache“ iſt die 
Arbeiterſchaft jetzt aufgewacht und ſie marſchiert. 
Die Arbeiterſchaft wird deshalb mit Ihnen in 
nächſter Zeit gründlich Abrechnung halten. (Bra⸗ 
vo! links.) 

Vizepräſident von Wnuck: Da weitere 
Wortmeldungen nicht vorliegen, ſchließe ich die 
Beſprechung. (Abg. Brill: Ich beantrage nament⸗ 
liche Abſtimmung!) Es iſt namentliche Abſtim⸗ 
mung beantragt worden. Wird der Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Wir kom⸗ 
men zur namentlichen Abſtimmung über den 
Haushaltsplan. Ich bitte, die Stimmkarten einzu⸗ 
ſammeln. Wünſcht noch jemand ſeine Stimmfarte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die 
Abstimmung. Es find 37 Karten abgegeben“) wor⸗ 
den, ſämtlich mit Ja, Der Haushaltsplan iſt damit 
angenommen. In Druckſache Nr. 166 liegt noch 
7 55 Entſchließung des Abg. Plenikowſki u. Fr. 

or: 


Der Volkstag wolle beſchließen: 

Der Senat wird erſucht, unverzüglich einen Ge: 
ſetzentwurf zur Erhebung einer Sonderſteuer von der 
Tabakmonopol⸗Aktien⸗Geſellſchaft, ſowie von der Zop⸗ 
voter Spielkaſino⸗Geſellſchaft vorzulegen. Der Betrag 
dieſer Steuer iſt den Gemeinden zum Ausbau der 
Wohlfahrtsfürſorge insbeſondere zur Anterſtützung 

er aus der Erwerbsloſenfürſorge ausgeſchloſſenen 
Arbeitsloſen zu überweiſen. 


m en 
*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis ſiehe Seite 405 (D). 
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Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Die Entſchließung iſt abgelehnt. 
Ich rufe die Anlage 14 auf: 
Haupthaushaltsplan. 

Druckſache Nr. 128. Ich eröffne und ſchließe die 
Beſprechung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. (Abg. Brill: Ich 
beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird dieſer 
Antrag unterſtützt? — Die Unterjtüßung reicht 
aus. Wir kommen zur namentlichen Abſtimmung. 
Ich bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. 
Münſcht noch jemand eine Karte abzugeben? Das 
iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt geſchloſſen. 
An ihr haben ſich 37 D. u. H., beteiligt,“) alle 
haben mit Ja geſtimmt. Der Haupthaushaltsplan 
iſt damit angenommen. Wir kommen zum Geſetz⸗ 
entwurf über die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1931, Druck⸗ 
ſache Nr. 129 zu Nr. 13. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung über 
§ 1. (Abg. Brill: Ich beantrage namentliche Ab⸗ 
ſtimmung!) Wird dieſer Antrag unterſtützt? — 
Die Anterſtützung reicht aus. Ich bitte, die Karten 
einzuſammeln, die namentliche Abſtimmung be⸗ 
ginnt. — Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? — Das iſt nicht der Fall, ich ſchließe die 
Abſtimmung. Es ſind 37 Ja⸗Karten abgegeben“) 
worden. § 1 iſt damit angenommen. (Zurufe 
rechts.) Ich rufe S 2 auf und eröffne die Be⸗ 
ſprechung. (Abg. Brill: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung!) Nach dem gemäß Druckſache Nr. 180 
in die Geſchäftsordnung neu eingefügten § 71 a 
kann nur bei der Schlußabſtimmung über das 
Feſtſtellungsgeſetz eine namentliche Abſtimmung 
erfolgen. Wortmeldungen liegen nicht vor, die Be⸗ 
ſprechung zu 8 2 iſt geſchloſſen. Wer S 2 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit, § 2 iſt angenommen. Ich rufe § 3 auf. 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, ſchließe ich die 
Beſprechung. Wer § 3 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 8 3 iſt 
angenommen. Wir kommen zur Ueberſchrift. Da 
keine Wortmeldungen vorliegen, ſchließe ich die 
Beſprechung. Wer die Ueberſchrift annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
die Ueberſchrift iſt angenommen. Wir kommen 
nunmehr zur Schlußabſtimmung. (Abg. Brill: Ich 
beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird dieſer 
Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht 
aus. Wir kommen zur namentlichen Schlußab⸗ 
ſtimmung. Ich bitte die Stimmkarten einzuſam⸗ 
meln. — Wünſcht ſich noch jemand an der Ab⸗ 
ſtimmung zu beteiligen? — Das iſt nicht der Fall. 
Ich ſchließe die Abſtimmung. Es ſind 37 Ja⸗Kar⸗ 
ten“) abgegeben worden. Das Geſetz iſt ſomit in 
namentlicher Schlußabſtimmung angenommen. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage folgenden Antrag auf die Tagesordnung zu 
1 05 und ohne Ausſprache darüber abſtimmen zu 
aſſen: 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis fiehe Seite 405 (DI 


05 


D 


4 A) 


428 Volkstag Danzig — 21. Sitzung. 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Der Volkstag wolle beſchließen: Für die heutige 
Sitzung iſt jedem Angeſtellten und Beamten des 
Volkstags, ſoweit er dienſtlich anweſend war, eine 
Sondervergütung von 15.— G zu gewähren. 

Plenikowſki und Fraktion. 


Lachen Sie nicht darüber, die Leute mußten die 
ganze Zeit über hier ſitzen. Soviel Geld iſt be⸗ 
ſtimmt noch vorhanden. (Abg. Gaikowſki: Darüber 
kann heute nicht abgeſtimmt werden, weil es eine 
Finanzvorlage iſt!) Ich möchte darauf hinweiſen, 
daß Sie ſich beſtimmt nicht ſklaviſch an irgend⸗ 
welche Beſtimmungen gehalten haben, als Sie zum 
Falle Greiſer Stellung nahmen. Es iſt eine 
Lächerlichkeit, dieſen Antrag als Finanzvorlage 
hinzuſtellen. Nichtdeſtoweniger kann heute dar⸗ 


über abgeſtimmt werden. Geſchieht das nicht, ſo 
beantrage ich, daß der Antrag dem Hauptausſchuß 


Mittwoch, den 18. März 1931. 


überwieſen wird. (Der kann ſofort tagen! links. 

Vizepräfident von Wnuck: Es ijt ein Antrag 
auf Zahlung einer einmaligen Beihilfe an die 
Angeſtellten und Beamten des Volkstags geſtellt 
worden. (Zurufe rechts.) Es wird widerſprochen, 
der Antrag kann heute nicht mehr auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt werden. 

Wir kommen nunmehr zur Feſtſetzung der 
Tagesordnung für die nächſte Sitzung. Ich ſchlage 
vor, die nächſte Sitzung am Donnerstag, den 26. 
März abzuhalten und den amtierenden Präſiden⸗ 
ten zu ermächtigen die Tagesordnung feſtzuſetzen. 
Widerſpruch höre ich nicht; es iſt dementſprechend 
beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 5 Uhr.) 
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| 
22. Sitzung. 

Donnerstag, den 26. März 1931. 

e ee es BUNTE, 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 429 C 

Wahl des Präſidenten des Volkstaggss 29 C 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 429 C 
Greiſer (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung 429 D 
ee + aa AD 
Greiſer (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung . 430 A 


Wahl von drei Beiſitzeern 430 A 


Zweite und dritte Beratung eines Amneſtiegeſetzes. 


(Druckſache Nr. 189 zu Nr. 16277 430 B 
Zweite und dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Gewährung von Straffreiheit. Uran⸗ 
trag des Abg. Raſchke u. Fr. (Druckſache Nr. 188 | 
Fiſcher (S. P. D.) 451 


Abänderungsantrag des 
Muückſache Nr 83838 8 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung. 
Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 432 A 
Gaikowſki (Z.) zur Geſchäftsordnung. 432 
Abänderungsantrag des Abg. Raſchke u. Fr. zu 
Druckſache Nr. 189 (Drucksache Nr. 193) Ar: 
Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. auf Aenderung 
der Anſtellungsgrundſätze für Inhaber des Be⸗ 
amtenſcheins. (Druckſache Nr. 132) 
Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. auf Aenderung 
des Geſetzes über Beſchäftigung von Schwerbe⸗ 


Abg. Dr. Unger u. Fr. zu 
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432 D 


ſchädigten. (Druckſache Nr. 133) 433 A 
Dr. Thimm (Nat. Soz.) ne 433 A 
Kreft (K. P.) a 5 435 B 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Bekämp⸗ 
fung der Kapital⸗ und Steuerhinterziehung. 
Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. (Druck⸗ 
ahh ee nem a EN 
eee , 02 Ale 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über Ab⸗ | 
änderung des Geſetzes über die Aufwandsent⸗ 
ſchädigung der Volkstagsabgeordneten. — Aran⸗ 
trag des Abg. Kreft u. Fr. — (Druckſache Nr. 
ar a rr ee LEN 
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Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf Gewährung 


einer einmaligen Aufwandsentſchädigung an 
das Volkstagsbüro. (Druckſache Nr. 186.). „440 B 
Greiſer Nat ss 0 
Ordnungsruf für den Abg. Kreft (K. P.) 440 C 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (K. P.) . 440 C 


lenden N 4405 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes. — Uran⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki u. Fr. — (Drud- 
U e e e 
Bartsch (KP) 442 KA 
Stukowſti (S. P. D.) 443 C 

Mn. Pleite (RB 4144 5 
Abänderungsantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. zu 
Deine Nr ; 8 
Namentliche Abſtimmung über den Artikel IX Zif⸗ 
fer 1 des Abänderungsantrages des Abg. Ple⸗ 
fl 449 D 
ertagung wegen Beſchlußunfähigkeit 449 D 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 55 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowfki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Blavier, 
Dr. Hoppenrath; Staatsrat Kunſt; Oberregie⸗ 
tungstat Dr. Hemmen; Mitglied des Finanzrats 
Riefenſtahl. 
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Vizepräſident Gaikowſki: M. D. u. H.! Ich er⸗ 
öffne die 22. Vollſitzung. Vor Eintritt in die Ta⸗ 
gesordnung habe ich noch bekanntzugeben, daß 
der Aelteſtenausſchuß beſchloſſen hat, die Punkte 
2 a und 2b ſofort hinter Punkt 2, Wahl von zwei 
Beiſitzern, zu erledigen und dieſe beiden Punkte 
in der Beſprechung zu verbinden. Desgleichen 
ſollen Punkt 3 und Punkt 4 in der Beſprechung 
verbunden werden. Ich höre keinen Widerſpruch, 
es iſt ſo beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte nur 
feſtſtellen, daß der Aelteſtenausſchuß keine Be⸗ 
ſchlüſſe zu faſſen hat. Er hat nur Vorſchläge zu 
machen. (Abg. Plenikowſki: Sie halten ſich ſonſt 
auch nicht an die Beſchlüſſe des Xeltejtenaus- 
ſchuſſes!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß hat zu dieſen Fragen Stellung genommen. 
Von Ihrer Fraktion hat Herr Abg. Plenikowſfki 
daran teilgenommen. (Abg. Plenikowſki: Raſchke 
hat daran teilgenommen, das ſtimmt ſchon wieder 
nicht!) Er hat jedenfalls nicht widerſprochen. (Abg. 
Raſchke: Ich habe auch hier nicht widerſprochen, 
ich habe nur etwas feſtgeſtellt!) Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Tagesordnung. Ich rufe Punkt 1 auf: 

Wahl des Präſidenten des Volkstags. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wir ſchla⸗ 
gen den Abg. Paul Kreft vor. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt der Abg. Paul 
Kreft vorgeſchlagen worden. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich ſchlage 
zur Wahl des Präſidenten den Abg. von Wnuck 
vor. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich eröffne zunächſt 
5 ben, Das Wort hat der Herr Abg. 

rill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Im Namen der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion gebe ich folgende 
Erklärung ab: 

Die Sozialdemokratie ſieht dieſe Präſidenten— 
wahl als eine Farce an. Die Nazis und die bür⸗ 
gerlichen Parteien haben in der letzten Volkstags⸗ 
ſitzung das Recht durch Willkür erſetzt. Die Beu- 
gung der parlamentariſchen Geſchäftsordnungsbe⸗ 
ſtimmungen zugunſten eines ſich unparlamenta⸗ 
riſch gebärdenden Abgeordneten einer antiparla⸗ 


mentariſchen Partei iſt ohne Beiſpiel in der Ge⸗ 


ſchichte des Danziger Volkstags. Die Macht der 
Regierungskoalition wird dazu ausgenutzt, um 
das Recht mit Füßen zu treten und ihren volks⸗ 
feindlichen Kurs in Gemeinſchaft mit den Nazis 
zu ſichern. Unter dieſen Umjtänden lehnt die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion es ab, ihren Anſpruch 
als ſtärkſte Fraktion auf die Beſetzung des Präſi⸗ 
dentenpoſtens geltend zu machen. Die Sozialde⸗ 
mokratie wird ji auch nicht an der Wahl beteili⸗ 
gen, um damit ihrem Proteſte gegen die Verge⸗ 
waltigung des Rechts nachdrücklichſt Ausdruck zu 
verleihen. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Es ſind zwei Vorſchläge gemacht worden. 
Es muß alſo geheime Wahl ſtattfinden. Vorge⸗ 
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ſchlagen ſind die Abg. von Wnuck und Kreft. (Abg. 
Plenikowſki: Nanu? Die Nazis begehen jetzt 
Streikbruch, ſie gehen nicht hinaus! Sie haben uns 
das doch im Reichstag vorgeworfen!) Ich bitte mit 
dem Namensaufruf zu beginnen. — Münſcht noch 
jemand von den D. u. H. eine Karte abzugeben? 
Das iſt nicht der Fall, die Wahl iſt geſchloſſen. Das 
Ergebnis iſt folgendes: Es haben ſich 41 D. u. H. 


daran beteiligt. Der Abg. von Wnuck erhielt 34 


Stimmen, der Abg. Kreft ſechs, der Abg. Reuter 
eine Stimme. Das ſind zuſammen 41 Stimmen. 
Der Abg. von Wnuck iſt ſomit zum Präfidenten 
des Hauſes gewählt. Ich frage Sie, Herr Abgeord⸗ 
neter, ob Sie die Wahl annehmen? (Abg. von 
Wnuck: Ich nehme die Wahl an! — Heil! bei den 
Nationalſozialiſten.) Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bean⸗ 
trage, hinter Punkt 1 der Tagesordnung einen 
Punkt 1 a und 1b einzuſetzen und die Wahl der! 
beiden Vizepräſidenten anſchließend vorzunehmen. 
Ich ſchlage meinerſeits als erſten Vizepräſidenten 
Herrn Abg. Gaikowſki vor. (Abg. Plenikowſki: 
Wir widerſprechen! Das iſt ja gar nicht auf die 
Tagesordnung geſetzt!) Wir können es noch bean⸗ 
tragen! (Abg. Plenikowſki: Natürlich können Sie 
es beantragen!) | 

Vizepräſident Gaikowfti: Nachdem Widerſpruch 
erhoben iſt, können wir heute die Wahl nicht vor⸗ 
nehmen. Wir kommen nunmehr zu Punkt 2 der 
Tagesordnung: 

Wahl von drei Beiſitzern. 

Die Sozialdemokratiſche Fraktion hat die Er⸗ 
klärung abgegeben, daß fie ihre drei Beiſitzer zu⸗ 
rückgezogen habe. Geſchäftsordnungsmäßig muß 
darum ein Erſatz gewählt werden. Von der Na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Fraktion iſt der Herr Abg. 
Neumann, vom Zentrum der Herr Abg. Doering, 
von der Deutſchnationalen Fraktion Herr Abg. 
Bertling vorgeſchlagen worden. Dieſe Herren gel⸗ 
ten hiermit als gewählt. (Pfui! bei den Kommu⸗ 
niſten.) Bevor ich den Punkt 2 der Tagesordnung 
aufrufe, bitte ich Herrn Präſidenten von Wnuck, 
das Präſidium zu übernehmen. (Zurufe links.) 

Präſident von Wnuck: Ich rufe jetzt die Punkte 
2 a und 2b der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Am⸗ 
neſtiegeſetzes. 

Druckſache Nr. 189 zu Nr. 162. 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetz⸗ 
entwurfs über die Gewährung von Straf⸗ 
freiheit. — Urantrag des Abg. Raſchke u. 


Fr. 
Druckſache Nr. 188 zu Nr. 10. Die Beſprechung 
dieſer beiden Punkte iſt verbunden. Ich eröffne 


die Beſprechung, das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Amneſtie⸗ 
vorlagen, die zu dieſem Punkte zur Beratung 
ſtehen, ſind einmal von der Regierung, zum an⸗ 
dern von der Kommuniſtiſchen Fraktion einge⸗ 
bracht. Selbſtverſtändlich iſt, daß dieſe beiden 
Vorlagen von einander abweichen müſſen; denn 
wir haben uns nie der Hoffnung hingegeben, daß 
eine Nazi⸗Regierung ſich der Kommuniſtiſchen 
Fraktion annähern und einen dementſprechenden 
Antrag vorlegen würde, wie er bereits von der 
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Kommuniſtiſchen Fraktion vorliegt. Daß er ſo⸗ 
weit von dem Vorſchlag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion abweicht, haben wir natürlich nicht vor⸗ 
ausgeſehen. Ich glaube, daß auch ein Teil der 
Mitglieder dieſes hohen Hauſes nicht der Meinung 
geweſen iſt wie die Regierung. Die Abweichun⸗ 
gen dieſer beiden Vorlagen von einander ſind ganz 
erheblich. Während der Vorſchlag der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion dahin geht, alle politiſchen Ver⸗ 
gehen und Verbrechen zu amneſtieren, macht der 
Senat erhebliche Einſchränkungen. In ſeinem 
Entwurf iſt vorgeſehen, daß von der Amneſtie die 
Perſonen ausgenommen ſein ſollen, die aus offen⸗ 
kundiger Roheit oder aus einem niedrigen oder 
unehrenhaften Beweggrund gehandelt haben. Das 
iſt inſofern eine Einſchränkung, als der Senat die 


Beſtimmungen in ſeinem Intereſſe zu ungunſten 


derer auslegen wird, die ſich im politiſchen Kampfe 
ihrer Haut nicht nur geiſtig, ſondern auch körper⸗ 
lich haben wehren müſſen. Daß davon insbeſon⸗ 
dere die revolutionären Arbeiter betroffen werden, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Bei allen Amneſtien, die bis 
jetzt erlaſſen worden ſind, iſt auch noch nie ein der⸗ 
artiger Paſſus in Erſcheinung getreten. Entweder 
hat man amneſtiert ohne jede Einſchränkung, oder 
man hat nicht amneſtiert. 

Die Einſchränkung, die der Senat hier macht, 
zeigt wiederum, daß ſich alles gegen das revoluti⸗ 
onäre Proletariat auswirken ſoll. Wir behaupten 
ſchon heute, daß, wenn der Amneſtieentwurf des 


Senats angenommen wird, ein großer Teil der⸗ 
jenigen, die eigentlich amneſtiert werden müßten, 


nicht unter die Amneſtie fallen wird. Im Rechts⸗ 
ausſchuß konnte der Regierungsvertreter beiſpiels⸗ 
weiſe noch nicht klar darüber Auskunft geben, ob 
ein halbes Jahr und mehr Gefängnis wegen Kör⸗ 
perverlekung auch unter die ſogenannten Roheits⸗ 
akte bezw. unehrenhaften Beweggründe fällt. 
Selbſtverſtändlich wird der heutige Senat dieſe 
Leute nicht amneſtieren, trotzdem das Gericht 
offenkundig erklärt hat, ein Exempel ſtatuieren zu 
wollen, ſelbſt dann, wenn die Verletzungen gering⸗ 
fügiger Natur ſind. Der Fall, den ich beſonders 
im Auge habe, hat ſich in Langfuhr abgeſpielt. 
Ein Nazi⸗Mann hat dort ein blaues Auge davon⸗ 
getragen. Dafür erhielten die beiden daran be⸗ 
teiligten revolutionären Arbeiter der eine ſechs 
Monate, der andere neun Monate Gefängnis. 
Dieſer Nazi⸗Mann hat weder Einbuße an Arbeits⸗ 
verdienſt noch ſonſt etwas erlitten. Er war in der 
Lage, am andern Tage ſeine Arbeit fortzuſetzen. 
Trotzdem wurde ein halbes Jahr Gefängnis ver⸗ 
hängt. Wenn der Senat Roheitsakte herauskri⸗ 
ſtalliſieren will, jo wird er ſich nicht an die Tat 
halten, ſondern an die Gefängnisſtrafe, die dafür 
verhängt worden iſt. Er wird einfach erklären, 
bei einem halben Jahr Gefängnis ſei eine ziem⸗ 
liche ſchwere Körperverletzung begangen worden, 
trotzdem er weiß, daß das Gericht und beſonders 
die Richter, die dieſe Sachen abgeurteilt haben, zu 
den reaktionärſten gehören. 


So muß man feſtſtellen, daß dieſe Einſchrän⸗ 


kung, die im Artikel 2 der Vorlage des Senats ent⸗ 


halten iſt, ſich insbeſondere und allein gegen die 
revolutionären Arbeiter richtet, die ſich zur Wehr 
geſetzt haben. Darüber hinaus weicht der Senats⸗ 
entwurf auch inſofern von unſerem Geſetzentwurf 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

ab, als unſere Vorlage vorſieht, daß alles das, 
was auf politiſchem Gebiet bis zum Inkrafttreten 
des Geſetzes an Strafen verhängt worden iſt, am⸗ 
neſtiert werden ſollte. Das wäre aller Voraus⸗ 
ſicht nach bis zum 1. April, weil heute das Geſetz 
verabſchiedet wird und eventuell nach acht Tagen 
in Kraft tritt. Der Senat will nur alle politi⸗ 
ſchen Verbrechen und Vergehen, die bis zum 9. De⸗ 
zember begangen worden ſind, amneſtieren. Wenn 
wir auch auf die Annahme unſerer Vorlage nicht 
allzugroße Hoffnungen gelegt haben, ſo müſſen wir 
aber hier beſonders darauf verweiſen, daß auf 
Grund der letzten Ereigniſſe wiederum Arbeiter 
vor den Klaſſenrichter geſchleppt werden ſollen, die 
lediglich auf Grund der Verordnungen des Senats 
Straftaten begangen haben. 

Es handelt ſich um die Verordnung in bezug 
auf den Arbeitszwang gegen die Erwerbsloſen, die 
verhängt worden iſt. Auf Grund dieſer Verord⸗ 
nung iſt es in Ohra und in Oliva zu Zuſammen⸗ 
ſtößen gekommen. Die drei daran beteiligten Ar⸗ 
beiter ſitzen heute noch in Unterſuchungshaft. Es 
iſt aber bezeichnend für den Senat, daß er die erſte 
Verordnung hat zurückziehen müſſen, weil ſie auch 
nach ſeinem Ermeſſen jeder geſetzlichen Grundlage 
entbehrte. Er hat jetzt erneut angeordnet, daß 
für die Zwangsarbeit eine beſtimmte Entſchädi⸗ 
gung gezahlt werden ſoll. Wenn es auch nur ein 
Hungerlohn iſt, wenn es nur 50 Pfennige pro Tag 
ſind im Falle der Höchſtunterſtützung, ſo kommt 
damit doch zum Ausdruck, daß der Senat die erſte 
Verordnung zu Anrecht erlaſſen hat. Auf Grund 
dieſer zuerſt erlaſſenen Verordnung iſt es, wie ge⸗ 
ſagt, zu Zuſammenſtößen zwiſchen Polizei und Ar⸗ 
beitern gekommen, die allerdings nicht ſtattgefun⸗ 
den hätten, wenn der Senat mit ſeinen faſchiſti⸗ 
ſchen Elementen nicht ſo kurzſichtig geweſen wäre. 

Wir verlangen auf Grund dieſer Tatſachen, 
daß auch dieſe Arbeiter für die Amneſtie in Frage 
kommen. Ich habe einen derartigen Antrag be⸗ 
reits dem Rechtsausſchuß vorgelegt. Er wurde aber 
mit Hilfe der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpar⸗ 


— 


— 


tei abgelehnt, trotzdem dieſe „Arbeiterpartei“ mit 


dazu beigetragen hat, daß die Verordnung erlaſſen 
und die Erwerbsloſen zur Zwangsarbeit gezwun⸗ 
gen wurden. Es iſt jetzt das Gebot der Stunde, 
daß dieſe Partei, wenn ſie ſich noch Arbeiterpartei 
ſchimpfen will, unſern Antrag annimmt und da⸗ 
für ſorgt, daß das wieder gut gemacht wird, was 
der Senat durch ſeine erſte Verordnung ungeſetzlich 
heraufbeſchworen hat. Deshalb haben wir auch 
zu der zweiten Leſung unſern Antrag erneut ein⸗ 
gebracht, der folgenden Wortlaut hat: 

Unter die Amneſtie fallen auch die Vergehen und 
Verbrechen, die auf Grund der Verordnung des Se⸗ 
nats in bezug auf Pflichtarbeit bereits abgeurteilt 
ſind bezw. noch zur Aburteilung ſtehen. 

Hier iſt den Regierungsparteien ſowohl wie der 

egierung Gelegenheit gegeben, das wieder gut zu 
machen, was fie auf Grund ihrer Kurzſichtigkeit 
heraufbeſchworen haben. Wir erwarten, daß die 
Regierungsparteien unſerm Antrag zuſtimmen, 
damit insbeſondere die drei Arbeiter, die heute 
noch in Anterſuchungshaft ſitzen, nicht beſtraft 
werden. Bezeichnend iſt es, daß man einen verhei⸗ 
rateten Mann, der Familie hat, nicht freigelaſſen 
hat, weil angeblich Fluchtverdacht vorliegt. Auf 
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Grund dieſes Zuſammenſtoßes will man hier an⸗ 
ſcheinend auch wieder ein Exempel ſtatuieren. Mir 
iſt die Anklage noch nicht bekannt, aber aus der 
langen Anterſuchungshaft kann man ſchließen, daß 
damit zu rechnen iſt, daß dieſen Arbeitern eine 
ſchwere Strafe droht. Das muß aus der Welt ge⸗ 
ſchafft werden und das kann geſchehen, wenn Sie 
unſerm Antrag die Zuſtimmung geben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Fiſcher. 

Fiſcher, Abgeordneter (S. P. D.): Zu dem Ge⸗ 
ſetzentwurf über die Gewährung von Straffreiheit 
hat die Sozialdemokratiſche Fraktion folgendes zu 
erklären: 

Wir begrüßen es, daß ein ſolcher Geſetzentwurf 
eingereicht iſt und ſind der Anſicht, daß der kom⸗ 
muniſtiſche Geſetzentwurf, Druckſache Nr. 10, den 
Vorzug gegenüber dem Geſetzentwurf der Regie⸗ 
rungsparteien verdient. Bereits im November 
wurde der Antrag Nr. 10 eingereicht, der Regie⸗ 
rungsentwurf ließ jedoch lange auf ſich warten 
und für dieſen trifft das Sprichwort nicht zu, daß 
das, was lange währt, gut ſein ſoll. Der Antrag 
Nr. 10 verdient zweifellos den Vorzug gegenüber 
der Druckſache Nr. 162, und mein Vorredner hat 
bereits dieſen Standpunkt eingehend begründet. 
Aus dem Regierungsentwurf kann man alles 
mögliche herausleſen, und auf Grund der bisheri⸗ 
gen Erfahrungen ſind wir mißtrauiſch, weil es nur 
in der Hand des Richters und des Senats liegt, 
wer amneſtiert werden ſoll und wen man von der 
Amneſtie ausſchließen will. 

Dem Abänderungsantrag der Kommuniſtiſchen 
Fraktion in Druckſache Nr. 193 geben wir unſere 
Zuſtimmung, weil die in Kürze kommenden Vor⸗ 
gänge aus jüngſter Zeit ſo liegen, daß man ohne 
Bedenken dieſem Antrag zuſtimmen kann. Die⸗ 
jenigen Erwerbsloſen, die vom Landesarbeitsamt 
zur Pflichtarbeit vermittelt wurden, und auf 
Grund von Zuſammenſtößen mit der Polizei ange⸗ 
klagt ſind, haben kein Verbrechen begangen, auch 
nicht ehrlos, noch ſonſt irgendwie mit Abſicht ge⸗ 
handelt. Man muß bedenken, daß die Erregung 
unter den Erwerbsloſen ſehr groß war. Darüber 
weiter zu reden, iſt eigentlich überflüſſig. Wir 
werden dem Antrag „Druckſache Nr. 10“ ſowie dem 
Abänderungsantrag in Druckſache 193 unſere Zu⸗ 
ſtimmung geben. 


Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt 
ſoeben folgender Abänderungsantrag eingegan⸗ 


gen: 


Wir beantragen: In Artikel 1 wird hinter Ab⸗ 
ſatz 2 folgender Abſatz eingefügt: 

Die Beſtimmungen der Abſätze 1 und 2 finden 
auch Anwendung auf Dilsiplinarvergehen und ſolche 
Diſziplinarverfahren, in denen politiſche Vergehen 
den Gegenſtand des Verfahrens bilden und andere 
eg ſoweit fie Gegenſtand desſelben Verfahrens 
ind. 

Dr. Unger 
und Fraktion des Blocks der Nationalen Sammlung. 
(Abg. Naſchke: Dr. Blavier will ſein Diſzipli⸗ 
narverfahren los werden!) Wer für die Annahme 
des ſoeben verleſenen Abänderungsantrages iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
der Antrag iſt angenommen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Abänderungsantrag in 


(C) 


(D) 


(A) 


(B 


— 
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(Präſident) 
Druckſache Nr. 193. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn die Sache 
ſo vom Präſidenten gemacht wird, kann ich dem 
nicht folgen. Es muß doch zuerſt über die Druck⸗ 
ſache Nr. 10 abgeſtimmt werden, weil dieſer Vor⸗ 
ſchlag doch viel weitgehender iſt als der auf Druck⸗ 
ſache Nr. 162. Sie haben, ohne etwas verlauten 
zu laſſen, daß jetzt eine Abſtimmung kommt, gleich 
drauf losgehauen. 

Präſident: Es iſt mir leider unmöglich. Zuerſt 
ſteht der Punkt 2a auf der Tagesordnung. (Sie 
haben doch beides verbunden! links.) In der Be⸗ 
ſprechung iſt es verbunden, in der Abſtimmung 
muß ich der Reihe nach gehen. (Lebhafter Wider⸗ 
ſpruch links.) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt beſchloſ⸗ 
ſen worden, daß beide Punkte gemeinſam beſpro⸗ 
chen werden ſollten. Wenn die gemeinſame Be⸗ 
ſprechung zugelaſſen iſt, dann kann auch eine Ab⸗ 
änderung bei der Abſtimmung vorgenommen wer⸗ 
den. Wäre es nicht ſo, dann hätte ja jeder Tages⸗ 
ordnungspunkt beſonders behandelt werden müſ⸗ 
ſen. Da ſie zuſammengezogen ſind, muß über den 
weitergehenden Antrag zuerſt abgeſtimmt werden. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wäre es 
anders, ſo wäre die ganze Geſchichte ja ſinnwidrig. 
Sie müſſen ſich doch darüber klar ſein, daß es Ab⸗ 
geordnete gibt, die zwar für den einen Antrag 
ſtimmen wollen, für den andern aber nicht. Sie 
wollen wenigſtens die Möglichkeit haben, bei Ab⸗ 
lehnung des einen weitergehenden Antrages für 
den andern zu ſtimmen. Dieſe Möglichkeit muß 
den Abgeordneten gegeben werden. Es iſt an und 
für ſich ſchon ſehr eigenartig, daß der älteſte An⸗ 
trag in Druckſache Nr. 10, der im Dezember ein⸗ 
gereicht worden iſt, nicht vor dem andern Antrag 
auf die Tagesordnung geſetzt wird. Nachdem die 
beiden Punkte bei Erledigung der Tagesordnung 
verbunden ſind, kann ohne weiteres nicht nur die 
Beſprechung miteinander verbunden werden, ſon⸗ 
dern es kann auch dementſprechend bei der Ab⸗ 
ſtimmung verfahren werden. Sonſt wäre das ſinn⸗ 
widrig und würde ſich gegen den Sinn der Ge⸗ 
ſchäftsordnung richten. Man muß den Abgeord⸗ 
neten die Möglichkeit geben, zunächſt für einen 
Antrag zu ſtimmen, der am weitgehendſten iſt. 
Wird der abgelehnt, müſſen ſie ihre Zuſtimmung 
zu dem andern Antrag geben können. Sonſt kann 
= vorkommen, daß beide Anträge abgelehnt wer⸗ 

en. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung 
hat der Herr Abg. Gaikowfki. 

Gaikowſki, Abgeordneter (3.): Es iſt bisher 
immer ſo gehandhabt worden, daß, wenn zwei 
Tagesordnungspunkte in der Ausſprache mit ein⸗ 
ander verbunden waren, die Abſtimmung trotz⸗ 
dem getrennt über jeden einzelnen Antrag vorge⸗ 
nommen worden iſt. So iſt das immer geſchehen, 
und ſo hat der Herr Präſident auch jetzt verfahren. 

Präſident: Ich ſtehe auf dem Standpunkt, daß 
ich vollſtändig richtig verfahren habe. (Zuſtim⸗ 
mung rechts.) Ich ſehe aber kein Hindernis, wes⸗ 
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halb es nicht auch anders gemacht werden ſoll. Ich (C) 


werde daher über den Geſetzentwurf auf Druckſache 
Nr. 10 zuerſt abſtimmen laſſen. Wer für Annahme 
des § 1 des Geſetzentwurfs in Druckſache Nr. 10 
iſt, bitte ich ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das letztere iſt die Mehrheit, 8 1 
iſt abgelehnt. Wer für Annahme des $ 2 iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: Gegen⸗ 
probe!) Ich bitte um die Gegenprobe. — Letzteres 
war die Mehrheit, $ 2 iſt abgelehnt. Wer für An⸗ 
nahme des S 3 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Letzteres war die 
Mehrheit, § 3 iſt abgelehnt. Wer für Annahme 
der Ueberſchrift iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die 
Mehrheit, die Ueberſchrift iſt abgelehnt. Damit 
iſt die Druckſache Nr. 10 vollſtändig erledigt. Wir 
kommen jetzt zur Abſtimmung über Punkt 2 a der 
Tagesordnung, und zwar über den Abänderungs⸗ 
antrag des Herrn Abg. Raſchke u. Fr. in Druck⸗ 
ſache Nr. 193: 

Wir beantragen: 

In $ 1 iſt folgender Abſatz neu hinzuzufügen: 

Unter die Amneſtie fallen auch die Vergehen und 
Verbrechen, die auf Grund der Verordnung des Se⸗ 
nats in bezug auf Pflichtarbeit bereits abgeurteilt 
ſind, bezw. noch zur Aburteilung ſtehen. 

Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Letzteres iſt die Mehrheit, der Ab⸗ 
änderungsantrag iſt abgelehnt. 

Wir kommen nun zum Amneſtiegeſetz, wie es 
in Druckſache Nr. 189 aus dem Ausſchuß gekom⸗ 


men iſt. Wer den Artikel 1 annehmen will, bitte (DI 


ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, Ar⸗ 
tikel 1 iſt angenommen. Wer Artikel 2 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel 2 iſt angenommen. Wer für Annahme 
des neu eingefügten Artikels 2a iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
Wer Artikel 3 annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. Wer 
für Annahme der Ueberſchrift ijt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Die Ueberſchrift iſt angenommen. 
(Abg. Gaikowſki: Ich beantrage dritte Leſung, die 
ſteht ja auch auf der Tagesordnung! — Zuruf des 
Abg. Plenikowſki. — Abg. Gaikowſki: Das wiſſen 
Sie doch nicht!) Ich rufe die dritte Beratung des 
Amneſtiegeſetzes auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. (Zuruf des 
Abg. Spill.) Wünſchen Sie das Wort Herr Abg. 
Spill? (Abg. Spill: Nein! — Abg. Gaikowſki: Ich 
beantrage Blockabſtimmung.) Es iſt Blockabſtim⸗ 
mung beantragt worden. Widerſpruch höre ich 
nicht. Wer die Artikel 1 bis 3 der Vorlage und 
die Aeberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt 
damit in dritter Leſung angenommen. (Abg. Brill: 
Schlußabſtimmung!) Wir kommen nunmehr zur 
Schlußabſtimmung. Wer die Vorlage in der 


Schlußabſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
Damit iſt dieſer Punkt erledigt. Ich rufe Punkt 3 
der Tagesordnung auf: 
Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. auf 
Aenderung der Anſtellungsgrundſätze für 
Inhaber des Beamtenſcheins. 


(A 


(B 
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(Präſident) 

Druckſache Nr. 132. Gleichzeitig rufe ich den 

Punkt 4 auf: 

— Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. auf 
Aenderung des Geſetzes über Beſchäftigung 
von Schwerbeſchädigten. 

„Druckſache Nr. 133. Die Beſprechung dieſer 
beiden Punkte iſt verbunden. Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Thimm. 

Zur 


Dr. Thimm, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
Materie der vorliegenden Anträge haben die 
raktionen bereits ausgiebig geſprochen. Ich kann 
mich daher kurz faſſen. (Zuruf des Abg. Pleni⸗ 
kowſki.) Wir hatten beantragt, daß „Anſtellungs⸗ 
ſperren für Beamte Kriegsbeſchädigten gegenüber 
keine Gültigkeit haben.“ Dieſe Aenderung der 
Anſtellungsgrundſätze für die Beamtenſcheininha⸗ 
ber ſpricht wohl für ſich ſelbſt. In der früheren 
Beſprechung ſchlugen die Sozialdemokraten vor, 
daß jede erſte und vierte, tatſächlich alſo 
zweite Stelle mit einem Inhaber des Beamten⸗ 
ſcheins beſetzt werden ſollte. (Zurufe der Abg. Mo⸗ 
ritz und Brill.) Das Kartell der Kriegsbeſchädig⸗ 
ten ſelbſt hat ſich von vornherein auf jede dritte 
telle geeinigt. Dazu haben wir auch die Zu⸗ 

ſtimmung der Regierungsvertreter bekommen. 
„Dann ſoll der $ 19 der bisherigen Grundſätze 

wie folgt geändert werden: 

Den Inhabern des Beamtenſcheins iſt während 


der Probedienſtleiſtung die Vollvergütung der nicht 
planmäßigen Beamten zu zahlen. 


Wer den Schritt unternimmt, ſich der Beamten⸗ 
laufbahn zu widmen, hat gewiß kein hohes Ein⸗ 
ommen. Wenn der Betreffende mit Frau und 
Kindern nur 75 Prozent des üblichen Einkommens 
während der Probedienſtleiſtung erhält, muß er 
ſich in dieſer Zeit durchquälen. Im letzten Jahre 
waren es neun Beamtenſcheininhaber, die dieſen 
Verſuch des Probejahres unternahmen. Die vol⸗ 
len Bezüge zu 250, — G pro Monat gerechnet, wür⸗ 
den für den Staat insgeſamt noch keine 7 000 Gul- 
den ausmachen. Infolgedeſſen hat auch dieſer 
Vorſchlag der Gewährung der Vollvergütung in 
der Zeit der Probedienſtleiſtung Billigung gefun⸗ 
den und iſt angenommen worden. Was die Be⸗ 
ſchäftigung Schwerkriegsbeſchädigter betrifft, ſo hat 
das Kartell zunächſt verſucht, bereits jede 15. 
Stelle mit einem derartigen Mann beſetzen zu 
laſſen. Wir haben uns aber der Anſicht fügen 
müſſen, daß dann tatſächlich die kleinen Betriebe 
getroffen werden, bei denen es große Schwierig⸗ 
keiten macht, einen Schwerbeſchädigten zu beſchäf⸗ 
tigen. So iſt der Vorſchlag in dieſer Veränderung 
durchgegangen. Der Vorteil in den großen Be⸗ 
trieben iſt offenſichtlich, daß jetzt ſtatt wie bisher 
drei, vier Stellen auf hundert kommen. Ebenſo 
iſt es ein Vorteil, daß diejenigen, die durch Her⸗ 
abſetzung ihrer Renten als minderbeſchädigt gel⸗ 
ten, in ihren Stellen, die ſie als Schwerbeſchädigte 
bekommen haben, längere Zeit geſchützt ſind, drei 
Jahre ſtatt bisher ein Jahr. 

Dann haben wir noch eine Entſchließung in 
Druckſache Nr. 139 eingebracht: 

Der Senat wird erſucht, die Behörden anzuweiſen, 
für die mit der Prüfung von Inhabern des Beamten⸗ 
ſcheins betrauten Prüfungsausſchüſſe nach Möglichkeit 
einen ſchwerkriegsbeſchädigten Beamten als Mitglied 
su ernennen. 


Dieſe Faſſung entſpricht einem Wunſch des Kar⸗ 


— 


— 


jede 
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tells und empfiehlt ſich, damit der Senat nicht ge⸗ 
zwungen iſt, in allen ſolchen Fällen einen Vertre⸗ 
ter der Beamten da zu haben. Das könnte zu 
Weiterungen führen. Man könnte ſagen, bei 
jeder Beamtenprüfung muß ein Beamter heran⸗ 
gezogen werden, der ſich in derſelben Lage befin⸗ 
det. Es iſt beſſer, wenn der Senat in dieſem Fall 
den Schwerkriegsbeſchädigten als den einzigen, die 
beſondere Rechte beanſpruchen können, dieſe Hilfe 
zuteil werden läßt. (Bravo! rechts. — Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Und wieviel haben Sie abgezogen? 
Dreiviertel Millionen haben Sie hier geſtrichen!) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Sozialdemokratiſche Fraktion begrüßt jede 
Gelegenheit, wo ſie etwas zur Verbeſſerung der 
Lage der Kriegsopfer tun kann. Aber es muß zum 
mindeſten ein Vorteil ſein, der auch äußerlich er⸗ 
kennbar iſt. Ich möchte zunächſt Ihren Antrag in 
der Druckſache Nr. 132 etwas näher anſehen und 
Ihnen unſere Stellungnahme dazu bekanntgeben. 
Obwohl ſchon ein ähnlicher Antrag von der Kom⸗ 
muniſtiſchen Fraktion und ein Abänderungsantrag 
von unſerer Fraktion vorgelegen haben, haben 
Sie dieſe Ihnen angeblich zu weitgehenden An⸗ 
träge mit der Begründung abgelehnt, Sie würden 
beſſere und ſachgemäßere ſelbſt einbringen. Der 
Antrag, der hier vorliegt, ſoll wohl nur nach außen 
hin den Eindruck erwecken, als wollten Sie etwas 
tun. In Wirklichkeit bringt er nichts. Ich werde es 
im einzelnen nachweiſen. 

Sie verlangen z. B. im 8 2 der Anſtellungs⸗ 
grundſätze, daß Anſtellungsſperren für Beamte 
„Kriegsbeſchädigten“ gegenüber keine Gültigkeit 
haben ſollen. Sie ſchaffen damit einen Begriff, der 
an ji den Anſtellungsgrundſätzen fremd iſt. Die 
Anſtellungsgrundſätze kennen nur Inhaber des 
Beamtenſcheins, nicht aber Kriegsbeſchädigte und 
ſonſtige Dienſtbeſchädigte. Was meinen Sie nun 
damit, daß die Anſtellungsſperre für Kriegsbe⸗ 
ſchädigte nicht gelten ſoll? Was werſtehen Sie un⸗ 


ter dem Begriff „Kriegsbeſchädigte“? Alle Dienſt⸗ 


beſchädigten bis 10 Prozent herunter? Die haben 
an ſich mit den Anſtellungsgrundſätzen nichts zu 
tun. Die Verſorgungsberechtigten ſelbſt haben es 
als einen Fortſchritt betrachtet, daß durch die 
neuere Geſetzgebung der Unterſchied zwiſchen 
„Kriegsbeſchädigten“ und „Dienſtbeſchädigten“ 
verſchwand; denn der Unterſchied war nicht immer 
klar zu faſſen. Es war früher ſehr oft ſchwierig, zu 
unterſcheiden, was eine „Kriegsbeſchädigung“ iſt 
und was unter die „Dienſtbeſchädigung“ fiel. Die 
Beſchädigung konnte gleich ſchwer ſein. Da es egal 
ſein kann, ob dem Betreffenden der Arm im Felde 
abgeſchoſſen wurde oder kurz hinter der Front in 
einem Munitionsdepot abgeriſſen wurde, (was 
früher „nur“ als eine Dienſtbeſchädigung ange⸗ 
ſehen wurde), deshalb gibt es nach der neueren 
Geſetzgebung dieſen Unterſchied nicht mehr, ſon⸗ 
dern nur Verſorgungsberechtigte infolge einer 
Dienſtbeſchädigung. Sie müſſen alſo den Begriff 
„Kriegsbeſchädigte“ näher bezeichnen, denn die 
Anſtellungsgrundſätze kennen ihn nicht. 

Sie behaupteten vorhin, wenn nach unſerem 
Abänderungsantrag (in Druckſ. 92) jede erſte und 


(C) 


(D) 


(A 


— 


(B) 


434 


(Moritz, Abgeordneter) 

vierte Beamtenſtelle einem Beamtenſcheininhaber 
vorbehalten werden ſollte, dann wäre das in 
Wirklichkeit jede zweite Stelle. Ich muß mich 
wundern, wie Sie als Studienrat, vielleicht noch 
als Mathematiker, ſolche Rechenkunſtſtücke vor⸗ 
führen. Wie wollen Sie den Unſinn beweiſen, daß 
die erſte und vierte Stelle gleichbedeutend iſt mit 
jeder zweiten Stelle; denn es kommen doch nicht 
die ſechſte, achte und zehnte Stelle zur Beſetzung, 
ſondern die erſte, vierte, achte, zwölfte uſw. Hier⸗ 
bei wird die Unterbringung noch ſehr lange dau⸗ 
ern; denn es wurde bei der Etatsberatung feſtge⸗ 
legt, daß jede dritte freiwerdende Beamtenſtelle 
einzuſparen iſt. Ich möchte behaupten, daß Sie die 
Hauptſache vergeſſen haben, denn die Anſtellung 
der Beamtenſcheininhaber als Beamte iſt im 8 2 
der Anſtellungsgrundſätze feſtgelegt. Sie verlangen 
aber keine Aenderung des $ 2, ſondern daß im 8 
10 jede vierte durch die dritte Stelle erſetzt wer⸗ 
den ſoll. Im § 10 iſt aber nur die Rede von den 
auf Privatdienſtvertrag Angeſtellten. Wenn Sie 
Erkundigungen eingezogen hätten, hätten Sie 
feſtſtellen müſſen, daß ſchon ſeit 1923 in Stadt und 
Staat keine Angeſtellten auf Privatdienſtvertrag 
mehr angeſtellt werden können und auch nicht 
mehr angeſtellt ſind. Wenn Sie verlangen, daß 
nach $ 10 ſtatt nach § 2 eine Verbeſſerung des 
Stellenvorbehalts eintreten ſoll, machen Sie ſich 
in der Oeffentlichkeit lächerlich. Meine Fraktion 
kann ſich dieſen Luxus nicht erlauben, ſich in der 
Oeffentlichkeit lächerlich zu machen. Aus dieſem 
Grunde können wir Ihrem Antrag nicht zuſtim⸗ 
men. 

Dann e Sie weiter: 

Den Inhabern des Beamtenſcheins iſt während 
der Probedienſtleiſtung die volle Vergütung der nicht 
planmäßigen Beamten zu zahlen. 

Ich habe noch nie gehört, daß anders verfahren 
worden iſt. Die Beſoldung iſt im § 26 der Beſol⸗ 
dungsordnung und im Schwerbeſchädigtengeſetz ge⸗ 
regelt, und wenn Sie eine Aenderung wünſchen, 
müſſen Sie ſchon den § 26 der Beamtenbeſol⸗ 
dungsordnung ändern. Es iſt kein Grund vorhan⸗ 
den, die Anſtellungsgrundſätze, die lediglich eine 
Verordnung darſtellen, zu ändern; denn durch eine 
Verordnung kann man ein Geſetz nicht aufheben. 
Aus dieſen Gründen können wir Ihrem Antrag in 
dieſer Form nicht zuſtimmen. Um aber aus dieſem 
Antrag etwas Vernünftiges zu machen, ſtellen 
wir unſere Hilfe bereitwillig in Ausſicht. Ich be⸗ 
antrage, daß der Antrag in Druckſache Nr. 132 dem 
Sozialen Ausſchuß überwieſen wird. Wir werden 
Sie gern unterſtützen, um Ihre Pfuſcherei in Ord⸗ 
nung zu bringen. 

In dem Antrag Druckſache Nr. 133 verlangen 
Sie eine Verſchärfung des Einſtellungszwangs für 
Schwerbeſchädigte. Auch hier hat ſchon ein Antrag 
vorgelegen. Die Kommuniſten verlangten ſeiner⸗ 
zeit, daß der Prozentſatz der Zwangseinſtellungen 
auf 5 Prozent feſtgeſetzt werden ſollte. Sie glau⸗ 
ben nun den beſſeren Ausweg gewählt zu haben, 
indem Sie ſagen, ein Arbeitgeber, der über 20 bis 
30 Arbeitsplätze einſchließlich verfügt, ſoll einen 
Schwerbeſchädigten einſtellen, bei jeden weiteren 
30 einen weiteren, d. h. bei 31 muß er einen zwei⸗ 
ten anſtellen. Ich ſtelle feſt, daß dies viel weit⸗ 
gehender und viel drückender für die kleinen Be⸗ 
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ten. Denn die verlangten nur 5 Prozent, wenn 
aber bei 31 der zweite Kriegsbeſchädigte eingeſtellt 
werden muß, ſind das 6 Prozent. Ob Sie gerade 
damit den kleinen Betrieben dienen, möchte ich 
ſehr dahingeſtellt fein laſſen. Man kann darüber 
diskutieren, ob große Betriebe nicht vielleicht noch 
eine ſtärkere Belaſtung vertragen. Dabei kann 
man doch dann aber die kleineren Betriebe etwas 
ſchonen. Bisher hat es ſchon ſehr große Schwierig⸗ 
keiten gemacht, die bisherige Unterbringung durch⸗ 
zuführen. Ich könnte recht viele Beiſpiele bekann⸗ 
ter Firmen anführen, ſogar von Herren, die in 
dieſem Hauſe vertreten ſind und die auch Senator 
waren. Ich kann es mir aber verkneifen, Namen 
zu nennen und glaube, daß allein dieſer Hinweis 
genügen dürfte, um in Zukunft Abhilfe zu ſchaffen. 
Dieſe Selbſtverſtändlichkeit hätten wir natürlich 
nicht von der Rechten zu erwarten. Alſo es war 
bisher ſchon ſchwierig und der Zwang ſoll jetzt 
noch verſchärft werden. Das wird vielleicht mög⸗ 
lich ſein, wenn Sie ſich mit Ihrem Volldampf et⸗ 
was energiſcher dahinter ſetzen. Daß das aber für 
verſchiedene Betriebe teilweiſe nicht gerade ſehr 
angenehme Folgen haben kann, mögen Sie daran 
ermeſſen, daß der Senat mit einem Schlage, wenn 
dieſe Beſtimmung Geſetz wird, 70 Schwerbeſchä⸗ 
digte neu einzuſtellen hat. Das wäre ſehr begrü⸗ 
ßenswert. Aber ob das ohne größere Reibungen 
mit den Geſunden, die natürlich an dieſen Stel⸗ 
len entlaſſen werden, vor ſich gehen wird, möchte 
ich zunächſt unbeantwortet laſſen. 


von einem Jahr auf drei Jahre verlängern wol⸗ 
len. Das hat aber ſeine zwei Seiten. Bisher hieß 
es im Geſetz, wenn jemand bei einer Nachunter⸗ 
ſuchung auf weniger als 50 Prozent befunden 
wird, hat er noch für die Dauer eines Jahres den 
Schutz der Schwerbeſchädigten. Den wollen Sie 
auf drei Jahre verlängern. Das birgt die Gefahr 
in ſich, daß bei künftigen Nachunterſuchungen viel 
mehr als bisher die Schwerbeſchädigten auf we⸗ 
niger als 50 Prozent herabgeſetzt werden mit der 
Vorausſetzung, daß der Schwerbeſchädigtenſchutz 
noch für drei Jahre für ſie beſteht. Das waren 
bisher die Erwägungen und die Befürchtungen in 
den Reihen der Kriegsbeſchädigten ſelber, ſich mit 
der bisherigen Regelung zufrieden zu geben. Es 
wird eintreten, was ich Ihnen hier prophezeie. Es 
wird Rentenherabſetzungen in größerem Umfange 
mit der Vertröſtung geben, daß der Betreffende 
ja noch für drei Jahre, durch den Schutz geſichert 
iſt, auch wenn er 10 und 20 Prozent herabgeſetzt 
wird, ſeine Arbeitsſtelle behalte er ja noch für drei 
Jahre. Später aber von vielleicht 30 wieder auf 
50 Prozent heraufzukommen, iſt aber dank Ihrer 
„vorſorglichen“ Geſetzgebung über das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz eine Unmöglichkeit. 

Nun erlaube ich mir doch, einige Zweifel an 
Ihrem ernſten Willen auszudrücken. Die Beſchäf⸗ 
tigung der Schwerbeſchädigten iſt durch ein Geſetz 
geregelt. Will man eine Verbeſſerung erreichen, 
ſo muß man natürlich das Geſetz ändern. Dann 
bringt man hier einen Urantrag ein und fordert: 
„Wir beantragen, die Paragraphen 4 und 15 des 
Geſetzes folgendermaßen zu ändern“ und läßt ſei⸗ 


triebe iſt als das, was die Kommuniſten verlang⸗ (0) 


Zu begrüßen ift, daß Sie den Schutz im 8 15 (DJ 
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nen Antrag folgen. Dieſen direkt zum Ziel führen⸗ 
den Weg wählen Sie leider nicht. Sie beantra⸗ 
gen, der Volkstag wolle beſchließen, den Senat um 
eine Aenderung des Geſetzes zu erſuchen. Der Se⸗ 
nat kann doch keine Aenderung des Geſetzes vor⸗ 
nehmen, das wiſſen Sie doch ſchon von allein. Wie 
es dagegen mit ſolchen Anträgen gehen kann, die 
den Senat zu nichts verpflichten, wiſſen Sie doch 
auch. Sie ſollten doch alſo ſoweit informiert ſein, 
daß man, will man eine Verbeſſerung, einen Ur⸗ 
antrag einzubringen hat. Dann geht die Sache 


durch. Oder haben Sie, was ich befürchte, wie⸗ 


derum nicht die Zuſtimmung der Koalition, wie 
anläßlich der Beratungen über die FiſcherBei⸗ 
hilfe, als Ihnen ausdrücklich durch die Landeszei⸗ 
tung beſtätigt wurde, daß die Nationalſozialiſten 


wiederum einen Antrag eingebracht hätten, ob⸗ 


wohl ſie genau wiſſen, daß ſie es ohne Einver⸗ 
ſtändnis mit den Regierungsparteien nicht tun 
dürfen. Es wäre allerdings zu bedauern, wenn 
Sie ſolchen Antrag in der Hoffnung und der Vor⸗ 
ausſetzung einbringen, daß der Senat ihn ablehnt, 
weil er nicht durchführbar iſt. Dann würden wir 
nicht verfehlen, dieſe Art und Weiſe, wie Sie 
Kriegsopferfürſorge zu betreiben gedenken, in der 
Oeffentlichkeit aufzudecken. Wir ſind jedenfalls 
dafür, daß der Antrag in Druckſache Nr. 133 an⸗ 
genommen wird. Wir würden aber ebenſo zu⸗ 
ſtimmen, wenn Sie einen Urantrag zur Aende⸗ 
rung eines Geſetzes eingebracht hätten. Daran, daß 
Sie die Abſicht haben, eine wirkliche Hilfe und 
Verbeſſerung zu bringen, erlauben wir uns nach 
dem, was Sie bisher auf dieſem Gebiet geleiſtet 


haben, ſehr ſtarke und berechtigte Zweifel. (Wie⸗ 


derholtes Bravo! links.) 
Präſident Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Den 
Herren Nationalſozialiſten würde ich empfehlen, 
in Zukunft den Kopf ihrer Anträge vielleicht doch 
etwas anders zu formulieren. Ich mache Ihnen 
gleich einen praktiſchen Vorſchlag. Schreiben Sie 
in Zukunft an die Spitze Ihrer Anträge: Wir be⸗ 
antragen, der Volkstag wolle beſchließen, den Se⸗ 
nat zu erſuchen, der Völkerbund möge genehmigen 
und der Paſt mögen ſegnen. Dann haben Sie am 
beſten und typiſchſten das, was Sie wollen und 
zeigen, wes Geiſtes Kind Sie ſind. Der Abg. 
Moritz hat ganz ſcharf und präziſe gekennzeichnet, 
wie die Situation liegt, und wie ſich die Geſetzes⸗ 
beſtimmungen auf dem Gebiete der Kriegsbeſchä⸗ 
digtenfürſorge auswirken. Herr Abg. Friedrich, 
Sie als Rechtsanwalt nicken mit dem Kopf. Sie 
müßten ſich doch ſchon ein bißchen der Mühe unter⸗ 
ziehen, wenn Sie einen Antrag einbringen, wenig⸗ 
ſtens die Formulierung ſo zu faſſen, damit ſie 
mit dem jetzt beſtehenden Geſetz in Einklang zu 
bringen iſt. Wenn Sie nicht einmal dies fertig 
bringen, muß allen klar ſein, aus welchen Grün⸗ 
den und Urjachen Sie dieſe Anträge geſtellt haben. 
Der Abg. Moritz brachte zum Ausdruck, daß 
wir in der Vergangenheit, in den letzten Wochen 
und Monaten Anträge geſtellt haben, die für die 
Kriegsbeſchädigten kleine Verbeſſerungen bringen 
ſollten. Da war es der Abg. Thimm, der zum 
Ausdruck brachte: Wir laſſen keinen Kameraden 
im Stich, wir werden keinen Anträgen der Kom⸗ 
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muniſten zuſtimmen, aber wir werden in der näch⸗ 
ſten Zeit ſelbſt Anträge einbringen. Das ganze 
Haus mußte der Auffaſſung ſein, daß dieſe An⸗ 
träge noch weit über den Rahmen deſſen hinaus⸗ 
gehen würden, was wir geſtellt hatten. Was wir 
vorausſahen, iſt eingetreten. Es wurden Anträge 
eingebracht, die mit den geſetzlichen Beſtimmun⸗ 
gen, die heute exiſtieren, abſolut nichts zu tun 
haben. Das wichtigſte iſt, und der Herr Abg. 
Moritz wies bereits darauf hin, daß Sie die klei⸗ 
nen Betriebe mit Ihrem Geſetz noch weiter be⸗ 
laſten, aber nicht die Großbetriebe, die die Kriegs⸗ 
beſchädigten hinauswerfen. Den kleinen Gewerbe⸗ 
treibenden, der nichts zum Leben und zum Exi⸗ 
ſtieren hat, wollen Sie zwingen, für den Großbe⸗ 
trieb die Laſten und Leiden auf ſich zu nehmen. 
Bei dieſen Anträgen zeigt ſich am allerbeſten die 
Intereſſenvertretung der kleinen Gewerbetreiben⸗ 
den, die vom Großkapital gefreſſen werden. 

Nun die Frage mit den drei Jahren. Allen 
muß klar ſein, daß nachdem im Etat bei den 
Kriegsbeſchädigten etwa drei viertel Millionen 
Abſtriche vorgenommen worden ſind, die Nachun⸗ 
terſuchungen, die Rentenquetſche, verſchärft durch⸗ 
geführt werden. Aus dieſem Grunde wird das ein⸗ 
treten, was Herr Abg. Moritz ſagte, daß viele 
Kriegsbeſchädigte nicht einen energiſchen Kampf 
gegen die Abſtriche führen werden, weil ſie 
ſich in dem Wahn befinden werden, daß ſie 
einen Schutz gegen die Entlaſſung hätten. Weil 
die Wirtſchaftskriſe ſich verſchärft und die Unter⸗ 
nehmer noch viel ſchärfer zu Entlaſſungen der 
Kriegsbeſchädigten übergehen werden, werden 
durch dieſe Beſtimmungen weſentliche Verſchlech⸗ 
terungen für die Kriegsbeſchädigten eintreten. 
Den Sozialdemokraten möchte ich ſagen, daß ſich 
hier das doppelte Schauſpiel wiederhole. In 
Deutſchland findet ein Abbau von über 100 
Millionen bei den Kriegsbeſchädigten ſtatt und 
die Nationalſozialiſten wettern dagegen. Hier 
wettern die Sozialdemokraten dagegen, trotzdem 
wir wiſſen, daß ſie, wenn ſie in der Regierung 
ſäßen, genau dieſelben Maßnahmen, vielleicht in 
einer anderen Formulierung, durchgeführt hätten. 
Aber je weiter Sie vom imperialiſtiſchen Krieg 
entfernt ſind, deſto mehr ſind Sie verpflichtet, den 
Opfern dieſes Krieges ſo ſchnell wie möglich die 
Renten fortzunehmen, weil Sie mit aller Gewalt 
zu einem neuen Völkermorden rüſten. Sie haben 
das größte Intereſſe, daß dieſen Opfern des letzten 
imperialiſtiſchen Krieges alle Lebensmöglichkeit 
genommen werden ſoll. In dieſer Linie bewegt ſich 
die ganze imperialiſtiſche Politik. Alle Anträge, 
die von den Nationalſozialiſten eingebracht wer⸗ 
den, haben den Zweck, den Krieasbeſchädigten und 
ihre Anhänger zu verwirren. Aus derſelben Un- 
kenntnis haben Sie die Anträge geſtellt. Glauben 
Sie nicht, daß Ihre Anhänger in der Lage ſein 
werden, dieſe Lügen zu durchſchauen? Anſere Auf⸗ 
gabe wird es ſein, gerade das ſchändliche Spiel, 
das die Nationalſozialiſten mit den Kriegsbeſchä⸗ 
digten treiben, zu zerreißen und ihre Frechheit der 
Bevölkerung und vor allem den Kriegsbeſchädig⸗ 
ten zu zeigen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Es iſt der 


(©) 


(D) 


(A 


— 


(B) 


456 


(Präſident) 
Antrag geſtellt worden, Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung Druckſache Nr. 132, mit der Entſchließung in 
Druckſache Nr. 139 dem Sozialen Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen. (Abg. Schwegmann: Wir widerſprechen!) 
Es iſt widerſprochen worden. (Abg. Kloſſowſfki: 
Laſſen Sie den Geſundheitszuſtand dieſes Men⸗ 
ſchen unterſuchen!) Ich habe hier keinen Arzt zur 
Verfügung. Es iſt auch nicht meine Aufgabe. — 
Wer für die Ueberweiſung an den Sozialen Aus⸗ 
ſchuß iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, der Antrag auf Ausſchußüberweiſung 
iſt angenommen. Zu Druckſache Nr. 133 iſt kein 
Antrag geſtellt. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer den Antrag in Druckſache Nr. 133 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, der Antrag iſt angenommen. Ich rufe Punkt 
5 der Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Bekämpfung der Kapital⸗ und Steuerhin⸗ 
terziehung. Urantrag des Abg. Plenikowſki 


u. Fr. 
Druckſache Nr. 141. Das Wort hat der Herr Abg. 


Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es iſt 
kennzeichnend, daß im Aelteſtenausſchuß von den 
Deutſchnationalen darauf hingewieſen wurde, daß 
ſie heute den Antrag ſtellen wollten, über dieſen 
Punkt einfach zur Tagesordnung überzugehen. 
Daß gerade die Deutſchnationalen und den übri⸗ 
gen bürgerlichen Parteien dieſer Antrag, den wir 
hier eingebracht haben, ſehr unangenehm iſt, iſt zu 
verſtehen. Sie wiſſen ganz genau, daß er niemals 
innerhalb dieſes Syſtems zur Annahme kommen 
wird. Aber wenn Sie den Antrag ſtellen wollten, 
über unſeren Antrag zur Tagesordnung überzu- 
gehen, dann nur, um die Nationalſozialiſten vor 
Entlarvung zu ſchützen, nachdem der Abg. Greiſer 
im Ausſchuß wörtlich erklärte, daß die National⸗ 
ſozialiſten ſelbſtverſtändlich auch für einen der⸗ 
artigen Antrag ſtimmen würden. Nun wir wiſſen 
ja, daß die Nationalſozialiſten ſehr oft etwas er⸗ 
klärt haben. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Ich weiß 
ganz genau, daß ich eine Reihe von Zeugen an⸗ 
führen kann, die das beſtätigen können, was ich 
geſagt habe. Als ich im Ausſchuß ſeinerzeit die 
Mitteilung machte, daß wir einen Geſetzentwurf 
einreichen würden, der Steuerhinterziehung und 
Kapitalflucht mit Zuchthaus beſtraft, da erklärten 
Sie wörtlich: „Jawohl, das machen wir mit.“ Ver⸗ 
ſuchen Sie, das zu leugnen? Aber trotz dieſer Er⸗ 
klärung werden Sie nicht beſtimmen, ſondern die 
Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei, vor allem 
Herr Hitler. Trotz dieſer Erklärung wird unſer 
Antrag hier keine Annahme finden. Wir haben 
keine Illuſionen, daß unſer Antrag hier angenom⸗ 
men wird. Aber wenn wir ihn hier einbringen, 
wollen wir damit dokumentieren, daß Sie durch 
die Ablehnung dieſes Antrages zeigen, daß Ihr 
ganzes Gerede vom Kampf gegen die Kapitalflucht 
nichts anderes iſt, als leeres Geſchwätz. Wir wiſ⸗ 
ſen, wie oft im vergangenen Volkstag prominente 
Führer bürgerlicher Parteien auf die Kapital⸗ 
flucht hingewieſen haben und erklärten, daß 


ſchärfſte Maßnahmen gegen die Kapitalflucht er⸗ 
griffen werden müßten. 

Das wurde nicht nur hier im Volkstag geſagt, 
ſondern auch im Reichstag. Es war vor einigen 
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Jahren der jetzige Reichskanzler Dr. Brüning, der 


ein ſcharfes Vorgehen gegen die Kapitalflucht for⸗ 
derte. Als jetzt die Kommuniſten drüben im 
Reichstag dieſen Antrag einbrachten, war es auch 
der Zentrumsabgeordnete Brüning, der mit den 
übrigen bürgerlichen Abgeordneten gegen dieſen 
Antrag ſtimmte. Wenn Sie dieſen Antrag ab⸗ 
lehnen, dann zeigen Sie genau ſo Ihr Eintreten 
für die Steuerhinterziehungen. Sie dokumentie⸗ 
ren damit, daß Sie ſich ſchützend vor die Kapital⸗ 
verſchieber und die Verbrecher, die Steuern hin⸗ 
terziehen, ſtellen. 

Wir wiſſen, daß die Kapitalflucht da iſt und 
von Jahr zu Jahr immer größeren Umfang an⸗ 
nimmt. Gerade in den wirtſchaftlich am ſchwerſten 
daniederliegenden Staaten, ganz beſonders in 
Deutſchland, Polen und Danzig wuchert die Kapi⸗ 
talflucht. Ich habe die Zahlen für Danzig nicht zur 
Hand. Die genauen Zahlen kann man nur dann 
erfahren, wenn man das Bankgeheimnis aufhebt 
und durch Androhung von Zuchthausſtrafen feſt⸗ 
zuſtellen verſuchen wollte, was denn überhaupt 
verſchoben iſt. Dann könnte man auch hier in Dan⸗ 
zig genau feſtſtellen, was von Danziger Kapitali⸗ 


zentual wird dieſe Verſchiebung nicht weniger 
umfangreich ſein als die Verſchiebung deutſchen 
Kapitals. Da werden die Nationalſozialiſten zu⸗ 
geben müſſen, daß im letzten Jahr rund 2 Milli⸗ 
arden Goldmark ins Ausland verſchoben worden 
find. (Abg. Greifer: Das reicht wicht!) Es werden 
zirka 12 bis 14 Milliarden deutſches Kapital im 
Ausland ſein. Unterdejfen wird in Deutſchland 
ein neuer Ueberbrückungskredit nach dem andern 
erhoben. Unterdeſſen geht die Brüning⸗Regierung 
bei den ausländiſchen Banken betteln, um ein 
paar Millionen Ueberbrückungskredit zu bekom⸗ 
men, für die Zinſen gezahlt werden müſſen, die 
aus der werktätigen deutſchen Bevölkerung her⸗ 
ausgepreßt werden. 

Wollen Sie etwa leugnen, daß wir dieſelben 
Verhältniſſe in Danzig haben? Wir wiſſen, daß 
ſich beiſpielsweiſe in der Schweiz die Banken oder 
Sparkaſſen weigern, für kurzfriſtige Gelder auch 
nur einen Pfennig Zinſen zu zahlen, weil die 
Schweiz mit deutſchem Kapital überſchwemmt iſt. 
Dann ſchreien die Wirtſchaftskreiſe immer von der 
Kapitalnot. Sie ſtellten ſich hier immer auf die 
attraktive Steuerpolitik ein und erklärten, man 
könne die beſitzenden Kreiſe, das ſind diejenigen, 
die Kapital verſchieben, die Arbeiter auspreſſen 
und das Geld möglichſt ſchnell auf ausländiſchen 
Banken, beſonders in der Schweiz hinterlegen, 
ſteuerlich nicht ſtärker faſſen, dann würden ſie ver⸗ 
ſchwinden, dann würden ſie ihre Betriebe ſchlie⸗ 
Ben. Es iſt doch bekannt, daß in Deutſchland, in 
Danzig und in Polen die Arbeiter am meiſten 
ausgebeutet werden können. Während man bei⸗ 
ſpielsweiſe in Frankreich und in der Schweiz uſw. 
höchſtens eins, zwei bis drei Prozent Zinſen er⸗ 
hält, erhält man hier 10, 12 bis 15 Prozent Zin⸗ 
ſen. Trotz all dieſer Tatſachen weiſen Sie immer 
wieder auf die Notwendigkeit der attraktiven 
Steuerpolitik hin. 

Die Geſetzesvorlage, die Sie hier eingebracht 
haben, iſt auch wieder eine Herabſetzung von Ka⸗ 
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pitalſteuern. So zeigt ſich, daß Sie eben die Aus⸗ 
beutung der werktätigen Volksmaſſen noch mehr 
durchführen wollen. Aus der werktätigen Bevölke⸗ 
rung Danzigs werden Gelder herausgepreßt, um 
fie dann ins Ausland zu verſchieben. Die chriſt⸗ 
lichen und jüdiſchen internationalen Finanzhyänen 
wiſſen ja, wo ſie am beſten Arbeiter ausbeuten. 
können. Wenn wir nun dieſen Antrag einbrin⸗ 
gen, dann nicht etwa, wie ich betonte, weil wir 
die Illuſion haben, daß er angenommen wird. 
Aber wir wollen darauf hinweiſen, daß die Mög⸗ 
lichkeit beſteht, hier einen Riegel vorzuſchieben, 
aber nur, wenn man den Weg beſchreitet. den wir 
zeigen. 

Was verlangen wir nun in unſerem Geſetz? 
Der Artikel 1 fordert, daß derjenige, der ſich der 
Verſchiebung Danziger Kapitals ins Ausland, 
der Kapitalflucht ſchuldig macht, mit Zuchthaus 
nicht unter drei Jahren und mit einer Geldſtrafe 
von mindeſtens der Höhe des geflüchteten Kapi⸗ 


tals beſtraft wird. In Artikel 2 fordern wir: Zur 


Bekämpfung der Kapitalflucht und Steuerhinter⸗ 
ziehung wird das Bankgeheimnis aufgehoben. Die 
verantwortlichen Leiter der Banken und ſonſtigen 
kapitaliſtiſchen Unternehmungen ſind verpflichtet, 
auf Befragen eidesſtattliche Ausſagen zu machen. 
Dann verlangen wir in einem dritten Artikel, daß 
die durch die Bekämpfung der Kapitalflucht und 
Steuerhinterziehung eingebrachten Gelder für 
den Ausbau der Arbeitsloſenfürſorge und Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung benutzt werden. 

Auch hier haben Sie wieder eine Möglichkeit, 
um Geld hereinzubekommen. Bei allen unſeren 
Forderungen für die werktätigen Bevölkerungs⸗ 
kreiſe, für die werktätigen Bauern, für die Fiſcher 
und Erwerbsloſen erklärten Sie immer wieder, 
es ſei kein Geld vorhanden, wir Kommuniſten 
ſollten Wege zeigen, Gelder einzubekommen. Hier 
iſt ein Weg. Sie ſelbſt werden mir zugeben müj- 
ſen, daß auf dieſe Weiſe ganz nette Summen ein⸗ 
kommen werden, wenn mit Zuchthaus vorgegan⸗ 
gen wird. Aber Sie gehen dieſen Weg nicht, ſon⸗ 
dern einen anderen. Sie können dieſen Weg nicht 
gehen, weil das Finanzkapital auch hier in Dan⸗ 
zig regiert und nicht Sie über die zu treffenden 

taßnahmen auch auf ſteuerlichem Gebiete zu be⸗ 
ſtimmen haben, ſondern das internationale Fi⸗ 
nanzkapial. Daß das internationale Finanzkapi⸗ 
tal in allen kapitaliſtiſchen Ländern, in Deutſch⸗ 
land, Polen und Danzig beſtimmt, zeigen Ihre 

aßnahmen zur Sanierung, die Sie betrieben 
haben. Dieſe Sanierungsmaßnahmen gleichen 
wie ein Ei dem andern den Sanierungsmaßnah⸗ 
men in Deutſchland. Das werden Sie nicht ab⸗ 
ſtreiten können. Der Genoſſe Kreft hat von dieſer 
Stelle auf dies Doppelſpiel der Sozialdemokra⸗ 
ten und Nationalſozialiſten hingewieſen, daß die 
d.h. d. hier gegen Maßnahmen wettert, die ſie 
dort durchführt, und die Nazis im Reiche gegen 
Maßnahmen wettern, die ſie in Danzig durchfüh⸗ 
ten. Wir willen, daß Sie ganz beſonders jetzt hel⸗ 
fen, die Danziger Wirtſchaft, dieſes bankrotte 
wirtſchaftliche Syſtem, auch in Danzig auf Koſten 
1 geſamten ſchaffenden Bevölkerung zu ſanie⸗ 
e die von Ihnen als raffende bezeichnete 

evölkerungsſchicht zu ſchützen. 
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Das ſind vor allen Dingen die Maßnahmen, 


die Sie getroffen haben und treffen werden in 


bezug auf Gehalts⸗ und Lohnabbau, die Maß⸗ 
nahmen des Gehaltsabbaues in Höhe von 8 Pro⸗ 
zent bei allen unteren und mittleren Beamten 
und Angeſtellten und jetzt der Lohnabbau, der 
mit Ihrer Unterſtützung durchgeführt werden ſoll. 
Das ſind Maßnahmen, die Ihre Kreiſe drüben in 
Deutſchland auf das ſchärfſte verurteilt haben. 
So erklärte in der Sitzung am 17. Oktober 1930 
im Reichstag der Abg. Straſſer von der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei wörtlich: 
Sehen Sie, das iſt eine wundervolle Steuer. — 
Zuerſt hat es geheißen 4 Prozent. Dann waren Pro⸗ 
teſte, 2% Prozent, jetzt find es 6 Prozent. Das iſt 
eine ideale Steuer, die wird von vornherein abge⸗ 
zogen, und die davon Betroffenen müſſen das Maul 
halten und ruhig ſein. Das iſt eine Steuer, die hun⸗ 
derprozentig hereinkommt. Darum ſieht der Feſtbe⸗ 
ſoldete mit Recht die Gefahr, daß dieſe wundervoll 
ertragreiche Steuer bei jedem neuen, mit Sicherheit 
kommenden Defizit ausgequetſcht wird. Aus dieſem 
Grunde hätte der Satz lauten müſſen: Der Reallohn 
muß erhalten bleiben, eine weitere Kürzung iſt un⸗ 
denkbar. 
Das erklärte Straſſer im Reich. Was machten Sie 
in Danzig? Hier kürzen Sie nicht wie im Reiche 
die Gehälter der unteren und mittleren Beamten 
und Angeſtellten um 6 Prozent, ſondern um 8 
Prozent. Sie wiſſen genau, daß dieſe Kürzung um 
8 Prozent nur der Auftakt zu den Lohnkürzungen 
iſt, die jetzt einſetzen ſollen. Wollen Sie etwa ſa⸗ 
gen, daß die Löhne und Gehälter in Danzig be⸗⸗ 
deutend höher ſeien, als drüben in Deutſchland, 
daß hier nicht die werktätigen Volksmaſſen genau 
jo Hunger leiden müſſen, wie drüben im kapita⸗ 
liſtiſchen Deutſchland. Drüben erklären Sie nicht 
aus einem ehrlichen Gefühl heraus, wirklich den 
Kampf dafür aufzunehmen, ſondern weil Sie in 
Oppoſition ſtehen, um Scheinmanöver durchzufüh⸗ 
ren, erklären Sie: Der Reallohn muß erhalten 
bleiben, eine weitere Kürzung iſt undenkbar und 
untragbar. Das iſt das, was die Sozialdemokra⸗ 
ten in Danzig erklären. Wenn die Sozialdemo⸗ 
kraten in der Regierung ſäßen, würden ſie genau 


die Maßnahmen zur Durchführung bringen, die 


Sie (nach rechts) durchgeführt haben und wenn 
Sie (zu den Nationalſozialiſten) in Oppoſition 
ſtänden, würden Sie genau einen ſolchen Krach 
machen, wie es Ihre Partei in Deutſchland be⸗ 
ſorgt. Aber die werktätigen Maſſen erkennen in 
Deutſchland und Danzig immer mehr, daß Sie 
genau denſelben Verrat an Ihren Grundſätzen, an 
dem, was Sie propagiert haben, verüben, wie es 
die Sozialdemokraten getan haben. 

Intereſſant iſt auch, was ſeinerzeit in derſelben 
Sitzung der Abg. Straſſer zu der Frage der Ka⸗ 
pitalflucht erklärte. Wir werden auch hier in 
Danzig dasſelbe Schauſpiel erleben, daß, wenn es 
auf die Stimmen der Nationalſozialiſten ankommt, 
die Nationalſozialiſten gegen unſern Antrag ſtim⸗ 
men werden, trotzdem der Abg. Straſſer in der be⸗ 
reits genannten Sitzung folgendes erklärte und 
zwar auf eine Rede, die der jetzt verſtorbene frü⸗ 
here Reichskanzler Müller in derſelben Sitzung 
gehalten hat: 

Dann frage ich mich, warum war denn Kavpital⸗ 
flucht möglich, wenn Beſtimmungen beſtehen, die das 
verhindern. 


Dieſelben Ausflüchte wird jetzt dieſer Senat, Ihre 
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Regierung gebrauchen. Sie wird erklären, es be⸗ 
ſtänden Beſtimmungen, die eine Kapitalflucht un⸗ 
möglich machten. Deshalb ſei es gar nicht nötig, 
ein beſonderes Geſetz einzubringen. Dieſelben 
Verſicherungen werden wir auch von dieſem Se⸗ 
nat hören, dieſelben Verſicherungen, die in Deutſch⸗ 
land der Sozialdemokrat Hermann Müller abge⸗ 
geben hat. Dann erklärt Straſſer weiter: 

Sind die Beſtimmungen nicht beachtet worden, 
oder ſind ſie nicht ausreichend? Dann kann ſich der 
Antifaſchiſt und Marxiſt nicht an ausreichende Be⸗ 
ſtimmungen kleben. Der Herr Reichskanzler wird mit 
ſeinem Appell der Staatsgeſinnung an die Steuer⸗ 
und Kapitalſchieber reſtlos verſagen. Hier gibt es 
nur eins, nehmen Sie unſeren Antrag an, in dem ein 
Satz ſteht, Kapitalflucht iſt bei der heutigen Not des 

deutſchen Volkes ſoviel wie Landesverrat und wird 
wie Landesverrat beſtraft. (Lebhafter Beifall und 
Händeklatſchen bei den Nationalſozialiſten.) 


Wenn das hier erklärt wird, werden Sie nicht in 
die Hände klatſchen. Wir werden zuſtimmen, wenn 
Sie hier einen entſprechenden Antrag einbringen. 


Bringen Sie den Mut auf! Das dürfen Sie nicht, 
das internationale Finanzkapital, das polniſche, 
engliſche und franzöſiſche Finanzkapital verbieten 
es den Nationalſozialiſten. Die gehorchen. „Stel⸗ 
len Sie einmal — ſo fährt Straſſer fort — die 
hochnotpeinliche Frage an einen, von dem man 
weiß, daß er Kapital ins Ausland verſchoben hat. 
Stellen Sie einmal dieſe Frage bis zur letzten 
Konſequenz des Stranges, den Strang wörtlich ge⸗ 
meint, und das Geld wird zurückfließen. (Sehr 
richtig! bei den Nationalſozialiſten.) Alle anderen 
Beſtimmungen haben bisher keinen Erfolg gehabt 
und werden in der Folgezeit erſt recht keinen Er⸗ 
folg haben.“ 

Das iſt die Anſicht Ihres Parteigenoſſen Straſ⸗ 
ſer im Deutſchen Reiche. Er ſagt, es gibt keine 
andere Möglichkeit als die des Stranges, wie er 
ſich ausdrückt, um die Kapitalflucht und die 
Steuerhinterziehung zu verhindern. Sie haben 
auch im Oktober 1930 einen eigenen Antrag ein⸗ 
gebracht. Dort iſt ſinngemäß in dem Abſatz 2 das 
enthalten, was in unſerem Geſetzentwurf enthalten 
iſt; denn dort heißt es: 5 

Wer Geld oder andere Vermögenswerte im Aus⸗ 
land beſitzt, hat dies innerhalb eines Monats nach 

Inkrafttreten dieſes Geſetzes dem zuſtändigen Finanz⸗ 

amt anzuzeigen uſw. Das geſamte im Ausland 

greifbare Vermögen des Steuerpflichtigen verfällt 
zugunſten der Allgemeinheit des deutſchen Volkes. 

Außerdem werden Zuwiderhandlungen wie Landes⸗ 

verrat mit Zuchthaus beſtraft. 

Wenn man dieſe Formulierung mit der vergleicht, 
die wir im Reichstag eingebracht haben, wird man 
bei den Nazis einen Rückzieher erkennen, d. h. Sie 
überlaſſen es der von den Nazis ſo ſcharf bekämpf⸗ 
ten Brüning⸗Regierung, zu beurteilen, ob jemand 
gezwungen werden ſoll, das Vermögen, das im 
Ausland angelegt wurde, wieder zurückzubringen. 
Das zeigt, daß dieſer Antrag genau ſo lendenlahm 
iſt, wie Ihre Anträge zum Poung⸗Plan und Ihre 
Anträge zum Völkerbund. Die Regierung ſoll be⸗ 
auftragt werden, die Mitgliedſchaft beim Völker⸗ 
bund zu kündigen uſw. Vor der Wahl waren Sie 
aber für ſo kraſſe Forderungen, wie wir ſie dann 
3. T. im Volkstag in Form von Geſetzentwürfen 
eingereicht haben. 

Trotz aller Ausführungen Ihrer Genoſſen in 
Deutſchland werden Sie in Danzig bei dieſem Ge⸗ 


Scheringer zur Kommuniſtiſchen Partei 
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ſetz genau ſo kläglich verſagen, wie Sie bei allen 
bisherigen Maßnahmen verſagt haben. Wenn 
Sie aus dem Reichstag ausgezogen ſind, wenn Sie 
hier die verſchärfte Geſchäftsordnung durchgeführt 
haben, wenn Sie über Geſetzentwürfe zur Tages⸗ 
ordnung übergehen, dann haben Sie das nur ge⸗ 
tan, um ſich vor politiſchen Niederlagen zu ſchützen, 
weil Sie im Reichstag durch die Geſetzentwürfe 
der Kommuniſtiſchen Partei eine Backpfeife nach 
der anderen verſetzt bekamen. Genau ſo iſt es 
hier. Dieſe politiſchen Backpfeifen können Sie 
nicht ertragen, weil die Maſſen den Weg der Na⸗ 
tionalſozialiſten genau erkennen und von ihnen 
abzuwandern beginnen. Scheringer iſt ein Fanal 
in dieſer Beziehung. Herr Greiſer, Sie mögen 
vielleicht über Scheringer lächeln, er iſt aber ent⸗ 
ſchieden tauſendmal wertvoller als ein Opitz, den 
Sie mit offenen Armen aufgenommen haben, der 
ſich noch immer nicht von dem Vorwurf gereinigt 
hat, daß er Unterſchlagungen an Arbeitergeldern 
begangen hat. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Derar⸗ 
tige Lumpenelemente können Sie aufnehmen, aber 
die Beſten in Ihren Reihen werden den Weg wie 
finden. 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Sie geben ſelbſt zu, daß 
das die beſten Elemente ſind und daß Scheringer 
ein gutes Element iſt. (Abg. Greiſer: Daß Ihr die 
Schlechten von uns kriegt!) Das mögen Sie mit 
ſich ſelbſt abmachen, ob Scheringer ein ſo ſchlechtes 
Subjekt iſt. (Abg. Greiſer: Er iſt noch gar nicht 
da!) Wo iſt er denn? Sie werden ſich entſinnen, 
daß als Scheringer den Uebertritt zur Kommuni⸗ 
ſtiſchen Partei vollzog, am andern Tag ſowohl aus 
München als Berlin Funkſprüche kamen: „Drahtet 
zurück, was mit Scheringer iſt?“ Im „Völkiſchen 
Beobachter“ haben Sie das Antworttelegramm 
nicht gebracht, das Scheringer zurückgedrahtet hat: 
„Hitler Revolution verraten, es ſtimmt, daß ich 
bei der K. P. D. bin.“ Die ehrlichen Elemente 
werden den Weg zur Kommuniſtiſchen Partei fin⸗ 
den auf der Grundlage des dauernden Verrats, 
den Sie drüben in Deutſchland begehen und noch 
kraſſer hier in Danzig. Oder wollen Sie leug⸗ 
nen, daß Scheringer nach dieſen Ereigniſſen noch 
an einen früheren S. A. Mann einen Brief rich⸗ 
tete, wo er den glänzenden Verrat der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Führer nachwies, wo er erklärte, 
Wehrhaftmachung des deutſchen Volkes, Zer⸗ 
ſchlagung des beſtehenden Syſtems, Errichtung 
der Diktatur des Proletariats, Zerreißung aller 
Tributverträge iſt nur möglich durch die Volks⸗ 
revolution, geführt von der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei, und worin er alle ehrlichen S. A. Leute auf- 
forderte, den Weg zur Kommuniſtiſchen Partei 
zu ſuchen. Er richtete an ſie die Aufforderung, ihre 
Rückſichen und Vorurteile über Bord zu werfen 
und das zu tun, was den jüdiſchen und chriſtlichen 
Kapitaliſten am unangenehmſten iſt, dem Pro⸗ 
letariat, das unter dem Zeichen von Sichel und 
Hammer kämpft, die Hand zu reichen. Seien Sie 
ſich darüber klar, daß das internationale Finanz⸗ 
kapital keine Partei fürchtet, nur die Kommu⸗ 


niſtiſche Partei, die die einzige Kraft auch hier in 


Danzig iſt, die die Bourgeoiſie und die Großagra⸗ 
rier fürchten. Wenn Sie den Kopf ſchütteln, Herr 
Philipſen, weshalb verbieten Sie denn die Kund⸗ 
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gebungen der Kommuniſtiſchen Partei unter der 
Begründung, daß Ruhe und Sicherheit gefährdet 
werden. Sie können nicht nachweiſen, daß ſich bei 
einer kommuniſtiſchen Demonſtration ein Zwi⸗ 
ſchenfall ereignet hat. Aber täglich finden Ueber⸗ 
fälle der S. A. Leute ſtatt. Täglich werden Arbei⸗ 
ter und wehrloſe Paſſanten durch Ueberfälle der 
S. A. Leute zu Krüppeln geſchlagen. Dadurch wird 
die Ruhe und Ordnung geſtört. Wenn Sie alſo 
hier Kundgebungen der Kommuniſtiſchen Partei 
verbieten, wenn Sie ihre Preſſe beſchlagnahmen, 
wenn Sie uns hier und in der Stadtbürgerſchaft 
den Maulkorb umhängen, dann tun Sie es nur, 
weil die Kommuniſtiſche Partei die einzige Kraft 
iſt, die die werktätigen Maſſen um ſich verſammelt 
für den Kampf um die proletariſche Diktatur. 

Vizepräſident Gaikowſti: Die Ausſprache iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. (Abg. Raſchke: Ich beantrage, die Vorlage 
dem RNechtsausſchuß zu überweiſen!) Ich höre kei⸗ 
nen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Abänderung des Geſetzes über die 
Aufwandsentſchädigung der Volkstagsab⸗ 
geordneten. Urantrag des Abg. Kreft u. 


Fr. 

Druckſache Nr. 131 zu Nr. 54. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache, das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Der Geſetzent⸗ 
wurf, enthalten in Druckſache Nr. 54, iſt vom 
Hauptausſchuß ohne jede Begründung abgelehnt 
worden. Aber in Wirklichkeit iſt dieſe Begrün⸗ 
dung ja vorhanden und liegt darin, daß man die 
Einkünfte derer, die ſchon über ein bedeutendes 
Einkommen verfügen, nicht zuſammenſtreichen 
will. Daß hierbei wieder beſonders die Nazis her⸗ 
vorragend tätig geweſen ſind, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Trotzdem die Nationalſozialiſtiſche Partei an⸗ 
geblich auch eine Arbeiterpartei iſt, trotzdem ſie 
erklärt, daß auch in ihren Reihen erwerbsloſe 
Abgeordnete vorhanden ſind, bringt ſie nicht den 
Mut auf, einer ſozialen Entſchädigung für die 
Volkstagsabgeordneten zuzuſtimmen. Das iſt ver⸗ 
ſtändlich, weil die „Volksvertreter“ der National⸗ 
batetifsiigen Partei es ſchließlich auch nicht nötig 
aben. 
Alles was ihnen zum Lebensunterhalt fehlt, und 
darüber hinaus noch ein erheblicher Teil mehr 
wird zur Verfügung geſtellt, um ein angenehmes 
Leben führen zu können. Für dies Entgegenkom⸗ 


men müſſen ſie auf der andern Seite natürlich 


auch denen, die ſchon über ein beſtimmtes, aus⸗ 
reichendes Einkommen verfügen, die Diäten wie 
bisher weiter bewilligen. Das iſt bezeichnend für 
die Nationalſozialiſtiſche Arbeiterpartei. Wir 
Kommuniſten ſind der Meinung, daß die Auf⸗ 
wandsentſchädigung für die Volkstagsabgeord⸗ 
neten eine andere werden muß, einmal deshalb, 
weil auf Grund unſeres Vorſchlages der Staat 
noch eine gehörige Menge Geld ſparen kann und 
zum andern, weil die Kreiſe, die über ein gutes 
„kommen verfügen, ſehr gut ehrenamtlich in 
ieſem Haufe tätig ſein könnten. 

f Denn als man die geſetzgebende Körperſchaft 
ns Leben rief, war es die Anſicht derer, die das 


Sie werden vom Kapital ausgehalten. 


Donnerstag, den 26. März 1931. 439 


taten, daß dieſe Tätigkeit nur eine ehrenamtliche 


Bewilligung der Diäten ſehr angenehm. In der 
erſten Phaſe wurden ſie ſehr niedrig gehalten, 
um die Arbeiter vom Volkstag, von den geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaften fernzuhalten. Das iſt 
auch hier jetzt der Sinn der Sache. Wenn unſer 
Antrag abgelehnt wurde, wollte man die Arbei⸗ 
terelemente ausſchalten. Man weiß, daß es einem 
Arbeiter, der hier tätig iſt, nicht lange möglich 
iſt, in dieſem Hauſe tätig zu ſein und die Geſetz⸗ 
gebung wahrzunehmen. Als wahrer Arbeiterver⸗ 
treter, als revolutionärer Arbeiter darf er nicht 
damit rechnen, längere Zeit in Arbeit zu ſein. Es 
iſt noch nie paſſiert, daß ein Reichstags⸗, Volks⸗ 
tags⸗ oder ſonſtiger Abgeordneter von einem Ar⸗ 
beitgeber in ſeiner Arbeitsſtelle behalten wurde, 
wenn er konſequent den Standpunkt der Arbei⸗ 
ter vertrat und demgemäß den Standpunkt der 
Unternehmer bekämpfte. Solch ein Arbeiter flog 
in hohem Bogen aus ſeiner Beſchäftigung heraus. 
Dieſer Arbeiter war deshalb nicht oder nur un⸗ 
ter den ſchwerſten Entbehrungen in der Lage, bei 
der Geſetzgebung mitzuwirken. Um dieſe Arbeiter 
ſo ſchnell als möglich aus der Körperſchaft her⸗ 
auszubringen, hält man es nicht für nötig, die 
Aufwandsentſchädigung nach ſozialen Geſichts⸗ 
punkten zu zahlen, ſo daß auch derjenige, der nicht 
in der Lage iſt, ohne Arbeitsverdienſt auszukom⸗ 
men, hier tätig ſein kann. Das Verdienſt, daß es 


ſo gehandhabt wird, hat jetzt wiederum die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei. Das 
zeigt mit aller Deutlichkeit, daß auch Diele 


Leute für die Arbeiter nichts übrig haben, ſon⸗ 
dern immer wieder die Intereſſen der Unterneh- 
mer, der Beſitzenden vertreten. Wir als Kommu⸗ 
niſten werden aber trotz alledem die Opfer brin⸗ 
gen, und nach wie vor in der geſetzgebenden Kör⸗ 
perſchaft tätig ſein. Es wird Ihnen nicht gelin⸗ 
gen, uns mit dieſen Mitteln aus dem Volkstag 
hinauszudrängen. Trotz der ſchwerſten Entbeh⸗ 
rungen werden wir immer wieder die Intereſſen 
der werktätigen Bevölkerung vertreten und alles 
daranſetzen, damit die Nationalſozialiſten, das 
Bürgertum und alle Parteien, die gegen die In⸗ 
tereſſen der Werktätigen verſtoßen, entlarvt 
werden. ö 
Unſer Geſetzentwurf ſieht nun, wie ich bereits 
in der erſten Leſung ſagte, vor, daß alle diejeni⸗ 
gen, die jährlich mehr als 8 000 Gulden Einkom⸗ 
men haben, keine Aufwandsentſchädigung erhal⸗ 
ten ſollen. Soweit ſie unter 8 000 Gulden jähr⸗ 
liches Einkommen haben, ſoll eine Aufwandsent⸗ 
ſchädigung gezahlt werden. Bis zu 8 000 Gulden 
einſchließlich des Verdienſtes dabei darf der jetzige 
Satz von 150 Gulden nicht überſchritten werden. 
Schließlich ſoll die Aufwandsentſchädigung aller 
derer, die weniger als 3 600 Gulden jährliches 
Einkommen haben, um 50 Prozent erhöht wer⸗ 
den. Dabei darf das geſamte Einkommen ein⸗ 


ſchließlich der Aufwandsentſchädigung 6 000 Gul⸗ 
den nicht überſteigen. Das iſt eine ſoziale Zah⸗ 
lung der Aufwandsentſchädigungen, die wir be⸗ 
antragt haben. Wenn die bürgerlichen Parteien 
einſchl. der Nationalſozialiſtiſchen Partei dieſen 
[Antrag ablehnen, jo deshalb, um den Arbeiter⸗ 


(C) 


jein könnte. Aber nicht lange, dann fand man die 
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vertretern die Mitwirkung bei der Geſetzgebung 
zu erſchweren und nach Möglichkeit zu unterbin⸗ 
den. 

Auch wenn Sie dieſen Antrag ablehnen, wer⸗ 
den Sie uns nicht los werden. Wir werden alles 
daran ſetzen, damit die werktätige Bevölkerung 
immer mehr aufgeklärt wird und ſchließlich dazu 
übergeht, aus ſich heraus die Entſchädigungen 
feſtzuſetzen, die für dieſe Tätigkeit in Frage kom⸗ 
men. Wenn die werktätige Bevölkerung Entſchä⸗ 
digungen feſtſetzt, dann wird ſie die nur für die 
Kreiſe feſtſetzen, die hier im Intereſſe der Arbei⸗ 
terſchaft tätig ſind und alle diejenigen, die immer 
wieder und wieder gegen die Intereſſen der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung verſtoßen, dorthin jagen, 
wo ſie hingehören, nämlich in den Orkus. (Abg. 
Plenikowſki: Ich beantrage nochmalige Zurück⸗ 
verweilung an den Hauptausſchuß!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Es iſt nochmalige 
Zurückverweiſung an den Hauptausſchuß bean⸗ 
tragt worden. Ueber dieſen Antrag muß zuerſt 
abgeſtimmt werden. Wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung (Abg. Plenikowſki: Nennen Sie das objek⸗ 
tive Handhabung?) über den Antrag des Herrn 
Abg. Plenikowſki, (Abg. Plenikowfki: Das iſt 
keine Objektivität, Herr Präſident, das iſt Fa⸗ 
ſchismus in Reinkultur, — ſollen die Kerle rein⸗ 
kommen!) Sie halten mich doch nur durch die 
Zwiſchenrufe auf. Wir ſtimmen über den Antrag 
des Herrn Abg. Plenikowſki ab, der verlangt, 
daß die Druckſache Nr. 54 nochmals an den 
Hauptausſchuß verwieſen wird. Wer dieſem An⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki ſeine Zuſtimmung ge⸗ 
ben will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wir 
kommen mithin, da die Ausſprache geſchloſſen iſt, 
zur Abſtimmung. Ich rufe Artikel 1 der Druckſache 
Nr. 54 auf. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, ich bitte um die Gegen- 
probe. — Das Letzte war die Majorität, der Ar⸗ 
tilel 1 iſt abgelehnt. Ich rufe Artikel 2 auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer Artikel 2 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Ueberſchrift auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer die Ueberjhrift annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Sie iſt abgelehnt. Damit iſt der Urantrag, 
Druckſache Nr. 54, in der zweiten Leſung end⸗ 
gültig abgelehnt. Ich rufe Punkt 7 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Antrag des Abg. Plenikowſti u. Fr. auf 
Gewährung einer einmaligen Aufwands⸗ 
entſchädigung an das Volkstagsbüro. 

Drucksache Nr. 186. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Die Kom⸗ 

muniſtiſche Fraktion hat einen Antrag einge⸗ 


bracht, an deſſen Ernſthaftigkeit ſie ſelbſt nicht 
glaubt. Sie beantragt: „Für die heutige Sitzung 
— d. h. für die Sitzung am 19. März — iſt je⸗ 
dem Angeſtellten und Beamten des Volkstags, ſo⸗ 
weit ſie dienſtlich anweſend waren, eine Sonder⸗ 
vergütung von 15 Gulden zu gewähren“. Wir 


Ich rufe die 
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würden an ſich gegen dieſen Antrag in der Form ( 


nichts haben, aber die Gewährung einer Sonder⸗ 
vergütung müßte davon abhängig gemacht wer⸗ 
den, daß man zwiſchen Angeſtellten unterſcheidet, 


die tatſächlich viel Dienſt machen und ſolchen, die 


wenig Dienſt machen und davon, daß es Ange⸗ 
ſtellte gibt, die zu Unrecht hoch bezahlt werden 
und ſolche, die zu Unrecht niedrig bezahlt werden. 
Außerdem machen wir unſere Zuſtimmung von 
einer Erklärung der Kommuniſtiſchen Fraktion 
abhängig, die dahin gehen müßte, daß ſie bereit 
iſt, für die Acht⸗Stunden⸗Dauerrede ihres Ober⸗ 
häuptlings Plenikowſki. (Abg. Kreft: Sie däm⸗ 
licher Idiot! — Abg. Plenikowſki: Fangen Sie 
wieder an zu provozieren? Haben Sie noch nicht 
die Schnauze voll von neulich? Haben wir der⸗ 
artige Worte gegenüber den Nazis gebraucht? 
Wir haben uns ſachlich an unſere Ausführungen 


gehalten! Ein unerhörter Provokateur! Einmal 


hat ſich der Volkstag das Benehmen gefallen laſ⸗ 
ſen von dieſem Laps!) f 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Greifer, 
Sie haben von einem Oberhäuptling geſprochen. 
Das iſt unzuläſſig, wir haben hier nur Abgeord⸗ 
nete. (Zwiſchenrufe.) Ich ſage ausdrücklich, daß 
es ungehörig iſt. Herr Abg. Kreft, Sie haben einen 
Abgeordneten Idiot genannt. Das iſt eine Be⸗ 
leidigung und ich rufe Sie deshalb zur Ordnung. 
(Abg. Plenikowſti: Ich habe Laps geſagt!) Sie 
haben Laps geſagt, ich rufe Sie ebenfalls zur 
Ordnung. (Zwiſchenrufe.) Oberhäuptling iſt keine 
Beleidigung. (Abg. Plenikowſki: Wiſſen Sie, 
was Sie ſind? Sie ſind der Oberhäuptling des 
Parlaments!) 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir er⸗ 
warten deshalb eine Erklärung der Kommuni⸗ 
ſtiſchen Fraktion, daß ſie es mit ihrem proletari⸗ 
ſchen Gewiſſen vereinbaren kann, für die Dauer⸗ 
rede des Herrn Plenikowſki (Abgeordneten! links) 
des Herrn Abg. Plenikowſki an die Angeſtellten 
des Volkstags von ihren Diäten, die ihnen mo⸗ 
natlich zufallen, ſoviel zu opfern, daß an ſämt⸗ 
liche Angeſtellte pro Kopf 15 Gulden ausgezahlt 
werden. (Sehr gut! bei den Nationalſozialiſten.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es iſt nicht 
das erſte Mal, daß die Nationalſozialiſten er⸗ 
klären, unſere Anträge nicht ernſt nehmen zu 
wollen. Ob unſere Anträge ernſt zu nehmen 
ſind oder nicht, darüber beſtimmen nicht die nicht 
ernſtzunehmenden Nationalſozialiſten, ſondern die 
Arbeiter draußen. Kommen Sie doch her und 
erklären Sie, daß der Geſetzentwurf, den wir vor⸗ 
hin eingebracht haben bezüglich der Kapitalflucht, 
nicht ernſt gemeint iſt. 
weiß, daß die Politik, die Sie treiben, keine ernſt⸗ 
hafte Politik iſt, ſondern eine Politik des Verrats, 
Es iſt ja ganz klar, Sie dürfen nicht einen einzigen 
Pfennig bewilligen, wenn es ſich um untere oder 
mittlere Beamte handelt. Das verbietet das Fi⸗ 
nanzkapital. Deshalb dürfen Sie einem derar⸗ 
tigen Antrag Ihre Zuſtimmung nicht geben. In⸗ 


tereſſant ſind immer die Eiertänze, die Sie auf⸗ 


führen und die Begründung, die Sie geben, um 
unſere Anträge abzulehnen. e 
dieſe Begründungen. Bei unſern erſten Anträ⸗ 


Aber jeder Werktätige 


Wir lachen über 
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gen, die Ihrer Propaganda bei der Wahl ent⸗ 
ſprachen, verſuchten Sie es mit dem Dreh: „Wir 
ſtimmen niemals einem kommuniſtiſchen Antrag 
zu. Die Kommuniſten bringen ihre Anträge im⸗ 
mer nur aus Demagogie ein.“ Einige Wochen 
ſpäter mußten Sie unſern Anträgen Ihre Zu⸗ 
ſtimmung geben, teilweiſe hier, teilweiſe im Aus⸗ 
ſchuß. Wir haben heute einen Punkt auf der Ta⸗ 
gesordnung betr. Nichtbeſtätigung von Gemein⸗ 
devorſtehern, dem Sie im Ausſchuß zuſtimmten. 
Unter dem Druck Ihrer eigenen Parteianhänger 


ſtimmten Sie zu, weil Ihre Anhänger Sie zwan⸗ 


gen, Farbe zu bekennen. 

Jetzt ſuchen Sie nach einer anderen Begrün⸗ 
dung. Der Abg. Greiſer war es, der ſeinerzeit 
die Erklärung abgab, was die Roten hier ein⸗ 
reichen, gilt nicht für uns, wir ſind die Vertreter 
der großen Maſſe, wir haben nur das Recht, An⸗ 
träge zu bringen. Er hätte es ſich heute leichter 
machen können. Er hätte ſein Köpfchen nicht an⸗ 
zuſtrengen brauchen. Wir wiſſen, ſein Köpfchen 
verträgt nicht viel, wir ſehen ja das Pflaſter. Er 
hätte ſagen können, es iſt ein Antrag der Roten, 


den lehnen wir ab. Weshalb knobelt er jetzt eine 
andere Begründung aus? Er ſagte, die 15 Gulden 


wären angeblich auch für höhere Beamte beſtimmt. 
Nun, ich weiß nicht, ob die „höheren“ Beamten, 
die wir im Volkstag haben, annähernd ſolch ein 
Gehalt bekommen wie der Herr Senatspräſident 
Dr. Ziehm, dem die Nazis neben einem Gehalt 
von jährlich 20 000 Gulden noch 12 000 Gulden 
ſteuerfreie Aufwandsentſchädigung gewährten. 


gehabt. Sie lehnen es aber ab, einem Beamten 
der nicht entfernt das Gehalt eines Senators hat, 
15 Gulden zu bewilligen. Dem ſtimmen Sie 
nicht zu. Das zeigt, wie ernſthaft Sie es meinen 
und wie durchlöchert Ihre Begründung iſt. 
Nun das letzte Argument, worin Sie. auf die 
Acht⸗Stunden⸗Rede eingehen, die jetzt herhalten 
ſoll. Wenn wir hier eine Acht⸗Stunden⸗Rede ge⸗ 
halten haben, dann haben wir es getan, um die 
Oeffentlichkeit auf das ſchändliche Treiben hier 
aufmerkſam zu machen, auf die Schandgeſetze, die 
hier mit Hilfe der Nationalſozialiſten zur Verab⸗ 


auch in einer Rede von acht Stunden. Das wird 


jeder Werktätige verſtehen. Aber kein Werktäti⸗ 
ger wird verſtehen, wenn eines Herrn Greiſers G 


wegen der Volkstag ſechs Stunden lang wartet, 


weil er einen Ordnungsruf bekommen hat und 


ſeine 15,— Gulden Diäten wieder haben will. 
Daß der Volkstag deshalb ſechs Stunden untätig 
itzen muß, wird kein Werktätiger verſtehen. Es 
ging nur um die 15,— Gulden, alles andere iſt 


nſinn. Wenn es nicht um die 15,— Gulden 
Diäten gegangen wäre, hätte Herr Greiſer am 
andern Tage wiederkommen können. (Zuruf des 
bg. Schütz) Wir wollen uns an dieſer Stelle 


nicht darüber unterhalten, ob der Ordnungsruf 
zu Recht oder Anrecht erteilt worden iſt. Wir 
ommuniſten haben keine Urſache, Maßnahmen 


eines Präſidenten einem Abgeordneten gegenüber 


zu unterſtützen. Wir haben uns deshalb nicht an 
r Abſtimmung beteiligt. Das willen Sie ganz 
Nerat Wir erklären, daß der Präſident kein 
echt hat, einem Abgeordneten die Tür zu weiſen. 


a haben die Nationalſozialiſten nichts dagegen 
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Das iſt ein grundſätzlicher Standpunkt, den wir 
auch in dieſer Frage eingenommen haben. Aber 
Sie hatten keine Arſache, ſich für dieſen Greiſer 
einzuſetzen, da unſere Abgeordneten ſeinerzeit, ich 
und ebenſo der Abg. Raſchke, auch ohne weiteres 
rückſichtslos nicht auf einen, ſondern auf 9 
Sitzungstage ausgeſchloſſen wurden, unter genau 


denſelben Bedingungen und Verhältniſſen. Da 
kannten Sie kein Gerechtigkeitsgefühl, um das 
rückgängig zu machen. Es handelte ſich ja um 


Kommuniſten. 


Sie weiſen darauf hin, wenn die Kommuni⸗ 


ſten bereit ſeien, für die Achtſtundenrede des Abg. 


Plenikowſki zu zahlen, wäre darüber zu reden. 
Wir könnten in dieſer Hinſicht die Demagogie der 
Nationalſozialiſten treiben und folgendes ſagen: 
Das Geld, das jetzt auf Grund des Hinauswurfs 
der beiden kommuniſtiſchen Abgeordneten Se⸗ 
rotzki und Totzki geſpart wurde, die damals im 
Anſchluß an unſere Obſtruktion, an die Achtſtun⸗ 
denrede ausgeſchloſſen wurden, es ſind faſt 300 
Gulden, ſoll den Angeſtellten und Beamten des 
Volkstags übermittelt werden. (Abg. Langnau: 
Sehr wahr!) Das war ungefähr der Sinn des 
Antrages der Nationalſozialiſten im Reich. Die 
ſtellten ſich auf den Standpunkt, wenn ein Abge⸗ 
ordneter dem Reichstag fern bleibt, oder ausge⸗ 
ſchloſſen wird, hat er über die Gelder zu beſtim⸗ 
men. Vielleicht ſtehen Sie auch auf dieſem 
Standpunkt, dann hätten wir über die 300 Gul⸗ 
den zu verfügen. Wenn Sie zuſtimmen, daß wir 
darüber zu beſchließen haben, — wir werden einen 


(©) 


derartigen Antrag einbringen — werden wir ja: (O) 


gen, daß die 300 Gulden den Beamten und Ange⸗ 
ſtellten des Volkstags übermittelt werden ſollen, 
und zwar für die damalige Nachtſitzung. Sie wer⸗ 
den ganz entſchieden nicht dafür ſtimmen. Alſo 
die Argumente, die Sie gebracht haben, ſind der⸗ 
art blöde und lächerlich, daß ſie wirklich niemand 
ernſt nimmt, ich glaube nicht einmal die bürger⸗ 
lichen Abgeordneten. 


Vizepräſident Gaikowſti: Die Ausſprache iſt 


geſchloſſen, da weitere Mortmeldungen nicht vor⸗ 


liegen. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
chiedung gelangten. Deshalb kämpfen wir hier 


Antrag des Herrn Abg. Plenikowſki in Druckſache 
Nr. 186. Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich danke und bitte um die 
egenprobe. — Letzteres war die Mehrheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Nanu, 
fragen Sie die Beiſitzer, dort hinten blieb die 
ganze Mitte ſitzen, vorn blieben auch die Natio- 
nalſozialiſten ſitzen, wiſſen Sie, was Sie machen, 
Sie vergewaltigen das Recht, die Mehrheit ſtand 
zuerſt!) Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
ne — Urantrag des Abg. Plenikowſfki 
u. Fr. 6 a 

Druckſache Nr. 151 zu Nr. 65. Zur zweiten Bera⸗ 
tung ſind noch eine Reihe von Abänderungsan⸗ 
trägen des Herrn Abg. Plenikowſki u. Fr. einge⸗ 
laufen, die leider noch nicht verteilt werden 
konnten. Wir werden ſie nachher verleſen. 
Außerdem iſt noch eine Entſchließung zur Druck⸗ 


ſache Nr. 151 des Herrn Abg. Plenikowſki u. Fr. 


(A) 


(B 


— 
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eingelaufen. Die Entſchließung iſt ebenfalls nicht 


gedruckt. Ich werde ſie nachher verleſen laſſen. 
Ich eröffne die Ausſprache zu Punkt 8, das Wort 
hat der Herr Abg. Bartſch. (Abg. Plenikowſti: 
Mo bleibt jetzt Ihr Gerechtigkeitsgefühl da 
drüben?) 5 

Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Das Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetz iſt ein Schandgeſetz, das ſich 
nicht nur gegen die Erwerbsloſen, ſondern gegen 
die geſamte werktätige Bevölkerung richtet. 
Nimmt man die erſten Paragraphen dieſes Ge⸗ 
ſetzes, ſo ſieht man ſofort, daß dies nur eine Maß⸗ 
nahme iſt, die beſonders gegen die einzelnen Be⸗ 
rufe und ſomit auch gegen die geſamten werktäti⸗ 
gen Arbeiter gerichtet iſt. Tauſende ſollen hier⸗ 
nach weiter keine Unterſtützung erhalten. Dann 
wird hier im Abſatz 4 in Danzig ebenfalls die be⸗ 
rufsübliche Arbeitsloſigkeit eingeführt. Hier muß 
feſtgeſtellt werden, daß die Danziger Kapitaliſten 
auch wieder von den Herren Sozialdemokraten ge⸗ 
lernt haben. In Deutſchland war es ein Wiſſell, 
der die berufsübliche Arbeitsloſigkeit einführte. 
Hier wiederholt man jetzt das gleiche. In den 
weiteren Paragraphen ſoll nach § 5 den Jugend⸗ 
lichen von 16 Jahren an eine Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung gewährt werden. In Wirklichkeit iſt aber 
zu verzeichnen, daß Jugendliche von 16 bis 20 
Jahren zum größten Teil überhaupt keine Unter⸗ 
ſtützung erhalten, daß man ſie zwangsweiſe auf 
das Land verſchickt, wo ſie nicht die Arbeiten 
durchführen können und deshalb zurückkehren 
müſſen. Auf dieſe Art und Weiſe werden ſie ihren 
Anſpruch auf Unterſtützung los. (Zuruf rechts). 
Sie kommen nicht? Zu Ihnen kommen ſie gewiß 
nicht. Bei Ihnen werden die Jugendlichen ſo 
ausgebeutet, daß ſie ſchon nach den erſten Stunden 
davonlaufen. Wir kennen das Programm der 
Nazi⸗Partei. 

Der § 7 will beſonders den Kapitaliſten die 
Möglichkeit bieten, die Arbeiter vom Bezug der 
Erwerbsloſenunterſtützung auszuſchalten, wenn 
ſie ſich gegen den neuen Lohnraub wehren, der 
jetzt auf der ganzen Linie durchgeführt wird. Der 
Schiedsſpruch wird hier ebenfalls in Betracht 
kommen. Durch dieſe Maßnahmen will man den 
Arbeitern den Lohnkampf unmöglich machen und 
ihnen mit dem Geſpenſt der Erwerbsloſigkeit 
drohen. Wir werden aber dafür ſorgen, daß ſich 
die Arbeiterſchaft nicht an dieſe papiernen Geſetze 
hält; denn das Lebensbedürfnis der Arbeiter⸗ 
klaſſe erfordert etwas anderes. Dieſe Sachen wer⸗ 
den nicht den Hunger der Maſſen ſtillen. 

Weiter die Bedürftigkeit. 
ſche Partei hat zu den einzelnen Paragraphen 
Abänderungsanträge eingebracht. Wenn es Ihnen 


mit der Not des Volkes ernſt iſt, können Sie das 


durch Annahme dieſer Abänderungsanträge be⸗ 
weiſen. Die einzelnen Paragraphen ſind ſo ge⸗ 
halten, daß man den Erwerbsloſen wenigſtens 
einigermaßen ein paar Pfennige zukommen läßt. 
Aber auch das wird man natürlich ablehnen. 
Im $8 iſt die Schnüffelei in der Familie ent⸗ 
halten. Man muß feſtſtellen, daß man ſich ſchon 
heute um die kleinſten Einnahmen in der Fami⸗ 


lie und jede einzelne Sache bekümmert. Es wird 


nicht nur gefragt, wieviel verdient wird. Ange⸗ 
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hörige, die erwerbslos ſind, werden nicht in Be⸗ 0 


tracht gezogen. Dann heißt es hier, die Spar⸗ 
groſchen, Wohnungseinrichtungen uſw. ſind nicht 
anzurechnen. Wir haben aber viele Fälle, daß es 
heißt, wenn die Beamten, die die Prüfung durch⸗ 
führen, ſehen, daß in der Wohnung noch gute 
Möbel da ſind und es ſauber und ordentlich iſt, 
der Betreffende ſei nicht bedürftig. Natürlich 
wiſſen wir, daß es Ihr Wunſch iſt, daß das Pro⸗ 
letariat im Dreck verkommen und ſich nicht mehr 
als Menſch fühlen ſoll. Dann geben Sie ihm höch⸗ 
ſtens noch einen Fußtritt. Die Arbeiterſchaft 
wird ſich dagegen wehren. Wenn es heute nur 
Tauſende waren, die ſich gegen das Zwangsgeſetz, 
gegen das Schandgeſetz wehrten, ſo werden es in 
Zukunft weitere Tauſende werden. Dieſe Tau⸗ 
ſende werden den Maſſenſturm gegen dieſe Schand⸗ 
geſetze entfachen. Mit dem, was Sie hier ein⸗ 
führen, verurteilen Sie Tauſende von Erwerbs⸗ 
loſen, Tauſende von Arbeiterkindern zum lang⸗ 
ſamen Tothungern, (Zwiſchenrufe rechts — Abg. 
Malſch: Sie nehmen Ihren Leuten das Geld!) 
Sie können weiter nichts als hier Anpöbelungen 


machen, genau fo, wie Sie es auf der Straße mit 


Ihren Nazis tun. (Abg. Malſch: Sie zerſchneiden 
die Leute mit dem Meſſer!) In Walddorf haben 
30 S. A.⸗Leute die Arbeiter in den Wohnungen 
überfallen. Da kam die Polizei und hat Haus⸗ 
ſuchungen gehalten, aber nicht bei den Nazileuten, 
ſondern bei den Arbeitern. Fragen Sie doch die 
Betreffenden. 

Wir vertreten den Standpunkt, daß ein Ar⸗ 
beiter, der erwerbslos wird, ſofort vom erſten 
Tage die Unterſtützung zu beziehen hat. Die 
Karenzzeit, die hier eingeführt iſt, iſt auch ein 


Mittel, um die Not unter den Werktätigen noch 


mehr zu vergrößern. Jeder Arbeiter verdient 
heute ſehr wenig. Zum großen Teil ſind die Ar⸗ 
beiter ſchon vorher eine ganze Zeit erwerbslos ge⸗ 
weſen. Der Verdienſt reicht nicht aus, um die 
Familie ganz zu ernähren. Eine Karenzzeit 
bringt ihn dann noch wieder ein Stück weiter ins 
Elend hinein. Deshalb beantragen wir im Ab⸗ 
änderungsantrag, daß die Karenzzeit völlig be⸗ 
ſeitigt wird. Wenn ein Arbeiter längere Zeit 


erwerbslos iſt, iſt es klar, daß er auf die Dauer 


ſeine Familie nicht unterhalten kann. Dann 
wird ſie allmählich durch Krankheiten uſw. 
zugrunde gehen. Deshalb beantragen wir auch, 
daß die Anterſtützungsſätze erhöht werden, denn 


die Erwerbsloſen ſind nicht ſchuld an ihrem Elend. 
Schuld iſt das kapitaliſtiſche Syſtem. Wenn dies 


Syſtem d i it 
Die Kommuniſti⸗ yſtem den Erwerbsloſen nicht Brot und Arbei 


geben kann, ſondern nur Arbeit und kein Brot, 
dann muß dies Syſtem verſchwinden. Wir wer⸗ 
den darum kämpfen und es den Erwerbsloſen 
klarmachen. Die Arbeiterſchaft braucht nicht zu 
hungern, denn es iſt genügend für alle da. Aber 
der Kapitalismus hat abgewirtſchaftet und ver⸗ 
ſucht, durch ſolche Geſetze das Volk noch weiter ins 
Elend zu bringen. . 

Die Erwerbsloſen haben ſich gegen die 
Zwangsarbeit gewehrt, die man eingeführt hat. 
Dieſe Zwangsarbeit iſt ſchlimmer, als man ſich 
denken kann. Man will das Heer der Arbeits⸗ 
Man will dem 
anlegen, 


loſen zu Streikbrechern benutzen. 
Heer der Arbeitsloſen die Zwangsjacke 


00 
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indem man einen Teil der Arbeiterſchaft gegen 
den anderen ausſpielt. Hier wäre es beſonders 
die Aufgabe der Herren Gewerkſchaftsführer, die 
geſamte Arbeiterklaſſe gegen dieſe Zwangsarbeit 
aufzurufen; denn durch ſie ſollen ja die letzten ta⸗ 
riflichen und gewerkſchaftlichen Rechte, von denen 
heute die reformiſtiſchen und chriſtlichen Gewerk⸗ 
ſchaftsführer in den Verſammlungen ſo gut reden 
können, beſeitigt werden. Wir ſehen aber, daß 
die Herren Sozialdemokraten hier in einer Ein⸗ 
heitsfront mit den Kapitaliſten ſtehen. Ihre Ar⸗ 
beit beſteht heute nur darin, die Maſſen vom 
Kampf abzuhalten, um die Revolution aus den 
Gewerkſchaften auszuſchließen. Das muß an dieſer 
Stelle feſtgeſtellt werden. Wenn Sie in Ihrer 
Zeitung gegen dieſe Zwangsarbeit ſchreiben, ſo 
iſt es ſo, als wenn eine alte Tante über etwas 
meckert, aber nicht daran denkt, etwas durchzu⸗ 
führen. Sie zeigen den Arbeitern keinen Weg, wie 
ſie gegen die Zwangsmaßnahmen kämpfen können. 
(Abg. Schütz: Tauſende Arbeiter haben das Schnee⸗ 
ſchippen gern gemacht! — Abg. Plenikowſki: Sie 
hätten ſich bei den Schippern ſehen laſſen ſollen! 
Kommen Sie morgen zu den Ohraern, ich werde 
dann ſagen, das iſt der Mann, der ſagt, ihr ar⸗ 
beitet gern für die paar Pfennige! — Abg. Schütz: 
Ich habe keine Angſt!) Wir Kommuniſten fordern 
Bezahlung jeder Arbeit zu den tariflichen Löh⸗ 
nen. Zahlen Sie tarifliche Löhne, dann wird ſich 
kein Erwerbsloſer weigern, die Arbeit auszufüh⸗ 
ren. Die Leute bekommen eine Hungerrente, und 
der Kräfteverbrauch, der erzeugt wird, bringt die 
Familie noch tiefer ins Elend. (Zwiſchenrufe der 
Abg. Plenikowſki und Schütz.) Wenn Sie jagen, 
Tauſende der Erwerbsloſen machen dieſe Arbeit 
gern, warum ſperren Sie dann Familienväter in 
das Gefängnis ein? Warum haben Sie Tauſende 
von Erwerbsloſen mit dem Gummiknüppel miß⸗ 
handeln laſſen? Die haben ſich gegen dieſe 
Zwangsarbeit gewehrt. Die Erwerbsloſen, die 
man ins Gefängnis geſperrt hat, haben für ihre 
amilien, für ihre Frauen und Kinder um das 
letzte Stückchen Brot gekämpft, das Sie ihnen 
rauben wollen. Heute ſind es Tauſende, aber 
Abertauſende werden es in Zukunft ſein. 


Wir werden den Volksſturm gegen dieſe 
Zwangsmaßnahmen entfachen, auch gegen dies 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetz, das nur ein Verſkla⸗ 
vungsgeſetz für die geſamte Arbeiterklaſſe iſt. Sie 
fürchten das Proletariat. Wenn tauſende Er⸗ 
werbsloſe wirklich mit Freuden dieſe Arbeit tun 
würden, warum verbieten Sie die Arbeiterde⸗ 
monſtrationen? Warum dulden Sie nicht, daß die 
tauſende Erwerbsloſe auf der Straße einmal de⸗ 
monſtrieren und zeigen, wie ſie zu dieſem Geſetz 
ſtehen. Natürlich ſind das alles nur leere Re⸗ 
densarten von Ihnen. Sie möchten hier wer 
weiß was beſchließen, aber die Macht des Volkes 
wird einmal zum Ausdruck kommen. Sie mögen 
grinſen, aber die Arbeiterbewegung ſteigt, die 
Arbeiterklaſſe wird ihre geſchichtliche Miſſion er⸗ 
füllen und die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung 
beſeitigen. Die Arbeiterſchaft wird ſich die Frei⸗ 
heit erobern. Dann wird ſie Brot und Arbeit 
haben, dann werden Not und Elend nicht mehr 


da ſein. (Zwiſchenrufe.) 
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Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Stukowſki. 

Stukowſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Die jetzige Regierung hat durch dieſe Verord⸗ 
nung das Gröblichſte gegenüber der notleidenden 
Bevölkerung getan. Betrachten wir die Ausſteue⸗ 
rung und die ganzen Verfügungen, die jetzt von 
den Behörden herausgegeben werden, ſo finden 
wir, daß die Arbeitsloſen, wenn ſie auf der Stem⸗ 
pelſtelle anſtehen, um ihre Kontrolle zu erhalten, 
ſich nicht einmal zu zweien oder dreien aufſtellen 
dürfen, um irgend welche Beſprechungen zu pfle⸗ 
gen. Es ſteht in den Verfügungen des Senats und 
des Landratsamts, daß weiter dahin gearbeitet 
werden ſoll, ihnen für die nächſten Tage die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung zu ſtreichen. Man muß 
hier ausdrücklich betonen, daß die Aermſten der 
Armen, die Erwerbsloſen, jetzt ausdrücklich auf 
dem Lande zu Arbeiten hinzugezogen werden, die 
jetzt nicht gemacht werden dürfen. Ich will ein⸗ 
mal darauf eingehen. Bei den Schneeverwehun⸗ 
gen auf der Straße Tiegenhof—Ladekopp wurden 
die Chauſſeegräben, die eine Tiefe von 75 Zenti⸗ 
metern haben, von den Arbeitsloſen, die ſechs 
Kilometer weit dazu hinkommandiert wurden, ge⸗ 
öffnet. An einen Waſſerabfluß iſt nicht zu denken. 
Dort befindet ſich kein Waſſer, wenn die Schnee⸗ 
ſchmelze einſetzt. Durch die Verfügung des Senats 
wurde das angeordnet. Das iſt eine ſchnöde Mache 
gegenüber den Erwerbsloſen. Die Landratsämter 
ſind darauf hingewieſen, es den Gemeindevor⸗ 
ſtehern in den Gemeinden ausdrücklich zur Auf⸗ 
gabe zu machen, die Etats ſo aufzuſtellen, daß von 
den Ausgaben für die Erwerbsloſen 10—15 Pro⸗ 
zent geſtrichen werden. Wie ſollen die Gemeinden 
damit auskommen? Betrachten wir eine Familie 
mit neun Köpfen, die in der Landbevölkerung 
häufig iſt. Die ſoll jetzt mit 3,30 Gulden auskom⸗ 
men. Wie ſoll der Ernährer dieſer Familie, wenn 
er dauernd darauf angewieſen iſt, die Unter⸗ 
ſtützung zu beziehen, ſeine Familie ernähren? 
Das iſt ausgeſchloſſen. Jetzt kommt auch noch das 
Weitere hinzu. Die Landwirte, vor allen Dingen 
die größeren Landwirte in den Kreiſen gehen da⸗ 


zu über, auf Grund der Verordnung des Senats 


Freiarbeiter und auch Inſtleute zu entlaſſen, weil 
ſie glauben, auf dem Wege der Verordnung des 
Senats billige Arbeitskräfte zu bekommen. Viele 
gehen dazu über, ihre ſogenannten Abwäſſerungs⸗ 
gräben jetzt auf Koſten der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung reinigen zu laſſen. Will man es einem 
Arbeitsloſen verübeln, wenn er ſich weigert? 
Dann wird ihm die Erwerbsloſenunterſtützung 
geſperrt. 


Ausgerechnet das Zentrum, die Partei, die 
hier für die Intereſſen der Arbeiterſchaft ſorgen 
will, Ihre Wähler, m. H. vom Zentrum, ſind es 
jetzt ſchon, die ſich gegen dieſe Verfügung mächtig 
aufbäumen. Sie werden ſich noch weiter dagegen 
auflehnen. Sie wiſſen ja, was in der Gemeinde 
Pieckel geſchehen iſt. Sie werden auch aus ande⸗ 
ren Gemeinden hören, was los iſt. Es wird 


Ihnen auch nichts nützen, daß Sie in jede Ge⸗ 
meinde zwei oder drei Miſſionare ſchicken und 
ſagen, die Arbeiter ſollen ſich einzig und allein 
um ihr Seelenheil kümmern, das Leibliche ſoll ſie 
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(A) nichts angehen. Der Abg. Dyck hat in einer Ver⸗ 
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ſammlung erklärt, ehe er ſein Getreide ſo billig 
verkaufe, werde er es wagenweiſe verladen laſſen 
und in die Weichſel ſchütten. (Abg. Plenikowſki: 
Ins Zuchthaus!) Gerade Sie verlangen von den 
Erwerbsloſen die Sanierung des Etats. Das ha⸗ 
ben Sie durch die Mundtotmachung der Linken 
fertig gebracht. Die Partei des Abg. Dyck, der 
hinausgegangen iſt, hat erklärt, die Mittel, die 
15 000 Gulden, die der linke Kreistag bei dieſer 
Etatsberatung eingeſetzt hat, müßten geſtrichen 
werden. So ſehen die Deutſchnationalen aus. 
Deshalb werden wir dem kommuniſtiſchen Ab⸗ 
änderungsantrag zuſtimmen. 

Es geht nicht an, daß der Staat auf Koſten der 
Erwerbsloſen ſaniert werden ſoll. Es geht auch 
nicht an, daß der Senat ſo weiter regiert. Herr 
Senatsvizepräſident Dr. Wiercinſki⸗Keiſer gehört 
der chriſtlichen Zentrumspartei an. (Zuruf des 
Abg. Schütz.) Bleiben Sie auf Ihrem Bagger, 
auch wenn Sie durch vier Augen gucken. Sie 
werden in einigen Wochen alles mögliche erleben. 
Begeben Sie ſich an die Theke, Herr Schütz. Dort 
ſind bereits drei eingegoſſen, genau wie der Herr 
Abg. Philipſen Herrn Greiſer einen eingießen 
ließ. Hier muß Remedur geſchaffen werden. Aller⸗ 
dings auf einem andern Wege, als es der Herr 
Abg. Bartſch verlangte. Die Sozialdemokraten 
kämpfen noch viel ſtärker. Wenn die Kommuniſten 
etwas erreichen wollen, müſſen ſie den Kampf 
regelrecht aufnehmen und nicht eine Zerſplitte⸗ 
rung in die Arbeiterſchaft treiben, ſondern den 
Kampf gegen die Reaktion führen. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Auf das, 
was der Herr Abg. Stukowfki zuletzt zum Aus⸗ 
druck brachte, muß man ebenſo eingehen wie auf 
die Zwiſchenrufe der Nationalſozialiſten und 
Deutſchnationalen. Die Nationalſozialiſten ha⸗ 
ben eine ganz einfache Erklärung für das Vorhan⸗ 
denſein der Erwerbsloſigkeit. Sie erklären, an der 
Erwerbsloſigkeit ſei der Kulturbolſchewismus 
ſchuld. Nur daß die Herren Nationalſozialiſten 
noch niemals geſagt haben, was denn eigentlich 
Kulturbolſchewismus ſei. Drüben in Deutſchland 
haben Sie ja verſucht, eine Definition des Begrif⸗ 
fes Kulturbolſchewismus zu geben. Sie bezeichnen 
ja alles das, was man heute im geſellſchaft⸗ 
lichen Leben ſieht, die Ordnung und das Syſtem, 
als Kulturbolſchewismus. Nur daß die National⸗ 
ſozialiſten nicht abſtreiten können, daß wir in 
Danzig genau dieſelben Geſellſchafts- und Ord⸗ 
nungserſcheinungen haben wie drüben in Deutſch⸗ 
land. Nichts iſt hier in Danzig in bezug auf die 
vorhandene Wirtſchaftsordnung anders geſtaltet 
als in Deutſchland. Alſo hätten wir demnach den 
Kulturbolſchewismus hier auch, nur daß er bei 
uns von der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 


Arbeiterpartei geſtützt und verteidigt wird. 

Der Kulturbolſchewismus ſoll an der unge⸗ 
heuren Erwerbslosigkeit ſchuld fein. Dabei müſſen 
wir die Tatſache verzeichnen, daß ausgerechnet 
in dem Lande, wo der Faſchismus jetzt am läng⸗ 
ſten am Ruder iſt, in Italien, eine Million Er⸗ 
werbsloſe vorhanden ſind. Angeſichts dieſer Tat⸗ 


Donnerstag, den 26. März 1931. 


ſache iſt es natürlich nicht Zufall, daß die Natio- (C) 


nalſozialiſten gerade in der letzten Zeit immer 
mehr und mehr von Italien abrücken. Wir dürfen 
nur die Protokolle und Stenogramme der Reden 
der nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten im 
Reichstag verfolgen, die ſie vor einigen Monaten 
gehalten haben. Wenn die Rede auf Italien kam, 
erklärten ſie, ſie wollten mit Italien nichts zu 
tun haben, ſie ſympathiſierten zwar mit Italien, 
es diene ihnen aber nicht zum Vorbild, was dort 
gemacht werde. Das ſagten ſie, weil ſie mit 
Italien die werktätigen Maſſen nicht mehr ködern 
können, mit der einen Million Erwerbsloſen, mit 
den Defiziten, die auch Muſſolini jedes Jahr feſt⸗ 
ſtellen muß. Demgegenüber haben wir in dem 
Lande, wo wirklich der Bolſchewismus regiert, 
keine Erwerbsloſigkeit. Dort iſt ſie beſeitigt. Man 
mag noch ſo ſehr verſuchen, mit demagogiſchen 
Gründen entweder dieſe Tatſache zu leugnen oder 
zu erklären, daß nur die Zwangsarbeit die Kraft 
ſei, die dort die Erwerbsloſigkeit beſeitigt habe. 
Sie werden an der Tatſache, daß nur der Bol⸗ 
ſchewismus, daß nur die ſozialiſtiſche Wirtſchafts⸗ 
form imſtande iſt, die Erwerbsloſigkeit zu beſei⸗ 
tigen, nicht vorbeigehen können. Dieſe Tatſache, 
dieſe Erkenntnis, dieſe Wahrheit wird ſich immer 
mächtiger Bahn brechen. In Sowjetrußland wird 
die Erwerbsloſigkeit nicht nur beſeitigt, ſondern 
infolge des ſozialiſtiſchen Aufbaus erhalten noch 
tauſende und zehntauſende Arbeiter in den kapi⸗ 
taliſtiſchen Ländern Beſchäftigung und Brot. Das 
ir dem Kulturbolſchewismus der Nationalſozia⸗ 
iſten. 


Auf das Geſetz ſelbſt will ich nicht näher ein⸗ 
gehen, ſondern nur auf einige Zwiſchenrufe, die 
gemacht wurden. Der Nationalſozialiſt Malſch er⸗ 
klärte wieder, die Erwerbsloſen ſeien zu faul. 
Wenn ſie Arbeit zugewieſen bekämen, nähmen ſie 
die Arbeit nicht an. Wem wagt er etwas derarti⸗ 
ges zu ſagen? Nur dann, wenn er eine Verſamm⸗ 
lung mit Leuten abhält, die nur etwas vom Na⸗ 
tionalſozialismus wiſſen und konſequent zu keiner 
anderen Verſammlung gehen, kann er eine der⸗ 
artige Behauptung aufſtellen. Jeder, ganz be⸗ 
ſonders aber die Regierungsſtellen wiſſen, was 
es bedeutet, wenn ſich ein Erwerbsloſer weigert, 
die Arbeit aufzunehmen. Rückſichtslos werden 
ihm die letzten Anterſtützungspfennige entzogen. 
Angeſichts dieſer Tatſache, die der ganzen Danzi⸗ 
ger Bevölkerung bekannt ſind, wagt es ein Na⸗ 
tionalſozialiſt zu erklären, die Erwerbsloſen wei⸗ 
gerten ſich, die Arbeit aufzunehmen, die Erwerbs⸗ 
loſen wollten nicht arbeiten. Um ſo kraſſer wirkt 
aber als Gegenteil der Zwiſchenruf des deutſch⸗ 
nationalen Abg. Schütz, der wieder die entgegen⸗ 
geſetzte Behauptung aufſtellte: „Die Erwerbs⸗ 
loſen arbeiten zu Tauſenden freudig und gern für 
die Erwerbsloſenunterſtützung“. Ich habe den 
Abg. Schütz ſchon aufgefordert, ſich einmal bei den 
Erwerbsloſen ſehen zu laſſen, die in dieſem Dreck, 
Schnee und Regen abkommandiert werden, um 
für die Anterſtützungspfennige dieſe Dreckarbeit 
zu leiſten. Ich glaube nicht, daß der Abg. Schütz 
ſo heil davon käme, wie ſeinerzeit der Abg. Grei⸗ 
ſer bei der Tiegenhofer Saalſchlacht. Das glaube 
ich beſtimmt nicht, beſonders wenn er ehrlich iſt 
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und erklärt, daß er geſagt hat, die Erwerbsloſen 
leiſteten freudig und gern dieſe Arbeit. Das zeigt 
die Demagogie der Deutſchnationalen, die in 
ihrem Käſeblättchen erklären, die Kommuniſten 
fordern ſelbſt immer Arbeit, nun geben wir Ar⸗ 
beit, nun ſind die Kommuniſten dagegen. Dieſe De⸗ 
magogen wiſſen ganz genau, daß die Erwerbsloſen 
Arbeit wollen, aber Arbeit unter denſelben Be⸗ 
dingungen, wie ſie auch ein Schütz und jeder andere 
bei einer bürgerlichen Partei organiſierte Arbei⸗ 
ter oder Angeſtellte verlangt, nämlich zu Tarif⸗ 
löhnen. Er will ſeine Arbeitskraft wenigſtens 
einigermaßen in dem Umfang bezahlt bekommen, 
daß er leben kann. Aber nicht etwa für Hunger⸗ 
unterſtützungsſätze oder Hungerlöhne freudig ar⸗ 
beiten. Wenn wir dieſen Kampf der Arbeiter or⸗ 
ganiſieren, dann tun wir nur unſere proletariſche 
Pflicht und weiter nichts. Die Erwerbsloſen wol⸗ 
len gern arbeiten. Ich möchte einmal Herrn Schütz 
ſehen, wenn er als Verheirateter ohne Kinder 
2,65 Gulden bekommt oder wenn in der Familie 
noch „Nebeneinnahmen“ vorhanden ſind, 2 Gulden 
oder 1,50 Gulden. Wenn er jahrelang geſtempelt 
hat, iſt er abgekoddert, hat nichts an den Füßen, 
was man als Schuhe bezeichnen kann, hat zer⸗ 
riſſene Strümpfe oder vielleicht nur noch Ober⸗ 
teile der Strümpfe und zerkodderte Kleider, und 
er wird hinausgetrieben und ſoll Schneeſchaufeln 
für die paar Pfennige Anterſtützung. Und dann 
ſoll ein Menſch glauben, daß die Erwerbsloſen 
das gern tun. Als ſie ſich weigerten, wurde der 
Gummiknüppel geſchwungen. 


Dabei haben die bürgerlichen Parteien ſelbſt 
durch ihre Verbände die Forderung aufgeſtellt, 
der Staat darf in das Wirtſchaftsleben nicht mit 
Zwangsmaßnahmen eingreifen. Wenn die Arbei⸗ 
ter arbeiten, wenn ſie gezwungen ſind, ihre Ar⸗ 
beitskraft zu verkaufen, dann haben ſie auch das 
Recht, darüber zu verfügen. Wenn ſie ſich weigern, 
iſt das ihre Sache. Was tut der Staat? Er ſetzt 
den Gummiknüppel in Bewegung, der Zwang 
wird eingeſetzt. Dieſe Tatſache zeigt Ihre Phraſen 
von der Neutralität dieſes Staates. Der Staat 
greift rückſichtslos ein, wenn es gegen die werk⸗ 
tätigen Volksmaſſen, gegen die Erwerbloſen geht 
und für die Intereſſen der Aubeuter. Dann wird 
dieſer Staatsapparat in Bewegung geſetzt. Ich 
möchte einmal den Abg. Schütz ſehen, drei oder 
vier Jahre erwerbslos, vielleicht 2 Gulden täglich 
Anterſtützung, zerriſſen wie viele Arbeitsloſe. Die 
wurden zur Arbeit ohne jede Auswahl geſchickt. 
Vielfach waren es Leute, von denen man wußte, 
daß ſie links eingeſtellt waren. In dem Dreckwet⸗ 
ter wurde ſie hinausgeſchickt. Ob da der Abg. 
Schütz ſtill ſein würde, ob er begeiſtert und freu⸗ 
dig arbeiten würde! Wenn die Erwerbsloſen ſich 
demgegenüber zur Wehr ſetzten, war es etwas 
Selbſtverſtändliches. Der Trieb der Selbſterhal⸗ 
tung zwang die Erwerbsloſen dazu, ſich zur Wehr 
zu ſetzen. Die Tatſache, daß in einzelnen Stadt⸗ 
gemeinden, beiſpielsweiſe in der Stadtgemeinde 
Danzig außer der Erwerbsloſenunterſtützung noch 
ein Kleidergeld gewährt werden mußte, das der 
Senat noch Richtlinien herausgab, zeigt doch, wie 
brutal Sie zuerſt vorgegangen waren, zeigt, daß 
die Erwerbsloſen berechtigt waren, ſich gegen die 
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brutalen Maßnahmen zu wehren, die Sie nicht 
einmal aufrechterhalten konnten. Sie mußten da⸗ 
von abſehen und einige Erleichterungen ſchaffen. 

Noch eine andere Tatſache. Gewiß, das Geſetz 
war da, das die Erwerbsloſen zur Zwangsarbeit 
verurteilte. Es war verabſchiedet von den Natio⸗ 
nalſozialiſten bis herab zur Zentrumspartei. 
Aber die Gemeinden konnten nur dann Erwerbs⸗ 
loſe beſchäftigen, wenn die Gemeindevertretungen, 
die Stadtverordnetenverſammlungen geſprochen 
hatten. Der Senat als Behörde war nicht berech⸗ 
tigt, ohne Genehmigung der Kommunalverwal⸗ 
tungen, der Gemeindevertretungen, der Stadtver⸗ 
ordnetenverſammlungen die Erwerbsloſen zur 
Zwangsarbeit zu zwingen. Nun werden wir ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht den Erwerbsloſen ſagen, ihr 
geht freudig zur Arbeit und das freut uns, ſondern 
wir werden alle unſere Kräfte einſetzen, nicht et⸗ 
wa um den Erwerbsloſen zu jagen, daß fie kämp⸗ 
fen müſſen, das tun ſie ſchon aus ſich ſelbſt heraus, 
um ihr Stückchen Brot, um eine Exiſtenz zu haben. 
Aber wir Kommuniſten werden alle unſere Kräfte 
anſpannen, um dieſen Kampf in eine organiſierte 
Form zu bringen, um an der Spitze der Maſſen 
den Kampf um ihre Intereſſen aufzunehmen. Wir 
wiſſen, daß die Sozialdemokratiſche Partei den 
Kampf nicht ernſthaft führen wird. Wenn der So⸗ 
zialdemokrat Stukowſki es jetzt fo hinzuſtellen 
verſucht, als ob wir Kommuniſten die Zerſplitte⸗ 
rer wären, die die Einheitsfront der Arbeiter zer⸗ 
ſtörten, ſo wiſſen wir, daß das nicht ſtimmt. Die 
Sozialdemokraten verſuchen mit dieſer Taktik den 
Nationalſozialiſten und den bürgerlichen Par⸗ 
teien, beſonders der Deutſchnationalen Partei 
das Argument zu geben, daß Kommuniſten und 
Sozialdemokraten an einem Strang ziehen. Das 
tun die kommuniſtiſchen und ſozialdemokratiſchen 
Arbeiter gemeinſam mit den chriſtlichen Arbeitern 
und auch mit denen der N. S. D. A. P., die gemein⸗ 
ſam demonſtrieren. Das werden die nächſten Mo⸗ 
nate noch viel deutlicher zeigen, daß ſich alle dieſe 
Ausgebeuteten zu einer einzigen Einheitsfront 
gegen den Faſchismus und gegen dies verfluchte 
kapitaliſtiſche Syſtem zuſammenſchweißen. Aber 
an einem Strang ziehen die Sozialdemokratiſche 
und die Kommuniſtiſche Partei nicht. Die Sozial⸗ 
demokratiſche Partei hat heute nichts mehr mit 
dem Marxismus zu tun. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Das iſt es, was die Nationalſo⸗ 
zialiſten und die Deutſchnationalen, vor allem 
auch der Abg. Schütz bei der Agitation ſo gut 
brauchen könnten, ja die Kommuniſten ſind die⸗ 
ſelben Marxiſten wie die Sozialdemokraten, die 
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Schandtaten der ſozialdemokratiſchen Regierung 


ſind auch die Schandtaten der Kommuniſten. Se⸗ 
hen Sie, dieſe Demagogie wollen Sie treiben. 
Da ſchneiden Sie ſich aber in die Finger, die werk⸗ 
tätigen Maſſen erkennen Ihren Schwindel. Sche⸗ 
ringer, der nicht zur S. P. D. ging, erklärte, bei der 
S. P. D da ſitzen und ſaßen ſolche Leute wie Grütz⸗ 
ner, der jetzt zur N. S. D. A. P. gegangen iſt. Die 
Sozialdemokratiſche Partei hat genau ſo ihre 


Grundſätze über Bord geworfen wie die N. S D. A. 
P, dieſe Partei kommt nicht in Frage, ſondern die 
Partei des wirklichen Marxismus. Mit Hilfe der 
ſozialdemokratiſchen Koalitionspolitik, mit Hilfe 
der ſozialdemokratiſchen Koalitionspolitik, 


mit 


(A) Hilfe des Verrats der S. P. D., 
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die mit dem 
Marxismus nichts zu tun hat, machen Sie Ihre 
Anhänger mobil gegen den Marxismus. Sie wol⸗ 
len Ihren Anhängern weis machen, daß der Ver⸗ 
rat der S. P. D., das, was fie in Deutſchland und 
Preußen begeht, was ſie ſeit drei Jahren hier ge⸗ 
tan hat, daß die rote Mißwirtſchaft Marxismus 
iſt. Das könnte den Deutſchnationalen und den 
Nationalſozialiſten paſſen, wenn das Marxismus 
wäre. Das hat aber mit Marxismus nichts zu tun. 
Marxismus iſt das, was wir drüben in der Sow⸗ 
jetunion ſehen. Wiſſen Sie, was Marxismus 
dort in Wirklichkeit iſt und was er durchgeführt 
hat? Da ſind alle Ausbeuter und Schmarotzer aus 
ihren Villen und Wohnungen gebracht und Ar⸗ 
beiter in dieſe Wohnungen geſetzt worden. Dort 
ſind die Betriebe, die Bergwerke, der Großgrund- 
beſitz in die Hände der Arbeiter und werktätigen 
Bauern übergegangen. Eine ungeheure Entfal⸗ 
tung der Produktion, Liquidierung der Erwerbs⸗ 
loſigkeit. Das iſt Marxismus. Sie wiſſen, daß ge⸗ 
rade die Sozialdemokraten dieſen Marxismus mit 
am ſchärfſten bekämpfen. Das zeigt, daß in Wirk⸗ 
lichkeit gegen den revolutionären Marxismus eine 
Einheitsfront von den Nationalſozialiſten bis zu 
den Sozialdemokraten vorhanden iſt. Ich erinnere 
an die Ausführungen in einigen bürgerlichen 
Blättern anläßlich der letzten Reden im Reichs⸗ 
tag. Da haben einige bürgerliche Zeitungen, auch 
Zentrumszeitungen, darauf hingewieſen, daß man 
ja nicht die Politik zu weit treiben ſolle, damit 
der „Marxismus“ der Sozialdemokraten nicht 
durch den wirklichen Marxismus der Kommuni⸗ 
ſten erſetzt werde. Das würde für Deutſchland den 
Bolſchewismus bedeuten. Das iſt der Marxismus, 
den die Bourgeoiſie fürchtet. Aber den Marxismus 
der S. P. D., den Marxismus der Arcynſki, Kam⸗ 
nitzer, der Breitſcheid, Criſpien und Konſorten, 
dieſen Marxismus fürchtet die Bourgeoiſie nicht. 
Um den Nationalſozialiſten und Deutſchnationa⸗ 
len nicht das Argument in die Hände zu ſpielen, 
die ſozialdemokratiſche Koalitionspolitik, die drei 
Jahre in Danzig getrieben wurde und das, was 
heute in Deutſchland getrieben wird, ſei Marxis⸗ 
mus, deshalb ſtellen wir gerade die Schranke auf, 
hier die Kommuniſtiſche Partei, dort jenſeits der 
Barrikade mit den bürgerlichen Parteien die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei. Sie ſprechen von einer 
Zerſplitterung der Einheitsfront. Wer zerſplittert 
die Einheitsfront gegen die Ausbeuter? Schauen 
Sie nach Deutſchland. Wer kämpft gegen die 
Brüningſche Diktatur, gegen den Lohnabbau? Wer 
kämpft dort gegen den faſchiſtiſchen Terror? Die 
Kommuniſtiſche Partei! Einheitsfront, jawohl, 
aber Einheitsfront aller Ausgebeuteten, aller 
Ausgeplünderten, aller Werktätigen gegen jede 
Hungermaßnahme dieſes Syſtems, gegen dies Sy⸗ 
ſtem, gegen dieſe Ordnung, dieſe Demokratie und 
Republik. Das erkennen die ſozialdemokratiſchen 
Arbeiter, die in immer größeren Scharen zur 
K. P. D. abwandern. (Zuruf des Abg. Schütz.) Herr 
Kulturkapitaliſt, es wäre wirklich beſſer, wenn 
Sie ſich weiter an die Theke ſtellten und ſich dort 
mit Sprit geiſtig beſchäftigten. Das wäre ſehr viel 
beſſer; denn ſich mit einem Malſch politiſch aus⸗ 


einanderzuſetzen, iſt überflüſſig. (Sehr wahr! bei 
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den Kommuniſten.) Dort ſammelt ſich die Ein⸗(O 


heitsfront aller Werktätigen, aller Ausgebeute⸗ 
ten. Das erkennen die ſozialdemokratiſchen Arbei⸗ 
ter. Wir haben es bei den letzten Wahlen in 
Braunſchweig und in Danzig geſehen. Tauſende, 
Zehntauſende, Hunderttauſende Anhänger der 
Sozialdemokratiſchen Partei reihen ſich in die 
Front gegen die Syſteme, gegen die Hungermaß⸗ 
nahmen der Brüning⸗Diktatur ein. Einheitsfront, 
aber keine Einheitsfront, Herr Stukowſki, mit ſol⸗ 
chen Leuten, wie Brüning, Schiele, Treviranus. 
Mit dieſen Stahlhelmkandidaten, mit dieſen Leu⸗ 
ten gibt es für uns keine Einheitsfront. Da Sie 
die Einheitsfront mit dieſen Leuten machen, des⸗ 
halb rufen wir die werktätigen Maſſen, auch die 
ſozialdemokratiſchen Maſſen auf, gegen dieſe Ein⸗ 
heitsfront den Kampf zu führen, d. h. den Kampf 
auch gegen die Maßnahmen der Gewerkſchafts⸗ 
bonzokratie. 

Der Weg zur Bekämpfung des Faſchismus, 
zur Beſiegung des Faſchismus, führt nur über die 
Sozialdemokratiſche Partei und die Gewerkſchafts⸗ 
bonzokratie. So werden wir die revolutionäre Ar⸗ 
beiterfront bilden mit den ſozialdemokratiſchen 
Arbeitern, mit den ehrlichen Elementen der bür⸗ 
gerlichen Parteien, ganz beſonders der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Partei, mit den Scheringer und Ge⸗ 
noſſen, eine Einheitsfront gegen dies Syſtem, ge⸗ 
gen dieſe Ordnung, gegen den Kapitalismus, für 
den Bolſchewismus, für die nationale und ſoziale 
Befreiung der werktätigen Volksmaſſen in allen 
kapitaliſtiſchen Ländern. (Zuruf des Abg. Schütz) 
Wenn ich einmal in der Regierung ſein werde, 
werden Sie nicht mehr quatſchen können. 
— Gut, daß Sie viefe Frage anſchneiden. Wir 
Kommuniſten haben unſeren grundſätzlichen 
Standpunkt, von dem wir nie abgewichen ſind. 
Wir gehen, ſolange Ihr Syſtem beſteht, niemals 
in eine Regierung. Wenn wir in die Regierung 
hineingehen, machen wir auch Schluß mit dem 
Syſtem der bürgerlichen Ordnung. Wenn wir in 
der Regierung ſind, Herr Schütz und Herr Malſch, 
dann werden Sie hier keinen Ton riskieren kön⸗ 
nen. (Abg. Schütz: Sie kommen nicht rein, Herr 
Plenikowſki!) Darüber beſtimmen Sie nicht und 
auch nicht die Deutſchnationale Partei, ſondern 
das revolutionäre Proletariat. Sie führen auch 
jetzt den Panzerkreuzer an. Das könnte natürlich 
den Nationalſozialiſten und Deutſchnationalen 
paſſen, auch uns den Panzerkreuzer in die Schuhe 
zu ſchieben. Das iſt es, was Sie wollen und was 
Sie zum Ausdruck bringen, daß wir auf den Leim 
der Sozialdemokraten von der „marxiſtiſchen Ein⸗ 
heitsfront“ eingehen ſollen: „Wir Sozialdemokra⸗ 
ten ſind auch Marxiſten und bereit, den Kampf 
gegen das Kapital und dies Syſtem zu führen.“ 
Dieſe Handhabe wollen Sie. Wir ſehen, daß die 
enttäuſchten nationalſozialiſtiſchen Anhänger zur 
Kommuniſtiſchen Partei übergehen. (Zuruf 
rechts.) Ein Scheringer, das wird Ihnen auch ein 
S. A.⸗Mann in Danzig erklären, ſteckt einen Malſch 
millionenmal in die Taſche. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) 

Ich will nicht auf ſämtliche Abänderungsan⸗ 
träge eingehen, ſondern nur auf einen, wozu I 
ſchon jetzt namentliche Abſtimmung beantrage. Es 
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(A it unſer Abänderungsantrag in Artikel IX, Ziffer 
1. Dieſer Antrag beſagt: 
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alſo vor dem Erwerbsloſengebäude ſich politiſch 
betätiat hat, wird ihm die Unterſtützung entzogen. 


Der Erwerbsloje hat ſich in den vom Senat und 
den zuſtändigen Behörden beſtimmten Stellen zwei⸗ 


mal wöchentlich zu bekanntgegebenen Zeiten zwecks 


Abſtempelung ſeiner Vormerkkarte zu melden. 
Sie können durchaus über alle anderen Abände⸗ 
rungsanträge geſchloſſen abſtimmen, aber über 
dieſen einen Antrag verlangen wir geſonderte na⸗ 
mentliche Abſtimmung, weil die Nationalſoziali⸗ 
ſten auch hier offen Farbe bekennen ſollen. Sie 
haben bereits dieſem Antrag zugeſtimmt, nur daß 
ſich Ihr Senat, hinter dem Sie angeblich immer 
ſo verſtehen, Volldampf zu machen, ſich den Teufel 
um ſolche Entſchließungen und Anträge kümmert. 
Es iſt ja etwas für die Erwerbsloſen, da darf dem 
Antrag nicht Folge geleiſtet werden. Aber heute 


ſollen Sie zeigen, ob Sie zu dieſem Ihrem An⸗ 


trag ſtehen werden. Deshalb beantragen wir dazu 
namentliche Abſtimmung. Weiter haben wir eine 
Entſchließung eingebracht, daß allen Erwerbs⸗ 
loſen, denen im Juſammenhang mit der Pflicht⸗ 
arbeit ihre Unterſtützung entzogen iſt oder ſie 
längere Zeit nicht bekommen haben, dieſe Unter⸗ 
ſtützung ſofort nachzuzahlen iſt. Wie brutal man 
dabei vorgeht, wird durch einige Tatſachen ges 
kennzeichnet. In Zoppot haben zwei Erwerbsloſe 
am 13. und 18. März folgende Benachrichtigung 
bekommen, der eine Erwerbsloſe: 
Die Zahlung der Ihnen bewilligten Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung iſt ab 13. März eingeſtellt, weil Sie 
ſich trotz Verbots unbefugterweiſe am 13. März 1931 
im Gebäude der Erwerbsloſenfürſorge aufgehalten 


haben. 
(Abg. Raſchke: Hört! hört!) Der andere Ent⸗ 
ſcheid lautet: 

Die Zahlung der Ihnen bisher bewilligten Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung iſt mit Wirkung vom 16. ds. 
bis einſchl. 11. April 1931 eingeſtellt, weil Sie ſich 
trotz unſeres Verbots auf der Veranda und dem Vor⸗ 
platz der Erwerbsloſenfürſorge politiſch betätigt ha⸗ 
ben. Die Einſtellung erfolgt gemäß § 27 Zifer 2 des 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes. 


Nun wollen wir uns einmal den § 27 Ziffer 2 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes ein wenig näher 


anſehen. An und für ſich iſt es ſehr kennzeichnend 
für dieſen Staat, die Erwerbsloſen die zu Hauſe 
ein kaltes Zimmer haben, die frieren müſſen — 


vielleicht laſſen Sie ſich das von den nationalſo⸗ 


zialiſtiſchen Erwerbsloſen beſtätigen, — die keinen 
Pfennig haben, um Kohlen zu kaufen, möchten fich 
aufwärmen und ſtehen ein paar Minuten länger 


in der Halle, wo geſtempelt wird. Beſondere 
äume haben Sie für dieſe Erwerbsloſen nicht 


geſchaffen. Dann wird ihnen die Anterſtützung 
entzogen. Das iſt ein derart brutales, gemeines 
Vorgehen, daß hier die ſtärkſte Empörung der 
Erwerbsloſen am Platze iſt. 

Aber weiter. Wir haben wiederholt nachge⸗ 
wieſen, wie rückſichtslos Sie Ihre Verfaſſung bre⸗ 

en. Sie haben in der Verfaſſung einen Artikel 
79, der beſagt, daß jeder das Recht hat, innerhalb 
der geſetzlichen Schranken ſeine Meinung durch 

ort, Schrift oder in ſonſtiger Weiſe zu äußern. 
An dieſem Recht darf ihn kein Arbeits⸗ oder An⸗ 
geſtelltenverhältnis hindern und er darf bei 
Ausübung dieſes Rechts in keiner Weiſe benach⸗ 
teiligt werden. Das heißt, die politiſche Betäti⸗ 
gung iſt gewährleiſtet. Weil hier jemand auf dem 


Vorplatz geſtanden hat, wie es ausdrücklich heißt, gebäude anfahren. (Zuruf des Abg. Schütz!) Wenn 


Wie hat er ſich politiſch betätigt? Sie glauben 
vielleicht, daß er ſich hingeſtellt und eine Rede 
gehalten hat oder mit dem Revolver ſchoß. Nein, 
er ſtand mit einem Erwerbsloſen zuſammen und 
diskutierte über die Arbeitspflicht, die Sie einge⸗ 
führt haben. Dies genügt, um dieſem Erwerbs⸗ 
loſen die Unterſtützung zu entziehen. 

Aber Sie berufen ſich auf § 27 Ziffer 2, Herr 
Dr. Hemmen. Dieſer Paragraph beſagt, die Unter⸗ 
ſtützung kann zeitweiſe oder dauernd entzogen 
werden, wenn der Betreffende wiederholt ihm an⸗ 
gebotene Arbeit grundlos verweigert hat, — das 
iſt hier nicht der Fall, — oder zufolge ſonſtiger 


Tatſachen, Trunkſucht, offenbare Arbeitsunwillig⸗ 


keit, oder wenn er der Unterſtützung nicht würdig 
erſcheint. Das kann man hier nicht konſtatieren, 
man müßte dann deutſchnational ſein und ſagen, 
jeder Erwerbsloſe iſt arbeitsunwillig. Politiſche 
Betätigung kann kein Beweis für Arbeitsunwil⸗ 
ligkeit ſein. Wenn jemand ſich politiſch betätigt, 
ſoll er nicht würdig ſein. Das kennzeichnet dieſen 
Staat. Ein linkseingeſtellter Arbeiter iſt heute 


nicht würdig, ſonſt würden Sie hier nicht entſchei⸗ 


den: „Weil Sie ſich politiſch auf dem Vorplatz be⸗ 
tätigt haben, wird Ihnen die Anterſtützung ent⸗ 
zogen.“ Das iſt eine derartige Gemeinheit und 
Brutalität, daß der ſchärfſte Proteſt erhoben wer⸗ 


den muß. Wenn ſich jemand unbefugterweiſe im 


Gebäude der Erwerbsloſenſtelle aufhält, haben 
Sie die Möglichkeit, vom Hausrecht Gebrauch zu 


machen. Weigert er ſich, können Sie die Beſtrafung 


herbeiführen. Aber Sie können ihm nicht die Uns 
terſtützung entziehen. Ebenſo iſt auch keine Be⸗ 
ſtimmung im Erwerbsloſenfürſorgegeſetz enthal⸗ 
ten, die beſtimmt, daß politiſche Betätigung mit 
dem Entzug der Unterſtützung beſtraft wird. Bis⸗ 
her wurde auch in den Ausführungsbeſtimmungen 
nicht darauf hingewieſen: Wer ſich politiſch be⸗ 
tätigt, dem wird die Unterſtützung entzogen. Dann 
hätten Sie ja auch allen Nationalſozialiſten, wie 
Skibbe uſw., die Anterſtütung entziehen müſſen. 
Sie denken nicht daran. Anterſtützung ſoll nur der 
erhalten, der heute würdig iſt, d. h. der politiſch 
eine Rechtseinſtellung hat. (Abg. Schütz: Früher 
nicht!) Sie wiſſen ganz genau daß die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Regierung, weil es eine Regierung der 
Finanzkapitaliſten war, ebenſo rückſichtslos den 
Kampf gegen die Arbeiter geführt hat. Das kön⸗ 
nen Sie nicht abſtreiten. Sie wiſſen, daß hier im 
Volkstag gegen die Gehl-Regierung und gegen die 
Koalitionsregierung ernſthafte Kämpfe, nicht von 
den Deutſchnationalen geführt wurden, ſondern 
nur von der Kommuniſtiſchen Partei. 

Wir werden nach wie vor alle unſere Kräfte 
einſetzen, nicht um etwa die Illuſion zu haben, 
daß wir hier durch Anträge etwas ändern können, 
ſondern hier kann nur etwas für die Erwerbs⸗ 
loſen durchgedrückt werden, wenn dahinter der 
Druck der breiteſten Volksmaſſen ſteht. Dieſen 
Druck fürchten Sie, deshalb verbieten Sie Demon⸗ 
ſtrationen, weil Sie dieſen Druck, den Dank der 
begeiſterten Arbeiter für die Pflichtarbeit fürch⸗ 
ten. Deshalb laſſen Sie zu jeder Volkstagsſitzung 
ein Ueberfallkommando drüben im Regierungs⸗ 
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> Sie zyniſch erklären, damit die Schupobeamten Artikel III iſt wie folgt zu ändern: 0 
auch einmal Beſchäftigung haben, werden wir dies 1. In 8 14 915 95 15 A 
ſen Leuten das mitteilen, denn Sie meinen ja, 7 er 
7 105 7 fi * 1.70 ” 2, * 
daß die Schupo faulenzt. Wir wiſſen, es kommt „ 10 „ 1.0 „ 
eine Zeit, da das Volk erwacht. Dann wehe Euch, Artikel I iſt wie folgt zu ändern: 
den Lakaien dieſer Ordnung und dieſer Wirtfhaft!| ir um Imb im Mklas 1 bie halten von gen iind 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 0 en 4 4 
. Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 2. In $ 15 erhält Abſatz 4, erſter Satz folgende Faſ⸗ 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Es iſt eine 800 Der Kindegcllſc lag ie auch für die W 
Reihe Abänderungsanträge eingelaufen, die ich er Kinderzuſchlag iſt auch für die wäh⸗ 
jetzt zunächſt verleſen laſſen möchte. (Abg. Pleni⸗ 1 e deen eee 
kowſki: Wir beantragen über unſeren Abände⸗ 3. In 8 15 Abſatz 4 iſt im zweiten Satz das Wort 
rungsantrag unter Artikel IX, Ziffer 1 namentliche „kann, durch „muß“ zu erſetzen. 
Abstimmung.) Ich werde zuerſt dieſen Antrag ver⸗ 1 8 it 11 reiten zu ändern: 
leſen laſſen. 2. § 16a iſt zu ſtreichen. 
85 1 iR 7 1 15 185 
Neumann, Schriftführer, (Nat. Soz.): rtikel VI iſt wie folgt zu ändern: | 
Die Ueberſchriff iſt wie 12 zu 1 5 1. 1 10 Br 1 wird ftatt der Zahl „60“ die Zahl 
Geſetz en eee 5 
betr. Abänderung der Bekanntmachung des Geſetzes Artikel vu iſt wie folgt zu ändern: 8 
betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 in der 1. In 8.19 werden für die Worte „80 v. H. des Loh⸗ 
Faſſung vom 13. Februar 1931 (G. Bl. S. 29). le; die Worte „den Lohn“ geſetzt. 5 
Artikel I iſt wie folgt zu ändern: 2. In $ 19 Ubi, 1 wird der zweite Satz geſtrichen. 
Artikel 1. 3. In § 19 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: 
1. 8 5 erhält folgende Faſſung: „Wo keine Lohntarife beſtehen, gelten ſolche 
Die Fürſorge wird arbeitsfähigen und arbeits⸗ von gewerbeverwandten Berufen und Betrieben.“ 
willigen Perſonen über 14 Jahre gewährt, die ihren Artikel VIN iſt wie folgt zu ändern: a | 
Lebensunterhalt in der Hauptſache durch Arbeit 1. In S 22 iſt im Abſatz 1 Satz 1 das Wort „kann 
gegen Lohn oder Gehalt oder Naturalien erworben „durch „muß“ zu erſetzen. i 
haben und erwerben müſſen. Außerdem fallen 2. Im Falle der Annahme zu 1.) iſt der erſte Halbſatz | 
unter die Fürſorge diejenigen, die ein Gewerbe be- des zweiten Abſatzes in $ 22 wie folgt du ändern: i 
trieben haben und durch die wirtſchaftliche Lage „Liegt der Fall des Abſatzes 1 nicht vor, oder 
oder durch Witterungsverhältniſſe gezwungen wa⸗ verſäumt es die Gemeinde und verliert dadurch der 
ren, das Gewerbe vorübergehend oder ganz aufzu⸗ 3 Erwerboloſe den Anſpruch auf Krankenhilfe.“ 
geben. 3. S 22 a 5 ae find n | 
2. § 6 erhält folgende Faſſung: „wahrend der Erwerbsloſigkeit ſind die laufen⸗ | 
(B) Als arbeitsfähig find nicht diejenigen Perſonen den Perſicherungsbeiträge der Invaliden⸗ und An⸗ (D) 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 


anzuſehen, die mehr als 66% Prozent erwerbsbe⸗ 
ſchränkt ſind, jedoch mit Ausnahme der Kriegsbe— 
ſchädigten. 

Arbeitsunfähigkeit iſt jedoch nicht anzunehmen, 
wenn die Erwerbsbeſchränkten auf Grund wirk⸗ 
licher Arbeitsleiſtung in den letzten 12 Monaten 
noch mindeſtens 7 des üblichen Lohnes längere 
Zeit verdient haben. 

S 8 erhält folgende Faſſung: 

Eine bedürftige Lage iſt nur inſoweit anzu⸗ 
nehmen, als unter Berückſichtigung ſonſt vorhan⸗ 
dener Erwerbsmöglichkeiten die Einnahmen des zu 
Unterſtützenden derart gering ſind, daß er nicht im⸗ 
ſtande iſt, damit den notwendigen Lebensunterhalt 
zu beſtreiten und falls ihm keine familienrechtlichen 
Unterhaltsaniprüche zuſtehen, deren Erfüllung den 
notwendigen Lebensunterhalt ermöglichen würde. 
Kleinerer Beſitz (Spargroſchen, Wohnungseinrich— 
tungen uſw.) darf für die Beurteilung der Bedürf— 
tigkeit nicht in Betracht gezogen werden. 

Die Einnahmen der im gemeinſamen Haushalt 
lebenden Familienangehörigen dürfen nur zur 
Hälfte bei Gewährung der Unterſtützung berückſich⸗ 
tigt werden. 

Unterſtützungen, die der Erwerbsloſe auf 
Grund eigener oder fremder Vorſorge bezieht, ſowie 
Rentenbezüge ſind für die Beurteilung der Bedürf⸗ 
tigkeit zur Hälfte dieſes Betrages in Betracht zu 
ziehen und auf die Unterſtützung anzurechnen. Zin⸗ 
ſen von Erſparniſſen und dergl. ſind voll anzurech⸗ 
nen. Gewerkſchaftliche Unterſtützangen und Zuſatz⸗ 
renten, die auf Grund der 88 88 bis 95 des Geſetzes 
über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer 
Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Verſor⸗ 
gungsgeſetz) in der Faſſung der Geſetze vom 26. 


en 


geſtelltenverſicherung durch die Fürſorge nach der 
letzten Lohn- bezw. Gehaltsklaſſe zu zahlen. 

Die Ueberſchrift des $ 22 erhält dann folgenden 
Wortlaut: 

„Kranken⸗, Invaliden⸗ u. Angeſtelltenverſicherung.“ 

Folgende Artikel werden dem Urantrag in 
Druckſache Nr. 65 noch angefügt: 

Artikel IX. 

1. S 26 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Der Erwerbsloſe hat ſich an den vom Ge- 
nat oder den zuſtändigen Behörden beſtimmten 
Stellen zweimal wöchentlich zu bekanntgegebenen 
Zeiten zwecks Abſtempelung ſeiner Vormerkkarte zu 
melden. 

2. In § 26 iſt Abſatz 3 zu ſtreichen. 

3. In § 26 erhält Abſatz 4 folgende Faſſung: 
Werden Notſtandsarbeiten eingerichtet, jo muß 
für dieſe Arbeiten der Tariflohn gezahlt werden. 

Artikel X. 

1. In 8 30 erhält Abſatz 7 folgende Faſſung: 

Gegen die Entſcheidung des Fürſorgeausſchuſſes 
kann der Erwerbsloſe weitere Beſchwerde an den 
Senat und den Volkstag einlegen. 

Der Volkstag entſcheidet endgültig. 

2. In $ 30 iſt Abſatz 8 zu ſtreichen. 

Artikel XI. 

1. In § 34 erhält der erſte Satz im 1. Abſatz folgende 
Faſſung: 

„Den Gemeinden werden die Geſamtaufwen⸗ 
dungen für die Erwerbsloſenfürſorge von der 
Freien Stadt erſetzt.“ 

Plenikowfki 
und die übrigen Mitgl. der Kommuniſtiſchen Fraktion. 


0 


Präſident: Wir kommen nunmehr zur Abſtim⸗ 


Auguſt 1924 (G. Bl. 1924, S. 389) und vom 1. Ok- mung. (Abg. Plenikowſki: Ich hatte für Artikel 
tober 1925 (G. Bl. 1925, S. 267) gewährt werden, IX Ziffer 1 namentliche Abſtimmung beantragt!) 
dürfen nicht angerechnet werden. Wird der Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung 


Artikel II iſt wie folgt ändern: ; 8 \ 
1 1 e ehe Fang reicht aus. Wer für Annahme des eben verleſenen 


Die Anterſtützung wird vom erſten Tage der § 5 in Artikel 1 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Erwerbsloſigkeit für jeden Wochentag gewährt. (Namentliche Abſtimmung! links.) Jetzt noch nicht. 


Volkstag Danzig — 22. Sitzung. Donnerstag, den 26. März 1931. 
(Fräſident) - 


(A) — Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt jteht die heben. — Das ijt die Minderheit, es ijt abgelehnt. 


(8) 


Mehrheit, abgelehnt. Wer für $ 5 in der Faſſung Eine Aenderung zu § 18 iſt in Druckſache Nr. 65 
auf Druckſache Nr. 65 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. enthalten. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, der § 5 iſt abgelehnt. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Die Aenderung 
Wir ſtimmen jetzt über die vorhin verleſene neue iſt abgelehnt, Zu Artikel VII ſind Aenderungen 
Faſſung des § 6 ab. Wer für Annahme dieſes neu- beantragt, die eben verleſen wurden. Wer für 
en S 6 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. Ple⸗ ihre Annahme iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
nikowſki: Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegen⸗ Gegenprobe. Letzteres iſt die Mehrheit, der 
probe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, abgelehnt. Antrag iſt abgelehnt. Wer für die Annahme der 
(Abg. Plenikowſki: Wir laſſen keinen Kameraden Aenderung zu 8 19 in der Form der Druckſache Nr. 
im Stich!) Wer für Abänderung des $ 8 in der 65 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Bitte um die 


vorhin verleſenen Faſſung iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, ab- 
gelehnt. (Abg. Plenikowſki: So wohl iſt den Na⸗ 
zis beſtimmt nicht dabei!) Wir ſtimmen über $ 11 
des Artikels II in der Form des vorhin verleſenen 
Abänderungsantrages ab. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 


Das Letztere iſt die Mehrheit (Abg. Kruppke: Da. 


ſtand doch bloß ein Drittel auf!) Der § 11 in der 
abgeänderten Form iſt abgelehnt. Wer für 8 11 
in der Faſſung der Druckſache Nr. 65 iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
Jetzt ſteht die Mehrheit, Artikel II iſt abgelehnt. 
Wer für Aenderung des $ 14 in Artikel III gemäß 
der Form des vorhin verleſenen Abänderungsan⸗ 
trages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Wir wollen ſehen, wer für Senatoren⸗ 
gehälter ſtimmt!) Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Jetzt ſteht die Mehrheit, abgelehnt. Wer für Aen⸗ 
derung des § 14 in der Form der Druckſache Nr. 
65 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Abgelehnt. Wer § 15 im Ar⸗ 
tikel IV in der vorhin vorgeleſenen Form anneh— 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, 
die Aenderung iſt abgelehnt. Wer § 15 in der 
Form der Druckſache Nr. 65 annehmen will, bitte 


ich ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen: | 


Probe. — Letzteres war die Mehrheit, abgelehnt. 
Im Abänderungsantrag iſt dann beantragt, die 
SS 16, 16a und 17a zu ſtreichen. (Abg. Gehl: Poſi⸗ 
tive Abſtimmung! — Zuruf des Abg. Plenikow⸗ 
ſki.) Wer für die entſprechenden Paragraphen 


des Geſetzes iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Majorität, die Paragraphen bleiben alſo 
beſtehen. Artikel VI: wer für Aenderung des § 18 
in der verleſenen Faſſung iſt, bitte ich, ſich zu er— 


Gegenprobe. — Es iſt abgelehnt. Wer für die 
Annahme der Aenderungen in Artikel VIII iſt, 
wie ſie eben verleſen wurden, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Die 
Aenderungen ſind abgelehnt. Nach Druckſache Nr. 
65 ſoll ebenfalls der Artikel VIII, S 22 einen 
neuen Abſatz 3 erhalten. Wer für dieſe Aenderung 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Die Aenderung iſt abgelehnt. Da⸗ 
mit iſt die Druckſache Nr. 65 erledigt. Dem Ur⸗ 
untrag ſollen nun noch einige Artikel zugefügt 
werden, zuerſt der Artikel IX. Da iſt zu Ziffer 1 
namentliche Abſtimmung beantragt worden. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte 
die Karten einzuſammeln. (Abg. Plenikowſki: 
Reden Sie zu den Nazis? Das find deutſche Män⸗ 
ner, die halten ihr Verſprechen! — Abg. Brill: 
Denken Sie an die Beſprechungen im Xeltejten- 
ausſchuß, daß heute bis 9 Uhr verhandelt werden 
ſoll! Brechen Sie nicht ein Wort nach dem ans 
dern! — Abg. Plenikowſki: Ach, die wollen be⸗ 


dieſe Abſtimmung kommen Sie in Ewigkeit nicht 
herum, auch nach den Oſterfeiertagen nicht! 
Abg. Schütz: Das werden wir beſtimmen! — Abg. 
Plenikowſki: Das beſtimmen die Nationalſoziali⸗ 
ſten, nicht Sie, Herr Schütz!) Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, ich 
ſchließe die Abſtimmung. An ihr haben ſich 23 
D. u. H. beteiligt. (Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) 
Es ſind 23 Ja⸗Karten abgegeben worden, das 
Haus iſt ſomit beſchlußunfähig. Ich hebe die heu⸗ 
tige Sitzung auf und werde die nächſte Sitzung 
nach Oſtern einberufen. (Abg. Plenikowſki: Uner⸗ 
hörter Skandal! Die Erwerbsloſen werden ſich be— 
danken!) 


(Schluß der Sitzung 19 Uhr.) 
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O 


ſchlußunfähig machen, das ſind Burſchen! Um (D) 


(A) 


| (B) 
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23. Sitzung 


Mittwoch, den 15. April 1931 


Geſchaftleichh e 
Wahl eines weiteren Vizepräſidenten des 
Bor 86 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes = 


45 


Drücke 8 1D 
Bertling (D Rat) N 
Greiſer Nat Soz. ) 452 B 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über den 
Beitritt Danzigs zur Abänderung der 
Berner Uebereinkunft betr. den Urheber⸗ 
ſchutz (Druckſache Nr. 203) 45 

Antrag auf Genehmigung der Strafverfolgung 


N N Sr 


gegen einen Abgeordneten (Druckſache 

Nr h Sl 53 B 
Antrag auf Genehmigung der Strafverfolgung 

gegen samen Abgeordneten (Druckſache ie 

Nr ff! m 5 


Aenderung des Erwerbsloſenfürſorgege⸗ 
ſetzes — Fortſetzung. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — (Druckſache Nr. 151 
TT ee eenszre  AlRe 4 
Namentliche Abſtimmung über Artikel IX 
Ziffer 1 in Druckſache Nr. 2002 4 
Antrag des Abg. Brill u. Fr. auf Aufhebung 
der Verordnung über Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge (Druckſache Nr. 137) 
Joſeph (S. P. D.) 
uicht, 88 
Malikowſki (S. P. D.) 
Ple wirt , 8 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Anſprücher der aus dem Amt ausgeſchiede⸗ 
nen oder ausſcheidenden Senatoren. — Ur⸗ 
antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. — 
(Druckſache Nr. ))) 0 0% 8 
Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. betr. die 
Penſion der nicht berufsmäßig vorgebilde⸗ 
e und Beamten (Druckſache 4 


e ET r 


53 C 


Saar 


e a ee re ar 


r ee a 


468 B 


Müller, Paul (D. Nat.)j nv .. 68 C 
Friedrich Heinz (Nat Soz.) 469 C 
Plenikowſki (K. P. 470 


Müller, Paul (D. Nat.) zur Geſchäfts⸗ 
Mi 8 471 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 471 B 


Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellvertretender Präſi⸗ 

dent des Senats Dr. Wiereinſki⸗Keiſer, Senatoren 
Dr. Althoff, Dr. Hoppenrath, Kurowfki, Schweg⸗ 
mann; Oberregierungsrat Dr. Hemmen, Mit⸗ 
glied des Finanzrats Riefenſtahl. 
5 Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 
23. Vollſitzung. Vor Eintritt in die Tagesordnung 
habe ich folgende geſchäftliche Mitteilungen zu 
machen: 

1. Gemäß § 17 Ziffer 2 der Geſchäftsordnung 
mußten die Stellen der Vorſitzenden und der 
ſtellvertretenden Vorſitzenden des Hauptaus⸗ 
ſchuſſes und des Sozialen Ausſchuſſes neu be⸗ 


ſetzt werden. Es ſind mir benannt worden: Von 


der Sozialdemokratiſchen Fraktion: 
Gehl als Vorſitzender des Hauptausſchuſſes, der 
Abg. Moritz als ſtellv. Vorſitzender des Sozialen 
Ausſchuſſes. Von der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion: der Abg. Greiſer als hello, Vorſitzen⸗ 
der des Hauptausſchuſſes, der Abg. Neumann 
als Vorſitzender des Sozialen Ausſchuſſes. 

Dieſe Herren gelten hiermit als gewählt. 

2. Gemäß einer Vereinbarung im Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſchlage ich vor, die Punkte 9, 10 und 11 der 
heutigen Tagesordnung bei der Beſprechung zu 
verbinden. 

Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen worden. Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Wahl eines weiteren Vizepräſidenten des 
Volkstages. 


Gemäß unſerer Geſchäftsordnung kann, wenn 
kein Widerſpruch erfolgt, Wahl durch Zuruf er⸗ 
folgen. (Abg. Langnau: Wir widerſprechen! — 
Wir ſchlagen Herrn Abg. Philipſen vor! rechts.) 
Es iſt Widerſpruch erhoben worden. Wir kommen 
nunmehr zur Zettelwahl. Ich bitte die Namen 
zu verleſen und die Zettel abzugeben. (Geſchieht.) 
Wünſcht noch jemand einen Zettel abzugeben? — 
Das iſt jetzt nicht mehr der Fall, die Wahl iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es haben ſich 42 D. u. H. beteiligt. Da⸗ 
von erhielten der Herr Abg. Philipſen 33, der 
Herr Abg. Gaikowſki zwei, der Herr Abg. Raſchke 
fünf, Herr Abg. Schütz eine, Herr Abg. Bertling 
eine, zuſammen 42 Stimmen. Damit iſt der Herr 
Abg. Philipſen zum Vizepräſidenten des Volks⸗ 
tags gewählt. Ich frage Sie, Herr Abg. Philipſen, 
ob Sie die Wahl annehmen. (Abg. Philipſen: Ich 
nehme die Wahl an!) Ich habe noch folgende Er⸗ 
klärung abzugeben. Nach der Geſchäftsordnung 
hat der Volkstag einen Präſidenten und zwei 
Vizepräſidenten. Die Vertretung des Präſidenten 
im Behinderungsfall übernimmt derjenige Vize⸗ 
präſident, der von der ſtärkeren Fraktion geſtellt 
wird. (Abg. Brill: Ich dachte, der den meiſten 
Verſtand hat!) Ich rufe Punkt 2 der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Abänderung des Branntweinſteuer⸗ 
geſetzes. 

Druckſache Nr. 204. Das Wort hat der Herr 
Abg. Bertling. 


Bertling, Abgeordneter (D. Nat.); M. D. u. H.! 
Als die verfloſſene Regierung das bisher be⸗ 
ſtehende Geſetz vorlegte und den Steuerſatz für 
den Liter reinen Alkohol von 4 auf 8 Gulden er⸗ 
höhte, haben wir unſere warnende Stimme er⸗ 
tönen laſſen und vorausgeſagt, daß ſich das Geſetz 
als Ueberſpannung ins Gegenteil umſetzen wird 
und muß. Ganz beſonders beteiligte ſich unſer 
damaliger Fraktionsfreund Böcker an den Aus⸗ 
ſchuß⸗ und Plenarberatungen und wies immer 
wieder darauf hin, daß ſich das Geſetz im ent⸗ 
gegengeſetzten Sinne auswirken werde und Ar⸗ 
beitsloſigkeit uſw. zur Folge haben würde. Es 
kann heute feſtgeſtellt werden, daß ſich nicht nur 
alle Vorausſagen vollkommen erfüllt haben, ſon⸗ 
dern auch alle Begründungen, die wir gaben, voll⸗ 
kommen eingetroffen ſind. Die Folgen haben ſich 
noch ſtärker ausgewirkt, als wir damals voraus⸗ 
ſagten und erwarteten. Das Aufkommen aus den 


— 


der Abg. (0) 


D) 
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(A) Steuern, das man erwartete, iſt bei weitem nicht 


(B) 


eingegangen. Es hat ſich im Gegenteil ein neuer 
Ausfall an Umſatz⸗, Gewerbe-, Einkommen⸗, 
Lohnſummenſteuer uſw. feſtſtellen laſſen. Er 
mußte ſich ja auch zwangsläufig ergeben. Auf 
der Gegenſeite waren ſtatt Einnahmen Ausgaben 
für vermehrte Erwerbsloſenunterſtützung zu ver⸗ 
buchen, die durch Ueberſpannung des Geſetzes not⸗ 
wendig wurden und bereits bei den Kartoffel⸗ 
produzenten einſetzten. Nicht allein, daß die 
Leute ihre Kartoffeln nicht mehr abſetzen konn⸗ 
ten und auch dort Entlaſſungen vorgenommen 
werden mußten, hat die Landwirtſchaft dadurch 
ſchwere Schläge erhalten, ſo daß die Kartoffeln 
verfaulten und überhaupt nicht abzuſetzen waren. 
Man hat feſtſtellen können, daß im Herbſt nach der 
Kartoffelernte Kartoffeln für 80 und 90 Pfennig 
für den Zentner auf den Markt gekommen ſind. 
Daß damit nicht mehr die Geſtehungskoſten ge⸗ 
deckt werden konnten, war vorauszuſehen. Es 
hat ſich weiter in der ganzen ſpritverarbeitenden 
Induſtrie eine Erwerbsloſigkeit bemerkbar ge⸗ 
macht, nicht zuletzt im Gaſtwirtsgewerbe, das ganz 
beſonders gelitten hat. Unſer Abg. Böcker hatte 
damals eine Unterredung mit dem Herrn Senator 
Dr. Kamnitzer, in der Herr Dr. Kamnitzer darauf 
hinwies, daß die Spritſteuer auch eine Zweckſteuer 
ſein ſollte. Der Zweck ſollte die Bekämpfung des 
Alkoholgenuſſes ſein und der damit verbundenen 
Schäden. Auch hier muß feſtgeſtellt werden, daß 
der Zweck nicht erreicht iſt, ſondern ſich ins Gegen⸗ 
teil umkehrte. Man hat nicht weniger getrunken, 
ſondern nur ſchlechter und hat mit dieſen ſchlech⸗ 
ten Fabrikaten der Schwarzbrennerei, der ſoge⸗ 
nannten Kellerbrennerei, Vorſchub geleiſtet und 
die Geſundheit noch mehr gefährdet. 

Wir begrüßen die Vorlage des Geſetzes durch 
die Regierung, hätten es allerdings für 
wünſchenswert erachtet, wenn der Satz von 
8 Prozent wieder auf 4 Prozent hätte ermäßigt 
werden können. Wir ſind aber der Ueberzeugung, 
daß das aus finanziellen Gründen und aus Rück⸗ 
ſicht auf den Etat nicht möglich iſt. Wir werden 
der Vorlage deshalb unſere Zuſtimmung geben. 
Wir wollen hoffen, daß durch dieſe verringerten 
Steuern wieder die Induſtrie und das Gewerbe 
mehr Leben bekommen. Sie müſſen ſich mit dem 
Satz abfinden. Er erſcheint auch erträglich und 
berechtigt zu der Annahme, daß die angenom⸗ 
menen Steuern auch einkommen werden, und daß 
die Erwerbsloſigkeit, die infolge der bisherigen 
erhöhten Steuern eingeſetzt hat, ſich wieder mäßi⸗ 
gen und wieder mehr Beſchäftigung im einſchlägi⸗ 
gen Gewerbe eintreten wird. Wir werden, wie 
geſagt, der Vorlage unſere Zuſtimmung geben. 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Greiſer. 


Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Die Panzerkreuzerpartei, die ja die vorige Regie⸗ 
rung mitgebildet hat, hatte einen Finanzſenator 
namens Kamnitzer geſtellt, der eines Tages einen 
Fehlbetrag im Staatshaushalt von mindeſtens 6 
Millionen entdeckte. (Zuruf des Abg. Plenikowſfki.) 
Er hat dieſen Fehlbetrag mit einer beſonderen 
Rechenmanier auszugleichen verſucht. Er hat ſich 
den Spritkonſum herausgeſucht und auf einen 
Nenner von 1,5 Millionen Liter reinen Alkohols 


gebracht und ſodann durch eine Erhöhung der (0 


Steuer von 4 auf 8 Prozent einen Mehrertrag für 
den Staatshaushalt geſchaffen. Daß dieſe Gedan⸗ 
ken Trugſchlüſſe ſein mußten, lag von vornherein 
klar auf der Hand. Trotz diverſer Warnungen 
der Induſtrie und auch der Arbeitnehmerſchaft 
aus dieſer Induſtrie hat es der Herr Finanz⸗ 
ſenator nicht vermocht, dieſe Spritſteuer auf ein 
erträgliches Maß herabzuſetzen, ſo daß in dieſer 
Induſtrie, ſowohl in der ſpriterzeugenden wie in 
der ſpritverarbeitenden, eine gewiſſe Arbeitsloſig⸗ 
keit Platz greifen mußte. Insbeſondere wurden 
in den land wirtſchaftlichen Brennereien alte Fa⸗ 
milienväter mit mehreren Kindern beſonders 
hart betroffen. In der ſpritverarbeitenden Indu⸗ 
ſtrie iſt die Entlaſſung der Arbeitskräfte bis 3u 
60 Prozent erfolgt. 

Wir haben deshalb in unſerer Druckſache 
Nr. 114 einen Antrag eingebracht, der die Regie⸗ 
rung erſuchen ſollte, dem Volkstag ein Geſetz vor⸗ 
zulegen, in welchem dieſe Spritſteuer auf ein er⸗ 
trägliches Maß herabgemindert wird. Wir haben 
geglaubt, daß nach den Verhandlungen, die die 
Regierungsparteien und der Senat, d. h. die zu⸗ 
ſtändigen Senatoren, mit den Induſtrievertretern 
und den Arbeitnehmerorganiſationen, auch mit 
der Organiſation des Gaſtwirtsgewerbes gehabt 
haben, die Spritſteuer wieder auf das alte Niveau 
von 4 Prozent herabgeſetzt werden würde. Die 
Regierung rechnete uns vor, daß man nicht mehr 
mit einem Umſatz von 1,5 Millionen Liter pro 
Jahr rechnen könne, ſondern auf Grund verſchie⸗ 
dener einſchneidender Maßnahmen und auch ins⸗ 
beſondere auf Grund der wirtſchaftlichen rück⸗ 
läufigen Konjunktur mit einem Minderumſatz 
von 20 Prozent rechne, ſo daß alſo in dieſem Jahr 
1,2 Millionen Liter reinen Alkohols in den Kon⸗ 
ſum gelangen würden. Wenn man dieſe 1,2 Mil⸗ 
lionen Liter mit 4 Prozent Verbrauchsabgabe 
belegt, ſo würde das ein Aufkommen für die 
Staatskaſſe von 4,8 Millionen bedeuten. Der 
Senat hat aber 6 Millionen eingeſetzt, muß alſo 
zuſehen, daß er dieſe Summe erreicht. Nun ſagt 
die Likörinduſtrie, daß ſie dieſe 20 Prozent Min⸗ 
derkonſum dadurch ausgleichen könnte, daß ſie bei 
4 Gulden Verbrauchsabgabe einen erhöhten Um⸗ 
ſatz herbeiführen würde, der ſich mindeſtens um 
200 000 bis 300 000 Liter reinen Alkohols aus⸗ 
dehnen würde, daß aber auch der Flaf chenverkauf 
an die ſogenannte Fremdeninduſtrie, d. h. an die 
Ausländer, die Danzig im Sommer beſuchen, bei 
einer Auflage von 5 Gulden nicht den Umfang 
annehmen könnte, wie bei 4 Gulden, weil näm⸗ 
lich dieſer Flaſchenkonſum bei 5 Gulden Betriebs⸗ 
auflage noch mit einem zu hohen Preis an die 
hierher kommenden Fremden gegenüber den Län⸗ 
dern verkauft wird, die uns bei dem Fremden⸗ 
verkehr die Hauptkonkurrenz machen, und das 
ſind Polen und Deutſchland. Wir würden es des⸗ 
halb begrüßt haben, wenn der Senat auf den 
alten Satz von 4 Gulden zurückgegangen wäre. 
Wir verſchließen uns aber nicht den Ausführun⸗ 
gen, die der Finanzſenator gemacht hat, daß man 
mit einer Balancierung des Etats rechnen müſſe 
und daß dieſe gefährdet würde, wenn der Satz 
noch weiter ermäßigt würde. Wir kommen immer 
wieder zu den alten Verhältniſſen, daß ſich bei 


(D) 
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(B 


— 
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(Greiſer, Abgeordneter) 

einer Gefährdung der Zwangsſanierung die Ent⸗ 
wicklung ergibt, die wir nicht wünſchen, daß der 
Pole ſeine Naſe in die Finanzhoheit hineinſteckt. 

Wir haben nun bei der Geſetzesvorlage, die 
der Senat dem Volkstag vorgelegt hat, noch einen 
anderen Wunſch, der unbedingt berückſichtigt wer⸗ 
den muß. Außer dieſem Trinkbranntwein, der in 
Danzig in den Konſum kommt, braucht man mo⸗ 
natlich noch 50 000 Liter Alkohol zur Herſtellung 
von techniſchen Sachen, von Brennſpiritus, von 
Parfümerien. Von dieſen 50 000 Litern pro Mo⸗ 
nat hat man bisher 30 000 Liter aus Polen her⸗ 
eingeholt. Das iſt ſteuerlich ein Unſinn, eine 
Unmöglichkeit. Die Betriebsauflage muß ſo nor⸗ 
miert werden, daß es der polniſchen Induſtrie 
nicht mehr möglich iſt, in Danzig abſatzfähig zu 
bleiben, d. h. die geſamten 50 000 Liter nur aus 
den Danziger landwirtſchaftlichen Brennereien 
genommen werden müſſen. Damit erhöht man 
den Umſatz bei den landwirtſchaftlichen Bren⸗ 
nereien und die Arbeitsmöglichkeit. 

Wir überlaſſen es ſelbſtverſtändlich dem Senat, 
die geeigneten Mittel vorzuſchlagen. Er hat das 
ja teilweiſe ſchon in den Ausführungen zu dieſer 
Geſetzesvorlage angekündigt. Aber wir müſſen 
die unbedingte Sicherheit haben, daß der Senat 
mit der Inanſpruchnahme des ſogenannten Ver⸗ 
gällungsrechts auch tatſächlich die Handhabe be⸗ 
ſitzt, eine Einfuhr von polniſchem Sprit abſolut 
zu unterbinden. Wenn mit dieſem Vergällungs⸗ 
recht nicht die Unterbindung dieſer Einfuhr ge⸗ 
geben iſt, müſſen wir auf unſerer alten Forde⸗ 
rung beſtehen, daß der Senat uns andere Mittel 
und Wege zeigt, um dieſer Einfuhr zu ſteuern. 
Auf jeden Fall begrüßen wir es, daß unſere An⸗ 
regung von der derzeitigen Regierung ſo ſchnell 
befolgt worden iſt und die Geſetzesvorlage in die⸗ 
ſer kurzen Zeit eingebracht werden konnte. Unſere 
alte Forderung lautet: Herunter mit der Ver⸗ 
brauchsabgabe, damit die Arbeiter in den Braue⸗ 
reien, in der Likörinduſtrie, ferner die Gaſtwirte 
und die Angeſtellten ihrer Betriebe wieder Arbeit 
und Brot haben, und damit auch ihre Familien. 
— Hiermit ziehe ich meinen Antrag Druckſache 
Nr. 114 zurück. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen 
nicht vor. Es wird vorgeſchlagen, den Geſetzent⸗ 
wurf dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Wider⸗ 
ſpruch höre ich nicht, es iſt dementſprechend be⸗ 
ſchloſſen. — Punkt 3 der Tagesordnung iſt zu⸗ 
rückgezogen. Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung 
auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Beitritt Danzigs zur Abänderung 
der Berner Uebereinkunft betr. den Ur⸗ 
heberſchutz. 

Druckſache Nr. 203. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Es wird vorgeſchlagen, dieſen Geſetzentwurf 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch 
höre ich nicht, es iſt dementſprechend beſchloſſen. 
Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung der Strafver⸗ 

folgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 191. Es wird vorgeſchlagen, dieſen 
Antrag dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. Wi⸗ 
derſpruch höre ich nicht, es iſt dementſprechend 


liegen 


beſchloſſen. Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung (0) 


auf: 

Antrag auf Genehmigung der Strafver⸗ 
folgung gegen einen Abgeordneten. 
Druckſache Nr. 199. Es wird vorgeſchlagen, dieſen 
Antrag ebenfalls dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
meiſen. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Fortſetzung der zweiten Beratung eines 
Geſetzentwurfs zur Aenderung des Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetzes. Urantrag des 
Abg. Plenikowſki u. Fr. 

Druckſache Nr. 151 zu Nr. 65. Ueber die Druckſache 
Nr. 65 iſt bereits abgeſtimmt worden. Artikel 1 
bis VIII ſind abgelehnt. Von den Abänderungs⸗ 
anträgen ſind ein Teil erledigt, der andere Teil 
iſt auf der Druckſache Nr. 202 enthalten. Wir 
kommen zur beantragten namentlichen Abſtim⸗ 
mung über die Anfügung des Artikels IX, Ziffer 1. 
Ich bitte die Plätze einzunehmen und die Stimm⸗ 
karten einzuſammeln. — (Abg. Plenikowſki: Die 
Nazis mit Ja! Der ſchwarze Stiefel, was der 
nicht alles kann!) Wünſcht noch jemand eine Karte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtim⸗ 
mung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſich 59 Damen 
und Herren beteiligt“), davon 21 mit Ja und 38 
mit Nein. (Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) Die 
Hinzufügung des Artikels IX Ziffer 1 iſt abge⸗ 
lehnt. (Abg. Plenikowſki: Ich beantrage zu Ar⸗ 
tikel IX, Abſatz 3 namentliche Abſtimmung!) Ich 
werde zuerſt über Ziffer 2 des Artikels IX ab⸗ 
ſtimmen laſſen. Wer für Annahme dieſer Ziffer 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Erſteres war die Minderheit, die 
Ziffer 2 iſt abgelehnt. Für Ziffer 3 iſt nament⸗ 
liche Abſtimmung beantragt worden. Wird dieſer 
Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht 
micht aus. Wer für Annahme dieſer Ziffer 3 ift, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. Das erſte war die Minderheit, Ziffer 3 
iſt abgelehnt. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über Arti⸗ 
kel X. Wer für Annahme dieſes Artikels iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, Artikel X iſt 
abgelehnt. Wer Artikel XI annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, Ar⸗ 
tikel XI iſt abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur 
Abſtimmung über die Ueberſchrift laut Druckſache 
*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 59, davon 21 mit Ja, 38 mit Nein. 
Mit Ja Hinten; ee 1 5 1 
iſcher, E Joſe⸗ reft, Krupphe, Langnau, Frau 
Milter dent Fran Miller Mentfooffi, Plett⸗ 
ner, Raſchke, Rehberg, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau 
Totzki, Weber. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Doering, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz 
Friedrich, Formell, Gaikowſti, Greiſer, Günther, Höhn, 
Dr. Hoppenrath, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſfki, 
Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller Paul 
Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, 
Schenk, Schwarz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, 
Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, 
Deutſch, Dumont, G. Friedrich, Jahr, Klingenberg, 
Kloßowſki, Lendzion, Mau, Schmidt, Schütz. Dr. Strunk, 
Werner. 
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(A) Nr. 202. Wer ſie annehmen will, bitte ich, ſich zu 


— 


erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Zus 
erſt ſtand die Minderheit, die Ueberſchrift iſt ab⸗ 
gelehnt. (Abg. Heinz Friedrich: Ich beantrage, 
über die weiteren Beratungsgegenſtände zur Ta⸗ 


gesordnung überzugehen.) Wir haben nur noch 


die Abſtimmung über die Ueberſchrift auf Druck⸗ 
ſache Nr. 65. (Zuruf des Abg. Brill.) Es iſt der 
Antrag geſtellt worden, darüber zur Tagesord⸗ 
nung überzugehen. Ich muß darüber abſtimmen 
laſſen. Wer für Uebergang zur Tagesordnung 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. Das erſtere war die Mehrheit. (Abg. 
Plenikowſki: Na, ſehr zweifelhaft! Zum Verrat 
noch die Blamage!) Damit iſt das Geſetz in allen 
Teilen abgelehnt. Ich rufe Punkt 8 auf: 

Antrag des Abg. Brill u. Fr. auf Auf⸗ 
hebung der Verordnung über Erwerbs: 
loſenfürſorge. 

Druckſache Nr. 137. Das Wort hat der Herr Abg. 
Joſeph. 


Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Nachdem ſoeben von der Mehrheit dieſes Hauſes 
alle Anträge der Kommuniſtiſchen Fraktion auf 
Abänderung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes 
abgelehnt worden ſind, beſteht ja wenig Hoffnung, 
daß die Mehrheit dieſes Hauſes dem Antrag der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion auf Abänderung 
des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes Rechnung tra⸗ 
gen wird. Trotzdem halte ich es für notwendig, 
einzelnen Regierungsparteien, die ihr Daſein 
und ihre Anweſenheit im Volkstag den Stimmen 
der Arbeiterſchaft verdanken, noch einmal ein⸗ 
dringlich ins Gewiſſen zu rufen, welch eine un⸗ 
geheure Belaſtung ſie durch die Aenderung des 
Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes der arbeitenden Be⸗ 
völkerung gebracht haben. 

Die Aenderung des Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetzes iſt weniger aus dem Grunde eingeführt 
worden, um für den Staat wirklich Erſparniſſe zu 
machen, ſondern wenn man tiefer darüber nach⸗ 
denkt, müſſen diejenigen, die dieſe Aenderungen 
herbeigeführt haben, ſtark von ſadiſtiſchen Nei⸗ 
gungen beherrſcht ſein. Normal empfindende und 
normal denkende Menſchen können in der heuti⸗ 
gen Zeit der rieſigen Erwerbsloſigkeit, wo der Er⸗ 
werbsloſe nicht weiß, wo er ſein Stückchen Brot 
hernehmen ſoll, und wo er den Tag noch nicht 
ſieht, wo er einmal aus dem Elend der Erwerbs⸗ 
loſigkeit herauskommt, nicht wollen, daß dieſe 
Erwerbsloſen ſo gepeinigt werden, ſtändig in Un⸗ 
gewißheit leben ſollen, wie es der Geſetzgeber 
durch die Aenderung des Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
geſetzes herbeigeführt hat. 

Wir haben in unſerm Antrag in Druckſache 
Nr. 137 zunächſt einmal die Streichung des zwei⸗ 
ten, dritten und vierten Abſatzes des § 5 des Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetzes gefordert. Wie be⸗ 
rechtigt unſere Forderung iſt, geht aus dem Um⸗ 
ſtand hervor, daß für die ſchlechte wirtſchaftliche 
Lage auf dem Arbeitsmarkt kein Menſch, am aller⸗ 
wenigſten der Erwerbsloſe, verantwortlich ge⸗ 
macht werden kann. Wenn Sie in Ihrem abge⸗ 
änderten Vorſchlag ſo weit gehen, daß Sie einfach 
erklären: Eine ſchlechte wirtſchaftliche Lage auf 
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dem Arbeitsmarkt kann dann nicht als Urſache der (0 


Erwerbsloſigkeit angenommen werden, wenn die 
Bemühungen des Landesarbeitsamtes, den Er⸗ 
werbsloſen in Arbeit unterzubringen, vorwiegend 
aus Gründen, die in der Perſon des Erwerbs⸗ 
loſen liegen, vergeblich ſind. Dann wollen Sie in 
Zukunft dem Erwerbsloſen die Unterſtützung 
ziehen. Haben Sie auch ſchon einmal darüber 
nachgedacht, daß Sie dann in der Folgezeit zirka 
90 Prozent aller Erwerbsloſen die Unterſtützung 
werden ziehen müſſen? Haben Sie ſchon einmal 
darüber nachgedacht, daß Sie in abſehbarer Zeit 
mit den gegenwärtigen Maßnahmen die augen⸗ 
blickliche Erwerbsloſigkeit überhaupt nicht beſei⸗ 
tigen können? Haben Sie ſich ſchon einmal dar⸗ 
über orientiert, wie die Dinge in der Welt über⸗ 
haupt ausſehen? Haben Sie Hoffnung, daß über 
kurz oder lang bei dem gegenwärtigen Syſtem 
die Arbeitsloſigkeit beſeitigt werden kann? Wiſ⸗ 
ſen Sie, wieviel Warenvorräte auf dem Welt⸗ 
markt vorhanden ſind? (Zuruf des Abg. Malſch.) 
Sie, Herr Malſch, mit Ihren dicken Kartoffeln 
haben gar keine Urſache, darüber zu ſprechen. Sie 
wiſſen ja gar nicht, wo Sie Ihre Kartoffeln unter⸗ 
bringen ſollen. — Wiſſen Sie, wieviel Warenvor⸗ 
räte vorhanden ſind? Sind Ihnen die Schwierig⸗ 
keiten des Warenabſatzes, des Warenverbrauchs 
nicht bekannt? Wiſſen Sie nicht, daß man Ihnen 
keine Gelder zur Verfügung ſtellt, und daß Sie 
gar nicht den ernſthaften Willen haben, durch 
irgendwelche Maßnahmen, durch Inangriffnahme 
von Arbeiten und dergleichen die Erwerbsloſig⸗ 
keit zu vermindern? Sie wiſſen das ganz ge⸗ 
nau; denn für ſo unintelligent kann ich weite 
Kreiſe des Bürgertums nicht halten. Und wenn 
Sie das wiſſen und trotz alledem herkommen und 
ſagen, wenn trotz der Bemühungen des Landes⸗ 
arbeitsamts der Erwerbsloſe nicht in Arbeit ge⸗ 
bracht werden kann, dann können Sie eine 
ſchlechte wirtſchaftliche Lage nicht anerkennen, da 
weiß man nicht, was man zu einer ſolchen Feſt⸗ 
ſtellung in einem Geſetz überhaupt noch ſagen ſoll. 


Daß ſich gewiſſe Perſonen über die Lage der 
Erwerbsloſen hinwegſetzen, daß ſich ein Teil nur 
vom heiligen Egoismus leiten läßt, iſt mir be⸗ 
kannt. Daß aber auch diejenigen Parteien, die 
von der Liebe des Nächſten predigen, die Sonntag 
für Sonntag zur Kirche gehen und dort den Herr⸗ 
gott anflehen, daß er es beſſer machen möge, die 
immer wieder von der Liebe zum Nächſten ſpre⸗ 
chen, herkommen können, ſich über alles hinweg⸗ 
ſetzen und durch ſolch eine Verordnung für die 
Folgezeit große Teile der Erwerbsloſen vom Be⸗ 
zug der Unterſtützung ausſchließen wollen, zeigt, 
daß ſie es mit ihrer religiöſen Auffaſſung nicht 
ernſt nehmen, daß das nur Tünche iſt, und daß 
ſie dieſe religiöſe Auffaſſung vielleicht nur brau⸗ 
chen, um eigene ſelbſtſüchtige Ziele beſſer zu er⸗ 
reichen. 


Weiter wird geſagt: „Der Senat kann für 


einzelne Berufe und Bezirke beſtimmen, daß wäh⸗ 
rend eines beſtimmten Zeitraumes als Grund der 
Erwerbsloſigkeit nicht die ſchlechte wirtſchaftliche 
Lage anzuſehen iſt und demnach die Zahlung der 
Erwerbsloſenunterſtützung zu verſagen iſt.“ Ich 
denke daran, daß der Senat jetzt höchſtwahrſchein⸗ 
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ſchlechte wirtſchaftliche Lage nicht vorliegt, daß 
dort die Konjunktur eingeſetzt hat, und daß durch 
dieſe Verfügung ſämtliche Landarbeiter Arbeit 
bekommen werden. Ich denke aber auch daran, 


daß der Senat von neuem einen ganz erheblichen 
Zukunft den Erwerbsloſen überwachen und für 


Teil von Saiſonarbeitern nach Danzig herein⸗ 
laſſen wird, und daß er keineswegs ſoviel Macht 


beſitzt, auf die Landwirte einzuwirken, daß ſie 


ſämtliche Danziger erwerbsloſen Landarbeiter 
einſtellen. Wenn das nicht der Fall iſt, wenn der 
Senat dieſe Macht nicht beſitzt, dann iſt es ge⸗ 
radezu unſinnig, hineinzuſchreiben, der Senat 
kann für einzelne Berufe und Bezirke beſtimmen, 
daß keine Erwerbsloſigkeit beſteht. So geht es 
weiter. Bei berufsüblicher Arbeitsloſigkeit kann 
der Senat beſtimmen. Der Senat kann auch be⸗ 
ſtimmen, daß die Menſchen von einem beſtimmten 


Zeitpunkt ab nicht mehr eſſen, und daß ſie von 


einer beſtimmten Zeit ab nackt gehen können. Es 
empfiehlt ſich ſogar, daß Sie jetzt eine Verordnung 
erlaſſen, ab 15. Juli kann alles nackt gehen. Dann 
brauchten wir kein Geld für die Kleidung. Es 


empfiehlt ſich, daß Sie demnächſt ſagen, daß Bau⸗ 


arbeiter, die im Sommer gearbeitet haben, im 
Winter nicht zu eſſen brauchen. Dann ſind Sie 
mit der ganzen Sache viel ſchneller fertig und 
brauchen ſich nicht den Kopf zu zerbrechen, was 
Sie machen ſollen. Wenn Sie das Kunſtſtück fertig 
bringen, durch eine Verordnung Eſſen und Trin⸗ 
ken zu erſetzen, ebenſo die Kleidung, dann werden 
wir es auch fertig bekommen, daß in Ihren Kaſ⸗ 
ſen immer Geld vorhanden iſt. Ich habe noch nie 
eine Verordnung geſehen, die ſo gewiſſenlos und 


brutal erlaſſen worden iſt, wie gerade die Verord⸗ 


nung über die Abänderung des Geſetzes be⸗ 
treffend Erwerbsloſenfürſorge. 


Ich möchte wiſſen, was das Baugewerbe nun 
dafür kann, daß in Danzig nicht in erheblichem 
Umfange gebaut wird. Ich möchte wiſſen, was 
der Landarbeiter dafür kann, wenn der Senat 
auswärtige Arbeitskräfte hereinläßt und der 
Landwirt den Danziger nicht beſchäftigen will. 
Herr Abg. Malſch, der ſoeben hinausgegangen iſt, 
war es, der uns im Ausſchuß erzählte, weshalb 
er keine Danziger beſchäftige. In Danzig haben 
wir noch ſo viele Malſchs, die alle auf dem Stand⸗ 
punkt ſtehen, daß der Danziger Arbeiter nicht ar⸗ 
beiten kann. Wie ſagte er doch? Sie haben ihm 
immer die Rüben abgehackt und das Unkraut 
ſtehen laſſen. Deshalb braucht dieſer gute deutſche 
Mann polniſche Arbeiter. Solche guten deutſchen 
Männer haben wir in der Landwirtſchaft noch 
ſehr viele. Aber den Senat geht das wenig an. 
Er ſetzt ſich darüber hinweg und verfügt einfach, 
daß in Zukunft die Erwerbsloſigkeit nicht mehr 
beſteht. So iſt es auch mit dem § 6. Auch hier hat 
man es für notwendig erachtet, Aenderungen her⸗ 
beizuführen und als arbeitsunfähig auch die Be⸗ 
zieher einer Invaliden⸗ oder Altersrente aus der 
Invaliden⸗ oder Angeſtelltenverſicherung be⸗ 


zeichnet. Wenn der Senat ſo weitgehend verfügt, 
dann muß er, wie ich ſchon ſagte, auch verfügen, 
daß das Geld, das dieſe Altersrentner beziehen, 
zum Lebensunterhalt zu reichen hat. Kann er das 
nicht, dann ſoll er die Finger davon laſſen. 
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Genau jo iſt es mit dem § 16. Dort hat man (0 


es fertig gebracht, einfach zu ſagen, daß dem Er⸗ 
werbsloſen ein Teil ſeiner Bezüge in Abzug ge⸗ 
bracht und direkt an den Gläubiger abgeführt 
werden kann. Uns iſt nicht ganz klar, was damit 
gemeint iſt. Vermutlich will aber der Senat in 


ihn ſozuſagen die Rechnungen bezahlen. Es iſt 
ſehr bedenklich, wenn ſich der Senat in derartige 
Dinge einmiſcht. Höchſtwahrſcheinlich hat er ſich 
die Aenderung dieſes Paragraphen von kleinen 
Geſchäftsleuten diktieren laſſen, die in einer etwas 
leichtſinnigen Weiſe dem Pump Vorſchub ge⸗ 
leiſtet haben. Jetzt, nachdem ſie nicht zu ihrem 
Gelde gekommen ſind, und nachdem gewiſſe Er⸗ 
eigniſſe eingetreten ſind, die es dem Erwerbsloſen 
unmöglich machten, ſeine Schuld zu bezahlen, will 
der Senat durch ſeine Verordnung die Bezahlung 
dieſer Schulden erzwingen. Das wäre manchmal 
bei einzelnen höheren Beamten auch notwendig. 
Mir iſt bekannt geworden, daß mitunter höhere 
Beamte auch Schulden machen. Wenn da aber 
jemand käme und ſich ohne Grund hineinmiſchen 
würde, ſo würde ſich das der Betreffende ganz ent⸗ 
ſchieden verbitten. Ich weiß daher nicht, wie der 
Senat unter Außerachtlaſſung der beſtehenden 
Geſetze einfach verfügen kann, daß in Zukunft 
50 9 der Erwerbsloſenunterſtützung an die 
Gläubiger abgeführt werden können. Sit ſich der 
Senat darüber klar, daß das in Zukunft dazu 
führen könnte, daß eine Familie mit einem Kind 
ſich mit wöchentlich 9g Gulden begnügen müßte, 
wenn ſie 50 abzuführen hat? Gibt es jemand 
unter Ihnen, der das Kunſtſtück fertigbringen 
würde, ſeine Frau, ein Kind und ſich ſelbſt mit 
9 Gulden pro Woche zu ernähren? Falls es 
jemand unter Ihnen gibt, der das verſteht, ſoll 
er ſich hier melden, damit wir ihn der Oeffent⸗ 
lichkeit bekannt geben können und er den Er⸗ 
werbsloſen Ratſchläge erteilen kann, wie dies 
Kunſtſtück fertigzubringen iſt. Iſt er nicht da, 
dann ſoll man ſolch einen Unſinn auch nicht in 
eine Verordnung aufnehmen. Man blamiert ſich 
nicht nur für den Augenblick. Man muß beden⸗ 
ken, daß ſolch eine Verordnung einen geſchicht⸗ 
lichen Wert hat und ſich ſchließlich der Geſchichts⸗ 
ſchreiber einmal darüber luſtig machen wird, was 
es in gewiſſen Zeiten doch für engherzige und 
kurzſichtige Menſchen gegeben hat, die ſich mehr 
blamieren als es notwendig iſt. Das halte ich 
wirklich nicht für angebracht. Deshalb ſollte der 
Senat dieſen Unſinn ſofort beſeitigen. 


Wir haben weiter gefordert, daß der § 17a ge⸗ 
ſtrichen werden ſoll. In den S 17 a hat man etwas 
aufgenommen, was man wohl gern möchte, was 
man aber unmöglich durchführen kann. „Die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge endigt, wenn der Erwerbs⸗ 
loſe die Unterſtützung oder an deren Stelle 
Krankengeld in den letzten drei Jahren für ins⸗ 
geſamt 27 Monate bekommen hat.“ Dann die 
näheren Ausführungen dazu. So etwas kann 
man hineinſchreiben, wenn man die Macht und 
die Möglichkeit hat, eine Erwerbsloſigkeit nach 
Ablauf dieſes Zeitpunktes zu beſeitigen. Dieſe 
Macht, dieſe Möglichkeit, und ich möchte auch ſa⸗ 
gen, dieſen Willen hat die gegenwärtige Regie⸗ 
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rung nicht. Hätte ſie den Willen, dann hätte ſie 
nicht erſt einen derartigen Paragraphen zu er⸗ 
laſſen brauchen, ſondern ſie hätte einfach das Ar⸗ 
beitsvermittlungsgeſetz geändert, hätte beſtimmt, 
daß in Zukunft die Arbeiter nach der Dauer der 
Erwerbsloſigkeit zu vermiteln ſind. Dann kämen 
alle diejenigen, die ſo lange erwerbslos ſind, end⸗ 
lich einmal in Arbeit. Aber das wollen Sie nicht. 
Sie wollen gar keinen Zwang ausüben. Dann 
brauchen Sie ſich auch nicht zu wundern, wenn 
der Unternehmer, der die große Auswahl zwi⸗ 
ſchen den Erwerbsloſen hat, der Einſtellung eines 
noch jung und kräftig ausſehenden Menſchen den 
Vorzug vor einer anderen Arbeitskraft gibt, die 
vielleicht 10 Jahre älter iſt, etwas verfallener 
ausſieht und dem Unternehmer nicht mehr ſoviel 
Erfolg verſpricht. Dann können Sie es dem 
Unternehmer nicht verargen, wenn er die Aus⸗ 
wahl zwiſchen jung und alt macht. Wenn Sie da 
nicht regelnd eingreifen, wird der ältere Arbeiter 
übrig bleiben. Dann ſollen Sie aber nicht ſagen, 
wenn er während dreier Jahre 27 Monate Unter⸗ 
ſtützung bezogen hat und keine Arbeit gefunden 
hat, iſt Schluß mit der Unterſtützung. Was kann 
der ältere Menſch dafür, daß er keine Arbeit er⸗ 
hält? Ich entſinne mich, daß hier von dieſer 
Stelle einmal eine nationalſozialiſtiſche Bro⸗ 
ſchüre verleſen wurde, worin ſtand, daß diejeni⸗ 
gen, die geſundheitlich nicht ſo recht auf der Höhe 
ſind, ſich das Leben nehmen ſollen. (Abg. Greiſer: 
Das iſt nicht von einem Nationalſozialiſten, ſon⸗ 
dern von Ernſt Mann!) Da hätte Herr Malſch 
ſich ja ſchon umbringen müſſen. Er hätte ſicher 
Parteidiſziplin geübt und ſich umgebracht. (Abg. 
Greiſer: Sie müſſen einmal nationalſozialiſtiſche 
Bücher leſen!) Ja, man muß auch einmal Unſinn 
leſen. (Abg. Plenikowſki: Man braucht auch ein⸗ 
mal ein Witzbuch!) Bei dem Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorgegeſetz ging es mir ſo, als ob ich Broſchüren 
aus dem nationalſozialiſtiſchen Lager las: Unſinn 
hier und Unſinn dort. (Abg. Plenikowſki: Noch 
ſchlimmer, wenn Sie mit dem Zentrum 
zuſammenlaufen!) 


Wenn man zugibt, daß es in Zeiten ſtarker 
wirtſchaftlicher Depreſſion, in Zeiten, wo wir über 
ein ſo großes Erwerbsloſenheer verfügen, nicht 
möglich iſt, alle Leute, die gern arbeiten wollen, 
in Arbeit zu bringen, dann weiß ich nicht, mit 
welchem Recht die Regierung herkommt und ſagt, 
daß diejenigen, die in drei Jahren 27 Monate 
Unterſtützung bezogen haben, einfach aus der 
Unterſtützung auszuſcheiden ſind. Da kann es 
vorkommen, daß ganz brave Staatsbürger aus⸗ 
geſchloſſen werden. Nehmen wir einmal an, ein 
guter treuer Zentrumsarbeiter, der von ſeinem 
15. Lebensjahr bis zum 32. oder 33. treu und brav 
ſeinem Brotherrn gedient und auch ſonſt alles 
erfüllt hat, was die Religion von ihm verlangt, 
er hat ſich vielleicht acht Kinderchen angeſchafft 
oder auch neun, — je mehr, je beſſer, je mehr Kin⸗ 
der, je mehr Brot, — wird brotlos. Dieſer Zen⸗ 
trumsarbeiter mit ſeinen acht oder neun Kinder⸗ 
chen und bei ſeinem ſonſt ſehr braven Lebens⸗ 
wandel iſt vielleicht 32 Jahre alt geworden. Der 
Unternehmer zieht aber den 28 oder 26 Jahre alten 
Arbeiter vor. Da dieſer Arbeiter ſchon 33 Jahre 


Volkstag Danzig — 23. Sitzung. Mittwoch, den 15. April 1931 


alt iſt und acht Kinderchen hat, iſt es mit dem (0) 


Brot doch nicht ſo. Das iſt etwas knapp geworden. 
Weil er etwas blaß ausſieht, wird er vielleicht 
eine neue Arbeitsſtelle innerhalb drei Jahren 
nicht bekommen. Alſo wird dieſer Zentrums⸗ 
arbeiter, der ſonſt ganz im Sinne der chriſtlichen 
Weltanſchauung gelebt und auch gelitten hat, von 
der Unterſtützung ausgeſchloſſen. Jetzt mit einem 
Male ſoll er Bettler werden. Er ſoll zum Wohl⸗ 
fahrtsamt gehen. Sie treffen alſo auch Ihre 
eigenen Leute. Ebenſo könnte es ja auch den⸗ 
jenigen gehen, die zu den Nationalſozialiſten ge⸗ 
hören. Zwar iſt dieſe Partei als Arbeiterpartei 
noch jung. Sie iſt erſt in der Entwicklung. Sie 
hat noch nicht ſo viele alte, ehrwürdige, ergraute 
Arbeiter. Aber wenn ſie noch 20 Jahre älter wird 
und ihre Zeitungsverkäufer dann ſchon alt ge⸗ 
worden ſind, werden ſie auch entlaſſen werden, 
und dann wird es ihnen mit der Unterſtützung 
genau ſo gehen. Soviel mir bekannt iſt, ſind das 
die hauptſächlichſten Arbeiter. 

Alſo dieſer § 17 a iſt einfach unhaltbar, und 
muß, da die Regierung nicht die Möglichkeit 
ſchafft, für die langjährigen Erwerbsloſen Arbeit 
zu finden, ſo ſchnell wie möglich beſeitigt werden. 
Wir haben dann weiter die Streichung des § 19 
in ländlichen Gemeinden uſw. beantragt. Auch 
hier müſſen wir uns gegen eine beabſichtigte Aus⸗ 
nahmegeſetzgebung wenden und müſſen fordern, 
daß die Gleichheit bei der Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung herbeigeführt wird. Dann kommt noch 
der § 22, den Sie abgeändert haben und der 
von der Krankenverſicherung ſpricht. Während 
es bisher ſo war, daß jeder, der einer Kranken⸗ 
kaſſe angehört hat, weiter verſichert werden mußte, 
wollen Sie für die Zukunft an die Stelle des 
Muß ein Kann ſetzen. Sie gehen aber darüber 
hinaus und ſagen ſogar, wenn die Gemeinde von 
dem Recht der Weiterverſicherung keinen Ge⸗ 
brauch macht, kann die Gemeinde ihrerſeits dem 
Erwerbsloſen die gleiche oder eine ähnliche gleich⸗ 
wertige Krankenhilfe gewähren. Wenn wir uns 
in etwas beſſeren wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
befänden und die Gemeindefinanzen geſund 
wären, könnte man ſich möglicherweiſe noch damit 
abfinden und ſagen, daß die Gemeinde genau das 
gleiche leiſten ſoll und muß. Aber wir wiſſen 
doch, wie es in den Gemeindekaſſen ausſieht. Es 
gibt eine Menge Gemeinden, die ihre laufenden 
Verpflichtungen an Erwerbsloſenunterſtützung 
noch nicht einmal bezahlen können. Wenn jetzt 
einmal größere Dinge eintreten, eine Epidemie 
ausbricht oder ſonſt ein größeres Unglück ge⸗ 
ſchieht, würde die Gemeinde, die es unterlaſſen 
hat, die Erwerbsloſen weiter zu verſichern, in die 
allergrößten Schwierigkeiten geraten. Sie würde 
nicht über die Mittel verfügen, und der Herr 
Finanzſenator würde ſeine Taſchen zuknöpfen 
und nichts pumpen. Er würde ſein Geld mit 
Zähnen und Klauen verteidigen. Notleidend wäre 
dann der Erwerbsloſe, der in ſolch einem Fall ohne 
Unterſtützung und ohne Arzneimittel daſtände. 

Außerdem müſſen wir auch dagegen proteſtie⸗ 
ren, daß man hier den Erwerbsloſen wegen etwas, 
was ihm von Rechts wegen zugeſtanden hat, auf 
den Weg der Armenfürſorge verweiſt. Ich muß 
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mich immer darüber wundern, wie verſchieden 
Sie die Dinge beurteilen und den Wert des Men⸗ 
ſchen nach verſchiedenen Geſichtspunkten ein⸗ 
ſchätzen. Im Laufe der Jahre habe ich von deutſch⸗ 
nationaler Seite und auch von den Parteien der 
Mitte die Notlage der Rentner ſchildern gehört. 
Dabei ſind recht ſcharfe Worte gefallen, und es 
wurde häufig davon geſprochen, daß der Staat 
geradezu verpflichtet iſt, für dieſe armen unſchul⸗ 
digen Opfer, die Zeit ihres Lebens gearbeitet 
haben und jetzt vor dem Nichts ſtehen, zu ſorgen. 
Das nimmt man für die eine Seite in Anſpruch. 
Wenn man das für die eine Seite in Anſpruch 
nimmt, dann beſteht andererſeits das gleiche Recht 
für diejenigen, die im Intereſſe der Geſamtheit 
ihre Arbeitskräfte zur Verfügung ſtellten und 
nützliche Glieder der Gemeinſchaft waren. Für 
dieſe andern gilt das gleiche Recht oder teilen Sie 
allmählich ſchon zwiſchen Herren und Sklaven 
ein? Wollen Sie allmählich zu Verhältniſſen 
längſt vergangener Zeiten überleiten? Daß bei 
einem Teil derjenigen, die hier zu beſtimmen 
haben, ſolche Abſichten beſtehen mögen, will ich 
gern glauben. Aber ſoweit ſollte die Geſamtheit 
nun ſchließlich doch nicht ſinken. 

Wir fordern daher, daß dieſer § 22 in ſeiner 
alten Faſſung wiederhergeſtellt wird. Dann 
haben wir im $ 26 die Streichung des dritten und 
vierten Abſatzes gefordert, und zwar: Der Senat 
kann auch für ſämtliche oder einzelne Gemeinden 
beſtimmen, daß die Zahlung der Unterſtützung 
oder ſonſtiger Bezüge aus der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge von einer Arbeitsleiſtung abhängig zu 
machen iſt. Dieſe Verpflichtung kann auf einzelne 
Berufe oder Arten von Erwerbsloſen beſchränkt 
werden. Was Sie mit dieſer Beſtimmung für 
einen Unfug angerichtet und welche Erbitterung 
Sie dadurch geſchaffen haben, das iſt die ganze 
Sache nicht wert. Sie haben es fertig gebracht, bei 
Schnee und Regen, bei bitterer Kälte Erwerbsloſe 
auf die Straße zu ſchicken, die für dieſe Arbeiten 
keineswegs geeignet waren. Wenn Sie durchaus 
der Meinung ſind, daß alle Erwerbsloſen zur 
Arbeit herangezogen werden müſſen, dann müſſen 
Sie auch dafür ſorgen, daß die Arbeiten ſo ver⸗ 
teilt werden, daß ſie nach der geſundheitlichen und 
körperlichen Beſchaffenheit des Betreffenden 
durchgeführt werden. Wenn Sie aber Arbeit 
haben, dann müſſen Sie auch für Arbeit Lohn 
zahlen. Es kann nicht angehen, daß man ſich ein⸗ 
fach auf den Standpunkt ſtellt, weil der Betref⸗ 
fende Unterſtützung bezieht, muß er arbeiten. Ich 
frage Sie, Herr Senator, haben Sie den Herrn 
Senator a. D. Dr. Volkmann zum Schneeſchippen 
herangezogen? Aus welchen Gründen iſt dieſer 
Staatsbürger von dieſer Arbeit fern geblieben? 
Der bezieht höhere Erwerbsloſenunterſtützung 
als unſere Erwerbsloſen. Weshalb wird dieſer 
Schwerverdiener, der dem Staat ſo viel Geld 
koſtet, nicht auch zum Schneeſchippen herange⸗ 
zogen? Da werden Sie natürlich jagen, daß man 
dieſen Vergleich nicht ſtellen kann. Dann ſage ich 
Ihnen, daß es auch Unſinn iſt, eine derartige Ver⸗ 
ordnung zu ſchaffen. Sie haben kein Recht, die 
Staatsbürger in zwei Klaſſen einzuteilen, und 
Sie haben kein Recht, von jemand, der auf Grund 
eines Geſetzes Unterſtützung erhalten muß, zu 
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verlangen, daß dieſer Erwerbsloſe für irgendeine (0) 


andere Inſtitution, ſei es eine Gemeinde oder ein 
Gemeindeverband, Arbeit leiſten ſoll. Wenn Sie 
dieſe Arbeiten durchführen laſſen wollen, müſſen 
Sie auch ſo verſtändig ſein und einſehen, daß der⸗ 
jenige, der Körperkräfte verbraucht und Arbeit 
leiſten muß, naturgemäß mehr Lebensmittel 
brauchen wird und auch an den Erſatz ſeiner Klei⸗ 
dung denken muß. Der Erwerbsloſe bekommt nur 
ſoviel, daß er gerade zwiſchen Verhungern und 
Weiterleben dahinſchreitet. Wenn der Arbeitende 
eben mehr verbraucht, ſo wird man ihm auch die 
entſprechenden Zuſchüſſe zahlen müſſen. Man 
wird nicht verlangen können, daß ſich dieſer Ar⸗ 
beitende für denſelben Betrag bei Wind und Wet⸗ 
ter hinſtellt, ſeine Geſundheit riskiert, dabei hun⸗ 
gert und für den Staat oder die Gemeinde Werte 
ſchaffen ſoll. Das ging ſo weit, daß während die⸗ 
ſer Periode Leute für 75 Pfennige vier Stunden 
lang haben arbeiten müſſen. Dann kam der Senat 
und ſagte, wenn die Gemeinden Geld haben, dür⸗ 
fen ſie noch 8 Prozent Extrazuſchuß zahlen. Bei 
75 Pfennig 8 Prozent ſind 6 Pfennig. Dann be⸗ 
kommt der Betreffende pro Tag 81 Pfennig, wenn 
die Gemeinde guten Willens iſt. Das iſt doch 
etwas, was man mit gutem Gewiſſen nicht mehr 
verantworten kann und was ſo ſchnell wie mög⸗ 
lich beſeitigt werden muß. Ebenſo haben wir eine 
Abänderung zu § 30 gefordert. Wir wollen, daß 
der letzte Satz geſtrichen wird. 

Wir müſſen uns überhaupt gegen dieſe Aen⸗ 
derung im Erwerbsloſenfürſorgegeſetz wenden. 
Wir haben den Eindruck und das Gefühl, als ob 
der gegenwärtige Senat ſich vom Volk und von 
allem, was Volk heißt, möglichſt weit entfernt 
halten will. Wir haben den Eindruck, als wenn 
ihm das ſchon unangenehm iſt, wenn ab und 
zu einmal eine Beſchwerde zu ihm kommt und 
ihm geſagt wird, wie ſchrecklich es in den ein⸗ 
zelnen Familien ausſieht, ſonſt hätte er in der 
Verordnung nicht dieſe Aenderung vornehmen 
können und für die Folgezeit nur Beſchwerden 
zulaſſen, die von grundſätzlicher Bedeutung find, 
Das ſchlimmſte iſt aber, daß man die Entſcheidung 
über die Grundſätzlichkeit dem Fürſorgeausſchuß 
zuſchiebt, und zwar den Vorſitzenden dieſer Für⸗ 
ſorgeausſchüſſe. Alſo, wenn ſolch ein Ausſchuß⸗ 
vorſitzender einmal entſchieden hat, daß die Un⸗ 
terſtützung abzulehnen iſt und wenn ſich der Be⸗ 
treffende dagegen beſchweren will, ſo hat er dieſe 
Beſchwerde nach der neuen Verordnung nicht 
direkt an den Senat zu ſenden, ſondern an den 
Fürſorgeausſchuß. Dieſer Ausſchuß bzw. der Vor⸗ 
ſitzende des Ausſchuſſes hat nun zu entſcheiden, ob 
die Frage von grundſätzlicher Bedeutung iſt oder 
nicht. Wie er entſcheiden wird, iſt leicht voraus⸗ 
zuſehen. Er wird die Beſchwerde ablehnen. Dann 
wird der Senat wenigſtens nicht von den Er⸗ 
werbsloſen beläſtigt. Dann braucht er die Schil⸗ 
derung der Notlage nicht nachzuleſen. Dann kann 
er ruhig ſchlafen. Mir kommt etwas ins Gedächt⸗ 
nis, was eine verfluchte Aehnlichkeit mit einer 
Aeußerung einer franzöſiſchen Königin hat. Der 
Senat will nicht beläſtigt werden, er wird wie 
jene ſagen: „Wenn die Arbeiter kein Brot haben, 
weshalb eſſen ſie dann nicht Kuchen?“ Dieſe Auf⸗ 
faſſung haben Sie doch auch. Der Senat denkt: 
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(A) Ich habe doch genug, habe noch niemals gehun⸗ 
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gert, ich eſſe, trinke und lebe auch ſonſt ſehr glück⸗ 
lich. Es bleibt doch immer noch etwas übrig. Was 
geht mich die Not der andern an? Weshalb werde 
ich mir mein gutes Leben, meine gute Stimmung 
durch ſolch eine Beſchwerde verderben laſſen, ſie 
möglicherweiſe auch noch leſen? Dann muß ich ja 
hören, wie die Dinge in Wirklichkeit ausſehen. 
Das machen wir als Senat nicht mehr mit. Wir 
ſagen einfach dem Volk, wenn es kein Brot hat, 
ſoll es Kuchen eſſen. Dann haben wir unſere 
Pflicht erfüllt und beziehen unſer Gehalt ruhig 
weiter, ſolange, bis die Sintflut kommt. Die 
wird natürlich bei ſolch einer Politik nicht aus⸗ 
bleiben. 

Weiter haben wir gefordert, daß die 88 6 und 
22 des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes in der Faſ⸗ 
ſung vor Erlaß der Verordnung wiederhergeſtellt 
werden ſollen. Ich ſagte ſchon einleitend, daß ich 
keine Hoffnung habe, daß die gegenwärtige Re⸗ 
gierungsmehrheit, die zu einem großen Prozent⸗ 
ſatz Arbeiter vertritt, und zwar alle die chriſtlichen 
Arbeiter, alle die Arbeiter des Herrn Schütz und 
alle die Arbeiter des Herrn Greiſer, dann alle die 
Angeſtellten, die von der Mitte vertreten werden, 
dieſe Anträge annehmen wird. Ich bin überzeugt, 
daß dieſe, durch die Stimmzettel der Angeſtellten, 
der chriſtlichen und nationalen Arbeiter gewähl⸗ 
ten Abgeordneten auch nicht einen Moment 
zögern werden, unſere Anträge abzulehnen. Sie 
ſind eben von der Gnade und Ungnade ihrer Ar⸗ 
beitgeber in den einzelnen Parteien abhängig. 
Von dort winken ihnen finanzielle Vorteile, Be⸗ 
vorzugungen, Beförderungen und ähnliche Dinge. 
Von dort wird auch entſchieden, ob der Abg. Schütz 
wieder als deutſchnationaler Arbeitnehmervertre⸗ 
ter aufgeſtellt wird, oder nicht. Von dort aus wird 
entſchieden, ob dieſer oder jener etwas werden 
kann. Deshalb werden Sie das tun, was die Ar⸗ 
beitgeber, die in den einzelnen Parteien führend 
find, beſtimmen. Die erlauben natürlich nicht, daß 
Sie die Intereſſen der Arbeitnehmer, durch deren 
Stimmen Sie gewählt ſind, hier wahrnehmen. 
Deshalb habe ich auch keine Hoffnung, daß ſich 
eine Mehrheit für die Aenderung dieſes Geſetzes 
finden wird, daß der Senat etwa aus rein ſach⸗ 
lichen, moraliſchen und anderen Erwägungen zu 
einer Zurückziehung ſeiner Verordnung kommen 
könnte, Das traue ich dieſem Senat nicht zu. 
(Sehr gut! links.) Er iſt auch von den Gnaden 
der Arbeitgeber abhängig. Was die Arbeitgeber 
im Freiſtaat wünſchen, das hat er einfach durchzu⸗ 
führen. Er und ſeine Parteien haben nur dafür 
zu ſorgen, daß die Arbeitnehmer bei der Stange 
bleiben. Aber trotz alledem möchte ich den Appell 
an Sie richten, ſich reiflich zu überlegen, ob Sie 
die Dinge ſo aufrechterhalten wollen. 

Ich habe Ihnen das heute vor Augen geführt, 
damit Sie nicht hinterher ſagen können, das hät⸗ 
ten Sie nicht gewußt. Jetzt wiſſen Sie es. Es ſind 
auch ſchon viele Zeitungsartikel darüber geſchrie⸗ 
ben worden. Wenn Sie ſich trotzdem ablehnend 
verhalten, dann iſt es Zeit, daß Sie über kurz 
oder lang überhaupt weggefegt werden. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Bartſch. b 
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Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Durch das Er⸗ 
werbsloſenfürſorgegeſetz werden nicht nur die Ar⸗ 
beitsloſen, ſondern die geſamte werktätige Bevöl⸗ 
kerung betroffen. Die Auswirkungen dieſes Hun⸗ 
gergeſetzes, das den Namen Fürſorge trägt, machen 
ſich jetzt ſchon bemerkbar. Die Hungerunter⸗ 
ſtützung, die bisher gezahlt wurde, reichte bei wei⸗ 
tem nicht aus, um auch nur die geringſten Lebens⸗ 
bedürfniſſe zu befriedigen. Jetzt muß auf Grund 
dieſer Auswirkungen feſtgeſtellt werden, daß den 
Erwerbsloſen, ſowohl in der Stadt wie auf dem 
Lande, zu Hunderten die Unterſtützung entzogen 
wird. Man fragt hierbei nicht, ob deren Familien 
zugrunde gehen oder nicht. Man entzieht, und 
damit iſt die Sache für die Behörde erledigt. In 
einem Falle wurde in einem Dorf — in Letzkau 
— ſechs Erwerbsloſen die Unterſtützung ohne ir⸗ 
gendeinen Grund entzogen. Vier ſind Familien⸗ 
väter mit drei bis vier Kindern. Dieſelben ſind 
der Wohlfahrtsfürſorge überwieſen worden. Solche 
Fälle können hunderte angeführt werden. Wir 
wiſſen als Kommuniſten, daß es für uns keinen 
Zweck hat, das alles hier zu begründen. Wenn 
die Bourgeoiſie ſich erhalten will und dieſen Hun⸗ 
gerſtaat weiter beſtehen laſſen will, muß ſie zu 
dieſen Maßnahmen greifen. Es iſt die Aufgabe 
der Kommuniſtiſchen Partei, der werktätigen Be⸗ 
völkerung ihre ausſichtsloſe Lage in dieſem Syſtem 
klar zu machen und ſie für die proletariſche Re⸗ 
volution, für den Sturz dieſer Geſellſchaftsord⸗ 
nung zu gewinnen. 

Weiter die Zwangsarbeit, die jetzt eingeführt 
iſt. Von den ſozialdemokratiſchen Abgeordneten 
wurde erklärt, daß man, wenn Erwerbsloſe zu 
dieſer Zwangsarbeit vermittelt werden, in erſter 
Linie auf die geſundheitlichen und körperlichen 
Vorausſetzungen achten müſſe. Hierbei blickt 
durch, daß die Sozialdemokratiſche Partei micht 
grundſätzlich gegen dieſe Zwangsarbeit iſt, wenn 
auch geſagt wird, daß tarifmäßige Löhne bezahlt 
werden müßten. Die Sozialdemokratiſche Partei 
und die reaktionären Gewerkſchaftsführer denken 
nicht daran, einen Kampf gegen dies Fürſorge⸗ 
geſetz und gegen die Zwangsarbeit zu führen. Das 
beweiſt der Ausſpruch des Abg. Mau, daß die Pa⸗ 
role der Kommuniſtiſchen Partei, die Zwangsar⸗ 
beit zu verweigern, ein Verbrechen ſei. Hier zeigt 
ſich ganz klar, daß dieſe Partei nur eine verſteckte 
Rolle ſpielt, daß ſie alles billigt, was im Inter⸗ 
eſſe der Kapitaliſten iſt. 

Weiter geht man dazu über, den Erwerbs⸗ 
loſen auf dem Lande, die bisher als Induſtrie⸗ 
arbeiter die Unterſtützung für Induſtriearbeiter 
erhielten, nur die Landarbeiterunterſtützung zu 
gewähren. Das bedeutet eine weitere Ver⸗ 
ſchlechterung der Lage der Landarbeiterſchaft. 
Ebenſo will man die Bauarbeiter für eine gewiſſe 
Zeit aus dem Bezuge der Unterſtützung ausſchal⸗ 
ten. Wir ſind uns darüber klar, daß es die Bour⸗ 
gebiſie nicht nur bei dieſem Hungergeſetz laſſen 
wird. Es werden noch weitere ſolche Maßnahmen 
getroffen werden und das Volk wird noch mehr 
hungern müſſen. Aber die Arbeiterklaſſe wird ſich 
dieſe Hungermaßnahmen nur bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt gefallen laſſen. Dann wird 
ſie die Feſſeln, die ihr auferlegt werden, ſprengen. 
Wenn hier der ſozialdemokratiſche Redner er⸗ 
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das eine Hoffnung, die abſolut nicht durchgeführt 
wird. Wir wiſſen, daß dieſer Senat dieſe Hunger⸗ 
verordnung nicht beſeitigen wird. Beſeitigt kön⸗ 
nen dieſe Hungerverordnungen nur dann wer⸗ 
den, wenn die Arbeiterklaſſe dieſen Senat und 
das geſamte kapitaliſtiſche Syſtem beſeitigen wird. 
Dann werden ſolche Hungerverordnungen nicht 
mehr exiſtieren. Ebenſo kennzeichnet auch das 
Fürſorgegeſetz den Verrat der Nazipartei an den 
Intereſſen der geſamten Wählerſchaft. Diejeni⸗ 
gen, die noch glaubten, daß die Nazipartei etwas 
für ſie nach der Wahl tun würde, und auch viel⸗ 
leicht einige Erwerbsloſe, werden jetzt erkennen, 
daß die Nazipartei eine Todfeindin der Arbeiter⸗ 
klaſſe iſt und nicht mit ihr für ihre Befreiung 
kämpft. Das ſehen auch hier immer weitere Kreiſe 
ein. Die Arbeiterklaſſe wird nur dann Brot, 
Freiheit und Arbeit haben, wenn dies kapitaliſti⸗ 
ſche Syſtem beſeitigt ſein wird. Den Hunger der 
werktätigen Bevölkerung wird man nicht durch 
ſolche Geſetze bändigen können. Der Hunger der 
Maſſen wird einmal dadurch zum Ausdruck kom⸗ 
men, daß ſich das werktätige Volk unter Führung 
der Kommuniſtiſchen Partei in Stadt und Land 
erheben und dieſe Geſellſchaftsordnung hinweg⸗ 
fegen wird, in der es nur Hunger und Not leiden 
muß. 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Frau 
Abg. Malikowſki. 

Malikowſki, Frau Abgeordnete (S. P. D.): 
Nahezu 30 000 Erwerbsloſe warten jetzt der 
Dinge, die da kommen werden. Man ſoll nicht in 
bürgerlichen Kreiſen glauben, daß ſich die Er⸗ 
werbsloſen womöglich ſchon in den letzten Wochen 
und Tagen daran gewöhnt hätten, weil ſie ja 
ſchon zu Pflichtarbeiten herangezogen wurden. 
Man ſoll nicht glauben, daß ſich die Erwerbsloſen 
allmählich mit dem Gedanken abfinden, daß nun 
ab 1. Juni die Erwerbsloſenunterſtützung für 
viele Erwerbsloſe abgebaut werden ſoll. Die Er⸗ 
regung unter der erwerbsloſen Bevölkerung iſt 
noch genau ſo groß, wie ſie bei Erlaß dieſer Ver⸗ 
ordnungen war. Die 30 000 Erwerbsloſen und 
dazu die Frauen und Kinder fallen immer mehr 
der Verelendung anheim. Wenn die Regierung 
und die Koalitionsparteien glauben, mit den Ab⸗ 
baumaßnahmen bei der Erwerbsloſenfürſorge 
Und der geſamten ſozialen Fürſorge Erſparungen 
zu machen, dann dürfte das wohl nicht zutreffen. 
Ich glaube, Sie müſſen ſich doch auch ſagen, daß 
ſich die Erwerbsloſen mehr einſchränken müſſen, 
wenn ſie ſich ſtatt der Erwerbsloſenunterſtützung 
mit Wohlfahrtsgeldern einrichten müſſen und da⸗ 
von leben ſollen. Bekanntlich iſt die Wohlfahrts⸗ 
Unterſtützung viel geringer als die Erwerbsloſen⸗ 
Unterſtützung. Die Folge davon wird ſein, daß 
noch mehr Frauen und Kinder der Unterernäh⸗ 
rung anheim fallen und die Krankenhäuſer viel 
mehr gefüllt werden. Das koſtet dem Staat wie⸗ 
der eine ungeheure Menge Geld. 

Es wird auch etwas anderes zu verzeichnen 
ſein. Die Erwerbsloſen ſind voll von Erbitterung 
und ſagen, uns bleibt jetzt nichts anderes übrig, 
als ſtehlen zu gehen, als irgendein Verbrechen zu 

egehen, damit wir wenigſtens auf eine Zeitlang 
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gen alſo mit Ihren Ausnahmegeſetzen die Men⸗ 
ſchen noch in die Strafanſtalt hinein. Sie müſſen 
ſich doch auch da genau ſo wie in Krankheitsfällen 
darauf gefaßt machen, daß der Staat eine Menge 
von Unkoſten zu decken haben wird, die er an die 
Strafanſtalten und Krankenhäuſer zahlen muß. 
Ich will keine Zahlen nennen, aber jeder, der im 
politiſchen Leben ſteht, und jeder, der auf dem 
Gebiet der Fürſorge arbeitet, weiß, daß dem 
Staat ungeheure Koſten für diejenigen entſtehen, 
die ſich eine Zeitlang in der Strafanſtalt aufhal⸗ 
ten. Die Frauen der Erwerbsloſen ſind eben⸗ 
falls der Verzweiflung nahe. Es iſt doch nichts 
Seltenes mehr, nicht nur in den letzten Wochen 
und Monaten, ſondern ſchon ſeit geraumer Zeit, 
daß Familien und beſonders Frauen, wenn ſie 
vor Verzweiflung nicht ein und aus wiſſen, zum 
Mord an ihren Kindern und an ſich ſchreiten. 
Man darf hier natürlich nicht den Stab brechen, 
in dem Sinne, daß man dieſe Frauen verurteilt. 
Sie ſind bedauernswert. Sie wiſſen aus ihrer 
Verzweiflung und Not keinen Ausweg. 


Es war ſonſt um dieſe Jahreszeit ſo, daß man 
im Frühjahr ein wenig Hoffnung hatte, daß man 
in faſt allen Berufen ſagen konnte, es wird jetzt 
etwas beſſer werden. Aber in dieſem Frühjahr 
haben die Erwerbsloſen gar keine Hoffnung. Die 
Regierung und die Koalitionsparteien dürfen 
auch nicht darauf rechnen, daß der Sommer etwa 
etwas mehr Arbeit bringen wird; denn was an 
Arbeit gedacht und geplant iſt, hat die Preſſe ſchon 
veröffentlicht. Es wird mit dem Bau von etwa 
1000 neuen Wohnungen gerechnet. Man rechet 
damit, daß ein großer Teil der Erwerbsloſen 
Pflichtarbeit leiſten muß und daß durch dieſe 
Pflichtarbeit vielen anderen Arbeitern die Ver⸗ 
dienſtmöglichkeit genommen wird. Das dürfte 
jedem klar ſein. In einzelnen Landkreiſen hat 
man ſchon ausgerechnet, wieviel die Pflichtarbei⸗ 
ter an Entſchädigung erhalten werden, und zwar 
hat man ausgerechnet, daß man für vier Stunden 
28 Pfennig bekommt. Sie können ſich denken, wie 
ſolch eine Feſtſtellung bei den Landarbeitern 
wirkt, jedenfalls nicht ſo, daß ſie irgendwelche Luſt 
und Liebe für die Pflichtarbeit haben. Einerſeits 
verſucht man Sparmaßnahmen herbeizuführen, 
um alles ſo billig wie möglich einzurichten. Man 
baut bei der Erwerbsloſenfürſorge ab, gönnt den 
Kindern der Erwerbsloſen nichts, aber auch gar 
nichts. Man hat ſogar bei den Etatsberatungen 
in der Stadtbürgerſchaft feſtgeſtellt, daß für 
Ferienkinder, für die Geſundheitsfürſorge bei 
allen dieſen Poſitionen ungeheure Abſtriche ge⸗ 
macht worden ſind. (Hört, Hört! links.) Wenn 
dann der Herr Senator Dr. Wiereinſki⸗Keiſer 
geſagt hat, es wäre alles nicht ſo ſchlimm, ſo 
möchte ich behaupten, daß es reichlich ſchlimm iſt, 
wenn ſchon auf dieſen Gebieten ſo ungeheure Ab⸗ 
ſtriche gemacht werden müſſen, wenn man nun 
auch noch den Kindern der Erwerbsloſen, den 
Kindern der Arbeiter, die wenig Freude in ihrem 
Leben haben, noch dieſe geringe Freude nimmt. 
Einerſeits werden am 1. Juni, wenn die Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung mehr und mehr abge⸗ 
baut wird, die Erwerbsloſen viel mehr Hunger 
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(A) leiden müſſen, andererſeits werden gewiſſe Kreiſe 


(B 


— 


Pläne ſchmieden, wo man die Sommerferien ver⸗ 
bringen wird. Das iſt ein kraſſer Gegenſatz. Auf 
der einen Seite macht man Abſtriche bei den 
Sommerferien für Arbeiterkinder, auf der 
anderen Seite fahren bürgerliche Männer und 
Frauen mit ihren Kindern in irgendein Bad und 
erholen ſich. Aber in Danzig und andern Orten 
müſſen die Erwerbsloſen mit ihren Familien 
hungern. Das bedeutet, daß man ſich gar nicht 
ein bißchen den Kopf darüber zerbricht, was 
eigentlich aus der arbeitenden Bevölkerung wer⸗ 
den ſoll. Man ſchreibt und redet doch immer dar⸗ 
über, daß Härten vermieden werden ſollen, daß 
gerade auf dem Gebiet der Erwerbsloſenfürſorge 
eine Reform durchgeführt werden ſoll. So iſt die 
Reform natürlich nicht zugunſten der Erwerbs⸗ 
loſen ausgefallen, ſondern man rechnet damit, 
daß etwa 5000 Familien der Wohlfahrtsfürſorge 
anheimfallen. Wie ſieht die Wohlfahrtspflege 
aus? Es ſind nicht nur einzelne Fälle, ſondern 
ſehr viele, wo vier Perſonen, alſo Mann, Frau 
und zwei Kinder monatlich 40 Gulden Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung bekommen. Ich weiß nicht, 
wie man bei der größten Sparſamkeit mit 40 Gul⸗ 
den auskommen ſoll, wie man mit 40 Gulden 
Mann, Frau und Kinder ernähren und noch An⸗ 
ſchaffungen für Bekleidung und Schuhzeug 
machen ſoll. 


Die Sorge um die Jugend wird wohl von 
allen politiſchen Parteien zugegeben. Ich habe 
neulich noch eine Notiz in der Landeszeitung ge⸗ 
leſen, wo in der Frauenbeilage die erwerbsloſe 
Jugend furchtbar bedauert wurde. Aber man 
muß feſtſtellen, daß bei uns im Freiſtaat recht 
wenig für die erwerbsloſe Jugend übrig iſt. Es 
wird nichts unternommen, um den erwerbsloſen 
Jugendlichen das Leben einigermaßen erträglich 
zu machen. Ein erfahrener Arbeiter ſagte ein⸗ 
mal: „Muskeln roſten ſchneller als Eiſen.“ Man 
ſollte wenigſtens verſuchen, für die Jugendlichen 
etwas zu ſchaffen. Vorſchläge ſind zur Genüge 
gemacht worden. Ich möchte heute nicht das 
wiederholen, was ſchon geſagt worden iſt. Die 
Jugendlichen ſtehen mit Hoffnungen vor dem 
Leben. Sie möchten, wenn ſie ihre Lehrzeit be⸗ 
endet haben, ſich entweder in ihrem Beruf ver⸗ 
vollkommnen, aber auch ihren Eltern eine Stütze 
ſein. Sie möchten ihnen das zurückgeben, was ſie 
während der Lehrzeit an Unkoſten gehabt haben. 
Keine Möglichkeit iſt vorhanden. Sobald der 
Jugendliche ausgelernt hat, bekommt er mit 
ſeinem Lehrbrief auch gleich den Entlaſſungsſchein 
und kann dann nicht nur monate⸗ ſondern jahre⸗ 
lang auf neue Arbeit warten. Wenn der Vater 
dann das Unglück hat, erwerbslos zu ſein, und 
der Jugendliche hat einen geringen Verdienſt, ſo 
muß der ledige Arbeiter ſeine Eltern unter⸗ 
ſtützen. Das wird er aus moraliſchen Gründen 
natürlich ſehr gern tun. Aber das Bedauerliche 
dabei iſt, daß dem Vater keine Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung gezahlt wird, wenn der Sohn im 
Arbeitsverhältnis iſt. Es wird aber gelegentlich 
oft recht ſonderbar über dieſe Unterſtützung ſei⸗ 
tens der erwachſenen Kinder geurteilt, auch bei 
den bürgerlichen Parteien. In einer der letzten 


Volkstag Danzig — 23. Sitzung. Mittwoch, den 15. April 1931 


Sitzungen im Sozialen Ausſchuß wurde über eine (0) 


Eingabe verhandelt, in der es ſich auch um eine 
Unterſtützungsangelegenheit handelte. Ein alter 
Arbeiter bat um ſeine Unterſtützung. In einer 
Begründung des Senats war nur angegeben 
worden, daß der Sohn, der 30 Gulden die Woche 
verdiente, ſeinen Vater unterſtützen könnte. Der 
nationalſozialiſtiſche Abg. Kalitzke behauptete, 
man könne von 30 Gulden unmöglich noch etwas 
abgeben. Man brauche 30 Gulden unbedingt als 
einzelner Menſch, um den Lebensunterhalt eini⸗ 
germaßen zu führen. Ich ſtehe auch auf dem 
Standpunkt, daß ein junger Mann mit 30 Gulden 
nicht viel anfangen kann, aber man ſoll nicht ein⸗ 
mal reden, 30 Gulden reichten kaum aus, und auf 
der andern Seite dazu beitragen, Tauſende von 


Arbeitern aus der Erwerbsloſenfürſorge heraus⸗ 


zubringen, die ſich dann mit noch viel weniger 
Geld einrichten müſſen. 


Die Jugend leidet unter den ungeheuren wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen, an der Kriſe und unter 
der Not wohl am allermeiſten. Die Wohnungsnot 
und die Wirtſchaftsnot im Elternhaus trägt dazu 
bei, daß die Jugend die Not der Eltern von Kind⸗ 
heit auf bis zuletzt durchkoſten muß. Die Unter⸗ 
ſtützungsſätze für die ledigen Arbeiter, die im 
Haushalt der Eltern wohnen, betragen 5 Gulden 
vom Wohlfahrtsamt und vielleicht 7,50 Gulden 
von der Erwerbsloſenfürſorge. So ſehen die 
Sätze aus. Daß damit auch die jungen Leute 
nicht auskommen können, dürfte wohl ebenfalls 
jedem klar jein, und daß dann dieſe Jugendlichen 
ebenfalls dazu verurteilt werden, manchmal zu 
ſtraucheln und Unehrlichkeiten zu begehen, iſt 
wirklich nichts Sonderbares. Man muß nur die 
jungen Leute bewundern, die drei, vier und noch 
mehr Jahre ohne Beſchäftigung und Verdienſt 
ſind und trotzdem noch ehrlich ihren Weg gehen. 
Es werden alle möglichen Pläne geſchmiedet. Ar⸗ 
beitsdienſtpflichtgeſetz und alle möglichen Sachen 
ſchweben in der Luft. Aber die Herren von der 
Regierungspartei mögen es ſich merken, daß ſich 
die Jugendlichen in ihren Organiſationen ſelbſt 
aufs ſchärfſte gegen ſolche Maßnahmen, eventuell 
gegen Einführung der Arbeitsdienſtpflicht im 
Freiſtaat Danzig wehren. Ich brachte es ſchon 
einmal zum Ausdruck: Man gibt ſich keine Mühe, 
den männlichen ſowohl wie den weiblichen Ju⸗ 
gendlichen beſondere Vergünſtigungen zukommen 
zu laſſen, wie es in anderen Staaten der Fall iſt. 
Im Freiſtaat Danzig kann man nichts weiter als 
höchſtens einen oder mehrere Transporte nach 
Deutſchland ſchicken, und zwar zur Landarbeit. 
Man begründet das ſo, als wären die Arbeit⸗ 
geber Deutſchlands unbedingt daran intereſſiert, 
die Jugendlichen aus Danzig als Arbeitskräfte 
zu haben. Uns ſind ſehr viele Beſchwerden 
unterbreitet worden, daß die Jugendlichen auf 
den einzelnen Arbeitsplätzen nicht ſo unterge⸗ 
bracht werden, wie es ſein ſollte und ſich mit ſehr 
wenig Verdienſt begnügen müßten, daß die Be⸗ 
kleidung und Verpflegung ſo ungünſtig iſt, daß 
die meiſten Jugendlichen, die einmal dort waren, 
nicht wieder nach Deutſch⸗Krone oder andern Or⸗ 
ten zurück wollen, um ſich dort als Landarbeiter 
zur Verfügung zu ſtellen. Man ſollte doch ver⸗ 


— 
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(Malikowſki, Frau, Abgeordnete) 


(A) juchen, den Jugendlichen mehr Bildung und Wiſ⸗ 


(B 


— 


ſen beizubringen und ſie nicht einfach zu Land⸗ 
arbeitern ſtempeln, wo ſie nicht die Möglichkeit 
haben, ſich weiter fortzubilden. Gegen eine Um⸗ 
ſtellung, ſoweit es die Arbeiter und die Jugend⸗ 
lichen ſelbſt wünſchen, wird kein Menſch etwas 
haben. 
und weiblichen Erwerbsloſen, werden vielfach von 
den Dienſtſtellen des Arbeitsamtes dazu gezwun⸗ 
gen. Letztens iſt es vorgekommen, daß eine Buch⸗ 
druckerin, die acht Jahre in ihrem Beruf be⸗ 
ſchäftigt worden iſt, zum Kochunterricht überwie⸗ 


ſen und ihr gleichzeitig geſagt wurde, daß ſie von 


jetzt ab nur als Hausangeſtellte vermittelt wer⸗ 
den würde. So darf es natürlich nicht ſein. Wenn 
die Erwerbsloſe ſelbſt den Wunſch hat, dann ſoll 
fie als Hausangeſtellte ihren Lebensunterhalt 
friſten. Wenn ſie es aber ſelbſt nicht möchte, ſoll 
man ſie nicht dazu zwingen. 

Mit der Pflichtarbeit hat man auch nicht bei 
den weiblichen Erwerbsloſen halt gemacht. Es 
wurde uns neulich mitgeteilt, daß bei der Poſt 
Frauen Pflichtarbeit leiſten müſſen. Ob das der 
richtige Weg iſt, auch Frauen zur Pflichtarbeit 
heranzuziehen, möchte ich ſtark bezweifeln. 
(Stellv. Präſident des Senats Dr. Wiereinſki⸗ 
Keiſer: Hier in Danzig?) Es iſt uns von Arbei⸗ 
tern mitgeteilt worden, die vor der Poſt Schnee 
geſchaufelt haben. Ich glaube mich auf die Mit⸗ 
teilungen dieſer Arbeiter verlaſſen zu können. 
Alle dieſe Maßnahmen geſchehen jetzt unter Mit⸗ 
arbeit der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei, 
die ihrerſeits alle möglichen Ankündigungen 
machte, wie ſie alles beſſer durchführen wolle und 
für die Arbeiter beſſer ſorgen würde, wie ſie die 
marxiſtiſche Mißwirtſchaft mit einem Schlage be⸗ 
ſeitigen wolle. Aber die Fürſorge bei den Herren 
von den Nazis wird eben in Danzig genau ſo 
wie in anderen Orten durchgeführt. Denn wenn 
3. B. in Ihrer Partei verlangt wird, daß in jeder 
Arbeiterfamilie acht Kinder geboren werden 
müſſen und Herr Frick ſeinerzeit im thüringi⸗ 
ſchen Landtag geſagt hat, es wäre eigentlich die 
Pflicht jeder Frau, acht Kindern das Leben zu 
geben, ſo begründete er das wie folgt: Er meinte, 
das achte Kind wäre oft das qualifizierteſte. Ich 
weiß nicht, wie Herr Frick ſich das denkt. Ich 
kann mir das ſchlecht vorſtellen und ich mute mir 
zu, auch ein wenig Menſchenkenntnis zu beſitzen. 
(Abg. Heinz Friedrich: Sie waren aber nicht das 
achte Kind!) Nein, ich war es nicht. Aber wenn 
in allen Familien ſo viel Kinder geboren werden 
ſollen und wenn die große Wirtſchaftskriſe noch 
eine Weile anhält, dann weiß ich nicht, wie Sie 
m. H. von der Nazipartei alle dieſe Kinder auf 
dem Gebiet der Wohlfahrtspflege ernähren und 
erhalten wollen. 


Es läßt ſich ſchlecht denken, man kann es ein⸗ 
ach nicht verſtehen, wie ſolche Forderungen in 
der Oeffentlichkeit von einem Abgeordneten noch 
ausgeſprochen werden können. Ihr Sozialpro⸗ 
gramm iſt ja überhaupt dafür bekannt, ganz 
ſoderbare Formeln zu haben und ganz ſonder⸗ 
are Redewendungen. So hat z. B. in einer Zeit⸗ 
ſchrift „Der Nationalſozialismus und die Wirt⸗ 
ſchaft“ geſtanden: „Weiterhin wird nicht zu um⸗ 
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gehen ſein, daß die von der Sozialdemokratie ein⸗ (C) 


geführte Art der nachnovemberlichen Sozial⸗ 
politik fällt, die in Wirklichkeit nichts weiter iſt, 
als die Stabiliſierung des Verſorgungsſtaates 
zur Heranzüchtung eines Lumpenproletariats.“ 
Bitte, das iſt die Auffaſſung einer politiſchen Par⸗ 
tei. Dann braucht man ſich ja auch nicht zu wun⸗ 
dern, daß nun der Abbau bei der Fürſorge ganz 
großzügig vorgenommen wird. Oder ſoll es viel⸗ 
leicht ſo gedacht ſein, wie es in einer Zuſchrift 
ſtand, die mir neulich gegeben wurde. Ueber einen 
Erwerbsloſen wurde dort folgendes geſchrieben: 
Ein Erwerbsloſer hat immer Aufgaben, hat 
immer Arbeit, auch wenn er erwerbslos iſt. Wohl 
gibt es Arbeitsloſigkeit, aber es gibt in dieſem 
Sinne keine Erwerbsloſigkeit. Er hat Arbeit, die 
Arbeit an ſich. Er will nicht etwas ſein, er will et⸗ 
was werden, und bei dieſer Arbeit tun ſich ihm 
Erkenntniſſe auf, die den andern immer verborgen 
bleiben. Er hat beten gelernt, wie jener Dichter, 
der ſagt: Man hungert dann und wann, ſatt ſein 
macht dumm und träge. 
Ich finde, daß das eine große Verhöhnung der 
Arbeitsloſen iſt. Solche Worte ſind nicht dazu 
angetan, jetzt in die Oeffentlichkeit hineingeſchleu⸗ 
dert zu werden. Die Invaliden der Arbeit, die 
Kranken, die Hilfsbedürftigen werden ſich das 
merken, was jetzt von der Regierung, vom Senat 
an Verordnungen über ſie verhängt wird. Jeder 
Volksgenoſſe lehnt es ab, Almoſen zu empfangen, 
aber wenn die Wirtſchaftsnot, die Kriſe ſo groß 
iſt, und wenn jemand unverſchuldet arbeitslos 
und arm wird, dann iſt es ſein wohlerworbenes 
Recht, von der Allgemeinheit die Lebensnotwen⸗ 
digkeiten zu erhalten. Der Verelendungskurs 
darf jetzt nicht mehr anſteigen. Die Regierung 
hat die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß wenigſtens 
bei den Fürſorgebedürftigen halt gemacht wird. 
Ich erinnere daran, was für ſchöne Worte in 
unſerer Danziger Verfaſſung ſtehen. Es ſteht 
drin, daß die Jugend zu ſchützen iſt, und 
kinderreiche Familien haben Anſpruch auf Für⸗ 
ſorge, und zwar auf Fürſorge durch den Staat. 
Ich möchte hier heute bitten: Leſen Sie ſich die 
Verfaſſung gelegentlich einmal durch, aber leſen 
Sie ſich das nicht nur durch, ſondern handeln Sie 
danach! (Bravo! links.) 
Vizepräſident Gaikowſfki: 
Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Man iſt 
auf eine Seite der Auswirkungen der von der 
Regierung jetzt durchgeführten Erwerbsloſen⸗ 
maßnahmen noch nicht eingegangen, und das ſind 
die Auswirkungen finanzieller Art auf die Ge⸗ 
meinden. Herr Senator Dr. Wiereinſki⸗Keiſer, 
Sie werden ja in der nächſten Zeit eine ganze 
Reihe ſolcher Voranſchläge bekommen, vielleicht 
werden Sie ſie ſchon bekommen haben. Schauen Sie 
ſich die an, und dann verſuchen Sie zu antwor⸗ 
ten, wie die Gemeinden mit den Verhältniſſen 
fertig werden ſollen. Wenn wir uns den Etat 
einer Gemeinde anſehen, die faſt das ganze Jahr 
hindurch 80 bis 100 Erwerbsloſe hatte, ſo werden 
wir feſtſtellen, daß die geſamten Steuerüberwei⸗ 
ſungen dieſer Gemeinde — das iſt der Etat, der 
für dieſes Jahr aufgeſtellt, aber noch nicht verab⸗ 
ſchiedet iſt — 3300 Gulden jährlich betragen. 
Demgegenüber beträgt aber der Anteil an den 
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(c Plenikowſki, Abgeordneter) 


(A) Erwerbsloſenkoſten 3800 Gulden. Wenn wir die⸗ 


8) 


ſelben Verhältniſſe wie bisher hätten, ſo wäre die 
Gemeinde nicht einmal in der Lage, allein dieſen 
Anteil durch ihre geſamten Steuerüberweiſungen 
zu beſtreiten. Außer den Erwerbsloſenkoſten 
hat die Gemeinde aber noch Ausgaben für Klein⸗ 
rentner, Schulweſen, Armenweſen, Kreisabgaben 
und ſonſtige Sachen, Geſamtausgaben in Höhe 
von 20 000 Gulden. Das führt dazu, daß die Ge⸗ 
meindeſteuern entſprechend erhöht werden müſ⸗ 
ſen. Es iſt ſehr intereſſant, daß der Herr Finanz⸗ 
ſenator da iſt und daß er gleich davon Kenntnis 
bekommt. Ihnen werden dieſe Voranſchläge auch 
ins Haus flattern. Vielleicht werden die 
Nationalſozialiſten in der Weiſe wie bisher ein 
wenig Volldampf machen, daß die Gemeinden ge⸗ 
zwungen werden, über 2000 Prozent Grundſteuer 
zu erheben, und das in einer Gemeinde, wo das 
größte Grundſtück 120 Morgen beträgt, das 
nächſte 80 Morgen und alle andern Grundſtücke 
40 und 20 Morgen. (Senator Dr. Hoppenrath: 
Welche Gemeinde iſt das?) Es iſt die Gemeinde 
Stobbendorf. Wir haben aber eine ganze Reihe 
von Gemeinden, wo die Verhältniſſe ebenſo lie⸗ 
gen. Nehmen wir größere Gemeinden, wie 
Ließau, Kalthof, Schöneberg, Brunau, ſo liegen 
die Verhältniſſe dort genau ſo, daß die Steuer⸗ 
überweiſungen nicht einmal ausreichen, um den 
Gemeindeanteil an den Erwerbsloſenkoſten zu 
decken. 


Nun kommt aber noch die andere Seite der 
Entwicklung. Sie werfen vom 1. Juli ab eine 
ganze Reihe von Erwerbsloſen aus der Fürſorge 
heraus. In dieſer Gemeinde werden es ungefähr 
40 Erwerbsloſe ſein, da es eine Gemeinde mit 
einer ziemlich ſtarken Arbeitsloſigkeit iſt. Was 
bedeutet das? Rechnen wir nur wenig an Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung, ſo bekommen dieſe ausge⸗ 
ſteuerten Erwerbsloſen durchſchnittlich 50, — Gul⸗ 
den monatlich, — das iſt wenig und ein Satz, der 
für einen Unverheirateten zutrifft, — dann haben 
wir monatlich allein für dieſe kleine Gemeinde 
eine Ausgabe von rund 2000 Gulden. Jährlich 
ſoll alſo dieſe Gemeinde, wenn Sie am 1. Juli 
Ihre Maßnahmen treffen, ungefähr 25 000 Gul⸗ 
den mehr an Wohlfahrtskoſten aufbringen als 
bisher. Wie die Gemeinde damit fertig werden 
ſoll, ſollen Sie einmal verſuchen hier zu erklären. 
In einer ganzen Reihe von Gemeinden werden 
wir dieſe Fälle haben. Für einige größere Ge⸗ 
meinden haben Sie ja ſchon einige Maßnahmen 
getroffen, z. B. in Danzig, wo Sie beſondere Ein⸗ 
nahmequellen erſchöpft haben. Aber in den Land⸗ 
gemeinden ſind beſondere Einnahmequellen 
gegenüber früher nicht da. Wir haben feſtgeſtellt, 
daß bereits bei über 2000 Prozent Zuſchlag zur 
Grundſteuer die geſamten Einnahmen ungefähr 
20 000 Gulden betragen, um die Ausgaben zu 
decken. Jetzt werden allein ungefähr 25 000 Gul⸗ 
den für die Wohlfahrtsfürſorge notwendig ſein, 
um die Leute vor dem Verhungern zu ſchützen. 
Wir ſehen alſo, wie ſich ungefähr die Entwicklung 
vollziehen wird. Sie werden mit den bisherigen 
Phraſen, es müſſe die rückſichtsloſeſte Sparſamkeit 
angewandt werden, beſtimmt nichts fertig brin⸗ 
gen. Wir Kommuniſten werden nicht das ſagen, 
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was die Sozialdemokraten erklären: 
werbsloſen und alle diejenigen, die dem direkten 
Verhungern ausgeſetzt ſind, werden ſich das mer⸗ 
ken.“ Wir werden den Gegenſtoß organiſieren. 
Wir werden den Arbeitern und Erwerbsloſen 
ſagen, daß ſie um ihr Stückchen Brot kämpfen 
müſſen. Es kann vielleicht auch dabei vorkom⸗ 
men, daß ſie nicht in der Gemeinde ſtehen blei⸗ 
ben, um das Stückchen Brot zu fordern, ſondern 
vielleicht ein wenig weiter gehen, wenn ſie durch 
dieſen Senat in eine derartige Verzweiflung hin⸗ 
eingepeitſcht werden. Dann mögen Sie ſich noch 
ſo ſehr, Herr Finanzſenator Dr. Hoppenrath, mit 
Zähnen und Klauen durch dieſe Zeit der Not 
durchbeißen. Wenn die Erwerbsloſen, die Ar⸗ 
beiter auf dem Lande durch Ihre Maßnahmen 
dem Verhungern preisgegeben werden, dann 
werden Ihre Zähne und Klauen und auch die 
Klauen und Zähne der ganzen Schupo und der 
übrigen Rechtsorganiſationen dieſes Syſtem nicht 
vor der Kampfkraft der Werktätigen ſchützen. 


Daß die Gemeindevorſteher, überhaupt die Be⸗ 
hörden auf dem Lande, eifrig dabei ſind, um dieſe 
Maßnahmen, die Sie hier verabſchiedet haben, in 
die Wirklichkeit umzuſetzen, ſehen wir ja täglich. 
(Zuruf vom Regierungstiſch.) Das führt ſogar 
ſoweit, daß Gemeindevorſteher zum Revolver 
greifen und Erwerbsloſe niederſchießen, wenn 
ſie ihre Erwerbsloſenunterſtützung fordern. Das 
iſt das, was Sie wahrſcheinlich mit dem Worte 
„hoffentlich“ wollen. (Zuruf rechts.) Ein Sozial⸗ 
faſchiſt, der genau dasſelbe tat, was Ihre Ge⸗ 
meindevorſteher auch tun. (Abg. Heinz Friedrich: 
Wir haben keine Gemeindevorſteher!) Dasſelbe 
haben Sie in Ohra gemacht, indem Sie Arbeiter 
niedergeſchoſſen haben. Es beſteht kein Unter⸗ 
ſchied zwiſchen ſozialdemokratiſchen Gemeindevor⸗ 
ſtehern und zwiſchen nationalſozialiſtiſchen oder 
deutſchnationalen Gemeindevorſtehern. Daß die 
Sozialdemokraten in ihrer Zeitung noch die Ge⸗ 
meindevorſteher verteidigen, die ſich mit Klauen, 
Zähnen und Revolvern durchbeißen, iſt kenn⸗ 
zeichnend. 

Der Senat iſt es, der alle dieſe Hungermaß⸗ 
nahmen zur Verabſchiedung bringt. Gehen Sie 
aufs Land und ſtellen Sie feſt, mit welcher Bru⸗ 
talität die Maßnahmen zur Durchführung ge⸗ 
bracht werden. Dann können Sie verſtehen, daß 
es nicht nur gilt, den Kampf gegen dies Syſtem 
zu führen, ſondern auch gegen die Perſonen, die 
beſtrebt ſind, auf Koſten der Erwerbsloſen dies 
Syſtem aufrecht zu erhalten. Ich will nur einige 
Fälle anführen, in welcher Form vorgegangen 
wird, um nicht allzu lange zu ſprechen. In der 
Gemeinde Montau iſt ein Schmied, ein gelernter 
Handwerker, der ſeine Geſellenprüfung gemacht 
hat, dem wird jetzt einfach die Landarbeiterunter⸗ 
ſtützung gezahlt. Er beſchwert ſich beim Land⸗ 
ratsamt. Ich habe heute mit Herrn Braun per⸗ 
ſönlich geſprochen, dieſer erklärte, das werde der 
Ausſchuß entſcheiden. Ich entgegnete, da gibt es 
keine Entſcheidung, der Senat hat in dieſer Be⸗ 
ziehung ganz klar entſchieden, wenn jemand drei 
Jahre auf dem Lande in der Lehre geſtanden und 
die Geſellenprüfung gemacht hat, alſo Handwerker 
iſt, muß er die Induſtriearbeiterunterſtützung 
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(A) bekommen. Herr Braun aber läßt den Fürſorge⸗ 


B 


— 


ausſchuß entſcheiden. (Zuruf des Stellv. Präſi⸗ 
denten des Senats Dr. Wiereinſki⸗Keiſer.) Ich 
werde Ihnen die Abſchrift geben. Ich habe heute 
mit Herrn Braun verhandelt, die Sache ſtimmt. 


Das zeigt, in welcher Art und Weiſe die ge⸗ 


troffenen Maßnahmen zur Durchführung gelan⸗ 
gen, die Sie verabſchiedet haben. Brutal werden 
ſie von den Organen des Staates durchgeführt. 
Ein anderer Fall iſt auch für die Handlungsweiſe 
deutſchnationaler, reaktionärer Gemeindevor⸗ 
ſteher und Beſitzer kennzeichnend. Im Februar 
dieſes Jahres fordert ein Beſitzer in Mierau acht 
Erwerbsloſe zum Dreſchen an. Nach einigen Ta⸗ 
gen hat er keine Kohlen mehr und muß die Er⸗ 
werbsloſen entlaſſen. Aber drei hat er, wie man 
ſagt, gefreſſen. Vier bekommen eine Entlaſſung 
wegen Arbeitsmangel, drei bekommen die Be⸗ 
ſcheinigung: Wegen Faulheit entlaſſen. Daraufhin 
bekommen dieſe drei Erwerbsloſen nicht ihre 
Unterſtützung und haben ſie bis heute nicht für 
dieſe Zeit bekommen. Einige Zeit darauf werden 
dieſe drei Erwerbsloſen zu einem anderen Be⸗ 
ſitzer geſchickt. Weil die Gemeinde vielleicht 
fürchtete, Wohlfahrtsunterſtützung zahlen zu 
müſſen und da es in dieſer Beziehung bequemer 
iſt, Erwerbsloſenunterſtützung zu zahlen, hat ſich 
der Gemeindevorſteher nun bei dieſem Beſitzer 
erkundigt. Der gab die Erklärung ab, daß die 
Leute durchaus zuverläſſig und fleißig ſeien. Das 
iſt nur ein Fall, wie auf dem Lande gegen die 
Erwerbsloſen vorgegangen wird. Es iſt nicht 
verwunderlich, daß die Gemeindevorſteher in 
dieſer Art und Weiſe vorgehen, wenn ſie von dem 
Finanzſenator hören, daß ſich der Senat mit 
Klauen und Zähnen durch die Not der Zeit durch⸗ 
zubeißen gedenkt. Wenn in der Gemeinde dieſe 
Zuſtände herrſchen, 3000 Gulden Steuerüberwei⸗ 
ſungen vom Staat und der Erwerbsloſenanteil 
allein 3800 Gulden, kann man verſtehen, in wel⸗ 
cher Form und mit welchen Methoden ſich die 
reaktionären Gemeindevorſteher durch die Not 
der Zeit in ihren Gemeinden durchbeißen. Wir 
wiſſen, daß dieſe Entwicklung durchaus nicht ſtill⸗ 
ſtehen, ſondern ſich in dieſer Linie weiter voll⸗ 
ziehen wird. Wir haben uns ja von dieſer Stelle 
aus, Herr Senator Dr. Wiereinſki⸗Keiſer, vor 
zwei Jahren bereits über die Entwicklung unter⸗ 
alten. Sie waren ja immer Optimiſt und er⸗ 
klärten, daß die von Ihnen für die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge eingeſetzten Beträge durchaus ausreichen 
würden. Sie ſagten, es ſei wünſchenswert und man 
müſſe doch hoffen, daß ſich die Zahl der Erwerbs⸗ 
loſen vermindern werde. Sie ſehen, daß die Ent⸗ 
wicklung uns recht gegeben hat. Wenn Sie er⸗ 
klären, leider, dann erklären wir, daß wir dieſe 
Entwicklung nicht geſchildert haben, weil wir ſie 
wünſchten, ſondern im Gegenteil. Wir haben alle 
Kräfte mobilisiert, um dieſer Entwicklung in bezug 
auf die Verelendung der Maſſen gegenüber zu 
treten. Aber der Kapitalismus, dies kapitaliſti⸗ 
ſche Syſtem bringt dieſe Entwicklung mit ſich. 


Die Verelendung wird immer größer. Des⸗ 
halb unſer Kampf, um dies kapitaliſtiſche Syſtem 
zu beſeitigen. Dieſe Entwicklung wird nicht ſtill⸗ 
ſtehen. Es wird keine Beſſerung eintreten, wenn 


dieſem Jahre auch für die Erwerbsloſen dieſelbe 
Summe eingeſetzt wie im vergangenen Jahre. 
Wir haben vom Jahre 1928 bis zum vergangenen 
Jahre eine Steigerung der Erwerbsloſigkeit um 
rund 68 Prozent gehabt, dagegen aber nur eine 
Steigerung der Ausgaben für die Erwerbsloſen 
um 34 Prozent. In dieſem Jahre werden wir 
eine Steigerung der Erwerbsloſigkeit gegenüber 
1930 um mindeſtens 30 bis 35 Prozent haben. Die 
Ausgaben für die Erwerbsloſen haben ſich aber 
nicht um 1 Prozent, nicht einmal um 0 Prozent 
geſteigert. Die Entwicklung wird ſich natürlich 
dementſprechend auswirken. Daß wir in bezug 
auf die Einſchätzung der Lage auf dem Gebiete 
der Erwerbsloſigkeit recht haben, will ich durch 
einige Zahlen zu belegen verſuchen. Wir hatten 
im Jahre 1928 eine Durchſchnittsziffer von 10 000 
monatlich, 1929 von 12 000, 1930 von 18 000 monat⸗ 
lich. In dieſem Jahre werden es mindeſtens 
durchſchnittlich monatlich 24000 Erwerbsloſe ſein, 
wenn nicht mehr. Das zeigen allein die Erwerbs⸗ 
loſenziffern für Januar, Februar und März. Im 
Jahre 1929, in dem wir eine monatliche Durch⸗ 
ſchnittsziffer von 12 000 hatten, waren im Januar 
rund 15000 Erwerbsloſe, im Februar 18 000 und 
im März 18 000 gemeldet. Im vergangenen Jahre 
haben wir eine Durchſchnittszahl von 18 000 ge⸗ 
habt, im Januar 19000, im Februar 21 000, im 
März 20 000. In dieſem Jahre hatten wir im 
Januar 27000, im Februar 28000, im März 
27 000, und wenn wir uns dieſe Entwicklung an⸗ 
ſehen, dann find 24000 Erwerbsloſe als Durch⸗ 
ſchnittsziffer monatlich gerechnet nicht zu hoch, 
ſondern zu niedrig gegriffen. 


Sie haben ſchon oft verſucht, das zu wider⸗ 
legen, was ich von dieſer Stelle aus als Behaup⸗ 
tung aufſtellte. Heute müſſen Sie ſagen, daß ſich 
das leider bewahrheitet hat, was ich ſagte. Das 
wird ſich auch in dieſem Falle wieder bewahrhei⸗ 
ten, nicht weil wir es wünſchen, ſondern weil man 
die realen Tatſachen ſehen muß, um dementſpre⸗ 
chend zu wirken. Aber es wird nicht nur dieſe 
Kurve beibehalten bleiben, ſondern ſie wird noch 
beſonders hoch anſchwellen, weil hier in Danzig in 
dieſem Jahre noch beſondere Ereigniſſe zur Stei⸗ 
gerung der Erwerbsloſigkeit mitwirken werden. 
Ihr famoſes Arbeitsmarktbereinigungsgeſetz hat 
ſich gar nicht ausgewirkt. Das haben wir voraus⸗ 
geſehen, weil die Unternehmer immer nur die 
Arbeitskräfte einſtellen werden, die ſie einſtellen 
wollen. Sie werden ſich keine Vorſchriften machen 
laſſen. Ich will aber einige Tatſachen anführen, 
die Ihnen vor Augen führen werden, daß die 
Kurve in dieſem Jahr ziemlich ſtark anſchwellen 
wird. 


Sie werden zugeben, daß gerade im Hafen die 
Erwerbsloſigkeit in dieſem Jahre ganz ungeheuer 
gewachſen iſt infolge der Weltwirtſchaftskriſe. — 
Wir wiſſen, daß in Polen durchaus noch nicht das 
Ende der Kriſe abzuſehen iſt, d. h., daß Polens 
Ein⸗ und Ausfuhr zurückgehen wird. Das be⸗ 
deutet überhaupt einen Rückgang des Hafenum⸗ 
ſatzes insgeſamt, ſowohl in Gdingen als in 
Danzig. Dann wird ſich aber in dieſem Jahr die 
Gdinger Konkurrenz ſtärker bemerkbar machen, 
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weil die Bahnverbindung von Oberſchleſien da iſt, 
der Hafen beſſer ausgebaut iſt und weil Polen 
infolge der Kriſe verlangt, daß vor allem Gdingen 
bevorzugt wird. Man hat immer darauf hinge⸗ 
wieſen, daß der Güterumſchlag im Danziger Ha⸗ 
fen zurückgegangen ſei. In den letzten Jahren 
iſt die Erwerbsloſigkeit im Hafen weniger darauf 
zurückzuführen, als auf die Rationaliſierung, die 
vorgenommen wurde. Der Güterumſchlag hat 
micht weſentlich dazu beigetragen. Wir hatten im 
Jahre 1928 einen Geſamtgüterumſchlag von rund 
81/, Millionen und im vergangenen Jahre von 
rund 8 Millionen. Eine Viertel Million macht 
nicht ſoviel aus. Nun könnte man erklären, das 
ſei trotzdem auf den Güterumſchlag zurückzufüh⸗ 
ren, weil weniger Stückgut verladen wurde und 
mehr Maſſengut. Auch das ſtimmt nicht. Aber 
wenn man ſich die Zahlen anſieht, muß man ſagen, 
daß erſt jetzt in dieſem Jahre in bezug auf den 


Güterumſchlag eine weſentliche Aenderung ein⸗ 


treten wird. Und wir wiſſen, daß der Güterum⸗ 
ſchlag im Danziger Hafen auf das Vorhandenſein 
der Erwerbsloſigkeit hier in Danzig ſehr einwirkt. 

Dann eine andere Entwicklung. Wir werden 
ſehen, daß eine Anzahl Betriebe ſchließen wird. 
Die Klawitter⸗Werft iſt nur ein Signal. Andere 
Betriebe werden folgen, auch land wirtſchaftliche. 
Weiter ſind in dieſem Jahre viel weniger Mittel 
für den Wohnungsbau und für den Straßenbau 
eingeſetzt. Wie gewaltig gerade dieſe Summen 
verringert ſind, dafür Beiſpiele aus einem ein⸗ 
zigen Kreis, aus dem Kreis Werder. Während in 
den früheren Jahren dort ungefähr 300 000 bis 
400 000 Gulden jährlich eingeſetzt waren für 
Wohnungsbauten, hat man in dieſem Jahre nur 
80= bis 100 000 Gulden eingeſetzt, weiter allein im 
Werder für Straßenbauten 100 000 Gulden weni⸗ 
ger. So ſieht es in allen kommunalen Verwal⸗ 
tungen aus. Dieſe wenigen Tatſachen zeigen 
ſchon, daß wir in dieſem Jahr mit einem weſent⸗ 
lichen Anſchwellen der Erwerbsloſigkeit zu 
rechnen haben werden. (Abg. H. Friedrich: Sind 
das alles Folgen der Revolution, die Sie gemacht 
haben?) In Italien hatten wir doch eine andere 
„Revolution“. Dort haben wir jahrelang Ihren 
Faſchismus. Nehmen Sie das zur Kenntnis. Auch 
dort gibt es eine Million Erwerbsloſe. (Abg. 
H. Friedrich: Nicht jo viele wie hier!) 


Wenn wir in Deutſchland 1918 eine Revolu⸗ 
tion gemacht hätten wie 1917 im Oktober in Ruß⸗ 
land, dann hätten wir heute keine Erwerbsloſig⸗ 
keit. Darin haben Sie recht; denn dieſe „Revo⸗ 
lution“ 1918 haben Sie gemeinſam mit Noske, 
Ebert und Scheidemann gemacht. (Abg. H. Fried⸗ 
rich: Das iſt das Neueſte!) Es waren die Herren 
Ritter von Epp uſw., die ſich Noske zur Verfügung 
ſtellten, um die proletariſche Revolution nieder⸗ 
zuſchlagen. Aber wenn wir eine Revolution durch⸗ 
führen, die bolſchewiſtiſche Revolution, dann wer⸗ 
den wir danach die Erwerbsloſigkeit in ganz kur⸗ 
zer Zeit liquidiert haben. (Abg. Dr. Blavier: 
Donnerwetter!) Sie wollen Volkswirtſchaftler 
ſein, Herr Dr. Blavier, Sie werden doch zugeben, 
daß Polen, Oeſterreich und Deutſchland ſich alle 
die Hacken abrennen, um Aufträge von der 
Sowjetunion zu bekommen. (Danzig doch auch! 
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union, und zwar die Verhältniſſe, die dort durch 
die proletariſche Revolution hervorgerufen ſind, 
nicht nur der ruſſiſchen Bevölkerung Arbeit und 
Brot geben, ſondern Hunderttauſenden von ande⸗ 
ren Arbeitern in den kapitaliſtiſchen Ländern. 
(Abg. H. Friedrich: In Rußland verhungert das 
Volk!) Und hier leben die Arbeiter in Saus und 
Braus! (Abg. H. Friedrich: Das iſt Ihre Schuld!) 
Weſſen Schuld? Sie waren doch vor einiger Zeit 
noch Sozialdemokrat, Herr Abg. Friedrich. (Abg. H. 
Friedrich: Ich habe den Schwindel eingeſehen!) 
Ich habe den Schwindel auch eingeſehen, aber ich 
bin nicht dem andern Schwindel ins Garn gegan⸗ 
gen, ſondern zur Kommuniſtiſchen Partei, wäh⸗ 
rend Sie den Weg gegangen ſind, der weiter in 
den Schwindel hineinführt. Scheringer hat Ihren 
Schwindel zur Genüge erkannt und iſt zur Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei gegangen. Sie waren aber 
doch Sozialdemokrat und haben angeblich den 
Schwindel der S. P. D. eingeſehen. Immer wieder 
betonen Sie in Ihren Verſammlungen, daß die 
S. P. D. die werktätigen Maſſen betrügt, daß die 
S. P. D. ihre früheren Grundſätze über Bord ge⸗ 
worfen hat. (Abg. H. Friedrich: Richtig!) Wie 
wollen Sie es vereinbaren, daß Sie dann aber 
dieſe Leute immer noch als Marxiſten bezeichnen. 
(Abg. H. Friedrich: Das ſind ſie, das ſind ſie in 
der Tat zuſammen mit Ihnen!) Sie haben doch 
aber den Marxismus über Bord geworfen. Sie 
bekämpfen eine kapitaliſtiſche Partei, Sie be⸗ 
kämpfen dasſelbe, was Sie durchführen, Sie be⸗ 
kämpfen ſich ſelbſt. Sie kämpfen nicht gegen den 
Marxismus; denn Sie haben zugegeben, daß die 
S. P. D. den Marxismus nicht mehr hat. Sie hat 
ihn über Bord geworfen. Deshalb ſind zunächſt 
die Scheringer und alle die ehrlichen Elemente 
den Nazis nachgelaufen, weil ſie glaubten, auch 
die Kommuniſten hätten dieſelbe Politik durchge⸗ 
führt, wie die S. P. D. Gerade die werktätigen 
Maſſen, die ehrlichen Anhänger der Nazi⸗Partei 
ſehen allmählich den Unterſchied zwiſchen der 
Kommuniſtiſchen und der Sozialdemokratiſchen 
Partei ein. Sie erkennen allmählich, daß das, was 
die S. P. D. getan hat, nichts mit dem Marxismus 
zu tun hat. Die einzige Partei des Marxismus 
iſt die Kommuniſtiſche Partei und der einzige 
Weg, um aus dem Elend herauszukommen, iſt, 
der Führung der Kommuniſtiſchen Partei zu fol⸗ 
gen. Nur der Marxismus iſt imſtande, das hat 
die Kommuniſtiſche Partei in der Sowjet⸗Union 
gezeigt, mit dieſen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
fertig zu werden, d. h. die Bevölkerung aus Elend 
und Not herauszuführen. 


Kommen Sie nicht immer damit, daß wir 
ſchuld an den Verhältniſſen in Deutſchland, daß 
wir ſchuld an den Verhältniſſen hier ſeien, daß 
wir die Urſache der Erwerbsloſigkeit wären. Mit 
dieſen Phraſen und dieſen Hinweiſen werden Sie 
niemand mehr fangen können. Jeder weiß, daß 


die einzige Partei, die überhaupt grundſätzlich, 
unverſöhnlich dieſem Syſtem und dieſer Ordnung 
gegenüberſteht, die K. P. D. iſt. Alſo können Sie 
dieſe einzige Partei, die unverſöhnlich in ſchärf⸗ 
ſtem Gegenſatz zu dieſem Syſtem und zu dieſer 
Ordnung ſteht, niemals dafür verantwortlich 
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machen, was jetzt geſchieht. (Zuruf des Abg. 
Heinz Friedrich.) Sie ſind niemals Sozialdemo⸗ 
krat geweſen, das muß ich den Sozialdemokraten 
zur Ehre erklären. Wenn Sie jemals Sozial⸗ 
demokrat geweſen wären, hätten Sie wenigſtens 
wiſſen müſſen, welche Rolle die S. P. D., die 
U. S. P. und der Spartakusbund geſpielt haben. 
Die U. S. P. iſt niemals Begründerin der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei geweſen. Sie hätten ſich da⸗ 
mals informieren können. Wenn Sie jetzt Poli⸗ 
tiker ſein wollen, ſo informieren Sie ſich jetzt über 
dieſe Verhältniſſe. Wenn Sie erklären, daß die 
U. S. P. an dieſer „Revolution“ 1918 mitbeteiligt 
war, — jawohl, aber die U. S. P. und S. P. D. 
waren beide beteiligt, um die proletariſche Revo⸗ 
lution niederzuſchlagen. Sie wiſſen genau, daß 
die Führer dieſer proletariſchen Revolution, die 
notwendig war, um auch Deutſchland aus Not 
und Elend herauszuführen, Liebknecht und Roſa 
Luxemburg ermordet wurden. Sie alle von ganz 
rechts bis zu den Sozialdemokraten taten ſich zu⸗ 
ſammen, um das durchzuführen und die Arbeiter 
niederzuſchlagen. (Abg. Heinz Friedrich: Schöne 
Wahrheiten, die Sie an die Adreſſe Ihrer roten 
Brüder richten.) Wir haben immer Wahrheiten 
geſagt und haben jeder Partei Wahrheiten geſagt. 
Glauben Sie, daß wir jemals verſucht haben, uns 
als Kommuniſten mit der Sozialdemokratiſchen 
Partei ſolidariſch zu erklären? Ich glaube, daß 
nicht eine Volkstagsſitzung vorbeigegangen iſt, 
wo wir nicht der Wahrheit die Ehre gaben und er⸗ 
klärten, die Oppoſition der S. P. D. iſt eine Schein⸗ 
oppoſition, genau ſo wie ſie in Deutſchland von 
den Nazis getrieben wird. 


Wenn wir uns dieſe Entwicklung anſehen, 
müſſen wir tatſächlich zu der Erkenntnis kommen, 
daß die Auswirkungen dieſer Ihrer Hungermaß⸗ 
nahmen, die Sie auf dem Gebiete der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge getroffen haben, furchtbar ſein wer⸗ 
den, ganz beſonders in bezug auf die finanzielle 
Lage der Gemeinden. Sie liefern tatſächlich die 
werktätigen Maſſen dem direkten Hungertode aus. 
Daß andererſeits durchaus Mittel da ſind, um 
hier Elend und Not zu lindern, wenn Sie den 
ernſten Willen hätten, das zu tun, werden Sie 
nicht abſtreiten können. Sie haben immer wieder 
darauf hingewieſen, Herr Reuter verſuchte das 
ja wiederholt in ſeinen Ausführungen, den „ern⸗ 
ſten“ Willen zu zeigen, auch die finanzkräftigen 
Kreiſe ſteuerlich zu belaſten. Getan haben Sie 
das bisher nicht. Im Gegenteil, durch Ihre Maß⸗ 
nahmen führten Sie nur eine weitere Belaſtung 
der werktätigen Maſſen herbei, auch der Kreiſe, 
die Ihrer Partei bei der Wahl die Stimme ge⸗ 
geben haben. Daß die beſitzenden Kreiſe durchaus 
nicht irgendwie unter dieſer Entwicklung zum 
Maſſenelend leiden, ſondern im Gegenteil auf den 
Grundlagen dieſes Maſſenelends immer mehr 
Profit in die Taſchen ſtecken, dafür einige amtliche 
Ziffern. Sehen wir uns nur die Einlagen bei den 
privaten Banken in Danzig an. Ende 1928 be⸗ 


trugen dieſe Einlagen rund 150 Millionen und 
nde vergangenen Jahres auch rund 150 Mill. 
Wenn ſich hier nicht eine Steigerung feſtſtellen 
läßt, ſo wiſſen wir, daß das zum Teil auch daran 
liegt, daß Danziger Unternehmer und Kapita⸗ 


liſten genau jo wie drüben im Reich Kapital ins (O) 


Ausland verſchieben. Deshalb tritt die Steige⸗ 
rung hier nicht in Erſcheinung. Sehen wir uns 
die Einlagen bei den Danziger Sparkaſſen an. Sie 
werden doch nicht der Anſicht ſein, daß bei den 
heutigen Verhältniſſen werktätige Volkskreiſe, 
Arbeiter, Angeſtellte, untere Beamte, werktätige 
Bauern und Handwerker ſtärker als bisher Geld 
zur Kaſſe getragen haben. Das können Sie nicht 
ſagen. Aber während Ende 1928 die geſamten 
Einlagen bei den Danziger Sparkaſſen 78 Mill. 
betrugen, betrugen ſie bereits im vergangenen 
Jahr 95½ Million. In der Vorkriegszeit wies 
man darauf hin, daß ſtärkere Spareinlagen eine 
Geſundung der Volkswirtſchaft bedeuteten. Heute 
kann man das nicht ſagen. Heute wird niemand 
die Behauptung aufſtellen können, daß wir in den 
letzten Jahren von Jahr zu Jahr eine immer ge⸗ 
ſündere Volkswirtſchaft gehabt haben. Das 
Gegenteil iſt der Fall. Eine allgemeine Verelen⸗ 
dung, eine allgemeine Notlage tritt von Monat zu 
Monat ſtärker in die Erſcheinung. Wenn trotz 
dieſer Situation die Spareinlagen in zwei Jahren 
bei den Danziger Sparkaſſen um 17 Millionen an⸗ 
ſteigen, ſo zeigen dieſe Ziffern, wie es um die 
„Notlage“ der beſitzenden Kreiſe beſtellt iſt. 


Sie hatten ein Defizit von 17 Millionen zu 
decken. Deshalb haben Sie ja gerade die rückſichts⸗ 
loſen Sparmaßnahmen auf dem Gebiete der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge durchgeführt. Vor der Wahl 
und kurz nach der Wahl erklärten Sie, daß bei der 
Bankrotteur⸗Regierung, der S. P. D.⸗Regierung, 
irrſinnige Pläne beſtänden, um das 17⸗Millionen⸗ 
Defizit zu decken. Sie haben dieſe irrſinnigen 
Pläne in derſelben Form durchgeführt, Herr 


Dr. Hoppenrath. Das wird die Zentrumspartei 


am beſten beſtätigen können. Dieſer „feſte Turm“ 
beweiſt am beſten, daß die Politik, die früher vom 
Gehl⸗Senat betrieben wurde, jetzt vom Ziehm⸗ 
Senat betrieben wird, oder daß die Politik, die 
Sie (nach rechts) jetzt treiben, genau die Politik 
iſt, die früher der Gehl⸗Senat betrieben hat. Sie 
wiſſen, was Sie für eine Politik zu treiben haben. 
Das Zentrum ſetzt Ihnen auch in der Frage der 
Erwerbsloſen den Stiefel ins Genick. Die Sozial⸗ 
demokraten kuſchten damals. Jetzt wird den 
Nazis der Stiefel ins Genick geſetzt und die 
kuſchen genau jo. Es find dieſelben irrſinnigen 
Pläne, die die S. P. D. durchführen wollte, und die 
Sie jetzt durchführen, um die 17 Millionen zu 
decken. Wir haben Wege gewieſen, um dies Defi⸗ 
zit zu decken, nicht auf Koſten der Erwerbsloſen, 
ſondern durch den Beſitz. Nun könnte man ſagen, 
das iſt eine einfache Rechnung. Sie haben bei den 
Sparkaſſen eine Steigerung der Einlagen um 17 
Millionen. Wenn Sie die Einlagen, die mehr als 
10 000 oder 20 000 Gulden betragen, mit 10 Pro⸗ 
zent belaſten, verhungern die Betreffenden immer 
noch nicht. (Senator Dr. Hoppenrath: Dann 
haben Sie morgen überhaupt keine Einlagen!) 
Wir haben das Geſetz zur Kapitalflucht einge⸗ 
bracht und zur Beſeitigung des Bankgeheimniſſes. 
Wir wollen ſehen, wie ſich die Nationalſozialiſten 
dazu ſtellen. Wenn wir ſolche Wege weiſen, 
müſſen Sie ja als Vertreter der Kapitaliſten 
ſagen, das ſei unmöglich. N 
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Natürlich iſt es unmöglich. Warum iſt es un⸗ 
möglich? Warum kann der Senat es nicht durch⸗ 
führen? Weil Sie nur Beauftragte der Unter⸗ 
nehmer, der Kapitaliſten ſind. Darum müſſen Sie 
ſagen, es iſt Irrſinn. Oder wenn Sie ſehen, daß 
150 Millionen Einlagen bei den Banken ſind, da 
ſagten Sie damals, wir können die Beſteuerung 
nicht durchführen, das Geld iſt nicht da. Sie hät⸗ 
ten eine derartige Steuer einführen können. Das 
iſt es, was wir verlangten, ein Notopfer der be⸗ 
ſitzenden Klaſſe. Dann hätten Sie 25 Millionen 
bekommen können. Dann hätten Sie die Er⸗ 
werbsloſenfürſorge ausbauen und nicht abbauen 
können. Das zeigt, daß ein anderer Weg gangbar 
iſt. Sie aber müſſen hier die Politik des Finanz⸗ 
kapitals und hier in Danzig des internationalen 
Finanzkapitals betreiben, genau wie in Deutſch⸗ 
land die Politik des Finanzkapitals getrieben 
wird. Die Young⸗Politik. Ganz typisch trat Ihre 
Politik bei der Etatsdebatte in Erſcheinung. Als 
einziges Beiſpiel will ich nur anführen, daß Sie 
der Danziger Werft 74000 Gulden bewilligten, 
damit die Grundſteuer der Danziger Werft be⸗ 
zahlt würde, während die Werft den Gewinn⸗ 
anteil um ein Drittel erhöhen konnte. Sie wiſſen, 
daß die Werftinhaber Finanzhyänen ſind, und 
dieſen internationalen Finanzhyänen bewilligten 
Sie 74000 Gulden. (Zuruf des Abg. H. Friedrich.) 
Wir wiſſen ſchon, Entſchuldigungen müſſen Sie 
immer haben. Dieſelben Entſchuldigungen haben 
die Sozialdemokraten immer gebraucht. (Zwi⸗ 
ſchenrufe.) Das erklären Sie immer in bezug auf 
die S. P. D.⸗Politik im Reich. Aber dasſelbe ma⸗ 
chen Sie hier. Wenn wir deshalb die Nationalſo⸗ 
zialiſten angreifen, iſt es verſtändlich, daß ſie 
darüber empört ſind. Die S. P. D. treibt dieſelbe 


Politik wie Sie. Uns können Sie aber nicht ent⸗ 


gegentreten, unſern Argumenten ſind Sie nicht 
gewachſen. Berliner Zeitungen mußten erklären, 
daß kommuniſtiſche Arbeiter auf der Feſtung 
Gollnow den dort inhaftierten Scheringer auf den 
richtigen Weg gebracht haben. Heute haben Sie ja 
auch wieder bewieſen, wie Sie zu Ihren Worten 
ſtehen. Vor kurzer Zeit ſtimmten Sie noch zu 
und erklärten, daß Sie dabei bleiben würden, daß 
nur eine zweimalige Stempelung der Erwerbs⸗ 
loſen in der Woche ſtattfinden ſolle. Nun haben 
Sie ſich aber breittreten laſſen. Der Senat hat 
Ihnen ein Zuckerſtückchen gegeben, viermal ſoll 
geſtempelt werden. Aber es beſtehe die Möglich⸗ 
keit, dieſe Beſtimmung wieder aufzuheben, und 
Sie werden es nach kurzer Zeit tun. Es iſt nur 
eine Maßnahme, um die Nazis einzufangen. 
(Zwiſchen rufe rechts.) Das müſſen Sie erklären, 
aber Sie wollen doch damit nicht etwa ſagen, daß 
Sie heute gegen den Antrag geſtimmt haben, de h. 
gegen die zweimalige Stempelung, weil jetzt nur 
viermal geſtempelt wird. Das wäre auch eine 
ziemlich blöde Begründung. Tatſache iſt, daß Sie 
ſeinerzeit für eine zweimalige Stempelung ge⸗ 
ſtimmt haben, daß Sie ſich dann ſeinerzeit weiger⸗ 
ten, eine Karte abzugeben, und daß Sie heute um⸗ 
gefallen ſind. Das iſt eine weitere Erbärmlichkeit 
Ihrer Politik. 

Sie verſuchen ja immer wieder, alle dieſe Maß⸗ 
nahmen damit zu begründen, daß die Regie⸗ 
rungstätigkeit der S. P. D. Sie gezwungen hat, 
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dieſe Moßuahmen durchzuführen. Sie verſuchen (Ob 


da immer wieder, die Kommuniſten und Sozial⸗ 
demokraten in einen Topf zu werfen. Sie wiſſen, 
daß wir die ſchärfſten Gegner der S. P. D. find, 
und daß gerade wir die S. P. D. am ſchonungsloſe⸗ 
ſten bekämpfen. Als die Gehl⸗Regierung am 
Ruder war, waren ihre ſchärfſten Gegner nicht 
etwa die Nazis, nicht etwa Hohnfeldt, nicht etwa 
die Deutſchnationalen. Ich könnte Dutzende Bei⸗ 
ſpiele anführen, wie ſich die Gehl⸗Koalition nur 
mit Hilfe der Deutſchnationalen Partei retten 
konnte. Wir hatten niemals Urſache, irgendwie 
eine Gehl⸗Koalition am Leben zu erhalten, genau 
ſo, wie wir keine Urſache haben, eine Ziehm⸗Re⸗ 
gierung eine Minute länger am Leben zu erhal⸗ 
ten. Wir haben damals auch Obſtruktion getrie⸗ 
ben, genau wie heute. Wo blieben damals die 
Deutſchnationalen? Wo blieben die National⸗ 
ſozialiſten? Unter der Gehl⸗Koalition wurden 
allein vier kommuniſtiſche Abgeordnete auf neun 
Sitzungstage ausgeſchloſſen. Das iſt nur ein Bei⸗ 
ſpiel dafür, daß die Kommuniſtiſche Partei die 
einzige war, die damals den rückſichtsloſeſten 
Kampf gegen die Mißwirtſchaft der Gehl⸗Koali⸗ 
tion führte, und daß die Deutſchnationalen und 
die Nazis nicht daran dachten, denſelben Kampf 
zu führen. Jetzt verſuchen Sie es ſo hinzuſtellen, 
als ob wir Kommuniſten mit ſchuld an dieſen 
Verhältniſſen ſeien. Sie verſuchen es ſo hinzu⸗ 
ſtellen, als ob wir Kommuniſten mit den Sozial⸗ 
demokraten drei Jahre regiert hätten. Das kön⸗ 
nen Sie in einer Naziverſammlung ſagen, wenn 
Sie keine kommuniſtiſchen Diskuſſionsredner 
haben. 

Wir machen auch durchaus kein Hehl daraus, 
daß die Maßnahmen, die jetzt getroffen werden, 
auch von einer ſozialdemokratiſchen Regierung 
durchgeführt worden wären. Die Sozialdemokra⸗ 
ten mögen noch ſo dagegen wettern und mögen 
ſagen, es wäre nicht der Fall geweſen. Die Er⸗ 
eigniſſe in Deutſchland beweiſen, daß Sie genau 
dieſelben Schandmaßnahmen dort zur Durchfüh⸗ 
rung bringen, wie es hier vom Ziehm⸗Senat ge⸗ 
ſchieht. Wenn man auf Deutſchland hinweiſt, wer⸗ 
den Sie nervös und erklären, die Danziger Par⸗ 
tei hat mit dem Deutſchen Reich nichts zu tun. 
Nun, in Deutſchland haben wir die S. P. D., und 
hier in Danzig iſt auch die S. P. D. da. Sie können 
die Tatſache der Zuſammengehörigkeit nicht da⸗ 
durch wegwiſchen, daß Sie jetzt eine Scheinoppoſi⸗ 
tion treiben. Auf dem Gebiet der Erwerbsloſig⸗ 
keit drüben in Deutſchland gehen Sie genau ſo 
brutal vor wie hier in Danzig der Ziehm⸗Senat. 
Dafür will ich ein einziges Beiſpiel anführen, und 
zwar ein Beiſpiel aus dem Gebiet der Kommu⸗ 
nalpolitik, weil ich vor allem die Frage der finan⸗ 
ziellen Belaſtung der Gemeinden durch dieſe 
Maßnahmen den Erwerbsloſen gegenüber an⸗ 
führte. Ich habe hier eine kleine Notiz, über⸗ 
ſchrieben „Abbau der Fürſorgeunterſtützung“. Da 
heißt es wörtlich: 

Der preußiſche Innenminiſter Severing hat 
in einer Verordnung an die Gemeinden dieſe auf⸗ 
gefordert, angeſichts der finanziellen Schwierig⸗ 
keiten der Gemeinden die Fürſorgeunterſtützungs⸗ 
ſätze zu kürzen. Von ſolchen Kürzungen werden 
in erſter Linie die Wohlfahrtserwerbsloſen be⸗ 
troffen, denen es bisher ſchon ſchlecht genug geht. 
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Das iſt eine Maßnahme Severings, und das iſt 
genau dieſelbe Maßnahme, wie ſie Herr Dr. Hop⸗ 
penrath und der Ziehm⸗Senat zur Durchführung 
bringen, d. h. eine Kürzung der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung, allerdings in einer anderen Form, 
weil hier ein anderes Erwerbsloſenfürſorge⸗ 
ſyſtem beſteht. Dieſe Notiz iſt nicht von Kommu⸗ 
niſten gemacht, um Herrn Severing anzuſchwär⸗ 
zen. Sie kennen doch die Broſchüre „Der Klaſſen⸗ 
kampf“, die Zeitſchrift der linken Sozialdemokra⸗ 
ten. Die Nummer vom 1. April dieſes Jahres 
bringt dieſe Notiz. Ich ſehe, Herr Rechtsanwalt 
Friedrich lächelt. Er denkt, es iſt doch ſehr inter⸗ 
eſſant, daß ein derartiges Material hier vorge⸗ 
tragen wird. Aber es iſt ja nun Ihre Politik. 
Herr Severing führt in Preußen die Politik 
durch, die Sie in Danzig durchführen, ja, Herr 
Friedrich, Sie und die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei und die S. P. D.⸗Gewerkſchaftsführer, Sie find 
Brüder. Die Tatſache, daß die Partei ſich Arbei⸗ 
terpartei nennt wie wir, iſt kein Beweis der Brü⸗ 
derlichkeit. Sie nennen ſich ja auch Arbeiterpar⸗ 
tei. Aber die Brüderlichkeit wird durch die Maß⸗ 
nahmen dokumentiert, die Sie beide durchführen, 
und die ſich wie ein Ei dem andern gleichen. Brü⸗ 
der ſind die kommuniſtiſchen und ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Arbeiter, die Arbeiter der N. S. D. A. P. Das 
find Brüder, die Werktätigen, die ausgebeuteten 
und ausgeplünderten Volksſchichten. Dieſe wirk⸗ 
lichen Genoſſen werden im Kampf zuſammen⸗ 
ſtehen. Sie werden gegen die Sozialdemokratie, 
gegen die Bourgeoiſie und gegen alle Lakaien der 
Bourgeoiſie, gegen alle Parteien, von den Nazis 
bis zu den Sozis, im Kampf zuſammenſtehen. 


Wir haben auch kein Hehl daraus gemacht, daß 
die jetzt getroffenen Maßnahmen bereits unter 
der ſozialdemokratiſchen Regierung begonnen 
wurden. Die Maßnahmen, die jetzt durchgeführt 
werden, bedeuten eine Legaliſierung deſſen, was 
bereits durchgeführt worden iſt. Der Herr Zen⸗ 
trumsſenator wird beſtätigen, daß man bereits in 
den letzten Jahren praktiſch eine Reihe von Maß⸗ 
nahmen, die jetzt geſetzlich feſtgeſetzt worden ſind, 
in dieſer Form gehandhabt hat. Das werden die 
Sozialdemokraten nicht ableugnen können. Die 
Sozialdemokraten wenden ſich jetzt mit am ſchärf⸗ 
ſten dagegen, daß Erwerbsloſe aus der Fürſorge 
ausgeſchloſſen werden ſollen, wenn ſie in den letz⸗ 


ten drei Jahren nicht über neun Monate Arbeit 


nachweiſen können. Das haben Sie hier auch 
ſchon durchgeführt, ohne eine geſetzliche Grund⸗ 
lage gehabt zu haben. Tatſache iſt, das wird Herr 
Dr. Hemmen beſtätigen können, daß nicht Dutzende, 
ſondern Hunderte von Arbeitern im letzten Jahr 
unter der Gehl⸗Regierung aus der Fürſorge aus⸗ 
geſchloſſen worden ſind. (Zuruf von der Regie⸗ 
rungsbank.) Leugnen Sie nicht, ſonſt müßte ich 
\ dien Unwahrheit nachſagen. Ich will nicht jagen 
Tauſende, aber das würde vielleicht noch eher 
ſtimmen. Aber leugnen können Sie es nicht, weil 
es Tatſache iſt, daß tatſächlich Arbeiter den Be⸗ 
ſcheid bekamen: „Da Sie im letzten Jahr nur 
ſechs Wochen gearbeitet haben, werden Sie von 
der Fürſorge ausgeſchloſſen.“ (Abg. Heinz Fried⸗ 
rich: Alſo unter der roten Regierung!) Die haben 


noch brutaler durch. Ihr Zwiſchenruf ſollte kenn⸗ 
zeichnen, daß es ſich um eine Maßnahme handelt, 
die von der roten Regierung durchgeführt und 
verabſcheuungswürdig ſei. Sie müſſen zugeben, 
daß Sie das noch brutaler fortſetzen. Die Sozial⸗ 
demokraten haben dieſe verabſcheuungswürdigen 
Maßnahmen begonnen und Sie führen ſie noch 
verabſcheuungswürdiger durch. Machen Sie keine 
Zwiſchenrufe. Dadurch blamieren Sie ſich nur 
und kennzeichnen ſich. (Zuruf des Abg. Heinz 
Friedrich.) Sie wollen Induſtriearbeiter zu Land⸗ 
arbeitern machen. Auch da kann ich ſagen, daß in 
den letzten Jahren Hunderte von Induſtriearbei⸗ 
tern zu Landarbeitern gemacht worden ſind. Alſo 
Hunderte von Induſtriearbeitern ſind zu Land⸗ 
arbeitern geworden, als die Sozialdemokraten in 
der Koalition waren. 

Frau Abg. Malikowſki hat die Frage der Be⸗ 
dürftigkeit angeſchnitten. Ein Nazi hat erklärt, 
daß man von 30 Gulden wöchentlich nichts ab⸗ 
geben könne. Sie, als Sozialdemokratin, wollten 
alſo den Standpunkt wahren, wenn jemand 30 
Gulden habe, könne er nicht für ein erwerbsloſes 
Familienmitglied eintreten. Ich will einen Fall 
anführen, der protokollariſch feſtliegt. Es handelt 
ſich um einen Erwerbsloſen, der ſtatt 2,65 Gulden 
nur 2 Gulden täglich bekam, weil ſein Sohn als 
Holzarbeiter wöchentlich 24 Gulden verdiente. 
Als wir Kommuniſten den Antrag ſtellten, die 
volle Erwerbsloſenunterſtützung zu gewähren, 
waren es alle Parteien bis zu den Sozialdemo⸗ 
kraten, die das ablehnten und erklärten, es liege 
hier eine volle Bedürftigkeit nicht vor. Das iſt 
wieder ein Beiſpiel dafür, daß die Sozialdemo⸗ 
kraten das angefangen haben, was jetzt fortgeſetzt 
wird. So könnte man noch eine ganze Reihe an⸗ 
derer Beiſpiele anführen. 

Das heißt, daß die Entwicklung, die wir in 
dieſem Jahr haben werden, der Hunger und die 
Verelendung, zunehmen. Es gibt nur einen ein⸗ 
zigen Weg, das iſt der Weg des Kampfes, nicht 
der Weg des Abwartens, daß ſich die Arbeiter die 
Schandtaten nur „merken“ ſollen. Das iſt das, 
was die Kapitaliſten haben wollen, wozu Sie 
(nach links) beauftragt ſind, in Oppoſition zu 
gehen, die Arbeiter vom Kampf mit ſcheinradika⸗ 
len Phraſen abzuhalten. Sie haben immer wie⸗ 
der erklärt, ſich gegen jeden Pfennig Lohnraub 
zur Wehr zu ſetzen. Was machen Sie jetzt? Sie 
müſſen zugeben, daß dieſe Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Erwerbsloſenfürſorge vor allem ge⸗ 
troffen ſind, um einen Druck auf die Löhne aus⸗ 
zuüben, um hier Streikbrecher zu ſchaffen, um die 
Maſſen vor die Frage des direkten Verhungerns 
zu ſtellen und ſo den Konkurrenzkampf um ein 
Stückchen Brot, um eine Arbeitsſtelle zu ſteigern. 
Man will ſo durch dieſe Maßnahmen dem Lohn⸗ 
abbau der Unternehmer zu Hilfe eilen. Wir ſehen 
das bei den Landarbeitern, bei einer Arbeiter⸗ 
ſchicht, die die niedrigſten Löhne im Freiſtaat be⸗ 
kommt. Sie, als Sozialdemokraten, ſtimmten hier 
einem Lohnabbau bei den geringſten Löhnen zu. 

Was bedeutet das für die Weiterentwicklung? 
Daß Sie genau ſo dem Lohnabbau bei allen übri⸗ 
gen Arbeiterſchichten zuſtimmen werden. Das 


ie allmählich angefangen und Sie führen das jest | nennen Sie dann Kampf. Das zeigt Ihre Rolle, 
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die Sie in der Oppoſition zu ſpielen haben. Es 
zeigt ſich jetzt im Kapitalismus die Entwicklung, 
die Marx vorausgeſehen hat, und die wir deshalb 
auch kommen ſahen. Wir ſagten es den Arbeitern 
ohne Illuſion. 1847 war es, als Marx ſein kom⸗ 
muniſtiſches Manifeſt ſchrieb. Es iſt allerdings 
erſt Jahre ſpäter zum erſtenmal veröffentlicht 
worden. Im kommuniſtiſchen Manifeſt kennzeich⸗ 
nete Marx ſchon dieſe Entwicklung, die wir heute 
haben. Wenn wir die Worte des kommuniſtiſchen 
Manifeſts leſen, dann ſcheint es ſo, als ob es 
ſpeziell für die jetzige Periode der allgemeinen 
Kriſe des Kapitalismus mit dem ungeheuren 
Heer der Arbeitsloſen geſchrieben worden ſei. Mit 
dieſen Worten, die ich jetzt hier verleſen werde, 
kennzeichnete Marx die heutige Periode. Marx 
ſagte: 

Der Arbeiter wird zum Pauper. Und der Pau⸗ 
perismus entwickelt ſich noch ſchneller als Bevöl⸗ 
kerung und Reichtum. Es tritt hiermit offen her⸗ 
vor, daß die Bourgeoiſie unfähig iſt, noch länger 
die herrſchende Klaſſe der Geſellſchaft zu bleiben 
und die Lebensbedingungen ihrer Klaſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft als regelndes Geſetz aufzuzwingen. Sie 
iſt unfähig zu herrſchen, weil ſie unfähig iſt, ihrem 
Sklaven die Exiſtenz ſelbſt innerhalb ſeiner Skla⸗ 
verei zu ſichern, weil ſie gezwungen iſt, ihn in eine 
Lage herabſinken zu laſſen, wo ſie ihn ernähren 
muß, ſtatt von ihm ernährt zu werden. Die Ge⸗ 
ſellſchaft kann nicht mehr unter ihr leben, d. h. ihr 
Leben iſt nicht mehr verträglich mit der Geſellſchaft. 

So kennzeichnete Marx die heutige Entwicklung. 
Marx begnügte ſich aber nicht damit, dieſe Ent⸗ 
wicklung zu zeigen, wie ſie jetzt eingetreten iſt, 
ſondern auch den Weg zu weiſen, der allein aus 
dieſen Verhältniſſen herausführen kann. Wir 
haben dieſe Verhältniſſe. Die Bourgeoiſie, die 


herrſchende Klaſſe, iſt heute nicht mehr fähig, ihren 


Sklaven ſelbſt unter dieſen Bedingungen der 
kapitaliſtiſchen Sklaverei die Exiſtenz zu ſichern. 
Da erklärte Marx, daß es nur einen Ausweg 
gibt. Und der wird genau ſo kommen, wie die 
Verelendung der Maſſen eingetreten iſt. Dieſer 
Ausweg iſt die proletariſche Revolution. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 


Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Ausſprache iſt ge= 
ſchloſſen. Ich ſchlage vor, die Vorlage dem So⸗ 
zialen Ausſchuß zu überweiſen. (Wir wider⸗ 
ſprechen! rechts.) Es iſt Widerſpruch erhoben 
worden, wir kommen zur Abſtimmung. Wer dafür 
iſt, daß die Vorlage dem Sozialen Ausſchuß 
überwieſen wird, bitte ich, ſich zu erheben. — 
(Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das iſt die Mehrheit, die 
Ueberweiſung iſt abgelehnt. Damit iſt die Vorlage 
erledigt. Ich rufe die Punkte 9, 10 und 11 der 
heutigen Tagesordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Anſprüche der aus dem Amt aus⸗ 
geſchiedenen oder ausſcheidenden Senato⸗ 
ren. Urantrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. 

Druckſache Nr. 158. 


Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. betr. 
die Penſion der nicht berufsmäßig vorge⸗ 
bildeten Senatoren und Beamten. 

Druckſache Nr. 51. 


Volkstag Danzig — 23. Sitzung. Mittwoch, den 15. April 1931 


Antrag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. auf 
Streichung oder Kürzung der Penſionen 
der hauptamtlichen Senatoren. 

Druckſache Nr. 149. 


Die Beſprechung dieſer Punkte iſt durch Beſchluß 
des Volkstages miteinander verbunden. Das 
Wort hat der Herr Abg. Paul Müller. 


Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Die vorliegenden Anträge über die Rechts⸗ 
verhältniſſe und Ruhegehälter der früheren 
hauptamtlichen Senatoren ſind in rechtlicher und 
finanzieller Hinſicht von erheblicher Bedeutung 
für die Oeffentlichkeit. Die Deutſchnationale 
Fraktion iſt ganz allgemein der Anſicht, daß im 
Hinblick auf die ſchwere Notlage des Staates alle 
Maßnahmen ergriffen werden müſſen, um den 
Staat vor allen nicht oder nicht mehr zu recht⸗ 
fertigenden Ausgaben zu bewahren. Die hohen 
Bezüge der ehemaligen hauptamtlichen Senato⸗ 
ren geben zu der Frage Veranlaſſung, ob der 
Staat in der jetzigen Zeit ohne Gegenleiſtung 
derartige Gehälter und Penſionen in voller Höhe 
zu zahlen in der Lage iſt. Gewiß handelt es ſich 
dabei um ſchwierige Rechtsfragen, die im Haupt⸗ 
ausſchuß näher zu erörtern ſein werden. Aber 
es muß ſchon jetzt betont werden, daß es dem 
Sinn der Verfaſſungsänderung des Vorjahres 
widerſtreiten würde, wenn der Senat nicht auf 
Erſparniſſe auch in dieſer Hinſicht bedacht ſein 
wollte. 

Die vorliegenden Anträge geben uns Veran: 
laſſung, den Senat darauf hinzuweiſen, daß 
Art. 10 des Geſetzes über die Aenderung der Ver⸗ 
faſſung der Freien Stadt ihm die Pflicht aufer⸗ 
legt, die Kraft der hauptamtlichen Senatoren in 
den Dienſt des Staates zu ſtellen. Die Verfaſ⸗ 
ſungsänderung des Vorjahres bezweckte durch die 
Herabſetzung der Zahl der Senatoren und der 
Volkstagsmitglieder nicht nur eine Vereinfachung 
der Verwaltung des Staates, ſondern auch eine 
Herabminderung der Staatsausgaben. In der 
Uebergangsbeſtimmung des Geſetzes über die 
Aenderung der Verfaſſung heißt es: 

Der bisherige Senat wird mit der Einführung 
des neuen Senats aufgelöſt. Die Aemter ſämt⸗ 
licher bisherigen Mitglieder erlöſchen. Der Senat 
ſoll beſtrebt ſein, die Arbeitskraft der hauptamt⸗ 
lichen Mitglieder des Senats, die ſich im Ruheſtand 
befinden, oder deren Amt gemäß Abſ. 2 dieſes Ar⸗ 
tikels erliſcht, zur Erfüllung von Staatsaufgaben 
nutzbar zu machen. 

Die Deutſchnationale Fraktion wird im Haupt⸗ 
ausſchuß eingehende Auskunft darüber verlan⸗ 
gen, welche finanzielle Tragweite dieſe Worte der 
Uebergangsbeſtimmungen dieſes verfaſſungs⸗ 
ändernden Geſetzes haben, daß die Aemter der 
früheren hauptamtlichen Senatoren erlöſchen. 
Die Regelung der Bezüge der früheren haupt⸗ 
amtlichen Senatoren iſt eine reine Rechtsfrage 
und ſollte als ſolche ausgetragen werden. Mit 


allem Nachdruck aber erſucht die Deutſchnationale 
Fraktion den jetzigen Senat, auf Grund der Be⸗ 
ſtimmungen über die Aenderung der Verfaſſung 
der Freien Stadt die Arbeitskraft der ausgeſchie⸗ 
denen Seuatoren in den Dienſt des Staates, ſo⸗ 
weit als irgend möglich, zu ſtellen. 8 


(O) 


— 


D) 
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B 


— 
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[Müller, Paul, Abgeordneter) 

Als ſeinerzeit die Penſionen der hauptamt⸗ 
lichen Senatoren feſtgeſetzt wurden, war die Er⸗ 
wägung maßgebend, daß die hauptamtlichen Se⸗ 
natoren wie die Stadträte bei Bewährung Aus⸗ 
ſicht auf dauernde Wiederwahl hätten. Die Stel⸗ 
lung dieſer erfahrenen Sachberater ſchien für 
Jahrzehnte geſichert. Ein häufiger Wechſel in 
dieſen Stellungen ſchien ausgeſchloſſen. Das 
Syſtem der hauptamtlichen Senatoren hat ſich 
aber als unhaltbar erwieſen, weil rein partei⸗ 
politiſche Einflüſſe auch in dieſen Kreis neutraler 
ſachkundiger Berater eingedrungen ſind und ſich 
als ſiegreich erwieſen haben. Die Hoffnung, daß 
die hauptamtlichen Senatoren wie bewährte 
Stadträte immer wiedergewählt werden würden, 
hat ſich in dem Augenblick als trügeriſch erwieſen, 
als die Linksregierung anſtelle berufsmäßig vor⸗ 
gebildeter bewährter Sachkenner ihre parteipoli⸗ 
tiſchen Vertrauensmänner in den hauptamtlichen 
Senat berief. (Hört, hört! links.) Damit wurde 
auch die innere Berechtigung der hohen Pen⸗ 
fionen für die hauptamtlichen Senatoren hin⸗ 
fällig. Dieſe Penſionen können nicht mehr als 
Beamtenruhegehälter im eigentlichen Sinne des 
Wortes angeſehen werden. Vielmehr gilt es, nach 
der Aenderung der Verfaſſung die Arbeitskraft 
und Sachkenntnis der ehemaligen hauptamtlichen 
Mitglieder des Senats weiter in den Dienſt des 
Staates zu ſtellen und ihn dadurch auch finanziell 
zu entlaſten. 

Die ehemaligen hauptamtlichen Senatoren 
ſind durch die Entwicklung der politiſchen Ver⸗ 
hältniſſe im beſten Mannesalter in den Genuß 
ihrer ſehr erheblichen Penſionen gelangt. Es er⸗ 
ſcheint nicht zu rechtfertigen, daß ſie nach der 
Aenderung des Syſtems aus der Arbeit am Staat 
vollſtändig ausſcheiden und ihre Gehälter und 
Penſionen erhalten, ohne ſich dem Staat, der ſie 
gibt, verpflichtet zu fühlen. Sie würden eine 
ſchwere Schuld vor der Oeffentlichkeit auf ſich 
laden, wenn ſie einen Ruf zur Arbeit, zum Be⸗ 
ſten des Staates, ablehnen würden. Andererſeits 
darf der Senat nicht weiter ruhig wie bisher auf 
die Mitarbeit der früheren hauptamtlichen Sena⸗ 
toren verzichten. Die Deutſchnationale Fraktion 
iſt davon überzeugt, daß der Danziger Freiſtaat 
den guten Willen, die Einſicht und die Erfahrun⸗ 
gen der früheren hauptamtlichen Senatoren, ſo⸗ 
weit ſie durch ihre Sachkenntnis und Vorbildung 
auf Beachtung Anſpruch haben, nicht entbehren 
kann, und daß der Senat alles tun muß, um dieſe 
vorhandenen Kräfte dem Staat wieder nutzbar 
zu machen. (Das hätten Sie ſchon längſt tun 
können! links.) 

Wir erwarten, daß die Regierung im Haupt⸗ 
ausſchuß eine Darlegung der durch die Ueber⸗ 
gangsbeſtimmungen des Geſetzes über die Aende⸗ 
rung der Verfaſſung geſchaffenen Rechtslage ge⸗ 

en wird. Wir erwarten ferner, daß der Senat 
in nächſter Zeit die Kräfte der damaligen haupt⸗ 
amtlichen Senatoren zur Mitarbeit heranziehen 
wird. Die Deutſchnationale Fraktion muß ihr 
Bedauern darüber ausſprechen, daß die Verhand⸗ 
lungen in dieſer Frage noch immer nicht zu greif⸗ 
baren Ergebniſſen geführt haben. (Brauchen Sie 


noch ein paar höhere Beamte? bei den 
Kommuniſten.) 


469 


Vizepräſident Philipſen: 
Herr Abg. Heinz Friedrich. 


Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 
bezw. ihre Fraktion hat hier zwei Anträge ein⸗ 
gebracht, und zwar betr. die Penſionen der frü⸗ 
heren hauptamtlichen Senatoren, die aus Be⸗ 
amtenſtellen und aus beamteter Vorbildung zu 
dieſem Amt berufen ſind, entſprechend den Bezü⸗ 
gen der jetzigen Senatoren zu kürzen. Es iſt in 
der Tat kein Grund einzuſehen, weshalb die 
früheren hauptamtlichen Senatoren für ihren 
früheren Staatsdienſt Penſionen beziehen ſollen, 
die weit über das hinausgehen, was an Vergü⸗ 
tung für die heutigen hauptamtlichen Senatoren 
für den Staat tragbar erſcheint. Es iſt insbeſon⸗ 
dere nicht einzuſehen, aus welchem Grunde der 
Staat verpflichtet ſein ſoll, die Vergütungen für 
die früheren hauptamtlichen Senatoren, d. h. die 
Penſionen, in einem weitergehenden Maße zu 
zahlen, als er es den Senatoren gegenüber tut, 
die zur Zeit im Amt ſind. Eine beſondere Be⸗ 
handlung verdienen dabei unſeres Erachtens die⸗ 
jenigen Fälle, in denen man beamteten Senato⸗ 
ren ein moraliſches und rechtliches Recht in bezug 
auf Penſion nicht zuerkennt. (Siehe Schümmer! 
links.) Es handelt ſich zum größten Teil um 
Perſönlichkeiten, die aus rein parteipolitiſchen 
Geſichtspunkten auf ihren Platz als hauptamtliche 
Senatoren geſtellt wurden, auf dem ſie ſelbſt ledig⸗ 
lich eine Belaſtung für den Staat bildeten und 
kaum in der Lage waren, dem Staat weſentliche 
Dienſte zu leiſten. Nirgendwo in der Wirtſchaft 
iſt es Sitte und gerechtfertigt, daß für Dienſtlei⸗ 
ſtungen von ein bis zwei Jahren Summen ge⸗ 
zahlt werden, die über 20000 Gulden hinaus⸗ 
gehen, die ſonſt allenfalls an Perſonen gezahlt 
werden, die ihr Leben lang im Dienſt des Staates 
als Beamte tätig waren. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, ich weiſe den Ausdruck Volldampfſenat 
zurück. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
Die Penſionsbezüge dieſer Herren, die, wie ge⸗ 
ſagt, die Höhe von 20000 Gulden und mehr für 
ein⸗ bis dreijährige meiſt unſachliche Tätigkeit 
haben, ſind unſeres Erachtens in keiner Weiſe ge⸗ 
rechtfertigt und zu ſtreichen. 

Zwar würde ein derartiges Geſetz einer ver⸗ 
faſſungsändernden Mehrheit bedürfen. Wir 
nehmen aber an, daß ſich keine Partei in dieſem 
Hauſe dem verſchließen wird, daß es erſtens un⸗ 
tragbar iſt, höhere Penſionen zu zahlen, als zur 
Zeit an Gehältern ausgezahlt werden, und zwei⸗ 
tens, daß es noch untragbarer iſt, derartige Pen⸗ 
ſionen an Leute zu zahlen, die dem Staat höch⸗ 
ſtens ein bis drei Jahre ihre Tätigkeit gewidmet 
haben. Nirgendwo in der Welt (In Thüringen! 
links) in der Wirtſchaft oder im Staatsleben iſt es 
möglich und wird es als moraliſch gerechtfertigt 
betrachtet, derartige Bezüge für eine Tätigkeit, 
die in keinem Verhältnis dazu ſteht, von der 
Staatskaſſe in Empfang zu nehmen. Gerade die 
Parteien, die ſo oft über die hohen Bezüge der 


Das Wort hat der (0) 
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(Friedrich, Abgeordneter) 


(A) bürgerlichen Senatoren und die hohen Beamten⸗ 


(B 


— 


gehälter, die angeblich von den höheren Beamten 
bezogen werden, geredet haben, ſind am eheſten 
in der Lage, auf die ihnen naheſtehenden Perſön⸗ 
lichkeiten einzuwirken, daß ſie vor Erlaß eines 
ſolchen Geſetzes freiwillig auf die ungerechtfertig⸗ 
ten Bezüge verzichten. (Zurufe links.) Wir 
werden an dieſem Geſetz alſo tatkräftig mit⸗ 
arbeiten und werden vom Senat verlangen, daß 
baldigſt eine Vorlage dieſer Art dem Volkstag 
vorgelegt wird. 
Vizepräſident Philipſen: 
Herr Abg. Plenikowſfki. 
Pleuikowſki, Abgeordneter (K. P.): Unſere 
grundſätzliche Stellungnahme zu den Gehaltsbe⸗ 
zügen der Senatoren ſelbſt iſt ja bekannt. Sie 
ſind die Vertreter der Bourgeoiſie und wir be⸗ 
willigen deshalb dieſen Vertretern nicht einen 
einzigen Pfennig. Wenn wir beim Senatoren⸗ 
beſoldungsgeſetz trotzdem einen Antrag ſtellten 
und forderten, die Bezüge auf 700 Gulden monat⸗ 
lich zu beſchränken und darüber hinaus unſere 
Stimme dem ſozialdemokratiſchen Antrag für 
Kürzung auf 1200 Gulden monatlich gaben, ſo 
geſchah das nur aus taktiſchen Gründen, damit 
die Nationalſozialiſten keine Urſache hatten, zu er⸗ 
klären, daß die Kommuniſten auf dieſem Gebiete 
Sparmaßnahmen verhindert hätten. Zum Gehalt 
der früheren Senatoren bezw. ihren Penſionen 
und ebenſo zu den Penſionen der Senatoren, die 
jetzt aus dem Amte ausſcheiden, haben wir 
unſeren Antrag eingebracht. Die Nationalſozia⸗ 
ſind ja ſehr friedlich geworden. Das heißt, das, 
was der Abg. Müller hier zum Ausdruck brachte, 
iſt ja wahrſcheinlich auch Anſicht der Nazis. Die 
Nazis werden ja nicht das durchführen, was ſie 
ſelbſt propagieren bzw. propagiert haben, ſondern 
auf die bisherige Propaganda verzichten und das 
durchführen, was der Herr Abg. Müller geſagt 
hat. Vielleicht werden ſie ein paar höhere Be⸗ 
amtenſtellen ſchaffen, zu dem Arbeitsminiſter 
Ziegert noch einen höheren Arbeitsminiſter 
Arczynſki oder Kunze. In dieſer Form werden 
ſie die Frage zu löſen verſuchen. Sie werden die 
ſo angegriffenen roten Bonzen im Staatsdienſt 
unterbringen und ihnen die Gehälter belaſſen. 
Darauf zielte ja das hin, was Herr Müller ſagte. 
(Zuruf des Abg. Heinz Friedrich.) Stellen Sie 
die Senatoren in den Staatsdienſt als Kanal⸗ 
rutſcher beim Fuhrpark ein. Da paſſen ſie gut 
hin. Wir ſind der Anſicht, daß die bereits aus dem 
Amt ausgeſchiedenen Senatoren überhaupt keine 
Bezüge erhalten ſollen. Wir wiſſen, daß ſie 
früher teilweiſe irgendwo beſchäftigt waren, als 
Beamte u. dgl. Sie können jederzeit unterge⸗ 
bracht werden oder ſelbſt irgendwo unterkommen. 
Soweit ſie nicht im Staatsdienſt tätig waren, 
hatten ſie früher auch ihre Tätigkeit, entweder als 
Parteiſekretär oder als Gewerkſchaftsſekretär 
oder ſonſt irgendwie. Alſo wir ſind der Anſicht, 
daß dieſe Leute weder Penſionen noch Gehälter, 
noch Bezüge bekommen ſollen. Das iſt der Stand⸗ 
punkt, den Sie früher ſelbſt grundſätzlich einge⸗ 
nommen haben, von dem Sie jetzt verſuchen, ab⸗ 
zurücken. (Zuruf des Abg. Greifer.) Warum 


Das Wort hat der 


nicht? Wenn die zukünftigen Naziſenatoren 
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gleichfalls untergebracht werden, dann ſofort. (O) 


Wir ſind feſt überzeugt, daß die proletariſche Re⸗ 
volution beſtimmt nicht mehr lange auf ſich war⸗ 
ten laſſen wird. Wir werden nicht nur die Sozis, 
wie Kunze, Arczynſki und Kamnitzer, ſondern 
auch die Nazileute dort unterbringen. 


Wir ſind auch der Anſicht, daß die Penſionen 
der Senatoren, die jetzt aus dem Amte ausſchei⸗ 
den, gleichfalls zu ſtreichen ſind. Es iſt durchaus 
jetzt möglich, daß ſich innerhalb weniger Monate 
eine Regierungskriſe herausbildet und die Se⸗ 
natoren aus dem Amte ausſcheiden, ſo daß ſie 
nur zwei oder drei Monate Senatoren waren. 
In Frankreich haben wir die Fälle, wo ein Ka⸗ 
binett nur einen einzigen Tag amtiert. Es gab 
ſogar Kabinette, die nur einige Stunden im Amte 
waren. Wir hatten vor einiger Zeit ja übrigens 
auch einen Senat, den Ziehm⸗Senat im vergan⸗ 
genen Frühjahr, der nur wenige Stunden 
exiſtierte. Für dieſe wenigen Stunden haben die 
Herren jetzt Anſpruch auf Penſion für die Dauer 
von fünf Jahren. Das iſt ein unhaltbarer Zu⸗ 
ſtand, der beſeitigt werden muß. Das wird die 
Aufgabe der werktätigen Bevölkerung ſein. Des⸗ 
halb haben wir den Antrag eingebracht. Sie haben 
es in der Hand, für dieſe Anträge zu ſtimmen. 
Ihre Anträge ſind keine Geſetzesvorlagen und 
verpflichten zu nichts. Unſer Antrag iſt ein Ge⸗ 
ſetz. Sie haben ja bereits einige andere Anträge 
eingebracht, die den Senat zu nichts verpflichteten. 
Der Senat pfiff auf die Entſchließungen bezüg⸗ 
lich der zweimaligen Stempelung. Vielleicht ſind 
die Anträge nur dazu da, um überhaupt eine 
Regelung der Verhältniſſe zu verhindern. Was 
heißt es, daß die Penſionen derjenigen Senatoren 
und Beamten, die nicht auf Grund einer berufs⸗ 
mäßigen Vorbildung, ſondern durch ihre Zuge⸗ 
hörigkeit zu einer politiſchen Partei aus der 


D) 


freien Wirtſchaft uſw. Senatoren geworden ſind, 


von ſofort zu ſtreichen ſind. Jeder Senat wird 
dieſe Beſtimmung in ſeinem Sinne auslegen. 
Seien Sie deſſen verſichert. Dieſe Beſtimmung 
kennzeichnet eben den verſchärften Futterkrippen⸗ 
kampf zwiſchen Nationalſozialiſten und Sozial⸗ 
demokraten. Die veationalſozialiſten erklären, 
daß alle ſozialdemokratiſchen Senatoren natürlich 
darunter fallen. Wenn die Sozialdemokraten in 
der Regierung und die Nazis und Deutſchnatio⸗ 
nalen in Oppoſition ſein werden, werden die 
Sozialdemokraten ſagen, die Deutſchnationalen 
und die Nazis ſind auf Grund ihrer politiſchen 
Parteizugehörigkeit in den Senat gelangt. Die 
Quinteſſenz wird ſein, daß weder Sie den Sozis, 
wie Herr Müller bereits darauf hinwies, noch die 
Sozis den Nazis etwas antun werden. Sie wer⸗ 
den alle an der Futterkrippe ſitzen und dort auf 
Koſten der werktätigen Bevölkerung zehren. 
Genau ſo iſt es mit Ihrem andern Antrag, der 
Volkstag wolle beſchließen, den Senat zu er⸗ 
ſuchen, einen Geſetzentwurf vorzubereiten, der 
die Penſionen der bisherigen hauptamtlichen Se⸗ 
natoren kürzt und die Penſionen der Senatoren 
ohne geeignete Vorbildung gänzlich ſtreicht. An 
und für ſich zeigt der Antrag Ihre geiſtige Ver⸗ 
faſſung; denn ein Geſetzentwurf iſt beſtimmt nicht 
notwendig. Sie wiſſen doch genau, daß wir be⸗ 


(A 
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reits entſprechende Geſetzentwürfe haben. Wir 
haben ſolche Geſetze, und Sie dürfen nur dieſe 
Geſetze, die vorliegen, ändern. Sie brauchen nur 
Abänderungsanträge einzubringen und die ganze 
Sache iſt gemacht. Daß Sie den Senat erſuchen, 
einen Geſetzentwurf einzureichen, zeigt, daß Sie 
gar nicht daran denken, etwas zu ändern. Das 
dient nur dazu, um Seifenblaſen zu erzeugen, 
um die Anhänger, die in Scharen von der Nazi⸗ 
partei abwandern, bei der Stange zu halten. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Greiſer.) Sie werden durch Ihren 
Verrat genau ſo Ihre Anhänger verlieren wie 
Sie (nach links). — (Wie Sie! rechts.) Wir 
Kommuniſten haben noch keine Anhänger ver⸗ 
loren, ſondern wir ſind die einzige Partei, die 
immer gewonnen hat und auch weiter gewinnen 
wird. Es kann gar keinen andern Weg geben. 
Das wird die Entwicklung zeigen. Sie verſuchen, 
nicht mit Seife, ſondern mit Anträgen Schaum zu 
erzeugen. Ihre Anhänger werden auf dieſen 
Schaum verzichten. Sie werden den Weg er⸗ 
kennen, den ſie zu gehen haben, d. h. den Weg zur 
Kommuniſtiſchen Partei. 


Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 


dungen liegen nicht vor. Die Ausſprache iſt ge⸗ 
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ſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Paul Müller. 


Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): 
beantrage Vertagung. 


Vizepräſident Philipſen: Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. — 
M. D. u H.! Wir müſſen noch die eben beratenen 
Vorlagen erledigen. Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt Ihnen vor, die Punkte 9, 10 und 11 dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Wir kommen 
nun zur Abſtimmung über den Antrag des Herrn 
Abg. Müller zur Geſchäftsordnung, die Sitzung 
zu vertagen. Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Jetzt ſteht die Minderheit, der Antrag auf 
Vertagung iſt angenommen. Ich ſchlage vor, die 
nächſte Sitzung am Mittwoch, den 22. April, 
15 Uhr 30 abzuhalten und die Feſtſetzung der 
Tagesordnung dem Herrn Präſidenten zu über⸗ 
laſſen. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt jo be⸗ 
ſchloſſen, ich ſchließe die Sitzung. 


Ich 


(Schluß der Sitzung 19 Uhr.) 
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24. Sitzung 
Mittwoch, den 22. April 1931. 

Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senator Schwegmann; 
Staatsrat Lademann; Oberregierungsrat Dr. 
Hemmen; Oberpoſtrat Dr. Eppich. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 24. 
Vollſitzung. Ich habe folgende geſchäftliche Mit⸗ 
teilungen zu machen: 

Die Deutſchnationale Fraktion hat mir ſchriftlich 
mitgeteilt, daß ſie anſtelle des Abg. Philipſen den Abg. 


Paul Müller zum Vorſitzenden des Rechtsausſchuſſes 
beſtellt hat. 


Herr Abg. Paul Müller gilt hiermit als ge⸗ 
wählt. Im Einvernehmen mit dem Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlage ich vor, die Eingaben, Punkt 12 
der Tagesordnung, vorweg zu behandeln und 
hierbei auch die Eingaben auf der ausliegenden 
Druckſache Nr. 214 zu erledigen. (Abg. Raſchke: 
Uns iſt nichts bekanntgemacht, ich habe zu den 
einzelnen Eingaben noch etwas zu ſagen!) Es iſt 
dagegen Widerſpruch erhoben. Ich ſtelle die Ein⸗ 
gaben aus Druckſache Nr. 214 dann zurück. (Wi⸗ 
derſpruch des Abg. Raſchke. — Abg. Gaikowski: 
Auf Grund des Antrags des Abg. Raſchke wird 
nur verlangt, daß die Sache zur Ausſprache ge⸗ 
ſtellt wird, auf der Tagesordnung ſoll ſie blei⸗ 
ben!) Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Ihnen ferner 
vor, die Beſprechung der Punkte 7 — Rentner⸗ 
geſetz — und 8 — Fürſorge für Zivilblinde — zu 
verbinden. Auch hier höre ich keinen Widerſpruch, 
ſo daß es ſo beſchloſſen iſt. Ich rufe Punkt 12 auf: 

Eingaben laut Druckſachen Nr. 212 und 
214. 

Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es handelt 
ſich um die Eingabe Nr. 4 auf Druckſache Nr. 212, 
Ernſt Neubauer, Danzig, betr. Begnadigung. 
Dieſe Eingabe iſt dem Senat als Material über⸗ 
wieſen worden, trotzdem im Rechtsausſchuß Stim⸗ 
mung für Berückſichtigung vorhanden war. 
(Hört, hört! bei den Kommuniſten.) Als Ma⸗ 
terial wurde ſie dem Senat nur deshalb über⸗ 
wieſen, weil der Herr Abg. Friedrich von den 
Nationalſozialiſten für die Berückſichtigung nicht 
zu haben war, (Abg. Plenikowski: Hört, hört!) 
während ſein Fraktionsfreund, wenn ich nicht 
irre, Herr Dr. Thimm, (Abg. H. Friedrich: Das 
ſtimmt nicht!) Herr Reuter war es, im Gegenteil 
für die Berückſichtigung eintrat. (Abg. Pleni⸗ 
kowski: Wer ſteht nun zu Stennes? Friedrich 
nicht!) Hoffentlich iſt ſich die Nationalſozialiſti⸗ 
ſche Fraktion jetzt einig geworden und ſtimmt 
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(A) jetzt entweder gemeinſam für Ueberweiſung an 


E) kommenden jungen Mädchen herbeizuführen. Es 


474 Volkstag Danzig — 24. Sitzung. 
(Raſchke, Abgeordneter) 


den Senat als Material oder für Berückſichti⸗ 
gung. Berückſichtigung kommt inſofern in Frage, 
als ſelbſt der Senat nicht abgeneigt war, dieſe 
Eingabe zu berückſichtigen. Herr Neubauer hat 
ſich ſehr gut geführt, und der Senat würde der 
Berückſichtigung nichts in den Weg legen. Ich 
bitte, die Abſtimmung ſolange auszuſetzen, bis 
der Antrag formuliert iſt, der dahin geht, die 
Eingabe zu berückſichtigen. (Abg. Plenikowſki: 
Das iſt ſchon gemacht!) 


Präſident: Das Wort hat die Frau Abg. 
Malikowſki. 
Malikowſki, Frau, Abgeordnete (S. P. D.): 


Neben anderen Eingaben wurde in einer der letz⸗ 
ten Sitzungen des Sozialen Ausſchuſſes die Ein⸗ 
gabe Nr. 96 behandelt und von den geſamten 
Vertretern des Sozialen Ausſchuſſes dem Senat 
zur Berückſichtigung empfohlen. Ich hatte den 
Auftrag, Berichterſtatterin zu ſein und habe im 
Bericht nichts beſchönigt. Es handelt ſich um die 
Eingabe eines Elternpaares, deſſen beide Töchter 
im Zufluchtsheim untergebracht waren. Die 
Eltern wandten ſi an den Volkstag 
und wünſchten eine Beurlaubung. Die 
Beurlaubung wurde auch gutgeheißen. Die 
Vertreter der Deutſchnationalen Partei, 
Herr Bertling und Frau Kalähne, ſagten: 
„Auch wir ſind der Anſicht, daß eine Berückſichti⸗ 
gung in Frage kommt.“ Es ſollte noch einmal 
verſucht werden, durch einen Aufenthalt bei den 
Eltern eine Beſſerung dieſer beiden in Frage 


wurden auch von Herrn Abg. Gaikowſki Vor⸗ 
ſchläge gemacht, wie evtl. eine Schutzaufſicht durch⸗ 
geführt werden könnte. Jedenfalls herrſchte von 
rechts bis links Uebereinſtimmung, daß die Be⸗ 
rückſichtigung empfohlen werden ſollte. 

Vor einigen Tagen kam nun aber der Vater 
dieſer beiden Töchter zu mir und teilte mir mit, 
daß der Senat die beiden Mädchen ins Magda⸗ 
lenenaſyl in Ohra gebracht hat. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Hört, hört! Der ganze Volkstag dagegen, 
der Senat pfeift auf den Volkstag!) Ich möchte 
ſagen, daß es unerhört iſt, daß ſowenig den Be⸗ 
ſchlüſſen der Abgeordneten im Sozialen Ausſchuß 
Rechnung getragen wird. Es wirkt befremdend, 
zumal eine von den beiden Töchtern dieſes Ehe⸗ 
paares, das ſehr ordentliche Leute ſind, die be⸗ 
dauerlicherweiſe ein paar Töchter haben, die nicht 
einen ganz einwandsfreien Lebenswandel ge⸗ 
führt haben ſollen, wenn ich mich ſo ausdrücken 
darf, beruflich tätig war. Wenn ſämtliche Mit⸗ 
glieder im Sozialen Ausſchuß der Meinung ſind, 
daß ein Aufenthalt in der Erziehungsanſtalt 
nicht beſſernd wirken würde, ſondern daß die 
Mädchen im Elternhaus in einer gut eingerichte⸗ 
ten Wohnung beſſer aufgehoben ſind, ſo müßte 
man dem doch Rechnung tragen. Das eine der 


beiden Mädchen war, wie geſagt, beruflich tätig, 
und es war mir nach mühevollen Unterredungen 
mit dem Arbeitgeber gelungen, zu erreichen, daß 
dieſes Mädchen in dem Geſchäft weiter tätig ſein 
durfte, aber nur unter der Bedingung, daß es in 
ganz kurzer Zeit möglich ſein würde, das junge 


Mädchen aus dem Zufluchtsheim zu entfernen 
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und im Elternhaus unterzubringen. Selbſt der 
Regierungsvertreter, Herr Regierungsrat Zollen⸗ 
kopf, war der Meinung, daß wohl in den meiſten 
Fällen eine Beſſerung in den Anſtalten nicht zu 
verzeichnen wäre. Er lehnte zwar namens des 
Senats die Eingabe ab, mußte aber zugeben, daß 
es wohl möglich wäre, eine Beſſerung außerhalb 
der Anſtalt zu erreichen. 

Ich teile das hier mit und nehme an, daß die 
Eingabe auch hier zur Berückſichtigung überwie⸗ 
ſen wird, weil in der Regel den Wünſchen der 
Ausſchußmitglieder Rechnung getragen wird. 
Aber ich erwarte, daß nun auch die Vertreter der 
Koalitionsparteien mit dafür ſorgen werden, 
daß in ganz kurzer Zeit die beiden jungen Mäd⸗ 
chen, um die es ſich hier handelt, aus der Für⸗ 
orgeerziehung beurlaubt und aus dem Magda⸗ 
lenenaſyl entlaſſen werden. 

Präſident: Es liegt folgender Abänderungs⸗ 
antrag vor: 

Wir beantragen zur Druckſache Nr. 212 Nr. 4 Be⸗ 
rücksichtigung. 
Plenikowski und Fraktion. 

Wer für Annahme dieſes Abänderungsan⸗ 
trages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Zuerſt ſtand die Mehr⸗ 
heit, der Abänderungsantrag iſt angenommen. 
(Abg. Plenikowſki: M. H. vom Zentrum, was 
agen Sie jetzt?) Zu den Eingaben auf Druck⸗ 
ache Nr, 212 und Nr. 214 liegen weiter keine 
Abänderungsanträge vor. Ich ſtelle feſt, daß die 
Anträge der Ausſchüſſe angenommen werden; es 
iſt dementſprechend beſchloſſen. Ich rufe nunmehr 
Punkt 1a der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. Genehmigung des Ab⸗ 
kommens über die Erleichterungen im 
Eiſenbahnverkehr uw. 

Druckſache Nr. 215 zu Nr. 140. Da Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen, kommen wir zur Abſtim⸗ 
mung. Wer für Annahme des Artikels 1 mit 
dem darin bezeichneten Abkommen iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ange⸗ 
nommen. Wer für Annahme des Artikels 2 iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
Artikel 2 iſt angenommen. Wer für Annahme 
der Ueberſchrift iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt ange⸗ 
nommen. Damit iſt die zweite Leſung beendet. 
Auf der Tagesordnung ſteht noch die dritte Be⸗ 
ratung. Ich eröffne die allgemeine Beſprechung 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung. (Block⸗Ab⸗ 
ſtimmung! beim Zentrum.) Es iſt Blockabſtim⸗ 
mung beantragt worden. Widerſpruch erhebt 
ſich nicht. Wer die Artikel 1 nebſt dem darin be⸗ 
zeichneten Abkommen, 2 und die Ueberſchrift der 
Vorlage annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit. Die Vorlage iſt in drit⸗ 
ter Beratung angenommen. Wer ſie in der 
Schlußabſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt damit endgültig angenommen. Ich rufe 
Punkt 1 b der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über Weltpoſtvereinsverträge. 


— 
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(A) Drucksache Nr. 216 zu Nr. 168. Wer für An⸗ 


nahme des Artikels 1 und der darin genannten 
Verträge iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Wer 
für Annahme des Artikels 2 iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, Artikel 2 iſt 
angenommen. Wer für Annahme der Ueberſchrift 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Die zweite 
Beratung iſt demnach erledigt. Ich rufe die 
dritte Beratung auf. Zur allgemeinen Beſpre⸗ 
chung wird das Wort nicht gewünſcht. Wir kom⸗ 
men zur Abſtimmung. Wer für Annahme des 
Artikels 1 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Wer 
Artikel 2 annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Mehrheit, Artikel 2 iſt ange⸗ 
nommen. Wer die Ueberſchrift annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
die Ueberſchrift iſt angenommen. Wer für An⸗ 
nahme des Geſetzes in der Schlußabſtimmung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. 
Das Geſetz iſt damit angenommen. Ich rufe 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 

ſetzentwurfs über den Weltfunkvertrag. 

Druckſache Nr. 217 zu Nr. 169. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, wir kommen zur Abſtim⸗ 
mung. Wer für Annahme des Artikels 1 mit dem 
darin bezeichneten Vertrag iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Artikel 1 iſt angenommen. Wer für 
Annahme des Artikels 2 iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 


(8) heben. — Das iſt die Mehrheit, Artikel 2 iſt ange⸗ 


nommen. Wer für Annahme der Ueberſchrift iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
die Ueberſchrift iſt angenommen. Damit iſt die 
zweite Beratung erledigt. Ich rufe die dritte Be⸗ 
ratung auf. Zur allgemeinen Beſprechung wird 
das Wort nicht verlangt, ich ſchließe daher die 
Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. 
(Blockabſtimmung!) Es iſt Blockabſtimmung be⸗ 
antragt worden. Widerſpruch höre ich nicht. Wer 
für Annahme der Artikel 1 nebſt Vertrag, Arti⸗ 
kel 2 und der Ueberſchrift dieſes Geſetzentwurfs 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
eit; angenommen. Wir kommen zur Schlußab⸗ 
ſtimmung. Wer die Vorlage in der Schlußab⸗ 
ſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Das iſt die Mehrheit, damit iſt dies 
Geſetz endgültig angenommen. Ich rufe Punkt 1 d 
er Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über den Beitritt Danzigs 
zur Abänderung der Berner Uebereinkunft 
betr. den Arheberſchutz. 

Druckſache Nr. 218 zu Nr. 203. Da Wortmel⸗ 
ungen nicht vorliegen, kommen wir zur Abſtim⸗ 
mung. Wer für Annahme des $ 1 mit der darin 
bezeichneten Uebereinkunft ist, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, § 1 iſt angenom⸗ 
men. Wer für Annahme des $ 2 iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der $ 2 
iſt angenommen. Wer für Annahme der Ueber: 
ſchrift iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 

rehrheit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Da⸗ 
mit iſt die zweite Beratung erledigt. Ich rufe die 
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dritte Beratung auf. Zur allgemeinen Ausſprache (O) 


wird das Wort nicht verlangt, die allgemeine 
Ausſprache iſt geſchloſſen. (Blockabſtimmung! beim 
Zentrum,) Es wird Blockabſtimmung beantragt, 
Widerſpruch höre ich nicht. Wer für Annahme der 
SS 1, 2 und der Ueberſchrift der Vorlage iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; an⸗ 
genommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Wer die Vorlage in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, das Geſetz iſt damit endgültig an⸗ 
genommen. Ich rufe jetzt Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs betr. die Abänderung des 
Branntweinſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr, 211 zu Nr. 204. Das Wort hat der 
Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Warum hat 
man dieſe Vorlage eingebracht? Man will dieſem 
Staat Mittel verſchaffen, um dieſe Ordnung und 
dies Syſtem weiter aufrecht zu erhalten. Dieſe 
Geſetzesvorlage bezweckt alſo, mehr Geld aus der 
werktätigen Bevölkerung einzutreiben. Als ſei⸗ 
nerzeit der Gehl ⸗ Senat hier eine ähnliche Ge⸗ 
ſetzborlage einbrachte, wollte er die Erhöhung der 
Steuerſätze auch nicht etwa, um den Kampf gegen 
den Alkohol aufzunehmen, ſondern nur, um die 
Werktätigen auf Grund dieſes Geſetzes beſſer aus⸗ 
plündern zu können. Damals war die Urſache 
der Geſetzesvorlage die, die Werktätigen auszu⸗ 
beuten. Heute iſt die Urſache genau dieſelbe, 


wenn man auch die Sätze herunterſetzt. Sie mögen (D) 


das widerſpruchsvoll finden. Tatſache iſt aber 
doch, daß Sie Ihre Maßnahmen nicht etwa tref⸗ 
fen, um wirklich den Kampf gegen derartige Er⸗ 
ſcheinungen dieſes Syſtems zu führen, wie den 
Alkohol, ſondern im Gegenteil, Sie benutzen alle 
dieſe Erſcheinungen, um die Werktätigen beſſer 
ausplündern zu können. 

Deshalb iſt unſere Stellungnahme zu dieſer 
Geſetzesvorlage gegeben. Wie wir damals die 
Vorlage des Gehl ⸗ Senats ablehnten, weil fie 
eine ſtärkere Ausplünderung der werktätigen 
Maſſen bezweckte, deshalb lehnen wir auch dieſen 
Geſetzentwurf ab, weil er auch nur eine ſtärkere 
Ausplünderung der Maſſen bezweckt. (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) Es kommt nicht darauf an, ob der 
Einzelpreis für die meiſten geringer oder höher 
iſt, es kommt darauf an, wieviel Millionen Sie 
durch dieſe Steuer aus der werktätigen Bevölke⸗ 
rung herauspreſſen wollen. (Zurufe rechts.) Das 
wollte der Gehl⸗Senat auch. Wenn Sie den alten 
Geſetzentwurf nicht beibehalten, dann nicht etwa, 
weil Sie jetzt die Bevölkerung ſteuerlich entlaſten 
wollen, ſondern weil Sie ſteuerlich nicht das ein⸗ 
bekommen, was Sie erhoffften, deshalb geht die 
Bourgevifie dazu über, ſteuerlich eine Neurege⸗ 
lung zu treffen. Aber mit Ihrem Zwiſchenruf, 
Sie wollen 6 Millionen herausholen, kennzeich⸗ 
nen Sie nur die Tatſache, daß bei den alten 
Steuerſätzen dieſe Summe nicht einkommt. Mit 
Ihren Steuerſätzen wollen Sie jetzt dieſe Summe 
einbekommen. Sie haben ſelbſt erklärt, Sie ſtim⸗ 
men nur dafür, damit der Arbeiter ſeinen Weißen 
trinken und ſeine Sorgen vergeſſen kann. Das 
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Volkstag Danzig — 24.—25. Sitzung. Mittwoch, den 22. April 1931. 


(A) kennzeichnet Sie als Nationalſozialiſtiſche Arbei⸗ namentlichen Abſtimmung über Artikel III. Ich 


8 


— 


terpartei. Sie wollen, daß die Arbeiter ſich noch 
mehr als bisher mit dieſem Gift vergiften; denn 
dann ſind ſie fähiger, auf Ihren Schwindel her⸗ 
einzufallen. Wir wiſſen aber die Arbeiter vom 
Trinken abzuhalten und den Kampf gegen den 
Alkohol aufzunehmen, das heißt auch die Arbei⸗ 
ter Ihrer Schwindelbeeinfluſſung zu entziehen. 
Gerade deshalb führen wir auch den Kampf ge⸗ 
gen den Alkohol. Sie wiſſen ganz genau, daß dieſe 
Frage erſt gelöſt werden kann, wenn die Arbeiter 
ſelbſt die politiſche und wirtſchaftliche Macht in 
die Hand genommen haben. Erſt dann wird der 
Kampf gegen den Alkohol geführt werden. (Zwi⸗ 
ſchenrufe.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Ich beantrage zu dem erſten Artikel 
namentliche Abſtimmung!) Es iſt zu Artikel I 


namentliche Abſtimmung beantragt worden. 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die Unter: 


ſtützung reicht nicht aus. (Abg. Greiſer: Na alſo, 
ſchon blamiert!) Wer für die Annahme des Ar⸗ 
tikels J des Geſetzes iiſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, Artikel I iſt angenom⸗ 
men. (Abg. Plenikowſki: Stimmt nur mit für 
den Weißen! Die Arbeiter ſollen den Weißen 
trinken!) Ich rufe Artikel II auf, eröffne die 
Besprechung und ſchließe fie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer Artikel II annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Artikel II iſt angenommen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Ich beantrage zu Artikel III namentliche 
Abſtimmung!) Zu Artikel III eröffne ich die 
Beſprechung und ſſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Es iſt namentliche Abſtimmung 
beantragt worden. Wird dieſer Antrag unter⸗ 
ſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Wir 
kommen zur namentlichen Abſtimmung. Ich bitte, 
die Plätze einzunehmen und die Karten einzu⸗ 
ſammeln. — Wünſcht noch jemand eine Karte 
abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe 
die Abſtimmung. An ihr haben ſich 34 D. u. H. 
beteiligt. Davon ſtimmten 33 mit Ja, ein Ab⸗ 
geordneter mit Nein. Das Haus iſt beſchluß⸗ 
unfähig Ich beraume die neue Sitzung auf heute 
nachmittag, 16,30 Uhr an mit der Fortſetzung 
der Tagesordnung von heute. f 
(Schluß der Sitzung 16 Uhr 15 Minuten.) 


25. Sigung 
Mittwoch, den 22. April 1931. 
Die Sitzung wird 16 Uhr 35 Minuten durch 


den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Staatsrat Lademann; 


Oberregierungsrat Dr. Hemmen; Oberpoſtrat 
Dr. Eppich. 
Präſident: Ich eröffne die 25. Vollſitzung 


und rufe den Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
jeßentwurfs betr. die Abänderung des 

Branntweinſteuergeſetzes. Fortſetzung. 
Druckſache Ny. 211 zu Nr. 204. Wir kommen zur 


bitte, die Plätze einzunehmen und die Karten 
einzuſammeln. Die namentliche Abſtimmung be⸗ 
ginnt. — Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? (Abg. Jahr gibt noch eine Karte ab. — 
Abg. Plenikowſki: Heute mit der Koalition, wit⸗ 
tern Sie Morgenluft, Herr Hauptmann?) Die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben ſi 
37 D. u. H. beteiligt. (Abg. Plenikowſki: Das 
war der Retter!) Es ſind 36 Ja⸗Stimmen und 
eine Nein⸗Stimme abgegeben.“) Der Artikel III 
iſt ſomit angenommen. Wir kommen zur Ab⸗ 
ſtimmung über die Ueberſchrift. Wer die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt an⸗ 
genommen. Damit iſt die zweite Beratung er⸗ 
ledigt. Wir kommen nunmehr zur dritten Be⸗ 
ratung. Wortmeldungen liegen nicht vor, die all⸗ 
gemeine Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. (Abg. Gaikowſki: Blockabſtim⸗ 
mung!) Es iſt Blockabſtimmung beantragt. Wi⸗ 
derſpruch erhebt ſich nicht. Wer die Artikel I 
bis III und die Aeberſchrift der Vorlage anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, angenommen. Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Entſchließung auf Druckſache Nr. 211. 
Eine Niederſchlagung oder Erſtattung der nach den 
Beſtimmungen des Artikels II des Geſetzes vom 
27. Juni 1930 (G. Bl. 1930, S. 141) erhobenen Brannt⸗ 
weinnachſteuer findet nicht ftatt. Ausnahmen find nur 
zuläſſig, wenn die Gefährdung eines Betriebes nach⸗ 
gewieſen wird, die mit der Herabſetzung der Branntwein⸗ 
ſteuer in Verbindung fteht. Entſcheid 
Senat vorbehalten. 
Wer dieſe Entſchließung annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, die 
Entſchließung iſt angenommen. Wir kommen zur 
Schlußabſtimmung. Wer die Vorlage in der 
Schlußabſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz 
iſt damit endgültig angenommen. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über Weiterbeſtehen des er⸗ 
mäßigten Steuerſatzes bei Errichtung von 


Kapitalgeſellſchaften. 
Das Wort hat 


Druckſache Nr. 209 zu Nr. 181. 
der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Es iſt ber 
merkenswert, daß ſich die anderen Parteien gu 
dieſev Vorlage nicht zum Wort melden. Das iſt 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 37, davon 36 mit Ja, 1 mit Nein. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, 
Heinz Friedrich, Formell, Gaikowski, Greifer, Malsch Höhn, 
Jahr, Frau Kalähne, Kurowski, Lemke, Malſch, Maaß, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schwartz, Schwegmann, Frau 
Dr. Semrau, Sukatus, Dr. Unger, Weiß, Wittenberg, 
von Wnuck. 

Mit Nein ſtimmte: Abg. Dr. Thimm. 7 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Brill, Czarnecki. Fiſcher, G. Friedrich, Gehl, Dr. Hoppenrath, 

oſeph, Kalitzke, Klingenberg, Kloſſowski, Kreft, Kruppke, 
angnau, Lendzion, Frau Malikowski, Mau, Meier, Moritz, 


rau Müller, Plenikowski, Plettner, Raſchke, Rehberg, 
chmidt, Schütz, Senftleben, Serotzki, Spill, Dr. J Strunk, 
Stukowski, Frau Totzki, Weber, Werner. 


ung bleibt dem (D) 


G) zu ſprechen. 


Volkstag Danzig — 25. Sitzung. 


(Plenikowfki, Abgeordneter) 
auch verſtändlich. Die Parteien, die heute in der 
Regierung ſtehen, haben ja dieſe Geſetzesvorlage 
eingebracht und werden deshalb dafür ſtimmen. 
Die Sozialdemokratiſche Partei kann nicht dage⸗ 
gen ſprechen, weil ſie ja das urſprüngliche Geſetz 
mit der Ermäßigung herbeigeführt hat. Aber es 
iſt ſehr intereſſant ‚die Stellungnahme der Natio⸗ 
nalſozialiſten feſtzuſtellen. Herr Abg. Greiſer, ich 
glaube, Sie waren es, der das geflügelte Wort 
vom koddrigen Freiſtaat gebrauchte und erklärte, 
Sie würden das Gegenteil von dem tun, was die 
Sozialdemokraten getan haben. Die Sozialdemo⸗ 
kraten haben ſeinerzeit die Kapitalertragſteuer 
herabgeſetzt und haben dadurch ungefähr eine 
Viertelmillion Steuergelden der beſitzenden 
Klaſſe in den Rachen geworfen. Seinerzeit hat 
der Herr Abg. Hohnfeldt als Vertreter der Na⸗ 
tionalſozialiſten aufs ſchärfſte gegen dieſe Steuer⸗ 
geſetze, die damals von der Sozialdemokratiſchen 
Partei eingebracht waren, proteſtiert. Heute ſtim⸗ 
men Sie dafür. Dies eine Beiſpiel iſt nicht un⸗ 
weſentlich, ſondern weſentlich, weil es ſich um 
Kapitalertragſteuern handelt. Dieſer eine Geſetz⸗ 
entwurf zeigt, daß Sie nicht das Gegenteil deſ⸗ 
ſen tun, was der frühere Senat getan hat, ſon⸗ 
dern nur die Politik des früheren Senats fort⸗ 
ſetzen. (Abg. Greiſer: Davon verſtehen Sie 
nichts!) Sie haben vor einigen Tagen in Pe⸗ 
tershagen eine Verſammlung abgehalten und 
mußten ſich von einem einfachen Arbeiter ſagen 
laſſen, daß Sie zu dumm wären, um über Politik 
(Abg. Greiſer: In Petershagen?) 
Wo Sie einen Arbeiter über eine Stunde lang 
reden laſſen mußten, weil Sie nicht eine ganze 
Menge Ihrer Knüppelgarde hinter ſich hatten. 
(Abg. Greiſer: Ich laſſe die Diskuſſionsredner 
ſo lange reden, wie es mir paßt, kümmern Sie 
ſich um Ihre Verſammlungen!) Ob Sie erklä⸗ 
ren, daß wir von der Sache nichts verſtehen, iſt 
belanglos. Hauptſache iſt, daß es die Bevölkerung 
draußen verſteht, daß wir im Recht ſind, die 
evölkerung und auch Ihre Parteigenoſſen, die 
oben ſitzen und vielleicht ehrlich verſuchen, den 
Weg aus Elend und Not zu finden. Dieſen 
Ihren Leuten werde ich an Hand dieſer einen 
Tatſache Ihre Politik beleuchten, die Politik, die 
von einem Ihrer früheren Genoſſen, von Alter, 
auch als reaktionäy gebrandmarkt worden iſt. 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) O nein, wir ſtellen 
uns auch mit Stennes nicht auf eine Stufe. 
(Abg. Greiſer: Aber mit Scheringer!) Jawohl, 
mit Scheringer durchaus! Vor einigen Monaten 
erklärten Sie den Stennes nicht für eine Motte. 
a war er hier und nahm die Parade ab. Da 
ſtellten Sie ſich noch ſtramm vor Stennes hin. 
Damals war Stennes noch keine Motte und jetzt 
ft er eine Motte. Aber Stennes it Nebenſache, 
er iſt Nebenſache ‚Die Hauptſache iſt das, was 
ie inbezug auf Ihre Politik zum Ausdruck brin⸗ 
1 Da ſtimmt es durchaus, daß Sie eine reak⸗ 
Greiſer 1 betreiben. (Zwiſchenrufe des Abg. 


Präſident: Ich bitte, den Redner nicht an⸗ 
dauernd zu unterbrechen. 5 


Mittwoch, den 22. April 1931. 477 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 
erklären, daß Ihre Leute unglaubwürdig ſind, 
umſo beſſer, dann haben Stennes, Alter und wie 
die Kadetten alle heißen, vorher auch geſchwin⸗ 
delt, das müſſen Sie doch zugeben. Oder ſind ſie 
jetzt erſt unglaubwürdig geworden? Aber wenn 
die Leute unglaubwürdig geworden ſind, laſſen 
wir Tatſachen ſprechen. Das Geſetz, das ſeinerzeit 
von den Sozialdemokraten eingebracht wurde, 
war das erſte Steuergeſetz, das der Marxiſt Kam⸗ 
nitzer dem Volkstag vorlegte. Das war das erſte 
Steuergeſetz, das die Anterſchrift des Marxiſten 
Kamnitzer trug. (Abg. Greiſer: Sie ſind doch auch 
Marxiſt!) Aber vergeſſen Sie nicht, Marxiſt in 
Anführungsſtrichelchen. Dies Geſetz brachte allein 
eine Herabſetzung der Steuereinnahmen aus der 
Geſellſchaftsſteuer um 170 000 Gulden, eine Her⸗ 
abſetzung der Steuerſätze bei der Börſenumſatz⸗ 
ſteuer, eine Herabſetzung der Steuerſätze bei der 
Wertpapierſteuer uſw., alſo eine Herabſetzung der 
Steuerſätze, die Sie in Ihrer Propaganda immer 
erhöht wiſſen wollten. Das war es, was Sie als 
rote Mißwirtſchaft bezeichneten, daß man auf der 
einen Seite Maſſenſteuern erhebt, denken Sie an 
die Beförderungsſteuer, (Abg. H. Friedrich: And 
Schulden macht!), da haben Sie recht, und auf 
der anderen Seite Kapitalſteuern herabſetzt. Das 
war rote Mißwirtſchaftspolitik. (Abg. 9. Fried⸗ 
rich: Das mußten alſo ſogar die roten Parteien!) 
Aber Sie ſetzen jetzt dieſe Politik fort. 

Sie müſſen doch zugeben, was bezweckt dieſe 
Geſetzesvorlage? Die Verlängerung der Steuer⸗ 
maßnahmen, die von der Gehl⸗Koalition ſeiner⸗ 
zeit durchgeführt worden ſind. Was bedeutet das? 
Das bedeutet einen weiteren Steuerausfall. 
(Abg. Greiſer: Sind wir in der Schule?) Mit 
derartigen Lächerlichkeiten werden Sie den Wert 
dieſer Ausführungen durchaus nicht abſchwächen 
können. Man kann es verſtehen, daß es den Na⸗ 
tionalſozialiſten ſehr unangenehm iſt, wenn dieſe 
Feſtſtellung hier gemacht wird, ganz beſonders 
dem Herrn Abg. Greiſer, der ja erklärte, wenn er 
es will, ſteht die ganze Parlamentsmaſchine ftill. 
Laſſen Sie doch jetzt die Paxlamentsmaſchine 
ſtillſtehen, wo es gilt, den jüdiſchen und chriſtli⸗ 
chen Börſenjobbern und Kapitalſchiebern jedes 
Jahr eine weitere Viertelmillion in den Rachen 
zu werfen. Laſſen Sie doch jetzt die Parlaments⸗ 
maſchine ſtillſtehen. Sie denken nicht daran. 
(Zwiſchenrufe rechts und links.) Damals mußten 
Sie die Parlamentsmaſchine ſtillſtehen laſſen, um 
Ihre 15 Gulden Diäten zu retten. (Abg. Mau: 
Die Leute ſind ziemlich laut da drüben! Der 
Präſident ſcheint das nicht zu hören! — Zuruf 
des Abg. Greiſer.) Aber heute, wo es gilt, den 
Kapitaliſten eine Viertelmillion an Steueraus⸗ 
fällen in den Rachen zu werfen, heute laſſen Sie 
die Parlamentsmaſchine arbeiten, und zwar ſehr 
fleißig. Ich glaube nicht, daß Sie ſich irgendwie 
mit dieſer Materie beſchäftigt haben. Wenn Sie 
das getan hätten, dann würde der eine oder an⸗ 
dere Ihrer Abgeordneten, Sie haben ja auch einige 
Stennes⸗Leute darunter ſitzen, vielleicht nach 
außen hin verſuchen ... (Zuruf des Abg. Grei⸗ 


ſer.) Soll ich Namen nennen? (Abg. Greiſer: 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 

Jawohl!) Na, ich werde die Namen heute noch 
nicht nennen. Die werden in der nächſten Zeit 
in der Preſſe veröffentlicht werden, genau wie 
der Name Alter veröffentlicht iſt. (Abg. H. 
Friedrich: Jetzt kann er nicht weiter!) Ich kann 
ſehr gut weiten. (Abg. Greiſer: Alſo in der 
nächſten Sitzung werden Sie ſie nennen!) Nein, 
das wird die Preſſe dann ſchon erklärt haben. 
(Abg. H. Friedrich: Machen Sie Schluß!) Ich 
mache Schluß, wenn ich Schluß machen will. 
(Zwiſchenrufe.) 8 f 

Damit geben Sie zu, daß Sie ein Intereſſe 
haben, daß dies Geſetz, das ein fetter Brocken 
für die Kapitaliſten iſt, möglichſt ſchnell verab⸗ 
ſchiedet wird. Wenn Sie ſich mit dieſer Materie 
etwas beſchäftigt hätten, müßten Sie feſtſtellen, 
daß ſeinerzeit ein Steuerausfall von weit mehr 
als einer Viertelmillion allein durch die Herab⸗ 
ſetzung der Steuerſätze bei der Geſellſchaftsſteuer 
eingetreten iſt und ein Steuerausfall bei der 
Herabſetzung der Steuerſätze bei der Wertpapier⸗ 
ſteuer. (Abg. H. Friedrich: Und wenn die Ge⸗ 
ſellſchaften nach Gdingen gehen, iſt gar nichts 
da!) Dieſelbe Begründung haben damals die 
Sozialdemokraten gegeben. Damals ſchwiegen 
Sie. Sie ſprechen auch heute nicht, damit es 
nicht ſtenographiſch feſtgelegt wird, daß Sie die⸗ 
ſelbe Sache machen wie ſeinerzeit die Sozialdemo⸗ 
kraten, daß Sie keine andere Politik führen, als 
ſeinerzeit der Gehl⸗Senat. Sie fürchten ſich, daß 
das feſtgelegt wird. Da Sie aber Zwiſchenrufe 
machen und dieſe auch feſtgelegt werden, werden 
wir feſtſtellen, daß Sie dieſelbe Politik treiben 
und bereit ſind, dieſelbe Begründung zu geben, 
wie ſeinerzeit die Sozialdemokraten. Der Abg. 
Fooken hat nämlich damals, als dies Geſetz hier 
beraten wurde, das war im Februar 1929, alſo 
vor zwei Jahren, erklärt, um dies Geſetz den Ar⸗ 
beitern ſchmackhaft zu machen: „Wir haben eine 
mittelbare Veranlaſſung dadurch, daß hier die 
Möglichkeit geſchaffen werden ſoll, Kapital und 
Arbeit hereinzubringen.“ Das erklärte damals 
der Sozialdemokrat Fooken. Wir ſind durchaus 
nicht grundſätzlich für ein derartiges Geſetz, aber 
um Kapital und Arbeit nach Danzig zu bringen, 
vor allen Dingen, ſo führte er auch in ſeiner 
Rede aus, um der polniſchen Konkurrenz ent⸗ 
gegenzutreten, deshalb geben wir dieſem Geſetz 
unſere Zuſtimmung. 

Heute erklären Sie (zu den Nationalſozia⸗ 
liſten) dasſelbe. Wollen Sie angeſichts dieſer 
Tatſachen noch behaupten, daß Sie heute eine an⸗ 
dere Politik treiben, als ſie der Gehl⸗Senat be⸗ 
trieben hat? Es iſt genau dieſelbe Politik: Be⸗ 
laſtung der werktätigen Maſſen, Entlastung des 
Kapitals und der beſitzenden Klaſſe. Das iſt die 
Politik, die Sie treiben. Was ſagte der Abg. 
Hohnfeldt ſeinerzeit zu dieſem Geſetz? Er er⸗ 
klärte: „Wenn es heute möglich iſt, daß jemand 
bei einem börſenmäßigen Gewinn von über 


1 Million innerhalb vier Monaten einkommen⸗ 
ſteuerfrei iſt, keinen Pfennig bezahlt, dann ſage 
ich, iſt es ein Trauerſpiel, daß man der arbei⸗ 
tenden Bevölkerung das Geld ſofort vom Lohn 
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abzieht, und daß man von den Gewerbetreiben⸗ 
den das Geld durch den Gerichtsvollzieher holen 
läßt.“ Der Abg. Hohnfeldt erklärte ſchon damals, 
es ſei ein Skandal, derartige Geſetze vorzulegen. 
— Zu gleicher Zeit zieht man aber dem Arbei⸗ 
ter von ſeinem niedrigen Einkommen durch 
Steuern eine ganze Menge ſeines Einkommens 
ab. — Nur daß Sie dieſen Steuerabzug jetzt 
durch die Kopfſteuer weſentlich vergrößert haben. 
D. h. heute herrſcht ein größeres Trauerſpiel. 
(Abg. Heinz Friedrich: Es handelt ſich hier nicht 
um die Börſenumſatzſteuer!) Augenblick, mein 
lieber Herr! Es handelt ſich bei dieſen Maßnah⸗ 
men um die Fortſetzung der Politik bei der Ge⸗ 
ſellſchafts- und der Wertpapierſteuer. Aber die 
Maßnahmen des Senats in Bezug auf die Bör⸗ 
ſenumſatzſteuer halten Sie aufrecht. Da haben 
Sie keine Abänderung getroffen, d. h., der Zu⸗ 
ſtand, den der Abg. Hohnfeldt in Bezug auf die 
Börſengewinne charakteriſiert hat, iſt vorhanden. 
Sie haben ihn trotz Ihres Volldampfes nicht be⸗ 
ſeitigt. Wir haben den Zuſtand, daß jemand 
durch Börſengeſchäfte innerhalb weniger Monate 
Millionen verdienen kann und ſteuerfrei bleibt. 
Dieſe Leute faſſen Sie nicht an. Aber auf der 
andern Seite haben Sie den Lohnabzug, den 
Steuerraub bei der werktätigen Bevölkerung un⸗ 
geheuerlich verſchärft. Jawohl, durch die Neger⸗ 
ſteuer, wie Sie es durch einen Zwiſchenruf kenn⸗ 
zeichneten. Das iſt bezeichnend für Ihre Politik. 

Wir werden deshalb dieſer Politik und die⸗ 


ſem Ziehm⸗Senat denſelben ſcharfen Kampf nicht (D) 


nur anſagen, ſondern ihn ſo führen, wie wir ihn 
gegen die Gehl⸗Koalition geführt haben, gegen 
die Mißwirtſchaft, die darin beſteht, daß man die 
Werktätigen für die Satten, Reichen, die Kapita⸗ 


— 


liſten ausplündert. Dieſelbe Politik betreiben Sie. 


Sie werden deshalb von Ihren eigenen Anhän⸗ 
gern noch einmal die Quittung bekommen. 
(Bravo!) 

Vizepräſident Gaikowski: Die Beſprechung it 
geſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmnug über 
Artikel I der Druckſache Nr. 181. (Abg. Pleni⸗ 
kowski: Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) 
Wird dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unter⸗ 
ſtützung reicht nicht aus. Wer für Artikel I iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke; angenommen. 
Ich rufe Artikel II auf und darf wohl annehmen, 
daß er mit der gleichen Mehrheit angenommen 
iſt. (Gegenprobe! bei den Kommuniſten!) Sie 
verlangen Gegenprobe? Wer gegen die Annahme 
des Artikels II iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Jetzt 
ſteht die Minderheit. Damit iſt Artikel II an⸗ 
genommen. Ich rufe Artikel III auf. Da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen, darf ich wohl anneh⸗ 
men, daß er angenommen iſt. Es iſt ſo beſchloſ⸗ 
fen. Wer die Aeberſchrift annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, an⸗ 
genommen. Damit iſt die zweite Beratung er⸗ 
ledigt. Wir kommen zur dritten Beratung. (Abg. 
Weiß: Blockabſtimmung!) Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
gen vorliegen. Es iſt Blockabſtimmung beantragt 
worden. (Abg. Raſchke: Wir widerſprechen!) Der 


C) 


(A) Blockabſtimmung wird widerſprochen. 


(Vizepräſident Gaikowski) 

Wer für 
Artikel I iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe, — (Abg. Raſchke: End⸗ 
lich hat er kapiert! — Heiterkeit.) Zuerſt ſtand 
die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich 
darf wohl ohne beſondere Abſtimmung die An⸗ 
nahme des Artikels II mit der gleichen Mehr⸗ 


heit feſtſtellen. Es iſt jo beſchloſſen. Artikel III 


— mit derſelben Mehrheit angenommen. Wer 
die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
(Abg. Plenikowski: Unerhörter Skandal!) Zu: 
erſt ſtand die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt ange⸗ 
nommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Wer dieſem Geſetzentwurf in der Schlußabſtim⸗ 
mung zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit. Damit iſt das Geſetz 
verabſchiedet. Ich rufe Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs über einen Notzuſchlag zur 
Vermögensſteuer. — Urantrag des Abg. 
Brill u. Fr. 

Druckſache Nu. 207 zu Nr. 34. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe fie, da keine Wortmel- 
dungen vorliegen. Ich rufe § 1 auf. Ich eröffne 
die Ausſprache und ſchließe fie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wer § 1 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, abgelehnt. Wer § 2 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 


(B) probe. — Zuerſt ſtand die Minorität, § 2 iſt 


abgelehnt. Ich rufe S 3 auf. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer § 4 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 8 4 
iſt abgelehnt. Wer die Ueberſchrift annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Ich bitte um die 
Gegenprobe. Zuerſt ſtand die Minorität, die 
Ueberſchrift iſt abgelehnt. Der Geſetzentwurf iſt 
ſomit abgelehnt und endgültig erledigt. Ich rufe 
Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung eines Ge⸗ 
ſetzentwurfs zur Abänderung des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes. — Urantrag des Abg. 
Brill u. Fr. — 

Druckſache Nr. 208 zu Nr. 35. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer Artikel 1 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, Ar⸗ 
tikel 1 abgelehnt. Ich rufe Artikel 2 auf. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wer Artikel 2 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, Artikel 2 iſt abgelehnt. Wer 
Artikel 3 annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt 
ſteht die Mehrheit, Artikel 3 iſt abgelehnt. Ich 
rufe die Ueberſchrift auf. Wer fie annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben — Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. — Die Aeberſchrift iſt abgelehnt. Da⸗ 
mit iſt dieſer Geſetzentwurf in zweiter Leſung 
abgelehnt und endgültig erledigt. Ich rufe 


Punkt 5 der Tagesordnung auf: 
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Bericht des Steuerausſchuſſes über den 

Antrag des Abg. Plenikowfki u. Fr. auf 

Vorlage verſchiedener Steuergeſetze. 
Druckſache Nr. 206 zu Nr. 3. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat Herr Abg. Raſchke. 
(Abg. Plenikowſki: Ihre Steueranträge aus dem 
Reichl) 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Steuer⸗ 
ausſchuß hat folgenden Antrag der Kommuniſti⸗ 
ſchen Fraktion abgelehnt: 

1. eine Sonderbeſteuerung für die Millionäre, welche 
alle Vermögen über 500000 Gulden einer einmaligen 
Steuer in Höhe von 20 v. H. unterwirft, 

eine Beſteuerung der Dividenden und ſonſtigen 
ausgeſchütteten Gew inne bei gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen in Höhe von 20 v. H. der Ausſchüttungen, 
3. eine Sonderſteuer auf die Aufſichtsratstantiemen und 
ähnliche Vergütungen in Höhe von 20 v. H., 

eine Sonderſteuer für die Einkommen über 50 000 
Gulden jährlich in Höhe von 20 v. H. des Einkommens. 
Dieſer Antrag iſt im Steuerausſchuß abgelehnt 
worden, und zwar mit Hilfe der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Arbeiterpartei. Und doch iſt es ein 
Antrag, der von derſelben Partei im Reichstag 
geſtellt wurde. Seine Ablehnung löſte die hellſte 
Empörung bei den Nationalſozialiſten aus. 
(Abg. Heinz Friedrich: Sie haben doch geſchla⸗ 
fen!) Ich weiß, daß die Herren Rechtsanwälte 
eine Eigenſchaft haben, die darin beſteht, daß 
ſie ſchlafen. Wenn Sie hier meinen, daß ich 
ſchlafe, oder daß wir ſchliefen, dann haben Sie 
ſich geirrt. Sie wollten damit ſagen, daß Sie 
Das iſt allerdings richtig. Jeder, der 
ſich mit Politik beſchäftigt, weiß, daß dieſe An⸗ 
träge in Deutſchland abgelehnt wurden und da⸗ 
her nicht durchgeführt werden. Bei Ihrer Par⸗ 
tei entſtand über die Ablehnung die hellſte Em⸗ 
pörung. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Sie glau⸗ 
ben, hier in Danzig das ablehnen zu müſſen, was 
Ihre Freunde in Deutſchland beantragt haben. 
(Zwischenrufe der Abg. Greiſer und Plenikowfki.) 
Sie ſcheuen ſich nicht, (Abg. Plenikowſki: Sie 
werden allmählich verkümmern, bis Sie ganz ver⸗ 
kümmert find!) die Aermſten der Armen nicht 
nur verstärkt zu beſteuern, ſondern auch derart 
mit Ihren Geſetzen und Verordnungen zu ſchika⸗ 
nieren, daß ſelbſt dem ruhigſten Arbeiter die 
Galle überlaufen kann. Sie dürfen ſich das aller⸗ 
dings erlauben, weil Sie einmal Ihre Knüppel⸗ 
horde hinter ſich haben und zum andern die Po⸗ 
lizei. (Abg. H. Friedrich: Arbeiter!) Es find 
leider Arbeiter bei Ihnen, die in Ihren Klauen 
ſo feſt ſind. Sie werden aber den Mut haben, 
ſich zu entfeſſeln, und Sie können beſtimmt da⸗ 
mit rechnen, daß je länger Sie dieſe Politik trei⸗ 
ben, je mehr ſich die Arbeiter von Ihnen abwen⸗ 
den werden. (Abg. Greiſer: Das merken wir je⸗ 
den Tag!) Die Elemente, die Sie zum Nieder⸗ 
knüppeln der Arbeiter benutzen, ſind danach, 
A la Skibbe und Genoſſen. Die ehrlichen Arbei⸗ 
ter bei Ihnen ringen noch mit ſich, wohin ſie 
ſich wenden ſollen. Aber je länger die Sache 
dauert, um ſo ſchneller werden ſie zu der Er⸗ 
kenntnis kommen, daß Sie genau ſolche Verrräter 
an der Arbeiterklaſſe find wie die S. P. D. Das 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

wird die Arbeiterſchaft, die ſich in Ihren Rei⸗ 
hen befindet, ſehr ſchnell erkennen. Sie muß es 
auf Grund Ihrer Maßnahmen, die Sie durchfüh⸗ 
ren, einſehen. Sie ſcheuen es auf der einen 
Seite, den Beſitz anzugreifen. Sie lehnen alle 
Anträge ab, die dahin zielen, den Beſitz ſtärker 
zu den Unkoſten des Staates heranzuziehen. Der 
letzte Tagesordnungspunkt hat mit aller Deut⸗ 
lichkeit bewieſen, daß Sie dem Kapital gegenüber 
das größte Entgegenkommen zeigen und ihm die 
größten Erleichterungen bringen. (Abg. Greiſer: 
Dem ſchaffenden Kapital, ſehr richtig!) Nicht nur 
dem ſchaffenden, ſondern dem raffenden! (Abg. 
Greiſer: Sie haben keine Ahnung, was der Un⸗ 
terſchied iſt!) In unſerm Antrag iſt geſagt, daß 
die Millionäre beſteuert werden ſollen. Glau⸗ 
ben Sie, daß ſich die Millionäre nur unter den 
raffenden Kapitaliſten befinden? (Abg. Greiſer: 
Nein, aber bei der K. P. D. als Geldgeber!) Sie 
irren Herr Greiſer! Sie lehnen dieſen Antrag 
ab, weil ſich dieſe Millionäre bei Ihnen befin⸗ 
den. (Abg. Greiſer: Sehr richtig!) Es iſt doch 
eine hirnverbrannte Agitation, wenn Sie ſagen, 
bei uns ſitzen die Millionäre und wenn Sie 
ihnen dann nicht das Einkommen ſtärker be⸗ 
ſteuern. Wenn die Sache ſo wäre, wäre das doch 
die einzig richtige Politik, die Sie betreiben kön⸗ 
nen, um die Millionäre zu beſteuern. Aber weil 
die Leute bei Ihnen ſitzen, weil ſie einen großen 
Teil ihres Vermögens in Ihre Agitation hinein⸗ 
ſtecken, (Abg. Greiſer: Sehr richtig!) weil ſie da⸗ 
für bezahlen, daß die Arbeiter niedergeknüppelt 
werden, deshalb dürfen Sie dieſe Leute nicht be⸗ 
ſteuern. (Abg. Greiſer: Ich wundere mich, daß 
es in Danzig noch Erwerbsloſe gibt!) In dem 
Moment, wo Sie die Steuer für die Beſitzenden 
erhöhen, können Sie keine Agitation mehr trei⸗ 
ben und müſſen ſich lediglich auf die Groſchen 
ſtützen, die von Ihren Parteianhängern zuſam⸗ 
mengetragen werden, genau ſo, wie wir bei un⸗ 
ſerer Agitation nur auf die Arbeitergroſchen rech⸗ 
nen können, die die Arbeiter uns zu dieſem Zweck 
zur Verfügung ſtellen. Aber Sie bekommen 
Hunderttauſende. (Abg. Plenikowſki: Was koſtet 
das Auto, das Sie jetzt durch einen Juden kau⸗ 
fen? Ein Jude war der Vermittler! 24 000 G. 
haben Sie bezahlt, das kann eine Arbeiterpartei 
nicht! — Abg. Greiſer: Noch 5000 mehr! — Abg. 
Plenikowſki: Die hat der Vermittler bekommen! 
Wollen Sie den Namen wiſſen? Ein Jude iſt 
der Vermittler für die Judenfreſſer geweſen!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Raſchke, 
Sie haben das Wort. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Was Sie ſich 
auf dem Gebiet der Unterdrückung und Ausbeu⸗ 
tung in der kurzen Zeit geleiſtet haben, darüber 
iſt die Oeffentlichkeit vollſtändig orientiert. Der 
Abbau der Erwerbsloſenuntepſtützung, die Zwangs⸗ 
und Sklavenarbeit iſt doch ein Produkt Ihrer 
Politik. (Abg. Plenikowſki: Sehr gut!) Sie 
ſind es doch, die das eingeführt haben und den 
größten Wert darauf legen, daß das konſequent 
und brutal durchgeführt wird. Alle Ihre Maß⸗ 
nahmen, die Sie bis jetzt getroffen haben, gehen 
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lediglich darauf hinaus, die werktätige Bevölke⸗ (O) 


rung zu knebeln und ſie nicht zu ihrem Recht kom⸗ 
men zu laſſen. Herr Friedrich, ich glaube, Sie 
haben den Auftrag, immer recht viele Zwiſchen⸗ 
rufe zu machen. Vielleicht reagieren Sie auch 
auf das, was jetzt kommt, weil Sie ſolch ein 
„wunderbarer“ Rechtsvertreter ſind. 

Die von Ihnen unterſtützte Regierung hat 
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes eine Ver⸗ 
ordnung herausgegeben, die eine Abänderung der 
Strafprozeßordnung bringt, und zwar iſt die Ab⸗ 
änderung ſo gehalten, daß es heute einem Ange⸗ 
klagten nicht mehr möglich iſt, den Wahrheitsbe⸗ 
weis für ſeine Unſchuld anzuführen. (Abg. H. 
Friedrich: Davon verſtehen Sie nichts!) Sie müſ⸗ 
ſen nicht zu früh Zwiſchenrufe machen. Ich will 
gleich nachweiſen, daß Sie davon nichts verſtehen, 
weil Sie Rechtsanwalt ſind. Es heißt nämlich 
in der Verordnung, zu Ihrer Entſchuldigung will 
ich annehmen, daß Sie das noch nicht geleſen 


haben, die vom Senat herausgegeben iſt: „In 
den Verhandlungen vor dem Amtsrichter und 
dem Schöffengericht, die einen Uebertritt, ein 


Verbrechen der im § 24 Ziffer 3a bis ce des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Art betref⸗ 
fen, beſtimmt das Gericht den Umfang der Be⸗ 
weisaufnahme, ohne hierbei durch Anträge, Ver⸗ 
zichte oder frühere Beſchlüſſe gebunden zu ſein. 
(Abg. H. Friedrich: Davon verſtehen Sie nichts!) 
Wenn Sie ſagen, daß ich davon nichts verſtehe, 
ſo wollen Sie mit dieſem Zwiſchenruf nur Ihre 
Dummheit verdecken. 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Raſchke, 
ſolche Ausführungen bitte ich hier im Volkstag 
zu unterlaſſen. a 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): 


Jeder den⸗ 


(D) 


kende Menſch verſteht den Sinn dieſer Verord⸗ N 


nung und weiß, daß die Beweisaufnahme in die 
Hände des Gerichts gelegt iſt. Wenn es jetzt ſo 
gehandhabt werden ſoll, dann wird ſich das in 
erſter Linie wieder gegen die werktätige Bevölke⸗ 
rung auswirken. Die Anträge der Herren von 
der Nazipartei, die die Arbeiter überfallen und 
ſich hinterher als die Ueberfallenen hinſtellen, 
werden in jedem Fall vom Gericht anerkannt 
werden. Da werden die notwendigen Beweis⸗ 
anträge zugelaſſen werden. Aber derjenige Ar⸗ 
beiter, der den Gegenbeweis antreten will, der 
Zeugen dafür namhaft machen will, daß er nicht 
dabei geweſen iſt, daß er ſich nur der Angriffe 
erwehrt hat, fällt rückſichtslos unter den Tiſch. 
Wir haben auf Grund dieſer Verordnung ſchon 
erleben müſſen, daß die Anträge der Arbeiter 
vom Gericht einfach abgelehnt wurden, daß die 
Entlaſtungszeugen nicht geladen und vernommen 
wurden. So verſuchen Sie mit allen Mitteln der 
werktätigen Bevölkerung das Recht zu rauben. 
Im Intereſſe des Kapitals beuten Sie die werk⸗ 
tätige Bevölkerung auf das unverſchämteſte aus. 
Die Einführung der Kopfſteuer, der Abbau 
der Erwerbsloſenfürſorge, den ich ſchon angeführt 
habe, alle dieſe Maßnahmen ſind dazu angetan, 


um dem raffenden Kapital das zu bieten, was 


(A 


— 


Volkstag Danzig — 25. Sitzung. Mittwoch, den 22. April 1931. 


(Raſchke, Abgeordneter) 

es unbedingt braucht. Wir ſind darüber klar, 
daß der Kapitalismus zuſammenbrechen muß, 
wenn ihm nicht hier und dort Gelegenheit gege⸗ 
ben wird, ſeinen Zuſammenbruch aufzuhalten. 
Das iſt Ihre Aufgabe, (zu den Nationalſozia⸗ 
lſiſten!) indem Sie die Geſetze jo geſtalten, daß 
ſie ſich lediglich gegen die werktätigen Schichten 
auswirken. Die werktätigen Schichten erkennen 
bereits mit aller Deutlichkeit, daß Ihre Politik, 
die Sie hier im Volkstag und außerhalb des 
Volkstages treiben, allein im Intereſſe der Be⸗ 
ſitzenden durchgeführt wird. Sie wenden ſich des⸗ 
halb von Ihnen ab, und nur der Terror, der von 


„Ihrer Seite mit Unterſtützung der Polizei durch⸗ 


| 


geführt wird, gibt Ihnen noch Gelegenheit, vor 
die Oeffentlichkeit zu treten. Es müßte Sie doch, 
wenn Sie Arbeiterpartei ſein wollten, ſehr be⸗ 
ſchämen, wenn hinter 50 Ihrer Anhänger 300 
Schutzpolizeibeamte zum Schutz hergehen müſſen. 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Wir haben es nicht 
nötig, uns von der Polizei beſchützen zu laſſen, 
wenn wir unſere Verſammlungen oder unſere 
Demonſtrationen durchführen. (Abg. Greijev: 
Weil ſowieſo keiner hinkommt!) Das allein be⸗ 
weiſt, wes Geiſtes Kind Sie ſind, wenn ſich der 
geringſte Ihrer Anhänger von zwei bis drei 
Schutzpolizeibeamten nach Hauſe begleiten läßt. 
Wenn Sie dieſen Antrag, der lediglich die be⸗ 
ſitzende Klaſſe trifft, ablehnen, Sie haben ihn ja 
bereits abgelehnt, dann wird das der werktäti⸗ 
gen Bevölkerung erneut zeigen, welche Intereſ⸗ 
ſen Sie vertreten. Es wird der werktätigen Be⸗ 
völkerung immer mehr zur Erkenntnis kommen, 
daß ſie im November nicht Arbeitervertreter, ſon⸗ 
dern Arbeiterverräter gewählt hat. Die Quit⸗ 
tung werden Sie in allernächſter Zeit dafür er⸗ 
halten. (Bravo! bei den Kommuniſten.) 
Vizepräſident Gaikowſki: Die Beſprechung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. In Drucksache Nr. 206 liegt der Bericht 
des Ausſchuſſes vor. Wir müſſen poſitiv abſtim⸗ 
men und ſtimmen daher über die Druckſache Nr. 3 
ab. (Abg. Plenikowſki: Win beantragen, über 
die Punkte 1, 2, 3 und 4 geſondert abzuſtimmen!) 
Es iſt beantragt worden, daß über 1, 2, 3 und 4 
geſondert abgeſtimmt wird. Nach § 72 unſerer 
Geſchäftsordnung kann jeder Abgeordnete die 
Teilung der Frage beantragen. Ueber die Zu⸗ 
läſſigkeit der Teilung entſcheidet der Volkstag. 
Ich laſſe darüber abſtimmen, Herr Abg. Pleni⸗ 
kowski, ob Ihr Antrag angenommen wird. Wer 
den Antrag des Herrn Abg. Plenikowski anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Der Antrag iſt abgelehnt. 
Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung über 
den Antrag in Druckſache Nr. 3, unterſchrieben 
von Herrn Abg. Plenikowski und den übrigen 
Mitgliedern der Kommuniſtiſchen Fraktion. Wer 
dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt 
ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
(Zuruf des Abg. Greifer.) Bevor ich den näch⸗ 
ſten Punkt der Tagesordnung aufrufe, muß ich 
folgenden Antrag bekanntgeben, der den Abge⸗ 
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ordneten in Druckſache Nr. 222 auf den Tiſchen 

zugeſtellt worden iſt: 
Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen 
die Beratung des Antrages Druckfache Nr. 165 
„Aufhebung des Demonſtrationsverbotes“ und die Be⸗ 
ſprechung der Großen Anfrage Nr. 8, Druckfache Nr. 198 
Ueberfälle der Nationalſozialiſten“ (Punkt 6 und 6a der 
Tagesordnung vom 22. April 1931) auf vier Wochen 

zu verſchieben. 


Philipſen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnat. Fraktion 
Dr. Unger 
u. d. übr. Mitgl. der Fraktion des Blocks d. nat. Samml. 


Poſack 
und die übrigen Mitglieder der Zentrums. 

Ich laſſe darüber abſtimmen. Wer für die⸗ 
ſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
danke, das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen und damit beſchloſſen, daß die Punkte 
6 und 6a von der heutigen Tagesordnung abge⸗ 
ſetzt werden. (Abg. Plenikowſki: Das nennt ſich 
Volkstag, ein unerhörter Skandal, ein Saftladen 
iſt es, aber kein Volkstag!) Es hat im Aelteſten⸗ 
ausſchuß Uebereinſtimmung darüber geherrſcht, 
daß die Punkte 7 und 8 der Tagesordnung zu 
gleicher Zeit aufgerufen und zur Beratung geſtellt 
werden ſollen. Die Abſtimmung wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nachher getrennt erfolgen. Ich rufe die 
Punkte 7 und 8 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Rentnergeſetzes. 
— Arantrag der Abg. Frau Kalähne, Dr. 
Thimm, Dr. Semrau, Dr. Unger u. Fr. — 

Druckſache Nr. 195. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Fürſorge für Zivilblinde. — Aran⸗ 
trag des Abg. Moritz u. Fr. 

Druckſache Nr. 210. Das Wort hat Frau Abg. 
Kalähne. (Geiſtiger Diebſtahl! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Kalähne, Frau Abgeordnete D. Nat.): M. 9. 
u. D.! Meine Partei begrüßt es, daß es endlich 
möglich iſt, dem Volkstag ein Rentnergeſetz vor⸗ 
zulegen, das die traurige Lage der Kleinrentner 
etwas erleichtert. (Zuruf des Abg. Plenikowſfki.) 
Wir wiſſen ganz genau, daß dies Geſetz nur ein 
Notbehelf iſt, und wir wünſchten, daß es möglich 
wäre, ein Geſetz einzubringen, das die Lage die⸗ 
ſer Kreiſe ſo lindert, wie wir es für notwendig 
erachten und wie es um dieſer Kreiſe willen un⸗ 
bedingt notwendig wäre. Wenn das nicht mög⸗ 
lich geweſen iſt, ſo iſt daran allein die ſchwere 
Finanzlage unſeres Staates ſchuld. Dies Geſetz 
ſoll helfen und ſoll dem Staat andererſeits keine 
Mehrkoſten verurſachen. Dieſe beiden Grundbe⸗ 
dingungen zu vereinen, iſt natürlich nicht leicht. 
Manche im Geſetz vorhandenen Mängel laſſen ſich 
dadurch erklären, daß keine vermehrten Ausga⸗ 
ben erwachſen dürfen, ſonſt wäre ein Zuſtande⸗ 
kommen vielleicht überhaupt gefährdet geweſen. 
Die Vorteile, die das Geſetz gegenüber dem Zu⸗ 
ſtand bringt, wie er heute beſteht, der ja noch 
auf dem Geſetz vom März 1923 begründet iſt, ſind 
vor allen Dingen die, daß der Wunſch der Rent⸗ 
ner, einen Rechtsanſpruch auf Verſorgung zu 
haben, erfüllt iſt und daß ſie aus der Fürſorge 
herausgehoben ſind. Weiter iſt ein Vorteil der, 
daß ein Rückgriff auf das Vermögen nicht mehr 
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(A) ſtattfinden darf, natürlich auch kein Rückgriff auf 


(B) 


die Hinterlaſſenſchaft des Rentners. Weiter iſt 
die Krankenfürſorge in das Geſetz einbezogen. 
Auch das iſt zweifellos ein Vorteil. Daß dabei 
der Vergleich mit anderen Unterſtützungsempfän⸗ 
gern, wie es die Sozialrentner und Erwerbsloſen 
ſind, fortfallen mußte, war eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit. Das iſt etwas, was zweifellos auch einen 
Fortſchritt bedeutet. 

Die Fortſchritte, die in dem Geſetz erreicht 
wurden, ſind letzten Endes Vorteile, die eigent⸗ 
lich zu ihrer Erreichung nur des guten Willens 
der Geſetzgeber bedurften. Daß dieſer gute Wille 
bei der jetzigen Regierung mehr vorhanden iſt 
als bei der verfloſſenen, war allen klar. Wir 
hätten dieſe Vorteile ſeit langem haben können. 
Es iſt ja bekannt, daß wir im Volkstag vergebens 
dafür gekämpft haben. Auf die einzelnen Punkte 
einzugehen, iſt heute wohl kaum nötig, denn das 
Geſetz wird ja dem Ausſchuß überwieſen. Im 
Ausſchuß ſelbſt wird noch viel zu beſprechen ſein. 
Vor allen Dingen wird man noch zu den Wün⸗ 
ſchen, die aus Rentnerkreiſen kommen, Stellung 
zu nehmen haben, und es wird verſucht werden 
müſſen, dieſe Wünſche noch in das Geſetz aufzu⸗ 
nehmen. Eins muß vor allem in die Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen oder in das Geſetz hinein. 
Das iſt das, was wir heute ſchon haben, daß die 
Rentnervertretungen ein Mitbeſtimmungsrecht 
bei den Entſcheidungen haben. In welcher Weiſe 
das geſchehen ſoll, wird im Ausſchuß des näheren 
zu beſprechen ſein. 

Die Rentner ſind ja gerade in den letzten 
Wochen und Monaten ganz beſonders ſchwer 
durch die neue Mieterhöhung betroffen worden. 


(Abg. Plenikowſki: Die Sie verabſchiedet haben!) 


Ja, die wir verabſchiedet haben und verabſchie⸗ 
den mußten, wahrhaftig nicht zu unſerer Freude. 
Aber es war nicht anders möglich. Das wiſſen 
Sie ſelbſt, Herr Plenikowſki. Ganz beſonders 
ſchwer ſind die Inhaber von größeren Wohnun⸗ 
gen betroffen, die ſich heute noch vielfach in den 
Rentnerkreiſen befinden. Wir wiſſen, daß ſie ihre 
großen Wohnungen nicht los werden, weil klei⸗ 
nere Wohnungen nicht zu haben ſind, die ſich für 
dieſe Leute eignen. Die Mietbeihilfe, die ſie be⸗ 
kommen, iſt ſo unzureichend, daß es für den 
Mehraufwand für die Wohnung nicht ausreicht. 
Deswegen glauben wir, daß es unbedingt nötig 
iſt, um dieſen Leuten ihre ſchwere Lage zu er⸗ 
leichtern, daß der Senat ſo raſch wie möglich an 
den Bau von Rentnerheimen denken muß. Das 
iſt eine Frage, die wir ſeit Jahren vertreten, und 
für die ich, ſolange ich im Volkstag bin, ſtets ein⸗ 
getreten bin. Geſtern las ich in der Zeitung, daß 
ein Hallenſchwimmbad gebaut werden ſoll. Das 
iſt gewiß eine ſchöne Sache, aber mir will ſchei⸗ 
nen, daß man dieſe Frage noch etwas hinaus⸗ 
ſchieben könnte, um zuerſt Wohnungen für jene 
Leute zu ſchaffen, die ſie bezahlen können und die 
ihrer würdig ſind; dadurch werden andererſeits 
wieder Wohnungen freigemacht, die wieder an⸗ 
deren zur Verfügung geſtellt werden können. (Dr. 
Althoff will bauen! links.) Wir wiſſen, daß die 
Einnahmen durch Vermieten, die die Rentner 


hatten, jetzt nur in ganz beſchränktem Maße ein⸗ 
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gehen, denn es wird von Jahr zu Jahr, 
Monat zu Monat ſchwerer, Zimmer abzuver⸗ 
mieten, ihr Mobiliar wird immer mehr ver⸗ 
braucht und kann nicht erneuert werden. Die 
Menſchen ſelbſt werden älter, und deswegen er⸗ 
zielen ſie aus dem Abvermieten wenig Erfolg. 
Auch aus dieſem Grunde wäre es wünſchenswert, 
wenn man ihnen die Laſt der großen Wohnung 
nehmen könnte. (Abg. Plenikowſki: Erhöhen Sie 
doch die Renten!) Wir hoffen, daß es mit dieſer 
Regierung, die dieſen Kreiſen wohlgeſinnt iſt, 
möglich ſein wird, dieſe Wünſche der Rentner zu 
erfüllen. £ 

Nun werden feit vielen Jahren die Zivilblin⸗ 
den in der Verſorgung immer mit den Klein⸗ 
rentnern gleichgeſtellt. Eine Neuregelung der 
Verſorgung der Kleinrentner bedingt auch eine 
Neuregelung der Verſorgung der Zivilblinden. 
Wir haben deshalb gleichzeitig mit dieſem Geſetz 
ein Geſetz für die Zivilblinden eingereicht, das 
wir dem Senat vorlegten. Bei der augenblickli⸗ 
chen Belaſtung an Arbeit hat der Senat gebeten, 


dies Geſetz einige Tage zurückzuſtellen, Nun 
haben wir ein ganz eigentümliches Bild. Die 
Sozialdemokratiſche Partei, die wohl davon 


Kenntnis erhalten hatte, daß das Geſetz vorlag, 
hat es ſich verſchafft, wörtlich abgeſchrieben und 
als ihren Arantrag hier im Volkstag eingereicht. 
Sowohl die Kleinrentnerfrage wie die Zivilblin⸗ 
denfrage iſt für uns keine Parteifrage oder eine 
Angelegenheit der Agitation. Sie iſt für uns in 
unſerer Weltanſchauung bedingt. Wenn nun 
heute die Sozialdemokratiſche Partei unſere Ar⸗ 
beit in dieſer Beziehung für ſo gut anſieht, daß 
ſie ſie wörtlich abſchreibt und als ihr Erzeugnis 
hier dem Volkstag vorlegt, ſo iſt das eine An⸗ 
erkennung unſerer Arbeit, wie wir ſie in den 
Jahren, die wir zuſammenarbeiten, nicht ge⸗ 
wöhnt ſind. Wie man ſich im übrigen zu dieſer 
Handlungsweiſe ſtellt, mag jeder einzelne ſelbſt 
entſcheiden. 

Das Zivilblindengeſetz lehnt ſich dem neuen 
Rentnergeſetz an und bringt eine Abweichung 
nur in dem Punkt, wo er durch den Unterſchied 
der beiden Hilfsbedürftigen bedingt iſt. Wir hof⸗ 
fen, daß beide Geſetze gemeinſam und recht ſchnell 
verabſchiedet werden. Wir wiſſen, daß Danzig 
mit dieſen beiden Geſetzen dem Deutſchen Reich 
vorauseilt. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Die 
Blinden und die Rentner ſind anderer Meinung. 
Ich ſagte, Danzig iſt mit dieſen Geſetzen dem 
Deutſchen Reich voraus. Dort redet man ſeit 
vielen Jahren davon, daß eine Rentnerverſor⸗ 
gung kommen ſoll. Ein Blindengeſetz hat man 
dort bis heute auch noch nicht. Wir hoffen, daß 
auch die geſetzliche Regelung der Rentnerfrage 
im Reiche bald erfolgt. Wir in Danzig ſagen, 
wenn dieſe Regelung beſſer ſein ſollte als die, die 
wir jetzt anſtreben, ſo iſt es etwas Selbſtverſtänd⸗ 
liches, daß wir uns dann der reichsgeſetzlichen 
Regelung anſchließen. Es gibt für uns, für den 
einzelnen Menſchen wie für den Staat Ehren⸗ 
pflichten, und zu dieſen Ehrenpflichten gehört die 
Hilfe für jene armen Menſchen, die durch die 
Nachkriegszeit, durch das ſchmachvolle Kriegsende 
in Not geraten ſind. Wir wiſſen, daß die Hilfe 
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(B) Malſch: Das find Sie!) Anſere 
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(Kalähne, Frau Abgeordnete) 


(A) für jene Kreiſe ſchnell kommen muß, daß man fie 


nicht auf die lange Bank ſchieben kann. Denn von 
Woche zu Woche ſterben immer mehr weg in Ver⸗ 
bitterung, in Not und Elend. Wir hoffen, daß 
Sie in dieſem Geſetz das Mitempfinden mit ihrer 
ſchweren Lage erkennen und daß es dieſen Men⸗ 
ſchen etwas Erleichterung bringen möchte. Das 
iſt der Wunſch, den wir heute haben. Ich bitte, 
die beiden Geſetze dem Sozialen Ausſchuß zu 
überweiſen, damit wir dort eingehend Stellung 
nehmen können. (Abg. Plenikowſki: Von Wün⸗ 
ſchen iſt noch niemand ſatt geworden! Von Ihren 
Wünſchen ganz beſonders nicht! Vergeſſen Sie 
nicht, Herr Redakteur, 32 000 Gulden beim So⸗ 
zialen Etat geſtrichen!) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): In der 
Zeit, als wir Regierungspartei waren, erklärte 
ich von dieſer Stelle anläßlich eines Kleinrent⸗ 
nerantrages, daß wir grundſätzlich auf dem 
Standpunkt ſtehen, daß der Wunſch der Klein⸗ 
rentner auf eine Anerkennung des Rechtsanſpru⸗ 
ches in Bezug auf ihre Verſorgung gerechtfertigt 
iſt. Dieſen Standpunkt nehmen wir auch heute 
noch ein. Alles das, was ich damals geſagt habe, 
kann ich mir ohne weiteres auch heute zu eigen 
machen. Wir erkennen weiter an, daß die An⸗ 
ſprüche der Kleinrentner von denen befriedigt 
werden müſſen, die den Nutzen aus dem Vermö⸗ 
gen der Kleinrentner gezogen haben. (Abg. 
Beſtrebungen 
nach dieſer Richtung hin waren aber bisher leider 
erfolglos. Herr Malſch, wenn Sie ſagen, das 
bin ich, muß ich ſagen, daß Sie hier oben einen 
gewaltigen Defekt haben müſſen. Ich wüßte nicht, 
womit Sie nachweiſen ſollten, daß ich mich an 
irgend einem Kleinrentner bereichert habe. 
(Zwiſchenrufe.) Als wir bei der Aufwertungs⸗ 
geſetzgebung eine Inflationsſteuer verlangten, 
die den Zweck haben ſollte, die Verſorgung der 
Kleinrentner ſicher zu ſtellen, da war es der Herr 
Finanzſenator Dr. Volkmann, der nicht uns nahe 
ſtand, ſondern der mit Ihnen geiſtig verwandt 
und verſchwägert war, der die Ausſchußmitglie⸗ 
der himmelhoch beſchwor, mit der Aufwertungs⸗ 
geſetzgebung doch ja kein Steuergeſetz zu ver⸗ 
quicken. Die damaligen Regierungsparteien, 
welche durchweg auf dem Boden des Schutzes des 
Privatkapitals ſtanden, haben nur das durch die 
Inflation erworbene Vermögen geſchützt, aber 
nicht das verlorene. Die Parteien, die das ſoge⸗ 
nannte „Aufwertungsgeſetz“ geſchaffen haben, 
hatten damals die moraliſche Verpflichtung, für 
die enteigneten Opfer des Kapitals und der In⸗ 
flation zu ſorgen. Wenn nun behauptet wird, daß 
vielleicht damals eine höhere Aufwertung nicht 
möglich geweſen wäre, ſo erklären wir nach reif⸗ 
licher Ueberlegung, daß viele hunderte enteigne⸗ 
ter Kleinrentner heute beſtimmt eine ſichere 
Exiſtenz hätten, wenn man die reich gewordenen 
Schuldner nach dem Maß der ſelbſtverſtändlichen 
und moraliſchen Verpflichtung zur Aufwertung 
neger hätte. Das hat man leider nicht 
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Es iſt durchaus zu verſtehen, daß die Par⸗ (O) 


teien, die dieſe „Aufwertung“ verbrochen haben, 
ſtändige Gewiſſensbiſſe empfinden und auch von 
den Kleinrentnern dauernd an ihre Sünden er⸗ 
innert werden. Wir ſind heute noch bereit, eine 
Korrektur jener Geſetzgebung vorzunehmen. Die 
Aufwertung läßt ſich auch heute noch durchaus 
verbeſſern, ohne daß die inzwiſchen neu ge⸗ 
ſtalteten Wirtſchafts⸗ und Rechtsverhältniſſe 
irgendwie dadurch erſchüttert zu werden brau⸗ 
chen. Unſere Anſicht darüber haben wir Ihnen 
zu wiederholten Malen klar gelegt. Aber in den 
Ausſchuß⸗Sitzungen hat keiner, auch nicht die Op⸗ 
poſitionsparteien, irgendwie zu erkennen gege⸗ 
ben, daß ſie uns auf dieſem Wege folgen wollten. 
Auch das heute vorgelegte Geſetz läßt unſeren 
Standpunkt ganz außer Betracht. Der mit ſo 
großer Reklame angekündigte und angeblich von 
der Frau Abg. Kalähne „ausgearbeitete“ Geſetz⸗ 
entwurf entpuppt ſich bei näherem Hinſehen als 
eine faſt wörtliche Abſchrift des öſterreichiſchen 
Kleinrentnergeſetzes. (Abg. Frau Kalähne: Dann 
müſſen Sie es nicht kennen!) Er entſtammt alſo, 
wenn man der Schlußfolgerung der Danziger All⸗ 
gemeinen Zeitung folgen wollte, einem geiſtigen 
Diebſtahl. Er iſt aber nicht ganz wörtlich abge⸗ 
ſchrieben, ſondern es iſt noch ein wenig von dem 
bisherigen Danziger Geſetz dazwiſchen gemiſcht, 
wobei man aber das weggelaſſen hat, was Sie 
vielleicht als die berühmten „Mißſtände“ ange⸗ 
ſehen haben, die zu beſeitigen wären. Gerade 
nach dieſer Richtung hin beſitzen ja die jetzigen 


Regierungsparteien eine ungeheure Routine. (D) 


Das öſterreichiſche Geſetz ſollte gerade nach Ihren 
eigenen Worten ein Muſterbeiſpiel eines Klein⸗ 
rentnerverſorgungsgeſetzes ſein. Sie ſagten da⸗ 
mals in der Sitzung: „Das, was das arme 
Oeſterreich kann, können wir in Danzig natür⸗ 
lich ſchon lange.“ Aber die Anſicht der mit dieſem 
Geſetz Beglückten iſt eine ganz andere. Es iſt 
durchaus nicht das Muſterbeiſpiel und wird es 
auch nicht darum, weil Sie es abgeſchrieben 
haben. Ich will Ihnen durchaus nicht vorenthal⸗ 
ten, wie man in Oeſterreich ſelber darüber denkt. 
Man ſchreibt mir, und das wird man über unſer 
Geſetz auch ſchreiben können: 

Die öſterreichiſche Löſung zeichnete ſich dadurch aus, 
daß fie außer der Umſchreibung der Anſpruchs berechtigung 
nichts enthält, alſo insbeſondere die Höhe der Leiſtungen 
der Verordnungsgewalt überläßt. Die öſterreichiſchen 
Intereſſenten halten die in den anderen Ländern getrof⸗ 
fenen Regelungen für die vorteilhaſteren . 

Nun haben gerade die Rechtsparteien in Danzig 
immer das von ihnen ſelbſt geſchaffene Geſetz 
wer weiß wie ſehr geſchmäht, beſonders dann, 
wenn die Linksregierung verſuchte, Verbeſſerun⸗ 
gen in dies Geſetz hineinzubringen. Daß aber in 
den letzten Jahren Verbeſſerungen hineingebracht 
worden ſind, wird ſelbſt unſer erbittertſter Geg⸗ 
ner nicht beſtreiten können. 

Nach Ihrem bisherigen Verhalten und be⸗ 
ſonders auch nach Ihren Wahlreden durfte man 
natürlich geſpannt ſein, wie Sie Ihre Wahlver⸗ 
ſprechungen gegenüber den Kleinrentnern in die 
Tat umſetzen würden; denn bei Ihnen iſt es doch 
weiter nichts, als lediglich eine Parteiagitation. 
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(A) Wir haben es immer verſchmäht, nach dieſer Rich⸗ 


(B 


— 


tung hin Wahlverſprechungen zu machen. Wenn 
wir uns aber der Kleinrentner bei jeder Gelegen⸗ 
heit angenommen haben, dann geſchah das aus 
denſelben Gründen, aus denen wir uns auch der 
übrigen ſozial ſchlecht gestellten Bevölkerungs⸗ 
ſchichten annehmen. Ich muß Ihnen ſagen, daß 
mich der Entwurf in keiner Weiſe enttäuſcht hat. 
Ich habe beſtimmt nichts anderes erwartet. An 
dem ſogenannten Rechtsanſpruch, um den es ja 
hauptſächlich ging, hat ſich fo gut wie nichts ge⸗ 
ändert. Ob nach dem alten Text „die Gemeinden 
werpflichtet ſind, Kleinrentnerfürſorge nach Maß⸗ 
gabe des Geſetzes zu gewähren“, oder ob es heißt, 
„daß die Kleinrentner nach Maßgabe dieſes Ge⸗ 
ſetzes einen Rechtsanſpruch gegen die Gemeinden 
Haben“, das iſt doch vollkommen gleich, denn in 
beiden Fällen iſt das Geſetz maßgebend. (Zuruf 
des Abg. H. Friedrich.) Sie können nichts dafür, 
wenn Sie das nicht verſtehen . Die Beſchwerden 
kommen vor das Verwaltungsgericht. Ich ſetze 
aber dieſe Kenntnis bei Ihnen nicht voraus, da 
Sie bekanntlich beruflicher Rechtsverdreher ſind. 
Die Inſtanzen, die darüber zu entſcheiden haben, 
jind die gleichen geblieben. Es iſt ſogar noch eine 
weſentliche Verſchlechterung hineingekommen. 
Das bisherige Recht, daß die Kleinrentner im 
Ausſchuß Mitbeſtimmungsrecht hatten, iſt abge⸗ 
ſchafft worden. (Widerſpruch der Frau Abg. Ka⸗ 
lähne.) Ich bewundere Ihre Kühnheit, das zu 
beſtreiten. Es entſpricht Ihrer Einſtellung, ſolche 
Rechte abzubauen. Ihre Einſtellung iſt die, daß 
der Beſitzloſe nicht zu mucken hat oder, wie Hein⸗ 
rich Heine ſo ſchön ſagte: „Wenn du aber gar⸗ 
nichts haſt, Menſch, ſo laſſe dich begraben; denn 
ein Recht zum Leben haben, Lump, nur die, 
die was haben.“ Den ſcheelen Augen der Koa⸗ 
litionsparteien entgehen ja wohl keinerlei Rechte, 
die ſie für Mißſtände halten und für deren Be⸗ 
jeitigung ſie ſich ja immer gehörig einſetzten. 

Die Höhe der Renten bleibt nach wie vor dem 
Ermeſſen des Senats überlaſſen. Das iſt natür⸗ 
lich eine Lücke im Geſetz. Wenn dieſe Lücke nicht 
gefüllt wird, hat das Geſetz überhaupt keine Da⸗ 
ſeinsberechtigung, dann ändert es an den bis⸗ 
herigen Zuſtänden nichts. Von dem, was dabei 
herauskommt, können wir uns einen Vorgeſchmack 
machen, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß im 
diesjährigen Etat bei den Kleinrentnern die 
Summe von 32 000 Gulden geſtrichen wurde. Wir 
ſind für dieſes Geſetz nicht verantwortlich und 
werden dafür nicht den Rücken hinhalten. Trotz⸗ 
dem ſteht aber nichts im Wege, zu erklären, daß 
wir durchaus bereit find, aus dieſem Geſetz etwas 
Vernünftiges zu machen. Da, wo Sie das Geſetz 
nicht abgeſchrieben, ſondern es angeblich „ausge⸗ 
arbeitet“ haben, iſt es teilweiſe in einem Deutſch, 
das beſtimmt unverſtändlich bleiben würde. Aus 
dieſem Grunde allein iſt ſchon eine Ausſchußbera⸗ 
tung notwendig, um dieſe Unebenheiten zu be⸗ 
ſeitigen. 

Zu dem Verſorgungsgeſetz 
behauptete Frau Abg. Kalähne und auch 


der Zivilblinden 
die 


deutſchnationale Preſſe, daß Sie die Abſicht ge⸗ 
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habt hätten, auch die Verſorgung der Zivilblin⸗ (C) 


den zu regeln. Während Sie aber den Antrag 
für die Kleinrentner dem Volkstag zuſandten, 
hielten Sie es für richtig, den Entwurf für die 
Zivilblinden an den Senat gehen zu laſſen. Dieſe 
verſchiedene Art der Behandlung iſt an ſich ſchon 
ſehr merkwürdig und zeigt mir, daß Ihnen an 
der Verſorgung der Zivilblinden ſo gut wie nichts 
gelegen iſt. Wenn Sie nun aber behaupten, man 
hätte Ihnen Gewalt angetan und Ihnen Ihren 
Entwurf geklaut, der „ſo gut“ wäre, daß wir ihn 
als eigenen Geſetzentwurf einbringen, ſo muß ich 
etwas Waſſer in Ihren Wein gießen. Wir ha⸗ 
ben ihn nicht deshalb eingebracht, weil wir ihn 
für ſo gut halten, ſondern weil er den Wünſchen 
der Intereſſenten entſpricht und weil wir unter 
allen Amſtänden verhüten wollen, daß dieſe un⸗ 
glücklichſten aller Volksgenoſſen zu Armenunter⸗ 
ſtützungsempfängern degradiert werden, was Sie 
nach meiner feſten Ueberzeugung vorhatten. (Zu: 
ruf des Abg. H. Friedrich.) Ich habe den Ent⸗ 
wurf eingereicht, der mir aus den Intereſſenten⸗ 
kreiſen gegeben wurde, weiter nichts. Wir ſchrei⸗ 
ben nicht ab. (Abg. Brill: Das überläßt Du 
dem Rechtsanwalt!) Nur wenn man keine eige⸗ 
nen Gedanken hat, ſchreibt man welche ab und it 
hinterher ſtolz darauf und beruft ſich noch auf 
das Urheberrecht. Da heute eine internationale 
Abmachung über Arheberſchutz getroffen iſt, lie⸗ 
gen die Dinge ſo nahe zuſammen, daß Sie viel⸗ 
leicht auf dieſe Ideenverbindung gekommen ſind. 
Uns liegt hauptſächlich daran, daß die Gleichſtel⸗ 
lung zwiſchen den Zivilblinden und den Klein⸗ 
rentnern, die bisher beſtanden hat, auch weiter 
beſtehen bleibt. Aus dieſem Grunde war es nicht 
möglich, an dem Entwurf für die Verſorgung der 
Zivilblinden eine Aenderung vorzunehmen. Hof⸗ 
fentlich gehen die Beratungen im Ausſchuß nach 
der Richtung hin, daß die Gleichſtellung mit den 
Zivilblinden auch wirklich weiter beſtehen bleibt. 

Wir mußten dieſen beſonderen Antrag ein⸗ 
bringen, da wir nicht das Vertrauen hatten, daß 
Sie das, was Sie in der Zeitung verſprachen, in 
die Tat umſetzen werden. Die Einſtellung der 
Nationalſozialiſten zu den Zivilblinden, wie 
überhaupt zu den körperlich Behinderten iſt uns 
bekannt. Wir wiſſen es aus dem an dieſer Stelle 
ſchon oft zitierten Buch von Ernſt Mann und 
aus den Zwiſchenrufen des Abg. Greiſer beim 
Etat der Blindenanſtalt, die, wie ein anderer 
Abgeordneter ſagte, an Dreckigkeiten nichts zu 
wünſchen übrig ließen. Das läßt hinreichend er⸗ 
kennen, mit welchen Gefühlen Sie dieſen Anträ⸗ 
gen für die unglücklichſten unſerer Volksgenoſſen 
gegenüberſtehen . Wir geben uns aber, nachdem 
Sie in der Oeffentlichkeit die Reklametrommel 
gerührt haben, durchaus der Hoffnung hin, daß 
aus der Verſorgung der Zivilblinden noch etwas 
wird. Wir erklären von dieſer Stelle aus, daß 
wir uns an der Mitarbeit bei beiden Entwürfen 
poſitiv betätigen werden. 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Heinz Friedrich. 


— 


D) 


(A) 


(B) 
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Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
Seit langem haben dem Hauſe wohl nicht ſo ſym⸗ 
pathiſche Geſetzentwürfe vorgelegen, wie dieſe 
beiden über die Kleinrentner und die Zivilblin⸗ 
den. Wir Nationalſozialiſten erkennen unbe⸗ 
dingt einen moraliſchen, ſowie auch einen Rechts⸗ 
anſpruch der Opfer der Inflation an, von dem 
Staat, dem dieſe Opfer zugute gekommen ſind, 
entſchädigt zu werden. In dem alten Preußen 
und in dem Rechtsſtaat, den das Deutſche Reich 
bis zur Revolution immerhin bildete, galt der 
Grundſatz der Verfaſſung, daß das Privateigen⸗ 
tum gegen Eingriffe geſchützt ſei. Es galt ferner 
der Grundſatz des allgemeinen Landrechts, daß 
derjenige, der dem Staat ſein Hab und Gut zu 
opfern gezwungen wird, einen Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung an den Staat hat. Die Revolution hat 
mit dieſen Grundſätzen gebrochen. Die Inflation 
war lediglich die gewollte Folge des Verrats von 
1918. Wir erkennen einen moraliſchen Rechts⸗ 
anſpruch der Rentner an den Staat deshalb an, 
weil es feſtſteht, daß der Staat von 1919 bis 
1923 mit fremdem Geld, nämlich dem Geld der 
Rentner, das er durch ſeine Notenpreſſe ver⸗ 
wäſſerte, die Tribute bezahlte, den ganzen 
Staatsaufwand beſtritt und nicht zuletzt die Ta⸗ 
ſchen der Hochfinanz und der Bonzen füllte, die 
die Revolution auf die Miniſterſeſſel des Reichs 
und der deutſchen Ländern geſchoben hat. Die 
Revolution hat das Unglück gebracht, daß der 
wirtſchaftlich wertvollſte und auch ſtaatserhal⸗ 
tendſte Teil des deutſchen Volkes, die heutigen 
Kleinrentner, an den Bettelſtab gebracht wurden, 
während Leute, die im Jahre 1918 der Nation 
in den Rücken fielen, über Jahreseinkommen, ich 
will nicht ſagen Vermögen, das wäre eine Baga⸗ 
telle, von 70 000 Mark, wie die Herren Scheide⸗ 
mann, Löbe und Genoſſen verfügen. 

Wir hoffen, daß in einem nationalſozialiſti⸗ 
ſchen künftigen Reich die Gelegenheit kommt, den 
Opfern der Inflation und der Revolution das 
zu geben, was ihnen zu geben noch möglich iſt, 
ſollte man ſelbſt den Revolutionsgewinnlern 
ihren Säckel etwas erleichtern und ſollte man 
ſelbſt den Kommunen einen Teil ihres Beſitzes, 
vor allem des Grundbeſitzes, den ſie für ein But⸗ 
terbrot in der Inflation erworben haben, fort⸗ 
nehmen. Bis dahin gilt es, vor allem den Klein⸗ 
rentnern das Notwendigſte zum Leben zu geben. 
Wir begrüßen deshalb dieſen Entwurf, der einen 
Rechtsanſpruch an die Stelle der bloßen Fürſorge 
ſetzt, weil er nach unſerer Anſicht geeignet iſt, den 

leinrentnern ihre Exiſtenz zu erleichtern. Wir 
gehen dabei freilich von der Auffaſſung aus, daß 
nicht genug damit getan iſt, lediglich die bis⸗ 
herige Fürſorge in einen Rechtsanſpruch umzu⸗ 
wandeln und einige Verbeſſerungen zu bringen, 
wie die Streichung der Haftung des Nachlaſſes. 
Nach unſerer Anſicht muß das Geſetz einen Anter⸗ 
ſtützungsſatz feſtlegen, der wenigſtens die nackte 
Friſtenz der Kleinrentner und ihrer Familien 
ſicherſtellt. Wenn man bedenkt, daß nach dieſem 
Geſetz nur ein Kleinrentner einen Unterſtützungs⸗ 
Slſpruch hat der 60 Jahre alt iſt und nicht im 

tande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo iſt zwei⸗ 
fellos für die Frauen das Alter zu hoch. Das muß 
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auf 50 Jahre herabgeſetzt werden. (Für die Män⸗ (CO) 


ner auch! links.) Wenn die Kleinrentner nicht 
die Mittel haben, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo iſt 
es zweifellos eine ganz billige und beſcheidene 
Forderung an den Staat, daß den Leuten das ge⸗ 
geben wird, womit ſie mit Frau und Kind ihre 
nackte Exiſtenz friſten können. Wir werden die 
notwendigen Anträge in dieſer Hinſicht ſtellen 
und werden darauf dringen, daß das vorliegende 
Geſetz hinreichende Anterſtützungsſätze bringt 
ſtatt der jetzt unzureichenden von ganzen 45 Gul⸗ 
den für einen Rentner und ganz geringer Zu⸗ 
ſchläge für die Frau. Dieſe Sätze müſſen auf ein 
menſchenwürdiges Maß erhöht werden. Die volle 
Gerechtigkeit wird dieſen Opfern der Revolution 
und Inflation erſt das künftige nationalſoziali⸗ 
ſtiſche Reich bringen, 
mehr Gerechtigkeit gegenüber dem heutigen 
Staat in Bezug auf die Opfer des Verrats von 
1918 erwarten. (Abg. Plenikowſki: Wer wird es 
machen? Stinnes, Hitler oder Greiſer? — Abg. 
Greiſer: Sie werden vorher die vorlaute 
Schnauze zugehauen bekommen!) 

Mit der gleichen Sympathie begrüßen wir 
den Geſetzentwurf für die Zivilblinden. Auch 
hier iſt die Sache ſo, daß es ſich um eine unglück⸗ 
liche Bevölkerungsſchicht handelt, die zweifellos 
ohne jedes Verſchulden nicht in der Lage iſt, ihre 
Exiſtenz zu beſtreiten, und der der Staat unter 
die Arme greifen muß. Dieſe Zivilblinden ſind 
neben den Kleinrentnern und Erwerbsloſen die 
bedauernswerten Opfer, die die Revolution und 
der Verrat von 1918 gebracht haben. Wir werden 
an dem Blindengeſetz, das dem Volkstag vorge⸗ 
legt iſt, mitwirken. (Abg. Plenikowſki: 4000 
Gulden haben Sie abgebaut, Sie Heuchler!) Wir 
werden dafür ſorgen, daß auch für die Blinden 
in dem Geſetz ein Rentenſatz feſtgelegt wird, der 


wenigſtens dieſen unglücklichen Staatsbürgern 
die nackte Exiſtenz gibt. (Bravo! und Heil! 
rechts.) 


Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Das Bravo⸗ und 
das Heilrufen dokumentiert am beſten die geiſtige 
Verfaſſung der Herren drüben, die in dieſem Ge⸗ 
ſetzentwurf eine Beſſerſtellung für die Kleinrent⸗ 
ner ſehen. Die Frage der Kleinrentner hat im 
vorigen Volkstag ſehr oft das Parlament beſchäf⸗ 
tigt. Ich will daran erinnern, daß damals der 
Abg. Lemke nicht nur in deutſcher, ſondern auch 
in lateiniſcher Sprache verſucht hat, an alle Ge⸗ 
fühle zu appellieren, weil er mit zu denen ge⸗ 
hörte, die ihr ganzes Vermögen verloren hatten 
und der nun verſuchte, eine Beſſerſtellung für 
die Kleinrentner zu erreichen. Ich will weiter 
daran erinnern, daß man bei vielen Gelegenhei⸗ 
ten dieſem alten Herrn Verſprechungen machte, 
und ihn in beſtimmten Situationen zur Anter⸗ 
ſtützung der Regierung mißbraucht hat. Ich 
nehme mit Beſtimmtheit an, daß er infolge des 
verlorenen Glaubens an ſeine eigenen Klaſſenge⸗ 
noſſen frühzeitiger ins Gras gebiſſen hat. Wir 
wiſſen, wenn die Deutſchnationalen in der Re⸗ 
gierung ſind, und ſie waren ja jahrelang in der 
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(Kreft, Abgeordneter) 
Regierung, dann haben ſie in Worten immer ihr 
großes und warmes Herz für die Kleinrentner 
entdeckt. Das war typiſch. Als die Sozialdemo⸗ 
kraten in der Regierung waren, war es genau 
dasſelbe. Auch ſie erkannten die Not an, aber es 
blieb bei dem Anerkennen, und niemand fand ſich, 
der wirklich ernſthaft an das Problem der alten, 
enteigneten Leute herangegangen iſt. Es wurden 
Stimmen laut, die den Wunſch äußerten, das Ge⸗ 
ſetz eine beſtimmte Reihe von Jahren hinauszu⸗ 
ſchieben, mit dem ſtillen Hintergedanken, daß die 
Kleinrentner bald ausſterben und daß man dann 
endlich dieſe Schicht von enteigneten Leuten los 
iſt. Wir dürfen keine Mittel aufwenden, das war 
der Unterton bei allen Beratungen, die hier ge⸗ 
pflogen worden ſind. 

Frau Abg. Kalähne glaubt, daß durch die 
Fortnahme des Charakters der Fürſorge in die⸗ 
ſem Entwurf etwas Weſentliches für die Klein⸗ 
rentner herauskommen wird. Glauben Sie, Frau 
Abg. Kalähne, wenn Sie den Kleinrentnern 
Hunderte ſolcher Geſetze geben, werden ſie ſich 
den Magen daran verderben und früher ſterben. 
Die Deutſchnationalen gehen hinaus und trinken 
heute ſchon den billigen Schnaps. Sie haben es 
nicht nötig, dieſe Sachen hier zu vertreten. Sie 
laſſen es von einem Menſchen tun, den man als 
notoriſchen Lügner bezeichnen muß. Von dem laſ⸗ 
ſen ſie das Geſetz begründen und flüchten. 

Die Vorlage bringt keine Beſſerſtellung für 
die Kleinrentner. Die einzige Beſſerſtellung, die 
Sie zum Ausdruck brachten, war, daß der Unter⸗ 
ſtützung endlich der Charakter der Armenfürſorge 
genommen iſt. M. H. Deutſchnationalen und 
Frau Abg. Kalähne. Sie rühmen ſich, dies Ge⸗ 
ſetz ausgearbeitet zu haben. Sie ſtellen ſich hier⸗ 
her und erklären, daß Sie verſuchen würden, dem 
Geſetz im Ausſchuß die Giftzähne auszuziehen. 
Das zeigt, daß Sie ſich beim Abſchreiben des Ge⸗ 
ſetzes gar nicht ernſthaft mit der Frage beſchäf⸗ 
tigt haben oder die ganze Materie nicht verſtan⸗ 
den, oder daß es ein feiger Schwindel iſt, den 
Sie zum Ausdruck bringen, indem Sie ſagen, Sie 
würden im Ausſchuß noch versuchen, Ihr eigenes 
Geſetz zu verbeſſern. Wir ſtehen grundſätzlich auf 
dem Standpunkt, daß es nicht darauf ankommt, 
woher das Geſetz ſtammt. Es kommt darauf an, 
wie einer beſtimmten Bevölkerungsſchicht durch 
das Geſetz geholfen wird. Wir haben immer wie⸗ 
der zum Ausdruck gebracht: Wenn die National⸗ 
ſozialiſten ein Geſetz einbringen, das beſtimmten 
Bevölkerungsſchichten auch nur eine kleine Ver⸗ 
beſſerung bringt, dann werden wir dieſem Geſetz 
zuſtimmen. Wir werden nicht fragen, woher die 
Vorlage kommt. Wir werden immer ſagen: Was 
bringt das Geſetz? Der Zank um die Arheber⸗ 
ſchaft iſt natürlich typiſch. Sie wollen jetzt den 
Kleinrentnern erzählen, Sie Muhme Kalähne 
ſind diejenige geweſen, die dies wunderbar ſchöne 
Geſetz für die Kleinrentner ausgearbeitet hat. 
Das iſt der Sinn. Sie gönnen den Sozialdemo⸗ 
kraten, den andern nicht, daß Sie an dieſem gei⸗ 
ſtigen Erzeugnis teilhaben, das aus Oeſterreich 
ſtammt und bei dem man nur beſtimmte Dinge 
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herausgelaſſen hat. So ſieht die Sache in Wirk⸗ 
lichkeit aus. 

Wir haben im vergangenen Volkstag immer 
wieder gefordert, und die Anträge, die in Deutſch⸗ 
land und hier geſtellt wurden, gingen dahin, daß 
man rüchſichtslos allen Inflationsgewinnlern das 
ganze Vermögen wegſteuern ſollte. Die Vermö⸗ 
gen bis zu 25 000 Gulden wollten wir reſtlos 
aufgewertet haben. Die Nationalſozialiſten ha⸗ 
ben die Möglichkeit, jetzt ſchon in Danzig dafür 
zu ſorgen, daß dieſe Geſetzmaßnahmen durchge⸗ 
führt werden, bevor das dritte Reich kommt. 
Aber ſie denken nicht daran, ſie vertröſten auf ein 
ſagenhaftes drittes Reich, auch mit dem frommen 
Hintergedanken, daß die Kleinrentner dann aus⸗ 
geſtorben ſind. Das iſt ein widerliches Spiel, das 
von dieſer Tribüne und draußen mit dem Elend 
und der Notlage großer Schichten der Danziger 
Bevölkerung getrieben wird. Es wird mit dieſen 
Schichten der Danziger Bevölkerung Schindluder 
getrieben, mit dem Zweck, dieſe Schichten auch 
weiter als Stimmvieh hinter ſich zu vereinigen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß man nicht 
eine Fürſorge nach Klaſſen ſchaffen ſoll, ſondern 
eine einheitliche Fürſorge, durch die alle Notlei⸗ 
denden erfaßt werden. Allen notleidenden Schich⸗ 
ten ſoll ſo viel gegeben werden, daß ſie exiſtieren 
können. 

Wie man über die Kleinrentner denkt, zeigt 
am beſten, daß man hier von einer Verbeſſerung 
der Lage der Kleinrentner ſpricht und im Etat 
32 000 G. abgebaut hat. Die Deutſchnationa⸗ 
len waren mit den Kommuniſten im vorigen 
Jahre im Kreiſe Gr. Werder dafür, 10 000 G. 
zu bewilligen, lehnten dann aber den Antrag ab. 
So ſieht Ihre Fürſorge für die Kleinrentner aus. 
Leere Worte, weiter wollen und können Sie 
nichts. Solange dieſe Schichten Nachläufer der 
Deutſchnationalen und deren Bundesgenoſſen, der 
Nationalſozialiſten ſind, wird man Geſetzentwürfe 
einbringen, aber nicht daran denken, eine geringe 
Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Notlage der 
Rentner zu gewährleiſten. Es wurde hier die 
Frage der Schaffung von Wohnungen angeſchnit⸗ 
ten. Sie haben in Danzig Villen genug. Geben 
Sie dieſen kleinen Leuten, die vielleicht ihr gan⸗ 
zes Leben lang geſpart haben, denen Sie das 
Geld weggenommen haben, ein anſtändiges Ob⸗ 
dach, damit ſie wenigſtens exiſtieren können. 
Daran denken Sie nicht. Sie laſſen die Villen 
leer ſtehen und denken nicht daran, die Leute 
dort einzuquartieren. Die Verdienſtmöglichkeit 
der Schichten, die ſich in der Vergangenheit noch 
etwas durch Wohnungsvermieten über Waller 
gehalten haben, wird auf Grund der verſchlechter⸗ 
ten wirtſchaftlichen Situation immer ſchlechter 
werden. Ihre Einnahmequelle wird ihnen ver⸗ 


loren gehen. 

Die Frage der Kriegsblinden baut ſich auf 
denſelben Grundſätzen auf. (Frau Abg. Kalähne: 
Zivilblinde!) Man kann auch etwas falſch ſagen. 
Ich freue mich, daß Sie ſo aufmerkſam zuhören. 
Anläßlich der Etatsberatung habe ich von dieſer 
Stelle zum Ausdruck gebracht, als hier ähnliche 
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Greft, Abgeordneter) 


(A) Töne verbreitet wurden, daß man 4000 Gulden 


(B 


— 


bei der Verpflegung der Zivilblinden geſpart hat. 
Ich habe weiter zum Ausdruck gebracht, daß man 
den Blinden Salzheringe vorſtellen und ihnen 
erzählen wird, daß es Lachs oder etwas ähnliches 
ſei. Es wurden alſo 4000 Gulden geſtrichen. 
(Abg. Plenikowſki: Bei den Zivilblinden!) Dies 
Geſetz wird natürlich genau ſo wie alle anderen 
Maßnahmen nichts für die Zivilblinden bringen. 
Es würde ja in einem direkten Widerſpruch zu 
der Linie ſtehen, die Sie heute in Danzig gezwun⸗ 
gen ſind, mit Hilfe der Nationalſozialiſten durch⸗ 
zuführen. Auf der einen Seite Abbau, Hinaus⸗ 
wurf Tauſender von Erwerbsloſen aus der Für⸗ 
ſorge, Abbau der Wohlfahrtsunterſtützung, auf 
der andern Seite ſollten Sie auf einmal ein war⸗ 
mes Herz für beſondere Gruppen der Notleiden⸗ 
den haben? Sie denken garnicht daran. Sie brin⸗ 
gen dies Geſetz ein und glauben, daß es Ihnen 
gelingen wird, für eine beſtimmte Zeit mit dieſem 
Geſetzentwurf beſtimmte Schichten, in dieſem Fall 
die Zivilblinden und Kleinrentner, wieder 
wochen⸗ oder monatelang zum Narren zu halten. 
Das iſt der Sinn der ganzen Geſetze. 

Wir werden ſelbſtverſtändlich auch im Aus⸗ 
ſchuß unſere Abänderungsanträge ſtellen. Wir 
wiſſen aber heute ſchon, daß ſelbſtverſtändlich die 
Nationalſozialiſten gar nicht daran denken, in 
dieſen Fragen, die ſie angeſchnitten haben, etwas 
Poſitives zu leiſten, ſondern die Deutſchnationa⸗ 
len werden beſtimmen und ſie werden dies Ge⸗ 
ſetz, wie es vorgelegt iſt, annehmen. Sie werden 
verſuchen, es klar zu machen, daß ſie im Dritten 
Reich reſtlos für dieſe Bevölkerungsſchichten ein⸗ 
treten werden. Die Zivilblinden und die Klein⸗ 
rentner wollen aber jetzt etwas haben und ver⸗ 
zichten auf das ſagenhafte Dritte Reich. (Abg. 
Plenikowſki: Sehr gut!) Man ſoll jetzt helfen. 
Wir werden unſere Abänderungsanträge ſtellen, 
und Sie haben dann eine Möglichkeit, auch die⸗ 
fen Schichten Ihn wahres Geſicht zu zeigen. 
(Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowski: Die Beratung iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Es iſt beantragt worden, das Kleinrent⸗ 
nergeſetz, Punkt 7, und das Geſetz über die Für⸗ 
Norge für Zivilblinde, Punkt 8, dem Sozialen 
Ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wi⸗ 
derſpruch; es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 9 
der Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. Moritz und Fraktion 
auf Erlaß der Rundfunkgebühr bei Er⸗ 
werbsloſigkeit. 

Druckſache Nr. 197. Ich eröffne die Ausſprache, 
das Wort hat der Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.). M. D. u. H. !: 
Der Antrag, der zur Beratung vorliegt, iſt 
eigentlich jo ſelbſtverſtändlich daß man darüber 
nicht viel Worte zu verlieren braucht. Das Elend 
der Erwerbsloſen, zum großen Teil hervorgeru⸗ 
fen durch Ihre ſogenannten ſozialen Maßnah⸗ 
men, iſt an ſich ſchon ein hinreichender Grund, 
die Rundfunkgebühren zu erlaſſen. Auf der an⸗ 
dern Seite ſpricht die Bedeutung des Rundfunks 
nicht nur als unterhaltende, ſondern als beleh⸗ 
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rende Einrichtung für ſich ſelbſt, ſo daß es einer 
beſonderen Empfehlung nicht bedarf. Ich habe 
die beſtimmte Hoffnung, daß der Antrag ein⸗ 
ſtimmige Annahme finden wird. Da es aber 
eine Finanzvorlage iſt, muß ſie einen Ausſchuß 
paſſieren. Ich beantrage daher Ueberweiſung an 
den Hauptausſchuß. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich ſchließe die Be⸗ 
ratung, da weitere Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Ich bitte die D. u. H., die dafür ſind, daß 
die Druckſache dem Hauptausſchuß überwieſen 
wird, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 10 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 

Bericht des Gemeindeausſchuſſes über 
die Große Anfrage Nr. 2 des Abg. Lang⸗ 
nau u. Fr. betr. Nichtbeſtätigung von Ge⸗ 
meindevorſtehern. 

Druckſache Nr. 159 zu Nr. 7. Ich eröffne die 
Ausſprache, das Wort hat der Herr Abg. Pleni⸗ 
kowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir ha⸗ 
ben uns mit dieſer Angelegenheit hier ſchon öf⸗ 
ters beſchäftigt. Angeblich haben wir eine De⸗ 
mokratie, d. h. die Mehrheit der Bevölkerung ſoll 
bei Wahlen entſcheiden. Wir können aber feſt⸗ 
ſtellen, und zwar verſchärft ſich die Situation von 
Jahr zu Jahr, daß, ſobald Kommuniſten gewählt 
werden, ihnen die Beſtätigung unter ganz faden⸗ 
ſcheinigen Gründen verſagt wird. In Preußen 
hat ja Herr Severing bekanntlich einen Erlaß 
herausgegeben. Nach dieſem dürfen Kommu⸗ 
niſten, wenn ſie als Bürgermeiſter, Stadträte, 
Gemeindevorſteher oder Schöffen gewählt wer⸗ 
den, nicht beſtätigt werden. Wir haben den letz⸗ 
ten Fall in Berlin erlebt, wo man Herrn Sahm 
und die übrigen Stadträte, die von den bürger⸗ 
lichen Parteien gewählt wurden, beſtätigte. 
Selbſtverſtändlich hat man aber dem von den 
Kommuniſten gewählten Stadtrat die Beſtäti⸗ 
gung verſagt. Das gehört alles zur Demokratie. 
Das geſchieht drüben in Preußen, in Deutſchland, 
wo die S. P. D. ausſchlaggebend iſt. Hier in 
Danzig haben wir dieſelbe Erſcheinung. Aller⸗ 
dings ſind die Fälle, die hier zur Beratung ſte⸗ 
hen, unter der Gehl⸗Regierung paſſiert. Wir 
werden aber ſehen, daß der jetzige Senat keine 
Urſache hat, das zu korrigieren, ſondern daß er 
durchaus nicht die Politik betreiben wird, die von 
den Nazis propagiert wird, nämlich das Gegen⸗ 
teil von dem zu tun, was die Sozialdemokraten 
getan haben. Wir haben heute ſchon gehört, daß 
die Ziehm⸗Regierung beſtrebt iſt, die Politik der 
Gehl⸗Regierung fortzuſetzen. Das werden wir 
bei dieſem Punkt auch erleben, trotzdem die Na⸗ 
ſtionalſozialiſten anderer Anſicht ſind; denn ſie 
haben mit den Kommuniſten und Sozialdemokra⸗ 
ten zuſammen im Ausſchuß einen Antrag ange⸗ 
nommen. Wir werden ſehen, ob ſie Stange hal⸗ 
ten. 


Die Materie ſelbſt iſt bekannt. In den Ge⸗ 


meinden Steegenerwerder und Junkeracker wur⸗ 
den zwei Arbeiter 
wählt. 


zu Gemeindevorſtehern ge⸗ 


Es wurde ihnen aber die Beſtätigung 
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verſagt. Warum 2 Gründe werden nicht ange⸗ 
geben. Allerdings hat man durchblicken laſſen, 
daß ſie beſtraft werden. Bei dem einen Arbei⸗ 
ter ſtellte es ſich heraus, daß er nicht beſtraft 
war. Der andere iſt beſtraft, aber ganz gering⸗ 
fügig. Der vorige Senat erklärte aber, und der 
jetzige wird ſich dem anſchließen, daß man ſolch 
einen Gemeindevorſteher nicht beſtätigen könne. 
Ich habe vorhin einen Zuſammenſtoß gehabt mit 
Herrn Formell, nicht wegen politiſcher Vergehen, 
ſondern wegen Roheitsdelikte. Fragen Sie Herrn 
Formell, ich mag nicht gern perſönlich werden. 
Aber Sie erklärten, Herr Bertling, daß die Be⸗ 
ſtätigung verſagt wird. Dann führen Sie das 
an anderer Stelle auch durch. Dann muß nach 
Ihrer Anſicht an einen Senator ein ganz anderer 
Maßſtab anzulegen ſein als an einen bloßen Ge⸗ 
meindevorſteher oder Schöffen. 


Wir haben durchaus nicht die Ueberzeugung, 
daß dieſer Senat etwas ändern wird. Er wird 
dieſelbe Politik treiben wie vorher der Gehl⸗ 
Senat. Wir haben im Ausſchuß einen Antrag 
geſtellt, der lautet: 

Der Senat wird erſucht, den Landrat des Kreiſes 
Danziger Niederung zu beauftragen, ſofort in den Ge⸗ 
meinden Steegenerwerder und Junkeracker Neuwahlen 
anzuberaumen und die von der Gemeindevertretung 
gewählten Gemeindevorſteher zu beſtätigen. 

Dieſer Antrag iſt mit den Stimmen der Natio⸗ 
nalſozialiſten angenommen worden. Jetzt kneifen 
die Nationalſozialiſten, um nicht mitſtimmen zu 
brauchen. Wenn Sie aber vielleicht nicht ſo weit 
gehen ſollten, ſich ſo weit zu entlarven, wenn ſie 
vielleicht hereinkommen und mitſtimmen, jo wiſ⸗ 
jen wir, daß ich der Senat an derartige Entſchei⸗ 
dungen nicht hält. Wir wiſſen, daß der Senat 
— Herr Müller nickt mit dem Kopf — nicht da⸗ 
zu verpflichtet iſt. Sie wiſſen aber doch, daß für 
einzelne Gemeinden eine Neuwahl anberaumt 
werden kann. Wenn ein derartiger Antrag an⸗ 
genommen wird, heißt das, der Volkstag erwar⸗ 
tet vom Senat die Vorlage eines entſprechenden 
Geſetzes. Wenn Sie das nicht machen ſollten, 
werden wir eine Geſetzesvorlage einbringen, die 
zum Inhalt die Neuwahl in dieſen beiden Ge⸗ 
meinden hat. Wir werden ſehen, wie ſich die Na⸗ 
tionalſozialiſten dazu ſtellen werden. Wir haben 
keine Hoffnung, daß die Nationalſozialiſten das 
Geſetz annehmen werden Wir wiſſen, daß fie 
ſich alles Mögliche dachten, wie heute Herr Abg. 
Friedrich und daß ſie nachher jämmerlich umge⸗ 
fallen ſind. Ich erinnere an die Einſtellung zu 
den Erwerbsloſen. Hier ſtellten die National⸗ 
ſozialiſten einen Antrag, wonach die Erwerbs⸗ 
loſen nur zweimal in der Woche ſtempeln ſoll⸗ 
ten. Als nun der Senat und die Zentrumspartei 
den Nationalſozialiſten den ſchwarzen Stiefel ins 
Genick ſetzten, da kuſchten ſie und ſtimmten gegen 
den Antrag. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es liegt ein Antrag zu der Großen 


Anfrage in Drucksache Nr. 159 vor, der im Ge⸗ 
meindeausſchuß angenommen iſt: 


Der Senat wird erſucht, den Landrat des Kreiſes (C) 


Danziger Niederung zu beauftragen, ſofort in den Ge⸗ 
meinden Steegenerwerder und Junkeracker Neuwahlen 
anzuberaumen und die von der Gemeindevertretung 
gewählten Gemeindevorſteher zu beſtätigen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über dieſen An⸗ 
trag. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 
Bericht des Ausſchuſſes für ſoziale An⸗ 
gelegenheiten über die Große Anfrage 
Nr. 7 des Abg. Serotzki u. Fr. betr. Ver⸗ 
fügungen des Fürſorgeamtes. 
Druckſache Nr. 160 zu Nr. 39. Hierzu erteile ich 
das Wort dem Herrn Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K.P.): Die Stel; 
lungnahme der Nationalſozialiſten haben Sie 
damit entſchuldigt, daß Sie keine parlamentari⸗ 
ſchen Erfahrungen hätten. Sie haben immer 
wieder vor der Wahl erklärt, man brauche keine 
parlamentariſche Erfahrung, um für die Intereſ⸗ 
ſen der werktätigen Bevölkerung tätig zu ſein. 
Nun ſtellt ſich folgendes heraus. Wenn Sie noch 
unbeeinflußt durch die bürgerlichen Parteien vor 
die Frage einer Abſtimmung geſtellt werden, 
dann verſuchen Sie hin und wieder einmal Ihrer 
Agitation vor der Wahl entſprechend für An⸗ 
träge zu ſtimmen, die von uns oder den Sozial⸗ 
demokraten eingebracht wurden. Wenn dann 
aber Ihre bürgerlichen Parteien, Ihre Senatsbe⸗ 
rater kommen und erklären: „Was habt Ihr für 
Dummheiten gemacht, Ihr zwingt uns, für die 
werktätige Bevölkerung Ausgaben zu machen“, 
dann kommen die Nazis und ſtimmen gegen ihre 
eigenen Anträge und erklären, ſie ſeien parla⸗ 
mentariſch zu dämlich geweſen, um das erſte Mal 
ſchon dagegen zu ſtimmen. 

Wir haben hier eine Große Anfrage einge⸗ 
bracht, die ſich mit der Notverordnung beſchäf⸗ 
tigt, die ſeinerzeit im Deutſchen Reiche verab- 
ſchiedet wurde. Es wurde uns bekannt, daß der 
Senat bereits Anträge von Kriegsopferm inbe⸗ 
zug auf die Gewährung auf Elternrenten abge⸗ 
lehnt hatte, bevor das Ermächtigungsgeſetz ver⸗ 
abſchiedet wurde. Das war ungeſetzlich. Der 
Senat hat das nachher dadurch zu korrigieren 
verſucht, daß er ſich durch das Ermächtigungsge⸗ 
ſetz die Möglichkeit geben ließ, die Maßnahmen, 
die durch das Verſorgungsamt im Deutſchen 
Reiche getroffen worden ſind, auch hier zur Durch⸗ 
führung zu bringen. Aber alle Beſcheide, die 
vor Erlaß des Ermächtigungsgeſetzes an Kriegs⸗ 
hinterbliebene ergangen ſind, ſind ungeſetzlich. 
Wir verlangten deshalb in einer Großen An⸗ 
frage Aufklärung über den Sachverhalt und ha⸗ 
ben dann auch in einem Antrag beantragt, daß 
alle derartigen Entſcheide aufzuheben ſind und 
noch einmal zur Verhandlung kommen müſſen. 

Gerade die Stellungnahme der Nationalſozia⸗ 
liſten zu der Notverordnung zeigt ja auch am 


deutlichſten, daß die Nationalſozialiſten bedin⸗ 


gungslos die Politik zur Durchführung bringen, 
die ſich gegen die Opfer des Krieges und der Ar⸗ 
beit richtet. Die Nationalſozialiſten und beſon⸗ 
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ders der Abg. Thimm waren es, die an dieſer 
Stelle die Erklärung abgaben, daß ſie keinen Ka⸗ 
meraden im Stiche ließen. Wenn dann hier 
über die Bezüge dieſer Kameraden und über die 
Renten der Kriegsopfer abgeſtimmt werden 
ſollte, waren es die Nationalſozialiſten, die als 
erſte ihre Kameraden im Stiche ließen, oder wol⸗ 
len Sie das etwa ableugnen 2 Heute haben Sie 
wieder eine Viertelmillion Steuergeſchenke den 
Börſen⸗ und Kapitalſchiebern in den Rachen ge⸗ 
worfen. Das iſt die S. P. D.-Politik, die Sie ja 
bekämpfen wollten. Das iſt dieſelbe Mißwirt⸗ 
ſchaft, die früher der S. P. D.⸗Senat betrieben hat. 
Auf der einen Seite Steuergeſchenke für die Rei⸗ 
chen, auf der anderen Seite Abbau der Fürſorge 
für die Opfer der Arbeit und auch für die 
Opfer des Krieges. Waren Sie nicht diejenigen, 
die ſich immer wieder für die Opfer des Krieges 
einſetzten? Wollen Sie leugnen, daß Sie allein 
in dieſem Jahre über 800 000 Gulden im Etat 
für die Kriegsopferverſorgung geſtrichen haben? 
876 000 Gulden, faſt eine Million, haben Sie 
allein in Danzig den Opfern des Krieges gejtoh- 
len. Das nennt man wirklich Nazi⸗Politik. Zu 
der gleichen Zeit, wo Sie dieſe Politik trieben, 
erklärte ein Abgeordneter der Nationalſozia⸗ 
liſten im Reichstag: „Wir werden nicht dulden, 
daß im Etat auch nur ein Pfennig bei der Kriegs⸗ 
opferfürſorge geſtrichen wird. Im Gegenteil, wir 
werden verlangen, daß die Kriegsopferfürſorge 
ausgebaut wird. Das ſind Tatſachen, das ſind 
keine leeren Worte. Wenn der Abg. Friedrich 
ein ſehr ſchönes Referat über die Rechtslage der 
Rentnerverſorgung und Zivilblinden hält, jo zie⸗ 
hen dieſe ſchönen Worte nicht, wenn ſolche Taten 
da ſind. Wir haben ja geſehen, daß auch die 
ſchönſten Worte bei der S. P. D. nicht mehr zogen, 
um die Arbeiter für die S. P. D.⸗Politik einzu⸗ 
fangen. Die drei Jahre Gehl⸗Taten waren für 
die ſozialdemokratiſchen Arbeiter ausſchlaggebend. 
Die Taten der Nazi⸗Ziehm⸗Regierung ſind auch 
für die nationalſozialiſtiſchen Wähler ausſchlag⸗ 
gebend. Sie haben nicht nur bei den Kriegs⸗ 
opfern Abſtriche gemacht, ſondern Sie haben auch 
die Beſtimmungen der Notverordnung erlaſſen, 
drüben die Brüning- Regierung. Dieſe Beſtim⸗ 
mungen ſind nach Danzig übernommen. Nun 
verſuchen Sie doch einmal Ihren nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Wählern klar zu machen, daß die Durch⸗ 
führung dieſer Beſtimmungen in Danzig eine 
Notwendigkeit war und drüben im Deutſchen 
Reiche nicht. Verſuchen Sie einmal, klar zu ma⸗ 
chen, daß man drüben in Deutſchland gegen die 


Beſtimmungen der Notverordnung kämpfen 
mußte, daß man aber in Danzig zuſtimmen 
mußte. Solche Gründe, wie ſie immer von dem 


Abg. Greiſer und den anderen Abgeordneten der 
Nationalſozialiſten angeführt werden, daß die 

olen einrücken würden, kann niemand ernſt 
nehmen. Wollen Sie wirklich Ihren Wählern 
weismachen, daß die Polen einrücken, wenn Sie 
hier dagegen auftreten, daß die Lage der Kriegs⸗ 
opfer verſchlechtert wird? Das glaubt beſtimmt 
kein Menſch und die Kriegsopfer am allerwenig⸗ 
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ſten. Tatſache iſt, daß Sie bei den Kriegsopfern 
faſt eine Million abgebaut haben. Sie haben 
die Beſtimmungen der Notverordnung und die 
Auswirkungen derſelben auch für die Kriegs⸗ 
opfer nach Danzig übernommen. Intereſſant war 
es, als der Senat die Verſchlechterungen für die 
Kriegsopfer, die in Deutſchland auf Grund der 
Notverordnung erfolgt ſind, und die ſich hier in 
einer Vorlage ebenfalls wiederfanden, zurückzog. 
Da trat der Abg. Dr. Thimm auf und erklärte 
von dieſer Stelle, das ſei ein Erfolg der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei, auf den Druck 
der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiterpartei hat 
der Senat dieſe Geſetzesvorlage zurückgezogen. 
Nur daß der Abg. Dr. Thimm überſah, daß zur 


gleichen Zeit dasſelbe Geſetz, dieſelbe Vorlage in 


das Ermächtigungsgeſetz hineingearbeitet war 
und daß bereits in der nächſten Volkstagsſitzung 
der Abg. Dr. Thimm für dasſelbe Geſetz ſtimmen 
mußte, von dem er geſagt hatte, die National⸗ 
ſozialiſtiſche Arbeiterpartei hätte verhindert, daß 
es zur Abſtimmung kommt. Da können Sie noch 
jo gute Worte machen, da können die Deutſch⸗ 
nationalen herkommen, die Vertreter des Stahl⸗ 
helms und vom Frontgeiſt erzählen und ſagen, 
daß ſie keinen Kameraden im Stich laſſen. Die 
Kameraden fühlen, daß Sie keinen Kameraden im 
Stich laſſen. Die Kameraden fühlen, daß ſie im 
Stich gelaſſen werden. Die fühlen, daß dieſe 
Leute, die immer große Phraſen vom Fronthel⸗ 
dentum brauchen, die erſten ſind, die, genau wie 
1918 Kaiſer Wilhelm, flüchten und ſie verraten 
und verkaufen. Sie ſagen ſich deshalb immer 
mehr los, weil ſie die Phraſen erkennen und die 
Taten ſehen, die damals die Gehl-Koalition und 
jetzt die Ziehm⸗Regierung durchführte. 

Die Kriegsopfer wiſſen ganz genau, daß es 
ganz blöde iſt, wenn Frau Kalähne ſagt, die fi⸗ 
nanzielle Notlage laſſe eine Beſſerſtellung nicht 
zu. Das ſind die Worte, die Frau Kalähne in 
Bezug auf die Verbeſſerung der Lebenslage an⸗ 
führte. Sie ſagte, wir ſchaffen nur eine Rechts⸗ 
lage, eine Beſſerſtellung kann nicht ſtattfinden. 
Die finanzielle Lage läßt das nicht zu. Sie ver⸗ 
ſuchen auch, die Hilfe für die Kriegsopfer damit 
zu begründen, daß die finanzielle Lage es nicht 
zulaſſe. Aber die Kriegsopfer wiſſen, daß Sie 
auf der andern Seite Millionen ausgeben, damit 
Kapitaliſten ſaniert werden. Die Kriegsopfer 
wiſſen, daß Sie allein für einen Völkerbundkom⸗ 
miſſar 100 000 Gulden ausgeben, daß Sie über 
1 Million allein an Dienſtaufwandsentſchädi⸗ 
gung an höhere Beamte zahlen. Die Kriegsopfer 
kennen dieſe Summen, die ausgegeben werden. 
Deshalb werden Sie ſie nicht mit Phraſen fan⸗ 
gen, wie „wir werden warten, bis das Dritte 
Reich da iſt“. Der Abg. Kreft hat recht, wenn 
er ſagt, daß die Opfer bis dahin alle verhungert 
ſein werden. Aber ſie wollen nicht verhungern. 
Deshalb laſſen ſie ſich nicht mit den Phraſen trö⸗ 
ſten, die von der S. P. D. und den Nazis gebraucht 
werden. Die Opfer erklären: „Wir kämpfen um 


unſere Exiſtenz, wir fordern Brot und Arbeit“. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
Dieſen Kampf werden ſie trotz Ihrer Phraſen 
führen. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Es liegt ein Antrag des Abg. Pleni⸗ 
kowski zu der Großen Anfrage in Druckſache Nr. 
201 vor. 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, den 
Senat zu erſuchen: 

Alle berufungsloſe Beſcheide, die auf Grund der 
Notverordnung des Deutſchen Reiches, alſo vor Erlaß des 
Ermächtigungsgeſetzes erlaſſen ſind, ſind ungültig und 
müſſen erneut verhandelt werden. 

Herr Abg. Plenikowſeki macht darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß es ſich nicht um einen Abänderungsan⸗ 
trag, ſondern um einen Antrag handelt. Dann 
kommt noch eine Entſchließung in Druckſache Nr. 
160 des Ausſchuſſes zur Abſtimmung. Ich laſſe 
zuerſt über den Antrag des Abg. Plenikowski in 
Druckſache Nr. 201 abſtimmen. (Abg. Pleni⸗ 


kowski: Wir laſſen keinen Kameraden im Stich!) 
Wer für den Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Der 
Antrag iſt abgelehnt. 


Wir kommen zur Abſtim⸗ 


Volkstag Danzig — 25. Sitzung. 


Mittwoch, den 22. April 1931. 


mung über die Entſchließung in Druckſache Nr. (8) 


160: 

Durch die Aenderung des Verfahrensgeſetzes und 
die damit verbundene Einſchränkung der Rekursmöglich⸗ 
keit wird das Danziger Verſorgungsgericht in der Mehr⸗ 
zahl der Fälle die letzte Spruchinſtanz darſtellen und 
deshalb die einzelnen Fälle umſo eingehender zu prüfen 
haben. Zum Zwecke der Koſtenerſparnis und zur Ent⸗ 
laſtung der jetzt tätigen Beiſitzer wird der Senat um 
Anordnung erſucht, daß auch die Beiſitzer aus den 
Reihen der Verſorgungsberechtigten zur Berichterſtattung. 
herangezogen werden, ſoweit fie fich dazu bereit erklären. 
Wer für die Annahme der Entſchließung iſt, 

bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: 
Gegenprobe!) Bitte um die Gegenprobe. Die 
Entſchließung iſt abgelehnt. (Abg. Moritz: Im 
Ausſchuß wurde fie einſtimmig angenommen!) 
Damit iſt die Tagesordnung erledigt. Ich ſchlage 
vor, die Feſtſetzung der nächſten Sitzung und der 
Tagesordnung dem Herrn Präſidenten zu über⸗ 
laſſen. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) Ich höre 
keinen Widerſpruch. Es iſt ſo beſchloſſen worden. 
Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 18 Uhr 30 Minuten.) 


(B) 


26. Sitzung. 


Mittwoch den 6. Mai 1931. 
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Die Sitzung wird 15 Ahr 55 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 
Am Regierungstiſch: Obergerichtsrat Kettlitz, 
Landgerichtsrat Dr. Moebes. 
„Präſident: Ich eröffne die 26. Vollſitzung und 
möchte folgende geſchäftliche Mitteilungen machen: 
ie Fraktion des Blocks der Nationalen Sammlung 
hat mir mitgeteilt, daß die Herren Abg. Deutſch, 
Friedrich und Jahr ihr als ſtändige Gäſte beigetreten 
ind. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) Im Einver⸗ 
nehmen mit dem Aelteſtenausſchuß ſchlage ich vor, 
die Punkte 4 und 5 der heutigen Tagesordnung erſt 
am Schluß zu beraten. Ich höre keinen Wider- 
ſpruch, es ift jo beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung 
at das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 
Plenikowſti Abgeordneter (K. P.): Bereits 
geſtern im Aelteſtenausſchuß kündigten wir Kommu⸗ 
niſten an, daß wir heute einen Antrag einbringen 
würden. Wir warteten nur einen Beſchluß des 


Senats ab, der uns heute zugegangen iſt. Allerdings nicht; es iſt ſo beſchloſſen. 
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der Senat überhaupt verfaſſungsmäßig berechtigt iſt, 
eine derartige Verfügung zu erlaſſen, daß das De⸗ 
monſtrationsverbot aufgehoben wird. Sie werden 
ſelbſt zugeben müſſen, daß dies Verbot eine Behinde⸗ 
rung der Wahl iſt. Es bildet einen Anfechtungs⸗ 
grund für die Kreistagswahlen. Am die Frage zu 
klären, ſtellen wir deshalb folgenden Antrag: 

Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen, 

der Beſchluß des Senats betr. Verbot von Wahl⸗ 

verſammlungen unter freiem Himmel für die 

Kommuniſtiſche Partei wird mit ſofortiger Wir⸗ 

kung aufgehoben. 

Wir beantragen, daß dieſer Antrag als letzter Punkt 
auf die Tagesordnung geſetzt wird. 

Präſident: Es iſt beantragt, den Antrag Druck— 
ſache Nr. 242 als letzten Punkt auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung zu ſetzen. (Widerſpruch rechts. 
Abg. Plenikowski: Ausgerechnet die Nazis! Sie 
iind Helfershelſer des polniſchen Faſchismus, Sie 
Pilſudſkiknechtel) Gemäß unſerer Geſchäftsordnung 
kann der Antrag nicht auf die Tagesordnung geſetzt 
werden, wenn Widerſpruch erfolgt. (Abg. Pleni⸗ 
kowſti: Herr Rechtsanwalt Friedrich, das iſt ein un⸗ 
erhörter Skandal!) Herr Abg. Plenikowfki, ich bitte, 
mich ausſprechen zu läſſen. Ich rufe den erſten 
Punkt der heutigen Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung der Geſetzentwürfe: 
a) über Fälligkeit und Verzinſung von Aus⸗ 
gleichshypotheken, 
b) zur Aenderung des § 1119 B. G. B., 
c) zur Aenderung des Geſetzes über Hypo⸗ 
theken und Schiffspfandrechte. 
Druckſache Nr. 224. (Zurufe des Abg. Plenikowſki.) 
Wortmeldungen liegen nicht vor, ich ſchließe die all⸗ 
gemeine Ausſprache. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt 
vor, dieſe Vorlagen dem Hauptausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch höre ich nicht; es iſt demgemäß 
beſchloſſen. (Abg. Plenikowſki: Was jagen Sie zu 
dem Zinswucher, Herr Friedrich?) Ich rufe Punkt 2 
der Tagesordnung auf: 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aebereinkoemmen über die Eichung der 
Binnenſchiffe. 
Druckſache Nr. 227. Dazu habe ich folgendes bekannt 
zu geben. Der Senat der Freien Stadt Danzig 
teilt mit: N 
In dem vom Senat der Freien Stadt dem Volks⸗ 
tage unter dem 24. 4. 1931 vorgelegten Geſetzent⸗ 
wurf betr. das Uebereinkommen über die Eichung 
der Binnenſchiffe iſt im Artikel J letzter Satz in⸗ 
ſofern ein Schreibfehler unterlaufen, als dort 
fälſchlich das Datum des 31. Oktober 1930 genannt 
worden iſt. Es muß dort vielmehr heißen: „Das 

Uebereinkommen ſowie das Eichungsprotokoll, das 

am 21. Oktober 1930 wirkſam geworden iſt uſw.“ 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſchlägt vor, dieſe Vorlage gleichfalls dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre ich 
Ich rufe Punkt 3 der 


— 


verſucht der Senat, um die Sache herumzugehen, wie Tagesordnung auf: 


ie Katze um den heißen Brei. Er teilt uns nur mit, 
daß das Demonſtrationsverbot nicht aufgehoben wer⸗ 
en ſoll. Der Senat hat auch die Abhaltung von 

ahlverſammlungen für die Kommuniſtiſche Partei 
abgelehnt. Wir haben deshalb einen Antrag ein⸗ 
gebracht. (Anter freiem Himmel! rechts.) Auch das 
iſt ein Ausnahmegeſetz, Herr Philipfen, Sie müßten 
as ganz beſonders wiſſen. Wir beantragen des⸗ 


, 7 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des Geſetzes über die Preſſe. 
Druckſache Nr. 228. Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. ? 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Alſo auch hier 
meldet ſich niemand zum Wort. Dies iſt kennzeich⸗ 
nend. Nennen Sie das, was hier vor ſich geht, noch 
irgendwie Demokratie? Nennen Sie die Kleinen 


d 
halb, vor allen Dingen, um die Frage zu klären, ob Anfragen, die ausgerechnet Sie als Vertreter des 
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Liberalismus in Danzig dem Senat einreichen, etwa 
Demokratie? Das, was hier vor ſich geht, der Ge— 
ſetzentwurf, der hier jetzt zur Beratung ſteht, iſt nichts 
weiter als ein Glied in der Kette der Maßnahmen, 
um die faſchiſtiſche Diktatur aufzurichten. (Sie ſind 
doch auch für Diktatur! rechts.) Jawohl, wir ſind 
für die Diktatur des Proletariats. Weil wir für die 
Diktatur des Proletariats ſind, werden wir den 
Kampf gegen jede Maßnahme aufnehmen, die dazu 
dient, die faſchiſtiſche Diktatur aufzurichten. 

Herr Abg. Philipſen, jetzt werden Sie vielleicht 
verſtehen, warum wir auch zu dieſer Ihrer. Maß⸗ 
nahme Stellung nehmen. Aber Sie ſind ja jetzt nicht 
mehr für die Diktatur, Herr Philipſen, Sie ſind für 
die Demokratie. Sie müſſen dieſe Demokratie hier 
auf Befehl des polniſchen Faſchismus wahren. Kenn⸗ 
zeichnend für dieſe Demokratie und für dieſen Par- 
lamentarismus iſt, daß es kein Senatsvertreter für 
notwendig erachtet, hier bei den Beratungen zugegen 
zu fein. Dann ſprechen Sie noch von Parlamentaris- 
mus. Um überhaupt dieſes Geſetz zu verſtehen, muß 
man den Faſchismus charakteriſieren. Vor allen 
Dingen deshalb, weil auch Sie, Herr Philipſen, nicht 
im geringſten dafür eine Begründung werden geben 
können. Wenn wir hier gerade bei dieſem Geſetz— 
entwurf zu dem Begriff Faſchismus Stellung nehmen 
und den Begriff Faſchismus definieren, dann vor 
allen Dingen deshalb, um auch der Rechten und der 
Sozialdemokratiſchen Partei die Möglichkeit zu 
nehmen, ſich gegenſeitig Bälle zuzuwerfen. Es wäre 
ſehr intereſſant, Herr Senator Hinz, wenn Sie ge⸗ 
rade bei dieſem Geſetzentwurf, der in Ihr Reſſort 
ſchlägt, nicht draußen an der Theke ſtehen blieben, 
ſondern hier in der Regierungsbank Platz nehmen 
würden. Wenn Sie als Vertreter des Senats hier 
nicht Platz nehmen, dann kennzeichnet das nur, daß 
dieſe Vertreter, die für die Demokratie eintreten, auf 
ſie pfeifen. Sehr intereſſant für die Zentrumsleute, 
die ja auch die Hüter der Demokratie ſein wollen, und 
für die Vertreter des Liberalismus, wie Herrn 
Dr. Strunk . .. (Zuruf rechts.) Wollen Sie uns 
provozieren? Wenn Sie leſen wollen, dann ſcheren 
Sie ſich hinaus, verſtehen Sie! Es iſt keine Dro⸗ 
hung, ſondern nur eine Feſtſtellung, daß ein Ab⸗ 
geordneter es wagt, zu drohen, weil der Redner zu 
laut ſpricht. Den Abgeordneten ſollte man aus dem 
Saal jagen. Jetzt werde ich noch lauter ſprechen. Wenn 
Sie es nicht hören wollen, dann verſchwinden Sie. 
Wenn ich durch meine Rede ſchon dieſe Kerle in die 
Flucht ſchlage, Herr Dyck ergreift die Fahnenflucht, 
was wird dann geſchehen, wenn die Arbeiter ihre 
proletariſche Fauſt aufheben! Aber die Herren Ver— 
treter des Liberalismus, Herr Dumont und Herr 
Dr. Strunk, ſitzen dabei und ſehen zu, daß die Rechte 
die Herren Senatoren hinausweiſt, wenn hier über 
wichtige Fragen debattiert wird. Die Vertreter der 
Beamtenpartei ſind ja auch für die Demokratie, Herr 
Friedrich, Sie als Vertreter liberaler Ideen des Bür⸗ 
gertums, der ſich dieſer Regierung angeſchloſſen hat, 
um ſie zu unterſtützen, dieſer Regierung, deren Ver⸗ 
treter, wie Herr Bertling die Senatoren aus der Tür 
hinausweiſen, damit ſie hier nicht den Beratungen 
folgen. Das zeigt, daß auch Sie das für die Durch⸗ 
fuyrung der direkten faſchiſtiſchen Diktatur hin⸗ 
nehmen. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Warten Sie 
ab. Zunächſt einmal kommen Sie heran, um die 


Wahrheit zu hören, die hier von uns feſtgeſtellt wird. 
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Sie werden aber auch noch für Arbeiterfäuſte heran⸗ 
kommen, die mit dem Faſchismus aufräumen werden. 
Dabei ſpielt Ihre Perſon eine nebenſächliche Rolle. 
Sie ſind zu erbärmlich, als daß ein Arbeiter Sie 
auch nur mit einem Finger antaſten würde. Das 
überlaſſen wir den Jungdeutſchen, Ihren Brüdern. 
Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
einen Abgeordneten erbärmlich genannt, ich rufe Sie 
zur Ordnung. (Abg. Greiſer: Sie können mich nicht 
beleidigen!) 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wenn Sie 
erklären, wir können Sie nicht beleidigen, ſo ſind Sie 
doch nur ein ganz kleiner Führer im Vergleich zu 
Herrn Hitler. Im Reichstag hat der Abg. Frank II 
erklärt, daß der oberſte Führer Hitler monatlich 
2 bis 3000 Klagen beim Gericht einreichen muß. 
(Abg. Greiſer: Müßte!) Nein, muß! Ich zeige Ihnen 
das Stenogramm, das iſt hier vorhanden, da kann 
ich gleich Ihre Anwahrhaftigkeit feſtſtellen. Sie können 
an Hand des Stenogramms ſehen, daß Herr Frank 
geſagt hat, daß Hitler monatlich 2 bis 3000 Klagen 
anſtrengen muß. Ich möchte wiſſen, ob der Mann 
dann überhaupt noch in der Lage iſt, eine andere 
Tätigkeit auszuüben. Das zeigt, daß Sie nicht daran 
denken, irgendwie für die Intereſſen des werktätigen 
Volkes tätig zu ſein, ſondern Sie müſſen Verleum⸗ 
dungs⸗ und Beleidigungsklagen beim Gericht in 
Deutſchland, das Sie ſo bekämpfen, anſtrengen. 

Wir wiſſen, daß der Faſchismus klaſſenmäßig ge⸗ 
ſehen nichts anderes iſt als die unbeſchränkte Herr⸗ 
ſchaft des Finanzkapitals. (Des jüdiſchen Kapitals! 
bei den Nationalſozialiſten.) Jawohl, des chriſt⸗ 
lichen und jüdiſchen Finanzkapitals. Worin drückt 
ſich der Faſchismus aus? 
wachſenden Terror gegen die Arbeiterklaſſe. (Zwi⸗ 
ſchenruf rechts.) Herr Malſch, Sie ſind hier ja ſchon 
rühmlichſt bekannt, daß Sie ſtatt Hirn Stroh im 
Kopf haben. Da das bekannt iſt, erübrigt es ſich, auf 
Ihre Zwiſchenrufe irgendwie einzugehen. Ich will 
aber für einige, die es noch nicht gehört haben, noch 
einmal die Feſtſtellung machen, daß ich Ihre Rede, 
die Sie hier einmal gehalten haben, einem Ihrer 
Anhänger, einem Apotheker, vorgelegt habe Der hat 
geſagt: „Jetzt habe ich die Naſe voll vom National⸗ 
ſozialismus.“ (Aber er iſt drin geblieben! bei den 
Nationalſozialiſten.) Ganz beſtimmt nicht! Er ge 
hört wahrſcheinlich zu den 150 Stennesleuten, die 
aus Ihrer Partei ausgetreten find, zu den Stennes⸗ 
leuten, die Sie heute vermöbelt haben. (Abg. Greiſer: 
Es ſtimmt nicht, es find 152 Stennesleutel) Ich ſtelle 
feſt, daß ein prominenter Führer hier geſagt hat, daß 
152 Stennesleute ausgetreten ſind. 

Worin drückt ſich dieſer faſchiſtiſche Kurs aus? 
In der Anwendung blutigſter Methoden zur Nieder⸗ 
ſchlagung des Streiks, in der rückſichtsloſen Beſeiti⸗ 
gung der letzten ſchäbigſten Reſte der Demokratie und 
des Parlamentarismus, in der Verſchlechterung und 
Verſchärfung der Geſchäftsordnung, in der Beſeiti⸗ 
gung der Immunität, in der Anterbindung der An- 
träge für die werktätige Bevölkerung, in der Beſeiti⸗ 
gung der letzten Reſte der Selbſtverwaltung der 
Kommunen, in den Verſammlungsverboten, in der 
Beſchlagnahme revolutionärer Zeitungen, in dem 
Verbot von Demonſtrationen und Amzügen für revo 
lutionäre Organiſationen. Wirtſchaftlich geſehen 
drückt ſich der Kurs der Durchführung der faſchiſti⸗ 
ſchen Diktatur aus in dem ungeheuren Lohn⸗ und 
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Gehaltsraub, in der Abwälzung aller Laſten der 
Wirtſchaftskriſe auf die werktätigen Volksmaſſen, im 
Mietwucher, im Abbau der Wohnungszwangs⸗ 
wirtſchaft, in dem Rentenraub an Opfern des Krieges 
und der Arbeit und der Preisgabe der Erwerbsloſen 
dem Hungertode. Kulturell geſehen drückt ſich dieſer 
faſchiſtiſche Kurs aus in dem Verbot der Aufführung 
von Filmen, von Theateraufführungen, in der Hetze 
gegen die Freidenkerbewegung, in dem Entzug von 
Räumen für die Freidenkerbewegung, in der Schika⸗ 
nierung der Freidenkerkinder und Lehrer. Wenn 
wir alle dieſe konkreten Erſcheinungen und Tatſachen 
überprüfen, müſſen wir feſtſtellen, daß ſie überall da 
vorhanden ſind, wo heute noch der Kapitalismus 
herrſcht. Dieſe Tatſache haben wir in Danzig und in 
Deutſchland. Wir haben ſie in Polen, in Italien, 
überall, wo der Kapitalismus als Wirtſchafts⸗ und 
Geſellſchaftsordnung herrſcht. Dieſe Maßnahmen 
und gerade die Anwendung dieſer Maßnahmen zur 
Sicherung der Herrſchaft des jüdiſchen und chriſt⸗ 
lichen Finanzkapitals drücken eben den faſchiſtiſchen 
Kurs aus. Dieſe faſchiſtiſchen Methoden, um die 
Herrſchaft der Bourgeoiſie zu ſichern, dienen nur da⸗ 
zu, eine untergehende Welt vor der Kataſtrophe zu 
bewahren. Dieſe untergehende Welt des Kapitalis⸗ 
mus ſehen wir. 

„Wollen Sie leugnen, daß dieſe kapitaliſtiſche 
Wirtſchaftsordnung immer mehr dem Bankerott ver⸗ 
fällt? Soll ich die Zahlen nennen, die Zahlen der 
Erwerbsloſen und alle die andern Tatſachen er⸗ 
wähnen, die da zeigen, daß die Bourgeoiſie, der 
Kapitalismus heute nicht mehr fähig iſt, die Werk⸗ 
tätigen zu ernähren, ihnen Arbeit und Brot zu 
geben? Deshalb muß dies Syſtem, dieſe Ordnung 
beſeitigt werden, wenn die Menſchheit nicht in einem 


Meer von Blut, von Not und Elend untergehen will. 


m dieſe untergehende Welt noch am Leben zu er⸗ 
halten, häuft die Bourgeoiſie Verbrechen auf Ver⸗ 


brechen. Die faſchiſtiſchen Methoden ſind die Metho⸗ 


den des Verbrechens gegenüber dem werktätigen 

of, um dieſe untergehende Welt am Leben zu er⸗ 
halten. (Siehe Rußland! rechts.) Dort iſt die Welt 
des Aufſtiegs. Am dieſe Welt des Sozialismus in 
er Sowjet⸗Anion zu hindern, um dieſen Aufſtieg zu 
zerſchlagen, bereiten ſich die kapitaliſtiſchen Länder 
auf das ungeheuerlichſte aller Verbrechen vor, einen 
neuen Weltbrand. Weil auch der polniſche Faſchis⸗ 
mus ſeine Kräfte auf das ungeheure Verbrechen eines 

rieges gegen die Sowjet⸗Anion konzentriert, des⸗ 
halb auch die Maßnahmen, die Polen jetzt im Gebiet 


der Freien Stadt durchzuführen gedenkt, und wozu 


Sie Ihre Hand reichen. Danzig ſpielt gerade, um 
dies Verbrechen des Kriegsbrandes zu entfachen, eine 
wichtige Rolle. Danzig iſt nichts anderes als 
Schacherobjekt zwiſchen kapitaliſtiſchen Räubern, 
zwwiſchen Polen und Deutſchland. : 
1 Wir wiſſen, daß der Krieg gegen die Sowjet⸗ 
um begonnen werden joll. Dazu iſt für den Völ⸗ 
ne, beſonders für das faſchiſtiſche Polen, eine 
ückendeckung nötig, Deutſchland muß in dieſe Front 
„gen Rußland, in die Antiſowietfront, eingereiht 
3 und ſo ſind Polen und Deutſchland bemüht, 
Pol Poſition hier im Oſten auszubauen So ſind 
> en und Deutſchland auch bemüht, ihre Pofition 
1 85 in Danzig auszubauen. Der jetzige Senat orien⸗ 
ne mehr auf die deutſche Bourgeoiſie, ſiehe 
Millionen⸗Kredit aus der Oſthilfe, ſiehe die Er⸗ 
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ſuchen dieſes Senats, für die Danziger Großagrarier 
Erleichterungen durch die Verbindung mit der deut⸗ 
chen Bourgeoiſie zu ſchaffen. Auf dieſe Art und 
Weiſe verſucht die deutſche Bourgeoiſie, der deutſche 
Faſchismus, ſeine Poſition hier in Danzig zu 
ſtärken. Dasſelbe tut der polniſche Faſchismus, der 
gleichfalls ſeine Machtmittel und ganz beſonders das 
Machtmittel Gdingen anwendet, um ſeine Poſition 
hier in Danzig zu verbeſſern. Das iſt mit eine der 
Arſachen für dieſen Danzig⸗polniſchen Konflikt. 

Die bürgerliche und auch die ſozialdemokratiſche 
Preſſe füllt die Spalten der Zeitungen mit der Streit⸗ 
frage Gdingen contra Danzig. Dieſe Streitfrage ſoll 
nur die wahren Hintergründe des Danzig⸗polniſchen 
Konfliktes verdecken. Einer dieſer Hintergründe iſt 
eben Danzig als Schacherobjekt für die kommenden 
Kriegsvorbereitungen gegen die Sowjet⸗Anion. Wenn 
ein Konflikt zwiſchen Danzig und Polen entſteht, 
dann iſt es ein Konflikt zwiſchen der polniſchen und 
Danziger Bourgeoifie. Es iſt nicht jo, wie es die 
S. P. D. hinzuſtellen beliebt, als ob die polniſche 
Bourgeoiſie, als ob der polniſche Faſchismus jetzt hier 
in Danzig vom Ziehm⸗Senat gegen die Nazis Ord⸗ 
nung verlangt. Glaubt ein ſozialdemokratiſcher Ar⸗ 
beiter daran? Wollen Sie den Arbeitermörder und 
Henker Pilſudſki in Schutz nehmen? 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſfki, ich kann nicht 
zulaſſen, daß Sie den polniſchen Präſidenten einen 
Arbeitermörder nennen. Ich rufe Sie zum zweiten⸗ 
mal zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen des 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Sie müſſen 
natürlich auch gegen kommuniſtiſche Abgeordnete 
vorgehen, um hier ſogar die Wahrheit über den 
polniſchen Faſchismus zu unterbinden. Das charakteri⸗ 
ſiert die Rolle, die die Nationalſozialiſten ſpielen, die 
hier einen Präſidenten wählen, damit dieſer Präſident 
dann den polniſchen Faſchismus in Schutz nimmt. 
Aber nicht ein Danziger ſozialdemokratiſcher Arbeiter 
wird daran glauben, daß Herr Pilſudſki, dieſer Ver⸗ 
treter der Nazi⸗Ideen auch hier in Danzig, ſiehe den 
Herrn Präſidenten, — (Zurufe.) Herr Kalitzke, Sie 
werden noch ein paar andere Wahrheiten dieſer Art 
hören. Vielleicht wird einmal das vernagelte Brett 
von Ihrem Kopf heruntergeriſſen werden, wenn Sie 
dieſe Wahrheiten hören. Sie werden geſtatten, daß 
man die Taten des Herrn Pilſudſki charakteriſiert. Er 
läßt von ſeiner Regierung die Minderheiten in Polen 
terroriſieren. Er ſchickt nach der Akraine Truppen, 
um die ukrainiſchen Bauern auf das gemeinſte zu 
ſchinden und zu terroriſieren. Glauben Sie, daß aus- 
gerechnet dieſer Pilſudſki durch ſeine Regierung ſich 
der Danziger Werktätigen gegen den Nazi⸗Terror 
annehmen wird? Daran glaubt kein Menſch in 
Danzig, daran glaubt kein ſozialdemokratiſcher 
Arbeiter. 

Wenn hier ein Konflikt vorhanden iſt, ſo iſt es 
der Konflikt zweier Räuber um den Beuteanteil, um 
den Anteil an der Ausplünderung der Werktätigen. 
Die polniſche und Danziger Bourgeoiſie ſtreiten ſich 
um dieſen Anteil. (Abg. Greiſer: Wo iſt die Beute?) 
Wenn Sie das nicht glauben wollen, Herr Greiſer, ſo 
zeigt das, daß Sie nicht fähig ſind, eine Stellung ein⸗ 
zunehmen. Jatſache iſt, daß Polen, die polniſche 
Bourgeoiſie, als Räuber die werktätige Bevölkerung 
ausplündert, beſonders durch Zolleinnahmen. Der 
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ſtärkere Räuber, die polniſche Bourgeoiſie, nimmt 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
von Jahr zu Jahr aus dieſem gemeinſamen Räuber⸗ 
topf einen immer größeren Anteil für die polniſchen 
Großagrarier heraus. Deshalb ſchreit die Danziger 
Bourgeoiſie Zeter und Mordio. Die Großagrarier 
in Danzig wollen aus dieſem Räubertopf genau ſo 
berückſichtigt werden, wie die polniſchen. (Zuruf 
rechts.) Sie wiſſen ganz genau, daß die Deutſch— 
nationalen das immer aufs Tapet gebracht haben, 
allerdings als Streit um den Zollſchlüſſel. Die 
Danziger Vertreter der Bourgeoiſie plädierten auch 
immer wieder für die Erhöhung des Zollſchlüſſels. 
In Wirklichkeit iſt dieſer Streit, der Konflikt 
zwiſchen Danzig und Polen, nur auf dieſe Streitig⸗ 
keiten zwiſchen der polniſchen und der Danziger 
Bourgeoiſie zurückzuführen. Die Danziger Bour- 
geoiſie bleibt dabei die ſchwächere. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) Wenn Sie mit derart dummen Zwiſchen— 
rufen verſuchen, bei Ihren Anhängern oben Eindruck 
zu ſchinden, dann machen Sie das Verkehrte. 
Machen Sie ruhig Zwiſchenrufe, aber ſie müſſen 
wenigſtens geiſtreich ſein. Wenn ſie dumm ſind, 
wird Ihnen von Ihren eigenen Anhängern die 
Quittung gegeben werden. Dann blamieren Sie ſich 
vor Ihren eigenen Anhängern. (Zuruf rechts.) Das 
hat ſehr viel damit zu tun. Der Faſchismus faßt hier 
immer mehr Boden. Das iſt eine Maßnahme, die 
den Kurs auf die faſchiſtiſche Diktatur zeigt. Sie ſind 
es ja, der am ausgeprägteſten der polniſchen Bour⸗ 
geoiſie zu Hilfe eilt, indem Sie die Aufhebung des 
Verſammlungsverbots verwehren. Sie dulden, Herr 
Friedrich, daß die polniſch⸗nationaliſtiſche Partei die 
polniſchen Arbeiter aufhetzt und öffentlich unter freiem 
Himmel demonſtriert. Die Danziger Kommuniſtiſche 
Partei darf das nicht tun. Sie, Herr Friedrich, wollen 


dieſe Ausführungen gegen die polniſche Bourgeoiſie und 


ihren Raub dazu benutzen, um mich bei Ihrem Präſi⸗ 
denten zu denunzieren, damit er meine Ausführungen 


unterbindet. Wollen Sie noch deutlicher Ihre La- 
kaienhaftigkeit gegen den polniſchen Faſchismus 
demonſtrieren? 


Es iſt Tatſache, daß dieſer Konflikt ein Streit 
zwiſchen zwei Räubern iſt. Aber der ſtärkere Räuber 
wird ſich hüten, dem ſchwächeren einen Pfennig zu 
geben. Im Gegenteil, er wird dem ſchwächeren 
Räuber alles nehmen. Wer glaubt, daß durch Zu⸗ 
faſſen des Völkerbundes irgendwie eine Verbeſſerung 
der Lage zu erreichen ſei, nimmt nur an einem neuen 
Verrat teil; er betrügt und belügt die Danziger werk⸗ 
tätige Bevölkerung. Ich frage Sie hier, ob auch Sie 
der Anſicht ſind, daß die Gutachten dieſes Völker⸗ 
bundes, der Danziger Hafen ſolle ausgenutzt werden, 
den Danziger Arbeitern Arbeit und Lohn geben wer⸗ 
den. Nein, die Gutachten ſollen nur dazu dienen, 
um die Bevölkerung zu umnebeln, zu verwirren und 
über die wirklichen Verhältniſſe zu täuſchen, ſie von 
dem Kampf gegen die Hungermaßnahmen abzu- 
lenken. Polen denkt nicht daran, in der Gdinger 
Streitfrage der Danziger Bourgeoiſie entgegenzu⸗ 
kommen, trotzdem ſich die Danziger Bourgeoiſie be- 
müht, durch immer neue Beweiſe der Ergebenheit zu 
zeigen, daß ſie gehorcht und das durchführt, was ge⸗ 
wünſcht wird. Was will die polniſche Bourgeoiſie? 
Da muß man zunächſt einmal das Ziel der polniſchen 
Bourgeoiſie und des polniſchen Faſchismus betrachten, 
das in Danzig verfolgt wird. Dies Preſſeverbot ge⸗ 
hört mit zu dem Ziel des polniſchen Faſchismus in 
Danzig. Der polniſche Faſchismus hat in Danzig nur 
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eine Gefahr, das iſt die revolutionäre Arbeiterſchaft, (O 


die Kommuniſtiſche Partei. (Sehr wahr! bei den 
Kommuniſten.) Dieſe Kraft ſoll vernichtet werden. 

Weiter will der polniſche Faſchismus, daß die 
Werktätigen in Danzig genau ſo verelendet werden, 
auf dasſelbe Hungerniveau in der Lebenshaltung her 
abgedrückt werden, wie die polniſche Bevölkerung. 
Wir wiſſen, daß prominente Vertreter der polniſchen 
Regierung, des polniſchen Faſchismus, immer wieder 
erklärt haben: „Wie kann Danzig es ſich leiſten, eine 
derartige ſoziale Fürſorge zu haben? Wie kann 
Danzig es ſich leiſten, ſo hohe Beamtengehälter und 
ſo hohe Löhne zu zahlen?“ Wir wiſſen, wie die 
Danziger Bourgeoiſie dieſen Ball aufgegriffen hat. 
Wir wiſſen, wie ein prominenter Vertreter der Zen⸗ 
trumspartei, der Prälat Sawatzki, erklärte: „Wir 
werden uns in unſerer Lebenshaltung einſchränken 
müſſen.“ Wir wiſſen, wie die Danziger Bourgeoiſie 
das in immer brutalerer Weiſe verwirklicht, was die 
polniſche Bourgeoifie wünſchte. Die Reichen, die be- 
ſitzende Klaſſe, die internationalen kapitaliſtiſchen 
Schieber, die engliſch⸗franzöſiſch⸗-polniſchen Kapital⸗ 
ſchieber in Danzig ſtecken bei der Danziger Werft 
immer höhere Gewinne in die Taſche. Sie helfen, 
dieſe Leute von den Steuern zu entlaſten. Sie haben 
als Nationalſozialiſt dafür geſtimmt, daß dieſer 
Banditengeſellſchaft allein 76 000 Gulden an Grund⸗ 
ſteuern geſchenkt werden. Die kommen her, bereichern 
ſich am werktätigen Danziger Volk, und Sie unter⸗ 
ſtützen das. Sie gehen dazu über, das Elend und die 
Not der werktätigen Kreiſe noch mehr zu ſteigern und 
die Erwerbsloſen dem Hungertode preiszugeben. Sie 
helfen der Danziger Bourgeoiſie, dieſen polniſchen 


Willen der Verelendung der werktätigen Danziger (D) 


Bevölkerung durchzuführen und daneben noch mit dem 
Widerſtand der Arbeiter gegen dieſe Hungerpolitik 
fertig zu werden. 

Sollen die Arbeiter Ihre Hungerpolitik geduldig 
hinnehmen? Sie rebellieren dagegen. Das iſt ihr 
Recht als Menſch. Sie müſſen rebellieren und pro- 
teſtieren, weil ſie nicht verhungern und verrecken 
wollen. Dieſer Widerſtand ſoll gebrochen werden. 
Den Führern der Arbeiterklaſſe ſoll die Möglichkeit 
genommen werden, dieſen Widerſtand zu organiſieren. 
Deshalb Ihre politiſchen Methoden, die Sie hier an- 
wenden, deshalb auch das Geſetz, das Sie jetzt durch— 
führen, und das ſich einzig und allein gegen die revo⸗ 
lutionäre Preſſe wendet. Ich ſagte ſchon, was Polen 
will. Es will beſonders die Arbeiterklaſſe knebeln, 
die revolutionären Organiſationen zerſchlagen, weil 
nur dann die Gewähr gegeben iſt, daß Polen im 
Falle eines Krieges gegen Rußland Danzig beſetzen 
kann und hier ungeſtört die Kriegsmaßnahmen gegen 
Rußland durchführen kann. Selbſt die Vertreter 
bürgerlicher Parteien haben im Ausſchuß erklärt, daß 
es für ſie ſelbſtverſtändlich iſt, daß im Falle eines 
Krieges gegen Rußland Danzig von polniſchen 
Truppen beſetzt wird. Wer wird dann Widerſtand 
leiſten? Etwa die Nationalſozialiſten? Etwa die 
Danziger Bourgeoiſie? Die Danziger Neueſten 
Nachrichten wagten zu ſchreiben, daß dieſen Willkür⸗ 
akten Polens eine geſchloſſene Danziger Front gegen⸗ 
überſtehen werde. Die Danziger Bourgeoiſie wird 
die erſte ſein, die ſich bei Polen anbiedern wird, um 
Beſchäftigung zu bekommen und Kriegsgewinne ein⸗ 
zuſtecken. Die Danziger Faſchiſten werden die erſten 
ſein, die zu Felde ziehen werden. Sie werden ge⸗ 
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meinſam mit dem polniſchen Faſchismus gegen Ruß⸗ 
land, gegen die Sowjetunion ziehen. Dieſe wahren 
Hintergründe ſollen eben verdeckt werden durch die 
Gutachten des Völkerbundes, durch die ſpaltenlangen 
Erörterungen über die Streitfrage Gdingen-Danzig 
in der Danziger Preſſe. Sie haben gehört, daß die 
Danziger Bourgeoiſie kuſcht. Sie glaubt, daß ſie, 
je mehr ſie kuſcht und gehorcht, vielleicht irgendwie 
ein paar Brocken mehr von dem großen Räuber, der 
polniſchen Bourgeoiſie, bekommen wird. Die Dan⸗ 
ziger Bourgeoiſie glaubt, wenn ſie hier gegen die 
revolutionären Organiſationen vorgeht, ein paar 
Brocken mehr zu bekommen Die Danziger Bour- 
gebiſie wird ſich täuſchen. Sie wird nicht nur die— 
ſelben Brocken bekommen wie bisher, ſondern trotz 
ihrer Maßnahmen gegen die Lebenshaltung der 
Danziger werktätigen Bevölkerung wird fie nicht das— 
ſelbe bekommen, ſondern ihr wird immer mehr ge— 
nommen werden. 

Ich erklärte ſchon, daß ſich der ganze Vorſtoß des 
polniſchen Faſchismus nur gegen die revolutionäre 
Arbeiterbewegung, gegen die Kommuniſtiſche Partei 
richtet. Wenn jetzt Vertreter einiger anderer Par- 
teien ſprechen werden, ich weiß nicht, ob ſie ſich zu 
Wort gemeldet haben (Dr. Strunk hat ſich gemeldet!), 
er wird als Vertreter der Liberalen Richtung im Block 
der Brockenſammlung verſuchen, gegen das Geſetz 
Stellung zu nehmen. Täte er es nicht, dann würde 
er auch nur zeigen, daß er den Liberalismus zum 
alten Eiſen geworfen hat. Aber daß die Vertreter 
der größten Parteien zu dieſer Maßnahme nicht das 
Wort ergreifen, zeigt, daß ſie alle damit einverſtanden 
ſind, daß hier gegen die revolutionäre Preſſe in dieſer 
Veiſe vorgegangen werden ſoll. Es iſt klar, daß ſich 
die Maßnahmen nur gegen die revolutionäre Preſſe 
richten. Kommen Sie nicht und ſagen Sie, daß die 
Immunität nicht benutzt werden darf, um einen andern 
zu beleidigen. Wir kennen die Machtverhältniſſe in 
dieſem Staat. Wir wiſſen, daß es ein Klaſſenſtaat 
iſt, und die Parteien, die hinter der Regierung ſtehen, 
hinter der herrſchenden Klaſſe, können nach Strich und 
Faden beſchmutzen und verleumden. Wenn dann An- 
zeige erſtattet wird, wird ein Freiſpruch erzielt wer⸗ 
den. Dieſe Maßnahmen richten ſich alſo nur gegen 
die revolutionäre Preſſe. Daß es ſo iſt, dafür ein 

eweis. Herr Senator Hinz kann als Zeuge für die 
Charakterfeſtigkeit der Nazis ſofort herbeizikiert wer⸗ 
en. Ich hatte eine Anterredung mit Herrn Hinz be- 
züglich des Verbots von Wahlverſammlungen für die 
Kommuniſtiſche Partei. Da erklärte Herr Senator 
Hinz, man werde das Verbot aufrecht erhalten, man 
werde ſogar dazu übergehen, neben dieſem Geſetz, 
das uns jetzt vorliegt, noch ein anderes Geſetz vorzu⸗ 
legen, das auch die Möglichkeit gibt, die Preſſe für 
längere Zeit zu verbieten. Das erklärte Herr Se⸗ 
nator Hinz wörtlich. Ich wies ihn darauf hin, daß 
wir noch andere Parteien hätten, beſonders eine, die 
ganz offen vom dritten Reich ſpricht, das nur durch 
den Bürgerkrieg herbeigeführt werden könne. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Wir wiſſen ja, Sie haben das nie 
gewollt, aber abgeſehen davon gibt es dieſe Preſſe, 
die dauernd ‚vom Köpferollen ſpricht, abgeſehen da⸗ 
von, daß ſie auch noch von ganz andern Dingen 
ſchreibt. Wiſſen Sie, was Herr Senator Hinz ent⸗ 
gegnete? Er erklärte: „Es kommt darauf an, was 
die Nazis 
tag haben ſie jedenfalls allen Maßnahmen unſerer 


tun, nicht, was ſie ſchreiben, und im Volks⸗ 


495 


Regierung die Zuſtimmung gegeben.“ (Hört, hört! 
bei den Kommuniſten.) Vielleicht können Sie Herrn 
Senator Hinz befragen. (Abg. Greiſer: Was wiſſen 
Sie vom dritten Reich? Dazu ſind Sie viel zu 
dämlich!) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, ich habe vorhin 
dem Abg. Plenikowſki einen Ordnungsruf erteilt. 
Jetzt rufe ich Sie wegen dieſes Ausdrucks zur Ord⸗ 
nung. (Abg. Greiſer: Da ſehen Sie, wie objektiv 
der Präſident ijt!) 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Der kann doch 
keinen beleidigen. (Zwiſchenruf rechts.) Ich gebe 
nur Herrn Greiſer Gelegenheit, dieſen Ordnungsruf 
zu verdauen. Wir wiſſen doch, wenn Herr Greiſer 
zwei Ordnungsrufe hat, ſieht er ſich vor, daß er nicht 
den dritten bekommt. Wenn er den dritten bekommen 
hat, läßt er die Parlamentsmaſchine ſtillſtehen und 
die Parteien helfen ihm dabei, damit er ſeine 
15 Gulden Diäten bekommt. (Abg. Greiſer: Darauf 
iſt er angewiejen!) 

Polen braucht eben für ſeine verbrecheriſchen 
Kriegspläne ein verelendetes Danziger Volk und ein 
politiſch geknebeltes Proletariat. Deshalb dieſe ge⸗ 
ſetzgeberiſchen Maßnahmen des Ziehm-Senats. Es 
gilt, mit der revolutionären kommuniſtiſchen Bewe⸗ 
gung hier in Danzig fertig zu werden. Der polniſche 
Faſchismus, der 1921 die Schläge des revolutionären 
Proletariats zu fühlen bekommen hat, als das Dan⸗ 
ziger werktätige Proletariat hindernd ſeinen Kriegs- 
plänen in den Weg trat, dieſe revolutionäre Kraft iſt 
jetzt gewachſen. Polen hat das bei den letzten Volks⸗ 
tagswahlen geſehen, wo ſich die Zahl der kommuniſti⸗ 
ſchen Stimmen verdoppelt hat. Deshalb ſoll jetzt 
verſchärft gegen die Kommuniſtiſche Partei vorge- 
gangen werden. Wie ſkrupellos man das tut, zeigt 
das Verbot der Wahlverſammlungen für die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei, das ein Vorläufer für das Verbot 
war, das jetzt durch dies Geſetz herbeigeführt 
werden ſoll. 

Alle bürgerlichen Abgeordneten, auch die Ver— 
treter der liberalen Ideen, auch die Zentrumspartei, 
verteidigen dieſe Maßnahmen des Senats. Geſtern 
hat der Senat in einer Sitzung den Beſchluß des 
Verbots von Wahlverſammlungen für die Kommu⸗ 
niſtiſche Partei auf dem Lande aufrecht erhalten. 
Herr Ziehm fehlte, das heißt, daß die Zentrums- 
partei die Mehrheit in dieſer Sitzung des Senats 
hatte, und daß die Zentrumspartei einen Beſchluß 
herbeiführt, der heute von den Nazis akzeptiert wird. 
Ein Zentrumsabgeordneter wagte nicht einmal zu 
widerſprechen, trotzdem Herr Weiß wußte, um was 
es geht. (Abg. Greiſer: Er hat nicht jo aufgepaßt!) 
Er hat aufgepaßt, er wußte es, aber der Abg. 
Friedrich ſprang für die Zentrumspartei ein und ver⸗ 
hinderte eine Beratung. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Sie wiſſen doch, daß Herr Weiß als Parlamentarier 
den Herrn Friedrich tauſendmal in die Taſche ſteckt. 
(Abg. Greiſer: Beſtimmt?) Wenn es nicht der Fall 
iſt, wenn Sie umgekehrt etwas behaupten wollen, 
zeigt das nur, wie ſchnell ſich die Nazis zu Parla⸗ 
mentariern entwickeln, wenn ſie nach einigen Wochen 
im Parlament gewiegter und geriſſener find als Ab⸗ 
geordnete der Zentrumspartei, die hier ſchon ein 


Jahrzehnt ſitzen. (Zuruf bei den Nationalſozialiſten.) 
Meinen Sie ſich mit den Froſchhirnköpfen? Dann 
haben Sie recht. Sie haben ſich ja ſelbſt ſo bezeichnet. 

Das Geſetz, das Sie jetzt vorlegen, ſteht auf genau 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 


ſo ſchwankenden Füßen wie das Verbot von Ver— 
ſammlungen, das Sie für die Kommuniſtiſche Partei 
herausgegeben haben. Sie brechen ſelbſt Ihre Ver⸗ 
faſſung. Dieſe Verfaſſung haben Sie nicht geſchaffen, 
um die Rechte der Arbeiter zu garantieren, ſondern 
um die Herrſchaftsverhältniſſe für die Bourgeoiſie zu 
ſichern. Aber Sie ſind heute ſogar gezwungen, dieſe 
Verfaſſung, die Sie ſelbſt geſchaffen haben, mit 
Füßen zu treten, darüber hinwegzugehen, wenn es 
gilt, die revolutionäre Bewegung zu bekämpfen. Sie 
haben ein Verbot für Verſammlungen unter freiem 
Himmel ausgeſprochen, das einzig und allein für die 
Kommuniſtiſche Partei gilt, das heißt, alle Parteien 
auf dem Lande dürfen demonſtrieren und Verſamm⸗ 
lungen abhalten, die Nazis, die Sozialdemokraten 
(Abg. Greiſer: Das ſtimmt nichtl), nur nicht die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei. Sie ſind nicht verboten, für Sie 
beſteht nur ein Verbot, in Danzig zu demonſtrieren. 
(Abg. Greiſer: Auf dem Lande auch, am letzten Sonn⸗ 
tag!) Daran glaubt kein Kind, verlaſſen Sie ſich 
darauf. (Abg. Greiſer: Es iſt aber Tatſachel) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, ich bitte, den 
Redner nicht dauernd zu unterbrechen. (Zwiſchenruf 
des Abg. Greiſer.) 

Plenikowfki, Abgegordneter (K. P.): 500 Gulden 
haben Sie dem Juden für die Vermittlung des 
Autokaufs gegeben. Alſo kommen Sie damit 
nicht an. Tatſache iſt, daß ein einſeitiges 
Verbot für Verſammlungen der Kommuniſtiſchen 
Partei unter freiem Himmel beſteht. Ich will 
nicht bürgerliche Rechtslehrer zitieren, um dadurch 
eine Aufhebung zu bewirken. Wenn ich jetzt bürger⸗ 
liche Rechtslehrer zitiere, dann nur m. H. liberalen 


Abgeordneten, um zu zeigen, was für eine Regierung Heinz Friedrich.) Von uns haben Sie nicht einen (D) 


Terror gegen eine einzige politiſche Partei iſt. 
werden natürlich auch nach der Wahl entſprechende 
Maßnahmen ergreifen, um noch weiter den Kampf 
gegen ein derartiges unerhörtes Verſammlungsverbot 
aufzunehmen. Sie wiſſen, daß ſich das Verbot nur 
gegen die Kommuniſtiſche Partei richtet, weil die 
Kommuniſten weder Säle noch Stuben bekommen. 
Unter dem Druck der Agrarier weigern ſich die Galt- 
wirte, den Kommuniſten Säle zur Verfügung zu 
ſtellen. In vielen Dörfern gibt es überhaupt keine 
Säle. Man muß draußen Verſammlungen abhalten. 
Wollen Sie ſagen, daß 20 Arbeiter in einem kleinen 
Dörfchen eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit darſtellen? Herr Delius ſagt ausdrücklich, 
daß es nicht auf die Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Ordnung ankommt, das ſei für dieſen Artikel nicht 
maßgebend, ſondern nur auf die Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit. Die iſt eben nicht für eine 
längere Zeit gegeben Die kann nur konkret für einen 
beſtimmten Zeitpunkt da ſein. Deshalb darf nur von 
Fall zu Fall oder einige Tage eine Verſammlung 
unter freiem Himmel verboten werden. 

Wenn der bürgerliche Rechtslehrer Nazi-Friedrich 
es angeſichts dieſer Tatſache wagt, die Aufhebung dieſes 
ſkandalöſen Verſammlungsverbots zu verhindern, To 
zeigt es nur, welche Rolle die Nationalſozialiſten in 
Danzig für den polniſchen Faſchismus zu ſpielen 
haben. Es entlarvt ſich eben hier der Verrat der 
Nazis auch in nationaler Beziehung. Ihre dauernden 
Zwiſchenrufe beweiſen nur, wie ſtark Ihre Bauch⸗ 
ſchmerzen ſind. Wir werden nichts unverſucht laſſen, 
um das, was hier zur Ausſprache kommt, auch Ihren 
Anhängern bekannt zu geben. (Zuruf des Abg. 


Sie unterſtützen. Die Regierung ſetzt ſich ſkrupellos Wähler bekommen. Wir haben bei der letzten Volks⸗ 


über die Verfaſſung und geſetzliche Beſtimmungen 
hinweg. Sie ſchreit aber Zeter und Mordio, wenn die 
Arbeiter im Kampfe um das tägliche Brot auf Ge- 
ſetze, Verordnungen und Verfaſſung pfeifen. Die 
Arbeiter haben ein Recht, ſich über Verfaſſung und 
Geſetze hinwegzuſetzen. Für ſie geht es ums Brot, 
ums Leben. Für die Bourgeoiſie geht es nur darum, 
dieſen Hunger aufrecht zu erhalten und zu ver⸗ 
ſtärken, um ſich ihr ſattes Leben zu ſichern. In der 
Danziger Verfaſſung haben wir folgenden Artikel: 
Alle Staatsangehörigen haben das Recht, ſich ohne 
Anmeldung und ohne beſondere Erlaubnis friedlich 
und unbewaffnet zu verſammeln. Verſammlungen 
unter freiem Himmel find anmeldepflichtig und 
können bei unmittelbarer Gefahr für die öffent⸗ 
liche Sicherheit verboten werden. 
Analog haben wir in der deutſchen Verfaſſung genau 
dieſelbe Beſtimmung, nur daß dort die Anmeldepflicht 
bis vor kurzem beſeitigt war. Was ſagt hierzu einer 
der bekannteſten Kommentatoren? Delius jagt fol⸗ 
gendes: 
Das Verbot darf ſich regelmäßig nur auf den ein⸗ 
zelnen Fall erſtrecken. Ausnahmsweiſe iſt ein all⸗ 
gemeines Verbot für mehrere Tage ſtatthaft. Für 
längere Zeit fehlt es an dem Erfordernis un⸗ 
mittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit. 
Delius beruft ſich ausdrücklich auf den betreffenden 
Artikel der Verfaſſung. Er ſagt, daß die Möglichkeit 
der Gefahr allein nicht genügt. Es müſſen konkrete Tat⸗ 
laden vorliegen, die eine unmittelbare Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit begründen uſw. Trotzdem dies 
Verbot. Sie werden ſelbſt zugeben müſſen, daß die 
Durchführung der Kreistagswahlen mit dieſem Aus⸗ 
nahmeverbot gegen die Kommuniſtiſche Partei ein 


tagswahl die Wähler verdoppelt. Beruhigen Sie 
ſich, Herr Sozialdemokrat Friedrich. (Abg. Greiſer: 
Wir haben fie verzwölffacht!l) Ihr Kampf gilt durch⸗ 
aus nicht der Sozialdemokratiſchen Partei. Sie ge⸗ 
ſtatten, daß die Sozialdemokratiſche Partei ihre Mai⸗ 
demonſtration abhält, daß ſie am 1. Mai in allen 
Dörfern aufmarſchieren kann, daß ſie Verſammlungen 
unter freiem Himmel abhält. Wollen Sie da noch 
von einem „Kampf“ gegen die Sozialdemokratiſche 
Partei ſprechen? 

Ihr Kampf gilt dar Kommuniſtiſchen Partei. 
Wenn Sie und Herr Greiſer immer darauf hinwieſen, 
daß wir die Adjutanten der Panzerkreuzerpartei ſeien, 
dann zeigt die Tatſache etwas anderes. Sie ſind die 
Adjutanten dieſer Panzerkreuzerpartei, genau wie die 
Sozialdemokraten unter dem Regime Arczynſkis ſehr 
beſorgt um die Nazis waren und den Naziterror auch 
im vergangenen Jahr gegen die Arbeiter direkt unter- 
ſtützten. (Alſo ſchon wieder Verbrüderung! rechts.) 
Ja, die Verbrüderung beſteht zwiſchen den Nazis und 
den Sozis. Das zeigen die Tatſachen. Nun, wir 
wiſſen ja, daß Sie weder das jüdiſche Kapital be⸗ 
kämpfen noch irgendwie national ſind. Herr Friedrich, 
verſuchen Sie doch den Gegenbeweis anzutreten. Be⸗ 
kannt iſt die Gewährung der Subvention an die 
Mansfeld⸗Geſellſchaft in Deutſchland. Sie wiſſen 
doch, daß Sie 7 Millionen zur Sanierung der Mans⸗ 
feld⸗Geſellſchaft bewilligten. Im Aufſichtsrat dieſer 
Geſellſchaft ſitzen der Jude Jakob Goldſchmidt 
und der Jude Wolf. Sie beſchützen alſo das 
jüdiſche Kapital, Sie bekämpfen nur den jüdiſchen 
Arbeiter, wie Sie den chriſtlichen Arbeiter bekämpfen. 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 


Sie dulden die nationale Verhetzung der polniſchen 
nationalen Organiſation in Danzig. Sie geſtatten 
dieſen Organiſationen zu demonſtrieren, aufzu⸗ 
marſchieren. Kommuniſtiſche Demonſtrationen wer⸗ 
den aber verboten. Wir wiſſen, daß Sie direkt vom 
polniſchen Faſchismus gekauft ſind. Ein Arbeiter wies 
Ihnen das im Werftſpeiſehaus nach. Wollen Sie leug⸗ 
nen, daß der Pächter des Werftſpeiſehauſes im Auftrage 
der polniſchen Regierung handelt, wenn er beſtimmt, 
daß der Saal keiner kommuniſtiſchen Organiſation 
zur Verfügung geſtellt wird. Das iſt eine Tatſache, 
die niemand beſtreiten kann, aber die polniſche Regie⸗ 
rung geſtattet es, daß die Nazis dort im Saal ihre 
Verſammlungen abhalten können. Das zeigt, daß 
der polniſche Faſchismus die Propagandaaktion der 
Nationalſozialiſten hier beſchützt. Sie zeigen ſich da⸗ 
für ja auch erkenntlich. Sie haben der Danziger 
Werft eine Steuerſchuld erlaſſen. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) Die Neueſten Nachrichten haben mitge- 
teilt, daß in der Meſſehalle bei unſerer Verſammlung 
2500 Perſonen waren, und das bürgerliche Blatt wird 
doch objektiv berichten. Sie werden zugeben, daß in 
das Werftſpeiſehaus 2500 Perſonen nicht hinein⸗ 
gehen, alſo kommen Sie nicht mit der lächerlichen 
Bemerkung, daß wir die Säle nicht mehr gefüllt be⸗ 
kommen. Aber die Tatſache zeigt, daß Sie Ihre Säle 
nicht mehr gefüllt bekommen, wenn einer Ihrer hieſi⸗ 
gen Bonzen ſpricht. Sie müſſen Kanonen herbei⸗ 
holen, und dann kommen die Leute nicht, um zu 
hören, was geſprochen wird, ſondern um das 
Kanonenwunder zu ſehen. (Abg. Greiſer: Die 
zahlen noch Geld!) Ja, um die Kanonenwunder zu 
ſehen, damit Herr Forſter ſich ein Auto kaufen kann 
und noch 500 Gulden Proviſion an einen Juden 
dafür gezahlt werden. (Zuruf des Abg. Friedrich.) 
Wenn Sie es behaupten, iſt es möglich. Wenn Sie 
Herrn Jakob Goldſchmidt 7 Millionen bewilligen, 
dann kommt es ihm nicht auf ein Auto für die Nazis an. 
Wir wiſſen, daß man die revolutionäre Bewegung | 
nur durch Methoden der Anterdrückung niederhalten 
will. Hier in Danzig ſind es die Nationalſozialiſten, die 
nicht nur der Danziger, ſondern auch der polniſchen 
Bourgeoiſie Lakaiendienſte leiſten. Wir wiſſen, daß 
es gerade dies Geſetz zeigt. Was erklärte bei der 
Beratung dieſes Geſetzes in Deutſchland der Vertreter 
der Deutſchnationalen, Herr Philipſen? Anläßlich 
dieſer Beratung erfolgte ja der Auszug der National⸗ 
ſozialiſten und der Deutſchnationalen. Sie haben 
das Geſetz, das hier vorgelegt wird, in Deutſchland 
zum Anlaß genommen, um aus dem Reichstag aus⸗ 
zuziehen. Hier in Danzig führen Sie das Geſetz ſelbſt 
ein. Wollen Sie noch einen weiteren Beweis für 
Ihre Demagogie? Der Vertreter der Deutſchnatio⸗ 
nalen erklärte damals, es war Herr Everling: 
Meine Freunde haben den Saal verlaſſen und da⸗ 
mit zum Ausdruck gebracht: 
Angeſichts der empörenden Vorgänge, angeſichts 
der Verſuche, die Weimarer Verfaſſung aus dem 
Hinterhalt zu meucheln, verzichten wir darauf, zu⸗ 
zuſehen, wie das Weimarer Syſtem in den Zuſtand 
5 der Jämmerlichkeit übergeht. 
Dieſelbe Erklärung gaben die Vertreter der National⸗ 
ſozialiſten ab. Der Nationalſozialiſt Ruppe erklärte 
folgendes: „Ich möchte nur zu dem Antrag des Abg. 
Bell u. Gen. Stellung nehmen.“ Auch dort waren 
es die Zentrumsleute, die das einbrachten. Hier iſt 
es auch ſo. In Deutſchland helfen die Sozialdemo⸗ 
kraten, hier helfen die Nationalſozialiſten. Hier 
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kämpfen die Sozialdemokraten nicht einmal dagegen, 
weil ſich die Volksſtimme im großen und ganzen mit 
dem Inhalt einverſtanden erklärt hat. Sie können 
ja auch unmöglich gegen ein Geſetz kämpfen, von dem 
drüben in Deutſchland der Abg. Dittmann erklärte, 
daß dies Geſetz nur geſchaffen ſei, um die wahre 
Demokratie zu verteidigen. Da können Sie alſo un⸗ 
möglich heute gegen dies Geſetz vom Leder ziehen. 
Herr Philipſen nickt mit dem Kopf. Aber Sie (nach 
rechts) ſtimmen ja hier auch für das Geſetz, das Sie 
drüben aufs ſchärfſte bekämpft haben. Da erklärte 
der Nationalſozialiſt Ruppe wörtlich: 
Der Antrag will den Paragraphen ändern. Dabei 
iſt feſtzuſtellen, daß bisher nur Kinder, Verbrecher 
und Ausländer nicht mehr das Recht haben, ver⸗ 
antwortlich an einer Zeitung zu zeichnen. Nun 
ſollen in Zukunft die Abgeordneten dieſen Kate⸗ 
gorien gleichgeſtellt werden. 
Der Abg. Ruppe erklärte weiter: 


Dieſe Methoden genügen anſcheinend nicht mehr. 


Jetzt muß noch eine Aenderung des Preſſegeſetzes 
erfolgen. M. H. von der Sozialdemokratie, tun 
Sie, was Sie wollen. Ste müſſen ſich aber darüber 
klar ſein, daß Sie nicht ewig in der Regierung 
ſitzen. Wenn das anders iſt, wird es für Sie ver⸗ 
dammt unbequem ſein. 
Das ſagte ein Nationalſozialiſt. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Arbeiter wiſſen ebenfalls, daß ſie durch dieſe 
preſſegeſetzlichen Vorſchriften in Deutſchland betroſſen 
werden. Sie willen, daß ſogar die S. P. D.⸗Führer 
unter dem Druck der Arbeiter gezwungen waren, bei 
der Reichsregierung zu proteſtieren. Sie willen, 
wenn Hitler erſt ſo zahm geworden iſt, daß er von 
Brüning in die Regierung hineingenommen wird, 
wird er dieſe preſſegeſetzlichen Verordnungen gegen 
Sie anwenden, m. H. Sozialdemokraten, genau ſo, 
wie Sie m. H. Nazis auch die Verordnungen zu 
ſpüren bekommen werden, wenn wir eine Links⸗ 
regierung haben werden. Aber Sie werden es nicht 
ſchmerzhaft zu ſpüren bekommen, ſondern nur um 
den Schein zu erwecken, als ob Sie gegneriſche Par- 
teien find. Ernſthaft iſt Ihr Kampf nur in bezug auf 
die Futterkrippe. Sie wiſſen, daß es auf etwas 
anderes ankommt. Sie ſind bemüht, dieſe Welt des 
Niederganges mit allen Mitteln aufrecht zu erhalten. 
Das ſagte Ihr Vertreter, und das ſtimmt auch in 
Danzig. Die Methoden der Polizei, des Gummi- 
knüppels, des Tſchako uſw., Beſchlagnahme der Ar⸗ 
beiterzeitung genügen nicht mehr, um Ihre Herrſchaft 
zu ſichern, ſo daß Sie jetzt zu verſchärften Methoden 
greifen müſſen. Das zeigt nicht Ihre Stärke, das 
zeigt Ihre Schwäche. Wenn Sie neue Maßnahmen 
androhen, Verbot von Zeitungen auf lange Sicht, 
dann zeigt das, daß Sie vor der Zukunft noch mehr 
Furcht haben. 8 
Ich glaube, daß dieſe wenigen Zitate bereits ge⸗ 
nügten, um die Manöver der Deutſchnationalen und 
Nazis genügend zu charakteriſieren. Auch in dieſem 
Fall zeigt es ſich immer deutlicher, daß das, was 
drüben von der Zentrumspartei und den Sozial⸗ 
demokraten durchgeführt wird, hier durch die Zen⸗ 
trumspartei, die Nationalſozialiſten und Deutſchnatio⸗ 
nalen zur Durchführung gelangt. Daß die Zentrums⸗ 
partei dabei immer maßgebend beteiligt iſt, iſt natür⸗ 
lich nicht verwunderlich. Die Zentrumsleute ſind 


ſtolz darauf. Sie erklären in ihren Flugblättern auch 
zur Kreistagswahl, daß ſie immer dabei geweſen ſind; 
ohne Zentrumspartei gehe es nicht. Die Bourgeoiſie 
bezahlt eben ihre Lakaien. Wir wiſſen, daß jetzt die 
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Bezahlung durch Steuergeſchenke an die Großagrarier 
erfolgt. Wir wiſſen, daß die Bezahlung für die 
S. P. D. darin beſtand, daß man Sozialdemokraten 
in hochbezahlte Senatorenpoſten nahm, daß man 
Senatsautos für 32 000 Gulden kaufte. Die Herren 
vom Block der Brocken beſchweren ſich aber, wenn ein 
Gemeindevorſteher den Erwerbsloſen einige Pfennige 
mehr gibt. Sie haben aber nichts dagegen, daß 
Autos für 32 000 Gulden gekauft werden. 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, Sie haben 
nur noch drei Minuten Redezeit. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Das zeigt, 
daß hier die Bezahlung für die Lakaien in vorderſter 
Linie ſteht. Die Zentrumspartei fährt dabei am 
beſten. Sie hat damals unter Gehl ihr Schäfchen ins 
Trockne gebracht, als die Herren Senatoren Dr. Alt- 
hoff und Dr. Wiercinſki eine beſſere Bezahlung be- 
kamen. Die Zentrumspartei bringt auch jetzt ihr 
Schäfchen ins Trockne. So hat die S. P. D. und 
ſo haben jetzt die Nazis der Zentrumspartei geholfen, 
dieſe Schachergeſchäfte durchzuführen. 

Wir Kommuniſten erklären, daß wir trotz aller 
Verbote, trotz Ihres Terrors, niemals daran denken 
werden, uns am Kampfe für die Intereſſen der 
Werktätigen hindern zu laſſen. Der Zentrumsabge- 
ordnete Jooſt, ein ſehr bekannter Politiker, erklärte 
einmal in einer Polemik mit Herrn Göbbels, daß ein 
einfacher Arbeiter imſtande ſei, Herrn Göbbels einen 
Vortrag über Wirtſchaftspolitik zu halten. Das 
ſtimmt. Die kommuniſtiſchen Arbeiter ſind aber nicht 
nur dazu fähig, ſondern auch befähigt, ſelbſt Zeitungen 
zu ſchreiben und herauszugeben. Verbieten Sie un⸗ 
ſere Preſſe, terroriſieren Sie die revolutionäre Preſſe, 
die kommuniſtiſchen Arbeiter in den Betrieben und 
Gemeinden werden Betriebszeitungen und Orts— 
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zeitungen illegal herausgeben. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Sie werden den Kampf für die In⸗ 
tereſſen der werktätigen Bevölkerung führen. Glau- 
ben Sie, mit derartig lächerlichen Maßnahmen eine 
Bewegung hindern zu können, hinter der Millionen 
ſtehen? Die Bewegung wird über Sie hinweggehen, 
Sie zerſtampfen und den Sieg davontragen. Nieder 
mit dem Ziehm-Genat! Nieder mit dem Verſamm⸗ 
lungsverbot! (Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten. 
Von der Zuhörertribüne wird eine weiße Fahne mit 
Aufſchriften entfaltet. Die Kommuniſtiſche 
Fraktion und einige Zuhörer fingen die Internatio- 


nale. — Lärm.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſfki, ich ſchließe 
Sie von der Sitzung aus. Ich fordere Sie auf, 
den Saal zu verlaſſen. (Fortdauernder Lärm. Der 
Präſident verläßt den Platz.) 


(Anterbrechung der Sitzung 17 Ahr.) 


Die Sitzung wird 17 Ahr 40 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck wieder eröffnet. 

Präſident: Ich eröffne die vertagte Sitzung wie- 
der. Ich habe den Herrn Abg. Plenikowſki, weil er 
auf meine Aufforderung nicht den Saal verlaſſen hat, 
auf acht weitere Sitzungstage ausgeſchloſſen und die 
anderen Mitglieder der Kommuniſtiſchen Fraktion für 
einen Sitzungstag. 

Anter dieſen Amſtänden halte ich es nicht für 
angebracht, daß weiter getagt wird. Ich ſchlage vor, 
heute Schluß zu machen und den Präſidenten zu er⸗ 
mächtigen, Zeitpunkt und Tagesordung der nächſten 
Sitzung feſtzuſetzen. Widerſpruch höre ich nicht, es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 16 Ahr 42 Minuten.) 


00 


— 


(D) 


— 
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27. Sitzung 


Mittwoch, den 3. Juni 1931 


Bekanntgabe der Neuverteilung der Sitze in 
den Guei 5 „ 

. 3 Soz.) zur Geſchäftsord⸗ 

1 (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Friedrich, Heinz (Nat. Soz.) zur Ge⸗ 

ſchäftsord nung 2 

Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 5 
Langnau (K. P.) zur Geſchäftsordnung. 

Brill (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 

Einſpruch von ſieben Abgeordneten gegen on 
Ausſchluß (Druckſache Nr. 253) 2 

Eingaben laut Druckſachen Nr. 234 und 258 

Anträge auf Strafverfolgung gegen Abgeorb⸗ 
nete e Nr. 226, 235, 236, 245, 246) 

Raſchke (K. P.) 

Berichte des Rechtsauſchuſſes über Anträge auf 
a 92 15 e (Druck⸗ 
ſachen Nr. 190 zu Nr. „Nr. 229 zu Nr. 90, 
Nr. 230 zu Nr. 111, ei 232 zu Nr. 191, 
Nr. 233 zu Nr. 199) 18 8 

Bericht des Ausſchuſſes für Soziale Angelegen⸗ 
heiten über den Antrag des Abg. Dr. 
Thimm u. Fr. auf Aenderung der Anſtel⸗ 
lungsgarundſätze für Inhaber des Beamten⸗ 
ſcheins (Druckſache Nr. 237 zu Nr. 132) 

Entſchließung des Sozialen Ausſchuſſes zu 
Druckſache Nr. 139 (Druckſache Nr. 237) 

Zweite und dritte Beratung eines Rentner: 
geſetzes. Urantrag der Abg. Frau Kalähne, 
Dr. Thimm, Frau Dr. Semrau, Dr. Unger 
u. Fr. (Druckſache Nr. 259 zu Nr. 195) 

Zweite und dritte Beratung eines Geſetzent⸗ 
wurfs über Fürſorge für Zivilblinde. Ur⸗ 
antrag des Abg. Moritz u. on ee 
Nr. 260 zu Nr. 210) 5 

Kalähne, Frau (D. Nat.) 5 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Auf⸗ 
hebung des Verſammlungsverbots (Druck⸗ 
ſache Nr. 165) 

Autrag des Abg. Pleuikowſki u. Fr. auf Auf: 
hebung des Verbots von 35355 
lungen (Druckſache Nr. 242) 

Langnau (K. P.) 0 

Srdmungsnuf für den Abg. Kreft (K. P.) 

Große Anfrage Nr. 8 des Abg. Brill u. Fr. 
betr. Ueberfälle durch Nationalſozialiſten 

(Druckſache Nr. 198) 
Dr. Unger Gba ur Weihätts- 


Brill (SPD) 5 
. (S. P. D.) Geſchäfts⸗ 
O rdnung 
ronungsruf für den Abg. Greiſer (Nat. 05 
Mundt. Oberregierungsrat 
Greiſer (Nat. Soz.) 
u Brill (S. P. D.) 
unterbrechung der Sitzung 
iedereröfnung der Sitzung 
O Raſchke (K. P.) 
rdnungsruf für den Abg. Raſchke (K. P.) 
G Czarnecki (P.) 
Große Anfrage Nr. 9 des Abg. Langnau u. Fr. 
betr. Bewaffnung der N. S. D. A. P. (Druck⸗ 
ſache lan, 247 
Dr. Unger (Bl. d. N. S.) wur Geſchfts 
ordnung 5 
Totzki, Frau (K. P.) 3 5 
Mundt, Oberregierungsrat 
Dr. 1 (Bl. d. N. S.) N Geräts: 
nung 
Friedrich, Heinz (Nat. Soz.) 


aur 


. . 


502 A 


502 C 
502 C 


502 C 


5 den Vorſitzenden 


Ordnungsruf für den Abg. Greifer (Nat. Soz.) 
Schmidt . zur — 
Brill (S. P. D.) 8 

Ordnungsruf für den Abg. Brill (SPD) . 

Ordnungsruf für den Abg. e el: 
Kreft (K. P.) ; * 2 
Czarnecki (P.) 

Antrag des Abg. Neumann u. Fr. auf Gewäh⸗ 
rung einer Alarmzulage an die 1 
Dh al nn 

Neumann . 5 
Serotzki (K. P.) es 
Brill (S. P. D.) BE 
a Ordnungsruf für den Abg. Brill 


P. D. 5 5 
Dritter Ordnungsruf für den Abg. Brill 
(S. P. D. 


) 

Ordnungsruf für den Abg. Malſch Mat. Soz.) 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aen⸗ 
derung des Geſetzes über die Preſſe. Fort⸗ 
ſetzung (Druckſache Nr. 228) 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über die Beſchäfti⸗ 
( (Druckſache 

T . 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 

„ der Grundbücher Bear 
1 25 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. ; 


des Uebereinkommens über die Eichung der 


ee (Druckſache Nr. 267 zu 

Nr. F Se 

e (D. Nat.) zur Geſchafks⸗ 
ordnun 


Brill (S. P. D.) 95 Geſchäftsordnung ; 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Ber 
kämpfung der Kapitalflucht und Steuer⸗ 


hinterziehung. Urantrag des Abg. Pleni⸗ 
kowſki u. Fr. (Druckſache Nr. 231 ar, 
Nr. 141) 


ee für den Abg. Maaß (Nat. Soz.) 


rtſch (K. P.) 

Bericht des Hauptausſchuſſes über den Antrag 
des Abg. Moritz u. Fr. auf Befreiung der 
Erwerbsloſen von der Rundfunkgebühr 
(Druckſache Nr. 266 zu Nr. 197) 

Antrag des Abg. Raſchke u. Tr: auf Aang 
rung des Amneſtiegeſetzes vom 5 5 
(Druckſache Nr. 255) 0 

Raſchke (K. P.) 
Langnau (K. P.) zur Geſchäftsordnung. 
Greiſer 1 Soz.) zur Geſchäfts⸗ 


ordnun er 
Müller, Paul (D. Dat) zur Geſchäfts⸗ 
ordnung 
Moritz (S. P. d) zur Geſchäftsordnung 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 


Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten 
den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 


499 


517 C (0) 


517 C 
5 


Am Regierungstiſch: Senator Dr. Wiereinſki⸗ 
Keiſer; Oberregierungsräte Dr. Hemmen, Mundt; 
Landgerichtsrat Dr. Moebes; Telegraphendirektor 


Hepcke; Mitglieder des Finanzrats Kapeller, 
Riefenſtahl. 
Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne 


die 


27. Vollſitzung. Der Vorſtand hat auf Grund des 
Antrages des Blocks der Nationalen Sammlung 


die Sitze in den Ausſchüſſen neu verteilt. 


Der 


Block der Nationalen Sammlung benennt fol⸗ 
gende Abgeordnete: Für den Vorſitz im Rechts⸗ 
ausſchuß Abg. Dr. Strunk; als ordentliches Mit⸗ 
glied des Ausſchuſſes Abg. Friedrich; für den Vor⸗ 
ſitz im Steuerausſchuß Abg. Dr. Unger, als ordent⸗ 
liches Mitglied Abg. Jahr; für den ſtellvertreten⸗ 
im Wirtſchaftsausſchuß Abg. 
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(Präfident) 


(A) Deutſch; für den Hauptausſchuß Abg. Deutſch; für 


(B) 


den Sozialen Ausſchuß Abg. Friedrich; für den 
Gemeindeausſchuß Abg. Friedrich; für den Unter⸗ 
richtsausſchuß Abg. Friedrich; für den Eingaben⸗ 
ausſchuß Abg. Jahr; für den Geſchäftsordnungs⸗ 
ausſchuß Abg. Jahr; für den Rechnungsprüfungs⸗ 
ausſchuß Abg. Deutſch; für den Siedlungsaus⸗ 
ſchuß Abg. Jahr. Dieſe Abgeordneten gelten hier⸗ 
mit als gewählt. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Bei der der⸗ 
zeitigen etwas bürokratiſchen Arbeitsweiſe der 
Regierung iſt die Arbeitsloſigkeit ſo geſtiegen, daß 
ſie jetzt mehr oder weniger unerträglich wird. Die 
Regierung hat deshalb mit Wirkung vom 1. Juni 
beſchloſſen, einen Teil der Erwerbsloſen in die 
Wohlfahrtsfürſorge zu überführen. (Zwiſchenrufe 
bei den Kommuniſten.) Wir haben durch einen 
Antrag auf Druckſache Nr. 265 dargelegt, daß wir 
bereit ſind, dieſe Ueberführung in die Wohlfahrts⸗ 
fürſorge auf drei Monate zurückzustellen. Der 
Dringlichkeit der Materie wegen bitte ich den 
Herrn Präſidenten, dieſen Antrag auf Druckſache 
Nr. 265 heute noch auf die Tagesoroͤnung zu 
ſetzen, und zwar hinter Punkt 4 als Punkt 4a. 
(Wir widerſprechen! rechts.) 


Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt worden, 
die Druckſache Nr. 265 heute zur Beſprechung zu 
ſtellen. (Wie verabredet! bei den Kommuniſten.) 
Da Widerſpruch erfolgt iſt, iſt das leider ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßig nicht möglich. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Auf Grund 
der Hungerverordnung des Senats ſind bekannt⸗ 
lich Tauſende von Erwerbsloſen am 1. Juni aus 
der Erwerbsloſenfürſorge hinausgeworfen wor⸗ 
den. Auf unſere Anfrage bei der Regierung hat 
man uns die Antwort gegeben, daß diejenigen, 
die jetzt hinausgeworfen werden, ſchon Arbeit er⸗ 
halten werden. Aber es zeigt ſich, daß ſie keine 
Arbeit bekommen ſondern daß Tauſende von 
Erwerbsloſen mit ihren Familien dem Hunger⸗ 
tode preisgegeben find. Man kann nicht her⸗ 
kommen und erklären, daß die Gemeinden oder 
das Wohlfahrtsamt zahlen ſollen. Wir haben ſo 
viele Beiſpiele, daß die Gemeinden beim beſten 
Willen nicht imſtande ſind, dieſe Zahlung zu 
leiſten. 

Wie es mit der Arbeitsvermittlung ausſieht, 
zeigt das eine Beiſpiel, das ich am Montag dieſer 
Woche erlebt habe, und zwar in Brunau. Die 
Großagrarier haben dort eine Anzahl polniſcher 
Saiſonarbeiter zugewieſen erhalten, und zwar 
mit der Anweiſung, daß ſie verpflichtet ſind, 
hieſige Exwerbsloſe einzuſtellen. Als Gemeinde⸗ 
vorſteher habe ich ſofort 12 Erwerbsloſe, die aus⸗ 
geſperrt waren, zu den Herren Großagrariern 
hingeſchickt. Ihnen, Herr Malſch, iſt der Groß⸗ 
agrarier Robert Hennig bekannt, der Mitglied 
der Nazi⸗Partei iſt. Dieſer erklärte: „Wir ſtellen 
niemand ein. Wenn Sie Geld haben wollen, gehen 
Sie wieder zum Landesarbeitsamt, wir brauchen 
Sie nicht!“ Hier zeigt ſich, daß die Großagrarier 
keine Erwerbsloſen einstellen ſondern, daß dieſe 
Leute dem Elend preisgegeben ſind. a 


Wir beantragen in unſerer Druckſache Nr. 272, (O) 


daß der § 17a ſofort geſtrichen wird und ver⸗ 
langen, daß dieſe als Punkt 4a auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt wird. (Wir widerſprechen! rechts.) 

Präſident: Zur Geſchäftsoroͤnung hat das Wort 
der Herr Abg. Heinz Friedrich. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
möchte anregen, die Druckſache Nr. 265 auf die 
Tagesordnung der nächſten Sitzung zu ſetzen, da⸗ 
mit die Erwerbsloſen nicht über Gebühr auf ihre 
Unterſtützung warten müſſen. 

Präſident: Es iſt der Antrag geſtellt, die Druck⸗ 
ſache Nr. 272 als Punkt 4a heute auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Da Widerſpruch erhoben wor⸗ 
den iſt, geht es leider nicht. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Sie verſuchen, die Anträge, die die Erwerbsloſen 
betreffen, auf die lange Bank zu ſchieben. Sie 
wiſſen genau, daß vor der Hand keine neue 
Sitzung ſtattfindet, ſo daß Sie alſo die Erwerbs⸗ 
loſen ihrem Schickſal überlaſſen wollen. Tauſende 
von Erwerbsloſen ſind vom 1. Juni aus der 
Fürſorge ausgeſchloſſen worden. Kein einziger 
dieſer Ausgeſchloſſenen hat Arbeit bekommen. 
Was ſoll aus den Betreffenden werden? Die Ge⸗ 
meinden befinden ſich in einer viel ſchlechteren 
finanziellen Lage als der Staat. Darum werden 
die Gemeinden Anträge der aus der Fürſorge 
Ausgeſchloſſenen ablehnen. Können Sie ver⸗ 
langen, daß die ſo lange aus dem Produktions⸗ 
prozeß Ausgeſchloſſenen nun ohne einen Pfennig 
mit ihren Familien bleiben ſollen? Den Mut 
müſſen Sie beſtimmt aufbringen. Alle Fraktionen 
dieſes Hauſes haben doch Stimmen der Erwerbs⸗ 
loſen für ſich geſammelt, ſeien es Angeſtellte oder 
Arbeiter. In deren Intereſſe haben Sie beſtimmt 
die Pflicht, heute die Anträge zu behandeln, ſie 
dem Ausſchuß zu überweiſen und dann endgültig 
darüber zu entſcheiden. Neben den Sorgen, die 
die Erwerbsloſen haben, werden ſie nun noch in 
dieſe bange Unſicherheit hineingeſetzt. Daher iſt 
es einfach menſchliche moraliſche Pflicht, daß Sie 
ſich dieſer Sache annehmen. Wir ſtellen den An⸗ 
trag, die Druckſache Nr. 273 auf die heutige 
Tagesordnung zu ſetzen und zu behandeln. (Dem 
wird widerſprochen! rechts.) 

Präſident: Es iſt ebenfalls Widerſpruch gegen 
den Antrag erhoben worden. Da iſt es leider 
nicht möglich. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte 
feſtſtellen, daß wir am 1. Juni noch einen Nach⸗ 
trag zu der heutigen Tagesordnung erhielten. 
Am gleichen Tage kam der Antrag der Nazis. 
Wenn es den Nazis mit ihrem Antrag ernſt war, 
dann hätte der Präſident, der ja Mitglied ihrer 
Partei iſt, den Antrag auf die heutige Tagesord⸗ 
nung als Nachtrag heraufſetzen können. Da er 
es nicht getan hat, zeigt das, daß ſie es nicht ehr⸗ 
lich meinen. 

Präſident: Ich bitte, ſolche Ausdrücke zu unter⸗ 
laſſen. Vom 1. Juni bis heute war das geſchäfts⸗ 
ordnungsmäßig nicht möglich. Wäre es Tatſache 
geweſen, dann hätte der Widerſpruch von fünf 


— 


D) 


(B 


—— 
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(Präſident) 


(Abgeordneten genügt, um den Punkt heute nicht 


zu behandeln. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben von 
den Regierungsparteien ſchon manches erlebt. Ich 
ſtelle feſt, daß die Nazis nur in demagogiſcher 
Weiſe dieſen Antrag geſtellt haben, ohne zu ver⸗ 
hindern, daß Widerſpruch erhoben wird. 

Präſident: Ich glaube, wenn die heutige 
Sitzung beendet iſt, wird zu ſehen ſein, ob es De⸗ 
magogie war oder nicht. Ich rufe jetzt Punkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Einſpruch von ſieben Abgeordneten gegen 

ihre Ausſchließung. 

Druckſache Nr. 253. Wer den Einſpruch des Abg. 
Bartſch anerkennen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Minderheit, er iſt abgelehnt. Wer 
den Einſpruch des Abg. Kreft für berechtigt hält, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, er iſt abgelehnt. Wer den Einſpruch des Abg. 
Langnau für berechtigt hält, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Einſpruch 
iſt abgelehnt. (Zuruf des Abg. Greiſer. — Abg. 
Raſchke: Weshalb haben Sie denn Einſpruch er⸗ 
hoben? — Abg. Greiſer: Nur wegen der 15 Gul⸗ 
den! — Heiterkeit rechts.) Wer den Einſpruch des 
Abg. Plenikowſki für berechtigt hält, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der Ein⸗ 
ſpruch iſt abgelehnt. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 
Wer den Einſpruch des Abg. Raſchke für berech⸗ 
tigt hält, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Einſpruch iſt abgelehnt. Wer 
den Einſpruch des Abg. Serotzki für berechtigt 
hält, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Einſpruch iſt abgelehnt. Wer 
den Einſpruch der Frau Abg. Totzki für berechtigt 
hält, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, auch dieſer Einſpruch iſt abgelehnt. 
Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Eingaben laut Druckſachen Nr. 234 und 258. 
Es liegen weder Wortmeldungen noch Anträge 
vor. Ich nehme deshalb an, daß die Anträge der 
Ausſchüſſe angenommen ſind. Widerſpruch höre 
ich nicht, es iſt dementſprechend beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Anträge auf Strafverfolgung gegen Ab⸗ 
geordnete. 
Druckſachen Nr. 226, 235, 236, 245, 246. Das Wort 
hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn in den 
Punkten 3 und 4 der Tagesordnung Strafver⸗ 
folgungen gegen Abgeordnete zur Beratung 
ſtehen, dann möchte ich nur bemerken, daß es ſich 
dabei um nicht weniger als zehn Strafverfolgun⸗ 
gen bei dieſen beiden Tagesordnungspunkten han⸗ 
delt. Das iſt ein Zeichen dafür, daß dies Syſtem 
tatſächlich verfault, vermorſcht und dem Zu⸗ 
ſammenbruch nahe iſt; denn dieſe Strafverfol⸗ 
gungen ſollen einerſeits der Oeffentlichkeit wie⸗ 
derum verſchleiern, was ſich tatſächlich abſpiell. 
Die Regierung verhängt die ſchärfſten Maßnah⸗ 
men, die größten Unterdrückungsmaßnahmen 
gegen die werktätige Bevölkerung. Um davon 
abzulenken, kommt man jetzt und überſchwemmt 


das Haus mit Strafverfolgungen gegen Abge⸗ (0) 
ordnete. Andererſeits muß man aber feſtſtellen, 
daß die Begründungen zu den Strafverfolgungen 
derart lächerlich ſind, daß man darüber überhaupt 
kein Wort verlieren dürfte. Von den fünf Straf⸗ 
verfolgungen, die in Punkt 3 auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehen, ſind allein vier gegen den kom⸗ 
muniſtiſchen Abgeordneten Langnau gerichtet. In 
dieſen vier Strafanträgen ſehen wir klar und 
deutlich, daß ſie jeder Begründung entbehren. 
Seit Jahrzehnten iſt es die Aufgabe der revolutio⸗ 
nären Redakteure, der Arbeiterſchaft zu ſagen, um 
was es geht und was ſie zu tun hat. Seit Jahr⸗ 
zehnten haben es die reaktionären Richter micht 
gewagt, gegen dieſe Schreibweiſe einzuſchreiten. 
Aber in neuerer Zeit wird in Deutſchland mit 
Hilfe der Sozialdemokraten, hier in Danzig mit 
Hilfe der Nationalſozialiſten, auch das Geringſte 
herangezogen, um gegen dieſe Redakteure zu 
Felde zu ziehen. 

Wenn die Begründungen der Strafanträge 
davon ausgehen, daß der Redakteur gegen die 
Verordnungen des Senats verſtoßen hat, dann 
ſei dem Senat gejagt, daß ſich nicht nur ein Re⸗ 
dakteur, ſondern 100 Redakteure finden werden, 
die dagegen jede Stunde und jede Minute ver⸗ 
ſtoßen werden. (Abg. Langnau: Sehr wahr!) Mit 
Ihren Paragraphen können Sie uns abſolut 
nichts. Sie können uns ſonſt was, aber nicht den 
Mund mit Ihren Paragraphen verbieten. Das 
ſoll der Regierung geſagt ſein. Trotzdem hier 
vier Strafverfolgungen gegen einen Abgeordne⸗ 
ten vorliegen, werden wir nach wie vor der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung erklären, daß eine Regierung 
am Ruder iſt, die rückſichtslos über das Lebens⸗ 
niveau der werktätigen Schichten hinweggeht, die 
rückſichtslos den Hunger auf ihr Programm ge⸗ 
ſetzt hat und die rückſichtslos und brutal die 
Unterdrückung durchführt. Das werden wir in 
jeder Zeitung zum Ausdruck bringen. 

Wenn hier in dieſen immenſen Ausmaßen 
Strafverfolgungen angeſtrengt werden, dann hat 
das noch eine andere Seite. Man will nämlich 
den Abgeordneten der Kommuniſtiſchen Partei 
die Immunität rauben und ſtrebt dahin, über⸗ 
haupt nicht mehr ſolche Anträge im Volkstag oder 
durch den Volkstag beraten zu laſſen. Auf Grund 
dieſer Verfolgungen hat man die Abſicht, ein Ge⸗ 
ſetz vorzulegen, das wie in vielen anderen Fällen 
auch die Verfaſſung einfach außer Kraft ſetzt, um 
in jedem Fall gegen die kommuniſtiſchen Abge⸗ 
ordneten bzw. Redakteure vorgehen zu können. 
Wenn Sie es mit den Strafgeſetzen ernſt meinen, 
dann haben Sie beſtimmt Gelegenheit, auch gegen 
Redakteure von Ihrer Seite vorzugehen. Aber 
da tun Sie es nicht. Das ſind Ihre Stützen. Ihre 
Stützen ziehen noch viel raffinierter, noch viel 
gemeiner und brutaler gegen den Staat zu Felde 
als die kommuniſtiſchen Redakteure bzw. Abge⸗ 
ordneten. Wir nehmen für uns in Anſpruch, in 
dieſer Beziehung noch anſtändiger zu ſein, als 
die Redakteure der rechten Seite. Aber da fällt 
es keinem Staatsanwalt und keiner Regierung 
ein, gegen dieſe Elemente vorzugehen. Man ſucht 
ſich allein die kommuniſtiſchen Redakteure aus 
und glaubt, denen einen Maulkorb umhängen zu 
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(A) können. Aber Sie irren ſich. Wir werden uns 


(B) 


den Maulkorb nicht vorhängen laſſen. Wir ent- 
nehmen daraus nur, daß wir allein die Feinde 
dieſes verfaulten, korrupten Syſtems ſind. Das 
rechnen wir uns zur Ehre an. Wenn die Redak⸗ 
teure der bürgerlichen Zeitungen gegen den Staat 
zu Felde ziehen und dennoch nicht den Strafver⸗ 
folgungen ausgeſetzt werden, ſo kommt dadurch 
nur Ihr demagogiſches Spiel zum Ausdruck. Der 
Staat weiß, daß es nicht ernſt gemeint iſt, wenn 
die Leutchen auch einmal einige Phraſen dreſchen. 
Sie haben deshalb keine Urſache, dieſen Elementen 
an den Kragen zu gehen. 

Im allgemeinen iſt zu ſagen, daß wir dieſe 
Strafverfolgungen verlachen. Wir ſtellen uns 
jederzeit dem Klaſſenrichter zur Verfügung. Wir 
fürchten uns nicht und werden unſere Verteidi⸗ 
gung ſo einrichten, daß ſie nicht nur im Kreiſe 
des Gerichts bleibt, ſondern darüber hinaus in 
alle Oeffentlichkeit dringt. Dadurch zeigen wir 
der Oeffentlichkeit, was hier überhaupt in dieſem 
Staate geſpielt wird. Der Staat iſt derjenige, der 
die Rechte der werktätigen Bevölkerung mit 
Füßen tritt und alles anwendet, um ihr den letz⸗ 
ten Blutstropfen auszuſaugen. 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
wicht vor. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſe 
Anträge dem Rechtsausſchuß zu überweiſen. 
Widerſpruch höre ich nicht, es iſt dementſprechend 
beſchloſſen. 

Ich rufe Punkt 4 auf: 

Berichte des Rechtsausſchuſſes über An⸗ 
träge auf Strafverfolgung gegen Abge⸗ 
ordnete. 

Druckſachen Nr. 190 zu Nr. 150, Nr. 229 zu Nr. 90, 
Nr. 230 zu Nr. 111, Nr. 232 zu Nr. 191, Nr. 233 
zu Nr. 199. Wortmeldungen liegen nicht vor, wir 
kommen zur Abſtimmung. Wer den Antrag auf 
Strafverfolgung gegen den Abg. Langnau auf 
Druckſache Nr. 150 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt abgelehnt. Wer den An⸗ 
trag auf Strafverfolgung gegen die Abg. Malſch 
und Greiſer auf Druckſache Nr. 90 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — (Abg. Greifer: 
Da kann man die Judenknechte jehen!) Ich bitte 
um die Gegenprobe. Das letztere war die Mehr⸗ 
heit; es iſt abgelehnt. (Abg. Greiſer: Wie viel 
Geld habt ihr von Juden gekriegt, daß ihr ſo 
ſtimmt?) Wer den Antrag auf Strafverfolgung 
gegen den Abg. Weber auf Druckſache Nr. 111 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — (Zwiſchen⸗ 
rufe.) Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
letztere war die Minderheit; der Antrag iſt an⸗ 
genommen. (Unruhe. Abg. Greiſer: Redet doch 
nicht ſo viel! Ihr wißt doch, daß dal Amneſtie 
vorliegt!) Wer die Strafverfolgung gegen den 
Abg. Stukowſki auf Druckſache Nr. 191 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. Das letztere war die Mehrheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Wer den Antrag auf Straf⸗ 
verfolgung gegen den Abg. Greiſer in Druckſache 
Nr. 199 ö annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. (Abg. Greiſer: 
Im Ausſchuß ſtimmten Sie dagegen!) Der An⸗ 
trag iſt abgelehnt. Ich rufe Punkt 5 der Tages⸗ 
ordnung auf: 
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Bericht des Ausſchuſſes für Soziale Anz (O) 


gelegenheiten über den Antrag des Abg. 
Dr. Thimm u. Fr. auf Aenderung der An⸗ 
ſtellungsgrundſätze für Inhaber des Be⸗ 
amtenſcheins. 
Druckſache Nr. 237 zu Nr. 132. Ich eröffne die 
Beſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer für den Antrag in Druck⸗ 
ſache Nr. 237 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. 
Auf Druckſache Nr. 237 iſt eine Entſchließung. 
Der Senat wird erſucht, die Behörden anzu⸗ 
weiſen, für die mit der Prüfung von Inhabern 
des Beamtenſcheins betrauten Prüfungsausſchüſſe 
nach Möglichkeit einen ſchwerkriegsbeſchädigten 

Beamten als Mitglied zu ernennen. 

Wer für die Annahme dieſer Entſchließung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
die Entſchließung iſt angenommen Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Rentnergeſetzes. 
— Urantrag der Abg. Frau Kalähne, 
Dr. Thimm, Frau Dr. Semrau, Dr. Unger 
u. Fr. — Bericht des Ausſchuſſes für So⸗ 
ziale Angelegenheiten. 

Druckſache Nr. 259 zu Nr. 195. Der Aelteſtenaus⸗ 
ſchuß ſchlägt bei § 1 vor, die Punkte 6 und 7 in 
der allgemeinen Beſprechung zu verbinden. 
Widerſpruch höre ich nicht. Ich rufe daher auch 
den Punkt 7 auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Fürſorge für Zivilblinde. — Urantrag 
des Abg. Moritz u. Fr. — Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes für Soziale Angelegenheiten. 

Druckſache Nr. 260 zu Nr. 210. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache zu Punkt 6 und 7. Das 
Wort hat die Frau Abg. Kalähne. 

Kalähne, Frau Abgeordnete (D. Nat.): M. H. 
u. D.! Daß dieſe beiden Geſetze hier heute im 
Volkstag zur Beſprechung kommen, iſt für meine 
Fraktion und mich eine Freude. Wir haben nach 
langen, ſchweren Bemühungen doch erreicht, daß 
den Kreiſen, auf die ſich dieſe Geſetze beziehen, 
etwas Erleichterung in ihren ſchweren Not zuteil 
wird. Wenn man zuerſt auf das Rentnergeſetz 
eingeht, muß man ſagen, daß es in der Form, wie 
es jetzt vorliegt, keine befriedigende Löſung der 
Rentnerfrage darſtellt. Wir wiſſen genau, daß 
eine befriedigende Löſung erſt dann kommen 
kann, wenn eine veichsgeſetzliche Regelung der 
Frage gefunden iſt, die dann in Danzig über⸗ 
nommen werden kann. Ob das bald kommt, ob 
es noch längere Zeit dauern wird, wer vermag es 
zu ſagen? Es wird hier wie dort von der Zu⸗ 
ſammenſetzung der Regierung abhängen. 

Das vorliegende Geſetz bringt aber zweifellos 
Vorteile für die Rentner, und wir hoffen, daß es 
heute in zweiter und bald darauf in dritter 
Leſung verabſchiedet werden wird. Wenn nicht 
alles erreicht werden konnte, und viele Wünſche 
zurückgeſtellt werden mußten, jo liegt die Schwie⸗ 
rigkeit in der finanziellen Lage unſeres Staates. 
Daß die ſchwere finanzielle Lage nicht Schuld der 
augenblicklichen Regierung iſt, weiß dies Haus 
ebenſo wie ich. Vor allem war die Hauptſache, eine 


— 


D) 


(A 


— 


— 


Volkstag Danzig — 27. Sitzung. Mittwoch, den 3. Juni 1931 


503 


(Kalähne, Frau Abgeordnete) 

Erhöhung der Renten, aus finanziellen Gründen 
im Augenblick nicht möglich. Wenn nun gegen⸗ 
über der erſten Leſung in der Vorlage, wie ſie 
Ihnen heute zur Verabſchiedung vorliegt, Aende⸗ 
rungen beantragt wurden, die größtenteils von 
den Regierungsparteien und den Nationalſozia⸗ 
liſten eingebracht ſind, ſo ſind dieſe nach ſorgfälti⸗ 
ger Durchberatung notwendig geworden. Sie ſind 
meiſtens redaktioneller Art. Eine Verſchlechte⸗ 
rung der Vorlage iſt nicht eingetreten. Es waren 
einige Unklarheiten zu beſeitigen. Die Grund⸗ 
lagen des Geſetzes ſind dieſelben geblieben. Es 
beſteht der Rechtsanſpruch auf Rentnerverſor⸗ 
gung. Die Rentnereigenſchaften ſind ebenfalls 
dieſelben geblieben. Die Höhe der Rente und die 
Zulagen, auch die Verankerung der Krankenfür⸗ 
ſorge als Rechtsanſpruch, und die Beſeitigung 
des Rückgriffs ſind geblieben. Neu eingeführt 
wurde der zweite Abſatz des § 7, der einen 
Rentnerausſchuß feſtlegt, in dem die Rentner 
ſelbſt die Möglichkeit haben, bei der Feſtſetzung 
der Renten mitbeſtimmend zu wirken. 

Wenn wir uns nun fragen, worin denn die 
Vorteile dieſer neuen Vorlage gegenüber dem 
bisherigen Zuſtand beſtehen, ſo ſind die Vorteile 
ganz zweifellos vorhanden. Sie ſind auch ſehr 
mannigfacher Art. Der Hauptvorteil iſt wohl der, 
daß der Rechtsanſpruch in dem Geſetz verankert 
iſt, daß die Renten, die gewährt werden, nicht als 
eine Wohlfahrtsunterſtützung angeſehen werden, 
ſondern eine Rechtsgrundlage haben. Ein weite⸗ 
rer Vorteil beſteht darin, daß der Kreis der 
Unterſtützungsbedürftigen auf die Kinder der 
Rentner und die direkten Erben ausgedehnt wird. 
Dann iſt auch die Unpfändbarkeit der Renten im 
Reuen Geſetz erklärt, weiter eine Gewährung von 
Krankenhilfe verankert, die bisher allein der 
Wohlfahrtspflege überlaſſen blieb. Die §§ 3 und 
8 ſtellen ebenfalls Erleichterungen gegenüber 
dem bisherigen Zuſtand dar. Ebenſo iſt auch eine 
Beſſerung bei der Anrechnung anderweitiger 
Einnahmen eingetreten. Weiter wird die porto⸗ 
freie Zuſtellung gewährt und nur eine jährliche 
Feſtſetzung der Bezüge, während bisher eine mo⸗ 
natliche ſtattfand, durch die die Rentner öfters 
in Unruhe verſetzt wurden. Es iſt ferner der 
Vergleich mit anderen Unterſtützungsberechtigten 
weggefallen, wie mit den Sozialrentnern und den 
Erwerbsloſen. Ein beſonderer Vorteil liegt darin, 
daß der Rückgriff auf das Vermögen nicht mehr 
möglich iſt, wenn das Vermögen nicht über eine 
beſtimmte Höhe hinausgeht. Gerade bei dieſem 

unkt hätten wir, und ich ganz beſonders ge⸗ 
wünſcht, daß man etwas hochherziger vorgegangen 
wäre, daß man unſern Vorſchlag, der in unſerem 
Abänderungsantrag vorlag, angenommen hätte, 
daß ein Vermögen bis 15 000 Gulden frei ſein 
ſollte. Es war aber leider nicht möglich, dieſen 
Satz zu erhalten, ſondern es mußten 10 600 Gul⸗ 
den feſtgeſetzt werden. Aber auch das bedeutet 
eine Verbeſſerung des augenblicklichen Zuſtandes, 
da bisher 7000 Gulden feſtgeſetzt waren. Das 
ſind in kurzen Zügen die Hauptpunkte aus dem 
Rentnergeſetz. 

Wie verhält es ſich mit dem Blindengeſetz? 
Die Blinden ſind immer, ſolange wir eine 


Rentnerverſorgung haben, in der Nachkriegszeit (0) 


ſo verſorgt worden, wie die Rentner. So gilt 
auch für das jetzt vorliegende Blindengeſetz das⸗ 
ſelbe, wie für das Rentnergeſetz. Es ſind im 
Blindengeſetz dieſelben Grundlagen. Es iſt ge⸗ 
nau ſo wie das Rentnergeſetz aufgebaut. Nur in 
einigen Punkten, die durch den Unterſchied der 
beiden hilfsbedürftigen Kreiſe bedingt ſind, ſind 
Aenderungen vorhanden. An dieſem Geſetz hat 
ſich im Gegenſatz zum Rentnergeſetz bei den Be⸗ 
ratungen auch die Sozialdemokratie beteiligt und 
es mit angenommen, während fie das Rentner⸗ 
geſetz abgelehnt hat. Nach der eigentümlichen Art 
der Einbringung dieſes Geſetzes war es für die 
Sozialdemokraten kaum anders möglich. In der 
jetzt vorliegenden Faſſung iſt das Geſetz gegen⸗ 
über der urſprünglichen Einbringung dahin ge⸗ 
ändert worden, daß das Wort Zivilblinde überall 
durch das Wort Blinde erſetzt wurde. Das Wort 
Zivilblinde kennzeichnet den Gegenſatz gegenüber 
den Kriegsblinden. Da die Kriegsblinden von 
dieſem Geſetz ausgeſchloſſen ſind, weil ihre Ver⸗ 
ſorgung anderweitig geregelt iſt, iſt das Wort 
„Zivil“ überflüſſig geworden und das Geſetz hat 
die Ueberſchrift Blindenrentengeſetz bekommen. 
Die Verſorgung der Blinden unterlag bisher 
keinerlei geſetzlichen Regelung, während die Ver⸗ 
ſorgung der Rentner einer, wenn auch ganz un⸗ 
zulänglichen, Regelung unterlag. So war die ge⸗ 
ſetzliche Regelung für die Bezüge der Blinden ein 
dringliches Gebot. Ich freue mich, daß es mir ge⸗ 
lungen iſt, durch Bearbeitung des Blindengeſetzes 
den Blinden ſelber eine gewiſſe Sorge vom Her⸗ 
zen zu nehmen und ihnen zu zeigen, daß man für 
ihr Schickſal etwas Verſtändnis hat. Auch in 
dieſem Geſetz iſt ein Blindenausſchuß verankert, 
ebenſo wie im Rentnergeſetz ein Rentnerausſchuß 
vorgeſehen iſt, der bei Feſtſetzung der Renten mit⸗ 
beſtimmend wirken ſoll. 

Beſondere Aufmerkſamkeit wird bei beiden 
Geſetzen auf die Ausführungsbeſtimmungen zu 
richten ſein, indem dort noch manches feſtgelegt 
und geklärt werden muß, was im Geſetz, wenn 
man es nicht unendlich lang machen wollte, nicht 
ſo ausführlich feſtzulegen war. 

Ich möchte nicht weiter über die Einzelheiten 
ſprechen. Man könnte natürlich über jeden Para⸗ 
graphen ſtundenlang reden. Aber ich glaube, daß 


ſich das erübrigt; denn wir haben die Vorlage 


gründlich im Ausſchuß durchberaten. Ich bitte 
das Haus, die Geſetze ſo, wie ſie vom Ausſchuß 
angenommen worden ſind, anzunehmen. Im 
Blindengeſetz war der §7 verſehentlich nicht ab⸗ 
geändert worden. Dazu liegt alſo heute eine Be⸗ 
richtigung vor. Wir müſſen den $ 7 jo annehmen, 
wie er im Rentnergeſetz enthalten iſt. 

Wir hoffen, daß beiden Schichten, ſowohl den 
Rentnern wie den Blinden, durch dieſe Geſetze 
eine Hilfe und gewiſſe Erleichterung verſchafft 
wird. Jene Kreiſe haben durch das Schickſal 
ſchwer zu leiden, beſonders ſchwer, weil für ſie 
keine Ausſicht auf Beſſerung vorhanden iſt. Ich 
freue mich auch, daß die Regierung uns ſo wohl⸗ 
wollend bei der Beratung dieſer Vorlagen unter⸗ 
ſtützt hat und daß es die jetzige Regierung als 
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Ehrenpflicht anſieht, Fehler zu erkennen und zu 
ſühnen, die in der Vergangenheit gegen jene 
Kreiſe begangen wurden. So bitte ich, die Vor⸗ 
lage unverändert anzunehmen und möglichſt bald 
auch die dritte Leſung durchzuführen, damit wir 
endlich mit dieſer Frage zur Ruhe kommen. (Leb⸗ 
haftes wiederholtes Bravo! rechts.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen zur 
allgemeinen Ausſprache nicht vor. Die allgemeine 
Beſprechung iſt geſchloſſen. Wir kommen zur 
Einzelberatung über Punkt 6 der Tagesordnung, 
das Rentnergeſetz, Druckſache Nr. 259 zu Nr. 195. 
Ich rufe § 1 auf; Wortmeldungen liegen nicht 
vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer § 1 in der Ausſchußfaſſung 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, der $ 1 iſt angenommen. Ich 
rufe 8 2 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
Wer den $ 2 in der Ausſchußfaſſung annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; 8 2 iſt angenommen. Zu § 3 liegen 
ebenfalls keine Wortmeldungen vor. Wer 8 3 
in der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. § 3 iſt 
angenommen. Zu § 4 liegen Wortmeldungen 
nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. Wer 94 
in der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; § 4 iſt 
angenommen. Zu S 5 liegen keine Wortmeldun⸗ 
gen vor. Wer § 5 in der Ausſchußfaſſung anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, § 5 iſt angenommen. Zu 8 6 liegen 
keine Wortmeldungen vor, die Ausſprache iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wer § 6 in der Ausſchußfaſſung an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — $ 6 iſt 
angenommen. Ich rufe 8 7 auf. Wer für Ans 
nahme des § 7 in der Ausſchußfaſſung iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — $ 7 iſt angenommen, da die 
Mehrſtand ſtand. Zu § 8 liegen keine Wortmel⸗ 
dungen vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Wer 
§ 8 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; angenommen. Wer 8 9 
in der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 8 9 iſt 
angenommen. Wer für Annahme des § 10 in der 
Ausſchußfaſſung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; angenommen. Ich rufe 
§ 12 auf. (§ 11! rechts) § 11 iſt fortgefallen. Wer 
§ 12 in der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 
§ 12 iſt angenommen. Ich rufe § 13 auf. Wer 
§ 13 in der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, § 13 
iſt angenommen. Wer für Annahme des 8 14 in 
der Ausſchußfaſſung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit § 14 iſt angenommen. Wer 
§ 15 in der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, $ 15 
iſt angenommen. Wer 8 16 in der Ausſchußfaſſung 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, $ 16 iſt angenommen. Ich rufe 
8 17 auf. Wer ihn in der Ausſchußfaſſung an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, $ 17 iſt angenommen. Wer für An⸗ 
nahme des § 18 in der Ausſchußfaſſung iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, § 18 
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iſt angenommen. Ich rufe § 19 auf. Wer ihn in (0) 


der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, $ 19 iſt an⸗ 
genommen. Ich rufe § 21 auf. (§ 201 rechts.) 
§ 20 fällt fort. Wer für 8 21 iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit; § 21 in der 
Ausſchußfaſſung iſt angenommen. Wer $ 22 in 
der Ausſchußfaſſung annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben; — angenommen. Wer für Annahme 
des & 23 in der Ausſchußfaſſung iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, § 23 iſt an⸗ 
genommen. Wer für Annahme der Ueberſchrift 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Ueberſchrift iſt angenommen. (Abg. Gai⸗ 
kowſki: Ich beantrage dritte Leſung und Block⸗ 
Abſtimmungl!) Es iſt dritte Leſung und Block⸗ 
Abſtimmung beantragt worden. Ich höre keinen 
Widerſpruch. Wir kommen nunmehr zur dritten 
Beratung der Vorlage. Ich eröffne die Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen zur Block⸗Abſtimmung. 
Wer für die Annahme der 88 1 bis 23 der Vorlage 
mit der Ueberſchrift in der Ausſchußfaſſung iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
angenommen Wir kommen nunmehr zur Schluß⸗ 
abſtimmung, Wer die Vorlage in der Schlußab⸗ 
ſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt da⸗ 
mit angenommen. 

Wir kommen zur Einzelberatung des Punk⸗ 
tes 7, Geſetzentwurf über Fürſorge für Zivil⸗ 
blinde, Druckſache Nr. 260 zu Nr. 210. Ich rufe 
§ 1 auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. (Ich beantrage 
Block⸗Abſtimmung! links.) Es iſt Block⸗Abſtim⸗ 
mung beantragt worden. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch. Wer die 88 1 bis 21 in der Ausſchuß⸗ 
faſſung nebſt Ueberſchrift annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; an⸗ 
genommen. (Abg. Gaikowſki: Ich beantrage 
dritte Leſung und ebenfalls Block⸗Abſtimmungl) 
Es iſt die dritte Leſung und Block⸗Abſtimmung 
beantragt worden. Widerſpruch wird nicht laut. 
Ich rufe die dritte Leſung auf. Ich eröffne und 
ſchließe die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wer für die Annahme der 88 1 bis 21 
und der Ueberſchrift iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit; angenommen. Wir kom⸗ 
men zur Schlußabſtimmung. Wer die Vorlage in 
der Schlußabſtimmung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das Ge⸗ 
jeß it damit angenommen. Im Auftrage des 
Aelteſtenausſchuſſes ſchlage ich vor, die Punkte 8 
und 8a in der Beſprechung zu verbinden. Ich 
höre keinen Widerſpruch; es iſt jo beſchloſſen. 
Ich rufe die Punkte 8 und 8 a auf: 


Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Aufhebung des Verſammlungsverbots. 

Druckſache Nr. 165. 

Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 
Aufhebung des Verbots von Wahlverſamm⸗ 
lungen. 

Druckſache Nr. 242. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Langnau. a 


D) 


— 


(A) 


(B 


— 
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Langnau, Abgeordneter (K. P.): Die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaftslage wird von Tag zu Tag 
immer ſchwieriger. Der Kapitalismus iſt nicht 
mehr in der Lage, den Arbeitern Arbeit und 
Brot zu geben. Dies haben Tauſende, ja Mil⸗ 
lionen von Werktätigen erkannt, und deshalb 
ſehen ſie den einzigen Ausweg aus dieſer Bar⸗ 
barei nur in dem von der Kommuniſtiſchen Partei 
gezeigten Weg. Die Kommuniſtiſchen Parteien 
aller Länder werden von Tag zu Tag ſtärker. Sie 
werden in der Zeitung geleſen haben, daß ein 
prominenter Führer der Landvolkbewegung den 
Weg zur Kommuniſtiſchen Partei gefunden hat. 
Die Bourgeoiſie verſucht mit den brutalſten Mit⸗ 
teln, die Kommuniſtiſche Partei zu unterdrücken. 
Sie ſucht Mittel und Wege, um ſie nicht ſtärker 
werden zu laſſen. Ueberall ſehen wir einen Kampf 
gegen die Kommuniſtiſche Partei, in England, 
Deutſchland „Frankreich und Polen. Alle Par⸗ 
teien, von den Sozialdemokraten bis zu den Na⸗ 
tionalſozialiſten, ſind ſich darin einig. Ueberall be⸗ 
willigen die Parteien, einmal mit Unterſtützung 
der S. P. D., ein andermal mit Unterſtützung der 
faſchiſtiſchen Partei, die Mittel für den Unter⸗ 
drückungsapparat. Den Aermſten der Armen wird 
in allen kapitaliſtiſchen Ländern das letzte Stück⸗ 
chen Brot geraubt. In Italien iſt es Muſſolini, 
in Polen iſt es Pilſudſki, in Deutſchland iſt es 
Severing, und wir ſehen in Danzig, daß hier mit 
Unterſtützung der Nazis mit den brutalſten Mit⸗ 
teln gegen die Kommuniſtiſche Partei vorgegangen 
wird. Das beweiſt die Einigkeit der Kapitaliſten 
aller Länder. Nur in einem ſind ſie ſich einig, 
wer den meiſten Profit in ſeine Taſchen ſteckt, und 
wer die beſten Poſten erhält. 


Die Bourgeoiſie weiß ganz genau, daß ihr ein⸗ 
ziger Feind nur die Kommuniſtiſche Internatio⸗ 
nale iſt, und der polniſche Faſchismus weiß auch 
ganz genau, daß die einzige Gefahr für Polen 
hier in Danzig einzig und allein die Kommuni⸗ 
ſtiſche Partei iſt. Das beweiſt insbeſondere der 
Bericht aus Genf. Man wollte es ſo hinſtellen, 
und die Sozialdemokraten verſtanden es auch ſo 
zu erklären, daß die Nazis mit ihren Taten es 
veranlaßt haben, daß Polen ſo gegen Danzig vor⸗ 
geht. Wir haben geſehen, daß Polen den Nazis 
ein gutes Zeugnis ausſtellt und daß ſie auch von 
Polen unterſtützt werden. Ich weiſe darauf hin, 
daß die Nazis das Werftſpeiſehaus zu jeder Zeit 
und Stunde erhalten und daß die Nazis ihre Zei⸗ 
tungen auf dem Hauptbahnhof verkaufen können. 
Demgegenüber erhält die Kommuniſtiſche Partei 
nicht das Werftſpeiſehaus und darf auch keine 
Zeitungen auf dem Hauptbahnhof verkaufen. 
Alſo das zeigt am beſten, daß Polen den Faſchis⸗ 
mus in Danzig nicht fürchtet. Die einzige Gefahr 
iſt allein die Kommuniſtiſche Partei. (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) Polen hat ja in den letzten Jahren, 
insbeſondere im vergangenen, feſtgeſtellt, daß ſich 
die Stimmen der Kommuniſtiſchen Partei ver⸗ 
doppelten. Polen mußte feſtſtellen, daß die De⸗ 
monſtrationen der Kommuniſtiſchen Partei in 
Danzig von Tag zu Tag ſtärker wurden. Polen 
mußte feſtſtellen, daß die Danziger Hafenarbeiter 
unter Führung der Kommuniſtiſchen Partei 
ſtreikten. Aus dieſem Grunde konnte Polen nicht 
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dulden, daß die Kommuniſtiſche Partei noch län⸗ (O) 


ger ihre Demonſtrationen durchführen konnte. 
Die Danziger Bourgeoiſie war damit einverſtan⸗ 
den. Man raubte der Kommuniſtiſchen Partei die 
Agitationsmittel unter dieſer Regierung, wie da⸗ 
mals unter der Regierung Sahm⸗Arczynſki. Das 
zeigt am beſten, daß die Kommuniſtiſche Partei 
die einzige Partei iſt, die für die ſoziale und 
nationale Befreiung der Werktätigen eintritt. 
Die andern Parteien von den Sozialdemokraten 
bis zu den Nazis ſtützen dies Syſtem. Sie treten 
für die Finanzhyänen, für die Schmarotzer und 
Praſſer ein. Dieſe Tatſache, daß einzig und allein 
die Kommuniſten der ganzen Welt für die natio⸗ 
nale Befreiung kämpfen und daß man ihnen des⸗ 
halb das Recht auf die Straße rauben will, 
zeigt am beſten die Erklärung des Zentralkomi⸗ 
tees der Kommuniſtiſchen Partei Polens zu den 
Angriffen gegenüber der Freien Stadt. Ich werde 
dieſe Erklärung, die von ungeheurer Bedeutung 
iſt, hier verleſen. Das Zentralkomitee unſerer 
polniſchen Brüder erklärt folgendes: 


Die blutige faſchiſtiſche Diktatur iſt ſeit langem 
bemüht, die Freie Stadt Danzig zu beſetzen. 


(Abg. Greiſer: Das intereſſiert doch nicht! — 
Abg. Kreft: Idiot! Es intereſſiert ihn nicht, weil 
er auch für die Beſetzung Danzigs iſt.) 


Präſident: Herr Abg. Kreft, es geht nicht an, 
einen Abgeordneten des Hauſes Idiot zu nennen. 
Ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Greiſer: Rotz⸗ 
bengell) 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Er jagt Rotz⸗ 
bengel! (Abg. Greiſer: Der Langnau petzt ſogar! 
Menſch, ich habe Dich für anſtändiger gehalten! 
Unruhe.) 


Die blutige faſchiſtiſche Diktatur iſt ſeit langem 
bemüht, die Freie Stadt Danzig gewaltſam zu be⸗ 
ſetzen. Der polniſche Imperialismus ſucht den ent⸗ 
ſprechenden Vorwand, um mit ſeinen Truppen in 
Danzig einzuziehen. Die gewaltſame Beſetzung 
Danzigs ſoll ein Abſchluß der eifrigen Kriegs⸗ 
rüſtungen der polniſchen Bourgeoiſie an der Oſt⸗ 
ſee, vor allem gegen die Sowjetunion ſein. 

Der Ausbau des Kriegshafens in Gdingen und 
der polniſchen Kriegsflotte, der Bau der ſtrategi⸗ 
ſchen Eiſenbahnlinie Kattowitz —Gdingen, der ſeit 
Jahren gegen den Willen der Danziger Bevölke⸗ 
rung gewaltſam durchgeſetzte Ausbau der Weſter⸗ 
platte, die Hegemonie der Vertreter des polniſchen 
Imperalismus im Rate des Danziger Hafens, das 
iind die wichtigſten Glieder in der Kette der mili⸗ 
täriſchen Vorbereitungen zur endgültigen Okku⸗ 
pierung Danzigs. Die heuchleriſche Demiſſion des 
polniſchen Generalkommiſſars in Danzig, Stras⸗ 
burger, iſt ein elendes, abgekartetes Spiel, das das 
gleiche Ziel verfolgte. 

Die faſchiſtiſchen Henker mit dem Bluthund 
Pilſudſki an der Spitze, die Tauſende und aber 
Tauſende polniſche, ukrainiſche, weiß ruſſiſche, 
deutſche, litauiſche und jüdiſche Arbeiter und 
Bauern in den Gefängniſſen den fürchterlichſten 
Folterungen ausſetzten, die die revolutionäre 
Freiheitsbewegung in der Weſtukraine und Weſt⸗ 
weißrußland im Blute erſtickten, haben die Frech⸗ 
heit, in der Rolle der Verteidiger der Unterdrück⸗ 
ten aufzutreten. Der faſchiſtiſche Hitler⸗Senat in 
Danzig kann und will, ungeachtet aller ſeiner 
Phraſen und Geſten, ebenſo wie der frühere ſozial⸗ 
demokratiſche Senat, keinen wirklichen Kampf 


gegen den polniſchen Imperialismus führen. Die⸗ 
ſen Kampf führt nur das Danziger Proletariat 
unter der Führung der Danziger Kommuniſten. 


— 


D) 


(A) 


(B 


— 
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(Langnau, Abgeordneter) 

Die K. P. Polens ruft die Arbeiter und Bauern 
Polens, der Weſtukraine und Weſtweißrußlands 
zur verſchärften Wachſamkeit. Die Okkupierung 
Danzigs iſt eines der wichtigſten Glieder in den 
Kriegs vorbereitungen des polniſchen Faſchismus 
gegen die Sowjetunion. Die K. P. Polens, die in 
brüderlicher Kampfgemeinſchaft mit der K. P. 
Deutſchlands und dem revolutionären Proletariat 
Danzigs einen entſchiedenen Kampf gegen den 
Berjailler Raubvertrag, gegen die Unterjochung 
Danzigs, für das Selbſtbeſtimmungsrecht des 
Danziger Korridors bis zur Lostrennung führt, 
wird den ſchärfſten Kampf gegen jeden Verſuch des 
polniſchen Imperialismus, Danzig zu beſetzen, 
unternehmen. 

Nur ein Weg führt zur Zerſchlagung der Ket⸗ 
ten von Verſailles, zur ſoztalen und nationalen 
Befreiung der werktätigen Bevölkerung Danzigs 
— die proletariſche Revolution in Polen und in 
Deutſchland: Sowjetpolen und Sowjetdeutſchland. 

23. April 1931. 

Das Zentralkomitee der Kommuniſtiſchen Partei 
Polens. 


Dieſe Erklärung zeigt klar und deutlich, daß die 
bürgerlichen Parteien in Deutſchland zur Frage 
des polniſch⸗Danziger Konflikts nicht ſo Stellung 
genommen haben, wie unſere polniſchen Brüder, 
wie die polniſchen Proletarier. Das beweiſt uns 
erneut, daß der Feind des polniſchen Faſchismus 
mur das revolutionäre Proletariat iſt, und daß 
die Verbündeten der Danziger Werktätigen nicht 
Nationalſozialiſten, nicht die deutſchen Bürger⸗ 
lichen ſind, ſondern einzig und allein das pol⸗ 
niſche und internationale Proletariat. Der Feind 
der Danziger Bourgevifie find auch nicht, wie man 
ſo oft erklärt, die Sozialdemokraten und Nazis, 
ſondern die Kommuniſten. Wenn die Zeit da iſt, 
wird die Bourgeoiſie erklären: „Liebe Nazis, geht 
jetzt in die Oppoſition, wir werden die Sozial⸗ 
demokraten in die Regierung holen, dann werden 
wir die Rollen vertauſchen“ So, wie die Nazis 
die Regierung unterſtützt haben, werden es dann 
die Sozialdemokraten tun. Weshalb verbietet 
man einzig und allein unſere Demonſtrationen, 
unſere Kundgebungen. Da darf ich nur darauf 
eingehen, was Karl Marx ſchon im September 
1843 an Ruge ſchrieb: 

Man verbietet uns, den Ausgebeuteten über 
den „Volksſtaat“ das zu ſagen, was er in der Tat 
iſt: Das Organ zur Unterdrückung der Ausgebeu⸗ 
teten und Hungernden und zum Aufrechterhalten 
der Herrſchaft der Schmarotzer. Wir ſprechen aber 
nur die hiſtoriſche Wahrheit aus. 

Weil wir dies den Ausgebeuteten, den Unter⸗ 
drückten erklären, deshalb verbietet man unſere 
Kundgebungen, deshalb verbietet man unſere 
Demonſtrationen. Das war das Ziel der Bour⸗ 
gebiſie. Das Verbot der Demonſtrationen und 
Kundgebungen unter freiem Himmel wurde auch 
nicht zu den Wahlen aufgehoben, da die Bour⸗ 
geoiſie der Kommuniſtiſchen Partei eine Nieder⸗ 
lage bereiten wollte. Die anderen Parteien, So⸗ 
zialdemokraten und Nazis, konnten durch das 
Land fahren, ſie konnten eine Verſammlung nach 
der andern unter freiem Himmel abhalten. Ein⸗ 
zig und allein die Kommuniſtiſche Partei durfte 
es nicht. Das iſt ſonderbar, weil man doch immer 
erklärt, daß die Kommuniſtiſche Partei ſo klein ſei 
und nichts machen könne. Indem man Nazis und 
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kanen empörte Volksmaſſe nicht den Weg zur (0) 


Kommuniſtiſchen Partei finden ſollte. Dieſe em⸗ 
pörten Stimmen ſollten von den Sozialdemokra⸗ 
ten aufgefangen werden; denn die Bourgeoiſie 
weiß ganz genau, daß die Arbeiter, die unter 
Führung der Kommuniſtiſchen Partei ſtehen, die⸗ 
ſem kapitaliſtiſchen Staat gefährlich werden, aber 
nicht die Arbeiter, die unter Führung der Sozial⸗ 
demokratie und der Nazis ſtehen, weil die Führer 
dieſer beiden Parteien die Mitglieder und ihre 
Anhänger vom Kampfe abhalten. (Zurufe links.) 
Aber es iſt der Regierung nur zum Teil gelun⸗ 
gen, ihr Ziel zu erreichen. Noch einmal haben die 
Arbeiter infolge der radikalen Phraſen der So⸗ 
zialdemokratie zu einem gewiſſen Teil ihre 
Stimme gegeben, aber ſie werden auch hier bald 
wieder einſehen, daß fie jo wie von den Nazis 
auch von der S. P. D. verraten werden und werden 
dann den Weg zur Kommuniſtiſchen Partei 
finden. 

Wenn wir jetzt den Antrag geſtellt haben, das 
Demonſtrationsverbot aufzuheben, ſo nicht des⸗ 
halb, um den Volkstag zu bitten, uns gnädigſt zu 
erlauben, wieder zu demonſtrieren. Geſtern haben 
die Arbeiter trotz Verbotes demonſtriert. Sie 
werden ſich nicht das Recht auf die Straße rauben 
laſſen. Von dieſer Stelle erkläre ich: Je mehr Sie 
die Kommuniſtiſche Partei und mit ihr die werk⸗ 
tätigen Maſſen knebeln und unterdrücken, deſto 
mehr werden ſich die Werktätigen in den Reihen 
der Kommuniſtiſchen Partei zuſammenfinden, die 
in abſehbarer Zeit über das Geſchick Deutſch⸗ 
lands, Polens und Danzigs entſcheiden wird. 
(Bravo! bei den Kommuniſten — Heil Hitler! 
rechts.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
micht vor, ich ſchließe die Beſprechung. Wer für 
den Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Druck⸗ 
ſache Nr. 165 iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. Das Letztere iſt die 
Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wer für den 
Antrag auf Druckſache Nr. 242 iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — (Abg. Langnau: Wir ziehen den An⸗ 
trag zurück, die Wahlverſammlungen ſind doch 
ſchon vorbeil) Der Antrag iſt nachträglich zurück⸗ 
gezogen worden. Ich rufe Punkt 9 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Große Anfrage Nr. 8 des Abg. Brill 
u. Fr. betr. Ueberfälle durch die National⸗ 
ſozialiſten. 

Druckſache Nr. 198. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Dr. Unger. 


Dr. Unger, Abgeordneter (Bl. d. N. S.): Ich be⸗ 
antrage, daß die Redezeit zur Begründung auf 
15 Minuten beſchränkt wird und zur Beſprechung 
auf eine Stunde. 

Präſident: Es iſt beantragt worden, die Rede⸗ 
zeit zur Begründung auf 15 Minuten zu be⸗ 
ſchränken und zur Beſprechung auf eine Stunde, 
ich nehme an, für ſämtliche Fraktionen. Wer für 
die Annahme dieſer Redebeſchränkung iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — (Schämen Sie ſich nicht als 
Demokrat? links.) Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 


Schutzbund demonſtrieren ließ, bezweckte die Re⸗ trag iſt angenommen. Das Wort zur Begrün⸗ 
gierung, daß die durch den Betrug und die Schi⸗ 


dung hat der Herr Abg. Brill. 


— 


D) 


(A) 


(B 


— 
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Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Schon allein die Verkürzung der Redezeit zeigt, 
daß Ihnen bei Behandlung dieſer Angelegenheit 
nicht wohl iſt. Das, was Sie heute erſparen 
wollen, wird Ihnen in Zukunft auf keinen Fall 
geſchenkt bleiben. Sie wiſſen, daß Sie nur alleine 
die Not und das Elend in Danzig vergrößert 
haben, und daß nicht nur die Zahl der Erwerbs⸗ 
loſen geſtiegen iſt, ſondern daß Sie durch Ihre 
Handlungen Kämpfe heraufbeſchworen haben, die 
Danzig in die größte Kataſtrophe und immer 
mehr um ſeine Exiſtenz bringt. Das böſe Ge⸗ 
wiſſen kommandiert hier, um der Oppoſition den 
Maulkorb umzuhängen, um zu verhindern, daß 
wir an den Schandtaten, die Sie gemeinſam mit 
Ihren politiſchen Freunden gegenüber der ſchaff⸗ 
enden Bevölkerung begehen, Kritik üben. (Abg. 
Kloßowſki: Sehr richtig!) Die breite Oeffentlich⸗ 
keit hat Ihnen, m. D. u. H. von den bürgerlichen 
Parteien bereits am 16. Mai die Antwort gege⸗ 
ben. Gerade die Parteien, die hier den Antrag 
ſtellten, liegen zerſchoſſen und zerſprengt am Bo⸗ 
den. Die Nationalſozialiſten haben geſehen, daß 
ſie nicht in der Lage ſind, die Sozialdemokratie 
zu bekämpfen, ſondern die Nationalſozialiſten 
liegen am Boden. Damit iſt der beſte Beweis 
geliefert, daß die Nationalſozialiſten mit Sozia⸗ 
lismus nichts zu tun haben, ſondern eine aus⸗ 
geſprochen kapitaliſtiſche Partei ſind. (Abg. 
Greiſer: Davon verſtehen Sie nichts!) Ich weiß, 
daß es viel Dummheit gibt, aber daß ein einziger 
Menſch ſoviel Dummheit repräſentiert wie Sie, 
das habe ich erſt in dieſem Volkstag erfahren. 
(Sehr gut! links.) (Zuruf des Abg. Greiſer: Der 
Kuckuck ruft immer ſeinen eigenen Namen.) Wir 
wiſſen, daß Sie die Brutalität in Erbpacht ge⸗ 
nommen haben. (Abg. Greiſer: Eins ſteht feſt, 
wenn wir regieren, wird Ihre Dummheit nicht 
mehr produziert!) Die Partei, der Sie bisher an⸗ 
gehört haben, hat Danzig regiert. (Abg. Greiſer: 
Das kommt erſt noch, bisher noch nicht!) Damals 
als Deutſchland am Boden lag, haben viele von 
Ihnen noch ein Röckchen getragen, viele waren 
in der Schule und andere haben im bomben⸗ 
ſicheren Unterſtand geſeſſen, und als die Revo⸗ 
lution kam, haben ſie ſich in Mauſelöcher ver⸗ 
krochen. (Abg. Greiſer: Lügen Sie doch nicht! — 
Große Unruhe.) 

Präſident: Ich bitte, dem Redner nicht die 15 

inuten zu kürzen. 

Brill. Abgeordneter (S. P. D.): Ihr Führer 
Hitler hat im September 1930 zu engliſchen und 
amerikaniſchen Jouraliſten erklärt, er werde ſich, 
wenn er zur Regierung kommt, auf den Boden 
der Tatſachen ſtellen, d. h. Anerkennung des Ver⸗ 
ſailler Vertrages, d. h. Anerkennung der Ab⸗ 
trennung Danzigs vom Deutſchen Reich. Daher 
iſt alles Demagogie, was Sie hier treiben, Sie 
müſſen den Kredit, den die kapitaliſtiſchen Par⸗ 
teien verloren haben, auf Umwegen dem Kapi⸗ 
talismus wieder bringen. 

Neben der Not und dem Elend, das die Dan⸗ 
ziger Bevölkerung hat erdulden müſſen, hat 
Danzig, wenn man zurückblickt, in ſeinen ſchwär⸗ 
zeſten Tagen noch nicht ſoviel Ueberfälle erlebt, 
ſo wenig Schutz des Lebens und der Geſundheit 
kennen gelernt als zu Zeiten der Regierung 
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Ziehm⸗Hoppenrath⸗Sawatzki. Dieſe 
hat es mit ſich gebracht, daß die Danziger Be⸗ 
völkerung ſo in Gefahr iſt wie nie zuvor. (Sie 
ſchwindeln ja ſchon wieder!) Sie ſchwindeln aus 
Prinzip und lügen wie der Teufel. Sie wiſſen 
doch, wer Sie ſind. In dieſen vier Monaten ſind 
allein in Danzig 146 Ueberfälle vorgenommen 
worden. Dieſe Ueberfälle haben vier Tote und 
über 100 Verwundete gekoſtet. (Abg. Greiſer: 
Bei uns!) Das haben die Banden getan, die Sie 
großzüchten. Jeder Abenteurer, jeder Rauf⸗ 
luſtige, jeder Rowdy kann ſich der Nationalſozi⸗ 
aliſtiſchen Partei anſchließen, um mit dem Frei⸗ 
brief, (Abg. Greifer: Werden Sie nicht Fred!) 
den er dann bekommt, unſchuldige Menſchen zu 
ſchlagen und niederzuſchießen — ohne beſtraft 
zu werden. (Abg. Malſch: Sie ſchwindeln jal) 

Präſident: Herr Abg. Brill, ich bitte etwas 
ſachlicher zu bleiben. (Große Unruhe.) Ich bitte 
doch die Ruhe zu bewahren und die Plätze ein⸗ 
zunehmen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſident, 
ich bitte, mir die Redezeit nicht zu beſchräuken. 
Wie kommen Sie dazu, mir zu ſagen, daß ich 
ſachlich reden ſoll! (Zwiſchenruf rechts.) Sie 
haben keine Urſache, Sie haben früher Ihren 
Verſtand verſoffen, Sie haben täglich 75 Glas 
Bier ausgeſoffen. (Große Unruhe.) 

Präſident: Herr Abg. Brill, ich dulde es nicht, 
daß Sie von einem Abgeordneten ſagen, er habe 
den Verſtand verſoffen. (Große Unruhe, andau⸗ 
ernde Zwiſchenrufe rechts und links. Abg. 
Kloßowſki: Wo iſt da der Verſtand? — Das ſind 
ja alles Verdrehungen, was er ſagt! rechts. — 
Abg. Greiſer: Soll ſich das Volk das gefallen 
laſſen von ſolchem Burſchen?) Wenn hier im 
Hauſe keine Ruhe eintritt, unterbreche ich die 
Sitzung. Ich laſſe mir das unter keinen Um⸗ 
ſtänden gefallen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſident, 
ich bitte, daß ich 15 Minuten ſprechen kann. Wenn 
Sie die Sitzung aufrecht erhalten wollen, ſorgen 
Sie für Ruhe, aber beſchränken Sie nicht noch wei⸗ 
ter meine Redezeit. Mir iſt ſchon durch verkürzte 
Redezeit die Möglichkeit genommen, das zu ſagen, 
was ich jagen wollte. (Zuruf des Abg. Senftleben.) 
Herr Senftleben, Sie haben bei den Kreistags⸗ 
wahlen kennen gelernt, daß die Deutſchnationale 
Partei den letzten Kredit verloren hat. Sie ver⸗ 
lieren ihn weiter, wenn Sie dieſe Schandtaten 
die von der raufluſtigen Nationalſozialiſtiſchen 
Partei verübt werden, decken. (Andauernde 
Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 

Daß ſich alle dieſe Handlungen ereigneten iſt 
darauf zurückzuführen, daß die Not und das 
Elend in Danzig immer größer geworden iſt. Sie 
haben den Abenteurern, den Raufbolden, dieſen 
verdrehten Nazis Gelegenheit gegeben, hier noch 
das Danziger Staatsleben weiter zu ſtören und 
zu gefährden. Die Polizei ließ den Skibbe, der 
den Arbeiter Streng erſchoſſen hat, frei auf der 
Straße herumlaufen. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Jawohl, das ſteht feſt. Er ſelbſt hat ſich erſt ſpäter 
der Polizei gemeldet. (Aha! links.) Er ſelbſt 
meldete ſich und gab an, der Mörder des Streng 
zu ſein. Dann griff die „unparteiiſche, objektive“ 


— 
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Volkstag Danzig — 27. Sitzung. Mittwoch, den 3. Juni 1931 


(Brill, Abgeordneter) 


(A) Danziger Polizei erſt ein. Den Sielaff, der den 


(B 


— 


Lukaſchewſki zu Boden ſchlug und ihn mißhan⸗ 
delte, konnte die Danziger Polizei ebenfalls nicht 
finden, trotzdem ihr dieſer Raufbold zur Genüge 
beſchrieben worden war. Erſt als die Danziger 
Voksſtimme dieſen Raufbold immer mehr und 
mehr beſchrieb, konnte die Polizei nicht mehr 
ausweichen und dann erſt griff ſie zu. Was tat 
die Danziger Polizei. (Zuruf des Abg. H. 
Friedrich.) Sie Herr Abg. Friedrich, haben die 
wenigſte Urſache, über Landesverrat zu reden. 
(Sehr richtig! links) Sie haben die wenigſte Ur⸗ 
ſache. Sie wiſſen, daß die deutſche Nazipartei die 
öſterreichiſchen Nazis unterſtützte, das echte 
deutſche Tirol an Italien zu verſchachern. (Lärm 
rechts — Organiſierte Landesverräter! bei den 
Nationalſozialiſten) Die organiſierten Landes⸗ 
verräter ſitzen bei Ihnen. Der S. A.⸗Führer von 
Schneidemühl hat den Polen Material über die 
deutſche Reichswehr ausgeliefert. Der das tat, 
war ein Führer Ihrer Partei, nur weil die Nazi⸗ 
Preſſe und die nationaliſtiſche Preſſe es mit Ab⸗ 
ſicht unterließen, dem vor zwei Jahren in Berlin 
ſtattfindenden Minderheitenkongreß mitzuteilen, 
daß ſich dort die ausländiſchen Minderheiten auf 
den Boden der deutſchen Tatſachen geſtellt haben, 
fiel dieſer Naziführer aus Schneidemühl dem 
polniſchen Pfarrer, dem er Reichswehrgeheim⸗ 
niſſe gegen Geld angeboten, in die Hände. (Pfui! 
links) Dieſer polniſche Pfarrer war deutſcher, 
charaktervoller als dieſer Naziführer. Der pol⸗ 
niſche Pfarrer übergab dieſen Banditen, dieſen 
Strolch, der bei Ihnen Obhut und eine Führer⸗ 
rolle hatte, der preußiſchen Kriminalpolizei. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Senftleben,) Sie werden das auf 
keinen Fall behaupten können. Wenn Sie mit 
Landesverrat anfangen, werden wir Ihnen 
manch unangenehme Dinge, daß Ihnen ſchwarz 
und blau vor Augen wird, ſagen, damit Sie 
nicht noch einmal über Landesverrat ſprechen. 
Sie haben die wenigſte Urſache, andere, die ihr 
Leben und ihre Geſundheit hingegeben haben, 
um Deutſchland zu ſchützen, zu beſchimpfen. Sie 
haben ſich zu Hauſe gedrückt und Sie, Herr Abg. 
Friedrich, rühmten ſich ſogar, Kriegsdienſtver⸗ 
weigerer zu ſein. Heute, wo es nichts koſtet, wo 
keine Gefahr zu fürchten iſt, haben Sie eine 
große Schnauze und werfen anderen Leuten 
Schandtaten vor, deren Sie nur alleine und nicht 
die Gegenſeite fähig iſt. (Zuruf des Abg. Greiſer. 
— Abg. Schmidt: Herr Präſident, haben Sie ge⸗ 
hört, was der Lump ſagte?) ’ 

Vizepräſident Gaikowſki: Selbſt unter Berück⸗ 
ſichtigung der Störungen haben Sie nur noch 
eine Minute Redezeit. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſident, 
ich frage, wie lange Sie es dulden, daß die So⸗ 
zialdemokratiſche Fraktion dauernd als organi⸗ 
ſierte Landesverräter beſchimpft wird. Dieſe 


Bande hat ſich zu Hauſe herumgedrückt, während 
ich im Felde meine Geſundheit gelaſſen habe. 
Und jetzt muß ich mich von dieſer Bande als 
Landesverräter beſchimpfen laſſen? (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) Ich habe mich draußen im Felde 
herumgetrieben, darum war ich nicht bei Ihnen 
(Fortgeſetzter Lärm.) 


in Pillau Rekrut. 


Vizepräſident Gaikowſki: 
weiter geſtört werden, jo werde ich den Volks⸗ 
tag auf unbeſtimmte Zeit vertagen. (Zuruf des 
Abg. Kloßowſki.) Ich möchte alſo die D. u. H. er⸗ 
ſuchen, die Ruhe zu bewahren. (Zurufe links.) 
Herr Abg. Brill, Sie haben noch eine Minute 
Redezeit. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Am 23. März 
1931 wurde der polniſche Staatsangehörige 
Specktor in der Pfefferſtadt von Nationalſozia⸗ 
liſten überfallen und mißhandelt. Die Täter 
liefen in das Lokal von Stremlow, wo gerade 
eine Verſammlung von Polizeibeamten abge⸗ 
halten wurde. (Zuruf des Abg. Heinz Friedrich.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Friedrich, 
Sie haben nicht das Wort. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abg. 
Friedrich, daß Sie zu allen Schandtaten fähig 
ſind, iſt bekannt, aber daß Sie ſo ein unverſchäm⸗ 
ter Menſch ſind, jetzt noch zu ſagen, daß dieſer 
Ueberfall inſzeniert war, zeugt nicht nur von 
dem böſen Gewiſſen Ihrer Partei, ſondern auch 
von Ihrem perſönlichen. Sie haben gehört, daß 
ein brutaler Rowdy einen 81jährigen Mann 
niedergeſchlagen hat. (Das iſt gelogen! bei den 
Nationalſozialiſten.) Es iſt an Gerichtsſtelle feſt⸗ 
geſtellt worden. (Abg. Greiſer: Die S. P. D. lügt!) 
Damit iſt nichts getan, wenn Sie ſagen, daß die 
S. P. D. lüge. Die Tatſachen find geſtern im Ge⸗ 
richtsverfahren feſtgeſtellt und daraufhin erfolgte 
die Verurteilung. 


Vizepräſident Gaikowſki: Ich nehme nicht an, 
daß Sie einen Abgeordneten gemeint haben, Herr 
Abg. Greiſer. (Abg. Brill: Nein, er hat Angſt, 
daß er 15 Gulden verliert! — Abg. Greiſer: Ich 
ſtelle lediglich feſt, daß ich ausdrücklich die So⸗ 
zialdemokratiſche Partei als Partei des organi⸗ 
ſierten Landesverrats bezeichnet habe! — Abg. 
Brill: Neben der Brutalität noch dieſe feige 
Kneiferei! — Abg. Plettner: Unerhört! —) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Das charakte⸗ 
riſiert Sie am allerbeſten. — Der zuſtändige 
Senator hat es vorgezogen, nicht zu erſcheinen. 
Dieſe für Danzig ſo wichtige Frage ſoll hier ſo 
nebenbei behandelt werden. Genau wie die 
Polizei, ſo muß auf Befehl der Nazis auch der 
Senat handeln. Die Nazis, dieſe Erpreſſer, gehen 
genau ſo vor, wenn ihnen eine Behandlung zu⸗ 
teil wird, die ihnen nicht gefällt, wie früher die 
Raubritter. Die Nazis ſagen, wenn Ihr unſere 
rohen Taten nicht erlaubt, unſern Raufbolden, 
unſern Abenteurern nicht geſtattet, auf friedliche 
Menſchen zu ſchießen, entziehen wir Euch unſere 
Unterſtützung und ſtürzen Euch. Dieſer Senat 
beſteht dank der Unterſtützung dieſer Raufbold⸗ 
bande, der alles Mögliche geſtattet werden muß. 
Das Danziger Volk hat eine kleine Abrechnung 
bereits gehalten, aber die Generalabrechnung wird 
beſtimmt kommen. Es wird Ihnen eine Antwort 
geben, daß Ihnen Hören und Sehen vergeht. Sie, 
m. H. vom Zentrum, haben doch auch eine Ant⸗ 
wort bekommen. Wollen Sie, daß die Zentrums⸗ 
arbeiter ſich von dieſen brutalen Leuten, von 
dieſen Meuchelmördern weiter mißhandeln laſſen 
ſollen? Darum faſſen Sie Mut, ſagen Sie, die 
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(Brill, Abgeordneter) 


(A) Danziger Polizei hat objektiv und unparteiiſch 


(8) 


zu ſein. Sie hat aufzuhören, Geſchlagene und 
Mißhandelte in den Anklagezuſtand zu verſetzen, 
und dem nationalſozialiſtiſchen Raufgeſindel 
Helfersdienſte zu leiſten. 


Vizepräſident Gaikowſki: Ich habe abſichtlich 
dem Redner einige Minuten Redezeit mehr zu⸗ 
geſtanden, weil ich nicht wußte, wieviele Minuten 
wegen der Unterbrechung abzurechnen waren. Ich 
bemerke, daß ich das bei der Beſprechung nicht 
tun werde und erkläre, daß ich das Haus auf 
unbeſtimmte Zeit vertagen werde, wenn keine 
Ruhe eintritt. (Zwiſchenrufe.) Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Kloßowſki. 


Kloßowſki. Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe 
hier ſehr deutlich gehört, daß, als der amtierende 
Präſident die Frage an den hier ſo rühmlichſt 
bekannten Abg. Greiſer ſtellte, wen er mit dem 
Ausdruck Landesverräter gemeint habe, er laut 
dem amtierenden Präſidenten, nicht dem abge⸗ 
löſten, die Antwort gab, daß er die ganze Sozial⸗ 
demokratiſche Partei als die Partei des organi⸗ 
ſierten Landesverrats bezeichnete. (Abg. Greiſer: 
Sehr richtig!) Ich frage den Präſidenten, was er 
angeſichts dieſer Provokation zu tun gedenkt. 
Wenn wir nicht die Rückſicht üben würden, die 
notwendig iſt, würde ſich manches abſpielen, was 
für Sie auf der andern Seite ſehr unangenehm 
ſein würde. Ich ſtelle feſt, daß der amtierende 
Präſident für dieſe ungeheure Anpöbelung oder 
den Angriff auf die Ehre von 19 Abgeordneten, 
wovon 90% im Felde geſtanden haben, kein 
Wort der Abwehr gefunden hat. (Abg. H. 
Friedrich: Sie kennen doch kein Vaterland!) In 
der Geſchichte des Parlamentarismus ſteht eine 
derartige Handlungsweiſe und hinterhältige 
Feigheit eines Abgeordneten einzig da. Das muß 
ich feſtſtellen. Das bin ich der Geſchichte dieſes 
Parlaments ſchuldig, dem ich von Anfang an an⸗ 
gehöre. Ich ſtelle feſt, daß die ſtärkſte Partei in 
dieſem Parlament ſchutzlos iſt angeſichts der An⸗ 
pöbeleien einer Räuberbande, wie ſie in dieſem 
Parlament vertreten iſt. (Er hat einmal geſagt: 
Alle Gewerbetreibenden ſind Betrüger! rechts.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Während der Rede 
es Abg. Brill war eine derartige Unruhe, daß 
ſelbſt mein Nebenmann nicht genau gehört hat, 
was hier geſprochen wurde. Herr Abg. Greiſer, 
ich frage Sie jetzt beſtimmt: Haben Sie das Wort 
gebraucht, die Sozialdemokratiſche Partei oder 
Fraktion ſei eine organiſierte Räuberbande? 
(Abg. Greiſer: Ich ſage noch einmal dasſelbe wie 
vorhin und ſtelle hiermit feſt, daß die Sozialde⸗ 
mokratiſche Partei Deutſchlands die Partei des 
organiſierten Landesverrats iſt.) (Großer Lärm. 
— Andauernde Zwiſchenrufe. — Eine Feigheit 
ſondergleichen! links. — Abg. Brill: Einen jü⸗ 
diſchen Kniff wendet er an! — Abg. Greiſer: Die 


Sozialdemokratiſche Partei Danzigs gehört doch 


zu Deutſchland!) Herr Abg. Greiſer, ich rufe Sie 
zur Ordnung. Das Wort hat der Vertreter der 
Regierung, Herr Oberregierungsrat Mundt. 


15 Mundt, Oberregierungsrat: Ich habe im Auf⸗ 
rage des Senats folgende Erklärung abzugeben: 
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Die Große Anfrage Nr. 8 beantwortet der Se⸗ 
nat wie folgt: Die Angriffe in der Großen An⸗ 
frage Nr. 8 der ſozialdemokratiſchen Fraktion 
vom 31. März 1931 ſind ungerechtfertigt. 

Im einzelnen hat die Nachprüfung folgendes 
ergeben: 

I. Nach den Zeugenausſagen — es haben über 
40 Vernehmungen ſtattgefunden — iſt bei dem 
Zuſammenſtoß vor dem Arbeitsamt am 19. Fe⸗ 
bruar 1931 ein Trupp von 12 bis 15 National⸗ 
ſozialiſten von einer großen Menge anderer Ar⸗ 
beitsloſer angegriffen und mit Kohlenſtücken be⸗ 
worfen worden. Dabei wurden auf beiden Seiten 
insgeſamt ungefähr acht Schüſſe abgegeben. So 
gab der Nationalſozialiſt Schnorkowſki, der zu 
Boden geſchlagen worden war, drei bis vier 
Schüſſe ab. Der Nationalſozialiſt Rechmann 
wurde durch ein Geſchoß am Rücken getroffen. 
Gleichzeitig wurde Streng durch eine Kugel töd⸗ 
lich verletzt. Unter dem Verdacht, den Schuß auf 
Streng abgegeben zu haben, wurde der National⸗ 
ſozialiſt Skibbe am 20. Februar durch die Polizei 
feſtgenommen. Er beſtritt zunächſt, bei dem Zu⸗ 
ſammenſtoß überhaupt zugegen geweſen zu ſein. 
Die ſogleich vernommenen anderen National⸗ 
ſozialiſten wollten ihn nach dem Verlaſſen des 
Arbeitsamtes nicht im Auge behalten haben, 
während die Kommuniſten erklärten, Skibbe habe 
den tödlichen Schuß abgegeben. Skibbe hat früher 
ſelbſt der Kommuniſtiſchen Partei angehört und 
gilt dort als Renegat. Obwohl die einander 
widerſprechenden Ausſagen daher ein ſicheres 
Tatbild nicht zuließen, wurde Skibbe am 20, Yes 
bruar 1931 unter dem Verdacht der Täterſchaft 
dem Gericht zugeführt, von dieſem aber am 
21. Februar mangels dringenden Tat⸗ und 
Fluchtverdachts wieder auf freien Fuß geſetzt. 
Der Bericht der Polizei⸗Preſſeſtelle, der die Mög⸗ 
lichkeit erwähnt, daß einer der Nationalſozialiſten 
in der Abwehr einen Schuß auf Streng abgegeben 
habe, entſprach ſomit dem damaligen Stande der 
Ermittelungen. 

Die Ermittelungen gegen Skibbe wurden von 
der Polizei fortgeſetzt. Am 3. März wurde der 
Verdacht für ſeine Täterſchaft durch die Ausſage 
eines an dem Zwiſchenfall Unbeteiligten neu be⸗ 
ſtärkt. Die abweichenden Ausſagen der National⸗ 
ſozialiſten fanden gleichzeitig dadurch eine Er⸗ 
klärung, daß Skibbe am 4. März zugab, er habe 
ſich beim Verlaſſen des Arbeitsamts von dem 
Trupp abgeſondert und aus einiger Entfernung 
in den Kampf eingegriffen. Skibbe wurde darauf⸗ 
hin ſofort am 4. März von der Polizei erneut 
feſtgenommen. 

Ob der einwandfreie Beweis ſeiner Täterſchaft 
geliefert werden kann, wird ſich in dem gegen ihn 
geführten Strafverfahren ergeben. 

Es trifft hiernach nicht zu, erſtens daß ten⸗ 
denziöſe Preſſeberichte herausgegeben worden 
ſind. Dieſe Berichte haben vielmehr ſtets dem 
jeweiligen Stand der Ermittlungen entſprochen. 
Zweitens trifft es nicht zu, daß Skibbe erſt An⸗ 
fang März inhaftiert wurde. Richtig iſt viel⸗ 
mehr, daß Skibbe bereits am 20. Februar, alſo 
einen Tag nach dem Vorfall, das erſte Mal feſt⸗ 
genommen worden iſt. 


— 
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(Mundt, Oberregierungsrat) 

II. Die Behauptung der Großen Anfrage, daß 
am 22. März auf der Langen Brücke einige Ange⸗ 
hörige des Arbeiterſchutzbundes von National⸗ 
ſozialiſten angefallen ſeien, wird von keinem der 
bisher vernommenen Zeugen — es haben 23 Ver⸗ 
nehmungen ſtattgefunden —, auch nicht von den 
beteiligten Arbeiterſchutzbündlern, beſtätigt. Viel⸗ 
mehr ergeben die Ausſagen aller nicht unmittel⸗ 
bar Beteiligten folgendes: 

Der Arbeiterſchutzbündler Schimakowſki führte 
damals eine größere Gruppe von Parteigenoſſen 
über die Lange Brücke. Vor ihm ging ein ein⸗ 
zelner Nationalſozialiſt in Uniform zwiſchen 
einigen Zivilperſonen. Schimakowſki ſtieß den 
Nationalſozialiſten und die mit ihm gehende Frau 
im Vorbeigehen ohne Grund an und forderte 
gleichzeitig ſeine Leute zum Vorgehen auf. Acht 
der Zeugen, darunter ein Arbeiterſchutzbündler, 
haben ferner bekundet, daß Schimakowſki den 
Nationalſozialiſten dabei mit einem Revolver be⸗ 
droht hat; einige dieſer Zeugen wollen mit aller 
Beſtimmtheit ſogar geſehen haben, wie Schima⸗ 
kowſki auf den Nationalſozialiſten geſchoſſen hat. 
Danach iſt der Polizeibericht über dieſen Vorfall 
objektiv gehalten. Der Bericht ſtellt zudem nicht 
feſt, daß Schimakowſki geſchoſſen hat, ſondern jagt 
nur, daß aus der Mitte der Schutzbündler zwei 
Schüſſe gefallen ſein ſollen. 

Richtig iſt, daß auch der Nationalſozialiſt ge⸗ 
ſchoſſen hat. Dieſe Tatſache iſt ebenfalls im Po⸗ 
lizeibericht erwähnt. Doch handelt es ſich nach 
den Ausſagen einiger Zeugen, darunter eines 
Arbeiterſchutzbündlers, dabei um Schreckſchüſſe. 

Das Beweisergebnis nötigte dazu, den Schi⸗ 
makowſki und nicht den überfallenen National⸗ 
ſozialiſten feſtzunehmen, zumal Schimakowſki im 
Gegenſatz zu dem Nationalſozialiſten leugnete 
und deshalb Verdunkelungsgefahr beſtand. In⸗ 
zwiſchen hat das Gericht den Schimakowſki wegen 
Bedrohung und Waffentragens zu einem Monat 
Gefängnis und ein weiteres Mitglied des Ar⸗ 
beiterſchutzbundes wegen gefährlicher Körperver⸗ 
letzung zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt. 
Es iſt auch hier feſtzuſtellen, daß die Preſſeberichte 
den Ermittelungsergebniſſen entſprachen und die 
Polizei korrekt und unparteilich verfahren hat. 

III. Die Behauptungen bezüglich des Polizei⸗ 
berichts über den Vorfall am 22. März im Erichs⸗ 
gang ſind ebenfalls unrichtig. In dem Bericht 
wurde zunächſt die Anzeige des Kubetzki in in⸗ 
direkter Rede wiedergegeben und ſodann ohne 
Stellungnahme folgendes mitgeteilt: Die beſchul⸗ 
digten Nationalſozialiſten hätten angegeben, ſie 
ſeien von Kubetzki mit gemeinen Redensarten be⸗ 
ſchimpft und aus einer Piſtole beſchoſſen worden. 
Einer von ihnen habe dem Kubetzki ſodann die 
Piſtole abgenommen. 

Ferner iſt in dem Polizeibericht erwähnt, daß 
dieſe Piſtole der Polizei übergeben worden iſt. 
Der Bericht enthielt allerdings nichts darüber, 
daß den Nationalſozialiſten eine Taſchenlampe in 
Piſtolenform abgenommen iſt, da der Beamte 
dieſen Vorgang für unweſentlich hielt und auch 
halten konnte. Im übrigen haben die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ in ihrer Mittagsausgabe 


vom 23. März den Polizeibericht mit ſeinem rich⸗ (O) 


tigen Inhalt wiedergegeben. 


Die Angelegenheit wurde der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft übergeben. Das Gereicht hat inzwiſchen die 
drei Nationalſozialiſten Schulz, Witte und Lange 
zu je 30 Gulden Geldͤſtrafe eventuell 6 Tagen Ge⸗ 
fängnis wegen Körperverletzung beſtraft. Ein 
vierter Nationalſozialiſt Schützmann wurde frei⸗ 
geſprochen. 


IV. Bei der Schlägerei in der Töpfergaſſe am 
23. März iſt die Polizei erſt herbeigerufen wor⸗ 
den, nachdem der Täter bereits geflüchtet war. 
Der Name iſt den Beamten von den übrigen Be⸗ 
teiligten nicht genannt worden. Die Polizei hat 
darauf ſogleich Ermittelungen angeſtellt. Bevor 
dieſe abgeſchloſſen waren, hat der Redakteur der 
„Volksſtimme“ am 26. März den Namen des 
Täters der Polizei genannt. Dieſer iſt daraufhin 
noch am gleichen Tage feſtgenommen worden. Die 
Polizei wird es ſtets lebhaft begrüßen, wenn ihr 
vom Publikum, hier einer Zeitung, der Name des 
Täters genannt wird. Man kann aber von der 
beſten Polizei nicht verlangen, daß ſie ſelbſt auf 
Grund der ſchönſten Beſchreibung des Täters 
ſofort hingeht und den Täter feſtnimmt. Eine 
derartige Beſchreibung iſt ein gutes Hilfsmittel 
zur Ermittlung, aber nichts weiter. Der hier 
gegen die Polizei erhobene Vorwurf iſt alſo 
gleichfalls unhaltbar. Der Täter Sielopp iſt vom 
Gericht wegen ſchwerer Körperverletzung zu zwei 
Monaten Gefängnis verurteilt worden. 


V. Es trifft nicht zu, daß die Kriminalpolizei 
in dem Bericht über den Ueberfall in der Pfeffer⸗ 
ſtadt am 23. März abſichtlich die Parteizugehörig⸗ 
keit des Täters verſchwiegen hat. Sie hat viel⸗ 
mehr ſogleich erklärt, nach Angabe der Zeugen 
handele es ſich um ein Mitglied der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei. Eine beſtimmtere 
Angabe konnte zunächſt nicht gemacht werden, da 
der Täter keinerlei Abzeichen trug, von dem 
Ueberfallenen nicht erkannt worden iſt und ſich 
ſeiner ſofortigen Feſtnahme durch die Flucht ent⸗ 
zogen hat. Er wird ſteckbrieflich verfolgt. Auf 
den Nationalſozialiſten Bank hat ſich der Verdacht 
erſt am 30. März gelenkt. 

Eine Parteinahme der Polizeibeamten für die 
Angehörigen der Nationalſozialiſtiſchen Arbeiter⸗ 
partei liegt ſomit nicht vor. Die Beamten der 
Schutzpolizei find allgemein im März ausdrücklich 
mit der Anweiſung verſehen worden, bei Mel⸗ 
dungen über politiſche Zuſammenſtöße ſich 
ſtrengſter Objektivität zu befleißigen, vor allem 
genau erkennen zu laſſen, inwieweit es ſich um 
gemachte Vernehmungen oder um eine Beurtei⸗ 
lung der Situation durch den amtierenden Be⸗ 
amten handelt. 

Wenn in der Großen Anfrage von täglichen 
Ueberfällen auf Nationalſozialiſten geſprochen 
wird, ſo muß hier darauf hingewieſen werden, 
daß ſelbſt die Fälle, welche in der Großen An⸗ 
frage aufgeführt worden ſind, zur Genüge ergeben 
haben, daß es durchaus nicht nur die National⸗ 
ſozialiſten geweſen find, welche durch Ueberfälle 
auf Andersdenkende die Ruhe geſtört haben. 


— 
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Volkstag Danzig — 27. Sitzung. Mittwoch, den 3. Juni 1931 


(Mundt, Oberregierungsrat) 

Wir verurteilen jederlei Ueberfälle, von wem 
auch immer ſie kommen, auf das allerſchärfſte und 
werden ſie mit allen uns zur Verfügung ſtehenden 
Mitteln verhindern. Wir ſtehen nicht an, zu er⸗ 
klären, daß wir, wenn die gewöhnlichen Mittel 
nicht helfen ſollten, zu andern wirkungsvolleren 
ſchreiten werden. Das Staatsintereſſe erfordert 
es, daß ein Staat gegen jeden Friedensſtörer, auf 
welcher Seite er auch ſtehen mag, mit aller Schärfe 
einſchreitet. 

Die Gerechtigkeit erfordert jedoch auch, hier zu 
erklären, daß die Partei, welche die Große An⸗ 
frage eingebracht hat, ſelbſt nicht immer die erfor⸗ 
derliche Zurückhaltung im politiſchen Kampf be⸗ 
wahrt hat und ſich deſſen bewußt ſein muß, daß ſie 
für ſich das Recht in Anſpruch nimmt, den poli⸗ 
tiſchen Kampf auch auf der Straße zu führen. Um 
dieſe Behauptungen zu belegen, müſſen leider 
einige herausgegriffene Fälle angeführt werden, 
bei welchen es einwandfrei feſtgeſtellt iſt, daß die 
Friedensſtörer und Angreifer auf ſeiten der Ar⸗ 
beiterſchutzbündler ſtanden. 

1. Am 11. April abends um 10 Uhr hatte die 
Polizei von einer an der Brentauer Chauſſee be⸗ 
vorſtehenden großen Schlägerei Kenntnis be⸗ 
kommen. Die Polizei fand dann auch am Aus⸗ 
gange des Dorfes Brentau, Richtung Goldkrug, 
am Bergabhang mit ihren Scheinwerfern 200 bis 
300 Schutzbündler in Uniform vor, welche dort im 
Hinterhalt lagen. Eine Durchſuchung nach Waffen 
förderte trotz der Dunkelheit eine ganze Reihe 
von Waffen zutage, je einen Hirſchfänger, Re⸗ 
volver, Meſſer mit feſtſtehender Klinge, Schlag⸗ 
ring, Tampchen und Gummiknüppel. Hört, hört! 
rechts.) 

2. Am 12. April mittags kamen etwa 80 bis 
100 Schutzbündler vom Sportplatz Nawitztal in 
Richtung nach Brentau. Bei Lobeckshof trafen 
ſie auf fünf Nationalſozialiſten, welche ſie ver⸗ 
prügelten, wobei ein Nationalſozialiſt ſo ſchwer 
am Kopf verletzt wurde, daß er mit dem Sanitäts⸗ 
auto ins Krankenhaus geſchafft werden mußte. 

3, Am 10. April abends um 9 Uhr trafen etwa 
250 S. P. D.⸗Leute auf der Chauſſee von Nawitztal 
vier Nationalſozialiſten in Uniform, welche von 
Langfuhr kamen. Sofort ſtürzten ſich die S. P. D.⸗ 
Leute ohne jede Veranlaſſung mit erhobenen 
Stöcken auf dieſe vier Nationalſozialiſten, welche 
flüchteten. Ihnen wurde jedoch der Weg abge⸗ 
ſchnitten. Einer von ihnen (der Arbeiter Siebert) 
wurde niedergeſchlagen und konnte nur mit Mühe 
von dem hinzueilenden Landjäger vor weiteren 
Tätlichkeiten geſchützt werden. Siebert hat mehrere 
ſtarkblutende Wunden am Kopf erhalten. 

4. Am 12. April traf ein Umzug der S. P. D. 
in Stärke von etwa 320 Perſonen, zum größten 
Teil in Uniform, auf der Chauſſee von Sobbowitz 
nach Golmkau drei Arbeiter aus Groß⸗Trampken, 
die auf ihren Fahrrädern zur Kirchenfeier nach 
Sobbowitz fuhren. Alle drei wurden von Per⸗ 
ſonen aus dem Zuge mit Stöcken und Schlag⸗ 
ringen niedergeſchlagen und mißhandelt, ſo daß 
zwei von ihnen beſinnungslos am Boden liegen 
blieben. Die Stahlhelmabzeichen, welche zwei von 
ihnen hatten, wurden ihnen abgeriſſen. Der 
Dritte war ein Blaukreutler. 
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Vizepräſident Gaikowſki: Bevor ich die Be⸗ (O) 
ſprechung eröffne, mache ich auf Grund des ſoeben 
gefaßten Beſchluſſes auf § 56 b der Geſchäftsord⸗ 
nung aufmerkſam. Demnach haben die Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion 16 Minuten, die National⸗ 
ſozialiſten 10 Minuten, das Zentrum 10 Minuten, 
die Deutſchnationalen 9 Minuten, Block der na⸗ 
tionalen Sammlung 10 Minuten, Kommuniſtiſche 
Fraktion 6 Minuten und die fraktionsloſen Ab⸗ 
geordneten 2 Minuten Redezeit. Die Beſprechung 
iſt eröffnet. Das Wort hat der Herr Abg. Greiſer. 


Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es iſt 
allerhand, wenn ausgerechnet eine Partei, deren 
prominenteſter Vertreter, der Herr Crispien, er⸗ 
klärt hat, er kenne kein Vaterland, das Deutſch⸗ 
land heißt, in einem deutſchen Parlament die 
Frechheit beſitzt, gegen uns Nationalſozialiſten zu 
polemiſieren, die wir tagtäglich mit unerhörten 
Blutopfern für unſere Heimat Danzig eintreten. 
Ich muß ſagen, daß ſich die S. P. D. in ihrem 
zehnjährigen parlamentariſchen Kampf der Nach⸗ 
kriegszeit dies Parlaments⸗Wanzentum und 
dieſe Dickbäuchigkeit, die immer mit Frechheit 
verbunden iſt, angeeignet hat. (Zuruf des Abg. 
Kloßowſki.) Das Ihr Landesverräter ſeid, kann 
ich Euch nachweiſen. Ich will mir aber meine 
Redezeit nicht beſchränken laſſen. Das kommt ein 
anderes Mal ſchwarz auf weiß. (Zuruf des Abg. 
Brill.) 

Am Sonntag, den 22. März, ſollen auf der 
Langen Brücke einige Angehörige des Arbeiter⸗ 
ſchutzbundes von Nationalſozialiſten angegriffen 
worden ſein. Weiter wird geſagt, daß der Natio⸗ 0 
malſozialiſt, der geſchoſſen hat, nicht verhaftet 
wurde. Dagegen wurden neun Angehörige des 
Schutzbundes, die die Angegriffenen waren, 
ſiſtiert. Am Sonntag, den 22. März, ſtelle ich feſt, 
ging der S. A.⸗Mann Kauslund zuſammen mit 
einer Dame und deren Eltern über die Lange 
Brücke. Hinter ihm erſchienen ungefähr zwei 
Dutzend von dieſen Arſchufos. Wiſſen Sie über⸗ 
haupt, was Arſchufo heißt? Schutz für Orien⸗ 
talen, falls Sie es nicht wiſſen ſollten. Alſo zwei 
Dutzend von dieſen Schutzbrüdern für Orientalen 
gingen hinter dem Kauslund her und haben ihn 
von hinten überfallen. Dann bringen die Brüder 
es fertig, zu behaupten, daß der Kauslund die 
24 umzingelt hat. Da könnt Ihr Euch vorſtellen, 
was für Angſt die 24 gehabt haben, welche Angſt 
die dickbäuchigen Wanzen haben, wenn die dem 
Kauslund begegnen. Dann heißt es weiter: „Am 
Montag, den 23. März 1931, wurde in der Pfeffer⸗ 
ſtadt von einem Nationalſozialiſten der polniſche 
Staatsangehörige Specktor mit einem dicken 
Knüppel derartig geſchlagen, daß er ins Kran⸗ 
kenhaus gebracht werden mußte.“ Das reiht ſich 
würdig an die alte Parole an von der internatio⸗ 
nalen Solidarität. Wenn ein polniſcher Jude, 
ein Galizier, uns provoziert, dann hat er mit 
Recht ſeine Maulſchelle bekommen. Dann heißt 
es gleich, das iſt die Hauptſache, ein Nazi hat ihm 
eine Maulſchelle gegeben. (Großer Lärm, Zwi⸗ 
ſchenrufe.) Herr Schmidt, wenn Sie eines Tages 
über die Pfefferſtadt gehen und provozieren, krie⸗ 
gen Sie auch eine Maulſchelle. Wenn der polniſche 
Jude Specktor in Warſchau über die Straße ge⸗ 
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(Greifer, Abgeordneter) 


(A) gangen wäre, und ein Angehöriger des Pilſudſki⸗ 


(B 


— 


Regimes hätte ihn dort geohrfeigt, dann hätte in 
Warſchau kein Menſch danach gekräht. In War⸗ 
ſchau iſt es ſelbſtverſtändlich, daß man einen 
Juden als einen Menſchen zweiter Klaſſe be⸗ 
handelt. (Sehr richtig! rechts.) Aber in Danzig 
tut ſich die Partei des organiſierten, ich will es 
nicht wiederholen, ſonſt kriege ich vielleicht einen 
zweiten Ordnungsruf und dann gehen 15 Gulden 
Diäten flöten, alſo in Danzig nimmt ſich die orga⸗ 
miſierte Partei, der heute das Volk wegläuft, der 
galiziſchen Juden an. f 


Ich habe mir aber die Mühe gemacht und 
einen kleinen Ausſchnitt von der anderen Seite 
zuſammengeſtellt. Daraus will ich einige Bei⸗ 
ſpiele vortragen. Am 30. Januar ging abends 
um 8.30 Uhr der S. A.⸗Mann Willi Parpart über 
den Barbara⸗Kirchhof. Da wurde er von drei 
Blitzkoſaken, die das große S ſchon am Kopf haben, 
überfallen und mißhandelt. Die Bonzen haben 
das große 8 wo anders, die Blitzkoſaken haben es 
an der Mütze. Am 11. Februar wurde um 17 Uhr 
ein Parteigenoſſe in der Milchkannengaſſe von 
fünf Arbeiterſchutzbündlern überfallen und ſo 
mißhandelt, daß er ſich in die Krankenhaus⸗ 
behandlung des St. Marienkrankenhauſes be⸗ 
geben mußte. Am 18. Februar wurden zwei Par⸗ 
teigenoſſen in der Häkergaſſe geſchlagen und mit 
Kohlen und Eisſtücken beworfen. Der Partei⸗ 
genoſſe Braun, ein S. A.⸗Mann, der vom Stempeln 
kam, wurde von ungefähr hundert Angehörigen 
der S. P. D. und der K. P. D. zu Boden geſchlagen, 
und als er auf dem Boden lag wurde mit Füßen 
auf ihm herumgetrampelt. Er erlitt eine Quet⸗ 
ſchung des Bruſtkorbs. Die Parteigenoſſen Gen⸗ 
gerſki und Gregor erhielten Stockſchläge und Ver⸗ 
letzungen an Kopf und Oberkörper, die ſo ſchwer 
waren, daß ſie ſich in ärztliche Behandlung be⸗ 
geben mußten. 


Am 27. Februar wurde der Parteigenoſſe Letzki 
auf dem Hof des Arbeitsamtes unter dem Schutz 
der Polizei von Jungkommuniſten beläſtigt und 
ins Geſicht geſchlagen. (Zwiſchenrufe bei den 
Kommuniſten.) Glaubt ja nicht, daß Ihr von der 
K. P. D. nicht auch Euer Fett kriegt! Bis jetzt 
ſeid Ihr gut weggekommen. Bei dem Umzug der 
Nationalſozialiſtiſchen Partei wurden zwei Mit⸗ 
glieder von zwei Angehörigen der K. P. D. mit 
Eisklumpen beworfen. Dem Kommuniſten Schar⸗ 
ping wurde bei dieſer Gelegenheit ein feſtſtehendes 
Dolchmeſſer abgenommen. Am 19. Februar, 
abends 11% Uhr, wollten ca. 30 Angehörige der 
K. P. D. am Barbara⸗Friedhof den von der Sport⸗ 
halle Kommenden auflauern. Sie wurden recht⸗ 
zeitig von unſerer S.A. in die Flucht gehauen. 
Der Parteigenoſſe Feuerſänger wurde auf der 
Straße von 80 Rotfrontleuten umzingelt. Es iſt 
wunderbar, daß die „Arbeiterzeitung“ nicht 
ſchreibt, daß Feuerſänger die 80 Rotfrontleute 
umzingelt hat. (Zwiſchenrufe.) Am 4. März 
wurden abends 7.30 Uhr die Parteigenoſſen Gra⸗ 
dulewſki und David von der S. P. D. in Brentau 
angeſchoſſen. Die Waffe wurde beſchlagnahmt. 


Der Betreffende iſt nicht im Beſitz eines Waffen⸗ 
ſcheins geweſen. 


Volkstag Danzig — 27. Sitzung. Mittwoch, den 3. Juni 1931 


Sie ſehen aus dieſen Einzelheiten, daß man (0) 


mit zweierlei Maß mißt, und zwar hat es die 
bisherige Regierung meiſterhaft verſtanden, den 
Arbeiterſchutzbund und die K. P. D. ſich auswir⸗ 
ken zu laſſen. Die Quittung hat ſie allerdings 
ſchon bei der letzten Kreistagswahl bekommen. 
Seien Sie überzeugt, wenn wir regieren, werden 
wir es ſo brutal tun, daß Sie hier in Danzig nicht 
marſchieren werden. Dann wird es keinen Ar⸗ 
beiterſchutzbund und keine „Volksſtimme“ geben, 
die dem Ausland ſoviel Material gibt, daß es an 
Landesverrat grenzt; denn wenn die ganze miß⸗ 
liche Lage Danzigs heute regiſtriert werden muß, 
dann iſt es einzig und allein der Tatſache zuzu⸗ 
ſchreiben, daß die „Volksſtimme“ ſeit ſechs Mo⸗ 
naten den ſchimpflichſten Landesverrat getrieben 
hat, der überhaupt getrieben werden konnte. 

ü Nun ſchreiben dieſe Herren Genoſſen, die ſich 
jetzt in Leipzig auf dem Parteitag herumſtreiten, 
ob man den Panzerkreuzer bis zur Bruſtwarze 
oder bis zum Bauchnabel verdauen kann: „Was 
gedenkt der Senat zu tun, um die täglichen 
Ueberfälle der Nationalſozialiſten auf Anders⸗ 
denkende zu unterbinden?“ Sie, die tag⸗ 
täglich marſchieren, Sie, die tagtäglich mit dem 
Dolchmeſſer in der Hoſentaſche im Hinterhalt 
den Nationalſozialiſten auflauern, Sie, die Ihre 
Leute bezahlen, die ſie gegen uns aufhetzen, wagen 
es, die Regierung zu fragen, was ſie zu tun ge⸗ 
denkt, um die Ueberfälle der Nationalſozialiſten 
zu verhindern! (Sehr gut! bei den Nationalſo⸗ 
zialiſten.) Bei der K. P. D. iſt es fo, daß der inter- 
nationale Finanzjude jetzt ſeine letzte Reſerve 
herbeiholt. Dieſe letzte Reſerve beſteht in dem 
bezahlten Untermenſchentum, das gegen uns auf⸗ 
gehetzt wird. Bei der S. P. D. iſt es fo, daß einer 
ihrer prominten Vertreter, Herr Bauer in Wien, 
vor einiger Zeit geſagt hat: „Revolution gibt es 
nicht mehr bei der S. P. D., Revolution iſt vorbei. 
Wir müſſen bloß ſehen, daß wir uns in dieſem 
kapitaliſtiſchen Syſtem häuslich einrichten“. Das 
hat er doch geſagt? Aber damit dieſes Einrichten 
in den Senatsſeſſeln von Dauer iſt, daher duldet 
Ihr das Untermenſchentum, um täglich ungeheure 
Blutopfer von uns zu verlangen, die wir dem 
deutſchen Arbeiter Befreiung aus der Not 
bringen wollen. (Große Unruhe und andauernde 
Zwiſchenrufe.) Das Untermenſchentum ſitzt bei 
Euch, bezahltes Verbrechertum! (Großer Lärm.) 


Wir fordern deshalb, daß die Regierung end⸗ 
lich ſoviel Energie aufbringt, um das bezahlte 
Verbrechertum auf der Straße zu verbieten und 
vor allem die Preſſe dieſes bezahlten Verbrecher— 
tums unmöglich zu machen. (Zwiſchenrufe und 
große Unruhe.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich erwarte 
vom Herrn Präſidenten, daß er mir, genau wie 
dem Abg. Greiſer, Gelegenheit gibt, meine Rede 
zu Ende zu führen und nicht, wie vorher, mit 
Abſicht geſtattet, daß ich dauernd unterbrochen 
werde, und dieſe Zeit rechnet. Zuerſt will ich dem 
Herrn Vertreter der Regierung antworten. Es 
charakteriſiert von ſelbſt die Regierung, daß bei 
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(Brill, Abgeordneter) 

einer ſolchen wichtigen Frage der zuſtändige Se⸗ 
nator fehlt. Es iſt keine Frage von untergeord⸗ 
neter Bedeutung, ſondern eine außenpolitiſche 
Frage, die beizulegen die Danziger Regierung 
das Hauptintereſſe haben müßte. Von dem Aus⸗ 
gang der Behandlung dieſer Frage hängt viel 
für die Zukunft Danzigs ab, und zwar, ob das 
Danziger Wirtſchaftsleben weiter ruiniert wer⸗ 
den ſoll oder nicht. Aber die Regierung ſitzt zur 
Zeit in ihren Seſſeln und merkt nichts von der 
großen Not, die das Danziger Volk leidet. Aus 
dieſem Grunde auch die nebenſächliche Behand⸗ 
lung dieſer ſchwerwiegenden Frage. Herr Ober⸗ 
regierungsrat Mundt, Ihre Polizei iſt in keinem 
Falle objektiv und wird auch nie objektiv ſein, 
ſolange die Nazibanden beſtehen. Sie wird immer 
diejenigen in den Anklagezuſtand verſetzen, die 
geprügelt, die mißhandelt worden ſind. Jeder 
einzelne, der von einem Naziraufbold geprügelt 
wird, läuft Gefahr, in den Anklagezuſtand ver⸗ 
ſetzt zu werden, ſofern die Polizei davon Kenntnis 
bekommt. Und die Danziger Gerichte üben ſolche 
Klaſſenjuſtiz und beſtrafen noch den Geſchlagenen. 
Ich will einen einzigen Fall herausgreifen. Ein 
Führer des Arbeiterſchutzbundes wird mit 100 
Gulden beſtraft, weil der von ihm geführte Zug 
nicht aufgelöſt geweſen ſein ſoll. Ein Nazirauf⸗ 
bold griff einen jungen Menſchen an, der an 
einer Veranſtaltung des katholiſchen Jung⸗ 
männervereins teilnahm und aus dieſer Ver⸗ 
anſtaltung kam. Er wurde nicht mit der Fauſt, 
ſondern mit dem Stock mißhandelt, ſo daß er noch 
die Augen verſchwollen hatte, als er vor Gericht 
ſtand und ſelbſt dann noch nicht ſehen konnte. 
Durch das gefällte Gerichtsurteil wird dieſer 
Naziraufbold beſtimmt dazu angefeuert, weiter 
zu ſchlagen. Denn er erhielt vom Danziger Ge⸗ 
richt nur 30 Gulden Geldſtrafe. Der Geſchlagene 
gehörte nicht zu den Schutzbündlern oder zur 
S. P. D., er hatte nichts mit dieſen zu tun und 
nahm nur an der Veranſtaltung des katholiſchen 
Jungmänner⸗Vereins teil. Sie berufen ſich 
darauf, daß im Falle Schimakowſki 23 Zeugen 
vernommen worden ſind. Es iſt ein Unſinn, daß 
ſich überhaupt jemand von der Danziger politi⸗ 
ſchen Polizei oder von der Kriminalpolizei ver⸗ 
nehmen läßt. Gehört der Betreffende nicht zu 
den Nazis, ſo wird die Zeugenaufnahme ſo ge⸗ 
macht, daß er der Schuldige iſt. Das muß geſchehen, 
denn heute werden bei der Kriminalpolizei nur 
Nazis oder nazifreundliche und nazitreue Beamte 
befördert. Warum wurde Kriminalkommiſſar 
Reile zum Kriminalrat befördert? Doch nicht 
ſeiner Fähigkeiten oder Sachkenntnis wegen, 
ſondern doch nur, weil ſeine Frau Schriftführerin 
im Nazibezirksverein iſt. Alſo, aus dieſen po⸗ 
litiſchen Gründen wurde der Mann der Frau 
befördert. Dabei überging man ſogar den Kri⸗ 
minalkommiſſar Dobiat, der der ältere, verſtän⸗ 
digere, ſachlichere und klügere iſt und ſelbſt der 

entrumspartei angehört. 

Die Nazis forderten die Beförderung Reiles, 
und der Befehl der Nazis iſt heilig. Ich frage 
den Herrn Oberregierungsrat: Hat der zuſtändige 
Senator oder der Reichstagsabgeordnete Forſter 
oder der Abg. Greiſer dieſe Große Anfrage be⸗ 
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antwortet? Ich nehme nicht an, daß ein Danziger (C) 


Regierungsvertreter die Dinge mit gutem Ge⸗ 
wiſſen ſo auf den Kopf ſtellen kann, wie hier ge⸗ 
ſchehen. Leſen Sie doch einmal die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“. Von den 126 Ueberfällen, 
die in den letzten ſechs Monaten geſchehen ſind, 
haben 40 Prozent die „Neueſten Nachrichten“ ge⸗ 
bracht, und die können doch beſtimmt nicht in den 
Verdacht kommen, zu den Marxiſten zu zählen, 
oder die Danziger Bevölkerung in marxiſtiſchem 
Sinne beeinfluſſen zu wollen. Im Gegenteil, die 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ haben ja auch 
im Fall Skibbe von vornherein durch den ihr ge⸗ 
gebenen Polizeibericht die Sache den Linkspar⸗ 
teien zugeſchoben. Als bürgerliche Kreiſe aber auf 
die Redaktion eindrangen, bequemten ſich die 
„Danziger Neueſten Nachrichten“ der Wahrheit 
die Ehre zu geben und zu ſchreiben, daß der Rauf⸗ 
bold Skibbe es war, der den Streng erſchoſſen 
hat. Skibbe wurde erſt in Haft genommen, nach⸗ 
dem er ſich freiwillig meldete. Er glaubte, da⸗ 
durch einen Schachzug zu machen und ſagte ſich, 
bei freiwilliger Meldung hätte er das Privileg, 
überhaupt nicht in Unterſuchungshaft zu kom⸗ 
men und beſtraft zu werden. Im Fall Schima⸗ 
kowſki wurden beide verhaftet, der Nazi und der 
Schimakowſki. Der Nazi wurde nach der Ver⸗ 
haftung ſofort entlaſſen, Schimakowſki blieb drei 
Tage im Polizeigefängnis in Unterſuchungshaft. 
Die Polizei ließ ihn nicht frei. Ich warne jeden, 
ſich von der politiſchen Polizei des Herrn Sowa 
vernehmen zu laſſen, ſondern immer zu erklären, 
er mache ſeine Ausſagen nur vor einem ordent⸗ 
lichen Richter. Man kann zu dieſer Polizei kein 
Vertrauen haben. Man ſehe ſich nur die Preſſe⸗ 
berichte der Polizei an. Bei dem Ueberfall bei 
Stremlow war der Preſſebearbeiter der Polizei⸗ 
preſſeſtelle in der dortigen Sitzung und hat mit⸗ 
geholfen, daß der Verbrecher Blank ſich entfernen 
konnte und die Polizei ihn nicht faßte. Die 
Polizei hat mitgeholfen, daß Blank nach Deutſch⸗ 
land entflohen iſt, daß er ſich heute in Elbing bei 
den Nazis aufhält und ſich jedem Strafverfahren 
entzieht. Das Danziger Gericht beſtraft den 
Schimakowſki, dem nicht nachgewieſen werden 
kann, daß er im Beſitz eines Revolvers war, 
weil er angeblich geſchoſſen haben ſoll, mit zwei 
Monaten Gefängnis, während der Nazi, der ge⸗ 
ſchlagen hat, 30 Gulden Geldſtrafe bekommt. Das 
iſt wahre Unparteilichkeit. 


Bei der polizeilichen Vernehmung wird von 
den Beamten von vornherein darauf Gewicht 
gelegt, und die Ausſagen ſo zurecht gemacht, daß 
die Nazis freigeſprochen werden und die anderen 
ins Loch gehen. (Zuruf des Abg. Dr. Thimm.) 
Ich habe Sie immer als anſtändigen Menſchen 
angeſehen. Darum geſtatten Sie mir, daß ich bei 
meiner Objektivität bleibe. Im Fall Blank hat 
die politiſche Polizei geholfen, ihn über die Grenze 
abzuſchieben. Der Heinsdorf, der ſich ſeines 
Glaubensgenoſſen Specktor annahm, der eides⸗ 
ſtattliche Verſicherungen aufnahm, um den Er⸗ 
weis zu erbringen, wurde eingeſperrt. Die 
Polizei wußte nicht weshalb. Man ſagte, er habe 
ſich amtliche Funktionen angemaßt. Weil er 


Ausländer war, konnte er eingeſperrt werden. 
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(Brill, Abgeordneter) 
Eine Beſchwerde deswegen bei der Strafkammer 
half nichts. Heute iſt er auf Grund der Beſchwerde 
beim Obergericht aus der Unterſuchungshaft ent⸗ 
laſſen worden. Das Ende vom Lied iſt, daß der 
Mann einige Wochen unſchuldig in der Unter⸗ 
ſuchungshaft geſeſſen hat, und jetzt iſt der Unter⸗ 
ſuchungsrichter noch nicht einmal in der Lage, 
ſoviel Material beizubringen, daß der Staats⸗ 
anwalt Anklage erheben kann. Das iſt die Ob⸗ 
jektivität der Danziger Polizei und Gerichte, die 
hier gegenüber den Leuten geübt wird, die nicht 
Nazis ſind. 

In Ohra, wo am 10. April d. J. die Nazis 
acht Arbeiter niederſchoſſen, bin ich zugegen ge⸗ 
weſen. Wir haben gehört, wie der Herr Abg. 
Friedrich den Zwiſchenruf machte: „Brill hat das 
organiſiert!“ Hätte ich das getan, wäre ich nicht 
ſo ein Feigling wie Sie, der andere Leute her⸗ 
ausſchickt und ſich ſelbſt drückt. Ich habe mich 
an dem Tage dorthin begeben, und verhindert, 
daß noch mehr Blut vergoſſen wurde. Der Po⸗ 
ligeipräſident mußte herauskommen. Der Ober⸗ 
leutnant Bertling glaubte ſich unbeobachtet und 
ſah nicht, daß im Nebenzimmer eine Bürgerſitzung 
war, die ihn beobachtete. Es war ein Geknall 
dort, daß die ganze Umgebung krachte, nur der 
Oberleutnant Bertling hatte nicht gehört, daß 
geſchoſſen wurde. Als er darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht wurde, ging er zu den 30 S. S.⸗Leuten und 
erklärte: „M. H. Es wird geſagt, hier ſoll ge⸗ 
ſchoſſen worden ſein, wer hat einen Waffenſchein 
von Ihnen?“ Sechs zeigten ihm den Waffen⸗ 
ſchein, und damit war für ihn die Sache erledigt. 
Das war objektiv gehandelt. Hatte er nicht auch 
zu fragen: „Wer hat Waffen bei ſich?“ nicht „Wer 
hat einen Waffenſchein?“ Er mußte doch fragen: 
„Haben die übrigen 24 Waffenſcheine?“ Denn ſie 
hatten doch Waffen. M. H. Jeder der 30 S.S.⸗ 
Leute hatte einen Revolver. Eine Kiſte mit Mu⸗ 
Rition wurde auf den Tiſch geſtellt und komman⸗ 
diert, zu ſchießen. Da ich nicht ſo ein Feigling 
bin und mich auch nicht ſo im Krieg gedrückt habe 
wie der Held der Nazis, deshalb habe ich auch 
keine Angſt gehabt, als acht S. S.⸗Leute vor mir 
erneut die Revolver luden. Ich habe nicht die 
Hoſen voll gehabt wie die Nazis in der Meſſe⸗ 
halle. Als einer einen kleinen Stoß am Hoſen⸗ 
boden bekam, ihm der Dreck aus den Hoſen quoll. 

Der Oberleutnant Bertling hat von allem, 
was die Nazis taten, nichts geſehen, aber den 
Bericht gemacht. Die Wirtin des Lokals „Zur 
Oſtbahn“ wollte nach der Schießerei die Verſamm⸗ 
lung nicht mehr abhalten laſſen. Da ſagte der 
Oberleutnant Bertling zu der Wirtin: „Sie 
müſſen die Verſammlung abhalten.“ (Was ſagen 
Sie dazu? links.) Der Oberleutnant hatte doch 
in dieſem Fall die Wirtin zu ſchützen und nicht 
ihr zu diktieren, daß ſie die Verſammlung ab⸗ 
halten laſſen muß. (Abg. Kloßowſki: Das war 
Erpreſſungl) 

So liegen die Dinge, die ſich dort abgeſpielt 
haben. Es kamen wiederum Arbeiter in Unter⸗ 
ſuchungshaft, aber keiner von den ſchießenden 
Nazileuten. Die politiſche Polizei hat geſorgt, 


daß die Nazis als Zeugen auftreten werden. Nun 
ſagen Sie Ihrem Kriminalkommiſſar Sowa, daß 
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ich keine Angſt habe, wenn er mir droht, falls (O 


ich in ſeine Hände komme, wird er's mir zeigen. 
Ich werde ſtändig das ſagen, was ich zu ſagen 
habe, und er ſoll es unterlaſſen, beim Vernehmen 
von Angeklagten mit dieſer Drohung zu kommen. 
Das iſt weiter nichts als eine gemeine Er⸗ 
preſſung. 

Wie ſind die Vernehmungen erfolgt? Man 
hat die Leute wie im Mittelalter gepeinigt, um 
aus ihnen etwas zu ihren Ungunſten herauszu⸗ 
preſſen, ſie aus dem Schlaf geholt und ihnen ein⸗ 
geredet, die anderen hätten alles eingeſtanden. 
Das ſind Vernehmungen, die ins Mittelalter ge⸗ 
hören. Iſt das die Objektivität? Das iſt es, 
weshalb wir die Danziger Regierung anklagen. 
Die Danziger Regierung iſt der ſchuldige Teil. 
(Zuruf des Abg. Dr. Thimm.) 

Nun noch eins. Herr Greiſer ſagte, daß Herr 
Crispien einmal geſagt habe, er kenne kein Vater⸗ 
land. Sie greifen aus einer Rede eine Stelle 
hraus und entſtellen damit das Geſagte. Iſt das 
richtig? Sie wiſſen aber, daß Ihr Held, Ihr Füh⸗ 
rer, Herr Hitler, ſich vor dem Militärdienſt in 
Oeſterreich gedrückt hat! (Abg. Dr. Thimm: Eine 
gemeine Lüge!) Im Jahre 1912, als er 23 Jahre 
alt war, verließ er Oeſterreich, um ſich der Militär⸗ 
pflicht zu entziehen, wanderte nach Bayern 
aus und meldete ſich in Deutſchland erſt zum 
Kriegsdienſt, als die verſchärfte Meldepflicht 
bereits eingerichtet war. (Zuruf des Abg. Dr. 
Thimm.) Das iſt Ihr Führer. Nun frage ich, 
wer iſt gefährlicher, was iſt gemeiner, wenn ein 
Sozialdemokrat in einer Rede im Zuf ammenhang 
ſagt: „Ich kenne kein Vaterland“ oder derjenige, 
der ſich heute als der große Held hinſtellt, aber 
das Vaterland im Stich gelaſſen hat, der Ueber⸗ 
läufer iſt. (Die nationalſozialiſtiſchen Abgeord⸗ 
neten drängen auf die Rednertribüne vor und 
bedrohen den Redner, auch die anderen Abgeord⸗ 
neten ſind nach vorn gekommen und machen an⸗ 
dauernd Zwiſchenrufe. — Großer Lärm. — Abg. 
H. Friedrich: Sie haben Landesverrat getrieben, 
Staaten ausgeliefert! — Wo waren Sie während 
des Krieges? links. — Abg. H. Friedrich: Ich 
habe meiner Militärpflicht genügt!) Sagen Sie 
einmal ganz beſtimmt, wo Sie waren. Sie find 
der Letzte, der von Landesverrat reden kann. Das 
werde ich mir nie ſagen laſſen. Sie und einige 
andere von Ihnen müſſen ſich ſchämen, dauernd 
von Landesverrat zu reden. (Andauernder großer 
Lärm.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich vertage die 
Sitzung auf 18 Uhr 15 Minuten. 


Die Sitzung wird 18 Uhr 15 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki wieder eröffnet. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die unterbrochene 
Sitzung gilt wieder als eröffnet. Die Redezeit 
des Herrn Abg. Brill war abgelaufen, das Wort 
hat der Herr Abg. Raſchke. (Abg. Plettner: Sie 
war noch nicht abgelaufen!) Doch, die 16 Minuten 
waren zu Ende. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Nachdem die 
Feigheit des Bürgertums einſchließlich der 
Nationalſozialiſten durch die Beſchränkung der 
Redezeit zu dieſer Sache dokumentiert worden 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

iſt, kann ich mich natürlich nicht ſo ausgiebig mit 
dieſer Frage beſchäftigen, wie es unbedingt not⸗ 
wendig wäre. Wenn Sie ſagen, Gott ſei Dank, 
ſo bringen Sie dadurch erneut zum Ausdruck, daß 
Sie die Wahrheit abſolut nicht vertragen können. 
Ihr ganzes Theater wird deshalb nur heute auf⸗ 
geführt, weil es Ihnen gelungen iſt, recht viele 
Eintrittskarten zur Tribüne vom Bürgertum zu 
bekommen, um Ihre Anhänger oben auf der 
Tribüne zu haben. Deshalb fühlen Sie ſich ver⸗ 
anlaßt, hier ſolch ein Theater aufzuführen. Aber 
die Tatſachen ſehen ganz anders aus. M. H. von 
der Nazipartei es ſteht feſt, daß Ihre Anhänger 
diejenigen ſind, die die Arbeiter provozieren und 
überfallen. Ich will Ihnen einen Fall erzählen, 
den ich ſelbſt erlebt habe. (Abg. Greiſer: Haben 
Sie Dreſche gekriegt?) Am 10. Mai hatte ich in 
Schöneberg eine Verſammlung. Da kam ſolch ein 
Räubertrupp von 50 Mann über Schöneberg ge⸗ 
fahren. Vor dem Lokal hielten die Geſellen an 
und hatten die Abſicht, unſer Verſammlungslokal 
ohne jede Veranlaſſung zu ſtürmen. Nur weil 
der Wirt ihnen die Zähne zeigte, wir uns nicht 
provozieren ließen und ſie ſchließlich auch zu feige 
waren, ſich des Hausfriedensbruchs ſchuldig zu 
machen, deshalb zogen ſie es wor, ſich zurückzu⸗ 
ziehen. Aber ſie haben ſich dann in Letzkau ge⸗ 
rächt. Dort haben die Nationalſozialiſten nicht 
Kur die Arbeiter überfallen, ſondern die Arbei⸗ 
terhäuſer mit Steinen demoliert. Das können 
Sie nicht abſtreiten. 


Wenn ſich das die Nationalſozialiſten alles 
erlauben dürfen, ſo deshalb, weil die Polizei tat⸗ 
ſächlich hinter ihnen ſteht und alles das deckt, was 
von ihnen an Verbrechen begangen wird. Herr 
Oberregierungsrat Mundt, vielleicht notieren Sie 
ſich den Fall. Der Nationalſozialiſt Rennwandt 
wird von einem parteiloſen Arbeiter geſtellt, weil 
er einen Revolver in der Taſche hat und damit 
den Arbeiter bedroht. (Abg. Greiſer: Durch die 
Taſche durch?) Wenn Sie das noch weiter hören 
wollen, die Bedrohung iſt nicht dadurch geſchehen, 
daß er den Revolver in der Taſche trug, ſondern 
er hat ihn auf dem hieſigen Arbeitsamt draußen 
gehabt und den Arbeiter bedroht. Nachher hat er 
den Revolver weggeſteckt. Dem Arbeiter gelang 
es, den Rennwandt nach der Polizeiwache zu 
bringen. Der Arbeiter ſagte, bitte, unterſuchen 
Sie den Mann, er hat einen Revolver in der 
Taſche. In dem Moment kommt Hauptmann 
Griep und nimmt den Nationalſozialiſten hinter 
einen Wandſchirm. Dort wird er unterſucht und 
das Ergebnis iſt, daß kein Revolver gefunden 
wird. Ja, wenn wir ſolche Demagogen wären 
wie Sie, dann würden wir auch darüber lachen. 
Dann müßten wir auch ſo dumm ſein wie Sie. 

Vizepräſident Philipſen: Haben Sie mit dem 
Ausdruck dumm einen Abgeordneten gemeint? 
(Abg. Raſchke: Natürlich habe ich einen gemeint!) 
Haben Sie damit ein Mitglied des Hauſes ge⸗ 
meint? (Abg. Raſchke: Auch!) Dann rufe ich Sie 
zur Ordnung. (Abg. Greiſer: Ganz ſtill jetzt, es 
geht um die 15 Gulden!) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß der Hauptmann Griep dem 


Nationalſozialiſten den Revolver weggenommen (O) 


hat, ohne den Arbeiter davon zu informieren, daß 
er tatſächlich einen hatte. Der Arbeiter wird an⸗ 
geklagt. Er verlangt, daß Hauptmann Griep als 
Zeuge vernommen wird, um zu beeiden, daß 
dieſer Nationalſozialiſt einen Revolver bei ſich 
gehabt hat. Das Gericht lehnt aber die Ladung 
des Hauptmanns Griep als Zeugen wegen an⸗ 
geblicher Unerheblichkeit ab. (Abg. Greiſer: Griep 
muß befördert werden!) Ein anderer Fall mit 
Bezug auf Skibbe. Skibbe wurde wohl verhaftet, 
aber nicht 24 Stunden lang in Haft behalten, wäh⸗ 
rend ein parteiloſer Arbeiter, der angeblich ge⸗ 
ſchoſſen haben ſoll, drei Tage in Haft behalten 
wurde. Nachdem feſtſtand, daß er nicht der Täter 
ſein konnte, weil er keine Schußwaffe beſaß, 
wurde er freigelaſſen. Skibbe wurde nicht einmal 
24 Stunden lang inhaftiert. Dann, m. H., z. B. der 
Ueberfall in Mierau. Der deutſchnationale Lehrer 
Stahnke erklärte, daß ſich die Mierauer Arbeiter 
ruhig verhalten haben und daß es die National⸗ 
ſozialiſten waren, die rückſichtslos über die Ar⸗ 
beiter hergefallen ſind. (Er hat ſich verſprochen! 
rechts.) Ihr Parteigenoſſe Kauslund iſt derjenige 
Mann, der kommandiert hat: „Herunter vom 
Auto und ſchießen!“ Sie wollen hier erklären, 
daß die Arbeiter diejenigen ſind, die Sie über⸗ 


fallen. Einen größeren Schwindel und eine 
größere Gemeinheit kann es überhaupt nicht 
geben. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Raſchke, 
Ihre Redezeit von ſechs Minuten iſt zu Ende, 
ich muß Ihnen das Wort entziehen. Herr Abg. 
Raſchke, ich bitte Sie, die Redͤnertribüne zu ver⸗ 
laſſen. (Abg. Raſchke: Ich füge mich dem Diktat, 
ſtelle aber nochmals feſt, daß Ihre Redebeſchrän⸗ 
kung nur durch Ihre Feigheit verurſacht worden 
it!) Das Wort hat der Herr Abg. Czarnecki. 
(Abg. Greiſer: Jetzt kommen die größten Lügen, 
aus der „Volksſtimme“ abgeſchrieben!) 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Es iſt an⸗ 
ſcheinend im Parlament zur Methode geworden, 
daß man der Polniſchen Gruppe das parlamen⸗ 
tariſche Recht, von der Rednertribüne zu ſprechen, 
beſchneidet. 

Die Vorredner haben genügend Einzelheiten 
angeführt, um die Zuſtände zu brandmarken, die 
bisher im Freiſtaat herrſchten. Die polniſche Be⸗ 
völkerung Danzigs hat wohl das meiſte Recht zu 
klagen. Auf Schritt und Tritt wird ſie ange⸗ 
pöbelt. (Hier gibt es nur eine Danziger Be⸗ 
völkerung! rechts.) Ich ſpreche für die polniſche 
Danziger Bevölkerung. (Abg. Greifer: Die gibt es 
gar nicht, hier gibt es bloß Deutſche!) Der poli⸗ 
tiſche geiſtige Kampf kann da ſein, aber wenn 
man, wie die Herren von der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei Frauen anfällt, Kinder anpöbelt, 
dann, Herr Greiſer, können Sie von Unter⸗ 
menſchentum nicht ſprechen. In ſolchen Fällen 
kann man nur vom Abſchaum der Menſchheit 
ſprechen, wenn Sie am hellen Tage Frauen über⸗ 
fallen. (Große Unruhe.) Letzten Sonntag vor⸗ 
mitags 11 Uhr haben die Leute der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Partei es fertig bekommen, die 
Frau eines Altdanziger Bürgers anzufallen und 
ihr das polniſche Sprechen zu verbieten. 
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(Czarnecki, Abgeordneter) 

Sie klagen in Danzig über den Niedergang der 
Wirtſchaft. (Abg. Greiſer: Es iſt unerhört, daß 
hier ein Pole ſpricht, raus mit dem Kerl! — 
Großer Lärm.) 


Vizepräſident Philipſen: Ihre Redezeit iſt ab⸗ 
gelaufen. Abg. Czarnecki: Unerhört, mir das 
Wort abzuſchneiden!) 
liegen nicht vor, damit iſt Punkt 9 erledigt. Ich 
rufe Punkt 10 auf: 

Große Anfrage Nr. 9 des Abg. Langnau 
u. Fr. betr. Bewaffnung der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei. 


Druckſache Nr. 247. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Dr. Unger. 


Dr. Unger, Abgeordneter (B. d. N. S.): Ich be: 
antrage, die Redezeit für die Begründung auf 
15 Minuten zu beſchränken. 

Vizepräſident Philipſen: Es iſt beantragt 
worden, die Redezeit für die Begründung auf 
15 Minuten zu beſchränken. Wer für den Antrag 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das tft die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Das Wort zur Begrün⸗ 
dung hat die Frau Abg. Totzki. (Abg. Czarnecki: 
Ich möchte bloß wiſſen, wo der Herr Innen⸗ 
ſenator heute tft!) 

Totzki, Frau Abgeordnete (K. P.): Dutzende 
Arbeiter ſind in den letzten Monaten von den 
Nationalſozialiſten ſchwer verletzt und einige Ar⸗ 
beiter ſogar gemordet worden. (Kein Arbeiter! 
bei den Nationalſozialiſten.) Bei den feigen 
Ueberfällen benutzten die Nationalſozialiſten 
Waffen. Es iſt eine unleugbare Tatſache, daß die 
Danziger Nationalſozialiſten faſt durchweg ſchwer 
bewaffnet ſind. Das Verhalten der Polizei hat 
bewieſen, daß ſie von dieſer Bewaffnung der Na⸗ 
tionalſozialiſten gewußt hat. Es trat zutage, daß 
Offiziere an Nationalſozialiſten herangetreten 
find, ſich mit ihnen begrüßt haben und dann 
ſagten, es ſollten nur die vortreten, die Waffen⸗ 
ſcheine haben. Das beweiſt ganz klar und ein⸗ 
deutig, daß die Nationalſozialiſten mit Einwilli⸗ 
gung des Senats bewaffnet werden. (Sie ſchwin⸗ 
deln ja ſchon wieder! rechts.) Es liegt die Ver⸗ 
mutung nahe, daß die Nationalſozialiſten be⸗ 
waffnet werden, weil ſie die Regierung ſtützen, 
und es iſt feſtgeſtellt, daß Hitler dies ſelbſt klar⸗ 
gelegt hat. Wenn nicht, hat er einen Meineid 
mehr geſchworen. (Zwiſchenrufe bei den Natio⸗ 
nalſozialiſten.) 

Um dies aufzuklären, haben wir folgende 
Große Anfrage an den Senat gerichtet: 

In dem vor dem Schwurgericht Moabit in Berlin 
ſtattfindenden Edenpalaſt⸗Prozeß wurde dem 
Führer der NSDAP. Hitler vom Rechtsanwalt 
Dr. Litten die Frage vorgelegt: „Na alſo, da geben 
Sie ja ſelber das Beſtehen von den Rollkommandos 
bei der S. A. zu.“ Darauf erklärte Hitler wörtlich: 
„Mir war damals gemeldet worden, daß die S.A. 
in Danzig Waffen hätte. Ich ſtellte aber feſt, daß 
ſie dieſe Waffen mit Waffenſcheinen bekommen 
hatte. In öffentlicher Verhandlung kann ich dar⸗ 


über aber nicht ſprechen. Das ſind Fragen der 


Landes verteidigung.“ Damit hat Hitler ſelbſt zu⸗ 
gegeben, daß die Danziger S. A. ſyſtematiſch unter 
Gewährung von Waffenſcheinen bewaffnet iſt. Eine 
find bereits Opfer dieſer 


Reihe Danziger Arbeiter 
Bewaffnung geworden. 


Weitere Wortmeldungen 


Wir fragen den Senat: 
Iſt die ſyſtematiſche Bewaffnung und die Ge⸗ 
währung won Waffenſcheinen angeblich zum Zwecke 
der Landes verteidigung mit Zuſtimmung des 
Senats erfolgt? 
Sit die Bewaffnung von Anhängern der NSDAP. 
mit Karabinern gleichfalls mit Zuſtimmung des 
Senats erfolgt? 
Iſt die Gewährung von Waffenſcheinen und 
Waffen an die Danziger S.A. eine der Bedin⸗ 
gungen, von denen Hitler ſeine Zuſtimmung der 
Unterſtützung des fetzigen Senats durch die 
NS Dol P.⸗Volkstagsfraktion abhängig machte? 
Die ganze Danziger Preſſe hat über die Große 
Anfrage, die dem Volkstag vorgelegen hat, ge⸗ 
ſchwiegen. Faſt eine Woche ſpäter hat die „Volks⸗ 
ſtimme“ das ohne Kommentar gebracht. Aber 
die bürgerlichen Zeitungen ſchweigen noch heute. 
Das beweiſt, daß fie mit die Verantwortung 
tragen an der Bewaffnung der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei. Wir fragen hiermit gleichzeitig 
den Polizeiſenator, wieviel Waffenſcheine der 
Oberleutnant Bertling in den letzten zwei Jahren 
an Perſonen unter 20 Jahren ausgehändigt hat. 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
1 Regierungsvertreter, Oberregierungsrat 
Mundt. 


Mundt, Oberregierungsrat: Ich habe im Auf⸗ 
trag des Senats folgende Erklärung abzugeben. 
Die von der Preſſe gebrachte Nachricht über eine 
Zeugenäußerung im ſogenannten Edenpalaſt⸗ 
Prozeß in Moabit haben wir nicht nachgeprüft. 
Es trifft aber weder zu, daß die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Arbeiterpartei direkt oder indirekt durch 
die Polizei bewaffnet worden iſt, noch daß ſie 
Waffenſcheine erhalten hat. Gegen die „Dan⸗ 
ziger Volksſtimme“, welche auf Grund dieſer 
Preſſenachricht einen die Polizei und die Dan⸗ 
ziger Verwaltung beleidigenden Preſſeartikel ge⸗ 
bracht hat, haben wir Strafantrag geſtellt. Die 
in der Großen Anfrage Nr. 9 aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen entbehren jeder Grundlage. (Abg. 
Langnau: Wir beantragen Beſprechungl) 


Vizepräſident Philipſen: Wird der Antrag 
Unterſtützt? — Die Unterſtützung reicht aus. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Dr. Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (B.d. N. S.): Ich be⸗ 
antrage die Begrenzung der Redezeit auf eine 
halbe Stunde. 


Vizepräſident Philipſen: Es iſt der Antrag 
geſtellt worden, die Redezeit auf eine halbe Stunde 
für ſämtliche Fraktionen zu begrenzen. Wer 
dieſem Antrag zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
men. Die Redezeit beträgt für die Sozialdemo⸗ 
kraten 8 Minuten, für die Nationalſozialiſten 
5 Minuten, für das Zentrum 5 Minuten, für die 
Deutſchnationalen 5 Minuten, für den Block der 
nationalen Sammlung 5 Minuten, die Kom⸗ 
muniſten 3 Minuten, die fraktionsloſen Abge⸗ 
ordneten 1 Minute. (Heiterkeit) Das Wort hat 
der Herr Abg. Heinz Friedrich. (Große Unruhe.) 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
M. D. u. H.! Vor etwa ſechs bis ſieben Wochen, 
als die Genfer Verhandlungen begannen, hat 


— 
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(Friedrich, Abgeordneter) 


{A) man von Danzig aus dem Ausland das Stich⸗ 


B 


— 


wort gegeben, es würden in Danzig ſtändig Polen 
und andere Leute von den böſen Nationalſozia⸗ 
liſten überfallen, und die Nationalſozialiſten 
liefen durch die Schuld der Danziger Regierung 
bewaffnet herum. (Stimmt! links.) Einer der 
Herren Vorredner hat bereits angedeutet, daß es 
ſich um Vorfälle handelt, die in ihrer Bedeutung 
kaum irgend einer Erörterung wert ſind. Ich 
wiederhole, würde irgend ein kleiner polniſcher 
Jude oder ein Deutſcher in Warſchau, in Frank⸗ 
reich oder ſonſtwo mißhandelt, glauben Sie, daß 
ſich dann ein derartiges Geſchrei erhöbe, wie es 
hier gegen die Nationalſozialiſten inſzeniert wird? 
Ich erinnere an die Vorfälle in Oberſchleſien, die 
vor dem Völkerbund erwieſen worden ſind. (Sehr 
gut! rechts.) 


Die angeblichen Danziger Ueberfälle aus 
Polen werden ausgerechnet an die große Glocke 
vor dem Forum des Völkerbundes von einer 
Partei gehängt, die es fertig gebracht hat, gegen 
eigene Landsleute in infamſter Weiſe vorzu⸗ 
gehen. Ich erinnere daran, daß mit Hilfe Ihrer 
Partei (zu den Sozialdemokraten) deutſche Offi⸗ 
ziere in Ketten als angebliche Kriegsverbrecher 
vors Gericht geſchleppt worden ſind. Ich erinnere 
an Boldt, ich erinnere an Schlageter, der von der 
Partei des Herrn Severing den Franzoſen aus⸗ 
geliefert wurde underſchoſſen worden iſt. (Lebhafte 
Unruhe.) Das iſt die Partei, die ſich in Danzig 
darüber beſchwert, wenn einmal ein polniſcher 
Jude oder ſonſt irgendein unbekannter Straßen⸗ 
bengel Schläge bezieht. Nehmen Sie nur die 
Tagespreſſe zur Hand, dann werden Sie leſen, 
wie es in Preußen an der Tagesordnung iſt, daß 
national geſinnte deutſche Menſchen von dem 
roten Untermenſchentum einſchließlich des Reichs⸗ 
banners zu Tode getreten, ermordet und er⸗ 
ſchoſſen werden. Kräht da ein Hahn bei Ihnen 
danach? Es paßt ſehr gut in dieſe Geſellſchaft und 
in dies landes verräteriſche Treiben hinein, wenn 
kürzlich feſtgeſtellt wurde, daß ſich auch der Maſſen⸗ 
mörder Kürten bei Aufmärſchen des Reichs⸗ 
banners als Führer beteiligte. Um den Kopf 
dieſes Maſſenmörders konnten ſich die Sozial⸗ 
demokraten nicht genug anſtrengen, um ihn vor 
dem verdienten Schickſal zu retten. Um das Bild 
dieſes landesverräteriſchen Treibens zu ergän⸗ 
zen, erinnere ich weiter daran, daß zwei Sozial⸗ 
demokraten und Redakteure der „Volksſtimme“, 

r. Heinsdorf und Gebauer gegen die Inter⸗ 
eſſen Danzigs Landesverrat verübt und den Polen 
Material zugeführt haben. (Aha! rechts.) Es 
iſt bezeichnend, daß es Redakteure Ihrer Zeitung 
ſind. (Abg. Greiſer: Da ſitzen die Landesver⸗ 
räter!) Sie haben mit großer Freude die Er⸗ 
klärungen Henderſons vor dem Völkerbund in 
Genf geleſen. Die einſeitige Erklärung, daß die 
Ruhe und Ordnung in Danzig durch National⸗ 
ſozialiſten geſtört werde, paßt durchaus in Ihren 
Kram. Wir wiſſen auch, daß Sie Henderſon das 
Material und das Stichwort gegeben haben. (Zu⸗ 
rufe links.) 


Vizepräſident Philipſen: Ihre Redezeit von 
fünf Minuten iſt um. 
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Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich (O) 


will ſie nicht länger ausdehnen. Ich wiederhole 
die Feſtſtellung, daß dieſer einſeitige unerhörte 
Vorwurf des engliſchen Miniſters nur dadurch 
zu verſtehen iſt, daß Sie das Material dazu ge⸗ 
geben haben. (Zuruf des Abg. Greiſer. — Große 
Unruhe.) 

Vizepräſident Philipſen: Haben Sie damit 
einen Abgeordneten gemeint, Herr Abg. Greiſer? 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Herr Abg. Greiſer, ich 
rufe Sie zur Ordnung. — Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Schmidt. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt außer⸗ 
ordentlich ſchwer, in dieſem Hauſe die Geſchäfts⸗ 
ordnung richtig zu führen. Trotzdem würde es 
weit beſſer ausſehen, wenn der amtierende Prä⸗ 
ſident die Ohren nach beiden Seiten ſpitzte. Ich 


habe vorhin feſtgeſtellt, daß der jetzt amtierende 


Präſident der Frau Totzki oder einem andern 
Abgeordneten einen Ordnungsruf gab, weil der 
Betreffende von Dummheit eines Abgeordneten 
redete. Aus den Reihen der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Abgeordneten wurde aber wiederholt 
den andern Rednern Schwindel vorgeworfen, 
1 daß der amtierende Präſident das gerügt 
hätte. 

Vizepräſident Philipſen: Ihre Vorwürfe muß 
ich zurückweiſen. Ich habe ſoeben dem Abg. 
Greiſer einen Ordnungsruf wegen unparlamen⸗ 
tariſchen Verhaltens gegeben, wie ich vorhin dem 
Abg. Raſchke einen Ordnungsruf für ähnliches 
Verhalten erteilt habe. Wenn ſolche Redewen⸗ 
dungen gefallen ſind, wie Sie anführten, dann 
waren ſie ſo allgemein gehalten, daß damit nicht 
ein Mitglied des Hauſes gemeint war. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Es konnte 
in dieſem Fall kein Zweifel beſtehen, daß der 
Redner gemeint war. Wenn ich den Präſidenten 
darauf aufmerkſam mache, wäre es ſeine Pflicht, 
zu fragen, wer der betreffende Abgeordnete war. 
Ich ſtelle feſt, daß der Präſident keinen Verſuch 
gemacht hat, die an und für ſich kurze Redezeit, 
die den einzelnen Fraktionen zur Verfügung 
ſteht, dadurch zu ſichern, daß er die Ruheſtörer 
zur Ordnung rief. Es iſt geradezu ein politiſcher 
Skandal, der ſich in dieſer Sitzung abgeſpielt hat, 
und der nicht ohne die Schuld des amtierenden 
Präſidenten geſchehen iſt. 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. (Abg. Schmidt: Fahren Sie nur 
ſo fort, Sie werden etwas erleben!) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Abgeord⸗ 
neter Greiſer, ich werde beſtimmt nicht das er⸗ 
füllen, was Sie wünſchen; denn es iſt ja nachher 
Gelegenheit, einen Antrag zu ſtellen. Aber jetzt 
zur Sache ſelbſt. Wenn der Herr Regierungsver⸗ 
treter erklärte, daß das, was in der Anfrage ſteht, 
nicht der Wahrheit entſpreche, ſo war eine andere 
Antwort von dieſer Regierung, die wir jetzt haben, 
nicht zu erwarten. Feſt ſteht aber, daß das in 
öffentlicher Gerichtsverhandlung feſtgeſtellt wor⸗ 
den iſt. Es iſt ein Ausweichen, wenn man damit 
kommt, daß die „Volksſtimme“ bzw. ihr Redak⸗ 
teur angezeigt worden ſei. Die „Volksſtimme“ 
ſieht mit Freuden einem ſolchen Prozeß entgegen. 
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(Brill, Abgeordneter) 
Sie wird vor Gericht für ihre Behauptungen den 
Wahrheitsbeweis antreten. Sie wird der Regie⸗ 
rung zeigen, wie leicht es möglich iſt, in Danzig 
Waffenſcheine zu bekommen. Wäre dem nicht ſo, 
ſo hätte die Regierung ja nun nicht die Umorga⸗ 
miſation getroffen. Früher wurden auf jedem 
Polizeirevier maſſenweiſe, nicht einzelne, Waf⸗ 
fenſcheine für die Nazis ausgeſtellt. Das ſteht feſt. 
Wir werden in der Lage ſein, dafür die Beweiſe zu 
erbringen. Wir können uns nur freuen, daß ſich 
dieſe Regierung immer mehr und mehr blamiert 
und der Oeffentlichkeit zeigt, daß ſie unwürdig 
iſt, dies armſelige Land noch weiter zu vertreten. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, Sie 
haben der Regierung Unwürdigkeit vorgeworfen, 
ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Langnau: Sie 
iſt doch unwürdig!) Herr Abg. Langnau, ich rufe 
Sie zur Ordnung, weil Sie den Vorwurf wieder⸗ 
holt haben. (Abg. Klingenberg: Die ganze Sozial⸗ 
demokratiſche Fraktion ſchließt ſich dem Vorwurf 
des Herrn Abg. Brill an!) Herr Abg. Klingen⸗ 
berg iſt nicht berechtigt, für eine ganze Fraktion 
zu ſprechen. (Abg. Klingenberg: Sie können das 
doch nicht feſtſtellen, das ſteht nicht in der Ge⸗ 
ſchäftsordnung.) 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): In Zukunft 
haben wir in den Etat des Volkstages eine be⸗ 
ſondere Poſition aufzunehmen, und zwar eine 
Souffleurzulage; denn der Herr Abg. Bertling 
mußte dem Herrn Präſidenten vorſagen, was er 
zu ſagen hat. Das zeigt, daß ich mit meinen vor⸗ 
herigen Ausführungen recht hatte. Etwas mehr 
Unparteilichkeit, Objektivität, Selbſtändigkeit muß 
man doch ſchon von jedem verlangen, der ſich an⸗ 
maßt, eine kleine Vereinsverſammlung zu füh⸗ 
ren, um ſo mehr aber, wenn er ein Parlament 
leitet. Der Vorſitzende braucht beſtimmt keinen 
Souffleur, wie der Herr Präſident in der heutigen 
Sitzung einen nötig hat. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, ich 
erſuche Sie, zur Sache zu ſprechen. Ihre An⸗ 
würfe weiſe ich zurück, ich habe mir nichts vor⸗ 
ſagen laſſen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich behaupte es 
nach wie vor. Uns iſt geſagt worden, daß wir das 
Stichwort für Genf gegeben haben. Nein, m. D. 
u. H., wir haben nur eine Tatſache feſtgeſtellt. 
(Lügen habt ihr feſtgeſtellt! rechts.) und werden 
ſie auch in Zukunft feſtſtellen. Wenn wir gelogen 
haben, befinde ich mich in guter Geſellſchaft, näm⸗ 
lich mit den „Neueſten Nachrichten“, die Ihnen 
näher ſtehen als uns. Wenn die Nazis einen 
guten Wahlerfolg gehabt haben, dann haben die 
„Neueſten Nachrichten“ beſtimmt ihren guten Teil 
dazu beigetragen, denn die haben für ſie viel Pro⸗ 
paganda getrieben. Dieſe Zeitung hat von den 
126 Fällen, die wir vorgetragen haben, 40 Pro⸗ 
zent ſelbſt beſtätigt, und von dort habe ich ſie ge⸗ 
nommen. Sagen Sie den „Neueſten Nachrichten“, 
daß ſie falſch gehandelt haben, und daß ſie es ge⸗ 
weſen ſind, die Danzig verraten haben. 

Sie haben uns vorgeworfen, daß Herr Heins⸗ 
dorf für Danzigs Schaden gearbeitet haben ſoll. 
Einmal ſtelle ich feſt, daß Heinsdorf nie Redak⸗ 
teur bei der „Volksſtimme“ geweſen iſt, und 
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lungen zu ſchulden hat kommen laſſen. Man hat 
ihn nur während der Tagung in Genf einge⸗ 
ſperrt, um dort Eindruck zu ſchinden. Jetzt läßt 
man ihn laufen. Aber ein Naziſtudent hat in 
Danzig für Polen Spitzeldienſte geleiſtet, nicht 
außerhalb Danzigs, ſondern in Danzig. Er hat 
zugegeben, daß er für Bezahlung die Spitzel⸗ 
dienſte geleiſtet hat und daß er Mitglied der Na⸗ 
tionalſozialiſtiſchen Partei iſt. Erſt reinigen Sie 
einmal Ihren Miſtſtall. Wenn Sie das getan 
haben, können Sie nach andern ſchmeißen. Sie 
müſſen nicht glauben, daß Sie im Glashauſe 
ſitzen und von dort nach andern werfen können. 
Jetzt brechen Sie unter dieſer Beweiskraft zuſam⸗ 
men. Darum reden Sie nicht von Landesverrat. 
Sie find aber ebenſolche verdrehten Nationaliſten, 
wie wir ſie auch in Polen haben, und dieſe ver⸗ 
drehten Nationaliſten hüben und drüben ſind es, 
die dauernd an dem Lebensnerv Danzigs rütteln. 
(An dem Lebensnerv der S. P. D.! rechts.) An 
dem Lebensnerv der S. P. D. zu rütteln, werden 
politiſche Kindsköpfe, wie Sie, mit großem Kopf 
und kleinem Gehirn, niemals fertig bekommen. 
(Große Unruhe.) Wir haben geſehen, daß Ihr 
Vormarſch aufhört, daß Sie nur von dem Miſt⸗ 
haufen des Bürgertums gewinnen können. Die⸗ 
ſes Bürgertum wird ſich aber nicht mehr lange 
die gemeine Erpreſſerpolitik gefallen laſſen. 
Nun hat Herr Greiſer ſoviel von dem Bar⸗ 
barafriedhof geſprochen. Ich nehme an, daß Herr 
Greiſer und Sie viele Geſpenſter geſehen haben 
und davon verfolgt werden. (Abg. Malſch: Um⸗ 
gekehrt iſt es!) Herr Malſch, Sie ſind doch nicht 
ernſt zu nehmen. Jemand, der ſich rühmt, früher 
täglich 75 Glas Bier ausgeſoffen zu haben, kann 
nicht mehr ernſt genommen werden. Was ſoll da 
von dem Verſtand noch übrig geblieben ſein? 


Vizepräſident Philipſen: Herr Brill, ich mache 
Sie darauf aufmerkſam, daß Ihre Redezeit abge⸗ 
laufen iſt. Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
(Iſt die Redezeit nicht ſchon zu Ende? links.) 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Es lohnt eigent⸗ 
lich nicht, anzufangen, aber ich will in den drei 
Minuten feſtſtellen, daß es eine Schwäche der je⸗ 
weiligen Regierung iſt, wenn ſie die Feſtſtellun⸗ 
gen der Oppoſition fürchtet. Die zweite Feſtſtel⸗ 
lung geht dahin: In dieſem hohen Hauſe traten 
heute viele Reduer auf, die ſich gegenſeitig den 
Grad der Vaterlandsliebe beſcheinigen laſſen 
wollten. Ich ſtelle feſt, daß das internationale 
Proletariat nur ein Vaterland hat, die Sowjet⸗ 
union, (Große Unruhe.) und daß das internatio⸗ 
nale Proletariat nichts übrig hat für das Vater⸗ 
land der Finanzhyänen, für das Vaterland der 
Inflationsgewinnler. Wir Internationaliſten 
haben aber etwas übrig für das Vaterland der 
deutſchen Kultur, die von unſern Vorfahren in 
Jahrhunderten aufgebaut iſt. 

M. D. u. H.! Die Vaterlandsverteidiger, die 
hier aufgetreten ſind, die immer wieder den Grad 
ihrer Vaterlandsliebe beſcheinigt haben wollen, 
ſind es, die ihre Vaterlandsfähigkeit von dem 
Grad abhängig machen, inwieweit ſie von ihren 
Auftraggebern, vom kapitaliſtiſchen Staat, vom 
Finanzkapital unterſtützt werden. (Das glaubt 


— 
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zweitens, daß ſich Heinsdorf nicht ſolche Hand⸗ 
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(Kreft, Abgeordneter) 


(Ihnen ja doch keiner! bei den Nationalſozialiſten.) 


(B 


= 


Man kann mit jedem politiſchen Gegner diskutie⸗ 
ren, aber mit Gegnern, die ein Brett vor dem 
Kopf haben, oder die politiſch eine Null ſind, kann 
kein Menſch diskutieren. Wir wiſſen, daß in den 
Reihen der Nationalſozialiſten große Teile von 
ehrlichen Kämpfern ſind, die unſere Reihen füllen 
werden. Sie haben das Intereſſe, dieſen Leuten 
Sand in die Augen zu ſtreuen. Sie haben das 
Intereſſe, ihren Auftragebern den Wunſch zu er⸗ 
füllen, hinein in die Schichten des Proletariats. 
Sie werden ſich die Zähne ausbrechen, die Ent⸗ 
wicklung hat es gezeigt. 

M. D. u. H.! Nun die Frage der Bewaffnung. 
Der Senat ſtellt es in Abrede. Wer lügt nun, der 
Senat oder Hitler? Einer muß doch lügen. Hitler 
hat in dem Prozeß erklärt, daß er darüber unter⸗ 
richtet ſei, daß in Danzig die SA. ſyſtematiſch mit 
Waffenſcheinen verſehen werde. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Kreft, 
Ihre Redezeit iſt beendet. 


Kreft, Abgeordneter (K. P.): Ich habe Beweiſe 
genug, daß man 17= und 18jährige Jünglinge, die 
keine Waffen halten können, mit Waffenſcheinen 
verſehen hat. Wir rufen heute noch nicht zur Be⸗ 
waffnung der Arbeiterſchaft auf, aber wir wiſſen, 
wo die Waffen ſind. Wir werden ſie holen, wenn 
wir ſie brauchen. (Unruhe.) 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Czarneeki. 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): Die Regie⸗ 
rungsmehrheit fürchtet die Wahrheit, daher be⸗ 
ſchließt ſie eine Minute Redezeit für die polniſche 
Gruppe. Wir hören andauernd Klagen in Danzig 
über den Niedergang der Wirtſchaft. Begreifen 
Sie es doch endlich, daß Sie die Urheber der 
Kalamität in Danzig ſind. Sie ſind die Toten⸗ 
gräber der Wirtſchaft. Wie wird ein Kaufmann 
nach einer Stadt hinkommen, wo der erſte beſte 
nationaliſtiſche Jüngling mit Revolver bewaff⸗ 
net Schießereien auf den Straßen veranſtaltet 
und das Leben der Bewohner gefährdet? (An⸗ 
dauernde Zwiſchenrufe und große Unruhe.) Sie 
ſind diejenigen, die den Freiſtaat zugrunde richten, 
(Großer Lärm bei den Nationalſozialiſten.) wäh⸗ 
rend Sie ſich hier als die Retter der Wirtſchaft 
hinſtellen. Dazu ſind Sie nicht berechtigt. Sie 
ſind die Untergräber der Wirtſchaft. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Czarnecki, 
haben Sie damit ein Mitglied des Hauſes ge⸗ 
meint? 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Untergräber 
habe ich geſagt. — Fahren Sie ſo fort und Sie 
werden den Reſt des wirtſchaftlichen Lebens in 
Danzig vernichten! (Lebhafte Zurufe rechts.) 


Vizepräſident Philipſen: Ihre Redezeit iſt um. 
bg. Czarnecki: Der Präſident müßte mich da⸗ 
gegen ſchützen, daß mich die Herren von rechts 
dauernd unterbrechen! — Abg. Greiſer: Mit Läu⸗ 
ſen und Wanzen kann man nicht die Wirtſchaft 
retten! — Abg. Langnau: Ich beantrage, die 


Druckſache Nr. 247 dem Hauptausſchuß zu über⸗ 


weijen!) Es iſt beantragt worden, die Druckſache 
r. 247 dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Wer 


dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die (O) 


Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Damit iſt 
Punkt 10 der Tagesordnung erledigt. Ich rufe 
Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Antrag des Abg. Neumann u. Fr. auf 
Gewährung einer Alarmzulage an die 
Schupo. 

Druckſache Nr. 220. Ich eröffne die Ausſprache. 
Das Wort hat der Herr Abg. Neumann. 

Neumann, Abgeordneter (Nat. Soz.): Infolge 
der Wahlzeit iſt die Schutzpolizei zu außerordent⸗ 
lichen Dienſtleiſtungen herangezogen worden. Da 
die Schutzpolizei in Preußen eine Alarmzulage 
erhält, iſt es berechtigt, daß dieſe Alarmzulage 
auch der Schutzpolizei in Danzig gewährt wird. 
Das müßte ſchon auf Grund des deutſch⸗Danziger 
Beamtenabkommens geſchehen, worin ſteht, daß 
Danzig die Pflichten bezüglich der Beamten über⸗ 
nimmt. Weshalb ſollen nicht auch ihre Rechte 
übernommen werden? Der Staat zwingt jedes⸗ 
mal dazu, die Pflichten zu übernehmen, ſiehe 
Beſoldungsoroͤnung uſw., aber die Rechte der 
Beamten werden nie gewahrt. Deshalb iſt es 
recht und billig, daß die Schutzpolizei gerade jetzt, 
wo ſie erhebliche Dienſtleiſtungen machen muß, 
eine Zulage bekommt. Ich ſehe nicht ein, daß die 
Beamten, die in erſter Linie und bei jeder Gele⸗ 
genheit ihren Kopf hinhalten müſſen, die ſchlechtſt⸗ 
bezahlten Beamten des Staates ſein ſollen. 
Deshalb habe ich dieſen Antrag geſtellt und weiß, 
daß er von meinen Kameraden mit Freuden auf⸗ 
genommen worden iſt. (Bravo! rechts.) 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Serotzki. (Abg. Greiſer: Was hat der 
mit der Schupo zu tun? Wenn die Schupo kommt 
geht er aufs Dach!) 

Serotzki, Abgeordneter (K. P.): Wenn dieſer 
Antrag ſo ernſt gemeint iſt wie der, der heute 
eingangs der Sitzung von den Nationalſozialiſten 
inbezug auf die Weiterzahlung der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung geſtellt wurde, ſo müſſen wir feſt⸗ 
ſtellen, daß dies doch eitel Betrug und Demagogie 
iſt, auch gegen die Polizeibeamten. Wir Kommu⸗ 
niſten erklären, daß wir im Sinne ſämtlicher 
unteren Polizeibeamten ſprechen, wenn wir dieſe 
Alarmzuſchläge entſchieden ablehnen. Wir müſſen 
uns doch vor Augen halten, daß es gerade die 
Nationalſozialiſten waren, die die Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer einbrachten, wodurch die unteren Beamten 
am meiſten betroffen wurden. Hauptſächlich die 
unteren Beamten weigern ſich jetzt, dies alles 
mitzumachen. Sie ſehen ein, daß die Demonſtra⸗ 
tionen der Arbeiter gegen die Hungergeſetze 
durchaus rechtliche Maßnahmen ſind. Mit Zu⸗ 
ſtimmung der Nationalſozialiſten iſt das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz ſo ſcharf ausgeſtaltet worden, auch 
die Verſchärfung der Erwerbsloſenverſicherung 
iſt darauf zurückzuführen. Die Schutzpolizeibeam⸗ 
ten ſehen ein, daß es nicht ſo weiter gehen kann, 
wenn Arbeiter niedergeſchlagen werden, die mit 
Recht demonſtrieren. 

Nun verlangen Sie eine Mordprämie für die 
Schutzpolizeibeamten. Wir haben nichts dagegen, 
wenn jetzt etwas unternommen wird, damit die 
unteren Beamten einen Lohn erhalten, daß ſie 
menſchenwürdig leben können. Aber dieſe Alarm⸗ 


— 
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(A) prämie lehnen wir ab. Wir ſehen, wozu die 


(B 


— 


Alarmzulage in Deutſchland führt. Das zeigt 
Hitler ganz klar, der nach dem Ruhrgebiet ge⸗ 
gangen iſt, um ſich eine halbe Million Streik⸗ 
brecherprämien geben zu laſſen. (Zurufe rechts.) 
Wenn hier vom Abg. Greiſer erklärt wird, daß 
wir mal hinauskommen ſollen — das haben die 
Louis früher an den Straßenecken gemacht — ich 
werde nicht warten, bis Sie hinausgehen, ſondern 
Ihnen hier geben, wonach Sie verlangen. Warum 
ſoll die Alarmzulage gegeben werden? Eins 
möchte ich Ihnen empfehlen, Herr Abg. Greiſer, 
wenn Sie angeben, daß die Juden gern eins ins 
Geſicht bekommen ſollen. Beweiſe liegen vor, 
welche Juden. Sie haben die Arbeiterſchaft und 
Angeſtelltenſchaft der Dresdener Bank verraten. 
Die einzige Angeſtellte, die eine Jüdin war, haben 
Sie aus Lohn und Brot gebracht. 

Wir erklären von dieſer Stelle, daß wir ent⸗ 
ſchieden gegen die Alarmzulage ſind. Wir ſetzen 
uns dafür ein, daß die unteren Beamten einen 
Sold bekommen, daß ſie auch leben können. 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Zuerſt, m. D. 
u. H., will ich die Objektivität der bürgerlichen 
Parteien feſtſtellen. Wir waren es bisher nicht 
gewohnt, daß bei wichtigen Punkten die Redezeit 
beſchränkt wurde. Heute ſind wir eines anderen 
belehrt worden. Jetzt aber durfte Herr Abg. Dr. 
Unger es den Nazis zuliebe nicht wagen, die Be⸗ 
ſchränkung der Redezeit vorzuſchlagen. Wer taub 
und verſoffen iſt, der kann — 


Vizepräſident Philipſen: Haben Sie mit dem 
Wort beſoffen einen Abgeordneten gemeint? 
(Abg. Brill: Ich werde doch beſtimmt nicht irgend 
einen Clown draußen, ſondern hier im Hauſe ge⸗ 
meint haben!) Ich rufe Sie zum zweiten Male 
zur Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. (Bravo! 
rechts.) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich werde leicht 
in die Verlegenheit dazu kommen, wenn weiter 
ſolche geiſtreichen Zwiſchenrufe gemacht werden, 
wie ſie die Nazis lieben. Herr Abg. Greiſer, ich 
hänge nicht an dem Mammon, wie Sie. Ich 
zwinge nicht den Volkstag, ſechs Stunden un⸗ 
nötigerweiſe zuzubringen, um 15 Gulden für 
mich, wie Sie, zu retten. Ich würde mich ſchämen, 
eine ſolche Infamie zu beſitzen. (Abg. Greiſer: 
Ich nicht!) Das überlaſſe ich Ihrem treudeutſchen 
Charakter. Sie ſchimpfen über die Juden, haben 
aber Judenmanieren an ſich. Bei Ihnen iſt dies 
nur Geſchäft, wie alles nur Geſchäft bei Ihnen 
iſt. Wenn die Stennesgruppe mehr Geld zahlte, 
würden Sie drüben ſein, und es kommt darauf 
an, wo die Zechenbarone nächſtens mehr Geld 
zahlen werden. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, ich 
erſuche Sie, zur Sache zu ſprechen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich komme gern 
Ihren Wünſchen nach, aber Sie werden nicht ver⸗ 
langen können, daß ich nicht auf Zwiſchenrufe 
eingehe. Ich käme ja in Gefahr, mir von dieſen 
Leuten nachſagen zu laſſen, ich ſei gekniffen. Ich 
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dig kämpfen, weil mit ihnen ſehr leicht zu kämpfen 
iſt, und weil der Kampf je früher deſto beſſer ge⸗ 
führt wird. Alſo ſagen Sie den Betreffenden, daß 
ſie nicht unſachliche Zwiſchenrufe machen ſollen, 
dann werde ich beſtimmt nicht unſachlich ſprechen. 


Nun zu der Sache ſelbſt. Wir haben noch nie 
die Schupo ſoviel in Alarmbereitſchaft haben müſ⸗ 
ſen, wie in den letzten Monaten. (Sehr richtig! 
links.) Die Schupo iſt in den Alarmzuſtand ver⸗ 
ſetzt worden, als die ſogenannten Reiniger Dan⸗ 
zigs hier Fuß faßten. Dieſe „Reiniger“ waren es 
nicht gewöhnt, wie die anderen Parteien geiſtig 
zu ringen, um die Meinungen zu klären. Die 
Demokratie verlangt, daß die politiſchen Meinun⸗ 
gen geiſtig ausgekämpft werden. (Abg. Greiſer: 
Willſt du nicht mein Bruder ſein, ſchlag ich dir den 
Schädel ein jagt die S. P. D. zur Demokratie!) Die 
Nationalſozialiſten können nicht geiſtig kämpfen. 
Ihr Programm iſt ſo arm, daß ſie damit jedem alles 
mögliche verſprechen. Es iſt ein großes Potpourri, 
daß ſie ſich fürchten, ſich politiſch darüber mit an⸗ 
deren zu unterhalten. Darum wenden ſie Terror 
an. Mit ihm wollen ſie die freie Meinungsäuße⸗ 
rung unterdrücken. Herr Greiſer war es, der ſagte: 
„Wenn wir regieren, werden wir brutal regie⸗ 
ren.“ (Abg. Greiſer: Sehr richtig!) Sie werden 
nicht geſtatten, daß die Arbeiter Verſammlungen 
abhalten. (Arbeiter ſtimmt nicht, Köpfe werden 
rollen! bei den Nationalſozialiſten.) Von dem 
Köpferollen können wir uns unterhalten. Wir 
werden die Demokratie immer verteidigen, weil 
wir nur mit der Demokratie zum Sozialismus 
kommen. Wenn es einmal zum Köpferollen 
kommt, dann können Sie in die Verlegenheit kom⸗ 
men, unter den gerollten Köpfen ſehr viele be⸗ 
kannte Geſichter zu finden. M. D. u. H.! Wenn 
Sie einmal dazu kommen ſollten, der Arbeiter⸗ 
ſchaft gewaltſam die Rechte rauben zu wollen, 
dann werden wir Ihnen beſtimmt nicht mit dem 
Blumen⸗ oder Myrtenſtrauß begegnen. Wir wer⸗ 
den das in der Hand haven, was unſere Angreifer 
haben. (Abg. Greifer: Das haben Sie ja jetzt ſchon!) 
Laſſen Sie das alberne Geſchwätz! Sie zeigen da⸗ 
mit am beſten, daß Sie politiſche Hochſtapler ſind! 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, ha⸗ 
ben Sie damit einen Abgeordneten gemeint? 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe damit 
die Partei gemeint. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, die 
Partei iſt hier durch Abgeordnete, die Mitglieder 
der Partei ſind, vertreten. Sie haben alſo damit 
die anweſenden Abgeordneten der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei gemeint. Ich rufe Sie zum drit⸗ 
ten Male zur Ordnung und frage das Haus, ob 
der Abg. Brill weiter ſprechen ſoll. Wer dafür iſt, 
daß dem Abg. Brill das Wort entzogen wird, bitte 
ich, ſich vom Platz zu erheben. (Fort mit dem 


Synagogenrüſſel! bei den Nationalſozialiſten.) 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die 
Mehrheit, der Abg. Brill darf weiterſprechen. 
(Händeklatſchen! links. — Abg. Raſchke: Wo bleibt 
nun die Konſequenz Ihrerſeits, Herr Präſident? 
Jetzt müßten Sie rausgehen!) Herr Abg, Raſchke, 
ich erſuche Sie, Ihren Platz einzunehmen, wenn 
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(Vizepräſident Philipſen) 

Sie die Geſchäftsordnung kennen, werden Sie 
wiſſen, daß ganz geſchäftsordnungsmäßig verfah⸗ 
ren worden iſt. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir wünſchten, 
daß die Polizeibeamten genau wie früher nur 
ihren regelmäßigen Sicherheitsdienſt auszuüben 
brauchten. Sie. m. H. Nationalſozialiſten, haben 
die wenigſte Urſache, einen ſolchen Antrag, wie 
dieſen hier, zu ſtellen. Der naiveſte Polizeibeamte 
wird beſtätigen, daß er früher nie ſolchen an⸗ 
ſtrengenden Dienſt wie heute gehabt hat. Nur 
durch Sie wird der einzelne Polizeibeamte mehr 
als bisher angeſtrengt. Sie, Herr Greiſer, ſpra⸗ 
chen von dem brutalen Regieren. Wir kennen ja 
das Muſterland Italien. Dort hieß es früher: 
„Nieder mit dem Kapitalismus!“ Aus dieſem 
Ruf iſt geworden: „Nieder mit der Arbeiter⸗ 
ſchaft!“ (Der geht es aber ſehr gut! bei den Na⸗ 
tionalſozialiſten.) Dasſelbe haben die Danziger 
Arbeiter zu erwarten, falls Sie zur Regierung 
kommen ſollten. Wir freuen uns, daß Sie hier 
in einem unbeſonnenen Augenblick der arbeiten⸗ 
den Bevölkerung offen ſagten, was Sie machen 
wollen. Das Kleinbürgertum, das damals in 
Italien den Einmarſch zugelaſſen hat, möchte 
lieber heute als morgen aus der Drangſalierung 
heraus. Damals glaubte das Kleinbürgertum 
nur die Arbeiterſchaft zu treffen. Heute werden 
die Kinder, die Angehörigen des Kleinbürger⸗ 
tums in Italien, ebenfalls von dem Terror wie 
die Arbeiter, betroffen. Selbſt das Kleinbürger⸗ 
tum, das heute bei Ihnen irrtümlicherweiſe Schutz 
ſucht, ihn aber nicht finden wird, wird, wenn es 
nicht ſchnell zur Beſinnung kommt, es bitter be⸗ 
zahlen müſſen, weil es Ihnen in einem unüber⸗ 
legten Augenblick die Macht gegeben hat. Helfen 
Sie mit, daß die Klärung in dieſe kleinbäuer⸗ 
lichen und Handwerkerkreiſe hineingetragen wird 
und daß große Teile der Angeſtelltenſchaft, und 
leider auch Arbeiter, die Sie gewählt haben, ken⸗ 
nen lernen, wie Sie deren Intereſſen hier ver⸗ 
treten und ſie nur in jeder Weiſe brutal miß⸗ 
brauchen. Sie können natürlich auch nicht anders 
handeln, denn Sie müſſen deren Dienſte erfüllen, 
von denen Sie bezahlt werden. (Zuruf des Abg. 
Malſch.) Ich ſtelle die Frage, ſie wird Ihnen un⸗ 
bequem und unangenehm: Kommen alle die Gel⸗ 
der, die Sie haben, und die Sie an einen beſtimm⸗ 
ten Teil Ihrer Anhänger zahlen, aus dem Reich? 
(Zurufe links.) Das braucht euch doch nicht zu 
wundern, das iſt ſelbſtverſtändlich. 

Vizepräſident Philipſen: Es wird mir eben 
mitgeteilt, daß der Herr Abg. Malſch den Herrn 
Redner Schwindler genannt hat. (Abg. Malſch: 
Er ſchwindelt ja ſchon wieder!) Dann rufe ich 
Sie zur Ordnung. ö 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Werden alle die 
Gelder, die ausgezahlt werden, durch Mitglieder⸗ 
beiträge aufgebracht? Soviel Gelder bekommen 
Sie doch aus Beiträgen nicht herein. Alſo Sie 
bekommen vom Kapitalismus, den Sie angeblich 
bekämpfen, Geld, um die Arbeiterſchaft zu be⸗ 
kämpfen, zu entrechten und niederzuſchlagen. 
(Von Barmat! rechts.) 

Vizepräſident Philipſen: Das gehört wirklich 
nicht zur Alarmzulage für die Schupo. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Von wo ſoll das (O) 


Geld herkommen, Herr Präſident? Warum ſoll 
ich dazu nicht reden? Wir haben einen eigenen 
Antrag geſtellt. Wir wollen die Demagogie, die 
in dem Nazi⸗Antrag enthalten iſt, charakteriſieren. 
Erſt verurſachen die Nazis, daß die Schutzpolizei 
einen ſolchen angeſtrengten Dienſt machen muß. 
Hinterher wird der Schutzpolizei von den Natio⸗ 
nalſozialiſten noch etwas vorgemacht, als wenn 
ſie beſtimmt dafür ſeien, daß die Schutzpolizei 
eine Zulage bekommen fol, Wir haben einen An⸗ 
trag geſtellt. Iſt es den Nazis wirklich darum zu 
tun, daß die Schutzpolizeibeamten eine Alarmzu⸗ 
lage erhalten, dann müſſen ſie unſerem Antrage 
zuſtimmen. Lehnen ſie ihn ab, dann zeigen ſie 
am allerbeſten, daß ſie mit ihrem Antrag 
Schwindel getrieben haben, denn ſie wiſſen ge⸗ 
nau, daß ihr Antrag in der vorliegenden Form 
abgelehnt wird. Die Nazis ſollen zu den Schupo⸗ 
beamten gehen und ſagen, wir wollten, daß Ihr 
eine Alarmzulage bekommt, nur die anderen 
wollten es nicht. Nein, wir werden den Nazis 
die Larve vom Geſicht abnehmen, wir werden den 
Schupos das wahre Geſicht der Nazis zeigen. Wir 
und die Nazis zuſammen mit der Beamtengruppe 
ſind in der Mehrheit, um dieſen Antrag anzu⸗ 
nehmen. Alſo bitte, wir laden Sie ein, mit uns 
gemeinſam einen Antrag anzunehmen, um den 
Schutzpolizeibeamten das zu geben, was Sie ihnen 
verſprochen haben. (Abg. Greiſer: Wir brauchen 
euch nicht dazu, wir haben doch die Regierungs⸗ 
parteien!) Streichen Sie aus Ihrem Antrag die 
Worte „die Hetze der Volksſtimme“ und „die Hetze 
der marxiſtiſchen Parteien“ und dann wird die 
Zulage bewilligt. Stimmen Sie unſerem Antrage 
zu, dann bekommen die Schutzpolizeibeamten die 
Zulage. Wenn wir uns noch weiter ein bißchen 
unterhalten, ſo finden wir ſchon den richtigen 
Weg. Ich habe ja die Aufgabe, Sie ſtändig in 
Ihrem Handeln zu entlarven. Sie haben ge⸗ 
ſehen, daß ich weder Ihr Geſchimpfe noch Ihre 
Körperkräfte fürchte. Die Kühe, die ſo laut brül⸗ 
len, geben die wenigſte Milch. So iſt es mit Ihnen. 
Sie können nur dann etwas machen, wenn Sie 
von Ihren bezahlten Rowdies geſchützt werden. 
Ueberlegen Sie, vielleicht wäre es angebracht, daß 
Sie noch einen beſonderen Antrag vorlegen, der 
dem Abg. Greiſer eine beſondere Tobſuchtszulage 
bewilligt. 


Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Aus⸗ 
ſprache. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Vorlage, und ich ſchlage vor, mit dem Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 274, dem Haupt⸗ 
ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 13 
der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Geſetzes über die 
Preſſe. — Fortſetzung. 

Druckſache Nr. 228. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlägt Ueberweiſung an den Rechtsaus⸗ 
ſchuß vor. Widerſpruch wird nicht erhoben; es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 14 der Tages⸗ 
ordnung auf: 


(D) 


(A) 


— 
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Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 

betr. Aenderung des Geſetzes über die Be⸗ 
ſchäftigung Schwerbeſchädigter. 


Druckſache Nr. 244. Wortmeldungen liegen nicht 
vor, die Beratung iſt geſchloſſen. Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlägt Ueberweiſung an den Sozialen 
Ausſchuß vor. Ich höre keinen Widerſpruch; es 
iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 15 der Tages⸗ 
ordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Bereinigung der Grundbücher. 


Druckſache Nr. 251. Wortmeldungen liegen nicht 
vor; die Beſprechung iſt geſchloſſen. Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlägt Ueberweiſung an den Rechts⸗ 
ausſchuß vor. Widerſpruch wird nicht erhoben; 
es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 15a der 
Tagesordnung auf: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. das Uebereinkommen über die Eichung 
der Binnenſchiffe. 


Druckſache Nr. 267 zu Nr. 227. Ich rufe Artikel I 
auf. Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich ſchließe 
die Beſprechung. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer Artikel I annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. 
Wer die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. Es iſt ein Irrtum, ich hatte eine 
falſche Druckſache. Wer Artikel II annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
angenommen. Wer Artikel III annehmen will 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
angenommen. Ueberſchrift; mit derſelben Mehr⸗ 
heit angenommen. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Senftleben. 


Seuftleben, Abgeordneter (D. Nat.): Es han⸗ 
delt ſich hier um ein völlig unpolitiſches Geſetz, 
das nur dem Beitritt Danzigs zu einer inter⸗ 
nationalen Abmachung fordert. Ich beantrage 
daher dritte Leſung und en bloe⸗Annahme. 


Vizepräſident Philipſen: Es iſt dritte Leſung 
und en bloc-Annahme beantragt. (Ab. Langnau: 
Wir widerſprechen!) Infolge Widerſpruchs kann 
die dritte Leſung nicht ſtattfinden. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich hatte er⸗ 
wartete, daß der amtierende Präſident es dem 
Volkstag ſagen würde, wenn er ſich in der Vor⸗ 
lage irrt. Aber dies Verſchweigen iſt noch nicht 
vorgekommen. Ich wünſche, daß das Verfahren, 
wie es bisher üblich war, auch weiter geübt wird. 
Man kann nicht unparteiiſch und objektiv fein, 
wenn man einem Redner der Oppoſition das 
Wort entzieht und die Beſchimpfungen der Gegen⸗ 
ſeite nicht hört. Das verſtehe ich und darüber 
werde ich mich nicht beſchweren. Aber es dürfen 
keine Methoden eingeführt werden, die nicht im 
Parlament üblich ſind. 


Vizepräſident Philipſen: Ich verbitte mir jede 
Kritik an meinen Maßnahmen. — Gegen die 
dritte Leſung iſt Widerſpruch erhoben worden, ſie 
kann alſo nicht ſtattfinden. Ich rufe Punkt 16 
der Tagesordnung auf: 


= 
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Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Bekämpfung der Kapitalflucht und 
Steuerhinterziehung. — Urantrag des Abg. 
Plenikowſki u. Fr. — 


Druckſache Nr. 231 zu Nr. 141. M. D. u. H.! Mir 
it ſoeben von Herrn Vizepräſident Gaikowſki 
mitgeteilt worden, daß dem Herrn Abg. Czar⸗ 
necki während ſeiner Rede vorhin das Wort 
„Pollack“ und ähnliches zugerufen worden iſt. Ich 
habe es nicht gehört. Ich bitte aber denjenigen, 
der das getan hat, ſich zu melden. (Abg. Maaß 
meldet ſich.) Herr Abg. Maaß, ich rufe Sie zur 
Ordnung. (Zwiſchenrufe links.) Ich eröffne die 
Ausſprache zu Artikel I; das Wort hat der Herr 
Abg. Bartſch. 


Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Wir leben heute 
in einem Syſtem, bei dem eine Handvoll Aus⸗ 
beuter ſich an der Not des Volkes mäſtet, beſon⸗ 
ders, deſto mehr die Kapitaliſten Profit aus den 
Arbeitern herausſchinden. Je größer die Not des 
Volkes iſt, deſto größer der Profit der Kapita⸗ 
liſten. Die Kommuniſtiſche Partei ſieht das ſtei⸗ 
gende Elend der werktätigen Maſſen. Sie ver⸗ 
ſucht auch dies Parlament, das nur ein Täu⸗ 
ſchungsmittel iſt, auszunutzen, um den werktäti⸗ 
gen Maſſen den Weg zu zeigen, um zu beweiſen, 
daß die Kapitaliſten nicht im entfernteſten gewillt 
ſind, ihre Lage zu verbeſſern oder irgendwelche 
Maßnahmen dazu zu treffen. Die Kommuniſtiſche 
Partei hat deshalb einen Antrag eingebracht. Es 
macht ſich beſonders bemerkbar, daß die Kapita⸗ 
liſten ihr Kapital ins Ausland verſchieben. Wäh⸗ 
rend man den Arbeitern den letzten Groſchen aus 
der Taſche holt, während man den Proleten alle 
möglichen Steuern auferlegt, bleibt das Kapital 
verſchont. 


Aus dieſem Grunde hat die Kommuniſtiſche 
Partei den Antrag eingebracht, der beſagt, daß, 
wer ſich der Verſchiebung Danziger Kapitals ins 
Ausland ſchuldig macht, mit Zuchthaus nicht 
unter drei Jahren und mit einer Geldſtrafe min⸗ 
deſtens in der Höhe des geflüchteten Kapitals be⸗ 
ſtraft wird. Die Nazi⸗Partei, die immer erklärt 
hat, gegen das raffende Kapital zu kämpfen, hat 
ſchon bewieſen, daß ſie nicht daran denkt, gegen 
die Kapitaliſten den Kampf zu führen. Im Rechts⸗ 
ausſchuß wurde bewieſen, daß dieſe Partei die 
Arbeitermaſſen betrügt. Sie hat den Antrag der 
Kommuniſtiſchen Partei abgelehnt. Wenn von 
dieſer Partei die Parole ausgegeben wird: „Hin⸗ 
weg mit dem raffenden Kapital“, dann zeigt es 
ſich, daß das nicht ernſt gemeint iſt. Es wurde 
auch erwähnt, daß der Abg. Greiſer zu den An⸗ 
geſtellten ging, denen man die Gehälter kürzen 
wollte und dort den Gehaltsabbau unterſtützte. 
Wenn es der Nazi⸗Partei ernſt wäre mit der 
Vertretung der Intereſſen der Arbeiterſchaft, dann 
müßte ſie für dies Geſetz ſtimmen, denn es würde 
bei Annahme des Geſetzes beſtimmt eine Summe 
Geld herauskommen. Es würden die Kapitaliſten 
erwiſcht werden, die ſich an der Not des Volkes 
bereichern. Die Mittel, die hier herausgeholt 
werden ſollten, würden dann den Erwerbsloſen, 
die man heute ausſteuert, beſtimmt über ihre 
Notlage etwas hinweghelfen. Aber natürlich hat 


(O) 


(D) 
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( man hieran kein Intereſſe. Wenn die Nazis vom 


(B 


— 


Vaterland ſprechen, dann zeigt es ſich, daß ihre 
ſogenannte Vaterlandsliebe nur bis an den Geld⸗ 
ſack reicht. Wenn es gilt, das Kapital anzugreifen, 
dann kneift man. Ebenſo war es auch in Deutſch⸗ 
land, wo die Nationalſozialiſten ſich um die Ab⸗ 
ſtimmung über den Young-Plan drückten, der die 
geſamte Bevölkerung belaſtet. 


Wir Kommuniſten führen nicht nur den Kampf 
gegen das raffende, ſondern auch gegen das ſoge⸗ 
nannte ſchaffende Kapital. Für uns gibt es da 
keinen Unterſchied. Die Arbeiter werden einmal 
die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung hinweg⸗ 
fegen. Dann werden auch die Arbeiter, die even⸗ 
tuell noch bei den Nationalſozialiſten ſind, ſehen, 
daß die Kommuniſtiſche Partei die einzige Partei 
iſt, die einen ernſthaften Kampf zur Beſeitigung 
dieſer kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung führt, 
in der die Arbeiterſchaft nur Hunger und Elend 
erleben muß. 


Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
Artikel I annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Minderheit. Artikel I iſt abgelehnt. 
Ich rufe Artikel II auf. Ich ſchließe die Beſpre⸗ 
chung, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wir 
kommen zur Abſtimmung. Wer Artikel II an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Artikel II iſt abgelehnt. 
Ich rufe Artikel III auf. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung und ſchließe ſie. Wer Artikel III annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Er iſt abgelehnt. Ich rufe Ar⸗ 
tikel IV auf. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 


ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 


— Der Artikel iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Ueberſchrift. Wer die Ueberſchrift annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, fie iſt abgelehnt. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 
Bei der zweiten Leſung wird über die Ueberſchrift 
gleichfalls abgeſtimmt. (Zuruf des Abg. Raſchke.) 
Das Geſetz iſt damit abgelehnt. Ich rufe den 
nächſten Punkt der Tagesordnung auf: 


Bericht des Hauptausſchuſſes über den 
Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf Befrei⸗ 
ung der Erwerbsloſen von der Rundfunk⸗ 
gebühr. 


Druckſache Nr. 266 zu Nr. 197. Wortmeldungen 
liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wer den Antrag in Druckſache Nr. 197 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Langnau: 
Gegenprobel) Um Zweifel auszuſchließen, bitte 
ich um die Gegenprobe. — Das iſt die Mehrheit. 
Abg. Langnau: Das war die Minderheit!) Das 
Büro iſt ſich einig, daß der Antrag abgelehnt iſt. 
Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 


Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. auf Ab- 
änderung des Amneſtiegeſetzes vom 31. 
März 1931. 


Druckſache Nr. 255. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchte. ort ha H 
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Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wenn wir den (0) 


Antrag auf Abänderung des Amneſtiegeſetzes 
eingereicht haben, ſo geſchah das deshalb, weil 
das Amneſtiegeſetz, wie es vom Volkstag verab⸗ 
ſchiedet wurde, von dieſer Regierung nur zu Un⸗ 
gunſten der revolutionären Arbeiter ausgelegt 
wird. Beſonders Artikel 2 iſt derjenige, der allein 
gegen die Arbeiterſchaft in Anwendung kommt. 
Es heißt in dem Artikel, daß vom Straferlaß und 
der Niederſchlagung diejenigen Perſonen ausge⸗ 
ſchloſſen ſind, die aus offenkundiger Roheit oder 
aus einem niederen oder unehrenhaften Beweg⸗ 
grund gehandelt haben. Was wird den Arbeitern 
als Rohheit und unehrenhafte Handlung unter⸗ 
ſchoben? Beſonders der Landarbeiterprozeß hängt 
mit dieſem Amneſtiegeſetz unmittelbar zuſammen. 
Der Senat, in dieſem Falle die Juſtizbehörde, hat 
mit Hilfe dieſes Artikels nicht weniger als zwölf 
Landarbeiter von 24 Angeklagten von der Am⸗ 
neſtie ausgeſchloſſen. Die Begründung dafür iſt, 
daß ſie angeblich aus Roheit gehandelt haben, 
bzw. unehrenhafte Beweggründe mitgeſpielt 
haben ſollen. Tatſächlich ſind aber diejenigen, die 
von der Amneſtie ausgeſchloſſen worden ſind, be⸗ 
ſtraft worden, weil ſie ſich gegen die Polizeiüber⸗ 
fälle gewehrt haben. Die Demonſtration, die 
ſeinerzeit bei dem Landarbeiterſtreik in Stutthof 
ſtattfand, wurde mit den brutalſten Mitteln aus⸗ 
einandergeſprengt. Zwei Landjäger zu Pferde 
ritten rückſichtslos auf die demonſtrierenden Ar⸗ 
beiter los. Hätten ſich die Landarbeiter nicht da⸗ 
gegen gewehrt, dann wären ſie beſtimmt unter die 
Hufe der Pferde gekommen. Es wären mindeſtens 
drei oder vier von ihnen zermalmt worden. Die 
Kinder liefen heute als Waiſen herum, die Frauen 
als Witwen, wie ja tatſächlich dieſer Kampf eine 
Witwe zur Folge hatte, die auf das Konto des 
Senats bzw. der Polizeibehörde kommt. Die Ar⸗ 
beiter haben ſich alſo lediglich gegen die Bruta⸗ 
lität der Polizei gewehrt. Daß die Polizei brutal 
und rückſichtslos vorgegangen iſt, hat ſelbſt das 
Gericht feſtſtellen müſſen. Herr Dr. Truppner 
als Berufungsrichter, als einer der reaktionär⸗ 
ſten, konnte nicht umhin, in der Begründung 
ſeines Urteils zu ſagen, daß die Polizei ihre 
Machtbefugniſſe überſchritten hat und rückſichts⸗ 
los auf den Arbeitern herumgetrampelt iſt. Das 
ſollte ein Grund ſein, um die Strafe milder zu 
geſtalten, als wenn das nicht der Fall geweſen 
wäre. Alſo hier muß das Urteil feſtſtellen, daß 
die Polizei ihre Machtbefugniſſe überſchritten hat 
und daß ſich die Arbeiterſchaft lediglich gegen die 
Uebergriffe der Polizei wehrte. Trotzdem wird 
nun geſagt, daß ſich der Arbeiter Roheitsakte 
hätten zuſchulden kommen laſſen, die gegen die 
Polizeibeamten verübt wurden. Das Gericht hat 
feſtgeſtellt, daß ein Landjäger verletzt worden iſt. 
Seine Verletzung beſtand darin, daß er vielleicht 
für zwei Stunden ſeinen Dienſt ausgeſetzt hat. 
Dafür aber waren die Angeklagten derart miß⸗ 
handelt, daß nach acht Wochen Unterſuchungshaft 
noch Spuren der Mißhandlung zu verzeichnen 
waren. Bei einem der Angeklagten waren noch 
Verletzungen am Ohr vorhanden, was auf die 
Brutalität der beteiligten Polizeibeamten zu⸗ 
rückzuführen iſt. 


(D) 


(A) 


(B 


— 
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Andererſeits wird gejagt, daß die Arbeiter, ſind, und die Staatsanwaltſchaft und die Polizei (0) 
die nicht von der Amneſtie erfaßt ſind, unehren⸗ auch nichts unternommen haben, bleibt beſtehen, 


hafte Beweggründe gehabt hätten. 


Das ſoll da⸗ daß tatſächlich der Strafantrag wegen Körperver⸗ 


durch zum Ausdruck kommen, daß ſie in der Ver⸗ letzung und Beleidigung geſtellt worden iſt. Dann 
ſammlung Reden gehalten haben, dann losge⸗ heißt es weiter: 


gangen ſind und die übrigen Arbeiter allein ge⸗ 
laſſen haben. Auch das trifft nicht zu; denn ſämt⸗ 
liche Arbeiter, die beſtraft wurden, waren bei der 
Demonſtration dabei und ſind nicht allein beſtraft 
worden, weil ſie in der Verſammlung Reden ge⸗ 
halten haben, ſondern, weil ſie an der verbotenen 
Demonſtration teilgenommen hatten. Nun kommt 
man her und ſagt, ſie haben die Arbeiter auf⸗ 
gehetzt, ſind dann zurückgegangen und haben die 
Arbeiter im Stich gelaſſen. 


Weitere Teilnehmer an dem Ueberfall und eid⸗ 
liche Ausſagen, die bekunden, daß der Ueberfall 
planmäßig vorbereitet war, werden weiter ein⸗ 
gereicht werden. Die Verletzungen des Verſamm⸗ 
lungsleiters und einiger Ordensbrüder des Saal⸗ 
ſchutzes, die zuerſt von der S. A. überfallen wur⸗ 
den, ſind infolge von Knochenbrüchen und Gehirn⸗ 
erſchütterung derart, daß die Verletzten noch nicht 
vernommen werden konnten. Der Jungdeutſche 
Orden bittet im Intereſſe des Anſehens und der 
Sicherheit des Staates um Beſchleunigung des 
Verfahrens. 


Aber ſelbſt, wenn dieſer oder jener Arbeiter Es wird wohl bei der Bitte bleiben. 


ſo gehandelt hätte, hat er nicht aus ſich heraus ſo 
gehandelt, ſondern im Auftrage der Organiſation. 
Er hat den Auftrag gehabt, noch weitere Ver⸗ 
ſammlungen abzuhalten und mußte deshalb auch 
dieſem Auftrag nachkommen. Das zum Land⸗ 
arbeiterſtreik. In Langfuhr ſind während der 
Wahl ebenfalls zwei Arbeiter beſtraft worden. 
Auch denen unterſchiebt man Roheit und will 
damit zum Ausdruck bringen, daß ihre Taten 
nicht unter die Amneſtie fallen. Wie ſieht die 
Roheit bei dieſen beiden Arbeitern aus? Sie 
ſind von den Nationalſozialiſten überfallen wor⸗ 
den und haben ſich dagegen gewehrt. Wenn nun 
dabei die Nationalſozialiſten eine Tracht Prügel 
bekommen haben, gleich zum Gericht liefen und 
dann den Arbeitern Roheit unterſchoben wird, 
dann iſt das eine Handlungsweiſe, wie ſie natür⸗ 
lich von der jetzigen Regierung nicht anders zu 
erwarten iſt. 

Ich will nicht unterlaſſen, einige tatſächliche 
Roheitsfälle vorzutragen, bei denen das Gericht 
es nicht für nötig befunden hat, einzuſchreiten 
und wo andererſeits das hohe Haus heute be⸗ 
ſchloſſen hat, die Immunität nicht aufzuheben, 
weil es ein politiſches Vergehen ſein ſoll. Es 
handelt ſich um die Strafverfolgung gegen den 
Abg. Greiſer auf Grund des Zuſammenſtoßes in 
Tiegenhof. Der Tatbeſtand zeigt folgendes: (Abg. 
Greiſer: Das iſt doch kein amtlicher Tatbeftand!) 

Der Jungdeutſche Orden Ballet Danzig, Sit 

Danzig, Sandgrube 20 a, ſtellt auf Grund nach⸗ 

ſtehenden Tatbeſtandes gegen obenſtehend ge⸗ 

nannte Perſonen wegen dieſer Vergehen gleich⸗ 

zeitig Strafantrag. 
Der Strafantrag lautet dahin: Wegen gemein⸗ 
ſchaftlichen Hausfriedensbruchs, gefährlicher 
Körperverletzung, Beleidigung, Bedrohung, Sach⸗ 
beſchädigung und Landfriedensbruchs gegen Kauf⸗ 
mann Otto Andres, Neuteichsdorf, Sattlergeſelle 
Bölke, Tiegenhof, Kaufmann Greiſer, Langfuhr, 
Hauptſtraße 64, Schüler Dehne, Tiegenhof, Lehrer 
Helbing, Tiegenhof, Schüler Mandelius, Tiegen⸗ 
hof, Geburtzek, Tiegenhof, Schüler Kinder, Tie⸗ 
genhof, Hermann Neufeld, Langfuhr, Landwirt 


Neufeld jun., Petershagen, Schüler Schulz, 
Reimerswalde, Schüler Stremkus, Platenhof, 


Schüler Walter Tieſſen, Petershagen, Kaufmann 
Gottlieb Wagner, Tiegenhof, und Gen. Abgeſehen 
davon, daß hier mindeſtens acht Schüler darunter 
ſind, gegen die man nichts unternommen hat, und 


abgeſehen davon, daß noch andere daran beteiligt 


Die Bruderſchaft Werder I des Jungdeutſchen 
Ordens veranſtaltete am Sonnabend, dem 14. März, 
abends 8 Uhr, einen Vortragsabend mit Dr. 
Kürmann (Köln). Infolge der Gerüchte, daß die 
Nationalſozialiſten bei dieſer Gelegenheit einen 
Ueberfall auf den Jungdeutſchen Orden planten, 
hatte der Verſammlungsleiter, Oberpoſtſekretär 
König, Tiegenhof, für alle Verſammlungsteilnehmer, 
auch für den Saalſchutz, Stockverbot angeordnet, 
um von vornherein den friedlichen Charakter der 
Veranſtaltung zu kennzeichnen. Der Ortsgruppen⸗ 
führer der NSDAP., Lehrer Helbing, hat am 
Nachmittag desſelben Tages zu Herrn Kaufmann 
Kroll (Tiegenhof) geäußert: „Heute abend gibt es 
Revanche für Danzig“, weil angeblich Dr. Kür⸗ 
mann im vorigen Jahre in Danzig keine Dis⸗ 
kuſſion gewährt haben ſoll, was nicht den Tat⸗ 
ſachen entſpricht. Ein Zeuge, deſſen eidliche Aus⸗ 
ſage noch beigebracht wird, hat in der Apotheke in 
Tiegenhof am ſelben Tage gehört, daß Apotheker 
Burke telephoniſch in Danzig handfeſte S. A.⸗Leute 
angefordert hat, die am Abend gebraucht wurden. 


Ca. eine Stunde vor Beginn der Verſammlung 
werſammelten ſich am Eingang der Stadt etwa 
50 Mann der Danziger S.A., die mit einem Laſt⸗ 
auto der Firma Hagemann, aus Danzig, gekom⸗ 
men waren, und ca. 20 Mann aus dem Werder 
unter Führung des S. A.⸗Führers Otto Andres, 
Neuteichsdorf. Trotz ausdrücklichen Verbots des 
Verſammlungsleiters, Warnung des Saalſchutzes 
und des unterzeichneten Amtsleiters des Jung⸗ 
deutſchen Ordens drang ca. 20 Minuten vor Er⸗ 
öffnung der Verſammlung ein ca. 50 Mann ſtarker 

„A.⸗Trupp, der unter Führung des Ortsgruppen⸗ 
führers Helbing den Vorraum vor dem Saalein⸗ 
gang im Deutſchen Hauſe dicht beſetzt hielt, gewalt⸗ 
ſam in den Saal, überlief den Saalſchutz und den 
Kaſſierer und beſetzte die vorderſten Stuhlreihen. 


Der unterzeichnete Amtsleiter wandte ſich an 
den S. A.⸗Führer Andres, Neuteichsdorf, doch 
unter allen Umſtänden ſeine Leute zur Ruhe zu 
mahnen, die Stöcke abgeben zu laſſen, und bei der 
Einkaſſierung der Beiträge won den gewaltſam 
in den Saal Eingedrungenen behilflich zu fein, da 
keinerlei Angriffe von ſeiten des Saalſchutzes oder 
des Redners zu befürchten ſeien. Nach ruhiger 
Aufforderung des Verſammlungsleiters Könic die 
Stöcke abzugeben, und das Eintrittsgeld zu ent⸗ 
richten, ertönte plötzlich ein ſcharfer Pfiff. Wie 
auf Kommando ſchlugen die S. A.⸗Leute den Ver⸗ 
ſammlungsleiter, die Kaſſierer und ca. zehn zu 
dieſer Zeit im Saal anweſende Ordensbrüder, die 
durch ihre Ordenstracht kenntlich waren, brutal 
mit Stühlen, Keulen und mit Spaten verſehenen 
Eichenſtöcken nieder und mißhandelten werſchiedene 
Schwerverletzte, deren Ausſagen noch beigebracht 
werden, übel. In die Seitenlogen flüchtende Gäſte 
beſonders auch Frauen, wurden von den Danzi⸗ 
ger S. A.⸗Leuten mit Stühlen beworfen. Nachdem 
der geringe Saalſchutz von der Uebermacht über⸗ 
wältigt war, riſſen S. A.⸗Leute offenſichtlich mut⸗ 
willig den Saalſchmuck von der Decke, zertrüm⸗ 


— 
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merten Beleuchtungskörper und an den Wänden ſtimmt bei dieſem Gericht erreichen, daß der (0) 


hängende Vereinsbilder und die noch unverſehrt im 
Saal befindlichen Stühle und Tiſche. 
Es werden dann die Zeugen angegeben; dann 
heißt es weiter: 

Nach der Durchführung des planmäßigen Ueber⸗ 
falls zogen ſich die Nationalſozialiſten geſchloſſen 
zurück. Die Verſammlung wurde nun ordnungs⸗ 
mäßig durchgeführt und nach ruhiger Ausſprache 
geſchloſſen. Ein ſtarker S. A.⸗Trupp erſchien ca. 
eine halbe Stunde nach Beginn der eigentlichen 
Verſammlung unter Führung des Abg. Greiſer, 
immer noch bewaffnet mit Gummiknüppeln, Stök⸗ 
ken und Keulen vor dem Deutſchen Haus und ver⸗ 
langte Einlaß in den Saal, den das mittlerweile 
eingetroffene Schupokommando verweigerte. Die 
S. A.⸗Leute verlangten dann laut und drohend, das 
gegenüberliegende Ordenslokal von Fritz Epp zu 
ſtürmen, was jedoch nicht in die Tat umgeſetzt 
wurde. Alsdann verließ die S. A. Tiegenhof. 

Wenn das nicht Roheitsakte ſind, dann weiß man 
nicht, was noch als Roheitsakt zu bezeichnen wäre. 
Zu dieſem Vorgang hat der Rechtsausſchuß Stel⸗ 
lung genommen. Hier war es das Zentrum, das 
erklärte, es wäre eine politiſche Tat, und man 
könne die Immunität nicht aufheben, weil es mit 
der Politik unmittelbar zuſammenhänge. Ohne 
in der Verſammlung drinnen zu ſein, noch bevor 
die Verſammlung angefangen hat, werden die 
Leute dort mißhandelt, wird alles mögliche kurz 
und klein geſchlagen. Trotzdem ſoll das eine po⸗ 
litiſche Handlungsweiſe ſein. Aber den Arbei⸗ 
tern, die im Kampf um beſſere Lebens⸗ und Ar⸗ 
beitsbedingungen ſtehen, und dieſen Kampf mit 
aller Energie führen, wird die Amneſtie verſagt. 
So hat man auf Grund dieſes Amneſtiegeſetzes 
bereits die Beſchwerde von der nächſthöheren In⸗ 
ſtanz, der Strafkammer, abgelehnt. Es iſt damit 
zu rechnen, daß in der nächſten Zeit die 12 Land⸗ 
arbeiter verhaftet werden und ihre Familien ohne 
Ernährer daſtehen, während auf der anderen Seite 
alle diejenigen, die ſich tatſächlich Roheitsakte 
haben zuſchulden kommen laſſen, frei ausgehen. 
Ich erinnere in dieſem Zuſammenhang an das 
letzte Urteil, das von unſerer berühmten Danzi⸗ 
ger Juſtiz gefällt worden iſt. Es handelt ſich um 
den Ueberfall des Nationalſozialiſten in der 
Tiſchlergaſſe auf den 81jährigen Arbeiter. (Das 
iſt ja Schwindel! bei den Nationalſozialiſten.) 
Wenn Sie nicht ſo dumm wären, würden Sie 
nicht mit ſolchen Zwiſchenrufen kommen. (Abg. 
Maaß: Bedaure, Ihren Eierkopf nicht zu haben!) 
Das Gericht hat feſtgeſtellt, daß hier ein Roheits⸗ 
akt vorlag. Wenn ſolch ein objektives Gericht wie 
das Danziger, einen Roheitsakt feſtſtellt, dann 
geht das beſtimmt über die Roheit hinaus. Wenn 
man einem alten Mann den Arm bricht, ihn 
niederſchlägt und mit den Füßen auf ihn herum⸗ 
trampelt, was kommt dabei heraus? Der gute 
Mann bekam zwei Monate Gefängnis dafür und 
dazu noch drei Jahre Strafausſetzung (Abg. 
H. Friedrich: Es it ſchon Berufung eingelegt!) 
Sie werden es nicht durchführen, denn Sie haben 
ja Ihr Amt als Verteidiger niedergelegt. Aber 
ich glaube ſchon, daß dieſer Mann völlig freige⸗ 
ſprochen werden wird. Wenn Sie ſagen, es ſei 
Berufung eingelegt, dann iſt es beſtimmt nicht 
geſchehen, weil die Strafe zu niedrig war, ſon⸗ 
dern, weil fie zu hoch erſcheint. Sie werden es be⸗ 


Mann mit einer geringeren Strafe wegkommt, 
wenn er nicht vollſtändig freigeſprochen wird. 
Wenn Herr Truppner die Berufung durchführt, 
dann ſitzt einer Ihrer beſten Freunde im Gericht, 
trotzdem Herr Claaßen auch eine berühmte natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Parteimarke iſt. (Was der alles 
weiß! bei den Nationalſozialiſten.) Das ſieht man 
ſchon aus ſeinen Urteilen. Herr Claaßen hat 
Herrn Dr. Bumke abgelöſt. Solange war Herr 
Dr. Bumke einer der reaktionärſten. Aber Herr 
Claaßen verſteht es noch beſſer als Herr Dr. 
Bumke, beſonders dann, wenn es gilt, Arbeiter zu 
verdonnern und mit recht hohen Strafen ins Ge⸗ 
fängnis einzuliefern. So iſt die Amneſtie durch 
dieſe Regierung vollſtändig verſchandelt worden. 
Wenn die Abgeordneten noch ein bißchen Ehr⸗ 
gefühl im Leibe haben, wenn ſie der Meinung 
ſind, daß tatſächlich mit gleichem Maß gemeſſen 
werden muß, dann muß dieſer 8 2 aus dem 
Amneſtiegeſetz verſchwinden. Es geht nicht an, 
daß man dort Roheit unterſchiebt, wo keine vor⸗ 
handen iſt, wo lediglich eine Verteidigung ſtatt⸗ 
gefunden hat, andererſeits tatſächliche Roheits⸗ 
akte amneſtiert. 


Wir verlangen mit aller Entſchiedenheit, daß 
unſer Antrag angenommen wird, um die Gefahr 
des Verhaftetwerdens von den Landarbeitern ab⸗ 
zuwenden, beſonders auch, damit ſofort derjenige, 
der wieder inhaftiert worden iſt, der ſchon einmal 
entlaſſen war, als dieſe Amneſtie ſchwebte, eben⸗ 
falls ſofort aus der Haft entlaſſen wird. In die⸗ 
ſem Zuſammenhang möchte ich noch darauf hin⸗ 
weiſen, daß es Zeit iſt, mit dieſer Juſtiz Schluß 
zu machen. Hier werden zwei Monate Gefängnis 
mit drei Jahren Strafausſetzung verhängt, weil 
einem alten Mann der Arm gebrochen wurde, 
weil man ihn niederſchlug und auf ihm herum⸗ 
trampelte. Auf der anderen Seite gibt es ein 
Jahr, drei Monate Gefängnis, weil ein National⸗ 
ſozialiſt eins in die Freſſe bekommen hat, was 
noch gar nicht einmal nachgewieſen werden kann. 
In dem Prozeß gegen den jungen Kommuniſten 
Bartſch hat keiner der Zeugen beeiden können, 
daß Bartſch das Meſſer geführt hat. Trotzdem 
wird Bartſch von einem Claaßen zu einem Jahr 
drei Monaten Gefängnis verurteilt. Die Ge⸗ 
meinheit liegt darin, daß jetzt die Berufung über⸗ 
haupt nicht durchgeführt wird. Weshalb wird 
der Junge noch feſtgehalten? Weil es der ge⸗ 
meinen Juſtiz gefällt. Wir erheben den ſchärf⸗ 
ſten Proteſt dagegen und werden über dies Haus 
hinaus die Bevölkerung alarmieren und ihr 
zeigen, wie gemein die Juſtiz mit Unterſtützung 
dieſer Mordbande gegen die Arbeiterſchaft 
vorgeht. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor. Der Aelteſtenausſchuß 
ſchlägt dem Hauſe Ueberweiſung an den Rechts⸗ 


ausſchuß vor. Ich höre keinen Widerſpruch; es iſt 
ſo beſchloſſen. Zur Geſchätfsordnung hat das 


Wort der Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage, 
die nächſte Sitzung am Freitag, dem 5. Juni 1931, 


abzuhalten. Als erſten Punkt beantrage ich, die 


(A 
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Druckſache Nr. 272 betr. Abänderung des Er- 

werbsloſenfürſorgegeſetzes in der Faſſung vom 

13. März 1931 auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsord⸗ 

nung hat das Wort der Herr Abg. Greiſer. 


Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich bean⸗ 
trage, die nächſte Volkstagsſitzung auf Freitag, 
den 5. Juni 1931, anzuberaumen. Erſter Punkt 
der Tagesordnung: Antrag auf Druckſache Nr. 
265 betr. Erwerbsloſenfürſorge. Ferner bean⸗ 
trage ich, den Herrn Präſidenten zu ermächtigen, 
weitere Punkte auf die Tagesordnung zu ſetzen. 

Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Müller. 

Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): Ich be⸗ 
antrage, die nächſte Sitzung für nächſten Mittwoch 
anzuberaumen und die Feſtſetzung der Tages⸗ 
ordnungspunkte dem Herrn Präſidenten zu über⸗ 
laſſen. (Abg. Langnau: Sie ſind Oberſtudienrat 
geworden!) 

Vizepräſident Philipſen: Es liegen zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung drei Anträge vor: 1. der Antrag 
Langnau, die nächſte Sitzung am Freitag, dem 
5. Juni, nachmittags 3% Uhr, abzuhalten und auf 
die Tagesordnung die Druckſache Nr. 272 zu 
ſetzen. Dann der Antrag Greiſer, die nächſte 
Sitzung am Freitag, dem 5. Juni, nachmitags 
3% Uhr, abzuhalten, die Druckſache Nr. 265 auf 
die Tagesordnung zu ſetzen und den Präſidenten 
zu ermächtigen, weitere Punkte auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen; 3. der Antrag Müller, die 
nächſte Sitzung auf Mittwoch, den 10. Juni, nach⸗ 
mittags 3% Uhr, feſtzuſetzen und den Präſidenten 
zu ermächtigen, die Tagesordnung zu beſtimmen. 


Ich werde zunächſt darüber abſtimmen laſſen, 
wer dafür iſt, daß am Freitag getagt wird. Wird 
dementſprechend beſchloſſen, dann iſt der Antrag 
Müller erledigt. Dann würde ich über den An⸗ 
trag Langnau, und falls der abgelehnt wird, über 
den Antrag Greifer abſtimmen laſſen. Wer da⸗ 
für iſt, daß die nächſte Sitzung auf Freitag, den 
5. Juni, nachmittags 3% Uhr, feſtgeſetzt wird, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Vorher ſtand die Mehrheit, der 
Antrag, die nächſte Sitzung am Freitag, dem 
5. Juni 1931, nachmittags 3% Uhr, abzuhalten, iſt 
damit angenommen. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Ich bitte, auf 
die Tagesordnung der Sitzung am Freitag die 
Druckſache Nr. 273 zu ſetzen. 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Der Antrag auf (O) 


Abänderung der Amneſtie iſt dem Rechtsausſchuß 
überwieſen worden. Ich möchte bitten, daß der 
Rechtsausſchuß morgen tagt, damit dieſer Antrag 
am Freitag gleich in zweiter Leſung mitberaten 
werden kann, um den Inhaftierten oder den noch 
zu Inhaftierenden Gelegenheit zu geben, klar 
zu ſehen, ob die Regierung oder die Regierungs⸗ 
parteien die Amneſtie tatſächlich durchführen wol⸗ 
len, auch für die Landarbeiter, oder ob ſie ſie ab⸗ 
lehnen wollen. 


Vizepräſident Philipſen: M. D. u. H.! Dem 
Antrag des Herrn Abg. Raſchke kann nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden, weil der Rechtsausſchuß tatſäch⸗ 
lich noch nicht getagt hat. Einen Punkt, der im 
Ausſchuß noch nicht erledigt iſt, können wir nicht 
auf die Tagesordnung ſetzen. Wir können nur, 
wenn der Antrag angenommen wird, beſtimmte 
Punkte auf die Tagesordnung ſetzen und darüber 
hinaus den Präſidenten ermächtigen, weitere 
Punkte hinzuzunehmen. Damit wäre dem An⸗ 
trag auch Genüge geſchehen. 


Es liegt nun der Antrag Raſchke vor, der die 
Druckſachen Nr. 272 und Nr. 265 auf die Tages⸗ 
ordnung geſetzt haben will und dem Präſidenten 
die Ermächtigung gibt, weitere Punkte auf die 
Tagesordnung zu ſetzen. Ferner liegt der An⸗ 
trag Moritz vor, nur die Druckſache Nr. 273 auf 
die Tagesordnung zu ſetzen. (Abg. Moritz: Auch!) 
Der Antrag Moritz will die Behandlung der 
Druckſache Nr. 272, 273, Nr. 265 und außerdem 
Ermächtigung des Präſidenten, weitere Punkte 
auf die Tagesordnung zu ſetzen. Wird der An⸗ 
trag des Herrn Abg. Moritz angenommen, das iſt 
der weitergehende, dann ſind damit die anderen 
Anträge erledigt. Ich laſſe deshalb zuerſt über 
den Antrag Moritz als den weitgehendſten ab⸗ 
ſtimmen. Wer dafür iſt, daß der Antrag des Abg. 
Moritz angenommen wird, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Ich bitte um die Gegenprobe. Jetzt 
ſteht die Mehrheit, der Antrag Moritz iſt abge⸗ 
lehnt. Der nächſt weitgehende Antrag iſt der des 
Abg. Greiſer. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag des Abg. Greiſer iſt angenommen. (Große 
Unruhe. — Abg. Langnau: Aber mein Antrag!) 
Ich habe den Antrag überſehen. Wir kommen 
noch zu dem Antrag des Abg. Langnau. Wer ihn 


annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 


iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
(Abg. Langnau: Gegenprobe!) Es iſt zu ſpät. 
Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 20 Uhr 5 Minuten.) 


(D) 


(A) 


(B) 
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28. Sigung 


Freitag, den 5. Juni 1931. 
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28. Sitzung 


Freitag, den 5. Juni 1931. 
„Die Sitzung wird 16 Uhr 5 Minuten durch den 
Vizepräſidenten Gaikowski eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des 
Senats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Oberregierungs⸗ 
räte Grunert, Dr. Hemmen; Mitglied des Finanz⸗ 
rats Kapeller. 


Eizepräſtpent Gaitowiti: Ich eröffne die 28. 
Vollſitzung. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Da die Friſten 
va gewahrt find, widerſprechen wir der Bera⸗ 
ung der Punkte 2, 4, 5 und 6 der heutigen Tages⸗ 
ordnung. 
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Vizepräſident Gaikowſti: Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. (Abg. 
Gehl: Er braucht nicht unterſtützt zu werden!) 
Damit find die Punkte 2, 4, 5 und 6 von der heu⸗ 
tigen Tagesordnung abgeſetzt. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
die Druckſache Nr. 273 als Punkt 1a auf die heu⸗ 
tige Tagesordnung zu ſetzen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn die 
Marxiſten es mit ihrem Antrag, den Erwerbs⸗ 
loſen zu helfen und die Ausſteuerung zu beſeiti⸗ 
gen, wirklich ernſt meinten, hätten ſie Gelegen⸗ 
heit gehabt, einen diesbezüglichen Antrag bereits 
vor Monaten einzubringen. Da ſie die Gelegen⸗ 
heit nicht wahrgenommen und dadurch bekundet 
haben, daß ihnen die Not der Erwerbsloſen nicht 
am Herzen liegt, widerſprechen wir dem Antrag. 

Vizepräſident Gaikowſki: Dem Antrag Brill 
iſt widerſprochen worden, er kann nicht auf die 
Tagesordnung geſetzt werden. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe nur 
noch zu ſagen: Wenn die Nationalſozialiſten es 
mit ihrem Antrag ernſt meinten, hätten ſie nicht 
einen Antrag, ſondern einen Geſetzentwurf ein⸗ 
gebracht, weil dann die Regierung dem Volkstag 
dieſen Geſetzentwurf hätte wieder zugehen laſſen 
müſſen, wenn fie ihn ablehnt. Dagegen kann ſie 
mit dem Antrag, wenn er angenommen wird, 
machen was ſie will. Hier zeigt ſich wieder die 
Demagogie der Nazis. Dem Abg. Greiſer habe 
ich nur noch zu ſagen, daß ein ſolcher Antrag, wie 
wir ihn heute ſtellten, bereits dem Volkstage vor⸗ 
gelegen hat. Er iſt aber mit Hilfe der National⸗ 
ſozialiſten abgelehnt worden. Sie lehnten ihn 
damals ab, weil die Verordnung, die heute von 
den Nationalſozialiſten bekämpft wird, doch nur 
mit deren Zuſtimmung überhaupt zuſtande kam. 
Hätten die Nationalſozialiſten damals, als die 
Verordnung zuſtande kam, nicht ihre Zuſtimmung 
gegeben, dann brauchten wir jetzt und auch Sie 
nicht Anträge auf Aenderung der Verordnung zu 
ſtellen und nicht darüber zu ſtreiten. Wie mir 
erzählt wurde, iſt dieſe Beſtimmung, die heute 
Hauptſtreit iſt, überhaupt nur mit Hilfe der Na⸗ 
tionalſozialiſten in die Verordnung hineingekom⸗ 
men. Andere Regierungsparteien haben ſich da⸗ 
gegen gewehrt. Die Nationalſozialiſten demon⸗ 
ſtrieren gegen ihre eigenen Anträge und Be⸗ 
ſchlüſſe. Jetzt ſehen Sie ein, was Sie den Ar⸗ 
beitsloſen zugefügt haben. Sie haben ſie nicht 
nur weiter erwerbslos gemacht, ſondern ſie von 
der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchaltet. 
Außerdem kommen Sie doch mit Ihrem Antrag 
jetzt überhaupt zu ſpät. Sie hätten ihn vor dem 
1. Juni und nicht erſt jetzt einbringen müſſen. Das 
elende Spiel, das Sie durch Ihren Verrat mit 
den Erwerbsloſen treiben, charakteriſiert ſich hier 
am allerbeſten. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Greiſer. 


— 


(©) 


D) 
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Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir haben 
bisher dafür geſorgt, daß die Verordnung des 
Senats ſich nicht hat auswirken können. (Unruhe 
links.) Wir haben dafür geſorgt, daß dieſe Ver⸗ 
ordnung bis zum 1. Juni zurückgeſtellt wurde. 
Heute wird ſich zeigen, ob die Sozialdemokratiſche 
Partei weiterhin eine Partei des organifierten 
Landesverrats iſt, oder ob fie tatſächlich gewillt 
iſt, die Not der Erwerbsloſen zu beſeitigen, ob 
ſie eine Partei der arbeitenden ſchaffenden Be⸗ 
völkerung und nicht, wie es im Volke bekannt 
iſt und bereits heißt, daß ſie eine Partei der 
Großſchieber iſt. Wir widerſprechen nachdrück⸗ 
lichſt noch einmal. 

Vizepräſident Gaikowſki: Ich habe bereits am 
Mittwoch geſagt, daß dieſer Ton im Volkstag 
nicht üblich iſt. Ich bitte, daß wieder ein ruhi⸗ 
ger und fachlicher Ton eintritt. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn der 
Abg. Greiſer, der einer Partei angehört, in der 
ſich Prinzen, Generäle und allerhand ſonſtige 
finſtere Elemente zuſammengefunden haben, 
zehnmal behauptet, daß wir die Partei des or⸗ 
ganiſierten Landesverrats find, jo wird aber da⸗ 
mit ſeine Behauptung in keinem Falle wahr, 
ſondern zeigt nur, wes Geiſtes Kind er iſt. Ich 
habe ſchon einmal geſagt, daß ich mich wundere, 
wieviel Dummheit ſich hier bei einem einzelnen 
Menſchen verkörpern kann. Bisher hatte ich das 
nicht geglaubt. Die Sozialdemokratiſche Fraktion 
hat am 25. Februar 1931 in Druckſache Nr. 137 
den Antrag geſtellt, die Notverordnung aufzuhe⸗ 
ben. Dieſer Antrag iſt mit Hilfe der National⸗ 
ſozialiſten und des Großmauls Greiſer abgelehnt 
worden. (Hört, hört! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Brill, ich 
möchte Ihnen dasſelbe ſagen, was ich Herrn 
Abg. Greiſer geſagt habe. Ich hoffe, daß endlich 
im Danziger Volkstag die Ruhe und Beſonnen⸗ 
heit einzieht. Ich rufe Punkt 1 der Tagesord⸗ 
nung auf: 

Antrag der Abg. Dr. Thimm, Greiſer 
u. Fr. auf Abänderung der Verordnungen 
über die Erwerbsloſenfürſorge. 
Druckſache Nr. 265. Dazu die Entſchließung in 
Druckſache Nr. 279 und Abänderungsantrag Nr. 
280. (Abg. Greiſer: Ich beantrage nach den Re⸗ 
den namentliche Abſtimmung! — Lachen und Zwi⸗ 
ſchenrufe links. — Abg. Brill: Iſt es drüben ſo 
heiß?) Zur Begründung hat das Wort der Herr 
Abg. Heinz Friedrich. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
M. D. u. H.! Der Senat hat auf Grund des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes eine Verordnung zur Abän⸗ 
derung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes erlaſſen, 
wonach die Erwerbsloſen, die jährlich weniger 
als drei Monate gearbeitet haben, die alſo jetzt 
mehr als 27 Monate erwerbslos waren, aus der 
Erwerbsloſenfürſorge ausgeſteuert und der Wohl⸗ 
fahrtspflege überwieſen werden ſollen. (Abg. 


Moritz: Mit Ihrer Hilfe!) Wir haben der Regie⸗ 
rung von Anfang an nicht verhehlt, daß wir gegen 
dieſe Beſtimmung, die zum Teil ohne unſere Zu⸗ 
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ſtimmung erlaſſen worden iſt, die allergrößten 
Bedenken hätten. (Zuruf des Abg. Joſeph.) 
Damals wurde uns vom Senat angegeben, daß 
es ſich um eine Beſtimmung auf weite Sicht han⸗ 
dele und daß es aller Vorausſicht nach durch 
verſtärkte Tätigkeit der Arbeitsnachweiſe gelin⸗ 
gen werde, den größten Teil dieſer Erwerbsloſen 
wieder dem Arbeitsmarkt zuzuführen. Die Ar⸗ 
beitsvermittlung dieſer Erwerbsloſen ſchien inſo⸗ 
fern erleichtert zu fein, als es nach der Verord⸗ 
nung des Senats ja nur einer weiteren Arbeit 
von drei Monaten bedurfte, um den Erwerbslo⸗ 
ſen wieder ihren Anſpruch auf Weiterbezug der 
Erwerbsloſenfürſorge zu ſichern. Die National⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter⸗-Partei und ihre 
Volkstagsfraktion hat demgemäß den Termin vom 
1. April d. Is., der für das Inkrafttreten dieſer 
Beſtimmung von der Regierung vorgeſehen war, 
auf den 1. Juni vertagen laſſen, um ſich der Aus⸗ 
wirkung dieſer Verordnung zu vergewiſſern. Wir 
haben im Laufe der Zeit, namentlich im Monat 
Juni d. Is., die Wahrnehmung machen müſſen, 
daß es nicht gelungen iſt, auch nur einen annähernd 
erträglichen Teil dieſer Auszuſteuernden wieder 
dem Arbeitsmarkt zuzuführen. Wir haben na⸗ 
mentlich die Erfahrung machen müſſen, daß die 
Arbeitsämter, das iſt allerdings ein Kapitel für 
ſich, nach ihrer jetzigen Verfaſſung ſich in gar kei⸗ 
ner Weiſe die erforderliche Mühe gegeben haben, 
dieſe ausgeſteuerten Erwerbsloſen unterzubrin⸗ 
gen. (Phantaſt! und Zurufe links.) Wir ſind 
dann in der zweiten Hälfte des verfloſſenen Mo⸗ 
nats beim Senat vorſtellig geworden und haben 
ihn darauf hingewieſen, daß wir keinesfalls in 
die Ausſteuerung einwilligen könnten, in Anbe⸗ 
tracht der Tatſache, daß offenbar von ſeiten der 
ſtaatlichen Arbeitsämter nicht das Genügende 
geſchehen ſei, um dieſen Leuten zu helfen. Wir 
haben uns Material darüber erbeten, in welchem 
Ausmaß dieſe Leute vermittelt worden ſind 
und haben den Senat nochmals erſucht, vor To⸗ 
resſchluß den Arbeitsämtern aufzugeben, gerade 
dieſe von der Ausſteuerung bedrohten Erwerbs⸗ 
loſen in erſter Linie zu vermitteln. Erſt in letzter 
Minute iſt von den Arbeitsämtern ein Teil die⸗ 
ſer Erwerbslosen vermittelt worden. Man kann 
ſagen, daß ſich die Arbeitsämter erſt in den letz⸗ 
ten Tagen, nachdem wir vorſtellig geworden ſind, 
auf ihre Pflicht zur vorzugsweiſen Vermittlung 
dieſer Leute beſonnen haben. 

Trotzdem ſind uns von der Regierung bezüg⸗ 
lich der Zahl der Auszuſteuernden folgende Mit⸗ 
teilungen gemacht worden. In der Stadt Danzig 
werden 1500 Erwerbsloſe davon betroffen. Es 
iſt uns von anderer Seite mitgeteilt worden, 
daß in der Gemeinde Ohra 400 Erwerbsloſe in 
Frage kommen. Das wären 1900. Wir haben 
uns das Bild dahin ergänzt, daß man nach 
dieſen Zahlen im Freiſtaat mit etwa 3000 Er⸗ 
werbsloſen rechnen muß, die der Armenpflege 
anheimfallen würden. Die N. S. D. A. P. weiß, 
daß die Zukunft Danzigs und der ſchaffenden 
Bevölkerung in ihre Hände gelegt iſt. (Bravo! 
rechts. — Heiterkeit links.) Sie weiß ſich vom 
Vertrauen der arbeitenden Bevölkerung getra⸗ 


m 
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(B) der ganze Finanzplan der Regierung dadurch 
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(Friedrich, Heinz, Abgeordneter) 

gen, da namentlich die letzten Wahlen zu den 
Kreistagen in Oldenburg und tagtäglich im 
Deutſchen Reich das beweiſen, (Zwiſchenrufe 
links.) wo die ſauberſte Partei Deutſchlands mit 
Rieſenſchritten zurückgeht. 

2 Man kann die 3000 Volksgenoſſen nicht ein⸗ 
fach mit einem Schlage der Armenfürſorge über- 
weiſen. (Abg. Mau: Das haben Sie doch ge⸗ 
macht! — Abg. Senftleben: Iſt es im Reiche an⸗ 
ders?) Es iſt unerträglich für uns und koſte es 
den Staat ſelbſt einige Mittel mehr, 3000 Leute, 
die zum Teil infolge Verſagens der Arbeitsäm⸗ 
ter, zum Teil ſicher auch infolge der troſtloſen 
Lage des Arbeitsmarktes überwiegend ohne ihre 
Schuld heute erwerbslos daſtehen, aus der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge herauszunehmen und der 
Armenpflege preiszugeben. 

Unſere Stellungnahme iſt bekannt. Wir wer⸗ 
den den von uns eingeſchlagenen Weg, das Hin⸗ 
ausſchieben dieſes Termins vom 1. Juni min⸗ 
deſtens auf den 1. September zwecks weiterer 
Beobachtung des Standes der Sache zu 
verlangen, bis zu Ende gehen. Wir 
können in aller Ruhe über dieſe Dinge 
debattieren, namentlich auch mit der Regierung. 
Es ſind von Regierungsſeite an die Preſſe Nach⸗ 
richten über die Auswirkung unſeres Antrags 
gegeben worden, die abſolut unrichtig und halt⸗ 
los ſind. (Zwiſchenrufe links.) Es iſt geradezu 
unverſtändlich, wie man als die Tragweite un⸗ 
tes Ynttags bezeichnen kann, daß jährlich 2 bis 

Millionen Mehrausgaben entſtänden, und daß 


ins Wanken gerate. (Große Unruhe.) Ich mu 
von vornherein darauf ne 536 5 100 
der Regierung nicht ſo niedrig denken, daß wir 
annehmen, ſie habe ihre Finanzpläne auf einer 
ſo ſeichten Grundlage aufgebaut, daß wenn heute 
n Erwerbsloſer ausſcheidet und nach drei Mona⸗ 
en Beſchäftigung vielleicht wieder erwerbslos 
wird, 55 alſo den Anſpruch auf die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge doch weiter hat, 
reform umfällt. Er wird 
der Erwerbsloſenfürſorge doch weiter in An⸗ 
ſpruch nehmen. Wir haben das umſo weniger 
annehmen können, als gerade die Regierung 
uns immer wieder verſichert hat, daß ſie alles 
aran ſetzen werde, dieſe Ausgeſteuerten der Ar⸗ 
10 zuzuführen. Sie würden alſo nach drei⸗ 
deer Beſchäftigung ſowieſo äußerſten Falls wie⸗ 
1 Erwerbsloſenfürſorge zurückkehren können. 

2 bi = find von Seiten des Senats Zahlen von 
kosten 3 Millionen genannt, die unſer Antrag 
100 en ſoll. Das iſt unrichtig. Das wäre richtig, 
5 enn man dieſe Leute, wir wollen einmal ſagen, 
otſchlagen würde, ſo daß ſie kein Geld mehr 
ie würden, oder wenn man ſie aufs Feld 
935 en würde, um Gras, Kräuter und vielleicht 
5 . von Genf oder der bisherigen Danzi⸗ 
Zwi ißregierung zu verzehren. (Heiterkeit und 
men links.) Der Senat plant befannt- 
el ieſe Erwerbsloſen durch die Armenpflege 
rſorgen zu laſſen. Es iſt uns vom Senat die 
um gemacht worden, daß die Wohl⸗ 
0 rtsunterſtützung dieſer auszuſteuernden Er⸗ 
erbsloſen erheblich höher ſein müßte als die 


ihre Finanz⸗ 
alſo die Mittel 
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Armenunterſtützungsſätze der übrigen Wohl⸗ 
fahrtsempfänger. Es handelt ſich bei den Aus⸗ 
zuſteuernden um Ernährer von Familien, wäh⸗ 
rend die Objekte der Wohlfahrtspflege zum gro⸗ 
ßen Teil aus dem Arbeitsprozeß bereits ausge⸗ 
ſchiedene Leute ſind. (Zwiſchenrufe und große Un⸗ 
ruhe links.) Rechnet man, daß dieſe Auszuſteu⸗ 
ernden im Wege der Armenpflege nur mit der 
Hälfte der jetzigen Sätze unterſtützt werden müß⸗ 
ten, was ſicher eine ſehr geringe Annahme iſt, 
würden ſich die angegebenen 2 bis 3 Millionen, 
die unſer Antrag koſten würde, auf genau die 
Hälfte ermäßigen. Es iſt aber weiter zu beachten, 
daß unſer Antrag lediglich einen Aufſchub der 
bisherigen Friſt um drei Monate will, um die 
Entwicklung der Dinge weiter zu beobachten und 
um dem Senat Gelegenheit zu geben, auf die 
Arbeitsämter zwecks Vermittlung dieſer Leute 
einzuwirken. Wir wollen weiter nichts als eine 
Beobachtungsfriſt bis zum 1. September, alſo 
drei Monate. Dividiert man die von mir ge⸗ 
nannte Zahl von 11% Millionen, die der An⸗ 
trag jährlich koſten würde, durch die drei 
Monate, dann kommt man auf den vierten Teil 
dieſer Summe, das heißt, etwa 250 000 bis 
350 000 Gulden. Es muß aber doch weiter berück⸗ 
ſichtigt werden, daß ein großer Teil dieſer Leute 
nach den eigenen Erklärungen des Senats der 
Arbeit durch beſchleunigte Vermittlung wieder 
zugeführt werden joll, daß alſo nach den eigenen 
Erklärungen des Senats zu erwarten iſt, daß ein 
großer Teil dieſer Leute durch verſtärkte Ar⸗ 
beitsvermittlung aus der Erwerbsloſenfürſorge 
bezw. aus der Wohlfahrtspflege wieder heraus⸗ 
kommt. Das Fazit iſt zunächſt das, daß die von 
der Regierung genannte Summe ſich ſchlechteſten⸗ 
falls auf den vierten Teil vermindern würde; 
denn unſer Antrag bezweckt zunächſt eine Rege⸗ 
lung für eine Zeit von drei Monaten. Da von 
gehen weiter die Wohlfahrtsaufwendungen ab, 
die für dieſe Leute gemacht werden müſſen, die 
wieder etwa die Hälfte der ſich danach ergebenden 
Zahl ausmachen. 

Es iſt weiter zu beachten, daß die Gemeinden 
kein Geld haben. Das iſt ein notoriſcher Zu⸗ 
ſtand. Es iſt uns von Seiten des Senats geſagt 
worden, daß es Aufgabe der Gemeinden iſt, ſich 
an den Kreis zu wenden, der einen Ausgleichs⸗ 
fonds habe. (Zwiſchenrufe links.) Wenn die 
Kreiſe auch nichts haben, müſſen ſie ſich an den 
Staat wenden, der zu dieſem Zweck einen weite⸗ 
ren Ausgleichsfonds bereitſtellt. Wenn doch 
Mittel fließen müſſen, und wenn dieſe Mittel 
doch öffentliche Mittel ſein müſſen, d. h. Ge⸗ 
meinde⸗, Kreis⸗, oder Staatsmittel, dann iſt es 
völlig gleich, ob dieſe Mittel à Conto der Wohl⸗ 
fahrtspflege oder à Conto der Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge gezahlt werden. Dann bedarf es lediglich 
einer Beſtimmung des Senats, die ſowieſo aufzu⸗ 
wendenden Mittel der Erwerbsloſenfürſorge zu⸗ 
zuführen, damit ſie dort aufgewandt werden und 
nicht bei der Wohlfahrtspflege. Wir errechnen den 
geſamten Aufwand auf höchſtens 200 000 Gulden. 
Der von der Regierung genannte Betrag von 2 
bis 3 Millionen teilt ſich durch vier, da er für ein 
Jahr berechnet iſt, während unſer Antrag nur 


C) 


— 
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(A) für drei Monate gilt. Man käme dann rechneriſch 


auf die Summe von 500 000 Gulden bis 750 000 
Gulden. Dieſe Summe vermindert ſich weiter 
um die zu zahlende Wohlfahrtsunterſtützung, die 
ich mit der Hälfte dieſer Summe veranſchlagt 
habe. Das ergäbe einen Betrag von 250 000 bis 
375 000 Gulden. Man muß weiter in Rechnung 
ſetzen, daß ein großer Teil dieſer Erwerbsloſen bei 
verſtärkter, pflichtmäßiger Tätigkeit der Arbeits⸗ 
ämter vermutlich arbeiten würde, ſo daß die eben 
geſchätzte Summe von 250 000 bis 375 000 Gul⸗ 
den ſich weiter verringern würde. Es iſt alſo 
rechneriſch ſo, daß unſer Antrag beſtenfalls auf 
200 000 Gulden käme. Sie dürfen vergewiſſert 


ſein, m. D. u. H., daß, wenn es die 
Frage gilt, ob in einem ſolch kritiſchen 
Fall der deutſche Menſch oder das Geld zu 


ſchützen ſei, wir unbedenklich den Menſchen, den 
Volksgenoſſen, ſchützen werden und nicht diejeni⸗ 
gen, die von Staats wegen herangezogen werden 
müſſen, wenn es gilt, einen ſolchen Mißſtand zu 
beſeitigen. (Zuruf des Abg. Moritz.) Schauen 
Sie in Ihren eigenen Spiegel, dann ſehen Sie 
das Untermenſchentum zur Genüge. Die Regie⸗ 
rung hat die Frage der Mittel angeſchnitten. 

Ich darf darauf verweiſen, daß in Deutſch⸗ 
land eine Verordnung der ſchwarz-roten Regie⸗ 
rung bevorſteht, die die dortigen Beamtengehäl⸗ 
ter um 4 bis 8 Prozent weiter kürzt. Als wir 
ſeinerzeit bei der Regelung der Finanzreform be⸗ 
antragten, den Feſtbeſoldetenſteuerabzug nach der 
Höhe der Gehälter zu ſtaffeln, wurde uns von der 


(B) Regierung erwidert, daß das aus verfaſſungs⸗ 


rechtlichen Gründen nicht möglich ſei. Der Vor⸗ 
gang in Deutſchland beweiſt, daß ein derartiges 
Hindernis weder beſtanden hat, noch jetzt be⸗ 
ſteht. Ich weiſe weiter darauf hin, daß in 
Danzig an Beamtenbeſoldungen etatsmäßig 
eine Summe von 6 Prozent der deutſchen Gehäl⸗ 
ter mehr gezahlt wird, ſo daß wir ſo gerechnet in 
Danzig ein Plus von 6 und 4, alſo 10 Prozent 
gegenüber der niedrigſten und 6 und 8 Prozent 
gegenüber der höchſten Staffel in Deutſchland ha⸗ 
ben. Wir haben hier demnach bis 14 Prozent an 
Plus gegenüber den Verhältniſſen in Deutſchland. 
Ich erkläre mit aller Beſtimmtheit, daß dieſe 
Rechnung über die Reſerven, auf die wir die Re⸗ 
gierung hinweiſen, nicht bedeuten ſoll, daß wir 
irgendwie unſere Zuſtimmung zu einer erneuten 
Kürzung der Gehälter der kleineren und mittle⸗ 
ren Beamten geben würden. (Lachen links.) Ein 
ſolcher Weg iſt ungangbar. Wir weiſen aber dar⸗ 
auf hin, daß es nicht gelungen iſt, die ungeheuren 
Gehälter, die noch vor unſerer Zeit an die Sena⸗ 
toren und gewiſſe Spitzenbeamte gezahlt werden, 
abzubauen. Insbeſondere iſt es nicht gelungen, 
den Penſionären der früheren Zeit, die Bezüge 
bis zu 30 000, — Gulden haben, weit mehr, als 


ein jetzt tätiger Senator bezieht, dieſe 
zu kürzen und die Bezüge der roten 
Senatoren, deren Verdienſt und Arbeit um 


den Staat gleich Null iſt, abzubauen. Wir weiſen 
die Regierung nochmals auf die Reſerven hin, 
die hier für Danzig noch vorhanden ſind. Es gibt 
nach unſerer Auffaſſung für die Regierung kein 
Hindernis, wenn ſie für ſoziale Zwecke Geld 
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braucht, es da zu nehmen, wo es zu nehmen iſt, 
nämlich bei den Penſionen der Senatoren aus 
früherer Zeit und bei den hohen Gehältern, die 
zur Zeit gegenüber der Belaſtung in Deutſchland 
ein weſentliches Plus für die Bezieher darſtellen. 

Wir können es aber nicht zulaſſen, daß einer⸗ 
ſeits geſagt wird, wir hätten für äußerſte ſoziale 
Zwecke, nämlich für die Wiederverſorgung von 
3000 Familienvätern, denen man keine Arbeit 
hat beſchaffen können, kein Geld, andererſeits 
aber nichts getan wird, noch offenbar zu tun be⸗ 
abſichtigt iſt, um die außerordentlich großen Be⸗ 
züge herabzuſetzen, die in Danzig noch vorhanden 
find. Wir bitten alſo unſern Antrag anzuneh⸗ 
men. Während der folgenden drei Monate wer⸗ 
den wir den Stand des Arbeitsmarktes und die 
Vermittlung dieſer Leute kontrollieren. Wir hof⸗ 
fen, daß die Regierung alles tun wird, um dieſen 
Leuten mit beſonderem Nachdruck zur Arbeit zu 
verhelfen. Wir werden den Weg, den wir einge⸗ 
ſchlagen haben, bis zu Ende gehen. Die Parteien, 
die unſeren Antrag ablehnen ſollten, tragen die 
Verantwortung dafür, daß 3000 Familienväter 
demnächſt Armengeld beziehen müſſen. (Lebhafte 
Zwiſchenrufe links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Ehe ich weiter das 
Wort erteile, gebe ich bekannt, daß folgender 
Abänderungsantrag des Abg. Moritz u. Fr. ein⸗ 
gegangen iſt: Der Antrag iſt mir perſönlich über⸗ 
reicht worden. Er iſt noch nicht verteilt. Ich ver⸗ 
leſe ihn, damit er ſofort mitberaten werden kann. 

Abänderungsantrag zu Druckſache Nr. 265. 
Wir beantragen, den Antrag in Druchkſache 
265 wie folgt zu faſſen: 

1. Artikel I Ziffer 7 und 9 der Verordnung über 
bänderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge nebſt Abänderungsgeſetzen vom 13. 2. 31 
(G. Bl. S. 27) iſt aufzuheben. 

2. Im Artikel III der gleichen Verordnung iſt hinter 
dem Worte „Kraft“ ein Punkt zu ſetzen und 
der nachfolgende Satz zu ſtreichen. 

3. Die Verordnung vom 13. 3. 31 (G. Bl. S. 45) 
betr. Aenderung der Verordnung vom 13. 2. 31 
iſt aufzuheben. 

Das Wort hat der Herr Abg. Kloſſowſki. 

Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): „Herr, 
vergieb ihnen, denn ſie wiſſen nicht, was ſie tun!“ 
mußte man unwillkürlich ausrufen, als man hier 
den Herrn Vorredner hörte. (Abg. Greiſer: Sie 
ſind doch Atheiſt, was haben Sie da mit dem 
Herrgott zu tun?) Der alte Fritz, der dort in der 
Ecke ſteht, iſt drei Schritte zurückgegangen, als er 
hier den Appell des Herrn Abg. Friedrich für 
mildernde Umjtände hörte. Denn weiter war es 
doch wirklich nichts, was er hier angeführt hat, 
als mildernde Umſtände für das Verbrechen zu 
erbetteln, das Ihre Partei an den Erwerbsloſen 
verbrochen hat. (Sehr gut! links.) Ich nehme an, 
daß Ihr Verſtand noch ausreicht, um das zu be⸗ 
greifen. Wenn das nicht der Fall ſein ſollte, 
müſſen Sie mir leid tun. Dann werden Sie auc 
nicht diejenigen ſein, die an der Stelle des heuti⸗ 
gen Reiches ein beſſeres ſetzen werden; denn alles, 
was Sie bisher in Danzig gemacht haben, ſind 
Beweiſe der Zuſtände, die im dritten Reich herr⸗ 
ſchen werden, wenn Sie an die Macht kommen 
werden. (Abg. Greiſer: Da werdet Ihr nichts zu 
jagen haben!) Es iſt dafür geſorgt, daß die 
Bäume nicht in den Himmel wachſen, und wen 
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die Götter verderben wollen, ſchlagen fie mit berkreiſe iſt es unmöglich, ſolche Leute in Arbeit (O) 


(Abg. Greiſer: Wir brauchen Ihre 
dämliche Belehrung nicht, Sie dickköpfiger Groß⸗ 
rotz! — Große Unruhe. — Abg. Brill: Das iſt 
die gute Kinderſtube, die er durchgemacht hat! 
Er ſtammt aus dem Kaſchemmenviertell) 

Alle unſere Warnungen ſind hohnlächelnd in 
den Wind geſchlagen worden. Jetzt kommen Sie 
zu der Einſicht, nachdem Sie von Ihren eigenen 
Parteigängern beſtürmt werden, daß Sie ein 
fluchwürdiges Vergehen begangen haben, als Sie 
einer ſolchen Geſetzgebung folgten und ihr den 
Weg bereiteten. Nun wollen Sie das beſſern. 
Leider iſt es ſchon reichlich ſpät; denn ſeit dem 
1. Juni werden die Erwerbsloſen in unſerm 
Staatsweſen in der gemeinſten Weiſe behandelt. 
(Abg. H. Friedrich: Wer hat ſie in Deutſchland 
aus der Erwerbsloſenverſicherung hinausge⸗ 
ſchmiſſen?) 

In der Stadt Danzig wird es jetzt ſo gemacht, 
daß verheiratete Leute, die eine Wohnung für 
30 Gulden haben, die ſie mieteten, als der Mann 
in Arbeit ſtand und die ſie nicht wegwerfen kön⸗ 
nen, 15,90 Gulden Erwerbsloſen-Unterſtützung 
pro Woche bekamen. Die bekommen jetzt vom 
Wohlfahrtsamt den Beſcheid, daß ihre Anter⸗ 
ſtützung auf 11 Gulden die Woche herabgeſetzt 
worden iſt. Stellen Sie ſich das bitte vor. Ich 
kann nicht annehmen, daß Sie gewollt haben, daß 
das Wohlfahrtsamt dieſen ausgeſteuerten Leuten, 
die drei Jahre lang 15,90 Gulden bekommen 
haben, jetzt 11 Gulden gibt. Das wenige, was ſie 
in jungen Jahren an Kleidung, Wäſche, an dürf⸗ 
tigen Möbelſtücken angeſchafft haben, iſt aufge⸗ 
braucht. Nichts iſt da. Ueberall, wo es etwas zu 
betteln gibt an Kleidern bei Verwandten, bei 
den Parteien, laufen die Leute herum. Das 
Wohlfahrtsamt gibt ihnen keine Bekleidung. Es 
hat mit den übrigen Wohlfahrtsempfängern ge⸗ 
nug zu tun. Jetzt in der Stunde, wo die Not für 
dieſe Leute am größten iſt, ſetzt die ſoziale Für⸗ 
ſorge des Senats in einer Weiſe ein, daß man 
dieſen Leuten ſtatt 15,90 Gulden 11 Gulden gibt. 
Man ſagt, jetzt ſolle ihnen endlich Gelegenheit 
gegeben werden, durch dieſe Maßnahmen Arbeit 
zu bekommen. Ich weiß nicht, was ſich dieſe 
Sorte Menſchen, die ſolche Geſetze macht, eigent⸗ 
lich denkt: Kürzung der Unterſtützung von 15,90 
auf 11 Gulden mit der Begründung, ſie ſollen 
jetzt endlich Gelegenheit haben, Arbeit zu be⸗ 
kommen. Wo ſollen dieſe Leute Arbeit bekom⸗ 
men? Was hier der Herr Abg. Friedrich geſagt 
hat, daß die langfriſtigen Erwerbsloſen vor⸗ 
zugsweiſe in Arbeit gebracht werden ſollen, trifft 
ja doch nicht zu, kann nicht zutreffen bei der Ein⸗ 
ſtellung weiter Kreiſe des Danziger Unterneh⸗ 
mertums. Die Neueſten Nachrichten haben mit 
dem Bruſtton der Ueberzeugung geſagt, daß dieſe 
Sorte Menſchen, die drei Jahre keine Arbeit be⸗ 
kommen haben, überhaupt nicht arbeiten will. 
(Abg. Greiſer: Sie arbeiten doch ſchon viel län⸗ 
ger nicht!) Wenn Sie meine Arbeit nicht als 
Arbeit ſchätzen, iſt das Ihre Sache. Ich ſchätze 
jede ehrliche Arbeit, auch Ihre, wenn Sie ſolche 
ausüben, auch wenn Sie mein politiſcher Gegner 
ſind. Aber bei der Einſtellung weiter Arbeitge⸗ 


zu bringen. Aber wäre es auch möglich, brächte 
es doch finanziell der Staatskaſſe nichts ein; 
denn wenn ich eine Arbeitsſtelle zu beſetzen habe 
und ich nehme einen drei Jahre Erwerbsloſen, 
dann kann ich nicht den in die Stelle hineinbrin⸗ 
gen, der ſich nach Anſicht der Arbeitgeber dafür 
beſſer eignet. Die Unterſtützung wird alſo auf 
jeden Fall weiter gezahlt werden müſſen. 

Das Rechenexempel, das Sie aufmachen, 
hinkt alſo. Es iſt nicht möglich, Erſparniſſe da⸗ 
durch zu machen, daß dieſe Leute in Arbeit ge⸗ 
bracht werden. Erſparniſſe können nur gemacht 
werden, wenn es gelingt, die Anterſtützung der 
bisherigen langfriſtigen Erwerbsloſen auf das 
niedrigſte Maß herabzudrücken, wie es das Wohl⸗ 
fahrtsamt in Danzig macht. Den Leuten wird 
auf dem Wohlfahrtsamt geſagt und auch mir, 
daß die Beſtimmungen des Senats ſo lauten. Ich 
glaube es. Die Herren auf dem Wohlfahrtsamt 
können nichts dafür. Sie können nichts anderes 
machen, wenn der große Mann, das iſt Herr Se⸗ 
nator Dr. Wiercinſki, auf den Knopf drückt. (Und 
Sie ſchufen in Deutſchland die Notverordnung! 
bei den Nationalſozialiſten.) Mit den Leuten in 
Deutſchland haben wir nichts zu tun. Uns iſt 
das Hemd näher als die Jacke. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Wenn Sie den Standpunkt nicht einneh⸗ 
men, iſt das ein Zeichen dafür, daß Sie krank ſind. 

Die Laſten, die die Erwerbsloſenfürſorge er⸗ 
ſparen will, ſollen nun von den Gemeinden ge⸗ 
tragen werden. Welche kleine Gemeinde iſt in 
der Lage, die Laſten, die bisher der Staat ge⸗ 
tragen hat, zu übernehmen? Die Gemeinden ſind 
zu 90 Prozent am Ende ihrer Leiſtungsfähigkeit 
angelangt. Deshalb iſt es ein Va banque-Spiel 
der Regierung, den Notleidenden zu ſagen, geht 
zu den Gemeindevorſtehern und verlangt 
Geld. Die Gemeindevorſteher haben kein Geld, 
und die Erwerbsloſen ſind es, die die Gemeinde⸗ 
vorſteher am meiſten bedrängen. Sie ſagen: Du 
biſt die Obrigkeit und Deine Aufgabe iſt es, für 
unſer Wohl zu ſorgen und für das unſerer Fa⸗ 
milien. Namentlich die Gemeindevorſteher im 
Kreis Danziger Höhe, aus Ihrem Domizil (nach 
rechts), laufen zum Landratsamt und beſtürmen 
den Landrat. Sie ſagen: „Wir haben nicht einen 
Pfennig, den Kleinbauern geht es ſchlecht. In⸗ 
duſtrie iſt nicht vorhanden. Die 50 Erwerbsloſen 
unſerer Gemeinde werden jetzt ausgeſteuert, die 
werden keinen Pfennig von uns bekommen; denn 
wir haben keinen Zuſchuß vom Landratsamt be⸗ 
kommen, gebt uns Geld!“ Das Landratsamt 
ſagt, meine Herren Gemeindevorſteher, gehen Sie 
nach Haufe und ſorgen Sie für neue Steuern. 
Dieſe Ratſchläge eines wohlweiſen Landratsamts 
und eines wohlweiſen Senats geben den Er⸗ 
werbsloſen kein Stück Brot, keinen Schluck Kaffee, 
den Kindern keine Nahrungsmittel. Das iſt eine 


Verhöhnung der grenzenloſen Not dieſer ohne 
Schuld ins Elend geratenen Staatsbürger. 

Eine Regierung, die Wert darauf legt, als 
eine verantwortliche bezeichnet zu werden, kann 
hier, wo das Deutſchtum auf dem Spiel ſteht, ſo 
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(Friedrich, Heinz, Abgeordneter) 

für drei Monate gilt. Man käme dann rechneriſch 
auf die Summe von 500 000 Gulden bis 750 000 
Gulden. Dieſe Summe vermindert ſich weiter 
um die zu zahlende Wohlfahrtsunterſtützung, die 
ich mit der Hälfte dieſer Summe veranſchlagt 
habe. Das ergäbe einen Betrag von 250 000 bis 
375 000 Gulden. Man muß weiter in Rechnung 
ſetzen, daß ein großer Teil dieſer Erwerbsloſen bei 
verſtärkter, pflichtmäßiger Tätigkeit der Arbeits⸗ 
ämter vermutlich arbeiten würde, ſo daß die eben 
geſchätzte Summe von 250 000 bis 375 000 Gul⸗ 
den ſich weiter verringern würde. Es iſt alſo 
rechneriſch ſo, daß unſer Antrag beſtenfalls auf 
200 000 Gulden käme. Sie dürfen vergewiſſert 


fein, m. D. u 9, daß, wenn es die 
Frage gilt, ob in einem ſolch kritiſchen 
Fall der deutſche Menſch oder das Geld zu 


ſchützen ſei, wir unbedenklich den Menſchen, den 
Volksgenoſſen, ſchützen werden und nicht diejeni⸗ 
gen, die von Staats wegen herangezogen werden 
müſſen, wenn es gilt, einen ſolchen Mißſtand zu 
beſeitigen. (Zuruf des Abg. Moritz.) Schauen 
Sie in Ihren eigenen Spiegel, dann ſehen Sie 
das Antermenſchentum zur Genüge. Die Regie⸗ 
rung hat die Frage der Mittel angeſchnitten. 

Ich darf darauf verweiſen, daß in Deutſch⸗ 
land eine Verordnung der ſchwarz⸗roten Regie⸗ 
rung bevorſteht, die die dortigen Beamtengehäl⸗ 
ter um 4 bis 8 Prozent weiter kürzt. Als wir 
ſeinerzeit bei der Regelung der Finanzreform be⸗ 
antragten, den Feſtbeſoldetenſteuerabzug nach der 
Höhe der Gehälter zu ſtaffeln, wurde uns von der 
Regierung erwidert, daß das aus verfaſſungs⸗ 
rechtlichen Gründen nicht möglich ſei. Der Vor⸗ 
gang in Deutſchland beweiſt, daß ein derartiges 
Hindernis weder beſtanden hat, noch jetzt be⸗ 
ſteht. Ich weiſe weiter darauf hin, daß in 
Danzig an Beamtenbeſoldungen etatsmäßig 
eine Summe von 6 Prozent der deutſchen Gehäl⸗ 
ter mehr gezahlt wird, ſo daß wir ſo gerechnet in 
Danzig ein Plus von 6 und 4, alſo 10 Prozent 
gegenüber der niedrigſten und 6 und 8 Prozent 
gegenüber der höchſten Staffel in Deutſchland ha⸗ 
ben. Wir haben hier demnach bis 14 Prozent an 
Plus gegenüber den Verhältniſſen in Deutſchland. 
Ich erkläre mit aller Beſtimmtheit, daß dieſe 
Rechnung über die Reſerven, auf die wir die Re⸗ 
gierung hinweiſen, nicht bedeuten ſoll, daß wir 
irgendwie unſere Zuſtimmung zu einer erneuten 
Kürzung der Gehälter der kleineren und mittle⸗ 
ren Beamten geben würden. (Lachen links.) Ein 
ſolcher Weg iſt ungangbar. Wir weiſen aber dar⸗ 
auf hin, daß es nicht gelungen iſt, die ungeheuren 
Gehälter, die noch vor unſerer Zeit an die Sena⸗ 
toren und gewiſſe Spitzenbeamte gezahlt werden, 
abzubauen. Insbeſondere iſt es nicht gelungen, 
den Penſionären der früheren Zeit, die Bezüge 
bis zu 30 000,— Gulden haben, weit mehr, als 


ein jetzt tätiger Senator bezieht, dieſe 
zu kürzen und die Bezüge der roten 
Senatoren, deren Verdienſt und Arbeit um 


den Staat gleich Null iſt, abzubauen. Wir weiſen 
die Regierung nochmals auf die Reſerven hin, 
die hier für Danzig noch vorhanden ſind. Es gibt 
nach unſerer Auffaſſung für die Regierung kein 
Hindernis, wenn ſie für ſoziale Zwecke Geld 
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braucht, es da zu nehmen, wo es zu nehmen iſt, 

nämlich bei den Penſionen der Senatoren aus 

früherer Zeit und bei den hohen Gehältern, die 
zur Zeit gegenüber der Belaſtung in Deutſchland 
ein weſentliches Plus für die Bezieher darſtellen. 

Wir können es aber nicht zulaſſen, daß einer⸗ 
ſeits geſagt wird, wir hätten für äußerſte ſoziale 
Zwecke, nämlich für die Wiederverſorgung von 
3000 Familienvätern, denen man keine Arbeit 
hat beſchaffen können, kein Geld, andererſeits 
aber nichts getan wird, noch offenbar zu tun be⸗ 
abſichtigt iſt, um die außerordentlich großen Be⸗ 
züge herabzuſetzen, die in Danzig noch vorhanden 
find. Wir bitten alſo unſern Antrag anzuneh⸗ 
men. Während der folgenden drei Monate wer⸗ 
den wir den Stand des Arbeitsmarktes und die 
Vermittlung dieſer Leute kontrollieren. Wir hof⸗ 
fen, daß die Regierung alles tun wird, um dieſen 
Leuten mit beſonderem Nachdruck zur Arbeit zu 
verhelfen. Wir werden den Weg, den wir einge⸗ 
ſchlagen haben, bis zu Ende gehen. Die Parteien, 
die unſeren Antrag ablehnen ſollten, tragen die 
Verantwortung dafür, daß 3000 Familienväter 
demnächſt Armengeld beziehen müſſen. (Lebhafte 
Zwiſchenrufe links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Ehe ich weiter das 
Wort erteile, gebe ich bekannt, daß folgender 
Abänderungsantrag des Abg. Moritz u. Fr. ein⸗ 
gegangen iſt: Der Antrag iſt mir perſönlich über⸗ 
reicht worden. Er iſt noch nicht verteilt. Ich ver⸗ 
leſe ihn, damit er ſofort mitberaten werden kann. 

Abänderungsantrag zu Druckſache Nr. 265. 

Wir beantragen, den Antrag in Druckſache 

265 wie folgt zu faſſen: 

. Artikel I Ziffer 7 und 9 der Verordnung über 
bänderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge nebſt Abänderungsgeſetzen vom 13. 2. 31 
(G. Bl. S. 27) iſt aufzuheben. 

2. Im Artikel III der gleichen Verordnung iſt hinter 
dem Worte „Kraft“ ein Punkt zu ſetzen und 
der nachfolgende Satz zu ſtreichen. 

3. Die Verordnung vom 13. 3. 31 (G. Bl. S. 45) 
betr. Aenderung der Verordnung vom 13. 2. 31 
iſt aufzuheben. 

Das Wort hat der Herr Abg. Kloſſowſki. 

Kloſſowſki, Abgeordneter (S. P. D.): „Herr, 
vergieb ihnen, denn ſie wiſſen nicht, was ſie tun!“ 
mußte man unwillkürlich ausrufen, als man hier 
den Herrn Vorredner hörte. (Abg. Greiſer: Sie 
ſind doch Atheiſt, was haben Sie da mit dem 
Herrgott zu tun?) Der alte Fritz, der dort in der 
Ecke ſteht, iſt drei Schritte zurückgegangen, als er 
hier den Appell des Herrn Abg. Friedrich für 
mildernde Umjtände hörte. Denn weiter war es 
doch wirklich nichts, was er hier angeführt hat, 
als mildernde Umſtände für das Verbrechen zu 
erbetteln, das Ihre Partei an den Erwerbsloſen 
verbrochen hat. (Sehr gut! links.) Ich nehme an, 
daß Ihr Verſtand noch ausreicht, um das zu be⸗ 
greifen. Wenn das nicht der Fall ſein ſollte, 
müſſen Sie mir leid tun. Dann werden Sie auch 
nicht diejenigen ſein, die an der Stelle des heuti⸗ 
gen Reiches ein beſſeres ſetzen werden; denn alles, 
was Sie bisher in Danzig gemacht haben, ſind 
Beweiſe der Zuſtände, die im dritten Reich herr⸗ 
ſchen werden, wenn Sie an die Macht kommen 
werden. (Abg. Greiſer: Da werdet Ihr nichts zu 
ſagen haben!) Es iſt dafür geſorgt, daß die 
Bäume nicht in den Himmel wachſen, und wen 
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(Kloſſowski, Abgeordneter) 
die Götter verderben wollen, 


Blindheit. (Abg. Greiſer: Wir brauchen Ihre 


dämliche Belehrung nicht, Sie dickköpfiger Groß⸗ 


rotz! — Große Unruhe. — Abg. Brill: Das iſt 
die gute Kinderſtube, die er durchgemacht hat! 
Er ſtammt aus dem Kaſchemmenviertel!) 

Alle unſere Warnungen find hohnlächelnd in 


den Wind geſchlagen worden. Jetzt kommen Sie 


zu der Einſicht, nachdem Sie von Ihren eigenen 
Parteigängern beſtürmt werden, daß Sie ein 
fluchwürdiges Vergehen begangen haben, als Sie 
einer ſolchen Geſetzgebung folgten und ihr den 
Weg bereiteten. Nun wollen Sie das beſſern. 
Leider iſt es ſchon reichlich ſpät; denn ſeit dem 
1. Juni werden die Erwerbsloſen in unſerm 
Staatsweſen in der gemeinſten Weiſe behandelt. 
(Abg. H. Friedrich: Wer hat ſie in Deutſchland 
aus der Erwerbsloſenverſicherung hinausge⸗ 
ſchmiſſen?) 

In der Stadt Danzig wird es jetzt ſo gemacht, 
daß verheiratete Leute, die eine Wohnung für 
30 Gulden haben, die ſie mieteten, als der Mann 
in Arbeit ſtand und die ſie nicht wegwerfen kön⸗ 
nen, 15,90 Gulden Erwerbsloſen-AUnterſtützung 
pro Woche bekamen. Die bekommen jetzt vom 
Wohlfahrtsamt den Beſcheid, daß ihre Anter⸗ 
ſtützung auf 11 Gulden die Woche herabgeſetzt 
worden iſt. Stellen Sie ſich das bitte vor. Ich 
kann nicht annehmen, daß Sie gewollt haben, daß 
das Wohlfahrtsamt dieſen ausgeſteuerten Leuten, 
die drei Jahre lang 15,90 Gulden bekommen 
haben, jetzt 11 Gulden gibt. Das wenige, was ſie 
in jungen Jahren an Kleidung, Wäſche, an dürf⸗ 
tigen Möbelſtücken angeſchafft haben, iſt aufge⸗ 
braucht. Nichts iſt da. Ueberall, wo es etwas zu 
betteln gibt an Kleidern bei Verwandten, bei 
den Parteien, laufen die Leute herum. Das 
Wohlfahrtsamt gibt ihnen keine Bekleidung. Es 
hat mit den übrigen Wohlfahrtsempfängern ge⸗ 
nug zu tun. Jetzt in der. Stunde, wo die Not für 
dieſe Leute am größten iſt, ſetzt die ſoziale Für⸗ 
ſorge des Senats in einer Weiſe ein, daß man 
dieſen Leuten ſtatt 15,90 Gulden 11 Gulden gibt, 
Man ſagt, jetzt ſolle ihnen endlich Gelegenheit 
gegeben werden, durch dieſe Maßnahmen Arbeit 
zu bekommen. Ich weiß nicht, was ſich dieſe 
Sorte Menſchen, die ſolche Geſetze macht, eigent⸗ 
lich denkt: Kürzung der AUnterſtützung von 15,90 
auf 11 Gulden mit der Begründung, ſie ſollen 
jetzt endlich Gelegenheit haben, Arbeit zu be⸗ 
ER Wo ſollen dieſe Leute Arbeit bekom⸗ 
men? Was hier der Herr Abg. Friedrich geſagt 
hat, daß die langfriſtigen Erwerbsloſen vor⸗ 
zugsweiſe in Arbeit gebracht werden ſollen, trifft 
ja doch nicht zu, kann nicht zutreffen bei der Ein⸗ 
ſtellung weiter Kreiſe des Danziger Unterneh: 
mertums. Die Neueſten Nachrichten haben mit 
dem Bruſtton der Ueberzeugung geſagt, daß dieſe 
Sorte Menſchen, die drei Jahre keine Arbeit be⸗ 
kommen haben, überhaupt nicht arbeiten will. 
(Abg. Greifer: Sie arbeiten doch ſchon viel län⸗ 
ger nicht!) Wenn Sie meine Arbeit nicht als 
Arbeit ſchätzen, iſt das Ihre Sache. Ich ſchätze 
jede ehrliche Arbeit, auch Ihre, wenn Sie ſolche 
ausüben, auch wenn Sie mein politiſcher Gegner 
ſind. Aber bei der Einſtellung weiter Arbeitge⸗ 
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zu bringen. Aber wäre es auch möglich, brächte 
es doch finanziell der Staatskaſſe nichts ein; 
denn wenn ich eine Arbeitsſtelle zu beſetzen habe 
und ich nehme einen drei Jahre Erwerbsloſen, 
dann kann ich nicht den in die Stelle hineinbrin⸗ 
gen, der ſich nach Anſicht der Arbeitgeber dafür 
beſſer eignet. Die Anterſtützung wird alſo auf 
jeden Fall weiter gezahlt werden müſſen. 

Das Rechenexempel, das Sie aufmachen, 
hinkt alſo. Es iſt nicht möglich, Erſparniſſe da⸗ 
durch zu machen, daß dieſe Leute in Arbeit ges 
bracht werden. Erſparniſſe können nur gemacht 
werden, wenn es gelingt, die Anterſtützung der 
bisherigen langfriſtigen Erwerbslosen auf das 
niedrigſte Maß herabzudrücken, wie es das Wohl⸗ 
fahrtsamt in Danzig macht. Den Leuten wird 
auf dem Wohlfahrtsamt geſagt und auch mir, 
daß die Beſtimmungen des Senats ſo lauten. Ich 
glaube es. Die Herren auf dem Wohlfahrtsamt 
können nichts dafür. Sie können nichts anderes 
machen, wenn der große Mann, das iſt Herr Se⸗ 
nator Dr. Wiercinſki, auf den Knopf drückt. (Und 
Sie ſchufen in Deutſchland die Notverordnung! 
bei den Nationalſozialiſten.) Mit den Leuten in 
Deutſchland haben wir nichts zu tun. Ans iſt 
das Hemd näher als die Jacke. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Wenn Sie den Standpunkt nicht einneh⸗ 
men, iſt das ein Zeichen dafür, daß Sie krank ſind. 

Die Laſten, die die Erwerbsloſenfürſorge er⸗ 
ſparen will, ſollen nun von den Gemeinden ge⸗ 
tragen werden. Welche kleine Gemeinde iſt in 
der Lage, die Laſten, die bisher der Staat ge⸗ 
tragen hat, zu übernehmen? Die Gemeinden ſind 
zu 90 Prozent am Ende ihrer Leiſtungsfähigkeit 
angelangt. Deshalb iſt es ein Va banque⸗Spiel 
der Regierung, den Notleidenden zu ſagen, geht 
zu den Gemeindevorſtehern und verlangt 
Geld. Die Gemeindevorſteher haben kein Geld, 
und die Erwerbsloſen ſind es, die die Gemeinde⸗ 
vorſteher am meiſten bedrängen. Sie ſagen: Du 
biſt die Obrigkeit und Deine Aufgabe iſt es, für 
unſer Wohl zu ſorgen und für das unſerer Fa⸗ 
milien. Namentlich die Gemeindevorſteher im 
Kreis Danziger Höhe, aus Ihrem Domizil (nach 
rechts), laufen zum Landratsamt und beſtürmen 
den Landrat. Sie ſagen: „Wir haben nicht einen 
Pfennig, den Kleinbauern geht es ſchlecht. In⸗ 
duſtrie iſt nicht vorhanden. Die 50 Erwerbsloſen 
unſerer Gemeinde werden jetzt ausgeſteuert, die 
werden keinen Pfennig von uns bekommen; denn 
wir haben keinen Zuſchuß vom Landratsamt be⸗ 
kommen, gebt uns Geld!“ Das Landratsamt 
ſagt, meine Herren Gemeindevorſteher, gehen Sie 
nach Hauſe und ſorgen Sie für neue Steuern. 
Dieſe Natſchläge eines wohlweiſen Landratsamts 
und eines wohlweiſen Senats geben den Er⸗ 
werbsloſen kein Stück Brot, keinen Schluck Kaffee, 
den Kindern keine Nahrungsmittel. Das iſt eine 
Verhöhnung der grenzenloſen Not dieſer ohne 
Schuld ins Elend geratenen Staatsbürger. 

Eine Regierung, die Wert darauf legt, als 
eine verantwortliche bezeichnet zu werden, kann 
hier, wo das Deutſchtum auf dem Spiel ſteht, ſo 
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(Kloſſowski, Abgeordneter) 

Man hält die Menſchen 
nicht beim Deutſchtum, wenn man ſie ihrem 
Schickſal überläßt, und ſie verrecken und verhun⸗ 
gern läßt. Da muß der Opfermut in unſerem 
Staatsweſen in anderer Weiſe zum Ausdruck ge⸗ 
bracht werden, damit das Menſchentum und nicht 
das Unrecht regiert, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß 
weitere ſteuerliche Belaſtungen in Erſcheinung tre⸗ 
ten. Steuerquellen ſind noch zu eröffnen, und 
ſie werden fließend gemacht werden, wenn der 
gute Wille vorhanden iſt. Ich weiſe darauf hin, 
daß die Steuern in Preußen und Deutſchland 
viel höher ſind, daß die Arbeitgeber zu ver⸗ 
ſchiedenen Einrichtungen Beiträge zahlen müſſen, 
und daß es auch den Gemeinden möglich iſt, hö⸗ 
here Steuern zu erzielen. Hier in Danzig tut 
man es nicht. Hier beſteht nur das Beſtreben, 
die Erwerbsloſenfürſorge einzuſchränken und auf 
dieſe Art und Weiſe Erſparniſſe zu machen, alſo 
auf Koſten der Bevölkerung, die ſeit Jahren in 
der größten Not lebt. (Abg. Heinz Friedrich: 
Genau ſo wie Sie es in Deutſchland machen!) 


Ich will an einzelnen Fällen klarmachen, wie 
in den Gemeinden verfahren wird. In Klein⸗ 
Walddorf hat ein Maurer für 14 Tage keinen 
Lohn bekommen. Er arbeitet bei der Eigenheim⸗ 
geſellſchaft in Langfuhr. Ihm geht es mit eini⸗ 
gen Kollegen ſo. Die Leute haben dort 14 Tage 
umſonſt gearbeitet. Der Geſchäftsführer ſagt: 
„Wenn Sie arbeiten wollen, iſt es gut, aber ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, meine Herren, daß 


(8) die Geſellſchaft kein Geld für Lohnzahlungen 


hat.“ Wenn ein Direktor in dieſem Falle „meine 
Herren“ ſagt, dann hat es etwas beſonderes zu 
bedeuten. Er gibt den Betreffenden, da ſie auf⸗ 
hören, keine Beſcheinigung, daß fie wegen Geld⸗ 
mangel entlaſſen ſeien. Vielmehr ſtellt der Di- 
rektor Scheine aus „auf eigenen Wunſch ent— 
laſſen“. Die Exwerbsloſenfürſorge hat ein höl⸗ 
liſches Vergnügen daran, den Leuten, die 14 Tage 
keinen Lohn erhielten, keine Anterſtützung zu 
zahlen. Die Erwerbsloſenfürſorge ſagt, wenn 
ihr nicht umſonſt arbeiten wollt, dürft ihr keine 
Unterſtützung bekommen. Man verweigert den 
Leuten die Unterſtützung, weil ſie nicht ohne 
Geld arbeiten können, und ſagt, ſie hätten ihre 
Arbeit durch eigenes Verſchulden verloren. Das 
iſt unter dem Volldampf der Nationalſozia⸗ 
liſten in der Regierung geſchehen. Das geſchieht 
unter der Einwirkung der oberſten Stelle des 
Senats, mit allen Mitteln zu ſparen. And wenn 
es nur gelingt, die Unterſtützung in einem Fall 
für ein, zwei, drei Wochen zu ſparen, dann iſt es 
ein Vorteil für die Staatskaſſe; wenn der Er⸗ 
werbsloſenausſchuß entſcheidet, daß die Unter: 
ſtützung doch gezahlt werden muß, jo iſt nicht 
daran zu denken, daß das Geld rückwirkend vom 
Tage der Entlaſſung nachgezahlt wird. Unſer 
Staat, Herr Dr. Wiercinſki⸗Keiſer, hat das Geld 
geſpart, Gott ſegne es ihm. (Heiterfeit.) Ein 
anderer Fall. Ein Gärtner iſt drei Jahre er⸗ 
werbslos. Es iſt kein Nazi, ſonſt hätte er viel⸗ 


leicht Arbeit bei Keller in Schidlitz bekommen. 
Er wird nicht eingeſtellt, weil es ein Mann mit 
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freier Geſinnung iſt. Das zeichnet ja den Deut⸗ 
ſchen aus, und deswegen bekommt der Mann 
keine Arbeit. Er hat einen Sohn von 21 Jah⸗ 
ren. Der war einige Zeit erwerbslos und will 
nicht vom Staat Geld haben. Er pachtet von der 
Geſellſchaft, die in Walddorf das Laubengelände 
verpachtet, ein Stück Land. Dieſer Mann hat 
Luſt, Kleinbauer zu werden und Gemüſe zu 
bauen, um ſein Leben zu friſten. Alle Ehre, wo 
das geſchieht. Wie wird das nun belohnt? Herr 
Malſch iſt Landmann. Er weiß, daß man aus 
ſolch einem Stückchen jämmerlicher Erde nicht 
gleich weiß der Teufel was herausziehen kann. 
Es wird jahrelanger Arbeit und Kultur des Bo- 
dens bedürfen, um etwas daraus zu erzielen. Der 
Vater des Betreffenden iſt am 1. Juni ausge⸗ 
ſteuert. Nun ſoll er dem Wohlfahrtsweſen der 
Gemeinde unterſtellt werden. Der Gemeindevor— 
ſteher ſagt zu dem alten Mann, der bisher 15,90 
Gulden Anterſtützung bezog, er bekomme jetzt fei- 
nen Pfennig mehr. Sein Sohn habe ein großes 
Stück Land von zwei Morgen, dem könne er hel- 
fen, den Kohl zu begießen, der ſolle ihn entlohnen. 
Herr Malſch iſt nicht in der Lage, einen Land⸗ 
arbeiter zu bezahlen. (Abg. Joſeph: Polniſche 
ja!) Dieſer kleine Pächter mit zwei Morgen 
ſoll aber noch ſeinen Vater ernähren. Das kann 
er nicht; denn er hat zu tun, um die 270 Gulden 
jährlicher Pacht aufzubringen. Ich wünſchte, daß 
wir viele Idealiſten hätten, die verſuchen, ſich 
auf dieſe Art und Weiſe ſelbſtändig zu machen. 
Aber wie wird das belohnt? Jetzt ſollen der alte 
Vater und die Mutter von dieſem Jungen mit 
zwei Morgen Wieſenland ernährt werden. Ob 
das der Gemeindevorſteher von Walddorf fertig 
bekäme, wenn er in der Lage des Menſchen dort 
wäre, bezweifle ich. Der Staat, die Gemeinde 
hat keine Mittel, und der Gemeindevorſteher ſagt, 
er zahle keinen Pfennig. Jetzt kann der Mann 
herumlaufen. Wir haben noch andere Fälle, wo 
es noch viel ſchlimmer ausſieht. Der Grundzug 
geht dahin, Geld zu ſparen. Das Eigentümliche 
iſt, daß bei der Fürſorge, die doch eine Fürſorge 
für die Not ſein ſoll, nach dem Schema F verfah⸗ 
ren wird. Ob der betreffende Erwerbsloſe eine 
Wohnung für 15 Gulden oder eine für 30 oder 
40 Gulden hat, es gibt kein Erbarmen und keine 
Rückſicht. Es heißt: Friß Vogel, oder ſtirb! 
Das iſt keine ſoziale Fürſorge, das iſt auch 
keine Verſicherungsprämie für die Sicherheit des 
Staates, die Sie den Leuten geben. Der Menſch, 
der eine Ahnung von der ſozialen Fürſorge und 
der Erwerbsloſenfürſorge hat und weiß, aus wel⸗ 
chen Gründen fie eingeführt worden iſt, weiß we⸗ 
nigſtens, daß dieſe Erwerbsloſenfürſorge eine 
Prämie für die Sicherheit des beſtehenden Staates 
iſt. Wenn Sie nicht mehr in der Lage ſind, dieſe 
Prämie zu zahlen oder Quellen fließen zu ma⸗ 
chen, kann es einem wirklich ſehr leid um Ihre 
Regierungstätigkeit tun. Der Hebung und Er⸗ 
haltung des Deutſchtums dient das nicht. Das 
ſage ich Ihnen in aller Freundlichkeit. Sie wiſ⸗ 
ſen ja, wo der Erbe ſteht, ich brauche darauf nicht 
hinzuweiſen. Wir haben niemand, der ſich är⸗ 
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(Kloſſowski, Abgeordneter) 

gert, wenn es unſerem Volke ſchlecht geht. Des⸗ 
halb ſollten wir alles anwenden, um die Zu⸗ 
ſtände zu beſſern und nicht noch weiter zu ver⸗ 
ſchlechtern. 

Nun der Antrag des Herrn Abg. Greiſer in 
Geſtalt der Entſchließungen und in Geſtalt der 
Druckſache Nr. 265. Damit iſt den langfriſtigen 
Erwerbsloſen nicht gedient. Das iſt ein einfaches 
Rechenexempel, was ſich ſehr gut beweiſen läßt. 
Bringen wir dieſe 3000 langfriſtigen Erwerbs⸗ 
loſen, die jetzt keine Anterſtützung erhalten, in 
Arbeit, ſo bekommen wir damit nicht 3000 der 
anderen in Arbeit, die erſt vielleicht ein halbes 
Jahr ohne Tätigkeit ſind. Wie die Sache auch 
begründet wird, auf dieſe Weiſe kann keine Er⸗ 
ſparnis gemacht werden. Die Gründe liegen tie⸗ 
fer. Wir Sozialiſten ſind gewohnt, die Geſchichte 
als Lehrmeiſterin der Gegenwart und Zukunft 
zu betrachten. Wenn wir in der Geſchichte etwas 
zurückblättern, ſo finden wir, daß in Danzig ein 
ſehr prominenter Herr im Jahre 1926 geſagt hat, 
daß die Erwerbsloſenfürſorge eine Prämie für 
die Faulheit der Erwerbsloſen ſei. Was in Ge⸗ 
ſtalt dieſer Verordnung und Geſetzgebung zum 
Ausdruck kommt, iſt eine zielſichere Weiterent⸗ 
wicklung dieſes Gedankens und hat ſich in dieſer 
rigoroſen Maßnahme gegenüber den notleidenden 
Kreiſen der Bevölkerung ausgewirkt. Dieſe Art 
ſozialer Fürſorge zieht ſich wie ein roter Faden 
durch die Geſchichte des Fürſorgeweſens in der 
Freien Stadt mit Ausnahme der Zeit, wo die 
Sozialdemokraten in der Regierung waren und 
das Los der Erwerbsloſen wenigſtens einigerma⸗ 
ßen erträglich zu geſtalten verſuchten. (Abg. H. 
Friedrich: 16 Millionen Schulden!) Sie wiſſen, 
daß auch ein Familienvater, der ſeine Familie 
über Waſſer halten wollte, in Friedenszeiten 
Schulden machte. Das kommt auch heute vor. 
Wenn Sie den Staat als eine große Familie be⸗ 
trachten, wenn Sie das Volk als ſolches als Fa⸗ 
milie anſehen, wie es ſelbverſtändlich iſt, (Zwi⸗ 
ſchenruf rechts.), das muß auch ein Studiendirektor 
begreifen und ſolche Konſequenzen ziehen, iſt es 
üblich, daß auch der Staat oft Schulden machen 
muß, um über die augenblickliche Not hinwegzu⸗ 
kommen. In ſolche Not ſind wir unverſchuldet 
hineingekommen. In einer ſolchen Not befindet 
ſich der Staat jetzt, wo Sie Volldampf machen. 
Das läßt fi nicht vermeiden. Das ift ein Zeichen 
der ſchlechten Konjunktur. Sie ſehen, daß ſelbſt 
Amerika, das von Nazis und Kommuniſten ver⸗ 
ſchont iſt, denſelben Lebenskampf durchmacht. 
Kommen Sie nicht mit den ollen Kamellen, daß 
wir ſchuld daran ſind. Blicken Sie in die Ver⸗ 
gangenheit, in die Kriegsjahre, dann haben Sie 
auch den Schlüſſel für Ihre Exiſtenz, Herr Reuter. 

Sie wollen nun den Anſchein erwecken, als ob 
den Erwerbsloſen die Unterjtügung ſeit 1. Juni 
rückwirkend wieder gezahlt werden ſoll. Das iſt 
nicht möglich, denn die Not iſt inzwiſchen in die 
Familien eingezogen. Die Entſchließung, die Sie 
eingebracht haben, iſt weiße Salbe, das wiſſen Sie 
ganz genau. Der Senat kann ſie ſchmieren, er 
kann ſie auch vertrocknen laſſen. Er wird ſie 


— 


533 


ſicher vertrocknen laſſen und Sie werden ſich da- (O) 


mit abfinden. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Bei 
Ihnen nimmt man graue Salbe, die habe ich 
auch gehabt. Das waren die glorreichen Folgen 
des Krieges. Aber die hat auch mancher Offizier 
und mancher General gehabt, um die Läuſe weg⸗ 
zubekommen. (Abg. Greiſer: Die graue Salbe iſt 
bis zum Bauchnabel geſtrichen worden! — Un⸗ 
ruhe.) Meinen Sie Herrn Senftleben? Er iſt 
nicht da, und wenn Sie Herrn Friedrich unter⸗ 
ſuchen, werden Sie noch andere Spuren ſeiner 
Vergangenheit finden. 

Wenn Sie wollen, daß der Termin für die 
Ausſteuerung bis zum 1. September hinausgeſcho⸗ 
ben wird, ändert das an der Notlage nichts. 
Wenn die Leute am 1. September ausgeſchaltet 
werden, kommt für ſie die ſchlimmſte Zeit. Dann 
iſt beſtimmt keine Möglichkeit, ſie in Arbeit zu 
bringen. Sie ſind dann aber um das gebracht, 
das den andern zuteil wird, die 60 Tage vor dem 
1. Oktober arbeitslos werden und in den Bezug 
der Winterbeihilfe kommen. Sie können ſich 
drehen, wie Sie wollen, es wäre beſſer geweſen, 
Sie hätten die geſetzlichen Beſtimmungen zum 
Wohle der Arbeitsloſen, wie wir ſie mit dem 
Herzen für die Erwerbsloſen geſchaffen haben, be⸗ 
ſtehen laſſen. Das iſt nicht geſchehen. Auch wenn 
die Sache bis zum 1. September hinausgeſchoben 
wird, werden Sie die Not nicht beheben. Dann 
werden wir erneut in verſchärfter Weiſe vor die 
Frage geſtellt werden. Darum iſt es beſſer, wenn 
das Geſetz ſo, wie es in den langen Jahren zum 
Segen der Erwerbsloſen gewirkt hat, beſtehen 
bleibt. Die Ungleichheiten müſſen beſeitigt wer⸗ 
den. Die Repreſſalien dürfen nicht in Kraft blei⸗ 
ben, da die Gemeinden vor Revolten geſchützt 
werden müſſen. Letzten Endes müſſen Revolten 
entſtehen, wenn die Leute auf dem Lande keine 
Unterſtützung bekommen. 

Die Kommuniſten haben einen Geſetzentwurf 
eingebracht, daß das Geſetz ſo beſtehen bleiben 
ſoll, wie es war. Wir ſind dafür, aber wir gehen 
in unſerm Abänderungsantrag, den der Herr 
Präſident verleſen hat, weiter. Wir ſagen, im 
Artikel I Ziffer 7 und 9 iſt die Beſtimmung ent⸗ 
halten, wonach auch in den ländlichen Gemein⸗ 
den die Induſtriearbeiter als Landarbeiter be⸗ 
handelt werden ſollen. Das iſt eine große Unge- 
rechtigkeit für die Induſtriearbeiter, die in der 
Stadt und auf dem Lande gearbeitet haben. Sie 
haben zum Teil Ausgaben für die Führung eines 
doppelten Haushaltes gehabt. Wir wollen mit 
unſerm Abänderungsantrag erreichen, daß die 
ganzen verſchlechterten Beſtimmungen im Arti⸗ 
kel I beſeitigt werden, damit ſolche Ungerechtig⸗ 
keiten vermieden werden, wie ſie jetzt in Erſchei⸗ 
nung getreten ſind. Ich möchte den Antrag noch 


einmal verleſen: 
Abänderungsantrag zu Druckſache Nr. 265. 
Wir beantragen, den Antrag in Druckſache 
265 wie folgt zu faſſen: 

1. Artikel 1 Ziffer 7 und 9 der Verordnung über 
Abänderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge nebſt Abänderungsgeſetzen vom 13. 2. 31 
(G. Bl. S. 27) iſt aufzuheben. 

2. Im Artikel III der gleichen Verordnung iſt hinter 
dem Worte „Kraft“ ein Punkt zu ſetzen und 
der nachfolgende Satz zu ſtreichen. 


— 


D) 


(A) 


8) 
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(Kloſſowski, Abgeordneter) 
3. Die Verordnung vom 13. 3. 31 (G. Bl. S. 45) 
betr. Aenderung der Verordnung vom 13. 2. 31 

iſt aufzuheben. 
Wir bitten Sie, m. D. u. H., dieſem Abänderungs⸗ 
antrag Ihre Zuſtimmung zu geben, damit das 
große Unrecht, das durch dieſe Geſetzgebung an 
den Erwerbsloſen verübt wird, beſeitigt wird. 
Eine Schädigung der Wirtſchaft kann unſeres 
Erachtens nicht eintreten. Wenn man dieſe Er⸗ 
werbsloſen ſich ſelbſt überläßt, iſt ihre Kaufkraft 
geſunken, ſie iſt gleich Null. Die Geſchäftswelt 
hat keine Einnahmen. Das hat dann wieder an⸗ 
dere ſchlimme Wirkungen. Wir bitten Sie, neh⸗ 
men Sie unſeren Abänderungsantrag an. Ich 
will ſelbſtverſtändlich zum Ausdruck bringen, 
daß meine Fraktion auch für den kommuniſti⸗ 
ſchen Antrag ſtimmen wird, und daß wir, wenn 
unſer Antrag nicht angenommen werden ſollte, 
auch für den Antrag der Nationalſozialiſten 
ſtimmen werden. Wir ſehen darin eine momen⸗ 
tane Beſſerung und werden ihn daher annehmen. 

(Bravo! links.) 5 

Vizepräſident Gaikowfti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Bertling. 

Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): M. D. 
u. H.! Namens der Regierungsparteien habe ich 
folgende Erklärung abzugeben. Der vorliegende 
Antrag iſt von den Parteien, die dazu Stellung 
genommen haben, in rein agitatoriſcher Weiſe 
behandelt worden, ſo daß uns eine ſachliche Er⸗ 
örterung im Plenum ganz unmöglich erſcheint. 
Gegen den Antrag beſtehen ſehr ernſte Beden⸗ 
ken. Wenn wir einer Ausſchußüberweiſung 
überhaupt zuſtimmen, ſo tun wir es nur in der 
Erwartung, daß der Antrag im Ausſchuß ſachlich 
erörtert wird und eine Faſſung gefunden werden 
kann, durch die der Staat vor Erſchütterungen 
bewahrt bleibt. 

Vizepräsident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! 
Das politiſche Niveau in dieſem Hauſe iſt ja in 
den letzten Wochen ziemlich tief herabgedrückt 
worden. Das will ich beſonders feſtſtellen. Die 
Anhänger der N. S. D. A. P. haben ein großes In⸗ 
tereſſe daran, ihre Schandtaten mit einem gro⸗ 
ßen Gebrüll und Geſchrei zu verdecken, weil ſie 
diejenigen waren, die allen dieſen Maßnahmen, 
die heute auf den Schultern der Arbeiterſchaft 
ausgetragen werden ſollen, ihre Zuſtimmung 
gegeben haben. Die Welterwerbsloſigkeit iſt 
heute natürlich nicht ein Problem Danzigs allein, 
ſondern ſie iſt eins der dringendſten, der zentral⸗ 
ſten Probleme der geſamten kapitaliſtiſchen Welt. 
Mit dieſem Problem haben ſich alle kapitaliſti⸗ 
ſchen Länder in der Vergangenheit und auch in 
der Gegenwart beſchäftigt. Ich will beſonders 
darauf hinweiſen, daß alle kapitaliſtiſchen Län⸗ 
der nur ein Rezept kennen, die Welterwerbs⸗ 
loſigkeit auf den Schultern der Arbeiterſchaft 
auszutragen: Hinauswurf aller Erwerbsloſen 
aus den Unterftügungen, die fie noch bekommen, 
Reduzierung der Löhne, Verlängerung der Ar⸗ 
beitszeit, mit dem Geſichtspunkt, auf dem Welt⸗ 
markt konkurrenzfähig zu bleiben und ſeinen 
Gegner aus dem Felde zu ſchlagen. 
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Wenn die Anhänger der N. S. D. A. P. immer 
wieder zum Ausdruck bringen, daß die Revolu⸗ 
tion die Schuld trage, ſo ſchauen Sie nach 
Amerika. (Schauen Sie nach Rußland! rechts.) 
Das Land, das im letzten imperialiſtiſchen 
Kriege am meiſten gewonnen hat, das auch von 
den Sozialdemokraten als das Zukunftsland hin⸗ 
geſtellt wurde, hat eine große Erwerbsloſigkeit. 
Alle die Millionen, die aus Deutſchland durch 
die Reparationen herausgeſogen wurden, gingen 
in die Treſors der großen Finanzmagnaten nach 
Amerika. Gerade die Sozialdemokraten haben 
dies Amerika für die Begründung ihrer Theorie 
des organiſierten Kapitalismus hingeſtellt. Die⸗ 
es reiche Amerika, dies höchſtentwickelte kapita⸗ 
liſtiſche Amerika iſt in wenigen Wochen, in weni⸗ 
gen Monaten von einer Erwerbsloſigkeit ergrif⸗ 
fen worden, wie kein anderes Land in der gan⸗ 
zen kapitaliſtiſchen Welt. Sieben, acht, neun 
Millionen Erwerbsloſe, kein Pfennig Unter⸗ 
ſtützung, und das iſt das Bild, wie wir es in 
Amerika haben. Genau dasſelbe in Deutſchland. 
Es gab im vorigen Jahre Propheten, die glaub⸗ 
ten, daß in Deutſchland die Erwerbsloſigkeit in 
einer beſtimmten Zeit liquidiert ſein würde. Es 
gibt Propheten, die prophezeien, daß wir im 
Herbſt ſechs, ſieben, acht Millionen Erwerbsloſe 
haben werden. Die Propheten, die das heute 
zum Ausdruck bringen, haben uns vor Monaten, 
vor Jahren als irrſinnig bezeichnet, als wir Kom⸗ 
muniſten ihnen damals ſchon ſagten, daß die Er⸗ 
werbsloſigkeit nicht eine Verminderung erfahren 
wird, ſondern ſteigen werde, weil ſie im Kapita⸗ 
lismus mitbegründet iſt. Die Wirtſchaftsform. 
die auf Anarchie, auf Planloſigkeit, auf Konkur⸗ 
renz und nicht auf Bedarfsdeckung des einzelnen 
Menſchen aufgebaut iſt, muß dieſe Widerſprüche 
immer weiter entwickeln. (Zuruf des Abg. Dr. 
Thimm.) Sie Anhänger des Dritten Reiches, 
ſchauen Sie nach Italien! Hat dies Land, wo Sie 
doch die beſte Möglichkeit haben, Ihre Theorien 
in die Tat umzuſetzen, keine Erwerbsloſen? (Abg. 
Greiſer: Keine Kommuniſten!) Hier handelt es 
ſich darum, ob das Land Erwerbsloſe hat. Hier 
ſollen Sie beweiſen, daß Ihre Theorie einen 
realen Wert beſitzt. Italien hat genau ſo viel Er⸗ 
werbsloſe wie alle übrigen kapitaliſtiſchen Län⸗ 
der. Die Erwerbsloſen, die Italien heute beſitzt, 
werden in den nächſten Wochen und Monaten 
ganz gewaltig zunehmen. Gerade die letzten Er⸗ 
eigniſſe in Italien zeigen, daß ſich unſere Bewe⸗ 
gung dort nicht in abſteigender, ſondern in auf⸗ 
ſteigender Linie bewegt. (Zuruf rechts.) Mein 
lieber Krautjunker Malſch, wir haben niemals 
behauptet, daß in der Sowjetunion ſchon das 
Paradies ſei. Wir haben geſagt, daß ein Land, 
das in der Vorkriegszeit ſolch einen ſchlecht ent⸗ 
wickelten Produktionsapparat beſaß, das vier 
Jahre lang einen imperialiſtiſchen Krieg ge⸗ 
führt hat, das vier Jahre lang Revolution ge⸗ 


— 


führt hat, wobei die ganzen Fabriken zerſtört 
wurden, nicht in einigen Monaten oder Jahren 
zu einem Paradies werden kann. Leſen Sie die 
Berichte der Leute, die für ſich in Anſpruch neh⸗ 
men, etwas von der Wirtſchaft zu verſtehen. Ich 
erinnere daran, daß der Fünf⸗Jahres⸗Plan noch 


(C) 


(D) 


(A 


(B 
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Kreft, Abgeordneter) 

im vorigen Jahre als eine Utopie hingeſtellt 
wurde. (Iſt er auch! rechts.) In dieſem Jahre iſt 
jedoch ein Erwachen aller kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftler zu verzeichnen. Nicht daß der Fünf⸗ 
Jahres⸗Plan der geſamten Menſchheit als Weg 
dienen ſoll, ſondern es iſt ein Erſchrecken. Die 
Stimmen gehen dahin: Wehe uns kapitaliſtiſches 
Europa, wehe uns kapitaliſtiſches Amerika, drü⸗ 
ben iſt das Prinzip des Sozialismus, das erſt 
im Anfangsſtadium iſt, eingeleitet und wird 
durchgeführt. M. H. Nationalſozialiſten, die 
Zeiten ſind vorbei, wo unſere ruſſiſchen Genoſſen 
nach Aufträgen bettelten. Wir haben die Zeiten, 
daß ſich ein Danziger Senat nach Rußland wen⸗ 
den mußte, um Aufträge zu bekommen. Der 
deutſchnationale Senat war der erſte, der 
wünſchte, daß ſich die wirtſchaftlichen Beziehungen 
zur Sowjet⸗Anion in Zukunft noch beſſer geſtal⸗ 
ten möchten. Unjere ruſſiſchen Genoſſen ver⸗ 
ſtehen es meiſterhaft, die Gegenſätze innerhalb 
des Kapitalismus nicht auszugleichen, ſondern 
zu verſchärfen, und zwar auf Grund der wirt⸗ 
ſchaftlichen Schwierigkeiten, die in den einzelnen 
Ländern beſtehen. 

Dies war eine allgemeine Analyſe, weil Sie 
das größte Intereſſe haben, die Urſache der Er⸗ 
werbsloſigkeit zu verſchleiern. Sie plätſchern auf 
der Oberfläche herum und verſuchen jetzt, be⸗ 
ſtimmte Agitationsmöglichkeiten auszunutzen. 
Genau ſo wie überall, ſtellt ſich der Danziger 
Senat auf den Standpunkt, man müſſe rückſichts⸗ 
los Sparmaßnahmen durchführen. Ein Finanz⸗ 
ſenator Dr. Hoppenrath war es doch, der zum 
Ausdruck brachte, daß wir uns mit Händen und 
Klauen durch dieſe Zeit durchfreſſen müſſen. Die 
Herren Senatoren freſſen ſich ganz gut durch. 
Die Herren Nationalſozialiſten haben alle unſere 
Anträge bezüglich der Beamtengehälter, der Er⸗ 
faſſung der Tantiemen und der Kapitalien ab⸗ 
gelehnt. Das waren die Deckungsanträge in der 
weiſen Vorausſicht, daß dieſe Maßnahmen einge⸗ 
führt würden. Die haben Sie alle abgelehnt, 
m. H.! 

Was wollen Sie jetzt? Sie haben in Ihren 
letzten Sprechabenden erklärt, die letzten Wahlen 
haben gezeigt, daß wir doch nicht den Auftrag, 
den wir bekommen haben, d. h. in die Arbeiter⸗ 
ſchaft einzudringen, erfüllt haben. Wir müſſen 
feſtſtellen, daß die marxiſtiſche Linke prozentual 
noch mehr geſtiegen iſt. Wir müſſen die Frage 
des Uniformverbots als Anlaß nehmen und die 

olitik ganz gewaltig herumreißen, für eine 
beſtimmte Zeit eine arbeiterfreundliche Politik 
machen. In dieſer Linie liegen alle Anträge, die 
Sie eingebracht haben. Für die Erwerbsloſen 
haben Sie nichts weiter als Agitationsphraſen. 
Es iſt nichts weiter als ein Täuſchungsmanöver 
auf den Schultern der Aermſten der Armen. Kön⸗ 
nen Sie ſich in die Situation eines Familien⸗ 
vaters mit vier bis fünf Kindern hineindenken, 
der jahrelang erwerbslos iſt? Es geht alles 


kaputt, die Ehe geht kaputt, auch die deutſche 
Seele, die Sie in den Vordergrund ſchieben. Das 
alles hat Sie kalt gelaſſen. Sie haben rückſichts⸗ 
des Volldampfs 


los das Ventil hinter Herrn 


Freitag, den 5. Juni 1:81. 535 


Hoppenrath gedreht und dieſe Maßnahmen durch⸗ (O) 


geführt. 


Die Methode des Abzugs. Wir waren es, die 
in der Vergangenheit den Herren Sozialdemokra⸗ 
ten geſagt haben, und auf Ihrem letzten Partei⸗ 
tag war es einer Ihrer prominenten Vertreter, 
der erklärte: „Wir müſſen uns gegenüber dem 
Kapitalismus wie ein Diagnoſtiker gegenüber 
einem Kranken verhalten.“ Das heißt, ein guter 
Diagnoſtiker wird den Krankheitsbefund feſt⸗ 
ſtellen und verſuchen, den Kranken zu heilen. 
Die S. P. D. verſucht genau dasſelbe. Wenn Herr 
Kloſſowſti zum Ausdruck brachte, daß die Politik 
in Deutſchland Sie letzten Endes nichts angeht, 
dann ſtimmt das nicht. Sie haben dieſelbe Politik 
in Deutſchland durchgeführt. Sie zanken ſich heute 
nur mit den Nationalſozialiſten herum, weil Sie 
die Maßnahmen geſchickter durchführen würden. 
Während Ihrer Regierungszeit ſind Tauſende 
von Erwerbsloſen auf dem kalten Wege, durch 
Verwaltungsmaßnahmen aus der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge ausgeſchloſſen worden. Als Sie in der 
Regierung waren, haben wir von dieſer Stelle 
den ſchärfſten Kampf gegen dieſe Maßnahmen ge⸗ 
führt. Sie werden in Zukunft dasſelbe tun, aber 
viel geſchickter als die Nationalſozialiſten die⸗ 
ſelben Abbaumaßnahmen durchführen. Sie 
haben in Deutſchland Brüning Gelegenheit gege- 
ben zu regieren. Sie haben alle Maßnahmen in 
Deutſchland durchgeführt. Sie ſind Fleiſch vom 
Fleiſch der deutſchen Genoſſen und Fleiſch vom 
Fleiſch der internationalen Sozialdemokratie. 
Die Herren von rechts, die Nationalſozialiſten, 
geben Ihnen die Möglichkeit, ein radikales Phra⸗ 
ſengeklüngel von dieſer Stelle anzuſtimmen. 

M. D. u. H.] Wir haben einen Abänderungs⸗ 
antrag geſtellt, den der Herr Präſident Philipſen 
vorgeleſen hat. Der vorher amtierende Präſident 
hat natürlich das größte Intereſſe, den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Antrag allein behandeln zu laſſen. 
Wir haben ſelbſtverſtändlich einen Weg gefunden, 
um auch zu unſerm Antrag Stellung nehmen zu kön⸗ 
nen. Wir müſſen uns über eins klar ſein, daß man 
in zwei Monaten keine Arbeitsmöglichkeiten wird 
ſchaffen können. Wir müſſen uns auch darüber 
klar ſein, daß die Arbeitsloſigkeit auch in Danzig 
ſteigen wird. Die Regierung ſteht auf dem Stand⸗ 
punkt, daß es den Erwerbsloſen nach dem Hinaus⸗ 
wurf möglich ſein wird, ſich Arbeit zu beſorgen. 
Das iſt der Standpunkt der Regierung, die natür⸗ 
lich nicht iſoliert daſteht. In den letzten Jahren 
wurde immer wieder von dieſen Kreiſen zum 
Ausdruck gebracht, daß ein großer Teil oder alle 
Erwerbsloſen zu faul zur Arbeit ſeien. Deshalb 
glaubt die Regierung auch, daß die Erwerbsloſen 
in dem Moment, wo ſie keine Anterſtützung be⸗ 
kommen, Arbeit finden werden. 

M. D. u. H.] Die Regierung hat die Mög⸗ 
lichkeit gehabt, durch ihren Arbeitsnachweis dies 
Problem zu löſen, indem ſie jedem Arbeiter Ar⸗ 
beit nachweiſt. Sie hat es bis jetzt nicht gelöſt, 
und ſie wird es nicht löſen. Sie will Geld ſparen, 
3 bis 5 Millionen, und es geht ſie einen Dreck 
an, ob Tauſende von Erwerbsloſen verhungern. 


— 
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(Kreft, Abgeordneter) 
Die „Danziger Allgemeine Zeitung“ brachte noch 
geſtern zum Ausdruck, daß die Maßnahmen, die 
jetzt von der Regierung eingeleitet worden ſind, 
nur den Zweck haben, die Arbeiter in Arbeit zu 
bringen, und daß ſie es nicht verſtehen könne, daß 
die böſen Nationalſozialiſten auf einmal ſolche 
ſchlechten Kerle ſind und jetzt aus der Reihe tan⸗ 
zen. Bis auf den heutigen Tag wird in dieſe 
Kreiſe immer wieder der Gedankengang hinein⸗ 
gehämmert, daß die Erwerbsloſen nicht arbeiten 
wollen. Ich bezeichne denjenigen, der da ſagt, 
die Erwerbsloſen wollen nicht arbeiten, von die⸗ 
jer Stelle aus als einen gemeinen Lumpen. Alle 
Erwerbsloſen wollen arbeiten. Sie wollen aus 
ihrer wirtſchaftlichen Not herauskommen. Aber 
es gibt keine Arbeitsmöglichkeit. Die Regierung 
hat auch ein Intereſſe, mittels des Hinauswurfs 
von Tauſenden von Erwerbsloſen den Lohnabbau 
noch ſchneller durchzuführen. Die Regierung kal⸗ 
kuliert, wenn große Teile von Arbeitern und An⸗ 
geſtellten keine Unterjtügung bekommen, 


werden ſie das größte Intereſſe haben, für ein 


Vierteljahr Arbeit nachzuweiſen, damit ſie wieder 


dann 


in die Unterſtützung hineinkommen. Sie glaubt, 
daß ein großer Teil von Arbeitern die Arbeit zu 
jeder Bedingung annehmen wird, einen Keil in 
die Arbeiterſchaft hineinzutreiben und ſo den 
Lohnabbau durchzuführen. Das ſind die Gedan⸗ 
kengänge der Regierung und der Regierungs⸗ 
mehrheit mit Einſchluß der Nationalſozialiſten 
bis zum heutigen Tage. 

Die Nationalſozialiſten haben ihren Anhängern 
mitgeteilt, jetzt werden wir ſehen, was die Marxi⸗ 
ſten, beſonders die Kommuniſten, machen werden. 
Das iſt ein Zeichen dafür, daß ſie ſich noch nie⸗ 
mals ernſthaft mit unſerer Politik befaßt haben. 
Wir wiſſen, daß der Antrag, den Termin um zwei 
Monate hinauszuſchieben, nicht viel leiſten kann. 
Aber wir werden auch den geringſten Anträgen 
zuſtimmen, wenn ſie auch noch ſo wenig für die 
Erwerbsloſen und die übrigen Schichten der Bes 
völkerung bringen. Wenn unſer Antrag abgelehnt 
wird, werden wir ſelbſtverſtändlich den Anträgen 
der anderen Parteien zuſtimmen. Wir werden in 
Zukunft ſelbſtverſtändlich ein wachſames Auge 
darauf haben, daß die Erwerbsloſen nicht von 
dem demagogiſchen Spiel der Nazis und der So⸗ 
zialdemokraten zu ſtark belaſtet werden. Heute iſt 
in der „Volksſtimme“ eine Notiz enthalten, die 
ganz beſonders geeignet iſt, die Arbeitsloſigkeit 
nach dem Willen des Senats zu beſeitigen. Die 
Nationalſozialiſten find doch die Hüter der Mo⸗ 
ral, die Hüter der deutſchen Frau. Hier wirft 
man weibliche Arbeitskräfte, weibliche Ange⸗ 
ſtellte unter 20 Jahren, aufs Straßenpflaſter mit 
der Begründung, für dieſe Kreiſe werde jedenfalls 
keine Arbeitsnot beſtehen. Dieſe jungen Menſchen 
wirft man aufs Pflaſter mit dem Freibrief: 
Sieh zu, wie du vorwärts kommſt! Das ſind die 
Methoden, wie der Senat die Erwerbsloſigkeit 
beſeitigen will. Er wird nicht ſtillſtehen; er wird 
verſuchen, in Zukunft ſchärfere Maßnahmen anzu⸗ 
wenden. Er wird noch mehr Gruppen völlig aus 
der Erwerbsloſenfürſorge herausnehmen. 
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Wir haben außerdem zwei kleinere Anträge 
eingebracht, die den Senat abſolut nichts koſten, 
und zwar einen Antrag dahingehend, daß bei der 
Verſicherung der Erwerbsloſen die Kann-Vor⸗ 
ſchrift beſeitigt und dafür eine Muß Vorſchrift 
geſetzt werden ſoll. Es hat ſich nämlich gezeigt, 
daß nach Herausgabe dieſer Geſetzesbeſtimmungen 
die Erwerbsloſen überall aus der Krankenkaſſe 
abgemeldet wurden, und daß ſelbſtverſtändlich da⸗ 
durch eine Verſchlechterung für ſie eingetreten iſt. 
Wir wiſſen, daß gerade das Danziger Wohl- 
fahrtsamt, wenn ein Erwerbsloſer hinkommt, ihn 
erſt zum Vertrauensarzt ſchickt. Der muß erſt 
eine Beſcheinigung geben, ob er krank iſt oder 
nicht. In den meiſten Fällen iſt es ſo, daß wenn 
der Betreffende den Kopf nicht unter dem Arm 
anbringt, er für geſund erklärt wird. Das ſind die 
Methoden, die namentlich während des Krieges 
üblich waren. Dieſe Methoden hat ſich leider ein 
Teil der Aerzte, die berufen wären, die Leiden 
und Krankheiten der Arbeiterſchaft und der ge— 
ſamten Menſchheit zu lindern, zu eigen gemacht. 
Sie haben natürlich das größte Intereſſe, dem 
Senat als willkürliches Subjekt zu dienen, weil 
ſie damit glauben, viel mehr Zugeſtändniſſe zu 
bekommen. Weiter iſt es auch ein Irrtum, daß 
die Erwerbsloſen nach der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, wenn ſie in der Lage ſind, ſei es durch 
Zuwendungen oder ſonſtwie, ſich ſelbſt zu ver⸗ 
ſichern, oder wenn ſie vielleicht ſelbſt ein kleines 
Gewerbe aufmachen wollen, keine freiwillige Wei⸗ 
terverſicherung eingehen dürfen. Ich ſagte ſchon, 
daß eine Amänderung dieſer Beſtimmung für den 
Senat keine finanzielle Belaſtung bedeutet. 


Auf der anderen Seite haben gerade bei der 
Ortskrankenkaſſe Zoppot große Teile von Er⸗ 
werbsloſen, auch Invalidenrentner, ihre Weiter⸗ 
verſicherung beantragt. Nach den beſtehenden 
Beſtimmungen des Geſetzes iſt es nicht möglich. 
Das Geſetz ſieht vor, daß jeder, der ausgeſteuert 
wird, das Recht hat, innerhalb drei Wochen nach 
der Ausſteuerung bei Krankheit die Krankenkaſſe 
in Anſpruch zu nehmen. Das Geſetz ſieht aber 
nicht vor, daß dieſer Erwerbsloſe innerhalb drei 
Wochen das Recht auf Weiterverſicherung hat. 
Dieſe Aenderung iſt ſchon in Deutſchland vor län⸗ 
gerer Zeit durchgeführt worden und ſchon in die— 
ſem Geſetz mit der Beſtimmung verankert, daß 
jeder Erwerbsloſe vom Tage der Ausſteuerung 
die nächſten drei Wochen das Recht auf Weiter⸗ 
verſicherung hat. Ich würde auch hier erſuchen, 
neben all den übrigen Anträgen die Amänderung 
durchzuführen, weil hier nicht die Argumente der 
finanziellen Belaſtung angezogen werden können, 
weil dies nur eine kleine Vergünſtigung für die 
Erwerbsloſen, Wohlfahrtsunterſtützungsempfän⸗ 
ger und Invalidenrentner iſt, die vielleicht jahre⸗ 
lang in der Krankenkaſſe find und ihre Mitglied⸗ 
ſchaft ohne weiteres aufrechterhalten wollen, ſei 
es, daß ſie durch Krankheit heimgeſucht werden, 


ſei es, weil ſie ein größeres Sterbegeld haben 
Dieſe Beſtimmung müßte ohne weiteres 
Auffaſſung umgeändert 


wollen. 


nach unſerer werden, 
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(Kreft, Abgeordneter) 
ebenſo die übrigen Beſtimmungen, die ich ſchon 
angeſchnitten habe. 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.! Die Erklärung der Regierungsparteien 
hat geſagt, daß unſer Antrag, den wir eingebracht 
haben, in der Folge demagogiſch ſei. (Wider⸗ 
ſpruch.) Soweit ich gehört habe, iſt er als ein Agi⸗ 
tationsantrag bezeichnet worden. Ich möchte in 
aller Oeffentlichkeit die Gelegenheit wahrneh⸗ 
men, unſere Stellungnahme feſtzulegen. Wenn 
wir, m. H. von den Regierungsparteien, Agita⸗ 
tionsanträge bringen wollten, wenn wir Dema⸗ 
gogen wären oder ein Intereſſe daran hätten, die 
derzeitige Regierung innerhalb kurzer Zeit zu 
ſtürzen, ſo brauchten wir beſtimmt nicht einen 
Antrag einzubringen, der ſich mit der Not der 
Aermſten der Armen befaßt, ſondern dann hät⸗ 
ten wir das leichter. Dann brauchten wir nur 
einen Mißtrauensantrag einzubringen, der be⸗ 
ſtimmt auch angenommen würde. Ich erkläre 
hier in aller Oeffentlichkeit, daß es uns gänzlich 
fern liegt, dieſe bürgerliche Regierung, die be⸗ 
wieſen hat, daß ſie in der Lage iſt, unter dem 
Vorſitz des Senatspräſidenten Dr. Ziehm, der 
unſere ganz beſondere Achtung und Wertſchätzung 
genießt, dieſe Stadt Danzig deutſch zu erhalten, 
zu ſtürzen. Darauf kommt es uns beſonders an, 
dies feſtzuſtellen. 

Wir haben aber ſeit Monaten und insbeſon⸗ 
dere in den letzten Wochen die Erfahrung machen 
müſſen, daß die Regierung vieles unterlaſſen hat, 
um die Not der Erwerbsloſen tatſächlich zu mil⸗ 
dern. (Sehr richtig! links.) Wir haben ſeinerzeit 
die Verordnung inhibiert und vom 1. April in 
ihrer Auswirkung auf den 1. Juni ausgeſetzt. 
Das iſt lediglich uns und keinem andern zuzu⸗ 
ſchreiben. (Abg. Moritz: Kreistagswahlen!) Die 
Kreistagswahlen haben damit nichts zu tun. 
Wenn wir uns ſchon über die Kreistagswahlen 
zwiſchendurch unterhalten, ſo will ich Ihnen eins 
ſagen: Wenn wir einen nationalſozialiſtiſchen 
Innenſenator gehabt hätten, dann hätten Sie in 
den Kreistagswahlen nicht zugenommen. Darauf 
können Sie Brief und Siegel nehmen. Ein natio⸗ 
nalſozialiſtiſcher Innenſenator hätte dieſe Rüpel⸗ 
bande von S. P. D. und K. P. derartig traktiert 
und malträtiert und die Arſchufo, die Volks⸗ 
ſtimme und das ganze Kroppzeug ſchon längſt in 
den Orkus geſchickt, ſo daß Sie (nach links) gar 
keine Gelegenheit gehabt hätten, Ihre Lügen 
und Gemeinheiten gegen die deutſche Stadt Dan⸗ 
zig auch noch auf dem Lande zu verbreiten. (Zu⸗ 
ſtimmung rechts.) Man ſieht, mit welchem Ernſt 
Sie an die Beſeitigung der Not der Erwerbs⸗ 
loſen herangehen, wenn Sie derartige Mätzchen 
überhaupt in die Debatte hineinwerfen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) 


Wir haben die Regierung ſeit ungefähr drei 
Wochen nicht darüber im Zweifel gelaſſen, daß 
wir nicht gewillt ſind, am Stichtag, am 1. Juni, 
dieſe Verordnung weiter gutzuheißen. Die Re⸗ 
gierung konnte von ſich aus aber nicht die Ver⸗ 
ordnung hinausſchieben oder abändern. Deshalb 
haben wir dieſen Antrag eingebracht. Wir ſind 
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weiterhin bereit, um dieſe Heimaterde deutſch zu 
erhalten, die bürgerliche Regierung in allem zu 
unterſtützen, was geſchieht, (Bravo! rechts.) wenn 
ſie beſtimmte Vorausſetzungen erfüllt. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen ſind kurz geſagt, folgende: Es iſt 
leider eine feſtſtehende Tatſache, daß dieſe 
bürgerliche Regierung in einer, ich möchte ſagen 
typiſch bürgerlichen Schwäche es nicht verſtanden 
hat, diejenigen Poſten innerhalb der Verwal⸗ 
tung, die von ausſchlaggebender Bedeutung ſind, 
was die Auswirkung von Geſetzen und Verord⸗ 
nungen anlangt, mit denjenigen Amtsperſonen 
zu beſetzen, die auch das nötige Verantwortungs⸗ 
bewußtſein gegenüber dem Beſtand einer Regie⸗ 
rung und eines Staates haben, der die Aufgabe 
hat, hier ſolange auf Vorpoſten zu ſein, bis drü⸗ 
ben im Reich der Umſchwung da iſt und ein 
Miniſter kommt, der ſagen kann: Danzig kommt 
zurück zum Reich. Die eine Vorausſetzung für die 
Durchführung dieſer Verordnung iſt, daß man in 
Zukunft das Landesarbeitsamt, insbeſondere die 
Leitung und die untergeordneten Stellen mit 
Perſonen beſetzt, die die Gewähr dafür bieten, 
daß nicht nur ſolche Arbeitsloſe, die freigewerk⸗ 
ſchaftlich oder zentrümlich organiſiert ſind, Arbeit 
und Brot bekommen, ſondern auch die Arbeiter, 
die dem Vaterlande die Knochen und letzten 
Endes auch ihren eigenen Kopf opfern. (Zurufe 
links.) M. D. u. H.! Eine ſolche Beſetzung der 
leitenden Stellen dieſes Arbeitsamts und auch 
der unteren Organe wird die Gewähr dafür bie⸗ 
ten, daß in Zukunft ohne Anſehen der parteipoli⸗ 
tiſchen Einſtellung des einzelnen Erwerbsloſen, 
der ausgeſteuert werden ſoll, verfahren wird. 
(Große Unruhe und Zwiſchenrufe.) Diejenigen 
3000, die heute der Ausſteuerung verfallen, ſol⸗ 
len innerhalb dieſer drei Monate, um die dieſe 
Verordnung in ihrer Auswirkung zurüchgeſetzt 
werden ſoll, auch wirklich in Arbeitsſtellen kom⸗ 
men. (Das werden Sie niemals ſchaffen! links.) 

M. D. u. H.! Eine zweite Vorausſetzung für 
die Durchführung innerhalb dieſer drei Monate 
iſt folgende: Wir haben leider die Erfahrung 
machen müſſen, daß der Staat und die Regierung 
noch nicht alle Quellen erſchöpft haben, die zwei⸗ 
fellos auch in dieſem malträtierten Staatsweſen 
vorhanden ſind, um als Ausgleich für dieſe 
Summe herhalten zu müſſen, die augenblicklich 
über dieſe drei Monate hinweghelfen muß. Ob 
dieſe Summe, wie mein Parteigenoſſe Friedrich 
vorhin ausrechnete, 250 000, 300 oder 400 000 
Gulden für die drei Monate ausmacht, ſpielt zu⸗ 
nächſt eine untergeordnete Rolle. Wir ſtehen 
jedoch auf dem Standpunkt, daß die Regierung 
unmöglich von einem Erwerbsloſen verlangen 
kann, daß er ſich in die Wohlfahrtsfürſorge über⸗ 
führen läßt, wenn dieſelbe Regierung nicht den 
Beweis erbringen kann, daß ſie bei der Erfaſſung 
derjenigen Geldquellen, die noch da ſind, bis zur 
letzten Konſequenz gegangen iſt. (Sehr gut! 
rechts.) Es kann unmöglich in den Kopf eines 
Menſchen, der drei Jahre lang erwerbslos ge⸗ 
weſen iſt, in den Kopf eines Menſchen, der be⸗ 
reits Kohldampf geſchoben hat, hinein, daß er 
jetzt Wohlfahrtsunterſtützung bekommen ſoll, daß 
er auf die Bettelpfennige angewieſen iſt, die er 
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jeden Monat neu beantragen muß, wenn auf der 
anderen Seite die Regierung noch Gelder für 
Senatorenpenſionen zur Verfügung hat, die z. B. 
an Herrn Dr. Volkmann in Zoppot in Höhe von 
30 000 Gulden gezahlt werden. (Wußten Sie das 
nicht vorher? links. — Große Unruhe.) Es iſt auf 
der anderen Seite aber auch ein Ding der Un⸗ 
möglichkeit, daß dieſelbe Regierung Gehälter an 
bisherige Senatoren, wie Herrn Arczynski und 
Herrn Kunze weiterzahlt, Gehälter, die weit über 
der Summe liegen, die heute die aktiven Sena⸗ 
toren bekommen. Dabei muß man berückſichtigen, 
daß ad 1 dieſe Burſchen keine Beamten waren 
und ad 2 dieſe Burſchen durch ihre Tätigkeit den 
Staat an den Rand des Abgrunds gewirtſchaftet 
haben. (Großer Lärm.) 

Wir fordern deshalb, daß die Regierung ſo⸗ 
wohl die Penſionen der Senatoren, die das Ge⸗ 
halt der jetzigen aktiven überſteigen, kaſſiert, und 
daß die Regierung das Gehalt derjenigen Sena⸗ 
toren, die nicht aktiv tätig find, gänzlich kaſſtert. 
(Sie haben doch die Gehälter abgebaut! Ein Lüg⸗ 
ner! links. — Große Unruhe.) Ich will mich 
heute mit dieſen demagogiſchen Zwiſchenrufen 
nicht befaſſen. Ich habe nicht Luſt, mich in die⸗ 
ſelbe Kontroverſe einzulaſſen, wie vorgeſtern, ich 
könnte Ihnen ſonſt reichlich Beiſpiele für Ihre 
eigene Demagogie und Ihren Verrat an dem 
Volk bringen. (Andauernde Zwiſchenrufe links.) 
Was iſt denn in Pillau geweſen? Was iſt denn 
das wieder? Dieſer Zwiſchenruf iſt zu blöde, um 
darauf einzugehen. Feſtſteht jedenfalls m. D. 


GB) u. H. von der Sozialdemokratie, daß die 


Feſtung Pillau beſtimmt noch einmal 
dazu geeignet ſein wird, dieſe Burſchen 
und Landesverräter, die in Ihren Rei⸗ 
hen ſitzen, in den Mauern von Pillau zu be⸗ 
herbergen. (Großer Lärm. — Abg. Plettner: Sie 
Lump) Herr Plettner, wenn Sie nicht durch 
Ihre Harmloſigkeit und durch Ihren Verrat wäh⸗ 
rend des Krieges, wo Sie es vorgezogen haben, 
als Tapezierer auf dem Korpsbekleidungsamt in 
Danzig Dienſt zu tun, während wir unſere Kno⸗ 
chen in Flandern zu Markt getragen haben, be⸗ 
wieſen hätten, daß Sie überhaupt nicht das Recht 
haben, mit mir darüber zu diskutieren, würde ich 
mich vielleicht ernſtlich darauf einlaſſen. (Abg. 
Plettner: Ein unverſchämter Kerl! Ich habe an 
der Oft und Weſtfront gelegen!) Das müſſen Sie 
mir erſt beweiſen, daß ich in Pillau geweſen bin. 
Ich habe meine Knochen in Flandern zu Markt 
getragen. (Fortgeſetzte große Unruhe und an⸗ 
dauernde Zwiſchenrufe.) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Plettner, 
Sie haben den Abg. Greiſer einen Lumpen ge⸗ 
nannt, ich rufe Sie zur Ordnung. 1 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich fühle 
mich nicht beleidigt, denn ein Marxiſt und Lan⸗ 
desverräter kann mich nicht beleidigen. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Greiſer, 
wegen dieſes Ausdrucks rufe ich Sie zur Ord⸗ 
nung. (Abg. Plettner: Er ſagt es ſchon zum 
zweiten Mal, ich habe darauf Lump geſagt!) 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nach die⸗ 
ſer kleinen Auseinanderſetzung für die Tribüne 
kann man wieder zum Thema kommen. Wir 


haben feſtgeſtellt, daß die derzeitige Regierung 00 


unſerer Anregung, die Geldquellen, die noch vor⸗ 
handen ſind, auszunutzen, auch in anderer Weiſe 
nicht ſtattgegeben hat. Wenn man die Erwerbs⸗ 
loſen ausſteuern will, muß man eben den Be⸗ 
weis dafür antreten können, daß man alles her⸗ 
angeholt hat, was heranzuholen war. Dazu ge⸗ 
hört auch, m. D. u. H., von den Regierungspar⸗ 
teien, eine koloſſale Beſteuerung derjenigen Ge⸗ 
hälter, die heute noch über der 50 und 100 000 
Gulden = Grenze liegen. (Sehr richtig! rechts.) 
Beſteuern Sie die Gehälter der Bankdirektoren 
der Deutſchen und der Dresdner Bank. Beſteuern 
Sie das Gehalt des Herrn Meißner der Bank 
von Danzig, der 120 000 Gulden im Jahr ſchluckt 
und dazu noch eine ſagenhafte Aufwandsentſchä⸗ 
digung und Dividenden erhält. 

Wenn alle dieſe Quellen erſchöpft ſein 
ſollten, und wenn uns die Regierung 
die Zuſage macht, daß die Geſetze, die 
in dieſer Richtung eingebracht werden, zur Durch⸗ 
führung kommen, dann beſteht noch die Möglich⸗ 
keit, innerhalb dieſer drei Monate die 3000 Er⸗ 
werbsloſen, die zur Ausſteuerung kommen, wie⸗ 
der zur Arbeit zu führen, indem man eine Ver⸗ 
wiſchung der Berufsgattungen bei der Arbeits⸗ 
zuführung vornimmt. Für uns Nationalſoziali⸗ 
ſten iſt es eine Selbſtverſtändlichkeit, daß ein Er⸗ 
werbsloſer, der, ſagen wir, verheiratet iſt und 
Kinder hat, auch eine Arbeit annimmt, die nicht 
in ſein Fach ſchlägt, daß ein Erwerbsloſer, der 
kaufmänniſcher Angeſtellter iſt, auch eine Arbeit 


annimmt, die ins Baufach ſchlägt, daß ein Er- (O) 


werbsloſer, der Hafenarbeiter iſt, auch eines 
Tages Straßenkehrer wird. Es iſt eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit, daß unter dieſen Umſtänden die 
3000, die zur Ausſteuerung kommen, Arbeit und 
Brot finden können. Unter dieſen Umſtänden 
wird ſich nicht erſt am 1. September, ſondern 
wahrſcheinlich ſchon weſentlich früher, vielleicht 
ſchon nach Ablauf von ſechs bis acht Wochen, her⸗ 
ausſtellen, welche von den 3000 Erwerbsloſen 
tatſächlich arbeitswillig ſind, alſo jede angebo⸗ 
tene Arbeit nehmen und wer etwa arbeitsunwil⸗ 
lig iſt. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß der 
Erwerbsloſe, der eine ihm nachgewieſene Arbeit, 
ganz gleich, auf welchem Gebiet nicht annimmt, 
nicht erſt am 1. September, ſondern ſofort am 
darauf folgenden Tage ausgeſteuert werden ſoll. 
(Abg. Kloſſowſki: Schöner Grundſatz!) In die⸗ 
ſer Beziehung wird ſich dann, wie geſagt, ſehr 
bald die Spreu vom Weizen ſondern. 

Wir ſehen deshalb für die Regierungspar⸗ 
teien durchaus die Möglichkeit, unſerem Antrag 
ſtattzugeben. Wir erklären noch einmal in aller 
Oeffentlichkeit, daß wir abſolut kein Intereſſe 
daran haben, die Regierung durch dieſen Antrag 
zu ſtürzen. Wir wollen der Regierung nur ein 
entſchiedenes Veto auf ihrem bisherigen ſchwa⸗ 
chen und falſchen Weg einlegen und ihr einen 
Hinweis geben, daß ſie, wenn ſie weiter auf un⸗ 
ſere Unterſtützung rechnet, daran gehen muß, die 
tatſächlich noch in Danzig vorhandenen Quellen 
mit heranzuziehen, um die Not der Erwerbs⸗ 
loſen zu lindern und das tatſächlich in dieſen Fa⸗ 
milien vorhandene Elend herabzumindern. Ich 
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beſchwöre Sie, m. H. von den Regierungspar⸗ 
teien, ſich die Sache in letzter Stunde reiflich zu 
überlegen. Wir ſind auch in dieſer Stunde ver⸗ 
antwortungsbewußt und kennen die Tragweite 
unſeres Antrags. Glauben Sie ja nicht, daß wir 
dieſen Antrag als Agitationsbedürfnis einge⸗ 
bracht haben. Wir wiſſen, was dieſer Antrag be⸗ 
deutet. Wir ſind aber auch bereit, die Konſequen⸗ 
zen aus dieſem Antrag bis zuletzt zu ziehen. 
(Wiederholtes lebhaftes Bravo rechts. — Abg. 
Schmidt: Ich ſchlage vor, eine Steuer auf die 
Dummheit der Nazis zu erheben! — Abg. Maaß: 
Schade, daß Dein Eierkopf einmal verfaulen 
muß!) 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ein Teil der 
Abgeordneten gehört dem Volkstag ſchon ſeit ſei⸗ 
nem Beſtehen an. Dieſer wird zugeben müſſen, 
daß ſolche Schimpfereien, ſolche Gemeinheiten 
und ſolcher Sauherdenton bisher im Volkstag 
ſelbſt bei der größten Spannung und Heftigkeit 
nicht geherrſcht hat wie jetzt, nachdem angeblich 
gebildete Kreiſe hier eingezogen ſind. (Abg. 
Schmidt: Eingebildete!) Herr Abg. Greiſer, ich 
denke mit Freuden und großer Dankbarkeit an 
meine Lehrer, die mir trotz meiner ärmlichen Er⸗ 
ziehung ſoviel beigebracht haben, daß ich mich 
unter anſtändigen Menſchen bewegen kann. Ich 
bedauere die Lehrer, die Sie erzogen haben, die 
müſſen ſich ſchämen, daß Sie einmal ihr Schüler 
geweſen ſind. Ich bedauere Ihre Eltern, daß ſie 
für Sie überhaupt Schulgeld ausgegeben haben, 
(Abg. Greifer: Ich habe Freiſchule gehabt!) um 
Ihnen nichts weiter beigebracht zu haben, als 
nur in dieſem niedrigen Kaſchemmenton ſpre⸗ 
chen zu können. (Zurufe.) d 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, Sie 
haben einem Abgeordneten Kaſchemmenton vor⸗ 
geworfen, ich rufe Sie zur Ordnung. (Lärm 
Abg. Greiſer: Wenn man Euch die 
Wahrheit jagt, werdet Ihr nervös! — Abg. 
Moritz: Sie haben ſonſt ein ziemlich dickes Fell!) 
Herr Abg. Moritz, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Zuruf des Abg. Klingenberg.) f 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Sie, Herr 
Abg. Greiſer, haben noch nicht bewieſen, daß Sie 
Ihre Anſchauung ſachlich mit andern austauſchen 
können. (Abg. Greiſer: Mit Ihnen kann man 
ſich nicht ſachlich unterhalten!) Ihre ganzen Aus⸗ 
ührungen beſtehen nur aus Schimpfereien. Des⸗ 
halb ſtellen Sie ſich ſchon ſelbſt auf die Liſte derer, 
die nicht ernſt genommen werden. (Abg. Greiſer: 
Aber Sie beſchäftigen ſich dauernd mit mir! — 
Zuruf des Abg. Malſch.) Haben Sie gehört, Herr 
Präfident, nachdem Sie mich zur Ordnung ges 
rufen haben, wie dieſer Mann ſagte, ich hätte 
den § 512 

Vizepräſident Philipſen: Ich habe eben mit 
dem Schriftführer geſprochen. Herr Abg. Malſch, 
trifft es zu, daß Sie das geſagt haben? (Abg. 
Malſch: Jawohl!) Ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. Malſch: Ich danke!) 

Brill, Abgeordneter (SPD.): Nach der vori⸗ 
gen Sitzung ſagte mir einer der bürgerlichen Ab⸗ 


geordneten, daß ich dem Abg. Greiſer viel zuviel 
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Ehre dadurch erweiſe, daß ich mich mit ihm be— 
ſchäftigte; denn in bürgerlichen Kreiſen zeigt man 
dem Abg. Greiſer nur die kalte Schulter und 
jeder anſtändige Menſch lehnt es ab, ſich mit ihm 
zu unterhalten, (Sehr gut! links.) Der Herr Abg. 
Greiſer hat durch ſeine Ausführungen zu erken⸗ 
nen gegeben, daß es ihm beſtimmt nicht um die 
Erwerbsloſenfürſorge geht. Der Nazi-Antrag 
wird nur benutzt, um andere Zwecke zu erreichen. 
(Sehr wahr! links.) Die Erwerbsloſen dienen 
dieſen Leuten nur als Objekt, um ſich Nazi⸗For⸗ 
derungen von der Regierung erfüllen zu laſſen. 
Der Abg. Greiſer erklärt, ein Mißtrauensantrag 
gegen dieſe Regierung würde vom Volkstag an⸗ 
genommen werden. Die Nazis wollen aber die 
Regierung nicht ſtürzen, ſondern ſie ſtellen nur 
ein Ultimatum. Die Nazis wollen, ſo ſagen ſie, 
daß das deutſche Danzig deutſch bleibt. Wollen 
Sie, daß Danzig deutſch bleibt, dann müſſen Sie 
ſich verdammt umſtellen. Ihre Hetze, die Sie trei⸗ 
ben, nimmt Danzig immer mehr und mehr die 
Lebensmöglichkeit. Wer will, daß Danzig deutſch 
bleibt, hat dafür zu ſorgen, daß von Danzig aus 
eine Generalverſtändigung geübt wird. Keiner 
Regierung wird es gelingen, Wohlſtand in Dan⸗ 
zig zu bringen, wenn ein Teil des Volkes und 
des Volkstags immer darauf eingeſtellt iſt, gegen 
das Land, mit dem wir angewieſen ſind, Handel 
zu treiben, in elender Weiſe zu hetzen. Die Regie⸗ 
rung entſchuldigt ſich zwar damit, daß ſie die 
Unterſtützung dieſer Partei gebrauche, aber für 
ihre nationaliſtiſche Verranntheit nicht verant⸗ 
wortlich gemacht werden könne. Dieſe 
nimmt aber dem Arbeiter immer mehr das Stück⸗ 
chen Brot, ſie raubt ihm das letzte. Derjenige, 
der heute noch das Glück hat, für die Unterneh⸗ 
mer zu ſchuften, wird damit rechnen müſſen, in 
nicht allzulanger Zeit ebenfalls auf der Straße 
zu liegen und arbeitslos zu ſein, und der Staat 
weiß ſchließlich nicht, woher er die Mittel neh⸗ 
men ſoll, um die vielen Erwerbsloſen zu unter⸗ 
ſtützen. (Zuruf des Abg. H. Friedrich.) Wiſſen Sie 
das erſt jetzt, daß die Erwerbsloſigkeit jo groß 
it? Jeder Menſch. der ſich mit Wirtſchaftspolitik 
beſchäftigt, weiß ſeit langem, daß ſich die Kriſe 
nicht auf der abſteigenden Linie befindet, ſondern 
ſich verſchärft. Wir werden ſie nicht nur in die⸗ 
ſem. ſondern auch im nächſten Jahre haben. 
Selbſt wenn die Weltwirtſchaftskriſe zu Ende iſt, 
wird Danzig unter der ſtrukturellen Kriſe weiter 
zu leiden haben. 

Darum, wer den Erwerbsloſen dienen wollte, 
mußte der Regierung Jagen, daß fie ihre Finanz⸗ 
pläne ſo aufſtellt, daß die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung nicht abgebaut, ſondern aufgebaut wer⸗ 
den muß. Niemals durfte bei den Erwerbsloſen 
der Abbau zugelaſſen werden. Wir haben ge⸗ 
warnt. Aber Sie hörten nicht. Das, was Sie 
heute ausführten. haben wir bereits bei den Ver⸗ 
handlungen im Januar und im Februar geſagt 
und auch ſpäter noch einmal, als wir unſern Ab⸗ 
änderungsantrag begründeten. Sie haben ihn 
auch wieder abgelehnt, und zwar deshalb, weil 
Sie den Erwerbsloſen in keinem Fall helfen 
wollten. Wenn Sie heute erklären, Sie waren es, 
die verhinderten, daß am 1. April die Unter⸗ 
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(Brill, Abgeordneter) 

ſtützungszahlung nicht eingeſtellt wurde, ſo iſt das 
nicht wahr. Die Kreistagswahlen waren der 
Grund. Wären dieſe damals nicht gekommen, 
dann wäre am 1. April die Zahlung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung eingeſtellt worden. 

Die heutigen Ausführungen des Herrn Abg. 
Greiſer waren ein Ultimatum an die Regierung. 
Er ſagte, der Innenſenator tauge nichts. Der 
Innenſenator iſt es, der bisher der Geſamtregie⸗ 
rung noch nicht vorgeſchlagen habe, die Volks⸗ 
ſtimme, die Sozialdemokratiſche Partei und die 
freien Gewerkſchaften zu verbieten. Die Nazis 
fordern, daß die Regierung ſtark wird und daß 
dieſe unter allen Umſtänden den Nazis zuliebe 
die Volksſtimme, die Sozialdemokratiſche Partei 
und die freien Gewerkſchaften verbietet. (Zwi⸗ 
ſchenrufe rechts.) Sie werden die Regierung 
ſtürzen, wenn ſie Ihnen nicht verſpricht, daß in 
Zukunft ein Ausnahmegeſetz gegen die Sozial⸗ 
demokratie kommt. Sie benutzen die Erwerbs⸗ 
loſen nicht als Subjekt, ſondern als Objekt. Sie 
wiſſen, daß, wenn Sie dieſen Verrat an den Er⸗ 
werbsloſen ausüben, die Abrechnung dafür nicht 
auf ſich warten laſſen wird, ſondern daß Sie 
darauf die verdiente Antwort bekommen werden. 
Sie ſagen ganz offen, was Sie wollen. Bisher 
hat die bürgerliche Regierung, die von den Nazis 
unterſtützt wird, die Sie auch in Zukunft unter⸗ 
ſtützen wollen, noch nicht genügend die Verwal⸗ 
tung mit Nationalſozialiſten beſetzt. Die Nazis 
benutzen die Erwerbsloſen als Objekt, um die 
Regierung zu zwingen, nationalſozialiſtiſche An⸗ 


(B) hänger in einflußreiche Staats- und Kommunal⸗ 


ſtellungen zu bringen. Alſo die Regierung muß 
ſich jetzt entſcheiden, ſie muß diejenigen, die die 
Nazis in Vorſchlag bringen, in Staats- und 
Kommunalſtellungen unterbringen. Hat die Re⸗ 
gierung dies getan, dann pfeifen die Nazis auf 
die Erwerbsloſenunterſtützung, dann kümmern 
ſie ſich nicht um die Erwerbsloſen. (Großer 
Lärm.) Für ſie kommen nur die Futterkrippen⸗ 
kandidaten in Frage, denen wollen ſie helfen. 
(Abg. Greiſer: Brutal müßte man Euch ausrot⸗ 
ten mit Stumpf und Stiel!) Herr Friedrich iſt 
Juriſt und dadurch auch berufsmäßig zum Reden 
verpflichtet, Herr Greiſer nicht. Darum iſt er nicht 
ſo in der Lage, Gedanken zu verbergen wie Herr 
Friedrich und plappert das aus, was die Nazi⸗ 
partei will. Er war es, der klipp und klar ſagte, 
wir pfeifen auf die Erwerbsloſen, wie wir bis⸗ 
her auf ſie gepfiffen haben. Für uns dienen ſie 
nur als Objekt, um über fie unſere Wünſche zu 
erfüllen. Die erſte Forderung iſt, der Innenſena⸗ 
tor empfiehlt ein Ausnahmegeſetz gegen die So⸗ 
zialdemokratie und die Regierung beſchließt, oder 
ſie wird geſtürzt. Die Nazis hängen ſich das Män⸗ 
telchen der Erwerbsloſenfreundlichkeit um, um 
dadurch zu beweiſen, daß ſie Arbeiterpartei 
ſind. Sie wollen nach außen es ſo hinſtellen, als 
ob die Regierung wegen der Exwerbsloſen ge⸗ 
ſtürzt werden ſoll. In Wirklichkeit ſoll der Sturz 
nur geſchehen, weil der Innenſenator nicht bru⸗ 
tal genug und die Danziger Polizei noch nicht ge⸗ 
nügend parteiiſch iſt. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Greiſer. — Große Unruhe.) Andauernd ſollen 
neue Kerle von den Nazis in die Polizei hinein. 
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Sie wollen von oben bis unten die geſamte Ver⸗ 
waltung mit Nazis beſetzen. Der Abg. Greiſer 
hat das in ſeinen Ausführungen herausgehoben. 
Herr Abg. Greiſer, ich bin Ihnen für Ihre Of⸗ 
fenheit ſehr dankbar. Wir werden den Erwerbs⸗ 
loſen ſagen, daß alles Lug und Trug iſt, was 
Sie hier mit ihnen treiben, daß ſie weiter ge⸗ 
peinigt und drangſaliert werden ſollen. Die freie 
Meinung und die Demokratie ſollen beſeitigt 
werden. Sind die beſeitigt, dann ſollen hier italie⸗ 
niſche Verhältniſſe eingeführt werden. (Sehr 
gut! bei den Nationalſozialiſten.) Sie ſchimpfen 
ſo auf Polen, Sie ſind doch mit dem polniſchen 
Pilſudski⸗Syſtem viel mehr verwandt als jeder 
andere. Sie wünſchen doch, daß das polniſche Re⸗ 
gierungsſyſtem auch hier eingeführt wird. Sie 
wünſchen doch, daß die armen Menſchen, die Sie 
mit dem ſchönen Titel „Untermenſchen“ bezeich⸗ 
net haben, entrechtet und unterdrückt werden 
ſollen. (Abg. Maaß: Er lügt!) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Maaß, 
Sie haben behauptet, daß der Redner lügt, ich 
rufe Sie zur Ordnung. (Zurufe der Abg. Malſch 
und Greifer.) Herr Abg. Malſch, Sie haben den 
Vorwurf wiederholt, ich rufe Sie zum zweiten 
115 9 Ordnung. (Zwiſchenrufe und Unruhe 
inks. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Sie fordern 
die Regierung auf, Maßnahmen zu treffen, wo⸗ 
durch den Erwerbsloſen das Kritikrecht genom⸗ 
men werden ſoll. Iſt das geſchehen, dann ſoll die 
brutale Gewalt über die Erwerbsloſen herrſchen. 
Sie haben weiter die Herren Senatoren Kunze 
und Arczynski erwähnt. Warum haben Sie 
aber die Namen der anderen Senatoren zu nen⸗ 
nen vergeſſen? (Abg. Greiſer: Das kommt auch 
noch!) Das zeigt Ihre Einſtellung, Herr Greiſer. 
Leſen Sie die Protokolle aus den Sitzungen, die 
die Abänderung der Verfaſſung behandeln. Dann 
werden Sie finden, daß der Abg. Mau in unſerm 
Namen angekündigt hat, daß eine Aenderung in 
den Penſionen und den Gehaltsbezügen eintre⸗ 
ten muß. Das müſſen Sie beſtimmt wiſſen, wenn 
Sie ſich das Recht anmaßen, hier mitreden zu 
wollen. Sie wiſſen das auch. Aber Sie ver⸗ 
ſchweigen die Wahrheit, und das zeigt, daß Sie 
ein politiſcher Hochſtapler ſind. (Große Unruhe 
und Zwiſchenrufe bei den Nationalſozialiſten.) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, Sie 
haben den Abg. Greiſer einen politiſchen Hoch⸗ 
ſtapler genannt, ich rufe Sie zur Ordnung. Vor⸗ 
hin hat der Herr Abg. Malſch einen Ordnungs⸗ 
ruf erhalten, weil ich glaubte, er hätte die Worte: 
„Lug und Trug“ auf den Abg. Brill angewandt. 
Das trifft nicht zu. Dieſer Zuruf ſollte nur be⸗ 
deuten, daß der Herr Abg. Brill in ſeiner Rede 
die beiden Worte „Lug und Trug“ gebraucht 
hat. (Große Unruhe.) Mein Beiſitzer zur Rech⸗ 
ten beſtätigt das. Ich nehme den Ordnungsruf 


zurück. (Zuruf des Abg. Maaß.) Ich rufe den 
Abg. Maaß zur Ordnung. (Fortgeſetzter großer 
Lärm.) Das Wort hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Es iſt manch⸗ 
mal angebracht, daß ſolche Anträge von den Na⸗ 
tionalſozialiſten geſtellt werden, damit in aller 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
Oeffentlichkeit das demagogiſche Spiel dieſer Par⸗ 
tei entlarvt wird. (Zwiſchenruf.) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Schmidt, 
Sie haben den Herrn Abg. Malſch feige genannt, 
ich rufe Sie zur Ordnung. (Zurufe der Abg. 
Schmidt und Klingenberg.) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Herr Abg. 
Greiſer hat beiſpielsweiſe von dieſer Stelle aus 
Forderungen an die Regierung gerichtet, die 
dazu angetan ſind, der Oeffentlichkeit zu zeigen, 
wie radikal die Nationalſozialiſtiſche Partei für 
die werktätigen Schichten eintritt. Herr Greiſer 
glaubte, die Regierung nur dann unterſtützen zu 
können, wenn Geſetzesmaßnahmen durchgeführt 
werden, die ſich gegen die beſitzende Klaſſe wen⸗ 
den und die beſitzloſe Klaſſe in Schutz nehmen. 
Dieſe Ausführungen in das richtige Licht zu 
rücken, halte ich für meine Pflicht, weil die Na⸗ 
tionalſozialiſtiſche Partei in dieſem Volkstag, 
ſchlecht gerechnet, zwanzigmal Gelegenheit hatte, 
ſolchen Geſetzen zuzuſtimmen. Es lagen Geſetzent⸗ 
würfe vor, die beſitzende Klaſſe tatſächlich mit 
Steuern zu belegen, damit dem Staat die erfor⸗ 
derlichen Mittel für die Weiterzahlung der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung zur Verfügung geſtellt 
werden konnten. Ich erinnere an den Geſetzent⸗ 
wurf, der die Beamtengehälter über 800 Gulden 
monatlich abbauen wollte. Wo waren da die Na⸗ 
tionalſozialiſten? Sie erklärten im Ausſchuß 
wie im Plenum, daß dieſe Vorlage nicht ange⸗ 
nommen werden könnte. Wir haben weiter zu 
dem Senatorengeſetz Abänderungsanträge ge⸗ 


(B) ſtellt, die dahin gingen, daß die Senatorengehäl⸗ 


ter nicht mehr als 600 Gulden monatlich betra⸗ 
gen dürften. Die Nationalſozialiſten waren es, 
die dieſe Anträge ablehnten und erklärten, das 
nicht zuzulaſſen, die Senatoren müßten nach wie 
vor das Gehalt bekommen, wie es ſolange war. 
Bei dieſer Gelegenheit haben wir auch bean⸗ 
tragt, die Penſionen zu ſtreichen. Alle dieſe Ab⸗ 
änderungsanträge ſind von den Nationalſoziali⸗ 
ſten abgelehnt worden. Wenn heute die Natio⸗ 
nalſozialiſten nach dieſen Geſetzen ſchreien, ſo ge⸗ 
ſchieht es nur deshalb, weil ihr Einfluß in der 
Oeffentlichkeit vollſtändig geſchwunden iſt. (Das 
haben Sie bei den Kreistagswahlen gemerkt! 
bei den Nationalſozialiſten.) Die Mittelſtändler 
und Arbeiter haben in dieſer kurzen Zeit er⸗ 
kannt, daß ihnen von Ihrer Seite keine Hilfe 
zuteil wird, im Gegenteil, daß alle Maßnahmen, 
die Sie durchgeführt haben, angetan ſind, auch 
das Letzte aus dem Mittelſtand und den Arbei⸗ 
tern herauszuholen. Sie berufen ſich auf die 

reistagswahlen, m. H. Nationalſozialiſten. 
Wenn Sie ſich vor den Kreistagswahlen ſo ſtark 
gefühlt haben, weshalb ließen Sie dann zu, daß 
die Kommuniſtiſche Partei nicht demonſtrieren 
und keine Verſammlungen unter freiem Himmel 
abhalten durfte? (Gott ſei Dank! rechts.) Ich 
werde auch noch darauf kommen, Herr Kalitzke. 
Sie ſind ja eine beſonders große Sonne im Kreiſe 
der Nationalſozialiſten. (Abg. Kalitzke: Sind Sie 
neidiſch?) Wenn Sie ſich ſo ſtark fühlten, wes⸗ 
halb wandten Sie dann bei den Kreistagswahlen 
den gemeinſten Terror gegen die Arbeiter an? 
Weshalb trieben Sie dann die Stimmzettelver⸗ 
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von den Wahllokalen, nicht nur das, ſondern 
ſchlugen ſie auch brutal nieder, wie in Mierau? 
Wenn man ſich alſo ſo ſtark fühlte, m. H. von der 
Nationalſozialiſtiſchen Partei, ſo hatte man das 
alles nicht nötig. Stark kann ſich nur der füh⸗ 
len, der das Vertrauen der werktätigen Bevölke⸗ 
rung hat. Der bedarf dieſes Terrors nicht, der 
bedarf nicht des polizeilichen Schutzes. Wenn die 
Nazis das Vertrauen der Arbeiter hätten, braucht 
ein Nationalſozialiſt nicht den Schutz dreier 
Polizeibeamten, wenn er auf der Straße geht. 
(Donnerwetter! bei den Nationalſozialiſten.) 
Jeder anſtändige Arbeiter, der es mit ſeiner 
Klaſſe ehrlich meint, kann ſich frei bewegen und 
bedarf nicht dieſer Schutzmittel. Aber das beweiſt 
in aller Oeffentlichkeit zum ſo und ſovielten Mal, 
daß Sie kein Intereſſe für die Werktätigen haben, 
ſondern daß Sie die Partei derjenigen find, die 
den Kapitalismus zu ſchützen und wieder auf die 
Beine zu bringen hat. 

Nun der Kampf zwiſchen Ihnen und der So⸗ 
zialdemokratie! Dieſer Kampf hat natürlich auch 
ſeine Grundlagen. Sie haben beſtimmt einen Tip 
von der Regierungspartei bekommen, daß die 
Politik, die Sie jetzt treiben, abſolut nicht ange⸗ 
bracht iſt, weil es Ihnen nicht gelungen iſt, in 
die Kreiſe der Arbeiter einzudringen. Nun müſſen 
Sie andere Maßnahmen ergreifen und ein Thea⸗ 
ter aufführen und der Sozialdemokratie Liebens⸗ 
würdigkeiten an den Kopf werfen. Sie müſſen ihr 
mit Ausnahmegeſetzen und Ausnahmebeſtim⸗ 


mungen drohen, um für die Sozialdemokratie jo (D) 


ein bißchen Propaganda in der Oeffentlichkeit zu 
machen. Sie haben die Aufgabe, mit den übri⸗ 
gen bürgerlichen Parteien die Sozialdemokratie 
zu ſtärken, weil dieſe Partei bei der Arbeiter⸗ 
ſchaft noch einen größeren Einfluß hat. Der zus 
ſammenbrechende Kapitalismus kann nicht eine 
Partei gebrauchen, deren Einfluß bei der Arbei⸗ 
terſchaft minimal iſt. Sie braucht eine Partei, 
die einen ſtarken Einfluß bei der Arbeiterſchaft 
hat, um ſich mit ihrer Hilfe erneut zu befeſtigen. 
So haben auch Sie die Aufgabe, dieſen Einfluß 
für die Sozialdemokratie zu ſtärken und herbei⸗ 
zuführen, damit die Sozialdemokratie wieder 
regierungsfähig wird und dann ſelbſtverſtändlich 
alle Maßnahmen weiter durchführt. die Sie be⸗ 
gonnen haben. Sie führen ja ſo oft Deutſchland 
an. Es iſt doch ſo, daß in Deutſchland die Sozial⸗ 
demokratie all das unterſtützt, was die Brüning⸗ 
regierung will und durchführt. (Sehr richtig! bei 
den Kommuniſten.) 

Wenn Sie in Danzig einen ſtärkeren Einfluß 
bei der werktätigen Bevölkerung hätten, würde 
man die Sozialdemokratie nicht brauchen. Dann 
würde man mit Ihnen regieren, weil man weiß, 
daß Sie genau dieſelben Verräter an der Arbei⸗ 
terklaſſe ſind wie die Sozialdemokratie. 

Vizevräſident Philipſen: Herr Abg. Raſchke, 
haben Sie mit dem Ausdruck Verräter Mitglie⸗ 
der dieſes hohen Hauſes gemeint? (Abg. Raſchke: 
Ich habe ſchon einmal erklärt. daß ich, wenn ich 
bier ſpreche, immer nur Parteien meine!) Haben 
Sie die Nationalſozialiſten, die Mitglieder dieſes 
Hauſes ſind, gemeint? (Abg. Raſchke: Die Na⸗ 
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(Vizepräſident Philipſen) 

tionalſozialiſtiſche Partei, genügt Ihnen das, 
Herr Präſident?) Ich muß dieſelbe Feſtſtellung 
machen, wie in der vorigen Sitzung. Wenn Sie 
die Nationalſozialiſtiſche Partei gemeint haben, 
dann haben Sie auch Mitglieder dieſes Hauſes 
gemeint, die der Nationalſozialiſtiſchen Partei 
angehören, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Sehen Sie 
Herr Präſident, wenn Sie ganz objektiv wären, 
müßten Sie den Sozialdemokraten auch den 
Schutz gewähren. Warum nur den National⸗ 
ſozialiſten? i 

Vizepräſident Philipſen: Ich habe einen Vor⸗ 
wurf gegen die Sozialdemokraten nicht gehört. 
(Große Unruhe.) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich will es 
wiederholen: Die Nationalſozialiſten ſowohl wie 
die Sozialdemokraten ſind Verräter an der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung. 

Vizepräſident Philipſen: Ich rufe Sie dann 
zur Ordnung, weil Sie ſowohl Sozialdemokra⸗ 
ten wie Nationalſozialiſten, die Mitglieder dieſes 
Hauſes ſind, als Verräter bezeichnet haben. 

Naſchte, Abgeordneter (K. P.): Na, das iſt 
objektiv! (Zwiſchenrufe und Heiterkeit.) Trotz 
des Ordnungsrufs beißt keine Maus davon etwas 
ab. Daß das Tatſache iſt, darüber ſind wir uns 
klar. Es wird darauf ankommen, ob die Natio⸗ 
nalſozialiſten oder die Sozialdemokraten einen 
ſtärkeren Einfluß bei der werktätigen Bevölke⸗ 
rung, insbeſondere bei den arbeitenden Schichten, 
gewinnen werden. Wir behaupten mit Recht, daß 


(B) das nicht der Fall iſt. Wir haben die Verhältniſſe 


aus Deutſchland in dieſer Beziehung noch nicht 
auf Danzig übertragen können. Es ſteht aber feſt, 
daß in Deutſchland die Kommuniſtiſche Partei 
immer mehr bei den werktätigen Schichten an 
Einfluß gewinnt. Ueber kurz oder lang wird ſich 
dieſes Verhältnis auch in Danzig zeigen. Wir 
werden der Oeffentlichkeit erklären, was jetzt ge⸗ 
trieben wird, ihr klar machen, daß ſowohl von 
den Nationalſozialiſten wie von den Sozialdemo⸗ 
kraten die jetzige Situation benutzt wird, um die 
Arbeiterſchaft zu verwirren. Wenn Sie es ehrlich 
meinen, m. H. von den Nationalſozialiſten, das 
iſt Ihnen heute ſchon ſo oft geſagt worden, dann 
hätten Sie Gelegenheit gehabt, es gar nicht zu 
dieſen Maßnahmen kommen zu laſſen. Das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz hing von Ihren Stimmen ab, 
beſonders in bezug auf den Abbau der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge. Sie waren ſich völlig klar darüber, 
Sie haben doch mit der Regierung verhandelt, 
Die Regierung hat Ihnen reinen Wein einge⸗ 
ſchenkt, hat Ihnen geſagt, was ſie beabſichtige. 
Trotzdem haben Sie dieſem Ermächtigungsgeſetz 
die Zuſtimmung gegeben und haben damit her⸗ 
aufbeſchworen, daß Tauſende Erwerbsloſe der 
Wohlfahrtsfürſorge überwieſen werden. Wie 
dieſe Fürſorge ausſieht, hat Herr Kloſſowſki ſchon 
ausgeführt. Ich will Ihnen aber noch ein viel 
kraſſeres Beiſpiel vor Augen führen. Heute wurde 
in Langfuhr einem Familienvater mit vier Kin⸗ 
dern für die Woche 15,— G. Wohlfahrtsunter⸗ 


ſtützung gezahlt. Der Mann hat ſolange 24,50 G. 


Erwerbsloſenunterſtützung bekommen, alſo bei⸗ 
nahe 50 Prozent deſſen, was er ſolange erhalten 
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hat, find ihm gekürzt worden. Aber in Zukunft (O) 


wird mit dieſer Wohlfahrtsfürſorge gleichzeitig 
den Erwerbsloſen die Wohnungsbauabgabe ge: 
kürzt. Während der Erwerbsloſe ſolange 4,80 G. 
für die Wohnungsbauabgabe erhalten hat, er⸗ 
hält er jetzt nur noch 3,50 G. Auch hier iſt ihm 
dieſe Zulage für den Monat um 1,50 G. gekürzt 
worden. 

Das ſind die Maßnahmen, die Sie heraufbe⸗ 
ſchworen haben. Wenn Sie jetzt hier mit dieſem 
Antrag kommen, dann, wie geſagt, nur, um das 
ramponierte Anſehen wieder ein bißchen aufzu⸗ 
füllen. Ich möchte noch eins betonen. M. D. u. H., 
es iſt von Ihnen ſowohl wie von den Sozial: 
demokraten zum Ausdruck gekommen, daß die Not 
derer, die ausgeſteuert werden, ſehr groß iſt. Sie 
haben heute Gelegenheit, dieſen Antrag ſofort 
Wirklichkeit werden zu laſſen. Wir werden be⸗ 
antragen, daß die 2. Leſung durchgeführt wird, 
ohne daß ſich der Ausſchuß damit beſchäftigt. 
(Abg. H. Friedrich: Das gibt es ja gar nicht!) 
Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes iſt es 
keine Finanzvorlage mehr. Das Ermächtigungs⸗ 
geſetz beſagt, daß die einzelnen Verordnungen 
jederzeit durch Mehrheitsbeſchluß des Volkstages 
aufgehoben werden können, (Abg. H. Friedrich: 
Wir machen was wir wollen! — Abg. Greifer: 
Der Senat braucht ſie nicht aufzuheben! Sie 
ſitzen jetzt 10 Jahre in dieſer Quaſſelbude und 
wiſſen es nicht!) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Greiſer, 
Sie haben das Haus eine Quaſſelbude genannt, 
ich rufe Sie zur Ordnung. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ach laſſen Sie 
es doch, das hält mich nur in meiner Rede auf. 
Sie haben ja auch zu Anfang der Sitzung bean⸗ 
tragt, daß über dieſen Antrag namentlich abge⸗ 
ſtimmt werden ſoll. (Abg. Maaß: Wir ſind noch 
nicht ſolche Parlamentswanzen wie Sie!) Es 
kommt darauf an, wie man das Ermächtigungs⸗ 
geſetz auslegt. Wir legen es ſo aus, und jeder 
Objektivdenkende kann es nur ſo auslegen, daß 
der Volkstag die einzelnen Verordnungen durch 
Mehrheitsbeſchluß jederzeit außer Kraft ſetzen 
kann. Dazu braucht man nicht den Senat. Sie er⸗ 
klären, das iſt eine Finanzvorlage. Wir werden 
Ihnen auch hier Gelegenheit geben, den Weg zu 
gehen, den Sie für notwendig halten. Trotzdem 
kann die Sache heute erledigt werden. Nach Ab⸗ 
ſchluß dieſer Debatte ſoll ſofort der Soziale Aus⸗ 
ſchuß zuſammentreten. Das Haus vertagt ſich auf 
eine Stunde. Nachher tritt es erneut zuſammen 
und berät den Antrag in 2. Leſung. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Wir haben mehr zu tun, als Ihren Quatſch 
eine Stunde anzuhören!) Wenn Sie das Quatſch 
nennen, dann iſt das für Sie bezeichnend. (Große 
Unruhe und Zwiſchenrufe links.) Ein großer 
Teil der Erwerbsloſen ſteht vor der Frage, ob ſie 
morgen die Erwerbsloſenfürſorge bekommen. 
Wenn der Antrag heute angenommen wird, dann 
müſſen doch morgen diejenigen, die zur Zahlung 
der Erwerbsloſenfürſorge daran ſind, die Unter⸗ 
ſtützung bekommen. (Abg. Greiſer: Sie bekommen 


ſie doch nicht, ſie ſind ja ſchon überführt!) Herr 


Abg. Greiſer, durch Ihre Zwiſchenrufe kommt 


immer mehr zum Ausdruck, daß es Ihnen mit 


D) 


(A) 
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(Raſchke, Abgeordneter) 
dieſer Sache nicht ernſt iſt. (Sehr richtig! bei den 
Kommuniſten.) Sie ſagen jetzt, die Erwerbsloſen 
ſind ſchon der Wohlfahrtsfürſorge überwieſen, 
alſo habe der Antrag keinen Zweck mehr. Für 
wen ſoll er denn ſein, was ſoll damit erreicht 
werden? (Zwiſchenrufe bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) f 
Es ſoll durch dieſen Antrag erreicht werden, 
daß diejenigen, die jetzt der Wohlfahrtsfürſorge 
überwieſen worden ſind, wieder in die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge übernommen werden. (Zurufe 
rechts.) Wenn heute der Antrag angenommen 
wird, wird morgen früh beſtimmt der Senat — 
(Abg. Greiſer: Einſpruch erheben, weil das eine 
Finanzvorlage iſt!) das iſt möglich. Wenn er 
Einſpruch erhebt, Herr Greiſer, dann nur deshalb, 
weil er Sie und Ihre Partei danach einſchätzt. 
Wenn der Senat dagegen Einſpruch erhebt, dann 
bringt er dadurch zum Ausdruck, daß die National⸗ 
ſozialiſten ihr Theater gemacht haben ſollen, um 
in der Oeffentlichkeit wieder ein bißchen Anſehen 
zu bekommen, aber ihn berührt das nicht. (So, ſo! 
rechts.) Das iſt ſicherlich die Einſtellung des Se⸗ 
nats, und das dulden Sie. Wenn Sie zum Aus⸗ 
druck bringen, daß es Ihnen mit dieſer Frage 
ernſt iſt, und beſchloſſen wird, daß die Sache durch⸗ 
zuführen iſt, wird ſich der Senat auch fügen. Herr 
Greiſer hat hier zum Ausdruck gebracht, daß ſeine 
Fraktion auch nichts dagegen machen werde, wenn 
ſich der Senat nicht füge. (Das überlaſſen Sie 
uns! bei den Nationalſozialiſten.) Das hat die 
Vergangenheit bewieſen. Ich erinnere Sie nur, 
Herr Abg. Friedrich, an den Antrag, der den Er⸗ 
werbsloſen die Rundfunkgebühren erlaſſen wollte. 
Im Ausſchuß haben Sie dafür geſtimmt. Nachher 
hat Sie die Regierung ein bißchen bearbeitet; die 
Vorlage kam ins Plenum und wurde abgelehnt. 
Wahrſcheinlich haben Sie die Abſicht, es mit 
dieſem Antrag genau ſo zu machen. Sie wollen 
ihn jetzt in den Ausſchuß bringen und am nächſten 
Mittwoch eventuell wieder ins Plenum. Inzwi⸗ 
ſchen hat Ihnen die Regierung ein bißchen die Le⸗ 
viten geleſen. Dann vergeſſen Sie am Mittwoch, 
wenn die Abſtimmung ſtattfindet, das Aufſtehen. 
Wir wiſſen, daß Ihr Verhalten nur ein demago⸗ 
giſches Spiel iſt, dazu angetan, die Arbeiter wie⸗ 
der zu verwirren. (Sehr richtig! bei den Kom⸗ 
muniſten.) Wir werden der Arbeiterſchaft und 
allen werktätigen Schichten offen zeigen, was Sie 
mit Ihnen ſpielen. Sie ſetzen genau ſo wie die 
Sozialdemokratiſche Partei alles daran, den Ka⸗ 
pitalismus zu unterſtützen. Jedes Manöver iſt 
Ihnen recht, um das zu erreichen. Dazu gehört 
auch das Manöver dieſes Antrages. (Abg. Heinz 
Friedrich: Sie werden ja ſelbſt für unſern An⸗ 
trag ſtimmen!) Das werden wir machen, Herr 
Friedrich; aber es kommt doch darauf an, daß bei 
der Regierung der nötige Druck gemacht wird. 
Sie haben die Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß der 
Antrag, wenn er angenommen wird — und das 
geſchieht —, auch durchgeführt wird. (Das über⸗ 
laſſen Sie uns! bei den Nationalſozialiſten.) 


Wenn wir von der Not der Bevölkerung ſprechen, 
dann ſagen Sie auch, das überlaſſen Sie uns. 


Das hat ſich dahin ausgewirkt, daß jetzt 3000 bis 
4000 Erwerbsloſe aus der Erwerbsloſenfürſorge 
ausgeſteuert werden und der Mittelſtand vollſtän⸗ 
dig ruiniert wird. Mit dem „Das überlaſſen Sie 
uns!“ wollen Sie alles verkleiſtern. (Zuruf rechts: 
Wir haben noch nie den Staat in Händen gehabt!) 
(Gott ſei Dank! rechts.) Es iſt Ihnen ſchon oft 
geſagt worden, daß wir mit den Regierungsme⸗ 
thoden dieſes Staates abſolut nichts zu tun haben, 
und daß wir in dieſer Beziehung vollſtändig reine 
Hände haben. Sie, die Sozialdemokraten und die 
übrigen Parteien ſind es, die verſuchen, dieſen 
kapitaliſtiſchen Staat immer wieder auf die Beine 
zu bringen; aber all dieſe Verſuche werden Ihnen 
nichts nützen. Ueber kurz oder lang wird die Sache 
zuſammenbrechen. Dann werden wir es ſein, die 
einen Staat der Arbeiter und Bauern im Inter⸗ 
eſſe % werktätigen Schichten aufrichten. (Un⸗ 
ruhe. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſi⸗ 
dent, bei all Ihrer Objektivität und Unpartei⸗ 
lichkeit haben Sie überhört, daß der Herr Abg. 
Greiſer die Senatoren Arczynski und Kunze (Das 
ſind doch keine Senatoren! bei den National⸗ 
ſozialiſten.) mit „Burſchen“ bezeichnet hat, ohne 
dafür einen Ordnungsruf zu erhalten. Herr 
Arczynski und Herr Kunze waren Senatoren. 
Niemand in dieſem Hauſe und beim Senat wird 
in der Lage ſein, ihnen unehrenhafte Handlun⸗ 
gen nachzuweiſen. Sollen ſie nur deshalb, weil 
ſie ſich durch Selbſterziehung und Selbſtbildung 
vom Arbeiter zum Senator durchgearbeitet ha⸗ 
ben, unter Ihrem Vorſitz mit „Burſchen“ bezeich⸗ 
net werden? Wenn die Blondine des Herrn 
Greiſer dieſe Kraftausdrücke zeitweiſe auf der 
Tribüne gebraucht, ſo iſt das ihre und Herrn 
Greiſers Sache. Aber von Ihnen verlangen wir, 
daß Sie objektiv handeln. Ich bedaure, daß es 
mit der Blondine des Herrn Greiſer ſchon ſo 
weit gekommen iſt, daß ſie ſich nur durch dieſe 
Kraftausdrücke reizen läßt. 

Bizepräfident Philipſen: Ich gebe mir Mühe, 
das Anſehen der Regierung dieſes Hauſes nach 
Möglichkeit zu ſchützen. Ich habe nicht gehört, daß 
mit dem Ausdruck „Burſchen“ ehemalige Sena⸗ 
toren oder im Amt befindliche Senatoren ge⸗ 
meint waren. Ich frage Herrn Abg. Greiſer, ob 
er damit frühere Mitglieder des Senats gemeint 
hat. (Abg. Greiſer: Die ſind gar nicht würdig 
geweſen, Mitglieder des Senats zu ſein, dieſe 
Burſchen!) Ich rufe Sie wegen des Ausdrucks 
zur Ordnung. — Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Ausſprache iſt geſchloſſen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr 

Abgeordneter (Nat. Soz.): 


Abg. Heinz Friedrich, 
Friedrich, Heinz, 

Ich beantrage Ueberweiſung unſeres Antrages, 

Druckſache Nr. 265, an den Sozialen Ausſchuß. 

Es handelt ſich hier um eine Finanzvorlage. Ich 

habe den Antrag noch dahin zu ergänzen, daß er 

mit den Abänderungsanträgen in Druckſache 


— 


— 


O 


D) 
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(Friedrich, Heinz, Abgeordneter) 


(A) Nr. 280 und dem vorhin verleſenen Abände⸗ 


(B 


— 


rungsantrag des Herrn Abg. Moritz und mit der 
Entſchließung 279 dem Sozialen Ausſchuß über⸗ 
wieſen wird. 

Vizepräsident Philipſen: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
daß der Soziale Ausſchuß heute noch tagt. 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Das iſt der 
Antrag, den ich in meiner Rede angekündigt 
habe. Ich möchte ihn dahin erweitern, daß das 
Haus heute noch einmal tagt und dieſen Antrag 
in zweiter Leſung verabſchiedet, nachdem der 
Soziale Ausſchuß ihn erledigt hat. 

Vizepräſident Philipſen: Ob der Scoziale 
Ausſchuß heute noch tagt, iſt Sache des Ausſchuß⸗ 
vorſitzenden. Es iſt ſeine Angelegenheit, den 
Ausſchuß einzuberufen. Der Volkstag ſelbſt kann 
darüber nicht entſcheiden. (Abg. Plettner: Es iſt 
doch immer ſo gehandhabt worden!) Herr Prä⸗ 
ſident Gehl wird mir dahin Recht geben, daß 
häufig im Aelteſtenausſchuß oder während der 
Sitzung der Vorſchlag gemacht worden iſt, die 
Sitzung zu unterbrechen und eine Ausſchußſitzung 
abzuhalten. Nach der Ausſchuß⸗Sitzung wurde 
die Vollſitzung hier fortgeſetzt. (Sehr richtig! 
links.) Es iſt dann während der Vollſitzung vom 
Ausſchußvorſitzenden eine Einladung an alle 
Ausſchußmitglieder ergangen. Er hat alſo die 
Initiative ergriffen. Es kann aber nicht eine 
Ausſchußſitzung vom Volkstag beſchloſſen werden. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Die Nazis ha⸗ 
ben den Antrag hier eingebracht und ſich ſo ſehr 
für ihn erwärmt, um den Erwerbsloſen zu hel⸗ 
fen. Herr Neumann von der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion iſt der Vorſitzende des Sozialen 
Ausſchuſſes. Ich nehme an, daß die Nationalſozia⸗ 
liſtiſche Fraktion nun den Erwerbsloſen gegen⸗ 
über beweiſen müſſen wird, daß es kein Spiel ge⸗ 
weſen iſt, das hier mit ihnen getrieben wurde, 
ſondern bitterer Ernſt, und daß ſofort die Aus⸗ 
ſchußſitzung einberufen wird. Wir beſchließen 
darum, uns auf eine Stunde zu vertagen, um 
dadurch dem Ausſchuß Gelegenheit zu geben, die 
Sitzung abzuhalten. Wir erwarten beſtimmt, 
daß Herr Abg. Neumann als Vorſitzender des 
Ausſchuſſes dem Wunſche der Tauſenden von Er⸗ 
werbsloſen ſofort Rechnung tragen wird. 

Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. H. Friedrich. 

Friedrich, Heinz, Abgeordneter (Nat. Soz.): 
Ich habe die Ueberweiſung an den Sozialen Aus⸗ 
ſchuß namens meiner Fraktion ſelbſt beantragt. 
Ich muß mich nur dagegen wenden, daß unſer 
Antrag an ſich eine Finanzvorlage iſt. Es handelt 
ſich hier um einen Beſchluß des Volkstages, wo⸗ 
rin es heißt: „Die erlaſſene Verordnung iſt ſofort 
dem Volkstag zur Kenntnis zu bringen.“ J 
ſehe zur Zeit nicht ein, welche Konſequenz eine 
Behandlung als Finanzvorlage bringen könnte. 
Immerhin müſſen wir uns gegen dieſe Auffaſſung 
wehren, denn ſie ſteht mit der Bedeutung unſeres 
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Antrages nicht in Einklang. Wir beantragen 
die Ueberweiſung an den Sozialen Ausſchuß, der 
die Vorlage geſchäftsordnungsmäßig weiter be— 
handeln muß. Sie wird von dort aus ſo bald als 
möglich wieder an das Haus zurückgelangen. 

Vizepräſident Philipſen: Ein Unterſchied be⸗ 
ſteht nur inſofern, als eine Finanzvorlage einem 
Ausſchuß überwieſen werden muß. Wenn Sie die 
Vorlage nicht als eine Finanzvorlage auffaſſen 
und dennoch die Ueberweiſung an den Ausſchuß 
beantragen, dann iſt das in ſeiner Wirkung 
gleich. (Ein Manöver! links.) Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Mir iſt es 
nicht recht klar geworden, was der Herr Abg. 
Friedrich wollte. Er ſagte, eine Finanzvorlage 
ſei es nicht. Dann können wir ſofort darüber ab⸗ 
ſtimmen. Wir haben bisher angenommen, daß 
es eine Finanzvorlage iſt und wollten ſie aus 
dem Grunde dem Ausſchuß überweiſen. Nachdem 
aber der Antragſteller ſelbſt ſagt, daß es keine 
Finanzvorlage iſt, bleibt nichts anderes übrig, 
als daß das Haus ſofort darüber entſcheidet. Hin⸗ 
terher aber ſagte er dann, die Vorlage ſolle dem 
Ausſchuß überwieſen werden. (Abg. Greiſer: Wir 
beantragen Schluß der Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte!) 

Vizepräsident Philipſen: Weitere Meldungen 
zur Geſchäftsordnung liegen nicht vor, damit iſt 
der Antrag erledigt. Es liegt weiter der Antrag 
des Herrn Abg. Friedrich vor, die Vorlage mit 
den Abänderungsanträgen und der Entſchließung 
dem Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. 
Brill: Zuerſt muß darüber abgeſtimmt werden, 
daß ſich der Volkstag um eine Stunde vertagt. 
Das iſt der weitergehende Antrag!) Herr Abg. 
Brill, wenn ſich der Volkstag auf eine Stunde 
vertagt und in der Zwiſchenzeit der Ausſchuß 
tagen ſoll, dann muß doch die Vorlage zuerſt dem 
Ausſchuß überwieſen ſein. Deshalb halte ich es 
für zweckmäßig, daß zuerſt die Ueberweilung an 
den Ausſchuß beſchloſſen wird. Ich höre gegen den 
Antrag auf Ueberweiſung an den Ausſchuß 
keinen Widerſpruch. Es iſt ſo beſchloſſen worden. 
Nun liegt der Antrag des Herrn Abg. Brill vor, 
die Sitzung für eine Stunde auszuſetzen, damit 
in der Zwiſchenzeit der Soziale Ausſchuß Gele⸗ 
genheit hat, über dieſen Antrag zu beraten. 
Wer für den Antrag iſt, daß die Sitzung auf eine 
Stunde vertagt wird, bitte ich, ſich zu erheben. — 
(Frau Abg. Totzki: So ſeht Ihr aus!) Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. (Frau Abg. Totzki: 
Ein demagogiſches Spiel! Die Erwerbsloſen kön⸗ 
nen verhungern!) Damit iſt dieſer Punkt der 
Tagesordnung erledigt. Wir kommen zu Punkt 3. 

Antrag der Abg. Neumann, Dr. Thimm 

u. Fr. auf Ueberführung von Schutz⸗ 

polizeibeamten in Stellen des Zivilſtaats⸗ 
dienſtes. 

Druckſache Nr. 261. Ich eröffne die Ausſprache, 

Neumann, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nach 
dem Polizeibeamtengeſetz vom Jahre 1923 ſind 
die Beamten der Schutzpolizei, die zehn Dienſt⸗ 
jahre abgeriſſen haben, befugt, eine Stelle auf 


ch das Wort hat der Herr Abg. Neumann. 


— 


(Abg. (D) 
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(Neumann, Abgeordneter) 


(A) Grund des § 2 Abſ. 3 vom Senat zu erhalten. 


(Zwiſchenruf des Abg. Czarnecki.) Red' nicht 
Pollack! (Abg. Brill: Herr Präſident haben Sie 
gehört, daß er „Pollack“ geſagt hat?) 

Präfident: Herr Abg. Neumann, ich erteile 
Ihnen einen Ordnungsruf. (Abg. Brill: Das iſt 
ein Schutzpoliziſt, ſo unparteiiſch ſieht die Poli⸗ 
zei aus!) 

Neumann, Abgeordneter (Nat. Soz.): Auf 
eine Kleine Anfrage des Abg. Jahr hat der Senat 
geantwortet, daß von den 123 Stellen, die den 
Schutzpolizeibeamten zuſtanden, nur 71 durch 
Schutzpolizeibeamte beſetzt wurden. Während die 
anderen Stellen durch andere Leute beſetzt wur⸗ 
den, d. h. durch ſolche, die auf Grund ihres Par⸗ 
teibuches mehr oder weniger nach oben hin ge⸗ 
richtete Beziehungen hatten. Ich will auf ein 
Beiſpiel hinweiſen. Wir hatten einen Wacht⸗ 
meiſter, der Chauffeur des ehemaligen Innen⸗ 
ſenators war und auf Grund ſeiner guten Ver⸗ 
bindung jetzt in eine Stelle hineingekommen iſt, 
trotzdem er noch nicht dran war, ſondern 450 
ſeiner Kameraden überſprang. (Dieſe Schiebung! 
bei den Nationalſozialiſten.) Außerdem ſind 14 
Stellen überhaupt nicht beſetzt worden. Da jetzt 
weitere Stellen eingeſpart werden ſollen, iſt die 
Ueberführungsmöglichkeit für die Schutzpolizei⸗ 
beamten noch weiter erſchwert. Denn wenn in 
zwei Jahren nur 23 Stellen für Beamte frei 
waren und ca. 650 auf Ueberführung warten, 
ſehe ich nicht ein, ob bei den jetzigen Verhältniſ⸗ 
ſen etwas geändert wird. Deshalb habe ich den 


(B) Antrag eingereicht, die Beſoldungsgruppen von 


VIII aufwärts und die gleichwertigen Stellen des 
Betriebsdienſtes mindeſtens zu drei Vierteln an⸗ 
ſtatt zu 50 Prozent mit Schutzpolizeibeamten zu 
beſetzen. In Deutſchland hat man dies auch ſchon 
durch eine Verfügung, die am 30. 12. erlaſſen 
wurde, in demſelben Sinne geregelt, indem man 
den § 8 der Ueberführungsbeſtimmungen dahin 
geändert hat, daß ſtatt 50, 75 Prozent der Stel⸗ 
len zu beſetzen find. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (SPD.): M. D. u. H.! 
Mit dieſem Antrag, den hier die Nationalſoziali⸗ 
ſten geſtellt haben, kann den Schutzpolizeibeamten 
nicht geholfen werden. Das müßte den Herren 
bekannt ſein, wenn ſie ſich die Mühe gegeben hät⸗ 
ten, ſich mit der Frage der Stellenbeſetzung zu be⸗ 
ſchäftigen. Es ſind in nächſter Zeit über 500 
Schutzpolizeibeamte vorhanden, die die Bedingun⸗ 
gen zur Penſionierung oder zur Ueberführung in 
lebenslängliche Staatsſtellen erfüllen. Keine Re⸗ 
gierung wird imſtande ſein, dieſen Antrag prak⸗ 
tiſch durchzuführen, weil bei ſämtlichen Aemtern 
des Freiſtaates, nicht nur beim Staat, ſondern 
auch bei den Kommunen, durchaus nicht ſo viele 
freie Stellen zur Verfügung ſtehen. Bei den 
Sparmaßnahmen, die erzwungenermaßen durch die 
frühere und auch durch die jetzige Regierung in 
der Verwaltung durchgeführt worden ſind, iſt 
ſelbſtverſtändlich auch infolge der verabſchiedeten 
Etats die Einrichtung neuer Stellen hinfällig ge⸗ 
worden. Alle vorhandenen Stellen ſind beſetzt. 
Ich werfe deshalb die Frage auf, wie ſich die Her⸗ 


ren Nationalſozialiſten die Verwirklichung ihres (O) 


Antrages vorſtellen, da ſie doch ſelbſt wiſſen müſ⸗ 
ſen, daß alle etatsmäßigen Stellen beſetzt ſind und 
nur einzelne Stellen durch Tod oder ſonſtiges 
Ausſcheiden von Beamten frei werden. 

Schon bei der Etatsberatung habe ich im Auf⸗ 
trage meiner Fraktion zum Ausdruck gebracht, daß 
wir die Vorlegung eines Polizeibeamtengeſetzes 
fordern, durch das die lebenslängliche Anſtellung 
der Polizeibeamten geſichert wird. Es iſt unmög⸗ 
lich, die Polizeibeamten nach zwölfjähriger Dienſt⸗ 
zeit nach den jetzt geltenden Beſtimmungen in an⸗ 
dere Beamten⸗ und Angeſtelltendienſtſtellen des 
Staates zu überführen, weil dieſe Stellen nicht 
vorhanden ſind. Bei Beratung des Etats im 
Hauptausſchuß habe ich dem Senator des Innern 
ſehr eindringlich vor Augen geführt, daß die Be⸗ 
ſtimmung, die eine Ueberführung der Beamten 
nach zwölfjähriger Dienſtzeit in andere Stellen 
vorſieht, unhaltbar iſt, weil keine Regierung in 
der Lage ſein wird, dieſe Beſtimmung praktiſch 
durchzuführen. Wir verlangen deshalb, daß die 
Polizeibeamten durch ein Geſetz in eine lebens⸗ 
längliche Anſtellung im Polizeidienſt überführt 
werden. Dies Geſetz muß Beſtimmungen enthal⸗ 
ten, daß lediglich ſolche Polizeibeamte, die aus 
körperlichen oder geſundheitlichen Gründen für 
den Polizeidienſt nicht mehr in Frage kommen, in 
andere Beamtenſtellen überführt werden. Anders 
iſt die Frage überhaupt nicht zu löſen. Selbſt bei 
Annahme dieſes Antrages würde all den Schutz⸗ 
polizeibeamten, die jetzt in andere Stellen über⸗ 
führt werden ſollen, nicht geholfen werden kön⸗ 
nen. Aus dieſem Grund bleibt nichts übrig, als 
das ſo oft geforderte Polizeibeamtengeſetz endlich 
vorzulegen, denn in irgendeiner Weiſe muß doch 
die Frage gelöſt werden. Ich darf feſtſtellen, daß 
die Polizeibeamten nach zwölfjähriger Dienſtzeit, 
weil viele mit ca. 20, 22 oder 23 Jahren ſchon die 
Polizeiſchule verlaſſen, noch in einem ſehr jungen 
Lebensalter ſtehen und ohne weiteres in der Lage 
ſind, noch längere Jahre ihren bisherigen Dienſt 
zu verſehen. Es iſt Unſinn, dieſe Beſtimmung 
des Polizeibeamtengeſetzes aufrechtzuerhalten, 
weil ſich kein Staat in der Gegenwart dieſen 
Luxus leiſten kann. Die unteren Polizeibeamten, 
die hier in der Hauptſache in Frage kommen, wol⸗ 
len ja auch in der Mehrzahl gar nicht in andere 
Dienſtſtellen überführt werden, ſondern wären 
ohne weiteres bereit, weiter denſelben Dienſt aus⸗ 
zuüben. Die Gründe, die zu dieſer Beſtimmung 
geführt haben, treffen in der Praxis nicht zu. 
Man hat befürchtet, daß eine zu lange Dienſtzeit 
bei der Schutzpolizeibeamtenſchaft untunlich wäre 
und die Beamten in einem beſtimmten Lebens⸗ 
alter nicht mehr den Anforderungen gewachſen 
wären, die dieſer Dienſt erfordert. Das Gegenteil 
trifft zu. Wiederholt haben wir bei den Bera⸗ 
tungen des Hauptausſchuſſes und auch bei den 
Etatsberatungen auf dieſe Dinge hingewieſen. 
Gerade dann, wenn die Beamten nach zwölfjähri⸗ 
ger Dienſtzeit die beſten Erfahrungen in der Er⸗ 
füllung des Dienſtes hinter ſich haben, ſollen ſie 


entlaſſen werden, trotzdem ſie noch ſehr jung ſind 
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und in der beſten Blüte ihres Lebens ſtehen. Das 
iſt ein Ding der Unmöglichkeit. Wenn tatſächlich 
die Ueberführung der Beamten, die zwölf Jahre 
bei der Polizei waren, in andere Beamtenſtellen 
vorgenommen werden ſoll, wird ſich herausſtellen, 
daß die Regierung dazu nicht in der Lage iſt. Das 
hat die frühere und auch die jetzige Regierung bei 
den Beratungen im Hauptausſchuß zugegeben. 
Aus dieſen Gründen bleibt nichts anderes übrig, 
als daß dieſe Frage im Ausſchuß behandelt wird, 
um einen Ausweg zu ſuchen, der tatſächlich den 
berechtigten Anſprüchen der Polizeibeamtenſchaft 
Rechnung trägt. 

Durch die Annahme dieſes Antrages würde an 
den beſtehenden Verhältniſſen nichts geändert 
werden. Deswegen warne ich vor der Annahme 
dieſes Antrages ohne Ausſchußberatung. Da kein 
Regierungsvertreter für dieſe Sache anweſend iſt 
— ich weiß nicht, ob die anweſenden Herren zur 
Vertretung dieſer Frage berufen find —, bliebe 
nichts anderes übrig, wenn man tatſächlich einen 
Weg ſucht, um aus dieſem Dilemma herauszukom⸗ 
men, in das nicht nur die Polizeibeamten, ſon⸗ 
dern auch die Regierung und Verwaltung gekom⸗ 
men ſind, als der, dieſen Antrag dem Ausſchuß zu 
überweiſen. Da kann die Regierung endlich ein⸗ 
mal ſachlich zu dieſer Angelegenheit Stellung neh⸗ 


men. (Bravol links.) 
Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 


nicht vor; die Ausſprache iſt geſchloſſen. Der Aelte⸗ 

ſtenausſchuß ſchlägt vor, dieſen Antrag dem 

Hauptausſchuß zu überweiſen. Widerſpruch höre 

ich nicht. Es iſt dementſprechend beſchloſſen. Zur 

e hat das Wort der Herr Abg. 
reft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Nachdem die 
Nationalſozialiſten abgelehnt haben, daß heute 
noch über die Frage der Erwerbsloſen entſchieden 
werden ſoll, beantragen wir, weil die Angelegen- 
heit dringend iſt und Tauſende Erwerbsloſe da⸗ 
durch betroffen werden, daß morgen vormittag der 
Soziale Ausſchuß zuſammenkommt, und daß am 
Nachmittag die Sitzung des Volkstags ſtattfindet. 

Präſident: Darüber kann ich und nach meiner 
Meinung auch der Volkstag nicht beſtimmen. 
(Warum nicht? links.) Das iſt Sache des Aus⸗ 
ſchußvorſitzenden. Wann eine Sitzung des Volks⸗ 
tags einberufen wird, darüber entſcheidet der 
Volkstag. Ueber die Einberufung eines Aus⸗ 


ſchuſſes hat der Vorſitzende des betreffenden Aus⸗ 
ſchuſſes zu befinden. 


(Zuruf des Abg. Kruppke.) 


Volkstag Danzig — 28. Sitzung. Freitag, den 5. Juni 1931. 


Im Aelteſtenausſchuß iſt vorgeſchlagen worden, 
daß der Präſident die Ermächtigung erhält, die 
Sitzung einzuberufen, ſofern Anträge aus den 
Ausſchüſſen kommen. 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Ich kann es ver: 
ſtehen, wenn der nationalſozialiſtiſche Antrag 
den Nationalſozialiſten unangenehm iſt, nachdem 
ſie heute ſchon zu 99 Prozent entlarvt worden 
ſind. Ich verlange, daß über meinen Antrag ab⸗ 
geſtimmt wird. Wenn der Vorſitzende nicht die 
Mehrheit des Volkstages reſpektiert, trotzdem er 
genau weiß, daß der Volkstag zu dieſer Sache 
Stellung genommen hat, dann wird er dadurch 
am beiten entlarvt. 

Präſident: Ich kann nur über den Antrag ab⸗ 
ſtimmen laſſen, daß die nächſte Sitzung morgen 
nachmittags 3.30 Uhr ſtattfinden ſoll. Wenn 
dann der Ausſchuß getagt hat, kann dieſer Punkt 
auf die Tagesordnung kommen. Wer für den 
Antrag iſt, die nächſte Sitzung morgen nachmit⸗ 
tag 3.30 Uhr abzuhalten, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Bitte um die Gegenprobe. — Das 
letztere war die Mehrheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. (Zwiſchenrufe.) Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte den 
Herrn Präſidenten fragen, wann er die nächſte 
Sitzung einzuberufen gedenkt. Der Hauptausſchuß 
wird morgen mit der Beratung des Aufwer⸗ 
tungsgeſetzes fertig, und vielleicht wird der So⸗ 
ziale Ausſchuß den Antrag betreffend die Er⸗ 
werbsloſen auch bald erledigen, jo daß dieſe wich- 
tigen Gegenſtände hier bald beraten werden 
können. 

Präſident: Ich habe gedacht, die nächſte 
Sitzung am Mittwoch abzuhalten. Das habe ich 
auch im Aelteſtenausſchuß ſchon geſagt. Wenn ich 
vom Hauptausſchuß und vom Sozialen Ausſchuß 
die Vorlagen ſo rechtzeitig bekomme, daß es mög⸗ 
lich iſt, die Sitzung Dienstag einzuberufen, will 
ich es tun. Dann müſſen die Herren aber ſo 
freundlich ſein, nicht zu ſagen, daß die Tagesord— 
nung zu ſpät verſandt worden ſei. Dann würde 
ich zu Dienstag einladen, ſonſt zu Mittwoch. Ich 
habe keinen Widerſpruch dagegen gehört, daß der 
Präſident ermächtigt wird, den Zeitpunkt der 
nächſten Sitzung feſtzuſetzen. Es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 19 Uhr.) 
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Die Sitzung wird 15 Ahr 50 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dr. Blavier, 
Dumont, Schwegmann, Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Ober⸗ 
regierungsräte Dr. Ferber, Grentzenberg, Dr. Hem⸗ 
men, Mundt; Obergerichtsrat Dr. Kettlitz. 

Präſident: Ich eröffne die 29. Vollſitzung. Im 
Einvernehmen mit dem Aelteſtenqusſchuß ſchlage ich 
vor, die Punkte 7 und 8 der gedruckt vorliegenden 
Tagesordnung vorweg zu behandeln (Abg. Brill: Ich 
erhebe Widerſpruch!). Wird der Widerſpruch unter- 
fügt? — Es iſt Widerſpruch erhoben worden, die 
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte kann nicht ge⸗ 
ändert werden. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt weiter 
vor, die Beſprechung der Punkte 1, 2 und 3 mitein- 
ander zu verbinden. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage, 
den Punkt 5a von der heutigen Tagesordnung ab- 
zuſetzen. Es iſt eine ganz neue Vorlage aus dem 
Rechtsausſchuß vorgelegt worden. Der Antrag, der 
heute auf der Tagesordnung ſteht, hat noch keine erſte 
Leſung im Volkstag erfahren. Aus dem Rechtsaus⸗ 
ſchuß ſteht ein Antrag zur Beratung, der bisher dem 
Haufe noch nicht vorgelegen hat. Wenn ein Antrag 
zur Beratung kommen ſoll, muß er erſt dem Hauſe 
vorgelegt werden und einem Ausſchuß überwieſen 
werden. Dann kommt er wieder zur Beratung an 
das Plenum. Das iſt hier nicht der Fall geweſen. 
Der Antrag, der dem Rechtsausſchuß vom Hauſe 
überwieſen wurde, trug die Leberſchrift Aenderung 
des Geſetzes über die Preſſe. Der jetzige Antrag, der 
zur Beratung ſteht, trägt die Aeberſchrift Geſetz zur 
Sicherung der öffentlichen Ordnung. Der erſte An⸗ 
trag wollte alſo eine Aenderung des Preſſegeſetzes, 
der jetzige Antrag will eine Aenderung des Straf⸗ 
geſetzbuchs herbeiführen. Zweck und Sinn ſind alſo 
ein ganz anderer. Deshalb iſt die Behandlung dieſes 
Tagesordnungspunktes in der heutigen Sitzung un⸗ 
zuläſſig und verſtößt gegen die Geſchäftsordnung. 
Wollte die Regierung, daß ein ſolcher Antrag zur Be⸗ 
ratung kommt, dann hätte ſie ihren Antrag zurück⸗ 
ziehen müſſen und einen neuen Antrag vorlegen ſollen, 
der dann dem Rechtsausſchuß überwieſen wird. Das 
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iſt nicht geſchehen. Das jetzige Verfahren iſt un⸗ 
zuläſſig. Es kann heute nicht über dieſen Antrag in 
zweiter Beratung verhandelt werden, ſondern nur 
ein. erſte Beratung darüber ſtattſinden. Das geht 
aber nicht, weil die erſte Leſung nicht auf der Tages⸗ 
ordnung ſteht. 

Es kommt weiter hinzu, daß dieſer Antrag, der 
ſo weitgehend und tief einſchneidend iſt, keinem Ab⸗ 
geordneten 24 Stunden vorher ins Haus geſandt 
worden iſt. Der größte Teil der Abgeordneten hat 
erſt heute davon Kenntnis erhalten. Das iſt wiederum 
geſchäftsordnungswidrig, und es darf nicht zugelaſſen 
werden, daß darüber verhandelt wird. Ich erinnere 
die Herren vom Zentrum daran, daß ſie ſich ja- 
ſchiſtiſche Methoden angewöhnen, wenn ſie glauben, 
in dieſem Augenblick ſo gegen die Oppoſition vor⸗ 
gehen zu können. Denken Sie daran, daß früher ein⸗ 
mal Ihre Angehörigen in Italien, als die Arbeiter- 
ſchaft niedergeknüppelt wurde, jubelten, und daß heute 
die Kinder des Bürgertums ebenſo unter dem Druck 
leiden, wie damals die Arbeiterſchaft. Deshalb liegt 
es im Intereſſe des Anſtands, daß heute dieſer An⸗ 
trag hier nicht beraten wird, ſondern daß alle An- 
träge, die hier zur Beratung ſtehen den Weg gehen, 
den die Geſchäftsordnung vorſchreibt. Ich ſtelle den 
Antrag, den Punkt 5 a von der Tagesordnung ab— 
zuſetzen. 

Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage, 
daß unſer Antrag, enthalten in Druckſache Nr. 306, 
daß alle Zwangsverſteigerungen bei den Klein⸗ 
bauern eingeſtellt werden, als Punkt 9 auf die heutige 
Tagesordnung geſetzt wird. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchkle, Abgeordneter (K. P.): Ich erhebe auch 
Einſpruch dagegen, daß die Punkte 5a und 5b heute 
behandelt werden ſollen. Auf Grund der Geſchäfts⸗ 
ordnung kann das heute nicht geſchehen. Weiter 
möchte ich die Ausführungen des Herrn Abg. Brill 
zu dem Punkt 5 a noch ergänzen. Es heißt nämlich 
in der Geſchäftsordnung im § 25: 

Die zweite Beratung beginnt früheſtens am zwei⸗ 

ten Tage nach Schluß der erſten, nach vorausgegan⸗ 

gener Ausſchußberatung früheſtens am dritten 

Tage, nachdem der Bericht oder — bei mündlichem 

Bericht —der Ausſchuß⸗Antrag verteilt worden iſt. 
Nun ſind dieſe beiden Geſetze im Ausſchuß geweſen, 
und der Ausſchußantrag liegt erſt heute dem Haufe 
vor. Er muß aber mindeſtens drei Tage in den 
Händen der Abgeordneten ſein, wenn die zweite 
Leſung durchgeführt werden ſoll. Aus dieſem Grunde 
iſt es nicht angebracht, die Sache heute zu beraten. 
Die Geſchäftsordnung läßt das nicht zu, und wir 
erheben deshalb dagegen Einſpruch. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich möchte mich 
noch aus einem anderen Grunde gegen die Behand- 
lung dieſes Punktes der Tagesordnung wenden. Der 
8 87 der Geſchäftsordnung lautet: 

Der Ausſchuß hat ſich nur mit dem ihm überwie⸗ 

ſenen Gegenſtand zu beſchäftigen. Die Beſtimmung 

des 396 Abi, 3 bleibt hierdurch unberührt. 
Dem Ausſchuß war das Geſetz über die Aenderung 
des Preſſegeſetzes überwieſen worden. 
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jetzigen Geſetz zur Sicherung der öffentlichen Ord⸗ 
nung iſt der Zweck, den das erſte Geſetz verfolgte, 
überhaupt nicht mehr enthalten. Es iſt ein ganz 
neues Geſetz geworden, und ich wundere mich, daß 
der Präſident dieſes Hauſes dieſes Geſetz zur Ver⸗ 
handlung ſtellt. Er hätte es als Präſident ablehnen 
müſſen, dieſen Gegenſtand überhaupt zur Beratung 
zu ſtellen. Der Ausſchuß war nicht berechtigt, aus 
dieſem Geſetz über die Preſſe ein Geſetz zur Sicherung 
der öffentlichen Ordnung zu machen. Er hat gegen 
die Geſchäftsordnung gehandelt, und deshalb muß 
dieſer Punkt heute von der Tagesordnung abgeſetzt 
werden. Wenn die Regierung dieſes Geſetz haben 
will, ſoll ſie das Geſetz über die Preſſe zurückziehen 
und dieſes Geſetz vorlegen (Sehr richtig! links). Das 
kann ſie auch jetzt noch tun, denn auf dieſe Weiſe läßt 
ſich hier dies Geſetz nicht einſchmuggeln. Das hätte 
der Präſident nach meiner Anſicht verhindern müſſen. 

Präſident: Es ſind mir Vorwürfe gemacht 
worden, daß ich den Ausſchußbericht, der mir vom 
Rechtsausſchuß übergeben wurde, auf die Tages- 
ordnung der heutigen Sitzung geſetzt habe. Im 
Rechtsausſchuß ſitzen nicht nur wir Neulinge, ſondern 
ein ganzer Teil älterer Abgeordnete. — Es wurde 
jetzt beantragt, den Punkt 5 a von der heutigen Ta⸗ 
gesordnung abzuſetzen (Zwiſchenruſe und große An⸗ 
ruhe). Wir ſtimmen darüber ab. (Abg. Gehl: Sie 
durften das gar nicht zulaſſen! — Abſtimmung iſt 
nicht nötig! links. — Große Unruhe.) Zur Ge- 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 
(Abg. Raſchke: Das wäre gelacht, die Geſchäftsord⸗ 
nung völlig verbiegen!) g 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Es iſt nicht 
gerade ſehr gut für einen Präſidenten, daß er ſich bei 
Behandlung der Dinge darauf beruft, daß im Rechts⸗ 
ausſchuß nicht lauter Neulinge, ſondern auch ältere 
Abgeordnete ſitzen. Aber wenn der Rechtsausſchuß 
oder irgend ein anderer Ausſchuß einen Rechtsbruch 
begeht, dann darf der Präſident doch nicht darauf 
noch die Krone ſetzen. Er ſoll doch darüber wachen, 
daß die Geſchäftsordnung innegehalten wird, und ſich 
nicht darauf berufen, daß der Ausſchuß ſo gehandelt 
hat. Der Präſident hat an dem Rechtsbruch im 
Rechtsausſchuß teilgenommen und will das auch noch 
im Volkstag machen. Wenn Sie die Geſchäſtsord⸗ 
nung wahren wollen, wozu Sie als Präſident ver⸗ 
pflichtet ſind, durften Sie dieſen Punkt nicht auf die 
Tagesordnung ſetzen. Es iſt unerhört, daß darüber 
noch abgeſtimmt werden ſoll. Sie müſſen ſich mittler- 
weile darüber haben belehren laſſen, daß das un- 
zuläſſig war, was Sie taten und mußten es von ſich 
aus zurückziehen. Sie durften nicht einen neuen Ge— 
ſchäftsordnungsbruch begehen und darüber abſtimmen 
laſſen. Das iſt unrichtig. 

Präſident: Ich begehe keinen Bruch der Ge- 
ſchäftsordnung, ich verſtecke mich auch nicht hinter 
irgendwelche Mitglieder des Rechtsausſchuſſes. Nach 
meiner Anſicht ift es zuläffig, daß im Ausſchuß auch 
ein Titel eines Geſetzes geändert wird. Es iſt nicht 
das erſte Mal, daß eine Leberſchrift im Ausſchuß eine 
andere Faſſung bekommen hat, wenn der Sinn der- 
ſelbe iſt. Das habe ich vorhin ſchon geſagt. — Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Es handelt ſich 
nicht um die Abänderung der Leberſchrift, ſondern 
darum, daß das erſte von der Regierung eingereichte 
In dem Geſetz haben wollte, daß ſich der verantwortliche Re⸗ 
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dakteur, wenn er Abgeordneter iſt, nicht mehr auf der Redakteur ſoll beſtraft werden, es ſoll auch nicht 
ſeine Immunität berufen kann, ſondern beſtraft wird. das Preſſegeſetz geändert werden, ſondern Para— 


In dem vom Rechtsausſchuß angenommenen Ab⸗ 
änderungsantrag finden Sie nicht mehr den Zweck 
und Sinn des erſten Geſetzes, das die Regierung 
eingebracht hat. Hier im Abänderungsantrag, der 
heute zur Beratung ſteht, handelt es ſich gar nicht 
mehr um den Redakteur. Der Abgeordnete als Re⸗ 
dakteur iſt fallen gelaſſen worden. Er behält auch in 
Zukunft ſeine Immunität und kann, wenn er ſtrafbare 
Handlungen in ſeiner Zeitung begangen hat, nicht 
zur Verantwortung gezogen werden. In den Ab- 
änderungsantrag iſt ein ganz neuer Zweck und Sinn 
hineingekommen, den das Geſetz nicht vorgeſehen hat. 
Darum dreht es ſich hier. Es handelt ſich einmal um 
die Aeberſchrift, zweitens darum, daß Zweck und 
Sinn gegenüber der urſprünglichen Vorlage eine 
Aenderung erfahren haben, drittens, daß dieſer An⸗ 
trag den Abgeordneten nicht 24 Stunden vorher zu— 
gegangen iſt. Das iſt der Hauptgrund, nicht die 
LKeberſchrift allein. 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ein Ausſchuß 
kann natürlich Aenderungen an einer Vorlage, die 
ihm überwieſen worden iſt, vornehmen. Das iſt eine 
bekannte Wahrheit, die nicht beſtritten werden kann 
und von uns auch nicht beſtritten wird. Aber man 
muß ſich doch immer vor Augen halten, welcher 
Zweck mit dieſem Geſetz erreicht werden ſollte. Es 
war beabſichtigt, daß ein Abgeordneter nicht verant⸗ 
wortlicher Redakteur einer periodiſch erſcheinenden 
Druckſchrift ſein durfte. Das war der Zweck des 
erſten Geſetzentwurfs über die Preſſe. Nun möchte 
ich den Herrn Präſidenten einmal fragen, ob in dem 
jetzt vorliegenden Geſetzentwurf über die Sicherung 
der öffentlichen Ordnung noch davon die Rede iſt. 
(Zuruf des Abg. Spill.) Das iſt nicht mehr der Fall, 
es iſt ein vollkommen neuer Geſetzentwurf daraus 
entſtanden. Dieſer muß aber dem Hauſe zugehen und 
zwei Tage vor ſeiner Behandlung in den Händen der 
Abgeordneten ſein und kann dann in erſter Leſung 
erledigt werden. 
achten müſſen. Sie haben die Pflicht, Herr Präſi⸗ 
dent, auch die Intereſſen der Minderheit in dieſem 
Hauſe zu ſchützen. Das haben Sie nicht getan. Das 
iſt ſehr bedauerlich. 

Präſident: Das trifft nicht zu. — Herr Abg. 
Gehl, der Zweck des Geſetzes war, der Regierung 
Rittel und Wege zu geben, gegen die Preſſe, ſoweit 
je gegen gewiſſe Vorſchriften verſtößt, einzuſchreiten. 

ieſer Zweck des Geſetzes iſt heute genau ſo, wie bei 
der erſten Faſſung vorhanden. (Widerſpruch links. — 
Abg. Moritz: Das ſtellen Sie als unparteiiſcher Prä⸗ 
ſident feft!) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Aba. Brill. 

5 Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Was der Herr 
Präſident mitteilt, entſpricht nicht dem katſächlichen 
Zuſammenhang. Was die Regierung wollte, geht 
aus dem Geſetzentwurf hervor. Die Regierung 
wollte, daß auch ein Abgeordneter als verantwort⸗ 
licher Redakteur einer periodiſch erſcheinenden Druck⸗ 
ſchrift beſtraft werden kann, wenn ſtrafbare Hand⸗ 
ungen vorgekommen ſind. Das konnte bisher nicht 
geſchehen. Der Wille der Regierung iſt aber im 
neuen Abänderungsantrag gar nicht mehr enthalten, 


graphen des Strafgeſetzbuches. Das iſt ein himmel⸗ 
weiter Anterſchied. Man braucht beſtimmt nicht erſt 


0 


Präſident des Volkstags zu ſein, um dieſen Anter⸗ 


ſchied kennenzulernen. Das kann ſchon mittlerweile 
ein zehnjährigr Knabe. Sie von rechts müßten dem 
Präſidenten ſchon längſt geſagt haben, daß er dieſen 
Tagesordnungspunkt zurückſtellt. Daß der Präſident 
ſich verfahren hat, darf nicht dazu beitragen, daß es 
ſo weitergeht. Sie haben nicht die Mehrheit zu 
ſchützen, ſie ſchützt ſich allein, ſondern die Minderheit. 
Das iſt die Aufgabe des Präſidenten. Wenn Sie 
Ihre Aufgabe anders auffaſſen, dann ſagen Sie von 
vornherein, daß Sie nicht Präſident des Volkstags, 
ſondern Fraktionsmitglied der Nationalſozialiſtiſchen 
Partei ſind und nur als ſolcher Ihre Präſidentſchaft 
ausüben wollen. Dann müſſen Sie ſich auch gefallen 
laſſen, daß Sie dementſprechend behandelt werden. 
Präſident: Ich kann meine Meinung, wie ich 
ſie vorhin ausgeſprochen habe, nicht ändern. 
(Zwiſchenrufe links.) Der Punkt iſt geſchäftsord⸗ 
nungsmäßig richtig auf die Tagesordnung geſetzt 
worden. (Widerſpruch links.) Er kann nach der 
Geſchäftsordnung durch Beſchluß des Hauſes ab⸗ 
geſetzt werden. (Abg. Gehl: Nein! — Abg. Plett⸗ 
ner: Der Widerſpruch eines einzigen genügt!) Nein, 
das iſt nicht der Fall. Wenn bezüglich der Abſetzung 
des Punktes 5 a kein Antrag geſtellt wird, kann ich ihn 
nicht allein abſetzen. (Abg. Plettner: Der Wider⸗ 
ſpruch eines einzelnen genügt!) Ich laſſe das Haus 
darüber entſcheiden, ob der Punkt 5 a von der Tages⸗ 
ordnung abgeſetzt werden ſoll oder nicht. Wer dafür 
iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Es iſt abgelehnt 
worden, weil niemand aufgeſtanden iſt. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Spill. 
Spill, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Präſident, 
ich habe mich zum Wort gemeldet, erſtens um nicht 
zuzugeben, daß die Geſchäftsordnung in einer Weiſe 
verbogen wird, wie es bisher noch nicht der Fall war. 
Zweitens habe ich mich zum Wort gemeldet, um Sie 
nicht dem Geſpött anderer Parlamentarier auszuſetzen. 


Als Präſident hätten Sie darauf Ich habe mich alſo in Ihrem Intereſſe zum Wort ge- 


meldet. Die Mehrheit des Hauſes iſt jederzeit in 
der Lage, einen Punkt der Tagesordnung abzuſetzen. 
Sie iſt aber nie in der Lage, etwas zu ſanktionieren, 
was geſchäftsordnungswidrig auf die Tagesordnung 
gekommen iſt. Das Recht hat auch die Plenarver- 
ſammlung nicht. Darum liegt es jetzt bei Ihnen, 
Herr Präſident, zu erklären, daß Sie das überſehen 
und falſch gehandelt haben und daß dieſer Punkt 
nicht auf der Tagesordnung ſteht. Sie können nur 
dieſe Erklärung abgeben. Dann iſt die Geſchäfts— 
ordnung gewahrt. ae 
Präſident: Ich halte es für überflüſſig, zehnmal 
dasſelbe zu ſagen. Nach meiner Meinuna iſt die Ge⸗ 
ſchäftsordnung gewahrt. (Abg. Gehl: Auf welchen 
Paragraphen ſtützen Sie ſich? — Abg. Moritz: Be⸗ 
gründen Sie das doch einmal!) Der einzige Ein⸗ 
wand, der ſtichhaltig ſein könnte, iſt, daß die Friſt 
zwiſchen der erſten und zweiten Leſung nicht gewahrt 
iſt. Sie kann abgekürzt werden. Nach 8 29 der 
Geſchäftsordnung kann der Volkstag bei der Feſt⸗ 
ſtellung der Tagesordnung beſchließen, die Friſt 
zwiſchen der erſten und zweiten Beratung zu kürzen 
oder aufzuheben. Bei den Friſten vor der einmali⸗ 


ſondern daraus iſt das Gegenteil entſtanden. Nicht! gen, der erſten und der dritten Beratung darf dies 
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(Präſident) 

nicht geſchehen, wenn ein dahingehender Widerſpruch 
von fünf anweſenden Abgeordneten unterſtützt wird. 
(Abg. Klingenberg: Können Sie eine zweite und 
dritte Beratung vornehmen, wenn keine erſte geweſen 
iſt?) Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Abg. 
Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Der Streit, 
um den es hier geht, dreht ſich darum, ob es ſich hier 
um eine neue Vorlage oder eine abgeänderte Vorlage 
handelt, die das Haus in erſter Leſung paſſiert hat. 
Die Herren von der Sozialdemokratie ſtützen ihre 
Auffaſſung, daß es ſich um eine neue Vorlage han⸗ 
dele, lediglich darauf, daß ſie ſagen, die urſprüngliche 
Vorlage ſah vor, daß Mitglieder dieſes Hauſes nicht 
verantwortliche Redakteure ſein dürfen. Aus der 
Tatſache, daß dieſe Beſtimmung aus der urſprüng⸗ 
lichen Vorlage herausgenommen wurde, ſchließen 
ſie nun allein, daß es ſich um eine neue Vorlage 
handelt. Die Tendenz dieſer Vorlage, die uns heute 
beſchäftigt, iſt dieſelbe wie die der alten. Es ſoll 
damit erreicht werden, daß die Regierung die Mög⸗ 
lichkeit hat einzugreifen, wenn in der Preſſe Artikel 
erſcheinen, durch die der Staat ſchwer gefährdet wird. 
(Sehr richtig! rechts.) Dieſer Abſicht dient die ab⸗ 
geänderte Vorlage. Deshalb ſind wir der Auffaſſung, 
daß es ſich lediglich um eine im Ausſchuß abgeänderte 
Vorlage handelt. Der Herr Präſident hat daher voll⸗ 
kommen richtig gehandelt. (Zurufe links.) 


Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 


der Herr Abg. Brill. 
Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben es 
jetzt weit mit unſerm Präſidium gebracht. Daß Herr 


(B) Philipſen nicht objektiv ſein kann, hat er genügend in 


den Sitzungen bewieſen, die er geleitet hat. Er fühlt 
ſich als Präſident, aber die Achtung als Präſident 
wird Herr Philipſen nie erlangen; denn er hat immer 
gezeiat, daß er parteiiſch iſt. Ich will das an Hand 
des Stenogramms nachweiſen. Ich bekam den dritten 
Ordnungsruf, nachdem ich erſt einen bekommen hatte, 
aber in der Aebereile und in dem Haß, den Herr 
Philipſen gegen mich hat, glaubte er, gegen mich 
machen zu können was er will. Ich habe das Steno⸗ 
gramm, zeigen Sie mir, daß Sie den dritten Ord⸗ 
nunasruf erteilen konnten. 

Wenn Sie ſich hinſtellen und das erklären, dann 
iſt das ein aroßer Anſinn. Wenn jemand Abgeord⸗ 
neter ſein will, muß man verlangen, daß er etwas aus 
dem Geſetz leſen kann, dann muß man ſagen, daß das, 
was im Geſetzentwurf der Regierung war, ſich 
himmelweit von dem unterſcheidet, was jetzt vorgelegt 
wird. Was nottut, ſteht auf einem anderen Blatt 
geſchrieben. Dann ſoll man den ordnungsmäßigen 
Weg beſchreiten. In dem vorigen Entwurf handelte 
es ſich um den Redakteur, nach dem jetzigen Entwurf 
kann der Redakteur Abgeordneter ſein. Nur die Zei⸗ 
tung wird betroffen, nicht mehr der Redakteur. Was 
wollte die Regierung? Die Regierung wollte den 
Redakteur treffen. Die Nationalſozialiſten und Herr 
Greiſer wollten für ſich in Anſpruch nehmen, 
Menſchen zu beſchimpfen und zu beleidigen, ohne vor 
den Strafrichter zu kommen. Er iſt zu feige, ſich 
einmal vor den Strafrichter zu ſtellen. Da kam die 
Mehrheit auf die Gemeinheit, etwas anderes aus dem 


Geſetz zu machen. Man will daher mit den bisheri- hat das Wort der Herr Abg. Raſchke. 


gen Gebräuchen Schluß machen. Daß die Deutſch⸗ 
nationalen mit den Nazis zuſammengehen, iſt nicht 
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anders zu erwarten, aber an den Bürgerblock, an das (0) 


Zentrum, möchte ich noch einmal appellieren, ob ſie 
nicht doch die parlamentariſchen Rechte ein bißchen 
wahren wollen, ob ihnen bei der Handhabung ſolcher 
Art von Geſchäftsordnung nicht die Schamröte in das 
Geſicht ſteigt. ‚Dann müſſen Sie jagen, jo geht es 
beim beiten Willen nicht. Sie haben doch ſchon eine 
Abfuhr bekommen. Wenn Sie ſich morden wollen, 
dann geben Sie den Leuten nicht den Strick, ſondern 
dann morden Sie ſich ſelbſt ab. Laſſen Sie ſich nicht 
von dieſen Leuten morden. Dann lehnen Sie die Ver⸗ 
5 des Volkstagspräſidenten Philipſen 
a 


Präſident: Das Wort zur Geſchäftsordnung hat 
der Herr Abg. Philipſen. 

Philipſen, Abgeordneter (D. Nat.): Der Herr 
Abg. Brill iſt ſo objektiv, daß er jeden anderen, der 
ſich erlaubt, eine andere Auffaſſung als er zu haben, 
beſchimpfen zu können glaubt, und zwar in der gröb- 
lichſten Art und Weiſe. Bekanntlich hat derjenige, 
der ſchimpft, immer Anrecht. Herr Brill hat ſeine 
Auffaſſung nach keiner Richtung hin begründen 
können, er hat nur geſchimpft. Das war der Inhalt 
ſeiner Geſchäftsordnungsrede, die er eben gehalten 
hat. (Große Unruhe.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Herr Philipſen 
mag ſich noch fo viel Mühe geben, das, was hier ge⸗ 
ſchehen iſt, zu rechtfertigen. Eins ſteht feſt, Herr Abg. 
Philipſen, das Geſetz zur Aenderung des Geſetzes 
über die Preſſe iſt heute nicht mehr vorhanden. Das 
iſt fallen gelaſſen worden. Aus dieſem Geſetz iſt ein 


Geſetz geworden, das das Strafgeſetzbuch ändern will. (D) 


Nun möchte ich einmal fragen, ob es ſchon irgendwo 
in einem Parlament möglich geweſen iſt, eine ſolche 
Manipulation vorzunehmen. Kein Parlament hat 
das bisher getan, kann es nicht tun. Wenn Ihre 
Logik, Herr Philipſen, zutreffen ſollte, lönnte man ja 
in irgendeinem Ausſchuß aus einem Geſetz zur Be⸗ 
wirtſchaftung der Kaninchenzucht ein Bürgerliches 
Geſetzbuch machen. Das iſt aber nicht angängig. Sie 
können ja eine neue Vorlage einbringen, Sie haben 
ja das Recht dazu. Aber tun Sie der Geſchäfts⸗ 
ordnung keinen Zwang an. Der Ausſchuß durfte das 
Geſetz nicht beraten, denn es iſt ihm nicht überwieſen 
worden. Ich warne noch einmal vor dieſer Art Par⸗ 
lamentarismus, den Sie hier einführen wollen. Ich 
würde es begrüßen, wenn der Präſident den Mut 
aufbringen würde, zu ſagen: „Gut, ich war im Irr⸗ 
tum, ich ziehe den Punkt von der Tagesordnung 
zurück.“ Dann wäre der Streit erledigt. (Zwiſchen⸗ 
rufe und Unruhe.) 

Präſident: Ich habe den Mut, etwas zu machen, 
was ich für richtig halte. Ich halte es aber nicht für 
richtig, daß dies Geſetz unrechtmäßig auf die Tages⸗ 
ordnung gekommen iſt. Ich kann nur das Haus dar⸗ 
über abſtimmen laſſen, weiter nichts. Wer dafür iſt, 
daß der Punkt 5a von der Tagesordnung abgeſetzt 
werden ſoll, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit. (Gegenprobe! links.) Ich bitte um die 
Gegenprobe. Das letztere war die Mehrheit. 
(Sehr zweifelhaft! links.) Das letztere tft die Mehr⸗ 
heit geweſen, es iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung 
(Abg. Spill: 


Berufen Sie ſich doch nicht auf die Geſchäftsordnung, 
die exiſtiert nicht mehr!) 


(A 


(B 


) 
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RNaſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte noch Abſtimmung nicht zuläſſig. Der Präſident hätte 
auf folgendes aufmerkſam machen, weil wir ein Inter⸗höchſtens auf Grund der Anträge von jeiten der ©o- 


eſſe daran haben, daß die Geſchäftsordnung eingehal⸗ 
ten wird. Es heißt im § 46 unter 2: 
Selbſtändig ſetzt der Präſident Zeit und Tages⸗ 
odnung der nächſten Sitzung feſt, wenn der Volks⸗ 
tag ihn hierzu ermächtigt oder wenn er wegen Be⸗ 
ſchlußunfähigkeit oder aus anderen Gründen nicht 
entſcheiden kann. 
In dem Fall heißt es unter 4: „können die Rechte, 
die verletzt ſind, noch bei Eintritt in die Beratung des 
Gegenſtandes geltend gemacht werden“. Die jetzige 
Tagesordnung iſt von dem Präſidenten ohne Beſchluß 
des Hauſes feſtgeſetzt worden. Deshalb gelten in 
dieſem Falle die 88 29 bzw. 46. In § 29 heißt es: 
Der Volkstag kann bei der Feſtſtellung der Tages⸗ 
ordnung beſchließen, die Friſt zwiſchen der erſten 
und zweiten Beratung zu kürzen oder aufzuheben. 
Das iſt nicht beſchloſſen worden. Folglich kann heute 
die zweite Beratung nicht durchgeführt werden. Dann 
heißt es weiter in § 25, den ich ſchon einmal an- 
geführt habe, daß die zweite Beratung, wenn die 
Vorlage einen Ausſchuß paſſiert hat, ſpäteſtens am 
dritten Tage nach der Ausſchußberatung ſtattfinden 
kann. Dieſe Geſchäftsordnungsbeſtimmungen müſſen 
Sie jetzt unbedingt wahren. Es genügt der Einſpruch 
von fünf Abgeordneten. Wir widerſprechen deshalb 
der Beratung dieſer beiden Vorlagen über die Kran⸗ 
kenkaſſen bzw. über das Preſſegeſetz. Wir verlangen, 
daß dieſe beiden Vorlagen abgeſetzt werden. Die 
Friſten, die auf Grund der Geſchäftsordnung not⸗ 
wendig ſind, müſſen gewahrt werden. Sie können 
alſo, wenn die Vorlage heute in die Hände der Ab⸗ 
geordneten gekommen iſt, früheſtens am Sonnabend 
die zweite Leſung dieſer beiden Vorlagen durchführen. 
Präſident: Herr Abg. Raſchke ſagte, daß im § 25 
eine Friſt vorgeſehen ſei. Dieſe Friſt iſt im § 29 
jedoch aufgehoben. Nach § 29, den ich bereits ver- 
leſen habe, kann der Volkstag beſchließen, die Friſt 
zwiſchen der erſten und zweiten Beratung zu kürzen 
oder aufzuheben. Durch den jetzigen Beſchluß des 
Volkstags, daß der Punkt auf der Tagesordnung 
bleibt, hat er gleichzeitig entſchieden, daß die Friſt 
gekürzt iſt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Gehl. a 1 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Der Herr Prä— 
ſident ſagte ſoeben, der § 29 der Geſchäftsordnung 
gebe dem Volkstag das Recht, eine Friſtenkürzung 
vorzunehmen. Das iſt richtig. Aber, Herr Präſident, 
as kann nur bei Feſtſetzung der Tagesordnung ge⸗ 
dad Meines Wiſſens hat der Volkstag dieſe 
agesordnung nicht beſchloſſen. (Nein! links.) Sie 
haben lie allein feſtgeſetzt. Wenn wir hier nicht 
moniert hätten, wäre gar kein Beſchluß gefaßt worden. 
as Sie hier aus dem erſten Satz des § 29 heraus- 
leſen, Herr Präſident, kann nicht herausgeleſen 
werden; denn es heißt hier, der Volkstag kann bei 
Feſtſtellung der Tagesordnung, d. h. alſo, wenn er die 
Tagesordnung feſtſetzt, die Friſt zwiſchen der erſten 
und zweiten Beratung kürzen. Der Volkstag hat die 
Tagesordnung vorher nicht feſtgeſtellt. Mithin darf 
dieſe Friſtenkürzung auch nicht vorgenommen werden 
und a en die und 1 
räſident: Zur Geſchäftsor at das Wort 
der Sac Kalte rin 
„talchte, Abgeordneter (R.P.): Wenn der Herr 
Präſident ſich darauf beruft, daß das Haus beichloffen 
abe, die Vorlage trotzdem zu behandeln, ſo war die 


zialdemokratie entſcheiden laſſen dürfen, ob es ein 
neues oder eine Abänderung des alten Geſetzes iſt. 
Das wäre zuläſſig geweſen. Aber ſich jetzt darauf zu 
ſtützen, daß das Haus beſchloſſen habe, die Beratung 
doch durchzuführen, verſtößt gegen die Geſchäfts⸗ 
ordnung. Wenn auch der erſte Beſchluß ſo gefaßt 
worden iſt, jo iſt er gegen die Geſchäftsordnung ge⸗ 
faßt. Wenn der Präſident ſie nicht beherrſcht, tut 
es mir leid. Aber er hätte darüber abſtimmen laſſen 
müſſen, ob es ein neues Geſetz iſt oder nicht. Er hat 
die Geſchäftsordnung in dieſer Beziehung überſehen 
und muß nunmehr den Einſpruch, den wir eingelegt 
haben, gelten laſſen. Er darf nicht zulaſſen, dag die 
Beratungen durchgeführt werden. 

Präſident: Die Belehrung über die Geſchäfts⸗ 
führung iſt ſehr intereſſant. (Abg. Raſchke: Die fehlt 
Ihnen noch ſehr nötig!) Falls es nicht bekannt ſein 
jollte: Nach § 46 Ziffer 2 ſetzt der Präſident jelb- 
ſtändig Zeit und Tagesordnung der nächſten Sitzung 
feſt, wenn der Volkstag ihn hierzu ermächtigt. (Abg. 
Gehl: Er muß aber die Friſten innehalten! — Zuruf 
des Abg. Mau.) Wahrſcheinlich kennen Sie dieſen 
Paragraphen nicht, Herr Abg. Mau. ( Er ift zu 
dämlich dazu! rechts. — Da ſteht nichts darin, daß 
Sie die Friſten kürzen können! links.) Ich leſe die 
Beſtimmung vor und hoffe, daß Sie es dann ver- 
ſtehen werden. Im Abſatz 4 desjelben Paragraphen 
heißt es: 

In den Fällen der Abſätze 2 und 3 können Rechte, 

die nach § 29 und 49 verletzt ſind, noch bei Eintritt 


in die Beratung des Gegenſtandes geltend gemacht 
werden. 


Das heißt alſo, daß der Volkstag die Friſten kürzen 
kann. Bei Eintritt in die Tagesordnung kann der 
Beſchluß des Volkstags eingeholt werden. Das iſt 
geſchehen. (Abg. Schmidt: Fragen Sie einmal bei 
Adolf Hitler an!) Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es kommt hier 
darauf an, ob der Volkstag die Tagesordnung feſt⸗ 
geſetzt und gleichzeitig die Friſtenkürzung beſchloſſen 
hat. Das hat der Volkstag nicht getan. Der Volks- 
tag hat den Präſidenten ermächtigt, die Tagesordnung 
ſeſtzuſetzen. Nun jagt Abſatz 4, daß in ſolchen Fällen, 
wenn dem Präſidenten die Vollmacht erteilt worden 
iſt, die Tagesordnung feſtzuſetzen, gegen die Friſten⸗ 
kürzung, die von ihm ſelbſtändig vorgenommen 
worden iſt, Einſpruch erhoben werden kann. Der 
Einſpruch iſt dann rechtskräftig, wenn er von fünf 
Abgeordneten unterſtützt wird. Hier gibt es keine 
Abſtimmung mehr, ob die Friſten gekürzt werden 
ſollen oder nicht. Die Abſtimmung gibt es nur bei 
Feſtſetzung der Tagesordnung durch den Volkstag. 
Wenn der Präſident die Tagesordnung feſtſetzt, gilt 
der Einſpruch, falls die Friſten nicht gewahrt ſind. 
Darüber hinaus jagt § 25, daß die zweite Beratung 
erſt am dritten Tage durchgeführt werden kann, wenn 
eine Ausſchußberatung vorhergegangen iſt. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß dieſer Paragraph im Zuſam⸗ 
menhang mit $ 29 genau jo angewandt werden muß. 
Die Vorlage iſt heute dem Hauſe zugegangen. Alſo 
iſt die Friſt auch in dieſer Beziehung nicht gewahrt. 
Beide Paragraphen zuſammen wollen die Minderheit 
in dieſer Hinſicht ſchützen. Sie können ſich nicht 


über die Minderheiten hinwegſetzen, wenn Sie nicht 
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die Geſchäftsordnung überhaupt unter den Tiſch fallen 
laſſen wollen und ſie nach Ihrer Meinung auslegen. 
Bei der Geſchäftsordnung gibt es keine Meinung, 
auch nicht die Meinung eines Präſidenten, ſondern 
das, was ſchwarz auf weiß geſchrieben ſteht, muß 
gemacht werden. 

In dieſem Falle genügt der Einſpruch von fünf 
Abgeordneten, weil die Tagesordnung durch den 
Präſidenten feſtgeſetzt worden iſt. Wir halten unſern 
Einſpruch aufrecht und verlangen, daß dieſe beiden 
Punkte abgeſetzt werden. 5 

Präſident: Ich habe bereits einmal ausgeführt, 
daß die Geſchäftsordnung durchaus gewahrt iſt. Was 
der Herr Abg. Raſchke über den Einſpruch der fünf 
Abgeordneten ſagte, trifft zwar bei der dritten, aber 
nicht bei der zweiten Leſung zu. (Wo denn? links.) 
Ich habe ſchon den betreffenden Paragraphen ver— 
leſen. Weiter iſt beantragt, die Druckſache Nr. 306 
heute als Punkt 9 auf die Tagesordnung zu ſetzen. 
(Abg. Gehl: Iſt die Sache ſchon erledigt?) Das 
Haus hat über den Punkt 5 a abgeſtimmt. Nach 
Punkt 5 a iſt der Antrag zu Druckſache Nr. 306 ge⸗ 
ſtellt. Wer dafür iſt, daß die Druckſache Nr. 306, 
Antrag des Abg. Langnau u. Fr. betr. Zwangsver⸗ 
ſteigerungen, als Punkt 9 auf die heutige Tages- 
ordnung geſetzt wird, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. Das letztere war die 
Minderheit. Damit wird die Druckſache heute als 
Punkt 9 verhandelt. (Lebhafte Zwiſchenrufe links.) 

Präſident: Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Ich möchte, erneut 
eine der ſchwerſten Verletzungen der Geſchäftsord— 
nung durch den Präſidenten feſtſtellen. Es iſt in der 
Geſchäftsordnung vorgeſehen, daß ein Antrag, der 
nicht auf der Tagesordnung ſteht, nur beraten werden 
kann, wenn kein Abgeordneter widerſpricht. Was 
macht der Präſident? Erſt läßt erſt einmal darüber 
abſtimmen und nachdem die Mehrheit dafür iſt, hört 
er mit einem Mal, daß Widerſpruch erhoben wurde. 
(Zwiſchenrufe und große Anruhe.) 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, das was Sie jetzt 
ſagen, ſtimmt nicht. Ich habe geſagt: „Die Mehrheit 
iſt dafür, und deshalb wird es als Punkt 9 auf die 
Tagesordnung geſetzt.“ 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Dann habe ich 
mich geirrt. Ich möchte aber feſtſtellen, daß der Prä— 
ſident die Geſchäftsordnung abſolut nicht beherrſcht 
und ſie nur mit diktatoriſchen Maßnahmen gegen die 
Minderheit anwendet. Wenn es ihm gefällt, der 
Regierung entgegenzukommen, ſetzt er ſich über die 
Geſchäftsordnung hinweg. Wir ſind noch nicht in 
Italien bei Muſſolini, wir ſind noch in einem demo⸗ 
kratiſchen Staat und verlangen, daß die Geſchäfts⸗ 
ordnung, die ſchon ſaumäßig iſt, auf jeden Fall ge- 
wahrt wird. (Große Anruhe.) 

Präſident: Es iſt ſehr intereſſant, daß der Herr 
Abg. Raſchke jagt, daß ich dadurch, daß der Antrag 
angenommen iſt, die Rechte der Minderheit verletzt 
habe. Das habe ich vorher nicht gewußt. (Abg. 


Raſchke: Beim vorigen Punkt der Tagesordnung! — 
Abg. Brill: Sie haben eben beſtätigt, daß Sie die Ge⸗ 
ſchäftsordnung nicht kennen!) Es iſt weiter die Ab⸗ 
ſetzung des Punktes 5 b beantragt. Wer für die Ab⸗ 
ſetzung dieſes Punktes von der Tagesordnung iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — (Abg. Raſchke: Der Einſpruch 
genügt doch!) Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
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erſtere war die Minderheit, es iſt abgelehnt. (Abg. 

Brill: Warum ſind Sie Präſident geworden, wenn 

Sie nicht einmal zählen können!) Ich ruſe Punkt 1 

der Tagesordnung und die in der Beſprechung damit 

verbundenen Punkte 2 und 3 auf: 
Bericht des Sozialen Ausſchuſſes über den An⸗ 
trag des Abg. Dr. Thimm u. Fr. betr. 
Aenderung der Verordnung über die Erwerbs⸗ 
| loſenfürſorge. 

Drucksache Nr. 288 zu Nr. 265, 280, 281 u. 279. 
Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Aenderung des Geſetzes über die Erwerbsloſen⸗ 


fürſorge. 
Druckſache Nr. 272. 
Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf 
Aenderung der Verordnung über die Erwerbs⸗ 
a loſenfürſorge. 
Druckſache Nr. 273. 


Präſident: Das Wort hat der 
Kloßowſfki. 


Kloßowſti, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H. 
Was zu dem Punkt, der hier behandelt wird, im 
Grunde genommen zu Jagen iſt, habe ich in der vori- 
gen Sitzung bereits ausgeführt. Ich habe eigentlich 
nur noch feſtzuſtellen, daß die Prophezeiung meines 
Parteigenoſſen Brill vollſtändig eingetroffen iſt, die 
dahin ging, daß die Nationalſozialiſten auch an ihrem 
Antrag, die Friſt für die Ausgeſteuerten bis zum 
1. September hinauszuſchieben, nicht feſthalten 
würden, daß ſie auf Grund eines erbärmlichen Kuh— 
handels umfallen würden. Es gehörte natürlich nicht 
viel Prophetengabe dazu, das in der vorigen Sitzung 
ſeſtzuſtellen. Das pfiffen bereits die Spatzen in 
Danzig von allen Dächern. Nur beſtimmte Leute 
gaben ſich hier den Anſchein, als wenn ſie es mit 
ihrem Geſetzentwurf und ihrem Antrag in bezug auf 
die Anterſtützung der ausgeſteuerten Erwerbsloſen 
ernſt meinten. Die Wahrheit muß heute noch einmal 
feſtgeſtellt werden, daß die Nationalſozialiſtiſche Ar— 
beiterpartei mit ihrem Antrag nur bezweckte, ein po- 
litiſches Geſchäſt zu machen. Sie wollte Leute ihrer 
Geſinnung in Aemter hineinbekommen, in die ſie 
abſolut wegen Anfähigkeit und Angeeignetheit nicht 
hineingehören. Was prophezeit wurde, iſt eingetroſ— 
fen. Die Nationalſozialiſten haben den Mund hier 
ſehr weit aufgeriſſen. Es war der Abg. Friedrich, 
der das Elend der Erwerbsloſen in allen Tönen ge— 
ſchildert hat, der das Lied von dem großen Jammer 
der langfriſtigen Erwerbslofen hier geſungen hat. Sie 
ſollten nicht ausgeſteuert werden, ſondern wenigſtens 
bis zum 1. September die Anterſtützung weiter be- 
ziehen. Dann würde wahrſcheinlich weiter für ſie 
geſorgt werden. 

Dass iſt nicht geſchehen. Es iſt alſo, wie ich ſeſt⸗ 
ſtelle, mit der entſetzlichen Not dieſer Aermſten der 
Armen in geradezu erbärmlicher Weiſe von den 
Nationalſozialiſten Schindluder getrieben worden. 
(Sehr richtig! links.) Die Nationalſozialiſten haben 
nun in einem Flugblatt, das ſie in Danzig verbreitet 
haben, erklärt, daß ſie es ſind, die der Not der 
Erwerbsloſen ſteuern wollen, und daß ſie zu dieſem 
Zweck in allernächſter Zeit das Arbeitsamt beſetzen 
werden. Das hört ſich ſehr ſchön an. Man fragt 
ſich, ob hier in Danzig eine Regierung vorhanden iſt, 
die regiert, die Verantwortung hat und die ſelbſtändig 
iſt, oder ob hier Marionetten in Geſtalt von Sena⸗ 


Herr Abg. 
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toren vorhanden find, die an Bindfäden von derſchen Blödſinn Sie begehen und was es heißt, zu ver- 
Parteileitung der Nationalſozialiſtiſchen Partei in langen, daß ins Arbeitsamt Leute kommen, die von 
Deutſchland aufgezogen werden. Einen anderen Arbeitsvermittlung uſw. keine Ahnung haben? Ein 
Eindruck auf das Ausland kann das gar nicht machen. ſolches Amt kann man nicht in die Hände von Nichts- 
Es kann hier von einer abſoluten Selbſtändigkeit des wiſſern und fachlichen Analphabeten bringen. Da⸗ 
Senats einer freien Stadt, eines Staatsweſens, nicht durch bringt man dies Amt, das gegen den Wider- 
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mehr geſprochen werden. Man kann mit Fug und 
Recht nach all den Behauptungen deutſcher national- 
ſozialiſtiſcher Reichstagsabgeordneter hier in der 
Sporthalle nur die Behauptung auſſtellen, daß die 
hieſige Regierung keine ſelbſtändige Verantwortung 
ſür unſern Staat hat, ſondern daß es Hampelmänner, 
Marionetten in den Händen der deutſchen National- 
ſozialiſten ſind. 

Präſident: Herr Abg. Kloßowſki, Sie dürſen die 
Regierung nicht Hampelmänner nennen, ich rufe Sie 
zur Ordnung. (Abg. Brill: Sind ſie das noch nicht 
einmal?) 

Kloßowſki, Abgeordneter S. P. D.): Die maß⸗ 
gebenden Stellen im Arbeitsamt ſollen von National 
ſozialiſten beſetzt werden. Will man am Donnerstag 
oder Freitag in der Sporthalle den Danziger Er- 
werbsloſen, die nicht in dieſe Verſammlung gehen, er⸗ 
zählen, welche maßgebenden Stellen das ſein ſollen? 
Welche Leute ſollen es ſein, die ſpäter für die Arbeits- 
vermittlung maßgebend ſein ſollen, die in der Lage 
ſein ſollen, dieſen langfriſtig Erwerbsloſen Arbeits- 
ſtellen zu verſchaffen? Hohnfeldt vom Steueramt? 

Was hat man in dieſem Haufe und in der bür- 
gerlichen Preſſe nicht gehört? Arbeiter, die ſelt 
Jahrzehnten in der Arbeitergeſetzgebung tätig ſind, 
die ſich mühſam Schritt für Schritt eiſernes Wiſſen 
angeeignet haben, ſollen unfähig ſein, ſolche Aemter 
zu bekleiden. Sie haben den Nachweis für ihre Tüch⸗ 
tigkeit erbracht, aber ſie ſollen nicht imſtande ſein, ein 
ſolches Amt zu bekleiden. Die Arbeiter müſſen fähig 
ſein, große Konſumgeſchäfte zu leiten, fie müſſen fähig 
ſein, in Geſtalt von Angeſtellten rieſige Banken zu 
leiten, aber fie find nach der Meinung dieſer zurüd- 
gebliebenen Menſchen nicht fähig, Arbeitsämter zu 
leiten oder ihnen vorzuſtehen. Es iſt ſchade und 
traurig um die Geſchichte des Bürgertums in Danzig 
beſtellt, daß ihre Vertreter und die Vertreker der 
Preſſe nicht jo viel Verſtändnis und Sachkunde auf⸗ 
bringen können. In den Reihen der Arbeiterſchaft 
ſind Sachkenntnis und Fachkunde vorhanden. Durch 
alle Aeußerungen in der bürgerlichen Preſſe zieht ſich 
wie ein roter Faden der Haß gegen die Organiſation 
der Arbeiterſchaft, gegen die Bildung ihrer Führung, 
gegen den Willen der Führer, die elende Lage der 
Arbeiterſchaft zu heben. Hieran muß das Bürger⸗ 
kum zugrunde gehen, wenn es nicht Einkehr hält und 
der Wahrheit die Ehre gibt. 

Wir haben im Arbeitsamt Fachleute gehabt, die 


ſtand des Arbeitgebertums errichtet worden iſt, nur 
in Mißkredit. 

Es iſt nicht möglich, das zu verwirklichen, was 
die Nationalſozialiſten in ihrem Flugblatt verjpro- 
chen haben, nämlich die langfriſtigen Erwerbsloſen 
durch maßgebliche Beſetzung des Arbeitsamtes in 
Beſchäftigung zu bringen. Das ſind Verſprechun— 
gen, von denen man von vornherein annehmen muß, 
daß ihre Urheber wiſſen, daß ſie unwahr und un- 
durchführbar ſind. Auf Grund des Arbeitsvermitt— 
lungsgeſetzes muß das Arbeitsamt jedem Arbeiter 
die Genehmigung geben, der von einem Arbeitgeber 
angefordert oder eingeſtellt wird. Wenn das Ar— 
beitsamt dies nicht tut, ſo iſt das ein Verſtoß gegen 
das Geſetz. Der betreffende Arbeitgeber wird Ein- 
ſpruch erheben und dann muß das Arbeitsamt ihm 
die Arbeitskraft zuführen, die er haben will. Wir 
ſehen, daß das Arbeitsamt gegen unſern Willen auf 
Grund des Geſetzes, das wir anders haben wollten, 
gezwungen iſt, ſeine Zuſtimmung zu geben, daß 
polniſche Arbeitskräfte bevorzugt eingeſtellt werden. 
Wollen daran ein Hohnfeldt oder Greiſer etwas än— 
dern? In Ihren offiziellen Auslaſſungen gegenüber 
Polen ſind Sie ſehr vorſichtig. Sie haben längſt 
zum Ausdruck gebracht, daß Sie wirtſchaftlich nicht 
bei Polen anſtoßen wollen. Es wird alſo ſo ſein, 
daß auch die neuen Beſen, die vom Steueramt zum 
Arbeitsamt kommen und keine Ahnung von der Ar— 
beitsvermittlung haben, dieſe langfriſtigen Erwerbs- 
loſen nicht in Arbeit bringen werden können. Die 
geſetzlichen Beſtimmungen ſtehen dem entgegen und 
können, ſoweit ausländiſche Arbeitskräfte in Frage 
kommen, nach Meinung des Senators Dr. Wier- 
einſki-Keiſer aus Angſt, daß Polen politiſche Konſe⸗ 
quenzen ziehen würde, nicht geändert werden. Es 
wird alſo ſo ſein, daß dieſe Arbeitskräfte auch weiter 
erwerbslos bleiben. 

Was hier in Danzig durch die Machinationen 
und das wüſte Treiben dieſer nationalſozialiſtiſchen 
Geſellen, wenn ich mich ſo ausdrücken darf, geſchieht, 
bedeutet, daß das bißchen Kredit, das wir noch im 
Auslande haben, vollſtändig verloren geht. Solange 
wir in der Regierung waren, kamen Geld und Kre⸗ 
dit nach Danzig, kamen Aufträge für die Schiffs- 
werften. Jetzt ſehen Sie einmal hin, und ſtecken Sie 
den Kopf nicht in den Sand. Erkennen Sie aus der 
Geſchichte, daß das jetzt vorbei iſt. Es kommt keine 
erſte Hypothek für das Bauweſen nach Danzig. 


eit Jahrzehnten die Arbeit geleitet haben. Sie werden Schuld daran iſt die Anſicherheit der Danziger Ver⸗ 
beſeitigt, weil es Sozialdemokraten ſind. Sozial- hältniſſe. Damit macht ſich gleichzeitig eine weitere 
demokraten find vogelfrei und nicht mehr fähig, Be⸗ Verſchärfung des Elends der langfriſtigen Erwerbs— 


amte im Staat zu ſein, weil ſie eine andere Bildung 
als Herr Dr. Blavier und ſonſtige Senatoren haben, 
die zum Teil eine ſehr üble Vergangenheit beſitzen 
und bei denen keine Sachkenntnis vorhanden iſt. Das 
trifft für Danzig zu. In Zoppot mag es vielleicht 
möglich geweſen ſein. Auf Betreiben der organiſierten 


loſen bemerkbar. (Zuruf rechts.) ; 

Sie, Herr Mali, ſind auch einer von denen, 
die keine Danziger, ſondern Ausländer beſchäftigen. 
(Abg. Malſch: Sie ſchwindeln, das iſt nicht wahr!) 
Soweit Sie den jungen Menſchen dort beſchäftigen, 
tun Sie es gegen ſeinen Willen, weil er den halben 


Arbeiterſchaft wurde das Arbeitsvermittlungsgeſetz Lohn für ſeine Arbeit bekommt. (Abg. Malſch: Sie 
geſchaffen, um auf Grund desſelben Arbeitskräfte zu ſchwindeln ja!) Nun find die Nationalſozialiſten, wie 
vermitteln und den Arbeitgeber mit geeigneten Ar- hier bereits prophezeit worden iſt, 
beitskräften zu verſehen. Wiſſen Sie gar nicht, wel- Sitzung umgefallen. 


K in der vorigen 
Sie haben einen erbärmlichen 
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Kuhhandel mit der Regierung getroffen und die 
Friſt nur bis zum 15. Juli verlängert. 

In dieſer Zeit befindet ſich der Volkstag in den 
Ferien. Sie ſind wahrſcheinlich der knabenhaften 
Meinung, daß nun alles in Butter ſchwimmt und 
alles ſchön iſt. Sie werden ſich täuſchen. Die Ge- 
ſchäftsordnung des Volkstags gibt unſerer Partei 
und anderen genügend Gelegenheit, zu verhindern, 
was Sie wollen und Sie hier auch während der 
heißen Monate zu beſchäftigen. Wir wollen, daß den 
Erwerbsloſen wirklich geholfen wird und haben zu 
dieſem Zweck alles verſucht, um die langfriſtigen Er— 
werbsloſen in Arbeit zu bringen. Das iſt leider, wie 
ich immer wieder betont habe, an dem böſen Willen 
weiter Arbeitgeberkreiſe zuſchanden geworden, die die 
langfriſtigen Erwerbsloſen nicht berückſichtigt haben, 
ſie als ungeeignet für ihre Betriebe erklärten und ſie 
immer wieder dem Elend und der Erwerbslojigfeit 
preisgegeben haben. Das Arbeitsamt und die oberſte 
Leitung, Herr Dr. Wiercinſki⸗Keiſer, hat dieſen Be⸗ 
ſtrebungen des Arbeitgebertums Vorſchub geleiſtet, 
ſo daß die langfriſtigen Erwerbsloſen nicht in Arbeit 
gekommen ſind. 2 

Das iſt auch gar nicht verwunderlich. Das Ar⸗ 
beitsvermittlungsgeſetz iſt gegen den Willen des 
Arbeitgebertums und der bürgerlichen Parteien an⸗ 
genommen worden und hat ein ſolches Geſicht be- 
kommen, wie wir es ihm nicht geben wollten. Wir 
wollten, daß eine Zwangsvermittlung ftattfindet und 
die Arbeitgeber bis zu einem gewiſſen Grade die 
Arbeitnehmer nehmen müſſen, die ihnen das Arbeits- 
amt zuweiſt, die am längſten erwerbslos ſind. Wir 
haben es nicht durchſetzen können, weil das Zen⸗ 
trum und die Liberalen hierin den Antergang des 
Gewerbes erblickten. Gegenüber dem ſo gearteten 
Bürgertum wollen Sie erklären, daß Sie es ſchaffen 
werden, die langfriſtigen Erwerbsloſen unterzu= 
bringen? Das iſt Schauſpielerei, weiter nichts. Sie 
werden es nicht fertig bekommen. Aber ſelbſt wenn 
ein größerer Teil der langfriſtigen Erwerbsloſen un⸗ 
unterkommen ſollte, ändert das nichts an der Finanz⸗ 
rechnung im Staat. Für die Finanzen iſt es ganz 
gleich, ob tauſend ſolcher Arbeitsloſen oder tauſend 
andere Beſchäftigung erhalten. In jedem Fall muß 
die Anterſtützung für eine Art der Erwerbsloſen 
weiter gezahlt werden, ſo daß eine Verminderung 
der Koſten nicht in Erſcheinung tritt. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß bis zum 1. September, wie der ur- 
ſprüngliche Antrag der Nationalſozialiſten lautete, 
die Verhältniſſe in Danzig nicht ſo gebeſſert ſein 
können, daß bis dahin die langfriſtigen Erwerbsloſen 
oder andere große Teile der Erwerbsloſen Arbeit 
erhalten. Wir haben das ja auch von dieſer Stelle 
beſonders betont, daß da keinerlei Ausſicht beſteht, 
ſondern daß dann das Elend dieſer Erwerbsloſen in 
noch kraſſerer Form eintritt, weil dann der Winter 
vor der Tür ſteht. Wenn der Termin vom 15. Juli 
genommen wird, iſt es genau dasſelbe. Dann wird 
das Elend der langfriſtig Erwerbsloſen, die bis zum 
15. Oktober nicht in Stellung kommen können, weil 
dann der Arbeitsmarkt abflauen muß, noch größer, 
weil dann keine Stellen da ſind und ſie keine Mög⸗ 
lichkeit haben, wieder in den Genuß der Erwerbs- 
loſenunterſtützung zu kommn, da ſie in der Zeit vom 
15. Juni bis 15. Oktober, keine drei Monate, Arbeit 
bekommen haben. Selbſt wenn ſie in dieſer Zeit ein 
oder zwei Monate Arbeit haben und wieder erwerbs⸗ 


| 
| 


| 
los werden, bekommen fie nach dieſem Antrag keine () 


Anterſtützung. Aus dieſem Grunde vertreten wir 
weiter den Standpunkt, daß es beſſer iſt, die Form 
des Geſetzes, wie ſie jetzt vorhanden iſt und ſich zum 
Segen für die Erwerbsloſen bewährt hat, weiter be- 
ſtehen zu laſſen. Es liegt keinerlei Veranlaſſung vor, 
die jetzigen Beſtimmungen aufzuheben. Dadurch 
wird nur unnötige Verbitterung eintreten. 

Ich habe voriges Mal ſchon ausgeführt, wie das 
Wohlfahrtsamt, an das die Ausgeſteuerten verwieſen 
werden, vorgeht. Den Invaliden- und Altersrentnern 
werden ebenfalls die Renten gekürzt. Jetzt iſt noch 
ein anderer Schlag gegen die Rentenempfänger in 
Vorbereitung, der ſie äußerſt hart treffen wird, und 
das iſt folgendes: In dem Geſetz über die Aenderung 
der Wohnungswirtſchaft iſt eine Beſtimmung ent- 
halten, daß allen Hauswirten, die Wohnungen bis 
zu 30 Gulden monatlich Miete haben, am 1. Juli, 
alſo jenem Termin, wo die Danziger Mieter weitere 
5 Prozent Mieterhöhung zahlen müſſen, die Woh- 
nungsbauabgabe um 10 Prozent ermäßigt wird. Sie 
zahlen für die Wohnungen nicht mehr 40 Prozent, 
wie es ab 1. März der Fall war, ſondern wieder 30 
Prozent, wie ſie vor dem 1. März bezahlten. Die 
10 Prozent ſtecken ſie für ihre eigene Wirtſchaft ein 
und die kommenden 5 Prozent auch. Aber alle Ren⸗ 
tenempfänger haben eine Karte bekommen, mit der 
drakoniſchen Mitteilung, daß ſie vom 1. Juli ab keine 


Mietbeihilfe von 30 Prozent mehr bekommen, ſon⸗ 


dern nur noch von 20 Prozent, d. h., daß die Inva— 
lidenrentner, die eine Rente von 30 Gulden und da- 
zu vom Wohlfahrtsamt 20 Gulden bekamen, wovon 
6 Gulden für die Miete beſtimmt waren, in Zukunft 
nur noch 4 Gulden bekommen. Sie müſſen aber 
ſeit dem 1. März 10 Prozent mehr Miete zahlen 
und vom 1. Juli ab noch weitere 5 Prozent. Sie be⸗ 
kommen aber nicht mehr 30 Prozent Mietbeihilfe wie 
bisher, ſondern nur noch 20 Prozent. Das nennt ſich 
ſoziale Fürſorge für die Kreiſe, die heute ſchon an 
Anterernährung leiden. Wenn die Geſchichte To 
weiter geht, werden ſie elend zugrunde gehen, weil 
es einer antiſozial eingeſtellten Regierung unter dem 
Volldampf einer ſich Arbeiterpartei nennenden Partei 
ſo beliebt. 

Alles dies kommt auch in Zukunft für die lang— 
friſtigen Erwerbsloſen in Betracht. Wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, daß keinerlei Veranlaſſung vor 
liegt, die bisherigen Beſtimmungen zu ändern. Wir 
ſtehen weiter auf dem Standpunkt, daß die Geſell⸗ 
ſchaft, die nicht in der Lage iſt, dieſen Erwerbsloſen 
Arbeit, Brot und Anterſtützung zu geben, verpflichtet 
iſt, dieſe Menſchen, dieſe Staatsbürger, ſo zu unter⸗ 
halten, daß fie wenigſtens vor dem Hunger zu be. 
wahren ſind. Das iſt ſittliche Pflicht, das erfordert 
das Anſehen des Deutſchtums in Danzig. Man kann 
dieſe Volksgenoſſen nicht untergehen laſſen; denn 


letzten Endes iſt es doch ſo, daß der Verhungernde 


nach einem Strohhalm greift, und wenn er ſieht, da 
er von ſeinen eigenen Volksgenoſſen in der Not nicht 
unterſtützt wird, dann hört das Nationalgefühl bei 
ihm auf. Dann wirft er ſich dem an den Hals, der 
ihm geeignet erſcheint, feine traurige Lage zu ver⸗ 
beſſern. Da wird der Boden für Beſtrebungen 9°“ 
ebnet, die wir in Danzig nicht herbeiführen wollen. 

Wir werden an Hand alles deſſen, was wir hier 
angeführt haben, auf Grund unſerer Erfahrung 9 
auf Grund des Elends der langfriſtig Ausgeſteuerte 
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alles verſuchen, um die alten Beſtimmungen aufrecht 
zu erhalten, damit ſie im Intereſſe der von mir gekenn⸗ 
zeichneten Volkskreiſe weiter beſtehen bleiben. Von die⸗ 
ſer Erkenntnis aus werden wir es Ihnen nicht erſparen, 
Farbe zu bekennen, ob Sie zu Ihrem alten Antrag, 
den Sie eingebracht haben und zu den Ausführun⸗ 
gen, die Sie hier gemacht haben, ſtehen. Wir wer⸗ 
den Ihren Antrag aus der Druckſache Nr. 265 in 
der urſprünglichen Faſſung wieder einbringen, er 
tegt bereits vor. Wir werden Ihnen dadurch Ge— 
legenheit geben, zu beweiſen, wie Sie Ihre Ber- 
ſprechungen in bezug auf die Einhaltung des Ter- 
mins bis zum 1. September halten werden. Wir 
nehmen an, daß noch ein Fünkchen Mitgefühl für die 
langfriſtig Erwerbsloſen bei Ihnen vorhanden iſt, 
und daß Sie für Ihren alten Antrag, den wir neu 
eingebracht haben, ſtimmen werden. (Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Bartſch. 
Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Jahrelang haben 
die Vertreter des kapitaliſtiſchen Syſtems geglaubt, 
daß die Erwerbslosigkeit zurückgehen würde. Weil 
aber der Kapitalismus und ſeine Vertreter ihre 
eigenen Entwicklungsgeſetze nicht kennen, müſſen ſie 
immer wieder erleben, daß die Erwerbsloſigkeit von 
Jahr zu Jahr ſteigt. Der erhoffte Rückgang, der 
auch in dieſem Jahre im Frühjahr eintreten ſollte, iſt 
nicht gekommen. Ein amerikaniſcher Senator gibt 
ſelbſt zu, daß jeden Tag in den Vereinigten Staaten 
Nordamerikas 1000 Menſchen an Hunger ſterben. 
Ich möchte einmal wiſſen, wieviele von den Todes⸗ 
fällen, die hier in Danzig vorkommen, auch dem 
Hunger zuzuſchreiben ſind. Es wäre gut, einmal 
eine Statiſtik darüber zu ſehen. Natürlich unterdrückt 
man dies. Die Millionen der Erwerbsloſen, die 
immer mehr in die größte Not geraten, ſollen ja der 
ünger ſein, um dies faulende kapitaliſtiſche Syſtem 
weiter aufrecht zu erhalten, um ihm ſeine Exiſtenz zu 
ermöglichen. 1 2 
Wir haben in der vorigen Volkstagſitzung ja 
geſehen, wie es der Nationalſozialiſtiſchen, ſogenann⸗ 
ten Arbeiterpartei ernſt mit den Intereſſen der Er⸗ 
werbsloſen iſt. Es iſt ſelbſtverſtändlich nur gemeine 
emagogie, wenn dieſe Partei ſich anmaßt, als Ver⸗ 
treterin der Erwerbsloſen hier aufzutreten. Es kommt 
ihr doch nur darauf an, den immer mehr ſchwindenden 
nhang, den ſie noch hin und wieder bei den Arbei⸗ 
tern hat, zu halten; denn der Kapitalismus weiß, eine 
Partei, die nicht noch ein bißchen Anhang bei der 
Arbeiterſchaft hat, kann ihm nichts nützen. Das 
ſieht man bei der Nazipartei, daher dieſes demago⸗ 
giſche Manöver. Mit Recht ſollten die Erwerbs⸗ 
loſen als Mittel zum Zweck benutzt werden, um dieſe 
Schandtaten weiter durchführen zu können. 
Die Scheinanträge, die hier geſtellt werden, 
ſind natürlich ein Betrug an den Intereſſen des Pro⸗ 
letariats. Als es darauf ankam, dieſem Antrag zu⸗ 
zuſtimmen, war ja zu ſehen, daß dieſe Partei ſofort 
umfiel und nicht daran, dachte, die Maßnahmen ſo⸗ 
fort zu beſchließen, damit die ausgeſprochene Galgen⸗ 
friſt für die Erwerbsloſen wenigſtens durchgeführt 
wird. Weiterhin droht ihnen ſowieſo noch größerer 
Hunger. Die Vertreter der Sozialdemokratiſchen 
Partei erklären, daß ſie gegen die Verſchlechterung 


der Lage der Erwerbsloſen und für die Not der Er⸗ W 


werbsloſen eintreten. Wir haben ſchon wiederholt 
arauf hingewieſen, daß ſie ebenfalls nicht daran 
enken. Gerade die deutſche Sozialdemokratie iſt es, 
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die jetzt die Hungerverordnungen, die die Brüning⸗ 
Verordnung durchführt, die mit den Verordnungen 
des Ziehm⸗Senats gleich ſind, rückſichtslos unter⸗ 
ſtützt. Sie ſchützt mit allen ihr zu Gebote ſtehenden 
Mitteln den Hungerfeldzug in Deutſchland. Wenn 
die Erwerbsloſen ſowohl in Deutſchland wie in 
Danzig ſich gegen dieſe Schikanen, gegen die Zwangs⸗ 
arbeit, gegen den Anterſtützungsraub wenden, dann 
hat dieſer Staat weiter nichts übrig als den Gummi⸗ 
knüppel und blaue Bohnen. Wie Beſtien werden 
die Polizeibeamten auf die Arbeiter gehetzt. Da 
wird nicht nach der Not des Volkes gefragt. Aber 
Herr Philipſen erklärte hier, daß eingeſchritten wer⸗ 
den müſſe, wenn der Staat bedroht, wenn er ge- 
fährdet iſt. Auf die Intereſſen des Volkes pfeifen 
Sie, das mag verhungern. Das iſt genau ſo wie in 
andern Ländern. (Abg. Malſch: Siehe Rußland!) 
In Rußland hungern die Arbeiter nicht, dort herrſcht 
das Proletariat. Dieſe Lügen können Sie nicht 
wiederholen. Jahrelang ſchrieb man, daß der Fünf⸗ 
jahresplan eine Atopie ſei. Heute muß man zugeben, 
daß ſchon der zweite Fünfjahresplan begonnen hat. 
(Abg. Malſch: Wer gibt das zu? Das iſt alles 
Schwindel!) Dann lügen Ihre eigenen Zeitungen. 

Wer kennt von den Vertretern der bürgerlichen 
Parteien die Not des Volkes? Wer iſt daran in⸗ 
tereſſiert, den Werktätigen, den notleidenden Maſſen 
zu helfen? Die Nationalſozialiſten verachten doch 
die Proleten. Sie benutzen nur ganz dumme Men- 
ſchen, die ſich eventuell fangen laſſen, geben ihm 
einen Dolch, einen Revolver in die Hand und ſagen: 
„Jetzt gehe und morde deinen eigenen Arbeits- 
bruder.“ Die Beſten des Proletariats bekommen 
die Nationalſozialiſten beſtimmt nicht in ihre Reihen. 
Diejenigen, die ſich geirrt haben und auf Grund des 
jahrelangen Verrats der Sozialdemokratiſchen Partei 
in die Nationalſozialiſtiſche Partei eintraten, finden 
den Weg zur einzigen Partei. die die Arbeiterſchaft 
vertritt, zur Kommuniſtiſchen Partei. Das beweiſen 
die Aebertritte in Deutſchland, wo ſelbſt Ihre Gau— 
führer zur Kommuniſtiſchen Partei kommen. Der 
Fall Scheringer iſt ein Beweis dafür, daß auch in den 
Kreiſen des Mittelſtandes der Gedanke des Bolſche⸗ 
wismus Fuß gefaßt bat. (Zuruf rechts.) Sie haben 
abſolut kein Recht, ſich als Vertreter der Erwerbs— 
loſen aufzuſpielen. 

Man will die Erwerbsloſen nicht nur auf den 
Sterbeetat ſeen, ſondern gebt darüber hinaus und 
unternimmt die größten Schikanen. So verlanat 
man jetzt von den Erwerbsloſen, daß ſie z. B. von 
Plehnendorf täglich nach Danıia zum Stempeln 
kommen ſollen. Bis zu zehn Kiſometer ſolſen Er⸗ 
werbsloſe ebenfalls in anderen Orten zur GStomnol- 
kontrolle laufen. Iſt dies nicht eine ganz erbärmiſche 
Schikane gegen die Erwerbsloſen und eine An⸗ 
mahung. die den ſchärfſten Widerſtand der Bevölke⸗ 
rung entfachen muß? Es wird verſucht, die Erwerbs⸗ 
loſen in Prauſt zur Zwanasarbeit an der Radaune 
zu vermitteln. Das ſind Arbeiten, die früher tarif⸗ 
lich entlohnt wurden. Da will man jent die Erwerbs⸗ 
loſen bineinſtecken. Gerade die Deutſchnationale 
Partei fert ſich mit aller Macht dafür ein. Hunderte, 
tauſende Erwerbsloſe ſtehen heute vor einem Nichts. 
enn ſolange nur innerhalb der Arbeiterſchaft ein 
großes Kinderelend beſtand, jo wird jekf unter den 
Kindern des Proletariats ein großes Maſſenſterben 
einſetzen. Da fragt man nicht danach, ob die Exi⸗ 
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ſtenz des Staates gefährdet iſt. Hauptſache iſt, der 
Geldſack bleibt erhalten, möge das Volk weiter hun⸗ 
gern. Das iſt die Einſtellung der Vertreter dieſes 
Staatsapparates. Begehrt das Volk auf, dann hat 
man weiter nichts als den Gummiknüppel und fällt 
über die Familienväter, über die armen hungernden 
Erwerbsloſen her. 

Hier muß beſonders die Sozialdemokratiſche 
Partei angeprangert werden. Wenn ſich ihre Ver⸗ 
treter hierherſtellen und ſagen, daß ſie die Lage der 
Arbeiterſchaft verbeſſern wollen, ſo bewies der vor⸗ 
herige Gehl⸗Senat, daß alle Anträge, die im Inter⸗ 
eſſe der Erwerbsloſen geſtellt wurden, gleichfalls ab- 
gelehnt wurden. Der Abg. Mau ſagte, es ſei ein 
Verbrechen, wenn die Kommuniſten zum Streik ge⸗ 
gen die Zwangsarbeit aufrufen. Was kennzeichnet 
beſſer die Rolle und den Verrat der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei, als die Zuſtimmung der Gewerk— 
ſchaftsbonzen zum Lohnraub. Die Arbeiterſchaft 
ſieht den Gang der Entwicklung. Sie zieht daraus 
die Lehre und wird dieſen Leuten, dieſer Partei den 
Rücken kehren, wie wir es heute in Deutſchland 
ebenfalls ſehen. Es iſt der Sozialdemokratlſchen 
Partei abſolut nicht daran gelegen, für die hungern⸗ 
den Volksmaſſen einzutreten. Das beweiſt der An- 
trag auf Gewährung einer Alarmzulage an die 
Schutzpolizei. Ein Severing ſagt in Deutſchland: 
„Gummiknüppel und härtere Waffen dürfen nicht 
geſchont werden.“ Die Sozialdemokraten ſind gerade 
diejenigen, die dieſe Alarmzulage, dieſe Mordprämie 
für die Schupo verlangen, damit die Schutzpolizei 
Mut baben ſoll, auf die Proleten einzuſchlagen, 
wenn ſie auf die Straße gehen. Das iſt der Zweck 
der Sache und eine direkte Anterſtützung des Ziehm⸗ 
Senats. Sie gleicht der Unterſtützung der S. P. D. in 
Deutſchland, die fie der Brüning⸗Regierung ange- 
deihen läßt. 

Der Abg. Kloßowſfki ſagte, jetzt hieße es, Farbe 
zu bekennen. Die Sozialdemokratie hat immer wieder 
Gelegenheit gehabt, für die Intereſſen des Proletariats 
einzutreten. Ein Recht nach dem andern wurde preis- 
gegeben. Immer wieder iſt die Arbeiterſchaft von der 
Sozialdemokratie verraten worden. Dies ſchein⸗ 
radikale Manöver, das Sie jetzt durchführen, wird die 
Arbeiterſchaft auch erkennen. Es wird Ihnen auch 
nichts nützen. Sie ſind nur die linke Hand der Kapi⸗ 
taliſten, weiter nichts. Sie ſind für Erhaltung dieſes 
kapitaliſtiſchen Syſtems. Wenn Sie in der Volks⸗ 
ſtimme ſchreiben, daß Sie die Kriegserklärung an⸗ 
nehmen, dann rufen Sie das Proletariat auf, daß 
ſich die hungernden Volksmaſſen gegen die Anter⸗ 
drückung wehren ſollen. Daran denken Sie nicht. 
Sie betreiben nur Wortklauberei und eine elende De- 
magogie. Das iſt Ihre Aufgabe. Aber das wert: 
tätige Volk beginnt das immer mehr zu erkennen. 
Wenn wir ſagen, daß ſich das Volk gegen die Anter⸗ 
drücker erheben wird, ſo laſſen ſich die erſten An⸗ 
zeichen dafür ſchon feſtſtellen. Schauen Sie nach 
Polen und Deutſchland. Das find die Anfänge. Das 
Proletariat will nicht in den Hungertod gehen. Denn 
die Arbeiterſchaft iſt heute geſchult genug, um zu 
wiſſen, daß dies Syſtem abgewirtſchaftet hat, daß 
eine neue Geſellſchaftsordnung kommen muß, wenn 
das Proletariat nicht verrecken will. Die Arbeiter⸗ 
ſchaft wird Mittel und Wege finden, unter Führung 
der Kommuniſtiſchen Partei alle verſteckten und offe⸗ 
nen Feinde des Proletariats hinwegzufegen, wenn 
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einmal der Zeitpunkt kommt. Es wird die Aufgabe 
der Kommuniſtiſchen Partei ſein, es auf dieſen Ent⸗ 
ſcheidungskampf vorzubereiten. Wenn von ſeiten der 
Sozialdemokraten geſagt iſt, daß Sie Hampelmänner 
ſind, ſo muß feſtgeſtellt werden, daß gerade die Ver⸗ 
treter der Sozialdemokratie Hampelmänner ſind; 
5 fie haben immer wieder den Kapitalismus ge⸗ 
ützt. 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Bartſch, ich 
kann nicht zulaſſen, daß Sie Abgeordnete Hampel⸗ 
männer nennen. 

Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Den ernſten 
Willen haben ſie noch niemals bewieſen, nur papierne 
Anträge haben ſie gebracht. Hinterher ſtellt ſich ſtets 
heraus, daß die Arbeiterſchaft betrogen wurde. Dann 
appelliert man. An wen iſt zu appellieren? Hat die 
Arbeiterklaſſe an jemand zu appellieren? Wenn ein 
Vertreter der Arbeiterſchaft an die Bourgeoſie ap⸗ 
pelliert, dann wird die Arbeiterſchaft verraten. Man 
kann aus einem Wolf niemals ein Schaf machen. 
Wer hier dem Proletariat weismachen will, daß da⸗ 
durch etwas erreicht wird, begeht Verrat an den In- 
tereſſen der Arbeiterſchaft. Wenn die Arbeiter, wenn 
die hungernden Maſſen der Erwerbsloſen, die Frauen 
und Kinder aufbegehren, wenn ſie nicht zum Hunger⸗ 
tode verurteilt werden wollen, dann iſt der Ziehm- 
Senat, dann iſt die kapitaliſtiſche Geſellſchaftsordnung 
für alles verantwortlich, was paſſiert. Der Hunger 
läßt ſich jedenfalls nicht mit Gummiknüppeln, mit 
Bajonetten verbieten. Die Arbeiterſchaft wird das 
nachholen, was durch jahrelangen Verrat der Sozial⸗ 
demokratie an ihr verübt wurde. Sie wird die ſozial⸗ 
demokratiſche Führerklicke hinwegfegen, ſie wird die 
Einheitsfront mit den ſozialdemokratiſchen und natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Arbeitern herſtellen und dieſe Par⸗ 
teien hinwegfegen, damit endlich einmal eine beſſere 
Zeit kommt, damit das Proletariat wie in der Sow⸗ 
jetunion leben kann. Die Arbeiterſchaft wird unter 
Führung der Kommuniſtiſchen Partei für ein Sowjet⸗ 
Deutſchland, Sowjet⸗Polen und Gowijet-Danzia 
kämpfen. Dann wird Freiheit und Brot für die Be⸗ 
völkerung da ſein. Dann wird niemand mehr zum 
Hungertode verurteilt fein. Dann werden die Pro- 
(sten beſtimmen, dann werden diejenigen, die heute 
das Proltariat knechten und betrügen, auf den Milt- 
haufen der Geſchichte geworfen ſein. Die Zeit wird 
bald kommen, wo die Arbeiterſchaft mit ihren Be- 
drückern abrechnen wird, um die Herrſchaft des Pro- 
letariats, die Herrſchaft der Arbeiter und Klein- 
bauern zu errichten, genau wie es die Arbeiter in ber 
Sowjet⸗Anion getan haben. 

Vizepräsident Gaikowſki: Die Nednerlifte ift er- 
ſchöpft, wir kommen nunmehr zur Abſtimmung. 9 
werde ſie folgendermaßen vornehmen. Zuerſt werde 
ich über die Druckſache Nr. 307 abſtimmen laſſen, 
und zwar über die Ziffer 1. Sollte dieſe angenom- 
men werden, fo würde die Druckſache Nr. 288 er“ 
ledigt ſein. Sollte das Ergebnis anders ausfallen, 
ſo wäre der Beſchluß des Volkstages maßgebend. An 
zweiter Stelle würde ich über die Druckſache Nr. 307 
abſtimmen laſſen. Sollte ſie angenommen werden, 
iſt die Entſchließung in Druckſache Nr. 288 erledigt. 
Sollte fie abgelehnt werden, fo laſſe ich über die Ent⸗ 
ſchließung in Druckſache Nr. 288 abitimmen. 
glaube, daß Sie mit meinem Vorſchlag einverſtanden 
ſein werden. (Abg. Brill: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung über die Druckſache Nr. 307!) Leber 
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den Abſatz 1 in Druckſache Nr. 307? (Abg. Brill: 
Jawohl!) Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Anterſtützung reicht aus. Wir kommen zur nament⸗ 
lichen Abſtimmung über den Antrag in Druckſache 
Nr. 307, Abſatz I, der lautet: 

Wir beantragen, dem Antrag in Druckſache Nr. 288, 

betreffend die Abänderung der Verordnung über 

die Erwerbsloſenfürſorge, wieder die urſprüngliche 

Faſſung der Vorlage, enthalten in Druckſache Nr. 

265, zu geben. 

Die Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch je⸗ 
mand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, 
die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr beteiligten“ 
ſich 64 D. u. H. Davon ſtimmten 38 mit Nein, 26 
mit Ja, der Antrag in Druckſache Nr. 307 iſt ab⸗ 
gelehnt. (Pfui⸗Rufe! links. — Abg. Brill: Ich be⸗ 
antrage über den Antrag in Druckſache Nr. 288 
namentliche Abjtimmung!) Wird dieſer Antrag unter⸗ 
ſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Ich bitte die 
Plätze einzunehmen. Wir ſtimmen namentlich über 
den Antrag in Druckſache Nr. 288 ab, wie er aus 
dem Ausſchuß gekommen iſt. (Abg. Schmidt: 
Greiſer, wieviel haben Sie dafür bekommen, daß Sie 
heute ſtill ſind? Er iſt beſtochen, der Kerl!) Wir 


ſind zwar in der Abſtimmung, aber wegen dieſes Aus⸗ 


drucks rufe ich Sie zur Ordnung, Herr Abg. Schmidt. 
(Abg. Raſchke: Dazu find Sie nicht berechtigt! — 
Das Büros iſt nicht voll beſetzt! — Abg. Schmidt: 
Komiſch, wenn man etwas gegen einen Nazi-Abge- 
ordnung ſagt, wird man zur Ordnung gerufen!) Herr 
Abg. Schmidt, ich ſitze hier nicht als Vertreter einer 
Partei, ſondern als Anparteiiſcher. Ich habe die 
Ehre eines jeden Abgeordneten zu wahren und werde 
alle Angriffe zurückweiſen, gleichgültig von wem ſie 
kommen. (Abg. Brill: Dann haben wir keinen un⸗ 
parteiiſchen Präſidenten! — Eine ſenſationelle Neu⸗ 
beit! links.) — Hat noch jemand eine Stimmkarte ab- 
zugeben? Das iſt nicht der Fall. Ich ſchließe die 
namentliche Abſtimmung. Es haben ſich daran 40 
D. u. H. beteiligt“, ſämtlich mit Ja. Damit iſt die 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 64, davon 26 mit Ja, 37 mit Nein, 1 
Stimmkarte ungültig. 

Es ſtimmten mit Fa: Abg. Bartſch. Dr. Bing. Brill, 
Czarnecki. Fiſcher. Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſf⸗ 
ſowſkt. Kreft. Kruppke, Langnau, Lendzion. Frau 
Malikowſki, Mau. Moritz. Frau Müller, Plettner 
Raſchke, Schmidt. Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau 
Totzki. Weber, Werner. a 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bertlina. Dr. Bla⸗ 
nier, Deutſch. Drerina, Dumont. Duck II. Ehrlich⸗ 
mann. G. Friedrich. Formell, Gaikowſki. Greifer 
Günther. Höhn. Kalitzke. Frau Kalähne. Kuromſki. 
Lemke. Malſch, Maaß. Meier. Bruno Müller. Paul 


Müller. Neumann. Philipſen, Poſack. Potrykus. 
Reuter. Schenk. Schü. Schwark. Schmeamann, 
Trau Dr. Semrau. Dr. Strunk, Sukatus, Dr. 


Ihimm Weiß. von Wuutck. 

Keine Stimmfarte gaben ah: Burandt. H. Reried- 
rich. Dr. Hnyvenrath. Jahr. Plenikomſki. Rehberg, 
Senftleben. Dr. Unger, Wittenberg. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
N 40, davon 39 mit Ja, eine Karte un⸗ 
ültig. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier 
Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, 
Gerhard Friedrich, Heinz Friedrich, Formell, Gai⸗ 
kowſki, Greifer, Höhn, Kalitzke, Frau Kalähne, 
Kreft, Kurowſki, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Bruno Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, 
Poſack, Potrykus, Renter, Schenk, Schütz, Schwartz, 
Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Dr. Strunk, Su⸗ 
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Druckſache Nr. 288 angenommen. Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Abſtimmung über die Ziffer 2 der Drud- 
ſache Nr. 307 des Herrn Abg. Moritz u. Fr. Wer 
ihr zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das letztere iſt die Ma⸗ 
jorität; abgelehnt. Wir kommen nunmehr zur Ent⸗ 
ſchließung in Druckſache Nr. 288, wie ſie der Aus⸗ 
ſchuß vorgeſchlagen hat: 

Wir beantragen, folgende Entſchließung 


nehmen: 
Der Volkstag will durch die Umlegung des Da⸗ 
tums, von welchem ab ein Teil der Erwerbsloſen 
in die Wohlfahrtspflege überführt werden ſoll, auf 
den 15. Juli 1931, der Regierung Gelegenheit zur 
Unterbringung dieſer Erwerbsloſen in Arbeitsſtel⸗ 
len geben. . 
Die Regierung wird weiterhin erſucht, in der Zeit 
bis zum 15. Juli 1931 alle Mittel und Wege zu prü⸗ 
fen, durch die neue Einnahmequellen für den Staat 
geſchaffen werden können. Es darf hierdurch jedoch 
keine weitere Belaſtung der durch die Verordnun⸗ 
gen der letzten Monate in ihrer Lebenshaltung 
eingeengten Maſſe der Beyölkerung entſtehen. Nach 
Erſchließung dieſer Einnahmequellen iſt zu prüfen, 
ob die Beſtimmung, wonach Erwerbsloſe in die 
Wohlfahrtspflege überführt werden ſollen, vollſtän⸗ 
dig fortfallen kann. 
Wer dieſer Entſchließung zuſtimmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit. 
die Entſchließung iſt angenommen. Damit iſt Punkt! 
der Tagesordnung erledigt. Ich rufe den Punkt 2 
der Tagesordnung auf, Antrag des Abg. Langnau 
u. Fr. auf Aenderung des Geſetzes über die Erwerbs- 
loſenfürſorge, Druckſache Nr. 272. Man könnte der 
Anſicht ſein, daß dieſer Antrag erledigt iſt, es ſoll ſich 
aber niemand beſchweren können, daß er zurückaeſetzt 
wird. Ich eröffne daher die Ausſprache. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. (Abg. Langnau: Ich be- 
antrage Sleberweifung an den Sozialen Ausſchuß!) 
Jetzt iſt der Antrag geſtellt worden, die Vorlage dem 
Sozialen Ausſchuß zu überweiſen. (Widerſpruch 
rechts.) Da Widerſpruch erhoben worden iſt, kommen 
wir zur Abſtimmung. Wer für Leberweiſung der 
Druckſache Nr. 272 an den Sozialen Ausſchuß iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. — Letzteres war die Majorität. die Aeber⸗ 
weiſung iſt abgelehnt. Damit iſt die Druckſache er⸗ 
ledigt. Ich rufe fetzt die Druckſache Nr. 273 auf. An- 
trag des Abg. Moritz u. Fr. auf Aenderung der Ver⸗ 
orbnung über die Erwerbsloſenfürſorge. Ich ſchließe 
die Beſprechung. da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Ein Antrag iſt bier nicht geſtellt worden, damit iſt die 
Druckſache von ſelbſt erledigt. Ich rufe Punkt 4 der 
Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
das Aebereinkommen über die Eichung der 
Binnenſchiffe. 

Drucksache Nr. 267 zu 227. Ich eröffne die allge⸗ 
meine Ausſprache und ſchließe ſie, da kein Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich rufe Artikel 1 dieſes Ab⸗ 
kommens auf. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wer den 


anzu⸗ 


katus, Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. 
Bing, Brill, Burandt, Czarnecki, Fiſcher, Gehl, 
Günther, Dr. Hoppenrath, Jahr, Joſeph, Klingen⸗ 
berg, Kloſſowſki, Kruppke, Langnau. 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Ple⸗ 
nikowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, 
Senftleben, Serotzki, Spill, Stukowſki, Dr. Unger, 
Frau Totzki, Weber, Werner. 
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Artikel I mit dem Lebereinkommen annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; 
angenommen. Artikel IL; angenommen. Artikel III; 
angenommen. Aeberſchrift; angenommen. Wer die 
Vorlage in der Schlußabſtimmung annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt das Geſetz in allen drei Leſungen ange⸗ 
nommen und erledigt. Ich rufe Punkt 5 der Tages- 
ordnung auf: 


Zweite Beratung der Geſetzentwürfe: 

1. über Fälligkeit und Verzinſung von Aus⸗ 
gleichshypotheken, 

2. zur Aenderung des $ 1119 B. G. B., 

3. zur Aenderung des Geſetzes über Hypo⸗ 
theken und Schiffahrtspfandrechte. 
Druckſache Nr. 283 zu Nr. 224. Ich rufe den 9 1 auf 
und eröffne die Ausſprache. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung über $ 1. Wer 
ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, § 1 iſt angenommen. Ich eröffne 
die Ausſprache zu § 2 und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß § 2 mit der 
gleichen Mehrheit angenommen iſt. $ 3 mit Leber⸗ 
ſchrift angenommen. Ich rufe § 4 auf. Ich eröffne 
die Ausſprache und ſchließe fie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß § 4 mit der 
gleichen Mehrheit angenommen iſt. § 5; ange⸗ 
nommen. $ 6; angenommen. § 7; angenommen. 
§ 8; angenommen. § 9; angenommen. $ 10; ange- 
nommen. § 11 angenommen. 8 12; in der vom 
Ausſchuß vorgeſchlagenen abgeänderten Form ange- 
nommen. $ 13; angenommen. Leberſchrift ange- 
nommen. $ 14; angenommen. $ 15; angenommen. 
Leberſchriften; angenommen. 
§ 17; angenommen. § 18; angenommen. § 19; an- 


genommen. Aeberſchrift; angenommen. § 20; an- 
genommen. § 21; angenommen. Leberſchrift; an- 
genommen. § 22; angenommen. Aeberſchrift; an- 
genommen. § 23; angenommen. Aeberſchrift; an⸗ 


genommen. § 24; angenommen. Aeberſchrift und 
Abſchnittsüberſchrift; angenommen. § 25; angenom- 
men. Abſchnittsüberſchrift; angenommen. § 26; an⸗ 
genommen. § 27; angenommen. $ 28; angenommen. 
Abſchnittsüberſchrift und Leberſchrift; angenommen. 
Ich rufe die Geſamtüberſchrift auf; wer ſie annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit; angenommen. Zu Tagesordnungspunkt 5 
Nr. 2 liegt eine Wortmeldung vor. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Moritz. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Sozialdemokratiſche Fraktion verſchließt ſich 
durchaus nicht der Notwendigkeit, den Kapitalbedarf 
am Schluß dieſes Jahres, der zur Ablöſung der auf- 
gewerteten Hypotheken notwendig iſt, auf einen 
längeren Zeitraum zu verteilen, um wirtſchaftliche Er⸗ 
ſchütterungen zu vermeiden. Die Aufwertungsgeſetz⸗ 
gebung, die damit zum Abſchluß kommt, iſt ja, wie 
allſeitig anerkannt wird, auf jeden Fall ein Eingriff 
in das Beſitzrecht, entweder für den einen oder für 
den andern Teil. In Erkenntnis dieſer Tatſache iſt 
ja auf Beſchluß des Obergerichts das Aufwertungs⸗ 
geſetz mit der für eine Verfaſſungsänderung erforder⸗ 
lichen Mehrheit im Jahre 1926 verabſchiedet worden. 
Jede Aenderung eines ſolchen Geſetzes kann natürlich 
nach unſerer Auffaſſung ebenfalls nur wieder mit 
verfaſſungsändernder Mehrheit geſchehen; denn auch 


§ 16; angenommen. D 
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das Schlußgeſetz zur Aufwertung bedeutet neue Ein- (C) 


griffe in das Eigentumsrecht, das ja nach der Dan— 
ziger Verfaſſung geſchützt iſt. Auch der Antrag der 
Gläubigerverbände, der Ihnen zugegangen iſt, weiſt 
auf mehrere Punkte hin, wo es ſich um derartige Ver⸗ 
ftöße handelt. Die Gläubigerverbände halten ſogar 
das Geſetz über die Bereinigung der Grundbücher für 
eine neue Rechtlosmachung. Darüber kann man ja 
ſchließlich ſtreiten. Aber Einigkeit herrſcht darüber, 
daß durch dieſe Geſetze Eingriffe in das Eigentum 
erfolgen, das nach der Verfaſſung geſchützt iſt. Des- 
halb kann die Vorlage nach unſerem Dafürhalten nur 
Rechtsgültigkeit erlangen, wenn ſie mit Zweidrittel— 
Mehrheit vom Hauſe angenommen wird. 

Das zweite Geſetz, welches eine Aenderung des 
bürgerlichen Geſetzbuches bezweckt, gibt uns beſonders 
Veranlaſſung, uns mit dieſer Schluß⸗Geſetzgebung 
zu den Aufwertungsgeſetzen zu befaſſen. Es wird als 
Grund angeführt, daß die auswärtigen Gläubiger 
einen Anreiz haben ſollen, ihr nach Danzig geliehenes 
Hypothekenkapital in Danzig zu belaſſen. Deshalb 
müßten Bedingungen geſchaffen werden, die beſſer 
wären als bei der gleichen Geſetzgebung im Deutſchen 
Reich. Zu dieſem Zweck wird vorgeſchlagen, das 
Bürgerliche Geſetzbuch dahin abzuändern, daß ſtatt 
der Zinsſicherung bis zu 5 Prozent eine ſolche von 
8 Prozent vorzunehmen iſt. 

Dabei iſt beſtimmt überſehen worden, daß zwi— 
ſchen der Danziger und der deutſchen Aufwertungs— 
geſetzgebung ein klaffender Anterſchied beſteht. Im 
Reich iſt allerdings ein Zinsſatz von 7% Prozent feſt⸗ 
gelegt. Für dieſe 7% Prozent Zinſen iſt dieſelbe 
Sicherung wie für die gleiche Hypothek vorgeſehen. 
Das bedeutet aber auf keinen Fall, daß man auch in 
anzig von der bisherigen 5prozentigen Sicherung 
abgehen müßte: denn in Danzig erfolgt ohnehin am 
1. Januar nächſten Jahres eine Erhöhung des Rapi- 
tals um zwei Drittel, und damit natürlich auch eine 
Erhöhung der Zinſenlaſt um zwei Drittel. Für den- 
ſelben Betrag, der in Deutſchland Hypothek war, er- 
hält man in Danzig bei einer 5prozentigen Sicherung 
nach dem 1. Januar mehr, als nach der deutſchen Ge— 
ſetzgebung zu 7% Prozent, weil in Danzig das Ka- 
pital von 30 auf 50 erhöht wird. Der deutſche Gläu— 
biger, der nach Danzig Hypotheken gegeben hat, wird 
auch bei gleichbleibender Geſetzgebung, d. h. ohne 
Aenderung des Bürgerlichen Geſetzbuches immerhin 
günſtiger ſtehen, als wenn er gleiche Forderungen 
aus dem Deutſchen Reiche hat, wo ein Zinsfuß von 
7% Prozent feſtgelegt iſt. 

Man hat in Danzig davon abgeſehen, zwangs- 
weiſe einen Zinsfuß feſtzuſetzen, ſondern hat es der 
freien Vereinbarung überlaſſen, ſo daß der deutſche 
Gläubiger in Danzig den weiteren Vorteil hat, Zinſen 
in unbeſchränkter Höhe zu vereinbaren, allerdings 
mit dem Anterſchied, daß nur ſeine Zinſen bis zu 
5 Prozent gleiche Sicherheit genießen, wie feine Hy⸗ 
pothek, ohne daß die nachfolgenden Hypotheken- 
gläubiger ihre Zuſtimmung zu geben brauchten. Er- 
höht man dieſen Zinsfuß, dann entrechtet man den 
Hypothekengläubiger, der an zweiter und dritter 
Stelle ſteht. Wir haben keine Arſache, in dieſen 
Intereſſenſtreit einzugreifen, den Hypothekengläubiger 
an erſter Stelle um ſo vieles herauszuheben und die 
nachfolgenden Hypothekengläubiger zu ſchädigen. Wir 
können deshalb einer Aenderung des § 1119 des 
B. G. B. nicht zuſtimmen. 
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(Moritz, Abgeordneter) 

Wir haben an die Regierung die Frage gerichtet, 
ob ſie unter Umftänden auf dieſe Aenderung ver— 
zichten wolle, um uns Gelegenheit zu geben, dem Ge— 
ſetz Nr. 1, das nach unſerer Meinung einer ver⸗ 
faſſungsändernder Mehrheit bedarf, die Zuſtimmung 
zu geben. (Sehr richtig! links.) Das hat man ab- 
gelehnt. Wir können deshalb der Aenderung des 
§ 1119 nicht zuſtimmen, weil das bedeuten würde, daß 
man generell einen Zinsſatz von 8 Prozent als den 
normalen hinſtellt, in einer Zeit, in der alles unter dem 
Zeichen des Lohnabbaus, der Preisſenkung ſteht. In 
einer ſolchen Zeit kann man unmöglich durch Geſetz 
ſanktionieren, daß die bisher mit 5 Prozent geſicherten 
Zinſen auf 8 Prozent erhöht werden. Das würde 
unweigerlich zur Folge haben, daß durchweg alle Hy— 
pothekenzinſen auf mindeſtens 8 Prozent verabredet 
werden und daß das die unterſte Grenze wäre. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch beſteht nun 30 Jahre. Dieſer 

aragraph lautete von Anfang an auf 5 Prozent. 
Es iſt daran nichts geändert worden, und das iſt gut 
ſo. Man braucht ja nicht immer ein altes Geſetz auch 
für ein gutes zu halten, aber das Grund- und Hypo⸗ 
thekenrecht iſt nicht ſo, daß man es willkürlich zu einer 
tebeliebigen Zeit ändern könnte oder ſollte, ſondern 
das ſollte ein Recht ſein, das für die Dauer geſchaffen 
iſt. Wenn das Bürgerliche Geſetzbuch und dieſe mit 
5 Prozent feſtgelegten Zinſen alle möglichen Schwie⸗ 
rigkeiten gut überdauert haben, ſogar die Inflation, 
in der es vielleicht gerechtfertigt und verſtändlich ge— 
weſen wäre, den Zinsſatz zu ändern,, wenn es alſo 
dieſe ſchwerſte Zeit überſtanden hat, was man von 
wenigen Geſetzen behaupten kann, beſteht jetzt keine 
Arſache, ein ſolches Geſetz abzuändern. 

Wir können uns auch nicht recht erklären, daß 
ſich hierzu eine Mehrheit finden ſollte. Anter den 
Regierungsparteien befindet ſich doch als ſtärkſte die 
Rationaljozialiftiiche Partei, die die Brechung der 
Zinsknechtſchaft zu einem ihrer hervorragendſten Pro- 
grammpunkte gemacht hat. Einer ihrer berufenſten 

ührer, Herr Feder, gibt in ſeiner Auslegung der 25 
Programmpunkte folgende Erläuterung: 

Wer alſo für die Beibehaltung der jetzigen zins⸗ 
kapitaliſtiſchen Wirtſchaft iſt, der iſt gegen die In⸗ 
tereſſen der Bauern und für die Aufrechterhaltung 
des jetzigen Zuſtandes, in dem die Banken auf dem 

2 Rücken der Landwirtſchaft Schindluder treiben. 
(Sehr gut! links.) Nun iſt zwar dieſe Ausdrucksweiſe, 
daß die Banken auf dem Rücken der Landwirtſchaft 
Schindluder treiben, ein bißchen blumenreich, ſie 
ſcheint aus dem Orient zu ſtammen, etwas ſchwer ver⸗ 
ſtändlich. Aber ich entnehme daraus doch, daß er 
ſagen will, daß eine Erhöhung der Zinſen unter 
feinen Amſtänden erfolgen darf. Wenn es nun die 
rationalfpzialiften über ſich gewinnen, offiziell einer 
höheren Verzinſung zuzuſtimmen und dieſe noch in 
einem Geſetz, wie im Bürgerlichen Geſetzbuch, feit- 
zulegen, dann können wir ihnen auf dieſem Wege, 
wo ſie ihr wichtigſtes Parteiprogramm verraten 
wollen, nicht folgen. (Sehr gut! links.) 

m Reich iſt es ja ähnlich geweſen. Da wurde, 
wie ich erwähnte, der Zinsſatz auf 7% Prozent feſt⸗ 
gelegt. Im Reichsrat haben die Vertreter Preußens 
dagegen geſtimmt, und es waren ausgerechnet die 
Vertreter Braunſchweigs und Thüringens, die dafür 
. daß der Zinsſatz auf 7% Prozent zwangs- 
äufig feſtgelgt wurde. Ein Staatsſekretär ſtellte bei 
dieſer Gelegenheit feſt, daß es doch ſehr intereſſant 
wäre, daß gerade dieſe beiden Landesregi en für 

n Landesregierungen für 
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die Erhöhung des Zinsſatzes ſtimmten, obwohl die 
Nationalſozialiſten im Reichstag einen Antrag ein- 
gebracht hatten, daß jeder wegen Wucher mit Zucht— 
haus zu beſtrafen wäre, der mehr als 5 Prozent 
Zinſen nimmt. Vielleicht haben meine Ausführungen 
doch noch den Erfolg, daß Sie in ſich gehen und eine 
ſolche Geſetzesmacherei nicht mitmachen. Wenn Sie 
Ihr Programm halten wollen, können Sie dieſes 
Geſetz unter keinen Amſtänden mitmachen. Wenn 
Sie es ablehnen, werden Sie in dieſem Hauſe für 
die Ablehnung eine Mehrheit finden. Nehmen Sie 
aber dieſes Geſetz an, dann iſt ganz zweifellos mit 
99 Prozent Sicherheit damit zu rechnen, daß am 
Schluß dieſes Jahres die Hausbeſitzer mit einer 
weiteren Mietſteigerung kommen. Sie werden ſie 
damit begründen, daß ſich die Zinſen erhöht haben 
und aus der geſetzlichen Miete nicht beſtritten werden 
lönnen. Die Erhöhung der Mieten geht auf Koſten 
der ärmeren Bevölkerung. Das abzuwehren haben 
wir uns zur Aufgabe geſtellt. Wir bitten Sie daher, 
die Aenderung abzulehnen. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Senator Dumont. 

Dumont, Senator: M. D. u. H.! Der Herr 
Abg. Moritz hat gegen die unter Abſchnitt J und II 
vorliegenden Geſetzentwürfe im weſentlichen zwei 
Bedenken geltend gemacht. Das eine Bedenken geht 
dahin, daß, da das zweite Danziger Ausgleichsgeſetz 
in der Form eines verfaſſungsändernden Geſetzes 
ergangen iſt, nunmehr auch das Ausgleihs-Schluß- 
geſetz, wie ich es kurz bezeichnen will, in der Form 
eines verfaſſungändernden Geſetzes verabſchiedet 
werden müſſe. Die Regierung und insbeſondere die 
Juſtizabteilung des Senats haben dieſe Frage ein- 
gehend geprüft und ſind zu einer von der des Herrn 
Abg. Moritz abweichenden Auffaſſung gekommen. 
Es iſt nach unſerer Auffaſſung nicht nötig, daß das 
jetzt dem Volkstag vorliegende Ausgleichs-Schluß⸗ 
geſetz auch in den Formen eines verfaſſungändernden 
Geſetzes verabſchiedet wird. Dieſe Frage iſt auch 
durch Mitglieder des Obergerichts geprüft worden, 
und Herr Obergerichtsrat Kettlitz wird Ihnen nach— 
her im einzelnen darlegen, aus welchen Gründen ein 
verfaſſungänderndes Geſetz in dieſem Falle nicht er— 
forderlich iſt. 

Ich will mich daher in meinen Ausführungen 
auf das zweite Bedenken beſchränken, das Herr Abg. 
Moritz hier geäußert hat. Herr Abg. Moritz iſt von 
dem Fall des 87 des zweiten Danziger Ausgleichs- 
geſetzes über die Geldentwertung ausgegangen. Das 
iſt der Fall, daß ſich der Schuldner nicht mit dem 
Gläubiger geeinigt, ſondern einſeitig Stundung ver⸗ 
langt hat. Das Gele gab ihm ja dieſe Befugnis, 
und zwar mit der Wirkung, daß er bei ihrer Aus- 
übung am 1. Januar 1932 nicht 30 Gulden für 100 
Goldmark, ſondern 50 Gulden für 100 Goldmark zu 
zahlen hat, alſo mehr als den normalen Ausgleichs 
betrag. Dieſe Stundung konnte der Hppotheken⸗ 
ſchuldner — wie geſagt — einſeitig erzwingen, ohne 
daß er ſich mit dem Gläubiger zu einigen brauchte. 
Die Fälle, in denen eine ſolche einſeitige Stundung 
erzwungen worden iſt, ſind nun aber durchaus in 
der Minderzahl. Der Regelfall iſt vielmehr der, 
daß eine Einigung zwiſchen Schuldner und Gläubi- 
ger ſtattgefunden hat und daß man ſich dabei auch 
über den Zinsfuß einig geworden iſt, ſo daß der Fall, 
daß nur 3 Prozent Zinſen — wie dies nach dem 
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Geſetz möglich wäre, wenn eine Beſtimmung über 
die Verzinſung überhaupt nicht getroffen worden 
iſt, — in Frage kommen, überhaupt nicht praktiſch 
wird. Ein Fall, daß nur 3 Prozent Zinſen auf 
Grund einer einſeitig vom Schuldner erzwungenen 
Stundung zu zahlen find, kommt nach unſeren Er- 
mittelungen überhaupt nicht vor; wir haben dieſer⸗ 
halb noch beſonders Nachfrage bei den Grundbuch— 
richtern gehalten. Es würde alſo lediglich die Tat- 
ſache beſtehen bleiben, daß ein Schuldner, der ein— 
ſeitig eine Stundung bis zum 1. Januar 1932 er⸗ 
zwungen hat, ſtatt mit 30 Gulden mit 50 Gulden 
für 100 Goldmark auszugleichen hat. 

Dieſem Sonderfall des erhöhten Ausgleichs 
haben wir dadurch Rechnung getragen, daß wir 
nicht, wie die deutſche Aufwertungs-Schlußgeſetz— 
gebung dieſes getan hat, zwangsweiſe allgemein einen 
Zinsfuß von 7% Prozent feſtgeſetzt haben; in Deutſch— 
land iſt übrigens dieſer Zinsfuß nicht im Auf- 
wertungsſchlußgeſetz ſelbſt, ſondern durch beſondere 
Verordnung feſtgeſetzt worden. Wir haben die Ne- 
gelung dieſer Frage vielmehr offen gelaſſen und haben 
es der Aufwertungsſtelle, die in Danzig geſchaffen 
werden ſoll, überlaſſen, der Beſonderheit dieſes 
Falles dadurch Rechnung zu tragen, daß in ſolchen 
Fällen, wo eine höhere — über den Normalbetrag 
hinausgehende — Ausgleichung der Geldentwertung 
ſtattfindet, auch ein niedrigerer Zinsfuß feſtgeſetzt 
werden kann. Den berechtigten Intereſſen der 
Schuldner iſt durch dieſe Befugnis der Aufwertungs⸗ 
ſtelle Rechnung getragen. 

Es iſt dann noch von Herrn Abg. Moritz die 
generelle Abänderung des S 1119 (BGB.) bean- 
ſtandet worden, die dahin geht, daß ſtatt 5 Prozent 
jetzt 8 Prozent geſetzt werden ſollen. Er hat die 
Abänderung oder das Fallenlaſſen dieſer Beftim- 
mung als eine „conditio sino qua non“ für die Zu— 
ſtimmung ſeiner Partei zu dem erſten Geſetzentwurf, 


dem Ausgleichsſchlußgeſetz, bezeichnet. Ich möchte 
Sie, m. D. u. H. von der S. P. D., bitten, von 


dieſem Bedenken aus wirtſchaftlichen Gründen Ab- 
ſtand zu nehmen, und zwar aus Gründen, denen ſich 
niemand wird verſchließen können. In unſerem an 
finanziellen und materiellen Hilfskräften armen Ge— 
biet des kleinen Danziger Freiſtaates werden wir von 
der Kapitalnot in noch viel größerem Amfange be— 
troffen, als das Deutſche Reich. Wenn wir nun den 
Gläubigern, die ihre Hypotheken ſtehen laſſen ſollen, 
die ſie an ſich kündigen können, einen Anreiz dazu 
geben wollen, ihre Hypotheken wirklich 
laſſen, ſo müſſen wir ihnen nach dem Arteil aller 
Sachverſtändigen, die in dieſer Frage gehört worden 
ſind, die Möglichkeit einer etwas höheren Verzinſung 
geben, als ſie im Deutſchen Reich zuläſſig iſt. Wir 


. mitffen das Kapital hier feſthalten und es nach 


Danzig ziehen; ſonſt wird der Zweck, den wir mit 
unſeren Geſetzesvorſchlägen erreichen wollen, nämlich 
die Zuſammenballung des Kapitals zum 1. Januar 
1932 zu beſeitigen, in ſein Gegenteil verkehrt und das 
erwünſchte Ziel nicht erreicht. Deswegen möchte ich 
Sie bitten, ſich mit der Vorlage ſo einverſtanden zu 
erklären, wie ſie Ihnen von uns gemacht und wie 
ſie im Rechtsausſchuß auch angenommen worden iſt. 

Ich möchte hierbei noch an das erinnern, was 
ſich jetzt gerade im Deutſchen Reiche ereignet hat. 
Denken Sie daran, daß der Diskontſatz der Reichs— 
bank infolge der Not, die von außen her in das 
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7 Prozent erhöht werden mußte. Wer glaubt, daß 
dieſe Geldverteuerung nur eine kurze Zeit wird an— 
dauern können, irrt ſich nach meiner Auffaſſung. Wir 
werden noch lange darunter zu leiden haben. Was 
ſich im Deutſchen Reiche zeigt, wird ſich in Danzig 
genau ſo und vielleicht noch ſtärker auswirken. Wenn 
wir ſchon das kurzfriſtige Geld mit dem höheren 
Diskontſatz verzinſen müſſen, ſo müſſen wir erſt recht 
durch die Möglichkeit eines höheren Zinsfußes einen 
lasen geben, auch langfriſtige Hypotheken ſtehen zu 
aſſen. 2 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Obergerichtsrat Kettlitz. 

Kettlitz, Obergerichtsrat: M. D. u. H.! Es liegt 
mir ob, die von Herrn Abg. Moritz angeführten 
ſachlichen Zweifel über die Möglichkeit des Vor— 
liegens einer Verfaſſungswidrigkeit zu beheben. Ich 
teile die Anterſuchung in die drei Geſetze ſelbſt ein. 

Bei dem erſten Geſetz über die Fälligkeit und 
Verzinſung von Ausgleichshypotheken leitet Herr 
Abg. Moritz ſeine Bedenken daraus ab, daß der vor— 
liegende Geſetzentwurf das zweite Aufwertungsgeſetz 
vom 18. Juli 1926, das tatſächlich in verfaſſung⸗ 
ändernder Form ergangen iſt, ändere. Er meint, ein 
Geſetz, das in verfaſſungsändernder Form ergangen 
ſei, könne nur wieder durch ein Geſetz in derſelben 
Form abgeändert werden. Es ſoll zunächſt dahin— 
geſtellt bleiben, ob der jetzt vorliegende Entwurf fat- 
ſächlich das zweite Danziger Aufwertungsgeſetz vom 
Jahre 1926 abändert oder nicht. Anzweifelhaft be— 
jaht zu werden braucht das nicht; denn der vor— 
liegende Geſetzentwurf regelt ein Problem, das zwar 
im Zuſammenhang mit dem Aufwertungsproblem 
ſteht, an ſich erſt nach vollendeter Aufwertung als 
Folge beſtimmter wirtſchaftlicher Aenderungen ent- 
ſtanden iſt, die nicht vorausgeſehen werden konnten. 
Mag man aſſo unterſtellen, daß das vorliegende Ge⸗ 
ſetz tatſächlich das alte Danziger Ausgleichsgeſetz 
ändert, ſo beſteht jedoch nicht der Rechtsſatz in ſeiner 
Allgemeinheit, daß jedes in verfaſſungsändernder 
Form erlaſſene Geſetz nur durch ein Geſetz in der 
gleichen Form geändert werden könne, und zwar 
deshalb nicht, weil ein in verfaſſungsändernder Form 
erlaſſenes Geſetz damit nicht ohne weiteres ſelbſt Ver— 
faſſungsbeſtimmung geworden iſt. Das ändernde 
Geſetz bedarf einer verfaſſungsändernden Form viel— 
mehr nur dann, oder inſoweit, als Vexfaſſungs⸗ 
an geändert oder aufgehoben werden 
ollen. 

Das führt zu einer Prüfung darüber, ob in dem 
vorliegenden Geſetzentwurf ſolche Verfaſſungs— 
beſtimmungen geändert ſind. Da kommt nur der 
Geſichtspunkt der Enteignung in Artikel 110 der 
Danziger Verfaſſung in Frage. Dieſer Geſichts— 
punkt könnte bei § 1 auftauchen, wonach Ausgleichs- 
hypotheken grundſätzlich drei Jahre geſtundet werden 
und ſich der Gläubiger ſchließlich in dem ſich etwa 
anſchließenden Verfahren vor der Aufwertungsitelle 
der Anordnung unterordnen muß, die Hypothek eine 
Zeitlang bis zu drei Jahren ſtunden zu müſſen; er 
kann ſeinen eigenen Willen, über ſeine Hypothek zu 
verfügen, nicht durchſetzen. Aber nach der neueſten 
Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt eine Enteignung 
in dieſem Tatbeſtand nicht zu erblicken, weil es ſich 
hier nicht um einen Einzeleingriff, ſondern um eine 
allgemeine Regelung der Materie handelt. 
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(Kettlitz, Obergerichtsrat) 

Anter denſelben Geſichtspunkten iſt auch das 
Bedenken gegen das zweite Geſetz (Aenderung des 
8 1119 BGB.) unbegründet, um jo mehr als hier 
nicht nur die Aufwertungshypotheken Gegenſtand und 
Ziel der Regelung ſind, ſondern die Hypotheken im 
allgemeinen. Es liegt alſo in noch viel größerem 
Amfange eine allgemeine Regelung vor, als es beim 
Aufwertungsproblem ſelbſt im engeren Sinne vor- 
liegen würde. 

Hinſichtlich des dritten Geſetzes zur Ab- 
änderung des Geſetzes über die Eintragung von 
Hypotheken hat Herr Abg. Moritz dieſe Bedenken 
wohl nicht erhoben. Es liegt hier in der Tat kein 
Bedenken gegen die Verfaſſungsmäßigkeit unter dieſen 
Geſichtspunkten vor, da die geänderte Regelung des 
dritten vorliegenden Geſetzes, wenn ich auch ſchon 
hierzu im Zuſammenhang ſprechen darf, dem Hypo⸗ 
ſhekengläubiger lediglich ſozuſagen eine Glückschance, 
eine Zufallschance nimmt, daß die in ausländiſcher 
Währung eingetragene Summe gelegentlich einmal 
abſackt. Ich darf zuſammenfaſſen: Der Senat hat 
die vorgetragenen Bedenken geprüft, aber nicht für 
begründet erachtet. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Ausſprache zu Ar- 
tikel 1 iſt geſchloſſen, da Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der 
Herr Abg. Dr. Anger. 

Dr. Anger, Abgeordneter (Bl. d. u. S.): Es iſt 
ein Abänderungsantrag zu dieſem Geſetz eingebracht. 
Er iſt geftern verſandt, aber hier nicht verleſen 
worden. Ich möchte darauf aufmerkſam machen, 
damit er nicht unter den Tiſch fällt. 

Vizepräſident Gaikowfki: Herr Abg. Anger, ich 
habe den Antrag bis jetzt noch nicht hier. (Abg. Dr. 
Anger: Ich habe ihn geſtern mit der Poſt bekommen, 
ich möchte nur, daß er nicht überſehen wird!) Der 
Abänderungsantrag wird mir ſoeben überreicht. Er 
iſt erledigt, weil das erſte Geſetz angenommen iſt. Er 
kann aber zur dritten Leſung eingebracht werden. Die 
Ausſprache iſt beendet. Wer Artikel 1 des Geſetzes 
zur Aenderung des § 1119 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; er iſt angenomm. Artikel 2; 
mit der gleichen Mehrheit angenommen. Wer die 
Keberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das tft die Mehrheit, fie iſt angenommen. Damit 
iſt auch dies Geſetz in zweiter Leſung verabſchiedet. 
Ich rufe das dritte Geſetz auf: Geſetz zur Ab⸗ 
änderung des Geſetzes über die Eintragung von 
Hypotheken und Schiffspfandrechten in ausländiſcher 

Jährung vom 27. Juni 1923 Geſetzblatt Seite 751, 
September 1930 Geſetzblatt Seite 195. Ich rufe 
Artikel 1 auf. Ich eröffne und ſchließe die Aus⸗ 
ſprache, da Workmeldungen nicht vorliegen. Wer 
Artikel 1 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. 
Ich ſtelle feſt, daß Artikel 2 mit der gleichen Mehrheit 
angenommen iſt. Ich eröffne die Beſprechung über 
die Heberjchrift und ſchließe fie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer die Aeberſchrift annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die Mehrheit. 
Damit iſt dies Geſetz in zweiter Leſung angenommen. 
(Ich beantrage dritte Leſungl rechts. — Abg. Raſchke: 
Wir widerſprechen!) Es iſt widerſprochen, da kann 
die dritte Leſung nicht ſtattfinden. 


Ich rufe Punkt 5 a der Tagesordnung auf: 


20. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des Geſetzes über die Preſſe. 
Druckſache Nr. 296 zu Nr. 228. 
Ich eröffne die Ausſprache zu Artikel I. Das Wort 
hat der Herr Abg. Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Wie hochpolitiſch das Geſetz iſt, um das es ſich 
hier handelt, wird Ihnen ſchon die Geſchäftsordnungs⸗ 
debatte vorhin gezeigt haben. Es iſt aber wichtig, 
und ich möchte gern, daß die Kronjuriſten, die leider 
den Saal verlaſſen haben, ſich dazu äußern, ſich dar⸗ 
über klar werden, unter welchen Geſichtspunkten dies 
Geſetz in Deutſchland entſtanden und rechtskräftig 
geworden iſi. (Abg. Greifer: Mit Hilfe der S. P. D.!) 
Richtig, ich werde gleich darauf eingehen. Die Pa- 
ragraphen, die im Rechtsausſchuß vorgeſtern abend 
angenommen worden find, find Teile aus dem Re⸗ 
publik⸗Schutzgeſetz, welches im Jahre 1922 nach der 
Ermordung Rathenaus, als der Artikel 48 der 
Reichsverfaſſung in Deutſchland Gültigkeit hatte, 
befriſtet angenommen worden iſt. Dies Geſetz iſt 
verfaſſungsändernd, wie in allen Kommentaren nach— 
zuleſen iſt. Beſonders die Paragraphen, die ſich auf 
die Preſſe beziehen, ſtehen im Gegenſatz zum § 118 
der Reichsverfaſſung. Dieſer Paragraph entſpricht 
wörtlich dem Artikel 79 der Danziger Verfaſſung. 
Man ſollte alſo glauben, daß wenn die Regierungs- 
parteien ein derartiges Geſetz als Abänderungsantrag 
im Rechtsausſchuß einbringen, ſie ſich vorher über die 
BT nk dieſes Geſetzes drientiert 

aben. 

Ich wiederhole noch einmal, dies Geſetz iſt in 
Deutſchland befriſtet. Es heißt in dem Kommentar 
ausdrücklich: 

Nachdem am 30. November 1919 ein dritter Ent⸗ 

wurf eines Geſetzes zum Schutz und zur Befriedi⸗ 

gung des politiſchen Lebens dem Reichstag unter⸗ 

breitet war, iſt das Geſetz am 25. März erlaſſen und 

am 30. März bereits verkündet und am Tage nach 

der Veröffntlichung in Kraft getreten. Es ſoll nach 

dem Inkrafttreten des nuen deutſchen Strafgeſetz⸗ 

buches ſpäteſtens am 31. 12. 1931 außer Kraft treten. 
Alſo während in Deutſchland unter dem Artikel 48 
ein Geſetz angenommen wird, wird hier einfach eine 
ſo außerordentlich wichtige und ſtaatsrechtlich ſo 
außerordentlich kritiſche und problematiſche Sache als 
Abänderungsantrag in den Rechtsausſchuß hinein⸗ 
geſchleudert und dann durch eine diktatoriſche Ge— 
ſchäftsordnungsabſtimmung dem Danziger Volk auf- 
oktroyiert. Ich will vorläufig gar nicht auf den In⸗ 
halt des Geſetzes eingehen, ſtelle aber feſt, daß dies 
Verfahren techniſch eine Geſetzesmacherei iſt, die 
früher in dieſem Volkstag beſtimmt nicht üblich war. 
Ich möchte doch diejenigen Parteien, mit denen wir 
die Verfaſſung gemacht haben, und mit denen wir 
ſeit 1921 hier zuſammen find, bitten, ihre alten par- 
lamentariſchen Sitten und Gebräuche wieder auf- 
zunehmen und derartige geſetzliche Beſtimmungen 
nicht einfach kritiklos ſich aufdrängen zu laſſen, weil 
gewiſſe Parteien und gewiſſe Perſonen ein Intereſſe 
daran haben. In Deutſchland wurde dies Geſetz er- 
laſſen, weil eine Staatsform in Gefahr ſtand. 

M. D. u. H.! Das iſt nämlich das Weſentliche, 
in Deutſchland wurde ein Geſetz zum Schutz der Re— 
publik erlaſſen, weil die Verfaſſung gefährdet war, 
weil das geſamte Staatsleben über den Haufen ge⸗ 
worfen werden ſollte. (Von wem denn? rechts.) 
Das wiſſen Sie ganz genau. Wer war dahinter, als 
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Rathenau ermordet wurde, als ſich der Kapp⸗Putſch 
abſpielte und ähnliche Geſchichten geſchahen? Es 
handelte ſich um die Frage Monarchie oder Republik. 
Hier handelt es ſich um die Frage, daß gewiſſe Par⸗ 
teien und Perſonen die augenblickliche politiſche Si⸗ 
tuation dazu ausnutzen wollen, um ſich geſetzlich zu 
ſchützen, um der Kritik der öffentlichen Meinung zu 
entgehen. Die Dinge liegen doch ganz klar. Als ich 
vorgeſtern abend im Rechtsausſchuß fragte, warum 
der urſprüngliche Geſetzentwurf, der an ſich ſehr ver— 
nünftig und diskutabel war und für den wir uns in 
Deutſchland auch eingeſetzt haben, warum der Ent- 
wurf, der zweierlei Menſchen, zweierlei Redakteure, 
zweierlei Verantwortung beſeitigen wollte, zurück— 
gezogen wurde, erwiderte Herr Abg. Friedrich von 
der Nationalſozialiſtiſchen Partei, die oppoſitionelle 
Preſſe in Danzig habe in der letzten Zeit über die 
Unruhen und Gewalttätigkeiten in Danzig ſo viel in 
die Oeffentlichkeit hineingetragen, daß es uns in Genf 
enorm geſchadet hat. Mit andern Worten, man 
möchte gern eine Handhabe haben, um Roheiten, 
Brutalitäten, Aebergriffe und Dinge, bei denen die 
Polizei ja nicht in jedem Augenblick ſofort vorhanden 
ſein kann, die nur durch die öffentliche Meinung ge- 
bremſt werden können, nicht mehr in der Preſſe fri- 
liſieren zu laſſen. Man möchte den Geſichtspunkt, daß 
jemand öffentlich an den Danziger Verhältniſſen 
Kritik übt, unter die Idee des Landesverrats ſtellen. 
Was ſich in Deutſchland an Landesverratsprozeſſen 
abgeſpielt hat, hat ja ſo häufig in allen Zeitungen 
geſtanden. Vor dem III. Strafſenat des Reichs⸗ 
gerichts hat ſich eine unendliche Kette derartiger 
Prozeſſe abgeſpielt, prozentual ungefähr 80 Prozent 
gegen die Linksradikalen, 20 Prozent Prozeſſe gegen 
die Rechtsradikalen. Da wir hier in Danzig mit zu 
den Linksradikalen gerechnet werden, müßte ſich dies 
Geſetz, wenn es angewendet wird, ausſchließlich gegen 
die linksſtehende Oppoſition richten; denn eine rechts⸗ 
ſtehende Oppoſition gibt es nicht mehr, ſeitdem die 
a e e ein Teil der Regierung geworden 
ind. 

Worüber ich mich ärgere und was wir nicht 
verſtehen, iſt dieſe merkwürdig verhaltene, gedeckte 
und geheuchelte Art, mit der man hier eine Macht 
auf anſcheinend geſetzlichem Wege ſtabiliſieren will, 
die man doch beſſer grob und deutlich als eine Dik⸗ 
tatur der Rechten bezeichnen muß. Warum verbietet 
man hier die Preſſe? Warum geht man nicht ſo 
weit, ein neues Sozialiſtengeſetz zu machen, das die 
Parteien der Arbeiterſchaft, der werktätigen Bevöl⸗ 
kerung, der Linken verbietet? In der Begründung 
heißt es auch und wird auch geſagt werden, daß dies 
Geſetz nur dann anzuwenden ſei, wenn außerordent⸗ 
liche Exzeſſe vorliegen. Sie wiſſen doch z. B. aus 
der Praxis der Eheſcheidungsprozeſſe, daß die Auf⸗ 


faſſung über den Charakter einer Beſchimpfung 
außerordenflich verſchieden iſt. Was volkstümlich 


als Derbbeit ailt, gilt geſellchaftlich oft als eine ehren⸗ 
rübrige Beleidigung, auf die man ein Duell ſetzen 
muß. Alſo es wird bei der Schaffung dieſes Geſetzes 
vollkommen in die Hand des Richters und in ſeine 
zufällig vorhandene Auffaſſung gegeben, was man 
eine Beleidigung nennt. Wie weit man in künſt⸗ 
leriſchen Dingen verſchiedener Anſicht über eine Be⸗ 
leidiaung ſein kann, wiſſen Sie, wenn Sie nur daran 
denken, wie verſchieden Karikaturen eines Simpli⸗ 
ziſſimus oder ähnlicher ſatyriſcher Zeitſchriften auf⸗ 
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gefaßt werden. Wenn man einem Geſetz eine ein- 
ſeitige Auslegung gibt, wird es nicht ſchwer ſein, die 
Zeichner und Karikaturiſten, die ſich mit einer Perſon 
oder Partei, die an der Regierung beteiligt iſt, be⸗ 
ſchäftigen, als Beleidiger, als Herabſetzer der Staats— 
würde und Staatsautorität anzuſehen. Ich kann mir 
außerordentlich gut vorſtellen, daß der Fall eintritt, 
daß die berechtigte Kritik an dem Leiter einer Be⸗ 
hörde als eine Beleidigung der Perſon dieſes Leiters 
aufgefaßt wird. Stellen Sie ſich vor, daß wir ſeit 
langem ein berechtigtes Intereſſe an der Abberufung 
des ganz famoſen Polizeipräſidenten Froböß haben, 
der nicht nur in bezug auf die Straßenunruhen, 
ſondern auch in bezug auf die Behandlung von 
Anterſuchungsgefangenen, von Leuten, die ins 
Polizeigefängnis eingeliefert werden, eine, ich möchte 
ſagen unmenſchliche Neutralität zeigt, ſo daß wir ihn 
nicht mehr gern als Polizeipräſidenten anſehen 
möchten. Wenn wir dieſe Kritik üben, ſo wird ſie 
Herr Froböß gleich als Beleidigung ſeiner Perſon 
auffaſſen und wird auf Grund dieſes Geſetzes Ge— 
legenheit nehmen, die Kritiker zu beſeitigen. Wahr⸗ 
ſcheinlich wird die Kritik an dem Herrn Polizei⸗ 
präſidenten als Landesverrat in höchſter Potenz zu 
gelten haben. 

Wir haben alſo von dem Geſetz zu erwarten, 
daß jeder geiſtige Kampf, jede ſcharfe Kritik, jede 
Kritik, die ſich an die Mentalität des Volkes, an die 
Menge wendet, die ſich in volkstümlicher Darſtellung, 
vielleicht auch in etwas derber Weile an Regierungs- 
parteien und Regierungsorganen gütlich tut, als eine 
Angelegenheit det Staatsautorität aufgefaßt wird. 
Deshalb wird man Gelegenheit nehmen, die befref- 
fende Zeitung möglichſt lange zu verbieten. Selbſt⸗ 
verſtändlich wird ein derartiges ſinnloſes und ver⸗ 
faſſungswidriges, einſeitiges und undemokratiſches 
Geſetz eines Tages auf ſeine Väter zurückſchlagen. 
Aber wir müſſen alles tun, um dieſe Möglichkeiten 
zu vermeiden. Wir weiſen darauf hin, daß dies 
Geſetz nicht eine einfache, geſetzliche Sanktionierung 
von Verwaltungsmaximen iſt, ſondern eine Aende— 
rung der Verfaſſung, und daß wir dafür Zweidrittel⸗ 
mehrheit verlangen. Wir verlangen vor allem, daß 
ein ſolch hochpolitiſches Geſetz von den Parteien ſo 
durchgearbeitet wird, wie es ſich gehört. Wenn das 
nicht geſchieht, iſt eben die Diktatur offiziell und die 
ganze Arbeit und Tätigkeit im Volkstag iſt weiter 
nichts als eine Komödie, als eine Farce. Dann laſſen 
wir das doch und erheben deutlich und offen die Dik⸗ 
tatur, die die Kräfte ohne geſetzliche Zucht bändigt. 
Dann hat es einen Zweck. 

Da wir der Leberzeuaung ſind, daß dies Geſetz 
derartig wichtig und einſchneidend iſt, möchten wir 
vor allen Dingen aus ſtaatspolitiſchen und ftaats- 
rechtlichen Gründen bitten, die Vorlage noch einmal 
an den Rechtsausſchuß zurückzuverweiſen, damit auch 
die Parteien, die bisher außerordentlich leichtſinnig 
über ein ſo wichtiges Problem hinweggegangen ſind 
und glaubten, ſich in das Schlepptau der rechts» 
radikalen Gruppe dieſes Hauſes nehmen laſſen zu 
müſſen, Gelegenheit haben, ihr demokratiſches Ge⸗ 
wiſſen wiederzufinden. Wenn Sie das nicht tun, ſo 
erklären Sie ſich damit offen für Diktatur gegen die 
195 dieſes Hauſes. (Sehr richtig! und Bravo! 
inks. 

Vizepräſident Gaikowſki: Der Herr Abg. Dr. 
Bing hat beantragt, die Vorlage noch einmal dem 
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(Vizepräſident Gaikowſki) 


Rechtsausſchuß zu überweiſen. (Widerſpruch rechts.) 


Der Widerſpruch eines einzelnen Abgeordneter 
genügt nicht, es muß darüber abgeſtimmt werden, 
und zwar, bevor ich einem weiteren Redner das 
Wort gebe. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung. 
Wer für den Antrag des Abg. Dr. Bing iſt, bitte 
ich, fi) zu erheben. — Danke, ich bitte um die Gegen- 
probe. — Das letztere war die Majorität, der 
Antrag des Herrn Abg. Dr. Bing iſt abgelehnt. Wir 
fahren in der Beratung fort. Das Wort hat der 
Vertreter des Senats, Herr Oberregierungsrat 
Mundt. 

Mundt, Oberregierungsrat: M. D. u. H.! Ich 
möchte lediglich einen Irrtum meines Herrn Vor⸗ 
redners richtig ſtellen. Sowohl das Republik-Schutz— 
geſetz vom 25. März 1930, wie das vorliegende Geſetz 
ſind nicht verfaſſungsändernd. (Abg. Dr. Bing: Wo 
ſteht das? — Zuruf rechts.) Das ſteht in dem Geſetz, 
ſehen Sie ſich das Geſetz an. Es iſt im übrigen auch 
bekannt, daß wohl das erſte Republik-Schutzgeſetz 
verfaſſungsändernd war, aber das zweite nicht. (Abg. 
Dr. Bing: Es iſt aber beftiftet!) Das iſt etwas 
en und hat mit Verfaſſungsänderung nichts 
zu tun. 

Vrizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. 

Raſchle, Abgeordneter (K. P.): Je mehr der 
kapitaliſtiſche Staat ſich ſeinem Ende nähert, um ſo 
mehr iſt er gezwungen, Maßnahmen zu ergreifen, 
die ihn vor dieſem Ende ſchützen. So ſoll auch hier 
wieder eine Maßnahme durchgeführt werden, die nach 
Meinung des Bürgertums eine Atempauſe für den 
kapitaliſtiſchen Staat bringt. Man will mit dieſem 
Geſetz beſonders die Meinung der Oppoſition, der 
Kommuniſtiſchen Partei unterbinden. 
darüber klar, daß ſich dies Geſetz gegen die ſtaats⸗ 
erhaltenden Parteien, zu denen ja auch die Sozial⸗ 
demokratie gehört, nicht wenden wird, daß dies Geſetz 
weder gegen die „Volksſtimme“ noch gegen den 
„Vorpoſten“ angewandt werden wird. Dieſe Par⸗ 
teien haben kein Intereſſe daran, den Staat irgend 
wie zu erſchüttern. Der Kampf, der heute geführt 
wird, iſt lediglich ein Kampf um die Senatorenſeſſel 
zwiſchen den Sozialdemokraten und den National- 
ſozialiſten. Daß in Deutſchland dieſe diktatoriſchen 
Maßnahmen bereits durchgeführt ſind, daß man mit 
Hilfe dieſer diktatoriſchen Maßnahmen lediglich gegen 
die kommuniſtiſche Geſinnung und die Kommuniſtiſche 
Partei vorgehen will, wird niemand beſtreiten können. 
Es iſt mir kein Fall bekannt, wo auf Grund dieſes 
Geſetzes, in Deutſchland Republik⸗Schutzgeſetz ge⸗ 


nannt, der „Vorwärts“ oder ſonſt eine ſozialdemo⸗ 


kratiſche Zeitung verboten worden iſt. Genau ſo wird 
ſich das hier in Danzig auswirken. Die Regierung 
denkt nicht daran, der „Volksſtimme“ oder dem 
„Vorpoſten“ irgendwelche Schwierigkeiten zu machen. 
Aber mit Hilfe des Republik-Schutzgeſetzes ſind 
Dutzende von Partei-Zeitungen der Kommuniſtiſchen 
Partei wochen-, ja monatelang verboten worden. 
Das will man auch hier in Danzig erreichen und 
wird es rückſichtslos durchführen. 

Was ſoll nun alles angetan fein, um die Zei⸗ 
kungen verbieten zu können, die Redakteure ins Ge⸗ 
ſängnis zu ſtecken und nicht nur die Redakteure, 
londern auch Referenten, die in öffentlichen Ver⸗ 
ſammlungen etwas gegen die Regierung ſagen, die 
verſuchen, 


Wir ſind uns |d 
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Darüber wird natürlich im Geſetz nichts geſagt. Aber 
wenn wir uns die Strafverfolgungen anſehen, die in 
der letzten Zeit von dieſer Regierung insbeſondere 
gegen kommuniſtiſche Redakteure eingeleitet worden 
ſind, dann finden wir, daß man auch das geringſte 
verfolgt, was gegen den Senat gerichtet iſt, worüber 
ein Politiker kein Wort verliert. Dann wird die 
Immunität der kommuniſtiſchen Redakteure auf— 
gehoben. Wenn dies Geſetz in Kraft tritt, dann iſt 
es ſelbſtverſtändlich, daß nicht eine Zeitung der Kom- 
muniſtiſchen Partei erſcheinen wird, ohne daß ein 
Strafverfahren gegen den verantwortlichen Redak— 
teur anhängig gemacht wird. Man wird ſelbſt den 
Redakteur vor den Kadi ſchleppen, wenn er ſich bei— 
ſpielsweiſe erfrecht, zu ſchreiben, daß Herr Ziehm 
entgegen ſeiner Gewohnheit heute um 7 Ahr das 
Kloſett beſucht, während er das ſonſt um 8 Ahr tut. 
Daß dies Geſetz die Oppoſition völlig mundtot 
machen wird, geht beſonders aus dem § 4 hervor. 
Vizepräſident Gaikowſli: Herr Abg. Raſchke, 
wir ſind bei § 1, wir haben die zweite Leſung. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Das muß ich mir 
dann noch für die dritte Leſung verkneifen, aber Sie 
werden es doch noch zu hören bekommen. Aber nach 
dieſem Paragraphen will man ſelbſt die Referenten, 
die in öffentlichen Verſammlungen etwas gegen den 
Senat verlauten laſſen, vor den Kadi ſchleppen. 
Nicht weniger als drei Monate Gefängnis ſoll er 
dafür erhalten. Wir Kommuniſten ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß Ihre Maßnahmen, wenn ſie noch 
ſo drakoniſch ſind, uns nicht daran hindern werden, 
unſern geraden Weg nach wie vor weiterzugehen. 
Wir werden immer wieder bei jeder Gelegenheit der 
werktätigen Bevölkerung zeigen, daß dies Syſtem 
em Zuſammenbruch nahe iſt, daß er ſo ſchnell wie 
möglich heraufbeſchworen werden muß und daß das 
nur geſchehen kann durch die Kämpfe des revolutio⸗ 
nären Proletariats. Wir erklären der werktätigen 
Bevölkerung, ſie ſolle ſich nicht auf das verlaſſen, was 
ihr von ſeiten der Nationalſozialiſten verſprochen 
wird (Abg. Malſch: von ſeiten der Kommuniſten!) 
und von ſeiten der Sozialdemokraten, ſondern ſie ſoll 
bandeln. Herr Malſch, wir haben es gar nicht nötig, 
der werktätigen Bevölkerung etwas zu verſprechen. 
Wir haben noch nie Verſprechungen gemacht. (In 
Rußland! rechts) Wir müßten ſonſt jo demagogiſch 
ſein wie Ihre Partei. Wir haben nur die Aufgabe, 
der werktätigen Bevölkerung zu zeigen, wohin der 
Weg dieſes Syſtems geht und daß die werktätige 
Bevölkerung die Aufgabe hat, dies Syſtem ſo ſchnell 
als möglich zu beſeitigen. Das wird ſie beſeitigen 
unbeſchadet deſſen, ob Sie dies Geſetz verabſchieden, 
ob Sie in der nächſten Zeit auch noch die Notver- 
ordnungen übernehmen werden, die in Deutſchland 
in letzter Zeit ergangen ſind, ob Sie trotz dieſes Ge— 


ſetzes auch noch den Abgeordneten verbieten werden, 


verantwortlich zu zeichnen. Alle dieſe Maßnahmen 
werden Sie auch noch in Danzig durchführen. Trotz⸗ 
dem werden Sie den Zuſammenbruch nicht aufhalten 
können. Er muß kommen und es iſt nur noch eine 
Frage der Zeit. Die letzte Entſcheidung wird recht 
bald fallen, und dabei werden Sie die Betrogenen 
ſein. Wenn wir erſt einmal die Macht in Händen 
haben, dann werden wir uns nicht ſolcher Geſetze 
bedienen. Die werden gar nicht notwendig ſein, 
dann werden Sie überhaupt nicht mehr zu Wort 


die Regierung in Mißkredit zu bringen? kommen. (Abg. Langnau: Sehr wahr!) Diejenigen 
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werden nicht zu Wort kommen, die Verrat an der 
Arbeiterſchaft geübt haben und die die Arbeiter 
weiter verraten wollen. Das iſt Diktatur, jawohl, 
aber eine Diktatur im Intereſſe von 90 Prozent der 
Bevölkerung, während Sie eine Diktatur im Inter⸗ 
eſſe von 10 Prozent der Bevölkerung einführen 
wollen, um damit 90 Prozent der Bevölkerung zu 
unterdrücken, niederzuknütteln und blutig zu ſchlagen. 
Das iſt der Anterſchied dabei. Unter unſerer Dik— 
tatur werden ſich 90 Prozent der Bevölkerung wohl: 
fühlen. Sie werden die Freiheit haben, die unbedingt 
notwendig iſt. (Abg. Malſch: Sie werden ſie ab- 
murkſen wie in Rußland. Dort haben Sie 12 Mil⸗ 
lionen abgemurfft!) Wenn es notwendig iſt, werden 
diejenigen, die es verdient haben, abgemurkſt beſſer 
geſagt, niedergeknallt werden, insbeſondere diejenigen, 
die es heute noch auf Grund ihrer Machtſtellung 
wagen, die Arbeiter niederzuſchießen. Die werden 
zuerſt an die Wand geſtellt werden und ſelbſt dann 
eine blaue Bohne bekommen, wenn es ſich um einen 
Dummſchädel handelt. (Abg. Maaß: Paß mal auf, 
daß Du nicht dabei bit!) 

Vizepräſident Gaikowfki: Ich ſchließe die Aus⸗ 
ſprache, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung über $ 1. (Abg. Brill: 
Namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag auf 
namentliche Abſtimmung unterſtützt? — Die Anter⸗ 
ſtützung reicht aus. Ich bitte die D. u. H. bie Plätze 
einzunehmen. Die Abſtimmung beginnt. Wir 
ſtimmen über § 1 in Druckſache Nr. 296 ab, wie ſie 
aus dem Rechtsausſchuß gekommen iſt. — Ich bitte, 
die Stimmkarten einzuſammeln. — Will noch jemand 
eine Stimmkarte abgeben? Das iſt nicht der Fall. 
Ich ſchließe die Abſtimmung. Es haben ſich 39 D. u. H. 
beteiligt‘), davon ſtimmten 36 mit Ja, einer mit Nein, 
zwei Stimmenthaltungen. § 1 iſt damit angenommen. 
Ich rufe $ 2 auf und eröffne die Ausſprache. Ich 
ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. (Abg. Brill: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung.) Wird der Antrag auf namentliche 
Abſtimmung unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht 
aus. Ich bitte die Plätze einzunehmen und die 
Stimmkarten einzuſammeln. — Die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. An ihr haben ſich 39 D. u. H. be⸗ 
teiligt?). 37 ſtimmten mit Ja und zwei mit Ent⸗ 
haltung. § 2 iſt damit angenommen. Ich rufe § 3 
auf und eröffne die Beſprechung. Ich ſchließe die 
Ausſprache, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
(Abg. Brill: Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 39, davon 36 mit Ja, 1 mit Nein, 
2 Stimmenthaltungen. 1 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Dr. Blavier, Deutſch, 
Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlihmann, H. Friedrich, 
Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Kalitzke, 
Frau Kalähne, Kurowfki, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, 
Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, 
Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau 
Dr. Semrau, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. 1 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Bruno Müller, 
Dr. Strunk. 5 

Es ſtimmte mit Nein: Abg. Czarnecki. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Bert⸗ 
ling, Dr. Bing, Brill, Burandt, Fiſcher, Gerhard Fried⸗ 
rich, Gehl, Dr. Hoppenrath, Jahr, Joſeph, Klingen⸗ 
berg, Kloßowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, 
Frau Malikowſki Mau, Moritz, Frau Müller, 


kowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, Senft⸗ 
1 8 Serotzkt, Spill, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, 
erner. 5 
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Wird der Antrag unterſtützt? — Die Anterſtützung 
reicht aus. Ich bitte, die Stimmkarten einzuſammeln, 
die namentliche Abſtimmung beginnt. — Die Ab- 
ſtimmung iſt geſchloſſen, da niemand von den Dam. 
H. noch eine Karte abgeben will. An der Abjtim- 
mung haben ſich 39 D. u. H. beteiligt), davon ſtimm⸗ 
ten 37 mit Ja, 2 enthielten ſich der Stimme. 8 3 iſt 
angenommen. Ich rufe $ 4 auf, eröffne die Beſpre— 
chung und ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vor— 
liegen. (Abg. Langnau: Ich beantrage namentliche 
Abſtimmung!) Wird dieſer Antrag unterſtützt? Die 
Anterſtützung reicht aus, ich bitte die Stimmkarten 
einzuſammeln. Wünſcht noch jemand eine Karte ab- 
zugeben? Das iſt nicht der Fall, dann iſt die Ab- 
ſtimmung geſchloſſen. Sie hat ſolgendes Ergebnis. 
Es wurden 38 Karten abgegeben‘), davon 35 mit Ja, 


2) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 39, davon 36 mit Ja, 2 Stimmenthaltun- 
gen, L Karte ungültig. N 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Deutſch, 
Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, H. Fried⸗ 
rich, Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, 
Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Lemke, Malſch, Maß, 
Meier, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Bruno Müller, 
Dr. Strunk. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, 
Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Burandt Czarnecki, 
Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, Dr. Hoppenrath, Jahr, 
Joſeph, Klingenberg, Kloßowſki, Kreft, Kruppke, 
Langnau, Lendgion, Frau Malikowſki, Mau, Morttz, 
Trau Müller, Plenikowſki Plettner, Raſchke, Rehberg, 
Schmidt, Senftleben, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau 
Totzki, Weber, Werner. 

3) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 39, davon 37 mit Ja, 2 Stimment⸗ 
haltungen. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Deutſch, Doering, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, 
H. Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greifer, Günther, 
Höhn, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowſki, Femke, 
Malſch, Maß, Meier, Paul Müller, Neumann, Philip⸗ 
ſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, 
Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Bruno Müller, 


Dr. Strunk. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, 
Dr. Bing, Brill, Burandt, Czarnecki, Fiſcher, Gerhard 
Friedrich, Gehl, Dr. Hoppenrath, Jahr, Joſeph, 
Klingenberg, Kloßowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, 
Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau 
Müller, Plenikowſki, Plettner, Raſchke, Rehberg, 


Schmidt, Senftleben, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau 


Totzki, Weber, Werner. 
) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
davon 35 mit Ja, 3 Stimment- 


Stimmkarten 38, 
haltungen. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Doering, 
Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, H. Friedrich, Fomell, 
Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Kalitzke, Frau 
Kalähne, Kurowski, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Paul 
Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, 
Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Fran 
Dr. Semrau, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Deutſch, Bruno 
Müller, Dr. Strunk. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, 
Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Burandt Czarneckt, 
Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, Dr. Hoppenrath. Jahr, 
Kloßowſki, Kreft. 9 
Moritz, 


Totzki, Weber, Werner. 
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(A) und drei Stimmenthaltungen. S 4 iſt angenommen. Mißſtände in der Sozialverſicherung beſeitigt werden 


B) 


Ich rufe $ 5 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. (Abg. Brill: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird der 
Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. 
Die namentliche Abſtimmung beginnt. Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr be— 
teiligten) ſich 38 D. u. H., davon ſtimmten 35 mit 
Ja, 1 mit Nein, 2 Stimmenthaltungen. 8 5 iſt an- 
genommen. Damit iſt Artikel 1 angenommen. Ich 
ruſe Artikel II auf, eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 
darf wohl annehmen, daß Artikel II mit derſelben 
Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe die Aeberſchrift 
auf, eröſſne die Beſprechung und ſchließe fie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Wer die Aeber— 
ſchriſt . . . (Abg. Plettner: Ich beantrage namentliche 
Abjtimmung!) Es iſt zu jpät. Es war alte Praxis 
des Herrn Präſidenten Gehl im früheren Volkstag, 
daß, wenn der Präſident ſchon den Anfang des Satzes 
ausgeſprochen hatte, wir uns ſchon in der Abſtimmung 
befanden. Dieſe alte Praxis wollen wir beibehalten. 
Wer für die Aeberſchrift iſt, bitte ich, ſich zu er— 
heben. — Das iſt die Mehrheit, damit iſt dies Geſetz 
in . Leſung angenommen. Ich rufe Punkt 5 b 
auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über 

Aenderungen in der Krankenverſicherung. 
Druckſache Nr. 291 zu Nr. 22. 

Ich rufe Artikel 1 auf und eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Kreft. 
Kreft, Abgeordneter (K. P.): M. D. u. H.! Es 
iſt von dieſer Stelle ſchon jo oft zum Ausdruck ge— 
bracht worden, daß ſich der Kapitalismus ſeit Jahren 
in einer äußerſt ſchweren Kriſe befindet. Es iſt heute 
noch nicht vorauszuſehen, ob es dem Kapitalismus 
überhaupt gelingen wird, aus dieſer Kriſe heraus- 
zukommen. Aber für uns iſt klar, daß die jetzt be- 
ſtehende Geſellſchaftsordnung genau wie in der Ver— 
gangenheit mit denſelben Methoden verſucht, ihre 
Herrſchaftsſorm und ihre Profitwirtſchaft noch 
längere Zeit über Waſſer zu halten. Wir haben feſt⸗ 


geſtellt, daß auf der ganzen Linie eine große Aktion 


des Lohnabbaues durchgeführt worden iſt. Wir 
haben auch feſtgeſtellt, daß neben dieſem Lohnabbau 
eine rieſige Offenſive durch die Preſſe und Verſamm⸗ 
lungen geführt worden iſt, wonach die angeblichen 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 38, davon 35 mit Ja, mit Nein, 
2 Stimmenthaltungen. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Doering, 
Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, H. Friedrich, Fomell, 
Gaikowſki, Greiſer, Günther, Höhn, Kalitzke, Frau 
Kalähne, Kurowſki, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Paul 
Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, 
Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau 
= rg 1 Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. 

Der Elimme enthielten fig: Abg. Deutſch, Bruno 
Müller. 5 = 

Es ſtimmte mit Nein: Abg. Dr. Strunk. f 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch. 
Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Burandt Czarnecki, 
Fiſcher, Gerhard Friedrich, Gehl, Dr. Hoppenrath, Jahr, 
Joſeph, Klingenberg, Kloßowſki, Kreft, Kruppke, 


Langnau, Lendzion, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, 
Frau Müller, Plenikowſki Plettner, Raſchke, Rehberg, 
Schmidt, Senftleben, Serotzki, Spill, Stukowſki, Frau 
Totzki, Weber, Werner, 


sollten. Alles wurde herangezogen, was auf dem 
Gebiete der ſozialen Fürſorge im Intereſſe der Ver— 
ſicherten liegt, um zu beweiſen, wie reformbedürſtig 
die Sozialverſicherung in allen Gliedern wäre. 
Selbſtverſtändlich war und iſt für uns klar, daß 
die Aeberſchrift eines Geſetzentwurfs nicht ausſchlag— 
gebend iſt, ſondern der Inhalt. Genau ſo wie in 
Deutſchland legt der Danziger Senat einen Geſetz— 
entwurf vor. Die Preſſe eröffnet ein großes Trom— 
melfeuer und verſucht, der Oeffentlichkeit und dem 
Verſicherten klar zu machen, daß dieſe Mißſtände 
beſeitigt werden müſſen. Ich ſagte ſchon, daß wir 
uns darüber klar ſind, daß nicht Mißſtände beſeitigt 
werden ſollen, ſondern erſt auf Koſten der Ver— 
ſicherten geſchaffen werden. 

Was iſt das Weſentliche, das nach dem heute 
vorliegenden Geſetzentwurf umgeändert werden ſoll? 
Generell ſoll eingeführt werden, daß es für jeden 
Verſicherten erſt vom vierten Tage ab Krankengeld 
gibt. Solange hatten die Krankenkaſſenvorſtände das 
Recht und die Möglichkeit, in der Satzung feſtzu— 
legen, daß es vom erſten Tage Krankengeld gibt, oder 
Krankengeld konnte vom erſten Tage gezahlt werden 
und wenn die Krankheit acht oder vierzehn Tage 
dauerte, wurden drei Tage nachgezahlt. Dies Geſetz 
beſtimmt generll, daß es Krankengeld nur vom vier- 
ten Tage ab gibt. Bei den heutigen Lohnverhält— 
niſſen und Arbeitsbedingungen muß Ihnen klar ſein, 
daß dies keine geſundheitsfördernde Maßnahme für 
die Verſicherten iſt, ſondern ſich geſundheitsſchädigend 
auswirken wird. Der Arbeiter, der bereits in der 
Vergangenheit ſchlecht entlohnt wurde, muß jetzt vier 
Tage hungern. Er kann ſeinem kranken Körper 
nichts zuführen, weil das Geſetz nicht zuläßt, daß 
vom erſten Tage ab Krankengeld gezahlt wird. Der 
Senat, die Arbeitgeber und die übrigen Intereſſen— 
tenkreiſe glauben, mit dieſer Maßnahme großen Tei— 
len von kranken Arbeitern einen Riegel vorzuſchieben, 
damit ſie die Krankenverſicherung nicht in Anſpruch 
nehmen. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, und die 
Erfahrungen haben es gezeigt, daß gerade der Ar— 
beiter nichts mehr als ſeine Geſundheit beſitzt und 
ſelten einmal zum Arzt geht, meiſt erſt dann, wenn 
es ſich beim beſten Willen nicht mehr auſſchieben läßt. 
Wenn nun ſolche Situationen eintreten, darf man 
den Arbeiter nicht drei Tage lang während ſeiner 
Krankheit ohne Anterſtützung laſſen. 

Eine große Bedeutung hat auch der folgende 
Abſatz, daß die Aerzteſchaft verpflichtet iſt, eine aus⸗ 
reichende und zweckmäßige, aber das Maß des Not⸗ 
wendigen nicht überſchreitende ärztliche Verſorgung 
zu bieten. Was iſt das Maß des Notwendigen? Das 
Maß des Notwendigen bei einem Beſitzenden iſt na— 
türlich ganz etwas anderes als das Maß des Not- 
wendigen bei einem Arbeiter. Das Maß des Not— 
wendigen wird dahingehend zum Ausdruck kommen, 
daß man den Verſicherten nur die billigſten oder faſt 
gar keine Medikamente verabfolgen wird. Gerade 
wir wiſſen, daß es viele Medikamente gibt, die den 
Krankheitsprozeß ganz weſentlich abkürzen könnten, 
wenn ſie verordnet würden. Aber nach dem Geſetz 
iſt es nicht möglich, das Maß des unbedingt Not- 
wendigen zu verbeſſern. Wenn einmal ein weißer 
Rabe unter den Aerzten ſein ſollte, der dieſe Medika⸗ 
mente verſchreibt, jo ſtellt letzten Endes der Kranken⸗ 
kaſſenvorſtand, beſonders die Arbeitgeber, die in den 
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Vorſtänden ſitzen, bei Durchſicht der Rezeptur feſt, 
daß dies oder jenes Medikament nicht verabfolgt 
werden durfte. Der betreffende Arzt müßte das Me— 
dikament aus ſeiner eigenen Taſche bezahlen. Das 
werden ſich natürlich die Herren Aerzte nicht zu= 
ſchulden kommen laſſen, da ein großer Teil von ihnen 
wirklich keine gute und ſorgenfreie Exiſtenz hat. 

Nach dieſer Vorlage ſollen die reichsdeutſchen 
Beſtimmungen übernommen werden, die dahin ge— 
hen, daß auf 1000 Verſicherte in der Regel nur ein 
Arzt entfält. Wenn dieſe Regel eingeführt wird, 
wird ſelbſtverſtändlich ein großer Teil von Aerzten 
aus der Krankenkaſſenpraxis ausſcheiden müſſen. Wir 
ſehen die Entwicklung, wie wir ſie ſo oft aufgezeigt 
haben, daß der Staat, die Beſitzenden, heute gezwun⸗ 
gen find, ihre eigenen Geſellſchaftsſchichten zu ent- 
eignen und ſie auf den Weg der Proletariſierung zu 
bringen. Leider müſſen wir feſtſtellen, daß große 
Teile der Aerzteſchaft ſich noch nicht ihrer Miſſion 
bewußt find, daß ſie heute noch die eifrigſten Anhän⸗ 
ger der Klaſſenmedizin, der Theorie ſind, weſſen Brot 
ſie eſſen, deſſen Lied pfeifen ſie auch. Sie verbinden 
ih rückſichtlos mit dem Unternehmertum, mit dem 
kapitaliſtiſchen Staat und glauben, daß es mit dieſer 
Methode möglich ſein wird, daß ihnen dieſer Staat 
noch eine beſſere Exiſtenz geben kann. Wir wiſſen, 
daß es heute Tauſenden von Aerzten nicht möglich 
iſt, eine Anſtellung zu bekommen. Infolge der 
ſtarren Beſtimmungen der Berufßsvereinigungen 
müſſen Tauſende von Aerzten jahrelang warten, ob 
nicht einer von ihrer Kollegen das Zeitliche ſegnet, 
damit ſie ſchnell eine Praxis bekommen können. Die 
Statiſtik beweist, daß heute in Deutſchland über 2000 
Aerzte ſind, die keine Ausſicht haben, eine Stellung 
und Arbeitsmöglichkeiten zu erhalten, weil der Kreis 
der früheren Privatpatienten heute nicht mehr exi⸗ 
ſtiert. Ihnen bietet ſich infolge der Beſtimmung, daß 
auf 1000 Verſicherte nur ein Arzt entfallen darf, 
keine Beſchäftigungsmöglichkeit. 

Wo alles andere ſchön iſt, dürfen natürlich nicht 
die Diktaturbeſtimmungen fehlen. Von der Regie⸗ 
rung wurde dieſer Paragraph im Ausſchuß damit 
begründet, daß die Erfahrungen in der Vergangen⸗ 
heit gezeigt hätten, beſonders in Zoppot und auf dem 
Lande, daß es notwendig iſt, wenn beſtimmte Kaſſen 
nicht jo wollen wie das Verſicherungs- oder Oberver- 
ſicherungsamt, dem Senat die Befugnis zu geben, zu 
erklären, daß er einen Beauftragten auf Koſten der 
Verſicherungsträger entſenden wird, der ſeine An- 
weiſungen durchführt. Mit dieſer Beſtimmung wird 
ein ziemlich großer Eingriff in das Selbſtbeſtim— 
mungsrecht der Verſicherungsträger unternommen. 
Dieſer Eingriff wird ſich niemals im Intereſſe der 
Verſicherten auswirken, ſondern immer in Intereſſe 
des kapitaliſtiſchen Staates, der Aerzteſchaft und 
auch der Anternehmer durchgeführt werden. 

Was dies Geſetz beſonders ſchmackhaft machen 
ſollte, war die Famiilenbeihilfe. Es wurde ja bei der 
erſten Beratung auch in der Preſſe immer ſo hin⸗ 
geſtellt, daß dies Geſetz keine Verſchlechterung bringt, 
ſondern daß es bei allen Krankenkaſſen obligatorisch 
die Familienbeihilfe einführen werde. Davon wird 
aber keine Rede fein. Genau jo wie in der Ver⸗ 
gangenheit wird es den einzelnen Kaſſen freigeſtellt 
werden, ob ſie die Familienhilfe einführen oder nicht. 
Sie werden ſie nicht einführen können, 
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liſtiſchen Wirtſchaft herabgeſetzt wird. Die Kranfen- 
kaſſen ſollen mehr Verpflichtungen auf ſich nehmen, 
aber man nimmt ihnen auf der andern Seite ihre 
Einnahmequellen, um ihren Verpflichtungen nach— 
kommen zu können. Bei verſchiedenen Kranfen- 
kaſſen, z. B, bei der Krankenkaſſe in Zoppot, werden 
beſtimmte Maßnahmen durchgeführt werden müſſen, 
wenn dieſer Geſetzentwurf angenommen wird. Bei 
der wunderbaren Mehrheit hier in dieſem Hauſe 
wird er ja angenommen werden. 

Man kann nun nicht kommen und ſagen, man 
habe einen Teil redaktioneller Aenderungen durch⸗ 
geführt und weſentliche Verbeſſerungen für die Ver— 
ſicherten eingeführt. Weſentliche Verbeſſerungen brin⸗ 
gen die Amänderungen nicht, wohl aber bringt dies 
Geſetz ganz bedeutende Verſchlechterungen für alle 
Verſicherten. Dies Geſetz greift ziemlich ſtark in das 
e der Verſicherungsträger ein. 
Dies Geſetz gibt den Aufſichtsorganen noch mehr 
Machtbefugniſſe als in der Vergangenheit, und zwar 
in weiſer Vorausſicht, daß ſich die wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten in Zukunft nicht mildern, ſondern 
noch verſchärfen werden. Aus dieſem Grunde lehnen 
wir das Geſetz ab und ſtellen immer wieder unſere 
alte Forderung auf: Heraus mit den Arbeitgebern 
aus den Verſicherungsorganen! (Sehr wahr! bei den 
Kommuniſten) Zweitens fordern wir, daß alle Bei⸗ 
träge von den Anternehmern zu tragen ſind. Wir 
willen ſelbſtverſtändlich, daß dieſe Forderungen nie⸗ 
mals in einem kapitaliſtiſchen Staat durchgeführt 
werden können. Wir wiſſen, daß ſie nur in einem 
Arbeiterftaat ihre Verwirklichung finden werden. 
Anſere ruſſiſchen Genoſſen haben auf dem Gebiet der 
Sozialverſicherung himmelweit mehr geleiſtet als alle 
kapitaliſtiſchen Länder zuſammen. (Zuruf rechts) 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmeldun⸗ 
gen zu Artikel 1 liegen nicht vor. Die Beſprechung 
iſt daher geſchloſſen. Ich möchte einen Abänderungs⸗ 
antrag bekanntgeben, der von Herrn Abg. Gaikowfki 
zu Artikel 5 und Artikel 8 geſtellt iſt. Artikel 5 ſoll 
lauten: „Wo am 1. Juli 1931 die ärztliche Behand⸗ 
lung uſw.“ Da iſt alſo lediglich das Datum eingeſetzt. 
In Artikel 8 iſt zu ſetzen: ſtatt 1. Februar 1931 
„1. Auguſt 1931“. Wir kommen zur Abſtimmung 
über Artikel 1. Wer ihn annehmen will, bitte ich ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt ange⸗ 
nommen. Ich rufe Artikel 2 auf, eröffne und ſchließe 
die Beſprechung, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Ich darf wohl ohne Abſtimmung annehmen, 
daß er mit derſelben Mehrheit angenommen iſt. 
Artikel 3; angenommen. Artikel 4; angenommen. 
Ju Artikel 5 liegt ein Abänderungsantrag des Herrn 
Abg. Gaikowſki vor. Wer für den Antrag iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Er iſt 
angenommen. Ich darf wohl annehmen, daß der ſo 
geänderte Artikel 5 angenommen iſt. Artikel 6; ange⸗ 
nommen. Artikel 6a; angenommen. Artikel 6 b; an- 
genommen. Artikel 7; angenommen. Zu Artikel 8 
liegt der Abänderungsantrag des Herrn Abg. Gai⸗ 
kowſki vor. Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 
Ich darf wohl feſtſtellen, daß der ſo abgeänderte 
Artikel 8 angenommen iſt. Ich rufe die Aeberſchrift 
auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer die Aeberſchriſt an- 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit, ſie iſt angenommen. Damit iſt das Geſetz 
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in zweiter Leſung angenommen. (Abg. Gaikowfki: 
Ich beantrage dritte Leſung! — Abg. Langnau: Wir 
widerſprechen!) Gegen die dritte Leſung iſt Wider- 
ſpruch erhoben worden, ſie kann nicht ſtattfinden. Ich 
rufe Punkt 5e der Tagesordnung auf: 


Eingaben laut Druckſache Nr. 293. 
Das Wort hat Frau Abg. Malikowſfki. 

Malilowſki, Frau, Abgeordnete (S. P. D.): Die 
Eingabe Nr. 119, die kürzlich den Rechtsausſchuß 
beichäftigte, iſt von dem früheren Volkstagsabgeord⸗ 
neten Rahn geſtellt. Der Abg. Rahn verlangt in 
ſeiner Eingabe, daß bezüglich der 88 218 und 219 
dieſelben Erleichterungen geſchaffen werden ſollen, 
wie ſie im Reiche ſchon beſtehen. Man hat im 
Rechtsausſchuß in der letzten Sitzung die Eingabe 
dem Senat als Material überwieſen. Es ſoll auch 
ein Antrag auf Ablehnung geſtellt worden ſein. Bei 
ſonſtigen Geſetzen blickt man immer nach Deutſch⸗ 
land, wenn es ſich um Geſetze handelt, die die Re⸗ 
gierungsparteien durchaus wollen. Wir ſind im Frei⸗ 
ſtaat daran intereſſiert, ebenfalls die geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des Reiches einzuführen, beſonders in 
dieſem Falle, wo es ſich um eine Eingabe handelt, 
die Erleichterungen für die Frauen der erwerbs⸗ 
tätigen Bevölkerung ſchaffen und die die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen mildern ſollte. Bekanntlich ſind 
die SS 218/219 ein Ausnahmegeſetz gegen die Ar⸗ 
beiterfrauen. Ich möchte bei dieſer Gelegenheit mit⸗ 
teilen, daß vor einigen Wochen im Reich große 
Kundgebungen ſtattgefunden haben. In dieſen Kund⸗ 
gebungen der deutſchen Frauen ſind Entſchließungen 
angenommen worden. Zehntauſende von Männern 
und Frauen haben ſich einſtimmig für die Beſeiti⸗ 
gung der SS 218/219 eingeſetzt. Dieſe Entſchließun⸗ 
gen werden dem Reichstag zugeleitet, damit die 
Möglichkeit beſteht, durch die Arbeit der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Fraktion im Reichstag eine weitere Erleich- 
terung, ein weiteres Verſchwinden der Ausnahme- 
beſtimmungen für die arbeitenden Frauen zu er⸗ 
reichen. Bekanntlich ſind im neuen Strafgeſetzbuch 
bereits derartige Beſtrebungen im Gange, die in 
Deutſchland natürlich erſt durchgearbeitet werden. 

ber bei uns in Danzig iſt noch lange keine Rede 
davon. Der Fall Wolf⸗Kienle hat wohl dazu bei⸗ 
getragen, daß in letzter Zeit die in Frage ſtehenden 

aragraphen bereits zu einer Volksbewegung ge⸗ 
worden find. Das beweiſt ja auch, daß in allen Ver— 
lammlungen die Entſchließung mit Mehrheit an- 
genommen iſt. . 

Es dürfte wohl nicht unbekannt ſein, daß wir 
Sozialdemokraten nicht auf dem Standpunkt ſtehen, 
daß wir der Abtreibung das Wort reden. Wir wiſſen 
genau und lehnen es ab, daß Kurpfuſcher am Werke 
find und das Leben und die Geſundheit der arbei- 
tenden Frauen in Gefahr bringen. Im Gegenteil, wir 
wollen die Abtreibung ebenfalls verhindern. Wir 
wollen aber, daß Verhütungsmaßnahmen möglich 
ſind und daß man Verhütungsmittel kaufen kann. 
Man kann es natürlich nicht verſtehen, daß jährlich 
vielleicht 5000-6000 Frauen zugrunde gehen oder 
Zeit ihres Lebens krank ſind. Wir werden aber nie⸗ 
mals die Kurpfuſcherei und die Abtreibung beſei⸗ 
tigen, wenn dieſe Paragraphen weiter beſtehen blei- 
ben; denn die letzten Jahre haben ja bewieſen, daß 
die Fälle der Abtreibungen nicht zurückgegangen ſind, 
ſondern zugenommen haben. Und warum? Weil die 
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arbeitenden Frauen aus Not gezwungen ſind, den 
Schritt zu gehen und weil die Frauen des Arbeiters, 
des Erwerbsloſen, erſt recht aus Not zum Letzten 
greifen müſſen, da ſie nicht die Mittel für den Arzt 
haben. Die Aerzte haben ja auch ſelber keine Mög⸗ 
lichkeit, da ſie ja ebenfalls an die SS 218/219 ge⸗ 
bunden ſind. Bei der beſitzenden Klaſſe iſt es natür⸗ 
lich anders. Wenn die gnädige Frau einen Lungen 
ſpitzenkatarrh hat, beſteht die Möglichkeit für den 
Arzt, einen Eingriff zu machen. Bei der Frau des 
Arbeiters und Erwerbsloſen beſteht die Möglichkeit 
nicht, weil hier die notwendigen Mittel fehlen. Es 
wird nicht früher anders werden, als bis einmal eine 
vernünftige Wohn- und Lohnpolitik getrieben wird. 
So, wie es augenblicklich iſt, wird man immer und 
immer wieder feſtſtellen müſſen, daß in Arbeiter- 
familien Abtreibungen vorgenommen werden und daß 
die Arbeiterfrauen leider zu dieſen verwerflichen 
Mitteln gezwungen ſind. Bei der heutigen Not und 
Wirtſchaftskriſe kann man keiner größeren Familie, 
überhaupt keiner Arbeiterfamilie zumuten, mehr Kin⸗ 
dern das Leben zu geben, weil die vorhandenen Kin— 
der noch nicht einmal ernährt werden können. Es iſt 
wohl, ich möchte ſagen, überhaupt nicht zu verſtehen, 
wenn noch mehr Kinder in den Arbeiterfamilien ge- 
boren werden. Ich würde wünſchen, daß ſogar der 
Staat an einer Geburtenregelung intereſſiert iſt; 
denn derStaat ſelber befindet ſich ja auch in einer 
ſehr ſchlimmen Situation. So haben z. B. in letzter 
Zeit die Sätze für die Pflegekinder herabgeſetzt wer- 
den müſſen, weil der Staat nicht mehr die genügen- 
den Mittel hat. In der letzten Sitzung des Jugend⸗ 
amtes wurde bekannt, daß für jedes Kind 
8, 10, 12 Gulden Pflegegeld gekürzt werden müſſen. 
Das beweiſt, daß auch der Staat nicht mehr die 
Mittel hat, um die Pflegekinder zweckentſprechend zu 
ernähren. Die Pflegemütter ſind voller Entrüſtung, 
und zwar mit Recht. Für die ehelichen Kinder iſt ein 
Exiſtieren bereits ſchwer, und für die unehelichen 
Kinder iſt das Leben noch viel ſchwieriger. Die Ver⸗ 
ſorgung und Verpflegung der Kinder — der ehelichen 
ſowohl wie der unehelichen — iſt bereits in höchſter 
Gefahr. Man beſitzt nicht einmal die Möglichkeit, den 
Neugeborenen ein Bett zur Verfügung zu ſtellen. 
Vor einigen Wochen ift es mehrfach paſſiert, es war 
kein Einzelfall, daß für Säuglinge Holzkiſten aus 
gegeben wurden, in denen Hobelſpäne lagen. Darauf 
legt man die Arbeiterkinder, die kleinen Säuglinge. 
So wäre auch wohl der Staat an einer Geburten⸗ 
regelung intereſſiert. 

Wir haben hier im Volkstag ſchon verſchiedent— 
lich verſucht, auf dieſem Gebiete etwas zu erreichen. 
Bei den früheren Zuſammenſetzungen der einzelnen 
Volkstage war es nicht möglich, die SS 218/219 No zu 
erleichtern, daß ſie nicht mehr ſo harte Strafbeſtim⸗ 
mungen aufweiſen. In den ganzen Jahren iſt nichts 
geſchehen. Die Regierung war immer ſehr verſchloſſen 
und hatte auch nicht das geringſte Intereſſe, auf 
dieſem Gebiete etwas zu ſchaffen. Eine ganze Anzahl 
Aerzte ſind natürlich gegen die Geburtenregelung. 
Aber erfreulicherweiſe ſind ſehr viele Aerzte anders 
geſonnen. Das beweiſen einzelne Tagungen der 


Aerzte, die ja wahrſcheinlich in dieſen Kreiſen auch 
nicht unbekannt ſind. Die Berliner Aerztekammer bat 
an den Reichstag eine Eingabe gerichtet und ſich 
ebenfalls befürwortend mit dieſer Angelegenheit be⸗ 
ſchäftigt, um die SS 218/219 endlich verſchwinden 
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zu laſſen oder ihnen eine andere Faſſung zu geben. 
In Hamburg wurde eine Rundfrage bei den Aerzten 
abgehalten, deren Ergebnis war, daß ſich die Aerzte 
für die Beſeitigung der in Frage kommenden Para⸗ 
graphen ausſprachen. Dann haben ſich 356 Berliner 
Frauenärzte ebenfalls mit einer Eingabe an die 
Regierung gewandt. 

Das find alles Strömungen, die beweiſen, daß 
man mit dem beſtehenden Geſetz unzufrieden iſt. Bei 
der jetzigen Regierung hat man ja noch viel weniger 
zu hoffen. Leider find die Vertreter der National- 
ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei in dieſer Frage nicht für 
die Intereſſen der Arbeiter und Arbeiterfrauen zu 
haben. Bei einer anderen Gelegenheit brachte ich 
bereits zum Ausdruck, daß die Nazis auf dem Stand— 
punkt ſtehen, in jeder Familie müßten acht Kinder 
geboren werden, weil das achte ſehr oft das quali— 
ſizierteſte wäre. Ich wiederhole das hier heute noch 
einmal, weil es beſonders gut hierher paßt. Man 
kann wohl ohne Widerſpruch feſtſtellen, daß ein Ge— 
ſetz, das in jedem Jahre, wie es in dem Stück „Cyan— 
kali“ heißt, 8 000 Frauen zu Verbrechern macht, 
kein Geſetz mehr iſt. Ich bringe zum Ausdruck, daß 
wir Sozialdemokraten es uns ſtets werden ange— 
legen fein laſſen, die Aufklärung unter der arbeiten- 
den Bepölkerung zu verbreiten. Sie wird letzten 
Endes doch den Erſolg haben, daß dieſer jahrelange 
Kampf um die Beſeitigung dieſer Paragraphen, den 
wir geführt haben, einmal zum Erfolg führt. Wenn 
Sie, m. H. von den Regierungsparteien, für die 
arbeilende Bevölkerung, für die Frauen der Er— 
werbsloſen und die großen Kreiſe der Notleidenden 
Entgegenkommen bewieſen, würden Sie den Antrag 
der Sozialdemokratiſchen Fraktion auf Berückſichti— 
gung der Eingabe des früheren Abg. Rahn an— 
nehmen. Wir werden bei der Abſtimmung ſehen, 
Wie Sie zu dieſer Frage ſtehen. Es wird ſich zeigen, 
wie Sie weiter gewillt ſind, den großen Kreiſen der 
Notleidenden Erleichterung zu verſchaffen. Bei dieſer 
Eingabe ſollten Sie wenigſtens den guten Willen 
zum Ausdruck bringen. Ich ſage Ihnen: Es erben 
ſich Geſetz und Recht wie eine ewige Krankheit fort. 
So wird es auch mit den SS 218/219 fein. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmeldun— 
gen zu Druckſache Nr. 293 liegen nicht vor. Frau 
en hat folgenden Abänderungsantrag 
geſtellt: 

Wir beantragen, die Eingabe Nr. 119 dem Senat 

zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

Das iſt Ziffer 5 auf Druckſache Nr. 293 (Abg. Plett⸗ 
ner: Ich beantrage dazu namentliche Abſtimmungl) 
Wird der Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung 
reicht aus, wir kommen zur namentlichen Abſtim⸗ 


— an nein muss an user 


mung. Ich bitte die D. u. H. die Plätze einzu— 
nehmen. Die Abſtimmung beginnt. Wünſcht noch 


jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der 
Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr haben 
ſich 55 D. u. H. beteiligt“), davon ſtimmten 19 mit 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 55, davon mit Ja 19, mit Nein 36, 
Mit Ja ſtimmten: Abg. Fiſcher, Gehl, Joſeph, 


Klingenberg, Kloßowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Frau D 


Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Plettner, 
Raſchke, Spill, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, Werner. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, 
Deutſch, Doering, Ehrlichmann, Formell, 
Greiſer, Günther, Höhn, Frau Kalähne, 


Czarnecki, 
Friedrich, 
8 ' a Kurowſki, 
Lemke, Lendzion, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, 
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Ja, und 36 mit Nein. Der Antrag der Frau Abg. (0) 


Malikowski iſt mithin abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über die Druckſache Nr. 293 nach den 
Anträgen des Ausſchuſſes. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, die An- 
träge der Ausſchüſſe ſind angenommen. Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 


Große Anfrage Nr. 11 des Abg. Kreft u. 
Fr. auf Entſchädigung an durch Polen ver⸗ 
haftete Danziger. 
Druckſache Nr. 249. Das Wort zur Begründung hat 
die Frau Abg. Totzki. 

Totzki, Frau Abgeordnete (K. P.): Der Volks⸗ 
tag hat ſeinerzeit den einſtimmigen Beſchluß gefaßt, 
den Senat zu erſuchen, den von der polniſchen Poli⸗ 
zei im vergangenen Jahr verhafteten Arbeitern 


Tiſcher und Schimnowski eine Entſchädigung zu 
zahlen. Trotzdem beide Arbeiter einen Antrag 


einreichten, iſt vom Senat bisher noch kein Beſcheid 
erteilt worden. Wir fragen den Senat: Iſt der 
Senat bereit, endlich die vom Volkstag beſchloſſene 
Entſchädigungsfrage zu regeln? 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
an Herr Oberregierungsrat Dr. 
Ferber. N 

Dr. Ferber, Oberregierungsrat: Der Senat be- 
antwortet die Große Anfrage Nr. 11 des Volks- 
tages vom 13. 5. 1931 wie folgt: Es iſt nicht richtig, 
daß der Volkstag einſtimmig beſchloſſen hat, den 
Senat zu erſuchen, den von der polniſchen Polizei 
verhafteten Danziger Staatsangehörigen Tiſcher und 
Schimnowski eine Entſchädigung zu zahlen. Der 
Volkstag hat vielmehr in der Sitzung vom 11. 2. 1931 
u. a. beſchloſſen: „Dem Senat wird ferner nahe— 
gelegt, für die beiden genannten Danziger Staats- 
angehörigen eine Entſchädigung für unſchuldig er- 
littene Anterſuchungshaft zu erwirken.“ 

Der Senat hatte bereits auf die Große Anfrage 
des Volkstages Nr. 4 vom 22. 11. 30, in der eben⸗ 
falls angefragt war, ob der Senat bereit ſei, den 
ſchuldlos Verhafteten eine angemeſſene Entſchädi⸗ 
gung zu gewähren, am 30. 1. 31 geantwortet, daß 
auf Grund des Geſetzes betr. die Entſchädigung für 
unſchuldig erlittene Anterſuchungshaft vom 14. 7. 
1904 ein Entſchädigungsanſpruch ſowohl gegenüber 
der Revublik Polen als auch gegenüber der Freien 
Stadt Danzig ausgeſchloſſen Jet. 

Entſprechend dem im Hauptausſchuß geäußerten 
Wunſch hat der Senat daraufhin die Möglichkeit 
geprüft, den beiden Verhafteten von ſich aus eine 
Entſchädiaung zu zahlen. Der Senat iſt zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß hierfür beſondere Etatsmittel 
nicht zur Verfügung ſtehen. Der Senat hat aber 
qrundſätzlich beichloffen, aus Billigkeitsgründen aus 
beſonderen Mitteln eine Entſchädigung zu gewähren, 
deren Höhe nach Anbörung der Betroffenen feſt⸗ 
geſent wird. (Aba. Lananau: Ich beantrage Be— 
ſprechung der Großen Anfrage!) 

Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, 
Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, Frau 
r. Semrau, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. 

Dr. Bing, Dr. Blavier, Brill, Burandt, 


Bartſch, 
Dumont, 


Dyck II, Friedrich, Gaikowſki, Dr. Hoppenrath, Jahr, 
a Plenikowſki, Rehberg, Schmidt, Senftleben, 
erotzki. 
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Vizepräſident Philipſen: Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Das Wort 
hat der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): In der 15. 
Volkstagsſitzung am 11. Februar wurde einſtimmig 
vom Volkstag folgende Entſchließung angenommen: 

Der Senat wird erſucht, bei der polniſchen Regie⸗ 

rung grundſätzlich gegen die in letzter Zeit mehrfach 
vorgekommenen Verhaftungen von Danziger 

Staatsangehörigen, welche von Danziger Gebiet 

über polniſches Gebiet nach Danzig reiſten, ins⸗ 

beſondere unter Hinweis auf den Fall der Dan⸗ 
ziger Staatsangehörigen Otto Schimanowſki und 
Karl Tiſcher zu proteſtieren und Verhandlungen 
bezüglich Gewährleiſtung einer freien Durchfahrt 

Danziger Staatsangehöriger mit den polniſches 

Gebiet paſſierenden Zügen aufzunehmen und even⸗ 

tuell unter Anrufung der Völkerbundsinſtanzen 

durchzuführen. 

Dem Senat wird ferner nahegelegt, für die 
beiden genannten Danizger Staatsangehörigen eine 
Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unter⸗ 
ſuchungshaft zu erwirken. 

In derſelben Sitzung erklärte der Abg. Greiſer, daß 
man im Hauptausſchuß die ſeltene Tatſache feſt⸗ 
ſtellen konnte, daß Einmütigkeit darüber herrſche, 
daß den beiden kommuniſtiſchen Arbeitern geholfen 
werden müßte. Die Nationalſozialiſten haben er- 
klärt, daß fie die politiſche Einſtellung jedes Dan- 
zigers dabei in den Hintergrund treten laſſen und die 
Danziger Staatsangehörigkeit in den Vordergrund 
ſchieben müſſen. Es gehe nicht an, daß Danziger 
taatsangehörige in Warſchau aus dem Zug geholt 
werden, wenn ſie auf der Fahrt nach Ließau oder 
Hohenſtein wären. Zum Schluß erklärte er: „Da 
Herr Abg. Plenikowski nicht anweſend iſt, bitte ich 
Sie, Herr Raſchke, uns die Summe zu nennen, da— 
mit wir baldmöglichſt einen Anhaltspunkt bekommen. 
Sie werden dann unſere Anterſtützung in dieſer An— 
gelegenheit finden.“ Die beiden Arbeiter haben 
an den Senat geſchrieben und erklärt, welche Ent- 
ſchädigung ſie verlangen. Vor mehreren Tagen hat 
ihnen der Senat geantwortet, daß es unmöglich ſei, 
dieſen Arbeitern für ihre Anterſuchungshaft eine 
Entſchädigung zu gewähren. Wir haben den Be— 
weis, daß der Senat die Entſchädigung abgelehnt 
hat, trotzdem der Volkstag die Auffaſſung vertrat, 
daß die Danziger Regierung eine Entſchädigung 
geben ſollte, wenn Polen keine Entſchädigung zahlt. 
Trotzdem hat der Senat es abgelehnt. Er erklärt, 
man habe keine Mittel dafür. So viele Mittel 
werden für andere Zwecke weggeworfen. Daher 
muß die Regierung dafür Geld übrig haben, um 
dieſen beiden Arbeitern eine Entſchädigung zu⸗ 
kommen zu laſſen. Aufgabe des Volkstages iſt es, 
dieſe Frage erneut zu prüfen. Wenn hier erklärt 
wird, daß Polen eine Entſchädigung ablehne, dann 
aus dem Grunde, weil Polen ganz genau weiß, daß 
dieſer Senat nichts unternehmen wird, ſondern alles 
das durchführt, was Polen verlangt. Am das ge⸗ 
meinſame Zuſammenarbeiten der polniſchen und Dan- 
ziger Bourgeoifie nicht zu ſchädigen, deshalb kriecht 
der Nazi- und Ziehmſenat vor Polen zu Kreuz. 
Geeſtern erklärte man im Aelteſtenausſchuß, daß 
ich in der vergangenen Volkstagsſitzung eine Er- 
klärung verlefen und dabei Polen angegriffen 
hätte. Insbeſondere der Abg. Müller von den 
Deutſchnationalen verlangte, daß ein Ordnungsruf 
erteilt werden ſollte, weil die polniſchen Kommuniſten 
erklärt hatten, was das faſchiſtiſche Pilſudſki⸗Regime 


* 
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wirklich iſt. Es iſt klar, daß wir als Danziger Kom⸗ 
muniſten mit der Erklärung der polniſchen Kommu- 
niſten einverſtanden find. Man ſoll hier nicht immer 
fragen, was die Arbeiter haben wollen, wir wiſſen 
doch alle, daß dieſe beiden Arbeiter Monate un⸗ 
ſchuldig in Anterſuchungshaft geſeſſen haben, daß 
der Arbeiter Tiſcher ſeine Geſundheit in den polni⸗ 
ſchen Gefängniſſen gelaſſen hat. Daß der Senat 
bis jetzt noch nichts unternommen hat, beweiſt, daß 
man überhaupt kein Intereſſe hat, dieſen beiden Ar- 
beitern zu helfen. Wir werden trotzdem aber alles 
verſuchen, damit ſie zu ihrem Recht kommen. Aus 
dieſem Grunde beantragen wir, daß unſere Große 

Anfrage dem Hauptausſchuß überwieſen wird, damit 

wir dort die Forderungen der beiden Arbeiter ein— 

gehend vertreten können. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmeldun⸗ 
gen zur Großen Anfrage liegen nicht vor, die Be— 
ſprechung iſt geſchloſſen. Es iſt der Antrag geſtellt 
worden, die Große Anfrage dem Hauptausſchuß zu 
überweiſen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die 
Mehrheit, der Antrag des Abg. Langnau iſt abge— 
lehnt. Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfes über 

den Beitritt Danzigs zum Internationalen 
Abkommen über Kraftfahrzeugverkehr. 

Druckſache Nr. 287. Wortmeldungen liegen nicht 

vor, die allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. Der 

Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die Vorlage dem 

Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wi- 

derſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 8 

der Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung der Geſetzentwürfe: 

1. über den Vergleich zur Abwendung 
des Konkurſes, 

2. über die Pflicht zum Antrag auf Er⸗ 
öffnung des Konkurſes oder des ge⸗ 
richtlichen Vergleichsverfahrens. 

Druckſache Nr. 275. Wortmeldungen liegen nicht vor, 
die Ausſprache iſt geſchloſſen. Ich ſchlage Ihnen 
vor, die Druckſache dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Widerſpruch wird nicht erhoben; es iſt dem⸗ 
gemäß beſchloſſen. Ich rufe Punkt 9 der Tages— 
ordnung auf. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
der Herr Abg. Müller. 

Müller, Paul, Abgeordneter (d. Nat.): Ich be- 
antrage, die Sitzung jetzt zu vertagen. 

Vizepräſident Philipſen: Es iſt der Antrag ge- 
ſtellt worden, die Sitzung zu vertagen. Ich laſſe dar- 
über abſtimmen. Wer für den Antrag des Herrn 
Abg. Müller iſt, die Sitzung zu vertagen, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich habe nur noch Zeit und Tagesordnung 
der nächſten Sitzung vorzuſchlagen. Ich ſchlage Ihnen 
vor, die nächſte Sitzung am Freitag, den 19. Juni, 
3% Ahr nachmittags mit folgender Tagesordnung ab⸗ 
zuhalten: 

1. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. Druckſache 
92 
2. ae e eines Geſetzentwurfs zur Ver⸗ 
billigung der Juſtiz, Urantrag des Abg. Dr. Thimm 
u. Fr. Druckſache Nr. 276. 

. Erſte Beratung einem Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung der Strafprozeßordnung. Urantrag des Abg. 
Dr. Thimm u. Fr. Druckſache Nr. 278. 

„Zweite und dritte Beratung — 


— 


C) 


(D) 


(A) 
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(Vizepräſident Philipſen) 
(Abg. Langnau: Wir widerſprechen der dritten Be- 
ratung!) Wird der Widerſpruch unterſtützt? — Die 
Anterſtützung reicht aus. Demnach wäre Punkt 4 der 
Tagesordnung: 
Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. Aende⸗ 
rund des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwer⸗ 
beſchädigter. Druckſache Nr. 298 zu Nr. 244. 
5. Zweite und dritte Beratung. 
(Abg. Langnau: Wir widerſprechen der dritten Be— 
ratung!) Wird der Widerſpruch unterſtützt? — Die 
Anterſtützung genügt. 


Volkstag Danzig — 29. Sitzung. 


Mittwoch, den 17. Juni 1931. 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die (B) 


Bereinigung der Grundbücher. Bericht des Rechts⸗ 
ausſchuſſes. Druckſache Nr. 297 zu Nr. 251. 

6. Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Einſtellung 
der b bei Klein⸗ und Mittel⸗ 
bauern. Druckſache Nr. 306. 


Ich höre keinen weiteren Widerſpruch. Die Tages: 
ordnung iſt ſo beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 30 Minuten.) 


(B) 


Volkstag Danzig — 30, Sitzung. Freitag, den 19. Juni 1931. 


—— 8 — — ——ä¼— . 


30. Sitzung 


Freitag, den 19. Juni 1931 


Seite 

Von Wnuck (Nat. Soz.) zur Geſchäfts⸗ 
ordnung 
Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſtenergeſetzes (Druck⸗ 
ſache Nr. 292) 
Dr. Bing (S. P. D) 


571 B 


. 5 ee ee ee er 


„% ͤ ERS agea zer 571 B 
571 B 


Greiſer Rat Sog: 8 571 C 
er er 57¹ D 
e ee ee er 512 B 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über die Beſchäf⸗ 
tigung Schwerbeſchädigter (Druckſache Nr. 298 
a i r ER 572 CC 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs über die 
Bereinigung der Grundbücher (Druckſache 
Nr. 297 zu Nr. 251) 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Einſtellung 
der Zwangsverſteigerungen bei Klein⸗ und 
Mittelbauern (Druckſache Nr. 306) . ee 

ae I een N 572 D 
Dumont (Bl. d. n. S.) zur Geſchäftsordnung 574 A 
Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung 574 A 

Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 574 B 


572 CC 


„ De et a 


Die Sitzung wird 15 Uhr 55 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Senatoren Dumont, 
Schwegmann. 

Vizepräſident Gaikowſki: M. D. u. H.! Die 30. 
Vollſitzung iſt eröffnet. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. von Wnuck. 


Von Wnuck, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich be⸗ 
antrage, die Punkte 2 und 3 von der heutigen 
Tagesordnung abzuſetzen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt beantragt 
worden, die Punkte 2 und 3 von der Tagesord⸗ 
nung abzuſetzen. (Wieder Angſt bekommen? — 

ir widerſprechen! bei den Kommuniſten.) Ich 
laſſe darüber abſtimmen. Wer für die Abſetzung 
der Punkte 2 und 3 von der heutigen Tagesord⸗ 
nung iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit; es iſt jo beſchloſſen. Die Punkte 2 und 
3 find mithin heute von der Tagesordnung abge⸗ 
ſetzt. (Abg. Langnau: Ich beantrage, daß die 
Druckſache Nr. 306, Einſtellung der Zwangsver⸗ 
ſteigerungen bei Klein⸗ und Mittelbauern, als 
erſter Punkt auf die Tagesordnung geſetzt wird! 
— Widerſpruch rechts.) Es iſt Widerſpruch er⸗ 
hoben und kann daher nicht geſchehen. Wir kom⸗ 
men zur Beratung der Tagesordnung. Ich rufe 
Punkt 1 der Tagesordnung auf: 


Erſte Beratung eines Geſetzentwurfes zur 
Aenderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. 
Druckſache Nr. 292. Ich eröffne die Ausſprache, 
das Wort hat der Herr Abg. Dr. Bing. 
Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): Ich will auf 
den Inhalt des Geſetzentwurfs nicht eingehen, 
ſondern nur bei der erſten Leſung darauf hinwei⸗ 


ſen, daß es wohl recht und billig erſcheinen kann, 0 


wenn die Steuer die deutſche Höhe erreicht. Die 
Regierung ſoll aber dann dafür ſorgen, daß auch 
die Danziger Straßen wenigſtens ſoweit berück⸗ 
ſichtigt werden, daß man darauf ohne Lebensge⸗ 
fahr fahren kann. Augenblicklich liegen die Dinge 
ſo, daß man, wenn man mit dem Auto aus 
Deutſchland kommt, in eine Art trauriger De⸗ 
preſſion verſinken muß, weil man in Danzig von 
einem Loch ins andere fällt. Mit Ausnahme der 
einen Durchgangsſtraße von hier nach Marien⸗ 
burg ſind alle andern Straßen, beſonders im 
Kreiſe Danziger Höhe, in einem ſchauderhaften 
Zuſtand. Ich kann nur jedem Abgeordneten 
raten, nach Marienſee zu fahren und dort mit 
zerſchüttelten Knochen anzukommen. Ich bitte die 
Regierung dringend, bei Beratung dieſer Vor⸗ 
lage die ſchauderhaften Wege zu verbeſſern, die 
mit der Zeit jeden internationalen Verkehr ab⸗ 
droſſeln. 


Vizepräſident Gaikowfki: 
Herr Abg. Greiſer. 


Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
In allen Ländern der Welt geht man jetzt daran, 
neue Mittel und Wege zu finden, um die Er⸗ 
hebung der Automobil⸗ und Kraftfahrzeugſteuer 
in andere Bahnen zu lenken. Wir Nationalſozia⸗ 
liſten ſehen ein, daß wir uns in der Freien Stadt 
Danzig ſelbſtverſtändlich den Beſtimmungen 
anpaſſen müſſen, die zur Zeit noch im Deutſchen 
Reiche maßgebend ſind. Wir wünſchen nur, daß, 
wenn dieſe Geſetzesvorlage Wirklichkeit werden 
ſollte, die Wünſche und Beſchwerden, die insbeſon⸗ 
dere zur Zeit von den Kraftdroſchkenbeſitzern er⸗ 
hoben werden, mehr Berückſichtigung finden als 
bisher. Der Regierung möchten wir anheimgeben, 
daß ſie Sachverſtändige ernennt, natürlich ohne 
Koſtenaufwand, die in den nächſten Wochen und 
Monaten an das Problem der Benzinſteuer heran⸗ 
gehen. Es erſcheint uns als eine Naturnotwen⸗ 
digkeit, daß die Benzinſteuer allmählich auch im 
Freiſtaat Danzig eingeführt wird; denn ſie iſt 
tatſächlich das einzige Mittel, die Kraftfahrzeug⸗ 
beſitzer in gerechter Weiſe, entſprechend der Be⸗ 
nutzung des Kraftfahrzeuges, heranzuziehen. 
Wenn jemand tatſächlich viel fährt, dann bezahlt 
er eben mehr Steuern. Wenn jemand einen 
ſchweren Wagen fährt, der mehr Benzin ver⸗ 
braucht, ſo muß er auch mehr bezahlen. Falls 
jemand einen leichten Wagen fährt, bezahlt er 
weniger. Wenn er den Wagen einſtellt und über⸗ 
haupt nicht fährt, ſo bezahlt er überhaupt keine 
Steuer. Eine ſolche Geſetzesvorlage kann zunächſt 
noch nicht Geſetz werden, weil wir uns an das 
Deutſche Reich angleichen müſſen. Daher werden 
wir dem vorliegenden Geſetzentwurf keine allzu 
großen Widerſtände entgegenſetzen. Wir bitten 
aber die Regierung von dieſer Stelle, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um eine Prüfung die⸗ 
ſer Materie zu gewährleiſten. 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Auf der Suche 
nach neuen Einnahmequellen werden ſelbſtver⸗ 
ſtändlich meiſt die ausgetretenen Wege weiter 


Das Wort hat der 


— 


D) 


(A 
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(Kreft, Abgeordneter) 

verfolgt, die man in der Vergangenheit einge⸗ 
ſchlagen hat. Intereſſant waren die letzten Aus⸗ 
führungen. Gerade die Herren Nationalſozialiſten 
verſuchen, ſcheinbar etwas für dieſe Kreiſe zu tun. 
Sie erklären heute, daß ſie infolge des Finanzbe⸗ 
darfs der Freiſtaatkaſſe dieſer Steuer keine 
Schwierigkeiten entgegenſetzen wollen. Ueber 
eins müſſen wir uns aber klar ſein, daß dieſe 
Steuer, wie ſie heute eingeführt werden ſoll, eine 
weitere Belaſtung bedeutet, die von den Fahr⸗ 
zeugbeſitzern auf die Steuerzahler abgewälzt 
wird, weil ſie ſie zum größten Teil auf die Schul⸗ 
tern der Konſumenten abwälzen müſſen. Wir er⸗ 
heben daher unſere alte Forderung, die von der 
des Herrn Vorredners, der mit der Benzinſteuer 
argumentierte, abweicht. Wir ſtehen auf dem 
Standpunkt, daß die Kreiſe Steuern bezahlen 
ſollen, die recht viel Geld und die Möglichkeit 
haben, Steuern zu zahlen. Bei Einführung der 
Benzinſteuer wird gerade der Waren⸗ und Per⸗ 
ſonen verkehr am meiſten betroffen, weil dort am 
meiſten Benzin verbraucht wird. Dadurch werden 
dieſe Kreiſe gezwungen, ihre Fahrpreiſe zu er⸗ 
höhen, und dadurch wird die breite Oeffentlichkeit 
noch mehr getroffen. 

Wir werden Abänderungsanträge ſtellen, daß 
vor allen Dingen der Perſonen⸗ und Warenver⸗ 
kehr ſteuerfrei bleibt, weiter diejenigen, denen 
der Wagen eine Exiſtenz bedeutet, das ſind die 
Taxi⸗Chauffeure und Taxi⸗Beſitzer. Alle die⸗ 
jenigen, die kein höheres Einkommen als 3600 
Gulden haben, ſollen von der Steuer befreit wer⸗ 
den. Sie haben die Möglichkeit, alle zu beſteuern, 
für die der Wagen kein notwendiges Bedürfnis 
iſt, wo der Wagen zum Geſchäftsbetrieb gehört, 
die Luxuswagen. Auf dieſe Weiſe können wir er⸗ 
reichen, daß die Steuer noch mehr einbringt als 
in der Vergangenheit. 

Es trifft zu, daß im Gebiet der Freien Stadt 
die Wege in ſehr ſchlechtem Zuſtand ſind, ſodaß 
der Verſchleiß der Wagen in viel kürzerer Zeit 
ſtattfindet, als es bei beſſeren Wegen der Fall 
wäre. Trotzdem glauben wir mit Beſtimmtheit, 
daß große Erträge dieſer Steuer nicht für den 
Wegebau verwandt werden, ſondern zur Deckung 
anderer Ausgaben dienen. Wir werden zur 
zweiten Beratung entſprechende Abänderungs⸗ 
anträge ſtellen. 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Bertling. 


Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): Aus Kreiſen 
der Kraftfahrerſchulen iſt mir die Anregung ge⸗ 
geben worden, die Regierung zu bitten, dieſe 
Schulen ebenſo zu beſteuern, wie die Kraft⸗ 
droſchken. Es handelt ſich nur um eine geringe 
Anzahl ſolcher Schulen, ſodaß der eventuelle 
finanzielle Ausfall erträglich erſcheint. Es muß 
berückſichtigt werden, daß die Kraftfahrerſchulen 
ihre Wagen genau wie die Taxenbeſitzer zum 
Gewerbebetrieb benutzen. Ich bitte die Regie⸗ 
rung daher, die Eingabe der Kraftfahrerſchulen 
zu berückſichtigen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Rednerliſte iſt 
erſchöpft, Damit iſt die allgemeine Ausſprache 
beendet. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, dieſe 


Vorlage dem Steuerausſchuß zu überweiſen. Ich (O) 


höre keinen Widerſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Ich 
rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf, nach der 
gedruckten Tagesordnung Punkt 4: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes über die Be⸗ 
ſchäftigung Schwerbeſchädigter. 


Druckſache Nr. 298 zu Nr. 244. Ich rufe den 
einzigen Artikel auf. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorlie⸗ 
gen. Wer für den einzigen Artikel iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, 
angenommen. Ueberſchrift; angenommen. Damit 
iſt dieſer Geſetzentwurf in zweiter Beratung ver⸗ 
abſchiedet. (Dritte Leſung! links Abg. 
Langnau: Wir widerſprechen!) Es iſt Wider⸗ 
ſpruch erhoben worden, deshalb kann die dritte 
Leſung nicht ſtattfinden. Ich rufe Punkt 3, nach 
unſerer gedruckten Tagesordnung Punkt 5 auf: 


Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Bereinigung der Grundbücher. 


Druckſache Nr. 297 zu Nr. 251. Ich rufe Ab⸗ 
ſchnitt 1, 8 1 auf, eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer 8 1 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 


— Danke, das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. 


§ 2; angenommen. § 3; angenommen. 8 4; ange⸗ 
nommen. § 5; angenommen. $ 6; angenommen. 
Abſchnittsüberſchrift; angenommen. $ 7; ange⸗ 
nommen. § 8; angenommen. $ 9; angenommen. 
$ 10; angenommen. $ 11; angenommen. Ab⸗ 
ſchnittsüberſchrift; angenommen. § 12; angenom⸗ 
men. § 13; angenommen. Abſchnittsüberſchrift; 
angenommen. § 14; angenommen. Abſchnittsüber⸗ 
ſchrift; angenommen. $ 15; angenommen. 8 16; an⸗ 
genommen. 8 17; angenommen. Abſchnittsüber⸗ 
ſchrift; angenommen. $ 18; angenommen. Ab- 
ſchnittsüberſchrift; angenommen. § 19; angenom⸗ 
men. Abſchnittsüberſchrift; angenommen. 8 20; 
angenommen. Ich eröffne die Ausſprache zu 8 21 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wer $ 21 mit der Aenderung annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit. Abſchnittsüberſchrift?; angenommen. Ich 
rufe die Geſamtüberſchrift auf, wer ſie annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, ſie iſt angenommen. Damit iſt dieſe Druck⸗ 
ſache in zweiter Leſung angenommen. (Abg. 
Weiß: Wir beantragen dritte Leſung! — Abg. 
Langnau: Wir widerſprechen!) Es iſt Wider⸗ 
ſpruch erhoben worden, die dritte Leſung kann 
nicht ſtattfinden. Ich rufe den letzten Punkt der 
Tagesordnung auf: 


Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsverſteigerungen bei 
Klein⸗ und Mittelbauern. 

Druckſache Nr. 306. Ich eröffne die Ausſprache. 
Zur Begründung hat das Wort der Herr Abg. 
Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wer in letzter 
Zeit Gelegenheit gehabt hat, mit den Bauern 
Rückſprache zu nehmen, wird feſtgeſtellt haben, 
daß die Not der Klein⸗ und Mittelbauern von 
Tag zu Tag größer wird. Seit Jahren waren 


(D) 
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notwendigen Geräte zu kaufen, geſchweige ſich 
und ihre Familien zu bekleiden. Trotzdem ſie 
von früh bis ſpät ſchuften mußten, haben ſie ihre 
Lage nicht verbeſſern können. Aber die Bauern 
trugen bisher ihr Los immer geduldig in der 
Erwartung, daß ſich die Zeit beſſern würde. Wir 
Kommuniſten haben immer erklärt, daß inner⸗ 
halb dieſes Syſtems für die Klein⸗ und Mittel⸗ 
bauern keine beſſere Zukunft kommen wird. Es 
gelang uns aber nicht, die Bauern von ihrer 
Illuſion zu befreien. Sie waren es, die insbe⸗ 
ſondere eine große Hoffnung auf die bürgerlichen 
Parteien ſetzten. Aber ſie wurden auch hier ſchwer 
enttäuſcht. Die Laſten ſtiegen immer mehr. Sie 
waren nicht imſtande, die Zinſen zu zahlen. 
Wegen der neuen Steuern uſw. gehen ſie jetzt 
dem Abgrund entgegen. Wir haben in der letzten 
Zeit feſtgeſtellt, daß die Zwangsverſteigerungen 
auf dem Lande immer häufiger vorkommen, und 
daß man den Bauern das letze wegnimmt. Man 
erzählt in den bürgerlichen Verſammlungen 
immer den Kleinbauern, daß die Kommuniſten 
ihnen die letzte Kuh rauben wollen, daß es die 
Kommuniſten ſind, die den Bauer von der Scholle 
vertreiben wollen. Das ſtimmt nicht. Das ſehen 
wir insbeſondere in der Sowjet⸗Union. Dort 
raubt man nicht dem Bauern das letzte, ſondern 
da wird der Bauer durch den Staat unterſtützt. 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Herr Greiſer, ich habe 
ſchon geſagt, daß ich mehr als einmal drüben ge⸗ 
weſen bin, ich habe es geſehen, alſo können Sie 
nicht ſagen, daß es nicht ſtimmt. (Abg. Greiſer: 


(B) Ich habe gejagt, fie bekommen dort noch eine 


Kuh dazu!) Jawohl! Wir ſehen, daß es in Danzig 
einzig und allein die Kommuniſtiſche Partei ge⸗ 
weſen iſt, die die Intereſſen der Kleinrentner 
vertreten hat. (Zuruf des Abg. Malſch.) Herr 
Malſch, Seien Sie ruhig! . 

Wir haben einen Antrag eingebracht, der in 
Druckſache Nr. 306 enthalten iſt und der folgen⸗ 
dermaßen lautet: „Alle Zwangsverſteigerungen 
bei den Klein⸗ und Mittelbauern werden mit 
ſofortiger Wirkung eingeſtellt.“ 

Das iſt nicht nur eine Forderung der Kommu⸗ 
niſten, ſondern der geſamten Klein⸗ und Mittel⸗ 
bauern. Es wird ſich heute herausſtellen, ob die⸗ 
jenigen, die immer erklären, die Intereſſen der 
Klein⸗ und Mittelbauern zu vertreten, dieſem 
Antrag zuſtimmen werden. Um dies feſtzuſtellen, 

Lantragen wir namentliche Abſtimmung. Mögen 
Sie entſcheiden, wie Sie wollen, die Arbeiter und 
Kleinbauern werden das Band immer feſter 
ſchmieden, um unter Führung der Kommu⸗ 
niſtiſchen Partei dieſes Syſtem zu ſtürzen und 
die Herrſchaft der Arbeiter⸗ und Bauernregie⸗ 
rung aufzurichten. 


Vizepräſident Gaikowſki: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Herr Abg. Langnau hat namentliche 
Abſtimmung über den Antrag verlangt. Wird 
dies unterſtützt? Die Unterſtützung reicht nicht 
aus, die namentliche Abſtimmung kann nicht 
ſtattfinden. Wir ſtimmen über den Antrag in 
Druckſache Nr. 306 ab. Wer dafür iſt, bitte ich, 
ſich vom Platz zu erheben. — Ich bitte um die 


ſomit erledigt, Unſere Tagesordnung iſt erſchöpft. 
Ich habe nur noch Tag, Stunde und Tagesord⸗ 
nung der nächſten Sitzung vorzuſchlagen. Ich 
ſchlage vor, die nächſte Sitzung am Dienstag, den 
23. Juni 1931, 15 Uhr 30 Minuten abzuhalten, 
und zwar mit folgender Tagesordnung: 


1. Dritte Beratung der Geſetzentwürfe: 


I. über 
Fälligkeit und Verzinſung von Aus⸗ 
gleichshypotheken; 
II. zur 
Aenderung des § 1119 B. G. B.; 
III. zur 


Aenderung des Geſetzes über Hypotheken 
und Schiffahrtspfandrechte. 


Druckſache Nr. 283 zu Nr. 224, 


Hierzu Abänderungsantrag Druckſache Nr. 309. 
2. Dritte Beratung eines Geſetzes über 
Aenderungen in der Krankenverſiche⸗ 
rung. 


Druckſachen Nr. 311, 291 zu Nr. 22. 

3. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 

Aenderung des Geſetzes über die Preſſe. 
Druckſache Nr. 296 zu Nr. 228. 

4. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über die 

Bereinigung der Grundbücher. 
Druckſache Nr. 297 zu Nr. 251. 

5. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs betr. 
Aenderung des Geſetzes über die Be⸗ 
ſchäftigung Schwerbeſchädigter. 

Druckſache Nr. 298 zu Nr. 244. 

6. Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung des Geſetzes über die Errich⸗ 
tung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen. 

Druckſache Nr. 308. 
7. Bericht des Rechtsausſchuſſes über den Antrag 
des Abg. Raſchke u. Fr. auf 
Aenderung des Amneſtiegeſetzes. 
Druckſache Nr. 299 zu Nr. 255. 
Berichterſtatter: Abg. H. Friedrich. 
8. Antrag auf 


Genehmigung zur Einleitung eines 
Diſziplinarverfahrens gegen einen Ab⸗ 
geordneten. 


Druckſache Nr. 305. 
9. Berichte des Rechtsausſchuſſes über Anträge auf 
Strafverfolgungen gegen Abgeordnete. 
a) Druckſache Nr. 295 zu Nr. 246. 
Berichterſtatter: Abg. Moritz. 
b) Druckſache Nr. 300 zu Nr. 226. 
Berichterſtatter: Abg. Potrykus. 
c) Druckſache Nr. 301 zu Nr. 235. 
Berichterſtatter: Abg. G. Friedrich. 
d) Druckſache Nr. 302 zu Nr. 236. 
Berichterſtatter: Abg. Reuter. 
e) Druckſache Nr. 303 zu Nr. 245, 
Berichterſtatter: Abg. G. Friedrich. 
Ferner bitte ich, dem Herrn Präſidenten die Er⸗ 
mächtigung zu erteilen, die Geſetze, die jetzt noch 
im Ausſchuß zur Beratung ſtehen und die bis 
dahin in den Ausſchüſſen verabſchiedet ſind, auf 
die Tagesordnung zu ſetzen: aus dem Steuer⸗ 
und dem Rechtsausſchuß das Kraftfahrzeugſteuer⸗ 
geſetz, das Geſetz über den Beitritt Danzigs zum 
Internationalen Abkommen über Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr, das Geſetz über den Vergleich zur Ab⸗ 


wendung des Konkurſes und über die Pflicht 


— 


(A) die Bauern ſchon nicht mehr imſtande, ſich die Gegenprobe. — Der Antrag iſt abgelehnt und (0) 


D) 
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zum Antrag auf Eröffnung des Konkurſes oder 
des gerichtlichen Vergleichs verfahrens. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Dumont. 


Dumont, Abgeordneter (Bl. d. n. S.): Ich bitte 
die Tagesordnung umzuſtellen, und zwar bitte 
ich die dritte Beratung des Geſetzentwurfs über 
die Bereinigung der Grundbücher an die zweite 
Stelle der Tagesordnung zu ſetzen; denn dieſe 
Geſetzes-Vorlage gehört innerlich mit dem erſten 
Punkt der Tagesordnung zuſammen, und ſie be⸗ 
handelt eine dem Ausgleichsſchlußgeſetz verwandte 
Materie. 

Vizepräſident Gaikowfki: Es ſoll alſo Punkt 
4 gleich hinter Punkt 1 geſetzt werden. Es handelt 
ſich alſo nur um eine kleine Umſtellung. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 


Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Wir erheben 
Einſpruch dagegen, daß dem Präſidenten die Er⸗ 


— 
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mächtigung erteilt wird, weitere Punkte auf die 
Tagesordnung zu ſetzen, beſonders ſolche, die noch 
im Ausſchuß zur Beratung ſtehen. Dieſe Vor⸗ 
lagen, die noch im Ausſchuß beraten werden, 
können nur auf die Tagesordnung geſetzt werden, 
wenn die Friſten gewahrt ſind. Wenn alſo am 
Montag evtl. der Rechtsausſchuß oder Steuer⸗ 
ausſchuß tagt, ſo können nicht ſchon am Dienstag 
die Vorlagen zur zweiten Beratung auf die 
Tagesordnung kommen. Dagegen erheben wir 
Widerſpruch. 


Vizepräſident Gaikowſki: Dieſen Einſpruch 
haben Sie erhoben. Ich laſſe jetzt abſtimmen. Wer 
dafür iſt, daß die verleſene Tagesordnung mit 
der Aenderung, daß Punkt 4 Punkt 2 wird, be⸗ 
ſtehen bleibt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, die Tagesordnung, wie ich fie ver⸗ 
leſen habe, bleibt mit der genannten Aenderung 
beſtehen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 16 Uhr 17 Minuten.) 


(B) 


(A) 


(B) 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch (O 


den Präſidenten von Wnuck eröffnet. 


Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; Senatoren Dr. Hoppenrath, Schweg⸗ 
mann; Oberregierungsräte Gerlach, Grentzen⸗ 
berg; Obergerichtsrat Kettlitz; Landgerichtsrat 
Dr. Moebes; Volkswirt Dr. Goldberg. 

Präſident: M. D. u. H.! Ich eröffne die 31. 
Vollſitzung. Vom Block der Nationalen Samm⸗ 
lung iſt die Mitteilung eingegangen, daß in den 
Vorſtand des Volkstages Herr Abg. Adolf Meier 
entſandt wird. Er gilt hiermit als gewählt. Ich 
rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 


Dritte Beratung der Geſetzentwürfe 


I. über Fälligkeit und Verzinſung von 
Ausgleichshypotheken, 


II. zur Aenderung des S 1119 B. G. B., 


III. zur Aenderung des Geſetzes über Hy⸗ 
potheken und Schiffahrtspfandrechte. 


Druckſache Nr. 283 zu Nr. 224. Ich eröffne die Be⸗ 


ſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Unſere Bedenken bezüglich der Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit des Geſetzes haben wir Ihnen bereits im 
Ausſchuß und auch bei der zweiten Leſung be⸗ 
kanntgegeben. Aus dem Umſtand, daß nach dem 
Redner unſerer Fraktion gleich zwei Regierungs⸗ 
vertreter auftraten, iſt zu erſehen, daß die Regie⸗ 
rung unſern Bedenken ebenfalls Beachtung ge⸗ 
ſchenkt hat. Die Regierungsvertreter haben zwar 
unſerer Anſicht widerſprochen; ſie haben ſie aber 
nicht widerlegt. Deshalb können wir von unſerm 
Standpunkt, dem Geſetz unſere Zuſtimmung zu 
verſagen, nicht abgehen, beſonders auch deswegen 
nicht, weil der Senat es mit der Aenderung des 
Bürgerlichen Geſetzbuches verquickt hat, die eine 
Erhöhung des Zinsfußes unbedingt zur Folge 
hat. Leider iſt man auf unſern Einwand nicht 
ſo gründlich eingegangen, wie man es wohl er⸗ 
warten durfte. Auch in der Preſſe mußte man 
vermiſſen, daß dieſem Punkt die notwendige Be⸗ 
achtung geſchenkt wurde. Wenn z. B. berichtet 
wurde, man müſſe für das Kapital einen gewiſſen 
Anreiz ſchaffen, in Danzig zu bleiben, und deshalb 
müſſe der Zinsſatz ein wenig höher ſein als im 
Reich, und wenn man dahinter in Klammern 
ſetzt 7½ Prozent im Reich, 8 Prozent in Danzig, 
ſo iſt das geeignet, irreführend zu wirken. Es 
handelt ſich nicht nur um den Unterſchied von ½ 
Prozent, ſondern um eine Belaſtung, die faſt 
doppelt ſo hoch iſt wie im Deutſchen Reich. Wenn 
Sie es nachrechnen, werden Sie ſelbſt finden, daß 
die Verzinſung von 7% Prozent, wie es im Reich 
zwangsweiſe vorgeſchrieben iſt, bei einem Kapital 
in einer Vorkriegshöhe von 100 000 Mark einen 
jährlichen Zinsgewinn von ca. 2200.— Danziger 
Gulden abwirft, während dieſelbe Kapitalsſumme 
nach Danziger Geſetz aufgewertet, alſo zu 8 Pro⸗ 
zent, 4000 Gulden bringt, alſo faſt das Doppelte. 
Jede Zinserhöhung engt aber die Lebenshaltung 
der arbeitenden Bevölkerung noch weiter ein. 


— 


D) 


(A) 


) 
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Das Programm der Nationalſozialiſten be⸗ 
zeichnet deshalb die Zinsbelaſtung mit Recht als 
eine „Zinsknechtſchaft“. Die Nationalſoziali⸗ 
ſten haben es wohl nicht ohne Grund zu einem 
ihrer Hauptprogrammpunkte gemacht, ſich die 
„Brechung der Zinsknechtſchaft“ als eins ihrer 
Hochziele zu ſtecken. Wir können deshalb nicht 
verſtehen, daß Sie ihrem Hauptgrundſatz entſpre⸗ 
chend gerade entgegengeſetzt handeln. Sie werden 
nicht umhin können, mir recht zu geben, wenn 
Sie das von mir angeführte Experiment ſelbſt 
durchrechnen. Da nun aber die Arbeiterſchaft in 
Danzig bereits über die Grenze des Exträglichen 
hinaus belaſtet und ihre Lebensnotwendigkeit auf 
das allerunglaublichſte eingeengt iſt, können wir 
dieſer Beſtimmung unſere Zuſtimmung nicht ge⸗ 
ben. Wir haben vielleicht die ſchwache Hoffnung, 
daß Sie ſich noch im letzten Moment beſinnen und 
die geſamten Geſetze ablehnen. (Bravo! links.) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor; die allgemeine Beſprechung iſt geſchloſ⸗ 
ſen. Ich rufe § 1 auf. Ich eröffne die Beſpre⸗ 
chung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Zu § 1 liegt ein Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 309 vor. 


Abänderungsantrag. 

Wir beantragen anſtelle des letzten Satzes in Abſatz 2 
des § 1 des Geſetzes I über die Fälligkeit und Verzinſung 
von Ausgleichshypotheken, der bisher lautet: 

„Zum 31. Dezember 1931 und 31. März 1932 hat 
die Kündigung ſpäteſtens am 30. Juni 1931 zu er⸗ 
folgen.“ 

folgenden Satz zu ſetzen: 

„Kündigungen zum 31. Dezember 1931, zum 
31. März 1932 und zum 30. Juni 1932 haben ſpäteſtens 
am 31. Juli 1931 zu erfolgen. 


> Dr. Unger 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion des Blocks der 
nationalen Sammlung. 


Weiß 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
Philipſen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen Fraktion. 


5 Dr. Thim m 
und die übrigen Mitglieder der Nationalſozialiſtiſchen Fraktion. 


Wer für die Annahme dieſes Antrages iſt, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, der 
Abänderungsantrag iſt angenommen. Ich laſſe 
nun über den § 1 in der laut Druckſache Nr. 309 
abgeänderten Faſſung abſtimmen. Wer den Pa⸗ 
ragraphen annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 
men. Ich darf wohl annehmen, daß $ 2 mit der⸗ 
ſelben Mehrheit angenommen iſt. $ 3; angenom⸗ 
men, § 4; angenommen, § 5; angenommen, 
§ 6; angenommen, $ 7; angenommen, 8 8; ange⸗ 
nommen, $ 9; angenommen, $ 10; angenommen, 
§ 11; angenommen, $ 12; angenommen, 8 13; 
angenommen, $ 14; angenommen, 8 15; ange⸗ 
nommen, $ 16; angenommen, 8 17; angenom⸗ 
men, 8 18; angenommen, $ 19; angenommen, 
§ 20; angenommen, $ 21; angenommen, 8 22; 


angenommen, § 23; angenommen, 8 24; ange⸗ 
nommen; $ 25; angenommen, $ 26; angenom⸗ 
men, $ 27; angenommen, $ 28; angenommen. 


Volkstag Danzig — 31. Sitzung. 


Dienstag, den 23. Juni 1931. 


Wer für Annahme der Ueberſchrift und der Ab⸗ O 
ſchnittsüberſchriften iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
— Das iſt die Mehrheit, ſie ſind angenommen. 
Wir kommen zur Schlußabſtimmung. Wer das 
Geſetz in der vorliegenden Form in der Schluß⸗ 
abſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Danke, das iſt die Mehrheit, es iſt an⸗ 
genommen. 

Wir kommen zum zweiten Geſetz, zur Aende⸗ 
rung des § 1119 des B. G. B. Ich rufe Artikel 1 
auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer für die 
Annahme des Artikels 1 iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt angenom⸗ 
men. Artikel 2 gleichfalls angenommen. Wer 
für die Annahme der Ueberſchrift iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ſie iſt 
angenommen. Wir kommen zur Schlußabſtim⸗ 
mung. Wer das Geſetz in der Schlußabſtimmung 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt angenommen. 

Ich rufe das Geſetz auf zur Aenderung des 
Geſetzes über Hypotheken und Schiffahrtspfand⸗ 
rechte. Ich rufe Artikel 1 auf, eröffne und 
ſchließe die Beſprechung. Wer für die Annahme 
des Artikels 1 iſt, bitte ich, ſich vom Platz zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit. Artikel 1 iſt an⸗ 
genommen. Artikel 2 mit der gleichen Mehr⸗ 
heit angenommen. Wer für die Annahme der 
Ueberſchrift iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Wer das Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit. Das Geſetz iſt 
in der Schlußabſtimmung angenommen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 

über die Bereinigung der Grundbücher. 

Druckſache Nr. 297 zu Nr. 251. Ich eröffne die 

Beſprechung. Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. 

Moritz, Abgeordneter, (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Nach Abſchluß der zweiten Leſung dieſes Geſetzes 
wurde mir vom Herrn Vorſitzenden des Rechts⸗ 
ausſchuſſes eine Eingabe des Büros der Gläu⸗ 
bigerverbände überwieſen. Die Eingabe befaßt 
ſich mit dieſer Vorlage. In der Eingabe wird 
ausgeführt, daß die Gefahr beſteht, daß die Hy⸗ 
pothekengläubiger ihre Hypotheken ganz verlie⸗ 
ren, wenn die vorgeſchriebene Friſt zur Stellung 
des Antrages auf Eintragung verſäumt wird. 
Wir haben keine Unterlagen, um dieſe Behaup⸗ 
tungen nachprüfen zu können und in welchem 
Amfange damit gerechnet werden muß. Am dazu 
Stellung zu nehmen, beantrage ich, die Vorlage 
zur nochmaligen Durchſprechung unter Berück⸗ 
ſichtigung dieſer Eingabe an den Rechtsausſchuß 
zurückzuverweiſen. 

Präſident: Es iſt beantragt worden, den 
zweiten Punkt der Tagesordnung nochmals an 
den Rechtsausſchuß zurückzuverweiſen. Wer für 
Annahme dieſes Antrages iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. Letz⸗ 
teres war die Mehrheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
ich ſchließe die allgemeine Aussprache. Ich rufe 


(A) 
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den § 1 auf. Wer § 1 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, S 1 iſt 
angenommen. Ich ſtelle feſt, daß § 2 mit der 
gleichen Mehrheit angenommen iſt. $ 3; ange⸗ 
nommen. $S 4; angenommen. $ 5; angenommen. 
§ 6; angenommen. S 7; angenommen. $ 8; an⸗ 
genommen. § 9; angenommen. § 10; angenom⸗ 
men. S 11; angenommen. § 12; angenommen. 
§ 13; angenommen. $ 14; angenommen. $ 15; 
angenommen. 8 16; angenommen. S 17; ange⸗ 
nommen. $ 18; angenommen. S 19; angenom⸗ 
men. § 20; angenommen. S 21; wie er bei der 
zweiten Leſung abgeändert wurde, angenom⸗ 
men. Wer für Annahme der Ueberſchrift und 
der Abſchnittsüberſchriften iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit, die Ueber⸗ 
ſchriften ſind angenommen. Wer die Vorlage in 
der Schlußabſtimmung annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, das Ge⸗ 
ſetz iſt damit angenommen und verabſchiedet. Ich 
rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über Aenderungen in der Krankenver⸗ 
ſicherung. 

Druckſache Nr. 311, 291 zu Nr. 22. Hierzu iſt 
ein Abänderungsantrag des Herrn Abg. Richard 
Gaikowſki u. Fr. eingegangen: 

Artikel 8 des Geſetzes über Anderungen in der 
Krankenverſicherung erhält folgende Faſſung: 

Dies Geſetz tritt mit dem 1. Auguſt 1931 in Kraft. 
Verſicherungsfälle aus der Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes unterliegen bon dieſem Zeitpunkt an den 

85 Vorſchriften dieſes Geſetzes. 
Ich eröffne die allgemeine Ausſprache, das Wort 
hat der Herr Abg. Dr. Bing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 

u. H.! Ich bilde mir nicht ein, daß zwiſchen der 
zweiten und dritten Leſung der Vorlage noch 
weſentliche Veränderungen eintreten werden. 
Ich glaube auch, daß die Deutſchnationalen ihren 
Abänderungsantrag, den ſie zuletzt im Ausſchuß 
geſtellt haben, jetzt nicht wiederholen werden; 
denn da liegen ja wohl Vereinbarungen vor. Ich 
möchte dies Geſetz aber nicht die dritte Leſung 
paſſieren laſſen, ohne als einziger Arzt in dieſem 
Hauſe und einer der wenigen praktiſchen Kenner 
der Konſequenzen dieſes Geſetzes einige Worte 
azu zu ſagen. Die Geſchichte und der Zweck 
dieſer Notverordnung iſt Ihnen ja wahrſchein⸗ 
lich allen bekannt. Bei dem Ueberbrückungskredit 
aus Deutſchland wurde der damaligen Regie⸗ 
rung eine Anzahl von Verpflichtungen aufer⸗ 
legt, und eine davon lautete: Uebernahme der 
Notverordnung zur Krankenverſicherung auch 
nach Danzig. Man glaubte und hoffte damit 
die ſozialen Abgaben herabſetzen zu können. 

Meine Partei hat in Deutſchland das Geſetz 
geduldet, nachdem die allerſchärfſten und aller⸗ 
übelſten Beſtimmungen, die ſich gegen die Ar⸗ 
beitnehmerſchaft richteten, aus dem Geſetz her⸗ 
ausgebrochen waren, die Belaſtung der Arbeits⸗ 
loſen, Kriegsbeſchädigten uſw. In Danzig lie⸗ 
gen die Dinge nicht ganz ſo, wie in Deutſchland, 
weil es hier keine Arbeitsloſenverſicherung gibt, 
und weil die Arbeitgeberſchaft hier dadurch ſchon 
erheblich entlaſtet iſt. Die Regierung glaubte 
aber trotzdem, dies Geſetz nicht zurückziehen zu 
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ſollen, trotzdem etwas geſchah, was vielen in 
dieſem Hauſe vielleicht nicht bekannt iſt und 
wozu ich um Gehör bitte. 

Die Aerzteſchaft hatte, nachdem die Pläne 
bekannt geworden waren und nachdem man auch 
allgemein einſah, daß eine Senkung der Ausga⸗ 
ben für die Sozialverſicherung unbedingt not⸗ 
wendig ſei, von ſich aus nach Kenntnis der Etats 
der einzelnen Krankenkaſſen und aus ſehr lan⸗ 
ger Erfahrung der Kniffe, die bei der Ausübung 
der Krankenkaſſenpraxis bei Beurteilung von 
Arbeitsfähigkeit und Arbeitsunfähigkeit, bei 
Ueberführung der Kranken ins Krankenhaus 
uſw. in Betracht kommen, den Betriebs⸗ und 
Ortskrankenkaſſen detaillierte Vorſchläge ge⸗ 
macht, die darauf hinzielten, Erſparungen in 
einer Höhe zu machen, die der Senkung des Bei⸗ 
trages entſprach, wie er jetzt im Geſetz vorgeſehen 
iſt. Soweit mir bekannt iſt, iſt dieſe hingebende 
und ſehr exakte Arbeit der Aerzteſchaft einzelnen 
Mitgliedern im Sozialen Ausſchuß ſchriftlich 
mitgeteilt worden, hat aber bei der Beurteilung 
dieſer Frage insgeſamt nicht die Anerkennung 
gefunden, die ſie verdient, denn die Aerzteſchaft 
hatte bei der Bemeſſung der Honorare für ihre 
ärztliche Tätigkeit ganz ſpontan, von ſich aus, die 
Honorarſätze geſenkt, zuerſt um 20 Prozent und 
ſich dann bereit erklärt, einen Rabatt zu gewäh⸗ 
ren, der dem Sinken der Beamtengehälter pro⸗ 
zentual entſprach. Das Geſetz liegt Ihnen nun 
in einer Form vor, in der die allerſchlimmſten 
Erſcheinungen, nämlich die Gebühr für den 
Krankenſchein und für das Rezept, herausge⸗ 
laſſen ſind. 

Daß das ſo kommen würde, war bei der Zu⸗ 
ſammenſetzung dieſer Regierung zu erwarten; 
denn es beſteht für die wirtſchaftliche Seite der 
ganzen Sozialverſicherungsfrage, für den Ver⸗ 


( 
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brauch an Medikamenten uſw. ja ein Bedürfnis 


innerhalb der Regierungsparteien, ich möchte es 
nicht detaillierter ſagen, man hat jedenfalls ein 
Intereſſe daran, daß die Dinge ſo bleiben wie ſie 
ſind. 

Das, was von ärztlicher Seite und von unſe⸗ 
rer Seite ſeit Jahren gefordert wird, daß die Re⸗ 
gierung einmal den Verſuch gemacht hätte, den 
ungeheuren Anterſchied zwiſchen Einkaufs⸗ und 
Verkaufspreis der Medikamente zu ſenken, der 
ſo groß iſt, daß jeder Kenner der Verhältniſſe 
ſagen muß, es iſt ein grober Anfug, wie hier 
Medikamente verkauft werden, iſt nicht geſche⸗ 
hen. (Abg. Dr. Unger: Das ſtimmt nicht!) Das 
ſtimmt wohl, Herr Dr. Unger! Es iſt nicht von 
Ihren Preiſen die Rede, ſondern von den Ver⸗ 
kaufspreiſen. Es iſt allgemein anerkannt, daß 
der Aufſchlag, den die Apotheken nehmen und 
glauben nehmen zu müſſen, zu hoch iſt. Wenn ich 
mir von den Fabriken etwas ſchicken laſſe und es 
ſelbſt verzolle, nehmen wir an Seife, ſo koſtet ein 
Stück 65 Pfennig. In den Apotheken muß man 
aber 1,60 G. dafür bezahlen. So liegen die Dinge 
wirklich. Das iſt ein Aufſchlag, der nicht berech⸗ 
tigt iſt. (Abg. Mau: Die Nazis unterſtützen den 
Zinswucher!) Der Senator für Handel in der 
letzten ſozialiſtiſchen Regierung, Herr Dr. Grün⸗ 
ſpan, hat mir verſprochen, an die Sache heran⸗ 
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(A) zugehen. Wir haben von uns aus mit der Ge⸗ 


ſundheitsverwaltung verhandelt. Es iſt aber 
nicht das geringſte geſchehen. Nun haben wir 
Aerzte, um die ungeheueren Ausgaben der Kran⸗ 
kenkaſſe für die Medikamente zu ſenken, eine 
Medikamentpauſchale vorgeſchlagen, unter der 
Vorausſetzung, daß man in dieſem Geſetz keine 
Dinge ließe, die die Aerzteſchaft als Ganzes ent⸗ 
rechten. 

An ſich ſtehen meine politiſchen Freunde und 
ich auf dem Standpunkt, daß das Geſundheits⸗ 
weſen ſozialiſiert ſein müſſe, daß in öffentlicher 
Weiſe für jedes Mitglied des Volkes die Ge⸗ 
ſundheit und die Geſundung durch Behandlung, 
Medikamente, Krankenhausaufenthalt, ganz 
gleich welches Einkommen es hat, ſichergeſtellt 
ſein müſſe. Ob man ſich unter der Sozialiſterung 
des Aerzteſtandes eine glatte Verbeamtung oder 
ein anderes Syſtem vorſtellt, darauf kommt es 
hier nicht an. So, wie die Dinge augenblicklich 
liegen, hat die Aerzteſchaft ein dringendes In⸗ 
tereſſe daran, als ſich ſelbſt diſziplinierender 
freier Partner ein gleiches Recht zu haben wie 
die Verſicherungsträger. 

Durch dies Geſetz, das hier vorliegt, hat die 
Verwaltung die Möglichkeit geſchaffen, daß mit 
der groben Fauſt der Verwaltungsautorität in 
beſtehende Verträge eingegriffen wird. Das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Kranken und Aerzten wird 
Kontrollſyſtemen unterſtellt, die dann, wenn ſie 
von der Regierung oder von der Spruchkammer 
des Oberverſicherungsamts vorgeſchlagen wer⸗ 


(B) den, eine Note in das Verhältnis zwiſchen Arzt 


und Patient bringt, die nur noch als Revier⸗ 
dienſt bezeichnet werden kann. Dann gibt es 
plötzlich Vorgeſetzte. Dann iſt es nicht wie jetzt, 
wo durch freie Vereinbarung Kontrollkommiſſio⸗ 
nen geſchaffen ſind, ſondern dann entſtehen Vor⸗ 
geſetzte mit einer Marſchroute, die dazu dient, 
den Kranken zu entrechten. Das ungeheuer 
ſchwierige Problem, jemand nicht Unrecht zu 
tun, wenn man ſeine Arbeitsfähigkeit oder Ar⸗ 
beitsunfähigkeit erkennen will, iſt den Kennern 
dieſer Verhältniſſe ganz genau bekannt. Möglich 
iſt es nur auf Grund genauer Kenntnis des ein⸗ 
zelnen Menſchen, auf Grund der Anwendung der 
ärztlichen Erfahrung, der Pfychologie, der häus⸗ 
lichen Lebensumſtände, des ganzen Milieus, in 
dem ein Kranker lebt, und wenn man die Konſe⸗ 
quenzen daraus zieht. Sparmaßnahmen ſind nur 
möglich, wenn man im Laufe der Zeit pädago⸗ 
giſch auf diejenigen Menſchen wirkt, die nun ein⸗ 
mal infolge der dauernden Abgaben, die ſie zu 
der Verſicherung leiſten müſſen, auch das Be⸗ 
dürfnis haben, aus dieſer Verſicherung irgend 
einen Vorteil, ein Entgelt zu haben. Das iſt 
nur menſchlich. 

Es wird in dem Geſetz anerkannt, daß die⸗ 
jenigen, die die Krankenkaſſen wenig in Anſpruch 
nehmen, in irgend einer Form das Recht an 
einer Beteiligung haben ſollen, an einer Tan⸗ 
tieme, einer Senkung ihrer Beiträge. Das wird 
den einzelnen Krankenkaſſen überlaſſen. Aber 
gerade das freie Spiel der Kräfte, gerade die 
Möglichkeiten, die darin beſtehen, daß auf Grund 
von gemeinſchaftlicher Arbeit, auf Grund von 


Erziehung und immer wieder eintretenden Er⸗ 0 


fahrungen der Ausgabepoſten ſo geſenkt wird, 
daß man mit Beiträgen von höchſtens 6 Prozent 
und nicht 7½ Prozent auskommt, dieſer Verſuch, 
der große Ausſicht hatte, einen Erfolg zu haben 
und der von den Kennern der Materie, von einer 
Anzahl von Vorſitzenden und Geſchäftsführern 
von Krankenkaſſen außerordentlich begrüßt wor⸗ 
den iſt, dieſer Verſuch, der gegenüber einer 
wirklich intenſiven monatelangen Tätigkeit der 
Aerzteſchaft eine gewiſſe moraliſche Dankbarkeit 
gezeigt hätte, iſt durch dies Geſetz in brutalſter 
Weiſe abgewürgt worden. Der Eingriff in das 
freie Spiel der Kräfte wird wahrſcheinlich die 
Krankenkaſſen nicht ſo entlaſten, wie es möglich 
geweſen wäre, wenn unſere Vorſchläge ange⸗ 
nommen wären. 

Bei der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe liegen 
die Verhältniſſe noch ganz günſtig, bei den Be⸗ 
triebskrankenkaſſen auch. Aber ſehen Sie ſich die 
Krankenkaſſen der Kreiſe an. Selbſt wenn die 
Aerzteſchaft dort ganz umſonſt arbeiten würde, 
würden ſie nicht mehr finanziert werden. Das 
wiſſen Sie ganz genau, Herr Oberregierungsrat 
Grentzenberg, weil Sie mit dem Kopf ſchütteln. 
Dazu ſind ganz andere Maßnahmen notwendig, 
die darin beſtehen, daß der Krankenhausauf⸗ 
enthalt der Patienten außerordentlich abgekürzt 
werden könnte, dadurch, daß die Geſundheitsver⸗ 
waltung mehr darauf ſieht, daß die Abteilungs⸗ 
chefs ſich mehr um ihre Patienten dritter Klaſſe 
kümmern. Es iſt vorgekommen, daß Leute über 


zwei Jahre im Städtiſchen Krankenhaus gelegen (D) 


haben. Es kann weiter dadurch geſpart werden, 
daß die Preiſe für die Medikamente herabgeſetzt 
werden, wie ich vorhin ſchon ſagte. Das wäre 
es, was ich von der ärztlichen Mitarbeit zu ſa⸗ 
gen habe. 

Das Geſetz will nun weiterhin einen nume⸗ 
rus clausus ſchaffen, d. h. es will eine Verhält⸗ 
niszahl feſtſetzen zwiſchen der Menge der Ver⸗ 
ſicherten und der Zahl der Aerzte. Ich weiß, 
daß das ein außerordentlich ſchwieriges Kapitel 
iſt. Ich weiß, daß man heute auf dem Stand⸗ 
punkt ſtehen kann, daß es genau ſo wie es ar⸗ 
beitsloſe Ingenieure, Techniker uſw. gibt, es 
auch arbeitsloſe Aerzte geben kann. Es iſt aber 
in keiner Statiſtik erwieſen, und auf dem großen 
Aerztetag in Köln iſt das wieder mit Material 
belegt worden, daß eine große Zahl von zur Kaſ⸗ 
ſenpraxis zugelaſſenen Aerzten die Kaſſen bela⸗ 
ſtet. Die Kaſſen geben im Durchſchnitt für das 
ärztliche Honorar zwiſchen 17 und 22 Prozent 
aus, im Durchſchnitt 20 Prozent. Das tun ſi 
hier und auch in Deutſchland. Eine zu große 
Einſchränkung der Kaſſenärzte auf die Zahl der 
Patienten würde weiter nichts bedeuten als den 
Anreiz, ſoviel wie möglich Patienten ins Kran⸗ 
kenhaus abzuſchieben, ſich nicht mit allzuvielen 
Hausbeſuchen, nicht mit allzuvielen ſchwierigen 
Fällen zu belaſten. g 

Wie dieſe Dinge verlaufen, ſieht man ja 
überall da, wo, wie ich vorhin ſchon ſagte, das 
freie Spiel der Kräfte empfindlich geſtört wird. 
Wenn wir eine allgemeine ſozialiſtiſche Geſin⸗ 
nung hätten, könnte man von einer ſtrafferen 
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und intenſiveren Sozialiſierung und einer Plan⸗ mäß der ſchwierigen Lage in der augenblicklichen 


wirtſchaft ſprechen. Heute kann man das noch 
nicht, heute muß man mit der Pfychologie der be⸗ 
ſtehenden Verhältniſſe rechnen und ſoll nicht 
glauben, durch Verwaltungsmaximen das zu er⸗ 


Zeit bereit iſt, aufs äußerſte entgegenzukommen 
und ihren guten Willen und ihre Sachkenntniſſe 
beweiſen will. Für meine Fraktionsfreunde und 
mich iſt dieſes Geſetz, nachdem die Familienver⸗ 


reichen, was auf dem beſten Wege war, durch ſicherung fehlt, nachdem die Krankengeldkürzung 


eine Vereinbarung erreicht zu werden. 

Man wird mir entgegenhalten, daß die Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes, über die ich ſpreche, alles 
Kannvorſchriften ſind und keine Mußvorſchrif⸗ 
ten, ſo daß ich mich nicht ſo aufzuregen brauchte, 
da alles beim alten bliebe. Da man an anderen 
Stellen nicht zu ſparen bereit ſein wird, wird 
man die Verträge um die 1½ Prozent Erſpar⸗ 
niſſe kürzen, die notwendig ſind, ſie alſo aus dem 
Leder der Aerzte ſchneiden. Dagegen proteſtiere 
ich. Wenn geſpart werden ſoll, ſoll bei allen Aus⸗ 
gaben geſpart werden. Nun wird hier gerade 
noch an zwei Stellen geſpart, an dieſem Vor⸗ 
ſchlag, den wir abſolut ablehnen müſſen, einmal 
die Beſchränkung des Krankengeldes bei Men⸗ 
ſchen, die ein feſtes Gehalt haben. Das klingt 
auf dem Papier ſo ſchön. Wenn man dieſen 
Kranken aber eine beſſere Pflege zuteil werden 
laſſen will, und ſie bekommen kein Krankengeld, 
ſie zahlen nur etwas weniger Beiträge, erhalten 
aber in den erſten 6 Wochen kein Krankengeld, 
ſo iſt gerade für die Zeit der Rekonvaleſzenz nach 
einer Operation, Lungenentzündung oder nach 
Krankheiten, die an ſich drei bis vier Wochen 
dauern, ein Mangel vorhanden. Dieſe Verhält⸗ 
niſſe beſtanden jetzt ſchon im Tarifvertrag mit 
Es iſt vorgekommen, daß ich mich 
in beſonders ſchweren Fällen mit einer Eingabe 
an den Senat wenden mußte, in dem betreffen⸗ 
den Fall dem Patienten das Krankengeld zu laſ⸗ 
ſen und es nicht mit dem Gehalt zu verrechnen. 
Alſo dieſer Punkt bedeutet unbedingt eine Min⸗ 
derung der Sicherheit bei Krankheiten. 2 

Der zweite Punkt, weswegen das Geſetz für 
uns unannehmbar iſt, iſt der Umſtand, daß die 
Familienverſicherung nicht als eine Mußvor⸗ 
ſchrift, ſondern als eine Kannvorſchrift im Geſetz 
geblieben iſt. Wozu all die Sachen, wenn gerade 
das, was in dieſer Zeit unbedingt notwendig 
wäre, wo Menſchen kaum etwas für ihre Familie 
tun können, wenn gerade die Familienverſiche⸗ 
rung nicht eingeführt wird. Das Geſetz iſt in je⸗ 
der Beziehung kautſchukartig. Es gibt Möglich⸗ 
keiten nach der poſitiven und negativen Seite. 
Vielleicht werden diejenigen, die dieſe Paragra⸗ 
phen in der Ausſchußſitzung noch beſeitigt haben 
wollten, weil ſie einſahen, daß es ſich nur um 
überflüſſige Dinge handelt, die nur hemmend 
und verwirrend auf die an ſich ſo ſchwierigen 
Verhältniſſe wirken, ſich heute zu ihrem alten 
Antrag beſinnen und ihn wieder herſtellen. Da⸗ 
durch würde dem ärztlichen Vorſchlag, der in der 
Praxis dasſelbe erreichen will und trotzdem nicht 
Unzufriedenheit, nicht Zwang, nicht Verärge⸗ 
rung ſchafft, Gelegenheit gegeben werden, ſeine 
Brauchbarkeit zu erweiſen. Es hätte ein halbes 
Jahr genügt, um feſtzuſtellen, ob die Vorſchläge, 
die von ärztlicher Seite gemacht worden ſind, ſich 
bewähren oder nicht. Die Aerzteſchaft hat in be⸗ 
zug auf das Wohlfahrtsamt gezeigt, daß ſie ge⸗ 


eingetreten iſt, und weil es überhaupt überflüj- 
ſig iſt, da es die Rechte der Verſicherten mindert, 


unannehmbar. (Bravo! links.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 
Unger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (Bl. d. n. S.): 


M. D. u. H.! Ich möchte nicht zu der Geſetzesvor⸗ 
lage, ſondern zu den Ausführungen ſprechen, die 
der Herr Abg. Dr. Bing wegen der Höhe der 
Arzneimittelpreiſe gemacht hat. Nach meiner 
Kenntnis haben ſehr ausgedehnte Verhandlun⸗ 
gen zwiſchen den Apothekern und den zuſtändi⸗ 
gen Kreiſen ſtattgefunden, um eine Senkung der 
Arzneimittelpreiſe herbeizuführen. Bei näherer 
rüfung der Angelegenheit hat ſich ergeben, daß 
das, was hier in Danzig auf die Einkaufspreiſe 
aufgeſchlagen wird, durchaus normal iſt und das 
Mindeſtmaß deſſen darſtellt, was die in Betracht 
kommenden Berufe als Aufſchlag haben müſſen. 
Wenn hier und dort Ausnahmeerſcheinungen 
auftreten, ſo ſind ſie durchaus nicht die Regel. 
Bei den vielen Arten, die bei der Arzneimittel⸗ 
verſorgung in Frage kommen, es ſind Hunderte 
von Arten, kann ſich ein Geſchäft hier und da 
verrechnen, und es iſt möglich, daß der Zoll nicht 
richtig angerechnet wird. Es iſt auch zu berück⸗ 


feſtſtehend ſind, ſondern einer immerwährenden 
Aenderung unterworfen ſind. Derjenige, der 
Arzneimittel von außerhalb einführt, weiß da⸗ 
her nie genau, was er eigentlich an Zoll zu be⸗ 
zahlen hat, ſo daß in der Preisbildung eine ge⸗ 
wiſſe Unficherheit da iſt, die auch im allgemeinen 
Publikum ab und zu in Erſcheinung tritt. (Das 
alte, abgeleierte Lied! bei den Polen.) Sie brau⸗ 
chen mir das nicht zu ſagen. Ich ſpreche nicht für 
mich, ſondern für diejenigen, die ſich hier nicht 
verteidigen können. Jedenfalls iſt von ſeiten der 
Regierung die Materie genau durchgeprüft 
worden. Es iſt feſtgeſtellt, daß unangemeſſene 
Aufſchläge nicht genommen werden. 

a Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Dr. 

ing. 

Dr. Bing, Abgeordneter (S. P. D.): Solange 
man hier nicht mit Zahlen arbeiten kann und 
eine ganz genaue Bilanz aufſtellt, und an Hand 
der Einkaufspreiſe etwas nachweiſt, bleibt es 
eine Polemik, aus der nicht viel Praktiſches her⸗ 
auskommen wird. Aber es ſind dieſelben Auf⸗ 
ſchläge geblieben, die ſeit der Inflation beſtehen. 
Alle Wirtſchaftskreiſe müſſen ſich einſchränken. 
Ueberall werden die Einnahmen gedroſſelt. Nur 
bei einer Monopolwirtſchaft, wie es die Apothe⸗ 
ken ſind, geſchieht in der Hinſicht nichts. (Zuruf 
rechts.) Warum jagen Sie nicht von dieſer 
Stelle, daß es geändert wird. Wenn jemand viel 
Medikamente braucht, gibt ihm jeder Apotheker 
20—25 Proz. Rabatt. (Abg. Dr. Unger: Ausge⸗ 


ſchloſſen!) Ich werde doch nichts behaupten, 
was ich nicht weiß. Am ſchlimmſten iſt es mit 


— 


O 


ſichtigen, daß die Zollverhältniſſe durchaus nicht ((D 
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(Dr. Bing, Abgeordneter) 

(a) Präparaten, die zum Wiederaufbau notwendig 
ſind. Bei den geſamten Krankenkaſſen ſind wir 
nicht in der Lage, Kräftigungsmittel, die in 
Deutſchland ganz ſelbſtverſtändlich verordnet 
werden, wie Feronovin und Promonta, auch 
nur grammweiſe zu verordnen. Das einzige, 
was wir an Kräftigungsmitteln verordnen kön⸗ 
nen, iſt Lebertran, und den mag nicht jeder 
ſchlucfñen. Ein Haufen von Präparaten wird 
zum Teil in Danzig vom Danziger Apotheker⸗ 
verein und in Polen hergeſtellt. Da iſt das Ri⸗ 
ſiko nicht ſo groß. Trotzdem iſt der prozentuale 
Aufſchlag, den der Apotheker vom Einkauf zum 
Verkauf nimmt, der gleiche. Ich bin davon 
überzeugt, daß bei wirklichem Wollen die Medi⸗ 
kamentepreiſe ganz erheblich geſenkt werden kön⸗ 
nen. (Bravo!) 


Präſident: Da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen, ſchließe ich die Ausſprache. Wir kom⸗ 
men nunmehr zur Abſtimmung über die Vorlage 
gemäß Druckſache Nr. 291. Wer den Artikel 1 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, Artikel 1 iſt angenommen. Ich 
ſtelle feſt, daß Artikel 2 mit der gleichen Mehr⸗ 
heit angenommen iſt. Artikel 3 angenommen. 
Artikel 4 angenommen. Artikel 5 mit der Aende⸗ 
rung im Datum angenommen. Artikel 6 ange⸗ 
nommen. Artikel 6a angenommen. Artikel 6b 
angenommen. Artikel 7 angenommen. 

Zu Artikel 8 liegt ein Abänderungsantrag 
vor: „Dies Geſetz tritt mit dem 1. Auguſt 1931 in 
Kraft, Verſicherungsfälle aus der Zeit vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes unterliegen von 
dieſem Zeitpunkt den Vorſchriften dieſes Ge⸗ 
ſetzes!“ Wer für die Annahme dieſes Abände⸗ 
rungsantrages iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, er iſt angenommen. Wer 
die Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — Das iſt die Mehrheit. Sie iſt ange⸗ 
nommen. Wer das Geſetz in der Schlußabſtim⸗ 
mung annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, es iſt angenommen. Ich 
rufe Punkt 4 der Tagesordnung: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Geſetzes über die 
Preſſe. 

Druckſache Nr. 296 zu Nr. 228. Ich eröffne die 
Beſprechung, das Wort hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Im Auftrage meiner Fraktion habe ich hier fol⸗ 
gende Erklärung abzugeben. Nach dem erſten 
Ermächtigungsgeſetz, das die Belaſtung und 
Entrechtung der Arbeiterklaſſe zum Ziel hatte, 
bedeutet das jetzt vorliegende Geſetz den zweiten 
Schritt zur Erweiterung der Nazidiktatur in 
Danzig. Es iſt bezeichnend, daß die bereits un⸗ 
ter dieſer Diktatur ſtehenden Regierungspar⸗ 
teien gerade das deutſche Republik⸗Schutzgeſetz 


— 


abſchreiben, gegen das ſie in Deutſchland ſchärfſte 
Oppoſition gemacht haben. Es iſt aber ein gro⸗ 
ßer Unterſchied, ob, wie in Deutſchland eine auf 
republikaniſchem Boden ſtehende Regierung zum 
Schutz der verfaſſungsmäßigen Staatsform ein 
ſolches Geſetz erläßt, oder ob, wie hier in Danzig, 
ein ſolches Geſetz von Parteien eingebracht wird, 
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die, wie es bei den Nazis und Deutſchnationalen 
der Fall iſt, den beſtehenden ſtaatlichen Zuſtand 
in Danzig in ihren mündlichen und ſchriftlichen 
Kundgebungen negieren. Hier kann das Geſetz, 
das unter Bruch der Geſchäftsordnung dem 
Volkstag vorgelegt und von ihm verabſchiedet 
wird, nur den Zweck haben, denjenigen Teil der 
Preſſe, der das Statut der Freien Stadt aner⸗ 
kennt, und der die Regierung auf das die Frei⸗ 
heit Danzigs gefährdende Treiben eines Teils 
ihrer Parteigänger aufmerkſam macht, mundtot 
zu machen, alſo diktatoriſchen Tendenzen ſtaats⸗ 
feindlicher Kreiſe Vorſchub zu leiſten. Würde das 
Geſetz ſo angewandt werden, wie es ſeinem Sinn 
entſpricht, ſo dürften die Nazizeitungen und die 
„Danziger Allgemeine Zeitung“ überhaupt nicht 
mehr erſcheinen. Aber unter der gegenwärtigen 
Regierung wird dies Geſetz für dieſe Zeitungen 
nicht existieren. (Abg. Greiſer: Sehr richtig!) 
und es wird nur dazu benutzt werden, die freie 
Meinungsäußerung der Oppoſition zu unter⸗ 
drücken. (Abg. Greiſer: Sehr richtig!) 

Die Sozialdemokratie warnt vor dieſem ge⸗ 
fährlichen Treiben und erhebt dagegen den 
ſchärfſten Proteſt. Die Arbeiterklaſſe, die ſie ver⸗ 
tritt, hat einen Anſpruch darauf, vom Staat ge⸗ 
hört zu werden, denn ſie iſt die feſte Grundlage 
des Staates, und ihr Schickſal iſt wie das keiner 
anderen Klaſſe mit dem Schickſal des Staates 
verbunden. Die Arbeiterklaſſe wird ſich das 
Recht der freien Meinungsäußerung nicht neh⸗ 
men laſſen. Wehe aber einer Regierung, die 
feine Kritik verträgt, und wehe einem Lande, 
das von einer ſolchen Regierung verwaltet wird! 
(Sehr gut! links.) Die Sozialdemokratie wird 
trotz des nur gegen ſie gerichteten Geſetzes ihren 
Grundſätzen gemäß den Kampf für die Volks⸗ 


rechte und Volksfreiheit auch weiterhin mit 
aller Entſchiedenheit führen. (Bravo! links — 
Unruhe.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D.Nat.): M. D. 


u. H.! Der Geſetzentwurf jagt der deutſchnatio⸗ 
nalen Fraktion nicht zu, und zwar deswegen 
nicht, weil einer der Hauptteile in dieſem Geſetz 
fehlt. Einer dieſer Hauptteile iſt die Beſtim⸗ 
mung, daß verantwortliche Redakteure nicht 
gleichzeitig Volkstagsabgeordnete und damit 
immun ſein dürfen. Es iſt vollkommen ausge⸗ 
ſchloſſen, daß verantwortliche Redakteure ſich 
hinter ihre Immunität verkriechen und damit 
nicht nur (Wie Greiſer! links) Beleidigungen ge⸗ 
gen andere Leute richten, ſondern auch Landes⸗ 
verrat üben. Gerade in dieſer Hinſicht genügt 
meiner Fraktion dies Geſetz nicht gegen die 
Sozialdemokratie, die ſich nicht entblödet, in 
ihrer „Volksſtimme“ Landesverrat zu üben. 
(Das können Sie beurteilen! links.) Die 
deutſchnationale Fraktion wird dies Geſetz trotz⸗ 
dem annehmen, weil es in anderen Punkten 
ihren Anforderungen genügt. (Bravo! rechts.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Es wäre von 
der Regierung objektiv, wenn ſie dieſem Geſetz 


en 


— 


C) 


D) 
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(A) die Aeberſchrift geben würde „Zuchthausgeſetzf terſtützung zu entziehen. Jetzt geht man dazu (O) 


— 


gegen die werktätige Bevölkerung“. Das wäre 
objektiv und würde den Sinn des Geſetzes tat⸗ 
ſächlich offenbaren. Aber, m. D. u. H., es iſt 
notwendig, daß man bei der dritten Leſung auch 
zu den Urſachen dieſes Geſetzes Stellung nimmt. 
Die Arſachen dieſes Geſetzes liegen in erſter Linie 
im wirtſchaftlichen Zuſammenbruch des Kapita⸗ 
lismus. In allen Ländern, wo ſich dieſer Zu⸗ 
ſammenbruch nicht nur bemerkbar macht, ſon⸗ 
dern offen zum Ausdruck kommt, muß man feſt⸗ 
ſtellen, daß ſolche drakoniſchen Maßnahmen ge⸗ 
gen die werktätigen Schichten durchgeführt wer⸗ 
den. Es iſt nicht allein Italien, wo der offene 
Faſchismus herrſcht, wo die werktätige Bevölke⸗ 
rung überhaupt kein Sprachorgan hat, wo ſie 
nichts ſagen darf, ſondern auch in den Staaten, 
die noch Wert auf Demokratie legen, haben wir 
dieſe faſchiſtiſchen Methoden bereits zu verzeich⸗ 
nen. (Abg. Greiſer: Sind Sie auf einmal auch für 
Demokratie?) Herr Greiſer, wir ſind nicht für 
Demokratie. Es tut mir leid, daß Sie Ihr 
Schmalz noch nicht aus den Ohren genommen 
haben. Solange Sie auf dem Standpunkt der 
Demokratie ſtehen, wenigſtens die bürgerlichen 
Parteien, nehmen wir auch dieſe Demokratie 
für uns in Anſpruch und verlangen, daß ſie tat⸗ 
ſächlich durchgeführt wird. Wenn die Verhält⸗ 
niſſe ſo ſind, daß eine Diktatur Platz greifen ſoll, 
kann es nur die Diktatur der Arbeiterklaſſe ſein 
und nicht die Diktatur der beſitzenden Kreiſe, die 
Sie vertreten wollen. (Abg. Greiſer: Solange 
richtet Ihr Euch im kapitaliſtiſchen Staat häus⸗ 
lich ein!) 

Da die Dinge in allen kapitaliſtiſchen Staa⸗ 
ten ſo liegen, iſt es ſelbſtverſtändlich, daß man 
mit allen Mitteln verſuchen muß, dieſen Zuſam⸗ 
menbruch aufzuhalten. Die Beweiſe dafür, daß 
der Zuſammenbruch weitere Fortſchritte macht, 
ſind lediglich die Maßnahmen, die jetzt auch von 
der Danziger Regierung mit Hilfe der National⸗ 
ſozialiſten durchgeführt werden. Ein Staat, der 
feſt fundiert iſt, (wie Rußland! rechts.), ganz 
recht, Rußland hat es nicht nötig, den Arbeits⸗ 
lohn der Arbeiter auf das tiefſte Niveau herab⸗ 
zuſenken. (Zwiſchenrufe rechts.) Auch Ihre idio⸗ 
tiſchen Zwiſchenrufe werden mich nicht aus der 
Ruhe bringen. Es iſt nur bedauerlich, m. 
daß die Kreiſe der Nationalſozialiſten, die dem 
Arbeiterſtande angehören, bei dieſen Zwiſchen⸗ 
rufen das größte Maul haben. (Zuruf des Abg. 
Kalitzte.) Wir wiſſen ganz genau, daß Ihre 
Dummheit dazu herhalten muß, um die In⸗ 
tereſſen der Kapitaliſten zu vertreten. Herr Ka⸗ 
lißfe, ich habe Ihnen ſchon einmal gejagt, daß 
Ihre Ausführungen ſeinerzeit in Kalthof vor 
Dummheit ſtrotzten. (Zurufe rechts.) Ich fahre 
fort, wenn Sie ſich genügend ausgebellt haben. 

Dieſer Zuſammenbruch macht ſich im Abbau 
der Löhne bemerkbar und im Zuſammenſtreichen 
der ſozialen Fürſorge und Einrichtungen. Auf 
dieſem Gebiet hat ja die Danziger Regierung 


= 


das Größtmöglichſte geleiſtet. Sie hat ſich nicht ge⸗ 
ſcheut, den Erwerbsloſen die Anterſtützung nach 
Möglichkeit zu kürzen und zu rauben und den 
Wohlfahrtsempfängern ebenfalls die karge Un⸗ 


über, den Lohn bezw. das Gehalt radikal abzu⸗ 
bauen. (Abg. Greiſer: Durch das Preſſegeſetzl) 
Nicht nur durch das Preſſegeſetz. Der Zwiſchen⸗ 
ruf zeugt wieder von Ihrer Intelligenz. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß die Empörung der Arbei⸗ 
ter niedergehalten werden muß. Alle dieſe Maß⸗ 
nahmen haben bei der Arbeiterſchaft die größte 
Empörung heraufbeſchworen. Man kommt jetzt 
mit den Mitteln und Vorſchriften der Verfaſſung 
bei der Arbeiterſchaft nicht mehr aus. Man 
kann nicht mehr zulaſſen, daß das freie Wort 
gebraucht wird. Man kann ſich nicht mehr gefal⸗ 
len laſſen, daß die Arbeiterſchaft der Regierung 
die Wahrheit ſagt, es ihr ſo ſagt, wie es in Wirk⸗ 
lichkeit iſt. Die Regierung kann auch nicht zulaſ⸗ 
ſen, daß alle die Verhältniſſe, in denen ſich der 
Kapitalismus befindet, der Arbeiterſchaft klar 
gemacht werden. Sie muß dem vorbeugen. Es 
ſind nicht allein die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
die dazu führen, denn die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe bedingen die politiſchen. Die politiſchen 
Verhältniſſe ſind aber ſo, daß der Freiſtaat ge⸗ 


zwungen iſt, ſich in die Kreiſe der Sowjetfeinde 


einzureihen, um im gegebenen Moment am 
Krieg gegen die Sowjetunion beteiligt zu ſein. 
Man weiß beſtimmt, wenn man der werktätigen 
Schicht auf dieſem Gebiet noch die Freiheit ge⸗ 
währt, daß ſie dann immer klarer und klarer er⸗ 
kennt, daß die kapitaliſtiſchen Staaten drauf 
und dran ſind, den einzigen Staat, das einzige 
Vaterland aller Werktätigen zu vernichten. Die 


werktätigen Schichten ſtellen ſich darauf ein, da⸗ (DO) 


gegen ihre Kampfmaßnahmen zu ergreifen. Sie 
werden nicht zulaſſen, daß dieſer Staat nieder⸗ 
gerungen wird. Auch aus dieſem Grunde muß 
man der werktätigen Bevölkerung den Maul⸗ 
korb umhängen und darf nicht zulaſſen, daß hier 
auf dieſem Gebiet reiner Wein eingeſchenkt wird. 
Deshalb hat man dies Geſetz dem Volkstag vor⸗ 
gelegt. Man gliedert ſich damit in die Reihen 
der Staaten ein, die heute die Aufgabe haben, 
den Krieg gegen die Sowjetunion ſo ſchnell als 
möglich durchzuführen. 

Aber noch etwas anderes ſoll mit dem Geſetz 
bezweckt werden, und zwar ſoll damit der De⸗ 
nunziation, der Verleumdung, beſonders von 


H., Seiten der Nationalſozialiſten und des Bürger⸗ 


tums überhaupt Tür und Tor geöffnet werden. 
Als Herr Gehl hier eine Erklärung abgab, hat 
Herr Greiſer durch einen Zwiſchenruf kundgetan, 
was der Sinn dieſes Geſetzes iſt, daß es ſich ledig⸗ 
lich und allein gegen die werktätige Bevölkerung 
richten ſoll und richten wird. (Abg. Greiſer: Das 
habe ich nicht geſagt, infame Lüge! Glauben Sie 
doch nicht, daß Sie die werktätige Bevölkerung 
vertreten, Herr Raſchke!) Jawohl, das glauben 
wir nicht nur, ſondern das iſt Tatſache. Glauben 
Sie die werktätige Bevölkerung zu vertreten? 
(Zuruf des Abg. Greiſer.) Wenn Sie 4000 Er⸗ 
werbsloſen die Erwerbsunterſtützung rauben, 
glauben Sie, daß das eine Vertretung der werk⸗ 
tätigen Schichten iſt? (Abg. Greiſer: Ihr ſeid 
die Vertreter des Untermenſchentums!) Das Un⸗ 
termenſchtum ſitzt in Ihren Reihen, das hat 
ſich am Sonntag erwieſen. Beſter Beweis dafür 
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(Raſchke, Abgeordneter) : 

iſt Ihr Freund Skibbe. Glauben Sie, die In⸗ 
tereſſen der werktätigen Bevölkerung zu vertre⸗ 
ten. (Abg. Greiſer: Die vertreten wir!) Wenn 
Sie heute in dieſer Sitzung dem Zinswucher Tür 
und Tor öffneten, (Abg. Greiſer: Davon ver⸗ 
ſtehen Sie nichts!), oder wenn Sie bei den An⸗ 
geſtellten der Banken erklären, daß ſie ſich 8 Pro⸗ 
zent Lohnabzug bezw. Gehaltsabzug gefallen 
laſſen müſſen, — (Abg. Greiſer: Das iſt ja ge⸗ 
logen !), ſehen Sie, alles was wir hier erklären, 
erklären Sie als gelogen. And doch haben Sie, 
Herr Greiſer, erklärt: Wenn die Bankgewalti⸗ 
gen Deutſchblütige wären, könnte man den 
Sprozentigen Gehaltsabbau genehmigen, aber 
jetzt nicht, nachdem die Bankgewaltigen angeb- 
lich nur Juden und Polen ſind. (Abg. Greiſer: 
Ein wirres Gehirn!) Trotzdem auch eine An⸗ 
zahl Bankgewaltige Juden und Polen ſind, 
haben Sie zugegeben und zugelaſſen, daß den 
Bankangeſtellten 8 Prozent Gehalt gekürzt 
wurden. 

Das ſind Ihre Maßnahmen, die angeblich im 
Intereſſe der werktätigen Bevölkerung liegen. 
Es ließen ſich auf dieſem Gebiete hunderte ſolcher 
Fälle aufzeigen, aus denen klar und deutlich her⸗ 
vorgeht, daß Sie nicht daran denken, die Intereſ⸗ 
ſen der Werktätigen wahrzunehmen, aber umſo 
mehr die Intereſſen der Beſitzenden. Mit dieſem 
Geſetz ſoll noch mehr als bisher das Intereſſe der 
beſitzenden Klaſſe gewahrt werden. Der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung ſoll jede freie Meinung ge⸗ 
nommen werden. Nicht allein das, jeder Acht⸗ 
groſchenjunge, jeder Denunziant, iſt in der Lage, 
einen Referenten der Verſammlung, wenn er 
angeblich auch nur etwas gegen den Staat ge⸗ 
ſagt hat, dem Staatsanwalt auszuliefern. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß die Staatsmacht nur im⸗ 
mer gegen die oppoſitionelle Arbeiterſchaft ein⸗ 
geſetzt wird. Wenn dies Geſetz ſich gegen die So⸗ 
zialdemokraten und insbeſondere gegen die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei auswirkt, ſo ſteht doch feſt, 
daß, wenn die Sozialdemokraten in der Regie⸗ 
rung ſind, es nicht möglich ſein wird, etwas ge⸗ 
gen die nationalſozialiſtiſche Zeitung zu unter⸗ 
nehmen, gegen deren Verſammlungsredner uſw., 
weil die Juſtiz, ſelbſt wenn eine ſozialdemokrati⸗ 
ſche Regierung da iſt, ſich in den Händen der 
Nationalſozialiſten befindet. Nationalſoziali⸗ 
ſtiſch verſeuchte Richter ſprechen heute die Ar⸗ 
teile. Unter dieſen Umſtänden haben Sie ein 
Intereſſe daran, jetzt, ſolange noch Ihr Weizen 
blüht, das Geſetz anzuwenden, insbeſondere ge⸗ 
gen die Kommuniſten und hier und dort noch 
gegen die Sozialdemokratie. Wenn Sie aus der 
Regierung raus ſind, wiſſen Sie genau, daß es 
Sie nicht treffen wird. Aber wir wiſſen ſchon 
heute, daß dies Geſetz dann nur allein gegen die 
Kommuniſtiſche Partei angewandt wird. 


Wie man es verſteht, Arbeitervertreter dem 
Richter, dem Staatsanwalt auszuliefern, dafür 
nur ein kleines Beiſpiel. Am Sonntag hat ſich 
in Danzig alles mögliche abgeſpielt. National⸗ 
ſozialiſten haben wie die Blöden auf die Arbei⸗ 
ter herumgehauen. Nun bringen Sie einen Ar⸗ 
tikel. (Zwiſchenrufe rechts.) Ich will darauf nicht 
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eingehen, — nun bringen Sie einen Artikel in 
einem Extrablatt des Vorpoſtens, und erlauben 
ſich, darin zu erklären, daß nicht Sie die Angrei⸗ 
fenden waren, ſondern die Schutzbündler. (Abg. 
Greiſer: Sehr richtig!) Herr Greiſer, wenn alles 
ſo auf Wahrheit in Ihrem Artikel beruht, wie 
die Bemerkung, daß ich in einem polniſchen Auto 
geſehen worden bin, dann behaupte ich, daß an 
dem ganzen Artikel auch nicht ein Wort wahr iſt. 
Tatſächlich iſt daran auch nicht ein Wort wahr. 
(Erſtunken und erlogen! links.) Wenn Sie weiter 
behaupten, daß kurz vor der polniſchen Grenze 
der Abg. Plenikowſki verhaftet worden ſei, jo iſt 
das ebenfalls eine ſo ſtinkende Lüge, als wenn 
Sie ſchreiben, ich wäre im polniſchen Auto ge⸗ 
ſehen worden. Genau ſo iſt der ganze Artikel, der 
ſich mit den Sonntagsvorgängen beſchäftigt, er⸗ 
ſtunken und gelogen. (Sehr gut! links.) Aber 
wiſſen Sie, Herr Greiſer, Sie können ſich etwas 
verdienen. Sie brauchen doch Geld. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Ich verzichte darauf!) Wenn Ihnen der 
Nachweis gelingt, daß ich zu der Zeit, die Sie 
angeben, im Auto geſehen bin, dann zahle ich 
Ihnen zwei Monatsdiäten. 300 Gulden können 
Sie ſich verdienen. Ich glaube auch im Namen 
meines Genoſſen Plenikowſki zu ſprechen, wenn 
ich ſage, daß er Ihnen auch 300 Gulden bewil⸗ 
ligt, wenn es Ihnen gelingt, den Nachweis zu 
führen, daß er von der Polizei kurz vor der pol⸗ 
niſchen Grenze verhaftet worden ſei. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Da kann man ſehen, wie Ihr vom Groß⸗ 
kapital abhängig ſeid, wenn Ihr ſo mit dem 
Geld herumwerft!) Ich habe geſagt, daß ich zwei 
Monatsdiäten geben will. Ich kann ſie ſchwer 
entbehren. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Regen Sie 
ſich nicht auf. (Abg. Greiſer: Das iſt alles be⸗ 
zahltes Spitzeltum, mein Lieber!) Ich weiß be⸗ 
ſtimmt, daß Ihnen der Nachweis nicht gelingt, 
deshalb bin ich ſo großzügig. Aber ich weiß, daß 
Sie mit den polniſchen Spitzeln Ihrer Partei⸗ 
richtung in engſter Verbindung jtehen. Hohnfeldt 
war doch der Mann, und iſt es heute noch, der 
die beſte Verbindung mit Polen hat, und der 
ſeinerzeit an Straßburger herantrat um eine 
Freifahrt nach Warſchau. Das ſind Ihre Ver⸗ 
bindungen. Sie werden doch nicht leugnen kön⸗ 
nen, daß Sie das größte Intereſſe daran haben, 
mit den polniſchen Faſchiſten gemeinſam auf die 
Sowjetunion loszuſchlagen. Sie werden auch 
für dieſen Zweck Danzig als Aufmarſchgebiet an 
Polen ausliefern und Danzig an Polen preis⸗ 
geben und dafür ſorgen, daß das polniſche Mili⸗ 
tär ſich hier breit macht und den Danziger Staat 
in die Taſche ſteckt. (Abg. Greiſer: Deshalb ma⸗ 
chen wir zuerſt das Preſſegeſetz, das iſt Vorbedin⸗ 
gung! — Zwiſchenrufe und Unruhe.) 


Wie eng Sie mit Polen verbunden ſind, da⸗ 
für noch ein Beiſpiel. Am Sonntag, dem 17. 
Mai, dem Tage der Kreistagswahl, wurde von 
den braunen Mordbanden am Grünen Tor ein 
polniſcher Arbeiter überfallen. Ich weiß nicht, 
ob er heute noch im Lazarett liegt. Aber wenn er 
ſchon entlaſſen iſt, hat er ſchwerverletzt längere 
Zeit im Lazarett gelegen. Die „Volksſtimme“ 
berichtete darüber. Haben die Polen in dieſem 


— 


— 


(C) 


D) 


= 
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(Rafchte, Abgeordneter) 

Fall etwas unternommen? Haben ſie ſchon bei 
der Danziger Regierung interveniert, ob es zu⸗ 
trifft, daß ein polniſcher Arbeiter von den Dan⸗ 
ziger Mordbanditen niedergeſchlagen iſt? Man 
hat nichts davon gehört. Weshalb nicht? Weil 
das nur ein Arbeiter iſt. (Abg. Greiſer: Gehört 
der Arbeiter zum Bezirkskommando Jeruſalem?) 

Präſident: Herr Abg. Raſchke, ich bitte Sie, 
bei der Sache zu bleiben, wir ſind beim Preſſege⸗ 
ſetz. (Unruhe.) 

Raſchte, Abgeordneter (K. P.): Wenn Polen 
Wert darauf legen würde, daß polniſche Arbeiter 
in Danzig Schutz genießen, und nicht zulaſſen 
würde, daß ſie von den Danziger Nazis niederge⸗ 
ſchlagen, verletzt und verwundet werden, hätte 
Polen beſtimmt etwas unternommen, aber das 
Stillſchweigen der Polen beweiſt nur die enge 
Verbundenheit mit den Danziger Faſchiſten. Man 
will nicht zulaſſen, daß man feſtſtellt, die Danzi⸗ 
ger Regierung iſt der Knecht Polens, der Knecht 
des Völkerbundes und hat alles durchzuführen, 
was Polen und der Völkerbund von ihm verlan⸗ 
gen. Man will nicht zulaſſen, daß die Bevölke⸗ 
rung über die politiſchen Zuſammenhänge 
aufgeklärt wird. So ſoll der Boden für 
den Krieg gegen die Sowjetunion beſſer 
und ſchneller vorbereitet werden. Das iſt 
der Sinn des Geſetzes. Ich habe es ſchon ein⸗ 
gangs meiner Rede als ein Zuchthausgeſetz ge⸗ 
gen die werktätige Bevölkerung bezeichnet. Mit 
Hilfe dieſes Geſetzes werden Tauſende Danziger 
Arbeiter ins Gefängnis wandern. Sie bringen 


(B) hiermit zum Ausdruck, daß Sie die Aufgabe ha⸗ 


ben, nicht Wohnungen zu bauen, ſondern Zucht⸗ 
häuſer, um die werktätige Bevölkerung hinter 
dieſen Mauern verrecken zu laſſen. Wir haben 
ſchon bei der zweiten Leſung erklärt, daß wir 
uns nicht abhalten laſſen werden, nach wie vor 
der Regierung die Maske vom Geſicht zu reißen 
und der werktätigen Bevölkerung zu zeigen, da 
es nur eins gibt: Hinweg mit dieſer Regierung, 
Aufrichtung der Diktatur des Proletariats in 
Gemeinſchaft mit dem deutſchen und dem polni⸗ 
ſchen Proletariat! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Czarnecki. 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): M. D. u. H.! 

anzig hat als eine der wichtigſten baltiſchen 
Handelsmetropolen allen Anlaß, die im letzten 

ahr verwahrloſten öffentlichen Sicherheitszu⸗ 
ſtände auf dem ſchnellſten Wege zu verbeſſern. 
Das könnte auch meines Erachtens ohne beſon⸗ 
dere Schwierigkeiten geſchehen, wenn der Senat 
den Mut hätte, das Uebel an der Wurzel zu 
packen. 

Wir ſind leider in Danzig Zeugen einer 
merkwürdigen Taktik des Senats, der aus Re⸗ 
ſpekt vor der augenblicklichen parteipolitiſchen 
Konſtellation im Volkstag auf Umwegen ver⸗ 
ſucht, dieſe üblen Zuſtände in Danzig zu verbeſ⸗ 
ſern bzw. eine Beruhigung des öffentlichen Le⸗ 
bens in ſeinen Erſcheinungen ſowohl auf der 
Straße als auch in der Preſſe herbeizuführen. 
Es muß jedoch feſtgeſtellt werden, daß eine Ver⸗ 


wilderung des öffentlichen politiſchen Kampfes 
durch Inanſpruchnahme von Waffen und phyſi⸗ 
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ſcher Kraft in Danzig erſt eingetreten iſt, nach⸗ 
dem es leider eine politiſche Partei für nötig ge⸗ 
halten hat, ihre Mitglieder in Uniform zu 
ſtecken, um dadurch den Anſchein irgendwelcher 
Vergangenheiten zu erwecken. (Was geht Dich 
das an? rechts.) Selbſtverſtändlich mußte das 
Beiſpiel Nachahmung hervorrufen. Es iſt lo⸗ 
giſch und nicht zu umgehen, daß dadurch gegenſei⸗ 
tige Angriffe und Anfeindungen und was nicht 
ausbleiben kann, Verletzungen Danziger und 
polniſcher Bürger erfolgten und, was das 
Schlimmſte iſt, daß das menſchliche Leben gefähr⸗ 
det wurde. 

Das ſind natürlich Zuſtände, die ſich Danzig 
als eine freie Handelsſtadt nicht leiſten kann. Es 
wäre daher von jedem ruhigen Bürger zu erwar⸗ 
ten geweſen, daß der Senat in Anbetracht der 
exponierten Lage der Freien Stadt Danzig für 
ſich das Gebot politiſcher Klugheit in Anſpruch 
genommen hätte und dem Wunſch großer Teile 
der Danziger Bevölkerung entgegengekommen 
wäre, wenn er das Uebel bei der Wurzel gepackt 
und ein generelles Verbot für alle bewaffneten 
und uniformierten Parteiorganiſationen erlaſ⸗ 
ſen hätte. Die Freie Stadt Danzig ſteht unter 
den Auſpizien des Völkerbundes, der ſie im 
Augenblick etwaiger Not zu ſchützen wiſſen wird. 
Danzig hat zur Wahrung der öffentlichen Ord⸗ 
nung die dazu beſtellten Polizeiorgane. Andere 
bewaffnete Organiſationen ſind auf dem Ter⸗ 
rain der Freien Stadt Danzig entbehrlich und 
gefährden nur, wie die Tatſachen ergeben, die 
öffentliche Ordnung der Freien Stadt. 
Greiſer: Sehr richtig, z. B. die polniſchen Kriegs⸗ 
ſchiffe. Was wollen die auf der Weſterplatte? 
Die können alle entwaffnet und nach Polen über 
die Grenze geſchickt werden!) 

Das vorliegende Geſetz muß man daher als 
ein Verlegenheitsprodukt des Senats betrachten. 
Es iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß dies 
Preſſegeſetz nicht den erwarteten Erfolg zeitigen 
wird. Das Geſetz wird je nach der politiſchen 
Einſtellung der Regierungsparteien nur Anlaß 
zu Repreſſalien gegen andersdenkende Parteien 
und gegen die andersgerichtete Preſſe geben. Die 
polniſche Danziger Bevölkerung (Wo iſt die? 
rechts) hat vor allen Dingen berechtigte Beden⸗ 
ken gegen dieſe Vorlage und kann ihr bei dieſer 
kautſchukartigen Faſſung natürlich nicht zuſtim⸗ 
men. Um ſo mehr müßte doch der Senat, der, 
wie ich annehme, die ſchwierige Lage der Freien 
Stadt Danzig zu würdigen weiß, beſtrebt ſein, 
ſich den Ausſpruch des Außenminiſters Britan⸗ 
niens im Völkerbundsrat zu Herzen zu nehmen 
und ihn verwirklichen und nicht auf Umwegen, 
auf Scheinwegen, die innere Danziger Ordnung 
herzuſtellen verſuchen. 

Aus all dieſen Gründen erſuchen wir den Se⸗ 
nat, in Danzig ſtatt dieſes Geſetzes ein Verbot 
für bewaffnete, uniformierte Parteiorganiſatio⸗ 
nen zu erlaſſen. Wir werden das Preſſegeſetz in 
dieſer Faſſung ablehnen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Die allgemeine 
Ausſprache it geſchloſſen, da weitere Wortmel⸗ 
dungen nicht vorliegen. Wir kommen nunmehr 
zur Einzelberatung. Ich rufe den 8 1 auf und 


(Abg. (O) 
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(Vizepräſident Gaikowfki) 

eröffne die Ausſprache. Ich ſchließe ſie, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. (Abg. Brill: Ich be⸗ 
antrage namentliche Abſtimmung!) Wird die⸗ 
ſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung reicht 
aus. Ich bitte die D. u. H., die Plätze einzuneh⸗ 
men. Wer den § 1 annehmen will, bitte ich, 
eine Ja⸗Karte, wer fie ablehnt, eine Nein⸗Karte, 
und wer ſich der Stimme enthalten will, eine 
Karte mit „Enthalte mich“ abzugeben. Die na⸗ 
mentliche Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An 
ihr beteiligten“) fi 40 D. u. H.; davon ſtimm⸗ 
ten 39 mit Ja und eine Stimmenthaltung. § 1 
iſt damit angenommen. Ich rufe § 2 auf, er⸗ 
öffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer $ 2 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt 
die Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe 8 3 
auf. Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, 
da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich ſtelle 
feſt, daß 8 3 mit gleicher Mehrheit angenommen 
it. Ich rufe 8S 4 auf, eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. § 4 mit gleicher Mehrheit angenommen. 
Ich rufe § 5 auf, eröffne die Ausſprache und 
ſchließe fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Ich ſtelle feſt, daß 8 5 mit der gleichen Mehrheit 
angenommen iſt. Damit iſt der Artikel I erle⸗ 
digt. Ich rufe Artikel II auf, eröffne die Aus⸗ 
ſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wer Artikel II annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die Mehr⸗ 
heit. Artikel II iſt angenommen. Ich eröffne 
die Beſprechung über die Ueberſchrift, ich ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer die 
Ueberſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. Danke, das iſt die Mehrheit. Die 
Ueberſchrift iſt angenommen. Wir kommen nun⸗ 
mehr zur Schlußabſtimmung. (Abg. Brill: Ich 
beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? Die Unterſtützung 
reicht aus. Ich bitte, die Plätze einzunehmen 
und die Karten einzuſammeln. — Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall. Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An 
ihr beteiligten“) ſich 62 D. u. H. Davon ſtimm⸗ 
ten 39 mit Ja, 23 mit Nein. Das Geſetz iſt in 
dritter Leſung angenommen und damit verab⸗ 
ſchiedet. (Abg. Weber: Aber nicht mit Zwei⸗ 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 40, davon mit Ja 39, eine Stimmenthaltung. 
Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Burandt, Deutſch, 
Doering, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz Friedrich, Formell, 
Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Jahr, 
Kalitzke, Kurowski, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Bortrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, 
Dr. Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. R 
Der Stimme enthielt ſich: Abg. Gerhard Friedrich. 
Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing, 
Dr. Blavier, Brill, Czarnecki, Dumont, Fiſcher, Gehl, Joſeph, 
Frau Kalähne, Klingenberg, Kloſſowski, Kreft, Kruppke, 
angnau, Lendzion, Frau Malikowski, Mau, Moritz, Frau 
Müller, Plenikowkſi, Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt, 
bd Spill, Dr. Strunk, Stukowſki, Frau Totzki, Weber, 
erner. 
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drittel⸗Mehrheit!) Ich rufe Punkt 5 der Tages⸗ (© 


ordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
betr. Aenderung des Geſetzes über die 
Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 

Druckſache Nr. 298 zu Nr. 244. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich rufe den einzigen Artikel 
der Druckſache auf. Ich eröffne die Beſprechung 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wer dieſen Artikel annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er 
it angenommen. Ich rufe die Ueberſchrift auf. 
Ich eröffne und ſchließe die Beſprechung, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer die Ueber⸗ 
ſchrift annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. 
Wir kommen nun zur Schlußabſtimmung. Wer 
dies Geſetz in der Schlußabſtimmung annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Mehrheit. Das Geſetz iſt in dritter Leſung an⸗ 
genommen und erledigt. Ich rufe Punkt 6 der 
Tagesordnung auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Geſetzes über die Er⸗ 
richtung von Arbeitnehmerausſchüſſen. 

Druckſache Nr. 308. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Ich ſchlage dem hohen Hauſe vor, heute 
noch in die zweite Leſung einzutreten. Das kann 
nur geſchehen, wenn niemand widerſpricht. Abg. 


Raſchke: Wir widerſprechen!) Es iſt Widerſpruch (D) 


erhoben worden. Die Ueberweiſung an den So⸗ 
zialen Ausſchuß wird nicht gewünſcht. Dieſer 
Punkt der Tagesordnung iſt damit für heute er⸗ 
ledigt. Ich rufe den nächſten Punkt auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuer⸗ 
geſetzes. 

Druckſache Nr. 312 zu Nr. 292. Ich eröffne die 
Ausſprache, das Wort hat der Herr Abg. Greiſer. 

Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. 
u. H.] Mit dieſem Geſetzentwurf wird verſucht, 
einen Angleich an die beſtehenden Geſetze im 
Deutſchen Reich zu finden. Dieſer Geſetzentwurf 
bringt zweifellos im Gegenſatz zu dem früheren 
Geſetz über die Kraftfahrzeugſteuer verſchiedene 
Härten, die ſich zum großen Teil gerade dort 
auswirken, wo heute ſchon die wirtſchaftliche 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 62, davon mit Ja 39, mit Nein 23. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Burandt, Deutſch, 
Doering, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz Friedrich, Formell, 
Gaikowſki, Greifer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Jahr, 
Kalitzke, Kurowſki, Lemke, Malſch, a Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, 
Reuter, Schenk, Schütz, Schwarz, Schwegmann, Frau Dr. 
Semrau, Senftleben, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm, Weiß, 
Wittenberg, von Wnuck. h 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bartſch, Dr. Bing, Brill, 
Czarnecki, Fiſcher, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Kloſſowski, 
Kreft, Kruppke, Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, 
11 9 Schmidt, Serotzki, Spill, Stukowſki, Weber, 

erner. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Dr. Blavier, Dumont, 
Gerhard Friedrich, Frau Kalähne, Langnau, Lendzion, 
Plenikowſki, Rehberg, Dr. Strunk, Frau Totzki. 
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(Greiſer, Abgeordneter) 


(A) Lage derartig kataſtrophal iſt, daß eine abſolute 


(B 


— 


Exiſtenzgefährdung derjenigen Kreiſe, die im 
Zuſammenhang damit ihre Arbeit verrichten 
müſſen, vorhanden iſt. Ich meine vor allem die 
Kraftdroſchkenbeſitzer. Ich werde noch etwas 
ausführlicher auf die Wünſche dieſer Kreiſe zu 
ſprechen kommen. Aber auch andere Kreiſe er⸗ 
blicken in dieſem Geſetz eine Härte und teilweiſe 
eine Gefährdung ihrer Exiſtenz. 

Zunächſt ſind die Autobusunternehmer an 
mich herangetreten. Dieſe Leute ſind teilweiſe 
durch die Tätigkeit des früheren roten Senats 
ſchon gehandicapt worden, indem man verſchie⸗ 
dene Linien, die einwandfrei funktioniert ha⸗ 
ben, ich erinnere an die Linien Danzig —Letzkau 
und Danzig Bohnſack—Schiewenhorſt, durch 
neue Linien erſetzt hat bzw. daß man eine Kon⸗ 
kurrenzlinie geſchaffen hat. Man geht wohl in 
der Annahme nicht fehl, und das wird ja von 
kommuniſtiſcher Seite immer behauptet, daß 
durch die Errichtung einer Nebenlinie bis zur 
Bohnſacker Fähre den materiellen Intereſſen 
einiger Volkstagsabgeordneten gedient worden 
iſt. (Möchten Sie ſich vielleicht etwas genauer 
ausdrücken! links.) Man ſagt, daß der Herr Reh⸗ 
berg und, wie heißt doch der Pauker bei Euch? — 
Klingenberg. (Zwiſchenrufe links — Abg. Mau: 
Der Lump — Abg. Brill: Man jagt von eini⸗ 
gen Nationalſozialiſten, daß ſie verſucht haben, 
nach Polen Flugzeuge zu bringen!) 

Vizepräſident Gaikowſkti: Herr Abg. Mau, 
Sie haben den Abg. Greiſer einen Lumpen ge⸗ 
nannt, ich rufe Sie zur Ordnung., 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich habe 
geſagt, daß aus dem Volk, beſonders von kommu⸗ 
niſtiſcher Seite, dieſe Vorwürfe kommen. (Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) Herr Brill, Ihre Zwiſchenrufe 
ſind mir viel zu dumm, als daß ich mich ſachlich 
mit Ihnen auseinanderſetzen würde. (Zwiſchen⸗ 
rufe links.) Die Autobuslinie von Hoffmann, 
Schlawjinski u. Co. (Abg. Plettner: Was iſt mit 
Pakſchwer? — Große Unruhe. Abg. Plettner: 
Untermenſchentum!) Das Untermenſchentum 
ſitzt bei Euch, nicht bei uns. Darüber brauchen 
wir uns nicht zu unterhalten. Es ſteht alſo feſt, 
daß die Kraftomnibuſſe eine gerechtere Beſteue⸗ 
rung ihrer Betriebe fordern, und ich bitte den 
Senat, zu erwägen, ob es nicht möglich iſt, auch 
hierin in letzter Stunde einen Ausgleich zu fin⸗ 
den. Zu entſcheiden, ob es richtig erſcheint, daß 
man die Omnibuſſe ebenſo mit einer Steuerer⸗ 
mäßigung belegt wie die Kraftdroſchken, über⸗ 
laſſe ich dem Senat. Zweifellos ſtehen die Kraft⸗ 
droſchkenbeſitzer in einer erhöhten wirtſchaftlichen 
Exiſtenzgefährdung gegenüber den Kraftomni⸗ 
busbeſitzern. Wir haben das Vertrauen zum 
Senat, daß er den richtigen Ausgleich findet. 

Nun ſollen bei den Fahrzeughaltern, die 
mehr oder weniger das Gros der Fahrzeugbeſitzer 
darſtellen, und zwar bei den Motorradbeſitzern, 
einſchneidende Veränderungen vorgenommen 
werden. Man will gerade diejenigen Kreiſe, die 
auf Grund früherer Maßnahmen als Beſitzer 
kleiner Motorräder unter 200 cem ſteuerfrei wa⸗ 
ren, jetzt zu einer Zwangsſteuer veranlagen. 
Und zwar ſollen dieſe kleinen Motorräder, die 


mehr oder weniger bemittelten Arbeitern 
Angeſtellten gehören, einer Steuer unterworfen 
werden, die mindeſtens 20 Gulden im Jahr be⸗ 
trägt. Ich gebe dem Senat anheim, auszurech⸗ 
nen, ob das Aufkommen aus der Beſteuerung 
dieſer kleinen Krafträder für die Staatskaſſen 
ſo erheblich iſt, daß man hier tatſächlich heran⸗ 
gehen muß, oder ob es nicht einen Ausweg gibt, 
daß man die Motorräder unter 200 cem freiläßt. 
Ich gebe zu, daß bei der Fähigkeit der deutſchen 
Kraftfahrzeuginduſtrie ſehr bald Mittel und 
Wege gefunden werden, um auch derartig kleine 
Motorräder unter 100 cem auf den Markt zu 
bringen, die an Gebrauchsfähigkeit und Schnel⸗ 
ligkeit abſolut den Anſprüchen gerecht werden, 
die der kleine Angeſtellte und Arbeiter und auch 
der Sportsmann an ſolche Maſchinen zu ſtellen 
gewohnt iſt. 

Die Kraftdroſchkenbeſitzer werden beſtimmt 
am allermeiſten durch dieſe Steuer betroffen. 
Vor dem Kriege waren die Kraftdroſchkenbeſitzer 
vollkommen ſteuerfrei. Nach dem Kriege hat 
man ſie mit einer Steuerermäßigung bedacht, die 
bis jetzt 30 Prozent betragen hat. Der Senat 
glaubt durch dieſe Geſetzesvorlage und durch die 
in dieſer Vorlage enthaltenen Beſtimmungen, 
daß alte Wagen eine erhöhte Steuerermäßigung 
genießen, den Anſprüchen der Kraftdroſchkenbe⸗ 
ſitzer gerecht werden zu können. Die Geſetzesvor⸗ 
lage beſagt, daß alte Wagen, die vor 1919 gebaut 
ſind, außer der 30prozentigen Kraftdroſchkener⸗ 
mäßigung noch eine weitere Ermäßigung in 
Höhe von 50 Prozent genießen ſollen und vor 
dem Jahre 1923 gebaute Wagen eine Ermäßi⸗ 
gung von 25 Prozent. M. H. von der Regierung, 
Sie werden wohl nicht mit Recht behaupten kön⸗ 
nen, daß es viel Wagen im hieſigen Kraftdroſch⸗ 
kengewerbe gibt, die ein Baujahr unter 1919 
und 1923 haben. (Zuruf von der Regierungs⸗ 
bank: Das ſoll geändert werden!) Ich habe die 
Zuſage vom Senat, daß dies geändert werden 
ſoll, und ſtelle es ausdrücklich feſt. Die Kraft⸗ 
droſchken haben unter der erhöhten Konzeſſions⸗ 
erteilung ganz beſonders zu leiden. Bei dem Nie⸗ 
dergang der allgemeinen Wirtſchaftslage wird 
es mit Recht als Ungerechtigkeit empfunden, daß 
immer weiter Konzeſſionen ausgegeben werden, 
da die derzeitigen Konzeſſionsinhaber mit den 
beſtehenden Tarifen wirtſchaftlich nicht mehr 
weiter kommen. 

Wir möchten daher der Regierung anheim 
geben, von ſofort ab eine Konzeſſionsſperre zu 
verhängen und außerdem eine Nachprüfung der 
beſtehenden Konzeſſtonen vorzunehmen. Man 
hat mir geſagt, daß die Kraftdroſchken nur noch 
einen annehmbaren Verdienſt haben, wenn in 
Danzig Kongreſſe tagen oder beſondere Anläſſe 
vorhanden find, wie z. B. die Waldoper. Dieſe 
Verdienſtquelle, die ſowieſo ſchon ſelten iſt, wird 
aber noch dadurch geſchmälert, daß man bei Dies 
ſen Anläſſen noch Kraftomnibuſſe in den Dienſt 
ſtellt, ja, daß ſogar die Städtiſche Verkehrsgeſell⸗ 
ſchaft an ſolchen Tagen ihre eigenen Autobuſſe 
hinſendet. Ich möchte auch von dieſer Stelle aus 


den Senat bitten, den Kraftdroſchkenbeſitzern ihr 
Gewerbe nicht dadurch zu erſchweren, 
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(Greiſer, Abgeordneter) 

ihnen ſtaatlicher⸗ und ſtädtiſcherſeits die einzige 
Einnahmequelle, die ihnen bei ſolchen Gelegen⸗ 
heiten noch bleibt, nimmt. 

Weiterhin iſt es Tatſache, daß durch die 
Zwangshaftpflichtverſicherung, welcher die 
Kraftdroſchkenbeſitzer unterworfen ſind, eine 
wirtſchaftliche Härte dadurch entſtanden iſt, daß 
es bei dem geringen Verdienſt, auf den die 
Kraftdroſchken angewieſen ſind, es bisher nicht 
möglich war, die enormen Prämien für die 
Haftpflichtverſicherung aufzubringen. Im Durch 
ſchnitt, ſo habe ich mir ſagen laſſen, beträgt eine 
Haftpflichtverſicherungsprämie im Jahre 360 
Gulden. Es gibt eine Menge von Kraftdroſch⸗ 
kenbeſitzern, die dieſe Haftpflichtverſicherungs⸗ 
prämie ſchon zwei bis drei Jahre ſchulden, alſo 
mit der Prämienzahlung im Rückſtande ſind. 
Nun kann es täglich vorkommen, und iſt bereits 
auch geſchehen, daß irgend welche Havarien ein⸗ 
treten und dann die Verſicherungsgeſellſchaften 
auf Grund der rückſtändigen Prämienzahlung 
nicht mit der Summe herausrücken, die ſie eigent⸗ 
lich zahlen müßten. Der Fahrgaſt, der ein ſolches 
Fahrzeug benutzt, iſt alſo in Wirklichkeit nicht 
verſichert, weil er im Schadensfall, weil die Prä⸗ 
mie rückſtändig iſt, gar nicht in den Genuß der 
Schadensſumme kommt. Auch auf dieſem Gebiet 
muß unbedingt Remedur geſchaffen werden. Ich 
ſchlage deshalb vor, daß auf Regierungsſeite in 
Erwägung gezogen wird, die geſetzlich feſtgelegte 
Höchſtgrenze für die Haftpflichtverſicherung auf 
ein Maß herunterzuſchrauben, das ſich bei der 


* 


(83) Steuerzahlung erträglicher auswirkt. Die geſetz⸗ 


liche Höhe bei der Haftpflichtverſicherung iſt, 
glaube ich, 180 000 Gulden für Materialſchaden 
und eine entſprechende Summe für Menſchen⸗ 
ſchaden, die ich im Augenblick nicht genau weiß. 
Auf jeden Fall würde ein erträglicheres Maß 
der Haftpflichtſumme, alſo eine Herabſetzung, für 
die Kraftdroſchkenbeſitzer eine weſentliche Er⸗ 
leichterung bringen. Außerdem müſſen die Kraft⸗ 
droſchkenbeſitzer dann wie jeder andere Fahrzeug⸗ 
halter dieſelben Sätze bezahlen, wenn ſie ihre 
Fahrzeuge abnehmen laſſen. Für jedes Fahr⸗ 
zeug iſt eine jährliche Abnahme durch den 
Dampfkeſſelüberwachungsverein vorgeſehen. Wenn 
das Fahrzeug zum erſtenmal abgenommen wird, 
muß der Beſitzer 25 Gulden bezahlen, und bei 
der jährlichen Kontrolle nochmals 12 Gulden. 
Ich ſchlage vor, daß man die Kontrolle nicht wie 
bisher durch den Dampfkeſſelüberwachungsverein 
vornehmen läßt, ſondern, wie es früher üblich 
war, durch die Verkehrshundertſchaft der Schutz⸗ 
polizei. Wenn ein techniſcher Berater unumgäng⸗ 
lich notwendig erſcheint, ſo iſt es möglich, einen 
Ingenieur des Dampfkeſſelüberwachungsvereins 
mit einer ſolchen Dienſtſtreife der Schutzpolizei 
zuſammenzulegen, um den Kraftdroſchkenbe⸗ 
ſitzern einmal die Zeit für das Vorfahren zu 
erſparen und zweitens die Gebühren, die ſie da⸗ 
bei bezahlen müſſen. 

Wir Nationalſozialiſten möchten der Regie⸗ 
rung anheim geben, wie ich es ſchon bei der 


zweiten Leſung betont habe, daß man dies Geſetz 
zwar annimmt, aber in abgeänderter Form. Wir 
behalten uns ausdrücklich vor, noch bis zur drit⸗ 


Volkstag Danzig — 31. Sitzung. 


Dienstag, den 23. Juni 1931. 


ten Leſung Abänderungsanträge einzubringen, 
damit man ſich nicht damit befreundet, dem Ge⸗ 
ſetz eine allzu lange Lebensdauer zu geben. Man 
möge ſich bei der Regierung den Kopf zerbrechen, 
ob es nicht angebracht erſcheint, in dieſem kleinen 
Freiſtaat eine gewiſſe Pionierarbeit zu leiſten, 
die darauf hinausläuft, andere Steuerwege, die 
gerechter und auch einnahmereicher erſcheinen, zu 
gehen. Ich denke da insbeſondere wieder an die 
Benzinſteuer, die auf alle Größen und Wagen⸗ 
klaſſen verteilt, einen gerechteren Ausweg zu bie⸗ 
ten ſcheint, als der jetzige Kompromiß der Vor⸗ 
lage. Dieſe Geſetzesvorlage kann nicht endgültig 
ſein, ſondern nur ein Kompromiß, da im Moment 
nichts Beſſeres vorliegt. Daher ſind wir bereit, 
dieſen Kompromißweg zu gehen, die Geſetzesvor⸗ 
lage zunächſt in abgeänderter Form anzunehmen 
unter der ausdrücklichen Vorausſetzung, daß man 
beim Senat geeignete Wege ſucht, um zu einer 
gerechteren Beſteuerung zu kommen. (Bravo! 
rechts.) 

Vizepräſident Gaikowfki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Klingenberg. 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Der 
berufsmäßige Clown dieſes Parlaments hat es 
für notwendig erachtet, noch einmal einen alten 
Schwindel aufzuwärmen. 

Vizepräſident Gaikowfki: Herr Abg. Klingen⸗ 
berg, haben Sie einen Abgeordneten des Hauſes 
gemeint? (Abg. Klingenberg: Ich habe meinen 
unwürdigen Vorredner gemeint!) Dann rufe ich 
Sie zur Ordnung. (Abg. Greiſer: Das reizt mich 
nicht, wenn organiſierte Landesverräter und 
Schwindler mich ſo nennen!) M. D. u. H.! Ich 
habe vor einigen Tagen geſagt, daß dieſer Ton, 
wie er jetzt hier einzureißen ſcheint, von mir nicht 
geduldet wird, ganz gleich, von welcher Seite er 
kommt. Ich werde mich mit aller Schärfe dage⸗ 
gen wenden, daß Beleidigungen von der einen 
oder anderen Seite kommen. Ich bitte, ſich in an⸗ 
ſtändigen Worten auszudrücken. (Zwiſchenrufe.) 

Klingenberg, Abgeordneter (S. P. D.): Dieſer 
Schwindel iſt ſchon ſo oft widerlegt worden. Ich 
habe in meinem 7½ jährigen Parlamentsleben 
heute den erſten Ordnungsruf bekommen. Ich 
bin ſtolz darauf, daß ich ihn in dieſem Zuſam⸗ 
menhang erhalten habe. Jedenfalls iſt dieſer 
Schwindel von meiner Beteiligung an einem 
Autobusunternehmen, von irgend einem ma⸗ 
teriellen Vorteil meinerſeits ſchon ſo oft wider⸗ 
legt worden, daß es nichts ausmacht, wenn ein 
Herr von dem moraliſchen Niveau meines Vor⸗ 
redners das noch einmal aufwärmt. 

Im übrigen möchte ich ſagen, daß der Vor⸗ 
wurf, daß ein früheres Mitglied des Senats mit⸗ 
geholfen hat, eine Autobuslinie zu konzeſſionie⸗ 
ren, um dabei einen materiellen Vorteil zu 
haben, ſo ſchwerwiegend iſt, daß ich es eigentlich 
für notwendig erachtet hätte, wenn der präſidiale 
Takt des amtierenden Präſidenten es für richtig 
gehalten hätte, dieſen Vorwurf zurückzuweiſen. 
Da der Präſident dieſen Takt hat vermiſſen laſ⸗ 
ſen, mußte ich ſelbſt für meine perſönliche Ehre 
eintreten. (Große Unruhe. — Zurufe des Abg. 
Brill.) 
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Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Brill, ich 
nehme an, daß Sie meine Worte von vorhin be⸗ 
herzigen werden. (Zuruf des Abg. Brill.) Wir 
kommen nunmehr zur Abſtimmung über den 
Abänderungsantrag, der in Druckſache Nr. 316 
niedergelegt iſt, unterſchrieben von den Abg. 
Bertling, Dr. Anger, Greiſer, Weiß: 

1. 8 4 Abſatz 2 letzter Satz erhält folgende Faſſung: 

Die Steuer ermäßigt ſich um weitere 30 von 
Hundert des nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
feſtgeſetzten Betrages für Kraftdroſchken und ſolche 
Fahrzeuge, die für Kraftfahrſchulen Verwendung finden. 
Als ſolche gelten Perſonenkraftwagen mit nicht mehr 
als acht Sitzplätzen leinſchließlich Führerſitz), die der 
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öffnung des Konkurſes oder des gericht⸗ 

lichen Vergleichsverfahrens. 
Druckſache Nr. 318 zu Nr. 275. Ich rufe Ab⸗ 
ſchnitt 1 auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. Wir 
kommen zur Einzelberatung. (Abg. Jahr: Ich 
beantrage en⸗bloc-Abſtimmung!) Es iſt en⸗bloc⸗ 
Abſtimmung beantragt worden. Ich rufe die 
SS 1—101 mit ſämtlichen Ueberſchriften auf. Ich 
eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer die 88 1—101 
nach der Ausſchußvorlage annehmen will, bitte 


gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung nach behördlich 
en Taxen und der gewerbsmäßi gen Schulung 
des Kraftwagens dienen. 
2. Abſatz (3) wird geſtrichen. 
Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich danke, das 
iſt die Mehrheit. Wir ſtimmen nunmehr über 
den ſo geänderten Artikel 1 in der Druckſache 
Nr. 292 ab. Wer ihn annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit. Arti⸗ 
kel I ijt angenommen. Ich rufe Artikel II auf, 
eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer Artikel II an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
ie Mehrheit, er iſt angenommen. Ich rufe Ar⸗ 
tikel III auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe 
fie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer 
Artikel III annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe die Aeberſchrift auf, ich ſchließe 
die Beſprechung, da Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wer die Ueberſchrift annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, ſie iſt angenommen. Damit iſt dieſe Druck⸗ 
ſache Nr. 292 in zweiter Beratung angenommen. 
Ich rufe Punkt 6b auf: ; 
„Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Beitritt Danzigs zum Inter⸗ 
nationalen Abkommen über Kraftfahr⸗ 
zeugverkehr. 
Druckſache Nr. 313 zu Nr. 287. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wer den § 1 mit dem Abkom⸗ 
men annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich 
rufe § 1a auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
er ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
en. — Das iſt die Mehrheit; er iſt angenom⸗ 
men. Ich rufe § 2 auf. Ich eröffne und ſchließe 
die Beſprechung. Wer § 2 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. Ich darf wohl feſtſtellen, daß 
die Ueberſchrift mit der gleichen Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Damit iſt auch dies Geſetz in zwei⸗ 
ter Beratung angenommen. (Abg. Kurowſki: 
Ich beantrage dritte Leſung! — Abg. Raſchke: 
Wir widerſprechen!) Die dritte Leſung kann nicht 
ſtattfinden. Ich rufe Punkt 6e auf: 


Zweite Berat = 
are ung folgender Geſetzent 


ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ſie 
ſind angenommen. Damit iſt dies Geſetz in zwei⸗ 
ter Leſung angenommen. Wir kommen zu dem 
zweiten Geſetz über die Pflicht zum Antrag auf 
Eröffnung des Konkurſes oder des gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. (Abg. Jahr: Ich beantrage en=bloc-Abjtim- 
mung!) Es iſt en⸗bloc-Abſtimmung beantragt 
worden. Ich höre keinen Widerſpruch. Es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich rufe die Artikel I bis VI mit der 
Ueberſchrift auf. Wer ſie annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, ſie 
ſind angenommen. Damit iſt dies Geſetz in zwei⸗ 
ter Leſung angenommen. (Abg. Kurowſki: Ich 
beantrage dritte Leſung! — Abg. Raſchke: Wir 
widerſprechen!) Es iſt Widerſpruch erhoben wor⸗ 
den, die dritte Leſung kann nicht ſtattfinden. Ich 
rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 


Bericht des Rechtsausſchuſſes über den (D) 


Antrag des Abg. Raſchke u. Fr. auf Aen⸗ 
derung des Amneſtiegeſetzes. 
Druckſache Nr. 299 zu Nr. 255. Das Wort hat 
der Herr Abg. Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die Regie⸗ 
rung hat bei Beratung eines Antrages im 
Rechtsausſchuß erklärt, daß ſie den $ 2 des Am⸗ 
neſtiegeſetzes nicht aufhebe, ſondern ihn nach wie 
vor weiter beſtehen laſſen will, d. h. daß ein Teil 
der Arbeiter, die unter die Amneſtie fallen ſol⸗ 
len, nicht amneſtiert werden dürfen, insbeſondere 
nicht ſolche Arbeiter, die im wirtſchaftlichen 
Kampf gegen die Unternehmer ihren Mann ge⸗ 
ſtanden haben und mit allen Mitteln beſtrebt 
waren, ihre ſoziale Lage zu verbeſſern. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß, wenn die Regierung dieſe 
Arbeiter nicht amneſtiert, es ein Racheakt iſt, 
weil dieſe Arbeiter es gewagt haben, für Frau 
und Kinder einzutreten, um ihnen eine beſſere 
Ernährung zu verſchaffen. Auf der andern Seite 
muß man aber feſtſtellen, daß diejenigen, die die 
Arbeiter überfallen und blutig ſchlagen, die die 
Arbeiter niedertrampeln, nicht einem Strafver⸗ 
fahren unterworfen werden, ſo daß man es des⸗ 
halb auch nicht nötig hat, ſie zu amneſtieren. 

Noch ein anderer Punkt kommt hinzu. Es 


ſind nämlich zwei Arbeiter in Ließau, die auch 
nicht unter dieſe Amneſtie fallen ſollen. Sie ſind 
inzwiſchen zu den Nationalſozialiſten überge⸗ 
ſchwenkt und glauben, dort beſſer vorwärts zu 
kommen. Dieſe beiden Arbeiter werden beſtimmt 


I. über den Vergleich zur Abwendung des 
Konkurſes (Vergleichsordnung), 


amneſtiert, trotzdem das Gericht auch für ſie die 
Daraus geht hervor, 


Amneſtie abgelehnt hat. 


II. über die Pflicht zum Antrag auf Er⸗ (O) 


(A) 
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daß man auch hier mit zweierlei Maß mißt und 
der Partei das größte Entgegenkommen zeigt, die 
immer wieder zum Ausdruck bringt und durch 


ihre Tat beweiſt, daß ſie die Intereſſen der Aus⸗ 


(8) geſchloſſen, 


beuter und der beſitzenden Klaſſe vertritt. Das 
wollte ich feſtſtellen. 

Darüber hinaus erklären wir als revolutio⸗ 
näres Proletariat, daß trotz des Verſagens der 
Amneſtie die Arbeiter, die gezwungen ſind, ihre 
Strafe anzutreten, nicht einen Fußbreit von der 
revolutionären Linie abweichen werden. Im Ge⸗ 
genteil, die Strafe wird ihre Geſinnung nur noch 
erhärten. Sie bleiben nach wie vor Kämpfer für 
die Intereſſen der Werktätigen. Wenn die Re⸗ 
gierung der Meinung iſt, daß ſie mit ihren dra⸗ 
koniſchen Strafen den Kampfesmut, den Kamp⸗ 
feswillen der werktätigen Schichten brechen kann, 
dann irrt ſie ſich. Im Gegenteil, je ſchärfer der 
Druck, je ſchärfer die Maßnahmen gegen die Ar⸗ 
beiter, umſo größer der Kampfesmut, umſo grö⸗ 
ßer der Kampfeswille, der ſchließlich die Formen 
annehmen wird, die notwendig ſind, dies Syſtem 
trotz Nationalſozialiſten, trotz Polizeiterror und 
trotz der unverſchämten Klaſſenjuſtiz hinwegzu⸗ 
räumen, die jetzt hier in Danzig beſonders gegen 
die Arbeiter angewandt wird. Das alles wird 
die Arbeiterſchaft nicht hindern, den Kampf wei⸗ 
terzuführen und ſchließlich ſo zu führen, daß das 
Ziel in allernächſter Zeit erreicht iſt: Hinweg 
mit der Ausbeutung und hinweg mit der Unter⸗ 
drückung und Klaſſenjuſtiz! 

Vizepräſident Gaikowſki: Die Ausſprache iſt 
da weitere Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wir kommen nunmehr zur Abſtim⸗ 
mung. Ich laſſe über den Antrag in Druckſache 
Nr. 255 abſtimmen, weil ich poſitiv abſtimmen 
laſſen muß. Wer den Antrag des Abg. Raſchke 
in Druckſache Nr. 255 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe Punkt 8 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung des Diſzipli⸗ 
narverfahrens gegen einen Abgeordneten. 

Druckſache Nr. 305. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. (Zu⸗ 
rufe des Abg. Raſchke.) Dann ſtellen Sie den 
Antrag, ich brauche ihn nicht zu ſtellen. (Abg. 
Raſchke: Ich beantrage Ueberweiſung an den 
Rechtsausſchuß!) Es iſt der Antrag geſtellt, die 
Druckſache Nr. 305 dem Rechtsausſchuß zu über⸗ 
weiſen. Es erfolgt kein Widerſpruch, es iſt ſo 
beſchloſſen. (Zuruf des Abg. Gehl.) Ich rufe 
Punkt 9a der Tagesordnung auf: 

Berichte des Rechtsausſchuſſes über An⸗ 
träge auf Strafverfolgungen gegen Abge⸗ 
ordnete. 

Druckſache Nr. 295 zu Nr. 246. Ich eröffne die 
Ausſprache und ſchließe ſie, da keine Wortmel⸗ 
dungen vorliegen. Wer den Antrag auf Straf⸗ 
verfolgung in Druckſache Nr. 246 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Ge⸗ 
genprobe. — Das erſte war die Majorität, der 
Antrag iſt angenommen. Ich rufe Punkt 9b auf, 
Druckſache Nr. 300 zu Nr. 226. Ich eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da keine Wortmeldun⸗ 
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gen vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Wer den Antrag in Druckſache Nr. 226 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das Büro iſt ſich nicht einig. 
Ich möchte nicht allein entſcheiden, wir kommen 
daher zur Auszählung. Ich bitte die D. u. H., 
den Saal zu verlaſſen und wer mit Ja ſtimmt, 
durch die Ja⸗Tür, wer mit Nein ſtimmt, durch 
die Nein⸗Tür und wer ſich der Stimme enthalten 
will, durch die Tür mit der Aufſchrift „Enthalte 
mich“ wieder hereinzukommen. Ich bitte die 
Beiſitzer, die Auszählung vorzunehmen. Die 
Abſtimmung beginnt. — Die Abſtimmung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. An ihr haben ſich 58 D. u. H. beteiligt, 
davon ſtimmten 35 mit Ja, 23 mit Nein. Die 
Strafverfolgung in Druckſache Nr. 226 iſt geneh⸗ 
migt. Ich rufe die Strafverfolgung unter c) auf, 
Druckſache Nr. 301 zu Nr. 235. Ich eröffne die 


Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 
Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Bei allen 


Strafverfolgungen bis auf die eine in Druckſache 
Nr. 236 war ſich der Rechtsausſchuß darin einig, 
daß die Strafverfolgungen nicht zu genehmigen 
wären. Heute müſſen wir feſtſtellen, daß, trotz⸗ 
dem dieſe Strafverfolgungen rein politiſchen Ur⸗ 
ſprungs ſind, ſie nicht nur von den Deutſchnatio⸗ 
nalen und vom Zentrum, ſondern auch von den 
Nationalſozialiſten genehmigt werden, die im 
Ausſchuß erklärten, daß ſie die Strafverfolgung 
nicht freigeben würden. M. D. u. H.! Es ſpottet 
jeder Beſchreibung, was hier in dieſem hohen 
Hauſe durchgeführt wird. Eine Strafverfolgung p) 
gegen den Abg. Greiſer, weil er wie ein Berſer⸗ 
ker auf Verſammlungsteilnehmer in Tiegenhof 
losgeſchlagen hat, ohne daß die Verſammlung be⸗ 
reits eröffnet war, wurde nicht genehmigt. 
Schon vorher wurden die Verſammlungsteilneh⸗ 
mer tyranniſiert und mit Stöcken blutig geſchla⸗ 
gen. Herr Greiſer als Anführer in dieſem 
Kampf ſoll ſtrafverfolgt werden, aber das Zen⸗ 
trum erklärt, daß dies eine politiſche Sache ſei, 
und man die Strafverfolgung nicht freigeben 
dürfe. Dieſer Roheitsakt wird von dem Zen⸗ 
trum, von der Pfaffenpartei, als ein politiſcher 
erklärt. Solch eine Unverſchämtheit kann man 
ſich nur in dieſem Haus erlauben. Hier, wo es 
ſich tatſächlich um rein politiſche Urſachen han⸗ 
delt, werden nicht nur von dem Zentrum, ſon⸗ 
dern auch von den Deutſchnationalen und Natio⸗ 
nalſozialiſten die Strafverfolgungen freigegeben. 
Pfui Teufel über ſolche gemeine Geſinnung! 
(Sehr gut! links.) Haben Sie überhaupt noch 
eine Geſinnung? Ein Menſch, der heute ſo han⸗ 
delt und morgen ſo, iſt für mich kein charakter⸗ 
voller Menſch, ſondern ein Lump. Das will ich 
Ihnen geſagt haben. 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Raſchke, 
haben Sie mit dieſem Ausdruck einen Abgeord⸗ 
neten gemeint? (Abg. Raſchke: Die Fraktion 
der Nationalſozialiſten!) Haben Sie einen be⸗ 


ſtimmten Abgeordneten gemeint? (Abg. Raſchke: 
Genügt Ihnen meine Antwort nicht?) Dann 
rufe ich Sie zur Ordnung. (Abg. Kloßowſki: 
Und die ganze ſozialdemokratiſche Fraktion wird 
immer Landesverräter genannt!) u 
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Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Daraus geht 
hervor, daß der Senat ein reiner Naziſenat ge⸗ 
worden iſt. Er hat beſtimmt den Nazis auf an⸗ 
derem Gebiet Konzeſſionen gemacht, die ſich gegen 
die werktätige Bevölkerung auswirken werden. 
Beſtimmt ſind noch ein paar Dutzend dieſer 
Mordbanditen mit Waffenſcheinen verſehen 
worden, um die Arbeiter niederknallen zu kön⸗ 
nen. Auf Grund dieſer Tatſache haben ſich dieſe 
Mordbanditen bereit erklärt, hier die Immuni⸗ 
tät für die Abgeordneten aufzuheben. Ich kann 
Ihnen ſagen, daß wir trotzdem unſern Stand⸗ 
punkt nach wie vor vertreten werden. Mögen 
Sie den zur Zeit vorhandenen Redakteur der 
„Danziger Arbeiterzeitung“ ins Gefängnis 
ſtecken, die Zeitung wird trotzdem das ſchreiben, 
was ſie ſchreiben will. Sie wird dieſe Korrup⸗ 
tion, dies Syſtem, das berufen iſt, eine Schicht 
der Volksvertretung zu beſtechen, damit ſie heute 
ſo und morgen ſo ſtimmt, bis zum Ende entlar⸗ 
ven. Die werktätige Bevölkerung wird ſehen, 
was für ſchofle Geſellen in der Fraktion der Na⸗ 
tionalſozialiſten ſitzen. 


Vizepräſident Gaikowſki: Die Ausſprache iſt 
geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen nicht vor⸗ 
liegen. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich laſſe 
zunächſt über den Antrag in Druckſache Nr. 235 
abſtimmen. Wer für den Antrag iſt, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Bitte um die Gegenprobe. — 
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Der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe Punkt 9d 
auf, Antrag auf Strafverfolgung laut Druckſache 
Nr. 302 zu Nr. 236. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorlie⸗ 
gen. Wir kommen zur Abſtimmung über den 
Antrag in Druckſache Nr. 236. Wer ihn anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Bitte um 
die Gegenprobe. — Das erſte war die Mehrheit, 
der Antrag iſt genehmigt. Ich rufe die Straf⸗ 
verfolgung unter Punkt 9 e auf, Druckſache Nr. 
303 zu Nr. 245. Ich eröffne die Ausſprache und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. 
Wer den Antrag in Nr. 245 annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — (Abg. Kloßowſki: Die wiſ⸗ 
ſen ja nicht, wie fie ſtimmen!) Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Das erſte war die Mehrheit, der 
Antrag iſt angenommen. Wir ſind am Schluß 
unſerer Tagesordnung angelangt. Ich ſchlage 
vor, die nächſte Sitzung, am Donnerstag, den 
25. Juni 1931, 15.30 Uhr, mit folgender Tages⸗ 
ordnung abzuhalten: 
1. Erſte und zweite Beratung des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes. Druckſache Nr. 317. 
Zweitens bitte ich um die Ermächtigung für den 
Herrn Präſidenten, die Eingaben, die noch in den 
Ausſchüſſen ſind, mit auf die Tagesordnung zu 
ſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo be⸗ 
ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 18 Uhr.) 


(B) 


(A) 


(B 
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Die Sitzung wird 15 Uhr 50 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowfki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; Stellv. Präſident des Senats Dr. 
Wiercinſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. Hoppenrath, 
Schwegmann; Oberregierungsrat Mundt. 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich eröffne die 
32. Vollſitzung. Zur Geſchäftsordnung hat das 
Wort der Herr Abg. Langnau. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Ich beantrage, 
daß die zweite Beratung des Ermächtigungsgeſetzes 
heute von der Tagesordnung abgeſetzt wird. 

Vizepräſident Gailowſki: Herr Abg. Langnau, 
es iſt bereits in der letzten Sitzung des Volkstages 
darüber abgeſtimmt worden, daß dieſe Tages⸗ 
ordnung heute beraten wird. (Abg. Langnau: 
Trotzdem kann es beantragt werden!) Beantragen 
können Sie es. Ich werde darüber abſtimmen laſſen. 
Wer für den Antrag des Herrn Abg. Langnau iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, 
der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe jetzt den erſten 
Punkt der Tagesordnung auf: 

Erſte und zweite Beratung eines Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes. 

Druckſache Nr. 317. 

Ausſprache. 


Präſident des Senats Dr. Ziehm. 
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ſondern find geeignet, Danzigs Freiheit und Selb⸗ (P) 


ſtändigkeit zu gefährden. Die internationale Lage 
des Freiſtaates iſt beſonderer Art. Wir haben auf 
Grund des Verſailler Vertrages beſondere vertrag⸗ 
liche Bindungen eingehen müſſen, für deren Einhal⸗ 
tung wir verantwortlich ſind. Es ſind ſich anſchei⸗ 
nend nicht alle in Danzig über die aus unſerer Lage 
entſpringenden Notwendigkeiten klar und über die 
Gefahren, die uns drohen, wenn wir in Danzig 
15 ee Ruhe und Ordnung halten. (Zuruf 
inks. 

Die Frage der Sicherheit in unſerem Staat hat 
bei den letzten Verhandlungen vor dem Völker⸗ 
bundsrat in Genf über die Beziehungen zwiſchen 
Danzig und Polen eine außerordentlich wichtige 
Rolle geſpielt. (Abg. Spill: Sehr richtig!) Im 
September ſteht die Frage wiederum auf der Ta⸗ 


D |gesordnung des Rates. Es find alſo die Augen der 


Welt auf Danzig gerichtet, mögen alle Bewohner 
Danzigs deſſen ſtets eingedenk ſein. Störungen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung erſchweren die 
verantwortungsvolle und ſchwierige Aufgabe der 


A Danziger Vertretung, die Intereſſen unſeres Staa⸗ 


tes zu vertreten und gefährden die Anabhängigkeit 
unſeres Staates. Der Staat darf es nicht dulden, 
daß politiſche Gegenſätze von den widereinander 
ſtreitenden Parteien mit der Waffe in der Hand 
ausgefochten werden, wenn der Staat ſich nicht 
ſelbſt aufgibt. 

Die Regierung hat am 16. April in einem Auf⸗ 
ruf an die Bevölkerung darauf hingewieſen, daß dem 
Recht der verfaſſungsmäßig garantierten Meinungs⸗ 
freiheit die Pflicht der Achtung fremder Aeberzeu⸗ 
gung gegenüber ſteht und daß derjenige, der ſich zu 
Gewaltätigkeiten gegen Andersdenkende hinreißen 
läßt, ſich ſelbſt außerhalb der Geſetze ſtellt und ſich 
am Lebensrecht unſeres Staates verſündigt. (Abg. 
Kloßowſki: Merken Sie ſich das da drüben!) Die 
Regierung hat an die Bewohner Danzigs den ern⸗ 
ſten Appell gerichtet, ſtrengſte Selbſtdiſziplin zu 
üben und hat erklärt, gegen Friedensbrecher die 
ſtaatlichen Rechtsmittel ohne Anſehen der Perſon 


einzuſetzen. (Zurufe links.) Dieſe Mahnung, 
D. u. H., iſt von gewiſſen Kreiſen unbeachtet ge⸗ 
blieben. (Zwiſchenrufe.) 


Ich möchte bei dieſer Gelegenheit nicht unter- 
laſſen, allerlei Gerüchten entgegenzutreten, die in 
den letzten Tagen teilweiſe durch die Preſſe, teil- 
weiſe von Mund zu Mund weitergegeben werden 
und in denen behauptet wird, es hätte für Danzig 


Ich eröffne die allgemeine in den letzten Tagen eine beſondere äußere Gefahr 
Das Wort hat zunächſt der Herr beſtanden, zu deren Bannung beſondere Schritte der 


Parteien notwendig geweſen ſeien. Dieſe Gerüchte 


„Dr. Ziehm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! ſind vollſtändig unbegründet. Weder hat eine be⸗ 
Der Senat legt Ihnen den Entwurf eines Ermäch- ſondere Gefahr beſtanden, noch haben Stellen außer- 
tigungsgeſetzes zur wirkſamen Aufrechterhaltung halb der Regierung irgend welche Schritte zu ihrer 
der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit vor. Behebung zu unternehmen brauchen oder unter⸗ 
Die innerpolitiſchen Streitigkeiten zwiſchen den poli⸗ nommen. Die Regierung iſt ſich ihrer Pflicht und 


tiſchen Verbänden haben in den letzten Tagen For⸗ 
men angenommen, denen unbedingt Einhalt geboten 
werden muß, wenn nicht der Staat ſchweren Scha⸗ 
den leiden joll. Es iſt zu Zuſammenſtößen von poli- 
tiſchen Organiſationen gekommen, bei denen ſchwere 


Verantwortung in allen Lagen voll bewußt. Sie 
iſt aber auch entſchloſſen, mit feſter Hand durchzu- 
greifen, um ſolchen Ausſchreitungen, wie ſie unlängſt 
vorgekommen ſind, ein für alle Mal ein Ende zu 
bereiten. (Bravo! rechts.) Wir ſind überzeugt, 


Verſtöße gegen die öffentliche Ruhe und Sicher- daß wir dabei die überwiegende Mehrheit der Be⸗ 
heit erfolgt find. Schwere Verletzungen der Be- völkerung hinter uns haben, welche dem politiſchen 
teiligten find zu beklagen. Solche Vorgänge ſchä⸗ Rowdytum abhold iſt. Die Danziger Bevölkerung 
digen nicht nur das Anſehen unſeres Freiſtaates, iſt an ſich ruhig und friedliebend. Sie verabſcheut 


00) 


(A 


— 


(B) 
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ſolche Methoden von Raufbolden, die den inneren 
und äußeren Frieden gefährden, (Zuruf des Abg. 
Klingenberg.) und der Organiſation, der ſie ſelbſt 
angehören, Schande machen, ja deren Exiſtenz aufs 
Spiel ſetzen. Die Regierung hat mit großer Mühe 
und Opfern aller Teile der Bevölkerung die Ord— 
nung in den Staatsfinanzen wieder hergeſtellt. Die 
Regierung hat damit die Grundlage zur Fortfüh- 
rung geordneter Verhältniſſe und zur Erfüllung der 
finanziellen Pflichten des Staates insbeſondere ge- 
genüber den Staatsbedienſteten und den Fürſorge⸗ 
empfängern geſchaffen, die in Gefahr waren, mit 
dem finanziellen Zuſammenbruch des Staates ihre 
Anſprüche zu verlieren. Dem Staat iſt die Erfül⸗ 
lung ſeiner ſozialen Pflichten nur möglich bei Er- 
haltung öffentlicher Ruhe und Sicherheit. Darum 
liegt die durch die Vorlage geforderte Verſtärkung 
der Staatsgewalt, insbeſondere auch im Intereſſe 
des von der Leiſtungsfähigkeit des Staates abhän⸗ 
gigen Teils der Bevölkerung. Sie liegt im Inter⸗ 
eſſe der geſamten Arbeiterſchaft; denn die Erhal⸗ 
tung der Ordnung iſt Vorausſetzung für die Auf⸗ 
rechterhaltung der wirtſchaftlichen, ſtaatlichen und 
privaten Betriebe, die dem Arbeiter Lohn und Ar- 
beit geben. (Zurufe.) 

Anſerer Polizei iſt es bisher reſtlos gelungen, 
die durch die Zuſammenſtöße geſtörte Ruhe und 
Ordnung in kürzeſter Zeit wieder herzuſtellen. 
(Bravo! rechts.) Es hat ſich auch gezeigt, daß wir 
eine Polizei haben, die ihrer Aufgabe in allen 
Fällen voll gewachſen iſt. Die Polizei hat in allen 
Fällen durch tatkräftiges Eingreifen alle Ausſchrei⸗ 
tungen energiſch unterdrückt und die Ordnung ſchnell 
wieder hergeſtellt. Dafür verdient ſie Anerkennung 
und Dank. (Lebhaftes Bravo! rechts.) Die Poli- 
zei tut ihren verantwortungsvollen, ſchweren Dienſt 
in treuer Pflichterfüllung. Es iſt aber auch Pflicht 
der Regierung, die Polizei gegen unberechtigte An⸗ 
griffe, die aus politiſchen und tendenziöſen Gründen 
erhoben werden, und die geeignet ſind, die Staats⸗ 
autorität zu untergraben und dem Staat, ſchweren 
Schaden zuzufügen, in Schutz zu nehmen. (Zwiſchen⸗ 
rufe links. Zuſtimmung rechts.) Das iſt wohl 
vereinbar mit der Forderung, gegen pflichtwidrige 

eamte mit Nachdruck einzuſchreiten. Die Schutz⸗ 
polizei, m. D. u. H., unterſtützt durch eine vortreff⸗ 
lich ausgebildete Reſerve der Einwohnerwehr, iſt in 
der Lage, unter allen Umſtänden die Sicherheit zu 
gewährleiſten. 

Der Staat hat aber die Pflicht, Vorſorge zu 
treffen, daß Ausſchreitungen, wie ſie vorgekommen 
ſind, von vornherein unterbunden werden. Die 
Duelle dieſer Ausſchreitungen liegt in einer uner⸗ 
hörten öffentlichen politiſchen Verhetzung, welche 
ſum Feil durch eine Preſſe geſchürt wird, (Das 
agen Sie nach rechts! — Siehe die Nazis! links.) 
die vor keiner Verdrehung und keiner Gehägßigkeit 
zurückſchreckt (Vorpoſten! links. — Anruhe.) und den 
Intereſſen des Staates ſchadet. Dieſer Verhetzung 
entaegenzufreten iſt das am Dienstag verabſchiedete 
Geſetz betr. die Verſchärfung der preſſerechtlichen 
Beſtimmungen geſchaffen. 

. D. u. H.! Mit dem heute vorliegenden Ge- 
ſetzentwurf fordert der Senat vom Volkstag zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit die 
Ermächtiaung, im Rahmen der Verfaſſung auf 


weiteren Gebieten die beſtehenden Beſtimmungen, 
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insbeſondere die Strafbeſtimmungen zu verſchärfen. () 


(Abg. Weber: Sie wenden ſie doch nicht auf der 
richtigen Seite an!) Das gilt insbeſondere für das 
Vereins- und Verſammlungsrecht. Auch find Be- 
ſtimmungen notwendig zur Verhütung des Miß— 
brauchs der Führung von Waffen. (Wer hat ihnen 
die Waffen gegeben? links — Große Unruhe.) Die 
Machtmittel des Staates müſſen verſtärkt werden, 
(Andauernde Zwiſchenrufe des Abg. Kloßowfki), 
dem Staate muß die Möglichkeit zum ſchnellen und 
fühlbaren Durchgreifen gegeben werden. Es fehlt 
bisher an Strafbeſtimmungen gegen den Verſtoß 
gegen das Anmeldegebot von Verſammlungen. Die 
Strafen wegen des unerlaubten Waffentragens ſind 
für die heutige Zeit unzureichend. (Sehr gut! 
rechts.) 

M. D. u. H.! Eile tut not. Auf dem Wege der 
ordentlichen Geſetzgebung iſt es nicht möglich, in der 
erforderlichen Kürze der Zeit die nötigen Beſtim— 
mungen durchzubringen, zumal der Volksteg beab- 
ſichtigt, Anfang Juli in die Ferien zu gehen. Die 
Verordnungen müſſen, um wirkſam einer Wieder- 
holung der Ausſchreitungen vorzubeugen, ſo ſchnell 
wie möglich erlaſſen werden. (Andauernde Zwi- 
ſchenrufe links) Insbeſondere find ſchleunige An- 
ordnungen nötig, um dem Mißbrauch der Waffen- 
führung, beſonders bei den uniformierten politiſchen 
Organiſationen, zu begegnen. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, muß aber gegenüber 
Mißdeutungen ausdrücklich betont werden, daß die 
von dem Senat geforderte Verſtärkung der ſtaat⸗ 
lichen Machtmittel unparteiiſch angewendet werden 
oll. (Große Anruhe links Wer Ihnen das 
glaubt! links — Abg. Raſchke: Eine Anverſchämt⸗ 

eit iſt das!) M. D. u. H.! Dieſer Satz ſcheint au] 
iderſpruch bei Ihnen zu ſtoßen. (Abg. Mau: Sie 
können nicht mehr ernſt genommen werden!) Der 
Schutz des Staates ſoll jedem zuteil werden. Jeder 
Danziger Bürger, (Andauernde Zwiſchenrufe und 
große Anruhe links) jeder Fremde, der unter uns 
wohnt, hat Anſpruch auf den Schutz und kann Ge— 
wißheit haben, daß ihm der Schutz zuteil wird. 
(Heiterkeit links und Zwiſchenrufe. — Abg. Mau: 
Das iſt ein unſinniges Benehmen, das Sie hier auf- 
führen!) Ich will abwarten, ob Sie auch dem fol- 
genden widerſprechen. Auf der andern Seite wird 
die Schärfe des Geſetzes mit aller Strenge gegen 
jeden angewendet werden, (Abg. Weber: Beweiſen 
Sie das erſt einmal! — Fortgeſetzte Zwiſchenrufe 
des Abg. Kloßowſfki), der die Geſetze verletzt und 
der die Ruhe und Ordnung ſtört, ohne Anſehen der 
Perſon, ohne Rückſicht — auch das muß gegenüber 
Mißdeutungen mit aller Klarheit und Schärfe be- 
tont werden — ohne Rückſicht auf die parteipoliti⸗ 
ſche Einſtellung, getreu der dem Senat nach der 
Verfaſſung obliegenden Pflicht, das ihm anver⸗ 
traute Amt gewiſſenhaft zu führen und das Geſetz, 
vor dem nach der Verfaſſung alle Staatsbürger 
gleich ſind, getreu zu beachten. (Sehr richtig! 
rechts.) N 

Die Regierung richtet an den Volkstag die drin- 
gende Mahnung, ihr die in der Vorlage erbetenen 
Vollmachten, die zur Erhaltung der Ordnung und 

icherheit des Staates unbedingt erforderlich find, 
fo ſchleunig wie möalich zu erteilen. Brapo! 
rechts. — Abg. Klingenberg: Das war die Erklä⸗ 
rung eines politiſchen Mephiſto! — Anruhe links.) 


— 


D) 


(A) 


Herr Abg. Brill. 
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Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
(Die nationalſozialiſtiſchen Ab⸗ 
geordneten verlaſſen den Saal. — Bravo, daß Sie 
rausgehen! links. — Große Unruhe.) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): 


ſoviel Reſpekt beigebracht habe, daß ſie ſich heute 
ſcheuen, die Wahrheit zu hören und lieber hinaus⸗ 
gehen. Aber Herr Präſident, ich weiß nicht, ob die 
Erklärung, die Sie hier heute abgegeben haben, 


Zuerſt ſtelle 
ich feſt, daß ich doch ſchon den Nazi-Mordhelden 
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Ordnung und ſeinem Vorſchlag nicht gefügt, dann 
reichten beſtimmt die geſetzlichen Mittel aus, um 
Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten. Wenn 
der Senat etwas auf ſich hält, hätte er es ablehnen 
müſſen, ſich von einer ſolchen Partei unterſtützen zu 
laſſen und ſich von ihr abhängig zu machen. Aber 
dieſe Partei der politiſchen Demagogie, der wüſten 
Schimpferei iſt es, die den Danziger Senat wie eine 
Dirne aushält. Darum muß der Senat alles hin⸗ 
geben, um dieſe politiſchen Zuhälter zu befriedigen. 


eine Erklärung des Präſidenten oder eine Erklä- (Sehr richtig! links.) Durch dieſe politiſchen Zu⸗ 
rung der Regierung war. Ich nehme nicht an, daß hälter wird das geſamte Volk in infamſter Weiſe 


die Mittelparteien daran mitgearbeitet haben, daß blamiert. 


Gegen ſolche Erklärungen, wie ſie heute 


dem Volkstag eine ſolche Erklärung vorgelegt wird. abgegeben wurden, wenden wir uns ganz entſchie⸗ 


Denn die Mittelparteien, 


Herr Dr. Hoppenrath, den. Wir haben bisher ſtändig bewieſen, daß wir 


Herr Kurowſki, Sie müſſen doch zugeben, daß der in allen Zeiten, auch in den ſchlimmſten, Ruhe und 
größte Teil des Inhalts der Erklärung erſtunken Ordnung bewahrt haben. 


und erlogen iſt. (Anerhörtl rechts.) Wir find doch 
nicht erſt ſeit heute und geſtern auf der politiſchen 
Tribüne, ſondern wir arbeiten mit Ihnen gemeinſam 
ſchon jetzt im elften Jahr, und noch ehe der Volks⸗ 
tag war, gab es eine Sozialdemokratiſche Partei. 
Sie werden zugeben müſſen, daß die Sozialdemo⸗ 
kratie nie mit einem ſolchen Rowdytum zu tun ge⸗ 


räle, Oberbeamten, der Schieber, Spitzbuben und 


Ai hat, wie die Partei der Prinzen, der Gene- 


fi 


| 
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Meſſerhelden der Nazis. Darum war die Erflä- 
rung, die der Herr Präſident hier abgegeben hat, 
an der falſchen Stelle abgegeben. Die Nazis ſind 
doch eine Regierungspartei und darum hätte der 
Senat in der interfraktionellen Beſprechung, oder 
wenn die nicht reichte, dann in einer Zuſammenkunft 
den Nazis ſagen müſſen, (Abg. Weber: In der 
Sporthalle geſtern abend!), daß fie ſich endlich 
einmal als anſtändige und geſittete Menſchen zu be⸗ 
wegen haben. Hier war es nicht nötig. Keine 
Partei des Hauſes hat ſolche Mordtaten auf dem 
Gewiſſen wie die Partei der Prinzen, Generäle, 
oberen Beamten, Schieber, Meſſerſtecher und Re⸗ 
volverhelden, die Nazis. Darum war die Ermah⸗ 
nung, die der Herr Präſident erließ, falſch ange⸗ 
bracht. Die Welt muß darüber lachen, wenn ſie 
eine ſolche Erklärung aus dem Munde des jetzigen 
Präſidenten der Freien Stadt Danzig hört. Der 
Vorgänger des jetzigen Präſidenten hat es nie not⸗ 
wendig gehabt, an das Danziger Volk, an den 
anziger Staat eine ſolche Erklärung zu richten. 
(Sehr richtig! links.) Die Welt wird ſagen, jetzt, 
ſeitdem der Senatspräſident Dr. Ziehm an der 
Spitze des Staates ſteht, der von dieſen Mord⸗ 
elden, den Nazis, dieſer Partei der Prinzen, 
Mordhelden, Oberbeamten, Spitzbuben und Revol⸗ 
verhelden ausgehalten wird, iſt er verpflichtet, eine 
ſolche Erklärung abzugeben, und dieſes Urteil muß 
er über eine Partei fällen, die ſich Regierungs- 
partei nennt. Vor einer ſolchen Regierung kann 
man keine Achtung haben. 

Ich habe voriges Mal in meiner Rede zum Aus- 
druck gebracht, daß eine ſolche Regierung, wie wir 
ſie in Danzig haben, unwürdig iſt. Die „Danziger 
Neueſten Nachrichten“ erhoben dagegen Einſpruch 
und ſagten, das wäre eine Entgleiſung. Nein, es 
war keine Entgleiſung, ſondern es war mit beſtimm⸗ 


| 


Wenn Sie heute dem Volkstag einen Gejeß- 
entwurf vorlegen und ſagen, es ſei nicht möglich, die 
Vorlage auf dem ordnungsmäßigen Wege zu er⸗ 
ledigen, weil der Volkstag in die Ferien ginge, ſo iſt 
das eine gemeine Infamie. Die Ferien der Abge⸗ 
ordneten ſollen mehr wert ſein, als die politiſchen 
Freiheiten, als die politiſchen Volksrechte des 
Danziger Volkes. Eine Regierung, die die poli- 
tiſchen Volksrechte ſo wenig achtet, iſt nicht 
würdig, Regierung zu heißen. (Sehr gut! 
links.) M. H., Sie ſind gar nicht in der Lage, 
ordnungsmäßig zu regieren. Sie haben ein ſolch 
böſes Gewiſſen, daß Sie die Schandgeſetze gegen 
die Arbeiterſchaft im ſtillen Kämmerlein vorbereiten 
müſſen. Durch das erſte Ermächtigungsgeſetz, das 
Sie geſchaffen haben, haben Sie erhebliche Eingriffe 
in die ſozialpolitiſchen Rechte der Arbeiterſchaft 
vorgenommen. Durch die Abänderung der Straf— 
geſetzgebung gegen die Preſſe, die in der letzten 
Sitzung vorgenommen wurde, haben Sie in die 
politiſchen Rechte der Arbeiterſchaft eingegriffen. 
Durch den heutigen Geſetzentwurf, der Regierung 
ein Ermächtigungsgeſetz zu geben, wollen Sie wei- 
tere Eingriffe in die politiſchen Rechte und politi- 
ſchen Freiheiten der Arbeiterſchaft vornehmen. Sie 
wollen alſo alles das der Arbeiterſchaft nehmen, 
was dieſe ſich durch die Revolution und nach ihr er⸗ 
kämpft hat. Glauben Sie wirklich, m. D. u. H., 
daß ſich die Danziger Arbeiterſchaft das auf die 
Dauer alles wird gefallen laſſen? Rechnen Sie 
nicht damit, daß alle Gewaltmaßnahmen, alle An— 
terdrückungen, alle Entrechtungen einmal ein Ende 
haben? Aeberlegen Sie nicht, was Sie tun? 
Aeberprüfen Sie nicht, daß Sie der ſchwer geprüf⸗— 
ten Arbeiterſchaft nicht noch ſchwereres Leid zufügen 
dürfen? Daß Sie neben der Not, neben der großen 
Erwerbsloſigkeit, die das Danziger Volk durch⸗ 
macht, ihr noch dieſe politiſchen Rechte rauben 
wollen? (Zuruf des Abg. Klokowiti: Iſt unerhört!) 

M. H. von den liberalen Parteien! Erinnern 
Sie ſich Ihrer Vergangenheit! Sie wiſſen, daß 
Ihre Väter ſchwere Kämpfe mit dem Feudalismus 
durchführen mußten, um ihre Lebensrechte zu er- 
halten. M. H. vom Zentrum, Sie erinnern ſich des 
Kulturkampfes, den Sie mit Bismarck führen muß⸗ 
ten. Wenn Sie ſich aller dieſer Kämpfe erinnern, 


ter Abſicht gejagt. Die heutige Erklärung der Re⸗ dann fragen Sie ſich, ob alle dieſe Kämpfe, die von 


gierung durch den Präfidenten des Senats hat ja 
am allerdeutlichſten dieſes beſtätigt. Der Danziger 
enat hat es in der Hand gehabt, die Nazis zur 


rdnung zu bringen. Hätten ſich die Nazis der 


der Gegenſeite gegen Sie geführt wurden, die ge⸗ 
ſteckten Ziele erreichten. Sie werden mit Nein ant⸗ 
worten müſſen. Ebenſo wenig wie damals die Re- 
gierung und die Parteien ihren Willen durchſetzen 


— 


0) 


D) 


— 
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(Brill, Abgeordneter) 


konnten, werden hier in Danzig die Schikanen und 
Zwangsmaßnahmen gegen die Arbeiterſchaft ver⸗ 
hindern, den Sozialismus zu verwirklichen, deſſen 
unerſchütterlichen Willen wir haben. 

Welche Gründe liegen vor, daß gegen die So⸗ 


zialdemokratie ein Ausnahmegeſetz geſchaffen wer⸗ 


den ſoll? Der Herr Präſident ſagte, es ſolle un⸗ 
parteiiſch gegen jeden angewandt werden. Selbſt 
wenn er das wollte, ſo müßte er ſich gegenüber der 
Vergangenheit ſelbſt ſehr geändert haben. Aber 
ſeine Beamten würden in keinem Fall unparteiisch 
die Geſetze anwenden. Der Haß gegen die So⸗ 


zialdemokratie in dieſen Schichten iſt ſo groß, daß die Achtung vor der Volksvertretung! 


man immer die Sozialdemokratie auf die Anklage⸗ 
bank bringen wird. Gründe liegen in keinem Fall 
vor, daß ein ſolches Ausnahmegeſetz gegen die So⸗ 
zialdemokratie geſchaffen werden ſoll. Die Gründe 
für das Ausnahmegeſetz werden an den Haaren 
herbeigezogen. Ich ſagte bereits einmal in einer 
Sitzung dieſes Hauſes, daß wir alles das, was ſich 
in den letzten Monaten in den Straßen Danzigs 
abgeſpielt hat, ſcharf verurteilen. Aber an all dem, 
was geſchehen iſt, iſt einzig und allein die National⸗ 
ſozialiſtiſche Arbeiterpartei ſchuld. ’ 

Nie gab es, ſelbſt in den ſchwärzeſten Tagen 
Danzigs, eine ſolche große Gefahr für das Leben 
und die Geſundheit wie jetzt, nachdem die ſogenann⸗ 
ten Reiniger Danzigs, die Nazibanden, auf die 
politiſche Tribüne getreten ſind. Parteien und 
Parteikämpfe hat es immer gegeben und wird es 
auch in Zukunft geben. Dieſe Parteikämpfe wurden 
geiſtig ausgetragen. Sie werden auch in Zukunft 
geiſtig ausgetragen werden müſſen. (Abg. Klo⸗ 
ßowſki: Von jenen Leuten nicht!) 


Das politiſche Leben iſt doch erſt vergiftet und 
verroht worden durch die Nazihorden. Da dieſe 
Leute ſich mit politiſch anders Denkenden nicht 
geiſtig auseinanderſetzen können, brauchen ſie den 
Radau und die rohe Gewalt. Dieſe rohe Gewalt 
haben die Nazihorden nicht allein den Arbeitern 
entgegengeſetzt, ſondern auch den Angehörigen des 
Bürgertums. Sie überfallen Zentrumsangehörige 
genau ſo wie Anhänger des Senators Dr. Hoppen⸗ 
rath. Ich erinnere an die Verſammlung in Tiegen⸗ 
hof. Zu meiner Anterſtützung, daß das, was ich 
hier vortrage, der Wahrheit entſpricht, habe ich den 
„Jungdeutſchen“ mitgebracht. Der „Jungdeutſche“ 
nimmt doch beſtimmt für ſich in Anſpruch, 100pro⸗ 
zentig deutſch zu ſein. Er nimmt doch nicht für ſich 
in Anſpruch, Danzig an Polen auszuliefern. Mit 
Erlaubnis des Herrn Präſidenten will ich die Notiz 
einmal vorleſen. Die Jungdeutſchen hatten in Kar⸗ 
czemken eine Verſammlung abgehalten, und auf dem 
Rückweg wurden ſie von Nationalſozialiſten durch 
einen Feuerangriff überfallen. Es heißt dann 
weiter: 

Auf dem Rückmarſch löſten ſich acht Ordensbrüder 

aus dem Zuge, um ſich in der Nähe von Brentau 

nach Haufe zu begeben. Als fie im Begriff 
waren, ſich dem Dorfausgang von Brentau zu 
nähern, ſahen ſie ungefähr 100 Meter vor ſich in 
der Abenddämmerung, es war gegen 8 Uhr 
abends, einen Trupp von etwa 100 National- 
ſozialiſten aufmarſchiert kommen. In demſelben 

Augenblick, als ſie die Ankömmlinge als Na⸗ 

tionalſozialiſten erkannten, tauchte auch ſchon auf 

der anderen Seite der Lichtſtrahl eines ſtarken 

Scheinwerfers auf. Ehe ſich aber die Brüder der 

Lage klar waren, ertönte drüben das Kommando 
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„Ausſchwärmen“, und in demſelben Augenblick (0) 
fielen auch ſchon die erſten Schülſe. (Hört, hört! 
links — Zuruf des Abg. Kloßowſki). Nachdem 
ſie auf der gegenüberliegenden Höhe ſahen, daß 
ſie von Nationalſozialiſten beſetzt war, ging eine 
regelrechte Streiſe durch das Gelände. Als ſich 
die Brüder eine Weile ſpäter ins Dorf begaben, 
konnten ſie noch feſtſtellen, daß die National⸗ 
ſozialiſten eine regelrechte Hausſuchung abge⸗ 
halten hatten. Trotzdem Landjäger anweſend 
waren, ſchritten dieſe bei den ungeſetzlichen Maß⸗ 
nahmen nicht ein. 
(Große Unruhe. — Abg. Kloßowſki: Frag doch mal 
den Präſidenten, ob er was gehört hat! Das iſt 
Anerhört, 
ſo etwas!) Eine andere Nummer des „Jungdeut⸗ 
ſchen“ teilt mit, daß in Großzünder ein Schuljunge 
von den Nazis mißhandelt wurde, weil er den Nazis 
gegenüber aufreizende Redensarten gemacht haben 
ſoll. (Wer lacht da? links.) Dafür wurde nicht 
nur der Junge, ſondern auch die Eltern des Jungen 
mißhandelt, und den Eltern wurden von Angehö⸗ 
rigen der Regierungspartei, den Nazis, die Fenſter 
eingeſchlagen. (Abg. Kloßowſki: Sehr richtig! Das 
iſt Aufruhr!) Das ſchreibt nicht die „Volksſtimme“, 
das ſchreibt der „Jungdeutſche“. Er ſchreibt eben⸗ 
falls: „Ein Ordensbruder, der zum Stempeln ging, 
wurde von einem uniformierten Nazimann mit 
Knüppeln und entſichertem Revolver bedroht. Der 
„Jungdeutſche“ ſchreibt: „Der in der Nähe befind⸗ 
liche Landjäger hatte auch hier keinerlei Anlaß zum 
Einſchreiten“ (Herr Ziehm weiß nichts davon! 
links.) Das ſchreibt der „Jungdeutſche“, eine Zei- 
tung, die Herrn Dr. Hoppenrath ſehr nahe ſteht. 
(Senator Dr. Hoppenrath: Nein!) Der Präſident 
des Senats verkündet hier, daß die Verordnungen (D) 
unparteiiſch angewandt werden. Er jagt, die Poli⸗ 
zei nimmt keine Rückſicht, ſie greift überall unpar⸗ 
teiiſch zu. Dieſes echt deutſche Blatt ſagt das Ge⸗ 
genteil. (Abg. Weber: Auch die „Landeszeitung“ 
jagt das Gegenteil!) Wer hat nun gelogen? Einer 
muß doch gelogen haben. Nach unſeren Erfah- 
rungen iſt es beſtimmt nicht der „Jungdeutſche“, 
ſondern die Lüge liegt in der Erklärung, die die Re⸗ 
gierung heute dem Hauſe abgegeben hat. 

M. D. u. H. von den Mittelparteien, wollen 
Sie ſich von der Partei der hemmungsloſen De- 
magogie und der wüſten Schimpferei auch miß⸗ 
brauchen laſſen, gegen die Arbeiterſchaft ein Aus⸗ 
nahmegeſetz zu ſchaffen? Ich frage Sie: Schämen 
Sie ſich wirklich nicht? Liegen wirklich Gründe 
vor, daß Sie gegen die eine Partei, mit der Sie 
ſelbſt in der Regierung ſaßen, die ſich zehn Jahre 
lang hier betätigt hat, jetzt ein jo ſcharfes Ausnah- 
megeſetz brauchen? Gegen die Partei, die zum 
öffentlichen Mord auffordert, werden Sie es nicht 
anwenden. (Zwiſchenrufe links.) Der „Vorpoſten“ 
vom 1. Juni 1931 ſchreibt: 

Die Arſchufo⸗Verbrecher und andere mögen jeder 

einzelne den Troſt haben und den Glauben zu⸗ 

gleich, daß kein Tropfen Blut unſererſeits um⸗ 
ſonſt vergoſſen iſt. Wir werden uns einmal die 

Führer und Oberhetzer hervorholen und dorthin 

befördern, wohin ſie gehören. 

Hört, hört! links. Dieſe Zeitung erſchien am 
1. Juni. Am Sonnabend hatte die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei in Schöneberg eine Mitglieder⸗ 
verſammlung. Zu dem Zweck waren 80 dieſer 
Mordgeſellen der Nazis von Danzig nach Schöne- 
berg gefahren und haben dort das Lokal, in dem die 
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(a) ſozialdemokratiſche Mitgliederverſammlung abge⸗ die die kapitaliſtiſche Weltkriſe mit ſich gebracht hat, 


(B) 


halten wurde, umſtellt, um den Führer Mau aus 
der Verſammlung zu holen und um ihn, was 
der „Vorpoſten“ ſchreibt, dorthin zu befördern, 
wohin er gehört, alſo um ihn zu morden. (Pfui⸗ 
rufe links.) Dazu ſagt der Präſident den Leuten 
nichts. Hat der Polizeipräſident, hat der Staats- 
anwalt nicht dieſe Notiz geleſen? (Ach wol links.) 
Haben dieſe Behörden ihr nicht die Auslegung ge⸗ 
geben, die der Schreiber der Notiz haben wollte? 
War hier nicht auf die Denkfaulheit, an die Aben- 
teuerluſt der Angehörigen der Nazis ſpekuliert, die 
einen Freibrief von der Regierung bekommen 
haben, alles machen zu können, nun auch noch zu 
morden? Warum griff hier die Regierung nicht 
durch? Nein, ſie durfte nicht, ſie muß dulden, wie 
dieſe Partei öffentlich zum Mord gegen ſozialde⸗ 
mokratiſche Führer auffordert, weil ſie von dieſen 
politiſchen Zuhältern als Dirne ausgehalten wird. 
Sie muß den politiſchen Zuhältern das geben, was 
dieſe wollen. N 

Vizepräſident Gailowſki: Herr Abg. Brill, ich 
habe bisher nicht eingegriffen, aber ich glaube, daß 
wir uns hier im Volkstag doch anderer Ausdrücke 
bedienen können. (Aber das ſind doch Zuhälter! 
Das wiſſen Sie noch nicht? links.) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Dieſe Partei 
befiehlt, und Sie von den Mittelparteien müſſen 
gehorchen. An den Anſchlagſäulen haben wir vor⸗ 
geſtern und geſtern leſen können, daß die Nazi⸗ 
partei innerhalb 24 Stunden das Verbot der 
„Volksſtimme“ und des Arbeiterſchutzbundes for— 
dert. (Abg. Kloßowſki: Aufhebung des Friedens⸗ 
vertrags muß noch dahinter ſtehen) Und Sie ha⸗ 
ben willig eingeſchlagen, Sie haben gezeigt, daß Sie 
wirklich für dieſe Mörderbande der gelehrige Pudel 
ſind. Müſſen Sie wirklich die Peitſche der Nazis, 
mit der Sie tagtäglich geſchlagen werden, für das 
Schlagen noch küſſen? Sind Sie bereits ſo⸗ 
weit geſunken? Verlangen Sie Achtung und Re⸗ 
ſpekt von der Danziger Bevölkerung? Sie wollen 
doch weiter von der übrigen Welt geachtet werden. 
Können Sie Achtung und Reſpekt verlangen, wenn 
Sie ſich das alles bieten laſſen, wenn Sie auf 
öffentliche Ankündigungen ſofort einhauen, fofort 
jeden Wunſch erfüllen und dann hier falſche er⸗ 
logene, erſtunkene Erklärungen abgeben müſſen? 
Sie, m. H., ſind eine Regierung der Geſamtheit, 
Sie haben die Geſamtintereſſen wahrzunehmen und 
find nicht dazu da, nur die Intereſſen der Nazi⸗ 
partei wahrzunehmen. 


haben unzweifelhaft ihrer ſozialen Arſache nach mit 
dazu beigetragen, daß innerhalb der rechtsſtehenden 
Parteien große Verſchiebungen vorgekommen ſind. 
Die Deutſchnationalen waren in dieſem Volkstag 
eine Zeitlang die ſtärkſte und zweitſtärkſte Fraktion. 
Der Bürgerblock war früher ebenfalls ſtärker als er 
jetzt iſt. Die Not und die Maſſenarbeitsloſigkeit hat 
eine Radikaliſierung der Schichten des ſogenannten 
Mittelſtandes herbeigeführt. Dieſe Schichten wa- 
ren es, die den nationalſozialiſtiſchen Phraſen unter⸗ 
lagen. Die Nationalſozialiſten verſchieben bei ihrer 
Agitation das Schwergewicht des ſozialen Begriffes 
auf den politiſchen Begriff des Marxismus. Sie 
erklären rundweg, der Marxismus habe ſchuld an 
dem ganzen Klaſſenkampf, er habe ſchuld an der 
großen Begehrlichkeit der Arbeiter. Das ſagen 
dieſe Jämmerlinge, weil ſie nicht in der Lage ſind, 
ſich mit dem Marxismus wiſſenſchaftlich auseinan⸗ 
derzuſetzen. Weil ihnen das nicht möglich iſt, ver⸗ 
wenden ſie Brutalität, Kraftausdrücke und rohe 
Gewalt. 

Für mich war klar, daß die Nazis, nachdem ſie 
ſich in den letzten Monaten ſo ſchwere Blamagen 
zugezogen hatten, dieſe Blamagen nicht ohne wei⸗ 
teres verſchmerzen würden, ſondern ſofort mit der 
Hetze gegen die Sozialdemokratie einſetzen würden. 
Das bewieſen die Nazis hier im Hauſe und auch außer⸗ 
halb des Hauſes durch ihren hyſteriſchen Radika⸗ 
lismus. Die Entlarvungen, die wie hier tagtäglich 
bei den Nazis vornahmen, ihren Arbeiterverrat, den 
Verrat, den ſie zu Gunſten der beſitzenden Klaſſe an 
der arbeitenden ſchaffenden Bevölkerung vornah⸗ 
men, waren es, was ſie in Harniſch brachte. Die 
Nazibrut geriet darüber ſo in Wut, daß ſie vor 
keiner Giftmiſcherei zurückſchreckte. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit und auch in ihrer Verblendung gaben ſie 
auch ihr wahres Herz Danzig gegenüber ungewollt 
zu erkennen. 

Wir haben in den letzten Tagen an den An- 
ſchlagsſäulen ein Plakat der Nazipartei geleſen, das 
mit ganz großen Buchſtaben verkündet: „Maſſen⸗ 
mord in den Straßen Danzigs.“ Abg. Weber: Das 
iſt Landesverrat!) 


Organiſierte Banden des Untermenſchentums in 
Arſchufouniform ſchoſſen und ſtachen mehr als 32 
Nationalſozialiſten einzeln nieder. Bürgerkrieg 
nach bolſchewiſtiſchem Muſter. Wollt Ihr Euch 
das noch weiter gefallen laſſen? 


(Zuruf des Abg. Weber.) Die Polen brauchen 
nichts weiter zu tun, als eine Abſchrift dieſes Pla⸗ 


Die Wirtſchaftskriſe, in der wir leben, wird kats der Nazis, die die Danziger Regierung unter⸗ 


immer furchtbarer, der Tiefe und auch dem Um- ſtützen, in die Weltpreſſe zu bringen. Was be⸗ 
fange nach. Zuletzt iſt doch die Danziger Kriſe deutet das für Danzig? Danzig iſt eine Stadt der 
eine Vertrauenskriſe. Dieſe Kriſe zu beenden, iſt Kongreſſe und der Fremden. Wer das lieſt: 
die Pflicht eines jeden ſich verantwortlich Fühlen⸗„Maſſenmord in den Straßen Danzigs, Bürger- 
den. Anſere Zukunft iſt ſowohl von innerwirt- krieg nach bolſchewiſtiſchem Muſter in der Stadt 
ſchaftlichen als auch innerpolitiſchen Zuſtänden und Danzig“, kommt nicht mehr hierher. Herr Präſi⸗ 
Maßnahmen abhängig. Ebenſo aber auch von der dent, hatten Sie nicht die Möglichkeit, die Leute, die 
Geſtaltung der Weltpolitik und der Weltwirtſchaft. Danzig dieſen gewaltigen Schaden zufügten, zur 
Die Weltwirtſchaftskriſe iſt doch nichts anderes als Rechenſchaft zu ziehen? Hätten Sie ein Plakat der 
eine Kriſe der politiſchen, ſozialen und wirtſchaft⸗ Sozialdemokratie in dieſer Weiſe auch nur eine 
lichen Machtverteilung. Glauben Sie nun, weil halbe Stunde geduldet? Tagelang mußten Sie es 
die Weltwirtſchaftskriſe die Grundlage für politische geſtatten, daß dies Plakat an den Anſchlagsſäulen 
und geiſtige Reaktion ſchafft, die Danziger Arbei⸗ Danzigs prangte. Sie durften nicht einſchreiten, 
terſchaft außer den bisherigen Entrechtungen noch weil Sie befürchteten, wenn Sie es wagen würden, 
weiter entrechten zu können? Die Auswirkungen, geſtürzt zu werden. Weil Sie an der Futterkrippe 
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ſitzen und ſich feſt daran klammern, weil Sie Ihren 
perſönlichen Ehrgeiz befriedigt haben wollen, muß⸗ 
ten Sie es dulden, daß der letzte Reſt des Danziger 
Anſehens durch die Nazibrut in Danzig unter⸗ 
graben wird. (Sehr richtig! links.) 

Wiſſen Sie, was das für einen Schaden be⸗ 
deutet, Herr Präſident? Es würde gut ſein, wenn 
die Regierung der Danziger Bevölkerung mitteilte, 
was bisher der Nazirummel ſeit dem 16. Novem⸗ 
ber 1930 der Danziger Bevölkerung gekoſtet hat. 
Wieviel Geld aus Danzig ſeit dem 16. November 
abgewandert iſt. Jeder Pfennig, der hier abwan⸗ 
dert, wird der Danziger Wirtſchaft entzogen, ſchafft 
neue Arbeitsloſigkeit, neue Not und neues Elend. 
Es wäre gut, daß Sie der Danziger Bevölkerung 
ſagten, warum wir ſeit dem 16. November 1930 
aus dem Auslande nach Danzig kein Geld mehr be— 
kommen. Sie ſehen genau ſo gut wie ich, daß der 
Baumarkt in Danzig brach liegt. Sie wiſſen genau 
ſo gut wie ich, daß die deutſchen Banken oder Ver⸗ 
einigungen vorher zugeſagt hatten, für die neu er⸗ 
bauten Grundſtücke in Danzig Hypotheken zu geben. 
Dieſe Hypotheken gibt es heute nicht. Die Zuſagen 
ſind zurückgezogen und werden zurückgehalten, ſo⸗ 
lange die Nazibrut in Danzig Anſicherheit ſchafft. 
Schafft Ordnung in Danzig, jo jagen die Geld— 
geber im Ausland, erſt dann werden wir etwas ge⸗ 
ben. Hunderte, tauſende Bauarbeiter müſſen heute 
im Juni arbeitslos ſein. Seit November vorigen 
Jahres haben ſie keine Stunde mehr gearbeitet. And 
Sie, Herr Präſident, ſtellen ſich hier her und ver⸗ 
leſen eine Erklärung an das Danziger Volk, die 
über Danzig noch weiteren Schaden bringt. Nur 
weil eine Partei, von der Sie ausgehalten werden, 
das Recht hat, Danzig noch größeren Schaden zu- 
zufügen. Das Vertrauen zu Danzig iſt in den letz— 
ten Monaten faſt ganz verloren gegangen. In⸗ 
ſolge des Nazirummels, der ſich am letzten Sonn- 
tag abgeſpielt hat, iſt der letzte Reſt des Vertrauens 
verloren gegangen. Wer dann dieſen Anſchlags⸗ 
zettel lieſt, ſagt, jetzt haben wir keinen Grund 
18 Mitleid mit Danzig zu haben und geben nichts 
mehr. 

Glauben Sie, Herr Präſident, hätte die Sozial⸗ 
demokratie ein ſolches Plakat an den Anſchlagſäulen 
angebracht, der Oberkommiſſar der Freien Stadt 
Danzig hätte die Regierung ſofort aufgefordert, das 
Plakat ſofort zu entfernen. Er iſt doch der Ver⸗ 
treter des Völkerbundes. And unter ſeiner Obhut 
ſollte ſich nach dem Plakat der Nazis in den Straßen 
Danzigs der Bürgerkrieg nach bolſchewiſtiſchem 
Muſter abſpielen? Aber die Nazis ſind nicht 
Sozialdemokraten und darum wurde gegen das 
Plakat nichts unternommen. Die Danziger Regie⸗ 
rung und auch der Hohe Kommiſſar dulden tage⸗ 
lang das in großen Lettern geſchriebene, an den 
Anſchlagſäulen angebrachte Plakat der Nazis. Wa⸗ 
rum wohl? 

Was war denn am Sonntag los? M. D. u. H.! 
Die Danziger Arbeiterſportler haben am Sonntag, 
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Teil der Danziger Bevölkerung, des 
Bürgertums hat ſich beſonders darüber gefreut, daß 
die Arbeiter jetzt einen Sport ausübten, daß es 
dank der Mühe der Arbeiterorganiſationen, durch 
ihre mühevolle Bildungs- und Schulungsarbeit in 
den Organiſationen gelungen war, die Arbeiter⸗ 
jugend aus den Kneipen herauszubringen, ſie mit 
der Natur bekanntzumachen und mit ihr zu befreun⸗ 
den. Das hörten wir mit Genugtuung, mit Hoch- 
achtung von der Bevölkerung Danzigs. (Abg. 
Weber: Das verſtehen die Deutſchnationalen nicht!) 
Dasſelbe war auch am Sonntag der Fall. Aber 
der blinde Haß der Nazis gegen die Arbeiterorga⸗ 
ſationen ließ ſie ſelbſt bei dieſer Sportarbeit nicht in 
Ruhe. Sie wollten dieſe Kulturarbeit, die von den 
Sportlern geleiſtet wurde, nicht nur ſtören, ſondern 
fie wollten die an dem Sport ſich aktiv Beteiligen- 
den meuchlings niederſchlagen. Das hatten ſich die 
Nazis zur Aufgabe gemacht, das war für Sonntag, 
den 21. Juni ihr Ziel. Daß ſie ſich das als Ziel 
geſetzt hatten, bewieſen ſie weiter auch dadurch, daß, 
nachdem die Danziger Nazileitung feſtgeſtellt hatte, 
daß die Danziger Nevolver- und Meſſerrowdys 
nicht ausreichten, um den Meuchelmord an den ſich 
in der Natur und am Sport betätigenden Arbeiter- 
ſportlern zu tätigen, ließen ſie zu dieſem Zweck noch 
400 ſolcher Revolver- und Meſſerhelden aus 
Deutſchland nah Danzig kommen. (Abg. Kloßowfki: 
Hört, hört!) Die Nazis kamen aber nicht zu ihrem 
Ziel. Die Arbeiterſportler wurden durch die Ar— 
beiterſchutzbündler in ihrem Sport geſchützt. Als 
der Staffettenlauf zu Ende war, gingen die Arbei⸗ 
terſchutzbündler in kleinen Trupps nach der Kampf⸗ 


bahn Niederſtadt und wollten ſich dort die ſport⸗ (D) 


lichen Darbietungen der Turner anſehen. Aber ſie 
hatten auf dem Marſch zur Kampfbahn die Rech⸗ 
nung ohne die Nazis gemacht. Die Nazis hatten 
den 21. Juni als einen großen Tag angekündigt. 
Am 21. Juni ſollte in Danzig eine große Entſchei⸗ 
dung fallen. Jetzt ſollte dieſer große Tag zunichte 
werden, ohne was erreicht zu haben? Man hatte 
ſich vorgenommen, daß Blut fließen mußte. Er 
verlief aber höchſtwahrſcheinlich ſtill und blutlos. 
Das durfte nicht geſchehen. München mußte ſehen, 
daß in Danzig Blut floß. München wollte es. Für 
was gab denn München ſoviel Geld nach Danzig. 
Unter allen Umftänden ſollte und mußte Blut flie⸗ 
ßen. Darum überfielen die in den Sturmlokalen — 
das iſt auch intereſſant „Sturmlokale“, im „Vor⸗ 
poſten“ zu leſen — die in den Sturmlokalen ſich auf⸗ 
haltenden Nazis einzelne Schutzbündler mit Meſſern 
und Revolvern und ſchoſſen und ſtachen ſie nieder. 
Wir bedauern jedes Opfer von Sonntag und wün⸗ 
ſchen, daß fie baldmöglichſt geheilt und ohne ſchäd⸗ 
liche Folgen aus dem Krankenhaus zu ihren An- 
gehörigen zurückkehren. 

Was wird nun aber von den Nazis aus dem 
von ihnen gut angelegten Mordüberfall gemacht? 
Sie drehen den Spieß um, fie machen ſich die Pa- 
role „Haltet den Dieb“ zu eigen. Sie ſagen, wir 


Danziger (0) 


den 21. Juni wie alljährlich ihren Staffettenlauf ſind an der Geſchichte unſchuldig, ſchuldig find die 
abgehalten. In keinem Jahr iſt bisher etwas ge- Arbeiterſchutzbündler. Es iſt genau wie in Tiegen- 
ſchehen, kein Polizeiaufgebot, die Polizeibeamten hof, wo die Parteifreunde des Herrn Dr. Hoppen⸗ 
haben ihren Ordnungsdienſt wie ſonſt an ruhigen rath mit Stuhlbeinen geſchlagen wurden und die 
Tagen ausgeführt. Die Bevölkerung ſah dem Spiel Nazis ſagten, die Jungdeutſchen waren die Schul⸗ 
zu. Sie fand Freude und Genugtuung an dem digen, nicht wir. So iſt es auch hier. Wiſſen Sie, 
Ein großer was der Kommandant des Kriegsſchiffes Emden, 


Sport, den die Arbeiter ausführten. 
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der Kapitänleutnant von Mücke ſagte? (Abg. Klo⸗ jei. Als die Preſſeſtelle dieſes ſchrieb, hatte fie nicht 
ßowſki: Was iſt das für ein Mann?) Mücke war damit gerechnet, daß Herr Forſter doch die Wahr⸗ 


eine Zeitlang Nationalſozialiſt. Er ſchrieb am 
16. März 1931 an den Innenminiſter von Thürin⸗ 
gen Dr. Frick: „Die Hitlerpartei iſt weder national, 
noch ſozialiſtiſch, noch iſt ſie eine Arbeiterpartei.“ 
Daß ſie nicht national iſt, hat ſie am Sonntag be⸗ 
wieſen. Das hat ſie am beſten durch den Artikel 
des Herrn Reichstagsabgeordneten Forſter gezeigt. 
(Abg. Kloßowſki: Was hat der Ausländer hier zu 
ſuchen?) Das iſt auch bezeichnend! Der deutſche 
Reichstagsabgeordnete Forſter befiehlt der Dan- 
ziger Regierung, den Reichsdeutſchen Fricke aus dem 
deutſchen Danzig auszuweiſen. (Heiterkeit links. — 
Aug. Mau: And der unparteiiſche Ziehm macht das! 
— Präſident des Senats Dr. Ziehm: Das iſt ja 
unwahr!) Herr Präſident, das iſt beſtätigt. Dieſer 
ſonderbare Kauz Forſter ſchreibt in einem Extra⸗ 
blatt (Abg. Mau: Ihnen glaubt man nicht mehr): 
Schon ſeit einigen Wochen war das Gerücht laut 
geworden, daß die Polen von neuem irgend einen 
Angriff auf Danzig unternehmen wollten. 
Was für Verbindungen haben die Nazis mit den 
Polen? (Abg. Kloßowſki: Spione haben fie!) Hat 
der Naziſtudent, der für Polen Helfersdienſte gegen 
Geld leiſtet, dies gebracht, oder haben die Nazis 
noch mehr ſolche Leute in ihren Reihen, die für 
Geld für Polen arbeiten? Es heißt weiter: 
Es wurde ſogar davon geredet, daß der 21. Juni 
für Polen ein wichtiger Tag ſein würde, daß ſich 
vielleicht an dieſem Tage das Schickſal Danzigs 
entſcheiden könnte. Wenn dieſe Angriffsluſt 
ſeitens Polens gerade jetzt ſo überhand nimmt, 
dann in erſter Linie deshalb, weil Polen genau 
weiß, daß das Anwachſen der nationalſozialiſtiſchen 
Bewegung in Danzig mehr denn je das Vor⸗ 
haben Polens durchkreuzt. 
Nun weiß der naivfte Menſch, das kleinſte Kind, 


heit ausplaudern würde; denn er ſchrieb, daß extra 
zu dieſem Zweck aus Deutſchland Verſtärkungen ge⸗ 
holt worden ſind. Herr Forſter ſchreibt dann weiter: 
Wir Nationalſozialiſten behaupten, daß das, was 
geſtern hier in Danzig geſchah, ein abgekartetes 


Zuſammenſpiel der Polen und der Danziger 
Marxiſten war. 


Wenn wir ein abgekartetes Spiel treiben wollen, 
ſuchen wir uns ausgerechnet dazu einen Sporttag 
aus, an dem wir der Danziger Bevölkerung etwas 
zeigen wollen. Hält uns der Abg. Forſter für einen 
ſo großen Idioten, wie er ſelbſt iſt? Erſt ſchreibt 
er „Maſſenmord und Bürgerkrieg in den Straßen 
Danzigs“ und unten kann man auf dem Plakat 
leſen: „Von 7 Ahr ab ſpielt die Kapelle der Nazis“. 
(Heiterkeit.) Das charakteriſiert ihn, das kann nur 
im Hirn eines kompletten Idioten entſtehen. (Abg. 
Kloßowſki: Die machen die ganzen Weiber in der 
Sporthalle verrückt!) Dann ſchreibt er weiter: 
Es iſt außerdem nicht verwunderlich, daß der 
ſozialdemokratiſche Volkstagsabgeordnete und wie 
ein Jude ausſehende Brill um 1,30 Uhr in einem 
polniſchen Auto mit der Nummer PM 13 027 in 
Ohra geſehen wurde. 
Ich brauche nur den Stammbaum des Herrn Frie— 
drich nachzuprüfen, der bringt beſtimmt über Herrn 
Friedrich etwas anderes ans Tageslicht. Ich will 
nicht wiſſen, wer da alles mitgearbeitet hat. Wir 
wiſſen, daß in Italien Juden führende Mitglieder 
der Faſchiſten ſind. (Auch in Deutſchland! links.) 
Wir wiſſen, daß in Oeſterreich die dortigen Heim— 
wehren von reichen Juden ausgehalten werden. 
Der Nazipartei will ich ſagen, daß der Vorſitzende 
der jüdiſchen Gemeinſchaft in Trieſt, Giarcomo 
Sepilli, von Muſſolini das Offizierskreuz der ita⸗ 


daß gerade das Gegenteil der Fall iſt. Woher ſoll lieniſchen Ehrenlegion erhielt. Der jüdiſche Ober— 


Herr Forſter das wiſſen? Der junge Mann hat 
Danzig jetzt erſt kennengelernt, erlaubt ſich aber, 
Artikel über Danzig zu ſchreiben, erlaubt ſich über 
politiſche Verhältniſſe zu reden. Das zeigt am 
allerbeſten, was für ein großer Narr der junge 
Mann iſt. (Sehr richtig! links.) 

Herr Präſident, haben Sie, Ihre Polizei und der 
Staatsanwalt nicht auch folgendes geleſen: „An⸗ 
ſere geſamte S. A. und S. S. hielt ſich von früh 
morgens 7 Ahr in ihren Sturmlokalen auf.“ (Abg. 
Kloßowſki: Wo find die Sturmlokale?) Herr Prä- 
ſident, ſeit wann haben politiſche Parteien Sturm- 
lokale? Sie haben hier bei der Volkstagswahl 19 
Parteien gehabt. Das vorige Mal ſogar 21. Hat 
ſich eine Partei ſchon erlaubt, ihre Anhänger in 
Sturmlokalen zuſammenzuziehen? Iſt Ihnen nicht 
bekannt, wo die Schädiger Danzigs ſitzen? St 
Ihnen nicht bekannt, was ſolche Sturmlokale auf ſich 
haben? Haben Sie ſchon von einer anderen Partei 
ſo etwas geleſen? Nichts! Wenn Sie das nicht 
geleſen haben, war Ihre Vorleſung, die Sie heute 
hielten, falſch angebracht. Sie hätten das als Prä- 
ſident Ihrer Regierungspartei, den Nazis, ganz an- 
ders beibringen müſſen. (Wo iſt eigentlich der 
Innenſenator? links.) Sie hätten dann auf die 
Gefolgſchaft, wenn die Nazis nicht das Morden 
laſſen ſollen, verzichten müſſen. Die Nazis ſchrie⸗ 
ben in ihrem Blatt, daß ſie aus Deutſchland Ver⸗ 
ſtärkungen geholt hätten. Es wurde von der Dan⸗ 
ziger Preſſeſtelle geſchrieben, daß das nicht wahr 


rabbiner von Venedig, Dr. Ottolenghi, wurde zum 
Befehlshaber des italieniſchen Kronenordens er— 
nannt. Der Jude Giorgi del Vecchio wurde in das 
Präſidium des faſchiſtiſchen Rates gewählt. Die 
zioniſtiſche Landesorganiſation Italiens wünſcht, daß 
der Zioniſten-Kongreß im nächſten Jahr in Abbazzia 
abgehalten wird. Dort jo, hier ſpielen die Arbeiter- 
verräter, die Nazi, den Antiſemiten, trotzdem ſie 
genau wiſſen, wie ihr Freund Muſſolini in Italien 
zu den Juden ſteht. Ihnen iſt es doch egal, welcher 
Kapitaliſt, ob der ſchwarze oder weiße, das Geld 
gibt, ſie wollen nur auf Koſten des Kapitals ein 
gutes Leben führen, um dafür die Arbeiterſchaft 
niederzuknüppeln. 

Die Zeitung ſchreibt zum Schluß, daß wiederum 
das Blut, das am Sonntag gefloſſen iſt, nicht um⸗ 
ſonſt gefloſſen ſei, ſondern Rechenſchaft fordern 
werde. Das iſt Aufforderung zum Aufruhr. Kann 
ſich das ein deutſcher Reichstagsabgeordneter, weil 
er Nazimann iſt, in Danzig erlauben? Der Prä- 
ſident des Senats darf ja nicht einſchreiten, ſonſt 
wird er geſtürzt und darf nicht mehr regieren. Die 
Nazis waren nie national. Ebenſo wie ſie das echt 
deutſche Tirol an Italien ausgeliefert haben, lie⸗ 
fern ſie bewußt Danzig aus. (Abg. Plettner: Sehr 
gut!) Ihre ganzen Handlungen find darauf aufge- 
baut, dies zu bewerkſtelligen. Alles, was ſie tun, 


iſt Lug und Trug. Herr Greiſer war ſo offen und 
hat uns hier im Hauſe das Ziel der Nazis befannt- 
Er ſagte: „Verbot der „Volksſtimme“, 


gegeben. 
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Verbot des Arbeiterſchutzbundes, Verbot des Ver- Lümmels draußen, wenn fie auf die Bevölkerung (0) 


eins⸗ und Verſammlungsrechtes, 
zialdemokratie, Verbot der Freien Gewerkſchaften, 
Mord der Führer der modernen Arbeiterbewegung.“ 
Wir wollen, ſo ſagte er, ganze Arbeit machen. 
Außerdem ſoll mit den ſozialen Leiſtungen des 
Staates Schluß gemacht werden. Das iſt das Ziel, 
das ſich die Nazipartei geſetzt hat. Es ſoll nicht, 
wie die Nazipartei ſagt, der Staat eine Wohlfahrts⸗ 
anſtalt ſein. Das heißt, daß die Anterſtützungen, 
auch die Erwerbsloſenunterſtützung, die gezahlt 
werden, fortan reſtlos eingeſtellt werden. Sie 
wollen, daß die Unternehmer nicht mehr gebunden 
ſind, die Lohn- und Arbeitstarife einzuhalten. Sie 
halten die Zeit für gekommen, daß alles das, was 
die Arbeiterſchaft ſeit 1918 zur Sicherung ihrer 
Lebensintereſſen geſchaffen hat, ihr wieder genom⸗ 
men wird. Die Nazis wollen, daß die Danziger 
arbeitenden Maſſen von den Nazibanden, die mit 
Revolver, Dolch, Meſſer und Schlagringen ausge- 
rüſtet find, in den Danziger Straßen in Schach ge⸗ 
halten werden, daß die arbeitenden Maſſen keine 
Erwerbsloſenunterſtützung mehr erhalten, daß ſie 
zermürbt von Hunger und Elend, wie vor Jahr- 
zehnten, als es keine Gewerkſchaften gab und keine 
Sozialdemokratiſche Partei exiſtierte, winſelnd ſich 
den Unternehmern anbieten und gegenſeitig die 
Löhne unterbieten. Wenn dann die Arbeitermaſſen 
in Verzweiflung geraten und zum Aufruhr über- 
gehen, ſoll der ganze Machtapparat des Staates 
mit voller Brutalität gegen die Arbeiterſchaft ein⸗ 
geſetzt werden. Das iſt der Wille der Nazipartei. 
Alles andere, was drum und dran geſagt wird, iſt 
Lug und Trug. Die wahre Abſicht ſoll verſchleiert 
werden. 

Wir wiſſen nicht, was in den nächſten Wochen 
und Monaten noch geſchieht. Sicher iſt aber, m. H. 
u. D. von den bürgerlichen Parteien, ich meine 
hauptſächlich den Block der Nationalen Sammlung 
und das Zentrum, daß durch die infame Erpreſſer⸗ 
politik, die die Nazis gegenwärtig ausüben, für 
Danzig eine ſehr gefährliche Lage entſteht. Sicher 
iſt, daß der Danziger Arbeiterſchaft, wenn Sie m. 
D. u. H. von den Regierungsparteien, weitere Ein- 
griffe in die politiſchen Rechte und Freiheiten vor⸗ 
nehmen, große Kämpfe bevorſtehen, und daß dazu 
die ganze Kraft und die diſziplinierte Geſchloſſen⸗ 
heit erforderlich ſind. M. D. u. H. der Mitte, 
wollen Sie, daß hier in Danzig ein Kampf aller 
gegen alle einſetzt? Das würde doch der gegen⸗ 
wärtigen Situation der Danziger Wirtſchaft, der 
Danziger Währung und Selbſtändigkeit Danzigs 
den Todesſtoß geben. (Sehr gut! links.) Wollen 
Sie dieſen Leuten folgen? Nur noch nebenbei: Wir 
haben hier zwei Abgeordnete, Neumann und Maaß, 
die ſind Beamte. Als der Präſident dem Abg. 
Czarnecki das Wort erteilte und dieſer ſprechen 
wollte, da ruft ihm der Schupobeamte Neumann zu: 
(Abg. Kloßowſki: Der ihn ſchützen ſolll) „Was 
willſft Du Polak?“ Dann der Zollbeamte Maaß. 
Als der Abg. Greiſer meinen Parteigenoſſen Klin⸗ 
genberg beleidigt und Klingenberg hier dieſe Belei⸗ 
digung zurückwies und eine Erklärung abgibt, ruft 
der Zollbeamte Maaß Klingenberg zu: „Sie haben 
doch keine Ehre“. Das ſind Beamte, die auf die 


Bevölkerung losgelaſſen werden. Wenn das ſchon 
hier im Hauſe geſchieht, 


wie benehmen ſich dieſe 


Verbot der So- losgehen werden. Haben Sie, Herr Präſident, die 


betreffenden Beamten, die Danzig jo ſchaden, irgend⸗ 
wie zur Rede geſtellt? Hier im Hauſe hat der Prä⸗ 
ſident es noch nicht einmal für notwendig gehalten, 
dem Abg. ‚Neumann für die Beleidigung Czar⸗ 
nedis, ſowie Maaß für die Beleidigung Klingenbergs 
einen Ordnungsruf zu erteilen. Hier werden An⸗ 
gehörige anderer Parteien in dieſer ſchändlichſten 
Weiſe beleidigt. Das geſchieht nicht von Privat- 
leuten, ſondern von Beamten, die mit den Groſchen 
der Danziger Steuerzahler ausgehalten werden. 
Dieſe Leute diktieren Ihnen, m. D. u. H. von der 
Mitte. Sie, m. D. u. H., haben nur das zu tun, 
und zu erlauben, was dieſe Leute wollen. Sie, m. 
D. u. H. der Mitte, wollen doch einmal vor der Ge⸗ 
ſchichte beſtehen, oder wollen Sie das nicht? (Abg. 
Kloßowſki: Dieſe nicht!) Wollen Sie das aber, 
dann laſſen Sie der Danziger Arbeiterſchaft die 
politiſchen Volksrechte und die politiſchen Frei⸗ 
heiten, die der Bevölkerung durch die Verfaſſung 
garantiert ſind. Sie brauchen kein Ausnahmegeſetz. 
Es gibt andere Wege, aus dieſer Kriſe heraus zu 
kommen. Laſſen Sie ab von der Kataſtrophen⸗ 
politik! Laſſen Sie ab davon, dieſe faſchiſtiſche Dik⸗ 
tatur in Danzig einzuführen! Die Nazipartei⸗ 
demagogie wird keine Hilfe bringen, ſondern ſie wird 
die Not und das Elend, das in Danzig beſteht, nur 
noch weiter vergrößern. 


Heute herrſcht bereits tiefe und leidenſchaftliche 
Anzufriedenheit bei den Maſſen der Arbeiterſchaft. 
In dieſer Zeit der furchtbaren Not muß mit der 
Kürzung und der Einſtellung der Anterſtützungen 
Schluß gemacht werden. Schluß muß aber auch ge- 
macht werden mit den Angriffen auf ſozialpolitiſche 
und politiſche Rechte und Freiheiten der arbeitenden 
Maſſen. Das Spiel mit den Entwürfen und Plä⸗ 
nen, die die Rechte und Freiheiten der Danziger 
Arbeiterſchaft bedrohen, muß aufhören. (Sehr 
gut! links.) 


M. D. u. H.! Die Grundlagen des heutigen 
Regierungsſyſtems wanken. Sie wiſſen, daß Sie 
doch bereits wieder ein großes Millionendefizit 
haben. Haben Sie daran nicht genug zu beißen und 
zu knacken? Aber die Deutſchnationalen betrachten 
ſich, das ging ja auch aus der Erklärung ganz klar 
hervor, noch immer als die Hausherren des Staa⸗ 
tes, die die anderen Parteien nach Belieben als 
Antermieter oder Dienftboten in das Haus hinein- 
laſſen. Die Deutſchnationale Partei hat nicht mehr 
die Mehrheit im Haufe. Die Deutſchnationale 
Partei iſt auch ſelbſt nicht mehr die ſtärkſte Partei, 
und darum hat ſie kein Recht, den andern Parteien 
das zu bieten, was ſie will. (Sehr gut! links.) Wir 
haben, Herr Präſident, bisher kein Ausnahmegeſetz 
gebraucht, wir brauchen es auch in Zukunft nicht. 
Danzig wird nur geholfen werden, wenn es gelingt, 
das Vertrauen des Auslandes wieder zu gewinnen 
und den internationalen Kapitalmarkt zu erſchließen, 
wenn es uns gelingt, eine vernünftige Verſtändi⸗ 
gungspolitik mit Polen und den andern Völkern 
und eine vernünftige Handelspolitik, die den Abſatz 
hebt, zu betreiben, damit die Fabriken und die Ar⸗ 
beitsplätze ſich wieder öffnen und Arbeit für Tau⸗ 
ſende von Arbeitsloſen geſchaffen wird. Wir So⸗ 
zialdemokraten gehen dieſen Weg. Wir ſetzen unſere 
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ganze Kraft in dieſem Kampf ein. Wir wollen die Hingabe iſt, hat es nicht zu beweiſen, daß fie Idealis⸗ 


Arbeiterſchaft über dieſe Kriſenzeit hinwegbringen. 
Ein Staat, eine Geſellſchaft, eine Wirtſchafts⸗ 
ordnung, die nicht imſtande iſt, denjenigen, die gern 
arbeiten wollen, wenn ſie nur Arbeit finden, Arbeit 
zu ſchaffen, und ihnen empfehlen, wenn ſie nicht 
mehr auskommen, das irdiſche Jammertal zu ver- 
laſſen, hat kein Recht, den Erwerbsloſen die Unter- 
ſtützung, die ſchon jo niedrig iſt, noch zu nehmen. 
Hier handelt es ſich nicht um papierene Para- 
graphen, ſondern hier handelt es ſich um das Leben 
und die Geſundheit von Zehntauſenden von Frauen 
und unſchuldigen Kindern, um Leben und Gejund- 
heit Tauſender unſerer beſten Volksgenoſſen, die 
mit ihrer Hand- und Kopfarbeit den Staat unler- 
halten. Gegen dieſe Leute, die jo den Staat unier- 
halten, die 
bringen, wollen Sie, m. D. u. H. der Mitte, ich 
richte mich an Sie beſonders, ein Ausnahmegeſetz 
ſchaffen (Abg. Weber: Zugunſten von Banditen! ), 
zugungſten dieſer Lumpen und Banditen? Iſt das 
unparteiiſch? Iſt das objektiv? (Abg. Kloßowſfki: 
Das iſt höchſte Regierungsweisheitl) M. D. u. H 
vom Zentrum und vom Sammlungsblock, wollen Sie 
die Arbeiterſchaft entrechten und unterdrücken? 
Denken Sie daran, daß jetzt mehr als je der Kopf 
klar zu halten iſt. Jeder muß in dieſem Augenblick 
die Vernunft bewahren und nicht hier Experimente 
machen, die ſich in Danzig ſchwer rächen könnten. 

Das Schickſal Danzigs liegt in der Außenpolitik. 
Mehr denn je haben wir den Blick der Augenpositif 
zuzuwenden. Dort fällt die Entſcheidung, ob in 
Danzig Demokratie oder Diktatur beſtehen bleiben 
ſoll, ob in Danzig ſozialer Fortſchritt oder ſoziale 
Reaktion einziehen ſoll. Die Außenpolitik iſt das 
Schickſal Danzigs. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, ich 
mache Sie darauf aufmerkſam, daß Ihre Redezeit 
von einer Stunde abgelaufen iſt. Ich bitte Sie, 
zum Schluß zu kommen. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Wir müſſen cine 
andere Außenpolitik einſchlagen, als wir ſie in den 
letzten Monaten erlebt haben, eine Außenpolitik die 
ſich von jedem lärmenden und dabei praktiſch ſo 
ſinnloſen Nationalismus ſernhäll. Jeder Nationa- 
lismus iſt ein Unglüd für die Welt und ein Analück 
für das eigene Volk. Aber ein Nationalismus, der 
lo grenzenlos albern iſt, jo kindiſch operiert wie der 

anziger, iſt ein Verbrechen und zugleich eine 
Dummheit. M. D. u. H.! Machen wir Schluß mit 


mus beſitzt. 

Sie, m. D. u. H., wollen ein Ausnahmegeſetz. 
Ich zweifle noch daran, daß Sie es wirklich haben 
wollen. Aber ſollten Sie es ſchaffen, glauben Sie 
daran, Sie werden einmal von dem hohen Roß, auf 
dem Sie ſitzen, herunterkommen. Anſere Stunde 
wird kommen! Wir werden dieſe Regierung be— 
kämpfen und in dieſem Kampfe ſiegen. Wir ſagen 
dieſer Regierung den ſchärſſten Kampf an. Die 
Danziger Arbeiterſchaft wird zuſammenrücken, ſie 
wird zuſammenhalten. Sie, m. D. u. H., werden 
erfahren, daß wir Kernholz ſind. Bleibt der 
Stamm ungeknickt, wird er ſich auch wieder be⸗ 
grünen. (Bravo! und Händeklatſchen links.) 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 


dieſe großen gewaltigen Opfer auf- Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Dieſes kapi⸗ 
taliſtiſche Syſtem, welches auf der Anterdrückung des 
einen Menſchen durch den andern aufgebaut iſt, hat 
abgewirtſchaftet. Aber die Bourgeoiſie will nicht 
freiwillig auf ihre Macht verzichten, ſie will nicht 


freiwillig abtreten. Durch neue Ausplünderung der 


werktätigen Maſſen verſucht ſie, ſich noch eine Gal— 
genfriſt zu ſchaffen. Auf Grund der letzten Ereig— 
niſſe haben wir erfahren, daß man brutal die ſoziale 
Fürſorge abgebaut hat, daß man dazu übergeht, auf 
der geſamten Linie den Lohn der Arbeiter abzu— 
bauen. Die Bourgeoſie raubt den Werktätigen das 
letzte Stückchen Brot. So, wie ein Raubtier nicht 
danach ſieht, was es vernichtet, erkennt man bei der 
Bourgeoiſie, daß fie keine Rückſicht nimmt. Brutal 
geht ſie über die Leichen der Arbeiter hinweg. Für 
die Bourgeoiſie iſt heute mehr als je Grundſatz: 
Möge die Arbeiterſchaft krepieren, wenn nur der 
Profit ſteigt. Hier ſieht man keinen Anterſchied 
zwiſchen chriſtlichem, jüdiſchem und internationalem 
Kapitalismus. Wenn es gegen die Arbeiterſchaft 
geht, ſind ſich alle Finanzhyänen einig. Dieſe 
Maßnahmen werden nicht nur in Danzig, ſondern 
auch in Deutſchland und England mit Hilfe der na⸗ 
tionalen und auch mit Hilfe der ſozialen Faſchiſten 
durchgeführt. 5 
Die Regierung hat mehr als einmal erklärt, 
daß ſie die Maßnahmen, die fie durchführt, gegen- 
über der Bevölkerung vertreten könne. Jeder 
Menſch weiß, daß ſich die Regierung in dieſer Hin- 
ſicht ſelbſt belügt. Sie weiß genau, daß die Bevöl- 
kerung mit allen dieſen Schandmaßnahmen nicht 
einverſtanden iſt. Die Regierung hat ſelbſt in den 


dem nationaliſtiſchen Tamtam, machen wir Schluß letzten Wochen und Tagen feſtgeſtellt, daß die Em⸗ 
mit der Hetze gegen Polen. Danzig muß das Ver- pörung der werktätigen Maſſen von Tag zu Tag 
trauen wiedergewinnen, dan brauchen wir kein As- ſtärker wird, daß die werktätige Klaſſe nicht gewillt 
nahmegeſetz. Die Danziger Arbeiterſchaft hat ge⸗ iſt, kampflos dem Hungertode anheim zu fallen. 
zeigt, daß ſie kämpfen kann. Tie Danziger Arbei- Aus dieſem Grunde erkennt die Regierung, insbe- 
terſchaft will, daß Danzig eine Kinderbewarranitalt\jondere in den letzten Tagen, daß die nationalziali- 
wird. Sie will das Vereins- und Verſammlungs- ſtiſchen Führer, andererſeits auch die Sozialdemo⸗ 
recht aufrechterhallen. Nehmen Sie aber der Dan- kratie und die Gewerkſchaftsführer, nicht mehr im- 
ziger Arbeiterſchaft das Vereins- und Verſamm⸗ ſtande find, dieſe empörten Arbeiter im Zaume zu 
lungsrecht, dann wird der Augenblick nicht mehr halten, daß ſie ihrem Führer nicht mehr gehorchen, 


jern ſein, wo auch die Danziger Arbeiterſchaft in 
der Wahlzelle bewacht wird. Sollten Sie wide- 
rum trotzdem Macht vor Recht gehen laſſen, dann 
ſage ich heute ſchon, eine Partei, die das Sozialiſten⸗ 
geſetz Bismarcks überwunden hat, die mit faıgen 
Arbeitergroſchen den gewaltigen Parteiapparat auf- 
gebaut hat, deren Geſchichte voll von Opfern und 


ſondern den Kampf um Lohn und Brot führen. Aus 
dieſem Grunde ſoll der Kampf der Arbeiter auf Ar⸗ 
beit, Brot und Freiheit brutal, und rückſichtslos 
niedergeſchlagen werden. 

Wir haben am Dienstag ein Geſetz verabſchie⸗ 
det, welches ſich nur gegen die werktätigen Klaſſen 
auswirken ſoll. Trotzdem nur zwei Tage vergan- 
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gen ſind, ſteht heute wieder ein Geſetz auf der Ta- 
gesordnung, das ſich nur gegen die werktätigen 
Klaſſen auswirkt. Das uns heute vorliegende Er⸗ 
mächtigungsgeſetz zeigt klar und deutlich, daß der 
Senat nicht den Mut beſitzt, offen vor den Volkstag 
zu treten und zu erklären, welche Maßnahmen er 
durchführen will. Man kommt einfach mit einem 
Ermächtigungsgeſetz, um nachher rückſichtslos und 
brutal vorgehen zu können. 

Was verlangt der Senat in ſeinem Ermädti- 
gungsgeſetz? Angeheure Strafen bis 3000 Gulden 
oder Gefängnis für die Werktätigen werden ver- 
hängt. Dann wird die Aenderung des Reichs— 
vereinsgeſetzes gefordert, und zwar im Rahmen der 
Artikel 84 und 85 der Danziger Verfaſſung. Art. 84 
der Danziger Verfaſſung beſagt, daß alle Staats- 
angehörigen das Recht haben, ſich ohne Anmeldung 
und ohne bejondere Erlaubnis friedlich und unbe- 
waffnet zu verſammeln. Dies will man ändern. 
Gerade jo wie in Deutſchland ſollen alle Verſamm— 
lungen angemeldet werden, um fie dann zu verbie- 
ten. Die kurze Zeit in Deutſchland hat uns bewie- 
ſen, daß man nicht die Verſammlungen der Na- 
tionalſozialiſten, der Bürgerlichen und der Sozial- 
demokraten verbietet, ſondern einzig und allein die 
Verſammlungen der Kommuniſtiſchen Partei. Der 
Bourgeoiſie genügt es nicht, der Kommuniſtiſchen 
Partei das Demonſtrationsrecht zu nehmen. Der 
Bourgeoiſie genügt es nicht, die Verſammlungen 
der Kommuniſtiſchen Partei unter freiem Himmel 
zu verbieten, ſondern man will der Kommuniſtiſchen 
Partei auch noch die letzte Agitationsmöglichkeit 
rauben. In Preußen iſt es der Sozialdemokrat 
Severing, der dieſe Maßnahmen durchbringt. In 
Danzig iſt es der Ziem-Senat. Das beweiſt das 
enge Verbundenſein dieſer beiden Parteien. Sie 
haben nur ihre Rolle vertauſcht. 

Dann will man gleichzeitig den Artikel 85 än⸗ 
dern. Artikel 85 lautet: 

Alle Staatsangehörigen haben das Recht, zu 

Zwecken, die den Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, 

Vereine oder Geſellſchaften zu bilden. 

Dies iſt der erſte Anfang zum Verbot der Kom⸗ 
muniſtiſchen Partei und des Kampfbundes gegen den 
Faſchismus. Die Sozialdemokraten wiſſen ganz 
genau, daß die Forderung der Nazis auf ihren gro- 
ßen Plakaten: „Verbot des Schutzbundes, Verbot 
der „Volksſtimme“ nichf ernit gemeint iſt. Das find 
nur elende Manöver, um die Anhänger zu ködern 
und nach außen einen großen Gegenſatz zwiſchen den 
beiden Parteien zu zeigen. Sehen wir nach Thü⸗ 
ringen, Braunſchweig und Preußen. Trotzdem 
Naziminiſter in Thüringen waren, trotzdem heute in 
Braunſchweig noch ein Naziminiſter iſt, müſſen wir 
feſtſtellen, daß in Thüringen und Braunſchweig 
heute noch das Reichsbanner marſchieren kann, daß 
das Reichsbanner in Braunſchweig heute noch nicht 
verboten iſt. Aus welchem Grunde nicht? Der 
Naziminiſter weiß, daß das Reichsbanner auch eine 
Hilfstruppe für die Bourgeoſie, für den kapitaliſti⸗ 
ſchen Staat iſt. Sehen wir nach Preußen, wo der 


Sozialdemokrat Severing Miniſter des Innern iſt. 
Dort können die Nationalſozialiſten marſchieren. 
Man verbietet nicht die Nazis, weil ſie gerade ſo 
wie die S. P. D. auch eine Hilfstruppe dieſes kapi⸗ 
taliſtiſchen Syſtems find. Aber im geſamten Deut- 
ſchen Reich, wo es auch ſei, ob in Braunſchweig, wo 


wo der Sozialdemokrat Severing regiert, 
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der Naziminiſter Franzen regiert, oder in rauhe 
iſt der 
Rote Frontkämpfer⸗Bund verboten. Das zeigt klar 
und deutlich, daß die Sozialdemokraten und Nazis, 
alle Kreiſe von der SPD. bis zu den Nazis, nur 
einen Feind haben, das iſt einzig und allein die re- 
volutionäre Arbeiterſchaft. 

Sehen wir nach Berlin hin. Die roten Sport- 
ler wollten im Juli in Berlin aufmarſchieren. Sie 
wollten dasſelbe machen, was hier der Arbeiter- 
Sportverein durchgeführt hat. Es war der Abg. 
Brill, der erklärte, wir wollen die Arbeiter heraus 
holen aus den Keipen, wir wollen ihnen die Natur 
zeigen. In Deutſchland wollten auch die roten Ar— 
beiterſportler demonſtrieren. Was müſſen wir aber 
feſtſtellen? In Berlin iſt es der Sozialdemokrat 
Grzeſinſti, der den Aufmarſch der roten Sportler 
verbietet. (Pfuil bei den Kommuniſten.) Da iſt es 
kein Ziehm⸗Senat, kein Naziminiſter, da iſt es ein 
Sozialdemokrat. Wer war es, der am 1. Mai 1929 
über dreißig Arbeiter niederſchießen ließ? Es war 
kein Nazimann, kein Ziehm⸗Senat, ſondern es war 
der Sozialdemokrat Zörgiebel, der das Blutbad in 
Berlin anrichtete. 

Es zeigt ſich klar und deutlich, weil wir Kom— 
muniſten und mit uns die übrigen Maſſenorganiſa⸗ 
tionen gegen dies verruchte kapitaliſtiſche Syſtem 
ſind, deshalb haben ſich alle Parteien gegen uns 
verbündet, um uns zu vernichten. Es zeigt ſich im⸗ 
mer klarer und deutlicher, daß auf der einen Seite 
der Faſchismus, auf der anderen Seite der Bolſche⸗ 
wismus ſteht. Der Faſchismus von den Nazis bis 
zu den Sozialdemokraten hat nur das eine Ziel, auf 


(0) 


Koſten der Werktätigen dies morſche kapitaliſtiſche (DI 


Geſellſchaftsſyſtem aufrecht zu erhalten und jede 
Freiheitsbeſtrebung der Arbeiter niedarzujchlagen. 
Auf der anderen Seite ſteht die Kommuniſtiſche 
Partei, die Partei des Bolſchewismus, die auf Se— 
natoren- und Miniſterſeſſel verzichtet, die von der 
Bourgeoiſie kein Judasgeld bekommen hat, ſondern 
rückſichtslos die Intereſſen der werktätigen Klaſſe 
vertritt. 

In Abſatz 2 des Ermächtigungsgeſetzes verlangt 
man Feſtlegung des Rechtes zur Führung und zum 
Beſitz von Schuß-, Hieb- und Stichwaffen und Mu- 
nition und zum Handel hiermit, ſowie Feſtlegung des 
Begriffs der vorbezeichneten Sachen.“ Wir haben 
mehr als einmal feſtgeſtellt, daß ſich auch dieſer Ab⸗ 
ſatz einzig und allein gegen die Arbeiterſchaft aus⸗ 
wirken wird. Wenn der Herr Abg. Brill hier vor⸗ 
hin erklärte, ja man hat die Nazis bewaffnet, ſo war 
es ſchon uter der ſozialdemokratiſchen Regierung ſo, 
daß Jünglinge von 17 Jahren Waffenſcheine er- 
halten haben. Dann darf man nicht erklären, das 
liege nur an dem Nazi-Ziehm-Genat. Nein, Sie 
ſind alle beide gleich. Es war damals der Senator 
Arczynfki, der die ſtreikenden Arbeiter niederſchießen 
ließ. Es war damals unter der Regierung Arczynſki, 
wo man den Leichenraub an dem ermordeten Land⸗ 
arbeiter beging. 

Vizepräſident Philipſen: Sie haben erklärt, 
daß ein ehemaliger Senator Arbeiter niederſchoß. 
Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Niederſchießen 
ließ. (Er wendet ſchon das Republikſchutzgeſetz an! 
bei den Kommuniſten.) Wenn noch ſchärfer gegen 
die Arbeiterſchaft vorgegangen wird, erklären wir, 


Volkstag Danzig — 32. Sitzung. 
(Langnau, Abgeordneter) 


Donnerstag, den 25. Juni 1931. 601 


(A) wenn die Arbeiterſchaft die Zeit für notwendig hält, wird, daß wir in die Reihen der Sozialdemokraten 


(8) 


wird ſie trotz des Ermächtigungsgeſetzes ſich Waffen 
beſorgen, um ſie gegen ihre Ausbeuter richten zu 
können. Aber die Maßnahmen zeigen, daß dies 
noch nicht dem Senat genügt. Das zeigt, mit wel⸗ 
cher Angſt und welchem Schreck die Bourgeoiſie in 
die Zukunft ſchaut. Sie ſieht ſchon ihr Ende. Des- 
halb erklärt man in Abſatz 4: „Weitere Maßnahmen 
zur Erreichung des oben bezeichneten Zwecks, die im 
Rahmen der Danziger Verfaſſung liegen.“ Ihnen 
genügt noch nicht die Aenderung der SS 84 und 85, 
ſondern man will für alle Maßnahmen freie Hand 
haben, weil die Bourgeoiſie ganz genau weiß, daß 
die nächſten Wochen und Monate in Danzig, 
Deutſchland und Polen eine Empörung unter der 
Arbeiterſchaft gegen dies Syſtem hervorrufen wer— 
den, wie wir ſie noch niemals feſtgeſtellt haben. 

Dies Geſetz richtet ſich einzig und allein gegen 
die werktätige Klaſſe und ihre Führerin, die Kom- 
muniſtiſche Partei. Man ſchafft dies Geſetz, damit 
die Regierung imſtande iſt, noch beſſer ihren ſo— 
zialen und nationalen Verrat durchzuführen. Die 
Rede des Abg. Brill ſtrotzte nur davon, ihr lieben 
Herren von der bürgerlichen Mitte, Ihr könnt es 
viel beſſer machen, Ihr habt geſehen, als wir in der 
Regierung waren, haben wir Euch nicht ſolche 
Schwierigkeiten bereitet, nehmt uns wieder in die 

egierung hinein, gebt uns die Senatorengehälter. 
Es iſt deshalb nur ein Kampf um die Futterkrippe 
und nicht ein Kampf um die Intereſſen der werk— 
tätigen Klaſſe. Beide, Nazis und Sozialdemokra— 
ten, beweiſen Tag für Tag nur ihre Ergebenheit für 
dieſen kapitaliſtiſchen Staat. Wir Kommuniſten er⸗ 
klären aber, daß kein Geſetz und keine Zuchthaus— 
ſtrafe uns abhalten wird, den Kampf für die Ver- 
nichtung dieſes kapitaliſtiſchen Syſtems zu führen. 
Es gelang Bismarck damals nicht, die alte Sozial— 
demokratie zu vernichten. 

Sehen wir nach Polen hin, wo unſere Partei 
verboten iſt. Dort folgt eine Demonſtration der 
andern und erbitterte Straßenkämpfe finden ſtatt. 
Die Zeitungen ſchreiben vom Sturm auf die Rat⸗ 
häuſer und Warenhäuſer. Wir müſſen heute feit- 
ſtellen, daß die polniſchen Seeleute ſtreiken. Ihnen 
wird in den Rücken gefallen durch den Naziarbeits- 
vermittler Hohnfeldt, der den polniſchen Kapitaliſten 
zu Hilfe eilt, indem er Streikbrecher auf die polni— 
ſchen Schiffe vermittelt. Das zeigt Ihr enges Zu- 
ſammenarbeiten mit der polniſchen Bourgeoiſie. 
Dieſe Kämpfe in Polen werden von der verbotenen 
polniſchen Kommuniſtiſchen Partei geführt. Wir 
ſehen auch im faſchiſtiſchen Bulgarien dasſelbe. In 
Bulgarien iſt unſere Partei ſeit Jahren verboten. 
Tauſende von Kommuniſten ſitzen im Zuchthaus. Es 
wütet dort der brutalſte Terror gegen die Arbeiter- 
ſchaft. Trotzdem haben die Kommuniſten bei der 
am Sonntag ſtattgefundenen Parlamentswahl ihre 
Stimmenzahl von knapp 40 000 auf mehr als 
180 000 Stimmen erhöhen können. Die Deutſch— 
nationalen und Sozialfaſchiſten haben in Bulgarien 
eine Niederlage erlitten. 


ſtiſchen Methoden, die man in Deutſchland einge⸗ 
führt hat, mit Hilfe der Nazis und der S. P. D. 
Miniſter, unſere Partei von Tag zu Tag ſtärker 


und Nazis eindringen. 
Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Langnau, 


ich bitte Sie, zur Sache zu ſprechen. Das gehört 
nicht zum Ermächtigungsgeſetz. 
Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wenn man 


uns hier unterdrücken will, muß man davon ſprechen, 
daß es trotzdem nicht gelingt, die Kommuniſtiſche 
Partei zu unterdrücken. Wir Kommuniſten in Dan- 
zig erklären, wenn Sie dieſe Geſetze annehmen wer- 
den, werden wir mit verdoppelter Kraft die Maſſen 
leiten und die irregeführten S. P. D. und Nazi⸗ 
anhänger in unſere Reihen bringen und ihnen er— 
klären, daß es ihre Führer nicht ehrlich meinen. Wir 
werden ſie in die Kommuniſtiſche Partei einreihen, 
die die einzige Partei der ſozialen und natonalen 
Befreiung der Werktätigen Danzigs iſt. Die Kom⸗ 
muniſten in Deutſchland, Danzig und Polen werden 
gemeinſam den Volksſturm entfachen. Wir werden 
die Arbeiterſchaft zum Sturz dieſes verruchten 
Syſtem formieren. „Der Tag der Entſcheidung, das 
weiß die Bourgeoiſie, iſt nicht mehr fern. Sie ſieht 
mit Schrecken ihren Abgrund. Wir werden gemein— 
ſam mit den deutſchen und polniſchen Arbeitern dazu 
beitragen, daß dieſer Tag bald kommen wird. Die 
Entſcheidung wird auf Seiten der Arbeiterſchaft 
ſein. Das ſieht heute auch ſchon die Bourgeoiſie 
ein. Sie werden uns deshalb nicht mit dieſem Geſetz 
knebeln. Sie können uns wohl hemmen, aber nie- 
mals zwingen. Wir werden trotz dieſer Geſetze, 
trotzdem man unſere Redakteure dem Kadi aus— 
liefert, die Maſſen zum Mieter- und Steuerſtreik 
auffordern. Wir werden ſie zur Durchbrechung des 
Demonſtrationsverbots und zur Verweigerung jeder 
Pflichtarbeit auffordern, gleichzeitig zum Streik 
gegen jeden Pfennig Lohnraub. Wir werden uns 
nicht ins Boxhorn jagen laſſen, wir werden offen er- 
klären, wenn ihr leben wollt, Arbeiter, dann müßt 
Ihr die Maßnahmen durchführen, die Euch die 
Kommuniſtiſche Partei zeigt. Wir werden den 
Kampf gegen die Hunger- und Knebelungsverord— 
nungen des Nazi- und Ziehmſenats führen. 

Vizepräſident Philipſen: Sie haben Verordnun⸗ 
gen des Senats Hungerverordnungen genannt, Herr 
Abg. Langnau: Ich rufe Sie zum zweiten Male zur 
Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. 

Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wir werden den 
Maſſen das Freiheitsprogramm der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei zeigen. Wir werden nicht eher raſten 
und ruhen, bis es uns gelungen iſt, die Mehrheit 
der Arbeiterklaſſe für den Kommunismus zu er— 
obern. Dann wehe, dreimal wehe denjenigen, die 
bis heute rückſichtslos und brutal die Arbeiterſchaft 
ausbeuten. Nieder mit dem Hungerſenat Ziehm, 
nieder mit der Hungerregierung! 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Langnau, 
Sie haben den Senat einen Hungerſenat genannt. 
Ich ſchließe Sie von der Sitzung aus und fordere 
Sie auf, den Sitzungssaal zu verlaſſen. (Zurufe bei 


ige Das zeigt erneut, daß den Kommuniſten.) Weitere Wortmeldungen lie⸗ 
unſere Partei nicht zu verbieten iſt, daß unfere|gen nicht vor. 
Partei trotzdem arbeitet. In Deutſchland ſehen wir, § 
daß trotz Brüning, trotz Severing, trotz der faſchi⸗“Das iſt die Mehrheit, § 1 iſt angenommen. 


Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
1 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Ich 
rufe § 2 auf. Wortmeldungen liegen nicht vor, die 
Beſprechung it geſchloſſen. Wer § 2 annehmen 


will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mebr- 


— 


C) 


(D) 


(A 


— 
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heit, angenommen. Ich rufe 8.3 auf. Wortmel⸗ Widerſpruch, ich ſtelle feſt, daß fie angenommen 
dungen liegen nicht vor, ich ſchließe die Beſprechung. ſind. Damit find wir am Schluß der Tagesord⸗ 
Wer 8 3 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. nung. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung auf Frei⸗ 
— Das iſt die Mehrheit, $ 3 ift angenommen. Ich tag, den 26. Juni 15.30 Ahr mit folgender Tages⸗ 
rufe die Keberſchrift auf. (Abg. Plettner: Nament⸗ ordnung feſtzuſetzen: 

liche Abjtimmung!) Wird der Antrag unterſtützt? 1. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfes zur 


— Die Anterſtützung reicht aus. Ich bitte die Deu! Aenderung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes. 
H. die Plätze einzunehmen. Die namentliche Ab⸗ (Druckſache Nr. 320, 312 und Nr. 292), 
ſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand ſeine 2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfes über 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die Ab⸗ = N zum Den 
ſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben ſich 38 Damen ſache Nr. 313 en ehr (Druck⸗ 
und Herren beteiligt und ſämtlich Jakarten abge- 3. Dritte Beratung folgender Geſetzentwürfe: 

. — Welter A ae ee „ Über den ergle zur wendung de On⸗ 
geben.“) dafl. Heine ung Leſung ‚erledigt 1. über den Vergleich er e 
Habe Rurowifi: Dritte Leſung! — Heiterkeit links.) ; re ee m 

4 + 4 er E t zum ntrag au röffnung 
ch rufe den nächſten Punkt der Tagesordnung auf: ber i ee nn Sen 
Eingaben i gleichsverfahrens (Druckſache Nr. 318 zu 

laut Druckſache Nr. 321. Wortmeldungen liegen Nr. 277). 


nicht vor. Gegen die Ausſchußanträge erfolgt kein 4. Zweite Beratung eines Geſetzentwurfes zur 
. Aenderung des Geſetzes über die Errichtung 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 308). CCC 


Stimmkarten 38, ſämtlich mit Ja. 


Mit Ja ſtimmten: Abg. Dr. Blavier, Burandt, „Antrag des Abg. Brill und Fr. auf Aufhebung 


S 


Deutſch, Doering, Dyck II, Ehrlichmann, Heinz Fried⸗ des Verbot von Umzügen und Verſammlungen 
rich, Galkowski, Greiſer, Günther, Höhn, Dr Hoppen⸗ CTV 
rath, Jahr, Kalitzke, Frau Kalähne, Kurowski, Malſch, 6. Große Anfrage Nr. 10 des Abg. Langnau und 
Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul Müller, Neu⸗ Fr. betr. Beſchwerde gegen Landrat Poll als 
mann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reuter, Schenk, Wahlkommiſſar für die Kreistagswahl (Druck⸗ 
Schwarz, Schwegmann, Frau Dr. Semrau, Senft⸗ ſache Nr. 248). 
leben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Unger, Dr. Thimm. 7. Große Anfrage Nr. 15 des Abg. Brill und Fr. 
Weiß Wittenberg, von Wnuck. betr. die Rechtsverhältniſſe der Schutzpolizei⸗ 
Keine Stimme gaben ab: Abg. Bartſch, Bertling, beamten (8 39 der G. O.) Druckſache Nr. 268). 


Dr. Bing, Brill, Czarnecki, Dumont, Fiſcher, Formell, R ß 8 

Gerhard Friedrich, Gehl, Joſeph, Klingenberg, Klos Widerſpruch gegen die von mir vorgeſchlagene Ta⸗ 

Fran we b Aan a 1 gesordnung wird nicht erhoben. Sie iſt daher be- 
rau alikowſki, au, Oritz, rau Müller, e⸗ 1 1 1 

Witowökt. Plettner, Rasche, Rehöerg. Schmidt, Schül. ſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 

e Spill, Stukowſki, Frau Totzki, Wüste 
erner. 


(Schluß der Sitzung 17 Ahr 40 Minuten.) 


(B) 
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(A) Vizepräſident Philipſen: Ich eröffne die 33. (0) 


Vollſitzung und rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Kraftfahrzeugſteuerge⸗ 
ſetzes. 

Druckſachen Nr. 320, 312 zu Nr. 292. Der Abän⸗ 
derungsantrag in Druckſache Nr. 319 wird zurück⸗ 
gezogen, ſo daß nur noch der Abänderungsantrag 
in Druckſache Nr. 326 vorliegt: 


9 — ̃ H—„— — u 
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Seite 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes (Druck⸗ 
ſachen Nr. 320, 312 zu Nr. Nr. 292) 

Abänderungsantrag der Abg. Greiſer, Doering, 
Bertling, Dr. Hoppenrath u. Fr. zu Druckſache 
eee eee e 0 5 or 

Greiſer (Nat. Soz.) 
e dene ee 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs über den 
Beitritt Danzigs zum Internationalen Ab⸗ 
kommen über Kraftfahrzeugverkehr (Druckſache 
ee . 

Dritte Beratung folgender Geſetzentwürfe: 

I. über den Vergleich zur Abwendung des 
Konkurſes (Vergleichsord nun) 
II. über die Pflicht zum Antrag auf Eröff⸗ 
nung des Konkurſes oder des gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens (Druckſache Nr. 318 
I Nr M 5 nie ee ne 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 
rung des Geſetzes über die Errichtung von 
Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen (Druckſache Nr. 308) 

Abänderungsantrag des Abg. Brill u. Fr. zu 
Druchſache r 8 

Antrag des Abg. Brill u. Fr. auf Aufhebung des 
Verbots von Umzügen und Verſammlungen 


603 C 


603 C 


603 D 


604 D 


605 A 


605 B 


605 B 


605 C 
605 C 


Wir beantragen, der Volkstag wolle beſchließen: 
1.) Artikel I 

Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 

Im § 2 Nr. 1 wird die Zahl 200 durch 100 erſetzt. 

Ziffer 2 erhält § 4,2 letzter Abſatz folgende Faſſung: 

Die Steuer ermäßigt ſich um weitere 40 v. H. des 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen feſtgeſetzten Be⸗ 
trages für Kraftdroſchken und ſolche Fahrzeuge, die 
ür Kraftfahrſchulen Verwendung finden. Als Kraft⸗ 
droſchken gelten Perſonenkraftwagen mit nicht mehr 
als 8 Sitzplätzen leinſchl. Führerſitz), die der ge⸗ 
werbsmäßigen Perſonenbeförderung nach behördlich 
feſtgeſetzten Taxen dienen. 

Ziffer 2 erhält 8 4 (3) folgenden Zuſatz: (neu) 

Die Steuer ermäßigt ſich um 10 v. H. des nach 
der vorſtehenden Beſtimmung feſtgeſetzten Betrages 
für Kraftomnibuſſe, die dem öffentlichen Verkehr 
dienen. 

Ziffer 3 erhält folgende Faſſung: 

Im S 9 Abſ. 2 wird der Steuerſatz von 375 G 
durch 250 G erſetzt. 

Ziffer 8 erhält folgende Faſſung: 

§ 13 wird wie folgt ergänzt: 


unter freiem Himmel (Druckſache Nr. 314). 605 D a) Abſ. 1 erhält den Zuſatz: 
ö ür den A BD. 60 % : 
ne Es) ee > Sr 6055 ich att ten ie an 1 ib e 1 
Ordnungsruf für den Abg. Kloßowſki (S. P. D. 607 C nicht ſtatt, wenn die euerkarte nur für ein Viertel⸗ 
(B) Dr: Rehm, Präſtdent bes ee ‘ 607 C jahr ausgeſtellt worden iſt. (D) 
| Ausſchluß des Abg. Kloßowſki (S. P. D.) 608 A b) Abſ. 2 erhält den Zuſatz: 
Greiſer (Rat. Soz) . 608 A „Erſtattungsfähig find jedoch nur diejenigen 


Zweiter Ordnungsruf für den Abg. Plettner 


Zwölftel, die auf die Monate nach dem Verlauf des 


erſten Vierteljahres entfallen. Dieſes gilt au 


i für 
ait ß, 608 D den Erlaß noch nicht entrichteter Beträge.“ 
| zarnec Ü ĩ ˙ A en . 
Ordnungs ruf für den Abg. Maaß (Rat. Soz.). 610 K erhält ſolgende Faſſung: 
Vril 1 88.50 5 5 ; 5 ih © „4610 Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1931 in Kraft. 
Ordnungsruf für den Abg. Brill (S. P. D.) . 610 B Von demſelben Zeitpunkt beträgt der Zuſchlag bis 
Schlußabſtimmung über den Geſetzentwurf zur zum 31. März 1932 zehn vom Hundert. Auf Steuer⸗ 
Aenderung des „ e karten, deren Gültigkeitsdauer nach dem 30. Juni 
. 297 686 


(Druckſachen Nr. 320, 312 zu N 
Große Anfrage Nr. 10 des Abg. Langnau u. Fr. 
betr. Beſchwerde gegen Landrat Poll als Wahl⸗ 


kommiſſar für die Kreistagswahl (Druckſache 
Nr. 24 „ ee 


8) 


1931 beginnt, ſind die Vorſchriften dieſes Geſetzes an⸗ 
zuwenden. Steuerkarten, deren Gültigkeitsdauer vor 
dem 1. Juli 1931 beginnen, bleiben bis zu ihrem 
Ablauf gültig. Erſtattung oder Erlaß nicht entrich⸗ 
teter Beträge zu dieſen Steuerkarten ſind jedoch nur 


öppen, Regierungsrat 614A in den Grenzen der Ziffer 8 dieſes Geſetzes zuläſſig. 

9 I) 15 J 20 A Im Falle der Umſchreibung einer Steuerkarte iſt 

Ordnungsruf für den Abg. Langnau (K. P.) . 614 C der Beginn der Gültigkeitsdauer der urſprünglichen 
Große Anfrage Nr. 15 des Abg. Brill u. Fr. betr. 


die aach Jg 2 der Schutzpolizeibeamten 5 


(Druckſache Nr 


Steuerkarte maßgebend. Weitere 


Durchführungs⸗ 
beſtimmungen erläßt der Senat. Hfühfung 


Schmidt (S P. . 615 A Doering u. d. übr. Mitgl. d. Ztr. Fr. 
Grunert, Oberregierungsrat 615 C Bertling u. d. übr. Mitgl., d. Dnatl. Fr. 
Schmidt (OBD) . „ 6616 Dr. Hoppenrath u. d. übr. Mitgl. d. Bl. d. nat. Slg. 

e Serre . 6176. Ich eröffne die allgemeine Ausſprache, das 
Brill (S. P. D) zur Geschäftsordnung. 617 5 Wort hat der Herr Abg. Greifer, 


Schmidt (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 


Vertagung und Feſtſetzung der nächſten Sitzung 618 C Wi 


618 C 


Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
e ich es bei der zweiten Leſung vorausſagte, 


a 5 4 ; haben wir noch Abänderungsanträge zur dritten 
Die Sitzung wird 15 Uhr 55 Riinuten durch Leſung geſtellt, trotzdem die Friſt ſehr kurz war, 
den Vizepräſidenten Philipſen eröffnet. um die notwendige Fühlungnahme mit den ein⸗ 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats zelnen Intereſſentengruppen herzuſtellen. Wir 
Dr. Ziehm; Senatoren Dr. Wiereinſki⸗Keiſer, haben aber doch Gelegenheit gehabt, mit der Re⸗ 


Dr. Hoppenrath; Oberregierungsräte Gerlach, gierung ſelbſt und auch mit den Regierungspar⸗ 
Grunert; Regierungsrat Koeppen. 


teien zu verhandeln. Es iſt uns dabei gelungen, 
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(Greiſer, Abgeordneter) 


(A) doch noch erhebliche Verbeſſerungen gegenüber 


der vorgeſehenen Regierungsvorlage durchzube⸗ 
kommen. Die Steuer für die kleinen Krafträder, 
von denen ich ſchon ſprach, wird dadurch ver⸗ 
beſſert, daß man die Steuer für die 200 Kubik⸗ 
zentimeter⸗Krafträder auf 22.00 Gulden herab⸗ 
ſetzt. Die kleinen Maſchinen, die unter 200 Kubik⸗ 
zentimeter Rauminhalt haben, ſollen frei bleiben. 
Derjenige, der ein Fahrrad hat und ſich einen 
kleinen Hilfsmotor eingebaut hat, bleibt in Zu⸗ 
kunft ſteuerfrei. Außerdem haben wir eine Ver⸗ 
beſſerung für die Kraftdroſchken dadurch erreichen 
können, daß die 30prozentige Steuerermäßigung, 
die in der Regierungsvorlage vorgeſehen war, 
auf eine 40prozentige erhöht wird. Wenn man 
berückſichtigt, daß die Kraftdroſchken bei 40 Pro⸗ 
zent Ermäßigung noch die Wegeabnutzungsgebühr 
von 15 Prozent erhalten und die Kraftdroſchken, 
die fünf Jahre alt ſind, noch 20 Prozent Ermäßi⸗ 
gung bekommen, muß man annehmen, daß der 
Durchſchnitt der hier in Danzig laufenden Kraf⸗ 
droſchken auf eine Ermäßigung von 60 bis 65 
Prozent kommt. Dies dürfte, da dies Geſetz nur 
ein Uebergangsgeſetz für einige Zeit darſtellt, den 
augenblicklichen Erforderniſſen, die dies Gewerbe 
ſtellt, entſprechen. 

Außerdem wurde den Beſitzern von Omni⸗ 
buſſen, die darüber Beſchwerde vorzubringen hat⸗ 
ten, daß ſie geſetzlich gezwungen ſind, außer den 
regelmäßig verkehrenden Omnibuſſen für ihre 
Fahrten mehrere Omnibuſſe bereit zu ſtellen, die 
ſehr ſelten benutzt werden, entgegengekommen. 
Man hat mir geſagt, daß ein ſolcher Erſatzwagen 


(B) höchſtens 200 bis 300 Kilometer zurückgelegt hat, 


weil ſie nur ſelten zu Fahrten herangezogen wer⸗ 
den, wenn ein anderer Autobus einmal aus dem 
Verkehr gezogen werden muß. Für dieſe Auto⸗ 
buſſe muß aber dieſelbe hohe Steuer bezahlt wer⸗ 
den, wie für die im Dienſt befindlichen. Es er⸗ 
ſcheint daher angebracht, daß man den Beſitzern 
der großen Autobuſſe in ihrer Geſamtheit eine 
Ermäßigung von 10 Prozent zukommen läßt. 


Weiterhin haben wir die Gebühr für die Pro⸗ 
benummern, die die Händler intereſſieren, auf 
250 Gulden im Jahre herabſetzen können. Die 
alte Gebühr betrug 375 Gulden. Dieſe ſollte auf 
die Gebühr von 300 Gulden, wie im Deutſchen 
Reich, herabgeſetzt werden. Man kann aber mit 
Recht ſagen, daß man in dieſem Punkt nicht mit 
dem Deutſchen Reich Schritt halten kann. Dort iſt 
das Straßennetz ein viel größeres als im Frei⸗ 
ſtaat, und das ganze Gewerbe, das Automobile 
und Motorräder verkauft, iſt durch die wirtſchaft⸗ 
liche Notlage hart betroffen. Daher erſcheint es 
recht und billig, den Händlern entgegenzukom⸗ 
men. Wer eine rote Nummer hat und 375 Gulden 
Steuer zahlen ſoll, wird es ſich überlegen, ob er 
nicht drei rote Nummern hereinnimmt und dann 
200 Gulden für jede zahlt. (Abg. Weber: Was 
Sie für Sorgen haben!) Wenn Sie meinen, daß 
das nur für Reiche iſt, ſo iſt Ihr Blick von Sach⸗ 
kenntnis nicht getrübt; denn die Mehrzahl der 
Autos wird nicht für Luxuszwecke, ſondern für 
gewerbliche gebraucht. Auch der Lieferwagen, der 
die „Danziger Volksſtimme“ leider Gottes noch 
immer in die Welt hinausbringt, muß Steuer 


zahlen. (Abg. Weber: Die Auflage muß vermehrt 0) 


werden, dank Ihrer Propaganda!) Außerdem iſt 
es gelungen, die Wagen, die die Fahrſchulbeſitzer 
haben, die bisher der Vollſteuer unterlagen, in 
die Rubrik einzufügen, die man als Kraftdroſch⸗ 
ken bezeichnen kann. Die Fahrſchulen erhalten 
genau wie die Kraftdroſchken eine Ermäßigung 
von 40 Prozent. Außerdem hat man die Steuer⸗ 
karten, die auf ein halbes Jahr herabgeſetzt 
waren, wieder auf ein Vierteljahr begrenzt, weil 
es ſich herausgeſtellt hat, daß im Herbſt oder zu 
Beginn des Winters die Mehrzahl aller Wagen, 
man ſpricht von 70 bis 80 Prozent, abgemeldet 
wurde. Wenn man die Steuerkarte auf ein halbes 
Jahr begrenzt hätte, wäre die Anmeldung erſt 
wieder im April oder Mai möglich geweſen. Ich 
glaube, bei der vierteljährlichen Begrenzung wird 
es ſich die Mehrzahl der Autobeſitzer überlegen, 
ob ſie die Wagen ſchon im Oktober abmelden. Sie 
werden die Autos vielleicht noch bis Dezember 
oder Januar fahren, und dadurch wird der 
Staatskaſſe ein Betrag zufließen. 

Wir betrachten das Geſetz nicht als ſolches, 
das allen Anſprüchen, die die Kraftwagenbeſitzer 
zu ſtellen berechtigt ſind, entſpricht. Wir ſind der 
Ueberzeugung, daß man zu Beginn des nächſten 
Jahres andere Mittel ausfindig macht, um einer 
gerechteren Beſteuerung näher zu kommen. Wir 
wollen deshalb dem Geſetz in der abgeänderten 
Form unfere Zuſtimmung geben, 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Bertling. 


Bertling, Abgeordneter (D. Nat.): Auch meine 
Fraktion hält das Geſetz durchaus nicht für ideal 
und für weitgehend genug, um der Wirtſchaft und 
den intereſſierten Kreiſen die Steuererleichterun⸗ 
gen bringen zu können, die nötig wären. Wir 
hätten gern weitere Erleichterungen gebracht, 
aber wir haben uns überzeugen laſſen, daß unter 
Berückſichtigung der finanziellen Notlage des 
Staates, in die ja die jetzige Regierung den Staat 
nicht gebracht hat, weitere Steuerermäßigungen 
nicht möglich find, Mit den Regierungsparteien 
haben wir uns bemüht, dem Geſetz die jetzige 
Faſſung zu geben. Durch Herabſetzung des Zu⸗ 
ſchlags, weitere Vergünſtigung für Kraftdroſchken 
und Fahrzeuge der Fahrſchulen, ſowie weitere 
ſteuerliche Vergünſtigungen für alte Wagen und 
Krafträder ſind doch nicht unweſentliche Verbeſſe⸗ 
rungen feſtzuſtellen, die im Intereſſe der Wirt⸗ 
ſchaft, des Handels und Gewerbes liegen. 

Wir werden der Vorlage in der jetzigen abge⸗ 
änderten Faſſung zuſtimmen. Dabei ſoll nicht un⸗ 
erwähnt bleiben, daß das Geſetz keinen Idealzu⸗ 
ſtand darſtellt, daß vielmehr die Steuer als zu 
hoch und zu ungerecht anzuſprechen iſt, und daß 
von der Neugeſtaltung des Geſetzes, das durch die 
Regierung in Ausſicht geſtellt wurde, eine Beſſe⸗ 
rung zu erwarten iſt. a 


Bizepräfident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen zur allgemeinen Ausſprache liegen nicht 
vor. Sie iſt daher geſchloſſen. Wir kommen zur 
Einzelberatung. Ich rufe Artikel J auf. Ich er⸗ 
öffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wir kommen zur 


(D) 


. 


(B 


— 
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(Vizepräſident Philipſen) 

Abſtimmung. Es liegt zunächſt der Abänderungs⸗ 
antrag in Druckſache Nr. 326 vor. Wer den Ab⸗ 
änderungsantrag in Nr. 326 zu Artikel I anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit, der Abänderungsantrag iſt angenom⸗ 
men. Wer den ſo geänderten Artikel I annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, Artikel I tft angenommen. Ich rufe Artikel II 
auf. Dazu Abänderungsantrag in Druckſache 326. 
Wortmeldungen liegen nicht vor, die Beſprechung 
iſt geſchloſſen. Wer den Abänderungsantrag zu 
Artikel II in Druckſache Nr. 326 annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt der Artikel II angenommen. Ich rufe 
Artikel III auf und darf wohl ohne Abſtimmung 
annehmen, daß er mit derſelben Mehrheit ange⸗ 
nommen iſt. Ueberſchrift; angenommen. — Die 
Schlußabſtimmung kann nur ſtattfinden, wenn 
die Aenderungen zuſammengeſtellt ſind. Das iſt 
noch nicht geſchehen. Ich würde deshalb vor⸗ 
ſchlagen, daß die Schlußabſtimmung nach Erle⸗ 
digung von Punkt 7 vorgenommen wird. Ich rufe 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
über den Beitritt Danzigs zum Inter⸗ 
nationalen Abkommen über Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr. 

Druckſache Nr. 313 zu Nr. 287. Ich eröffne die 
allgemeine Ausſprache. Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die allgemeine Ausſprache iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe $ 1 
mit dem Abkommen auf. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
§ 1 mit dem Abkommen annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit; ange⸗ 
nommen. § 1a; angenommen. 8 2 ebenfalls an⸗ 
genommen. Ueberſchrift; angenommen. Wir 
kommen zur Schlußabſtimmung. Wer das Geſetz 
im ganzen annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, das Geſetz iſt da⸗ 
mit in dritter Beratung angenommen. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung folgender Geſetzent⸗ 
würfe: 

1. über den Vergleich zur Abwendung des 
Konkurſes, (Vergleichsordnung), 

2. über die Pflicht zum Antrag auf Eröff⸗ 
nung des Konkurſes oder des gericht⸗ 
lichen Vergleichsverfahrens, 

Druckſache Nr. 318 zu Nr. 275. Ich eröffne die 
allgemeine Beſprechung. Wortmeldungen liegen 
nicht vor. (Abg. Gaikowſki: Ich beantrage Block⸗ 
abſtimmung über die 88 1 bis 101 mit Ueber⸗ 
ſchriften!) Es iſt en⸗ploe-Abſtimmung beantragt 
worden. Ich höre keinen Widerſpruch. Es iſt ſo 
beſchloſſen. Wer die 88 1 bis 101 der Vorlage in 
dritter Leſung einſchließlich Ueberſchrift und Ab⸗ 
ſchnittsüberſchriften annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das tft die Mehrheit; angenommen. 
Wer die Vorlage in der Schlußabſtimmung an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben, — Das iſt 
die Mehrheit; angenommen. Wir kommen zur 
Abſtimmung über das Geſetz über die Pflicht 
zum Antrag auf Eröffnung des Konkurſes oder 
des gerichtlichen Vergleichs verfahrens. (Abg. Gai⸗ 
kowſki: Ich beantrage Blockabſtimmung über 


Artikel I-VI und Ueberſchrift!) Es iſt en-bloc- 
Abſtimmung beantragt worden. Ich höre keinen 
Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Wer die Artikel 
J bis VI einſchließlich der Ueberſchrift annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit; angenommen. Wer das Geſetz in der Schluß⸗ 
abſtimmung annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit; angenommen. Ich 
rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Geſetzes über die Er⸗ 
richtung von Arbeitnehmerausſchüſſen. 

Druckſache Nr. 308. Dazu iſt ſoeben ein Abände⸗ 
rungsantrag des Herrn Abg. Brill und der 
übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion eingelaufen. Der Abänderungsantrag 
hat folgenden Wortlaut: 

g Wir beantragen folgende Aenderungen der Vor⸗ 

age: 

1. Zu Art. I. 

Die Aenderung der SS 81 und 84 iſt zu ſtreichen. 

2. Es iſt ein neuer Artikel II einzufügen mit der 

Faſſung: 

Die Amtsdauer der für ein Jahr gewählten, 
bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes noch im Amt 
befindlichen Betriebsobmänner verlängert ſich um 
ein Jahr. 

Brill und die übrigen Mitglieder der Sozialdemo⸗ 

kratiſchen Fraktion. 

Ich eröffne die allgemeine Ausſprache. Wort⸗ 
meldungen liegen nicht vor. Die allgemeine Aus⸗ 
ſprache iſt geſchloſſen. Wir kommen zur Einzel⸗ 
beratung. Ich rufe Artikel I auf. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir kommen zur Abſtimmung. 
Ich laſſe zuerſt über den Abänderungsantrag des 
Herrn Abg. Brill, den ich ſoeben verleſen habe, 
abſtimmen. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt 
abgelehnt. Wer den Artikel J in Druckſache Nr. 308 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Artikel I ift angenommen. Ich 
rufe Artikel II auf. Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung. Ich laſſe zu⸗ 
nächſt über den vorher verleſenen Abänderungs⸗ 
antrag des Abg. Brill zu Artikel II abſtimmen. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wer 
den Artikel II nach der Vorlage annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
Artikel II iſt angenommen. Ich rufe die Ueber⸗ 
ſchrift auf und darf wohl annehmen, daß ſie mit 
derſelben Mehrheit angenommen iſt. Damit iſt 
die Vorlage in zweiter Leſung erledigt. Ich rufe 
Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Autrag des Abg. Brill und Fraktion auf 
Aufhebung des Verbots von Umzügen und 
Verſammlungen unter freiem Himmel. 


Druckſache Nr. 314. Das Wort hat der Herr Abg. 
Mau. (Zuruf des Abg. Weber. — Abg. Plettner: 
Raus, ihr Mordbanditen!) Herr Abg. Plettner, 
Sie haben Abgeordnete dieſes Hauſes Mordban⸗ 
diten genannt, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Moritz: Sie ſind aber nicht mehr drin! Abg. 
Kruppke: Sie haben nichts dagegen gehabt!) 
Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Die Nazis haben 
die Flucht ergriffen, weil ihnen die Stellungnahme 
zu unſerm Antrag unangenehm iſt. Sie ſelbſt 


— 


0 
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(Mau, Abgeordneter) 


(A) wiſſen, daß fie diejenigen geweſen find, die die 


Verſammlungs⸗ und Demonſtrationsfreiheit in 
der Freien Stadt Danzig mit Füßen getreten 
haben. Das Demonſtrationsverbot für die Stadt⸗ 
gemeinde Danzig iſt vom Senat deshalb erlaſſen 
worden, weil durch die Terrormaßnahmen der 
Nazis in den Straßen Danzigs nicht nur eine Er⸗ 
regung bei der arbeitenden Bevölkerung Danzigs, 
ſondern auch über die Grenzen des Freiſtaats 
hinaus verurſacht war. Es iſt bekannt, daß die 
bevorſtehenden Unterhandlungen in Genf bei der 
Frage des Demonſtrationsverbots für Danzig 
eine hervorragende Rolle geſpielt haben. Es iſt 
dem Senat bekannt, daß von volniſcher Seite zur 
Verhinderung des Nazi⸗Terrors gegen polniſch⸗ 
Danziger Bürger ein Demonſtrationsverbot gefor⸗ 
dert wurde. Es iſt bekannt, daß auch andere Kreiſe, 
die über das Schickſal der Freien Stadt Danzig zu 
entſcheiden haben, glaubten, mit dieſem Demon⸗ 
ſtrationsverbot eine Aenderung der Verhältniſſe 
herbeiführen zu können. Alles, was dieſe Schichten 
und Kreiſe von dem Demonſtrationsverbot in 
Danzig erhofft haben, iſt nicht eingetreten. Der 
Nazi⸗Terror in den Straßen Danzigs und des 
Freiſtaats iſt trotzdem nicht nur weiter gegangen, 
ſondern in verſtärkter Form gegen die arbeiten⸗ 
den Volksſchichten in Stadt und Land zur An⸗ 
wendung gekommen. 


Wir haben ſeinerzeit darauf hingewieſen, daß 
mit einem ſolchen Verbot das Gegenteil deſſen er⸗ 
reicht wird, was man zu erreichen hoffte. Wir Sozial⸗ 
demokraten vertreten auch heute noch den Stand⸗ 
punkt, daß geſchloſſene Aufmärſche der verſchie⸗ 


(B) denen politiſchen Richtungen bei den bisherigen 


Regierungen im Freiſtaat keinerlei Anlaß zur 
Beunruhigung gegeben haben. (Abg. Weber: Sehr 
richtig!) Ich verweiſe auf den erſten Umzug des 
Arbeiterſchutzbundes, der am 15. März d. J. ſtatt⸗ 
fand. Nicht nur die arbeitenden Volksſchichten, 
ſondern darüber hinaus weite Kreiſe des Bürger⸗ 
tums haben ihre Genugtuung über dieſen wohl⸗ 
diſziplinierten Aufmarſch des Arbeiterſchutzbundes 
am 15. März zum Ausdruck gebracht. (Abg. 
Kloßowſki: Sehr richtig!) Der zweite große Auf⸗ 
marſch, der von der Sozialdemokratiſchen Partei 
veranſtaltet wurde und am 19. April ſtattfand, iſt 
in einer muſtergültigen und diſziplinierten Weiſe 
verlaufen. In der ganzen Stadt ſind an dieſem 
Tage keine Vorfälle paſſiert, die etwa ein Ein⸗ 
greifen der Polizei oder ſonſtiger behördlicher 
Organe notwendig gemacht hätten. 


Auch die Aufmärſche, die die Sozialdemokra⸗ 
tiſche Partei oder die Arbeiterſportvereine in 
Ohra veranſtaltet haben, verliefen, ſoweit es ſich 
um dieſe Umzüge handelte, ohne irgendwelche 
Folgen. Nur bei der letzten großen Wahlkund⸗ 
gebung der Sozialdemokratiſchen Partei, die unter 
freiem Himmel auf dem Sportplatz in Ohra ſtatt⸗ 
fand, brachte es der Hauptmann Bertling fertig, 
drei Laſtautos, die mit Nazis beſetzt waren, ſo 
lange in der Hauptſtraße Ohras feſtzuhalten, 
(Abg. Kloßowſki: Mit Abſicht!) bis die ſozial⸗ 
demokratiſche Wählerverſammlung, die von zirka 
12 000 Perſonen beſucht war, beendet war, und die 
Menſchen nach Hauſe ſtrömten. Das war der erſte 
Anlaß, wo bei einer großen öffentlichen Demon⸗ 
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ſtration bewußt von den Nazis ein Uebergriff auf (0) 


Verſammlungsteilnehmer, die von der Demon⸗ 
ſtration nach Hauſe zurückkehrten, vorgenommen 
wurde. Das konnte nur geſchehen, weil der Haupt⸗ 
mann Bertling faſt eine halbe Stunde lang die 
Laſtautos dort in Ohra feſtgehalten hat. 

Auch alle Umzüge und Demonſtrationen, die 
aus Anlaß der Kreistagswahlen in den drei Land⸗ 
kreiſen des Freiſtaats ſtattgefunden haben, ſind, 
ſoweit ſie von der Sozialdemokratiſchen Partei 
einberufen wurden, ohne jede Störung vonſtatten 
gegangen. Ich ſtelle ausdrücklich feſt, daß alle 
Vorkommniſſe bei den Wahlen, die Ueberfälle der 
Nazis auf Arbeiter, immer nach Schluß der Ver⸗ 
ſammlungen, z. B. auf den Rückmärſchen und bei 
der Heimfahrt der Danziger Teilnehmer vor ſich 
gingen. Das iſt ein Beweis dafür, daß abſolut 
kein Grund vorliegt, Demonſtrationen unter 
freiem Himmel zu verbieten. Die Arbeiter⸗Orga⸗ 
niſationen und ſchließlich auch andere Parteirich⸗ 
tungen haben die Kraft, ſich bei ihren Demonſtra⸗ 
tionsumzügen vor dem Nazi⸗Terror ſelbſt zu 
ſchützen. Die Mehrzahl der Naziüberfälle ſind auf 
geſchloſſene Verſammlungen der Sozialdemokra⸗ 
tiſchen Partei verübt worden. Sie haben alſo mit 
dem Demonſtrationsverbot nichts zu tun. Solche 
Mordtaten der Nazis werden durch das Demon⸗ 
ſtrationsverbot in Danzig nicht verhindert. 

Ich ſtelle ausdrücklich feſt, da ich ſelbſt Teil⸗ 
nehmer einer Mitgliederverſammlung meiner 
Partei in Schöneberg als Referent war, daß dieſe 
geſchloſſene Verſammlung nach 10% Uhr von ca. 
35 Nationalſozialiſten, die von allen Seiten in der 
Dunkelheit herangeſchlichen waren, plötzlich be— 
ſchoſſen wurde. Es wurden 70 Schüſſe in einem 
Zeitraum von einer Minute abgegeben. Acht 
Parteimitglieder wurden ſchwer verletzt. (Abg. 
Plettner: Hört, hört!) 

M. D. u. H.! Daraus geht hervor, daß alle 
dieſe Terrormaßnahmen der Nazis, die praktiſch 
in Erſcheinung getreten ſind, durch Demonſtra⸗ 
tionen in Danzig nicht berührt werden. Im 
Gegenteil, wir ſind der Auffaſſung, daß dieſe trau⸗ 
rigen Vorkommniſſe des letzten Sonntags nicht 
paſſiert wären, wenn, wie alljährlich aus Anlaß 
der großen Sportveranſtaltung der Arbeiter⸗ 
Kultur⸗ und Sportvereine ein Demonſtrations⸗ 
umzug nach dem Sportplatz ſtattgefunden hätte. 
Wir haben ſtets die Wahrnehmung bei den großen 
Demonſtrationen in Danzig gemacht, daß die 
Arbeiterorganiſationen ſoviel Selbſtdiſziplin und 
Selbſtſchutz ausüben, daß ſie allein die Gewähr 
und Sicherheit für einen ruhigen Verlauf ſolcher 
Demonſtrationen bieten. 

Ich muß deshalb feſtſtellen, daß es nicht not⸗ 
wendig war, die in der Verfaſſung garantierte 
Verſammlungs⸗ und Demonſtrationsfreiheitaußer 
Kraft zu ſetzen, um lediglich den Terrormaßnahmen 
der Nazis einen Damm entgegenzuſetzen. Die Re⸗ 
gierung iſt hier einen ganz falſchen Weg gegangen; 
denn dieſe Terrormaßnahmen von ſeiten der Nazis 
gegen Arbeiter, gegen Danziger Polen uſw. wer⸗ 
den nicht durch ein Demonſtrationsverbot in 
Danzig verhindert, ſondern ſie finden immer dann 
ſtatt, wenn keine Demonſtrationen in Danzig 
ſind. Wir ſind im Gegenteil der Auffaſſung, daß, 


(D) 
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(Mau, Abgeordneter) 


(A) wenn die Arbeitermaſſen ihre politiſchen, wirt⸗ 


(B) 


ſchaftlichen und ſozialen Wünſche in Form von 
Proteſtverſammlungen und Proteſtdemonſtra⸗ 
tionen zum Ausdruck bringen, dies für den Staat 
und auch für die Allgemeinheit viel beſſer iſt, als 
wenn Einzelaktionen ſtattfinden, die durch ſolche 
Verbote lediglich hervorgerufen werden. 


Was ſoll die Danziger Arbeiterſchaft eigent⸗ 
lich tun? Es iſt ſtadtbekannt, das wiſſen auch 
Senat und Polizeiorgane, daß die Nationalſozia⸗ 
liſten in Danzig eine ganze Reihe von Sturm⸗ 
lokalen haben, in denen ſtändig bewaffnete Nazis 
in großer Zahl vorhanden ſind. Wie ſoll ſich die 
Arbeiterſchaft gegen die Ueberfälle durch dieſe 
Sturmbataillone der Nazis ſchützen? Das kann 
ſie nur, indem ſie ſchließlich zu demſelben Mittel 
greift, Sturmlokale feſtlegt und ebenfalls ver⸗ 
ſucht, einen Schutz herbeizuführen. Ich ſtelle hier⸗ 
mit feſt, daß die Regierung mit der Maßnahme 
des Demonſtrationsverbots abſolut das Gegen⸗ 
teil deſſen erreicht hat, was damit gewollt war. 
Es iſt bedauerlich, daß der Senat nicht eingreift, 
nachdem die Nationalſozialiſten in ihren Flug⸗ 
blättern und in ihrem Extrablatt ſelbſt bekannt⸗ 
gegeben haben, daß ihre Sturmkolonnen in den 
betreffenden Sturmlokalen ſeit Sonntag früh in 
Sturmbereitſchaft lagen. Wenn das bekannt iſt, 
weshalb wird es nicht unterſagt? Weshalb ver⸗ 
bietet man den Staatsbürgern die Stellungnahme 
zu den wirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen 
Problemen durch Demonſtrationen? Das iſt 
doch ſchließlich die beſte Gewähr für die Fort⸗ 
führung des demokratiſchen Grundrechtes unſeres 
Staates. Es iſt bedauerlich, daß die Regierung 
keine Maßnahmen findet, den Terror der Nazis 
zu unterbinden, die es fertig gebracht haben, in 
ihrer letzten Zeitung die Namen von Ohraer 
Arbeitern zu veröffentlichen, die angeblich beim 
letzten Naziumzug Schimpfnamen gerufen haben 
ſollen. Dieſe Namen ſind veröffentlicht. Mit Er⸗ 
laubnis des Präſidenten werde ich den Schlußſatz 
verleſen, den die Zeitung dazu ſchreibt: 

Wir werden uns dieſe Herrſchaften merken und 
bei Gelegenheit auf ſie zurückkommen. Wenn wir 
das tun wollten, was der Briefſchreiber will, nämlich 
„einen Scheiterhaufen aufrichten und dieſe Bande 
verbrennen“, dann würde man uns als unmenſchli⸗ 
bezeichnen. Eine ſolche Verurteilung lehnen wir 
allerdings ab, werden aber im Augenblick unſerer 
Machtſtellung ein entſprechend anderes Urteil finden. 


Eine öffentliche Androhung von Terrormaß⸗ 
nahmen unter Angabe der Namen und der Woh⸗ 
nungen der betreffenden Arbeiter. Sind wir denn 
ſchon jo weit gekommen, daß wir hier ein Oſt⸗ 
ſibirien, einen Zarismus haben, daß derartige 
Terrormaßnahmen öffentlich in den Zeitungen 
ohne irgendwelche polizeilichen Verfolgungen 
angedroht werden können? Was ſollen dieſe be⸗ 
drohten Arbeiter tun? Sie müſſen doch ihre Auf- 
faſſung über die Terrormaßnahmen zum Aus⸗ 
druck bringen können. Wenn der Nazi⸗Terror 
ſeitens der Regierung in dieſer Weiſe weiter ſo 
durch die Untätigkeit der Polizeiorgane indirekt 
geſchützt wird, nimmt ſchließlich die Erregung der 
Arbeiter größere Ausmaße an. Dieſe Erregung 
muß durch öffentliche Kundgebungen irgendwie 
zum Ausdruck kommen. 


607 


Deswegen fordern wir, daß das verfaſſungs⸗ (O) 


mäßige Recht auf Demonſtrationsfreiheit den 
Danziger Staatsbürgern endlich wiedergegeben 
wird. Wir vermögen nicht einzuſehen, nachdem 
jetzt faſt drei Monate das Demonſtrationsrecht 
außerhalb der Grenzen Danzigs nicht aufgehoben 
war und die Demonſtrationsfreiheit zu keinen 
Scherereien und ſonſtigen Zwiſchenfällen Anlaß 
gegeben hat, daß ausgerechnet der Danziger 
ſtädtiſchen Bevölkerung allein dies verfaſſungs⸗ 
mäßig gewährleiſtete Recht auf Demonſtrations⸗ 
freiheit geraubt werden ſoll. Wir bitten deshalb, 
unſerem Antrag zuzuſtimmen und ſind begierig 
zu erfahren, wie ſich die Nazis zu dieſem Antrag 
ſtellen werden, weil ſie ja angeblich ſelbſt in Ver⸗ 
handlungen mit dem Senat ſtanden, um einige 
tauſend deutſche Hitlergardiſten in Danzig auf⸗ 
marſchieren zu laſſen. (Bravo! links.) 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Präſident des Senats. (Abg. Kloßowſki: 
Der Protektor dieſer Mörderbande!) Herr Abg. 
Kloßowſki, Sie haben den Herrn Präſidenten des 
Senats den Protektor einer Mörderbande ge⸗ 
nannt. Ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Kloßowſki: Ich laſſe mich nicht einſchüchtern von 
dieſer Mordgeſellſchaft und Ihnen!) 


Dr. Ziehm, Präſident des Senats: M. D. 
U. H.! Der Senat hat infolge der wiederholt vor⸗ 
gekommenen groben Störungen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung zunächſt ein allgemeines 
Verbot von Verſammlungen unter freiem 
Himmel angeordnet. Dies Verbot iſt dann in der 
Folge für ſportliche Veranſtaltungen und ſonſtige 
nicht politiſche Verſammlungen und Umzüge auf⸗ 
gehoben worden. Es beſteht zur Zeit lediglich 
für politiſche Verſammlungen (Zuruf des Abg. 
Weber.) unter freiem Himmel und für politiſche 
Aufzüge. Nach den Geſchehniſſen der letzten 
Wochen und beſonders der letzten Tage iſt die 
Aufrechterhaltung dieſes Verbotes notwendiger 
denn je. (Bravo! rechts.) Wer an dieſen Geſcheh⸗ 
niſſen die Hauptſchuld hat (Abg. Weber: Die 


Regierung), darüber wird die gerichtliche Unter⸗ 


ſuchung Aufklärung geben. (Sehr gut! rechts. — 
Zwiſchenrufe links.) Ich glaube, ein jeder, der 
die ruhige Entwicklung in Danzig wünſcht, hat 
ein Intereſſe daran, daß die Unterſuchung ge⸗ 
führt wird. Ich enthalte mich vor Abſchluß dieſer 
Unterſuchung eines Urteils. (Sehr gut! rechts.) 

Ich bin aber gezwungen, gegenüber den Aus⸗ 
führungen des Herrn Vorredners folgendes feſt⸗ 
zuſtellen: Von einem Terror eines Teiles der 
Danziger Bevölkerung gegenüber der polniſchen 
Bevölkerung kann keine Rede ſein. (Zuſtimmung 
rechts.) Ich bedaure außerordentlich, daß dieſe 
Behauptung hier aufgeſtellt worden iſt. Sie 
widerſpricht den Unterſuchungen und auch dem 
dem Rat des Völkerbundes von der Regierung 
unterbreiteten amtlichen Material. Eine ſolche 


Behauptung von einem Redner einer großen 
deutſchen Partei (Deutſch? rechts.) ſchädigt die 
deutſchen Intereſſen unſeres Freiſtaates. (Zuruf 
des Abg. Weber.) Sie iſt auch nicht geeignet, das 
Zuſammenleben mit dem polniſchen Teil der Be⸗ 
völkerung zu fördern. Dadurch wird im Gegen⸗ 
teil der von un verantwortlicher polniſcher Seite 


— 


D) 
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[Präſident des Senat Dr. Ziehm) 


(A) geſchürten Erregung jenjeit3 und diesſeits der 


(B 


— 


Grenzen nur Nahrung gegeben. 

Was den vorliegenden Antrag auf Aufhebung 
des Verbots von öffentlichen Verſammlungen 
anlangt, ſo iſt die Regierung nicht in der Lage, 
dieſem Antrag zuzuſtimmen. (Zurufe links. — 
Bravo! rechts.) Es muß hier alles vermieden 
werden, was geeignet iſt, die politiſchen Gegen⸗ 
ſätze zu ſteigern. (Abg. Kloßowſki: Sie lügen jal) 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Kloßowſfki, 
Sie haben dem Herrn Präſidenten des Senats 
Lügen unterſtellt. Ich ſchließe Sie von der 
Sitzung aus und fordere Sie auf, den Saal zu 
verlaſſen. (Sehr gut! rechts. — Zuruf des Abg. 
Langnau. — Abg. Greiſer: 15 Gulden koſtet es!) 


Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Ich bitte 
dringend im Namen des Senats, den vorliegen⸗ 
den Antrag unter allen Umſtänden abzulehnen. 
(Bravo! rechts.) 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Greiſer. (Große Unruhe.) 


Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wir Natio⸗ 
nalſozialiſten haben ſeit Wochen und Monaten 
der Regierung Mittel und Wege gewieſen 
(Großer Lärm und andauernde Zwiſchenrufe 
links), wie ſie aus der prekären Situation, in die 
fie außen⸗ und innenpolitiſch geraten iſt, heraus⸗ 
kommen könnte. Wir haben ihr geſagt, wie ſie es 
hätte anſtellen können, in dieſe Situation über⸗ 
haupt nicht zu kommen, indem ſie rechtzeitig die⸗ 
jenigen Geſetze und Verordnungen hätte erlaſſen 
können, die dazu führen, dieſe Hetzkampagne der 
roten Marxiſten ein für allemal zu unterbinden. 
(Fortgeſetzte große Unruhe. — Abg. Weber: Sie 
haben ſie eingeführt, ohne Sie war keine Hetze! 
— Zuruf des Abg. Plettner.) 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Plettner, 
haben Sie damit einen Abgeordneten gemeint? 
(Abg. Plettner: Die Nationalſozialiſten habe ich 
gemeint!) Ich rufe Sie zum zweitenmal zur 
Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. (Großer 
Lärm.) 


Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn ins⸗ 
beſondere die Siedehitze innerpolitiſcher Art die 
ekelhaften Vorkommniſſe der letzten Zeit hat auf⸗ 
kommen laſſen, ſo iſt das nur dadurch möglich 
geweſen, daß die Sozialdemokratie das, was in 
ihrer Zeitung ſteht, ſelbſt in der Praxis nachher 
als unwahr hinſtellt, daß ſie es nicht vorzieht, 
ſich mit ſachlichen Waffen auseinanderzuſetzen, 
ſondern daß ſie ihre alte Parole, die ſie ſeit 
70 Jahren im deutſchen Volk aufgeſtellt hat: „Und 
willſt du nicht mein Bruder ſein, ſo ſchlage ich 
dir den Schädel ein“, hier in Danzig wahr macht. 
(Fortgeſetzte große Unruhe und andauernde 
Zwiſchenrufe.) Nicht wir ſind diejenigen, die 


ſachliche Kämpfe ablehnen, ſondern die Roten 
ſind es geweſen, die uns den Kampf angeſagt 
haben. (Großer Lärm.) Auch in der letzten Aus⸗ 
gabe der „Danziger Volksſtimme“, dieſes Lügen⸗ 
und Hetzblattes, wird ein S. A.⸗Mann abgebildet 
mit vollem Namen und voller Adreſſe. Die Be⸗ 
völkerung wird aufgefordert, dieſen S. A.⸗Mann 
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zu erſchlagen. Wenn das noch eine ſachliche Aus⸗ (O) 


einanderſetzung iſt, ſo überlaſſe ich das Urteil 
hierüber getroſt der geſamten Danziger Bevöl⸗ 
kerung, die deutſch denkt und fühlt. (Bravo! 
rechts.) 

Wir begrüßen es deshalb ſehr, daß die Dan⸗ 
ziger Regierung ſich endlich dazu aufgeſchwungen 
hat, zu den geſetzlichen Machtmitteln zu greifen, 
die ihr durch die Verfaſſung gegeben werden 
können, um dieſe unverantwortliche Hetze und 
Lüge gegen den anders und deutſch geſinnten 
Teil der Danziger Bevölkerung endlich zu unter⸗ 
binden. (Fortgeſetzte Zwiſchenrufe und großer 
Lärm.) Dieſes Verbot von Verſammlungen 
unter freiem Himmel trifft gewiß auch die zweit⸗ 
ſtärkſte politiſche Partei, uns Nationalſozialiſten, 
in propagandiſtiſcher Hinſicht ſehr ſchwer. Wir 
würden wirklich wünſchen, daß die innerpolitiſche 
Situation wieder eine derartige Form annehmen 
würde, (Hört, hört! und Lachen links) daß die 
Verſammlungen unter freiem Himmel ſtatt⸗ 
finden können, wobei allen daran Teilnehmenden 
der Schutz gewährleiſtet iſt. (Sehr gut! rechts.) 
Solange aber dieſe Vorausſetzung nicht vor⸗ 
handen iſt und ſolange unverantwortliche und 
demagogiſche Hetzer der Marxiſten es wagen 
können, ihre bezahlten Kreaturen des Unter⸗ 
menſchentums gegen uns aufzuhetzen, (Sehr gut! 
rechts. — Großer Lärm links.) ſehen wir uns 
gezwungen, der Regierung auch diejenigen Macht⸗ 
mittel in die Hand zu geben, die zur Unter⸗ 
drückung dieſer Maßnahmen führen. (Sehr gut! 
rechts.) 

Wir haben trotzdem, m. D. u. H. — die Roten 
geifern nur ſo, weil ſie ein ſchlechtes Gewiſſen 
haben — das Vertrauen zur Regierung, daß ſie 
alle dieſe Geſetze und Verordnungen ſo anwenden 
wird, wie es ſich im Intereſſe des Staates ge⸗ 
ziemt. Wir Nationalſozialiſten ſtellen deshalb 
unſere rein parteipolitiſchen Bedenken auch in 
dieſer ſchweren Schickſalsſtunde zurück. (Sehr 
gut! rechts. — Großer Lärm links.) Wir ſtellen 
das Intereſſe des Staates in den Vordergrund 
und wir bitten die Regierung, dieſe Verordnung 
auf keinen Fall aufzuheben. (Sehr gut! rechts.) 
Wir werden deshalb den roten Antrag auf jeden 
Fall ablehnen, weil wir das Vertrauen zu dieſer 
Regierung unter der Führung des Senatspräſi⸗ 
denten Dr. Ziehm haben, (Abg. Weber: Weil Sie 
alles machen können!) daß ſie die Ruhe und Ord⸗ 
nung in dieſem Staat mit den geſetzlichen Mitteln 
auf jeden Fall aufrecht erhalten wird. (Bravo! 
rechts. — Andauernde Zwiſchenrufe und große 
Unruhe links. — Abg. Weber: Das iſt der Mann, 
der das Wort vom „koddrigen Freiſtaat“ geſprochen 
hat! Das iſt der Landesverräter!) 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Raſchke. (Herr Ziehm, Sie können 
ſtolz ſein auf das Vertrauensvotum von den 
Nazis, das iſt wirklich keine Schmeichelei! links.) 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die National⸗ 
ſozialiſten können dieſen Antrag ablehnen, weil 
er ſie nicht trifft. Für ſie beſteht kein Demonſtra⸗ 
tionsverbot. Sie können jederzeit, wenn es ihnen 
beliebt, auf die Straße gehen und die werktätige 
Bevölkerung, die nicht immer gleich „Heil Hitler“ 


— 


D) 
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(Raſchke, Abgeordneter) 


(A) ſchreit, niederſchlagen. Das Recht haben Sie, weil 


(B 


— 


Sie hier in Danzig die Stützen der Regierung 


ſind. In Deutſchland haben die Sozialdemokraten 


genau dasſelbe Recht, weil ſie dort die Stützen 
der Regierung ſind. Hier heulen die Sozial⸗ 
demokraten gegen das Demonſtrationsverbot 
und in Deutſchland heulen die Hitler⸗Jungens 
gegen das Demonſtrations verbot, weil es fie dort 
etwas trifft, weil ſie dort ihrem Willen nicht ſo 
freien Lauf laſſen können wie in Danzig. Für 
uns ſteht feſt, daß dies Verbot ſeine Urſache im 
kapitaliſtiſchen Syſtem hat wie alle dieſe Maß⸗ 
nahmen, die in Deutſchland von einer Brüning⸗ 
Regierung oder in Danzig von einer Ziehm⸗ 
Regierung verhängt werden. Die wirtſchaftliche 
Situation bedingt dies. Der Kapitalismus ver⸗ 
langt, daß die rebellierende Arbeiterſchaft im 
Zaum gehalten wird. Die jeweilige Regierung, 
ob es eine Nazi⸗Regierung oder eine Zentrums⸗ 
Regierung mit Unterſtützung der Sozialdemo⸗ 
kraten iſt, bleibt den Kapitaliſten völlig gleich, 
hat die Pflicht, alle Maßnahmen durchzuführen, 
um die um ihr Recht kämpfende Arbeiterſchaft 
niederzuhalten. So iſt es ſelbſtverſtändlich nicht 
nur in Deutſchland und in Danzig, ſondern in 
allen kapitaliſtiſchen Ländern. Auch in England 
iſt es ſo, trotzdem dort eine Arbeiterregierung iſt. 
In Amerika und in Polen iſt es noch viel, viel 
ſchlimmer, weil dort die wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe noch kataſtrophaler ſind als in Deutſchland 
bzw. in Danzig. Deshalb muß man alle Mittel 
anwenden, um die rebellierende Arbeiterſchaft im 
Zaum zu halten, ſie niederzuhalten und wenn es 
notwendig iſt, auch mit blauen Bohnen. 


Das haben die Nationalſozialiſten hier als 
Aufgabe von der Regierung geſtellt bekommen 
und führen es auch durch. Dadurch bringen ſie 
immer wieder zum Ausdruck, daß ſie die Knechte 
des Kapitals ſind und alles das durchführen, was 
der Kapitalismus von ihnen verlangt. Wenn hier 
beſonders von der Regierung geſagt wurde, daß 
nach den letzten Geſchehniſſen kein Grund vor⸗ 
handen iſt, das Demonſtrationsverbot aufzuheben, 
fo find wir der Meinung, daß gerade die letzten 
Geſchehniſſe dazu angetan ſind, das Demonſtra⸗ 
tionsverbot aufzuheben. Die Nationalſozialiſtiſche 
Partei ſoll mit ihrem Terror nicht ſo viel Unfug 
anrichten können, wenn das Demonſtrations⸗ 
verbot fiele, wenn den Arbeitern genau ſo wie 
den Knechten des Kapitals das Recht zuſtände, 
öffentlich ihren Proteſt nicht nur gegen die 
Terrormaßnahmen der Nationalſozialiſten, ſon⸗ 
dern insbeſondere gegen die Ausnahmebeſtim⸗ 
mungen des Nazi⸗Ziehm⸗Senats zum Ausdruck 
zu bringen. Dann würden die Verhältniſſe 
anders ſein. Dann würden ſich die Herren Natio⸗ 
nalſozialiſten ſo etwas nicht erlauben können. 
Wenn die Regierung jetzt zum Ausdruck bringt, 
daß die Gerichte über die letzten Geſchehniſſe Auf⸗ 
klärung ſchaffen werden, ſo iſt das eine Provo⸗ 
kation gegenüber der werktätigen Bevölkerung. 
Herr Dr. Ziehm, der doch lange Jahre dem Dan⸗ 
ziger Gericht vorgeſtanden hat, muß wiſſen, daß 
es ſowohl in Danzig wie in allen kapitaliſtiſchen 
Staaten nur ein Klaſſengericht gibt, daß dieſe 
Richter nur nach der Klaſſe urteilen. Die letzten 
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Ereignifje beſonders in Danzig haben gezeigt, daß (O) 


ſich das noch verſchärft hat. Für dasſelbe Ver⸗ 
gehen, wofür ein Arbeiter jahrelang ins Ge⸗ 
fängnis wandern muß, werden Nationalſozia⸗ 
liſten freigeſprochen. Das iſt die Objektivität der 
Gerichte. Wenn den Gerichten die Aufgabe zu⸗ 
fällt, die Geſchehniſſe der letzten Tage zu klären, 
ſo wird dabei nur herauskommen, daß die werk⸗ 
tätige Bevölkerung die Angreifenden geweſen 
ſind, während die Nationalſozialiſten, die tat⸗ 
ſächlich den ſchärfſten Terror über die werktätige 
Bevölkerung verhängt haben, als Unſchulds⸗ 
lämmer hingeſtellt werden. Wenn Herr Dr. Ziehm 
dann noch ſchließlich erklärt, daß von einem 
Terror gegen polniſche Arbeiter keine Rede ſein 
kann, ſo iſt das, gelinde geſagt, bewußt die Un⸗ 
wahrheit. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Raſchke, 
Sie haben dem Herrn Präſidenten unterſtellt, 
bewußt die Unwahrheit geſagt zu haben. Ich 
ſchließe Sie von der Sitzung aus. (Zwiſchenrufe 
des Abg. Raſchke.) Ich fordere Sie auf, den 
Sitzungsſaal zu verlaſſen. (Abg. Raſchke: Das darf 
man nicht einmal ſagen! So eine Schweinerei! — 
Zuruf des Abg. Schütz. — Abg. Langnau: Sie 
Lümmel, halten Sie die Freſſe!) Ich bitte die 
Herren Abgeordneten, die Plätze einzunehmen. 
(Abg. Langnau: Schaffen Sie den beſoffenen Kerl 
hinaus! — Zurufe der Abg. Langnau, Serotzki 
und Schütz. — Lärm.) Das Wort hat der Herr 
Abg. Czarneeki. 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): In der Freien 
Stadt Danzig, wo in letzter Zeit die politiſchen 
Gegenſätze ſo aufeinanderprallen, ſollte der 
Staatsmann darauf bedacht ſein, ſich in ſeinen 
Aeußerungen ein Maximum an Zurückhaltung 
aufzuerlegen. Die heutige Erklärung des Präſi⸗ 
denten des Senats muß nicht nur die größten 
Vorbehalte hervorrufen, ſondern macht auch eine 
Zurückweiſung erforderlich. Ich erkläre namens 
der polniſchen Danziger Bevölkerung (Die gibt 
es ja gar nicht! und Zwiſchenrufe rechts.), daß 
Ihre Behauptung bezüglich der polniſchen Be⸗ 
völkerung ſehr gewagt iſt. In den letzten Wochen 
und Monaten machen ſich Ihre Prätorianer in 
den Straßen breit; die Partei der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Arbeiter duldet keine andere Geſinnung. 
Iſt die Partei der Nationalſozialiſten nicht die⸗ 
jenige, die ſeit verſchiedenen Monaten die Un⸗ 
ruhe nach Danzig gebracht hat? (Pfui! rechts.) 
Sie, Herr Präſident, und die Herren von der Re⸗ 
gierung tun ſo, als wenn den Herren von der 
äußerſten Rechten infolge der heutigen Kritik das 
größte Unglück geſchehen wäre. Sie haben den 
Mut, hier zu ſagen, daß die Nationalſozialiſtiſche 
Arbeiterpartei auf dem Terrain der Freien Stadt 
Danzig ſozuſagen die Pflichten einer ſtaatserhal⸗ 
tenden Partei erfüllt. (Der Mann verſteht davon 
nichts! rechts.) 

Sie wiſſen ganz genau, wie die äußere Lage 
und die Situation der Freien Stadt Danzig in 
außenpolitiſcher Hinſicht iſt. Sie wiſſen auch genau, 
ſolange die Nationalſozialiſtiſche Partei nicht im 
Zaum gehalten wird, ſondern freien Lauf für ihre 
Gewalttaten hat, wird und kann es in Danzig 
kein ruhiges, vernünftiges Miteinanderleben ſo⸗ 


— 
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(Czarnecki, Abgeordneter) 

wohl mit der hieſigen polniſchen Bevölkerung als 
auch mit der großen Nation des Polenreiches 
geben. Danzig iſt eben auf ein Miteinander⸗ 
arbeiten mit Polen angewieſen. Wenn heute in 
Zoppot und anderen Kurorten die Kaufleute ver⸗ 
geblich nach dem Fremdenverkehr zum Fenſter 
hinausſchauen, ſo iſt daran die außerordentliche 
Hetze der Nationalſozialiſtiſchen Partei ſchuld. 
Sie ſagen, Herr Präſident, niemand könne über 
den Terror der Partei klagen. Ich wiederhole 
zum xten Mal, daß, abgeſehen von verſchiedenen 
Fällen, auch Frauen auf der Straße angegriffen 
wurden, nur deswegen, weil ſie polniſch ſprachen. 
Die Frau des Danziger Bürgers Czyzewſfki 
wurde auf dem Langen Markt von fünf National⸗ 
ſozialiſten in Uniform angegriffen und bedroht. 
Es iſt beſchämend, den Ausdruck zu gebrauchen, 
daß ihr „die Freſſe zerſchlagen werde, wenn ſie 
nicht aufhöre, polniſch zu ſprechen“. (Abg. Maaß: 
Der Burſche lügt!) 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Maaß, 
haben Sie einen Abgeordneten gemeint? (Abg. 
Maaß: Dieſen Abgeordneten! — auf Abg. Czar⸗ 
neck weiſend.) Ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. 
Weber: Den andern haben Sie ausgeſchloſſen! 
Was Sie für Unterſchiede machen!) 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): Wenn hier ein 
ſachlicher Beobachter in der Loge Sitzung für 
Sitzung dieſe Debatten anhören würde, und wenn 
er das geiſtige Niveau Ihrer Zwiſchenrufe und 
Ihrer Reden, m. H. von der Rechten, gehört und 
ſie durchdacht hätte, dann müßte er ſagen: Wehe 
dieſer Freien Stadt, die ſolche Volksvertreter in 
dieſem Volkstag hat. Mich wundert es nur, daß 
die Parteien der Mitte in dieſem Hohen Hauſe, 
die angeblich danach ſtreben, der Freien Stadt 
Danzig das Beſte zu geben und zu bieten, dieſen 
ſkandalöſen Zauber mitmachen, und daß dieſe 
Parteien die Hitlerianer, welche doch andere Ge⸗ 
ſichtspunkte in ihrem Herzen haben, unterſtützen 
und daß dieſe Parteien immer noch den Mut 
haben, mit ihnen an der Unterwühlung der Fun⸗ 
damente der Freien Stadt weiter zu arbeiten. 
Fahren Sie ſo fort und glauben Sie, m. H. von 
den rechten Parteien, m. H. von der Hitlerpartei, 
durch dieſe Politik und, Herr Präſident, durch 
Verteidigung dieſer Partei und durch Inanſpruch⸗ 
nahme ihrer Kräfte werden Sie um ſo mehr dazu 
beitragen, daß Sie mit dem letzten Glöckchen in 
der Freien Stadt klingeln werden. 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. (Die Nationalſozialiſten ver⸗ 
laſſen den Saal. — Raus mit ihnen! links. — 
Abg. Weber: Dann ſind die Anſtändigen unter 
ſich!) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Sie werden nicht von mir verlangen, daß ich 
mich mit einem Mann wie Greiſer auseinander⸗ 
ſetze, der einen Charakter ohne Geſinnung, ohne 
Bindung hat. 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, Sie 
haben einem Abgeordneten vorgeworfen, daß er 
einen Charakter ohne Geſinnung hat, ich rufe Sie 
zur Ordnung. (Große Unruhe.) 
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Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Die Regierung (O) 


hat die Aufgabe, bei ihren Unternehmungen und 
Handlungen objektiv zu ſein. Herr Präſident, 
wer war es, der dieſen Freiſtaat den „kodd⸗ 
rigen Freiſtaat“ nannte? War es die Sozial⸗ 
demokratie, waren es die Kommuniſten? War 
es nicht eine der Regierungsparteien, waren 
es nicht die Nazis, die den Freiſtaat „koddrigen 
Freiſtaat“ nannten? Was taten Sie gegen die 
Nationalſozialiſten? Nichts! Sie haben aber 
den Mut, heute hier aufzutreten und die 
Sozialdemokratie für das anzuklagen, was der 
Abg. Mau an Tatſachen feſtſtellte. Nicht ſeine 
Rede ſchadet dem Freiſtaat, ſondern die Taten, 
die hier immer und immer wieder ausgeübt 
worden ſind. (Sehr richtig! links.) Herr Prä⸗ 
ſident, iſt Ihnen bekannt, daß die Polen in 
Lamenſtein am 10. Mai ein Volksfeſt veran⸗ 
ſtalteten? An dieſem Feſt beteiligten ſich ganze 
120 Danziger Polen. Aus Danzig waren hinaus⸗ 
gegangen eine Hundertſchaft der Schupo, 15 Kri⸗ 
minalbeamte mit ſechs ſchweren und ſechs leichten 
Maſchinengewehren, außerdem 12 berittene 
Schupobeamte. Was machten die Leute dort? 
War das nicht eine Herausforderung an die 
Polen, Danziger Staatsangehörige? Was tat der 
Hauptmann Simon, der das Schupo⸗Kommando 
führte? Die deutſchnationalen Großgrundbeſitzer 
hatten vormittags Fuſel gegeben, damit die 
Schupobeamten zu trinken hatten. Man machte 
dort genau dasſelbe, was immer im Felde ge⸗ 
macht wurde, was ich auch durchmachen mußte. 
Man gab uns den Fuſel, damit wir beſinnungs⸗ 
los darauf losſchlagen ſollten. Nach Lamenſtein 
hat man nicht alte Schupobeamte entſandt, ſondern 
junge Leute, die auf der Schupoſchule ſind. Dort 
ſetzte ſich u. a. der Hauptmann Simon an das 
Klavier und forderte die jungen Leute auf, mit⸗ 
zuſingen: „Siegreich wollen wir Frankreich 
ſchlagen“. Iſt das die Aufgabe eines Schupo⸗ 
beamten? Iſt das die Aufgabe eines im Dienſt 
befindlichen Offiziers? Hat dieſer Offizier von 
den Beamten, die unter ſeinem Kommando ſtehen, 
zu verlangen, daß ſie ſaufen und ſingen ſollten, 
was er wollte? Herr Präſident, ſchaffen Sie Ord⸗ 
nung unter dieſen Offizieren. Verlangen Sie von 
ihnen, daß ſie Objektivität bewahren. 


Ueber den Oberleutnant Bertling brauche ich 
hier beſtimmt nichts mehr zu ſagen. Er iſt zur 
Genüge bekannt. Haben Sie auch nur das ge⸗ 
ringſte unternommen, um dem Oberleutnant 
Bertling zu erklären, daß er die infamen Provo⸗ 
kationen unterläßt? Herr Präſident, wenn die 
Ohraer Arbeiterſchaft, wenn die Arbeiterſchutz⸗ 
bündler am 15. Mai nicht die Ruhe und klare 
Vernunft behalten hätten, dann wäre in Ohra 
damals das größte Blutbad entſtanden. Herr 
Präſident, wer wäre dann der Schuldige geweſen? 
Der Oberleutnant Bertling hielt die von Prauſt 
kommenden Nazileute in der Hauptſtraße, in der 
Nähe der Oſtbahn, an, bis die Verſammlung in 
Ohra, Sportplatz, zu Ende war. Der Oberleutnant 
Bertling hatte durch Lautſprecher Kenntnis da⸗ 
von, wann die Verſammlung zu Ende war. Er, 
der für Ruhe und Ordnung ſorgen ſollte, hätte 
die Leute, die Nazis, die von Prauſt kamen, ſo 
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(A) ſchnell wie möglich durch Ohra fahren laſſen ſol⸗ 


(B) 


len. Er hielt fie aber zurück. In dem Augenblick, 
wo die erſten Beſucher vom Hinterweg nach der 
Hauptſtraße kamen, ließ er die erſten Naziwagen 
fahren. Er wußte, daß in der nächſten Zeit die 
übrigen Verſammlungsbeſucher über den Bahn⸗ 
übergang kommen würden. Was tat Oberleut⸗ 
nant Bertling? Statt die Leute zu ſchützen, rief 
er die Nazis, auf die kommenden Verſammlungs⸗ 
beſucher zu ſchlagen. Sie wiſſen genau, was der 
Oberleutnant am 10, 4. in der Oſtbahn ange⸗ 
richtet hat. Leſen Sie den heutigen „Vorpoſten“. 
Der Oberleutnant Bertling forderte damals 
die Inhaberin des Lokals auf, die ſich wei⸗ 
gerte den Saal zur Naziverſammlung zu geben, 
die Verſammlung abhalten zu laſſen. Die Frau, 
die eine Witwe iſt, hatte den Nazis das Lokal in 
gutem Glauben gegeben. Als ſie dann ſah, was 
für ein Blutbad die Nazis angerichtet hatten und 
ſich vor Verzweiflung die Haare vom Kopf riß, 
wurde ſie, ſtatt von der Polizei Schutz zu bekom⸗ 
men, von dem Polizeioffizier aufgefordert, das 
Lokal für die Verſammlung zu geben. Dieſe Frau 
wird heute im „Vorpoſten“ denunziert, weil ſie 
es abgelehnt hat, daß Menſchenblut in ihrem 
Lokal wieder vergoſſen wird. Haben Sie etwas 
gegen dieſe Polizei unternommen? 


Sie ſagen, gerichtliche Unterſuchungen ſeien im 
Gange. Herr Präſident, die Danziger Preſſeſtelle 
ſchrieb am 23. Juni, es ſei nicht wahr, daß am 
Sonntag, dem 28. Juni, aus Deutſchland SA. ⸗ 
Leute nach Danzig kommen. Der „Angriff“, das 
nationalſozialiſtiſche Blatt, ſchrieb am 23. Juni 
U. a.: „In Danzig marſchieren die Gaue Oſtpreu⸗ 
ßen und Danzig am 28. Juni auf.“ (Abg. Weber: 
So wird die Regierung belogen!) Wer lügt nun? 
Lügt der „Angriff“ oder lügt die Preſſeſtelle 
ſelbſt? Wir können Ihnen keinen Glauben ſchen⸗ 
ken. Der Kommandeur der Schutzpolizei mar⸗ 
ſchiert in die Nazimitgliederverſammlung hinein 
mit „Heil Hitler“. Wo bleibt da die Objektivität? 
Ich bin in der Lage, ein ganzes Bündel ſolcher 
Fälle aufzuzählen. Wollen Sie dann verlangen, 
Herr Präſident, daß wir Vertrauen zu Ihnen 
haben ſollen. Wir zweifeln an der Erklärung, die 
Sie abgegeben haben. Ich habe bereits geſtern 
geſagt, daß Sie den guten Glauben haben mögen, 
aber Ihre Beamten führen das nicht durch. Sie 
haben den Artikel des Herrn Reichstagsabgord⸗ 
neten Forſter geleſen, der verlangt, daß die 
Schutzpolizei einzig und allein dazu da ſei, um auf 
die Arbeiter einzuſchlagen und daß ſie kein Recht 
hat, den Gummiknüppel gegen die Mörder zu 
richten, gegen die er anzuwenden iſt. Herr For⸗ 
ſter iſt es, der deutſche Reichstagsabgeordnete, der 
verlangt, daß Sie dieſe Schupoleute abzuſetzen 
haben und ſie ſofort entlaſſen werden. Er führt 
Beſchwerde, daß Herrn Greiſer der Revolver fort⸗ 
genommen worden ſei. Herr Präſident, haben Sie 
für einen der ſozialdemokratiſchen Führer ſchon 
einen Waffenſchein ausgeſtellt oder ausſtellen 
laſſen? Ich habe es nicht nötig, einen Waffen⸗ 
ſchein zu beſitzen oder eine Waffe zu tragen. Wer 
ſich bewußt iſt, daß er das Recht des Danziger 
Volkes will, braucht keine Mordwaffe, der über⸗ 
läßt die Mordwaffe denen, die Mord begehen 
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wollen. Warum braucht Herr Greifer zu jeder (0) 


Zeit einen Revolver? Die ganze SA. iſt mit 
Waffen ausgerüſtet. Man gab Waffenſcheine nicht 
für den einzelnen, ſondern maſſenweiſe. Von 
zehn Mann, die die Danziger Schupo am Sonn⸗ 
tag ſtellte, hatten acht Nazis Revolver. Das iſt 
der Aerger, daß die Schutzpolizei feſtſtellte, wo die 
Waffen ſind und wo die Mordhelden ſitzen. Das 
iſt für die Nazis unangenehm. Beamte des Staa⸗ 
tes ſtellten feſt, wo ſich die Mordwaffen befinden. 
Jetzt ſagt die Nazipartei: Weg mit dieſen Kerlen, 
weg mit dieſen Halunken. 


Den Beamten, die nichts weiter taten als ihre 
Pflicht, will man die Stempelkarte in die Hand 
drücken. Sie ſollen ihr Pflichtbewußtſein mit 
Hunger bezahlen. Dieſe Maßregelungen ſollen 
die übrigen Schutzpolizeibeamten abhalten, in 
Zukunft unparteiiſch ihre Pflicht und Schuldigkeit 
zu erfüllen. Eine Diſsziplinloſigkeit ſoll in die 
Beamtenſchaft einziehen. Wie kann ein Staat be⸗ 
flehen, der eine diſziplinloſe Beamtenſchaft hat. 
Wie können Sie, Herr Präſident, es dulden, daß 
eine Regierungspartei die Regierung auffordert, 
die Beamten, die ihre Pflicht und Schuldigkeit er⸗ 
füllen, zu maßregeln. Die politiſchen Zuhälter, 
die Nazis, verfahren mit Ihnen ſo, wie der Zu⸗ 
hälter, der nicht genügend Geld von der Dirne 
bekommt und ſie dann prügelt. Herr Greiſer ſtellt 
ſich hier her und ſagt, wir verlangen das und das, 
und wir werden dann das und das unterſtützen. 
Herr Greiſer hat Ihnen, m. H. von der Regie⸗ 
rung, immer nur dann die Zuſtimmung gegeben, 
wenn Sie taten, was er und ſeine Partei verlang⸗ 
ten. Wenn Sie nein ſagten, wurde Ihnen ſofort 
die Freundſchaft gekündigt und mit dem Sturz 
gedroht. Iſt es für Sie nicht eine ganz unange⸗ 
nehme Sache, iſt es für Sie nicht unbequem, ſich 
dauernd den Revolver auf die Bruſt ſetzen zu 
laſſen und ſagen zu laſſen, wenn die Regierung 
micht will, daß uuſere Wünſche erfüllt werden, 
wird ſie geſtürzr? Bei der Kraftfahrzeugſteuer 
wurden Sie, m. H. von den bürgerlichen Parteien, 
hier wie ein paar dumme Jungens behandelt. 
Herr Greiſer ſagte, wir hätten verhandelt, die 
Nazis haben anerkannt, daß für die Automobil⸗ 
händler ein Geſchäft gemacht werden muß. Weil 
das der Fall war, mußten die, nach Meinung des 
Herrn Greiſer, bürgerlichen Schafsköpfe, das 
machen, was ſeine Partei wollte. Wollten Sie das 
nicht, dann würden Sie geſtürzt werden, dann 
hörte Ihre Regierung auf, dann würden die 
Marxiſten die Regierung übernehmen. Mit dem 
Würggeſpenſt, die Marxiſten würden kommen 
und würden Sie in Schach halten, mit dieſem 
Drohgeſpenſt werden Sie gezwungen, jede Hand⸗ 
lung zu begehen, die die Nazis zu jeder Zeit und 
Stunde von Ihnen verlangen. 


Wir fragen: Wie lange kann der Freiſtaat dies 
ertragen! Wir brauchen Vertrauen in der Außen⸗ 
welt. Nur mit dieſem Vertrauen können wir 
wieder hoch kommen, anders iſt es unmöglich. 
Herr Präſident, Sie haben geſagt, das Verbot 
wäre erſt für die politiſchen Verſammlungen ge⸗ 
dacht geweſen. Herr Präſident, trifft es nicht zu, 
daß dies Verbot zunächſt nur bis zu den Genfer 
Verhandlungen gedacht war? Sollte dies Verbot 
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(A) nicht nach den Genfer Verhandlungen aufgehoben 
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werden? Die Danziger Bevölkerung war doch 
durch die Regierung und den Präſidenten im 
guten Glauben gehalten worden, daß das Demon⸗ 
ſtrationsverbot nach den Genfer Verhandlungen 
aufgehoben werde? (Abg. Mau: Sehr gut!) Wer 
von der Arbeiterſchaft hat ſich dagegen gewehrt? 
Wer von der Arbeiterſchaft wollte nicht, daß das 
Ergebnis in Genf für Danzig günſtig ausfällt. 
Ich habe ſchon einmal geſagt, daß die Danziger 
Arbeiterſchaft mit der Danziger Scholle verwach⸗ 
ſen iſt. Die Danziger Arbeiterſchaft bleibt auf 
dieſem Boden. (Abg. Plettner: Sehr richtig!) Die 
Danziger Arbeiterſchaft kann weder praktiſch noch 
theoretiſch auswandern. Sie muß den bittern 
Kelch, der Danzig zugedacht iſt, bis zur Neige aus⸗ 
trinken. (Sehr richtig! links.) Darum iſt die Dan⸗ 
ziger Arbeiterſchaft in allen ihren Handlungen 
vorſichtig, damit Danzig kein Schaden zugefügt 
wird. Von ihrem Vorgänger, dem früheren Se⸗ 
natspräſidenten und jetzigen Oberbürgermeiſter 
von Berlin, Herrn Dr. Sahm, werden Sie erfah⸗ 
ren haben, daß die Danziger Arbeiterſchaft zu 
jeder Zeit und Stunde ſich deſſen bewußt war, daß 
ſie auf einem gefahrvollen Boden ſteht und die 
Würde des Staates zu wahren hat. 

Erſt unter Ihrem Regime änderte ſich das. 
Aber dadurch, daß Sie ſich von den Leuten mit dem 
großen Kopf und dem kleinen Hirn haben leiten 
laſſen, weichen Sie von der Objektivität und von 
der Unparteilichkeit ab. (Sehr gut! links.) Sie 
glauben, daß Sie die Schieber ſind, werden aber 
geſchoben. Sie werden ſolange geſchoben werden, 
bis die Kataſtrophe eines Tages über Sie kommt 
und den Freiſtaat in ſeinen Grundfeſten erſchüt⸗ 
tert. Sie ſind die Verantwortlichen, Sie haben 
vor der Geſchichte gerade zu ſtehen. Sie haben die 
Aufgabe, unſer Stückchen Boden zu hüten und zu 
ſchützen. Sie haben ſich nicht von dummen Jun⸗ 
gens leiten zu laſſen. Sie haben die Intereſſen 
der Danziger geſamten Bevölkerung wahrzu⸗ 
nehmen. (Sehr gut! links.) Das verlangen wir 
von Ihnen, das müſſen Sie tun! Wenn Sie das 
nicht wollen, dann treten Sie zurück! Ueberlaſſen 
Sie dann den Leuten den Platz, die ſich die Auf⸗ 
gabe geſtellt haben, dieſen Boden zu ſchützen. 

Was ſoll es bedeuten, Herr Präſident, wenn 
Herr Forſter in ſeinem Artikel vom 22. Juni 
ſchreibt: Mag kommen, was da will, kampflos 
wird Danzig unter keinen Umſtänden preisgege⸗ 
ben, auch wenn wir alle dabei zugrunde gehen 
ſollten. Auch vor 1914 gab es viele Leute, die nicht 
genug Hurra ſchreien konnten, die die Sozialde⸗ 
mokraten als Landesverräter ſchalten, genau wie 
es heute die Nazi⸗Bande tut. 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Brill, ich 
habe ſchon vorgeſtern geſagt, wir bedienen uns 
anderer Ausdrücke hier im Volkstage. Ich bitte, 
ſolche Ausdrücke zu unterlaſſen. (Unruhe.) 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Als es damals 
darum ging, die Danziger Heimat zu ſchützen, und 
auch dafür Geſundheit und das Leben zu geben, 
haben ſie allerhand Krankheiten gehabt, ſie hat⸗ 
ten Herzfehler oder am kleinen Zeh ein Hühner⸗ 
auge. Es gab genügend Aerzte, die ihre Dienſt⸗ 
unfähigkeit beſcheinigten und ſie deshalb zu 
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Hauſe bleiben konnten. Viele von denen, die heute 
ſo überaus laut ſchreien, ſind damals, als es galt, 
das Vaterland zu ſchützen, zu Hauſe geblieben. 
Herr Forſter trug damals noch ein Röckchen; und 
wenn es dazu kommt, was er hier anzündet, dann 
wird er ſich im tiefſten Keller des Reichstages 
verborgen halten. Dieſem Mann, der mit Danzig 
gar nicht verbunden iſt, geſtatten Sie, in dieſer 
Weiſe gegen Danzig zu hetzen und die Polen 
gegen Danzig aufrühreriſch zu machen, damit im⸗ 
mer weiter der Boykott gegen Danzig verhängt 
wird, und dadurch den Arbeitern das letzte Stück⸗ 
chen Brot genommen wird. Herr Präſident, haben 
Sie weiter in dem „Vorpoſten“ geleſen; dort heißt 
es: „Hätte uns die Polizei geſtern die Straße 
überlaſſen, wir wären mit den roten Verbrechern, 
obwohl ſie in ſiebenfacher Uebermacht waren, mit 
Leichtigkeit fertig geworden.“ Iſt das der friedliche 
Gedanke? Iſt das nicht eine Aufreizung, in Zu⸗ 
kunft weiter ſolche Handlungen zu begehen? Wei⸗ 
ter ſchreibt er, daß aus dem vergoſſenen Blut die 
Saat aufgehen wird und der Tag der Abrechnung 
kommt. Dann ſoll man ſich nicht wundern, wenn 
auf Heller und Pfennig alles heimgezahlt wird, 
was uns angetan wurde.“ 


Wieder werden die Abenteurer aufgefordert, zu 
knallen, ſchießen, ſtechen, wo die roten Hunde ge⸗ 
troffen werden. Zum Schluß fordert Forſter auf: 
„Wir fordern von der Regierung, daß ſofort die 
Arſchufo als Verbrecherorganiſation verboten 
wird und ihre Führer in Gewahrſam genommen 
werden.“ 

Was haben Sie dagegen getan? Herr Präſi⸗ 
dent, Sie taten nichts! Sie können nichts tun, 
denn ſonſt würden Sie geſtürzt werden. Aus die⸗ 
ſem einfachen Grunde müſſen Sie alles ertragen, 
was Ihnen die Leute ſagen. Sie haben nicht das 
Demonſtrationsverbot aufgehoben, ſondern es er⸗ 
weitert. Sie ſagten, nach den Ereigniſſen der 
letzten Tage wären Sie dazu gezwungen. Herr 
Präſident, Ohra iſt ein ausgeſprochener Arbeiter⸗ 
wohnort. Ohra hat viele, viele Aufmärſche ge⸗ 
habt. Haben Sie ſchon einmal durch Ihre partei⸗ 
liche Ohraer Polizei gehört, daß es in Ohra not⸗ 
wendig geweſen iſt, gegen die Arbeiterſchaft ein⸗ 
zuſchreiten? Ruhig marſchierten die Ohraer Ar⸗ 
beiter durch die Straßen. Sie wiſſen, daß ſie die 
Straße nicht zum Tumult brauchen, ſondern, wer 
die Straße haben will, um zu demonſtrieren, iſt 
ein freier Bürger und als ſolcher hat er die Ach⸗ 
tung der Straße zu wahren. Gegen dieſe Arbeiter, 
die bisher nicht das geringſte getan haben, haben 
Sie für morgen das Demonſtrations verbot er⸗ 
wirkt. (Abg. Plettner: Hört, hört!) Die Ohraer 
Sportler wollten morgen wie alljährlich ihre 
Sonnenwendfeier abhalten. Die Veranſtaltung, 
der Umzug wurden verboten. 

Herr Präſident! Warum verbieten Sie nicht 
den Appell, den Sonntagvormittag die S. A.⸗ 
Truppe der Nazipartei auf dem Wiebenkaſernen⸗ 
hof veranſtaltet? (Zwiſchenrufe.) Zu dieſem 
Appell kommt der Hauptmann Röhm her. Herr 
Präſident, der Oberleutnant Schulz, der Gruppen⸗ 
führer Oſt für die Nazis, ſchrieb an Herrn Hitler 
einen Brief und teilte ihm mit, daß Herr 


Goebbels bei einer Gelegenheit geſagt habe, daß 
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(Brill, Abgeordneter) 

dieſer bolivianiſche Oberſtleutnant Röhm homo⸗ 
ſexuell ſei, und daß er die S. A.⸗Truppe dieſem 
Mann nicht überantworten würde. Der Ohraer 
Arbeiterſchaft verbieten Sie, am Sonnabend ihre 
Sonnenwendfeier abzuhalten. Aus welchem 
Grunde? Weiſen Sie nach, daß auch nur ein ein⸗ 
ziges Mal die kleinſte Störung durch die Arbeiter⸗ 
ſchaft vorgekommen iſt. Sie werden zugeben 
müſſen, daß die Ohraer Arbeiterſchaft ſich immer 
muſtergültig gehalten hat. Sie hat ſich auch durch 
Provokationen der Nazis nicht hinreißen laſſen. 
Die Nazis haben es zweimal verſucht. Die Ohraer 
Arbeiter ſagen: „Wir pfeifen auf euch! Was ihr 
wollt, wiſſen wir. Ihr wollt uns unſere politiſche 
Freiheit nehmen, ihr wollt uns provozieren, da⸗ 
mit ein Verbot kommt. Wir kehren uns nicht an 
euch. Euch dumme Jungens beachten wir nicht.“ 
Herr Greiſer hat vor 14 Tagen in ſeiner Rede am 
Sonntag in Ohra, die er mit ſchlotternden Knien 
hielt, das Märchen verbreitet, daß die Ohraer Ar⸗ 
beiter ihn bei der Verſammlung erſchießen woll⸗ 
ten. Sollten dieſe ihn mit der ſauren Gurke er⸗ 
ſchießen? Die Ohraer Arbeiter haben keine Waf⸗ 
fenſcheine. Herr Oberleutnant Bertling würde 
einem Arbeiter, der ſozialdemokratiſch orientiert 
iſt, einen Waffenſchein zu geben, ablehnen. Aber 
wenn er zur Nazipartei gehört, bekommt er nicht 
nur einen, ſondern gleich ein Dutzend. Das Ge⸗ 
rede Greiſers zeugt von ſeiner Großtuerei. Seit 
wann kann jemand 70 Meter mit dem Revolver 
auf ein beſtimmtes Ziel ſchießen? Aber Greiſer 
hat was erzählen wollen. Er möchte ſich gerne für 
einen Märtyrer halten laſſen. Darum verbreitet 
er das Märchen von ſich ſelbſt. Aber er war nicht 
fo mutig, um in feiner S. A.⸗Uniform zu erſchei⸗ 
nen. Er kam in Zivil wie ein Kaufmannsbürſch⸗ 
chen angewandert, um nachher mit dem Auto ſo 
ſchnell wie möglich Ohra zu verlaſſen. Dieſe Leute 
haben den Mut zu ſagen, ſie würden ſich mit ihrem 
Blut einſetzen, wenn die Polen kommen. Das 
heißt in Wirklichkeit, ſie würden den Polen die 
Hacken zeigen, wenn die Polen kämen. Dagegen 
erlauben Sie Herr Präſident, daß dieſer Oberſt⸗ 
leutnant, dieſer homoſexuelle Mann hierherkommt 
und hier eine Parade abhält. Wenn Sie oder der 
Polizeipräſident unparteiiſch wären, müßten Sie 
beſtimmt dieſen Appell auch verbieten. Das dür⸗ 
fen Sie nicht, denn dieſe Leute würden Ihnen 
ſofort die Freundſchaft kündigen. Sie würden Sie 
ſofort ſtürzen, darum müſſen Sie ihnen den Willen 
tun. Dagegen aber den Ohraer Arbeitern die 
Sonnenwendfeier verbieten. (Zwiſchenrufe links.) 


Nun ſagten Sie, Herr Präſident, Sie wollen 
nicht in ein ſchwebendes Verfahren eingreifen. 
Wer Schuld hat, wird die Gerichtsunterſuchung 
ergeben. Herr Greiſer beſchwerte ſich darüber, 
daß die Volksſtimme die Photographie eines Nazi⸗ 
mannes brachte, das geſchah nur deshalb, weil 
die Danziger Polizei noch nie die Nazi⸗Mord⸗ 
helden gefaßt hat. In allen ſolchen Fällen hat die 
Polizei immer und immer wieder geſagt: „Er 
war nicht zu ermitteln.“ Die Verhandlungen 
über Schöneberg ſind doch auch ſchon abgeſchloſſen. 
Jetzt leitet man noch eine Unterſuchung gegen 
die Beamten ein? Aber auf der Danziger Werft 
hat bereits am Freitag ein Nazimann erklärt: 


613 


„Aha, Mau ſpricht Sonnabend in Schöneberg, da (0) 


werden wir hin, und dort werden wir den roten 
Brüdern das Fell über die Ohren ziehen. Wir 
knallen ſie nieder, wo wir ſie treffen.“ Die ver⸗ 
führten Nazileute überfielen die Schöneberger 
Verſammlung, weil doch öffentlich zum Mord 
im Vorpoſten aufgefordert wurde. Haben Sie, 
Herr Präſident, gegen den Vorpoſten vom 10. 
Juni, in dem öffentlich zum Mord aufgefordert 
wurde, etwas unternommen? Sie taten nichts. 
Wir bringen nicht nur den Namen des ſtechenden 
und ſchießenden Nazi, ſondern auch das Bild, da⸗ 
mit die Polizei noch einmal eine Unterſuchung 
einleitet, um den Mörder, den kriminellen Ver⸗ 
brecher feſtzuſtellen. Herr Greiſer bringt dieſen 
Fall in Zuſammenhang mit den Denunzierun⸗ 
gen in Ohra. Einige Leue ſollten bei einem Um⸗ 
zug der Nazis dieſe beſchimpft haben. Das waren 
aber nur Beſchimpfungen. Hier bei dem Volks⸗ 
ſtimmen⸗ Fall handelt es ſich aber um einen 
kriminellen Verbrecher. Seit wann iſt es erlaubt, 
jemand, der ein Schimpfwort gebraucht, öffentlich 
zu denunzieren? Herr Präſident, wiſſen Sie, was 
dieſe Denunzierung zu bedeuten hat? Die im 
Vorpoſten Genannten ſollen überfallen werden. 
Sie wohnen in Ohra in einer finſteren Straße. 
Sie müſſen durch die abgelegene Straße Nieder⸗ 
feld oder am Friedhof Hinterweg von und zur 
Arbeit. Meiſtens benutzen ſie den abgekürzten 
Weg über den Friedhof. Dort ſollen ſie aufge⸗ 
lauert werden, weil die beſte Gelegenheit ſich 
dort bietet, beim Vorbeigehen ſie meuchlings 
über den Haufen zu knallen. 

Seit wann wird in Danzig ſo verfahren? Es 
iſt von den Leuten eingeführt, von denen Sie, 
Herr Präſident, unterſtützt und ausgehalten 
werden. Darum ſagen wir, ſo kann es nicht 
weiter gehen Herr Präſident. War es nicht die 
Nazipartei, die ſagte, ſie hätte den Senat unter 
Volldampf, er müſſe ihr gehorchen und das tun, 
was ſie wolle? Wir haben zu Ihrer Unterſuchung 
kein Vertrauen. Was haben Sie mit dem Ober⸗ 
ſtaatsanwalt Schneider gemacht? In der Oeffent⸗ 
lichkeit wurde mitgeteilt, daß er weg ſei. Aber 
er ſitzt im Regierungsgebäude und bearbeitet 
die Strafſachen für Abgeordnete. Wenn die Luft 
rein iſt, kehrt er auf ſeinen Poſten als Ober⸗ 
ſtaatsanwalt wieder zurück und wir haben wieder 
denſelben Oberſtaatsanwalt. Wenn ein Bürger 
eine Anzeige gegen einen nationalſozialiſtiſchen 
Meſſerſtecher anſtrengt, ſo wird das Verfahren 
von der Staatsanwaltſchaft ſtändig eingeſtellt. 
Iſt das objektiv? Darum iſt der Erklärung, die 
Sie abgegeben haben, kein Glauben zu ſchenken. 
Sie iſt ſo zu bewerten, daß ſie von einem partei⸗ 
iſchen Senat abgegeben wurde. Der Senat ſteht 
unter der Diktatur der Nazis und wenn daher 
dieſer Senat, nicht nach ihrer Pfeife tanzt, wird 
er geſtürzt. Stürzen wollen Sie ſich nicht laſſen. 
Darum ſoll in Zuſunft weiter gemordet werden, 
und die politiſche Entrechtung der Arbeiterſchaft 
weiter fortſchreiten. Ueberſpannen Sie in keinem 
Fall den Bogen. Der Tag der Abrechnung naht, 
er kommt beſtimmt. Dann wird mit Ihnen ſo 
verfahren, wie mit ſolchen Leuten zu verfahren 
iſt, die die politiſchen. Rechte und Freiheiten 
rauben. (Wiederholtes Bravo! links.) 
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Vizepräſident Gaikowſki: Die Ausſprache zu 
Punkt 5 iſt geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Wir kommen zur Abſtimmung 
über den Antrag in Druckſache Nr. 314. Wer ihn 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Letzteres war die 
Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Weber: 
Für Sonntag iſt es aufgehoben!) Ehe ich Punkt 7 
der Tagesordnung aufrufe, können wir die Schluß⸗ 
abſtimmung des Geſetzes in Druckſache Nr. 320 
vornehmen. Die Zuſammenſtellung iſt inzwiſchen 
erfolgt. Die Vorlage war in der dritten Leſung 
angenommen. 

Schlußabſtimmung über den Geſetzent⸗ 
wurf zur Aenderung des Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuergeſetzes. 

Druckſache Nr. 320, 312 zu Nr. 292. Wer dieſe 
Vorlage in der Schlußabſtimmung annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, das iſt die 
Mehrheit, damit iſt die Vorlage in der Schluß⸗ 
abſtimmung angenommen. (Abg. Weber: Es ſollte 
doch erſt nach Punkt 7 abgeſtimmt werden! — Abg. 
Mau: Sie ſind ſehr nervös da oben!) Ich rufe 
Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 10 des Abg. Langnau 
u. Fr. betr. Beſchwerde gegen den Landrat 
Poll als Wahlkommiſſar für die Kreistags⸗ 
wahl. 

Druckſache Nr. 248. Das Wort zur Beantwor⸗ 
tung der großen Anfrage hat der Herr Regie⸗ 
rungsvertreter. 

Köppen, Regierungsrat: Namens des Senats 
beantworte ich die Anfrage wie folgt. 

Der großen Anfrage Nr. 10 liegt folgender 
Sachverhalt zugrunde: Am 9. Mai verlangte der 
Abg. Plenikowſki von dem für die Kreistags⸗ 
wahlen zum Wahlkommiſſar ernannten Landrat 
Poll fernmündlich Auskunft, weshalb ſein Name 
nicht auf dem Wahlvorſchlag der Kommuniſtiſchen 
Partei für die Kreistagswahlen ſtehe, worauf ihm 
der Landrat erwiderte, daß der Wahlausſchuß ein⸗ 
ſtimmig beſchloſſen habe, ihn von der Liſte zu 
ſtreichen, weil er nicht mehr ſeinen Wohnſitz oder 
Aufenthalt im Sinne des Geſetzes betr. die Wahl 
zu den Kreistagen im Kreiſe Großes Werder habe. 
Hierauf verlangte der Abg. Plenikowſki von dem 
Wahlkommiſſar Auskunft, weshalb er die ihm 
nach der Matrikel zuſtehende Dienſtwohnung in 
der Schule Ließau räumen ſolle, worauf ihm der 
Wahlkommiſſar erwiderte, daß ihm eine Dienſt⸗ 
wohnung nicht zuſtehe und hinzufügte, daß er es 
ablehnen müſſe, ſich über dieſe Angelegenheit noch 
weiter fernmündlich zu unterhalten, da ſie hier⸗ 
für nicht geeignet ſei. Zur mündlichen Beſprech⸗ 
ung der Angelegenheit ſtand der Landrat bereit. 
Unrichtig iſt, daß der Wahlkommiſſar dem Volks⸗ 
tagsabgeordͤneten Plenikowſki gegenüber geäußert 
haben ſoll „Ich habe keine Zeit, beläſtigen Sie 
mich nicht.“ 

Es liegt nach obigem Sachverhalt kein Anlaß 
vor, den Wahlkommiſſar wegen einer Wahlbehin⸗ 
derung zur Verantwortung zu ziehen. Auch iſt 
durch den vorſtehenden Sachverhalt das Recht der 
Wähler und Wahlkandidaten, in Wahlangelegen⸗ 
heiten mit dem Wahlkommiſſar Rückſprache zu 
nehmen, nicht beeinträchtigt worden. 
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Bizepräfident Gaikowſki: Das Wort hat der (0) 


Herr Abg. Serotzki. — Herr Abg. Serotzki iſt nicht 
anweſend, das Wort hat der Herr Abg. Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Zur Vorbe⸗ 
reitung der Kreistagswahlen am 17. Mai hatte 
man der Kommuniſtiſchen Partei die größten 
Schwierigkeiten bereitet. Alle Verſammlungen 
unter freiem Himmel, desgleichen auch Demon⸗ 
ſtrationen waren einzig und allein für die Kom⸗ 
muniſtiſche Partei verboten. Der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei war es nicht möglich, in allen Orten 
Verſammlungslokale zu erhalten. Nicht einmal 
ließ die Regierung zu, daß die Kandidaten des 
Wahlvorſchlags der Kommuniſtiſchen Partei mit 
ihren Wählern ſprechen konnten. Dieſe Maß⸗ 
nahme wurde durch den Wahlkommiſſar, den 
Landrat Poll, unterſtützt. Der Landrat Poll als 
Wahlkommiſſar für den Kreis Gr. Werder hielt 
es für notwendig, eigenmächtig Namen vom Kom⸗ 
muniſtiſchen Wahlvorſchlag zu ſtreichen. Wenn 
jetzt die Regierung erklärt, daß der Abg. Pleni⸗ 
kowſki mit dem Wahlkommiſſar Rückſprache ge⸗ 
nommen hat und daß es nicht den Tatſachen ent⸗ 
ſpricht, daß der Landrat Poll ihm nicht geant⸗ 
wortet hat, ſo iſt das eine bewußte Lüge des 
Landrats Poll, eine bewußte Lüge des Regie⸗ 
rungsvertreters. Ich habe ſelbſt das Telephonge⸗ 
ſpräch mitangehört. 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Langnau, 
mir wird ſoeben geſagt, daß Sie den Herrn Land⸗ 
rat Poll der Unwahrheit geziehen haben. Herr 
Landrat Poll iſt Mitglied der Regierung des 


Freiſtaats Danzigs. Ich rufe Sie zur Ordnung. (D) 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wir haben jo 
viele Mitglieder des Freiſtaats Danzig. Ich 
habe das Telephongeſpräch ſelbſt mitangehört. 
Als ich den Herrn Landrat ſprechen wollte, er⸗ 
klärte er mehrmals: „Der Landrat iſt überhaupt 
nicht anweſend.“ Wir ſtellten aber feſt, daß es 
ſeine Stimme war. Auf einmal erklärte er: „Be⸗ 
läſtigen Sie mich nicht, ich habe keine Zeit.“ Hier 
zeigt es ſich, daß der Landrat der Regierung nicht 
die wahren Tatſachen unterbreitet hat. Wir 
werden ja, da wir Kommuniſten die Kreistags⸗ 
wahl angefochten haben, in der Kreistags⸗ 
ſitzung dem Landrat dies noch einmal unter⸗ 
breiten. Er wird keine andern Beweiſe finden, 
als das, was wir Kommuniſten hier erklären. 
Der Abg. Plenikowſki ſprach nicht ſeiner Perſon 
wegen mit dem Landrat und ich auch nicht 
für mich, ſondern weil der Landrat mehrere Be⸗ 
werber von der Liſte geſtrichen hatte. Er hat be⸗ 
wußt die Kandidaten der Kommuniſtiſchen Par⸗ 
tei geſtrichen. Wenn man erklärt, der Abg. Pleni⸗ 
kowſki hatte keine Wohnung mehr in Ließau, jo 
war er damals noch Lehrer in Ließau. Wir haben 
ähnliche Fälle auch ſchon öfter gehabt. Herr Guts⸗ 
beſitzer Ziehm wohnte hier in Danzig und hat im 
Kreis Gr. Werder das aktive und paſſive Wahl⸗ 
recht gehabt. Der Abg. Plenikowſki wählte auch 
am 17. Mai in Ließau. Ich frage: Wie ſtimmt 
das? Man hat ihn von der Liſte geſtrichen, weil 
er keine Wohnung mehr in Ließau hatte. Trotz⸗ 
dem hat man ihn das Wahlrecht ausüben laſſen. 
Hier zeigt es ſich, daß die Maßnahmen des Land⸗ 
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rats Poll nicht richtig waren. Aus dieſem Grunde 
können wir uns mit der Erklärung der Regie⸗ 
rung nicht zufrieden geben und beantragen die 
Ueberweiſung der großen Anfrage an den Haupt⸗ 
ausſchuß. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt worden, die große Anfrage Nr. 10 dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch; es iſt jo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 
7 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 15 des Abg. Brill u. 
Fr. betr. die Rechtsverhältniſſe der Schutz⸗ 
polizeibeamten. 

Druckſache Nr. 268. Die große Anfrage wird 
nach §39 unſerer Geſchäftsordnung behandelt. Ich 
eröffne die Ausſprache. Zur Begründung hat das 
Wort der Herr Abg. Schmidt. 


Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Nach S 2 des 
Polizeibeamtengeſetzes erwerben Schutzpolizei⸗ 
beamte nach zehnjähriger Dienſtzeit einen An⸗ 
ſpruch auf Ueberführung in eine lebenslängliche 
Beamtenſtelle. Bei der Ueberführung ſoll den 
Wünſchen des betr. Schutzpolizeibeamten nach 
Möglichkeit Rechnung getragen werden. Der 
§ 12 desſelben Geſetzes lautet: „Lehnt ein Schutz⸗ 
polizeibeamter im Wiederholungsfalle die ihm 
gemäß S 2 angebotene Ueberführungsſtelle ab, 
oder erfüllt er die für die Stelle geforderten Be⸗ 
dingungen im Wiederholungsfalle nicht, ſo kann 
ihm, wenn er die Dienſtaltersgrenze erreicht hat, 
mit einer Friſt von drei Monaten zum Schluß 
des Kalendervierteljahres gekündigt werden. Ein 
Penſionsanſpruch iſt in dieſem Falle nicht ge⸗ 
geben.“ 

Nach dem bisherigen Brauch wurde von der 
Kündigung und Entlaſſung nach § 12 erſt Ge⸗ 
brauch gemacht, wenn der zu überführende Schutz⸗ 
polizeibeamte durch Ablehnung der dritten Stelle 
zu erkennen gab, daß er mit einer Kündigung 
rechne. Es war allgemein bekannt, daß wer zwei 
Stellen abgelehnt hatte, die dritte annehmen oder 
mit ſeiner Kündigung rechnen mußte. 

In einer Beſprechung der Beamtenausſchuß⸗ 
Obleute erklärte nun aber der Hauptmann der 
Schutzpolizei Burandt, daß entgegen der bisheri⸗ 
gen Gepflogenheit alle Schutzpoliziſten, die zwölf 
Jahre gedient und bereits zwei Ueberführungs⸗ 
ſtellen abgelehnt hätten, auf Grund des § 12 ent⸗ 
laſſen würden. Tatſächlich iſt dann auch eine Be⸗ 
werbung um die dritte Stelle nicht mehr zuge⸗ 
laſſen, den Betreffenden aber die Kündigung in 
Ausſicht geſtellt und auch bereits ausgeſprochen 
worden. Durch dieſe Maßnahme iſt eine ſtarke 
Erregung in die Reihen der Schutzpolizeibeamten 
getragen worden, da ſie dadurch in eine unerträg⸗ 
liche Unſicherheit über ihre Zukunft verſetzt 
worden ſind. 

Wiederholt hat der Senat den Schutzpolizeibe⸗ 
amten die Vorlage eines neuen Geſetzes ver⸗ 
ſprochen und außerdem zugeſichert, daß bis zur 
Verabſchiedung desſelben, Entlaſſungen von Po⸗ 
lizeibeamten nicht beabſichtigt ſeien. Wir fragen 
daher den Senat, ob er bereit iſt, mit größter Be⸗ 
ſchleunigung dem Volkstage einen Geſetzentwurf 
vorzulegen, welcher die Rechtsverhältniſſe der 


Schutzpolizeibeamten auf lebenslängliche An⸗ (0) 


ſtellung und Ueberführung in andere Beamten⸗ 
ſtellen im Falle der Ueberalterung regelt? Iſt 
der Senat bereit, bis zum Inkrafttreten eines 
ſolchen Geſetzes die bisher ausgeſprochenen Kün⸗ 
digungen rückgängig zu machen und weitere Kün⸗ 
digungen nicht auszuſprechen? 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Regierungsvertreter. 


Grunert, Oberregierungsrat: Namens des 
Senats habe ich folgende Erklärung abzugeben. 
Die kündbar angeſtellten Schutzpolizeibeamten 
erwerben auf Grund des § 2 des Polizeibeamten⸗ 
geſetzes nach zehnjähriger Dienſtzeit einen An⸗ 
ſpruch auf Ueberführung in eine lebenslängliche 
Beamtenſtellung des Staates, der Gemeindever⸗ 
bände oder der öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften 
mit Einſchränkung der in § 12 des Polizeibeam⸗ 
tengeſetzes erlaſſenen Beſtimmung. (Zuruf des 
Abg. Weber.) Der 8 12 des Polizeibeamtengeſetzes 
beſagt, daß einem Schutzpolizeibeamten, der im 
Wiederholungsfalle die ihm gemäß § 2 angebotene 
Stelle ablehnt oder im Wiederholungsfalle die für 
die Stelle geforderten Bedingungen nicht erfüllt 
hat, nach Erreichung der Dienſtaltersgrenze ge⸗ 
kündigt werden kann. Der Wiederholungsfall im 
Sinne dieſes Geſetzes liegt vor, wenn der Beamte 
zwei Stellen abgelehnt hat oder zweimal die Be⸗ 
dingungen der Ueberführungsſtelle nicht erfüllt 
hat. Es trifft nicht zu, daß nach dem bisherigen 
Brauch von der Kündigung und Entlaſſung nach 
§ 12 erſt Gebrauch gemacht worden ſei, wenn der 


zu überführende Schutzpolizeibeamte nach Ableh⸗ (D) 


nung einer dritten Stelle zu erkennen gegeben 
hat, daß er mit einer Kündigung rechne. Es iſt 
nämlich erſt in dieſem Jahre erſtmalig eine Kün⸗ 
digung ausgeſprochen worden, weil erſt in dieſem 
Jahre Beamte, denen gekündigt werden konnte, 
die Höchſtaltersgrenze ihres Dienſtgrades erreicht 
hatten. Auf die Bedeutung und die Tragweite des 
§ 12 ſind ſeit Jahresfriſt alle Beamten hingewie⸗ 
ſen worden und haben die Unterrichtung über die 
Rechtsfolgen durch Unterſchriftsleiſtung beſtätigt. 

Da es ſich um die erſten Fälle handelte und 
gegenwärtig eine beſonders große Schwierigkeit 
des Ueberganges und Andanges in einen andern 
Beruf beſteht, hat der Polizeipräſident den drei 
Beamten, denen an Hand des $ 12 das Dienſtver⸗ 
hältnis unter Einhaltung einer dreimonatigen 
Friſt zum Schluß des Kalenderjahres gekündigt 
worden iſt, die Zuſicherung gegeben, daß vor 
ihrem Ausſcheiden aus der Schutzpolizei ihnen 
eine Uebertrittsmöglichkeit in eine andere Stelle 
nochmals ausnahmsweiſe geboten werden ſolle. 
Grundſätzlich muß im Intereſſe einer geordneten 
Ueberführung daran feſtgehalten werden, daß es 
genügt, wenn einem Schutzpolizeibeamten zwei⸗ 
mal Gelegenheit gegeben wird, in eine andere 
Beamtenſtelle überzutreten. Der Senat hat den 
Beamten der Schutzpolizei eine Erklärung dahin, 
daß von den Befugniſſen des § 12 nicht Gebrauch 
gemacht werden würde, nicht gegeben. 

Die Vorarbeiten eines neuen Polizeibeamten⸗ 
geſetzes mit tunlichſt enger Anlehnung an das 
preußiſche Polizeibeamtengeſetz ſind im Gange. 
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(A) politiſchen Rechte und Freiheiten find nicht ſoviel 


wert, als wenn jemand in Urlaub fahren will oder 
wenn jemand, der in Arbeit ſteht, der Sitzung 
wegen mit ſeinem Unternehmer in Konflikt 
kommt. Wenn Sie als Abgeordnete manches 
Gute genießen, dann können Sie auch nicht ſo 
pünktlich wie jeder andere, wenn etwas dazwi⸗ 
ſchen kommt, in Urlaub fahren. Für den Arbeiter, 
der an dem Tage der Sitzung nicht zur Arbeit, 
nicht zu ſeinem Unternehmer kommt, kann da⸗ 
durch Schaden entſtehen. Aus dieſem Grunde 
werden Sie die Sitzung nicht ſchon für 10.30 Uhr 
anberaumen können. Gleichzeitig mache ich dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß wir noch eine Anfrage lau⸗ 
fen haben, die muß am Dienstag auf die Tages⸗ 
ordnung kommen. (Abg. Greifer: Alſo Dienstag!) 
Ja, Dienstag ſoll die Sitzung ſein, aber nicht 
um 10.30 Uhr vormittags, ſondern, wie immer, 
nachmittags. 


Vizepräſident Gaikowſki: Gegen die Tages⸗ 
ordnung ſelbſt iſt kein Einſpruch eingelgt worden. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Weber.) Herr Abg. 
Weber, Sie dürfen jetzt auch ruhig ſein. (Abg 
Schmidt: Außer Ihnen, Herr Präſident!) Der 
Präſident darf immer reden. (Zwiſchenrufe 
links.) Ich warte, bis Sie ruhig ſind. Es iſt 
beantragt worden, daß die große Anfrage der 
Sozialdemokratiſchen Fraktion auch auf die Ta⸗ 
gesordnung kommen ſoll. (Abg. Greiſer: Welche 
Anfrage iſt das!) Die Schöneberger Sache. Da 
iſt die Friſt abgelaufen. (Abg. Greiſer: Wir 
widerſprechen! — Zwiſchenrufe des Abg. Brill.) 
Ich höre keinen Widerſpruch. (Abg. Greiſer: Wir 


(B) widerſprechen! — Zuruf links.) Ich bitte die 
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Herren Abgeordneten, ſich mit den geſchäftsord⸗ 
nungsmäßigen Beſtimmungen vertraut zu 
machen. Machen Sie die Geſchäfte des Präſidenten 
micht ſchwieriger als es notwendig iſt. Bei Auf⸗ 
ruf des Punktes habe ich keinen Widerſpruch ge⸗ 
hört. Es wurde auch kein Widerſpruch erhoben, 
als beantragt wurde, daß die ſoeben zum Antrag 
erhobene Druckſache Nr. 212 auf die Tagesord⸗ 
nung geſetzt werden ſollte. Es iſt nur Widerſpruch 
gegen die Zeit erhoben worden. Darum muß 
ich abſtimmen laſſen. Wer dafür iſt, daß die 
Sitzung am Dienstag, den 30. Juni 1931, vor⸗ 
mittags 10.30 ſtattfindet, bitte ich, ſich zu erheben. 
— (Alles Ferienreiſende! links.) Danke, ich bitte 
um die Gegenprobe. — Das erſte war die Majori⸗ 
tät, das kann nicht beſtritten werden. Es iſt alſo 
beſchloſſen, die nächſte Sitzung am Dienstag, den 
30. Juni, vormittags 10,30 abzuhalten. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Schmidt. 


Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe vor⸗ 
hin gehört, daß der Präſident den Nazionalſozia⸗ 
liſten eine Belehrung über die Geſchäftsordnung 
gegeben hat. Ich freue mich darüber, befürchte 
aber, daß die Nationalſozialiſten in der nächſten 
Sitzung die Forderung auf Rücktritt des Prä⸗ 
ſidenten Gaikowſki erheben. 


Vizepräſident Gaikowſki: In der Geſchäfts⸗ 
ordnung des Vokstages weiß ich ſelbſt Beſcheid. 
Die Belehrung war nicht für einzelne Abgeord⸗ 
nete, ſondern für die Geſamtheit beſtimmt. Ich 
ſchließe die heutige Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 6 Uhr 10 Minuten.) 
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34. Sitzung 


Dienstag, den 30. Juni 1931. 


Einſpruch des Abg. 958 gegen ſeinen Ausſchluß. 
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Abänderungsantrag des Abg. Brill u. Fr. zu Druck⸗ 

ſache Nr. 308. (Druckſache Nr. 330) ..... 629 C 

Burandt (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung.. 630 A 

Kloſſowſki (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung. 630 A 

Kruppke (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 630 A 
Friedrich, Heinz (Nat. Soz.) zur Geſchäftsord⸗ 

VUS a . — 630 
Beiagnß 8 630 C 


Die Sitzung wird 10 Uhr 50 Minuten durch 
den Präsidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; ſtellvertretender Präſident des Se⸗ 
nats Dr. Wiercinski⸗Keiſer; Senatoren Dr. Alt⸗ 
hoff, Dr. Hoppenrath, Schwegmann; Staatsrat 
Lademann; Oberregierungsrat Mundt. 

Bräfident: Ich eröffne die 34. Vollſitzung und 
rufe den 1. Punkt der Tagesordnung auf: 

Einſpruch des Abg. Naſchke gegen ſeinen 
Ausſchluß. 
Druckſache Nr. 329. Wer dem Einſpruch ſtattge⸗ 
ben will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Letzteres war die Majo⸗ 
rität, der Einſpruch iſt abgelehnt. Ich rufe den 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Dritte Beratung des Ermächtigungsge⸗ 
ſetzes. 
Druckſache Nr. 317. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (SP. D.): M. D. u. H.! 
Es iſt dies das zweite Ermächtigungsgeſetz, das 
die jetzige Regierung innerhalb eines halben 


Jahres nötig hat, um regieren zu können. Dies 
iſt ein ſehr ſchlechtes und gefährliches Zeichen für 
die Regierungsfähigkeit des Senats und macht 
einen außerordentlich ſchlechten Eindruck auf das 
demokratiſche Ausland. Dem Senat ſcheint dies 


überhaupt noch nicht zum Bewußtſein gekommen 


zu ſein. Er merkt gar nicht die Zurückhaltung 
weiter demokratiſcher Kreiſe im Ausland, er 


merkt gar nicht die Zurückhaltung der Hochfinanz 
in Deutſchland und anderswo. (Lebhaftes Aha! 
rechts.) Er hat keine Ahnung, wie ſehr er Dan⸗ 
zig durch ſein Vorgehen nach innen und außen 
ſchädigt. (Zuruf des Abg. Malſch.) Ich will 
heute, und unterſtreiche das Wort heute doppelt 
und dreifach, auf außenpolitiſche Schäden, die 
ſchon entſtanden ſind und noch entſtehen werden, 
nicht eingehen. Ich erwarte aber von der Re⸗ 
gierung, daß ſie endlich ihr Danzig ſchädigendes 


E Vorgehen gegen die Oppoſition und die Demokra⸗ 


tie überhaupt einſtellt und ſich ſtreng an die Ver⸗ 


faſſung und die beſtehenden Geſetze hält, die zur 


Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit 
in Danzig durchaus ausreichen. (Sehr richtig! 
links.) Tut ſie das nicht, ſo wird einſt die 
Stunde kommen, wo die Regierung bitter bereuen 
wird, (Aha! rechts) daß ſie auf die Ermahnun⸗ 
gen und Proteſte der Sozialdemokratie nicht ge⸗ 
hört hat. (Abg. Plettner: Sehr richtig!) Die 


B Schäden, die durch das Vorgehen des Senats auf 


innerpolitiſchem Gebiete entſtanden ſind, ſind 
kaum mehr gut zu machen. Daß der Senat das 
erforderliche Fingerſpitzengefühl für außenpoli⸗ 
tiſche Gefahr nicht hat, iſt bei ſeiner nationaliſti⸗ 
ſchen Einſtellung begreiflich. (Abg. Plettner: 
Sehr gut!) Auf innerpolitiſchem Gebiet aber 
handelt er bewußt und mit voller Abſicht gegen 
die Oppoſition hier im Hauſe. Er muß ſo han⸗ 
deln, weil ihm ſonſt gewiſſe Leute und insbeſon⸗ 


C|dere die Herren von der Nazipartei die Gefolg⸗ 


ſchaft verſagen. Das wird niemand beſtreiten 
wollen noch beſtreiten können. Man braucht nur 
an das Ultimatum zu denken, das der Abg. Grei⸗ 
ſer hier von dieſem Platz aus der Regierung 
ſtellte, und an die Plakate, die die Führer der 
Nazis an die Anſchlagſäulen haben anheften 
laſſen. 


Wie ſah das Ultimatum aus, das der Abg. 
Greiſer von dieſem Platz aus an die Regierung 
ſtellte? Er verlangte, daß die Ausſteuerung der 
Erwerbsloſen, die er mit ſeiner Fraktion beſchloſ⸗ 
ſen hat, erſt am 1. September in Kraft treten ſoll. 
Die Regierung iſt dieſem Anſinnen entgegenge⸗ 
kommen und will jetzt mit Zuſtimmung der Nazis 
die Ausſteuerung am 15. Juli eintreten laſſen. 
(Abg. Brill: Das wird ihr nicht gelingen.) Durch 
dieſen Beſchluß und durch das Verhalten der 
Nazipartei hier in dieſem Hauſe iſt feſtgeſtellt, 
daß dieſe Partei grundſätzlich mit der Ausſteue⸗ 
rung der Erwerbsloſen aus der Fürſorge einver⸗ 
ſtanden iſt. (Sehr richtig! links.) Weiter hat 
der Herr Abg. Greiſer verlangt, daß in die Lei⸗ 
tung des Landesarbeitsamtes Nazileute hinein⸗ 
kommen ſollen. Dieſem Anſinnen iſt Rechnung 
getragen worden. Der Mann, der ſeit Beſtehen 
des Arbeitsnachweiſes in Danzig den Arbeits⸗ 
nachweis leitete, und meiner Partei angehört, 
wurde von dem Poſten abberufen. Er wurde in 


die Steuerverwaltung hineingeſteckt, (Es iſt auch 


die höchſte Zeit! rechts) und ein Parteibuchbe⸗ 


— 


19) 
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(Gehl, Abgeordneter) 
amter der Nazipartei wurde an ſeine Stelle ge⸗ 
ſetzt. Der ehemalige Abg. Hohnfeldt hat von der 
Leitung eines Landesarbeitsamtes meines Da⸗ 
fürhaltens ebenſo viel Ahnung, wie der Ochſe von 
der Einrichtung einer Apotheke. (Abg. Heinz 
Friedrich: Was hatten Ihre Senatoren für eine 
Ahnung? — Abg. Malſch: Sie verwechſeln die 
Begriffe, Herr Gehl!) Weiter hat der Abg. Grei⸗ 
ſer von dieſer Stelle aus und auch in ſeinen Pla⸗ 
katen ein Verbot der Danziger Volksſtimme 
(Sehr richtig! rechts) und ein Verbot des Ar⸗ 
beiterſchutzbundes gefordert. Die Geſetze, die jetzt 
durch das Ermächtigungsgeſetz geſchaffen werden 
ſollen, ſollen hierzu die Handhabe bieten. Alſo 
auch in dieſem Punkte hat die Regierung dem Al⸗ 
timatum entſprochen. 

Wird die Regierung das freie Vereins⸗ und 
Verſammlungsrecht, das durch die Verfaſſung ge⸗ 
währleiſtet iſt, unterbinden? Das freie Ver⸗ 
eins⸗ und Verſammlungsrecht iſt ein Recht, das 
wir in Danzig immer gehabt haben und auch 
weiterhin, wenn dieſe Regierung längſt nicht 
mehr ſein wird, haben werden. (Sehr richtig! 
links.) Auch unter einem Ermächtigungsgeſetz, 
Herr Dr. Ziehm, auch unter dem Belagerungszu⸗ 
ſtand, den Sie in Danzig verhängen werden, wer⸗ 
den wir uns das freie Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsrecht nicht nehmen laſſen. (Sehr gut! 
links.) Was bedeuten die Geſetze, die der Senat 
mit den Regierungsparteien erlaſſen will, zuſam⸗ 
men mit dem Geſetz über die Aufrechterhaltung 

(B) der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, das am 
Donnerstag hier beſchloſſen wurde? Das iſt, wie 
ich ſchon andeutete, die Verhängung des kleinen 
Belagerungszuſtandes über Danzig, das iſt die 
Aufrichtung einer wenig verſchleierten Diktatur, 
von der Herr Dr. Blavier ſeit einiger Zeit Tag 
und Nacht träumt. 

Sie machten ſeinerzeit den Verſuch, m. H. von 
der Rechten, in die Verfaſſung eine Beſtimmung 
hineinzuarbeiten, die die Möglichkeit geben ſollte, 
in unruhigen Zeiten gewiſſe Artikel der Verfaſ⸗ 
ſung außer Kraft zu ſetzen. Der Antrag, den Sie 

| ſeinerzeit einbrachten, Herr Schwegmann, hatte 


(A) 


folgenden Wortlaut: 

Zu dieſem Geſetz darf er, der Senat, vorübergehend 

die in den Artikeln 72, 76, 77, 82, 83, 84, 107 feſtge⸗ 

festen Grundrechte ganz oder zum Teil außer Kraft ſetzen 

(Abg. Heinz Friedrich: Das ſteht auch in Ihrer 
Weimarer Verfaſſung!) 

Tut er dies, fo hat er unverzüglich dem Volkstag 
Kenntnis zu geben. Die Maßnahmen ſind auf Verlangen 
des Volkstags außer Kraft zu ſetzen. Iſt der Volkstag 
zurzeit nicht verſammelt, ſo iſt er unverzüglich zu be⸗ 
rufen. Das Nähere beſtimmt ein Geſetz. 

Dieſer Antrag m. H. von der rechten Seite iſt 
abgelehnt worden. (Abg. H. Friedrich: Abge⸗ 
ſchrieben aus der Weimarer Verfaſſung!) Wir 
find hier in Danzig Herr Friedrich! Dadurch 
brachte die Verfaſſunggebende Verſammlung in 
Danzig zum Ausdruck, daß ſie keine Diktatur, kei⸗ 
nen Belagerungszuſtand haben wollte. Auf or⸗ 
dentlichem Wege m. H. von der rechten Seite 
konnten Sie Ihr politiſches Ziel nicht durchſetzen. 
Jetzt verſuchen Sie es auf Umwegen, auf 


Grund und Boden gewirtſchaftet haben? 
haben Sie gemacht! rechts.) 


Sie ſich bitte das Baugewerbe an. 


Dienstag, den 30. Juni 1931. 


Schleichwegen zu erreichen. Daß Sie das Parla⸗ 
ent am liebſten beſeitigen möchten, werden Sie 
uch nicht beſtreiten können. (Nein, abſolut nicht! 
n Deutſchland iſt es ſchon beſeitigt! rechts.) 
Herr Abg. Schwegmann ſagte im Oktober 
1926 in einer deutſchnationalen Verſammlung 
folgendes: Das weitere Ziel der Deutſchnationa⸗ 
len ſei die Beſeitigung des parlamentariſchen Sy⸗ 
ſtems. Daß dieſes Syſtem abgewirtſchaftet habe, 
ſollte jedem klar geworden ſein. (Sehr richtig! 
vechts.) Der Gedanke breche ſich in allen Schich⸗ 
ten der Bevölkerung Bahn, daß dieſes Syſtem 
Staat und Wirtſchaft in Grund und Boden wirt⸗ 
ſchafte. (Sehr richtig! rechts.) Sie rufen ſehr 
richtig, Herr Abg. Schwegmann. Ich werde Ihre 
Worte umdeuten und folgendes ſagen: Der Ge⸗ 


danke bricht ſich in weiten Kreiſen der Bevölke⸗ 


rung immer mehr Bahn, daß Sie und Ihre Re⸗ 
gierung den Staat in Grund und Boden gewirt⸗ 


ſchaftet haben. (Große Heiterkeit rechts. — Abg. 
Malſch: Sie ſchwindeln ja ſchon wieder! — Zwi⸗ 
ſchenrufe.) 


Präſident: Herr Abg. Malſch, für dieſen Aus⸗ 


druck rufe ich Sie zur Ordnung. 


Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wollen Sie beſtreiten, daß Sie den 11 18 in 
as 
Sehen Sie ſich die 
darniederliegende Wirtſchaft an. Gehen Sie nach 
Zoppot und ſehen Sie, wie der Fremdenverkehr 


brach liegt. (Sehen Sie ſich an, was Sie gemacht 


haben! rechts.) Die Leute, die auf den Frem⸗ 
denverkehr angewieſen ſind, bedauern wer weiß 
wie ſehr, daß ſie auf den Fremdenverkehr und da⸗ 
mit auf ihre Einnahmen verzichten müſſen. Sehen 
Vielleicht iſt 
jemand in der Lage, mir zu ſagen, wo jetzt ein 
Neubau hergeſtellt werden ſoll. (Das iſt alles 
weggewirtſchaftet! rechts.) Ich weiß ſehr genau, 


daß Hypotheken nicht mehr nach Danzig gegeben 


werden, weil die Leute Gefahr laufen, ihr Geld 
zu verlieren. Sie haben Angſt, Geld hierher zu 


geben. (Große Unruhe.) Das iſt in dem halben 


Jahr Ihrer Regierung geſchehen. (Sehr richtig! 


links. — Nein, das haben Sie gemacht! rechts.) 


Warum alſo das Ermächtigungsgeſetz? Weil 
Sie von der rechten Seite mit Ihrer Regierung 
auf dem parlamentariſchen Inſtrument nicht zu 
ſpielen verſtehen. (Das verſtehen Sie nur! 
rechts.) Weil Ruhe, Ordnung und Sicherheit un⸗ 
ter Ihrem Regime in Danzig gefährdet ſind. 
Ja, warum haben Sie von der Regierung nicht 
früher eingegriffen? Warum ſchritten Sie nicht 
gegen den Naziterror auf den Danziger Straßen 
ein? (Abg. Kloſſowski: Sehr gut!) Sie ließen 
die Leute ſich ruhig austoben und jetzt, wo den 
Herrſchaften ein Dämpfer aufgeſetzt wird, kom⸗ 
men Sie her und wollen Ruhe und Ordnung ſchaf⸗ 
fen. (Abg. Kloſſowski: Das gefällt den Herr⸗ 
ſchaften nicht!) 

M. D. u. H.! Es gab gewiß Situationen, wo 
es in Danzig hätte unruhig werden können. 
erinnere an die Zuſtände im November 1918. Ich 
erinnere Sie an die Zustände während der Im 


— 


C) 
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(Gehl, Abgeordneter) 
flation. Das machen Sie uns nicht nach, was wir 
damals im Intereſſe Danzigs geleiſtet haben. 
(Als Friedrich Kriegsdienſtverweigerer war! 
links. — Abg. Malſch: Sie ſollten ſich ſchämen, 
ſo etwas zu ſagen!) Ich erinnere an den Ge⸗ 
neralſtreik 1923. M. D. u. H.! Was iſt während 
dieſer Zeit in Danzig an Anruhen zu verzeichnen 
geweſen? Nichts, nichts, abſolut nichts! Wir 
haben die Ordnung aufrecht erhalten. (Ja, Sie! 
rechts. — Sehr richtig! links.) Im November 
1918 wären vielleicht Unruhen entſtanden, aber 
wir waren es, die dieſen Unruhen vorbeugten. 
Wir verlangten, daß die blaue Polizei, die wirk⸗ 
lich kein Vertrauen in der Bevölkerung hatte, von 
der Straße verſchwinden ſollte. Sie verſchwand. 
Wir haben die Ruhe und Ordnung in Danzig 
aufrecht erhalten. (Heiterkeit und Zwiſchenrufe 
rechts. — Abg. Malſch: Sie haben den Muni⸗ 
tionsarbeiterſtreik hervorgerufen! — Große An⸗ 
ruhe. — Abg. Brill: Der Mann hat das bißchen 
Verſtand auch noch verloren! — Abg. Greiſer: 
Da waren Sie ja in Berlin! Da haben Sie die 
Provinzen Poſen und Weſtpreußen als Landes⸗ 
verräter verſchachert! — Zwiſchenrufe rechts.) 
Herr Abg. Senftleben, Sie wiſſen ſehr genau, was 
wir 1918 geleiſtet haben. (Große Unruhe. — 
Abg. Greiſer: Die Provinz Weſtpreußen, unſere 
Heimat, haben Sie an Polen verſchachert!) Fra⸗ 
gen Sie den Herrn Kollegen Schwegmann, der 
wird es Ihnen ſagen. (Große Unruhe.) 
Präſident: Ich bitte doch den Redner ſprechen 
(B) zu laſſen. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Danzig iſt erſt 
unruhig geworden ſeit dem 16. November 1930. 
Der Wahlerfolg ſtieg den Führern der Nazis zu 
Kopf. Sie jagten ihre Mannen auf die Straßen 
Danzigs, um hier, wie einer ihrer Führer neu⸗ 
lich in einer Verſammlung ſagte, einem Teil der 
Bevölkerung das Deutſchtum einzuhämmern. 
(Abg. Greiſer: Das iſt richtig! Es war Zeit, das 
iſt durch Ihre Regierung verloren gegangen!) 
Sie werden niemand das Deutſchtum einhäm⸗ 
mern. Wer darauf wartet, um von Ihnen das 
Deutſchtum eingehämmert zu bekommen, iſt ein 
großer Idiot und nicht würdig, daß er in Danzig 
lebt. (Abg. Greiſer: Glaubt Ihr, daß die Dan⸗ 
ziger Straßen nur für die roten Schweine da 
find? — Große Unruhe links.) Wie dieſes Ein⸗ 
hämmern geſchah, hat mein Parteifreund Brill 
hier ſo oft dargelegt. daß ich darüber hinweggehen 


(A) 


kann. (Abg. Schmidt: Rote Schweine hat er ge⸗ 
ö ſagt! Sie Naziſchwein da oben! — Großer 
Lärm. 


Präſident: Herr Abg. Schmidt! 


Dann ſchließe ich Sie von der Sitzung aus und 
fordere Sie auf, den Saal zu verlaſſen. — (Abg. 
Plettner: Schließen Sie Greiſer aus! — Gro⸗ 
ßer Lärm, andauernde Zwiſchenrufe. Abg. Brill: 
Haben Sie gehört, daß drüben rote Schweine ge⸗ 
ſagt wurde?) Es läßt ſich aus dem Stenogramm 
feſtſtellen, was der Abg. Greiſer geſagt hat. Das 
(Abg. Plettner: 


Wort hat noch der Abg. Gehl. 


Sie haben Greiſer mindeſtens zur Ordnung zu Wahrheit darf nicht 


Haben Sie 
Dan damit gemeint? (Abg. Schmidt: Jawohl!) 
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rufen! Iſt das Ihre Objektivität? Dieſes Nazi⸗ (O) 
ſchwein da oben! — Andauernde Zwiſchenrufe 

der Abg. Fiſcher, Brill und Weber. — Abg. Grei⸗ 

ſer: Jetzt kriegt Plettner einen Ordnungsruf!) 

Es wird hier völlig verdreht. Herr Abg. Greiſer 

hat geſagt, daß die Straße nicht nur für die roten 
Schweine da iſt, (Jawohl! — Großer Lärm links. 

— Abg. Brill: Wir ſagen: Da oben ſitzt ein Nazi⸗ 
ſchwein!) Herr Abg. Brill, ich bitte Sie, die 
Ruhe zu bewahren. Ich rufe Sie jetzt zur Ord⸗ 
nung. (Abg. Plettner: Sie ſind ja parteiiſch! 
Abg. Brill: Sie können mich nicht mehr zur Ord⸗ 
nung rufen, ſchicken Sie Gaikowſki rauf, Sie find 
unfähig!) Herr Abg. Brill, ich rufe Sie zum 
zweiten Mal zur Ordnung und mache Sie auf 

die Folgen eines dritten Ordnungsrufes aufmerk⸗ 
ſam. (Fortdauernde Unruhe links. — Zurufe 

des Abg. Weber. — Abg. Brill: Solange Sie 
dulden, daß er Schweine ſagt, ſitzt da oben ein 
Naziſchwein, jawohl, da oben ſitzt ein Nazi⸗ 7 
ſchwein!) Herr Abg. Brill, ich ſchließe Sie von / 
der heutigen Sitzung aus und fordere Sie auf, / 
den Saal zu verlaſſen. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Plettner. — Fortdauernder Lärm links. — Der 
Präſident verläßt ſeinen Platz.) 

(Unterbrechung der Sitzung 11 Ahr 15 Minuten.) 


Die Sitzung wird 12 Uhr 10 Minuten durch 
den Präſidenten von Wnuck wieder eröffnet. 
Präſident: Ich eröffne die unterbrochene 
Sitzung wieder. Der Aelteſtenausſchuß hat ver: (0) 
einbart, daß der Herr Abg. Greiſer für ſeinen 
vorhin gemachten Zwiſchenruf einen Ordnungsruf 
erhalten ſoll. Ich erteile alſo Herrn Abg. Grei⸗ 
ſer einen Ordnungsruf. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plettner. 
Plettner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Wir proteſtieren auf das nachdrücklichſte ge⸗ 
gen die einſeitige Geſchäftsführung durch den am⸗ 
tierenden Präſidenten. Die rechte Seite dieſes 
Haufes, insbeſondere die Nationalſozialiſten, ha⸗ 
ben durch fortgeſetzte Zwiſchenrufe und gröbſte 
Beleidigungen unſeren Redner unterbrochen und 
darüber hinaus auch zum Teil die Fraktion an⸗ 
gegriffen. Herr Greiſer, der ſich herausnehmen 
und erlauben darf, die Sozialdemokratiſche Frak⸗ 
tion und Partei aufs gröblichſte zu beſchimpfen, 
erhält einen Ordnungsruf, während meine Par⸗ \ 
teifreunde aus der Sitzung ausgeſchloſſen ſind, 
obgleich ſie nichts anderes getan haben, als das, 
was Herr Abg. Greiſer hier glaubte, tun zu dür⸗ 
fen. Wir erklären nochmals nachdrücklich, daß 
wir uns dieſe Art der Geſchäftsführung nicht ge⸗ 
fallen laſſen werden. Wir erklären weiterhin, 
daß wir alles daran ſetzen werden, um auch die⸗ 
ſen Präsidenten zu erziehen. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Er handelt in einer Weiſe, die alle Ob⸗ 
jektivität vermiſſen läßt. (Zuruf des Abg. Mau.) 
Präſident: Herr Abg. Mau, ich ſchließe Sie 
aus der Sitzung aus, weil Sie mich einen Lum⸗ 
pen genannt haben und fordere Sie auf, den 
Sitzungsſaal zu verlaſſen. (Abg. Mau: Die 
geſagt werden! — Abg. 


(A) Kruppke: 


(B 


— 


das haben Sie nicht getan. 
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(Präſident) 
Das iſt die Wahrheit! Abg. Spill: 
Ei, ei, die Dinge drehen ſich wieder!) 

Plettner, Abgeordneter (S. P. D.): Es zeigt 
ſich hier wieder, daß der Präſident nur nach einer 
Seite zu urteilen vermag und daß wahrſcheinlich 
ſein rechtes Ohr etwas verſtopft iſt. Er hört die 


Zwiſchenrufe, die von ſeinen Parteifreunden kom⸗ 


men, gar nicht. Aber wenn von der linken Seite 
dieſes Hauſes etwas geſagt wird, dann wird je⸗ 
der ausgeſchloſſen. Dann wird nicht einmal ein 
Ordnungsruf erteilt, ſondern es wird alles mit 
dem Mantel der chriſtlichen Nächſtenliebe zuge⸗ 
deckt. Wir erklären daher noch einmal unſeren 
ſchärfſten Proteſt gegen die Art dieſer Geſchäfts⸗ 
führung und werden alles daran ſetzen, daß mit 
dieſer Geſchäftsführung endlich einmal Schluß ge⸗ 
macht wird. An die bürgerlichen Parteien appel⸗ 
lieren wir aber gleichfalls, daß ſie mindeſtens das 
Gerechtigkeitsgefühl aufbringen müßten, den am⸗ 
tierenden Präſidenten in einer ſolchen Situation 
abzulöſen; denn, wenn er nicht in der Lage iſt, 
die Geſchäfte des Hauſes ſo einwandfrei zu füh⸗ 
ren, wie man das von einem Präſidenten verlan⸗ 
gen muß, ſo wäre es die Pflicht der übrigen Prä⸗ 
ſidenten, ihrem Kollegen unter die Arme zu grei⸗ 
fen und ihn abzulöſen. Aber die anderen Herren 
Präsidenten wollen das wahrſcheinlich nicht. Es 
kommt auch hier nur auf die Kraftprobe an, die 
man auszuüben die Abſicht hat. Man will alles 
daran ſetzen, um die Linke mundtot zu machen, 
auch hier im Hauſe. M. H.! Sie können einzelne 
Abgeordnete und auch die ganze Fraktion aus⸗ 
ſchließen, aber das Anrecht, das Sie getan haben, 
bleibt doch an Ihren Rockſchößen hängen. 
Sie ſich davor, die Dinge weiter jo treiben zu laſ⸗ 
ſen, wie es bisher der Fall geweſen iſt. Den 
Herrn Präſidenten möchte ich erſuchen, ſeinen 
Platz zu verlaſſen und ihn einem andern zu über⸗ 
geben, damit die Geſchäfte einwandfrei geführt 
werden können. (Abg. Greiſer: Dem Herrn Plett⸗ 
ner! — Zurufe links. — Zwiſchenrufe des Abg. 
Senftleben.) 

Präſident: Das Wort hat jetzt wieder Herr 
Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Ich ſprach zuletzt davon, daß ein Führer der Na⸗ 
tionalſozialiſten ſeine Mannen auf die Straße 
ſchickte, um einem Teil der Danziger Bevölkerung 
das Deutſchtum einzuhämmern. Dieſe Einhäm⸗ 
merung mit allerlei Waffen geſchah ſo gründlich, 
daß ſich ſelbſt Genf mit dieſer ſehr bedauerlichen 
Tatſache befaſſen mußte. M. H. vom Senat, als 
der Naziterror überhand nahm und unerträglich 
wurde, war es höchſte Zeit einzugreifen. Aber 
Erſt als Danzigs 
Proletarier ſich durch eine geeignete Organiſation 
zur Abwehr rüſteten und dem Uebermut der Na⸗ 
zis einen kräftigen Dämpfer aufjegten, griff der 
Senat ein. Das geſchah aber nach einer bekann⸗ 
ten Methode, die ſehr an die Taktik jenes Spitz⸗ 
buben erinnert, der ſich ertappt ſah und auf der 
Flucht aus Leibeskräften ſchrie „Haltet den 


Dieb!“ (Sehr richtig! links.) Jetzt ſoll der Ar⸗ 
beiterſchutzbund das Karnickel ſein, das angefan⸗ 


Hüten | 
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gen hat. Ehe der Arbeiterſchutzbund auf den (O) 


Plan trat, waren es die Nazis, die einen unge⸗ 
wöhnlich gefährlichen Terror in Danzigs Straßen 
ausübten. Das muß immer und immer wieder 
feſtgeſtellt werden. (Das wird Ziehm doch nie 
begreifen! links.) 

Daß wir Sozialdemokraten jedes Ermächti⸗ 


gungsgeſetz für verfaſſungswidrig halten und ab⸗ 


lehnen, iſt bekannt. Denjenigen aber, die das 
noch nicht wiſſen ſollten, empfehle ich, die ausge⸗ 
zeichnete juriſtiſche Rede meines Parteifreundes 
r. Kamnitzer nachzuleſen, die er im November 
926 in dieſem Hauſe gehalten hat. Ich will 
arauf nicht eingehen. Feſt ſteht, daß nach un⸗ 
ſerer Verfaſſung ein Geſetz nur durch überein⸗ 
ſtimmenden Beſchluß von Volkstag und Senat 
zuſtande kommt. Es ſind alſo zwei geſetzgebende 
Faktoren dazu nötig. Sie wollen aber den einen 
Faktor, nämlich den Volkstag hierbei ausſchalten. 
Das iſt unzuläſſig und verfaſſungswidrig. Ihr 
Vorgehen, m. H. von den bürgerlichen Parteien 
iſt aber noch inſofern gefährlicher, weil Sie näm⸗ 
lich nur die Oppoſition, alſo nur einen Teil der 
Volksvertretung von der Geſetzgebung ausſchalten 
wollen, denn mit dem andern Teil, den Regie⸗ 
rungsparteien und den Nazis werden Sie die in 
dem Ermächtigungsgeſetz aufgezählten Geſetze hin⸗ 
ter verſchloſſenen Türen beſchließen. Das iſt ein 
unerhörter Zuſtand und eine bewußte Ausſchal⸗ 
tung der geſamten Oeffentlichkeit, der Preſſe, und 
der geſamten Oppoſition an der Geſetzgebung. Sie 
indern aber durch Ihr Vorgehen auch dieſen Teil 
er Volksvertretung an einer gewiſſenhaften Aus⸗ 
bung des Mandats. Und da wollen Sie be⸗ 
aupten, daß das Ermächtigungsgeſetz nicht ver⸗ 
faſſungswidrig iſt! 

Ich weiß, daß ich hier tauben Ohren predige. 
Ich weiß, daß Sie ſich an meine Worte nicht keh⸗ 


ren werden. Ich weiß, daß ich Sie nicht über⸗ 
zeugen kann. Auch kein anderer von meiner 
Fraktion wird Sie überzeugen. Sie haben eben 
Ihre Beſchlüſſe gefaßt und werden Sie mit Hilfe 
von Parteien und von Perſonen, die zum Teil 
früher ebenſo dachten, wie wir noch heute denken, 
durchſetzen. Dafür möchte ich einige Beiſpiele 
anführen. Ein Abgeordneter dieſes Hauſes ſprach 
1926, als wir zu dem damaligen Ermächtigungs⸗ 
geſetz Stellung nahmen und fragte: 
Warum bringen Sie das Ermächtigungsgeſetz ein? 
} Weil Sie, ſo antwortete er, die Oeffentlichkeit und den 
Volkstag fürchten. Weil Sie nicht ſachliche Gründe 
bringen, weil Sie Angſt haben! 
(Abg. Kloſſowſki: Sehr richtig!) Er führte dann 
noch wörtlich weiter aus: 
Eine wirklich gute wirtſchaftspolitiſche Maßnahme 
wird in der höchſten Not des Staates kein Abgeordneter 
im Volkstag A nen wagen. Was wir aber als 
Beauftragte des Volkes ablehnen müſſen, iſt etwas, was 
wir nicht kennen. Darum dreht es ſich bei dem Er⸗ 
mächtigungsgeſetz. Sie bekommen hier alles durch, wenn 
es ehrlich iſt, aber weshalb kommen Sie nicht her? Weil 
Sie es unehrlich meinen, weil Sie nicht ernſthaft das 
Staatswohl wollen, ſondern Ihre verfluchte deutſchnatio⸗ 
nale Parteipolitik. 
(Sehr richtig! links.) Wiſſen Sie, wer dieſe Worte 
ſprach? (Ein Senator! links.) Das war der 
Herr Abg. und jetzige Senator Dr. Blavier. (Abg. 


— 


D) 


(B) 
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(Gehl, Abgeordneter) 

(A) Fiſcher: Ziehms Freund!) An einer anderen 
Stelle, kurz vor der Schlußabſtimmung, ſagte er 
folgendes: 

Ich habe namens der Abg. Rahn, Müller und 
namens meiner Gruppe die Erklärung abzugeben, daß 
wir eine Teilnahme an den Verhandlungen ablehnen. 
Wir werden ebenfalls den Saal verlaſſen, um dadurch 
zum Ausdruck zu bringen, daß wir das Vorgehen des 
Senats und der Regierungsparteien für verfaſſungs⸗ 
widrig halten. £ 

Heute bringt Herr Senator Dr. Blavier ſelbſt ein 
Ermächtigungsgeſetz, das er für verfaſſungswidrig 
erklärte, ein. Man ſieht, die Zeiten ändern ſich, 
die Meinungen ändern ſich. Herr Dr. Blavier 
hat ſich gründlich gewandelt. Das werden alle 
zugeben, die ihn kennen, die ſeine Reden früher 
gehört haben. Jetzt iſt er ſogar für ein Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz zu haben. (Er iſt ja auch Senator 
geworden! links.) 8 

Ein anderer Redner einer Partei, die hier 
auch im Hauſe vertreten iſt, ſprach ſich folgender⸗ 
maßen aus: 

Das Ermächtigungsgeſetz iſt aber in ſeiner ganzen 
Aufſtellung nicht ehrlich. Das iſt der Punkt auf den 
ich ſchon bei der zweiten Beratung hinwies. Unehrlich⸗ 
keit ſpricht aus dem Geſetz. Man will nicht ſagen, was 
man vorhat. 

Zum Schluß ſeiner Rede ſagte er: 

Das ſchlimme iſt, daß bei dieſem neuen Ermächti⸗ 
gungsgeſetz Schacher getrieben werden ſoll und nicht zu 
Gunſten des Staates gearbeitet wird. Wir fürchten, 
daß bei dem Kater, der die ganze Bevölkerung ſpäter 
erfaſſen wird, Klagen über Klagen kommen werden, und 
daß man dann verſuchen wird, die Schuld auf andere 
abzuwälzen. Um uns nicht mitſchuldig zu machen, ver⸗ 
zichte ich für mich und den Abg. Nordwig ebenfalls auf 
die Mitwirkung bei der Abſtimmung. 

Wiſſen Sie, wer dieſe Worte ſprach? Es war der 
Abg. Hohnfeldt, (Große Heiterkeit links) der da⸗ 
malige Führer der Nationalſozialiſtiſchen Arbei⸗ 
terpartei. Das war 1926. (Das iſt eine Re⸗ 
gierung! links.) Heute iſt Dr. Blavier einer der 
eifrigſten Rufer nach einer Diktatur, und heute 
tun die Führer der Nazis das Gegenteil von dem, 
was ſie 1926 taten. (Abg. Dr. Blavier: Nachdem 
der Parlamentarismus ſeine Unfähigkeit bewie⸗ 
ſen hat!) Herr Senator und Abg. Dr. Blavier, 
ſeitdem er durch Sie verſchandelt wurde, einmal 
rein in die Kartoffeln, dann wieder raus aus 
den Kartoffeln! 

Warum das alles, m. H., warum haben Sie 
Ihre Meinungen gewechſelt? Warum iſt das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz jetzt vorgelegt worden? Weil 
die Zuſtände unter Ihrer Regierung in jeder Be⸗ 
ziehung ſehr viel ſchlimmer geworden ſind und 
weil Sie, um mit Herrn Schwegman zu reden, 
Danzig in Grund und Boden gewirtſchaftet haben. 
(Sehr richtig! links.) Der Senatspräſident ſagte 
in ſeiner letzten Rede, daß die ſtaatlichen Mittel 
unparteiiſch angewandt werden ſollen. Gut, war⸗ 
ten wir ab, ob das in Zukunft geſchehen wird. 
Wenn Sie und gewiſſe Organe des Staates aber 
No handeln werden wie bisher, ſo werden wir im⸗ 

mer und immer wieder öffentlich den Nachweis 
führen, daß Ihre Unparteilichkeit nun ein Lip⸗ 
penbekenntnis iſt, daß Sie praktiſch aber die 


\ 


ſchärfſten Geſetze, die wir noch nicht kennen, nur 
gegen die Sozialdemokratie anwenden werden. 
Dann werden wir in aller Oeffentlichkeit ſehr 
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deutlich ausſprechen, was wir uns heute verſagen. (O 


Daran wird uns niemand hindern können. 

M. D. u. H.] Man hat uns Hochverrat vor⸗ 
geworfen. Wir ſind keine Horde von Menſchen, 
die Pläne gegen ihr Land ſchmieden und ſie an 
das Ausland verkaufen. Die Sozialdemokratie 
hat nie verſagt, wenn es galt, wirklichen Staats⸗ 
notwendigkeiten gerecht zu werden. (Sehr gut! 
links.) Soll ich wieder an unſere Haltung bei 
Beginn des Krieges und an unſere Arbeit für 
Volk und Staat während des Krieges erinnern? 
Soll ich an unſere Haltung und Arbeit während 
der Abſtimmungszeit in Weſtpreußen erinnern? 
Kann man eine Partei, die ſo eingeſtellt iſt, mit 
Hochverrätern auf eine Stufe ſtellen oder ſind 
wir etwa Hochverräter weil wir für Danzig wer⸗ 
ben, wo es auch immer ſei? Diejenigen, die uns 
den Vorwurf des Hochverrats machen, find poli- 
tiſche Kinder, die weder Geſchichte noch Tradi⸗ 
tion der Sozialdemokratie kennen, die mit dieſer 
unehrlichen Beſchimpfung Parteiagitation trei⸗ 
ben. Wir ſind international eingeſtellt, weil der 
wahre Sozialismus, den wir erſtreben, nur in⸗ 
ternational ſein kann. Aber wir haben mehr⸗ 
fach erklärt, daß auch uns das Hemd näher ſitzt 
als der Rock und daß wir als unſere Hauptauf⸗ 
gabe anſehen, in unſerem Lande für unſer Volk, 
für die arbeitende Klaſſe und deren Wohlergehen 
tätig zu ſein. 

Dieſe Arbeit, m. D. u. H., iſt der Inhalt un⸗ 
ſeres Lebens und kein Ermächtigungsgeſetz, keine 
Beſeitigung der Vereins- und Verſammlungsfrei⸗ 
heit und keine Nazidiktatur wird uns daran hin⸗ 
dern, unſere ſozialiſtiſche Pflicht bis zum letzten 


— 


Augenblick zu tun. Nehmen Sie ruhig das Er⸗ 


mächtigungsgeſetz an. Sie werden ſich durch mich 
nicht davon abhalten laſſen. Handeln Sie auch 
diesmal verfaſſungswidrig, aber ſeien Sie ver⸗ 
ſichert, die Abrechnung kommt. Dann werden Sie 
ernten, was Sie geſät haben, daran können Sie 
feſt glauben. Die Sozialdemokratie iſt noch nie 
überwunden worden. An der haben ſich andere 
Leute verſucht, an der haben ſich Wilhelm II. und 
Bismarck verſucht. Der Danziger Senat und die 
bürgerlichen Parteien werden vergebens verſu⸗ 
chen, die Sozialdemokratie auf die Knie zu zwin⸗ 
gen. Wir werden leben, wenn Sie nicht mehr da 


ſein werden. (Lebhaftes wiederholtes Bravo! 
links.) 
Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 


Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K.P.): M. D. u. H.! 
Die Kommuniſtiſche Volkstagsfraktion kann für 
ſich in Anſpruch nehmen, daß ſie jahrelang von 
dieſer Stelle und auch draußen der weiten Oef⸗ 
fentlichkeit und der Arbeiterſchaft klar die Ent⸗ 
wickelung gezeigt hat, die der Kapitalismus in 
Danzig, Deutſchland und allen andern kapitaliſti⸗ 
ſchen Ländern nehmen muß. Wir Kommuniſten 
konnten dies, weil wir auf einer Grundlage 
ſtehen, die uns die Möglichkeit gibt, dies zu über⸗ 
ſchauen. Dieſe Grundlage iſt die Lehre des Mar⸗ 
xismus, die in alle wirtſchaftlichen und politiſchen 
Ereigniſſe Einblick und an ihnen Anteil nimmt. 
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(Kreft, Abgeordneter) 

Sie gibt uns die Möglichkeit, nicht ſo wie die bür⸗ 
gerlichen Parteien, die Nazipartei und auch die 
Sozialdemokratiſche Partei, von einem zum an⸗ 
dern zu taumeln, ſondern klaren Blickes die wirt⸗ 
ſchaftlichen und politiſchen Ereigniſſe vorauszu⸗ 
jehen und dementſprechend zu handeln. Wir wiſ⸗ 
ſen, daß Verfaſſungsfragen Machtfragen ſind. Wir 
wiſſen, daß die jeweils herrſchende Klaſſe die Ver⸗ 
faſſung wie einen Zwirnsfaden zerreißen kann, 
wenn es im Intereſſe der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaft notwendig iſt. Wir wiſſen auch weiter, 
daß die Demokratie nichts weiter als ein Schleier 
iſt. Hinter dieſem Schleier wird die kapitaliſtiſche 
Profitwirtſchaft und die Ausbeutung eines Men⸗ 
ſchen durch den andern durchgeführt. Dieſer de⸗ 
mokratiſche Schleier, dieſe Hülle wird fallen ge⸗ 
laſſen und abgeſtreift in dem Moment, wo ſie zu 
eng wird. An ihre Stelle wird die nackte, faſchi⸗ 
ſtiſche Diktatur geſetzt. 

Dieſe Schwierigkeiten, die ſich heute in Danzig 
herausſtellen, haben wir auf der ganzen Welt. 
Auf der ganzen Welt können wir das Schauſpiel 
erleben, daß es immer dieſelben Parteien ſind, 
die den Demokratismus zerreißen und mit faſchi⸗ 
ſtiſchen Methoden verſuchen, dem Kapitalismus 
eine Atempauſe zu verſchaffen. Es iſt eine Iro⸗ 
nie des Schickſals, daß es die Herren Sozialdemo⸗ 
kraten, die hier die demokratiſchen Rechte vertei⸗ 
digen wollen, in Deutſchland, England und an⸗ 
dern Ländern ſind, die mit denſelben Methoden 
den Demokratismus zerreißen und mit faſchiſti⸗ 
(g) ſchen Methoden dem Kapitalismus die Lebens⸗ 
möglichkeit geben. Hier zeigt ſich das verräteriſche 
Spiel der Zuſammenarbeit aller Kreiſe und 
Kräfte von den Nazis bis zu den Sozialdemokra⸗ 
ten. Die Debatten, die hier in den letzten Wo⸗ 
chen und Monaten geführt worden ſind, in denen 
ſich die einzelnen Parteien den höchſten Grad der 
Vaterlandsliebe beſcheinigen wollten, waren ein 
äußerſt widerliches Spiel, weil wir wiſſen, daß 
das Vaterland für dieſe Kreiſe nur die Profit⸗ 
möglichkeit, die Ausbeutung der Arbeiterklaſſe be⸗ 
deutet. 

Die Rolle der Nazis iſt keine zufällige Rolle. 
Sie iſt vom Finanzkapital geſchaffen und hochge⸗ 
züchtet, weil das Finanzkapital die rieſigen 
Schwierigkeiten erkannt hat, in denen ſich das 
kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem befindet und weil 
ſie weiter erkannt hat, daß die Sozialdemokratie 
in Zukunft nicht mehr der getreue Knecht ſein 
wird, ſondern daß die Entwickelung dahin geht, 
daß die Arbeiterſchaft wieder ihre alten Kampf⸗ 
traditionen aufnehmen wird. Dieſe Kampftradi⸗ 
tionen werden nur innerhalb der Kommuniſti⸗ 
ſchen Partei verkörpert. Eine Linksentwickelung 
zieht durch die geſamte Arbeiterſchaft und ein 
Maſſenzuſtrom der Arbeiter bewegt ſich zum Kom⸗ 
munismus. Aus dieſem Grunde ſind die treueſten 
Knechte, die Nazis, geſchaffen worden. Daher hat 
der Danziger Senat dieſe Zuſtände geſchaffen, mit 
denen ſich heute das geſamte kapitaliſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsſyſtem in Danzig beſchäftigt. Hier kreuzen 
ſich die Widerſprüche. Der Senat, der gern die 
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Wirtſchaft ankurbeln möchte, muß ſich der treuen 
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Helfershelfer bedienen, trotzdem er weiß, daß dies 
mit die Totengräber der Danziger kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft ſind. Er muß noch weiter gehen und 
der Erpreſſerpolitik der Nationalſozialiſten nach⸗ 
geben. Er muß ihnen Futterkrippen und finan⸗ 
zielle Beſſerſtellungen ſchaffen, um ſich nur die 
Leute bei der Stange zu halten. Die Leute ha⸗ 
ben keine Urſache, zu ſchimpfen, ebenſowenig die 
Sozialdemokraten. Beide haben eine Futterkrip⸗ 
penpolitik betrieben. Nach der Geſchichte hat im⸗ 
mer diejenige Partei, die am Ruder war, für ihre 
Anhänger Futterkrippen und gut bezahlte Stel⸗ 
lungen geſchaffen. Wir wiſſen, daß die Zuſtände, 
die eingeriſſen ſind, ſich noch verſchärfen werden 
und daß der Senat an dieſen Zuständen nicht un⸗ 
beteiligt ift, ſondern daß er dieſe Zuſtände geſchaf⸗ 
fen hat, um nach außen hin den Schein der Be⸗ 
rechtigung für den ſogenannten Verfaſſungsbruch 
und für die Ermächtigung zu erhalten, damit an 
Hand der Ermächtigung ſeine Maßnahmen durch⸗ 
geführt werden. Das iſt die Politik, die der Se⸗ 
nat gemeinſam mit den Nationalſozialiſten hier 
in Danzig durchführt, rückſichtslos, ob die Er⸗ 
werbsloſigkeit, ob Not und Elend ſteigen werden, 
in ganz genauer Erwägung der wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten, die ſich in den nächſten Wochen 
und Monaten in Danzig noch beſonders heraus⸗ 
ſtellen werden. 

Die Herren Nationalſozialiſten haben ſelbſt⸗ 
verſtändlich das größte Intereſſe, den Marxismus 
in den Augen der Arbeiterſchaft in Mißkredit zu 
bringen. 
und ihren Anhängern erzählen, daß die Sozial⸗ 
demokratie eine Arbeiterpartei und eine marxi⸗ 
ſtiſche Partei iſt. Sie iſt keine marxiſtiſche Par⸗ 
tei. Die Ausführungen des Abg. Gehl gingen 
dahin, „m. H., wir ſind eine ſtaatserhaltende 
Partei, wir ſind es geweſen, die 1914 und 1918 
die Schwierigkeiten in Danzig, die entſtanden ſind, 
mit Meiſterſchaft überwunden haben“. M 2. 
u. H.] Wir haben den Sozialdemokraten geſagt 
und ſagen es ihnen immer wieder, daß ſie die 
Schrittmacher des Faſchismus ſind. Sie haben 
die Möglichkeit erſt geſchaffen, daß der Faſchis⸗ 
mus zur Blüte kam. (Abg. Weber: Umgekehrt!) 
Ich werde Ihnen auch am Schluß ein Rezept ſa⸗ 
gen, wie ſchnell Sie dieſen Spuk, der unten ſitzt 
und der da oben ſitzt, beſeitigen können, ohne daß 
Sie hier eine Scheinoppoſttion treiben. Sie, 
m. H., wiſſen genau, daß die Arbeiterſchaft dieſen 
Staat zerſtören muß, daß ſie nicht ſtaatserhaltend 
ſein kann. Aber weil Sie keine marxiſtiſche Par⸗ 
tei ſind, glauben Sie genau ſo wie die deutſche 
Bruderpartei, die Schwierigkeiten, in denen ſich 
der Kapitalismus befindet, beſeitigen zu können. 
Aus dieſem Grunde der Verrat von 1914, aus 
dieſem Grunde der Verrat von 1923 und in den 
letzten Wochen und Tagen jeden Tag ein Verrat 
an der Arbeiterſchaft. 

Wer heute glaubt, mit einem guten Zureden 
bei den Herren Zentrümlern oder bei der Partei 
der Brocken antreten zu können, oder letzten En⸗ 
des an den Senat zu appellieren, der will nichts 


von der Entwidlung des Kapitalismus willen. 


— 


0 


Sie wollen der breiten Oeffentlichkeit (O) 


(B 


— 
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Ereft, Abgeordneter) 


(A) Der will auch nichts wiſſen vom kapitaliſtiſchen 


Syſtem. Hier gibt es kein Betteln, kein Zureden, 
ſondern hier heißt es Kampf, rückſichtsloſer Klaſ⸗ 
ſenkampf. M. H., wenn Sie die Taktik und die 
Politik durchführten, wie wir ſie vorſchlagen, die 
Politik, an der ſich auch ein Bismarck die Zähne 
ausgebrochen hat, könnten Sie es in drei bis vier 
Tagen durchführen. Rufen Sie die Arbeiterſchaft 
zum Streik gegen das Ermächtigungsgeſetz auf. 
Rufen Sie die Arbeiterſchaft gegen den Abbau 
der Erwerbsloſenunterſtützung auf! Rufen Sie 
die Arbeiterſchaft, den Mittelſtand, die Anhän⸗ 
ger der Nazis gegen die Mieterhöhung auf, in 
drei Tagen ſind der deutſchnationale Spuk und 
die Herren von oben ſpurlos verſchwunden. (Abg. 
Kurowſki: Warum machen Sie das nicht?) War⸗ 
ten Sie ab, wir ſind ganz ehrlich dabei. Da ſitzt 
der Hemmſchuh, da ſitzen die Bettler, die es noch 
verſtehen, gegenüber der Arbeiterſchaft den Radi⸗ 
kalen zu mimen und in ihrem Intereſſe die Links⸗ 
entwicklung aufhalten. Ja, Sie m. H. beſonders 
Sie vom Zentrum, haben aus der Zeit gelernt. 
Sie wiſſen, daß Sie den Leuten dankbar ſein müſ⸗ 
ſen. Sie wiſſen aber auch an Hand der politi⸗ 
ſchen Einſtellung der Sozialdemokratiſchen Partei, 
daß ſie, wenn ſie hier auch noch ſo viel Fuß⸗ 
tritte bekommen wird, ſich einen ſchönen Tages 
wieder mit Ihnen zuſammenfinden wird, wenn 
es notwendig iſt, um die Regierungsgeſchäfte zu 
übernehmen. 


Unſere Aufgabe iſt es, den Arbeitern klarzu⸗ 
machen, daß der Faſchismus abgewirtſchaftet hat, 
das ſehen wir an Hand der Entwicklungsgänge in 
den einzelnen kapitaliſtiſchen Ländern. Das be⸗ 
jagt nicht, daß zeitweiſe in dem einen oder an⸗ 
dern Land eine ſcheinbare Aufwärtsentwicklung 
des Faſchismus feſtzuſtellen iſt. Unſere Aufgabe 
iſt weiter, die Kräfte der Arbeiterſchaft im Kampf 
gegen jeden Pfennig Lohnabbau zuſammenzufaſ⸗ 
ſen. Die kleinſten Kämpfe haben gezeigt, daß 
ſofort die S. P. D., die Gewerkſchaftsführer da 
find und jeden Kampf im Intereſſe des kapitali⸗ 
ſtiſchen Staates abwürgen. Die kleinſten Kämpfe 
haben gezeigt, daß der Senat rückſichtslos ſeinen 
Machtapparat einſetzt, um die Kämpfe niederzu⸗ 
ſchlagen. Das ſind für uns keine Geheimniſſe. 
Wir betteln nicht. Die nationalſozialiſtiſchen An⸗ 
hänger ſind in Wirklichkeit auch kein Plus für 
die Deutſchnationalen, ſondern ein großer Teil 
der Nazianhänger hat mit der Zugehörigkeit zur 
Nationalſozialiſtiſchen Partei zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß ſie nicht mehr mit der kapitaliſtiſchen 
Politik einverſtanden ſind. Sie haben nur noch 
nicht den richtigen Weg gefunden. Aber ebenſo⸗ 
gut, wie ſie den Weg zu den Nationalſozialiſten 
gefunden haben, werden ſie in ganz kurzer Zeit 
den Weg zum Kommunismus finden. Sie haben 
eine hiſtoriſche Rolle erfüllt. An uns wird es 
liegen und wir werden es ſchaffen, dieſe unzufrie⸗ 
denen Arbeiterſchichten, dieſe unzufriedenen klein⸗ 
bürgerlichen Schichten mit uns zu vereinigen. Wir 
werden mit den Klaſſenkampfmitteln den Kampf 
durchführen, wie es notwendig iſt. Dies weiß 
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der Ziehm-Senat, dies weiß die S. P. D., und aus ) 


dieſem Grunde das Ermächtigungsgeſetz. 

Wir Kommuniſten ſtehen unter Belagerungs⸗ 
zuſtand. Wir Kommuniſten haben in den letzten 
Monaten keine Möglichkeit gehabt, uns ſo zu be⸗ 
wegen, wie es notwendig iſt. Wir Kommuniſten 
ſind ſelbſtverſtändlich keine Anhänger des Demo⸗ 
kratismus. Aber wo die Frage beſteht, ob ver⸗ 
mittels des Ermächtigungsgeſetzes ſoziale Einrich⸗ 
tungen der Arbeiterſchaft, politiſche Rechte abge⸗ 
baut werden, da kämpfen wir gegen dieſe Maß⸗ 
nahmen. Mögen ſie Ermächtigungsgeſetz oder 
ähnlich heißen. Wir wiſſen auch weiter, daß es 
innerhalb des demokratiſchen Staatsweſens der 
Arbeiterklaſſe leichter iſt, ihre Kräfte zu organiſie⸗ 
ren, ihre Arbeitskämpfe durchzuführen. Aus die⸗ 
ſem Grunde kämpfen wir ebenfalls gegen das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz. Wir geben uns gar keinen 
Illuſionen hin, ſondern hier lautet die Parole 
für uns: Kampf gegen jeden Abbau der politiſchen 
Rechte der Arbeiterſchaft. Aus dieſem Grunde 
werden wir nicht betteln. Wir appellieren nicht 
an die Einſicht einzelner Parteien, ſondern wir 
ſagen von dieſer Stelle, es kann nur erreicht wer⸗ 
den durch die Diktatur des Proletariats. Dieſe 
zwei Probleme ſtehen ſich gegenüber: Diktatur⸗ 
maßnahmen der Herren von oben im Intereſſe 
der Minderheit der Bevölkerung, auf der andern 
Seite die Diktatur im Intereſſe der Mehrheit der 
Bevölkerung. Wenn man dieſe Probleme heute 
betrachtet, dann ſagen wir und mit uns der 
größte Teil der Arbeiterſchaft: „Auf unſerer Seite 
ſteht der Sieg!“ (Bravo! bei den Kommuniſten.) 

Vizepräſident Gaikowfki: Das Wort hat der 
Präsident des Senats, Herr Dr. Ziehm. (Abg. 
Langnau: Nieder mit dem Ermächtigungsgeſetz!) 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: M. D. u. H.! 
Ich habe bei der erſten und zweiten Leſung die 
Begründung gegeben, warum der Senat das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz für notwendig hält. Die Aus⸗ 
führungen, die ich im Namen und Auftrag des 
Senats gemacht habe, haben in der geſamten 
Preſſe, ſoweit ſie ſachlich berichtet, Anerkennung 
gefunden und die Gründe ſind gewürdigt worden. 
Ich will heute nur auf zwei Punkte eingehen, 
(Zuruf des Abg. Langnau) die der Herr Abg. 
Gehl in ſeinen Ausführungen berührt hat. Herr 
Abg. Gehl verſuchte in einem großen Teil ſeiner 
Ausführungen darzulegen, daß das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz verfaſſungswidrig ſei. (Abg. Kloſ⸗ 
ſowſti: Sehr richtig) Die Ausführungen ſind 
unrichtig. Der Senat hat die Frage der Verfaſ⸗ 
ſungsmäßigkeit des Ermächtigungsgeſetzes einge⸗ 
hend geprüft. Es beſteht in der Rechtſprechung 


der oberſten Gerichte und in der Literatur fein, 


Zweifel darüber, daß die Parlamente in der Lage 
ſind, den Regierungen die Ermächtigung zu ge⸗ 
ben, in beſtimmt bezeichneten Fällen Verordnun⸗ 
gen, ſogenannte Rechtsverordnungen, zu erlaſſen. 
(Abg. Moritz: Aber nicht in Danzig!) Auch in 
Danzig! Der Anterſchied zwiſchen der Danziger 


Verfaſſung und der Reichsverfaſſung, auf die auch 
der Herr Abg. Gehl eingegangen iſt, beſteht ledig⸗ 
lich darin, daß im Artikel 48 der Reichsverfaſ⸗ 


m 
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(Dr. Ziehm, Präfident des Senats) 

(A) jung dem Staatsoberhaupt, dem Reichspräſiden⸗ 
ten, die Ermächtigung gegeben wird, in beſonde⸗ 
ren Fällen beſtimmte Paragraphen der Reichs⸗ 
verfaſſung außer Kraft zu ſetzen. Dies ſoge⸗ 
nannte Notverordnungsrecht findet ſich in der 
Danziger Verfaſſung nicht. (Abg. Gehl: Es 
wurde abgelehnt!) Das Ermächtigungsgeſetz, 
das wir vom Volkstag erbitten, ſetzt auch in kei⸗ 
nem Punkte irgend eine Beſtimmung der Dan⸗ 
ziger Verfaſſung außer Kraft. Es beſagt ſelber, 
daß die Verfaſſung in allen Punkten aufrecht er⸗ 
halten bleibt. Es beſteht aber kein Zweifel, daß 
innerhalb der Grenzen der Aufrechterhaltung der 
Verfaſſung das Parlament die Regierung ermäch⸗ 
tigen kann, beſtimmte Verordnungen mit Ge⸗ 
ſetzeskraft zu erlaſſen. Das iſt bei uns und in 
anderen Staaten wiederholt vorgekommen. Bei 
uns in einer ganzen Reihe von Fällen. 

Wenn ſich die Sozialdemokratie auch in frü⸗ 
heren Fällen gegen das Ermächtigungsgeſetz aus 
politiſchen Gründen ausgeſprochen hat, ſo liegt 
das auf politiſchem, nicht rechtlichem Gebiet. Vom 
politiſchen Standpunkt mag man darüber ſtreiten, 
ob man in einem gegebenen Fall der Regierung 
die erbetene Ermächtigung geben will oder nicht. 
Aber gegen die Rechtmäßigkeit einer von der 
Mehrheit des Volkstages erlaſſenen Beſtimmung, 
die die Ermächtigung gibt, iſt juriſtiſch nichts 
einzuwenden. Herr Abg. Gehl hat dann weiter 
eine ſcharfe Kritik an der Tätigkeit der Regierung 
geübt. Eine Kritik zu üben, iſt das Recht der 
(B) Oppoſition. Die Kritik muß ſich aber in ſach⸗ 
lichen Grenzen halten und muß den Dingen Rech⸗ 
nung tragen, wie ſie liegen. Ich erkenne an, 
daß der Herr Abg. Gehl in der Form ſeiner Er⸗ 
klärungen ruhig geweſen iſt. In der Sache iſt er 
aber über das Ziel hinausgeſchoſſen. Wenn man 
Kritik an der gegenwärtigen Regierung übt, ſoll 
man bedenken, wie die Dinge liegen. Man joll 
insbeſondere bedenken, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen, unter welch überaus ſchwierigen Vor⸗ 
ausſetzungen die gegenwärtige Regierung das 
Amt übernommen hat. Ich erinnere daran, daß 
damals die Lage derart war, daß man nicht nur 
in den bürgerlichen Kreiſen, die die Regierung 
übernommen haben, ſondern auch in den Kreiſen 
der Sozialdemokratie kaum einen Weg ſah, wie 
man aus der verzweifelten Lage herauskommen 
konnte. (O doch! links.) Ich erinnere an die ver⸗ 
zweifelte Finanzlage. M. H.! Es verdient An⸗ 
erkennung, daß es der Regierung gelungen iſt, 
die Finanzlage ſo zu meiſtern, ſo wie es geſchehen 
iſt. Die Gefahr, die damals dem Staat drohte, 
habe ich ſelber hier dargelegt. Sie betraf in ganz 
beſonderem Maße die von der Regierung und 
der Wirtſchaft abhängigen Kreiſe; denn dieſe wa⸗ 
ren in Gefahr, ihre Bezüge und damit ihre Exi⸗ 
ſtenz zu verlieren. Daß fie vor dieſer Gefahr be⸗ 
wahrt worden find, dankt die geſamte Bevölke⸗ 
rung der verantwortungsvollen und aufopfe⸗ 
rungsvollen Tätigkeit der Regierung. (Sehr 


wahr! rechts.) Wenn man, wie der Abg. Gehl es 
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und Volke; denn mit der Autorität der Regie⸗ 
rung untergräbt man die Autorität des Staates. 
Herr Gehl hat davon geſprochen, daß die Regie⸗ 
rung das Vertrauen des Auslandes verloren habe. 
Man ſollte mit ſolchen Aeußerungen, die auf die 
Wirkung im Ausland berechnet ſind, vorſichtig 
fein. Die Erklärung iſt aber auch falſch. Bedeutet 
es den Verluſt des Vertrauens des Auslandes, 
wenn die Regierung die Ordnung in den Finan⸗ 
zen herſtellt? Bedeutet es den Verluſt des Ver⸗ 
trauens im In⸗ und Auslande, wenn die Regie⸗ 
rung mit Energie und feſter Hand Ordnung und 
Sicherheit im Staate aufrecht erhält? Das vor⸗ 
liegende Ermächtigungsgeſetz iſt beſtimmt, die Si⸗ 
cherheit und Ordnung zu feſtigen. Seien Sie 
überzeugk, das Ausland ſieht darauf, ob im Lande 
die Ordnung aufrecht erhalten wird. Das Aus⸗ 
land ſieht danach, ob die Regierung mit feſter 
Hand die Ordnung und Sicherheit im Staate er⸗ 
hält oder nicht. Davon hängt das Vertrauen des 
Auslandes wie des Inlandes zum Staat und zur 
Regierung ab. Das gegenwärtige Geſetz iſt dazu 
beſtimmt, den Staat zu feſtigen und das Ver⸗ 
trauen zum Staat zu feſtigen und zu ſtärken. Ich 
bitte darum, daß der Volkstag dieſem Geſetz im 
Intereſſe des Staates zuſtimmt. (Wiederholtes 
lebhaftes Bravo, rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Gehl. 

Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Die Ausfüh⸗ 
rungen des Herrn Präſidenten des Senats bewei⸗ 
ſen die Richtigkeit meiner Bemerkung, daß es mir 
nicht gelingen werde, die Herren davon zu über⸗ 
zeugen, daß das Geſetz verfaſſungswidrig iſt. Der 
Herr Senatspräſident glaubt ſich bei ſeinen Aus⸗ 
führungen auf Gerichtsurteile und Gutachten, 
wenn ich ihn richtig verſtanden habe, ſtützen zu 
follen. Herr Senatspräſident, ich empfehle Ihnen, 
wie ich vorhin ſchon ſagte, die juriſtiſchen Aus⸗ 
führungen nachzuleſen, die mein Parteifreund 
Dr. Kamnitzer hier im November 1926 gemacht 
hat. Er hat damals ganz poſitiv den Beweis er⸗ 
bracht, daß ein Ermächtigungsgeſetz, immer gemeſ⸗ 
fen an der Danziger Verfaſſung, verfaſſungswidrig 
iſt und ſein muß. Der einzige Gutachter, der ſich 
damals dafür ausſprach, daß ein Ermächtigungs⸗ 
geſetz nicht verfaſſungswidrig ſei, war der Rechts⸗ 
lehrer Laband. Alle anderen, die Dr. Kamnitzer 
zitierte, und die gewiß auch einen ſehr gut klin⸗ 
genden Namen haben, haben das Gegenteil feſt⸗ 
geſtellt. (Hört, hört!) Wenn das an Hand der 
deutſchen Verfaſſung geſchehen iſt, jo müßte das 

einer Anſicht nach erſt recht geſchehen, wenn man 

ie Danziger Verfaſſung unter die Lupe nimmt. 
Ich habe vorhin davon geſprochen, daß unſere 
Danziger Verfaſſung kein Delegationsrecht kannte, 
daß ſie kein Verordnungsrecht des Senats, ſon⸗ 
dern nur den Satz kennt, daß ein Geſetz ausſchließ⸗ 
lich durch einen übereinſtimmenden Beſchluß von 
Volkstag und Senat zuſtande kommt. Weiter iſt 
in unſerer Verfaſſung darüber nichts vorhanden. 
Sie haben vorhin auch nicht den Nachweis zu er⸗ 


getan gegen die 
Regierung aufhetzt, ſo ſchadet man dem Staat 


. hat, trotzdem die Bevölkerung 


bringen vermocht, daß der Senat allein die in 
dem Ermächtigungsgeſetz erwähnten Geſetze er⸗ 


0 


m 
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(Gehl, Abgeordneter) 

laſſen kann. Es ſtimmt alſo, ſo darf ich wohl 
ſchlußfolgern, daß Sie mit den Regierungspar⸗ 
teien zuſammen die Geſetze erlaſſen werden. Da⸗ 
mit, Herr Präſident des Senats, ſchalten Sie die 
ganze Oeffentlichkeit und einen Teil der Abge⸗ 
ordneten von der Geſetzgebung aus. Das dürfen 
Sie nicht, das iſt verfaſſungswidrig, das findet 
keine Stütze in irgend einer Beſtimmung der Ver⸗ 
faſſung. Der Herr Präſident des Senats meinte, 
man ſolle die Schwierigkeiten, in denen ſich Dan⸗ 
zig befindet, berückſichtigen, wenn man hier Aus⸗ 
führungen macht, das habe ich getan. Wenn ich 
ſo hätte reden wollen, wie ich eigentlich als Op⸗ 
pofitionsmann hätte reden müſſen, hätte ich 
Ihnen noch ganz andere Sachen ſagen müſſen. 
(Abg. Kloſſowſki: Sehr gut!) Ich habe aber in 
meiner Rede ausdrücklich betont, daß ich das 
heute nicht tun will. Das ſchließt natürlich nicht 
aus, Herr Präſident des Senats, daß ich das tun 
werde, wenn Sie weiter ſo gegen eine große Par⸗ 
tei regieren werden, wie Sie es bisher getan ha⸗ 
ben. Das iſt nicht nur meine Meinung, ſondern 
das iſt die Meinung meiner geſamten Partei. 
Wenn Sie aber ſchon glauben, an uns appellie⸗ 
ren zu ſollen, dann dürfen Sie nicht vergeſſen, 
Herr Präſident des Senats, was Ihre Partei 
unter Ihrer Führung getan hat, als ſie nicht in 
der Regierung war. (Sehr gut! links.) Wenn 
wir irgendeine Stelle mit einem befähigten 
Mann beſetzten, dann war ein Radau in der 
ganzen deutſchnationalen Preſſe, ſogar in Deutſch⸗ 


(B) land haben Sie die Preſſe gegen uns mobil ge⸗ 


macht. Wenn wir jetzt etwas ſagen gegen das, 
was Sie gegen uns vorhaben und ausführen, 
dann kommen Sie und ſagen: „Ihr erkennt die 
Staatsnotwendigkeiten nicht, Ihr ſchädigt Dan⸗ 
zig.“ „Seid vorſichtig mit Euren Ausführungen.“ 
Bitte Herr Präſident, ſchlagen Sie ſich doch ſelbſt 
an die Bruſt, (Abg. Kloſſowſki: Recht kräftig!) 
und fragen Sie doch, ob Sie während Ihrer Op⸗ 
poſitionszeit ſo gehandelt haben. Es iſt ſehr 
leicht, dem Gegner Belehrungen zu erteilen, es 
ſelbſt aber beſſer zu machen, iſt ſchon ſchwieriger. 
Wir Sozialdemokraten haben noch niemals, das 
betone ich noch einmal ausdrücklich, verſagt, wenn 
unſer Land in Not war. Wir werden auch 
künftig nicht verſagen. Wir wiſſen, daß wir den 
ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat hier auf dieſer Inſel 
nicht etablieren können. Das weiß jeder, der 
geſtern in unſere Partei eingetreten iſt und das 
wiſſen Sie auch. Wir arbeiten hier an dem 
Wohlergehen unſerer Bevölkerung, an dem Wohl⸗ 
ergehen der arbeitenden Klaſſe. Das iſt unſere 
Aufgabe. Wir dürfen nicht dulden, daß nach die⸗ 
ſer Richtung etwas geſchieht, was gegen das 
Wohlergehen der arbeitenden Bevölkerung gerich⸗ 
tet iſt, oder dies unmöglich macht. Das dürfen 
wir nicht dulden, das können wir nicht und das 
werden wir nicht dulden. (Abg. Plettner: Bravo!) 
So liegen augenblicklich die Dinge. 

Wenn Sie die Geſetze, die Sie machen wollen, 
unparteiiſch anwenden werden, dann wird Ihnen 
dabei niemand in den Arm fallen. (Abg. Weber: 
Wie bisher!) Wenn Sie hierbei aber nicht un⸗ 
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parteiiſch handeln dürfen, darauf kommt es an, 
Herr Präſident, dann dürfen Sie ſich auch nicht 
wundern, daß wir die Klinge aus der Scheide 
ziehen und mit Ihnen hier ſolange kämpfen, wie 
wir kämpfen können. Wir wollen uns nicht un⸗ 
terdrücken laſſen und werden es auch nicht tun. 
Wenden Sie die Mittel des Staates auch unpar⸗ 
teiiſch gegen diejenigen an, die Sie bewaffnet 
haben, die Terror auf den Straßen Danzigs aus⸗ 
üben, und die jedem Andersdenkenden ihre An⸗ 
ſicht einhämmern wollen. Wie das geſchehen iſt 
und wie das noch geſchehen wird, brauche ich hier 
nicht auseinanderzuſetzen. Das iſt ein Zuſtand, 
der unerhört iſt, und dieſer Zuſtand, Herr Präſi⸗ 
dent, bringt Danzig an den Abgrund. Wir wol⸗ 
len Danzig nicht an den Abgrund bringen laſſen; 
denn unſere Arbeiter ſind mit dem Boden ver⸗ 
wachſen. Wo ſollen ſie hingehen? Der Kapitaliſt 
oder der, dem es hier nicht gefällt, hat die Mög⸗ 
lichkeit, im Falle der Gefahr ſein Ränzel zu 
ſchnüren und auszuwandern. Aber unſere Arbei⸗ 
ter bleiben hier, und wenn ſie jetzt ſchon Not lei⸗ 
den, werden ſie dann erſt recht notleiden. Wir 
haben kein Intereſſe daran, daß es Danzig ſchlecht 
geht, ſondern wir ſind, wie mein Parteifreund 
Tarnow in Leipzig ſagte, die Erben, aber augen⸗ 
blicklich ſind wir noch der Arzt, um das Wirt⸗ 
ſchaftsleben geſund zu erhalten. Sit es krank, 
dann haben die Arbeiter keine Arbeit und nichts 
zu beißen, dann können ſie nicht weiter exiſtieren. 
Unſere Arbeiter können hier nicht fort, fie ſind 
an dieſe Scholle gebunden. Sie können nicht von 
hier fortgehen, um in Deutſchland zu arbeiten. 
Das iſt ihnen unmöglich gemacht durch die dor— 
tigen Beſtimmungen. Dagegen kann jemand in 
Leipzig oder Dresden wenn er arbeitslos iſt, in 
die nächſte Stadt gehen, um dort zu arbeiten. Der 
Danziger Arbeiter kann das nicht. Er kann auch 
nicht nach Polen gehen, denn dort iſt die Arbeits⸗ 
kultur ſo niederdrückend und ſchlecht, daß er nicht 
von dem, was er verdient, zwei Haushalte führen 
kann. Er muß hier bleiben, und verſauert hier 
und Sie entziehen ihm die Anterſtützung. Herr 
Hohnfeldt wird ja nun dafür ſorgen, daß die 
3000 Arbeiter, die jetzt ausgeſteuert werden, in 
Arbeit kommen. Ich würde mich freuen, wenn 
ihm das gelingen würde. Es kann ihm aber nicht 
gelingen, weil keine Arbeit vorhanden iſt. Dar⸗ 
über ſind wir uns klar. 

Weil es ſo iſt, ſoll man nicht ſolche Geſetze 
gegen diejenigen ſchmieden, die unter den heuti⸗ 
gen Verhältniſſen ſchwer zu leiden haben. Vor 
allen Dingen ſoll man unparteiiſch ſein und das 
tun, was gerecht iſt und was die Stunde gebietet. 
Man ſoll die Geſetze nach beiden Richtungen hin 
anwenden. Dann werden Sie auch Frieden ha⸗ 
ben. Tun Sie dies nicht, ſo behalten Sie die 
Unruhen. Dann wird das Ausland nicht ruhig 
ſein, und dadurch wird Danzig den allergrößten 
Schaden erleiden. Das möchte ich Ihnen noch 
zum Schluß geſagt haben. (Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Die allgemeine Aus⸗ 
ſprache iſt geſchloſſen. (Abg. Plettner: Es liegt 
noch eine Wortmeldung zur Geſchäftsordnung 
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(Vizepräſident Gailowsjti) 

vor!) Das kommt ſchon, zunächſt muß die allge: 
meine Ausſprache geſchloſſen werden. (Abg. 
Plettner: Nein, das iſt nicht richtig! Dem wi⸗ 
derſpreche ich ganz entſchieden!) Sie haben das 
Wort zur Geſchäftsordnung verlangt. Zur allge⸗ 
meinen Ausſprache liegt keine Wortmeldung mehr 
vor. Infolgedeſſen muß erſt die allgemeine Aus⸗ 
ſprache geſchloſſen werden. Ehe ich Ihnen das 
Wort zur Geſchäftsordnung gebe, muß ich noch 
die Einzelberatung aufrufen. Das tue ich hier⸗ 
mit. Ich rufe die Einzelberatung auf. Zunächſt 
erteile ich das Wort zur Geſchäftsordnung dem 
Herrn Abg. Plettner. 


Plettner, Abgeordneter (S. P. D.): Der Stand⸗ 
punkt des amtierenden Herrn Präſidenten iſt 
durchaus falſch. (Ach wo! rechts.) Warum ach 
wo? Wo ſteht das in der Geſchäftsordnung ge⸗ 
ſchrieben? Wir hatten die Abſicht, dies Geſetz 
einem Ausſchuß, meinetwegen dem Hauptausſchuß 
zu überweiſen, um die Verfaſſungsmäßigkeit des 
Geſetzes nachzuprüfen. Zur Geſchäftsordnung, 
Herr amtierender Präſident, muß das Wort je⸗ 
derzeit gegeben werden. Sie dürfen die allge⸗ 
meine Ausſprache nicht einfach ſchließen. Das 
Recht haben Sie nicht. Sie müſſen auch vor dem 
Schluß der allgemeinen Ausſprache das Wort zur 
Geſchäftsordnung geben. Wir beantragen jetzt 
Ueberweiſung dieſer Vorlage an den Hauptaus⸗ 
ſchuß, damit zuerſt einmal die Verfaſſungsmäßig⸗ 
keit dieſer Frage nachgeprüft werden kann. (Wir 
widerſprechen! rechts.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Plettner, 
ein Antrag auf Ueberweiſung an einen Ausſchuß 
kann ſogar noch bei § 1, 2, 3 uſw. geſtellt wer⸗ 
den. Es muß darüber nach der Geſchäftsordnung, 
ehe ein weiterer Redner das Wort bekommt, ab⸗ 
geſtimmt werden. (Zuruf des Abg. Plettner.) 
Ich ſage Ihnen das zu Ihrer eigenen Belehrung. 
(Abg. Plettner: Das weiß ich allein!). Es iſt 
der Antrag geſtellt, die Druckſache Nr. 317 er⸗ 
neut dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Ich laſſe 
darüber abſtimmen. Wer für dieſen Antrag iſt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das letztere war die Majo⸗ 
rität, der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe §8 1 
auf, eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer § 1 der 
Druckſache Nr. 317 annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Ich danke, das iſt die Mehrheit, 
§ 1 it angenommen. Ich rufe § 2 auf und er⸗ 
öffne die Ausſprache. 
Wortmeldungen vorliegen. (Abg. Langnau: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird 
dieſer Antrag unterſtützt? — Die Unterjtügung 
reicht aus. Ich bitte die Plätze einzunehmen und 
die Stimmkarten einzuſammeln. Die namentliche 
Abſtimmung beginnt. — Ich ſchließe die nament⸗ 
liche Abſtimmung, da keine Stimmkarten mehr 
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Ich ſchließe ſie, da keine Müll 


abgegeben werden. Beteiligt 
D. u. H. ſämtlich mit Ja.“) Der § 3 der Druck⸗ 
ſache Nr. 317 iſt damit angenommen. Ich rufe 
die Ueberſchrift auf. Ich eröffne die Ausſprache 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vor⸗ 
liegen. Wer die Ueberſchrift annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Ueberſchrift iſt angenommen. Wir kom⸗ 
men zur Schlußabſtimmung. (Abg. Plettner: 
Namentliche Abſtimmung!) Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Unterſtützung reicht aus. Ich 
bitte, die Stimmkarten einzuſammeln. Die na⸗ 
mentliche Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch 
jemand eine Karte abzugeben? Das iſt nicht 
der Fall, ich ſchließe die Abſtimmung. Beteiligt 
haben ſich 59 D. u. H., 42 mit Ja und 17 mit 
Nein.“) Damit iſt das Geſetz durch die Schluß⸗ 
abſtimmung in dritter Leſung angenommen. 
(Abg. Langnau: Glauben Sie nicht, daß Sie mit 
dieſem Geſetz das Rad der Geſchichte aufhalten 
werden!) Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung 
auf: 

Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung des Geſetzes über die Er⸗ 
richtung von Arbeitnehmer ⸗ Ausſchüſſen. 

Druckſache Nr. 308. Dazu Abänderungsantrag 
Druckſache Nr. 330. Ich eröffne die allgemeine 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Kloſ⸗ 
ſowfki. 

Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): Das vor: 
liegende Geſetz bezweckt eine Aenderung des Ge⸗ 
ſetzes betr. die Errichtung von Arbeitnehmer⸗Aus⸗ 
ſchüſſen, und zwar ſoll nach 8 58 Abſ. 1 die Amts⸗ 
dauer des Betriebsobmannes, der nach dem alten 
Geſetz auf ein Jahr gewählt iſt, auf zwei Jahre 
verlängert werden. In einer ganzen Reihe von 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 41, alle 41 mit Ja. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavter, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dyck II, Ehrlichmann, Gerhard 
Friedrich, Heinz Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, 
Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Jahr, Kalitzke, Frau 
Kalähne, Kurowski, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schmegmann, Frau Dr. 
Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. Thimm, 
Weiß, Wittenberg, von Wnuck 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Bartſch, Dr. Bing. 
Brill, Czarnechi, Dumont, Fiſcher, Gehl, Joſeph, Klingenberg, 
Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Lendzion, Frau 
Malikomski, Mau, Moritz, Frau Müller, Plenikowſki, 
Plettner, Raſchke, Rehberg, Schmidt Schwartz, Serotzki, 
Spill, Stukowſki, Dr. Unger, Frau Totzki, Weber, Werner. 


) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 59, davon 42 mit Ja, 17 mit Nein. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Deutſch, Doering, Dyck Il, Ehrlichmann, Gerhard 
e Heinz Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greifer, 

ünther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Jahr, Kalitzke, Frau 
Kalähne, Kurowski, Lemke, Malſch, Maaß, Meier, Bruno 

er, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schütz, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. 
Thimm, Weiß, Wittenberg, von Wnuchk. 

Es ſtimmten mit Nein: Abg. Bartſch, Czarnecki, 
Fiſcher, Gehl, Kloſſowſki, Kreft, Kruppke, Langnau, Frau 
Malikowſki, Moritz, Frau Müller, Plettner, Rehberg, Serötzki, 
Stukowſki, Weber, Werner. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, Brill, 
Dumont, Joſeph, Klingenberg, Lendzion, Mau, Plenikowſzi, 
Raſchke, Schmidt, Spill, Dr. Unger, Frau Totzki. 


haben ſich 41 (C0) 


— 


(Kloſſowſki, Abgeordneter) 
(A) Betrieben hat die Wahl in dieſem Jahr und im 
Herbſt vorigen Jahres ſtattgefunden. Wir hof⸗ 
fen und wünſchen, daß das Geſetz in dieſer Faſ⸗ 
jung ſchon für die Amtsdauer der jetzt gewähl⸗ 
ten Betriebsobmänner gelten ſoll, das heißt, daß 
ſofort die zweijährige Amtsdauer für die ge⸗ 
wählten Betriebsobmänner eingeführt iſt. Wir 
ſehen nicht ein, weshalb man erſt die Amtsdauer 
der gewählten Vertreter ablaufen laſſen will, um 
dann Neuwahlen für zwei Jahre vorzunehmen. 
Iſt es der Wille des Geſetzgebers, daß er die 
Amtszeit der Betriebsobleute auf zwei Jahre 
verlängern will, dann liegt unſerer Meinung 
nach nichts im Wege, die Amtsdauer bereits jetzt 
auf zwei Jahre für die gewählten Vertreter feſt⸗ 
zuſetzen. Wir haben deshalb beantragt: 
Die Amtsdauer der für ein Jahr gewählten, bei 
nn dieſes Geſetzes noch im Amt befindlichen 
etriebsobmänner verlängert ſich um ein Jahr. 
Wir nehmen an, daß Sie mir dieſem unſern An⸗ 
trag einverſtanden ſein können und ihm zuſtim⸗ 
men werden. Wir bitten darum. Dann haben 
wir weiter beantragt, die jetzt im Geſetz beſtehen⸗ 
den §§ 81 und 84 in den einſchlägigen Ziffern in 
der Weiſe zu ändern, daß jedes Mal die Zeilen 
geſtrichen werden ſollen „die Beſtimmungen mi⸗ 
litäriſch oder ein militäriſcher Verband“. Wir 
ſtehen auf dem Standpunkt, daß die jetzt be⸗ 
ſtehende Faſſung des Geſetzes in keiner Weiſe die 
Handhabe gegeben hat, eine ſolche Aenderung 
vorzunehmen. Nicht einmal unter Berückſichti⸗ 
gung der ſpeziellen Danziger Verhältniſſe iſt es 
ratſam, eine ſolche Aenderung vorzunehmen. Wir 
haben daher beantragt, im Artikel 1 die Aende⸗ 
rung der 88 81 und 84 zu ſtreichen und zweitens 
einen neuen Artikel Ia einzufügen mit der Feſt⸗ 
ſtellung, wie ich es vorhin mit bezug auf den be⸗ 
treffenden Obmann verleſen habe. Wir nehmen 
dieſen Standpunkt ein, weil wir befürchten, daß 
Fälle eintreten können, wo die betreffenden Ob⸗ 
leute Angeſtellte oder Ausſchußmitglieder in 
ſtädtiſchen Betrieben, ebenſo in ſtaatlichen und 
auch bei der polniſchen Eiſenbahndirektion ge⸗ 
wählt worden ſind und ſchließlich dem Arbeiter⸗ 
ſchutzbund als Mitglied angehören oder einer an⸗ 
ders gearteten Formation, die dieſe oder jene Be⸗ 
hörde als militäriſche Formation betrachtet und 
daß dann dieſe Mitglieder ihres Amtes entſetzt 
werden können. Wir haben zwar gehört, daß es 
ſo nicht gemeint iſt, wir wiſſen aber, daß ſolche 
Fälle den Gerichtsbehörden unterbreitet werden, 
wir haben kein Zutrauen zu den Danziger Ge⸗ 
richten, daß ſie, wenn beſtimmte Anternehmer⸗ 
kreiſe ſich auf den Standpunkt ſtellen, daß es mi⸗ 
litäriſche Formationen find, dieſe anders entſchei⸗ 
den werden. Sie werden dann dieſe Vertreter 
ihres Amtes für verlustig erklären. Daß auch 
noch andere Verhältniſſe dabei eine Rolle ſpie⸗ 
len, brauche ich wohl nicht näher anzuführen. Das 
müßte jeder Volkstagsabgeordnete wiſſen. 

Ich möchte an das Haus appellieren, unſerem 
Antrag zuzuſtimmen, damit nicht noch mehr Scha⸗ 
den angerichtet wird als ſchon durch dies Geſetz 
in Erſcheinung treten kann. Jedenfalls haben 


(B) 
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die bisherigen Beſtimmungen nicht den Nachweis (©) 
erbracht, eine Aenderung des Geſetzes in bezug 
auf die 88 81 und 84 vorzunehmen. Ich bitte 
noch einmal um Annahme unſeres Abänderungs⸗ 
antrages. 

Vizepräſident Gaikowſti: Die allgemeine Aus⸗ 
ſprache iſt geſchloſſen, da weitere Wortmeldungen 
nicht vorliegen. Ich rufe Artikel I auf und den 
dazu in der Druckſache Nr. 330 vorgelegten Ab⸗ 
änderungsantrag. 

1 Wir beantragen folgende Aenderungen der Vor⸗ 
age: 
1. Zu Artikel 1. 
iſt zu ſtreichen. 
2. Es iſt ein neuer Artikel J a einzufügen mit der 
Faſſung: 
Die Amtsdauer der für ein Jahr gewählten, bei Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes noch im Amt befindlichen Betriebsob⸗ 
männer verlängert ſich um ein Jahr. 


Arthur Brill 

und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen Fraktion. 
Ich eröffne und ſchließe die Beſprechung, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Ich werde ſo ver⸗ 
fahren, daß ich zuerſt über den Abänderungsan⸗ 
trag zu Artikel I abſtimmen laſſe. Sollte dieſer 
Antrag abgelehnt werden, werde ich über den 
Artikel I in Drucksache Nr. 308 abſtimmen laſ⸗ 
ſen. Bei Artikel II werde ich ebenfalls zuerſt 
über den Abänderungsantrag abſtimmen laſſen, 
daß ein neuer Artikel Ja eingefügt werden ſoll. 
Sollte er abgelehnt werden, werde ich über die 
Vorlage 308 abſtimmen laſſen. Ich höre keinen 
Widerſpruch gegen die von mir vorgeſchlagenen 
Maßnahmen. Wir kommen zur Abſtimmung, und 
zwar zunächſt über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 330 zu Artikel I. Wer dieſen 
Abänderungsantrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Vorhin ſtand die Minderheit, er iſt abgelehnt. 
Wir ſtimmen jetzt ab über Artikel I der Vorlage. 
— Ich bitte die D. u. H., die ihn annehmen wol⸗ 
len, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er 
iſt angenommen. Ich rufe Artikel II auf, eröffne 
die Ausſprache und ſchließe fie, da Wortmeldun⸗ 
gen nicht vorliegen. Ich laſſe zunächſt über den 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 330 ab⸗ 
ſtimmen, wonach ein neuer Artikel Ia einzufügen 
iſt. Wer dieſen Abänderungsantrag annehmen 
will, bitte ich ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, er iſt abgelehnt. Wir kommen zur 
Abſtimmung über Artikel II auf Druckſache Nr. 
308. Wer den Artikel II annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Ich eröffne die Beſprechung über 
die Ueberſchrift und ſchließe ſie, da keine Wort⸗ 
meldungen vorliegen. Wer die Ueberſchrift an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Mehrheit, die Ueberſchrift iſt ange⸗ 
nommen. Wir kommen zur Schlußabſtimmung. 
Wer das Geſetz in der Schlußabſtimmung anneh⸗ 
men will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, das Geſetz iſt angenommen. Da⸗ 
mit iſt unſere Tagesordnung erledigt. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Bu⸗ 
randt. 


Die Aenderung derzss 81 und 84 
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Burandt, Abgeordneter (D.Nat.): Ich bean⸗ 
trage, die Vertagung des Hauſes bis zum 26. 
Auguſt und weiter, dem Herrn Präſidenten die 
Feſtſetzung der Tagesordnung zu überlaſſen. 
(Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Kloſſowſki. 

Kloſſowſti, Abgeordneter (S. P. D.): Ich be⸗ 
antrage, daß der Volkstag nächſten Mittwoch 
wieder zuſammentritt, und zwar ſoll auf die Ta⸗ 
gesordnung als einziger Punkt die Vorlage betr. 
die Ausſteuerung der langfriſtigen Erwerbslosen 
geſetzt werden. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt der Antrag 
vom Abg. Burandt geſtellt worden, den Volkstag 
heute bis zum 26. Auguſt zu vertagen. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort dey Herr Abg. 
Kruppke. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn ſich 
ausgerechnet der Stahlhelmführer hier hinſtellt,. 

Vizepräſident Gaikowſti: Wir haben hier kei⸗ 
nen Stahlhelmführer, ſondern nur Abgeordnete. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn ſich 
der Abg. Burandt, der in ſeiner Nebeneigenſchaft 
auch Stahlhelmführer iſt, ausgerechnet hier hin⸗ 
ſtellt und die Große Anfrage betreffs der Schöne⸗ 
berger Vorgänge, bei denen acht Arbeiter verletzt 
wurden, bis nach den Ferien vertagen will, dann 
zeugt das von dem außerordentlich ſchlechten Ge⸗ 
wiſſen der Regierung und der Regierungspar⸗ 
teien. Sie will die Beſprechung dieſer Sache bis 


(B) zum Sanktnimmerleinstag verſchieben. Wenn ſie 


ein reines Gewiſſen hätte, könnte ſie jederzeit 
über dieſe Angelegenheit reden. Das kennzeich⸗ 
net aber auch die Nationalſozialiſtiſche Arbeiter⸗ 
partei. Acht Arbeiter ſind ſchwer verletzt wor⸗ 
den, und Sie m. H., die Sie ſich Arbeitervertre⸗ 
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wichtiger, als darüber zu reden, ob dieſer gemeine 
Ueberfall, den dort auf Arbeiter verübt iſt, ge⸗ 
fühnt werden ſoll. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Ich 
bitte den Antrag des Abg. Burandt abzulehnen. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es liegen zwei An⸗ 
träge vor, einer von Herrn Abg. Burandt, die 
Sitzung bis zum 26. Auguſt zu vertagen, der an⸗ 
dere von Herrn Abg. Kloſſowſki, die nächſte 
Sitzung am 1. Juli abzuhalten. Ich laſſe ab⸗ 
ſtimmen. Wer dafür iſt, daß die nächſte Sitzung 
am 1. Juli ſtattfinden ſoll, bitte ich, ſich zu erhe⸗ 
ben. — Bitte um die Gegenprobe. — Das letztere 
war die Majorität. Es erübrigt ſich die Abſtim⸗ 
mung über den Antrag des Herrn Abg. Burandt. 
Zur e hat das Wort der Herr 
Abg. H. Friedrich. 

Friedrich, H., Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich 
glaube, Herr Präſident, es wird doch über den 
Antrag Burandt abgeſtimmt werden müſſen, weil 
mit dieſem Antrag die Vertagung des Hauſes 
verbunden iſt. 

Vizepräſident Gaikowſki: Wir kommen zur 
Abſtimmung über den Antrag des Abg. Burandt. 
Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, es iſt jo beſchloſſen. (Abg. We⸗ 
ber: Die Wahrheit ſoll unterdrückt werden! — 
Zwiſchenrufe links.) M. D. u. H.] Wir find 
am Schluß der heutigen Tagesordnung ange⸗ 
langt. (Abg. Langnau: Laſſen Sie nur den 
Schmus!) Im Aelteſtenausſchuß war eine Ver⸗ 
einbarung getroffen, daß der Volkstag nunmehr 
in die Ferien geht. Auf Grund der jetzigen Ab⸗ 
ſtimmung iſt das noch beſtätigt worden. Ich 
wünſche allen D. u. H. eine gute Erholung. (Zwi⸗ 
ſchenrufe. — Abg. Langnau: Die Arbeiter können 
verhungern!) 

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 25 Minuten.) 
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derlich, Staatsrat Scheunemann; Oberregierungs⸗ 
räte Gallaſch, Winter; Landgerichtsrat Dr. Moebes; 
Regierungsräte Burmeiſter, Zeſchmar; Amtsrat 
Voß, Oberſekretär Seidel. 

Präſident: Ich eröffne die 35. Vollſitzung. Die 
heutige Sitzung habe ich gemäß § 46 Ziffer 3 der 
Geſchäftsordnung ſelbſtändig einberufen. Vor Ein- 
tritt in die Verhandlung muß ich daher die Genehmi— 
gung des Volkstages zu der Einberufung einholen. 
(Abg. Plenikowſki: Alles Quatſch!) Ich bitte die 
D. u. H., die die Einberufung genehmigen, ſich von 
den Plätzen ju erheben. — (Unruhe.) Das iſt die 
Mehrheit, der Volkstag iſt daher mit der Einbe- 
rufung der Sitzung einverſtanden. Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean- 
trage zunächſt, daß die Tagesordnung umgeſtellt 
wird, und zwar ſo, daß die Punkte von 11 ab als 


Punkt 1 uſw. auf die Tagesordnung geſetzt werden. 


Danach ſollen die Punkte, die als Punkt 1 uſw. auf 
der Tagesordnung ſtehen, behandelt werden. (Wir 
widerſprechen! rechts.) 

„Präſident: Es iſt geſchäftsordnungsmäßig nicht 
möglich, die Reihenfolge der Tagesordnung zu 
ändern, wenn Widerſpruch erhoben wird. Ich habe 
folgende geſchäftliche Mitteilung zu machen. Der 
Herr Abg. Doering hat mir folgendes Schreiben 
zugehen laſſen: 

„Durch Arbeitsbelaſtung im eigenen Betrieb iſt 
es mir leider nicht möglich, in dem notwendigen 
Maße an den Volkstagsaufgaben mitzuarbeiten. Ich 
bin deshalb gezwungen, mein Mandat als Volks- 
tagsabgeordneter niederzulegen, was hiermit ge⸗ 
ſchieht. Ihnen, Herr Präſident, ſowie den anderen 
Mitgliedern des hohen Hauſes ſpreche ich hiermit 
meinen Dank aus für das mir entgegengebrachte 
Vertrauen.“ — (Abg. Plenikowſki: Der Zentrums⸗ 
turm wackelt!) Der Herr Wahlleiter hat mir 
mitgeteilt, daß liſtenmäßig Herr Alfons Schmich 
in den Volkstag einberufen it. Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Nachdem 
der Volkstag es abgelehnt hat, die Geſchäftsordnung 
umzuſtellen, und der Herr Präſident dieſes hohen 
Hauſes erklärt hat, daß geſchäftsordnungsmäßig 
daran nichts zu ändern ſei, erheben wir überhaupt 
Proteſt gegen die Einberufung der heutigen Volks⸗ 
tagsſitzung. Man hat ſich bei der Einberufung dieſer 
Sitzung über alle Geſchäftsordnungsbeſtimmungen 
und auch über die Verfaſſung ſelbſt hinweggeſetzt. 
Der Präſident beruft ſich bei der Einberufung der 
heutigen Sitzung auf den § 46 der Geſchäftsord⸗ 
nung. Aber hier heißt es ausdrücklich: 

Selbſtändig ſetzt der Präſident Zeit und Tages⸗ 

ordnung der nächſten Sitzung ſeſt, wenn der Volks⸗ 

tag ihn hierzu ermächtigt, oder wenn er wegen 

Beſchlußunfähigkeit oder aus anderen Gründen 

nicht entſcheiden kann. Auch ſonſt kann der Prä⸗ 

ſident ausnahmsweiſe eine Sitzung anberaumen 
oder Nachträge zu einer Tagesordnung feſtſetzen. 


Er hat bei Eröffnung der Sitzung die Genehmi⸗ 
gung des Volkstages einzuholen. 


Dieſer Fall darf aber beſtimmt nicht herangezogen 
werden, wenn, wie es geſchehen iſt, der Volkstag ſich 
ſelbſt bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt vertagt hat. 
Dies Argument haben Sie angewandt, um die Ein⸗ 
berufung des Volkstags, die die Sozialdemokratiſche 
Partei verlangte, abzulehnen. Entweder iſt die Ein⸗ 
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berufung der heutigen Sitzung ein Verfaſſungsbruch, 


oder das damalige Verhalten des Präſidenten iſt 
ein Verfaſſungsbruch geweſen (Sehr wahr! bei den 
Kommuniſten). Eines von beiden iſt nur möglich. 
In der Verfaſſung, und auf die kommt es an, 
weniger auf die Geſchäftsordnung, denn die Ge— 
ſchäftsordnung darf nicht im Widerſpruch zu den 
Beſtimmungen der Verfaſſung ſtehen, heißt es aus- 
drücklich in Artikel 12: 
Der Volkstag tritt auf Berufung ſeines Präſi⸗ 
denten zuſammen. Der Volkstag muß berufen 
werden, wenn der Senat es verlangt, oder wenn 
wenigſtens ein Sechſtel der Mitglieder unter Dar⸗ 
legung des Zweckes es ſchriftlich beantragt. 
Sie ſelbſt haben erklärt, daß dieſe Beſtimmungen 
der Verfaſſung dadurch außer Kraft getreten ſind, 
bzw. nicht zur Anwendung gelangen können, weil 
bereits am 30. Juni ein Beſchluß des Volkstags 
herbeigeführt wurde, ſich bis zum 26. Auguſt zu 
vertagen. Dieſer Volkstagsbeſchluß gilt. Er kann 
alſo unmöglich durch die Beſtimmungen der Ver— 
faſſung außer Kraft geſetzt werden. Jetzt haben Sie 
ſich auch darüber hinweggeſetzt; denn jetzt haben Sie 
nicht nach der Verfaſſung gehandelt. Wir wären 
mit der heutigen Tagung einverftanden, wenn die 
für die Arbeiterbevölkerung wichtigen Geſetze zuerſt 
zur Beratung gelangen. Deshalb haben auch ſeiner— 
zeit die Sozialdemokraten den Antrag auf Ein- 
berufung des Volkstags geſtellt. Da das nicht der 
Fall iſt und im Gegenteil hier Geſetze zur Beratung 
gelangen, die ſich gegen die werktätige Bevölkerung 
richten, erheben wir an dieſer Stelle den ſchärfſten 
Proteſt gegen die Einberufung der heutigen Sitzung 
(Bravo! bei den Kommuniſten — Zuruf des Abg. 
Greiſer). Den werden Sie beſtimmt erleben. 
Präſident: Sie haben nicht mehr das Wort. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die Punkte 15 
in der Beſprechung zu verbinden. Ich rufe die 
Punkte auf: 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge der Beamten und Angeſtellten im 
Amt und im Ruheſtand, ſowie ihrer Hinter⸗ 
bliebenen. 

Druckſache Nr. 356. 

Erſte Beratung eines 

Ermächtigungsgeſetzes. 
Drucksache Nr. 357. 

Erſte Beratung eines Geſetzentwurfs über 
Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge der Beamten und mit Ruhegeld⸗ 
berechtigung Angeſtellten uſw. 

— Arantrag des Abg. Brill u. Fr. — 
Druckſache Nr. 348. 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Vorlegung eines Geſetzentwurſs über Neu⸗ 
regelung des Finanzausgleichs. 

Druckſache Nr. 351. 

Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf 
Bereitſtellung einer Summe für Wohlfahrts⸗ 
zwecke in den Landgemeinden. 

Druckſache Nr. 352. 
Zum Wort hat ſich der Herr Finanzſenator ge- 
meldet. (Abg. Langnau: Der Hungerdiktator! — 
Der kennt noch keinen Hunger! Treten Sie ab! bei 
den Kommuniſten.) 
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Dr. Hoppenrath, Senator: M. D. u. H.! Der (C) 
Reichskanzler Brüning ſagte vor einigen Tagen, daß 
Beutſchland im Winter ſieben Millionen Arbeitsloſe 
haben werde, und daß es den ſchwerſten Winter ſeit 
100 Jahren durchmachen würde. In England iſt 
ein politiſcher Sparausſchuß, beſtehend aus den Mit- 
gliedern ber großen Parteien zuſammengeſetzt, deſſen 
Vorſitzender offiziell erklärte, er wolle mit allem 
Ernſt, deſſen er fähig ſei, jagen, daß die Lage der 
Nation ſehr ſchwer ſei, daß es draſtiſcher und un— 
angenehmer Maßnahmen bedürfen werde, wenn das 
Budget⸗Gleichgewicht erhalten bleiben ſolle. (Mit 
lächelndem Geſicht wird das vorgetragen! — Das 
iſt das Geſicht des Senats! bei den Kommuniſten.) 
In England rechnet man mit einem Fehlbetrag von 
120 Millionen Pfund. (Abg. Plenikowſki: Sie 
ſcheinen eine Vorliebe für England zu haben, neulich 
zitierten Sie Snowden!) Rutzland kommt auch noch 
heran. (Abg. Plenikowſki: Hoffentlich!) Die dra— 
ſtiſchen Maßnahmen, die dort vorgeſchlagen werden, 
ſollen ſich beziehen auf eine Erſparnis von 66 Mil- 
lionen Pfund allein bei der Arbeitsloſenverſicherung 
durch Kürzung der Renten mit 20 Prozent. Polen 
ſteht vor einer ſchweren Finanzkriſis. Die Jubel— 
hymnen, die einzelne polniſche Zeitungen ans 
ſtimmten, als die Wellen der deutſchen Bankenkriſis 
auch nach Danzig hinüber zu ſchlagen drohten, ſind 
längſt verſtummt. Die polniſchen Banken kürzen in 
rigoroſeſter Weiſe die Kredite ihrer Kreditnehmer. 
Die Golddeckung der Bank Polſki iſt in kurzer Zeit 
beinahe um die Hälfte geſunken. In Ztalien, in 
Oeſterreich, in Angarn, auch ſchon in Amerika, kurz 
in allen Ländern wirkt ſich die Weltkriſis immer 
mehr aus, und überall geht man mit größter Eile (DI 
und Energie daran, Ordnung in die Staatsfinanzen 
zu bringen. (Abg. Plenikowſki: Auf Koſten des 
werktätigen Volkes!) 

So iſt es auch nicht verwunderlich und bedarf 
keiner weiteren Erklärung, daß dieſe Weltwirt- 
ſchaftskriſis, hier wohl noch weſentlich verſtärkt durch 
die Maßnahmen einer Danzig abträglichen Politik 
und Wirtſchaftsrichtung in Polen, ſich auch auf die 
Finanzen des Danziger Staates und ſeiner Ge— 
meinden auszuſtrecken droht, wenn nicht unverzüg— 
lich die ſchärſſten Abwehrmaßnahmen getroffen 
werden. (Abg. Plenikowſki: Und der Erfolg? Ein 
neues Defizit! Der Hungerdiktatorl) 

Der Senat hat ſich, ſobald es ihm irgend 
möglich war, einen Aeberblick über die Einnahmen 
und Ausgaben des Etatsjahres 1931/32 zu ver⸗ 
ſchaffen verſucht, alſo teilweiſe bereits vor Abſchluß 
des erſten Quartals und bei den direkten Steuern 
ſofort nach dieſer Veranlagung auf Grund der Ein- 
nahmen und Ausgaben in dieſer kurzen Zeit. Das 
Ergebnis dieſer Schätzung iſt Ihnen bereits bekannt. 
Infolge von Mehrausgaben und Mindereinnahmen 
droht für das Etatsjahr im Staatshaushalt ein Aus- 
fall von 12 Millionen Gulden. (Abg. Plenikowſki: 
Das ſagen Sie!) Dieſer drohende Ausfall iſt nicht 
etwa, wie teils aus Anverſtand, teils aus politiſcher 
Gegenſätzlichkeit behauptet wurde, bereits entſtanden. 
Dieſer Ausfall droht vielmehr zu entſtehen, wenn 
die Regierung die Dinge ſo weiter laufen läßt. Bei 
dieſer Sachlage gab es bei dieſer Regierung, die 
von vornherein darauf verzichtet hat, weiter fort⸗ 
zuwurſteln, die nicht mit Schlagworten und Redens⸗ 
arten regieren will, die vielleicht für kurze Zeit eine 
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urteilsloſe Menge trunken machen können, nur einen 
Entſchluß, nämlich mit größter Schnelligkeit und 
Energie unter Verzicht auf billige Popularität alle 
diejenigen Maßnahmen zu treffen, mit denen ſie den 
im Entſtehen begriffenen Ausfall decken will. (Abg. 
Plenikowſki: Sechs Millionen find ſchon dal) 

Die Regierung kam zu dieſem Entſchluß um ſo 
mehr, als ſie ſich darüber vollkommen klar war, daß 
in dieſer Not irgendeine Hilfe von anderer Seite 
nicht kommen kann, und daß Danzig auf ſeine eigene 
Kraft und ſeinen eigenen Willen geſtellt iſt. Dieſe 
Kraft und dieſer Wille wird um ſo ſtärker ſein, je 
mehr Angriffe abzuwehren find. Der Deutſche iſt 
immer am ſtärkſten geweſen, wenn er ſich in der 
größten Not befunden hat und wenn ihm über die 
Not und über die Sorgen des Tages hinweg irgend- 
eine Idee vorſchwebte, die das deutſche Volk zu einer 
großen Schickſals- und deutſchen Volksgemeinſchaft 
zuſammenzwang. (Zurufe links.) Wir alle in 
Danzig, die wir deutſch denken und fühlen, haben 
eine ſolche große Idee, die uns von dem Schickſal 
und von der Geſchichte vorgeſchrieben iſt, nämlich 
dafür zu ſorgen, daß Danzig deutſch bleibt. (Abg. 
Mau: Die Erwerbsloſen hungern laſſen! — Abg. 
Plenikowſki: Die Idee reicht tatſächlich bis zu Ihrem 
Schmerbauchl!) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki; ich bitte 
Sie, den Herrn Finanzſenator nicht dauernd zu 
unterbrechen. (Abg. Brill: Ich dachte, das wäre 
eine Verächtlichmachungl) 

Dr. Hovenrath, Senator: Nämlich dafür zu 
ſorgen, daß Danzig deutſch bleibt. 

Auf welchen Gebieten die Einnahmen geringer 
und die Ausgaben höher zu ſein drohen, brauche ich 


nicht mehr auszuführen. Das iſt in der Preſſe und 
in der Oeffentlichkeit genug erörtert worden. Am 


die Gefahr des Ausfalls zu verhindern, konnte die 
Regierung nur zwei Erwägungen anſtellen. Ein⸗ 
mal: Senkung der Ausgaben und ſodann Schaffung 
neuer Einnahmen. Bei der Schaffung neuer Ein⸗ 
nahmen war ſich die Regierung darüber klar (Abg. 
Plenifowſki: Sie haben beides gemacht!), daß alle 
die ſchönen Vorſchläge, die bei ſolchen Gelegenheiten 
immer wieder als finanzpolitiſche Ladenhüter her- 
vorgeholt werden, im großen und ganzen nur auf 
dem Papier Einnahmen bringen konnten. Die 
Wirklichkeit ſieht bier ganz anders aus, und wir 
haben an dem kataſtrophalen Rückgang der Steuer⸗ 
einnahmen (Abg. Plenikowſki: Wie wäre es mit der 
Senkung der Schmerbäuche?) — die großen Mün⸗ 
der müßten noch mehr beſteuert werden — (Abg. 
Plenikowfti: Sie werden dieſen Mund nicht zum 
Schweigen bringen! — Zuruf des Abg. Kloßowffi.) 
Das glaube ich. — der Steuereinnahmen im Deut⸗ 
ſchen Reiche und ebenſo auch bei uns bei einigen 
Steuerarten das beſte Beiſpiel für die Richtigkeit 
eines volkswirtſchaftlichen Satzes, daß nämlich bei 
der Aeberſchreitung einer beſtimmten Steuerhöhe 
nicht eine Vermehrung, ſondern ein Rückgang der 
Einnahmen ſtattfindet. (Abg. Brill: Haben Sie 
dabei an die Arbeiter gedacht?) Die Regierung iſt 
der Anſicht, daß unſere jo ſtark geſchwächte Wirt- 
ſchaft nur beſtehen kann, wenn man ihr nicht noch 
mehr Kraft entzieht. g 

Aus dieſem Grunde mußte zuerſt an eine Sen⸗ 
kung der Ausgaben gedacht werden. Die Sanierung 
ſoll in zwei Etappen vorgenommen werden. Die 
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erſte Sanierungsetappe ſoll die Deckung des Aus- 
falls in Höhe von etwa 6 Millionen bringen. Mit 


den einzelnen Deckungsvorſchlägen dieſer Teil- 
ſanierung werde ich mich noch beſchäftigen. Der 


zweite Teil der Sanierung, der die Deckung des 
Reſtbetrages im Rahmen der Grundſätze eines ord— 
nungsmäßigen Haushalts bringen ſoll, wird voraus⸗ 
ſichtlich in einem Monat erfolgen können. Hier 
wird das Vorgehen des Deutſchen Reiches, bei dem 
auch ſchärfſte Sparmaßnahmen vorgenommen 
werden müſſen, mit Rückſicht auf unſere kulturelle 
Verbundenheit mit dem Deutſchen Reiche eine ge⸗ 
wiſſe Rolle ſpielen. (Abg. Plenikowſki: Sie haben 
ein leuchtendes Vorbild in Brüning, Sie ſind der 
kleine Brüning in Danzig, Herr Hoppenrath!) 

Die Regierung bringt ihre jetzigen Sanierungs⸗ 
vorſchläge in zwei Geſetzesporlagen. In dem einen 
Geſetz verlangt ſie die Aufhebung des Beſitzſtandes 
der Beamten und erſtrebt die Möglichkeit der An⸗ 
aleichung der Bezüge der Danziger Beamten an die 
Beamten des Deutſchen Reiches durch einfaches 
Geſetz. (Abg. Plenikowſki: Sie find der Mann, der 
den Kopf nicht in den Sand ſteckt, weil er zu dick ft!) 
Die zweite Geſetzesvorlage, das Ermächtiqungs⸗ 
geſetz, ſoll die verfaſſungsmäßige Grundlage für die 
übrigen Sanierungsbeſtrebungen ſchaffen. Die 
vielen Punkte des Ermächtigungsgeſetzes bilden eine 
finanzwirtſchaftliche Einheit. Die Regierung iſt der 
Anſicht, daß die großen Opfer, die ſie der Be— 
völkerung mit ihren Vorſchlägen im Intereſſe des 
Fortbeſtandes des Staates auferlegen muß, nur ge⸗ 
tragen werden können, wenn im Zuſammenhang 
damit eine allgemeine Senkung der Lebenshaltunas⸗ 


koſten und produktionsfördernde Maßnahmen ein- (0) 


ſetzen. (Zuruf des Abg. Plenikowſffi.) 

Die Frage, warum die Regierung die Form 
eines Ermächtigungsgeſetzes gewählt hat und 
wählen mußte, iſt dann ſehr leicht beantwortet, 
wenn man erwägt, daß es ſich hier um zahlreiche 
neue Geſetze handelt, zu deren Beratung und Ver⸗ 
abſchiedung der Volkstag, ſelbſt wenn er ohne jede 
Störung arbeiten würde, viele Monate gebrauchen 
würde. Wir können mit der Sanierung aber nicht 
Monate warten. Ein Feil der Geſetze muß bereits 
zum 1. September, ein anderer mit dem 1. Oktober 
in Kraft treten. Wenn die Oppoſition gegen ein 
ſolches Ermächtiqungsgeſetz Sturm läuft, wenn von 
Verfaſſungsbruch und ähnlichen Sachen die Rede iſt, 
fo wird eine ſolche Agitationsmethode nicht ſehr 
wirkungsvoll ſein. (Aba. Weber: Das werden wir 
ja abwarten!) Der geſunde politiſche Sinn des 
Danziger Volkes ſieht ganz genau, daß in einer 
ſolchen Notzeit, ſolange die Danziger Verfaſſung 
nicht ein Notperordnungsrecht kennt, nur der ver⸗ 
faſſungsmäßige Weg des Ermächtiqungsgeſetzes 
übrig bleibt. (Aba. Weber: Verfaſſunaswidria iſt 
oerl) Wir alle wiſſen es, daß wir bei der letzten 
Bank⸗ und Kaſſenkriſis hier rettungslos in den Ab⸗ 
grund geſunken wären, wenn es nicht mit Hilfe des 
letzten Ermächtigungsgeſetzes möglich geweſen wäre, 
durch täaliche neue Not- und Rechtsverordnungen 
dieſe Kriſis für Danzig unſchädlich zu machen. 

Wer angeſichts ſolcher zwingenden Tatſachen 
noch die Notwendigkeit dieſes Ermächtigungsgeſetzes 
beſtreitet, der glaubt entweder ſelbſt nicht an die 
Richtiokeit ſeiner Gründe, oder er kann keinen An⸗ 
ſpruch mehr darauf erheben, politiſch ernſt genom⸗ 


N 
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ſich die Regierung klar, teilweiſe ſogar unter das 
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men zu werden. (Hört, hört! links.) M. H. vonjund Löhnen der Beamten und Staatsbedienſteten (C) 


der Sozialdemokratie! Wenn Sie einmal ein Er⸗ vorgenommen werden. Diejenigen, die bei dieſen 
mächtigungsgeſetz machen müſſen, dann leſen Sie Einſparungen davon ſprechen, daß das Berufs- 
ſich den Artikel durch, den heute die Volksſtimme beamtentum gefährdet ſei, bedenken nicht, daß das 
geſchrieben hat. Den müſſen Sie dann des- Berufsbeamtentum in viel höherem Maße gefährdet 
avouieren. iſt, wenn es nicht gelingt, den Staat zu halten. 

Die Sanierungsmaßnahmen der Regierung (Abg. Plenikowſki: Das beſteht doch nur für die 
erſtrecken ſich auf fuͤnf große Gebiete, nämlich auf höheren Beamten!) Weiteſte Kreiſe der Beamten 
das Gebiet weiterer ſächlicher Einſparungen, auf haben den Ernſt der Lage auch durchaus erfaßt. Sie 
Neuregelung der Gehälter und Bezüge, auf Steuer- wiſſen, daß gerade dieſe Regierung auch nicht im 
maßnahmen, auf Maßnahmen auf ſozialem Gebiet entfernteſten daran denkt, und auch nicht daran 
und auf Maßnahmen auf den verſchiedenſten Ge- denken kann, ſich gegen das Berufsbeamtentum zu 
bieten zum Zweck der Förderung der Produktion wenden. Die Regierung mußte auf dieſem Gebiel 
und der Senkung der Lebenshaltungskoſten. (Abg. zwei Löſungen vorſchlagen. Wird die Aufhebung 
Mau: And Steueramneſtie für die Beſitzendenl) des Beſitzſtandes mit verfaſſungsändernder Mehr⸗ 
Obwohl ſchon bei den letzten Etatsberatungen und heit angenommen, ſo kommt unter Fortfall des Be⸗ 
ſeit Beginn des Etatsjahres weitgehende Spar⸗ ſitzſtandes Ziffer 18 a des Ermächtigungsgeſetzes in 
maßnahmen getroffen ſind, müſſen noch weitere Ein⸗ Frage, wonach die Feſtbeſoldetenſteuer bis auf 14 
ſparungen vorgenommen werden, die, darüber iſt bzw. bis auf 12 Prozent erhöht werden ſoll. (Abg. 
Plenikowſki: Da glaubten Sie einmal einen ſchlauen 
Schachzug gemacht zu haben!) Die Aufhebung des 
Beſitzſtandes iſt nur mit Hilfe der Sozialdemokratie 
möglich. Die Sozialdemokratie wird hier zeigen 
müſſen, ob ſie dieſe von ihr bisher immer wieder 
erhobene Forderung auf Aufhebung des Beſitz⸗ 
ſtandes in die Tat umſetzen will (Abg. Weber: Das 
wird von Ihnen abhängen! ), oder ob ſie durch Ver— 
koppelung mit undurchführbaren und beſonders vom 
Standpunkt der Finanzwirtſchaft untragbaren Vor⸗ 
maßnahmen, wie fie in Danzig entweder bereits ein⸗ ſchlägen den Beſitzſtand fortbeſtehen laſſen will. 
geführt ſind oder über kurz oder lang eingeführt Lehnt die Sozialdemokratie bei der Aufhebung des 
werden müſſen. (Abg. Vlenitowffi: Alſo m. H. Beſitzſtandes ihre Mitwirkung ab, ſo iſt ſie allein 
Nazis, ſozialdemokratiſche Politik! Sie ſind Marx⸗ 
iſten geworden! — Heiterkeit links.) Die Regierung 
wird insbeſondere unter dieſem Geſichtspunkt 
an einen Abbau beziehungsweiſe an eine Ein⸗ 
ſchränkung oder Auflöſung derjenigen Betriebe 
und Einrichtungen neu herangehen müſſen, die mit 
dem Weſen des Staates und der Kommunen an ſich 
nichts zu tun haben und die ſich immer mehr als un⸗ 
rentabel und wirtſchaftsſchädigend herausſtellen. 
Hier wird es nicht darauf ankommen, irgend welchen 
Theorien nachzufagen (Abg. Plenikowſki: Aber Sie 
jagen doch den Ideen nach!), die den Staat und die 
Gemeinden ſo unendlich viel gekoſtet haben, ſondern 
der Rechenſtift und der Erfolg müſſen entſcheiden. 
Dieſer Abbau kann auch nicht Halt machen an bisher 
für notwendig oder für wünſchenswert gehaltenen 
Einrichtungen und Aemtern. Die Bevölkerung muß 
ſich darüber klar ſein, daß ſolche Erſparniſſe auch 
nicht vor manchen Bequemlichkeiten und vor 
manchen Sonderwünſchen Halt machen können. regelung der ſozialen Ermäßigungen, Neuregelung 
(Abg. Langnau: Was verſtehen Sie darunter?) Die der Pauſchabzüge für Werbungskoſten und Sonder⸗ 
Zeit muß endgültig vorbei ſein, in der der Anſturm leiſtungen und Neuregelung der Erſtattungsvor⸗ 


Maß des Gewöhnlichen und bisher für tragbar 
Gehaltenen hinausgehen müſſen. (Auch bei den 
hohen Gehältern? links.) Wenn aber die Not auch 
zu ſolchen Sparmaßnahmen zwingt, ſo werden ſie 
im Hinblick auf die Erhaltung des Staates getragen 
werden müſſen. (Abg. Plenikowſki: Sie ſind ja 
ſchon pleite!) Das Finanzprogramm des deutſchen 
Städtetages, in dem auch die Sozialdemokratie ſehr 
ſtark und maßgeblich vertreten iſt, fordert auch Spar⸗ 


verantwortlich dafür, wenn auf dem Wege über eine 
ſtarke Erhöhung der Feſtbeſoldetenſteuer die Beſeiti⸗ 
gung des Beſitzſtandes in anderer Weiſe aus⸗ 
geglichen werden muß. Die Vorſchläge der Sozial⸗ 
demokratie verſchaffen in keiner Weile die not⸗ 
wendigen Einſparungen und es gibt auch keine 
Möglichkeit, den Verluſt an Einſparungen in dieſem 
Falle durch andere Erſparniſſe oder Neubelaſtungen 
zu erſetzen. 

„Die ſteuerlichen Maßnahmen, die die Regierung 
durchführen will, finden Sie erwähnt in § 1 Ziffer 
414 des Ermächtigungsgeſetzes. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Herr, dunkel iſt das Ermächtigungsgeſetz!l) 
Die Regierung iſt der Anſicht, daß die Opfer, die 
ihre Maßnahmen erfordern, auf möglichſt breite 
Schultern gelegt werden müſſen, und daß die⸗ 
jenigen, die bisher aus irgendwelchen Gründen nicht 
genügend ſteuerlich erfaßt werden konnten, ſchärfer 
erfaßt werden müſſen. Die Punkte 5 a bis c, Neu⸗ 


weniger aber deſto lauter ſchreiender Intereſſenten ſchriften für das Steuerabzugsverfahren bezwecken 
die Sparmaßnahmen der Regierung unſchädlich die Anpaſſung unferer Steuergeſetzgebung an die 
machen konnte. Die Opfer, die auf dieſem Gebiet deutſche. (Zwischenrufe links.) Was in Deutſchland 
an Bequemlichkeit (Abg. Plenikowſki: Bequemlich- bei einem weſentlich höheren Lebenshaltungsinder 
keit? Die Arbeiter haben keine Bequemlichkeit, und möglich iſt, muß auch hier durchgeführt werden. 
für die Bequemlichkeit der beſitzenden Klaſſe ſoll ja Bei der Tantiemeſteuer iſt eine ſchärfere Erfaſſung 
geſorgt werden! — Abg. Senftleben: Wer hat das des müheloſen Einkommens aus Tantiemen beab- 
Wort? — Abg. Plenikowfki: Sie wahrſcheinlichl) fichtigt. (Abg. Plenikowſti: Machen Sie fetzt einen 
oder bei Intereſſentenwünſchen gebracht werden Witze) Bei der Beſteuerung nach dem Verbrauch 
müſſen, find ſicher kleiner als die Opfer, die weite ſoll eine ſchärfere Erfaſſung derjenigen Steuer⸗ 
Bevölkerungskreiſe in ihrer Lebenshaltung bringen pflichtigen eintreten, die gut leben, aber nach ihren 
müſſen. 1 N Angaben nichts oder wenig verdienen. (Abg. 

Weitere Einſparungen ſollen bei den Gehältern Plenikowſki: Na, der Humor darf wenigſtens nicht 
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fehlen) Auch der müheloſe Spekulationsgewinn ſoll 
ſchärfer beſteuert werden. Die Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften und Warenhäuſer ſollen entſprechend ihrer 
wirtſchaftlichen Leiſtungsfähigkeit beſteuert werden. 
Die Wiedereinführung der Betriebseröffnungsſteuer 
ſoll die bodenſtändige Wirtſchaft gegen die Kon⸗ 
kurrenz von unkontrollierbaren und wirtſchaftlich 
ungeeigneten Exiſtenzen ſchützen. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Früher ſagten Sie das Gegenteil!) Eine 
andere Beſteuerung der Kapitalverwaltungsgeſell⸗ 
ſchaften ſowie eine einmalige Steueramneſtie ſollen 
den Zufluß fremden Kapitals und den Rückfluß hei⸗ 
miſchen Kapitals erleichtern. Die Einführung von 
Verzugszuſchlägen für ſäumige Steuerzahlungen er⸗ 
ſcheint notwendig. Jedoch iſt nicht beabſichtigt, dieſe 
Zuſchläge auch nicht im entfernteſten auf eine ruinöſe 
und konfiskatoriſche Höhe zu bringen, wie es ander⸗ 
wärts geſchehen iſt. Nachdem die Bonitierung der 
Grundſtücke beendet iſt, müſſen die Vorſchriften über 
die Realbeſteuerung der Grundſtücke neu geregelt 
werden, nicht zu dem Zweck einer Erhöhung der 
Realſteuern, ſondern um die durch die Bonitierung 
bezweckte gerechte Verteilung der Steuerlaſten in die 
Tat umzuſetzen. 


an den Steuererträgen die Kommunen in anderer 


ſollte. Die beabſichtigte Wiedereinführung der 
Mineralwaſſerſteuer (Abg. Plenikowſki: Wie wäre 
es, wenn Sie den Arin beſteuern?), ſoll in mäßigem 
Umfang eine Steuerquelle erſchließen, deren Fort⸗ 
fall ſeinerzeit der Bevölkerung keine Senkung der 
Preiſe der Mineralwaſſer gebracht hat. 

Ob und in welchem Umfang Zuſchläge zur Ein- 
lommenſteuer durch Einführung eines Sonder- 
zuſchlages für Steuerpflichtige, die nicht der Feſt⸗ 
beſoldetenſteuer unterliegen, notwendig ſein wird, 
muß die weitere Entwicklung zeigen. Wenn hier 
Opfer notwendig werden, ſo iſt der hier gewählte 
Weg immer noch der gerechteſte. 8 

Die Lohnſummenſteuer muß, da ſie abläuft, 
verlängert werden. (Nanu! links.) Neue Beſtim⸗ 
mungen der Lohnſummenſteuer werden ſich mit der 
Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter befaſſen. (Abg. 
Plenikowfki: Was jagen jetzt die Deutſchnationalen? 
Leſen Sie Ihre früheren Reden durch!) Die geplan- 
ten Aenderungen bei der Amſatzſteuer, der Gewerbe— 
ſteuer und der Wandergewerbeſteuer bezwecken nur 
den Schutz der heimiſchen Wirtſchaft gegenüber den⸗ 
jenigen Gewerbetreibenden, die zu den Steuerlaſten 
des Staates nicht in genügender Weiſe heran- 
gezogen werden können. 

Die beabſichtigten Maßnahmen der Regierung 
auf ſozialem Gebiet haben zu Erörterungen geführt, 

ie auf unrichtigen Vorausſetzungen beruhten. Es 
ſoll hier mit aller Deutlichkeit und Entschiedenheit 
geſagt werden, daß der Senat nicht beabſichtigt hat, 
das Tarifrecht der Arbeiter aufzuheben oder zu zer⸗ 
ſtören. (Abg. Mau: Die Abſicht beſtand!) Wenn 
derartige Behauptungen aufgeſtellt find, ſo beruhen 
ſie entweder auf mißverſtandenen oder unrichtigen 
Informationen, oder ſie entſpringen agitatoriſchen 
Bedürfniſſen. (Zwiſchenrufe links.) Mit derſelben 
Entſchiedenheit und Deutlichkeit muß aber auch er⸗ 
klärt werden, daß die Lohnſätze in den Tarifverträ- 
gen nicht ewiges und unabänderliches Recht bleiben 


Eine Aenderung der Vorſchriften 
für den Finanzausgleich ſoll die Möglichkeit geben, 


bei den Beamten etwas anderes?), ſondern daß ſie 
ſich ebenſo wie alles andere den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen anpaſſen müſſen. Daß dieſe Feſtſtellung 
richtig iſt, kann am eheſten daraus erſehen werden, 
daß bei der Neufeſtſetzung von Tariflöhnen mit Zu- 
ſtimmung einer einſichtsvollen Arbeitnehmerſchaft 
dieſen Erforderniſſen bisher ſchon vielfach Rechnung 
getragen it. (Abg. Plenikowſki: Ihre Zähne 
wackeln! Herr Hoppenrathl) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich werde 
von meinein Hausrecht Gebrauch machen, wenn Sie 
mit Bezug auf den Herrn Finanzſenator in einer 
derartig lächerlich machenden Weiſe durch Zwiſchen— 
rufe ſtören. (Zwiſchenrufe links.) 

Dr. Hoppenrath, Senator: Hierbei muß die 
Tatſache beachtet werden, daß die Lebenshaltungs⸗ 
koſten in Danzig für dasjenige, was als des Leibes 
Notdurft und Nahrung gebraucht wird, ebenſo wie 
die Koſten der Mieten geringer ſind als die Lebens⸗ 
haltungskoſten im Reiche. Man kann hier im all⸗ 
gemeinen Mark gleich Gulden ſetzen. An dieſer 
Tatſache wird man bei der Neuregelung der Löhne 
auf die Dauer nicht vorübergehen können. (Abg. 
Plenikowſki: Das iſt doch Schwindel!) Es wird auch 
immer wieder auf die Tatſache hingewieſen werden 


müſſen, daß zu hohe Löhne, ſowie ſonſtige ſcheinbare 
Weiſe zu beteiligen, falls dies notwendig erſcheinen 


Vorteile im Tarifrecht wie z. B. die Anabdingbarkeit 
der Verträge, der Kündigungsſchutz der älteren 
Arbeiinehmer und ähnliches ſich zu ſchweren Schä— 
den für einen großen Teil der Arbeitnehmerſchaft 
ausgewachſen haben (Anruhe links) und in nicht 
geringem Amfang daran ſchuld ſind, daß heute 
gerade viele derjenigen Arbeitnehmer, die eines be— 
ſonderen ſozialen Schutzes bedürftig ſind, auf der 
Straße liegen. (Hört, hört! links.) Die Regierung 
iſt ſich darüber vollkommen klar, daß die Frage der 
Arbeitsbeſchaffung und die Frage der Teilung der 
Arbeit eine der dringendſten Aufgaben des Senats 
iſt. Bei dieſer Gelegenheit muß immer wieder be⸗ 
tont werden, daß die Arbeitsloſigkeit in Danzig 
niemals ſo groß wäre, wenn Danzig die Möglichkeit 
hätte, dasjenige Recht auszuüben, das alle anderen 
Staaten haben, nämlich in erſter Linie dafür zu 
orgen, daß ſeine eigenen Arbeitsloſen vor fremden 
Arbeitsloſen beſchäftigt werden dürfen. (Lärm 
links — Abg. Joſeph: Das Recht haben Sie, bloß 
Sie wollen es nicht ausüben! — Abg. Plenikowſki: 
Ihre Großagrarier können das ja durchführen!) 
Auch die ſyſtematiſchen Beſtrebungen, entgegen den 
beſtehenden Vertägen den Danziger Handel von 
Danzig abzulenken und die Danziger Wirtſchaft zu 
ſchädigen und ihr Erſchwerniſſe zu bereiten, wo und 
wie es nur möglich iſt, dienen in hohem Maße dazu, 
die Danziger Arbeitsloſigkeit zu fördern. Wir 
können nur immer wieder die Aufmerkſamkeit des 
Völkerbundes auf dieſe unhaltbaren und Danzig ſo 
ſchwer benachteiligenden Zuſtände hinlenken. (Abg. 
Plenikowſki: Der Völkerbund zeigt Erbarmen!) 

Der Zweck und das Ziel der von der Regierung 
beabſichtigten ſozialen Maßnahmen ſind aus dem 
Wortlaut des Exmächtigungsgeſetzes zu erſehen. 
(Zwiſchenrufe des Abg. Plenifowifi.) 

Präſident: Herr Abg. Plenikowſki, ich habe Sie 
mehrere Male verwarnt, ich ſchließe Sie jetzt von 
der Sitzung aus und fordere Sie auf, den Saal zu 
verlaſſen. (Abg. Langnau: Eine Gemeinheit, wie 


— 


können (Abg. Mau: Das iſt doch dasjelbe! — Iſt esl können Sie ihn ausſchließen! — Abg. Raſchke: Wo 
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nehmen Sie das Recht her, den Mann aus— 
zuſchließen? Weil der Dickwanſt es will, ſind Sie 
unparteiiſch?) Herr Abg. Raſchke, ich fordere Sie 
auf, den Platz einzunehmen. — Ich ſordere Sie noch 
einmal auf, Ihren Platz einzunehmen. (Abg. 
Raſchle: Anverſchämter Kerl Sie!) Herr Abg. 
Raſchke, ich ſchließe Sie gleichfalls von der Sitzung 
aus und fordere Sie auf, den Saal zu verlaſſen. — 
Ich habe Sie erſucht, den Saal zu verlaſſen, ich 
mache Sie auf die Folgen aufmerkſam, wenn Sie 
meiner Aufforderung nicht nachkommen. (Abg. 
Langnau: Wie kommen Sie dazu, ihn auszuſchließen! 
— Abg. Kreft: Sie ſind wohl verrückt geworden! — 
Zuruf des Abg. Langnau.) Herr Abg. Langnau, ich 
bitte Sie, Ihren Platz einzunehmen. — Herr Abg. 
Langnau, ich bitte Sie zum zweiten Mal, Ihren 
Platz einzunehmen. (Zuruf des Abg. Moritz.) Ich 
habe das Recht, dafür zu ſorgen, daß der Herr 
Finanzſenator ſeine Rede fortſetzen kann. Herr Abg. 
Langnau, ich fordere Sie zum dritten Mal auf, 
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Deutſch⸗Danziger Staates und einer 
Danziger Wirtſchaft für notwendig. Sie würde es 
begrüßen, wenn unter dem Geſichtspunkt dieſer 
großen Idee die Gegenſätze in den Parteien, in 
Klaſſen und Berufen möglichſt zurücktreten würden. 
(Anruhe und Zwiſchenrufe.) Wenn man ein großes 
Ziel vor Auven hat, dann kann man über die Wege, 
die zu dieſem Ziele führen, verſchiedener Anſicht 
ein. Sie ſollen nur zu dieſem Ziele führen, und ſie 
müſſen jo ſein, daß ſie ſich nicht gegenſeitig ſtören 
und hindern. ’ 

Wenn es gelingt, die Beratungen über das 
verfaſſungsändernde Geſetz und über das Ermächti— 
gungsgeſetz in dieſem Sinne zu fördern und zu 
jühren, jo können die großen Opfer, die die Danziger 
Bevölkerung auf ſich nehmen muß und will, nicht 
vergeblich ſein. Wir alle in Danzig, hier in dieſem 
Haus und draußen, die wir deutſch denken und 
fühlen, müſſen in unſerer Not und in der Stunde 
der Gefahr zuſammenſtehen, wie es bisher unſer 


— 


Ihren Platz einzunehmen. — Herr Abg. Langnau, deutſches Volk immer in ſolchen Augenblicken getan 
wegen grober Verletzung der Ordnung ſchließe ich hat. (Zwiſchenruſe links — Abg. Weber: So ſchlimm 
Sie ebenfalls aus und fordere Sie auf, den Saal zu |iteht es um Ihre Sache, daß nicht eine einzige Zu— 
verlaſſen. (Zwiſchenrufe bei den Sozialdemokraten.) ſtimmung drüben erfolgt! — Die waren eingeſchla— 


Das Wort hat der Herr Finanzſenator. 

Dr. Hoppenrath, Senator: In den Ausſchüſſen 
wird Gelegenheit gegeben ſein, ſich noch weiter mit 
dieſen Fragen zu beſchäftigen. 


ſen bei Ihrer Rede! links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. Gehl. 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Ich habe nicht 


Sie erſtreben im] die Abſicht, zunächſt einen Gang nach England, 


großen und ganzen Anpaſſung an die Verhältniſſe Amerika, Italien und ich weiß nicht, ob nicht noch 


im Deutſchen Reiche, was aus den verſchiedenſten 
Gründen unbedingt notwendig iſt. 

Eine Reihe von weiteren Maßnahmen, auf die 
auch in den Ausſchußſitzungen näher eingegangen 
werden wird, bezwecken ebenſo wie bei den ſozialen 
Maßnahmen eine Herabſetzung der Koſten der 
Lebenshaltung ſowie eine Förderung der Pro— 
duktion. (Anruhe links.) Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß auf allen dieſen Gebieten nicht ſofort eine ab- 
ſchließende Regelung herangezogen werden kann. 
Die Gründe dafür habe ich bereits vorher aus— 
geführt. Man wird die Entwicklung und die Geſetz⸗ 
gebung in anderen Ländern, für die dieſe Fragen 
ebenfalls immer dringlicher werden, abwarten 


irgend ein Staat genannt wurde, zu unternehmen, 
ſondern ich will mich vorwiegend mit unſeren Dan— 
ziger Angelegenheiten befaſſen. (Bravo! links.) 
Der Haushaltsplan, der von den Herren Dr. Ziehm 
und Dr. Hoppenrath noch vor wenigen Wochen als 
in Ordnung befindlich erklärt wurde, iſt in Anord⸗ 
nung geraten. Der Senat ſchätzt das Defizit, das 
innerhalb dieſes Rechnungsjahres entſtehen wird, 
auf ungefähr 12 Millionen Gulden. Der Vertreter 
des Senats hat hier auf die Weltwirtſchaftskriſe hin— 
gewieſen, auf das Abſacken der Zolleinnahmen, der 
Steuereinnahmen und auf die Zunahme der Aus— 
gaben für Erwerbsloſe. Wären wir noch in dieſer 
Regierung tätig, dann würden wahrſcheinlich andere 


müſſen. Man wird Erfahrungen ſammeln, und man Gründe angeführt worden ſein. Dann hätte es ge- 
wird alle dieſe Maßnahmen fo geſtalten müſſen, daß heißen, an dem Abjaden der Einnahmen und an 
fie auch neuen und veränderten Verhältniſſen Rech- |dem Zunehmen der Ausgaben iſt die ſozialdemo⸗ 


nungen tragen können. 

Dies alles iſt nur möglich, wenn das Ermächti— 
gungsgeſetz, das, wie Sie ſehen, neben Spar— 
maßnahmen gleichzeitig auch die Erfüllung eines 
einheitlichen Wirtſchaftsprogramms ermöglichen ſoll, 
nicht allzu kurz befriſtet iſt. Die Dinge ſind auf 
vielen dieſer Gebiete noch im Fluß. Vielleicht 
werden erſt Teillöſungen möglich und notwendig 
ſein. Vielleicht wird auch hier und dort die Aende- 
rung kurzfriſtiger Maßnahmen in langfriſtige Maß— 
nahmen ſich erſt im Laufe einer längeren Er— 
ſahrungszeit als notwendig herausſtellen. (Vielleicht 
find Sie inzwiſchen weggeſchwemmt! links.) Aus, 
allen dieſen Gründen mußte das Ermächtigungs- 
geſetz bis zum 31. Auguſt 1932 befriſtet werden, auch 
unter dem Geſichtspunkt einer künftigen Etats⸗ 
geſtaltung. 

Die Regierung iſt ſich vollkommen darüber klar, 
daß ihre geſetzliche Maßnahmen der Bevölkerung 
Härten und große Opfer auferlegen. Sie hält dieſe 
Opfer aber im Intereſſe des Fortbeſtehens eines 


kratiſche Mißwirtſchaft ſchuld. (Abg. Kloßowſfki: 
Sehr richtig! Diesmal geht es nicht! — Abg. 
Kurowfki: Das war falſch!) Ich freue mich, daß Sie 
das ſagen, aber Sie hätten es früher tun ſollen. Sie 
wiſſen ganz genau, daß es von der Rechten, von der 
äußerſten Rechten und von den Deutſchnationalen, 
immer hieß, die ſozialdemokratiſche Mißwirtſchaft ſei 
ſchuld, wenn irgendwo eine Poſition des Etats oder 
der ganze Etat abſackte. Aber mußten denn die 
Einnahmen in dieſer Weiſe zurückgehen, mußten ſich 
die Ausgaben in dieſer Weiſe erhöhen? Sie wollten 
doch alles beſſer machen, als die frühere Regierung. 
(Viel beſſer! links.) Das haben Sie uns nicht 
einmal, ſondern mehrere Male geſagt. Nun ſtehen 
Sie vor der großen Pleite und wiſſen nicht ein und 
aus. M. D. u. H.! von den rechten Parteien, 
warum machen Sie dann Ihre Wahlverſprechungen 
nicht wahr? Sie haben doch während der Wahlzeit 
den Wählern alles mögliche verſprochen, beſonders 
die Nazis, paſſen Sie auf, Herr Friedrich! Sie 
wollten doch das Vermögen der Banken und Bör⸗ 
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(Gehl, Abgeordneter) 


ſenfürſten als Staatseigentum betrachten und die 
großen Inflationsgewinne einziehen. Warum haben 
Sie das nicht getan? Wenn Sie es gemacht hätten, 
hätten Sie vielleicht nicht ein ſo großes Loch im 
Etat. Sie haben es nicht getan, Sie haben ver- 
geſſen, Ihre Wahlverſprechungen wahr zu machen, 
Sie wollten doch von Polen einen größeren Anteil 
von den Zolleinnahmen und einen größeren Beitrag 
zu den Schullaſten haben. Warum haben Sie das 
nicht beſchloſſen? Sie brauchen doch nur zu be— 
ſchließen, dann iſt doch alles da. (Abg. Kloßowſki: 
Natürlich! In der Sporthalle!) Sie haben noch 
gar nichts von Polen erreicht. Ich weiß überhaupt 
nicht, ob irgendwelche Verhandlungen ſtattgefunden 
haben. Vielleicht weiß es der Herr Präſident des 
Senats. Etwas haben wir doch darüber gehört, es 
ſollen nämlich die perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
dem Präſidenten Dr. Ziehm und dem Miniſter 
Strasburger wieder aufgenommen werden. Es ſollte 
ja alles in Butter ſein. Der Bruderkuß iſt doch 
gegenſeitig erfolgt. (Zwiſchenrufe links.) Wie ſteht 
es damit, Herr Dr. Ziehm? Es iſt alles wieder 
kaputt. Das iſt außenpolitiſch ein glänzender Erfolg, 
das muß ich jagen, allerdings in Gänſefüßchen. Ich 
weiß wirklich nicht, wie lange dieſe Politik noch ge⸗ 
trieben werden ſoll. In dem Ermächtigungsgeſetz, 
das uns jetzt vorgelegt worden iſt, ſteht auch nichts 
von den Forderungen drin, die in der Wahlbewe⸗ 
gung von den Damen und Herren der rechten Seite 
dieſes Hauſes erhoben wurden. Nichts, abſolut 
nichts, auch nichts davon, daß nun Polen mehr Geld 
nach Danzig geben ſoll. (Zuruf des Senator Or. 
Hoppenrath) Sie bekommen alles fertig, Herr Dr. 
Hoppenrath. — Alſo Worte und Taten find hier 
nicht miteinander in Einklang zu bringen. 

Die Zahl der Erwerbsloſen unter Ihrem Re⸗ 
aime iſt in erſchreckender Weiſe geſtiegen. (Abg. 
Kloßowſki: Im Sommer!) Was haben Sie denn 
eigentlich getan, um der Erwerbsloſigkeit zu ſteuern? 
Haben Sie etwas getan, um Arbeit nach Danzig zu 
bringen? In der Oeffentlichkeit iſt darüber nichts 
bekannt geworden. Ich will Ihnen ſagen, was Sie 
getan haben. Sie haben eine Wohnungsbauanleihe 
verhindert, die ſo gut wie fertig war (Hört, hört! 
links) eine Anleihe, wenn ich nicht irre von 15 Mil- 
lionen Gulden. (Senator Dr. Hoppenrath: Da 
wären wir ſchön hineingefallen!) Das iſt Ihre Mei- 
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Geld haben?) Herr Senator Dr. Hopenrath, Sie (0) 


brauchen ſich doch nicht zu wundern, wenn die 
Steuereinnahmen zurückgehen. Wenn keine Arbeit 
da iſt, wenn die Zahl der Erwerbsloſen ſteigt, wenn 
große Not im Lande iſt, wer ſoll denn noch Steuern 
bezahlen. Von den Minderbemittelten kann niemand 
zahlen und die andern zahlen doch auch nicht. 
Wollen Sie uns einmal verraten, wieviel Steuer— 
rückſtände vorhanden ſind? Ich glaube nicht zu 
übertreiben, wenn ich ſage, daß etwa 5 bis 6 Mil- 
lionen Gulden in Frage kommen werden. (Zuruf 
des Senators Dr. Hoppenrath.) Die haben wir 
ſchon übernommen, das waren ſeinerzeit noch mehr. 
Nun wollen Sie eine große Steueramneſtie ein⸗ 
führen, Sie wollen die Schulden ſtreichen. (Wider— 
ſpruch rechts und beim Zentrum.) Etwas anderes 
kann doch gar nicht in Frage kommen. Warum 
haben Sie der Landwirtſchaft auf vier Jahre die 
Steuern geſtundet, d. h. geſchenkt? (Abg. Weber: 
Kein Landwirt kann Steuern zahlen!) 

ch will Ihnen gern glauben, wenn Sie mir 
ſagen, daß Sie ſehr viel getan haben, um den 
Fremdenverkehr nach Danzig zu ziehen. Aber ſind 
denn Fremde gekommen? Die wenigen Fremden 
können Sie doch an den Fingern einer Hand ab⸗ 
zählen. Warum ſind die Fremden ausgeblieben? 
Weil die Leute einmal wenig Geld haben und ſich 
zum zweiten ſchön bedanken werden, in ein Land zu 
reiſen, wo ein ſo furchtbarer Naziterror herrſcht, 
wie bei uns in Danzig. (Sehr richtig! links.) Es 
iſt doch kein Geheimnis, daß wir in den erſten vier 
Monaten 51 Straßenüberfälle mit 98 Verletzten, 
darunter einen Toten gehabt haben. Wer wird 


dann nach Danzig kommen, wenn er dieſe Zahl (DI 


kennt, — kein Menſch. Die faſchiſtiſche Diktatur, 
die Sie in Danzig aufgerichtet haben, hat dazu ge⸗ 
führt, daß Sie die größte Partei des ſchaffenden 
Volkes, überhaupt die größte Partei im Freiſtaat 
Danzig dauernd ſchikanieren, ihre Verſammlungen 
und ihre Preſſe verbieten. Wer wird unter dieſen 
Amſtänden hierherkommen? Glauben Sie, daß das 
im Auslande eine gute Wirkung für Danzig aus⸗ 
übt. Wenn Sie das meinen, dann irren Sie ſich 
meiner Meinung nach ganz gewaltig. 

Durch das vorliegende dritte Ermächtigungs⸗ 
geſetz will der Senat die Möglichkeit erhalten, ſo 
ziemlich alle Finanzgeſetze nach ſeinem eigenen 


nung. — Wenn wir die Anleihe bekommen hätten, Willen abzuändern. Dabei ſoll, wie ich ſchon am 


hätten wir den Baumarkt beleben können. — Guru 
des Abg. Kurowſki.) Das iſt nicht geſchehen. 


30. Juni erklärt habe, der Volkstag, die Preſſe, die 


geſamte Oeffentlichkeit, insbeſondere jene Kreiſe der 


Suchen Sie heute einen Neubau. Sie finden viel- Bevölkerung, welche durch dieſe Abänderungen er⸗ 
leicht zwei oder drei, vielleicht kann Herr Abg. Brill heblichen Schaden erleiden werden, von der Geſetz⸗ 
uns ſagen, wieviel Bauten in Danzig z. Z. über⸗ gebung ausgeſchaltet werden. Sie wollen doch 
haupt ausgeführt werden und wie das Bauweſen in nichts anderes, als eine Maſſenermächtigung auf 

anzig floriert. Ich habe nur ganz wenige Bauten Vorrat haben. Sie wollen damit den Volkstag aus- 
gefunden, aber die große Zahl erwerbsloſer Bau- ſchalten und allein regieren. (Abg. Klokowifi: 
arbeiter beweiſt auch, daß nichts gebaut wird. Wenn Richtig! — Abg. Joſeph: Diktatur!) Sie wollen 
aber gebaut würde, hätten auch andere Gewerbe zu |das, wovon Sie vorhin auch ſprachen, in der Ver— 
fun. In den letzten Tagen haben Sie exit be⸗ faſſung nicht vorhandene Verordnungsrecht durch 
ſchloſſen, das bißchen Arbeit, das Sie eigentlich nach Ermächtigungsgeſetze in Danzig einſchmuggeln und 
den Etatsanſätzen noch ausführen müßten, zu ausüben. M. 9. vom Senat, das dürfen Sie nicht 
droſſeln. Stimmt es oder nicht? (Zuruf des Se- tun, das iſt, wie ich bereits anläßlich meiner letzten 
nators Dr. Hoppenrath.) Es iſt doch unter Ihrem Rede nachgewieſen habe, verfaſſungswidrig. Sie 
Vorſitz geſchehen. Alſo, in den nächſten Tagen wird ſind anderer Meinung. Dieſe Meinung hat heute 
das bißchen Arbeit eingeſtellt werden, das noch aus- auch Herr Senator Dr. Hoppenrath geſtreift, aber 
geführt werden könnte. (Senator Dr. Hoppenrath: er hat keinen Beleg für die Richtigkeit ſeiner Auf⸗ 


Würden Sie die Arbeiten ausführen, wenn Sie kein faſſung oder der Auffaſſung des Senats beigebracht. 
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(Gehl, Abgeoroͤneter) 


Warum berufen Sie ſich nicht auf den großen Ju⸗ 
riſten Triepel, auf den Sie ſich immer in Beamten⸗ 
fragen berufen haben. Beſonders im Jahre 1928 
hat das der alte Beamtenbund in Danzig getan. 
Triepel iſt genau gegenteiliger Meinung als Sie. 
(Widerſpruch auf der Regierungsbank.) Leſen Sie 
nach, was Triepel jagt. Er erklärt, daß der Geiſt 
der Verfaſſung einer Delegation der Geſetzgebung 
widerſpreche. (Präſident des Senats, Dr. Ziehm: 
Einer allgemeinen Delegation!) Sie müſſen nach⸗ 
weiſen, daß Triepel das nicht gejagt hat. Ich be- 
haupte, daß er es geſagt hat. Ich berufe mich auf 
die Ausführungen des Herrn Dr. Kamnitzer, die er 
im November 1926 gemacht hat. (Präſident des 
Senats, Dr. Ziehm: Die waren auch falſch!) Das 
iſt Ihre Meinung! Auch der Staatsrechtlehrer 
Hatſchek hält die Delegation nicht mit dem Geiſt 
der Verfaſſung vereinbar, desgleichen ernſthafte 
Juriſten, wie mein Parteifreund Dr. Kamnitzer, 
der das, wie ich bereits ausführte, im November 
1926 nachgewieſen hat. 

Auf alle dieſe Stimmen hören Sie nicht. Sie 
gehen von Ihrer eigenen Anſicht, von Ihren eigenen 
porteipolitiſchen Intereſſen aus. (Sehr richtig! links.) 
Das iſt für Sie maßgebend und nichts anderes. 
(Staatsintereſſe! rechts — Abg. Brill: Herr Dr. 
Blavier ſagt Staatsintereſſel) Sie ſollten einmal 
die Landeszeitung vom 27. Juli zur Hand nehmen. 
(Zuruf des Abg. Mau.) In einem Artikel gegen 
die Danziger Allgemeine Zeitung finden wir dort 
folgende Bemerkung: 

Wir wollen dem Blatt aber raten, — ſagt die 

Landeszeitung inbezug auf die Danziger Allge⸗ 

meine Zeitung — über dieſe Dinge lieber zu 

ſchweigen; denn in Deutſchland find die auf dem 

Wege der Notyveroroͤnung getroffenen Maß⸗ 


manchen anderen Maßnahmen der Deutſch⸗ 
nationalen nicht wird behauptet werden können, 
[Hört, hört! links) Wir glauben — ſagt die 


Landeszeitung — wir vorſteßen uns doch. 

Das iſt ſehr vieldeutig. (Abg. Weber: Nur ein 
Zwinkern!) In einem andern Artikel vom 29. Juli, 
der ſich in der Hauptſache gegen die Frau Abg. 
Kalähne wendet, ſchreibt die Landeszeitung fol— 
gendes: 

Uns ſcheint, daß Frau Kalähne gut getan hätte, 

bei ihrer Hausfrauenküche zu bleiben und ſich 

nicht in die Pariſer und Londoner Angſtküche zu 
begeben, von der ſie ſicherlich nichts verſteht, oder 
aber ſie hätte, wenn ſie nun ſchon einmal in 

Politik machen will, ſich mit den Notverordnungen 

in Danzig beſchäftigen follen, die in erſter Linie 

von ihren Parteifreunden betrieben werden. 

Aber ſie ſollten dieſe dann einmal auf ihre 

Grundlage näher unterſuchen. Wir wiſſen genau, 

daß die deutſchen rechtlich unvergleichlich beſſer 

begründet ſind. Mehr wollen wir heute nicht 

ſagen. 
(Zwiſchenrufe links.) Das heißt, daß die Landes⸗ 
zeitung uns nächſtens den Gefallen tun wird, etwas 
mehr auszuplaudern. Das wäre ſehr intereſſant, 
nicht nur für uns, ſondern für die geſamte Deffent- 
lichkeit. 

Sie wollen durch das Ermächtigungsgeſetz 31 
Geſetze ändern. Wenn Sie ſagen ſollen, wie die 
Aenderungen ausſehen werden, werden Sie glatt 
verſagen; denn das wiſſen Sie ſelbſt nicht. (Senator 
Dr. Hoppenrath: Das wiſſen wir zum Teill) Sie 
verlangen, daß wir etwas annehmen ſollen, was 
der Senat ſelbſt nicht kennt. Das iſt eine Zumutung, 


die man an uns ſtellt, die wir entſchieden ablehnen 
müſſen. Das iſt aber auch keine ehrliche Politik, 
m. H. vom Senat. Das iſt ein politiſches Va 
banque-Spiel, das ſeinesgleichen ſucht. Das it 
nichts anderes, als die faſchiſtiſche Diktatur, die Sie 
hier einführen wollen. Warum legen Sie dann die 
Geſetze nicht dem Volkstag vor? (Senator Dr. 
Hoppenrath: Sie wiſſen, daß das nicht ſo ſchnell 
geht!) Sie ſagten, der Volkstag ſei nicht in der 
Lage, in einer kurzen Zeit die Geſetze zu beſchließen. 
Warum bringen Sie aber das Geſetz betr. den 
Beſitzſtand der Beamten im Volkstag ein? Weil 
Sie es in dieſe 31 Geſetze nicht aufnehmen können? 
Weil Sie hierzu eine verfaſſungsändernde Mehrheit 
brauchen. Die Sozialdemokratie wird ſich dies Ge- 
ſetz ſehr genau anſehen. Wir werden einige Anträge 
ſtellen. Grundſätzlich ſind wir dafür, daß der Be⸗ 
ſitzhtand geändert wird. Wenn Sie Entgegenkommen 
zeigen, wird darüber zu reden ſein. Ich will 
dazu weiter nichts ſagen, das iſt Sache meines 
Freundes Brill, darüber zu ſprechen. Aber wenn 
Sie Entgegenkommen zeigen, wird ſich vielleicht ein 
Weg finden, auf dem wir zuſammenkommen können. 
Wenn Sie andere Geſetze zum Wohle des Danziger 
Staates einbringen, werden wir ruhig, ſachlich und 
ſchnell mitarbeiten. Aber etwas aufzwingen laſſen 
wir uns nicht. Wir ſind ganz entſchieden dagegen, 
daß Sie drüben mit den Parteien der Regierungs- 
koalition hinter verſchloſſenen Türen die Geſetze be⸗ 
ſchließen und die geſamte Oppoſition ausſchalten. 
Das können wir uns nicht gefallen laſſen. 

Sie bringen ein Ermächtigungsgeſetz, das dritte 
ſchon, ein, weil Sie der Meinung find, daß der 
Volkstag, wie ich vorhin ſchon ſagte, nicht ſchnell 
genug arbeiten werde. Das haben Sie bei der 
Einbringung des Geſetzes geſagt. Als das zweite 
Geſetz vorlag, haben Sie geſagt, der Volkstag will 
in die Ferien gehen. Als meine Parteigenoſſen be⸗ 
antragten, während der Ferien eine Volkstagsſitzung 
abzuhalten und ſich auf die Verfaſſung ſtlützten, 
wurde die Sitzung nicht einberufen. Da haben Sie 
nicht Zeit gehabt, eine Volkstagsſitzung abzuhalten. 
Wenn wichtige Geſetze zur Beratung vorliegen, 
muß der Volkstag zuſammentreten, und dann muß 
er auch arbeiten. Dann muß er die Geſetze ver— 
abſchieden. Sie glauben aber, daß Sie alles viel 
beſſer hinter verſchloſſenen Türen machen können. 
Dort haben Sie keine große Kritik zu befürchten, 
und wenn eine entſteht, dann gehen Sie über dieſe 
einfach zur Tagesordnung über. Sie unterbinden 
ja zum Teil ſogar die Kritik in dieſem Hauſe, und 
außerhalb des Hauſes haben Sie die Kritik erſt recht 
unterbunden. Ich erinnere an das Verbot der 
Volksſtimme. Dieſes Verbot iſt, ich muß das Wort 
ausſprechen, niederträchtig und gemein. (Abg. 
Kloßowſki: Ein Produkt der Sporthalle!) Für dies 
Verbot haben Sie keine Gründe. Die Sozialdemo⸗ 
kratie wird Ihnen Gelegenheit geben, an anderer 
Stelle Ihre rechtlichen Gründe zu dieſem Verbot 
anzuführen. Sie ſtützen ſich in der Begründung zu 
dem Verbot auf folgendes. Sie ſagen: 


In dem Artikel mit der Ueberſchrift „Neue Ge⸗ 
haltskürzung in Sicht“ in Nr. 180 der Danziger 
Volksſtimme wird eine verächtlich machende Kritik 
an den finanziellen Sanierungsmaßnahmen des 
Senats geübt und dem 
und Motive unterſtellt; 
der Ueberſchrift 


Senat unlautere Abſichten 
das gleiche trifft zu für 


den Artikel mit „Es fehlen 
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(Gehl, Abgeordneter) 


12 000 000 Gulden“ in Nr. 181 der Danziger 
Volksſtimme. Ferner wird in Nr. 181 der 
Danziger Volksſtimme unter der Ueberſchrift 
„Zuſammenfaſſung tut not“ eine Entſchließung 
des Sozialdemokratiſchen Parteiausſchuſſes wie⸗ 
dergegeben und verbreitet, in welcher dem Senat 
Verfaſſungsbruch und Nichtbeachtung der Geſetze 
vorgeworfen wird. Durch dieſe Artikel wird die 
Regierung der Freien Stadt Danzig beſchimpſt 
und verleumdet, und es werden in dieſen Artikeln 
unwahre Behauptungen in der Abſicht aufgeſtellt, 
Staatseinrichtungen und geſetzliche Anordnungen 
verächtlich zu machen. 


Als ich dies las, habe ich mir nochmals alle drei 
Artikel, auf die Sie ſich in Ihrem Verbot berufen, 
durchgeſehen. In dem erſten Artikel „Neue Ge— 
haltskürzung in Sicht“ iſt auch nicht ein einziges 
Wort enthalten, was nach einer verächtlichmachen⸗ 
den Kritik ausſieht. Es iſt nicht ein einziges Wort 
darin enthalten, in dem der Regierung unlautere 
Motive und Abſichten unterſtellt und unwahre Be— 
hauptungen aufgeſtellt werden. Ich fühle mich ver- 
anlaßt, Ihnen dieſen Artikel, wenn es der Herr 
Präſident geſtattet, Wort für Wort vorzuleſen, 
damit Sie ſich ſelbſt ein Arteil bilden, ob er wirklich 
das enthält, was das Verbot nach Anſicht des 
Senats rechtfertigen ſoll: 
Neue Gehaltskürzung in Sicht, 12 bis 14% in 
nn genommen. Wieder keine ſoziale Staffe⸗ 
ung? 
Seit geraumer Zeit ſpricht man in Danzig da⸗ 
von, daß eine neue erhebliche Kürzung der Ge⸗ 
hälter der Beamten und Angeſtellten bevorſteht. 
Trotz des ausgeglichenen „Etats“, der angeblich 
allen Anſtürmen widerſtehen ſollte, iſt mit einem 
Defizit zu rechnen, das nicht von Pappe iſt. Der 
Senat trägt ſich daher mit dem Gedanken, einen 
neuen Aderlaß bei den Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
bedienſteten vorzunehmen. Die letzte Gehalts⸗ 
kürzung in Geſtalt der Feſtbeſoldetenſteuer rich⸗ 
tete ſich bekanntlich in der Hauptſache gegen die 
unteren Beſoldungsgruppen, die mit dem gleichen 
prozentualen Abzug belegt wurden wie die 
oberen Beſoldungsgruppen. Die Beamten wurden 
damit vertröſtet, daß eine ſoziale Regelung gegen 
das Beamtenabkommen mit dem Reiche verſtoße. 
Inzwiſchen iſt in Deutſchland durch Notverord⸗ 
nung ein weiterer und in gewiſſem Sinne ge⸗ 
ſtaffelter Gehaltsabzug erfolgt, der von der Dan⸗ 
ziger Regierung noch nicht abgeſchrieben iſt. 
Wie wir hören, beſchäftigt ſich der Senat bereits 
damit, auf welchem Wege er die reichsdeutſche 
Kürzung übernehmen könnte. Es heißt, daß zu 
dieſem Zweck ein neues Ermächtigungsgeſetz ein⸗ 
gebracht werden ſoll. Die Kürzungen ſollen 12, 
nach einer anderen Variation 14 Prozent be⸗ 
tragen. Endgültige Beſchlüſſe ſcheinen noch nicht 
gefaßt zu ſein, denn der Senat iſt ſich natürlich 
darüber klar, daß die Gehaltskürzung der Be⸗ 
amten nur durch ein verfaſſungsänderndes Geſetz 
zu erreichen iſt. Gerade auf Betreiben der jetzigen 
Regierungsparteien iſt ſeinerzeit ein dement⸗ 
ſprechendes Urteil des Obergerichts gefällt 
worden. 
Der Weg über den Volkstag iſt dem Senat 
natürlich unbequem; denn er weiß, daß die So⸗ 
ztaldemokratie ſeinen Plänen, wieder die hohen 
Beamten zu ſchützen und den unteren Gruppen 
die ganze Laſt aufzubürden, heftigſten Widerſtand 
entgegenſetzen wird. Wenn eine Gehaltskürzung 
notwendig iſt, dann ſoll man dort zugreifen, wo 
ein Abbau ohne nennenswerte Schmerzen zu er⸗ 
tragen iſt, und das iſt bei den oberen Beamten. 
Jedenfalls iſt auf keinen Fall damit zu rechnen, 
daß ein verfaſſungsänderndes Geſetz zuſtande 


kommt, wenn es wieder auf Koſten der ohnehin 
ſchon hart betroffenen unteren Beamten geht. Ob 
der Senat aus dieſem Grunde wieder ausweichen 
wird und ſich wieder auf eine ähnliche Maßnahme, 
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wie bei der Feſtbeſoldetenſteuer zurückzieht, bleibt 
abzuwarten. Das Beamtengehaltsproblem wird 
allerdings nicht früher zur Ruhe kommen, ehe 
nicht eine durchgreifende Neugeſtaltung der Be⸗ 
ſoldungs regelung im ſozialen Sinne erfolgt. 
Das iſt der geſamte Artikel. Ich frage den 
Senatspräſidenten, wo hier eine verächtlichmachende 
Kritik iſt. Wo werden dem Senat unlautere Mo— 
tive und Abſichten unterſtellt? Wo wird hier die 
Regierung beſchimpft? Wo werden Staatseinrich— 
tungen verächtlich gemacht? Sie werden ſelbſt als 
Juriſt zugeben, daß dieſer Artikel abſolut nichts der- 
artiges enthält, was ihm unterſchoben worden iſt. 
Ebenſo verhält es ſich mit dem Artikel: „Es fehlen 
zwölf Millionen!“ Es wird hier ſehr vorſichtig ge- 
ſchrieben, ſchon im Hinblick darauf, daß man nicht 
verboten werden will. Ich kann Ihnen nicht noch 
dieſen Artikel vorleſen, es würde Sie langweilen, 
wenn ich es täte. Auch hier iſt nichts zu finden, 
was eine Handhabe zum Zeitungsverbot geben 
könnte. Weiter die Entſchließung des ſozialdemo— 
kratiſchen Parteivorſtandes. Soll denn eine hohe 
Körperſchaft der Partei zu den jetzigen Dingen 
ſchweigen? Soll ſie nicht berechtigt ſein, eine Ent⸗ 
ſchlieung zu faſſen? It das Parteiorgan nicht 
verpflichtet, die Entſchließung abzudrucken? Selbſt 
wenn in dieſer Entſchließung etwas geſagt worden 
ſein ſollte, das danach ausſieht, als wenn der Senat 
oder der Volkstagspräſident verfaſſungswidrig ge⸗ 
handelt hätten, ſo wird doch nur das geſagt, was in 
Wirklichkeit geſchehen iſt. (Abg. Mau: Was ſich zu- 
getragen hat!) Auch dieſe Entſchließung iſt unſerer 
Auffaſſung nach vollſtändig einwandfrei. Dieſe 
Entſchließung kann nicht dazu dienen, ein Blatt wie 
die Volksſtimme, die ſich bemüht hat, ſich den je— 
weiligen Verhältniſſen entſprechend zu verhalten, zu 
verbieten und damit den Leſern dieſes Blatt auf 
vier Tage zu entziehen. Wenn es nach dem Willen 
einiger anderer Herren im Senat gegangen wäre, 
hätten Sie die Volksſtimme auf drei Wochen ver— 
boten. (Abg. Brill: Sechs Wochen hatten die Nazis 
gefordert, Wegelagererpolitif!) In der Begrün— 
dung zum Verbot wird weiter geſagt: „Das Verbot 
der Danziger Volksſtimme gemäß 8 2 der genannten 
Verordnung iſt daher rechtlich begründet.“ Sie 
nehmen einige Worte aus dem Geſetz, das Sie haben 
beſchließen laſſen, heraus, legen fie der Volksſtimme 
unter und verbieten daraufhin die Zeitung. Aber 
Sie geben zu der Begründung noch einen kleinen 
Nachſatz, der folgendermaßen lautet: „Bei der 
heutigen politiſchen Lage des Staates war das Ver— 
bot notwendig.“ Das hätten Sie überhaupt nur 
ſagen ſollen. Die Gründe, die Sie angeführt haben, 
bringen Sie ſelbſt in eine ſchiefe Poſition, wie ich 
nachgewieſen habe. Sie hätten ſchreiben ſollen 
„Nach Lage der Verhältniſſe müſſen wir die Volks⸗ 
ſtimme einmal verbieten“, das hätte jeder verſtanden. 
(Abg. Weber: Weil es die Nazis gefordert haben! 
Abg. Mau: Die Wegelagerer!) 
Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Mau, ich 
bitte, endlich mit dieſen Ausdrücken zurückzuhalten. 
Gehl, Abgeordneter (S. P. D.): Veil die Nazis 
das Verbot der Volksſtimme verlangt haben, 
deshalb wurde ſie verboten. Herr Präſident Ziehm, 
weil Sie die Zuſtimmung der Nazis zu Ihrem neuen 
Ermächtigungsgeſetz und die Zuſtimmung zu den 
dort angeführten Geſetzen brauchen, und ſie den 
Nazis einen Knochen hinwerfen mußten, an dem ſie 
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ſich feſtbeißen konnten, deshalb haben Sie das Dort heißt es: . 6 
(Abg. Mau: Ein ſchändliches (Heiterkeit links.) Wie der Senat dieſe Beſtimmung 


Verbot erlaſſen. 
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Spiel! — Abg. Weber: Das nennt ſich noch Re- der Verfaſſung mit ſeinen Zeitungs- und Verſamm⸗ 


gierung!) 


Es ſteht ſehr ſchlimm, m. H. vom Senat, mit ſcheinlich ſein Geheimnis. 


lungsverboten in Einklang bringen will, iſt wahr⸗ 
Oder üben Sie etwa 


Ihrer Anparteilichkeit. Sie haben auch ſozialdemo⸗ keine Zenſur aus, wenn Sie eine Zeitung mit der 


kratiſche Verſammlungen verboten. In dem 
heißt es: „Durch die Ankündigung gehe mit Sicher— 
heit hervor, daß die Verſammlung keinen friedlichen 
Charakter haben wird, zweitens den Zweck verfolgt, 
Anordnungen der Regierung durch Behauptung 
entſtellter Tatſachen verächtlich zu machen, drittens 
die Regierung zu beſchimpfen und zu verleumden, 
viertens die Verſammlung verfolgt geſetzwidrige 
Ziele“. Ich weiß nicht, wie Sie ſo etwas ſagen 
können. Wenn Sie unſere Preſſe verbieten, iſt es 
doch ſelbſtverſtändlich, daß wir zur Oeffentlichkeit 


Verbot Begründung verbieten, daß ſie das und das getan 


haben ſoll? Dann haben Sie doch die Zeitung ge— 
leſen. Der Inhalt gefällt Ihnen nicht und deshalb 
verbieten Sie die Zeitung. Das iſt genau ſo ein 
Zuſtand wie der während des Krieges war, als eine 
allgemeine Zenſur beſtand. Wenn wir damals ein⸗ 
mal einen Artikel brachten, der nicht in Einklang zu 
bringen war mit den Beſtimmungen des General- 
lommandos, dann wurde die Zeitung unter Vor⸗ 
zenſur geſtellt oder verboten. Sie üben alſo eine 
Zenſur aus, was nach der Verfaſſung verboten iſt. 


ſprechen müſſen. Wer waren diejenigen, die in der Wir halten Ihre Verbote für einen Angriff auf die 
Verſammlung ſprechen ſollten? Mein Parteifreund Verfaſſung und halten uns für verpflichtet, die Ver⸗ 
Eduard Schmidt und ich ſollten reden, alſo zwei ſaſſung dagegen zu ſchützen. Das verlangt die Ver⸗ 
bekannte ſozialdemokratiſche Abgeordnete ſollten in faſſung ſelbſt; denn der Artikel 87 unſerer Ver⸗ 
dieſer großen Verſammlung, die eine Kundgebung ſaſſung lautet: „Es iſt Pflicht jedes Staatsangehö— 
ſein ſollte, ſprechen. Sie unterſchieben uns beiden, rigen, die Verſaſſung gegen geſetzwidrige Angriffe 
meinem Parteifreund Schmidt und meiner Wenig- zu ſchützen“. (Abg. Kloßowſki: Alſo gegen die 
keit, daß wir in der Verſammlung alles das tun eigene Regierung! Soweit iſt es gekommen!) Wie 
wollten, was Sie hier als Begründung für Ihr kann das geſchehen? Kann das dadurch geſchehen, 
Verbot angeführt haben. Ich weiß nicht, wie Sie daß man eine Fauſt in der Taſche macht oder am 
dazu kommen, jo etwas zu ſchreiben. Das iſt doch Stammtiſch darüber ſpricht? Dadurch kann die 
etwas, was Sie gar nicht verantworten können. Verſaſſung nicht geſchützt werden. Man muß doch 
(Abg. Weber: Das iſt üble Nachrede!) Anderer- ſeine Meinung öffentlich zu dieſen Dingen jagen 
ſeits haben Sie an demſelben Tage, an dem die können, d. h. die Preſſe muß beſprechen können, was 
ſozialdemokratiſche Verſammlung in der Meſſehalle ſie zu beſprechen für notwendig erachtet in bezug auf 
ſtattfinden ſollte, aber verboten wurde, den Natio- den Schutz der Verfaſſung. Es muß auch möglich 
nalſozialiſten eine Verſammlung auf dem Schüfjel- |jein, das in Verſammlungen zu tun. Sie können 
damm, mit dem Abg. Greiſer als Redner, erlaubt. dies auch nicht verhindern. Sie haben die Ver— 
Der hat geredet, der iſt wahrſcheinlich viel fried-[ſammlungen verboten. Zu dieſen Verſammlungen 


licher, der hält ja auch die Fauſt über Danzig. Es 
iſt der Mann, der von dem koddrigen Freiſtaat 
ſprach. Trotzdem iſt alles in Ordnung. (Lebhafte 
Zwiſchenrufe links.) Ein paar Tage ſpäter veran⸗ 


wären etwa 2000 oder 3000 Menſchen gekommen. 
Nun haben war 14 Verſammlungen abgehalten, an 
denen etwa 8000 Menſchen teilgenommen haben. 
In der einen Verſammlung ſollten zwei Redner 


ſtalteten die Nationalſozialiſten eine große öffent- ſprechen. Jetzt haben 14 Referenten geſprochen, 
liche Verſammlung in der Sporthalle mit einem und in der Diskuſſion noch außerdem in jeder Ber- 
Redner aus Düſſeldorf. Sie waren ſo hellſeheriſch, ſammlung zwei oder drei Redner. Stellen Sie ſich 
ſeſtzuſtellen, was Abg. Schmidt und ich Sl vor, was Sie mit Ihrem Verbot erreicht 
würden. Aber Sie wußten nicht, was der Mann haben. Damit haben Sie nur noch mehr Porzellan 
aus Düſſeldorf hier reden würde. Den ließen Sie zerſchlagen. 
ruhig ſprechen. Der Herr Senatspräſident ſagte Herr Dr. Hoppenrath bläſt zum Sammeln und 
hier neulich, daß die ſtaatlichen Mittel unparteiiſchfſagt, kommt alle in meine großen langen Arme, 
angewendet werden ſollen. Herr Senatspräſident, wir wollen uns vertragen, ich will euch einen Bru— 
wenn Sie die ſtaatlichen Mittel in der Weile un- derkuß geben. (Senator Dr. Hoppenrath: Das 
parteiiſch anwenden wie bei dem Verbot der Volks- habe ich nicht gejagt!) Erſt ändern Sie Ihre Po- 
ſtimme und bei den Verboten unſerer Verſamm- litik, dann wollen wir entſcheiden, ob wir mit Ihnen 
lungen und bei dem Geſtatten der anderen Ver- [darüber reden können. So wie Sie glauben, die 
ſammlung, dann ſieht es, wie ich ſchon ſagte, ſehr Angelegenheit erledigen zu können, geht es nicht. 
ſchlimm mit Ihrer Anparteilichkeit aus. Die Preſſe muß ſprechen können. Es bleibt gar 
Der Senat ſtützt ſich bei ſeinem Verbot auff nichts anderes übrig. Eine Regierung, die der 
§ 2 des Geſetzes zur Sicherung der öffentlichen Preſſe den Maulkorb umhängt, handelt töricht. 
Ordnung vom 30. Juni 1931. Wir wiſſen alle, Das werden mir insbeſondere die Preſſeleute ohne 
daß dieſes Geſetz im Volkstag ſehr ſcharf bekämpft weiteres zugeben. 
wurde. Aus dieſem Geſetz leitet der Senat das Wir haben alſo nicht geſchwiegen. Wir durften 
Recht her, eine Zenſur über die Preſſe und die nicht ſchweigen, weil wir die große Partei des ſchaf⸗ 
Volkstagsabgeordneten auszuüben. Dieſes Geſetz iſt fenden Volkes ſind und ihre Intereſſen zu vertreten 
im Volkstag aber nur mit einfacher Mahrheit an- haben. Wir werden immer wieder und wieder 
genommen worden. Dies Geſetz kann alſo eine Wege finden, die es uns ermöglichen, zu der großen 
Beſtimmung der Verfaſſung nicht aufheben. breiten Maſſe der Bevölkerung zu reden. Daß der 


M. H. vom Senat, ſehen Sie ſich einmal den Regierung dieſe Kritik an ihren Maßnahmen un⸗ 
Abj. 2 unſerer Danziger Verfaſſung an. bequem iſt, will ich gern zugeben. 


Artikel 79 Aber das ging 


„Eine Zenſur findet nicht ſtatt.“ (0 
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anderen Regierungen auch ſo. Keine Danziger Re⸗ 
gierung hat jedoch dagegen derartige Maßnahmen 
ergriffen, wie die jetzige mit ihrem Maulkorbgeſetz. 
Die Oppoſition darf nicht mundtot gemacht werden. 
Sie begehen einen großen Fehler, wenn Sie das 
wieder tun. Sie bringen uns doch nicht zum 
Schweigen. Oder ſollten wir etwa ſchweigen, als 
die ſoziale Fürſorge ganz oder zum Teil beſeitigt 
wurde, die Erwerbsloſen ausgeſteuert wurden und 
die ländlichen Erwerbsloſen keine Anterſtützung 
mehr erhielten? Durften wir zu den Lohnkürzun— 
gen, den Miet- und Steuererhöhungen ſchweigen, 
unter denen die Maſſe der Danziger Staatsangehö— 
rigen ſchwer zu leiden hat? Durften wir ſchweigen, 
als den Danziger Landwirten Steuern auf mehrere 
Jahre geſtundet, d. h. erlaſſen wurden? Durften 
wir ſchweigen, als wir merkten, daß die Regierung 
nichts tat, um Arbeit nach Danzig zu bringen? (Sehr 
gut! links.) Durften wir ſchweigen, als der Volks- 
tagspräſident verfaſſungswidrig handelte, als er die 
von uns beantragte Einberufung des Volkstags 
nach Artikel 12 der Verfaſſung hintertrieb? Durften 
wir zu dem Rieſendefizit ſchweigen, das immer 
größer wird und immer neue Opfer fordert? Nein 
m. D. u. H., da durften wir nicht ſchweigen. Wir 
werden auch nicht ſchweigen, wenn Ihnen unſere 
Kritik auch noch ſo unbequem iſt und Sie noch ſoviel 
Verbote ausſprechen. Wir werden nicht ſchweigen 
und laſſen uns den Mund auch nicht verbieten. 
Als wir in der Regierung waren und der Etat 
ohne unſer Verſchulden abgerutſcht war, war in den 
gegneriſchen Blättern die Rede von der Mißzwirt— 
ſchaft der Sozialdemokraten. Heute haben wir die 
Genugtuung, daß ſelbſt der Präſident des Senats, 
Herr Dr. Ziehm, und Herr Dr. Hoppenrath bei der 
Begründung des Etats im Volkstag, auch Herr Dr. 
Meißner in ſeinem Bericht über die Bank von 
Danzig, auch die Landeszeitung, und wie Herr 
Kurowſki vorhin geſagt hat, auch die Zentrums— 
fraktion zugeben mußten, daß die Sozialdemokratie 
am Abrutſchen des Etats keine Schuld hatte. Es 
klingt wie ein Märchen, wenn die Neueſten Nach— 
richten neulich von den Verſäumniſſen der Links- 
regierung ſchrieben und davon ſprachen, daß die 
Sozialdemokratiſche Partei an der jetzigen ſchlechten 
Lage ſchuld wäre. Wenn etwas an dem Anglück 
Danzigs ſchuld iſt, dann iſt es die unverantwortliche 
Verſchwendungsſucht, deren ſich die Deutſchnatio⸗ 
nalen 1924 ſchuldig machten. In dieſem Jahr 
wurden 35 Millionen mehr ausgegeben als im Etat 
vorgeſehen waren. Im Etat waren 85 Millionen 
veranſchlagt, und 125 Millionen wurden ausgegeben. 
Das Beamtengeſetz, das Sie damals ſchufen, erfor- 
derte ſofort eine Mehrausgabe von 14 Millionen 
und eine weitere Ausgabe von 4 Millionen für jedes 
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gierung reden, jo bitte ich, dieſe Dinge nicht zu ver- 
geſſen. Es iſt notwendig, daß das wieder einmal 
ausgegraben und hier öffentlich geſagt wird. Denn 
mit der Wirtſchaftskriſe, die alle Staaten umfaßt und 
allen Staaten einen gewiſſen wirtſchaftlichen 
Schaden zufügt, ſoll man in Danzig keine Partei⸗ 
politik treiben. Das möchte ich auch der Frau Abg. 
Kalähne empfehlen, die vor einigen Tagen in 
Deutſchland eine Verſammlung abhielt und dort 
Danzig in Grund und Boden redete. Alſo mit der 
ſozialiſtiſchen oder marxiſtiſchen Mißwirtſchaft iſt 
es nun einmal nichts. Bei dem Abrutſchen des 
jetzigen Etats handelt es ſich um Erſcheinungen der 
Wirtſchaftskriſe, Anterlaſſungen und falſche Maß 
nahmen der jetzigen Regierung. Das muß man auch 
außerhalb dieſes Hauſes ſagen dürfen. (Sehr gut! 
links.) Wir haben die Kritik nicht unterbunden, als 
wir in der Regierung waren, und ſie, wenn ſie uns 
unrecht tat, mit geiſtigen Waffen zurückgewieſen. Sie 
glauben aber, die größte Partei des Volkes zu unter 
drücken und mundtot machen zu ſollen. Das wird 
Ihnen nicht gelingen. Täuſchen Sie ſich nicht. Wir 
ſtehen als Sozialdemokraten nicht allein. Hinter uns 
ſteht die ganze international organiſierte ſozialiſtiſche 
Arbeiterſchaft und die Gewerkſchaften. Beachten 
Sie bitte die Stimme des Vertreters des britiſchen 
Gewerkſchaftskongreſſes in der geſtrigen Volks- 
ſtimme. Gehen Sie darüber nicht zur Tagesord— 
nung über. Sie kommen im September nach Genf 


ſchon mit ziemlich viel zerſchlagenem Porzellan. 


(Sehr gut! links.) Laden Sie ſich nicht noch mehr 
auf Ihre ſchwachen Schultern. (Zuruf des Abg. 
Mau.) Treten Sie wieder auf den Boden der De— 
mokratie, die die Grundlage unſerer Verfaſſung, 


unſeres Staates iſt und beachten Sie die Verfaſſung 


bei Ihren Maßnahmen, es iſt die allerhöchſte Zeit. 
Vielleicht iſt dieſe Situation eine heilſame Lehre 
auch für diejenigen, die ſich bei der letzten Wahl von 
den Verſprechungen der Nazis und der Deutſch— 
nationalen betören ließen — und durch deren Wahl 
erſt dies Anglück möglich gemacht wurde. (Abg. 
Malſch: Die Sozialdemokraten!) Wir werden auf 
der Wacht ſein, Herr Malſch, und alle Volksrechte 
gegen Ihren Willen auf das entſchiedenſte wahr- 
nehmen und vertreten, deſſen können Sie ſicher ſein. 
(Wiederholtes Bravo links! — Abg. Malſch: Heil 
Hitler!) 

Vizepräſident Gaikowfkli: Das Wort hat der 
Herr Abg. Dr. Anger. 

Dr. Anger, Abgeordneter (B.d.en. S.): M. D. 
u. H. Im Auftrage der Regierungsparteien habe 
ich folgende Erklärung abzugeben: 

Nach den Anfang dieſes Jahres abgeſchloſſenen 
Etatsberatungen konnte man annehmen, daß das 
bevorſtehende Etatsjahr ohne einen nennenswerten 


Jahr. Sie rechneten damals den Gulden zur Mark Fehlbetrag zu Ende gehen würde. Dieſe Meinung 
mit 1,33 um, und die Beamten wurden alle eine war um ſo mehr berechtigt, als bei der Aufſtellung 
Gruppe höher eingeſtuft, weit höher, als die preu⸗ mit der allergrößten Vorſicht vorgegangen war, 
ßiſchen und deutſchen Sätze es zuließen. Hinzu wobei man ſich nicht bloß auf das eigene Arteil, 
kommt die Verſchwendung der Anleihe von 1927. ſondern auch auf das von Finanzſachverſtändigen 
Von den 47,5 Millionen, die wir für die Anleihe geſtützt hatte. b 

zurückzahlen müſſen, find nur 11 Millionen pro- Die Ereigniſſe der letzten Monate haben aber 
duktiv verwendet worden. Dagegen hat es mein nicht nur hier in Danzig, ſondern auch in dem ge⸗ 


Parteifreund Dr. Kamnitzer fertig gebracht, daß ſamten Ausland alle noch jo ſorgfältig und vor⸗ 
Danzig ein Schuldenkonto von 160 Millionen ge- ſorglich aufgeſtellten Etatsberechnungen über den 
ſtrichen wurde. Alſo wenn die Neueſten Nachrichten Haufen geworfen. Ganz beſonders ſcharf iſt dieſe 
wieder von den Verſäumniſſen der früheren Re-!Tatfahe in unſeren Nachbarländern Deutſchland 
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und Polen zutage getreten und es iſt ganz ſelbſtver- dieſes Fehlbetrages vorzunehmen. Es iſt vielmehr (0) 


ſtändlich, daß die Danziger Staatswirtſchaft hier- notwendig, mit Ausſchaltung dieſer Möglichkeit an 
von nicht unberührt bleibt. Wenn auch im Augen- eine andere Regelung der Angelegenheit zu denken. 
blick noch keine Verluſte zu verzeichnen ſind, ſo iſt Sobald die Regierung eingeſehen hatte, daß der 
nach den bisherigen Eingängen der Staatseinnahmen Etat ohne Eingriffe nicht mehr zu balanzieren war, 


mit Sicherheit darauf zu rechnen, daß bis zum Ende 
des Etatsjahres ein erhebliches Defizit in der 
Staatsrechnung auftreten würde, wenn nicht recht 
zeitig zugegriffen wird. And zwar iſt dieſer Aus- 
fall im weſentlichen auf drei Arſachen zurüdzufüh- 


hat ſie die notwendigen Maßnahmen vorbereitet. 
Wir begrüßen die Energie, mit der dieſer Gefahren- 
punkt des Staates in Angriff genommen iſt und 
haben die Pflicht, die Vorſchläge, die von Seiten der 
Regierung auf dieſem Wege gemacht werden, zu 


ren. Der erſte Grund liegt in dem kataſtrophalen unterſtützen, wenn wir die Aeberzeugung gewonnen 
Rückgang der Steuern in unſerem Wirtſchaftsgebiet, haben, daß keine andere Möglichkeit beſteht, die 
was dadurch bedingt iſt, daß durch die rieſigen Ein- |Staatsfinanzen zu ordnen. Daß geordnete Finanzen 
ſchränkungen in der wirtſchaftlichen Betätigung der das Rückgrat des Staates bilden, dürfte jedem klar 
Bevölkerung ein außerordentlich ſtarker Rückgang |fein und ganz beſonders iſt dies für Danzig hier 


der Einnahmen zu verzeichnen iſt, der ſich ſelbſt— 
verſtändlich auf den Eingang der Steuern auswirken 
muß. Dieſes Schrumpfen des Wirtſchaftskörpers 
führt zwangläufig zu dem zweiten Grund für das 
drohende Defizit, das iſt die Erhöhung der ſozialen 
Laſten. Es iſt einfach unmöglich, die vorhandene 
Anzahl von Angeſtellten und Arbeitern weiterhin 
im wirtſchaftlichen Prozeß zu beſchäftigen, es kommt 
trotz des beſten Willens weiter wirtſchaftlicher Kreiſe 
zu Entlaſſungen. Die dadurch Betroffenen fallen 
der Erwerbsloſen-Anterſtützung oder in anderer 
Weiſe der Allgemeinheit zur Laſt und vermehren 
dadurch in gar nicht vorauszuſehender Weiſe die 
hierzu aufzubringenden Mittel. Der dritte wejent- 
liche Grund liegt außerhalb unſeres Wirtſchafts⸗ 
gebietes und iſt wenigſtens zum großen Teil durch 
die ſchwierigen, wirtſchaftlichen Verhältniſſe in 
unſerem Nachbarland Polen bedingt. Die Ein⸗ 
nahmen aus Zöllen find dort aus den verſchieden— 
ſten Gründen in ganz unerwarteter Weile zurüd- 
gegangen, ſo daß der Poſten aus den Zolleinnahmen, 
der früher ein großes Aktivum im Danziger Staats- 
haushalt darſtellte, außerordentlich ſtark zuſammen⸗ 
geſchrumpft iſt. Zu dieſer in der Natur der wirt- 
ſchaftlichen Verhältniſſe liegenden Verminderung der 
Einnahmen kommen noch die politiſchen Schwierig⸗ 
keiten, die zwiſchen Danzig und Polen beſtehen. Die 
Beſtimmungen, die zwiſchen den beiden Staaten vor 
ungefähr 10 Jahren feſtgelegt ſind, müſſen not⸗ 


der Fall, denn wenn unſer Staat nicht mehr zah— 
lungsfähig ſein ſollte, bedeutet dies das Ende der 
ſtaatlichen Selbſtändigkeit. 

Die vorliegenden Geſetzentwürfe der Regierung 
gehen von der Auffaſſung aus, daß eine weſentliche 
weitere, finanzielle Belaſtung der Wirtſchaft nicht 
mehr zu dem gewünſchten Ziel von Mehreinnahmen 
führt. Das haben die Erfahrungen der Vergangen— 
heit gelehrt. Die Steuergeſetze, die beſonders von 
der vorigen Regierung erlaſſen wurden und die von 
der Vorausſetzung ausgingen, daß man nur die 
wirtſchaftlichen Steuern zu erhöhen brauche, um 
Mehreinnahmen zu erzielen, haben den Erfolg ge- 
habt, daß ſich nicht nur nicht Mehreinnahmen, 
ſondern erhebliche Minderaufkommen infolge der 
Anwendung der erlaſſenen Beſtimmungen ergaben. 
Es wird in dieſem Zuſammenhang an die Spiritus⸗ 
geſetzgebung erinnert, die dieſe Verhältniſſe ganz 
beſonders eindeutig beleuchtet. 
chaftliche Steuern in Vorſchlag kommen, ſo ſind dieſe 
nur zu rechtfertigen, wenn hohe, vorhandene Ein— 
kommen oder Gewinne herangezogen werden, die 
ohne weſentliche Anſtrengung gemacht werden, wie 
das z. B. bei den Spekulationsgewinnen der Fall 
iſt. Ferner iſt bei der Vorlage dabei gedacht, auf 
eine Verbilligung der Lebenshaltung abzukommen, 
um die ſteuerlichen Laſten, die der Bevölkerung im 
allgemeinen auferlegt werden müſſen, leichter er⸗ 
tragen zu können. Weiterhin hat man berückſichtigt, 


— 


Wenn neue, wirt- (D) 


wendigerweiſe unter den veränderten Zeitverhält-(daß die Danziger Produktion ganz beſonders ge⸗ 
niſſen einer Reviſion unterworfen werden. Dabei ſchützt werden muß, um die wirtſchaftlichen Ein⸗ 
ſind aber die beiderſeitigen Intereſſen entſprechend kommensverhältniſſe und damit natürlich auch die 
einzuſchätzen und es dürfte auch für unſer Nachbar- Steuerkraft Danziger Unternehmer zu ſtärken. Daß 
land Polen ein dringendes Bedürfnis vorliegen, bei der Regelung der Angelegenheit unter dieſen 
daß die Danziger Verhältniſſe auf einem geſunden, Geſichtspunkten in gewiſſem Amfange Härten nicht 


wirtſchaftlichen Standpunkt ſtehen, um die Kauf⸗ 
kraft des doch ſehr anſehnlichen Kunden für das 
polniſche Wirtſchaftsgebiet zu erhalten. Danzig iſt 
nachgewieſenermaßen einer der beſten Kunden 
Polens. Es kann dies nur bleiben, wenn den wirt⸗ 
ſchaftlichen Forderungen, die von Seiten Danzigs 
an Polen geſtellt werden, auch in bezug auf die 
Regelung der Zollverhältniſſe entſprechend der wirt- 
ſchaftlichen Bedeutung der Freien Stadt Rechnung 
getragen wird. Da zurzeit dieſe Beziehungen gänz⸗ 
lich ungeklärt ſind, muß einſtweilen mit dem ſtarken 
Abfall der Zolleinnahmen gerechnet werden. 

So müſſen unverzüglich Maßnahmen getroffen 
werden, durch die das Auftreten eines Fehlbetrages 
ausgeſchloſſen iſt. Erfahrungen aus vergangener 
Zeit beweiſen mit Eindeutigkeit, daß es unmöglich 
ſein wird, auf dem Wege der Anleihen eine Deckung 


vermieden werden können, iſt nur allzu menſchlich. 
Aber die Regierung hat zugeſagt, wenn derartige 
offenbare Härten im Verlauf der Anwendung der 
zu erlaſſenden geſetzlichen Beſtimmungen ſich er⸗ 
geben, auf Anreaung von uns dieſe nach Möglichkeit 
auszualeichen und wir find überzeugt, daß ſachlichen 
Wünſchen in dieſer Richtung weitgehendſt Rechnung 
getragen wird. (Zuruf des Abg. Weber.) Mit 
Entichiedenbeit treten wir der Agitation in der Op⸗ 
voſition befindlicher Parteien entgegen, die darauf 
ausgeht, daß durch die Vorlage ganz beſonders oder 
nur ſoqgar ausſchließlich die erwerbstätige, wenig 
bezahlte Bevölkerung getroffen wird. Es muß er⸗ 
reicht werden, daß die kleinen Einkommen nach 
Möglichkeit geſchont, die höheren entſprechend dar⸗ 
über herangezogen werden. (Unruhe.) 

Wenn alſo mit abſoluter Sicherheit feſtgeſtellt 
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wird, daß es unmöglich iſt, durch eine Vermehrung Das Verantwortungsgefühl, das wir dem Staat 


der Einnahmen zum Ausgleich des zu erwartenden 
Staatshaushalts zu kommen, ſo bleibt nichts weiter 
übrig, als an eine Verminderung der Ausgaben zu 
denken. Die Ausgaben der Regierung ſind ſowohl 
ſachlicher als perſoneller Art. Der erſte Poſten iſt 
im Verhältnis zu dem zweiten klein. Wird alſo eine 
Kürzung vorgenommen, ſo iſt es unausbleiblich, daß 
der größere Poſten auch ſtärker angegriffen wird. 
Die Regierung wird bei der Einſchränkung ihrer 
ſachlichen Ausgaben auf das möglichſt durchführbare 
Maß zurückzugehen. Die ſich dabei ergebenden 
Poſten ſchlagen aber nicht ſo zu Buche, daß eine 
entſprechende Kürzung der Perſonalausgabe ver⸗ 
mieden werden kann. Die Höhe der Belaſtung dieſer 
perſonellen Koſten iſt in der Vorlage angegeben. 
In langen Verhandlungen mit den beteiligten 
Kreiſen iſt man zu dem vorliegenden Ergebnis ge⸗ 
kommen und die Regierungsparteien haben die feſte 
Sleberzeugung, daß eine andere Löſungsmöglichkeit 
nicht vorhanden iſt. Wenn ſich auch hierbei Härten 
nicht vermeiden laſſen, ſo gilt auch in dieſem Fall das 
oben Geſagte, daß allzu große und ungerechtfertigt 
erſcheinende Belaſtungen entſprechend herab⸗ 
gemindert werden ſollen. Auch iſt darauf Rückſicht 
genommen, daß die kleineren Einkommen in gerin- 
gerem Maße belaſtet werden als die größeren, was 
fi) ohne weiteres aus der Feſtſtellung der Frei 
grenze ergibt. 

Wenn in der Geſetzesvorlage auch die Aus- 
gaben für die Erwerbsloſen erwähnt ſind, ſo iſt dies 
in der Hauptſache aus vorſorglichen Gründen er⸗ 
folgt. Es iſt nicht daran gedacht, die Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge eingreifend zu verändern. (Das haben Sie 
doch aber behauptet! links.) Die Regierung will die 
Möglichkeit beſitzen, wenn Kürzungen nötig ſind, 
dieſe in Parallele mit den Verhältniſſen zu den 
deutſchen Sätzen vornehmen zu können. Endgültiges 
ſteht hierbei noch nicht feſt, aber auch hier ſind wir 
überzeugt, daß Härten nach menſchlicher Möglichkeit 
vermieden werden. (Zwiſchenrufe links.) Die 
Schwierigkeiten der heutigen Verhältniſſe geben es, 
daß es nötig iſt, den Weg der Ermächtigungsgeſetze 
zu gehen. Allein die Verzögerung, die die termin⸗ 
mäßige Verabſchiedung der einzubringenden Geſetz⸗ 
entwürfe bedingt, kann in der heutigen Zeit unmög⸗ 
lich getragen werden. Die in den letzten Wochen 
zurückliegenden Ereigniſſe haben mit aller Deutlich- 
keit bewieſen, daß ſchnelle Entſchlüſſe gefaßt werden 
müſſen, um den jeweils ſich ergebenden Situationen 
gerecht zu werden. Wäre nicht die Möglichkeit ge⸗ 
geben geweſen, in den finanziellen Schwierigkeiten 
der letzten Zeit auf Grund der Ermächtigung die 
notwendigen Anordnungen zu geben, ſo würde die 
wirtſchaftliche Lage Danzigs in kataſtrophaler Weiſe 
berührt worden fein. Eine derartige Eile iſt ebenſo 

ei der Ordnung der Danziger Staatsfinanzen not⸗ 
wendig, und da bei der augenblicklichen Einſtellung 
der Oppoſition zur Arbeit der Regierung nicht damit 
gerechnet werden kann, daß mit der notwendigen 
Beſchleunigung auf die Vorſchläge der Regierung 
eingegangen wird, ſo iſt der parlamentariſche Weg 
verſchloſſen. Es kann nur mit einer Ermächtigung 
wirklich brauchbare Arbeit geleiſtet werden. Die 
Erfahrungen aus dem letzten halben Jahr bekräfti⸗ 
gen dieſes Vorgehen ganz beſonders und wir ſtellen 


und der Allgemeinheit gegenüber haben, läßt einen 
anderen Ausweg nicht zu. (Bravo!) 

Vizepräſident Gatlowifi: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Im Auftrage 
meiner Fraktion habe ich folgende Erklärung ab- 
zugeben: Der Abgeordnete Plenikowſki war von der 
Fraktion beauftragt, zu dieſem Punkt der Tages- 
ordnung zu ſprechen. Das war dem Präſidenten 
von Wnuck bekannt. Nachdem auch die Genoſſen 
Raſchke und Langnau ausgeſchloſſen ſind, iſt es den 
noch übrigen Abgeordneten der Kommuniſtiſchen 
Fraktion ohne jede Vorbereitung nicht möglich, das 
Wort zu dieſer wichtigen umfangreichen Materie zu 
ergreifen. Ein zweiter Redner war für unſere 
Fraktion heute nicht beſtimmt, da die bürgerlichen 
Parteien im Aelteſtenausſchuß ankündigten, Schluß 
der Debatte zu beantragen, falls ein zweiter Redner 
der Kommuniſtiſchen Fraktion das Wort zu dieſem 
Tagesordnungspunkt ergreifen würde. Ohne vorher 
einen Ordnungsruf zu erhalten, wurde der Genoſſe 
Plenikowſki auf einen bloßen Zwiſchenruf hin, der 
nicht einmal einen beleidigenden oder verächtlich⸗ 
machenden Charakter trug, von der Sitzung aus- 
geſchloſſen. (Unerhört! bei den Kommuniſten.) Es 
erweckt den Eindruck, als ob dahinter ein bewußtes 
Vorgehen ſteckt, gerade den Redner der Kommu- 
niſtiſchen Fraktion an der Ausſprache zu dieſem 
Punkt zu hindern. Es iſt ein Vorgang, der einzig 
daſteht, aber er liegt in der Linie der faſchiſtiſchen 
Diktatur hier im Volkstag. Wir beantragen die 
Vertagung der Sitzung, um dem Aelteſtenausſchuß 
Gelegenheit zu geben, ſich mit dem Vorfall und mit 
dem Ausſchluß der drei Abgeordneten zu beſchäf⸗ 
tigen. 
Vizepräſident Gaikowfti: Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt worden, die Sitzung zu vertagen. Wir müſſen 
über dieſen Antrag ſofort abſtimmen, ehe ein wei- 
terer Redner das Wort bekommt. Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Wer 
dem Antrag des Aba. Kreft auf Vertagung zu⸗ 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die 
Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Kreft. 

Kreft, Abgeordneter (K. P.): Nachdem dieſer 
Antrag abgelehnt worden iſt, beantrage ich, die 
Sitzung auf morgen nachmittag 3.30 Ahr zu ver— 
tagen. 

Vizepräſident Gaikowfki: 
geſtellt worden, die Sitzung auf 5 f 
Wird der Antrag unterſtützt? Die Anterſtützung 
reicht aus. Wir kommen zur Abſtimmung. Wer 
dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — (Abg. Greiſer: Das ſind die Vertreter 
der Erwerbsloſen!) Das iſt die Minderheit. Der 
Antrag iſt abgelehnt. (Abg. Klingenberg: Sie 
kommen ſich wohl als Wohltäter der Erwerbsloſen 
vor!) Das Mort hat der Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Wie Sie handeln, zeigt am allerbeſten die beutige 
Tagung, in der Sie den von der Kommuniſtiſchen 
Fraktion beſtimmten Redner von der Sitzung aus- 
ſchloſſen und ihm keine Gelegenheit geben wollen, 
das zu Jagen. was er von ſeinem Standpunkt aus zu 
ſagen für richtig hält. Aber von Ihnen kann man 


Es iſt der Antrag 
morgen zu vertagen. 


uns auch in dieſer Hinſicht hinter die Regierung. beſtimmt nichts anderes erwarten als das Kom— 
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mando, das hier durchgeſetzt werden ſoll: Stillſtehen 
und das Maul halten! Darum iſt das, was der 
Herr Finanzſenator hier von Sammlung, von Volks— 
und Schickſalsgemeinſchaft ſprach, nichts weiter als 
eine elende Phraſe. 

Die Ausführungen, die der Herr Abg. Dr. 
Anger für die Regierungsparteien machte, erinnern 
mich an die Verſammlung, die von Herrn Dr. 
Anger im vorigen Jahr im Schützenhaus abgehalten 
wurde. Als ſich damals die im Herbſt 1929 in 
Amerika begonnene Weltwirtſchaftskriſe auch hier in 
Danzig bemerkbar machte, hieß es bei Herrn Anger 
und Genoſſen, daß die Einnahmen zurückgehen und 
die Ausgaben ſich erhöhen, ſei einzig und allein 
auf die Schuld der Danziger marxiſtiſchen Re— 
gierung zurückzuführen. Es wurde aufgefordert, 
dieſe Regierung ſofort zu ſtürzen. Wir gaben den 
Rufern bereits damals Gelegenheit, ſofort an unſere 
Stelle zu treten. Aber dieſe großen Wirtſchafts⸗ 
kapitäne kniffen feige und ließen das Schiff von 
denen ſteuern, denen ſie die heftigſten Vorwürfe 
machten. Aber wir ſagten das, was Ihr dem Dan— 
ziger Volk gegenüber behauptet, müßt Ihr ſo ſchnell 
wie möglich wahrmachen. Wir trugen mit dazu bei, 
daß der Volkstag ein Jahr früher aufgelöſt wurde 
als er hätte aufgelöſt werden müſſen. Wir wollten 
die Antimarxiſten zwingen, das wahrzumachen, was 
Sie dem Danziger Volke verſprochen hatten. Jetzt 
erhält das Danziger Volk die Wahrheit, die es im 
vorigen Jahre verſprochen bekommen hat. Jetzt er- 
kennt das Danziger Volk an, daß es nichts anderes 
als elende Demagogie war. 

Sie unterbreiten jetzt dem Volkstag eine zweite 
Sanierung, eine Sanierung, die 12 Millionen Gul- 
den einbringen ſoll. Sie ſagen, dieſe Regierung iſt 
nicht nur für die zurückliegende Zeit notwendig, 
ſondern ſie reicht bis zum Ende des Etatsjahres 
März 1932. Kein Menſch glaubt Ihnen das und 
kann es alauben. Sie ſelbſt glauben es auch nicht. 
Hatten Sie nicht vor drei Monaten, als Sie die 
letzte Sanierung vornahmen, dasſelbe von dieſer 
Stelle aus verkündet? War es nicht derſelbe Fi— 
nonzlenator? Der Senatspräſident ſelbſt ſagte: 
„Nach unſeren Berechnungen reicht die Sanierung 
bis zum Schluß des Etatsjahres aus. Ich ſagte da— 
mals von dieſer Stelle, das ſei nicht wahr, jetzt wo 
Sie den Etat verabſchieden, haben Sie bereits ein 
Loch. Das wurde als Hetze und unwahr bezeichnet. 
Wegen meiner Behauptung, nannten Sie mich per— 
ſönlich einen Hetzer. Nun hat leider der Hetzer 
recht behalten und die wahrheitsliebenden Menſchen 
haben zum Schaden der Danziger arbeitenden Be— 
völkerung unrecht gehabt. Darum iſt dieſe Sa— 
nierung auch nicht die letzte. Wäre es der Fall, 
warum laſſen Sie dann das neue Ermächtigungs— 
geſetz bis zum 31. Auguſt 1932 beſchließen! Sie 
wiſſen, daß dieſer Raubzug, den Sie jetzt auf die 
Taſchen der arbeitenden Bevölkerung vornehmen 
werden, nicht ausreichen wird, ſondern daß in Zu— 


kunſt weitere Eingriffe vorgenommen werden 
müſſen. Damit Sie nicht noch einmal vor dies 


Haus zu treten brauchen, wollen Sie jetzt Blanko— 
Vollmachten haben. Was Sie mit einem Ermächti— 
gungsgeſetz alles machen wollen, haben Sie ja be— 
wieſen, indem Sie Bankfeiertage auf Grund des 
Ermächtigungsgeſetzes eingeführt haben. Als das 
Ermächtigungsgeſetz verabſchiedet wurde, hat be- 
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ſtimmt kein Menſch daran gedacht, daß das Ermäd- 
ligungsgeſetz auch dieſen Zweck erfüllen ſollte. 
Was wollen Sie mit dieſem Ermächtigungs- 
geſetz im Amfange von 31 Poſitionen? Ic ſage, 
daß nach dieſem Ermächtigungsgeſetz mindeſtens 150 
Geſetze umgeändert werden. Was Sie alles mit 
dieſem Ermächtigungsgeſetz machen werden, wird 
die Danziger Bevölkerung zur Genüge kennen— 
lernen. Alles das macht jetzt die von den bürger— 
lichen Parteien jo angeprieſene antimarxiſtiſche Re— 
gierung. Wie herrlich weit uns dieſe antimarxiſtiſche 
Regierung in Danzig gebracht hat, zeigt am aller- 
beſten das Ermächtigungsgeſetz. Not, Elend und 
Verzweiflung nehmen in Danzig überhand und 
ſteigen ins Angeheuerliche. Dreiviertel der Ge— 
ſchäftsleute haben Sie durch Ihre Maßnahmen 
pleite gemacht und den Reſt verſuchen Sie ebenfalls 
zu opfern. Sie, dieſe antimarxiſtiſche Regierung, 
ſpielen durch die faſchiſtiſchen Methoden Danzig 
direkt den polniſchen Nationaliſten in die Hände. 
(Sehr richtig! links.) Leichter, als Sie es den pol— 
niſchen Nationaliſten machen, haben dieſe es ſich 
nicht träumen laſſen. (Abg. Weber: Dann reden 
Sie noch vom Deutſchtum!) Das kann nur ge— 
ſchehen, weil die Danziger Regierung von der 
Gnade der Nazis abhängig iſt. Jeden Schritt, den 
dieſe Regierung tut, muß ſie ſich von den Nazis 
genehmigen laſſen. (Sehr richtig! links.) Alles das, 
was hier in Danzig gemacht wird, wird nicht in 
Danzig, ſondern in München entſchieden. (Hört, 
hört! links.) Das iſt unſer Unglück, darunter leiden 
wir. Wir ſind hier in Danzig die Schaubühne des 
ſo viel geprieſenen Dritten Reiches geworden. 
Der Abg. Dr. Anger ſagte, die ſozialen Laſten 
ſeien es, die den Danzigern die Exiſtenz rauben. 
Darum hat ſich alſo dieſer Klüngel zuſammen— 
gefunden, der den unſozialen Gedankengängen 
Rechnung trug und ſchon beim erſten Sanierungs- 
geſetz Eingriffe in die ſozialen Rechte vornahm. 
Dieſer hat einen Abbau der Erwerbsloſenunter— 
ſtützung vorgenommen. Er hat ganz rieſenhafte Ab- 


bauten bei der Wohlfahrtsunterſtützung vorge— 
nommen. Er begnügte ſich nicht nur mit der Kür⸗ 


zung, ſondern er ſperrte für ganze Berufe die Anter— 
ſtützung. Er ſteuerte Erwerbsloſe von der Erwerhs— 
loſenfürſorge aus und empfahl den Gemeinden, die 
Anterſtützung den Erwerbsloſen nicht in bar, ſon— 
dern in Naturalien zu geben. Im neuen Ermächti⸗ 
gungsgeſetz empfiehlt er, weil er höchſtwahrſcheinlich 
aus der Verteilung der Naturalien nichts gelernt 
hat, weiter Naturalien zu geben. Im Ermächti⸗ 
gungsgeſetz heißt es, daß eine Verbilligung der Le— 
benshaltungskoſten herbeigeführt werden und der 
Wucher mit Gefängnis beſtraft werden ſoll. Ich 
bin neugierig, wer nach Schaffung des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes zuerſt auf die Anklagebank und ins 
Gefängnis kommen wird. Ich habe hier einen 
Schein des Gemeindevorſtehers von Lupushorſt, der 
an den betreffenden Erwerbsloſen ſchreibt: 
. . . iſt für die Woche vom 3. 8. 31 — 4 Tage 
von der Erwerbsloſenunterſtützung ein Betrag 
von 86% — 6,30 Gulden nicht ausgezahlt worden. 
Dieſer Betrag wird ihm von der Gemeinde 
in Naturalien geliefert, und zwar erhält er 
hierfür 63 Pfund Weizen. Die Belieferung er⸗ 
folgt am Schluſſe d. Mts. gegen Abgabe dieſes 
Scheines im Gemeindeamt. Der Zentner Weizen 
wird mit 10 Gulden, der Zentner Roggen mit 
8 Gulden berechnet. 
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(Brill, Abgeordneter) 
(Unerbört! links.) Der Zentner Weizen koſtet heute 
auf dem Markt 6 Gulden, der Zentner Roggen 
5 bis 5,25 Gulden. Der Erwerbsloſe muß dem 
Bauern, der ihm den Weizen liefert, 10 Gulden be— 
zahlen. Darf ein Privatmann ſolchen Wucher be— 
treiben? Auf die Frage, woher das komme, ant- 
wortet der Gemeindevorſteher, das ſei eine Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem landwirtſchaftlichen Kreis— 
verein und dem Senat. Derſelbe Senat, der be- 
hauptet, daß er den Wucher beſtrafen wolle, be- 
wuchert die Aermſten der Armen. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, Sie 
haben dem Senat vorgeworfen, er bewuchere die 
Aermſten der Armen, ich rufe Sie zur Ordnung. 
(Abg. Mau: Sie können zur Gemeinde hingehen, 
das iſt wahr!) 

Brill, Abgeordneter (SPD.): Auf die Dauer 
läßt ſich die Wahrheit nicht verbieten. Man läßt 
uns die Wahrheit nicht durch die Volksſtimme 
bringen. Wir ſollen in den Verſammlungen nichl 
die Wahrheit ſagen und hier auch nicht. Wir 
werden aber immer die Wahrheit ſagen, was kann 
uns ſchon geſchehen. Was kann Großes geſchehen? 
Daß Sie mir letzten Endes das Wort entziehen. 
Aber die Wahrheit werde ich ſagen, und Sie klagen 
ſich an. Je mehr Sie dieſe Schikanen anwenden, 
um ſo ſtärker klagen Sie ſich bei dem arbeitenden, 
ſchaffenden Volke an. Alle diejenigen, die mit Ihren 
Maßnahmen unzufrieden find, alle die, die Gerech— 
tigkeitsempfinden haben, ſtehen auf unſerer Seite. 
(Abg. Weber: Das wird eine ſchöne Abrechnung 
werden!) Weiter habe ich hier eine andere An- 
weiſung. Der unverheiratete Erwerbsloſe bekommt 
1,30 Gulden Erwerbsloſenunterſtützung, Er erhält 
folgendes Schreiben von dem Gemeindevorſteher: 
„Sie werden von Montag, den 17. Auguſt, zur Be⸗ 
köſtigung dem Beſitzer ſoundſo zugewieſen. Sie 
haben ſich dort zu melden morgens um 6, vormittags 
um 11, nachmittags um 3 und abends um 7 Ahr.“ 
Alſo wie im Mittelalter. So etwas macht man noch 
im zwanzigſten Jahrhundert. Man entwürdigt den 
Erwerbsloſen, daß er wie ein Bettler vor der Tür 
des Beſitzers mit der Mütze in der Hand ſtehen 
muß, um ſein Eſſen zu bekommen. Wenn er dieſe 
Schikane nicht mit ſich treiben läßt, wird ihm die 
Erwerbsloſenunterſtützung entzogen, ganz gleich, ob 
er Beſchäftigung hat oder nicht. Warum tut die Re⸗ 
gierung das? Sie weiß genau, daß der Arbeiter 
noch Schamgefühl, noch Ehre hat. Die ſoll er letzten 
Endes mit dem Hunger bezahlen. Als die Regie- 
rung Maßnahmen gegen die Erwerbsloſen traf, 
haben Sie zur gleichen Zeit dem Hausbeſitz 2“ 
Millionen geſchenkt. War Not im Lande, waren 
Opfer zu bringen? Warum verlangt ſie die Regie- 
rung nur von dem Arbeiter, dem ſie die Anter— 
ſtützung zieht, dem ſie nur noch Naturalien geben 
will und die ſie ihm höher anrechnet als der Markt— 
preis beträgt. 

Warum bekam in dieſer Not der Hausbeſitz ein 
Geſchenk von 2% Millionen Gulden? Die Regie- 
rung tat es mit beſtimmter Abſicht. Aber ſie hat 
nicht nur den Hausbeſitzern das Millionengeſchenk 
gemacht, ſie hat außerdem noch das Mieterſchutz⸗ 
geſetz abgebaut. Sie hat dem Hausbeſitzer die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, daß der Mieter auf die Straße ge⸗ 
ſetzt werden kann, wenn er zwei Monate mit der 
Miete im Rückſtand iſt. Das tat ſie zu einer Zeit, 


als ſie mit ihrem Schlichtungsausſchuß die Löhne 
abbaute. Der Finanzſenator Herr Dr. Hoppenrath 
war ſo offen, zu ſagen, es kommt in Zukunft noch 
mehr. Wir wollen, ſo lauteten ſeine Ausführungen, 
die heutige Notlage der Arbeiter, die Ausſperrung 
von der Anterſtützung, die Ausſteuerung, benutzen, 
um die Arbeiter zu zwingen, Arbeit um jeden Preis 
anzunehmen. (Senator Dr. Hoppenrath: Das iſt 
ja ganz unwahr!) Da heute ein großer Teil aus- 
ländiſcher Arbeiter in Danzig für niedrigere Löhne 
beſchäftigt iſt, kann das doch nur ſo ſein, daß der 
deutſche Danziger, kulturell höher ſtehende Arbeiter 
als der polniſche, unter die polniſchen Löhne berunter- 
geht. Jetzt laſſen die Tarifverträge das nicht ſo 
leicht zu. Darum ſoll die Aufhebung der Verbind— 
lichkeitserklärungen erfolgen. Die Notlage der Ar- 
beiter ſoll ausgenutzt werden. Heute hat der Ar- 
beiter auf ſeinen tariflichen Lohn ein Klagerecht; das 
ſoll ihm genommen werden. Herr Hoppenrath, im 
Senat haben doch einige Senatoren erklärt, daß Sie 
mit der Verbindlichkeit ſtehen und fallen. (Senator 
Or. Hoppenrath: Das ſtimmt doch nicht!) Darum 
mußten Zugeſtändniſſe gemacht werden über die 
Schmälerung des Tarifrechtes. (Senator Dr. 
Hoppenrath: Kein Wort davon iſt wahr!) Wenn 
ich nicht an dieſem Platz ſtünde, ſondern in einer 
Verſammlung wäre, würde ich ſagen, eine größere 
Demagogie als Sie ſich heute erlaubt, kann es 
gar nicht geben, wenn Sie heute ſagen, wir müſſen 
dafür ſorgen, daß die Danziger in Arbeit kommen 
und die Ausländer hinausgehen. Hier darf ich das 
nicht ſagen, ſonſt werde ich vom Präſidenten zur 
Ordnung gerufen. Aber anderweitig würde ich das 
ſagen. (Senator Dr. Hoppenrath: Aber es ſtimmt 
trotzdem nicht!) 

Die Löhne ſind abgebaut. Sehen Sie ſich die 
Kinder der Erwerbsloſen und der heute noch Be— 
ſchäftigten an. Haben dieſe Kinder noch Schuhzeug? 
Der Sommer erlaubt es noch, daß ſie barfuß gehen 
können, aber je näher wir dem Herbſt und Winter 
kommen, dann hört das auf. Dann können ſie nicht 
mehr barfuß laufen, dann müſſen ſie zuhauſe bleiben. 
Warme Kleidung haben ſie nicht. Sie rauben den 
Erwerbsloſen die Anterſtützung, den Arbeitenden 
den Lohn und geben ihnen nicht die Möglichkeit, 
das Zimmer zu heizen. Zu dem Hunger der Kinder 
der Erwerbsloſen kommt die Kälte und der Arbeiter 
muß mit jeinen Kindern nicht nur hungern und dar- 
ben, ſondern auch frieren. Das geſchieht durch Ihre 
Politik, indem Sie Danzig ſozial und wirtſchaftlich 
auf einen Tiefpunkt zurückgeworfen haben, auf dem 
es noch nie geſtanden hat. Mein Kollege Gehl hat 
ſchon darauf hingewieſen, daß Danzig eine Fremden— 
ſtadt iſt. Es braucht Fremdenverkehr. Sie haben 
aber die Fremden hinausgetrieben. Sie können die 
Fremden, die noch in Danzig ſind, an den Fingern 
abzählen. Leſen Sie die heutige Zeitung. Die 
Regierung iſt es, die mit der Nazipolitik die Fremden 
hinaustreibt. Die antimarxiſtiſche Regierung iſt 
der Totengräber der Freien Stadt. (Bravo! Sehr 
richtig! links.) 12 N 

Vizepräſident Philipſen? Herr Abg. Brill, Sie 
haben die Regierung den Totengräber der Freien 
Stadt genannt, ich rufe Sie zum zweitenmal zur 
Ordnung und mache Sie auf die Folgen eines evtl, 
dritten Ordnungsrufes aufmerkſam. (Abg. Kruppke: 
Sie find der Gehilfe der Totengräber!) 
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Brill, Abgeordneter (SPD.): Um all die Schand- 
taten zu decken, hat die Regierung zu Maßnahmen 
des Mittelalters gegriffen. Sie hat Demonſtrationen 
verboten, ſie hat ein Maulkorbgeſetz geſchaffen, ſie 
hat Verſaſſungsbruch begangen. Anſer Antrag, den 
Volkstag zum 15. Juli einzuberufen, iſt abgelehnt 
worden. Als Grund gab man an, daß ſich der 
Volkstag bis zum 26. Auguſt vertagt habe. Dadurch 
ſoll der Wille der Mehrheit des Volkstages bekun⸗ 
det worden ſein. Deshalb beriefen Sie den Volks⸗ 
tag nicht ein. Iſt das wahr, was damals behauptet 
wurde, dann durfte doch nach der Logik der Regie⸗ 
rungsparteien heute der Volkstag auch nicht tagen; 
denn die Mehrheit hatte beſchloſſen, daß wir erſt 
am 26. Auguſt zuſammentreten wollten. Der Präſi⸗ 
dent hat aber trotz dieſes Beſchluſſes den Volkstag 
einberufen, und die Mehrheit hat dazu die Ge⸗ 
nehmigung gegeben. Das hätte auch der Präſident 
damals bei unſerem Antrag ſo machen müſſen. Er 
tat es nicht. Er hatte die Abſicht, ſo zu handeln; 
denn als ich ihm den Antrag zugeſandt hatte, rief er 
an und ſagte: „Ich werde den Volkstag einberufen, 
aber nicht zum Mittwoch!“ Die beiden anderen 
Präſidenten ſind verreiſt, ich bin allein hier, und 
ich habe mich bereits für dieſen Mittwoch feſtgelegt, 
darum kann ich den Volkstag nicht zu Mittwoch, den 
15. 7. einberufen. Sie werden Beſcheid bekommen.“ 
Statt deſſen fand eine Sitzung des Aelteſtenaus⸗ 
ſchuſſes ſtatt, und dann hat man die Einberufung 
abgelehnt. Entweder iſt damals ein Verfaſſungs⸗ 
bruch begangen worden oder heute. Der Ver⸗ 
faſſungsbruch geſchah aber unſerem Antrag gegen- 
über. Ich beruſe mich bei meiner Ausführung auf 
den 6. Auguſt 1921. Damals ließ der Präſident 
Matthaei ebenfalls beſchließen, daß der Volkstag 
bis zum 30. Auguſt vertagt werden ſollte. Mein 
Kollege Gehl meldete an, daß wir einen Antrag 
auf Einberufung des Volkstages nach 8 12 der Ver⸗ 
faſſung einbringen würden. Der Präſident erklärte 
damals, in dieſem Falle würde er, wenn der geſetz⸗ 
liche Termin gewahrt ſei, den Volkstag am Mittwoch 
einberufen. Damit ſagte er, daß der Beſchluß der 
Vertagung bis zum 30. Auguſt beim Vorliegen 
eines ſolchen Antrages nicht gelte, ſondern der 
Volkstag zum nächſten geſetzlichen Termin einzube⸗ 
rufen ſei. Der Präſident Mathaei hat nicht nur jo 
geſprochen, ſondern auch ſo gehandelt. Er hat den 
Volkstag einberufen, der während der Ferien nicht 
nur einmal, ſondern dreimal tagte. Damals gab 


man recht. 


Jetzt aber mußte ein Verfaſſungsbruch begangen 
werden, weil man den ausgeſteuerten Arbeitsloſen 
nichts geben will. Herr Senator Kurowſki ſagte 
auch im Aelteſtenausſchuß: „Wir wollen an der 
Verſaſſung nichts ändern.“ Das hieß auf gut 
deutſch, die Ausgeſteuerten ſollen die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung nicht wieder bekommen. Es heißt: 
Wir wollen, daß die Erwerbsloſen mit ihren Kin⸗ 
dern verrecken. Deshalb wurde der Verfaſſungs⸗ 
bruch begangen. Wenn Sie Geld gebrauchen und 
wenn Opfer notwendig ſind, dann nehmen Sie von 
denen, die dieſe Opfer tragen können! Die kapi⸗ 


taliſtiſchen Parteien haben kapitaliſtiſche Methoden; 
nach denen ſollen nicht diejenigen die Opfer tragen, 
die dazu in der Lage ſind, ſie tragen zu können, ſon⸗ 
dern die Arbeitenden und Arbeitsloſen. Als anti⸗ 
marxiſtiſche Regierung wollen Sie ganze Arbeit 
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machen. 
Leiſtungen. Sie wollen, daß der Staat in Zukunft 
keine Wohlfahrtsanſtalt mehr ſein ſoll. Sie wollen 
weiter, das hat auch Herr Senator Dr. Hoppenrath 
heute gejagt, daß die Unternehmer von der Ver⸗ 
pflichtung befreit werden, die Lohn- und Arbeits⸗ 
tarife einzuhalten. Sie wollen alſo mit allem 
Schluß machen, was die Arbeiterſchaft ſeit dem 
Jahre 1918 zur Sicherung ihrer Lebenshaltung ge⸗ 
ſchaffen hat. Sie preſſen dadurch neue Millionen 
durch Hunger aus den Arbeitsloſen heraus. Da⸗ 
gegen ſollen die Beſitzenden geſchont werden. Die 
Opfer ſollen die Erwerbsloſen tragen, die Alters- 
rentner. Alles geſchieht auf Koſten der Volkskraft 
und der Volksgeſundheit. Wenn Sie notwendig 
Geld gebrauchen und dem Beamten, der unverhei⸗ 
ratet iſt und mehr als 167 Gulden bekommt, die 
Feſtbeſoldetenſteuer abziehen, und dem verheirateten 
Beamten, ſofern er mehr als 200 Gulden erhält, 
dieſe Steuer ebenfalls abziehen, warum gehen die 
Senatoren nicht mit gutem Beiſpiel voran? 


Wir haben im Januar ein Senatorengeſetz be⸗ 
ſchloſſen, nach dem die Senatoren monatlich 1500 
Gulden erhalten. (Abg. Kloßowſki: Alle? — Abg. 
Weber: Einige etwas mehr!) Ift der Staat in Not, 
braucht er Geld, muß man dann den Erwerbsloſen 
die Anterſtützung ziehen, muß man ſie ihnen kürzen, 
muß man der armen Witwe die Anterſtützung von 
25 Gulden im Monat infolge der Not auf 20 Gulden 
reduzieren? Warum läßt ſich der Senator Dr. Alt 
hoff heute noch immer ſtatt 1500 Gulden 3000 
Gulden monatlich zahlen? Er beruft ſich auf ein 
vertragliches Recht. Warum nimmt heute noch der 
Wohlfahrtsſenator, Herr Senatsvizepräſident Dr. 
Wiercinfki⸗Keiſer, ſtatt 1500 etwa 2300 Gulden 
monatlich? Es heißt, der Volkstag habe dieſe Ge⸗ 
hälter bewilligt. Im Staat herrſcht doch aber Not. 
Wenn Sie von anderen Opfer fordern, warum ſind 
die Senatoren nicht bereit, ſelbſt Opfer zu tragen? 
Solange dieſe nicht ſelbſt Opfer tragen, und ſich auf 
ihr Recht berufen, haben dieſe kein Recht, von 
denen, die nur ein paar Bettelpfennige erhalten, zu 
verlangen, daß dem Hungernden die Anterſtützung 
gezogen wird. Iſt es nicht ein Skandal, daß man 
erſt heute das Ermächtigungsgeſetz anwenden will, 
damit jetzt auch die Senatoren die Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer bezahlen? Der unterſte Beamte mußte die 
Feſtbeſoldetenſteuer zahlen. Die Senatoren brauchten 
ſie trotz der Not nicht bezahlen. (Lebhaftes hört, 
hört! links.) Der Staatsarbeiter, der Arbeiter beim 
Fuhrpark, wurde zur Feſtbeſoldetenſteuer herange⸗ 
zogen, ihm wurde der Lohn gekürzt. Der Senator 
Dr. Blavier, der dieſes Reſſort vertritt, ſagte, er 
brauche die Feſtbeſoldetenſteuer nicht zu zahlen. 
Wenn die Senatoren ſo egoiſtiſch ſind und nur an 
ſich ſelbſt denken, dann beweiſen ſie damit, daß ſie 
die Intereſſen der Mehrheit des Volkes nichts an⸗ 
gehen, daß die Opfer und die Laſten nur einzig und 
allein von den Arbeitsloſen und Arbeitenden ge- 
tragen werden ſollen. Die Begründung dieſes Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes gab der Finanzſenator mit 
einem Lächeln. Ich habe ſchon zwei Ordnungsrufe 
weg, muß alſo ſehr vorſichtig ſein. Würde ich an- 
derwärts ſprechen, würde ich ſagen: „Eine größere 
Infamie, eine größere Gemeinheit, wie ſie der Senat 
gegenüber dem Danziger Volk begangen hat, habe 
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ich noch nicht geſehen.“ Hier darf ich das aber nicht 
ausſprechen, hier ſage ich es nicht. (Heiterfeit.) 

Wenn der Staat in Not iſt, warum mußten 
dann gerade in dieſer Notzeit die Beförderungen 
vorgenommen werden. Ging es den Leuten wirf- 
lich um den Titel? Es werden dieſen Beamten 
höhere Einnahmen verſchafft. Der Senat hatte die 
Pflicht, Vorſorge zu treffen, mit den Finanzen haus⸗ 
hälteriſch umzugehen. Er mußte Zurückhaltung 
üben und den Leuten ſagen, ſolange Zehntauſende 
von Menſchen arbeitslos ſind, ſolange den Not- 
leidenden nicht einmal das Notwendigſte zum Leben 
gegeben werden kann, können Beförderungen unter 
keinen Amſtänden vorgenommen werden. Der ©e- 
nat beförderte Beamte. Er hat hier eine Partei- 
und Cliquenwirtſchaft deshalb getrieben, weil die 
Wegelagererpolitik der Nazis, die den Senat zuſam⸗ 
menhält, ſie dazu zwang. 

Nach der Verfaſſung haben wir ſechs haupt⸗ 
amtliche Senatoren. Haben Sie nur ſechs? Haben 
Sie nicht ſieben? Wo iſt denn der Landrat Hinz? 
Iſt er noch drüben auf dem Landratsamt? Er iſt 
doch als ſiebenter Senator im Sengt beſchäftigt. 
Mit der Vertretung ſeiner Geſchäfte als Landrat 
haben Sie einen Regierungsaſſeſſor beauftragt. 
Alſo Sie könnten ſparen! Sie taten es aber nicht, 
Sie dachten nur an ſich ſelbſt. (Senator Dr. Hop⸗ 
penrath: Das iſt der billigſte hauptamtliche Senator, 
den wir haben!) Ich weiß nicht, ob er jo billig iſt. 
Er bekommt ſein Gehalt als Landrat, ſeine Dienſt⸗ 
aufwandsentſchädigung und außerdem gibt ihm der 
Kreis Danziger Höhe 30 Prozent ſeiner geſamten 
Dienſtbezüge als Aufwandsentſchädigung. (Sena⸗ 
tor Dr. Hoppenrath: Als Landrat!) And Dienſt 
macht er als Senator! Dafür bekommt ein neuer 
Beamter bein Landratsamt Gehalt. Ob er dadurch 
wirklich ſo billig iſt, weiß ich nicht. Ich glaube, er 
iſt einer der teuerſten, denn an ſeiner Stelle be⸗ 
kommen zwei Gehalt. Aber Sie tun es, weil Sie 
die Beſitzenden ſchonen und die Arbeiterſchaft be⸗ 
laſten müſſen. Der Haß, den Sie gegen die Ar⸗ 
beiterſchaft haben, treibt Sie dazu. 

Nun, m. H. vom Zentrum, Sie behaupten von 
ſich immer, daß 70 Prozent Ihrer Wähler Arbeiter 
find. Wenn das zutrifft, warum treiben Sie dann 
mit Ziehm, Schwegmann und Greiſer dieſe Kata⸗ 
ſtrophenpolitik? Warum rauben Sie dem Kind des 
Erwerbsloſen das letzte Stückchen Brot? Sie zeigen 
damit, daß Ihnen das Geld der Reichen wichtiger 
iſt, als das Stückchen Brot des Erwerbsloſen. Ein 
Erwerbsloſer, der ausgeſteuert iſt, ein Landarbeiter, 
der keine Arbeit hat, hat bei der Gemeinde Anter⸗ 
ſtützung beantragt. Dieſe lehnte den Antrag ab. 
Er beſchwerte ſich beim Kreisausſchuß. Es kam zur 
mündlichen Verhandlung. Er wurde abgewieſen, 
weil er nach der Meinung des Herrn Höhn, Zen— 
trumsabgeordneter, keine Anterſtützung bekommen 
darf. Denn er ſagte: wenn ein Landarbeiter Arbeit 
haben wolle, bekomme er, ſoviel er wolle. Iſt das 
wahr? Wo bleiben die Tauſende, die Sie haben? 
Sie können ſie nicht in Arbeit unterbringen, aber 
Sie zwingen die Ausgeſteuerten und Arbeitsloſen 
dazu, daß dieſe um jeden Preis Arbeit annehmen 
ſollen. Ein anderer Fall: Eine Witwe klagte beim 
Kreisausſchuß ‚Danziger Höhe um Anterſtützung. 
Sie hat drei Kinder im Alter von 2 Monaten, 2 und 
3 Jahren. Ihr und den Kindern wurden 30 Gulden 
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den Monat zugebilligt. Herr Höhn ſagte, das Kind 
von zwei Monaten eſſe noch nichts und das Kind 
von zwei Jahren brauche auch noch nicht viel, darum 
genügten 30 Gulden voll und ganz. Der deutſch— 
nationale Meier empfahl, der Frau noch Holz zu 
geben, aber der Zentrumsmann Höhn, der ſo viel 
von Nächſtenliebe ſpricht, ſagte, das brauchen wir 
nicht, die Frau wohnt ſo dicht am Walde. Man 
zwingt alſo die Frau zum Stehlen, und wenn ſie 
dann eingeſperrt wird, ſchimpft das Zentrum über 
die Verkommenheit der Menſchen. 

Dadurch, daß der Landrat Hinz Senator ge— 
worden iſt, Herr Dr. Hoppenrath, alſo der billige 
Senator, hat man bei der Aeberlandzentrale Stra— 
ſchin-Prangſchin einen Direktor eingeſtellt, der 1200 
Gulden bekommt. Wäre Hinz beim Kreiſe tätig, 
brauchte das nicht zu fein. Oder war das abge- 
kartet? Einen guten Zentrumsmann an die Futter- 
krippe zu bringen? Solange bisher die Heberland- 
zentrale beſteht, hat man keinen kaufmänniſchen Di- 
rektor gebraucht. Gerade jetzt, in dieſen Notzeiten, 
ſtellt man einen jo teuer bezahlten Beamten ein. 
Damit zeigen Sie, daß alles, was Sie hier vor⸗ 
bringen, unſinnig iſt. Die 12 Millionen ſollen aus 
den Aermſten der Armen herausgepreßt werden. 
(Abg. Kurowski: Machen Sie andere Vorſchläge, 
Herr Brill!) Wir haben Vorſchläge gemacht. Wir 
haben Ihnen voriges Mal Vorſchläge unterbreitet 
und wir werden das auch jetzt wieder tun. Aber 
Sie werden ſie ablehnen, weil ſie die Aermſten 
ſchonen und die Reichen belaſten ſollen. Wenn Sie 
die Reichen belaſten, werden Sie hier zum Teufel 
gejagt. Sie haben hier allein die Intereſſen der 
Reichen zu ſchützen. 

Was ſoll mit den Gemeinden werden? (Sena⸗ 
tor Dr. Hoppenrath: Finanzausgleich!) Den Fi- 
nanzausgleich haben Sie ſchon immer zum Schaden 
der Gemeinden betrieben. Sie können doch nicht 
Ihre Sanierung jo vornehmen, daß Sie die Ge— 
meinden ihrem Schickſal überlaſſen. Der Stand- 
vunkt, den Sie bisher eingenommen haben und den 
Sie auch in Zukunft vertreten werden, iſt rückſichts⸗ 
los. Mit der Illuſion, die Gemeinden ſollen ſich 
allein ſanieren, muß aufgeräumt werden. Sie 
müſſen Mittel und Wege finden, um den Gemein— 
den, den Trägern der ſozialen Fürſorge, helfend zur 
Seite zu ſtehen. Sie haben Vorſorge zu treffen, 
daß in dem Schreckenswinter, dem wir entgegen⸗ 
gehen, wenigſtens die Gemeinden in der Lage ſind, 
ihren Schutzbefohlenen das Mindeſtmaß an Für⸗ 
ſorge geben zu können. Die Gemeinden ſelbſt können 
es nicht. Die Menſchen, die von den Gemeinden be— 
herbergt werden, haben Anſpruch auf menſchen⸗ 
würdige Anterſtützung, die ihnen die Gemeinden 
geben müſſen. 

Sie ſprechen von der Vereinfachung der Verwal— 
tung. Was Sie darunter verſtehen, weiß ich nicht. 
Wir haben Ihnen vorgeſchlagen, die drei Landkreiſe 
zuſammenzulegen. Das wollen Sie nicht, weil Ihre 
Pareianhänger von Futterkrippenſtellen verdränat 
werden. Darum belaſten Sie auch in Zukunft die 
Gemeinden weiter. Dafür wollen Sie aber die 


Steuerermäßigungen abbauen. Sie wollen, daß der 
letzte Arbeiter trotz ſeiner kinderreichen Familie, trotz 
ſeines geringen Einkommens, Steuern zahlen ſoll. 
Sie hauen die Werbunaskoſten ab, Sie bauen die 
ſozialen Ermäßigungen für die Frau und Kinder ab. 
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Aber in demſelben Atemzug, wo Sie hier die Steuer— 
ermäßigungen abbauen, wollen Sie eine Steuer— 
amneſtie für alle die Steuerdrückeberger und DBe- 
trüger erlaſſen, die den Staat bisher betrogen haben. 
Sie wollen Millionen verſchenken, und dieſe Mil- 
lionen wollen Sie aus den Aermſten der Armen 
herauspreſſen. Sie wollen, daß in Zukunft nicht 
mehr die zuviel gezahlten Steuern nach dem Lohn— 
abzugsſteuergeſetz zurückerſtattet werden ſollen. Alſo 
ganz gleich, welches Einkommen ein Arbeiter hat, 
er ſoll zur Steuerzahlung verpflichtet ſein. Sie 
wollen, daß das, was er gezahlt hat, der Steuerkaſſe 
verbleibt. (Senator Dr. Hoppenrath: In Deutſch— 
land hat die Sozialdemokratie es jo gemacht!) Da— 
für laſſen Sie aber die Landwirtſchaft vier Jahre 
ſteuerfrei. Sie haben ſich ein Ventil offen gelaſſen, 
daß, wenn dieſer Raubzug nicht genügt, Sie die 
Kriſenſteuer einführen wollen, um erneut den 
Aermſten der Armen neue Laſten aufzuerlegen. 

Alſo Ihre ganze Sanierung iſt darauf aufgebaut 
und läuft darauf hinaus, daß eine Neuregelung der 
Grundſtücksſteuer erfolgt. Das geſchieht aber nicht 
zur Belaſtung der Grundſtücke, ſondern zur Ent— 
laſtung. (Zuruf des Senators Dr. Hoppenrath.) 
Herr Senator Dr. Hoppenrath, Sie haben uns 
voriges Mal auch geſagt, das ſei nicht wahr. Nach— 
her wurde es doch wahr. Genau ſo wird es auch 
jetzt werden. Es wird nicht lange dauern, dann 
wird ſich das zeigen, was Sie machen ſollen. Herr 
Dr. Anger ſagte, es ſei nicht beabſichtigt, bei der Er— 
werbsloſenfürſorge eine Aenderung vorzunehmen. 
Das ſagt auch Herr Senator Dr. Hoppenrath. Das 
Zentrum führte in ſeiner Landeszeitung aus, daß die 
Arbeiterſchaft es dem Zentrum zu danken habe, daß 
keine Reduzierungen bei der Erwerbsloſenunter— 
ſtützung geſchehen ſind. Das Zentrum hat zuerſt die 
Pflicht, den beiden hauptamtlichen Senatoren die 
überbezablten Gehälter zu bezahlen. Herr Dr. Alt- 
hoff und Herr Dr. Wiereinſki-Keiſer hätten trotzdem 
nicht ein Stück Brot weniger geaeſſen, wenn fie in 
dieſer Notzeit nur das Gehalt ihrer Kollegen be— 
ziehen würden. Am Brot hätte es ihnen nicht ge— 
fehlt, wenn ſie ſich mit 1500 Gulden im Monat be— 
anügt hätten. Aber die arme Frau, der man die 
fünf Gulden zog, mußte fie behungern. Ihnen iſt 
der Hunger der armen Frau nicht ſo wichtia, wie 
die 2000 und 3000 Gulden monatliches Gehalt 
Ihrer Senatoren. Eine Schande iſt es, daß Sie ſich 
das in einer ſolchen Notzeit ſagen laſſen müſſen. 
(Zuruf des Präſidenten des Senats Dr. Ziehm.) 
Dem Arbeiter haben Sie die Ermäßigung abge— 
zogen. Alle Senatoren haben aber die Feſtbeſolde⸗ 
tenſteuer nicht bezahlt. (Arzeynſkil rechts. — Abg. 
Bertling: Der kriegt ſein Geld für nichts! — Abg. 
Schweamann: Niemals etwas geleiſtet! — Und 
Dr. Volkmann! links.) Ihnen genügt das noch nicht. 
Sie wollen dem Erwerbsloſen, deſſen Kinder heute 
ſchon barfuß gehen, die kein warmes Anterzeug 
und überhaupt keine Leibwäſche haben, die zerriſſene 
Oberkleidung tragen, auch noch die Winterbeihilfe 
kürzen. Es ſei nicht ſchlimm, ſagt der Senator Dr. 
Hoppenrath. Es iſt ſchlimm genug für den, dem die 
Anterſtützung vom vier- bis achtfachen Betrag auf 
den drei- bis ſechsfachen Betrag gekürzt wird und 
wenn er ſtatt wie bisher für ſieben nur für fünf 
Monate die Winterbeihilfe bekommt. 

M. H. Senatoren und alle diejenigen, die dieſe 
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Maßnahmen unterſtützen, ich würde Ihnen emp— 
fehlen, ſich dieſen Winter einmal mit der Erwerbs— 
loſenunterſtützung und mit der Winterbeihilfe zu be= 
gnügen. Wenn Sie dann zum Frühjahr ſagen, es 
hätte Ihnen gut getan, ſtelle ich mich hier hin und 
trete auch dafür ein, daß die Anterſtützung gekürzt 
wird. Solange Sie Gehälter von 1600 und über 
2000 Gulden beziehen, ſind Sie nicht berechtigt, 
anderen die wenigen Pfennige, die Sie ihnen geben, 
zu kürzen. 

Genau ſo iſt es bei den Beamten. Herr Senator 
Dr. Hoppenrath ſagte, die Vorſchläge, die die Sozial— 
demokratie bei der Beſoldungsordnung macht, kön— 
nen nicht durchgeführt werden. Ja, ſie ſind durch— 
führbar. Wir wollen den unteren, den ſchlechtbe— 
zahlteſten Beamten, ſchützen. Wir ſagen, der Be— 
amte, der nur 200 Gulden erhält oder ein paar 
Pfennige darüber, kann davon nichts abgeben. Aber 
wir haben eine Reihe höher bezahlter Beamten, die 
auf Grund der Notlage, in der wir uns befinden, 
beſtimmt einen Teil ihres Gehaltes abgeben können. 
Tauſende und Zehntauſende von Menſchen — es 
werden wohl faſt Hunderttauſend ſein —, müſſen 
ſich mit Wohlſahrtsunterſtützung begnügen. Da 
können doch beſtimmt die oberen Beamten einen 
Teil ihres Gehaltes für das Land abgeben, in dem 
ſie ſtändig beſchäftigt ſind; denn ſie haben ja nichts 
mit der Erwerbsloſigkeit zu tun. Der Arbeiter, der 
heute mit ſeiner Familie leidet, weiß nicht, wann ihm 
die Möglichkeit gegeben wird, wieder einmal in Be⸗ 
ſchäftigung zu kommen. Er leidet nicht nur augen- 
blicklich, ſondern auch dauernd unter der Hoffnungs- 
loſigkeit, daß dieſer Aebelſtand noch ſehr lange 
dauern wird. Dann verlangen Sie von uns, daß 
wir blindlings Ihren Vorſchlägen zuſtimmen ſollen? 
Wir werden unſere alten Anträge einbringen und 
hören, welche fadenſcheinigen Gründe Sie haben 
werden, um wiederum von den unteren Beamten 
neue Opfer zu verlangen. Ich rechne aber, daß Sie 
aus der Zeit gelernt haben werden und endlich ein— 
mal Vernunft annehmen und daran denken, daß, 
wenn der untere Beamte ſeine Pflicht erfüllt und 
treu ſein ſoll, er ſoviel haben muß, um ſich und ſeine 
Familie ernähren zu können. Nach den Vorſchlägen, 
die Sie gemacht haben, iſt das nicht möalich. 

Sie haben angedeutet, daß Sie eine Aenderung 
des Wohnunagswirtſchaftsgeſetzes vornehmen wollen. 
Sie haben ſich nicht weiter darüber ausgelaſſen, 
Herr Senator, was Sie darunter verſtehen. Soll 
auch dort auf Koſten der Mieter den Hausbeſitzern 
ein neues Millionengeſchenk gemacht werden? Soll 
der allgemeine Wohnungsbau unterbunden werden? 
(Abg. Kloßowſki: Natürlich) Dadurch, daß im 
vorigen Jahr die Anleihe von 15 Millionen für den 
Wohnungsbau von den bürgerlichen Parteien zu 
Fall gebracht wurde, ſind Tauſende von Arbeitern 
mehr arbeitslos geworden. Es war ſehr intereſſant, 
daß Herr Abg. Dr. Anger in ſeiner Erklärung ſagen 
mußte: Solange die Sozialdemokratie in der Re⸗ 
gierung war, hat ſie wenigſtens dafür geſorgt, daß 
Arbeit vorhanden war, Arbeit auf den Werften, 
Arbeit bei den Bauten; jetzt aber ſei keine Arbeit 
vorhanden. (Abg. Senftleben: Sie haben das Geld 
vorweg verbaut!) Die neun Millionen? Ich ſehe 


noch immer die großen Plakate an den Säulen, in 
denen bekundet wurde: „Wir reden nicht nur, der 
deutſchnationale Senator a. D. Beuſter hat neun 
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Millionen zum Wohnungsbau nach Danzig ge— 
bracht.“ Wo ſind die? War das nicht ein ganz 
gemeiner Betrug und eine Lüge gegenüber dem 
Danziger Volk? Sie haben doch jetzt am allerbeſten 
den Beweis dafür. Ein bißchen Auſſchneiden kann 
man ſich von der Deutſchnationalen Partei gefallen 
laſſen, aber da ſie zu dieſer gemeinen Lüge griff, 
bewies ſie ihre Verkommenheit. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, Sie 
haben der Deutſchnationalen Fraktion und Partei 
und damit Mitgliedern dieſes Hauſes Verkommen— 
heit vorgeworfen. Ich ruſe Sie zum dritten Mal 
zur Ordnung. Nach den Beſtimmungen der Ge— 
ſchäftsordnung hat das Haus darüber zu entſcheiden, 
ob ein Redner, der in derſelben Rede drei Ord— 
nungsruſe erhalten hat, weiter ſprechen darf. Ich 
bitte diejenigen, die dafür ſind, daß dem Abg. Brill 
das Wort entzogen wird, ſich zu erheben. — Das 


iſt die Mehrheit, dem Abg. Brill iſt das Wort ent⸗ S 


zogen. (Abg. Brill: Es iſt doch wahr, was ich ge— 
ſagt habe! — Abg. Mau: Die Wahrheit wird doch 
ausgeſprochen!) 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Abg. Bartſch. 

Bartſch, Abgeordneter (K P.): Wenn die werk— 
tätige Bevölkerung Gelegenheit hätte, ſich dieſes 
Theater hier anzuſehen, dann würde ſie recht bald 
erkennen, daß es an der Zeit iſt, mit den parla— 
mentariſchen Geſchichten Schluß zu machen. Wir 
kommen als Kommuniſten nicht ins Parlament, um 
den Maſſen Verſprechungen zu machen, ſondern um 
die Schandtaten des Parlaments anzuprangern, um 
den Proleten zum Bewußtſein zu bringen, daß ihre 
Befreiung nicht durch das Parlament kommen wird, 
ſondern durch den revolutionären Klaſſenkampf. 
(Zwiſchenruf rechts.) Wenn Sie beauftragt ſind, 
mich zu ſtören, wird es Ihnen beſtimmt nicht ge— 
lingen. Ich bin ein Vertreter der Arbeiterklaſſe, Sie 
ſind Vertreter des Kapitals, mit Ihnen habe ich 
nichts gemein. Wenn man unſeren Abgeordneten, 
den Gen. Plenikowſki, gleich zu Anfang binausge- 
wieſen hat, ſo iſt das eine vorbereitete Sache, denn 
man fürchtet die Wahrheit. Man fürchtet, daß die 
lommuniſtiſchen Vertreter anprangern werden, was 
er mit der werktätigen Bevölkerung durchführen 
will. 

„Dieſe Maßnahmen ſind ein Zeichen dafür, wie 
weit dieſes kapitaliſtiſche Syſtem heute in die Kriſe 
hineingeraten iſt. Nicht die Ziehm-Regierung allein 
iſt das Kennzeichen dafür, ſondern der ganze kapi⸗ 
taliſtiſche Staatsapparat. In Deutſchland und in 
den anderen kapitaliſtiſchen Ländern iſt genau die- 
elbe Situation. Dort findet man genau dieſelben 

aßnahmen, geht genau ſo gegen das revolutionäre 
Proletariat vor. Aber die Arbeiterklaſſe ift ſtark 
genug, um hierüber einmal hinwegzugehen. Mögen 

te zu den ſchlimmſten Maßnahmen greifen, den 
unger können Sie nicht verbieten. 
enn wir Kommuniſten ſchon vor einem Jahr 
und noch länger erklärten, daß Ihre Stabiliſierun— 
gen, Ihre Hoffnungen, die Sie erwecken wollten, 
alles Hirngeſpinſte find, jo zeigt uns die Entwid- 
lung, daß die Einſchätzung der Lage und der Ent⸗ 
wicklung durch die kommunſtiſche Internationale ganz 
richtig war, daß dies kapitaliſtiſche Syſtem zur Be⸗ 
ſeitigung verurteilt iſt, daß es den werktätigen 
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Hunger, Elend und Not. Das beweiſt wieder das 
neue Ermächtigungsgeſetz, das man hier einführen 
will. Es gibt keine Schicht des werftätigen Volkes, 
die nicht von dieſen Hungermaßnahmen betroffen 
wird. Alle werden darunter leiden, die Erwerbs— 
loſen nicht nur, ſondern auch die kleinen Gewerbe— 
lreibenden, die unteren Beamten, die Kriegsrentner, 
die Hinterbliebenen uſw. Hier ſieht man auch wie- 
der den Dank des Vaterlandes, der immer gepredigt 
wurde. Man geht über alles hinweg. Wir Kom— 
muniſten erwarten nichts anderes. Wir wiſſen, daß 
dieſes kapitaliſtiſche Syſtem und die Vertreter dieſer 
Geſellſchaftsordnung zu dieſem Mittel greifen 
müſſen, um ſich zu erhalten. Wir werden dieſe 
Maßnahmen benutzen, um den Proleten an Hand 
der Entwicklung ſchneller begreiflich zu machen, daß 
die Arbeiterſchaft, wenn fie leben will, den ſchärfſten 
Kampf gegen dieſe Geſellſchaftsordnung führen muß. 
Sie muß kämpfen gegen einen kleinen Teil von 
Menſchen, der ſich das Recht nimmt, die große 
Mehrheit des Volkes zu unterdrücken. Die kommu— 
niſtiſche Partei wird die revolutionären Bataillone 
immer mehr formieren, mögen Sie uns den Maul- 
korb umhängen, mögen Sie uns als Vertreter der 
Werktätigen aus dem Parlament hinauswerfen, 
mögen Sie Polizei einſetzen, wie Sie es ſchon ge— 
macht haben. Sie werden den Gang der Entwick— 
lung nicht aufhalten. Dem Zarismus haben alle 
ſeine Maßnahmen auch nichts genützt. Sie ſehen 
es überall, in Polen und in Deutſchland, daß das 
Volk immer mehr aufbegehrt. Die Arbeiterſchaft 
hat heute nichts mehr zu verlieren. Die Kreiſe, die 
gehofft haben, in dieſem Syſtem einmal ein beſſeres 
Daſein zu führen, ſind durch den Gang der Entwick— 
lung dazu gekommen, daß ſie einſehen, daß ſie nur 
mit der Kommuniſtiſchen Partei gemeinſam kämpfen 
können. 

Genau wie hier ſieht es in Deutſchland aus. 
Auch im Reichsetat hat man 500 Millionen weniger 
eingeſetzt. Dieſe zieht man auch in Deutſchland den 
Wohlfahrtsempfängern, den Erwerbsloſen, den In— 
validen, Kleinrentnern, unteren Beamten und An— 
geſtellten ab. Man wird auch hier weitere Notver— 
ordnungen treffen. In Deutſchland nennt man es 
Notverordnung, hier Ermächtigungsgeſetz. Es iſt 
genau dasſelbe. In Deutſchland wird die Erwerbs- 
loſigkeit weiter ſteigen, und genau ſo auch hier in 
Danzig. Wir werden als Kommuniſtiſche Partei, 
als revolutionäre Arbeiterſchaft, gemeinſam mit dem 
deutſchen und polniſchen Proletariat, den Kampf 
gegen das kapitaliſtiſche Syſtem führen. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Bartſch, 
ich bitte Sie, zur Sache, zum Ermächtigungsgeſetz 
zu ſprechen. 

Bartſch, Abgeordneter (K P.): Das iſt zur 
Sache. Wenn wir uns das Ermächtigungsgeſetz 
anſehen und finden, daß die Einkommenſteuer wieder 
erhöht werden ſoll, ſo trifft man den Familienvater, 
der nicht mehr weiß, wie er ſeine Familie ernähren 
oll. Die Aenderung des Wohnungswirtſchaftsge— 
ſetzes iſt ebenfalls eine Handhabe, um die Tauſende 
Erwerbsloſen, die man aus der Fürſorge heraus 
wirft, auch aus der Wohnung herauszuſetzen. Des⸗ 
halb die Aenderung des Wohnungswirtſchaftsge— 
ſetzes, um die Mieter noch mehr zu ſchröpfen. Dies 
alles zeigt, daß man für die Intereſſen der Arbeiter- 
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Maſſen nicht mehr bringen kann als höchſtens! ſchaft, der Werkätigen, nichts übrig hat. Es find 
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(Bartſch, Abgeordneter) 
alles Hungermaßnahmen. Dazu gehört auch die Er— 
höhung der Mineralwaſſerſteuer. Wer trinkt das 
Mineralwaſſer? Meiſtens das werktätige Volk. 
Die Herren trinken Sekt. Man zieht alſo dem 
Proletariat wieder Geld aus der Taſche. Dann die 
Winterbeihilfe. Früher gab man den Erwerbsloſen 
regelmäßig Winterbeihilfe. Die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung iſt doch nur eine Notunterſtützung. Es muß 
doch jedem denkenden Menſchen klar ſein, daß die 
Erwerbsloſenunterſtützung nicht ausreicht, um eine 
Familie zu ernähren, um als Menſch leben zu kön— 
nen. Man wird dieſe Winterbeihilfe auch noch 
kürzen, man wird fie auf die Hälfte reduzieren. Die 
Kinder der Erwerbsloſen laufen zum großen Teil 
heute ſchon mit zerriſſenen Schuhen oder auch barfuß 
und mit ſchäbigen Kleidern herum. Wenn der 
Winter kommt und alle in Verzweiflung ſind, wird 
ihnen noch mehr entzogen. Sie kennen nicht die 
Not der Erwerbsloſen, Sie haben kein Verſtändnis 
dafür. Wenn der Herr Regierungsvertreter oder 
ein Abgeordneter der bürgerlichen Parteien war es 
wohl, hier erklärte, daß Härten vermieden werden 
ſollen, ſo möchte ich einmal auf Oſtroſchken, Kreis 
Danziger Höhe, hinweiſen. Dort ſind ſechs Er— 
werbsloſe aus der Erwerbsloſenfürſorge ausge- 
ſteuert. Darunter waren zwei Familienväter mit 
ſieben Kindern, zwei mit vier Kindern, einer mit 
ſechs Kindern und einer ohne Kinder. Dieſen Er- 
werbsloſen hat man für neun Tage 7 Gulden Anter⸗ 
ſtützung gegeben, mit dem Hinweis, daß ſie in der 
nächſten Woche überhaupt nichts bekommen würden. 
Hat man da keine Härte angewandt? Was ſollen 
dieſe Familienväter machen? Können ſie mit ſieben 
Gulden in der Woche die Familie ernähren? Aus- 
geſchloſſen! Verſuchen Sie nur einmal, mit der 
Hälfte des Gehalts, das Sie ſonſt bekommen, aus⸗ 
zukommen. Sie werden ſofort erklären, das ſei un- 
möglich. Aber von den Erwerbsloſen verlangt man 
das Anmögliche. 

Als ich nun als Vertreter der Arbeiterſchaft mit 
den Erwerbsloſen zum Landratsamt des Kreiſes 
Danziger Höhe kam, war es ein Menſch namens 
Prill, der mich, als ich ihm erklärte, er ſolle veran- 
laſſen, daß den Erwerbsloſen eine erhöhte Wohl- 
jahrtsunterſtützung gezahlt werde, hinauswies und 
ſogar handgreiflich wurde, jo daß ich mich zur Wehr 
ſetzen mußte. So ſieht die Humanität aus, dies 
Mitgefühl kann man von Vertretern dieſes kapi⸗ 
taliſtiſchen Staates erwarten. Wenn die Arbeiter- 
ſchaft, die werktätigen Frauen und Männer, die 
Betriebsarbeiter, erkennen, daß ſie nichts von Ihnen 
zu erwarten haben, wird die Zeit da ſein, wo ſie 
Schluß machen werden. Verlaſſen Sie ſich darauf, 
die Zeit kommt, das Rad der Weltgeſchichte läßt 
ſich nicht aufhalten, auch wenn Sie Ermächtigungs— 
geſetze annehmen. a 
Was bedeutet die tarifrechtliche Angelegenheit? 
Man will die Danziger Arbeiter auf das Sklaven⸗ 
niveau herabdrücken. Der Danziger Arbeiter ſoll, 
wenn er produktive Arbeit leiſtet, nicht mehr ein 
auskömmliches Daſein führen. Man will ihm auch 
noch dieſe miſerablen Löhne ziehen. Man will ihm 
das Streikrecht rauben uſw. Das iſt Ihr Kurs, auf 
den Sie ſteuern, aber die Arbeiterſchaft iſt ſtark 
genug, um ſich dagegen zu wehren. Sie wird auch 
erkennen, wer es ehrlich meint und den Kampf für 
ihre Intereſſen führt. 
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Wenn wir gegen dieſe Maßnahmen den Kampf 
führen, unterſcheiden wir uns grundſätzlich von der 
Sozialdemokratiſchen Partei. Für uns als Kom- 
muniſten gilt dieſe Verfaſſung nicht. Wir wiſſen, 
daß Sie die Verfaſſung jo auslegen, wie es Ihnen 
gefällt. Die Proletarier werden ſich ihre eigene 
Verfaſſung ſchaffen. Wir gehen einen anderen Weg, 
den des Maſſenkampfes. Wir appellieren nicht an 
Ihr Mitgefühl, an Ihr Verſtändnis, weil wir wiſſen, 
daß die Arbeiterſchaft nichts von Ihnen zu erwarten 
hat. Sie ſind Vertreter dieſes Syſtems. Sie 
müſſen die Proleten brutal ins Elend ſtürzen. Für 
Sie gilt es nur, Ihre Klaſſenherrſchaft zu feſtigen. 
Sie find von der Geſchichte aber verurteilt, ab— 
zutreten und dem Proletariat Platz zu machen, der 
Mehrheit des Volkes, die berufen iſt, eine beſſere 
Geſellſchaftsordnung zu ſchaffen. Die Auswirkung 
der Hungerverordnung — 

Vizepräſident Philipſen: Sie haben die von der 
Regierung vorgelegte Verordnung eine Hunger- 
verordnung genannt, Herr Abg. Bartſch, ich rufe 
Sie zur Ordnung. 

Bartſch Abgeordneter (K. P.): Ich weiß nicht, 
was die Verordnungen dann find. Wenn die Aus- 
wirkungen der früheren Ermächtigungsgeſetze bereits 
ungeheuer ſind, werden ſie nach dieſem Geſetz noch 
ſchlimmer werden. Wenn Herr Dr. Hoppenrath 
erklärte, es ſolle nicht alles auf einmal geſchehen, 
ſo zeigt das, daß man weitere derartige Ermächti⸗ 
gungsgeſetze durchführen will, um die Proleten 
durch weitere Hungermaßnahmen ins Elend zu 
drücken. Sie verſuchen, die notleidende Bevölkerung 
auf Ihre Art zu beruhigen. Sie haben weiter nichts 
als den Gewehrkolben. Wenn man auf dem Wohl- 
fahrtsamt gegen die Arbeitsloſen, gegen die weinen⸗ 
den Frauen und Kinder mit Kolbenſtößen vorgeht, 
wo bleibt da die Humanität, das Gerechtigkeits⸗ 
gefühl? Wo bleibt das, was der Herr Abgeordnete 
von den bürgerlichen Parteien erklärte, daß man 
Härten vermeiden will. Sind das noch keine Härten? 
Man wird hier noch viel ſchlimmere Sachen ein— 
führen. 

Aber mögen Sie Ihre Maßnahmen treffen, 
Sie werden nicht verhindern, was doch kommen 
wird. An Hand Ihrer Geſetze, die Sie ſchaffen, 
müſſen wir Kommuniſten immer wieder Ihren 
Bankrott feſtſtellen. Das ſehen Sie ja auch ſelbſt. 
Während auf der einen Seite die notleidende Maſſe 


hungert, vernichten Sie auf der anderen Seite 


Werte, tauſende Tonnen von Getreide, Kaffee und 
Nahrungsmittel, die die werktätige Bevölkerung 
braucht. Man will die Preiſe künſtlich hochhalten. 
Würde Rußland ſolche Ermächtigungsgeſetze 
ſchaffen, wie Sie Ihre Notverordnungen, dann 
würden Sie ein großes Geſchrei anſtimmen und 
ſagen: „Auf, gegen die Barbaren, die jo die Menſch⸗ 
heit unterdrücken“. In Rußland, wo die Proleten 
herrſchen, beſſert ſich die Lage, trotzdem dort die 
werktätigen Maſſen eine Wirtſchaft übernehmen 
mußten, die vom Zarismus her rückſtändig war. Es 
iſt Ihnen gelungen, die Wirtſchaft aufzubauen und 
das Lebensniveau der werktätigen Bevölkerung zu 
erhöhen. In den kapitaliſtiſchen Ländern beſtehen 
jedoch Ihre Maßnahmen darin, die Werktätigen 
durch Gewaltmaßnahmen zu unterdrücken. Sie 
fragen nicht danach, ob die Proleten hungern oder 
nicht. Das Parlament, ſagt man immer, ſei die 
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Vertretung des Volkes. Hat es etwas mit Recht 
zu tun, wenn man den Abg. Plenikowſki aus der 
Sitzung ausſchließt, nur weil er einen Zwiſchenruf 
machte. Das geſchah, um ihn nicht ſprechen zu laſſen. 
(Zuruf rechts.) Das gehört zur Sache. Deshalb 
ſprechen wir auch, um das hier anzuprangern. Je 
mehr Sie ſich in der Klemme fühlen, um ſo brutaler 
zeigen Sie Ihr wahres Geſicht, um ſo brutaler zeigt 
die kapitaliſtiſche Geſellſchaft der Arbeiterſchaft ihre 
Fratze. Nur die Kommuniſtiſche Partei führt einen 
konſequenten Kampf gegen dieſe Ermächtigungs— 
geſetze, weil ſie gegen das werktätige Volk gerichtet 
find. Die Kommuniſtiſche Partei wird im Gegen- 


laß zur Sozialdemokratiſchen Partei nicht im Par- dieſe werden der Menſchheit zugute kommen. 


lament Wortgefechte führen. Wenn es geſchieht, 
dann nur, um die Bevölkerung aufzuklären und auf 
das hinzuweiſen, was vorgeht. Die Kommuniſtiſche 
Partei wird den außerparlamentariſchen Kampf 
führen. Sie wird das werktätige Volk zum Volks⸗ 
entſcheid aufrufen. Wir werden die Maſſenaktion 
gegen den Ziehm⸗Senat auslöſen. Dann ſoll die 
werktätige Bevölkerung entſcheiden, ob ſie ſolche 
Maßnahmen duldet. Wir wiſſen, daß die ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter, die Arbeiter, die evtl. bei 
der Nazipartei ſind, und die Zentrumsarbeiter ge- 
meinſam mit der Kommuniſtiſchen Partei dieſen Weg 
gehen werden, den Weg der außerparlamentariſchen 
Aktion. 

Es iſt auch über die Beſchränkung der Preſſe⸗ 
freiheit geſprochen worden. Aber man hat hier nur 
ein Manöver durchgeführt, um der S. P. D. die 
Möglichkeit zu geben, keinen konſequenten Kampf 
gegen das Ermächtigungsgeſetz zu führen. Die 
Maſſen fielen ab. Alſo wurde ein Manöver durd- 
geführt, damit die Maſſen nicht erkennen, daß auch 
die Sozialdemokratiſche Partei grundſätzlich nichts 
dagegen hat. Die Sozialdemokratiſche Partei iſt für 
die Erhaltung dieſes Syſtems. Sie anerkennt es. 
Das unterſcheidet uns von ihr. In dem Sinne 
werden wir die Arbeiterſchaft zum gemeinſamen 
Kampf aufrufen und mit ihr kämpfen. Gerade dieſe 
Partei hat kein Recht, das zu erklären, während auf 
der anderen Seite wir in der Praxis ſehen, daß 
man den Lohnabbau uſw. unterſtützt. Aber wenn 
Sie hier den Erwerbsloſen die Anterſtützung rauben, 
wenn Sie die Löhne abbauen wollen, ſo wurde ſchon 
darauf hingewieſen, warum Sie nicht die Gehälter 
der hohen Beamten und der Senatoren abbauen. 
Sie nehmen das Recht für ſich in Anſpruch, zu 
praſſen und zu ſchlemmen, aber das werktätige Volk 
ſoll auf das Niveau der chineſiſchen Kulis herab⸗ 
gedrückt werden. Es ſoll aus der Hand freſſen. 
Wenn Sie ihnen ein Stückchen Brot reichen, ſollen 
die Proleten kommen und auf die Knie fallen. Die 
Arbeiterſchaft hat ſo viel Selbſtbewußtſein, das nicht 
zu tun. Sie hält es für unter ihrer Würde, vor 
dem Kapitalismus auf die Knie zu fallen. Wenn 
Sie mit dieſen Maßnahmen kommen, wird ſich die 
Arbeiterſchaft dagegen wehren, weil die Proletarier 
ihre Exiſtenz zu verteidigen haben. Sie behandeln 
ſie nicht als Menſchen, ſondern als Sklaven. Ein 
Pferd, eine Kuh bekommt das regelmäßige Futter, 
aber der Erwerbsloſe, ein Menſch, muß unter den 
unwürdigen Zuſtänden dieſer Geſellſchaftsordnung 
leiden. Wenn die Arbeiterklaſſe leben will, wenn ſie 
eine beſſere Geſellſchaftsordnung haben will, muß 
der Kapitalismus ſterben. Er iſt durch die Ent- 
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wickelung in das Stadium gekommen, wo er nichts 
Neues mehr bringen kann, und einer anderen Ge— 
ſellſchaftsordnung Platz machen muß. Diejenigen, 
die die neue Geſellſchaftsordnung herbeiführen 
werden, ſind die Proletarier, denen Sie heute mit 
Ihren Hungermaßnahmen das letzte Stückchen Brot 
rauben, die Sie ins ſchlimmſte Elend hineinſtürzen. 
Dieſe Maſſen werden ſich in nächſter Zeit feſter um 
das Banner der Kommuniſtiſchen Partei ſcharen. 
Sie werden in allen Ländern, in Polen, Deutſchland 
uſw. für den Sowjetſtaat kämpfen. Dann werden 
wir auch hier wieder Arbeit und Brot haben. Dann 
wird man nicht mehr Werte vernichten, ſondern 
Der 
Sozialismus wird allen Menſchen geben, was ſie 
brauchen. Eine kleine Clique darf ſich nicht mehr 
herausnehmen, alle dieſe Werte zu vernichten. Die 
Nazipartei hat ihre Lakaienrolle gegenüber dem 
Kapitalismus ausgezeichnet gekennzeichnet. Das 
Echo bei den Arbeitern wird ſein, daß die Proleten, 
die ſich vielleicht noch von den demagogiſchen Phra- 
ſen anfangen ließen und die dieſe Partei heute ſchon 
zu Hunderten verlaſſen, den ſchärfſten Kampf gegen 
dieſe Partei führen werden, die eine faſchiſtiſche Dik⸗ 
tatur ermöglichen will und die das Volk in die 
ſchlimmſte Entrechtung führt. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Bartſch, 
Sie ſind in derſelben Rede einmal zur Sache, ein 
zweites Mal zur Ordnung gerufen worden. Sie 
haben ſich danach auch wieder von der Sache ent— 
fernt. Am Ihnen nicht das Wort zu entziehen, rief 
ich Ihnen zu, bitte bei der Sache zu bleiben. Sie 
ſind aber wieder vom Thema abgewichen. Ich rufe 
Sie zum zweiten Mal zur Sache. Das Haus hat 
zu entſcheiden, ob Sie weiter ſprechen ſollen. Die 
Geſchäftsordnung beſtimmt, daß, wenn jemand in 
derſelben Rede dreimal zur Ordnung oder zur Sache 
gerufen wird, das Haus entſcheidet, ob der Redner 
weiter ſprechen ſoll. Ich bitte die Abgeordneten, die 
dafür ſind, daß dem Abg. Bartſch das Wort ent— 
zogen wird, ſich von den Plätzen zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit. Herr Abg. Bartſch, ich bitte Sie, 
ſich von der Rednertribüne zu entfernen. Zur Ge— 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. Müller. 

Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): Im 
Aelteſtenausſchuß herrſchte Einverſtändnis darüber, 
daß die ſozialdemokratiſche Fraktion zwei Redner 
ſprechen laſſen ſollte. Der Vertreter der Kommu⸗ 
niſtiſchen Fraktion erklärte ſich bereit, nur einen 
Redner vorzuſchicken. Es haben aber zwei Redner 
der Kommuniſtiſchen Fraktion geſprochen. Ich be— 
antrage daher jetzt Schluß der Debatte. 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge- 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Kreft. 

Kreft. Abgeordneter (K. P.): Ich will nur feſt⸗ 
fellen, daß wir uns ſtrikt an die Abmachungen im 
Aelteſtenausſchuß halten. Dort wurde beſchloſſen, 
daß der Abg. Plenikowſki für uns ſprechen ſollte. 
Das wurde aber nicht zugelaſſen. Weil die Ver- 
einbarung nicht gehalten wurde, haben wir uns auch 
nicht danach gerichtet. Deshalb ſchickten wir den 
zweiten Redner vor. Ich will auch bekanntmachen, 
daß wir nicht ſtundenlang ſprechen wollen. 

Vizepräſident Philipſen: Es iſt der Antrag auf 
Schluß der Debatte geſtellt worden. Wird er unter- 
ſtützt? Wer für dieſen Antrag iſt, bitte ich, ſich zu 
erheben. — (Die Gegenprobe, das war nicht die 
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(Vizepräſident Philipſen) 
Mehrheit! links.) Das iſt die Mehrheit, es iſt jo 
beſchloſſen. Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt vor, die 
Punkte 1 bis 5 dem Hauptausſchuß zu überweiſen. 
Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Antrag auf Genehmigung eines Diſzipli⸗ 

narverfahrens gegen einen Abgeordneten. 


Druckſache Nr. 340. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt Aeberweiſung an den 
Rechtsausſchuß vor. Ich höre keinen Widerſpruch, 
es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe Punkt 7 auf: 
Antrag auf Strafverfolgung gegen einen 
Abgeordneten. 


Druckſache Nr. 358. N 
Ich eröffne die Beſprechung und ſchließe ſie, da 
Wortmeldungen nicht vorliegen. Der Aelteſten— 
ausſchuß ſchlägt Aeberweiſung an den Rechtsaus⸗ 
ſchuß vor. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo 
beſchloſſen. Ich rufe Punkt 8 auf: 

Antrag auf Strafverfolgung gegen einen 

Abgeordneten. 


Druckſache Nr. 359. 
Der Aelteſtenausſchuß ſchlägt ebenfalls Leber- 
weiſung an den Rechtsausſchuß vor. Es erhebt ſich 
kein Widerſpruch, es iſt ſo beſchloſſen. Ich rufe 
Punkt 9 der Tagesordnung auf: 
Große Anfrage Nr. 17 des Abg. Brill u. 
Fr. betr. Heberfall durch Nationalſozialiſten 
in Schöneberg. 


Druckſache Nr. 315. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Dr. Anger. 

Dr. Anger, Abgeordneter (B.d. n. S.): Ich be— 
anfrage Begrenzung der Redezeit auf eine Stunde. 

Vizepräſident Philipſen: Es iſt beantragt, die 
Redezeit bei Punkt 9 auf eine Stunde zu beſchrän— 
ken. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Bei einem ſo 
wichtigen Tagesordnungspunkt kann man ſich be— 
ſtimmt nicht ausgiebig in einer Stunde darüber 
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unterhalten. Deshalb müſſen wir es ablehnen, dar- (0) 


über eine Stunde zu ſprechen. Wenn Sie glauben, 
daß die Zeit heute ſchon zu vorgerückt iſt, jo ver- 
tagen Sie lieber die Sitzung. Wenn Sie die Rede— 
zeit auf eine Stunde beſchränken, ſo iſt das eine Her- 
ausforderung, die wir uns unter keinen Amſtänden 
gefallen laſſen. 

Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): Ich beantrage 
Vertagung der Sitzung, und zwar aus dem Grunde, 
weil ich als Redner für dieſe Sitzung nicht das 
Material zur Stelle habe. Wir hatten angenommen, 
daß wir die heutige Sitzung mit der Beratung über 
die Ermächtigungsgeſetze voll ausfüllen würden. 
(Wir widerſprechen! rechts.) 

Vizepräſident Philipſen: Es liegen zwei Ge— 
ſchäftsordnungsanträge vor. (Abg. Dr. Anger: Ich 
ziehe meinen Antrag zurückl) Es liegt nun noch der 
Antrag des Herrn Abg. Mau vor, die Sitzung heute 
zu vertagen. Wird der Antrag unterſtützt? Die 
Anterſtützung reicht aus. Wer für den Antrag des 
Abg. Mau iſt, bitte ich, ſich zu erheben. Ich 
bitte um die Gegenprobe. Vorhin ſtand die 
Mehrheit. Der Antrag des Herrn Abg. Mau iſt 
damit angenommen. Wir ſind am Schluß der 
Sitzung. Ich ſchlage vor, die nächſte Sitzung auf 
Dienstag, den 25. Auguſt, 15.30 Ahr, feſtzuſetzen, 
und zwar mit folgender Tagesordnung: Punkt 1, 
wenn die Vorlagen bis dahin im Hauptausſchuß ver⸗ 
abſchiedet ſind, zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
über die Aenderung der Dienft- und Verſorgungs⸗ 
bezüge der Beamten und Anaeftellten im Amt und 
im Ruheſtand ſowie ihrer Hinterbliebenen. Als 
Punkt 2 der Tagesordnung käme die zweite Be— 
ratung eines Ermächtiaungsgeleßes und Reſt von 
heute. Weiter bitte ich, den Herrn Präſidenten zu 
ermächtigen, evtl. noch andere Punkte auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Ich höre keinen Widerſpruch 
gegen Tag und Zeit der nächſten Sitzung und gegen 
die Tagesordnung. Es iſt demgemäß beſchloſſen. 
Ich ſchließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung 19 Ahr 5 Minuten.) 
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Die Sitzung wird 3 Uhr 50 Minuten durch den 
Präſidenten von Wnuck eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Präſident des Senats 
Dr. Ziehm; ſtellv. Präſident des Senats Dr. Wier⸗ 
einſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. Althoff, Dumont, 
Hinz, Dr. Hoppenrath, Kurowski, Schwegmann; 
Dr. Winderlich; Staatsrat Scheunemann, Ober⸗ 
regierungs⸗ und Finanzrat Winter, Oberregie⸗ 
rungsrat Gallaſch, Amtsrat Voß, Oberſekretär 
Seidel. — Mitglied des Finanzrats Capeller. 

Präſident: Ich eröffne die 36. Vollſitzung. Vor 
Eintritt in die Tagesordnung teile ich dem Haufe 
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mit, daß Herr Schmich die Berufung in den Volks⸗ (O) 


tag angenommen hat. Iſt der Herr Abg. Schmich 
hier? — Ich begrüße Sie im Volkstag. Ich rufe 
jetzt Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Einſpruch von zwei Abgeordneten gegen 

ihren Ausſchluß. 
Druckſache Nr. 362. Ich laſſe zuerſt über den Ein⸗ 
ſpruch des Herrn Abg. Plenikowſki abſtimmen. 
Wer dieſen Einſpruch als berechtigt anerkennt, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen⸗ 
probe. Das letztere iſt die Mehrheit. — Der Ein⸗ 
ſpruch iſt abgelehnt. (Abg. Plenikowſki: Es lebe 
die Demokratie!) Wer den zweiten Einſpruch des 
Herrn Abg. Langnau für berechtigt hält, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
Letzteres war die Mehrheit, der Einſpruch iſt ab⸗ 
gelehnt. (Abg. Plenikowſki: Es handelt ſich ja 
nicht um Greifer!) Ich rufe Punkt 1a der Tages⸗ 
ordnung auf: 

Zweite Beratung eines Geſetzentwurfs 
zur Aenderung der Dienſt⸗ und Verſor⸗ 
gungsbezüge der Beamten und Angeſtellten 


im Amt und im Ruheſtand ſowie ihrer 


Hinterbliebenen. 
Druckſache Nr. 363 zu Nr. 356. Der Aelteſten⸗ 
ausſchuß ſchlägt Ihnen vor, bei Artikel I eine 
allgemeine Ausſprache zuzulaſſen und bei dieſer 
allgemeinen Ausſprache auch die Punkte 1b, e 


B und d zu verbinden, Ich höre keinen Widerſpruch; 


es iſt dementſprechend beſchloſſen: 
Zweite Beratung eines Ermächtigungs⸗ 
geſetzes. 


D Druckſache Nr. 364 zu Nr. 357. 


Bericht des Hauptausſchuſſes über den 
Antrag des Abg. Langnau auf Vorlegung 
eines Geſetzentwurfs über Neuregelung 
des Finanzausgleichs. 

Druckſache Nr. 365 zu Nr. 351. 

Bericht des Hauptausſchuſſes über den 
Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Be⸗ 
reitſtellung einer Summe für Wohlfahrts⸗ 
zwecke in den Landgemeinden. 

Druckſache Nr. 366 zu Nr. 352. Ich eröffne die 
Ausſprache. Das Wort hat der Herr Abg. Mau. 

Mau, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Die Frage des Beſitzſtandes für die Beamten, An⸗ 
geſtellten und die Staats⸗ und Gemeindearbeiter 
hat wiederholt bei den Beratungen im Volkstag 
und auch im Hauptausſchuß eine erhebliche Rolle 
geſpielt. Wir Sozialdemokraten haben bei der 
Schaffung des Beamtenbeſoldungsgeſetzes vom 
Oktober 1928 bereits die Erklärung abgegeben, 


daß wir gegen den Beſitzſtand find, und daß wir 


damals den Beſitzſtand im Dienſtbeſoldungsgeſetz, 
gegen unſeren Willen aufnehmen mußten, weil 
es in dieſem Hauſe verblendete Parteiführer gab, 
die aus parteiegoiſtiſchen Gründen ihre Zuſtim⸗ 
mung zu einem Beſoldungsgeſetz ohne Beſitzſtand 
verweigerten. Ich glaube, daß der heutige Senats⸗ 
präſident Dr. Ziehm, der damals der Parteiführer 
der Deutſchnationalen war, ſeine Stellungnahme 
als Parteiführer bedauert, weil er heute als 
Staatsführer genau das Gegenteil deſſen tut und 
empfiehlt, was er damals als Parteiführer ge⸗ 
macht hat. Die Deutſchnationale Fraktion unter 
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(Mau, Abgeordneter) 


A) Führung des Herrn Dr. Ziehm, die Fraktion der 


() 


Nationalliberalen Bürgerpartei unter Führung 
des Herrn Dumont und die Wirtſchaftliche Ver⸗ 
einigung unter Führung des Herrn Dr. Blavier 
waren es mit den hinter ihnen ſtehenden Volks⸗ 
tagsabgeordneten, die in einer blöden Verblen⸗ 
dung dem damaligen Staat in finanzieller und 
wirtſchaftlicher Hinſicht nicht das geben wollten, 
was ſie heute von der geſetzgebenden Kammer, 
dem Volkstag, als Regierungsführer ſelbſt for⸗ 
dern. Ich glaube, daß der Senatspräſident von 
heute bedauern wird, was der Parteiführer von 
1928 empfohlen hat. Einer Linksregierung, an 
der die Sozialdemokraten beteiligt waren, gab 
man die Zweidrittelmehrheit nicht, die zur Beſei⸗ 
tigung dieſes ungeheuren Unrechtes notwendig 
war. (Abg. Dumont: Sie wollten es damals durch 
einfaches Geſetz machen!) Wir Sozialdemokraten 
ſind parteipolitiſch nicht ſo verrannt, wie die 
Parteiführer der genannten damaligen Volkstags⸗ 
fraktionen. 

Wir werden auch jetzt, wo wir in der Oppo⸗ 
ſition ſtehen, den von uns ſtets als größtes Un⸗ 
recht im Beſoldungsgeſetz bezeichneten Beſitzſtand 
auch heute noch als Unrecht anerkennen und 
ſeiner Aufhebung zuſtimmen. Es iſt eigenartig, 
daß nicht nur die Führer der jetzigen Regierungs⸗ 
parteien, ſondern auch deren Preſſeorgane, wenn 
eine Linksregierung am Ruder war, Parteipolitik 
im ärgſten Sinne des Wortes getrieben haben, 
wenn es ſich um Beamtenfragen handelte. 

Wie war es eigentlich mit dem Notopfer? Die 
Regierung, die damals am Ruder war, ſtand auf 
dem Standpunkt, daß das Notopfer, das der 
Rechtsregierung von der Beamtenſchaft freiwillig 
gegeben war, in geſetzliche Formen gekleidet wer⸗ 
den müßte. Wer waren diejenigen, die damals die 
Annahme dieſes Geſetzes verhindert haben? Es 
waren die Führer der heutigen Regierungspar⸗ 
teien und zum Teil die Herren, die jetzt im Senat 
ſitzen, (Sehr richtig! links) die die geſetzliche Ver⸗ 
ankerung des Notopfers verhinderten und die 
damalige Regierung auf Grund der Klage der 
Beamten zwangen, den Beamten 4% Millionen 
Gulden wegen des Notopferabzuges nachzuzahlen. 
(Abg. Schmidt: Herr Senator Dumont, wieviel 
haben Sie daran verdient?) War das Partei⸗ 
politik, was damals dieſe Herren getrieben haben? 
In der Frage, die jetzt zur Beratung ſteht, haben 
wir keine Urſache, trotz unſerer Stellung als Oppo⸗ 
ſitionspartei unſere Anſicht irgendwie zu revi⸗ 
dieren. Eine derart engſtirnige Parteipolitik aus 
parteipolitiſchen Gründen zu treiben, wie es die 
Herren in der Vergangenheit gemacht haben, 
lehnen wir Sozialdemokraten ab. (Sehr gut! 
links.) Es war damals der Führer der National⸗ 
liberalen Bürgerpartei, der hier ſitzt, Herr 
Dumont, der es ſogar mit ſeinem privatwirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt, der doch beſonders von der 
Nationalliberalen Bürgerpartei in Erbpacht ge⸗ 
nommen wurde, in Uebereinſtimmung bringen 
konnte, die Führung des Prozeſſes der Beamten 
gegen die damalige Regierung zu übernehmen, 
die zur Verurteilung der Regierung und zur 
Nachzahlung von 4 Millionen Gulden führte. 

So ſehen die Herren aus, die heute führende 
Männer der jetzigen Regierungsparteien ſind. 
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Es war uns ein Bedürfnis, dieſe Herrſchaften der (0 


damaligen Zeit mit ihrer engſtirnigen Partei⸗ 
politik zu photographieren, damit die Oeffentlich⸗ 
keit des Freiſtaates ſieht, von welchen Herren ſie 
gegenwärtig geführt wird. (Abg. Schmidt: Genas⸗ 
führt muß man jagen!) 

Wir bedauern außerordentlich, daß die Regie⸗ 
rungsparteien unſeren Abänderungsantrag, den 
wir zu der Druckſache Nr. 367 geſtellt haben, im 
erſten Abſchnitt abgelehnt haben. Wir haben be⸗ 
antragt, daß den Beamten, die Bezüge bis 
350 Gulden haben, der Beſitzſtand nicht vom 
1. Oktober d. J., ſondern erſt vom 1. April nächſten 
Jahres in Fortfall kommen ſoll. Die Regierungs⸗ 
parteien haben abgelehnt, unſerem Antrag ihre 
Zuſtimmung zu geben, wollen aber einen Ab⸗ 
änderungsantrag ſtellen, dahingehend, daß bei 
Beamten mit einem Gehalt bis 300 Gulden 
monatlich der Beſitzſtand erſt ab 1. April nächſten 
Jahres in Fortfall kommen ſoll. Wir beharren 
auf unſerem Antrag. Wird er abgelehnt, werden 
wir einem Abänderungsantrag, der 300 Gulden 
vorſieht, zuſtimmen, weil wir bei Beharrung auf 
unſerem Antrag und Ablehnung unſeres An⸗ 
trages unter Umſtänden die Aufhebung des 
Beſitzſtandes überhaupt gefährden würden. Das 
wollen wir nicht. Wir bedauern, daß die Regie⸗ 
rungsparteien uns nicht weiter entgegengekom⸗ 
men ſind. (Abg. Greiſer: Endlich eine vernünf⸗ 
tige Einſicht!) Wir bedauern, daß dieſer Abzug 
vom Gehalt erſt für die Beamten mit 300 Gulden 
in Kraft treten ſoll, wollen aber die grundſätzliche 
Vorlage nicht zu Fall bringen und deshalb dieſem 
Antrag zuſtimmen. 

Wir haben ferner beantragt, daß die Gehälter 
und die Verſorgungsgebührniſſe der bisherigen 
Senatoren im Hauptamt auf die Bezüge aus dem 
Senatorenbeſoldungsgeſetz vom Frühjahr dieſes 
Jahres herabgeſetzt werden. Wir haben weiter 
beantragt, daß die Penſionsanſprüche der gewe⸗ 
ſenen Senatoren nach den Senatorengehältern 
des neuen Senatorengeſetzes berechnet werden 
ſollen. Wir haben im Frühjahr dieſes Jahres bei 
der Beratung des erſten Ermächtigungsgeſetzes 
ſchon die Erklärung abgegeben, daß wir bereit 
wären, einem Gehaltskürzungsgeſetz für die 
früheren und die penſionierten Senatoren unſere 
Zuſtimmung zu geben. Wir haben vergeblich ge⸗ 
wartet, daß die Regierungsparteien einen der⸗ 
artigen Antrag brachten. Sie mußten doch wiſſen, 
daß die offiziell abgegebenen Erklärungen der 
Sozialdemokratie ſtets gehalten worden find. 
Dieſer Abänderungsantrag, dieſe Geſetzesvorlage 
zur Kürzung der bisherigen Senatorengehälter, 
iſt von den Regierungsparteien nicht eingebracht 
worden. Das iſt recht ſonderbar, wenn man die 
politiſchen Kampfmethoden der führenden Regie⸗ 
rungsparteien in den letzten Jahren betrachtet. 
Ich zitiere aus der Danziger Allgemeinen Zeitung 
vom 15. Mai dieſes Jahres folgenden Satz: „Es 
tft bisher nicht möglich geweſen, Arczynſki, Kunze 
und Kamnitzer ihre 2050 Gulden Senatorengehalt, 
für das ſie nicht einen Handſchlag mehr zu tun 
brauchen, zu nehmen.“ Man hat mit den hohen 
Senatorengehältern der geweſenen ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Senatoren eine wüſte demagsygiſche 
Hetze getrieben, hat aber zu gleicher Zeit zu be⸗ 
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tonen vergeſſen, daß neben den drei ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Senatoren auch die früheren Senatoren 
Dr. Volkmann, Althoff, Frank, Schwartz, Evert, 
Strunk und Runge die Bezüge nach dem früheren 
Senatorengeſetz auch heute noch beziehen. Ich be⸗ 
wundere eigentlich die Nazis, daß ſie damals, als 
ich im Auftrage unſerer Fraktion im Hauptaus⸗ 
ſchuß die Erklärung abgab, daß wir Sozialdemo⸗ 
kraten zur Kürzung der geweſenen Senatoren⸗ 
gehälter bereit wären, nicht die Initiative ent⸗ 
faltet haben, um dieſe angebliche rote Korrup⸗ 
tionswirtſchaft zu beſeitigen. Aber da den drei 
roten Senatoren acht gute ſchwarze, blaue und 
gelbe bürgerliche Senatoren gegenüberſtehen, 
ſcheint es mir, daß es eine bürgerliche Korrup⸗ 
tionswirtſchaft iſt, von der man in dem Flugblatt 
hätte ſprechen müſſen. (Abg. Greiſer: Die Bür⸗ 
gerlichen find doch Beamte!) Sie, Herr Greiſer, 
ſprachen doch ſo ſehr vom Trommeln innerhalb 
der Regierungsparteien. Weshalb haben die 
Nazis nicht die Trommel gerührt und dafür ge⸗ 
ſorgt, daß ein Senatorenabbaugeſetz kam? Mußte 
das den verpönten Sozialdemokraten überlaſſen 
werden? Das Eigenartige iſt, daß wir dafür ſind, 
daß der Beſitzſtand, das größte Unrecht, das über⸗ 
haupt beſteht, beſeitigt werden ſoll. Zu gleicher 
Zeit fordern wir die Kürzung der früheren Sena⸗ 
torengehälter und die Kürzung der früheren Pen⸗ 
ſionen, weil das auch nur mit qualifizierter 
Mehrheit geändert werden kann. 

Was machen nun die Regierungsparteien? 
Aus dem Munde des Herrn Senatspräſidenten 
haben wir heute früh erfahren, daß die Regie⸗ 
rungsparteien unſeren Abänderungsantrag ab⸗ 
lehnen. (Hört, hört!) Iſt das Theorie und Praxis 
bei den Nazis? (Zwiſchenrufe links. — Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Na, Greifer, was machen Sie jetzt? — 
Abg. Greiſer: Wir lehnen den Antrag abl) Herr 
Dr. Ziehm hat allerdings bei den heutigen Ver⸗ 
handlungen erklärt, daß er bereit ſei, im Plenum 
des Volkstages eine Erklärung abzugeben, die 
dahin geht, daß die bisherigen Senatoren auf ihre 
Bezüge und Penſionen freiwillig verzichten wer⸗ 
den. So war es ungefähr dem Sinne nach. 

Wir befürchten, daß ein ſolcher freiwilliger 
Verzicht dasſelbe bringen könnte, was wir hier 
in der Vergangenheit beim Notopfer zum unge⸗ 
heuren Schaden des Freiſtaates erlebt haben. 
Unſerer Anſicht nach kann ein ſolcher Verzicht 
ſelbſtverſtändlich auch nur dann in Frage kom⸗ 
men, wenn er für alle gilt. Die Ausflüchte der 
Regierungsparteien, daß man die Einzelab⸗ 
machungen, die mit den Senatoren Dr. Volkmann, 
Dr. Althoff und ſonſtigen getroffen worden ſind, 
nicht durch ein verfaſſungänderndes Geſetz beſei⸗ 
tigen könne, können uns abſolut nicht überzeugen. 
Die neue Rechtſprechung in Deutſchland beſagt 
nach der letzten Mitteilung der Beamtenzeitung 
ſchon, daß die Bezüge der Beamten nach Anſicht 
des Reichsgerichts mit einfacher Mehrheit jeder⸗ 
zeit durch das Parlament geändert werden 
können. Hier ſollen wir nicht die Bezüge und 
Penſionen geweſener Senatoren mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit ändern können? (Lächerlich! links.) 
Wenn man einem beſtimmten Urteil unſeres 
Obergerichts dieſe Auslegung gibt, dann iſt das 
eine Auslegung, die das Zuläſſige, gemeſſen an 
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überſteigt. Damals hat das Reichsgericht ent⸗ 
ſchieden, als eine Streitfrage zur Behandlung 
ſtand, wo durch Geſetz in einfacher Mehrheit eine 
Aenderung der Beamtenbeſoldung herbeigeführt 
worden war. Heute müßte, wenn das angefochten 
werden ſollte, das Obergericht über eine Vorlage 
entſcheiden, wo eine Beamtenbeſoldung, d. h. die 
Beſoldung der früheren Senatoren, durch quali⸗ 
fizierte Mehrheit geändert wird. Wir können es 
nicht faſſen, daß das Obergericht ſeinen früheren 
Standpunkt auch jetzt noch unter ganz anderen 
Verhältniſſen einnehmen würde. 

Das kommt ja auch in der Praxis gar nicht in. 
Frage. Man braucht ja nur unſeren Antrag an⸗ 
zunehmen. Wollen Sie den geweſenen Senatoren, 
auf die es wegen der Einzelabmachungen an⸗ 
kommt, Herrn Dr. Volkmann und Dr. Althoff, 
unterſtellen, daß ſie beim Obergericht klagen wür⸗ 
den, wenn dies Geſetz zur Verabſchiedung käme? 
Mir ſcheint, daß die moraliſche Qualifikation hier 
doch etwas höher ſteht, als Sie das bei Ihrer 
ſachlichen Stellungnahme eigentlich zugrunde ge⸗ 
legt haben. Uns iſt jedenfalls eine derartige Stel⸗ 
lungnahme geradezu unverſtändlich. Die Danziger 
Oeffentlichkeit wird nicht verſtehen, daß die Nazis. 
und die bürgerlichen Parteien, die Nazis, die den 
Mund ſo voll genommen haben, und die bürger⸗ 
lichen Parteien, die die werktätige Bevölkerung 
mit allen möglichen und unmöglichen Abgaben 
belaſten, in dieſem Moment eine Erſparnis zu⸗ 
gunſten der Staatskaſſe auf Koſten der höchſt⸗ 
beſoldeten geweſenen Senatoren ablehnen. Wenn 
Sie das vor der Oeffentlichkeit verantworten 
wollen, dann tun Sie es, wir können es nicht. 
Sie können es auch nicht verantworten, wenn Sie 
überhaupt ein ſtaatspolitiſches Gewiſſen hätten. 
Was ſoll dieſer freiwillige Verzicht? Andeu⸗ 
tungen werden gemacht, daß das Obergericht die 
Einzelabmachungen nicht ändern kann. Soll das 
heißen, daß dieſe Herren nicht verzichten und 
andere verzichten ſollen? Ich kann das nicht 
faſſen. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß auch 
in der Frage des Verzichtes eine einheitliche 
Regelung erfolgen muß. 

Wir bedauern außerordentlich, daß die Regie⸗ 
rungsparteien gerade dieſen Teil unſeres Ab⸗ 
änderungsantrages ablehnen, weil er doch in der 
Agitation der Deutſchnationalen, der Nazis und 
auch der anderen bürgerlichen Parteien wieder⸗ 
holt in der Oeffentlichkeit Danzigs eine große 
Rolle geſpielt hat. Man hat immer ſo getan, als 
ob die Sozialdemokraten diejenigen wären, die 
für die Bezüge der hohen Beamten verantwortlich 
zu machen wären. Das Gegenteil trifft zu, wie 
ich im erſten Teil meiner Rede bei der Beratung 


des jetzigen Beſoldungsgeſetzes und des Notopfer⸗ 


geſetzes nachgewieſen habe. 

Wir haben dann ferner in Druckſache Nr. 366 
einen Abänderungsantrag zu der neuen Feſt⸗ 
beſoldetenſteuer geſtellt. Dort wird unter Ziffer 1 
unſeres Abänderungsantrages eine Erhöhung der 
Freigrenze für Ledige von 167 auf 200 und für 
Verheiratete von 200 auf 250 Gulden vorgeſehen. 
Nach den uns gewordenen Mitteilungen werden 
die Regierungsparteien auch dieſen Abänderungs⸗ 
Antrag ablehnen, weil das in einem halben Jahr 
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zirka 200 000 bis 250 000 Gulden und in einem 
ganzen Etatsjahr zirka 450 000 Gulden Ausfall 
bringen würde. Trotzdem werden wir dieſen An⸗ 
trag aufrecht erhalten, und zwar aus folgenden 
Gründen. Gerade die Beamten mit den unteren 
Bezügen bis 250 Gulden, die wir hier genannt 
haben, haben noch nicht das Einkommen, welches 
das Exiſtenzminimum für eine Familie mit Frau 
und zwei Kindern garantiert. Trotzdem haben 
die Regierungsparteien auch dieſe Beamten⸗ 
gruppen ſowie die Angeſtellten und die Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter im Frühjahr dieſes Jahres 
mit einer Feſtbeſoldetenſteuer belegt. Durch die 
Aufhebung des Beſitzſtandes kommt der 6prozen⸗ 
tige Ausgleichszuſchlag in Fortfall, den dieſe Be⸗ 
amten auch verlieren, und dann kommt jetzt die 
zweite Erhöhung der Feſtbeſoldetenſteuer bis auf 
12 Prozent hinzu. 

M. D. u. H.! Eine derartige Belaſtung der 
unteren Beamtengruppen, der Angeſtellten, der 
Gemeinde- und Staatsarbeiter, in jo kurzer Zeit 
dreimal hintereinander, und zwar bei Beamten, 
Angeſtellten und Arbeitern, die noch nicht das 
Exiſtenzmivimum an Einkommen erreicht haben, 
iſt einfach nicht zu verantworten. Da ſagten wir, 
es muß in dieſe Vorlage bei dieſer Neuregelung 
der Feſtbeſoldetenſteuer eine ſoziale Staffelung 
hineingebaut werden. Das bezweckt unſer Antrag. 
Er will, daß die Beamten, Angeſtellten, Gemeinde⸗ 
und Staatsarbeiter, die ledig ſind, bei einem Ein⸗ 
kommen bis 200 Gulden monatlich von der Feſt⸗ 
beſoldetenſteuer nicht betroffen werden ſollen, und 
daß die Angeſtellten, Arbeiter und Beamten mit 
Bezügen unter 250 Gulden, die verheiratet ſind, 
ebenfalls von dieſer Feſtbeſoldetenſteuer nicht er⸗ 
faßt werden ſollen. M. D. u. H.! Dieſe Gruppe 
der Beamten und Angeſtellten wird doch durch 
den Ausfall des 6prozentigen Ausgleichszuſchlags 
jo hart betroffen, daß es uns einfach wicht faßlich 
iſt, daß die Regierungsparteien und vor allen 
Dingen die Nazis dieſer ſozialen Geſtaltung der 
neuen Feſtbeſoldetenſteuer nicht ihre Zuſtimmung 
geben. Wir werden auf dieſem Antrag beharren 
und ſehen, wie das Haus entſcheiden wird. 

Wir haben weiter unter Ziffer 2 beantragt, 
daß bei der neuen Feſtbeſoldetenſteuer für alle 
Bezüge ein Betrag von 100 Gulden nicht ange⸗ 
rechnet werden ſoll. Dieſer Antrag iſt im Er⸗ 
mächtigungsgeſetz der Regierung nicht enthalten. 
Es ſind aber bei Preſſebeſprechungen Andeutungen 
nach der Richtung von den Herren der Regierung 
gemacht worden. Wir trauen ſolchen Verſpre⸗ 
chungen nicht und haben deshalb dieſen Antrag 
als Abänderungsantrag zu der Feſtbeſoldeten⸗ 
ſteuer des Ermächtigungsgeſetzes geſtellt. Wir er⸗ 
warten, daß wenigſtens dieſer Antrag eine Mehr⸗ 
heit im Volkstag erhält. 

Wir werden alſo, trotzdem die Regierungs⸗ 
parteien bei der Aufhebung des Beſitzſtandes 
einen Teil unſeres Abänderungsantrags ab⸗ 
lehnen, der Aufhebung des Beſitzſtandes unſere 
Zuſtimmung geben, und zwar deshalb, weil die 
Aufrechterhaltung des Beſitzſtandes eine Unge⸗ 
rechtigkeit wäre, die einfach vor der Oeffentlichkeit 
micht zu verantworten iſt, da Beamte in gleicher 
Dienſtſtellung und gleichem Alter ganz verſchie⸗ 
dene Gehälter erhalten. Dieſe ſoziale Ungerech⸗ 
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geſetzlichen Beſtimmungen nur mit qualifizierter 
Mehrheit beſeitigt werden. Wir ſind bereit, auch 
der von uns ſo ſcharf bekämpften Regierung dieſe 
Mehrheit zu ſchaffen, weil wir die grundſätzliche 
Ungerechtigkeit der Aufrechterhaltung dieſes Zu⸗ 
ſtandes von jeher anerkannt haben. Wir bedauern 
außerordentlich, und vielleicht wäre die ganze 
Finanzlage des Freiſtaats im gegenwärtigen 
Moment viel leichter zu regeln, daß dieſelbe Ein⸗ 
ſicht, die heute die Sozialdemokratie als Oppo⸗ 
ſitionspartei und die ſie auch als Regierungs⸗ 
partei ſtändig gehabt hat, damals von den heutigen 
Führern des Senats und von den heutigen 
Führern der Regierungsparteien nicht geteilt 
wurde. Wir hätten damals die einmalige Nach⸗ 
zahlung von 4% Millionen geſpart. Wir hätten 
die laufenden Zahlungen, die der Beſitzſtand 
fordert, und die geſtern noch auf ca. 400 000 
Gulden jährlich berechnet wurden, ſparen können. 
Dieſe laufende Belaſtung hätten wir ſeit 1928 
neben den 4% Millionen geſpart. Alſo ich klage 
nochmals die Führer der damaligen Oppoſitions⸗ 
parteien und die Führer der heutigen Regierungs⸗ 
parteien und der Regierung an, daß ſie die 
Schuldigen ſind, die den Freiſtaat zum Teil in 
dieſe Finanzmiſere hineingeführt haben, ſie zum 
Teil mitverſchuldet haben. Wir bedauern außer⸗ 
ordentlich, daß wir nicht die Annahme aller 
unſerer Abänderungsanträge erzielen konnten, 
ſind aber bereit, dieſes Unrecht endlich zu beſei⸗ 
tigen. 


Präſident: 
Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Die Sozial⸗ 
demokraten werden allmählich ſehr beſcheiden. 
Sie gehen ſogar ſchon ſo weit, daß ſie auf einen 
weſentlichen Teil ihrer Forderungen verzichten, 
um nur dem Ziehm⸗Senat die Sanierung der 
Staatsfinanzen zu ermöglichen. Wenn hier von 
der Ungerechtigkeit mit Bezug auf den Beſitzſtand 
geſprochen wird, ſo erinnere ich daran, daß es 
ſeinerzeit die Sozialdemokraten waren, die das 
Beamtenbeſoldungsgeſetz ſchufen. Sie werden er⸗ 
klären, gerade durch die Schaffung des damaligen 
Beamtenbeſoldungsgeſetzes wollten ſie ja die 
hohen Beamtengehälter kürzen, wollten ſie ja eine 
ſozialere Geſtaltung der Beamtenbeſoldung durch⸗ 
führen. Das können die Sozialdemokraten heute 
nicht ſagen, weil ſelbſt die freie Beamtengewerk⸗ 
ſchaft das damalige Beamtengeſetz als das un⸗ 
ſozialſte Gebilde bezeichnete, das je in Danzig zur 
Verabſchiedung gelangt iſt. Wenn Sie jetzt ver⸗ 
ſuchen wollen, einige Ungerechtigkeiten, einige 
unſoziale Regelungen des damaligen Beamten⸗ 
beſoldungsgeſetzes zu beſeitigen, dann tun Sie es 
nicht, um wirklich die oberen Beamtengehälter 
abzubauen, ſondern um dem Ziehm⸗Senat zu 
helfen, Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen. 

Man hat bei der erſten Leſung dem kommu⸗ 
niftifhen Redner verwehrt, hier grundſätzlich zu 
dem ganzen Komplex Stellung zu nehmen. Bei 
der zweiten Beratung iſt es uns leider nur mög⸗ 
lich, auf die Einzelheiten der Maßnahmen, die 
hier zur Sanierung getroffen werden ſollen, ein⸗ 
zugehen. Die Danziger Neueſten Nachrichten 


Das Wort hat der Herr Abg. 
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() brachten geſtern in ihrem Handelsteil einen ſehr Sie in Gegenwart Ihrer Parteigenoſſen als Wort⸗ 
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intereſſanten Artikel, und zwar: Vernichtung des 
Segens der Erde. Dort heißt es wörtlich: 

In Braſilien verbrennt und verſengt man weiter 
Kaffeequantitäten, die genügen würden, um den 
Jahresbedarf von Millionen von Menſchen zu decken. 
In Texas läßt der Gouverneur ſein Militär gegen 
die Petroleumbohrtürme aufmarſchieren, um der kata⸗ 
ftrophalen Ueberproduktion, die in der Tat in dieſem 
Teile eine Verſchwendungsvolitik und ein Raubbau 
iſt, Einhalt zu gebieten. In Waſhington zerbricht 
man ſich den Kopf darüber, was mit dem rieſigen 
amerikaniſchen Baumwollüberſchuß anzufangen iſt. 
Irgendwie muß mindeſtens ein Drittel der ameri⸗ 
kaniſchen Baumwollernte vernichtet werden, wenn 
ein weiterer Preisſturz vermieden werden ſoll. Die 
Weizenproduzenten erſticken in ihren überfüllten 
Speichern, während Millionen Arbeitsloſer den Ruf 
nach Brot ausſtoßen. Man ſagt mit Recht, daß hier 
irgend etwas nicht in Ordnung ſein muß. 

Das iſt ein Eingeſtändnis der Bourgeoifie: 
„Es muß irgend etwas nicht in Ordnung ſein.“ 
Das kam auch in der Rede des Finanzſenators 
Dr. Hoppenrath zum Ausdruck. Auch hier in 
Danzig iſt genau wie in den übrigen kapitali⸗ 
ſtiſchen Ländern „irgend etwas nicht in Ordnung“, 
hier fehlt etwas. Wir haben ſchon immer geſagt, 
daß etwas nicht in Ordnung ſei, und zwar die 
kapitaliſtiſche Wirtſchaft, die in Wirklichkeit die 
Unordnung ſelbſt iſt. Das macht ſich von Jahr 
zu Jahr immer fühlbarer bemerkbar. Wenn ſich 
hier die Herren Aerzte des Kapitalismus hin⸗ 
ſtellen und verſuchen, dieſen Kranken mit ſolchen 
Rezepten zu heilen, dann werden ſie feſtſtellen, daß 
ſie nicht heilen, ſondern daß die Wirtſchaft noch 
kränker wird. Dieſe Herren Aerzte mögen heißen, 
wie ſie wollen, ſie ſind ſich gleich, von welcher 
Partei fie auch geſtellt werden, fie find nichts 
anderes als erbärmliche Kurpfuſcher. (Zurufe 
rechts.) Sie ſind der allergrößte Kurpfuſcher, das 
haben Sie als Nationalſozialiſten in Danzig zur 
Genüge bewieſen. Wenn Aerzte nicht imſtande 
ſind, einen Kranken zu heilen, ſind es nicht Aerzte, 
ſondern Kurpfuſcher. Sie haben gezeigt, daß Sie 
nicht imſtande ſind, die Wirtſchaft zu heilen, Sie 
ſind nichts anderes als erbärmliche Kurpfuſcher. 
Die Wirtſchaft wird nicht von Ihnen geheilt wer⸗ 
den, ſondern durch die Arbeiter, wenn ſie die 
Macht in die Hand nehmen. Dann werden wir die 
Wirtſchaft heilen, genau wie die Wirtſchaft drüben 
in Rußland geheilt worden iſt. (Abg. Greiſer: 
Durch Volksentſcheid oder mit papierenen Pro⸗ 
teſten?) Ich könnte als Gegenargument fragen, 
ob Sie mit Ihrem Volksentſcheid Deutſchland von 
den Tributlaſten zu befreien hofften. Herr Löwe, 
kommen Sie nicht mit ſolch blöden Zwiſchenrufen! 
Bringen Sie Zwiſchenrufe, die ein wenig ſach⸗ 
licher ſitzen. (Abg. Greiſer: Geheimparole und ſo, 
Euer Wort könnt Ihr nicht halten, Ihr Wort⸗ 
brecher!) Einen Nationalſozialiſten kann man 
nicht ernſt nehmen, wenn er uns Wortbruch vor⸗ 
wirft. Ich werde beim Ermächtigungsgeſetz feſt⸗ 
ſtellen, — hoffentlich laufen Sie nicht vorher hin⸗ 
aus, — wer Wortbrecher iſt. Das werden Ihre 
Fraktions⸗ und Ihre Parteigenoſſen auch hören. 
(Zurufe rechts.) Ich überlaſſe es Ihren Partei⸗ 
genoſſen, zu beurteilen, wer Wortbruch verübt 
hat. (Abg. Greiſer: Wenn es noch lange dauert, 


brecher gebrandmarkt werden. 

Wir ſtellten feſt, daß der Kapitalismus ſelbſt 
die Unordnung iſt. Eine Kataſtrophe folgt der 
andern, ein Defizit jagt das andere. Man kann 
dieſe kapitaliſtiſche Wirtſchaft nicht mehr heilen. 
(Zurufe links.) Sie haben damals nicht erklärt, 
zu erben, ſondern bevor Sie erben, zu heilen. 
Das ſagte Tarnow und von dieſer Stelle auch 
Herr Gehl. Sie können über dieſe Formulierung 
nicht hinwegkommen. Für einen Marrxiſten ſteht 
feſt, daß die kapitaliſtiſche Wirtſchaft nicht zu 
heilen iſt, daß man die Wirtſchaft nur heilen 
kann, wenn man den Kapitalismus beſeitigt und 
den Sozialismus ſchafft. (Abg. Greiſer: Welchen?) 

Nun ſoll das neue Ermächtigungsgeſetz hier 
Ordnung ſchaffen. Die bisherigen Ermächtigungs⸗ 
geſetze, die Sie hier verabſchiedet haben, ſollten ja 
auch Ordnung ſchaffen. Sie müſſen doch ſelbſt zu⸗ 
geben, daß alle dieſe Verſuche mit einem kläglichen 
Fiasko endeten, genau ſo kläglich, wie ſeinerzeit 
die Verſuche der Gehl⸗Regierung, hier Ordnung 
zu ſchaffen, die Finanzen zu ſanieren und die 
Wirtſchaft anzukurbeln. Wenn man Ihre Reden 
durchlieſt und mit den Reden vergleicht, die ſeiner⸗ 
zeit von den ſozialdemokratiſchen Senatoren, ganz 
beſonders von Herrn Dr. Kamnitzer, hier gehalten 
worden ſind, dann ähneln ſich dieſe Reden wie 
ein Ei dem andern. Es iſt genau fo, als wenn 
Sie dieſe Reden abgeſchrieben hätten. Es iſt keine 
wörtliche, aber eine ſinngemäße Uebereinſtim⸗ 
mung. Jede Ihrer Maßnahmen ſoll die Illuſion 
erzeugen, als wenn jetzt die Wirtſchaft ange⸗ 
kurbelt würde, als wenn jetzt beſſere Verhältniſſe 
kämen. Und der Erfolg? Ein neues Defizit! 
Dieſe nüchterne Wahrheit können Sie doch nicht 
leugnen. Als Sie ſeinerzeit im Januar und 
Februar das erſte Ermächtigungsgeſetz verab⸗ 
ſchiedeten, als Sie, um die Maßnahmen des erſten 
Ermächtigungsgeſetzes durchzuführen, ein anderes 
Ermächtigungsgeſetz verabſchiedeten, um Ruhe zu 
bekommen, — womit endeten alle dieſe Ermächti⸗ 
gungsgeſetze? Mit einem neuen Defizit von 
12 Millionen. (Zwiſchenrufe.) Darüber können 
wir uns an anderer Stelle unterhalten. Ich habe 
leider nur eine Stunde Redezeit. Sie ſelbſt ſind 
es, die unſere Redezeit beſchränken. Alſo kann ich 
mich nicht mit Ihnen auseinanderſetzen und auf 
Ihren Verrat genügend eingehen. Wenn Sie ein⸗ 
wenden, daß das Defizit nicht da ſei, ſo iſt doch 
ſelbſt im Hauptausſchuß zugegeben worden, daß 
ein gewiſſes Defizit vorhanden iſt. Es kommt all⸗ 
gemein auf dasſelbe hinaus, ob man das Defizit 
nachher feſtſtellt und dann die Maßnahmen trifft 
oder vorher. Es kommt nicht auf das Defizit als 
ſolches an, ſondern für die werktätigen Maſſen 
kommt es auf die Maßnahmen an, die getroffen 
werden. 

Die Maßnahmen, die ſeinerzeit getroffen wur⸗ 
den, das bereits entſtandene Defizit des Gehl⸗ 
Senats zu decken, gleichen wie ein Haar dem 
anderen den Maßnahmen, die Sie jetzt zur Ver⸗ 
abſchiedung bringen. Es ſoll alſo ein neues Defizit 
von 12 Millionen gedeckt werden. Die werktätigen 
Maſſen können ſich nicht nur mit dieſer Feſtſtel⸗ 
lung begnügen, daß ein neues Defizit da iſt, 
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Rezepten, mit ſolchen Ermächtiaunasgeſetzen Ord⸗ 
nung zu ſchaffen, für ſie Lebensgefahr bedeuten. 
Bereits die Maßnahmen, die Sie bisher zur Durch⸗ 
führung brachten, bedeuteten Lebensgefahr für die 
werktätige Danziger Bevölkerung. Die Maßnah⸗ 
men, die jetzt auf Grund dieſes neuen Ermächti⸗ 
aunasgeſetzes zur Verabſchiedung kommen, bedeu⸗ 
ten geſteigerte Lebensgefahr. Was erklärten Sie in 
Ihrer Rede. Herr Ninanzſenator? Sie erklärten, 
das Ermächtiounasgeſetz ſoll erſtens einmal die 
Ausgaben einſchränken, zweitens dem Staat neue 
Einnahmen verſchaffen. Das iſt ja auch der In⸗ 
halt dieſes Geſetzes. Damit könnte man einver⸗ 
ſtanden fein. Es aiht eine aanze Menge von Aus⸗ 
gaben, die ohne weiteres beſeitiat merden können. 
Feder Werktätige wird mit der Beſeitigung ſolcher 
Ausgaben einverſtanden ſein, ieder Werktätige iſt 
damit einverſtanden, daß die Gehälter über 
500 Gulden monatlich reſtlos geſtrichen werden. 
Feder Werktätige wird mit der Beſeitiaung der 
Senatorengehälter einverſtanden fein und damit, 
daß die Penſionen für die bisherigen Senatoren 
beſeftiat werden. 

Außerdem aibt es noch eine Fülle von Aus⸗ 
gaben in den Etats, die beſeitigt merden können. 
Jeder Werktätige wird mit der Streihung dieſer 
Ausgaben einverſtanden ſein. Es aibt auch eine 
ganze Menge von Möglichkeiten, ſich neue Ein⸗ 
nahmen zu verſchaffen. Die Nationalſozialiſten 
haben wiederholt auf dieſe Einnahmequellen hin⸗ 
gemieſen. Sie haben darauf hingewieſen, daß bei⸗ 
ſpielsweiſe der Spielklub in Zoppot im Laufe 
einer gewiſſen Reit 25 Millionen nach Berlin an 
zwei jüdiſche Geldleute verſchoben hat. (Abg. 
Reuter: Nicht Geldleute!l) Sie haben jedenfalls 
dem Senat eine Möglichkeit gewieſen, ſich Ein⸗ 
nahmen zu verſchaffen. Sie haben darauf hinge⸗ 
wieſen, daß allein die Tabakmonopol⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft in einem Jahr faſt zwei Millionen 
Reingewinn hatte. Sie haben darauf hingewieſen, 
daß Leute, wie z. B. Herr Dr. Meißner, ein Ein⸗ 
kommen von 150 000 Gulden haben. Man ſoll 
nicht ſagen, daß nichts einzubekommen iſt. Wenn 
Sie z. B. Herrn Meißner von den 150 000 Gulden 
130 000 Gulden nehmen, dann hat er noch immer 
20 000 Gulden, dann wird er auch zufrieden ſein 
und nicht fortgehen. Denn heute nimmt Herrn 
Meißner niemand, weil genug verkrachte Bank⸗ 
leute herumlaufen. Er würde zufrieden ſein, 
wenn er heute 10 000 Gulden bekommen würde. 
Sie wiſſen, daß wir nach Auskunft des Senats 
allein in Danzig 19 Perſonen haben, die ein Ein⸗ 
kommen von jährlich 100 000 Gulden und darüber 
haben. Es ſind alſo Einnahmen da, die geholt 
werden können, und es ſind auch Ausgaben da, 
die geſtrichen werden können. 

Aber wenn man ſich das Ermächtigungsgeſetz 
anſieht, ſucht man vergeblich nach Einnahmen und 
Ausgaben der Art, wie ich ſie geſchildert habe. Ja⸗ 
wohl, auch dies Ermächtigungsgeſetz ſieht die Sen⸗ 
kung von Ausgaben vor, aber in einer Form, die 
das Elend der Werktätigen ins Grauenhafte ſtei⸗ 
gern wird. Gerade auf Grund dieſer Ausgaben⸗ 
ſenkung, der Einnahmenerhöhung werden wir 
das bekommen, was die bürgerliche Preſſe für den 
kommenden Winter angekündigt hat. Die „Voſſiſche 
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kommende Winter der grauenhafteſte im letzten 
Jahrhundert werden würde, während hier in 
Danzig die Preſſe erklärte, daß der kommende 
Winter den Hungerwinter 1917/18 an Furchtbar⸗ 
keit noch übertreffen werde. Wenn das eintritt, 
dann auf Grund dieſer Rezepte, die Sie auch der 
Danziger Bevölkerung gegenüber zur Anwen⸗ 
dung bringen wollen. 

Wenn mir uns das Ermächtiaunosgeſetz in⸗ 
haltlich anſehen. und zmar in bezug auf die Aus⸗ 
gabenſenkung, donn ſtellen wir feſt. daß die 
Hehenshaltung der Bevölkerung geſenkt merden 
soll, vor allem auch die her mittleren und unteren 
Beamten. Die Snainldemnfraten haßen erklärt, 
dan Ste ihre Zuſtimmuna zu der Beſeftiauna des 
Mefitzſtandes gehen. Min mird man das durch⸗ 
führen, was hier im Ermächtiaunasgeſetz unter 
Ritfer 18 Steht, d. h., daß man die Neſtbeſoldeten⸗ 
Hemer auf 14 Prozent für Beamte. Geiſtliche, 
Mußegeheltsherechtiate erhähen wird und ffir die 
Unrigen Perſypnen auf 12 Prosent. Das tit eine 
ſehr meſentliche Steigerung: denn es kommt noch 
dor Senrtfalf des Anrnzenttmen Ansgleichssuſchlaas 
finen. Wenn Sie guch hier eine Krefarenze laſſen 
moſſen. fo wird doch der nrühte Teil der unteren 
Beamten von dieſen Maßnahmen mit betroffen. 
Someit fie die obere Beamtenſchaft betreffen, mird 
es mieder ausgeolichen werden. indem man Be⸗ 
förderungen vornimmt oder indem man Zulagen 
gewährt. Bei den unteren Beamten wird man 
das nicht tun, denn ſonſt hätte man keine Erſpar⸗ 
niſſe. Hier wird man Millionen herausholen. 
Das machen die Nationalſozialiſten mit. 

Herr Aba. Greiſer ſprach hier von Wort⸗ 
brechern. Ich will jetzt nicht jemand des Wort⸗ 
bruches zeihen. weil es einen Ordnunasruf geben 
würde, aber ich will andere darüber Urteilen 
laſſen, wer das Wort bricht. Der Nationalſozia⸗ 
liſt Friedrich erklärte am 5. Juni 1931 hier im 
Volkstag: 

Ich darf darauf verweiſen, daß in Deutſchland 
eine Verordnung der ſchwarz⸗roten Regierung be⸗ 
vorſteht, die die dortigen Beamtengehälter um 4 bis 
8 Prozent weiter kürzt. Als wir ſeinerzeit bei der 
Regelung der Finanzreform beantragten, den Feſt⸗ 
beſoldetenſteuerabzug nach der Höhe der Gehälter zu 
ſtaffeln, wurde uns von der Regierung erwidert, 
daß das aus verfaſſungsrechtlichen Gründen nicht 
möglich ſei. Der Vorgang in Deutſchland beweiſt, 
daß ein derarſiges Hindernis weder beſtanden hat, 
noch beſteht. Ich weiſe weiter darauf hin, daß in 
Danzig an Beamtenbeſoldungen etatsmäßig eine 
Summe von 6% der deutſchen Gehälter mehr be⸗ 
zahlt wird, ſo daß wir, ſo gerechnet, in Danzig ein 
Plus von 6 und 4, alſo 10 Prozent gegenüber der 
niedrigſten und 6 und 8 Prozent gegenüber der 
höchſten Staffel in Deutſchland haben. 

(Abg. H. Friedrich: Das kommt ja jetzt!) Sie er⸗ 
klärten, hier iſt ein Plus, das vom Senat zur 
Sanierung ſeiner Finanzen geholt werden könnte. 
Aber im Anſchluß daran ſagten Sie wörtlich: 

Ich erkläre mit aller Beſtimmtheit, daß dieſe Rech⸗ 
nung über die Reſerven, auf die wir die Regierung 
hinweiſen, nicht bedeuten ſoll, daß wir irgendwie 
unſere Zuſtimmung zu einer erneuten Kürzung der 
e der kleineren und mittleren Beamten geben 

ürden. 


(Abg. H. Friedrich: Damals hatten wir auch noch 
nicht 12 Millionen Defizit!) Das haben Sie da⸗ 
mals erklärt. Wir haben geſagt, Sie decken das 


(D) 


Volkstag Danzig — 36. Sitzung. 


Dienstag, den 25. Auguſt 1931. 659 


(Plenikowſki, Abgeordneter) 


(A) eine Defizit und mit dieſen Maßnahmen ſchaffen 


(B 


— 


Sie nur ein neues Defizit; denn dadurch kann die 
Wirtſchaft nicht geſunden, daß man die werktäti⸗ 
gen Maſſen verelenden läßt. Eine verelendete 
werktätige Maſſe iſt keine aeſunde Wirtſchaft, und 
deshalb mußte ein neues Defizit entſtehen. (Aba. 
Friedrich: Und wie wollen Sie das Defizit dek⸗ 
ken?) Wenn Sie fragen, wie wir das Defizit 
decken wollen, ſo haben wir heute bereits erklärt: 
„Weg mit allen Beamtengehältern über 500 Gul⸗ 
den.“ Seien Sie überzeugt, wenn dort oben Ihre 
Parteigenoſſen ſitzen, auch wenn es merftätine 
Bauern ſind und Handmerker, ſo werden dieſe 
erklären, auch ſie ſeſen als Notionalſosialiſten da⸗ 
mit einverſtanden: Weg mit allen Gehältern über 
500 Gulden monatlich! (Das iſt ja Unſinn! bei 
den Nationalſozialiſten.) Wenn Sie erklären. es 
fet Unſinn. eine derartige Forderuna aufzuſtellen, 
ſo kennzeichnet das nur Ihren Wortbruch gegen⸗ 
über Ihren Wählern. Sie haben mit der Parole: 
„Beſeitiaung der Gehälter der oberen Beamten!“ 
auch Propaganda getrieben und haben dadurch 
Ihre Wähler bekommen. (Aba. H. Friedrich: Die 
merden beſeitigt!) Ja, in der Form, daß neue Be⸗ 
förderungen vorgenommen und neue Zulagen 
eingeführt werden, oder glauben Sie, daß die Be⸗ 
völkerung das Beamtenbeſoldunasgeſetz mit 
ſeinen Zulagen und ſeinen Beförderungen für 
die oberen Beamten nicht kennt? Der Bevölke⸗ 
rung brauchen Sie nichts weis zumachen, die kennt 
das. Aber hier ſteht feit, wer Wortbruch begangen 
bat. Eingeklammert ſteht in dem Bericht hinter 
dieſen Worten „Lachen links.“ Die Linke wußte 
Ihre Worte einzuſchätzen. Mit Bezug auf dies 
Lachen erklärten Sie: „Ein ſolcher Weg iſt un⸗ 
ganabar.“ Jetzt iſt er gangbar! 

Wir ſtehen nach wie vor auf dem Standpunkt, 
daß wir uns nicht auf dieſe Regelung einlaſſen, 
d. h. darauf, daß oben vielleicht ein paar Pfennige 
geſtrichen werden, damit man dann die Möglich⸗ 
keit hat, unten Streichungen durchzuführen. Dieſe 
Methode ift nichts anderes als ein Manöver. Der 
oberen Beamtenſchaft wird beſtimmt nichts ge⸗ 
zogen. Es wird vor allem darauf ankommen, die 
Gehälter der unteren Beamten zu ſenken und da⸗ 
mit die Lebenshaltung dieſer Schichten. f 

Aber nicht nur der Beamtenſchaft rauben Sie 
einen Teil ihres Einkommens, ſondern auch der 
Arbeiterſchaft. Sie haben hier eine Beſtimmung: 
Verkürzung der Arbeitszeit. Dieſe Beſtimmung 
wurde ſeinerzeit von der „Volksſtimme“ als die 
einzige ſoziale Regelung im Ermächtigungsgeſetz 
bezeichnet. Ja, glauben Sie, m. H. Sozialdemo⸗ 
kraten, daß dieſer Ziehm⸗Senat fähig iſt, auch nur 
eine einzige ſoziale Maßnahme durchzuführen? 
Wenn der Anſchein erweckt wird, als ob irgend⸗ 
wie eine ſoziale Maßnahme durchgeführt wird, 
dann ſteckt hinter dieſer ſogenannten ſozialen 
ganz beſtimmt eine unſoziale Maßnahme. Auch 
wir fordern Verkürzung der Arbeitszeit, aber 
ohne Senkung der Lebenshaltung für die werk⸗ 
tätige Bevölkerung. Verkürzung der Arbeitszeit 
bei den bisherigen Löhnen, um wieder Er⸗ 
werbsloſe in den Produktionsprozeß einzureihen. 
Wenn Sie jetzt erklären, daß die verkürzte Ar⸗ 
beitszeit ohne Lohnausgleich eingeführt werden 


auch ſchon im Ausſchuß erklärt: „Um Erwerbs⸗ (0) 


loſe in den Produktionsvrozeß einzureihen.“ Wir 
glauben nicht daran. Wir wiſſen, daß Sie nicht 
nur auf dieſem Wege die Löhne aller Arbeiter 
noch ſtärker als bisher abbauen wollen, ſondern 
darüber hinaus auch nicht daran denken, auch nur 
einen Erwerbsloſen in Arbeit zu bringen. Sie 
wollen hier zwei Fliegen mit einer Klappe ſchla⸗ 
gen. Deshalb wenden wir uns gegen dieſe an⸗ 
geblich ſoziale Maßnahme; denn dieſe „ſoziale“ 
Maßnahme brinat nicht im mindeſten eine Ent⸗ 
laſtung des Arbeitmarktes, wenn Sie dieſe Maß⸗ 
nahme durchführen. Außerdem bedeutet dieſe 
Maßnahme in der Norm, wie Sie ſie durchführen, 
eine erhebliche Senkung der ſchon jetzt geringen 
Einkommen aller Arbeiter in Danzig. Sie wol⸗ 
len die Löhne abbauen, Sie wollen die Gehälter 
abbauen, ſelbſtverſtändlich auch die ſozialen Ren⸗ 
ten, die ſozialen Einkommen für die Erwerbs⸗ 
loſen und für die übrigen Rentnerſchichten. 

Der Volkstag hat jetzt von den Kriegsbeſchä⸗ 
digten ein Schreiben erhalten. Sie wiſſen, daß den 
Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen 
durch eine neue Notverordnung der größte Teil 
ihres bisherigen Einkommens geraubt worden 
iſt und daß man ſogar gegen die Opfer des Krie⸗ 
ges mit der größten Brutalität vorgeht. Man wird 
da nicht haltmachen, man wird nicht nur dieſen 
Opfern des Krieges, ſondern auch den Opfern der 
Arbeit die ſozialen Bezüge rauben. Daraufhin 
laſſen Sie ſich ja die Ermächtigung geben, die von 
den Nationalſozialiſten begrüßt wird. Hier heißt 
es in Ziffer 19: „Aenderung der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung, des Angeſtelltenverſicherungsge⸗ 
ſetzes, des Verſorgungsgeſetzes, des Altrentner⸗ 
geſetzes und des Geſetzes über das Verfahren in 
Verſorgungsſachen zwecks Anpaſſung an die je⸗ 
weilige deutſche Regelung.“ Inhaltlich wollen Sie 
ſich mit dieſer Beſtimmung die Möglichkeit ſchaf⸗ 
fen, alle ſozialen Renten, Altersrenten uſw. ein⸗ 
fach herunterzuſetzen. Aber darüber hinaus füh⸗ 
ren jetzt die Nationalſozialiſten in Danzig genau 
dasſelbe durch, was Brüning im Deutſchen Reiche 
zur Durchführung bringt. Das heißt, Sie als 
Nationalſozialiſten ſtellen dieſem Senat eine 
Blankovollmacht aus, die drüben in Deutſchland 
von den Nationalſozialiſten „bekämpften“ Maß⸗ 
nahmen hier zur Durchführung zu bringen. Dann 
ſtellen Sie ſich in der Oeffentlichkeit hin und 
ſagen, daß Sie hier eine andere Politik treiben, 
wie ſie von Brüning und der Sozialdemokratie 
drüben in Deutſchland getrieben wird. 

Auch für die Sozialdemokraten iſt gerade dieſe 
Formulierung ſehr intereſſant. Wenn drüben in 
Deutſchland die Sozialdemokraten ihre Zuſtim⸗ 
mung zum Abbau irgendeiner ſozialen Rente 
geben, zum Abbau der Unterſtützung für die 
Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen, 
dann geben damit die deutſchen Sozialdemokraten 
ihre Zuſtimmung zur Kürzung der Renten auch 
für Danzig. Nun ſoll die Oeffentlichkeit einmal 
feſtſtellen, wo hier der Gegenſatz zwiſchen Sozial⸗ 
demokraten und Nationalſozialiſten beſteht. Na⸗ 
türlich beſteht ein Gegenſatz, weil jeder gern Kur⸗ 
pfuſcher ſein möchte, um dieſe Wirtſchaft zu hei⸗ 
len; denn als Kurpfuſcher wird er dann von der 
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ſchaft herumoperiert, nicht ſo gut bezahlt wird. 
Alſo der Streit um die Senatorenſitze, um die 
Futterkrippe, iſt der Gegenſatz, der zwiſchen So⸗ 
zialdemokraten und Nationalſozialiſten beſteht. 
Die Werktätigen ſelbſt ſpüren immer mehr, daß 
dieſer Gegenſatz kein wirklicher Gegenſatz iſt, weil 
drüben in Deutſchland dasſelbe Gift als Medizin 
benutzt wird, wie hier in Danzig. Es kommt für 
die werktätigen Maſſen nicht darauf an, wer dies 
Gift gibt. ſondern daß es Gift iſt. Deshalb wer⸗ 
den Sie ſich auch zu einer Einheitsfront von den 
Natipnalſozialiſten bis zu den Sozialdemokraten 
zuſammenſchlienen. (Aba. Lananau: Siehe Eng⸗ 
land!) In Enaland iſt man auf dem beſten Wege 
dazu. Die hitrgerlihen Zeitungen begrüßen es 
am lebhafteſten, daß drüben von den Konſer⸗ 
pativen bis zu den Sozjaldemokraten eine Ein⸗ 
heitsfront ähnlich wie im Kriege vorhanden iſt, 
um über die „Not der Zeit“ hin wegzukommen. 
Sie werden das auch bald in Deutſchland und 


Danzig erleben, ſo daß Herr Hitler Herrn Breit⸗ 
ſcheid hie Hand reicht. um mit ihm gemeinſam mit 
dem Bolſchemismus fertig zu werden. In Danzig 
genau dosſelbe. 

Die Erwerbsloſenfürſorge, die Sie bereits 
weſentlich verſchlechtert haben, wird eine weitere 
Verſchlechterung erfahren. Die Preſſe brachte 
Mitteilungen, daß die Winterbeihilfe auf fünf 
Monate beſchränkt werden ſoll. Der Betrag der 
Winterbeihilfe ſoll für die Ledigen vom ſechs⸗ 
fachen auf den dreifachen Tagesbetrag herabgeſetzt 
merden. (Zuruf rechts.) Auch dieſe Angaben der 
Preſſe ſind mit Vorſicht zu genießen, weil der 
Herr Finanzſenator im Ausſchuß erklärte, daß die 
Preſſenachrichten nur Erwägungen ſeien und 
Pläne über alle dieſe Dinge noch nicht feſtſtänden, 
das heißt, alles iſt noch im Fluß. Der Herr 
Senator der Sozialen Abteilung erklärte, es 
waren ſogar Erwägungen im Gange, die ganze 
Winterbeihilfe abzubauen. Vielleicht werden Sie 
auch die ganze Winterbeihilfe abbauen. Alle dieſe 
Ausſprüche, die Preſſenachrichten ſeien nur Erwä⸗ 
gungen, nur Pläne, die noch nicht endgültig feſt⸗ 
ſtehen, laſſen darauf ſchließen, daß Sie ſelbſt mit 
einem noch viel größeren Defizit rechnen. Seien 
Sie davon überzeugt, das größere Defizit muß 
auf Grund dieſer Maßnahmen eintreten, die Sie 
zur Durchführung bringen. 

Das iſt die eine Seite Ihres Programms, 
Senkung der Ausgaben. Die Senkung der Aus⸗ 
gaben bedeutet in Wirklichkeit eine Senkung der 
lebensnotwendigen Einkünfte aller Bevölke⸗ 
rungsſchichten, bei den Empfängern ſozialer Ren⸗ 
ten, bei den Beamten, Angeſtellten, ſtädtiſchen Ar⸗ 
beitern und bei allen ſonſtigen Arbeitern. Wir 
haben noch keine Berechnung darüber angeſtellt, 
wie ſtark ſich das finanziell auswirken wird. Wir 
gehen aber in der Annahme nicht fehl, daß alle 
dieſe Maßnahmen für die werktätige Bevölkerung 
in Danzig einen Mindeſtausfall von rund 15 
Millionen bringen werden, d, h. Kürzung der 
Sozialrenten, Kürzung der Angeſtellten⸗ und Be⸗ 
amtengehälter. Denken Sie vor allen Dingen an 
die Kürzung der Löhne, die allein mit 7 bis 8 
Millionen nicht zu hoch geſchätzt iſt. Die Senkung 
der Einkünfte der breiten Schichten der Bevölke⸗ 
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Mittelſtandes nach ſich ziehen. Ein Konkurs wird 
dem andern folgen. Statt Geſunduna der Wirt⸗ 
ſchaft wird nur eine weitere Zerſtörung ein⸗ 
treten. (Zuruf des Aba. H. Friedrich.) Ein Se⸗ 
nator, der 1500 oder 2000 Gulden Gehalt monat⸗ 
lich bekommt, legt beſtimmt den größten Teil da⸗ 
von in Deviſen an. Der gibt das Geld nicht aus, 
während der arme untere Beamte, der 200 oder 
300 Gulden monatlich bekommt, das Geld aus⸗ 
geben muß. um leben zu können. Wenn Sie dem 
Herrn Meißner von den 150 000 Gulden. die er 
erhält, 140 000 Gulden nehmen, und dies dem 
unteren Beamten, dem Arbeiter oder Erwerbs⸗ 
Inien geben, dann gelanat es in die Wirtſchaft. 
Wenn Sie dem Herrn Meißner aber dieſe 150 000 
Gulden laſſen und nur die bisherige Steuer ab⸗ 
ziehen, fo legt er den größten Teil des Geldes in 
Depiſen an, um. wenn es brenzlich wird, ins 
Ausland zu verduften. Diele meine Meinung 
merden die Werktätigen in Danzig ganz beſtimmt 
auch teilen. Ihr Araument. das Sie jetzt eben 
brachten, iſt alſo ohne jede ſtichhaltige Grundlage. 

Wenn ich hier von einer Zerſtörung der Wirt⸗ 
ſchaft ſprach, jo tritt dieſe Zerſtörung noch mehr in 
Grſcheinung, wenn man die andere Seite Ihrer 
Maßnahmen ins Auae faßt. Das iſt die Verſchaf⸗ 
fung neuer Einnahmen. Auf welchem Wege mollen 
Sie ſich dieſe neuen Einnahmen verſchaffen? 
Durch ein noch ſtärkeres Anziehen der Steuer⸗ 
ſchraube, aber nicht für die leiſtungsfähigen 
Schichten der Bevölkerung. Man darf nur einige 
Ahrer Steuergeſetze durchſehen, um das feſtzu⸗ 
ſtellen. Hier z. B. die Aenderung des Einkom⸗ 
menſteuergeſetzes in Bezug auf Neuregelung der 
ſozialen Ermäßigungen und in Bezug auf Neu⸗ 
regelung der Pauſchbezüge und Sonderleiſtungen. 
Was damit bezweckt wird, iſt der Oeffentlichkeit 
bekannt. Aber weniger bekannt iſt, was man 
allein durch die Aenderung an Einnahmen zu er⸗ 
zielen gedenkt. Dieſe Einnahmen ſind mit monat⸗ 
lich ungefähr 80 000 Gulden angegeben. D. h. alſo, 
man hofft durch dieſe Senkung der ſozialen Er⸗ 
mäßigungen, durch dieſe Senkung der Pauſch⸗ 
bezüge für Werbungskoſten und Sonderleiſtun⸗ 
gen faſt eine Million einzubekommen. Ich weiß, 
Herr Hoppenrath, daß Sie angegeben haben, 
monatlich 70—80 000 Gulden. Wenn Sie jetzt mit 
dem Kopf ſchütteln, ſo darf ich ja nicht ſagen, daß 
Sie jetzt die Unwahrheit ſprechen, ſonſt würde ich 
einen Ordnungsruf bekommen. Aber vielleicht 
leiden Sie an Gedächtnisſchwund. Sie wollen 
ſelbſt Arzt ſein, es wäre ſehr angebracht, wenn 
Sie. . (Senator Dr. Hoppenrath: Ich danke 
Ihnen!) Sie werden beſtimmt nicht bei dieſem 
Rezept verhungern, wie es den Erwerbsloſen in 
dieſem Winter gehen wird. Aber ich glaube, daß 
die Abgeordneten, die im Hauptausſchuß waren, 
mir recht geben werden, daß man erklärte, 70 000 
bis 80 000 Gulden monatliche Einnahmen zu er⸗ 
halten. (Senator Dr. Hoppenrath: Ich habe keine 
Zahlen genannt!) Jawohl, es ſind Zahlen ge⸗ 


nannt worden, weil ich es mir aufgeſchrieben 
habe. D. h. daß man eine Million herauszuholen 
gedenkt, und zwar bei den Aermſten der Armen. 

Das ſind nicht die einzigen Steuermaßnah⸗ 
men, die Sie zur Durchführung bringen, Nehmen 


— 
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faſt alle auch eine ſtärkere Belaſtung der werk⸗ 
tätigen Schichten bedeuten, ganz beſonders auch 
die Einführung der Mineralwaſſerſteuer. (Abg. 
H. Friedrich: Und der Warenhausſteuer!) Ja⸗ 
wohl, die ſogenannte Warenhausſteuer! Ihre 
Vertreter haben ſich ſchon im Hauptausſchuß bei 
dieſer Geſchichte lächerlich gemacht. Wahrſchein⸗ 
lich wollen Sie ſich jetzt auch noch lächerlich machen. 
Was wollen Sie mit der Warenhausſteuer er⸗ 
reichen? Angeblich wirklich leiſtungsfähige Kreiſe 
beſteuern. In dieſer Form der Warenhausſteuer 
geben Sie aber dieſen wirklich leiſtungsfähigen 
Kreiſen nur die Möglichkeit, die Steuer auf lei⸗ 
ſtungsunfähige Kreiſe abzuwälzen. Warum gehen 
Sie nicht den Weg, den wir vorgeſchlagen haben? 
Beſteuern Sie doch die hohen Einkommen. Dann 
haben dieſe Leute nicht ſo leicht die Möglichkeit 
der Abwälzung. Wenn Sie auf dem Standpunkt 
ſtehen, daß die Warenhausbeſitzer ſchön verdienen, 
dann nehmen Sie den Verdienſt durch die Be⸗ 
ſteuerung dieſer hohen Einkommen weg. Aber 
Sie gehen einen andern Weg, der für die Waren⸗ 
hausbeſitzer günſtig iſt. Sie erzählten auch etwas 
von einer Unterſtutzung des werktätigen Mittel⸗ 
ſtandes, der kleinen Gewerbetreibenden. Seien 
Sie überzeugt, Sie können die Warenhäuſer noch 
jo ſtark beſteuern, — nicht Sie beſtimmen in Dan⸗ 
zig, ſondern das Finanzkapital, — Sie werden 
durch eine Beſteuerung der Warenhäuſer be⸗ 
ſtimmt nicht die Werktätigen entlaſten, ſondern 
belaſten. Wenn Sie dem Mittelſtand wirklich 
helfen wollen, weshalb planen Sie dann die Ein⸗ 
führung einer Betriebseröffnungsſteuer? Ange⸗ 
nommen, Ihre Steuer hätte Erfolg und die 
Warenhäuſer machen Pleite. (Abg. Reuter: Kar⸗ 
ſtadt iſt ſchon pleitel) Ohne Ihre Hilfe! Sie 
müßten ſich alſo über die Maßnahmen, die in 
Deutſchland getroffen werden, freuen. Dieſe Maß⸗ 
nahmen erzielen tatſächlich eine Pleite der 
Warenhäuſer. Wenn dann eine ganze Reihe von 
Gewerbetreibenden einen neuen Betrieb eröff- 
nen will, dann iſt doch eine neue Schwierigkeit da, 
nämlich die Betriebseröffnungsſteuer. Das iſt 
ein direkter Widerſpruch. Wenn man den Nazis 
erzählt, dieſe Eröffnungsſteuer ſei nur für be⸗ 
ſtimmte Kreiſe geplant, ſo hat man die Nazis 
nicht das erſte Mal beſchwindelt. Ich habe ſeiner⸗ 
zeit den Senat im Ausſchuß gefragt, was er durch 
die Warenhaus⸗ und Konſumvereinsſteuer einzu⸗ 
nehmen hofft. Darauf wurde nicht geantwortet. 
Da waren Sie ſtill. Aber Herr Staatsrat Lade⸗ 
mann hatte ſo ein malitiöſes Lächeln, das bedeu⸗ 
tete, daß Sie nicht einen Pfennig einbekommen 
werden. 

Man hat ſowohl bei den Einnahmen wie bei 
en Ausgaben einige Formulierungen hineinge⸗ 
arbeitet, die nichts anderes ſind als Beruhigungs⸗ 
pillen ohne jede ernſthafte Bedeutung. Wenn Sie 
erklären, Aenderung der Gerichtskoſten, der Ge⸗ 
bührenordnungen für Notare, Rechtsanwälte, Ge⸗ 
richtsvollzieher ſowie Zeugen und Sachverſtän⸗ 
dige, dann führen Sie die Regelung nicht durch, 
weil es das Intereſſe der Werktätigen erfordert, 
ſondern weil Sie ſelbſt Sparmaßnahmen auf die⸗ 
ſem Gebiet durchführen wollen. Die Zentrums⸗ 
zeitung mußte dieſe Pillen, die durch das Ermäch⸗ 
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den katholiſchen Arbeitern das Gift zu verſüßen. 
Wenn die Zentrumszeitung in Bezug auf die 
Formulierung unter 2 eine Erklärung abgibt, 
dann zeigt ſie, wie krampfhaft ſie bemüht iſt, ihre 
Arbeiter zu beruhigen. Sie ſagen, wir treffen 
auch Maßnahmen, die die Erhöhungen ausgleichen 
durch Verbilligung der Lebenshaltung. Die „Lan⸗ 
deszeitung“ erklärt in einem Artikel am 15. d. M.: 
„Weiter ſieht das Geſetz eine Ermäßigung der 
Gerichtskoſten, der Gebühren für Notare, Rechts⸗ 
anwälte, Gerichtsvollzieher uſw. vor. Dieſe Maß⸗ 
nahmen dienen dazu, die Lebenshaltung zu ver⸗ 
billigen.“ Alſo freut euch, liebe Danziger! Wenn 
der Gerichtsvollzieher kommt, bekommt er weniger 
Gebühren und eure Lebenshaltung wird billiger. 
Das zeigt nur die lächerlichen Bemühungen, den 
chriſtlichen Arbeitern die bittere Pille zu verſüßen. 
Genau ſo iſt es mit den Steuergeſetzen, die an⸗ 
geblich gegenüber den leiſtungsfähigen Kreiſen 
zur Durchführung kommen ſollen, z. B. die Neu⸗ 
regelung der Tantiemenſteuer. Der Senat er⸗ 
klärt, das Steuerſoll bei dieſer Steuer betrage 
47 000 Gulden. Dieſer Betrag werde wahrſchein⸗ 
lich in dieſem Jahr ſinken. Alſo in dem einen 
Fall vielleicht 30 000 Gulden, in dem andern Fall 
durch Senkung allein der Pauſchbezüge und Wer⸗ 
bungskoſten, Senkung der ſozialen Ermäßigun⸗ 
gen, alſo bei den Aermſten der Armen 1 Million 
pro Jahr. Das zeigt, wo Sie die Einnahmen her⸗ 
auszuholen beabfichligen, wen Sie ausplündern, 
die leiſtungsſchwachen Schichten. 

Aber ganz abgeſehen davon haben Sie eine 
Menge Beſtimmungen hineingearbeitet, die direkt 
Steuergeſchenke an das Finanzkapital bedeuten. 
Wenn Sie hier die Beſtimmung haben: Aende⸗ 
rung der Steuervorſchriften für Kapitalverwal⸗ 
tungsgeſellſchaften und ebenſo Reform des Rechts 
der Aktiengeſellſchaften, was bedeuten dann dieſe 
Beſtimmungen? Daß man dem Börſen⸗ und 
Finanzkapital noch weitherziger in Bezug auf die 
Steuerermäßigungen entgegenkommen will als 
bisher. D. h., daß man noch ſtärker als bisher 
dem von den Nationalſozialiſten ſo viel geſchmäh⸗ 
ten Finanzkapital ermöglichen will, hier nach 
Danzig zu kommen, um Geſchäfte zu machen. 
Daß Sie nicht daran denken, Herr Abg. Friedrich, 
das Finanzkapital irgendwie zu beſteuern, die 
Banken irgendwie ſteuerlich ſtärker zu erfaſſen, 
iſt bekannt. Wir wiſſen ja, wie weitherzig die 
Dresdner Bank dem Verkäufer der Nazizeitun⸗ 
gen entgegenkommt und ihm ſogar Unterſchlupf 
in ihren Räumen gewährt. Steuergeſchenke an 
das Kapital, aber darüber hinaus noch eine Re⸗ 
gelung des Geld⸗, Bank- und Börſenweſens. Der 
Senat erklärte, er könne darüber keine Auskunft 
geben. Er hüllte ſich in Stillſchweigen. Es wird 
genau dasſelbe durchgeführt werden wie in 
Deutſchland. Wenn hier auch Banken zuſammen⸗ 
krachen, dann wird man genau wie in Deutſchland 
dieſen Banken die Gelder einfach aus dem Staats⸗ 
ſäckel auszahlen. Herr Dr. Hoppenrath, wenn Sie 
mit dem Kopf ſchütteln, ſo iſt das genau ſo wenig 
ernſt zu nehmen, als wenn ein Nationalſozialiſt 
uns Wortbruch vorwirft. Alſo die National⸗ 


ſozialiſten betätigen ſich hier als dieſelben Kur⸗ 
pfuſcher wie drüben in Deutſchland die Sozial⸗ 
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ein mit den Zentrumsleuten und dem bürger⸗ 
lichen Sumpf und drüben in Deutſchland die So⸗ 
zialdemokraten mit den Zentrumsleuten und dem 
bürgerlichen Sumpf. 

Aber man kommt nicht nur dem Finanz⸗ 
kapital, ſondern auch dem Agrarkapital entgegen. 
Wenn es heißt, Beſtimmungen über Finanzie⸗ 
rung der Ernte, dann bedeuten dieſe Beſtimmun⸗ 
gen nichts anderes als Steuergeſchenke an das 
Agrarkapital. Der Senat erklärt, er denke nicht 
daran, die Ernte aufzukaufen. Das wiſſen wir, 
aber Sie wollen die Ernte bevorſchuſſen. (Se⸗ 
nator Dr. Hoppenrath: Wir nicht!) Dann werden 
Sie Geld aufnehmen und als Staat für dies Geld 
gerade ſtehen. (Zuruf des Senators Dr. Hoppen⸗ 
rath.) Schön, wenn Sie erklären, das ſei alles 
nicht der Fall, warum ſtellen Sie ſich nicht hier⸗ 
her und erklären offen, was dieſe Beſtimmung 
bedeuten ſoll? Warum erklären Sie nicht im 
Hauptausſchuß, was mit dieſer Beſtimmung ge⸗ 
meint iſt? Warum laſſen Sie Raum für allerlei 
Mutmaßungen? Aber, daß Sie nicht ehrlich er⸗ 
klären wollen, was auf Grund dieſer Beſtimmung 
durchgeführt werden ſoll, zeugt eben davon, daß 
alle ſolche Mutmaßungen durchaus auf dieſem 
Gebiete zuläſſig ſind. Die Ernte ſoll bevorſchußt 
werden. Man ſpricht ſo viel von der Not der 
Landwirtſchaft. Die Not iſt wirklich bei den werk⸗ 
tätigen Bauern vorhanden, bei den Klein⸗ und 
auch den Mittelbauern. Bei den Großbauern, bei 
den Großagrariern iſt dieſe Not nicht da. Wir 
haben gerade in Danzig immer wieder geſehen, 
wie die kleineren und mittleren Grundbeſitze von 
dem Großgrundbeſitz aufgekauft werden. Ich kann 
Ihnen eine ganze Menge ſolcher Leute nennen, 
wenn Sie das nicht glauben wollen, Herr Malſch. 
Sie können Material in Hülle und Fülle bekom⸗ 
men. (Abg. Malſch: Das bringen Sie hervor!) 

Wie ſah bisher die Not dieſer Großagrarier 
wirklich aus? Ein Handwerker in Ließau brauchte 
einen Zentner Weizen. Er ging zum Verwalter 
des Ziehmſchen Grundſtücks, der ihm erklärte, ein 
Zentner Weizen könne geliefert werden, aber zu 
10 Gulden. Das iſt keine Einzelerſcheinung, das 
finden Sie überall auf dem Lande beſtätigt. (Abg. 
Malſch: Daran können Sie die Not der Landwirt⸗ 
ſchaft erkennen!) Wenn die Landwirtſchaft wirk⸗ 
lich Geld brauchte, würden die Großagrarier froh 
ſein, einen Zentner Weizen mit 7 oder 8 Gulden 
zu verkaufen. Aber ſie wiſſen ganz genau, daß 
Sie den Weizen vom Senat mit 10 Gulden pro 
Zentner bevorſchußt bekommen. Dann ſchreien 
Sie, das, was ich hier behaupte, ſei unwahr. (Se⸗ 
nator Dr. Hoppenrath: Das kommt!) Laſſen Sie 
nicht in der Oeffentlichkeit zu, daß ſolche Mut⸗ 
maßungen aufgeſtellt werden. Wenn Sie ver- 
ſuchen, dieſe Mutmaßungen als unrichtig hinzu⸗ 
ſtellen, werden Sie uns erlauben, Ihre Ausfüh⸗ 
rungen auch mit aller Vorſicht aufzunehmen. 
(Abg. Malſch: Iſt ein Zentner Weizen mit 10 Gul⸗ 
den bezahlt?) Bei dieſen niedrigen Landarbeiter⸗ 
löhnen beim Großagrarier ja, beim werktätigen 
Bauern nicht. (Abg. Malſch: Das beweiſt, daß 
Sie nichts von der Landwirtſchaft und von der 
ganzen Wirtſchaft verſtehenl) Aber Sie, Herr 
Malſch! Ihre Maßnahmen gerade auf dem Ge⸗ 
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Zuſammenbruch führen, gerade bei den kleinen 
und mittleren Bauern auf Koſten der Groß⸗ 
bauern und der Banken. (Zuruf des Abg. 
Malſch.) Sie müſſen doch zugeben, daß auch der 
Finanzausgleich Bruch iſt. Der Herr Finanz⸗ 
ſenator hat hier erklärt, daß man daran denken 
müſſe, den Staat zu finanzieren. Die Gemeinden 
kämen erſt in zweiter Linie, der Stat ſei der 
Vater, wenn der Vater nichts habe, ginge es den 
Kindern auch nicht gut. Gewiß, man hat eine 
Beſtimmung in das Ermächtigungsgeſetz hinein⸗ 
gearbeitet, wonach eine Reihe ſteuergeſetzlicher 
Vorſchriften geändert werden ſoll. Wir willen 
jedoch ſchon heute, daß alle dieſe Maßnahmen nicht 
dazu dienen werden, die Wirtſchaft zu geſunden, 
ſondern das Defizit wird immer größer werden 
und die Wirtſchaft wird immer mehr zerſtört. 
Was bedeutet das? Daß man noch rückſichtsloſer 
als bisher den Gemeinden gegenüber vorgeht, 
ſtatt ſie irgendwie jetzt durch einen Finanzaus⸗ 
gleich zu unterſtützen. Wenn Sie erklärten, man 
müſſe zuerſt an den Vater denken, dann wollen 
Sie damit ſagen, daß die Kinder für ſich ſelbſt ſor⸗ 
gen ſollen, nur daß dieſer Rabenvater den Kin⸗ 
dern nun alle Möglichkeiten genommen hat, 
irgendwie für ſich ſelbſt zu ſorgen und die eigenen 
Ausgaben zu finanzieren. Ein anderer Redner 
unſerer Fraktion wird auf den Finanzausgleich 
ein wenig näher eingehen. 

Dann haben Sie eine Beſtimmung, Aenderung 
des geltenden Wohnungswirtſchaftsgeſetzes. Das 
wollen Sie in der Form durchführen, daß die 
Wohnungsbauabgabe noch ſtärker als bisher zur 
Sanierung der Staatsfinanzen verwandt werden 
ſoll. Das iſt wahrſcheinlich auch eine wirtſchafts⸗ 
fördernde Maßnahme. Sie werden hier noch 
mehr als bisher die Bautätigkeit einſchränken. 
Das können Sie beim beſten Willen nicht als 
wirtſchaftsfördernd bezeichnen. Alle dieſe Maß⸗ 
nahmen, von denen ich nur einen Teil angeführt 
habe, weil die Zeit nicht ausreicht, um zu allen 
Maßnahmen Stellung zu nehmen, zeigen, daß 
man mit einem viel größeren Defizit rechnet. 
Man will jetzt ſchon die Schwierigkeiten bei einem 
etwa neu entſtehenden Defizit aus dem Weg räu⸗ 
men. 
tigungsgeſetz in dieſer dunklen Form für ein 
Jahr geben. Das zeigt, daß wir mit unſern Ver⸗ 
mutungen recht haben. Wir lehnen jegliche Mit⸗ 
arbeit an dieſem Ermächtigungsgeſetz ab. Wir 
denken nicht daran, irgendwelche Abänderungs⸗ 
anträge zu bringen. Das würde bedeuten, daß 
wir mit den übrigen Beſtimmungen einverſtan⸗ 
den ſind. (Abg. Greiſer: Sie haben kein Verant⸗ 
wortungsgefühl!) Wenn der Löwe von Danzig 
hier erklärt, wir hätten kein Verantwortungs⸗ 
bewußtſein, ſo iſt es allerhand Verantwortungs⸗ 
gefühl, daß man 3000 Erwerbsloſen auf einen 
Schlag die Unterſtützung nimmt, aber weiter dul⸗ 
det, daß dieſe hohen Senatorenpenſionen gezahlt 
werden. Allerhand Hochachtung vor dieſem Ver⸗ 
antwortungsgefühl! (Abg. Greiſer: Wo iſt das 
Geld für die 3000 zu holen?) Sie haben ſelbſt 
darauf hingewieſen, wo es zu holen iſt, aber Sie 
können es auch gleich haben, mein lieber Löwe! 


(Abg. Greiſer: Ein Löwe kann niemals von Affen 


Deshalb läßt man ſich dieſes Ermäch⸗ 


— 


D) 
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(A) belehrt werden!) Sie haben im Ausſchuß ſehr be⸗ 


(B 


— 


leidigt getan, als ich Sie mit dem Ausdruck Löwe 
belegt habe. Sie ſagten, ſolch ein Kaſchemmenton 
hätte im Ausſchuß bisher nicht geherrſcht. Ich 
habe angenommen, daß Sie das Wort als Belei⸗ 
digung auffaßten. Und das ſtimmt, Sie ſind alles 
andere als ein Löwe. Sie ſind nicht einmal ein 
Schaf, Herr Greiſer. (Heiterkeit.) Sie erklärten 
am Freitag, dem 5. Juni 1931, wörtlich: 

Wir ſtehen jedoch auf dem Standpunkt, daß die 
Regierung unmöglich von einem Erxwerbsloſen 
verlangen kann, daß er ſich in die Wohlfahrts⸗ 
fürſorge überführen läßt, wenn dieſelbe Regie⸗ 
rung nicht den Beweis erbringen kann, daß ſie bei 
der Erfaſſung derjenigen Geldquellen, die noch da 
ſind, bis zur letzten Konſequenz gegangen iſt. Es 
kann unmöglich in den Kopf eines Menſchen, der 
drei Jahre lang erwerbslos geweſen iſt, in den 
Kopf eines Menſchen, der bereits Kohldampf ge⸗ 
ſchoven hat, hinein, daß er jetzt Wohlfahrtsunter⸗ 
ſtützung bekommen ſoll, daß er auf die Bettel⸗ 
pfennige angewieſen iſt, die er jeden Monat neu 
beantragen muß, wenn auf der anderen Seite 
die Regierung noch Gelder für Senatorenpenſionen 
zur Verfügung hat, wie z. B. an Herrn 
Dr. Volkmann in Zoppot in Höhe von 30 000 Gul⸗ 
den gezahlt werden. 

An einer andern Stelle erklären Sie: 

Beſteuern Sie die Gehälter der Bankdirektoren 
der Deutſchen und der Dresdener Bank. Beſteuern 
Sie das Gehalt des Herrn Meißner der Bank von 
Danzig, der 120000 Gulden im Jahr ſchluckt und 
dazu noch eine ſagenhafte Aufwandsentſchädigung 
und Dividenden erhält. 

Herr Greiſer, wo iſt die Verhinderung der Aus⸗ 
ſteuerung? Wo iſt die Beſteuerung der Rieſen⸗ 
penſionen, wo iſt die Beſteuerung der Bankdirek⸗ 
toren? (Zuruf des Abg. Greiſer.) Wir haben be⸗ 
reits einen Antrag gebracht auf Beſeitigung der 
Rieſengehälter und der Rieſenpenſionen, den 
haben Sie abgelehnt. Genau dasſelbe erklärte 
Herr Abg. Friedrich: „Die Parteien, die unſern 
Antrag ablehnen, tragen die Verantwortung da⸗ 
für, daß 3000 Familienväter Armengeld beziehen 
werden.“ Es handelt ſich um den Antrag, daß die 
Ausſteuerung erſt am 1. September erfolgen 
ſollte. Damals erklärte der Abg. Raſchke: „Wahr⸗ 
ſcheinlich haben Sie die Abſicht, es mit unſern bis⸗ 
herigen Anträgen ebenſo zu machen. Vergeſſen 
Sie am Mittwoch, wenn die Abſtimmung ſtatt⸗ 
findet, nicht das Aufſtehen.“ Sie wiſſen, daß es 
ſo kam. Als es ſich darum handelte, die Ausſper⸗ 
rung bis zum 1. September hinauszuſchieben, 
haben Sie das Aufſtehen vergeſſen. 

Der Herr Finanzſenator brauchte hier einmal 
das Wort von den Klauen und Zähnen. Die 
Klauen und Zähne der Bourgeoiſie ſind ſehr 
altersſchwach und wacklig. Daß Sie ſo feſt zu⸗ 
packen und die Werktätigen dieſe Klauen und 
Zähne noch brutaler als bisher zu ſpüren bekom⸗ 
men, iſt kein Gegenargument. Es beweiſt nur, 
daß Sie ſich nur mit den brutalſten Methoden 
heute noch am Leben erhalten können. Aber ſeien 
Sie überzeugt davon, daß alles nichts helfen wird, 
daß dieſe Klauen und Zähne allmählich auch be⸗ 
ſeitigt werden. Sie können dieſe Wirtſchaft nicht 
mehr geſund machen. Der Kapitalismus hat ſeine 
Rolle ausgeſpielt. Der Kapitalismus iſt zum 
Hindernis geworden für die Entwicklung der 


Menſchheit. Er kann die Menſchen nur noch tiefer 


ins Elend und in die Not hineinführen. (Zwi⸗ 
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ſchenrufe rechts.) Deshalb muß man alle Kräfte (0) 


anſpannen, um dieſen Kapitalismus zu beſei⸗ 
tigen. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Mit dieſen 
Maßnahmen, die jetzt vom Ziehm⸗Senat durchge⸗ 
führt werden, kann die Wirtſchaft tatſächlich nicht 
geheilt werden, ſondern ſie wird im Gegenteil 
noch mehr zerſtört werden. Dafür waren Sie 
ſelbſt und ſind Sie auch heute noch Kronzeugen. 

Ich will nur auf eins Ihrer Geſetze hinweiſen, 
und zwar auf die Lohnſummenſteuer. Wir Kom⸗ 
muniſten haben gegen die Lohnſummenſteuer 
immer den ſchärfſten Kampf gefuhrt, weil dies 
eine Steuer iſt, die die Abwälzung ermöglicht, 
und zwar in der Form des Lohnabbaues. Wir 
haben deshalb immer den ſchärfſten Kampf gegen 
die Lohnſummenſteuer geführt. Aber wir wollen 
einmal hören, was noch im vergangenen Jahr 
einige Herren, die ich hier nennen will, in Bezug 
auf die Lohnſummenſteuer ſagten. Der deutſch⸗ 
nationale Abg. Böcker erklärte am 24. März 1930 
hier im Volkstag folgendes: 

Herr Fooken hat ſchon vorausgeſehen, daß wir 
uns in beſonders ſcharfer Weiſe gegen die Lohn⸗ 
ſummenſteuer wenden würden. Und er hat recht; 
denn wir ſtehen auf dem Standpunkt, und nicht 
wir allein, ſondern die geſamte davon betroffene 
Wirtſchaft in Stadt und Land, daß dieſe Lohn⸗ 
ſummenſteuer die ungerechteſte, unſozialſte Steuer 
it, die man ſich denken kann. Sie iſt die roheſte 
Steuer, die es überhaupt gibt. Bei einer derartig 
hohen Zahl won Erwerbsloſen iſt es doch geradezu 
abſurd, von den Betrieben eine Sonderſteuer zu 
verlangen, die noch Arbeiter beſchäftigen oder ein⸗ 
ſtellen. 

Er ſagte weiter: 

Sie hatten ja hier bereits in Danzig ein ſolches 
Monſtrum von Lohnſummenſteuer gegen den Wil⸗ 
len der Deutſchnationalen Volkspartei eingeführt. 
Sie wurde ſo ſchnell es möglich war durch eine 
Regierung, in der die Deutſchnationale Volks⸗ 
partei Einfluß hatte, abgebaut und beſeitigt. Alle 
Wirtſchaftskreiſe waren froh, daß fie endlich von 
dieſer unbequemen, läſtigen und unſozialen Steuer 
befreit waren. h 

Das erklärte noch im vergangenen Jahr ein 
deutſchnationaler Abgeordneter. Herr Böcker iſt 
micht mehr im Volkstag, aber Herr Dumont iſt 
noch hier und ſogar verantwortlicher Senator. 
Herr Dumont erklärte am 24. März vergangenen 
Jahres im Volkstag wörtlich folgendes: 

Zu dem an letzter Stelle unſerer heutigen Tages⸗ 
ordnung ſtehenden Steuergeſetzentwurf, den uns 
die Regierung beſchert hat, kann äh namens 
meiner Fraktion ſchon heute erklären, daß wir 
dieſe roheſte und ungerechteſte aller Steuern auf 
jeden Fall ablehnen und mit allen Mitteln be⸗ 
kämpfen werden, zumal ihre Geltungsdauer nicht 
einmal zeitlich befriſtet werden ſoll. Es gibt wohl 
keinen wirtſchaftlich Denkenden in Danzig, der 
nicht erleichtert aufgeatmet hätte, als im Jahre 
1028 dieſe ſteuerliche Mißgeburt in der Verſenkung 
verſchwand. Von Arbeitgebern ſowohl wie von 
Arbeitnehmern müßte dieſer Steuergeſetzentwurf 
einmütig abgelehnt werden. Die Lohnſummen⸗ 
ſteuer iſt nicht nur ungerecht und roh, weil ſie 
auf den Ertrag in keiner Weiſe Rückſicht nimmt, 
ſondern ſie iſt in hervorragendem Maße auch 
arbeiterfeinlich, da ſie namentlich die größeren 
Betriebe, die eine große Anzahl von Arbeitneh⸗ 
mern beſchäftigen, geradezu dazu drängt, die eine 
oder andere zur Zeit noch beſetzte Stelle, die viel- 
leicht noch gerade entbehrt werden kann, zum Aus⸗ 
gleich der Lohnſummenſteuer einzuſparen. 

Das war ein Kronzeuge. Jetzt kommt ein wei⸗ 
terer Kronzeuge, der hier nicht anweſend iſt, ſonſt 


(D) 


(A) 


(B) 
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aber ein ziemliches, — ich muß mich ſo aus⸗ 
drücken, um nicht einen Ordnungsruf zu erhal⸗ 
ten — der ſehr gut von dieſer Stelle reden konnte. 
Herr Dr. Blavier erklärte in der gleichen Sitzung 
folgendes: 

Es wirkt lächerlich, wenn man die Lohnſummen⸗ 
ſteuer wieder einführt und meint, dadurch wird 
man die Erwerbsloſenziffer herabſenken. 

Heute iſt es verboten, Senatoren lächerlich zu 
machen. Wenn ſich die Regierung damals lächer⸗ 
lich machte, ſo möchte ich die Oeffentlichkeit fragen, 
ob ſich Herr Dr. Blavier nicht lächerlich macht, 
wenn er jetzt die Lohnſummenſteuer einführt. Er 
erklärt weiter: 

Dann kennen Sie die Mentalität der Unter⸗ 
nehmer nicht. Er wird drei bis vier Arbeiter 
auf die Straße ſchmeißen. Nichts anderes wird er 
tun. Sie müſſen ſich hüten, in unſerem kleinen 
Freiſtaat den Gegenſatz zwiſchen Gewerkſchaft und 
Unternehmer ſo zu prägen. Ueberlaſſen Sie das 
dem Reich. Wer gewinnt dieſen Kampf zwiſchen 
Regierung und Gewerkſchaft? Das ſoll das Reich 
entſcheiden. Wenn Sie Danzig zum Tummelplatz 
ſolcher Kömpfe machen, dann poloniſieren Sie 
Danzig. 

Ob Herr Dr. Blavier jetzt anfängt, Danzig zu 
poloniſieren, indem er die Lohnſummenſteuer 
weiter beibehält? Noch ein Kronzeuge, Herr 
Hohnfeldt, der ja heute auf dem Arbeitsamt ſitzt 
und praktiſch helfen ſoll, die Arbeitsloſigkeit hier 
in Danzig zu beſeitigen. Herr Hohnfeldt erklärte 
damals: 

Nun, Herr Fooken, dann muß ich eins ſagen, 
daß ſich von den vier Steuern, die vorliegen, keine 
ſo ſcharf gegen den Arbeitnehmer auswirken wird, 
wie dieſe Lohnſummenſteuer. 


Die Nazis im Volkstag ſind anderer Anſicht als 
Herr Hohnfeldt damals und ſagen wahrſcheinlich, 
es ſei eine Steuer, die ſich für den Arbeiter aus⸗ 
wirken werde. Falls Sie noch einen Kronzeugen 
haben wollen — ich ſehe gerade Herrn Bertling; 
er hat ſeinerzeit auch zur Lohnſummenſteuer 
Stellung genommen und erklärte am 18. Juni 
1930 in Bezug auf die Lohnſummenſteuer wört⸗ 
lich folgendes: 


Ich möchte auf die Lohnſummenſteuer zu ſprechen 
kommen. Es iſt vielfach geſagt worden, die Lohn⸗ 
ſummenſteuer wäre bereits von der früheren Re⸗ 
gierung eingeführt. Das ſtimmt, aber unter ganz 
anderen Vorausſetzungen, und zwar gegen den 
ausdrücklichen Willen der Deutſchnationalen. So⸗ 
fort nach Erkennung des Schadens, der dabei an⸗ 
gerichtet wurde und infolge ihrer Wirtſchafts⸗ 
feindlichkeit wurde ſie auf 1 Prozent, ſpäter auf 
% Prozent herabgeſetzt und nach der Befriſtung 
ganz aufgehoben. Aber ſie hatte einen ganz 
anderen Grund als die heutige Einführung, die 
nur zur Balancierung des Staatshaushaltes 
dienen ſoll. Es war damals eine Zweckſteuer, um 
den Wohnungsbau zu fördern, weil aus der Ein⸗ 
kommenſteuer infolge der Inflation und der an⸗ 
dauernden Entwertung weſentliche Einkünfte nicht 
zu erzielen waren. Dieſe Lohnſummenſteuer ſoll 
jetzt ohne Befriſtung eingeführt werden. Daß ſie 
die brutalſte und roheſte Steuer iſt, die man ſich 
denken kann, iſt heute ſchon mehrmals ausgeführt 
worden. 

Da ich dort Herrn Schwegmann ſehe, der im Se⸗ 
nat ſitzt, will ich auch ihn als Kronzeuge dafür an⸗ 
führen, daß dieſer Senat wirtſchaftszerſtörend 
wirkt. Herr Schwegmann erklärte in der Sitzung 
am 18. Juni wörtlich folgendes. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) Beruhigen Sie ſich nur, ich werde das 
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ſchon finden. Es war in der Sitzung vom 23. Juni: (0) 


Die Lohnſummenſteuer iſt völlig unerträglich. 
Sie bedeutet eine Beſtrafung desjenigen, der Ar⸗ 
beitnehmer beſchäftigt und wird in ihrer rohen, 
brutalen Art der Wirtſchaft neue, ſchwere Wunden 


ſchlagen, Danzigs Konkurrenzfähigkeit weiter 
feige und die Arbeitsloſigkeit ins Ungemeſſene 
eigern. 


Wenn heute jemand die Maßnahmen der Regie⸗ 
rung als roh und brutal bezeichnete, käme er be⸗ 
ſtimmt mit dem Republikſchutzgeſetz in Konflikt. 
Sie konnten es ſich aber erlauben, das damals 
auszuſprechen. 

Die ſteuerliche Ueberſpannung mit ihren wirt⸗ 
ſchaftlichen Schädigungen wird auch zur Folge 
haben, daß der erhoffte Reinertrag nicht erreicht 
wird. Der Staat wird ſich daher bald wieder einer 
neuen ſchwierigen Finanzlage gegenüber ſehen. 

Ich glaube, dieſe wenigen Zitate zu der einen 
Steuer genügen, um zu zeigen, in welcher Form 
Sie die Wirtſchaft ſanieren wollen. Sie können 
nicht ſagen, daß Sie heute eine andere Situation 
haben. Sie haben erklärt, es komme auf das 
Grundſätzliche der Lohnſummenſteuer an. Grund⸗ 
ſätzlich ſteigert die Lohnſummenſteuer die Er⸗ 
werbsloſigkeit, erklärten Sie. Sie können alſo be⸗ 
ſtimmt nicht irgendeinen Grund angeben, der 
heute die Weiterführung der Lohnſummenſteuer 
zur zwingenden Notwendigkeit macht. Es kommt 
hinzu, daß Sie ſeinerzeit erklärten: „Als Zweck⸗ 
ſteuer vielleicht noch, aber nicht zur Balancierung 
des Etats.“ Heute balancieren Sie damit doch 
ganz entſchieden den Etat. 

Dieſe Ausführungen, die ich hier zitiert habe, 
und die Maßnahmen, die Sie jetzt durchführen, 
zeigen tatſächlich Ihren Charakter. Sie zeigen, 
daß Ihre Politik nur eine Fortſetzung der bis⸗ 
herigen Gehl⸗Politik iſt. Wenn Ihre Maßnah⸗ 
men brutaler in Erſcheinung treten, dann des⸗ 
halb, weil der Staat kränker geworden iſt. In 
den vergangenen Jahren begann er zu kränkeln. 
Die Krankheit iſt ſtärker geworden. Deshalb wen⸗ 
den Sie eine etwas ſchärfere Medizin an, die 
ſcharfe Medizin gegenüber den Werktätigen, die 
drüben in Deutſchland von den Sozialdemokraten 
den Werktätigen eingeflößt wird. Die Tatſache, 
daß Sie den Werktätigen in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern dieſe Medizin zu ſchlucken geben, zeigt, 
daß Sie ſich die Hände gereicht haben, um dieſem 
Kapitalismus zu helfen, daß die Einheitsfront 
von Greiſer bis Gehl und von Burandt bis herab 
zu Brill beſteht. Sie ſind ja bereit, den ſogenann⸗ 
ten Staatsnotwendigkeiten gerecht zu werden. 
Dieſe Staatsnotwendigkeiten ſind Notwendigkei⸗ 
ten für das Finanzkapital, um am Leben zu blei⸗ 
ben. Dieſe Staatsnotwendigkeiten ſind aber der 
direkte Gegenſatz zu den Lebensnotwendigkeiten 
der Arbeiterklaſſe. 

Sie gebrauchen dieſe Medizin, wie ſie hier im 
Ermächtigungsgeſetz den Werktätigen verordnet 
werden ſoll. Wenn das Leiborgan der Deutſch⸗ 
nationalen, die „Allgemeine Zeitung“, erklärte, 
poſitive Vorſchläge, wie die Finanzwirtſchaft des 
Staates auf anderen als den von der Regierung 
bezeichneten Wegen aufrecht erhalten werden 
könne, wurden von dem Vertreter der Kommuni⸗ 
ſten nicht gemacht, ſo iſt das Schwindel. Solche 
Angaben haben wir gemacht. Wir werden morgen 


— 
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(A) dazu ſprechen. Wir haben auch ein Rezept einge⸗ 


(B 


— 


reicht, einen Arbeitsbeſchaffungsplan. Wir haben 
dort Wege zur Finanzierung der Arbeit gewieſen, 
die wir verlangen, um die Erwerbsloſigkeit zu 
mildern. Mehrfach wurde erklärt, daß Vorſchläge 
dieſer Art nicht gemacht worden ſeien. Wir wer⸗ 
den morgen zu dieſen Vorſchlägen noch ausführ⸗ 
licher ſprechen. 

Trotzdem wiſſen wir, daß auch die Durchfüh⸗ 
rung dieſer Maßnahmen, die wir fordern, dieſe 
Wirtſchaft nicht mehr geſunden können. Dieſe 
Wirtſchaft kann nur gefunden, wenn der Kapi⸗ 
talismus ſelbſt beſeitigt iſt. Da hilft nur ein Re⸗ 
zept, um die Wirtſchaft geſund zu machen. Dieſes 
Rezept iſt die proletariſche Revolution. Die Me⸗ 
dizin, die da ausgeteilt wird, wird den Werk⸗ 
tätigen Hilfe bringen, ſie wird aber den Kapi⸗ 
talismus krepieren laſſen. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten. — Zwiſchenrufe rechts. — Abg. Pleni⸗ 


kowſki: Sie freuen fi, wenn Sie von Rußland 


Aufträge bekommen! — Sie können ja nichts be⸗ 
zahlen! rechts.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Präſident des Senats Dr. Ziehm. (Abg. 
Langnau: Der Hungerpräſident!) Herr Abg. 
Langnau, ich rufe Sie zur Ordnung! (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Der Sättigungspräſident!) 


Dr. Ziehm, Präfident des Senats: M. H. u. D.! 
Ehe ich zu den heute geſtellten Abänderungsan⸗ 
trägen und Anträgen in den Druckſachen Nr. 368, 
Nr. 369 und Nr. 370 und 371 namens der Regie⸗ 
rung Stellung nehme, erlaube ich mir, in Kürze 
auf einige Vorwürfe und Einwendungen einzu⸗ 
gehen, die von Seiten der Oppoſitionsparteien im 
Laufe der Verhandlung, bei der erſten Leſung, im 
Ausſchuß und auch heute geltend gemacht worden 
ſind. Nur in aller Kürze, denn die Regierung iſt 
der Auffaſſung, daß heute nicht mehr mit Reden, 
und wenn ſie noch ſo temperamentvoll ſind, ge⸗ 
holfen werden kann, (Sehr gut! rechts.) ſondern 
daß es zu handeln gilt. Die Regierung handelt 
und iſt überzeugt, daß ſie damit dem Staat nützt. 
(War das früher nicht auch ſo? links. — Abg. 
Plenikowſki: Sie erlauben, daß die Werktätigen 
anderer Meinung ſind!) Die Urſachen des vor⸗ 
ausſichtlichen Defizits ſind in Zuſammenhang ge⸗ 
bracht worden mit einem Verſchulden der Regie⸗ 
rung. Es iſt, wenn auch in verſteckter Weiſe ge⸗ 
ſagt worden, wenn die Sozialdemokratie in der 
Regierung geweſen wäre und wenn die Parteien, 
die die Regierung bilden, die Oppoſition gebildet 
hätten, dann hätten ſie von einer Mißwirtſchaft 
der Sozialdemokratie geſprochen. (Sehr wahr! — 
Zweifeln Sie daran? links.) Der Vorwurf, der 
ſeinerzeit gegen die vorige Regierung gerichtet 
wurde, richtete ſich dagegen, daß die Regierung 
jetzt gezwungen iſt, ein Defizit abzudecken, das im 
Rechnungsjahr 1930 — 22 Millionen Gulden be⸗ 
trägt, deren Deckung die jetzige Finanzlage ſehr 
ſchwer belaſtet. Die Maßnahmen der jetzigen Re⸗ 
gierung bezwecken, eine Wiederkehr ſolcher Zuſtän⸗ 
de zu verhindern. M. D. u. H.! Es wäre Mißwirt⸗ 
ſchaft, wenn die Regierungsparteien den Kopf in 
den Sand geſteckt hätten, wenn ſie angeſichts des 
drohenden Defizits nicht ſofort gehandelt hätten. 
(Abg. Plenikowſki: Und wie gehandelt! Es kommt 


auf das Wie an!) Man muß es den Regierungs⸗ 
parteien zugute halten, daß ſie faſt in derſelben 
Stunde, als ſie erkannten, daß die Rechnung mit 
einem Defizit abſchließen würde, die nötigen Ent⸗ 
ſchlüſſe gefaßt haben, um dem vorzubeugen. 
(Sehr wahr! Sehr richtig! rechts. — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Fügen Sie hinzu, welche Maßnahmen das 
ind!) 
M. D. u. H.! Die Urſachen der Kriſe find im 
allgemeinen von allen richtig erkannt worden. 
Sie liegen in dem Rückgang der Zölle und der 
Steuern, in dem Steigen der Erwerbsloſenziffer 
und ſind auf den Niedergang der Wirtſchaft (Sehr 
wahr! rechts. — Zwiſchenrufe links.) ſowohl im 
Freiſtaat Danzig wie in den angrenzenden Län⸗ 
dern, im Deutſchen Reich und in Polen zurückzu⸗ 
führen. Das ſind Urſachen, denen der Staat Dan⸗ 
zig gegenüber machtlos iſt. Insbeſondere hängen 
unſere wirtſchaftlichen Verhältniſſe mit denen in 
Polen zuſammen, wo eine ſehr ſchwere Wirt⸗ 
ſchaftskriſe herrſcht. (Herr Dr. Hoppenrath ſagt 
etwas anderes! links.) Danzig wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich von einer wirtſchaftlichen Kriſe in Polen 
ſchwer betroffen, wie Danzig aus einer günſtigen 
wirtſchaftlichen Entwicklung in Polen Vorteile 
ziehen würde. Das iſt für jeden, der die Dinge 
unvoreingenommen betrachtet, ſelbſtverſtändlich. 
Es iſt begründet in dem wirtſchaftlichen Zuſam⸗ 
menhang, den Polen mit Danzig infolge des Ver⸗ 
ſailler Vertrages hat, (Sehr wahr! rechts) in⸗ 
folge der Zoll⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft mit 
Polen. (Zwiſchenrufe links.) Danzig iſt kein ge⸗ 
ſchloſſenes Wirtſchaftsgebiet, das eine eigene Wirt⸗ 
ſchaftspolitik führen kann. Es iſt zweifellos rich⸗ 
tig, daß auch die Danziger Finanzen in hervor⸗ 
ragendem Maße von der Geſtaltung in Polen ab⸗ 
hängen. Das beſte Beiſpiel dafür ſind die Ein⸗ 
nahmen aus den Zöllen, die ja einen wichtigen 
Grund für die Not der Danziger Finanzen bil⸗ 
den. (Früher ſollten die Sozialdemokraten daran 
ſchuld ſein! links.) f a 

Ich muß auch darauf hinweiſen, daß die Zahl 
unſerer Erwerbsloſen ſehr weſentlich durch die 
große Zahl der polniſchen Arbeiter beeinflußt 
wird, die in Danzig Beſchäftigung haben. (Un⸗ 
ruhe links. — Abg. Plenikowſki: Gehen Sie doch 
nach Genf, ändern Sie das doch!) Danzig iſt nicht 
in der Lage, dieſe Verhältniſſe, die ſich entwickelt 
haben, zu ändern. Ich will nicht auf unſer Ver⸗ 
hältnis zu Polen näher eingehen und keine 
außenpolitiſche Rede halten. Wenn es aber von 
polniſcher verantwortlicher und unverantwort⸗ 
licher Seite ſo dargeſtellt wird, als wenn der Nie⸗ 
dergang der Danziger Wirtſchaft darauf zurück⸗ 
zuführen iſt, daß Danzig nicht gewillt iſt, mit 
Polen wirtſchaftlich zuſammenzuarbeiten, (Abg. 
Plenikowſki: Auch politiſch nicht!) ſo heißt das 
die Dinge auf den Kopf ſtellen. (Sehr wahr! 
rechts.) Noch in der letzten Nummer des Organs 
der hieſigen Handelskammer wurde richtig feſtge⸗ 
ſtellt, daß Danzig alle Zeit und immer zu einer 
wirtſchaftlichen Zuſammenarbeit mit Polen bereit 
geweſen iſt, daß aber Polen es Danzig gegenüber 
dauernd an dem guten Willen hat fehlen laſſen. 
(Sehr wahr! rechts. — Zwiſchenrufe links.) 

M. D. u. H.! Die Wiederherſtellung des finan⸗ 
ziellen Gleichgewichts iſt ein Gebot der Selbſt⸗ 
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(D) 
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(Dr. Ziehm, Präſident des Senats) 
erhaltung Danzigs. (Sehr richtig! rechts.) Wie 
bei einem Privatunternehmen die in dem Unter⸗ 
nehmen Beſchäftigten davon betroffen werden, 
wenn es zuſammenbricht, wie ſie Arbeitsſtelle 
und Brot verlieren, ſo werden auch bei einem 
finanziellen Notſtand des Staates alle Angehöri⸗ 
gen davon empfindlich betroffen und am meiſten 
die vom Staat abhängigen Schichten, die Lohn⸗ 
und Gehaltsempfänger. (Die Herren Senatoren! 
bei den Kommuniſten) und die Leute, die Ver⸗ 
ſorgungsgebühren erhalten. Ihr Schickſal wird 
beſonders hart betroffen, wenn der Staat ſeine 
Kaſſen ſchließen muß und nicht mehr in der Lage 
iſt, die Bezüge zu bezahlen. Darum gilt die Her⸗ 
ſtellung des finanziellen Gleichgewichts zwiſchen 
Einnahmen und Ausgaben in ganz hervorragen⸗ 
der Weiſe gerade für dieſe ſchwachen Schichten der 
Bevölkerung. (Sehr richtig! rechts — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Auf Koſten dieſer Schichten!) Wenn der 
Senat die größten Anſtrengungen macht, um die 
Finanzen wieder in Ordnung zu bringen, ſo 
dient er damit in hervorragender Weiſe dieſen 
ſchwächſten und ärmſten Schichten. (Unruhe links 
— Abg. Mau: Die laſſen Sie verhungern! Steuer⸗ 
amneſtie! links.) M. D. u. H.! Leider müſſen die 
Einſchränkungen, welche die Regierung fordert 
und die ſie fordern muß, auch die unteren Schich⸗ 
ten der Bevölkerung treffen. (Muß iſt gut! links.) 
Das weiß die Regierung und empfindet es ſchwer, 
mindeſtens ſo ſchwer, wie die Oppoſition. (Abg. 
Langnau: Das iſt eine Heuchelei von Ihnen!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Langnau, 
ich rufe Sie zum zweitenmal zur Ordnung und 
machen Sie auf die Folgen eines evtl, dritten 
Ordnungsrufes aufmerkſam. 

Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Ich wieder⸗ 


hole, eine Oroͤnung der Finanzen iſt nicht mög⸗ 


lich, wenn nicht auch Einſchränkungen bei den 
unteren Gruppen der Beamten und bei den Ver⸗ 
ſorgungsgebührenempfängern gemacht werden, 
wenn nicht Einſchränkungen, ich ſcheue mich nicht 
das offen auszuſprechen, auf dem Gebiet der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge erfolgen. (Abg. Mau: Wir 
kennen das ganz genau!) Es geſchieht, weil ſonſt 
die Wiederherſtellung des Gleichgewichts unmög⸗ 
lich iſt. (Abg. Plenikowſki: Das ſagen Sie bei 
Zahlung von Gehältern über 500 Gulden!) Die 
Not des Staates gebietet dieſe Maßnahmen. 
(Zwiſchenrufe bei den Kommuniſten.) Es iſt eine 
Demagogie, und zwar eine ſtaats⸗ und volks⸗ 
feindliche, wenn man die Dinge ſo hinſtellt, als 
ob es möglich wäre, die Ordnung der Finanzen 
herzuſtellen und dabei die unteren Klaſſen und 
Schichten ganz zu verſchonen. (Abg. Plenikowſfki: 
Na, das iſt die Anſicht der Nazis! — Abg. Mau: 
Wenn Sie die oberen Klaſſen ſchonen, dann iſt es 
Demagogie!) Die demagogiſche Verhetzung kann 
Zuſtände herbeiführen, die gefährlich ſind, und be⸗ 
ſonders gefährlich, da wir einem ungemein ſchwe⸗ 
ren Winter entgegen gehen, wo alles davon ab⸗ 
hängt, dieſen Aermſten der Armen klar zu machen, 
daß der Staat alles für ſie zu tun bereit iſt, was 
in ſeinen Kräften ſteht. (Abg. Plenikowſki: Das 
machen Sie ihnen einmal klar!) Es iſt aber völ⸗ 
lig unmöglich, ihnen über die Kräfte des Staates 
hinaus Zuwendungen zu machen. (Abg. Mau: 
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Demagogie iſt es, wenn der Beſitz Steueramneſtie (0) 


bekommt, wie Sie das gemacht haben!) Solche 
Verhetzung iſt umſo gefährlicher, als dadurch der 
Beſtand des Staates gefährdet werden kann. Wir 
müſſen uns immer vor Augen halten, daß in 
Danzig die Erhaltung von Ruhe und Ordnung 
Vorausſetzung für die Erhaltung des Staates iſt. 
(Unruhe links.) i 

Der Weg, auf dem Ihnen der Senat den Aus⸗ 
gleich von Einnahmen und Ausgaben vorſchlägt, 
iſt von dem Herrn Finanzſenator ausführlich 
dargelegt worden. Einen anderen Weg als den 
der Senkung der Ausgaben gibt es nicht. (Abg. 
Plenikowſki: Welcher Ausgaben?) Wer behaup⸗ 
tet, daß es möglich ſei, einen anderen Weg zu 
gehen, handelt entweder wider beſſeres Wiſſen 
oder in Unkenntnis. (Abg. Mau: Aber dem Beſitz 
darf man nichts ſchenken, wenn man in Not iſt!) 
Die Regierung hat nicht leichten Herzens ihre 
Entſcheidungen getroffen. (Abg. Plenikowſki: 
Siehe Lohnſummenſteuer!) Sie weiß ſehr wohl, 
wie ſchwer die Wirkung der Einſchränkungen für 
alle davon Betroffenen iſt, und wie viele außer⸗ 
dem mittelbar davon betroffen werden. Aber es 
bleibt keine Wahl. Der Staat kann unmöglich 
mehr leiſten als er hat. (Sehr gut! rechts.) Es 
iſt eine gefährliche Illuſion, daran zu glauben, 
daß dem Staat unbegrenzte Mittel zur Verfü⸗ 
gung ſtehen. (Abg. Plenikowſki: Dieſe Wirtſchaft 
iſt am Ende ihres Lateins!) 


Vizepräſident Gaikowſki: Ich erſuche Sie, die 
Zwiſchenrufe zu unterlaſſen, ſonſt könnte ich vom 
Hausrecht Gebrauch machen. (Abg. Plenikowſki: 
Auf einen Zwiſchenruf wollen Sie hinauswerfen? 
Sie haben ein gutes Beiſpiel gehabt!) 


Dr. Ziehm, Präſident des Senats: Es iſt ein 
Geſetz, ein Naturgeſetz, gegen das man ſich nicht 
ungeſtraft vergehen kann, daß man ſeine Aus⸗ 
gaben nach den Einnahmen richten muß. Das gilt 
ſowohl für die Privatwirtſchaft wie für die 
Staatswirtſchaft. (Abg. Schmidt: Auch für den 
höheren Beamten!) 

Nun komme ich zu den Anträgen, die geſtellt 
worden ſind. Die Sozialdemokratie hat in Druck⸗ 
ſache Nr. 367 Anträge zum verfaſſungsändernden 
Geſetz eingebracht, wonach Beträge bis 350 Gul⸗ 
den Bruttogehalt von der Beſeitigung des Beſitz⸗ 
ſtandes freibleiben ſollen. Der Senat iſt nicht in 
der Lage, dem Antrag in dieſem Umfange zu ent⸗ 
ſprechen, weil die finanzielle Auswirkung untrag⸗ 
bar iſt. Der Senat iſt aber bereit, dem zuzuſtim⸗ 
men, daß anſtelle der Grenze 350 die von 300 ge⸗ 
ſetzt wird. (Abg. Plenikowſki: Die Nazis unter 
Volldampf!) Es iſt weiter in derſelben Druckſache 
der Antrag enthalten, daß die Gehälter und Ver⸗ 
ſorgungsgebühren der bisherigen Senatoren 
durch verfaſſungsänderndes Geſetz herabgeſetzt 
werden. Ich habe bereits im Hauptausſchuß er⸗ 
klärt und wiederhole es hier, daß der Senat beab⸗ 
ſichtigt, die Bezüge der nach der Verfaſſungsände⸗ 
rung neugewählten Senatoren ſo zu regeln, daß 
ſie gegenüber dem Geſetz von 1928, das damals 
von der Linksregierung geſchaffen iſt, gekürzt 
werden: beim Präſidenten des Senats um 40 7 
und bei den Senatoren um 20 %. (Lebhaftes 


Hört, hört! rechts.) Der Senat beabſichtigt wei⸗ 


— 


D) 
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(Dr. Ziehm, Präſident des Senats) 


(A) ter, hinſichtlich der bisherigen hauptamtlichen Se⸗ 


(B 
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natoren die Regelung der Bezüge ſo vorzuneh⸗ 
men, daß ihre Bezüge den Bezügen der neuen 
Senatoren angenähert werden. Der Senat beab⸗ 
ſichtigt aber nicht, die Aenderung auf dem Wege 
des verfaſſungsändernden Geſetzes vorzunehmen, 
(Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) und zwar aus 
folgenden Gründen. Er hält es nicht für richtig, 
gegen einzelne Perſonen im Geſetzeswege vorzu⸗ 
gehen, insbeſondere nicht im Wege eines ver⸗ 
faſſungsändernden Geſetzes. Er iſt der Auf⸗ 
faſſung, daß der Weg, den der Senat gehen will, 
ebenſo zum Ziel führt. Durch ein verfaſſungs⸗ 
änderndes Geſetz würden diejenigen Bezüge, die 
auf Vertrag beruhen, nach der Rechtſprechung un⸗ 
ſeres oberſten Gerichts vermutlich nicht betrof⸗ 
fen werden. (Zurufe links. — Abg. Klingenberg: 
Das hat ſich nach der Verfaſſung zu richten!) 

Was die Anträge zum Ermächtigungsgeſetz 
anlangt, ſo iſt der Antrag zu 1), wo anſtelle der 
167 Gulden eine Freigrenze von 200 Gulden und 
anſtelle von 200 Gulden eine Freigrenze von 250 
Gulden gefordert wird, für den Senat nicht an⸗ 
nehmbar, weil dadurch eine laufende Belaſtung 
des Staates im Betrage von 500 000 Gulden jähr⸗ 
lich ſich ergeben würde. Was den zweiten Teil 
anlangt, ſo entſpricht die Ziffer 2 in der Druck⸗ 
ſache Nr. 368 der Regierungsvorlage, die auch 
vorſieht, daß die Beamten bis auf 14 und die 
Angeſtellten bis auf 12 in ihren Bezügen ge⸗ 
kürzt werden. Der Zuſatz, daß bei Berechnung 
der Feſtbeſoldetenſteuer ein Betrag von 100 Gul⸗ 
den außer Anſatz bleibt, entſpricht dem, was der 
Senat in den auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes zu erlaſſenden Verordnungen beſtimmen 
wollte, (Abg. Plenikowſki: Will!) will. Er ent- 
ſpricht einem Antrag, der von den Regierungs⸗ 
parteien in Druckſache Nr. 370 geſtellt worden iſt. 
Der Senat iſt damit einverſtanden, daß dieſer 
Antrag angenommen wird. 

Es iſt dann weiter in Druckſache Nr. 370 bean⸗ 
tragt worden, daß auch weitere Maßnahmen 
zur Erreichung der oben bezeichneten Zwecke, die 
im Rahmen der Verfaſſung liegen, dem Senat 
überlaſſen werden. (Das iſt der Höhepunkt! 
links.) Ich bitte im Namen des Senats drin⸗ 
gend, daß auch dieſer Antrag angenommen wird. 
Wir haben kurz hinter uns eine Zeit, in der auf 
dem Gebiete des Finanz⸗ und Bankweſens ſo⸗ 
fortiges Einſchreiten der Regierung nötig war 
und wo eine Regelung und Ueberwindung der 
ungeheuren Schwierigkeiten nicht möglich ge⸗ 
weſen wäre, wenn damals nicht eine gleichlau⸗ 
tende Beſtimmung im Ermächtigungsgeſetz ent⸗ 
halten geweſen wäre. Angeſichts der Unſicherheit 
der Zuſtände und angeſichts der Notwendigkeit, 
ſchnell und entſchloſſen handeln zu müſſen, bittet 
der Senat dringend, dieſen Antrag anzunehmen. 
(Bravo! rechts.) Nach den Erklärungen des 
ſozialdemokratiſchen Redners, die er heute abge⸗ 
geben hat, kann ich feſtſtellen, daß das verfaſſungs⸗ 
ändernde Geſetz die vorgeſchriebene Zweidrittel⸗ 
mehrheit finden wird. Es iſt nach den Erklärun⸗ 
gen der Regierungsparteien und der die Regie⸗ 
rung ſtützenden Partei weiter feſtzuſtellen, daß 
das Ermächtigungsgeſetz Annahme finden wird. 
Die Regierung handelt in Erkenntnis der ihr ob⸗ 
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liegenden Verantwortung. Sie ſtellt mit Befrie⸗ (O) 


digung feſt, daß die Schritte, die ſie im Bewußt⸗ 
ſein ihrer Verantwortung vorgeſchlagen hat, die 
Billigung des Volkstages finden. (Bravo! rechts. 
— Abg. Plenikowſki: Wiſſen Sie, was das Volk 
fordert, abtreten! — Unruhe.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): M. D. u. H.! 
Wir Nationalſozialiſten ſind zwar noch junge 
Parlamentarier in dieſem Volkstag, aber wir 
haben immerhin den Mut bewundert, mit dem 
der Herr Finanzſenator und die von uns unter⸗ 
ſtützte Regierung das kommende Defizit ſchon ſo 
frühzeitig bezeichnet haben, daß tatſächlich dadurch 
die Möglichkeit vorhanden iſt, rechtzeitig einem 
ſolchen Defizit vorzubeugen. Wir haben bei der 
vorigen Regierung eine ſolche verantwortungs⸗ 
bewußte Stellungnahme vermißt. Es dürfte zum 
erſtenmal in der Parlamentsgeſchichte der 
Freien Stadt Tatſache ſein, daß eine Regierung 
nicht den Kopf in den Sand ſteckt, (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Brüning macht das auch!) ſondern tat⸗ 
ſächlich die Bevölkerung über die Wahrheit und 
die Tatſachen aufklärt, (Abg. Plenikowſki: Das 
tut Brüning auchl) 
Kraft eine Finanzſanierung vornehmen zu kön⸗ 
nen. Wir Nationalſozialiſten würden beſtimmt 
in einem Staat, der vollkommen ſelbſtändig und 
ſouverän wäre, beiſpielsweiſe im Deutſchen Reich, 
wenn wir dieſelbe Unterſtützung einer Regierung 
in der Hand hätten wie hier in Danzig, darauf 
dringen, daß man dieſes Defizit nicht durch einen 
Ausbau von Steuern auszugleichen verſucht, ſon⸗ 
dern möglichſt durch einen Abbau, und zwar durch 
einen intenſiven Abbau von Verwaltungsmaß⸗ 
nahmen. Leider ſind die Verhältniſſe hier im 
Freiſtaat ſo unglücklich gelagert, daß dieſer Frei⸗ 
ſtaat nicht ſouverän und nicht ſelbſtändig iſt, 
(Abg. Plenikowſki: Hört, hört!) ſondern daß er 
in ſeiner ganzen Finanzgeſtaltung vollkommen 
von Faktoren abhängig iſt, die außerhalb der 
hieſigen Regierungsmaßnahmen liegen. (Sehr 
gut! rechts. — Zwiſchenrufe und Unruhe links.) 
Wir haben Ihre Redner bisher in dieſer Sitzung 
in Ruhe angehört, (Abg. Plenikowſki: Ohol) 
wenn Sie aber glauben, mich durch Zwiſchenrufe 
ſtören zu können, dann kann ich Ihnen die Ga⸗ 
rantie geben, daß Ihre nächſten Redner überhaupt 
nicht zu Wort kommen. (Große Unruhe links. — 
Abg. Klingenberg: Das iſt eine Androhung, Herr 
Präfident!) 

Der Herr Finanzſenator hat in feiner groß 
angelegten Rede zur erſten Leſung geſagt, (Abg. 
Plenikowſki: Groß angelegte Rede!) daß die 
jetzigen Maßnahmen lediglich eine Teilſanierung 
bringen ſollten, und zwar ſollte der Beſitzſtand 
zuſammen mit dem Ausgleichszuſchlag und einem 
Teil der Feſtbeſoldetenſteuer 2,2 Millionen er⸗ 
geben. (Abg. Plenikowſki: Unter Beibehaltung 
der großen Gehälter!) Es iſt auch von der Oppo⸗ 
ſition anerkannt worden, daß gerade der Beſitz⸗ 
ſtand eine ungerechte Maßnahme iſt, die in der 
Hauptſache diejenigen Beamten trifft, die den 
oberen und mittleren Gehaltsgruppen angehören. 
(Abg. Plenikowſki: Die oberen Beamten werden 
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{A) bald befördert!) Wir geben ganz offen zu, daß die 


B 


— 


urſprünglich beabſichtigten Maßnahmen der Re⸗ 
gierungskoalition nicht dieſelbe Form hatten, wie 
ſie heute in der Vorlage zum Abbau der Beam⸗ 
tengehälter und der Vorlage zum Ermächtigungs⸗ 
geſetz verankert ſind. Dieſe Maßnahmen wären 
ohne unſere Unterſtützung wahrſcheinlich in einer 
etwas ungünſtigeren Form zur Durchführung 
gekommen. (Abg. Plenikowſki: Hört, hört! — 
Sehr richtig! rechts. — Wo iſt das Zentrum? 
links. — Unruhe.) Wir rechnen es uns als be⸗ 
ſonderes Verdienſt an, daß wir in dem Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz und dem Beſoldungsgeſetz, (Große 
Unruhe und fortgeſetzte Zwiſchenrufe links.) auch 
zuſammen mit dem Zentrum, unſoziale Härten 
ausgeglichen haben. (Abg. Plenikowſki: Ein 
edles Brüderpaarl) 

Wir haben in Erkenntnis der Tatſache, daß 
gerade die Sozialdemokratie das Fallen des Be⸗ 
ſitzſtandes von jeher gefordert hat, die Verant⸗ 
wortung dafür auch der Sozialdemokratie über⸗ 
laſſen. Sie hat es in der Hand gehabt, entweder 
dieſe mehr ſoziale Maßnahme mit dem Fallen des 
Beſitzſtandes und damit einer Verringerung der 
Erhöhung der Feſtbeſoldetenſteuer durchzubrin⸗ 
gen, oder dadurch, daß ſie den Beſitzſtand am 
Leben erhält, die unſozialeren Maßnahmen durch 
eine größere Erhöhung der Feſtbeſoldetenſteuer 
mitzumachen. Wenn nun heute die Sozialdemo⸗ 
kratie die Erklärung abgegeben hat, daß ſie grund⸗ 
ſätzlich bereit ſei, dem Abbau des Beſitzſtandes zu⸗ 
zuſtimmen und wenn ſie Anträge eingebracht hat, 
die unteren Beamtenkategorien, die nur ein 
monatliches Einkommen bis 350 Gulden haben, 
vor dem Fallen des Beſitzſtandes zu ſchützen, ſo 
entſpricht das abſolut den Forderungen, die auch 
wir im großen ganzen vertreten. Da es jedoch 
auf Grund dieſer Abhängigkeit (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Von Polen!) der derzeitigen Regierung 
von Maßnahmen außenpolitiſcher Natur (Abg. 
Plenikowſki: Pilſudſki läßt das nicht zu!) dazu 
kommen kann, daß bei Bewilligung dieſes An⸗ 
trages ein ſo großes Loch im Etat entſtehen 
würde, daß die Finanzſanierung dann nicht ge⸗ 
währleiſtet iſt, ſo können auch wir dieſem Antrag 
unſere Zuſtimmung nicht geben. Wir haben des⸗ 
halb zuſammen mit den Regierungsparteien den 
vorhin vom Präſidenten des Senats erwähnten 
neuen Antrag eingebracht, der einen Abbau des 
Beſitzſtandes vorſieht, jedoch diejenigen Katego⸗ 
rien, die bis 300 Gulden monatliches Gehalt 
haben, frei läßt. (Sehr gut! rechts.) Dadurch iſt 
tatſächlich eine weit ſozialere Belaſtung der Be⸗ 
amtenſchaft eingetreten, als es urſprünglich den 
Anſchein hatte. (Abg. Plenikowſki: Belaſtung iſt 
gut!) 

Wenn der Abg. Plenikowſki als Vertreter der 
Kommuniſten hier erklärt hat, daß wir National⸗ 
ſozialiſten hier eigentlich das machen, was wir 
drüben im Reich bekämpfen, ſo entſpricht das nicht 
den Tatſachen; (Abg. Plenikowſki: Aber natür⸗ 
lich, ſelbſtverſtändlichl) denn die Gehälter der 


unteren Beamtenkategorien werden, nachdem der 
Beſitzſtand nur bei einem Einkommen von min⸗ 
deſtens 300 Gulden monatlich fällt und nachdem 
durch die Feſtbeſoldetenſteuer tatſächlich nicht ein 
ſo großer Betrag herauskommt, nicht ſo gekürzt, 


Volkstag Danzig — 36. Sitzung. 


Dienstag, den 25. Auguſt 1931. 


wie drüben im Reich. Ein unterer Beamter wird, (O) 


trotzdem der Ausgleichszuſchlag und der Beſitz⸗ 
ſtand fällt, hier in Danzig ein Gehalt beziehen, 
das 11 % höher liegt, als das ſeines Berufsfreun⸗ 
des in Deutſchland. (Abg. Plenikowſki: Rechnen 
Sie das den Löwenkindern vor! Unruhe.) 
Wenn man das Fallen des Beſitzſtandes und die 
Höhe der Feſtbeſoldetenſteuer genau berechnet, ſo 
wird dadurch, daß außerdem noch durch den neuen 
Antrag der Regierungsparteien und von uns 
eine Freigrenze von 100 Gulden gelaſſen wird, in 
der Praxis eine ganz große Staffelung durchge⸗ 
ſetzt, die bei den oberen Gehaltsgruppen ſogar 
einen Abzug von rund 40 % vorsieht. (Sehr gut! 
rechts.) 

Wenn wir Nationalſozialiſten in unſeren 
größeren Kundgebungen und Verſammlungen 
vor die Bevölkerung treten, ſo verſteht auch der 
letzte Beamte die Notwendigkeit eines Gehalts⸗ 
abzuges, weil wir auch dieſem Beamten mit dem 
nötigen Verantwortungsbewußtſein klarzumachen 
verſtehen, daß, wenn nicht auch die Beamtenſchaft 
in erhöhtem Maße zu Opfern herangezogen wird, 
nur noch jemand übrig bleibt, der ſchon als Tor⸗ 
wächter vor der Tür ſteht und dann das Gehalt 
für die Danziger Beamten wahrſcheinlich nicht in 
Danziger Gulden, ſondern in ausländiſcher nie⸗ 
drigerer Währung zahlen wird. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Einer läßt die weißen Mäuſe laufen, der 
andere ſieht ſie! — Abg. Maaß: Haben Sie Angſt?) 

Dann ſind von der Oppoſition in ihren An⸗ 
trägen auf Druckſache Nr. 367 das Gehalt und die 
Verſorgungsgebührniſſe der bisherigen Sena⸗ 
toren behandelt worden. Solange wir in dieſem 
Parlament ſind, entſpricht dieſer Antrag abſolut 
unſerer grundſätzlichen Einſtellung. Nachdem 
aber die Regierung durch den Mund des Herrn 
Präſidenten des Senats ſowohl im Hauptausſchuß 
wie auch hier in der Plenarſitzung eine Zuſage 
dahingehend gemacht hat, daß durch Verwaltungs⸗ 
maßnahmen die Gehälter und Ruhegehälter der 


bisherigen Senatoren, die nicht mehr im Amte 


ſind, an die Gehälter angeglichen werden, die 
augenblicklich gezahlt werden, haben wir keine 
Urſache, Anträge der Oppoſition in der Form an⸗ 
zunehmen. (Sehr gut! rechts.) Eine dementſpre⸗ 
chende Zuſage der Regierung genügt uns voll⸗ 
kommen. Es wird auch weiterhin unſer Beſtre⸗ 
ben ſein, die Regierung dahin zu bringen, daß 
ſie die Verſorgungsgebührniſſe der bisherigen 
Senatoren, die nicht mehr im Amte ſind, tatſäch⸗ 
lich den Penſionsbezügen angleicht, die ſie haben 
würden, wenn ſie jetzt als verabſchiedete Se⸗ 
natoren von der Bühne abtreten müßten. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Plenikowſki.) Jedoch ſtellen wir 
unſer Verantwortungsbewußtſein vor der 
Deutſcherhaltung dieſer Freien Stadt Danzig 
auch in dieſer Frage abſolut in den Vordergrund 
und werden niemals das Gehalt eines einzelnen 
oder die Penſion von einzelnen nicht mehr im 
Amt befindlichen Senatoren zum Ausgang irgend⸗ 
einer Kriſe machen, die den Beſtand der derzei⸗ 
tigen Regierung, die unſer Vertrauen genießt, 
tatſächlich gefährden könnte. (Zurufe der Abg. 
Mau und Joſeph. — Abg. Weber: Sie haben viel 
gelernt! — Große Unruhe.) Ich glaube, nach der 
verſchärften Geſchäftsordnung, Herr Abg. Weber, 


— 


D) 
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(Greiſer, Abgeordneter) 


(A) können auch Sie bald das Fliegen aus dieſem 


(B 


— 


Parlament lernen. Außerdem, m. H. von der 
Sozialdemokratie, haben Sie am allerwenigſten 
die moraliſche Berechtigung, zur Not des Staates 
Stellung zu nehmen. Sie ſind diejenigen ge⸗ 
weſen, die das Staatsſchiff ſeinerzeit mit 16% 
Millionen Gulden Schulden im Stich gelaſſen 
haben. Gerade Ihre prominenten Vertreter, Ihre 
Abg. Werner und Schmidt, an der Spitze die Ge⸗ 
werkſchaftsbonzen vom Angeſtelltenverband der 
Staatsarbeiter, haben noch dafür geſorgt, daß der 
Staat während der roten Regierungszeit nicht zu 
dem Geld kam, das er brauchte, nämlich dadurch, 
daß ſie nicht ihr volles Gehalt, ſondern nur die 
Hälfte ihrer Einkünfte verſteuert haben. Solange 
alſo rote Gewerkſchaftsbonzen 950 Gulden Gehalt 
beziehen und nur die Hälfte verſteuern, während 
die Arbeitenden hungern müſſen, haben Sie keine 
moraliſche Berechtigung, hier den Schnabel auf⸗ 


zumachen. (Sehr gut! und Zuſtimmung rechts. — 


Was bekommt Hitler? links.) Wir ſtehen nicht 
auf dem Nivellierungsniveau, ſondern erkennen 
das Leiſtungsprinzip an. Danach würden Sie 
ſchon lange nichts mehr bekommen, Herr Pleni⸗ 
kowſki. (Zuruf des Abg. Plenikowſki.) 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki, Sie haben dem Redner Dummheit unter⸗ 
ſtellt, ich rufe Sie zur Ordnung. 


Greifer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn wir 
nun zum Ermächtigungsgeſetz unſere Zuſtim⸗ 
mung geben, ſo deshalb, weil es uns gelungen iſt, 
in den ganzen Aufbau und Rahmen dieſes Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes Beſtimmungen hineinzu⸗ 
arbeiten, die abſolut unſeren nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Forderungen entſprechen. (Zuruf links.) 
Herr Stukowſki, auch Sie haben kein Recht, hier 
Zwiſchenrufe zu machen und etwa gegen die 
Großagrarier zu wettern, ſolange Sie ſelber an 
den Vorarbeiter der polniſchen Saiſonarbeiter 
herantreten, um das von Ihnen bewirtſchaftete 
Gemeindeland in Eichwalde nicht mit den Ar⸗ 
beitsloſen Ihrer Gemeinde, ſondern mit den pol⸗ 
niſchen Saiſonarbeitern zu bearbeiten. (Lebhaf⸗ 
tes Hört, hört! rechts.) 3 

Es iſt uns alſo gelungen, in dies Ermächti⸗ 
gungsgeſetz Beſtimmungen hineinzuarbeiten, die 
unſerer nationalſozialiſtiſchen Forderung entſpre⸗ 
chen. Bei der Neuregelung der Tantiemenſteuer 
wird es Sache der Regierung ſein, ſich unſere 
Vorſchläge zu eigen zu machen und dieſe Tan⸗ 
tiemenſteuer, die augenblicklich 10 % beträgt, 
nachher bis auf 30 bis 40 % zu erhöhen. Bei der 
Verlängerung und Aenderung des Lohnſummen⸗ 
ſteuergeſetzes brauche ich nicht darauf einzugehen, 
ob die Lohnſummenſteuer in ihrem Prinzip den 
Forderungen der Arbeitnehmer entſpricht oder 
nicht. In der Praxis iſt ſie ſo gehandhabt wor⸗ 
den, daß die Lohnſummenſteuer vom Arbeitgeber 
aufgebracht worden iſt. Daß die Lohnſummen⸗ 
ſteuer bei der heutigen Notlage des Staates tat⸗ 
ſächlich verlängert werden muß, iſt eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit. 

Wir werden dafür ſorgen, daß im Rahmen der 
Verordnung, die dann herauszugeben iſt, gerade 
dies Geſetz dazu benutzt werden kann, diejenigen 
Arbeitgeber, die nicht im Intereſſe der Danziger 


tereſſe des internationalen und ausländiſchen Ar⸗ 
beiters, mit Zuſchlägen belegt werden, die ihnen 
das Anſtellen einer ausländiſchen Arbeitskraft 
erſchweren, wenn nicht ganz unmöglich machen. 
(Sehr gut! rechts. — Zuruf des Abg. Plenikowſfki.) 
Wenn wir in Ziffer 9 eine Aenderung der Be⸗ 
ſteuerung der Konſumgenoſſenſchaften und Waren⸗ 
häuſer fordern, jo entſpricht das abſolut unſerem 
Prinzip, inſofern, als wir gerade auch in Danzig 
die beiden vorhandenen Warenhäuſer als die 
Totengräber des ſelbſtändigen Mittelſtandes an⸗ 
erkennen müſſen. 
beſtehenden Warenhäuſer in den letzten beiden 
Jahren Abteilungen aufgenommen haben, die 


rants einrichteten, wo ſie infolge großen Kon⸗ 


ſums der Bevölkerung zu billigeren Preiſen ein 


Eſſen vorſetzen, werden wir in unſerer Forde⸗ 


unterbinden!) den Warenhäuſern das Leben ſo 
ſchwer wie möglich zu machen, um dadurch dem 
Mittelſtand, der in ſeiner Exiſtenz ſowieſo ſchon 
gehandikapt und gefährdet iſt, wieder die Mög⸗ 
lichkeit zu geben, ſeine Geſchäfte wieder einiger⸗ 
maßen in Gang zu bringen. (Zurufe der Abg. 
Joſeph und Mau.) Man kann heute in den klei⸗ 
nen Gaſthäuſern ebenſo billig zu Mittag eſſen, 
wie in den Reſtaurants der beiden Warenhäuſer. 
Ich behaupte, daß in den Küchen der kleinen Re⸗ 
ſtaurants das Mittageſſen mit viel ausgeſuch⸗ 
teren Mitteln und mehr Liebe zubereitet wird, 
als in den großen Abwaſchküchen der Waren⸗ 
häuſer. 

Die Einführung einer Betriebseröffnungs⸗ 
ſteuer in Ziffer 11 entſpricht gleichfalls unſerer 
Forderung. Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
in der Hauptſache ausländiſche Unternehmer in 
den letzten Jahren nach Danzig gekommen ſind, 
um hier dem Mittelſtand und den Handwerkern 
unliebſame Konkurrenz zu machen. Wenn in- 
folge der Einführung der Betriebseröffnungs⸗ 
ſteuer eine gewiſſe Kontrolle bei der Betriebs⸗ 
eröffnung in Bezug auf die Inhaber erfolgt, die 
einen ſolchen Betrieb eröffnen wollen, ſo wird 
das beſtimmt dem Danziger Staat und der Be⸗ 
völkerung nichts ſchaden. Das kann ſich nur zum 
Nutzen der Bevölkerung auswirken, die vor der 
unlauteren Konkurrenz der leider Gottes aus 
dem Oſten hierher verzogenen Leute geſchützt 
wird. 

Wenn unter Punkt 12 die Einführung einer 
Mineralwaſſerſteuer von der Regierung gefor- 
dert wird, ſo kann man darüber geteilter Mei⸗ 
nung ſein. Feſt ſteht aber, daß nach der letzten 
Herabſetzung der Steuer die Preiſe für Mineral⸗ 
waſſer nicht geſenkt wurden und daß die Dif⸗ 
ferenz zwiſchen den Geſtehungskoſten und dem 
Verkaufspreis in einem ſchreienden Mißverhält⸗ 
nis ſteht. In Punkt 19 wird eine Aenderung der 
Reichsverſicherungsordnung, des Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes, des Verſorgungsgeſetzes, des 
Altrentnergeſetzes und des Geſetzes über das 
Verfahren in Verſorgungsſachen gefordert, und 
zwar unter Anlehnung an die deutſchen Geſetze. 
Wir haben uns vorher von der Regierung die 


Gerade dadurch, daß die hier 


bisher lediglich dem gewerblichen Mittelſtand 
vorbehalten waren und ſie auch ganze Reſtau⸗ 


rung beſtärkt, (Abg. Mau: Das müſſen die Nazis 


und deutſchen Arbeiter handeln, ſondern im In⸗ (O) 


D) 
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(Greiſer, Abgeordneter) 

Zuſicherung geben laſſen, daß auf Grund dieſer 
Ermächtigung nicht ein Eingriff in das Tarifrecht 
und in das laufende Verſicherungsrecht geplant 
iſt. Nach dieſer Zuſicherung ſind wir in der Lage, 
dieſem Punkt unſere Zuſtimmung zu geben. (An⸗ 
dauernde Zwiſchenrufe der Abg. Plenikowſki und 
Weber.) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki und Herr Weber, ich muß Sie bitten, den 
Redner nicht fortgeſetzt zu unterbrechen, ſonſt 
müßte ich die notwendigen Konſequenzen ziehen. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Wenn wir 
in Punkt 24 einer Aenderung der Gewerbeord⸗ 
nung hinſichtlich des Hauſierhandels, des Schank⸗ 
mejens und der Einführung von Gewerbekarten 
unſere Zuſtimmung geben, ſo können wir es um 
ſo mehr tun, als insbeſondere die Danziger Land⸗ 
wirtſchaft, die den Markt in Danzig beſchickt, 
immer wieder laute Klagen darüber erhebt, daß 
ihr eine unliebſame Konkurrenz durch auslän⸗ 
diſche Hauſierer erwachſen iſt. Die Republik 
Polen hat ſeit langem ſogenannte Patente einge⸗ 
führt und dieſe auch auf diejenigen Gewerbe⸗ 
treibenden ausgedehnt, die aus dem Auslande 
zur Ausübung ihrer Geſchäfte in die Republik 
Polen hineingekommen ſind. Wenn man in Dan⸗ 
zig ähnlich wie in Polen ſolche Gewerbekarten 
einführt, ſo entſpricht das den Grundſätzen, die 
der Freiſtaat und die Regierung, die in finanziel⸗ 
ler Not iſt, an die Beſteuerung eines derartigen 
Hauſierhandels ſtellen muß. (Sehr richtig! rechts.) 

Wenn wir Nationalſozialiſten dies Ermächti⸗ 
gungsgeſetz annehmen, ſo tun wir es in voller 
Verantwortung und in vollem Verantwortungs⸗ 
bewußtſein der geſamten deutſchempfindenden 
Bevölkerung der Freien Stadt; (fortgeſetzte Zwi⸗ 
ſchenrufe links.) denn wir können uns der Er⸗ 
kenntnis nicht verſchließen, daß es keine andere 
Möglichkeit gibt, (Abg. Plenikowſki: Als hun⸗ 
gern zu laſſen!) die finanziellen Beſorgniſſe des 
Staates und der Regierung anders zu beheben, 
als durch den rigoroſen Einſatz eigener Kraft. 
(Abg. Plenikowſki: Das ſagte Brüning auchl) 
Wir wiſſen, daß dabei auch Opfer gebracht werden 
müſſen, und leider gerade von dem Teil der Be⸗ 
völkerung, der den minderbemittelten Kreiſen 
angehört. (Abg. Plenikowſki: Das ſagte Brü⸗ 
ning auch! — Unruhe.) Wir Nationalſozialiſten 
haben das Zeug und den nötigen Fanatismus, 
um gerade dieſe Kreiſe über die Notwendigkeit 
des heutigen Opfers und über die Folgen einer 
Finanzkriſis aufzuklären. Auch der letzte Er⸗ 
werbsloſe wird es verſtehen, daß es bei der 
augenblicklichen Finanzmiſere nicht anders geht. 
Wenn der Staat zuſammenbricht, gibt es über⸗ 
haupt keine Möglichkeit, ihm zu helfen, ſondern 
das, was nachher kommt, wird immer noch ſchlech⸗ 
ter ſein. Wir haben das Zutrauen zu der Re⸗ 
gierung, daß ſie auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes aus eigener Kraft dieſe Finanzmiſere be⸗ 
heben wird. (Lebhafte „Heil Hitler!“-Rufe! 
rechts.) 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der 
Herr Abg. Czarnecki. 

Czarneeki, Abgeordneter (P.): Die Stimmung 
der Danziger Bevölkerung in Bezug auf dies Er⸗ 
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mächtigungsgeſetz kann wohl treffend mit der (0) 


Klage des Bürgers im erſten Teil des „Fauſt“ 
bezeichnet werden, der da ſagt: 

Nein, er gefällt mir nicht, der neue Bürgermeiſter! 

Nun, da er's iſt, wird er nur täglich dreiſter. 

Und für die Stadt, was tut denn er? 

Wird es nicht alle Tage ſchlimmer? 

Gehorchen ſoll man mehr als immer, 

Und zahlen mehr als je vorher. 
(Heiterkeit.) Es iſt hier heute in dieſem hohen 
Hauſe über die Urſachen der Miſere debattiert 
worden, in der ſich Danzig befindet. Es muß ge⸗ 
ſagt werden, daß die wenigen bisherigen Erklä⸗ 
rungen einiger Senatsmitglieder trotz ihres ſen⸗ 
timentalen Charakters in der Oeffentlichkeit ohne 
Eindruck verhallt find. Der Senat hat ſeit ſeinem 
Beſtehen keine programmatiſche Erklärung ab⸗ 
gegeben, die ſein Denken der Oeffentlichkeit näher 
gebracht hätte. Der Senat beſchränkte ſich ledig⸗ 
lich darauf, in beſonderen einzelnen Fällen ent⸗ 
weder durch ſeinen Präſidenten oder durch den 
Herrn Finanzminiſter ſeine Stellungnahme kund 
zu tun. Es waren Ausführungen, die ſich mei⸗ 
ſtens auf ſteuer⸗ und finanztechniſche Ange⸗ 
legenheiten bezogen. Es wird wenige geben, die 
dieſe Taktik des Senats für die richtige halten. 
Im Gegenteil, es darf gejagt werden, daß der 
Senat der Freien Stadt eine offenherzige Dekla⸗ 
ration hinſichtlich der geplanten Maßnahmen, 
Wege und Ziele auf dem Gebiet der Wirtſchaft, 
auf dem Gebiet der Innen⸗ und Außenpolitik 
hätte geben ſollen. Es wäre meines Erachtens 
das Klügere geweſen, in Anbetracht der exponier⸗ 
ten Lage Danzigs, keine aggreſſive Parteipolitik zu 
treiben, ſondern alle Kräfte guten Willens zur 
Mitarbeit am Wohle der geſamten Bevölkerung 
heranzuziehen. Es iſt nicht gut, wenn einzelne 
Parteien die ſtaatserhaltende Geſinnung für ſich 
ſelbſt als Monopol in Anſpruch nehmen. Das 
führt nur zu Uebertreibungen und ruft Schäden 
hervor, die, wie wir jetzt ſehen, bei ſchwierigen 
Verhältniſſen nicht zu meiſtern ſind. 

Der Herr Senatspräſident zog es vor, die ge⸗ 
ſamte Oppoſition zu brüskieren und ſeine Zu⸗ 
flucht zu der auf die Dauer politiſch unhaltbaren 
und wirtſchaftlich koſtbaren Allianz mit dem labi⸗ 
len Element der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei zu ſuchen, einer Partei, die unſe⸗ 
rer Freien Stadt gegenüber grundſätzlich feindlich 
geſonnen iſt. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Czarneeki, 
Sie haben der Nationalſozialiſtiſchen Partei den 
Vorwurf gemacht, daß ſie der Freien Stadt feind⸗ 
lich geſonnen ſei. Ich rufe Sie zur Ordnung. 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): Ich beziehe mich 
hierbei auf die Ausſage des Herrn Abg. Greiſer, 
der erklärt hat „der koddrige Freiſtaat darf nicht 
gerettet werden.“ (Zwiſchenrufe.) Heute ſieht der 
Senat, daß die Ereigniſſe über ſeine Köpfe dahin⸗ 
fluten. Er möchte nachholen, was er verſäumt 
hat. Heute iſt ſich nämlich der größte Teil der 
Bevölkerung darüber klar, daß der Senat mit 
ſeiner Politik auf der ganzen Linie verſagt hat. 
Wenn Sie es nicht glauben ſollten, wäre es emp⸗ 
fehlenswert, ſich an die Wähler direkt zu wenden. 

Die Wahlpropaganda im vorigen Jahr ſtand 
im Zeichen einer großen Sanierung der Finan⸗ 


— 


D) 
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(Czarnecki, Abgeordneter) 


(A) zen, der Wirtſchaft, eine konſequente Außenpolitik 


ſollte getrieben werden, eine Politik, die die poſi⸗ 
tiven Bemühungen der ehemaligen Zentrums⸗ 
Linksregierung ganz gewaltig in den Schatten 
ſtellen ſollte. Ein großer Teil der Bevölkerung 
ging auf dieſe verheißungsvollen Argumente ein. 
Dieſe guten Leute glauben heute beſtimmt nicht 
mehr an dieſe Verheißungen. Man kann getroſt 
ſagen, daß ſie dieſe Wahlkampagne als das be⸗ 
zeichnet haben, was ſie war, als ein Scheinmanö⸗ 
ver, oder wie es in dieſem hohen Hauſe mit dem 
lieblichen Wort geſagt wird, als eine Demagogie. 
Die außerordentliche Miſere, in die der Danziger 
Senat die Freie Stadt durch ſeine verfehlte Politik 
hineinmanövriert hat, iſt beiſpielslos. Die ſteigende 
Arbeitsloſigkeit, der Bankkrach in Danzig, die Be⸗ 
laſtung der arbeitenden Bevölkerungsſchichten 
unter gleichzeitiger Schonung der am Ruder be⸗ 
findlichen Parteien, das alles hatten wir zu ver⸗ 
zeichnen. Schon die parteipolitiſche Zwangsver⸗ 
ſteigerung der Senatorenſeſſel bei der Bildung 
des Senats im vorigen Herbſt, die acht Wochen 
dauerte, ließ nichts Gutes ahnen. (Abg. Langnau: 
Das macht Pilſudſki auch! — Heiterkeit.) 

Es iſt bezeichnend, aber auch für Danzig be⸗ 
ſchämend, daß in einem Danzig mit der Ambition 
zur baltiſchen Handelsmetropole der wichtigſte 
Senatorenpoſten, der Poſten für Handel und Ge⸗ 
werbe, nicht beſetzt wird, ſondern dem Senator für 
öffentliche Arbeiten ſozuſagen als Nebenbeſchäf⸗ 
tigung zugeſchoben wurde. Der Senat wollte 
dadurch dokumentieren, daß er ſeine Hauptauf⸗ 
gabe nicht in dem Aufbau wirtſchaftlicher Auf⸗ 
gaben ſieht. Anſcheinend lagen ſeine Ziele auf 
einem andern Gebiet. Demgemäß tragen auch die 
hier zur Sprache ſtehenden Geſetzes vorlagen und all 
die wirtſchaftlichen und handelspolitiſchen Maß⸗ 
nahmen das Gepräge einer unfertigen und wenig 
durchdachten Arbeit. Die Vorlage des Ermäch⸗ 
tigungsgeſetzes iſt ja das Eingeſtändnis einer 
Hilfloſigkeit derjenigen Männer, denen die Ge⸗ 
ſchicke der Freien Stadt Danzig in die Hände ge⸗ 
legt wurden. Darunter hat nun die Bevölkerung 
Danzigs auf ſo tragiſche Weiſe zu leiden. Man 
wäre verſucht, anzunehmen, daß doch wenigſtens 
ein großer Teil der Senatoren den guten und 
feſten Willen hätte, im Geiſt der weſentlichen Be⸗ 
dürfniſſe der Freien Stadt zu arbeiten. (Zuruf 
des Abg. Greiſer.) Doch zeigt die Wirklichkeit, 
daß der Senat ſchon im Anfang ſeines Daſeins 
der unheilvollen Kommandobrücke Münchens un⸗ 
terlegen iſt. Die Wichtigkeit der wirtſchaftlichen 
und lebenspolitiſchen Intereſſen der Freien Stadt 
Danzig wurde eben machtpolitiſchen Gelüſten 
preisgegeben. Es iſt nur bedauerlich, daß die 
hochwerte Mitte, die Parteien des Blocks der 
nationalen Sammlung, die angeblich die Wirt⸗ 
ſchaftsintereſſen vor die Politik ſtellen, dieſer Po⸗ 
litik ihre Unterſtützung geben. Eine ſolche Hal⸗ 
tung der Danziger Wirtſchaftskreiſe ſteht im 
kraſſen Widerſpruch zu der geſchichtlichen Dan⸗ 
ziger Ueberlieferung. Der berühmte Danziger 
Kaufmannsgeiſt ſcheint heute nur noch ein Echo 
ehemaliger großer Tradition zu ſein. B 

Es gibt in Danzig für alle Miſere, Klagen 
und Mißgeſchicke eine bequeme und bis zur 
Uebelkeit angewandte Phraſe, die Phraſe von dem 


böſen Nachbarn. An allem ſei Polen ſchuld. Das (O), 


haben wir ſogar heute von dem autoritativen 
Vertreter der Regierung, dem Präſidenten Herrn 
Dr. Ziehm, gehört. (Zwiſchenrufe.) Man verſetzt ſich 
in Danzig gern in die Rolle des Kaufmanns ver⸗ 
gangener Jahrhunderte, der in ſeinem Danziger 
Kontorchen wartete, bis der Kaufmann aus Po⸗ 
len kam und ihm Getreide, Holz und andere Ar⸗ 
tikel des Landes verkaufte. Es iſt heute eben 
anders. Wir leben im Zeitalter der raffinierten 
verkehrstechniſchen Entwickelung aller Hilfsmit⸗ 
tel. Es kann geſagt werden, daß nicht das War⸗ 
ten auf den Verkäufer, ſondern nur eine energi⸗ 
ſche, kaufmänniſche Initiative in Danzig Erfolg 
gehabt hätte. Man kann nicht andauernd nur 
durch politiſche Jeremiaden und Hinüberſchielen 
nach anders gearteten Intereſſen in Danzig 
ſeinen Weg ſuchen. Dieſe politiſchen Wege haben 
in Danzig eine Pſychoſe großgezogen, der große 
Kreiſe unterlegen ſind, die Pſychoſe von dem 
böſen polniſchen Nachbarn. Jahrelang hat ma. 
der Danziger Bevölkerung die unwahrſcheinlich⸗ 
ſten Behauptungen mit dem Ziel unterbreitet, 
eine künſtliche Spannung großzuzüchten, damit 
Danzig immer der Anker der Unruhe im Oſten 
Europas bleibt. Das war unzuläſſig und gegen 
die Intereſſen der Freien Stadt Danzig gerichtet. 
(Zurufe rechts.) 

Wenn in Danzig ſtändig und dauernd gegen 
die durch den Friedensvertrag geſchaffene Ord⸗ 
nung Front gemacht wurde, wenn andauernd die 
Praxis der durch den Friedensvertrag geſchaffe⸗ 
nen Ordnung in Danzig und im Oſten Europas 
als ein Proviſorium bezeichnet wurde, wenn man 
in Danzig die Autorität des Völkerbundes öffent⸗ 
lich in der Preſſe unterwühlte, die Autorität des 
Bundes, unter deſſen Schutz Danzig ſteht, ſo ver⸗ 
hinderten dieſe Methoden ſelbſtverſtändlich eine 
poſitive Einſtellung Danziger Wirtſchaftskreiſe zu 
den Problemen, die Danzig mit Polen und den 
andern Wirtſchaftsgebieten feſſelten. Man braucht 
nur die Behandlung aller wirtſchaftlichen Fragen 
in der Preſſe oder in der Oeffentlichkeit zu be⸗ 
obachten. Sie geſchieht mit einer verhetzenden 
Leidenſchaft, die den Gegner doch herausfordern. 
muß und von vornherein ein Einvernehmen ge⸗ 
fährdet. (Und die polniſche Preſſe? rechts.) Die 
reagiert! (Lachen rechts.) Das iſt eine Taktik, die 
den Widerſpruch notgedrungen hervorruft. Glau⸗ 
ben Sie mir, (Wir glauben Ihnen nicht!) es tft 
nicht der Zweck meiner Ausführungen, Angriffe zu 
unternehmen. Ich würde mich freuen, wenn meine 
Ausführungen dem einen oder anderen Mit⸗ 
gliede des hohen Hauſes zu denken geben wür⸗ 
den, daß alles, was bisher in Danzig in wirt⸗ 
ſchaftspolitiſcher Hinſicht geleiſtet wurde, das 
Richtige war. 

Ich weiß, daß in Anbetracht der Pſychoſe, von 
der ich vorher ſprach, ein Umſchwung der Mei⸗ 
nungen in Danzig von ſofort nicht erreichbar iſt. 
Ich weiß aber auch, daß die Zeichen der Zeit nicht 
unnütz am größeren Teil der Danziger Bevölke⸗ 
rung vorbeigegangen find, Ich meine, dieſe üble 
Einſtellung müßte in Danzig ausgemerzt werden 


und die bisherigen Methoden, die von verſchiede⸗ 
nen deutſchen Danziger Wirtſchaftlern, aber leiſe 
in diskreter Form, als verfehlt betrachtet wer⸗ 
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müßten, die dann Wandel ſchaffen würde und die 
maßgebenden Kreiſe von der Taktik der Ver⸗ 
hetzung abbrächte und in die Bahnen der wirtſchaft⸗ 
lichen Politik leitete. (Abg. Weber: Dazu muß 
Polen auch beitragen!) Danzig bildet mit ſeinem 
Hinterlande Polen eine wirtſchaftliche und eine 
Zoll⸗Einheit. Beide ſind durch keine Wirtſchafts⸗ 
grenzen getrennt. Es mußte das Beſtreben Dan⸗ 
ziger Wirtſchaftskreiſe ſein, ſich ſofort in den ge⸗ 
waltigen Wirtſchaftsapparat Polens einzuſchalten, 
Danzig hatte doch den Vorrang der großen kauf⸗ 
männiſchen Tradition, der großen geſchäftlichen 
Erfahrungen, den Vorrang der Verbindung mit 
dem Ausland und Ueberſeegebieten. 

Es muß geſagt werden, daß dieſe Einſchaltung 
in den Wirtſchaftsapparat Polens durch Danziger 
Wirtſchaftskreiſe nur in unvollſtändiger Weiſe 
erfolgte. Abgeſehen vom Handel mit Getreide 
und Holz, der ſich ſeit altersher in Danzig ent⸗ 
wickelte, gingen Danzigs Intereſſen hauptſächlich 
dahin, den Import deutſcher und ausländiſcher 
Waren nach Polen zu leiten. Aber m. D. u. H., 
es galt doch, ſich der neuen Situation eines großen 
Wirtſchaftsgebietes anzupaſſen. Es galt doch, der 
neuen Induſtrie Polens Abſatzgebiete und Aus⸗ 
landsmärkte zu erſchließen. Hier ſollte ſich kauf⸗ 
männiſche Energie gezeigt haben und die Regſam⸗ 
keit der Wirtſchaftskreiſe Danzigs. Darüber haben 
wir immer geklagt. Herr Dr. Hoppenrath hat in 
ſeiner Rede, die uns Merkmale von beſchränktem 
Horizont zeigte, 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Czarnecki, 
ich rufe Sie zum zweitenmal zur Ordnung und 
mache Sie auf die Folgen eines eventuellen drit⸗ 
ten Oroͤnungsrufes aufmerkſam. (Abg. Weber: 
Das iſt doch nur eine ſachliche Feſtſtellung! — 
Abg. Reuter: Was haben Sie hier zu tun? Was 
wollen Sie hier? — Unruhe.) 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Herr Dr. Hop⸗ 
penrath hat die fundamentale Tatſache der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verbundenheit Polens mit Danzig 
mit keiner Silbe erwähnt. Das hat Herr Präſi⸗ 
dent Dr. Ziehm heute nachgeholt. (Zwiſchenrufe 
rechts.) Der Herr Finanzſenator ſprach aber 
oſtentativ von der wirtſchaftlichen Verbundenheit 
mit Deutſchland. Das iſt unzutreffend, da eine 
ſolche wirtſchaftliche Verbundenheit nicht beſteht. 
Es kann letzten Endes von einer kulturellen Ver⸗ 
bundenheit geſprochen werden. Das wird jeder 
zugeben. Es iſt möglich, daß Herr Dr. Hoppen⸗ 
rath unter wirtſchaftlicher Verbundenheit ver⸗ 
ſteht, daß die Bank von Danzig ihre Reſerven in 
Berlin inveſtiert hat, und daß dieſe Tatſache tat⸗ 
ſächlich zu ſchweren Schäden geführt hat. Es kam 
zur Schließung der Banken, und das erkämpfte 
Vertrauen zu den deutſchen Danziger Banken 
wurde erſchüttert. Als eine ſchmerzhafte Epiſode 
bei dem Bankkrach möchte ich erwähnen, daß die 
deutſchnationalen Abgeordneten ſofort dem Dan⸗ 
ziger Gulden ihre echt deutſchen Rücken kehrten 
und von ihren Schuldnern Schuldverpflichtungs⸗ 
umſchreibung auf Dollar verlangten. (Das iſt 
nichts Neues! rechts.) s 

Die Erklärung des Finanzſenators Dr. Hop⸗ 
penrath, von dem ich erwähnte, daß er nichts von 
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der wirtſchaftlichen Verbundenheit mit Polen ſagte (0) 


und die Handlungsweiſe der deutſchnationalen Ab⸗ 
geordneten, die ihrer eigenen Währung nicht 
trauen, wurden in ſchärfſter Form abgewieſen. 
(Senator Dr. Hoppenrath: Von wem?) Die Er⸗ 
klärung des Herrn Dr. Hoppenrath wurde mit 
einem Lächeln vorgetragen, das ſchon in dieſem 
hohen Hauſe ſtereotyp geworden iſt. (Abg. 
Schmidt: Er iſt aus dem Lande des Lächelns!) 
Die krampfhafte Nachahmung aller Berliner 
Maßnahmen, die Nachahmung von Verordnun⸗ 
gen und Geſetzen durch den Senat bedeutet eine 
Zwangsjacke für den Danziger Unternehmungs⸗ 
geiſt, die uns großen Schaden zufügt. Solange 
dieſe falſche Einſtellung vom Senat und den Par⸗ 
teien nicht aufgegeben wird, ſolange die Danziger 
Senatorenköpfe ſich nicht auf ſelbſtändige Arbeit 
umſtellen, die den Danziger Intereſſen dient, ſo⸗ 
lange Danzigs Politik nicht aufhört, das politiſche 
Echo Berlins zu ſein, ſolange wird es immer 
Hemmniſſe für die wirtſchaftliche Entwicklung 
Danzigs geben. Das ſind Vorausſetzungen, über 
deren Klarheit nicht zu diskutieren iſt. Die wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung der wirtſchaftlichen Verbun⸗ 
denheit Danzigs mit Polen hat doch in vielen 
Enunziationen des Völkerbundes ihren Aus⸗ 
druck gefunden. Ich erinnere nur an die Ent⸗ 
ſcheidung des Generals Haking vom 18. Dezember 
1921, der wörtlich ausführt, „daß es für Danzig 
weniger ein Vorteil, als vielmehr ein großer 
Nachteil ſei, mit Deutſchland durch engere Be⸗ 
ziehungen verknüpft zu ſein als mit Polen. Tat⸗ 
ſächlich, ſagt Haking, iſt infolge der wirtſchaft⸗ 
lichen und politiſchen Lage Danzigs das Gegen⸗ 
teil wünſchenswerter und weit ſegensreicher, 
nämlich daß Danzig die engſten Beziehungen zu 
Polen pflegt.“ 


Wie ſieht es nun mit dieſer Pflege der wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen mit Polen aus? (Abg. 
Greiſer: Das merkt man in den polniſchen Zei⸗ 
tungen! Die polniſchen Zeitungen drohen! — 
(Abg. Schmidt: Wollen Sie den Affen nicht zur 
Ordnung rufen?) 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Schmidt. 
Sie haben den Abg. Greiſer einen „Affen“ ge⸗ 
nannt, ich rufe Sie zur Ordnung. (Abg. Weber: 
Er hat ſich bloß wie ein Affe benommen, er iſt 
ein Löwe! — Abg. Schmidt: Ich habe gar nicht 
Greiſer gemeint! 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): In maßgeben⸗ 
den Danziger Kreiſen ſcheint man die wirtſchaft⸗ 
liche Mitarbeit Polens als einen Hauptfaktor der 
wirtſchaftlichen Beziehungen kaum zu betrachten. 
Es iſt noch nicht lange her, da haben die Re⸗ 
gierungsparteien dieſe Mitarbeit verneint. Es 
war auch immer ſo, wenn von Danziger Seite die 
wirtſchaftliche Mitarbeit mit Polen propagiert 
wurde, ſo wurde derjenige ſofort als Verräter am 
Deutſchtum bezeichnet. (Abg. Greiſer: Sehr rich⸗ 
tig!) Da haben Sie es! (Seiterfeit,) Bei allen 
wirtſchaftlichen Maßnahmen Polens, die ſich not⸗ 


(D} 


gedrungen auf das Danziger Gebiet auswirken, 


iſt es Mode geworden, ſofort darin Poloniſie⸗ 
rungsbeſtrebungen zu ſehen. Es heißt dann, man 
wolle die Selbſtändigkeit Danzigs unterbinden. 
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Das iſt doch ein Zuſtand, der die eine oder andere 
Partei treffen mag, der aber doch die für die 
Danziger Regierung Verantwortlichen nicht tref⸗ 
ſen will. So war es mit dem Getreidehandel, 
mit dem Eier⸗ und Fleiſchexport. Statt einer 
Einſchaltung in den Wirtſchaftsapparat Polens, 
ſtatt eines freien wirtſchaftlichen Wettbewerbs 
ſahen wir eigene Miniaturorganiſationen des 
Exports. (Zwiſchenrufe rechts. — Unruhe.) Das 
ſind eben die Merkmale der Pſychoſe vom böſen 
Nachbar, von denen ich vorhin ſprach. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Solche Unwahrheiten dürfen doch nicht be⸗ 
Hauptet werden!) Nach Danzig kamen früher 
große Aufträge von Polen. (Abg. Reuter: Als 
Polen ſebſt noch nicht konnte, jetzt kann es!) Dies 
wurde von keiner Partei, von keiner Organi⸗ 
ſation gewürdigt. Es wurde von der Bevölke⸗ 
Tung als eine Selbſtverſtändlichkeit angeſehen. 
Wenn es erfreulicherweiſe gelang, für Danzig 
auch von anderer Seite Aufträge zu erhalten, ſo 
wurde ein großer Propagandaapparat in Betrieb 
geſetzt. Das alles, um nicht die große Maſſe der 
Bevölkerung die Wahrheit wiſſen zu laſſen, daß 
Polen ſeinen Verpflichtungen in Bezug auf die 
Arbeitsbeſchaffung für Danzig nachkommt. 

Es wäre lehrreich, vom Senat zu erfahren, 
welchen Wert die zeitweiligen Arbeitsaufträge 
Sowjetrußlands nach Danzig hatten und auf wel⸗ 
chen Wert ſich die bisherigen jahrelangen, ſtän⸗ 
digen Aufträge Polens beziffern. Es wäre wün⸗ 
ſchenswert zu erfahren, wie ſich der Effekt der 
Arbeitsaufträge Sowjetrußlands in Danzig aus⸗ 
wirkte. Soviel die Allgemeinheit weiß, ſind die 
Aufträge, die durch den Senat finanziert worden 
find, eigentlich ſchlecht abgelaufen. Wir ſehen, daß 
die Schiffswerft Klawitter bedauernswerterweiſe 
als Folge davon ſchließen mußte. Es wäre gut, 
wenn der Senat dies Geheimnis über das Pro⸗ 
blem preisgäbe. Dieſe einſeitige Einſtellung 
gegenüber der Tatſache, daß Polen den Willen 
hat, gerade in Danzig Arbeit zu ſchaffen und auch 
ſoweit ihm das nicht unmöglich gemacht wird, 
ſeinen Verpflichtungen nachzukommen, weiſt aber 
noch auf etwas anderes hin. Wir haben in Dan⸗ 
zig nicht die Ausdauer gehabt, den Kampf um die 
Hafentransporte bis zum Ende zu führen. Ich 
erinnere nur an den einen Fall der Baumwoll⸗ 
agentur. Was war das für ein Geſchrei in Dan⸗ 
zig. Eine Kommiſſion wurde gebildet, um die 
Baumwolleinfuhr hierher zu leiten. Jedem Ein⸗ 
ſichtigen iſt klar, daß das Problem der Baumwoll⸗ 
einfuhr ſehr kompliziert iſt und große Umſicht 
verlangt. Trotzdem hörten wir von dieſer Kom⸗ 
miſſion faſt gar nichts. In der Kommiſſion be⸗ 
fand ſich auch der ehemalige Präſident des Hafen⸗ 
ausſchuſſes. Es wäre gut, wenn der Senat das 
Geheimnis lüftete, was aus den Bemühungen 
der Kommiſſion geworden iſt, um die Baumwolle 
nach Danzig hereinzubekommen. (Abg. Greiſer: 
Was hat das mit dem Ermächtigungsgeſetz zu 
tun?) Dadurch ſoll die wirtſchaftliche Entwick⸗ 
lung Danzigs illuſtriert werden. (Abg. Greiſer: 
Ihr hättet Gdingen nicht ausbauen ſollen, das 
iſt die beſte Illuſtration!) 

Die Bemühungen meiner Gruppe, nach Dan⸗ 


zig neue Arbeitsaufträge hereinzubekommen, 
wurden durch unverſtändliche Maßnahmen des 


Senats vereitelt. 
anführen, die die Oeffentlichkeit in ſo großem 
Maße aufgerüttelt haben. Ich will die Prozeß⸗ 
fälle nicht nennen. Aber ich darf erklären, daß 
die öffenliche Unſicherheit in Danzig, die jetzt 
Gott ſei Dank einigermaßen behoben iſt, Danzig 
großen Schaden bereitet hat. (Zurufe rechts.) 
Der andauernde Kampf gegen die rechtlichen 
Grundlagen Danzigs in den öffentlichen Kon⸗ 
greſſen, an denen Senatsmitglieder teilnahmen, 
der Kampf gegen die Rechtsordnung, die nun 
einmal durch den Friedensvertrag geſchaffen wor⸗ 
den iſt, mußte doch zur Zurückhaltung gegenüber 
Danzig auf allen Wirtſchaftsgebieten führen. Ich 
erinnere hier nur an den Kampf in einem Teil 
der Danziger Preſſe gegen Polens Grenzen, 
gegen Polens Selbſtändigkeit. Ich erinnere an 
die ungehörigen Verbote, — 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Czarneeki, 
ich erſuche Sie, zur Sache zu ſprechen. 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): Ich erinnere 
nur an das unerhörte Verbot der polniſchen Zei⸗ 
tung „Gazeta Gdanſka“. Das iſt eine Maß⸗ 
nahme, die einer verantwortlichen Regierung 
nicht gut zuſteht, und die ſich nur gegen den Be⸗ 
ſtand und die Exiſtenz eines Verlages richten 
kann. Ich appelliere hiermit an den Senat, in 
dieſer Beziehung Gerechtigkeit walten zu laſſen. 
(Abg. Greiſer: Wird die Zeitung nicht bald ver⸗ 
boten, die gegen den Senatspräſidenten mit „Lüg⸗ 
ner und Verleumder“ hetzt? — Zwiſchenrufe 
links und rechts.) N 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Greiſer, 
Sie haben das Wort „Spitzbuben“ mit Bezug auf 
Mitglieder des Hauſes geſagt. Ich rufe Sie zur 
Ordnung. 


Czarnecki, Abgeordneter (P.): Die Regie⸗ 
rungsparteien haben ſtets die ſogenannte Ver⸗ 
ſtändigungspolitik verhöhnt, die Politik der ſoge⸗ 
nannten Linkskoalition. Wenn Sie, m. H. von 
der Rechten, dieſe Politik nicht fortführen können, 
wenn Sie nicht den inneren Impuls zur Fort⸗ 
führung dieſer Politik haben, dann führen Sie 
doch wenigſtens eine konkrete wirtſchaftliche Po⸗ 
litik, die den Intereſſen der Freien Stadt Danzig 
gerecht wird. Machen Sie Schluß mit den aufrei⸗ 
zenden Methoden, die ich vorhin erwähnte. Es 
muß geſagt werden, wie in Deutſchland das zif⸗ 
fernmäßige Anwachſen der Partei der National⸗ 
ſozialiſten das Kapital über die Grenzen hinaus⸗ 
jagte. — (Zwiſchenrufe rechts.) 


Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Czarneeki, 
ich habe Sie nach zwei Ordnungsrufen vorhin er⸗ 
ſucht, zur Sache zu ſprechen. Sie ſprechen jetzt 
über das Anwachſen der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei, ſind alſo wieder vom 
Punkt der Tagesordnung abgewichen. (Abg. 
Czarnecki: Durchaus nicht!) Ich muß Sie nun 
zur Sache rufen. Sie ſind in einer Rede einmal 
zur Sache gerufen worden und erhielten zwei 
Ordnungsrufe. Nach den Beſtimmungen der Ge⸗ 
ihäftsordnung hat das Haus darüber zu entſchei⸗ 
den, ob Sie weiterſprechen dürfen. (Abg. Greiſer: 
Kommt gar nicht in Frage!) Ich bitte die D. u. 


Ich will nicht alle die Fälle (0) 
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H., die dafür find, daß dem Abg. Czarnecki das 
Wort entzogen wird, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit. Ich fordere Sie auf, die Redner⸗ 
tribüne zu verlaſſen, Herr Abg. Czarnecki. (Leb⸗ 
hafte Zwiſchenrufe der Abg. Lendzion, Czarneecki 
und der Nationalſozialiſten.) Herr Abg. Czar⸗ 
necki, ich erſuche Sie, ſich ruhig zu verhalten. Das 
Wort hat der Herr Abg. Brill. 


Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Der Herr Prä⸗ 
ſiden des Senats glaubte durch ſeine Rede die 
Oppoſition an die Pflichten zu erinnern, die ſie 
als Danziger Partei zu erfüllen hat. Ich hätte 
gewünſcht, daß ſich der Herr Präſident des Senats 
dieſes Pflichtbewußtſeins erinnert und es gezeigt 
hätte, als er Führer der Oppoſition war, und 
als ſeine Partei und ein Teil der Parteien, die 
heute in der Regierung ſind, damals in der Oppo⸗ 
ſition ſtanden. Heute ſpricht der Präſident nicht 
als Parteiführer, ſondern als Staatsmann und 
muß darum einen anderen Ton anſchlagen, als 
er ihn in den letzten oͤrei Jahren beliebt hat. Der 
Herr Präſident empfiehlt uns, daß jetzt mehr ge⸗ 
handelt, ſtatt geredet werden ſoll. Wir hätten ge⸗ 
wünſcht, daß er das mit ſeinen Parteifreunden in 
den letzten drei Jahren getan hätte. Hätte er mit 
ſeinen Parteifreunden in den letzten drei Jahren 
mehr gehandelt und weniger geredet, beſtimmt 
wäre dann die Not in Danzig nicht ſo groß wie 
ſie heute iſt. 

Die Deutſchnationale Partei und ihre Führer 
ſind nicht ganz unſchuldig daran, daß die Welt⸗ 
wirtſchaftskriſe ſich bei uns mehr auswirkt als in 
einem anderen Lande. Der Herr Präſident be⸗ 
ſchwert ſich darüber, daß die Oppoſition der Re⸗ 
gierung den Vorwurf macht, daß ſie mitſchuldig 
daran ſei, daß das Defizit in der Staatskaſſe ent⸗ 
ſtanden iſt. Wären wir gelehrige Schüler und 
würden wir mit denſelben Waffen ſchlagen, wie 
ſie von den Deutſchnationalen und einigen an⸗ 
dern bürgerlichen Parteien in den letzten Jahren 
angewandt wurden, dann müßte unſere Kritik 
viel ſchärfer fein. Seit Jahren nähren ſich alle 
antimarxiſtiſchen Parteien von einer Mißwirt⸗ 
ſchaft, die die Sozialdemokratie betrieben haben 
ſollte, aber heute muß ſelbſt der Führer der anti⸗ 
marxiſtiſchen Partei erklären, dies Defizit ſei gar 
nicht durch die Mißwirtſchaft der Sozialdemo⸗ 
kratie entſtanden, ſondern ſchuld daran ſei die 
Weltwirtſchaftskriſe. Der Herr Finanzſenator 
hat am letzten Mittwoch alle Länder aufgezählt, 
in denen große Not vorhanden iſt und in denen 
ſich auch die Weltwirtſchaftskriſe auswirkt. Aber 
iſt das erſt jetzt dem Herrn Finanzſenator und 
dem Herrn Präſidenten zum Bewußtſein gekom⸗ 
men? War es Ihnen nicht klar, als durch die 
Börſenkrachs in Amerika die Wirtſchaftskriſe ein⸗ 
ſetzte und ſich auf alle Länder erſtreckte, daß ein 
ſo kleines Land wie Danzig viel ſtärker von einer 
ſolchen Kriſe betroffen wird? War es deshalb 
nicht unverantwortlich, trotzdem immer von der 
Mißwirtſchaft der Sozialdemokratie zu ſprechen? 
Wäre es nicht beſſer geweſen, ſchon in der Ver⸗ 
gangenheit daran zu arbeiten, daß die Not und 
das Elend von Danzig abgewendet wird? Nein, 
ſtatt deſſen erzählten Sie Ihren Anhängern und 
anderen Gutgläubigen, daß einzig und allein die 
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Sozialdemokratie an allem ſchuld ſei. Haben wir (AR 


in Amerika den Marxismus? Schauen Sie ſich 
einmal das Land der unbegrenzten Möglichkeiten 
an, das Land von dem man erzählen wollte, daß, 
der Kapitalismus alles das ſchaffe, was wie. 
Menſchheit wolle, und daß der Sozialismus über⸗ 
flüſſig ſei. Heute ſehen wir, daß ſelbſt in dieſem 
kapitaliſtiſchen Land auch die großen Fabriken 
des Automobilkönigs Ford geſchloſſen ſind und 
daß ſeine Arbeiter, deren Los er zu verbeſſern 
glaubte, Schlangen ſtehen müſſen um eine Bettel⸗ 
ſuppe in Empfang nehmen zu können. Von 
Amerika aus hat ſich die Weltwirtſchaftskriſe 
immer mehr ausgewirkt und heute wächſt dort die 
Zahl der Arbeitsloſen immer mehr und mehr. 
Dort herrſcht kein Marxismus. Amerika iſt das 
reichſte Land der Welt. Der Präſident der Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika hat ſich die größte 
Mühe gegeben, weil er verſprochen hat, den 
Wohlſtand des Landes aufrecht zu erhalten, um 
die Kriſe abzuwenden. Er kann es nicht. Einzig 
und allein iſt an dieſen Zuſtänden die die Menſch⸗ 
heit durchmacht, der Kapitalismus ſchuld, der 
durch ſeine Ueberrationaliſierung ſich jetzt ſelbſt 
nicht mehr retten kann; alle Maßnahmen, die er 
anwendet, bringen nur weitere Verſchlechterun⸗ 
gen. Daß Deutſchland und die anderen Länder, 
die unter dem Krieg ſchwer gelitten haben, noch 
viel mehr getroffen werden, iſt erklärlich. Dort 
treten Not und Elend noch viel ſchärfer in Er⸗ 
ſcheinung. Wir leiden nicht nur unter der Welt⸗ 
wirtſchaftskriſe, ſondern wir haben hier auf Grund 
der eigenartigen Verhältniſſe, unter denen wir 
entſtanden ſind und leben müſſen, noch eine Zu⸗ 
ſatzkriſe. Das ſollte Ihnen, die Sie gebildete 
Leute ſein wollen, doch noch viel mehr bekannt 
ſein als uns. 

Deshalb war es höchſt unverantwortlich, dem 
Danziger Volk Tag und Jahr einzureden, ſchuld 
an der Not und an der Finanzmiſere ſei einzig 
und allein die Sozialdemokratie. Sie ſchlagen ſich 
ja jetzt ſelbſt ins Geſicht, Herr Präſident. Sie 
müſſen weiter zugeben, daß die Kriſe, die wir 
durchmachen, noch außerdem in weiteſtem Maße 
eine Vertrauenskriſe iſt. Wir haben die Verbin⸗ 


dungen mit den Ländern, auf die wir angewieſen 


ſind, durch die letztjährige Politik zerſchlagen. Da⸗ 
durch iſt die Not und das Elend größer gewor⸗ 
den. War es Ihnen nicht klar, daß, wenn Danzig 
leben will, das Verhältnis zwiſchen Danzig und: 
Polen in wirtſchaftlicher Beziehung in wirt⸗ 
ſchaftsfriedlicherweiſe aufrechterhalten werden 
muß? Gibt dadurch jemand von ſeinem deutſchen 
Charakter etwas preis, wenn er mit ſeinem Nach⸗ 
bar Handel zu treiben verſucht? Nichts verliert 
er. Gibt er von ſeinem deutſchen Charakter etwas 
preis, wenn er mit den Polen in Freundſchaft zu 
leben verſucht? Nein, er gibt den deutſchen Cha⸗ 
rakter dann aber preis, wenn er dauernd ſchimpft 
und hetzt, und der andere ſich von Danzig abwen⸗ 
det und der Danziger dadurch immer in größeres 
Elend hineinkommt. Herr Präſident, wer hat 
denn mit Polen die Verträge, die jetzt beſtehen, 
abgeſchloſſen? Es war doch die Regierung, die 
unter einem ſtarken Einfluß der Deutſchnatio⸗ 
nalen Partei ſtand. Darum iſt keine andere Par⸗ 
tei für die Verträge verantwortlich zu machen, 
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(Aq als die Deutſchnationale, die damals in der Re⸗ 


B 


gierung war. Sie erklären heute, daß Danzig 
zit Polen wirtſchaftlich zuſammen arbeiten will, 
Haß Polen aber nicht immer den guten Willen 
gezeigt hat. Ich weiß nicht, Herr Präſident, ob 
es klug war, daß Sie von dieſer Stelle dieſe Sätze 
ſprachen. Vielleicht hätte es Herr Bertling oder 
ein anderer ſagen können. Aber im Wege der 
Verſtändigung, im Wege der Zuſammenarbeit 
halte ich daß Sie das ſagten für ſehr verfehlt. 
Ich will das eine ſagen, geſündigt iſt auf beiden 
Seiten, ſo gut von Danzig wie von Polen, ich 
ſpreche weder den einen noch den anderen frei. 


Die heutige Regierung trägt ihr mögliches dazu 


bei, um den Gegenſatz zwiſchen Polen und Dan⸗ 
zig immer mehr und mehr zu verſchärfen. Die 
heutige Regierung tut nichts, damit ein näheres 


Zuſammenkommen ſtattfinden kann. 


M. D. u. H.! Ob es klug war, daß, als der pol⸗ 
niſche Abgeordnete hier ſprach, der doch nur ſelten 
einmal das Wort nimmt und nun beim Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz die Gelegenheit benutzte, etwas wei⸗ 


ter auf die grundſätzlichen Dinge einzugehen, ihm 


— 


aus Polen. 


das Wort zu entziehen, weiß ich nicht. Es zeugt 
beſtimmt von keiner Stärke. (Abg. Plettner: 
Sehr richtig!) Derjenige, der mit der Fauſt auf 
den Tiſch ſchlägt, hat keine Ueberzeugungskraft. 
Wer Ueberzeugungskraft beſitzt, kann geiſtig mit 
dem andern ſtreiten. Wir ſind 72 Abgeordnete, 
haben eine zwölfköpfige Regierung und haben 
Angſt vor den Ausführungen des einen Abge⸗ 
ordneten, der ſich zu der polniſchen Partei zählt. 
Es wäre doch leicht, wenn er hier Dinge vorge⸗ 
tragen hat, die nicht der Wahrheit entſprechen, 
die falſch waren, ſie zu widerlegen. Aber ihn zu 
beſchimpfen, ihm dies und jenes vorzuwerfen, 
ihm das Wort zu entziehen, halte ich für eine 
grundſätzlich falſche Handlung. Sie trägt mit 
dazu bei, den Gegenſatz zwiſchen Danzig und Po⸗ 
len weiter zu verſchärfen. Polen iſt das Land 


mit ſeiner Millionenbevölkerung und es iſt das 


Land, das für uns das Hinterland iſt und mit 
dem wir Handel und Wandel zu treiben haben 
und treiben müſſen, damit die Danziger Bevöl⸗ 
kerung lebt und die Danziger Arbeiterſchaft Ar⸗ 
beit bekommt. Es iſt unbedingt notwendig, zu 
verſuchen, das Los der Arbeitsloſen und der Ar⸗ 
beitenden zu lindern. 

Früher kamen nach Danzig ſehr viel Fremde 
Heute, das habe ich in der letzten 
Rede ſchon geſagt, ſind die Fremden, die nach 
Danzig kommen, zu zählen. Die Zahl iſt ſehr ge⸗ 
ring. Wir brauchen ſie aber. Sehr viele Exi⸗ 
ſtenzen, die in Danzig wohnen, leben von dem 
Fremdenverkehr, leben davon, daß hier Fremde 
herkommen. Wenn wir aber dulden, daß am 
22. Juni an den Danziger Anſchlagſäulen ange⸗ 
ſchlagen war: „Maſſenmord in den Straßen Dan⸗ 
zigs, Revolution nach bolſchewiſtiſcher Methode“, 
wer ſoll dann nach Danzig kommen. Wenn dieſe 


Plakate tagelang unter den Augen der Regierung 


hängen und dieſe Plakate von einer Partei ange⸗ 
ſchlagen werden, die die Regierung ſtützt, können 
Sie nicht verlangen, daß hier Fremde nach Dan⸗ 
zig kommen. (Abg. Heinz Friedrich: Sollte die 


„Volksſtimme“ das nicht jeden Tag geſchrieben 
Ich berufe mich in dieſem Falle nicht 


haben?) 
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auf die „Danziger Volksſtimme“, ſondern auf das (0) 


Regierungsorgan, die „Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten“. Die hat ja viel mehr darüber geſchrie⸗ 
ben, als die „Volksſtimme“. Die „Nanziger 
Neueſten Nachrichten“ waren es, die aufzählten, 
wieviel Ueberfälle in einer ganz kurzen Zeit vor 
ſich gegangen ſind. Die „Danziger Neueſten Nach⸗ 
richten“ waren es, die unter anderem ſchrieben, 
daß dieſe Ueberfälle auch einen Toten zur Folge 
gehabt haben. Ich berufe mich gar nicht auf die 
„Volksſtimme“. Würde ich das tun, dann würden 
Sie ſagen, die kann bald etwas ſchreiben. Ich 
berufe mich in dieſem Fall auf ein Regierungs⸗ 
organ. Wenn ſelbſt Anhänger einer Regierungs⸗ 
partei überfallen werden, wie die Anhänger des 
Herrn Dr. Hoppenrath und die Regierungspar⸗ 
teien verpflichtet ſind, dagegen zu ſtimmen, daß 
keine Strafanzeige erſtattet wird, dann müſſen 
ſich doch diejenigen, die noch nicht ganz verkalkt 
ſind, ſagen, daß man kein Vertrauen zu Danzig 
haben kann, und daß man nicht nach Danzig fah⸗ 
ren kann, wo alles drunter und drüber geht. 
Glauben Sie, daß nach einem ſolchen Danzig 
jemand einen Pfennig gibt? Jeder ſagt, ſolange 
ihr ſelbſt nicht verſteht, zu wirtſchaften, werden 
wir euch nichts geben. Es war ſehr klug vom 
Herrn Finanzſenator geredet, als er ſagte, daß 
wir durch Selbſthilfe zur Höhe kommen müſſen. 
Das iſt eine Floskel, eine Redensart, die man 
mit dem Bewußtſein ausſpricht, daß ſie nicht aus⸗ 
gelegt oder kritiſch aufgenommen wird. Maaß hat 
etwas geſagt, Danzig durch Selbſthilfe auf die 
Beine zu bringen? halte ich für vollkommen aus⸗ 
geſchloſſen. Wer das will oder ausſpricht, muß 
ſagen, daß er Mord am Volke begeht. Wer nur 
durch Selbſthilfe Danzig mißbrauchen will, muß 
die gegenwärtige Generation morden, um für die 
Zukunft vielleicht etwas zu ſchaffen. Wer das 
nicht will, kann nicht von Selbſthilfe ſprechen, 
ſondern der muß ſich damit vertraut machen, daß 
uns nur durch Hilfe vom Ausland geholfen wer⸗ 
den kann. Ich freue mich, daß Herr Greiſer zu 
der Ueberzeugung gekommen iſt, daß wir aus⸗ 
ländiſches Kapital nach Danzig ziehen müſſen, 
und das ſoviel verpönte ausländiſche jüdiſche Ka⸗ 
pital auch die Danziger Nationalſozialiſten auf 
die Beine bringen ſoll. Damit gab er alſo zu, 
daß das, was ſonſt als Redensart und Haupt⸗ 
trumpf in der Agitation ausgeſpielt wird, weiter 
nichts als weiße Salbe iſt, eine Phraſe, mit der 
man nur das Volk zu beſtimmten Zwecken ein⸗ 
fangen will. 

Danzig hat alle Urſache, ohne daß es etwas 
von ſeinem deutſchen Charakter einbüßt, darauf 
einzuwirken, mit Polen Verſtändigung zu trei⸗ 
ben; denn Polen iſt das Land, mit dem wir han⸗ 
deln müſſen. Was bedeutet Polen für Danzig? 
Sie wiſſen ja beſſer Beſcheid als ich. Sie ſtammen 
doch aus den Kreiſen, die Geſchäfte und Unter⸗ 
nehmungen in Danzig haben. Ich höre nur dann 
und wann davon. Aber ohne daß ich es höre, er⸗ 
laube ich mir, auch darüber ein Urteil, wie es 
heute bei den Unternehmungen in Danzig aus⸗ 
ſieht, zu fällen. Mehr als die Hälfte der Unter⸗ 
nehmungen iſt heute ſchon pleite. Mit wem ſollen 
ſie Handel treiben? Wo ſollen die Waren um⸗ 
geſetzt werden? Die Danziger Bevölkerung iſt 
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ausgehungert und ausgepowert. Sie beſitzt 
nichts. Das letzte, was ſie noch hat, wollen Sie 
ihr jetzt durch das Ermächtigungsgeſetz wegneh⸗ 
men. Die Danziger Bevölkerung hat keine Kauf⸗ 
kraft. Sie hat zwar ein Verlangen nach Waren, 
ſie braucht die Waren, ſie will ſie aufnehmen. Die 
Kinder laufen barfuß, ſie haben keine Strümpfe, 
keine Schuhe, keine Unterwäſche. Aber das Geld 
fehlt, um dieſe Waren zu kaufen. Darum müſſen 
wir verſuchen, ein anderes Land als Abſatz⸗ und 
Handelsgebiet zu haben. Aber was wurde ge⸗ 
tan? Durch die rüde, rohe Agitation, wie Sie 
ſie hier getrieben haben, haben Sie doch die Polen 
hinausgedrängt. Das Reſultat war, daß heute 


die Danziger Waren in Polen boykottiert werden 


— 


und daß die Danziger Kaufleute ſich abmühen 
und abplagen können, um dort ein Stück Ware 
abzuſetzen. Sie können ſie nicht los werden. Nun 
wandern dieſe guten deutſch⸗danziger Unterneh⸗ 
mungen immer mehr nach Gdingen und laſſen ſich 
dort nieder, um mit dem hier in Danzig ſo ver⸗ 
pönten und verhaßten Erz⸗ und Erbfeind Polen 
Handel zu treiben. (Zuruf bei der Poln. Gruppe.) 
Wenn die Deutſch⸗Danziger von Gdingen aus mit 
ihrem Erz⸗ und Erbfeind Polen Handel treiben 
wollen, warum denn nicht auch von Danzig. Da⸗ 
rum hat jeder die Pflicht, in Danzig dafür zu 
ſorgen, daß der Gegenſatz zwiſchen Danzig und 
Polen nicht ſchärfer wird, ſondern immer mehr 
und mehr verſchwindet, und daß es zu einer Ver⸗ 
ſtändigung kommt. Sie wiſſen genau ſo gut wie 
ich, daß eine Anzahl der Verträge, die mit Polen 
geſchloſſen ſind, ablaufen. Was tun Sie, um hier 
ein neues Verhältnis zu ſchaffen? Sie haben es 
ſich ſehr leicht gemacht und geſagt, den Polen wer⸗ 
den wir es zeigen, ſie müſſen alles zahlen. Sie 
haben kommandiert, aber der Pole rührt ſich nicht. 
Er wird ſich auch ſchön hüten. Der läßt ſich nicht, 
auch wenn Herr Greiſer oder Herr Friedrich mit 
der Fauſt auf den Tiſch ſchlägt, ins Bockshorn 
jagen. 

Die größte Dummheit, die Sie gemacht haben, 
für die Sie aber leider nicht beſtraft werden, ſon⸗ 
dern die werktätige Bevölkerung, war die, daß 
Sie das wichtigſte Dezernat im Senat, das Han⸗ 
delsdezernat, mit einem Mann beſetzt haben, der 
keine blaſſe Ahnung vom Handel hat. Danzig iſt 
eine Hafen⸗ und Handelsſtadt, und der beſte Dan⸗ 
ziger Kaufmann müßte auf dieſem Poſten ſein. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Brill, Sie 
haben dem Handelsſenator vorgeworfen, daß er 
vom Handel keine Ahnung hat, ich rufe Sie zur 
Ordnung. (Große Unruhe. Ein Senat der 
Wirtſchaft ohne Wirtſchaftler! — Das beſtreitet er 
ja ſelbſt nicht!) 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Es werden Me⸗ 
thoden eingeführt, daß man nichts mehr ſagen 
darf. Glauben Sie Danzig damit irgendwie zu 
helfen? Wenn eine Zeitung etwas ſchreibt, wird 
ſie verboten. Wenn ich eine Verſammlung abhal⸗ 
ten will, ſoll ich mit drei Monaten Gefängnis be⸗ 
ſtraft werden. Wenn ich etwas ſage, ſoll ich be⸗ 
ſtraft werden. Hier im Hauſe, wo ich frei reden 
darf, wird mir ein Ordnungsruf erteilt. Ich darf 
auch nichts ſagen. Glauben Sie, daß Sie mit die⸗ 
ſen Methoden Danzig helfen. Sie klagen ſich 
ſelbſt immer mehr an, und letzten Endes wird der 


Schaden nicht geringer, ſondern größer. Es muß (C} 


doch jemand da ſein, der über die neuen Verträge 


verhandelt. Aber es kommt auch nicht allein auf 
die Verhandlungen an, ſondern auch auf die Vor⸗ 
arbeiten zum Abſchluß eines ſolchen Vertrages. 
Da ſucht man doch den tüchtigſten, den klügſten, 
den beſten Mann aus, den man hat. (Abg. Weber: 
Es iſt doch keiner da! Unter den Blinden iſt der 
Einäugige König!) Bei der Pfandleihe hat man 
ſich beſſer vorgeſehen. Weil Danzig immer kata⸗ 
ſtrophaler zuſammenbricht, iſt in den Augen des 
Senats ſchließlich auch die Pfandleihe wichtiger. 
Dort hat man einen beſſern Mann gewählt, als 
bei dem Handelsdezernat. 

Kann man wirklich dadurch Danzig helfen? 
Verſchärft man nicht den Gegenſatz, wie 3. B. 
durch den Streit zwiſchen dem Miniſter Stras⸗ 
burger und dem Präſidenten der Freien Stadt. 
Man dachte, der Streit wäre erledigt, und eine 
geſunde, ruhige Atmoſphäre wäre geſchaffen. Das 
Gegenteil iſt eingetreten. Man ſtreitet um 
Zwirnsfäden herum. Das Danziger Volk muß 


deshalb aber große Opfer tragen. Bilden Sie ſich 


doch nicht ein, daß Polen den Miniſter Stras⸗ 
burger wegnimmt, wenn Sie dieſe Politik trei⸗ 
ben. Die Gefahr beſteht aber, und daran müßte 
man doch auch im Senat denken, daß, wenn 
Strasburger weggeht, ein anderer Vertreter her⸗ 
kommt. Der iſt beſtimmt Danzig gegenüber viel 
feindlicher eingeſtellt, als Strasburger. Dadurch 
wird das Verhältnis zwiſchen uns und Polen 
doch nicht beſſer. Sie ſind, ich darf es nicht ſagen, 
ſonſt bekomme ich einen Ordnungsruf, aber ich 
will anführen, was die „Danziger Landeszei⸗ 
tung“, alſo ein Regierungsorgan, geſchrieben hat: 
„Totengräber des Freiſtaates!“ (Das ſtimmt! 
links.) Wenn die „Landeszeitung“ das ſchreibt, 
ſo glaube ich es wiederholen zu dürfen. 

Auf der anderen Seite will ich aber auch ſagen, 
daß die Polen an dem heutigen Zuſtand nicht 
ganz unſchuldig ſind. Wir hatten eine Regierung, 
die die beſte Abſicht hatte, Verſtändigung zu trei⸗ 
ben. Aber wenn man Verſtändigung treibt, muß 
man beſtimmt auf der anderen Seite erwarten, 
daß ſie erwidert wird. Polen weiß, daß Danzig 
um ſeine Exiſtenz ringt, und darum muß das 
große Hinterland Danzig helfen, ſonſt iſt es um 
die Exiſtenz Danzigs ſehr ſchlecht beſtellt. Polen 
muß daran denken, daß wir ein Volk mit 400 000: 
Einwohnern ſind, die kulturell auf einer hohen 
Stufe ſtehen, und daß darum die Bedürfniffe 
größer ſind und es für Polen ein guter Kunde 
iſt. Ich habe früher ſchon ausgeführt, daß heute 
ſchon mehr als 300 000 Danziger ſich in Polen be⸗ 
kleiden und beſchuhen. Die Danziger müſſen 
immer mehr dazu übergehen, auch andere Be⸗ 
darfsartikel aus Polen zu beziehen. Wenn Polen 
auf einen ſolchen Kunden nicht verzichten will, 
(Abg. Malſch: Dann muß es ſich einſchmeicheln!) 
Davon verſtehen Sie nichts. Dann muß Polen 


dafür ſorgen, daß nicht die Danziger Bevölkerung 
auf das tiefe Niveau zurückgeworfen wird. Daß 
wir die Nazi⸗Regierung haben, iſt nicht ganz un⸗ 
verſchuldet durch die Mißachtung, die Polen der 
Verſtändigungsregierung entgegengebracht hat, 
geſchehen. Ich halte mich für verpflichtet, das auch 
einmal von dieſer Stelle aus zu ſagen. 


Zi 


[A 


B 


— 


. 


Volkstag Danzig — 36. Sitzung 


(Brill, Abgeordneter) 

Nun ſagte der Herr Präſident, daß der Senat, 
als er erkannte, daß ein Defizit eingetreten ſei, 
ſofort die Initiative ergriffen habe, um die Fi⸗ 
nanzen in Ordnung zu bringen, und wenn es 
geſchähe, ſo hauptſächlich im Intereſſe der Armen. 
Die Opfer ſollen, ſo ſagte er, auch von den Armen 
getragen werden. Schauen wir uns einmal das 
Ermächtigungsgeſetz an. Iſt es wirklich wahr, 
daß die Armen auch Opfer zu bringen haben? 
Iſt es nicht umgekehrt? Müſſen die Laſten von 
12 Millionen nicht diesmal wieder nur von den 
Armen getragen werden? Sie ſind es doch, denen 
man die 12 Millionen aufgebürdet hat. Gab es 
wirklich noch jemand, der auf Grund ſeines klei⸗ 
nen Einkommens oder ſeiner großen Familie 
nicht Steuern zahlen brauchte, ſo wird er jetzt 
auch herangeholt. Bisher war es ſo, daß der, der 
ein geringes Einkommen hatte und keine Steu⸗ 
ern zahlen konnte, und dem zuviel Steuern ab⸗ 
gezogen waren, die zuviel gezahlten Steuern zu⸗ 
rückerſtattet erhielt. Jetzt ſoll das nicht mehr ſein. 
Der Finanzſenator ſagte im Ausſchuß, das habe 
zuviel Arbeit gemacht. (Senator Dr. Hoppenrath: 
Das habe ich nicht geſagt!) Wieviel mehr Arbeit 
macht die Behandlung der Anträge der Selbſt⸗ 
einſchätzer, und trotzdem denkt man nicht daran, 
die Bearbeitung aufzugeben, (Senator Dr. Hop⸗ 
penrath: Das habe ich gar nicht gejagt! — Zwi⸗ 
ſchenruf des Abg. Weber.) Jetzt ſagt man uns, 
der Betrag der zurückgezahlt wird, iſt ſo gering. 
Wir rechneten aus, daß im Durchſchnitt an den 
einzelnen, dem die Steuern zurückerſtattet wur⸗ 
den, 30 Gulden herauskamen. Herr Finanz⸗ 
ſenator, 30 Gulden ſind für den Mann, der nur 
500 oder 600 Gulden im Jahr verdient, ſehr viel. 
Sie wiſſen, daß Ortsarme von 30 Gulden den 
ganzen Monat leben müſſen. Was zahlen Sie an 
einen Erwerbsloſen mit vier Kindern? Doch 
keine 30 Gulden. Der Erwerbsloſe muß mit 
Frau und vier Kindern von 30 Gulden länger als 
eine Woche leben. Alſo für denjenigen, der nichts 
hat, ſind 30 Gulden ſehr viel Geld. Dieſe 30 Gul⸗ 
den nehmen Sie dem Wenigverdiener. Dafür 
geben Sie auf der andern Seite eine Steuer⸗ 
amneſtie für alle Steuerbetrüger und Drücke⸗ 
berger. (Zuruf des Senators Dr. Hoppenrath.) 
Sie verlieren Millionen und holen ſie aus den 
Taſchen der Armen wieder heraus. Sie kürzen 
die Erwerbsloſenunterſtützung, nehmen es alſo 
doch den Aermſten weg. Ich bin bereits voriges 
Mal darauf eingegangen und will mich nicht wie⸗ 
derholen. Sie werden weiter die Wohlfahrts⸗ 
unterſtützung kürzen, Sie müſſen fie kürzen, weil 
Sie bei Ihrer Sanierung rückſichtslos gegen die 
Gemeinden vorgehen. Es wird ſaniert, um den 
Gemeinden die Möglichkeit zu nehmen, den 
Schutzbefohlenen die Unterſtützung zu zahlen, da⸗ 
mit ſie ſich das Allernotwendigſte kaufen können. 
Was nehmen Sie den Reichen? Weiſen Sie mir 
eine Beſtimmung nach, durch die die Reichen be⸗ 
laſtet werden. 

Sehen Sie ſich die 31 Poſitionen an. 31 Po⸗ 
ſitionen haben Sie ins Ermächtigungsgeſetz auf- 
genommen und fordern damit von den Aermſten 
alles mögliche und unmögliche. In meiner letz⸗ 
ten Rede ſagte ich, daß dabei vielleicht die Abän⸗ 
derung von 150 Geſetzen in Frage käme. Das 
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genügt Ihnen noch nicht. 
mächtigungsgeſetz bis zum 31. Auguſt 1932 haben, 
ſo daß Sie täglich in der Lage ſind, hierbei Aen⸗ 
derungen vornehmen zu können, ohne noch ein⸗ 
mal in den Volkstag zu kommen. Jetzt fällt 
Ihnen ein, daß noch etwas ſein könnte, was Sie 
notwendig gebrauchen und bringen eine Poſition 
32. Es heißt in Ziffer 32, daß Sie weitere Maß⸗ 
nahmen zur Erreichung der oben bezeichneten 
Zwecke, die im Rahmen der Verfaſſung liegen, er⸗ 
laſſen wollen. Als ich das las, habe ich an den 
oſtpreußiſchen Vorſitzenden des Pillkallener Hand⸗ 
werkervereins gedacht. Da heißt es, daß $ 1 auf⸗ 
gehoben wird, weil die Sache im § 2 verzeichnet 
iſt. So geht es auch hier fort. Sie ſagen: Volks⸗ 
tag gib uns jetzt alles, was wir wollen, wir wol⸗ 
len Blankovollmacht, um alle Maßnahmen durch⸗ 
führen zu können, wir wollen niemand befragen. 
Iſt das nicht ein glatter Verfaſſungsbruch? Nach 
der Definierung der Deutſchnationalen über den 
Verfaſſungsbruch wurde früher geſagt, ein Er⸗ 
mächtigungsgeſetz in beſchränktem Umfange iſt 
kein Verfaſſungsbruch. Sind 32 Poſitionen noch 
ein beſchränkter Umfang? Blankovollmacht für 
alles, was Sie wollen. Sie müſſen doch glatt 
ſagen, daß das die Diktatur in Reinkultur iſt. 
(Senator Dr. Hoppenrath: Nein!) Wozu brau⸗ 
chen Sie denn in Zukunft noch den Volkstag? 
Wenn Sie das Ermächtigungsgeſetz am Freitag 
unter Dach bekommen, ſchicken Sie den Volkstag 
nach Hauſe. Dann hängt der Volkstag von der 
Gnade der Mehrheitsparteien ab, ob ſie es geſtat⸗ 
ten, daß eine Fraktion einen Antrag oder eine 
Anfrage einreicht. Es hängt von dem guten oder 
böſen Willen der Mehrheit ab, ob der Antrag oder 
die Anfrage beraten wird. In allen geſetzgebe⸗ 
riſchen Arbeiten iſt der Volkstag überflüſſig ge⸗ 
worden, denn Sie haben ſich durch die 32 Poſitionen 
des Ermächtigungsgeſetzes eine Blankovollmacht 
geben laſſen. Nun kommt eine Forderung, die 
das letzte haben will, die alles nimmt. Sie 
brauchen nichts mehr. Im nächſten Jahr werden 
Sie uns, wie es Ihnen beliebt, zur Etatsbera⸗ 
tung zuſammenberufen. Sie werden ſagen, wir 
haben es gar nicht nötig, das kann alles auf dem 
Verordnungswege gemacht werden, Etats brau⸗ 
chen wir nicht mehr. 

Wie im Staat, ſo auch in der Gemeinde. Die 
Gemeindevertreter der Gemeinde Prangſchin be⸗ 
ſchweren ſich darüber, daß der Gemeindevorſteher 
die Gemeindevertretung nicht zuſammenberuft. 
Der Landrat Danziger Höhe ſchreibt ihnen, daß 
das bisher auch gar nicht notwendig geweſen ſei. 
Jetzt wird die Gemeindevertretung aber zur Be⸗ 
ratung des Haushaltsplanes einberufen. Wenn 
der Landrat oder ſtellvertretende Landrat des 
Kreiſes Danziger Höhe auf die Verfaſſung und 
die rechtlichen Beſtimmungen Wert legte, hätte er 
dem Gemeindevorſteher einen Vorwurf machen 
müſſen, weshalb er nicht bis zum 1. April durch 
die Gemeindevertretung den Etat aufſtellen ließ. 
Nein, er macht der Gemeindevertretung einen 
Vorwurf darüber, wie ſie es wagen kann, ſich im 
Auguſt darüber zu beſchweren, daß ſeit Oktober 
vorigen Jahres noch keine Gemeindevertreter⸗ 
ſitzung war. Sie ſehen, Ihr Verhalten zieht 
weitere Kreiſe. Wenn Sie das Ermächtigungs⸗ 
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geſetz durchbekommen, ſchalten Sie den Volkstag 
Und die wirtſchaftlichen Vereinigungen aus und 
übergeben die geſamte Macht dem Beamtenappa⸗ 
rat. (Abg. Kloßowſki: Richtig!) Dann geſchieht 
alles auf dem Verordnungsweg, ohne daß Kritik 
geübt werden kann. (Senator Dr. Hoppenrath: 
Sie haben doch bei jeder Verordnung das Recht, 
Kritik zu üben, ſoviel Sie wollen!) Es iſt gut, 
Herr Finanzſenator, daß Sie mich daran erinnern, 
ſonſt hätte ich dieſen Verfaſſungsbruch vergeſſen. 
Wenn Sie noch mehr ſolcher Erinnerungen haben, 
bin ich Ihnen ſehr dankbar. Eine ſolche Verord⸗ 
nung war, daß die Erwerbsloſen am 15. Juli 
ausgeſteuert wurden. Wir haben beantragt, auf 
Grund der Verfaſſung den Volkstag einzuberufen. 
Was wurde getan, es wurde geſagt, das ſei nicht 
notwendig, das komme nicht in Frage, die Mehr⸗ 
heit des Volkstages habe beſchloſſen, daß ſich der 
Volkstag bis zum 26. Auguſt vertagt. Nun ſehen 
wir, daß der Volkstag nicht am 26. Auguſt, ſon⸗ 
dern ſchon am 19. Auguſt einberufen wurde. Alſo 
es war doch ein Verfaſſungsbruch, der unſerem 
Antrag gegenüber geſchah. Wäre nicht von uns 
verlangt worden, den Erwerbsloſen zu helfen und 
die Ausſteuerung aufzuheben, hätten wir gejagt, 
wir wollten die Gehälter der Senatoren erhöhen, 
ſo würde der Volkstag einberufen worden ſein. 
Bei den Erwerbsloſen geſchah das aber nicht. Es 
handelte ſich um die Not der Aermſten der Armen, 
deshalb wurde der Verfaſſungsbruch begangen. 
Weil die „Volksſtimme“ den Verfaſſungsbruch 
feſtſtellte, wurde ſie auf fünf Tage verboten. Die 
Sozialdemokratiſche Partei wollte eine öffentliche 
Verſammlung abhalten, ſie wurde verboten. Als 
die Sozialdemokratiſche Partei dann eine Mit⸗ 
glieder⸗Verſamlung abhalten wollte, wurde auch 
ſie verboten, obwohl kein Recht zu dieſem Ver⸗ 
bot vorlag. Auch heute wieder, und das iſt das 
Merkwürdige, fehlt wie bei all dieſen Verhand⸗ 
lungen der Polizeiſenator. Er müßte doch hier 
ſein. Aber er kneift immer, wenn es ſich um ſein 
Reſſort handelt. Es wäre richtig, wenn er uns 
ſagen würde, warum er die Verſammlungen ver⸗ 
boten hat. Leſen Sie den Kommentar des Ober⸗ 
gerichtsrats Reiß zur Verfaſſung, dann werden 
Sie dort finden, daß Sie zu dieſem Verbot kein 
Recht hatten, denn Sie verboten ſogar die ge⸗ 
ſchloſſene Mitgliederverſammlung der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei. 

Ja, m. D. u. H.], Sie hemmen uns zwar, aber 
Sie zwingen uns nicht. Mit ſolchen Methoden, 
wie Sie ſie anwenden, kommen Sie nicht vor⸗ 
wärts. Eine Partei, wie die Sozialdemokratiſche, 
die das Bismarckſche Sozialiſtengeſetz überſtanden 
hat, die aus Bettelpfennigen einen großen Appa⸗ 
rat aufgezogen hat, kriegt beſtimmt der Danziger 
Senat nicht kaputt. Er ſchafft ſtatt des Böſen das 
Gute. Mit dieſen Verboten, Maulkorbgeſetzen, 
Sprechverboten, Verfaſſungsbruch, kommen Sie 
auf die Dauer nicht vorwärts. Was Sie wollen, 
hat ja Herr Burandt in der „Allgemeinen Zeitung“ 
geſchrieben. Es geht um mehr. Heute wagen Sie 
nicht, dem Zentrumsarbeiter zu jagen, daß Sie 
das Tarifrecht angreifen wollen. Die Zentrums⸗ 
Preſſe ſchrieb: „Wir waren es, die verhindert 
haben, daß in das Ermächtigungsgeſetz der Bruch 
des Tarifrechts aufgenommen werden ſollte.“ In 
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die Poſition 32 wird das jetzt hineinkommen. Der 
Senat gibt uns Blankovollmacht, dann werden 
wir tun und laſſen, was wir wollen. Herr Bu⸗ 
randt fordert Beſeitigung des Arbeitsrechts, des 
Schlichtungsweſens, des Tarifweſens, Beſeitigung 
der Verbindlichkeitserklärung uſw. Dieſes ſeien 
alles Hemmungen der Danziger Wirtſchaft, und 
deshalb müſſen ſie beſeitigt werden. Weiter for⸗ 
dert er die Beſeitigung der Arbeitnehmer⸗Aus⸗ 
ſchüſſe. Herr Burandt ſchimpft, daß die Sozial⸗ 
demokratie Schulen und Krankenhäuſer gebaut 
habe. (Abg. Kloßowſki: Furchtbar!) Wozu brau⸗ 
chen wir unnötige Schulen und Krankenhäuſer? 
Ich kann es vom Standpunkt des Herrn Burandt 
aus verſtehen. Solange der Arbeiter nicht leſen 
und ſchreiben kann, muß er ſich den Blödſinn, den 
ihm Herr Burandt einredet, gefallen laſſen. So⸗ 
bald er aber zum Denken in der Schule erzogen 
wird, läßt er ſich den Blödſinn nicht erzählen und 
nicht von Ihnen einfangen. 


Meiner kurzen Redezeit wegen kann ich nicht 
auf alles eingehen. Ich will nur noch das eine 
erwähnen: Schauen Sie nur einmal den Be⸗ 
amtengehaltsabbau an; dort ſollen die Gehälter 
auch auf die preußiſch⸗deutſchen Gehälter abgebaut 
werden, die Danziger Beamten ſollen auf das 
Kulturniveau der preußiſch⸗deutſchen Beamten 
gebracht werden. Bei den Arbeitern fordert man 
Abſchaffung des Schlichtungsweſens, Abſchaffung 
des Arbeitsrechts, Abſchaffung des Tarifrechts, 
Abſchaffung der Verbindlichkeitserklärungen, um 
ſie unter das Kulturniveau der polniſchen Arbeiter 
zu bringen. Der Unternehmer darf nicht gezwun⸗ 
gen werden, Tarifverträge abzuſchließen. Die Er⸗ 
werbsloſigkeit iſt groß und wird immer größer 
und größer. Der Senat entzieht die Unterſtützun⸗ 
gen, die Arbeitsloſen ſollen nichts bekommen. Es 
iſt ein Kampf — aller gegen alle, es folgt eine 
Unterdrückung nach der andern. Der Arbeiter ſoll 
die Arbeit um jeden Preis annehmen. Er be⸗ 
kommt aber nur Arbeit, wenn er unter dem Lohn 
der polniſchen Saiſonarbeiter arbeitet. Der Dan⸗ 
ziger Arbeiter wird alſo nicht nur auf das Kultur⸗ 
inveau des polniſchen Arbeiters heruntergedrückt, 
ſondern noch darunter. Das ſoll alles zur Hebung 
und Erhaltung der Danziger Wirtſchaft und des 
Deutſchtums nach Anſicht der herrſchenden Par⸗ 
teien geſchehen. 


Herr Dr. Unger war ſo freundlich, uns am. 
letzten Mittwoch eine große ſchriftliche Erklärung 
vorzulegen. Wollte ich eine ſolche Erklärung ab⸗ 
leſen, würde der Präſident das beſtimmt nicht zu⸗ 
laſſen. Denn es war keine Erklärung, ſondern 
eine Rede, die Herr Unger hielt, und nach unſe⸗ 
rer Geſchäftsordnung darf nur derjenige Abge⸗ 
ordnete, der nicht der deutſchen Sprache mächtig 
iſt, Reden ableſen. Dagegen müſſen alle andern 
frei ſprechen und dürfen nur Unterlagen und 
Dispoſitionen haben. Herr Dr. Unger, der über 
die Wirtſchaft ſo klagte, iſt Inhaber des Betriebes 
von Dr. Schuſter & Kähler. Nun will es der Zu⸗ 
fall, daß ſeine Rede am 19. Auguſt gehalten wurde 
und am 20. Auguſt brachten die „Neueſten Nach⸗ 
richten“ eine kleine Notiz. Dieſe teilte uns mit, 
daß dieſer Betrieb, die Chemiſche Fabrik, Aktien⸗ 
geſellſchaft, Schuſter & Kähler, im letzten Ge⸗ 
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ſchäftsjahr einen Bruttogewinn von 400 042,70 
Gulden erzielt hat. Nach Abzug der allgemeinen 
Unkoſten von 324 815,11 Gulden, ſowie der Ab⸗ 
ſchreibungen von 3765,95 Gulden, bleibt dem 
Unternehmen noch ein Reingewinn von 71 461,04 
Gulden. Alſo ſo ſchlecht kann es ſelbſt nach dieſem 
ſo friſierten Bericht beſtimmt der Firma nicht 
gehen. Es wird auch keiner von uns annehmen, 
daß Herr Dr. Unger ſein Gehalt aus dem Rein⸗ 
gewinn bezogen hat, ſondern es iſt beſtimmt in 
den allgemeinen Unkoſten enthalten. Alſo es 
ließe ſich ſchon, wollte der Senat, ſicher ander⸗ 
weitig etwas herausholen. Aber man will es 
nicht. Er geht nur brutal gegen die Danziger Ar⸗ 
beiterſchaft vor. (Abg. Weber: Volksgemeinſchaft!) 
Herr Dr. Hoppenrath hat nur wohl nicht daran 
gedacht, eine Volksgemeinſchaft zu bilden. Er bil⸗ 
det mit all den bürgerlichen Parteien eine Volks⸗ 
gemeinſchaft zur Ausbeutung der Aermſten der 
Armen. (Abg. Kloßowſki: Eine Aktiengeſellſchaftl) 


Präſident: Ein Senator bildet nicht mit andern 
eine Volksgemeinſchaft zur Ausbeutung der 
Aermſten der Armen, ich rufe Sie deshalb zur 
Ordnung. 

Brill, Abgeordneter (S. P. D.): Es war vor⸗ 
eilig von Herrn Burandt, uns ſchon das jetzt zu 
ſagen. Den Zentrumsarbeitern ſteht auch noch 
etwas Großes bevor. Die Zentrumsfraktion hilft 
hier nicht nur den notleidenden Erwerbsloſen die 
Unterſtützung abbauen, ſie hilft auch mit, den Ar⸗ 
beitern die Löhne abbauen. Es wird verſucht, 
alles das, was die Arbeiterſchaft, ob chriſtlich oder 
freigewerkſchaftlich, ſich ſeit Jahrzehnten im 
ſchweren Kampf erkämpft hat, jetzt zu rauben, 
weil es der Beſitz, das Unternehmertum, haben 
will. Der Danziger Arbeiter ſoll auf das tiefere 
Kulturniveau der polniſchen Arbeiter herabge⸗ 
drückt werden. Daß das die Nazis machen müſſen, 
iſt für mich klar. Wer gab den Nazis das Geld? 
Die Nazis bekommen vom Kapital Geld, deshalb 
erfüllen ſie die Pflicht, die ſie zu erfüllen haben. 
Aber das Zentrum rühmt ſich doch immer, 70 Pro⸗ 
zent ſeiner Wähler ſeien Arbeiter. Denkt das 
Zentrum nicht an dieſe Wähler, denkt es nicht an 
die hungernden Kinder der Erwerbsloſen und an 
die der ſchlechtbezahlten Arbeiter? Hat es nicht 
die Pflicht, den Raub abwehren zu helfen? Nein, 
das Zentrum arbeitet im Gegenteil hier mit den 
anderen Parteien zuſammen, um die Lebenshal⸗ 
tung der Arbeiterſchaft zu verſchlechtern, und 
denkt nicht im geringſten daran, ſeine Pflicht in 
irgendeiner Art und Weiſe für die Arbeiter zu 
erfüllen. Der Herr Präſident des Senats war ſo 
freundlich zu ſagen, daß die polniſchen Arbeiter in 
Zukunft bei Arbeitseinſtellung nicht mehr ſo be⸗ 
rückſichtigt werden ſollen, wie bisher, und an 
ihrer Stelle Danziger Arbeiter in Beſchäftigung 
kommen ſollen. Der Präſident mag das wollen, 
aber ſeine Anhänger, ſeine Parteigenoſſen kehren 
ſich den Teufel daran. Fragen Sie einmal den 
Abgeordneten Friedrich, der eine Klage gegen 
einen meiner Kollegen vertritt, ob er das will. 
Dieſer, ſein Parteifreund, ſchrieb groß an den 
Zaun in Neuteich: Danzig bleibt deutſch! Aber 
in ſeinem Betrieb beſchäftigt er nur Polen. Herr 
Abg. H. Friedrich beruft ſich in ſeiner Berufung 
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gegen meinen Kollegen auf polniſche Arbeiter. 
Es iſt alſo nichts weiter als eine Phraſe und 
weiße Salbe, wenn man hier ſagt, nur Danziger 
Arbeiter ſollen beſchäftigt werden. Der Herr Prä⸗ 
ſident ſagte, daß das, was die Oppoſition mache, 
eine ſtaats⸗ und volksfeindliche Demagogie ſei. 
Herr Präſident, da ich die Ausführungen der Abg. 
Greiſer und Czarnecki verfolgen mußte, konnte 


ich nicht die Gelegenheit wahrnehmen, einige Ihrer 


Oppoſitionsreden gegenüber der früheren Re⸗ 
gierung hervorzuholen. Ich glaube, wenn wir ſie 
vorholen, werden Sie ſagen müſſen, daß der Vor⸗ 
wurf, den Sie der heutigen Oppoſition machen, 
auf Sie für die Zeit, als Sie der Führer der 
Oppoſition waren, zutrifft. Nicht aber auf uns. 
(Abg. Kloßowſki: Richtig!) Leſen Sie außerdem 
einige Reden Ihres Parteifreundes Abg. Bert⸗ 
ling und des früheren Abg. Jantzen durch. Sie 
werden finden, daß dort beſtimmt eine ſtaats⸗ 
und volksfeindliche Tendenz zum Ausdruck kam 
und daß es eine elende, niederträchtige Demagogie 
und aus purem Haß gegen die Sozialdemo⸗ 
kratiſche Partei war, und deshalb nicht nach dem 
Staat gefragt wurde. 

Der Präſident ſagte, es gäbe keinen anderen 
Weg, als die Senkung der Ausgaben. Das mag 
zutreffen, aber es fragt ſich, wo die Ausgaben ge⸗ 
ſenkt werden müſſen. Bei den Aermſten der 
Armen iſt das ausgeſchloſſen. Darum müſſen ſie 
dort geſenkt werden, wo die Möglichkeit beſteht. 
Zu den von uns geſtellten Anträgen haben Sie 
erklärt, daß Sie die ablehnen wollen und müſſen. 
In Ihr Ermächtigungsgeſetz haben Sie einige 
Beſtimmungen aufgenommen, wodurch Sie dem 
Beſitz, ſtatt zu belaſten, neue Geſchenke machen. 
Schon beim erſten Ermächtigungsgeſetz haben Sie, 
als man den Erwerbsloſen die Unterſtützung ab⸗ 
baute, den Unternehmern Geſchenke gemacht und 
durch Raub der Löhne die Lebenshaltung ver⸗ 
ſchlechtert. Sie haben außerdem der Landwirt⸗ 
ſchaft Steuergeſchenke gemacht. Sie haben den 
Hausbeſitzern 2% Millionen Gulden in einer Zeit 
geſchenkt, in der Hunger und Elend groß ſind. 
Einerſeits machen Sie Geſchenke, auf der anderen 
Seite erfolgen Senkungen der Ausgaben, aber 
nur bei den Aermſten der Armen. Ich habe das 
vorige Mal geſagt und wiederhole es heute 
wieder, daß wir nicht nur einem böſen Winter, 
ſondern einem Schreckenswinter entgegengehen. 
Sie ſprechen von Erhaltung der Ruhe und Ord⸗ 
nung. Ich rechne damit, daß wir im Februar in 
Danzig 35- bis 38 000 Erwerbsloſe haben. Wiſſen 
Sie, was das für Danzig bedeutet? Aus der Ge⸗ 
ſchichte wiſſen wir, daß der Monat März in der 
Regel immer ein Revolutionsmonat war. Wer 
will heute ſagen, was uns der Februar und evtl. 
der März bringen wird. Die Verſchärfung der 
Kriſe wird immer mehr und mehr den Unwillen 
der Bevölkerung ſtärken. Wir ſteuern durch Ihre 
Regierung immer mehr in eine politiſche Kata⸗ 
ſtrophe hinein. 

Wie ſollen ſich die Verhältniſſe beſſern? Wenn 
es ſo weiter geht, wie Sie es bisher getrieben 
haben, ſind wir nicht mehr weit davon entfernt, 
daß der letzte Mann im Betrieb ſein Werkzeug 
wegen Mangel an Arbeit niederlegt und die Er⸗ 
werbsloſen nicht mehr zu zählen ſein werden. 
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(A) Sehen Sie den Zeitpunkt in Danzig nicht kom⸗ 
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men? Merken Sie davon nichts? Heute arbeiten 
20 Prozent der Arbeiter Kurzarbeit. Es wird 
nicht mehr lange dauern und die Zahl wird ſich 
verdoppeln. Dann ſind 40 Prozent der Beſchäf⸗ 
tigten Kurzarbeiter. Die Erwerbsloſigkeit wird 
rapide anwachſen. Ich bin mir darüber klar, daß 
Sie vor dem letzten Mittel, die Karabiner gegen 
die hungernden Arbeiter anzuwenden, nicht zu⸗ 
rückſchrecken werden. Wenn aber die Not immer 
größer und größer wird, wenn die Verzweiflung 
weiter ſteigt, dann ſchreckt auch keiner mehr vor 
den Karabinern zurück. 

Sie ſind der Geſchichte gegenüber verantwort⸗ 
lich, überſpannen Sie nicht den Bogen. Noch iſt 
es Zeit. Verſuchen Sie, ſich nicht nur im In⸗ 
lande Vertrauen zu erwerben, ſondern auch im 
Auslande, um das Schlimmſte von Danzig ab⸗ 
zuwehren. Nicht durch Hetzreden, nicht durch 
nationaliſtiſche Phraſen werden Sie Danzig hel⸗ 
fen. Hier heißt es, die kühle, klare Vernunft wal⸗ 
ten laſſen. Hier heißt es, das Schiff ſo ſteuern, 
wie es im Intereſſe des arbeitenden, ſchaffenden 
Volkes Danzigs liegt. Wenn Sie es nicht können 
und nur die Intereſſen der beſitzenden Kreiſe zu 
vertreten haben, dann treten Sie ab. Sie dürfen 
nicht gegen die Arbeiterſchaft regieren, Sie dür⸗ 
fen nicht nur den Unternehmern, dem Reichen, 
dem Kapitaliſten, dienen. Lange dauert Ihre 
Herrlichkeit ſowieſo nicht mehr. Würden Sie vor 
Ihrem Sturz nicht Angſt haben, dann würden 
Sie nicht Zeitungsverbote, Verſammlungsver⸗ 
bote und Verfaſſungsbrüche begehen. Sie glau⸗ 
ben, ſich mit dieſen letzten Mitteln noch halten 
zu können. Die helfen aber beſtimmt auch nicht. 
Mit Rieſenſchritten treiben Sie uns der Kata⸗ 
ſtrophe entgegen. Sie haben Danzig wirtſchaft⸗ 
lich auf einen Tiefſtand gebracht, wie nie zuvor. 
Laſſen Sie ſich durch die Wegelagerer⸗Politik der 
Nazis nicht noch weiter zu allen Handlungen 
gegen Danzig zwingen. Laſſen Sie ſich nicht von 
denen aushalten, die der Arbeiterſchaft das Fell 
über die Ohren ziehen und ſie wie eine Zitrone 
auspreſſen wollen. Sie predigen in Ihren Kir⸗ 
chen die Nächſtenliebe. Glauben Sie, daß das noch 
mit Nächſtenliebe in Einklang zu bringen iſt, was 
Sie hier tun? Es iſt ein kraſſer Widerſpruch. 
Hier wütet die brutale Gewalt, hier heißt es: 
Macht geht vor Recht, wir ſind an der Macht und 
wir werden ſie im Intereſſe einer kleinen Clique 
ausnutzen. Ob dabei die Danziger Arbeiterſchaft 
und der Danziger Staat zugrunde gehen, iſt 
egal, Sie ſorgen im Augenblick für die beſitzen⸗ 
den Kreiſe. Auch wenn ein Verbot nach dem 
andern ergeht, damit wird nichts mehr geſchafft. 
Wir werden unſere Verſammlungen abhalten, 
wir werden das ſagen, was zu ſagen iſt. Wir 
werden uns nicht verbieten laſſen, die Wahrheit 
zu ſagen. Die Wahrheit wird ſich durchſetzen, und 
letzten Endes wird die Sozialdemokratie den Sieg 
erringen! (Bravo! links.) 


Das Wort hat Herr Senator 


Präſident: 
Dr. Althoff. 

Dr. Althoff, Senator: M. D. u. H.! Herr Brill 
und Herr Czarnecki haben mich liebenswürdiger⸗ 
weiſe apoſtrophiert. Sie haben geſagt, die Be⸗ 
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deutung der Danziger Wirtſchaft erſehe man dar⸗ (0) 


aus, daß man den Senator für öffentliche Ar⸗ 
beiten nebenamtlich zum Wirtſchaftsſenator ge⸗ 
macht hätte. (Abg. Brill: Das iſt die Meinung 
von Tauſenden!) Herr Brill, wir wollen ab⸗ 
warten. Ich möchte nicht irgendwelche Vorſchuß⸗ 
lorbeeren für mich haben, beſtimmt nicht, aber 
Herr Brill, wir haben ſchon oft die Klingen mit⸗ 
einander gekreuzt, und da haben Sie oft ein⸗ 
ſehen müſſen, daß ich manchmal auch ein nicht zu 
unterſchätzender Gegner bin. Herrn Czarneeki 
könnte es eigentlich nur recht ſein, wenn im Dan⸗ 
ziger Wirtſchaftsdezernat Polen gegenüber ein 
Mann ſteht, der nicht recht Beſcheid weiß, und 
mit dem leichter zu arbeiten iſt als mit einem 
andern. 

Ich kann Ihnen ſagen, daß es für mich wirk⸗ 
lich nicht leicht geweſen iſt, den Poſten des Wirt⸗ 
ſchaftsſenators zu übernehmen; denn die Arbeit, 
die Verantwortung, die zu tragen iſt, und die 
Schwierigkeiten, die in allen Verhandlungen zu 
überwinden find, und die Sie auch kennen, jind 
nicht ſo leicht. Sie ſind bald größer als ſie ein 
normaler Menſch überwinden kann. Wenn je⸗ 
mand da iſt, der es beſſer verſteht, würde ich 
morgen dieſen Poſten gern abgeben; denn er iſt 
ſchwer. (Abg. Weber: Sind Sie der Beſte im 
Senat? — Zwiſchenrufe des Abg. Brill.) Herr 
Czarnecki hat zum Ausdruck gebracht, daß alle 
Schuld wegen der Differenzen, die zwiſchen Dan⸗ 
zig und Polen in wirtſchaftlicher Beziehung be⸗ 
ſtehen, auf ſeiten Danzigs liegen. Es ſcheint ſo, 
als ob Herr Czarnecki nur polniſche Zeitungen 
geleſen hat; denn es iſt Tatſache, daß in den pol⸗ 
niſchen Zeitungen ſehr ſelten eine objektive Wür⸗ 
digung der zwiſchen Danzig und Polen beſtehen⸗ 
den Wirtſchaftsverhältniſſe zu verzeichnen iſt. 
(Sehr richtig! rechts.) Man findet ſie ſo einſeitig 
dargeſtellt, daß der polniſche Staatsangehörige 
der Meinung ſein kann, daß alle Schuld auf 
ſeiten Danzigs liegt. Ich würde mich ſehr freuen, 
wenn es zu erreichen gelänge, daß die polniſchen 
Zeitungen doch etwas objektiver ſchreiben wür⸗ 
den. (Zuruf des Abg. Weber.) Bezüglich unſe⸗ 
rer Preſſe möchte ich jagen, daß wohl kein Menſch 
behaupten kann, daß in unſeren Zeitungen je⸗ 
mals ſolche hetzeriſchen Ausdrücke gebracht wer⸗ 
den, wie ſie in den polniſchen Zeitungen leider 
immer wieder zu finden ſind. Ich will zur Ehre 
unferer Zeitungen jagen, daß fie es immer ver⸗ 
ſtanden haben, in durchaus ſachlichem Ton ihre 
Ausführungen gegenüber Polen zu machen. 

Es iſt dann geſagt worden, daß die Regierung 
einen böſen Willen gehabt hätte. Ich muß das 
aufs allerentſchiedenſte in Abrede ſtellen. Wir und 
jede Regierung haben den beiten und ernſteſten 
Willen gehabt, die Wirtſchaftsbeziehungen zu 
Polen ſo zu pflegen, wie es die Verträge vor⸗ 
ſchreiben und wie es in unſerem eigenen und im 
Intereſſe Polens liegt. Aber weder die Links⸗ 
regierung noch eine Rechtsregierung hat die Er⸗ 
folge gehabt, die wir hätten haben müſſen. Ich 
erinnere an Gdingen. Der Anfang des Ausbaus 
von Gdingen wurde unter einer Rechtsregierung 
gemacht. Er wurde mit ſtarkem Eifer unter einer 
Linksregierung fortgeſetzt und wird jetzt wieder 
unter einer Rechtsregierung betrieben. Ich er⸗ 
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(Dr. Althoff, Senator) 
innere weiter an die Arbeitsmarktbereinigung. 
Ich erinnere daran, daß wir im vergangenen 
Jahre in der Linksregierung verſucht haben, 
Polen dahin zu bringen, daß es uns in unſerer 
Not hilft, daß es den übergroßen Zufluß von pol⸗ 
niſchen Arbeitnehmern nach Danzig abdämmt. Es 
gibt kein einziges Volk in der ganzen Welt, das 
nicht berechtigt iſt, ſeine Grenzen gegen den Zu⸗ 
ſtrom überſchüſſiger Arbeitnehmer zu ſchließen, 
menn es ſeine eigenen nicht mehr beſchäftigen 
kann. Danzig iſt der einzige Staat in der Welt, 
der dieſe Maßnahme nicht ergreifen kann. (Abg. 
Kloßowſki: Unfinn! — Zwiſchenrufe und große 
Unruhe.) Es hat niemals am ſchlechten Willen 
gelegen, ſondern wir haben immer verſucht, zu 
einer Einigung zu kommen. (Abg. Kloßowſki: 
Sie haben keine Ahnung von den Danziger Ver⸗ 
hältniſſen!) 


Präſident: Herr Abg. Kloßowſki, ich bitte Sie, 
den Herrn Senator nicht dauernd zu unter⸗ 
brechen. 


Dr. Althoff, Senator: Dann ſind hier ſehr 
ſchwere Vorwürfe gegen unſere Kaufmannſchaft 
erhoben worden, von der behauptet wird, daß ſie 
nicht verſtanden habe, und auch nicht den ernſten 
Willen gehabt habe, das polniſche Arbeitsfeld zu 
bearbeiten. Das iſt ganz zweifellos falſch. Unſere 
Kaufmannſchaft hat ſich vom erſten Tage an 
gegenüber den Verträgen loyal verhalten, und ſie 
hat verſucht, mit Polen zu einem guten Einver⸗ 
nehmen zu kommen. Sie hat ihre Reiſenden 
nach Polen geſchickt, damit ſie Aufträge herein⸗ 
bekommen. Aber es laufen täglich Dutzende von 
Briefen bei uns ein, die über die Erſchwerniſſe 
berichten, die die Danziger Kaufmannſchaft in 
Polen findet. Wenn Sie dieſe Briefe leſen wür⸗ 
den, würden Sie ein erſchütterndes Bild von den 
ganz außerordentlichen Erſchwerniſſen bekommen, 
denen die Danziger Kaufmannſchaft in Polen be⸗ 
gegnet. a 

Dann find von dem Herrn Abg. Czarnecki 
auch noch einige andere Gebiete berührt worden. 
Es würde innerhalb dieſer kurzen Erklärung zu 
weit führen, auf alles einzugehen. Ich will nur 
einiges Grundſätzliches anführen. Den Hafen von 
Gdingen hat zweifellos unſere Kaufmannſchaft 
nicht gegründet. Infolgedeſſen kann man ſie nicht 
dafur verantwortlich machen, daß die polniſchen 
Waren zu einem großen Teil über Gdingen lau⸗ 
fen. Dann ſprachen Sie von dem Getreide⸗ und 
Zuckerhandel und behaupteten, daß es die Danzi⸗ 
ger Kaufmannſchaft geweſen ſei, die daran ſchuld 
ſei, daß uns ein gutes Geſchäft verloren gegangen 
iſt. Das direkte Gegenteil iſt der Fall. Durch die 
Bildung der Syndikate, die in Polen vorge⸗ 
nommen wurde, iſt dem Danziger Kaufmann die 
Arbeit in Polen erſchwert, ja unmöglich gemacht 
worden. Früher war das ſo, daß Danzig den 
blühendſten Getreidehandel im Oſten hatte. Was 
iſt davon übriggeblieben? Nehmen Sie den 
Zuckerhandel, er iſt dadurch zum Erliegen ge⸗ 
kommen, daß Polen ſeinen ganzen Zucker über 
Gdingen gehen läßt. Ich erinnere an Bacons. Die 
Bacon⸗Induſtrie iſt in Danzig begonnen worden. 
Aber jetzt wird in Polen eine Fabrik nach der 
anderen gegründet. Auch der Bacon⸗Verkehr geht 
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uns allmählich verloren. Die Kaufmannſchaft hat 
hat manchmal nicht mit Unrecht das Gefühl, daß 
die Danziger Kaufmannſchaft nur ſolange ge⸗ 
braucht wird, als ſie Polen nicht entbehren kann, 
und daß ſie, wenn ſich die polniſche Wirtſchaft ein⸗ 
geſtellt hat, dann beiſeite geſchoben wird. Ein der⸗ 
artiges Gefühl löſt in der Kaufmannſchaft ſehr 
große Bitterkeit aus. 

Soll ich Sie auf die Einfuhr nach Polen auf⸗ 
merkſam machen? Wir haben früher einen blühen⸗ 
den Kunſtdüngerhandel gehabt. Was iſt davon 
übriggeblieben! Noch nicht einmal die 1500 Ton⸗ 
nen, die wir für den Freiſtaat gebrauchen, ſind 
uns von polniſcher Seite aus zugebilligt worden. 
Soll ich Ihnen von der Induſtrie erzählen? Sie 
wiſſen, wie unſere Induſtrie zu kämpfen hat. 
Die Kontingente werden zum Vorwand ge⸗ 
nommen, daß aus nichtigen Gründen Beſchlag⸗ 
nahmungen in Polen durchgeführt werden, die 
zwar meiſt aufgehoben werden müſſen, die aber 
ausreichen, um die polniſche Kaufmannſchaft ab⸗ 
zuſchrecken. Ich erinnere an den Boykott, den 
wir gehabt haben. Wenn jemand ſagt, daß wäh⸗ 
rend dieſes ganzen Boykotts von den Danziger 
Zeitungen und der Bürgerſchaft nicht eine aus⸗ 
gezeichnete Ruhe bewahrt worden ſei, verdreht er 
die Tatſachen. Die Boykott⸗Bewegungen in Polen 
waren ſo ſtark, daß alle Zeitungen beinahe täg⸗ 
lich Aufforderungen brachten, keine Danziger 
Waren zu kaufen. Es waren ſehr ſtarke Be⸗ 
ſtrebungen in der Danziger Kaufmannſchaft und 
in bürgerlichen Kreiſen vorhanden, die Boykott⸗ 
Bewegung in ähnlicher Weiſe zu beantworten. 
Wir haben davon abgeraten und geſagt, daß wir 
im Rahmen der Verträge bleiben und ſie auch 
ſinngemäß durchführen wollen, die darauf hinaus⸗ 
laufen, daß wir eine Wirtſchaftsgemeinſchaft und 
keine Wirtſchaftstrennung haben. (Zurufe der 
Abg. Weber und Greiſer.) 

Herr Abg. Czarnecki hat es ſo hingeſtellt, als 
ob wir immer diejenigen ſeien, die den böſen 
Willen gehabt hätten. Ich glaube, das glaubt kein 
Menſch. Wenn Sie in Polen, und ich möchte Sie 
dringend bitten, das zu tun, die Sache oojektiv 
und ohne Empfindlichkeit darſtellten, würde Polen 
ſelbſt auch der Meinung ſein, daß die Sachen 
ganz anders liegen. Vielfach wird auch geſagt, es 
läge an den Perſönlichkeiten, daß wir nicht zu 
einer Einigung kommen. Ich kann offen aus⸗ 
ſprechen, daß ich dies Dezernat ganz objektiv 
übernommen habe. (Zu objektiv! rechts. — Lachen 
links.) Vielleicht zu objettiv. Ich habe ſofort 
verſucht, in irgendeiner Form die vielen Diffe⸗ 
renzpunkte zu bereinigen, die zwiſchen uns und 
Polen beſtehen. Ich have mich au den Abteilungs⸗ 
Chef, Herrn Siebeneichen, gewandt und geſagt: 
„Wollen wir uns nicht zuſammenſetzen, um all 
die Dinge, die zwiſchen uns liegen, die zweifel⸗ 
los zum Teil auf Empfindlichkeit beruhen, ruhen 
zu laſſen und zu verſuchen, alles das, was zwi⸗ 
ſchen uns liegt, zu bereinigen.“ (Zuruf links.) 
Ich habe auch Herrn Miniſter Strasburger zu 
verſtehen gegeben, daß es zweckmäßig wäre, 
unſere wirtſchaftlichen Beziehungen in großem 
Rahmen zu beſprechen, um alles das, was un⸗ 
einig iſt, wegzubringen und die große einigende 
Linie zu finden. Aber ich bin nicht auf Gegen⸗ 


— 


en 


©) 


D) 


(A 


(B 


— 


m 


682 
(Dr, Althoff, Senator) 

liebe geſtoßen. Alle meine Bemühungen nach der 
Richtung haben nicht zu greifbaren Reſultaten 
gefuhrt. Ich habe dieſen Verſuch erſt vor einigen 
Tagen noch einmal unternommen. Auch da iſt 
mir die kalte Schulter gezeigt worden. Wir ſind 
zu Wirtſchaftsverhandlungen bereit und ſind be⸗ 
reit, unſeren guten Willen nach jeder Richtung 
hin zu bekunden. Der gute Wille darf aber nicht 
zur Würdeloſigkeit werden. (Sehr gut! rechts.) 
Jeder Wirtſchaftsweg und jede wirtſchaftliche 
Verhandlung mit Polen muß vor der Selbſtändig⸗ 
keit des Freiſtaates und vor unſerm Deutſchtum 
halt machen. Das auszuſprechen halte ich mich 
für verpflichtet. (Lebhaftes Bravo! rechts. — 
Zwiſchenrufe links.) | 


Präfident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Langnau. 


Langnau, Abgeordneter (K. P.): Wie in dieſem 
Ermächtigungsgeſetz, ſo war auch im erſten Er⸗ 
mächtigungsgeſetz der Abſatz enthalten: Aende⸗ 
rung der Vorſchriften über den Finanzausgleich 
in den einzelnen Steuergeſetzen. Wie die Aende⸗ 
rung des Finanzausgleichs ausgeſehen hat, zeigt 
die Not in den Gemeinden. Wie bei allen Ge⸗ 
ſetzen, ſo hat ſich auch der Finanzausgleich gegen 
die werktätige Bevölkerung ausgewirkt. Die Aus⸗ 
gaben der Landgemeinden werden von Tag zu 
Tag größer. Der Staat wälzt alle Koſten auf die 
Gemeinden ab. Auf der anderen Seite werden 
die Einnahmen der Gemeinden von Tag zu Tag 
geringer, weil der Staat die Gemeinden jeder 
Steuerfreiheit beraubt. 

Der größte Teil der Gemeinden ſteht vor 
einem Bankrott. Ich hatte vergangene Woche Ge⸗ 
legenheit, mit dem Landrat des Kreiſes Großes 
Werder zu ſprechen. Ich erklärte ihm, die Ge⸗ 
meinde Brunau wäre bankrott. Da ſagte er, ich 
ſolle froh ſein, weil es allen ſo ginge. Als ich ihn 
fragte, wie die Wohlfahrtsempfänger und Ar⸗ 
beitsloſen ihre Unterſtutzung erhalten ſollten, 
zuckte er mit der Schulter und gab keine Ant⸗ 
wort. Sehr vielen Gemeindevorſtehern hat man 
einfach geantwortet, daß der Staat ſowie der Kreis 
jede Beihilfe für die Gemeinden ablehnen müſſe 
und daß die Gemeinden ſelbſt für ihre Ein⸗ 
nahmen zu ſorgen hätten. Auf der einen Seite 
verlangt man von den Gemeinden, daß ſie ihren 
geſetzlichen Pflichten nachkommen, auf der ande⸗ 
ren Seite raubt man den Gemeinden das Selbſt⸗ 
verwaltungsrecht. Es ſind die Sozialdemokraten, 
die immer erklären, daß die Arbeiterſchaft, wenn 
ſie die Mehrheit in den Gemeinden habe, auch Be⸗ 
ſchlüſſe im Intereſſe der Arbeiterſchaft faſſen 
könne. Was müſſen wir heute feſtſtellen? Ar⸗ 


beitermehrheiten haben überhaupt nichts mehr zu 


ſagen. Alle Maßnahmen werden vom Kreisaus⸗ 
ſchuß, vom Senat beſtimmt. Ich erinnere an die 
Arbeitergemeinde im Kreiſe Niederung, Paſe⸗ 
wark. In der Gemeindevertretung ſind von 
12 Vertretern 11 Sozialdemokraten und Kom⸗ 
muniſten und ein Bürgerlicher. In dieſer Ge⸗ 
meinde hat man einen Staatskommiſſar einge⸗ 
ſetzt, einen Mann von 73 Jahren. Die 11 Ge⸗ 
meindevertreter haben nichts zu jagen, einzig und 
allein der Staatskommiſſar beſtimmt. Das nennt 
man noch einen demokratiſchen Staat. 
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Welches ſind die Einnahmen der Gemeinden? 
Die Gemeinden ſollen ihre Einnahmen erſtens 
aus ihrem Grundeigentum decken. Wir wiſſen, 
daß die Gemeinden früher Grundeigentum hat⸗ 
ten. Aber dies Grundeigentum haben ſich nach 
und nach die Großagrarier angeeignet, indem ſie 
erklärten, ſie hätten die Ländereien ſchon ſolange 
bewirtſchaftet und ſie gehörten ihnen. Dann ſol⸗ 
len die Gemeinden ihre Einnahmen aus den 
Mieten uſw. decken. Wir wiſſen, daß die Arbeiter 
nicht einmal imſtande ſind, ihr Leben zu friſten; 
geſchweige denn ihre Miete zu zahlen, ſo daß auch 
hier die Einnahmen Null ſind. Dann ſoll die Ge⸗ 
meinde ihre Ausgaben durch die Steuerüber⸗ 
weiſungen vom Staat decken, und zwar erſtens 
von der Einkommenſteuer. Dieſe Steuer wird 
jetzt gänzlich wegfallen. Uns allen iſt bekannt, daß 
die Großagrarier überhaupt keine Einkommen⸗ 
ſteuer mehr bezahlen. 

Aus dieſem Grunde können die Gemeinden 
auch keine Steuerüberweiſungen erhalten. Man 
erklärt einfach, die Großagrarier haben kein Ein⸗ 
kommen, trotzdem ſie ſich Rennpferde halten und 
anderen Luxus treiben. Es iſt Tatſache, daß ver⸗ 
ſchiedene Großagrarier noch Getreide vom ver⸗ 
gangenen Jahr auf ihren Speichern liegen haben. 
Wenn die Not ſo groß wäre, könnte man das Ge⸗ 
treide verkaufen. Demgegenüber muß der Klein⸗ 
bauer ſeine Steuern bezahlen, trotzdem er von 
früh bis ſpät arbeitet und Not und Elend leidet. 
Die Steuer, die er zahlen muß, treibt ihn von 
Haus und Hof. Dann die Lohnſummenſteuer. 
Wir wiſſen, daß der Ertrag aus dieſer Steuer 
immer geringer wird, da die Erxwerbsloſigkeit 
immer höher ſteigt. Die Gewerbetätigkeit iſt auf 
dem Lande ſehr gering. Auch die Umſatzſteuer 
bringt immer weniger für die Gemeinden ein, 
weil der Lohn immer mehr abgebaut wird, weil 
den Erwerbsloſen die Unterſtutzung gänzlich ge⸗ 
raubt wird, ſo daß der Arbeiter nicht mehr im⸗ 
ſtande iſt, das Lebensnotwendige zu kaufen. Aus 
dieſem Grunde geht der Umſatz zurück und damit 
auch die Umſatzſteuer. Da in dieſem Jahr die 
Steuerüberweiſungen vom Staat gänzlich ausge⸗ 
fallen ſind, bleiben den Gemeinden als letzte Ein⸗ 
nahme nur die Zuſchläge zur Grund⸗ und Ge⸗ 
bäudeſteuer. Dieſe werden von Jahr zu Jahr 
höher. Hier wird der Bogen direkt überſpannt, 
trotzdem der Senat an die Gemeinden die Ver⸗ 
fügung herausgegeben hat, daß die Ausgaben in 
dieſem Jahr nicht höher ſein dürfen als im ver⸗ 
gangenen. Man kann dies wohl auf dem Papier 
ſchreiben, aber daß es unmöglich iſt, wird jedem 
einſichtigen Menſchen klar ſein. Wir wiſſen, daß 
dies die einzige Steuerquelle iſt und daß die Aus⸗ 
gaben der Gemeinden immer größer werden, ſo 
daß man die Grund⸗ und Gebäudeſteuer unter 
allen Umſtänden erhöhen muß. Aber die Groß⸗ 
grundbeſitzer zahlen nicht einmal die Kommunal⸗ 
abgaben. Das beſte Beiſpiel habe ich in Brunau. 
Trotzdem Kommunalabgaben in Höhe von 120 Pro⸗ 
zent gezahlt werden ſollen, haben die Groß⸗ 
agrarier es bis heute nicht für nötig gehalten, 
auch nur einen Pfennig Kommunalabgaben zu 
zahlen. Ihre erſte Arbeit war, an den Finans⸗ 
ſenator zu ſchreiben und zu fragen, ob der kom⸗ 
muniſtiſche Gemeindevorſteher überhaupt berech⸗ 
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(A) tigt jei, ſchon am 1. Juli die Kommunalabgaben 


einzufordern. Auf der andern Seite ſoll aber die 
Gemeinde ihren geſetzlichen Pflichten nachkommen. 
Wir wiſſen, daß durch die Ausſperrung der Er⸗ 
werbsloſen eine Anzahl keine Unterſtutzung er⸗ 
hält, trotzdem aber Geld haben muß, um zu leben. 
Aber die Großagrarier zahlen keine Kommunal⸗ 
abgabe, trotzdem ſie dazu imſtande ſind. Sie haben 
keine Einſicht, ſondern lachen über die Not und das 
Elend der Werktätigen. Ferner wird ein Teil der 
Gemeindeabgaben fur den Kreis verwandt. Sehr 
viele Gemeinden, die noch die Zuſchläge einbe⸗ 
kommen, muſſen fie an den Kreis zahlen. Die 
Ausgaben für die alten Leute und für die Er⸗ 
werbsloſen können nicht gedeckt werden. Hier ſoll 
der Finanzausgleich helfen, aber der Staat denkt 
nicht daran. Die Gemeinden werden nur belaſtet. 


Wir haben deshalb einen Antrag eingebracht, 
der folgenden Wortlaut hat: 

Der Senat wird erſucht, dem Volkstag unverzüg⸗ 
lich einen Geſetzentwurf über eine Neureglung des 
Finanzausgleichs vorzulegen. Der Finanzausgleich 
ſoll den Gemeinden durch erhöhte Steuereinnahmen 
größere Anteile zur Deckung der ſozialen und kul⸗ 
turellen Aufgaben bringen. 

Wir wiſſen, daß, ehe der Senat ein ſolches Geſetz 
vorlegen wird, die Not ins Rieſengroße ſteigen 
wird. Wir verlangen deshalb weiter, daß den Ge⸗ 
meinden ſofort 500 000 Gulden zur Verfügung 
geſtellt werden, damit ſie imſtande ſind, den Er⸗ 
werbsloſen und den alten Leuten ihre Unter⸗ 
ſtützung zu zahlen. Jeder wird zugeben müſſen, 
daß die Not auf dem Lande rieſengroß iſt. Sehr 
viele Gemeinden haben ſchon den Erwerbsloſen 


(B) zwei bis drei Wochen keinen Pfennig Unter⸗ 
ſtützung zahlen können. Ich war am Sonntag im 


Kreis Danziger Höhe, wo der Abg. Burandt zu 
Hauſe iſt. Da kann man das Wort predigen: 
„Viel Steine gabs und wenig Brot!“ In Oſtroſch⸗ 
ken z. B. bekommt eine Familie mit funf Kindern 
die Woche ſage und ſchreibe fünf Gulden Unter⸗ 
ſtützung. Iſt das nicht ein Verbrechen an der Ar⸗ 
beiterſchaft? Auf der einen Seite gibt man dem 
Herrn Meißner im Jahr 150 000 Gulden und auf 
der andern Seite Familien mit fünf Kindern die 
Woche funf Gulden. Man erklärt ihnen ſogar, daß 
ſie nächſte Woche nichts bekommen wurden, weil 
kein Geld vorhanden wäre. Die Erwerosloſen in 
dieſen Gemeinden ſind nicht mehr imſtande, ihre 
Kinder zur Schule zu ſchicken. Man geht jetzt dazu 
über, die Eltern mit Schulſtrafen zu belegen, 
trotzdem ſie beim beſten Willen nicht imſtande 
ſind, ihre Kinder zur Schule zu ſchicken. 

Das zeigt das Deutſchtum in der Freien Stadt, 
das dieſer Senat aufrechterhalten will und das 
von den Nazis noch unterſtutzt wird. Dieſes 
Deutſchtum läßt die Arbeiter mit ihren Kindern 
verlumpen und verrecken. Das zeigt, daß dies 
kapitaliſtiſche Syſtem abgewirtſchaftet hat, daß 
es abtreten und einer neuen Geſellſchaftsord⸗ 
nung, der kommuniſtiſchen, Platz machen muß. 
Wir wiſſen ganz genau, daß die Nazis und die 
Sozialdemokraten nicht imſtande ſind, dieſes 
Wirtſchaftsſyſtem zu verbeſſern. Wir Kommu⸗ 
niſten erklären, daß der Senat verpflichtet iſt, 
den Gemeinden dieſe Beihilfen zu gewähren. 
Wenn er dazu nicht imſtande iſt, iſt es ſeine Auf⸗ 
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gabe, abzutreten. Dann wird die Arbeiterſchaft (0) 


die Macht übernehmen, und die wird dann da⸗ 
für ſorgen, daß Brot, Freiheit und Arbeit da 
ſein werden. (Bravol) 


Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Moritz. 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Man muß den Mut bewundern, daß zu den 
Punkten, deren Beratung noch nicht abgeſchloſſen 
iſt, nämlich Erledigung der Anträge der Sozial⸗ 
demokratiſchen Fraktion um Aufhebung der Aus⸗ 
ſteuerung und der Beſtimmungen für Kriegsbe⸗ 
ſchädigte entſprechend der deutſchen Notverord⸗ 
nung für Kriegsbeſchädigte, der Senat wieder 
mit einer neuen Ermächtigung an den Volkstag 
herantritt, um ſich eine Generalvollmacht für ein 
ganzes Jahr geben zu laſſen, dieſe beiden Mate⸗ 
rien ohne den Volkstag und den geſetzgeberiſchen 
Weg zu erledigen. Auf unſere Frage im Haupt⸗ 
ausſchuß, was der Senat in bezug auf Verände⸗ 
rungen in der Erwerbsloſenfürſorge zu tun ge⸗ 
denke, zerſtreute der Senat die vorgetragenen Be⸗ 
denken mit der Erklärung, es wäre nur beabſich⸗ 
tigt, die Winterbeihilfe einzuſchränken. Schon 
aus dem Grunde, weil dies eine weitere Kür⸗ 
zung der Bezüge bedeutet, die die bedauerns⸗ 
werten Opfer der Wirtſchaftskriſe betrifft, ſind 
wir für die Ablehnung dieſes Punktes. Er be⸗ 
trifft beſonders jene Erwerbsloſen, die nicht nur 
eine kurze Zeit erwerbslos ſind, ſondern die 
ſchon aus dem Vorjahr in dieſes Jahr erwerbs⸗ 
los hineingekommen ſind. Wer im vorigen Jahr 
ſeine Arbeitsſtelle verloren hat, iſt ſicher in 
dieſem Frühjahr in keine neue Arbeitsſtelle mehr 
hineingekommen. Daher wird dieſe Kürzung 
durchweg ſolche Erwerbsloſe treffen, die minde⸗ 
ſtens ein Jahr ohne Arbeit ſind. Das Elend der 
Erwerbsloſen iſt ſo oft behandelt worden und 
ſo genau bekannt, daß ich es mir verſagen kann, 
detaillierte Schilderungen zu geben. Aber trotz⸗ 
dem es jo bekannt iſt, hat ſich der Volkstags⸗ 
präſident oder die Regierungsparteien nicht dazu 
bewegen laſſen, zur Regelung der Angelegen⸗ 
heiten auf unſeren Antrag hin den Volkstag 
während der Ferien zuſammenzuberufen. Man 
hat vielmehr die Ferien dazu benutzt, die Aus⸗ 
ſteuerung durchzufuhren, weil man glaubte, es 
wurde dann am geräuſchloſeſten vor ſich gehen. 
(Hört, hört! links.) Die Nationalſozialiſten hat⸗ 
ten zwar ſelber einen Antrag eingebracht, die 
Ausſteuerung noch um drei Monate zu ver⸗ 
zögern. Aber ſie haben ihren gefaßten Grundſatz 
um perſönlicher Vorteile willen aufgegeben und 
verſchachtert. (Sehr richtig! links.) Herr Greiſer 
glaubte, nach ſeinem Rezept die Ausſteuerung 
dadurch wirkungslos machen zu können, daß er 
die von der Ausſteuerung bedrohten Erwerbs⸗ 
loſen und Arbeiter unterbringen könnte. Er hat 
ſeinen Plan auch im Volkstag entwickelt und be⸗ 
ſonders darauf hingewieſen, daß es möglich ſein 
müßte, möglichſt viele dadurch in Arbeit unterzu⸗ 
bringen, daß man auf die Berufe der Erwerbs⸗ 
loſen keine Rückſicht nehme. Wörtlich ſagte er, 
daß es einem kaufmänniſchen Angeſtellten zu⸗ 
gemutet werden müßte, Arbeit im Baufach an⸗ 
zunehmen, und daß ein Hafenarbeiter Straßen⸗ 
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(Moritz, Abgeordneter) 

kehrer wird. Wenn man ihn ſchalten und walten 
laſſen würde, würde man in kürzeſter Zeit 
erfahren, wer von den 3000 Ausgeſteuerten 
arbeitswillig und wer arbeitsſcheu iſt. Nach 
dieſem Rezept hat man verſucht, beim Landes⸗ 
arbeitsamt vorzugehen. Das Rezeept war wir⸗ 
kungslos. Die Regierungszeitungen haben zuge⸗ 
geben, daß der Vertreter der Nationalſozialiſten 
im Arbeitsamt die in Frage kommenden Er⸗ 
werbsloſen nicht in Arbeitsſtellen unterbringen 
konnte. Die „Neueſten Nachrichten“ tröſten ſich 
aber darüber und ſagen, es wäre nicht ſo ſchlimm, 
man habe in anderen Ländern auch die Aus⸗ 
ſteuerung, und in Deutſchland ſei auch noch kein 
Ausgeſteuerter verhungert. Wenn man ſo leicht⸗ 
fertig über die Dinge weggeht, braucht man ſich 
nicht zu wundern, daß die Erregung in der Be⸗ 
völkerung täglich wächſt. Es trifft nicht zu, daß 
wir die Maſſen aufhetzen. Das iſt gar nicht 
notwendig. Man braucht nur in einer Ver⸗ 
ſammlung das Ermächtigungsgeſetz mit 31 oder 
32 Punkten vorzutragen, dann ergibt ſich die Er⸗ 
regung ganz von ſelbſt. 

Man verſucht, es als Vorteil hinzuſtellen, daß 
die Ausſteuerung endlich durchgeführt werde, und 
weiſt darauf hin, daß für den Ausgeſteuerten 
eine ganz anders geartete, individuelle Fürſorge 
eintrete, die viel beſſer wäre als die ſchematiſche 
Erwerbsloſenfürſorge. Nach den Erfahrungen, 
die wir im letzten halben Jahr mit den Maß⸗ 
nahmen gemacht haben, die gegenüber den Er⸗ 
werbsloſen getroffen wurden, haben wir das 
allergrößte Mißrauen gegen alles, was noch kom⸗ 
men wird. Die Beſtrebungen ſind innerhalb der 
Regierungsparteien ſehr widerſprechend, ſogar 
innerhalb der einzelnen Parteien. Man halte ſich 
vor Augen, was die chriſtlichen Gewerkſchaften 
vor nicht allzu langer Zeit öffentlich an Wün⸗ 
ſchen äußerten. Da hat der Gewerkſchaftsführer 
Uhl einen längeren Vortrag gehalten und unter 
anderm geſagt: „Im Intereſſe der langen Er⸗ 
werbsloſen und auch der von der Unterſtützung 
lebenden Kreiſe muſſen wir unter allen Um⸗ 
ſtänden verſuchen, daß dieſelben weiter in der 
Erwerbsloſenfurſorge verbleiben. Daß die Mög⸗ 
lichkeit hierzu beſteht, wenn es ſein muß, und 
auch Mittel vorhanden ſind, zeigt die wiederholte 
Verſchiebung des Ausſteuerungstermins. Die 
chriſtlich⸗nationalen Arbeiter und Angeſtellten 
verlangen von der Regierung, daß ſie alle Mittel 
ergreift, um die Weiterverelendung der Arbeit⸗ 
nehmer zu verhindern. Soll dieſe Not gebannt 
werden, ſollen die Erwerbsloſen nicht zur Ver⸗ 
zweiflung getrieben werden, muß entweder für 
eine ausreichende Unterſtützung oder für eine 
Arbeitsgelegenheit Sorge getragen werden. So⸗ 
lange der Staat einem Teil der Beamten hohe 
Einkommen gewährt und auch ſonſt noch große 
Einkommen vorhanden ſind, die ein Hohn auf 
die gegenwärtige Not des Volkes ſind, müſſen 
auch Mittel für die Aermſten der Armen vor⸗ 
handen ſein. (Abg. Plettner: Hört! hört!) Der 
Herr Senatspräſident Dr. Ziehm ſagte heute, daß 
ſich die Regierung vollkommen darüber im klaren 
wäre, wie hart ſich die Eingriffe bei den einzel⸗ 
nen auswirken würden. Das ſind ſchöne Worte, 
an die man glauben ſoll, aber an die man kaum 
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glauben kann; denn aus derſelben Partei, die 
den chriſtlichen Gewerkſchaften nahe ſteht, iſt vor 
wenigen Tagen der Artikel eines Akademikers 
erſchienen, der ſich ebenfalls mit dem gegenwärti⸗ 
gen Defizit befaßt. Unter anderm ſagt er folgen⸗ 
des: „Wenn jetzt die Beamtengehälter ange⸗ 
griffen werden, ſo iſt das ſehr bedauerlich für die 
niedriger bezahlten Beamten. Aber es iſt nun 
einmal eine Notwendigkeit und muß hingenom⸗ 
men werden. Unter keinen Umſtänden darf aber 
an die Gehälter der Akademiker herangegangen 
werden, die werden ohnehin ſchon zu ſchlecht be⸗ 
zahlt. Da es nur wenige Akademiker im Frei⸗ 
ſtaat gibt, braucht man da nicht jo rückſichts los 
zuzugreifen.“ Derſelbe Herr, der ſich ſo auf dem 
Gebiete der Beamtenbeſoldung als „Jachmann“ 
erweiſt, erlaubt ſich auch einiges über die Er⸗ 
werbsloſen zu ſagen: „Was ſchließlich die Er⸗ 
werbsloſen angeht, ſo ſcheint hier eine ſchärfere 
Kontrolle zur Verhinderung von Mißbräuchen 
am Platz. Die Unterſtützungsſätze ſind im allge⸗ 
meinen wirklich nicht zu hoch. Das Problem liegt 
vielmehr in der Hebung der Arbeitswilligkeit 
und in der Ausſcheidung derjenigen Unter⸗ 
ſtützungsempfänger, die durch verſchwenderiſche 
Verwendung ihres Unterſtützungsgeldes zeigen, 
daß ſie es nicht unbedingt gebrauchen.“ M. D. u. H.! 
Wenn ſo etwas verzapft wird, und noch dazu in 
einer Regierungspreſſe zu einer Zeit, wo an alle 
Volkskreiſe, beſonders an die arbeitenden und 
wenig verdienenden Schichten herangegangen 
wird, ſo iſt das eine Unverſchämtheit ſonder⸗ 
gleichen. Ich muß es der Zentrumspartei über⸗ 
laſſen, mit dieſen Herrſchaften in ihren Reihen 
fertig zu werden. 

Wie ſonſtige Perſönlichkeiten über die Er⸗ 
werbsloſen denken, iſt uns zu einem ſehr großen 
Teil bekannt. Den Deutſchnationalen iſt jenes 
böſe Wort von der „Prämie auf die Faulheit“ 
immer noch nicht vergeſſen. Vor nicht allzu 
langer Zeit ſchrieb noch die „Allgemeine Zeitung“ 
über diejenigen, die ſich im Winter gegen die 
Zwangsarbeit, bei unzureichender Kleidung 
Schnee zu ſchippen, wehrten: „Jene, die es vor⸗ 
zogen, zu demonſtrieren ſtatt zu arbeiten, bei 
denen handelt es ſich um den üblichen Janhagel, 
der Arbeit überhaupt nicht kennt und der nur 
von früh auf an Brot und Spiel gewohnt iſt, 
an Erwerbsloſenunterſtützung und marxiſtiſches 
Demonſtrationstheater.“ Alſo von deutſchnatio⸗ 
nalen Kreiſen iſt beſtimmt nicht allzu viel zu er⸗ 
warten. Sie werden auch, davon bin ich über⸗ 
zeugt, mit den Maßnahmen, die bisher getroffen 
worden ſind, und die Sie noch gegen die Erwerbs⸗ 
loſen zu tätigen beabſichtigen, nicht Schluß 
machen. Ihnen genügt es nicht, wenn die Be⸗ 
züge der Erwerbsloſen gekürzt werden, Sie wer⸗ 
den zweifellos noch einiges Weitere beabſichtigen. 
Es iſt intereſſant, daß eine ſtreng nationale Zei⸗ 
tung einen Artikel über den Vortrag eines natio⸗ 
nalen Stadtverordneten aus Altona bringt, der 
da ſagt: „Die heutige Kriſe, die Erregung unter 
der Bevölkerung wäre beſonders deshalb ſo groß, 
weil jetzt der Fehler eingeriſſen ſei, daß die 
Wohlfahrtsempfänger dieſelben politiſchen Rechte 
haben wie die andern. Früher hätten Unter⸗ 
ſtützungsempfänger ſolange keine politiſchen 
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war.“ Ich glaube, daß verſchiedene Parteien, die 
an der Regierung beteiligt ſind, dieſen alten Zu⸗ 
ſtand der politiſchen Entrechtung des Unter⸗ 
ſtützungsempfängers auch heute noch zurück⸗ 
wünſchen. Es ſollte mich nicht wundern, wenn 
mit Hilfe des Punktes 32 des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes vielleicht Beſtrebungen nach jener Rich⸗ 
tung hin getätigt werden. Man braucht ſich über 
nichts zu wundern, was bisher geſchehen iſt, und 
man wird ſich nicht über das zu wundern brau⸗ 
chen. was noch geſchehen wird. 

Wir ſind gegen jede Verſchlechterung der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge und lehnen die Punkte 19 
und 20 ah. Wir haben deshalb auch einen Antraa 
eingebracht. dieſe Punkte zu ſtreichen. Man mird 
niefleicht den Einmand machen, wir ſollten 
Deckunasvorſchlzge bringen, menn dieſe Punkte 
aus dem Ermächtigunasgeſetz fallen ſollen. Dar⸗ 
auf kann ich Ihnen ſagen, daß wir um brauch⸗ 
bare Deckungsvorſchläge nie verlegen aemeien 
ſind. Als wir den Antraa ſtellten, den Volkstag 
einzuberufen und die Ausſteuerung aufzuheben, 
hatten mir in dem Antrag um Aufhebung des 
Beſitzſtandes ſchon einen Deckunasvorſchlag ein⸗ 
gebracht. Wenn inzwiſchen die Regierunaspar⸗ 
teien Appetit beim Eſſen bekommen haben, ſo 
würden wir, wenn Sie ernſtlich gewillt ſind, 
unſere Anträge anzunehmen, auch mit Vor⸗ 
ſchlägen dienen. Einſtweilen haben Sie uns jede 
Gelegenheit genommen. zu unſeren eigenen An⸗ 
trägen zu ſprechen. Sie haben die Einberufung 
des Volkstages abgelehnt. Infolgedeſſen hatten 
wir keine Möglichkeit, dazu etwas zu ſagen. 

Wenn das Ermächtjfaungsgeſetz dazu dienen 
ſoll, die Finanzen des Staates zu ſanieren, dann 
müßte man eigentlich verlangen können, daß die 
Regierung bei jedem einzelnen Punkt Erklä⸗ 
rungen darüber abgibt, was ſie im einzelnen zu 
tun beabſichtigt. Zum mindeſten müßte fie An⸗ 
gaben darüber machen können, welche finan⸗ 
ziellen Einnahmen oder Vorteile ſie von der 
Durchführung dieſes oder jenes Punktes erwar⸗ 
tet. Bei allen Fragen zu den einzelnen Punkten 
haben wir aber zu 80 Prozent die Antwort be⸗ 
kommen, der Senat habe darüber noch nichts be⸗ 
ſchloſſen. (Hört, hört! links.) Man muß daher 
annehmen, daß einzelne Punkte mit der Sanie⸗ 
rung nicht das geringſte zu tun haben. Dazu ge⸗ 
hört auch die Aenderung der Invaliden⸗ und der 
Angeſtelltenverſicherung, der Reichsverſorgung 
und des Verfahrensgeſetzes. Aus den Nachrichten 
der letzten Tage, wobei ſich beſonders Herr Abg. 
Burandt als Verfaſſer ausgezeichnet hat, haben 
wir geſehen, daß rechtsgerichtete Kreiſe ganz 
energiſch einen Abbau der ſozialen Rechte, dar⸗ 
unter der Krankenkaſſe und der Invalidenrenten 
verlangen. Da der Senat ſich eine Ermächtigung 
geben läßt, iſt daher zu befürchten, — da auch 
treibende Kräfte am Werk ſind —, daß tatſächlich 
ein Abbau in dieſer Richtung erfolgt. Im Aus⸗ 
ſchuß wurde uns das zwar nicht geſagt, es wurde 
nur ausgeführt, daß Maßnahmen im Reich er⸗ 
wartet werden, die wir übernehmen müſſen. 
Wenn wir bei der Invaliden⸗ und Krankenver⸗ 
ſicherung Aenderungen vornehmen, hat das mit 
der Sanierung des Staatshaushaltes nichts zu 
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tun; (Sehr richtig! links.) denn dieſe Verſiche⸗ (0) 


rungen find Selbſtverwaltungskörper. Wenn es 
ſich um Verſchlechterungen handelt, die im Reich 
eingeführt werden, ſo hat Danzig keine Verpflich⸗ 
tung, dieſe Verſchlechterungen zu übernehmen. 
Wenn es ſich aber um Verbeſſerungen handelt, 
ſo beſteht keine Befürchtung, daß ſich der Volks⸗ 
tag Geſetzen, die eine Beſſerung bringen, ent⸗ 
gegenſtellen würde. Will der Senat die Ermächti⸗ 
gung benutzen, um auch einmal die Unfallrenten⸗ 
geſetzgebung mit der deutſchen gleichzuſtellen, 
was ſeit 1925 ins Stocken geraten iſt? In der 
Zwiſchenzeit, als wir in der Regierung waren, 
haben wir den Verſuch der Gleichſtellung ge⸗ 
macht. Kaum war aber im Senat ein Wort ge⸗ 
fallen, da lagen ſchon Eingaben mirtſchaftlicher 
Kreiſe beim Volkstag vor, die dagegen vro⸗ 
teitterten. weil das eine neue Belaſtung der Wirt⸗ 
ſchaft bedeuten würde. Es war der Sozjaldemo⸗ 
kratie daher nicht möglich. die Unfallrentengeſetz⸗ 
gebung der deutſchen aleichzuſtellen. Ob es der 
Senat unter dem jetzigen Ermächtiaunasgeſetz 
tun wird, weiß ich nicht, ich bezweifle es aber 
ſehr ſtark. 

Am weniaſten gerechtfertigt holte ich die Er⸗ 
mächtigung für den Senat, die Reichsverſoraung 
und das Verfahrensgeſetz zu ändern. Es handelt 
ſich um die Verſoraung der Kriegsopfer. Wir 
haben bereits zwei Ermächtigunasgeſetze in dieſer 
Materie miterlebt, und jeder Appell an die Re⸗ 
aierungsparteien und beſonders an die ſich als 
Kameraden der Frontſoldaten aebärdenden Nazis 
iſt ohne Erfolg verhallt. (Abg. Greiſer: Sie 
wiſſen doch ganz genau. daß das Reich das Geld 
bezahlt!) Laſſen Sie ſich informieren; es zahlt 
es anteilig. (Abg. Greiſer: 95 Prozent!) Nein, 
60 Prozent, wenn Sie es ganz genau wiſſen wol⸗ 
len. Danzig hat auf keinen Fall die Verpflich⸗ 
tung, jede Verſchlechterung der Reichsverſorgung 
mitmachen zu müſſen. Es iſt Danzig nicht ver⸗ 
boten, die unter Umſtänden eintretenden Mehr⸗ 
koſten aus eigenen Mitteln zu übernehmen. Es 
iſt eine Schande und ein Skandal, daß man ſich 
immer damit entſchuldigt, man müſſe das, was 
in Deutſchland geſchieht, mitmachen. Man hat 
nichts für die Kriegsopfer übrig, die ſeit 17 Jah⸗ 
ren nichts anderes kennen, als Opfer zu bringen. 
(Abg. Greifer: Erzählen Sie das Dr. Brüning 
im Reichl) Alles andere wird aus eigenen Mit⸗ 
teln getragen, nur bei der Verſorgung der 
Kriegsopfer ſollte es nicht möglich ſein, hier die 
Mehrkoſten zu übernehmen? Was für das Reich 
noch als Entſchuldigung angenommen werden 
könnte, daß es durch den verlorenen Krieg in 
eine unglaubliche Schuldenlaſt hineingekommen 
iſt, trifft doch für Danzig nicht zu. Danzig ſind 
mit Hilfe der Sozialdemokraten 150 Millionen 
an Kriegslaſten geſtrichen worden. Dieſer 
Schuldennachlaß ſollte doch den Opfern des Krie⸗ 
ges in erſter Linie zugute kommen. Die Natio⸗ 
nalſozialiſten haben ſich aber einwickeln laſſen 
und wollen es nun nicht zugeſtehen. Aus dieſem 
Grunde habe ich es für notwendig gehalten, 
dieſen Punkt etwas ausführlicher zu behandeln. 

Als das erſte Ermächtigungsgeſetz angenom⸗ 
men wurde, erklärte der Vertreter der National⸗ 
ſozialiſten, wir ſind uns bewußt, daß es ſich hier 
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um eine Verſchlechterung für die Kriegsopfer 
handelt. Aber der Senat hat uns zugeſichert, daß 
Härten vermieden werden ſollen. Herr Dr. Thimm 
erklärte wörtlich, daß der Senat bei der Abände⸗ 
rung des Verſorgungsgeſetzes diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen werde, die im Wege des 
8 213 — dies iſt falſch, es muß 113 heißen — 
einen derartigen Ausgleich ermöglichen. Kurz 
darauf erſchien im „Vorpoſten“ ein Artikel, der 
wörtlich ſagte: „Auf jeden Fall iſt es uns ge⸗ 
lungen, vom Senat eine Zuſage zu erhalten, daß 
in Fällen beſonderer Härten aus einem beſon⸗ 
deren Fonds der Regierung, der auf unſere 
Initiative eingerichtet wurde, Zulagen gewährt 
werden.“ Ich frage: Wo tft der Fonds? Wo 
ſind Zulagen geleiſtet? Wenn Sie ſich auf den 
§ 113 des Verſorgungsgeſetzes berufen, jo will 
ich einige wenige Fälle anführen. Sie haben ſicher 
auch den Brief bekommen, den eine große Organi⸗ 


ſation an alle Abgeordneten gerichtet hat. Darin 


mird gegen eine weitere Verſchlechterung der 
Verſorgung proteſtiert. Es wird geſagt, daß 
durch die letzte Notverordnung Kriegerwitwen 
bis 50 Fahre gezwungen ſind, ſich einer Stempel⸗ 
kontrolle zu unterziehen, wenn ſie ihre Gebühr⸗ 
niſſe ungekürzt beziehen wollen. Wenn man 
unſeren Kameraden im Felde geſagt hätte, daß 
ihre Hinterbliebenen noch einmal auf ihre Ar⸗ 
heitsfähigkeit unterſucht werden würden, wenn 
ſie eine Rente beanſpruchen, dann hätten ſie die 
Flinte nach der andern Seite gekehrt. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Wenn man ihnen geſagt hätte, daß ſie für 
die Republik fallen würden, hätten ſie die Flinte 
auch nach der andern Seite gekehrt! Sie haben 
kein Recht, für die Kriegsbeſchädiaten zu ſpre⸗ 
chen, da Sie im Krieg auf dem Bekleidungsamt 
waren!) Fragen Sie nach, dann werden Sie 
etwas anderes hören. Im übrigen ſind Sie ſelbſt 
ja nicht gefallen, höchſtens auf den Kopf. Es iſt 
ein weiterer Fall angeführt worden, daß eine 
Kriegermutter, die drei Söhne verloren hat und 
jetzt erwerbsunfähig geworden iſt, keinen Antrag 
auf Elternrente mehr ſtellen kann, weil eine 
Friſtverſäumnis vorliegt. Der § 113, der nach 
Ihrer Meinung eintreten ſoll, hilft hier auch 
nicht. Noch ein weiterer Fall, der nicht aus der 
Welt zu ſchaffen iſt, da er tatſächlich eingetreten 
iſt. (Abg. Heinz Friedrich: Wer hat dieſe Ver⸗ 
ſchlechterung im Reich beſchloſſen? Ihre Parteil) 
Sie haben keine Urſache, auf das Reich zu blicken. 
Entweder iſt es richtig, was dort geſchieht, dann 
haben Sie keinen Grund, auf Sozialdemokraten 
oder Zentrum zu ſchimpfen, oder es iſt falſch, 
dann brauchen Sie es nicht nachzumachen. Sie 
haben alſo auf keinen Fall Urſache, ſich darauf 
zu berufen. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Ich kenne 
die Zuſammenhänge und habe deshalb auch ein 
Urteil über die Dinge. (Zuruf des Abg. Greiſer. 
— Abg. Spill: Sie müßten ſchon lange in Lauen⸗ 
burg jein!) 

Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Spill, ich 
glaube, daß Sie die Geſchäfte des Präſidiums 
kennen und hoffe, daß Sie ſich danach einrichten. 

Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): Ein Kriegs⸗ 
beſchädigter, der mit 20 Prozent Erwerbsbe⸗ 
ſchränkung entlaſſen wurde, iſt in der Zwiſchen⸗ 
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zeit durch die geſetzlichen Beſtimmungen abge⸗ 
funden worden. In dieſem Jahre mußte er plötz⸗ 
lich ins Krankenhaus. Es ſind Schmerzen auf⸗ 
getreten, mehrere Splitter haben ſich aufs Wan⸗ 
dern begeben und behindern nun wichtige Ner⸗ 
ven in ſeinem Körper. Der Betreffende iſt jetzt 
nach verſoraungsärztlichem Urteil 100 Prozent 
erwerbsbeſchränkt. Einen Antrag auf Rente kann 
er dank der von Ihnen erlaſſenen Verordnung 
und auch nach 8 113 nicht ſtellen, weil Anweiſung 
ergangen iſt, daß die Kann⸗Beſtimmungen ver⸗ 
ſchärft zu handhaben ſind. Es dürfen keine neuen 
Kann⸗Bezüge und keine Vorſchußzahlungen ge⸗ 
währt werden. Der Betreffende iſt jetzt auf die 
Wohlfahrtspflege und die Mittel der ſozialen 
Fürſorge angewieſen. (Hört, hört! links.) Von 
den Folgen Ihrer Zuſtimmung hätten Sie ſich 
vorher überzeugen können. Wenn Sie ſich dar⸗ 
auf verlaſſen haben, daß der $ 113 genügen 
wide, ſollten die Erfahrungen, die man bis 
heute nach ſechs Monaten gemacht hat, Sie auf 
jeden Fall beſtimmen, dieſen Punkt des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes abzulehnen. In dem beſagten Ar⸗ 
tikel des „Vorpoſten“, den ich zu verleſen anfing, 
mird weiter geſagt: „Außerdem haben wir in 
Gemeinſchaft mit den Führern der Kriegsbe⸗ 
ſchädigten verſchiedene Anträge zur Verbeſſerung 
der Lage unſerer Frontkameraden vorbereitet.“ 
Das iſt inzwiſchen geſchehen. Sie haben einige 
Anträge durchgebracht. Unter anderem iſt ein An⸗ 
trag angenommen worden, daß die Anſtellunas⸗ 
und Beförderungsſperre nicht für die Inhaber 
des Beamtenſcheines gelte. Es haben nun aber 
dieſer Tage ſämtliche Bewerber die Mitteilung 
bekommen, daß eine Anſtellungsſperre bis zum 
1. April 1932 vorliegt. Sie haben geglaubt, eine 
Verbeſſerung zu bringen. Auf demſelben Ver⸗ 
maltungswege, durch den ſie eingeführt iſt, wird 
ſie auch wieder abgebremſt. 

Sie wiſſen, daß vor dem Erlaß der letzten 
Ermächtigungsverordnung eine größere Proteſt⸗ 
verſammlung im Schützenhauſe ſtattfand. Sämt⸗ 
liche Parteien waren dazu geladen. Die meiſten, 
beſonders die Regierungsparteien, mit Aus⸗ 
nohme der Deutſchnationalen, was ich hervor⸗ 
heben will, haben es vorgezogen, durch Abweſen⸗ 
heit zu glänzen. Es wurde eine Proteſt⸗Reſolu⸗ 
tion angenommen. In Anbetracht der Wirkung 
dieſer Proteſtverſammlung hatte der Senat zu⸗ 
nächſt einmal verfügt, daß die alten Renten 
weitergezahlt werden. Dann aber, nachdem der 
Volkstag am 30. Juni vormittags in die Ferien 
gegangen war, hat er nachmittags ein Geſetzblatt 
mit der Verordnung drucken laſſen, die die Ren⸗ 
ten der Kriegsopfer auf das allereinſchneidendſte 
kürzt. (Hört, hört! und Pfui! links.) Ich weiß 
nicht, ob Ihnen allen die Auswirkung dieſer 
Kürzungen bekannt geworden iſt. Ich will ſie 
nicht im einzelnen vortragen. Aber es iſt nach 
meinem Dafürhalten eine untragbare Härte, 
wenn beiſpielsweiſe eine Kriegermutter, die drei 
Söhne verloren hat, und auf dem Lande wohnt, 
eine Rente von 23,35 Gulden erhält. (Hört, hört! 
links.) Bekannt werden Ihnen wohl die Ein⸗ 
wirkungen ſein, die die Verordnung bei den 
Kriegs⸗ und Schwerbeſchädigten gehabt hat, die 
im öffentlichen Dienſt beſchäftigt find, Wer mehr 
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ols 258 Gulden monatlich verdient, dem wird der 
überſchießende Teil zur Hälfte von der Rente 
abgezogen. Es ſind mehrere Hundert, die von 
ihrer Rente nur noch ſehr wenig, und ſoweit ſie 
ſie ſich haben kavitaliſieren laſſen, überhaupt 
nichts mehr beziehen. (Zuruf des Abg. Heinz 
Friedrich.) Ich habe ſchon einmal geſagt, daß Sie 
ſich nicht auf das Reich berufen können, denn hier 
haben Sie ja die Macht in der Hand. Sie wollen 
doch Dania erobern. fangen Sie hier an. Wenn 
zum Beiſnfel ein Beinamputierter. der beim Se⸗ 
nat beſchäftigt iſt, für fein verlorenes Bein, wenn 
er in Danzig wohnt, eine monotliche Rente von 
13.30 Gulden oder von 11,25 Gulden, falls er auf 
dem Lande wohnt, erhält, iſt das ein Hohn. aber 
keine Verſoroung mehr. Er kann für dies Geld 
unter keinen Umſtänden die Mehraufwendungen 
beſtreiten, die er dem Befunden gegenüber hat, 
um ſich bei Arbeitskraft zu erhalten. Für dies 
Geld kann er ſich beſtimmt keine Monatskarte 
der Straßenbahn leiſten. 

Bevor Sie alſo an ſolche einſchneidenden Maß⸗ 
nahmen herangehen, ſollten Sie ſich erſt davon 
üßerzeugen, welche Auswirkungen entitehen. 
Schöne Worte helfen nichts. Auch von den blu⸗ 
tiaſten Hrokodilstränen, die hier vergoſſen wer⸗ 
den, wird niemand ſatt. 


Es iſt bemerkenswert, mie die einzelnen Par⸗ 
teien zu dieſen Fragen ſtehen. Ich bin in der 
Loge. Ahnen mitzuteilen, mas die Deutſchnatio⸗ 
male Nolksvortei zu den Beſtimmungen ſagt. die 
ſie ſelbſt eingeführt hat. Sie ſchreibt unter dem 
30, Juni: 

Ihre Entichliekuna aus dem Schützenhaus, mit 
der wir uns inhaltlich durchaus einverſtanden er⸗ 
Mären. iſt an die Fraktion weitergegeben worden. 
Die Not der Kriegsopfer iſt uns eine Herzensſache, 
was wir Ihnen noch beſonders mitteilen möchten. 

Mit deutſchem Gruß g 

ER Martini. 

Der Unterzeichner iſt der bekannte Kapitän außer 
Dienſt. Von der Mitteilung, daß die Not der 
Kriegsopfer den Deutſchnationalen eine Herzens⸗ 
ſache ſei, wird beſtimmt niemand ſatt. Den 
Kriegsopfern wäre es lieber, wenn den Deutſch⸗ 
nationalen dieſe Angelegenheit ſtatt einer 
Herzensſache eine Finanzſache wäre. Ein weite⸗ 
res Schreiben: 

Wi Ihnen für Ihr Schreiben vom ſo⸗ 
5 3 nnente Volkspartel 
wird ſich ebenſo wie im deutſchen Vaterland für die 
Intereſſen der Kriegsopfer einſetzen. Sie betont aber, 
daß fie in einer Koalitions regierung, die von 
anderen Parteien abhängig iſt, nicht das erreichen 
kann, was ſie beabſichtigt. f 

Da wäre bei dieſer Gelegenheit doch die Frage 
erlaubt, an wem es denn liegt, wenn die Deutſch⸗ 
nationalen die ſchlechten Maßnahmen nicht wol⸗ 
len. An welcher andern Partei liegt es denn? 
Es heißt dann weiter: „Wir weiſen außerdem 
darauf hin, daß die Deutſchnationale Volkspartei 
in Deutſchland eine ſcharfe Gegnerin der Not⸗ 
verordnung iſt.“ — Es wäre uns angenehmer, 
wenn ſie auch in Danzig eine ſcharfe Gegnerin 
der Notverordnung wäre. Dieſe vielen Beteue⸗ 
rungen von der Kameradſchaft, und die Verſiche⸗ 
rung, daß Sie keinen Frontkameraden im Stich 
laſſen wollen, können nicht befriedigen. Sie ſind 
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auch nicht geeianet, großes Vertrauen zu er⸗ 
mecken. Die heftigen Anariffe auf die Verſor⸗ 
gung haben nach meinem Dafürhalten einen ganz 
anderen Grund als einen rein finanziellen. Die 
Nationalſozialiſten ſind in der letzten Zeit im 
Reich dazu übergegangen, auch eine beſondere 
Kriegsbeſchädigtenorganiſation zu bilden. Sie 
rufen auf, ſich „unter der Fahne Adolf Hitlers 
in der neugegründeten Genoſſenſchaft „Der Dank 
des Vaterlandes“ zuſammenzufinden. Die Auf⸗ 
gabe der Genoſſenſchaft iſt die Zertrümmerung 
der ſich als überflüfſig erwieſenen Krfeas⸗ und 
Hinterbliebenenverbände. An zweiter Stelle ſteht 
der Kampf um die genommenen Anſprüche.“ Daß 
es Ihnen nicht ernſt fit, den Krieasovfern zu 
helfen, ſieht man aus ihrer ganzen Betätiaung: 
denn es gehört ein ſtarkes Stück Gemiitsroheit 
dazu, wenn z. B. Adolf Hitler in einem Moment, 
mo ein Volk und eine Wirtſchaft kurz vor dem 
Untergang war, Mitte vorigen Monats erklärte: 
„Ich war noch niemols in meinem Leben In guf⸗ 
geräumt und innerlich zufrieden, wie in dieſen 
Tagen.“ (Aba. Greiſer: Daß eben dies Enitem 
zugrunde geht!) Heute alaubt man ſeine Pflicht 
zu tun wenn man Denfmäler errichtet. Mon mill 
dadurch neue Kriegsbegeiſterung hervorrufen. 
Die neue Generation, die das Maſſenſchſachten 
nicht kennt, oder nur aus ſchöngefärbten Berich⸗ 
ten, hält den Krieg für ein Maſſenamüſement 
oder einen Spaziergang nach Paris. Bei einer 
ſolchen Einſtellung wird das Vorhandenſein von 
hunderttauſenden Krieasopfern nicht gern ge⸗ 
ſehen; denn das erinnert zu ſehr an den Krieg. 
(Abg. Greiſer: Solche Demaasogie iſt noch nie da⸗ 
geweſen!) Das kann ſich nicht ſo ſchnell ändern. 
Deshalb ſucht man auf dem Verwaltungswege 
die Zahl der Rentenempfänger zu verringern und 
ihre Rechte zu verkümmern. Dagegen wehren 
ſich die Kriegsopfer. (Abg. Greiſer: Das iſt ja 
Mord, was Sie dem Senat unterſtellen!) Schie⸗ 
ben Sie doch die Verantwortung nicht von ſich 
auf andere ab. Sie geben dem Senat eine Voll⸗ 
macht, für ein ganzes Jahr zu tun und zu laſſen 
was er will. (Abg. Greiſer: Sie haben doch die 
Schulden gemacht, daß den Kriegsopfern jetzt die 
Bezüge gekürzt werden.) Wir haben die Schul⸗ 
den geſtrichen, das muß der Oeffentlichkeit von 
Zeit zu Zeit geſagt werden. (Abg. Greiſer: Weil 
Kamnitzer im Frack nach London gefahren iſt!) 
Ob im Frack oder im Hemd, iſt egal; auf den Er⸗ 
folg kommts an. Wir treten für die Verſorgung 
der Kriegshinterbliebenen ein. Bauen Sie weni⸗ 
ger Denkmäler aus Stein, ſondern verwenden 
Sie die Mittel für eine menſchenwürdige Ver⸗ 
ſorgung. Wenn Sie durchaus die Erinnerung an 
den Krieg nicht miſſen wollen, dann bringen Sie 
über jenem Tor am Bahnhof, das die Bevölke⸗ 
rung während des Krieges das Tränentor 
nannte, ein Schild an mit der Aufſchrift: „Von 
denen, die hier auszogen, kehrten zehntauſend nicht 
zurück.“ Daß Sie durch die neue Ermächtigung 
neues Unheil über die Kriegsopfer bringen wol⸗ 
len, werden ſich dieſe merken. Die Opfer der Ar⸗ 
beit, der Wirtſchaft und des Krieges werden aber 
— und hoffentlich recht bald — mit Ihnen ge⸗ 
naueſtens abrechnen und ihre Meinung zum 


[Ausdruck bringen. (Abg. Greiſer: Ich ſtelle feſt, 
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(Moritz, Abgeordneter) 
daß ein Betrunkener im Saal iſt, der nachher 
nicht den Chauffeur bezahlen kann! — Unruhe.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Lendzion. 

Lendzion, Abgeordneter (P.): Mein Kollege 
hat heute zum Ermächtigungsgeſetz Stellung ge⸗ 
nommen. Da wollte das hohe Haus nicht hören, 
was eigentlich die polniſchen Abgeordneten von 
der Tribüne ſagen wollten. Von Herrn Abg. 
Greiſer wurde gerufen, daß die Polen hier über⸗ 
haupt nichts zu ſagen haben. Das iſt eine Be⸗ 
leidigung für uns. Ste als Abgeordneter müß⸗ 
ten ſich ſchämen, die Polen hier in dieſem hohen 
Hauſe in oͤieſer Weiſe zu behandeln. Das weiſen 
wir ganz energiſch zurück. Wenn Sie wirklich 
national oder deutſchnational geſonnen ſind, ſol⸗ 
len Sie es bleiben, aber die polniſche Minderheit 
müſſen Sie zufrieden laſſen und nicht mit ſolchen 
Drohungen hinausweiſen. Das wird Ihnen nie⸗ 
mals gelingen. Sie befinden ſich in einer ſchweren 
Finanzlage. Auf Deutſchland können Sie ſich 
überhaupt nicht verlaſſen, weil Deutſchland heute 
ſelbſt in ſchwerer Wirtſchaftslage iſt. Heute kön⸗ 
nen Sie nur auf Polens Hilfe rechnen. Auf 
Deutſchland können Sie heute nicht zählen. Ich 
ſtelle von dieſer Stelle feſt, daß wir zwei polniſche 
Abgeordnete hin und wieder nach Warſchau ge⸗ 
fahren ſind, um mit polniſchen Regierungsver⸗ 
tretern Fühlung zu nehmen, um der Danziger 
Wirtſchaft zu helfen. (Zwiſchenrufe rechts.) Fra⸗ 
gen Sie bitte Herrn Profeſſor Noé, ob wir nichts 
getan haben, um für Danzig Aufträge hereinzu⸗ 
bekommen. Wenn Sie behaupten, daß die polni⸗ 
ſchen Abgeordneten hier überhaupt nichts zu 
ſagen und zu beſtimmen haben, dann möchte ich 
fragen, wer uns dann gewählt hat. Glauben Sie 
vielleicht die Hitler⸗Partei? Uns hat die polniſche 
Bevölkerung gewählt, damit wir ſie in Schutz 
nehmen. Das Recht können Sie mir nicht neh⸗ 
men. (Abg. Greiſer: Hier gibt es keine polniſche 
Bevölkerung!) Bitte, ich bin Danziger⸗polniſcher 
Bürger. (Abg. Greifer: So etwas gibt es auch! 
— Abg. Greiſer: Möw Pan po polsku, ja rozumie 
po polskul — Zwiſchenrufe und Unruhe!) Wenn 
ich etwas gebrochen Deutſch ſpreche, kann ich, 
wenn Sie wollen, auch Polniſch reden. In Pol⸗ 
niſch würde ich Ihnen ganz anders erzählen, 
leider hier in dieſem hohen Hauſe wird es nicht 
geſtattet. (Zwiſchenrufe des Abg. Greiſer.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Herr Abg. Lendzion 
hat das Wort, kein anderer. 

Lendzion, Abgeordneter (P.): Wenn Sie 
glaubten, durch ein Ermächtigungsgeſetz und Be⸗ 
laſtung der Bevölkerung die 12 Millionen Defi⸗ 
zit zu decken, ſo behaupte ich, daß wir nach einem 
halben Jahr dieſelbe Geſchichte haben werden wie 
jetzt. Die Regierungsvertreter werden nicht im⸗ 
ſtande ſein, eine andere Lage zu ſchaffen, wenn 
ſie nicht ſelbſt mit der polniſchen Regierung 
Fühlung nehmen. Ich möchte Ihnen ans Herz 
legen, daß die Regierung Danzigs mit den pol⸗ 
niſchen Regierungsſtellen baldmöglichſt Fühlung 
nimmt, um die Danziger Wirtſchaft zu heben und 
die Arbeitsloſigkeit zu vermindern. Die Wirt⸗ 
ſchaft Danzigs und beſonders die Arbeiterſchaft, 
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wie Herr Abg. Brill ſagte, leidet am meiſten dar⸗ 
unter. Wir werden nach den Ausführungen des 
Herrn Abg. Brill im Winter 38- bis 40 000 Ar⸗ 
beitsloſe haben. Das wird zutreffen. M. H. 
Deutſchnationalen oder Nationalſozialiſten, Sie 
haben verſchuldet, daß ſich Danzig in dieſer Fi⸗ 
nanzlage befindet; denn Sie haben am meiſten 
dazu beigetragen, daß der Krach zwiſchen der 
Danziger und der polniſchen Regierung ent⸗ 
ſtanden tft. M. D. u. H. von den Deutſchſozialen, 
heute ſitzen Sie hier noch mit 12 Abgeordneten. 
Wenn die nächſten Wahlen kommen, werden Sie 
beſtimmt nicht mehr hier in dieſer Zahl vertreten 
ſein, ſofern Sie nicht andere Wege einſchlagen 
und der Arbeiterſchaft und den Beamten helfen. 

Wenn die rechte Seite des hohen Hauſes heute 
beſchloſſen hat, meinem Kollegen das Wort zu 
entziehen, ſo nenne ich das eine Schande. Wenn 
die D. u. H. das taten, konnten ſie nicht hören, 
was er zum Schluß ſagen wollte. In wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung muß in Danzig anders verfah⸗ 
ren werden. Es dürfen nicht verſchiedene Orte, 
wie: ochronki polskie — polniſche Kinderſpiel⸗ 
ſchulen — mit Farben beſchmiert werden, wie: 
„Raus mit den Pollacken.“ Dies verurteile ich 
aufs ſchärfſte, jo etwas darf in Danzig nicht paſ⸗ 
ſieren, denn jeder Bürger hat das Recht, ſich 
ſeiner Mutterſprache zu bedienen. Wir wollen 
eine loyale Politik treiben und Verſtändigung 
mit Polen ſuchen. Polen kann uns helfen und 
kein anderer. (Bravo! bei der polniſchen Gruppe. 
— Zuruf des Abg. Greifer.) 


Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kreft. (Abg. Greiſer: Auch noch! — 
Abg. Plettner: Dem Löwen wird ein bißchen un⸗ 
gemütlichl) 


Kreft, Abgeordneter (K. P.): Der Abg. Moritz 
hat beſonders die Frage der Kriegsbeſchädigten 
behandelt und in Verbindung damit auch kurz 
die Linie aufgezeichnet, die in den nächſten 
Wochen und Monaten gerade auf dem Gebiete 
des Abbaus der ſozialen Geſetzgebung eintreten 
ſoll. Ich will ganz kurz das Gebiet der Kranken⸗ 
fürſorge ſtreifen. In den letzten Wochen ſind in 
dieſer Beziehung Geſetze angenommen worden, 
die eine Entlaſtung für die Wirtſchaft bringen 
ſollten. Die Verordnungen, die auf dieſem Ge⸗ 
biete eingeführt worden ſind, haben aber jedem 
Menſchen, der ſich mit der Materie beſchäftigt hat, 
einwandfrei den Beweis erbracht, daß für die 
Wirtſchaft keine Entlaſtung durch dieſe Maß⸗ 
nahmen eintritt, ſo daß man heute ſchon beſtimmt 
ſagen kann, daß in den nächſten Wochen auf dem 
Wege der Verordnungen weitere einſchneidende 
Maßnahmen eingeführt werden. Es iſt alſo da⸗ 
mit zu rechnen, daß man neben allen anderen 
Uebeln die hungernden Kranken wird vollſtändig 
verrecken laſſen. Die Fürſorge wird in den näch⸗ 
ſten Wochen und Monaten verſchlechtert werden, 
weil durch die ſchlechte Wirtſchaftslage der An⸗ 
ſpruch an die Krankenkaſſen ganz gewaltig ge⸗ 
ſtiegen iſt. Genoſſe Plenikowſki hat klar zum 
Ausdruck gebracht, daß die Hauptſchuld die kapita⸗ 
liſtiſche Wirtſchaft trägt. Wir ſind nicht diejeni⸗ 
gen, die ſagen, daß die Menſchen, die momentan 
die Macht in den Händen haben, aus reiner Bös⸗ 


0 


— 


(D) 


KA 


KB 


— 


— 


Volkstag Danzig — 36. Sitzung. 


Dienstag, den 25. Auguſt 19831. 689 


(Kreft, Abgeordneter) 

willigkeit alles durchführen. Wir ſagen vielmehr, 
die Menſchen, die heute die Macht im Staat be⸗ 
ſitzen, in dieſem Fall der Senat mit ſeinen Er⸗ 
mächtigungsgeſetzen, ſind gezwungen, die Linie 
durchzuführen, die in der Entwicklung der kapita⸗ 
liſtiſchen Wirtſchaft liegt. Wir haben feſtgeſtellt, 
daß der Senat ziemlich gut und richtig kalkuliert 
hat. Er weiß auf Grund der wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten in Deutſchland, England und 
Amerika, in allen kapitaliſtiſchen Ländern, daß 
ſich auch die Schwierigkeiten in Danzig ſteigern 
werden, weil Danzig eine Halbkolonie Polens 
iſt. Polen verfolgt zielklar und energiſch die 
Durchſetzung ſeiner Intereſſen in Danzig. Da 
nützt kein guter Wille und kein gutes Zureden. 
Das ſind die Entwicklungen, die der polniſche 
Kapitalismus gehen muß. Die Schaffung von 
Gdingen lag ebenfalls in dieſer Linie. Danzig iſt 
heute ſo weit, wie Polen es haben wollte. Der 
Senat hilft, in Danzig das polniſche Lebens⸗ und 
Lohnniveau durchzuführen, weil er damit rech⸗ 
net, ſich für eine kürzere Zeit Profitmöglichkeiten 


zu ſchaffen. Wir wiſſen, daß bei der wirtſchaft⸗ 


lichen Struktur Danzigs und der verſchärften 
wirtſchaftlichen Situation durch Ihre Maßnah⸗ 
men keine Entlaſtung herbeigeführt wird. Der 
Herr Senatspräſident Dr. Ziehm brachte ja zum 
Ausdruck, daß es keinen Zweck habe, zu reden. 
Es hat tatſächlich keinen Zweck, hier zu reden, 
weil der Senat ja doch ſeine Maßnahmen durch⸗ 
führen muß, um ſich zu behaupten. Er wird ſich 
niemals die Gedankengänge der Sozialdemo⸗ 
kraten aneignen, die darauf hinauslaufen, gut 
zuzureden, vielleicht wird dem andern ein Licht 
aufgehen. Man muß eben die Geſchichte kennen. 
Niemals iſt eine herrſchende Klaſſe freiwillig von 
der Bildfläche verſchwunden. Sie mußte durch 
die neue Klaſſe zum Teufel gejagt werden. In 
dem Moment, wo die Produktions möglichkeiten 
mit den Abſatzmöglichkeiten in Widerſpruch ge⸗ 
raten, muß eine Aenderung des Syſtems er⸗ 
folgen. 

Wir Kommuniſten ſind keine Utopiſten, die 
nun ſagen, daß alle Schwierigkeiten behoben 
ſeien, wenn Sie unſere Vorſchläge annehmen und 
die Beamtengehälter über 500 Gulden abbauen. 
Die Schwierigkeiten werden in einer ganz kurzen 
Zeit, in einigen Wochen, wieder dieſelbe Stufe er⸗ 
reicht haben. Für die Waren Abſatzmöglichkeiten 
zu ſchaffen, iſt das Kernproblem der ganzen kapi⸗ 
taliſtiſchen Wirtſchaft. Es ſind keine Abſatzmög⸗ 
lichkeiten da, es wird aber ſoviel auf der Welt 
produziert. Glauben Sie, daß der Kapitalismus 
von allein ſo freundlich und liebenswürdig ſein 
wird, zu ſagen, daß er im Intereſſe der Abſatz⸗ 
möglichkeiten auf einen beſtimmten Prozentſatz 
ſeines Profites verzichtet? Die Fortſchrittstheorie 
hat ja auch elend Schiffbruch erlitten. 


90 Bizepräfident Gaikowſki: Herr Abg. Kreft, im 
elteſtenausſchuß iſt vereinbart worden, daß die 
Kommuniſtiſche Partei anderthalb Stunden Zeit 
1 Ausſprache haben ſollte. Wir haben aller⸗ 
dings im Volkstag keinen Beſchluß darüber 
gefaßt, aber ich nehme an, daß ſich die kommu⸗ 
niſtiſche Fraktion an dieſe Abmachungen halten 


wird. Sie haben dann noch eine Minute Zeit. 


Kreft, Abgeordneter (K. P.): Ich werde noch (C) 


eine Minute ſprechen. Keine Nation hat ſich etwas 
vorzuwerfen. Die Polen werden nach demſelben 
Rezept behandelt, wie ſeinerzeit die Polen von 
den Deutſchen behandelt wurden. Genau ſo war 
es in Elſaß⸗Lothringen. Die Deutſchen haben die 
Elſaß⸗Lothringer früher genau ſo behandelt. 
Darum ſchlagen Sie ſich an die Bruſt und ſehen 
Sie es ſelbſt ein. All das Phraſengeklüngel iſt 
nichts weiter, als daß einer dem andern die 
Schuld gibt. Die Minderheiten werden beim Ka⸗ 
pitalismus immer unterdrückt werden. Die Min⸗ 
derheitenfrage kann die Arbeiterſchaft nur ſelbſt 
löſen. Sie hat es in der Sowjetunion getan, wo 
Hunderte von Nationen friedlich den Aufbau 
durchführen. (Heiterkeit rechts.) Man kann ja mit 
jedem diskutieren, aber nicht mit Menſchen, die 
nicht mehr ein Prozent Menſchenverſtand haben. 
Sie wollen das Syſtem ändern, ſagen Sie, welches 
Syſtem wollen Sie ändern? Sie wollen Ihre 
Freunde an die Futterkrippe bringen. Schauen 
Sie nach Italien hin, auch dort iſt eine rieſige 
Erwerbsloſenzahl. Sie haben bewieſen, daß Sie 
Ihren politiſchen Einfluß nur in Ihrem eigenen 
perſönlichen Intereſſe verwerten. Mit ſolchen 
Leuten politiſch zu diskutieren iſt zwecklos. Sie 
ſind politiſche Hochſtapler und nichts anderes. 
Wenn Sie ſich hier hingeſtellt haben, Herr Greiſer, 
und ſagten, daß Sie dafür geſorgt haben, daß die 
unſozialen Härten aus dem Ermächtigungsgeſetz 
herausgekommen ſind (Abg. Greiſer: Das ſtimmt 
auchl), jo haben Sie gehört, wie meine Genoſſen 
und wie Sie ſelbſt der Senat einſchätzt. Der 
nimmt zwei Geſetzchen in das Ermächtigungs⸗ 
geſetz hinein, die praktiſch keine Bedeutung haben. 
Sie als junge Leute, als die Fremdenlegionäre, 
poſaunen das dann in die Oeffentlichkeit hinaus. 
Sie, Herr Greiſer, waren es doch, der in einer 
Verſammlung erklärte, wir haben an den Senat 
ein Schreiben gerichtet und verlangt, daß eine Be⸗ 
triebseröffnungsſteuer erhoben wird. Das haben 
Sie doch hinauspoſanut, wir ſind gut informiert. 
Der Senat hat es mit einer großen Geſte hinein⸗ 
genommen, um Ihnen natürlich die Möglichkeit 
zu geben, draußen die Trommel zu rühren. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Greiſer): Ja, wir ſind keine Polen⸗ 
freunde, wir bekommen kein Werftſpeiſehaus, das 
bekommen Sie nur wegen Ihrer Freundſchaft 
mit Polen. N 

Wir Kommuniſten ſagen offen und frei die 
Wahrheit. Wir wiſſen, daß dies Syſtem zum 
Teufel gejagt werden muß, wenn die Arbeiter⸗ 
ſchaft, wenn die Menſchheit leben will. Wir be⸗ 
nutzen die Tribüne dazu. Die Geſchichte wird in 
kurzer Zeit zeigen, welche Richtung das erreichen 
wird. Sie haben nichts Neues, ſondern Sie wollen, 
wie ich ſchon ſagte, nur Ihre eigene Exiſtenz auf 
Koſten der Arbeiter beſſern. Das Danziger Volk 
wird in den nächſten Wochen und Monaten ein 
ſchreckliches Daſein führen. Wir ſagen dem Dan⸗ 
ziger Volk: Wenn du leben willſt, mußt du mit 
dem Kapitalismus Schluß machen. Es iſt nicht ſo, 
wie der Abg. Brill ſagte: „Senat, paß auf, es kann 
ſchlimm werden, der März iſt ein Revolutions⸗ 
monat, gib den Arbeitern etwas, dann werden ſie 
zur Vernunft kommen“. Wir ſagen den Arbeitern, 
hier gibt es keine Vernunft, hier muß gekämpft 
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werden. (Volksentſcheidl) Auch der Volksentſcheid 
wird mit dazu beitragen, um Sie zu entlarven. 
Deshalb machen wir den Volksentſcheid. Wir be⸗ 
nutzen auch den Volksentſcheid, um zu den Maſſen 
draußen zu ſprechen: „Hinweg mit dem Senat, 
hinweg mit dieſem Hungerparlament!“ 


Vizepräſident Gaikowſki: Die allgemeine Aus⸗ 
ſprache zu Artikel 1 der Druckſache Nr. 356 iſt be⸗ 
endet, da Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Ich laſſe zunächſt 
über den Abänderungsantrag in Druckſache 
Nr. 367 abſtimmen: 


Wir beantragen: 

Zu Artikel I: 

Der § 1 iſt wie folgt zu faſſen: 

Der $ 46 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 
19. 10. 1931 (G. Bl. S. 329) wird mit Wirkung vom 
1. 10. 1931 dahin abgeändert, daß die Vorſchriften 
des § 46 Abſ. 1 bis 5 nur noch bei einem monat⸗ 
lichen Bruttogehalt bis zu 350,— Gulden Anwen⸗ 
dung finden. Zum Bruttogehalt gehören: Grund⸗ 
gehalt, Ausgleichszuſchlag, Wohnungsgeld, ruhe⸗ 
gehaltsfähige und perſönliche Zulagen gem. § 46 
a. a. O. und Aufwandsentſchädigungen. 

Mit Wirkung vom 1. 4. 1932 wird der § 46 des 
Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. 10. 1928 
G. Bl. S. 329) vollſtändig aufgehoben. Von dieſem 

eitpunkt ab erhalten die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten Dienſtbezüge nach den Vorſchriften des ge⸗ 
nannten Geſetzes. 

Einen neuen $ la einzufügen: 

Die Gehälter und Verſorgungsgebührniſſe der bis⸗ 

erigen Senatoren im Hauptamt werden auf die 

ezüge der beſoldeten Senatoren aus dem Sena⸗ 
torengeſetz vom 9. 1. 1931 (G. Bl. S. 1) herabgeſetzt. 
Die Penſionsanſprüche werden 8 den Sätzen der 
im gleichen Geſetz vorgeſehenen Bezüge errechnet. 
Geſehes n Verträge gelten vom Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes mit einmonatlicher Friſt zum Schluß des 
Kalendermonats als gekündigt. 


Arthur Brill. | 

Wenn diefer Antrag angenommen werden ſollte, 
erübrigt ſich die Abſtimmung über die Druckſache 
Nr. 371. Sollte die Druckſache Nr. 367 abgelehnt 
werden, ſtimmen wir über die Druckſache Nr. 371 
ab. Wir kommen zunächſt zur Abſtimmung über 
den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 367. 
Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, bitte um die Gegenprobe. — 
Das letztere war die Mehrheit, die Druckſache 
Nr. 367 Abſ. 1 iſt abgelehnt. Wir kommen daher 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag 
zu Artikel J in Druckſache Nr. 371: 

1. Der $ 1 des Artikels J erhält folgende Faſſung: 

„Der 8 46 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 

19. Oktober 1928 (G. Bl. S. 329) wird aufgehoben, 

und zwar: 

a) mit Wirkung vom 1. November 1931 für Be⸗ 
amte und Verſorgungsberechtigte, deren Ge⸗ 
ſamtbezüge, mit Ausnahme der Kinderbeihil⸗ 
en, den Betrag von 300 Gulden monatlich 
überſteigen mit der Maßgabe, daß die zu 
zahlenden Geſamtbezüge, mit Ausnahme der 
Kinderbeihilfen, bis zum 31. März 1932 den 
Betrag von 300 Gulden monatlich nicht unter⸗ 
ſchreiten dürſen; 

b) mit Wirkung vom 1. April 1932 für alle übrigen 
Beamten und Verſorgungsberechtigten.“ 


Greiſer 
und die übrigen Mitglieder der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion. 7 
Weiß 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
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Philipſen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 


Dr. Unger 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion des Blocks 
der nationalen Sammlung. 


Wer dieſen Antrag annehmen will, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Danke, das iſt die Mehrheit, damit 
iſt dieſer Antrag angenommen. Wer den Artikel I 
der Druckſache Nr. 356 mit dieſer Abänderung an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Mehrheit, Artikel I iſt mit der Ab⸗ 
änderung angenommen. Wir kommen nunmehr 
zur Abſtimmung über den Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 367, Abſ. 2. Da wird verlangt, 
einen neuen $ La einzufügen. Wer dieſen ans 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Ich rufe nun. 
Artikel II der Druckſache Nr. 356 auf. Ich er⸗ 
öffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Wer Artikel II an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. Das iſt die 
Mehrheit, Artikel II iſt angenommen. Ich darf 
wohl annehmen, daß Artikel III mit derſelben 
Mehrheit angenommen iſt. Wir kommen zu 
Artikel IV. Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe 
ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Zu 
Artikel IV liegt ein Abänderungsantrag in 
Druckſache Nr. 371 vor: „Im Artikel IV iſt ſtatt 
„Oktober“ zu ſetzen „November“.“ Unterſchrieben 
iſt der Antrag von den Abg. Greiſer, Weiß, 
Philipſen, Dr. Unger. Ich bitte die D. u. H., die 
ihn annehmen wollen, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit; er iſt angenommen. Wer den ſo 
abgeänderten Artikel IV der Druckſache Nr. 356 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit; er iſt angenommen. Ich rufe die 
Ueberſchrift und die Einleitung auf. Wer ſie an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, damit iſt die Druckſache Nr. 356 in 
zweiter Leſung angenommen und verabſchiedet. 

Wir kommen nun zu Punkt 1b der Tages⸗ 
ordnung, Druckſache Nr. 357. Ich rufe § 1 auf, 
eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da Wort⸗ 
meldungen nicht vorliegen. Zu dem 8 1 liegen 
Abänderungsanträge in den Druckſachen 369, 368 
und 370 vor. Ich werde zunächſt über den Ab⸗ 
1 manact in Druckſache Nr. 369 abſtimmen 
aſſen: 


Wir beantragen zum $ 1: 

1. bei Ziffer 1 hinzuzufügen „jedoch ohne Ein⸗ 
ſchränkung der Laiengerichtsbarkeit“; 

2. bei Ziffer 5a den Zuſatz „ſoweit das ſteuerbare 
Einkommen 8000 Gulden jährlich überſteigt“; 

3. Ziffer 50 zu ſtreichen; 

4. bei Ziffer dd den Zuſatz „ſoweit das ſteuerbare 
Einkommen 3000 Gulden jährlich überſteigt“; 

5. bei Ziffer 9 die Worte „der Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften und“ zu ſtreichen; 

6. Ziffer 14 zu ſtreichen; 

11 1 19 zu ſtreichen; 

8. Ziffer 20 zu ſtreichen; 

9. bei Aer 22 den Zuſatz „ſoweit Lohnausgleich 


erfolg 
10. bei Ziffer 23 die Worte „zur Förderung der 
Gütererzeugung“ zu ſtreichen; 
11. Ziffer 28 zu ftreichen; 
12. Ziffer 29 zu ſtreichen. 
Moritz 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. 


0 


— 


D 
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(Gaikowſki, Vizepräſident) 

) Sollte dieſer Antrag angenommen werden, jo er⸗ 
übrigen ſich die übrigen Abſtimmungen. Sollte er 
abgelehnt werden, ſo laſſe ich über den Abände⸗ 
rungsantrag in Druckſache Nr. 368 des Abg. Herrn 
Brill abſtimmen: 


Wir beantragen, im § 1 dem Punkt 18 folgende 
Faſſung zu geben: 
18. Aenderung der Verordnungen über die Feſt⸗ 
beſoldetenſteuer vom 30. Januar, 7. und 10. März 
1931 (G. Bl. S. 23, 39 und 47) und Erhöhung 
der Feſtbeſoldetenſteuer: 
a) für den Fall der Aufhebung des Beſitzſtandes 
und des Ausgleichszuſchlages (SS 46 und 30 
des Geſetzes über die Dienſtbezüge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten vom 19. Oktober 
1928 (G. Bl. S. 329): 
1. den § 3 Abſ. 2 der Verordnung vom 30. 1. 
1931 (G. Bl. S. 23) dahin abzuändern, daß 
an Stelle 167 Gulden „200 Gulden“ und an 
Stelle 200 Gulden „250 Gulden“ zu ſetzen 
und die Freigrenzen der wöchentlichen Ein⸗ 
kommen entſprechend zu ändern ſind, 
2. bis auf 14 % für Beamte, Geiſtliche und mit 
Ruhegehaltsberechtigung Angeſtellte im Amt, 
im Warteſtande und im Ruheſtande, ſowie 
bis auf 12 % für die ſonſtigen der Be⸗ 
ſteuerung unterliegenden Perſonen. Bei Be⸗ 
rechnung der Feſtbeſoldetenſteuer bleibt ein 
Betrag von 100 Gulden außer Anſatz; 
p) in der bisherigen Faſſung. 
Sollte dieſer Antrag angenommen werden, ſo 
erübrigt ſich die Abſtimmung über Druckſache 
Nr. 370. Sollte er abgelehnt werden, ſo würde ich 
über Druckſache Nr. 370 abſtimmen laſſen: 


Wir beantragen, den § 1 des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes wie folgt zu ändern: 

1. In Ziffer 18, Buchſtabe a) iſt hinter dem Worte 
„Perſonen“ an Stelle eines Kommas ein Punkt 
zu ſetzen und folgender Satz einzufügen: 

„Die Steuer wird nur von dem 100 Gulden 
5 überſteigenden Teil der Bezüge er⸗ 
hoben.“ 


2. Hinter Ziffer 31 iſt als Ziffer 32 folgende Be⸗ 
ſtimmung einzufügen: 5 
„Weitere Maßnahmen zur Erreichung der oben 
bezeichneten Zwecke, die im Rahmen der Ver⸗ 
faſſung liegen.“ 


Greiſer 1 
und die übrigen Mitglieder der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Fraktion. 


) 


Weiß 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 


Philipſen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 
Dr. Unge 


r 

und die übrigen Mitglieder der Fraktion des Blocks 

der nationalen Sammlung. 

Widerſpruch gegen dies Verfahren erhebt ſich 
nicht. (Abg. Brill: Ich beantrage, über Druck⸗ 
ſache Nr. 357 poſitionsweiſe abſtimmen zu laſſen. 
— Widerſpruch rechts.) Darüber muß ich ab⸗ 
ſtimmen laſſen. Wer dem Antrag des Abg. Brill 
beitreten will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, er iſt abgelehnt. Gegen meinen 
Abſtimmungsvorſchlag iſt kein Einſpruch ein⸗ 
gelegt. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über Druckſache Nr. 369. Wer ſie annehmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
heit, Druckſache Nr. 369 iſt abgelehnt. Ich rufe 
nunmehr die Druckſache Nr. 368 auf und laſſe 
darüber abſtimmen: Wer Druckſache Nr. 368 an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
ebenfalls die Minderheit, abgelehnt. Wir ſtimmen 
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nun über Druckſache Nr. 370 zu § 1 ab. Wer 0) 
dieſen Abänderungsantrag annehmen will, bitte 
ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, er iſt 
angenommen. Wer $ 1 mit der Abänderung an⸗ 
nehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Mehrheit, angenommen. Ich rufe $ 2 auf. 
Ich eröffne und ſchließe die Ausſprache, da keine 
Wortmeldungen vorliegen. Wer $ 2 annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, er iſt angenommen. Ich darf wohl an⸗ 
nehmen, daß § 3 mit der gleichen Mehrheit an⸗ 
genommen iſt. Wer die Ueberſchrift annehmen 
will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehr⸗ 
heit, die Ueberſchrift iſt gleichfalls angenommen. 
Damit iſt die Druckſache Nr. 357 und der Ab⸗ 
änderungsantrag in zweiter Leſung angenommen. 
Wir kommen zu Punkt 1e der Tagesordnung, 
Druckſache Nr. 365 zu Nr. 351, Antrag des Abg. 
Langnau u. Fr. auf Vorlegung eines Geſetz⸗ 
entwurfs über Neureglung des Finanzausgleichs. 
Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. Ich laſſe poſitiv 
abſtimmen. Wer den Antrag in Druckſache Nr. 351 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Zuerſt ſtand die 
ee der Antrag iſt damit abgelehnt und er⸗ 
edigt. 

Wir kommen zum folgenden Punkt der Tages⸗ 
ordnung: Bericht des Hauptausſchuſſes über den 
Antrag des Abg. Langnau u. Fr. auf Bereit⸗ 
ſtellung einer Summe für Wohlfahrtszwecke in 
den Landgemeinden. Druckſache Nr. 366 zu Nr. 352. 
Ich eröffne die Ausſprache und ſchließe ſie, da 
keine Wortmeldungen vorliegen. (Abg. Langnau: 
Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) Wird 
der Antrag unterſtützt? — Die Unterſtützung 
reicht aus. Ich bitte die D. u. H., ihre Plätze ein⸗ 
zunehmen und die Karten einzuſammeln. Wer 
den Antrag annehmen will, bitte ich, eine Ja⸗ 
Karte, wer ihn ablehnen will, eine Nein⸗Karte, 
und wer ſich der Stimme enthalten will, eine 
Stimmkarte mit „Enthalte mich“ abzugeben. Die 
Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand 
eine Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall, die 
Abſtimmung iſt geſchloſſen. Beteiligt“) haben ſich 
54 D. u. H., davon ſtimmten 39 mit Nein und 15 
mit Ja. Der Antrag des Abg. Langnau u. Fr. 
in Druckſache Nr. 352 iſt abgelehnt und damit er⸗ 
ledigt. 

*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis. Abgegebene 
Stimmkarten 54, davon mit Ja 14, mit Nein 37, un⸗ 
gültig drei Stimmkarten. 

Geſtimmt haben mit Ja: Abg. Bartſch, Brill, 
Klingenberg, Kloßowſki, Kreft, Langnau, Frau 


Malikowſki, Moritz, Frau Müller, Plettner, Reh⸗ 
berg, Stukowſki, Frau Totzki, Weber. 


(D) 


Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, 
Czarnecki, Deutſch, Fiſcher, Formell, Gehl, Joſeph, 
Kalitzte, Kruppke, Lendzion, Mau, Bruno Müller, 
Plenikowſki, Raſchke, Schmidt, Schütz, Serotzli, 
Spill, Dr. Thimm, Werner, Wittenberg. 
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(A) M. D. u. H.! Ich ſchlage Ihnen nunmehr, nach⸗ 5. Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf Aufhebung (5) 
dem wir die Punkte 1 bis 1d erledigt haben, vor, der Verordnung betr. Abänderung des Ver⸗ 
die heutige Sitzung zu vertagen, und zwar auf Verfa eee Ae e . 
eee, Mittwoch, den 26. Auguſt, nachmittags 6. Antrag des Abg. Plenitowſt 15 Fr. auf Vor⸗ 
15.30 Uhr, mit folgender Tagesordnung: legung von Geſetzentwürfen zur Bekämpfung der 


x Erwerbsloſigkeit. Druckſache Nr. 341. 
1. Große Anfrage Nr. 17 des Abg. Brill u. Fr. betr. 7. Antrag 19 Abg ee u. Fr. auf Auf⸗ 
Ueberfall 1 Nationalſozialiſten in Schöneberg. hebung der Rechtsverordnung betr. Aenderung 
Druckſache Nr. 315, § 39 der G. O. des Geſetzes zum Schutz der perſönlichen Freiheit. 


2 a 35 5 des ale 15 Fr. Druckſache Nr. 342. 
betr. Vorgehen der Danziger edlungsaktien⸗ 8. Ant ikowfki 2 
geſellſchaft gegen einen erwerbsloſen Arbeiter. hebung 15 9791 en ei ee ar 
Druckſache Nr. 324. g heitlicher Kleidung durch Mitglieder ausländiſcher 
3. Große Anfrage Nr. 20 des Abg. Plenikowſki u. Fr. politiſcher Organiſationen. Druckſache Nr. 343. 


betr. Kundgebungen gegen die Sowjet⸗Union. E E 0 8 
Druckſache Nr. 354. 5 £ Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt ſo be⸗ 
4. en des 1 5 0 Fr. 4s S ebes bez, ſchloſſen. Ich ſchließe die heutige Sitzung. 
erordnung über Abänderung des Geſetzes betr. 5 5 u 
Erwerbsloſenfürſorge. Dructſache Nr. 338. Schluß der Sitzung 21 Uhr 40 Minuten. 


— 


va 
| 


(A) 


Volkstag Danzig — 37. Sitzung. Mittwoch, den 26. Auguſt 1931. 


37. Sitzung 


Mittwoch, den 26. Auguſt 1931. 


— Seite 
ech” en 693 B 
Große Anfrage Nr. 17 des Abg. Brill u Fr. betr. 

Ueberfall durch Nationalſozialiſten in Schöne⸗ 

berg. (Druckſache Nr. 315.))))))): 93 B 
Burandt (D. Nat.) zur Geſchäftsordnung. . 693 B 
Fr 2 ee 693 D 
Sins GenalDVe ee ee 695 B 
Keuter nale; 8 695 C 


Ordnungsruf für den 8200 Reuter (Nat. Soz.) 5 


Wupper. 8 97 B 
Unterbrechung der ung ne 698 C 
Wiedereröffnung der Sitzung 698 D 

Kruppe p; 8 698 D 

Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 699 C 

Raſchke (K. P.) zur Geſchäftsordnung. . 699 D 

Greifer (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung. . 700 A 

Bartſch KP! 8 700 B 
Ordnungsruf für den Abg. Plettner (S. P. D.) 700 B 


betr. Kundgebungen gegen die Sowjetunion. 

(Druckſache Nr. 354.)))))) „ 701 A 
PlentkomikiiseBe) aa oe nun u 701 B 
e ne ea nn 701 C 
Plenikowſki (K. P)) el le 

Antrag des Abg. Brill u. Fr. auf Aufhebung der 
Verordnung über Abänderung des Geſetzes 
betr. Erwerbsloſenfürſorge. (Druckſache Nr. 338.) 703 B 

Damit verbunden: 

Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf Aufhebung der 
Verordnung betr. Abänderung des Verſor⸗ 
gungsgeſetzes, des Altrentnergeſetzes und des 
Verfahrensgeſetzes. (Druckſache Nr. 339.) . 703 C 

8) ee DO) ee. 103 
Ordnungsruf für den Abg. Kloſſowſki (S. P. D.) 705 A 
LE (RD) h ee 708 B 

INDIE (OD 8 709 C 

Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf Vorlegung 
von Geſetzentwürfen zur Bekämpfung der Er⸗ 
werbsloſigkeit. nn Nr. 34.) 711 B 

Raſchke = 7 711 B 
/ 715 B 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 717 B 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 717 B 
Greiſer (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung . . 717 C 
Plenikowſki N 50 zur Geſchäftsordnung . 717 D 
Greiſer (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordnung. . 718 A 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung . 718 A 
Greifer (Rat Soz.) zur Geſchäftsordnung. . 718 B 


von Wnuck (Nat. Soz.) zur Geſchäftsordn 
Vertagung und tt der Ace en fe 8 718 C 
Plenikowſki (K. P.) zur Gejchäftsordnung . 


Die Sitzung wird 15 Uhr 45 Minuten durch 
den Vizepräſidenten Gaikowſfki eröffnet. 

Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des Se⸗ 
nats Dr. Wiercinski⸗Keiſer; Senatoren Dr. Alt⸗ 
hoff, Dumont, Hinz, Schwegmann. 

Vizepräsident Gaikowſki: Ich eröffne die 37. 
Vollſitzung. Von ſeiten der Kommuniſtiſchen 
Fraktion iſt mir mitgeteilt worden, daß ſie Punkt 
2, die Große Anfrage Nr. 18, Druckſache Nr. 324, 
zurückzieht. Er iſt damit erledigt. Ich rufe Punkt 
1 der Tagesordnung auf: 

Große Anfrage Nr. 17 des Abg. Brill 
u. Fr. betr. Ueberfall durch Nationalſozia⸗ 
liſten in Schöneberg. 
Druckſache Nr. 315. Das Wort zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat der Herr Abg. Burandt. 

Burandt, Abgeordneter (D. Nat.): Ich bean⸗ 

trage als Redezeit zur Begründung eine Viertel⸗ 
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ſtunde und im ganzen zwei Stunden. (Abg. Ple⸗ 
nikowſki: Das iſt doch nicht möglich zur Begrün⸗ 
dung! — Abg. Brill: Leſen Sie erſt die Geſchäfts⸗ 
ordnung durch, ſo etwas ſieht die Geſchäftsord⸗ 
ordnung beſtimmt nicht vor!) 

Vizepräſident Gaikowfki: Der Antrag des 
Herrn Abg. Burandt entſpricht dem § 56a unſerer 
Geſchäftsordnung: 

Die Rededauer darf eine Stunde nicht über⸗ 
ſchreiten. Für beſtimmte Beratungen kann der 
Volkstag durch Beſchluß ohne Beſprechung eine 
längere oder kürzere Redezeit feſtſetzen. Ein ſolcher 
Antrag bedarf der Unterſtützung von fünf Abgeord⸗ 
neten. Spricht ein Mitglied über die Redezeit 
hinaus, ſo entzieht ihm der Präſident nach einmali⸗ 
ger Mahnung das Wort. Iſt einem Redner das 
Wort entzogen, ſo darf er es über den Gegenſtand 
nicht wieder erhalten. 

Das heißt mit andern Worten, daß betreffs der 
Begründung keine Beſchneidung eintreten kann, 
wohl aber in bezug auf die Redezeit überhaupt. 


Ich nehme an, daß der Herr Abg. Burandt auch 


wollte, daß die Geſamtredezeit auf zwei Stunden 
feſtgeſetzt werden ſoll. (Abg. Burandt: Ich ziehe 
den erſten Antrag zurück. — Abg. Brill: Es iſt 
immer ſo, daß der Arbeiter den Kaufmann beleh⸗ 
ren muß!) Ich habe die Pflicht als Präſident, 
jeden Abgeordneten aufzuklären. (Zwiſchenrufe 
und Unruhe.) Wird der Antrag des Abg. Burandt 
unterſtützt? — Die Unterjtügung reicht aus. Wer 
für den Antrag iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag des Herrn Abg. 
Burandt, daß die geſamte Redezeit auf zwei Stun⸗ 
den feſtgeſetzt wird, iſt angenommen. 
haben die Sozialdemokratiſche Fraktion 32 Minu⸗ 
ten, die Nationalſozialiſten 20, das Zen⸗ 
trum 19, Bund der Nationalen Sammlung 19, 
Deutſchnationale 17, Kommuniſten 12 Minuten, 
(Unerhört! bei den Kommuniſten.) die Fraktions⸗ 
loſen 4 Minuten Redezeit. (Abg. Plenikowſki: 
Was müfſſen die bei dem Stahlhelm Angſt haben!) 

Das Wort zur Begründung hat der Herr Abg. 
Kruppke. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Wir haben 
über dieſen Fall eine Große Anfrage in Druck⸗ 
ſache Nr. 315 eingebracht, die folgenden Wortlaut 
hat: 

; Am Sonnabend, den 13. Juni d. Is. fand in 
Schöneberg a. W. eine Mitgliederverſammlung der 
Sozialdemokratiſchen Partei ſtatt. Nach Schluß der 
Verſammlung (224 Uhr) wurden die Verſamm⸗ 
lungsteilnehmer beim Verlaſſen des Verſamm⸗ 
lungslokals von einem Rollkommando der Natio⸗ 
nalſozigliſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, das eigens 
zu dieſem Zweck von Danzig nach dorthin abkom⸗ 
mandiert und bis an die Zähne mit Mordwaffen 
ausgerüſtet war, in hinterhältigſter Weiſe über⸗ 
fallen. (Abg. Greiſer: Maſchinengewehre, Flug⸗ 
zeuge ſind vergeſſen !) 

Von ſeiten der Angreifer wurden etwa 70 Schuß 
abgegeben, wodurch 8 Arbeiter ſchwer verletzt wor⸗ 
den ſind. Die anweſende Polizei wußte nach den 
Aeußerungen der Nazis, daß ſie einen Ueberfall 
auf die Sozialdemokraten planten. Wenn ſie nach 
ihren Angaben den Ueberfall nicht mehr verhindern 
konnte, ſo hat ſie doch die Rückfahrt mit einem gro⸗ 
ßen Laſtauto zugelaſſen, ohne Verhaftungen oder 
Feſtſtellungen vorzunehmen. Dieſe Vorfälle haben 
in der Bevölkerung große Erbitterung hervorge⸗ 


rufen. 
Wir fragen daher den Senat: 


(©) 


Demnach (D) 


| 
4 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


(A) 
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1. Welche Schritte ſind unternommen worden, 

um die Urheber und Täter dieſes feigen 


- Weberjalls zu ermitteln und zur Verantwor⸗ 
tung zu ziehen? 

2. Billigt der Senat in dieſem Falle das paſ⸗ 
ſive Verhalten der Polizei? 

3. Was gedenkt der Senat zu tun, um jolde 
Ueberfälle für die Zukunft endlich zu ver⸗ 
hindern? 

M. D. u. H. Sie haben den Wortlaut der Gro⸗ 
ben Anfrage gehört. (Abg. Greiſer: Alles ge⸗ 
ſchwindelt!l) Sie find ja Fachmann, Herr Greiſer, 
Sie ſchließen von ſich auf andere. 


Vizepräſident Gaifowifi: Herr Abg. Kruppke, 
ich muß Sie bitten, ſolche Ausführungen zu unter⸗ 
laſſen. (Zwiſchenrufe links.) „Sie ſind bekannt 
als Schwindler“ iſt nach meinem Empfinden eine 
Beleidigung. (Und der Abg. Greiſer bekommt 
keinen Ordnungsruf? — Unruhe.) Ich habe bis⸗ 


her weder dem einen noch dem andern Abgeord⸗ 


— 


neten einen Ordnungsruf erteilt. Ich will es nur 
als Warnung auffaſſen. 


Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Sie haben 
aus der Großen Anfrage geſehen, daß es ſich dar⸗ 
um handelt, daß die Sozialdemokraten nach einer 
Verſammlung, die in Schöneberg ſtattgefunden 
hat, von einem Rollkommando der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei überfallen worden ſind. Was da⸗ 
bei beſonders intereſſiert, und was nach meiner 
Anſicht beſonders die Polizei intereſſieren müßte, 
iſt, daß es ſich bei dieſer Angelegenheit nicht um 
einen Zwiſchenfall oder um einen Zuſammenſtoß 
handelt, der aus irgendwelchen Auseinander⸗ 
ſetzungen entſtanden iſt, ſondern daß es ſich hier 
um einen wohlvorbereiteten Ueberfall handelt. 
(Abg. Greifer: Richtig, der Arſchufo!) Es iſt 
nicht nur eine Behauptung, die von den Teilneh⸗ 
mern der Verſammlung aufgeſtellt wird, ſondern 
eine Ausſage, die durch die Polizeibeamten, die 
dort geweſen ſind, unterſtützt wird. And zwar 
war es der Wachtmeiſter Tatkowski, der geſagt 
hat, daß er die Nationalſozialiſten ſchon dreimal 
am ſelben Abend von einem Ueberfall auf das Lo⸗ 
kal abgehalten hat. (Abg. Greiſer: Ein einzelner 
Wachtmeiſter!) Er hat letzten Endes den Ueber⸗ 
fall nicht verhindern können. Die Nationalſozia⸗ 
liſten, die dieſen Ueberfall ausgeführt haben, ſind 
extra zur Ausführung dieſes Ueberfalles von 
Danzig mit Laſtautos nach Schöneberg geholt 
worden. (Abg. Greiſer: Unerhört, dieſe Schwin⸗ 
delei!! — Woher weiß er das überhaupt? bei den 
Nationalſozialiſten. — Abg. Joſeph: Haben Sie 
gehört, daß er Schwindel geſagt hat?) Wir ha⸗ 
ben Beweiſe dafür, daß es tatſächlich ſo iſt. Und 
zwar hat ein gewiſſer Patzke, der auf der Dan⸗ 
ziger Werft arbeitet, an demſelben Sonnabend, 
an dem ſich dieſer Vorfall in Schöneberg abſpielte, 
geäußert: „Heute abend fahren wir nach Schöne⸗ 
berg, da ſpricht Mau, da werden wir einmal auf⸗ 
räumen.“ (Hört, hört! links. — Abg. Greiſer: 
Mau iſt doch erſt abends hinausgefahren!) Trotz⸗ 
dem hat Patzke gewußt, daß Mau ſprechen würde. 


Das beweiſt, daß dieſer Ueberfall vorbereitet war. 


Abg. Greiſer: Es war eine Arſchufoverſammlung, 
den Mau habt Ihr hinterher geholt!) 
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Die Nationalſozialiſten hatten ihre Verſamm⸗ 00 
lung im Lokal Karſten und ſind geſchloſſen zu dem 
Lokal Wilhelm gelaufen, um den Aeberfall durch⸗ 
zuführen. (Widerſpruch bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) Der Nationalſozialiſt Kauslund, der 
ſchon öfter bei dieſen Angelegenheiten eine Rolle 
geſpielt hat, hat vor dem Lokal Karſten geäußert: 
„Bei Wilhelm ſpricht Mau, der hetzt die Menſchen 
auf, dem werden wir ein paar Schüſſe durch den 
Kopf jagen!“ (Lachen rechts.) Das hat Kaus⸗ 
lund, der bei Ihnen ſehr bekannt iſt, geäußert. 
Dann hat ſich dies Kommando der Nazis im 
Laufſchritt in Bewegung geſetzt und die Teilneh⸗ 
mer der Verſammlung im Lokal Wilhelm über⸗ 
fallen. (Abg. Greiſer: Zwei Nationalſozialiſten 
wurden aus dem Hinterhalt angeſchoſſen!) Es iſt 
intereſſant, daß zwei Nationalſozialiſten aus dem 
Hinterhalt beſchoſſen worden ſein ſollen, und daß 
man dann acht verletzte Sozialdemokraten zu ver⸗ 
zeichnen hatte. (Abg. Greiſer: Soll man die 
Leute von dieſen Beſtien der Arſchufo tottrampeln 
laſſen?) Sie werden nicht angeben können, wenn 
zwei Ihrer Parteigenoſſen nach Ihrer Meinung 
überfallen worden ſind, (Abg. Greiſer: Sehr rich⸗ 
tig, aus dem Hinterhalt!) daß dann noch acht Ar⸗ 
ſchufoleute, wie Sie ſie zu nennen belieben, ver⸗ 
letzt und zwar außerordentlich ſchwer verletzt wor⸗ 
den ſind. (Zuruf des Abg. Kalitzke.) Bei dieſer 
Angelegenheit ſind 70 Schüſſe auf das Lokal Kar⸗ 
ſten abgegeben worden. (Wie ſteht es mit dem 
Schlachthof, Kalitzke? links. — Abg. Kalitzke: 
Sehr gut! — Abg. Plenikowski: Es gibt da dicke (0) 
Gelder!) Daß dieſer Ueberfall wohl vorbereitet 
war, geht aus der Aeußerung des Leutnants 
Schulz hervor, der dort war, als das Aeberfall⸗ 
kommando geholt wurde. Daß es ſich um einen 
ſchwerwiegenden Fall handelt, geht daraus her⸗ 
vor, daß die Unterfuhung der Kriminalpolizei 
überlaſſen wurde. 

Intereſſant iſt, daß man bis heute vom Er⸗ 
gebnis der Unterſuchungen noch nichts gehört hat. 
Es muß hier auch in aller Oeffentlichkeit feſtge⸗ 
ſtellt werden, daß die Teilnehmer der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Verſammlung unbewaffnet waren. (La⸗ 
chen rechts.) Das geht ſchon daraus hervor, daß 
keiner der Nazis irgendwelche ſchweren Verletzun⸗ 
gen davon getragen hat. (Abg. Greiſer: Und die 
im Tiegenhöfer Krankenhaus lagen?) Sie hät⸗ 
ten ſich die einmal anſehen ſollen, dann würden 
Sie jedenfalls überzeugt ſein, daß es ſich um 
einen ganz gemeinen Ueberfall gehandelt hat, 
(Abg. Greiſer: Die Schutzgarde für Orientalen ö 
iſt unbewaffnet, nur die Nazis ſind bewaffnet, 
jo etwas Unwahres!) Acht Arbeiter ſind dort 
ſchwer verletzt worden, von den Nationalſozialiſten 
nur zwei, und zwar iſt der eine bei der Abwehr 
durch Stockhiebe verletzt worden, während die ver⸗ 
letzten Sozialdemokraten alle mehr oder weniger 
ſchwere Schußwunden aufweiſen. (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) a 

Intereſſant iſt die Behauptung, die in weite 
ren Kreiſen aufgeſtellt wurde, daß Arſchufoleute 
aus Danzig beteiligt waren. Es hat ſich dort nur 
um Schöneberger Sozialdemokraten gehandelt. 


(A) 


(B) 


Volkstag Danzig — 37. Sitzung. 
(Kruppke, Abgeordneter) 
Von Danziger Parteigenoſſen iſt mit Ausnahme 
des Gen. Mau, der dort ſprach, niemand anwe⸗ 
ſend geweſen. Wir müſſen den Senat fragen, 
weshalb in dieſem Falle keine Verhaftungen vor⸗ 
genommen worden ſind. Weshalb haben die drei 
Polizeibeamten, die dort am Tatort waren, wenn 
ſie dieſen Ueberfall nicht verhindern konnten, nicht 
die Nazis, ehe fie fie mit dem Laſtauto nach Hauſe 
jahren ließen, nicht nach Waffen unterſucht. Dann 
dürfte man ſich heute nicht mit Herrn Greiſer über 
die Frage des Bewaffnet⸗ oder Unbewaffnetſeins 
ſtreiten. Dann lägen wahrſcheinlich die Angaben 


der Polizei vor, und die würden Herrn Greiſer 


glaubhafter erſcheinen als meine Angaben. (Zu⸗ 
ruf des Abg. Greiſer.) In dieſem Fall, wo acht 
Arbeiter außerordentlich ſchwer verletzt worden 
ſind, hat die Polizei es nicht für notwendig ge⸗ 
halten, auch nur eine Verhaftung vorzunehmen, 
während in einem andern Fall, ich erinnere an 
den Fall Trutenau, wo zwei Nationalſozialiſten 
überfallen ſein ſollten, einer der Beteiligten vier 
Wochen lang in Haft war. Wir haben den Ein: 
druck, daß dieſer Ueberfall von der Polizei mehr 
oder weniger geduldet worden iſt, und daß von der 
Polizei nichts unternommen wurde, um die Ver⸗ 
luſchung dieſer Angelegenheit zu verhindern. Des⸗ 
halb ſind wir ſehr geſpannt darauf, wie der Ver⸗ 
treter des Senats dieſe Anfrage beantworten 
wird. 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Vertreter des Senats, Herr Senator Hinz. (Abg. 
Kloßowski: Heil Hitler!) 

Hinz, Senator: Die Große Anfrage Nr. 17 
beantwortet der Senat wie folgt: 

Der am 13. Juni d. Is. in Schöneberg a. W. 
erfolgte Zuſammenſtoß iſt nach Abſchluß der poli- 
zeilichen Ermittelungen der Staatsanwaliſchaft 
zur weiteren Verfolgung zugeleitet worden. Die 
Regierung iſt vor Abſchluß des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens aus grundſätzlichen Erwägungen nicht in 
der Lage, ſich abſchließend über die Schuldfrage 
zu äußern. So viel kann jedoch geſagt werden, 
daß die polizeilichen Ermittelungen ergeben ha⸗ 
ben, daß die in der Großen Anfrage enthaltenen 
Vorwürfe gegen die Polizei unberechtigt ſind. Die 
drei Polizeibeamten, welche die Verſammlungen 
der Nationalſozialiſten und des Arbeiterſchutzbun⸗ 
des zu überwachen hatten, haben ihr möglichſtes 
getan, um die Parteien auseinanderzuhalten. Die 
Schießerei hat ſpäter in der Dunkelheit ſtattge⸗ 
funden und fand durch das pflichttreue Einſchrei⸗ 
ten der Beamten, welche unter Einſatz ihres Le⸗ 
bens die Kämpfenden trennten, ihr Ende. Die 
Nationalſozialiſten, welche ihr Auto beſtiegen, 
wurden heruntergeholt und nach Waffen durch⸗ 
ſucht. Waffen wurden bei ihnen nicht gefunden. 
Eine Durchſuchung der Mitglieder des Arbeiter⸗ 
ſchutzbundes hat aus dem Grunde nicht ſtattgefun⸗ 
en, weil ſie ſich nicht mehr in dem Lokal befan⸗ 
den und inzwiſchen zuviel Zeit zum Abgeben der 
Waffen an andere Perſonen gehabt hätten. (Abg. 
Greiſer: Alſo genau umgekehrt!) 

Die Große Anfrage wird daher wie folgt be⸗ 
antwortet: 
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1. Die Angelegenheit iſt nach Abſchluß der po⸗ 
lizeilichen Ermittelungen der Staatsanwaltſchaft 
zur weiteren Veranlaſſung zugegangen. Es iſt 
Anklage wegen Landfriedensbruch erhoben, Ter⸗ 
min ſteht im September an. 

2. Das Verhalten der Polizei war einwand⸗ 
frei. 

3. Der Senat hat durch das Ermächtigungs⸗ 
geſetz verſtärkte Mittel an die Hand bekommen, 
um derartigen Vorfällen für die Zukunft vorzu⸗ 
beugen. Er wendet dieſe Mittel an. (Große Un⸗ 
. Zwiſchenrufe der Abg. Greiſer und Ple⸗ 
nikowski.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Reuter. 

Reuter, Abgeordneter (Nat. Soz.): Man kann 
ſich nur an den Kopf faſſen, daß es Menſchen gibt, 
die ſoviel zyniſche Frechheit und ſoviel Verdre⸗ 
hungskunſt aufbringen, um genau immer das Ge⸗ 
genteil von dem zu behaupten, was vorgefallen 
iſt. (Zwiſchenrufe links.) Da dieſer Herr zunächſt 
einmal den Bericht verleſen hat (Zwiſchenrufe 
links — Unruhe) — darauf komme ich noch zu⸗ 
rück —, ſo werde ich auch zunächſt einmal den 
b verleſen, den unſer Sturmführer gemacht 

at: 

Am Sonnabend den 13. 6. 31 hielt die N. S. D. 
A. P. in Schöneberg im Lokal Karſten eine Ver⸗ 
ſammlung mit Parteigenoſſe Kauslund als Redner 
ab. Um das Publikum vom Beſuch unſerer Ver⸗ 
ſammlung abzuhalten, hatte die Schufo im Lokal 
Wilhelm einen Appell einberufen, zu dem auch 
auswärtige Schufo gekommen war (insgejamt 
hundert bis hundertzwanzig Mann). Gegen 10,15 
Uhr abends (es war ſchon ziemlich dunkel) gingen 
fünf S. A.⸗Männer im Dorfe ſpazieren. Neben 
dem Lokal Wilhelm ſtand ein Karuſſell, auf dem 
drei bis vier Schutzbündler ſaßen. Kurze Zeit blie⸗ 
ben die S. A.⸗Mämner ſtehen und gingen dann, ohne 
daß vorher ein Wortwechſel geweſen wäre, langſam 
wieder zu ihrem Verſammlungslokal zurück. Sie 
waren etwa 50 Meter gegangen, als ſie plötzlich 
von der Schufo mit großem Geſchrei verfolgt wur⸗ 
den. (Zwiſchenrufe und Unruhe.) An dieſer Ver: 
folgung beteiligten ſich etwa 25 bis 30 Mann. Die 
fünf S. A.⸗Männer hielten den Anſturm auf und 
wurden dabei von der Schufo beſchoſſen. Der S. A. 
Mann Schulz wurde dabei zweimal getroffen und 
mußte zum Lokal Karſten gebracht werden. 

(Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowfki. Abg. 
Greiſer: Unerhört, wie der Abg. Plenikowſti das 
Blut eines Arbeiters noch verhöhnt! Wenn Euer 
Blut fließt, tobt Ihr wie die Wilden! — Abg. 
Plenikowſti: Sie haben Arſache, ſich aufzuregen, 
ausgerechnet Greiſer! — Sie ſind mir ſchön! Mit 
der Eiſenſtange haben Sie auf Arbeiter losge⸗ 
hauen! — Abg. Greiſer: Da ſieht man wieder, 
wie dieſe Brüder zuſammenhalten, wie Pech und 
Schwefel!) 

Vizepräſident Gaikowſti: Ich bitte Sie, die 
Plätze einzunehmen, Herrn Plenitowifi ebenſo 
wie Herrn Langnau. (Abg. Plenikowfki: Und 
Greiſer?) Herr Greiſer hat doch ſeinen Platz 
eingenommen. (Unruhe.) 

Reuter, Abgeordneter (Nat. Soz.): 

Auf unſere Signalpfiffe eilte nun der Saalſchutz 
herbei. Die Schlägerei nahm dann im Garten des 
Lokals Wilhelm ihren Fortgang. Die S. A. wurde 
dabei heftig beſchoſſen, ſo daß die auf der Straße 
ſtehenden S. A.⸗Männer im Graben Deckung 12 5 
men mußten. Im Garten ſelbſt wurde der S. A. 


— 


— 


C) 


D) 
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(Reuter, Abgeordneter) 
(A) 


Mann Kunkel durch einen Meſſerſtich im Genick heiten bedacht. Damit geht Ihr hauſieren. Ihr 


verletzt. 

Als die drei Landjäger ankamen, war die Schlä⸗ 
gerei bereits beendet. Die S. A. als die Angegrif⸗ 
fenen wurden vor dem Lokal Karſten nach Waffen 
erfolglos durchſucht. (Zwiſchenrufe.) 

An der ganzen Auseinanderſetzung beteiligten 
ſich nur Uniformierte, die jedoch ſchwer auseinan⸗ 
derzuhalten waren, ſo daß 
Schutzbündler für Nationalſozialiſten hielten. Des⸗ 
halb gehen auch die Ausſagen ſo ſehr auseinander. 
Die Schutzbündler verbrachten die ganze Nacht im 
1 8 5 da ſie Angſt hatten, ins Dorf zurückzu⸗ 
ehren. 


Nun haben Sie uns genau das Gegenteil erzählt. 


So iſt es immer. In neun von zehn Fällen ſind 


unſere Leute die Angegriffenen. Ich erinnere an 
den Ueberfall in Letzkau. Als ein Auto mit 24 


S. A.⸗Männern, es war ein Trommler⸗ und Pfeifer⸗ 
Korps, alles ſchwächliche Leute, übergeſetzt wurde. 
Am anderen Ufer ſtanden Arſchufo, 


Straßenrand. 
fowifi.) 


(Zwiſchenrufe des Abg. Pleni⸗ 


paſſierte, praſſelte ein Steinhagel auf dasſelbe 


8 


ſchmettert. 


— 


Auto nieder. Die Scheiben wurden zerſchlagen 
und viele S. A.⸗Männer ſchwer verletzt. Am Stra⸗ 
ßenrand ſtand auch eine ganze Reihe Arſchufos 
mit gezückten Revolvern. Der Nebenraum des 
Gaſthauſes ſah nachher aus wie ein Lazarett. Die 
ſchwerſten Verletzungen waren zu verzeichnen. 
Einem Mann war zum Beiſpiel der Kiefer zer⸗ 
(Zwiſchenrufe und große Unruhe.) 
Als ich während des Wahlkampfes einmal nach 
Löblau kam (Zwiſchenrufe), ich habe keine Piſtole 
in der Taſche wie Ihre Radfahrer, wenn ſie an 
uns vorbeifahren. Als ich vor einigen Monaten 
einmal nach Löblau kam, erlebte ich auch etwas 
Eigenartiges. Wir waren mit fünf Autos mit 
S. A.⸗Leuten dort abgeſtiegen und zum Eſſen ge⸗ 
gangen. Die fünf Autos ſtanden ſeitwärts, und 
die S. A. war auf zwei Lokale verteilt. Auf der 
Straße waren nur etwa zwei bis drei S. A.⸗Män⸗ 
ner. Das gab den Arſchufo⸗Leuten in einem vor⸗ 
überfahrenden Auto den Mut, anzuhalten, zumal 
fünf Landjäger auf der Straße ſtanden. Ein 
Mann ſtieg ab, ging auf die Beamten zu und be⸗ 
hauptete, die Nazis hätten einen Stein auf ihr 
Auto geworfen. „Zeigt einmal den Stein her“, 
ſagte er zu ſeinen Leuten. Darauf bückte ſich einer 
und hob einen Stein aus dem Wagen auf. Ir⸗ 
gendeiner Eingebung folgend, ging ein Beamter 
nun an den Wagen und ſtellte feſt, daß dort eine 
ganze Menge Steine bereit lagen. Die hatten die 
Leute geſammelt. Wahrſcheinlich, um damit nach 
Spatzen zu werfen. 

So ſieht es immer aus. Ich erinnere an den 
Blutſonntag in Danzig. Es erfolgen immer 
Ueberfälle einer großen Anzahl Arſchufo⸗Leute 
auf eine Minderheit. Die bekannte Feigheit trifft 
man immer wieder. Es iſt auch kein Wunder bei 
der niederträchtigen Hetze, die die „Volksſtimme“ 
treibt. Es iſt kein Wunder, daß der einfache 
Mann aufgehetzt wird, wenn man unſere Leute 


immer wieder als Arbeitermörder bezeichnet und 


ſchreibt, was für gewalttätige Menſchen die Nazis 


ſind, daß ſie immer Waffen bei ſich hätten uſw. 
Die einzelnen Abgeordneten werden mit Kübeln 


voll Dreck begoſſen und mit den größten Gemein⸗ 


ſelbſt die Landjäger 


etwa 100 
Mann. Dieje waren abgeſtiegen und ſtanden am 


In dem Augenblick, als unſer Auto ſie 


werft einem Nazi⸗Abgeordneten, der ſo frech iſt, 
leben zu wollen, vor, daß er in früherer Zeit drei 
Jahre bei der Bühne geweſen iſt. Was ſoll das? 
Der Beruf eines Schauſpielers iſt doch ſehr ehren: 
wert. Es gehört verſchiedenes dazu. Zum minde⸗ 
ſten muß der kleinſte Schauſpieler die deutſche 
Sprache beherrſchen. Das können Sie glauben. 
Es gibt bei Ihnen Leute, die trotz ihrer langjäh⸗ 
rigen Tätigkeit, trotzdem ſie zehn Jahre lang 
ganze Bände voll marxiſtiſcher Afterweisheit in 
ſich hineingefreſſen haben, heute noch nicht ihre 
Mutterſprache beherrſchen. Dann iſt mir vorge: 
worfen worden, ich ſei Croupier geweſen. Das iſt 
gelogen; ich bin nie Croupier geweſen. Dieſer Be⸗ 
ruf iſt auch ehrenwert, wenn er in tolerierten Un⸗ 
ternehmen ehrlich ausgeübt wird. Wenn dieſe Tü- 
tigkeit aber einen ſolchen Ausgang nimmt wie bei 
dem Sohn eines bekannten Linksabgeordneten, 
deſſen Abgang aus dieſem Beruf mit vier Wochen 
Gefängnis endete, ſo iſt natürlich auch hier Anſtoß 
zu nehmen. (Wer iſt das? rechts.) Ich habe den 
Namen anſtandshalber vergeſſen. 
Ihr werft uns Gewalttaten vor. Seht euch 
Eure Führer an. Ich habe eine kleine Liſte be— 
kommen, die uns zugeſchickt worden iſt. Danach iſt 
einer Eurer Abgeordneten vom Schöffengericht in 
Graudenz zu folgenden Strafen verurteilt worden: 
Am 13. Februar 1900 wegen ſchwerer Körperver⸗ 
letzung zu einem Monat Gefängnis, am 25. Ja⸗ 
nuar 1901 wegen Hausfriedensbruchs und Sach⸗ 
beſchädigung zu zehn Tagen Gefängnis, am 5. 


September 1902 wegen Körperverletzung zu einem (D) 


Monat Gefängnis, am 26. September 1902 wegen 
Körperverletzung zu fünf Monaten Gefängnis, 
am 19. Januar 1904 wegen Hausfriedensbruchs 
zu fünf Wochen Gefängnis, am 5. September 
1905 wegen Beleidigung und Gefangenenbefrei⸗ 
ung zu drei Wochen Gefängnis uſw. Ich glaube 
damit zu illuſtrieren, woher die Leute es gelernt 
haben. Wenn die Führer derartig gewalttätig 
veranlagt ſind, was ſoll man dann von einem ein⸗ 
fachen Arbeiter verlangen, der nur die „Volks⸗ 
ſtimme“ lieſt! Wenn Sie uns Skibbe vorwerfen, 
Skibbe iſt ein einfacher Arbeiter. Er iſt durch Ar⸗ 
beitsloſigkeit zur Verzweiflung getrieben worden. 
Das iſt noch lange nicht ſo ſchlimm, als wenn ein 
Mann einen Führerpoſten ausübt, der ſolche 
Straftaten begangen hat. Daß in jeder Partei 
ſolche Leute vorkommen, iſt bekannt. Gerade bei 
den anſtändigen Arbeitern ſetzt Ihr mit Eurer nie⸗ 
derträchtigen Propaganda ein und mißbraucht ſo 
bei ihnen das angeborene Gerechtigkeitsgefühl. 
Der Mann ſieht ſchließlich nur noch ein rotes 
Tuch. Dann begeht er ſolche Gewalttätigkeiten. 
Die Folge ſind politiſche Zwiſchenfälle und an⸗ 
dauernde Ueberfälle in Danzig. Ihr macht es 
allein; auf unſerer Seite ſind niemals ſolche 
Sachen vorgekommen. (Lachen links.) Es liegt 
uns nicht, uns darüber ſolange zu unterhalten. 
Wir haben uns vorgenommen, dieſer Partei der 
berufsmäßigen Landesverräter immer nur das 
Nötigſte zu ſagen. 

Vizepräſident Gaikowſti: Herr Abg. Reuter, 
eine Partei der berufsmäßigen Landesverräter 
gibt es nicht; ich rufe Sie zur Ordnung. 


— 
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Reuter, Abgeordneter (Nat. Soz.): Ich nehme 
an, daß die kleinen Funktionäre in Danzig dieſel⸗ 
ben Grundſätze haben wie die großen im Reich. 
Die haben ſeit Jahren Landesverrat betrieben. 
Auguſt Bebel erklärte auf dem internationalen 
Sozialiſtenkongreß in Amſterdam, „er wünſche ſei⸗ 
nem Vaterland ein Sedan“, eine Niederlage zur 
Herbeiführung der Republik. Auf dem Wiener 
internationalen Sozialiſtenkongreß im März 
1921 erklärte der Führer der öſterreichiſchen So⸗ 
zialdemokraten, Dr. Otto Bauer: „In der Zeit, in 
der Deutſchland und Oeſterreich im Krieg gegen 
die Entente ſtanden, war es Pflicht der Sozialde⸗ 
mokraten, Ententiſten zu ſein.“ Das ſagt ein 
Führer, folglich habt Ihr auch dieſelben Richt⸗ 
linien. So geht es weiter in Eurer Theorie. An⸗ 
bedingte Wehrlosmachung der Staatsgewalt habt 
Ihr gepredigt. Ihr habt im Frieden gewühlt und 
im Kriege. Eure Führer haben zugegeben, die 
Revolution gemacht zu haben, Ebert ſelbſt auch. 
Wir lehnen es daher ab, mehr als nötig mit Euch 
zu ſprechen. (Zuruf des Abg. Joſeph.) Dieſe 
Partei iſt zu verlogen und zu gemein, mit ihr 
darüber zu verhandeln. Wir Nationalſozialiſten 
werden jedenfalls alles tun, was in unſerer 
Macht ſteht, um dieſen Parteikadaver, der nur 
noch durch die Abgaſe der Verweſung ſchwimmend 
erhalten wird, aufzuſtechen. damit er wieder in 
den ſtinkenden Schlamm hinunterſinkt, woher er 
gekommen iſt. (Lebhafte Unruhe links — Zwi⸗ 
ſchenrufen bei den Sozialdemokraten — Heil Hit⸗ 
ler! bei den Nationalſozialiſten.) 

Vizepräſident Gaikawfti: Das Wort hat der 
Herr Abg. Kruppke. 

Kruppfe, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Ich weiß nicht, ob es abſichtlich geſchehen 
iſt, oder ob es ein zufälliges Zuſammentreffen 
war, daß die Nationalſozialiſten zu dieſer Ange⸗ 
legenheit als Redner ausgerechnet einen ehemali⸗ 
gen Schauspieler in der Perſon des Herrn. Reuter 
vorgeſchickt haben. Was Herr Reuter hier dem 
Volkstag und der Oeffentlichkeit vorgespielt hat, 
war Schauſpielerei, und zwar noch recht üble. 
(Abg. Greiſer: Das iſt beſſer als Eure Kuliſſen⸗ 
ſchieberei! Jedenfalls war es Wahrheit!) Es 
war ſtaunenswert, wenn ſich Herr Reuter hierher 
ſtellte und ſagte, daß die böſen Sozialdemokraten 
immer wieder behaupteten, die S. A.⸗Leute veran⸗ 
ſtalteten überall Ueberfälle, in Wirklichkeit wäre 
es umgekehrt. Sit es nicht ein bißchen komiſch daß 
dieſer Ueberfall vor dem oder in dem Lokal ſtatt⸗ 
fand, wo die ſozialdemokratiſche Verſammlung ab⸗ 
gehalten wurde? (Zuruf bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) Wenn Sie recht hätten, wäre wohl anzu⸗ 
nehmen, daß ſich die ganzen Vorgänge in dem Lo⸗ 
kal abgeſpielt haben, wo Ihre Verſammlung ſtatt⸗ 
fand. Was wollten Ihre S. A.⸗Leute in dem Lo⸗ 
kal, wo die ſozialdemokratiſche Verſammlung 
ſtattfand? (Abg. Greiſer: Die ſind ja gar nicht 
dahin gekommen!) Es war bisher noch nicht be⸗ 
ſtritten, daß der Tatort in dieſem Fall das Lokal 
Wilhelm war. Folglich müſſen die Nationalſozia⸗ 
liſten dahin gekommen ſein, Herr Greiſer. (Abg. 
Greiſer: Die wollten ihre Verwundeten holen, 
die find doch nicht jo feige wie die Arſchufos!) Im 
großen ganzen hat der Vertreter des Senats, Herr 
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Senator Hinz, unſere Darſtellung beſtätigt. (Abg. 
Greiſer: Im Gegenteil!) Wenn heute in der 
Preſſe veröffentlicht wird, daß der Nationalſozia⸗ 
liſt Kauslund und drei ſeiner Spießgeſellen wegen 
der Vorgänge in Schöneberg unter Anklage ge⸗ 
ſtellt ſind, ſo iſt das ein Beweis dafür, daß der 
Ueberfall von den Nazis angezettelt ſein muß. Es 


iſt auch nicht richtig, Herr Reuter, wenn Sie hier 


behaupten, es handle ſich in dieſem Fall um eine 
Arſchufo⸗Verſammlung, und Herr Mau wäre erſt 
ſpäter herangeholt worden. (Zuruf des Abg. 
Greiſer.) Sie können ſich davon überzeugen, daß 
dieſe Verſammlung als Verſammlung der Sozial⸗ 
demokratiſchen Partei vorher in der „Volks⸗ 
ſtimme“ bekanntgemacht worden iſt. Wenn Sie 
Ihre Genoſſen, die in Schöneberg waren, befra⸗ 
gen, werden ſie, wenn ſie der Wahrheit die Ehre 
geben, zugeben müſſen, daß an dieſer Verſamm⸗ 
lung Männer und Frauen teilgenommen haben. 
Bisher haben Sie noch nicht behauptet, daß in der 
Arſchufo, wie Sie ſie nennen, auch Frauen organi⸗ 
ſiert ſind. Schließlich bekommen Sie das auch 
noch fertig. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Wir müſ⸗ 
ſen ſchon dabei bleiben, daß die Nazis die Schuldi⸗ 
gen ſind und die Polizei durch Verhaftung der 
Ueberfallenen die Nazis unterſtützt. 

Ich möchte einmal die Frage aufwerfen, ſeit 
wann es dieſe Ueberfälle in Danzig gibt. (Zuruf 
des Abg. Greiſer.) Herr Greiſer, ich will Ihnen 
etwas ſagen, ein Narr kann mehr fragen, als zehn 
Weiſe beantworten können. (Abg. Greiſer: Die 
Frage iſt Ihnen ſehr ungelegen, darum drücken 


(C) 


Sie ſich um die Antwort herum!) Ich drücke mich (D) 


durchaus nicht darum herum. Ich will Ihnen die 
Frage vorlegen, ſeit wann es denn die politiſchen 
Zwiſchenfälle und andauernden Aeberfälle in 
Danzig gibt. (Abg. Greiſer: Seitdem die Arſchufo 
da iſt!) Nicht ſeitdem der Arbeiterſchutzbund exi⸗ 
ſtiert, ſondern ſeitdem Sie Herr Greiſer den Auf⸗ 
takt gegeben haben in der Verſammlung in Tie⸗ 
genhof, wo Sie die Angehörigen des Jungdeut⸗ 
ſchen Ordens überfielen. (Abg. Greiſer: Das iſt 
nicht richtig!) War es vielleicht jo, daß die Ar⸗ 
ſchufo in Tiegenhof die Sache angezettelt hat? 
Wie waren denn die Vorgänge, die ſich am Tage 
der Kreistagswahl in Mierau abſpielten? Da 
hat ſich der Vorgang ſo abgeſpielt, daß ein Herr 
Dirſchauer aus Neuteich, der bei den Zuſammen⸗ 
ſtößen in Neuteich am Vormittag des Tages ſeine 
Mütze verloren hatte. in Mierau erſchien und 
pon einem dortigen Bewohner gefragt wurde, ob 
er ſchon wieder eine andere Mütze hätte. Dieſe 
Aeußerung genügte ihm, daß er darauf ein Laſt⸗ 
auto mit 28 Nationalſozialiſten nach Mierau di⸗ 
rigierte, die dann ohne irgendeine Aeußerung auf 
Befehl des Führers, des Herrn Trautſchold, vor⸗ 
gingen. (Abg. Greiſer: Sie irren ſich, Herr 
Kruppke. es waren 381 Dirſchauer hat ausge⸗ 
rechnet 38 angefordert!) Ich habe ſchon einmal 
geſagt, daß ich darauf verzichte, mir meine Un- 
terlagen von Ihnen berichtigen zu laſſen. Wenn 
ich 28 ſage, dann ſtimmt es. (Abg. Weber: Zehn 
haben Angſt bekommen!) Es war der Dr. Traut⸗ 
ſchold, der dort rief: „Scharf ſchießen auf die 
Bande!“ In Mierau vor dem Wahllokal ſind 78 
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(Rruppfe, Abgeordneter) 


(A) Patronenhülſen gefunden worden. 42 Einſchüſſe 


(B 


— 


können Sie an der Mauer der Schule, die das 
Wahllokal war, feſtſtellen. (Zwiſchenrufe links.) 
Ein alter Mann, der vom Felde kam, wurde eben⸗ 
falls niedergeſchlagen. Er hatte keine Verbindung 
mit dem Arbeiterſchutzbund gehabt. Die Tatſache, 
daß er Arbeiter war, genügte ſchon, ihn niederzu⸗ 
ſchlagen. In dieſem Fall iſt ebenfalls bisher nicht 
bekannt geworden, wer dort zur Verantwortung 
gezogen wird. Wir haben nicht nur den Führer 
des Zuges genannt, den Dr. Trautſchold, ſondern 
auch den Dirſchauer benannt. Wir haben auch 
den Chauffeur des Wagens, einen Herrn Stier, 
angegeben. All dieſes hat nicht dazu führen kön⸗ 
nen, daß irgendwelche Verhaftungen vorgenom⸗ 
men worden ſind. In jedem anderen Fall, bei 
dem auch nur die kleinſten Zuſammenſtöße vor⸗ 
kommen, werden ſofort die Betreffenden in Haft 
genommen., Da müſſen die Arbeiter oft wochen⸗ 
lang im Unterſuchungsgefängnis ſitzen. Die Po⸗ 
lizei macht mit den Rowdies, ſo weit ſie in der 
Nationalſozialiſtiſchen Partei organiſiert ſind, eine 
Ausnahme. Sie ſchützt dieſe Leute, das haben 


wir ja in den Fällen, die heute erwähnt wur⸗ h 


den, immer wieder erlebt. Wenn man ſich die 
vergangene Zeit vor Augen hält ... (Große Un⸗ 
ruhe und fortgeſetzte Zwiſchenrufe.) Es ſcheint 
wirklich Tatſache zu ſein, daß die Herren Abge⸗ 
ordneten der Nationalſozialiſtiſchen Partei ſolche 
Anfragen dazu benutzen, um ſich hier mit großem 
Geſchrei daran zu erheitern. (Abg. Greiſer: Als 
unſer Abgeordneter ſprach, war kein Wort zu hö⸗ 
ren, ſolch Geſchrei haben Sie gemacht!) Selbſt 
wenn Sie der Meinung ſind, daß das alles 
Schwindel iſt, müßten Sie ſchon um der Tatſache 
willen, daß es ſich um acht verletzte Menſchen han⸗ 
delt, ſo viel Selbſtbeherrſchung aufbringen, daß 
Sie ſich das anhören. Sie ſagen, Herr Greiſer, 
als der Abg. Reuter ſprach, wurde von der an⸗ 
dern Seite geſchrien. Herr Greiſer, Sie haben ja 
eine gewiſſe Berühmtheit in dieſem Parlament 
erlangt. Sie haben ſie nur wegen Ihrer Zwi⸗ 
ſchenrufe erhalten. Sie dürfen ſich nicht beklagen, 
daß, wenn Ihre Leute ſprechen, von links Zwi⸗ 
ſchenrufe kommen. Sie ſind am wenigſten dazu 
berufen! 


Wir werden abwarten, was das Gerichtsver⸗ 
fahren, das von dem Senator angekündigt wurde, 
bringen wird. Das Vertrauen, das wir den Dan⸗ 
ziger Richtern entgegenbringen, iſt nicht allzu 
weitgehend. Aber in dieſem Fall werden die 
Richter wohl nicht anders können, als feſtzuſtel⸗ 
len, daß der Ueberfall von der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Arbeiterpartei vorbereitet und durchgeführt 
wurde. Daran wird auch nichts geändert, wenn 
Sie noch einmal Herrn Reuter raufſchicken ſoll⸗ 
ten und wenn er noch ſo ſchöne Argumente in 
ſeiner Schauſpielermanier vortragen wird. (Große 
Unruhe.) Auch die Beſchimpfungen der Führer 
der Sozialdemokratie werden davon nicht ablenken 
können. Es wird immer wieder die Tatſache er⸗ 
härtet, daß ſeit dem Beſtehen der Nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Partei die Ueberfälle in Danzig kein 
Ende nehmen. Sie ſind diejenigen, die mit dem 
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Fauſtrecht andern ihre Meinung 
wollen. (Großer Lärm rechts.) 

Vizepräſident Gaikowſti: Wenn ich ſchelle, ha⸗ 
ben Sie aufzuhören. Ich nehme an, daß die Mit⸗ 
glieder des hohen Hauſes ſich bewußt ſind, daß ſie 
Vertreter des Volkes ſind. Das gilt für alle. 
(Große Unruhe.) 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): In dieſem 
Hauſe iſt auch wiederholt der Arbeiterſchutzbund 
als Schutz für Orientalen und mit allen mög⸗ 
lichen anderen Beinamen belegt worden. Wenn 
das immer wieder geſchieht, dann iſt das nur der 
Beweis dafür, daß Sie, m. H. von der National⸗ 
ſozialiſtiſchen Fraktion, durch die Organiſation des 
Arbeiterſchutzbundes in Ihrem Rowdytum etwas 
behindert worden ſind, daß Sie es heute nicht 
mehr ſo durchführen können, wie es in der erſten 
Zeit Ihres Beſtehens möglich war. (Fortgeſetzter 
großer Lärm rechts.) Aber die Tatſachen bewei- 
ſen immer mehr und werden auch dem letzten Ar— 
beiter beweiſen, . .. (Großer Lärm rechts.) Wenn 
Sie hier ein derartiges blödes Geſchrei veranſtal⸗ 
1 dann beweiſen Sie nur, welcher Dumm: 
E 

Vizepräſident Gaikowſki: Wenn die Verhand⸗ 
lungen dieſen Gang nehmen, bin ich verpflichtet, 
die Sitzung auf eine Viertelſtunde zu vertagen. 
Ich vertage die Sitzung auf 16.55 Uhr. 

(Vertagung der Sitzung 16 Uhr 35 Minuten.) 


einhämmern 


Die unterbrochene Sitzung wird 17 Uhr 25 
Minuten durch den Vizepräsidenten Gaikowſki wie⸗ 
der eröffnet. 

Vizepräſident Gaikowſki: Die unterbrochene 
Sitzung gilt wieder als eröffnet. Das Wort hat 
der Herr Abg. Kruppke. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H. 
Es war hier die Behauptung aufgeſtellt worden, 
daß die politiſchen Ueberfälle erſt in Erſcheinung 
getreten ſind, nachdem der Arbeiterſchutzbund ge⸗ 
gründet worden iſt. Ich habe ſchon vorhin be- 
hauptet daß es nicht der Fall iſt. Es iſt doch in⸗ 
tereſſant, wenn man dafür Zeugen anführen 
kann, die nicht in dem Verdacht ſtehen, Sozialde⸗ 
mokraten zu ſein oder mit dem Arbeiterſchutzbund 
irgendwie zu ſympathiſieren. — So hat der 
„Jungdeutſche“ in einer Betrachtung über die 
Kreistagswahlen geſchrieben, daß der Wahlerfolg 
der Sozialdemokraten auf die Gründung des 
Schutzbundes zurückzuführen ſei, und daß dieſer 
Schutzbund gegründet wurde „als Abwehr gegen 
die überhand nehmenden Auswüchſe der Agitation 
der Hitler-Partei“. (Hört, hört! links.) Der 
„Jungdeutſche“ ſteht gewiß nicht in dem Ver⸗ 
dacht, uns nahe zu ſtehen. Ich kann Ihnen auch 
noch mit andern Kronzeugen dienen, und zwar 
Kapitän zur See a. D. Martini, der unter dem 
4. Juni in der Danziger Allgemeinen Zeitung 
ſchrieb, — mit Genehmigung des Herrn Präſiden⸗ 
ten werde ich dieſen Abſatz verleſen: 

Die Arbeiterſchutzwehr iſt weiter nichts 
als eine Schutztruppe der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Partei. Außerdem iſt die Arbeiter⸗ 
ſchutzwehr erſt gegründet worden, lange 


— 


— 


. 


D) 


(A 


— 


— 


Volkstag Danzig — 37. Sitzung. 

(Krnppke, Abgeordneter) 

Zeit nachdem, als andere uniformierte 

Verbände wie die S. A. der Nationalſozia⸗ 

liſten, Stahlhelm und andere nationale 

Verbände ſchon vorhanden waren. 
Alſo Herr Greiſer, dieſer Mann behauptet das 
Gegenteil. Auch Herrn Kapitän Martini wird 
man nicht nachweiſen können oder nachſagen, daß 
er mit der Sozialdemokratie ſympathiſiere. (Abg. 
Greiſer: Der Arbeiterſchutzbund war früher 
Reichsbanner!) 

Die Zuſtände, die ſich in Danzig abgeſpielt ha⸗ 
ben, ſind alſo unzweifelhaft auf die Organiſation 
zurückzuführen, die Sie S. A. nennen, die zu Ihrer 
Partei gehört und die immer wieder Anläſſe fin⸗ 
det, um auf friedliche Leute einzudringen. Das 
wird auch dadurch bewieſen, daß ſich in der kurzen 
Zeit vom November 1930 bis jetzt Dutzende und 
Aberdutzende von ſolchen Zwiſchenfällen ereignet 
haben. Ich erinnere nur an die Fälle in Tiegen⸗ 
hof, Mierau, Schöneberg und Brentau, an den 
Ueberfall auf die Stennes⸗Leute am Heumarkt 
uſw. Man könnte noch Dutzende ſolcher Fälle an⸗ 
führen, die beweiſen, daß dieſe Aeberfälle immer 
ganz bewußt und ganz beabſichtigt ausgeführt 
werden, ſo daß nach meiner Anſicht auch die Po⸗ 
lizei endlich einmal dazu kommen muß, gegen 
dieſe politiſchen Wegelagerer mit geeigneten Waf⸗ 
fen vorzugehen. So wie die Zuſtände bisher von 
der Polizei geduldet worden ſind, kann es auf 
die Dauer nicht weitergehen. Der Polizeiſenator 
wird ſich überlegen müſſen, ob er ſeine Einſtel⸗ 
lung gegenüber dieſen Leuten nicht einer grund⸗ 
ſätzlichen Reviſion unterziehen will. (Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Er denkt nicht daran!) Herr Senator, 
Sie werden ſich darüber klar ſein müſſen, daß Sie 
den Bogen in dieſer Angelegenheit nicht über⸗ 
ſpannen dürfen. Der Schutzbund iſt als Abwehr⸗ 
organiſation gegründet worden. Auch als Schutz⸗ 
bündler werden wir dafür eintreten, daß die po⸗ 
litiſchen Kämpfe mit geiſtigen Waffen durchge⸗ 
führt werden. (Lachen bei den Nationalſozia⸗ 
liſten.) Darüber müſſen Sie ſich klar ſein, daß 
Ihnen das Lachen vergehen wird, wenn wir zur 
Abwehr aufmarſchieren werden. Darüber mag 
ſich auch der Polizeiſenator klar ſein, daß wir 
uns auf die Dauer nicht von dieſen Leuten auf 
der Naſe herumtanzen laſſen werden. 

So wie es ſich im politiſchen Leben auf der 
Straße verhält, ſcheinen die Zuſtände auch im 
Volkstag einzureißen. Was ſoll man dazu ſagen, 
wenn hier bei Ausführungen eines ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Redners ein affenähnliches Gebrüll veran⸗ 
ſtaltet wird und wenn dann einer der Präſiden⸗ 
ten, Herr Philipſen, den Abg. Greifer auf die 
Schulter klopft und ſagt: „Das war gut gemacht! 
(Hört, hört! Unerhört! links.) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Kruppke, 
ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß ich zu 
Herrn Greiſer nicht geſagt habe: „Das war gut 
gemacht.“ — Sie haben das Wort. 

Kruppke, Abgeordneter (S. P. D.): Ich weiß 
nicht, ob es mir geſtattet iſt, mich mit Ihnen dar⸗ 
über in eine Auseinanderſetzung einzulaſſen. Ich 
wäre bereit, Ihnen dafür Zeugen zu ſtellen. So⸗ 
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lange wie dieſe Zeugen vorhanden ſind, halte ich 
dieſe Behauptung aufrecht. Das iſt ja auch nur 
dieſelbe Linie ‚auf der ſich die Politik des Senats 
gegenüber den Linksparteien bewegt. Das iſt die⸗ 
ſelbe Linie, die immer wieder dazu geführt hat, 
daß Abgeordnete der Linksparteien hier hinaus⸗ 
geworfen werden, während ſich die Abgeordneten 
der Nazipartei alle Rüpeleien erlauben durften. 
(Was macht ihr im Reichstag? bei den National⸗ 
ſozialiſten.) Dieſe Maßnahmen werden ihren 
Zweck nicht erreichen; das Gegenteil wird der 
Fall ſein. Der Bevölkerung wird immer klarer 
vor Augen geführt, daß es ſo nicht weitergehen 
kann. (Sehr richtig! bei den Nationalſoziali⸗ 
ſten.) Sie find die Schuldigen an all dem vergoj- 
ſenen Arbeiterblut, und Sie werden dafür die 
Verantwortung tragen müſſen. (Bravo! links — 
Zwiſchenrufe rechts.) 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſti. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Es iſt von 


einem Abgeordneten gegenüber dem Präſidenten 


ein ſchwerer Vorwurf erhoben worden, der mit 
der heutigen Volkstagsſitzung im Zuſammenhang 
ſteht. Es iſt ein ſchwerer Vorwurf, mag auch der 
Präſident in dem Moment nicht im Amt geweſen 
ſein. Der Vorgang zeigt ſeine Einſtellung zu 
den Vorgängen im Volkstag überhaupt. Ich be⸗ 
antrage deshalb, daß jetzt in eine Beſprechung 
über dieſen Vorfall eingetreten wird. 

Vizepräſident Philipſen: Die Ausführungen 
des Herrn Abg. Plenikowſki find vollkommen un⸗ 
zutreffend, auch die des Herrn Abg. Kruppke. Ich 
habe heute Herrn Abg. Greiſer, als er dieſen 
Saal verließ, geſprochen, aber über ganz andere 
Dinge. 
ich nicht in bezug auf die Vorgänge gebraucht. 
Ich verbitte mir jede Kritik an der Geſchäftsfüh⸗ 
rung und werde über den Antrag nicht abſtimmen 
laſſen, da er nicht den Beſtimmungen der Ge⸗ 
ſchäftsordnung entſpricht. Ueber Maßnahmen 
des Präsidenten, wenn er amtiert, kann in ſpäte⸗ 
ren Sitzungen abgeſtimmt werden. Der Antrag 
bezieht ſich nicht auf Maßnahmen während mei⸗ 
ner Geſchäftsführung. (Abg. Kruppke: Herr 
Präſident, ich mache Sie darauf aufmerkſam, daß 
ich Ihrem Vertreter, dem Herrn Gaikowſki, be⸗ 
reits geſagt habe, daß ich immer noch Kruppke 
heiße!) Ich bitte um Entſchuldigung, ich habe 
das überſehen. (Abg. Senftleben: Dadurch wird 
die Krankenkaſſenaffäre nicht beſſer!) Zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Vom Abg. 
Kruppke iſt geſagt worden, daß er für ſeine An⸗ 
gaben, die er gemacht hat, Zeugen beibringen 
will. Wenn der Herr Präſident noch ein bißchen 
Objektivität im Leibe hätte, müßte er die Beſpre⸗ 
chung zulaſſen; denn es kann ihm ja nichts paſ⸗ 
ſieren. Er behauptet, es ſei nicht ſo. Wenn er 
ſich auf dieſem Standpunkt befindet, beſteht doch 
keine Gefahr, daß ihm das Gegenteil bewieſen 
werden kann. Nur wenn der Präſident dieſe 
Ausſprache über ſeine Maßnahmen unterbindet, 


Die Worte „das war gut gemacht“ habe 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

bleibt der Eindruck, daß das, was der Abg. 
Kruppke hier behauptet hat, wahr iſt. Aus die⸗ 
ſem Grunde verlangen wir, daß der jetzt amtie⸗ 
rende Präsident ſein Amt niederlegt, weil der 
nächſte Redner ein kommuniſtiſcher Abgeordneter 
iſt und wir dieſem Präſidenten keine Objektivität 
zutrauen. (Abg. Plenikowſki: Sehr gut!) 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es iſt be 
behauptet worden, Herr Philipſen hätte zu mir ir⸗ 
gend eine Aeußerung getan, daß die vorherige 
Unterbrechung der Sitzung für ihn oder für das 
Haus gut ſei. Eine derartige Aeußerung iſt nicht 
gefallen, ſondern unſere Unterredung hat ſich über 
das Wechſeln eines Händedrucks und eines „Gu⸗ 
ten⸗Tag“⸗Sagens nicht ausgedehnt. Im übrigen 
möchte ich feſtſtellen, daß der Kommuniſtiſchen 
Fraktion die Anträge, die ſich mit der Not der 
Erwerbsloſen befaſſen, anſcheinend nicht ſo ernſt 
find, wenn die Kommuniſten durch ihre Geſchäfts⸗ 
ordnungsdebatte eine Ausſprache über vollkom⸗ 
mene Nichtigkeiten, die keinen Menſchen intereſ⸗ 
ſieren, herbeiführen wollen. Ich beantrage Schluß 
der Debatte und Fortſetzung der Tagesordnung. 

Vizepräſident Philipſen: Es iſt Schluß der 
Geſchäftsordnungsdebatte beantragt. Es liegt 
nur eine Wortmeldung des Herrn Abg. Müller 
vor. (Zuruf rechts.) Herr Abg. Müller zieht 
ſeine Wortmeldung zurück. Da keine weiteren 
vorliegen, erübrigt ſich die Abſtimmung über den 
Antrag. Das Wort hat der Herr Abg. Bartſch. 
(Abg. Schmidt: Alſo iſt das doch wahr geweſen, 
ſonſt hätte man die Ausſprache nicht geſcheut!) 

Bartſch, Abgeordneter (K. P.): In Dutzenden 
Dörfern hat ſich genau dasſelbe abgeſpielt wie 
damals in Schöneberg. Immer wieder mußten 
wir feſtſtellen, daß man die Nazis mit allen mög⸗ 
lichen Methoden in Schutz genommen hat. Die 
einzelnen Weberfälle auf die Arbeiterbevölkerung 
ſind hier ſchon treffend geſchildert worden. Die 
Ueberfälle der Nationalſozialiſten erfolgen nur, 
weil ihr Einfluß bei den Werktätigen nicht nur 
auf dem Lande, ſondern auch in der Stadt in der 
letzten Zeit ungeheuer zurückgegangen iſt. Die 
dauernden Mordüberfälle dieſer Partei zeugen 
von ihrer Arbeiterfeindlichkeit. (Schröder! bei den 
Nationalſozialiſten.) Schröder hat vor Gericht 
zugegeben, daß er ſelbſt zuerſt geſchlagen hat. 
Mein Bruder hat ſich nur ſeiner Haut gewehrt. 
(Abg. Greiſer: Ich möchte feſtſtellen, daß hier 
wieder etwas erzählt wird, was nicht wahr iſt! 
— Abg. Plettner: Der Affe des Volkstags!) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Plettner, 
Sie haben den Ausdruck gebraucht: „Der Affe des 
Volkstags“. Ich frage Sie, ob Sie damit einen 
Abgeordneten gemeint haben. (Abg. Plettner: 
Ja]) Herr Abg. Plettner, ich rufe Sie zur Ord⸗ 
nung. (Abg. Weber: Er hat den Löwen gemeint!) 

Bartſch, Abgeordneter (K. P.): Die Ueberfälle 
der Nationalſozialiſten auf die Werktätigen 
ſollen weiter dazu beitragen, auch dies Ermächti⸗ 
gungsgeſetz zur Durchführung gelangen zu laſſen. 
Feſt ſteht, daß infolge der Ueberfälle, die die Na⸗ 
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tionalſozialiſten auf Arbeiter unternommen ha⸗ (Oo) 


ben, heute viele revolutionäre und auch partei⸗ 
loſe Arbeiter im Gefängnis ſitzen. Ich erinnere 
nur an den Fall in Klein⸗Walddorf. Da wird 
Ihnen bekannt ſein, daß Ihr Parteigenoſſe Fa⸗ 
denrecht ſich zur Nacht ungefähr 35 S. A.⸗Leute 
hinbeſtellte, die den Auftrag erhielten, den kom⸗ 
muniſtiſchen Gemeindevertreter in ſeiner Woh⸗ 
nung zu überfallen. Anſtatt nun gegen die Nazis 
vorzugehen, führte die Polizei Hausſuchungen 
durch und wollte ſogar Verhaftungen vornehmen. 
Wir Kommuniſten rufen auch nicht den Schutz der 
Polizei oder dieſes Staatsapparats herbei, denn 
es iſt immer wieder feſtgeſtellt worden, daß man 
mit allen möglichen Verdrehungen den Nazis 
beiſteht. Dieſe Ueberfälle kennzeichnen auch die 
Nazileute, die über Arbeiter herfallen und gar 
nicht über ihre Tat nachdenken. Sie werden be⸗ 
auftragt, dieſe Mordüberfälle durchzuführen, und 
in ihrem Fanatismus tun ſie es, wie Herr Grei⸗ 
ſer ſelbſt zugab. Das Denken wird bei ihnen 
ausgeſchaltet. Aber die revolutionäre Arbeiter⸗ 
ſchaft wird ſich gegen dieſe Ueberfälle zu wehren 
wiſſen. Das hat ſie ſchon mehrere Male bewie⸗ 
len. Bei den Ueberfällen in Löblau wollen Sie 
doch nicht behaupten, daß die werktätige Bevölke⸗ 
rung etwas verſchuldet hat. Wenn aber die Na⸗ 
zis auf Pferden durch die Dorfſtraße reiten, iſt 
das nicht eine Bandenbildung? Man ſchreibt, 
wir Kommuniſten bildeten Banden. (Abg. Grei⸗ 
ſer: Was ſagen Sie dazu, daß die Nazis jetzt in 
Flugzeugen über die Straßen fliegen?) Bei dem 
Ueberfall in Löblau ſind drei Arbeiter ſchwer 
verletzt worden. Die ganze Bevölkerung iſt 
Zeuge, daß der Mordüberfall von dieſen Geſellen 
direkt vorbereitet iſt, daß ſie ſchon vorher ſolche 
Aeußerungen haben fallen laſſen. Der eine er⸗ 
klärte, daß noch etwas paſſieren würde, und nach⸗ 
her, wie die Arbeiter niedergeſchoſſen waren, 
ſagte er, er würde noch mehr herunterpuſten. Wir 
fordern, daß der Schupomann, der die Arbeiter 
verletzt hat, ſofort aus dem Dienſt entlaſſen wird. 


Es iſt bezeichnend dafür, wie das dritte Reich 
ausſehen würde, wenn Nazis mit Reitpeitſchen 
und Eiſenſtangen die Straßen entlang reiten. 
Da kann die Arbeiterſchaft ſich denken, wie das 
dritte Reich ausſehen würde. Es würde ein 
Reich der Sklaverei ſein. Wir Kommuniſten 
werden die Arbeiterſchaft aufrufen, daß ſie den 
wehrhaften Maſſenkampf gegen die braune Mord⸗ 
peſt führt. Würde der Senat der Kommuniſtiſchen 
Partei und den Arbeitern die Demonſtrationen er⸗ 
lauben, dann würden ſich die Nazis in ihre 
Mauſelöcher verkriechen. (Abg. Greiſer: Sie 
machen ja den Volksentſcheid!) Sie haben Angſt, 
daß Sie entlarvt werden, weil Sie Ihre Wähler 
betrogen haben. Man geht ſogar ſoweit, daß Ar⸗ 
beiter, die zufällig in Zuſammenſtöße verwickelt 
ſind, aus den Arbeitsſtellen herausgebracht wer⸗ 
den. Wenn überhaupt mal ein Prolet eine Waffe 
hat und wenn er ſich gegen den Faſchismus wehrt, 
werden Hausſuchungen abgehalten und großes 
Geſchrei angeſtimmt. Aber ich möchte einmal fra⸗ 
gen, Herr Senator Hinz, was denken Sie gegen 


— 
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Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat der (O) 


und in der Stadt zu tun, die geäußert haben, daß Herr Senator Hinz. 


fie 40 Mann und noch mehr bewaffnen könnten? 
Wir werden in nächſter Zeit einige Waffenlager 
vielleicht etwas beſſer zeigen können, oder die Ar⸗ 
beiterſchaft wird ſie im geeigneten Moment für 
ſich in Anſpruch nehmen. Gegen die revolutio⸗ 
näre Arbeiterſchaft wird geflucht und geſchimpft, 
wenn ſie ſich gegen Terror und Mordüberfälle 
wehrt. (Abg. Greiſer: Das merkt man in Berlin, 
wo Ihr Schupobeamte aus dem Hinterhalt er⸗ 
ſchießt!) 

Wir werden uns auch weiter an diejenigen 
Nazimitglieder wenden, die Proleten ſind, und 
werden ſie aufklären, daß ſie nur dem Kapita⸗ 
lismus dienen. Wir werden das durch den wehr⸗ 
haften Maſſenkampf beweiſen. Die Proleten aus 


Kommuniſtiſchen Partei. (Zuruf des 
Malſch.) Wir werden mit dazu beitragen, daß 
jeder ehrliche, bewußte Arbeiter, wenn er von 
Ihnen irre geleitet iſt, zu der Partei kommt, wo⸗ 
hin er gehört, zur revolutionären Arbeiterpartei, 


zu den Kommuniſten, und daß er mit ihnen für 


die Beſeitigung dieſes Syſtems und des Faſchis⸗ 
mus durch den Maſſenkampf beiträgt. 
Vizepräſident Philipſen: Damit iſt Punkt 1, 
die Große Anfrage, erledigt. Ich rufe Punkt 3 
der Tagesordnung auf: 
Große Anfrage Nr. 20 des Abg. Ple⸗ 
nikowſki u. Fr. betr. Kundgebungen ge⸗ 
gen die Sowjetunion. 


(8) Druckſache Nr. 354. Das Wort zur Begründung 


hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir ha⸗ 
ben folgende Große Anfrage an den Senat ge 
richtet: 

In den Schulen der Freien Stadt Danzig betrei⸗ 
ben eine Anzahl Lehrer eine offene Hetze gegen die 
Sowjetunion. Sie bringen über die augenblick⸗ 
lichen Verhältniſſe in Sowjetrußland erlogene Be⸗ 
richte. Die gleiche Hetze wird anſcheinend auch in 
der Danziger Polizei betrieben. Ende Juli 
res zog an einem Morgen eine Danziger 
teilung mit geſchultertem Karabiner durch Lang⸗ 
fuhr mit dem Marſchlied „Siegreich wollen wir 
Sowjetrußland ſchlagen.“ 5 5 

Sie ſtehen wahrſcheinlich auf dem Standpunkt, 
daß das richtig ſei. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Der Senat hat wiederholt ſeine freundſchaftliche 
Einſtellung zur Sowjetunion betont. (Zuruf 
rechts. — Glocke des Präſidenten!) Stören Sie 
nicht ſo ſehr. Wenn Sie noch mehr klingeln, 
ſtören Sie mich und nicht die Leute unten. Der 
Danziger Senat hat wiederholt ſeine freund⸗ 
ſchaftliche Einſtellung zur Sowjetunion betont. 
Zwiſchen Danzig und der Sowjetunion beſtehen 
rege Handelsbeziehungen. 

Wir fragen nun den Senat: Ijt dem Senat von 
dieſer Hetze in den Schulen und bei der Polizei et⸗ 
was bekannt? Was gedenkt der Senat zu tun, um 
dieſer Hetze entgegenzutreten? Iſt der Senat bereit, 
den Leiter der betreffenden Schupoabteilung zur 
Detantwortung zu ziehen und feines Amtes zu ent⸗ 
eben? 


(Abg. Greifer: Unerhört jo etwas!) 


Schupoab⸗ 


Sie mögen 


darüber lachen. Ob der Regierung ſo lächerlich 
zumute iſt, iſt eine andere Frage. 


des Jah⸗ 5 5 
gegen die linksgerichteten Lehrer entfachen. Aber 


Hinz, Senator: Die Große Anfrage Nr. 20 
beantwortet der Senat wie folgt: 

Dem Senat iſt nichts davon bekannt, daß in 
Danziger Schulen von Lehrern eine offene Hetze 
gegen die Sowjetunion betrieben wird. Irgend 
welche Beſchwerden oder Anzeigen in dieſer Hin⸗ 
ſicht ſind bisher nicht an den Senat gelangt. Auch 
die Große Anfrage ſelbſt erwähnt keinen beſtimm⸗ 
ten Fall. 

Von einer gleichen Hetze in der Polizei iſt 
dem Senat ebenfalls nichts bekannt. Von der 
Schutzpolizei iſt ein Lied mit dem Wortlaut: 
„Siegreich wollen wir Sowjetrußland ſchlagen“ 
nicht geſungen worden. (Abg. Plenikowſki: Wir 


Vizepräſident Philipſen: Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die Unterjtügung reicht aus. Ich 
eröffne die Beſprechung. Das Wort hat der Herr 
Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Kein En⸗ 
gel iſt jo rein wie der Ziehm⸗Senat, ganz beſon⸗ 
ders Herr Senator Hinz. Daß Sie nicht einmal 
den Mut beſitzen, etwas, was eine einwandfreie 
Tatſache iſt, zu geſtehen, kennzeichnet dieſen Se⸗ 
nat. Man darf dieſem Senat nicht Feigheit vor⸗ 
werfen, ſonſt würde man zur Ordnung gerufen 
werden. (Zuruf des Abg. Weber.) Daß das 
Tatſache iſt, dafür haben wir nicht einen, ſondern 
Bewohner einer ganzen Straßenreihe als Zeugen. 


der Nazipartei finden immer mehr den beg zer er Beſprechung.) 
g. 


In bezug auf die Schulen konnten Sie ji damit (D) 


herausreden, daß ſpezielle Fälle nicht bekannt 
wären. (Na, na! rechts.) Wir ſind neugierig, 
was der Senat dagegen zu unternehmen gedenkt. 
(Abg. Greiſer: Sie geben doch gar nicht mehr 
Anterricht! Woher wollen Sie das wiſſen?) Wir 
verzichten darauf, Kinder irgendwie über das 
auszufragen, was in der Schule vorgeht. Das 
überlaſſen wir Deutſchnationalen, Nationalſozia⸗ 
liſten und Zentrumsleuten, die dann eine Hetze 


auch proletariſche Kinder haben ein proletari⸗ 
ſches Ehrgefühl und wehren ſich als Kinder kom⸗ 
muniſtiſcher Arbeiter, in ihren Gefühlen verletzt 
zu werden. Wenn die rechts gerichteten Lehrer, 
ganz beſonders die Nazilehrer, in der gemeinſten 
Art und Weiſe gegen das Vaterland der Prole⸗ 
tarier herziehen und eine Hetze entfalten, (Zu⸗ 
ruf bei den Nationalſozialiſten.) und die Kin⸗ 
der den Eltern das mitteilen, dann iſt es Pflicht 
dieſer Eltern, zu verlangen, daß dieſe Hetze von 
ſeiten der Lehrer eingeſtellt wird. (Unruhe. — 
Glocke des Präſidenten.) Das iſt nicht notwen⸗ 
dig, die Herren ſtören mich nicht. Es iſt erfor⸗ 
derlich, daß der Senat eingreift. Wir werden 
dieſe Fälle dem Senat unterbreiten. 

In bezug auf die Schulen, Herr Senator, 
konnten Sie ſagen, es liege ein ſpezieller Fall 
nicht vor. Aber ſogar in der Großen Anfrage 
haben wir einen ſpeziellen Fall bei der Schupo 
genannt. Ich weiß nicht, ob Sie ſich überhaupt 
der Mühe unterzogen haben, Erkundigungen ein⸗ 
zuziehen. Wem ſchenkten Sie Glauben? Sie 


u 
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(Plenikowfki, Abgeordneter) 

werden natürlich Ihren Beamten Glauben ſchen⸗ 
ken. Beamte, die ſo glaubwürdig ſind wie jene 
beiden Zollbeamten. Die waren wirklich ein 
Muſter von Glaubwürdigkeit. Wenn Sie bei der 
Schupo anfragen, ob ſolche Lieder geſungen wer⸗ 


den, wird erklärt, das kommt gar nicht in Frage, 


— 


wenn es vielleicht ein Nazioffizier geweſen iſt. 
Wir haben eine ganze Reihe von Nazioffizieren 
bei der Schupo. Ich wundere mich nur über die 
Feigheit des Offiziers, daß er nicht offen und 
ehrlich ſagte: „Jawohl, wir haben das ſingen 
laſſen.“ (Abg. Greiſer: Sie ſagen zur Vorſicht, 
„wenn es einer geweſen wäre“, wer war es denn 
nun?) Das weiß ich nicht, ich werde es feſtſtel⸗ 
len laſſen. Wir wiſſen, an welchem Tage die 
Schupoabteilung durchmarſchiert iſt, wir wiſſen 
die genaue Uhrzeit, Sie können es in der Dan⸗ 
ziger Arbeiterzeitung leſen. Es wäre dem Senat 
ein Leichtes geweſen, feſtzuſtellen, welcher von 
den Offizieren die Gruppe geführt hat. Das ijt 
ein Zeichen dafür, daß ſich der Senat überhaupt 
nicht darum gekümmert hat. Sie ſind dazu ver⸗ 
pflichtet, den Offizier ausfindig zu machen. Wir 
kennen den Offizier nicht, ſondern können nur 
ſagen, daß eine Gruppe der Schupo an dem und 
dem Tage um die und die Uhrzeit durch dieſe 
Straße gezogen iſt. Dann iſt es Ihre Aufgabe 
feſtzuſtellen, wer die Gruppe geführt hat. (Abg. 
Greiſer: Der muß ſofort befördert werden!) Das 
liegt im Sinne der Nationalſozialiſten und zeigt, 
wie Ihr Senat von dieſer „Tapferkeit“ abrückt. 
Dieſer Senat erklärt, daß es nicht der Fall ge⸗ 
weſen ſei. Wenn Sie jetzt auch feſtſtellen wer⸗ 
den, daß das geſchehen iſt, ſo teilen Sie es dem 
Senat mit. Der Senat ſoll offen den Mut be⸗ 
ſitzen, dieſen Herrn zu befördern. Das wagt der 
Senat nicht, deſſen ſeien Sie verſichert. 

In der Großen Anfrage ſprachen wir von 
der Hetze. In Ließau iſt ein famoſer Hauptlehrer 
Herrmann. Dieſer Herr hat nicht einmal, ſon⸗ 
dern wiederholt gegen die Sowjetunion gehetzt. 
Da haben Sie jetzt ſchon einen Beweis für dieſe 
Hetze in der Schule. Daß die bürgerliche Preſſe 
hetzt, iſt ja bekannt. (Zuruf des Abg. Kalitzke.) 
Wenn Sie erklären, Herr Kalitzke, wenn er ge⸗ 
hetzt habe, habe er die Wahrheit geſprochen, ſo 
ſage ich Ihnen, daß kein Schwindel zu groß iſt, 
als daß er nicht von Ihrer Preſſe gedruckt würde, 
wenn es gegen die Sowjetunion geht. Wenn Sie 
das nicht glauben, will ich einen typiſchen Beweis 
dafür zitieren, weil er auch für Danzig zutrifft. 
Wir haben in den Neueſten Nachrichten und im 
Vorpoſten eine ganze Menge von Briefen aus der 
Sowjetunion geleſen. Man gibt dabei den Ort 
nicht an und auch nicht die Perſon. (Lebhafte 
Zwiſchenrufe rechts. — Leſen Sie den Vorpoſten 
vom 21. Auguſt!) 

Vizepräſident Philipſen: Ich bitte den Red⸗ 
ner nicht zu ſtören. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P. D.): Das iſt 
ſehr intereſſant. Mich ſtört das durchaus nicht. 
Ich ſchütze mich ſelbſt, wenn Malſch einen Zwi⸗ 
ſchenruf macht. Wenn Malſch nach Rußland rei⸗ 
ſen wollte, würde man ihn beſtimmt dort in 
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Watte packen und im ganzen Lande herumfüh⸗ (C) 


ren, um zu zeigen, wes Geiſtes Kind die Danzi— 
ger Nationalſozialiſten ſind. Man würde ihm 
nicht ein Härchen krümmen. (Zuruf des Abg. 
Malſch.) In der „Nachtausgabe“, das iſt Hugen— 
bergs Revolverblatt, ſtand am 21. Auguſt ein 
ſehr intereſſanter Artikel, der für die National- 
ſozialiſten kennzeichnend iſt. Es heißt dort: 

Drahtbericht unſeres Korreſpondenten aus War⸗ 
ſchau. Hetzfahnen für den roten Sonntag. 

Drei bolſchewiſtiſche Funktionäre für Berlin an 
der Grenze feſtgehalten. Warſchau, 21. Auguſt. 
Von dem ruſſiſchen Grenzübergang Dünaburg wird 
gemeldet, daß die drei ſowjetruſſiſchen Funktionäre 
Toidi, Naira und Reztinsky, die auch den deutſchen 
Grenzbehörden nicht unbekannt ſind, beim Ueber⸗ 
ſchreiken der Grenze feſtgenommen wurden. Beim 
Durchſuchen fand man bei den 1 zwei 
Fahnen, die mit hetzeriſchen Aufſchriften verſehen 
waren und für den am kommenden Sonntag in Ber⸗ 
lin abgehaltenen roten Volkstag beſtimmt waren. 
Die drei wurden über die Grenze nach Sowjetruß⸗ 
land abgeſchoben. 

Um was handelt es ſich? Der „Angriff“ iſt ſchon 
wiederholt hineingefallen und das Revolverblatt 
auch. Hier handelt es ſich um etwas Aehnliches. 
Zuerſt einmal: Dünaburg hat an und für ſich 
mit der polniſchen Grenze nichts zu tun, ſondern 
die Stadt Dünaburg iſt eine lettiſche Stadt. Das 
wiſſen Sie nicht. Aber die Namen der zwei 
Emiſſäre lauten umgekehrt: Idiot und Arian, 
wobei mit dem Idiot natürlich der Redakteur der 
„Nachtausgabe“ gemeint war. Herr Arian vom 
Berliner Polizeipräſidium dürfte wiederum der 


„Nachtausgabe“ näher ſtehen als den Sowjets. (D) 


Und der dritte Name Reztinsky? Zerbrechen Sie 
ſich den Kopf. Sie kennen doch einen Polizei⸗ 
präſidenten Grzezinsky. Hier hat ſich einer den 
Spaß erlaubt, der Redaktion dieſes Revolver⸗ 
blattes etwas zu ſchicken. Man las es durch und 
druckte es ab. Dieſe Tatſache beweiſt, daß man, 
ohne ſich um etwas zu kümmern, beſinnungslos 
alles übernimmt, nur weil es gegen die Sowjet⸗ 
union gerichtet iſt. Sie ſehen, wie elend ſich die 
Hugenbergpreſſe blamiert hat. (Abg. Greiſer: 
Das hat doch nichts mit dem Tagesordnungspunkt 
zu tun!) Mehr als die Ausführungen des Abg. 
Reuter über ſeine Perſon. Das hängt mehr mit 
der Sowjetunion zuſammen als die Ausführun⸗ 
gen des Abg. Greiſer vorhin. Man hetzt gegen 
die Sowjetunion, weil fie der Todfeind der ka⸗ 
pitaliſtiſchen Staaten iſt. Daher die Hetze gegen 
die Sowjetunion, daher die Bemühungen, die 
Sowjetunion zu beſeitigen. (Abg. Greiſer: Jetzt 
kommt der übliche Schwindel gegen den Kapita⸗ 
lismus!) Es kommt nicht der übliche Schwindel, 
aber es kommt das übliche Retirieren des Abg. 
Greiſer aus dem Saal. Die Kapitaliſten vertei⸗ 
digen nur ihr Fell, deshalb müſſen ſie lügen und 
verleumden, daher der Bericht Hugenbergs. Aber 
daß das auch hier in Danzig geſchieht, und zwar, 
indem man den Staatsapparat dazu benutzt, das 
ſtellen wir hier an den Pranger. Daß der 
Staatsapparat ſelbſt nichts dagegen hat, zur 
Hetze, zur ideologiſchen Vorbereitung des Krie⸗ 
ges gegen die Sowjetunion benutzt zu werden, 
nimmt uns nicht wunder, aber wir wollen dies 
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(A) feſtſtellen, um dadurch die Kundgebungen des Se⸗ 


8 


— 


nats gegenüber der friedlichen Einſtellung der 
Sowjetunion zu entlarven. 

Dieſer Senat duldet nicht nur die Hetze in 
den Schulen, nicht nur die Hetze bei der Polizei 
gegen die Sowjetunion, ſondern er duldet ja 
auch, daß das weißgardiſtiſche Geſindel ganz offen 
hier die konterrevolutionäre Tätigkeit entfaltet. 
Wenn die Kommuniſten ein Flugblatt herausge⸗ 
ben, Herr Senator Hinz, dann ſetzen Sie den 
ganzen Polizeiapparat in Bewegung, um feſtzu⸗ 
ſtellen, wer die Vertreiber des Flugblattes ſind, 
trotzdem ganz offen der Name angegeben wurde. 
Wenn Arbeiter eine Zeitſchrift herausgeben, ſie 
vielleicht aus beſtimmten Gründen nicht mit 
ihrem Namen zeichnen, dann ſetzen Sie den gan⸗ 
zen Polizeiapparat in Bewegung. Ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob dieſe Blätter den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechen oder nicht, geben Sie den 
Polizei⸗ und Zollſtationen den Auftrag, dieſe 
Blätter zu beſchlagnahmen und die Verbreiter 
feſtzunehmen. Das können Sie nur auf ein ge⸗ 
richtliches Urteil hin. Wenn aber das weißgar⸗ 
diſtiſche Geſindel ſeine Flugblätter überall her⸗ 
ausgibt, was tun Sie dann? Sie dulden, daß 
die Weißgardiſten ihre Tätigkeit gegenüber der 
Sowjetunion entfalten. Sie wiſſen doch, daß Sie 
auf die Handelsbeziehungen mit der Sowjetunion 
angewieſen ſind, daß der Danziger Staat dieſe 
Beziehungen braucht. 5 

Wenn man ſich das alles vor Augen hält, die 
Hetze, die bisher in den Schulen ſtattgefunden 
hat, die Hetze, die bisher bei der Schupo ſtattfand, 
das Treiben des weißgardiſtiſchen Geſindels, wei⸗ 
ter die Erklärung, die Herr Senator Hinz abge⸗ 
geben hat, dann muß man den Eindruck haben, 
als ob Sie das bewußt unterſtützen, daß Sie aus 
gewiſſen Gründen offiziell nicht in dasſelbe Horn 
blaſen können. daß Sie es aber dulden. Wir wiſ⸗ 
ſen, daß das Beſtehen der Sowjetunion die Ge⸗ 
währ für das Fortbeſtehen des Friedens iſt. Die 
Sowjetunion iſt der größte Friedensfaktor der 
Welt. Das hat ſich gerade in den letzten Tagen 
herausgeſtellt. Die Sowjetunion verteidigen 
heißt den Frieden verteidigen. Deshalb werden 
wir Kommuniſten, und deshalb werden die Dan⸗ 
ziger Arbeiter die Verteidigung der Sowjetunion 
als ihre Sache betrachten und werden Ihrer Hetze 
in den Schulen und auch bei der Polizei rückſichts⸗ 
los entgegentreten. (Bravo! bei den Kommu⸗ 
niſten.) 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt ge⸗ 
ſchloſſen. Damit iſt Punkt 3 der Tagesordnung 
erledigt. In der Beſprechung des Aelteſtenaus⸗ 
ſchuſſes wurde der Vorſchlag gemacht, dem Haufe 
zu empfehlen, die Punkte 4 und 5 in der Be⸗ 
ſprechung zu verbinden. Ich höre keinen Wider⸗ 
ſpruch; 55 1 ſo beſchloſſen. Ich rufe die Punkte 

auf: 


4 und 
Antrag des Abg. Brill u. Fr. auf Auf⸗ 


rung des Verſorgungsgeſetzes, des Altrent⸗ 

nergeſetzes und des Verfahrensgeſetzes. 
Druckſache Nr. 339. Ich eröffne die Beſprechung. 
Das Wort hat der Herr Abg. Kloſſowski. 


Kloſſowſki, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. 
u. H.! Ich ſpreche zur Druckſache Nr. 338, die die 
Aufhebung jener Beſtimmung bezweckt, nach wel⸗ 
cher die langfriſtigen Erwerbsloſen von der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge und dem Genuß ihrer Unter⸗ 
ſtützung ausgeſchaltet werden ſollen. Ueber 
Punkt 5 wird mein Fraktionskollege Moritz ſpre⸗ 
chen. In dem Geſetz, das die Ausſteuerung be⸗ 
zweckt, war eine Beſtimmung, nach der die lang⸗ 
friſtigen Erwerbsloſen bereits am 1. April vom 
Bezug der Erwerbsloſenunterſtützung ausgeſchloſ⸗ 
ſen werden ſollen. Die Sozialdemokratiſche Par⸗ 
tei hat gegen dieſe Beſtimmung Sturm gelaufen 
und in dieſem Hauſe ihre warnende Stimme ge⸗ 
gen dieſe Beſtimmung und ihre Durchführung er⸗ 
hoben. Darauf iſt die Sache durch Volkstagsbe⸗ 
ſchluß vertagt und bis zum 1. Juni verlängert 
worden. Auch dieſer Termin wurde nicht ein⸗ 
gehalten, ſondern durch Verordnung auf Grund 
der Beratung im Volkstag auf den 15. Juli ver⸗ 
ſchoben. Die Verſchiebung auf dem 15. Juli hat 
wohl aus dem Grunde ſtattgefunden, weil die 
bürgerlichen Vertreter der Meinung waren, der 
Volkstag ſei um dieſe Zeit vertagt, er werde 
keine Möglichkeit haben, eine weitere Vertagung 
der Ausſteuerung durchzuſetzen. In dieſer Kal⸗ 
kulation haben ſie ſich nicht verrechnet, ſie iſt rich⸗ 
tig geweſen; denn das Präſidium des Volkstages 
hat damals ſeine Hand geboten, den Volkstag auf 
Grund des Antrages, den wir geſtellt haben, nicht 
einzuberufen, ſondern ließ es dabei bewenden, 
daß erſt nach Schluß der Ferien, am 26. Auguſt, 
die Beratung einſetzen ſollte. Wir haben hier 
wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß die Ableh⸗ 
nung der Einberufung des Volkstages zum 15. 
Juli ein Verfaſſungsbruch war und geſagt, daß 
wir uns einen ſchlimmeren Verfaſſungsbruch nicht 
denken können. Nach den Beſtimmungen der 
Verfaſſung muß der Volkstag einberufen werden, 
wenn ein Sechſtel der Volksvertretung die Ein⸗ 
berufung verlangt. Es beſtand auch beim am⸗ 
tierenden Präſidenten Gaikowſki kein Zweifel 
darüber, daß der Volkstag einberufen werden 
mußte. Zweifel wurden ihm erſt in den Bera⸗ 
tungen mit den Koalitionsparteien beigebracht, 
die jetzt die Regierung bilden. So iſt es gekom⸗ 
men, daß die bürgerliche Mehrheit über die Be⸗ 
ſtimmungen der Verfaſſung glatt weggegangen 
iſt, die Verfaſſung nicht reſpektiert hat und dem 
Antrag der Sozialdemokratiſchen Partei auf Ein⸗ 
berufung des Volkstages nicht ſtattgab. 

Wir waren der Meinung, daß der Volkstag 
in einer ſolchen Zeit wirtſchaftlicher Not, wo es 
ſich darum handelt, Tauſende und aber Tauſende 
von dem traurigſten Schickſal zu verſchonen, das 


hebung der Verordnung über Abänderung ſie treffen kann, die Ausſteuerung der Erwerbs⸗ 
loſen hintanhalten und den Termin hinausſchie⸗ 
Der Volkstag hätte die Pflicht ge⸗ 


des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge. 
Druckſache Nr. 338. er 


} 


ben werde. 


Antrag des Abg. Moritz u. Fr. auf (O) 
Aufhebung der Verordnung betr. Abände⸗ 


— 


D) 


00 


(B) 
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habt, auf ſeine Ferien zu verzichten und zu bera⸗ 
ten, wo es ſich um das Wohl der Aermſten des 
Volkes handelt. Dieſe Einſtellung haben wir von 
jeher und beſitzen auch keine andere; denn wir 
lind eine Arbeiterpartei, eine Menſchheitspartei. 
Wir haben den Antrag geſtellt auch in der Hoff⸗ 
nung, daß die bürgerlichen Parteien die Verfaſ— 
jung reſpektieren würden, daß auch das Präſidium 
die Verfaſſung reſpektieren und den Volkstag ein⸗ 
berufen würde. Das iſt nicht geſchehen. All die 
Begründungen, die der Ablehnung mit auf den 
Weg gegeben wurden, ließen die ſchwache Poſition 
des Senats, des Volkstagspräſidiums und der 
bürgerlichen Mehrheit ohne weiteres an den 
Tag treten. Aber Sie haben ſich wie bei allen 
Ihren Maßnahmen geſagt, jetzt gelte nicht die 
Verfaſſung, ſondern die Macht. Die Macht wird 
von jener Seite diktiert, die es ſich zum Prinzip 
gemacht hat, in allen Zeitungen zu erklären, die 
ewerkſchaften zerſchlagen zu wollen. Die Ar⸗ 
beiter ſollen für einen Hungerlohn ſchuften, da⸗ 
mit die Obermenſchen und nicht die Untermen- 
ſchen regieren, als welche die Mehrheit des Vol⸗ 
kes angeſehen wird. So iſt es gekommen, daß 
der Antrag abgelehnt wurde. 


Wir ſtehen auch heute noch auf dem Stand⸗ 
punkt, noch feſter als vorher, daß die Ausſteue⸗ 
rung der langfriſtigen Erwerbsloſen ein Fehl⸗ 
ſchlag iſt und nicht zur Geſundung unſeres 
Staatsweſens beitragen kann, weil alle Voraus⸗ 
ſetzungen dafür fehlen. Schon die Begründung, 
mit der man an dieſe Maßnahmen herangegan⸗ 
gen iſt, um die Aermſten unſeres Volkes zu treffen, 
die ſeit langen Jahren von der erbärmlichen Not 
der Arbeitsloſigkeit bedrückt worden ſind, beweiſt, 
von welchem Geiſte dieſer Senat beſeelt iſt. Die 
Ausſteuerung wurde vom Senat und den bürger⸗ 
lichen Parteien damit begründet, daß Mißſtände 
innerhalb der Erwerbsloſenfürſorge beſeitigt wer⸗ 
den ſollen. Unſere Vertreter wieſen darauf hin, 
daß Mißſtände in ſolchem Maße, wie angegeben 
wurde, in Danzig in der Erwerbsloſenfürſorge 
nicht beſtehen. Wo tatſächlich Mißſtände einge⸗ 


riſſen ſind, iſt es Aufgabe der Behörden, ſie aus⸗ 


zumerzen. Die Macht der Behörden reicht dazu 
aus. Wo Mißſtände in der Erwerbsloſenfürſorge 
auftraten, iſt auch eingegriffen worden, ſehr oft 
mit den rigoroſeſten Mitteln gegenüber dem 
Schickſal der langfriſtigen Erwerbsloſen. 


Es waren alſo nur Scheingründe, die zu die⸗ 
jen geſetzgeberiſchen Maßnahmen geführt haben. 
In Wahrheit wurde ganz etwas anderes bezweckt. 
Die Intereſſen des Arbeitgebertums, des Kapi⸗ 
tals in Danzig ſollten gegenüber der Arbeiter⸗ 
ſchaft beſſer gewahrt werden. Die Arbeitgeber 
möchten die Danziger Arbeiterſchaft auf das Kul⸗ 
tur⸗ und Lebensniveau der polniſchen Arbeiter⸗ 
ſchaft herabdrücken. Das ſind die wahren Beweg⸗ 
gründe für die Ausſteuerung der langfriſtigen Er⸗ 
werbsloſen in Danzig. Alle Maßnahmen, die im 
Laufe der Monate und Wochen ergriffen worden 
ſind, beweiſen, daß unſere Behauptung richtig iſt 
und nur aus dieſem Grunde die Ausſteuerung er⸗ 
folgt iſt. 


Mittwoch, den 26. Auguſt 1931. 


Der Senator für Soziales hat erklärt, daß auf () 


dieſe Art und Weiſe die Arbeitsloſen in Arbeit 
gebracht werden können, daß ſie gezwungen wer⸗ 
den, ſich Arbeit zu ſuchen. Was iſt in Erſcheinung 
getreten? Sind die langfriſtig Erwerbsloſen in 
Arbeit gebracht worden? Hat ſich die Zahl der 
Erwerbsloſen vermindert? (Abg. Joſeph: Das 
beſorgt Hohnfeldt!) Sit die Not der Erwerbslo⸗ 
ſen geringer geworden? Sind die Maßnahmen, 
die auf Grund des Geſetzes ergriffen wurden, zum 
Segen des Staates und ſeiner Bewohner ausge⸗ 
gangen? Oder hat ſich das Gegenteil gezeigt? 
Das letztere dürfte das richtige ſein und läßt ſich 
ſehr leicht nachweiſen. Mißſtände waren es nach 
Anſicht des Danziger Arbeitgebertums, daß die 
Erwerbsloſen überhaupt unterſtützt wurden. Das 
Arbeitgebertum wagt es nicht, ſeinen Herzens⸗ 
wunſch öffentlich auszuſprechen. Aber innerlich 
und verſchämt in den Zeilen der Zeitungen der 
Unternehmerblätter iſt ſeit langem der Wunſch 
zum Ausdruck gebracht worden, wenn die Er⸗ 
werbsloſen keine Unterſtützung erhalten, hören 
die Tarifverhältniſſe der Erwerbsloſen auf. Dann 
ſind die Arbeiter gezwungen, für jeden Lohn, der 
ihnen geboten wird, Arbeit anzunehmen. Dann 
müſſen ſie in Konkurrenz zu den Löhnen der pol⸗ 
niſchen Arbeiterſchaft treten. Die ausländiſchen 
Arbeitskräfte überſchwemmen unſere Heimat 
Danzig in einer Zahl von 30 000. Wenn einer 
den Finger in dieſe Wunde gelegt hat, ſo bin ich 
es ſeit Beſtehen des Volkstages geweſen. Ich habe 
immer wieder geſagt, eine jede Regierung eines 


jeden Landes ſieht ihre vornehmſte Aufgabe (O) 


darin, zunächſt Arbeit und Brot für die eigenen 
Staatsangehörigen zu beſorgen und nicht fremde 
Arbeitskräfte hereinzulaſſen. Das kann nur ge⸗ 
ſchehen, wenn Arbeit über das gegebene Maß 
hinaus vorhanden iſt. Das iſt hier alles verhallt. 
Es iſt ſo geweſen, als ob der Prediger in der 
Müſte ſprach. Heute findet ſich hier und da ein 
Senator, der von dieſer Stelle zu dieſer Weisheit, 
ich will nicht ſagen, letztem Schluß kommt, aber 
der doch ſagt, wir haben zuviel ausländiſche Ar⸗ 
beitskräfte, wir müſſen dafür ſorgen, daß wir ſie 
loswerden. Das Bürgertum hat eine Sünde an 
der Deutſcherhaltung dieſes Landes begangen, 
die nicht wieder gutzumachen iſt. Beamte mit 
wohlerworbenen Rechten mögen darüber lachen. 
Sie werden unſern Staat, wenn das Schiff ſinkt, 
als Ratten zuletzt verlaſſen. Aber das Volk muß 
untergehen, muß verhungern. Unjer Staat iſt 
mehr oder weniger eine Beamtenregierung mit 
wohlerworbenen Rechten. Die Mißſtände in der 
Erwerbsloſenfürſorge ſind nicht beſeitigt, und 
himmelſchreiendes Unrecht iſt auf der ganzen Li⸗ 
nie in Erſcheinung getreten. Das läßt ſich aue 
nicht durch noch ſo ſchöne Redensarten verteidi⸗ 
gen, ob man fie als Wirtſchaftsführer oder Be 
amte einſchätzt. 
Das Unrecht, 
werbsloſen begangen iſt, kann keiner leugnen. 
ift aber auch erklärlich, daß es unter einer ſolchen 
Regierung letzten Endes zu dieſem Schritt kom⸗ 
men mußte. Es iſt noch nicht lange her, als ein 


das an den langfriſtigen Er⸗ 


1 


ſehr prominenter Herr dieſer Regierung in aller 
Oeffentlichkeit den Ausſpruch tat, 


die Erwerbs⸗ 


(A) 


(B) 
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loſenfürſorge in ihrer gegenwärtigen Geſtalt ſei 
eine Prämie auf die Faulheit der Danziger Ar⸗ 
beiter. Es iſt ſehr ſchön, wenn man in geſicherter 
Stellung als Beamter ſteht, wohlerworbene 
Rechte hat, von denen man ſich kein Tüpfelchen 
abnehmen laſſen darf, weil Obergericht uſw. da⸗ 
hinterſtecken, es iſt ſehr ſchön, wenn man am 
Schluß ſeiner Laufbahn ein Anrecht auf eine an⸗ 
ſtändige Penſion hat, von dem Teil des Volkes in 
dieſer Weiſe zu ſprechen, der ſolche Rechte nicht 
hat, ſondern wenn er Invalide wird, keinen Ver⸗ 
dienſt mehr hat, auf den Haufen geworfen wird. 
Es iſt aber nicht anſtändig von ſolchen Leuten, 
die ſo ſicher daſtehen, ſo etwas in der Oeffentlich⸗ 
keit auszuſprechen. Es iſt das Verhängnis für 
Danzig, daß Menſchen mit ſolcher Geſinnung eine 
führende Stellung in unſerm Staatsweſen ein⸗ 
nehmen können. 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Kloßowſfki, 
Sie haben bewußt führende Perſönlichkeiten, die 
dem Senat angehören, auf das ſchwerſte verletzt. 
Ich rufe Sie zur Ordnung. 

Kloßowſti, Abgeordneter (S. P. D.): Ich 
glaube, man kann das Urteil über die Bemer⸗ 
kung ruhig dem Volkstag überlaſſen. Ich habe 
nur eine Feſtſtellung getroffen. Der Ausſpruch iſt 
gefallen, und Sie werden nicht verlangen, daß ich 
einen ſolchen Mann mit Glacéhandſchuhen an⸗ 
faſſe. Dazu bin ich nicht geboren, auch nicht der 
dazu geeignete Menſch. (Unruhe.) Sie kommen 
noch zu früh; ich werde noch nicht ausgeſchloſſen, 
ich habe erſt den erſten Ordnungsruf bekommen. 

Man hat nun gemeint, daß durch dieſe Aus⸗ 
ſteuerung der langfriſtigen Erwerbsloſen in Dan⸗ 
zig Arbeit geſchaffen wird. Die Begründung ging 
dahin, wenn dieſe Leute nicht mehr Unterjtügung 
befommen, ausgejteuert find, mit einem Stückchen 
Brot und mit den Knochen leben ſollen, werden 
ſie billiger arbeiten. Dadurch gibt es wieder Ar⸗ 
beit und Brot in Danzig. Dieſe wunderbare 
Theorie iſt von den angeblichen Wirtſchaftsfüh⸗ 
zern aufgebaut worden, trotzdem doch ſchon der 
len, Schütze in der Politik weiß, daß das Fortbe⸗ 
Beet von der Kaufkraft der Bevölkerung ab⸗ 
Fraß : wenigſtens ſoweit der innere Markt in 

den mt Es iſt nicht mehr Arbeit geſchaffen 
worden, es iſt nicht das eingetroffen, was man 
hoffte, daß durch die Ausſteuerung der langfriſti⸗ 
gen Erwerbsloſen mehr Arbeit geſchaffen iſt; es 
iſt auch nicht eingetroffen, daß die Ausgeſteuerten 
von den Bauern in Arbeit genommen wurden. 
Wir willen, daß die Zahl der polnischen Saiſon⸗ 
arbeiter nicht zurückgegangen iſt, ſondern wächſt, 
weil die Parteigenoſſen des Bürgertums der 
Meinung ſind, daß ſie unter dieſer Regierung, bei 
555 ſie Steuerfreiheit haben, auch mehr Rechte in 
eb auf die Beſchäftigung ausländiſcher Arbei⸗ 
er haben. Das können Sie den Leuten nicht übel 
nehmen, denn wenn ſie regieren, müſſen ſie auch 
a Freiheit haben, als wenn etwa die Sozial⸗ 
da in der Regierung find. Das ſtimmt 
och. Herr Präſident, oder wollen Sie mir auch 
tig ſein. Alen ruf erteilen? Man muß vorſich⸗ 

E 2 von ei = 
an ſprechen wollte, müßte e een 

aß man hier herunter gehen müßte. Einen engen 
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Horizont gibt es hier in Danzig nicht. Ich 
muß ſagen, unſere Senatoren ſind die wei⸗ 
ſeſten Leute, die jemals in irgend einem Lande 
der Welt regiert haben. Ich weiß nicht, ob 
das verfaſſungswidrig iſt. Vielleicht freuen ſich die 
Senatoren, wenn man das feſtſtellt. Aber dieſe 
Weisheit iſt ſonderbarer Art. Sie führt nicht zum 
Ziel, zum Aufbau, führt nicht zur Deutſcherhal⸗ 
tung unſeres Stückchens Heimaterde. 


Die Aeußerung von der Prämie auf die Faul⸗ 
heit der Erwerbsloſen iſt nun gefallen. Die Un- 
terſtützung wird den langfriſtigen Erwerbsloſen 
nicht mehr gezahlt. Man müßte doch nun meinen, 
daß alle dieſe Leute jetzt in Arbeit gebracht wür⸗ 
den. Das iſt nicht der Fall. Sie haben uns ver⸗ 
ſucht einzureden, daß wenn ein Vertreter des 
dritten Reiches die Leitung des Arbeitsamtes 
übernehmen würde, würde Manna vom Himmel 
fallen. (In ſeine Taſche iſt Manna gefallen! 
links.) Das Manna iſt noch nicht in Erſcheinung 
getreten. Herr Hohnfeldt kratzt ſich den Kopf und 
erklärt, jetzt habe er einen Einblick bekommen, 
wie ſchwer es ſei, bei der Dickfälligkeit der Danzi⸗ 
ger Arbeitgeber auch nur einen Erwerbsloſen in 
Arbeit zu bringen. Vielleicht wird Herrn Hohn⸗ 
feldt der Rücken geſtärkt, daß er kräftig darauf 
hinarbeitet, daß die Danziger Arbeitnehmer, daß 
die langfriſtigen Erwerbsloſen in Arbeit kom⸗ 
men. Die Erwerbsloſigkeit hat zu einer Zeit, in 
der ſie ſonſt in Danzig noch nicht zugenommen 
hat, ſondern in der immer eine Abnahme zu ver⸗ 


(©) 


zeichnen war, rapid zugenommen. Wir eilen mit (D) 


Rieſenſchritten dem Zeitpunkt entgegen, wo wir 
zirka 30 000 Erwerbsloſe haben werden. 


Nun verlangen die Landwirte, daß die Danzi⸗ 
ger Arbeitsloſen umſonſt arbeiten ſollen. Die 
Zahl der Landwirte, die jagen, die Erwerbslosen 
ſollen arbeiten, aber Geld bekommen ſie erſt, 
wenn die Ernte herein iſt, iſt nicht gering. Bei 
dieſen Leuten heißt es: „Willſt Du mein Volks⸗ 
genoſſe ſein, dann lade ich Dich zur Arbeit ein.“ 
Das tun fie, trotzdem Sie (nach rechts) dieſen 
Leuten Steuerfreiheit bis 1934 gegeben haben. 
Sie werden mir nicht einreden können, daß der 
Staat jemals einen Pfennig Steuer von dieſen 
Ihren Volksgemeinſchaftsgenoſſen eintreiben 
wird. Dafür ſorgt ſchon der Landbund und alle 
die anderen, auf deren Programm ſteht: Keinen 
Pfennig Steuerzahlung, alle Steuerzahlungen 
den Lohnempfängern. Heute iſt es auf dem Lande 
ſo, daß der Knecht, wenn er 60 G. monatlich ver⸗ 
dient, täglich 5 Pfennig Negerſteuer bezahlen 
muß, während ſein Herr, der vierpferdig ſpazieren 
fährt, Steuerfreiheit hat. Das iſt die Volksge⸗ 
meinſchaft, die Sie gepredigt haben. Das geht den 
Herrſchaften auf dem Lande nicht weit genug. 
Jetzt wollen ſie Tarifrechte, Schiedsrecht, Unab⸗ 
dingbarkeit der Löhne, Arbeitnehmerausſchuß⸗ 
geſetz, das für das Land ſo gut wie gar nicht in 
Frage kommt, beſeitigen. Was miſchen ſich die 


Herrſchaften auf dem Lande in dieſe Rechte der 
Induſtriearbeiterſchaft ein? Wo kommen die 
Arbeitnehmerausſchüſſe vor? Höchſtens eine Hand⸗ 
voll! Die Geſetzlichkeit ſcheitert an dem Starrſinn 
und der Dummheit der ländlichen Arbeitgeber, 
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die nur immer ihre eigene Naſenſpitze ſehen kön⸗ 
nen und nicht weiter. Die Beſeitigung der Prämie 
auf die Faulheit der Erwerbsloſen hat nicht Ar⸗ 
beit gebracht, ſondern die Arbeit iſt weniger ge⸗ 
worden. Die Leute bekommen keine Anterſtützung, 
ſie ſind den Wohlfahrtsämtern der Gemeinden 
ausgeliefert. Der Staat ſagt, er habe ſeine Pflicht 
erfüllt, jetzt, Gemeinde, nimm Du Dich des Schick⸗ 
ſals Deiner Gemeindeangehörigen an. Der Ge⸗ 
meindevorſteher ſagt, er habe kein Geld, Herr 
Hoppenrath habe ihm noch keins aus dem Aus⸗ 
gleichsfonds überwieſen. Er ſolle zuſehen, wie er 
Geld bekomme. 


So iſt die Situation. In Schüddelkau werden 
die ausgeſteuerten Induſtriearbeiter in bezug auf 
die Anterſtützung ſo behandelt, wie man heute 
vielleicht nicht einmal die Kulis in China behan⸗ 
deln würde; denn in China gibt es nicht, wie vor 
50 Jahren, eine Handvoll Reis, ſondern zwei. In 
Schüddelkau bekommt ein verheirateter Induſtrie⸗ 
arbeiter mit vier Kindern einen Lebensmittel⸗ 
ſchein im Werte von 4 Gulden in die Hand ge⸗ 
drückt. Der Gemeindevorſteher ſagt, er ſolle zu⸗ 
ſehen, was er damit mache, die Bauern zahlen 
keine Steuern, er könne nicht helfen. Wenn es 
dem Betreffenden nicht gefalle, ſolle er zum Land⸗ 
rat gehen. Wenn die Betreffenden zum Landrat 
kommen, iſt er nicht zu Hauſe. Das iſt der Polizei⸗ 
ſenator und hat den Schutz der Nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Partei zu übernehmen gegen die Wut der 
Bevölkerung, aber nicht zur Linderung der Not 
der Erwerbsloſen. In Stutthof, wo ein leibhafti⸗ 
ger Nazigemeindevorſteher vorhanden iſt, bekommt 
ein Ehepaar von der Gemeinde 5 G. die Woche. 
Dann muß dieſer Mann dafür täglich 4 Stunden 
Pflichtarbeit machen und für die Armen der Ge⸗ 
meinde Torf ſtechen. Das mag Volksgemeinſchaft 
in den Augen des Herrn Dr. Hoppenrath ſein. 
Aber hier trennen ſich unſere Wege. Das iſt keine 
Volksgemeinſchaft, Herr Dr. Hoppenrath. Das iſt 
eine Vernichtung des Deutſchtums, der deutſchen 
Kultur und muß zum Antergang unſeres Staats⸗ 
weſens und damit des Bürgertums führen. (Se⸗ 
nator Dr. Hoppenrath: Ebenſo wie der Klaſſen⸗ 
kampf, den Sie propagieren!) Aber Herr Dr. 
Hoppenrath, ich nehme an, daß Sie mit wachen 
Augen durchs Leben gegangen ſind. Hat denn 
jemals ein Arbeiter den Klaſſenhaß predigen 
müſſen? Hat nicht jeder Arbeiter am eigenen 
Leibe den Klaſſenunterſchied und Klaſſenhaß zeit 
ſeines Lebens erfahren? Von ſeiner Geburt bis 
zum Tode? Laſſen Sie dieſe Sachen, erzählen Sie 
nicht, daß es keine Klaſſen gebe. Ihre eigenen 
Anhänger werden ſich ſchön bedanken, ſich mit der 
Arbeiterſchaft als gleichbewertet hinzuſtellen. Sie 
gehen in einem weiten Bogen um die Arbeiter⸗ 
ſchaft herum. Das ſind die Mißſtände, die vom 
Senator für Soziales beſeitigt werden ſollen. Für 
ein Ehepaar waren 15,90 Gulden Anterſtützung 
zuviel. Es lebt ſich ſo ſchön damit. Es war eine 
Prämie auf die Faulheit dieſer Menſchen. Es iſt 
bedeutend beſſer für den Staat, wenn man einen 
ſolchen armen Teufel zur Verzweiflung bringt, 
ihm 5 G. durch einen nationalſozialiſtiſchen Ge⸗ 
meindevorſteher in die Hand drückt und ihn 4 


drückung auf die tiefſte Stufe der Kultur. 


Stunden Arbeit leiſten läßt. Damit iſt die Ent⸗ (O 


ſchädigung für Arbeit, die Sie, Herr Senator, im 
Freiſtaat herbeigeführt haben, auf die Lohnhöhe 
der Kulis in China herabgedrückt. (Senator Dr. 
Hoppenrath: Ich?) Damit wollen Sie eine 
Volksgemeinſchaft aufbauen? Bleiben Sie damit 
weg, Sie werden nur die eine Volksgemeinſchaft, 
die Sie gewählt hat, aufziehen, die keine Steuern 
zahlen will und alle Steuerlaſten den Arbeitneh⸗ 
mern aufbürden möchte. (Senator Dr. Hoppen⸗ 
rath: Das iſt auch nicht wahr! — Abg. Weber: 
Noch nicht ganz, aber Sie wollen es zur Wahr⸗ 
heit machen!) Das Wort von der Volksgemein⸗ 
ſchaft — hoch klingt das Lied vom braven Mann. 
Sie werden es nicht in die Tat umſetzen. Dazu ge⸗ 
hört etwas anderes. Dazu gehört, daß jene Kreiſe 
in dem Arbeiter einen Menſchen und Staatsbür⸗ 
ger ſehen, wie ihn die Verfaſſung erblickt, der 
genau dieſelben Rechte auf Leben und Achtung 
hat. Das muß den Arbeitgebern immer wieder 
geſagt werden. Sie haben keinerlei Achtung vor 
der Arbeit der Arbeiter und Handwerker, ganz 
gleich, ob auf dem Lande oder in der Stadt. In 
anderen Ländern iſt die Achtung vor den Arbei⸗ 
tern und Handwerkern vorhanden. Hier nicht, 
hier hören Sie nur das Geſchrei: Ihr habt zuviel 
Rechte, zuviel Lohn, zuviel Brot, zuviel Luft, das 
muß beſchnitten werden. 

So zieht ſich alles wie ein roter Faden durch 
die Politik. Das Anternehmertum beſtimmt die 
Rechtlosmachung der Arbeiterſchaft und Herab⸗ 
So 
wird unſere Wirtſchaft blühen. Das iſt eine 
falſche Rechnung. Bei Befolgung dieſer Politik 
müſſen hunderte kleiner Exiſtenzen pleite gehen 
und bankerott machen, deren Daſein auf der 
Kaufkraft derjenigen aufgebaut iſt, die mißachtet 
werden, der Arbeiterſchaft und der Angeſtellten⸗ 
ſchaft. Wenn Sie dieſen Leuten das Letzte neh⸗ 
men, ſie ausſteuern und nicht unterſtützen, kön⸗ 
nen Sie von den kleineren ſelbſtändigen Exiſten⸗ 
zen nichts mehr kaufen. Damit hört auch die 
Steuerkraft und Steuerzahlungsfähigkeit dieſer 
Kreiſe auf. Wenn dann einige Monate vergan⸗ 
gen ſind, werden Sie kommen und ſagen, daß die 
Mittel nicht ausreichen und die Steuern wieder 
um 50 oder 100 Prozent erhöht werden müſſen. 
(Zurufe.) Bei der Politik, die Sie betreiben, 
werden noch tauſende kleiner Exiſtenzen ihre Lä⸗ 
den ſchließen müſſen, da ſie keine Gehälter mehr 
zahlen können. Wenn Millionen verloren ge⸗ 
hen, können Sie die wachſenden Ausgaben nicht 


beſtreiten, weil die Einnahmen als Fluch der bö⸗ 


ſen Tat immer geringer werden müſſen. Dann 
dauert es keine drei Monate und Sie werden ſich 
wieder hierherſtellen und das Lied von der Volks⸗ 
gemeinſchaft ſingen müſſen, daß der Brotkorb hö⸗ 
her gehängt werden muß, nicht für die Ihrigen, 
ſondern für die 90 Proz. der arbeitenden Bevöl⸗ 
kerung. 

Wenn der Staat nicht weiter kann und etwas 
zurückgeht, wird es das Volk verſtehen. Wenn 
man aber dem Volk täglich durch böſe Beiſpiele 
vor Augen hält, daß die Not im Staat durchaus 
noch nicht ſo groß ſein kann, daß ſolche drakoni⸗ 


— 
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ſchen Maßnahmen gegen die Mehrzahl der Be⸗ 
völkerung ergriffen werden müſſen, wie die Aus⸗ 
ſteuerung der Erwerbsloſen und daß noch Rieſen⸗ 
einkommen geduldet werden, die aus Staatsmit⸗ 
teln fließen, wenn ſolche Zuſtände beſtehen, kann 
man nicht das Lied von der Volksgemeinſchaft 
anſtimmen. Wir haben hier Senatoren, zum 
Teil nicht mehr im Amt, die ſeit ſechs oder ſie⸗ 
ben Jahren eine Penſion bis 33 000 G. jährlich 
in einer Zeit beziehen, wo man dem Volke pre⸗ 
digt, daß es mit 5 G. pro Woche mit einer Frau 
auskommen und vier Stunden täglich Zwangs⸗ 
arbeit leiſten und barfuß im Torfbruch ſtehen 
ſoll. Es wäre an der Zeit, daß man daran 
dächte, ſolche Verſchwendung aus der Welt zu 
ſchaffen. (Senator Dr. Hoppenrath: Haben Sie 
geſtern nicht die Rede des Senatspräſidenten ge⸗ 
hört?) Die Rede hör' ich wohl, allein mir fehlt 
der Glaube. (Senator Dr. Hoppenrath: Wir 
werden uns unterhalten!) Wenn es ſo iſt, daß 
ſolche Kreiſe unbekümmert um die Volksnot auf 
ihren Schein pochen, ſolange können Sie der Be⸗ 
völkerung nicht predigen, daß ſie hungern muß. 
Wenn ſolche Leute ſo hohe Gehälter und ſolche Pen⸗ 
ſionen von 36000 G. beziehen, dann iſt es nicht 
richtig, was man hier gegen die Staatsbürger 
mit geringem Einkommen unternimmt. Freiwil⸗ 
lig werden ſie es nicht tun. Wer hat ſie gehin⸗ 
dert, zu Herrn Ziehm zu ſagen: „Du darfſt jetzt 
als Staatspräſident nicht jo viel bekommen, wie 
Herr Sahm. Du kannſt jetzt manche Nacht nicht 
ſchlafen“, ſo ehrlich bin ich, das anzuerkennen, 
aber wer hat z. B. Herrn Dr. Volkmann gehin⸗ 
dert, zu kommen und zu ſagen: „Mein Deutſch⸗ 
tum verträgt es nicht, daß Du für Deine Mühe 
nur 30 000 G. bekommſt, während ich für Nichts⸗ 
tun 33 000 G. vom Volk bekomme und ſo und ſo 
viel Hunderttauſend noch nebenbei verdiene.“ 
Wo iſt da das Deutſchtum und die Volksgemein⸗ 
ſchaft? (Senator Dr. Hoppenrath: Das hat mit 
Herrn Dr. Volkmann nichts zu tun!) Das iſt 
ein Mann, der im Grunde genommen, dieſe 
Summe aus der elenden Danziger Volksgemein⸗ 
ſchaft bezieht. (Senator Dr. Hoppenrath: Das 
Het mit der Volksgemeinſchaft nichts zu tun!) 
Sie ſchließen alſo Herrn Dr. Volkmann von der 
Volksgemeinſchaft aus. Ich bin derſelben Mei⸗ 
nung. Wenn ein Mann es fertig bekommt, 
ſolche Bezüge aus dem Volk zu ziehen, dann iſt 
es keine Volksgemeinſchaft. Mit der Einigkeit iſt 
es nicht getan in dieſer Frage. Es muß ein 
Recht geſchaffen werden. (Zwiſchenrufe rechts.) 
Das ſcheiterte an dem Widerſtand der Bürger⸗ 
lichen, die in der Regierung waren. Da iſt noch 
ein anderer Senator, der ſeine 33 000 G. Gehalt 
bekommt im Gegenſatz zu den Gehältern der an⸗ 
deren Senatoren, die durch Sparmaßnahmen ab⸗ 
1 5 8 dieſer Mann ſoll ein Volks⸗ 
de ſein, der ſehr für die Volksgemeinſchaft 
Bonet. Herr Dr. Althoff fol ſehr für 11 
Ollsgemeinſchaft ſchwärmen. Wer hat dieſen 
Herrn gehindert, beim Eintritt in die neue Re⸗ 
ierung bei d ; 
2 % 3 bei dem Beſtehen dieſer ungeheuren 
zu ſagen: „Mein Deutſchtum und mein Ge⸗ 
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wiſſen ſträuben ſich dagegen, daß ich mehr Geld (0) 


bekommen ſoll, als die anderen Senatoren, und 
zwar für dieſelbe Arbeit.“ Das gibt es nicht. 

Wir Sozialdemokraten haben einmal böſe 
Erfahrungen gemacht, als die Beamtenſchaft Dan⸗ 
zigs, als wir in der Regierung waren, der Be⸗ 
völkerung ein Almoſen vor die Füße warf in 
Geſtalt jenes weltberühmten Notopfers. Als es 
gegeben wurde, waren nicht wir in der Regie⸗ 
rung, ſondern die Deutſchnationalen. Wir haben 
es damals bekämpft, ich ſpeziell. Wir haben ge⸗ 
ſagt, das Danziger Volk erwartet von denen, 
denen es Lohn und Brot gibt, kein Almoſen, ſon⸗ 
dern Rüchſicht auf die Finanzlage. Das Danziger 
Volk erwartet, daß auf Grund eines Geſetzes die 
Bezüge der Beamten feſtgelegt werden und will 
kein Almoſen. Wir haben geſagt, was die Be⸗ 
amten der Regierung geben, iſt verfaſſungs⸗ 
widrig. Es war charakteriſtiſch, als ein neuer 
Wind wehte, als die Sozialdemokraten 1927 in 
die Regierung eintraten, wurde geklagt, und das 
Obergericht ſagte, das Notopfer wäre verfaſ⸗ 
ſungswidrig. Da mußten die böſen und verleum⸗ 
deten Sozialdemokraten, die auch in der Regie⸗ 
rung nicht auf Roſen gebettet waren, zum größ⸗ 
ten Teil das zurückzahlen, was als Notopfer ge⸗ 
geben war. Wir haben an Hand der Geſchichte 
beſtimmte Erfahrungen, und ich glaube, darin 
unterſcheiden wir uns vom Bürgertum. Es ſcheint 
ſo, als ob das Bürgertum verdammt iſt, aus der 
Geſchichte nichts zu lernen. Daran geht es zu⸗ 
grunde. 


Wir wollen nicht ein ſolches Gnadenopfer von 
den Herrſchaften haben. Wir wollen, daß die 
Bezüge durch Geſetz feſtgelegt werden. Wir wol⸗ 
len auch unſere Leute, die in der Regierung wa⸗ 
ren und die geringſten Gehälter bekamen, nicht 
ſchonen. Wir glauben, daß von unſeren Leuten 
kein Widerſtand in dieſer Beziehung geleiſtet 
wird. Dieſe zwei Leute, die aus dem Arbeiter⸗ 
ſtand gekommen ſind, waren doch, gemeſſen an 
den anderen Gehältern, ſehr beſcheiden. Wir 
wollen aber, daß ſie alle gleichgeachtet und ge⸗ 
wertet werden. Da auf Grund unſerer Verfaſ⸗ 
ſung alle Macht vom Volk ausgeht, kann der 
Volkstag mit Zweidrittel ⸗ Mehrheit ein Geſetz 
ſchaffen, das die Rechte dieſer Herren feſtlegt. 
Dann braucht ſich das Volk kein Almoſen geben 
zu laſſen. Ich glaube, daß der Weg gangbar iſt. 
Wenn die Meinung verbreitet iſt, daß das Ober⸗ 
gericht, das auch aus Beamten mit wohlerworbe⸗ 
nen Rechten beſteht, ſagen wird, es liegen da be⸗ 
ſtimmte Verträge vor, hier gilt der Vertrag, da 
kommt die verfaſſungsändernde Mehrheit nicht in 
Frage, ſo kann ich dem nicht beitreten. Wenn 
die oberſte Gewalt vom Volk ausgeht und das 
Volk durch ſeine Vertreter beſchließt, daß Ver⸗ 
träge aufgehoben werden, ſo ſind dieſe Verträge 
aufgehoben. Das kann nicht durch ein Urteil des 
Obergerichts geſchehen, das mehr oder weniger 
durch Intereſſenten zuſtande kommt, die glau⸗ 
ben, daß ein beſonderes Recht der Beamten zu 
ſchützen iſt. Es wird alſo wohl niemand der 
Meinung ſein, daß wenn die Verfaſſung dem Volk 
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die Macht in die Hand gibt, es nicht jedes Geſetz 
aufheben kann. Dann können auch Verträge alter 
Art und der Beſitzſtand aufgehoben werden. Alſo 
Volksgemeinſchaft iſt ſehr gut. Die Herren, die 
es angeht, ſollen mit gutem Beiſpiel vorangehen 
und der Bevölkerung zeigen, daß ſie die Not des 
Volkes zu ihrer Not machen. Sie werden auch 
noch nicht hungern und werden auch eine anſtän⸗ 
dige Wohnung haben, was bei den Ausgeſteuer⸗ 
ten nicht mehr zutrifft. Sie haben die Mieten 
verteuert und ſchaffen dadurch doch keine Arbeit. 
Die Leute ſind erwerbslos und ſollen 15 Prozent 
mehr Mieten bezahlen, Denen, die in Arbeit 
ſtehen, wird der Lohn vermindert. Sie müſſen 
aber die Miete erhöhen. Womit wurde das be⸗ 
gründet? Es wird dadurch Arbeit geſchaffen, die 
Hausbeſitzer werden etwas machen laſſen. Gehen 
Sie durch Danzigs Straßen, zählen Sie die Ge⸗ 
rüſte, wo eine Faſſade gemacht wird, wo ein Dach 
geflickt wird. Im Gegenteil, die Wirte ſagen, 
das was durch Senatsbeſchluß im Volkstag zu⸗ 
ſtande gekommen iſt, iſt ein Beſchluß, der uns 
mehr Einnahmen ſichert, ohne uns Verpflichtun⸗ 
gen aufzuerlegen. Auch die Mieterhöhung hat 
keine Arbeit gebracht, trotzdem 15 Proz. mehr 
Miete genommen werden und die Wirte die Woh⸗ 
nungen unter 30 G. haben, 15 Proz. mehr Miete 
bekommen. Wenn die den guten Willen hätten, 
könnten ſie ihre Buden auch in Ordnung bringen, 
damit ein kleiner Handwerksmeiſter oder Geſelle 
Arbeit bekommt. Hier hört aber der Sinn für die 
Volksgemeinſchaft auf. 

Ich komme zum Schluß und ſage, daß der Be⸗ 
ſchluß auf Ausſteuerung der langfriſtigen Er⸗ 
werbsloſen äußerſt verhängnisvoll geworden iſt. 
Durch unſere Arbeit haben Sie erreicht, daß er 
wiederholt hinausgeſchoben worden iſt. Wir wa⸗ 
ren der feſten Aeberzeugung und hatten die Hoff⸗ 
nung, daß durch unſere Tätigkeit und durch un⸗ 
ſere Werbung überhaupt die Beſeitigung der 
Ausſteuerung möglich gemacht werden könnte. 
Wir haben heute keine große Hoffnung mehr, 
daß Sie das tun werden, weil bereits neue Ver⸗ 
ſchlechterungen angekündigt worden ſind. Wir 
halten es für unſere Pflicht, von dieſer Stelle 
aus noch einmal warnend unſere Stimme zu er⸗ 
heben und Sie zu erſuchen, unſerm Antrag zuzu⸗ 


ſtimmen. (Bravo! links.) 
Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Kreft. 


Kreft, Abgeordneter (K. P.): Die Rede des 
Abg. Kloſſowſki wäre auch ſehr gut im Deutſchen 
Reichstag zu halten. (Abg. Kloſſowski: Bleiben 
Sie in der Heimat!) Durch Ihre Duldungspoli⸗ 
tik haben Sie in Deutſchland das eingeführt, was 
Sie hier bekämpfen. (Abg. Kloſſowſki: Bleiben 
Sie in der Heimat, helfen Sie den Erwerbslo⸗ 
jen!) Die Frage der Erwerbsloſen iſt in dieſem 
Hauſe ſo oft erörtert worden. Die Tränen der 
Erwerbsloſen, die das alte Ermächtigungsgeſetz 
verurſacht hat, würden gar nicht in dies hohe 

aus hineingehen. Die verhungerten Proleten, 
die das neue Ermächtigungsgeſetz bringen wird, 


werden beſtimmt nicht hier Platz haben, ſo viel 
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verhungerte Arbeiter wird es in den nächſten (C) 


Monaten geben. Die Preſſe wird nichts davon 
berichten, aber wir, die wir als Arbeiter das 
Elend kennen, können mit Beſtimmtheit ſagen, 
daß das eintreten wird. Wir wiſſen, daß unter 
dem Begriff Staatsnotwendigkeit dies Ermächti⸗ 
gungsgeſetz und auch das dritte Ermächtigungs⸗ 
geſetz geſchaffen worden iſt. Wir wiſſen auch zur 
Beruhigung von Herrn Kloſſowſki, daß Herr 
Gehl ſehr ſchön von Staatsnotwendigkeiten ſprach. 
(Abg. Gehl: Die gibt es in Rußland auch!) Die 
in Einklang mit den Wirtſchaftsſchwierigkeiten zu 
bringen, bedeutet für den Kapitalismus Abbau 
aller Unterſtützungsmaßnahmen. Man kann dar⸗ 
über ſtreiten, ob man es in dieſer rückſichtsloſen 
Form in einer kurzen Zeit durchführt, oder dafür 
eine längere Zeit gebraucht. Ob man die Me⸗ 
thode anwendet, den Leibriemen allmählich ein 
Loch enger zu machen oder eine Gewaltkur durch⸗ 
führt, iſt im Ergebnis dasſelbe. Herr Senator 
Dr. Hoppenrath hat ſich für die Gewaltkur ent⸗ 
ſchieden. Mit Klauen und Zähnen will er durch 
die eiſerne Zeit durchkommen, um dem Kapitalis⸗ 
mus noch eine beſtimmte Spanne Zeit und Le⸗ 
bensmöglichkeit und damit auch den Nutznießern 
des Kapitalismus zu ſichern, zu denen er auch 
gehört. Um ſich ſelbſt die Vorteile zu ſchaffen, 
müſſen Mißſtände beſeitigt und die Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung verringert werden. Unter dieſer De⸗ 
viſe werden die neuen Maßnahmen durchgeführt. 
Die ſogenannte Linksregierung hat ja auch ſchon 
Mißſtände beſeitigt, und zwar auf dem berühm⸗ 
ten Verwaltungsweg. Es geſchah natürlich nicht 
jo, wie es die kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsnotwen⸗ 
digkeiten jetzt bedingen und vorausſetzen. 

Die Mißſtände, die beſeitigt werden ſollten, 
wurden ja damit begründet, daß der Erwerbsloſe 
ſich um keine Arbeit bemühen wird, ſolange er 
eine Unterſtützung bekommt. Wenn er aber keine 
Anterſtützung bekommt, dann wird er unbedingt 
dafür ſorgen, daß er Arbeit erhält. Die Herren 
haben ſich ſelbſtverſtändlich nicht den Kopf zer⸗ 
brochen, ob überhaupt Arbeitsmöglichkeiten trotz 
größter Bemühung zu bekommen ſind. Es iſt heute 
trotz größter Mühe nicht für alle Danziger Er⸗ 
werbsloſen Arbeitsmöglichkeit vorhanden. 

Ein wichtiger Geſichtspunkt war beim Se⸗ 
nat, die Ausſteuerung mit dazu zu benutzen, 
um einen verſchärften Druck auf die Löhne 
auszuüben. Beſonders die letzte Rede unſeres 
Herrn Sättigungshuldigers Dr. Hoppenrath hat 
allen klar gezeigt, daß wir in dieſer Linie, trotz⸗ 
dem es abgeſtritten wurde, noch bedeutend grö⸗ 
ßere Verſchlechterungen zu erwarten haben. Der 
Erwerbsloſe in der modernſten kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft hat es heute ſchlechter, als der Sklave 
des Mittelalters. Dem Sklaven im Mittelalter 
war wenigſtens ſeine Exiſtenz des Sklavendaſeins 
garantiert. Dem Erwerbsloſen heute werden 
keine Exiſtenzmöglichkeiten gegeben, um über⸗ 
haupt zu exiſtieren. Wenn Herr Senator Dr. 
Wiercinski⸗Keiſer, der beſonders das große ſo⸗ 
ziale Herz hat, ſich als Familienvater einmal der 
Mühe unterzöge, zu verſuchen, mit 5 G. die Woche 
mit einer Familie mit vier oder fünf Kindern 


— 
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durchzukommen, würde er vielleicht anderen Sin⸗ 
nes werden. Das Geſetz verpflichtet den Fami⸗ 
lienvater zum Unterhalt ſeiner Angehörigen. 
Derjenige, der es nicht tut, wird mit Strafe be⸗ 
droht. Aber das Geſetz in ſeiner majeſtätiſchen 
Weisheit gibt dieſem Arbeiter nicht die geringſte 
Möglichkeit, für den Unterhalt ſeiner Familien⸗ 
angehörigen zu ſorgen. Dieſer Arbeiter iſt neben 
allem übrigen Uebel gezwungen, nachzuſehen, wie 
tagtäglich ſeine Familie zugrunde geht und buch⸗ 
ſtäblich verhungert. Ja, m. H. vom Zentrum, was 
dies noch mit Nächſtenliebe und Hochachtung der 
Familie, was dies noch mit dieſen ſchönen chriſtli⸗ 
chen Grundſätzen zu tun hat, das zu beurteilen 
muß ich Ihnen ſelbſt überlaſſen. 


Wir wiſſen, daß die jetzige Situation wirt⸗ 
ſchaftlich ziemlich zugeſpitzt ift und daß die Zu⸗ 
ſtände immer ſchlechter werden. Die Nationalſo⸗ 
zialiſtiſche Partei, die ſich eine Arbeiterpartei 
nennt, und beſonders der brüllende Löwe, Herr 
Greiſer, verſuchen ja immer wieder, ſich bei der 
geringſten Gelegenheit als diejenigen aufzuſpie⸗ 
len, die beſonders die Intereſſen der Erwerbs⸗ 
loſen vertreten. Auch heute ſagte er wieder: „Da 
ſieht man, wie die Kommuniſten die Intereſſen 
der Erwerbsloſen vertreten, mit ihren langen 
Reden verhindern Sie, daß die Frage der Er⸗ 
werbsloſen behandelt wird.“ 
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das Gemurmel ihres Antermenſchenkonzertes 
nach, das ſie letztens angeſtimmt haben. Das war 
eine Seite, die andere iſt noch viel brutaler. Sie 
beſteht darin, daß die Nazis die Erwerbslosen 
benutzt haben, um für ſich Stellungen und Ver⸗ 
dienſtmöglichkeiten zu ſchaffen. Die Nazis geben 
rückſichtslos die Intereſſen der Exwerbsloſen 
preis. Für ſie gilt die Frage, was ſie dafür be⸗ 
kommen können. Dieſe Politik haben dieſe Ge⸗ 
ſellen durchgeführt. Die Arbeiterſchaft wird ihnen 
111 gegebenen Moment die Antwort er⸗ 
eilen. 


Wir Kommuniſten wiſſen, daß das Reden, 
das Appellieren in dieſem Hohen Hauſe zwecklos 
iſt. Die Entwicklungsgeſchichte des Kapitalismus 
muß ihren Weg gehen. Wir wiſſen, daß bei der 
Annahme unſeres Antrages auf der Seite, die 
die Opfer tragen ſollte, niemand verhungert 
wäre. Wenn Herr Direktor Meißner 10 000 Gul⸗ 
den behalten hätte, wenn die Herren Senatoren 
500 Gulden den Monat haben, wenn alle übrigen 
Großpenſionäre dieſelbe Summe haben, würden 
ſie ein äußerſt gutes Leben führen können, ſie 
würden nicht verhungern. Dieſe Maßnahmen 
würden genügen, um für eine kurze Zeit allen 
Erwerbsloſen unter den alten Bedingungen die 
Erwerbsloſenunterſtützung weiterzuzahlen. Dieſe 
Maßnahmen würden dazu führen, daß für kürzere 
Zeit das Wirtſchaftsleben etwas belebt würde. 
Die Herren mit ihren Rieſengehältern legen das 
Geld ganz ſicher in Deviſen in der Schweiz oder 
in Amerika an, um im gegebenen Moment über 
einen beſtimmten Beſitzſtand verfügen zu können, 
wenn ihnen hier der Boden zu heiß wird. Der 
Arbeiter, dem der Lohn zum Leben ſo wie ſo nicht 
ausreicht, wird das Geld beſtimmt umſetzen. 


Jetzt ſitzen die M 
Nazis draußen und denken wahrſcheinlich über 
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Wenn man ſich die Wirtſchaftspolitik unſeres 
Finanzſenators anſieht, muß man ſagen, dieſe 
Politik hat mit Wirtſchaft wirklich nichts zu tun. 
Dieſe Politik iſt eine direkte Aushungerungs⸗ 
politik für Tauſende von Erwerbsloſen. Auf der 
anderen Seite ſehen wir eine vollſtändige Droſſe⸗ 
lung auch der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft. Sie, 
m. H., haben ſich in eine völlige Auswegsloſigkeit 
verrannt. Sie kommen nicht heraus und werden 
auch nicht herauskommen. Glauben Sie aber 
nicht, daß die Arbeiterſchaft freiwillig verhungern 
wird. Sie haben wohl auch ein bißchen Geſchichte 
gelernt. Vor einigen hundert Jahren, als die 
Könige von Frankreich ſagten: „Was ſchreien die 
Arbeiter nach Brot? Mögen ſie doch Kuchen eſſen, 
wenn ſie nicht Brot haben“, iſt das Volk über dieſe 
Klicke hinweggegangen. Genau ſo wird die Danziger 
Arbeiterſchaft mit allen denjenigen verfahren, 
die ihnen die Lebensmöglichkeit nehmen, die Ge⸗ 
ſetze ſchaffen, die ſie zum Verhungern zwingen. 
Dies wird unſere Miſſion ſein, die wir in den 
nächſten Monaten zu erfüllen haben. Das iſt 
unſere Aufgabe, die wir im Intereſſe der Arbei⸗ 
terſchaft, im Intereſſe der geſamten Danziger Be⸗ 
völkerung zu löſen haben. (Bravo! bei den Kom⸗ 
muniſten.) 
Präſident: 
oritz. 
Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H.! 
Bereits am geſtrigen Tage habe ich zu dem Punkt, 
der dem jetzt zur Verhandlung ſtehenden ſehr 
ähnlich iſt, längere Ausführungen gemacht. Es 
erübrigt ſich daher heute eigentlich, noch Weſent⸗ 
liches dazu zu ſagen, beſonders bei dem Intereſſe 
der Parteien, die immer angeben, ein Herz für 
die Kriegsopfer zu haben. Die Deutſchnationa⸗ 
len zum Beiſpiel, die immer ſchrieben, die Ver⸗ 
ſorgung der Kriegsopfer ſei ihnen eine Herzens⸗ 
ſache, glänzen heute durch Abweſenheit. Man 
kann ihnen alſo nichts ſagen. Wir werden es 
aber der Bevölkerung und beſonders den Kriegs⸗ 
opfern erzählen, welches Intereſſe die Parteien, 
die das Frontſoldatentum ſo hoch heben, den 
Kriegsopfern entgegen bringen. 

Wir haben bereits im Januar ein Ermächti⸗ 
gungsgeſetz erlebt, das den Senat ermächtigte, das 
Verſorgungsgeſetz zu ändern. Der Senat hat 
aus eigener Machtvollkommenheit darüber hinaus 
nicht nur das Verſorgungsgeſetz, ſondern auch 
das Verfahrensgeſetz geändert. (Hört, hört! 
links.) Wir haben weiter erlebt, daß auf Grund 
des Ermächtigungsgeſetzes, das am 30. Juni ab⸗ 
gelaufen war, noch am 8. Juli eine Verordnung 
herausgegeben wurde. (Hört, hört! links.) Ueber 
ſolche Zwirnsfäden ſtolpert man ſcheinbar in un⸗ 
ſerem Staatsweſen nicht mehr. Das fällt bei dem 
großen Aufwaſchen gar nicht mehr auf. Es iſt 


Das Wort hat der Herr Abg. 


aber ein Zeichen dafür, wie ſelbſtgeſchaffene Ge⸗ 
ſetze geachtet werden. 

Nach dem Ermächtigungsgeſetz heißt es, daß 
jede Verordnung aufzuheben iſt, wenn der Volks⸗ 
tag es beſchließt. Nun hat zu dem Erlaß der letz⸗ 
ten Verordnung — die Kriegsopferverſorgung 
betreffend — der Senat gerade den Zeitpunkt ab⸗ 


(C) 


(A) 


(B 
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(Moritz, Abgeordneter) 


gepaßt, wo der Volkstag ſich bereits vertagt hatte. habe dieſen Zwiſchenruf ſofort 


zerpflückt 


Er hat den letzten freien Nachmittag, an dem das möchte heute auch noch erwähnen, daß durchaus 


Ermächtigungsgeſetz noch Geltung hatte, benutzt, 
um dieſe Verordnung herauszugeben. Die Re— 
gierungsparteien hätten zweifellos die Gelegen— 


heit ergreifen müſſen, dieſe Verordnung, die nach 


— 


der Vertagung des Volkstages erſchien, zur Be⸗ 
ſprechung zuzulaſſen. Aber Sie haben dies abge- 
lehnt und ſich damit über den klaren Wortlaut 
der Verfaſſungz hinweggeſetzt. Wenn Sie behaup⸗ 
ten: „Die Verſorgung der Kriegsopfer iſt uns 
eine Herzensſache“, und „Wir werden keinen 
Frontkameraden im Stich laſſen“, ſo iſt das doch 
nur dazu beſtimmt, um nach außen zu wirken. 
Ihre Meinung nach innen kennzeichnet der Aus⸗ 
ſpruch des Abg. Schwegmann im Ausſchuß: „Der 
Volkstag hat ſich vertagt, und wichtige Angele— 
genheiten haben wir nicht zu erledigen.“ Die 
Verſorgung der Kriegsopfer iſt alſo keine wich⸗ 
tige, ſondern eine Nebenſache. 

Das Intereſſe, das man den Kriegsopfern frü⸗ 
her entgegengebracht hat, hat im Laufe der 
Jahre nachgelaſſen. Das muß man beſonders bei 
dem Faktor bemerken, der für die öffentliche Mei- 
nung beſonders in Frage kommt, der Preſſe. Für 
die Landeszeitung waren die geſtrigen Ausfüh⸗ 
rungen zu dieſer Sache nichts weiter als ein „er⸗ 
götzliches Schaufpiel“. Wenn Sie die Dinge jo 
auffaſſen, dürfen Sie ſich nicht wundern, wenn 
die Bevölkerung verhetzt wird. Sie ſchieben aber 
dann immer die Schuld auf uns. Die Neueſten 
Nachrichten ſchildern unter der Ueberſchrift: „Un⸗ 
erhörte Uebertreibungen“ einen Fall, in welchem 
einem hundertprozentigen Kriegsbeſchädigten, der 
ſieben Kinder zu verſorgen hat, und der Pflege— 
zuſchuß erhält, die Rente um 20 Prozent gekürzt 
wurde. Die gebrachten Zahlen können doch nicht 
über die Tatſache hinwegtäuſchen, ſondern beſtä⸗ 
tigen ſie, daß man vor der Kürzung derartiger 
Renten nicht zurückſchreckt; trotzdem in der Not⸗ 
verordnung zum Ausdruck gebracht wird, daß die 
Renten der hundertprozentigen Kriegsbeſchädig⸗ 
ten nicht berührt werden. Es ergibt ſich alſo, 
daß man es auf dem Verwaltungswege fertig be⸗ 
kommt, die Rente eines derartigen Kriegskrüp⸗ 
pels um 20 Prozent zu kürzen. (Unerhört! links.) 
Auf der einen Seite iſt man ſo ſehr feinfühlig 
und jagt, wir können es den ehemaligen Senato- 
ren nicht zumuten, daß ihre Bezüge durch ein Ge— 
ſetz gekürzt werden. Man iſt aber bei weitem 
nicht fo feinfühlig ‚wenn es ſich „nur“ um die 
Opfer des Krieges handelt. 

Ich habe zwar nicht die Hoffnung, daß Sie 
nach der heutigen Ausſprache unſerm Antrag auf 
Aufhebung der Verordnung vom 30. Juni zuſtim⸗ 
men werden, möchte aber, daß im Ausſchuß eine 
ſachliche Ausſprache darüber ſtattfindet. Ich hoffe, 
daß, wenn Sie ſich mit den Auswirkungen der 
Notverordnungen bekanntgemacht haben, das 


eine oder andere abgeändert wird. Als ich geſtern 
die Dinge kritiſierte, glaubte der Abg. Friedrich, 
einen ganz beſonders klugen Zwiſchenruf zu ma⸗ 
chen, als er ſagte, die Verordnung wäre im Reich 
getroffen und man müßte ſie übernehmen. Ich 


nicht alle ſozialen Rechte von der Regelung im 
Deutſchen Reiche abhängig ſind. Auch auf dem 
Gebiet der Kriegsopferverſorgung hat Danzig viel 
mehr Selbſtändigkeit, als Herr Friedrich an⸗ 
nimmt. 

Wenn Sie in der letzten Zeit einige geſetzliche 
Aenderungen vorgenommen haben, ſo muß ich 
Ihnen noch etwas über die Auswirkung derſelben 
vortragen. Sie haben die Anſtellungsgrundſätze 
der Beamtenſcheininhaber verbeſſert und haben 
vorgeſehen, daß die Anſtellungsſperre gegenüber 
den Kriegsbeſchädigten nicht gelten ſoll. Ich habe 
Ihnen bereits geſtern geſagt, daß dieſer im Ge⸗ 
ſetzblatt S. 650 veröffentlichte Grundſatz ſchon 
dadurch durchbrochen iſt, daß man die Anſtellung 
von Beamtenſcheininhabern bis zum 1. April 1932 
generell ausgeſetzt hat. Einige Behördenleiter 
verfahren ſelbſtändig oder haben das Recht, ſelb⸗ 
ſtändig zu verfahren. So iſt man denn an einige 
Beamtenſcheininhaber herangetreten, die bereits 
ſeit vielen Jahren bei der Verwaltung beſchäftigt 
ſind und bietet ihnen jetzt an, als Anwärter wei⸗ 
ter zu arbeiten. Von Schwerbeſchädigten, die bis⸗ 
her in der Gruppe 8 oder 6 ſchon ſeit Jahren be— 
ſchäftigt werden, verlangt man jetzt alſo, ab 
1. Oktober oder 1. November in der Gruppe 10 
von vorn anzufangen. (Hört, hört!) Das ge⸗ 
ſamte bisher zurückgelegte Dienſtalter wird na⸗ 
türlich geſtrichen. Das nennt man dann „Für⸗ 
ſorge“ und „Dank des Vaterlandes“. Zuerſt trat 
die Kürzung der Renten ein, weil die Betref⸗ 
fenden bei einer Behörde beſchäftigt ſind, ſo daß 
ſie nicht mehr erhalten als einen ganz geringen 
Bruchteil, dann kam die ſtärkere Beſteuerung 
und zu guter Letzt kommt die Heruntergruppierung 
um zwei bis vier Gruppen und eine Streichung 
des bisher zurückgelegten Dienſtalters. Das ſind 
ſo die Auswirkungen Ihrer „Verbeſſerungen“. 
Wenn Sie, ich wende mich beſonders an Herrn 
Greiſer, etwas Volldampf dahinter ſetzten, würde 
das vielleicht bei den Behörden helfen, die ſich an⸗ 
geblich in Ihrer Hand befinden. Beſonders bei 
der Steuer und Zollverwaltung ſind nämlich die 
ebengeſchilderten Dinge vorgekommen. 

Geſtern ſtand zur Beratung, dem Senat eine 
neue Ermächtigung für die Dauer eines Jahres 
zu geben. Sie iſt ihm auch gegeben. Genau ſo, 
wie die Nationalſozialiſten ſich beim erſten Er⸗ 
mächtigungsgeſetz angebliche Sicherungen geben 
ließen, an die ſie glaubten, die ſich aber nicht er⸗ 
füllten, haben ſich die Nationalſozialiſten ſchein⸗ 
bar auch diesmal wieder Zuſicherungen geben laj- 
fen; denn Herr Greifer betonte bei dem Punkt 
Verſorgung und Reichsverſicherungsordnung aus⸗ 
drücklich: Wir haben uns beim Senat vergewiſ⸗ 
ſert, daß ein Eingriff in das Tarifrecht nicht vor⸗ 
genommen werden wird. (Abg. Greiſer: Sehr 
richtig) Nun weiß heutzutage jedes Kind, daß 
die Reichsverſorgung und die Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung nichts mit dem Tarifrecht zu tun haben. 
Der Senat konnte daher eine ſo dämliche Anfrage 
mit dem allerbeſten Gewiſſen beantworten, daß 
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(Moritz, Abgeordneter) 
er bei dieſem Punkt keinen Einbruch in das Ta⸗ 
rifrecht beabſichtigt habe. Wenn Sie ſich mit die⸗ 
ſer Zuſicherung zufrieden geben und glauben, daß 
nun aller Schade und alle Not abgewandt ſeien, 
können Sie nur tiefſtes Bedauern auslöſen. Bis 
zur dritten Leſung möchte ich Sie bitten, ſi 
Ihre Zuſtimmung zu überlegen. Für heute bitte 
ich Sie, unſerem Antrag in Druckſache Nr. 339 
zuzuſtimmen, daß die Ausſchußüberweiſung er⸗ 
folgt. Im Ausſchuß werden wir uns noch über 
nähere Einzelheiten unterhalten. Ich hoffe da 
auf Ihre Mitwirkung. (Abg. Greiſer: Das ſpielt 
keine Rolle! Abgelehnt werden Ihre Anträge 
trotzdem!) 

Präſident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. Für 
Druckſache Nr. 338 iſt Ueberweiſung an den So⸗ 
zialen Ausſchuß beantragt worden. (Abg. Schweg⸗ 
mann: Wir widerſprechen!) Es iſt widerſprochen 
worden, deshalb kommen wir zur Abſtimmung. 
Wer für Ueberweiſung der Druckſache Nr. 338 
an den Sozialen Ausſchuß iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
letztere war die Mehrheit. (Zwiſchenrufe.) Da⸗ 
mit iſt die Druckſache Nr. 338 abgelehnt. Da es 
eine Finanzvorlage iſt, kann vor einer Ausſchuß⸗ 
beratung nicht darüber abgeſtimmt werden. Das⸗ 
ſelbe iſt mit der Druckſache Nr. 339 der Fall. Der 
Herr Abg. Moritz hat Ueberweiſung an einen 
Ausſchuß, der Soziale Ausſchuß kommt dafür in 
Frage, beantragt. (Widerspruch rechts.) Es iſt 
Widerspruch eingelegt. (Abg. Moritz: Diesmal 
nicht!) Ich habe Widerſpruch gehört. (Abg. 
Schwegmann: Ich habe widerſprochen!) Wir kom⸗ 
men daher zur Abſtimmung. Wer für Ueberwei⸗ 
ſung der Druckſache Nr. 339 an den Sozialen 
Ausſchuß iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das Letztere war 
die Mehrheit, damit iſt die Druckſache erledigt. 
(Abg. Moritz: Ans iſt es eine Herzensſache, hat 
Martini geſchrieben!) Ich rufe Punkt 6 der Ta⸗ 
gesordnung auf: 

Antrag des Abg. Plenikowſti u. Fr. 
auf Vorlegung von Geſetzentwürfen zur 
Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit. 

Druckſache Nr. 341. Das Wort hat der Herr Abg. 
Raſchke. 

Raſchke, Abgeordneter (K. P.): Die 
vorhergehenden Tagesordnungspunkte und ihre 
Beſprechung haben eigentlich ſchon zur Genüge 
bewieſen, was das kapitaliſtiſche Syſtem für die 
werktätigen Schichten bedeutet. Wir müſſen feſt⸗ 
ſtellen, daß auf der einen Seite Ueberfluß vor⸗ 
handen iſt, daß eine geringe Anzahl von Bewoh⸗ 
nern ein gutes Leben führt, anſtändige Gehälter 
20 und ſich alles leiſten kann, was die Natur, 
die Wiſſenſchaft uſw. bieten. Auf der andern 
Seite muß man in dieſem kapitaliſtiſchen Syſtem 
feſtſtellen, daß es Millionen Menſchen gibt, die 
nicht das Satteſſen haben, die nicht wiſſen, was 
ſie ihren Kindern am nächſten Morgen zur Er⸗ 
nährung vorſetzen ſollen. Das alles iſt natürlich 
auf die Anarchie in der kapitaliſtiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe zurückzuführen. 


nach, ob Bedarf vorhanden iſt und ob das, was 
hergeſtellt wird, auch abgeſetzt werden kann. 
Wenn nur der Profit geſichert iſt, alles andere iſt 
Nebenſache. 

Nun hat man oft von dieſer Stelle aus ge⸗ 
ſagt, daß die Kommuniſtiſche Partei wohl Kritik 
üben kann, aber niemals Gelegenheit nimmt, 
Vorſchläge zu machen, wie man aus dieſer ver⸗ 
fahrenen Wirtſchaft herauskommen könnte. Wer 
das behauptet, will nicht hören, will nicht zuge⸗ 
ben, daß wir bei jedem Tagesordnungspunkt, 
wenn dabei die Intereſſen der Werktätigen be⸗ 
rührt werden, Vorſchläge bringen, die der werk⸗ 
tätigen Bevölkerung tatſächlich das Recht auf Le⸗ 
ben ſichern. Aber immer wieder ſind unſere An⸗ 
träge und Vorſchläge von der Mehrheit des Hau⸗ 
ſes abgelehnt worden. Um ſo mehr wurde aber 
während der Wahl von allen Parteien, insbeſon⸗ 
dere von den Nationalſozialiſten erklärt, daß, 
wenn ſie den notwendigen Einfluß auf die Re⸗ 
gierung bekämen, Milch und Honig im Danziger 
Freiſtaat fließen würden. Die Maßnahmen, die 
bis jetzt durchgeführt worden ſind, laſſen natürlich 
das Gegenteil erkennen. Die letzten Maßnahmen, 
die der Senat durchzuführen gedenkt, und die am 
Freitag wahrſcheinlich Geſetzeskraft erlangen 
werden, zeugen davon, daß man rüchkſichtslos ge⸗ 
gen einen Teil der Bevölkerung vorgeht, ihn 
dem Hungertode ausliefert, damit der kleinere 
Teil der Bevölkerung leben, und zwar ſehr gut 
leben kann. 

An Beſchaffung von Arbeit denkt der Senat 
nicht. Seine ganze Maßnahmen führen dazu, daß 
die wenige Arbeit, die vorhanden iſt, noch völlig 
unterbunden wird. Wenn das Gros der Bevöl⸗ 
kerung von jeder Kaufmöglichkeit ausgeſchloſſen 
wird, wenn es ſich auf das Geringſte zum Le⸗ 
bensbedarf beſchränken muß, iſt es ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß Handel und Wandel völlig unterbunden 
werden. Die Entwicklung ſchreitet weiter. Die 
Leute, die heute 21 Jahre alt ſind, ſind in den 
nächſten Jahren beſtimmt älter und wollen einen 
Eheſtand gründen. Zum Eheſtand gehören alle 
möglichen Vorausſetzungen. Aber wer von die⸗ 
ſen Leuten iſt heute noch in der Lage, ſich etwas 
anſchaffen zu können. Heute wird nicht nur die 
Wohlfahrtsunterſtützung abgebaut, die Erwerbs⸗ 


beiden loſenunterſtützung beſchränkt, ſondern auch der 


Lohn wird auf das tiefſte Niveau herabgedrückt. 
Selbſt den in Arbeit ſtehenden iſt es nicht mög⸗ 
lich, die notwendigen Bedarfsartikel anſchaffen 
zu können. Wenn der Senat und das kapitali⸗ 
ſtiſche Syſtem die eine Schicht der Bevölkerung 
vollkommen dem Hungertode überliefert, die 
Kaufkraft unterbindet, dann muß naturnotwen⸗ 
dig auf der anderen Seite die Wirtſchaft ihrem 
völligen Zuſammenbruch entgegen gehen. 

Wir erheben erneut unſere Stimme dadurch, 
daß wir dem Hauſe einen Antrag vorlegen und 
in dieſem Antrag Maßnahmen verlangen, die die 
Not der werktätigen Schichten beſeitigen ſollen. 
Wir ſind uns darüber klar, daß dieſe Regierung 
und das kapitaliſtiſche Syſtem dieſe Maßnahmen 


Sie fragt nicht da⸗ nicht durchführen wird. Wenn wir den Antrag 
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(Raſchke, Abgeordneter) 

dennoch ſtellen, ſo tun wir es, um der Oeffent⸗ 
lichkeit zu zeigen, daß es von ſeiten der herrſchen⸗ 
den Klaſſe nur böſer Wille iſt, wenn man unſerm 
Antrag nicht zuſtimmt. Man will keine Maß⸗ 
nahmen ergreifen, die die Not und das Elend 
der werktätigen Schichten eindämmen könnten. 
Daß ſich unſere in Druchſache Nr. 341 niederge⸗ 
legten Vorſchläge verwirklichen laſſen, darüber 
beſteht bei allen Arbeitern, die nur ein wenig mit 
der Wirtſchaft verbunden ſind, die nur einen klei⸗ 
nen Ueberblick über die Zuſammenhänge haben, 
keine Meinungsverſchiedenheit. Die breiten Maſ⸗ 
ſen der Arbeiterſchaft und darüber hinaus auch 
der Mittelſtand, ſind der feſten Ueberzeugung, 
daß die Not und das Elend nur durch Arbeit und 
Verdienſt überwunden werden können. Wenn es 
der Senat mit dieſen Kreiſen der Bevölkerung 
ehrlich meint, dann iſt er auch gezwungen, unſere 
Vorſchläge anzunehmen und ſie durchzuführen. 


Was wollen unſere Vorſchläge? In dem 
erſten Abſchnitt verlangen wir die Ausnutzung 
der vorhandenen Arbeitsmöglichkeiten, die darin 
beſteht, daß als erſtes der Maximalarbeitstag 
auf 7 Stunden täglich, bezw. 40 Stunden pro 
Woche bei Zahlung des vollen Lohnausgleichs 
eingeführt wird. Es iſt für uns eine Selbſtver⸗ 
ſtändlichkeit, daß mit der Reduzierung der Ar⸗ 
beitszeit nicht die Lohnreduzierung durchgeführt 
werden darf. Der Lohn, der heute gezahlt wird, 
iſt ſchon ſo miſerabel, daß man daran nichts kür⸗ 
zen kann, auch nicht, wenn die Notwendigkeit der 
Arbeitszeitverkürzung in Erſcheinung tritt. Im 
Gegenteil, es iſt notwendig, daß ſelbſt bei der 
Arbeitszeitverkürzung der jetzt beſtehende Lohn 
erheblich erhöht wird, wenn man alles, was man 
zum Leben braucht, auch für den Lohn heran⸗ 
ſchaffen will. Dann weiter für arbeits⸗ und ge⸗ 
ſundheitsſchädliche Betriebe, ſowie für Jugend⸗ 
liche die Einführung des ſechsſtündigen Arbeits⸗ 
M. H., die heutige Jugend iſt mit ihrem 
Ernährungszuſtand derart im Rückſtand, daß man 
ihr nicht mehr zumuten kann, acht Stunden und 
noch länger zu arbeiten. Nicht nur die Kriegs⸗ 
zeit, ſondern auch die Nachkriegszeit hat mit dazu 
heranwachſenden Jugend 
nicht die Ernährung gewährt werden konnte, die 
fie unbedingt braucht. Anders in den Kreiſen 
der Beſitzenden. Wenn man da die Jugend in 
Augenſchein nimmt, kann man feſtſtellen, daß ſie 
dem Umfang eines Senators Dumont und eines 
nachſteht. Es 
ſind wuchtige, kräftige Kerle, die etwas leiſten 
können. (Zuruf rechts.) Ja, ihre Leiſtung ent⸗ 
eigentlich ſein 
ſollte. (Senator Dr. Hoppenrath: Was ich wiege?) 
Es wäre ſehr gut, wenn Sie ein Vierteljahr im 
Ruhrgebiet in den Kohlengruben arbeiten wür⸗ 
den. Wenn Sie dann mit demſelben Leibesum⸗ 
fang zurückkommen, ſind Sie beſtimmt faul ge⸗ 
e (Zuruf des Senators Dr. Hoppenrath.) 
Dieſer Unterſchied bei den jugendlichen Bevölke⸗ 
rungsſchichten iſt ſo in die Augen ſpringend, daß 
man von den Jugendlichen der werktätigen 
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ſchädlichen Betriebe zu. Auch bei dieſen Maß⸗ 
nahmen ſteht im Vordergrund, daß dadurch die 
Erwerbslosigkeit eingedämmt wird. Wir finden 
heute noch viele Betriebe, die über eine geringe An⸗ 
zahl Arbeiter verfügen, und wo deshalb reichliche 
Ueberſtunden gemacht werden, während auf der 
anderen Seite Tauſende von Arbeitern auf der 
Straße liegen. Es iſt alſo nicht nur notwendig, 
die Arbeitszeit zu verkürzen, weil der Ernäh⸗ 
rungszuſtand des einzelnen der langen Arbeits- 
zeit nicht mehr entſpricht, ſondern um insbeſon⸗ 
dere die aus dem Arbeitsprozeß Hinausgeſchleu⸗ 
derten wieder hineinzubringen. 

Die zweite Maßnahme ſoll die ſein, daß die 
Altersgrenze in der Invalidenverſicherung auf 
60 Jahre herabgeſetzt wird. Wir haben ſchon des 
öfteren auf dieſem Gebiete weitgehende Anträge 
geſtellt. Wenn wir uns hier auf 60 Jahre be⸗ 
ſchränken, ſo, um den bürgerlichen Parteien Ge⸗ 
legenheit zu geben, das auch tatſächlich durchzu⸗ 
führen. Sie werden kein Gegenargument jinden 
können, das nicht zuläßt, die Altersgrenze auf 60 
Jahre herabzuſetzen. Es iſt ſchließlich auch ſchon 
von Ihrer Seite des öfteren der Gedanke aufge⸗ 
taucht, die Altersgrenze auf 60 Jahre herabzu⸗ 
ſetzen. Hier haben Sie Gelegenheit, etwas durch⸗ 
zuführen, was ſelbſt nach Ihrer Meinung ſchon 
lange hätte durchgeführt werden müſſen. Aber 
ſelbſtverſtändlich kann man einen Invalidenrent⸗ 
ner nicht mit der Anterſtützung abſpeiſen, wie ſie 
jetzt gezahlt wird. 
dem Hungertode preiszugeben. Heute iſt es ja 
ſo, daß ſelbſt der Arbeiter, der mit 65 Jahren 
invalidiſiert iſt, noch gezwungen iſt, zu arbeiten 
und dadurch auch noch dem Nachwuchs Arbeit 
wegnimmt. Er iſt gezwungen, Arbeit zu leiſten, 
weil die Invalidenrente gering iſt, weil er mit 
dem wenigen, was ihm von dieſer Einrichtung 
zugebilligt wird, abſolut nicht auskommen kann. 
Wir haben deshalb auch in unſerem Vorſchlag 
verlangt, daß die Invalidenrente auf monatlich 
80 G. feſtgeſetzt werden muß, daneben für jeden 
zuſchlagsberechtigten Angehörigen weitere 20 G., 
die zu zahlen ſind. In dem Zuſammenhang muß 
auch die Arbeitsunfähigkeitsgrenze herabgeſetzt 
werden. Heute iſt fie 662 Prozent. Wir ver⸗ 
langen, daß ſie auf 50 Proz. heraufgeſetzt wird. 
Auch hierdurch wird ein Teil der alten Arbeiter 
aus dem Produktionsprozeß herausgezogen und 
an ihre Stelle können junge Arbeiter, die noch 
im Vollbeſitz ihrer Kräfte ſind, dem Arbeitspro⸗ 
zeß zugeführt werden. Weiter heißt es in unſerm 
Antrag: „Alle Arbeiter über 50 Jahre haben beim 
Erreichen dieſer Berufsunfähigkeitsgrenze An⸗ 
ſpruch auf Penſionierung und Penſion in der 
Höhe der vorgenannten Sätze.“ Wer alſo mit 50 
Jahren die 50prozentige Erwerbsunfähigkeit er⸗ 
reicht hat, ſoll natürlich auch die Anterſtützung 
bekommen. Dann unter Ziffer 3 Wiederherſtel⸗ 
lung der durch die Notabbaumaßnahmen des Un⸗ 
ternehmertums gekürzten Löhne. Da habe ich 
ſchon bei Ziffer 1 darauf hingewieſen, daß es hier 
nicht um einen Lohnausgleich geht, ſondern, daß 
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werden muß. Darüber hinaus ſoll der Lohn er⸗ 
heblich erhöht werden, mindeſtens in dem Ver⸗ 
hältnis wie vor zwei Jahren. Unter Ziffer 4 
verlangen wir, daß die Vornahme von Entlaſſun⸗ 
gen von Arbeitern und Angeſtellten zum Zwecke 
der Einſchränkung oder Rationaliſierung der Be⸗ 
triebe, Herabſetzung der Löhne und Verſchlechte⸗ 
rung der Arbeitsbedingungen unterſagt werden. 
Durch die Techniſierung und Rationaliſierung 
werden Arbeiter auf die Straße geworfen. Das 
muß ſchnellſtens unterbunden werden. Dann wer⸗ 
den auch die Arbeiter zu ihrem Recht kommen. 
Unter 5 fordern wir, daß alle freiwerdenden Ar⸗ 
beitsplätze dem Arbeitsamt gemeldet werden. 
Die Arbeitsvermittlung erfolgt durch die Arbeits⸗ 
ämter unter Kontrolle der von den Erwerbsloſen 
und Betriebsarbeitern in halbjährlichem Turnus 
zu wählenden Vertrauensmänner. 

M. H.! Sie haben hier auf dieſem Gebiete 
Geſetze verabſchiedet, das Arbeitsmarktbereini⸗ 
gungsgeſetz, das Arbeitszeitgeſetz und wie ſie alle 
heißen. Sie hatten dabei ein großes Fiasko zu 
verzeichnen. Anſer Antrag unter Ziffer 5 ver⸗ 
langt, daß die freiwerdenden Arbeitsplätze dem 
Arbeitsamt zu melden ſind. Das iſt klar und 
deutlich ausgeſprochen. Es gilt nur, dieſen An⸗ 
trag anzunehmen und danach zu handeln. Sie 
werden ſelbſt zugeben müſſen und haben es be- 
reits getan, daß Sie mit den Arbeitgebern auf 
dieſem Gebiet nicht fertig werden können, weil 
die Arbeitgeber einfach die Arbeiter einſtellen, 
die ihnen genehm ſind. Dadurch iſt gleichzeitig 
zu verzeichnen, daß ein Teil der Arbeitskräfte, 
der nur kurze Zeit erwerbslos geweſen iſt, gleich 
wieder in Arbeit kommt, während der andere 
Teil jahrelang gezwungen iſt, auf der Straße zu 
liegen. Wenn hier eine ſtraffe Kontrolle durch 
die Arbeiter und die Erwerbsloſen durchgeführt 
wird, dann wird ſo etwas nicht in Erſcheinung 
treten. Dann wird man die Leute berückſichti⸗ 
gen, die am längſten erwerbslos ſind. Man wird 
ſo verfahren, wie es im Intereſſe der Arbeiter 
unbedingt notwendig iſt. Wir glauben aber, daß 
es gar nicht notwendig ſein wird, wenn man 
dieſe Maßnahmen durchführt; denn ſie werden 
über kurz oder lang dazu führen, daß die Er⸗ 
werbsloſigkeit überhaupt verſchwindet, zumal ja 
in unſerm Antrag noch ein zweiter Abſchnitt ent⸗ 
halten iſt, der ſich mit der Schaffung neuer Ar⸗ 
beitsmöglichkeiten beſchäftigt. Auf dieſem Gebiet 
haben wir noch nie verſäumt, wenn dieſe Frage 
auf der Tagesordnung ſtand, Vorſchläge zu ma⸗ 
chen. Aber anſcheinend muß es dem Bürgertum 
und der Regierung immer wieder ins Gehirn ge⸗ 
hämmert werden, was durchgeführt werden muß, 
um über die Not und das Elend der werktäti⸗ 
gen Schichten hinweg zu kommen. 

Wir verlangen die Ausarbeitung eines Woh⸗ 
nungsbauprogramms, ſofortige Inangriffnahme 
von 1000 Wohnungen. Das Programm muß die 
Herſtellung von 1000 Wohnungen jährlich bis zur 
Beſeitigung der Wohnungsnot vorſehen. Wir 
fordern weiter, daß ſofort eine Aufforderung an 
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die polniſche Regierung ergeht, Erneuerungen bei 
der Staatsbahn vorzunehmen, und Durchführung 
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der Elektriſierung der Staatsbahn im Vorortver⸗ 


kehr. (Senator Dr. Hoppenrath: Die gehört uns 
doch nicht!) Weil ſie Ihnen nicht gehört, verlan⸗ 
gen wir, daß Sie ſich an die polniſche Regierung 
wenden. (Abg. Plenikowſki: Sehr wahr!) Es 
wäre ſehr gut, wenn ſolche Beratungen ſtattfin⸗ 
den, daß Sie dann unſere Vorlage vornehmen 
und ſie verfolgen. Ich habe betont, daß es Auf⸗ 
gabe der Regierung iſt, bei der polniſchen Regie⸗ 
rung wenigſtens den Verſuch zu machen. Unter 3 
heißt es: „Sofortige Erneuerungsarbeiten bei den 
übrigen öffentlichen Verkehrseinrichtungen, In⸗ 
ſtandſetzung der Straßen, Ausbau des Straßen⸗ 
netzes, Ausbau beſonders der Durchgangsſtraßen 
durch die Niederung und das Werder, Ausbau 
des Straßennetzes auf der Höhe.“ Die Notwen⸗ 
digkeit iſt unbedingt vorhanden, denn es geht 
nicht an, auf der einen Seite von denen, die die 
Straßen benutzen, Steuern einzufordern, aber für 
N Ausbau der Straßen abſolut nichts 
zu tun. 


Unter 4 verlangen wir: 
und Siechenhäuſern, Schaffung von Erholungs⸗ 
und Kinderheimen.“ Daß das unbedingt not⸗ 
wendig iſt, wird niemand beſtreiten können. Die 
Schulen ſehen kataſtrophal aus; ein Teil von 
ihnen bricht zuſammen. Auf der anderen Seite 
hat man geſehen, daß die Schulen nicht ausreichen, 
über die der Freiſtaat zur Zeit verfügt, ſo daß 
alſo auch Neubauten auf dieſem Gebiet durchge⸗ 
führt werden müſſen. Was die Siechenhäuſer an⸗ 
langt, ſo iſt es ja ſo, daß der Senat dafür abſolut 
nichts übrig hat. Man überläßt es einfach den 
Angehörigen, ſich mit den ſiechen Kranken in 
einer Wohnung zu befinden, ſie zu pflegen und 
zu reinigen. Dadurch werden neue Krankheits⸗ 
keime geſchaffen. Die Kinder und die Fa⸗ 
milienmitglieder leiden ſchwer darunter. Die 
Schaffung von Erholungs⸗ und Kinderhei⸗ 
men iſt auch äußerſt notwendig, zumal die 
Kinder in ihrem Wachstum und der Er⸗ 
nährung weit zurückgeblieben ſind. Wir fordern 
weiter die Errichtung von gemeindeeigenen 
Sport⸗ und Spielplätzen. 5 


„Bau von Schulen 


Dann iſt noch zu bemerken, daß alle auf der 
Grundlage dieſes Arbeitsbeſchaffungsplans durch⸗ 
zuführenden Arbeiten zu den tariflichen Löhnen 
zu erfolgen haben. Die Durchführung von 
Zwangsarbeit iſt verboten. Allen Beſchäftigten, 
ob Mann oder Frau, iſt der gleiche Lohn für 
gleiche Arbeit zu zahlen. Nur wenn die Arbeiter 
für ihre Arbeit einen Lohn erhalten, daß ſie 
ihren Lebensunterhalt friſten können, wird die 
Wirtſchaft wieder angekurbelt werden. Wenn die 
Arbeiter auch nicht die Bedürfniſſe haben, wie je⸗ 
mand, der 2000 Gulden und noch mehr den Mo⸗ 
nat Gehalt bezieht, der ſich alle die wunderſchönen 
Delikateſſen uſw. kaufen kann, ſo verlangen die 


Arbeiter doch, daß ſie ſich anſtändig ſatt eſſen, ſich 
anſtändig kleiden können und anſtändig wohnen. 
Dementſprechend muß das Gehalt und der Lohn 
ſein. 
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In dem Arantrag, den wir dem Hauſe vorge⸗ 
legt haben, wird auch die Finanzfrage erörtert, 
und zwar in dem dritten Abſchnitt. Es heißt da 
unter 1: „Kürzung der Gehälter und Penſionen 
der oberen Beamten und Angeſtellten in öffent⸗ 
lichen Stellen, ſoweit ſie den Betrag von 6000 
Gulden Gehalt bzw. 4800 Gulden Penſion jähr⸗ 
lich überſteigen.“ Wenn Sie dies tun, wird es 
möglich ſein, einen Teil unſerer Forderungen im 
Intereſſe der arbeitenden Schichten zu verwirk⸗ 
lichen. Aber wir beſchränken uns nicht allein auf 
die Kürzung der Gehälter und Penſionen, ſon⸗ 
dern wir machen weitere Vorſchläge und verlan⸗ 
gen unter 2: „Streichung aller Staats- und Ge⸗ 
meindezuſchüſſe an die verſchiedenen Kirchen, an 
kirchliche Unternehmungen und Verbände.“ Wir 
wiſſen, daß auf Grund des Etats dieſen Verbän⸗ 
den annähernd 3 Millionen pro Jahr zugeſchoſſen 
wird. Das iſt auch ein unglaublicher Zuſtand, 
wenn man auf der einen Seite feſtſtellen muß, 
daß die werktätige Schicht im Elend verkommt. 
Alſo hinweg mit dieſen Zuſchüſſen, und die 
Summe erhöht ſich um ein beträchtliches, damit 
die Maßnahmen durchgeführt werden können. 
Streichung der Ausgaben heißt es unter Ziffer 3 
für die aus dem Amt geſchiedenen Senatoren ſo⸗ 
wie für den Völkerbundsapparat. Hier kommt 
auch eine erhebliche Summe zuſtande. Wenn ich 
nicht irre, verſchlingen die Koſten für den Völker⸗ 
bundsapparat annähernd eine Million. Die Ge⸗ 
hälter der verabſchiedeten Senatoren machen auch 
eine erhebliche Summe aus, ſo daß alſo auch hier 
mit dieſen eingeſparten Ausgaben ein anderer 
Teil unſeres Vorſchlages verwirklicht werden 
kann. Anter 4: Streichung der Ausgaben für ein 
Landratsamt, Zuſammenlegung der Landrats⸗ 
ämter Höhe und Niederung. Ich bin im Moment 
nicht genau im Bilde, welche Unkoſten das Land⸗ 
ratsamt Großes Werder erfordert, aber ich 
glaube, über eine Million macht es auch aus. 
(Zuruf des Senators Dr. Hoppenrath.) Mag die 
Summe auch etwas kleiner ſein. (Zuruf des Abg. 
Plenikowſki.) Wenn Sie die Millionäre mit 
einer einmaligen Sonderſteuer erfaſſen, ſo kommt 
dabei eine Summe heraus, mit der man einen 
weiteren Teil unſerer Vorſchläge durchführen 
kann. Sie werden gewiß auf Widerſtand ſtoßen, 
wenn 15 Prozent verlangt werden, aber der Wi⸗ 
derſtand wird natürlich größer ſein, wenn 20 
oder 30 Prozent verlangt werden. (Zuruf des 
Senators Dr. Hoppenrath.) Wir verzichten gern 
darauf, wir haben keine Urſache, ins Steueramt 
hineinzukommen. (Abg. Plenikowſti: Wir ſind 
feine Nazis, die ſich kaufen laſſen!) Wenn wir 
etwas übernehmen, ſo übernehmen wir die ganze 
Sache. Dann können Sie gewiß ſein, Herr Dr. 
Hoppenrath, daß es mit 10 Prozent nicht abgetan 
iſt. Dann werden wir den Herren etwas anderes 
nehmen. (Abg. Plenikowſki: Geben Sie mir 
Blankovollmacht — morgen iſt das Defizit ge⸗ 
deckt. — Senator Dr. Hoppenrath: Das glauben 
Sie ſelbſt nicht! — Zwiſchenruf links.) Die Be⸗ 
ſteuerung der Millionäre wird eine erhebliche 
Summe einbringen, die zu den anderen Beträgen 
geſchlagen werden kann. 
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und Aufſichtsratstantiemen mit 20 Prozent eine 
anſehnliche Summe herauskommt, werden Sie 
nicht leugnen können. Unter Ziffer 7 wird eine 
Sonderſteuer für die großen Einnahmen über 
50 000 Gulden in Höhe von 10 Prozent verlangt. 
Schließlich muß auch der Oeffentlichkeit ein be⸗ 
ſtimmter Einfluß eingeräumt werden, der darin 
beſteht, daß die Steuerliſten eingeſehen werden 
können. (Senator Dr. Hoppenrath: Das ſteht 
ſchon im Geſetz!) Die verſchwommene Sache, die 
da gemacht worden iſt! (Senator Dr. Hoppen⸗ 
rath: Gar nicht verſchwommen, kein Menſch küm⸗ 
mert ſich darum, niemals hat ein Kommuniſt ein⸗ 
geſehen!) Wir haben unſere Informationen, 
ohne in die Steuerliſten einzuſehen. Aber es wäre 
viel einſchneidender, wenn dieſe Steuerliſten der 
breiten Oeffentlichkeit zugänglich gemacht wer: 
den. (Senator Dr. Hoppenrath: Als Volkstags⸗ 
abgeordneter haben Sie das Recht, aber Sie ha⸗ 
ben nicht eingeſehen!) Ich weiß ſchon ſo, wie hoch 
die Steuerſätze ſind und wieviel Steuern gezahlt 
werden. Wir haben unſere Verbindungen beim 
Steueramt, darüber können Sie beruhigt ſein, 
Herr Senator Dr. Hoppenrath. Wir verlangen, 
daß die breite Oeffentlichkeit und ſchließlich auch 
die Arbeiter das Einkommen ihres Arbeitgebers 
prüfen und unterſuchen können, wieviel Steuern 
dieſer Mann zahlt und um wieviel Steuern der 
Staat betrogen wird. Das wird ein ganz anderes 
Verhältnis ergeben; aber nicht allein die Offen⸗ 
legung der Steuerliſten, ſondern auch die Auf⸗ 
hebung des Bankgeheimniſſes. Das iſt 
notwendig, weil ja auch Sie, Herr Finanzſenator, 
ſchließlich durch das Bankgeheimnis nicht hinter 
die Schliche derer kommen, die den Staat um die 
Steuern betrügen. Auch Ihnen ſind auf Grund 
des Bankgeheimniſſes die Wege verſchloſſen. Aber 
für uns iſt es notwendig, daß dies Bankgeheimnis 
aufgehoben wird, damit man auch auf dieſem Ge⸗ 
biet die Herren hinter die ſchwediſchen Gardinen 
bringen kann, wenn es notwendig iſt. Die Kapi⸗ 
talflucht in Danzig hat in der letzten Zeit ganz 
rigoroſe Formen angenommen. Das werden Sie 
auch nicht beſtreiten können. All das iſt notwen⸗ 
dig, um die Maßnahmen, die auf anderen Gebie⸗ 
ten durchgeführt werden ſollen, durchzuführen. 
Alſo m. H. von der Regierung, ſowohl Sie 
vom Bürgertum als auch von den Nationalſozia⸗ 
liſten. Sie haben Gelegenheit, mit Annahme un⸗ 
ſeres Antrages die Not und das Elend zurückzu⸗ 
dämmen und im weiteren Verlauf der Zeit über⸗ 
haupt zu beſeitigen. Hier iſt Ihnen ein Weg ge⸗ 
zeigt worden. Ich betone beſonders, daß das nicht 
unſer kommuniſtiſches Programm iſt, ſondern daß 
ſich dies alles im Rahmen des kapitaliſtiſchen Sy⸗ 
ſtems durchführen läßt. (Senator Dr. Hoppen⸗ 
rath: Sie wollen doch nicht das kapitaliſtiſche Sy⸗ 
item!) Wir wollen es nicht, wir find uns auch 
darüber klar, daß, wenn dies hier im kapitaliſti⸗ 
ſchen Syſtem durchgeführt wird, der Profit, den 
heute die Herren Kapitaliſten in die Taſche ſtecken, 
nicht jo reichlich fließen wird. Dann werden ſich 
die Herren, die über die Wirtſchaft verfügen, be⸗ 
ſtimmt mit weniger Profiten zufrieden geben 
müſſen. Wir haben auf der anderen Seite keine 
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Schichten vollſtändig in den Abgrund verſinken 
zu laſſen. Wir ſind uns aber darüber klar, daß 
wir mit einer vollſtändig verelendeten Schicht 
nicht dem Kapitalsmus zu Leibe gehen können. 
Es muß eine beſtimmte Stabiliſierung bei den 
Arbeitern vorhanden ſein, damit ſie den Mut und 
die Kraft haben, dies Syſtem auszurotten. Durch 
unſere Maßnahmen wird das erreicht werden. 
Wir ſind aber gleichzeitig der Auffaſſung, daß 
durch die von uns vorgeſchlagenen Maßnahmen 
der Gewinn der Kapitaliſten und Wirtſchaftler 
ganz erheblich beſchnitten wird. Das wird mit da⸗ 
zu beitragen, daß der Kapitalismus über kurz 
oder lang in den Orkus verſchwindet. Wir ſind 
nicht der Arzt des Kapitalismus, ſondern wir ſind 
der Totengräber des Kapitalismus. Wir führen 
alles durch, was dazu angetan iſt, dem Kapitalis⸗ 
mus das Grab zu graben. 

Ich ſagte ſchon eingangs meiner Ausführun⸗ 
gen, daß Sie von dieſen Maßnahmen keine durch⸗ 
führen werden. Sie werden ſchließlich mit einer 
Handbewegung darüber hinweggehen. Ihre ge⸗ 
freuen Freunde, die Nationalſozialiſten, werden 
das ebenſo ablehnen, wie Sie es ablehnen. Wir 
werden aber mit unſerem Programm, das auch 
im kapitaliſtiſchen Syſtem verwirklicht werden 
kann, immer mehr und mehr an die breite Oef⸗ 
fentlichkeit treten und ſie dafür intereſſieren. Wir 
werden der Arbeiterſchaft ſagen, daß das größte 
Hindernis bei der Durchführung dieſer Maßnah⸗ 
men das kapitaliſtiſche Syſtem, ſeine Regierung 
und die Parteien ſind, die die Regierung heute 
ſtützen. Wenn man dieſe Maßnahmen durchfüh⸗ 
ren will, dann muß man mit dem Syſtem Schluß 
machen, um aus dem Elend, aus der Not heraus⸗ 
zukommen. Es geht nicht an, daß die Arbeiter 
immer tiefer ins Elend gedrückt werden, daß ſie 
dem Hungertod preisgegeben und auf der anderen 
Seite Gehälter gezahlt werden, womit es möglich 
iſt, das Leben nach Kräften zu genießen. Das iſt 
vollkommen unangebracht. Die werktätige Bevöl⸗ 
kerung wird auf Grund dieſer Tatſachen die Kraft 
und den Willen finden, mit den Nazis ſowohl wie 
mit dem Ziehmſenat Schluß zu machen. (Bravo! 
bei den Kommuniſten.) 

„Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Joſeph. 


Joſeph, Abgeordneter (S. P. D.): Die in dem 
Urantrag Druckſache Nr. 341 niedergelegten For⸗ 
derungen ſind durchaus nicht neu. Sie ſind in die⸗ 
ſem hohen Hauſe in den verfloſſenen Jahren ſchon 
wiederholt in Vorſchlag gebracht worden, haupt⸗ 
ſächlich deshalb, um die Dinge erſt gar nicht ſo⸗ 
weit kommen zu laſſen, wie ſie jetzt gekommen 
ind. Leider iſt ein Teil dieſer Vorſchläge, wie 
Verkürzung der Arbeitszeit, Herabſetzung der Al⸗ 
tersgrenze für die Invalidenrentner, Zwangsar⸗ 

eitsvermittlung, Wohnungsbauprogramm, Er: 
ſtauerungsarbeiten, öffentliche Arbeiten, Not⸗ 
) an beutästten, ſowie auch eine Reihe in finanzi⸗ 
= er Hinſicht geforderter Dinge bei den bürgerli⸗ 
1 die ſich als Vertreter des Unter⸗ 
fühlt ertums und nicht als Vertreter der Arbeiter 
5 Ilie; ſtets auf Widerſtand geſtoßen. Man 
ollte nicht daran glauben, daß die heutige mo⸗ 
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mindeſten einen erheblichen Teil der Schuld an 
den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen trägt. 
Man wollte nicht einſehen, daß aus dieſem 
Grunde eine große Arbeitsloſigkeit eintreten 
würde. Man wollte nicht einſehen, daß dadurch 
das ganze Staatsgefüge, ſchließlich der kapitaliſti⸗ 
ſche Staat ins Wanken kommen müßte. Man 
griff zu allen möglichen Mitteln, man erklärte, 
die Schuld läge an den gegenwärtigen Zuſtänden. 
Das iſt beſonders im vergangenen Jahr ſehr 
häufig geſagt worden. Es hieß, es liege an der 
Mißwirtſchaft der Sozialdemokratie, es liege dar⸗ 
an, daß 1918 ein Umſturz geweſen iſt, es liege am 
Verſailler Vertrag und liege an wer weiß wievie⸗ 
len Dingen. Erſt allmählich iſt manchem ein Sei⸗ 
fenſieder aufgegangen. Amerika hat keine Revo⸗ 
lution gehabt, Amerika hat keine Kriegsſchulden 
zu bezahlen, aber Amerika hat rationaliſiert, hat 
techniſiert, hat aus⸗ und umgebaut, es muß, ob⸗ 
wohl es das reichſte Land der Welt iſt, eine rieſen⸗ 
große Erwerbsloſigkeit über ſich ergehen laſſen. 
Man hat nun erkannt, daß die Gründe unſerer 
Weltwirtſchaftskriſe zu einem ſehr großen Teil in 
der Umgeſtaltung der Wirtſchaft liegen, und daß 
man vieles von dem, was man gemacht hat, nicht 
hätte machen ſollen. Man hat rationaliſiert, hat 
die Betriebe techniſch umgeſtaltet, man hat viele 
größere Produktionsmöglichkeiten geſchaffen, aber 
man hat eins überſehen. Man hätte nur ſoviel 
neugeſtalten ſollen und in die Betriebe ſoviel 
neues Geld hineinſtecken ſollen, als für dieſe er⸗ 
höhte Produktion auch Abſatzgebiete 
waren. Bei dem gegenwärtigen privatkapitaliſti⸗ 
ſchen Syſtem wollte eine Planwirtſchaft nicht auf⸗ 
kommen. Jeder einzige Unternehmer oder jeder 
Konzern glaubte auf eigene Fauſt wirtſchaften zu 
müſſen und hat mehr Betriebe moderniſiert und 
umgeſtaltet, als man hätte umgeſtalten dürfen. 
So iſt es gekommen, daß man beiſpielsweiſe in 
Deutſchland zirka 70 Milliarden Goldmark auf 
den Umbau der Induſtrie verwandt hat. Man 
hat nicht nur aus eigenem Kapital, ſondern mit 
gepumptem die Betriebe umgebaut. Heute kann 
man überall die Feſtſtellung machen, daß dieſe 
umgebauten Betriebe nur bis zu 25 Prozent, im 
Höchſtfall bis 50 Prozent ihrer Leiſtungsfähigkeit 
ausgenutzt werden können. Ungeheure Betriebs⸗ 
fapitalien find in die Umgeſtaltung der Betriebe 
hineingeſteckt und freſſen heute Zinſen. Das Un⸗ 
ternehmertum hat in der Hoffnung umgeſtaltet, 
dadurch recht viele Arbeitskräfte zu erſparen und 
die Gewinne zu vergrößern. Man hätte, ſtatt 
einen ſo großen Teil der Betriebe umzugeſtalten, 
einen viel geringeren moderniſieren ſollen. Man 
hätte dann die Arbeiter, die man vorher hatte, 
behalten und die Arbeitszeit verkürzen müſſen. 
Man hätte am Lohnkonto überhaupt nicht rühren 
dürfen. Man iſt aber den umgekehrten Weg ge⸗ 
gangen, hat moderniſiert, dann Entlaſſungen vor⸗ 
genommen, dann die Löhne gedrückt und wartet 
nun auf das große Wunder, daß die entlaſſenen 
Erwerbsloſen als Käufer auftreten ſollen. Jetzt 
wartet man darauf, daß die vielen, denen man 
den Lohn abgebaut hat, ebenfalls die erhöhte 
Produktion abnehmen ſollen. Daß das nicht mög⸗ 
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unſere Wirtſchaftler auch allmählich erkennen. 
Man kann nicht einfach ſo wirtſchaften wie bis⸗ 
her, man muß einſehen, daß, wenn der Arbeiter 
bezw. der Konſument nicht mehr über das ge⸗ 
nügende Geld verfügt, der Unternehmer auch 
ſeine Produkte nicht loswerden kann. 

Aber das hat man alles überſehen. Man ließ 
ſich eben nur von dem Gedanken leiten: Wie kön⸗ 
nen wir unſere Gewinne vergrößern. Dabei hat 
man ſich ganz gewaltig in die Brenneſſeln geſetzt. 
Man konnte wohl die Löhne abbauen und Ar⸗ 
beiter entlaſſen. Aber man konnte die Schulden, 
die man durch die Moderniſierung der Betriebe 
auf einen Teil der Betriebe gewälzt hatte, nicht 
loswerden. Die Zinſen für die in die Betriebe 
hineingeſteckten Kapitalien müſſen nach wie vor 
aufgebracht werden. Die Erleichterungen, die 
man auf anderen Gebieten gern haben möchte, 
um die allgemeinen Unkoſten zu ſenken, laſſen ſich 
gleichfalls nicht durchführen, weil der Staat für 
die aus den Betrieben Entlaſſenen zu ſorgen hat. 

So ſind ſowohl der Staat auf der einen Seite 
wie die Induſtrie auf der andern Seite durch 
dieſe geſteigerten Maßnahmen in eine ſehr arge 
Bedrängnis geraten. Wenn die Unternehmer 
unferen Regierungsmännern immer wieder er⸗ 
zählen, daß nach erfolgtem Lohnabbau eine Ver⸗ 
billigung der Produkte durchgeführt werden ſoll, 
ſo tun mir nur diejenigen leid, die jo etwas glau⸗ 
ben. Die das erzählen, denen kann ich es nicht 
übelnehmen. Es hat zu allen Zeiten Märchen⸗ 
erzähler gegeben. Weshalb ſollten die heute aus⸗ 
geſtorben ſein. Wenn man ſich die Dinge ganz 
genau betrachtet ‚jo hätte auf Grund des Sturzes 
der Rohſtoffpreiſe ein ganz gewaltiges Sinken der 
Fertigfabrikate eintreten müſſen. Wir hätten 
heute Waren für den halben Preis bekommen 
müſſen. Nichts von alledem, das tritt nicht ein, 
weil gewiſſe andere Faktoren, die ich ſchon kurz 
andeutete, ſich nicht aus der Kalkulation entfer⸗ 
nen laſſen und weil dieſe anderen Faktoren dazu 
zwingen, die Preiſe immer noch bis zu einem be⸗ 
ſtimmten Punkt hochzuhalten. Wenn man nun 
abbaut, und auf der andern Seite nicht die Preiſe 
in erheblichem Maße ſenkt, ſo kann man doch die 
Kaufkraft nicht ankurbeln und ſo kann die Pro⸗ 
duktion gleichfalls nicht angekurbelt werden. 
Heute haben das eine Anzahl Staaten und eine 
Anzahl Wirtſchaftsführer und führende Köpfe 
bereits eingeſehen, daß der Weg, den ſie bisher 
beſchritten haben, nicht der richtige Weg iſt. Wir 
hören immer wieder, daß man ſich in Amerika 
und auch auf dem europäiſchen Kontinent mit 
einer Verkürzung der Arbeitszeit und der Ein⸗ 
führung der Fünftagewoche beſchäftigt. Man hört 
auch ſchon, daß Regierungsmänner, wie der 
Reichskanzler Brüning, der in Deutſchland erſt 
der Lohnabbauidee ſeine Zuſtimmung gab, jetzt 
Angſt bekommt und gern das Steuer zurückwerfen 
möchte. Er hat einſehen müſſen, daß die ver⸗ 
folgten Ideen nicht die richtigen ſind und zum 
Untergang führen müſſen. Wenn heute wirt⸗ 
ſchaftliche Schwierigkeiten auch in Danzig auftre⸗ 
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zurückzuführen, vor allem darauf, daß die bür⸗ 
gerlichen Parteien nicht zur rechten Zeit erkannt 
haben, welche Wege ſie hätten gehen müſſen. 

Schon vor vielen Jahren iſt hier in Danzig 
die Verkürzung der Arbeitszeit gefordert worden. 
Schon vor vielen Jahren hat man die Herab⸗ 
ſetzung der Altersgrenze für die Invaliden gefor⸗ 
dert. Es iſt ja geradezu ein Hohn, daß heute 
alte und gebrechliche Leute noch ſchwere Arbeit 
leiſten müſſen, während wir es nicht fertig brin— 
gen, Jugend oder in beſtem Mannesalter ſtehende 
Kräfte in Arbeit zu bringen. Schon lange iſt die 
Zwangs - Arbeitsvermittlung, auf die die For⸗ 
derung in Druckſache Nr. 341 ja hinausläuft, ver⸗ 
langt worden. Immer wieder haben dieſe For⸗ 
derungen Ablehnung erfahren. Die weitere 
Folge iſt, daß auch in Danzig durch das Unter- 
laſſen von Maßnahmen, die hier hätten helfen 
können, ſich die Dinge weiter und weiter zuge— 
ſpitzt haben, und nunmehr dazu führten, daß die 
gegenwärtige Regierung glaubt, alles mit Er: 
mächtigungsgeſetzen machen zu müſſen. Und doch 
hätte hier manches geſchehen können. Von ſei— 
ten der Unternehmer wird immer behauptet, daß 
das, was wir forderten, undurchführbar ſei. Ich 
bin von dieſer Behauptung nicht überzeugt, ſon⸗ 
dern im Gegenteil. 

Ich habe mich auch hier an Ort und Stelle 
davon überzeugen müſſen, daß ſich die geſtellten 
Forderungen ſehr gut durchführen laſſen. Ein 
einziges Beiſpiel, das ich vor einem halben Jahre 
in einem größeren Betriebe erlebte! Ein Be- 
trieb legt eine neue Tankanlage an, die 30 000 
Gulden koſtete. Auf Grund dieſer neuen Tank⸗ 
anlage wurden 15 Arbeiter mit einem Jahresein⸗ 
kommen von 2500 G. entlaſſen. Das machte 
30 000 G. In einem einzigen Jahre hat der In⸗ 
haber alſo ſeine Anlage bezahlt. Im nächſten 
Jahre koſtet ſie ihm nichts mehr. Er braucht 
auch keine Zinſen zu zahlen und ſpart die 30 000 
Gulden für die 15 Arbeiter voll ein. Wenn wir 
hier eine Verkürzung der Arbeitszeit fordern, ſo 
hätten durch dieſe Maßnahmen mindeſtens 10, 
möglicherweiſe auch alle 15 Leute im Betrieb ge— 
halten werden können. So wäre das für den 
Betrieb keine zu große Belaſtung geweſen, ſon⸗ 
dern eine Mehrausgabe gegenüber dem früheren 
Zuſtand von jährlich etwa 3000 G. für Zinſen. 
Wenn man behauptet, daß der Betrieb das nicht 
hätte tragen können, ſo iſt man über die Trag⸗ 
110 in dieſer Beziehung ſehr ſchlecht unter⸗ 
richtet. 

Wenn wir die Dinge von dieſem Geſichtspunkt 
aus betrachten, ſo iſt es allerhöchſte Zeit, daß 
endlich einmal mit ernſtem Wollen in Danzig der 
Weg gegangen wird, den die Sozialdemokratiſche 
Partei ſeit langem vorſchlug. Es mutet geradezu 
als Skandal an, daß in der heutigen Zeit, wo 
die Regierung ſelbſt in ihr Ermächtigungsgeſetz 
einen Punkt aufnimmt, wonach ſie ſich mit der 
Verkürzung der Arbeitszeit befaſſen will, in 
Danzig noch eine zwölf, ſechzehn bis achtzehnſtün⸗ 
dige Arbeitszeit möglich iſt. Ich habe da einen 


— 
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(A) Moltereibetrieb im Auge. 


(B 


— 


Volkstag Danzig — 37. Sitzung. 
Goſeph, Abgeordneter) 


Mittwoch, den 26. Auguſt 1931. 


Die Firma Friedrich 
Dohm, G. m. b. H., hat den ganzen Sommer hin⸗ 
durch ihre geſamte Gehilfenſchaft in Groß⸗Zünder 
16 Stunden pro Tag beſchäftigt. Sie hat den 
ganzen Sommer hindurch nur zwei freie Tage im 
Monat gegeben und hat auch außerdem noch zwei 
Sonntage, die doch geheiligt werden ſollen, für die 
Arbeit verwandt. Die Firma Dohm, G. m. b. H., 
hat augenblicklich in ihrem Danziger Betrieb die 
zehnſtündige Arbeitszeit eingeführt und zwei 
freie Tage geſtrichen. Sie wird in der nächſten 
Woche dafür einige Arbeiter von neuem entlaſſen. 
Die Regierung bezw. ihre Organe kümmern ſich 
darum nicht. Ich habe in der letzten Zeit eine 
Anzahl von Ueberſtundenklagen gehabt. Ein Flei⸗ 
ſchereibetrieb in Langfuhr, Herr Schröder, hat 
drei Jahre lang drei Mann ſieben Ueberſtunden 
leiſten laſſen. Der Staat hat dafür an drei Per⸗ 
ſonen drei Jahre lang die Erwerbsloſenunter⸗ 
ſtützung zahlen müſſen. Das iſt möglich, wenn 
die Regierung nicht mit ernſtem Willen durch⸗ 
greift, wenn ſie die Wege geht, die ſie letzthin 
gegangen iſt. Sie hat die Gewerbekontrolle ab⸗ 
gebaut. Jetzt fühlt ſich das Unternehmertum, 
ganz beſonders das Kleingewerbe, abſolut ſicher. 
Man glaubt jetzt arbeiten laſſen zu können ſo⸗ 
lange man will. Der Staat kann ja ſehen, wie 
er die Erwerbsloſen ernährt. Wenn es nicht 
reicht, kommt man mit einer Ermächtigung und 
kürzt den Erwerbsloſen die ohnehin ſchon kargen 
Unterſtützungsſätze. Alſo hier wird ſicher noch 
ſehr viel Wandel geſchaffen werden können, wenn 
die Regierungsparteien und die Regierung es nur 
wollen. 

„Der Arantrag, Druckſache Nr. 341, enthält 
ſicher eine ganze Anzahl annehmbarer und auch 
durchführbarerer Vorſchläge. Wir ſind daher der 
Auffaſſung, daß von dieſen Vorſchlägen ſo viele 
wie möglich recht ſchnell in die Tat umgeſetzt wer⸗ 
den müſſen. Namens der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion kann ich erklären, daß wir der Aus⸗ 
ſchußüberweiſung zuſtimmen werden und daß wir 
im Ausſchuß für einen erheblichen, ja faſt für 
= größten Teil, dieſer Vorſchläge ſtimmen wer⸗ 
en. 

Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Wir be⸗ 
antragen Ueberweiſung dieſes Antrages an den 
Hauptausſchuß. Gleichzeitig beantragen wir, die 
Punkte 7 bis 10 zu verbinden. (Es wird wi⸗ 
derſprochen! rechts.) 

Vizepräſident Philipfen: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſki hat erſtens beantragt, die Nr. 341 dem 
Hauptausſchuß zu überweiſen und zweitens die 
Punkte 7 bis 10 zu verbinden. Dagegen iſt Wi⸗ 
derſpruch erhoben worden. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich wun⸗ 
Es mich, daß man dieſem Antrag widerſpricht. 
55 wäre doch ſehr intereſſant, vom Senat im 

usſchuß zu hören, wie hoch ſich die Koſten für 
alle die Anträge belaufen, die wir in dem An⸗ 
trag verlangen. Gleichzeitig iſt es intereſſant 
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zu wiſſen, wie der Senat zu den anderen Anträ⸗ (C) 


gen zwecks Finanzierung dieſer Anträge ſteht, da 
doch wirklich eine Fülle von Material geboten 
worden iſt. Die bürgerliche Preſſe hat immer 
wieder darauf hingewieſen, daß wir alle Anträge 
ablehnen, aber ſelbſt keine poſitiven Wege zeigen. 
Man ſollte doch Gelegenheit nehmen, nun zu un⸗ 
ſern wirklich poſitiven Anträgen Stellung zu neh⸗ 
men. 

Vizepräſident Philipſen: Es iſt Widerſpruch 
erhoben worden gegen den Antrag, die Vorlage 
dem Hauptausſchuß zu überweiſen. Wir kommen 
zur Abſtimmung. Wer für die Ueberweiſung an 
den Hauptausſchuß iſt, bitte ich, ſich zu erheben. 
(Abg. Plenikowſki: Gegenprobe!) Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Jetzt ſteht die Mehrheit, der 
Antrag iſt abgelehnt. Zur Geſchäftsordnung hat 
das Wort der Herr Abg. Greiſer. 

Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Nach einer 
Verabredung im Aelteſtenausſchuß haben wir be⸗ 
ſchloſſen, heute nicht länger als bis 8 Uhr, ſpä⸗ 
teſtens bis 459 Uhr, zu tagen. Die Zeit iſt trotz 
der Zuſage der Kommuniſtiſchen Fraktion über⸗ 
ſchritten worden. Die noch zur Beratung ſtehen⸗ 
den Anträge ſind nicht ſo wichtig. Ich beantrage 
deshalb Vertagung der Sitzung. 

Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. Plenikowffi. 


Plenikowſti, Abgeordneter (K. P.): Ich muß 
mich gegen die Ausführungen des Herrn Greiſer 
zur Wehr ſetzen. Erſtens iſt nicht beſchloſſen, 
daß die Sitzung nicht länger als bis 8 Uhr dauern 
ſoll. Es wurde im Gegenteil darauf hingewie⸗ 
ſen, daß in dieſer Woche noch alle dieſe Punkte 
erledigt werden ſollten. Wir werden dazu etwa 
20 Minuten brauchen, nicht mehr. Sie würden 
dann ganz fertig ſein. Wo bleibt Ihre Zuſiche⸗ 
rung, die Sie heute gegeben haben, in dieſer 
Woche noch dieſe Anträge zur Erledigung zu 
bringen? Ich möchte darauf hinweiſen, daß 
ausdrücklich erklärt worden iſt, es könne auch bis 
9, ja bis 10 Uhr getagt werden. Wenn Sie 
(nach rechts) nicht Ihr Gemurmel erhoben hät⸗ 
ten und die Aelteſtenausſchuß⸗ Sitzung dazwi⸗ 
ſchen gekommen wäre, wären wir jetzt ſchon mit 
der Tagesordnung fertig. Ich ſehe nicht ein, war⸗ 
um wir Kommuniſten wieder darunter leiden 
ſollen, daß die Nationalſozialiſten uns vorhin 
ohne irgend welchen Grund geſtört haben. Des⸗ 
halb wehren wir uns, daß man uns die Gelegen⸗ 
heit nehmen will, zu unſeren Anträgen Stellung 
zu nehmen. Wenn Sie, Herr Greiſer, erklärten, 
daß dieſe Fragen nicht wichtig ſeien, ſo weiſe ich 
darauf hin, daß es ſich um Aufhebung von Not⸗ 
verordnungen handelt, die durch das Ermächti⸗ 
gungsgeſetz erlaſſen worden ſind. Es heißt in dem 
Ermächtigungsgeſetz, daß dem Volkstag Gelegen⸗ 
heit gegeben werden muß, zu dieſen Notverord⸗ 
nungen Stellung zu nehmen. Wenn Sie das jetzt 
ablehnen, zeigen Sie ſich wirklich als „Demokra⸗ 
ten“. Am Freitag kommt doch erſt das Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz heran und dann wird für dieſe Sa⸗ 
chen wieder nicht Zeit ſein. 
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Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Greiſer. 


Greiſer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es iſt der 
Bevölkerung draußen egal, ob dieſe unzulängli⸗ 
chen Anträge heute oder am Freitag abgelehnt 
werden. Ich bin dafür, daß wir jetzt weiter tagen, 
wenn die Erklärung der Kommuniſtiſchen Frak⸗ 
tion, daß ſie nicht länger als 20 Minuten für die 
Punkte braucht, in die Tat umgeſetzt wird, und 
85 das Haus einen Beſchluß darüber herbei: 
ührt. 


Vizepräſident Philipſen: Ich bitte, zunächſt 
die Vorlage an ſich zu erledigen. Es iſt abgelehnt, 
die Vorlage dem Ausſchuß zu überweiſen. Wir ha⸗ 
ben nun über die Vorlage ſelbſt abzuſtimmen. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr 
Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich habe 
ſchon im Ausſchuß erklärt, daß wir nicht daran 
denken, eine Zuſage in bezug auf die Redezeit zu 
machen. Sie haben ausdrücklich erklärt, daß die 
Beſchränkung der Redezeit nicht die Regel werden 
ſoll. Ich glaube nicht, daß wir heute zu erkennen 
gegeben haben, daß wir ſtundenlang ſprechen. 
Wenn der Genoſſe Raſchke zu unſerm Antrag 
etwas länger ſprach, ſo erforderte das die Wich⸗ 
tigkeit des Antrags. Wenn Sie jetzt wieder ſagen, 
daß ich erklärt habe, wir würden in 20 Minuten 
fertig ſein, dann iſt das keine Zuſage gegenüber 
den Nationalſozialiſten, ſondern wir ſtehen auf 
dem Standpunkt, den wir im Aelteſtenausſchuß 
eingenommen haben, daß wir uns die Redezeit 
nicht vorſchreiben laſſen. Sie haben geſagt, es 
käme nicht darauf an, ob wir bis 9 oder 10 Uhr 
tagen würden. Das war wörtlich das, was der 
Präſident von Wnuck im Aelteſtenausſchuß er⸗ 
klärt hat. Ich glaube auch, daß die Verhandlun⸗ 
gen nicht durch allzugroße Unruhe geſtört wurden, 
ſo daß durchaus das durchgeführt werden kann, 
was im Aelteſtenausſchuß vereinbart worden iſt. 
Ich wundere mich, daß gerade die Nationalſozia⸗ 
liſten ihren Präſidenten desavouieren, der aus⸗ 
drücklich erklärt hat, es käme nicht darauf an, ob 
bis neun oder zehn Uhr getagt würde. Gerade auf 
Grund dieſer Zuſage lehnen wir es ab, uns 
irgendwie von den Nationalſozialiſten jetzt wieder 
die Zeit vorſchreiben zu laſſen. 


Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Greiſer. 

Greijer, Abgeordneter (Nat. Soz.): Es kommt 
nicht auf irgendwelche Wünſche an, ſondern dar⸗ 
auf, daß die Mehrheitsparteien beabſichtigten, 
nicht länger als bis 8 ½ Uhr zu tagen. Infolge⸗ 
deſſen beantrage ich Vertagung der Sitzung. (Abg. 
Mau: Alle fünf Minuten etwas anderes!) 


Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsord⸗ 
nung hat das Wort der Herr Abg. von Wnuck. 


von Wnuck, Abgeordneter (Nat. Soz.)) Im 
Hauptausſchuß habe ich geſagt, daß ich gedachte, 
bis 8 Uhr, ſpäteſtens 9 Uhr zu tagen. Daraufhin 
iſt von anderer Seite erklärt worden, daß die Ab⸗ 
ſicht beſtand, grundſätzlich um 8 Uhr zu vertagen, 
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Volkstag Danzig — 37. Sitzung. 


So waren die Aeußerungen im Aelteſtenausſchuß. 
Ich habe nichts von 9 oder 10 Uhr geſagt. 


Vizepräſident Philipſen: Es liegt jetzt der ge⸗ 
ſchäftsordnungsmäßige Antrag auf Vertagung 
vor. Vorher müſſen wir noch die Druckſache 
Nr. 341 erledigen und darüber abſtimmen. Wer 
die Druckſache Nr. 341 annehmen will, bitte ich, 
ſich zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Jetzt ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt abge⸗ 
lehnt. Damit iſt dieſer Punkt der Tagesordnung 
erledigt. Wir kommen jetzt zur Abſtimmung über 
den Antrag des Herrn Abg. Greiſer auf Verta⸗ 
gung. Wer ihm zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu 
erheben. — (Abg. Plenikowſki: Wirklich famos!) 
Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt angenom⸗ 
men. Ich ſchlage Ihnen vor, die nächſte Sitzung 
auf Freitag, den 28. Auguſt 1931, nachmittags 
3.30 Uhr, mit folgender Tagesordnung feſtzu⸗ 
ſetzen: 

1. Einſpruch eines Abgeordneten gegen Ordnungs⸗ 

e Dea Nr. 375). = ; 
2. Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur Aende⸗ 

rung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der Be⸗ 

amten und Angeſtellten im Amt und im Ruhe⸗ 


ſtand ſowie ihrer Hinterbliebenen (Druckſache 
Nr. 373, 363 und 356). 
3. Dritte Beratung eines Ermächtigungsgeſetzes 


(Druckſache Nr. 372, 364 und 357). 

4. Antrag auf Entlaſtung der Jahresrechnung 1929 
(Druckſache Nr. 361). 

5. Antrag des Abg. Plenikowſki und Fraktion auf 
Aufhebung der Rechtsverordnung betr. Aende⸗ 
rung des Geſetzes zum Schutz der perſönlichen 
Freiheit (Druckſache Nr. 342). 

6. Antrag des Abg. Plenikowſki und Fraktion auf 
Aufhebung der Rechtsverordnung betr. Tragen 
einheitlicher Kleidung durch Mitglieder aus⸗ 
10 1 politiſcher Organiſationen (Druckſache 

L. 0 


7. Antrag des Abg. Plenikowſki und Fraktion auf 
Aufhebung der Rechtsverordnung über Waffen 
(Drucksache Nr. 344). 

8. Antrag des Abg. Plenikowſki und Fraktion auf 
Aufhebung der Rechtsverordnung betr. Aende⸗ 
rung des Vereinsgeſetzes (Druckſache Nr. 345). 

9. Große Anfrage Nr. 12 des Abg. Langnau und 
raktion betr. e WEL kommuniſtiſcher 
lüugblätter (Druckſache Nr. 252). 

Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Abg. Plenikowſki. 


Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage, daß auf die nächſte Tagesordnung als 
Punkt 2, 3, 4 und 5 die heutigen Punkte 7, 8, 9 
und 10 geſetzt werden. (Zurufe.) Wenn die Ta⸗ 
gesordnung in der vorgeleſenen Faſſung bleibt, iſt 
damit zu rechnen, daß unſer Antrag in dieſer 
Woche überhaupt nicht zur Beratung kommt. 
(Abg. Schwegmann: Wir widerſprechen!) Der 
Standpunkt der Nationalſozialiſten kann für das 
Haus natürlich nicht maßgebend ſein, wenn die 
Nationalſozialiſten für ihre Partei erklären, daß 
dieſe Anträge nebenſächlich ſind. Es kommt nach 
der Geſchäftsordnung darauf an, daß der Minder⸗ 
heit Gelegenheit gegeben werden muß, daß ihre 
Anträge auch beraten werden. Die Nationalſozia⸗ 
liſten verhindern das, die übrigen Parteien 


der Herr 


es könnte auch eine halbe Stunde länger dauern. ſchließen ſich den Nationalſozialiſten an, trotzdem 


(C) 


(A 


— 
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(Plenikowſki, Abgeordneter) 
es die Nationalſozialiſten waren, die die Sitzung 
wieder eine Stunde unterbrochen haben, genau 
wie damals, als wegen des Abg. Greiſer die 
Sitzung um ſieben Stunden vertagt wurde. Des⸗ 
halb verlangen wir, daß am Freitag vor der Ver⸗ 
handlung des Ermächtigungsgeſetzes zuerſt unſere 
Anträge beraten werden. (Widerſpruch rechts.) 
Vizepräſident Philipſen: Sie haben den An⸗ 
trag des Herrn Abg. Plenikowſti gehört. (Abg. 
Plenikowſti: Kommen Sie ſich erbärmlich vor!) 
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Herr Abg. Plenikowſki, ich bitte, nicht zu unter: 
brechen. Wer für die Umſtellung der Tagesord⸗ 
nung nach dem Antrag des Herrn Abg. Pleni⸗ 
kowſti iſt, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das iſt die Mehrheit, der An⸗ 
trag des Abg. Plenikowſki iſt abgelehnt. Damit 
iſt mein Vorſchlag angenommen. Ich ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 20 Uhr 30 Minuten.) 


( 


B) 


ae 


38. Sitzung. 


Freitag, den 28. Auguſf 1931. 


Einſpruch eines fla o getz egen Ordnung:, 


zufe. (Druckſache Nr. 345 Fee ei“ 
Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge der Beamten und Angeſtellten 

im Amt und im Ruheſtand ſowie ihrer 
Hinterbliebenen e e 5 
(Druckſachen Nr. 373, 368 und 350) 
Müller (St. Rat.) zur Geſchäftsordnung 

Damit verbunden: * 14 


Volkstag Danzig — 38. Sitzung. Freitag, den 28. Auguſt 1931. 7 
a = 1 1 - 8 8 DER: = 2 * * = — — 1 14 


Die Sitzung wird 16 Uhr durch den Vizepräſi⸗ (C 
denten Philipſen eröffnet. f ee 
Am Regierungstiſch: Stellv. Präſident des Se⸗ 
nats Dr. Wiercinſki⸗Keiſer; Senatoren Dr. Althoff, 
Dr. Blavier, Dumont, Dr. Hoppenrath, Schweg⸗ 
mann; Staatsrat Scheunemann; Landgerichtsrat 
Dr. Moebes; Regierungs⸗Finanzrat Rodenacker, 
Regierungsrat Burmeiſter, Amtsrat Voß, Ober⸗ 
ſekretär Seidel. = 10a ‚AR 
Vizepräſident Philipſen: M. D. u. H. Ich er⸗ 
öffne die 38. Vollſitzung und rufe Punkt 1 der 
Tagesordnung auf: i e 
Einſpruch eines Abgeordneten gegen Ord⸗ 
nungsrufe. e 


Dritte Beratung eines Ermächtigungsgeſetzes. 8 1 37 
EM 357 8 ei 721 D Druckſache Nr. 375. 


( Druckſachen Nr. 372, 364 1 1 BA 5 . 8 : ; 

j un 

i (S. R. D.) 722 B gegen zwei Ordnungsrufe, ge g. 

oe En zur Geſchäftsordnung Er Bein a Ira und gegen die Entziehung des 

"=. 45 IN] FFV Bortes durch das Haus. Nach der Geſchäftsord⸗ 

or Mn der 659 Als. Raschke W 8 nung iſt nur der Einſpruch gegen die Ordnungsrufe 

ae eg) zur Geſchäftsordnung 1 5 Mn EN erfolgt alſo nur über 

Schmidt (SPD) 0 . 7% ieſe Einſprüche. er den Einſpruch des Abg. 

q ee e e Abg. Schmidt (S. P. D.) 757 C Czarnecki gegen den erſten Ordnungsruf für berech⸗ 
le , e , ea 5 5 15 h 

Fiſcher (S. P. B.)) 731 b ligt hält, bitte ich, ſich zu erheben. — Ich bitte um 

e ey Abg. Greifer (Nat. Soz.) 1151 5 ls jetzt at 0 9 der Sir 

| * „ pruch iſt abgelehnt. er den Einſpruch gegen den 

Abändernngsun e Senator Fei S n zweiten Ordnungsruf für berechtigt hält, bitte ich, 

ingsantrag des Abg. Brill (S. P. D.) zu R > % RR TEN > 11 1 

Drucksache Nr. 373 (Druckſache Nr. 370) 738 C ſich zu erheben. — Das iſt die Minderheit, der Ein 

Wee Keen tber Art. 1 der Druck en ige 1 nes EM 575 Abg. 1 

/ U SENKEN, W Damit ift Pun er Tagesordnung erledigt. 
Wee Sanußatſtimmung über Druckſache 72 rufe Punkt 2 der Dagesbi län alf: f 8 


Abenuderungsantrag des Abg. Moritz u. Fr. zu 

Druckſache Nr. 372 (Druckſache Nr 275 A ß 

Abänderungsantrag der Abg. Greiſer, Weiß, 
Philivfen, Dr. Unger u. Fr. zu Druckſache 
2 (Druckſache Nr. a nn, 

Namentliche Abſtimmung über § 1 der Druck⸗ 
ſache Nr. 372 


Namentliche Abſtimmung über 8 2 der Drück⸗ 2 


Tacho Tale eo oe a NE 
Antrag au Eutlaſtung der Jahresrechnung 1929 
Dh! eee e 
Plenikowſki (K. P.) zur Geſchäftsordnung 
Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf Anis 
hebung der Rechtsverordnung betr. Aende⸗ 


Dritte Beratung eines Geſetzentwurfs zur 
Aenderung der Dienſt⸗ und Verſorgungs⸗ 
bezüge der Beamten und Angeſtellten im Amt 
und im Ruheſtand ſowie ihrer Hinterblie⸗ 
benen. 

Druckſache Nr. 373, 363 und 356. 
Zur Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Müller. (Abg. Mau: Jetzt kommt die Abwürge— 
maſchine!) ah 3 f 
Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): Wir be⸗ 
antragen, Punkt 2 und 3 der Tagesordnung in der 
Ausſprache zu verbinden. 2 
Vizepräſident Philipſen: Es iſt der Antrag ge⸗ 
ſtellt worden, die Punkte 2 und 3 miteinander zu 
verbinden. Ich höre keinen Widerſpruch, es iſt fo 
beſchloſſen. Ich rufe noch Punkt 3 der Tagesord⸗ 
nung auf: 
Dritte Beratung eines Ermächtigungs⸗ 


geſetzes. 
Druckſache Nr. 372, 364 und Nr. 357. 
(Abg. Paul Müller: Ich beantrage, eine Redezeit 


von ſechs Stunden für beide Punkte feſtzuſetzen!l) Es 

BT u ee ir . 740C |Üt beantragt, die Redezeit für die Punkte 2 und 3 

Plenikowſki (K. P.) n 740 C der Tagesordnung auf ſechs Stunden zu beſchränken. 

1 5 Paul (D. Nat.) zur Geſchäfts⸗ 9777 fa a N 10 ie 1 955 0 85 

Plenikowfki (K P. zur Geschäftsordnung 744 6 fallen auf die Sozialdemokratie 96, die National⸗ 

Große ade 1 Ei a e ſozialiſten 60 (Abg. Greifer: Wir verzichten!), das 

5 5 eſchlagnahme kommuniſtiſcher Flug⸗ Zentrum 56, Bund der nationalen Sammlung 56, 

Bat, 8185 aaa Der 5448 Deutſchnationale 25, Kommuniſten 18 (Abg. Grei⸗ 

Dr. Joppenrath Sengtor . 7445 ſer: Viel zu viell) und fraktionsloſe Abgeordnete 

5 Plenikowſki (K. 5.7. 7745 45 Minuten. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort 
Ordnungsruf für den Abg. Plenikowſki (. P.) 746 A der Herr Abg. Plenikowöfi. 

Dr. Anger (B. d. n. S.) zur Geſchäfts⸗ Se Plenitowiti, Abgeordneter (K. P.): Zunächſt 


ordnung en As . ; 
Moritz (S. P. D.) zur Geſchäftsordnung 7 einmal kann ich nicht feſtſtellen, ob das, was hier 


oris (S. b. D.). 460 ih } 5 5 
Plenikowſki (f. P.) zur Geſchäftsordnung 746 C zum Ausdruck gekommen iſt, daß wir nur 18 Mi⸗ 
• 7461 Rufen ſprechen dürfen, ſtimmen kann. 
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Vizepräſident Philipſen: 36 Minuten, es war 
ein Irrtum! 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn es 
auch ein Irrtum iſt, ſo wiſſen wir ganz genau, daß 
ſich dieſer Präſident nicht das erſte Mal geirrt hat. 
Deshalb iſt ihm das nicht übel zu nehmen. 
auch, wenn uns 36 Minuten zur Verfügung ſtehen, 
io weiſe ich darauf hin, daß die heutige Tagesord⸗ 
nung nicht ſehr umfangreich iſt, und daß deshalb ge⸗ 
nügend Zeit für eine längere Ausſprache zur Ver— 
fügung ſteht. Bei der zweiten Beratung waren die 
Herren von der Rechten im Ausſchuß jo „liebens— 
würdig“, wenigſtens 8 oder 10 Stunden zu geben. 
Man hat ſich nachher auf einer anderen Baſis ge- 
einigt. Aber wenn Sie hier 8 oder 10 Stunden 
beantragt hätten, hätte man das vielleicht noch ver- 
ſtehen können, weil Sie ja heute fertig werden 
wollen. Aber 6 Stunden ſind nach allem, was ſich 
bei der erſten und zweiten Leſung ereignet hat, ein 
Hohn, zumal die übrigen Parteien, die bürgerlichen 
Parteien, erklärt haben, nicht zu ſprechen. Wenn Sie 
alſo jetzt dieſe Abwürgemaſchine weiter in Tätigkeit 
ſetzen wollen, auch bei der dritten Leſung, dann rich— 
ten Sie ſich damit nur ſelbſt, dann fürchten Sie ſich, 
die Wahrheit zu hören. (Sehr richtig! bei den Kom- 
muniſten.) 

Vizepräſident Philipſen: M. D. u. H. Wir 
kommen zur Abſtimmung über den Antrag des Herrn 
Abg. Müller. Wer dafür iſt, bitte ich, ſich zu er⸗ 
heben. — Das iſt die Mehrheit, der Antrag iſt an⸗ 
genommen. Ich eröffne nun die allgemeine Aus- 
ſprache zu Punkt 2 und 3 der Tagesordnung. Das 
Wort hat der Herr Abg. Plettner. 

Plettner, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. 
H.! Der Punkt 3 der heutigen Tagesordnung iſt ver- 
faſſungswidrig. Meine politiſchen Freunde und ich 
ſind trotz all der Gründe, die früher und auch in 
letzter Zeit dagegen aufgeführt wurden, nicht zu einer 
andern Meinung gekommen. And zwar iſt dieſer 
Geſetzentwurf deshalb verfaſſungswidrig, weil unſere 
Verfaſſung nicht das Recht der Delegation kennt. 
Anſere Verfaſſung ſagt im Artikel 43, daß ein Geſetz 
durch übereinſtimmenden Beſchluß von Volkstag und 
Senat zuſtande kommt. Die Möglichkeit der Schaf— 
fung eines Geſetzes auf anderem Wege iſt nicht ge— 
geben, ich kann mich dabei darauf beſchränken, auf 
die Ausführungen zu verweilen, die mein Partei- 
freund Dr. Kamnitzer und auch andere Mitglieder 
dieſes Hauſes gemacht haben. Feſt ſteht, daß der 
Verfaſſungsgeber das Recht der Delegation nicht 
haben wollte. Ich erinnere daran, daß es die 
Deutſchnationalen in der Verfaſſunggebenden Ber- 
ſammlung waren, die einen Antrag einbrachten, wo⸗ 
nach in der Verfaſſung ein Satz Aufnahme finden 
ſollte, der das Notverordnungsrecht des Senats 
vorſah. Die ſozialiſtiſchen Parteien, das Zentrum 
und die Liberalen haben ſeinerzeit dieſen Antrag 
niedergeſtimmt. Damit wollten ſie zum Ausdruck 
bringen, daß ſie dem Senat das Recht, Geſetze ein⸗ 
ſeitig zu erlaſſen, nicht zugeſtehen. 

Nun iſt die Frage der Delegation insbeſondere 
im Deutſchen Reich ja des öfteren erörtert und be⸗ 
handelt worden. Staatsrechtslehrer von Namen 


und Rang wie Stier, Somlo, Triepel und andere 
mehr haben ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß ein 
Delegationsrecht auch in der deutſchen Verfaſſung 
nicht gegeben iſt. 


Wenn eine derartige Delegation 
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vorgenommen werden ſollte, müßte ſie mit einer 
Zweidrittelmehrheit vor ſich gehen. Zu derſelben 
Auffaſſung hat ſich neuerdings auch Dr. Schmoeger 
geſellt, der das Werk „Die Rechtsſetzung nach der 
Verfaſſung in der Freien Stadt Danzig“ geſchrieben 
at. Nach einer längeren Betrachtung kommt er in 
dieſem Werke auch zu dem Schluß, daß das im Jahre 
1926 erlaſſene Ermächtigungsgeſetz gleichfalls ver- 
faſſungswidrig iſt. 

Die Regierung und auch die bürgerlichen Par- 
teien haben bei dieſem Geſetz bisher nicht zum Aus- 
druck gebracht, daß ſie das Ermächtigungsgeſetz für 
verfaſſungsmäßig halten. Sie ſind alſo ſchuldbewußt, 
ſchuldbeladen und ſchweigen ſich daher über die 
Rechtmäßigkeit dieſes Geſetzes aus. Ich darf daran 
erinnern, daß mein Parteifreund Gehl neulich dar— 
auf hinwies, daß auch bürgerliche Abgeordnete 
dieſes Hauſes, die Herren Dr. Blavier, Rahn, 
Hohnfeldt und andere, ſich gegen das Ermächtigungs⸗ 
geſetz, gegen die Delegation, ausgeſprochen haben, ja 
daß Herr Dr. Blavier und die Seinen ſogar unter 
Proteſt den Saal verließen, um zum Ausdruck zu 
bringen, daß fie ſich mit dieſer Art von Geſetzes— 
macherei nicht einverſtanden erklären könnten. Da 
iſt es eigentlich wunder zu nehmen, daß Herr Dr. 
Blavier und die Seinen das Geſetz, das ſie ſeiner— 
zeit mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln be- 
kämpften, heute gutheißen und ihm zur Annahme 
verhelfen. Es dürfte dabei aber wohl ſo ſein, daß 
die gegenwärtigen Mehrheitsparteien Furcht vor 
Kritik haben, daß ihnen dieſe Kritik außerordentlich 
unangenehm iſt. Deshalb wollen ſie die Gejeßes- 
macherei in eine ſogenannte Dunkelkammer verlegen, 
um zu verhindern, daß die Vertreter des Volks mit- 
raten und mittaten können, wie es ja eigentlich die 
Verfaſſung von ihnen verlangt. Sie haben Furcht 
und glauben, daß ſie in dieſen Zeiten beſſer ohne die 
Oppoſition auskommen. Sie fürchten alſo die Kritik; 
denn fie geben ja zu, daß Zeit genug zur Verabichie- 
dung der geforderten oder in Ausſicht genommenen 
Geſetze vorhanden ſei. 

Eine Reihe von Poſitionen iſt in dem Ermäch— 
tigungsgeſetz aufgeführt, die durchaus zulaſſen, daß 
die Materie auf ordnungsmäßigem Geſetzeswege 
erledigt wird. Es ſind Beſtimmungen im Geſetz 
enthalten, die ſogar nach Anſicht des Herrn Finanz- 
ſenators wahrſcheinlich nicht vor dem nächſten Früh— 
jahr zur Anwendung und zur Auswirkung kommen. 
Aus dieſem Grunde hat man wohl auch das Er— 
mächtigungsgeſetz bis zum Auguſt 1932 befriſtet. Die 
Preſſe hat berichtet, daß die Regierungsparteien nicht 
die notwendige Zeit hätten, um in der gegenwärtig 
dringenden Eile alle dieſe Dinge zu ſchaffen. Sie 
haben aber, m. D. u. H., alles daran geſetzt, um die 
Oppoſition gewiſſermaßen mundtot zu machen. Sie 
haben neben der Verfaſſungswidrigkeit des gegen⸗ 
wärtigen Ermächtigungsgeſetzes ſchon vorher durch 
den Präſidenten dieſes Hauſes eine weitere Ver⸗ 
faſſungswidrigkeit begangen, indem Sie einfach 
das in der Verfaſſung vorgeſehene Recht der Ein- 
berufung des Volkstags verletzten. Sie haben ſich 
auch hier nicht an die Verfaſſungsbeſtimmung ge⸗ 
halten, und Sie gehen dazu über, die Mundtot⸗ 
machung der Oppoſition durchzuführen, was ſich nach 
den verſchiedenſten Seiten durch die Beſchneidung 
der Redezeit, Wortentziehung und anderen Dingen 
mehr zeigt. So haben Sie auch jetzt wieder ver⸗ 
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ſtanden, der Oppoſition die Redefreiheit in ganz 
erheblichem Maße zu beſchneiden. Das ſpricht doch 
dafür, daß Sie in Wirklichkeit alles mögliche an 
Hand haben, um Ihre Geſetze in der Eile zu ver— 
abſchieden, die Sie für notwendig halten. Es hat 
früher auch nicht an Stimmen gefehlt, die zum Aus- 
druck brachten, daß die Oppoſition, wenn ſie ſieht, 
daß Staatsnotwendigkeiten leiden würden, die not- 
wendigen Geſetze auch in der Zeit ſchaffen würde, 
die erforderlich iſt, um die in den einzelnen Geſetzen 
geforderten Maßnahmen durchführen zu können. 

Alle dieſe Wege zeigen alſo, daß die Ausrede 
von dem umſtändlichen Weg der Geſetzgebung nicht 
zutrifft, ſondern daß Sie es in der Hand haben, das 
in kürzeſter Zeit zu erledigen. Deshalb drängen die 
Verhältniſſe in der Freien Stadt auch zu irgendeiner 
Regelung. Es wird notwendig ſein, darüber werden 
ſich auch die Machthaber klar ſein müſſen, daß hier 
einmal eine Entſcheidung fallen muß, ob die Dinge, 
die Sie infolge Ihrer Macht durchführen, richtig und 
verfaſſungsmäßig ſind. Zu dem Zweck wird es an 
der Zeit ſein, ſo ſcheint mir wenigſtens, an die Arbeit 
zu gehen, einen Staatsgerichtshof auch für Danzig 
zu ſchaffen, dem die Aufgabe zufällt, alle dieſe Maß⸗ 
nahmen auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu prüfen. 
(Abg. Plenikowſki: Mit Ziehm an der Spitzel) 
Etwas werden Sie auf jeden Fall nach dieſer Rich⸗ 
tung hin tun müſſen; denn es kann doch ſchließlich, 
wenn Sie die Dinge weiter fo treiben, die Möglich- 
keit beſtehen, daß ſich der Schützer und der Garant 
der Danziger Verfaſſung eines ſchönen Tages mit 
55 Zuſtänden befaßt, die Sie hier heraufbeſchworen 

aben. 

Aus dieſem Grunde warnen wir noch einmal 
vor der Verabſchiedung dieſes Geſetzes und rufen 
Ihnen zu: Seien Sie vorſichtig, ziehen Sie dies Ge⸗ 
ſetz zurück und erledigen Sie die in dem Geſetz ge— 
forderten Maßnahmen auf dem ordentlichen Ge— 
ſetzeswege. Wir ſtehen nach wie vor auf dem 
Standpunkt, daß dies ein verfaſſungswidriges Geſetz 
iſt, und daß Sie eine verfaſſungswidrige Handlung 
begehen. Dieſer unſeren Aeberzeugung Ausdruck zu 
geben war meine Pflicht und Aufgabe. 

Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle 
den Antrag, den Präſidenten des Senats herbei— 
zurufen, und beantrage gleichzeitig, daß zu dieſem 
Punkt in eine Beſprechung eingetreten wird. 

Vizepräſident Philipſen: Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. (Zwiſchen⸗ 
rufe des Abg. Plenikowſti) Der Abg. Plenikowfki 
hat den Antrag geſtellt, nach § 66 der Geſchäfts⸗ 
ordnung den Herrn Präſidenten des Senats herbei⸗ 
zurufen. Er hat weiter den Antrag geſtellt, dieſen 
Antrag zu beſprechen. Ich eröffne die Beſprechung, 
das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Man hat 
hier die Redezeit der Fraktionen eingeſchränkt. Der 
Oppoſition ſteht alſo nur eine beſchränkte Redezeit 
zur Verfügung. Sie muß alles das, was jetzt noch 
bei der dritten Leſung des Geſetzentwurfs geſagt 
werden ſoll, in eine ganz kurze Form bringen. 
Gerade deshalb wäre es die verdammte Pflicht und 
Schuldigkeit des Präfidenten des Senats, dieſer 
Aussprache beizuwohnen. Ich erinnere an den 
Standpunkt, den ſeinerzeit Herr Dr. Ziehm, als er 
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in der Oppoſition ſtand, zu dieſen Fragen eingenom- 
men hat. Er hat nicht nur die Klarſtellung aller 
Fragen im Volkstag vrlangt, ſondern war auch der 
Anſicht, daß bei ſo wichtigen Entſcheidungen der 
Senat hier vollzählig da zu ſein hätte. (Zuruf des Abg. 
Greiſer) Herr Greiſer, man darf Sie hier nicht be- 
leidigen, weil man hier dann überhaupt am Spre- 
chen verhindert wird. (Zwiſchenrufe und Lachen) 
Seien Sie überzeugt davon, Ihre Schandtaten 
werden noch einmal ihre Abrechnung finden. (Abg. 
Langnau: Sehr wahrh Es handelt ſich heute darum, 
ob die Danziger Bevölkerung im Winter verhun- 
gern ſoll oder nicht. Wenn Sie es wagen, in dieſer 
dreckigen Art und Weiſe noch Ihre Anpöbelungen 
fortzuſetzen, dann kennzeichnen Sie ſich und die ganze 
Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei. (Zu- 
rufe rechts und links. — Glocke des Präſidenten.) 
Machen Sie mich nicht nervös! 

Vizepräſident Philipſen: Das Zeichen dient 
dazu, für Ihre Ausführungen Ruhe zu ſchaffen. 
(Zurufe des Abg. Raſchke) Herr Abg. Raſchke, ich 
rufe Sie zur Ordnung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Wenn uns 
bei dieſem Antrag nur fünf Minuten Redezeit zur 
Verfügung ſtehen, ſo iſt das um ſo bedauerlicher, 
wenn der Präſident des Volkstags nicht dafür ſorgt, 
daß man in dieſen fünf Minuten ungeſtört ſprechen 
kann. (Sie können ſich bei Raſchke bedanken! bei 
den Nationalſozialiſten) Quatſchen Sie nicht da— 
zwiſchen! Wenn wir beantragen, daß der Präſident 
des Senats herbeigeholt wird, dann deshalb, weil 
die Situation wirklich dringend iſt. Es handelt ſich 
um das Schickſal der geſamten Danziger Bevölke- 
rung. 
gefahr für die werktätige Danziger Bevölkerung. 
Wie der Senat und der Präſident dieſes Senats die 
ganze Materie einſchätzt, zeigt ſein Fortbleiben. Soll 
die Danziger Bevölkerung jetzt dafür ſorgen, daß 
dieſer Senat mit ſeinem Senatspräſidenten an der 
Spitze bald ganz von dieſen Sitzen wegbleibt! 
(Bravo! bei den Kommuniſten) 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen nicht vor, die Beſprechung iſt geſchloſſen. 
Wir kommen zur Abſtimmung. Wer für den An- 
trag des Herrn Abg. Plenikowſti ift, bitte ich, ſich 
zu erheben. — (Abg. Plenikowſki: Famoſer Senat!) 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Das Wort zu Punkt 2 und 3 der Tagesordnung hat 
der Herr Abg. Czarnecki. J f 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Meine Ausfüh- 
rungen am Dienstag dieſer Woche waren von dem 
ausdrücklichen Wunſch getragen, den Mitgliedern 
dieſes hohen Hauſes Material zu Betrachtungen zu 
geben, damit die Abgeordneten ſowohl der Oppo⸗ 
ſition als auch der regierenden Parteien ſich Rechen- 
ſchaft darüber geben und unterſuchen mögen, ob die 
Wege, die die bisherige Politik Danzigs gegangen 
iſt, die richtigen waren, und ob dieſe Wege nicht 
einer Reviſion bedürfen. Wir haben geſehen, daß 
ſtatt parlamentariſcher Zurückhaltung und Anhören 
meiner Ausführungen, ein wilder Tumult der 
Rechtsparteien ausbrach, der es mir natürlich un- 
möglich machte, meine Rede zu beenden. Ich muß 


agen, daß es eigentlich keinen Zweck hat, hier in 
achlicher Weiſe das Spiegelbild der Danziger Ver— 
hältniſſe vorzutragen. Es hat deswegen gar keinen 
Zweck, weil Sie auf ein geheimes Kommando ſtets 
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dasſelbe verfolgen werden und die Arſachen, die zu 
der Miſere geführt haben, nicht ſehen und die Wahr- 
heit nicht hören wollen. Da ich nur acht Minuten 
zur Verfügung habe, will ich mich kurz faſſen. 

Nach meinem Dafürhalten und dem Dafür⸗ 
halten breiteſter Bevölkerungskreiſe Danzigs, 
werden die Maßnahmen des Ermächtigungsgeſetzes 
ganz beſtimmt nicht das herbeiführen, was bezweckt 
wird. Ich garantiere, m. H., dieſe Reden, die Sie 
hier heute vorbringen, werden wir vielleicht in vier 
Monaten wieder hören. Wir werden wieder die 
Verſicherung von der Volksgemeinſchaft und die 
Tiraden hören, die uns von ſeiten der Negierungs- 
parteien zur Genüge dargebracht werden. 

Ich will kurz nochmals betonen und den Grund— 
ſatz meiner Betrachtungen am vorigen Dienstag er— 
weitern. Die Freie Stadt Danzig litt ſchon in ihren 
guten Zeiten darunter, daß der Verwaltungsapparat 
in Danzig koloſſal aufgebaut iſt und eine Mannig⸗ 
faltigkeit aufweiſt, die Danzig niemals tragen kann. 
Herr Finanzſenator Dr. Hoppenrath wird zugeben, 
daß es in Danzig niemals einen finanziellen Aus⸗ 
gleich geben wird, weil der größte Teil der ſtaat— 
lichen Einnahmen durch den enormen Verwaltungs- 
apparat aufgebraucht wird. Sie m. H. ſowohl von 
rechts als auch von links haben doch ſeit Jahren die 
Notwendigkeit der Vereinfachung des Adminiſtra— 
lionsapparates befürwortet. Wir haben von der 
Sozialdemokratiſchen Partei gehört, daß es auch ihre 
Aufgabe war, welche aber inſolge des Widerſtandes 
des Zentrums nicht gelöſt werden konnte. (Abg. 
Kloßowſki: Richtig) Heute wird ſich wohl jeder 
ſagen lönnen, daß die regierenden Parteien ſich an 
das Problem nicht heranmachen werden. Warum 
nicht? Aus dem einfachen Grunde, weil der auf— 
gebauſchte Verwaltungsapparat doch ihr Werk iſt; 
ſie haben doch dieſen Verwaltungsapparat auf— 
gebaut. Sie ſprechen jetzt vom Ermächtigungsgeſetz 
und von Sparmaßnahmen. Sie melken die Be— 
amten, Sie ruinieren den Mittelſtand, Sie hängen 
dem armen Volke den Brotkorb ſo hoch, daß es nicht 
weiß, was werden ſoll, wenn die kalten Monate 
kommen, wie dies ein Abgeordneter vorhin treffend | 
ſchilderte. Ernſtlich an das Problem der Verein— 
ſachung des Verwaltungsapparates heranzugehen, 
hat keine der Parteien den Mut. Es wäre daher 
an der Zeit, daß man aus dem Wehklagen heraus— 
kommt und der Handelskammer von Danzig Gehör 
verſchafft, die am 18. Dezember 1930 in ihrer offi⸗ 
ziellen Erklärung fordert: „Es muß endlich in 
Danzig ein außerhalb der Danziger Verwaltung 
ſtehender Sparkommiſſar mit weitreichenden Voll⸗ 
machten eingeſetzt werden. Ohne den wird Danzig 
nie geſunden, weil es an einer Aeberproduktion der 
Aemter leidet.“ Wenn wir jo viel Verwaltungs- 
ſtellen haben, iſt es kein Wunder, daß bei der Er— 
öffnung einer Benzintankſtelle gleich zwei amtierende 
Senatoren anweſend waren. 

„Ich glaube, der Herr Präſident des Senats 
wird vor der Ratstagung in Genf Anfang Septem⸗ 
ber über die Verhältniſſe zu berichten haben, die in 
Danzig herrſchen. Auch über die Ergebniſſe der An⸗ 
regungen des engliſchen Außenminiſters, daß der un⸗ 
heilvolle Einfluß der Nationalſozialiſtiſchen Ar⸗ 
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beiterpartei in Danzig liquidiert werden ſollte, wird 
zu berichten ſein. Aber ich glaube, Herr Senats⸗ 


präſident Dr. Ziehm, wenn Sie auch heute hier nicht 
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zugegen ſind, Sie werden den wichtigen Ruf der (0) 


Handelskammer, der die Grundübel der Danziger 
Miſere erfaßt, nicht vergeſſen dürſen, ſondern den 
Sparkommiſſar für Danzig aus Genf herbeiführen. 
(Abg. Greiſer: Möglichſt einen polniſchen Juden! — 
Zwiſchenruf des Abg. “Plenitowjii) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Pleni— 
kowſki, ich ſage Ihnen zum zweiten Mal, daß ich mir 
Ihre Kritik an meiner Geſchäftsführung verbitte. 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Herr Senator 
Dr. Althoff hat am Mittwoch erklärt, daß der 
Senat den Willen habe, die wirtſchaftliche Ver— 
bundenheit mit Polen aufrecht zu erhalten und eine 
Politik des gegenſeitigen Einvernehmens zu führen. 
Ich muß in dieſem Zuſammenhang erwähnen, daß 
der Senat m. E. dieſen Weg nicht geht und die 
Sparmaßnahmen, die er predigt, durchaus nicht er— 
füllt. Was ſoll man dazu Jagen, wenn der Senat 
in heutiger Zeit, wo Tauſende Frauen und Kinder 
am Hungertuch nagen, eine Broſchüre ſich zur Kol- 
portage ſchicken läßt, die ſich gegen die Grenzen und 
gegen das Beſtehen Polens richtet. Was hat der 
Senat für ein Intereſſe, ſolche hetzende Propaganda 
zu treiben und ſich 5 Zentner von dieſer Broſchüre 
„Der Riß im Oſten“ ſchicken zu laſſen! Iſt das 
Sparſamkeit? It es weiter Sparſamkeit, wenn der 
Danziger Senat in einer wenig anſehenswerten 
Zeitung „American News“, die in Hamburg perio- 
diſch erſcheint, Artikel ſchreiben läßt, die in einer 
außerordentlich beleidigenden Ark gegen Polens 
Grenzen, gegen die Einrichtungen Polens polemi- 
ſieren. Für weſſen Geld geſchieht das? Bft das 
Sparſamkeit? Dieſe verhetzende Zeitſchrift trägt 
das Bild des Senatspräſidenten Ziehm. Das ſoll 
Wirtſchaftspolitik ſein, das ſoll eine Politik ſein, die 
zum Einvernehmen mit der Republik Polen führt? 

Der eine oder andere von Ihnen wird womög— 
lich ſagen, wenn man den polniſchen Abgeordneten 
hört, ſieht es ſo aus, als ob er nur einſeitig die Dan— 
ziger Politik betrachtet. Nein, m. D. u. H., wir 
verfolgen das Ziel, daß hier in Danzig Ruhe und 
wirtſchaftliche Aufbauarbeit herrſcht. Die kulturel— 
len Eigenſchaften der Bevölkerung anzutaſten, dar— 
an denkt kein Menſch. (Abg. Greiſer: Denken Sie 
daran, was Ihr koddriger General in Karthaus er— 
klärt hat! — Polniſche Zwiſchenrufe des Abg. 
Greiſer, auf die der Abg. Czarnecki polniſch -ant- 
wortet!) 

Vizepräſident Philipſen: Ich bitte, ſich der 
deutſchen Sprache zu bedienen. (Polniſcher Zuruf 
des Abg. Greiſer.) Ich bitte um Ruhe für den 
Herrn Redner. 

Czarnecki, Abgeordneter (P.): Solange ein ehe— 
maliger Senator eine koſtbare Reiſe nach Genf 
macht, nur um in einer Anterkommiſſion zu ſein, ſo⸗ 
lange dieſe und ähnliche Luxusausgaben von dem 
Senat gemacht werden (Wer iſt das? rechts), ſolange 
darf das Volk wirtſchaftlich nicht drangſaliert 
werden. Was Sie ſäen, werden Sie auch ernten. 
(Abg. Kurowſki: Wer iſt der Senator?) Herr Grün- 
ſpan! (Aharufe rechts.) 

möchte auf die Ausführungen zurück⸗ 
kommen, die mir einen Ordnungsruf in der vorigen 
Sitzung einbrachten. Ich erkläre, daß der Ordnungs- 
ruf ungerecht war; denn ich habe Herrn Senator 
Dr. Hoppenrath perſönlich nicht beleidigen wollen. 
Das Stenogramm beweiſt, daß ich zur Sache und 
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nur zu ſeiner Rede ſprach. Der zweite Ordnungs- 
ruf, den mir der amtierende Präſident dann erteilte, 
war auch unberechtigt, weil ich nur logiſch und an 
Hand von Fatſachen die Rolle, die die National⸗ 
ſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei in Danzig ſpielt, 
zeichnete. Als Novize in dieſem Hauſe (Abg. 
Greifer: Es iſt hier doch kein Kloſter!) nahm ich an, 
daß ich bei der heutigen Beſprechung meines Ein⸗ 
ſpruches den Beweis für meine Behauptung an- 
führen darf. Es wäre gar nicht wenig, was ich in 
bezug auf die Rolle und die Einſtellung der Nazis 
zu der Freien Stadt Danzig zu ſagen hätte. Ich 
würde Ihnen dieſe Einſtellung nicht im Lichte der 
Oppoſition, ſondern auf Grund kritiſcher Betrach— 


tungen der Deutſchnationalen und des Zentrums vor 


Augen führen, nämlich daß die Nationalſozialiſten 
die Exiſtenz der Freien Stadt durch ihr Auftreten 
gefährden. (Abg. Greiſer: Wer, das Zentrum und 
die Deutſchnationalen?) Nur Abkehr von dieſer 
Politik der Verhetzung, wie ich Ihnen am Dienstag 
ausführlich dargelegt habe, nur eine vernünftige, 
ſachliche, keine ſentimentale — Polen legt wohl 
keinen beſonderen Wert darauf, daß Sie ſich zu ihm 
ſentimental ſtellen nur eine kaltblütig wirtſchaft⸗ 
liche Politik kann zur Geſundung der Verhältniſſe 
führen. Alle anderen Wege werden verfehlt ſein. 
Der Volkstag wird ſonſt in ein paar Monaten wieder 
dieſelbe Aufgabe haben, zu ſchöpfen, wo nichts mehr 
iſt, wo infolge der exterminiſtiſchen Parteipolitik der 
Regierungskreiſe wirtſchaftlicher Niedergang herrſcht. 

Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich ſtelle 
feſt, daß ich heute bereits zweimal zur Ordnung ge— 
rufen worden bin. Es ſteht zu erwarten, daß ich, 
mit dem dritten Ordnungsruf aus der Sitzung bin- 
ausfliege. Das Vorgehen des Präſidenten erſcheint 
mir eigenartig. Ich beantrage deshalb, in eine Be⸗ 
ſprechung über das Verhalten des Präſidenten bei 
der heutigen Sitzung einzutreten. (Zuruf des Abg. 
Moritz.) 

„Vizepräſident Philipſen: Der § 51 der Ge— 
ſchäftsordnung beſagt, daß der Präſident die Sitzun⸗ 
gen eröffnet und ſchließt. Eine Erörterung über 
Recht und Zweckmäßigkeit ſeiner Anordnungen kann 
er zulaſſen oder auf die nächſte Sitzung, die ſtatt⸗ 
findet, verſchieben. Ich werde, weil die Punkte 2 
und 3 der Tagesordnung ſehr wichtig ſind, heute eine 
Beſprechung nicht zulaſſen (Bravo! rechts 
Zwiſchenrufe des Abg. Plenikowſki). Das Wort hat 
der Herr Abg. Schmidt. 

u Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): M. D. u. H. 
Bei der zweiten Beratung des Ermächtigungsgeſetzes 
wurde von einem Redner der Nazis geſagt, es ſei 
das Verdienſt der Nazis und des Zentrums, daß die 
ſozialen Belaſtungen nur in der im Ermächtigungs— 
geſetz vorgeſehenen Höhe enthalten ſeien. Das Wort 


Zſoziale Belaſtungen“ iſt wieder ein neuer Ausdruck. 


Es iſt allerdings auch ein ſehr treffender Ausdruck. 
Es iſt etwas, was die Nazis in dies Parlament ge- 
bracht haben, aber ſelbſtverſtändlich nichts Gutes. 
Die ſozialen Belaſtungen, die ſich beſonders in 
ſteuerlicher Beziehung für die minderbemittelten 
Schichten der Bevölkerung ergeben, ſind derartig 
hart, daß es eigenartig anmutet, wenn ſich dann 
noch zwei Parteien im Parlament darum ſtreiten, 
wer ſich am meiſten verdient gemacht hätte, daß 
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dieſe Regelung zuſtandegekommen iſt. Ich will und 
kann nicht prüfen, wer die Väter dieſer ganzen 
Maßnahmen ſind. Mir wurde einmal geſagt, daß 
die ganzen Punkte des Ermächtigungsgeſetzes in der 
Finanzabteilung geboren und daß dort auch noch 
ganz andere Dinge ausgeheckt worden ſeien, die aber 
dann ſchließlich, wie es heißt, von den chriſtlichen 
Gewerkſchaften bekämpft worden find. Aeber die 
näheren Amſtände wird mein Kollege Fiſcher 
ſprechen. Ich will mich daher mehr auf die ſteuer— 
lichen Auswirkungen beſchränken, die durch die Ab— 
änderungen entſtehen, die der Senat auf dem Ver— 
38 bei den Steuergeſetzen vornehmen 
will. 

Wenn wir die Dinge von dieſem Standpunkt 
aus prüfen, ſo ſtellen wir feſt, daß in Danzig eine 
derart unſoziale Steuergeſetzgebung noch nicht zu 
verzeichnen geweſen iſt. Eine derartig unſinnige 
Geſetzgebung, wie ſie auf dem Verordnungswege 
vorgenommen wird, und zwar unter Billigung der 
Regierungsparteien, zu denen auch das Zentrum ge= 
hört, iſt auch in der Geſchichte des Zentrums noch 
nicht dageweſen. Ich nehme an, daß die Herren 
Abgeordneten des Zentrums, beſonders ſoweit ſie 
auch die Arbeiterſchaft zu vertreten vorgeben, und 
von der Arbeiterſchaft präſentiert und gewählt ſind, 
ſich gar nicht bewußt ſind, welche unſozialen Ein⸗ 
ſchnitte in die Einkommensverhältniſſe der unteren 
Einkommen gemacht werden, alſo bei den Arbeitern, 
Angeſtellten und Beamten. 

Ich will einmal einen Vergleich mit der bis- 
herigen Geſetzgebung und der jetzt beabſichtigten her⸗ 
beiführen. Es war bisher bei den Steuergeſetzen, 
die von der Linksregierung geſchaffen worden waren, 
ſo, daß ein Einkommen eines verheirateten Zenſiten 
mit einem Kind bis 210 Gulden ſteuerfrei war. Dies 
Geſetz hatte Geltung bis Sie das erſte Ermächti— 
gungsgeſetz vom Stapel ließen. Das alte Geſetz lief 
am 31. März ab. Nach dieſem von der damaligen 
Regierung unter aktiver Mitwirkung der Sozial- 
demokratie geſchaffenen Geſetz blieb ein Einkommen 
eines verheirateten Zenſiten bis 210 Gulden fteuer- 
frei. Nahm man einen Zenſiten mit 220 Gulden 
Einkommen, ſo ergab ſich, daß dieſer Zenſit monat⸗ 
lich 1,10 Gulden Einkommenſteuer zu entrichten 
hatte, in Prozenten des Lohnes ausgedrückt alſo 
0,5 Prozent. Durch die jetzige Regelung wird das 
ſteuerfreie Einkommen eines verheirateten Zenſiten 
mit einem Kinde auf 100 Gulden monatlich herab⸗ 
geſetzt. Dieſer ſelbe Zenſit zahlt bei Durchführung 
dieſer Verordnung in Zukunft alſo ſtatt 1,10 Gulden 
monatlich 11 Prozent Einkommenſteuer von 120 
Gulden gleich 13,20 Gulden oder 5,45 Prozent 
ſeines Einkommens. Es iſt hier alſo wohlgemerkt 
eine Erhöhung der Belaſtung des Einkommens von 
0,5 auf 5,55 Prozent erfolgt. Nun nehmen wir 
einmal dagegen einen Zenſiten, ebenfalls verheiratet 
und mit einem Kinde, der ein verſteuerbares Ein— 
kommen von 850 Gulden hat. Da liegen die Dinge 
weſentlich anders. Dieſer hatte bisher ebenfalls bis 
zum 13. März d. J. ein ſteuerfreies Einkommen von 
210 Gulden. Er hatte eine Steuer von 70,40 Gul— 
den oder 8,28 Prozent zu zahlen. Jetzt würde er 
ein ſteuerfreies Einkommen von 750 Gulden haben 
und müßte 82,50 Gulden oder 9,7 Prozent zahlen. 
Bei dieſem Zenſiten mit 850 Gulden Monats- 
einkommen iſt eine Steigerung von 1,42 Prozent 
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ſeines Einkommens zu verzeichnen, während bei dem 
Zenſiten mit 220 Gulden — die Arbeiter verdienen 
leider nicht ſo viel — eine Steigerung von 5,5 Pro— 
zent zu verzeichnen iſt. Herr Gaikowſki und m. H. 
von der Zentrumsfraktion, ich weiß nicht, mit wel- 
chem Recht dann die Landeszeitung noch ſagen kann, 
daß es das „Verdienſt“ der Zentrumspartei ſei, 
wenn dieſe Ermäßigungen ſo geregelt worden wären. 
Es wurde dabei beſonders hervorgehoben, daß es 
der Zentrumsfraktion gelungen ſei, die Ermäßigun— 
gen für das erſte Kind herabzuſetzen und dadurch 
die Ermäßigungen für die weiteren Kinder in der 
bisherigen Höhe zu retten. 

Auch das zeigt, daß die Zentrumsfraktion ihre 
Arbeiterwähler ſo dumm wie nur möglich einſchätzt. 
Sie glauben, daß dieſe Leute nicht rechnen können. 
Aber Herr Gaikowſfki, auch die chriſtlichen Gewerk— 
ſchaftler rechnen heute ſchon. (Abg. Gaikowſki: 
Nicht nur heute, die haben immer gerechnet!) Das 
Beibehalten der Ermäßigungen in der alten Höhe 
für das dritte, vierte uſw. Kind kommt gar nicht 
mehr den Einkommen der Arbeiter zugute. Das 
ſteuerfreie Einkommen ſteigt dann ſoweit, Herr 
Weiß, daß die Arbeiter bei ihrem Einkommen nicht 
mehr zur Einkommenſteuer herangezogen werden 
können und ſomit gar nichts haben von der Bei— 
behaltung der alten Ermäßigungen für das dritte 
und vierte Kind — (Abg. Weiß: Auch für das 
erſtel), auch für das erſte Kind, er muß aber erſt ein 
zweites haben, das iſt der Anterſchied dabei. (Abg. 
Weiß: Das vergeſſen Sie nicht zu jagen!) Darauf 
werde ich noch eingehen. Sie ſcheinen tatſächlich 
nicht im Bilde zu ſein und ich werde Ihnen das an 
einigen Zahlen klar machen. Ein Verheirateter mit 
einem Kind hatte bisher ein ſteuerfreies Einkommen 
von 170 Gulden, mit zwei Kindern plus 60 Gulden, 
alſo 230 Gulden. Das iſt der alte Satz, der beſtehen 
bleibt. Herr Gaikowſki, wiſſen Sie, daß die Löhne 
abgebaut worden ſind und daß ein Einkommen von 
230 Gulden monatlich für die meiſten Arbeiter nicht 
mehr in Frage kommt? Ein Verheirateter mit zwei 
Kindern wird alſo gar nicht mehr von der Vergün⸗ 
ſtigung betroffen, die Sie ihm haben zuteil werden 
laſſen. (Abg. Gaikowſki: Sie ſprechen jetzt von den 
Abzügen!) Vergeſſen Sie nicht, daß durch die Her— 
abſetzung der Werbungskoſten und der Ermäßigung 
für die Ehefrau die Mehrbelaſtung ja auch für jeden 
verheirateten Zenſiten monatlich 3,30 Gulden mehr 
beträgt. 

So ſieht die Sache tatſächlich aus. Aber weiter, 
welche Auswirkungen hat das Syſtem, daß gerade 
für Familien mit einem Kind die ſteuerliche Ermäßi⸗ 
gung für dieſes Kind von 50 auf 10 Gulden herab- 
geſetzt wird. Wir dürfen dabei nicht vergeſſen, daß 
mit dieſer Maßnahme nunmehr ein Syſtem 
geſchaffen wird, welches in dem Haushaltsplan des 
Arbeiterhaushaltes geradezu wilde Zuſtände ſchafft. 
Nehmen wir einmal an, ein Arbeiter hat bisher drei 
oder vier Kinder gehabt, dieſe Kinder ſind nach und 
nach in das Alter aufgerückt, daß ſie nicht mehr 
unter die Ermäßigung fallen. Sie ſind aber arbeits⸗ 
los und fallen den Eltern zur Laſt. Für das letzte 
Kind erhält er nun eine „Ermäßigung“ von monat⸗ 
lich 10 Gulden. Sie treffen damit alſo nicht nur die 
Einkinder⸗, ſondern auch die Mehrkinder-Familien. 
Noch ſchlimmer iſt es bei einem Arbeiter mit zwei 
Kindern, wenn ein Kind aus dem Alter heraus- 
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kommt, für das noch Ermäßigung gewährt wird. (0) 


Was geſchieht dann? Dann verliert er tatſächlich 
auf einen Schlag nicht nur die Ermäßigung für das 
eine Kind, die ihm jetzt ſowieſo in Höhe von 60 
Gulden entzogen wird, ſondern er verliert auch die 
Ermäßigung für das verbleibende letzte Kind, alſo 
60 und 50 Gulden weniger 10 Gulden und hat nun 
plötzlich 11,10 Gulden monatlich an Steuern mehr 
zu zahlen. Das iſt ein ganz unerträglicher Zuſtand. 
Mit dieſer unſozialen Geſetzgebung rühmen Sie ſich 
noch? Es iſt traurig, daß man die Arbeiterſchaft ſo 
niedrig einſchätzt, aber wir werden ſie aufklären. 
(Zuruf des Abg. Gaikowſki.) Wir werden dafür 
ſorgen, daß die Arbeiter ganz gehörig aufgeklärt 
werden, Herr Gaikowſfki. 

Neben dieſer Herabſetzung der Werbungskoſten 
und der ſozialen Ermäßigungen iſt vorgeſehen, daß 
die Erſtattungsvorſchriften geändert werden. Es 
handelt ſich um die Erſtattung an diejenigen, die 
nicht ein ganzes Jahr gearbeitet haben. Da wurde 
nun von Ihnen mit einem lapidaren Satz geſagt, es 
hätte ſich nicht gelohnt; dieſe Summen, die zur Rück⸗ 
zahlung gekommen wären, wären ſo niedrig geweſen. 
Das zeugt auch wieder von der unſozialen Ein— 
ſtellung der Väter dieſes Geſetzes. Eine Summe 
von 30 oder 40 Gulden iſt für einen Erwerbsloſen, 
der nur im Sommer einige Wochen gearbeitet hat, 
ſehr erheblich. Er iſt ganz unberechtigterweiſe 
während dieſer Zeit zur Einkommenſteuer heran- 
gezogen worden, und für ihn würde der zurück⸗ 
zuerſtattende Betrag eine große Hilfe bedeuten. Sie 
ſchaffen damit eine große Angerechtigkeit; denn der 
andere, der nicht zur Lohnſteuer herangezogen wird, 
ſondern auf anderem Wege ſeine Einkommenſteuer 
entrichtet, hat das ſteuerfreie Einkommen, das ihm 
auch garantiert iſt. Im anderen Fall hat der Lohn— 
empfänger, der im Jahre nur 700 oder 800 Gulden 
verdient, davon mehr als 10 Prozent zu bezahlen. 
Es wäre daher beſſer, wenn der Senat von dieſer 
Ermächtigung keinen Gebrauch machen würde. Es 
iſt aber nicht anzunehmen, daß dieſer Senat von 
einer ſo unſozialen Maßnahme abſehen wird; denn 
die ganze Geſetzesmacherei zeigt, daß die Reaktion 
Triumphe feiert, wie wir es in den letzten Jahr— 
zehnten nicht erlebt haben. (Volksgemeinſchaft! 
links) Lieber Himmel, Herr Senator Dr. Hoppen⸗ 
rath hat geſtern geſagt, daß er ſelbſt Herrn Dr. 
Volkmann nicht zur Volksgemeinſchaft zählt. Wenn 
ſchon unter den Senatoren ſolche großen Anter— 
ſchiede gemacht werden, kann man nicht annehmen, 
daß die Proleten in die Volksgemeinſchaft ein- 
bezogen werden. Höchſtens wenn einmal eine Wahl 
ſtattfindet, wird an die Aermſten der Armen appel- 
liert. Dann hat man ihre Stimmen recht gern. 
Heute mutet man den Aermſten der Armen auf dem 
Lande zu, Herr Dr. Hoppenrath, daß ſie ſich bei 
Ihren Beſitzern ein Mittageſſen vorſetzen laſſen 
ſollen. Sie werden gefüttert wie die Tiere. Das 
nennt man auch Volksgemeinſchaft. Es iſt aber noch 
nicht lange her, da flöteten die Herren vom Jungdo 
und von den Nazis alle von der großen Volks- 
gemeinſchaft. Ein kleines Beiſpiel, gut daß wir 
davon ſprechen, liegt vor mir. Es ſteht ſo ſchön in 
einer Forderung, die Herr Burandt aufgeſtellt hat: 
„Wir fordern von uns und unſeren Berufsgenoſſen 


Bekämpfung aller unverſchuldeten Not auf dem 


Lande“ — ſoweit ganz ſchön — „durch Natural- 
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ta) lieferung an die Bedürftigen“ — auch noch gut, nun 
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kommt aber etwas anderes — „unter Anrechnung 
auf die Gemeindeabgaben“. (Zwiſchenrufe des Abg. 
Kloßowſki.) Da hätten die Zentrumsleute im Senat 
und im Volkstag beſtimmt eine Aufgabe zu erfüllen. 
Derart Schindluder darf mit den Erwerbsloſen nicht 
getrieben werden, Herr Gaikowſki. Aber man hat 
davon nichts gehört, außer daß nach außen hin ein 
ſcharfer Ton in Ihrer Preſſe angeſchlagen wird. Es 
iſt ein Skandal, der zum Himmel ſchreit. . 

Die ganzen Maßnahmen, die auf ſteuerlichem 
Gebiet geplant ſind, zeugen, daß beabſichtigt iſt, die 
geſamte Sanierung auf Koſten der noch in Arbeit— 
ſtehenden und der Anterſtützungsempfänger vor- 
zunehmen. Die Steuererhöhungen, die in der 
Praxis ja weiter nichts ſind, als ein Lohn- und Ge⸗ 
haltsabzug von den in Arbeit ſtehenden Lohn- und 
Gehaltsempfängern ſind ſchon an und für ſich ſo tief 


einſchneidend in das Wirtſchaftsleben der Arbeiter, 
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der Angeſtellten und der unteren Beamten, daß man 
ſich wundert, daß daneben noch ein weiterer Gehalts— 
und Lohnabau ſeitens der Wirtſchaftler, wie ſie ſich 
nennen, propagiert wird. 

M. D. u. H.! Dieſer Weg, den die Regierung 
jetzt beſchreitet, führt unſeres Erachtens notwendiger⸗ 
weiſe zu einer Kataſtrophe der Wirtſchaft und damit 
auch zu einer Kataſtrophe in politiſcher Beziehung. 
Man darf heute nicht verkennen, daß mit jeder Er⸗ 
ſchwerung des Einkommens der breiten Maſſen die 
Kaufkraft ſoweit geſchwächt wird, daß immer mehr 
und mehr wirtſchaftliches Elend dadurch erzeugt 
wird. Ich habe die Genugtuung, heute feſtſtellen zu 
können, daß ſich dieſe Erkenntnis auch ſchon in 
Kreiſen Bahn bricht, die nicht den Lohn- und Ge- 
baltsempfängern und Arbeitsloſen angehören, ſon⸗ 
dern dem ſogenannten Mittelſtand, den kleinen 
Händlern, den Kolonialwarenhändlern, Fleiſchern, 
Bäckern uw. Die Tatſache, daß ihr Amſatz ganz 
bedeutend zurückgegangen iſt, hat dieſe Leute zum 
Nachdenken angeregt. Sie erkennen, daß es ſo nicht 
weiter gehen kann, und daß das Geſchrei, das ihnen 
von der ſogenannten bürgerlichen Front immer 
wieder entgegentönt, daß die Löhne und Gehälter zu 
hoch ſind, nicht ſtimmt, ſondern daß, wenn dieſe 
Einkommen abgebaut werden, auch gleichzeitig ihr 
Amſatz und Verdienſt ſinkt. Noch iſt dieſe Erkennt⸗ 
nis nicht in weite Kreiſe eingedrungen. Es ſind 
nur einzelne, die ſich der Erkenntnis erſchließen. 
Aber es dürfte immer klarer werden, daß dieſer Weg 
zum Verderben führt. Ich wundere mich über den 
Optimismus der Herren, die heute im Senat ſitzen. 
Venn man in ſeinem Geſtühl ſitzt und auf die Re⸗ 
gierungsbank blickt, ſieht man ſelbſt bei den Aus⸗ 
führungen der Redner, die die großen Gefahren 
ſchildern, oder die Not der Bevölkerung, die durch 


derartige Geſetzesmacherei entſteht, immer wieder 


ein Lächeln, das wahrſcheinlich vom Herrn Finanz— 
ſenator Dr. Hoppenrath ausgeht und den ganzen 
Senat angeſteckt hat. M. H.! Sie werden nicht 
allzulange lächeln, auch Sie nicht, Herr Genats- 
dizepräſident. Sie werden Ihren Optimismus eines 

ages begraben müſſen. Es wird eine Zeit kommen, 
wo Sie nichts mehr zu lachen haben werden. Die 
Zeit iſt vielleicht gar nicht ſo fern wie Sie denken. 
(Sie iſt ſchon dal von der Regierungsbank) Sie 
ſcheinen die Zeichen der Zeit nicht zu verſtehen, ſonſt 
würden Sie nicht, geſtützt auf dieſe Kapitalsknechte 
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von Nazis ſolche unüberlegten geſetzgeberiſchen Maß- ( 


nahmen vornehmen, wie es das Ermächtigungsgeſetz 
vorſieht. (Abg. Heinz Friedrich: Muß der einen 
beſchränkten Horizont haben!) Wir wollen nicht dar— 
über ſtreiten, wer von uns beiden der beſchränktere 
iſt. (Abg. Heinz Friedrich: Darüber beſteht kein 
Zweifel!) Selbſt auf die Gefahr hin, daß ich mir 
durch die „unparteiiſche“ Geſchäftsführung des Prä— 
ſidenten einen Ordͤnungsruf zuziehe, will ich jagen, 
daß ich, wenn ich Ihr Geſicht hätte, es nicht wagen 
würde, in der Nationalſozialiſtiſchen Partei zu ſitzen. 
Es zeugt von Ihrer übergroßen Dämlichkeit, daß 
Sie mit Ihrer jüdiſchen Viſage bei den Nazis ſind 
und zeugt davon, daß die Nazis noch dämlicher als 
Sie ſind. 

Präſident: Man nennt keinen Abgeordneten 
dämlich. Ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf. 

Schmidt, Abgeordneter (S. P. D.): Das war 
eine Feſtſtellung darauf, daß der Abg. Friedrich 
von Beſchränktheit ſprach. Es iſt leider in dieſem 
Hauſe ſo weit gekommen, daß die Herren von den 
Nazis ſo immun ſind, daß ſie nicht angerührt 
werden dürfen, auch von keinem Präſidenten. Es 
iſt geradezu ergötzlich, anzuſehen, wenn Herr Abg. 
Philipſen die Präſidentenglocke ſchwingt und trotz 
des Lärms auf der rechten Seite, den die Nazis ver— 
urſachen, nicht den Mut hat, auch nur die leiſeſte 
Rüge nach der rechten Seite zu erteilen. Das zeugt 
von einem ſo großen Mannesmut, daß man ſich gar 
nicht darüber wundern kann. (Zuruf des Abg. 
Philipſen.) Mag ſich jeder ſo lächerlich machen, wie 
er will. Was die Maßnahmen gegen die Oppo— 
ſition anlangt, auch die Maßnahme gegen Redner 


der Polniſchen Gruppe, ſo iſt das leider ſo, daß die 


ganze Bevölkerung derartige Kindereien auszubaden 
hat. Ihnen wird nicht allein der Hoſenboden ſtramm 
gezogen, darüber könnte man ſich ja nur freuen, 
ſondern infolge des politiſchen Anſinns, den Sie zum 
Teil verurſachen, beſteht die große Gefahr, daß auch 
außenpolitiſche Verwickelungen eintreten. Dann m. 
H. Nazis, ſind es nicht Sie und Ihre Großmäuler, 
ſondern andere, die ſich als wirklich nationale Men- 
ſchen betätigen müſſen, um die Heimat und das ſo— 
genannte Vaterland zu retten. Das iſt ſchon immer 
lo geweſen, dann verkriechen ſich die Herren Phi— 
lipſen und Friedrich dahin, wo man ſie nicht findet. 
Wo waren Sie, als es einmal brenzlich wurde? Sie 
haben ſoviel Grundeis in Ihrem Hoſenboden, daß 
es nicht mehr ſchön iſt. (Abg. Philipſen: Sie müſſen 
es willen!) Heute glauben Sie, geſtützt auf die 
Nazis, ſich alles gegen die Linke zu erlauben. Ver⸗ 
geſſen Sie nicht eins. Was Sie heute hier zum 
Teil, ſogar widerſtrebend auf Geheiß der Nazis 
machen müſſen, wird ſich eines Tages an Ihnen 
ſelber bitter rächen. Deſſen können Sie ſicher ſein. 
Auf den Anſtand der Nazis brauchen Sie beſtimmt 
nicht zu rechnen. Sie haben bisher mit dem An— 
ſtand der organiſierten Arbeiterſchaft zu rechnen ge— 
habt und ſich mancherlei erlauben können. Weil 
1918 die organiſierte Arbeiterſchaft ſo anſtändig 
war, Ihnen das nicht heimzuzahlen, was Sie als 
Heimkrieger der Bevölkerung und unſeren Frauen 
angetan haben, glauben Sie auch heute, daß die 
Arbeiterſchaft ſo anſtändig ſein wird, Sie nicht zur 
Rechenſchaft zu ziehen. Ich kann Ihnen ſagen, daß 
das nicht geſchehen wird. Wenn einmal die Stunde 
kommt, dann wird ſich die organiſierte Arbeiterſchaft 
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all der Maßnahmen erinnern, die Sie in Dielen 
Jahren gegen die Arbeiterſchaft vorgenommen haben. 
Dann kommen Sie aber nicht zu andern Leuten 
betteln und bitten, damit Sie Ihr ſeiges Leben in 
Sicherheit bringen. (Zuruf des Abg. Philipſen.) 
Dann werden Sie ernten, dann wird die Arbeiter— 
ſchaft Ihnen das geben, was Sie verdient haben, 
die gerechte Strafe! 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Plenikowſfki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich wundere 
mich, daß die Nationalſozialiſten und der Abg. 
Friedrich es überhaupt noch wagen, hier öffentlich 
aufzutreten. Herr Abg. Friedrich, Sie haben beim 
erſten Ermächtigungsgeſetz erklärt, daß die National- 
ſozialiſten der Mieterhöhung zuſtimmen, weil ſie 
überzeugt ſeien, daß dadurch die Bautätigkeit in 
Bewegung komme. Wiſſen Sie, was geſchehen iſt? 
Die Bauten ſind ſtillgelegt worden. (Abg. Heinz 
Friedrich: Das haben Sie ſich aus den Fingern ge— 
ſogen!) Sie haben vor einiger Zeit erklärt, daß Sie 
nicht einem weiteren Abbau der Gehälter der un— 
teren und mittleren Beamten zuſtimmen würden. 
Jetzt tun Sie es. Sie, und die Nationalſozialiſten 
haben den Antrag eingebracht, die Ausſteuerung 
der Erwerbsloſen bis zum 1. September hinaus- 
zuſchieben. Sie haben ſelbſt erklärt: „Wehe der 
Partei, die es wagen ſollte, 3000 Familienväter der 
Wohlfahrtsfürſorge zu überliefern“. Knapp hatten 
Sie das Wort ausgeſprochen, ſtimmten Sie gegen 
den eigenen Antrag. 

Solche Beiſpiele haben wir nicht Dutzende, 
ſondern Hunderte erlebt. Man darf nicht zu deut 
lich werden, weil man dann wahrſcheinlich einen 
Ordnungsruf bekommt. Sie wagen es, angeſichts 
dieſer wahren Tatſachen immer noch, zu ſprechen 
und Zwiſchenrufe zu machen. Wenn ich in Ihrer 
Haut ſteckte und ſolche Schandtaten begangen hätte, 
würde ich mich ins Mauſeloch verkriechen. Ich 
beſäße ſo viel Schamgefühl. Herr Senatspräſident 
Dr. Ziehm erklärte am 5. Februar 1930 wörtlich 
folgendes: 

Eine Erhöhung der Steuern iſt bei der heu⸗ 
tigen wirtſchaftlichen Lage, bei der ungeheuren 
Bedrückung, in der die Wirtſchaft ſich befindet, die 
doch einen Kampf um Tod und Leben, um ihren 
Betrieb führt, unmöglich. Jede weitere Schwächung 
der Wirtſchaft durch neue Belaſtungen bedeutet 
ein weiteres Anſchwellen der Erwerbsloſenziffer. 

Das erklärte Herr Dr. Ziehm vor einem Jahr. 
Heute ſoll er ſagen, ob wir eine beſſere Situation 
haben, ob die Situation nicht mindeſtens doppelt 
jo gefährlich iſt wie im vergangenen Jahre. Jetzt 
wirtſchaften Sie alles in Grund und Boden. Jetzt 
ſoll Herr Ziehm es noch wagen, dieſelbe Erklärung 
angeſichts dieſes Ermächtigungsgeſetzes abzugeben. 
Was erklärte Herr Dr. Ziehm im Anſchluß an dieſe 
Rede als Arſache für die Erſcheinungen im Wirt- 
ſchaftsleben? Er ſagte: 

„Ich habe auch jetzt das Vertrauen, daß die 
Finanzen in Danzig in Ordnung gebracht werden 
können. Ich habe ſchon einmal gejagt, die 
Finanzen ſind im Kern geſund. Ich habe auch 
geſagt, daß in Danzig immer Schwierigkeiten 
beſtehen werden. Ich habe auch darauf hinge⸗ 
wieſen, wo die wahre Urſache der Fingnznot liegt. 
Die Urſache waren nicht die Beamtengehälter, 


das ſchwatzen Sie den Polen nach, die ein Inter⸗ 
eſſe haben, das von ſich abzuwälzen, die Urſache 
liegt darin, daß die Zolleinnahmen und der Zoll⸗ 
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verteilungsſchlüſſel nicht jo geregelt werden, wie (g) 


die Intereſſen Danzigs es erſordern. 

Heute erklärt Herr Dr. Ziehm, die Arſachen liegen 
nicht bei dem Zollverteilungsſchlüſſel, ſondern in der 
Wirtſchaftskriſe. Wenn man ſich die Ausführungen 
überlegt, die der Herr Abg. Dr. Ziehm abgab und 
die, die er jetzt als Senatspräſident abgibt, muß 
man fragen, kann ſolch ein Mann noch das Ver— 
trauen der Bevölkerung Danzigs haben, ein Mann, 
der nicht imſtande iſt zu jagen, wo die Arſachen 
dieſer Ereigniſſe liegen? 

Aber es kommt nicht darauf an, ob Herr Dr. 
Ziehm bewußt oder unbewußt dieſen Standpunkt 
eingenommen hat. Wichtig iſt, daß heute alle dieſe 
ſogenannten Politiker die Wahrheit eingeſtehen 
müſſen, daß das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem 
ſelbſt die Arſache aller dieſer Ereigniſſe iſt, die wir 
heute erleben. (Abg. Greiſer: Jetzt kommt wieder 
die alte Leier!) Wenn Herr Dr. Ziehm damals 
erklärte, daß die Finanzen im Kern geſund wären, 
ſo glaube ich nicht, daß er eine derartige Erklärung 
heute abgeben könnte. Heute ſind die Finanzen aller 
kapitaliſtiſchen Staaten im Kern ungeſund. Sie ſind 
es, weil die kapitaliſtiſche Wirtſchaft ungeſund und 
nicht mehr zu heilen iſt. Den Standpunkt des Herrn 
Dr. Ziehm haben die übrigen Politiker auch ein- 
genommen. Wir wiſſen, daß Herr Dr. Volkmann 
ſeinerzeit von dem Silberſtreifen ſprach. Wir wiſſen, 
daß dieſe Politik, die Zukunft roſig zu malen, von 
allen Vertretern, angefangen von den Deutſch— 
nationalen bis herab zu den Sozialdemokraten durch 
geführt wurde. Für Sie gab es immer nur eine 
Loſung: Es müſſen Opfer gebracht werden, um auf 
Grund dieſer Opfer wieder beſſere Verhältniſſe zu 
bekommen. Sie haben alle bankerott gemacht. Die 
Politik, die jetzt von dem Ziehm⸗Senat durchgeführt 
wird, iſt ja nur eine Fortſetzung der Politik des 
früheren Gehl-Senats. Wir wiſſen, daß dieſe 
Politik von den Deutſchnationalen als ſogenannte 
Verſtändigungspolitik bezeichnet wurde. Dieſe Ver— 
ſtändigungspolitik ſollte nach Anſicht der Sozial— 
demokraten auch die Verhältniſſe beſſern. Die 
Sozialdemokraten haben damals auch einen ſehr 
geſunden Optimismus gehabt. Der Abg. Schmidt 
hat hier den Optimismus des Finanzſenators kriti— 
ſiert. Er hälte gut getan, ſeinerzeit auch den Opti— 
mismus des ſozialdemokratiſchen Finanzſenators zu 
kritiſieren, der auch in der Sitzung, die ich bereits 
zitierte, wörtlich ſagte: 

Trotzdem bleibt das Problem dasſelbe. Wir 
müſſen aus der bisherigen Finanzwirtſchaft her⸗ 
aus und im Intereſſe des Staates und der Stadt 
zu geordneten Finanzen kommen, Es wird Sache 
der jetzigen Regierungsparteien ſein, endlich ein⸗ 
mal mit einer geſunden Finanzwirtſchaft zu 
beginnen. 

Das war im Februar vorigen Jahres. Da wollte 
die Sozialdemokratie eine geſunde Finanzwirtſchaft 
durchführen. Dieſe geſunde Finanzwirtſchaft mit 
der Verſtändigungspolitik endete im Herbſt mit 
einem Defizit von 16 bis 17 Millionen. 

Dasſelbe Bild haben wir heute. Heute ſtellen 
ſich die Vertreter der Deutſchnationalen, der Natio⸗ 
nalſozialiſten und auch Herr Dr. Hoppenrath hin und 
erklären, es komme jetzt darauf an, eine geſunde Fi⸗ 
nanzpolitik zu betreiben. Sie werden mit dieſer 
ſogenannten Finanzpolitik genau dasſelbe klägliche 
Fiasko erleiden, wie ſeinerzeit der Gehl-Senat. Be⸗ 
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merkenswert iſt nur eins, nämlich das allgemeine 
Eingeſtändnis, daß die Arſachen der Ereigniſſe, die 
ſich auf wirtſchaftlichem und kulturellem Gebiet ab- 
ſpielen, die kapitaliſtiſche Wirtſchaft iſt. Selbſt Herr 
Dr. Ziehm mußte erklären: Jawohl, die Wirtſchafts⸗ 
kriſe hat jetzt das Defizit in Danzig verurſacht. Dies 
Eingeſtändnis iſt doch an und für ſich eine ziemliche 
Blamage. Wenn die Nationalſozialiſten auch dies 
Eingeſtändnis machen, ſo zeigt es, daß ſie ſich in der⸗ 
ſelben Weiſe blamiert haben. Dieſe Blamage ſoge⸗ 
nannter führender Politiker, die durch ihre Reden 
zum Ausdruck gekommen iſt, zeigt am deutlichſten 
den Bankerott des verfaulten Kapitalismus. Was 
man zwei Jahre lang dem Volk von dem Gilber- 
ſtreifen, von der geſunden Finanzwirtſchaft erzählt 
hat, was man jetzt wieder verſucht, dem Volk von 
der Notwendigkeit einer geſunden Finanzwirtſchaft 
zu erzählen, wird durch die Entwicklung entlarvt. 
Die Verſtändigungspolitik des Gehl⸗Senats hat 
bankerott gemacht. Die Nationalſozialiſten haben 
darin recht, die Deutſchnationalen haben auch recht, 
die Deutſchnationalen haben auch recht, die Ver⸗ 
ſtändigungspolitik mußte aus dem einfachen Grunde 
bankerott machen, weil es eine Politik zur Heilung 
der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft war. Die Verſtän⸗ 
digungspolitik iſt bei den werktätigen Maſſen in 
Danzig in Mißkredit gekommen. Das haben die 
Sozialdemokraten bei der Wahl zu ſpüren be⸗ 
kommen. Leber 10 000 Wähler haben fie verloren. 
Wenn die Nationalſozialiſten ihre 30 000 Wähler 
gewinnen konnten, dann deshalb, weil ſie ihre jo- 
genannte nationale Politik die der Verſtändigungs⸗ 
politik entgegenſetzten. Sie verſuchten, den werk⸗ 
tätigen Maſſen in Danzig einzureden, jetzt komme 
ein anderer Kurs, jetzt komme die ſogenannte na⸗ 
tionale Politik zur Durchführung. 

Wenn wir uns einmal vergegenwärtigen, was 
damals in bezug auf die nationale Politik von Herrn 
Schwegmann gefordert wurde und es mit dem ver⸗ 
gleichen, was tatſächlich jetzt von dem Ziehm⸗Senat 
zur Durchführung gelangt, ſo iſt das auch eine Bla⸗ 
mage für die Herren Deutſchnationalen. Der Abg. 
Schwegmann erklärte im vergangenen Jahr om 
17. September: 

Die einzige Schlußfolgerung aus der Entwick⸗ 
lung des Hafens von Goingen, die zu ziehen ge⸗ 


weſen wäre, nämlich die Verlegung des Muni⸗ 
tipushafens von der Weſterplatte nach Gdingen, 
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zieht Polen natürlich nicht. Auch dieſe Frage darf 


niemals zur Ruhe kommen. Ich richte an den 
Senat die Frage, weshalb er dieſe Angelegenheit 
nicht in Verbindung mit der Frage Gdingen 
erneut aufgerollt hat. 
Weiter ſagt er: 
Geradezu ein Hohn auf die Bedeutung Lang⸗ 
ſuhrs mit ſeinen faft 50 000 Einwohnern find die 
Verhältniſſe des Bahnhofs Langfuhr. Dort, wo 
preußiſche Arbeit für die Moderniſierung der An⸗ 
lagen unſeres Bahnhofs geleiſtet iſt, wachſen jetzt 
Kartoffeln und Sonnenblumen. 
Dann ſagte er: 

Völlig unzureichend ſind auch die Verkehrs⸗ 

einrichtungen, ja lebensgefährlich iſt die Ueber⸗ 

füllung der Vorortzüge zu manchen Tageszeiten. 
Eine ganze Fülle von Wünſchen hat er vorgetragen 
und gefordert, daß es geändert werde. Jetzt ſitzt 
derſelbe Herr Schwegmann im Senat und noch 
immer wachſen Sonnenblumen auf dem Bahnhof in 
Langfuhr, noch immer ſind die Züge überfüllt, noch 
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immer haben wir den Munitionshafen. Alſo wie 
ſteht es mit dieſer ſogenannten nationalen Politik, 
mit dieſer Rettung des deutſchen Danzig vor den 
Polen? 

Die Politik Ziehms wird von den National— 
ſozialiſten unterſtützt. Beruhigen Sie ſich, ich werde 
darauf antworten. Wenn wir das Ergebnis der 
achtmonatelangen Regierung der nationalen Oppo— 
ſition feſtſtellen, dann kann ich nur dieſelben Worte 
gebrauchen, die ſeinerzeit der Herr Abg. Schweg— 
mann gebrauchte: 

Was find Hoffnungen, was ſind Erwartun⸗ 
gen? Wie Seifenblaſen ſind ſie, wie von uns 
vorausgeſagt iſt, in der rauhen Wirklichkeit zer⸗ 
platzt. Uebrig geblieben iſt eine Lage der Freien 
Stadt Danzig, die ſich immer bedrohlicher ge⸗ 
ſtaltet, übrig geblieben iſt eine unendliche Fülle 
von Streitfragen, übrig geblieben find geſteigerte 
Angriffe Polens auf die Selbſtändigkeit der 
Freien Stadt Danzig und ihr Deutſchtum, 
ſteigende Bedrückung der Wirtſchaft, 

Acht Monate Ihrer Regierung und was iſt jetzt 
übrig geblieben? Es iſt das eingetreten, was wir 
vorausgeſagt haben. Alle dieſe Illuſionen, dieſe 
Seifenblaſen, die Sie damals der Bevölkerung vor— 
zumachen ſuchten, ſind zerplatzt. Schauen wir uns 
einmal die Lage der Freien Stadt Danzig nach 
einer achtmonatelangen Regierung des Ziehm— 
Senats an. Der Ziehm-Senat machte die un⸗ 
geheuerſten Anſtrengungen, um aus der Lage her— 
auszukommen, in der ſich Danzig befindet, aber auf 
kapitaliſtiſche Art und Weiſe. Der Sozialdemokrat 
Kloßowſki hat ja auch Herrn Ziehm für dieſe an⸗ 
ſtrengende Arbeit gelobt. Als Herr Kloßowſki vor⸗ 
hin Herrn Ziehm lobte, der in ſeinem Arbeitszimmer 
bis tief in die Nacht hinein ſitze, dachte ich an ein 
Bild. Ein Einbrecher müht ſich ab, einen Geld— 
ſchrank zu öffnen, Schweißtropfen fallen auf die 
Erde. Darunter ſtand: „Oh, wie muß der Dieb ſich 
quälen, gar zu ſchwer fällt ihm das Stehlen“. Die 
Sozialdemokraten müſſen wiſſen, wie ſchwer es war, 
die Bepölkerung auszuplündern. Deshalb wiſſen 
ſie auch, wie ſchwer es dem heutigen Senat fällt, 
dasſelbe zu tun. Wir kennen dieſe Quälerei. Die 
erſte war das Ermächtigungsgeſetz, dann kam die 
Verabſchiedung der Etats. Dann das Grmädti- 
gungsgeſetz, das „Ruhe und Ordnuna“ ſchaffen 
ſollte, dann die Diktatur im Volkstag. Wir kennen 
alle dieſe Etappen, alle dieſe Quälereien, aber nicht 
für den Ziehm⸗Senat und für die beſitzende Klaſſe, 
ſondern für die werktätigen Maſſen in Danzig. 


„Zu all dieſen Quälereien jetzt noch die größte 
Quälerei, das größte Verbrechen, ein neues Er⸗ 
mächtigungsgeſetz. Dies Ermächtigungsgeſetz trifft 
alle Schichten der Bevölkerung, angefangen bei den 
Arbeitern, Angeſtellten, Beamten bis zu den Aerm— 
ſten der Armen, den Erwerbsloſen, den Sozial— 
rentnern, Invaliden- und Wohlfahrtsrentenempfän⸗ 
gern, auch den Mittelſtand und die werktätigen 
Bauern. Alle werden fie ausgeplündert und ge- 


quält, ſie werden zum Verhungern verurteilt mit 


Ausnahme einer ganz kleinen Gruppe von Kapi⸗ 
taliſten und Paraſiten. Senatorengehälter werden 
in Danzig in einer Höhe gezahlt, wie ſie ein ähnlich 
großes Land in Deutſchland nicht zahlt. In einer 


der letzten Nummern der Berliner Illuſtrirten war 
eine Aufſtellung der Zahl der Miniſter in den ein- 
zelnen deutſchen Staaten. 
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zigen deutſchen Staat, der ſechs Miniſter mit dieſen 
Rieſengehältern hat. In dieſer Beziehung haben 
die Nazis den Rekord geſchlagen. Sechs Senatoren 
haben wir hier ſitzen. Dieſe ſechs Senatoren be— 
kommen dieſelbe Summe, wie 200 Erwerbsloſe mit 
ihren Familien. (Zuruf des Senators Hoppenrath.) 
Das kommt auch noch hinzu. In Hamburg ſind zwei 
Bürgermeiſter bei eineinviertel Million Einwohnern 
vorhanden. Da haben wir keine Sonderaufwendun- 
gen für die Verwaltung des ganzen Staatsappa⸗ 
rates, wie ſie in Danzig geleiſtet werden. Wir haben 
in Danzig weit über 200 Beamte, die in Gruppe 
2 a eingruppiert ſind. Das Durchſchnittsgehalt dieſer 
Gruppe beträgt 900 Gulden. Gerade auf 22 
kommen die Beamten, die ſehr viel Dienſtjahre 
hinter ſich haben, ſo daß man ſagen kann, daß ſie 
1000 Gulden und darüber bekommen. 
Dann noch die Korruption in Danzig. Man 
hätte gehofft, daß der Dr. Blavier im Senat endlich 
mit der Korruption aufräumen würde, über die er 
hergezogen iſt. Kennen Sie die Korruption im 
Schlachthof? Durch den Anterſuchungsausſchuß 
wird ſie nicht aufgedeckt, ſondern vertuſcht. Kennen 
Sie die Korruption im Bauamt? Sie kennen doch 
die Anträge, die bei den Danziger Gerichten ein— 
gegangen ſind. Seien Sie davon überzeugt, daß 
bei der Bauverwaltung noch eine viel größere Kor— 
ruption aufgedeckt werden wird, als jetzt beim 
Schlachthof. Dort werden nicht Zehntauſende, 
ſondern Hunderttauſende von Geldern zu Korrup- 
tionszwecken hinausgeworfen. Aber greifen Sie 
durch, Herr Senator, wielange ſind Sie ſchon im 
Amt! Haben Sie ſchon durchgegriffen? Sie wiſſen, 
was für Geſchichten gemacht werden, um dem ein- 
zelnen Bauunternehmer die Bauten zuzuſchanzen 
und was für geldliche Beſtechungen durchgeführt 
werden. Das Danziger Gericht denkt nicht daran, 
durchzugreifen. Sie kennen die Anträge, die jetzt 
ergangen ſind. Man prüft in einer Art und Weiſe, 
die erkennen läßt, daß der Fall genau ſo ausläuft, 
wie der Fall Bölkau. Damals hatten wir wie jetzt 
dieſe ungeheuren Summen, die verſchwendet werden 
und Tauſende von Erwerbsloſen auf der anderen 
Seite, die nicht einmal Anterſtützung bekommen. Das 
iſt keine Ordnung, ſondern eine Anordnung. And 
die wirtſchaftliche Lage in Danzig? Sie wiſſen doch, 
daß die Induſtrie und Produktion noch niemals ſo 
gedroſſelt war wie jetzt. Sie wiſſen, daß gerade in 
Danzig die Produktionskapazität nicht einmal zu 50 
Prozent ausgenutzt wird. Die Werften und größere 
Betriebe werden ſtillgelegt. Sie wiſſen genau, daß 
die Induſtriekriſe durch die Agrarkriſe verſchärft 
wird, vor allen Dingen deshalb, weil Danzig am 
wenigſten in der Lage iſt, den großen Ländern Kon— 
kurrenz bieten zu können. Schauen Sie die un- 
geheuere Erwerbsloſigkeit. Wir haben noch nie in 
Danzig eine jo ungeheure Erwerbsloſigkeit gehabt 
wie in dieſem Jahre. Dann ſchauen Sie ſich die 
Staatsfinanzen und die Finanzen der Gemeinden 
an. Es gibt eigentlich heute nichts mehr, was man 
der werktätigen Bevölkerung rauben könnte. Sie 
iſt bereits ſo ausgeplündert, daß ſie tatſächlich 
nichts mehr abgeben kann. 
Aber der Senat denkt anders darüber. Das 
Ermächtigungsgeſetz zeigt es. Dazu wird noch ein 
unerhörter, bis dahin noch nicht durchgeführter Lohn⸗ 
raub kommen. 
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der Danziger Bourgeoiſie zwei Wege offen, um aus 
dieſen Verhältniſſen auf kapitaliſtiſche Art und 
Weiſe herauszukommen. Der eine Weg war ſtär— 
kere Anlehnung an Deutſchland, der andere Weg 
Fortſetzung der Verſtändigungspolitik mit Polen. 
Man wollte jetzt zeigen, daß die Politik der natio— 
nalen Oppoſition anders geartet ſei, als die frühere 
Verſtändigungspolitik, alſo man lehnte ſich ſtärker 
an Deutſchland an. Die Gewährung des Kredites 
von der Oſthilfe beweiſt das ebenſo wie andere Er— 
eigniſſe der damaligen Zeit. Wir wiſſen, daß Sie 
ſehr ſchnell wieder von dieſer Politik abrücken 
mußten, und den anderen Weg zu gehen gezwungen 
waren, nämlich den Weg der Verſtändigung gegen- 
über dem faſchiſtiſchen Pilſudſki-Polen. ch 

Dieſe Politik der Annäherung an Deutſchland 
hat dasſelbe klägliche Fiasko erlitten wie der Ver— 
ſuch der deutſchen Bourgeoiſie, wieder eine eigene 
Politik zu treiben, beſonders durch den Verſuch, eine 
Zollunion mit Oeſterreich zu bilden. Genau ſo kläg— 
lich wie dieſer Verſuch ſcheiterte auch Ihr Verſuch, 
nämlich durch die Anlehnung an Deutſchland von 
der polniſchen Bourgeoiſie einige Zugeſtändniſſe 
herauszuholen. Sie bekamen keine Zugeſtändniſſe, 
ſondern Pilſudſki-Polen ſetzte noch mehr Daumen— 
ſchrauben auf. Sie kennen doch das Ziel, das immer 
wieder von polniſchen Politikern hier angeprieſen 
wurde: „Ihr in Danzig ſorgt für eine Senkung der 
Lebenshaltung, beſeitigt die aufgeblähte ſoziale Für⸗ 
ſorge! Ihr in Danzig knebelt vor allem die revo⸗ 
lutionäre Bewegung, die einen Widerſtand in bezug 
auf eine Senkung der Lebenshaltung bildet, damit 
Ihr konkurrenzfähig gegenüber Polen ſeid. Sorgt 
erſt ſelbſt im eigenen Lande, daß der Lohn der Ar- 
beiter geſenkt wird, daß die ſoziale Fürſorge beſeitigt 
wird.“ Sie haben tatſächlich die polniſchen Wünſche 
erfüllt, und zwar mit Hilfe der Nationalſozialiſten. 
Das nennen Sie dann Rettung des Deutſchtums. 
(Senator Dr. Hoppenrath: Ich wundere mich über 


den furchtbaren Blödſinn!) Iſt das folgende auch 


Blödſinn? Jetzt läuft das polniſche Hafenabkommen 
ab. Ihr Senat hat das Hafenabkommen verlängert. 
Iſt das Blödſinn? Sie wiſſen, daß die polniſchen 
Kriegsſchiffe, die auf Grund des polniſchen Abkom— 
mens hier ankerten, Patrouillen an Land ſchickten. 
Was hat Ihr Senat dagegen unternommen? Gar 
nichts. Seien Sie überzeugt davon, auch wenn es 
gekündigt iſt, wird dieſer Senat ſich Polen beugen 
und wenn es ſein muß, das Abkommen auf 20 Jahre 
verlängern. Die Nazis werden dazu ihre Zuſtim— 
mung geben. Wiſſen Sie, wieviele Arbeiter an die 
polniſche Polizei in Polen ausgeliefert wurden? Ein 
Fall, ich habe auch mit dem Präſidenten des Senats 
darüber geſprochen: In Gdingen revoltieren die Er— 
werbsloſen, ſie wollen nicht hungern. Ein Arbeiter 
wird von der Polizei, weil er eine Anſprache hält, 
verhaftet. Die Arbeiter befreien ihn und er flüchtet 
auf Danziger Gebiet. Polen beantragt die Aus- 
lieferung dieſes Arbeiters. Zweifellos iſt das ein 
politiſches Delikt. Der Senat und der polniſche 
Staatsanwalt erklären, es ſei ein kriminelles Ver⸗ 
brechen, man müſſe ihn ausliefern. Danzig lieferte 
dieſen Arbeiter am gleichen Tage aus. Bei dem 
Mörder, der in Italien verhaftet wurde, dauerte es 
ein halbes Jahr. Der deutſchnationale Ziehm⸗ 
Senat, hinter dem die Nazis ſtehen, liefert in einem 
einzigen Tage einen polniſchen Arbeiter aus. St 
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das keine polniſche Verſtändigungspolitik? Weiter 
gewährt Polen großmütig dem Senat das Recht, die 
Löhne der Danziger Eiſenbahner zu kürzen. Wir 
fragen, worin die Gegengarantien beſtehen? Daß 
Danziger Arbeiter ausgeliefert werden müſſen? 
Auch das iſt möglich. Seien Sie überzeugt davon, 
daß Polen Garantien verlangt hat. Nennen Sie 
das keine Verſtändigungspolitik? Das iſt dieſelbe 
Erfüllungs- und Verſtändigungspolitik Polens und 
dem Verſailler Schandvertrag gegenüber, wie ſie 
vom Gehl-Senat auch durchgeführt wurde. Die 
Politik des Gehl-Senats war zum Scheitern ver⸗ 
urteilt, und Ihre Politik iſt genau ſo zum Scheitern 
verurteilt. 

Die Arſache der Kriſe mit all den furchtbaren 
Folgeerſcheinungen für die Werktätigen iſt das ver- 
faulte kapitaliſtiſche Wirtſchaftsſyſtem. Aber ver— 
ſchärfend wirkt ſowohl in Deutſchland wie in Danzig 
der Verſailler Schandvertrag. Wir kennen ja die 
Stellungnahme der Deutſchnationalen und Nazis 
dieſem Schandvertrag gegenüber. Sie verbinden 
ſich jetzt mit dem Weſten gegen den Oſten. Sie geben 
die abgetrennten deutſchen Gebiet preis, nur um den 
Kampf gegen den Bolſchewismus an führender 
Stelle betreiben zu können. (Senator Dr. Hoppen⸗ 
rath: Blödſinn!) Sie mögen ſagen, es iſt Blödſinn, 
darauf kommt es nicht an. Es kommt darauf an, 
daß wir Ihre Schandtaten in der Oeffentlichkeit feſt⸗ 
nageln. Sie unterſtützen dieſe Politik der Erfüllung 
und Verſtändigung doch genau ſo, wie es immer 
wieder die Sozialdemokraten gemacht haben, die gar 
nicht daran denken, einen ernſthaften Kampf gegen 
den Ziehm⸗Senat zu führen. Bei den Landarbeitern 
ſtimmen die Sozialdemokraten für den Lohnabbau. 
Wenn die Erwerbsloſen in den Streik treten und 
Kampfmaßnahmen durchgeführt werden, dann er⸗ 
klären die Sozialdemokraten dieſe Maßnahmen für 
ein Verbrechen. Wir ſehen ja, in welcher Form Sie 
den Kampf gegen den Ziehm⸗Senat führen. Sie 
wenden ſich an die engliſche Arbeiterpartei. Wir 
wiſſen, daß ein Vertreter der 
partei erklärte: 

Es iſt gut für beide Teile, wenn ſie ſich vor 
Augen halten, daß die Regierung in London eine 
ſozialiſtiſche Regierung iſt und daß der Außen⸗ 
miniſter, bevor er dieſes Amt antrat, Präſident 
der ſozialiſtiſchen Internationale war. 

Dann heißt es weiter: 

Das Intereſſe der Partei, deren erwählte 
Führer heute die Macht Englands in Genf und 
bei allen diplomatiſchen Zuſammentreffen reprä⸗ 
ſentieren, gilt in erſter Reihe der Klaſſe der 
Arbeiter. Ihr ſeid unſere nächſten Freunde in 
dieſer Stadt Danzig. . 

Es wäre doch Illuſion, das den Danziger Arbeitern 
zu Jagen: „Die Tatfache, daß wir in England eine 
rbeiterregierung haben, bietet die Gewähr dafür, 
aß der Ziehm⸗Senat nicht mit Euch machen kann, 
was er will.“ Wenn wir Kommuniſten ſagen 
würden, die Sowjetunion bietet dieſe Gewähr, ſo 
wäre das etwas anderes. Dieſe wird beſtimmt nicht 
zuſammenbrechen. Sie haben Mac Donald der 
Danziger Arbeiterſchaft jahrelang als einen Retter 
in der Not empfohlen. Wo iſt dieſer Mann heute? 
Er it dort, wo Pilſudſtki und Muſſolini angelangt 
ſind. (Zuruf des Abg. Kalitzke.) 

enn man ſich die Argumente anſieht, die von 

den Sozialdemokraten heute angeführt werden, ſo 
entbehren ſie doch jeder Stoßkraft. 


engliſchen Arbeiter- 


Sie haben doch nach wie vor auf dem Standpunkt, daß 
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auch den Senatoren Rieſengehälter gegeben. 
haben Ausgaben gemacht für die Schupokapelle, 
Schupofahrzeuge, den Ankauf von Autos uſw. And 
wir hatten damals auch eine große Not und großes 
Elend. Ihre Argumente haben keine Stoßkraft, 
weil die ſogenannten irrſinnigen Maßnahmen, wie 
der Abg. Schmidt ſie nannte, auch in Deutſchland 
zur Rettung der kapitaliſtiſchen Ordnung durch— 
geführt werden. Nur eine einzige Partei iſt ihrer 
Politik treu geblieben. Das, was die Kommuniſten 
geſagt haben, iſt eingetreten. Wir als einzige Partei 
haben kein Fiasko erlitten. Wenn die bürgerlichen 
Parteien und auch die Sozialdemokraten immer 
wieder kommen und erklären: Wo iſt die poſitive 
Arbeit der Kommuniſten, die Kommuniſten können 
nur kritiſieren, aber poſitive Arbeit leiſten ſie nicht, 
dann lachen wir über dieſe albernen, einfältigen Ar- 
gumente, und zwar deshalb, weil nicht eine einzige 
Partei derartige gewaltige Erfolge ihrer Politik au]- 
weiſen kann, wie gerade die Weltpartei der Kommu- 
niſten, und zwar auf einem Sechſtel der Erde, wo 
der Sozialismus aufgebaut wird. Der Sozialismus 
iſt auf einem Sechſtel der Erde aufgebaut. Wenn 
alle kapitaliſtiſchen Länder ſagen, daß wir vor einem 
furchtbaren Winter ſtehen, der ſchlimmer ſein wird, 
wie alle Winter in den letzten 100 Jahren, dann 
haben wir in der Sowjetunion eine andere Ent- 
wickelung. Sie mögen lächeln und das ableugnen 
und hetzen, lügen, die Wahrheit wird ſich durchſetzen. 
Sie beſteht darin, daß ſich drüben ein gigantiſcher 
Wirtſchaftsplan ohne Erwerbsloſigkeit vollzieht. 
Dort find ſteigende Löhne bei ſtändig ſich verbeſſern⸗ 
der Lebenshaltung. Eine Zentrumszeitung in 
Deutſchland brachte in dieſen Tagen eine Notiz über 
das Anwachſen der kommuniſtiſchen Bewegung und 
ſtellte feſt, daß in Deutſchland ein Geraune von 
Mund zu Mund geht: „Nur der Kommunismus 
kann uns retten“. Ein anderer Zentrumsmann, Herr 
Wirth, hat erklärt, daß man für den Winter mit 
Polizei und dem ſtaatlichen Machtapparat gerüſtet 
ei. Herr Senator Hinz wird vielleicht dieſelbe Er⸗ 
klärung abgeben. Dieſe ſtarken Worte kommen mir 
ſo vor, wie der Geſang des Jungen, der durch einen 
dunkeln Wald geht und ſingt, um ſeine Angſt zu ver- 
bergen. (Zuruf des Stellv. Präſidenten des Senats 
Dr. Wiercinſki⸗Keiſer.) Die Kommuniſten haben 
ſtets die Wahrheit geſprochen. Wir werden immer 
die Wahrheit ſprechen, mag ſie auch bitter ſein. Die 
Entwicklung hat uns recht gegeben, daß nur der 
Kommunismus die Menſchheit befreien kann. 
(Bravo! bei den Kommuniſten. — Zuruf des Abg. 
Greiſer.) 

Präſident: Das Wort hat der Herr Abg. 


Fiſcher. 

Sicher, Abgeordneter (S. P. D.): In Punkt 32 
des Ermächtigungsgeſetzes verlangt der Senat eine 
weitergehende Ermächtigung darüber, um alle ſon— 
ſtigen Maßnahmen durchzuführen, die eigentlich im 
Volkstag erledigt werden müßten. Wenn der Volks⸗ 
tag dem Senat heute eine ſolche Generalvollmacht 
ausſtellt, wäre es eigentlich richtig zu fragen, wozu 
dann der Volkstag noch tagt. Wozu kommen die 
Abgeordneten noch zuſammen, wenn man dem Senat 
eine derartige Generalvollmacht gibt. Anſere grund- 
ſätzliche Einſtellung zum Ermächtigungsgeſetz haben 
wir wiederholt zum Ausdruck gebracht. Wir ſtehen 
es eine De⸗ 
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legation nach unſerer Verfaſſung nicht gibt und 
bleiben dabei. Wenn man den neuerſchienenen 
Brockhaus aufſchlägt, jo ſteht darin über den Frei⸗ 
ſtaat Danzig, ſoweit die ſtaatsrechtliche Stellung in 
Frage kommt, folgendes: Es gibt einen Senat und 
eine Volksvertretung, genannt Volkstag. Der Volks⸗ 
tag macht die Geſetze. Der Senat hat ein Veto⸗ 
recht. Wenn der Senat nicht mit dem Volkstag 
einig wird, kann der Senat einen Volksentſcheid 
herbeifuhren. Ich glaube, die Leute, die den großen 
Brockhaus verfaßt haben, haben auch ein klein wenig 
Ahnung von der Sache. Aber hier hat man die 
Sache anders entſchieden. Der Senat glaubt, daß er 
in dieſer außerordentlich ſchlechten Zeit nur noch mit 
einer Generalvollmacht regieren könne. Er hat ja 
ſchon eine gewiſſe Probezeit hinter ſich. Dieſe 
Probezeit mit der Generalvollmacht iſt zweifellos 
nicht dazu angetan geweſen, um uns von unſerer 
Stellung irgendwie abzubringen. Wenn das Er⸗ 
mächtigungsgeſetz heute beſchloſſen wird, dann gibt 
es überhaupt kein Gebiet mehr, das der Senat nicht 
auf dem Wege der Verordnung beherrſchte. In- 
wieweit die einzelnen Verordnungen überſchritten 
oder anders geſtaltet werden, als die Vorlage vor⸗ 
ſieht, wiſſen wir noch nicht. Auch im erſten Er⸗ 
mächtigungsgeſetz ſtand, daß der Senat im Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgegeſetz ſogenannte Mängel beſeitigen 
will. Wir haben damals ſchon geſagt, wenn man 
Mängel beſeitigen will, muß an Stelle eines Man⸗ 
gels etwas Gutes kommen. Die Abänderungen des 


Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes auf Grund des Er⸗ we 
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mächtigungsgeſetzes waren leine Bejeitigun: 
Mängeln, ſondern das Geſetz wurde weſentli 
ſchlechtert. 

Ich möchte mich hier bei der Ziffer 32 nur ein 
paar Spezialfragen zuwenden, bei denen wir berech- 
tigte Bedenken haben, daß der Senat unter „ſon⸗ 
ſtigen Aufgaben“ auch das Tarif- und Arbeitsrecht 
einbezieht und dann, wie ſonſt bei der ſozialen Ge⸗ 
ſetzgebung, weit über ſeine Ermächtigung hinausgeht. 
Dieſe Befürchtung kann man um ſo mehr haben, 
wenn man die Forderungen der Regierungsparteien 
aus der letzten Zeit verfolgt. So verlangen die 
Führer der Deutſchnationalen insbeſondere die 
Außzerkraftſetzung des Tarifrechtes. 
tungsinſtanzen, das Arbeitnehmerausſchußgeſetz 
ſollen beſeitigt werden. Das Arbeitsgerichtsgeſetz iſt 
ſehr vielen Arbeitgebern ebenfalls nicht angenehm. 
Es wurde uns geſagt, daß der jetzige Senat nicht 
daran denke, in das Tarifrecht einzugreifen. 
wir glauben mit Beſtimmtheit annehmen zu können, 
daß unter den ſonſtigen Maßnahmen ſo etwas ver⸗ 
ſteckt iſt, daß ſpäter der Senat dem Drängen der 
Arbeitgeber nachgibt und das Tarifweſen, das 
Schlichtungsweſen und die Arbeitsgerichtsbarkeit 
eine Verſchlechterung erfährt. 

Die Arbeiterorganiſationen haben ſich mit 
dieſen Fragen beſchäftigt und ein kurzes Programm 
zuſammengeſtellt, welches Richtlinien gibt, die ge⸗ 
eignet ſind, um über den ſchweren Winter hinweg⸗ 
zukommen. Es iſt ja möglich, daß hierbei vielleicht 
der Zwiſchenruf erfolgen könnte, daß das wieder 
ein Stück reformiſtiſche Tätigkeit ſei, die natürlich 
nicht geeignet iſt, den Arbeitsiofen zu helfen. Wenn 
man ſich in einer großen Notzeit befindet, muß man 
ſchließlich doch Vorſchläge machen, die durchführbar 
Ind. Wir ſchlagen deshalb vor, daß der Senat von 
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ſeinem Verordnungsrecht gegen ſich ſelbſt Gebrauch 
macht, und zwar nach der Richtung hin, daß er für 
die Entſpannung der wirtſchaftlichen Lage ſorgt und 
daß vernünftige friedliche Beziehungen zum Nach⸗ 
barland Polen wiederhergeſtellt werden. (Abg. 
Heinz Friedrich: Das hat Ihr früherer Senat ja mit 
dem größten Mißerfolg verſucht! — Abg. Pleni⸗ 
kowſki: Sie haben ja jetzt dieſelbe Pleite!) Herr Abg. 
Friedrich gehörte nicht dem letzten Volkstag an. Er 
weiß nicht, daß es vor dem 16. November nur 12 000 
bis 13 000 Erwerbsloſe gab und nachher 27 000. 
Das iſt die Bilanz Ihres Senats und Ihrer Politik. 
Sie haben das letzte Stückchen Arbeit in der Metall- 
induſtrie aus Danzig hinausgejagt. (Abg. Pleni⸗ 
towjfi: Wie ſteht es in Deutſchland ?) Wenn irgend- 
wie noch Arbeit nach Danzig hereinzubringen war, 
dann iſt ſie durch die Art der Preſſepolitik in Ihren 
Zeitungen verdrängt worden. Wenn man auf der 
erſten Seite im „Vorpoſten“ die Polen als Pollacken 
bezeichnet und auf der andern Seite vielleicht hofft, 
Arbeit zu bekommen, dann dürfte das ganz beſtimmt 
trügeriſch ſein. Man ſchreibt im „Vorpoſten“: 
„Benutzt nicht die polniſche Eiſenbahn, ſondern be⸗ 
nutzt das deutſche Schiff und fahrt nach Pillau“, 
aber gleichzeitig benutzen die nationalſozialiſtiſchen 
Abgeordneten die Eiſenbahn zur Freifahrt nach 
Marienburg. Wir möchten vom Senat haben, daß 
er ſich dafür einſetzt, daß ſich eine Entſpannung in 
der Wirtſchaft zeigt. Die muß kommen, ſonſt haben 
wir im Winter nicht 30 000, jondern noch mehr Er⸗ 


rbsloſe. 
Vielleicht beſtreiten Sie das folgende: Der 
14. September in Deutſchland und der 16. No⸗ 


vember find in Danzig zwei Markſteine in der Ent⸗ (D) 


wickelung der deutſchen Geſchichte, nicht aufwärts, 
ſondern rückwärts. (Abg. Plettner: Sehr gut!) 
Ihre nationale Oppoſition iſt nicht ehrlich. Sie 
muß unehrlich ſein, weil Sie die Arſachen nicht er⸗ 
kennen, warum wir uns in einer ſolchen Wirtſchaſts⸗ 
kriſe befinden. In einem Punkt ſtimme ich dem Abg. 
Plenikowſki ohne weiteres zu, wenn er jagt, daß die 
Zeit heute vielleicht ſo weit vorgeſchritten iſt, daß 
man mit kapitaliſtiſchen Methoden dieſer riejen- 
großen Not nicht mehr Herr werden kann. Es iſt 
alſo notwendig, daß man andere Wege ſucht, um 
aus dieſer Notzeit herauszukommen. Ich befürchte 
nur, daß bei den jetzigen Maßnahmen der Re- 
gierung hier in Danzig ſehr viel wertvolles Men- 
ſchenmaterial zerſtört und verbraucht wird, das uns 
ann ſpäter bei einem gefunden Aufbau fehlt. 

Bei den Maßnahmen, die der Senat hier noch 
fordert, iſt folgendes zu bedenken: Der Senat ſagt 
im $ 20, daß er im Erwerbsloſenfürſorgegeſetz die 
Winterbeihilfe gegenüber dem bisherigen Zuftand 
abweichend regeln will. Aber in Punkt 32 fordert 
er die ſogenannte Generalvollmacht. Es wäre dann 
doch richtiger geweſen, wenn man dieſen Punkt 32 
als Punkt 1 geſetzt hätte. Dann brauchte man gar 
nicht mehr die übrigen Punkte. (Sehr gut! links.) 
Dann iſt die Generalvollmacht für das Weiter⸗ 
regieren ausgeſtellt. 


nalſozialiſten grundſätzlich bereit ſind, dem Senat die 
Vollmacht für ein Jahr zu erteilen. (Abg. Greiſer: 
And möglichſt den Volkstag ſolange zu vertagen!) 
Es wäre ein Glück, wenn Sie nicht mehr hier wären. 
(Zwiſchenrufe der Abg. Plenikowfki und Greifer.) 


Herr Greiſer nicht, er iſt ein⸗ 
verſtanden. Im „Vorpoſten“ ſtand, daß die Natio⸗ 
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grenzt iſt. 
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Präſident: Ich bitte, den Redner nicht zu unter⸗ 
brechen. 
Fiſcher, Abgeordneter (S. P. D.): Wenn der 
Senat dafür ſorgt, daß Arbeit beſchafft wird, dann 
hat er ein dankbares Aufgabengebiet, wozu ich ihm 
jede Vollmacht erteile. Der Senat hat weiter von 
mir aus Vollmacht, den wirtſchaftlich Schwachen 
Schutz zu gewähren. (Sehr gut! links.) Da ſoll er 
meintewegen unbeſchränkte Vollmacht haben, jede 
Maßnahme zu treffen. Ich weiß, daß es außer- 
ordentlich ſchwer iſt, heute Arbeit hereinzuſchaffen. 
Aber ſchließlich muß es doch dem Senat allmählich 
zum Bewußtſein kommen, daß es in dem abwärts 
gleitenden Tempo, wie es ſeit November der Fall 
iſt, nicht weiter gehen kann. (Abg. H. Friedrich: 
Seit 1918, als Sie zur Regierung kamen!) Vielleicht 
ſchreibt die Geſchichte in 50 Jahren ſpäter erſt ein⸗ 
mal objektiv, wem überhaupt die Rettung des 
Deutſchtums zu verdanken iſt. Ihnen beſtimmt nicht! 
Daß aber die freien Gewerkſchaften hervorragenden 
Anteil daran hatten, daß das Deutſche Reich in 
ſeinem jetzigen Beſtand erhalten blieb, wird die 
ſpätere Geſchichtsſchreiberei feſtſtellen. (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) Allerdings nicht ſolche Geſchichts⸗ 
klitterer, die erſt ſeit 1920 oder 1923 angefangen 
haben, die Geſchichte zu begründen. (Zwiſchenruſe 
der Abgg. Greiſer, Weber und Plenikowſki.) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, ich bitte den 
Redner nicht zu unterbrechen, da die Redezeit be⸗ 
Fiſcher, Abgeordneter (S. P. D.): Ich weiß nicht, 
in welcher Organiſation und mit welchen ſpeziellen 
Aufgaben Herr Greiſer im Oſten tätig war. Viel⸗ 
leicht war er bei den Roßbachern, vielleicht beim 
Grenzſchutz Oft, vielleicht bei der Ehrhardt⸗Brigade. 
(Abg. Greiſer: Jawohl!) Die Ehrhardtbrigade hat 
damals ein ſchönes Lied geſungen: „Wehe Du 
Arbeiterſchwein, wenn wir an die Macht kommen“. 
Dieſe Organiſationen haben uns vielleicht mehr ge⸗ 
ſchadet als genützt. (Abg. Greiſer: Die hat Noske 
geholt!) Es kommt nicht darauf an, daß Noske fie 
geholt hat, ſondern was ſie gemacht haben. Wenn 
heute ein Kommando Sie holt und ſagt, das und das 
muß gemacht werden, und Sie machen das Gegen⸗ 
teil, ſo kann der, der das 
nichts dafür. (Abg. Greif 


er: Ohne unſere Dumme: 


beit wäre die Republik ſchon 1920 erledigt! Wir L 


waren damals ſo ſaudumm und haben die Republik 
gerettet! — Abg. Weber: Sie haben bis heute aber 
nichts zugelernt!) Das iſt ein ſchönes Eingeſtändnis 
des Herrn Greiſer. Er glaubt, daß er durch ſein 
perſönliches Miteinſetzen im Grenzſchutz Oſt die Re⸗ 
publik gerettet habe. (Abg. Plenikowſki: Na, wenn 
Löwen eingeſetzt werden!) Ich beneide Sie nicht, 
wenn Sie dieſen Glauben haben, aber Sie müſſen 
ſchon etwas mehr zurückgreifen, um zu einem richti⸗ 
gen Schluß zu kommen, wer die Republik gerettet 
hat. Sie beſtimmt nicht, Ihre Anhänger nicht, die 
Deutſchnatſonalen nicht und alle rechtsſtehenden 
Parteien auch nicht. (Abg. Greifer: Das haben die. 
alten Parlamentarier gemacht, die ſchon 10 Jahre 
Parlamentswanzen ſind! (Zwiſchenrufe des Aba. 
9. Friedrich — Abg. Weber: Darum find Sie 
Krieasdienſtverweigerer geweſen!) Die National⸗ 
ſozialiſten bleiben ja bei ihrem Grundſatz, daß fie 
die Republik verneinen. Aber das Geld nehmen 
ſie, das ſtinkt nicht. 


Sie nehmen die Reichstags⸗ 


Kommando gegeben hat ö 
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diäten, obgleich ſie keine Arbeit leiſten. Sie nehmen 
die Penſionen, ... (Abg. Czarnecki: Wenn ich das 
alles geſagt hätte, wäre mir ſchon längſt das Wort 
entzogen!) Sie glauben ja, daß man in einem Jahr 
keine Republik mehr braucht. (Abg. Greiſer: Sehr 
richtigl) Im „Vorpoſten“ ſteht, in einem Jahr 
brauche man fi im Volkstag nicht mehr um Er- 
mächtigungsgeſetze zu zanken. Dann regiert wahr- 
ſcheinlich Hitler oder in Vertretung Greiſer. Es 
wird wahrſcheinlich noch viel Waſſer die Mottlau 
hinunterfließen und Sie werden noch viel Motor- 
boot fahren. (Abg. Greifer: Die Sozialdemokraten 
werden ſich mein Motorboot kaufen, um auszuknei⸗ 
fen!) Wir ſind nicht ausgekniffen, wenn es hieß, 
ſtandzuhalten. Vielleicht haben Sie in Ihren 
Kreiſen Leute, die ausgekniffen ſind. (Zuruf des 
Abg. Greiſer.) 

Präſident: Herr Abg. Greiſer, ich bitte, nicht 
dauernd zu unterbrechen, damit der Redner zur 
Sache kommt. 

Fiſcher, Abgeordneter (S. P. O.): Ich war ge= 
nötigt, auf die Zwiſchenrufe des Abg. Greiſer ein⸗ 
zugehen. Sie ſind doch ſonſt immer draußen, wes⸗ 
halb treiben Sie ſich jetzt hier herum? Ich verſtehe 
nicht, daß man bei antiparlamentariſcher Einſtellung 
im Parlament ſitzt. Den Schutz des Parlaments 
nehmen Sie in Anſpruch, aber darüber hinaus 
wollen Sie für nichts verantwortlich ſein. 

Ich ſagte ſchon, daß der Senat von uns aus 
Vollmacht hat, Arbeit zu beſchaffen, daß er auch 
Vollmacht hat, im kommenden ſchweren Winter für 
den Schutz der wirtſchaftlich Schwachen einzutreten. 
Weiterhin will ich noch einmal erwähnen, daß es 
unbedingt notwendig iſt, für eine Entſpannung der 
wirtſchaftlichen und politiſchen Lage zu ſorgen. Ich 
ſtimme da einigen Ausführungen des Herrn Abg. 
Plenikowſki zu, die ich ohne weiteres unterſtreiche. 
(Abg. Greiſer: Plenitowfti ſpitzt jetzt die Ohren! — 
Abg. Plettner: Halt doch Deinen großen Mund!) 

Präſident: Herr Abgeordneter Greiſer, ich habe 
Sie verſchiedene Male gebeten, den Redner nicht zu 
unterbrechen, ich rufe Sie zur Ordnung. 

Fiſcher, Abgeordneter (S. P. D.): Die Gewerk- 
ſchaften haben ſich auch mit der außerordentlich 
ſchwierigen Wirtſchaftslage beſchäftigt und verſucht, 
Vorſchläge zu machen, die geeignet ſind, im Winter 
inderung zu verſchaffen. So ſind wir z. B. der 
Anſicht, daß in der Erwerbsloſenfürſorge weitere 
Verſchlechterungen nicht mehr tragbar ſind. Wir 
ſind weiter der Anſicht, daß in punkto Arbeitsver— 
mittlung und »beſchaffung Durchgreifendes gemacht 
werden muß. In der Arbeitszeitfrage ſtehen wir 
grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß eine Ver⸗ 
kürzung der Arbeitszeit notwendig iſt. Die Arbeits⸗ 
zeit muß auch gegen den Willen der Arbeitgeber 
verkürzt werden. Ob man den vollen Lohnausgleich 
bekommt, hängt davon ab, wie ſtark die Gewerk- 
ſchaften find. Wenn die Gewerkſchaften ſyſtematiſch 
zerſtört werden, kann man nicht den vollen Lohn- 
ausaleich erhalten. Ich ſtehe ſelbſt auf dem Stand⸗ 
vunkt, daß voller Lohnausgleich erfolgen ſoll. Wir 
halten es für bedenklich, daß auf dem Wege der 
Verordnung durch den Senat ſoziale Geſetze ah- 
geändert werden. 

Das Weſentlichſte, worauf es ankommt, ift. daß 
der Senat das Verordnungsrecht nicht dazu benutzt, 
um einen Eingriff in das Tarif- und Arbeitsrecht 
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(Fiſcher, Abgeordneter) 

zu unternehmen. Ich habe hier eine Zeitung, die 
„Danziger Allgemeine“, die einen Bericht über eine 
Tagung des Kreislandbundes und eine Entſchließung 
bringt. Darin heißt es: „Von der Regierung for- 
dern wir Abbau des Schlichtungsausſchuſſes, des 
Arbeitnehmerausſchuſſes, des Arbeitsgerichtsgeſetzes, 
Anpaſſung der ſozialen Geſetzgebung an die Lei— 
ſtungsfähigkeit der Wirtſchaft, Abſchaffung der Land⸗ 
krankenkaſſen. Die Aufwendungen der Invaliden- 
und Angeſtelltenverſicherungen ſollen herabgeſetzt 
werden. Im ſelben Sinne ſchreibt Herr Doerkſen 
(Poſſitz), der anſcheinend bei feiner Landwirtſchaft 
ſehr viel Zeit hat, daß er immer noch Artikel 
ſchreiben kann. Dieſe Artikel beſchäftigen ſich 
dauernd damit, gegen Einrichtungen der Arbeiter— 
ſchaft zu hetzen und deren Beſeitigung zu fordern. 
Herr Doerkſen (Woſſitz) ſchreibt, daß ein weiterer 
Abbau der Löhne, Herabſetzung der Leiſtungen der 
Landesverſicherungsanſtalt und der Krankenkaſſen 
notwendig iſt. 

Alle dieſe Dinge werden in Ihren Zeitungen 
gefordert. Wir haben deshalb berechtigte Bedenken, 
daß der Senat vielleicht unter dem weitergehenden 
Druck der Verhältniſſe und der Arbeitgeberverbände 
nachgeben wird und eine weitere Verſchlechterung 
in ſozialpolitiſcher und ſozialrechtlicher Beziehung 
eintritt. Dagegen werden wir uns wehren. Viel— 
leicht glaubt der Senat und die bürgerliche Geſell— 
ſchaft, daß man immer weiter den Lohnabbau, die 
Erwerbsloſenunterſtützung verringern und ſonſtige 
Verſchlechterungen durchführen kann. Ich möchte 
aber eine Mahnung an den Senat richten, daß er 
den Bogen nicht überſpannt. Es iſt unbedingt not- 
wendig, daß der Senat, wenn er von ſeiner Voll— 
macht Gebrauch macht, auch die wirtſchaftlich 
Schwachen ſchützt. , 

Ich will noch etwas anführen. Es tft vorhin 
davon geſprochen worden, daß die Senatorengehälter 
von der Sozialdemokratie oder dem Gehl-Senat zu 
hoch feſtgeſetzt worden ſeien. Dieſem Märchen will 
ich entgegentreten. Auf Ihren Plätzen liegt ein An- 


trag in Druckſache Nr. 376, der die Herabſetzung 


der Senatorengehälter will. Dieſem Antrag können 
Sie beſonders deshalb zuſtimmen, weil Sie früher 
ja nicht laut genug den Abbau der Senatorengehälter 
fordern konnten. So ſagte der Abg. Heinz Friedrich 


am 15. April 1931 in bezug auf die Senatorengehälter 


folgendes. Mit Genehmigung des Herrn Präfiden- 
ten werde ich die wenigen Zeilen verleſen: 

Es iſt abſolut kein Grund, einzuſehen, wes⸗ 
halb die früheren hauptamtlichen Senatoren für 
ihren früheren Staatsdienſt Peuſion beziehen 
ſollen, die weit über das hinausgeht, was an 
Vergütung für die hauptamtlichen Senatoren für 
den Staat tragbar erſcheint. Es iſt insbeſondere 
nicht einzuſehen, aus welchem Grunde der Staat 
verpflichtet ſein ſoll, die Vergütung für die 
früheren hauptamtlichen Senatoren, d. die 
Penſionen, in einem weitergehenden Maße zu 
zahlen, als er es den Senatoren gegenüber iſt, 
die zurzeit im Amte ſind. Zwar würde ein der⸗ 
artiges Geſetz einer verfaſſungsändernden Mehr⸗ 
heit bedürfen. Wir ſind bereit, dies Geſetz durch 
eine verfaſſungsändernde Mehrheit zu unter⸗ 
ſtützen und durchzubringen. 


Es liegt alſo nur an den Regierungsparteien, daß 
dieſer Antrag Geſetz wird. Ich führe das nur deshalb 
an, um die üble Demagogie ins richtige Licht zu 
rücken, die dauernd mit den Senatorengehältern ge⸗ 
trieben wird. Intereſſant ſind auch die Ausführun⸗ 
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gen des Abg. Müller, der damals zu dieſem Antrag 
ſprach. Er ſagte: 

Die hohen Bezüge der ehemaligen hauptamt⸗ 

lichen Senatoren geben zu der Frage Ver⸗ 

anlaſſung, ob der Staat in der jetzigen Zeit ohne 


Gegenleiſtung derartige Gehälter und Penſionen 

in voller Höhe zu zahlen in der Lage iit, 
Herr Abg. üller war Sraftionsredner der 
Deutſchnationalen. Wenn er ſeinen Standpunkt von 
damals aufrechterhält und mit uns gemeinſam dieſen 
Antrag durchbringen will, dann iſt ſeinem damaligen 
Standpunkt Rechnung getragen. Ich weiß, daß es 
nicht gemacht wird, aber ich führe es deshalb an, 
um Ihnen ein klein wenig rückblickend das vor Augen 
zu halten, was Sie vor dreiviertel Jahren als Oppo⸗ 
ſition im Volkstag geſagt haben, obwohl Sie wußten, 
daß die Sozialdemokratie in der Koalitionsregierung 
nicht ausſchlaggebend war, ſondern nur mitbeſtim⸗ 
mend. Wir hatten keine ſozialdemokratiſche Regie- 
rung, deshalb iſt die Phraſe von der Linksregierung 
weiter nichts, als eben eine Phraſe. Es iſt aber 
ganz gut, wenn man ab und zu die ſtenographiſchen 
Berichte vorholt. Dann ſieht man doch, daß an— 
ſcheinend die jetzigen Regierungsparteien entweder 
ſehr ſchnell umgelernt haben, oder daß ſie das, was 
die Soziademokratie damals nicht gemacht hat oder 
nicht ſchaffen konnte, heute auch nicht ſchaffen können. 
Dann ſoll man uns aber keinen Vorwurf machen. 

Ich möchte mich zum Schluß dahin äußern: Es 
kommt nicht ſo ſehr darauf an, wie in dem Ermäch⸗ 
tigungsgeſetz die einzelnen Beſtimmungen ausſehen. 
Das Schwergewicht liegt ſpäter bei der Anwendung 
der Verordnungen. Da glaube ich, Herr Senator 
für Soziales, daß Ihre Behörden manchmal doch 
etwas zu engherzig ſind. Etwas muß insbeſondere 
durch den Senat abgeändert werden, und zwar die 
Einſprüche bei den Fürſorgeausſchüſſen, deren Ent- 
ſcheidungen endgültig find. Dieſe Beſtimmung ift 
unhaltbar. Sie glauben nicht, wieviel Anrecht da— 
durch geſchaffen wird. Ich führe einen Fall an: ein 
Erwerbsloſer, der in dieſen Fragen nicht ſo genau 
Beſcheid weiß, ſtellt einen einfachen Antrag an den 
Fürſorgeausſchuß. Dieſer Antrag wird mit der Be— 
merkung abgelehnt, die Ablehnung ſei endgültig. 
Eine grundſätzliche Bedeutung hat dieſer Fall nicht 
und dann bleibt dieſer Mann ohne Erwerbsloſen— 
unterſtütung. Wenn Sie Vollmachten anwenden, 
tun Sie es bitte nach der Richtung, daß dort eine 
Beſſerung eintritt. Sie können Ihre Vollmachten 
in bezug auf die Arbeitszeit auch ſchon jetzt an— 
wenden. Das geht den Bauſenator an. Es gibt 
augenblicklich nicht viel zu bauen, aber einige 
ſtädtiſche oder ſtaatliche Aufträge werden doch vor— 
handen ſein. Es muß bei den Aufträgen generell 
feſtgelegt werden, daß bei ſtaatlichen und kommu— 
nalen Arbeiten keine Aeberſtunden geleiſtet werden 
dürfen. Wenn geſagt wird, die Friſten können nicht 
eingehalten werden, dann ſoll das Hoch- oder Tief- 
bauamt die Arbeiten ſo vergeben, daß die Friſten 
eingehalten werden können. Dann hat der Arbeit— 
geber keine Kopfſchmerzen, und die Arbeiter haben 
länger Arbeit. Es wurde einmal geſagt, das werde 
gemacht. Das wird aber nicht gemacht. Es iſt zu 
fordern, daß der Senat als der größte Auftraggeber 
darüber wacht, daß die Arbeitgeber dieſe Beſtim— 
mungen einhalten. Dann wird mehr Arbeit da ſein. 
Herr Senator für das Bauweſen, Sie haben einen 
großen Beamtenapparat. Was das Amt von den 
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(Fiſcher, Abgeordneter) 


Anternehmern verlangt, wiſſen Sie nicht oder wollen 
Sie nicht wiſſen. Es ſind Fälle vorgekommen, wo 
die Arbeiter 18 und 24 Stunden, ja ſogar Sonntags 
bei ſtaatlichen Arbeiten tätig ſein mußten. Das iſt 
ein grober Anfug. (Stellv. Präſident des Senats 
Dr. Wiercinſki-Keiſer: Wo iſt das geweſen, wo 18 
bis 24 Stunden bei ſtaatlichen Bauten gearbeitet 
wurde?) Das werde ich Ihnen auch ſagen. Wenn 
ich es aber jetzt tue, bedeutet es eine gewiſſe Gefahr 
für Auftraggeber und Auftragnehmer. Ich werde 
Ihnen aber dieſe Fälle übermitteln. Wir haben 
auch bereits vor 1% Jahren einen Vorgang gehabt 
und eine Eingabe an den Senat gemacht und um 
Abſtellung dieſer Mißſtände gebeten. Das iſt auch 
damals nicht geſchehen. Ich führe es an, damit der 
Senat mehr als bisher darauf drückt, daß die ver⸗ 
traglichen Beſtimmungen inbezug auf die Arbeitszeit 
von den Auftraggebern eingehalten werden. Es 
gibt ja vielleicht auch Fälle, die man als Notſtands⸗ 
arbeiten bezeichnen könnte, aber die kommen hier 
nicht in Frage. Im allgemeinen wird immer als 
Ausrede gebraucht, die Etatsmittel ſeien nicht recht⸗ 
zeitig vorhanden geweſen und deshalb habe ſich die 
Arbeit auf eine kurze Zeit zuſammengedrängt. 

Ich möchte zum Schluß noch den Senat warnen, 
ſeine Vollmacht vielleicht dazu zu benutzen, um der 
Arbeiterſchaft noch weitere Belaſtungen aufzuerlegen 
oder Eingriffe in das Tarif- und Arbeitsrecht zu 
unternehmen. Wenn Sie vielleicht, veranlaßt durch 
die Generalpollmacht und gedrückt durch die Anter⸗ 
nehmerverbände Eingriffe unternehmen, ſo glauben 
Sie, dann ſind Sie ſchlecht beraten. Wenn Sie in 
Zukunft von dem Artikel 46 unſerer Verfaſſung 
Gebrauch machen, müſſen die Arbeiterorganiſationen 
zu ſozialpolitiſchen und wirtſchaftspolitiſchen Geſetzen 
gehört werden. Wenn Sie weiter die Vollmacht 
brauchen wollen, dann ſetzen Sie die Kammer der 
Arbeit ein. Dann haben Sie Ihre Vollmacht richtig 
gebraucht und nicht falſch. (Brovo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat der 
Herr Abg. Brill. 

Brill, Abgeordneter (SPD.): Inter Poſition 28 
des Ermächtigungsgeſetzes befindet ſich die Forde⸗ 
rung zur Amänderung des Wohnungswirtſchaftsge⸗ 
ſetzes. Was darunter zu verſtehen iſt, konnte uns 
bei den Verhandlungen im Hauptausſchuß der zu- 
ſtändige Senator nicht mitteilen. Er erklärte nur 
daß konkrete Beſchlüſſe dazu noch nicht gefaßt 
wären. Er ſo gut wie jeder andere glaubt beſtimmt 
nicht daran, daß bis heute noch nicht bekannt ſein 
ſoll, was mit der Amänderung des Wohnungswirt⸗ 
ſchaftsgeſetzes gemeint iſt. Wenn der Senat heute 
noch nicht weiß, was er will, dann braucht er be⸗ 
ſtimmt zur Amänderung des Wohnungswirtſchafts⸗ 
geſetzes keine Ermächtigung, ſondern dann ließe ſich 
das auf dem ordnungsmäßigen Geſetzeswege machen. 
Aber wie die ganze Sanierung auf Koſten des 
arbeitenden und ſchaffenden Volkes vorgenommen 
wird, fo ſollen die Werktätigen auch bei dem Woh⸗ 
nungswirtſchaftsgeſetz wieder erneut Federn laſſen. 
Ans iſt ja bekannt, daß aus dem vorigen Ermächti⸗ 
gungsgeſetz Beſchränkungen des Mieterſchutzgeſetzes 
entſtanden find, daß eine Mietserhöhung vorge- 
1 wurde, und daß dadurch dem Hausbeſitz in 
der Zeit, in der die Erwerbsloſenunterſtützung ge— 
kürzt wurde, immer mehr und mehr Leute auf die 
Straße flogen, und die Löhne und Gehälter gekürzt 
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wurden, 2% Millionen geſchenkt worden find. Man 
hat jetzt vielleicht die Abſicht, das wiederum vorzu⸗ 
nehmen. Man kann beſtimmt damit rechnen, daß 
weitere Verſchlechterungen am Mieterſchutzgeſetz 
vorgenommen werden. Der Senator muß zugeben, 
daß ſtarkes Beſtreben vorhanden iſt, die Wohnungs- 
bauabgabe nicht zu Gunſten des Mieters, ſondern zu 
Angunſten des Wohnungsbaues abzubauen. Die 
Wohnungsbauabgabe ſoll zum Finanzausgleich für 
den Staat verwandt werden. Heute ſchon iſt der 
Wohnungsbau auf dem flachen Lande zum Erliegen 
gekommen. Nur ganz wenige Wohnungen werden 
heute auf dem flachen Lande mit Hilfe der Woh— 
nungsbauabgabe errichtet. Auf dem Lande haben 
wir genau wie in der Stadt ein Wohnungselend 
und eine Wohnungsnot. Wenn der Senat durch 
das Ermächtigungsgeſetz die Wohnungsbauabgabe 
vom Mieter einzieht, ſie zum Finanzausgleich ver— 
wenden will, wird er die Arbeitsloſigkeit nicht ver- 
ringern, ſondern im Gegenteil vergrößern. Die 
Bauwirtſchaft in Danzig iſt das wichtigſte Schlüſſel— 
gewerbe für die Danziger Wirtſchaft. Wenn die 
Erwerbsloſigkeit heute mitten in den Sommer— 
monaten ſo groß iſt, ſo iſt das darauf zurückzuführen, 
daß nur ganz wenige Wohnungen gebaut werden. 
Würde man dem Wohnungsbau mehr Mittel zu- 
führen, dann würde die Erwerbslofigfeit beſtimmt 
geringer ſein. Soll nun aber das Wenige, das dem 
allgemeinen Wohnungsbau noch zukommt, entzogen 
werden, dann bleibt die Erwerbsloſigkeit eine 
dauernde, und die Wirtſchaftslage in Danzig iſt 
dauernd ſchlecht. Auf dem Lande iſt der Wohnungs— 
bau infolge der großen Agrarkriſe, die keine vor⸗ 
übergehende Erſcheinung iſt, ſondern meiner Mei- 
nung nach ziemlich lange anhalten wird, vollſtändig 
zum Darniederliegen gekommen. In der Stadt ſelbſt 
werden Induſtriebauten nicht ausgeführt, ſo daß ſich 
die ganze Bauwirtſchaft nur noch auf den Woh— 
nungsbau ſtützt. Wenn der in Zukunft ebenfalls aus 
allgemeinen Mitteln nicht mehr gefördert werden 
ſoll, dann ruht die geſamte Bauwirtſchaft, und eine 
ganze Anzahl Exiſtenzen wird dann weiter in den 
Sumpf hineingeriſſen werden. 

Wir hätten in dieſem Jahre mindeſtens 500 bis 
600 Bauarbeiter mehr in Beſchäftigung bringen 
können, wenn man dem Geldgeber, der die Abſicht 
hatte, von ſich aus dem Danziger Wohnungsbau 
eine Million zur Verfügung zu ſtellen, freie Mög⸗ 
lichkeit gelaſſen hätte. Es trat aber der Bauſenator 
dazwiſchen, um dies Geld nicht für den Wohnungs— 
bau, ſondern für neuen Odem einiger pleitegehender 
Genoſſenſchaften zu verwenden. (Hört, hört! links.) 
Der Senator erklärte im Ausſchuß, er habe hier 
hemmend deshalb eingewirkt, weil keine neuen Woh⸗ 
nungsbaugenoſſenſchaften mehr gebildet werden 
ſollten und weil neue Wohnungsbaugenoſſenſchaften 
keinen Zuſchuß mehr erhalten ſollten. Träfe es zu, 
daß keine neuen Genoſſenſchaften mehr Zuſchuß be— 
kommen ſollen, dann wundere ich mich, warum die 
Genoſſenſchaft Martſchinke & Kloſe noch in ganz 
neuerer Zeit Mittel bekam. Hat dieſe Genoſſenſchaft 
vielleicht deshalb Mittel bekommen, weil einer der 
Inhaber der Sohn eines Baubeamten iſt, und der 
deshalb dem Senat näher ſteht als alle anderen? 


Wenn man in dem Fall Zuſchüſſe gegeben hat, hätte 
man der Genoſſenſchaft, die ich vorher meinte, und 


der Senat kennt ſie, von vornherein freie Hand laſſen 
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müſſen. Durch die Mittel hätte man heute min⸗ 
deſtens 300 bis 400 Wohnungen im Bau gehabt 
und Danziger Bauarbeiter würden beſchäftigt wer⸗ 
den. Man ſoll doch Leute, die dabei andere Dinge 
im Auge haben, vollſtändig aus dem Spiel laſſen. 
Ich kann den Oberbaurat Chariſius verſtehen, wenn 
er nicht recht mit will, denn er hat Angſt davor, daß 
durch die Amſtellung des Wohnungsbaues die neu— 
erbauten Wohnungen billiger ſein könnten als die, 
die er gebaut hat. Er ſagt ſich deshalb mit Recht, 
wenn ſo, wie die Leute jetzt bauen wollen, nicht 
nur billigere, ſondern auch beſſere Wohnungen 
als er ſie gebaut hat, geſchaffen werden, dann 
kann er die Mieten in den früher erbauten 
Wohnung nicht aufrecht erhalten. Ja, wir 
ſollten darauf dringen, daß der Wohnungs- 
bau billiger hergeſtellt wird. Ich kann nicht 
verſtehen, warum hier von der Verwaltung abge— 
bremſt wird und dem Wohnungsbau Erſchwerniſſe 
und Hemmniſſe in den Weg gelegt werden, und das 
nur, weil die Verwaltung Angſt hat, daß billiger 
gebaut wird und hier eine Umſtellung der bisherigen 
Bauweiſe nicht vornehmen will. Mir iſt bekannt, 
daß ein Projekt vorliegt, nach dem in der Wallgaſſe 
gebaut werden ſollte. Ohne Mittel des Staates 
ſollten dort 120 Wohnungen gebaut werden. Dies 
Projekt iſt aber auch, weil es Herrn Oberbaurat 
Chariſius nicht gefällt, abgeſchoben worden. Das 
Haus ſollte beſtimmt nicht höher gebaut werden als 
die Allgemeine Ortskrankenkaſſe oder das Eden- 
Hotel. Warum ſoll ein Wohnhaus nicht die Höhe 
erreichen? Ich bitte, daß in der Notzeit, die wir 
durchleben, nicht außerdem noch bürokratiſche Er⸗ 
ſchwerniſſe ausgeübt werden und die Arbeitsloſen 
auf der Straße bleiben. Jetzt müßte alle Bürokratie 
beiſeite bleiben und danach getrachtet werden, mög- 
lichſt viele Menſchen in Beſchäftigung zu bringen. 
Jeder Arbeitsloſe, der von der Straße kommt, hat 
ſelbſt Nutzen, aber andererſeits auch der Staat. 
Wenn der Oberbaurat Chariſius von dieſer Not 
nicht viel weiß und ſie wenig kennt, ſo kann 
ich das verſtehen. Nicht jeder hat das Glück, auch 
wenn er die Fähigkeiten dazu beſitzt, in eine ſo 
hohe Stellung hinein zu kommen und ein ſolches 
Gehalt zu erhalten wie der Oberbaurat Chariſius. 
Aber diejenigen, die jetzt monatelang erwerbslos 
ſind, ſehen den Winter immer näher rücken. Sie 
wiſſen, daß er keine Beſchäftigung bringt und ſie 
müſſen damit rechnen, daß ihre Erwerbsloſigkeit 
mindeſtens bis zum nächſten Frühjahr dauert. Dieſe 
haben aber ein Intereſſe daran, daß wenigſtens die 
Arbeit, die noch in Danzig ausgeführt werden ſoll, 
ausgeführt wird. 

Ich bitte, daß endlich die Beſchränkungen jeder 
Art aufhören. Es ſind viele Dummheiten gemacht 
worden. Als Walter & Fleck ſein Warenhaus bauen 
wollte, iſt das aus architektoniſchen Gründen ver- 
hindert worden. Was jetzt dort gemacht worden 
iſt, ift alles andere, bloß nicht architektoniſch. Es 
iſt eine vollſtändige Entſtellung. Das iſt auch eine 
bürokratiſche Feſſel, die ſich dort hemmend auswirkt. 

Die Leute, die das veranlaſſen, kennen keine 
Not. Sie bekommen ihr Gehalt, dafür hindern ſie 
aber andere, die ihrer Arbeit und Beſchäftigung 
nachgehen wollen. Die Hauptſache beim Senat muß 
ſein, daß er darauf dringt, daß Arbeit in Gang 
kommt. Ich wünſche, daß die Genoſſenſchaft, die ich 
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dabei im Auge habe, und die dem Senat und haupt⸗ (0) 


ſächlich dem Bauſenator bekannt iſt, bei den drei bis 
vier Projekten, die ſie in Gang bringen will, nicht be⸗ 
hindert wird. Der Oberbaurat Chariſius ſagte, an 
erſten Hypotheken mangelt es nicht, die haben wir 
in Hülle und Fülle. Ich habe bisher angenommen, 
daß es gerade daran fehlte, aber der Oberbaurat 
Chariſius ſagte: „Wir haben ſoviel erſte Hypotheken, 
daß wir ſie gar nicht verwenden können.“ Die von 
mir genannte Genoſſenſchaft will an drei bis vier 
Stellen anfangen. Ich weiß nicht, ob es richtig und 
auch zweckmäßig iſt, daß man die Genoſſenſchaft 
zwingt, an einer Stelle, wo ſie nicht will, zu bauen. 
Es wurde ihr aber geſagt: „Wenn ihr bauen wollt, 
müßt ihr am Wiebenwall bauen.“ Wenn billige 
Wohnungen für die Minderbemittelten geſchaffen 
werden ſollen, kann man der Genoſſenſchaft doch 
nicht zumuten, daß ſie den teuren Boden auf Wie⸗ 
benwall kauft und dort Häuſer baut. Das mag der 
tun, der über genug Kapitalien verfügt und der nicht 
Wohnungen für Minderbemittelte ſchaffen will. 
Außerdem darf nicht verlangt werden, daß nur be⸗ 
ſtimmte Architekten dieſe Arbeit bekommen dürfen. 
Was geht die Bauverwaltung der Architekt der 
Genoſſenſchaft an. (Hört, hört! links.) Ich kenne 
nicht die Verwandtſchaft, die das Baudezernat mit 
dem Architekten Lenz und Bielefeld hat. Man ſoll 
es den Genoſſenſchaften überlaſſen, ſich ihre Archi⸗ 
tekten ſelbſt auszuſuchen. Im übrigen möchte ich 
gleichzeitig bei der Gelegenheit ſagen, daß es endlich 
aufhören muß, nur demjenigen Zuſchuß zum Woh- 
nungsbau zu geben, der einen Architekten hat. 
Früher hat kein Menſch daran gedacht, daß er ſich 
einen Architekten nahm, wenn er einHaus baute. 
Heute aber, in Zeiten der Not, werden Zuſchüſſe nur 
gegeben, wenn ein Architekt die Bauleitung hat. 
Dadurch wird der Wohnungsbau um mindeſtens 
fünf Prozent verteuert. Wir haben doch eine ſo 
große Bauverwaltung, der es doch noch möglich ſein 
muß, die Zeichnungen, die von einem Maurermeiſter 
eingereicht werden, zu überprüfen. Die Zuſchuß⸗ 
zahlung darf nicht nur an der Bauverwaltung nahe⸗ 
ſtehende Perſonen erfolgen oder davon abhängig ge⸗ 
macht werden, ob ein der Bauverwaltung naheſtehen⸗ 
der Architekt die Bauleitung hat. Soll der Wohnungs- 
bau verbilligt werden, ſo muß geprüft werden, ob 
die Anterlagen ausreichend ſind und nicht von der 
Mitarbeit von beſtimmten Architekten abhängig ge⸗ 


macht werden. 

Ich glaube, daß die Ausführungen, die ich 
hierzu machte, dazu dienen werden, daß die Ge⸗ 
noſſenſchaft in Ohra, Schidlitz und in Langfuhr an⸗ 
fangen kann und daß ſie nicht mit aller Gewalt ge⸗ 
zwungen wird, den teuren Boden auf dem Wieben⸗ 
wall und in Ohra den Schönfelderweg von Alex 
zu nehmen. Sollten meine Ausführungen keine 
Wirkung haben, ſo wird der Volkstag Gelegenheit 
nehmen müſſen, ſich einmal eingehend mit der Bau⸗ 
verwaltung zu befaſſen. Ich bin dann bereit, auch 
Material vorzulegen, das dann aber unangenehmere 
Auswirkungen haben kann. 

Jetzt ein allgemeines Wort zu der Sanierung 
und dem Ermächtiaungsgeſetz. Dies Geſetz wird 
unter Verkennung der ſozialen Notwendigkeiten ge⸗ 
ſchaffen. Das Ermächtiaungsgeſetz wird ja in der 


vollen Abſicht durchgeführt, aus den Arbeitenden 
und den Erwerbsloſen das Letzte herauszupreſſen, 
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ohne zu prüfen, ob dieſe Schichten der Bevölkerung 
noch in der Lage ſind, die Laſten zu tragen und die 
Opfer aufzubringen. Es beſteht aber der Grundſatz, 
den Beſitz zu ſchonen. Aus dieſem einfachen Grunde 
nimmt man keine Veranlaſſung, zu prüfen, ob die 
Maſſen, die die Laſten zu tragen haben, ſie tragen 
lönnen oder nicht. Die Sanierung erſolgt unter 
kapitaliſtiſcher Profitgier. Wie der Anternehmer 
rückſichtslos ſeinen Arbeitern gegenüber iſt, ob ſie 
von dem Lohn, den ſie bekommen, die Familie er⸗ 
nähren können oder nicht, ſo fragt auch in dieſem 
Augenblick der Senat nicht, ob die Erwerbsloſen dieſe 
Laſten tragen können. Der Winter, der viel größere 
Anforderungen an den Einzelnen ſtellt, müßte an 
und für ſich den Senat veranlaſſen, möglichſt Bor- 
ſorge zu treffen, um den Minderbemittelten zu 
helfen. Die jetzigen Erwerbsloſen kommen nicht wie 
die im vorigen Jahr aus der Beſchäftigung in die 
Erwerbsloſigkeit hinein, ſondern die fetzigen Er⸗ 
werbsloſen ſind ſeit dem vorigen Jahr faſt ununter- 
brochen erwerbslos, alſo falt ein Jahr und länger. 
Sie mußten von nichts anderem leben als von der 
largen Anterſtützung. Diejenigen, die neu erwerbs- 
los werden, waren in der Vergangenheit ſchon bei 
verkürzten Löhnen beſchäftigt. Sie haben unter der 
wirtſchaftlichen Lage bereits ſchwer gelitten. Wenn 
ſie jetzt weiter arbeitslos bleiben oder arbeitslos 
werden, ſo trifft ſie die Erwerbsloſigkeit beſonders 
hart. Wenn man ihnen weiter die Anterſtützung 
kürzt, wie es im Ermächtigungsgeſetz vorgeſehen iſt, 
und gleichzeitig eine Verteuerung der Lebenshaltung 
eintritt, ſo raubt das doch den Notdürftigen jede 
Hoffnung auf die Zukunft. It das nötig? Wer ſo 


handelt, handelt doch dieſer Klaſſe gegenüber rück- A 


ſichtslos. 

Die Parteien, die die Mehrheit der Regierung 
bilden und die die Regierung unterſtützen, haben 
doch in ihren eigenen Reihen Erwerbsloſe. Dieſen 
verdanken ſie ihre Macht, die ſie hier im Volkstag 
haben, Tauſende von Arbeitern und Arbeiter— 
frauen, die ihnen ihre Stimme gaben, vertrauten 
auf ſie. Aber ſie nehmen auf die Zehntauſende von 
Arbeiterfrauen und Arbeitern, von denen ſie die 
Stimmen erhalten haben, keine Rückſicht. Aber auf 
die übrigen paar tauſend Beſitzenden nehmen ſie 
ſoviel Rückſicht, daß ſie dieſe dauernd Ichonen, ihnen 
Entlaſtungen verſchaffen und die andern, die Ar⸗ 
beitenden, belaſten. Das zeigt zur Genüge ihre 
Einſtellung. Sie können nicht anders; denn ſie ſind 
privatkapitaliſtiſch eingeſtellt. Der privatkapitaliſtiſche 
Grundſatz diktiert ihnen ihre Handlungen. Was 


ſie weiter wollen, hat Herr Burandt zur Genüge 
in ſeinem Artikel in der Danziger Allgemeinen l 


Zeitung und in ſeinem Vortrag im Landbund aus⸗ 
geführt. Das, was bisher die Arbeiterſchaft ſich er⸗ 
kämpft bat, ſoll ihr wieder genommen werden. 
Das tarifliche Recht, um das die Arbeiterſchaft jahr⸗ 
zehntelang gekämpft hat, ſoll ihr in der jetzigen Not⸗ 
lage geraubt werden. Ob dabei die Arbeitenden zu⸗ 
grunde gehen oder nicht, danach fragt die Mehrheit 


dieſes Hauſes nicht. Dadurch geben Sie (nach rechts) f 


aber auch gleichzeitig Ihre Phraſe preis, daß Sie es 
in Danzig zu erhalten. 

Wer hier in Danzig das Deulſchtum ſchützen 
will, muß in erſter Linie dafür ſorgen, daß die 
Träger der deutſchen Kultur, die Träger der deut⸗ 


ſich zur Aufgabe gemacht haben, die deutſche Kultur d 
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ſchen Sitten und Gebräuche, Lebensmöglichkeit 
haben. Dieſe Träger der deutſchen Kultur ſind die 
Danziger Arbeiter. Nehmen Sie dieſen Arbeitern 
die Lebensmöglichkeit, dann rauben Sie ihnen die 
deutſche Kultur. Sie meſſen auch mit zweierlei 
Maß. Die Beamten werden nach dem preußiſchen 
und deutſchen Beſoldungsrecht beſoldet. Dieſe, ſo 
ſagen Sie, ſollen einen Anſpruch darauf haben. 


Anſere Stellung zur Beamtenbeſoldung haben wir 


zur Genüge bekannt gegeben. Mein Parteigenoſſe 
Mau hat ſie begründet und ſeine Ausführungen 
waren die Begründung der Sozialdemokratiſchen 
Fraktion. Dem Arbeiter ſoll durch Raub alles das, 
was er ſeit 1918 zur Erhaltung ſeiner Lebens- 
haltung ſich erkämpft hat, genommen werden. Der 
brutale Raub ſoll mit Bruch des Tarifrechtes, Ab⸗ 
ſchaffung der Allgemeinverbindlichkeit, erreicht wer- 
den. Die Anternehmer ſollen die Notlage, in der 
ſich die Arbeiterſchaft befindet, nach Belieben aus- 
nutzen. (Hört, hört! links.) Diejenigen, die er— 
werbslos ſind, die keine Anterſtützung vom Wohl⸗ 
ſahrtsamt erhalten, müſſen, um leben zu können, 
letzten Endes Arbeit um jeden Preis annehmen. 
Bisher wurde der Anternehmer, wenn er die Not⸗ 
lage ausnutzte, auf Grund der Verbindlichkeit vom 
Arbeitsgericht oder Landesarbeitsgericht zur Zahlung 
des tariflichen Lohnes verurteilt, weil die Tariflöhne 
unabdingbar ſind. Damit ſoll jetzt gebrochen wer⸗ 
den. Dafür ſoll ſich jetzt das freie Spiel der Kräfte 
austoben. Der Anternehmer ſoll nur ſolche Löhne 


zahlen, wie er will. Der Arbeiter wird letzten Endes. 


nur Arbeit unter Bedingungen bekommen, die noch 
ſchlechter ſind als die Bedingungen der polniſchen 
rbeiter. Damit drücken Sie aber die Lebenshaltung 
der Danziger Arbeiter nicht nur auf das polniſche 
Lebensniveau, ſondern unter das polniſche Lebens⸗ 
niveau herunter. 

Das iſt der Zweck Ihrer Sanierung, den Sie 
verfolgen. Würde das nicht in Ihrer Abſicht liegen, 
dann würden Sie den normalen Weg der Geſetz⸗ 
gebung gehen. Würden Sie dieſes nicht im Auge 
haben, dann brauchten Sie nicht noch die Poſition 32. 
Das Zentrum war es, das ſich rühmte, die Angriffe 
auf das Tarifrecht abgewehrt zu haben. Jetzt gibt 
das Zentrum durch Annahme dieſer neuen Poſition 
das Tarifrecht preis. Darum der Verfaſſungsbruch, 
darum die Kraftanſtrengung, die man hier vor⸗ 
nimmt. Die Danziger Arbeiterſchaft muß wiſſen, 
was ihr bevorſteht. Der Winter, dem wir ent- 
gegengehen, bringt ihr ungeheure Laſten. Rückſichts⸗ 
los verfahren Sie gegen die Arbeiterſchaft. Einzig 
und allein ſchützen Sie den Beſitz und die Laſten 
tegen Sie den Arbeitenden auf. Die Arbeiterſchaſt 
muß daraus die Lehre ziehen. Sie wird dauernd an 
den 16. November 1930 denken. Sie muß leider 
für die Abgabe eines falſchen Stimmzettels bitter 
leiden. Rückſichtslos vergehen Sie ſich an den Kin⸗ 
dern der Aermſten der Armen. Wenn vorher der 
Senatsvizepräſident Dr. Wiercinſki⸗Keiſer meinen 
Kollegen Fiſcher fragte, wo das und das geſchehen 
ei, ſo muß er doch am allerbeſten wiſſen, was auf 
den Wohlfahrtsämtern vorgeht. Dadurch, daß nur 
ie Sanierung des Staates, ohne an die Gemeinden 
zu denken, vorgenommen wird, verſchiebt ſich die 
Notlage auf die Gemeinden, die den Hungernden 
nicht helfen können. And darum müſſen am aller⸗ 
meiſten die unſchuldigen Kinder der Ausgeſteuerten, 
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derjenigen, deren Eltern die Anterſtützung geſperrt 
iſt und die erwerbslos ſind, leiden. Ihre Pflicht und 


Aufgabe wäre es geweſen, in erſter Linie daran zu 


denken, die bisherigen Leiſtungen für die Erwerbs— 
loſen beizubehalten und dafür Vorſorge zu treffen, 
in dem kommenden Schreckenswinter Zuſchüſſe geben 
zu können. Statt das zu tun, enziehen Sie den Er— 
werbslojen nicht nur das, was ſie bisher hatten, 
ſondern Sie verſchlechtern ihre Lage wieder 
bringen dadurch die Arbeiter unter das Kulturniveau 
der polniſchen Arbeiter. And alles das zur Er— 
haltung des Deutſchtums in Danzig. (Wiederholtes 
Bravo! links.) 

Vizepräſident Gaikowſki: Das Wort hat Herr 
Senator Dr. Althoff. 

Dr. Althoff, Senator: M. D. u. H.! Ich 
möchte nur ganz kurz zu einigen hier vorgebrachten 
Aeußerungen Stellung nehmen, damit fie nicht un⸗ 


widerſprochen in die Welt gehen. Herr Fiſcher hat 


gejagt, daß bei uns in weſentlichem Amfange Aeber— 
ſtunden gemacht würden. Ich kann mir das nicht 
denken. Niemand hat ſo ſcharf gegen Aeberſtunden 
gekämpft, wie wir in der letzten Zeit bei der Bau⸗ 
verwaltung. Herr Fiſcher wird ſo freundlich ſein, 
uns die Fälle mitzuteilen, und ich werde fie nach— 
prüfen. Ich halte es für ausgeſchloſſen, daß es etwas 
weſentliches ſein kann. Dann ſprach Herr Abg. 
Plenikowſki von Korruption und Anterſchlagung von 
Hunderttauſenden von Gulden. Im Zntereſſe meiner 
Beamten möchte ich mit aller Energie widerſprechen. 
Herr Plenikowſki meint einen kleinen Fall, der zur 
Entſcheidung ſteht, wo einige Techniker der Bauver— 
waltung für geringe Summen Nebenarbeiten ge— 
macht haben und entlaſſen worden ſind. Die Sachen 
ſtehen vor dem Arbeitsgericht an und werden zur 
Entſcheidung kommen. (Abg. Brill: Nur der Re⸗ 
gierungsrat iſt nicht entlaſſen worden!) Wenn der 
Regierungsrat dasſelbe gemacht hat, wird gegen ihn 
ebenſogut vorgegangen werden. (Abg. Brill: Die 
Angeſtellten find 20 Jahre im Dienſt, nur der Ne= 
gierungsrat nicht) Wenn die beiden recht' haben, 
werden ſie wieder eingeſtellt. 

Dann ſagte Herr Brill, daß wir den Bauge— 
noſſenſchaften Grund und Boden vorſchreiben, den 
fie nehmen ſollen. Dem muß ich widerſprechen. 
(Abg. Brill: Trifft das vom Wiebenwall nicht zu?) 
Nein! Wir raten ihnen nur, dorthin zu gehen, weil 
dort die Verhältniſſe günſtiger ſind. Wir ſchreiben 
es aber niemals einer Baugenoſſenſchaft vor. Herr 
Brill ſagte auch weiter, daß wir die Architekten vor⸗ 
ſchreiben. Ich ſtelle feſt, daß wir das niemals tun. 
Es kann dann nur ſo ſein, daß eine andere Stelle, 
auf die wir keinen Einfluß haben, wünſcht, daß ein 
Architekt genommen wird. Wir ſchreiben niemals 
Herrn Bielefeld oder einen anderen vor. 

Dann möchte ich noch folgendes ſagen: Herr 
Brill hat Herrn Oberbaurat Chariſius angegriffen. 
Ich bin verantwortlich und möchte es auch bleiben. 
Ich möchte aber ſagen, daß alle die Maßnahmen, die 
wir ergreifen, nicht Einzelmaßnahmen der Verwal⸗ 
tung ſind, ſondern daß da zwei Ausſchüſſe beſtehen, 
die darüber beraten. Ich kann mit Befriedigung 
ſagen, daß unſere ganze Wohnungspolitik bei der 
Stadt mit allen Stimmen, auch mit denen der So⸗ 
Jaldemokratie, alſo einſtimmig, beſchloſſen iſt. (Abg. 
Weber: Damit iſt die Verwaltung nicht entſchuldigtl) 

Vizepräſident Gaikowſki: Die allgemeine Aus- 


und 


| 
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ſprache zu den Punkten 2 und 3 der heutigen Tages- 
ordnung iſt erledigt, da Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen. Wir kommen nunmehr zur Abſtimmung 
über Artikel 1 der Druckſache Nr. 356. Zu dieſem 
Artikel liegt ein Abänderungsantrag zur dritten Be— 
ratung in Druckſache Nr. 376 vor: 

Wie bitten, bei Artikel 1 nach § 1 einen 8 1a 
mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

Die Gehälter und Verſorgungsgebührniſſe 
der bisherigen Senatoren im Hauptamt werden 
auf die Bezüge der beſoldeten Senatoren aus dem 
Senatorengeſetz vom 9. 1. 1931 (G. Bl. S. 1) her⸗ 
abgeſetzt. Die Penſionsanſprüche werden nach 
den Sätzen der im gleichen Geſetz vorgeſehenen 
Bezüge errechnet. Beſtehende Verträge gelten 
vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes mit einmonat⸗ 
licher Friſt zum Schluß des Kalendermonats als 
gekündigt. Arthur Brill 
und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokrati⸗ 
ſchen Fraktion. 

Wir ſtimmen zuerſt über dieſen Abänderungsantrag 
ab. Wird er abgelehnt, laſſe ich über Artikel 1 der 
Druckſache Nr. 356 abſtimmen. (Abg. Brill: Ich 
beantrage über Artikel 1 der Druckſache Nr. 376 
namentliche Abjtimmung!) Wird der Antrag unter— 
ſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. Ich bitte 
die Plätze einzunehmen. Die Abſtimmung beginnt. 
(Zwiſchenrufe der Abg. Plenikowſki und Greiſes.) 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. An ihr beteiligten 
ſich 63 D. u. H., davon ſtimmten 40 mit Nein, 23 
mit Ja*). Der Antrag in Druckſache Nr. 376 iſt ab⸗ 
gelehnt. (Abg. Plenikowſki: Es leben die Niejen- 
gehälter der Senatoren!) Wir kommen zur Ab- 
ſtimmung über Artikel 1 der Druckſache Nr. 356. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit. Er iſt angenommen. 

rufe Artikel 2 auf, eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Wer 
Artikel 2 annehmen will, bitte ich. ſich zu erheben. 
Danke, das iſt die Mehrheit. Ich darf wohl an— 
nehmen, daß Artikel 3 mit der gleichen Mehrheit 
angenommen iſt. Artikel 4 ebenfalls. Ich rufe die 
Aeberſchrift und die Einleitung auf, eröffne die Be⸗ 
ſprechung und ſchließe ſie, da Wortmeldungen nicht 
vorliegen. Wer die Aeberſchrift und die Einleitung 
annehmen will, bitte, ich, ſich zu erheben. — Danke, 
das iſt die Mehrheit. Wir kommen zur Schlußab- 
ſtimmung. Auf Grund des § 28 Abſatz 4 unſerer 
Geſchäftsordnung muß die Schlußabſtimmung 
namentlich erfolgen, da es ſich um eine Aenderung 
der Verfaſſung handelt, und zwar müſſen Zweidrit- 
tel der anweſenden Damen und Herren dafür ſein. 
Ich bitte, die Plätze einzunehmen. Die namentliche 


„ Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmkarten 63, davon mit Ja 22, mit Nein 39, 2 
ungültige Karten. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bartſch, Brill, Czarnecki, 
Fiſcher, Formell, Gehl, Klingenberg, Kreft, Kruppke, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Ple⸗ 
nikowſki, Plettner, Rehberg, Schmidt, Spill, Stu⸗ 
kowſki, Frau Totzki, Weber, Werner. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann. G. Fried⸗ 
rich, H. Friedrich, Gaikowſki, Greiſer, Günther, 
Höhn, Dr. Hoppenrath, Jahr, Kalitzke, Frau Ka⸗ 
lähne, Kurowſki, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Mül⸗ 
ler, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Po⸗ 
trykus, Reuter, Schenk, Schmich, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, 
Sukatus, Dr. Unger, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, 


Deutſch, Joſeph, Kloſſowſki, Langnau, Lemke, Lendzion, 
Raſchke, Schütz, Serotzki, Dr. Thimm. 
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(Vizepräſident Gaikowſki) 


Abſtimmung beginnt. — Wünſcht noch jemand eine 
Karte abzugeben? Das iſt nicht der Fall. Die Ab- 
ſtimmung iſt geſchloſſen. Die namentliche Abſtim⸗ 
mung hat folgendes Ergebnis: 

Abgegeben ſind 57 Stimmkarten. Davon lauten 
55 auf Ja, zwei Stimmenthaltungen*). Ich ſtelle hier⸗ 
mit feſt, daß mehr als Zweidrittel der Abgeordneten 
anweſend find und mehr als Zweidrittel der an- 
weſenden Abgeordneten dem Geſetzentwurf zuge— 
ſtimmt haben, der damit in erſter Leſung ange- 
nommen iſt. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 3 der Tages- 
ordnung, dem Ermächtigungsgeſetz in Druckſache Nr. 
372. Die allgemeine Ausſprache war bereits ge- 
ſchloſſen. Ich eröffne darum die Ausſprache zu 8 1 
und ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
Hierzu liegen zwei Abänderungsanträge vor, der 
Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 377 und der in 
Druckſache Nr. 374. Ich laſſe zuerſt über den Ab⸗ 
änderungsantrag in Druckſache Nr. 377 abſtimmen: 

Wir beantragen zu SL: 

1) bei Ziffer 1 hinzuzufügen „jedoch ohne Einſchrä⸗ 
kung der Laiengerichtsbarkeit“. 

2) bei Ziffer 5a den Zuſatz „ſoweit das ſteuerbare 
Einkommen 8000 G. jährlich überſteigt“. 

3) Ziffer ße zu ſtreichen. 8 . 4 

4) bei Ziffer 5d den Zuſatz „ſoweit das ſteuerbare 
Einkommen 3000 G. jährlich überſteigt“. 

5) bei Ziffer 9 die Worte „der Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaften und“ zu ſtreichen. 

6) Ziffer 14 zu ſtreichen. 

7) Ziffer 19 zu ſtreichen. 

8) Ziffer 20 zu ſtreichen. 

9) bei 1 22 den Zuſatz „ſoweit Lohnausgleich er⸗ 
D 


gt“. 
10) bei Ziffer 23 die Worte „zur Förderung der Gü⸗ 
tererzeugung“ zu ſtreichen. 

11) Ziffer 28 zu ſtreichen. 

12) Ziffer 29 zu ſtreichen. 

13) Ziffer 32 (neu) zu ſtreichen. 0 

Moritz 

und die übrigen Mitglieder der Sozialdemokratiſchen 

Fraktion. 

Sollte dieſer Antrag angenommen werden, ſo er⸗ 

übrigt ſich die Abſtimmung über die andere Drud- 

ſache. Wer den Abänderungsantrag in Druckſache 

Nr. 3 annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 

— Ich bitte um die Gegenprobe. — Letzteres iſt 

die Majorität, der Antrag iſt abgelehnt. Ich rufe 

den Abänderungsantrag in Druckſache Nr. 374 auf: 
Wir beantragen, die Ziffer 18 des S1 des Er⸗ 

mächtigungsgeſetzes wie ſolgt zu faſſen: 

18. Aenderung der Verordnungen über die Feſtbe⸗ 
ſoldetenſteuer vom 30. Januar, 7. und 10. Mlirz 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 
Stimmen 57, davon mit Ja 54, 2 Stimmenthaltun⸗ 
gen, eine ungültige Karte. 

Mit Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Brill, Burandt, Czarnecki, Dumont, Dyck II, Ehrlich⸗ 
mann, Fiſcher, Heinz Friedrich, Formell, Gaikowſfki, 
Gehl, Greiſer, Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Frau 
Kalähne, Klingenberg, Kruppke, Kurowski. Malſch, 
Frau Malikowſki, Maaß, Mau, Meier, Moritz, B. 
Müller, Frau Müller, Paul Müller, Neumann, Phi⸗ 
lipſen, Plettner, Poſack, Potrykus, Rehberg, Reuter, 
Schenk, Schmich, Schmidt, Schwartz, Schwegmann, 
Frau Dr. Semrau, Senftleben, Spill, Dr. Strunk, 
Stufowifi, Sukatus, Dr. Unger, Weber, Weiß, Wer⸗ 
ner, Wittenberg, von Wnuck. 

Der Stimme enthielten ſich: Abg. Gerhard Fried⸗ 
rich, Jahr. 
Be: Reine Stimme gaben ab: Bartſch, Dr. Bing, 
Deuſch, Joſeph, Kalitzke, Koſſowſki, Kreft, Langnau, 
Lemke, Lendzion, Plenikowſki, Raſchke, Schütz, Se⸗ 
rotzki, Dr. Thimm, Frau Totzki. 
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1931 (G. Bl. S. 23, 39 und 47) und Erhöhung 

der Feſtbeſoldetenſteuer: 5 

a) für den Fall der Aufhebung des Beſitzſtandes 
und des Ausgleichszuſchlages (SS 46 und 20 des 
Geſetzes über die Dienſtbezüge der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten vom 19. Oktober 1928 — 
G. Bl. S. 329 —): bis auf 14 Prozent für Be⸗ 
amte, Geiſtliche, mit Muhegeldberechtigung 
Angeſtellte im Amt, im Warteſtande und im 
Ruhsſtande und deren Hinterbliebene, ſowie 
bis auf 12 Prozent für die ſonſtigen der Be⸗ 
ſteuerung unterliegenden Perſonen. Die Steuer 
wird nur von dem 100 Gulden monatlich über⸗ 
ſteigenden Teil der Bezüge erhoben. 

b) für den Fall der Nichtaufhebung des Beſitzſtan⸗ 
des und des Ausgleichszuſchlages (FS 46 und 20 
a, a. O.): bis auf 17 Prozent für Beamte, 
Geiſtliche, mit Ruhegeldberechtigung Angeſtellte 
im Amt, im Wartejtande und im Ruheſtande 
und deren Hinterbliebene, ſowie bis auf 15 Pro⸗ 
zent für die ſonſtigen der Beſteuerung unter⸗ 
liegenden Perſonen. 

Greiſer 5 
und die übrigen Mitglieder der Nationalſozialiſtiſchen 
Fraktion. 

Weiß 
und die übrigen Mitglieder der Zentrumsfraktion. 
- Philipſen 
und die übrigen Mitglieder der Deutſchnationalen 
Fraktion. 
. Dr. Unger 
und die übrigen Mitglieder der Fraktion des Blocks 
ö der nationalen Sammlung. 
Wer ihn annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. 
Das iſt die Mehrheit, damit iſt dieſer Abänderungs— 
antrag angenommen. (Abg. Brill: Ich beantrage 
über S 1 namentliche Abjtimmung!) Wer dem ſo 
abgeänderten § 1 der Vorlage zuſtimmen will, bitte 
ich, eine Ja-Karte, wer ihn ablehnen will, eine Nein- 
Karte, und wer ſich der Stimme enthält, eine Karte 
mit Enthalte mich abzugeben. Ehe die Abſtimmung 
beginnt, frage ich, ob der Antrag auf namentliche 
Abſtimmung unterſtützt wird. — Die Anterſtützung 
reicht aus. — Ich bitte, die Stimmkarten einzu- 
ſammeln. Wünſcht noch jemand eine Karte abzu⸗ 
geben? Das iſt nicht der Fall, die Abſtimmung iſt 
geſchloſſen. An ihr haben ſich 61 D. u. H. beteiligt. 
Davon ſtimmten 39 mit Ja, 21 mit Nein, eine 
Stimmenthaltung). Damit iſt die Abänderung in 
Druckſache Nr. 374 zu 8 1 der Vorlage angenommen. 
Ich rufe § 2 auf. Ich eröffne die Beſprechung und 
ſchließe ſie, da keine Wortmeldungen vorliegen. 
(Abg. Brill: Ich beantrage namentliche Abſtimmung!) 
Wird der Antrag unterſtützt? — Die Anterſtützung 
reicht aus. Ich bitte, die Karten einzuſammeln. — 


*) Endgültiges Abſtimmungsergebnis: Abgegebene 


Stimmen 61, davon 39 mit Ja, 21 mit Nein, eine 
Stimmenthaltung. 

Es ſtimmten mit Ja: Abg. Bertling, Dr. Bla⸗ 
vier, Burandt, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, G. 
Friedrich, H. Friedrich, Gaikowſki, Greifer, Günther, 
Höhn, Dr. Hoppenrath, Jahr, Kalitzke, Frau Kalähne, 
Kurowſki, Malſch, Maaß, Meier, Bruno Müller, Paul 
Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, Potrykus, Reu⸗ 
ter, Schenk, Schmich, Schwartz, Schwegmaun, Frau 
Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, Sukatus, Dr. 
Unger, Weiß, Wittenberg, von Wnuck. 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bartſch, Brill, Czar⸗ 
necki, Fiſcher, Gehl, Klingenberg, Kreft, Kruppke, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Ple⸗ 
nikowſki, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Stu⸗ 
kowſki, Frau Totzki, Weber, Werner. 

Der Stimme enthielt ſich: Abg. Formell. 

Keine Stimmfarte gaben ab: Dr. Bing, Deutſch, 


Joſeph, Kloſſowſki, Langnau, Lemke, Raſchke, Schütz, 


Spill, Dr. Thimm. 


— 
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(Vizepräſident Gaikowſki) 
Die Abſtimmung iſt geſchloſſen. Es haben ſich 
61 D. u. H. beteiligt, davon ſtimmten 40 mit Ja, 
21 mit Nein“). 8 2 der Vorlage iſt angenommen. 
Ich rufe § 3 auf und eröffne die Ausſprache. Ich 
ſchließe die Ausſprache, da keine Wortmeldungen 
vorliegen. Ich ſtelle feſt, daß § 3 mit der gleichen 
Mehrheit angenommen iſt. Ich rufe die Leberſchrift 
auf, eröffne und ſchließe die Beſprechung, da Wort— 
meldungen nicht vorliegen. Wer die Aeberſchrift 
annehmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das 
iſt die Mehrheit, ſie iſt angenommen. Wir kommen 
zur Schlußabſtimmung. Wer dieſem Geſetz in der 
Schlußabſtimmung ſeine Zuſtimmung geben will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, 
damit iſt dieſe Vorlage in der Schlußabſtimmung 
angenommen worden. Ich rufe Punkt 4 auf: 
Antrag auf Entlaſtung der Jahres⸗ 
rechnung 1929. 
Druckſache Nr. 361. Ich eröffne und ſchließe die 
Ausſprache, da Wortmeldungen nicht vorliegen. Ich 


ſchlage vor, dieſe Vorlage dem Nechnungsprüfungs⸗ 


ausſchuß zu überweiſen. Ich höre keinen Wider— 
ſpruch; es iſt ſo beſchloſſen. Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Plenikowſki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bean⸗ 
trage, die Punkte 5, 6, 7 und 8 in der Ausſprache 
zu verbinden. 

Vizepräſident Gaikowſki: Es iſt beantragt wor⸗ 
den, die Punkte 5, 6, 7 und 8 in der Ausſprache zu 
verbinden. (Abg. Greiſer: Nehmt doch 9 auch hin— 
zul) Widerſpruch wird nicht laut; es iſt jo be— 
ſchloſſen. (Abg. Greiſer: Sie haben zu bemerken 
vergeſſen, daß jetzt die faſchiſtiſche Diktatur beginnt!) 


Die Punkte 5, 6, 7 und 8 find in der Ausſprache 


verbunden. Ich rufe ſie auf: 
Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 


Aufhebung der Rechtsverordnung betr. 


Aenderung des Geſetzes zum Schutz der per⸗ 


ſönlichen Freiheit. 
Druckſache Nr. 342. 

Anfrog des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 
Aufhebung der Nechtsperordnung betr. 
Tragen einheitlicher Kleidung durch Mit⸗ 
glieder ausländiſcher politiſcher Organi⸗ 
ſationen. 

Oruckſache Nr. 343. 

Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 

e der Rechtsverordnung 


affen. 
Druckſache Nr. 344. 


iiber 


*) Endgültiges Abitimmungsergehnis: Abgegebene 
Stimmfarten 61, davon mit Ja 40, mit Nein 21, 

Met Ja ſtimmten: Abg. Bertling, Dr. Blavier, 
Burandt, Dumont, Dyck II, Ehrlichmann, G. Fried⸗ 
rich, H. Friedrich, Formell, Gaikowſki, Greiſer, 
Günther, Höhn, Dr. Hoppenrath, Jahr, Kalitzke, Frau 
Kglähne, Kurowſki, Malſch, Maaß, Meier, Brun 
Müller, Paul Müller, Neumann, Philipſen, Poſack, 
Potrykus, Reuter, Schenk, Schmich, Schwartz, Schweg⸗ 
mann, Frau Dr. Semrau, Senftleben, Dr. Strunk, 
Sufatus, Dr. Unger, Weiß, Wittenberg, von Wnuck, 

Mit Nein ſtimmten: Abg. Bartſch, Brill, Czar⸗ 
necki, Fiſcher, Gehl, Klingenberg, Kreft, Kruppke, 
Frau Malikowſki, Mau, Moritz, Frau Müller, Pleni⸗ 
kowſki, Plettner, Rehberg, Schmidt, Serotzki, Stu⸗ 
kowſki, Frau Totzki, Weber, Werner. 

„Keine Stimmkarte gaben ab: Abg. Dr. Bing, 
Deutſch, Joſeph, Kloſſowſki, Langnau, Lemke. Lendzion, 
Raſchke, Schütz, Spill, Dr. Thimm. 
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Freitag, den 28. Auguſt 1931. 


Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf 
Aufhebung der Rechtsverordnung 
Aenderung des Vereinsgeſetzes. 

Druckſache Nr. 345. 

Das Wort hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 

Plenikowſli, Abgeordneter (K P.): Es beweiſt 

Ihren Blödſinn, daß Sie über ſolche Sachen lachen. 
(Abg. Greiſer: Wir lachen über Sie!) Wenn Sie 
ſprechen wollen, dann bitte ſchön. Die National- 
ſozialiſten verſuchen hier mit derartigen dreckigen 
Bemerkungen die Tatſachen zu verſchleiern, daß ſie 
jetzt ihre Zuſtimmung zu einem Geſetz gegeben haben, 
das in ſeiner Schandbarkeit in Danzig bisher noch 
von keinem andern Geſetz übertroffen wird. Die 
Quittung dafür werden Sie von der Bevölkerung 
bekommen. (Abg. Greiſer: Beim Volksentſcheid 
durch Plenikowſkil) Im Januar verabſchiedete die— 
ſelbe Mehrheit gleichfalls ein Ermächtigungsgeſetz. 
Die Auswirkungen dieſes Geſetzes haben die Werk— 
tätigen ja in Danzig zur Genüge zu ſpüren be⸗ 
kommen. Die Werktätigen nahmen dieſe Maß⸗ 
nahmen nicht ſo ruhig hin, wie es der Senat ge— 
wünſcht hätte. Sie ſetzten ſich zur Wehr. Die Er- 
werbsloſen traten in den Streik und es war nicht 
leicht, ihre Empörung zu bannen. Brutal wurde 
der Staatsapparat gegen fie eingeſetzt. Die Er- 
werbsloſen wurden durch die Schupo zur Arbeit ge— 
zwungen. Aber ſeien Sie verſichert, es wäre nicht 
ſo leicht gegangen, wenn Sie nicht die Hilfe der 
ſozialdemokratiſchen Führer dabei gehabt hätten. 
Dieſe wandten ſich dagegen, daß die Erwerbsloſen 
ſich gegen die Pflichtarbeit und die übrigen Ver— 
ſchlechterungen zur Wehr ſetzten. Aber der Kampf 
der Erwerbsloſen und der werktätigen Bevölkerung 
gegen die Maßnahmen des erſten Ermächtigungs— 
geſetzes zeigte doch, daß die bisherigen Waffen zur 
Aufrechterhaltung der „Ordnung“ nicht genügten. 
Nach dem Exmächtigungsgeſetz kam die Verab— 
ſchiedung der Etats. Es kam die Tatſache, daß man 
die ſoziale Fürſorge brutal abbaute, daß man auf 
der andern Seite alle Ausgaben für dieſen Staats- 
apparat beſtehen ließ. Die Empörung der Werk⸗ 
tätigen wuchs. Am dieſe Empörung einzudämmen, 
um eine beſſere Handhabe gegen die Werktätigen zu 
haben, ſchuf man die „Geſetze zur Sicherung der 
Ordnung“. In welcher Form zeigte nachher die 
Rechtsverordnung, die erlaſſen wurde. Das zeigte 
das Republikſchutzgeſetz. Das ſah man weiter aus 
allen Maßnahmen, die der Senat, unterſtützt durch 
die Nazis, damals zur Anwendung brachte. Die 
bürgerliche Preſſe begrüßte dieſe Verordnungen, 
ganz beſonders die deutſchnationale Danziger All— 
gemeine Zeitung, die damals ſchrieb: 

Es liege in der Natur der Sache, daß man 
Maßnahmen gegen die Störung der öffentlichen 
Ordnung treffe, indem man Gelegenheiten, aus 
denen ſich Verſtöße gegen die öffentliche Ordnung 
ergeben könnten, verbiete, Dazu dienten die neuen 
Beſtimmungen iiber das Vereinsrecht, üher das 
Waffentragen und das Uniformgeſetz. Nicht min⸗ 
der ſollte das Geſetz zur Sicherung der öffent⸗ 
lichen Ordnung zur Eindämmung der öffentlichen 
Preſſehetze dienen. 

Die Danziger Allgemeine Zeitung ſchrieb damals, 
es komme nicht darauf an, dem Richter vermehrte 
Tätigkeit zu geben und die Gefängniſſe zu füllen. 
ſondern abſchreckend zu wirken. 

„Dieſe Abſicht,“ jo ſchrieb das Blatt, „wird zweifel- 

los durch die Sicherheitsmaßnahmen des Senats er- 
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reicht werden.“ Alſo man erklärte, es komme darauf 
an, die Urjachen der Störung der öffentlichen Ord— 
nung und Sicherheit zu verſtopfen. Als Arſache gibt 
man die zerſetzende hemmungsloſe Preſſehetze an. 
Als Arſache gibt man die Tatſache an, daß ſich die 
Werktätigen gegen die Hungergeſetze zur Wehr 
ſetzen. Sie glauben, wenn man Verordnungen er— 
läßt, daß die Preſſe nicht hetzen darf, wenn man 
Verordnungen erläßt, daß in den Verſammlungen 
nicht Worte gebraucht werden wie früher, wenn man 
Verſammlungen verbieten kann, dann werde man die 
„Ordnung und Sicherheit“ aufrecht erhalten können. 
Ja, das wäre der Fall, wenn die Arſachen der Em— 
pörung wirklich nur die Preſſe, Verſammlungen oder 
Broſchüren wären, aber die Arſachen ſind ganz 
andere. 

Die Nationalſozialiſten, die jetzt in ganz blöder 
Manier verſuchen, unſere Ausführungen lächerlich 
zu machen, haben auch ihre Zuſtimmung gegeben, 
daß die Rieſengehälter der Senatoren weiter be— 
ſtehen bleiben. Sie erklären ſich damit einverſtan— 
den, daß einige Senatoren noch Gehälter von über 
30 000 Gulden bekommen, daß einer der Herren 
Senatoren, ein Zentrumsabgeordneter, heute noch 
mehr bekommt, als der Präſident des Senats, daß 
ein anderer Zentrumsſenator mehr bekommt, als die 
übrigen Senatoren. Damit erklären ſich heute die 
Nationalſozialiſten einverſtanden, die ſonſt gegen die 
Rieſengehälter wettern. Sie erklären ſich einver— 
ſtanden, daß an ſechs Senatoren hier in Danzig 
eine Summe von rund 150 000 Gulden gezahlt 
wird. Das ſind dieſelben Nationalſozialiſten, die 
noch vor kurzem, in dieſer Woche ihre Zuſtimmung 
gaben, daß die ausgeſperrten Erwerbsloſen aus- 
geſperrt bleiben ſollten. Tauſende von Erwerbsloſen 
müſſen Woche für Woche zum Wohlfahrtsvorſteher 
gehen, um ein paar Pfennige zu erbetteln, damit ſie 
ihren Kindern ein Stückchen Brot kaufen können. 
(Swiſchenruſe rechts.) Wenn Sie verſuchen, mit 
derartigen Anpöbelungen den Wert dieſer Feſt— 
ſtellungen herunterzuſetzen, dann kann das vielleicht 
nur auf ſolche Leute wirken, die den Nationalſozia⸗ 
liſten heute noch nachlaufen. Daß die national⸗ 
ſozialiſtiſchen Wähler in Danzig zur Erkenntnis ge⸗ 
lommen ſind, dafür haben wir hundertſache Beweiſe. 
Nur ein Beiſpiel dafür. Kaufleute erklären ganz 
öffentlich in der Danziger Arbeiterzeitung faſt in 
jeber Woche, ſie ſeien nicht Mitglied der National⸗ 
ſozialiſtiſchen deutſchen Arbeiterpartei. Die Natio- 
nalſozialiſten gaben vor kurzem in bezug auf den 
Einkauf in Langfuhr ein Rundſchreiben an die Mit- 
glieder heraus, wo alle Firmen aufgeführt waren, 
die als Kaufleute bzw. Gewerbetreibende Mitglieder 
der N. S. D. A. P. waren. Dort ſollte gekauft werden. 
Nun kommt ein Kaufmann und ſagt, er hätte keine 
Verbindung mit der Partei. Ein anderer Fall be— 
trifft einen Fleiſcher und einen Bäcker. In der 
nächſten Nummer der Arbeiterzeitung wird wieder 
ſolch ein Fall vorhanden ſein. Gewerbetreibende 
und Kaufleute rücken ganz öffentlich von dieſer 
Partei ab. Ich hörte ein Geſpräch in der Straßen⸗ 
bahn zwiſchen einem älteren Nationalſozialiſten und 
einem jüngeren. Der ältere Nationalſozialiſt war 
ein wenig angetrunken. Aber vielleicht ſprach er 
wenigſtens das, was er wirklich dachte, in dieſem 
Zuſtand. Der jüngere machte ihn darauf aufmerk⸗ 
ſam, daß es nicht anſtändig ſei zu trinken. Darauf 
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erklärte der ältere, er ſei jetzt 10 Jahre in der Be— 
wegung und habe den Laden ſatt. Er habe es ſatt, 
in Danzig mit den nationalſozialiſtiſchen Volkstags⸗ 
abgeordneten Ziehm und den anderen Paraſiten das 
Geld zu bewilligen und es den Erwerbsloſen weg— 
zuſtehlen. a 
Das iſt die Stimmung bei den Nationalſozia— 
liſten. Alles höhniſche Lächeln und Pöbeln wird 
dieſen Zerſetzungsprozeß nicht aufhalten. Wir Kom— 
muniſten ſind die Erben der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei. Das hat der Fall Sche— 
rinnger und der Fall der 13 Offiziere bewieſen, die 
von der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter- 
partei zur Kommuniſtiſchen Partei übergetreten ſind. 
Aber dieſe Ordnung, die von den Nationalſozialiſten 
unterſtützt wird, iſt die Arſache der Empörung, der 
Kämpfe der Werktätigen. Dieſe Ordnung, wie ſie 
jetzt bei der Abſtimmung zum Ausdruck kam, beſteht 
darin, Rieſengehälter an Senatoren zu bewilligen, 
neue Steuern aus der werktätigen Bevölkerung her— 
auszupreſſen. Man ſchuf die Ordnungsgeſetze, um 
angeblich Ordnung und Sicherheit in Danzig zu 
wahren. Der Patient Kapitalismus iſt krank. Er 
liegt im Fieber, und bekanntlich braucht ein Fieber— 
kranker Ruhe. Dieſe Ruhe wird ihm verordnet. Sie 
verordnen ihm Medizin. Dieſe Medizin ſteigert das 
Fieber. Sie glauben, neben der Medizin auch noch 
Ruhe verordnen zu müſſen. Dieſe Ruhemaßnahmen 
werden von allen Parteien begrüßt, die ein Intereſſe 
daran haben, daß dieſer Kapitalismus nicht beſeitigt 
wird. Alle Parteien von den Nationalſozialiſten bis 
zu den Sozialdemokraten ſind Nutznießer des kapi— 
taliſtiſchen Syſtems. Der Abg. Greiſer, der mit 
ſeinen Nationalſozialiſten jetzt auch ein übler Nutz— 
nießer des kapitaliſtiſchen Syſtems iſt, erklärte an 
dieſer Stelle in dieſer Woche, daß feine Partei Fana— 
tismus genug beſäße, um auch dieſem Ermächti— 
gungsgeſetz zuzuſtimmen. Das iſt ein Fanatismus, 
an der Staatsſutterkrippe zu ſitzen, wie ihn die So— 
zialdemokraten auch jahrelang gezeigt haben. Die 
Nationalſozialiſten begrüßen die Maßnahmen zur 
„Aufrechterhaltung der Ruhe und Sicherheit“. Sie 
werden jetzt auch gegen die Aufhebung dieſer Maß— 
nahmen ſtimmen. Das zeigt, daß man nicht gegen 
die Natonalſozialiſten vorgehen wird. Das heißt, 
daß nicht nur Sie, ſondern auch die Angehörigen 
dieſer Partei aus Deutſchland hier ruhig ihre Ani⸗ 
formen tragen können. Das zeigt, daß die Natio— 
nalſozialiſten ruhig weiter bewaffnet ſein können und 
daß all die Maßnahmen, die Sie mit dieſen Geſetzen 
getroffen haben, nicht den Rechtsorganiſationen 
gegenüber Anwendung finden werden. Einzig und 
allein die werktätige Bevölkerung und die revolutio— 
näre Partei der Bevölkerung ſoll durch dieſe Maß— 
nahmen geknebelt und unterdrückt werden. Aber Sie 
können ja den Hunger nicht beſeitigen. Im Gegen— 
teil, Sie müſſen ſelbſt zugeben, daß der Hunger im 
Winter noch weiter ſteigen und noch ſtärker in Er- 
ſcheinung treten wird. Wenn Sie den Hunger nicht 
beſeitigen können, werden Sie auch nicht die ſoge— 
nannte Ruhe und Ordnung ſchaffen, weil der Hunger 
die Arſache dafür iſt, daß die Werktätigen unruhig 
werden. Wenn ich ſterben ſoll, werde ich mich da— 
gegen zur Wehr ſetzen. Wenn ich verhungern ſoll, 
werde ich mich dagegen wehren, ganz beſonders, 
wenn ich weiß, daß man mir die letzten Pfennige 
raubt, damit einige wenige Paraſiten ein Luxusleben 
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weiter führen können. Solange dieſer Zuſtand auf- 
recht erhalten wird, werden auch die Anruhen bei den 
Werktätigen da ſein. Die Anruhen werden ſogar 
noch weiter zunehmen. 

Zu welchen Maßnahmen greifen Sie in den 
Verſammlungen? Sie müſſen die Verſammlungen 
bewachen laſſen. Sie haben eine Beſtimmung her⸗ 
ausgegeben, daß niemand irgend einen Gegenſtand 
bei ſich führen darf, der dazu dient, ſei es in der Ver⸗ 
teidigung oder ſei es im Angriff, irgend eine Ver⸗ 
letzung beizufügen. Sie rechnen zu dieſen Dingen 
ſogar Schreckſchußpiſtolen. Wie erbärmlich ſchwach 
muß ein Syſtem ſein, das Angſt vor Schreckſchuß— 
piſtolen hat. Aber ſeien Sie verſichert, wenn die 
Arbeiter einmal losſchlagen und aufräumen, werden 
ſie dazu keine Schreckſchußpiſtolen nehmen. Daß 
auch dieſe Beſtimmung nur gegen die Arbeiter ge= 
richtet iſt, zeigen die täglichen Aeberfälle, die in Dan⸗ 
zig von den Nationalſozialiſten ausgeführt werden. 
Der Vorfall in Löblau, wo ein junger Beſitzerburſche 
mit einer Eiſenſtange bewaffnet mit ſeinem Bruder, 
der Schupobeamter iſt, durch die Straßen tobte und 
Arbeiter niederſchlug, iſt bezeichnend. Als die Ar- 
beiter ſich zur Wehr ſetzten, zog der Schußpolizei- 
beamte ſeinen Dienſtrevolver und knallte einen Ar⸗ 
beiter nieder. Dagegen werden Sie auch nicht vor— 
gehen, genau ſo wenig, wie Sie gegen Linzmeier und 
Konſorten vorgehen, wenn ſie auch gerichtlich an- 
geklagt ſind. Wir kennen dies Gericht zur Genüge. 
Dieſe Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Ruhe 
werden auch von Sozialdemokraten begrüßt. Gerade 
die Stellungnahme der Sozialdemokratie zeigt am 
deutlichſten, daß ihr Widerſtand nicht ernſt iſt. Die 
Volksſtimme vom 3. Juli erklärt: 

Die neue Regelung über die Ausgabe von 
Waffenſcheinen wird niemand mehr begrüßen als 
der Teil der Bevölkerung, der unter der bisher 
geübten Praxis ſo ſchwer gelitten hat. Jetzt ſollen 
fortan nur Waffen⸗ und Munitionserwerbs⸗ 
ſcheine, Waffenſcheine oder Waffenbeſitzſcheine an 
„zuverlätige Perſonen“ und „bei Nachweis des 
Bedürfniſſes“ ausgeſtellt werden. | 

In derſelben Form bewegten ſich die Ausführungen 
des Abg. Gehl: „Wir hoffen, daß der Senat die 
Geſetze unparteilich anwenden wird.“ Wir wiſſen, 
daß dieſer Senat die Maßnahmen nicht unparteiiſch 
anwenden wird, ſondern einſeitig nur gegen die revo⸗ 
lutionäre Arbeiterſchaft und ihre Organiſationen. 
Die Sozialdemokratie arbeitet drüben in Deutſchland 
in derſelben Form für die „Aufrechterhaltung von 
Ruhe und Sicherheit“, wie hier die Nationalſozia⸗ 
liſten. Die Nationalſozialiſten tun immer ſo, als ob 
fie Feinde der Sozialdemokraten wären. Sie ſind 
nicht Feinde inbezug auf dies Syſtem, ſondern 
Feinde, weil ſie um die Futterkrippe kämpfen. Jeder 
möchte gern an der Futterkrippe ſitzen und den werk— 
tätigen Volksmaſſen dieſe Medizin verabfolgen. 
Wenn eine von dieſen Parteien an der Futterkrippe 
ſitzt und dieſe Medizin verabfolgt, ſorgt ſie dafür, 
daß die Werktätigen dieſe Hungermedizin ſchlucken. 
Wenn ſie ſich dagegen zur Wehr ſetzen, dann bringen 
Sie „Ordnungsbeſtimmungen“, und die National- 
ſozialiſten und die Deutſchnationalen ſagen, „renti⸗ 
tente Elemente müſſen zur Anerkennung der Staats- 
autorität gezwungen werden.“ 

Wer ſind dieſe „renitenten Elemente“? Das 
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der auf einem Polizeibeamtentag erklärte, daß es im 
kommenden Winter notwendig ſein werde, den 
Gummiknüppel und andere Waffen gegenüber dem 
unruhigen Volkshaufen zur Anwendung zu bringen. 
Die Stellungnahme der Sozialdemokraten gegenüber 
dieſem Ziehm-Senat kam am deutlichſten zum Aus— 
druck durch die Rede, die der Abg. Gehl am 30. Juni 
gehalten hat. Er ſagte unter anderem: 

Es gab gewiß Situationen, wo es in Danzig 
hätte unruhig werden können. Ich erinnere an 
die Zuſtände im November 1918. Ich erinnere 
Sie an die Zuſtände während der Inflation. Das 
machen Sie uns nicht nach, was wir damals im 
Intereſſe Danzigs geleiſtet haben. 

Er ſagte weiter: 
Im November 1918 wären vielleicht Unruhen 
entſtanden, aber wir waren es, die dieſen Unruhen 
vorbeugten, 
In demſelben Ton waren die Ausführungen des 
Abg. Schmidt gehalten. Die Arbeiterſchaft weiß, 
was es mit den Unruhen auf ſich hat. Die Unruhen 
hätten dem kapitaliſtiſchen Syſtem das Genick ge= 
brochen, wenn nicht Noske Ruhe geſchaffen hätte 
mit 15 000 Proletarierleichen. Auf wen ſtützte ſich 
Noske? Greiſer hat erklärt, auf Greiſer u. Co., 
auf die deutſchen Nationalſozialiſten, die ſich Noske 
zur Verfügung ſtellten, um „Ruhe und Ordnung“ 
zu ſchaffen. Wie weit ging das? Hier haben wir 
eine Seite des Vorwärts vom 23. Februar 1919. 
Auf dieſer einen Seite iſt eine ganze Menge Inſerate 
folgenden Inhalts: „Her zum Freikorps Hülſen! 
Tretet in das Freikorps Reinhardt ein! Freiwillige 
vor!“ Hier ſind die Organiſationen, mit denen da⸗ 
mals Noske in Deutſchland „Ruhe“ ſchuf. Das 
zeigt die Stellungnahme der Sozialdemokratiſchen 
Partei zu dieſen Ordnungs- und Ruhebeſtimmungen. 
Es gärt und ſtürmt wieder in der Bevölkerung in 
Deutſchland wie in Danzig und in dieſer Situation 
ſtellen ſich die ſozialdemokratiſchen Führer hin und 
erklären, Ruhe ſei die erſte Bürgerpflicht. Die Pa⸗ 
role der Sozialdemokratiſchen Partei, die Forderung 
aus der Vorkriegszeit lautete: 
Länder, vereinigt euch!“ Heute wird das von den 
ſozialdemokratiſchen Führern in allen kapitaliſtiſchen 
Ländern in die Parole umgewandelt: „Arbeiter aller 
Länder, beruhigt euch!“ Das iſt die Einheitsfront 
in England von Mac Donald bis hinauf zu den 
Konſervativen. Es wird nicht lange dauern, dann 
haben wir in Deutſchland die Einheitsfront von 
Hitler bis zu den Sozialdemokraten, und in Danzig 
wird ſie folgen. Wenn es ſo ſtürmt, daß dies kapi⸗ 
taliſtiſche Syſtem hinweggefegt werden ſoll, dann 
werden ſich alle „Ordnungshüter“ zuſammenfinden, 
um dies Syſtem aufrecht zu erhalten. Dann wird 
Greiſer wieder Feldwebel bei dem Offizier Brill 
werden. Dann wird Hitler wieder Feldwebel bei 
Herrn Noske. Ruhe ſoll geſchaffen werden. Schauen 
Sie einmal die Verhältniſſe an, die wir haben. 

Glauben Sie, daß Sie Ruhe ſchaffen werden 
bei der Durchführung der Maßnahmen auf Grund 
dieſes Ermächtigungsgeſetzes? Glauben Sie, daß 
die Erwerbsloſen dazu ſtill ſein werden, daß ihnen 
der letzte Pfennig genommen wird, während den 
Senatoren weiter die Rieſengehälter gezahlt werden? 
Glauben Sie, daß der Angeſtellte, der untere Be⸗ 
amte zufrieden iſt, wenn man ihm den Lohn kürzt, 
während die Direktoren der Banken und Induſtrie⸗ 
unternehmungen weiter die Rieſengehälter bekom⸗ 
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men? Nein, da wird es nicht ruhig bleiben, da kann 
es nicht ruhig bleiben. Ruhig fein heißt einver- 
ſtanden ſein, ſeine Haut zu Fell tragen, damit einige 
Paraſiten weiter leben. Weil die Werktätigen das 
nicht können, wenn ſie leben wollen, deshalb wird 
die Anruhe bleiben. Wir Kommuniſten jagen es 
ganz offen, wir werden dafür ſorgen, daß dieſe An⸗ 
ruhe zum Sturm gegen dies Syſtem wird. 


Die Kommuniſtiſche Partei, die in allen kapi— 
taliſtiſchen Ländern den Kampf gegen dieſe Hunger⸗ 
geſetze führt, die dafür ſorgt, daß die Freiheitsarmee, 
die um Arbeit, Brot und Freiheit kämpft, von Tag 
zu Tag wächſt, dieſe Kommuniſtiſche Partei wird es 
in einer neuen Sturmperiode wie 1918 nicht wieder 
zulaſſen, daß das Proletariat geſchlagen wird. Die 
Kommuniſtiſche Partei iſt heute ſo ſtark, daß ihr der 
Sieg in einer neuen Sturmperiode ſicher iſt. Wir 
ſagen ganz offen, wir predigen nicht Ruhe, ſondern 
wir ſagen, wehrt euch gegen den Hunger. Das iſt 
es, was man jeder Kreatur zugeſtehen muß, ſich zu 
wehren, um das Leben zu kämpfen. Das iſt Lebens⸗ 
prinzip. Dieſen Kampf werden wir als Kommuniſten 
an der Spitze der werktätigen Maſſen führen. Mag 
man über uns lächeln, in Rußland haben ſie auch 
gelächelt, das Lachen iſt ihnen aber vergangen. In 
Deutſchland ſieht die ganze Bourgeoiſie angſtzitternd, 
daß der Kommunismus wächſt. Er kann ſchon in 
dieſem Winter die deutſche Bourgeoiſie von ihren 
Herrſchaftsſeſſeln vertreiben. Seien Sie verſichert, 
daß das dann auch in Polen und in Danzig der Fall 
ſein wird. Wir wiſſen, daß Sie dann noch mehr 
„Ordnungsbeſtimmungen“ ſchaffen werden. Die 
Kommuniſten fürchten dieſe nicht. 

Herr Greiſer ſprach von Fanatismus. Wir ſind 
keine Fanatiker, wir ſind Wiſſenſchaftler. Anſere 
Analyſe der Entwicklung hat fi bis jetzt als die ein- 
zige richtige herausgeſtellt. Ich habe heute auf die 
Analyſe des Herrn Dr. Ziehm hingewieſen, der noch 
im vergangenen Jahre als Arſache des damaligen 
Defizits und der damaligen ſchwierigen Lage den 
Zollperteilungsſchlüſſel angab. Heute erklärt er, daß 
die Arſache die Wirtſchaft ſelbſt iſt. Das iſt eine 
Blamage, die nicht nur Herr Dr. Ziehm erlebt hat, 
ſondern alle bürgerlichen Politiker und die Sozial⸗ 
demokraten. Nur wir allein haben von Anfang an 
die richtige Analyſe geſtellt, weil wir Marxiſten ſind. 
Seien Sie überzeugt, das wird auch in Zukunft zu⸗ 
treffen. (Zurufe des Senators Dr. Hoppenrath.) 
Wir haben den Nachweis geführt, daß die Sozial⸗ 
demokraten keine Marxiſten ſind; denn fie beriefen 
ſich immer auf Mac Donald uſw. Sie beriefen ſich 
aufk die Maßnahmen, die in Deutſchland mit Unter- 
ſtützung der Sozialdemokraten getroffen werden. 
Entweder find die Sozialdemokraten Marxiſten, dann 
iſt ihre Politik auch marxiſtiſche Politik. (Senator 
Dr. Hoppenrath: Das iſt egall) Schön, das iſt egal. 
Dann werden wir erklären, die Nationalſozialiſten 
unterſtützen eine marxiſtiſche Politik, die National- 
ſozialiſten find Marxiſten geworden. Wir willen, 
daß es ein Kennzeichen dafür gibt, ob wir Marxiſten 
ſind oder nicht. 

Das iſt die Stellungnahme zu der Medizin, die 
dem Patienten eingeflößt wird. Die Medizin iſt 
das Ermächtigungsgeſetz. Die Nationalſozialiſten 
haben immer behauptet, daß dieſe Medizin demſelben 
Patienten auch von den Sozialdemokraten eingeflößt 
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wird. Alſo ſind ſie nicht Marxiſten, ſondern das, 
was die bürgerlichen Parteien ſind, die Kurpfuſcher 
des kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtems. Das iſt die 
Einheitsfront von den Nationalſozialiſten bis zu den 
Sozialdemokraten, der die Kommuniſtiſche Partei 
entgegenſteht. (Abg. Greiſer: Was haſt Du von mir 
erzählt?) Ich habe ſchon einmal Herrn Friedrich 
geſagt, daß man ſich darüber wundert, daß Sie ſich 
nicht in ein Mauſeloch verkriechen. Sie Feldwebel 
und Löwe Greiſer haben zugeſtimmt, daß die chriſt⸗ 
lichen „ſchwarzen“ Senatoren weiter 24000 und 
35 000 Gulden bekommen. Der Löwe Greiſer hat 
mit ſeinen Zähnen Tauſenden von Erwerbsloſen das 
letzte Stückchen Brot genommen, indem er der Aus— 
ſteuerung zuſtimmte. (Abg. Greiſer: Das ſtimmt ja 
gar nicht!) Auf der einen Seite bewilligen Sie dieſe 
Rieſengehälter und auf der anderen Seite nehmen 
Sie den Erwerbsloſen das letzte Stückchen Brot. 
Wenn ſich dieſe Erwerbsloſen empört dagegen wen— 
den und rebellieren, kommen Sie mit Ordnungsbe— 
ſtimmungen. (Abg. Greiſer: Wir rebellieren in 
Deutſchland!) Sie haben damals den Schwindel 
aufgebracht, daß wir Kommuniſten mit den Polen 
in Verbindung ſtänden und ich von der Danziger 
Polizei an der Grenze verhaftet ſei. (Abg. Greiſer: 
Stimmt das nicht?) Wenn das ſtimmt, können Sie 
ſich 1000 oder 10 000 Gulden verdienen. (Zuruf 
des Abg. Greiſer.) Ich habe das nicht widerlegt, 
weil dieſer Vorwurf zu irrſinnig und blödſinnig war, 
um ernſt genommen zu werden. Da Sie noch ver— 
ſuchen, es als Wahrheit hinzuſtellen, werde ich von 
der Polizei offiziell eine Erklärung verlangen, ob ich 
verhaftet worden bin oder nicht. (Abg. Greiſer: 
Eine Erklärung werden Sie bekommen, Führungs- 
zeugnis fordern Sie aber nicht ein, das würde 
ſchlecht ausſehenh) Ihr Führungszeugnis würde 
ſchlecht ausſehen, weil Sie 36 000 Gulden den Sena⸗ 
toren bewilligen und den Erwerbsloſen den letzten 
Pfennig wegnehmen. Sie haben erklärt, Sie würden 
nicht dulden, daß man den Erwerbsloſen den letzten 
Pfennig nimmt, und ſie zwingt, zum Wohlfahrtsamt 
zu gehen. Heute laufen 12 000 Erwerbsloſe nicht 
einmal im Monat, ſondern jeden Tag zum Wohl— 
fahrtsamt. Alles das unterſtützen Sie, Sie Held, 
der Sie auf Arbeiter in Danzig ſchoſſen. Was 
machten Sie, als Pilſudſki ſein Militär in Danzig 
marſchieren ließ? Da hatten Sie ſich in den Mauſe⸗ 
löchern verkrochen. Da bekommen die Nazis Ar— 
laub, wie Sie richtig bemerkten. Sie erklärten, wir 
ſtänden mit Polen in Verbindung. Kommuniſtiſche 
Arbeiter werden in Dirſchau verhaftet. (Abg. 
Greiſer: Wer ſorgt dafür, daß ſie entſchädigt wer⸗ 
den?) Jeder der Arbeiter hat dafür, daß er ein 
Vierteljahr in die polniſchen Gefängniſſe geſteckt 
wurde, 29,80 Gulden bekommen. (Abg. Greiſer: 
Sie ſollten angeben, was fie verlangen!) Sie haben 
das getan. Aber man ſagte, 300 Gulden für drei 
Monate kommt nicht in Frage, ſondern 29,80 Gul⸗— 
den. Was ſind Sie für Helden. Zwei Arbeiter 
werden ein Vierteljahr lang von Pilfudifi unſchuldig 
ins Gefängnis geſteckt, die ſelbſt das polniſche 
faſchiſtiſche Gericht freiſprechen muß. Da bewilligen 
Sie als Regierungspartei 29,80 Gulden. Den 
Herren Senatoren haben Sie heute wieder die 
Weiterzahlung von 36 000 Gulden im Jahr be— 


willigt. (Abg. Greiſer: Das ſtimmt ja nicht!) Was 
ſind Sie für famoſe Löwen! 
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Wir Kommuniſten werden dieſer Ordnung, die 
eine Anordnung iſt, den ſchärfſten Kampf anſagen 
und ihn führen. Die Kommuniüiſche Partei ver- 
zichtet als einzige darauf, ſich irgendwie an die 
Futterkrippe zu ſetzen und mitzueſſen von dem, was 
den Werktätigen geraubt und geplündert wird. Wir 
fürchten Ihre Maßnahmen „zur Aufrechterhaltung 
der Ruhe und Ordnung“ nicht, nicht, weil wir 
Fanatiker ſind und aus Fanatismus unſeren Kampf 
führen. Ein Fanatiker kann ja auch für eine falſche 
Sache den Kampf führen, während wir, wie ich ſchon 
einmal betonte, Wiſſenſchaftler ſind. (Senator Dr. 
Hoppenrath: Nein!) Wir führen für eine Sache den 
Kampf, die wiſſenſchaftlich feſt begründet iſt. Daß 
ſie wiſſenſchaftlich feſt begründet iſt, beweiſt der 
Wirtſchaftsaufbau der Sowjetunion. Dieſen Wirt⸗ 
ſchaftsaufbau werden Sie nicht leugnen können. 
Jetzt, wo die ganze Welt zuſammenbricht, wo ſogar 
die Wirtſchaft in Amerika, in dieſem Lande der Pro- 
ſperität zuſammengebrochen iſt, wo wir in Frankreich 
über eine Million Erwerbsloſe haben, einem Lande, 
von dem man immer ſagte, daß es nicht von der 
Weltkriſe erfaßt worden ſei, heute find alle kapita⸗ 
liſtiſchen Länder in den Strudel der Weltwirtſchafts— 
kriſe hineingeriſſen, bis auf ein einziges Land. Dieſe 
Datſache beweiſt, daß nur der Marxismus die Welt 
retten kann. (Abg. Greiſer: Schwimmen Sie doch 
ab nach Moskau!) Das könnte den Nationalſozia⸗ 
liſten ſo paſſen. Wir denken nicht daran, wir bleiben 
auf dieſem Poſten ſtehen, auch wenn Sie gegen uns 
Kommuniſten mit Gefängnis und Zuchthaus vor— 
gehen. Nach Moskau gehen, würde feige Fahnen⸗ 
flucht bedeuten. Wir bleiben der roten Fahne hier, 
wo fie aufgerichtet werden muß, treu. Seien Sie 
überzeugt davon, daß dieſe rote Fahne mit der 
Sichel, dem Hammer und Sowpjetſtern ſiegreich ſein 
wird. (Zuruf des Abg. Greiſer.) Ihr drittes Reich 
wird ſchon längſt ins Grab geſunken ſein, da werden 
Ihre nationalſozialiſtiſchen werktätigen Anhänger 
begeiſtert der roten Fahne ſolgen. (Abg. Greiſer: 
Mit dem Volksentſcheid über die Barrikaden, heil 
Moskau!) 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel— 
dungen zu den Punkten 5, 6, 7 und 8 liegen nicht 
vor. Wir kommen zur Abſtimmung über den Punkt 
5, Antrag des Abg. Plenikowſki u. Fr. auf Auf⸗ 
hebung der Rechtsverordnung betr. Aenderung des 
Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit, 
Druckſache Nr. 342. Wer dem Antrag in Drud- 
ſache Nr. 342 auf Aufhebung der Verordnung zu— 
ſtimmen will, bite ich, ſich zu erheben. as 
iſt die Minderheit, ich bitte um die Gegenprobe. — 
Jetzt ſteht die Mehrheit, der Antrag iſt abgelehnt. 

Wer dem Antrag in Druckſache Nr. 343 des 
Abg. Plenikowſki auf Aufhebung der Rechtsperord— 
nung betr. Tragen einheitlicher Kleidung durch Mit- 
glieder ausländiſcher politiſcher Organiſationen zu— 
ſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt 
die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. Wer dem 
Antrag in Druckſache Nr. 344 des Abg. Plenikowfki 
u. Fr. auf Aufhebung der Rechtsverordnung über 
Waffen zuſtimmen will, bitte ich, ſich zu erheben. — 
Das iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Wer dem Antrag in Druckſache 345, Aufhebung der 
Rechtsverordnung betr. Aenderung des Vereinsge⸗ 
ſetzes, Punkt 8 der Tagesordnung, zuſtimmen will, 
bitte ich, ſich zu erheben. — Das iſt die Minder⸗ 
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heit, der Antrag iſt abgelehnt. 
nung hat das Wort der Herr Abg. Müller. 

Müller, Paul, Abgeordneter (D. Nat.): Ich be— 
antrage, die Sitzung bis Mittwoch, den 16. Sep— 
tember, zu vertagen. 

Vizepräſident Philipſen: Wird der Antrag 
unterſtützt? — Die Anterſtützung reicht aus. Zur 
Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Plenikowſki. i 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich weile 
darauf hin, daß es ſonſt üblich war, Große Anfragen 
in einem beſtimmten Zeitraum zu erledigen. Wir 
haben alles Intereſſe daran, inbezug auf dieſe Große 
Anfrage Klärung darüber zu ſchaffen, inwieweit die 
Beſtimmungen des polniſchen Zolltarifs für Zeit- 
ſchriften und Flugblätter gelten, die aus Deutſchland 
kommen. Ich wundere mich gar nicht, daß die 
Nationalſozialiſten nicht den Willkürmaßnahmen der 
polniſchen Zollbehörden entgegentreten. Die Große 
Anfrage iſt auf die Tagesordnung geſetzt. (Abg. 
Greiſer: Schluß machen!) Darüber beſtimme ich 
allein, Herr Löwe Greiſer! Es iſt daher notwendig, 
daß die Große Anfrage zur Verhandlung kommt 
und nicht bis zum 15. September verſchoben wird. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Mortmel- 
dungen zur Geſchäftsordnung liegen nicht vor. (Abg. 
P. Müller: Ich ziehe meinen Antrag zurück! 
Zuruf des Abg. Greiſer.) Der Antrag des Herrn 


Abg. Müller iſt zurückgezogen. Ich rufe Punkt 9 


auf 

Große Anfrage Nr. 12 des Abg. Langnau 

u. Fr. betr. Beſchlagnahme kommuniſtiſcher 

Flugblätter. £ 

Druckſache Nr. 252. Das Wort zur Begründung 
hat der Herr Abg. Plenikowſflki. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Das iſt kein 
Entgegenkommen uns gegenüber, ſondern Sie wollen 
dieſe Sache auch erledigt wiſſen. — Wir Kommu⸗ 
niſten haben folgende Große Anfrage an den Senat 
gerichtet: 

In der letzten Zeit häufen ſich die Fälle, wo 
Zeitungen und Flugblätter von der Danziger 
Zollbehörde angehalten und nicht ausgehändigt 
werden. Man beruft ſich auf Beſtimmungen des 
polniſchen Zolltarifs. Angeblich auf Anordnung 
des Polizeipräſidiums ſchickt man die zurückgehal⸗ 
tenen Exemplare zur Prüfung ihres Inhalts an 
die Danziger Polizei, 

Wir fragen den Senat: Iſt der Senat damit 
einverſtanden, daß die Danziger Zollbehörden 
auf Grund der Beſtimmungen des polniſchen Zoll⸗ 
tarifs Flugblätter und periodiſch erſcheinende 
Zeitſchriften zurückbehalten und fie erſt aushän⸗ 
5 wenn dieſelben von der Polizei geprüft 
ind? 5 
Wenn ja, iſt der Senat bereit, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen des polniſchen Zolltarifs für das 
Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht zur An⸗ 
wendung gelangen dürfen? 

Vizepräſident Philipſen: Das Wort hat Herr 
Senator Dr. Hoppenrath. 

Dr. Hoppenrath. Senator: Beſtimmungen des 
polniſchen Zolltarifs kommen für die von der Be⸗ 
hörde getroffenen Maßnahmen nicht in Frage, ſon⸗ 
dern die Beſtimmungen des Preſſegeſetzes. Nach 
§ 23 Ziffer 3 des Preſſegeſetzes können Druckſchriften 
ohne richterliche Anordnung beſchlagnahmt werden, 
wenn der Inhalt den Tatbeſtand einer der in den 
88 85, 95, 111, 130 oder 184 des Deutſchen Straf⸗ 


geſetzes mit Strafe bedrohten Handlung begründet. 
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(Dr. Hoppenurath, Senator) 
Die Beamten der Zollverwaltung können ſelbſt eine 
eingehende Prüfung darüber, ob die Vorausſetzungen 
der Geſetzesbeſtimmungen bei den in Frage kommen⸗ 
den Druckſchriften erfüllt werden, nicht vornehmen, 
ſind aber als Hilfspolizeibeamte verpflichtet, alle 
keinen Auſſchub duldenden Anordnungen zu treffen, 
um die Verdunkelung ſtrafbarer Handlungen zu 
verhüten. Infolgedeſſen erfolgt die Aushändigung 
von Flugblättern und periodiſch erſcheinenden 
Zeitungen erforderlichenfalls erſt nach Prüfung 
durch die Danziger Polizei. Dies Verfahren wird 
vom Senat gebilligt. 

Bei dieſer Sachlage erübrigt ſich die Beant⸗ 
wortung der zweiten Frage. (Abg. Plenikowfki: Ich 
beantrage Beſprechung der Großen Anfrage!) 

Pizepräſident Phifipfen: Wird der Antrag 
unterſtützt? Die Anterſtützung reicht aus. Das 
Wort hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 2 

Plenikswſti, Abgeordneter (K. P.): Ich wundere 
mich, daß der Senat es wagt, ganz offen die Ver⸗ 
ſaſſung zu brechen. Es wird zugegeben, daß Flug⸗ 
blätter und Zeitungen tatſächlich von der Zollbe⸗ 
hörde angehalten, von dort zum Polizeipräſidium 
geſchickt und dort erſt geprüft werden. Herr Senator, 
ſeit wann haben wir hier eine Preſſezenſur? Denn 
das, was Sie hier zum Ausdruck brachten, iſt eine 
Preſſezenſur. Ich möchte fragen, ſeit wann ſie ein- 
geführt iſt. Wir werden jedenfalls eine Große An— 
ſrage an den Senat richten, ſeit wann er eine Preſſe— 
zenſur eingeführt hat. Herr Schwegmann ſchüttelt 
mit dem Kopf, wir willen, daß die Preſſezenſur da 
iſt, und zwar gegenüber unſerer Partei. 

Womit wollen Sie das begründen? Wir haben 
laut Verfaſſung keine Preſſezenſur. Das, was Sie 
hier angeben, iſt nichts anderes als die Einführung 
einer Preſſezenſur. (Zwiſchenrufe rechts.) Ich weiß, 
um was es ſich hier handelt. Wenn wir kommu⸗ 
niſtiſche Flugblätter einführen, ſo ſind noch ein paar 
andere Dinge dabei zu bemerken. (Abg. Greiſer: 
Die ſind überflüſſig!) Darüber haben die National- 
ſozialiſten nicht zu beſtimmen. Wir Kommuniſten 
werden, ob verboten oder nicht, unſere Tätigkeit 
ausüben. Wir werden nicht wie die Nationalſozia⸗ 
liſten — feige kneifen kann ich nicht ſagen, ſonſt 
würde ich einen Ordnungsruf bekommen — wir wer- 
den aber vor der Illegalität nicht Angſt haben, und 
aus der Angſt, Poſten und Pöſtchen zu verlieren, 
einen Eid auf die Weimarer Verfaſſung ablegen. 
Das werden wir beſtimmt nicht tun. (Zwiſchenrufe 
rechts. — Abg. Greiſer: Iſt Ihr Volksentſcheid 
auch illegal?) Sie ſind Legalitätsleute geworden, 
und zwar aus Angſt, Ihre Poſten zu verlieren. 

Solange wir noch Gelegenheit haben, wie alle 
andern Parteien Flugblätter einzuführen, werden 
wir von dieſem Recht natürlich Gebrauch machen. 
(Abg. Greiſer: Warum laßt Ihr nicht in Danzig 
drucken? Dann haben die Danziger Arbeiter etwas 
zu tun!) Aus demſelben Grunde, wie Sie Ihren 
Völkiſchen Beobachter in Deutſchland drucken laſſen. 
Laſſen Sie ihn doch hier drucken! (Heiterkeit rechts.) 
Laſſen Sie doch die Plakate, die Sie an die Litfaß⸗ 
ſäulen kleben, auch hier drucken. (Abg. Greiſer: 
Das laſſen wir doch!) Sie beziehen den größten Teil 
aus Deutſchland. Es iſt Tatſache, daß Flugblätter 
einſach angehalten worden ſind. Die Zollbeamten 
erklären, fie müſſen erſt zum Polizeipräfidium, weil 
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dieſes eine Verfügung erlaſſen hat, daß alle Flug⸗ 
blätter anzuhalten ſind. Sie werden alſo erſt ins 
Polizeipräſidium geſchickt und dort durchgeſehen. Das 


iſt Preſſezenſur. Wenn das bei den Zeitungen auch 


der Fall ſein ſollte, möchte ich die Frage aufwerfen, 
zu welchen Zuſtänden das führen könnte? Dann 
müßten Sie alle Tageszeitungen, die aus Deutſch— 
land kommen, denſelben Maßnahmen unterziehen. 
(Abg. Greiſer: In den Tageszeiutngen iſt nicht 
ſtaatsgefährliche Literatur enthalten!) Die Zen— 
keumsleute haben drüben in Deutſchland auch nativ- 
nalſozialiſtiſche Zeitungen verboten. Wenn Sie 
konſequent ſein wollen, müßten Sie auch hier die 
nationalſozialiſtiſchen Zeitungen verbieten. Wenn 
Sie in Deutſchland als Zentrumsminiſter national- 
ſozialiſtiſche Zeitungen verbieten, müſſen Sie es auch 
hier tun. Das zeigt, daß die Preſſezenſur nur gegen- 
über der Kommuniſtiſchen Partei ausgeübt wird. 
Wir werden Entſcheidungen darüber herbeiführen. 
Es iſt gut, daß hier von ſeiten des Senats eine ganz 
offene Erklärung abgegeben worden iſt. 
Nun eine andere Frage: Wenn irgend ein 
Gegenſtand, es können Flugblätter ſein, zur Grenze 
kommen, hat kein Polizeipräſident das Recht, ſie 
einzuſehen und ſie zu unterſuchen, ſolange wir dieſe 
Flugblätter nicht verzollt haben. Das iſt nur nach 
den Zollgeſetzen möglich. (Zuruf des Abg. Greiſer.) 
Die Sendung iſt Eigentum der Perſon, die fie abge- 
ſchickt hat. Das Recht der Anterſuchung hat der 
Polizeipräſident erſt, wenn die Flugblätter einge- 
führt ſind. Solange die Flugblätter oder andere 
Gegenſtände nicht verzollt ſind, ſolange ſind ſie noch 
nicht in Danzig eingeführt. Inſolgedeſſen hat die 
Danziger Behörde kein Recht, etwas inbezug auf 
dieſe Gegenſtände oder Flugblätter zu unternehmen. 
Wenn wir dieſe Anfrage ſtellten, wollten wir eine 
Klarſtellung herbeiführen, wie verfaſſungswidrig in 
Danzig gearbeitet wird. Wir ſind ehrlich und offen 
und erklären, daß in Rußland die Diktatur der Ar- 
beiter herrſcht, der Mehrheit der Werktätigen gegen— 
über der bürgerlichen Klaſſe. (Abg. Greiſer: And 
hier beklagen Sie ſich?) Wenn Sie ſolche blöden 
Zwiſchenrufe machen, will ich eine Tatſache anführen. 
Sie haben in Deutſchland gegenüber Wilhelm dem 
Davongelaufenen und dem übrigen Fürſtengeſindel, 
da Sie in Thüringen und Braunſchweig poſitiv in 
der Regierung mitgearbeitet haben und ſonſt bereit 
waren, in die Regierung hineinzugehen und dieſelben 
Verpflichtungen zu übernehmen, die Beteiligung an 
der Gewährung von Entſchädigungen übernommen. 
Da handelt es ſich nicht nur um Millionen, ſondern 
um Hunderte von Millionen, während drüben in 
Rußland dies Geſindel nicht einen einzigen Pfennig 
bekommt. (Abg. Greiſer: Es iſt keiner mehr dal) 
Die ſind fortgejagt und können heute in Paris oder 
Berlin ihr Geld verdienen. (Abg. Greiſer: Ge— 
ſchlachtet habt ihr die!) In Deutſchland find 1918/19 
von Noske und Ihren Leuten 15 000 Arbeiter nie- 
dergeknallt worden. (Abg. Malſch: In Rußland 
zwei Millionen!) 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Pleni⸗ 
kowſi, die Große Anfrage betrifft die Beſchlagnahme 
kommuniſtiſcher Flugblätter, ich bitte Sie, zur Sache 
zu ſprechen. 

Plenikowſki, Abgeordnetr (K. P.): Dann müſſen 
Sie dafür ſorgen, daß keine Zwiſchenrufe gemacht 
werden. (Abg. H. Friedrich: Der Redner hat zur 
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Sache zu ſprechen!) Tatſache iſt, das haben Sie 
ſelbſt zugegeben, daß dort die Arbeiter nicht einen 
einzigen Pfennig für ſolche Zwecke ausgeben. Hier 
e es, bis auch hier dies Geſindel davongejagt 
wird. 

Wir haben eine Klarſtellung in der Form er— 
reicht, daß der Senat erklärt hat, in Danzig beſtehe 
eine Preſſezenſur. (Abg. Greiſer: Er hat doch die 
Möglichkeit durch das Ermächtigungsgeſetzl) Wir 
wollen nur Klarheit haben, daß Sie ſo vorgehen. 
Außerdem ſtellt der Senat feſt, und Herr Schweg— 
mann hat es durch Kopfnicken beſtätigt, daß Gegen— 
ſtände und Waren von der Danziger Polizei in Beſitz 
genommen werden können, bevor ſie überhaupt ver- 
zollt ſind und in Danzig eingeführt werden. Wiſſen 
Sie, was das iſt? Das iſt Diebſtahl, und dieſe 
Maßnahme des Senats — 

Vizepräſident Philipſen: Herr Abg. Pleni— 
fowjti, Sie haben ſtaatlichen Behörden und dem 
Senat Diebſtahl vorgeworfen, ich rufe Sie zur 
Ordnung. 

Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Ich bin 
ſchon ſehr vorſichtig in meinen Formulierungen, will 
aber noch einmal feſtſtellen, was ich geſagt habe. 
Sie ſollen beurteilen, ob ich den Senat des Dieb— 
ſtahls bezichtigt habe. Wenn man Waren, die noch 
nicht verzollt ſind, mit Beſchlag belegt, ſo iſt das 
glatter Diebſtahl. Wenn Sie nun erklären, daß ich 
Danziger Behörden angreife, ſo bezichtigen Sie die 
Danziger Behörden des Diebſtahls, nicht ich. Dieſe 
Feſtſtellungen, die der Senat gemacht hat, ſind ſehr 
wertvoll. Es iſt gut, daß der Senat die Erklärung 
abgegeben hat. Wir werden wiſſen, wie wir uns 
demgegenüber zu verhalten haben. 

Vizepräſident Philipſen: Weitere Wortmel⸗ 
dungen liegen nicht vor, wir ſind am Schluß unſerer 
Tagesordnung. Ich habe nun noch Zeit und Tages- 
ordnung der nächſten Sitzung vorzuſchlagen. Zur 


Geſchäftsordnung hat das Wort der Herr Abg. 
Dr. Anger. 

Dr. Unger, Abgeordneter (B.d. n. S.): Ich be— 
antrage, daß ſich der Volkstag bis zum 16. November 
vertagt und dem Präſidenten die Ermächtigung gibt, 
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die nächſte Sitzung einzuberufen, wenn er es für (0) 


erforderlich hält. 
Vizepräſident Philipſen: Zur Geſchäftsordnung 
hat das Wort der Herr Abg. Moritz. 
Ich weiß 


Moritz, Abgeordneter (S. P. D.): 
nicht, ob Sie ſchon mit dem Ermächtigungsgeſetz 
rechnen. Wenn hier vorgeſchlagen wird, 16. Sep— 
tember, dann bitte ich, hinzuzuſetzen, ob es 1931 oder 
1932 ſein ſoll. (Abg. Greiſer: 1932 iſt beſſerl) 
Vizepräſident Philipſen: Das Wort zur Ge— 
ſchäftsordnung hat der Herr Abg. Plenikowſfki. 
Plenikowſki, Abgeordneter (K. P.): Auf Grund 
des Ermächtigungsgeſetzes werden in der nächſten 
Zeit eine Reihe von Verordnungen erlaſſen werden. 
Sie wiſſen, daß der Volkstag nach der Verfaſſung 
zuſammentreten muß, wenn ein beſtimmter Teil der 
Abgeordneten es verlangt. Jetzt vertagen Sie ſich. 
(Sie können ja dagegen ſtimmen! rechts.) Sie 
kommen früh genug zu Ihren Profiten und Divi— 
denden auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes. Sie 
haben jetzt beantragt, daß Vertagung bis zum 16. 
September erfolgt. Bis dahin kann eine Verordnung 
erlaſſen werden, die äußerſt wichtig iſt. Es muß 
dazu Stellung genommen werden. Dieſe Möglich— 
keit muß man dem Volkstag ſchaffen. Oder wollen 
Sie ſich, wenn eine Verordnung erlaſſen wird und 
ein beſtimmter Teil der Abgeordneten die Einbe— 
rufung verlangt, auf den alten Standpunkt 
ſtellen, daß der Volkstag erſt am 16. September 
zuſammentritt? (Ba! rechts.) Damit ſchiebt man 
die Verfaſſung vollſtändig beiſeite. (Abg. Greiſer: 
Der Reichstag macht das genau jo!) Darüber muß 
doch heute Klarheit geſchaffen werden. 
Vizepräſident Philipſen: Wir kommen zur Ab- 
ſtimmung über den Antrag des Herrn Abg. Dr. 
Anger, die Sitzung bis zum 16. September zu ver— 
tagen und dem Präſidenten die Ermächtigung zu er— 
teilen, die Sitzung einzuberufen, wenn er es für er— 
forderlich hält und Zeit und Tagesordnung zu be— 
ſtimmen. Wer für den Antrag iſt, bitte ich, ſich 
zu erheben. — Das iſt die Mehrheit, es iſt dem— 
gemäß beſchloſſen. Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 20 Ahr 10 Minuten.) 


— — ꝛ——— ũv k — 


N 
4 

? 
9 
5 
5 


ii 


a — - — a A * a . 
EEE 304 } - 


nn — — 0 


19 2 * 8 l 1 


eee 


a 


Skanowanie i opracowanie graficzne na CD-ROM: 


— — 


| — 
DIGITAL = CENTER 
ul. Krzemowa | 
62-002 Suchy Las 
www.digital-center.pl 
biuro@digital-center.pl 
tel./fax (0-61) 665 82 72 
tel./fax (0-61) 665 82 82 


Wszelkie prawa producenta i wlasciciela zastrzezone. 
Kopiowanie, wypozyezenie, oraz publiezne odtwarzanie w ealosei lub we fragmentach zabronione. 


All rights reserved. Unauthorized copying, reproduction, lending, public performance 
and broadcasting of the whole or fragments prohibited. 


